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Bußtruderel der Oerder ſchen Verlegihandiung in greirg 


Borberiht zur erſten Auflage. 


Das Projelt eines auf katholiſchen Grundſätzen beruhenden Staatslexikons hat 
die Görres-Gefellfchaft von ihrer Gründung an begleitet. Ein der Generalverfammlung 
von 1878 vorgelegtes Kurzes Programm faßt die leitenden Geſichtspunkte folgendermaßen 
zufommen: „Das Hauptgewidht wird auf die Erörterung der fundamentalen Begriffe 
don Religion und Moral, Recht und Geſetz, natürlihem und pofitivem Recht, von 
Staat und Kirche, Familie und Eigentum zu legen fein. Das Recht ift auf feinen 
eigen Urgrund, den Schöpfer jelbft, zurüdzuführen, das Naturreht als Grundlage 
und Norm der pofitiven Rechtsbildung zur Anerkennung zu bringen; es find die ſittlich⸗ 
tehtlihen Momente zu betonen, welde die Verbindlichkeit menſchlicher Gejege für das 
Gewiſſen der Individuen bedingen. Staat und Geſellſchaft find als die von Gott 
gewollte Orbnung mit dem Zwed des Menſchen und der Menſchheit in Verbindung zu 
bringen, die Yamilie ift al die Grund» und Unterlage aller flaatlihen und gefell- 
ſchaftlichen Organifation und Entwidlung zu verteidigen. Eine befondere Aufmerkſamkeit 
wird der Behandlung der vollkswirtſchaftlichen und focial-politifhen ragen zuzuwenden 
fin. Dem verberblichen Syftem gegenüber, welches in denjelben feine andern Gefihts- 
punkte angewandt wiffen will als die bei Kauf und Verkauf maßgebenden, find mit 
» allem Nachdruck die von allen menſchlichen Berhältnifien unabtrennbaren fittlihen und 

teligiöſen Geflhtspuntte zur Geltung zu bringen. Für die Darlegungen der Beziehungen 


wwiſchen Staat und Kirche werden ſelbſtverſtändlich die feftftehenden Principien der 


lirchlichen Lehre und der katholiſchen Wiſſenſchaft maßgebend fein. 

„Mit firenger Wahrung des katholiſchen Standpunktes iſt forgfältiges Eingehen 
af bie befondern Bebürfniffe der modernen Gejellihaft unter genauer Würdigung 
.. der jedesmal einſchlagenden thatſächlichen Verhältniffe zu verbinden. Es find ebenfo 
die ſamtlichen Artikel den firengen Anforderungen der heutigen Wiſſenſchaft gemäß 
zu bearbeiten. Wo der Gegenftand dazu Veranlaffung bietet, ift die Statiſtik heran. 
iuichen. 

„sm allgemeinen wird auf dad Syſtematiſche größeres Gewicht zu legen fein als 
af das Hiftorifhe; rein Hiſtoriſches iſt ebenfo außzufchliehen wie alles rein Geographiſche 


Ar 3 Vorwort zur zweiten Auflage. 


und rein Ethnographiſche. .. Da e8 fi ferner um die Bearbeitung eines Staats- 
und Geſellſchaftslexikons, nicht eines Rechtslexikons im engeren Sinne Handelt, fo ift das 
Detail des Privat» und Handelsrechts, der Prozeßlehre, des Strafrechts und des Kirchen- 
rechts auszufchließen, während aud hier die allgemeinen Grundfäße und die verſchiedenen 
aufgeflelten Syſteme zu erörtern find. Allen wichtigeren Artikeln ift eine Überficht 
über die einſchlagende Litteratur beizufügen.“ 

Der Auswahl der Artikel liegt ein ſyſtematiſch angelegter und detailliert aus⸗ 
geführter Plan zu Grunde, welcher der Generalverfammlung vom Jahre 1880 vorgelegt 
wurde. Für den fpeciellen Inhalt und bie wiſſenſchaftliche Haltung der einzelnen Artikel 
find die unterzeichneten Verfaſſer ausfchlieplih verantwortlich; Aufgabe der Redaktion 
formte nur fein, dafür zu forgen, daß in den ſämtlichen die oben angegebenen allgemeinen 
Gefiätspuntte gewahrt blieben. 

Befondere Sorgfalt wurde darauf verwandt, durch eine möglichft erihöpfende 
und deutliche Aufführung von Nachſchlageworten und Berweifen die Brauchbarkeit des 
Werkes zu erhöhen; zugleich geben die foldergeftalt zur Aufnahme gelangenden mehr 
als 3000 ſtaatswiſſenſchaftlichen Termini einen Mapftab für die Reichhaltigkeit des 
dargebotenen Stoffes. 


Oltober 1889. Die Redaktion. 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


F rüber als die Görres-Gejellfchaft Hoffen durfte, hat ſich die Notwendigkeit einer 
neuen Auflage des Staatsleritons Herausgeftellt. Die Beranftaltung derjelben bietet 
die willlommene Gelegenheit, das 1889 begonnene und durch die zeitgeſchichtliche Ent 
widlung teilmeife überholte Werk überall der unmittelbaren Gegenwart anzupafien ſowie 
auf die Abftelung von Mängeln Bedacht zu nehmen, welche der erften Auflage — einem 
erſten Berfuh auf einem im Zufammenhange nody nicht bearbeiteten ſchwierigen Ge- 
biete — anhaften. Dankbar ift dabei au an diefer Stelle der aufopfernden Mühe 

. waltung und Sorgfalt zu gedenken, welche der frühere Redakteur des Staatslexikons, 
Herr Dr. Adolf Bruder, ein Jahrzehnt hindurch dem Werke gewidmet hat. 

Für die Abfafjung der neuen Auflage kommen bejonders die folgenden von ber 
Sektion der Görres-Geſellſchaft für Rechts- und Socialwiflenihaft gebilligten Gefihts- 
punkte in Betracht. 

Die programmatifhe Grundlage des Staatslexikons bleibt unverändert. In diefer 
Beziehung wird auf den Vorbericht zur erften Auflage verwieſen. Bei firenger Inne» 
haltung des katholiſchen Standpunktes wird jedod im einzelnen neuzeitliche ſtaatliche 
Verhältnifie behandelnden Artikeln den Bedürfniſſen der Gegenwart in höherem Maße 
Rechnung zu tragen, zwiſchen den katholiſchen Principien und deren Anwendung auf 
die Gegenwart, zwiſchen feftftehenden Lehren der Kirche und mehr oder minder 
autoritativen Schulmeinungen genauer zu unterſcheiden fein. 
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Im Hinblid auf die bei der erſten Auflage gemachten Erfahrungen empfiehlt 
es fi, den Charakter des Werkes als ſtaatswiſſenſchaftliches Nachſchlagewerk ſtrenger 
zu wahren durch Ausſcheidung bezw. Einſchränkung von Materien, welche über den 
Rahmen eines folhen hinausgehen. Das gilt insbeſondere von ben ſtatiſtiſchen und 
politiſch· geographiſchen Artileln. Das Statiſtiſche wird unter Nichtberüdfihtigung des 
raſch Beraltenden mehr auf die Daten von bauerndem Werte zu beſchränken jein. 
Bei den verſchiedenen Staaten wird die Darftellung der politiſchen Geſchichte eine Inapp 
zufammenfaffende fein müſſen. Auch manche juriſtiſch⸗techniſche Ausführungen find zu 
bejchneiden. Anderſeits wirb der biographifche Teil, welcher in der erfien Auflage auf 
hervorragende Vertreter der ſtaatswiſſenſchaftlichen Theorie ſich beſchränkte, zu erweitern, 
in&befondere werden den hervorragendſten Politilern der Gegenwart, welde in ihrer 
öffentlichen Wirkfamteit auf dem Boden der vom Staatslexikon vertretenen Grundſätze 
Randen, kurze Artikel zu widmen fein. 

Die zweite Auflage des Staatslexikons wird in weitem Maße den Charakter 
einer Neubearbeitung haben. Wo die Revifion der einzelnen Artilel nicht durch den 
Berfaffer ſelbſt erfolgen konnte, ift der Name desjenigen beigefügt, welcher die Durchficht 
bezw. Ergänzung übernommen hat. 

Der Umfang des Werkes ift auf 5 Bände von je 9—10 Heften zu 5 Bogen 
Lex.80 berechnet. 


Januar 1900. 


Die Redaktion. 
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Geſchaftsordnung, patlamentariſche. 
. t. 


Abbrechen der 3 e Der Indus 
frinlismus, welcher jeit dem Weftfältfchen Frieden 
chebliche Fortfchritte machte, die Anfirengungen, 
bei dem eingerifienen Gelbmangel bie natürlichen 
Reichtümer zur befferen Verwertung zu bringen, 
die Vervolllommnung der Transportwege, bejon- 
ders übers Meer, das Aufhören des Lehenbienftes, 
bie Befeitigung ber alten Landsfnechtverfaffung, 
berußend auf der Solbatengemeinde, ihr Erfah 
durch fiändige Regimenter und Heerkorper, der 
allgemeine rauch ber Feuerwaffe und viele 
andere Nemerungen , welche die Bildung jelb- 
Rändiger Staatsweſen und ihrer Sonderpolitik 
im fonfeffioneller wie in dlonomiſcher Beziehung 
begünftigten , hatten in dem Verhältniſſe ber 
Staaten zu einanber einen gewaltigen Ummwand- 
lungsprozeß zur Folge. Er führte zur Aufftellung 
eigener Organe, deren Aufgabe es fortan fein 
folte, in bie Geheimniffe bes Hof« und Staats · 
lebens anberer Staaten einzubringen, deren Vor⸗ 


füge wie Schwächen auszufpähen und daraus für |erft 


den eigenen Staat Nupen zu ziehen. Die An- 
bahnung dauernder Verbindungen unter ben 
Staaten ift nicht fo faſt auf die Idee des Gemein⸗ 
geiftes und den Antrieb zur Wahrnehmung ge» 
meinfamer Intereſſen, fo weit mehr, auf 
das Syfiem gegenfeitiger Überwachung und Über- 
vorteilung zurüdzuführen. — Staatlihe Senb- 
boten zur Austragung wichtiger Angelegenheiten 
md zur Ausfundihaftung auswärtiger Zu- 
finde und Verhältniſſe findet man bereits im 
UÜtertume. Die Ahener verwendeten hierzu mit 
Vorliebe ausgediente Archonten, welche an die Hofe 
Inger der Barbarenfönige abgeſandt wurden, bie 
Kmer die Mitglieder ihrer Priefterfollegien, die 
Franken ihre weltlichen wie geiftlichen Sendboten, 
die farmatifchen Völferfchaften aus ben Steppen 
Ruklands und Polens jene wilden und begehr- 
lichen, Gaſtfreunde“, Die fi am Hofe der byzan« 
fintichen Kaiſer fehr ungaftlich außnahmen. In⸗ 
des waren alle dieſe Geſandtſchaften nicht auf bie 
Dauer beftelt, ſondern wurben nur behufs Er« 
tigung bejonderer Zwede emtiendet. Berbin« 
dungen zwiſchen den Staaten durch fländige Or« 
gane wurden erft viel fpäter angefnüpft, zuerft in 
Yolim zur Vertretung der handelspolitifchen In⸗ 
terefien der dortigen republifanijchen Kleinftanten, 
Gtontsteziton. 1. 2. Huf. 





weiter von Frankreich zur Unterftügung ber ränfe- 
vollen Polttit Ludwigs XIV., dann von Reis 
wegen beim Reichätage und ben Kreißregierungen, 
um wenigftens die Kriegsverfaſſung und bie 
Matritelbeiträge nicht gänzlich in Verfall geraten 
zu lafjen. Daß die Regierungen und die öffentliche 
Meinung folden Verbindungen, die ihnen mehren« 
teils aufgenötigt wurden, mit dem größten Miß⸗ 
trauen begegneten, ift nicht zu verwundern. Eine 
Geſandtſchaft war in der Regel um fo angenehmer, 
je kürzer fie im Lande verblieb. Galten doc) zu 
jener Zeit Lüge und Verftellungshmft als Eigen« 
ſchaften, ohne die man fi einen brauchbaren 
diplomatifchen Agenten gar nicht denken konnte. 
Selbft ber Abſendeſtaat war nicht frei von Arg« 
wohn gegen feine eigenen Vertreter, deren ganzes 
Thun und Treiben in ber Hintanfegung der Dioral- 
gebote beftand, wofern man dies ungeftraft thun 
tonnte. Das Abbrechen der Verbindungen durch 
Ausweifung der Gejandten Hatte unter foldhen 
Verhältniffen urfprünglich nicht jene ernfte Be= 
deutung wie gegenwärtig. Auch pflegten fich Die 
Geſandten einer ſolchen Maßregel erft nad) langen 
Verhandlungen und Winfelzügen zu fügen, meift 
dann, wenn fie ihre geheimen Abfichten 
volftändig erreicht hatten. Erit nachdem ſich 
feftere Regeln, eine fländige Übung und ein 
Eeremoniell im Geſandtſchaftsweſen ausgebildet 
hatten, nachdem die Legation aus einem mehr oder 
minder abenteuerlichen Unternehmen ein Staatd« 
amt geworben war, welches die traditionelle Ge⸗ 
bheimnisfrämerei und profeifionelle Kabale in der 
Folge immer mehr abftreifte, gelangte das Recht, 
Gefandte abzuſchicken und zu empfangen, als eines 
ber Grundrechte fouveräner Staaten zur alle 
gemeinen Anerkennung. Gin geregelter diplo⸗ 
matiſcher Verkehr galt feit dem Anfange bes 
18. Jahrhunderis als weſentliche —— 
der guten Beziehungen zwiſchen den Staaten, unl 

das Abbrechen dieſes Verkehrs als unzmweidentiges 
Zeichen einer Trübung derjelben. Dieſes Ab- 
brechen ber internationalen Beziehungen ift num 
entweber ein definitives, ein interimiftifches ober 
nur bedingte. Definitiv wird der Gefandt« 
ſchaftsverlehr bei Ausbruch eines Krieges abger 
brochen. Die wechielfeitige Abberufung des ftän- 
digen Perfonales, welches das Privilegium der 
Exterritorialität genießt, tft eben wegen bieler 
feiner Eigenſchaft eine unvermeibliche Folge des 
ausgebrochenen Krieged. Das ſchließt nicht aus, 
daß während des Krieges oder des Stillftanbes des · 
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ſelben außerordentliche Bevollmächtigte in diplo⸗ 
matiſcher Miſſion abgeordnet werden. Den Kon⸗ 
ſuln wird (zumeiſt, aber nicht notwendig) das 
Exequatur entzogen und die Vertretung der In- 
tereffen der StaatSangehörigen ben Konjuln einer 
befreundeten Macht übertragen. Die mit bem 
Gegner geihloffenen Verträge treten außer Wirk⸗ 
famteit, ſoweit fie nicht gerade für den Kriegsfall 
abgeſchloſſen find. Den Staatsangehörigen des 
Gegners kann ber Eintritt in das Staatsgebiet 
verwehrt und auch die Zurüdhaltung oder aber 
die Ausweifung der auf dem Staatögebiete weir 
Ienden Angehörigen bes Gegners verfügt werben. 
Eine zeitweilige Unterbrehung des normalen 
Verfehres unter den Staaten hat die Bedeutung 
einer Verweigerung völferrechtlicher Konnivenz 
und bie Natur der Retorfion. Die Anläffe hierzu 
Lönnen in der Nicptberüdfichtigung gegründeter 
Beſchwerden, in kirchenpolitifchen oder biplo= 
matifchen Konflikten, insbeſondere bei Verletzungen 
der Exterritorialitätsrechte, Vertragsrechte oder 
Ehrenrechte eines Staates gegeben fein. Einen 
ſoichen zeitweiligen Abbruch der diplomatifchen 
Beziehungen zwiſchen Frankreich und der ägyp« 
tiſchen Regierung hatte im April 1885 die Unter« 
brüdung des in Kairo erfcheinenden franzöfiichen 
Journals „Bosphore Egyptien“ im Gefolge. Die 
ägyptifche Regierung beeilte fi), die Rüdfehr des 
franzöfifchen Generalfonfuls um fo eher zu be= 
wirken, al8 Frankreich gleichzeitig erflärt hatte, 
von dem Übereinfommen, betreffend die Regelung 
der ägyptiichen Finanzen, zurüdzutreten. Ahnliche 
Drohungen, die völferrechtlichen Beziehungen ab« 
ubrechen, hat Sranfreih auf Madagaskar ber 
owasregierung gegenüber feiner Zeit mehr- 
mals ergehen laſſen. Auch die Bewerfftelligung 
völferrechtlicher Zwangsmaßregeln, ein Bombar« 
dement, eine Merfantilblodade ziehen ben zeit- 
weiligen Abbruch der Verbindungen und die Ab⸗ 
berufung der diplomatifhen Vertreter ſchon um 
deren Sicherheit willen nach ſich. Eine ſolche 
Maßnahme erfolgte während der Blodierung der 
Infel Formoſa dur die Franzofen im Herbfte 
1884 und unmittelbar vor der Verhängung der 
Blodade der Oftfüfte Griechenlands und des Golfes 
von Korinth durch die Flottenabteilung der Berliner 
Traktatmächte. Nah Ablauf der 24ſtündigen 
Frift für Die Beantwortung des Ultimatums zogen 
fih die diplomatischen Vrtreter Deutichlande, 
Öfterreich-Ungarns, Englands und Italiens — 
der ruffische Geſandte war nicht anweſend und Die 
ruſſiſchen Schiffe beteiligten fi an der Blockade 
nicht effeltiv — auf die Schiffe zurüd, und der 
Verkehr blieb fo Tange unterbrochen, bis Griechen» 
land Ende Mai 1886 feine Rüftungen gegen bie 
Zürfei offiziell einftellte. Eine teilweiſe Einftellung 
des internationalen Geſchäftsganges hat in neuerer 
Zeit bei Grenzonfliften, Verweigerung der Rechtd= 
hilfe, bet Zwiſchenfällen, welche die Empfindlich- 
teit eines Staates im Punkte der Ehre und Würde 
verlegten u. |. w., bie dadurch bezwedte Genug- 





thuung mehrmals herbeigeführt. Es fei nur er 
innert an bie im Jahre 1881 an ben dfterr.: 
ungarifchen Geſandten in Bulareft ergangene 
Weifung, fi vorläufig jedes perjönlichen Ber- 
kehres mit der rumänijchen Regierung zu enthalten 
und nur die Erledigung der laufenden Geſchaäfte 
zu beiorgen, bis über einige bie freundfchaftlichen 
Beziehungen beider Regierungen trübende Aue: 
rungen in der rumänijchen Kammer in Ioyaler 
Form das Bedauern außgebrüct worden fei. Ein 
ähnlicher Vorgang fpielte ſich zwiſchen Spanien 
und Frankreich ab, als ber Botjchafter Spaniens 
genötigt war, für die gegen den König Alfons XIL 
am 29. September 1883 von einigen Tumul- 
tuanten in Paris angeftiftete Demonftration von 
der franzöfiihen Regierung Genugthuung zu ver- 
langen und zu erflären, bis dahin den Offhiefen 
Verkehr auf die Laufenden Gefchäfte beichränten 
zu müffen. [Lentner.] 

Abdankung. Zuläfigfeit, Erforderniſſe. 
1. Ausdrückliche Abdankung; Nebenbeftimmungen 
dabei: Bedingung, Zeit, Vorbehalt. Wirkungen 
für den Verzichtenden, deſſen Defcendenz, völter- 
rechtliche Wirkungen. 2. Der Abdankung ähnliche 
Stantsrechtögeichäfte. 3. Stilljchweigende Ahr 
dankung. 4. Beifpiele aus der Geſchichte. 

Der Inhaber ber Krone kann entweder das 
Recht an derſelben und damit zugleich die Aus 
übung des Rechtes, oder bloß die letztere mit Bei« 
behaltung des Rechtes verlieren; das erftere tritt 
unter anderem ein infolge eines Berzichtes auf die 
Krone, Die Zuläffigkeit eines ſolchen Ver⸗ 
zichtes ift nicht beftritten. Es hängt mit der 
Theorie vom Staatsvertrag zufammen, daß ältere 
Autoren, 3. B. Klüber, ben Souverän zu einfei« 
tiger, willfürficher Aufhebung feiner vertagt 
mäßigen Verbindlichkeit nicht für berechtigt hielten. 
Daran ift wohl das richtig, daß der Monarch 
infolge der Übernahme der Regierung nicht bloß 
Rechte, ſondern auch Pflichten übernimmt. Es 
gehört aber nicht zu dieſer Pflicht, daß er bie 
Krone zeitlebens wirklich trage, jondern, wie es 
Sache feiner Entſchließung war, die zugefallene 
Krone anzunehmen oder abzulehnen, fo ift er auf 
nicht gehindert, die angenommene wieber nieher- 
zulegen. Ein Zwang wäre ſchon um der großen 
moraliſchen Verantwortlichfeit willen unnatürlid, 
auch dem Gemeinweien nicht förderlich, welchem 
mit erzmungener Regierungsthätigkeit nicht ge⸗ 
bolfen fein fünnte. Wer das Thronentfagungs« 
recht beftreiten wollte, müßte auch das Recht, ein 
Amt niederzulegen oder gar die ganze Staatd 
bürgerſchaft durch Auswanderung aufzugeben, 
beftreiten. Allerdings giebt es auch vom Amt« 
niederlegungsrecht Ausnahmen, aber nur in Heinen 
Republifen, deren Regierung einer Gemeinde 
verwaltung ähnlich ift, jo in einigen Bergfantonen 
der Schweiz. Wenn man von Schranfen bei 
Abdanfungsrechtes ſprechen will, fo find et ent 
weber nur moralifche, oder es liegen ganz ı „'"" 
artige Rechtsverhälmiffe vor. Moraliſche Schranfen 
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infofern, als ein Verzicht auf das durch göttliche 
Fügumg überfommene und übernommene Rechts- 
md Pflihtverhältnis nur aus zureichenden Grün- 
den geichehen fol. In diefer Beziehung ift der 
Bet des Bapftes Clemens IX. vom 21. Juli 
1668 an den abdanfenden König Johann Kaſimir 
don Bolen von den Autoren über Thronentfagung 
ewähnt worben. Befondere Rechtsverhältnifie 
Siegen dann vor, wenn etwa zur Abdankung, wie 
in England, Zuflimmung des Parlaments er- 
forderlich ift, oder wenn durch Thronverzicht die 
Rechte dritter berührt werden. Letzteres war der 
Fall bei der ehemaligen Kaiſerwürde des heiligen 
tömischen Reiches deuticher Nation, wo der päpft« 
fihe Stuhl zur Sorge berechtigt war, daß fein 
jur Verteidigung der Rechte der Kirche Ungeeig⸗ 
neter jener Würde teilhaftig werde. Daß fih 
daraus auch gegen bie beliebige Abdankung Kon⸗ 
fequenzen ergaben, zeigte ſich, als 1557 unter 
Bapft Paul IV. die Karbinäle entfchieden, daß 
die ohne Einverftändnis mit dem Papfte erfolgte 
Abdanfung Karla V. ungültig jei. Einſchlägig in 
die Frage der Abdankung ift ber Verzicht des 
Bopftes Cöleftin V. des Heiligen und feine in 
diefem Sinne vorher (13. Dezember 1294) er 
floffene, die Refignation eines Papſtes ermög- 
lichende Dekretale. Zur Gültigkeit der Thron- 
entfagung wird vorausgejeht, daß der Verzicht- 
kiftende dispoſitionsfähig und daß die Entfagung 
aus freier und ernſtlichet Willensäußerung here 
borgegangen fei. Einer Einwilligung der Agnaten 
oder der Landesvertretung bedarf e& nicht, es 
genügt ber einjeitige Entichluß de8 Monarchen. 
Ein Zwang zur Abdankung ift gegenwärtig flants- 
tehtlich nicht denkbar (fam aber z. B. im ehe- 
maligen römifch-deutfchen Kaifertume vor); ber 
tgierungsunfähig gewordene Monarch bleibt 
as, unter Umftänben tritt Regentſchaft 
u, dgl. ein. 

1. Über die Nebenumftände des Thron 


"verzichte haben ſich die Anfichten geändert. Die 


ältere, privatredhtliche Auffafjung behandelte die 
Thronfolge als etwas der Succeſſion in Lehen» 


"und Fideitommißgütern Apnliches. Mofer erflärt 


tom ius resignandi: „Ferner legen einige bie 
Regierung aller ihrer Länder nieder, andere hin- 
gegen überlafien zwar Die Regierung eineß oder 
de8 größten Teiles ihrer Länder einem andern, 
dod behalten fie fich noch etwas vor; wiederum 
'edingen fich einige etwa noch einen oder den andern 
Regierungsaftum aus, andere aber wollen gar 


‘nichts mehr mit Regierungsſachen zu thun haben. 


Endlich behalten ſich einige den Regreß vor, im 
Valle fie die Reue anläme, andere aber renunzieren 


unwiderruflich auf bie Regierung.” Heutzutage 


iſt die Thronfolge aus dem Bereiche der Haus- 
gefehgebung in den bes Verfaffungsrechtes über- 
gegangen. Der Grund der Thronfolge ift das 
Beleg, die Veranlaffung derfelben der Tod des 


. sberigen Monarchen oder die Abditation des · 


felben. Der Monarch, der abbizieren will, kann 





6 
es nur unter voller Anerkennung aller derjenigen 
Konſequenzen, welche ih — wenige Ausnahmen 
abgerechnet — für den Staat gejeglich aus feinem 
Tod ergeben haben würden. Die Thronfolge wird 
ganz in gleicher Weiſe wie durch das Ableben des 
Souveräng eröffnet. Es tritt Die jogen. anticipierte 
Thronfolge ein; die Wirkung des Thronverzichtes 
ift die, daß num der nach der Thronfolgeordnung 
zunächſt Berufene eintritt. Der Verzicht ſoll nicht 
als eine Geffion ober Übertragung bes monarchi⸗ 
ſchen Nechtes, ſondern lediglich als ein Austritt 
aus der Reihe der Thronberehtigten aufgefaßt 
werden. — Was die zum Thronverzicht hinzu ⸗ 
gefügten Nebenbeftimmungen (Bedingung, Zeit, 
Vorbehalt) betrifft, jo hängt, wie vorhin erwähnt, 
das Maß ihrer Zuläffigkeit von der Verfaflung 
des Staates ab: die Abbdifation kann bedingt 
fein (rösignation) zu Gunften eines beftimmt 
Benannten, wenn jene e8 erlaubt; fie kann aber 
nur unbebingt fein (abdication pure et simple), 
wenn der Staat eine Ionftitntionelle Monarchie 
if, denn ba hat über die Berufung zum Thron 
nicht der zeitweilige Monarch, fondern lediglich 
die Thron en zu enticheiden. Ein Ver⸗ 
sicht zu Gunften eines Entfernteren wäre nur dann 
von Wirkſamkeit, wenn auch die dazwiſchen ftehen« 
den Perfonen ihrerſeits verzichteten. So gelangte 
der zweitnächfte Thronerbe fofort zur Regierung, 
ala beim Tode Kaiſer Afeganders I. von Rußland 
1825 der Großfürft Konftantin die Krone ab» 
lehnte. Dasjelbe thaten ber Herzog von Angou⸗ 
Ieme 1830 und Erzherzog Franz, Karl von 
Ofterreich im Jahre 1848. — Die Übertragung 
der Krone an einen Fremden ift ſowohl dem 
Prineip der Wahl» als bem der Erbmonardhie 
zuwider. Selbft die Zuftimmung jäntlicher Agna- 
ten, bezw. jener yamilienglieder, welche bereits 
erworbene Rechte auf die Thronfolge haben, würde 
nicht genügen. Es müßte, um das Verhältnis 
zwiſchen Dynaftie und Volf zu löſen, bie Zuftim- 
mung der Vertreter desjelben binzulommen. Ein 
Beifpiel der Übergehung verwandtihaftlicher Rechte 
bietet die Abbifation König Karla IV. von Spa- 
nien (19. März 1808). Sie konnte wohl zu 
Gunften des verfaffungsmäßigen Thronerben ge= 
ſchehen, nicht aber einem fremden Herrſcher die 
Befugnis geben, einen neuen Regentenftamm ein« 
zuführen. — Eine zweite Art Nebenbeftimmung 
wäre die Abdankung auf Zeit. €8 ift beftritten, 
ob das Recht des Abdankenden wieder aufleben 
kann, wenn derjenige, zu deſſen Gunften abgebanft 
wurde, ftirbt ober die zugefallene Krone ablehnt. 
Einige, 3. B. Gerber, find der Anficht, der Vor⸗ 
behalt eines Rüdfalles an den Entfagenden müſſe 
überhaupt als unzuläffig betrachtet werden. Die 
Shronfolgeordnung ſei abſolut, geftatte feine „will 
kürliche Modifikation“. Andere meinen, daß ein 
ausdrüdlicher Vorbehalt des Wiederantritteß der 
Regierung für einen ſpäteren Erledigungsfall nicht 
als unftatthaft angejehen werden könne. Der 
regelmäßige Fall einer folhen Abdanfung auf 
ı* ; 
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Zeit iſt der, daß fie lediglich zu Gunſten bes be⸗ 
flimmten Nachfolgers wirle, fo daß nad) dem 
Abfterben des ietzteren ber abbantende Fürſt neuer- 
dings zur Thronfolge berufen wird. So ergriff 
Philipp V. von Spanien die Regierung wieder, 
als fein Sohn Ludwig ein halbes Gab nad) feiner 
Thronbefteigung am 1. Auguft 1724 farb. — 
Ebenfowenig wie auf Zeit kann eine Entfagung 
gültig unter Bedingungen, richtiger — 
(modus) geſchehen, welche ben Inhalt 
Monarhenzechtes für den Nachfolger beichränten 
würden. Der Verzichtende kann ſich nie wahre 
Regierungsrechte vorbehalten. Der Umfang der 
monarchiſchen Rechte ift ein notwendiger, zu⸗ 
fammengehöriger; Die monarchiſchen Rechte können 
nicht beliebig geteilt werben. Der Staat bebarf 
eines regierenden Herrn, welder zur wirffamen 
Ausübung der Staatsgewalt feines Rechtes ber 
Krone entbehren kann. Dagegen kann ſich ber 
Verzichtende Titel und Ehrenrechte vorbehalten. 
Ja aud dann, wenn ein folder Vorbehalt nicht 
ausdrücklich erflärt worden wäre, würde e8 als 
felbftverftändlich betrachtet werben, denn der re= 
fignierende Souverän behält regelmäßig bie bisher 
eführten Titel, außerdem bie Eigenfiha eines 
itgliebes des regierenden Hauſes und alle hier- 
von abhängigen Rechte. — Zum neuen Monarchen 
tritt der Verzichtende fireng genommen in ein 
Unterthanenverhältnis. Ja der regierende Monarch 
übt über den verzichtet habenden ſogar die Rechte 
eines Familienoberhauptes aus, denn diefe Rechte 
find untrennbar mit der Innehabung der Sou- 
veränität verbunden. Ausnahmen müſſen aus- 
drüdlich ftatuiert werden. So heißt es im Ver⸗ 
zichtsvertrage des Herzogs Bernhard von Sachſen · 
Weimar vom 80. November 1866: „Auch verzichtet 
der regierende Herzog ſeinen Durchlauchtigſten 
Eltern gegenüber auf die Ausübung ber perſön⸗ 
lichen Befugniffe eines Familienchefs“ — Bißher 
war von der Wirkung des Verzichtes für bie 
Perſon des Verzichtenden die Rebe; von ber 
Wirkung für feine Defcendenz ift folgendes 
zu erwähnen. Selbftverftändlich kann ein Thron» 
verzicht der ſchon geborenen Defcendenznicht ſchaden. 
Auch die nach der Thronentſagung geborene De- 
feendenz muß, fofern fie den für die Abftammung 
vorgeſchriebenen Erforderniffen entipricht, für fuc« 
ceffionsfähig erachtet werden. Sie muß aber ber 
Linie des num regierenden Herrn weichen, nach 
deren Erlöfchen erft ihr eventuelles Succeffiong- 
recht in verfafjungsmäßiger Reihenfolge wieder 
aufleben würde. Die Succeffionsorbnung, zumal 
in ben deutſchen Fürftenhäufern, ift nun einmal 
eine Linealerbfolge, welche eine Unterbredjung ber 
Linte nicht geftattet. Die Anficht (3. B. Gerber), 
welche bie nad} ber Entfagung geborene Defcendenz 
von der Thronfolge außfchließen will, fteht ver⸗ 
einzelt. Nicht das noch vorhandene Succejfiond- 
recht ber Deicendenten, fondern bie Verfafjung 
und die Geſetze des Landes find bie Grundlage 
ber Berechtigung zur Thronfolge. Diefe nüpfen 





ben Anſpruch auf die Thronfolge lediglich an bie 
Abſtammung vom ber, welche burch 
Verzicht eines Zwiſchengliedes auf die ihm m 
ftehenden Rechte nicht bejeitigt wird. Auch ift 
früher wohl geltend gemachte Gefichtspunft, daß 
durch den Verzicht von ben Übrigen Agnaten des 
Hauſes Rechte erworben feien, welche nicht verletzt 
werben dürften, jeßt nicht mehr maßgebend. Es 
liegt endlich fein Grund vor, die fpätgeborenen 
Nachkommen desjenigen, welder ſchon vor Er- 
Öffnung ber Thronfolge verzichtet, anders zu be⸗ 
handeln als die nachträgliche Defcendenz des · 
jenigen, der nad) bereits erfolgtem Regierungs- 
antritt entjagt. Es lann nämlich Verzicht auf die 
Thronfolge auch ſchon vor Antritt ber Regierung 
ausgeſprochen werden. Er befigt jeboc in dieſem 
Falle feinerlei bindende Kraft und kann in jedem 
Augenblid zurüdgenommen werden. Auch be⸗ 
ſchränlt er fich in feinen Wirkungen lediglich auf 
die Perſon bes Verzichtenden. Seine nad) dem 
Verzicht geborene Dejcendenz muß, wie erwähnt, 
als jucceffionsfähig angefehen werben. Ob einem 
zurückgetretenen Souverän noch bie früheren inter» 
nationalen Rechte und Ehren verbleiben, hängt 
von der Konvenienz der andern Mächte ab. Bei⸗ 
fpiele zurüdgetretener Monarchen, denen man noch 
tönigliche Ehren erwies, waren Chriſtine von 
Schweden (1654—1689), welche fogar noch das 
Recht der Exterritorialität mit eigener Gerichts- 
barkeit in Frankreich in Anfprud nahm, Stanis- 
laus Leſzezynsli (1709—1766), mehr oder weniger 
König Karl IV. von Spanien feit 1808, König 
Guſtav IV. von Schweden, König Ludwig von 
Holland, Kaiſer franz II, dem die deutſchen 
Höfe auch nad 1806 den römiſch⸗deutſchen Kaifer« 
titel gaben. 

2. Bon einer eigentlichen Abdankung kann man 
nicht Sprechen, wenn der Thronfolger die ihm von 
Rechts wegen angefallene Krone ausfhlägt. Auch 
liegt eine Abdankung vor, wenn der Monarch in 
Erlennmis feiner Unfähigfeit auf die Ausübung 
feiner Regierungsrechte verzichtet und bie Anord- 
nung einer Regentfchaft veranlaßt. Dagegen kann 
diefe, Die ſogen. Regentfchaft, erlöfchen durch Ab⸗ 
dankung des zeitigen Regenten. In ber Annahme 
eines Mitregenten Iann eine faltiſche Ent- 
Außerung der Regierungsgemwalt liegen. Sie hat 
aber eine von ber wirflihen Abdilation abwei⸗ 
ende Bedeutung. Der bisherige Monarch giebt 
damit fein Necht teilweife auf und beruft den 
Nachfolger zur Gemeinſchaft im Monarchenrechte, 
fo daß in Wahrheit legtere zwei Inhabern 
zugleich zuftehen fol. Übrigens ift Die Möglichkeit 
einer Mitregentſchaft in den wenigften Verfaſſungs · 
urkunden vorgejehen, und bie Theorie derfelben 
abgeneigt, da fie das Weſen der modernen Stants- 
ordnung alteriere unb eine verfafjungswidrige 
Dyardie an die Stelle der Monarchie flelle. Die 
Praxis war der Mitregentichaft weniger feindlich 
(jo in Sadfen 1830, Kurheſſen 1838, Anhalt- 
Bernburg 1855) und betrachtete fie mehr vom 
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Standpunlte einer anticipierten Thronfolge. Nach 
1806 waren lange Zeit die Annahmen zur Mit- 
tegentichaft beliebter als die Abdikationen. Man 
wollte der Folge ausweichen, daß ber biäherige 
Souverän der Unterthan feines Thronfolgers 
würde (Maurenbrecher). 

3. Eine eigene Bewandtnis und große Schwie- 
rigfeit hat der ſtillſchweigende Verzicht. Es 
ift fraglich, ob man ihn überhaupt noch durchaus 
Raotsredhtlich nennen kann (Gareis). Die ftill- 
ſchweigende Entjagung fteht der ausdrücklichen in 
der Wirkung gleich, vorausgeſetzt, daß die Hand⸗ 
lung, aus welcher bie Abdilation gefolgert werben 
wil, feine andere Erklaͤrung zuläßt al8 die: ber 
fo Hanbelnde wolle abbizieren. Ob im einzelnen 
Tale diefe Vorausfegung gegeben tft, wird ſich 
fehr oft zu einer ſchwierigen Thatfrage geftalten 
und daber bie Geltendmadung einer ftillichwei« 
genden Abbifation leicht zu Irrungen und Strei⸗ 
figfeiten Anlaß geben. Man führt als Beifpiel 

elben an, wenn ein Monard) bauernd fein 
Land verläßt (mie Heinrih von Valois Polen, 
18. Juli 1574) und ungeachtet ausdrüdlicher 
Aufforderung nicht in dasſelbe zurüdfehrt. Diefe 
Argumentation wurde aud) in der engliichen Res 
dolution von 1688 vorgebradht und fogar von 
der dynaſtiſch gefinnten Partei hingenommen. 
Durch diefe Fiktion, der König Habe durch gewifje 
Berfafjungsverlegungen abbiziert, half man ſich 
über den Wiberfpruch zwifchen dem Grumbjage, 
daß in gewifien Fällen der engliſche König ab« 
gelegt werben fönne, und dem gleichfalls englijchen 
Rechtsſatze: der König Tann nicht unrecht thun. 
Als weiteres Beifpiel ſtillſchweigender Abdankung 
ift es bezeichnet worden, wenn der Monarch eines 
Staates, der verfafjungsmäßig einer beftimmten 
Ronfeffion angehören muß, dieſe wechfelt. Seine 
Handlung leide da feine andere Auslegung als 
die des Verzichtes auf feine Eigenfchaft als Sou- 
verän. Dagegen zieht eine nad) dem Regierungs« 
antritt eingetretene Unfähigfeit in ber Regel nicht 
den Verluſi bes Thrones nach fi), fondern führt 
zum Eintritt einer Regentichaft. In ber That ift 
in einigen neueren Berfaflungen der Annahme 
einer fremden Krone, bezw. dem Umftande, daß 
der Berechtigte feine Refidenz in dem betreffenden 
Staate nicht nehmen kann oder will, direft oder 
indirelt die Bedeutung eines ſtillſchweigenden Ver⸗ 
zichtes auf die Souveränität beigelegt worden 
bayriihe Verfaſſung Tit. I, 8 6; loburg⸗ 
gothaiſches Grundgeſeß 8 19). Die kurze Ber 
Rimmung, daß der Souverän feinen wefentlichen 
Aufenthalt nicht außerhalb des Landes nehmen 
barf, findet fi) aud) in den Berfaffungsurfunden 
bon Sachſen (8 5), Württemberg (3 6), Olden« 
burg (Art. 14), Braunſchweig (8 13), Walded 
(812), Reuß ältere Linie (8 4); ebenjo, daß ber 
Monarch, gewiſſe Fälle ausgenommen, nicht zu« 
gleich Herrſcher fremder Reiche fein kann (Preußen 
Art. 55, Sachſen 8 6, Oldenburg Art. 15). Ber 
firitten ift, ob in Ermangelung einer pofitiven 
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Beſtimmung die Nichtleiftung des Verfafjungs- 
eibes ala Grund des Verluftes der Krone betrachtet 
werden kann. Den Verfalfungseid fordern 3. B. 
die Verfafjungsurkunden von Preußen (Art. 54), 
Württemberg (8 10), Oldenburg (Art. 197), 
Schwarzburg-Sondershaufen (8 18). Auch die 
Trage könnte aufgeworfen werden, ob der Eintritt 
des Monarchen in fremde Dienfte einem ſtill⸗ 
ſchweigenden Verzichte gleichlomme, insbejondere 
wenn die Verfaſſung —2 ausdrücklich für uns 
auläffig erflärt (oldenburgifche Verfaffung Art. 15). 
4, Beifpiele von Niederlegung der Regierung 
find in der Gefchichte nicht jelten und reichen biß 
in bie neuefte Zeit. Sehr häufig finden fie ſich in 
Spanien, Savoyen, Sardinien; fo abdizierten 
Alfonfo IV. von Afturien 931, Ramiro Il. von 
Aragonien 1137, Karl I. (V.) 1556, Philipp V. 
1724, Karl IV. 1808; in Savoyen und Sardi- 
nien: Amadeus VIII. 1434, Amadeus IX. 1469, 
Viktor Amadeus 1780, Karl Emanuel 1802, Bil« 
tor Emanuel I. 1819; in Frankreich: Napoleon I. 
1814, 1815, Karl X. 1830; in England: Nie 
hard II. 1399, Jafob II. 1688 ; König Ludwig 
von Holland 1810 und Wilhelm I. 1840; in 
Schweden: Ehriftine 1654; in Polen: Hein- 
ri (II.) von Valois 1574, Johann Kaſimir 
1668, Auguft 1707, Stanislaus 1735, Ponia- 
towsfi 1795. Die älteren Gelehrten ermangeln 
nicht, Ptolemäus Sagi von Ägypten (285 v. Chr.) 
und Diofletian und Maximian (305) hinzuzu⸗ 
fügen. ine über das Intereſſe eines Landes 
hinausgehende Kronentjagung enthält bie durch 
den Rheinifchen Bund veranlaßte Abdankungsafte 
Raifer Franz’ IL vom 6. Auguft 1806. Das 
Eintreten bes päpftlichen Stuhles gegen die Kon« 
fequengen dieſes Schritte und für die Wieder« 
aufrichtung des heiligen römifchen Reiches deuts 
ſcher Nation (Note Consalvi vom 14. November 
1814 und 14. Juni 1815) war nit von Er⸗ 
folg begleitet; ob zum Vor⸗ oder Nachteil des 
Friedens und wahren (auch materiellen) Wohles 
von Europa, möge bahingeftellt bleiben (f. Art. 
Militarismus). Schließlich find noch bie infolge 
der Ereignifje bes Jahres 1848 erfolgten Rüde 
tritte des franzöfifchen Königs Ludwig PHilipp, 
des Kaiſers Ferdinand I. von Ofterreich, des 
Königs Ludwig I. von Bayern, bes Königs Karl 
Albert von Sardinien zu erwähnen. In der preu⸗ 
Bifchen Staatsgeſchichte giebt e8 fein Beifpiel einer 
föniglichen Thronentjagung. — Nicht felten folgte 
dem Entichluffe des Abbizierenden die Reue, mei- 
ſtens zu |pät; fo geriet König Viktor Amabeus II. 
von Sardinien 1730 durch einen Verſuch, fich 
der Regierung wieder zu bemächtigen, in bie Ge⸗ 
fangenſchaft feines Sohnes Karl Emanuel III. 
Litteratur. Monographien über Abbankung 
gab e8 in älterer Zeit unvergleichlich mehr als in 
den Iegteren Jahrzehnten. Wir erwähnen: Bec⸗ 
mann 1671, Schurzfleiih 1671, Günther 1682, 
Rothe 1682, Mulbner 1692, Fritſch 1699, Dies 
arius 1702, Willenberg 1723, Dietymar 1724, 
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galen 1734; über Karla V. Abbifation ſpeciell 
odelevanus 1574 und Obrecht 1670. Yür bie 
neuere Zeit iſt man auf die Staatsrechtä-Lehr« 
bücher angewieſen, : B. Mofer, Staatsrecht, 
Teil XXIV, 1746; Klüber, Bundesrecht, 1831; 
Zopfl, Staaisrecht, 1863, 1; Zachariä, Stantsreht, 
1865, I; Held, Staatsrecht, 1868, II; Gerber, 
Grundzüge, 1869; Pözl, Verfaſſungsrecht, 1870 
bis 1872; Schulze, Staatsrecht 1888, 2. Aufl.; 
Meyer, Staatsrecht, 1891, 8. Aufl. [Bruber.] 

Abbderkerei, |. Gejundheitäpflege. 

Abddikafion, |. Abdankung. 

Adfındung, |. Exbreht, Familie 

Adfudrfy f. Gejunbheitspflege. 

Bgaden, |. Beiteuerung. 

re I. Allgemeines. II. Wefen der 
Adgeordnetenflellung. IIL Berufung, Wirkungs« 
treiß, Beendigung der Stellung. IV. Rechtsſchutz 
ber Abgeorbnetenftellung (Immunität). V. Diäten. 

I. Die zahlreichen und vielgeftaltigen Bereini« 
gungen ſtaatlicher und privater Veranftaltung zu 

len, focialen oder wirtſchaftlichen Ziweden, 
ſowie die hauptſächlich behufs Decentralifation in 
vielen Staaten in hohem Maße durchgeführte 
Selbfiverwaltung der politiſchen Gemeinweſen 
haben bie Schaffung einer großen Anzahl von 
Stellungen zur Folge gehabt, deren Inhaber, zur 
Wahrnehmung gemeinfamer Intereſſen gewiſſer 
Perſonenkreiſe berufen, nicht nur nad) dem ger 
wöhnlihen Sprachgebrauche mit der Bezeichnung 
von Abgeordneten belegt zu werben pflegen, ſon⸗ 
dern auch oft kraft pofitiver Vorjchrift dieſe Be- 
nennung tragen. Ingleichen kannte die ftändijche 
Verfaſſung (f. d. Art.) neben Mitgliedern ber 
Ständeverfammlungen, die fraft eigenen Rechts 
die Standſchaft ausübten, foldhe, die als Vertreter 
anberer, zur Standichaft Berechtigter, beputiert, 
namentlih auch auf Grund von Wahlen in die 
fändifchen Körperfchaften „abgeordnei“ wurden. 
Indeſſen bieten jene Stellungen nad) ber bier 
allein in Betracht zu ziehenden oͤffentlich⸗ rechtlichen 
Seite Teine Befonderheiten, haben auch unter- 
einander fo wenige Berührungspunfte und unter» 
liegen außerdem infolge unferes reichen und teile 
weile noch neuen focialen und Verfehrslebens jo 
fehr einer unausgeſetzten Forte und Umbildung, 
daß ſich gemeinfame Gefihtspuntte höchſtens nur 
für kleinere Gruppen und dann auch nur in zu 
ge Zahl ergeben, um eine zufammenfafiende 

—— zu ermoglichen oder auch zu recht⸗ 
fertigen. Die ſtändiſche Verfaſſung aber gehört 
in der Hauptſache der Geſchichte an; die rechtliche 
Stellung der fländiſchen Abgeordneten verdient 
daher, ſoweit überhaupt, nur in Verbindung mit 
der fländifchen Berfafjung felbft bezw. bem Staats- 
rechte der etwa in Betracht fommenden Staaten 
behanbelt zu werben. Die nachfolgenden Erdrte- 
rungen befafjen fi vielmehr nur mit den als 
Abgeordneten (Deputierten) bezeichneten Mit⸗ 
liedern der nad dem heutigen Repräfentatin- 
iyſtem aufgeftellten gejeggebenben Körperjchaften ; 
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fie haben dieſelben überdies nur infoweit im Auge, 
als e8 fi) um deren öffentlich-rechtliche Stellung 
als Einzelglieder diefer Körperſchaften unb nicht 
um bie ihrer Geſamtheit als gejeggebender Faltor 
handelt. Als Abgeordnete pflegt das neuere 
Staatsrecht nur diejenigen zu bezeichnen, weldye 
dur Volkswahl zur Mitgliedſchaft berufen find, 
im Gegenfage zu denjenigen, deren Mitgliedichaft 
auf Geburt, Staaisamt oder landesherrlicher 
Ernennung beruht. Die deutfchen gefeßgebenden 
Körperfchaften, ohne Unterſchied ob das Ein- oder 
Zweitammerſyſtem herrſcht, find nicht immer nur 
aus einer biefer beiben Arten von Mitgliedern zu⸗ 
fammengefeßt; abgejehen von der Berufung und 
der Beendigung der Stellung ftehen ſich nad) den 
beutfchen Verfafſungen beide Arten rechtlich voll⸗ 
ftändig gleich. Für diefe Rechtsſtellung find jelbft« 
verftändli an erfter Stelle die pofitiven Beitim- 
mungen ber einzelnen Berfalfungen und etwaigen 
fonftigen Landesgeſetze maßgebend. Auf bie Bil⸗ 
dung jener aber übten befanntlich Die engliſchen 
Verfaſſungsvorſchriften und die aus ihnen ent« 
widelte Lehre Montesquieus von der Teilung der 
drei Gemwalten, namentlich der daß das 
Bolt als Ganzes die gefeßgebende Gewalt aus« 
zuüben habe und nur, da dieß, zumal in gröf 

Staaten, phyſiſch unmöglich, durch eine Repräfen- 
tantenverjammlung vertreten werde, entſcheidenden 
Einfluß. Unter der Herrſchaft dieſer Theorie er⸗ 
folgte zunächft die Feitftellung ber Grundfäße in 
ben verjchiedenen franzöfifchen Verfaſſungsgeſetzen 
während der Revolutiongzeit und beren Übernahme 
in die Charte von 1814. Dabei entfernten fi 
biefe Orundfäge in einem die Immunität betrefe 
fenden Punkte (vgl. unten IV, 3) von denen der 
englifchen Verfaffung. Vertieft und weitergebildet 
wurde dieſe Spaltung durch die belgiſche Ver- 
faſſung vom 7. Februar 1881, die dann wiederum 
auf die Entwidlung des franzöſiſchen Verfafjungs- 
echtes zurüchwirfte und für die Fort und Neu⸗ 
bildung der Tonftitutionellen Beftimmungen in den 
meiften Staaten Europas, auch hinſichtlich ber 
Nechtsftellung der Abgeordneten, vorbildlich wurde. 
— Das gilt auch namentlich von den beutfchen 
Verhältnifien. Das Verfaſſungsrecht der einzelnen 
deutjchen Bundesftaaten ift innerlich und insbeſon · 
dere auch in Anfehung ber zu erörternden Rechts- 
Stellung ſehr verſchieden geartet, eine natürliche 
Folge feiner Entftehung, die fich über ein halbes 
Jahrhundert erftredte und teil® unter ber Nadh- 
wirfung ber verihiebenen Revolutionen , teils 
unter ber gegenteiligen Strömung ber Rüdjchrittg« 
bewegungen fidh voll3og ; die zwielpälttge Stellung 
in Bezug auf das Immunitätsrecht nad) englifcher 
und belgiſch⸗ franzöſiſcher Auffaflung ift hier be» 
fonder8 bemerkbar. Für die Auslegung ber in 
Betracht kommenden Rechtsfäge ift hier das Inter« 
pretationsmaterial dfter recht dürftig, teils weil 
die Verfaffungen nicht immer vereinbart, ſondern 
octroyiert wurden, daher eine Erörterung berjelben 
bei ihrer Entftehung in ben gefeßgebenben Körper» 
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haften überhaupt nicht ftattfand, teils weil die 
für die Stellung der Abgeordneten maßgebenben 
Säge als Axiome der herrſchenden Anſchauungen 
einer eingehenden Beſprechung nicht mehr zu be- 
dürfen fchienen. 

I. Man wird nicht behaupten fönnen, für den 
Sa Montesquieus, daß das Volt als Ganzes 
bie gejeßgebende Gewalt auszuüben habe, jei in 
den englijchen es ein äußerer 
Anhalt geboten geweſen, da bis heute noch die 
ftandiſche Grundlage des engliſchen Parlaments 
ih erhalten Hat. Auch für den Folgefag hieraus, 
daß nämlich Die Repräfentantenverfammlung, das 
Parlament, wie jeder einzelne Abgeordnete das 
ganze Volk vertrete, fehlt es an einem folchen 
Anlaffe. Bon den älteften Zeiten her waren viel« 
mehr bie einzelnen Mitglieder des engliſchen 
Unterhaufes nichts weiter als bie Vertreter ihrer 
engeren WBahlbezirfe, Bevollmächtigte, die nach 
Geleh und Gewohnheit neue Hilfen nicht ohne 
vorherige Rückſprache mit ihren Wählern zu ge 
nehmigen wagten undfogar, um biefe Genehmigung 
einzuholen, die Vertagung des Parlamentes ver» 
anlaßten. Indefjen wird jene Auffafjung von der 
Stellung bes Abgeordneten als des Vertreters des 
gefamten Volles bereit$ von Bladftone (1723 big 
1780) als geltendes Recht —— obgleich ſie 
in feinem einzigen Statute der engliſchen Ver« 
foffungsgefchichte ihre Begründung und ihren 
Ausdrud findet. Sie ift fodann unbeftrittenes 
Recht in allen Lonftitutionellen Staaten der Erde 
geworben , teils kraft außbrüclicher Vorſchrift 
@. 2. Belgien [Art. 32], Niederlande [Art. 74], 
alien [Art. 41], Lugemburg [Art. 507), teils 
unaußgeiprochen als in ber Natur des konflitu= 
tionellen Syſiems liegend. — Auch die deutjchen 
Verfafjungen ſprechen zum größten Zeile biefen 
Grundſatz aus (3.2. Deutſches Reich [Art. 29], 
Preußen [Art. 83], Bayern [8 25], Sachſen 
[8 78], Braunſchweig [8 96), Koburg- Gotha 
[8 69], Lübeck [Art. 26). Diefe Auffafjung 
bildet den weſentlichſten Unterſchied des neuen 
Repräfentativfpftems von ber alten ſtändiſchen 
Vertretungsart. Während der ſtändiſche Ab- 
geordnete „vor allem und wejentlih Vertreter 
und Wahrer der eigenen Rechte, der Rechte feines 
Standes“ war, wie König Friedrich Wilhelm IV. 
don Preußen bei Eröffnung des erjten vereinigten 
Landtags der preußiihen Monarchie im Jahre 
1847 fi ausdrüdte, fol ber Abgeordnete im 
Sinne des Nepräfentativfgflems in Vertretung bes 
Volkes als Ganzen das Gemeinwohl aller und 
des gefamten Landes wahrnehmen. Daraus er= 
giebt ſich, daß der einzelne Abgeorbnete nicht der 
Beauftragte, der Benollmächtigte feiner Wähler 
wird, der ihre Wünſche und die Intereſſen des 
engeren Wahlkreiſes mit den Wünfchen bes ges 
famten Volkes, ben Interefien des ganzen Sandes 
identifizieren, Die erfteren an bie Stelle ber letzteren 
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Auge haben, unbeengt von jenen ein Verhalten 
einrichten und feine Stimmenachfreier Überzeugung 
nur in Rüchſicht auf die Ießteren abgeben. Damit 
entfällt jede Möglichfeit einer Bindung bes Ab⸗ 
georbneten an Aufträge und Inftruftionen ſeitens 
feiner Wähler. Auch diefer Sag gilt in allen 
Tonftitutionellen Staaten und findet ſich meift mit 
dem erfteren zufammen in den Verfafjungen ver⸗ 
zeichnet. Nur für den deutjchen Reichstag ift dies 
in gewiſſer Hinficht nicht immer der Fall geweſen, 
indem gemäß den Verträgen, auf Grund deren die 
füddeutichen Staaten in den Deutſchen Bund ein- 
traten, in den Art. 28 ber Reichsverfaſſung der 
Ab. 2 aufgenommen wurde: „Bei der Beſchluß⸗ 
faffung (des Reichstags) über eine Angelegenheit, 
welche nach den Beitimmungen diefer Berfafjung 
nicht dem ganzen Reiche gemeinſchaftlich ift, wer« 
den die Stimmen nur derjenigen Mitglieder ges 
zählt, die in Bundesſtaaten gewählt find, welchen 
die Angelegenheit gemeinſchaftlich iſt.“ Diefer 
Abſatz entfprach der Beftimmung für ben Bundes- 
tat in Art. 7, Abſ. 4 der Reichsverfaſſung und 
wies den Neihstagsmitgliedern unter ben ge= 
nannten Umftänden bie Stellung von Vertretern 
der einzelnen bunbesftaatlihen Völker an, ent⸗ 
ſprechend ber Stellung der Bundesratsmitglieder. 
Auf die Initiative des Reichstags ift dieſe mit der 
Reichgeinheit in Widerſpruch ftehende Beſtimmung 
dur Geſetz vom 24. Yebruar 1873 befeitigt 
worden, fo daß nunmehr ber erwähnte Sat auch 
auf die Reichstagsabgeordneten uneingeſchränkt 
feine Anmendung finde. Aus dem gedachten 
Safe folgt dann weiter, daß der Abgeordnete, 
wenn er nicht Beauftragter feiner Wähler ift und 
diefe nicht die Gejchäjtäherren find, diefen auch 
für feine Abftimmungen und überhaupt für die 
Art und Weile, wie er feine Abgeordnetenpflichten 
erfüllt, rechtlich nicht verantwortlich ift; vor allem 
ift e8 nicht in die Macht der Wähler gelegt, den 
von ihnen gewählten Abgeorbneten abzuberufen. 
Damit ift aberjelbftverftändlich nicht ausgejchloffen, 
baß der Abgeordnete für Iofale Wünfche und In⸗ 
terefen, vor allem des eigenen Wahlkreiſes, ein« 
treten darf, auch einzutreten verſprechen darf, wo 
folhe dem Gemeinwohl nicht widerftreiten. Im 
diefem Sinne ift der Abgeordnete vielmehr ber 
natürliche Fürſprecher feines Wahlbezirls, aus 
dem heraus er vornehmlich feine Informationen 
ſich verfchaffen und auf deſſen Verhättnifje er in 
allgemeinen Fragen, für die ein durchſchlagender 
dem Gemeinwohl age EP Geſichtspunkt 
ſich nicht findet, billige Rüdficht nehmen wird. 
Anderſeits darf bei der Berufung durch Wahl 
die Anfhauung der Wählermehrheit unterftellt 
werden, der Abgeordnete werbe dauernd den vor⸗ 
em Anſchauungen entſprechend politiſch 
thätig fein; ein offenſichtlicher Widerſpruch des 
Abgeordneten mit den Anſichten der Mehrheit 
ſeiner Wähler kann daher geeignet ſein, ihn zu 
veranlaſſen, ſeine Stellung niederzulegen; eine 
rechtliche Verpflichtung dazu kann natürlich nicht 
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in Frage kommen. — Nach dem Borgange Montes - 
quieus ftellt eine rechtsphiloſophiſche Begründung 
diefer Stellung des Abgeorbneten denjelben als 
den Dandatar des gefamten Volkes hin, das feinen 
Willen nur wegen der faltiſchen Unmoͤglichkeit, 
ſich zu verfammeln, durch feinen Abgeordneten 
ausſpreche, fo daß alfo hinter dem Abgeordneten 
noch ein Voltswille fteht. Auf diefem Stand» 
punte fteht offenbar die norwegiſche Verfafjung, 
die fi) wörtlich (Art. 49) dahin ausſpricht, daß 
die Nation ihre Gejeßgebungsgewalt durch ihr 
Organ, das Storthing, ausübe. Eine andere An- 
ia verwirft dieſe Fiktion des Volles als eines 

echtsſubjektes neben dem Staate und konſtruiert 
ein „Bollsethos“ als „die lebendige Gejamt- 
exiſtenz der Millionen Individuen mit ihrer ge⸗ 
ſchichtlich gewordenen Volfstümlichkeit, mit ihren 
Lebensanſchauungen und Kulturaufgaben“, „als 
das ſich durch alle Zeiten hindurch bewegende, ſich 
umgejtaltende und doch fich gleich bleibende Weſen, 
welches die Gegenwart an die Vergangenheit an« 
tnüpft und aus der Gegenwart die Zukunft ent 
widelt“. Dem gegenüber macht die herrſchende 
Lehre (Laband) geltend, daß der Bezeichnung des 
Abgeordneten als Vertreters des gefamten Volkes 
keine ſtaatsrechtliche, jondern nur eine politifche 
Bebeutung beiwohne; im juriftiihen Sinne ſei 
ber Abgeordnete niemandes Vertreter, weder ber 
Waͤhlerſchaft feines Wahlbezirles noch des ge= 
famten Volkes; feine Befugnifje jeien überhaupt 
feine abgeleiteten; der Ausbrud wolle befagen, 
die Repräfentantenverfammlung ſei basjenige 
Organ, durch welches der Anteil der Siaats- 
angehörigen an ben Willensentichlüffen und der 
Lebensthaͤtigleit des Staates vermittelt und aus⸗ 
geübt werbe; jeder einzelne Staatsangehörige 
Tönne nach näherer Beitimmung der Wahlvor- 
ſchriften auf die Bildung des Organs einwirken, 
mit dem einmaligen Afte der Bilbung des Organs 
höre aber ber rechtliche Einfluß des gefamten 
Voltes en: Willensentſchlüſſe des Staates auf; 
jebes Band zwiſchen ben Abgeordneten und feinen 
Wählern jei mit dem Wahlakte durchſchnitten; 
die gejeßgebenden Körperichaften feien daher nicht 
mit Rüdficht auf ihre Rechte und Pflichten, fondern 
mit Rüdfiht auf ihre Bildung und Zufammen- 
jegung Vollsvertretungen, im übrigen aber jelb- 
fländige Staatsorgane. Daraus folge dann, daß 
der Abgeordnete nicht als Beauftragter feiner 
Wähler und Vertreter feines Wahlbezirtes aufzu⸗ 
faffen, nicht an Aufträge und Inftruftionen ges 
bunden fei, jondern nur nad feinem eigenen 
pflicätmäßigen Ermefjen feine Thätigfeit auszu— 
üben habe, weder feinen Wählern noch feiner 
Partei Rechenſchaft ſchuldig fei, noch auch von 
ihnen wegen dieſer Thaͤtigleit zur Verantwortung 
gezogen werden könne. 

II. Im Sinne der Ieptentwidelten Theorie 
trägt der Beruf des Abgeordneten den Charakter 
des öffentlichen Amtes an fi. Für die Be- 
rufung find von den verſchiedenen Verfaſſungen 
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und Wahlgejegen ſehr verjchiebene Vorbebingungen 
aufgeftellt worden. An perjönlichen Eigenjchaften 
wird von dem zu Wählenden allgemein nur ver« 
langt, daß er männlichen Geſchlechts und Staats« 
angehöriger fei, ein gewiſſes reiferes Alter erreicht 
habe, im Lande wohne, fich im Genuſſe der bürger- 
lichen Ehrenrechte und nit im Konkurſe befinde 
und feine Armenunterftügung genieße. Daneben 
finden fi) aber in den meiften Staaten Beichrän- 
kungen ‚der paffiven Wahlfähigfeit der mannig« 
fachſten Art. Das Nähere ift dem Artikel Wahl- 
recht und Wahlfähigfeit zu überlaffen; hier ift 
nur nod) folgendes zu erwähnen: Nicht felten iſt 
die Wählbarkeit von einem Cenſus abhängig ge» 
macht; wo das Zweilammerſyſtem herricht, kaun 
niemand beiden geſetzgebenden Körperſchaften zu⸗ 
gleich angehören ; die Mitglieder der zur Kontrolle 
des Staatshaushalts eingerichteten Rechnungs 
behörden find fait überall (jo auch im Deutjchen 
Reich und in Preußen) ausdrüdlich für unfähig 
erflärt, Abgeordnete zu fein; in vielen Staaten 
wird Dies weiter auf noch andere Kategorien von 
Rechnungsbehörbden und Steuerbeamten und auch 
auf andere Klafjen von Staatsbeamten oder auch 
auf Hofbeamte ausgedehnt, indem ihnen entweber 
überhaupt oder nur innerhalb ihrer Amtsiprengel 
die Wählbarkeit abgeſprochen wirb (vgl. Württem- 
berg, Hefien, Baden, England, Niederlande, 
Luxemburg, Italien, Spanien, Portugal, Schweiz). 
Desgleichen findet ſich daß Unternehmern öffent- 
licher Arbeiten (jo Spanien, Portugal) oder Per« 
fonen, welche ſich ungeſetzlicher Waplbeeinfluffungen 
ſchuldig gemacht Haben (Schweden, Finnland), 
die Wählbarkeit abgeſprochen wird, oder Geift« 
lichen, fei e8 allgemein oder nur innerhalb ihrer 
Amtsfprengel (Niederlande, Italien). Nach ben 
Vorſchriften vieler Staaten — ber meiften beut« 
ſchen Bundesftanten — hat der Abgeordnete bei 
feinem Eintritt in bie geſetzgebende Korperſchaft 
bie Beobachtung der Gejeße oder auch bloß ber 
Verfaffung oder die Erfüllung der Abgeorbneten» 
pflichten eiblih zu geloben; zumeilen tritt noch 
das PVerfprehen, dem Monarchen gehorfam zu 
fein (Preußen, Ofterreih), Hinzu. Die deutfche 
Reichsverfaffung fennt einen ſolchen Eid nicht. 
Die niederländijche Verfaffung verlangt aud) noch 
eine Art Reinigungseid, worin fich der Abgeord⸗ 
nete von jedem mittelbaren ober unmittelbaren 
Verſuche der Beftechung bei den Wahlen frei er⸗ 
Hört, — Die Berufspflicht befteht lediglich 
darin, daß der Abgeordnete nach feiner beften 
Überzeugung durch feine Beteiligung an den Ge⸗ 
Ichäften der Repräjentantenverfammlung das Befte 
bes Staates und das Wohl der Gejamtheit zu 
förbern beftrebt ifl. Der Wirkungsfreis beftimmt 
fi) dabei nach ber verfaffungsmäßigen Zuftändig« 
teit ber einzelnen gefeßgebenden Verfammlung, 
welcher der Abgeordnete angehört; für biefe aber 
weift das Staatsrecht ber einzelnen Staaten 
mannigfache Abweichungen auf. Als Einzelner 
hat übrigens in biefer Beziehung ber Abgeordnete 


17 


Raotörechtlich keine Bedeutung, fonbern nur als 
Mitglied der Berfammlung. Hier fteht es ihm 
zu und ift feine Pflicht, nad Maßgabe ber für 
die einzelnen Körperichaften wiederum ſehr ver« 
ſchiedenen Geichäftsordnungen ſich durch Anträge, 
Anfragen, Abſtimmungen ı. |. w. zu bethätigen. 
In biefen Funktionen kann der Abgeorbnete, wie 
das in der Natur der Sache liegt, aber in vielen 
ungen auch ausdrücklich hervorgehoben ift 

[8 17], Sachſen [8 81], Württemberg 

[8156], Baden [8 47], Helien [Art. 61], Olden- 
burg [$ 129], Braunſchweig [3 133]), ſich nicht 
wieder vertreten laſſen; er muß fie vielmehr per= 
fönlid) ausüben. Mit Rüdficht darauf, aber auch 
mit Rüdficht auf die den Abgeordneten faft überall 
gewährten Entſchädigungen machen es manche 
Verfaſſimgen bezw. Landiagsordnungen den Ab- 
geordneten zur Pflicht, während der Dauer ber 
Seſſion nicht ohne Urlaub vom Site der Ber- 
fommlung abwefend zu fein; manche Borjchriften 
gehen darin fo weit, einem Abgeordneten, der ſich 
dagegenverfehlt, Disciplinierungunduntergewiffen 
Umftänden Ausſchluß aus der Kammer anzudrohen 
4. 8. Bayern, Geſetz betr. den Geſchäftsgang 
des Landtags vom 19. Januar 1872 [Art. 26 
bis 28], Heffen [Art. 55], Öflerreih). — Dak 
niemand verpflichtet ift, das Amt eines Abgeord- 
neten zu übernehmen, erſcheint ebenfo ſelbſtver⸗ 
fändfih wie die Berechtigung, daßfelbe jederzeit 
miederzulegen ; doch beftehen auch Ausnahmen 
bon biefer Regel (jo nach den Gejegen von Sadhjjen- 
Atenburg, Hamburg, Schweden und Norwegen, 
Yinnland). Durch Ablauf der Legislaturperiode 
oder Auflöfung der Repräfentantenderfammlung 
erreicht es ferner fein natürliches Ende. Außerdem 
findet ſich als allgemeine Regel ausgeſprochen, daß 
die Ahgeorbrieteneigenfchaft erlifcht, wenn der Ab⸗ 
geordnete ein bejolbetes Staatsamt — ober (zu⸗ 
teilen) auch ein Hofamt — annimmt oder, jofern 
er bereit8 Staatsbeamter ift, in ein Amt eintritt, 
mit welchem ein höherer Rang ober ein höheres 
Gehalt verbunden ift, ober wenn der Abgeordnete 
eine Stellung einzunehmen beginnt, welche mit der 
eines Abgeordneten als unvereinbar gilt. Des 
öfteren fommt es auch zum Ausdruck, und wo fol« 
&e3 nicht ber Fall (wie z. B. für den Deutſchen 
Reichstag), da ift es nach der herrſchenden Anflcht 
dennoch als geltendes Recht anzuerkennen, daß ein 
Abgeorbneter, wenn er eine zur Wählbarfeit er- 
forderfiche Eigenfchaft einbüßt, aud) die Mitglied» 
Ihaft der Berfammlung verliert, zu der er gewählt 
ft. Daraus würde ſchon ohne weiteres folgen, 
daß. ſoweit es fich um deutſche geſetzgebende Körper- 
ſchaften handelt, bei Verluft ber bürgerlichen Ehren- 
techte der Abgeordnete auch Sig und Stimme im 
Vorlamente verliert; der Sag gilt in Deutſchland 
auch kraft pofitiver Vorfchrift, indem 8 33 des 
Strafgejeßbuchs beftimmt, Daß die Aberfemung ber 
bürgerlichen Ehrenrechte den dauernden Verluft 
der aus Öffentlichen Wahlen für den Verurteilten 
hervorgegangenen Rechte bewirft. Auch in ben in 
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den 88 81, 88, 87, 88, 89, 90, 95 des Straf- 
geſetzbuchs bezeichneten Fällen des Hochverrats, 
Landesverrats oder der Beleidigung des Kaifers, 
des eigenen Landesherrn oder während des Aufe 
enthalt3 in einem Bundesſtaate defjen Landesherrn 
tann auf Verluſt der aus öffentlichen Wahlen her⸗ 
borgegangenen Rechte erfannt werben. Die Ver« 
— des vorher erwähnten Eides ſchließt 
3. 3. in Preußen, Oſterreich die Befugnis au, 
den Sit im Parlamente einzunehmen. Einzelne 
deutſche Bundesstaaten Tennen noch den ſchon ere 
wähnten Verluſt wegen unentſchuldigten mehr- 
maligen Fehlens in den Sifungen; jo jchreiben 
bie oben bezeichneten Artifel des bayrifchen Geſetzes 
vor, daß, wenn bei Abftimmungen die erforderliche 
Zahl von Abgeordneten nicht anweſend ift, Die Ab⸗ 
weſenden gegen Beicheinigung gelaben und beim 
Ausbleiben auf Die dritte Ladung als ausgeſchieden 
betrachtet werden jollen; ähnlich Hefien, auch 
Oldenburg. Die Verfafjung des us 122) 
fowie Waldeds (8 69) und ein Gele vom 22. No⸗ 
vember 1851 ($ 21) für Braunfchweig läßt auch 
eine Ausfchließung eines Mitgliedes auf Grund 
der Geſchäftsordnung zu. Nach der Landtage- 
ordnung für Yinnland von 1869 lann ein Ab» 
georbneter wegen Berjäumnis, ſich beim Landtage 
einzufinden, und wegen unberedhtigten Ausbleibeng 
von den Situngen von feinem Stande zu ent« 
ſprechendem Verluſte der Unterhaltsgelber und auch 
zu Geldbuße verurteilt werben. Die Berfaffungen 
des Deutjchen Reiches und von Preußen erfennen 
zwar auch bie Notwenbigfeit eines Urlaubs für den 
Abgeordneten an, wenn er ſich von den Sigungen 
fernhalten will, fie knüpfen aber feine nachhaltigen 
Folgen an die Verfäumnis ohne Urlaub. In zwei⸗ 
felhaften Fällen entſcheidet die Repräfentanten« 
verfammlung, ob die Mitgliebichaft als erlofchen 
au betrachten ift oder nicht. 

IV. Zum Schuße der Freiheit, Unabhängigkeit 
und Unbefangenheit bes Abgeorbneten in Aus⸗ 
übung feines Beruf find in allen Eonftitutionellen 
Staaten Garantien aufgeftellt, Die, wie noch näher 
dargelegt werden wird, Sicherheit gegen Eingriffe 
ber Regierungsgewalt und der Strafjuftiz und 
gegen eine daraus zu befürchtende Bejchränfung 
der Abgeordnetenthätigleit — Immunität der 
Abgeordneten — gewährleiften follen. 

1. Schon jehr frühzeitig wurde in England ben 
zu und von des Königs Rat Ziehenden ein befon- 
derer perjönlicher Schuß gewährt ; in ber ſchwedi ⸗ 
ſchen, norwegiſchen und finnländiichen Verfaſſung 
iſt des beſondern Schutzes während der Reiſe eben- 
falls noch Erwähnung gethan. Auch in Deutſchland 
iſt die unbehinderte Teilnahme der Abgeordneten an 
den Verſammlungen ihrer Körperfchaften unter be⸗ 
fonderen Schuß geftellt ; der 8 106 des Strafge- 
ſeßbuchs bedroht nämlich denjenigen, der ein Mit- 
gũed einer gefeßgebenden Körperjchaft des Reichs 
oder eines Bundesſtaats durch Gewalt oder durch 
Bedrohung mit einer ftrafbaren Handlung ver⸗ 
hindert, fi) an den Ort der Berfammlung zu be 
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geben, mit Zuchthaus biß zu fünf Jahren ober mit 
Feſtungshaft von gleicher Dauer; Gleiches gilt in 
Bezug auf die Verhinderung, zu flimmen. Wird 
die Handlung von einem Beamten begangen, fo 
tritt nach 8 339 dajelbft die Strafe ein, auch wenn 
feine Gewalt oder Drohung, fondern nur Miß- 
brauch der Amtsgewalt oder Androhung eines be= 
ſtimmten Mißbrauch derſelben vorliegt. Wer es 
unternimmt, ein Mitglied einer folhen Berfamm- 
fung aus ihr gewaltfam zu entfernen, wirb aber 
gemäß 8 105 a. a. O. mit Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer bedroht. Dentjelben Zwede dienen Die Vor⸗ 
ſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes (88 85, 85) 
und des Geſetzes vom 27. Juli 1877, daß bie Diit- 
glieder einer deutſchen gejeßgebenden Berfammlung 
die Berufung zum Amte eines Schöffen oder Ge- 
ſchworenen oder eines Beifiker8 im Seeamte ab» 
lehnen dürfen ; begleichen die Beftimmungen der 
Eivilprozepordnung (83 382, 402) fowie der 
StrafprogeBordnung (88 49, 72), wonach die Mit« 
glieder einer deutfchen gejeggebenden Verfammlung 
als Zeugen oder Sadverjtändige während der 
Situngsperiode und ihres Aufenthalts am Orte 
der Verfammlung nur an dieſem Orte zu ver« 
nehmen find und zu einer Abweichung davon es 
der Genehmigung der Berfammlung bedarf. Auch 
gehören hierher die Vorfchriften, welche den Be⸗ 
amten, foweit fie überhaupt verfafjungsgemäß Ab- 
eordnete fein Yönnen, die Freiheit wahren, das 
mt ungehindert auszuüben. In dieſer Beziehung 
enthalten die Berfafjungen meift eine Vorfchrift, 
nad) der Beamte zum Eintritt in das Parlament 
eines Urlaubs nicht bedürfen follen (Deutjches Reich 
Art. 21], Preußen [Art. 78], Bayern [Art. 30], 
Württemberg [8 146] u. ſ. w.). Damit ift auß« 
ebrüdt, daß der Beamte weder zur Annahme der 
hl die Genehmigung der vorgejehten Behörde, 
noch zur Teilnahme an den Verfammlungen eine 
beiondere Dispenfation vom Dienfte nachzuſuchen 
nötig habe, vielmehr auf die bloße Anzeige, an 
ben re der Verfammlung teilnehmen zu 
wollen, ſich von feinem Staat8amte entfernen dürfe. 
Die Vorſchrift des Art. 21 der Deutſchen Reichs- 
verfaſſung geht indefjen nur dahin, daß Beamte 
(. d. ſowohl Neid als auch Landesheamte) 
eines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag nicht 
bedürfen ; um in einen der bundegftaatlichen Land» 
tage einzutreten, ift daher für die Reichsbeamten 
ein Urlaub erforderlich. Auch abgefehen hiervon, 
ehlt e8 nicht an gegenteiligen oder einjchränfenden 
eftimmungen. So befteht für Bayern die Vor⸗ 
ſchrift (Art. 30 des Geſetzes, Die Wahl der Land» 
tagSabgeordneten betreffend), daß Offizieren und 
Militärbeamten ber Urlaub verweigert werden 
darf, wenn außerordentliche Verhältniffe ihrer Ent- 
fernung entgegenftehen. Nach 8 75 ber ſächſiſchen 
Verfafjung haben Staatdiener, andere Beamte, 
Geiftfiche, Lehrer und Militärperfonen ihre Wahl 
ber vorgefehten Dienftbehörbe anzuzeigen, damit 
dieſe ermeffe, ob die Annahme der Wahl geneh ⸗ 
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migt werben konne; bie Genehmigung fann ohne 
erhebliche im Wefen des Amtes beruhende und den 
Ständen zur Nachricht mitzuteilende Gründe nicht 
verfagt werben; ftäbtifche Beamte haben die Ge⸗ 
nehmigung ber Stadträte einzuholen, bie nur aus 
denfelben Gründen verweigert werben kann; über 
Reflamationen wegen verweigerter Genehmigung 
enticheidet bie Regierung. Ahnlich Oldenburg 
(Art. 121), nur wird hier Einverfländnis des 
Landtags und der Regierung über die Urlaubsver⸗ 
ſagung vorausgeſetzt. Diefe beichräntenben Beftim« 
mungen fommen, was ben Reichstag betrifft, gegen= 
über dem Art. 31 der Reichsverfaſſung nicht in 
Betracht. 

2. Die zweite und weſentlichſte Schutzbeſtim · 
mung betrifft die Abftimmung der Abgeordneten 
bei der parlamentariichen Beſchlußfaſſung ſowie 
die in Verbindung damit ftehende freie Meinungs« 
äußerung. Daß die Abftimmung von jeder Ver⸗ 
antwortlichkeit, ſowohl außerhalb wie innerhalb der 
Verfammlung, freigeftellt werden mußte, ift von 
allen Verfafjungen anerfannt. Nicht fo verhält 
es fih aber mit der Garantie der Redefreiheit. 
In England wurbe dieſes Recht nach mannigfachen 
Kämpfen bereit durch Die Declaration of rights 
unter Wilhelm III. im Jahre 1689 dahin ficher« 
geftellt, daß die Freiheit der Meinungsäußerung 
und des Verfahrens im Parlamente in feinem Ges 
richtshof und an keinem Orte außerhalb des Par» 
laments angefochten oder in Frage geftellt werden 
dürfte. Die Beſtimmung ging dann im weent« 
lichen in die Konftitution der Vereinigten Staaten 
von Norbamerifa vom 17. September 1787 
(Art. 1, Sektion 6, Nr. 1) und die Verfaffungen 
der einzelnen Staaten diefer Union über. Von den 
franzöfifchen Verfaſſungsgeſetzen enthielt das von 
1791 ebenfalls die unbedingte Garantie ber Rede= 
freiheit; in mehreren der |päteren Zeit fehlte es 
Dagegen an Beflimmungen hierüber; das Verfafe 
fungsgefeß vom 16. Juli 1875 endlich enthält in 
Art. 13 die — daß fein Mitglied bes Par⸗ 
laments wegen feiner in Ausübung bes Berufs ger 
thanen Äußerungen und Abftimmungen verfolgt 
oder in Unterfuhung gezogen werben fünne, eine 
Vorſchrift, die wörtlich aus der belgiſchen Ver- 
Taffung vom 7. Februar 1831 (Art. 44) entnommen 
ift, mit welcher auch Die der Ingemburgijchen Verfaſ⸗ 
fung (Art. 68) wörtlich übereinftimmt. Auch in den 
Verfaffungen von Italien, Schweden, Norwegen, 
Dänemark, Finnland, Spanien, Portugal, der 
Niederlande finden fich weſentlich entſprechende Be= 
ftimmungen, fo daß wohl feine außerbeutfche Ver- 
faſſung exiftieren dürfte, in der Die fragliche Ga⸗ 
tantie fehlte. Die Verfaffungen ber beutichen 
Bundesftaaten weichen in Anfehung der Gewähr 
der Rebefreiheit fomohl von dem vorbemerften 
Standpunfte als aud voneinander ab ; Die meiften 
nämlich enthalten mehr ober minder bebeutende 
Beſchränkungen dieſer Freiheit (fo Sachſen [8 88), 
Württemberg [8 185], Heſſen [Art. 83], Sachſen⸗ 
Weimar [8 18], Oldenburg [Art. 131], Braune 
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ſchweig 183184]u. a.). Die preußiſche Verfaffung be⸗ 
ſftimmi in Art. 84, daß die Mitglieder des preußiſchen 
Landtags „für ihre in demſeiben ausgeſprochenen 
Meinnmgen nur innerhalb der Kammer auf den 
Grund der Geſchãftsordnung zur Rechenſchaft ge» 
zogen werden“ können. Dieſe Vorſchrift Hat aber 
einheitlichen Regelung des in Nede fiehenden 
—** für alle geſetzgebenden Körperſchaften 
Deutſchlands geführt. Den Anſtoß gab der Fall 
Tweften- Frenyel im preußifchen Abgeorbnetenhaufe 
im Jahre 1865. Bis dahin hatte das Preußiſche 
Ober- Tribunal in wiederholten Entſcheidungen 
aus den Jahren 1853 und 1865 ben in Art. 84 
gebrauchten Ausdrud „Meinungen“ dahin auß« 
gelegt, daß er alle Äußerungen eines Abgeorb- 
neten, welche von demſelben in diefer feiner Eigen- 
ſchaft bei Ausübung feiner Funktionen in ben 
mern ht würden, umfaſſe. In dem er- 
wähnten Falle jedoch entſchied unter dem 26. Ja= 
nuar 1866 ein Plenarbeſchluß des Ober-Tribu- 
nals, Daß der Art. 84 eine ftrafrechtliche Verfolgung 
wegen einer bei Ausübung der Abgeorbneten= 
Funktionen in der Kammer ausgeſprochenen Ver« 
leumdung nicht ausſchließe; mur bei bloßen Be» 
leidigungen ohne verleumderiſchen Eharatter finde 
eine ſolche nicht flatt; er ging davon aus, daß der 
Art. 84 eine Ausnahmevorſchrift enthalte, deshalb 
teftriftiv zu beurteilen und daß unter „Meie 
en“ lediglich die Refultate des Denkvermögens 
im Begenfage zur Behauptung und Verbreitung 
von Thatſachen zu verſtehen ſeien. Verſchiedene 
Verfuche des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, eine 
authentiſche Interpretation oder ein den Art. 84 
abänderndes Gejeg im Sinne der ehemaligen Aus⸗ 
legung des Ober-Tribunals, an ber die Auffaffung 
des Abgeorbnetenhaufes ſtets feftgehalten hatte, 
herbeizuführen, fcheiterten regelmäßig an dem 
Widerſpruche des Herrenhaufes. Inzwiſchen aber 
war in die Verfafjung bes Nordbeutigen Bundes 
der Art. 80, und zwar ohne Diskuffion, aufgenom- 
men worden, wonad) „fein Mitglied des Reichs» 
tags zu irgenb einer Zeit wegen feiner Abftimmung 
ober wegen ber in Ausübung jeines Berufs gethanen 
‚Anßerungen‘ gerichtlich ober Dißciplinarifch 
verfolgt oder ſonſt außerhalb der Berfammlung zur 
BVerantivortung gezogen werben“ darf. Im An« 
ſchluffe daran wurden im Reichstage bes Nord⸗ 
deutſchen Bunbes Anträge geftellt, welche durch 
Geſeh in allen Staaten des Bundes bie gleiche Be⸗ 
Rimmung einzuführen bezwedten, ſolche auch an» 
genommen, aber von dem Bunbesrate abgelehnt. 
Als dann bie Beratung des Strafgefeßbuchs kam, 
wurden die Verfuche erneuert, eine entſprechende 
Vorſchrift in das TE: einzuftellen ; biejelben 
hatten ben Erfolg, daß eine ſolche als 8 11 in das 
Strafgeſezbuch aufgenommen ift. Als — 
geht fie den landesgeſetzlichen Vorſchriften, au 
wenn e8 verfafjungsmäßige find, vor; der erwähnte 
Art. 30 der Verfaffung des Norbdeutfchen Bundes 
iM im die des Deutfchen Reichs übergegangen ; ber 
einheitliche Rechtszuſtand ift alfo gejchaffen. Der 
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Schutz, den biefen Beftimmungen gemäß der Ab« 
geordnete genießt, bezieht fih, wie der Wortlaut 
ergiebt, auf jede Art der Verantwortung außerhalb - 
der Verfammlung, der er angehört. Auf den In⸗ 
halt der Außerungen fommt e8 nicht an, mag er 
auch den Thatbeitand eines Verbrecyens oder Ver⸗ 
gehens enthalten, den des Hochverrats, Landes- 
verrats, ber Majeſtätsbeleidigung, Aufreizung zum 
Rlafjenlampf, Verleumdung, Beleidigung zc. nicht 
ausgeichlofjen. Auch die Form ift unerheblich; die 
„Äußerungen“ können ſchriſtlich, mündlich oder 
durch konkludente Handlungen gemacht werden. 
Nur das ift weſentlich, Daß fie das Merkmal eines 
Berufsaftes an fi tragen. Die Ausübung des 
Abgeorbnetenberufs bejchränft ſich nun keineswegs 
auf die Plenarverfammlungen ber geiehgebenben 
Körperichaft; auch in den Abteilungen, Kommif- 
ſionen, Ausſchüſſen kann der Abgeordnete berufd» 
mäßig thätig fein. Anderfeits ift e8 nicht aus⸗ 
reichend, daß die Außerung innerhalb einer folchen 
offiziellen Verſammlung fällt; nicht jebe dort ger 
machte Außerung ift ein Berufsaft, jelbft wenn 
fie mit Bezug aufden Beratungsgegenftand erfolgt, 
En nicht eine in der Unterhaltung mit einem 

achbar fallende. Indeſſen ift es auch wieber nicht 
notwendig, daß die Äußerung in der Kammer 
u werbe, um firafloß zu bleiben, wie dies der 

ortlaut des Art. 84 der preußifchen Berfaffung 
verlangte; auch außerhalb, nicht bloß des „Haujes“, 
fondern auch außerhalb einer Verfammlung der 
erwähnten Art ift eine jede Außerung als immun 
au betrachten, wenn fie nur in Ausübung des Be⸗ 
rufes ‚gethan wurde; als ſolche dürfte Daher ſtets 
jede Äußerung zu gelten haben, welde in Aug« 
führung eines von der gefeßgebenden Verfammlung 
ern Auftrags, z. B. bei Deputationen, 

nqueten, gethan wird, felbft wenn nur ein ein« 
zelner Abgeordneter dabei thätig wäre. Nicht zu 
den amtlichen Berfammlungen ber Abgeordneten 
gehören die Zufammenkünfte der einzelnen Frak- 
tionen, der freien Vereinigungen und ähnlicher 
Afjociationen ; wie überhaupt die Parteien, jo haben 
aud) dieje Vereinigungen nur eine politiiche, aber 
feine rechtlich relevante Bedeutung ; Außerungen, 
bier gemacht, ftehen unter bem gemeinen Recht. 
Dasselbe gilt von Äußerungen (Reden, Reden 
ſchafisberichten 2c.) in Wählerkreiſen (Vertrauens- 
männer«, Volksverſammlungen). Die Wieder- 
holung einer in dem Parlamente gehaltenen, daher 
ſtrafloſen Rede außerhalb besfelben in einer der- 
artigen Berfammlung kann ftrajbar fein. Indefjen 
dürfte für Außerungen, welche unter diefen außer« 
parlamentarijchen Umftänden gemacht werden, dem 
Abgeordneten ber $ 193 des Strafgeſetzbuchs zur 
Seite ftehen, wonach Äußerungen, welche zur Auß« 
führung oder Verteidigung von Rechten oder zur 
Wahrnehmung berechtigter Interefjen gemacht wer« 
den, nur infofern ftrafbar find, al8 das Vorhanden ⸗ 
fein einer Beleidigung aus der Form der Außerung 
oder aus fonftigen Umftänden hervorgeht. Der 
Abgeordnete kann demnach ſowohl nach deutſchem - 
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wie außerdeutfchem Rechte nicht außerhalb der Ver⸗ 
ſammlung zur Verantwortung gezogen werben; 
innerhalb derfelben unterliegt er den Disciplinar- 
vorſchriften nach Maßgabe der Geſchaͤftsordnungen. 
Die letzteren gehen in ihren Vorſchriften über den 
in Rebe ftehenden Punkt jehr weit auseinander, 
wobei vor allem noch zu berüdfichtigen ift, daß in 
den Auffafjungen darüber, was als Mißbrauch 
der Rebefreiheit zu betrachten ift, eine außerordent« 
liche Verſchiedenheit herrfcht. Die Geſchäftsord⸗ 
nung des englifchen Unterhaufes enthält Beftim- 
mungen über die Strafgewalt bes Haufes nicht ; 
bier beruhen bie Befugnifje und die Art der An« 
wendung auf der parlamentarifhen Übung, die 
am legten Ende auf das jedesmalige freie Ermeffen 
des Haufes Hinaußläuft. Wegen Mißbrauchs der 
Redeſreiheit ift aber dort nicht nur Ermahnung, 
Verweis, fondern aud) Gelbftrafe, Haft und fogar 
Ausftoßung, wodurd allerdings die Fähigleit, 
wieber gewählt zu werden, nicht berührt wird, zur 
Anwendung gebracht worden. Entſprechendes gilt 
für die Vereinigten Staaten und ſämtliche Einzel» 
ftaaten von Nordamerifa, mit ber Maßgabe, daß 
daB Recht, auszuſchließen, auch faft in allen Ver 
fafjungen ausdrüdiih Aufnahme gefunden hat. 
Frankreich (Reglement vom 18. November 1877) 
fennt den einfachen Orbnungsruf, den protofol- 
lierten Ordnungsruf, den Verweis, ben verſchärften 
Verweis mit Ausſchluß aus der Sitzung. Das 
parlamentarifche Recht Belgiens dagegen kennt 
wieder feine ſchärferen Disciplinarmittel als den 
Orbnungsruf mit Einzeihnung in das Sigungs» 
protofoll; desgleichen Öfterreih und Rumänien. 
Nach den für den Nationalrat wie für den Stände» 
rat der Schweiz geltenden Vorſchriſten ift dort nur 
der einfache Ordnungsruf anwendbar; basjelbe 
gilt für die italienische Deputiertenfammer. In 
ben däniſchen Kammern kann nad) zweimaligem 
Ordnungsruf auf Vorſchlag des Präfidenten Wort- 
entziehung eintreten. Im ſchwediſchen Reichstag 
bat in jedem einzelnen alle die Sammer zu ent« 
ſcheiden, ob Mahnung oder Verweis oder Abgabe 
an bie fompetenten Gerichte oder feines von den 
dreien Platz greifen ſoll. Bon den Vorſchriften der 
deutſchen Bundesſtaaten gehen die von Oldenburg, 
Braunſchweig, Sachſen · Neiningen, Schwarzburg« 
Rudolftadt und Waldeck bis zur Ausſchließung 
von Abgeordneten aus dem Parlamente wegen 
begangener Ordnungswidrigkeiten. Im übrigen 
aber bejchränten ſich die Disciplinarbefugniſſe auf 
Ordnungsruf und Wortentziehung, gegen welche 
dann noch, ſoweit fie nicht ſchon ohnehin von der 
Verfammlung ausgefprochen werben muß, Ber 
rufung an biefelbe ftattfinden Tann; fo namentlich 
in Preußen, Bayern, Sachſen, Heſſen. Auch die 
Geſchaftsordnung für den Deutichen Reichstag ent« 
bielt in ihrer urjprünglichen Faſſung nur die Bes 
rechtigung des Präfidenten, den Ordnungsruf zu 
verhängen; bei fortgefeßten Verſtößen gegen die 
Redeordnung Tann auf Anfrage des Präfidenten 
die Berfammlung ohne Debatte befchließen, daß 
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das Wort über den Beratungsgegenftanb ... 
werbe, wenn ber Präfident zuvor auf dieſe Folge 
aufmerffam gemacht hat; gegen den Ordnungsruf 
wegen jonftiger Orbnungswibrigfeiten ift der Ab» 
geordnete berechtigt, ſchriftlich Einfpruch zu thun, 
worauf der Neichätag, jedoch erſt in ber nädhft« 
folgenden Sigung, darüber ohne Diskuffion ente 
ſcheidet, ob der Ordnungsruf gerechtfertigt iſt. 
Dieſe Beftimmungen in Verbindung mit ber ver⸗ 
fafjungsmäßigen {Freiheit der Redner und der die 
Neben wiebergebenden Berichte von jeder Ver⸗ 
antwortlichleit, ſowie bie Offentlichfeit ber Ver⸗ 
handlungen (Art. 22 der Reichsverfaſſung) gaben 
dem Bundesrate den Anlaß, unter dem 12. Februar 
1879 den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Strafgewalt des Reihätags über feine Mitglieder 
(jogen. Diaulforbgejeg) dem Reichstage vorzulegen. 
Danach follte eine Kommiffion die Strafgewalt 
ausüben und Verweis vor verjammeltem Haufe, 
Verpflichtung zum Widerruf oder zur Enſſchul⸗ 
digung vor verjammeltem Haufe oder endlich Auße 
ſchließung aus dem Reichstage auf Zeit, eventuell bis 
zum Ende der Legislaturperiode verhängen fönmen ; 
nur im Falle, daß auf Ausſchließung entſchieden 
ift, follte Berufung von der Kommilfion an den 
Reichstag zugelafjen fein. Der Entwurf wurde ab- 
gelehnt. Exit im Jahre 1895 fam anläßlich eines 
beftimmten Falles eine Verfhärfung der Gefchäfts- 
ordnung dahin zu ftande, daß im alle gröblicher 
Verlegung der Ordnung ein Abgeordneter durch 
den Präfidenten von der Situng ausgeſchlofſen 
werden lann. 

3. Ein weiterer Schuß endlich ift den Abgeord⸗ 
neten in den meiften Berfaffungen noch in Bezug 
auf Verhaftung und Strafverfolgung 
wegen ſolcher Delikte gewährt, die nicht, wie bie 
unter 2 erwähnten, in Ausübung bes Berufs be⸗ 
gangen wurden. In Abweichung aber von dem Ente 
widlungsgange des Immunitätsrehts im übrie 
gen meift bie Entftehung der hierher gehörigen 
Rechtsfäge nicht auf die englifchen Verfaſſungs- 
auftände zurüd. Das engliſche Verfaſſungsrecht 
gewährt den Abgeordneten Schuß gegen Verhafe 
tung nur in Civilſachen und in geringfügigen Straf« 
ſachen während der Dauer der Seſſion fowie 
40 Zage vor Eröffnung und nad) Schließung ber» 
felben, indem bie Beftimmung, daß der Schuß bei 
den ſchweren Delikten von Hochverrat, Felonie 
und Friedensbrud nicht ftatthaben folle, von dem 
Haufe der Gemeinen jelbft 1641 dahin ausgelegt 
wurde, daß alle Delifte ſchließlich einen Friedens» 
bruch bebeuteten. Der Privilegien-Ausihuß Hat 
im Jahre 1831 diefe Auslegung beftätigt. Auch 
gegen die Orbnungsftrafgewalt der Gerichte ift 
der engliſche Abgeordnete nicht gefichert. Nur 
muß die Verhaftung eines Abgeordneten nebft den 
Gründen dafür dem Parlament alebald angezeigt 
werben. Sobald aber die Habend-Eorpug-Afte 
außer Kraft gefeht war, ift jedesmal durch be= 
ſonderes Geſeß beitimmt worden, daß die Garantie 
der freiheit der Perſon für die Abgeorbneten fort- 
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Balenent erfaft erben bäre. Die ort 
Parlamenls ver e. Die Bo: t 
der Ronftitution der Vereinigten Staaten Norb- 
amerilas (Art. 1, Seltion 6, Nr. 1) ift dieſer nach · 
ilbet ; dasſelbe gilt von den einzelnen Staaten 
Für Peg eig —— dem 
europaiſchen Kontinente dagegen je franzd 
fiſch belgiſchen Verfaffungsgrundfäge vorbildlich 
* Veranlaßt durch einen während ber 
—— — im Jahre 1790 vor» 
gelommenen Fall von Verhaftung eines Abgeord⸗ 
neten fahte die Nationalverfammlung zuerft im 
genannten Jahre einen Beichluß zum Schuße ge⸗ 
gen kriminelle Verfolgungen; Erweiterung und 
Ausbau erfolgte in den fpäteren Geſetzen bis zur 
Eharte vom 4. Juni 1814. Die endgültige Aus- 
bildung der einfchlägigen Grunbjäge nahm aber 
bie belgifche Verfaffung vom 7. Februar 1831 vor, 
indem fie in Art. 45 beftimmte, daf fein Mitglied 
des Barlaments während der Dauer der Seſſion 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung ver« 
folgt oder verhaftet werden dürfe außer bei Er- 
greifung auf friſcher That, e8 fei denn mit Ge- 
mehmigung der Kammer, welcher der Abgeordnete 
angehört; dieſelbe Genehmigung follte auch in bes 
treff der Civiihaft erforderlich fein und eine jede 
Verfolgung oder Haft follte für die Dauer der 
Seſſion auf Verlangen der Kammer unterbrochen 
werben. Diefer Art. 45 ift dann faft wörtlich, 
(mit Ausnahme der Vorſchrift über die Civilhaft) 
als Art. 14 in das franzöfifche Gefeg vom 16. Juli 
1875 übergegangen, und mit Ießterem flimmt ber 
Art. 52 der rumãniſchen Konftitution von 1806 
wörtlid) überein. Auch alle andern fonflitutio- 
zellen auferbeutfchen Staaten Europas — die 
Niederlande ausgenommen (?) — haben faft die- 
ſelben Brundfäge aufgeftellt. Italien (Art. 45,46) 
md Norwegen (Art. 66) bieten nur Schuß gegen 
Verhaftung, nicht gegen Strafverfolgung, Spanien 
At, 47) Dagegen ſchũtzt feine Abgeordneten fogar 
außer der Seſſionszeit infoweit, als dem Parlas 
ment fofort Nachricht gegeben werben muß, damit 
6 Beſchluß faſſen kann, und auch Schweden geht 
in feiner Konftitution vom 6. Juni 1809 über 
das fonft übliche Maß des Schutzes noch hinaus. 
Verhältnismäßig am wenigften Schuß in der hier 
in Rede flehenden Richtung gewähren die Ver- 
feffungen der einzelnen deutſchen Bundesſtaaten. 


vom 28. Auguft 1829 
ahin aus: der Lauf der 


fäliger Wechſel. Wenn 
Wechſelarreſ oder eine Kriminalunterfuchung gegen 


Abgeordneter. 


26 


einen Deputierten erlannt wird, muß der Stell- 
vertreter desſelben einberufen werben. Andere wie- 
der, wie Bayern (8 26), Baden ($ 49), Hefien 
(Art. 84), Braunfhweig (8 185), Koburg-Botha 
(8 86), Reuß &. 2. (8 65), machen nur die Ver⸗ 
haftung, nicht die gerichtliche Verfolgung von der 
Einwilligung der Kammer abhängig, den Fall der 
Ergreifung auf frifcher That bei begangenen Ver⸗ 
brechen oder auch bei allen ftrafbaren Handlungen 
ausgenommen. Die Verfallungsurtunde für das 
Königreih Sachſen vom 24. September 1831 
ah ($ 84) den Ständen „fomohl in ihrer Ge» 
jamiheit als einzeln völlige Unverleplichfeit der 
Perſon während der Dauer des Landtags” zu, 
fügt Dann aber bei: Daher darf insbejondere, außer 
dem Falle der Ergreifung auf friiher That bei 
einem begangenen peinlihen Verbrechen und in 
dem alle des Wechielverfahrens, kein Mitglied 
der Ständeverfammlung während ihrer Dauer 
! ohne ausdrüdliche Zuftimmung der Kammer, der 
felbiges angehört, verhaftet werden. In Gemein- 
ſchaft mit der Berfafjungsurtunde für den preu⸗ 
Bifchen Staat (Art. 84) beftimmen jodann endlich 
die Verfaſſungsgeſetze für Württemberg (8 184), 
Oldenburg (Art. 182), Sachſen⸗ Weimar⸗Eiſenach 
(8 19), Reuß j. 2. (8 94), Schaumburg-Lippe 
(Art. 18), Sachſen ⸗Altenburg (Gejeg vom 23. No» 
vember 1848, $ 1) und auch die deutſche Reichs- 
verfaffung (Art. 81) in getreuer Nachbildung der 
belgiſchen Vorſchrift, daB fein Abgeordneter ohne 
Genehmigung der gejeßgebenden Körperichaft, der 
er angehört, während der Situngäperiode wegen 
einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unter 
ſuchung — oder verhaftet werden fönne, außer 
wenn er bei Ausübung der That oder im Laufe 
des folgenden Tages ergriffen werde; bie gleiche 
Genehmigung fei bei einer Verhaftung wegen 
Schulden erforderlich ; auf Verlangen der Körper 
ſchaft werbe jedes Strafverfahren gegen ein Mit⸗ 
glied derſelben und jede Unterfuchungs« und Civil⸗ 
baft für die Dauer der Sigungsperiode aufgehoben. 
Dabei dehnt Oldenburg den Schuß noch auf die 
Zeit der Reife von und zum Landtage, Sachſen⸗ 
Weimar⸗ Eiſenach auf acht Tage vor Beginn und 
nah Schluß der Seffion aus; Neuß j. 2. und 
Schaumburg-Lippe gerähren dagegen wieder fei« 
nen Schuß gegen Civilhaft. Nach andern Ge» 
fichtspunkien gruppiert, ergeben fic wieder weitere 
Verſchiedenheiten. Soweit es fi) dabei um die 
Vorausfegungen der Einleitung oder Fortſetzung 
einer Strafverfolgung handelt, find diejelben auch 
nicht durch die gemeinfame Strafprogekordnung 
befeitigt (gl. 8 6 des Einf.-Gef. zur Strafproz.- 
Ordn.). Die Beftimmungen der Reichsverfaſſung 
und die mit ihr verwandten laſſen ertennen, daß 
fie nicht die Strafuoliftredung hindern wollen, fo 
daß alſo eine rechtskräftig erkannte Freiheitsſtrafe 
auch während der Seſſion durch eventuelle Berhaf- 
tung vollftredt werden fann ; auch kann eine Unter- 
brechung ber Strafhaft nicht verlangt werben. So⸗ 
dann ergiebt fi}, Daß nur der Beginn, nicht aber 
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die Fortiegung eines bereits vor Eröffnung der 
Seffion begonnenen Strafverfahrens, ſowie ent 
ſprechend die Verhaftung, nicht aber bie Fort- 
dauer der Haft von ber Genehmigung des Ver« 
tretungsförper8 abhängig ift; nad) dem Beginne 
bebarf e8 der Initiative des Ießteren, um die Unter ⸗ 
brechung herbeizuführen. Zur Unterfuchung ziehen 
bebeutet die Vornahme einer jeden Handlung, 
welche darauf abzielt, nach Feſtſtellung einer ftraf- 
baren Handlung den Thäter zu ermitteln und zu 
beftrafen. Demgemäß dürfte es nicht zweifelhaft 
fein, daß Hausſuchungen bei einem Abgeordneten 
unter die Vorſchrift fallen. — Was die Verhaf« 
tung wegen Schulden bezw. bie Civilhaft anlangt, 
b iſt ſchon feit dem Gefeße vom 29. Mai 1868 
er Perfonalarreft als Exefutiongmittel in bürger- 
lichen Rechtsſtreitigkeiten zur Erzwingung einer 
Leiſtung von vertretbaren Sachen nicht mehr zu⸗ 
Käffig. Nach der Civilprozeßordnung ift die Civil» 
haft zwar noch verfchiedentlich als Zwangsmittel 
und auch als Sicherungsmittel zur Vollziehung 
des perfönlichen Sicherheitsarreftes noch möglich; 
allein nach 8 904, Nr. 1 bezw. $ 905, Nr. 1 da= 
ſelbſt ift gegen Mitglieder einer deutſchen geſetz · 
gebenden Verſammlung während der Dauer der 
Sitzungsperiode die a unftatthaft, jofern nicht 
die Berfammlung die Vollitredung genehmigt, und 
zu unterbrechen, wenn die Berfammlung bie frei» 
laſſung verlangt. Unter Sitzungsperiode ift der 
Zeitraum von der offiziellen Eröffnung derjelben bis 
zur offiziellen Schließung zu verftehen, fo daß die 
‚Zeit einer Vertagung hineinfält. — Nicht gebedt 
durch die Vorſchrift werden nad) der herrichenden 
Anſicht Haftitrafen, die als Ordnungsſtrafen 
verhängt werben, fo daß alſo die im Strafſprozeß · 
wie im @ivilprozeßverfahren nad den Vor⸗ 
ſchriften der 88 178, 179 des Gerichtäverfaffungs- 
gejeßes gegen Parteien, Zeugen, Sachverftändige 
oder bei der Verhandlung nicht beteiligte Perfonen 
wegen Verſtoßes gegen die Ordnung oder wegen 
begangener Ungebühr zufäffigen Haftitrafen auch 
jegen Abgeordnete anwendbar find. — Die Miß- 
lände, welche fi aus dem Hinderniffe des Be- 
inns bezw. auß der Unterbredung der Unter- 
uchung bezüglich der Verjährung der Strafver- 
folgung ergeben fonnten, find durch das Gefeh 
vom 26. März 1893 bejeitigt (8 69 des Straf- 
geſetzbuchs). Danach ruht die Verjährung der 
Strafverfolgung während der Zeit, in welcher ge= 
gen den Abgeordneten die Unterfuchung nicht be= 
gonnen oder nicht fortgefeßt werden konnte. 

Ob bie bier ſpeciell in Rebe ftehenden Immuni« 
tãtsvorſchriften, ſoweit fie Landesgeſetze find — alfo 
abgefehen von dem Art. 31 der Reichsverfaſſung, 
der, wie die unter 2 behandelte Vorfchrift des 811 
bes Strafgefegbuche, als Neichägefeb überall im 
Reiche zu berüdfichtigen ift —, auch außerhalb des 
Territoriums, für welche fie erlaffen find, den 
Abgeordneten fügen, ob z. B. ein preußifcher Ab⸗ 

jeordneter, ber während einer Sefflon des preußi« 
hen Landtags in Anhalt, wo Immunität in dem 


Abgeordneter. 
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bier fraglichen Sinne nicht befteht, eine ſtrafbare 
Handlung begeht, in dem Ießteren Bundesſtaate 
ur Unterfuchung gezogen und verhaftet werben 
könne, ift freitig geroorben. Während vou einer 
Seite die rechtliche Pflicht der Rüdfihtnahme auf 
die auswärtige Abgeordnetenqualität behauptet 
wird, fommt eine andere Anficht zu dem Refultate, 
daß der Zuftand in Deutſchland der wechſelſeitiger 
Nichtbeachtung ift, daß der Abgeordnete demgemäß 
außerhalb des Bundesftaats, bem er angehört, fei= 
nen Schuß genieße. Weber die Gründe für die 
eine noch für die andere Anficht, noch auch die 
Wirkungen, die beide im Gefolge haben, können 
befriebigen. Eine gegenfeitige Rüdfichtnahme führt 
dazu, daß gegebenenfalls die anhaltiſchen Berichte, 
um bei dem Beifpiel zu bleiben, den preußifchen 
Abgeordneten frei ausgehen laſſen müſſen, den 
eigenen aber, der mit dem preußijchen gemein⸗ 
ſchaftliche Sache gemacht hat, in Unterfuchungs- 
haft nehmen können ; die gegenjeitige Ignorierung 
ift aber mit bem Charakter bes Reich# als eines 
Bundesſtaats unverträglich. 

4. Die Immunität der Abgeordneten hat, was 
die deutſchen Verhältniſſe anlangt, eine umfang- 
reiche Litteratur aufzuweifen. Auf der einen Seite 
wird fie unbedingt für erforderlich) erachtet, wenn 
die Vollsvertretung ihrer Aufgabe ſoll gerecht wer⸗ 
den können, und es wird Die Ausdehnung noch über 
das von dem Reiche und von Preußen gewährleiftete 
Maß, fowie die Befeitigung der unter 3 gejchil- 
derten Rechtsungleichheit auf der Grundlage ber 
Reichsgarantien befürwortet; aufder andern Seite 
wird fie als gegen das Princip der Rechtsgleichheit 
berftoßend und, wie die Beifpiele der älteften fon« 
ftitutionell regierten Ränder ergäben, als entbehr« 
lich bezeichnet ; die Nebefreiheit insbejondere wird 
als etwas für das geſunde und natürliche Rechts- 
gefühl Unerträgliches dargeſtellt. Wo die Gegner- 
ſchaft gegen die Immunität am ſchärfſten, da ſchei⸗ 
nen mir die Gründe am ſchwächſten zu fein. Ob 
ein einzelner Abgeordneter wegen einer ftrafbaren 
Handlung einmal den parlamentarijhen Geſchäften 
auf kürzere ober längere Zeit entzogen wird — 
daß die Majorität oder auch nur ein nenneng« 
werter Prozentſatz ich der Regel nad) in dieſer 
Lage befindet, wird ja wohl nicht behauptet, noch 
weniger durch Thatſachen belegt —, dürfte für das 
betreffende Parlament al8 Ganzes und für bie 
Durchführung feiner Aufgabe unerheblich fein; 
das ift erprobt durch die Vollſtreckung von Frei⸗ 
heitsſtrafen während der Seffiongzeit. Diefe Ga⸗ 
tantie wäre aljo um deswillen entbehrlich ; fie ift 
nur notwendig, um tendenziöfe Verfolgungen un⸗ 
möglich zu machen. Anders ift e8 mit der Reber 
freiheit; fie ift um ihrer ſelbſt willen erforderlich 
als die umerläßliche Vorbebingung einer un- 
befangenen Ausübung bes Berufsals Abgeordneter. 
Im Hintergrunde der Dagegen angeführten Gründe 
liegt faft ſiets die Auffaſſung veritedt, als handle 
es ſich bei der Immunität um eine ben Perfonen 
der Abgeordneten gewährte Begünftigung, um 
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ein Privilegium derſelben. Das iſt indeſſen durch⸗ denen Länder im Laufe der Zeit ſehr verſchieden 
aus falſch; in der Immunität kommi vielmehr | beantwortet worden. In England finden ſich {dom 


Lediglich das Recht der Volfsvertretung ſelbſt zur 
Geltung. Bei der Garantie gegen Strafverfolgung 
und Berhaftung ergiebt fich das ja auch unmıttel» 
bar aus dem Ausdrud; aber auch bei der Rede⸗ 
freigeit if das der Fall. Mag man fi) von den 
oben unter I mitgeteilten rechtsphiloſophiſchen An« 
fihten über das Weſen ber Vollsvertretung und 
der Abgeordnetenftellung anfchließen, welcher man 
will, immer wird len jein, daß der Ver- 
tretungstörper als Ganzes entweder alleiniger 
Zräger oder wenigſtens einer der unter ſich gleich" 
berechtigten Faktoren der gejeßgebenden Gewalt 
und als ſolcher juriftiih unverantwortlih und 
unverletzlich iſt. Das Gleiche trifft zwar nicht auch 
auf den einzelnen Abgeordneten zu; er iſt nicht 
das Gefeßgebungsorgan felbft ; er ift aber eine der 
Verfonen, in denen biefes in bie Erſcheinung, in 
BVirfjomfeit tritt. Diefe Wirkfamteit muß daher 
tvie Die des Vertretungstörpers ſelbſt frei und un ⸗ 
behindert und unverantwortlich in Ausübung des 
Berufs fein, der unter anderem auch darin hervor · 
tritt, alle in gutem Glauben als beftehend an- 
genommenen Schäden aufzudeden und auf Abhilfe 
zu drängen; diefe Wirkſamkeit felbft würde aber 
getroffen, wenn der einzelne Abgeordnete in feiner 
Redefreipeit beengt würde. Im übrigen hat die 
Nedefreiheit der Abgeorbneten ein zutreffendes 
Analogon in den Befugnifjen aller Staatsbeamten, 
namentlich der zur Anklageerhebung berechtigten 
Behörden. Giebt es doch eine von namhaften Ge» 
kehrten vertretene Anficht, daß lediglich aus dem 
Weſen ber Tonftitutionellen Verfafjungen, ganz 
abgeiehen von etwaigen pofitiverechtlichen Ber 
Rinmungen, fchon die frage, ob Abgeordnete wegen 
ihrer in Ausübung ihres Berufs gemachten, nad) 
Ügemeinen Regeln ftrafbaren Außerungen zur 
ſtraftechtlichen Verantwortung gezogen werben 
Könnten, zu vereinen fei. Die Nichtigkeit biefer 
Anfiht mag dahingeftellt bleiben ; jedenfalls käme 
den Abgeordneten bei dem Mangel fonftiger pofi= 
tiven Vorſchriften der 8 193 des Strafgeſetzbuchs 
mit noch größerem Rechte in einem ſolchen Falle 
zu Nugen, als in dem unter 2 erörterten alle 
außerparlamentarifchen Auftretene. Es ift nicht 
iu bezweifeln, daß die Redefreiheit mißbraucht 
terden kann und auch mißbraudt worden ift. 
Dem fleht gegenüber, daß fie auch zur Aufdedung 
md Abftelung von Schäden dienlich geweſen 
if, an die bei mangelnder Immunität ein Ab⸗ 
get zu rühren nicht gewagt haben dürfte. 
Nachteilen für Einzelne, die übrigens nicht 
ſhußlos dagegen find, fteht der Nupen für das 
Gemeinwohl gegenüber; es ſcheint richtiger, jene 
mit diefem in den Kauf zu nehmen, als mit ber 
Vermeidung jener diefen zu fhmälern. 

V. Die Frage, ob den Abgeordneten für ben 
zur Ausübung ihres Berufes erforderlichen Aufe 
wand eine Entſchädigung und melde zu ger 
währen ei, ift von ber Gejeßgebung der verſchie⸗ 





im 14. Jahrhundert Beſtimmungen, welche die 
bis dahin ſchwankende Vergitung für Die Unter» 
hausmitglieder regeln; bereit8 für bie erfte Hälfte 
des 17. Jahrhunderts aber wird als allgemeine 
Sitte berichtet, Daß die Abgeordneten auf die Ent« 
ſchãädigung Verzicht leiſteten; und nach 1661 fol 
kein Fall mehr vorgelommen fein, daß ein Abe 
geordneter die Entjehädigung liquidiert habe. Date 
aus wird von einer Seite da8 Erlojchenfein der 
Bezugsberechtigung gefolgert, während vonanderer 
Seite das Fortbeftehen derjelben als nicht dem ge= 
ringſten Zweifel unterliegend bezeichnet wird. 
Frankreich hat die Geſetzgebung in diefem Punkte 
gewechjelt; in den erften Jahren der Republit 
wurde feine Vergütung gewährt, wohl aber feit 
1795 ; in der Eharte von 1814 wurde der Grund⸗ 
faß der Schadloshaltung wieder fallen gelafien, in 
der Konftitution von 1848 wieder aufgenommen. 
Die aus dem Ende des vorigen oder Anfange 
dieſes Jahrhunderts ftammenden, unter dem ma| 
gebenden Einfluffe Frankreichs ftehenden Verfaſ⸗ 
fungen verhalten fich entipredhend. Zur Zeit bes 
kennen ich fämtliche tonftitutionellen außerdeutfchen 
Staaten, auch diejenigen, welche wie Nordamerila 
die Verfaffungsgrundjäge dem engliichen Rechte 
nachgebildet haben, außer Italien, zu dem Grunde 
fage, daß den Abgeordneten eine Entihädigung 
zu gewähren ſei. Zeils ift der Grundſat allein, 
teils auch die Höhe der Leiftung verfaffungsmäßig 
feftgelegt ; meiftens ift die leßtere, weil fie eine 
Öftere Anpafjung an veränderte Verhältniffe er- 
fordert, der einfachen Gefeßgebung vorbehalten. 
In Portugal wird die Vergütung für eine Legis⸗ 
laturperiode in, ber lebten Seffion der ablaufenden 
feitgeitellt, in Sfterreich aljährlic) durch ben Land⸗ 
tag ſelbſt. Nicht bloß was die Höhe der Ente 
ſchãdigung anlangt, herrſcht große Verſchiedenheit, 
ſondern auch darin, ob eine Bauſchalſumme oder 
Tagegelder gegeben werden; dazu kommt meiſtens 
eine Entſchaͤdigung für die Reife zu und von der 
Verfammlung. Einzelne Staaten unterjcheiden, 
ob die Abgeordneten am Sitze der Verſammlung 
ihren ftändigen Wohnfiß haben oder nicht, und ge= 
mähren im erfteren {alle gar feine oder geringere 
Entfhädigung. Sehr oft findet fich die Beltim- 
mung beigefügt, daß die Abgeordneten auf die 
Vergütung nicht verzichten fönnen. Italien allein 
gewährt feinen Abgeordneten feine Vergütung, jon= 
dern nur freie Fahrt auf den Eifenbahnen und 
Dampfihiffen der vom Staate fubventionierten 
Geſellſchaften. Daß die Entihädigungen aus der 
Staatskaſſe gezahlt werden, liegt in der Natur bes 
Tonftitutionellen Syſtems, indem, wie unter I aus- 
einandergefeßt ift, Die Abgeordneten nicht im Auf» 
trage beftimmter Wählertreife in der Berfammlung 
erſcheinen, jondern als Vertreter des gelamten 
Voltes. Als eine Beftätigung für dieſe Begrün- 
dung fann es gelten, daß die Diäten für die Land» 
tagämänner des finnländifcen Landtags, der auf 
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ſtandiſcher Grundlage aufgebaut ift, nicht aus der 
Staatsfafje gezahlt, vielmehr von fäntlihen Wahl« 
berechtigten des Bezirls in einem vor der Wahl 
zu beftimmenden Betrage liquibiert werben müſſen 
(Sandtagdorbnung von 1869, $ 20). Ganz die- 
jelben untereinander abweichenden Erſcheinungen 
weijen bie gefeßlichen Beftimmungen der deutfchen 
Staaten auf. Sämtliche Bundesftaaten gewähren 
Entihädigungen. Preußen (Art. 85) hat die Ver- 
pflihtung „zur Zahlung von Reifeloften und 
Diäten“ verfafjungsmäßig feftgelegt mit dem Hin- 
zufügen, daß ein Verzicht darauf unftatthaft fei. 
Die Höhe zu beftimmen ift dem Geſetze vorbehalten. 
Das Geſetz ift erft unter dem 30. März 1873 
ergangen ; bis dahin wurden diejenigen Bes 
fimmungen analog angewendet, welde über 
die Vergütung für kommiſſariſche Geſchäfte in 
königlichen Dienftangelegenheiten gelten. Bayern 
(Art. 36 des Geſetzes vom 4. Juni 1848 bezw. 
21. März 1881) gewährt ebenfalls Tagegelder 
und Reijeloften bezw. ftatt der Ießteren freie Fahrt 
auf den Eifenbahnen ; die am Orte der Berfamm- 
fung wohnenden Abgeordneten erhalten Teine Ent- 
Hädigung. Sachſen hat wie Preufen den Grund» 
ag in der Berfafjung ($ 120) aufgeftellt und Aus- 
hrungsbeſtimmungen in der Landtagsordnung 
vom 12. Oftober 1874 (8 38) gegeben. Es ge 
währt Tagegelder und Reiſeaufwandsentſchädigung 
neben freier Fahrt auf der Eiſenbahn; auch den 
Zwifchenfommiffionen ift die gleiche Entſchädigung 
augefichert. Der Präfident jeder Kammer erhält 
außerdem 900 Mark monatlih. Auch Württem- 
berg hat die Verpflichtung in der Verfaſſung (3194) 
ansgeiprochen und die Ausführung bejonderer Ver 
abſchiedung vorbehalten. mliches beflimmen 
dann au die übrigen deutſchen Bundesſtaaten. 
Das Deutjche Reich bezahlt den Reichstagsmit- 
gliedern feine Entſchädigung; der Artitel 32 der 
Neichsverfaffung beitimmt vielmehr: „Die Mit- 
glieder des Reichstags dürfen als ſolche feine Be⸗ 
foldung oder Entfhädigung beziehen.“ Doch wird 
auf Grund eines Bundesratsbeſchluſſes den Ab- 
jeordneten freie Fahrt auf den Eifenbahnen zii» 
hen ihrem Wohnorte und Berlin, jowie freie Ge⸗ 
pädbeförberung bis zu 50 kg für die Dauer der 
Seffton fowie acht Tage vor Beginn und nad 
Schluß derjelben gewährt. Das Verbot bes Art. 32 
bat verfehiedene Auslegung erfahren; einige ver» 
ftehen e8 dahin, daß nur Zahlungen aus öffent» 
lichen Mitteln unzuläffig feien, andere dagegen 
janz allgemein, jo daß auch Privatdiäten, etwa 
hide aus Barteimitteln, getroffen würden. Die 
Teßtere Anficht Hat das Neichögericht ausgeſprochen, 
indem «8 für daß Gebiet des Preußifchen Allgemei« 
nen Landrechts weiter annahm, daß eine etwa 
en das Verbot gezahlte Entihädigung von dem 
i8fu8 beanfprucht werben könne. Abgeſehen hier⸗ 
von, hat das Verbot, keinerlei rechtliche Wirkung ; 
& iann gegen ben Übertreter weder ftrafrechtlic) 
borgegangen werben, noch verliert er bie Mitglied« 
Khaft im Reichstage. Verträge über Gewährung 


Abgeordneter. 





32 


von Entſchädigung würden rechtsunwirlſam fein. 
Mit dem Imfrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch wird eine „Entreikung“ denpreußtichen 
Fiskus nicht mehr möglich fein, im übrigen aber 
die Nichtigkeit etwaiger Verträge fich ebenfalls er- 
geben. — Im Zufammenhange mit der Ent« 
ſchädigungsfrage fteht, Daß nach ben Geſetzen ver⸗ 
ſchiedener Staaten, vor allem des Deutfchen Reichs 
(8 14 des Reichsbeamtengeſetzes), auch Braun⸗ 
ſchweigs, den Beamten, welche Abgeorbnete find, 
während ihrer Abweſenheit im Parlamente ber 
Dienftgehalt ungeſchmälert fortgezahlt wird und 
die Koften der Vertretung im Dienfte vom Staate 
getragen werden. Die meiften Bunbesftaaten, wie 
Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, haben 
indefjen in biefer Beziehung feine ausbrüdlichen 
Vorſchriften erlafjen. 

Der mitgeteilte Art. 32 der Verfafjung bes 
Deutichen Reiches war von bem tonftituierenden 
Reichsiage zunäcft abgelehnt und ftatt deſſen 
eine der preußiſchen Berfafjungsbeftimmung ent 
ſprechende VBorfchrift angenommen worden. Seit 
jener Zeit ift in vielen Seffionen die Erfeßung des 
erfteren durch die Ießtere verjucht worden. Die 
Anträge find ſtets von dem Reichätage angenom= 
men, von dem Bundesrate aber abgelehnt worden. 
Als Gründe für und wider die Gemäßrung von 
Entjchädigung werden in der Hauptfache nur Mög · 
lichkeiten und Wahrfcheinlichfeiten vorgebracht, bei 
dem Bezug von Entihädigung wird Verſchleppung 
der Seiäte vorausgefagt; dem wird die Mög- 
Tichfeit der Übereifung bei dem Mangel derfelben 
gegenübergeftellt ; der befürchteten Jagd nad) dem 
Adgeorbnetenamt im erfteren Falle wird für den 
anderen all entgegengehalten, daß fi ein in 
Berlin jeßhaftes Berufsparlamentariertum heraus» 
bilbe, während die jonftigen a Kräfte im 
Lande, jofern fie niit über ein größeres Einfommen 
verfügen könnten, unbenußt blieben u. |. w. Der 
von den Entjhädigungsgegnern gehoffte Erfolg, 
bie Fernhaltung ihnen unerwünjchter Elemente aus 
dem Reichstage, ift jedenfalls ausgeblieben und 
wird erft recht nicht in politifch erregten Zeiten 
eintreten; die Nachteile des zeitigen Syſtems für 
ben Reich8tag : mangelhafter Beſuch der Sigungen 
und Beſchränkung in ber Auswahl der Abgeord- 
neten-Randidaten , die einer Beichräntung des 
paffiven Wahlrechts gleichlommt, find dagegen 
offenſichtlich und nicht wegzuftreiten. 

Litteratur. Die verſchiedenen ſtaatsrecht ⸗ 
lichen Lehrbücher, namentlich Laband, v. Rönne, 
Meyer, Schulze; Handbuch des öffentlichen Rechts 
der Gegenwart in Monographien, herausgegeben 
von v. Marquardſen; die Stantd- und Nedhts- 
wörterbücher, namentlich von Bluntichli, v. Holtzen · 
dorff, Rotteck und Welcker. Ferner: Stoerd, 
Handbuch d. deutſchen Verfaſſungen, und Dareste, 
Les constitutions modernes. Fuld, Zuſam⸗ 
menftellung ber gefeglichen Beftimmungen der 
europäifchen Staaten in Bezug auf die Immunität 
der Abgeordneten, im Band 4 des Archivs für 
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fiches Reit. Sodann: v. Bar, Die Rebe- 
Pe der Mitglieder gejeßgebenber Verſamm ⸗ 
iungen mit bejonderer Beziehung auf Preußen; 
Baumbach, Der deutfche Reichstag (in Freunds 
politifchen Handbüchern. Bd. D; Bucher, Der Par · 
iamentarismus wie er iſt; Caihrein, Die engliſche 
Berfoffung (15. Ergänzungsheft zu den „Stimmen 
aus —— in Die ein we 
parlamentariſcher gen und die Äuf⸗ 
gabe der Reichsgeſetzgebung; Kikling Die Un- 
verantwortlichkeit ber Abgeordneten und der Schuß 
gegen Mißbrauch derfelben; Koppenhagen, Die 
herren * deutfchen — ch 
tagẽ· roneten gegen folgung un 
Verhaftung (Smangural-Differtation) ; Kulutſch, 
Die Disciplin im Reichſstage; Milner, Zur Diäten- 
frage; Schleiden, Die Disciplinar- und Strafe 
parlamentarifcher Berfammlungen über ihre 
Mitglieder; Sontag, Der befondere Schuß der 
itglieder des deutſchen Reichstags und ber 
Landtage gegen Strafverfolgung und 
Verhaftung. Druchſache Nr. 272 des preußifchen 
ſes der Abgeordneten aus der Seſſion 1877 
18 1878 (Bericht der Gefchäftsorbnungstommif« 
fon); Druckſache Nr. 15 des deutfchen Reichstags 
ana der Seifion 1879 (Entwurf eines Gefehes, 
betreffend die Strafgewalt des Reichstags über 
feine Mitglieder, nebft Begründung) und Steno- 
graphiſche Berichte über die Sifungen bes deutſchen 
Reichsiags vom 4. 5., 7. März 1879 (zur Bes 
tatung dieſes Gejekentwurfs) und vom 15. Der 
jember 1894 und 16. Februar 1895. [Mellftein.] 
Alöfung. I. Begriff und Arten der Ab- 
fung. IL Urfachen der neueren Ablöfungsgefeße. 
II. Ablöfungen im gutSherrlich«bäuerlichen Ber- 
hälmis. IV. Ablöfungen bei andern Grunblaften, 
bei Serpitutenregulierung und Gemeinheitätei- 
—— V. Geſchichtlicher Verlauf und Wirkungen 
e 


loſungsgeſetze. 

J. Man muß —— Ablöfung im weiteren und 
im engeren Sinne unterſcheiden. Unter erflerer 
verſtehi man die Befreiung von Verpfliätungen 
irgend ng Art gegen Entihädigung kraft 
Öffentlichen Rechtes, 3.3. Aufhebung von Mono» 
volen auf Kauf oder Verkauf beftimmter Waren 
oder von Privilegien zum Betriebe eineß beftimmten 
Gewerbes x. Im engeren Sinne aber wird mit 
dem Worte nur die Aufhebung von Laften, welche 
aufdem Grund und Boden ruhen, bezeichnet, 
alfo die Aufhebung von Verpflichtungen, welche 
dem Eigentümer oder Befiger eines Grunbftüdes 
einem Dritten gegenüber entweder in ber Form 
von Grundgerechtigkeiten aa Hl 
oder von Reallaften obliegen. Die Grund- 
gerechtigfeiten gewähren ein Recht, in beftimmten 
einzelnen Beziehungen ein Grundftüd, während 
legieres im Befige eines Dritten ſich befindet, 
benugen ober den Befiger an der Benutzung in 
den gedachten Beziehungen hindern zu Lönnen. 
Man denke an Wege, Hütinigs- Holze u. ſ. w. 
Servituten. Die tem (auf dem Gute, nicht 
Staatieriton. 1. 2. Aufl. 
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auf einer Perſon ruhend) geben ein Recht, vom 
dem jeweiligen Beflger eines Gutes regelmäßig 
wieberfehrende Leiftungen (im Gelb oder Dienften) 
verlangen zu können, 3. B. Grundrenten, Grund« 
zinfen, Zehnten, Sronen u. |. w. Die Ablöfung 
Tann eine mit Zuftimmung der Berechtigten und 
Derpflichteten erfolgenbe [freiwillige oder eine 
auf Antrag einer Partei erfolgende Zwangs⸗ 
abldfung (Antragsablöfung) oder eine ohne 
Antrag der Parteien von Staats wegen erfolgende 
Amtsablöfung fein. 

II. Viele Maßregeln ber neueren Agtargefeh- 
gebung waren mit Ablöfungsgejegen verbunden. 
So die ftaatliche Regulierung der gutsherrlich ⸗ 
bäuerlichen Eigentum&verhältniffe, die Regulierung 
der Grundgerechtigkeiten (Forft« und Weideſervi⸗ 
tuten), die Gemeinheitsteilungen und die Zufam« 
menlegungen getrennt gelegener Grundflüde de8« 
felben Befißers. Diefe Maßregeln waren eine Folge 
des jangeß aus der fogen. Naturalwirtſchaft in 
die Geldwiriſchaft, welcher bie Löfung aller der 
erfteren angehörigen Verhältnifſe veranlaßte. So 
bilben benn auch die verſchiedenen Ablöfungsgefehe 
ein untergeordnete Glied in der großen focialen 
und wirtſchaftlichen Umgeftaltung, welche im Laufe 
der legten 100 Jahre in den Kulturſtaaten Europas 
bie Grundformen der Geſellſchaft verändert hat. 
Insbeſondere haben auch in Deutichland die feit 
Anfang des 19. Jahrhunderts in Fluß gekom ⸗ 
menen Reformgejeße unter dem Einfluß der mo= 
dernen volfswirtichaftlichen Lehren bie gefamten 
ländlichen Befigverhältniffe in großartiger Weiſe 
verändert. Die im vorigen Jahrhundert, zumal 
in Frankreich, entftandene individualiftifche Theorie 
und Auffoffung vom Staate, welche alle Mittel» 
glieder zwiſchen den Einzelnen und der Staats⸗- 
gewalt zu entfernen ftrebte, war ihrer Natur nach 
höchſt geeignet, das Herausftreben aus in der That 
unpafjend geworbenen Rechtsformen zu unterftügen 
und auch auf wirtfhaftlichem Gebiete Beftrebungen 
entgegenzufommen, welche barauf gerichtet waren, 
in der Landwirtſchaft die ben rationelleren Betrieb 
und die Kapitalanwendungen des Einzelnen hem⸗ 
menden feubalen Abhängigfeitsverhältnifie und 
Grundlaſten zu befeitigen. — Der Grundgedante 
aller neueren agrarpolittichen Reformen beſiand in 
ber folgerechten Durchführung des Privateigen- 
tums an Grundſtücken, alſo in der Aufhebung 
jener zahlreichen Obereigentums· und Berbietungs- 
rechte, die feit dem Mittelalter der Familie, Ge⸗ 
meinde, Korporation, Provinz, dem Gutshern, 
Lehensherrn zc. gegen ben eigentlichen Landwirt 
zugeftanden haben und nunmehr nad und nad) 

Ößtenteils gegen Entſchädigung (Ablöfung) be= 
Petigt wurden. Mit Beginn der Neuzeit war auf 
den übrigen Gebieten des Rechts- und Staats- 
lebend, auf dem Gebiete der Staatsverfafjung 
und Verwaltung, des Kriegsweſens, der Beſieue⸗ 
rung, auf dem Gebiete von Gewerbe und Hanbel 
eine Reihe von Veränderungen eingetreten, welche 
in ihren Folgen ſchließlich auch Die Reſte der älteren 
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deutfchen Agrarverſaſſung ergriffen ; diefelben wur» 
den nicht mehr als entiprechenber Ausdruck des 
Rechtsbewußtſeins, fondern vielfach als Feſſel 
empfunden. Während in den früheren Zeiten bei 
allentHalben lebendigem Gemeinfinn die gemein- 
ame Benugung leicht dünkte, wurde jetzt nach und 
nad) die Stellung der vielen ineinandergreifenden 
agrarifchen Rechte gegenfeitig eine geänderte. Viele 
Grundlaſten wurden unverhälmismäßig, läftig 
und hinderlich, die ſtaatsrechtlichen Grundlaften 
fogar ungerecht. Diefelben waren für gut&herr« 
lichen Schutz und Kriegsdienft entſtanden; feit 
Einführung des neueren Kriegsweſens nahm aber 
der Bauernftand ebenjogut an der Waffenpflicht 
teil, wo Konſtription beftand, fogar vorzugsweife. 
Die obrigteitliche Stellung des Herrſchaftsbeſitzes 
ließ fi nicht Halten, nachdem dieſer Beſitz eine 
von Hand zu Hand gehende Ware geworden war, 
zu deren Erwerbung es meift feiner andern Quali« 
fitation bedurfte als der Erfüllung der durch den 
privaten Kaufvertrag ftipulierten finanziellen Be⸗ 
dingungen. Die Zunahme ber Geldwirtihaft und 
des Arbeitens mit aufgenommenen Sapitalien 
machte beftimmte Abgaben vom Rohertrag un- 
verhältnismäßig und relativ immer drüdender. 
Die wachjenden Koften des modernen Staates 
und die gleiche Erbteilung fteigerten die Zu» 
mutungen an bie Landwirtſchaft und die herrſchend 
gewordenen volfswirtichaftlichen Lehren ftellten 
ohnehin das Intereſſe der Produftion in den 
Vordergrund. Ausgehend von dem Grundfage, 
daß der Schwerpunft des gefamten wirtichaftlichen 
Lebens in den Individuen liege, betonten fie ſtark 
das wirtſchaftliche Selbftinterefje als Hauptgarantie 
großer Produftion. Dasſelbe war aber beengt 
durch das überkommene Ineinandergreifen agra- 
riſcher Rechte (mie Flurzwang und Gemengelage, 
Gemeinheiten und grundhertliche Verhältnifie). 
Es erhielt freien Spielraum nur bei möglidjiter 
Durchführung des individuellen Privateigentums. 
Um das Betriebsfapital vermehren zu können, 
mußte der „Landwirt“ belaften und veräußern 
tönnen. Daher das Intereſſe der Landeskultur, 
jede Mifhung von Anrechten an da8 Areal zu 
befeitigen. Ebenfo ftart war da8 Intereffe, die 
Reallaften auf eine beftimmte Geldrente zu firieren 
und dieſe ablößbar und amortifierbar zu machen. 

II. Die wihtigfte Maßregel auf dem Gebiete 
ber Agrargefeßgebung, die bei Ablöfungen zur An« 
wendung fam, war die Auflöfung des geſchicht ⸗ 
Tich entwidelten Verhältniſſes, in welchem ber kleine 
ländliche Grundbefig zur Grundherrſchaft ftand. 
Der Aufhebung der (leit den Bauernfriegen und 
feit dem 3Ojährigen Kriege wieder ftrenger ge= 
wordenen) perfönlidhen Abhängigfeitsverhälte 
nilfe ging das Streben parallel, den abgeleiteten 
bäuerliden Befig in unabhängiges Eigentum zu 
verwandeln und die gutsherrlichen Rechte zu be= 
feitigen. Die Gefeßgebung erzielte dies durch 
Steigerung des unvolltommenen Eigentums ber 
meiften bäuerlichen Güter zu freiem Eigentum, 
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dur Verwandlung nicht erblicher Nutzungsrechte 
in erbliche, beichränft veräußerlicher Anredhte in 
frei veräußerliche; das Verhältnis des „geteilten 
Eigentums“ und das gutsherrliche Obereigentum 
als ſolches erloſch. Die hierher gehörigen Geſetze 
haben meift da, wo die Bauern ein erbliches Nuß- 
recht hatten, denjelben ohne weiteres Eigentum 
verliehen ; wo ihnen bagegen nur ein widerrufliches 
Recht zuftand, fegten fie Die Regulierungsfähigteit 
feit, d. h. fie gewährten den Befigern ein Recht 
auf Eigentumdverleihung gegen eine Abfindung 
an die Gutsherrſchaft. — Bei der Ablöfung unter« 
ſchieden die Agrargejehe in der Regel zwiſchen den 
Reallaſten von Eigentümern oder Erbzins- und 
Erbpachtbeſitzern einerfeit8 und den aus Inftitu- 
tionen der älteren Gerichtsverfaſſung abgeleiteten 
Leiftungen der früher mehr oder weniger perjönlich 
ober in ihren Befigverhältniffen un freien bäuer« 
lichen Wirte anderſeits. Die Aufhebung aller 
aus der perjönlichen und politifchen Abhängigfeit 
abgeleiteten Abgaben und Leiftungen, Laften aus 
der Gutß«, Gericht3«, Vogtei=, Srund« oder Dienft- 
berrlichfeit, de& Jagdrechts auf fremdem Grund 
und Boden geſchah regelmäßig ohne Entgelt. Bei 
den ui Reallaften: Dienften, Zehnten, Grund⸗ 
zinfen aller Art, BefigveränberungSabgaben, wur⸗ 
den die Berechtigten entſchädigt. Beſtehen blieben 
und von der Ablöfung ausgenommen waren bie 
Öffentlichen, die Staats-, Gemeinder, Schul-, 
Kirchen⸗, Deich-Laften. — Analog der dinglichen 
Befreiung des ländlichen Grundbefiges von der 
Grundherrichaft fam es auf größeren Gütern zur 
Auflöfung des Lehensnegus. Die ebenfalls 
im Intereſſe der Landeshulturgefeggebung erftrebten 
Allodifitationen haben in Bezug auf die Ablöfungs« 
frage nur dem Rechte des Lehensherrn Rechnung 
getragen, die Lehensgüter im Falle des Ausiterbens 
der Anwärter auf feiten des Vaſallen zu über« 
nehmen. Dagegen blieben die Anwartſchaften auf 
die Nachfolge beitehen, die Lehen erhielten alfo den 
Charakter der Familienftiftungen. 

IV. Nicht nur bei den genannten Mafregeln, 
welche den Charakter einer ſocialen Reform an fi) 
tragen, kam e& zu Ablöfungen, es geſchah dies auch 
bei der einen wirtſchaftlichen Eharafter tragenden 
Regelung ber vielen Grunddienitbarfeiten, welche 
fpeciell für ablösbar erflärt wurden, aljo in Bezug 
auf die Weide- und zahlreichen Forft- und Wald⸗ 
fervituten, infoweit fie als Hinderniffe der moder« 
nen Sand« und Forftwirtichaft erichienen. Hierher 
gehören auch die bei Gemeinheitsteilungen vor⸗ 
gefommenen Ablöfungen. Der ehemalige fogen. 
Flurzwang war die Beihräntung der Benutzung 
des in Gemengelage befindlichen Aderlandes und 
die Unterwerfung unter das Wirtſchaftsſyſtem ber 
Gemeinde. Er wurde (zum Teil ſchon im 18. Jahre 
hundert, Kulturmandate!) durch die Gemeinheits- 
teilungen, die gutsherrlich-bäuerlichen Regulie- 
rungen und die Berfoppelungsgefege aufgehoben. 
Bei den gefteigerten Anforderungen an die land⸗ 
wirtſchaftliche Produktion und bei der Unfähigkeit, 
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die überfommenen Formen des Gefamtbefiges und 
der Sefamtberugung zweddienlich (genoſſenſchaft · 
lich) fortzubilben, kam der Schwerpunkt der Re⸗ 
form in die Herausihälung des unabhängigen 
Eigentums zu liegen. Im Intereſſe einer erhöhten 


Zierprobuftion wurbe der Anbau von Futter- | ligelübertretung 


pflanzen und durch Verwendung eines befjeren 
Düngers aud) der Getreibebau zu fördern gejucht. 
Die Brache follte bebaut werben dürfen (Klee!). 
Konnte der Einzelne dem eigenen Wirtſchaftsplane 
nachgehen, die Brache bebauen zc., jo war das auf 
gleichzeitige, gleichförmige Feldbeftellung und ge⸗ 
meinjame Weide bes unbebauten Feldareals baflerte 
Wiriſchaftsſyſtem erfhüttert. Nun mußte die (aus 
der urjprünglichen Anfieblung entflandene) Ger 
mengelage, d. h. bie zerfireute Lage der Ader bes 
Einzelnen in den verjchiedenen Feldungen, ein 
— der Bewirtſchaftung werden. Die Ar⸗ 

it war nicht lohnend, wenn die Kräfte auf die 
vielen zerftreuten Parzellen aufgewenbet werben 
mußten. Die Auffiht war erſchwert, die meiften 
Rapitalverwenbungen im großen, Entwäflerung, 
Bewaͤfferung unmoglich, falls nicht ein jeltener 
Grad von Einficht und Eintracht alle Nachbarn 
befeelte. Wie ſchwer war bie Bertilgung ber Mäufe, 
Unfräuter, wenn ein Eingiger träger Landmann 
durch feine Nachläffigkeit Anftrengungen ber 
Umwohner vereitelte! — Auch guisherrlihe Län- 
dereien waren oft entwertet durch ftörende ſervitu⸗ 
tarifche Berflattungen, durch unzwedmäßig gewor- 
dene, intenfive Betriebsweiſe und wirffame Melio- 
rationen in hohem Grade erſchwerende Planlage. 
— Daher kam es zur gejehlichen, planmäßigen 
Durhführung der — oft freiwillig vorgenom · 
menen Arrondierung und Verkoppelung, d. h. zu 

ſſammenlegungen des in ber Feldmark zerſtreuten 

rundeigentums der Hofbeſiher. Auch darin lag 
eine Art Ablöfung, e8 waren Zwangsenteignungen 
mit Gewährung ber Entſchaͤdigung in Land. — 
Teilweiſe im Zufammenhang mit bem Aufgeben 
der gemeinfchaftlihen Benugungsformen ftand 
die Aufhebung oder Ablöfung vieler im alten Ge⸗ 
meinfchaftsverhältnis wurzelnder dinglichen Ber 
redhtigungen. Sowohl Weide- als Waldjervituten, 
Einforftungen, Holzbezugsrechte wurben der ges 
änderten Land· und Forſtwirtſchaft nachteilig, und 
die Gefeßgebung war barauf bedacht, die Ablöfung 
derjelben möglichft zu fördern. Dieſe Servituten 
verhinderten folche Benubungen, bei denen fie nicht 
beſtehen konnten; die Weide auf befländigen Hu 
tungen ſchloß Teilung und Umwandlung in 
Ader und Wiefen aus. Man war bemüht, die 
Weideſervituten nad) Art und Zahl des einzutrei» 
benden Viehs zu fixieren, auf gewiſſe Grundſtücke 
örtlich einzufchränten oder gegen Entrichtung einer 
dem Wert der Weide entiprechenden Geldentſchä⸗ 
digung oder gegen eigentümliche Abtretung eines 
entiprehenden Grundftüdes ganz zu befeitigen unb 
abzulöjen. Auch in ber Forſtwirtſchaft verlangte 
der Gefichtspunkt möglichlt großer Produftion eine 
immer höhere Einheit, Beredhenbarkeit und Un» 
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abhängigfeit bes Betriebes. Die quantitativ un« 
beftimmten Servituten brachten da viele Unficher« 
beiten mit ſich und waren eine nie verfiegende Quelle 
von Streitigfeiten und mannigfache Veranlaffung 
zu Forſtfreveln, Rechtsüberichreitungen und Pos 
en. Da die Feſtlegung und Hand⸗ 
babung der Forſtpolizei allein nicht genügte, zeigte 
fih auch Hier eine Tendenz der Geſetzgebung, die 
Ablöfungen zu begünftigen. Die Berechtigung des 
Waldeigentümers zur Antragftelung ift erflärt. 
Das den Berechtigten gebotene dtonomiſche Aquie 
valent kann entweder in Geld oder (mo es möglich) 
in Sand beftehen. Im Iehteren Falle wird die Ger 
fahr vermieden, daß das Entſchaͤdigungslapital in 
der Wirtfehaft verbraucht und das fortbauernde Be⸗ 
bürfnis nad) Forſtnutzungen Anlaß zu Forſtfreveln 
werde. — Die Ablöfungägejege enthielten Be⸗ 
ſtimmungen über die Art der abzulöfenden Grund« 
laften, ob dies auf Antrag (Provotation) ober von 
Amts wegen geichehen folle, dann über die Wert» 
ermittlung der aufzuhebenden Rechte, über die Art 
der Entjehädigung (Abfindung) und über das Ver 
fahren der Außeinanderjegungsbehörben. Die Ab- 
findung beſtand meiftenteils in Bezahlung eines 
dem Werte des betreffenden Rechts entiprechenben 
Gelbfapitals, entweder auf einmal ober in Annui⸗ 
täten, ober durch Vermittlung der Regierung, 
indem biefe dem Berechtigten das ganze Kapital 
für die abzulöfenden Grundlaften auf einmal 
hinauszahlte und die Annuitäten ſelbſt bezog 
bezw. noch bezieht. Bei Gemeinheitsteilungen 
bilbete die Regel die Uberweifung von Realteilen 
ber Allmende zu Eigentum ; den Maßſtab für die 
Verteilung bildete bald das Verhältnis der Teil- 
nahme an den —— bald die Größe bes 
Grunbftüdes reſp. des Viehftandes. Ablöfungs- 
behörben find in einigen deutichen Staaten bie 
ordentlichen Gerichts und Verwaltungebehörben, 
in andern beftehen beſondere Behörben, in Preußen 
die fogen. Außeinanderfegungsbehörben. 

V. Die neueren Grundablöfungsgefege haben 
von den Beichlüffen ber franzöfiichen National« 
verſammlung in der Nacht vom 4. Auguft 1789 
ihren Ausgang genommen. Dafelbft wurden die 
Adelsvorrechte aufgehoben, die Patrimonial ⸗ 
gerichtsbarkeit, die Jagd» und Fiſchereigerechtig ⸗ 
keiten, die perjönliche Unterthänigleit der Land» 
feute für erloſchen alle dinglichen Leiftungen 
derfelben für ablößbar erflärt. Die politifchen 
Ereigniffe führten dieſe Grundſätze auch in Italien, 
auf dem linken Rheinufer, in der Schweiz, in 
Spanien, in Weftfalen und andern beutichen Ge⸗ 
bieten ins Leben. In Deutichland ging insbeſon⸗ 
dere Preußen raſch durchgreifend und rückhaltlos 
an die Verwirflihung bes entſprechenden Ideen⸗ 
kreiſes. In erfter Linie ift zu erwähnen das Edilt 
vom 9. Oft. 1807, betreffend den erleichterten 
Beſitz und freien Gebraud; des Grundeigentums 
fowie Die perſönlichen Verhältniſſe der Land⸗ 
bewohner. Der Einfluß der ſeit dem Wiener 
Frieden über ganz Deutſchland zerftreuten preu⸗ 
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ßiſchen Gebiete entſchied thatſächlich die Zuftände 
in ben dentſchen Nachbarſtaaten. Vollftändig Durch 
greifende Gejeßgebungen, welche eine völlige Löfung 
der gegemfeitigen Verpflichtungen herbeizuführen 
vermochten , ergingen meiftens erft in ben 50er 
Jahren, und die auf ihnen beruhenden Gejchäfte 
Find Bis zur Gegenwartnoch nicht beendet. Diediter« 
reichiſche Grundentlaftung datiert vom 27. März 
und 9. Mai 1848. — Was die Wirkung der Ab- 
Töfungsgejege anbelangt, jo hat die ſeildem ver⸗ 
floffene kurze Spanne Zeit zu zeigen genügt, daß 
die darauf gejegten Hoffnungen nur teilweife in 
Erfüllung gegangen find. Die obrigkeitliche Stel- 
kung der Grundherrſchaft hätte durch eine anber« 
weitige Organifation des Bauernflandes erjeht 
werben follen. Die Gebundenheit, die der Bauer 
bisher der Herrſchaft gegenüber hatte, hätte er 
fortan etwa einer Genofjenfchaft gegenüber haben 
va en — — in Pain, 
es fändung desſelben, Vererbung 
Deterioration. Auch die Vorteile von Erbpacht, 
Rentenverſchuldung, ja ſogar von Naturalbered- 
nung der Rente (ſ. d. Art. Bauernftand) finden wie- 
dee mehr Anerkennung. Seiner Zeit wurbe eben 
ganz im Geifte des Syſtems ber freien Konkurrenz 
zu radikal vorgegangen und das Gejamt- und 
Staatsinterefje an einer tüchtigen Landwirtſchaft 
durch unbeſchränkte Verfügungsfreiheit des In⸗ 
dividuums am beſten gewahrt geglaubt. Der mit 
dem Ziele moͤglichſter Produktion gegen bie alte 
deutſche Agrarberfaflung, gum Geſamtbeſitz und 
Gefamtbenugung geführte Vernihtungstampf hat 
die Roherträge zunächft allerdings gefteigert, aber 
nicht gleicherweiſe die Reinerträge. Allein die Er« 
fegung der alten Verhältniſſe durch rückſichtsloſe 
Durchführung bes individuellen Privateigentums⸗ 
princips iſt — ur Wohlfahrt einzelner, 
era aber zum Heile des Bauernftandes als 
olchen ausgefallen. Die zunehmende agrarifche 
Bewegung, die verfchlimmerte Lage de länd» 
lichen Proletariats, die (bie alte Grundherrſchaft 
überfteigende) Abhängigkeit vom falten, gefühl« 
Iofen, weit entfernten mobilen Sapital ber nächften 
Stadt — beweifen dies. Eine Vergleichung ber 
abgelöften alten Laſten mit der neueren Grund» 
ſchuld würde ergeben, daß fich feit der Grund» 
entlaftung und Befreiung von Grund und Boden 
die Grundlaften verdoppelt und verdreifacht haben. 


Die Frage ber Entjhuldung des Grunbbefiges ift | faffı 


daher jebt Die wichtigfte ber Agrarpofitit (f. d. Art. 
Bauernitanb). 
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a8 1. Daß Friedensproblem. 2. Gründe 
für ımd 3. gegen die Abrüftung. 4. Die Hanger 
Friedenslonferenz 1899. 

1. Freundſchaft und Feindſchaft find nach dem 
Zeugnifie des Ariſtarch weltbewegende Mächte. 
Die meiften Menfchen erfireben den Genuß, und 
zwar den eingebifbeten oft leidenſchaftlicher als den 
toirflichen ; fie ſuchen Muͤhſal und Entbehrung von 
fi) abzuwälzen und ihre Begehrlichkeit auf fremde 
Koſten zu befriedigen. Die Folge hiervon ift ein 
ruheloſer Wettbewerb, eine fortwährenbe Bebro- 
bung des Friedens, deren wahrer Grund in der 
Verderbtheit ber menſchlichen Natur liegt, während 
die Evolutionstheorie hierin die unabmendbare 
Wirkung des Kampfgejeßes in der Natur erkennen 
will. Die Menſchen, als die am Höchiten entwidelten 
Lebeweſen, follen von biefem Gejeße nicht nur feine 
Ausnahme machen, fondern feinem Einfluffe am 
meiften preigegeben fein, weil mit der Selbſt⸗ 
thätigleit und Energie ber Lebensfunktionen die 
Heftigteit des Kampfes ums Dafein im arith- 
metiſchen Verhältniffe ftehe. Am intenfivften aber 
muß nad) diefer Anficht der Kampf des Stärferen 
gegen den Schwächeren als Mafjenericheinung, d. i. 
als Kampf der Völter und ber Staaten fein, deren 
auf dasſelbe Ziel gerichtete Interefien jo häufig 
Grund zu feindfeligen Berwidlungen geben. In⸗ 
dem bie herrſchende Lehre den Krieg als unver⸗ 
meidliche Notwendigfeit bezeichnet, hofft fie einer« 
ſeits von der fortſchreitenden Bildung und Gefittung 
der Individuen und anderſeits von der almäh- 
lichen Reduftion der perfonellen und fachlichen 
Kriegsmittel defien Einfheänfem auf dag äußerfte 
Maß. — So meinte denn auch Immanuel Kant 
das Richtige getroffen zu haben, als er in feine 
Präliminar-Artifel „Zum ewigen Frieben“ (1795) 
die Thefen aufnahm: „Stehenbe Heere jollen mit 
der Zeit ganz aufhören. — Es follen feine Staats- 
ſchulden und — zu Kriegszweclen gemacht 
werben. — Es foll ſich fein Staat in bie Ver⸗ 
ung und Regierung eine andern Staates ge- 
waltthätig einmihen.“ Unleugbar haben biefe 
Ideen in unſerem Jahrhundert Propaganda gemacht 
in Rreifen von Männern, welche dem Kriege wegen 
der mit ihm verbundenen Leiden und Folgeübel 
abhold find, aber auch in ſolchen Kreiſen, welche 
ben offenen, ehrlichen Kampf nicht lieben, weil fie 
auf minder gefährlichem Wege und ohne den vollen 
Einfaß der Kraft und des Mutes ihre ehrgeizigen, 
jelöftfüchtigen Pläne zu verwirklichen hoffen. Sehr 
bemerkenswert find = Sähriftftüde, welche ber 
mit Mäßigung, Würbe und warmer Teilnahme 
für Die Abrüftungsibee thätige württembergijche Ab 
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georbnete v. Bühler im Jahre 1880 über biejen 
Gegenftand veröffentlicht hat. Der deutſche Reiche- 
ar Für Bismard erflärte (Schreiben vom 
2. März 1880), daß weber er noch ein anberer 
Reichskanzler die Berantwortlichleit für ähnliche 
Anregungen übernehmen könnte, ehe e8 ben Für⸗ 
fprechern einer allgemeinen Abrüftung gelungen fei, 
Deuiſchlands Nachbarn für dieſe Idee zu gewinnen. 
ein ſelbſt dann jei zu befürchten, daß die gegen» 
feitige Kontrolle der Staaten über ihren Rüftungs- 
fand eine ſchwierige, Höchit unſichere bleiben und 
an 5 zu be nen — 
chaffen fein e. — Prinz von 
Dipenburg, ber Stifter ber ruſſiſchen Friedens» 
gejellfchaft, billigte in einem Zuſtimmungsſchreiben 
@ihy, 28. Juni 1880) den Plan einer teiftweifen 
Abräftung ımd empfahl, denjelben im Intereſſe 
des monarchiſch· konſervativen und humanitären 
Princips zum Gegenſtande von Verhandlungen 
in den Parlamenten zu machen. — Bereits im 
Jahre 1876 war von Wien aus der Verſuch 
gemacht worden, hervorragende Mitglieder der 
legislafiven Kdrperjchafien für die Abrüftungs« 
e zu gewinnen, unb im Juni 1878 beim 
Zujammentritte des Berliner Kongreſſes erließ die 
franzöfifche Geſellſchaft der Friedensfreunde die 
Einlabung zu einer internationalen Union behufs 
Anbahnung einer allgemeinen Friedenspolitil. Im 
einer Zufchrift (Gt. Petersburg, 9. Febr. 1881) 
betonte der ruſſiſche Finanzminiſter Abaza, daß 
er von feinem Standpimite für die Abrüftung 
um fo Iebhaftere Sympathien hege, als nur 
auf der Grundlage eines dauerhaften Friedens 
die Finanzen eines Landes gedeihen und befien 
wirtſchaftliche Entwidlng vorwärts fchreiten 
time, ewöhnliches Aufſehen erregte ber Brief« 
zwiſchen bem Generalfeldmarſchall Grafen 
Molite und dem Bicepräfidenten des Inftitutes 
fr eine her un Fr 
Sgabe eines üchleins der Gele 
für den Krieg zu Lande. Des erfteren reihen 
&erlin, 11. Dez. 1880) gipfelt in folgender Be« 
tradjtung: Der ewige Friebe ift ein Traum, und 
zwar nicht einmal ein jhöner. Der Krieg ift ein 
Element ber von Gott eingejegten Ordnung. Die 
evelften Tugenden bes Menſchen entfalten ſich da⸗ 
felbft: Mut, Entſagung, Aufopferung und treue 
Pflichterfüllung. Ohne Krieg würde die Welt in 
Fäulnis geraten und im Materialismus unter» 
gehen. Was erreicht werben Tann, ift die Befefti- 
gung der guten Sriegafitte durch die religidje und 
moralifche Ersiehumg der Individuen, firenge 
Armeedisciplin und die Obforge für die Schlag- 
Tertigfeit umd Verpflegung bes Heeres. Die größte 
Bohlihat im Kriege beitehe darin, daß bderjelbe 
rafch beendet wird, und zwar durch das Auf« 
jebot aller Mittel, um den gegnerifhen Wider 
let 
uniſchli, ng 
der dargelegten Anfichten die Juriſten doch nicht 
die Hoffnung aufzugeben vermödhten, es werde die 
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Machtmittel für den Krieg durch einen ſchieds⸗ 
richterlichen Areopag zu erfegen, als deſſen Vor⸗ 
ſtufen die Monarchenbegegnungen, Kongreſſe und 
Konferenzen angeſehen werden dürfen. — Dieſe 
Schrift beftimmte ein Mitglied des „Vereines für 
die Reform und Kobififation ber internationalen 
Geſete“, Grubarew, ein Memoire gegen den Krieg 
und für die Abrüftung dem Grafen Moltke zu unter⸗ 
breiten, worauf berfelbe (Berlin, 10. $yebr. 1881) 
erwiderte: „Nad Ihrer Anficht ift der Krieg ein 
Verbrechen, nad) ber meinigen das einzige und 
richtige Mittel, das Wohlbefinden, die Unabhän- 
gigeit und Ehre eines Landes zu fonjolidieren. 
Hoffen wir, daß biefes Fräftige Mittel durch die 
gelinderen der fortſchreitenden Eivilifation erfeßt 
werden wird; aber fi) vollftändig davon loszů · 
machen, ift feinem Stante möglich. Selbſt das 
menſchliche Leben, das Leben der ganzen Natur 
ift ein beftändiger Kampf der Gegenwart mit der 
Zukunft. Zwar ift auch der fiegreiche Krieg für 
das betroffeneLand ein Unglüd, und Menſchenleben 
wie Familientrauer önnen nicht mit Geld» oder 
Gebietsentjchäbigungen fompenfiert werben ; wenn 
es aber nicht möglich ift, Unheil zu verhüten, welches 
ung die Notwendigkeit auferlegt, muß man da8« 
felbe 2 ertragen wifien, im Gedenken, daß auch 
der Srieg feine gute Seite hat, indem er große 
Männer, ſchone Charaktere, heroiſche Erſcheinungen 
hervortreten läßt, welche ſonſt völlig unbekannt 
geblieben wären. Die Zeit der Kabinettskriege 
gehört der Vergangenheit an; in unfern Tagen 
dürfte ſich ſchwer ein ernſthafter Mann finden, 
welcher die Verantwortlichkeit auf fich nimmt, ohne 
Notwendigkeit den Degen zu ziehen. Es wäre 
übrigens zu wünfchen, daß alle Regierungen genug 
Einſicht und Thatkraft befäßen, um die Leiden« 
ſchaften, von denen ihre Völler erregt werben, zu 
— und auf dieſe Weiſe den Krieg zu ver⸗ 
ten.“ 


2. Die Anwälte der Abrüftung und 
Heeresredultion, unter benen ſich Arthur de Mar⸗ 
cvartu und Adolf Fiſchhof durch ihre gediegenen 
Schriften beſonders hervorthaten, befürworten 
dieſelbe aus moralphiloſophiſchen, humanitãren und 
volkswirtſchaftlichen Gründen. Stehende Heere 
ſind ein Anreiz und ein Anlaß zum Kriege. Das 
Element des Berufsſoldaten muß ber Krieg fein; 
für den Militärftaat gilt die Maxime des Röner- 
reiches: wer ben Frieden will, müffe den Krieg 
vorbereiten; allein daB wahre Endziel kann offen» 
bar aud die Vorbereitung nicht fein, fon! 
nur der Kampf ſelbſt und fein eifernes MWürfel« 
fpiel. Die Berufsfolbaten müſſen ben Krieg 
wünfchen, denn nur im Felde ift der Solbat etwa 
wert, und im Kriege, nicht bloß für den | 
thätig zu fein, bildet ihre Lebensaufgabe. Gewi 
bietet der Krieg reichlich Gelegenheit zur Entfal« 
tung moralifcher Kräfte, ex war von jeher ber 
Bater vieler männlichen Tugenden und Sraft« 
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leiſtungen: unb doch wäre es eine gewaltige Täu« 
fung, zu glauben, daß der Krieg darum ein gött« 
liches Gefeß fei und daß nur bie Völfer ben Krieg 
wollen ımd nicht auch Regierungen. Es Tiegt 
im Weſen des wohlgeorbneten Staates, daß das 
Geſeß allmählich an die Stelle der Selbithilfe 
trete, daß die Leiden und Schäden vermieben 
werben, bie mit ber Gewaltübung notwendig ver» 
bunden find. — Die verheerenden Wirkungen 
des Krieges laſſen ſich nicht überſehen. Er frißt den 
Wohlftand der Völker an, ſelbſt jener, welche dar⸗ 
am nicht unmittelbar beteiligt find; er raubt den 
Müttern die Söhne, den Familien die Ernährer; 
er bat die Verwilberung der Sitten, die Entfefje- 
fung ber rohen Triebe, den Rüdfall in die Bar- 
barei zur Folge. Epidemien und Seuchen wüten 
auf ben Kriegspfaden und kennen keine Neutralitätg- 
grenzen. Die Völfer vermögen ſchließlich die Laften 
nicht mehr zu tragen, welche ihnen die beftänbige 
Kriegsbereitihaft auferlegt. Die Kriegslaſten find 
u einer brennenden politiſchen und dkonomiſchen 
trage gervorden. Es handelt ſich nicht mehr ledig⸗ 
ũch um philanthropifche Phantasmen der Gelehrten 
und Denfer, ſondern um die realen Bedingungen 
eines geordneten Staatshaushaltes. Mehr als 
gehn Millionen Solbaten find eingeübt und kampf · 
ereit, über drei Millionen dieſer Kämpfer wer⸗ 
den beftänbig unter den Waffen gehalten, um 
die Shhlagfertigfeit der modernen Heere auf bie 
denkbar hochſte Stufe zu bringen. Weit über eine 
Miltarde beträgt alljährlich ber Aufwand für diefe 
immenſe Friedensgarde, und die Summe verdoppelt 
fich reichlicg, wenn man den Verluft an wirtfchaft- 
licher, produftiver Arbeit Hinzufchlägt, welcher 
durch die Aufzehrung fo vieler eig Kräfte ver« 
urſacht wird. Die ſchwere, durch bie Kriegsbereit⸗ 
jee: herborgerufene Steuerbelaftung und die da» 
urch bedingte Verteuerung der unentbehrlichiten 
Vedarfsmittel, die erſchwerie Gründung eines ger 
cherten Hausftandes müſſen in ben breiten Volfg- 
chichten ein Gefühl nagender Unzufriedenheit er⸗ 
gu en, das ſich unter anderem in wahnwigigen 
alien äußert, den Umſturz ber beftehenden 
Gelellfaftsorbnung herbeizuführen. — Der Krieg 
Aft in Wahrheit das wichtigfte aller Socialprobleme, 
das durch einen refignierten Peſſimismus und die 
Berufung auf ein unabänberlies Fatum nicht 
geldſi wird. Man muß dem Sriege jelbft ben Krieg 
maden, "m menigftens in ben Blodadezuftand 
ge ren, Indem man ihm bie Möglichkeit des 
bermafses entzieht. Das wird einer aufrichtigen 
lebenspolitif am beften dadurch gelingen, daß 
die großen Wehrmächte zur Abeiftung ber» 
anlakt und auf ſolche Weiſe Das primäre Übel des 
Jahrhunderta, Individualismus und Egoismus, 
Bi der Wurzel anfaßt und im größten Maßftabe 
mpft, 


#, Die egner berAbrüftungundHeeres- 
redultion feiten aus ber Natur des Krieges und 
jens bie a ne einer ſolchen Maß⸗ 

regel der. Der moderne Krieg mittels ber 
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Vollsheere wanble notwendig alle Mittel des 
Staates in Gewaltmittel um, deren Steigerung 
fo lange fortgefeßt wird, bis der Kriegszweck er- 
reicht ift oder die Kampfmittel erfchöpft find. Da⸗ 
ber wird fi) von vornherein eine beliebige Menge 
von Kriegsmitteln gar nicht feftftellen laſſen. Die 
entfprechend verfleinerten Armeen würden jofort 
anmwachien, wenn eine derſelben in Nachteil geriete 
und PVerftärfungen heranzöge, feien es auch ir« 
reguläre Haufen. Die Summe der verwendbaren 
Kriegsmittel richte fi ferner nad) dem Kriege- 
zwed. Kleine Heerlörper genügen zu kriegeriſchen 
Expeditionen hanbelspolitiicher Natur, zu bewaff- 
neten Demonftrationen, Repreffalienfriegen von 
geringer Tragweite u. |. w. Die Rüftungen werben 
junehmen und im größten Maßſtabe betrieben, je 
größer und wertvoller die Güter find, welche ber ' 
droht erjcheinen. Das ganze Interefienneh der 
fortjchreitenden Civiliſation verlange gebieterijch 
die Bereitftellung immer neuer Machtmittel; der 
Vereinfachung der Armeen müßte unbedingt jene 
der gejamten Lebensverhältniffe vorangehen. Die 
großen Heere ber Gegenwart find nicht etwa in« 
folge irgend welcher Willkür entftanden, fonbern 
aus der inneren Notwendigfeit der übermäßigen 
Veränderung und Ummälzung der alten Gefell- 
ſchaftsordnung. Die fine an) Eivilifation wird 
die Vergrößerung ber Heere bis zum Grade äußer- 
ſter Kraftanftrengung hervorrufen, anftatt uns, 
wie ſich viele einreden, ben dauernden Frieden 
u bringen. — Betrachtet man die Abrüſtun— 
age von ber praftijchen Seite, fo erſcheint 
fie noch verwidelter. Es ift zu unterfcheiden, 
ob man bie Abſicht Hat, mit reducierten 
Heeren Krieg zu führen, ober ob man die Ars 
meennurwährend des Friedens reduciert 
wiſſen will. Im erfteren Falle müßte die Redultion 
nad) Verhältnigzahlen durchgeführt werden, ein 
ſcheinbar einfacher Vorgang, weicher jedoch auf 
unüberwindliche Hinderniſſe ſtoßen würde, weil 
bie exponierte Lage der Staaten, ihre natürlichen 
oder künſtlichen Grenzen, die Befeltigungen und 
anderweitigen Vorteile in das Gewicht fallen 
müßten. Im Ießteren Falle wäre zu erwägen, daß 
die meiften Wehrmächte Cabresheere haben, gebaut 
auf ein farf entwideltes Reſerveſyſtem. Um die 
in dasſelbe eingegliederte Mannſchaft für den Krieg 
zu ſchulen, kann man bie Stämme unter ein ziem⸗ 
lich feſt begrenztes Maß gar nicht H ten 
laſſen, da ſonſt der Ausbildung fich beträchtliche 
Schwierigfeiten entgegenftellen. Auch ift dieſe Aus⸗ 
bildung in den verſchiedenen Staaten und Gebiets⸗ 
teilen eine höchſt verſchiedene, je nad) der Veran« 
lagung und dem Bildungsgrade einer Beölferung, 
dem Klima, der geographiſchen Lage eines Staates 
als Binnen oder Seeflaat u. |. w. Aber die 
Abrüftung erfcheint nicht bloß als eine Unmöglich» 
feit, fondern hätte auch, wäre fie zu bemerfflelligen, 
große Nachteile im Gefolge; vor allem die Ber- 
längerung ber Kriege. Denn Armeen, welche 
fofort mit der ganzen Kraft des Landes außge- 
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rüfiet werden umb fich alle Vorteile ber Kriegstunft 
zu eigen gemacht haben, werben eine Entſcheidung 
weit jchneller herbeiführen, als feine, mangelhaft 
bildete Heere, die erft nad) und nad) weitere 
Kräfte an fi ziehen. Beſſer große Heere und 
kurze Kriege, als kleine Heere und lange Kriege. 
Die tiefen Schädigungen der Nationalmohlfahrt, 
die Zerrüttung der Friedendordnung, ber Rechts- 
pflege, der Boltswirtichaft, der janitären Verhält- 
niſſe find denn auch mit wenigen Ausnahmen die 
Folge langwieriger, mit Heinen und wenig u 
tüchtigen Armeen geführter Feldzüge gewejen. Er- 
wägt man noch, daß das Heerweſen eine ergiehliche 
Aufgabe hat, — die Angewöhnung des Sinnes 
für Ordnung und Pünftlicfeit, des Gehorfams 
und der Pflihttreue, der Achtung vor bem Geſetze, 
der Selbfizucht und Selbftbeherrichung, jo werden 
die Erhaltungstoften ſtehender Heere durch mora- 
filche Vorteile aufgewogen. — Gelänge es aber 
einer internationalen Konferenz, die Abrüftung 
durchzuführen, ſo würde hierinehereine Vermehrung 
der Kriegsurſachen gelegen fein als eine Vermin- 
derung, denn jede auch nur ſcheinbare Außeracht · 
faffung der getroffenen Vereinbarung würde zu 
nenen Beichwerden, Reibungen und Feindſeligkeiten 
Anlaß bieten. — Hiermit find bie für und gegen 
die Abrüftung geltend gemachten Gründe in der 
ern angedeutet. — Eine vorurteilsfreie 
ürdigung berjelben wird zu dem Schluffe ge- 
langen, daß die Abrüftung nicht das erfte, jondern 
das legte Glied in ber Reihe der Socialprobleme 
bilden kann, welche in unfern Tagen fo viel zu 
denfen geben. lÜberblidt man die Greigniffe der 
jüngften Zeit, jo muß man fagen, daß die Fried⸗ 
fertigungsibee injofern an Einfluß gewonnen hat, 
ala jeder Staat die Berantwortlichleit empfindet, 
welche mit der voreiligen Anfachung eines großen 
Krieges verbunden ift. Die Tendenz der großen 
Wehrmächte ift unverkennbar darauf gerichtet, Die 
Interefjengegenfäße, welche die Eivilifation eher 
ärft denn abgejhwädht hat, nit vor Er- 
ſchöpfung aller diplomatifhen Mittel durch ben 
Krieg auszutragen. 

4. Neue Anregung und Ermunterung erhielt 
die Friedenspolitik und bie Idee bes Rüftungs- 
Fillftandes durch die berühmte Friedens 
tundgebung Kaiſer Nitolaus“ II. vom 
12./24. Auguft 1898, welche der ruſfiſche Minifter 
de Außen, Graf Murawieff, jämtlihen am 
Vetersburger Hofe accreditierten auswärtigen Ber» 
tretern zur Kenntnis brachte. Die leitende Idee ift 
Dior und beftimmt folgendermaßen zum Ausbrud 
gebracht: „Im Laufe der letzten 20 Jahre Haben 
ſich die Wünſche nad) einem allgemeinen Frieden 
im Bewußtfein der civilifierten Völker außer 
ordentlich befeftigt. Die Erhaltung des Friedens 
wurde als der Zwed der internationalen Politif 
bezeichnet; in ihrem Namen haben bie großen 
Staaten untereinander mächtige Allianzen ger 
ſchloffen; um den Frieden wirkjamer ficherftellen 
zu konnen, haben fie in bisher ungeahnter Aus- 
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dehnung ihre militäriichen Streitfräfte entwidelt, 
und fie jegen diefe Tätigkeit noch immer fort, 
ohne vor einem Opfer zurüdzufcheuen. Indeſſen 
vermochte man troß aller dieſer Opfer noch nicht 
zu den wohlthätigen Ergebnifien der erfehnten 
Bacififation zu gelangen. Die in auffteigender 
Richtung fich bewegenden finanziellen Laften treffen 
die Öffentliche Wohlfahrt an ihrer Wurzel ſowie 
bie intellektuellen und phufiichen Kräfte der Völter. 
Arbeit und Kapital find zum überwiegenden Teile 
ihrer natürlichen Beftimmung entfremdet und 
werben in inprobuftiver Weife aufgezehrt. Hun⸗ 
derte von Millionen werben zur Anſchaffung von 
ſchrecllichen Zerflörungswerfzeugen verwendet, 
welche, Heute als das leßte Wort der Wiſſenſchaft 
betrachtet, morgen infolge irgend einer neuen Eni⸗ 
dedung auf dieſem Gebiete all ihren Wert ver⸗ 
tieren. Nationale Kultur, wirtſchaftlicher Fort⸗ 
ſchritt, Erzeugung des Wohlftandes erſcheinen ge= 
lähmt oder in ihrer Entwidlung behindert... . 
Der bewaffnete Friede unferer Zeit wird auf dieſe 
Weiſe zu einer erdrüdenden Laft, welche die Völker 
immer ſchwerer zu ertragen vermögen. Es ift da⸗ 
ber augenjcheinlich, daß, wenn dieſe Lage länger 
anbauert, fie unausweichlich zu jenem Kataflysma 
führen muß, das zu vermeiden man ſich bemüht 
und deſſen Schreden im vorhinein jedes menfch« 
liche Empfinden ſchaudern machen. Diefen un« 
aufhörlihen Rüftungen ein Ende fegen und die 
Mittel zur Befeitigung jener Gefahren, non welchen 
Die ganze Welt bedroht ericheint, ausfindig machen 
— das ift die höchſte Pflicht, welche heute allen 
Staaten obliegt." Diefe Kundgebung, erflofien 
während der Ipanifch-amerifanifchen Krlegswirren, 
ſchloß mit der Einladung an jämtlihe Staaten, 
auf einer internationalen Konferenz ſich mit dieſem 
ernften Probleme zu beſchäftigen. Es war vor⸗ 
auszufehen, daß diefe Idee einer Weltfriedend« 
fonferenz bei dem tiefen Eindrud, den fie aller- 
wärts machte, von allen Kabinetten ſympathiſch 
aufgenommen werde. Doch erfuhr die Ein- 
mütigfeit dadurch Beeinträchtigung, daß fi in 
der Zeit der Vorbereitung des Zufammentrittes 
der Konferenz ein Disfens darüber ergab, wer ein« 
jelaben werden follte und wer nicht, und daß die 

uziehung eines Vertreters des Heiligen Stuhles, 
deſſen erleuchteter Inhaber die erfte Gelegenheit 
wahrgenommen hatte, um das große Friebenswert 
mit feinen beften Wünfchen zu begleiten, wie auch 
jene von Delegierten der beiden füdafrifanifchen 
Freiſtaaten ſchließlich unterblieb. Um ein Sub» 
ftrat für die Verhandlungen zu ſchaffen, untere 
breitete Graf Murawieff (30. Dezember 1898) 
namens feines Souveräns ein in allgemeinen 
Zügen gehaltenes Programm für die Beratungen 
(j.d. Art. Kongrefje). Die Eröffnung der Friedend« 
fonferenz fand am 18. Mai 1899 im —— ſtatt. 
Nach mehr als zweimonatlicher Tagung brachte 
fie Ende Juli ihre Arbeiten zum Abſchiuß. Iſt 
auch das Hauptziel, die wirffamen Mittel aud« 
findig zu machen, um allen Völtern die Wohl« 
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taten eines wirklichen, dauerhaften Friedens zu 
fihern und vor allem ber fortfchreitenden Ent» 
widlung der heutigen Sriegsrüftungen ein Ziel 
u jegen, nicht erreicht worden, fo hat doch die Kon⸗ 
Im wertvolle Ergebniſſe zu verzeichnen: zunächft 
ie erzielte Einigung über die Ausdehnung der 
bisher nur für den Landfrieg gültigen Genfer 
Konvention auf den Seelrieg (durch neue Ber 
ſtimmungen ift insbefondere die Unverlehlichleit 
ber militärifchen Hofpitaljchiffe, des geiftlichen und 
Sanitätsperfonal® anerlannt), ferner die Aus- 
arbeitung eines Todifizierten Kriegsrechtes für den 
Landkrieg (der Darüber ausgearbeiteten Konvention 
liegt bie feiner Zeit nicht ratifigierte Brüffeler Defla« 
ration v. J. 1874 zu Grunde, deren Beflimmun- 
gen vielfacye Erweiterungen und Verbeſſerungen, 
fo namentlich bezüglich des Loſes der Kriegs⸗ 
gefangenen, des Schußes ber Bewohner des be= 
jegten Landes u. a., erfahren haben). Weiter 
wurde vereinbart die friedliche Beilegung von 
Streitfällen durch bie Ausgeftaltung der Schieds · 
gerichtSeinrichtungen. Diefe „Arbitragefonvention” 
wird bei bejonmener, maßvoller Anwendung in 
manchen Fällen Gutes ftiften können, wenn auch 
bei den großen Lebensfragen ber Völfer eine 


burchichlagende eg hen erhofft werben ann. | 


Es ift ſchließlich mit Befriedigung zu begrüßen, 
daß ſich el der Konferenz erhebliche Mebrheiten 
für daß Verbot einzelner Kriegsmittel und Sampf- 
arten, weldhe das menichliche Gefühl beſonders 
abftoßen, gefunden haben. Hat aud die Kon- 
fereng die definitive Entſcheidung der kompli⸗ 
terten Frage Hinfichtli der Imnehaltung ber 
Yftungen bis zur völligen Klarlegung dieſer 
Angelegenheit durch die einzelnen Regierungen 
aufzufchieben für eng 3 befunden, fo find 
doch auch die diesfälligen Erklärungen und bie 
Einmütigfeit der Staaten, alle Kräfte zur Er- 
altung des Friedens und zur Befeitigung der 
ege anzuſpannen, ein günftige Anzeichen 
dafür, dab auch ſcheinbar Meine Schritte von 
egenbringenber Bedeutung werden önnen, wenn 
je ſich innerhalb des Erreihbaren halten und 
bei doch In der Richtung auf das Ideal er- 
I jen, daß die hochherzige Initiative des Kaiſers 
—8 neuerdings vorgezeichnet hat. 
Litteratur. Der Idee der allgemeinen Ab⸗ 
rüftung und Heeresredultion wird das Wort ge⸗ 
ſprochen von 3. Bentham, 3. Kant (Zum ewigen 
Bde Nebit a aus andern Kantſchen 
chriften Herausgegeben von ©. Vogt, Bern 1867), 
dann von ort iſchhof (ſehr eingehend: Zur 
Redultlon der Eontinentalen Heere. Heft 1 u. 2, 
Wien 1875; umb: Bismard und bie Abrüftung, 
ericjienen In ber Neuen dreien Breite, Hunt 1880), 
R. Frelherrn v. Waltersficchen (Die Abrüftungs« 
bs e. Ein Vortrag, 1880) ; ferner von Dir. Henry 
bach (International Reduction of arma- 
monts, Vortrag, 1879 gehalten in Guilbhall) 
und May Müller (Schreiben an ben foreign 
Secretary ber Londoner Internationalen Schieds 
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gerichts und Friedensgefellichaft, Nov. 1892). 
Weitere Litteraturangaben finden fi bei F. 
v. Holtzendorff, Die Ideen des ewigen Völler- 
friedend (Birom - Holgendorffihe Sammlung 
wiſſenſchaftlicher Vorträge, Heft 403 u. 404). — 
Die politiihen und militäriſchen Gründe gegen. 
Abrüftung und Heeresrebuktion finden ſich über- 
ſichtlich zufammengeftellt bei v. Reichenau, Ewiger 
Friede und Abrüftung, Vortrag, Berlin, 1878. — 
Vol. insbefondere no: E. Jacquerez, Aboli- 
tion du systöme des armdes permanentes, 
Paris 1884; Euthys, Le desarmement pro- 
gressif, Paris 1881; Lorimer, Le dösarıme- 
ment proportionnel (Revue de droit inter- 
national XVII, 1885, Nr. 1); Schlief, Der 
Friede in Europa, Leipzig 1892; v. Bloch, Der 
ukünftige Krieg in feiner techniſchen, volfswirt« 
haftlihen und politiichen Bedeutung I—VI, 
erlin 1899; Der Krieg der Zukunft (Auszug 
aus obigem Werke); Emil Steinbad, Zur Frie⸗ 
—— Wien 1899; H. Dunant, Der 
Vorſchlag S. M. des Kaiſers Nikolaus IL Deutſche 
Revue. Febr.⸗Heſt 1899); Alf. Paris, Das Frie⸗ 
densproblem, Ehlingen a. N. 1899; C. Sreiherr 
v. Stengel, Der ewige Friebe (gegen Die Möglichleit 
des Weltfriedens), München 1899; v. Siebold, Der 
ewige Krieg und die Friedenslonferenz, München 
1899; Hendel, Wider Militarismus und Krieg, 
Münden 1899; Mc Cabe, Can we disarm? 
London 1899. Die Debatte über den Antrag 
auf Stillftand der Rüftungen in ber Haager 
Friedenskonferenz. Lentner.] 
Abſatz und Abſatzriſen, |. Handel. 
fegung. I. Wie jede irdiſche Gewalt, fo 
ift aud) die Staatsgewali dem Mißbrauch unter- 
worfen. Nur zu oft begegnen wir in ber Ge⸗ 
ſchichte Souveränen, welche die ihnen zum Wohle 
ihres Volles verliehene Gewalt zur Befriedigung 
ihres Eigennupes und zur ungerechten Bebrüdung 
ihrer Unterthanen mißbrauchten. Das natürliche, 
in jeder Menſchenbruſt wohnende Rechtsgefühl 
fträubt fich gegen eine foldhe von einer Seite auß- 
gehende Vergewaltigung, von der man am meiften 
den Rechtsſchutz zu erwarten berechtigt ift. Daher 
haben fi} von jeher die Völfer, die unter dem 
Drud einer ſolchen Gewaltherrichaft litten, nach 
irgend einer Abhilfe umgefchaut, und weil diefe 
gewöhnlich anderswo nicht zu finden war, fo kam 
man von felbft auf bie Frage, ob das geſamte 
Bolt nicht ſchließlich zur Selbfthilfe greifen und 
den Fürften abjegen, d. 5. ihm gegen feinen Willen 
thatſachlich und rechtlich die Stantögewalt ent- 
ziehen und fie einem andern übertragen dürfe. — 
Iſt dieſe Frage ſchon an umd für ſich zu jeder 
Zeit ſchwierig, fo ift fie heute beſonders heilel 
wegen der vielen gewaltiamen Umwälzungen, 
deren Zeuge Europa feit einem Jahrhundert ift. 
Und doch darf man nicht ſcheu an berfelben vorbei= 
gehen oder fie als ein Noli me tangere behan- 
deln. Sie wird immer wieder, beſonders in Zeiten 
politiſcher Erregung, geftellt werben und erheifcht 
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1 bejahendem Sinue wird unfere Frage 
beantwortet bon allen Anhängern der abjoluten 
Bolfsfouveränität. Wer, wie 3. J. Roufleau, das 
geſamie Volt für ben eigentlichen Träger ber 

Staatsgewalt hält, dem die Souveränität 
weſentlich und unveräußerlich innewohnt, muß 
folgerichtig auch dem Volle das Recht zuerlennen, 
den Yürften, der nur als erfler Beamter ben 
Vollswillen vollzieht, nad) freiem Ermeſſen zur 
Rechenſchaft zu ziehen, gu richten und abzufegen, 
ja ſelbſt zum Tode zu verurteilen. Die Hinrich 
tumgen Karls I. und Ludwigs XVL find nur die 
Konſequenzen ber Theorie von der abſoluten Volks⸗ 
fonveränität. Ja nad) diefer Theorie wirb eine 
Revolution im eigentlichen Sinne unmöglich, da 
das Bolf ie nicht gi ee, ſich kon empören Tann. 
Die gewaltjamen hebungen gegen bie 
Monarchen find nur Iegitime Äußerungen des 
ſouverãnen Bolten In den „Menſchen ⸗ 
rechten“ = Ar lan Konflitution von 1793 
heißt es 8 „Wenn eine Regierung die Volls⸗ 
rechte a foi ift für das Volk und jeden Teil des» 


jelben die gewaltſame Erhebung (l’insurrection) | ftrebenden 


die Heiligfte und unerläßlichfte Pflicht.“ Da dieſe 
Theorie an einer andern Stelle gewürdigt wird 
(1. d. Art. Vollsjouveränität), jo braucht dieſelbe 
bier nicht widerlegt zu werden. ‘Mit der faljchen 
Theorie bricht auch) von felbft das auf fie gegrün- 
dete Recht ber Abſetzung bes Souveräns zufammen. 
II. Weſentlich verſchieden von der neueren 
Bollsjouveränitätstheorie ift die Theorie vieler 
älteren Rechtslehrer welche zwar die Stantägewalt 
wicht als reines Menſchenwerk, fondern als ein 
von Bott verliehenes Recht betrachten, aber ber 
Anfiht waren, ber urfprünglicde Träger ber 
Staaisgewalt ſei überall das gejamte, zu einem 
Staate geeinte Bol; dieſes übertrage dann feine 
Gewalt ey! eine ober mehrere beftimmte Perſonen 
und höre jomit auf, fouberän zu fein. Nichts- 
befloweniger könne es im {alle einer gemein- 
ag ——* — An zum Zwed 


eid Fürſten den Krieg 
—5 und ihn im X abſ⸗ denn e8 
habe feine Gewalt nur unter ber ilfehweigend 


vorausgefegten Bedingung abgetreten, daß ber 
Fürft diefelbe nicht zum Verberben der Befamt« 
beit mißbraude; die Nichteinhaltung dieſer Ber 
dingung von feiten des Monarchen verleihe dem 
Volle das Recht, ihm bie Souveränität wieder zu 
entziehen. Ja einige meinten fogar, in einem 
ſolchen Falle verliere ber Fürſt ipso facto feine 
Gewalt, diefe falle an das Volk zurüd. Selbft- 
verfländlich werben diefer Lehre mancherlei Ein- 
ſchränkungen und Kautelen beigefügt. So 3.2. 
geftatten fie eine ſolche Erhebung nur im Falle 

einer äußerft harten und ımverbefjerlichen Tyrannei, 
chen verlangen fie das Borhanbenfein aller 
berjenigen Bedingungen, welche zu einer gerechten 
Kriegserflärung erforberlih find. — Die hier 
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enttwidelte Lehre wirb von ben Gegnern ber Kirche 
vielfach als eine fpecififch „jefuitifche” verbächtigt, 
weil fie ſich beifpielsweife bei den Jeſuiten Franz 
Suarez (De bello seot. 8; Defensio fidei 1. 6, 
c. 4, n. 6) und Bellarmin "Findet, Alein wie bie 
Theorie von der Übertragung der Staatägewalt 
überhaupt, jo war auch Die als Schlußfolg 
daraus gezogene Abjegungstheorie einft bie fa 
allgemeine Anficht der Rechtsgelehrten und wurde 
nicht nur von Katholiken, jondern auch von Pro⸗ 
teftauten vorgetragen (vgl. R. v. Mohl, Geſchichte 
und Litteratur der Staatswiſſenſchaften, 1855, 
1, 322 und 324 Anm., und %. Walter, Natur« 
recht und Politit, 1871, Nr. 538). — 
Luther bemerkt R.v. Mohl (a. a.D. 322 Anm.), 
er fei von den Folgejägen feiner Lehre auf flaat- 
lichem Gebiete jheu zurückgetreten. Dagegen be= 
hauptet H. Ahrens (Naturrecht, 1871, II, 86 
Anm.), Luther habe bei ungerechter Gewalt alle 
Pflichten zwiſchen Unterthan und Obrigfeit für 
aufgehoben und den Widerftand für erlaubt er- 
Hlärt. Beide haben recht. Bis zum Ausbruch der 
focialen Revolution Hatte Luther förmlich zur 
Auflehnung gegen die feinem Evangelium wider 
Fürften, dieſe „ärgften Buben auf 
Erden“, gemahnt und behauptet, „bein Evangelio 
gegenüber hört alle Obrigkeit auf“. Zahlreiche 
Belegftellen hierfür aus den eigenen Schriften bes 
Reformators bringt I. Janſſen (Gejchichte des 
deutfchen Voltes feit dem Ausgange des Mittel 
alters, IT, 17. Aufl., 262 f. 522 ff.). Ganz anders 
Tautete die Sprache Luthers, als die Revolution 
niebergeworfen war und bie Fürften fi Euer 
der neuen Lehre zugewandt hatten. „Er und 
Melanchthon verfündeten jetzt die dem chriſtlich⸗ 
gi Recht gänzlich unbelannte politifche 
ehre von der unbeichränften Gewalt der Obrig- 
keit über die Unterthanen, forberten unbebingten 
Gehorſam gegen die Befehle der Obrigkeit, predig« 
ten und lehrten förmlich den Knechtsſinn und bie 
Gewaltherrfchaft. ... Diefe neue Lehre bilbete non 
num an eine weſentliche Grundlage für die Ber- 
färfung der Fürſtenmacht“ (Janſſen a. a. O. III, 
17. Aufl., 23). — Die neue proteftantifche Doftrin 
vom Summepiffopat und bie damit zufammen« 
hängende Lehre vom unbebingten Gehorfam haben 
dem Regentenbefpotismus, ber feit der Reformation 
auflam wejentlich als Grundlage gebient. Diefer 
Deſpotismus hinwieder rief als natürliche Gegen« 
wirkung Umfturzbewegungen hervor. So kann 
man behaupten, daß die Lehre von der abjoluten 
Fürftengewalt ohne Zweifel mehr zur Revolution 
beigetragen hat als bie jogen. Abjegungstheorie. 
Denn diefer wurden, wie wir ſchon oben an» 
deuteten, bon ihren Anhängern jo viele Bebin- 
gungen und Klauſeln beigefügt, daß fie beinahe 
alle praftiiche Bebeutung verlor. Deshalb wehren 
ſich die bedeutendften unter ihnen ſchon ausbrüde 
Ti) gegen den Vorwurf, ihre Lehre fei revolu- 
tionär oder gebe ben Völlern gerechte Veranlaffung 
zur Empörung gegen ihre Yürften (ſ. 3 8 
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Suarez, Defensio fidei 1. III, c. 3, n. 3). 
Zrogdem geben wir gerne zu, daß heute, wo ber 
Geift der Empörung bie breiteften Volksſchichten 
erfaßt hat, dieje Lehre, beſonders wenn fie nad) 
dem heutigen Brauche „popularifiert” würde, eher 
dem Mißbrauch; ausgejegt fein könnte und deshalb 
mit Recht von vielen aufgegeben wurde. Sie ift 
übrigens nur eine Schlußfolgerung aus der Über» 
tragungstheorie, die wir an einer andern Stelle 
(f. d. Art. Staatsoberhaupt) widerlegen werben. 

IV. In neuerer Zeit noch ift Die Meinung ausge- 
Iprochen worben, auch ganz abgejehen von der Über · 
tragungstheorie laſſe fi) das Recht bes Volkes 
begründen, dem Souverän in gemifjen äußerten 
Fällen mit bewaffneter Hand zu widerftehen und 
ihn abzufegen. Der Fürft, fogt man, welcher in 
ruchlofefter Weife das Volt jo bebrüdt, daß der 
Staat feinen Zwed de8 Gemeinwohles nicht mehr 
erreichen kann, macht fi) dadurch zu einem un ⸗ 
gerechten Angreifer der ganzen Sefellif. Wenn 
nun jeber Privaimann das Recht bes Widerftandes 
gegen einen augenblidlichen ungerechten Angriff 
bat, warum follte man nicht der ganzen Gejell- 
ſchaft das gleiche Recht der Notwehr gegen einen 
ihren Beftand gefährbenden Angreifer zuſprechen 
dürfen? Hat aber die Gefellihaft dieſes Recht 
der Notwehr, fo darf fie auch im {alle der 
äußerften Not vom paſſiven Widerftande zum 
aftiven übergehen, und wenn fein anderes Mittel 

ur —— mehr vorhanden iſt, den 
ürften abſeen. Denn in einem ſolchen Falle 
Tollidiert daS Recht des Fürſten auf den Beſitz 
der Öffentlichen, ihrem Weſen nad) auf das Ge- 
meinwohl binzielenden Gewalt mit dem Rechte 
der Geſamtheit auf die — ihres Zieles 
(des Gemeinwohles), und in dieſer Kolliſion über⸗ 
wiegt das Recht der Geſamtheit als das höhere 
und wichtigere. 

V. Gegen dieſe Anſicht ebenfo wie gegen bie 
oben (TI u. III) angeführten Lehren ftellen wir 
mit dem Verfaffer der Schrift De regimine prin- 
eipum (l. I, c. 6), als den man meiftens ben 
bl. Thomas von Aquin anfleht, mit dem HI. Alfons 
von an (Homo apostol. tract. 8, n. 13) 
und allen neueren katholiſchen Rechtslehrern die 
Behauptung auf: Die gewaltfame Erhebung eines 
Volkes gegen feinen rechtmäßigen Fürften zum 
Zwed der Abſetzung bdesjelben ift unerlaubt. — 
Bevor wir den Verweis für dieſe Behauptung an« 
treten, müffen wir einige erläuternde Bemerlungen 
vorausſchicken: 

1. Es handelt fi in unſerer Frage um bie 
Abfegung eines rechtmäßigen Fuͤrſten. Denn 
wenn ein Ufurpator in offenbar ungerechter Weiſe 
den legitimen Herrfcher feiner Gewalt beraubt, fo 
haben bie Unterthanen das Recht, dem letzteren 
mit Gewalt in der Wiebereroberung feines Thrones 
beiguftehen, wenn gegründete Ausficht auf Erfolg 
vorhanden ift. Eine ſolche Vertreibung des Ein« 


dringlings im Dienftedes rechtmäßigen Fürſten hat | fi 


mit einer Auflehnung oder Rebellion nichts gemein. 
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2. Wir reden hier bloß von der Abſetzung bes 
Träger der oberften Staatögemalt, der alfo im 
wahren Sinne Staatsoberhaupt oder Souverän 
iſt, nicht von der Abfegung des oberften Staats- 
beamten. Daher kann in einer Republit der 
Präfident unter beftimmten Bedingungen nr 
bar fein, wie dies 3. B. in Bezug auf den Präfi- 
benten der Vereinigten Staaten Nordamerilas 
Gundesverf. II, 4) thatſächlich zutrifft, ohne daß 
man deshalb von einer Abfegung des Staats- 
oberhauptes zu ſprechen berechtigt ift, eben weil 
der Präfident nicht bie Stelle des Souveräns, 
fondern bloß biejenige des erften Staatsbeamten 
einnimmt. 

8. Au das Tann von vornherein nicht in 
Trage kommen, ob ein einzelner Privatmann im 
eigenen Namen den Souverän unter dem Vor⸗ 
wande bes öffentlichen Wohles zur Rechenichaft 
ziehen, trafen und verlegen dürfe. Denn dies 
wäre ein frevelhaftes Attentat, das in feinem Falle 
gebilligt werben kann. Was würde aus der öffent« 
lichen Orbnung und Sicherheit werben, wenn es 
Privaten geftattet wäre, ſich in dieſer Weife gegen 
wahre oder vermeintliche Tyrannei zu erheben? 
Davon verjhieden ift natürlich die Frage, ob 
einem Privatmann das Recht der augenblidlichen 
Notwehr im Falle eines formell und offenbar 
ungerechten Angriffes auf fein Leben auch dem 
Staatsoberhaupt gegenüber zulomme, mit andern 
Worten: ob ein Privatmann, der außerhalb aller 
gerichtlichen Formen und ohne feine Schuld von 
dem Fürften meuchleriſch überfallen wird, ſich zur 
Wehr ran und fein Leben mit Gewalt verteidigen 
bürfe. Diefe Frage kommt bier nicht zur Sprache. 

4. Es fragt fi alfo bloß, ob das Volt als 
Geſamtheit im Falle einer offenkundigen, gemein= 
ſchädlichen und unverbeſſerlichen Tyrannei zum 
Zwed der Notwehr den Yürften mit Gewalt ab» 
zuſetzen und bie Krone einem anbern zu übertragen 
berechtigt fei. Durch diefe Umgrenzumg der Frage 
wird Mar, daß von einer Abjegung des Fuͤrſten 
zum Zmwed der Beftrafung desfelben nicht die Rebe 
fein fann. Denn ein foldes Vorgehen läßt ſich 
nicht unter dem Titel berechtigter Notwehr ver- 
teidigen. Nur derjenige kann zur Verantwortung 
gezogen und geftraft werben, der einem höheren 
Oberen unterfteht, alfo nicht fouverän iſt. Aus 
dem Geſagten ergiebt fi}, daß die Unabfekbareit 
des Monarchen und deſſen Unverantwortlichkeit 
fich begrifflich nicht deden, obwohl fie innig zu» 
fammenhangen. Jeder, der in dem Yürften den 
Träger der höchſten Staatsgewalt und einen 
mahren Souverän erblidt, muß zugeben, daß 
derjelbe nicht von einer andern, höheren Gewalt 
jur Verantwortung gezogen werben kann, daß er 
alſo feinem Volke gegenüber unverantwortlich ift. 
Aber auch wer dieſe Unverantwortlichfeit zugiebt, 
läßt damit die Frage noch offen, ob das Volt ala 
Mittel der Notwehr in gewifien Fällen zur Ab⸗ 
jesung des Monarchen fchreiten dürfe. Wenn 
daher Bluntſchli (Die Lehre vom modernen Staat, 
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1876, II, 208) behauptet: „Sie (die Unverante 
wortlichkeit) ift feine abfolute, denn die offenbare 
Tyrannei berechtigt zum Widerftand, und in der 
Revolution liegt aud ein Gericht ber Voltks⸗ 
geſchichte“, fo verwechſelt er zwei wohl zu unter- 
ſcheidende Begriffe. Zur Verantwortung ziehen 
iam nur ein Borgejeßter, zum Recht der Selbft« 
verteibigung aber bedarf es feiner obrigfeitlichen 
Stellun⸗ 


g. 

5. Es verfleht ſich von ſelbſt, daß das Voll alle 
ihm durch die Verfaſſung zu Gebote ſtehenden 
gefeglichen Mittel anwenden kann, um die 
ungerechte Vergewaltigung zu bejeitigen. Die 

en find feine vernunft- und rechtlofe 
Herbe, die der Fürft nad) Belieben mißhandeln 
und en lann. —* alſo alle 
ſetzlichen Hilfsmittel in Bewegung ſetzen, um eine 
en oder einen Thronwechſel zu be» 
wirlen; und wenn behauptet wird, der Wider⸗ 
Rand gegen bie Obrigfeit dürfe nur ein paffiver, 
nidht ein aktiver fein, fo will man damit nur den 
Gebranch ungefehlicher Mittel, insbeſondere die 
Auwendimg phyſiſcher Gewalt verurteilen. Hier⸗ 
aus ergeben ſich zwei wichtige Schlußfolgerungen: 
a) Steht einem Bolfe durch Herlommen und Ber- 
faſfung umzweifelgaft die Wahl feines Herrichers 
zu, jo hat es auch das Recht, den Beſitz der Krone 
am gewifie Bebingungen zu fnüpfen. Hält der 
Gewählte dieſe —— eingegangenen Ver- 
pflichtungen nicht, jo verwirkt er fein Recht auf die 
one, und das Volk ober die dazu berechtigten 
Stände können an und für fi zu einer Neuwahl 
Ichreiten, wenn bie jonftigen Mittel nicht ausreichen 
mb durch diefe Mafregel nicht noch größere 
Übel heraufbeſchworen werben. SLeßteres wird 
freilich wegen der zu befürchtenden Bürgerfriege 
häufig der Fall fein, jo daß es alfo felbft in einer 
Bahlmonardie praltiſch ſehr felten zu einer Ab⸗ 
fegung fommen fann. b) Ein ähnliches Recht 
Tönnte den Ständen aud in einer Erbmonarchie 
zulommen, wenn ihnen die Verfafjung ausbrüd- 
lic) die Vollmacht beilegte, in beftimmten, genau 
angegebenen Fällen dem Fürften mit MWaffen- 
t zu widerftehen und ihn im Notfall abzu= 
en Die Gefchichte weift manche dergleichen 
Beifpiele auf. So erfannte Karl der Kahle im 
Jahre 856 den Großen des Reiches, Johann ohne 
Land im Jahre 1215 den englifchen Baronen 
(magna charta, art. 61), Andreas II. im 
Jahre 1222 den ungariſchen Ständen das Recht 
des bewaffneten Widerftandes in gewiſſen Fällen 
au. Im einem ſolchen, ausbrüdlich von ber Grund» 
verfafiung vorgefehenen Falle fönnte von einer 
eigentlichen Rebellion nicht die Rede fein, obwohl 
anzuertennen ift, daß ſolche Zugeftänbniffe leicht 
zu ſchweren Mißbräuden Veranlafjung geben. 

6. Die ums beihäftigende Frage von der Ab⸗ 
fegung des Monarchen |pigt ſich alfo dahin zu, 
ob es dem Volle in feiner Gejamtheit oder wenig« 
flens in feinerübertviegenden Mehrheit im äußerften 
Notfall geftattet fei, fich auf dem Wege eines zum 
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Zwed der Abfegung unternommenen Defenfiv- 
friegeß der tyranniſchen Gewaltherrſchaft zu ent« 
ledigen. Man kann diefe frage nicht kurzer Hand 
mit der Bemerkung abmachen, die Revolution fei 
unerlaubt. Denn daß ift ja eben die frage, ob 
eine gewaltſame Durchbrechung ber bejtehenden 
Rechtsſchranken zum Zweck der Befeitigung einer 
ungerechten und brüdenden Gewaltherrſchaft jo 
welenttic den Stempel des Unfittlichen an ſich 
trage, daß fie auch im äußerften Notfall als Mittel 
der Notwehr eines ganzen Volles nicht erlaubt 
fein fönne. 

VI. Nach den vorausgefchidten Erläuterungen 
glauben wir und aber zum Beweis für bie auf⸗ 
geftellte Behauptung von der unbedingten Un⸗ 
erlaubtheit der gewaltfamen Abſetzung eines tyran · 
niſchen Regenten auf folgende Erwägung fügen 
zu können. Die Erhebung gegen einen Souverän 
zum Zweck der Abſetzung besjelben involviert von 
eiten des Volles immer die Anmaßung einer 
Gewalt, die es nicht hat, ift folglich immer un» 
erlaubt. Wir fegen ja voraus, der Monarch fei 
eigentlicher Souverän oder Träger der höchſten 
Staatögewalt. Wir ſetzen ferner voraus, derſelbe 
babe feine Gewalt nicht vom Volke durch eine 
Art von Vertrag erhalten. Folglich kann auch 
das Volt fi) nicht zum Zweck der Abſetzung gegen 
den König erheben, ohne ſich eine Art Oberhoheit 
über denfelben anzumaßen, die ihm nicht zuftebt. 
Nur derjenige Tann bie Abfiht Haben, einem 
andern gegen feinen Willen ein Recht zu entziehen, 
dem biejer Ießtere mit feinem Rechte irgendivie 
unterfteht, der alſo über dieſes Recht bis zu einem 
gewifien Grabe verfügen kann. Nun aber hat das 
Voll an und für fi) und abgejehen von außdrüd« 
lichen Verfaffungsbeftimmungen feinerlei Hoheits⸗ 
rechte über den König, kann ihm daher aud) die 
Staatsgewalt nicht gegen feinen Willen Pot 
entreißen. — Die Beweisfraft dieſes Grundes 
wird auch durch den oben erwähnten Ye 
unferer Gegner auf das einem Volke zuſtehende 
Recht der Notwehr nicht entkräftet. Wir wollen 
bier nicht unterſuchen, ob, wie Mohl, Dahle 
mann u. a. meinen, das Volk jemals zum Zwece 
der Selbfiverteibigung ber ungerechten Gewalt 
herrſchaft aftiven Widerftand entgegenjeken 
dürfe. Diefe Frage lommt an einer andern Stelle 
zur Sprade (f. b. Art. Gehorfam). Allein ſelbſt 
wenn dieſe Frage bejaht würde, jo Tieße ſich doch 
daraus nie und nimmer folgern, das Volt dürfe 
ſich die Abjegung des iyranniſchen Monarchen 
zum Ziele ſetzen und aus diefer Abficht gegen den 
Souverän fi erheben. Aus diefem Widerftanbs- 
rechte würbe höchſtens folgen, daß bie Unterthanen 
dem Deſpoten bei der aftuellen Ausübung der 
ungerechten Bebrüdung ſich mit Gewalt wider« 
fegen, ihn an berjelben hindern und allenfalls 
Garantien für die Zufunft verlangen dürften. 
Das hat aber mit einer Erhebung zum Zwed der 
eg nichts gemein. &8 bliebe fomit aud) in 
dieſem alle wahr, daß das Bolt nicht das Recht 
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bat, fich die Abſetzung des Monarchen zum Ziel 
zu fehen und diejes Ziel mit Gewalt zu verfolgen. 
— und gar unrichtig iſt auch die Behaup⸗ 
tung, der Staat oder die Unterthanen dürften im 
Notfall einen Krieg gegen einen unverbefjerlichen 
Tyrannen unternehmen, mag man biejen Krieg 
auch einen Defenfiofrieg nennen. Denn eine 
Kriegserflärung Tann nur von ber öffentlichen 
Gewalt, vom Souverän, nie aber von einer pri⸗ 
daten Autorität ausgehen. Das ift die überein- 
flimmende Lehre der Theologen. Nun ift aber an 
und für ſich, ſoweit nicht Durch außbrüdliche Ver« 
Tafjungsbeftimmungen dieſes Verhältnis geändert 
ift, der Monarch allein ber Träger der höchſten 
Öffentlichen Gewalt oder Souveränität. Nur er 
allein Tann fomit einen Krieg erflären. — Wir 
Schließen daher mit gutem Grund, baf das fogen. 
Recht der Völker auf Abſetzung der Tyrannen, 
welches beſonders feit einem Jahrhundert fo oft 
in der Theorie aufgeftellt und praktiſch als Vor⸗ 
wand zu Umſturzbeſtrebungen verwertet wurde, 
ein gefährlicher, von allen erhaltenden Elementen 
zu befämpfender Irrtum ift. 

Litteratur. Außer ben im Terte angeführten 
Autoren handeln beſonders über unfere Frage: 
Balmes, Proteftantismus und Katholicismus II, 
Rap. 54—57 ; Th. Meyer S. J., Die Grundſätze 
der Gittlichfeit und des Rechts, Freiburg 1868, 
2837 ff.; Costa-Rossetti S. J., Philosophia 
moralis, Oeniponte 1886, 645 sqg.; Dahl« 
mann, Die Politik auf den Grund und das Maß 
der gegebenen Zuftände zurüdgeführt, 2. Aufl., 
Nr. 200 ff.; R. v. Mohl, Enchflopädie der 
Staatswiſſenſch. 2. Aufl., 532 ff.; Ventura, 
Essai sur le pouvoir public, Paris 1859, 
310 ss.; v. Bord, Zur Abjegung d. Königs d. 
Deutſch. Innsbr. 1886; Paulſen, Syſtem ber 
Ethik, II, 3. Aufl., 520; Gathrein, Moralphilo⸗ 
fopbie, II, 8. Aufl., 659 ff. [Cathrein S. J.] 
Adfolufismus. Bei bem Namen des Ab- 
jolutismus benft man heutzutage gewöhnlich an 

as unbeichränfte Fürftenregiment, welches fich im 
16. und 17. Jahrhundert in den Staaten Europas 
entwidelt und — mit alleiniger Ausnahme von 
England — befeftigt hat, und man ftellt Dazu das 
in der Gegenwart faſt allgemein herrſchende Ton- 
ftitutionelle Syftem in at Allein weder 
erſchopft jene eine gejhichtliche Form das Weſen 
bes Abſolutismus, noch genügt das fonftitutionelle 
Syſtem für ſich bereits zu ae völligen Aus- 
fohließung. Sucht man nad) einer allgemeinen, 
die verſchiedenen in ber Geſchichte aufgetretenen 
Formen umfafjenden Begriffebeftimmung, fo wird 
das Weſen des politiichen Abfolutismus am rich- 
tigften in ber theoretifchen Aufftellung oder that« 
fächlichen Durchführung des Princips erblidt 
werben, daß bie ftaatliche Autorität den Staats 
bürgern gegenüber eine unbedingte ift und ihr 
gegenüber feine Berufung auf ein höheres, von ihr 
unabhängiges Recht befteht. Es ift einleuchtend, 
daß dieſes Princip in einer unbeſchränklten Mon⸗ 
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ardhie wie in einer auf der Grundlage der Vollg- 
fouveränität aufgebauten Demokratie in die Er⸗ 
ſcheinung treten kann. Esiftebenjofelbftverftänblich, 
daß eine ber urſprünglich zu Grunde liegenden 
Idee oder den beftehenden Einrichtungen nad 
abfolute Staatsgewalt von ihrer Macht einen mehr 
ober minder umfafjenden Gebrauch machen fan, 
und baß hierauf der Ehärafter der Nation, die 
erreichte Stufe der Gefittung und bie allgemeine 
Dentweife eines Zeitabſchnittes einen beftimmenben 
Einfluß ausüben werben. Es ift endlich Mar und 
nur bie andere Seite des foeben Hervorgehobenen, 
baß auch der Umfang eigener Rechte, welchen In⸗ 
dividuen und Genofienjchaften der Staatögewalt 
gegenüber in Anſpruch nehmen, nad) Zeiten und 
Völkern ſehr verichieden bemeijen wird. Dem« 
entiprechend waren es denn aud) ganz verſchiedene 
unkte, worauf in den verjchiebenen Perioden die 
uffion zwijchen den Verfechtern und den Be— 
tämpfern des Abfolutismus fich richtete oder worum. 
der Streit der kämpfenden Parteien ſich drehte. 
Heute find in der civilifierten Welt fo ziemlich alle 
einig in ber Abneigung gegen den perfönlichen 
Abſolutismus eines Alleinherrichers, aber zu gleicher 
Zeit wächft, fo ſcheint e8, bie Zahl der bewußien 
ober unbewußten Vertreter eines unperjönlichen 
Staatsabjolutismus, welcher in feinen Konſe⸗ 
quenzen weit größere Gefahren für Recht und Freie 
heit einjchließt! Auch zeigt die Gefchichte leines · 
wegs eine gerablinig fortjchreitende Entwidlung, 
welche von dem Extrem einer alles felbftändige 
Leben der Glieder verſchlingenden ſchrankenloſen 
Alleinherrſchaft durch folgerecht einander ablöfenbe 
Zwiſchenſtufen hindurch dem Ideal einer alljeitigen 
und vollftändigen Verwirflihung der Rechtsord⸗ 
nung entgegenführte. Macht man den Verfuch, 
bie verfhiedenen Stufen oder Grabe des Abſolutis⸗ 
mus einer ſyſtematiſchen Sonberung zu unter 
werfen, jo bat man die Belege für ihre geſchicht · 
liche Verwirklichung nicht jelten Perioden zu ent⸗ 
nehmen, welche chronologiſch jehr weit voneinander 
abliegen. 

Die vollendete Form des Abſolutismus iſt ohne 
Trage bort gegeben, wo feinerlei fittliche Mächte, 
durch welche die Willfür ber Träger ber Staats - 
gewalt gebunden werben könnte, anerlannt find 
ober ſolche geradezu geleugnet werden. Man wirb 
bier zunaͤchſt an bie Staaten des Orient3 denken, 
wo ſich dem über alles menjchliche Maß hinaus 
erhöhten Defpoten das Volt in dumpfem Sflaven- 
fime rüdhaltloß unterwarf. Aber wie gewaltig 
auch der Abftand ift, welcher bag Leben der Afiyrer 
und Babylonier von dem ber Römer trennt, ab« 
ſolutiſtiſch im vollften Sinne war auch der römifche 
Staatögedanle, und er blieb es, mochte nun in ber 
Öffentlichen Wohlfahrt (salus publica) daß oberſte 
Geſetz erblidt oder der Willensäußerung des 
Kaiſers als ſolcher Geſetzescharalter beigelegt wer⸗ 
den (quod principi placuit legis habet vi- 
gorem). Das Recht dem Römer nicht Orb» 
nung bes gejamten focialen Lebens, fonbern vor 
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allem Mittel der Macht. Wie der jelbftfüchtige 
Wille des Individuums das treibende Motiv in 
der Ausgeftaftung des Privatrechts, jo ift Macht 
und Herrihaft, von jedweder Rüdfichtnahme auf 
höhere, fittliche Lebenselemente losgelöft, Ziel und 
Aufgabe des Staatsweſens. Aber eben jene ber 
wunderungswürdige Ausbildung des Privatrechts, 
wodurch die Römer bie Lehrer der Jahrhunderte 
geworben find, mußte doch zugleich thatfächlich ala 
eine die autonome Sphäre der Imbividuen gegen 

Ibergriffe der Staatsgewalt fihernde Schranke 
wirken. Auch war in Rom vieles ber freien Sitte 
überlafjen, was in Griechenland von Staats wegen 
georbnet war. 


Der Vergleich mit dem Staatsleben der Grie- | des 


Gen ift begeichnend. Im Grunde war auch ihr 
Staatögedante abjolutiftifch, jofern ihnen ber Stant 
ummittelbar als die höchfte Danifeftation fittlichen 
Lebens galt. Zwar hatten die großen Philoſophen 
von Sokrates an und mit ihnen Dichter wie So⸗ 
phoffes dem Gebanten Ausdrud gegeben, daß ein 
aller ſtaatlichen Gefehgebung vorangehenbes, um» 
iriebenes, auf die Natur oder die Gottheit 
jurüdzuführendes Geſetz beftche. Den Konflikt 
zwiſchen bem, was dieſes letztere erheifcht, und dem 
beftimmten Machtgebot bes einzelnen Herrſchers 
bat uns ber Dichter der Antigone geſchildert. Aber 
die allgemeine Vorausſetzung wird nirgends ſyſte⸗ 
matiſch entwidelt, es fehlt — auch bei Ariftoteles 
d. d. Art.) noch — bie Erkenntnis und An⸗ 
erlenntnis einer in jenem oberften Geſetze begrün« 
beten, dem Eingreifen ber Stantögetwalt entzogenen 
Sphäre eigener, dem Individuum von Natur zu» 
tommender urfprünglicher Rechte. Das Indibi⸗ 
duum als foldhes ift nichts, es wird alles, wa es 
iſt, nur als Bürger bes beftimmten Staatsweſens; 
vor den übergreifenden Anſprüchen des letzteren 
verſchwindet das jelbftändige Leben der Familie, 
Die Kinder gehören der Geſamtheit und müſſen 
is durch die Organe derſelben erzogen wer« 
Und während eine tonfequente Entwicklung 
jener zuvor erwähnten Vorausſetzung dahin ge= 
führt haben würde, ber flaatlihen Autorität 
Schranken zu ziehen, wirkte bie religidfe Weihe, 
bie in den Augen des Griechen das heimiſche Staate= 
wejen mit den heimifchen Göttern und Heilig⸗ 
tümern umgab, umgefehrt dahin, biefe Autorität 
noch mehr zu fleigern. Wenn der ftantliche Ab⸗ 
ſolutismus in der Regel keine gehäffige Geftalt 
N lag dies an ben verhältnismäßig ge= 
ringen Machtmitteln der Stantsgewalt, einer 
natürlichen Folge des geringen Umfangs ber grie⸗ 
chiſchen Staaten. Und weiterhin hing e8 hiermit 
infammen, daß daS Beftreben bes freien Griechen 
wicht Darauf gerichtet war, ſich mit einer Schittz⸗ 
wehr gegen etwaige Ausfchreitungen der Stantd« 
gewalt zu umgeben, ſondern jeinerjeits an ber 
Hanbhabung derfelben teilzunehmen. 
Bei den qhriſilichen Bölfern bilbet das unum⸗ 
ſchraͤntte Königkum ben Übergang vom mittel» 
alterfichen Lehensſtaat zum modernen Staatswefen. 





Dementipredend haben die Publigiften des 16. 
und 17. Jahrhunderts eine Theorie aufgeftellt, 
welche den Staatsgedanken des heidniſchen Rom 
wenn möglic) noch über feinen urfprünglichen In⸗ 
halt hinaus ſieigerie. Umgekehrt war in den Zeiten 
bes chriſtlich · germaniſchen Mittelalter ber politifche 
Abſolutismus theoretiih und praftii jo voll» 
ftändig überwunden wie in feiner andern Periode 
der Geſchichte. Es ift wichtig, die beiden Faltoren 
bervorzuheben, welche zu biefem Ergebniſſe hin⸗ 
geführt hatten. Zumächt war durch das Ehriften« 
tum bei ben Bölfern, die feiner Lehre ſich unter- 
warfen, eine völlig veränderte Wertihägung des 
Staatlichen Lebens aufgefommen. Das oberfte Ziel 
Menſchen lag ihnen nicht mehr in biefem letz⸗ 
teren, fondern weit darüber hinaus. Die ftaate 
liche Gemeinſchaft war nicht mehr Zwed, ſondern 
Mittel, eine gottgewollte Veranftaltung, welche 
dem Einzelnen in ber Erreihung, feines wahre 
haften Zieles behilffich fein fol. über der flant- 
lichen Autorität fleht bie De pbthe, über dem 
ſtaatlichen Gefeh das Gejeß Gottes; auf dieſes, 
als auf dag Höhere, beruft ſich der Ehrift, wo fein 
Gewiſſen ihn mit ben Anordnungen der Staats» 
gewalt in Widerfpruch bringt. Und die flaatliche 
Ordnung ift nicht mehr bie einzige, ber Die Menſch⸗ 
heit unterworfen ift. Neben das Weltliche tritt 
das Geiftige, neben ben Staat bie Kirche. An der 
— — Macht der letzteren fand der Abſolutismus 
er irdiſchen Herrſcher eine Schranke; die Auf- 
richtung ber beiden Gewalten nebeneinander erwies 
ſich als das wirffamfte Schugmittel der Freiheit. 
Der zweite Faltor aber war ber völlig ver- 
änderte Rechts· und Staatsbegriff der germaniſchen 
Völker. Während das Haffeiöe Altertum es nie» 
mals zur beflimmten und principiellen Abgrenzung 
ber bem Einzelnen als ſolchem zulommenden Rechte 
und Freiheiten gebracht hatte, gehen die Germanen 
eben hiervon aus. Ihnen ift das Erſte das an⸗ 
geborene Recht ber freien Perjönlichkeit, das ber 
Staat nicht gegeben hat, das er zu hüten und zu 
ſchirmen berufen ift. Wenn fie fi dem gemeinen 
Weſen unterwerfen und babei einen Zeil ihrer 
Freiheit zum Opfer bringen, fo geſchieht es, damit 
daS übrige um fo fiherer gewahrt werde. Dieſes 
übrige aber wirb gegen alle Welt verfochten, auch 
gegen die Obrigfeit, oder vielmehr das Verhältnis 
von Obrigkeit und Unterthan ift von vornherein 
als ein Verhältnis gegenfeitiger Rechte und Pflichten 
aufgefaßt. Die Freiheit der Perſon, der Familie, 
der genofjenfchaftlichen Verbände ift dadurch ganz 
anders gefichert als in den antifen Staaten, und 
zugleich liegt in der eiferfüchtigen Hochhaltung 
biejer Freiheiten Die erfolgreiche Waffe gegen jeden 
Verſuch, eine abſolute Staatsgewalt zu begründen. 
Denn eine ſolche wiberftrebt dem Geifte der Ger- 
manen auch da, wo es fi um gemeinfame Ans 
elegenheiten handelt. Sie wollen mitraten, wo 
je gehorchen follen. Ihre Reflexion über flant« 
liches Beben lehnt fich nicht an das römifche Im- 
pertum, fonbern an bie einheimifche Mundſchaft 
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macht erſcheint ihnen der König, ſondern als be- 
traut mit der Aufgabe, die Rechte bes Volkes zu 
ſchühen und für jein Wohl zu forgen. Und diefem 
angeborenen trotzigen Redhts- und Freiheitsfinn 
gab nun das Ehriftentum Klarheit, Weihe und 
Stärke. Beide Elemente verſchmolzen zu untrenn- 
barer Einheit miteinander. Aus dem Geſetze 
Gottes wurbe zuleht jedes Recht und jede Pflicht 
abgeleitet, jeder eigene, freie Beſitz auf Erden 
flammte „von Gottes Gnaben“. 8 Gejagte 
gilt von dem Königtume der fräntifchen Zeit ebenfo 
wie von dem des außgebilbeten Lehensftaates der 
Folgenden Jahrhunderte, 

Für wen einheitliche Gejchloffenheit, Konzen- 
tration ber Kräfte, gleichmäßige gejegliche Regelung 
aller Lebensverhältnifje die weſenilichen Merkmale 
de8 Staatsbegriffes bilden, ber mag wohl fo weit 
gehen, das Vorhandenſein eines wirklichen Staates 
im germanifchen Mittelalter völlig in Abrede zu 
ſtellen. Umgefehrt, wer fi) eingeengt fühlt durch 
die farre Gleihförmigkeit, die Aufſaugung jedes 
felbftändigen Lebens und die Vielregiererei im 
modernen Staat, der kann ſehnſüchtig nad} jenen 
vergangenen Jahrhunderten bliden, in denen 
Autonomie des Einzelnen wie ber freien Genofien« 
ſchaften den Grundzug des focialen Lebens bildete. 

Der erfte hervorragende Vertreter berveränderten 
Dentweife, welcher in ſchneidendem Gegenjape zu 
ben Anfhauungen des chriſtlich⸗germaniſchen 
Mittelalters mit ſtrupelloſer Konfequenz die heid⸗ 
niſche StaatSibee neuerdings zum Ausdrud bringt, 
iſt Machiavelli (. d. Art). In feinem Bud) 
„Bom Fürften“ erſcheint die Macht des Staates, 
longentriert in ber Hand eines abfoluten Herrfchers, 
als der höchfte und einzige Zwed. Recht und Sitt- 
Kichkeit, Religion und Tugend find bloße Mittel, 
die aber barum, wo der Bebarf es erheifcht, auch 
durch ihr Gegenteil erjegt werben lönnen. Völlig 
verfenkt in die Erinnerung an die Herrlichkeit des 
alten Römerreiches, verſchwindet ihm jeder eigene 
Wert des Individuums dor den Anfprüchen des 
Staates und feiner Macht. 

Die geſchichtlichen Urſachen, welche ben Unter 
gang des mittelalterlichen Staatsweſens herbei- 
führten, find befannt und bedürfen feiner aus- 
führlichen Erörterung. Es genügt, in Kürze auf 
die durch die Erfindung des Schiekpulvers ver⸗ 
änderte Art der Kriegführung hinzuweiſen, auf 
die bis dahin unerhörte Macht, weldhe die Ein- 
führung ftehender Heere dem Fürſten verleihen 
mußte, auf das Auftommen eines eigenen Beamten» 
ſtandes, welches die zunehmende Verwicklung der 
ſtaatlichen Zwecke nötig machte und die wachiende 
allgemeine Bildung ermöglichte, auf den Einfluß 
des römifchen Rechts, das, von Italien her über 
das weftliche Europa ſich verbreitend, von langer 
Hand ber in dem Geifte der Herriher-und ihrer 
Ratgeber an ber Verdrängung der mittelalterlichen 
Staatsidee gearbeitet hatte, auf die religiöfen 
Spaltungen endlich und das hierdurch veränderte 
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Verhältnis der geiftlichen zur weltlichen Gewalt. 
Aus den I auf dem kirchlichen Gebiete 
gewinnt der Kampf zwiſchen der nad) voller Selb⸗ 
ftändigkeit ringenden fürftlichen Macht gegen den 
Widerftand der Stände feine ſchärfſte Zufpigung ; 
daß die Neformatoren der weltlihen Obrigteit 
die Oberhoheit auch in geiftlichen Dingen über- 
tragen hatten, giebt den abjolutiftiichen Tendenzen 
die denkbar größte Steigerung. Luther und Mes 
lanchthon forderten jeit der Unterbrüdung der 
Bauern die Unterwerfung unter die Obrigfeit in 
einem Umfange, wie e8 ben vergangenen Jahr⸗ 
Hunderten fremd war. „Daß zwei und fünf gleich 
fieben find,“ prebigte der erftere, „da& lannſt du 
Be mit der Vernunft ; wenn aber die Obrigfeit 
jagt, zwei und fünf find acht, fo mußt du's glau« 
ben wider dein Willen und Fühlen“ (bei Janfien, 
Geſchichte des deutſchen Volles II, 6. Aufl., 576). 

Kann ein legitimer Fürft von den Ständen 
und dem Volke zur Rechenſchaft gezogen, Tann er 
im Falle fortgejehter Mißregierung, zumal wenn 
er die wahre Religion gefährdet, abgeſetzt und mit 
Gewalt bejeitigt werden? Das ilt für längere 
Zeit die Hauptfrage, um die in Frankreich und 
England aufs heftigite geftritten, die im Lager der 
Ratholiten und Neformierten je nachdem in ent« 
gegengefegter Weife beantwortet wurde. In den 
begründenden Ausführungen verbinden ſich Re= 
miniscengen des klaſſiſchen Altertums mit bibliſchen 
Eitaten, feltener mit der Berufung auf die Ge- 
mohnbeiten und Imftitutionen der chriſtlich⸗ger⸗ 
manifchen Vergangenheit. Gegen Fr. Hottmann 
unb jeine Schrift Francogallia, gegen des an« 
geblichen Junius Brutus (Hubert Languet oder 
Dupleſſis · Mornay) Vindiciae contra tyrannos, 
gegen Georg Buchanan, welcher die ſchottiſchen 
Empörer in feinem Buche De iure regni apud 
Scotos zu verteidigen unternahm, und Bouchers 
Schrift De iusta Henriei II. abdicatione rich- 
tete Wilhelm Barclay, ein Schotte von Ge- 
burt, aber als Lehrer des römifchen Rechts in 
Frankreich lebend, feinen umfaflenden Traftat De 
regno et regali potestate adversus Monarcho- 
machos (Paris. 1600). Darin wird die könig« 
lihe Gewalt als eine abjolute oder völlig freie 
Dingeftellt, die, nicht an Gefehe, Formen, Rate 
fchläge gebunden, einzig in dem Willen des Herr- 
ſchenden eine Schrante findet. In ihrer Einheit 
und Ungeteiltheit ift fie ein Abbild der göttlichen 
Maojeftät; wer fich gegen fie erhebt, erhebt ſich 
gegen Gottes Anordnung. Die Pflicht des un» 
bedingten Gehorfams wird aus zahlreichen Stellen 
des Alten und Neuen Teftaments, aus dem Ver⸗ 
halten Chriſti und der Apoftel fowie der erften 
Chriſten und aus der Lehre der Kirchenväter be= 
wieſen; eine Ausnahme von jener Pflicht wirb 
nur da anerfannt, wo das Gebot des Fürften aus⸗ 
drücklich dem göttlichen Gebote wiberftreitet. Ein 
Necht des Volkes, fich gegen einen tyrannifchen 
Machthaber zu empören, giebt e8 nicht ; feine Un⸗ 
gerechtigkeit hebt die Pflicht der Unterthanen nicht 
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auf. War e8 auch das Volt — wie Barclay mit 
der damals allgemein verbreiteten, unhiftorifchen 
Meinung annimmt —, welches die Gewalt, bie 
urſprũnglich bei ihm lag, auf den König übertrug, 
fo fan es dieſelbe doch nachträglich nicht wieder 
jurüdfordern, es bat ſich ihrer volllommen ent« 
äußert, oder vielmehr daß Volt ift bei ber Erhebung 
des Königs nur Werkzeug, die eigentliche Urſache 
aber Bott. Darin beiteht das Weſen der Dion- 
archie, daß hier das Volt ſich felbft mit allen 
feinen Rechten und feiner gejamten Habe in bie 
Macht eines Einzigen gegeben hat (1. 3, c. 4: 
Dominator et princeps unus est, cui populus 
regendi facultatem atque imperium omne 
commisit et se, urbes, agros, aquam, ter- 
minos, opes, utensilia et humani quidquid 
iuris est eius in ditionem ac potestatem de- 
didit). Ausdrüdlid wird die fönigliche Gewalt 
dem römijchen Imperium gleihgejegt und ihr 
Inhalt mit den Beſtimmungen bes römijchen 
Rechts auseinandergelegt. Hatte doch auch Hein⸗ 
ri III. in feiner Rebe bei der Ständeverfamm- 
lung in Blois von ber königlichen Gewalt ge⸗ 
jſprochen, „bie durch bie Gejeke ſelbſt über die 
Geſehe erhoben jei“. 

Weiter noch als Barclay geht Albericus 
Gentiliß, ein Italiener, der im Dienfte Ja- 
tobs I. von England ſchrieb. Seine Abhandlung 
De potestate regis absoluta (Londini 1605) 
ift eine Erläuterung des befannten Sage: Quod 

rincipi placuit ete., voll ger Ge 
—— Ihm gelten die Koͤnige von Spa⸗ 
nien und Frankreich als nicht im Vollbefige ber 
Souveränität befindlih, da fie in Sachen ber 
Religion unter dem Papfte fliehen, „denn das 
wiberftreitet zweifelsohne dem Rechte de oberften 
her, der, nur allein unter Gott ftehend, 

üter und Außleger auch ber eriten Gefehestafel 
if. Glüclich bie Fürften, ja allein wahre Fürften, 
die in feiner, auch nicht der geringften Angelegen⸗ 
heit, geiſtlicher oder weltlicher, die Jurisdiftion 
eines Fremden anerlennen! Die übrigen find 
teine Souveräne; dor wem ein anderer bie höhere 
Stelle einnimmt, ber ift in Wahrheit fein Fürft. 
Ein wirklicher Fürſt ift ein irdiicher Gott, feine 
Macht ift größer, al fie im Altertum bem Vater 
über das Kind, dem Herrn über den Sklaven zu⸗ 
Rand.” Mit Spott fehrt ſich Albericus Gentilis 
gegen bie Meinung, die Herricher feien da um des 
allgemeinen Wohles willen; das möge von ben 
Wädhtern im Idealſtaate Platos gelten, aber wer 
würbe deren Stelle einnehmen wollen? Zwar will 
ex zugeben, daß der Fürft nicht über dem gött« 
Tichen Geſetze ſtehe, daß er das Eigentum ber Untere 
thanen nit ohne gerechte Urſache in Beichlag 
nehmen dürfe; aber die Zugeftändnifje verlieren 
ihren Wert durch den Vorbehalt, daß es eben der 
Fürft ift, dem die fouveräne Entſcheidung darüber 
zulommt, was jenes Gefeß vorjchreibt, warın eine 
gerechte Urfache vorliegt. — In ber gleichen Rich⸗ 
tung bewegt fi} die Schrift, welche Claudius 
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Salmafius zur Verteidigung des unglüdlichen 
Rarl I. verfaßte (Defensio regia pro Carolo L 
ad Carolum II., .1.1694. Sumptibus regiis). 
Eine wichtige Rolle in der Diskuffion fpielte feit 
langem die Stelle 1 Kön. 8, 11 ff., wo Samuel 
ben Israeliten, bie einen König nach Art ber 

eiden verlangen, vorftellt, was alles ein ſolcher 

önig beginnen würde, Man flritt darüber, ob 
Samuel einen wirklihen König oder einen Ty= 
rannen jhildere, ob das, was zweimal (V. 9 
und 11) ius regis genannt wird, in der That 
das von Gott dem Könige verliehene Recht oder 
vielmehr den Mißbrauch der Löniglichen Gewalt 
außsdrüde. Auch in der Anflagefchrift gegen Karl L. 
hatte Die Stelle Erwähnung gefunden. Salmafius 
vertritt ohne Scheu die Meinung, es werde barin 
in ber That das Recht des Königtums aus« 
geſprochen. Zwiſchen Recht und Gerechtigkeit fei 
nämlich ein großer Unterfchied, und, wie Paulus 
fage, nicht alles, was erlaubt ift, fei darum nüßlich. 
Daher können die Könige von ihrem Rechte nach 
feinem vollen Umfange Gebraud machen, wenn 
& ihnen auch nüßlicher fein mag, etwas davon 
abzulafjen. Aber weil ihnen das Recht zufteht, fo 
ift auch der Gebrauch besfelben ſtraflos. Wo das 
Bolt den König erwählt, überträgt es bemfelben 
damit die hödhite Gewalt gänzlich, dauernd, une 
wiberruflih. Sonft wäre fein Unterfchieb zwifchen 
dem Könige und einem bloßen Beamten. Denn 
twie der Mond in dem fremden Lichte leuchtet, das 
er der Sonne entlehnt, jo eignet dem Beamten nur 
die Gewalt, die ihm der Fürft oder das Volk 
gleihfam leihweiſe übertragen hat, die er darum 
auch) auf Verlangen fofort zurüdgeben muß. Ein 
König dagegen, den das Volf erwählt, nimmt bie 
Gewalt des Volfes fo ganz und gar in fi} auf, 
wirb fo völlig von ihr erfüllt und durchdrungen, 
daß fie ihm nicht mehr entzogen werben kann ; 
es ift, wie wenn bie Sonne ihr Licht gänzlich ab» 
gelegt, es völlig in den Körper des Mondes hin- 
über gegofjen hätte, fo daß der Mond zur Sonne, 
bie Sonne zum Monbe geworben wäre. Ja, wenn 
ein König, gezwungen durch Parteiungen der 
Großen ober Erhebungen des Volles, etwas von 
feinem Rechte nachgelaffen hätte, fo könnte dies 
den Nachfolger nicht binden, ber, jobald die Um⸗ 
ftände e8 erlaubten, die volle, unumfchränfte Ge» 
malt an ſich zu nehmen befugt wäre. Daß Krone, 
Oberhaus und Unterhaus drei koordinierte Fate 
toren bildeten, wird als eine abjurde Meinung 
bezeichnet. Auch Salmaſius ift endlich der Mei- 
nung, daß der königlichen Gewalt vor allem die 
auftommende Macht des Papfttums gefährlich 
geworden fei; ber von borther erhobene Anſpruch, 
die Könige zu richten, Habe bie erhabene Stellung 
der weltlichen Obrigfeit in den Augen ber Unter« 
thanen herabdrüden müſſen. 

Der eigentliche Klaſſiker des Abfolutismus aber 
ift der urſprünglich gleichfalls dem Lager der 
Stuart$ angehörende Philofoph Thomas Hob- 
bes geworden (f. d. Art.). Wenn Hobbes bie 
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Staatögewalt ausbrüdlic über bie She ſtellt 
(De cive VI, 14) und die gegenteilige Meinung 
zu ben den Staat auflöfenden Lehren zählt (XII, 4), 
wenn er ihr ein unbebingtes Geſeßzgebungsrecht in 
dem Umfange beilegt, daß ihre pofitive Saßung 
erft ben Maßſtab ergiebt für das, was gerecht und 
ungerecht, gut und böfe, ehrbar und umehrbar ift 
1,9; XI, 1), wenn er ein von der oberflen 
Gewalt unabhängiges Privateigentum leugnet und 
die Freiheit der Bürger nur in dem Umkreis von 
Befugnifjenerblidt, welchen die Geſetzgebung ihnen 
belafien hat (VI, 15; XII, 6), wenn er unbedingten 
Gehorfam gegen die Anordnungen ber Obrigteit 
aud da verlangt, wo biefe ber Überzeugung der 
Unterthanen als ungerechte und geſeßwidrige ſich 
darftellen (XVII, 27), wenn er endlich auch die 
Entjeibung über die Glaubenslehre (XV, 16) 
und die Auslegung des Sinnes der Heiligen 
Schrift der weltlichen Macht vorbehält (XVI, 18), 
fo drüdt jeder dieſer Säge das birefte Widerſpiel 
gan die chriſtlich⸗ germaniſche Auffafjung aus. 

heidnifchrömifchen Staatsgedanlen, wie er 
von Machiavelli erneuert worden war, hat Hobbes 
zu einer umfafjenden Theorie entwidelt. Be⸗ 
merfenswert ift dabei, daß er zwar bie erbliche 
Monarchie für die zwedmäßigfte Stantsform er⸗ 
klärt, daß aber feine Aufftellungen ebenfo von jeber 
andern, auch der republifaniichen, gelten follen. 
In den Augen ber zuvor erwähnten Schriftfteller 
umgab ben unumfchränften Herrſcher ber Abglanz 
einer höheren, göttlichen Würbe, und nicht zum 
Heinften Teile hieraus Teiteten fie ihre Folgerungen 
ab. Bei Hobbes dient das religiöfe Element nur 
dazu, ber Macht der Staatsgewalt, die aus den 
blinden Trieben der Furcht und ber Selbfterhal« 
tung abgeleitet wird, eine abermalige Verſiärkung 
zufließen zu laſſen. 

Man weiß, wie wenig bie geſchichtlichen Ereig- 
niffe in England den hochgeſpannten Anſprüchen 
der Stuart3 und ihrer Parteigänger entſprochen 
haben. Das Ende der langen Kämpfe, welche die 
Mitte und ben größeren Teil der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts füllen, war die endgültige 
— des abſoluten Regiments auf dem 
Inſelreiche. Als Wilhelm von Oranien im Jahre 
1688 bie Krone aus der Hand des Parlaments 
empfing, bebeutete dies anerfanntermaßen ben 
Sieg der enigegengefeßten Principien, welche bie 
Regierung des Königs an die Zuftinmung bes 
Boltes gebunden und den Geſeßen des Landes 
unterworfen wiſſen wollten. Anders enttwidelten 
I die Dinge in Frankreich; dort triumphierte 

8 Sönigtum nad langen Kämpfen über ben 
Widerftand ber Stände, dort wußte eine cen- 
tralifierte Staatsverwaltung nad und nad) alle 
lebendigen Kräfte in dem einen Mittelpunfte 
ufammenzufafien, dort fand ber fürftliche Ab- 
Tofutiemus augleih den Mann, der ihn in feiner 
Berfon zur vollendeten Darftellung brachte, ben 
das Bewußtfein ber Töniglihen Macht wie eine 
religtöfe Überzeugung, wie eine Infpiration er» 





füllte, den Erfinder des Wortes: L’stat c'est 
moi! 
Da Ludwig XIV. auf der Höhe feines Ruhmes 
fand, ſchrieb Boſſuet (. d. Art.) als Lehrbuch für 
den Dauphin feine „Politit nach ben Worten ber 
Heiligen Schrift“ (Politique tirde des propres 
paroles de I’E. S.; erſt fpäter unter Hinzu- 
fügung eines nachträglich verfaßten, ebenjo wie 
der erſte ſechs Bücher umfaſſenden zweiten Teiles 
herausgegeben). Der große Biſchof von Meaux 
ftand dem Hofe zu nahe, als daß ber Glanz des⸗ 
felben nicht auch ihn geblenbet und ihm den Blick 
für die tieferen Bebürfniffe eines politiichen Ge- 
meinmejens getrübt hätte. Aber wenn auch für 
ihn das unumſchränkte Königtum ben eigentlichen 
Kern und Mittelpunlt feiner politiſchen Gedanken 
ausmacht, fo ift doch zwifchen diefen und ber 
Hobbesihen Theorie ein beachtenswerter Unter⸗ 
ſchied. Was in feinen Augen die Monarchie über 
alle Staatsformen erhöht, ift ihre enge Beziehung 
zu Gott. Bott hat die Könige eingejekt, ihre 
Berfon ift geweiht, ein Abglanz des Göttlihen 
ruht darauf, und bie Verehrung ber Unterthanen 
gegen fie hat einen religiöfen Charakter. Die Au- 
torität bes Königs ift eine abjolute; er hat von 
feinen Anordnungen feinem Menfchen Rechenſchaft 
zu geben, und gegen feinen Richterfpruch giebt es 
feine Berufung. Man muß ihm gehordhen wie 
der Gerechtigkeit jelbft, ſonſt rüttelt man an der 
Ordnung bed Gemeinweſens. Nur Gott allein ift 
der Richter der Könige, auf Erben giebt e& feinen, 
Spruch, ber fie zurechweiſen, feine Ziwangsgemwalt, 
die fie beugen könnte, das ift der Sinn des ius 
regium in der Rede Samuels. Daß fie über den 
Geſetzen ftünden, folgt jedoch daraus nicht; fie 
find denfelben unterworfen, weil e8 ihre Pflicht 
iſt, gerecht zu fein und den Unterthanen das Bei⸗ 
fpiel der Gerechtigkeit zu geben, unterworfen frei« 
lich nur als leitenden Principien, nicht als zwin- 
genden Normen. Es ift die moralifche Pflicht der 
Könige, ihre Macht im Interefie bes allgemeinen 
Wohles zu gebrauchen; gerade weil fie auf dem 
Throne des Herrn figen, iſt es Vermefjenheit, wenn 
fie die ihnen übertragene Gewalt gegen Gottes 
Geſet gebraudden. Die st Gottes ift daß befte 
Gegengewicht gegen die Überhebung, zu welcher 
ihre Stellung fie verführen fönnte; der Fürft wird 
Gott um fo mehr fürchten, weil er ihn allein zu 
fürchten hat. Dafür ift ihm das Volk zu völligem 
Gehorfam verpflichtet, eine Ausnahme hiervon 
gm es nur ba, wo das Gebot des Fürſten dem 
eſetze Gottes wiberftreitet; aber „ber Staat ift 
in Gefahr, der öffentliche Friebe verliert alle Sicher- 
heit, wenn e8 dem Volle erlaubt fein ſoll, fi) aus 
irgend welcher Urfache gegen den Fürſten zu er« 
heben". Gewaltthat und erflärte Gottlofigkeit 
können von der Pflicht des Gehorfams nicht ent« 
binden, dem Volte bleibt ala Gegenmittel nur bie 
ehrfürchtige Vorftellung (des remonstrances 
respectueuses sans mutinerie et sans mur- 
mure) und das Gebet. Auch das ift verfehlt, 
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man glaubt, dem Staate in anderer als in 
von dem — vorgeſchriebenen Weiſe dienen 
innen. heißt ſich einen Zeil der Tönige 
chen Autorität und damit den öffent» 
Ftieden ſtören. Bon feiner erhabenen Stelle 
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Perſonlich⸗ 
kit, er umfaßt im ſich den Staat (tout l’6tat est 
en lu). Der Wille des ganzen Volkes ift in dem 
inen, bie Macht aller übrigen in der feinigen 
eingelhloffen. Kein Zweifel, Boffuet iſt Abfolutift 
in der bergebrachten Bedeutung biefes Namens. 
Ihm ift der König der Staat, und er will barım 
feiner andern Macht im Staate wifien, durch 
welche bie bes Königs eingejchränft werben könnte. 
Aber er ift weit entfernt, das Staatsoberhaupt 
über alle Schranken des Geſetzes hinaus» 
imheben. Daß der Fürft an das reg Gefeh 
daß er dem göttlichen Richter verant- 
wortlich ift, wird er nicht müde, feinem Schüler 
immer wieber und mit der ganzen Wucht feiner 
imerreichten Beredſamleit zugurufen, um es ihm 
tief in Die Seele zu prägen. Im feinem Lehrbuche 
nimmt das Kapitel von den Pflichten des Negenten 
feinen gerim Raum ein als daS von ben 
Rechten besfelben. O que la vie du Prince est 
serieuse ] ruft er aus, wo er feine trefflichen, fehr 
ins einzelne gehenden Lehren und Raticjläge ent= 
widelt. Und ausbrüdtich will er dag unumfchräntte 
Bnigfiche Regiment von Willfücherricjaft unter- 
ſchieden wiflen (1. IV, a. 1). Das iſt e8, was ihn 

von Hobbes trennt, und nicht von ihm allein. 
Gleich zu Anfang wurde auf das Unzulängliche 
eines Standpunkte hingewieſen, welcher den Ab⸗ 
—— — * sg — 
igfte belämpft, ihn a r un⸗ 
gefährlich, ja erſprießlich Hält, wo er in den For⸗ 
men einer republikaniſchen Staatäverfaffung oder 
einer Tonftitutionellen Monarchie auftritt. Inter 
den hervorragenbften Wiberfachern ber Stuartichen 
Anfprüche und den erften Begrünbern des moder« 
nen philofophifchen Staatsrechts ber Engländer 
Pflegt neben Lo de (f.d. Art.) Algernon Sid⸗ 
neh genannt zu werden. Sein Buch (Discourses 
concerning government, gebrudt erft 1750, 
lange nad} dem Tode des Verfaffers) ift eine weit« 
Unfige Belämpfung der unbefchräntten Monarchie. 
Daß der König notwendig abfolut fein müffe, 
teil er fonft aufhöre, König zu fein, wird darin 
al8 eine franzöfiiche Lalaienmeinung bezeichnet. 
Aber A. Sidney ift weit davon entfernt, eine hö⸗ 
dere objektive Norm anzuerkennen, an die bie 
Stoatsgewalt gebunden wäre. Wenn man ihm 
dorwerſe, ein Verteidiger der Willtürherrichaft (of 
arbitrary powers) zu fein, jo erflärt er, nicht zu 
wiffen, wie eine Gejellichaft ohne ſolche beftehen 
dune. Die Begründung eines Staates, bie Feſt⸗ 
fellımg feiner Verfaffung, bie Einrichtung feiner 
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Verwaltung, bie geſamte Geſetzgebung find ihm 
ebenfo viele Willfürakte, und das Ausfchlaggebenbe 
nur daß, ob bie Willtürgewalt, die allen Staaten 
gemein ift, zum Wohle ber Bürger verwertet wirb 
ober nicht. Aber wer entſcheidet hierüber, wo 
liegt jedesmal das Interefje bed Ganzen, wer hat 
recht, wenn im gegebenen Falle Meinung gegen 
Meinung fleht? Wo ift der Schuß für die Ein- 


iſt | zelrien oder bie Minderheit gegen die Bergewalti» 


gung durch die jeweiligen Machthaber, beren freies 
efien durch feine von ihrer Willfür unab« 
haͤngige Rechtsordnung eingelchränft wird, gegen 
den Deipotismus bes Parteiregiments, der von 
allen Erſcheinungsformen abfoluter Herrſchaft bie 
gehäffigfte ift? n, wie Sidney will, Die un - 
bejchränfte Monarchie durch die Republik erfeht 
werben foll, jo find Damit noch lange un t 
und Freiheit der Bürger gegen bie erdrückende Über» 
macht des unperjönlichen Staates gefichert. 
Das Gleiche gilt gegen Roufjeaus viel- 
bewunberte Lehre (f. d. Art). Die volllommenfte 
Durchführung des demokratiſchen Princips ent 
Hält für ſich allein noch nicht die Befeitigung bes 
Abſolutismus. Der Wille der Befamtheit, in bem 
jeder Einzelne feinen Willen wieberfindet, wird in 
den meiften Fällen eine bloße Filtion bleiben. 
Die Willensäußerung bes fouveränen Voltes ſchafft 
mit dem Geſetze das Recht, aber wenn e& hierin 
völlig frei ſchalten Tann, losgeldſt von jedem alle 
se gültigen und unveränderlichen Maße der 
erechtigkeit, jo wird das vermeintliche Recht in 
Wahrheit mur das Machtgebot fein, welches ber 
ftärfere Teil dem ſchwächeren auferlegt. Es ift 
längft bafür gejorgt, daß die Kritif hier nicht bei 
ſelbſigezogenen Konſequenzen ftehen bleiben muß. 
Die franzöfiiche Revolution, durch Roufſeauſche 
been vorbereitet, hat in der Schreckensherrſchaft 
des Konvents diefe Ideen auf blutige Weile ad 
absurdum geführt. Und daß eine Verwirklichung 
des kommuniſiiſchen Voltsflantes, im Namen der 
Freiheit und Gleichheit unternommen, in Wahr- 
heit den Tod der Freiheit und jeden eigenen Rechts, 
die Errichtung einer allgemeinen Zwangsanftalt 
bebeuten müßte, wo bie Gleichheit der Bürger in 
Arbeit und Genuß nur dadurch aufrecht erhalten 
werben lönnte, daß die Staatslenler mit gerabezu 
ungeheuerlichen Machtbefugnifien ausgerüftet wür« 
den, wer wollte dies im Ernte beftreiten ? Aber 
au ganz abgefehen von ben egtremen Ausge⸗ 
flaltungen, zu welchen die Geſchichte Hingeführt Hat 
oder welche die Zukunft befürchten läßt, iſt denn 
in denjenigen Staaten der Neuzeit, in denen bie 
fogen. liberalen Principien zur Herrſchaft gelangt 
und der Macht ded Staatsoberhaupts enge Grenzen 
gezogen find, ift in ihnen wirklich überall ber Ab- 
foluttemus überwunden? Sicherlich nicht, wo 
ausdrüdtidh oder ftilljehweigend jene Vorausſetzun⸗ 
herrſcht, welche die Hegelfche Philofophie au! 
ihre Formel gebracht hat, vom Staate als ber 
Quelle alles Rechts. Der Zauber, welcher früher 
in Deutſchland dem Hegelſchen Syſteme anhing, 
: 8 
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iſt längſt gewichen, die hohlen Abftraftiouen, mit 
denen es operierte, und die Art Operierend 
er haben ihren Reiz verloren; Sätze wie ber, 
h A en bie ee om re 
ei, m heutzutage nur noch die Bedeutung hie 
ſtoriſcher Kuriofitäten. Aber ber Kern, die Los⸗ 
Töfung des unperſönlichen Staatsmechauismus von 
jeder höheren Rechtsordnung, ift geblieben. Wenn 
es genügt, daß ein Geſetz bie Zuftimmung der 
verfafjungsmäßigen Faktoren erhalten hat, um ihm 
den Charakter wirklichen, verbindlichen Rechts zu 
verleihen, dann verſchwindet vor der Souveränität 
der Gefeßgebung — ber Ausdrud ftammt von bem 
berühmten Staatömanne des 19. Jahrhunderts — 
jedes eigene Recht der Imbivibuen wie der Kor« 
porationen, dann fan, wer „bie Klinke der Geſetz⸗ 
gebung in ber Hand hat“, feinen Willen ber 
machtlos opponierenden Minderheit im Namen 
des omnipotenten Staates aufbrängen, dann Es 
gegenüber dem Gefe als dem „öffentlichen Ge ⸗ 
Shen“ die Berufung auf das eigene Gewiſſen als 
Frevel der Revolution. Der fogen. Kulturlampf 
im Deutfchen Reich und in Preußen wäre nicht 
möglich geweſen, wären nicht die Vertreter der 
Regierungen und die Mitglieder der liberalen 
Rammermajoritäten gleihmäßig in den Ideen 
des Staat8abfolutigmus befangen geweſen, fo baß 
fein Ausdrud zu ſtark und feine Maßregel allzu 
rüchſichtslos erſchien, das ausſchließliche Recht bes 
Staates der katholiſchen Kirche gegenüber zur 
Geltung zu bringen. Und nur eine andere Er⸗ 
ſcheinungsform des gleichen Abjolutismus ift Die 
neuefte Phaſe in unjerem politiichen Leben: ber 
Staatsfocialismus. Seine Parteigänger fragen 
nicht nach ben Grenzen, welche beitehende, vom 
Stante unabhängige Rechte der ftaatlichen Geſetz⸗ 
gebung ziehen. Jeder Eingriff in das Wirtſchafts- 
leben, jede willfürliche Verſchiebung feiner Faktoren 
gilt al8 gerechtfertigt, wenn fie Vermehrung ber 
Macht des Ganzen veripricht. 

Man wird Abfolutiften der älteren Zeit, wie 
Boſſuet, gerechter, wenn man Tendenzen biejer 
Art zum Vergleich heranzieht. Boſſuet Tennt ein 
von dem Ermeſſen des Staatsoberhauptes unab- 
hängiges höheres Gefeß ; eben dies leugnen die in 
dem entgegengefehten Lager Stehenden, und fie 
müffen darum ihrerjeits als Vertreter des Staats- 
abſolutismus angejehen werben. Aber Boffuet 
irrt nit nur, wenn er glaubt, daß moraliſche 
Erwägungen allein auf die Dauer ausreichen 
önnten, Fürften, in deren Hand alle Machtmittel 
vereinigt find, an der Übertretung jenes Geſehes 
zu hindern. Auch in der von ihm vertretenen 
Geſialt, welche ihm feine ſchärfſte Spige nimmt, 
wiberftreitet ber en der berechtigten 
Denkieife eines in der Gefittung vorangeſchrit⸗ 
tenen Volkes, geſchweige denn, daf der Anſpruch 
gerechtfertigt wäre, in ihm das ein für allemal 

ültige Princip der monarchifchen Verfafjung zu 
—* Dies führt zuletzt auf eine Erbrierung von 
mehr principieller Art. 
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Im die grundlegenden Exdrterungen über Zwedl 
und Urfprung des Staates lann natürlich in dieſem 
Zufammenhange nicht ausführlih eingegangen 
werben; biefelben find befonbern Abhandlungen 
vorbehalten (vgl. insbejondere bie Artt. Staat, 
Staatsgewalt, Garantien, ſtaatsrechtliche, u. |. w.). 
Als fefftehende Vorausfegung aber gelte hier, daß 
basjenige, was den Stant zum Staate macht, was 
ihn von jeber andern geſellſchaftlichen Organi⸗ 
ſation unterjcheibet, jeine Beziehung zur Rechts 
ordnung iſt; in der fortfhreitenden Verwirklichung 
derjelben innerhalb eines beflimmten Menſchheits⸗ 
komplexes befteht fein Beruf. Alle übrigen ftaate 
lichen Funktionen find ſekundärer Art, wie Die 
Wohlfahrtspflege, oder fie beziehen fih auf bie 
Mittel, welche der Beſtand und die Aufrecht- 
erhaltung des Staatsweſens erheiſcht. Nun Iehrt 
freilich die Geſchichte, daß es einer langen und 
langſamen, durch Perioden des Stillftandes und 
volltommene Rückhſchläge unterbrochenen Entwide 
lung bedurfte, um dieſe Erfenntnis vom Beruf 
bes Staates allgemein zum Bewußtſein zu bringen. 
Ein Beweis gegen ihre Wahrheit läßt ih daraus 
nicht entnehmen, jener Vorbehalt beftätigt viel⸗ 
mehr, daß ftaatliches Zufammenleben feine will 
fürlihe Erfindung ift, ſondern die menſchliche 
Natur ſelbſi urfprünglich und unwiderſtehlich dazu 
treibt und dahin führt, daß aber aud hier das 
allgemeine Geſetz des Werdens gilt, demzufolge 
vollendete Ausgeftaltung das Ziel und nicht ben 
Ausgang bildet. Unentbehrlihe Vorausſetzung 
jebes ftaatlichen Lebens aber ift die Anerfennung 
einer Autorität, eine Oberhauptes alfo, dem Die 
fämtlichen Glieder unterworfen find, mag dasſelbe 
num ein Einzelner, ein Fürft, oder eine Mehrheit, 
eine regierende Verfammlung fein. Darum ift 
jede Yamilie, jedes Hauswefen, mo Weib, Finder 
und Gefinde der Autorität des Hausvaters unter« 
worfen find, ein Vorbild bes Staates und eine 
natürliche Vorſchule für denſelben. Aber auch 
nicht mehr. Der Staat beginnt erfl, wo die 
Autorität des Oberhauptes anerfannt ift über den 
engften Yamilienzufommenhang hinaus und un⸗ 
abhängig von den Empfindungen natürlicher Liebe 
und pietätvoller Unterwerfung, wie fie das Herz 
der Kinder gegen den Vater erfüllen. "age 
wirb er, eben weil die Yamilie Vorbild ift, in 
jenem früheſten Stabtum wohl überall die Form 
des patriarchaliſchen Königtums an fi) getragen 
haben. Und warum follte nicht wirklich in ein⸗ 
zelnen Fällen der Patriarh, das hochbejahrte 
Tamilienhaupt, als König über den Stamm ge= 
herrſcht Haben, zu bem bie familie ſich erweitert 
Hatte? Lie dann fein Tod die Stelle leer, zu ber 
ſämtliche Stammesangehörige in ehrfürdtiger 
Unterwerfung aufzubliden gewöhnt waren, fo 
mußte ebenfo allgemein ba8 Bebürfnis eines Er⸗ 
faßes empfunden werben, und unſchwer wird man 
ſich nun weiter außbenfen können, wie piycholo- 
giſche Motive im Vereine mit andern Faktoren e8 
jeloftverftändlich machten, daß der ältefle Sohn 
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Nachfolger des Patriarchen und das Königtum 
in feinem Haufe erblich wurde. Wo aber etwa 
ans freier Wahl aller waffenfähigen Männer ber 
König hervorging, da waren e8, wiederum felbfl- 
verftänblih, die perfönlichen Eigenſchaften, wo⸗ 
durch der Erwählte die andern übertraf, feine 
Kraft und Gewandtheit, feine Einfiht und Er« 
fahrung, feine Uneigennüßigfeit und Gerechtigfeit, 
welche dazu beftimmten, ihn über die andern zu 
erheben. Nun ift es natürlich einem jeden un⸗ 
benommen, ſich die Verhältniffe jener Urzeit fo 
idylliſch oder jo erhaben auszumalen, wie es bem 
Zuge feiner Phantafie entſpricht: der König alle 
übrigen Männer um teslänge überragend, 
feine Stärke und Tapferleit der Schreden der 
Feinde, feine Lift und Verfchlagenheit jeber Fähr« 
ũchteit gewachſen, unbeſtechlich feine Gerechtigkeit, 
wenn er auf dem Throne ſitzend Streit eniſcheidet 
oder Strafe über die Friedensſlörer verhängt! 
Nur aber darf man mit ſolchen Bildern nicht die 
ernfihafte Meinung verbinden, als habe ein unauf⸗ 
hörlich tiefer gehender Abfall aus den Zuftänden 
jenes goldenen Zeitalter hinausgeführt. Viel⸗ 
mehr war es der in der Natur felbft begründete 
Gang der Menſchengeſchichte, der fie befeitigte, 
umd nur eine totale Verfennung ber Geſchichte 
wie aller realen Verhältniſſe konnte die Staais- 
theoretifer bes 16. unb 17. Jahrhunderts in dem 
patriarchaliſchen Königtum die ausſchließlich güle 
tige Form des monarchiſchen oder gar jeden 
Staatöwefens überhaupt erbliden laſſen. 
waren benn bei den damaligen vielgeftaltigen 
Berhältnifien des gefellfchaftlichen Lebens, bei dem 
wachſenden —— der Staaten, bei dem Stande 
der allgemeinen Geſittung die beiden Boraus- 
fegumgen, an welche geſchichtlich der Beſtand bes 
patriarhalifchen Königtums ſich gefnüpft erweift: 
das Hervorwachſen aus dem Familienverband 
oder die überragenden Vorzüge des Herrſchers? 
Wenn die politiiche Entwickiung dahin ging, den 
geſchloſſenen Einheitsftant an die Stelle des mittel- 
alterlichen Lehensftantes zu jegen und die Macht 
der Centralgewalt von allen hemmenden Schranken 
zu befreien, jo mag man barin heute vielleicht eine 
geſchichtliche Notwendigkeit erbliden; aber e8 war 
eine Täufchung, wenn die Verfechter des abjoluten 
Königtums das durch eine Reihe geſchichtlicher 
Urſachen zeitweilig Herbeigeführte als dos allein 
Berechtigte glaubten hinftellen zu müſſen; es war 
ein feltfamer Irrtum, wenn fie im Zulammen- 
hange damit die Normen des politifhen Lebens 
einer ganz ander&artigen und zudem völlig fingu- 
lãren Erſcheinung, dem altteftamentlichen König« 
tume, entnehmen wollten ; e8 war ein verhängnig- 
voller Mißgriff, wenn fle die Stellen des Neuen 
vente, welche zuleht doch nur bie Pflicht 

der Aufrediterhaltung ber ftaatlihen Ordnung 
überhaupteinfchärfen, im Sinnerüdhaltlofer Unter« 
werfung unter einen abjoluten Herrſcher beuteten. 
Der erwachten politijchen Reflerion aber, welche 
an die Fortdauer des pairiarchaliſchen Königtums 
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nicht glaubt, weil der Unterfchieb der Zeiten allzu 
ſehr in Die Augen fpringt, genügt e8 auch nicht, 
bie Bethätigung der Staatsgewalt lediglich Durch 
moraliſche en eingeſchränlt zu willen. 
Kinder, ragt Ariftoteles, Haben dem Vater gegen« 
über fein Recht, wohl aber hat biefer ihnen gegen« 
über Pflichten. Das ift der Satz, welchen Sala 
auf das Verhältnis der Unterthanen zum fyüı 
anwendet. Aber die mündig gewordenen Völker 
beftehen auf ihrem Rechte. Nicht von bem guten 
Willen, nicht von der Gnabe wollen fie abhängen, 
ſondern die Macht bes Herrſchers fol an ihrem 
Recht eine Schranfe . Diefe Macht iſt ber 
gründet in dem Staatszweck der Verwirklichung 
der Rechtsordnung, darum Tann fie nicht weiter 
reichen, als dieſe Ordnung erheiſcht, und am 
wenigften darf fie ſtörend in diefelbe eingreifen. 
Die Anerkennung fittlidger, Die Wille 
tür der Staatögewalt bindenber 
Mächte iſt der erſte Schritt über ben 
Abfolutismus hinaus und das, was 
ihn von ber Defpotie trennt; ber zweite, 
nit minder bebeutfame ift die An— 
erfennung eines von jener Willlür 
unabhängigen Rechts. 

Naturgemäß ift es das privatrechtliche Gebiet, 
auf welchen die Iegtere ſich zuerft Bahn bricht. 
Die perjönliche Freiheit, die Unverleplichfeit bes 

fes, das Privateigentum in feiner jeweiligen 
eftalt treten als ebenjo viele fefte Punkte heraus, ' 
welche der Einflußnahme der Staatsgewalt ent 
zogen bleiben müffen. Um fie ift immer zuerft 
und am außdauerndften gelämpft worben, Ein» 
geiffe fürftlichen ÜbermutS in biefe Sphäre rufen 
jeberzeit ben energifchen Widerftand eines kräftigen 
und ber freiheit würbigen Volles hervor. Das 
wußte jchon Ariftoteles, der unter ben Mitteln zur 
Aufrehterhaltung «ner Tyrannis auch das auf 
zählt, daß der Her icher ich forgfältig vor ber- 
artigen Eingriffen „üte. Das Entſcheidende aber 
und ber Anfang bes Rechtsſtaates liegt barin, daß 
die Einhaltung biefer Grenzen feiner Macht auf 
feiten des Staatsoberhauptes nicht als freiwillige 
Beſchränkung, und die rechtliche Freiheit ber 
Unterthanen innerhalb der gleichen Grenzen nicht 
als Gnadengeſchenk gelten, ia beides als be» 
flimmt und gefordert durch bie höhere, jeber 
Willfür entrüdte Ordnung des Rechts. 

a ben eigenen Rechten des Individuums, bie 
bie Staatögewalt nicht verleiht, ſondern vorfindet 
und zu fhüßen berufen ift, hängt begriffli das 
Recht der freien Vereinigung zu erlaubten Zweden 
enge zufammen. Aber die Anertennung der erfleren 
pflegt darum noch lange nicht die Freigabe dieſes 
leteren zur Folge zu haben. Freie Genofjen- 
ſchaften, welche ihre Angelegenheiten felbftändig 
verwalten, über Eintritt und Austritt, Zeiftungen 
und Vorteile der Mitglieder aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit entſcheiden, paſſen nicht in eime 
abfolute Monarchie, wo alle Sterne gleihmäßig 
um bie eine Sorme kreifen follen, fie find ein Dorn, 
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im Auge der auf die Hoheitsrechte des Staates, 
den fie vor allem vertreten will, eiferſüchtigen 
Bureaufratie. Der Abjolutismus, der vor dem 
reinen Privatrecht notgebrungen gi macht, 
lämpft um fo nachdrüclicher gegen bie Anerlennung 
eines von dem Ermeſſen ber Staatsgewalt unab- 
hängigen Rechts ber ſſenſchaften. Es bebeutet 
einen neuen Sieg des Rechtsſtaates, wenn auch 
dieſe Anerkennung errungen if. Daß dabei wegen 
der Macht, die weit verzweigte, enge gefchlofjene 
Affociationen auszuüben im ftande find, eine 
gewiſſe Einflußnahme der bie Interefien des Gan⸗ 
gen wahrenden ftaatlihen Autorität vorbehalten 
bleibt, bebarj bier nur einer furzen Erinnerung. 
Immer ift das Entſcheidende, daß der Willfür, 
aud wenn fie fi in das Gewand des höheren 
StaatBinterefjeß Fleidet, vorgebeugt und ben An« 
ſprüchen ber rechtlichen Freiheit Die äußere Gel- 
tung zu teil werde. 
legte endlich ift, baß auch die Bethätigung 
der Stantögewalt ſelbſt an beftimmte Regeln ge« 
bunden und das Öffentliche Recht als eine von 
ihrem Ermeſſen — Norm anerkannt 
werde. Das Senke der Gefamtheit in Krieg 
und Frieden, die Durchführung des flantlichen 
Lebens nad) feinem ganzen Inhalt erforbert 
Unterordnung der Einzelnen unter daß Ganze und 
pofitive Leiftungen für das Ganze. Wie weit foll 
nun ber Einzelne feine freiheit einſchränken, um 
dem Ganzen zu dienen? Welches Maß von Laft 
tft er fehulbig, zur Aufrechterhaltung desfelben auf 
ch zu nehmen? Kriegsdienſt und Steuerzahlung 
find die Punkte, an denen zuerft fi hier bie 
Gegenfähe ber Interefien u und das Be= 
dürfnis einer einfeitigem Ermeſſen entzogenen 
Seftfefung wach wird. Mit ber volleren Ent« 
widlung des flaatlichen Lebens, wo eine außge- 
bildete Verwaltung vorforgend und abwehrend 
nad) allen Seiten hin thätig ift, hört das Be- 
dürfnis nit auf, es nimmt nur eine veränderte 
Färbung an. Denn nun ftehen fid) ja nicht mehr 
Staatsoberhauptundinterthanuunmittelbargegen« 
über. Ein verzweigtes Syftem von Staatsbeamten 
bat ſich dazwiſchen geſchoben, an befien einzelne 
Glieder die verſchiedenartigen Funktionen verteilt 
find. Die Aufgabe ift nicht mehr, dem nad Er« 
weiterung feiner perjönlichen Machtfülle ftrebenden 
Oberhaupte einen feiten Damm entgegenzuftellen, 
wohl aber die, eine Bureaufratie, BR leicht 
vergißt, daß der Staat nicht um ihretwillen, jon- 
dern fie um des Staates willen da ift, in feſte 
Grenzen zu weiſen, foweit immer möglich bie 
amtliche Zuftänbigkeit durch Seit u bejtimmen, 
alle dißkretionären Befugniffe zu len. Gilt 
J hier, die rechtliche Freiheit der Bürger gegen 
bergriffe ſtaatlicher Organe zu ſichern, fo ver- 
langt bie alljeitige Durchführung der Rechts ⸗ 
ordnung nicht minder, daß auch dieſe Organe 


ſelbſt in ihrer Stellung und Thätigkeit geſchützt deutſchen 


und ber Willkür von oben entrüdt ſeien. Dei 
obfolute Fürſt kennt nur Diener, die er annimmt 
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und entläßt nad) feinem Belieben, deren ſach⸗ 
kundigen Rat er gerne gebraucht, in deren befferem 
Wiflen, in deren fefter Gefinnung er aber nie ein 

inderniß finden will, deren gute Dienfte feine 

made belohnt, denen aber ſchlechterdings kein 
rechtlicher Anfpruc zur Seite flehen fol. Die 
Idee des Rechtsſtaates forbert Beamte, welche das 
Wohl des Ganzen nad) eigenem Wiſſen und Ge- 
willen auch dem Fürſten gegenüber vertreten, 
deren amtliche Pflichten und gniffe genau ge= 
regelt find, denen aber auch, folange fie in Über» 
einftimmung hiermit ihr Amt ausfüllen, ein 
Recht auf die aus biefem Amte fließenden Vor⸗ 
teile zulommt. 

Dos alfo ift es, was den Abjolutismus über« 
windet: Anerkennung einer der Willfür der 
Staatsgemalt entrücten Rechtsordnung nach allen 
ben Richtungen, welche fie in fi} faßt. Welches 
aber find nun die Mittel, Die zu dieſem Ziele hin⸗ 
führen oder das jedesmal Erreichte ficherzuftellen 
im ftande find? Wenn man fidh der ungeheuer 
lichen Überfpannung koniglicher Macht erinnert, 
welcher bie Theoretifer des Abjolutismus das 
Wort rebeten, jo wirb man ſchon allein in ber 
theoretifchen Anerkennung von eigenen Rechten 
der Staatsbürger ein Großes erbliden. Und je 
mehr biejelbe nicht nur von big — verfochten 
wirb, fondern in das allgemeine Bewußtſein über« 
gegangen ift, befto mehr wird fie ſich auch bereits 
ala wirkſamer Faltor erweifen. Alsdann aber 
wird man babei nicht ftehen bleiben. eben 
Augenblid Tann aufflammende Leidenfchaft oder 
der Zug eines einfeitigen Intereſſes die unver- 
kürzte Macht bes Staatsoberhauptes zur Verlegung 
ber nur theoretifch gezogenen Schranfen hinfü 
Einen weiteren Schritt in ber gleichen Richtung 
bezeichnet die Vorjtellung, baß das Verhältnis 
zwiſchen Fürſt und Vol ein Rechtsverhältnis fei. 
Sie liegt jener Theorie zu Grunde, der man bes 
reits auf ben Stänbeverfammlungen bes 15. Jahr 
hunderts begegnet und welche in der Streitlitteratur 
der folgenden Jahrhunderte unaufhörlich wieder« 
tehrt: daß der Staat aus einem Vertrage ent- 
ftanden fei, in welchem das Bolt die Gewalt, 
deren urjprünglicher Träger e8 geweſen, auf ben 
Fürften übertragen habe. Aber bie Theorie führte 
nicht weit, denn während bie einen daraus bie 
Folgerung ableiteten, daß das Volk die Gewalt 
jederzeit wieber zurüdforbern könne, oder daß ber 
Fürft nur fo viel an Rechten befige, als ihm da⸗ 
mals übertragen worben jei, behaupteten, wie 
oben angeführt, die andern, vielmehr habe fi 
das Volt durch jenen Vertrag endgültig feiner 
Macht entäußert und der abfoluten Herrſchaft bes 
Fürften unterworfen. 

Eine andere Streitfrage, welde hiermit eng 
zuſammenhing, ja in ber Begründung der Ante 
wort gewöhnlich barauf zurüdleitete, reicht in ber 
Zitteratur noch bis ins 19. Jahrhundert 
binein; es ift die von ber Pflicht bes bebingten 
ober unbedingten (pafjiven) Gehorfams (vgl. 
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Mohl, Geſchichte und Sitteratur der Staatswiſſen⸗ 
haften I, 820 ff.). Die Frageſtellung war darum 
unpraftiich, weil ja nur mehr in den feltenften 
Zällen dem Befehl des Oberhauptes der zum 
Gehorfam verpflichtete Unterthan gegenüberftand. 
Redete man aljo von der Pflicht eines Minifters, 
der zuerft dem Befehl des Oberhauptes Folge zu 
geben und das rderliche zu feiner Durde 


führung zu veranlafjen hat, oder von ber ber | fr 


Beamten, in deren Hand bie Durchführung liegt, 
oder endlich von ber ber Unterthanen, gegen 
rechtliche Freiheit möglicherweife dieſe Durch- 
führung ſich fehrt? Die Ldfung aber wurbe noch 
dadurch binausgefhoben, daß die Vertreter bed 
bloß bebingten oder verfafjungsmäßigen Gehor- 
jams meiftens fo weit gingen, auch den altiven 
Widerſtand, die revolutionäre Erhebung gegen 
eine bie Grenze ihres Rechts überjchreitende Re» 
—X on un zuläſſig zu —55 — 
er entgegengeſetzten ng 
tonnte es —— fallen, auf das Gefährliche 
einer folden Doktrin hinzuweiſen und auf bie 
umvermeibliche Verwirrung und Auflöfung des 
Staatsweſens, wozu das Zugeftänbnis einer der» 
artigen Befugnis an die Untertyanen notwendig 
führen müſſe. Auch ift einleuchtend, daf das 
wirkfiche Ergreifen diejes äußerjten Mittels zwar 
binreicht, eine gewaltihätige Regierung zu beſei⸗ 
figen, aber gar feine Anleitung giebt, wie bie 
neue, an ihre Stelle tretenbe dauernd in ben 
Bahnen bes Rechtsſtaates erhalten werben könne. 
Den mädhtigften Anftoß gab dagegen bie Lehre 
Montesquieus (f. d. Art.) von der Trennung 
Gewalten. In 
gebenden, richterlichen und ausübenden Gewalt 
an voneinander unterjchtebene Organe glaubte er 
das Geheinmis der englifchen Verfafjung entdedt 
zu haben und zugleich das erlöfende ort, weldhes 
in allen andern die Schäden und Mängel 
des Eranfen Staatswejens zu befeitigen bie Kraft 
habe. — Im einem Punkte traf Montesquien, jo 
unlogifch auch feine Einteilung ift und jo unver⸗ 
täglich mit der Einheit eines Staatsweſens die 
Aufrichtung dreier voneinander unabhängigen Ge» 
walten fi} erweifen müßte — in einem Punfte 
traf er ohne Zweifel das Richtige, nur daß er ge» 
rade hier nichts Neues fagte. Zu den Vorzügen 
der „guten alten Zeit“ pflegen ihre Lobrebner 
wohl auch das zu zählen, daß ber König Damals 
fein Amt als oberfter Richter wirflich ausgeübt 
habe, daß er ſelbſt zu Gericht ſaß oder durch feine 
Abgefandten Recht ſprechen ließ. Die Erfahrung 
aber gelehrt, daß ber Töniglichen Würde 
nichts entzogen wirb, bie Gerechtigkeit dagegen 
ficherer getvahrt bleibt, wenn die Rechtfprechung 
der unmittelbaren Einwirkung ber oberften Ge⸗ 
walt entrüct ift. Daß niemand Richter in eigener 
Sache fein, daf der Angeflagte nicht ungehört 
verdammt werben dürfe, ba eines Mannes 
Rede nur halbe Rede fei und man beide Teile 
bören mũſſe, das find fo elementare Forberungen 


Abſolutismus. 


ber Verteilung ber geſetz⸗ Deutſch 
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ber Gerechtigkeit, daß fie ſich in jebem, auch dem 
primitivften Gemeinwefen geltend machen. Aus 
ihnen aber entwideln ji die beiben mächtigen 
Stügen ber Rechtsſicherheit, das ordentliche 

richtsverfahren und bie Selbftänbigfeit und Un⸗ 
abhängigfeit des Richteramtes. Sie bilden bie 
erfte, wichtigfte, bauernde a gegen ben 
Abjolutismus in allen feinen Geſtalten. „Ein 
eier Mann“, jagt Englands magna charta 
vom Jahre 1215, „fol nicht in Haft oder Ges 


deren | fängnis verſetzt, noch auß feinem — oder Recht 


geſetzt, noch auf irgend eine Weiſe bekümmert 
werden, noch wollen wir ihn verfolgen ober ver⸗ 
folgen laſſen anders als durch geſehzliches Urteil 
feiner Stanbesgenofjen oder nad} den Geſetzen bes 
Bandes.“ An dieſer Stelle fucht darum auch der 
Abfolutismus der Neuzeit immer wieder eine 

ebel anzufeßen. Nichts hat vielleicht fo ſehr die 

ppofition gegen Karls I. ſelbſtherrliches Vor⸗ 
gehen wachgerufen und gejhärft als feine Ver⸗ 
ſuche, die Entſcheidung der ordentlichen Gerichte 
zu beeinfluffen und bie Einjegung eines feinem 
Einfluffe unmittelbar unterftehenden Ausnahme« 
gerichtähofes, der fogen. Sternfammer. Nichts 
zeigt deutlicher, bis zu welchem Grabe bie Ver⸗ 
Teugmung des Rechts im abfolutiftifchen Frankreich 
gebiehen war, als bie Anbauer jenes Mißbrauchs 
an welchem, unmittelbar vor ber Revofutlon, 
Mirabeaus Berebjamteit aufloderte: ber lettres 
de cachet, jener königlichen Haftbefehle, welche 
ber Einzelne ſich erwirken fonnte, um irgend wen 
ohne Unterfuhung und Urteil für en ober 
türzere Zeit feiner Freiheit zu berauben. Im 
land hatte die eigenartige politiſche Ent⸗ 
widlung dahin geführt, daß auch ohne voranger 
gangene Revolution im 18. Jahrhundert der Sa 
in allgemeiner Geltung fand, lanbesherrliche Ein» 
griffe in bie Rechtſprechung und fogen. Kabinetts⸗ 
juftiz feien unftatthaft, vielmehr habe der Landes- 
herr die Rechtſprechung feinen Gerichten jelbftändig 
zu überlafien. 

Neuerlih Hat dieſe Bedeutung unabhängiger, 
den Eingriffen bes Landesherrn und ber Abmini» 
ftrativbehörden entrüdter Rechtſprechung für bie 
Rechtsſicherheit der Bürger noch eine ganz wefent- 
liche Bereicherung erfahren. Durch bie Einführung 
fogen. Berwaltungsgerichte (f. d. Art.) in faft allen 
civiliſierten Staaten hat ber Satz, daß niemand 
Nichter fein könne in eigener Sache, feine Anwen⸗ 
dung auch auf daß Gebiet bes dffentlichen Rechts 
gefunden. Was oben als bie ietzte Etappe in 
der Überwindung des Abfofutismus bezeichnet 
wurde, die Anerfennung eines bie Bethätigung der 
Staatögemalt als folder normierenden, ihrer Will⸗ 
für entzogenen Rechts, gewinnt erft volle praftifche 
Bedeutung, wenn in ihrer Rechtmäßigkeit ange 
zweifelte Regierungshandblungen ber Entſcheidung 
jelbftänbiger Gerichtshöfe untertorfen werben. 

Ich komme zuleßt auf diejenige Einrichtung, 
welche fi) am augenfälligften als eine Beichrän- 
fung ber abfoluten Staatsgemwalt barftellt, bie 
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Einführung der Repräfentativ-Verfaffung , das 
tonftitutionelle Syftem (|. d. Art.). Wie bei feiner 
Ausbildung Montesquieufche umd Rouſſeauſche 
Ideen in jonberbarer Miſchung zufammentwirkten, 
wie das in frankreich erfonnene, durch und durch 
mechanische Syftem demnächſt völlig ſchablonen⸗ 
haft auf alle möglichen andern Länder ausgedehnt 
wurde, kann hier nicht ausführlich erörtert wer⸗ 
ben; daß e8 biäher nicht gelungen ift, für Die 
Vertretungstörper eine wirklich zwed- und ſach⸗ 
gemäße Form der —— — zu finden, ſei 
unummwunden zugeſtanden. Aber der Grundge⸗ 
danke ift doch derjelbe, von dem unfere germani- 
ſchen Vorfahren erfüllt waren: mitzuraten, wo fie 
leiten, en ju werben, wo fle gehorchen follten! 
In bem Rechte der Steuerbewilligung und ber Kon- 
trolle des Staatshaushaltes, in der verfaffungs- 
mäßig erforderlichen Mitwirkung bei jedem Alte 
ber Gefeßgebung, in der geregelten Form für die 
Verlautbarung von Wirken und Beichwerben 
wirb jeder Einfichtige ebenfo viele Errungen- 
ſchaften erbliden, deren bleibender Wert durch bie 
unleugbaren Übelftände des Parlamentarismus 
ernfthaft nicht in Frage geftellt wird. Daß fie 
= ih allein die endgültige Überwindung des 
bſolutismus nicht enthalten, ift an früherer Stelle 
bereit bemerft worben und hat in der nachfol- 
genden Erörterung feine Begründung gefunden. 
Nicht darauf kommt e8 an, wer die Staatögewalt 
in Händen bat, ob einer ober viele, und ob die 
vielen als einheitliche Körperſchaft ober als Syſtem 
zu einanber gehöriger Faktoren, fondern darauf, 
daß fie ausgeübt werde nad Maßgabe der jeder 
Willfür entrüdten, über ſämtlichen Fakioren 
air Ordnung des Rechts. Allerdings giebt 
ie begreifliche Eiferfudht, womit Regierung und 
Vollsvertretung gegenfeitig ihre Schritte zu über« 
wachen pflegen, einen gewiſſen Anhalt dafür, daß 
diefe Ordnung ficherer gewahrt werbe als da, wo 
bie letzte Entſcheidung in efepoebung und Ber 
waltung allein in bie and des Staatsoberhauptes 
gelegt ift. Aber in der Gefchichte des Jahrhun- 
derts find doch auch die Fälle nicht felten, wo die 
Ratgeber der Krone und die Majoritäten der Bar« 
Iamente, gleihmäßig erfüllt von gewiſſen Lieb- 
lingsideen ber Zeit, in ihrem Iegislatorifchen Eifer 
gemeint haben, auch vor wirklichen Rechten nicht 
ſtilleſtehen zu müſſen. Denn das eben ift die 
eigentliche Grundgefahr bes Eonftitutionellen Sy» 
flems, daß es geneigt macht, über ber formalen 
Gültigfeit eines IE. die allein von feinem ver= 
—e— Zuſtandekommen abhängt, bie 

orberung feiner Gerechtigfeit zu überjehen, die 
durch den Inhalt bedingt if. Jeder einen in 
den ordentlichen Gang des gerichtlichen Ver⸗ 
eg jeber Verfuch, die Unbefangenheit der 

ichter nad) einer beitimmten Seite hin abzu- 
biegen, wird fofort al8 eine Erſchütterung der all» 
gemeinen Rechtsficherheit empfunden; wenn aber 
etwa ein zielbemußter Staatsmann oder eine all» 
mädtige Kammermajorität ſich des Eonftitutio 
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nellen Apparates zur Durchführung ihrer Willfür« 
abfichten bedient, jo Heibet ſich der Abſolutismus 
klüglich in bie äußere Form des Rechts und ver⸗ 
mag gerade hierdurch weite Kreiſe in die Irre zu 
führen. [v. gef] 
TEEN ſ. Gefundheite- 
pflege. 

Abſtimmung, ſ. Gefäftsorbnung, parlamen- 
tarijche. 

Adzugsgeld, |. Freizügigkeit, 

Accorblohn, |. Arbeit. 

Acereditiv, |. Gefandte. 

Addifionalakte, Zufagakte zu Staatsver- 
trägen, |. Staatsverträge, 

Adel. I. Einleitung. Urſprung des Adels. 
II. Ausbildung bes Herrenftandes, der großen 
Grundherrſchaflen. Der niedere Adel des 
Mittelalters, feine Entſtehung, feine Funktionen. 
IV. Der Adel am Ausgang des Mittelalters, 
Verhältnis zu Fürften, Städten und Bauern. 
V. Hoher und niederer Adel, Reichsritterſchaft. 
VI. Der Abel zur Zeit des Abſolutismus. 
VII. Adel feit der franzöſiſchen Revolution. 
VII. £itteratur. 

I. Der Übel ift gegenwärtig ein ſociales Ehren« 
recht, ein Vorzug, ein Rang, welcher einer Perfon 
ihrer Abftammung wegen vor andern Perſonen 
beigelegt wird. Er befteht aljo weniger in Vor⸗ 
rechten al8 in einer auf ehrenvollen hiſtoriſchen 
Erinnerungen beruhenden erblichen Titulatur⸗ 
Auszeihnung von gefellfchaftlicher Bedeutung 
welche der Staat anerkennt, verleiht und gegen 
Mißbrauch ſchützt (H. Schulze). Materielle Güter 
werben durch das Erbrecht von Vater auf Sohn 
übertragen. Ebenfo wenig wird fich gegen die Ver⸗ 
erbung de8 guten Namens einmwenden laſſen. Da⸗ 
mit ift pfychologiſch die Berechtigung anerkannt, 
um der Erinnerung an alte thatenreiche Geſchlechter 
twillen ben Ablömmlingen höhere Ehre zu zollen, 
borausgefeßt, daß fie (joweit biefes gegenwär⸗ 
tig möglich) in die Fußftapfen der Altvorderen 
treten. Die Erinnerung an dem Stagte geleiftete 
Dienfte ift fogar vornehmer als die Übertragung 
materieller Glüdsgüter, die — namentlich in der 
Gegenwart — oftaufunrechte Weife, zum Schaden 
der Mitbürger, durch Agiotage und Zinswucher 
erworben fein önnen. — Schon in der erften ge= 
ſchichtlichen Zeit des germaniſchen Volles tritt ung 
der Adel als ein thatſaͤchliches Verhältnis entgegen. 
Es ift ſchwer, ben Urſprung besfelben nachzuweiſen. 
Die Forſchung iſt darüber verſchiedener Meinung. 
Bald führt ſie ihn auf Verwandtſchaft mit dem 
königlichen Haufe, bald auf bie Damit verbundene 
Priefterwürde zurüd, bald erflärt fie den Abel 
durch Abkunft aus einem herrſchenden Geſchlecht, 
bald durch perjönliche Eigenſchaften, durch bie 
Grundlage eines großen Grundbeſitzes oder gar 
durch die Zugehörigkeit zu einer andern war 
Indes kam im früheften Mittelalter, folange Die 
altgermanifche Volfsverfaffung beftand, der Unter- 
ſchied zwifchen frei und unfrei mehr in Betracht 
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als jener vn abelig und frei. Der Abel bil⸗ 
dete nämlich feinen eigentlichen, von ben freien 
verſchiedenen Stand, er hatte nur einzelne Vor⸗ 
rechte, welche fich in der Familie fortfeßten: daß, 
wo Königtum beftanb, ber König nur aus dem 
Adel genommen werben lonnte, daß man bei Wahl 
von feiten meift auf dem Abel ſah. Sein 
oßes Anſehen beruhte auf ber Geburt, auf ber 
fammung aus einem Gefchlechte, weldhem im 
Bolte höheres Anfehen beigelegt wurde. — Nach 
der Völferwanderung, in ber fräntifchen Zeit, als 
an bie Stelle ber Vollsverſammlung das Geſetz 
des Königs und bie Verwaltung feiner Beamten 
getreten war, hatte ber Adel im älteren Sinne, 
wenigſtens bei den Franlen, geringere Bedeutung; 
bei den übrigen Stämmen findet ſich noch ein 
durch höheres Wehrgeld ausgezeichneter Abel. Die 
Macht der fränkiſchen Könige drüdte ſich auch in 
den Abelöverhältnifien aus. Vor der aus dem 
Berbältnis zum König fließenden Bedeutung trat 
ber Geburisſtand zurüd. Der Königadienft gab 
höheres Recht, zumal höheres Wehrgeld, mochte 
* — — eines Königlichen Amtes 
urch Eintritt in die königliche Gefolgjchafts- 
genoffenſchaft begründet fein. 

DI. Zur Zeit der Rarolinger waren bie 
Adelsgeſchlechter ganz von ben Großen geiftlichen 
und weltlichen Standes verdunkelt; ein Dienft- 
adel wor an die Stelle des alten Geburtsabels 
— Die großen Reichämter der Herzoge, 

tarkgrafen, Pfalzgrafen und Grafen waren an= 
fangs rein perjönlich und wurden vom König be= 
liebig übertragen und entzogen. Unter den Karo» 
Yingern wiederholte fich ber Fall, baß ſich angefehene 
und mächtige Familien in ber Verwaltung bes 
fimmter Groffchaften erhielten, in denen fie ange⸗ 
effen und begütert waren. Indem jo Amter auf 
dem Wege gewohnheitsrechtlicher Entwicklung 
erblich wurden, ift aus dem bloß thatſächlichen 
Vorzug gewiffer großen Familien ein allein zur 

haft bereitigter Erbadel, Herrenftand, ent- 

Der alte Geſchlechtsadel welcher fich bei 

einigen Stämmen behauptet hatte, verſchwand, ſo⸗ 
weit er nicht in den neuen Dienftadel überging. — 
An die Seite der erblich gewordenen großen 
Reichsämter ber Herzoge, Mark⸗ und Pfalzgrafen 
und Grafen traten die großen Grundherren. 
Beſonders jene vereinigten fi mit dem Herren» 
Bes welche für ihren Immunitãtsbezirk ebenfalls 
ie Grafenrechte erhalten Hatten und damit den 
Grafengefchlechtern gleicägeftellt waren. Sie führten 
freilich nicht immer den Grafentitel, ſondern wurden 
al freie Herren oder Dynaften bezeichnet. — Im 
11., 12., 13. Jahrhundert galt nur der Herren» 
Rand als Adel. In ben Quellen biefer Zeit 
werben regelmäßig nur feine Mitglieber als nobiles 
bezeichnet. Dieter Fürften⸗ Grafen · ober grafen- 
mäßige Adel ift bie Grundlage ber reichsftändifchen 
Geſchiechter geworben. Der Befik eines reiche“ 
unmittelbaren Territoriums, über welches ihm 
Herrſchaftsrechte, ſpäter bie Landeshoheit zuftand, 
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ferner Teilnahme am Reichstag und Reichsregi⸗ 
ment waren die Baſis feiner Stellung. 

III. Dem Abſchluß dieſes erſten Geburtäftandes 
folgte bald bie Bildung eines zweiten, ber ſich als 
der Stand ber triegeri Dienenden unter ben ber 
Herrſchenden ftellte. Der niedere Adel beftand 
aus den ritterbürtigen und Ichensfähigen Familien. 
Belonbers beim Emportommen des Ritterftandes 
zeigte fich die Macht der Berufsarbeit und Lebens⸗ 
art, welche die verfchiebenartigften Elemente zu 
einem einheitlichen Stande zu verſchmelzen ver⸗ 
mochten. Der niebere Adel ift eine Schöpfung des 
Mittelalters, entftanben auf dem Wege der Stan- 
deserhebung aus freien und aus börigen Fami⸗ 
lien Durch perjönliche Tüchtigkeit: aus Freien, die 
fi) dem Waffendienft zu Rob widmeten und eige⸗ 
nen Stammfik hatten, — aus hörigen Minifterialen, 
bie es durch ſiehende Befleidung der höheren Hof» 
und Kriegsdienfte zur Ritterlichleit brachten. — 
Die Reiterei machte | don unter Karl dem Großen 
einenanfehnlichen Teil des Heeres aus, — ſie beſtand 
aber nicht aus ben gewöhnlichen Freien, die ben 
Heerbann zu leiften hatten. Mit dem Verfalle des 
legteren verloren die Gemeinfreien ihre Waffen⸗ 
fähigkeit. An Stelle ihrer perſönlichen Sriegs- 
leiftung trat ihre Abgabenpflichtigfeit, ber Kri 
dienft aber wurbe ein außsfchließlicher ehrenvoller 
Lebensberuf. Die Leiftung des ſchwergerüſteten 
Roßdienſtes ſetzte größeren Befig und eine kriege⸗ 
riſche Lebensweife voraus. In biefer Lage be= 
fanden ſich Vajallen oder Minifteriale, deren 
Verwendung im Kriegsdienſte den Hauptfächlichiten 
Grund zu ihrer fpäteren rechtlichen und politiſchen 
Stellung legte. Namentlich in der Zeit der Hohen- 
ftaufen und ber darauf folgenden kaiſerloſen 
Zeit gelangte die Ritterſchaft zu ihrer Blüte. 
Fürften, Grafen und Herren waren bemüht, ihre 
berittene Dienſtmannſchaft möglichft zu vermehren, 
was oft dadurch gejchah, daß Unfreie den Ritter 
gürtel erhielten. — In der älteren Zeit waren die 
Minifterialen Leute in bienftlicher Stellung, fpäter 
waren es vorzüglich ſolche abhängige Leute, welche 
den bewaffneten Dienft, namentlich den Roßdienft, 
leifteten. Die Entihäbigung für den Dienft bes 
fand anfänglich im Unterhalt, fpäter darin, daß 
fie an deſſen Stelle vom Herrn Land als bene- 
ficium erhielten. Da mit beftehenden Ämtern 
und Dienften beflimmte Beneficien verbunden 
wurden, erlangten fie eine freiere Stellung und 
arbeiteten fich in eine von ben übrigen abhängigen 
Leuten unterfchiebene Pofition empor. Das An⸗ 
fehen diefer Dienftmannen, welche des Herrn täg« 
liche Begleiter und natürliche Ratgeber waren, 
flieg mit dem der Herren immer höher. Die Teil⸗ 
nahme am Kriegsdienſt erhob jene, die ihn leiſte⸗ 
ten, über die alten Genoſſen zu höherer Ehre und 
zu befferem Rechte. So wirtam war bie germa- 
niſche Anſchauung von der Ehre des Dienenden 
im Dienfte eines Hohen Herrn, daß ſich ber Be- 
griff des Ritters ohne Rückſicht auf andere Ber- 
bäftnifje geltend machte. Die Leiftung des ſchwer ⸗ 
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gerüfteten Dienftes erſchien fomit fo — 
unb ehrenvoll, daß Die Verſchiedenheit bes Geburts- 
rechtes in den Hintergrund gebrängt wurde und 
Abel zuleßt Ritterftand war. — Seitdem 11. Jahr« 
Hundert waren die Minifterialen zu beftimmter 
Anerlennung gelangt. Es gab allmählich ein Recht, 
einen Stand der Diinifterialen. Die Erwerbung 
von Lehen, die allmähliche Befreiung von ben Be⸗ 
chränkungen, welche das Hörigteitsverhältnis mit 

ch gebracht hatte, der Eintritt vieler freien in das 
Dienftverhälmis trug nicht wenig zur Hebung des 
unfreien Nitterftanbes bei. Auch tritt Die Bedeu- 
tung der Abhängigkeit dann zurüd, wenn ber Herr 


der Dienftmannen nicht als Perſon, König, Biſchof, gut 


Graf gedacht wird, jondern als eine Macht, eine 
Kirche, Bistum, Abtei, das Reich, eine Grafſchaft. 
— Die Verſchmelzung ber freien und unfreien 
Elemente des Ritterftanbes wurbe Dadurch ver« 
mittelt, Daß das Hauptgewicht nicht mehr auf dem 
Geburtsftand, ob freie oder unfreie Abkunft, fondern 
auf der Leiftung und Lebensweife beruhte. Als 
die Minifterialen bie letzten Spuren der Unfreibeit 
abgeftreift hatten, verſchmolzen fie mit den freien 
Vaſallen zu einem Stande, der zu „Helm und 
Schild Geborenn*. Die Stellung der unfreien 
Ritter wurde als Ausfluß bes Lehensverhältnifies 
aufgefaßt, obwohl fie ihre Güter urjprünglich nicht 
ne Lehenrecht, jondern nach Hofrecht beſaßen. 
Jetzt wurde der Grund der Miniſierialität nicht 
mehr in beſondern Pflichten dieſes Standes, 
fonbern wie bei den Vaſallen in ben ihm verliehe» 
nen Lehen —7 — Das Dienftverhältnis Löfte 
fich in das Lehenrecht auf. Die Minifterialen 
wurben geradezu als Freie bezeichnet, Dienſtmann 
und Vajall ähnliche Begriffe. Statt Iehensfähig 
hieß es: von Nitterart, ritterbürtig, rittermäßig. 
— Die meiften in ber erften Hälfte bes 19. Jahr» 
hunderts erjchienenen Schriften ftanben jo unter 
dem Eindrud unverftändlich gewordener Adels- 
vorrechte, daß fie geneigt waren, auch bie Ent« 
ftehung derſelben auß einer Kette permanenter 
Unterdrüdungen zu erflären. Die gegenwärtige 
rechtshiſtoriſche Forſchung erkennt in jener Standes · 
erhebung ein Produkt bes Gewohnheitsrechtes, 
bemaufolge der Beruf, die Leiſtung — des Eingel« 
nen, der Familie — al Faktor des Ständeweſens 
auftrat und den auß ber vorchriſtlichen Zeit herein- 
ragenden Unterfchieb von frei und Knecht milberte. 
Es iſt nicht zutreffend, den niedern Adel des Mittel- 
alters als einen Taftenartig gefchloffenen Geburts- 
Rand Hinzuftellen. In feiner Entftehung und 
höchſten Ausbildung war ber Nitterftand eher eine 
Würde und Ehre, die auf der Perſon beruhte, 
bon jedem Sohne neu erworben und durch fort« 
währenbe Verbienfte und rittermäßige Lebensart 
behauptet werben mußte. Nul ne nait chevalier! 
Es gab auch infofern eine Art Verdienftadel, als 
auch der Nichtadelige wegen Tapferkeit zum Ritter 
geſchlagen werben und jo auf diefem Wege zum 
Adel gelangen Konnte. Allerdings wurden im 
15. Jahrhundert die Zälle felten, wo perfönliche 
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Tüdtigfeit und Lebensart allein ſchon Adel ver- 
ſchafften. Die Regel wurbe, daß man von einer 
Familie von Ritterart abftammen mußte. Allein 
das b zum Geburtsftand abgejchlofjene Rittertum 
war fein zufälliger Vorrang, ira ein von einer 
beftimmten Lebensart bedingter und mit wichtigen 
Sunftionen betrauter Stand. Seine Mitglieder 
trugen bie Laft ber Landesverteidigung und 
leifteten dem Landesfürſten Heerfolge auf feinen 
Kriegäzügen ins Ausland, halfen ihm in Belb- 
nöten aus und dienten als Verwaltungs- und 
Juſtiz · ober Jinanzbeamte. Allerdings konnte ein 
Kriegamann Ritter geworben fein, ohne ein Ritter- 
au haben (fahrende Ritter), aber bie vollen 
politijchen Rechte im Lehenhof und in den Land« 
ftänden wie in der Gerichtäbarfeit kamen ge nur 
ben begüterten Rittern zu. Ihre ein für al 

an ihrem Befig klebende Aufgabe beftand in Leiftung 
desjenigen, was heutzutage für jährlich nen auf 
aubringende Summen Armee und Beamte thun. 
Die jenen entgegengebrachte größere Ehre war aljo 
im Grunbe genommen nur bie in jedem &emein- 
wejen nötige Anerkennung der Obrigfeit. Außer 
dem darf man nicht vergefien, daß hohe Kirchen⸗ 
würbe ben Inbivibualadel gewährte und ge 
früh Bauernföhne als Kirhenfürften unter den 
Reichsfürſten ſaßen. Die Kirche ftellte den Grund» 
faß der Gleichberechtigung aller zu allen ihren Am · 
tern und Würden auf. Darin, daß bei man- 
hen kirchlichen Stiftungen bie Nachkommen adeliger 
Stifter Aufnahmsvorrechte beſaßen, lag urſprüng · 
lich keine Unbilligfeit. Die Tendenz zu Unab- 
bängigfeit, die Beſchützung von Schwachen und 
Bebrängten, die Ehrerbietung gegen Frauen, 
Kühnheit, Gaftfreundfchaft, Nedlichleit und 2 
tung des Wortes find wohlthuende Züge im Bilde 
des alten deutfchen Adels. 

IV. Die erfte mir ber Neuzeit, bie Jahr⸗ 
hunderte bis zur franzöfifcden Revolution, pflegt 
man bie Zeit de8 Staatsabſolutismus zu nennen. 
Unter der Herrſchaft und dem Einfluß des jogen. 
BVolizeiftantes lockerten fich die alten Stände, d. h. 
die ehemalige Gruppierung des Volfe nad) ber 
Art der zu verrichtenben Arbeit. Einem unbe- 
ſchränkten StaatSoberhaupte und der Macht ber 
Staatsdiener gegenüber (Bureaufratie) kam Die 
übrige Bendlferung öffentlich rechtlich immer 
weniger in Betracht. Nicht unvermittelt brach die 
Zeit des Abjolutismus herein. Schon am Ausgang 
bes Mittelalters zeigen ji Spuren ber lommenden 
Veränderung. Jeder Teil des Volles war am 
Untergang des alten Gebäubes beteiligt. In Bezug 
auf die Fürſten und Landesherren war es bie 
Änderung des Heer- und Staatsweſens, bie dem 
Adel feine Bedeutung nahm. Zunächit bie Ver⸗ 
mehrung ber Kriege. Beſchränkt nad) Ort, Zeit 
und Zwed ber Heerfolge war bie Kriegspflicht des 
ritterlichen Lehnsheeres (vgl. II. Feud. 28). Es 
war das einer der Umftände, welche — gewiß 
nicht zum Schaden ber Menſchheit — Krieg und 
Kriegsweſen eingejchräntt hielten. Das Vorwiegen 
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des abeligen Reiterbienfles im Felde war ein wei⸗ 
terex, bie Exiſtenz einer_chriftlichen Völferfamilie 
ein dritter Umſtand. Sowohl die vermittelnde 
Rolle des Bapfttums als der Beſtand bes heiligen 
thmmifchen Reiches haben frieblich geivirkt. Xehteres 
hielt durch feine centrale Lage faft alle Staaten, 
weiche außer dem Reihe in Europa beftanden, 
auseinander und machte lange große Schwankungen 
der europätjchen Staatsordnung faft unmöglich. 
Die Kriege hatten infolgebefien einen Tolalen 
Charakter. Allgemeine Kriege wurben erft dann 
wieder mögli), als nad) bem Verfalle des Reiches 
fremde Mächte in Deuiſchland und Italien ihre 
Schlachten ſchlagen konnien (Zider). Eine Ber- 
Vermehrung des Kriegsweſens beför« 

alle jene Ereigniſſe welche bie In⸗ 

tegrität und den Einfiuß des „Reiches“ ſchwachlen. 
Die Haupturfache feines Niederganges wurde der 
traurige Kampf ber zwei oberften Gewalten beralten 
Chriſtenheit, der Zwift zwiſchen Kaifer und Papft. 
Das Streben, die durch die Unabhängigkeit der 
Kirche auferlegten Beichräntungen zu durchbrechen, 
wirkte nadjteilig auf die Grundlage des Kailer- 
tums felb Der drohenden Übermadt 
gegenüber ſuchte bie Kirche Stügen in Italien, 
Frankreich und ben Meineren Staaten ber ‘Peripherie 
. Im Kern des Reiches felbft, in Deufch⸗ 

land, begannen bie Landeshoheiten ſolche Dimen- 
fionen anzunehmen, daß die Reichsverfaſſung auf 
füberative Grundlage umgebaut wurde und ſchließ · 
lich den Eharafter einer Staatenrepublif annahm. 
Zuerft in alien, dem Lande der Renaiffance, 
deflen vorchriftliche Einrichtungen von einer Dünnen 
ichte überdedt waren, wurde namentlich in ben 
Kämpfen bes Dusttrocento das Söldnerwefen die 
ſtehende Kriegseinrichtung. Verarmte Ritter ver⸗ 
dingten ſich „glevenweife“ die übervdlkerte Schweiz 
jendete die Reisläufer. In Frankreich gaben die 
langbauernden Kriege mit England bem Dienft 
gegen Solb reichliche Nahrung. Nicht minber ver« 
mehrten ſchon frühe die deutſchen Städte ihre be» 
waffnete Macht durch Söldner aus dem Abel. 
Das Gleiche thaten die Fürften, als fie im Kampf 
gegen bie Städte mit dem Lehenbienfte nicht aus⸗ 
reichten. Die blinde, bloß folgende, nicht errägende 
Hilfe des Söldners, fpäter des miles perpetuus, 
war eine tftüge bes das Mittelalter verbrän« 
genden abjoluten Staates ſowie der fürftlichen 
Zerritorialgewalten, bie bei der Loderung ber 
deutfchen Reichsgewalt immer erfolgreicher gegen 
die kaiſerliche Obmacht an . — 68 ift fein 
Zweifel, daß die Technit des weſens ftieg ; 
vom fittlichen Gehalte wird fich ein Gleiches nicht 
behaupten laffen. An die Stelle von Pflicht- 
bewußtjein und Ehrgefühl trat beim neuzeitlichen 
Soldlinge viel zu ſehr das Geichäft und ber per⸗ 
ſonliche Wenn ber Ritter dem Aufgebot 
des Lehnsherrn folgend fein Roß fattelte und fein 
Schwert gürtete, lam er einem Gebot ber Pflicht 
md Ehre nad, wovon ber, Lanbafnecht nichts 
wußte. ¶ übrigens waren bie Übergänge faft un⸗ 
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merklich, da ſich bie Sölbnerheere anfangs haupt« 
ſächlich aus den Reihen bes verarmten niebern 
Adels refrutierten. — Nicht bloß im Kriegsweſen 
auch im Verhältnis zu den Städten zeigen ſich 
die Spuren eines ritterbürtigen Proletariats. 
Durch die immer allgemeiner werdende Anſicht, 
Lehen fei erblihes Eigentum im römiſchen Stimm, 
wurden Teilungen, Verſchuldungen, Veräuße⸗ 
tungen der Behengüter immer häufiger. Solange 
bie Lehen, unfähig, als fogen. Kunkellehen durch 
Töchter in andere ten überzugehen, bei einem 

aufe blieben, war wenigftens das Stammgut ge= 

dert. Nachdem aber auch Lehen veräußerlich und 
teilbar geworben waren, mußte in kriegsbewegten 
langen Wirren, bei Abnahme bes Gelbwertes durch 
Verſchlechterung der Pfennige und überhandneh⸗ 
menden Wucher Durch das fogen. „Gejuch“, bei dem 
Aufwande, der in diefer Zeit einriß, der alte ades 
lige Bermögensfland Schaben leiden. Dazu lam 
das koftipielige Sölbnerwefen: jeber Knecht wollte 
bei jeber befonderen Gelegenheit fein — 
die Streitroſſe, oft zu enormen Preiſen angelauft, 
nöfigten den Adel zu Verfchreibungen und Ver« 
ſchuldungen bei reichen Stäbtern. Die meiften 
Landkäufe fo vieler Städte im 15. und 16. Jahre 
bunbert find bei verarmten Ebelleuten gemacht. 
War der Adel landſaſſig, ſo kam er landesfürſtlichen 
Städten gegenüber dadurch in Nachteil, daß bie 
aufftrebende Landeshoheit nach bem Borgange ber 
franzöfifcden Könige „ba8 Wam zu erweitern und 
den Mantel zu kürzen“, d. 5. bie bürgerliche Macht 
zu kräftigen und den Abel zu ſchwächen pflegte. — 
Der Abel fuchte ſich durch Torporative Verfaſſung 
ben zahlreichen anderen Korporationen gegenüber 
zu halten. So waren im 14. Jahrhundert bie 
Rittergeſellſchaften entftanben. Sie gingen nament« 
li) von Schwaben und Bayern aus und wurben 
die Grundlage ber fpäteren reichsfreien Ritterfchaft. 
Im Norden und Often Hingegen, wo die Landes⸗ 
Hoheit ſchon ftärker entwidelt war, hatten fie mehr 
gejellige als politifche Tendenz oder fanden von 
Anfang an unter Höfifchem Einfluß. — Troß der 
forporativen Vereinigungen wurde ber niedere 
Adel von ben Städten überflügelt, weniger durch 
militäriſche und politifche Erfolge als durch eine 
getretene wirtſchaftliche Veränderungen. Der Ent« 
widlung der Städte miſchte ſich nämlich gegen 
Ende bes Mittelalters ein wucheriſcher Zug bei. 
Nicht mehr in ber offenen, großenteils von Juden 
betriebenen Form des, Geſuchs“ trat das Kapital 
(ber Erwerb aus Beſiß ohne gleichzeitige Arbeit) 
auf die Bühne. Große Handelsgeſellſchaften, ein⸗ 
zelne große Handels haͤuſer (Fugger) ſchufen faktifche 
Monopole, ſetzten ſich Über die lange gültigen An⸗ 
forderungen der Gerechtigkeit reg und ver⸗ 
fauften, wie der Adel Flagte, „Über ben Preis“. 
Während noch Luther im Sinne ber Kanoniften 
Verhältnismäßigfeit des Preiſes mit „Mühe, 
Arbeit und Fahre (Gefahr)“ verlangte, kehrte ſich 
der den lern der Stäbte bildende Handelsſtand 
nicht mehr daran. Kein Wunder, daß ſich in ben 
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Kein Wunder aber auch, daß biefe Verſchiebung Heima 


der Berhältnife, Verbunfelung des bisher erften 
Laienſtandes, des Adels, deſſen Neid und Unwillen 
hervorrief. — Bei der Rivalität ben Städten 
egenüber waren die Fürſten in einer günſtigeren 
Sande als ber Kleinadel. Jene konnten durch eine 
entiprehende Organifation ihrer größeren Terri« 
torien, durch Münzverſchlechterung Zollweſen am 
Gewinn der Städte participieren. Bei ihren großen 
Zerritorien empfahl es ſich, ihren Anordnungen 
über Geleitsrecht und Zölle zc. gehorfam zu fein. 
Die Heinen Herten, der niebere Adel imponierte 
ber Hanbelswelt, den durchgehenden Warenzügen 
viel weniger. Gerabe den Zumutungen kieiner 
Dynaſten fepten die Städte den größten Wider 
ftand entgegen. Für die kurzen Streden ihres 
Territoriums zog man es vor, ſich auf gut Glück 
und die eigene Bedeckung zu verlafien. Daher 
gm bier jo viele Konflikte entftanden, und ber 
fuch des fleinen Adels, fein Geleitsrecht auf- 
zudringen, Zölle zu erzwingen, begreiflicherweije 
in ein Raubrittertum ausartete. Den Yürften 
waren bie Stäbte ſchließlich (1388— 1449) unter« 
legen. Aber um fo verhaßter waren ihnen bie 
Slndereien” der Kleinen Herren, die ſich „auf 
Reuterei legten“, „vom Sattel oder Stegreif leb⸗ 
ten“ oder auch auf eigene Fauſt Fehde ankün⸗ 
digten. Wie gründlich) verfommen das Inftitut 
der Fehde war, zeigt der Umftand, daß es fi 
ähnlich wie Straßenraub geltend machen Tonnte. 
Ehedem war die Ausübung bes jelbftänbigen 
Fehderechtes an die Vorausſetzung vergeblich be= 
ſchrittenen Rechtsweges, an die Bebingung recht⸗ 
zeitiger Ankündigung (diffidatio) und auch fonft 
an gemifje reditliche Schranfen (Gottesfriede) ge 
bunden. Nunmehr wurden bie Mißbräuche zur 
Regel und die politifchen Konftellationen dem 
Fehdeweſen überhaupt ungünflig. Die Vereinigung 
des franzöfifchen Staate nach dem Tode Karls 
bes Kühnen von Burgund und die num entftanbene 
Eiferſucht zwiſchen Habsburg und Frankreich ergab 
die Notwendigkeit, Deutfchland mit Beleitigung 
der inneren Spaltungen zu vereinigen, um durch 
fo verftärkte Macht den Feinden die Spike bieten 
ee Daher das große Intereſſe an der 
urchführung bes ewigen Landfriedens Ende des 
15. Jahrhunderts und der Befeitigung des Fehde ⸗ 
wefens, worunter freilich der kriegeriſche Geift des 
Adels litt. Die fehliepliche Regelung beftand dem« 
nad) darin, daß man die Ordnung in die Hand 
ber großen Landesherren legte, die in ihren Terri⸗ 
torien bereit gleihmäßigere Rechtszuſtände ge⸗ 
ſchaffen Hatten. Konflikte der Landesherren unter 
einander trugen dann nicht mehr ben Charakter 
der Fehde, fondern des Krieges. — War aud) die 
politiſche Bedeutung der Städte gelunfen, ihr 
wirtfchaftlicher Einfluß wuchs. Politiſch wurde 
die Landeshoheit die ausſchließliche Baſis der 
deutſchen Verfaffung, die Städte fügten fich der- 
jelben als Territorien Meinerer Bedeutung ein. 
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Wirtſchaftlich wurden die Stäbte Wiege und 
imat des modernen Kapitals. ergeblich ver⸗ 
ſuchte die Reichsgeſetzgebung am Anfang bes 
16. Jahrhunderts den „Wucher der Stäbte“ ein- 
ubänmen. Namentlich der Abel hatte mit dem 

inftinfte des zunächſt Bebrohten die Übelftände 
fignalifiert. In feiner Beſchwerdeſchrift beim Nürn 
berger Reichstag des Jahres 1523 heißt es von 
den großen Handelsgeſeilſchaften, „baß fie der 
deutſchen Nation in einem Jahre verbedtertweife 
liſtiglich mehr ſchaden, abjcjagen und unter dem 
Dad abrauben, denn alle bie Feldrauber in gi 
Jahren thun mögen“. Lehrreic über das Ver⸗ 
hälinis von Adel und Städten ift Huttens Dialog 
„Praedones“ (verfaßt 1522 auf Sidingens 
Ebernburg). — Der patriarchaliſche Geift, der das 
Verhältnis zwifchen Gutsherren und Bauern 
erträglich machte, litt ſehr unter bem erfolglofen 
Rivalifieren bes nieberen Adels mit dem Bürger« 
tum. Ein verarmender Gutsherr ift der Milde und 
Nobleffe wenig zugänglich. Mit bem ftanbes- 
gemäßen Luxus wuchſen deſſen Koſten, ohne daß, 
wie beim Bürgerſtande, die Möglichkeit, ihn zu 
deden, wuchs. Die Folge war eine noch größere 
Verfhuldung oder Drud auf die Bauern. Diejer 
Drud hüllte ſich noch dazu in einen Schein von 
Recht durch die Art und Weife, wie man das 
römiſche Recht neuerdings anwendete. Die Kano- 
niften hatten dasſelbe als Hilfswiſſenſchaft ver- 
wertet, um ſich wahrhaft juriftifche Bildung und 
Methode zu erwerben. Die Kaifer, die legten 
Hohenftaufen, fpäter Fürften und Städte gewannen 
dieſes Recht von einer andern Seite her lieb. Den 
Fürſten ftärkte es die ſtaatsrechtliche Stellung. Die 
Städte befamen durch ihre wucherifche Praxis für 
jeinen kapitaliſtiſchen Geift Verftändnis. Nun war 
man auch auf dem Sande im Sinne bes römifchen 
Rechts geneigt, die abhängigen Bauern, auf bie 
nicht genau der Begriff der Emphyteuſe paßte, für 
bloße Zeitpächter — die man alfo fteigern und 
fünden Lönne — zu halten. Wie felten waren 
mittelalterliche Agrarverhältniffe aftenmäßig be= 
glaubigt! Und nur das galt dem auflommenben 
Schreiber- und Yuriftenftande als rechtlich be» 
gründet. Der bäuerliche Befi war fehr gefährdet, 
als nach Hergeftelltem Reichsfrieden im 15. Jahr⸗ 
hundert die Ritter von ihren Burgen zur Land» 
wirtſchaft herabftiegen und auf Koſten des Bauern« 
ſtandes die Rittergutsfeldmarken teils erſt bildeten, 
teils wenigftens vergrößerten. Erſt ber Mißbrauch 
ber deutſchen Agtarverhältnifje erzeugte die bäuer⸗ 
liche Unzufriedenheit. „Gegen die Bauern!“ hieß 
der Wahlipruch des Adels. „Wie treibt ihr euer 
Weſen? — Wir können vor Adel und Ritter nicht 
jenefen!“ fagten die andern. Daß die hinzuge 
ommene religidfe Bewegung mit ihrer „evange 
lifchen Freiheit” Ol in Feuer goß, ift begreiflic). 
Im Mittelalter war das Wort „Freiheit? ver» 
bältnismäßig ſelten. Es bezeichnete allenfalls den 
Stand ber „Sreien“, viel häufiger ein Brivilegium 
oder eine Immunität, d. i. einen gefreiten, auß 
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einer geößeren Gerzfhoft abgetrennten Gerrfihoft 
bezirk oder ein Alyl. Freiheit im Gegenſatz zu 
Huechtſchaft und Unt gleit ſcheint ale 
Überjegung von libertas erft durch Luthers Bibel» 
überfeßumg aufgelommen zu fein, daher die Bauern 
eine fo große an dem neuen Worte be» 

igten. — Nach ben Bauernkriegen verſchlimmerte 
ka die Lage der Bauern auffallend. Es ift er« 
Hörli, daß fogar eine ufurpierte Tandesherrliche 
Gewalt, wie fie dem Edelmann gegenüber ein 
wirflicdes Unrecht war, dem bäuerlichen Hinter 
fafien doch allmählich Erleichterung verichaffen 
mußte, wenigftens bort, wo ber abelige Befig zu 
jehr zeriplittert und ein halbes Hundert von Per- 
fonen Herrenrechte in einem und demfelben Schlofje 


zu üben berufen war (Ganerbenfchlöffer). Bevor | ji 


jedod vom Adel unter dem Abjolutismus zu 
handeln ift, muß ber immer mehr in den Vorder⸗ 
grund getretene Unterfchied von hohem und nie» 
derem Abel zur Sprache lommen. 

V. Während in Frankreich die Macht des 
hohen Adels haupiſächlich unter Ludwig XI. 
umd unter Richelieu durch das energiſch centrali« 
fierende ee vr gebeugt wurde, war die Ent- 
widlung in tſchland eine umgefehrte. Die 
reichgegliederte Ariflofratie, welche fi auß ben 
erblich gewordenen großen Reichsaͤmtern, aus den 
Herzogen, Martgrefe , Grafen, aus den Herren 
von geiftlichen und weltlichen Immunitätsbezirken 
gebildet hatte, arbeitete fi, namentlich bei der 
Schwäde des Reiches feit dem Untergang der 

ohenftaufen, zur Landesherrlichleit und faktiichen 

nabhängigteit empor. Diefe Dynaftenfamilien 
bildeten den höchſten GeburtSftand, welcher lange 
Zeit allein Abel — fpäter Hoher Adel — genannt 
wurde, An der Herrſchaft im Reich nahm er durch 
die Reichsſtandſchaft teil, während ihm in den 
erblich gewordenen Territorien die Tandeshoheit 
zuftand. — Da ber Begriff der Ritterfchaft in 
einem weiteren Sinne ſchon im 13. und 14. Jahre 
hundert die Höchfifreien wie bie Dienftmannen 
umfaßte und alle rittermäßig Geborenen zu einem 
amsgezeichneten Geburtsftand vereinigte, fo fand 
almättie eine Erweiterung des Begriffes „Abel“ 
Ratt. Während er früher nur die Mitglieder des 
Hertenſtandes bezeichnet hatte, wurde er feit Ende 
des 14. Jahrhunderts auch auf bie rittermäßigen 
Geſchlechter ausgebehnt. Die politiich Höher Be« 
rechtigten, bie durch Reichaunmiltelbarkeit, Landes 
bobeit, insbeſondere aber durch Reichsſtandſchaft, 
d. h. Sitz und Stimme auf dem Reichstag, aud« 
gezeichneten Häufer hoben fi) dann als hoher 
Adel davon ab. Im Gegenjaß zu ihm ftand der 
londfäffige, der nie dere Adel. Eine mittlere Stel« 
fung nahm bie Reichsritterſchaft ein. — Die Kaiſer 
madhten von dem bejonders feit Karl V. in Übung 
gelommenen Rechte ber Standeserhöhung mitunter 
einen außgebehnten Gebrauch. Daraus entftanden 
Reibungen mit den Reichsſtänden, welche dieſer 
Ausdehnung wiberjprahen, wo fie auf Reichs⸗ 
flandſchaft auch zum Vorteil derjenigen wirken 
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jollte, welche fein reichsunmittelbares Gebiet be» 
jaßen. Im Jahre 1654 erfolgte die Erklä— 
aß die wirkliche Ausübung der Reichsſtandſchaft 
nur von der Aufnahme in das fi als geſchloſſen 
betrachtenbe Kollegium durch dasjelbe abhängen 
follte. Jedoch jollten die früher vom Kaiſer in den 
Fürften- oder Grafenftand erhobenen Familien 
dadurch in ihren erworbenen Rechten feinen Ab⸗ 
bruch erleiden. In den kaiſerlichen Erblanden hatte 
die (au8 Spanien gelommene) Sitte, den Fürſten⸗ 
titel au verleihen, die Folge, daß daſelbſt auch der 
Ianbjäffige Abel in einen hohen und niederen ein- 
geteilt wurde. Schon früher war auch der niebere 
Adel durch kaiſerliche Mdelshriefe, befonders an 
reiche Kaufleute (Pfefferjäde), Beſiher von Schlöf« 
jern, verliehen worden; auch die Doctor-iuris- 
Würde brachte den niederen Abel. — Die mittlere 
Stellung der Reichsritterſchaft, libera im- 
perii nobilitas equestris, berubte auf dem Beſitz 
der Reichsunmitteldarleit und jo vieler Regierung®» 
und Territorialrehte, daß man es Landeshobeit 
nennen konnte. Doch fehlte die Reichsſtandſchaft, 
das GCharakteriftitum des hohen Adels. 
14. Jahrhundert war ein großer Teil der Rittere 
ſchaft, zumal in Schwaben, Franken und am 
Rhein, untereinander in feite Verbindungen ge 
treten und hatte ſich dadurch von ber Landeshoheit 
rg = Er — — ringen 
zu Kaifer und Reich behauptet. Hauptjächlich die 
ſchwäbiſche Gejelihaft von St. Georgen Schild 
(diefer Heilige galt als der Patron des Ritter 
tums) hatte die forporative Verfafjung der Reichg- 
ritterſchaft veranlaßt. Jene politiiche Vereinigung 
hatte feit 1489 die Rechte der übrigen beftehenden 
Geſellſchaften abforbiert, überhaupt alle Elemente 
des niederen Adels, welche fich der Landſäſſigleit 
u erwehren vermocht hatten, in fich aufgenommen. 
a8 kaiſerliche Privileg von 1559 gab der Reichs⸗ 
ritterſchaft Anerkennung der Reichdunmittelbarfeit, 
volle Gerichtsbarkeit, joweit fie nicht ſchon beſeſſen 
wurde, und das Beſteuerungsrecht ihrer Unler⸗ 
thanen zur Aufbringung der Bebürfnife der Ger 
noſſenſchaft und der Charitativ-Subfidien an ben 
Kaiſer. Die ſchwäbiſche Ritterfchaft gab fi) 1560, 
die fränfifche 1590, die rheinifche 1652 eine Ritters 
orbnung. Die drei Ritterkreife teilten ſich in Kan⸗ 
tone (Orte) unter Direktoren, und alle drei Kreiſe 
lamen auf Korreſpondenztagen zufammen. — Unter 
landſäſſigem Abel verfiand man jenen, der 
bei einem Fürften mit Landeshoheit zu Lehen ging. 
Die weniger mächtigen Abdeligen waren in Ab⸗ 
hängigfeit von ben Landesherren geraten, in deren 
Territorien ihr Grundbeſiß Ing, Sie ftanden da⸗ 
ber nur mittelbar unter dem Saifer, auch hatten 
fie nicht Reichsſtandſchaft. — Aus den Freien, die 
9 in den Städten erhalten hatten, ging das 
ädtiſche Patriciat hervor, die Geſchlechter. 
Sie Hatten zum Teil eigenen Grundbeſitz wurden 
Ritter, nahmen Lehen, waren fiegelmäßig und be 
Heideten — ſpäter in Rivalität mit den Zünften 
— bie Magiftratsftellen. — Seit dem 14. Jahr⸗ 
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hundert wurde im hohen Abel bie Ausbildung 
einer engeren Familiengenoſſenſchaft an⸗ 
geftrebt und mit der Zeit durchgeführt. Trägerin 
des genoſſenſchaftlichen Verbandes war die Ge- 
famtheit der aus den Agnaten (Verwandten gleichen 
Stammes und Namens) gebildeten Vollgenoſſen. 
Die weſentlichſten Befugniffe ftanden bei einem 
nad) feiten Rechtsſätzen beſtimmten Oberhaupt. 
Diefes Haupt des Haufes war ber regierenbe Herr. 
Das Hausrecht bilbete fich teils aus Hausverorb» 
numgen des Yamilienoberhauptes, anderſeits aus 
den Haus und Stammoerträgen, Einigungen, 
Erbverträgen, und bezog ſich auf die Succeflion 
in das Hausvermögen, auf Erbrecht überhaupt, 
Witwenverforgung, Namen, Stand, Rang, Titel, 
Religion, Mittel zur Erhaltung ber Einigkeit und 
verwandtichaftlichen Liebe ſowie des äußeren Glan- 
zes ber Familie. Mit Rüdficht auf legteres waren 
in den Yamilienverträgen und Hausgeſetzen Ber 
ſtimmungen enthalten, welche der Zerftüdelung 
des Samilienvermögens, der Vererbung ber Im⸗ 
mobilien am weibliche Verwandte und ber Ver⸗ 
äußerung außerhalb ber Familie vorbeugten. Dan 
teachtete zur Abwehr bed römischen Rechtes durch 
Verzichtleiftungen ber Töchter, Unteilbarfeit und 
Unveräußerlicgfeit der Stammgüter den Grund- 
befig und damit ben „Luftre und splendor fami- 
liae“ zu erhalten. — Dem niederen Adel gelang 
nur außnahmsweife die Schließung feiner Familie 
zu Genofſenſchaften. Dafür gab es bier Nitter- 
bünde, Adelsgeſellſchaften und Ganerbichaften, 
endlich das wichtige Inftitut der Yamilien- 
fideitommiffe. Beſonders feit bem 16. Jahr« 
hundert bildete ſich für den niederen Adel und das 
ihm gleichgeftellte ftäbtiiche Patriciat dag Gewohn- 
heitsrecht auß, durch Stiftungen für ewige Zeit 
unabänderlich da8 Schidfal ihres Vermögens nor⸗ 
mieren zu dürfen. Um vor Anfechtungen von 
feiten des römischen Rechtes ficher zu fein, fnüpfte 
man an das Recht ber Novelle 159 an. Die 
Sorge für das Stammgut war um fo wichtiger, 
als durch die Säfularijationen der Reformation 
dem Adel viele Gelegenheiten zur Verſorgung 
feiner nachgeborenen Söhne und unverheirateten 
Töchter in den reichen, vielfach von ihm ſelbſt do⸗ 
tierten Stiften entzogen worden war. 

VI. Durch die angebeuteten, die öfonomifche 
Grundlage feftigenden Einrichtungen gelang es 
dem Adel, die Abnahme feiner Bedeutung im 
Staatsleben zu verlangjamen. Dennoch ging bie 
Umwandlung aus einem ehemals lebendig funk⸗ 
tionierenden Organe des öffentlichen Lebens in 
einen bloß ausgezeichneten Geburtäftand unaufe 
Haltfam vorwärts. In der Blütezeit hatte er bes 
ſondere Rechte gehabt, aber nur, weil er befondere 
Pflichten und Laften trug. Nun hörten letztere 
mehr und mehr auf, ohne daß zunächft die Vor⸗ 
rechte darunter Titten. Im andern alle würde 
bie Veränderung ber Verhältniſſe, bie Befeitigung 
bes Lehenweſens viel größeren Widerftand gefunden 
haben. — Im der Zeitbes Abfolutismuß trat 
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an bie Stelle eines unabhängigen Adels ein immer 
mehr centralifiertes Beamtentum. Auf dieſes ging 
im fteigenben Maße ber Einfluß des Adels über. 
Der Adel ſelbſt ging zu einem großen Teil in 
jenem auf. — Nicht bloß die Veränderung des 
Staatswejens, aud) die Veränderung bes Prie 
weſens trug zu biefer ing: aa 
Lehendienſt verlor durch Die geänderte Krieg 
und das Übertwiegen ber Söldnerheere feine Wich⸗ 
tigfeit. An die Stelle des adeligen Lehnsmannes 
traten die größtenteils aus ben niebrigften Volls- 
Hafjen gewordenen Sölblinge. Das Anfehen, wel- 
ches der Adel als der einzige wehrbare Stand in 
den Augen der übrigen Stänbe haben mußte, kam 
in Wegfall. Bald verbreitete fi von Frankreich 
aus auch das Syftem ber ftehenden Heere. Die 
Dienftpflicht des Adels verwandelte ſich in das 
bie und ba rechtliche, faft überall faktiihe Pri= 
dilegium, die Offizieräftellen zu befleiden. An 
bie Stelle des zur Verteidigung des Vaterlandes 
verpflichteten Ritter trat jeßt der Edelmann, ber 
fi um ein Offizierspatent ben mußte. Die 
ritterlihe Erziehung wich der fürſtlichen Militär- 
ſchule, Ritterburg und Landwehr der Kaſerne. — 
Anderſeits war der Schuß, welchen ber Lehnd- 
herr feinem Vafallen zu leiſten haite, durch Auge 
bildung eines gleichen Unterthanenverbandes und 
einer gleichartigen Staatshoheit für den Bafallen 
nur don einem geringen Wert. Durch die immer 
weitere Ausdehnung des Erbrechts in Lehen, durch 
die zahlreichen Mitbelehnungen unb Eventual« 
befehnungen verringerte ſich bie Wahrfcheinlichkeit 
für die Lehnäherren, je wieder in den Genuß des 
Lehens zu kommen. Zur Befeßung der Mannen- 
erichte brauchte man die Vajallen fo felten, daß 
e darüber die Kunft, Urteil zu finden, ganz ver= 
lernten und bie Zunftionen darin ben befolbeten 
Dienern de Rechtes blieben. An bie Stelle bes 
Lehenhofes, auf welchem fich die Vaſallen um den 
Herm verjammelten, trat bie ftille Kanzlei mit 
ihren Aftenftößen, ber Grundherr führte nicht 
mehr in Verfon den Vorfig im Bauerngerichte. 
Die Gerichtsbarleit wurbe von einem angeftellten 
— oft bürgerlichen — Patrimonialrichter (Pfle- 
ger, Amtmann) verwaltet. Aus Iandespolizeili 
Gründen war befonder8 in der Zeit nach dem 
SOjährigen Krieg bis über bie Mitte des 18. Jahr- 
hundert8 bie gutßherrliche Polizei erweitert und 
befeftigt worden. — Der Yortfall der Tanbftändie 
ſchen DVerfaffungen bedingte den Ausfall einer 
weiteren öffentlichen Funktion. Die Landftänbe 
waren feit der Mitte des 17. Jahrhunderts zu 
völlig willfährigen Organen ber Landesfürften 
berabgefunfen, welche auf die gnädigften Propo« 
(en des Landesfürften im jchlimmften Falle 
öchfteng noch die Kühnheit einer unmaßgeblichſten 
unb fubmifieften Vorſtelung bejaßen. Übrigens 
machte ja der abhängige Briefabel lenadel) 
einen immer größeren Beſtandteil des Adels aus. 
— Die Sitte der Verleihung des Adels durch 
taiferliche (Ianbesfürftligye) Diplome ftammte aus 
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Sranfreih und ift in Deutſchland feit Karl IV. 
nachwelsbar. Hier ſicherten ſich Landedelleute, die 
in Städte zogen und ſich da an ſtädtiſchen Zunfte 
verbindungen beteiligten, gegen den Zweifel an 
ihrer rittermäßigen Herkunft durch faiferlihe Ur⸗ 
funden, bie den Übergang u jenen Urkunden bil- | di 
a in weldyen der Abel neu verliehen wurde. — 
Um ben alten Abel vom neuen Diplom» oder Brief» 
adel zu unterjcheiben, führte man bie Adelsproben 
(Ahnenprobe, Aufſchwoͤrung, Filiationsprobe) ein, 
mittel8 deren unterfucht wurbe, ob ber betreffende 
Mann und feine Vorfahren adeligen Blutes ſeien. 
Die Anforderung an die Zahl der Ahnen wurde 
immer höher geftellt. —— verlangie man nur 
2 Quartiere, d. 5. Al r Eliern, |päter 8 und 
16 Ahnen. Es handelte ſich meiſtens um Präla- 
* Dom · und Stiftsherrenſtellen und die Auf⸗ 
nahme in Ritterorden. — Wie der Briefadel, ſo 
igte auch bie —— der landesherrlichen 
—ã —— influß der fürſtlichen 
Madht. Nur die reichsſtandiſchen damilien Haben 
bie legitimatio per rescriptum prineipis als 
ungögrund von Gehlätee, namentlich Erb» 
gangsrechten niemals anerfannt. Die Abeld- 
innumgen gingen dadurch in fürftliche Ritterorden 
über, über, da die Fürften, indem fie fich ſelbſt an die 
Spitze vn Geſellſchaften ftellten, das gegen fie 
entftanden itut zu ihrem Vorteil wandten. 
Dadurch erfieften die Orben ihren modernen Be⸗ 
ein — Mit dem Lehenweſen wäre eigentlich für 
durch dasfelbe getragenen niederen Adel der 
np auf 9 bisherige politiſch hervorragende 
tellung entfallen. Ex behielt fie gleichwohl bei. 
Sie machte jedod von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 
mehr den Eimbrud eines grundloſen und immer 
unerträglicher werdenden Privilegiums. — Die 
Stellung zum Landesfürften ficherte dem Adel ben 
vor den gemeinen Unterthanen ausgezeichneten 
Stand. Dazu kamen die Vorrechte feiner Güter, 
fein befreiter Gerichtsftand, die ausfchließliche Ber 
—5 — zum Eintritt in die meiſten Stifte. Be⸗ 
ſonders in jenen Territorien erhielt ſich der Abel 
als erfte Macht, wo mit der Reformation der von 
Fürflen unabhängigfte Stand der Prälaten ent- 
fallen ober doch machtlos war. Um den fürftlichen 
Glanz durch ein anjehnliches Cortege zu vermehren, 
wurden alle Höheren Ditafterintftellen mit Abeligen 
bejet und dieſen bie Funktion der Hofbeamten 
zugewieſen. Im Grunde war letzteres der Haupt« 
bienft und die Regierungsverwaltung Nebendienft, 
nn einige wohlbefähigte bürgerliche 
jekte lei Rp Stellen als Sekre- 
täre u. dgl. die einiges en jgerbrechen in Anspruch 
uehmenden Ar} — Der Abfolutis« 
mus gab dem Hof- * ue den Vorzug 
vor dem unabhängigen Grundadel. Unter den 
Fragen, bie man an bie franzöftfchen Intendanten 
zu richten pflegte, befand ſich ſiets dieſe: Bleiben 
die Edelleute eurer Provinz gern auf — Gütern, 
oder ee ſie diefelben häufig? — 
unfruchtbareren Provinzen, two ber Abel Sn Fe 
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Sande reſidierte Vendée, Bretagne), zeigte fich 
fpäter große Anhänglichkeit. Dort hingegen, wo 
fi der Adel am Hof verſchuldete, er; ergeugte bie 
Unkenntnis ber Berhälmnifje und die Verwalter 
wii haft den größten Drud. Mit dem Glanz 

oflebens und der Anfieblung bes Adels in 
en Refidenzftäbten hängt deren Anwachſen zu 
Großftädten zufammen, während bie Burgen zu 
Villen für ſommerlichen Lanbaufenthalt ober 
ſchließlich als Ruinen zu landſchaftlichen Dekora- 
tionen herabjanfen. — Troß der Zunahme des 
Staatshaushaltes wurden die Gegenleiftungen des 
Adels für feine Vorrechte — geringer. Die 
NRittergüter waren fleuerfrei. Der Grund diefer 
Befreiung follte der Ritterbienft fein. Allein diejer 
war auf die Verpflichtung, die ſogen. Ritterpferbe 
au leiften, zuſammengeſchrumpft. Dan verftand 
darunter eine zu entrichtende Gelbjumme es n 
ehemals geleifteten Ritter- und Hoſdienſi. 
follte etwa ſoviel betragen, als e& Toftete, En 
Reiter in voller Rüftung ins Feld zu ftellen und 
zu erhalten. Diefe Leiftung wurde aber immer 
geringer und fland noch dazu einem „rafionellen“ 
Steuerweſen im Wege. Rhnlich wie bie Steuer- 
freiheit feiner Zeit Durch das Lehenweſen, war bie 
Zollfeeiheit durch die —— mit — 
del und Gewerbe motiviert geweſen. Nach und 
nach aber wurde auch dieſes ſowie manches andere 
„Vorrecht“, z. B. Militärfreiheit, Schriftſäſſigleit, 
Siegelmäßigkeit, d. h. das Recht, Urkunden durch 
Beidrüdung des Siegels bie Wirkung einer öffent⸗ 
Bon Urkunde ragen eg und ber 

immer mehr zu „einer Eigenſchaft, vermöge 
welcher ein Staatsbürger bloß wegen feines Stan« 
des geſetzlich gegründete Vorrechte dor andern 
Staatsbürgern genieht“. Beſonders unerquidtich 
und ungerecht waren bie Abelsverhältniffein Frank · 
reich geworden, weshalb auch bort ber erfte Sturm 
jegen bie „privilögies* losbrach und bie Vor⸗ 
läge in jener bentwürdigen Auguſtnacht auf fo 
geringen Widerftand ſtießen. 

VO. Schon im Jahre 1787 proflamierte das 
amerifanifche Grundgejeh: Die Vereinigten Staa- 
ten mn feinen Adel. Am 4. Auguft 1789 
bob die franzdfifche Revolution alle Vor⸗ 
rechte des Abel? und am 19. Juni 1790 den 
ganzen Erbabel auf. Die Verfafjung von 1791 
defretierte einfach: Alle Adelstitel, jeber Unter⸗ 
ſchied der Geburt, des Standes der Klafje find 
für immer abgeſchafft. Im der Schredenggeit galt 
es ſchon als Verbrechen, abelig geboren zu jein, 
und ſchloß von jeber Anftellung der Republik in 
Civil und Militär aus. Napoleon führte neue 
Adelstitel ein mit Majoraten, aber ohne bürger« 
liche Vorrechte. Auf ähnliche Weiſe ve 
die Gefeßgebungen ber dem franzöfiichen Kaifer« 
reich nachgebildeten Staaten. — In Deutſchland 
entfernten die Sätularifationen des Reichsdepu ⸗ 
tations · Hauptſchluſſes non 1808 bie geiftlichen 
jenen | Standesherrſchaften aus der Reihe bes hoben 
Adels. Sie wurden als bloßes Entſchädigungs- 
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material für weltliche Dynaftien benußt. Dann 
folgte in der Mebiatifierung der Standeäherren 
der zweite tödliche Schlag gegen die Exiftenz bes 
hohen Reichsadels. Dadurch entftand in den 
fouveränen deutſchen Bundesſtaaten eine neue 
Klaſſe von Adel: die Standesherren oder Me- 
diatiſierten, d. h. ehemaliger hoher Adel, welcher 
nach der Auflöfung des deutſchen Reiches einer 
Lanbeshoheit untertvorfen wurde. Der gothaijche 
Almanad zählt 58 ſtandesherrliche Familien mit 
dem Prädilet „Durchlaucht* für die fürftlichen, 
„Erlaucht“ für die Häupter der gragie Fa⸗ 
milien. — rt. 14 der deutſchen Bundesakte 
ficherte den Mediatiſierten hohen Abel und das 
Recht der Ebenbürtigfeit zu. Die Häupter ihrer 
ger find bie erften Standesherren in bem 
taate, zu dem fie gehören. Sie und ihre Fa⸗ 
milie bilben die privilegiertefte Klaſſe in demfelben, 
insbefondere in Anfehung der Befteuerung. Es 
follen ihnen überhaupt jene Rechte und Vorzüge 
Bugefichent werden, welche aus ihrem Eigentum 
deſſen ungeftörtem Genuß berühren und 
nicht zu den hohen Regierungsrechten gehören. — 
Geringer waren bie durch Art. 14 der deutſchen 
Bundesalte dem „ehemaligen Reichsadel“ zu- 
geſicherten Rechte, hauptjächlich eine gewiffe % 
milienrechtliche Autonomie, Antetl der Begüterten 
an der Landſtandſchaft, Batrimonialgerichtäbarfeit 
und privilegierter Gerichtsſtand. Die Standes- 
verhältnifie der ſchon unter dem Reiche landſäſſigen 
Nitterfchaft wurden lediglich der Gejehgebung 
der einzelnen Staaten überlafjen. — Troß noch 
mancher beftehenden Vorrechte war der Einfluß des 
Adels ſchon in der erften Hälfte bes 19. Jahr 
hunderts bedeutend gefunfen. Es genügt, dabei 
auf den Umftand hinzuweiſen, daß vormals die 
dtonomiſche Macht vorwiegend in Grundvermögen 
beftanden hatte, und dieſes befaß größtenteils ber 
Adel. Nachmals wurde jenes von Rapital- und 
Mobiliarvermögen überholt. An diefer Wendung 
participierte der Adel deshalb nicht, weil Tange 
Zeit Handel und Gewerbe als unritterliche Lebens» 
beichäftigung galten und Die Verpflichtung beftand, 
fich beim Betrieb von Handwerk, Kleinhandel und 
Lohndienft der Führung des Adelsprädikats zu 
enthalten. — War auf der einen Seite Ermerbung 
neuen Vermögens erſchwert, fo traten auf der 
anbern Seite derſchiedene feinem Grundvermögen 
ungünftige Verhältniſſe ein. Die Gejehgebung 
beförberte die Zerfplitterung, indem fie ‚aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen” die Aufhebung der Fidei⸗ 
tommiffe, Majorate und ähnlichen Inftitute, welche 
die Erhaltung des Reichtums und Anfehens adeli⸗ 
ger Familien bezwedten, begünftigte. Auch ver- 
Toren die adeligen Güter faft allenthalben die her= 
gebrachte Steuer- und Einquartierungsfreibeit. 
Manche Sinefuren und Pflegeanftalten, bie der 
Adel in Stiften, Klöſtern und Orden fand, min« 
derten ſich, und jchließlich kam noch der Umſchwung 
in den bäuerlichen Verhältniſſen Hinzu. — Die 
Grundrechte des deutſchen Volles 1848, 1849 
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zogen nur das letzte Facit der Entwidlung, indem 
fie Art. 2, 8 7 erflärten: Bor dem Gefepe gilt 
fein Unterſchied ber Stände, der Adel als Stand 
ift aufgehoben. Alle Stanbesvorredhte find ab⸗ 
geſchaffi. Da diefer Grundfag in die Verfaffungen 
und Gejeggebungen ber Einzelftanten überging, 
ift der Adel gegenwärtig aus einem Stande eine 
ehrenvolle erbliche Titulaturauszeichnung gewor⸗ 
den. Der offene Lehenhof, die grundherrliche Ge⸗ 
richtsbarkeit find in bie Hand des Staates über« 
gegangen. Die Lehen haben ih nach und nad 
in freies Eigentum verwandelt. Wo es in ein⸗ 
zelnen Staaten noch Überrefte von Vorrechten bes 
Adels — meift ſtaatsrechtlicher Natur — giebt, 
find fie im Schwinden begriffen. So z. B. bie 
ftändifche Berechtigung des ritterfchaftlichen Grund⸗ 
befiges. Wo bie Landesvertretung nach bem Zwei · 
fammerfyftem gebitbet ift, ift es die erſte Kammer, 
zu welcher Vertreter des ritterfchaftlichen Grund⸗ 
befiges berufen werden. Daß aber das Moment 
mehr und mehr in den ritterjchaftfichen Grund⸗ 
beſitz gelegt wird, fieht man daraus, daß nad) 
dem Borgange Preußens, Sachſens bie adelige 
Eigenſchaft des Beſihers regelmäßig nicht mehr 
verlangt wird. Neben der Landſtandſchaft ift ein 
Hauptpfeiler der Macht des Adels der Umftand, 
daß er fi, wenigftens thatſächlich, als ausfchließ« 
fiche Umgebung der Fürften und im Beſiß der 
Hofämter zu behaupten mußte. — Im ganzen hat 
die deutfche Geſetzgebung den Adel als eine auf 
ehrenvollen hiftorijchen Erinnerungen und je alle 
gemeiner europäiſcher Sitte beruhende erbliche 
Titulaturaußzeichnung von weſentlich geſellſchaft · 
licher Bedeutung erhalten. Die Führung des Adels· 
prãdilats, zu welchem auch die adeligen Wappen 
gehören, ift auch heute noch dem Nichtberechtigten 
ſtrafrechtlich unterfagt (Deutfches Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch 8860, 8;Öfterreichiiches Strafgeieh 8 201. d). 
Werner giebt e8 auch jeßt noch allerlei Orden und 
Stifte, in der Regel für Zwede der Wohlthätig- 
keit errichtet, in welche nur Adelige aufgenommen 
werben können. $ 

Die künftige Bedeutung des Adels dürfte viel- 
fad) von feiner Stellung in der Socialreform ab- 
hängen, in ber er Durch ererbten Rang und Befig zu 
einer hervorragenden Rolle berufen ift. Leiftungen, 
Opfer und Arbeit für die notwendige Reorgani« 
fation der Gefellfchaft werden fein Anfehen erhöhen. 
Nocd immer gelten abelige große Grundbefißer 
als die in Linie berufenen Vertreter des 
landwirtſchaftlichen Standes. 

VIII. Litteratur. Scheidt, Nachrichten vom 
hohen und niederen Abel, 1754, 4°; Schmidt, 
Beiträge zur Geſchichte des Adels, 1794—1795 ; 
PVütter, Unterſchied der Stände, 1795 ; Lobethan, 
Recht des landſäſſigen Adels, 1796; Kuhn, Aufe 
bebung des Feudalrechtes, 1798; Georgi, Meta- 
morphofen des germanifchen Adels, 1810; Sun« 
finger, Verhältnis des Erbadels zu den Staats- 
intereffen Europas, Wien 1812; Vollgraff, Die 
deutſchen Standesherren, 1828; Hüllmann, Ge= 
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ſqhichte ber Stände, 1880; Graf M. v. Moltte, Über 
den Mel, 1830; Sleiichhauer, Die beutfche Lehen- 
mb Erbariftofratie, 1831; Raufcnit, Geſchichte 
desdeutfehen Adels, 1831; Kohler, Privat-$Fürften« 
nt, 1832; Bon der Gelchled;t“, Gelb«, Geifted« 
und Beamten-Ariftofratie, 1884 ; Savigny, Bei⸗ 
träge zur Rechtsgeſch. bes Adels im neueren Europa, 
Berlin1836, 4°; Thierbadh, Germanifcher Erbadel, 
1836; €. v. Maurer, Weſen des älteften Adels, 
1846; Strang, Geſchichte des beutichen Adels, 
1851, Über die Zufumft bes deufchen Abels, 1851; 
ieh, Bürgerliche Gejellichaft, 1851; Eifenharbt, 
Beruf des Adels, 1852; Sicher, Der beutiche 
"el, 1852; Zöpfl, Über hohen Abel, 1858; 
- Gneifl, Adel und Ritterfhaft in England, 1853; 
Bluntſchli, Art. „Adel“ im Staatswörterbuch, 
1857; Roth v. Schredenftein, Batriciat in den 
deuch. Städten, 1856, u. Reichäritterjchaft, 1859; 
Nuelihte, Abels-Leriton, 1860—1862;H. Schulze, 
Bensgeiehe der deutſchen Fürftenhäujer, 1862 
is 1881; Brandes, Nobiles der Germanen, 
Bericht der germaniftifchen Geſellſchaft, Leipzig 
1863; Archiv für Adelsgefchichte, 1863; Apho« 
tismen über Adel und Siandesehre im Lichte des 
Epriftentums, 1864; Heffter, Sonder-Rechte ber 
fouveränen und ber mediatifierten Häufer Deutich- 
lands, 1871 ; Graf Hendel-Donnersmark, Reform 
des Adels, 1868 ; H. Schulze, Erb⸗ und Familien- 
techt der deutſchen Dynaftien bes Mittelalters, 
1871; v. Inama-Sternegg, Entftehung der großen 
Grundherrfchaften, 1878; Zallinger, Minifterialen 
und Dilites, 1878; Meier, Befeler, Gierfe in 
Grünhuts Zeitfhrift für Privat« und öffentliches 


Recht V u. VI, 1878 und 1879 (die Aufjäe über | 


den hohen Adel und bie Gefchlechtögenofjenichaft) ; 
9. Kleine, Der Verfall der Adelsgefchlechter, 
3. Aufl, Leipzig 1882; O. Rofe, Der Adel 
Deutihlands, 1883; Schulze, Das deutfche Für⸗ 
fenreht (in Holtzendorffs Rechtslexikon I, 1882); 
D. v. Uechtriß, Adel in der chriſtlich · ſocialen 
Bewegung, 1884; Roth v. Schredenſtein, Ritter 
Würde, 1886; Art. „Adel“ in ber Deutſchen 
Encpfiopädie, 1886 ; Brumner, Rechtsgeſch., 1887. 
Bergeihniffe der fürftlichen, gräflichen und frei« 
herrlichen Häufer in Deutſchland enthalten die 
= Kg erſcheinenden genealogiſchen Tafchen- 


[Bruder]. 
Adoption, |. Eltern. 
‚Abvohatur. I. Ein weſentliches Erfordernis 
einer georbneten Rechtspflege befteht darin, daß 
demjenigen, welcher auß irgenb einem Grunde 
außer ftande ift, feine Rechte ohne Unterftüßung 
genügend geltend zu machen oder zu verteidigen, 
dieferhalb die Zuziehung eines rechtskundigen 
Beiſtandes, und demjenigen, welcher überhaupt 
nicht in Selbftperfon die zur Wahrung feiner 
Rechte erforderlichen Handlungen vor Gerichi vor« 
nehmen will ober kann, bie Beftellung eines Stell- 
bertreterg ermöglicht werbe. — Den neben ber 
Vartei auftretenden Rechtsbeiſtand nennt man 
Advokaten im engeren Sinn oder Für 
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unge: den an Stelle der Partei handeln⸗ 
den eter derfelben Brofurator ober 
Anwalt. — Die Advokatur im weiteren 
Sinne oder Rechtſsanwaltſchaft umfaßt die 
Zunttionen des Fürſprechers und des Anwalts. 
Durd die he Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878 tft die Bezeichnung Rechtsanwalt, 
wie ſchon früher in Preußen, für ganz Deutſch- 
land die gejegliche geworden. — Da, wie Feuer · 
bach (Betradptungen über die Öffentlichkeit und 
Miündlichkeit ber Gerechtigfeitspflege 371) richtig 
bemerkt, „bie Befugnis, ein Recht vor Gerichi 
geltend zu machen, mit ber Befugnis, dasfelbe 
durch einen andern dem Richter darzulegen, uns 
zertrennlich verbunden“ ift, bildet ber Adbolaten« 
ftand ein notwendiges Glied ber Rechtsordnung; 
berjelbe erlangt eine um jo größere Bedeutung, 
je verwidelter fi die rechtlichen Verhältniſſe 
überhaupt und die Formen des gerichtlichen Ver- 
fahreng drinn Solange die Rechtsbildung einer 
— nach der Art der Arbeit — gegliederten Sefell- 
ſchaft fich eimreihen konnte und jeder Kreis fein 
Recht wiſſen konnte und wußte, war Rechts- 
kenntnis Gemeingut aller, Vertretung Sache ber 
Genofjen oder Verwandten. Wo, mie in der 
Gegenwart, die Gejeggebung alle umfaßt, ergtebt 
ich der Bedarf gewerbsmäßiger Rechtäfenner und 

echtöpfleger. Da ift es für das öffentliche Leben 
und die politifche Entwidlung eines Voltes von 
wejentlichem Einfluß, ob bei demjelben der Abpo« 
fatenftand Unabhängigfeit und Anfehen genießt. 
— Mit Recht ſpricht daher Kaifer Anaftafius 
(ec. 4 pr. de adv. div. iud., 2. 8) von einem 
laudabile vitaeque hominum necessarium 
advocationis officium und nennt ber —— 
Rechtsgelehrte d' Agueſſeau (Oeuvres II, 4) den 
Abvofatenftand un ordre aussi ancien que la 
magistrature, aussi noble que la vertu, aussi 
necessaire que la justice. Und ebenfo wahr 
ift der Ausipruch, den Windthorft bei Beratung ber 
beutfchen Rechtsanwaltsordnung gethan: „Ohne 
eine tüchtige Anwaltſchaſt kein ordentlicher Prozeß 
und feine wahre Vertretung bürgerlicher Freiheit!” 

II. Bei den Römern (vgl. Zimmern, Ges 
ſchichte des römischen Privatrecht III, $ 165 f.; 
. tit. de postulando Dig. [3, 1) Cod. [2, 6], 
tit. Cod. de advocatis div. iudiciorum [2, 7], 
de adv. div. iudicum [2, 8]) unterſchied man 
zur Zeit der Republik zwilchen patronus und 


‚advocatus. Während erfterer die für dem 


Klienten ſprechenden Rechtsgründe in der gericht- 
lichen Verhandlung auseinanberzufegen hatte, 
unterftüßte ietzterer die Partei durch feinen rechts- 
gelehrten Rat und fein perjönliches Anfehen (Qui 
defendit alterum in iudicio, aut patronus 
dieitur, si orator est, aut advocatus, si aut 
ius suggerit aut praesentiam suam accom- 
modat amico. Asconius in Cic. div. 4, 11). 
An ſich bedurfte der orator Teiner rechtsgelehrten 
Kenntnife. Nach dem Edikt des Prätord fonnte 
überhaupt jeber Bürger pro alio postulare (i. e. 
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desiderium amici sui in iure apud eum, qui 
iurisdictioni praeest, exponere vel alterius 
desiderio contradicere), mit Ausnahme der 
Berfonen unter 17 Jahren, ber Weiber, der 
Blinden und Tauben, ber personae in turpi- 
tudine notabiles beziw. ber infames. Die Aus- 
übung dieſes ius postulandi war urjprünglich 
ein Ehrendienit. — Erſt in der Kaiferzeit wurbe 
der Beruf der advocati oder causidiciein 
Gewerbe, welches die Thätigfeit des orator und 
advocatus vereinigte (advooatos accipere de- 
bemus omnes, qui causis agendis quoquo 
modo operantur). Daneben werden nod) prag- 
maticigenannt, d.i. Konfulenten, beren Thätig- 
keit ih auf die Erteilung von Nedtsgutachten 
beichräntte. — Seit bem 3. Jahrhundert n. Chr. 
gab es einen eigenen flaatlich organifierten und 
ber Kontrolle der Magiftrate untermorfenen Advo⸗ 
tatenftand. Bei jebem höheren Gerichte war eine 
beftimmte Zahl Advokaten angeftellt (jo beim 
praefeotus praetorio 150, beim praefectus 
urbi 80), welche das mit Korporationsredhten 
ausgeftattete corpus togatorum bildeten. 
Die Kandidaten (supernumerarii) fonnten (vor 
außgefeßt, daß fie ss. catholicae religionis 
mysteriis imbuti und cohortali condicioni 
non subiacentes waren) in das Kollegium nur 
nad) längerer Vorbereitung (nec antequam per 
statuta tempora legum eruditioni noscantur 
inhaesisse) aufgenommen werben, wenn ber 
rector provinciae ihre Lebensverhältnifie ein« 
gehend geprüft hatte und ihre Rechtskenntniſſe 
durch eidlich zu erhärtende Zeugnifie von Rechte» 
lehrern feftgeftellt waren. Die aufgenommenen 
Advofaten (statuti) wurden in die matricula 
eingetragen und mußten ihren Sitz an bem Orte 
des betreffenden Gerichtes nehmen, welchen fie 
ohne Urlaub nicht verlaffen durften. Bei Über 
nahme einer jeben Rechtsſache mußten fie einen 
Eid Ieiften, quod omni quidem virtute sua 
omnique ope, quod verum et iustum existi- 
maverint, clientibus suis inferre procurent, 
nihil studii relinquentes, quod sibi possibile 
est, non autem credita sibi causa cognita, 
quod improba sit vel penitus desperata et 
ex mendacibus allegationibus composita, ipsi 
scientes prudentesque mala conscientia liti 
patrocinentur, sed et si certamine procedente 
aliquid tale sibi cognitum fuerit, a causa 
recedant, ab huiusmodi communione sese 
penitus separantes. Abvofatenziwang beftand 
nicht, außer für Verfonen, qui in totum pro- 
hibentur postulare, welchen, wie auch den Per⸗ 
—— die einen Advolaten nicht finden konnten, 

Praͤtor einen ſolchen zuweilen mußte; ait 
praetor: si non habebunt advocatum, ego 
dabo. Die Magiftrate waren bereditigt, gegen 
die unter ihrer Discipfinargemalt ftehenden AÄdbo⸗ 
taten Gelb- und Gefängnisftrafen, zeitweife 


Suspenſion, ja vollftändige Abſetzung (ad tem- ſchen 


pus ober in perpetuum advocationibus inter- 
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dicere) auszuſprechen. Anderſeits genofien jene 
viele Rechte, Privilegien und Immunitäten. Na⸗ 
mentlich wurde ber Abvolatenerwerb von Haus« 
tindern als peculium quasi castrense angejeben. 
Ferner waren die Advokaten von läftigen Kom⸗ 
munal· und Provinzialämtern befreit und hatten 
das Recht zur Führung ehrenvoller Titel nad) 
ihrer Amtsntederlegung. Der Advofatenftand 
war bei ben Römern ein seminarium digni- 
tatum, eine Pflanzſchule für die wichtigſten 
Staatämter, und genoß das hödhfte Anfehen: 
advocati, qui dirimunt ambigua fata causa- 
rum, suaeque defensionis viribus in rebus 
saepe publicis ac privatis lapsa erigunt, 
fatigata reparant, non minus provident hu- 
mano generi, quam si proeliis atque vul- 
neribus patriam parentesque salvarent .... 
militant namque causarum patroni, qui glo- 
riosae vocis confisi munimine laborantium 
spem, vitam et posteros defendunt. — Was 
die Stellvertretung im römiſchen Prozefſe 
anbelangt, fo wurden zur Zeit der legis actiones 
nad) der Regel: nemo alieno nomine lege 
agere potest, mit wenigen Ausnahmen feine 
Stellvertreter der Parteien zugelafien ; doch durften 
in dem neueren Berfahren cognitores und 
procuratores, feierlich beztw. formlos be= 
ftellte Vertreter der Parteien, auftreten. Während 
urfprünglid) ber Profurator als dominus litis, 
als die eigentlich progeffierende Partei galt und 
die Ergebniffe des —2 nur indirelt nach 
Maßgabe bes zwiſchen Partei und Profurator 
beftehenden Vertragsverhältnifjes auf erftere über- 
tragen werben fonnten, wurde fpäter dem Urteil 
eine unmittelbare Wirkſamkeit für und gegen ben 
dominus in ber Weiſe ermöglicht, daß man be= 
züglich des leßteren eine utilis iudioati actio 
gewährte, bezüglich des Stellvertreterd aber die 
directa actio verjagte. Rechiögelehrter brauchte 
der Profurator nicht zu fein, vielmehr wurde im 
allgemeinen jebermann zur Prokuratur zugelaffen 
(außer rauen, Perſonen unter 17 Jahren und 
ſolchen, die fich in Kriminalunterſuchung befanden, 
Soldaten, potentiores, Geiſtlichen); thatjächlih 
wurde diefelbe jedoch meift nur von Advolaten 
ausgeübt. An verfchiedenen Gerichten wurden in 
der Kaiſerzeit öffentliche Profuratoren angeftellt, 
welche unter ber Disciplinargemalt bes Gerichts⸗ 
präfidenten flanden. 

II. Das kanoniſche Recht anerkannte 
ausdrücklich das Recht der Parteien, ihre Sache 
durch Advofaten bei Gericht vortragen zu laſſen, 
unbeſchadet ihrer Befugnis, ben Prozeß in Selbft« 
perfon zu führen; doch konnte der Richter einer 
Partei, welche zu einem gehörigen Bortrag außer 
ftande war, aufgeben, ſich durch eine andere ge» 
eignete Verjönlichkeit vertreten zu laſſen. Im 
weſentlichen bafierten bie Beftimmungen des Ta» 
nonifchen Rechts auf den Grundfägen des tömi« 
Rechts, an welchen es nur wenige Anderungen 
traf (insbeſondere bezüglich der Zulafiung zur 
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Abvolatur und Prokuratur). Auch im kanoniſchen 
Rechte wurde der Advolatenftand ausdrüdlich als 
ein notwendiges Glied der Rechtspflege anerkannt: 
in omni iudicio quattuor personas necesse 
est senper adesse, i. e. indices electos, ac- 
eusatores idoneos, defensores congruos 
atque testes legitimos (c.1, C.IV, q.4). Be 
züglich der Fähigkeit zur Prokuratur war der Sah 
aufgeftellt, daß regulariter, qui non prohibetur 
expresse ad exercendum procurationis offi- 
cium, idoneus debeat reputari. — Während 
im allgemeinen (wie teilweife ſchon nach römiſchem 
Rechte) den Geiftlichen die Ausübung der Advo⸗ 
fatır und Profuratur bei Strafe verboten war: 
derici ... coram saeculari iudice advocati 
in negotiis saecularibus fieri non praesu- 
mant: c. 1—4 X ne clerici vel monachi 
saecularibus negotiis se immisceant (3, 50), 
geflattete das kanoniſche Recht doch Ausnahmen, 
imäbefonbere für Hiljsbebürftige Perfonen: nisi 
propriam causam vel ecclesiae suae fuerint 
prosecuti aut pro miserabilibus forte per- 
sonis, quae proprias causas administrare 
non possunt — vel si necessitas immineat, 
pro personis coniunctis aut miserabilibus: 
e.1et3 X de postulando (1, 37). — Über« 
haupt ging es von dem Princip aus, daß bie 
Obrigleit fi} ber causae viduarum et orpha- 
norum annehmen und den defensionis propriae 
desolatis auxilio et qui suis actibus adesse 
pro aetatis infirmitate non possunt, für redht« 
lihen Beiftand jorgen müfje. — Beſondere Für« 
forge ward aud) der arınen Prozeßpartei gewidmet 
1. d. Art. Armenrecht). — ——— iſt 
noch, daß das kanoniſche Recht zwar noch das 
dominium litis des Prolurators anerkannte, den- 
noch aber im allgemeinen freiere Grundfähe be⸗ 
zügiich der Stellvertretung aufftellte: qui facit 
per alium, est perinde ac si faciat per ipsum, 
welche in progefiualifcher Beziehung im deutfchen 
Recht zur vollftänbigen Durdführung gelangten. 

IV. Bei den Deutjchen (vgl. im allgemeinen 
Maurer, Geſchichte des öffentlichen mündlichen 
Gerichtsverfahrens 8 4. 18. 60. 94 - 108, und 
Nietzsche, De prolocutoribus) mußten in der 
ätteften Zeit die Parteien ihre Sache vor Gericht 
felbft vertreten. Anwãlte werden nirgends erwähnt; 


dagegen teilt Florus mit, daß nach Beflegung. 


Varus die Wut der Germanen gegen die 
tömilden causarum patroni in furchtbarer Weiſe 
zum Ausbruch gefommen ſei. — In der mero- 
wingiſchen und karolingiſchen Zeit find Gewalt- 
haber (mandatarii, missi) und Redner 
Fũrſprecher, proloeutores) zu unterſcheiden. 
Leptere werden namentlich erwähnt bei ben Weft» 
goten (welche diefelben nur mit Genehmigung 
des Richters zufießen), bei den Burgundern (welche 
b ng eines Römers durch einen Burgunder 
umterfagten) fowie bei ben Lombarben (melde 
Ohne ausbrüdliche richterliche Genehmigung nur 
Bien and Waiſen die Befugnis einräumten, 

Ginatsleziton. L 2. Mufl, 
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einen Fürſprecher anzunehmen). Die Gewalt ⸗ 
haber Tamen häufiger vor; fie traten jedoch nur 
in Eiviljachen und auch ba bloß ausnahmsweiſe 
auf, wenn die Parteien zu erſcheinen verhindert 
waren. Kirchen und Kloöſter dagegen ließen ſich 
regelmäßig durch ihren advocatus als ftändigen 
Beamten vor Gericht vertreten. — Auch in den 
folgenden Jahrhunderten (f. Sachjenfpiegel I, 
60—62; II, 68; II, 14. 30; Schtwabenfpiegel 
87. 98—97. 172 I. 268. 270. 272. 328) waren 
au allen Gerichten Rebner oder Fürſprecher (Vor⸗ 
Iprecher) zugelafjen, welche für den Kläger und 
den Bellagten, unb zwar nit nur in Einile, 
fondern aud) in Kriminalſachen, auftreten konnten. 
Die Betellung eines ſoichen Fürſprechers fland 
zwar im Willen ber Partei (ein iegelich man 
mag wol clagen unde antwurten one fur- 
sprechen); jobalb fie aber einen ſolchen ange» 
nommen hatte, mußte fie ihm allein das Wort 
überlafien (openbare ne sal die man vor ge- 
richte nicht spreken, sint he vorspreken 
hevet) und durfte ihm höchftens leiſe zuflüftern. 
Überhaupt war es üblich, fi aus Vorficht eines 
Fürſprechers zu bedienen, da die Partei von ihren 
eigenen Verſehen ſich nicht wieder erholen lonnte, 
und wenn fie einmal felbft geiprochen, bes Für⸗ 
prechers ganz entbehren abe So bildete ji 
chließlich der Rechtsfag, dab „niemand, wer es 
auch fei, Fürft oder Unterthan, fi) vor Gericht 
feines eigenen Mundes zur Ausführung feines 
Rechtes bedienen dürfe“. Außerdem pflegten in 
Sachen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei ge 
richtlichen Verläufen, Schenkungen, Traditionen 
die Verhandlungen durch Fürſprecher geführt zu 
werden. — Die Partei durfte fi einen Für« 
ſprecher regelmäßig aus dem Gerichtsumſtande 
ober auch aus den Schöffen felbft frei wählen, 
welcher ihr dann nad) ihrem Antrag von bem 
Richter für die Dauer ber ganzen Sißung zuger 
teilt wurde (die richtere sal tu vorspreken 
geven, svene man aller erst bedet unde 
nenen anderen); eine Ablehnung war ohne 
teiftigen Grund nicht flatthaft. — Nachdem ſich 
der Fürſprecher an das Gericht angebingt, d. h. 
die Erlaubnis zum Vortrag erbeten und die dem 
Fürſprecher ee Rechte und Freiheiten aus⸗ 
bebungen, durfte er in Anweſenheit und nad 
Beratung mit der Partei für dieſe das Wort 
ſprechen, d. h. deren Sache dem Gericht vortragen 
und um das lirteil bitten. In Kriminalſachen 
beſchrãnlte ſich die Verteidigung meift darauf, daß 
der Fürſprecher die Unſchuld des Angellagten 
verfiherte und um Gnade für denfelben bat. — 
Die Fürfprecher bildeten zu dieſer Zeit noch feinen 
eigenen Stand. Im allgemeinen konnte jeber 
freie, unbefcholtene, großjährige Mann als Yür- 
\precher fungieren, dagegen waren Geiftliche und 
Weiber hierzu unfähig. Erft im 15. Jahrhundert 
fing man an, bei den einzelnen Gerichten beeibigte 
Fürſprecher in beftimmter Zahl anzuftellen, an 
welche allerdings die Parteien nicht gebunden 
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waren. — Die Gemwalthaber, deren Gebrauch in 
Civilſachen allgemein geworben war, hatten die 
Partei, welcher fie ebenbürtig fein mußten, vor 
Gericht, fei e8 allein, fei e8 unter Zuziehung 
eines Fürſprechers, zu vertreten. Auch fie bildeten 
anfänglich” feinen geſchloſſenen Stand; erft im 
16. und 17. Jahrhundert wurden bei jedem Ge- 
richt Anwälte und Profuratoren angeftellt, welche 
jedoch von den Advofaten ftreng gejchieden waren: 
„Die Advofaten follen auch in den Sachen nit 
Procuratores ober die Procuratores Advolaten, 
fonbern diefelben zwei unterjchiebliche Ampt fein.“ 
— Noch feien erwähnt die in diefer Periode vor⸗ 
tommenden Warner und Anweifer, melde 
den Fürfprecher wegen etwaiger Fehler in feinem 
Vortrag zu warnen und ihm für letzteren An- 
weifungen zu erteilen hatten. Die Warner pflegten 
namentlich den Fürſten und Fürftenmäßigen, die 
Anweiſer außerdem aud den Witwen, Waifen 
und Geiftlichen geftattet zu werden. 

V. Einen bedeutenden Umſchwung brachte die 
Rezeption des römiſchen Rechtes und 
des römiſch-kanoniſchen Progekver- 
fahrens in Deutſchland hinſichtlich der 
Stellung ber Advokaten hervor. Nah Wegfall 
der volfstümlichen Schöffengerichte und Bejegung 
der Gerichte mit römisch gebifbeten Juriften ergab 
ſich für die Parteien die Notwendigkeit, Perfonen, 
die des neuen Rechtes und des neuen Verfahrens 
fundig waren, als Anwälte zu beftellen. Es bil- 
dete fich ein rechtsgelehrter Advokatenſtand, welcher 
namentlich in der Reichgfammer-Gerichtsorbnung 
von 1495 und fpäter 1555 gefeglich organifiert 
wurde. An dem Reichsfammergeriht waren — 
und zwar durch das Gericht ſelbſt — 12 Advo- 
taten angeftellt, fowie 30 Profuratoren, welche aus 
den Wdvolaten gewählt wurden; fpäter wurde 
zeitweiſe eine größere Zahl zugelaffen. Die Par« 
teien fonnten die Prozeßichriften nad Belieben 
auch auswärts fertigen laffen, dagegen nur burch 
Prokuratoren folhe einreichen und überhaupt An⸗ 
träge bei Gericht ftellen. Doc; war e8 den Fürften, 
BVrälaten, Grafen, Herren, Reichsſtädten und 
Reichsrittern als Vorrecht geftattet, durch eigene 
Abgeorbnete ihre Sache vor dem Kammergericht 
führen zu laſſen. — Die Kammergerichtsadvolaten 
waren ber ftrengen Disciplin des Gerichte untere 
ſtellt, welches auf die ſchon im römifchen Recht 
zuläſſigen Strafen gegen fie ertennen konnte. Bei 
Antritt ihres Amtes hatten fie für deſſen ganze 
Dauer einen Eid (f. KammergerihtSorbnung von 
1555 I, 64) zu leiften, „daß fie die Partheyen, 
dero Sachen fie zu handeln annehmen, mit ganpen 
vnd rechten Treuen meynen, in ſolchen Sachen 
nad ihrem beiten Verftändniß den Partheyen zu 
gut mit Fleiß handeln, vnd darin wifjentlic, fei« 
nerley Falſch, Gefährde noch Unrecht brauchen, 
aud mit denen Partheyen fein Vorgeding oder 
Vorwort, ein Theil von den Sachen, deren Ad» 
vofaten fie find, zu haben oder zu erwarten, machen, 

* dazu Heimlichkeit vnd Befehl, fo fie von den Par⸗ 
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theyen empfahen, ober Unterricht ber Sachen, die 
fie von ihnen ſelbſt merken werden, ihren Bartheyen 
zum Schaden Niemanben offenbahren, das Gericht 
nd die Gerichtöperfonen ehren, förbern, Ehrbar« 
feit vor Gericht brauchen vnd Läfterung bei Poen 
nad) Ermeßigung des Gerichts ſich enthalten, auch 
die Partheyen über den Sold oder Lohn, ber 
Ben nad) laut der Ordnung über ba8 Cammer⸗ 

ericht gebühret, mit Mehrumg oder anderm Ge- 
ding nicht beſchwehren oder erhöhen, vnd ob des 
Soldes oder Lohns halben zwifchen ihnen und 
denen Partheyen Irrung ober Spän entjländen, 
ba ſoll e8 bleiben bei dem Gammer-Nichter vnd 
Urtheilern, bie er zu ihm nehmen ober denen er 
das befehlen wird, und wie fie Durch biejelbe ent- 
ſchieden werden, daß fie daran begnügig fein vnd 
es darbey beruhen lafien, ſich auch der Sachen, 
fo fie angenommen haben, ohne reblicde Urſache 
nicht entſchlagen, fondern im Namen ihrer PBar« 
theyen biß zu End des Rechtens Handeln wollen“. 
An dem Laiferlichen Hofgericht, dem Reichähofrat, 
fungierten 20—30 Anwälte, jogen. Reichshofrats⸗ 
agenten, welche der Präfident zu ernennen hatte. 
— Wie an den Reichsgerichten, jo wurde in der 
Folge an ben einzelnen kaiſerlichen Provinzial- 
hofgerichten und an den Untergerichten eine be= 
ftimmte Zahl von Advokaten und Profurätoren 
ein für allemal als Beamte angeftellt, welche unter 
Kontrolle der Staatsgewalt ftanden. — Leider 
waren die neuen Verhältniffe, wie fie namentlich 
durch die Abſchaffung ber Nundlichteit und Offente 
licfeit des gerichtlichen Verfahrens, jowie das 
ganze Syitem der Staatöverwaltung geſchaffen 
wurden, der Hebung und freien Entwicklung des 
Advolkatenſtandes nichts weniger als günftig. 
Diefer entbehrte infolge der Schriftlichfeit und 
Heimlichteit des Prozeſſes ganz und gar des aus 
einem engen Zuſammenhang mit dem Volte her⸗ 
vorgehenden volfstümlichen Charalters; es fehlte 
dem Advolaten jede Gelegenheit, ſich Durch herbor« 
ragendes Talent und tüchtige Wiſſenſchaft öffent- 
lich auszuzeichnen; feine ganze Thätigkeit be= 
ſchränkte fih auf das Anfertigen von enblofen 
Schriftſätzen in der Schreibftube. Ferner führte 
ber in bem ganzen Verfahren herrſchende künftliche 
Formalismus und der langwierige, ſchleppende 
Gang besfelben dazu, daß die Abvofaten bei Füh⸗ 
rung der ihnen übertragenen Rechtsſachen ſich 
häufig unmürbdiger Ehicanen und erdichteier Ein⸗ 
reben zur Verbunflung des wahren Sachverhalts 
und zur Schädigung des materiellen Rechtes be= 
dienten, bie Prozefje zum Nachteil der Parteien 
durch mehrere Inflanzen hindurch in ungebühr« 
licher Länge hinauszuziehen und diefelben nur als 
Mittel fchnöden Gelderwerbs zur Befriedigung 
maßlofer Habgier zu mißbrauchen pflegten. Die 
flache und geiftlofe Behandlung des Rechtsſtoffes 
und deſſen mangelhafte theoretiiche Durch und 
Vortbildung ließen ein höheres wiſſenſchaftliches 
Streben nicht auflommen. Es fehlte den Advo⸗ 
faten jedes freie Selbſtbewußtſein, jedes Gefühl 
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der Unabhängigfeit und Standesehre; denn fie 
waren, jeber Organifation entbehrend, der ſtreng ⸗ 
fien Disciplinargewalt der Gerichte, welche von 
derfelben in rädficht8lofer und oft Höchft verlegender 
Weiſe Gebrauch) machten, ſchußios anheimgegeben. 
„Der Kampf der Fürſprecher und Richter hörte 
auf, die Fürſprecher wurden Sklaven der Richter ; 
fie mußten ſchmeicheln, um nichts zu verberben, 
fie durften nicht widerſprechen, um nicht unter 
geben.“ — Der Zutritt zu den höheren Staats · 
ämtern blieb ihnen verjhlofien. Freie Konkurrenz 
war unmöglich; vielmehr herrſchte das Princip 
Roatlicher Konzeſſion, um den flarfen Zubrang zu 
der Abvolatur und bie Vermehrung dieſes als not« 
wendiges Übel betrachteten Standes möglichft zu 

ränfen. — So verlor der Beruf der Advo- 
taten völlig Würbe und Anfehen; er fan zu einem 
mißachteten tonzejfionierten Gewerbe von bloßen 
Schreibern herab, meift unfähigen, charalterloſen, 
habgierigen Menſchen, welche dasſelbe zu unlau⸗ 
teren, gewinnſüchtigen Zwecken betrieben und auß= 
beuteten. Eine Ausnahme bildeten allein bie bei 
den oberfien Reichögerichten fungierenden Advo⸗ 
taten, welche ſich durch Anſehen und Wiſſenſchaft 
in rũhmlicher Weiſe auszeichneten. — Dazu kam, 
daß das Volk ſeiner Erbitterung über die Mängel 
des Gerichtsverfahrens in erſter Linie gegen die 
Abvofaten Luft machte und gegen dieſelben ver 
diente und unverdiente Beſchwerden und Vorwürfe 
erhob. Schon bald nad) Einführung de römiſchen 
Rechtes hörte man, und zwar felbit von hervor⸗ 
ragenden Yuriften, wie Zafius, laute lagen, daß 
dasjelbe ben Advolaten die Handhabe biete, um 
daß Recht zu verdrehen, und daß die Advolatur 
als gemeines Gewerbe zum Geldwucher betrieben 
werde. Durch die Advolaten feien die Gerichts⸗ 
hänbel unzähfig, die Prozeſſe überaus koſtſpielig 
geworden und fänden oft gar fein Ende mehr. 
„Die Advofaten vergiften die Gerichte, fie fpotten 
der Richter, ftören Die Ruhe, fuchen das Gemein- 
weien zu verwirren und find ben Himmlifchen und 
den Menſchen verhaßt.“ Sie werben gerabezu 
als Raubritter bezeichnet, als „Rechtöbieger, Beu⸗ 
telſchneider und Blutfauger“ u. dgl. m. (vgl. bie 
eingehende Darftellung bei Janfien, Gefchichte des 
deutfhen Volles, 18. Aufl. I, 548 ff. 561 ff.). 
— Auch in den folgenden Jahrhunderten wird 
die Verlommenbeit des Advolatenſtandes vielfach 
bezeugt. So jagt Leyſer (Medit. ad pand. 
sp. 547 n. 4), daß die Advofaten alle Würde 
und jedes Anfehen verloren haben, weshalb auch, 
abgeiehen von wenigen Ausnahmen, nur viles et 
ad alia negotia inepti homunculi advocatio- 
nemambiunt. Juſtus Möſer (Patriotifche Phan · 
tafien III, 51) mißt dem Geſehgeber die Schuld 
dieſes Zuftandes bei, indem er den Ndvofaten bloß 
den Weg des Gewinſtes überlaffen, der immer 
gefährlicher wird, je weiter er ohne Begleitung 
der Ehre fortgeht, und indem er dieſelben beftändig 
auf dem Fuße eines gerichtlichen Taglöhners oder 
Atenträmers halte. „Allenthalben,” jagt Wange 
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mann (Advolatenſtand 87) mit Recht, „wo bie 
Juſtiz mit Formeln überladen ift und der Streit« 
luſt zahlloſe Inſtanzen und Rechtsmittel darbietet, 
da ſpricht fi am lauteften und jammervollften 
die Gefährlichkeit ber Advofaten aus, da find fie 
am meiften als Blutegel verjchrieen, welche am 
Wohlftande der Nation nagen, als Polypen, denen 
kein Brennen und Schneiden die Reprobufttong- 
kraft nehmen kann. Vieles ift begründet, vieles 
wird freifich übertrieben, und zwar von denen, 
welche ein Opfer dieſer Formen und Verführungs- 
mittel wurden, welche ſich hinreißen ließen durch 
die Künfte eines ränfenollen Advokaten.“ „Ge⸗ 
richtsraben, giftige Ottern. Streitlöpfe, Wortes 
fänger, Zungendrefcher, Rechtsverdreher, Gericht8- 
ſchreier, Blutigel, freffende Heufchreden, nagenbe 
Würmer, Krummacher, Rabuliften”, das find bie 
Eprentitel, welche nod im 18. Jahrhundert den 
Advofaten u teil wurden (f. Kirchhoff, Von d. 
Adv. 30). Mehrfach wurde die Frage ventiliert, 
ob überhaupt Abvofaten im Staate zu dulden 
feien. — So nimmt e8 denn nicht wunder, daß 
Friedrich II. von Preußen im Jahre 1780 auf 
den Gebanfen kam, die Advolaten ganz zu untere 
brüden, indem an deren Stelle jogen. Aſſiſtenz-⸗ 
räte eingeführt wurden, welche als Gehilfen nicht 
der Partei, ſondern bem Richter zur Seite flehen, 
zugleich aber benfelben Eontrollieren follten. Frei⸗ 
lid) erwies fi) dieſer Verſuch als undurchführbar; 
ſchon nach wenigen Jahren traten bie Juſtizlom⸗ 
miffarien als wirkliche Rechtsbeiftände der Bar» 
teien wieder in Funktion (vgl. Weißler, Die Um⸗ 
bildung der Anwaltſchaft unter Friedrich dem 
Großen). 

VI Die Prozeßordnungen der einzelnen 
deutſchen Staaten in der erften Hälfte bes 19. Jahr« 
hunderts verfuchten durch Reformen nad) ver= 
ſchiedenen Richtungen hin den Advofatenftand 
gründlich zu heben umd wieder zu Anfehen zu 
bringen. In manden Staaten wurde die Abno- 
fatur ganz oder teilweife freigegeben, in 
manchen dagegen die Zahl der Abuofaten be= 
ſchränkt und denfelben die Pflichten der Beamten 
auferlegt. Die Zulaffung der Advolaten er- 
folgte entweder für alle Gerichte eines Staates 
oder nur für diejenigen eines beftimmten Bezirk ; 
auch unterſchied man mehrfach zwiſchen Unter- 
und Obergerichts ⸗Advolaten. — Bezüglich der 
Vorbildung der Abvofaten wurden höhere 
Anforderungen geſtellt, meift verlangte man für 
fie die nämliche Vorbildung wie für die Richter. 
Die Disciplinarverhältniffe hinfichtlich 
ber Advofaten wurden neu geordnet, und zwar 
bie betreffenden Befugnife entweder den Gerichten 
ober aber einem Ehrenrate ober einer Advofaten« 
fammer übertragen. — Zur Regelung des Ge- 
bührenweſens erließ man Gebührenorbnungen 
nad) verfehiedenen Syftemen, indem entweder bie 
einzelnen durch den Advokaten vorgenommenen 
Handlungen honoriert oder ihm eine Baufchgebühr 
bewilligt wurde, wobei vielfach die Verpflichtung 
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Anwaltszwang ftatuiert, wenigftens für die 
Gerichte höherer Inflanz in Civilſachen und bei 
den wichtigeren Kriminalſachen. Abvofatur und 
Prolkuratur waren meift vereinigt (j. die ausführ- 
liche Zufammenftellung ber betreffenden Rechts- 
ran: in ben beutfchen Staaten in Anlagen C—E 

er Motive zum ef der neuen deutſchen 
Rechtsanwaltsordnung; vgl. Gneift [1867] und 
Jacques [1868], Freie Abvofatur; Brig, Or« 
ganifation der Advofatur [1869]).— Doch konnte 
man durch alle diefe Reformverfuche nur unvoll- 
tommene Rejultate erzielen, folange die Öffent- 
Hichfeit und Mündlicfeit des gerichtlichen Ver- 
fahrens , diefe weentlichen Erforderniſſe für die 
Ausbreitung und das Anfehen des Anwaltſiandes, 
nicht zur gründlichen Durchführung gebracht waren 
(ogl. Feuerbach a. a. O. Abt. II, Haupfft. 9). 
— Eine ganz entgegengejehte Entwwidlung nahır 
daher bie Advofatur in Frankreich, England 
und Nordamerita. Im biefen Ländern, wo 
das Verfahren immer öffentlich, und eig] ge 
weſen war, hatte ber Abvofatenfland von jeher 

roße Unabhängigleit bewahrt und demzuſoige 
Reis in hohem Anjehen geftanden. In Frankreich 
unterfheibet man zwifchen avouds und avo- 
cats. Erfteren, welche als ftaatliche Beamte in 
beflimmter Zahl bei den einzelnen Gerichten an⸗ 

eſtellt find, Liegt die gerichtliche Vertretung der 
Bartei ob; Iegtere, welche zwar für beſtimmte Ge- 
richtsfprengel, aber meift ohne Beſchränkung der 
Zahl recipiert werben, haben die mündliche Rechts · 
ausführung für die Partei zu übernehmen. Die 
in das tableau des avocats eingetragenen, ben 
ordre des avooats bildenden Abvofaten unter- 
ftehen in disciplinarer Beziehung dem von ihnen 
aus ihrer Mitte gewählten conseil de discipline, 
bie avouds ber chambre des avouos (vgl. Ge⸗ 
richtshalle Juni 1883, Nr. 45 u. 49; über das 
Geſchichtliche: Brunner in Zeitichrift für ver- 
gleichende Rechtswiſſenſchaft I, 1878). — In Eng- 
land befteht ein ähnlicher Unterfchieb zwiſchen ben 
solicitorsundattorneys einerfeit8, welche 
als ſtaatlich angeftellte Anwälte bei den courts of 
equity und of common law fungieren, und den 
barristers anderſeits, welche als chancery 
barristers oder common law barristers vor 
den betreffenden Gerichtshöfen plaidieren. Won 
jeher beitand für die engliichen Advokaten eine 
zunftmäßige Organifation in ben fogen. inns of 
court. — Die counsellors oder lawyers 
in Norbamerifa vereinigen die Yunftionen bes 
Anwalts und Advofaten und entbehren ber kor⸗ 
porativen Organifation. — Nachdem fi nament« 
lich der 4. und 7. deutfche Juriftentag (1863 und 
1868) in wiederholten Beſchlüſſen für die Ver⸗ 
einigung von Anwaltſchaft und Advolatur, ferner 
für die vollftändige Freigabe der Advokatur wie 
jedes andern Gewerbes, ohne Unterſcheidung zwi» 
schen ben Gerichten und ohne Unterjchieb Der Rechts⸗ 
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ſachen, für jeden geprüften Rechisverftändigen nach 
urüdtegung ber geſetzlich zum Vorberei= 
tungspragis, endlich für bie Überwachung der Ad» 
rg durch bie Advolatenkammer ausgeſprochen 

tte, erfolgte 

VIL bie ke a Regelung ber Verhält« 
niffe_der deutſchen Nechtsanwaltſchaft durch die 
Rechtsanwaltsordnung für das Deuiſche 
Reich vom 1. Juli 1878, womit namentlich bie 
einſchlägigen Beftimmungen der Civilproze ß⸗ 
ordnung Buhl, Abſchn.1, Titel4, 38 78—90 
über „Prozeßbevollmädhtigte und Beiftände* und 
Strafprozeßordnung Buch I, Abſchn. 11, 
88 187—150 über „Berteidigung”, jowie bie 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 7. Juli 1879 (vgl. aud) das preußifche Gefeß, 
enthaltend die landesgeſetzlichen Borjchriften über 
die Gebühren der Rechtsanwälte vom 27. Sept. 
1899) zu verbinden find. — Die Rechtsanwaltſchaft, 
welche der neuen Geſtaltung des Verfahrens gemäß 
im Intereffe ber Zweckmaͤßigleit und Koftenerfpar« 
nis die Funktionen bes Anwaltes und bes Advo⸗ 
taten vereinigt, ift fein StaatSamt; demzu- 
folge haben die Rechtsanwälte weder bie Rechte 
noch die Pflichten eines Staatsbeamten. Die 
Freigebung der Rechtsanwaltſchaft ift in der 
Weife durchgeführt, daß feine Konzeffionierung 
nach freiem Ermefjen der Staatsbehörde, auch feine 
Beſchränkung durch die Zahl ber bereits fungieren- 
ben Anmälte ftattfinden fol, fondern daß im all= 
gemeinen jeder, welcher die Fähigkeit zum Richter⸗ 
amte in einem Bundesftaate erlangt hat, bei den 
Gerichten Diefes Staates zur Rechtsanwaltſchaft 
zugelaſſen werden muß und in jedem Bunbes- 
faate zugelaffen werden Tann. — Die Fähig- 
keit zur Rechtsanwaltſchaft beruht hiernach auf 
der nämlichen Vorausſetzung wie biejenige zum 
Richteramt (drei= bezw. vierjähriges Stubium der 
Rechtswiſſenſchaft auf einer Univerfität, vier 
bezw. breijähriger Vorbereitungsdienft und Ab⸗ 
legung zweier Prüfungen; ferner ift befähigt jeder 
ordentliche öffentliche Lehrer des Rechts an einer 
deutſchen Univerfität). — Die Zulaffung er- 
folgt durch die Landesjuſtizverwaltung, welche über 
den besfallfigen Antrag nach gutachtlicher Anhd- 
rung des DVorflandes ber Anwaltsfammer ent⸗ 
ſcheidet. Das Geſetz ftatuiert eine Reihe von 
Gründen, teils obligatorifchen teils fafultativen 
Charakters, aus welchen allein bie Zulaſſung ver⸗ 
fagt werden darf. Sie muB verfagt werden, wenn 
der Antragfteller 1. durch ftrafgerichtliches Urteil 
die Fähigfeit zur Belleidung öffentlicher Amter 
verloren bat oder zur Zeit nicht beſitzt; 2. durch 
ehrengerichtliches Urteil von der Rechtsanwaltſchaft 
ausgeſchloſſen ift oder fich eines Verhaltens ſchuldig 
gemacht hat, welches eine ſolche Ausſchließung be= 
dingen würde; 8. durch gerichtliche Anorbnung 
(Konkurs oder Entmündigung) in der Verfügung 
über fein Vermögen bejchräntt ift; 4. ein Amt bes 
Mleidet oder eine Beichäftigung betreibt, welche mit 
dem Berufe oder der Würde der Rechtsanwaliſchaft 
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nicht vereinbar ift; 5. wegen eines Törperlichen 
Gebrechens oder Schwäche der Lörperlichen oder 
geiftigen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten eines 
Rechtsanwalts dauernd unfähig ifl. — Die Zu- 
lafung fann verfagt werben, wenn der Antrag« 
ſteller 1. während dreier Yahre im juriftifchen 
Berufe nicht thätig geweſen iſt; 2. durch ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil die Fähigkeit zur Bekleidung 
Öffentlicher Amter auf Zeit verloren hatte; 3. al 
Rechtsanwalt innerhalb der legten zwei Jahre im 
ehrengerichtlichen Berfahren mit Verweis oder 
Geldbuße von über 150 Mark beitraft worden 
if. Unter bejonderen PVorausfegungen (wenn 
weientliche Erforderniſſe der anwaltlichen Thä- 
tigfeit in Wegfall gelommen oder die Zulafjung 
nur aus Unkenntnis der eine Zurückweiſung recht⸗ 
fertigenden Verhältnifje erteilt worden war) muß 
oder kann die Zurüdnahme der Zulafjung durch 
die Sandesjuftizverwaltung nad Anhörung des 
Rechtsanwalts und des Vorftandes der Anmwaltg- 
lammer erfolgen. — Ein weiteres Princip ftellt 
die neue Reichögefeßgebung auf in der Lolali- 
fierung der Anwaltſchaft, indem die Zulaffung 
des Rechtsanwalts bei einem beftimmten Gerichte 
erfolgt. Jedoch beflehen im Intereſſe der Rechis⸗ 
pflege von Diejer Regel eine Reihe von Ausnahmen, 
infofern in den durch das Gefeß fpeciell vorge 
jehenen Fällen ein Rechtsanwalt bei mehreren 
Gerichten zugleich) zugelaffen werden Tann. Im 
engften Zujfammenhange mit der Lofalifierung 
fleht die behufs Garantierung einer ordentlichen 
Progekführung gebotene Refidenzpflicht der 
Rechtsanwälte, wonach diefelben in der Regel an 
dem Orte des Gerichts, bei welchem fie zugelafien 
find, ihren | nehmen und, falls eine Auß« 
nahme von dieſer Regel geftattet ift, Doch bei dem 
betreffenden Gerichte einen an dem Orte besfelben 
wohnhaften ftändigen Zuftellungsbenollmächtigten 
beftellen müſſen. — Sobald der Rechtsanwalt in 
öffentlicher Gerihtsfigung ben Eid geleiftet, die 
lichten eines Rechtsanwalts gewiſſenhaft zu er⸗ 
fülen, und feinen Wohnfig genommen hat, wird 
er in die bei jedem Gerichte zu führende Lifte der 
bei demjelben zugelafienen Rechtsanwälte einge 
tragen. Die Eintragung ift zu löfchen, wenn der 
Rechtsanwalt ſtirbt oder infolge Urteils die Fähig« 
feit zue Ausübung der Rechtsanwaltſchaft verliert 
oder feine Zulaffung aufgiebt, oder wenn letztere 
wrüdgenommen wird. — Die Stellvertre- 
tung eines an ber Ausübung feines Berufes 
zeitweiſe verhinderten Rechtsanwalts kann nur 
einem Rechtsanwalt oder einem Rechtskundigen, 
weldher minbeftens zwei Jahre im Vorbereitungs« 
bienfte beſchäftigt geweſen ift, übertragen werben. 
— Der Rechtsanwalt iſt auf Grund der Zulaſſung 
bei einem Gerichte in den Sachen, auf welche die 
Strafprogekorbnung, bie Civilprozeßordnung und 
die Konkursordnung Anwendung finden, befugt, 
bor jedem Gerichte innerhalb bes Reiches Verteidi⸗ 
gungen zu führen, als Beiſtand aufzutreten und, 
inſoweit eine Vertretung durch Antwälte nicht ge⸗ 
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boten iſt, die Vertretung zu übernehmen. (In 
nichtſtreitigen gerichtlichen und in außergerichtlichen 
Angelegenheiten entſcheiden über die Befugniſſe 
bes Rechtsanwalts bie Landesgeſetze.) 

Für den Civilprozeß bildet die gefehliche 
Regel der Anwalts; mwang, indem die Par« 
teien vor ben Sandgerichten und vor allen Gerichten 
höherer Inflanz ſich durch einen bei dem Prozeß- 
gerichte zugelafienen Rechtsanwalt als Benoll« 
mädhtigten vertreten lafjen müflen: Anwalts« 
prozeß. Diefer Anwaltszwang bezieht ſich for 
wohl auf bie mündliche Verhandlung als auf die 
vorbereitenden Schriftfäße, welche die Unterjchrift 
des Anwalts enthalten follen. In der mündlichen 
Verhandlung kann jedoch jeder Rechtsanwalt die 
Ausführung der Parteirechte und die ihm von bem 
beim Projzeßgerichte zugelafjenen Anwalt über- 
tragene Vertretung übernehmen. Inſoweit Dagegen 
eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten ift 
(jog. Barteiprozeß), können die Parteien den 
Rechtsſtreit jelbit ober burch jede prozeßfähige 
Perſon als Bevollmãchtigten führen und aud mit 
jeder pengebfähigen Perſon als Beiflanb erſcheinen. 
Dos Gericht lann übrigens — zur Verhinderung 
der Winfeladvolatur — Bevollmächtigte 
unb Beiftände, welche, ohne Rechtsanwälte zu fein, 
das mündliche Berhandeln vor Gericht geiverb- , 
mäßig betreiben, zurückweiſen. Diefe Beftimmung 
findet jedoch nach der laut Reichsgeſetz mom 
17. Mai 1898 erfolgten Anderung der Civil» 
progeborbnung auf Verfonen, denen das mündliche 
Verhandeln vor Gericht durch eine feitens ber 
Yuftizerwaltung getroffene Anorbnung geftattet 
ift — fogen. Rehtsagenten—, feine Anwen⸗ 
dung. (In folcher Weile wirb leider ein Rechts» 
anwaltsftand zweiter Orbnung geſchaffen, obwohl 
ein Bebürfnis hierzu nicht vorliegt, dieſe Einrich- 
tung aber ſchwere wirtſchaftliche und ſittliche Nach ⸗ 
teile im Geſolge haben wird.) 

Was das ſtrafrechtliche Verfahren an- 
langt, fo kann ſich der Beſchuldigte, bezw. deſſen 
gefeblicher Vertreter, in jeder Lage des Verfahrens 
des Beiftandes eines Verteidigers bedienen. 
Zu Verieidigern koͤnnen die bei einem deutſchen 
Gerichte zugelafienen Rechtsanwälte jowie bie 
Rechtslehrer an deutſchen Hochſchulen gewählt 
werben, andere Perſonen können nur mit Geneh- 
migung des Gerichts zugelafjen werben. Not» 
wendig ift die Verteidigung in Sachen, welche 
vor dem Reichsgerichte in erjter Inftanz oder nor 
dem Schwurgerichte zu verhandeln find; in den 
Sachen, welche vor dem Lanbgerichte in erfler In« 
ftanz zu verhandeln find, dann, wenn ber Anger 
ſchuldigte taub oder flumm ift oder das 16. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet Hat, ober wenn der eines 
Verbrechens Beichulbigte die Beftellung eines Ver⸗ 
teibiger8 beantragt. 

Don befonderer Wichtigkeit finb bie über bie 
torporative Organtfation des Anwaltsflandes und 
die Handhabung ber Disciplin in demfelben hatı= 
beinden Beftimmungen, welche die Rechtganmwalts« 
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ordnung in den Abjdjnitten über die An walts⸗ 
Tammern, fowie daß ehrengerichtliche 
Berfahren trifft. — Die innerhalb eines Ober» 
landesgerichtsbezitls zugelafienen Rechtsanwälte 
bilden eine Anwaltslammer, die ihren Sit am 


Orte bes Oberlandesgerichts unb einen durch die | den 


Kammer aus ihren Mitgliedern gewählten Bor- 
ſtand von 9 bis höchſtens 15 Mitgliedern hat. 
Die Obliegenheiten ber Kammer find: Feſtſtellung 
der Geihäftsorbnung, Bewilligung der erforder« 
lichen Mittel und Beſtimmung der Mitgliederbei⸗ 
träge, Prüfung ber Rechnungslegung des Vor⸗ 
flandes. Der Gefchäftsbereih des Vorſtandes 
umfaßt bie Aufficht über die Pflichterfüllung ber 
Kammermitglieder und Handhabung der ehren- 
gerichtlichen Strafgewalt, Vermittlung von Strei« 
tigfeiten von Mitgliedern ber Kammer umterein« 
ander und mit Auftraggebern, Erflattung von 
Gutachten für die Landesjuftigverwaltung bezw. 
bie Gerichte, Verwaltung des Vermögens ber 
Kammer und jährliche Rechnungslegung. Vorftand 
und Kammer find bereihtigt, Vorftellungen und 
Anträge im Imterefje der Rechtspflege oder der 
Rechtsanwaltſchaft an bie Landesjuftizperwaltung 
m richten. Die Beſchlüſſe werden in den Ver— 
—* nach abſoluier Stimmenmehrheit ge= 
faßt. Die Aufſicht über den Geſchäftsbetrieb des 
Vorſtandes führt der Präfident des Oberlandes« 
gerichts. Alljährlich hat der Vorſitzende der Lan⸗ 
besjuftizverwaltung und bem Oberlandesgericht 
ſchriftlichen Bericht Über die Thätigkeit der Ram⸗ 
mer und bes Borftandes zu erftatten. — Die 
ehrengerichtlichen Strafen gegen ben Rechtsanwalt, 
welcher bie ihm obliegenben Pflichten verlekt, find: 
Warnung, Verweis, Gelbftrafe bis zu 3000 Mark, 
Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft. — Die 
Beftimmungen, welche in den zur Zuftändigfeit 
der Landgerichte gehörigen Sirafſachen gelten, 
finden mit wenigen Abweichungen auf das ehren- 
gerichtliche Verfahren Anwendung. Das Ehren⸗ 
er wird gebildet durch fünf Mitglieder des 

orflandes der Anwaltsfammer mit Einfchluß des 
Vorfigenden und befjen Stellvertreterd. Die Klage 
wird durch die Staatsanwaltſchaft erhoben, die 
Vorunterſuchung durch einen von dem Oberlandes · 
gerichtspräfidenten beauftragten Richter geführt. 
Die Lens welche im wejentlichen auf 
dem Grundſaß der Münblichkeit beruht, ift nicht 
Öffentlich. Zu jeber dem Angeflagten nadteiligen 
Entſcheidung, welche die Schuldfrage betrifft, ift 
eine Mehrheit von zwei Drittellen der Stimmen 
erforberlih. Als Rechtsmittel find zuläffig die 
Beſchwerde an das Oberlandesgericht und die Be- 
rufung an den Ehrengerichtshof, beftehend aus 
dem Präfidenten des Reichsgerichts als Vorſitzen · 
dem, drei Mitgliedern des Reichsgerichts und drei 
Mitgliedern der Anwaltskammer bei dem Reichs⸗ 
gericht. — Noch ift hervorzuheben, daß bezüglich 
der Rechtsanwaltſchaft beim Reich sgericht in⸗ 
folge der exemten Stellung desſelben in der 
Gliederung der Gerichte einige beſondere Beftim« 
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mungen gelten: Die Zulafjung bezw. deren Zu⸗ 
rüdnahme erfolgt durch äfidenten bes 
Reichsgerichts. Diefe Zulaffung ift mit derjenigen 
bei einem andern Gericht unvereinbar. Eine Über- 
tragung der dem Prozeßbevollmächtigten zuftehen- 
Bertretung auf einen beim Reichögericht nicht 
augelafienen Rechtsanwalt ift unzuläffig. Die 
Anwaltsfammer beim Reichsgericht wird durch 
te demfelben zugelafjenen Rechtsanwälte ges 
ildet. 

VIIL € erübrigt noch, kurz bie Rechte und 
Pflichten des Rechtsanwaltes aufzuführen. 
Wegen ber Belegftellen find die Lehrbücher bes 
Eivilprozefiea umd bie Kommentare zur Civil⸗ 
prozekorbnung zu vergleichen.) Dem bereils er- 

nten allgemeinen Rechte, als Verteidiger, Bei⸗ 
fland und Vertreer bezw. Subftitut zu fungieren, 
entipricht zunädft die allgemeine Verpflichtung 
bes Rechtsanwaltes, feine Berufsthätigfeit gewiſſen · 
haft auszuüben und durch jein Verhalten in Aus- 
übung des Berufs ſowie außerhalb desjelben ſich 
der Achtung würdig zu zeigen, bie fein Beruf er⸗ 
fordert. Der Rechtsanwalt muß ferner, wenn er 
fid) über eine Woche hinaus von feinem Wohnfii 
entfernen will, für feine Stellvertretung forgen un! 
dem Gerichte hiervon Anzeige machen. Er iſt auch 
verpflichtet, den im Vorbereitungäbienfte bei ihm 
beſchäftigten Rechtskundigen Anleitung und Ge- 
legenheit zu praftifchen Arbeiten zu geben. — Die 
beſonderen Pflichten des Rechtsanwalts beziehen 
fich auf defien Verhältnis zu den Klienten. 
Die rechtliche Natur desfelben wurbe im gemeinen 
Rechte verſchieden aufgefaßt; man charakterifierte 
& als Mandat (worauf die Prokuratur beruht) 
oder als Dienftmiete oder ala Innominatreallon⸗ 
trat. Die herrſchende Anfiht ging dahin, da 
überhaupt fein Bertragsverhältnis vorliege, Jondern 
daß der Advofat feine Berufsthätigfeit beneficii 
loco außübe. Die deutſche Rechtsanwaltsordnung 
dagegen hat fich für die Theorie des Auftrags- 
verhältniffes entſchieden. Der Progeßbevollmäcd- 
tigte hat zu den Gerichtsaften eine ſchriftliche Voll- 
macht abzugeben, die, wenn fie eine Privaturfunde 
ift, auf Verlangen des Gegners amtlich beglaubigt 
werben muß. Diejelbe ermädtigt zu allen den 
Rechtsſtreit (einfchließlich Wiberflage, Wiederauf- 
nahme des Verfahrens, Zmangsvollftredung) be= 
treffenden Prozeßhandlungen, zur Beilellung eines 
Vertreter ſowie eines Bevollmächtigten für bie 
höheren Inftanzen, zur Befeitigung bed Rechts- 
ſtreits Durch Vergleich, Verzicht, Anerkennung und 
zur Empfangnahme ber vom Gegner zu erftatten- 
den Koften. (Im einzelnen ſ. Civilprozeßordnung 
880ff.) Der Mangel der Vollmacht kann von 
dem Gegner in jeder Lage des Rechtsſtreites gerügt 
werben, ift jedoch vom Gerichte von Amts wegen 
nur im ſogen. Parteiprozeß zu berüdfichtigen. 
Handelt jemand für eine Partei als Geichäfts- 
führer ohne Auftrag oder als Benollmächtigter ohne 
VBeibringung einer Bollmadht, fo kann er zur Pro⸗ 
zeßführung einftweilen zugelaffen werden, das 
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Enburtel darf jedoch erft ergehen, nachdem bie 
ür die Beibringung der Genehmigung zu be 

immende Zrift abgelaufen iſt. — Nach römischen 
Rechte durfte der Rechtsanwalt an unb für fich 
abme genügenden Grund die Übernahme einer 
ihm von einer Partei übertragenen oder vom Ge= 
richte (weil die Partei einen Anwalt nicht finden 
fonnte) zugewiefenen Sache oder die Fortführung 
einer übernommenen Sache nicht ablehnen, wo⸗ 
gegen er zur Ablehnung einer ungerechten Sache 
berpflichtet war. Ebenſo verhielt es ſich nad) älte- 


tem deutfchen Rechte. Nach der beutichen Rechts⸗ 


anwaltSordnung dagegen ift ber Rechtsanwalt, 
defien Berufsthätigfeit von einer Partei in An- 
ſpruch genommen wird, nicht verpflichtet, einen 
Antrag anzunehmen, hat jedoch eine Ablehnung 
bei Meidung des ee ohne Verzug zu 
erflären. Anderſeitz muß er jeine Berufsthätig- 
feit verfagen, wenn fie für eine pflichtwidrige 
Handlung in Anſpruch genommen wird, wenn fie 
von ihm in bderjelben Rechtsſache bereits einer 
andern Partei im enigegengejeßten Interefje ge» 
währt ift, oder wenn er fie in einer ftreitigen An« 
gelegenheit gewähren fol, an deren Entſcheidung 
ex als Richter teilgenommen hat. — In beftimm- 
ten Fällen, jedoch in der Regel nur im Anwalts- 
progeß, wird einer Partei auf Antrag ein Rechts 
anwalt zur Wahrnehmung ihrer Rechte vom 
Prozeßgericht beigeordnet, namentlich wenn die 
Partei das Armenreht (f. d. Art.) bewilligt er- 
halten hat oder einen zu ihrer Vertretung geneigten 
Anwalt nicht findet und die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteibigumg nicht mutwillig oder ausſichts · 
los erſcheint. — Für die Verpflichtung des Rechte« 
anwalts, in Strafjachen bie Verteidigung zu führen, 
find die Beftimmungen der Strafprogekorbmung 
maßgebend, wonach in ben fällen der notwendigen 
Verteidigung dem Angeihulbigten, wenn er einen 
Verteidiger noch nicht gewählt hat, von Amts 
wegen bezw. auf desfallfigen Antrag vom Gericht 
ein Verteidiger beftellt werden muß, in andern 
Fällen aber ein folcher beflellt werben Tann. — 
Der Advolat ift verpflichtet, bei Führung ber ihm 
übertragenen Sache die Treue gegen feine Partei 
iu wahren, namentlich firengfte Verſchwiegen⸗ 
heit zu beobachten und Handaften zu führen, 
ferner jede Ehicane gegenüber der andern 
Partei zu vermeiden, fowie gegen das Gericht 
die fhuldige Ehrerbietung nicht außer acht 
zu laffen. Über die Berechtigung ber Rechtg- 
anwälte zur Zeugnißverweigerung in Anſehung 
besjenigen, was ihnen bei Ausübung ihres Be— 
rufts anvertraut ift, dgl. Strafprogeßorbnung 
8 52, Givilprogeßorbnung 8 883. — Wenn 
ein Anwalt in der nämlichen Rechtsſache bei 
den Parteien durch Rat ober Beiftand pflichte 
widrig dient oder gar im Einverftändniffe mit 
der Gegenpartei zum Nachteile feiner eigenen 
Partei handelt (Brävarilation: qui diver- 
sam partem adiuvat prodita causa sua), jo 
wird ein ſolches Berhalten nad) römiſchem wie 
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nad) älterem unb heutigem beutfchen Rechte mit 
ſchwerer Strafe geahndet (fr. 1 pr. de praev. 
[47, 15]; fr. 4 8 4 de his qui not. inf. [8, 2]; 
Carolina art. 115; Gtrafgeiegbud) 8 356). — 
Der Rechtsanwalt haftet feinem Klienten für 
omnis culpa. Die beftrittene frage, „ob 
eine Partei wegen Schuld oder Nachläſſigkeit ihres 
Sachwalters in integrum zu reftituieren ſei“, 
wurde in einem Dubium camerale vom 19. Mai 
1786 in bejahendem Sinne beantwortet. Außerdem 
hatte ber Richter die Pflicht, Irrtümer des Advo⸗ 
faten, ſoweit fie juriftifher Art waren, zu ver 
beſſern; thatſaͤchliche Irrtümer desſelben konnte 
bie Partei entweder ſofort berichtigen oder wenig- 
ſtens innerhalb der nächſten drei Tage widerrufen. 
Nach dem Rechte der Spiegel hatte Die Partei das 
Recht, das Vorbringen des Fuͤrſprechers zu miß- 
billigen oder zu verbefiern, wenn fie dies nicht 
gethan oder gar bie Erflärungen des Fürſprechers 
ausdrücklich beftätigt hatte, mußte fie dieſelben 
gegen ſich gelten laſſen. Die deutiche Civilprozeß⸗ 
ordnung beflimmt, daß bie von dem Bevollmäd- 
tigten dorgenommenen Prozeßhandlungen bezw. 
das von dem Beiſtande Vorgetragene für bie 
Partei verbindlich find, infofern nicht thatjächliche 
Erflärungen des Bevollmächtigten oder Beiftanbes 
von berfelben fofort widerrufen werben. Eine Re⸗ 
ftitution der Partei wegen Verſehen ihres DVer- 
treter8 findet nicht ftatt; vielmehr wird eine 
Verfäumnis, welche in der Verſchuldung eines 
Vertreters ihren Grund bat, als eine unverſchul⸗ 
dete nicht angefehen. — Der Advokat hat das 
Recht, außer dem Erfah der Auslagen für feine 
Mühewaltung ein Honorar zu verlangen. So 
lange bei den Römern die Abvofatur ein Ehren⸗ 
dienft war, erhielten die Advofaten feine Beloh- 
nung; ja die lex Cincia vom Jahre 550 d. Et. 
verbot ausdrüdlich Die Annahme einer ſolchen (ne 
quis ob causam orandam donum munusve 
capiat). Ein unter Claudius ergangenes und 
durch die fpäteren Kaifer aufrecht erhaltenes Se⸗ 
natslonfult geftattete ein Honorar von höchſtens 
10000 Sefterzien = 100 Aurei, welcher Anſpruch 
— vorbehaltlich des richterlichen Moderations⸗ 
rechtes usquo ad probabilem quantitatom — 
und zwar ſelbſt ohne beſondere desfallſige Zuſage 
mitteis einer extraordinaria cognitio geltend 
gemacht werden konnte. Dagegen waren ben Ad⸗ 
volaten die in betreff des Honorars malo more 
mit den SlientengefchloffenenBerträge, nament- 
lich Die societas futuri emolumenti, worauf das 
pactum de quota litis und de palmario, d. h. 
das Verſprechen eines beftimmten Teils des Streit« 
objekte8 und einer befonderen Vergütung für ben 
Fall des Obfieges, beruht, jowie die redemptio 
Hitis, d. db. die bezahlte Übernahme ber Gefahr 
eines Prozeſſes, bei firenger Strafe verboten. 
Nach älterem deutſchen Rechte war es den Für⸗ 
ſprechern geftattet, fich ein Honorar zahlen zu 
laſſen, welches für jede einzelne Rechtshandlung 





genau feſtgeſetzt war. Ebenſo wurben nach der 
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Kammergerichtsordnung bie Honora: ber 
Advolaten und Profuratoren ee 
richter und Beifiger tagiert, währenb alle weiter« 
ehenden Verträge für die Parteien unverbindlich 
Fin ſollten. — Die für die deutſchen Rechtsan- 
wälte erlafjene Gebührenordnung bat das Syſtem 
der Baufchgebühren aboptiert, welche entweder in 
vollem Umfange ober in Teilbeträgen nach dem 
Werte des Streitgegenftandes und nad) der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Prozeßhandlung ober ber Inftanz 
berechnet werben. Außerdem Tann ber Rechtsan⸗ 
walt feine Auslagen für Schreibgebühren, Ge- 
ſchäftsreiſen u. |. w. berechnen. Derſeibe ift im 
allgemeinen einerjeits berechtigt, bei Übernahme 
einer Sache einen angemefjenen Vorſchuß zu for- 
bern, anberjeit$ nicht verpflichtet, vor Empfang 
feiner Auslagen und Gebühren dem Auftraggeber 
die Handalten herauszugeben. Zu bemerken ift, 
daß ein beim Prozeßgericht zugelaffener Anwalt 
nicht nur fich ſelbſt vertreten, ſondern auch bei dem 
Beirieb eigener Angelegenheiten von dem zur Er⸗ 
ftattung der often bes Verfahrens verpflichteten 
Gegner en und Auslagen erftattet verlangen 
ann. — Über die von dem Prozeßgegner zu er⸗ 
ſtattenden Koften, fofern dieſelben nicht bei Amts« 
gerichtsſachen ſchon im Urteil feſtgeſetzt find, 
wirb auf desfallſiges Geſuch durch Feſtſiellungs⸗ 
beſchluß des Gerichtes erſter Inſtanz entſchieden; 
die Feſtſetzung der Koſten bes Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten gegenüber dem Auftraggeber erfolgt auf 
dem Klagewege. Der Betrag der Vergütung des 
Anwalts fann durch Vertrag abweichend von ben 
Vorſchriften der Gebührenordnung feſigeſetzt, dann 
aber, wenn ber Rechtsanwalt die Br der 
Mäßigung überſchritten hat, im Prozeßwege nad) 
eingeholtem Gutachten der Anwaltskammer bis 
auf den im Geſetze beftimmten Betrag herabgeſetzt 
werden. Eine Erhebung von Gebühren zc., von 
denen ber Anwalt weiß, daß ber Zahlende fie 
überhaupt nicht oder nur in geringerem Betrage 
ſchuldet, wird nach 8 352 des Str.-©.-B. Frimi« 
nell beftraft. Durch 8196, Ziff. 15 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs wird für die Anfprüche der Rechts ⸗ 
anmälte wegen ihrer Gebühren und Auslagen eine 
Verjährung von zwei Jahren feftgejeht. 

IX. Hier feien no) die Anwaltspereine 
erwähnt, welche 1860 und 1861 für einige deutſche 
Staaten, namentlich Preußen und Bayern, ger 
gründet wurden. Seit 1871 befteht ein deutſcher 
Anwaltsverein, welddem 1899 über 4000 deutjche 
Anmälte als Mitglieder angehörten. Als Zweck 
verfolgt berfelbe: 1. die Förderung des Gemein⸗ 
finns der Standeigenofien und die Pflege des 
wifjenfchaftlichen Geiftes; 2. die Förderung ber 
Rechtspflege und ber Ge a! des Deutichen 
Reiches; 3. die Vertretung der Berufsinterefien. 
Zur Verfolgung diefes Zweckes erfcheint in Berlin 
eine Zeitfchrift: „Juriftiſche Wochenichrift“, als 
Organ bes Vereins. — Außerdem ift 1885 eine 
Hilfstaffe für deutſche Rechtsanwälte als Genoſſen⸗ 
ſchaft mit befhränfter Haftpflicht und juriſtiſcher 





Verfönlichkeit in Seipnig gegründet worben, um 
die Gründung einer allgemeinen Ruhegehaltskaffe 
fowie Witwen« und Waifengelderfaffe zu erfireben 
und bis zur Wirffamteit biefer Kaſſe dienfl- 
und erwerbäunfähig ober hilfsbedürftig gewordene 
deutſche Rechtsanwälte ſowie deven Hinterbliebene 
durch Gelbbeihilfen zu unterftügen. 

Zu Anfang Auguft 1897 fand zu Brüfjel ein 
internationaler Advofaten-Kongreß flatt, 
auf welchem verhandelt wurbe über Vereine und. 
Geſellſchaften von Advolaten, Studien und Epa- 
mina, fowie die internationalen Beziehungen 
zwifchen ben Anwaltſchaften (barreaux) unb 
zwiſchen den Rechtsanwälten: jedoch wurden — 
abgefehen von der Errichtung eines internationalen 
Bureaus für den Kongreß in Brüffel — Beichlüffe 
nicht gefaßt. — Schließlich fol nicht unerwähnt 
bleiben, daß, feitbem dem weiblichen Geſchlechte 
auch die gelehrten Berufsarten zugänglich geworben 
find, in mehreren Ländern (Bereinigte Staaten 
von Amerila, England, Schweiz), wenn auch mır 
—— Frauen den Rechtsanwaltsberuf aus- 
üben. 

Litteratur. L. Hoffmann, De postulatori- 
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prudens, 1708 u. 1718; Grupen, Abhandlung 
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1819; Aphorismen über den Verfall des Advo- 
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1844; Lift im Staatslexikon I, 1845; v. Hagen, 
Reform der Advolatur, 1846 ; Künßberg, Ado- 
faten-Moraliftit, 1847; Braier in „Blätter für 
Rechtsanwendung“ XII, 1847; Seybolb, Magi- 
ftratur und Advofatur, 1847; Beſchorner im 
Civiliſtiſchen Archiv, 31 (1848), 34 (1851); 
Söhletter, Jahrbuch d. Rechtsw. II, 86 ff., 1855; 
Brater in Bluntihlis Staatswörterbuch I, 1857; 
Mittermater, Stellung des Advolatenſtandes 
1861; Zeitſchrift d. Anwaltvereins für Bayern, 
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118 


Hinfhins, 1862— a Gneift, Freie Advoka- 
tur, 1867; Haack, Gneifts Freie Advolatur, 
1868; Brig, rien Abvofatur, 1868; 
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Kommentare; Wach, Vorträge über bie Reichs- 
anilprogepordmung, 1879; Pfafferoth, Anwalts- 
gebührenmwefen, 1879; Zanardelli, L’avvoca- 
tara, 1879; Hinſchius, Rechtsanwaltſchaft und 
Amoaltsprozeß, in Holbendorfjs Rechtslexikon, 
1880u.1881 ; Siegel, Materialien ber (beutjchen 
Krhttonmwaltsordimmg vom 1. Juli 1878,1883; 
Stein, Die Berflaatlihung ber Abvofatur, 1885 ; 
Priſchl, Advotatur imd Anwaltſchaft, 1888; 
d. Weinrich, Zur Reform der deutſchen Rechts 
omwaltihaft, 1891; Deutſche Juriſtenzeitung 
1896 ff.; rufe, Richieramt und Abvofatur, 1896 ; 
She, — 1897; 2esfe unb 
ioerenfeld, techtöverfolgung im eg 
nalen Verkehr, 1897. [döffer. 

Agenten, |. Auswanderung , ee 
Verſicherung we fen. 

Asiofage, |. Altie, Börfe. 

uud Aoguaten, j. Erbrecht. 

Aguatiſch· lineale Erbfolge, |. Serben 

Agtargefeßgebung, Agr „Agrar 
nüitik. ei Etymologie dieſer Beylhmungen 
un auf das A ager, Ader, agrarius, 

betreffend. Wie und weil ber 

—* ſeinem —— innerſten Weſen nach aus 
Landgebiet und deſſen Bewohnern beſieht, deshalb 
it der Aderbau, die Landwirtſchaft auch feine 
Hauptgrumdfraft, deshalb haben alle Gründer und 
Reformer von großen Staatsweſen der Grund« 
ägentumäfrage als der heiligften Nationalange- 
—5 fiets ihre nächfte und höchfte main: 
leit und Thätigfeit zugewendet. Kennſt bu bie 
Weiäheit, bh = die Aderverteilung ber 
Götter erforfcht ?* jo heißt e8 in der Edda. Mole, 

Minos, Lykurgus, auch Solon, und bei den Rö- 
mern Romulus, Servius Tullius, Sulla, ferner 
Rarlder Große, Wilhelm der Eroberer, Friedrich II. 
don Preußen, Joſeph II. und Stein haben ihren 
Ländern mehr ober weniger ausgebehnte Agrar · 
gejehe gegeben, auf dieſen dann die ganze innere 
Drgenffation des Staatsweſens aufgebaut. Die 
Mahtverhältniffe aller groß gewordenen Staaten 
haben mit ihrer —— immer im 
engſten Fe: geftanden ; bei allen Be⸗ 
wegungen, die fie ergriffen, hat Ieftere von jeher 
eine Saupfrofte geipielt. Der vollerrechtliche Ver- 
fee, Handel und Gewerbe, die Außbilbung ber 
Rabti Gemeinweſen entwidelten fih und 
— immer im Gefolge der vorſchreitenden 

Entwidlung des Aderbaues. „Durdy den Geijt 
feiner Agrargefepgebung“, jagt Zuftus Moſer 
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„erhält Die ganze innere —— eines Volles 
ihren Charalier und ihre Richhun, 

Im unſerem Weltteil find es weleitfic zwei ſcharf 
ausgebildete Syſteme, welche ſich in ber Belek 
gebung wie in der Wiſſenſchaft gegenüberftehen : 
da8 Syſtem ber rechtlichen Freiheit und das ber 
principiellen Gebundenheit des Grund und Bobens, 
bie freie und die unfreie Agrarverfafl . Damit 
ſteht ſelbſtredend die Freiheit der Perſon alß ſolcher 
in engſter Wechſelbeziehung. Das freie Agrar⸗ 
foftem beruht auf dem Sape, daß das Eigentum 
als ein individuelles, abjolutes, d. h. an ſich un« 
umfchränktes und ausfchlieliches Recht anerlannt 
werde, berartig, daß dieſes abſolute Recht des wirl⸗ 
Eigentümers jeberzeit in dem nicht minber 

ala unverfümmerbaren 
Rechte jedes künftigen Erwerbers feine naturgemäße 
Beihräntung finden müſſe. Jede Beihräntung 
dieſes wejentlich freien und volllommenen Eigen« 
tums ift hiernach als Ausnahme von der Re, a. zu 
behandeln und darum nur kraft einer vom Geſehe 
anerkannten allgemeinen und objektiven Nüglichteit 
zu geftatten. Das Syftem ber freien Agtarver- 
fafjung erfennt daher zwar bie Zuläffigleit ber 
durch die natürliche Lage der Grundftüde und 
durch das dauernde Intereſſe ihrer Benugung be» 
dingten gefeplichen oder bertragsmäßigen Ser- 
vituten, leineswegs aber auch die Trennung des 
Eigentums in das fogen. Ober» und lnter- 
(Nufungs-) Eigentum oder deſſen Einſchnürung 
dur: —— Dispofitionen (Anerbenrechte, 
Fideikommiſſe), noch auch die ewige Ausſchließung 
der Veräußerlichkeit, der Teilbarleit oder des 
gleichen Erbrechts Hinfichtlieh gewiſſer Gütermaffen 
als im Rechte der Einzelnen und im Interefje der 
Gejamtheit begründet an. Es geht von der theo- 
retiſchen Vorausſetzung und ber praftiihen Ber 
bauptung aus, daß bei voller freiheit der Ver⸗ 
äußerung und Erwerbung von Grund und Boden 
der Ießtere durchweg in ben jeberzeit geeigneten 
Größenverhältnifjen demjenigen Befiger zugeführt 
werde und werden müfle, welcher perſönlich und 
fahli zu deſſen Ber rg Benugung am 
meiften befähigt und gewillt jei, mithin voraus- 
ſichilich dem Boden den höchften Ertrag abzugewin« 
nen vermöge, und beruft ſich auf die Erfahrung, 
daß alle dieſem Syſteme huldigenden Staaten die 
größten Öfonomijcden und focialen Fortſchritte be» 
kunden. — Das entgegengeſetzte Syſtem der Ge⸗ 
bundenheit erfennt gerade umgefehrt in ber 
dauernden Beichräntung des freien Verfügungs« 
rechtes über das Grundeigentum die unerläßliche 
Bedingung einer gefiherten Zukunft ber Familien 
und damit des Staates in dfonomijcher wie auch 
in focialer und politifcher Beziehung. u fatuiert 
deshalb, teils durch Gefeh teils auf dem Der 
autonomifcher Willensbeitimmung , das geteilte 
Eigentum, Anerben- und Fideilommißredite, das 
Verbot der Teilung der Bauerngüter, ja bes 
Grundeigentums überhaupt unter einerh zu bes 
ftimmenden Befig« oder Stückminimum, und geht 
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dabei feinerjeit3 von ber Vorausſetzung aus, daß 
die unbejchräntte Freiheit der Verfügung über 
Grund und Boden notwendig und unaufhaltfam 
u ſtets fortfchreitender Zerjplitterung , ja zur 
robitifierung des einzig beftänbigen Elementes 
im Staatäleben führe. Das Grundeigentum, fo 
behaupten die Anhänger dieſes Syſtems, zerjalle 
dann in Staub, es mindere ſich in demjelben Ver⸗ 
hältniffe jein Ertrag, während die Bevöllerung 
fletig wachſe, mithin unabweisbar in Proletariat 
und Maffenarmut verfinfen und den Staat ſchließ ⸗ 
lich zu Grunde richten müffe. (Nach: Die freie 
Agrarverfafjung von P. Reihensperger, Regens ⸗ 
burg, Manz, 1856, 11—15.) 

Der Gegenſatz beider Syiteme ift demnach, gleich" 
wie der von Freihandel und Schubzoll, ein allge 
meiner, die wichtigften ragen der Geſetzgebung un- 
mittelbar betreffender. Wie ein jedes Syſiem, in fein 
äußerftes Extrem verfolgt, feine alljeitige Berech- 
tigung verliert und mit den realen Verhältniffen 
und Bebürfniffen der Zeit in Widerſpruch gerät, 
fo iſt e8 auch, ja vorzugsweiſe mit diefen der Fall. 
Wenn irgendwo, fo entſcheidet gerade hier die 
Relativität. Wie der Grund und Boben jelbft in 
feinen einzelnen Rulturarten in gleicher Zone doch 
nicht überall derfelbe ift, fo auch nicht das ihm be= 
wohnenbe, beadernde Boll. Und doch gehören 
Boden und Bolt zufammen, bilden wie Körper 
und Geift ein organifches, naturnotwendiges 
Ganzes. Aber wie das Volk an der toten Natur des 
Grund und Bodens feinen Charalter bilbet, wie, um 
das näher zu veranfchaulichen, ber Bergbemohner 
eine andere Geftalt, andere Geſichtszüge, andere 
Gemüts« und Geiftesanlagen, andere Bebürfniffe, 
andere Sitten, andere Kleidungen von feinen Ber» 
gen annimmt als der Flächenbewohner von feinen 
Heiden, fo erhält auch der Grund und Boben feine 
befondere Geftaltung durch das ihn bearbeitende 
Boll. Daraus ergiebt fih, daß in ben verſchie⸗ 
denen Staaten die wirtſchaftliche Behandlung 
des Grund und Bodens nie diefelbe fein fann und 
wird, daß es ein abjolut richtiges Agrarſyſtem 
nicht giebt, daß beide unter gewiſſen Voraug- 
fegungen ihre, wenn aud) nicht volle, Berechtigung 
behalten. 

Die Mängelund Irrtümer, welche im Heibnifchen 
Altertume auf dieſem Gebiete der Geſetzgebung 
zu Tage getreten find und Störungen wie gewalt« 
ſame Ummälzungen im Staatsleben erzeugt haben, 
fehren auch bei den chriftlichen Völfern vielfach 
wieder und bei den romanifchen und germanifchen 
fo qut wie bei ben flavifchen. „Werfen wir einen 
prüfenben Blid auf die geſamte innere Politik 
ber Haupifiaaten bes Ultertums,” fo jagt P. Reie 
cheneperger in jeiner Schrift ‚Die Ugrarfrage aus 
bem Befihtspunft der Nationaldlonomie, der 
OLEIR und des Dechts‘ (Trier 1847), „jo können 
wie uns nicht werhehlen, daß fie an drei großen, 
nn. ſcauung weientlich ange⸗ 

Dlern gelitten, welche ſämt · 
Enſwidlung bes Grunde 


Ra 
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eigentums und der Induftrie hemmten und ohne 
Aufgeben ihrer falſchen Grundlagen durch fein 
Palliativ zu befeitigen waren. Das erſte Ge- 
brechen war der unmittelbare Zufammenhang, ja 
die Einheit des Staats- und des Privatrechts, 
weil durch fie jebe fefte, organiſch fortjchreitende 
Begründung des Staates ala jolhen und bie 
gleichzeitige Fixierung eines von allen politifchen 
Wechſeln unabhängigen, geſicherten individuellen 
Rechtszuſtandes unmöglich ward; denn die po» 
litiſche Proſtription, d. h. der wandelbare Wille 
der Majoritãt, raubte mit dem Bürgerrechte zugleich 
Hab und Gut und verlannte alſo das natürliche 
Recht des Eigentums als einer unerläßlichen Be— 
dingung der phyſiſchen und geiſtigen Entwicklung 
des Menſchen. Nur wo dem Eigentum unbedingt 
der Schuß und die Achtung der Geſetze geſichert 
ift, wo es fi) mit derjelben heiligen Scheu um- 
geben fieht, welche die Staatsgewalt felber über 
die Parteien und ihre Angriffe erhebt: nur da 
fann der Reiz des Eigentumserwerbes diejenige 
Spannkraft erlangen, welche erforderlich ift, um 
die Bürger zur energifchen Thätigfeit und hier⸗ 
durch zur wirklichen Beherrſchung ber Natur zu 
führen. Das zweite, noch eingreifendere Grund« 
übel war die Sklaverei, welche alle Verhältniffe 
und Ideen des Altertums fo durchdrungen hatte, 
daß ſelbſt die Weifeften und Beften deren innere 
Rechtsgültigkeit auch theoretiſch nicht mehr bee 
zweifelten. Ariſtoteles jagt in feiner ‚Bolitit‘ 
(I, 2, 88 14.15): ‚€ ift offenbar, daß die einen 
von Natur frei und die andern von Natur Sklaven 
find, und daß für die letzteren die Sklaverei ebenfo 
nützlich als gerecht if.‘ Auch die römiſchen Ge- 
feesftellen bezeichnen die Sklaverei als eine un- 
zweifelhafte Satzung des allgemeinen rationellen 
Völkerrechtes (8 2, Inst. 1,3; 1, lin fineD. 
de iustitia etiure 1.2). Der ‚tugendhafte‘ Cato 
war der größte Sflavenhänbler Roms. Dieje 
Einrihtung, welche allerdings ber ftolzen Freiheit 
der Bürger zu einer vortrefflichen Folie diente, 
konnte ſchon an und für fich nicht Dazu beitragen, 
das allgemeine Rechtöbewußtfein zu beleben und 
die egoiftifche Härte der Menfchen zu zähmen; fie 
mußte aber vor allem den Wert und die Würde 
der Arbeit mißachten lehren, weil diefe nur das 
208 der veradhteten Sklaven ward, Das britte 
Hauptgebredhen endlich, zum Teil eine Konſequenz 
der beiden erften, beitand darin, daß infolge irriger 
politiſch· philoſophiſcher Grunbanjchauungen des 
Alteriums der Gewerbfleiß der Völker, ſelbſt die 
Athener nicht außgenommen, niemals feine ganze 
Kraft entfaltete und deshalb auch nicht jenen be= 
weglichen Reichtum und jene vielfeitige, regſame, 
elaſtiſche Intelligenz zu fchaffen vermochte, welche 
dem ausſchließlichen Einfluffe des Grundeigentums 
und der grundberrlichen Geſchlechter ein ebenfo legi⸗ 
times als mächtiges Gegengewicht geben konnte.“ 
Diejen drei Grundfehlern ber vorchriftlichen Stan= 
ten ift es zuzuſchreiben, daß das Altertum, weldyes 
faft alle denkbaren Formen und Phafen der poli= 
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tiſchen und öfonomifchen Einrichtungen durchlaufen 
hat, die eine echte und gerechte Grundlage bes 
Staates nicht gefunden hat: bie der vollen und 
freien Entwidlung aller menſchlichen Kräfte in 
allen Künften und Bewerben nad) Maßgabe jebes 
individuellen Berufes, — der vollen Gleichheit im 
Principe bei ber größten Ungleichheit und Mannig« 
Toltigfeit der Erſcheinung, — des abfoluten bürger« 
üchen Retafchuges ohne Rüdficht auf politiiche 
Berechtigung — kurz, die Grundlage der Arbeit 
und ber perjönlidhen und bürgerlichen Freiheit 
jedes Staatsbürgers, ſoweit die allgemeinen In⸗ 
tereffen der Geſamtheit nicht in unmittelbare Kol ⸗ 
fifion mit den Gefamtinterefien der Individuen 
treten. — Alle großen Staatämänner und Geſetz⸗ 
geber des Altertums erfannten es als ihre Haupt« 
aufgabe, der infolge jener Gründe, der Sklaverei 
u. ſich bildenden Ungleichheit im Befige und 
dadurch notwendig erzeugten Störung bes 
Gleichgewichtes ber am Staatsweſen arbeitenden 
Kräfte entgegenzutreten, gleichzeitig aber auch den 
Beland der Familie und damit die Wehrkraft 
des Landes durch Stammgüter zu fihern. Schon 
in der moſaiſchen Gejeßgebung finden wir die 
Anordnung, daß einem jeden ftreitbaren Manne, 
600000 an ber Zahl, ein ewiges, unveräußer- 
liches Adergut als ein heiliges Gotteslehen zu⸗ 
gewiejen werben follte, welches nad) jedesmal 
49 Jahren (im Jubeljahr) frei von allen Schuld⸗ 
verbindlichfeiten mit Gebäuden und Zubehör an 
den früheren Eigentümer oder deſſen Exben zurüd- 
fallen follte. Dieſes Geſetz (vgl. Buch Len. 23. 
25. 27) erwies ſich aber als erfolglos und mußte 
622 v. Ehr. einem jpäteren Geſetze weichen: man 
begnügte fi) mit ber beichränfteren Beftimmung, 
daß in jedem fiebenten Jahre (dem Sabbathjahr) 
jedes unbezahlte Darlehen erlofchen fei (Dunder, 
Gefchichte des Altertums I, 532). In Sparta 
machte Lykurg durch eine neue Örumbverteilung, 
derzufolgeer Aderlofe bildete (0b 9000 oder 30.000, 
iſt ungewiß) und dieſe mit einer Anzahl Heloten 
jedem flreitbaren Manne überwies, dem Kampfe 
bes Adels gegen das Konigtum und ber beſitzloſen 
Adelsfamilie ein Ende ; aber aud) diefe Einrichtung 
hielt nicht lange ftand. Das Grundeigentum häufte 
fich wieder in den Händen weniger, fogar von 
Erbtöchtern, an, ungeachtet die Veräußerung von 
Erbgütern, die Abtrennung eines Stüdes vom 
Stammgute, ber Landhandel überhaupt in Sparta 
verpönt war. Der alte Oralelſpruch, auf den ſich 
Lyfurg berief: daß die Anhäufung des Vermögens 
in den Händen weniger und nicht8 andere Sparta 
vernichten würde, erfüllte fich wirklich (Dunder 
a. a. O. in u De „= page 5 en I 
nem ganzen jonftigen Charalter, jo auch bezügli 
der Serrilung und Veräußerlicleit des Grund 
und Bodens in ſchroffem Gegenſatze zu Sparta. 
Zwar war auch hier die Verteilung des Grund 
und Bodens zunädft auf das Maß und die Art 
des Sriegsbienfteß gegründet; Solons Gejeh- 
gebung und Klaſſeneinrichtung umfaßte außer ber 
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ſchwereren oder geringeren Sriegäpflicht aber auch 
bie Bemeffung der Staatäfteuer nad) dem Grunde 
eigentum, und dieſes fonnte frei erworben werben 
(von den Sflaven natürlich nicht), unterlag ber 
Parzellierung und gleicher Vererbung und Teilung 
unter die Söhne (vgl. Bödh, Staatshaushalt 
ber Athener I, 51). Aber auch in Athen ging, 
wie überall im Altertum, die Zufammenjchlagung 
und Anhäufung des Grunbeigentums mit dem Ber- 
fal und dem nahenden Untergang des Staats- 
weſens Hand_in Hand. — Die Gejehgebung bes 
alten Rom ftrebte urjprünglich eine gleiche Ver⸗ 
teilung des Grunbbefiges an; durch gleiches Erb⸗ 
recht, eingehende Beſtimmungen über ben Pflicht« 
teil, das Verbot von Familienfideilommiſſen (9) 
ſuchte man fie moͤglichſt herbeizuführen und zu 
erhalten. Der römiſche Stantsgedante war, ähnlich 
wie ber von Mofes: durch einen kräftigen Bauern- 
fand die militärifche Wehrkraft bes Stantes auf- 
recht zu erhalten und zu erhöhen. Jeder Solbat 
erhielt bei Berteilung der eroberten, für ben 
Privatbeſitz beftimmten Staatsländereien ein Los 
von 2 iugera (1 iugerum = 240 Fuß Länge 
und 120 Fuß Breite, alfo 28800 Fuß, 0,99 
preußifche Morgen oder 25,276 Ar), welches 
heredium, Erbgut, genannt wurde; das übrige 
blieb Eigentum des Staate# und wurde verpadhtet. 
Nach der Vertreibung des Tarquiniug wurde dieſes 
Erbgut durch anderweite Verteilung der Staatd- 
ländereien auf 5 iugera erhöht. Diele Erbgüter 
waren unveräußerlic und fielen beim Mangel 
direfter Erben an den Staat zurüd. Mit der Zeit 
aber bemächtigten fich ihrer die Patricier und 
maßten ſich die ausſchließliche Verfügung über 
das ungeheure, in jedem ber beftändigen Kriege 
vergrößerte Staatsgut an. Der Konful Spurius 
Caſſius Viscellinuß proteftierte zuerft Dagegen und 
verlangte Rüdgabe der ufurpierten Staatslän« 
dereien, dann pünftliche Bezahlung der Pacht ⸗ 
zinſen und die Erhöhung des Herediums auf 
7 iugera für bie römiſchen Bürger. Der Senat 
ging ſcheinbar auf die Vorfchläge ein und ernannte 
eine Ausführungs-Rommilfion; dann aber ſchul ⸗ 
digte man den Konful des Zrachtens nach der 
Koͤnigswürde an und flürzte ihn vom Tarpejifchen 
Selen. Im Jahre 485 verlangten die Volks- 
tribunen von neuem bie Ausführung des Gejehes. 
Wegen des mit ben Volskern und Vejern aus⸗ 
brechenden Krieges fam es nicht dazu, und die 
Patricier teilten ſich abermals in das eroberte Land. 
So hatte ſchon vor Marius’ und Sullas Zeiten die 
Latifundienwirtſchaft, die Konzentrierung des 
Grundeigentums in wenigen Händen, einen bedent« 
lich Hohen Grad erreicht. Es gab faft nur Groß- 
grundbefigerund befiklofe Slladen, die man gefeffelt 
zur Arbeit ſchickte. Eine zweite durchgreifende Re= 
orm unternahmen dann 366 v. Chr. die Tribunen 
icinius Stolo und Licinius Sextus Durch das nach 
ihnen benannte Geſetz, wonach niemand mehr ald 
500 iugera Land befigen, nicht mehr als 100 Stüd 
großes Vieh und 500 Schafe auf bie öffentlichen 
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Weiden ſchicken durfte und jeber Plebejer 7 iugera 
Land erhielt. Aber auch dieſes Geſeß, weiches 
danach angethan war, einen gejunben ländlichen 
Mittelftand wieder ins Leben zu rufen, gelangte 
nur unvolllommen zur Ausführung; Licinius 
Stolo ſelbſt übertrat es durch fimulierte Umfchrei« 
bung feiner Güter auf den Namen feines Sohnes 
und verfiel der Strafe. Schließlich geriet e8 ganz 
in Bergefienheit. 250 Jahre fpäter nahm e8 dann 
Sempronius Grachus mit einigen Modififationen 
wieder auf. Dem erlaubten Befite von 500 iu- 
gera fügte er 250 für jeden Sohn hinzu. Die 
nod einmal unter das Volk verteitten Erbgüter 
on unverãußerlich fein. Das Bolt unterftüßte 
en Tribun in feinem Entſcheidungslampfe nicht 
binlänglih, und er wurbe 133 ermordet. Zwölf 
Jahre |päter widmete dann fein Bruder Cajus 
ſich noch einmal derfelben Sache, allein ebenfo von 
der Bartei ber Plebejer verlafjen, ließ er ſich durch 
einen feiner Sliaven töten. Nun verfiel der Ader- 
bau mit den ihn begleitenden Lebensgewohnheiten 
raſch und unabwendbar. Die Heine Bauerfame 
geriet rettungslos in Schulden, hörte auf, Eigen- 
tümer zu fein, und ſah fid) durd) die Stlaven- 
arbeit auch von der Stellung eines verbungenen 
Feldarbeiters ausgefchloffen. Die Ader ſelbſt fielen 
der Verödung anheim oder wurden in Weideland 
verwandelt, die focialen Zuftände gingen aus Rand 
und Band. Noch einmal verjuchte Cäfar die 
Wiederherftellung eines Bauern- und landwirt · 
ſchaftlichen Mittelftandes. Wie Cajus Gracchus 
nad) Gallien diesſeits und jenſeits der Alpen, 
fo entfandte er 80.000 Koloniften nad) Spanien 
und Afrika, deren Grunbanteil auf etwa 20 preu- 
Bifche Morgen bemeſſen war ; aber auch dieſe Ein- 
richtung erlag ber Sklaven⸗ und Latifundienwirt« 
ſchaft (Mommjen, Römiſche Geſchichte III, 518). 
In der Rommafjation, der Anhäufung der Befig- 
tümer in den Händen weniger, erfannte felbft 
Tiberius in feinem Briefe an den Senat (Taeitus, 
Ann. III, 53) die Haupturfache des wirtſchaft ⸗ 
lichen Rüdganges des Staates; er rügt die un⸗ 
ermeßlichen Flächen der Landgüter und die un« 
eheure Zahl ber Sflaven, welche fi in den 
enden Einzelner befänden. Yon Horaz ift bie 
ſchöne Ode (II, 18) befannt, worin er fein mäßiges 
Glüd in dem Befige eines einzigen fabinijhen 
Landguts ſchildert und wo er beflagt „die nimmer« 
fatte Habfucht des Reichen, welcher den Markſtein 
jebes nahen Ader& verrüdt, bes Klienten Grenz- 
rain überfchreitet und Weib und Mann aus ber 
väterlichen Hütte austreibt mit dem Hausgott ihrer 
Väter und den armfeligen Kindern“. Zu Neros 
Zeit war ſchon die halbe Provinz Afrifa, die, wie 
erwähnt, das Koloniſationsſyſtein von Gracchus 
und Cäfar wieder mit freien Bürgern und Bauern 
bevölfert hatte, im Befihe von nur ſechs fenatori= 
ſchen Familien! Nero ließ, wie Plinius (Hist. 
nat. I, 18, c. 7) erzählt, die Häupter derſelben 
binrigten! Um bem entvöfferten Sande wieder 
Bebaner zuzuführen, verordneteein Senatustonfult, 
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daß bie Kapitaliſten mindeftens zwei Dritteile ihres 
Vermögens in Grundeigentum befiken mußten. 
Ebenfo befahl Antoninus den Senatoren, ein Vier⸗ 
teil ihres Vermögens in italifchem Befige anzulegen 
(Suetonius 48. 49 und Tacitus, Ann. VI, 17.2). 
Aber alle dieſe Gewaltmaßregein vermochten ben 
Untergang des Staates nicht aufzuhalten. Lati- 
fundia perdiderunt Italiam, imo etprovincias! 
— fo lautete der Schmerzensruf von Pliniuß, 
Die urſprüngliche Agrarverfaffung der ger= 
man iſchen Völker beruhte einerſeits auf der per⸗ 
fönlichen Freiheit und gleichen Rechtsgemeinſchaft, 
anderjeit8 auf dem vollen, echten Eigentum der 
freien Genofjen des Gemeinde und bes Staats- 
verbandes. Tacitus ſchildert fie uns wie folgt: 
„Die Feldmarkung, je nach Anzahl der Bebauer 
größer oder Heiner, gehört der ganzen Gemeinde 
als Geſamtbeſitz, und biefe verteilt die Grundſtücke 
unter ihre Mitglieber nad) Maßgabe des Ranges. 
Die Möglichkeit diefes Verfahrens liegt in ber 
großen Ausdehnung der Markungen. In der Ber 
bauung wechjelt man alljährlid das Feld, wobei 
immer noch ein Teil desſelben frei bleibt“ (Germ. 
c. 26). Vorher ftellt er den Unterſchied der Stla- 
ven und Freigelafjenen gegenüber denen des römi» 
ſchen Reiches dar: „Die Stellung der Sklaven ift 
eine anbere als bei ung, wo bie einzelnen Ges 
fchäfte unter das Gefinde förmlich verteilt find. 
Dort figt jeder auf feinem befonderen Heimweſen, 
am eigenen Herde. Der Herr legt ihm nur, wie 
in unjerem Pachtverhältnis, eine beftimmte Lei⸗ 
fung an Getreide, Vieh oder Gewand auf, und 
darauf beſchränkt ſich die Pflicht des Hörigen..... 
Der Freigelafjene fteht nicht viel höher als ber 
Stlave;. jelten übt er einigen Einfluß im Haufe, 
niemals im öffentlichen Leben. Einzige Ausnahme 
bilben bie monarchiſch regierten Staaten, wo ber 
Freigelaſſene über den Freigeborenen und jogar 
über ben Mbeligen fich erheben fann, Bei den 
andern Stämmen giebt die untergeordnete Stellung 
des Treigelafjenen Zeugnis von ber freien Volls- 
verfaſſung“ (ibid. c. 25). Die eigentlichen Ader« 
bhöfe waren foldhergeftalt im Beſitze der freien und 
wehrhaften Männer, denen bie Heerbannspflicht 
und die Vertretung ber Hinterfafien in ber Vollg« 
gemeinde oblag. So fand Karl d. Gr. die Agrar⸗ 
verfaffung im Sachſenlande vor. Nach der rein 
landwirtſchaftlichen Seite Hin war fie (wie das 
die Worte in jener erften Stelle: arva per annos 
mutant, et ager superest, ſchon andeuten) vor⸗ 
wiegend eine Dreifelderwirtihaft. Dieſe erhob 
der große Eroberer und Staatsmann, für feine 
Verwalter wenigitens, förmlich zum Gelege, um 
Einheit in den Betrieb und die Verwaltung bes 
(oorherrjhenden) Großgrundbel zu bringen, 
ganz insbeſondere, um durch eine allgemeine Brach⸗ 
weile auch den einzelnen Hofesbeſitzern Vorteile zu 
fihern ; die Umwandlung der Allodial- und Do⸗ 
mäntialgüter in Eleinere freie Yamiliengüter ge» 
ftatteten bie ſtaatsrechtlichen Verhältnifie eben nicht. 
— Aus der von Tacitus weiter bejchriebenen Ge⸗ 
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folgſchaft, comitatus (Germ. c. 18), entwidelte 
fich dann, geſetzlich zuerft Durch eine Regierungs- 
maßregel Karl Martells, dann durch bie zunächft 
en die Mißbräuche und Willfür der Beamten 
Großen gegenüber den Fleinen Schup- und 
Dienftgörigen gerichteten Kapitularien Karls des 
Großen von 807 und 811, ber Feudalismus oder 
das Lehenweien, welches ſchließlich die gefamte 
Ration aus einer Maſſe von Volfgemeinden in 
eine ſolche von Lehend- und Dienftgefolgen ver« 
wandelte. Lehen und Dienftrechte traten an bie 
Stelle der alten bisherigen Vollsrechte. Der Reiter 
dienft zumal, der dem Meinen freien zu leiften 
ſchwer kr zwang ihn, denfelben mit andern per» 
fönlichen Dienften, Abgaben und Laften von ben 
für Die unmittelbare Heeresfolge beſſer befähigten 
gen Grundherren loszukaufen. Die von den 
rafen und Beamten zunächſt auf bie en 
der großen Herrſchaften repartierten dffentlichen 
Dienfte und Abgaben, im Kriegs- wie aud im 
Semeindebienft, wälgten biefe wiederum nach und 
nad) auf die Mleineren Beſitzer, die dadurch in das 
Verhältnis von Hinterfafien gedrängt wurden. 


So entftand eine neue perfönliche und zureie eine) d 


dingliche Unfreiheit, indem ſich der Eharafter 
jener Leiftungen als öffentlicher gar bald ver⸗ 
wifchte. Nach eingeführter Erblichleit der Lehen 
und mit der Ausdehnung des Beſitzes zur toten 
Hand, ber Kirche und kirchlichen Korporationen, 
erwuchſen num wieber, hauptſächlich durch faifer« 
liche Privilegien, befondere Ausnahmerechte, 
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und Abgaben, und Exemtionen von der Tönig« 
lichen Vogtei und Gerichtäbarkeit; es entftanden 
neben ig über Zeibeigene und Hörige, 
teils durch Belehnung teils durch anderweitige 
Rechtstitel, die Patrimonialgerichte für Freiſaſſen 
und andere freie Leute. Aus diefer Patrimonials 
gerichtäbarfeit entwidelte fi) dann naturgemäß 
die gutsherrliche Polizei mit dem Gut8unter- 
thãnigleitsverbande ber Bauern und Hinterfaflen. 
Die Sflaverei war mit der durch Karl ben Großen 
zum Siege geführten Herrſchaft des Ehriften- 
tum3 wntergegangen. Sie hatte ihren nächſten 
Urſprung in der Sriegägefangenfchaft genommen, 
und die Kirche verbot den Verkauf in die Skla⸗ 
verei, trat ihm wenigftens, wo fie Macht dazu 
hatte, ſcharf entgegen; aber die neben der Sfla« 
verei entftandene Leibeigenfchaft, al3 mehr aus 
einem freiwilligen Verhaͤltnifſe hervorgewachſen, 
erhielt ſich und verſchmolz dann mit der Guts⸗ 
unterthänigfeit, die ſich nun zu einem fehr ausge. 
dehnten Syflem von Beſchränkungen, Dienit- 
pflichten und Abgaben der bäuerlichen Hinterſaſſen 
ansbildete. Die Annahme des väterlichen Hofes, 
die Eingehung ber Heirat, der Wechjel bes Wohn- 
orts die Betreibung eines Handwerls oder Ge⸗ 
werbes — einen beſondern, regelmäßig mit 
Abgaben in Geld, Naturalien oder andern Pro» 
duften verfnüpften Konſens; es beſtand Gefinbe- 
zwongsdienft der Kinder der Hinterfaffen nebft 
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einem Anſpruch oder Vorzugsrechte ber Gutß- und 
Gerichtsherren auf bie Arbeit felbft freier Tag- 
löhner ; befondere Schuß= und Hausgelder für bie 
Gerichts- und Polizeir Verwaltung wurden einge» 
führt, dann Abzugsgelder, der Sterbe» ober Tod» 
fall, das fogen. Mortuarium, das bis zur Hälfte 
der Erbſchaft, ja in Ermangelung von Ablömme- 
lingen fogar auf die ganze Nachlaſſenſchaft gehen 
konnte ; ferner zahlreiche gemeffene und ungemefjene 
Dienfte aller Art in Feldarbeiten, Marktfuhren 
u. |. w.; der von jedem majorennen ober neut ein» 
siehenden Wirt und Hinterfafien dem Gutsherrn 
zu leiftende Huldigungs- und Unterthänigfeitseid. 
— Die ſchon im frühen Mittelalter am meiteften 
und gleihmäßigften eingeführte Grumbbelaftung 
war bie der Zehnten: ber Großzehnte von 
Adern und Wiefen, ber Meinzehnte von Garten« 
und Baumfrüchten umd aus Weinbergen, ber 
Fleiſch⸗ oder Blutzehnte von allen zur Haus- und 
Feldwirtſchaft gehörigen Vieharten, Rotte 
ober Noval-Zehnte von urbar gemachten Grund» 
flüden. Die Quelle des Zehntrechts ift aber eine 
gefegliche: das moſaiſche Geſetzbuch, aus welchem 

ie jenverjammlungen des 6. Jahrhunderts, 
insbefondere die von Macon (585), dasſelbe ab⸗ 
leiteten als eine zur Erhaltung der Geiftlichkeit, 
der Kirchengebäude und ber Armen gebotene öffent» 
lie Grundabgabe. Als ſolche Tonftituierte fie 
Karl d. Gr. förmlich durch ein Kapitulare von 799. 
Gar bald aber verlor die Zehntberechtigung ihren 
ausschließlich kirchlichen Charakter und wurde von 
m Landesherrn für die Verteidigung und innere 
Einrihtung des Staates mit in Änſpruch ge= 
nommen, und nachdem dieſes einmal durchgeſetzt 
war, ging auch ber öffentliche Charakter verloren: 
teils durch Vertrag und Lehenauftragung, viel- 
feitig auch durch reine Willfür erwarben fie zu- 
nädjit die Vögte der Kirchen und Klöfter, dann 
auch die Grundherren. Als Äquivalent dafür legte 
die Gefeßgebung, insbejondere in den geiftlichen 
Staaten, ſolchen Privatberechtigten die Kirchen- 
baulaft auf. — Auch mit den Zehnten war die 
Reihe ber Belaftungen des Grundeigentums noch 
nicht gejchlofen. Mit der Rezeption des römifchen 
Rechts fand die Lehre von den Regalien Eingang, 
von ben ber oberften Staatsgewali als folder vor= 
behaltenen Rechten, welche dann wieder die man- 
nigfachſten Beſchränkungen im Eigentum wie in 
der Nubung des rundes und Bodens im Gefolge 
trug. Es find das bie fogen. nieberen, unwejent= 
lichen (finanziellen) Regalien, das Berg-, Forſt⸗ 
Jagd⸗, Salz« und das Wafjer« oder Mühlenregal. 
Durch den Reichstag auf den Rontalifchen Feldern 
im Jahre 1157 im allgemeinen begründet, fielen 
auch diefe niederen Regale jehr bald aus ihrem 
urfprünglichen Rechtskreiſe heraus und in bie 
Rechtsſphãre der Grund» und Gerichtäherren, bie 
ſich troß des Lehensverbandes dieſe Befugniffe bes 
vollen unb echten Eigentümers für ihre Perſon 
wohl zu ſichern verflanden, aber das Eigentumd« 
und Nutzungsrecht ihrer Hinterfaffen bamit, ins - 


123 


befondere bezüglich der Jagd, beeinträchtigten. — 
Selbſtredend bildeten diefe vielfeitigen Teilungen, 
Beſchränkungen und Belaftungen der Nußungen 
des Eigentums und feiner Übertragbarfeit und 
Vererbung ebenſo vielgeflaltige Gemeinheit- und 
Hofes-Berfaffungen aus. Im alten Sachſenlande 
erhielten ſich die Markgenoſſenſchaften, die früheſte, 
urſprünglichſte, ſchon Tacitus erkennbare Ge⸗ 
——— derzufolge alle Genoſſen und 
Einwohner ohne allen Unterſchied des perſönlichen 
Standes, ob Adelige, Freie oder Unfreie, zur 
Teilnahme an den gemeinſchaftlichen Nutzungen 
wie zur Teilnahme an ber Verwaltung und Ge⸗ 
richtsbarkeit in den periodijchen Märkerverfamm- 
Tungen und Marfgerichten berechtigt blieben. Es 
waren hauptſächlich Wald- und Weidegründe, 
welche dieſen Marfenverfafjungen unterlagen, beren 
Vorfteher aus freier Wahl hervorgingen. Diejen 
ungeteilten Marten ftanden nun zur Seite oder 
gegenüber die AlLode. Über die Etymologie des 
Wortes ift viel geftritten worden. Die allgemeinfte 
Anſicht ift, daß die erfte Silbe a die Zahl 1, und 
bie zweite lod ein Los bezeichnet, alfo: ein bei der 
Zuteilung (bei der Eroberung) zugefallenes Gut. 
Grimm (Redtsaltertümer 498) legt aus: al = 
völlig und od = eigen, aljo: ein völlig eigenes 
Gut. Aber die Silbe od fehrt auch in dem Ge= 
genfaße des Allods, im Feod, feudum, wieder, wo 
fie fichtlich nichts anderes als Gut bedeutet. An 
dieſer Bedeutung feithaltenb, beziehen andere al 
auf die Allgemeinheit, der Vollsgenofien, aus 
weldher das Gut ftammte und welcher es fort« 
dauernd als Grundlage diente, e8 hieße dann jo 
viel als Bürgergut. Wieder andere leiten die letzte 
Silbe von leode, das Volf, ab, was dann auf 
bie erfte Bedeutung, auf da8 dem Einzelnen bei 
den Öffentlichen Verlofungen zugefallene Anlos 
binausfommen würde. Allodium bezeichnet dem⸗ 
nad) ein dem Lehensverband und den gutSherrlichen 
Laften entzogenes Grundftüd, deſſen Veräußerung 
und Vererbung den Grundjägen des gemeinen 
Privatrechts folgt. Die folhergeftalt bewirkte Ein- 
teilung des Landes in gleich große, mindeftens 
gleichwertige Güter mit einem Gehöfte findet fich 
bei den germanifchen Völkern, den Franken dus 
mal, überall. In Süd- und Norbdeutichland hieß 
ein ſolches Gehöft Mansus = Mannägut, Manns- 
108, gleichbedeutend mit Hube. Seine Größe war 
nad Grimm in der Regel 40 Juchert. Diefes 
Allodgut mit feiner Anteilsberechtigung an der 
Mark oder der Allmende (Gemeingut) bildete in 
der ganzen fränfifchen Monarchie die unmittelbare 
Grundlage zunächſt bes bürgerlichen, dann auch 
bes politiſchen Gemeinweſens; wie die Yamilien« 
und öffentlichen Nechte, jo rubten auch die öffent- 
lichen Pflichten darauf. Diele, die Landwehr und 
bie öffentliche Beifteuerpflicht, die Pflicht, nicht 
nur für die felbftverfchulbeten Bußen, ſondern jo- 
gar für das Löfegeld der Familienmitglieder und 
nächften Seitenverwandten ſubſidiär mit aufzu- 
tommen, führten allerdings zu einer Beſchränkung 
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des Dispofitionsrechtes, indem ber Befiger nicht 
teftieren, nicht einfeitig ohne Zuftimmung ber Fa⸗ 
milienerben veräußern durfte, und in Fällen, wo eine 
Veräußerung oder Teilung eintreten konnte oder 
mußte, für die neuen Erwerber den Konfens der 
Volfeverfammlung (der Markgenoſſen) einholen, 
in fpäteren Zeiten die feierliche Auflafjung ber 
diefe repräfentierenden Gerichte veranlafjen mußte. 
Und felbft dann verblieben den Yyamilien- und 
Marlgenoſſen noch gewiſſe Näher-, Vorkaufs · und 
Retraktrechite. Das ſogen. Anerbenrecht (ſ. d. Art.) 
nimmt hier ſeinen Urſprung. — Dieſen beiden 
Hauptgattungen des freien genoſſenſchaftlichen und 
des Familienbeſitzes ſtehen nun zunächſt Diejenigen 
gegenüber, welche ſich ſehr mannigfaltig aus dem 
Lehenwejen mit feinem geteilten Eigentum 
herausbildeien: bie eigentlichen, fi, was Die Ver⸗ 
erbung anlangt, wiederum vieljeitig geſtaltenden 
Lehengüter, dann die auf dem Grundſatze ber 
Unveräußerlichfeit und Unverſchuldbarkeit beruhen- 
den Fideifommiß- und Stammgüter, dann die in 
den mannigfachſien Formen ihnen analogen bäuer= 
lien Meier«, Kolonats-, Erbpachts · und Erb- 
zinsgüter, die Hobs- Behändigungs- und laſſi⸗ 
liſchen oder Latengüter, deren Verfaſſung 
Haupiſache nad) darauf abzielte, fie möglihft in 
derfelben Familie und in derfelben wirtſchaftlichen 
Hand zu laſſen, weshalb dann die Vererbung bald 
nad Majorat-, bald nad) Minoratsrechten er- 
folgte. Als eine Singularität erwähnen wir noch 
die ftuhlfreien Güter in Weftfalen, deren Befiker 
noch zulegt Beifier im Femgericht waren. Wir 
haben indefjen diejen Bildungsprozeß noch etwas 
eingehenber zu verfolgen. Den haupfſächlichſten 
Vorſchub in der Unterdrüdung der freien und 
Vermehrung der unfreien Befigtümer und Auß- 
dehnung auch der perjönlichen Haftbarfeit gab am 
Ausgange des Mittelalters die Kleinſtaaterei. Die 
Heinen Gebiete der Reichsgrafen und Reichgritter 
wurben zumeift ohne Regel und Gejeh nach Willfür 
regiert, öffentliche und gutsherrliche Abgaben der 
mannigfachften Art auf den vergeben reagierenden 
(1525) Bauernftand gemälzt. 

Nah dem Dreißigjährigen Kriege ber 
frebte man fi, dem gänzlich Danieberliegenben, 
in manchen Gegenden total vernichteten Bauern⸗ 
fand auf gefeglihem Wege, durch Eigentums- 
Ordnungen, Landtags-Abjchiebe u. |. w, wieder 
aufzubelfen und das Leibeigenſchafts⸗ und Eigen- 
behörigfeitöverhältnis in beftimmte Grenzen zu 
ſchließen. Weil aber bie gutsherrliche Patrimonial« 
gerichtsbarkeit und gutspolizeiliche Gewalt unan⸗ 
getaſtet blieb, jo führte das dahin, daß die Guts- 
unterthänigfeit und Schollenpflichtigfeit (glebae 
adscriptio) faft in derſelben Weife auch über die 
perfönlich freien Hinterfaffen und bäuerlichen Ei« 
gentümer außgebehnt wurde, jo daß fich dieſe 
wenig mehr von den Laßwirten (erblichen Nieß⸗ 
brauchern der Höfe) und wiederum dieſe mittelfreien 
Bauern fi nicht allzufehr von den Leibeigenen 
und eigenbehörigen Hofbefigern unterjcjieben. Die 
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meiften derartigen Eigentums· Ordnungen drüdten 
mur aus, daß die Leibeigenen feine Sfiaven und 
auch befähigt fein follten, dasjenige al8 ihr Eigen- 
tum zu befigen, was fie außer der herrſchaftlichen 
eg als ihr Eigentum erwürben; von ihren 
Öfen ſelbſt jollten fie durch keinerlei Rechtslitel 
irgend ein erbliches Befik- und Nutzungsrecht her 
leiten. Aber auch von ihrer Befugnis des freien 
Erwerbes gab es Ausnahmen und verblieb der 
Erwerb des Eigenbehörigen dem Herrn der Stätte, 
und jeder, ber auf ſolche Stätte einzog, verfiel mit 
Kind und Kegel der Leibeigenichaft. Erft jehr all« 
mahlich trat dieſes Eigentumsrecht der Gutsherren 
an den Höfen vor dem höheren Anſpruch des 
Staates in den Hintergrund. Dan erkannte dab 
gerade umb vorzugsweiſe die bäuerlichen Befig- 
tümer dem Staate bie ergiebigften, nachhaltigften 
und aud) bequemften Steuerquellen feien, und er- 
Härte fie deshalb in vielen Territorien für unteil« 
bar. Taktifh waren fie das in den fächfiichen 
Landesteilen ſchon längft geweſen, aber bie Unteil⸗ 
barfeit nur im gutsherrlichen Intereffe, nicht dem 
des Banernftandes felbft angeorbnet und jelbige 
deshalb auch von den Gutsherrren, mo ihnen das 
bümfte, nicht reſpeltiert. Im fränkischen Volls⸗ 
mme ging dagegen die Entwidlung den ent- 
gegengelegten Weg. Hier beftand die freie Ver⸗ 
äußerlichleit und Teilbarkeit von alter8 her und 
erhielt fi) deshalb, durch Syſtem und Sitte ge- 
ſchũtzt, beſonders in benjenigen Territorien, wo 
Adel und Ritterſchaft feinen überwiegenden Einfluß 
gewinnen konnten oder wo die Landesherrlichkeit, 
wie beifpielsmweife in Württemberg, ihr Interefie 
an der Gejchloffenheit der bäuerlichen Güter und 
an einer Landesvertretung der Bauerfame nicht 
geltend machte. — Natürlich war die Leibeigen- 
ihaft, wie früher die Sflaverei, mit allen ihren 
Folgen und Ausflüfjen von jeher beitändiger Ge⸗ 
genftand des Kampfes aller derjenigen, bie ihr 
unterworfen, bie durch fie in ihren Intereſſen be 
einträdhtigt waren. Schon der „Sachſenſpiegel“ 
wie der „Schwabenfpiegel” verurteilen fie gleich 
mäßig als dem Epriftentum und dem natür« 
lichen Rechte zuwider. Die Kirche that dasjelbe, 
drang auf Freilaffungen, ging teilweife mit ſol⸗ 
chem Beifpiele voran, aber ohne weiteren entjchei= 
denden Einfluß, als daß in den geiftlichen Terri= 
torien die Leibeigenen beffer, menfchenwürdiger 
behandelt wurden als in den weltlichen. „Unter 
den Krummſtabe“, hieß es, „ift gut wohnen.” 
Auch die demokratiſchen Bewegungen des 14. Jahr⸗ 
HundertS blieben ohne nachhaltigen Erfolg, ja 
endeten nur mit einer noch größeren Unterbrüdung 
des Bauernftandes, dem die Goldene Bulle von 
1356 fogar die Ausfiht nahm, fi) dur Er« 
werbung des fläbtiichen Pfahlbürgerrehts dem 
Drude der Grundherren zu entziehen. Neben ber 
Einfiht und dem guten Willen fehlte auch viel« 
feitig den Lanbesherren die Macht, um eine 
gründliche Aufbefferung der unfreien Agrarzuftände 
borzumehmen. Der erfle Regent, welcher einen 
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entſcheidenden Schritt unternahm, war Preußens 
erfter König, Friedrich I. Im der Fleden«, Dorfe 
und Aderordnung vom 16. Dezember 1702 ſprach 
er für die königlichen Domänen aus, daß bie 
Unterthanen in denfelben der Bürbe der Leib- 
eigenfchaft, wo fie noch hergebracht, enthoben jein 
follten. Sein Nachfolger, Friedrich Wilhelm J. 
wiederholte das in den Patenten vom 10. Juli 
1719 und 24. März 1723. Friedrich II. verbot 
dur die Edifte vom 12. Auguft 1749 und 
12. Juli 1764 bei namhafter Strafe insbeſondere 
dem Adel, den Stiften und Klöftern, bäuerliche 

öfe und Stellen eingehen zu laſſen und fie ihren 

X zuzuſchlagen, das ſogen. Bauernlegen; 
es ſollten vielmehr alle wüſten Stellen mit ebenſo 
vielen Grundſtücken und Wirten wieder beſetzt 
werden. Die — war dieſem einſichtsvollen 
Regenten die Aufhebung der in gemeinſchaftlichem 
Eigentum und gemeinfhaftlicher Bewwirtihaftung 
befindlihen Weiden, Wiejen, Markungen und 
Holzungen; er ſpricht e8 in feinen Denkwürbig« 
keiten offen aus, daß er im allgemeinen alles, was 
man Gemeinheiten nennt, bem öffentlichen Wohle 
nachteilig gefunden. Sein Nachfolger gab ber 
dur bie früheren Edikte ſchon angeordneten 
Erblichteit der Domänial-Bauernhöfe dann eine 
noch weitere Ausdehnung durch die Verordnung 
bom 25. März 1790. Die Nittergüter blieben 
aber von dieſer ganzen Geſetzgebung unbetroffen 
und die Leibeigentumsverhältmiffe dort beftanden 
bis ins 19. Jahrhundert, Viel weiter als die 
preußiichen Könige ging Kaiſer Joſeph IL. Er 
bob 1781 die LXeibeigenfchaft mit allen ihren 
Rechtsfolgen in feinen gefamten Staaten auf und 
hielt auch dieſes Edikt in Kraft, trogdem es, wie 
fo viele andere feiner Maßregeln, große Unzu- 
friebenheit unter ben berechtigten Ständen, ing« 
befonbere dem ungarifchen Adel, hervorrief. In 
Bayern wirkten Karl Theodor, in Baden Karl 
Friedrih auf Befeitigung ber Leibeigenſchafts- 
verhältniffe hin, jedoch ohne durchgreifenden Er» 
folg; erft die Wendung, meldhe bie franzdfiiche 
Revolution der territorialen und politiſchen Um⸗ 
geftaltung des Deutjchen Reiches gab, hatte eine 
gründliche Reform der geſamien Agrarverfaffung 
im Gefolge. 

In Frankreich, dem nächſten großen Nach- 
barftaate des Deutjchen Reiches, nahm bie auf 
urſprünglich gleichen Grundlagen ſich ausbildende 
unfreie Agrarverfaſſung eine noch ungünſtigere 
Entwidiung, bie denn auch ſchließlich zur Kata⸗ 
ſtrophe führte. Der Großgrunbbefig bildete ſich 
bier mit Hilfe des Lehenweſens zu einer gänzlich 
autonomen Herrſchaft aus. Die den Kapetingern 
entriffenen großen Lehen vindizierten ſich fofort 
ihre eigene Gerichtöbarteit, und fo überfamen bie 
Barone, die Seigneurs, über ihre Hinterjaffen, 
die Leibeigenen, eine faft abfolute Gewalt über 
Leben und Tod. Dabei zeichneten ſich ihre Baronien 
duch ihre Größe aus, jede umfaßte eine um⸗ 
ſchloſſene Stadt. Unter deren Schuge übten dann 
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die Haut-Seigneurs alle Regale aus, das Münz⸗ 
und Jubenregal nicht ausgenommen, hatten Krieg- 
und Fehderecht, legten frei Burgen und Befefti- 
gungen an, ftifteten ohne Einwilligung des Königs 
Abteien und Bistümer und unterwarfen aud) Die 
ſchon beftehenden. Der einzige Unterfehied vom 
wirflihen Landesherrn war, daß fie die Lehens⸗ 
heeresfolge und außerordentliche Subfidien zu 
leiften hatten. Und — nulle terre sans seigneur, 
hieß es ſchon im 13. Jahrhundert. Die niebere 
Teubalariftofratie folgte, was bie perfönliche und 
dingliche Belaftung der —— anlangt, bei⸗ 
nahe ängftlic den Beiſpiele jener Großvafallen. 
Das Königtum unternahm ſchon früh den Kampf 
gegen biefe Tyeubalariftofratie und flüßte ſich dabei 
auf die Bauern. Ludwig X. erflärte durch eine 
Verordnung von 1315, „in der Erwägung, daß 
nad) dem Rechte der Natur jeber Menſch frei fein 
folle, hingegen viele feiner Unterthanen duch 
Mißbrauch feiner Vorfahren in Knechtſchaft ger 
taten feien”, die Bauern auf den föniglichen 
Rammergütern für perjönlich frei, wie da8 auch 
ſchon, jedoch nur in Bezug auf ein unbedeutendes 
Zerritorium, Philipp IV. (1298) gethan hatte. 
Das Motiv waren aber mehr finanzielle Gründe, 
um VLoskaufsſummen zu erhalten, als ſolche der 
Humanität und Vollkswirtſchaft. Darin waren 
auch jhon einzelne Grundherren, einzelne Äbte 
und Biihöfe den Königen vorangegangen, indem 
fie ihren Unterthanen geftatteten, ſich von allen 
Dienften und Laften, von der toten Hand und 
ber Zwangsheirat freizufaufen. Solche vereinzelte 
Verſuche fonnten aber nicht ſchaffen, was dem 
Lande fehlte, was umtergegangen war: eine ſelb⸗ 
fändige, freie Bauerſame. Auch das Genie 
Colberts brachte daS nicht fertig. Alle feine be» 
süglicen Maßregeln, die Vornahme großer Rultur- 
arbeiten, bie Anlagen von Entwäfjerungen, Ent- 
fumpfungen, Flußkorrektionen, die Erbauung von 
Straßen und Kanälen, bie Herabfegung des Salz- 
preifes, die Verminderung und befjere Verteilung 
der Steuern, Errichtung der Hypothekenbureaux 
u. |. w., förberten zwar die landwirtſchaftliche 
Produltion in hohem Maße und füllten bie 
Staatsfädel, hoben aber den Stand der Land» 
wirte als ſolchen nicht, ſchufen feine freie Arbeit. 
Das Tonnten fie aber auch nicht, weil der Staats- 
gedanfe, von dem fie ausgingen, ein unridhtiger 
war. Dur fein berühmtes Wort: l’stat c'est 
moi, hatte Ludwig XIV. das Princip zu erfennen 
gegeben, baf ber Herrfcher wahrer Grundeigen- 
tümer, und bebor er nicht dag Eigentum an Grund 
und Boden ausbrüdlic) verliehen, jeder Befig ein 
beftreitbarer und prefärer fei. Diefem Principe 
eniſprach die Gentralifation der ganzen Verwal⸗ 
tung und wirtjjaftlichen Gefehgebung. Sehr 
richtig bemerkt ber Gewährsmann, dem wir hier 
folgen, U. de Tocqueville (L’ancien regime et 
la rövolution), daß in einem bergeftalt centrali« 
flerten Staate das platte Land ſteis leer an aufe 
geflärten und reichen Leuten, daß ein ſolcher Staat 
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ſtets mit mangelhaften und handwerlsmäßigem 
Landbau verbunden bleibt. So geftaltete es ſich 
in Frankreich. Der reich gewordene Bauer a8 in 
die Stadt und Taufte fi), wenn nicht den Adel, 
fo doch ein Amt oder Privilegium, und ber 
grunbbefigende Adel, bie Seigneurd, zogen an 
den Hof und fuchten Hofdienfte. Der dann durch 
das Hofleben und den Hofdienft entartete Adel 
geriet immer tiefer in Schulden und brüdte feine 

interſaſſen nur um jo mehr. Höchitens um fich 

manziell zu erholen, bezogen die Grunbherren 
jeitweilig ihre Güter, die fie zumeiſt in Parzellen 
bon 10 bis höchftens 15 ha in Zeitpacht aus- 
taten, an fogen. Meier, die dann ihren Pacht, 
weil fie nicht oder nur ſchwer zu Gelde kommen 
fonnten, zumeift Durch die Hälfte des Rohertrages 
entrichteten, wogegen bie Gutsherren wieber bie 
Saatfrucht, Vieh und Inventar, die Hofwehr zu 
ftellen Hatten. Selbftrebend blieben alle perjön- 
lichen Laften, Dienfte und Gefälle beftehen und 
wurden für fi wieder Gegenftand der Verpad;- 
tung, was naturgemäß ihren Drud noch ver- 
ſchaͤrfte Zu dieſer Überbürbung mit gutähere 
lichen Laften traten nun nod die Staats⸗ und 
Gemeinbelaften, die Zehnten an die Kirche und, 
in grellem Gegenfa zu biefer Überbürbung, dann 
die vielen befreienden Privilegien der Gutäherren, 
bes Adels. So konnte e8 gar nicht außbleiben, 
daß ſofort nad) Zufammentritt der konſtituierenden 
Verſammlung im Bauernftande ber lang und tief 
genährte Haß gegen bie privilegierten Stänbe in 
heller Flamme aufſchlug. Er führte zu der ben» 
würdigen Nacht vom 4. Auguft 1789. Sie [uf 
tabula rasa. Alle aus ber Lehens⸗ Guts- und 
Serichtäherrlichkeit, aus dem Leibeigenfchafts- und 
Hörigfeitsverbande ſich ableitenden Laften, das 
gutsherrliche Befteuerungsrecht, bie Zwangs · und 
Bannrechte, die Zehnten aller Art, alle herrſchaft⸗ 
lichen Gefälle an Gelb, Frucht und Vieh u. . w., 
wurden ohne jedwede Entihädigung aufgehoben. 
Die bäuerlichen Befiger wie die nußbaren Eigen« 
tümer, die Erbpächter und Lehensleute erhielten 
das volle, freie Eigentum an ihrem Befige, nur 
die nachweislichen Zeitpachtgüter oder die auf 
Lebenszeit, bie auf drei Bererbungsfälle ober auf 
9 Ialre ausgethanen Güter blieben davon aus- 
enommen und die Nutzungsrechte derjelben be= 
re Geſehen unterzogen. Die mit ber Lchend« 
und Gutsherrlichfeit N aufammenhängenben 
ober in einer Abtretung und llberlaffung von Grund 
und Boden ihren Urfprung habenden, aber ur⸗ 
tundenmäßig als ſolche nachzuweiſenden Gefälle 
erflärte das Geſetz mit dem 25fachen Betrage für 
ablößbar, die Geldrenten an geiftlihe und fromme 
Stiftungen nit ausgenommen. &8 nahın ihnen 
zugleich ihren immobiliären Charakter als Per« 
tinenzien berechtigter Güter, fo daß fie fortan 
nicht mit Hypothek belaftet werben Tonnten, und 
beugte einer neuen permanenten Belaftung des 
Grundeigentums (im Code civil) dadurch vor, Daß 
bei Übereignung desſelben nur auf 30 Jahre un« 
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tũndbare und unablosliche Laften übernommen 
werben fonnten. Selbſtverſtändlich fiel das Jagd» 
recht auf fremden Grund und Boden ohne alle 


Franteric war ſonach ber erſte europäifche 
Großſtaat, welcher, wenn aud in gewaltfamer, 
in vielen Beziehungen nicht zu rechifertigenber 
Weile, ans dem mittelalterlihen Feudalſyſteme 
zuruͤckkehrte. Un · 


Magiſtraturen und großen Kapitaliſten. Dieſes 
Berhältnis kehrte fich ſofort um. Die franzoͤſiſchen 
Statiftifer beredinen, daß feit der Revolution nicht 
weniger al3 6000000 ha allein ber Meinen Kultur 
wiedergegeben und ebenjo viel der Wüfte entzogen 
find. Rad; ber ſehr umfafjenden Vergleichung ber 
franzöfifchen Zuflände vor und nad) der Revo⸗ 
kution dur) den berühmten Statiftifer Moreau 
de Jonnes produzierte Frankreich im Jahre 1700 
am Eerealien 92856000 hl und kamen auf den 
Kopf der Bevölferung 472 1. Im Jahre 1788 
fand fich beinahe noch dasſelbe Verhältnis vor, 
indem 115816000 hi probuziert wurben und 
auf den Kopf 484 I famen; im Jahre 1840 be» 
trug die Produktion ſchon 182516000 hl und 
der Anteil des Einzelnen von der erheblich ange- 
wachſenen Benölferung 541 1. Der Ertrag 
Heltars an Gerealien war von 8 hl im Jahre 1780 
60 Jahre fpäter, 1840, auf 13,14 hi geftiegen. 
Der größte bleibende Gewinn aber beftand in der 
Weckung der geiftigen Kräfte, der wirtſchaftlichen 
Intelligenz. „Wenn man die gegenwärtige Land» 
wirtſchaft mit der von 1789 vergleicht,“ jagt 
T Ehaptal im feinem Werke über bie fran- 
che Imbuftrie, „fo eritaunt man über die 
erungen, die fie erfahren: Ernten aller Art 
bededen dad Land, ein zahlreicher, Träftiger Vieh⸗ 
Rand bearbeitet und düngt den Boden. Gejunde 
und reichliche Nahrung, reine und bequeme Woh- 
numgen, einfache, aber anfländige Belleibung ift 
den Bewohnern des Landes zu teil geworden. 
Dos Elend ift verbannt, und allgemeiner Wohle 
fand ift aus ber freien Dispofition über ben 
Ertrag des Bodens hervorgegangen.” Dasſelbe 
Urteil fällt der als theoretifcher wie praktiſcher 
Landwirt hochgeachtete Mathieu de Dombasle 
und der Graf Villeneuve Bargemont (Economie 
politique chretienne). „Wir verfennen nicht“, 
fo jchließt dieſer feine Betrachtungen, „bie hohe 
Wichtigkeit der Erhaltung der Familie durch Er⸗ 
haltung ihres Grundeigentums ; allein dieſer Bor» 
teil würde wohl allzu teuer durch Verminderung 
der Iandbauenden Bevölkerung zum Vorteil der 
induſtrielſen erfauft werben. Das zu löfende Pro« 
biem befteht darin, das Princip der freien Zeil« 
barfeit des Grundeigentums in richtigen Grenzen 
Etaaialexiton. I. 2. Aufl. 
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zu halten: das ſcheint ung durch die That gelöft 

fein.” — In ber Zeit, wo dieſe Urteile ge» 
ken wurden, mochten fie ihre volllommene 
Richtigfeit haben ; gegenwärtig treffen fie in ihrer 
Allgemeinheit nicht mehr zu. Die freie Agrarver⸗ 
faflung, welche die Revolution begründete, ift ing 
Extrem ausgeſchritten, die Verteilung des Grund 
und Bodens, die Dismembration (ſ. d. Art.) hat 
einen mit geſundem Fortſchritte der Kultur unver« 
träglicden Grad erreicht. Von ber ganzen urbaren 
Fläche des heutigen Frankreich wurden ſchon im 
Jahre 1857 nad) einer von der faijerlihen Re⸗ 
gierung aufgenommenen Statiftif unter 133 Mil⸗ 
Ionen Parzellen 30 Prozent durch Pächter und 
50 Prozent Dur) Halbpächter beftellt. Der größere 
— Süden und Weiten zumal wurde 
von den Eigentümern nicht mehr ſelbſt bewirt ⸗ 
ſchaftet, fondern durch Mittelaperfonen, duch 
Generalpaͤchter und Agenten in kleinere Pacht- 
ſtücke zerlegt, auf Halb · oder Teilpacht ausgethan, 
dadurch aber der durch die Staats- und Kom⸗ 
munallaften ſchon ſchwer belafteie Bauer noch 
mehr gedrüdt. Man berechnete damals bie Zahl 
ber Grumbeigentümer auf 7159284, bie ber 
Pächter auf 2588311, die der Halbpächter 
(metagers) auf 1412037; die Zaglöhner auf 
dem Lande zu 6122 747, die ber Dienftboten auf 
dem Lande zu 2 748268. Diefes Verhältnis hat 
zum Nachteil der Eigentümer ſeitdem noch be= 
deutend zugenommen. Das fchöne Bild, welches 
Tocqueville in feinem genannten berühmten XBerfe 


des | von dem franzöflichen Bauer entwirft, blaßt immer 


mehr ab. „Er ift der Scholle, dem Boden fo ganz 
bingegeben, daß er all fein erfpartes Gelb auf den 
Ankauf desfelben verwendet und jeden noch fo 
hohen Preis dafür zahlt. Ex vergräbt fein Herz 
in den Örund und Boden zugleich mit dem Samen« 
tom. Diefe Meine Scholle, die ihm im weiten 
Weltall als Eigentum gehört, erfüllt ihn mit 
Stolz und mit Selbſtgefühl.“ So trifft es aber 
nur noch ausnahmsweiſe in den nörblichen und 
norböftlihen Departements zu. Der berühmte 
Sat, mit dem Sieyes bamals bie Freiheit und 
die freie Erwerbung bes Grundeigentums begrün« 
dete: La patrie, c’est le sol, hat viel von feiner 
Beretigung verloren. Länbliches Proletariat 
und bie Auswanderung nehmen auch in Frankreich 
bedenklich zu. Der Grund liegt in dem gänzlichen 
Mangel an Korrektivgefehen & ber freien Ver⸗ 
äußerung und Vererbung des Grund und Bodens. 
Die Zufammenlegungd-, die Konfolidations- 
geſetzgebung ift in Frankreich bis jetzt noch gänzlich 
unbefannt, was um fo auffallender, als im Wege 
der Freiwilligkeit ſchon vor ber Revolution wirt- 
ſchaftliche Zufammenlegungen von Feldmarken, 
wenngleich nur in ſehr geringer Zahl, vorgelommen 
waren. 

Englands urfprüngliche Agrarverfaflung 
hatte ihre Wurzeln in der germanijchen, angele 
fächfifchen. Montesquieu jagt fogar, mehr glän« 
zend als wahr, die ganze englijche Verfaſſung jei 
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in ben germaniſchen Wäldern erfunden worden. 
Es beftand demzufolge auch dort der Unterſchied 
wiſchen Freien und Sklaven, ſpäter Leibeigenen. 

en Hauptſtamm ber letzteren bildeten die unter« 
worfenen Briten. Die Bauern (Ceorls) waren 
in ber Regel nicht an die Scholle gebunden. Be⸗ 
faßen fie 600 acres (1 acre — 4046 qm), eine 
eigene Kirche und ein eigenes Herrenhaus (Man- 
sion, was an mansus erinnert), jo fonnten fie 
in die Klaſſe der Thans, der größeren Grund⸗ 
befißer, aufrüdeen, blieben aber auch als ſolche zur 
Dienftpflicht, Heeres- und Gerichtsfolge verpflichtet. 
Diefe ſehr zahlreichen Thane zerfielen wieder in 
zwei Stlafjen; bie vornehmeren waren bie Königs- 
thane, die ein Wehrgeld von 60 Pfd. St. zahlten, 
während bie gewöhnlichen nur bie Hälfte, bie 
Ceorls gar nur ein ſolches von 10 Pfd. St. ent» 
richteten. Unter den Thans waren dann wieder 
ausgezeichnet die Earls, Grafen, welche ihre Be⸗ 
deutung als Grafſchaftsbeamte jedoch erft im 
11. Jahrhundert erhielten. Auf diefe altfächfifche 
Bauerngemeinde pfropfte Wilhelm der Eroberer 
die normanniſche Feudalmonarchie. Er erflärte 
fih zum Grundheren des ganzen Landes und 
zerlegte dasſelbe in mehr als 60000 Nitterlehen, 
von denen bie Hälfte den zu feinem Gefolge ge- 
börenden Kronvaſallen als Kriegslehen und 28115 
als geiftliche Lehen ausgethan wurden. Sonach 
gehörte nad} der auch biß zur Stunde noch geltenden 
Rechtsanſchauung alles eigentlich freie Grund» 
eigentum (Alod) und alles Land dem Könige, 
mit ihm alles Staat3eigentum; alle StaatSrevenuen 
elten rechtlich als die Revenuen des Königs; ber 
Engländer fann nur Lehen en Denn ber 
König ließ ih — und darin beitand ein großer 
Unterſchied zu den Grundfäßen des lombardiſch⸗ 
kontinentalen Lehensrechts — den Eid von allen 
Aftervafallen in der Form Yeiften, daß dieſe ihren 
Treueid nur salva fide debita domino regi et 
heredibus eius ſchworen. Nach dem im Jahre 1085 
vollendeten großen Landregifter(Domesday-book) 
beitand dieſe Lehenshierarchie in fünf Klaſſen: 
1. Die tenentes in capite, d. h. bie direft vom 
Könige Belehnten, die barones maiores, im 
ganzen nur zwölf. Diefe Bafallen waren ſchon 
in der Normandie große Herren, meift Grafen, 
gewefen ; ihre Gebiete, von denen nur ein einziges, 
das des Earl of Ehefter, eine ganze Sraftdafi 
umfaßte, hielten aber mit den Lehenskomplexen 
der großen franzöfifchen Kronvafallen feinen Ber: 
gleih aus. Die franzöfifche Baronie war ftets 
eine autonome Herrfchaft, während der englijche 
Baron felbft in Beziehung auf feine Gerichtshar- 
feit dem Könige untergeorbnet blieb. Die fran- 
zöſiſche Baronie umfaßte ſtets einen großen, ge» 
ſchloſſenen Güterfompleg, in England vermied 
ſolche Bildung der kluge Eroberer grundfäglid. 
Der franzöfiihe Großvafall übte alle Regalien 
aus, hatte Kriegs⸗ und Fehderecht und war Landed- 
berr fäntlicher auf feinem Territorium befindlichen 
Bistümer unb Abteien; fein Biſchof konnte wider 
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feinen Willen ernanntwerden. Die Haut · Seigneurs 
erteilten, wie oben bemerkt, Privilegien an Städte 
und Dörfer, hatten das Münzregal und konnten 
fogar königliche Münzen verbieten, flifteten ohne 
Einwilligung des Königs Abtelen und Bistümer, 
durften frei Burgen und Befeftigimgen anlegen, 
übten volle Civil · und Kriminaljurisdiftion aus, 
ſetzten ſich in den Befig der Regalien und waren 
in ihrer Weife mächtiger als die deutfchen Fürften 
jener Zeit. Faſt alle dieſe Rechte genoß der nor- 
mannifche Hohe Adel in England nicht ; der niedere, 
2. die barones minores, noch viel weniger. Auch 
dieje waren tenentes in capite, in ihrer Klafie 
1400 weltliche Barone und andere, geiſtliche 
Lehensträger vorhanden. Sie alle konnten über 
ihre unfreien Hinterfaffen Gerichtsbarleit ſich ver- 
leihen lafjen, durften aber nur in ganz leinen 
Straffällen fummarifch verfahren ; felbft Die Leib⸗ 
eigenen waren nicht abjolut rechtslos. 3. Die 
allſächſiſchen, in diefen beiden Klaſſen nicht ver⸗ 
tretenen Thane. Sie mußten die ihnen belafienen 
Güter den normannifchen Baronen zu Lehen aufe 
tragen. Die Zahl dieſer Untervajallen beitrug 
nad) bem Domesday-book 7871. 4. Die freien 
Bauern und fleinen Grundbefiger. Auch diefe 
mußten in ein Sehensverhältmis zu einem Grund- 
beren treten, den Treueid leiften und einen Teil 
der Lehenslaften übernehmen. Dann 5. bie zahl⸗ 
reiche unfreie Bauernſchaft, die mit ben eigent« 
lichen Sklaven in vier Unterabteilungen zerfiel: 
23072 Sochemanni 108704 Villani, 82119 Bor« 
darii und 25156 Leibeigene. Die beiden erften 
Unterabteilungen ftanden unter föniglichem Schuße 
gegen willfürliche Bag ie feiteng ber Ritter. 
Was den rechtlichen Zuſtand diefer Unfreien be= 
trifft, fo verfchlimmerte diejer fi) anfänglich nach 
der Eroberung ſehr weientlich. Die Sklaven konn» 
tem nichts erwerben, ſich daher aud) nicht loslaufen, 
wohl aber von ihren Herren veräußert werben. 
Indeſſen ſchon mit ben Plantagenetß begann jo« 
wohl das Lehenswefen, dieſes hauptſächlich durch 
die Neuorganiſation der ſächſiſchen Nationalmiliz 
wie bie Sklaverei zu verfallen; der Unterſchied 
wiſchen Vaſallen und Aftervafallen ſchwand, bie 
Nitterfchaft aber geftaltete ſich zu einem einheit- 
lichen, geſchloſſenen Stande, ihre Behendienfte er» 
fegte und löſte fie durch Gelbrenten ab. Einen 
gänzlichen Umſchwung bradhte dann die Magna 
charta von 1215 hervor. Diefer bis auf Hein- 
rich VI. nicht weniger als 32mal beftätigte Grund« 
vertrag, das Fundament der Verfaſſung, ſanltio⸗ 
nierte vor allen die ſächfiſchen ——— 

und Freiheitsrechte, welche bie altſaͤchſiſche Ik 
ſchaftsverfaſſung enthielt, wonad; jeder, auch ber 
fleinfte Grundbefiger das Recht zur Teilnahme 
an ben Grafſchafisverſammlungen und in Steuer- 
fragen eine Stimme hatte. Damit ſchwand zunächft 
die perfönliche Unfreiheit der Hinterſaſſen; zur Zeit 
ber Königin Elifabeth eriftierte feine Spur mehr 
davon. Das Rehtsverhältnis zwiſchen den Herren 
des Dominiums und ben Hinterſaſſen blieb ein rein 
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dinglihes, am Gute haftendes; die aus alten 
Zeiten noch ftammenben Frondienſte verwandelten 
fi) aus wiriſchaftlichen Gründen in Geldabgaben. 
Dann flatuierte die Magna charta die Ver⸗ 
aͤußerlichleit der Nitterlehen und legte ben Grund 
zu der Erblichleit ber Lafgüter, copyholds, 
Grundbuchgüter. Diefe copyholders (Abjrifte 
halter) waren ursprünglich unfreie Bauern, wurden 
aber in ihrem Befige geihüßt, ſobald fie durch 
Abſchrift aus dem Regiſter des Gutsheren nadj« 
wieſen, daß fie und ihre Vorfahren jeit unnordent« 
fiher Zeit in dem Beſitß ihres Landes geweſen. 
Den Fronden aller Art blieben fie auch nad 
Berfall der Leibeigenfchaft unterworfen bis zur 
Ge . Neue Coppholdgüter dürfen nicht 
mehr entftehen, doch haben bie Eopyholders noch 
wagefähr ein Achtel des ganzen englijchen Grund 
md Bodens inne, togegen die nad) ber Eroberung 
übrig gebliebenen freien Bauern, die Yeoman, 
welche Freies Land bis zu 40 Schillingen Netto 
Ertrag hatten, faft gänzlich ausgeftorben und in 
die Mafje der Zeitpächter herabgebrängt find. 
Auch die Errichtung neuer Dominien (von Ritter» 
gütern) wurde ſchon bald nad der Magna charta, 
1272, unterfagt und deren Zahl geſchloſſen. Selbſt · 
redend mußte dieſes Stantsgrunbgefeß auch auf 
die Vererbung bes Grundbeſſhes eine bedeutende 
Wirkung ausüben. Urfprünglic war in ganz 
England die altſächſiſche gleihmäßige Vererbung 
des Grundbefiges auf alle Söhne (das fogen. 
Gavelfind) Die Regel, nur bezüglich der borough 
English (borough ift ein Ort, der Abgeorbnete 
ins Parlament fickt) egiftierte ein abweichendes 
Gewohnheitsrecht, wonach der jüngere Sohn juc« 
cedierte. Sitte und Gewohnheiten führten aber 
ſchon früh in Fällen, in welchen der Erblafjer 
weber bei Lebzeiten veräußert noch verteilt und 
auch nicht teftiert hatte, ein Erſtgeburtsrecht und 
Yamilienftiftungen ein, aber gleihmäßig für 
Nitter-, Bürger- und Bauerngüter. Unter Edu= 
ad I. (1273—1807) fegte die damals fehr 
mächtige Nitterfchaft mittels des statutum de 
donis condicionalibus Autonomierechte durch, 
deren weſentlichſtes bahin ging, daß der Wille des 
Verleihers eines Guts in betreff der Erbfolge in 
daßfelbe, wie wegen ber Haftbarkeit für Schulden, 
mmmehr fireng befolgt werden follte. Die eng- 
liſchen Gerichtähöfe aber erfanden verſchiedene 
Formen zur Umgehung des Statuts und zur Er⸗ 
haltung der freien Verfügungsbefugnis über den 
Grundbefig. Dennoch aber blieb im eigentlichen 
England bezüglich aller Güter, die ihren Urjprung 
aus der normannifchen Lehensverfafjung herleite- 
ten, und der ihnen nadhgebildeten die feubale 
Erbfolge in abfteigender Linie Die Regel. Wie auf 
dem Kontinente, jo ftrebte auch in England ber 
Adel dahin, ſich durch die Unveräußerlichfeit der 
Sideilommißgüter, des entailed property, zu 
teäftigen, und ſeßte bie für Die damaligen kriege 
riſchen Zeiten äußerft wichtige Beftimmung durch, 
daB, folange ein Gut einer ber gewöhnlichen 
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Lehensfolge gegenüber eximierten Succeffion un« 
terlag, es von der Konfisfation nicht betroffen 
werben könnte. So blieb es troß der Verſuche der 
tönigliden Gerichtshöfe, dieſe Vorrechte durch 
Rechisfiktionen zu umgehen, bis zu Heinrich VILL. 
Diefer erflärte die Fideilommißgüter wie alle 
andern für einziehbar und unter gewifien Boraus« 
fegungen für veräußerlich und zu Egelutions-Ob« 
jetten für die Schulden an bie Krone. Jalob I. 
geftattete dann die Veräußerung wegen ber Schul- 
ben eines Banlerottierers; bergewöhnlichen Schulb« 
egefution aber wurden fie erft in unſern Tagen 
durch ein Gefeh der Königin Viktoria — — 
Wenn dennoch in England bis zur Gegenwart 
noch unverhältnismäßig viel entailed property 
befteht, jo ift es eben die ariftofratiihe Sitte, 
welche diefen Beſitz ſchützt. Denn auch die volle 
Teftierfreiheit, weldde zu den Grundrechten Alt 
Englands gehörte und nach beiden Seiten hin 
angewendet wurbe, um Unveräußerlichkeit und 
Fideilommißrecht zu begründen und anberfeits bie 
feubale Erbfolge abzuänbern, erlitt in neueren 
Zeiten eine wejentlihe Einſchränkung. Eine Par⸗ 
lamentsalte unter Wilhelm IV. im Jahre 1838 
orbnete an, daß kein Grundbeſther, er jei Lord 
oder der geringite Freifafje, Die Unveräußerlichkeit 
feines Grundbeſitzes weiter beftimmen, überhaupt 
die Verfügungsbefugnis feiner Nachfolger über 
ben Grund und Boben wie defien Nutungen weiter 
beſchränken dürfe als auf die Lebensdauer einer 
Perſon oder mehrerer, gegenwärtig ſchon lebender 
Berjonen und auf länger als einen Zeitraum von 
21 Jahren, alfo den Termin der Volljährigkeit 
und Hanblungsfähigfeit derjenigen, welche zur 
Zeit ber Dispofition noch ungeboren und zu deren 
Gunften dieſelbe getroffen wurbe. Es ift eben feft« 
ftehender Grundſaß des engliſchen Rechts, „feine 
Perpetuität“, keine auf ewige Zeiten Hin bie künf⸗ 
tigen Generationen feſſelnden Stiftungen zu ger 
flotten; nur bezüglich einiger Stammgüter haben 
vereinzelte Parlamentsakten Ausnahmen gemadht, 
— Wie jhon erfichtlich, hatten ſich auß den alten 
Lehens- und Hörigfeitsverhältnifen in England 
noch mannigfache Dienfte und Abgaben, Zehnten 
und Servituten erhalten, ſelbſt die gehäffige Ab⸗ 
gabe des Befthaupt (heriod) hat fi) bis in die 
neuere Zeit übertragen. Mit Ablöfung diefer Be⸗ 
laftungen des Grund und Bodens, vornehmlich 
mit ber Umwandlung der Hinterfafjengüter in frei« 
fäffige, ift man grundſätzlich auch erft gegen Ende 
der Regierung Wilhelms IV. vorgegangen; bie 
Verwandlung ber Naturalzehnten in Geldrente ift 
erft 1836 durch eine Parlamentsakte angeorbnet. 
Die Jagdgefehgebung bewahrt dagegen auch heute 
noch mehrfache Eigentümlichkeiten. Der König ift 
vermöge der obigen Rechtsfiktion gejehlich der ein⸗ 
zige Jagbberechtigte. Durch Belehnung mit dieſem 
Regal kam die Jagd, und zwar aud die auf 
fremden Grund und Boden, allmählich in bie 
Hände ber landed Gentry, weldhe die alten Jagb« 
polizeigefege in mittelalterlicher Herbigfeit aufrech 
5 * 
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erhielt. Nur wer ein freies Gut von 100 Pfb. St. 
Jahresrente bejaß, durfte auf eigenem Grund und 
Boden jagen. Sehr Harakteriftiih! Man konnte 
mit 40 Schillingen zum Parlamente wählen, mit 
20 Pfb. St. Rente Geſchworener fein, aber um 
ein Rebhuhn hießen zu Dürfen, mußte man 50mal 
ſoviel Einfommen wie ein Parlamentswähler und 
5mal ſoviel wie ein Geſchworener haben. Auch 
in diefem Punkte Hat ſich die Gefeggebung erft in 
unferem Jahrhundert wieder bem alten Sachſen ⸗ 
rechte genähert. Eine weitere Parlamentsalte unter 
Wilhelm IV. hält das Jadrecht auf fremdem Ge» 
meinbeland nur da noch aufrecht, mo e8, was 
felten nachweisbar ift, fpeciell verliehen worden, 
und da, wo es, was fi von jelbft verfteht, der 
Krone in ihren Forften zufteht. Sonft kann jeder 
1% auf feinem Grund und Boden jagen, der einen 

gdſchein löſt; hat aber ein Befiger feinen Grund 
und Boben eingehegt, dann darf er ohne Löſung 
eines ſolchen Scheines — Hafen ſchießen. Das 
neueſte Jagbpofizeigefeß ift vom Jahre 1862. Da- 
nad können Friedensrichter und Polizeidiener bei 
Leuten, bie ber Wilbbieberei verbächtig find, Haus- 
ſuchungen halten (was bekanntlich in England fehr 
viel jagen will) und Wild und Waffen konfiszieren. 
Größere Grundbefiger dürfen Wilbhüter (game- 
keepers) halten, die gleichfalls zur Konfisfation 
der Jagdgerätichaften befugt find. Der Wild⸗ 
handel wirb gegen Konzeſſion und Gewerbeſchein 
betrieben. — In den mit England und feinem 
Parlamente vereinigten Königreihen Schott« 
land und Irland ift die Agrargefebgebung und 
die Entwidlung der agrariſchen Verhältniffe ihren 
befondern Weg gegangen. Irlands Zuftände find 


höchſt unglüdliche, durch die mafienhaften Kon⸗ | fir 


fisfotionen und Gewaltthaten ber Eroberung und 
wiederholter Bürgerfriege berbeigeführte Aus- 
nahmezuftände und fallen als ſolche nicht in den 
Rahmen unferer Erörterungen. Solange die Ge- 
— des Parlaments nicht den Grundſatz 
er Unverleblichfeit und Freiheit bes Grumdeigen- 
tums zur vollen Geltung Bringt, das hiſtoriſche 
Unrecht fühnt und damit den Grund legt zur 
Wiedergeburt eines freien, fräftigen Bauernftandes, 
folange ift an eine nachhaltige Befjerung nimmer 
zu benfen (ſ. d. Art. Bauernftand). In Schott« 
land nahm die Ausbildung der Agrarverhältnifje 
gleichfalls Teine günftige Wendung. Hier, wo im 
Hochlande bei der alten Elanverfaflung der Elan 
als daß Gebiet einer großen Familie und dieſes 
als ein Gefamteigentum bes Häuptlings und jeiner 
Hinterfaffen betradhtet worden war, drang nad) 
der Unterbrüdung des Stuartſchen Aufftandes 
(1747) auch bie engliſche Rechtsanſchauung ein. 
Man behandelte die Elangenofien und Kleinen 
Grundbefiger als bloße Pächter. Die großen 
Grundherren zogen die ihrer Kündigung unter« 
liegenden Laßhöfe ein und zerteilten fie wie ihre 
eigenen Ländereien in viele Meine Pachtgüter, 
deren jedes nur gerade eine Yamilie ernährte, 
wofür dann ein zwar geringer Zins entrichtet 


Agrargefeggebung, Agrarweſen, Agrarpolitik. 





136 


wurbe, aber ihr perjönlicher Einfluß bedeutend 
wuchs. Ober aber fie vertrieben die Koloniften 
und Pächter von ihren väterliden Sigen und 
legten außgebehnte Weiden und Schaftriften an. 
Weltbelannt geworben find die Beilpiele, wel 
die Gräfin von Sutherland und ber Herzog non 
Newcaſtie gaben. Erftere beſaß im fchottiichen 
ochlande eine früherhin founeräne Herrichaft, 
400000 ha groß, die von mehr ala 3000 
Familien, über 15000 Köpfe flarf, bewohnt und 
pachtweife bewirtfchaftet wurde; fie begann und 
vollendete in den Jahren von 1811—1820 dag 
fogen. clearing system (Säuberung des Landes 
bon Menjchen), trieb die ganze Bevdilerung ſcho⸗ 
nungslos aus dem Lande, verbrannte die Dörfer 
und ſchuf dann 29 ungeheure Pachtungen, welche 
lediglich zur Weide beftimmt und auf die dann 
131.000 Schafe aufgetrieben wurden. Sie ver- 
mehrte durch dieſe Pachtungen und die dadurch 
gewonnene Merinorolle allerdings ihren Rein⸗ 
ertrag, aber auf Koften des Gelamtwohles bes 
Staates. Der Herzog von Newcaſtle ahmte, we⸗ 
niger aus dlonomiſchen wie auß politifchen Grün- 
ben, weil feine Pächter bei ber Reformbill gegen 
feinen Willen geftimmt, diefes Beiſpiel nad; es 
wurde, wie gejagt, in Schottland förmlich Syftem. 
Darum erlag eine Menge der Heinen Freifaflen- 
güter, deren es zu Karls L. Zeiten noch 160000 
mit einem Durcfchnittgeinfommen von 60 bis 
70 Pd. St. jährlich gab, dem Kapital, der Fa⸗ 
brif« und Gewerbe-mduftrie, wogegen die Zahl 
der größeren und mittleren Pächter wuchs, jo daß 
auch in Schottland bie Agrarverhältnifie ſchon 
längft feine naturgemäßen und gefunden mehr 
ind. Die Anzahl der wirklichen Grundeigentümer 
beläuft fih in Schottland gegenwärtig nur auf 
etwa 7850. Die durch die Magna charta wieder 
möglich gemachten und vieljeitig wieber hergeftell- 
ten Grundzüge des altſächſiſchen Agrarrechts find 
es, denen England feine freiheitlichen Inftitutionen 
verdankt und die auch feiner Landwirtſchaft an fich 
den hoben Grad von Volllommenheit gegeben 
haben, deſſen fie ſich unerachtet vieler Unzuträglich- 
feiten mit ber foctalen Strömung ber Zeit immer 
noch erfreut. Die rechtlich im höchſten Grabe 
unfichere Lage eines großen Teiles der Landbe⸗ 
völferung und das unbeftreitbare Mißverhältnis 
in Verteilung des Grundeigentums in England 
tft zur Zeit noch verhältnismäßig wenig fühlbar, 
weil es die Landlords bis Heute verflanden, die 
Pächter, mit denen fie in ummittelbarer rung 
blieben, ohne Drud und ſogar in einem gewiſſen 
Wohlſtand zu erhalten. 

Es erübrigt noch ein Blid auf die Agrarzuftände 
in ben flavifchen Ländern, Rußland und Polen. 
Die alten Slavenftämme kannten den Unterſchied 
von Ständen, eines eigenen erblichen Adels und 
eines Bauernftandes, überhaupt ein perjönliches 
Eigentum, nicht; fie faßen in leinen Dorf- und 
Stammgemeinjchaften unter ſelbſi gewählten Älter 
ſten, Arbeit und Ertrag waren gemeinfam, babei 
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beftanb volle feit. Diefe hob ber 
Zar Boris Pr 1601 Ir nah Ya 


teit (glebae adscriptio) ein, um 
ein ——— chſen des dem Wandeririebe nur | Baterd 


zu ſehr nachgebenden Volles mit dem Boden ber 
Heimat herbeizuführen. Damit bildete fid) bann 
ein Erbabel. ter I. erweiterte die Schollen« 
pflichtigkeit zur Bolpänbigen Leibeigenſchaft und 
ſchuf gleichzeitig einen Verdienſt und Beamten» | Di 
abel, der —— Erbadel en balb ganzlich in den 
Hintergrumb ie in England — 
wegen, wenn — nur vermöge ber Fiktion, der 
Kömig Eigentümer alles Grund und Bodens, fo 
* in Rußland der Zar ſeit Peter J. — 
thatſaͤchlich, wie auch Eigentümer der auf dem 
rund und Boben befindlichen Leibeigenen. Die | m 
Sugriepung, genifernaken ehe veehen, 
g, gewi e en, 
und felbft der Erbadel blieb in beftändiger Ab⸗ 
hängigfeit von der Krone, da er zum Staais · und 
Heerbienft verpflichtet war und jeine Güter, wenn 
ex diefen Verpflichtungen nicht nadjfam, wie in 
eingezogen werben fonnten. Nur ber 


— 
Sein fo beftand auch feine Un⸗ 
ligen Güter; bie gleiche Natural« | ber 
— is nmtfihen Eöhnen bilbete bie Regel. 
Nur einige wenige Familien genofien das Privi⸗ 
der Autonomie. Solchergeſialt befand fi 
(nad) unferen Quellen⸗ v. —— Studien 
über bie inneren lands) noch um 


gutsunterthänig, nur in den nörd« 
* Gouvernements genoß ein Meiner Teil, der 
in dem — era eg 
einem Padhtverhäl 


Ib» 
mar eigentümlich gehörte; zu ihnen —X 
Rı gemeinben und bie auß eingewanderten |Te 

Be ln DIE 

en zu dieſen freien ellte fü 
are er 6:5, in mandjen Gouverne 
ments aber wie 8:8. Im eigentlichen Broßrußland 


te die A u jed 
a en 
Selig 2 jemeinden auf ber als eine Er⸗ 
weiterung ber gen Familie zu betrachtenben 


Gemeinde. Am a On und Boben hatte der Ein- 
-. rechte, und biefe waren für 
jeden in ber — Geborenen gleich. So 
wurden denn bie Feldmarken in beſtimmten Zeit⸗ 
rãumen nad) Bedũrfnis gewannenweiſe unter Aus» 
gleichung von Größe, Güte und Entfernung vom 
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Wirtſchaftshofe unter Die großjährigen männlichen 
— Gemeinde neu eingeteilt. Die 


Söhne erhielten zumeift den Anteil bes verſtorbenen 
wieber, einen Rechtsanſpruch darauf, ein 
Erbrecht Hatten fie nicht, dem mgsanteil 
eines DVerftorbenen fiel an bie Gem urüd. 


Wald, Weide, Jagd und Fiſcherei blieb in ges 
—— hg zu gleichen Anrechten. 
beraufficht über dieſe — 


führte der von der Gemeinde gewählte Vorfteher, 
ber Staroft. Auf dasſelbe Drineip der Affociation 
war auch der Betrieb zahlreicher Handbwerte fabrit« 
mäßig geordnet. Die Äder der Krone wurden zu 
folder an Nubung gegen Rente über- 
—— ebenſo hatten die leibeigenen ne 
einden für bie Überlafjung der Feldmark 
Geldaßgahe (obrock) an ihren Grundherrn zu 
entrichten. Waren fie dazu nicht im flande, dann 
konnte der Grundherr ein Vierteil oder ein Dritt« 
teil aus der Selbmarke als Berti Birt- 
fchaftagut ausjcheiben, beffen Beftellung, Düngung, 
Aberntung bann aber wieber ber Gemeinbe unter 
Auffiht des Staroften verblieb, bem auch bie 
Verwertung der Ernte im Bege des zuup, 
wenn es verlangt wurde, oblag. — In Polen 
der | und in ben er exiftierte dieſe 
—— — batten vielmehr infolge 
beutfchen Einwanderung manche Elemente 
deutſcher und De Redtsinftitutionen Ein · 
gene 8 gefunden ; doch bildete fich ein ſcharfer, harter 
nterſchied lee dem Adel und den Bauern 
und Hörigen ans. Solange in Polen bie Erb- 
um monarchie beftand, war Biete im Beroußtfein ihres 
Berufes wie ihres Interefjes beftrebt, bie Selbft- 
fändigfeit des Bauernſtandes gegen ben Adel zu 
dr Noch 1520 erihien = Geſetz, welches 
ie Robotdienſte ber = wie ber abeligen 
Bauern auf ein leidlich günftiges Maß beſchraͤnkte. 
Mit dem Übergange des erblichen Königtums in 
ein Wahltönigtum aber erhob ſich der Adel zu 
einer nad) allen Seiten hin privilegierten Arifto- 
kratie, maßte fi die Patrimonialgerihtsbarkeit 
eit | und Polizet in unumfchränktefter Weife an, machte 
bie von der Krone bisher verlichenen Starofleien 
und Dienftgüter erblich und dehnte Die Leibeigen- 
Ioft in ungebührlichfter Weife aus, fo daß in der 
pten Hälfte bes 16. Yahrhunbert beinahe voll» 
Mendig Rechtslofigkeit eintrat. Selbſt gegen bie 
nad deutſchem echte angeftebelten Kotonifen 
machte der Abel die Befugnis geltend, die — 
und Urkunden, welche ihre Rechts⸗ Befike, 
gaben- und Dienftverhältniffe fett ——— und 
regelten, beim Wechſel des Gutsherrn bei 
ändern zu dürfen. Dit dem Ende des 17. Ya 
hunderts gewannen bie Gutsherren eine geradezu 
fouveräne Gewalt über ihre —— die ſogar 
ein Recht Über Leben und Tod gab. ein 
Traltat von 1768 bob dieſes wieder a unb bie 
KRonftitution von 1791 fanktionierte dann auch 
die Verträge zwifchen den Gutsherren und Ein- 
ſafſen. Seit der Teilung Polens Tann natürli) 
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von einer einheitlichen polniſchen Agrarverfafjung 
nicht mehr Rebe fein, die Eniwicllung ber agra= 
riſchen Zuftände nahm in den verfchiedenen Staa- 
ten aud) einen verſchiedenen Weg. — In Rußland 
betrat ſchon Alegander I. den Weg ber Reform, 
inbem er für bie Oftfeepropingen bie Leibeigenſchaft 
aufhob. Weil dabei aber eine neue organilche 
Regelung ber Rechts⸗ Befik- und er Bder« 
bältniffe unterblieb, jo bewirkte bieje regel 
keine bemerlenswerte Veränderung. Nitolaus I. 
erfannte erft auf feinem Zotenbett die Notwen- 
digkeit, der Leibeigenichaft ein Ende und den ge⸗ 
jamten Bauernftand frei zu machen. Alegander II. 
prach bann durch Manifelte vom 2. Dez. (20.Nov.) 
1857 und 3. März (19. Sehr.) 1861 die Aufe 
hebung der Leibeigenſchaft förmlich aus. Die 
221/,—23 Millionen leibeigenen Bauern wurden 
für perſönlich frei erflärt und die Grundherren 
— 117000 an ber Zahl — mußten ihnen gegen 
ablößbaren Grundzins Land abtreten. Die Ab- 
loͤſungsſumme wurde dergeftalt normiert, daß für 
je 6 Rubel Wert ber bißherigen Leiftung die 
Grundherren 100 Rubel erhielten. Hiervon zahlen 
die Leibeigenen ein Fünftel direft an den Guts- 
herrn, wogegen dieſe für die übrigen vier Fünftel 
—VTIC teils auf den Inhaber teils auf 

Namen Iautende und nur unter benfelben 
Formen wie das Grundeigentum felbft über 
tragbare, von der Regierung garantierte Certifilate 
empfangen; bie Leibeigenen haben dagegen zur 
Verzinfung und Tilgung jährlih 6 Prozent 
49 Jahre hindurch zu entrichten. Noch günftigere 
Bedingungen erhielten die, aber auch in ungleich 
brüdenderer Lage ſich befindenden Leibeigenen in 
Polen. Hier haben mit dem Frühjahr 1870 be⸗ 
reits alle Fronen und Obrods aufgehört, auch 
bie Bauern der Staatsbomänen, welche früher 
Erbpacht zahlten, und bie Apanagebauern, benen 
feine Fronen oblagen, find dur Ukas vom 
8. Juli 1863 in die Reihe der bäuerlichen Land» 
eigentümer getreten, indem fie den Kaufpreis ihres 
Landes ebenfalls in 49jährigen Duantitäten zu 
entrichten haben. Aus der Losfaufsoperation waren 
bis zum 1. Januar 1869 ſchon in Rußland und 
Polen 477 096 972 Rubel in Darlehen und Vor⸗ 
ſchũſſen gewährt worden. 

Diefe kurzen geſchichtlichen Streiflichter laſſen 
re hinreichend erfennen, wie der Grunbbefig 
jeit den erften Anfängen in der Entwidiung 
von Staat und Gefelihaft von größter Be— 
deutung geweſen ift. Seine Eigenf als Unter« 
lage Is die Ernährung bes Volles ift dabei 
et8 berüdfichtigt worben. Anders freilich in ben 

heiten Zeiten bes Überfluffes an Grund und 
Boden im Berhältniffe zu den Bebürfniffen der 
u ernährenden Benöllerung, anders in ſpäteren 
Seiten, wo der Grundbefiß ein beichränfter wurde, 
immerhin aber bei der nicht zu Dichten Bevöllerung 
noch einen erheblichen Überf huß an Nahrungs- 
mitteln hervorgebracht und zur Abgabe an andere 
Voller und Staaten, in welchen die Verhältniffe 
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ſchon noch engere geworden waren, Verwendung 
finden fonnte, anders endlich in ber neueren und 
neueften Zeit, wo man in einem Teile der alten 
Rulturftaaten einer mehr oder minder erheblichen 
Zufuhr aus dem Auslande bedarf, um die Volls 
ernährung zu fihern. Dies die eine Seite der 
Bedeutung des Grundbeſitzes. Diefer war aber 
auch in ben früheren Zeiten faft der einzige Richt» 
kön wie derfelbe biß in die Gegenwart, begün« 

igt durch feinen monopolartigen Charafter, bie 
bebeutfamfte Grundlage des gefeftigten Reihtums 
bildet. Reichtum aber gab und giebt Macht. Wie 
in ben älteften Zeiten bei der Zuteilung des Grund 
und Bodens bei den beutichen Stämmen die 
Machtſtellung des Einzelnen für den Umfang be= 
fimmend war, fo erwuchs wiederum aus dem ver⸗ 
mehrten Grundbefige die Macht des Einzelnen 
im Volfe. Die Steigerung der Anforderungen an 
den Grundbeſitz, namentlich für die Heeresfolge, 
führte dazu, daß nur ein ſchon erheblicher Grund» 
befiß zu ben Leiſtungen befähigte. Es wurde biejer 
Umitand die Urſache, daß der kleine fi in 
gewiſſe Abhängigfeitsverhälmiffe zum Großgrund⸗ 
befiß begab, wogegen ber letztere bie Laften über- 
nahm. Der Großgrundbeils wird fodann eine 
der Unterlagen zur Entwidiung des Landes- 
fürftentums ſowie ber Heineren grundherrlichen 
Machtgebiete, welche dann allerdings durch den 
Stand der neueren Zeit ihrer unabhängigen, nach 
unten bin herrſchenden politischen Selbfländigfeit 
entfleibet werben, immerhin aber noch eine haupt⸗ 
ſächlich aus dem Grundbeſitz herzuleitende bevor⸗ 
— Stellung im politiſchen und geſellſchaftlichen 
Leben behaupten. So ſucht denn auch der im Er- 
werbsleben entftandene Sapitalreichtum durch 
Ankauf von Grundbefig fein Anfehen noch zu 
heben. Auch der Heinere und mittlere Grunbbefik 
bifbet faft durchgehends noch eine ber Voraus- 
fegungen zu ber ſtimmberechtigten Teilnahme an 
dem Leben in ben größeren und Tleineren Ge- 
meinbeverbänden, wenn auch nicht mehr am eigent» 
lien Staatsorganismus. Man wird alfo nicht 
überjehen dürfen, daß, wenn auch ber Grundbeſitz 
in ber wirtihaftlichen Entwidlung mehr und 
mehr zum landwirtfchaftlichen Gewerbe geworben 
ift und dazu werden mußte, wenn er ſich mwirt- 
ſchaftlich erhalten wollte, derſelbe doch auch ben 
Stempel eines „Standes“ trägt, bei welchem 
es darauf anfommt, nicht nur die Mittel zum ge» 
deihlichen Wirtſchaften zu haben, jondern auch bie 
auf einer gewiffen Überlieferung ber befigenben 
Bamilien beruhenden Anſchauungen und Gefin« 
nungen zu pflegen und zum Gemeinwohl zu er- 
balten und zu fördern. Der Staat hat ein großes 
Interefſe an biefer Erhaltung, felbft auch im Hin» 
blicke auf die namentlich für die Verteidigung des 
Vaterlandes notwendigen lörperlichen Eigenſchaften 
der Ackerbau treibenden Bevdlkerung. Dabei iſt 
es aber durchaus von allergrößtem Wert, daß bie 
Befigverhältnifie in gefunber Weife zwiſchen Groß« 
grumdbefig, mittlerem Befig, als dem Grundftode, 
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* — $ verteilt find. Dieſe Gruppen 
—— Fee Bedeutung für Staat und 
Senken Der Schwerpunft muß in dem mitt« 
leren Beſiß gefucht werben, bei welchem die vom 
Fi felbft bewirtichaftete Scholle ihn und feine 
Familie ernährt und zum unabhängigen Mann 
macht — ein Ideal, welches freilich wohl nie voll- 
Tommen erreicht werden wird, welches aber allen 
denjenigen vor Augen ſchweben muß, welche, fei 
& als Landwirte, Ki es als Vertreter von Staat 
= Gemeinden, berufen find, an der Erreichung 
beiten. le bie Maßregeln, Vorkehrungen, 
ungen, welche auf dieſes für die Erhaltung 

von Staat und Geſellſchaft bis zur Bedeutung 
einer Lebensfrage für diejelben geftedte Ziel aus- 
gedacht bezw. —— werben, ſei es durch Ge⸗ 
ſetßzgebung, 2 freiwillige Thatigkeit, 
umjafſen in —— — die Agrarpolitik. 
Je nad) den Kranfheitserjcheinungen des Agrare 
wejens herrſcht bald die eine, bald die andere 
Richtung vor, wie ſich ſchon aus der orange 
reed geſchichtlichen Darftellung ergiebt. Die 
ufgabe des Iehten Teils diefes Artikels möge es 
noch fein, die Erfcheinungen der Gegenwart zur 
En Darftellung zu bringen. Wenn feit 
Mitte des 18. Jahrhumberts bis zur Mitte des 
19. Jahrhunderts die Hauptrichtung fait allent- 
halben dahin in ging, durch die Sefeharbung freien 
Bes, freie Bewegung bes Eigentums zu ſchaffen, 
fo war bies be Faige der früheren gebundenen 
Zuftände, welche in der That die Entwidlung ge 
Baer —E Verhältniffe des Grund- 
ebenjo verhinderten wie die Entfaltung 

* Kräfte im landwirtſchaftlichen Betriebe. Daß 
dieſe Zuftände geändert wurden, war eine Lebens» 
fasst ie * wirtſchaftliche und politiſche Gebeihen 
te8. Noch aber war fein halbes Yahr- 

ade a der allgemeinen Durchführung der 


a 


freiheitfichen Einrichtungen verflofien, als die 
Eigentümlichleit bes Grunbbefibes und feine Be⸗ 
deutung im Staatsleben darauf hinmwielen, daß 


die —— Durchführung doch auf die Dauer 
mit ſchweren Bebenten belaftet ſei, und ohne zu 
den alten gebundenen Zuftänden zurüdzufehren, 
fuchte man Einricjtungen zu fehaffen, welche die 
geh! ſegliche rn berbeiführten, daß Grund- 
— für ſich und ihre Familien der unbegrenzten 
Freiheit der Bewegung des ar, freiwillig 
Schranten jegen lönnen, und zwar hauptjächlich 
durch Regelung bes Exbrechte. Der Staat ebenfo 
wie der Banernftand felbft ſehen mit Beforgnis 
der ſtets fich verftärfenben Abbrödelung des Grund- 
pe rn durch welche an Stelle des 
ländigen ern nach und nach Tagelöhner- 
familien treten. Daher bie Geſetze in Preußen 
und anderwärts über das Anerbenreht (f. d. 
A) über Sandgüterorbnung. Wenn bie Gejeh- 
— g in dieſer Richtung die Verhinderung ber 
wüchfe ermöglicht, fo befteht in einer andern 
Richtung die Gefahr, daß der Großgrundbefig, 
wo er fapitalfräftig if, den Fleinen in fich auf 
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nimmt. Dies wird immer in einem gewiſſen Um« 
fange ftattfinden, wo es ben Heineren Befipern 
wirlſchaftlich fehlecht geht und wo die großen Be⸗ 
ſitzer ihre Kapitalkraft weniger dem Erträgniſſe 
von Landwirtſchaftsbetrieb verdanken als andern 
Erwerbäquellen. Während früher in der gebun» 
nen Zeit, namentlich wiederum in Preußen, das 
„Bauernlegen” verboten war, ift dieſe Schranfe 
Feibftoerftänblic fortgefallen. Das wirkjamfte Mite 
tel, die Auffaugung des bäuerlichen Beſitzes zu hin» 
dern, liegt darin, daß derſelbe ſich wirtſcha — 
befindet. Der Bauer geht nicht gern von ſeinem 
Beſitz, namentlich nicht vom ererbien, aber die Rot 
und günftige — — treffen dann wohl 
zuſammen, um den Befiß aufzugeben. Hier tritt 
uns als Aufgabe der Agrarpolitit entgegen, die 
als Vorausſehung gebachte und nötige Thätigfeit 
und Tüch des Landwirts auch lohnend zu 
geſtalten. Die energiſchte Selbſthilfe ein ehr 
des genofienfchaftlien Zuſammenſchlufſes muß 
immer als bie unbedingt erforderliche Grundlage 
für jedes Eingreifen des Staates feftgehalten wer« 
den. Den ftrebjamen Landwirt unterftüßt ber 
Staat oder andere — durch Einrichtung 
und Unterhaltung landwirtſchaftlicher —— 
anſtalten für die verſchiedenen Klaſſen des Grund⸗ 
beſitzes. Die Förderung des landwirtſchaftlichen 
Vereinsweſens wobei allerdings der Gelbitthätig- 
feit der Beteiligten der weit überwiegende Teil 
der Aufgabe — alle Maßregeln zur Förde» 
rung der Viehzucht, Verbreitung der zur tüchtigen 
Betriebsführung nötigen Kenntniſſe liegen alle auf 
biefem Gebiete der Fürforge und werden wohl in 
allen Kulturftaaten mit einer gewiſſen Vorliebe 
gepflegt. Das Veterinärwefen bemüht fi, den 
Schäden ber Viehkrankheiten vorzubeugen, wenn 
aud bier die Gegenfäge zu dem Verzehren des 
Fleiſches für ftaatliche Maßregeln wohl erhebliche 
Schwierigfeiten herbeiführen. Mit allen den hier 
angebeuteten ragen fommt der Landwirt, man 
tönnte fagen, tagtäglich in Berührung, die Dit- 
hilfe des Staates tritt aber gegen Ei ine eigene 
Thätigfeit an Bedeutung zurüd. Mithin ift das 
Eingreifen der Gefeßgebung und Verwaltung auf 
andern Gebieten nötig. Die geſamte wirtſchaftlich 
gefunde äußere Geftaltung bes Grundbejihes, bie 
dem einzelnen Befiper e8 ermöglichen, feine Tüch- 
tigfeit zu entfalten, ohne mit der Wirtfchaft des 
Nachbars verflochten zu fein, ift ba8 Ergebnis ber 
unter verſchiedenartigen Namen: Kommaſſation, 
Zufammenlegung, Separation erfolgten zwed- 
mäßigen Neueinteilung de8 Grundbefiges in eine 
Feldmark, wobei zugleich die Wafjer- und Wege» 
verhäftniffe verbeijert (geregelt) werden fonnten. 
Es bedarf befonderen gejeßgeberifchen Eingreifeng, 
um bie Eingriffe, welche Hierbei in den firengen 
Begriff des Eigentums vorfommen, geſetzlich zu 
machen. Gin weiteres großes Gebiet Kr auf 
welchem ſtaatliche Fürjorge und Selbſthilfe zu» 
fammentwirfen müffen, ift das Berfiderung®- 
wefen. Das Zujammentreten vieler, von benen 
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jeber den mit Schaden drohenden Ereigniſſen: 
Teuer, Wafler, Hagel, ausgeſetzt ift, von denen 
indeffen nur ein Heiner Zeil erfahrungsmäßig 
davon wirflich betroffen wird, ermöglicht es, durch 
aus verhältnismäßig feinen Beiträgen geſammelte 
Fonds da, wo ber Schaden eintrifft, Erfaß zu ger 
währen. Inwieweit der Staat unmittelbar als Ver⸗ 
ficherungsanſtalt eintreten foll, ift ftrittig, wohl aber 
wird er durchweg durch eine fachgemäße Aufficht 
Ausbeutungen durch Verſicherungsgeſellſchaften zu 
verhüten haben. Beſonders ſchwierig liegen die 
Verhältniffe bei der Viehverfiherung, weil bie 
Mitſchuld des Befigers erfrankter oder eingehender 
Tiere hinfichtlich der Pflege ſehr ſchwer feftzuftellen 
iſt. Es iſt oben darauf hingewiefen, wie bedeutfam 
die Erhaltung des Grundbeſitzes in wirtſchaftlich und 
eſellſchaftlich angemeſſenen Größenverhältniſſen 
auch auf die Maßregeln aufmerkſam gemacht, 
welche ber Zerftüdelung des Grundbeſihzes bei der 
Vererbung vorbeugen ſollen. Das formelle Befig- 
recht allein genügt indeſſen nicht, um gefunde Zu» 
fände zu fiern, es muß aud) Dazu beim Grund⸗ 
beſitz ein wirkliches Vermögen vorhanden fein, 
welches von Schulden nur foweit höchſtens in An⸗ 
ſpruch genommen wird, daß die wirtſchaftliche und 
perfönliche Bewegungsfreiheit des Grunbbefihers 
nicht in Frage geftellt wird, Die Entftehung der 
Verſchuldung ift zurüdzuführen auf die Erb» 
auseinanderjegungen, auf Kauf mit zu geringem 
Kapital, auf wiriſchaftliche Mißerfolge verſchie⸗ 
denſter Art, welche natürlich um fo ſchwerer drüden 
und ſchließlich vernichtend wirkten, je mehr die 
wirtfhaftliche Widerftandskraft ſchon vorher ger 
erst was infolge der vorher vorhandenen 


erſchuldung ſich zeigt. Die ftaatlihen Ber | Ü 


frebungen auf Regelung des Erbrechts faffen 
namentlich auch die Verminderung der zu hohen 
Abfindungen für die Miterben ins Auge, fo durch 
das Anerbenrecht. Wer indeſſen leichtfinnig kauft, 
dem iſt ſchwer zu helfen. Soll er aber die 
Möglichkeit Haben, durch Fleiß und Tüchtigkeit 
fi doch vorwärts zu bringen, ſoll verhütet 
werden, daß nicht auch fonft wohlgeftellte Befiger 
durch unvorhergefehene Schulben unheilbar wirt« 
ſchaftlich krank werben, fo muß einerſeits durch 
das Verſicherungsweſen, welches ſchon erwähnt ift, 
Vorſorge getroffen werden, dann aber vor allem 
durch bie Regelung des Srebits. Bei jeder Erbes- 
tegulierung , bei welcher nicht hinreichend Ver⸗ 
mögen vorhanden ift, um den einen Teil der Exben 
mit Grundbefiß, den andern mit fonftigen Ver- 
mögenäobjelten, namentlich auch Durch bie für dieſen 
Tall fo überaus wichtigen Lebensverficherungen, 
abzufinben, fondern wo der Grundbeſitz den Haupt⸗ 
ſtamm des Vermögens bildet und behufs Abfin- 
dung der andern Erben belaftet werben muß, ift e8 
gera 8 eine Lebensfrage für ben Grundbefiß, daß 

ieſe Belaſtung zu möglichſt geringem Zinsſaß 
und mit Amortiſation, d. h. Kapitalsabtragung 
in kleinen Beträgen, herbeigeführt werden fann. 
Diefe Ziele Haben vor allen Dingen in Preußen 
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die Landſchaften, in andern Staaten bie Hypo» 
thefenbeleihungsinftitute zu verfolgen. Sind bie 
Zahlungen, welde ber Grundbefiger hiernach 
für feine Rentenſchulden zu leiften hat, nur fo 
bo, daß ihm für feine gefamte Lebensftellung 
die erforderlichen Mittel bleiben, fo wird man daß 
Schuldverhältnis fein ungefundes nennen lönnen, 
da neben ber Verzinfung noch die Abftopung bes 
Schuldkapitals, alſo eine Befjerungdes Bermögens- 
ftandes, erreicht wird. Es bedarf aber der Grund⸗ 
befiger, weldher nicht neben feinem Grunbbefig über 
bewegliches Kapital verfügt, namentlich in 

wirtfchaftlichen Mißgeſchids einer Geldquelle, die 
nicht zu teuer ift und aus welcher er in einer Art 
Ge erhalten kann, wie e8 feinen Bebürfniffen 
entipricht. Diejes Ziel erftreben bie in fortwähren- 
der Vermehrung und Stärkung begriffenen ge» 
noſſenſchaftlichen Spar= und Darlehenstafjen, Ein- 
und Verkaufsgenoſſenſchaften u. ſ. w., deren För⸗ 
derung fih auch die Staaten angelegen fein laffen ; 
fo in Preußen durch Begründung der Central⸗ 
genoffenjchaftstaffe, in Bayern durch die Eentral- 
darlehensiaſſe u. |. w. Wir jehen alſo auf den 
verſchiedenſten Gebieten die organifierte Selbft- 
hilfe unter Stärkung derfelben ſeitens des Staates 
thätig, um die Schwierigleiten, mit welchen die 
Landwirtſchaft zur Zeit allenthalben zu kämpfen 
bat, zu überwinden. Es ift aber Mar, daß alle 
dieſe Mittel immerhin nod) eine gewiſſe Leiftungs- 
fähigkeit de Grundbefiges vorausjeßen, durch 
deren Zuſammenwirken Großes erreicht werben 
ann. Dan darf fagen, alle diefe Einrichtungen 
wirten dahin, auf dem Conto des Landwirts bie 
Ausgaben zu verringern, und erhöhen dadurch ben 
berſchuß der Einnahmen über die Ausgaben; fie 
können aber auch, mo die Einnahmen zu gering 
find, lediglich nur erreichen, daß das Deflcit 
niebriger bleibt; die Wiriſchaft ift aber auf die 
Dauer fo doch nicht zu Halten. Es kommt aljo 
für den Grundbefißer vor allem darauf an, feine 
Einnahmen zu heben. Daß Hierbei die wirtihaft- 
liche, gefchäftliche Tüchtigfeit des Landwirte in 
erfter Reihe ins Gewicht fällt, liegt auf der Hand; 
es muß aber au) die Möglichkeit vorhanden fein, 
die mit Fleiß und Tüchtigfeit hervorgebrachten 
Produlte entiprechend zu verwerten. de in 
diefer Hinficht haben die Iehten zwei Decennien 
durch die überſchwemmung bes inlänbifchen Marf« 
tes mit billiger produzierten, billig transportierten 
ausländifchen Probuften, insbejonbere mit Ger 
treide, ſchwere Mißſtände hervorgerufen. Seit 
1879 iſt ja Deutfchland zu einem Schutzzollſyſtem 
übergegangen, welches ſich bis zu den Sanbelge 
verträgen in —— Linie bewegte, dann 
‚ aber einen Sprung abwärts that. Es muß gehofft 
werden, baß die neuen Verträge, falls ſolche zu 
ſtande kommen, in der Abwägung ber allfeitigen 
wirtſchaftlichen Verhältnifie der jeßt body wohl in 
ben meiften Kreifen geltenden Anſchauung Aus- 





drud geben, daß das landwirtſchaftliche Gewerbe 
auf den verſchiedenen Gebieten feiner Thätigfeit 
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erg —— gegeben 


ſolchen z. B. die eine Art regen 
Getreibehanbels berbeiführen müßten (Antraı 

), jo find ſolche als nicht durchführbar wohl 
ziemlich allgemein anerkannt. (Siehe die Ar⸗ 
titel — ferner Ablöfung, 


Sitteratur. Koch, Agrargeſetze des preußi« 
ſchen Stantes, 1848 ; Reihensperger, Die sun 
frage, 1847; Stüve, Weſen und Verfaffung der 
Landgemeinden, 1851; Lette und Rönne, Preu- 
Bilde Sandesfultur-Gefehgebung, 1858; Sugen- 
heim, Geſchichte ber Aufhebung der —5— 
1861; Helfferich, Der Erbader, Leipzig 1865; 
D. Beta, Notwendigfeit einer deutſchen Agrar- 
verfafjung, 1878; Laveleye, Nreigentum, 1879; 
Hannien, Agraräiftorifche Ahandt., 1880; ; Gier, 

eſetgebung in Holtzendorffs Rechtäteriton, 
Pt Roſcher, Nationalökonomie d. Aderbaues, 

2; Conrad, Grundzüge ber polit. Ofonomie, 
1000; Philippovich, Grimbriß ber polit. Okono⸗ 
mie, 1899; Meigen, Agrarpolitit, in Schönbergs 
Handb. 1882. In dm Schriften des Bereins 
für Socialpofitit die Arbeiten von Miaskowski, 
1882 —1884 ; dann die Gutachten über bäuer- 
Tide Zuflände, 1883, und ben Wucher auf 
dem Lande, 1887 ; ferner Rudolf Meyer, Heim⸗ 
flätten 1883 ; Derſ. Question agraire I, 1887; 
dann die Bubkfotionen von ie d. are 
inger, 


236— 247 ; Buchenberger, Agrarweſen und Agrare 
politif (Wagner, Pol Öfonomie, IT, 2. Cpl, 

3b. 1. 2) 1892; Derſ. Grunbzüg: e ber beutfcjen 
Agrarpolitik, Betin 1897; und Frhr. v. d. Glotz, 
Borlefungen über enu. Agrarpolitif, Jena 
1899. Diefe Fr enthalten ſehr reiche Litteratur« 
angaben über die Eingelfchriften der verſchiedenen 
Richtungen. Glatzel, Die preußiſche Agrargefek 
gebumg 1895; Blondel, Lacrise agraire, 


5 — ie 

Tr (4: Pin ie Altien- 
ſchwindel. Unter Aktiengeſellſchaft verſteht 
man einen Verein, der zu einem beſtimmten 
Zwede mit einem beftimmten Kapital gegründet 
ift, welches in eine gegebene Anzahl Teile (Aktien, 
actions, shares) zerlegt ift, jo zwar, daß bie 
Mitgliedſchaft in dem Vereine durch bie Erwer« 
bung eines ſolchen Kapitalteileg erlangt wird, 
während Be der Verein als folder für bie 
Erreichung der Vereinszwede thätig ift und durch 
feiner berufenen Organe Handlungen nur das 
Geſellſchaftsvermogen, nicht die Mitglieder (Aftio- 
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näre) obligiert. — Diefe im weſentlichen mit Re⸗ 
naud umd der Fafſung bes $ 178 des bdeutfchen 
elsgeſezbuches vom 10. Mai 1897 überein« 
mende Definition charakterifiert die Altien- 
gefellfchaft als eine von jedem andern Vereine und 
jeder Geſellſchaft juriſtiſch durchaus verfchiebene 
Inſtitution. Es dürfte auch die Frage, ob die 
Altiengeſellſchaften an ben Begriff der juriftie 
fchen Perſon fallen, Heutigestags eine überflüffige 
fein, nachdem durch bie Kobififation des Aftien« 
rechts in ben meiften civilifierten Staaten bie 
Rechte der Aktiengefelihaften ſelbſtändig figiert 
find. Als dasjenige Moment, in welchem ſich dieſe 
Vereine und Gejellihaften am hauptſächlichſten 
von allen andern Vereinen und ſchaften 
unterſcheiden, muß das hervorgehoben werden, 
daß der eigentliche Träger der Rechte und Ver⸗ 
binblichfeiten bag Atienfapital, alfo ein unperfön« 
liches Etwas ohne Rüdficht auf ben Zwed tft, 
während in eigentlichen Vereinen und Geſellſchaften 
bie Perfonen der Mitglieder in ihrer Gemeinſam · 
feit als Rechtsfubjekt aufzufafien find und während 
bei der juriftiichen Perjon der „Zwed“ als Trü« 
ger der Perfönlichkeit erſcheint. Im der Altien⸗ 
geſellſchaft tritt die Perfon bes Aftionärs hinter 
die Aktie zurüd. Der Altionär hat nur das Recht 
feiner Ale und infoweit er ſolche befibt, und auch 
hinſichtlich der paſſiven Anteilnahme wird er ledig⸗ 
lüch in demſelben Maße obligiert. Die franzöftfche 
Rechtsſprache nennt daher ſehr —— die 
Alktiengeſellſchaft sooisto anonym 
Hiſtoriſches. Die Attiengejelfgiaften find 
weſentlich ein Prodult des modernen germanifchen 
Rechte. Man hat im römifchen Nechte, in den 
societates vectigalium, die Anfänge ber Attien« 
gefellichaften finden wollen. Kann man nun auch 
nicht leugnen, daß gewiſſe Analogien vorhanden 
find, namentlich in Rückſicht auf die fogen. affines, 
welche nur mit Anteilen an ber Gejellichaft parti= 
zipierten, fo bürfte e8 doch lediglich bei der Ana« 
logie fein Bewenben haben, da gerade das Princip 
ber Attiengeſellſchaften, Daß unter den Aktionären 
ſelbſt ein obligatorifches Verhältnis nicht flatt- 
findet, in Bezug auf jene societates nicht zutrifft, 
vielmehr da zwiſchen allen Genofien ein ſolches 
vormwaltete. — Das Princip der — — 
daß der Betrieb eines nutzbringenden Unternehmens 
durch die gemeinſchaftlichen Mittel mehrerer und 
zum Nußen derſelben lediglich nad) Maßgabe ihrer 
Gerbbetefigung ermöglicht werde, ohne daß bie 
Genoſſen in die Lage fommen können, wegen Ver- 
bindlichkeiten der Gemeinſchaft mit einem größeren 
Betrage als dem ihrer Beteiligung herangezogen 
au werben, mit der Berechtigung, durch freie Ver⸗ 
äußerung bes Anteils alle Rechte und Pflichten zu 
übertragen, dieſes Princip findet ſich —* 
nachweisbar zuerſt in den deutſchrechtlichen Ge 
er und Spaͤnnerſchaften verwirklicht. ae 
ihnen finden fich in ber Verwirklichung der gel Syn 
genoſſenſchafilichen Verbindungen, einer Eigenart 
bes deutſchen Nechtslebens, durch die ſtarke Bes 
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tonung unbejchtäntter Berfügungsfreiheit die Ur⸗ 
anfänge einer Inftitution, welche, entgegen dem 
enoſſenſchaftlichen Streben, die Perjonen voll« 
Handıg in den Hintergrund ſchiebt. Bei dem heu⸗ 
tigen Stande ber hiftorifchen Forſchung bürjte es 
unmöglich fein, die Entwidlung ber Aftiengejell« 
fchaften bis in ihre Uranfänge zurüdzuverfolgen. 
Das Princip läßt ſich weit zurüd als vorhanden 
Tonflatieren, ohne daB e8 möglich wäre, im ein« 
elnen eine förmliche Gleichheit der Inftitutionen 
ucch die Jahrhunderte nachzuweiſen. Als ältefte 
nachweisbare Aktiengejellichaft wirb übereinftim- 
mend bie am Ende des 14. oder Anfang bes 
15. Jahrhunderts gegründete Genuefer Bant 
(Banca diSan Giorgio) angenommen. Außerhalb 
Staliens, wo ſich auch in den fogen. Montes eine 
Art von Altiengeſellſchaften in frühen Zeiten findet, 
wurden bie erſten Altiengeſellſchaften wohl in 
in gegründet. Die berühmtefte und ältefte 
it die „Holändifdeoftindifche Compagnie“, ge 
gründet 1602, das folidefte und berüßmtefte aller 
je gegründeten Handelsetabliffements. Ihr folgten 
in Holland mehrere ähnliche Inftitute und ebenſo 
in England und Frankreich. In Iehterem Lande 
ift namentlich die von Richelieu im Jahre 1628 
gegründete Compagnie des Indes occidentales 
zu einer bedeutenden Macht und Berühmtheit 
gelangt. Mertwürdig an ihr ift namentlich die 
Art, in welcher der Staat und, in exalteſter Aus» 
führung feines Grundſatzes: l’stat o’est moi, 
Ludwig XIV. in biefe Aftiengejelichaft fi ein⸗ 
mifchte ; er berief die Beneralverfammlungen ber 
—5 königliches Delret ſetzte bie Divi⸗ 


In Deutichland dürfte nachweisbar die in Wien 
im Jahre 1719 gegründete Orientaliſche Com» 
pagnie“ bie erfte Aktiengefellichaft geweſen fein. 
Ihr folgte im Jahre 1765 die in Hamburg ins 
Leben gerufene „Affeturanz-Compagnie” und dieſer 
im Jahre 1821 die „Preußifche rheiniſch⸗ weſt · 
indiſche Compagnie“. Bis dahin hatten fich überall 
jaft ausnahmslos bie Aftiengefellfchaften dem 
jogen. Welthandel gewidmet. An fie jhloffen ſich 
mit der Zeit zahlreich folche zum Zwecke der Feuer- 
berficherung und zur Ausbeutung von Bergwerken 
an, und insbeſondere beförberte fie das Auflommen 
der Eifenbahnen. Mit ber wachſenden Kapital- 
wirtſchaft wuchſen auch die Aftiengefellichaften, 
biefe Perjonififationen des Kapitals, wie Pilze 
auß ber Erde, fo daB bei Erlaß eines deutſchen 
Handelsgeſetzbuches (1861) in Preußen allein 
deren 250 vorhanden waren. 

Die Form der Altiengefellfhafteignet 
fich vornehmlich zu ſolchen gefchäftlichen Unter 
nehmungen, bei welchen es ſich um die Beteiligung 
eines großen Gejchäftsfapital8 handelt, welches in 
ein Unternehmen zu fteden einem Einzelnen ent ⸗ 
weber unmöglich oder doch zu riskant ift. An und 
für ſich follten Attiengeſellſchaften nur zu ſolchen 
Zweden gebildet werben, an denen nicht ſchon be= 
ftehenbe Gemeinichaften intereffiert find. Die 
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Perſon des Aktionärs tritt in der Aktiengeſellſchaft 
vollftändig in den Hintergrund mit ihren eigent- 
lichen wirtichaftlihen Zielen, und die den ver⸗ 
ſchiedenſten Interejfentreifen angehörenden Aktio- 
näre fehen als das Hauptinterefje des Altienunter- 
nehmens nur zu leicht nicht dasjenige an, welchem 
die Aktiengeſellſchaft dienen joll, jondern vielmehr 
das Geldinterefje. Es ift Dies eine natürliche Folge 
der Affociation des Kapitals, welche an die Stelle 
der Genoſſenſchaft Gleichintereffierter getreten iſt. 
Daß daher die Aftiengefellichaften nicht nur häufig 
zu ſchwindelhaften Unternehmungen ins Leben ge= 
rufen worden find, ſondern auch dann, wenn fie 
durchaus foliben Zweden gewibmet waren, in wilde 
Spekulationen außarteten, ift eine natürliche Folge 
des Princips, auf welchem fie gegründet find. 
Dazu tommt, daß urfprünglich die Höhe des An⸗ 
teils (Aktie) unbeftimmt war, und daß aud) felbft 
in dem Artifel 207 A des deutſchen Handels⸗ 
gejegbuches (revibiertes Geſetz vom 11. Juni 1870) 
die Höhe der Aftien mit 100 refp. 150 Thalern 
fehr niedrig normiert war. Eine Folge bavon war, 
daß gar viele Meine Leute ohne weitere Gejchäfte« 
fenntnis, angelodt durch die Anpreifungen der 
ausgegebenen Profpelte, ihre fauer verdienten 
Sparpfennige in Aftienunternehmungen höchſt 
zweifelhafter Natur anlegten und nach kurzer Zeit 
volftändig verloren. — Der ſogen. Altien- 
ſchwin del zeigt feine Wirkung in verjchiedenfter 
Richtung. Der gewöhnlicäfte und miideſte Weg 
des Altienſchwindels ift ber, daß eine Anzahl von 
Unternehmern (Gründern) zufammentritt, um den 
Betrieb irgend eines Geſchaͤftes auf Aktien zu 
unternehmen. Das Unternehmen mit allem Zu⸗ 
behör wirb von benfelben auf eine möglichit hohe 
Summe veranſchlagt und als Aktivum aufgeführt. 
Das Publikum wird ſodann eingeladen, an biejem 
tentablen Unternehmen fi durch Zeichnen von 
Aktien zu beteiligen, welche in ihrer Geſamthöhe 
Ach mit der Attiofumme (dem Wert) des Lnter« 
nehmens beden. Bis zur vollen Inbetriebfegung 
des Unternehmen joll es geftattet fein, aus dem 
Attienfapitale ſelbſt den Aktionären jährlich einen 
Zins zuzuwenden (Bauzins). Diefer noch in dem 
deutſchen Neichögejeß vom 11. Juni 1870 ge= 
flattete Bauzins ift bei allen denjenigen lnter- 
nehmungen, welde einen längeren Zeitraum zur 
vollen Inbetriebſetzung gebrauchen, ber erfte Schritt 
bes Verberbens, und die Aktienunternehmungen, 
welche nad ber Zahlung der legten Bauzinjen nie 
mehr eine Dividende bezahlt haben, zählen nach 
Hunderten. An und für ſich liegt ja jhon in dem 
Syſtem der Bauzinjen eine Täufchung, und e8 ift 
eigentlich begriffswidrig, daß die Gejellfchafter 

gegenjeitig aus ihren eigenen Einlagen einen Ge» 
nuß gewähren, welcher nicht aus dem Reingeminn 
entnommen wird. Die Abficht bei der gejeglichen 
Geftattung der fogen. Bauzinfen war gerade die, 
ben Heinen Rapitaliften bie Beteiligung an Aktien« 
unternehmungen zu ermöglichen, da man ſich fagte, 
der Meine Rapitalift könne nicht auf lange Zeit die 
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Zinfen feiner Einlagen entbehren (vgl. preuß. 
Motive zum Geſet vom 11. Juni 1870, ©. 30). 
Die Täufhung muß aber darin gefunden werben, 
daß daS hberzurichtende Aftivum ſoviel weniger 
wert ift gegenüber dem Atienlapitale, als an 
dieſes Zinjen gezahlt find, und daß daher, wenn 
dag Aktienkapital trogdem nach Ablauf der Zeit 
der infen voll an dem Reingewinn parti= 
sipieren joll, in einer gleichen Reihe von Jahren, 
als Banzinfen gezahlt wurden, eigentlich ein 
boppelter Gewinn erzielt werben müßte, um das 
Unternehmen jelbft mit dem Aktienfapitale zu ba- 
lancieren und gleichen Reingemwinn wie zur Bau- 

it verteilen zu fönnen. Da das aber auf geſundem 
bier nicht möglic ift, fo führt das Syſiem der 
Banzinfen ganz von felbft entweder zu fchwindel« 
baften Geſchäften, ober die Aktien fallen jofort, 
nachdem die Zeit der Bauzinfen vorüber ift, um 
ein beträchtliches im Kurs. Am unzuläffigiten ift 
der Bauzins dann, wenn die Aftien biß zur In« 
betriebfegung des Unternehmens in den Händen 
weniger, ber fogen. Gründer, bleiben und nad) 
Ablauf der Bauzinsjahre erft, wenn auch nur zum 
Rominalwert, auf den Markt gebracht werden. 
Hier flellt der Bauzing einen Gründergewwinn dar. 
Obgleich die Gefahren, welche mit der Geftattung 
der Bauzinfen verfnüpft find, allgemein anerfannt 
werben, hat daS neue deutſche Handelsgeſeßzbuch 
diefelben im $ 215 beibehalten. — Die verwerf- 
lichſte Art des Altienſchwindels ift natürlich die, 
wonad) die jogen. Gründer unrichtige, übertriebene 
und unwahre Angaben über den Aftienwert des 
Unternehmens maden. Gegen diefe Art von 
Schwindel wird man mit prophylaktiſchen Maß- 
regeln immer nur wenig ausrichten, da die Natur 
des Schwinbels ja darin befteht, jelbft dem Klügſten 
gegenüber fo zu operieren, daß er die Wahrheit 
nit durchſchaut. Mit Strafmaßregeln aber, 
welche dem geichehenen Schwindel folgen, jühnt 
man zivar das begangene Unrecht, wird aber den 
geſchehenen wirtſchafflichen Schaden niemals hei« 
Ien. — Eine Art des Altienſchwindels liegt auch 
in der fogen. Agiotage. Diejelbe tritt namentlich 
in zwei Formen auf. Eine ſehr häufig in den 
legten Jahrzehnten vorgefommene ift die, daß eine 
zeine Unternehmer mit Aufwand ihrer gefamten 
Rapitalfroft ihr Unternehmen auf eine fünftliche 
wirtfchaftliche Höhe pouffieren, dasſelbe ſodann in 
eine Altiengefelligaft verwandeln, eine Zeitlang 
tünfifich auf dieſer Höhe halten, eine Steigerung 
der Aktien im Kurs durch Scheinläufe und «Ver» 
tänfe, ſowie fünftlich geſchraubte Bilanzen hervor⸗ 
bringen und dann die Aktien mit einem bedeuten« 
den Aufihlag über den Nominalwert (Agio) 
losſchlagen. — Weiter nichts als Agiotage ift e& 
auch, wenn Aftiengejellihaften, deren Aktien einen 
hohen Kursſtand auf Grund ganz berechtigter Um⸗ 
Rände Haben, neue Aktien mit demfelben Agio aus» 

ben und dieſes Agio als Gewinn vereinnahmen. 
Denn diefer Gewinn beruht auf derſelben Täu- 
ſchung wie die Bauzinfen. — Nach den bißher er- 
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örterten Gefichtspunkten Tiegen bie Gefahren des 
Aktienweſens zunächft in dem Princip, daß Träger 
des Rechts eine Gemeinſchaft ift, in der die Per⸗ 
fonen, welche bie eigentlichen Subjelte des Ver⸗ 
mögeng find, vollftändig in den Hintergrund treten. 
Nach außen Hin treten als Vertreter der Gemein⸗ 
ſchaft dritte auf, Die nur fo weit vermögensrechtlich 
intereffiert find, als fie jelbft zugleih Aktionäre 
ind. Hierbei liegt auf den erſten Blid die Gefahr 
klar zuZage, dab mit dem Vermögen ber Gemein⸗ 
fchaft viel eher unwirtſchaftlich umgegangen wird, 
als dieß bei Gefellichajten und Genofienichaften 
anderer Art, in welchen bie einzelnen Geſellſchafter 
in Berfon und mit ihrem ganzen Vermögen in 
der Geſellſchaft fliehen, der if. Um Dies zu 
paralyfieren, haben fi in der Entwicklung des 
Altienrechts Inftitutionen bilden müfjen, welche 
einerfeit die nur mit Kapital an dem Gefchäft be= 
teiligten Aftionäre ſchützen, anderſeits dem ohne 
perjönliche Grunblage als ge baftehenden 
unperſönlichen Kapital eine Vertretung britten 
gegenüber und diefen dritten, ben Gläubigern der 
Altiengefelljchaftinsbefondere, einen Schuß ſchaffen. 
In er Beziehung find bier zu nennen die 
Generalverfammlung der Aktionäre, der Auffichts- 
tat oder Verwaltungsrat; in legterer Beziehung 
der Borftand ober die Direktion; ſowie in beiden 
Beziehungen die gefehlihen Schumaßregeln, 
welche in Bezug au bie Gründung von Altien- 
geſeliſchaften, Emiffion der Aktien, Feitftellung der 
Bilanzen und bes Reingewinnes, ſowie den Schuß 
der Minoritäten der Aktionäre vorgeſehen find. 
Der Generalverfammlung der Aktionäre 
als folder liegt die oberfte Kontrolle der geſamten 
Geichäftsgebarung ob. Diefe ihre Stellung wird 
in den meiften Statuten dahin ausgeſprochen, fie 
vertrete die Gefamtheit der Aktionäre, oder fie jei 
das Organ für jede Willensbeftimmung ber Ge- 
ſellſchaft, ober es ftehe ihr das Hauptverfügungs - 
recht in allen Geſellſchaftsangelegenheiten zu. 
Hieraus ergiebt ſich, indem dieſe Generalverfamm« 
lung ſelbſt nur ein Organ der Aktiengejellfchaft ift, 
daß ihr Wirkungskreis ein befhränfter jein muß 
und in der That nicht die Generalverfammlung 
der Aftionäre etwa mit den Attributen des Recht» 
ſubjekts befleibet fein fann. Immerhin ift die 
Generalverfammlung das höchſte Organ der Aftien- 
verbindung, und ihre ash erſcheinen als ber 
unmittelbare Ausdruck des Korporationswillens. 
Infolgedeſſen ſteht der Generalverfammlung an 
und für fi) bie Wahl bes Vorftandes, der — 
Behörden und Beamten ſowie die Aufſicht und 
Kontrolle über dieſe zu. Letztere wird ausgeübt 
namentlich durch die Prüfung der Geſchäftsführung 
und bes Geſchaͤftsreſultates, welch letzteres ſeinen 
Ausdrud in der Bilanz findet. Die Ernennung 
ber Beamten feitens der Generalverfammlung 
findet infofern bei vielen, fait allen deutſchen 
Aktiengefellicgaften eine Ausnahme, als die Er- 
nennung ber Direktoren (Borftand) und unteren 
Beamten dem Aufſichts - und Verwaltungsrate 
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überlaffen ift, was jedod) nicht ausſchließt, daß in 
pstehafı on oder in Fällen der Verhin- 
En ber eralverfammlung dem Begriffe 
nach dieſes Recht zufteht. Ebenjo liegt e8 in ber 
Natur diefes Organs, daß ihm bie Beftimmung 
über die Verteilung bes Geſchaftsgewinnes obliegt. 
Im deutſchen Handelsgeſetzbuch haben bie der 
Generalverfammlung zuftehenben Be efngnife in 
dem Art. 224 dahin Ausdrud gefunden: „Di 
Rechte, welche den Altionären in ben Ungelegen 
beiten der Geſellſchaft, insbeſondere auf die Führung 
der Geſchäfte, die Einſicht und Prüfung der Bi- | d 
lanz und die — rl Gewinnverteilung, 
zuftehen, werben bon ber Geſamtheit ber Aktionäre 
in ber Generalverfammlung ausgeübt”, eine Ber 
ſtimmung, weldje durch den 8 250 de8 neuen 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs in ihrem materiellen 
Inhalte unverändert beibehalten worden ift. Aus 
dem Weſen der Generalverfammlung entfpringt 
ferner das Recht, daß nur fie allein en 
des Statuts, Abänderung des Zwecks ber Gejell- 
haft, die Auflöfung der Gefellihaft ober die 
Verlängerung berjelben über die feſtgeſetzte Zeit 
hinaus befchließen kann, Die Grenzen, innerhalb 
deren bie Generalverfammlung ihre Befugnifje 
ausübt, werden gleichfalls von ber Generalver- 
eg in dem Geſellſchaftsvertrag (Statut) 
eſtgeſetzt. — Wie e8 bei einer Iebiglich auf be⸗ 
KT E Serhbettiigung eruenhen Genehueft 
nicht anders moglich ift, beruhen alle Befchlüffe, 
welche von einer Generalverfammlung der Aftio- 
näre gefaßt werden, auf Majorität. Und infolge 
deſſen, ſobald dieſe ae nicht einftimmig ger 
faßt werden, enthalten fie eine — — der 
in der Minderheit bleibenden Aftionäre. Es iſt 
daher feit eg: in den Gefeßgebungen bie Frage | {ha 
nad dem Schuß der Minoritäten der Aktionäre 
ventiliert worden. Dan darf ſchon darin, daß die 
Trage geftellt wird, einen Beweis erbliden, daß 
das Princip der Altiengeſellſchaft, die Affociation 
bes unperfönlichen Kapitals, nicht überall als das 
wirtſchaftliche Ideal anerkannt iſt. Das neue 
deutſche Altiengeſetz hat für ben Schuß der Minori⸗ 
täten der Aktionäre in weitgehenber Weile 
Sorge getragen. Es hat nicht nur Die bereit8 durch 
die Judikatur als Rechtsinftitution ausgebildete 
Befugnis des einzelnen Aftionärs, wegen ee 
oder erben gegen bie Sefellfchaft 
bar zu werden, mit betaillierten Beftimmungen A 
bie ger des Aftienrechts aufgenommen, 
fonbern Hat auch auf dem Wege ber freiwilligen 
Gerichtäbarfeit und durch bis in das Prozeffuale 
bineingreifende Detailbeftimmungen die Anfech- 
tungsrechte der Minoritäten als ſolcher fixiert. — 
Eine beſondere Geſtaltung nehmen bie Aftien- 
gejellfchaften dann an, wenn nach dem Statut, 
n. dies gejeglich zuläffig ift, die auf den Namen 
en Altien nur mit Zuftimmung ber Gefell- 
Kg % t. ber Generalverjammlung, übertragen 
werben dürfen. Hier Hat man es in der That mit 
Verfonenvereinen zu thun. Diefe Art von Aktien» 
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geſellſchaften hat bereits in dem deutſchen Geſetze 
von 1884 eine beſondere Rückſichtnahme erfahren. 
Für diefe Art Attiengefellichaften ift auch ber 
Minbeftbetrag von 200 Mark per Aktie feftgehalten 
worben, und bier, two es ich, wie gejagt, um ae: 
jonenvereine handelt, ift Die Beteiligung der Heinen 
Rapitaliften eine gefahrlofere, während wir es oben 
als eine Gefahr des Aktienweſens bezeichnet haben, 
daß bei zu niedrigem Nominalbetrage der Aktien 
der Heine Rapitalift in Die — hinein · 
geaogen werde. Während noch bei der Redaktion 
eſetzes vom Jahre 1870 gerabe die Heran« 
ziehung des kleinen Kapitals ala wünſchenswert 
hingeſtellt wurde, hat der umgelehrte Wunſch in 
dem Geſetze von 1884 zu dem Refultate geführt, 
den Minimalbetrag ber Aftien auf 1000 Mark 
ige — Im übrigen, um bieß bier an⸗ 
zufnüpfen, enthält das Geleh zum Schuße der 
Atttonäre weitgehende Beftimmungen über bie 
Gründung von Aktiengefellihaften, Verantwort- 
lichleit der Gründer, fowie die an bie Grünber 
für ihre eingelegten oder übernommenen Gegen- 
ftände zu gewährenden Entfhädigungen. Dieje 
Schußmaßregeln find im neuen beutichen Hanbeld- 
geſetzbuche von 1897 noch verjchärft, undes ift die ge⸗ 
fegliche Haftung für Unregelmäßigfeiten und Über- 
vorteilungen über den Kreis der Gründer hinaus 
auch auf die Emittenten von Aktien ausgedehnt. 
Diefe Beitimmungen dürften im Zufammenhalt 
mit den zum Schuß der Minoritäten gejchaffenen 
wohl geeignet fein, denjenigen Vorlommniffen 
wirkſam zu begegnen, welche oben als Aftien- 
ſchwindel jfizziert worden find. — Als zweites Or⸗ 
gan der Aktiengefelichaft fungiert der Auffichts« 
rat. An und für fi muß man es als ein wirt- 
haftliches Erfordernis betrachten, daß derjenige, 
welcher ein Geſchäft leitet und beaufjichtigt, 
dem Gefchäfte materiell intereffiert fei. Denn 
man barf annehmen, daß, wer mit eigenem Gelbe 
bei dem Gefchäfte beteiligt ift, Ban mit 
bierauf vorfichtiger in Bezug auf das in gleicher 
Weife beteiligte fremde Geld handle. Der Aufe 
ſichtsrat, welcher nach der ren bes Altien« 
rechts innerhalb der durch Die Statuten gezogenen 
Grenzen die Generalverfammlung dem die Ge— 
ſchäfte führenden Vorftand gegenüber erſetzen fol, 
erſcheint in feinem Weſen als ein Extraft der 
Generalverfammlung, al8 ein Ausſchuß derſelben, 
welcher von, diefer jelbft zur ftändigen Beauffich« 
tigung und überwachung der Gefchäfte und daher 
mit Rüdficht auf befondere Geſchaͤftslenntniſſe und 
Erfahrung gewählt wird. Dieſes Organ wird in 
den verſchiedenen Statuten bald Verwaltungsrat 
(Conseil d’administration), bald Ausſchuß, bei 
Banken Bankverwaltung, Banlkausſchuß oder 
Ei Berer Bankausſchuß, bald Auffichtsrat genannt. 
a8 deutſche Handelsgeſetzbuch hat den Ausbrud 
Auffichtsrat adoptiert. Alle diefe Ausdrüde kenn ·⸗ 
zeichnen ſowohl die diefem Organ zufallende 
Thätigfeit und bezeichnen zugleich ihrem Sinne 
nad die Herkunft des Verwaltungsrats aus dem 
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Schoße der Aktionäre ſelbſt. So hat benn das 
Atienreht in feiner ganzen Entwidlung flets 
daran feitgehalten, daß die Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrats jelbft Aktionäre fein müflen. Und 
and) daS deutjche Handelsgeſetzbuch in feiner Faſ⸗ 
vom Jahre 1870 enthält im Art. 209 Nr. 6 

ie Beſtimmung, daß der Aufſichtsrat aus ber 
Zahl ber Ationäre zu entnehmen ſei. ent · 
gegen ift ſein 1884 in dem veutjchen Geſeh dieſe 
Berimmung fallen gelaſſen. Die Abficht, Ver- 
waltungsratspoften nicht zu Sinefuren einzelner 
au machen, mag ja eine ganz Löbliche fein. Allen 
es twiderftreitet ber gefamten Rechtsenwicklung, 
den Aufſichtsrat von der Geſellſchaft in dieſer 
Weiſe Iozuichälen, und wirtſchaftlich richtig dürfte 
nach dem oben Vorgetragenen dieſe Maßregel nicht 
fein. — Als das dritte Organ ift der Borftand 
rer Ihm obliegt die eigentliche gefchäftliche 
itung de Unternehmens, zunächft unter Aufe 
ficht des Auffichtsrat3 und dann unter der Kontrolle 
der Generalverfammlung, welche biefelbe ausübt 
durch die Prüfung des Gefchäftsergebnifies und 
der Bilanz. Über bie Aufftellung ber Bilanz ent- 
halten die meiften Statuten der Altiengeſellſchaften 
detaillierte Beftimmungen, bie zum Teil da, wo 
das Altienrecht lodifiziert ift, gejeblich normiert find. 
Auch hier trifft das neue deuiſche Ai ber die 
Grundfäge, wie die Bilanz aufzuftellen, der Rein- 
en au berechnen ift, detaillierte Beftimmungen. 
ie beiden verwaltenden Organe, Aufſichtsrat 
und Borftand, haften für ihre Geſchäftsführung 
den Altionären nad) den Grundjäßen der Sorg- 
falt „eines ordentlichen Geſchäftsmanns“. In 
einzelnen Gefeßgebungen find außerdem für ben 
Fall einer Berlegung gewiſſer Pflichten der beiden 
genannten Organe Öffentliche Strafen feitgefeht. 
So im beutichen Geſeh im frangdfiicen und im 
beigifchen. Außerbem find im beutichen Gefep eine 
Reihe von Thaten oder Unterlafjungen unter 
Beionbere Strafe geftellt, welche an und für fi) 
unter das gemeine Strafredht fallen. Die Berech⸗ 
tigung dieſer Ausnahmaftraffälle liegt in dem Eha- 
tafter der Attiengefellfchaft begründet, ba die Eigen- 
tümer des Geſchaftskapitals nicht felber Gefchäfte- 
führer find, fondern die Geihäftsführung auf 
Zreme umd Glauben dritten Berjonen überlafien 
müffen. Als eine weitere Maßregel, eine jolide 
Geihäftsführung zu erzwingen und die Aktionäre 
fowohl als die Gläubiger der Altiengeſellſchaften 
vor Berluften moglichſt zu wahren, ift die Schaf. 
fung umd Dotierung eines Rejervefonds zu be- 
traten. Hatten ſchon bie Statuten ber meiften 
Aktiengeſellſchaften Reſervefonds vorgejehen, jo 
bat doch die beutfche Geſetzgebung feit 1884 ben» 
jefben geſetzlich und obligatorifch gemacht durch die 
Beftimmung, baß vor der Verteilung irgend eines 
Reingewinns ein Zwanzigftel desjelben in den 
Refervefonds zu fließenhabe, bis derſelbe ein Zehntel 
des Grunbfapitals erreicht Hat ; ihm ift auch geſetz⸗ 
ſich und obligatorifch derjenige Gewinn zuzuführen, 
weldyer bei Ausgabe neuer Altien zu einem höheren 
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Preis als dem Nennwert über diefen hinaus (Agio) 
erzielt wird. Die neuefte Fafjung des deutſchen 
Attienrechts fügt als weitere obligatorifche Quelle 
für Dotierung des Refervefonds noch die Beträge 
derjenigen — — hinzu, welche von Altio- 
nären gegen Gewährung von Vorzugsrechten für 
ihre Allien geleiftet werden. Diefe beiben letzteren 
Beſtimmungen ($ 262) bilden einen wirkſamen 
Schuß gegen bie feither mit der Ausgabe von 
„jungen Aktien“ getriebene Agiotage. — Als 
weiterer Schuß ſowohl des Publikums, welches 
mit der Altiengeſellſchaft zu thun hat, als auch der 
Aktionäre gilt das Erfordernis der öffentlichen 
Belanntmahung. Ein Teil der diesbezüglichen 
Gefeßgebungen nüpft die Entftehung der Attien- 
geielichaft ist an die Thatjache der — 
Öffentlichen Bekanntmachung, während andere 
ia ren diefe Bekanntmachungen nur unter 
Strafandrohung fordern. Das deutiche ng 
geſetz ftatuiert, daß der Aktienverein vor der Ein- 
tragung nicht egiftiert, und ftellt gleichzeitig bie 
Nichtaumeldung unter Strafe. — Die Frage, 
ob die Altiengeſellſchaft zu ihrer Entflehung, ab⸗ 
gejehen von pofitiven gejeßlihen Beftimmungen 
ober gewohnheitsrechtlichen Normen, der flaat« 
lichen Genehmigung bebürfe, ift eine ſehr beftrit- 
tene. Die Frage muß emtfchieden werden auf 
dem reinen Rechtögebiete, und zwar wird fie fa 
entſcheiden aus dem juriftiichen Charakter der 
Attiengeſellſchaft. Wer dieſelbe für eine juriftifche 
Perſon hält, muß die Staatsgenehmigung als 
notwenbiges Erforderniß anertennen. Die Frage 
ift in den verſchiedenen Gejehgebungen verſchieden 
beantwortet. Die öfterreichiiche, ruffifche, ſchwe⸗ 
diſche und berniſche Gefehgebung verlangt bie 
Stantögenehmigung, andere Gefehgebungen ver⸗ 
langen biefelbe nur für gewiffe Kategorien von 
Aktiengeſellſchaften, nämlich Handelsunterneh · 
mungen. Das deutſche — etz, welchem 
alle Altiengeſellſchaften ohne Rückſicht auf ihren 
Zwed: unterftehen, hat bei ber erſten Kodifilation 
das Erforbernis der Stantsgenehmigunganerfannt, 
aber jpäter bei der Neuredaftion vom Jahre 1870 
wiederum bejeitigt und nur für folche Aftiengefell« 
ſchaften vorbehalten, bei welchen der Gegenftand 
des Unternehmens der Staatögenehmigung bedarf 
(8195 Nr. 6) oder welche Aktien in Beträgen unter 
1000 Mark ausgeben wollen (8 180 Nr. 2). 
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ſchrift für Aktienrecht zc., Berlin. [v. Steinle.] 
Aktiver Wiberfiand, ſ. Gehorſam, ſtaats-⸗ 
bürgerlicher. 


Aktives ZWahlrecht, |. Wahlrecht. 
Alabamafrage (entſchieden 1872), ſ. Kaper⸗ 


weſen. 

Algerien, |. Frankreich. 

Alimentafions; ſ. Familie. 

Alkoholismus, |. Geſundheitspflege, Luxus, 
— einerflaft, . Donräi 

n . Monarchie. 
emeine Wehrpflicht, |. Heerweſen. 

Allgemeines Stimmredt, |. Wahlrecht. 
a J. Begriff und Arten. II. Geſchicht-⸗ 
liches. III. Der Dreibund insbefondere. 

I. Allianz (alliance, league, liga, foedus) 
ift das — Übereintommen zweler oder 
mehrerer jelbitändiger Staaten zur Durchführung 
beftimmter völferrechtlicher Ziwede. Lehtere loͤnnen 
teils die Friedensordnung teils den Sriegsfall 
betreffen, weshalb bezüglich des Bündniszweckes 
Friedens» und Kriegs- Allianzen zu 
unterjcheiben find. Handelt e8 ſich bei den Kriegs⸗ 
allianzen (Koalitionen, Kooperationen) um die 
angriffsweife Durchführung politifcher Zwecke, fo 
bezeichnet man dieſe Aktion als Offenfin- 
Allianz; ift dagegen bie Vereinigung ber Streit- 
fräfte zweier ober mehrerer Staaten auf bie 
Aufrechthaltung und Verteidigung beftehender 
internationaler Verhältniſſe gerichtet, fo jpricht 
man von einer Defenfid- Allianz oder einem 
Schuf- und Trugbündnis. Die Allianzen find 
internationale Verpflichtungsgefchäfte, undeshaben 
alle Grundjäße des internationalen Vertragsredhtes 
auf Diefelben Anwendung zu finden. 

Ermädtigt, Allianzen abzuſchließen, ift aus- 
ſchließlich das Staatsoberhaupt vermöge des ius 
foederum et tractatuum, das ein integrierender 
Beſtandteil der Nepräfentatiogewalt bezw. Voll- 
fouveränität ift. — Iſt nach der Verfaffungsgeieg- 
gebung eines Staates zur ſtaatsrechtlichen Wirt- 
famtleit internationaler Verträge die Zuflimmung 
der Volfsvertretung erforberlich, jo muß biefelbe 
auch beim Abſchluſſe von Allianzen eingeholt wer⸗ 
den. Doch könnie im Falle der verweigerten 
Zuſtimmung dieſer Umſtand nur ſtaatsrechtliche 
Konſequenzen haben, wofern der Allianzvertrag 
bereits völlerrechtliche Gültigfeit erlangt hat. Bei 
Kriegsalliangen kann von einer Genehmigung 
der Bolfßvertretung in monarchiſchen Staaten 
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überhaupt nicht bie Rebe fein, weil alle auf den 
Kriegsfall felbft Bezug nehmenden Entſchließungen 
unbefehränfbar ber oberften Kriegsherrlichteit zu⸗ 


ſtehen. 

Allianz⸗Entwürfe (Punktationen, Prälimi⸗ 
narien, Sponſionen) find, weil den Vertrag vorbe⸗ 
reitend und jederzeit widerrufbar, noch nicht ver⸗ 
pflichtend. Ob das geſamte Allianzprogramm in 
einem ſchriftlichen Vertrag erſchöpft oder nur der 
eine oder andere Punkt urkundlich feſtgeſtellt und 
erläutert wird, Tann an der Rechtsgrundlage ber 
Allianz nichts ändern. Eine von Bevollmächtigten 
unterhandelte Allianz bedarf zu ihrem Bollzuge 
der Natififation durch die Staatshäupter ber 
Altanzmächte. — Die Publikation ift auch bier, 
wie überhaupt bei völferrechtlichen Verträgen, kein 
wefentliches Erfordernis. Die Staatentegierungen 
werden auch durch geheime Verträge, geheime 
Schuß» und Trugbündniffe gebunden. Die Ge- 
ſchichte des Völferrechtes weift Fälle auf, daß gerabe 
durch derartige Allianzen, z. B. durd) das geheime 
Bündnis ber ſüddeutſchen Staaten mit Preußen 
nad dem Prager Frieden 1866, eine dauernde 
völferrechiliche Vereinigung angebahnt wurde. — 
Ferner fennt die Gefchichte Beiſpiele, daß mehrere 
Staaten zur Aufrechthaltung eines Garantiever- 
hältmifjes oder zum Vollzuge einer völferrechtlichen 
Entſcheidung (arbitrage) eine Allianz eingingen. 
Um Zwed und Ziel einer folden Kollekti v⸗ 
Allianz im Falle zwangsweifer Durchſetzung 
von Rechtsanſprüchen genau und unzmweideutig 
abzugrenzen, hat man in neuefter Zeit die gemein« 
fame Ausfertigung eines Uneigennügigfeitd- Pro» 
tofoll8 (Protocole de desinteressement) für 
zwedmäßig erachtet, jo anläßlich der flotten» 
demonftration der Großmächte gegen die Türkei 
vor Dulcigno im September 1880, dann der mili» 
täriſchen Expedition Englands und Frankreichs 
gegen Ägypten im Juli 1882, bei deren militärte 
ſcher Durchführung vor Alegandrien jedoch Franfe 
reich die Allianz aufgab. — Die Mlianzen end i⸗ 
gen gleich den übrigen völkerrechtlichen Verträgen 
durch ben Ablauf der vorbeftimmten Zeit, wenn 
fie nicht ausdrücklich ober ſtillſchweigend erneuert 
werden, durch Kündigung, wenn dieſe im Alliang« 
vertrage vorgefehen ift, ſowie durch vollſtändige 
Erreichung des Allianzzweckes. In Ermangelung 
einer über den ſouveränen Staaten ſtehenden exe= 
futiven Gewalt ift, vermöge der unabweißbaren 
Staatsnotwendigkeit, jeder Staat berechtigt, wegen 
Treubruchs ober Nichterfüllung eines weſentlichen 
Vertragspunftes von dem Bündniſſe zurüdzutreten. 
Bei der Kriegsallianz kann das Fehlſchlagen des 
Waffenerfolges ben einſeitigen Nüdtritt keinesfalls 
techtfertigen, denn gerade das ſolidariſche Einſtehen 
füreinander im Glüde wie im Unglücke iſt das 
moraliſche Bindemittel der Allianz. Diefe Soli« 
darität läßt auch die Berufung auf eine teilweife 
fubfidiäre Kriegshilfe nicht zu. Mag auch eine 
ſolche vereinbart worben jein, fo ift der Gegner 
doch berechtigt, die verbündeten Mächte als gleich- 
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wertige Kriegsparteien zu behandeln. — Sowohl 
diejenige Macht, welche ohne Vorwiſſen und Zu⸗ 
flimmung ihres Alliierten einen Separatfrieden 
fließt, wie jene, welche in Kenntnis eines derar« 
tigen Bertragsbruches einen ſolchen Frieden herbei« 
führt oder vermittelt, verleht das Völterredht. — 
Dagegen gilt auch bei Allianzen die ſtillſchweigende 
Borausfehung, daß ihr Zweck im Bereiche ber 
Möglichkeit liege und daß fie, wie alle internatio- 
nalen Vereinbarungen, als in den vorhandenen 
thatfäcjlichen Berhälmnifien (rebus sic stantibus) 
begründet eingegangen find. (liber die richtige 
Bebeutung ber vielfadh mißverftanbenen Klauſel 
rebus sic stantibus ſ. d. Art. „Berträge”.) 
— Gubjette des Alliangvertrages find nur 
volliouveräne Staaten. efe allein find im 
ungefchmälerten Befige ber Repräfentativgewalt. 
Nichtſouverãne, in einem mehr oder minder aus⸗ 
geiprochenen Abhängigfeitsverhältniffe zu dem 
berrfchenden Staate ſtehende Staatsweſen haben 
nad) Maßgabe ihrer verfafjunggmäßigen, vertrags⸗ 
mäßigen ober vafallitijchen Eingliederung Hilfe, 
beziehumgsweife Heerfolge zu leiſten; ebenfo bie 
Einzelſtaaten eines Bundesſtaates. Hier find die 
jonft in Alliongverträgen wechjeljeitig vereinbarten 
Rechte und Verpflichtungen ohnehin von ber 
StaatScentralgewalt geregelt und durch organifche 
Einrichtungen gefihert. — Bei ben Proteltiond- 
ober Schußflaaten ſowie den Kolonial- und Neben- 
ändern, deren Verband mit dem Hauptftaate 
fein ſtaatsrechtlicher, fondern ein nur völlker⸗ 
rechtlicher iſt, erſcheint eine Allianz für bes 
ſtimmte Fälle, injoweit fie im Proteltionsver⸗ 
trage begründet find, rechtlich gegeben. Denn 
leßterer zielt im weſentlichen darauf ab, daß zwar 
der Schupftaat dem von ihm protegierten Staate 
gegen Einräumung gewiſſer Vorteile, 3. B. Anlage 
von Seehäfen, Befeftigungen, Handelsfaltoreien, 
Hilfe und Beiftand in auswärtigen Verwidlungen 
gewährt, berührt jedoch die Souveränität des 
geſchũtzten Stantes in feiner Weile. Allianzen 
mit einer ufurpierten Staatsgewalt, welche bie 
Landeshoheit thatfählih ausübt und aufrecht 
erhält, find rechtswirkſam und bindend. Denn 
zur völferrechtlichen Repräfentation eines Staates 
genügt ber effeftive Beſiß bes Gebietes und 
die thatſãchliche Ausübung der Regierungs⸗ 
und Bollzugsgemalt. Die Rechtmäßigkeit ihres 
Erwerbes kann zwar für die auswärtigen Ber 
ziehungen eines Staates zu andern Staaten von 
großem Einfluffe fein, ift aber fein zureichender 
Srund, einem konſolidierten Staatsweien die 
Selbftänbigfeit bes völlerrechtlichen Handels zu 
beftreiten. Anderjeits liegt in der Allianz, welde 
ein Staat mit einem andern eingeht, keineswegs 
eine Anerkennung feiner Legitimität. — Von dem 
guten Einvernehmen zwiſchen Staaten oder 
einer Staatengruppe (entente cordiale) unter- 
ſcheidet ſich die Allianz ſowohl durch ihre Nechts- 
förmlichleit wie auch durch die Beftimmtheit des 
gemeinfam anzuftrebenben Zweckes (casus foe- 
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deris); von ben Friedens- und Freundſchafts⸗ 
bündniffen dadurch, daß bieje einen fehr weit 
gehenden, mehr die Völlkerrechtsmoral ala das 
Völterrecht behandelnden Inhalt Haben und zur 
Sicherung verfeßräpolitifcher und kommerzieller 
Intereſſen mit deſpotiſch regierten, in bie volle 
Rechtsgemeinſchaft der Kulturftaaten noch nicht 
einbezogenen Staatswefen angelnüpft werben, 
während die Allianzen die volle Ausbildung des 
internationalen Vertragsrechtes zur Vorausfehun, 
haben. — Da fouveräne Staaten in Bezug auf 
die principalen Rechte einander glei ftehen, 
ift es zweifellos, daß die Bafis der Alltanz bie 
Parität bildet, jelbft dann, wenn dem Range oder 
der Machtfülle nach ungleiche Staaten eine Allianz 
fchließen. Die Ebenmäßigteit des Anfehens und 
der Macht wird allerdings für den nachhaltigen 
Erfolg des Bündnifjes die befte Gewähr fein. Bei 
Rriegsallianzen wird die Überlegenheit ber Wehr⸗ 
macht eines der Verbündeten notwendig eine ber» 
ordnung und Unterorbnung bei der Kriegäleitung 
zur Folge haben: ein Verhältnis, welches auch 
beim Friedensſchluſſe dadurch zur Geltung fommt, 
daß vor allem bie ganze Kriegsgemeinſchaft ben 
Gegenftand ber Verhandlungen bildet und dann 
erft Die Lage der alliterten Mächte. 

II. Die Geſchichte des politiſchen Gleichgewichtes 
ift die Geſchichte der Alltanzen. Einen erheb- 
lichen Einfluß auf die europäiichen Angelegen- 
heiten Bat geraume Zeit jene Übereinkunft be» 
züglich fundamentaler Grundfäge der inneren wie 
äußeren Politik ausgeübt, bie man als die Hei- 
lige Allianz zu bezeichnen pflegt. Sie legte 
den Grund für die befondere Stellung der Groß⸗ 
mächte und ihres feither maßgebenden Einfluſſes 
auf bie Geſchicke der europäiſchen Staatengejell« 
ſchaft. In früheren Jahrhunderten gab e8 große 
und Meine Staaten, ohne daß fich eine beſondere 
Staatengruppe zur planmäßigen Verfolgung be= 
ftimmter politiſcher Ziele zufammengefunden hätte. 
Die Bündniffe, welhe man ſchloß, waren Kriegs⸗ 
bünbdniffe, in denen, je nach dem Kriegszwece, eine 
große Wehrmacht mit einer ober mehreren lleineren 
ſich verband, ohne dieſer Allianz eine grundlegende 
Bedeutung für bie Zukunft beizulegen. Erit in- 
folge der Heiligen Allianz haben die Großmächte, 
oder richtiger die großen Wehrmächte, das Syſtem 
einer Staaten-Ariftofratie geſchaffen, welche ſich 
aller auswärtigen Rechts- und Streitfragen, wo» 
fern fie eine Verſchiebung der Gleichgewichtsver⸗ 
bältniffe zu bewirken erheblich genug erſcheinen, 
bemädhtigt und ordnend, nötigenfalls entſcheidend 
eingreift, jo daß der übereinftimmende Wille ber 
Mächte erften Ranges als ausdrückliche Sapung 
des Wölferrechts betrachtet werden lann. — 
Es geihah durch den Vertrag von Chaumont 
(1. März 1814), daß die vier Mächte Öfterreih, 
Preußen, Rußland und England fich verpflichteten, 
wenn nötig, auf zwanzig Jahre Mannſchaften und 
Subfidien gegen Frankreich in das Feld zu ftellen. 
So übermädhtig war das Gefühl der gemeinfamen 
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r. — Nach der Rüdtehr Napoleons L von 

Elba wurde biefer Vertrag zu Wien (23. März 
1815) erneuert; nad) dem Einmarſche der Ber- 
bünbeten in Frankreich follte er eine moraliſch⸗ 
ethiſche Grundlage für immerwährende Zeiten er- 
halten und zwar durch die Heilige Allianz. Ver 
einbart zwiſchen Kaiſer Alegander I. von Rußland, 
dem eigentlichen Schöpfer biefer Idee, Kaiſer 
Franz I. von Öfterreich und König Friedrich Wil- 
beim III. von Preußen am 14./26. September 
1815 zu Paris, liegen ihr im Weſen folgende 
Principien zu Grunde: 1. Die Unterthanen der ver« 
bünbeten Monarchen find als Gfieder einer und 
derjelben chriſtlichen Gemeinſchaft, ihre Staaten 
als die Zweige einer und berjelben Staatenfamilie 
zu betrachten. 2. Die Vorſchriften der Gerechtig⸗ 
feit, der hriftlichen Liebe und des Friedens follen 
binfort die Richiſchnur im gegenfeitigen Verlehre 
der Staaten bilden. 8. Die alliierten Monarchen 
erachten fich als verbunden durch die Bande einer 
wahren, unauflöglichen Bruberliebe und leiften ſich 
wechſelſeitig unter allen Umftänden Hilfe, Schutz und 
Beiſiand. 4. Die verbündeten Monarchen werden 
ihre Unterthanen wahrhaft landesväterlich regieren 
und das ihnen von Gottes Gnaden zulommende 
en auf die Liebe, Treue und pietätvolle 
uneigung ihrer Völker gründen. Die Verbündeten 
erflärten feierlich, „daß die Urkunde feinen andern 
Zwed habe, als im Angefichte ber ganzen Welt 
ihren unerjhütterlichen Entihluß zu offenbaren, 
ſowohl in ber Verwaltung ihrer eigenen Staaten, 
als auch in ihren politiſchen Beziehungen feine 
andere Richtſchnur als die Vorjehriften der hei⸗ 
figen Religion zu nehmen, nämlich der Gerechiig · 
keit, ber hriftlichen Liebe und des Friedens, welche, 
weit entfernt, nur für das Privatleben zu gelten, 
vielmehr auf die Entſchließungen der Fürften un« 
mittelbaren Einfluß ausüben und alle ihre Schritte 
leiten müffen, da fie daß einzige Mittel find, die 
menſchlichen Einrichtungen feſt zu begründen und 
ihren Unvolltommenbeiten seen Die Zu- 
fimmung des Oberhauptes der Chriſtenheit er- 
achtete man ala jelbftverftändlich. Frankreich trat 
bem Übereintommen feierlich bei; England erklärte 
äwar feine principielle Übereinftiimmung, ohne je» 
doch formell beizutreten, da verfafjungsmäßig die 
Genehmigung des Parlaments erforberlich geweſen 
wäre. — Angeſichts jo vieler Prüfungen und herben 
Geſchicke, von denen in unabläffigen Kämpfen die 
altehrwürdigen Dynaftien Europas heimgeſucht 
worden waren, ift dieſer Regentenbund ein unzwei · 
deutiger Proteſt gegen jene zerfeßenden Grundſätze 
jervefen, mit denen die Nebolution, indem fie ben 
toidualismus und Egoismus mit dem Scheine 
von Naturgejegen umgab, fo vieles Unheil über bie 
Welt gebracht hatte. Wie ungleich auch von Hifto- 
tifern und Litteraten die Heilige Allianz beurteilt 
wird, und wie mangelhaft auch Die jpätere Praxis 
ihren urfprünglichen Ideen entfprochen hat, jo läßt 
ſich doch nicht leugnen, daß dem Bunde der drei 
Kaiſermãchte eine große Bedeutung innewohnte, 
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nicht bloß für das Vollerrecht, ſondern für alles 
öffentliche Recht überhaupt. Auf der Grmb- 
lage dieſes politifchen Syſtems vereinigten ſich auf 
dem Aachener Kongrefje die genannten brei Mächte 
und England mit Frankreich zu einem dauernden 
Verbande, der Bentarchie, zur ÄAufrechthaltung eines 
dauernden Friedens und |trengen Beobachtung ber 
Steh des Völterrechtes. Zur befieren Errei- 
chung diejes Zwecles wurden bann Zufammentünfte 
abgehalten, um teils bie eigenen Intereſſen ber ver⸗ 
tragichließenden Mächte, teils die Angelegenheiten 
britter Staaten anf Interventionsanfuchen ber be= 
teiligten Staaten gemeinfam zu erörtern (Della- 
ration vom 15. November 1818). Die vom Bunde 
derfünf@roßmächteaboptierten Srunbfäße der Hei« 
ligen Allianz wurden fohin betätigt auf ben fol« 
genden Kongrefien zu Troppau (1820), Laibach 
(1821), Verona (1822) in einer Interventiond“ 
politif gegen die revolutionäre Propaganda in 
Italien, Spanien und Tat zu Gunften des 
hiſtoriſchen Rechts und des Legitimitätsprincipes. 
Daß diefer Politik zuerft England und feit ber 
Februarrevolution 1830 aud Frankreich entjagte, 
tft befannt. Der Bund ber fünf Mächte get in 
wei Gruppen, jene der Weſtmächte (England, 

rankreich) und die der norbifchen oder Oftmächte 
(Rußland, Ofterreih, Preußen). Im Krimtriege 
(1854—1856) trennten ſich von Rußland die 
beiden andern Oftmächte, und bamit ward die 
Schöpfung der Heiligen Allianz gänzlich zu nichte. 
Zwar hatten bie geloderten Beziehungen der Oft« 
mächte in der durch die deutſche Reichsregierung 
im Frühjahr 1872 vermittelten Zufammenkunft 
in Berlin eine Befeftigung erfahren durch Anbah- 
nung eines freundſchaftlichen Einvernehmen über 
ihre in jedem gegebenen Falle zu befolgenbe Politik. 
Doch erfuhr diefes Einvernehmen durch die Ber⸗ 
liner Kongreßbeſchlüſſe (13. Juli 1878), welche 
die von dem fiegreichen Rußland im Frieden von 
St. Stefano geftellten Forderungen beträchtlich 
ermäßigten, abermalß eine Störung. 

TIL. Das Deutfche Reid) und Öfterreich ſchloſſen 
nunmehr jenes engere Bündnis vom 7. Oftober 
1879, welches, rein befenfiven Charakters, jede ag« 
greffive politifche Tendenz außfchließend beftimmt: 
Art. 1: Sollte wider Verhoffen und gegen den auf⸗ 
richtigen Wunſch der beiden Kontrahenten eines ber 
beiden Reiche von feiten Rußlands angegriffen wer⸗ 
den, fo find die hohen Kontrahenten verpflichtet, 
einander mit der gefamten Kriegsmacht ihrer Reiche 
beiguftehen und demgemäß den Frieden nur gemein⸗ 
fam und übereinftimmend zu fehließen. Art. 2: 
Würde einer der fontrahierenden Teile von einer 
andern Macht angegriffen werben, jo verpflichtet 
ſich Hiermit der andere Kontrahent, dem Angreifer 
gegen feinen Verbündeten nicht nurnichtbeizuftehen, 
fondern minbeftens eine wohlwollende neutrale Hal= 
tung gegen ben Mittontrahenten zu beobachten. 
Wenn jedoch in ſolchem Falle die angreifende Macht 
von feiten Rußlands, fei e& in Form einer altiven 
Kooperation, fei es durch militärifche Maßnahmen, 
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welche den Angegriffenen bedrohen, unterflüßt wer« 
den jollte, jo tritt die im Art. 1 dieſes Vertrages 
Ripulierte Verpflichtung bes gegenfeitigen Beiſtan⸗ 
des mit voller Heeresmacht auch in dieſem Falle in 
Kraft, und die Kriegführung der beiden Kontra= 
henten wird auch dann eine gemeinfame bis zum 
gemeinfamen Friedensſchluſſe. Art. 3 des Bünd- 
nisvertrages ſeht feſt, daß ber Inhalt desjelben, um 
Mißdeutungen auszuſchließen, geheim gehalten und 
einer dritten Macht nur im Einverftändnifje beider 
Zeile und nad) Maßgabe befonderer Einigung mit« 
geteilt werben jolle. Die Drei-Kaijer-Zufammen- 
haft in Stierniewice 1884 und Die Begegnung 
Kaiſer Alexanders III. mit Franz Zofeph I. in 
Kremfier 1885 Tieß Rußlands Anſchluß an die 
beiben Mächte erwarten. Als ſich aber 1887 die 
ruffifhen Rüſtungen als bedrohlich erwieſen, 
wurde der Allianzvertrag am 3. Februar 1888 
veröffentlicht. 

Italien hatte ſich bereits 1882, veranlaßt durch 
die Beſetzung von Tunis durch Frankreich, der 
Friedensallianz unter gewiſſen Vorbehalten ange 
ſchloſſen, und Hiermit war der Dreibund ge 
ſchaffen, der fich feit einer langen Reihe von Jahren 
als ſicheres Unterpfand des Friedens bewährt hat. 
Seit 1884 beitand ein beutfch-ruffiicher geheimer 
Reutralitätsvertrag, ber aber 1890 nicht wieder 
erneuert wurde. 1891 vollzog fi eine An- 
näherung zwiſchen Frankreich und Rußland (fogen. 
Zweibund 


Eine Art banbelspolitifcher Allianz bilden die 


Handelsverträge vom Jahre 1891 zwijchen Öfter- 
reiche Ungarn, Deutſchland, Italien, Belgien und 
ber Schweiz, welche bis 31. Dezember 1908 den 
Vertragsſtaaten die zollpolitifche Stabilitätgewähr- 
keiften. Zudem hat bie zweite Hälfte des 19. Jahr« 
Bunbert8 eine ganze Reihe von Verſuchen aufzu« 
weifen, Staatengemeinſchaften zum Zwecke der Ver⸗ 
wirflihung und Sicherung einzelner beftimmter 
internationaler Kulturintereffen zu fchaffen. Im 
der oftafiatifchen Politik wurde feit 1894 ein 
Einvernehmen zwiſchen Deutſchland, Frankreich 
und Rußland erzielt. [Lentner.] 
Altmende, |. Agrargeſetzgebung, Bauernftand. 
Alodtum, |. Lehenweſen. 
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tion, — Beendigung des Staatsdiener⸗ 
verhaͤltniſſes. 

A. Amt. I. Begriff. — Geſchichtliches. 
Amt, zuſammengezogen aus Ambacht, bedeutet 
nad) der Erklaͤrung der Sprachgelehrten (Grimm, 
Sanders) joviel wie officium, Dienft, womit 
jemand beauftragt ift, die zu einer jemand über 
wiefenen, von ihm übernommenen Stellung ge= 
hörigen Obliegenheiten und Verrichtungen, einen 
jemand überwiefenen öffentlichen Wirkungskreis. 
Lange Zeit bedeutete Amt (in „Amtmann“, 
ſchwäbiſch und ſchweizeriſch Ammann) Hand» 
habung der Rechtspflege und Verwaliung der 
iandesherrlichen Eintunfie in einer Gegenb, ſpäter 
auch andere Verwaltungsbehörden. In Nieder⸗ 
deuiſchland wurde Amt für Handwerkeinnung 
gebraucht. Auch eine befondere Art Bauerngüter 
bezeichnete man mit dem Ausdrucke Ämter (Meier 
Amter). Für die wichtigſte fatholifch - kirchliche 
Amtsverrichtung, die Meffe, hat ſich das Wort Amt 
(3.2. gefungenes Amt, Hochamt) erhalten. — Man 
lann in Bezug auf die berufsmäßige Thätigkeit zur 
Erreihung allgemeiner und öffentlicher Biwede, 
welche Thätigfeit wir eben Amt nennen, ein jub» 
jettiveg und objektive Moment unterjcheiben. 
Subjeltiv ift Amt die Verpflichtung zur berufs- 
mäßigen Thätigfeit für öffentliche Zwecke infolge 
diesbezügliche Anftellung. Objektiv ift Amt der 
beftimmte Kreis ber Thätigfeiten, zu welchen ber 
Angeftellte verpflichtet ift. So wie Kirchenamt 
(officium ecclesiasticum) da8 Recht und bie 
Pflicht eines Geiftlichen bezeichnet, die Kirchen- 
gewalt in einem beftimmten Verhältnis und Um⸗ 
fang und vermöge einer dazu erteilten feſten 
Anftellung auszuüben, — fo ift Staatsamt die 
Berechtigung und Verpflichtung zur Führung 
flaatlicher Geſchäfte, und der Durch das dffentliche 
Recht begrenzte Kreis von flaatlichen Geſchäften 
ift Staat8amt im objeftiven Sinn. Staatsämter, 
Behörden find Einrichtungen für Ausübung eines 
abgegrenzten Kreiſes ftaatlicher Funktionen, ſtaat⸗ 
licher Befugniſſe, — Organe für die Verwirk⸗ 
lichung der einzelnen Regierungsrechte. Ihnen 
zufolge werben menſchliche Kräfte für die Zwecke 
und Aufgaben des ftaatlihen Gemeinweſens in 
beftimmter, räumlicher und gefchäftlicher Ab- 
Sm in dauernder Weife in Dienft genommen. 

er Wirkungskreis muß übertragen fein, 
— bie Berufung zu einem Amte muß durch andere 
Organe bes Staates erfolgen. Daher ftehen zu 
Amtern, Behörden jene ftantlien Organe im 
Gegenſatz, welche ihre Befugniffe als eigenes und 
ferbftändiges Recht befiken (Monarch Volks- 
vertretungh. — Der Wirkungskreis muß ein ab⸗ 
gegrenzter fein. Der Geſchäftskreis der öffent- 
ůchen mter ift gegenwärtig regelmäßig, nad) 
oben wie nach unten, d. h. dem Staatshaupt wie 
den Unterthanen gegenüber — durch die Geſetz⸗ 
gebung figtert. — Die Amtsbefugniffe müfien 
nicht notwendig ben Charakter von Herrjchafts- 
teten haben. Es giebt nämlich auch Ämier, wel« 
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hen die Verwaltung ftaatlicher Anftalten oder 
Vermogensrechte übertragen iſt. — Die Lehre von 
den Amtern gehört nad) der einen Seite ins Ver⸗ 
fafjungs-, nach der andern Seite ins Verwal 
tungsrecht. Dorthin gehören bie leitenden Ge« 
danken der Organifation und der dem Beamten- 
tum zulommenden Rechtsſtellung, Miniſterver⸗ 
antwortlichleit u. |. w. — hierher Die Darftellung 
des Organismus und das gegenfeitige Verhalten 
der Behörden, auch deren materielle Kompetenz 
zur Vornahme beftimmter Bermaltungsate fowie 
deren Fornıen. 

Die Entwidlung des Gemeinweſens und damit 
ber Funktionen desſelben nahm in Deutſchland 
und Frankreich einen entgegengejeßten Verlauf. 
Während es in Frankreich den Königen gelang, 
ber großen Bafallen Herr zu werden und die ganze 
Staatsverwaltung von einem Punkte auß zu 
leiten — vereinigten in Deutfchland bie großen 
Bafallen immer mehr Hoheitsrechte in ihrer Hand. 
Etwa ſeit der Goldenen Bulle (1366) liegt der 
Schwerpunkt des politifchen Lebens nicht mehr in 
bem Reiche, fondern in den einzelnen Zerritorien. 
Der deutſche Staat der Gegenwart hat fid jomit 
nicht aus dem alten Deutfchen Reich, fondern aus 
deſſen Zerritorialftaaten entwidelt. Demgemäß 
tnüpft die Geſchichte der Amter weniger an bie 
SIuftitutionen des Reiches als an die der landes⸗ 
herrlichen Territorien an. — Das Mittelalter 
Tannte keine Landesregierung in unſerem Sinne. 
Die Hauptſache war Aufrechthaltung des Rechtes 
im Innern wie nad) außen. Aufgabe des Fürften 
und feiner nächſten Ratgeber war e&, die oberjten 
Beamten zu ernennen, für den Schuß der Länder 
gom außtwärtige Feinde, für Die Sicherung des 

mdfriedens im Innern zu forgen und die Mittel 
aufzubringen, welche zur Erfüllung diefer Auf⸗ 
gaben und zur Erhaltung des Hofitaates not- 
wendig waren. Demgemäß war auch die Amter⸗ 
organifation einfach) : die Umgebung bes Landes» 
heren, die aus Vaſallen und Miniſterialen be 
ftand, bildete das Gericht wie ben Rat des 
Fürſten. Ständige Beamte gab e8 nur wenige. 
Seit dem 18. Jahrhundert fommt in weltlichen 
Fürftentümern ein Hofmeifter vor, der den Fürften 
vertritt und die Verwaltung leitet. Die Auß« 
fertigung ber Schreiben geſchah in der Kanzlei. 
Aber erſt im 15. Jahrhundert, mit dem größeren 
Schriftenwechſel, erhielt ber Kanzler eine größere 
Bedeutung. — Die Landesherren nahmen wohl 
einzelne Perſonen aus dem Adel in ihre Dienfte, 
um fie im Rate oder zu befondern Aufträgen zu 
bi Diefe Räte „von Haus aus“ lebten 
aber für gewöhnlich auf ihren Gütern und waren 
nur verpflichtet, bem Rufe des Herrn zum Dienfte 
Folge zu Teiften. Den Gegenſatz dazu bilden die 
„iwejentlichen“ Räte, welche beitändig am Hofe 
Tebten. — Lange Zeit ftand der Ausbildung fefter 
Amter der Umftand der augfchliehlichen Natural 
einkünfte entgegen. Erſt als der Landesherr nicht 
mehr von einer Burg zur andern z0g, fondern 
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eine dauernde Nefidenz nahm, Tonnte ſich eine 
feftere Organifation bilden. Hofmeifter, Käm⸗ 
merer, Kanzler, Räte begleiteten lange den Fürſten 
auf feinen Reifen. — Die niedere Gerichtsbarkeit 
über abhängige Leute Hatten bie in den Terri« 
torien angejejjenen Grundherren. Die Städte 
regierten fich jelbft Durch den Stadtrat, denn auch 
die Sandftädte hatten allmählich eigene Verwal« 
tung und Gerichtöbarfeit erworben. Auf ben 
Domänen ber Landesherren gab es Amtmänner, 
bie aus ben alten Gentenaren hervorgegangen 
waren. — In denjenigen fürftlichen Territorien, 
welche fih aus mehreren Grafſchaften zufammen« 
feßten, in denen es alfo unmöglich war, daß der 
Zürft felbft die Befugniffe de Grafen ausübte, 
wurden urſprünglich Grafen mit der dem Fürſten 
zuſte henden Grafengewalt belehnt. Da dieſe Grafen 
durch das Erblichwerden der Lehen große Unab- 
hängigfeit erlangten, fuchten die Sandesfürften fie 
durch ernannte Landvögte, Sandeshauptleute, Land⸗ 
und Hofrichter u. ſ. w. zu erſetzen. So läßt ſich 
beiſpielsweiſe in Bayern im 14. Jahrhundert die 
Verdrängung ber belehnten Stellvertreter durch 
abfegbare Beamte nachweiſen. In Diterreidh er» 
flarkte die Landeshoheit ganz bejonder8 unter 
Rubolf IV. 1858— 1865. Noch deutlicher läßt 
fich die Verdrängung des Lehensflantes durch ben 
Beamtenftaat an der Amtergeſchichte Italiens und 
Frankreichs verfolgen. — In Frankre ich hatten 
ih feit Anfang des 14. Jahrhunderts > 
kollegiale Staatsbehörden aus dem Rate der Krone 
gebildet, wie der konigliche Rat, das Parlament, 
die Rechnungsfammer. In Burgund und den 
Niederlanden Hatte diefe Inftitution Nachahmung 
gefunden. Dort hatte fie Kaiſer Max I. kennen 
gelernt. So entſtand auch für das Deutſche Reich 
ein Kollegium des Hofrats, von dem ſich andere 
KRollegien für Rechtſprechung, Finanzweien, Heer- 
weſen abzmweigten. — Die Vorgänge in Oſterreich 
und die Gründung bes Reichskammergerichts 
(1495) hatten in vielen Xerritorien die Folge, 
daß für die Rechtſprechung ein flehendes Hofe 
gericht, teils mit Adeligen teils mit Gelehrten 
beſetzt, geichaffen wurde. Aber auch die Bildung 
einer hoͤchſten Berwaltungsbehörbe , eine Hof- 
rates (jo in Bayern, Kurlöln, Kurmainz, in 
Württemberg — Oberrat, in Hefien — Kanzlei) 
mußte um fo notwendiger werben, je mehr ſich 
die Iandesherrliche Berwaltung ausdehnte. So 
bildete fich im Laufe des 16. Jahrhunderts aus 
den Näten des Lanbesheren ein Ratskollegium 
mit fefter Kollegialverfaffung, eine Regierung, 
als deſſen Vorfigender der Landesherr galt und 
deſſen Stellvertreter der Kanzler war. — Das 
Amt des Kanzler? gab es an den Löniglichen 
Höfen das ganze Mittelalter hindurch, an den 
Iandesherrlihen Höfen erft in der zweiten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts. Namentlich im Anſchluß 
an das Kanzleramt bildete fi das erwähnte 
Hofratsfollegium, fpäter die Regierung genannt, 
aus. Der Kanzler ift ſtets Nedhtsgelehrter, und 
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von dieſem Punkte aus bringt das gelehrte Be ⸗ 
zufabeomtentum zuerſt in den deutſchen Terri⸗ 
torialflant ein. — Die Hofgerichte, urfprünglic) 
mr Gerichte für die Ritterſchaft, wurden all» 
mählich auch zu Appellationsinſtanzen für bie 
unteren landesherrlichen Gerichte. Die Hofe oder 
Rentlammer war ein für Verwaltung ber landes- 
herrlihen Domänen und Einkünfte, beſonders in 


der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts (1589 
Gadjfen, 1599 Rurlöln, , Württemberg) 
entflandenes Kollegium. — Bei dem Anwachſen 


der laufenden Verwaltung und ber zu entſchei⸗ 
denden Rechtsſachen konnte fi der Landesfürſt 
mr bie wichtigiten Sanbesangelegenbeiten zur 
perfönlichen Erledigung vorbehalten. Er zog bazu 
die vertrauteften Räte bei. Wie in Ofierreich auf 
biefe Weife ſchon am Anfange bes 16. Jahr» 
hundert ein über den einzelnen DBerwaltungs- 
follegien flehender Geheimer Rat gebildet 
worden war, jo entftand ein ſolcher auch in andern 
größeren Territorien. In Sachſen noch im 16. 
in Brandenburg, Braunſchweig, Bayern, Kur- 
Köln, Württemberg im 17. Jahrhundert. — Der 
Geheime Rat nahm ſchließlich ebenfalls ben 
Charalter eines jelbitändig funktionierenden Amtes 
an, das ohne Teilnahme des Landesherrn die 
wachſenden Geſchäfte erledigte. Für Bearbeitung 
derjenigen wichtigen Angelegenheiten, welche fich 
der Sandesherr bem Geheimen Rat gegenüber 
tefervierte, entfland nunmehr im 18. Jahrhundert 
das Kabinett, ein Ausſchuß bes Geheimen 
Rots: in Preußen feit Mitte des 17. Jahrhun« 
derts, in Sachſen 1706, in Bahern 1726. — 
Auf die Kanzleien, Hofräte, fpäter Regierungen 
Karen eh end) war auch 
ie Rechtspflege übergegangen. Sie beſaßen an« 
fangs mit den Hofgerichten konkurrierende Ger 
tichiabarteit, verbrängten dieſe aber überall da, 
wo fie nicht frühzeitig den Charalter von ftändigen 
und gelehrten Gerichishöfen angenommen Hatten. 
Übrigens entftanden mit ber Zeit aud eigene 
Tribunale, Oberappellationagerichte in Terri⸗ 
torien, in welden die höchſtinſtanzliche Juris⸗ 
bittion der oberften Reichsgerichte bejeitigt war. 
— Inden meiflen größeren Territorien beitanden 
Mittelbehörden, die fi teils aus den 
nittelalterlichen Amtern der Vizebome ober Landes» 
hauptleute entwickelt Hatten, teils waren fie früher 
Eentralbehörben jelbftändiger Gebiete gewefen, die 
bei Vereinigung als Mittelbehörben bei⸗ 
behalten wurben. 

Die angedeutete Häufung der Ämter im 
16., 17. und 18. Jahrhundert hängt mit der 
Vermehrung der Aufgaben zufammen, die der 
Eentralgewalt des Staates durch den Verfall und 
die Unterbrüdung der autonomen Korporationen 
md Organismen der Gefellihaft ba Rechts· 
hflege und etwa noch Aufbringung der Geldmittel 





allein genügte nicht mehr, bie Regierung mußte 
auch für materielle und geiftige Angelegenheiten 
der Unterthanen in Aktion treten, In Bezug auf 
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letzteres genügt es, an Reformation und Gegen⸗ 
tejormation, in Bezug auf erſteres, an den ſogen. 
Merkantilismus mit feinen vielen gleihmadhen- 
den Berwaltungsnormen und Polizeigefegen, mit 
feinem Privilegien- und Conceſſionsweſen zu er⸗ 
innern. Übrigens hatte aud in ber Rechtspflege 
die geänderte Verwertung und bie Verbreitung 
des römifchen Rechtes, die nad) und nad) das 
deutſche mündliche Verfahren verbrängte, eine 
Vermehrung der Beamten und der Kanzlei» 
geichäfte zur Folge. — Im Brandenburg, — im 
preußiſchen Staate, führte Die feit ‘Mitte des 
17. Jahrhunderts infolge feiner energifchen Politil 
nn — des Heeres * * 

inanzverwaltung auch zu einer Neuorganiſation 
der Ämter. Anfangs waren die Heere von Iandes« 
herrlichen Kriegsfommifjarien begleitet und in den 
Rreifen gab es gewählte ſtändiſche Land» oder 
Kreisfommifjarien. Mit Errichtung eines ſtehen⸗ 
den Heered nun und der Einführung der Kontri⸗ 
bution umd Accife als ftändiger Steuer wurde 
auch das Amt der Kommiffarien ein ftändiges. 
Es war für Militär- und Finanzverwaltungs« 
zwede beitimmt. Auf dem Lande bebienten ſich 
dafür bie Landesherren ber (ftändiichen) Land» 
und Kreislommiflarien, die immer mehr von 
ihnen abhängig wurden. Ein weiterer Schritt 
war bie unter Friedrich Wilhelm I. erfolgte Ver⸗ 
einigung der Kommiffariate mit den Domänen- 
ämtern (Amtsfammern). Das waren bie fogen. 
Kriegs- und Domänenfammern. Diefe Änderung 
ift deshalb bemerfenswert, weil in den meiften 
übrigen deutſchen Territorien ber ftändifch-flaat« 
lie Dualismus des Finanzweſens und feiner 
Behörben bis auf die neuere Zeit beftehen blieb. 
Dem Vorgehen gegenüber den Provinzialämtern 
entiprach auch die Gentralifation in der Spipe. 
Im Jahre 1722 vereinigte nämlich Friedrich 
Wilhelm I. das Beneralfriegstommifjariat, welches 
bie auß urjprünglich von den Ständen bewilligten 
Steuern fließenden Einkünfte (Grundfteuer, Kon⸗ 
tribution, Acciſe) verwaltete, und die General« 
bomänenlommiffion, welche bie eigenen Einkünfte 
des Landesheren aus Domänen und Regalien unter 
ſich Hatte, zu einer einheitlichen kollegialiſchen Be» 
börbe, dem fogen. Generalbireftorium. Kabinetts- 
minifterien und Juftigminifterien beiorgten die 
auswärtigen, bezw. die Juftigangelegenheiten. So 
war die gelamte inilverwaltung in drei Haupt« 
teile zerlegt. Dazu kommt, daß die Regierungen 
nad; Begründung der Kriegs- und Domänen» 
fammern im weſentlichen auf bie Ausübung der 
Gerichtsbarkeit beſchränkt und fo in Preußen ſchon 
im 18. Jahrhundert in gewiſſem Make Yuftige 
und Verwaltungsämter getrennt waren. Daß im 
Allgemeinen Landrecht (II, 10) die Beamten zuerft 
als „StaatSdiener” aufgeführt werden, muß unten 
nod) Erwähnung finden. 

U. Amter in der Gegenwart. Die 
franzöfifche Revolution bildet auch in der Ge⸗ 
ſchichte der Amler einen bemerkenswerten Abfchnitt. 

6* 
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Der Amterorganismus des 18. Jahrhunderts ift 
gefennzeichnet 1. durch feinen Parallelismus von 
Ianbesherrlihen und landſtändiſchen Behörden, 
2. durch die Ungetrenntheit von Juſtiz und Ver⸗ 
waltung, 3. durch die Zuteilung der oberften 
Staatsgeſchäfte weniger mit Nüdfiht auf die 
fachliche Zufammengehörigteit als mit Rüdficht auf 
Die Landesteile (Jogen. Provinzialfyftem). Seit der 
franzöfifhen Revolution aber gelangte das 
Staatäprincip zum vollftändigen Siege. Die 
planmäßige Einteilung des Landes, die fyflema- 
tifche Behördenorganifation wurbe auch in Deutjch- 
land nachgeahmt. Den —— bildet 
bie Stein = Hardenbergihe Berwaltungsreform 
(24. Nov. 1808). Die oberfte Leitung ging vom 
Geheimen Rate und dem Generaldireftorium auf 
bureaumäßig organifierte Dinifterien über. Juſtiz 
und Verwaltung wurden noch mehr getrennt, an 
Stelle der hiftorifh überfommenen trat bie Ein- 
teilung in Provinzen, Regierungsbezirte, Kreiſe. 
— In Südbeutfchland fanden die Rheinbund⸗ 
flanten vor der Aufgabe, ihre neuen Erwerbungen 
mit den bisherigen Beſitzungen zu verjchmelgen. 
Da diente ganz beſonders bie franzdfifche Organi⸗ 
fation vom 18. Februar 1800 zum Vorbild, fo 
für Württemberg 1806, Bayern 1806, Baden 
1809 in den unteren Inftanzen die Einteilung 
des Landes in möglichit gleiche Adminiſtrativ⸗ 
bezirke ohne Rüdficht auf die bisher beftandenen 
Einrichtungen; in den Eentralftellen die Beſei⸗ 
figung bes Provinzial und Übergang zum Real» 
foftem, d. h. zur ſyſtematiſchen Behördenorgani- 
fation. Während nad) erfterem der Wirkungstreis 
aller Amter, auch der oberften, immer nur eine 
einzelne Provinz umfaßte, wurden nun den höheren 
Stellen die Geſchäfte nur nad) der materialen 
Verſchiedenheit zugeteilt. Auch waren dieſe Mini⸗ 
ferien nicht mehr Tollegialifch wie der alte Ge- 
heime Rat, fondern bureaumäßig organifiert. — 
Im Laufe des 19. Jahrhunderts, beſonders feit 
1848 (Bayern erft 1861), wurde auch in den 
unteren Amtern Juſtiz und Verwaltung getrennt 
und bie in den unteren Inftanzen noch vorhandene 
Ränbifche Amtierung, Patrimonialgerichtsbarleit 
und Patrimonialpoligei befeitigt. — Troß dieſer 
fchärferen Konzentration der Staatsämter macht 
ich in unferem Jahrhundert in fteigendem Maße 
in Bezug auf Einrichtung von Amtern eine ziveite 
Bewegung geltend. Wie für erftere Frankreich, 
fo war für bie Selbſtyerwaltung England 
ein Iehrreiches Vorbild. Übrigens trägt jchon die 
preußiiche Stäbteorbnung von 1808 Spuren der 
neu auflebenden Kommunalſelbſtändigkeit an fich. 
— Zur Zeit des abfoluten Regimes im 17. und 
18. Jahrhundert hatten bie einzelnen Gefell- 
ſchaftsgruppen und Unterorganigmen (puissances 
intermediaires) teils mit teil ohne Der- 
ſchulden Die größte Einſchränkung erfahren. 
Nun macht fich eine gegenteilige Bewegung be= 
merfbar. Sie beginnt mit den Stäbten, dehnt 
ſich von da aufs Land aus und erfaßt ſchließlich 


Amt, Beamter, 





Staatsdiener. 168 
auch bie größeren Abteilungen bes Staates (Sreid- 
ordnung von 1872). Diefe Kommunalverbände 
höherer und niederer Ordnung find das Haupte 
anmwendungsfelb ber Selbftverwaltung. Abgejehen 
bon ber Herftellung einer befondern Verwaltungs- 
gerichtöbarteit, beſiand ein großer Teil ber neueren 
preußifchen Verwaltungsreform 1. in der Reor⸗ 
gantjation von Kommunalverbänben höherer Ord⸗ 
nung (reife und Provinzen erhielten eine ent« 
ſprechende Vertretung, eine Stellung ähnlich den 
Städten, und größere Wirkjamfeit insbeſondere 
auf dem Gebiete der wirtichaftfichen Verwaltung), 
2. in der Reorganifation der Staatsverwaltung 
durch Einführung von Selbftverwaltungsbehörben 
für das platte Sand umd für die höheren Stufen 
der Verwaltung in Anlehnung an bie Organe der 
laufenden Kommunalverwaltung. — Eben infolge 
ber wieder auflebenden Selbftverwaltung find im 
Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts neben ben 
landesherrſichen Beamten auch andere Perſonen, 
welche aus der Thätigkeit für den Staat feinen 
Lebensberuf machen, fonbern biefelbe neben andern 
Berufsgefchäften, die ben Mittelpunkt ihres Lebens 
bilden, erledigen, zur Teilnahme an den Vertval- 
tungsgeichäften berufen worden. Das find die 
nad) engliſchem Vorbild unentgeltlichen, auf dem 
Ernennungsprincip beruhenden oder doch Befläti« 
gu bon feiten der Regierung vorausſetzenden 

brenämter. Im Gegenfaß zu ihnen nennt 
man die StaatSverwaltung im engeren Sinne 
auch bureaufratifche Regierung. Es ift dies der 
Anbegriff jener Amter, wo die ftantlichen Gefchäfte 
bon ſolchen Perfonen beforgt werden, melde dar⸗ 
aus ihren Qebensberuf machen. — Bei Betrachtung 
bes Amterfuftems der Gegenwart find Eentrafftellen 
und mittlere und untere Amter auseinanderzu⸗ 
alten. In den Gentralftellen des Staates 
ift eine thunlichſte Sonderung der Gefchäfte durch · 
geführt. Man unterſcheidel hauptjächlic fünf 
Berwaltungszweige: Rechtspflege, innere Berwal- 
tung, äußere Angelegenheiten, Finanz⸗ und Mili« 
tärderwaltung. Während in den Meineren Staaten 
bie oberfte Leitung mehrerer biefer fünf Zweige 
einem Minifterium übertragen ober für die oberfte 
Leitung der gefamten Staatäverwaltung nur ein 
Minifterium beftellt ift, find in den größeren 
Staaten einzelne biefer Ziveige wieber in mehrere 
gefpalten, von denen ein jeder einem bejondern 
Minifterium übertragen ift. — Die lofale Ver- 
waltung beruht auf dem Zufammenwirten ftaate 
licher und kommunaler Elemente. Wie bie Stants- 
ämter im Dienfte des Staates, ſtehen bie 
Rommunalämter im Dienfte eines Kommunal - 
verbandes. Ihre Beſtellung erfolgt nicht durch 
ſtaatliche Organe, fondern fteht den Kommunen 
zu. Den Gemeinden find wichtige Aufgaben bes 
Staatlichen Lebens übertragen, namentlich in Bezug 
auf Ortöpolizei, Armenpflege, Schulweſen, Weges 
bau, Verteilung der Einquartierungslaften, Kriegs- 
leiftungen, Verwaltung der eigenen Finanzen, 
Einſchaͤtzung zu den Stantsfteuern. — Die Pro« 
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dinzial», Bezirks⸗ und Kreisverwaltung 
ift in Deutſchland entweder rein ftantlich und 
den Rommumalvertretungen nur eine Reihe kleinerer 
Agenden (Gutachten, Petitionen, Verwaltung der 
Rommmmalanftalten und Kommunalvermögen) 
übertragen, ober gemifcht, d. h. Behörden an« 
vertraut, die aus Staatsbeamten und von ben 
KRommunalvertretungen gewählten Perſonen be 
ſtehen. Dies ift insbejondere in Preußens Oft- 
provingen (außer Poſen), in Sachſen, Baden, 
Helen, Sachjjen-Weimar und Reuß ber Fall. 
Das einzelne Amt kann, falls es überhaupt von 
mehreren verwaltet wird, entweder kollegial 
oder bureaumäßig organifiert fein. Das 
erftere ift der Fall, wenn die Beſchlüſſe vermittelft 
einer Abſtimmung der Mitglieder, alfo durch 
Majorität gefaßt werden. Die letztere Bezeichnung 
trifft dort zu, wo bie Entſcheidung lediglich dem 
Chef zufleht, während die andern Amtsmitglieder 
une als defſen Gehilfen fungieren. Die Vorzüge 
des Kollegialfyftems beftehen in der vieljeitigen 
Erwägung und in ber wirfjamen Kontrolle, ge= 
ringeren Willfür und Parteilichkeit; auch bildet ſich 
leichter eine Tradition. Seine Schattenjeiten find 
Langjamkeit, ſchleppender Gefchäftägang, ſchwãchere 
Lerontwortlichleit. Es empfiehlt fi) alſo da, wo 
ein Bebürfnis gleichzeitiger Beurteilung einer 
Sache durch mehrere vorliegt, wo es ſich weniger 
um raſche als um gründliche und umparteiiſche 
Entfheidung handelt. Insbeſondere die Eivil- 
und Kriminalrechtspflege bietet ein Anwendungs« 
feld hierfür. Ehebem waren auch die Berwaltungs- 
behörden — die fih ja an bie Yuftizämter 
anlehnten und teilweife damit vereinigt waren — 
tolegiafifdh eingerichtet. Gegenwärtig if in ben 
Verwaltungsämtern das Gureanfratihfe Princip 
vorherrſchend. Beſonders ſcharf ift dasſelbe in der 
franizdſiſchen Adminiftration ausgebildet. In 
Frankreich ift die Verwaltung auf allen Stufen 
Staatsverwaltung. Was für den Gejamtftaat 
der Dinifter, iſt für das Departement ber Präfett, 
für da8 Arrondifiement der Unterpräfelt, für den 
Kanton in Bezug auf Steuer, Wahlen, Polizei 
der Friedensrichter, für Die Kommune der Maire. 
MWerdings find diefen Berwaltingsleitern conseils 
beigegeben; fo in entſprechender Stufenfolge der 
Staatsrat, der Präfekturrat, Generaltat, die De« 
hertementallommiffion, dann der Arconbiffement- 
tat und Municipalrat. Drei von den letztgenannten 
find zugleich Kommumalverwaltungsbehörden. — 
Das Verhältnis des über» zumuntergeorb« 
neten Amte befteht im weſentlichen in einem 
Auffihtsrechte. Das übergeordnete Amt überwacht 
den Geſchäftsgang und die Geſchäftsbehandlung 
des untergeorbneten Amtes; es ift jedoch hoch 
in Ausnahmefällen befugt, in bie geſetzlich georb» 
tete Zuftändigfeit bes Iehteren einzugreifen. Ferner 
nimmt es Belmerben gegen bie untergeorbneten 

ter entgegen unb entiheibet in deren Kompe- 
tengfireitigfeiten. Übrigens ſchwankt der Grad der 
Abbängigteit des untergeorbneten Amtes. Amier 
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bie nur ausführende Organe find, werben offen» 
bar viel abhängiger fein als Kollegien, beren Mit- 
glieder zum Zeil aus Ehrenbeamten beftehen, ober 

r als Juftizämter. — Die Kompetenz oder 
Surändigfeit giebt Antwort auf die Frage, welche 
Geſchaäfte innerhalb welches Bezirkes ein Amt zu 
beforgen hat. Negative, affirmative Kompetenz- 
tonflifte liegen dann vor, wenn von zwei Behörden 
feine oder jebe zum Eingreifen oder zum Ent 
fcheiben verpflichtet, bezw. berechtigt zu fein 
behauptet. Amtsbezirk if der örtliche Kompe- 
tenzkreis einer Behörde. — In Ländern, wo Ver» 
waltungsgerihtsbarkeit befteht, giebt es 
Verwaltungsämter im engeren Sinne, denen die 
Erledigung der reinen Verwaltungsſachen oder 
Beſchlußſachen, und Verwaltungsgerichte, denen 
bie Entſcheidung jener Verwaltungsfachen zufteht, 
bei denen Verlegung individueller Rechte behauptet 
wird (jogen. Berwaltungsftreitfachen). — In Rüd- 
ficht auf das Verhältnis der Amter zum Stants« 
oberhaupt ift Nachftehendes zu erwähnen: Nicht 
nur die Verleihung der Staatsämter, jondern auch 
die Organifation der Behörben nad) ihrem ftändi« 
gen Zufammenhange, ihrem Unterorbnungsver- 
hälmniffe, ihrem Gefchäftsgange gehört zu ben 
Privilegien der Krone (Amtshoheit). Diefe Rechte 
find jedod) beichränft durch die zu Gelbaufmen- 
dungen notwendige Zuflimmung, der Voltävertre- 
tungen. Es fönnen alfo neue Amter, mit benen 
ein Gehalt verbunden ift, nur auf Grund etat« 
mäßiger Bewilligung des Landtags, Bundesrats 
und Reichstags u. dgl. errichtet werben. ferner ift 
der gerichtliche Prozeß nicht Gefchäftsgang und 
daher fein Objelt des Verordnungsrechts. — 
Die Verwaltungsämter haben das Recht, die von 
ihnen ausgehenden Anordnungen und Verfügungen 
nötigenfalls unter Anwendung von Zwang durch⸗ 
zuſehen. Zu dieſem Zwede bedürfen fie eines 
Exelutivperfonales, dem bie Zwangsvoll - 
ſtreckung der VBerwaltungsverfügungen obliegt. 

B. Branie — GStaatsdiener. I Ge 
ſchichtliche Entwicklung des Staats— 
dienerverhältniſſes. — Während Amt den 
Inbegriff einer beſtimmt abgegrenzten Staats - 
thätigfeit bezeichnet, find Beamte bie ſubjeltiven 
Träger der Amtsthätigkeit. Ihre Stellung hat 
demnach mit der jeweiligen Staatsauffallung 
Schritt gehalten und ſich nach derſelben gerichtet. 
— In den Magiftraturen des roͤmiſchen Rechts 
erſcheinen die Beamten als Träger geichlofiener 
Gefchäftskreife, in denen eigentümliche Rechte bes 
Staates verwaltet werben. Dieſe Auffaffung ift 
noch den gotifchen Reichen in Jtalien und Spanien 
geläufig. In den germanijchen Reichen der Karo« 


ſtens linger (auch Schon in — gelten die Beamten 


als perſonliche Beamte des Königs. Noch mehr 
war dad Lehensrecht unb das fanonifche Recht der 
Auffaffung von der rein perjönlichen Subflituie- 
rung und Unterordnung bes oberen Beamten 
unter das Staat&haupt, bes unteren Beamten unter 
die oberen günftig. Wie in andern Verhältniffen, 
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war in jener Zeit auch in Bezug auf die Obrigfeit 
die Moral in viel größerem Umfang zur Rechts⸗ 
pflicht verdichtet als Heutzutage. Der ſicherlich 
mehr moraliſche Begriff der Treue war im mittel» 
alterlichen Lehensverbande das oberfte, entſcheidende 
Princip. Ferner ift es eine fittliche Pflicht, Reich⸗ 
tum und hervorragende Stellung gemeinnüßig zu 
verwenden. Entſprechend ber damaligen Natural» 
wirtſchaft beftand Reichtum in großem Grunbbefik 
(bleibenden Grundrenien u. dgl.). Damit war aber 
tegelmäßtg die Pflicht, den Abhängigen Obrigteit 
u fein, verbunden. Die damaligen Beamtendienfte, 
—2— Krieg und Adminiſtration, waren alſo 
durch ein für allemal für diefen Zweck außge- 
ſchiedene Teile vaterländiſchen Bodens fundiert 
Gehenweſen). — Die Entwicklung eines von der 
Geſamtheit durch jährlich einzutreibende Beiträge 
(Steuern) befolbeten Berufsbeamtenftandes gehört 
der neueren Zeit, beſonders ben beiben Iebten Jahr⸗ 
hunderten an und ift in unferem Staatsweſen zur 
Notwendigfeit geworben. Die Bildung des Be 
rufßbeamtentums fteht im Zufammenhang mit dem 
Entftehen der ſelbſtändigen Stantsgewalt, in 
Deutſchland mit der Entfaltung der Territorial« 
boheit im Gegenſatz zu Kaiſer und Reid. Den 
Fürſten des ausgehenden Mittelalter8 genügten 
die Dinke der Vaſallen und Minifterialen nicht 
mehr. Übergriffe von der einen wie von der andern 
Seite, von oben wie von unten, brachten das Lehen» 
weſen zu Fall. Auf der einen Seite entftand die 
Neigung zu abfoluter Gewalt, auf der andern 
Seite opponierten Bafallen den Fürſten, wie e8 
biefe bem Könige gethan. Nicht am wenigften trug 
der traurige Kampf von Kaiſer und Papft zu 
biefer Loderung der Reichslehensbande bei. Im 
Rampfe gegen bie Reichsgewalt einerjeit, gegen 
ein mächtiges Vafallentum und die Landftände 
anderfeit8 erftarfte bie deutſche Landeshoheit durch 
Aufftellung eines relativ neuen Princips, das dem 
Lehenweſen gegenübertrat. Den Bajallen, denen 
das Recht zur Ausübung öffentlicher Funktionen 
nad) Lehensrecht verliehen war, wurben Perſonen 
gegenübergeftellt, die nur Diener des Landesherrn 
waren und nur feine Befehle auszuführen hatten. 
Diefe fürftlichen Diener, die Räte, Amtleute, Bögte, 
fanden nicht mehr in einem Öffentlich = recht» 
lichen vafallifchen, fondern in einem privatrechtlichen 
Verhältnis zu dem Landesherrn, in welchem bie 
gegenfeitigen Rechte und Pflichten zunächſt durch 
die Beftimmungen bes Mietvertrages geregelt 
waren. — Die Übergänge waren unmerflid. 
Bis ins 16. Jahrhundert entflammten die Beam» 
ten größtenteil8 dem Adel. Erſt in ber zweiten 
Hälfte besgenannten Jahrhunderts wurden römijch- 
rechtlich gebildete Juriſten in größerer Zahl unter 
die Räte der Fürften aufgenommen oder als Kanz 
Ver angeftellt. Seit die mittelalterliche Gerichts⸗ 
—— in Verfall geraten und die Rechtspfiege 
von den Genoſſengerichten auf die landesherrlichen 
Beamten übergegangen war, konnten die Amtleute, 
Bögte der Rechtslenntnis nicht entbehren. Infolge 
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ber veränderten sverfaſſung wurde auch nicht 
mehr Kriegstüchtigkeit verlangt, ſondern Befit von 
gewiſſen praktiſchen und theoretijchen Kenniniſſen, 
alſo eine ganz andere berufsmaßige Vorbildung. 
Ferner vermehrte ſich im 16. und 17. Jahrhundert 
die Zahl der landesherrlichen Beamten infolge der 
Ausdehnung ber ftantlichen Thätigfeit und ber 
Notwendigkeit, für die Bebürfniffe der Soldheere 
Sorge zu tragen. Dennoch fchloffen ſich die Be- 
amten noch Yange nicht zu einem eigenen Berufa- 
ſtande zufammen. Mehrere Umftände verzögerten 
bies. Bald hatten die Stände ein Mitwirkungs« 
recht bei Beſetzung ber wichtigften Landesämter, 
balb war ein Teil berfelben dem Adel vorbehalten 
unb dadurch ein allgemeines Beamtenberufsintereffe 
erſchwert. In größeren Territorien hatten bie 
einzelnen —— die Zuſicherung, daß in 
der Provinz nur Einheimiſche angeſtellt werden 
können. Auch hatten noch viele lokale Gewalten 
ihr eigenes Beamtentum. Bei Ausübung der Juſtiz 
beſaßen die Gemeinden und Städte eine bedeutende 
Mitwirkung; auch gefehgeberifche Befugniffeftanden 
den Sommunen zu. Erft nad) und nad) und durch 
das Umfichgreifen bes gelehrten Richtertums wurde 
beides zur Staatsfache. — Ie mehr die Tandes= 
berrlihe Gewalt die Macht der Stände brach 
(insbejondere nach dem Dreißigjährigen Kriege), 
je mehr die Amter mit gelehrten Juriften bejegt 
unb dadurch die Adeligen zurüdgebrängt wurden, 
um fo mehr mußte die Ausbildung eines berufß= 
mäßigen Beamtentums und eines eigenen Be- 
amtenrechts geförbert werden. Je zahlreicher 
und mächtiger das Beamtentum wurde, um jo 
mehr gewann es Stanbesbewußtfein und tradhtete 
danach, dem Fürſten gegenüber eine feftere Poſition 
zu gewinnen. Nunmehr wurbe zwiſchen ministri 
publici und Dienern des Fürſten unterſchieden. 
Nunmehr wurbe die Frage ventiliert (3. 9. Boh⸗ 
mer 1716), ob der Yürft die Beamten wilfürlich 
entlafjen Tönne, ob die Klauſel ad bene placitum 
bei Staatsbienfiverträgen zuläffig fei. Etwa Mitte 
des 18. Jahrhundert? war die Anficht, daß ber 
Beamte nicht willfürlich entlafjen werben Tönne, 
überwiegend. Sehr früh waren bie Mitglieder bes 
Reichskammergerichts, erft fpäter die Dlitglieber 
des Reichshofrats in biefer Hinficht geſchüßt. — 
Es wurde ſchon auf die Bedeutung ber preußifchen 
Könige für bie Mobernifierung des Amterorganig« 
muß hingewieſen; fie find aud) bier als energiſche 
Förderer eines berufsmäßigen Beamtenftandes zu 
erwähnen. Zuerft in Preußen bildete fih auf 
großftantlicher Grundlage ein modernes Staats- 
dienerrecht aus. König Friedrich Wilhelm I. drang 
wiederholt (1717, 1737) auf wiſſenſchaftliche Bor» 
bildung. Er ſuchte auch das alleinige Ernennungs« 
recht aller Beamten in feine Hände zu befommen. 
Er ſowohl wie König Friedrich IL. befliffen ih 
eines gerechten Verfahrens gegen bie Beamten, 
biefe Hauptmittel ihrer Macht, und einer fachlichen, 
unparteiifchen Behandlung der Perfonalfragen. 
Aus der Praxis der preußiſchen Regenten bes 
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18. Jahrhunderts ift faltiſch das heutige deutſche 
Staatsdienerrecht entitanden. Zeil II, Titel 10 
de preußiichen Landrechts, das die Rechte unb 
Pflichten der „Staatsdiener” enthält, hat man 
mit Recht die erfte Kobififation bes Staaisdiener⸗ 
rechts genannt. — Bolllommen gelang e& dem 
Beamtentum freilich erft in ber erften Hälfte des 
19. Jahrhunderts, ſich ein Standesrecht zu ſchaffen, 
denn erft da wurbe e8 der das Staalsleben be» 
berrihende Stand (f. d. Art. Bureaufratie). Bes 
jonder8 gingen in Bezug auf Staatsbeamtengeſetze, 
Dienftpragmatit die ſüddeutſchen Staaten der 
Rheinbundszeit vorauß. Erſt jept werben die Sätze 
allgemein anerkannt, daß bie Beamten nicht bloß 
Grhilfen des Monarchen find, fondern auch eine 
felbftändige Stellung haben, daß das Beamten- 
verhältnis ein Öffentlichrrechtliches ziifchen dem 
Staat und dem Beamten ift, daß dem Beamten 
ein Rechtsanſpruch auf den Gehalt zufteht, daß 
der Beamte nicht willfürlich aus dem Staatsdienft 
entlaffen werden darf, daß dem Beamten, der eine 
beftimmte Reihe von Jahren gedient hat, ein An⸗ 
ſpruch auf Penfion zugeitanden werben muB x. 
— Eeit dem Erſtarlen des parlamentarifchen Prin- 
cips im der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun- 
derts hat das Beamtentum bie ſehr bevorzugte 
Stellung, die es vor 1848 inne hatte, nicht mehr 
im ganzen Umfange behaupten fönnen. Zwar bie 
bisciplinäre Verantwortlichkeit erfuhr eher eine 
Minderung, dafür wurde der Rechtsſchutz ber 
Bürger gegen Übergriffe der Staatsdiener gemehrt. 
Der privilegierte Gerichtsftand, Erſchwerung ber 
frafgerihtlichen Verfolgung durch Einholung der 
Genehmigung ber vorgejeßten Behörden, die Ehre 
der Gteuerfreiheit gingen verloren. Außerdem 
wäre noch die Einführung der Schwurgerichte und 
der Berwaltungsgerichtsbarfeit zu nennen. 

DO. Iuriftifhe Natur und Arten bes 
heutigen Staatsdienftes. Sprachlich ift 
Beamter eine Perſon, der die Verwaltung eines 
Amtes anvertraut worden ift; genauer: eine Perſon, 
welcher wenigftens bie Verpflichtung auferlegt ift, 
in bienfllicher Unterordnung unter ein Organ 
des Staates, bezw. des Kommunalverbandes, 
amtliche Funktionen —— Dieſe weitere 
Faffung des Begriffs Beamter rechtfertigt fich 
durd die Erwägung, daß es Beamte giebt, die 
jene Verpflichtung übernehmen, denen aber bie 
Vollmacht zu Ausübung von Amtsfunktionen nicht 
erteilt ift, die, wie 3. B. zur Dispofitton geftellte 
Beamte, zeitweife fein Amt haben. Auch fit nicht 
jeder Staatsdiener zugleich Amtsnerwalter % B. 
ſogen. charalteriſierie Beamte), — Die Aus- 
einanderhaltung des Begriffes Beamter und 
Staatsbeamter (Staatöbiener) iſt umftändlicher, 
als es auf ben erſten Blick erſcheinen möchte. Sich 
anſchmiegend an die Bedürfniſſe des Lebens, ver⸗ 
wenden nämlich bie Geſetze ſelbſt den Ausdruck Be⸗ 
lleidung öffentlicher Amter“ in verſchiedenem Sinne. 
Nach dem deutſchen Strafgeſezbuch find Geift- 
liche und Advolaten nicht Beamte. Trotzdem kön⸗ 
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nen fie „im Amte“ Vergehen und Verbrechen 
üben. — In Bezug auf die Folgen eines im ftraf» 
rechtlichen Verfahren ausgefprochenen Veriuſtes 
der bürgerlichen Ehrenrechte ſowie einer erfannten 
Zuchthausſtrafe erklärt es (88 31. 84): biejelben 
ziehen die Unfähigkeit zur Bekleidung öffent 
licher Amter von felbft nad) fi. Unter öffent 
lichen Amtern in diefem Sinne jeien Advokatur, 
Notariat ſowie der Gejchworenen- und Schöffen- 
dienst mitbegriffen. — Die charalteriſtiſchen Merf« 
male de8 Staatsbeamten im gewöhnlichen Sinne 
des Wortes liegen einmal in der Berechtigung 
und Verpflichtung zu ftantlichen Funktionen, ferner 
in der dienjtlichen Unterordnung unter die vor⸗ 
geſetzte Behörbe, endlich darin, daß dieſe Stellung 
durch einen individuellen, auf bie betreffende Per- 
fönlichteit, die diefe Verpflichtung übernimmt, be- 
züglichen Alt des öffentlichen Rechtes erteilt iſt. 
Das damit inaugurierte Verhältnis des Einzelnen 
zum Staat befteht in dem Eingehen, in ber Über» 
nahme einer befonderen, mit Bezug auf ein 
Staattamt beftimmten Gehorfams- und Treu. 
pflicht und einer damit verbundenen befonbern 
Öffentlicdrechtlichen Stellung. — Die übernom- 
mene Thätigfeit befteht in der Ausübung ftaat« 
licher Funktionen, alfo in ber Regel in der Be= 
Heidung eines vom Staate errichteten ftändigen 
Amtes. Es muß aber die dienftliche Unterordnung 
unter ein Staatsamt dazukommen, denn auch Mit« 
glieder der Volfsvertretung ober einer Vertretung 
der Kommunalverbände üben ftaatliche Funktionen 
aus, find aber als folhe nicht Staatsbeamte. — 
Dieerwähntedienftliche Unterordnung, das Staats⸗ 
dienſt verhältnis ift einerſeits allerdings durch 
eine gewiſſe Willensübereinſtimmung begründet, 
anderſeits aber dem Inhalte nach ein Öffentlich" 
rechtliches Abhängigfeitsverhältnis. Das Staats» 
bienftverhältniß unterfcheidet fih weſentlich von 
andern möglichen Beziehungen zum Staate, 3. B. 
von einer privatvertraggmäßigen Übertragung 
gewiſſer Staatsgeſchäfte. Perfonen, bieder Staat zu 
deren Vornahme mietet, Lieferanten, Feldmeſſer, 
Öfonomielommiffäre zc., ftehen dem Staat als 
gleichberechtigte Kontrahenten gegenüber. Ander- 
ſeits find von Staat8beamten verjchieden Perfonen, 
welchen bie Verpflichtung zu ftaatlichen Funktionen 
auf Grund einer allgemeinen geſetzlichen Vorſchrift 
obliegt, jo 3.8. wenn bie Unterthanen Wehrpflicht, 
Geſchworenen · und Schöffendienft leiſten müſſen. 
Weniger weſentlich iſt (wie oben erwähnt), daß 
die ſtaatlichen Funktionen gerade obrigkeitliche Be⸗ 
fugniſſe (Hoheitsrechte) ſeien. Auch jede andere 
Verwaltung Öffentlicher Aufgaben und Vornahme 
bon auf den Staatszweck bezogener, geſetzlich vor⸗ 
geichriebener (oft rein technischer) Arbeit genügt, 
3. B. Arbeit des Lehrers, Baubeamten, Statifti- 
ters, Regiſtrators. — Unter den verfchiedenen 
Gattungen von Beamten ift hervorzuheben der 
Unterſchied von berufsmäßigen Beamten und 
Ehrenbeamten. Erftere find Beamte, welche berufä« 
mäßig den Staat3bienft übernehmen, für welche 
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alfo der Staatsbienft einen Erwerbszweig bildet. 
Letztere find Beamte, für welche ber Staatsdienſt 
nicht eine Erwerbsthätigfeit ift, jondern für welche 
allein in ber mit dem Staatsbienft verbundenen 
Ehre daB äußere Entgelt für die Mühewaltung 
liegt. Ferner kann man unterjheiden höhere und 
niebere Beamte. Erftere bebürfen zur Ausführung 
ihrer Amtsfunftionen einer befondern wiſſenſchaft 
lichen Ausbilbung. Unter Iegteren kann man bie 
Kategorie der Subalternen, die höhere Schul- 
bilbung befigen, aber nicht zu ftudieren brauchen, 
von der Kategorie ber Diener unterſcheiden. — 
Nach der Branche kann man unterfheiden: Militär« 
und Givilbeamte, hier wieder: richterliche und 
Verwaltungsbeamte u. ſ. f. Neben diefen Beamten 
im firengen Sinn des Wortes giebt e8 aber noch 
eine Reihe von StaatSangeftellten, 3.3. in Staats- 
ämtern fungierende Künfller, Gelehrte, Natur- 
forſcher, dann ſolche fißfalifche Beamte, welche nur 
Dermögensverwaltungen zu führen, aber feine 
StaatShoheitsrechte auszuüben haben (3. B. der 
Direktor einer dem Staate gehörigen Erzgießerei), 
die nur im weiteren Sinne, nicht im ftrengen 
Sinne bes öffentlichen Rechts, Staatsämter be 
Heiden. Auch auf Wahltonjuln und Ehrenämter 
in ber Selbftverwaltung findet das volle Staats- 
dienerrecht feine Anmwenbung. 

II. Beginn und Begründung des 
Staatsdienerverhältniffes. Wie das 
Staatsbeamtentum überhaupt, fo ſtehen insbeſon⸗ 
dere bie Formen ber Beſetung ber öffentlichen 

ter mit den jeweiligen Staats- und Verfaſ⸗ 
fungsformen einigermaßen in Zufammenhang. 
Im republikaniſchen Staatsrecht kann man eine 
Vorherrſchaft des Ermwählungsprincips und eine 
Vorliebe für Turz dauerndes Beamtentum beob- 
achten. Der Kirche ift das ale der Weihen 
eigen. Denflabilen Verhältniſſen des alten deutſchen 
Patrimonialſtaates eniſprach eine gewiſſe Erb⸗ 
lichkeit. Dem deutſchen Fürſtentum der neueren 
Zeit und der Gegenwart entſpricht das Ernen⸗ 
nungs= ober Verleifungsprincip: im Zeitalter 
des Abfolutismus millfürlih und widerruflich, 
im 19. Jahrhundert an gewiſſe Modalitäten 
gebunden und mit verhältnismäßig großer Un⸗ 
abhängigfeit der Stant&diener, die ſich, als Mafje 
betrachtet, zu einem erblichen Stande zufammen- 
ſchloſſen und auf das Staatsleben mächtig ein- 
wirkten. — Das in Deutfchland allgemein — 
anberwärts wenigſtens für höhere, richterliche Be= 
amte — verbreitete Syſtem der AÄmterbefegung 
beiteht darin, daß berufsmäßige Organe nad 
Erfüllung gejeglicher Borbebingungen, Durch welche 
bie Geeignetheit für die Bekleidung eines Stants- 
amtes nachgewieſen werben foll, vom Inhaber ber 
Staatsgewalt in fyftematifcher Orbnung zu Trä- 
gern beiolbeter Ämter ernannt werden. Die Er- 
nennung giebt einen Rechtsanſpruch auf bad Maglos 
verwaltete Amt. In Frankreich giebt es wohl be» 
folbete Berufsbeamte, jedoch ohne Recht auf das 
Amt. In der Schweiz und in Norbamerifa giebt 
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es für kurze Zeit durch Vollswahl ernannte, be⸗ 
jofdete, nicht notwendig berufsmäßig gebildete 
Beamte; endlich in England freiwillig und ganz 
oder faft ganz umentgeltlich, gleichfalls nicht immer 
berufsmäßig außgebildete Beamte, wenigitend für 
gewiſſe Amter und meift nur auf Zeit. Gegen das 
deutſche Syſtem wird der Einwand ber Koftipielig- 
keit erhoben und behauptet, daß ber Teitangeftellte 
leiter erlahmt, weil er vor Konkurrenz gejhügt 
fei. Dem gegenüber fteht aber der Hinweis auf 
die ungleich befiere Leiftung und ber Vorteil der 
größeren Unabhängigfeit des Beamten von ber 
Regierung, aber auch von den Parteien des Volles. 
Ferner befteht ſowohl bei den ariftofratifchen Ehren⸗ 
ämtern al8 beim Syſtem der nieder bejolbeten oder 
nur für kurze Zeit übergebenen Amter in Demo- 
kratien erfahrungsgemäß eine große Gefahr ber 
Ausbeutung und Korruption. Daß man übrigens 
auch dem Syſtem der Ehrenämter manche Vorteile 
uerfennt, beweift das Streben, e8 in das deutſche 
bureaufratiiche Syſtem pafjendeinzugliedern. Man 
fann in ‚den Ehrenämtern eine Heranziehung der 
reicheren und fonft unbefchäftigteren Slafien, alſo 
eine annehmbare Progreſſivbeſteuerung erbliden. 
Auch beruht ja das ganze beutjche Beamtentum 
ſelbſi, wenigitens teilweife, auf dem Ehrenamts« 
princip, da die große Maſſe der Staatsämter im 
Vergleich mit andern ähnlichen Berufsftellungen 
nur mäßig befolbet, fomit auf die Ehre der 
Stellung als Ergänzung ber materiellen Vorteile 
angewiefen ift. Im folgenden ift hauptſächlich 
das deutfche Berufsbeamtentum gemeint, nur hier 
gelegentlich der Bejegung der Ämter mußte aud) 
anberweitiger rien Erwähnung ge= 
than werben. — Das Anftellungsrecht fällt, 
wie erwähnt, in den Bereich der Amtshoheit des 
Stantshauptes. Es Liegt in der Anftellung ſowohl 
die allgemeine Aufnahme in den Staat8bienft als 
auch die Berufung zu ganz beftimmten, fachlich 
umgrenzten Staatsämtern. Die Entſcheidung der 
Streitfrage,, ob als Begründung bes Staats- 
beamtenverhältnifje ein einfeitiger Souveränitäts- 
alt des Staatsoberhauptes (Gerber, Meyer, Zorn, 
Schulze) oder ein in der Ausftellung einer An⸗ 
ftellungsurfunde feinen Abſchluß findender, öffent» 
üch · rechtlicher Vertrag (Lönning, Gareis) an« 
zunehmen fei, muß den Staatsrechtslehrern über- 
laffen bleiben. Doch fheint e8, als Tieße ſich die 
Verpflichtung zur Wahrnehmung gewiſſer Pflichten 
und die Beredhtigung der Staatsorgane, Gehorfam 
au fordern, wohl eher auß der Funktion des Staats» 
amtes als aus einem Anftellungsvertrage ableiten. 
Viel weniger fteht im Wege, die Stellung ber 
ſogen. mittelbaren Staatsbeamten von Kommunen 
u. dal. unter dem Gefichtspunfte des Bertrages 
au betrachten (Meves in a Rechis⸗ 
lexilon s. v. Staatsbeamte). — Die Bedin⸗ 
gungen, welche derjenige zu erfüllen hat, der ſich 
um ein Staatsamt bewirbt, beſtimmen eigene 
Dualififationsvorfchriften. Nach dem Grundſahe 
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ämter allen Befähigten offen zu halten. Das ehe» 
malige Erfordernis der Geiftli—hen Religion ift 
mit der Abnahme der hriftlichen Gefinnung und 
Zunahme des Zufammen- ımd Durdeinander« 
lebens von wirklichen, angeblichen und Nichtchriſten 
in Wegfall gelommen. Dagegen iſt eine andere 
Reminiscenz religiöfer Zeitläufe, der Amts- ober 
Dimfteid, noch zu Recht beftehend. Konfequenter- 
weife müßte eigentlich feine Befeitigung für den 
modernen Staat, ber von Gott wenig willen will, 
mar eine Frage der Zeit fein. Man verfteht unter 
Antseib jenen Eid, der von einem Beamten bei 
Übernahme des ihm übertragenen Amtes geleiftet 
wird und die gewiſſenhafte Erfüllung der ein» 
gegangenen Verpflichtungen von feiten bes Schwö- 
tenden verbürgt. Bei begangenen Verbrechen wirkt 
die Rüdficht auf den geleifteten Eid ftraferhöhend 
(ogl. deutfches Strafgeiehbudh 8 359). Die in 
Preußen den Beamten früher auferlegte Ver⸗ 
plihhmg zur Kautionsleiftung wurde durch 
Gefe vom 7. März 1898 aufgehoben. Die Aufe 
bebung betrifft jedoch nicht bie Gerichtsvollzieher 
und die Gemeindebeamten. 

TV. Pflichten und Rechte ber Staat 
beamten. a) Die Kenntnis feiner Amtäpflich- 
ten erlangt der Beamte aus ben Geſetzen, Ver- 
ordnungen, Anftruftionen, welche die Zujtändigfeit 
des Amtes und das Berfahren bei demjelben be= 
fimmen. Es ift jedoch naheliegend, daß jelbft 
eingehende Inftruftionen nur die wichtigeren Auf⸗ 
gaben des Amtes hervorheben und die hauptjäch- 
lien Pflichten bezeichnen können. Als allge⸗ 
meine Amtspflichten wird man erwähnen müffen: 
1, Erfüllung der Dienftobliegenheiten und un⸗ 
unterbrocdene Ausübung der Amtsfunktionen, 
2. Wahrumg des Dienft- oder Amtsgeheimniſſes 
(id. Art. Dienftgeheimnis), 3. Gehorfam gegen- 
über den Befehlen der Vorgeſetzten und Beobach⸗ 
tung von Geſeß und Verfaſſung, 4. achtungswür⸗ 
digeß Berhalten im focialen Leben. Außer den ge= 
nannten Bımkten finden ſich unter Umftänden noch 
andere Nebenbeftimmungen und Beicränfungen, 
fo in Bezug auf Betrieb von bürgerlichen Gemwer- 
ben und von Nebenbefchäftigungen, fernerı über 
Geſchenleannahme mit Beziehung auf daB Amt 
oder von auswärtigen Regierungen, Borfchriften 
in Bezug auf Eheſchließung u. dgl. m. — Eine 
vorübergehende Befreiung von feinen Dienftob- 
fiegenheiten erlangt der Beamte durch Urlaub s⸗ 
bewilligung. Bloße Anzeige an bie vorge⸗ 
ichte Behörbe genügt bei Iegitimer Verhinderung 
durh Erfüllung einer ftantsbürgerlihen Pflicht 
Ablegung von Zeugnis, Schöffen und Ge⸗ 
Kömworenendienft, Militärpfliht), Krankheit ober 
Eintritt in den Reichstag, Landtag. — Die 
Antsperfhwiegenheit befleht in ber Ver⸗ 

ihtung, das, was amtlich zur Kenntnis bes 
Beamten gelangt ift und zu den Amtsgeheimniſſen 
hört, feinem Dritten, der e& zu willen nicht 
beiechtigt ift, mitzuteilen, auch nicht öffentlich be» 
lanni zu machen. Beamten im Dienfte des auß- 
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wärtigen Amtes bes Deutſchen Reidjes gegenüber 
bat das deutſche Strafgejegbud die Verlegung bes 
Amtsgeheimniſſes für kriminell ftrafbar erflärt 
$ 3588 („Arnimparagraph“), während jonftigen 
Beamten gegenüber nur Disciplinarftrafe eintritt, 
wenn nicht durch Verlegung ber Amtsverſchwiegen · 
heit eine anderweitige ſtrafbare Handlung, z. B. 
Landesverrat, gegeben iſt. — Einer Erklärung be⸗ 
darf auch die Pflicht des Beamten zu „intelligenten“ 
Gehorjam. Der Beifak rechtfertigt ſich durch 
den Umftand, daß e8 für den Beamten im einzelnen 
oft ſchwierig iſt, die zu erfüllende Pflicht zu er⸗ 
tennen. Ein ſoicher Fall tritt ein, wenn er zwiſchen 
den Befehlen der Vorgejegten und ber Verfaffung 
oder ben Geſeten, die er beobachten foll, einen 
Wiberfpruch zu erfennen glaubt. Es verfteht fi 
von felbft, bob der Beamte nicht angehalten werben 
fann, etwas zu vollbringen, was den Geboten ber 
Religion und der Sittlichleit zumiberläuft oder 
was durch bie beftehenben Gefege mit Strafe be⸗ 
droht iſt. In Bezug auf den Widerfpruc) von Ver⸗ 
faffung und Beleht eines Vorgeſetzten hatte der 
Abjolutismus eine leichte Poſition. Für ihn gab 
es einen folchen Konflikt nicht, daher hielt man ſich 
damals (vgl. Gönner) an bie Theorie vom unbe= 
bingten Gehorfam. Anders Liegt die Sache mit 
Einführung konftitutioneller Berfafjungen ; da ift 
die Möglichkeit vorhanden, daß die Verfügungen 
der vorgefeßten Behörbe mit der Verfafjung und 
den Gefeßen in Widerſpruch treten. Der Richter 
allerdings wendet lediglich das beftehende Recht 
an, allein das Weſen des Verwaltungsbienites 
forbert Unterordnung der niederen Beamten unter 
bie Befehle der höheren. Man behilft fi) damit, 
dem Beamten das Prüfungsrecht über die for⸗ 
melle Rechtmäßigkeit einzuräumen, ob nämlich 
die ihm erteilten Weifungen in vorſchriftsmäßiger 
Form Amtsgefchäfte befehlen, zu benen ber Be- 
amte bie Zuftänbigfeit befitt. Als unzweifel⸗ 
baft verfaſſungs⸗ und gefeßwidrig gelten allo: 
1. Verfügungen, die außerhalb der Kompetenz 
der vorgelegten Behörde Liegen, 2. Aufträge zu 
Handlungen, für die der Beamte nicht zuftänbig 
ift, 3. wo bie gefeßlich vorgefehriebenen Formen 
fehlen, 4. Verfügungen, bie bem Maren Wortlaut 
eines Geſetzes wiberjprechen. Hie und ba ift dem 
Beamten die Befugnis eingeräumt, fein Bedenken 
bei der vorgefeßten Behörde geltend zu machen 
(Remonftration). Trogdem find Fälle denkbar, 
two da8 Gewiflen dem qhriſtlichen Beamten einem 
ungerechten Befehle ſogar Verweigerung, eventuell 
Abdankung entgegenzufeßen zur Pflicht macht. Ste 
werben — man bene an die erften chriſtlichen Jahr» 
hunderte — um fo häufiger vorkommen, je mehr 
Geſetz und Obrigkeit und hriftliche Anfhauung 
divergieren. — Bel rein politifchen, gegen fein 
allgemeine Strafgeſetz verftoßenden Nechtöver- 
Tegungen ift der Beamte durch einen ihn dazu an« 
weiſenden Befehl gegen perjönliche Berantwortlich« 
feit gededt. — Die Thatfache, daß der Beamte in 
einem näheren Verhältniffe zum Inhaber ber 
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Staatsgewalt ſteht als bie Unterthanen ſchlechthin, 

iebt den meiſten Staatsrechtslehrern — jo Zöpfl, 

luntſchli, Gerber, Schulze, Laband — mit Recht 
BVeranlafjung, eine befondere Pflicht der Treue 
au ſtatuieren. Andere (4. B. Meyer, Staatsrecht, 
1885) halten diefe Anficht für irrig: da der Be» 
amte allives und paſſives Wahlrecht habe, brauche 
er fi) nicht jeber politifchen Thätigkeit gegen bie 
Ir ea zu enthalten, dürfe feine indi⸗ 
bibuelle Überzeugung zum Ausdrud bringen. Aller- 
dings ift feit dem Auflommen der Parteibewegungen 
die Stellung des Beamten eine ſchwierige, allein 
dies darf nicht abhalten, fpecielle Ergebenheit, An- 
hänglichleit, Ehrerbietung, mit einem Worte Treue 
des Beamten gegen feinen Monarchen nicht nur als 
Anftandsjache, jondern als Pflicht sicher Es 
entipricht dies gewiß auch den chriſtlichen Gefühlen 
befier, al8 wenn man ben Beamten dem Staats- 
oberhaupte rein gefchäftlich gegenüberftellt. Traurig 
genug, daß ber alte männliche, alle Inftruftionen 
und Paragraphen weit hinter ſich laſſende, ger⸗ 
maniſche TreueBegriff zu einer jo verfhjämten, 
ſchwächlichen Amtspflichtabmagerte. — Die Rechts · 
folgen der Pflihtverlegung des Beamten 
Tönen breifacher Art fein. Es fann 1. disciplinäre 
Beftrafung eintreten, wenn nur die Ordnung bes 
Staatsdienſtes verlegt wirb. Auch bie Disciplinar- 
ftrafen (ſ. d. A.) follen nur auf Grund eines förm- 
lichen Disciplinarverfahrens erfolgen. 2. Kriminelle 
Beltrafung, wenn Amtsverbrecden vorliegen. Sie 
find entweder eigentliche Amtsbelikte, wenn fie über⸗ 
haupt nur ein Beamter begehen kann, oder un⸗ 
eigentliche, wenn bei Verübung einzelner Vergehen 
oder Verbrechen noch Mißbrauch des Vertrauens 
ober der Amtsgewalt hinzukommt, deſſen fich der 
betreffende Beamte ſchuldig macht. 8. Iſt durch 
bie Pflichtverlegung bed Beamten dem Staate ober 
einer dritten Perjon ein Vermögensfchaden verur- 
ſacht worben, fo kann privatrechtliche Haftbarkeit 
eintreten. Nicht für jeden Mißgriff haftet ber Be— 
amte, insbeſondere nicht für die Folgen eines ord- 
nungsmäßig erteilten fehlerhaften oder rechtswi - 
drigen Befehles feiner Oberbehörben. Eigene Be- 
ſtimmungen beftehen bei Defekten, d. h. bei Fällen, 
in welchen der thatſächliche Beſtand einer Kafje 
ober eines Magazins geringer ift als ber Rech» 
nungs · Soll beſtand. 

b) Man kann obrigkeitliche Befugniſſe und eigene 
Rechte des Beamten unterſcheiden. Erflere find 
nicht Rechte des Beamten, fondern des Staates. 
Mit ihrer Handhabung erfüllt der Beamte eine ihm 
obliegenbe Pflicht. Der Staat hat nämlich feinen 
Untertdanen gegenüber ſowohl Rechte als Pflichten. 
Die mit Ausübung, bezw. Erfüllung biefer Rechte 
und Pflichten betrauten Perfonen find eben die 
Staatsbeamten. — Die eigenen Rechte bes Beamten 
find teils immaterieller, teils vermögensrechtlicher 
Natur. Zuerfteren gehört erftens fein Anſpruch auf 
befondern Schuß in Ausübung feines Amtes 
(88118. 114 de R.-Str.«G.-3.) durch Beftrafung 
der Amtsbeleidigung. — Eine Beleidigung, welche 
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einem öffentlichen Beamten bei Ausübung feines 
Amtes oder in Beziehung aufbagfelbe zugefügt wird, 
heißt Amtsbeleidigung. Da der Beamte in 
feiner amtlichen Stellung nicht als Privatperfon, 
fondern als Repräfentant der Öffentlichen Autorität 
erſcheint, ſo gebührt ihm injoweit eine höhere 
Achtung. 8196 des R.⸗Str.⸗G.⸗B. beftimmt, daß, 
wenn eine Beleidigung gegen eine Behörde, einen 
Beamten, einen Religionsdiener oder ein Mitglied 
der bewaffneten Macht, während fie in Ausübung 
ihres Berufes begriffen find oder in Beziehung auf 
ihren Beruf begangen wirb, ſowohl Die unmittelbar 
beleibigte Perſon als auch beren amtliche Vorgeſetzten 
daß Recht haben, den Strafantrag zu jtellen. — Die 
pflihtmäßigen Handlungen der Beamten haben als 
Amtshandlungen befonbere Wichtigkeit, ihre 
Beglaubigungen publica fides, d. h. Öffentliche, 
nicht erſt nachzuweiſende Glaubwürdigkeit. Der 
Staat hat die Amtshandlungen des Beamten und 
biefen felbft gegenüber etwaigen Entihädigungs- 
anfprüchen zu vertreten, voraußgejeßt, daß Die 
rege geſetz · und inftruftiongmäßig waren. 

weitens perfönliche Ehrenrechte des Be- 
amten, das Recht auf eine feinem Beruf entſprechende 
Stellung, auf Führung des Amtstitels umd ber 
Amtsabzeichen (Amtskleidung). Mitder befondern 
Amtsehre hängt die in manden Staaten beitehende 
Einrichtung zufammen, wonach mit den höchſten 
Staat8ämtern ber perjönliche Abel (Amtsabel, 
Dienftadel) verbunden ift. Ebenſo haben verfchie- 
dene Staatöverfaffungen gewifje hohe Ämter da- 
durch ausgezeichnet, daß ihre Inhaber bei der Zu- 
fammenfegung ber Vollsvertretung beſonders be= 
rüdfichtigt werben, indem fie Sit und Stimme 
in den erſten Kammern haben. — Kaſſierte ober 
entfegte Beamte verlieren ben Amtstitel, ebenſo 
auch diejenigen, welche nad) ehrenvoller Verab- 
ſchiedung fi ein Vergehen zu Schulden kommen 
laffen, wofür fie während ihrer Dienftzeit mit 
Amtsentfegung beftraft worden wären. — Was 
die vorjhriftsmäßige Amtskleidung betrifft, fo 
befteht x in einer Uniform, einer Amtstracht, 
einem Dienſtſchilde u. dgl. In Deutſchland ift 
neuerbings auch für die Richter, Gerichtsjchreiber, 
Staats · und Rechtsanwälte in den öffentlihen Sig- 
ungen eine beſondere Amistracht vorgeſchrieben 
worden, was nur gebilligt werben kann. Jede 
Hebung des Standesbewußtſeins, jede Erhöhung 
der Ehre der Arbeit muß heutzutage der zunehmen« 
den Kluft von reich und arm gegenüber doppelt 
willtommenfein. Gerabe die Erhaltung des Mittel- 
ſtandes, in dem fich ererbter Beſitz mit frotzdem noch 
notwendiger Arbeit zu außfömmlicher Behäbigteit 
vereinigen, ift geeignet, ben Gegenfaß von nur 
Befig und nur Arbeit zu mildern. — Drittens 
vermdgensrechtliche Rechte. a) Erfah von 
Auslagen, wofür eigene Beamten-Diätenfyfteme 
beftehen ; b) Beſoldung oder Gehalt befteht in 
einer beftimmten, vom Staate zu zahlenden Jahres« 
tente, durch welche bem Beamten zu flandesgemäßem 
Lebensunterhalt die Mittel geboten werden. — 


181 


Die Befoldung fteigt regelmäßig nach ber Bebeu- 
tung der Amter (Rang), außerdem aber auch mit 
dem wachjenden Dienftalter (Anciennetät) des Be» 
amten in einem und bemjelben Amte. Der Be- 
jug eines unmittelbaren Einkommensanteils des 
Siaatsdieners aus ben von letzterem dienfllich vor⸗ 
genommenen Thätigfeiten ift gegenwärtig meiſtens 
nnausführbar. Frůher wurde ber Beamte oft Durch 
die bei den vorgenommenen Amtshandlungen zu 
entrichtenden Sporteln entſchädigt, Vögte, Pfleger, 
Amtleute wurden meiftens auf die Erträgnifie des 
Amtes jelbft angewiefen, ja nicht ſelten fam e8 vor, 
daß das Amt verpachtet wurde, fo daß ber Beamte 
alle Einkünfte bezog gegen eine beftimmte an ben 
Landesherrn zu zahlende Summe. Häufiger als 
in Deutichland war der Verkauf einträglicher Ämter 
im Italien und Frankreich. Eine fernere Eigen- 
tümlichfeit des älteren Befoldungswefens hing mit 
der aus Achtung hiſtoriſch überommener Verhälte 
miffe herrührenden verſchiedenen Dotation von 
Amtern derjelben Kategorie zufammen. Da geſchah 
dann die Gehaltaufbeflerung der Beamten durch 
Verſetzung anf eine befjere Stelle an einem andern 
Orte. Am längften erhielten fih vom alten Be 
ſoldungsmodus die Naturalquartiere und einige 
Sattungen Einkünfte auf Hochſchulen (Sollegien- 
gelder, Doktoratstaren). — c) Penſion. Durch 
Verſehung in den Ruheftand wirb der Beamte 
zwar der amtlichen Stellung enthoben, erwirbt aber 
ein Recht auf Yortführung des Amtstitels, und 
wenn die Vorausfegungen hierzu da 
find, einen Anſpruch auf Benfion. Um überhaupt 
penfionsfähig zu fein, muß der Beamte eine Reihe 
von Dienfljahren (gewöhnlich zehn) zurüdgelegt 
haben. Die Penfion befteht in einer Quote bes 
Dienfteintommens zur Zeit der Penfionierung, 
meiſtens auch mit Rüdficht auf bie Zahl der voll- 
endeten Dienftjahre berechnet. — Verfchieden von 
der Penſion ift das in Preußen üblich gewordene, 
auch in die Reichsgeſetzgebung übergegangene 
Bartegeld, worauf foldhe Anſpruch haben, bie 
unter dem flaatlichen Vorbehalt der Wiederver⸗ 
wendung auf unbeflimmte Zeit ohne vorangegange⸗ 
nes Tontrabiftorifches Verfahren ihrer Funktionen 
entboben wurden: eine Maßregel, bie nach den 
dabei zu Grunde liegenden Motiven ber discipli⸗ 
nariſchen Anwendung der Amtsfufpenfion ſich 
nähert und als eine befondere Art der Beurlau- 
bung aufgefaßt werben kann. — d) Anſpruch der 
en auf Unterfiützung. Das 

echt auf den Gehalisbezug erlifcht mit dem To- 
destage. Zu Gunften ber Hinterbliebenen beftehen 
die fogen. Sterbemonate ober Sterbequartale. Dan 
derfteht darunter den Fortbezug des Gehaltes des 
Beamten jeitens der Familie für eine gewiſſe (kurze) 
Frift nach) dem Tode des Beamten. 

V. Berjegung, Stellung zur Dis 
pofition, Sufpenfion, Beendigung 
des Staatödienerverhältnifjes. Die 
neneren Gefehe kennen bie ältere Strafverfegung 
wicht mehr. Man verftand darunter die Ber- 
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fegung in ein Amt mit niebrigerem Range 
ober geringerem Gehalte (Dregradation). Ver⸗ 
fegungen in mter von gleichem Rang und 
Gehalt können bei Verwaltungsbeamten aus 
Dienftesrüdficgten ftaitfinden. Nichter dagegen 
tönnen nad) dem Reich’ Gerichtsverfafjungsgefeße 
nur aus gejeßlich beftimmten Bründen und unter 
Wahrung der gefeglich vorgeſchriebenen Formen 
kraft richterlicher Entſcheidung verfegt werden. — 
Stellung zur Dispofition oder einftweilige 
Verſetzung in ben Ruheſtand befleht darin, daß 
dem betreffenden Beamten bie Amtsausübung ent« 
zogen wird. Das Beamtenverhältnis dauert fort. 
Der Beamte erhält das ſogen. Wartegeld (ſ. oben). 
Das Recht, zur Dispofitton zu flellen, ift bald 
allgemeines Recht ber Regierung, balb ber Regie- 
rung wenigftens denjenigen Klaſſen von Beamten 
— — eingeräumt, „bei denen eine fortdauernde 

bereinftimmung in principiellen Anfichten mit ber 
leitenden Autorität notwendig tft“. — Sufpen- 
Sion ift zeitweilige Enthebung eines Beamten von 
Ausübung feiner amtlichen Funktionen und wird 
entweder im Disciplinarverfahren als Strafe aus⸗ 
geſprochen ober als proviſoriſche Maßregel gegen 
benjenigen Beamten verhängt, der ſich in einer ge= 
richtlichen ober Dißciplinaren Unterfuchung befindet. 
— Beendigung des Staatsbienerverhältnifjes 
tritt ein entweder mit ober gegen den Willen des 
Beamten. 1. Die freiwillige Beendigung er= 
folgt durch ben fog. Amtsverziht. Derjelbe wirkt 
erft dann beendigend, wenn er von ber tompetenten 
Behörde angenommen wird. Ein Rücktritt vor 
Annahme feiner Refignation wäre Defertion. Da⸗ 
mit ein Beamter um feine Verabſchiedung mit 
Benfion einfommen kann, müfjen ganz beftimmte 
gejegliche Gründe vorliegen, beitimmte Dienftzeit, 
beitimmtes Lebensalter oder die Konftatierung ber 
Gebredhlichteit oder der Schwächung der Geijter- 
kräfte. 2. Schiwieriger ift die Frage ber Beendigung 
des Staatedienerverhältniffeg gegen ben Willen 
bes Beamten. Einerjeits ift der Beamte gegen will» 
türliche Entlaffung, anderfeit8 das Staatsintereſſe 
gegen untaugliche Beamte ficherzuftellen. Lange 
herrſchte in dieſer Beziehung (mie oben bemertt) 
eine ſchwankende Praxis. Im Anfange des 
19. Jahrhunderts erfannte man dem Staatsdiener 
zwar einen feften Anspruch auf die Beſoldung, 
nicht aber auf da® Amt zu (Gönner). Auf diefem 
Standpımtte fteht die bayriſche Pragmatit vom 
1. Januar 1805. Die preußilche Gefehgebung er⸗ 
Märte fich feit 1844 für Entlafjung nur aus be= 
ftimmten geſetzlichen Gründen. Nach heutigem 
deutſchen Staatsbienerredit find alle berufsmäßigen 
Beamten lebenslänglich angeftellt und können nur 
aus geſetzlichen Gründen und unter gefehlichen 
Formen gegen ihren Willen ihres Amtes enthoben 
werden, Die Entlaffung befinitiv angeftellter Be⸗ 
amten ift entweber Dienftentjegung (Saffation) oder 
Dienftentlaffung. Erftere findet ftatt infolge rechts⸗ 
kräftigen gerichtlichen Urteils, durch welches ber 
Beamte zu einer Zuchthausftrafe verurteilt wird, 
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oder durch welches ihm die bürgerlichen Ehrenrechte 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
aberfannt worden, ober durch welches auf ben 
Verluſt der von dem Berurteilten befleideten öffent- 
lichen Ämter erfannt wird. Die Dienftentlaflung 
erfolgt auf Grund eines rechtskräftigen Disciplinar⸗ 
urteild. Außerdem giebt es nod) eine zwangsweiſe 
Verſetzung in den Rubeftand bei Dienitunfähigfeit 
ober Erreichung eines beftimmten Lebens» und 
Dienftalters. — Eine eigene Stellung in ber Ent⸗ 
laſſungsfrage nehmen bie Miinifter ais ſolche ein, 
worüber in dem betreffenden Art. (Staatsmini⸗ 
fterium) nachzuſehen ift. 
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Amt, auswärtiges, ſ. Geſandte. 

Amtsabel, |. Abel. 

Autsaumwalt, |. Staatsanwaltſchaft. 

Amtseid, |. Amt. 

Antsentfegung, ftaatlihe, der Geiftlichen, 
f. Kulturkampf. 





Amtsgeheimnis, |. Dienſtgeheimnis. 
ea f. Gerichtsverfaſſung. 
Antstragt, |. Amt. 

Amtsverdreden und Amfsvergeßen find 
diejenigen ftrafbaren Handlungen, welde nur 
infolge eines befondern Standes- oder Dienft- 
verhältnifies begangen werden können. — In 
Rom haben die Amtsvergehen eine fyftematifche 
Durcharbeitung und eine beftimmte Stellung im 
Rechtöſyſtem nicht gefunden. Die wichtigften 
Standesverbrechen find bie militärifchen gewejen. 
Als bürgerliche Standesvergehen wurben durch 
die Zwölf Tafeln die Beftechlichteit des Richters 
und Schiedsrichter und durch die Lex Cincia 
des Jahres 550 die Geſchenlannahme der Sach⸗ 
walter feitens ihrer Klienten mit Strafen be» 
droht; die Lex Duilia des Jahres 305 beftrafte 
die Volfstribumen, welche aus dem Amte aus 
geſchieden waren, ohne für bie Wahl ihrer 
Nachfolger gejorgt zu haben; die Leges Poetelia 
des Jahres 396 und Baebia des Jahres 578 
ahndeten die Amtserſchleichung. DieLüden zwiſchen 
dieſen wenigen durch Die Geſetze verbotenen Hem ⸗ 
mungen und Störungen des ſiaatlichen Beamten- 
ſyſtems und dem Bedürfnis des Staates wurden 
im Einzelfalle durch den Erlaß fpecieller Geſetze 
ausgefüllt, welche den Begriff und die Strafe bes 
einzelnen Verbrechens regelten und für dasſelbe ein 
eigenes Gericht (Quaestio perpetua) einrichteten. 
Die erfte Quaestio perpetua ift durch die Lex 
Calpurnia repetundarum (scil, pecuniarum) im 
Jahre 605 eingejeßt, durch welche jede Beitehung, 
insbefondere die Erpreffung, ſowie jede andere An- 
wendung rechtswidriger Mittel jeitens der Provin« 
sialbeamten behufs ihrer Bereicherung auf Koften 
ihrer Untergebenen mit Strafe bedrohl wurbe. An 
fie jchloffen fich vier weitere Repetundengefege an, 
deren wichtigfteß, Die Lex Iulia des Jahres 695, 
die Grundlage ber Lehre von den Amtsverbredien 
geblieben ift. Die Lex Iulia (Oaesaris) verbietet 
nicht nur den Probinzialbeamten, ſondern auch den 
ſtãbtiſchen Magiſtratsbeamten die Geſchenkannahme 
für Rechtshandlungen abſolut und außerhalb der 
Rechtspflege von andern als van nahen Ange» 
bhörigen über den Betrag von 10.000 Sefterzien 
hinaus. Die Strafe beftand in einem Mehrfachen 
des widerrechtlich durch den Amtsmißbrauch er- 
langten Vermögen&orteils. Infolge der Beſezung 
der böchften Amter durch Voliswahl ftand das 
crimen repetundarum inengem Zufammenhange 
mit dem crimen ambitus, der Störung ber freien 
Wahl zu Staatsämtern durch ben Gebrauch un- 
erlaubter Mittel, insbeſondere die Beſtechung der 
Wahlberechtigten. Dieſem Verbrechen war in der 
Republik nicht zu fleuern, erft in der Kaiferzeit 
wurde die alte Form des Ambitus durch Aufhebung 
ber Volkswahl für die höchſten Stellen befeitigt. 
Mit dem erimen ambitus verſchwand aud) das 
eine Unterart desjelben bildende crimen sodali- 
ciorum, d. h. die organifierte Beſtechung ber ge= 
famten Tribus durch Vermittler. Auch verlor das 
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erimen repetundarum feine frühere Wichtigkeit 
und Häufigteit. Im der Saiferzeit wird das iudi- 
eium repetundarum zur Kontrolle nach beendigter 
Amtsführung. Es begreift nicht nur Beftechungen 
und Erprefiungen richterlicher und nichtrichterlicher 
Beamten, ſondern Yuftiz- und Vermaltungsmiß- 
brändhe aller Art. Was nad) republifaniichen Be- 
griffen umerhört war, ift in den fogen. provinciae 
Caesaris, und feitbem die provinciae senatus 
derſchwunden waren und die vollftänbigfte Be⸗ 
amtenhierarchie ſich ausgebildet Hatte, überall ſelbſt⸗ 
verHändlich, daß Die Beamten vom Kaiſer abhängig 
und in ihrer Verwaltung feiner Kontrolle unterftellt 
Find. Bon den Kaifern Theodofius I. und II. und 
auch von Yuftinian werden wiederholt ſtrenge 
Strafbeftimmungen gegen bie Beftechlichkeit und 
Barteilichkeit der Richter und der Statthalter er⸗ 
laſſen. — Eeit Sulla war eine ftehende Quaestio 
eingerichtet für das crimen peculatus und das 
erimen de residuis. Entwendungen auß dem 
Staatövermögen (peculatus war etymologiſch 
die Unterjhlagung des an den Staat als multa 
abgelieferten pecus) wurben in älterer Zeit ent- 
weder mit einer ſchweren Geldſtrafe geahndet ober 
durch Kapitalanflage verfolgt. Die Lex Iulia 
(von Eäfar oder Auguftus) enthielt Die Trennung 
der beiden auf Beeinträchtigung bes Staatsver- 
mögens (pecunia publica) gerichteten Verbrechen. 
Crimen peculatus iſt eigentlicher Diebſtahl an dem 
Eigentum des Staates; Subjelt desſeiben koͤnnen 
nicht nur Beamte, ſondern auch Privatperſonen 
fein. Crimen de residuis iſt Nichtablieferung, 
alfo Unterfejlagungeingenommener öffentlicher Gel« 
der (pecuniae residuae); als mögliches Gubjeft 
desfelben erſcheinen zunädft bloß Kaſſenbeamte. 
Das erftere Verbrechen ift das firafbarere; es wird 
mit aquae et ignis interdictio, das ziveite mit 
einer Gelbfirafe belegt, welche, abgejehen von bem 
civilrechtlichen Erfag, in einem Drittel der unter» 
ſchlagenen Summe beftehen fol. Kaiferliche Kon⸗ 
flitutionen ſchreiben in einigen Fällen des Pelulats 
Bergwerls · und jelbft Todesftrafe vor. — Na 
der Lex Cornelia de sicariis et veneficis von 
Sulla im Jahre 671 wurde wegen crimen sica- 
riorum beftraft, wer als Magijtrat oder als Se» 
nator eine Verbindung ftiftet, um die Verurteilung 
in einer Kriminalflage herbeizuführen, wer als 
Magiftrat oder als Iudex quaestionis in einer 
Rapitaljache ſich mit Gelb beſtechen läßt ober 
durch falſches Zeugnis die Verurteilung in einer 
Rapitalfache bewirkt. — Befreiung von Ge- 
fangenen durch die Aufieher wird durch die Lex 
Iulia maiestatis (708), vis und falsum des 
Beamten find in ben Leges de vi und der Lex 
Cornelia testamentaria zufammen mit den ge- 
meinen Verbrechen mit Strafe bedroht (Digest. 
48, 11 Cod. 9, 27 de lege Iulia repet. Nov. 
17. 82.124; Dig. 48, 13 ad leg. Iul. peculatus 
et de residuis; Dig. 48, 14 Cod. 9, 26 delege 
Iulia ambitus). — Daß kanoniſche Recht bes 
handelt nur die Stande» und Dienftvergehen ber 
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Geiſtlichen; der politiiche Staat mit feinen Be- 
amten lag außerhalb feiner Kompetenz. Die Be- 
flimmungen find enthalten in Gratian. P. I, dist. 
81—95; Deecretal. III, 1—4. 50. V, 14. 
24—31; Sext. II, 1. V, 6; Clement. II, 1. 
V, 6; Extrav. Comm. III, 1. Die für die Geift- 
lichen beftimmten Strafen find: Berluft der bisher 
bejefienen Pfründe ohne Aufhebung der Fähigkeit 
zur Erwerbung einer neuen Pfründe oder eines 
andern Kirchenamtes; Depofition ober Verluft des 
Amtes und der Pfründe mit gänzlicher Unfähigfeit, 
je wieber ein Kitchenamt zu befleiden; Degraba= 
tion, der Verluſt bes Amtes und Unfähigkeit zur 
Erwerbung eines andern Amtes, verbunden mit 
Entkleidung aller geiftlihen Privilegien und Bes 
handlung des Schuldigen gleich einem Laien zum 
Zwede der Auslieferung besfelben an die weltlichen 
Gerichte und zur Anwendung ber verbienten welt« 
lichen Strafe. — Diedeutfgen Volksrechte 
erwähnen als Infibelität den Verrat von Geheim⸗ 
niffen. Unde decernimus, ut qui in tali causa 
amodo detentus fuerit, tam qui submittit, 
quam qui submittitur, animae suae incurrat 
periculum, et res eius infixentur (Rachis 
ce. 5.8). Im übrigen bieten fie nur eine geringe 
Ausbeute. Diepeinlihe Gerihtsordnung 
Karls V. (Constitutio Carolina Criminalis) des 
Jahres 1532 erwähnt die Durchflecherei der Pro» 
furatoren, das Entweichenlafien der Gefangenen 
und die Beſtechung der Richter. Der Kammerge⸗ 
richtsviſitationsabſchied von 1718 verbot in 8 46 
bem Richter, „einiges Geſchenk oder Nußen durch 
ſich felbft oder die Seinigen“ anzunehmen. Die 
gemeinrechtliche Praxis dehnte dieſe Beftimmungen 
aus und griff, wo biefe Ausdehnung unmöglich 
war, auf die Beflimmungen des römijchen Rechts 
zurüd. Die Entwidlung ber Lanbeshoheit der 
Reichsſtände führte zu Partikularftrafgelegen. Im 
allgemeinen wurden alle Amtsverbrechen ber öffent» 
lichen Diener unter den Amtsmißbraud), bie Ver⸗ 
untreuung und bie verlegte Nichterpflicht rubrigiert. 
Die Strafe der Dienft« oder Amtevergehen war 
bie Dienftentfegung, ber Verluft der von dem Be⸗ 
ftraften beffeiveten öffentlichen Amter, fowie aller 
davon abhängenben Rechte und Vorzüge, namentlich 
feines Ranges und Titelß, feiner Befolbungs- und 
Penſionsanſprüche. Diefelbe kommt teils als jelb- 
ftändige Strafe teils als Nebenfolge anderer Straf» 
arten vor; erftereß Iebiglich bei Dienft- oder Amts⸗ 
vergehen, und zwar entweder für fich allein ober 
zugleich noch neben andern Strafen; letzteres 
bei jogen. gemeinen Verbrechen, beren fi) ein 
öffentlicher Beamter ſchuldig macht ; in biefem Falle 
iſt die Dienftentfegung für den Beamten noch ein 
weiterer, aus feinem Verhältniffe zum Staate fi) 
ergebender Zuſatz zu den andern Strafen. Ge= 
meines Strafrecht und Disciplinarftrafreht find 
nicht geſchieden. — Detaillierte Strafbeftimmungen 
enthält das preußiſche Landrecht. — Der 
Code Napoleon ſchied bie Strafandbrohungen für 
biegeringeren Vergehen der Beamtengegendie ihnen 
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obliegenben Berufäpflihten aus bem Code pänal 
aus und vollzog damit die Scheidung zwiſchen den 
Handlungen der Beamten, welche ſtrafrechtlich und 
welche nur biciplinar zu rügen find. Dieſe Unter« 
ſcheidung zwiſchen dem Disciplinar⸗ und dem ge⸗ 
meinen Strafrecht war einer der hauptſächlichſten 
Streitpuntte in ben langjährigen geſetzgeberiſchen 
Arbeiten, welche das preußiihe Strafgeſetzbuch 
vom 14. April 1851 vorbereiteten. Der über Ver⸗ 
brechen und Vergehen im Amte handelnde 28. Ab- 
ſchnitt dieſes Strafgefeßbuches ift banın mit geringen 
Mobifitationen in das Strafgeſeßbuch für das 
Deutſche Reich übernommen. — Der 28. Äbſchnitt 
bes 2. Teils des deutſchen Strafgejch- 
buches enthält nicht nur von Beamten verübbare 
Delikte, fondern auch Delikte von Perſonen, welche, 
ohne Beamte zu fein (Geſchworene und Schöffen), 
zur Ausübung amtlicher Funktionen berufen werden, 
er enthält auch nicht alle Dienſt und Amisvergehen, 
fondern nur diejenigen, für deren Rüge man die 
Disciplinargefege und ihre befonderen Strafarten 
nicht als zureichend erachtet hat. Die Ahndung der 
leichteren Vergehen ber Beamten gegen ihre Berufs- 
pflichten iſt ben Disciplinargefegen der Einzelſtaaien 
überlafjen. Hierdurch hat dieſer Abſchnitt des Straf- 
rg ben Charakter der reinen Specialität 
erhalten. 

Das öffentliche Amt ift öffentlichen Rechts, die 
Verlegung oder der Mißbrauch einer bem Beamten 
übertragenen öffentlichen Funktion ift wegen der 
darin liegenden Schädigung des Staates ſirafbar, 
ohne Rüdficht darauf, ob dadurch zugleich Private 
rechte verlegt werben oder nicht. Der Staat bebarf 
feiner Beamten als feiner Organe zur Verwirk⸗ 
lichung der ihm im Intereſſe feiner Angehörigen 
obliegenden Aufgaben; er muß ihnen zum allge 
meinen Beften weitgehende Amtsbefugnifje anver« 
trauen. Je weniger aber der Staat jeine Beamten 
entbehren kann und je mehr dieſe durch die ihnen 
übertragene Amtsgewalt ſowohl den Staat alß feine 
Angehörigen fhädigen können, um fo notwendiger 
ift Die ſtrenge Beauffihtigung und Beſtrafung der 
ihr Amt mißbrauchenden Beamten. Mit Rüdficht 
auf die allgemeine Erjcheinungsform der Amtsber« 
gehen find vier verfchiebene Gattungen zu unter 
ſcheiden: a) ſolche Vergehen, welche nur gegen die 
äußerliche Orbnung bes übernommenen öffentlichen 
Amtes verftoßen, ohne irgendwelche Rechtsobjekte 
zu verlegen, Disciplinarvergehen; b) ſolche Ver⸗ 
gehen, deren Subjeft ausſchließlich der Beamte 
ift, welche aber gegen allgemeine Rechtsobjelte ver« 
ſtoßen, eigentliche, reine Amtsvergehen; c) ſolche 
Vergehen, die an fi ſchon eine ftrafbare Hand» 
kung darftellen und deshalb auch von Nichtbeamten 
begangen werben können, welche aber durch den 
zugleich Darin liegenden Mißbrauch der Amtsgewalt 
einen ftrafichärfenden Eharafter erhalten, uneigente 
liche, gemifchte Amtsvergehen; d) allgemeine Amts- 
vergehen, welche ihrer Natur nach von einem jeden 
Beamten begangen werben können, und bejondere 
Amtsvergehen, deren Thäter nur Beamte einer 
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beſtimmien Art fein Eönnen. — Die Grenze zwiſchen 
den kriminell ftrafbaren, reinen Amtsvergehen (b) 
und den mit Ordnungsftrafen zu ahndenden bloßen 
Disciplinarvergehen (a) läßt ſich abftrakt nicht 
siehen. Disciplinarftrafredt und gemeines Strafe 
recht find Ausfluß derjeiben ftaatlichen Strafgemwalt, 
und es ift eine Frage ber pofitiven Geſetzgebung 
ob ein rechtswidriges Verhalten im Dienfte nur 
noch als ——— Dienſworſchriften oder 
ſchon als ſtrafbare Verletzung der Rechtsordnung 
anzuſehen ſei. Falſch find deshalb die verſchiedenen 
Rechtstheorien, welche für die Scheidung zwiſchen 
gemeinen und Disciplinar⸗Vergehen die rechts- 
widrige Abſicht des Thäters oder die That nach 
ihrer Richtung oder die Schwere der in gerechter 
Weiſe anzudrohenden Strafen zum Ausgangs- 
punlte nehmen. Strafen und Straffolgen find 
nur äußerliche Merkmale. Charalteriſtiſch für bie 
Disciplinarvergehen iſt der Umſtand, daß die 
Unterſuchung und Beſtrafung ber Disciplinar⸗ 
vergehen nicht dem ordentlichen Gerichte, ſondern 
der Aufſichtsbehörde des zu disciplinierenden Be= 
amten übertragen ift, und daß beren Strafgewalt 
nicht eine gefeßlich gebundene, ſondern eine Diß- 
tretionäre Befugnis !ft, welche einerfeits die Strafe 
nad) der größeren ober geringeren Exheblichteit des 
Dienftvergehend mit bejonderer Rüdficht auf die 
gefamte Führung des Beamten zu bemeflen, an« 
derſeits nicht die Suhne des verlegten Rechts, 
fondern die Sicherung und Reinhaltung des öffent- 
lichen Dienstes durch Zwangsmittel und Entlaſſung 
zum Bwede hat. In dem Disciplinarverfahren 
übt nicht der Staat fein Strafredht, fondern die 
Dienftbehörbe das ihr den untergebenen Beamten 
gegenüber obliegende Aufſichtsrecht aus. Die Dis- 
ciplinarftrafen (f. d. Art.) find deshalb auch nur 
Warnung, Verweis, geringe Gelbftrafen und Ente 
fernung aus dem Amte. Die Entfernung aus 
dem Amte kann in Verfegung, Entjefung und 
Sufpenfion beftehen. Für die Digciplinarbeftra- 
fung läßt fi im Gegenfag zur Kriminalbe⸗ 
ftrafung mit Recht geltend machen, daf durch eine 
zu weite Ausdehnung des Kreiſes der ftrafrechtlich 
berfolgbaren Amtsvergehen Nachteile für den öffent« 
lichen Dienft, für das Wirken und die Ehre bes 
Beamten entftehen können und daß ſolchenfalls oft 
ber reblichfte Beamte geftraft werden kann; daß 
ferner ſolche gehäufte Strafandrohungen den Be⸗ 
amten Ängftlih machen und von einer energifchen 
ee abhalten müfjen. Zu weitgehend 
it das von Baden, Medienburg und Eljaß« 
Lothringen aufgeftellte Erfordernis, daß zur Ber« 
folgung eines Beamten wegen eine von biejem 
berübten Verbrechens bie gg der vor⸗ 
geſetzten Behörde einzuholen jei. Einen zweifel« 
baften Schuß gegen Doppelbeftrafung de8 Bes 
amten wegen einer in Ausübung oder in Beran« 
laſſung der Ausübung feines Amtes vorgenommenen 
Handlung gewährt auch die den Provinzial- oder 
Gentralbehörden Preußens beigelegte Befugnis, 
bei ben orbentlichen Gerichten den Kompetenz« 
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Tonflift zu erheben und dadurch den Rechtsweg 
gegen ben Beamten auszuſchließen. 

Für die Neichsbeamten ift das Verhältnis 
des Disciplinarverfahrens zum Strafs 
verfahren durch Geſeß vom 31. März 1878 
dahin georbnet, daß im Laufe einer gericht 
lichen Unterfuhung gegen den Angefchuldigten 
wegen der nämlidhen That ein Disciplinar 
verfahren überhaupt nicht eingeleitet werben darf, 
und daß, wenn im Laufe eines Disciplinarver- 
fahrens wegen der nämlichen That eine ge» 
richtliche Unterfuchung gegen den Angefchuldigten 
eröffnet wird, das Disciplinarverfahren bis zur 
Beendigung des gerichtlichen Verfahrens auß- 
gejegt werden muß. Wenn von den gewöhnlichen 
Strafgeriöten auf Freiſprechung erkannt ift, fo 

bet wegen berjenigen Thatſachen, welche in der 
gerichtlichen Unterfuhung zur Erörterung gekom⸗ 
men find, ein Disciplinarverfahren nur noch in« 
fofern ftatt, als dieſelben an fi und ohne ihre 
Beziehung zu dem geſetzlichen Thatbeftande der 

fbaren Handlung, welche den Gegenftand der 
Unterfuchung bildete, ein Dienftvergehen enthalten. 
Iſt in einer gerichtlichen Verhandlung eine Ver⸗ 
urteilung ergangen, welche den Berluft des Amtes 
nicht zur Folge gehabt bat, jo bleibt derjenigen 
Behörde, welche über die Einleitung des Disci⸗ 
plinarverfahrens zu verfügen hat, die Entſcheidung 
darüber vorbehalten, ob außerdem ein Disciplinar« 
verfahren einzuleiten oder fortzufegen fei. Die 
Zuläffigfeit des Diäciplinarverfahrens nach dem 
Strafverfahren Tann zu einer recht drüdenden 
Härte für die Beamten werben, welche dadurch 
wegen berfelben Handlung einer doppelten Strafe 
gemalt unterftelt find. Der Disciplinarbehörbe 
ſteht außerdem die Befugnis zu, einen Beamten 
zur Erflattung eines widerrechtlich erhobenen oder 
vorenthaltenen Wertbetrages anzuhalten. Inſoweit 
das Geſetz bei Dienftvergehen, welche Gegenftand 
eines Disciplinarverfahrene werden, die Ver⸗ 
pflichtung zur Wiebererftattung oder zum Schaben« 
, oder eine jonftige civilrechtliche Verpflichtung 
ausipricht, gehört die Klage ber Beteiligten vor 
das Eivilgeriht. Die Beſtimmungen über die 
Verjährung ber Strafverfolgung gelten nicht für 
das Disciplinarftrafverfahren, Disciplinarvergehen 
find daher unverjährbar. 

Die Amtsvergehen im allgemeinen. Subjekt 
eines Amtövergehens, jei es eines reinen ober ge= 
mifchten, kann nur ein Beamter fein. Wer als 
folcher anzufehen, ift in $ 359 des deutfchen Straf= 
gejegbuches beftimmt. Danach find Beamte im 
Sinne bes — alle im Dienſte des 
Reichs oder in unmittelbarem oder mittelbarem 
Dienſte eines Bundesſtaates auf Lebenszeit, auf 
Zeit oder nur vorläufig angeftellten Perjonen, 
ohne Unterſchied, ob fie einen Dienfleid geleiftet 
haben ober nicht, ingleichen Notare, nicht aber 
Advofaten und Anwälte. Für die Beamtenqualität 
iſt der Umfland maßgebend, ob jemand nach dem 
beftehenden Staats⸗ und Berfaffungsrecht berufen 
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ift, al8 Organ ber Reichs oder Staatsgewalt 
unter öffentlicher Autorität für Die Herbeiführung 
der Ziwede des Reiches oder Staates thätig zu 
fein. Das Beamtentum ſcheidet fich in zwei Haupt« 
gm: in Militär- und Civilbeamte. Die 

ivilbeamten zerfallen in Reichsbeamte, welche vom 
Kaiſer angeftellt werben, und in unmittelbare und 
mittelbare Staatsbeamte, je nachdem bie letzteren 
in unmittelbarem Abhängigteitöperhältnis zur 
Staatögewalt jelbft oder nur zu den bon biejer 
autorifierten Genoſſenſchaften ftehen, und je nach⸗ 
dem bei der Einfegung des Beamten in fein Amt 
die Staatsgewalt als ſolche einen unmittelbaren 
oder nur mittelbaren Anteil hatte. Mittelbare 
Beamte find hauptfächlic die Kommunalbeamten. 
Durd die negative Beftimmung bes $ 359 find 
von der Beamtenqualität ausgeſchloſſen: 1. die 
Beamten von Privatperjonen oder Privatgejell- 
ſchaften (Berficherungs-, Altien⸗, Eifenbahn- 
u. |. mw. Gefellihaften, Dampffefjelrevifiong- 
vereinen), ſoweit ihnen nicht ausdrüdlich amtliche 
Funktionen vom Staate übertragen werben, wie 
dies für die Bahnpolizeibeamten Durch das Bahn 
polizeireglement vom 21. Dezember 1871 und 
in Preußen für bie vereidigten Brivatforftbeamten 
durch das Forſtdiebſtahlsgeſetz geſchehen ift; 
2. Geiſtliche und andere Religionsbiener, foweit 
fie nicht mit Funktionen betraut find, welche auf 
bie Schule fidh beziehen ; 3. bie Hofbeamten; 4. die 
Mitglieder ber bewaffneten Macht, ausgenommen 
in Preußen die Gendarmen. Ob jemand als Be⸗ 
amter angeftellt, d. 5. zur Ausübung ftantlicher 
Aufgaben innerhalb eines gewiſſen Geſchaͤftskreiſes 
berufen ift, ift nach den Landesgeſetzen zu beur⸗ 
teilen. Yür den Strafrichter bildet bezüglich des 
Beginnes der Beamtenqualität die nicht unbefugte 
Ausübung der Amtsfunftionen das alleinige Kri= 
terium. Die Ableiftung des Eides ift nur weſent ⸗ 
li, wenn fie eine ausdrüdliche Bedingung ber 
Beamtenqualität ift, wie bei den Bahnpolizet« 
beamten, in Preußen auch bei den Privatforft- 
beamten und Gemeindefelbhütern. Iſt im Strafe 
verfahren die Beamtenqualität ftreitig, fo bedarf 
es in ber ergehenben Entſcheidung einer genauen 
Feſtſtellung aller thatfächlichen Momente, welche 
für Die rechtliche Löfung der Frage entfcheidend 
find. Die Frage feloft ift thatfächlicher Natur, 
fofern e8 fi) barum hanbelt, ob dem Angeflagten 
gewifle Funktionen von ber dazu berechtigten Be= 
börde übertragen geweſen find; fie ift rechtlicher 
Natur, infofern zu entjcheiden ift, ob diefe Funk⸗ 
tionen nach dem inneren Staatsrecht die Eigen⸗ 
ſchaft eines Beamten begründen. Beamte find 
3. B. die Mitglieder der Handelsgerichte, die 
Schiedsmänner (niit aber Geſchworene und 
Shöffen), die Wahloorftände bei den öffentlichen 
Wahlen, die Voftbeamten (nicht die Vofthalter), 
die Lehrer der Öffentlichen Volksſchulen und höheren 
UnterrichtSanftalten, Die verwaltenden Organe der 
Gemeinden, Kreife und Provinzen, famt deren 
Anftalten. Was die Teilnahme mehrerer an 
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einem Amtsvergehen betrifft, fo können als Mit- 
thäter Nichtbeamte begrifflih niemals ftrafbar 
werden, weil da8 Beamtenverbrechen ein folches ift, 
welches lediglich von dem Thäter vermöge feiner 
perjönlicden Verhältniſſe begangen werben fann. 
Anftifter und Gehilfen können Beamte und Nichte 
beamte fein, fofern nicht das Strafgefep felbft von 
den Vorausfegungen einer ftrafbaren Teilnahme 
abfieht. In * Fällen iſt ein mitwirkender 
Beamter nur inſoweit ſtrafbar, als er ſelbſt eine 
ſtrafbare es ie ge in irgend einer Be« 
siehung begeht und in dieſer Richtung ftrafbar 
wird, anbernjall begeht er, da bie betreffenden 
Strafrechtsbeſtimmungen nur den Urheber, nicht 
auch den Gehilfen binden, fein Vergehen. Soweit 
ein Amtsvergehen auch nod die Derlefung alle 
gemein beftehender Pflichten in fih enthalten Tann, 
ift Dagfelbe für Teilnehmer und Gehilfen möglich. 
Auf diefe finden alsdann die gewöhnlichen Strafen 
Anwendung, die Teilnahme an dem Beamten« 
vergehen bildet nur einen Strafzumefjungsgrund. 
— Während wegen ber im Auslande begange- 
nen Verbrechen und Vergehen, von wenigen Aus» 
nahmen abgejehen (Hochverrat, Landesverrat, 
Münzverbredhen, Beleidigung gegen einen Bundes⸗ 
fürften), feine Verfolgung ftattfindet, Tann nad 
bem deutfchen Strafgejegbuch beftraft werben, wer 
als Beamter des Deutihen Reichs oder eines 
Yundesftantes im Auslande (alfo auch in ben 
Ronfularbezirten und in ben Schußgebieten) eine 
gern begangen hat, die nach den Gefehen bes 
jeutjchen Reichs (alfo nicht bloß nad) dem Straf» 
gefeßbuch) als Verbrechen oder Vergehen im Amte 
anzufehen ift, gleichgültig, ob dieſe Handlung auch 
nad ben Geſetzen des Begehungsortes als Ber- 
brechen ober Vergehen anzufehen und mit Strafe 
bebrobt ift. Doch kann nur der Beamte ſelbſt 
verfolgt werden, nicht auch fein Anftifter oder Ge= 
hilfe. Daß der Beamte im Auslande angeftellt 
fei, wird nicht erfordert. — Das Verhältnis des 
Strafgefegbuches zu ben Berka imngen der 
Einzelftaaten geht dahin, daß diejenigen 
Amtsvergehen der Staatsbeamten, welche dieſe 
nicht zugleich bei Ausführung ber Reichsgeſehe 
begehen lönnen, fowie die Dißciplinarvergehen 
der Landesbeamten ber partitulären Gejeßgebung 
überlafjen find. Doch dürfen diefe nur ſolche 
Strafarten androhen und verhängen, welche in 
dem Reichsſtrafgeſetzbuch zugelaffen find. Eine 
Anzahl von Vergehensfällen hat bereit das bay⸗ 
riſche Einführungsgeſetz zum Reichsſtrafgeſetzbuch 
(Art. 151 ff.) den Straffällen des Reichsſtraf- 
gejehbuches hinzugefügt, in&bejondere Verlegung der 
Amtsverfchwiegenbeit, Bernachläffigung bes Amtes 
und unfittlichen Lebenswanbel der Beamten für 
gerichtlich verfolgbar erflärt. Daß das Deutſche 
Reich felbft im Wege der — das Straf- 
geſetzbuch abändern kann, ſei es durch Ver⸗ 
mehrung ber Straffälle der Beamten, ſei es durch 
Aufhebung oder Abänderung ber beſtehenden 
Strafbeflimmungen, ift jelbftverftändlich. 
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Die Pflicht der Beamten befleht nach den beut- 
chen Siaats- und Disciplinargejeßen fowie nach 
dem Neichäbeamtengefeg vom 31. März 1878 
(8 10) vor allem darin, das ihnen übertragene 
Amt, der Verfaſſung des Reichs und des Einzel« 
ftaates und deren Gejegen entſprechend, gewifien- 
haft wahrzunehmen und durch ihr Verhalten in 
und außer dem Amte der Achtung, bie ihr Beruf 
erfordert, ſich würdig zu zeigen. Als befondere 
Verlegungen biejer Pflicht werden hervorgehoben : 

1. Der Brud der Amtsverſchwiegen— 
beit. Der Beamte hat über die vermöge feines 
Amtes ihm befannt gewordenen Angelegenheiten, 
beren Geheimhaltung ihrer Natur nad) erforderlich 
ober von feinem Vorgeſetzten vorgeichrieben ift, 
Verſchwiegenheit zu beobachten, auch nachdem das 
Dienftverhältnis aufgelöft ift. Deshalb hat ein 
Reichsbeamter, bevor er als Sachverftändiger ein 
außergerichtliches Gutachten abgiebt, dazu die 
Genehmigung feiner vorgefegten Behörbe einzu 
holen, und es ann bie gerichtliche Vernehmung 
eines Öffentlichen Beamten als Sachverftänbigen 
nicht ftattfinden, wenn deſſen vorgeſetzte Behörde 
erflärt, daß die Bernehmung den bienftlichen Inter⸗ 
eſſen Nachteile bereiten würde. ALS Zeugen bürfen 
Öffentliche Beamte über ſolche Thatfachen, auf welche 
die Verpflichtung zur Amtsverſchwiegenheit ſich 
bezieht, nur mit Genehmigung ihrer vorgeſetzten 
oder ber ihnen zuleßt vorgeſetzt geweſenen Dienft- 
behörde vernommen werben. Diefe Genehmigung 
barf jedoch nur verfagt werben, wenn bie Ablegung 
des Zeugnifies dem Wohle des Reiches ober eines 
Bundesſiaales Nachteil bereiten würde. Der Bruch 
der Amtsverſchwiegenheit ift bisciplinarifch, bei ben 
Beamten im Dienite des Auswärtigen Amtes bes 
Deutjchen Reichs jedoch Triminell zu beftrafen, 
wenn von dieſen bie Amtsverfchwiegenheit Dadurch 
verlegt wird, daß fie ihnen amtlich anvertraute 
oder zugängliche Schriftftüde oder eine ihnen von 
ihren Vorgeſetzien erteilte Anweifung oder deren 
Inhalt widerrechtlich mitteilen ($ 3538 bes 
St.-©.-B., ſogen. Arnimparagtaph). Die Strafe 
beträgt, fofern nicht nach andern Beftimmungen 
des Strafgefeßbuches eine ſchwerere Strafe ver« 
wirft ift, Gefängnis ober Gelbftrafe bis zu 
5000 Mark. Gleiche Strafe trifft einen mit einer 
auswärtigen Miffion betrauten oder bei einer 
ſolchen beichäftigten Beamten, welcher den ihm 
durch feinen Vorgejegten amtli erteilten An- 
weifungen vorſätzlich zumiderhandelt, ober welcher 
in der Abficht, feinen Vorgejegten in befien amt« 
lichen Handlungen trreguleiten, demſelben erdichtete 
ober entftellte Thatſachen berichtet. Subjelt des 
Vergehens des 8 353 a können nur Reichsbeamte 
fein, gleichgültig, ob fie In⸗ oder Ausländer find. 
Vorgeſetzter ift nur der Chef des Auswärtigen 
Amtes. Vollendet ift das Vergehen mit der Mit- 
teilung ober dem Bericht ohne Rüdficht auf deren 
Wirkung. 

2. Die Beftehung (8 331 bis 8 334 bes 
Str.⸗G.⸗B.). Sie ift einerfeit8 das Anbieten, 
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Hingeben oder Verſprechen, anberfeit das An⸗ 
nehmen, Fordern oder Verfprechenlafien eines Ge⸗ 
ſchenles oder andern Vorteils für eine Amtshand- 
bung. Die Gewährung des Vorteile ift bie aktive, 
die Annahme desſelben die paſſive Beſtechung. 
Baierfterer lann das Subjeft jebermann, auch ein 
Nichtbeamter fein, fie ift fein Amtsverbrechen. Die 
poffive Beſtechung hat zum Gegenftande die objel⸗ 
tive Autorität des Staatsamtes weshalb auch für 
erlaubte Amtshandlungen kein Beamter Geld an⸗ 
nehmen darf. Subjelt der paffiven Beſtechung ift 
ein im Öffentlichen Dienfte ftehender Beamter, 
ferner ein Geſchworener, Schöffe oder Schieds⸗ 
tichter. In fubjeltiver lg ift bei der Be⸗ 
ſtechung ins Auge zu fallen: ber Beamte allein, 
wenn er für eine erlaubte AmtShandlung Geſchenle 
annimmt, forbert oder ſich verſprechen läßt (fogen. 
Geſchenkannahme); der Beamte und die beſtechende 
Privatperfon, wenn Geſchenle oder andere Vor⸗ 
teile angeboten, verſprochen oder gewährt werben, 
um ben Beamten oder das Mitglied der beiwaff- 
neten Macht zu einer Handlung, die eine Verlegung 
einer Amts-· oder Dienfipflichtenthält, zubeftimmen 
Reftehung);; endlich die Privatperjon allein, wenn 
die für die rechtswidrige Handlung dargebotenen 
Vorteile von dem Beamten zurückgewieſen werben. 
Ein Beamter, welcher für eine in fein Amt ein» 
Ihlagende, an ſich nicht pflichtwidrige Handlung 
Geichenke oder andere Vorteile annimmt, forbert 
ober fi) verſprechen Täßt, wird mit Geldftrafe biß 
2 300 Mark oder mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten beftraft. Es kann die Fähigfeit zur Bes 
Meidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von 
einem biß zu fünf Jahren aberfannt werden. Ge⸗ 
ſhieht die Gefchenfannahme für eine Handlung, 
bie eine Verlegung einer Amts- oder Dienftpflicht 
enthält, oder werben einem Beamten ober einem 
Nitgliede der bewaffneten Macht Geſchenle oder 
andere Borteile angeboten, verſprochen oder ge= 
währt, um ihn zu einer Handlung, die eine Ver- 
Iehung einer Amts- ober Dienftpflicht enthält, zu 
beitimmen, fo wird bie Beſtechung beim Beamten 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, beim Be- 

mit Gefängnis beftraft. Wenn ein 
Richter, Schiedsrichter, Geſchworener oder Schöffe 
Geſchenle oder andere Vorteile fordert, annimmt 
oder ſich verſprechen läßt, um eine Rechtsſache, 
deren Zeitung ober Entſcheidung ihm obliegt, zu 
Gunften oder zum Nachteil eines Beteiligten zu 
leiten ober zu entſcheiden, fo wird derfelbe mit 
Zuchthaus bis zu 15 Jahren beftraft. Die Ver⸗ 
wieilung zur Zuchthaugftrafe hat die dauernde 
Unfäpigfeit zur Befleibung öffentlicher Amter zur 
dolge. Im Strafurteile ift das Empfangene oder 
der Wert desſelben für dem Staate verfallen zu 
erflären. Die Handlung befteht in jänttlichen Fällen 
der Beſtechung in dem Annehmen ober Fordern 
oder Verſprechenlaſſen von Vorteilen. Eine An⸗ 
nahme Yiegt aud) da vor, mo der Beamte es ge= 
Ihehen läßt, baf ein Angehöriger den Gegenftand 
amimmt; es genügt fogar bie nachträgliche Ges 
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nehmigung diefer Annahme. Die Vorteile müſſen 
nicht notwendig peluntäre oder bleibende fein, 
es genügen vorübergehende Genüſſe. Die An« 
nahme von üblichen Gelegenheitsgejchenten ſowie 
von Trinkgeldern, welche nicht für eine Amts- 
handlung, fonbern bei Gelegenheit einer ſolchen 
gegeben werben, finb nicht ftrafbar. Die Annahme 
der Vorteile wird dadurch, daß fie mit Geneh- 
migung des Amtsvorgeſetzten gefchieht, nur dann 
firaflo8, wenn diefelbe unter dieſer Vorausfegung 
geſetzlich flatthaft ift. Die nachträgliche Zurüd- 
gabe des einmal Angenommenen ſchließt bie Strafe 
und die Einziehung des Empfangenen ober feines 
Wertes nicht aus, Der Vorteil muß eine Be- 
siehung auf eine fonfrete Amtsohliegenheit des 
Beamten haben, d. h. auf eine Handlung oder 
Unterlafjung, welche in ben Bereich ber dem Be- 
amten durch das Amt zu teil gewordenen THätig- 
feit fällt. Bei der Geſchenlannahme und der ein« 
er paffiven Beſtechung ift nicht erfordert, daß 
urch den Vorteil auf die Amtsthätigfeit eingemwirkt 
werben fol; e8 fallen deshalb nicht nur Gejchente 
für eine bevorftehende, fondern auch bie nach ge⸗ 
ſchehener Amtshandlung gegebenen, nicht zuvor 
zugeſagten Belohnungen unter dieſes Vergehen. 
Bei der aktiven und ber qualifizierten paffiven 
Beſtechung wird auf die Amtsthätigfeit eingewirkt, 
da der Beamte zu einer Pflichtwibrigteit veranlaßt 
werben fol. Immer wird eine fünftige Amts- 
Handlung vorausgefeßt, weshalb nicht zuvor zu⸗ 
jefagte, nach gejhehener Amtsverrichtung gegebene 
jorteile nicht unter die Beftechungen fallen. Zum 
Thatbeſtand gehört weiterhin Vorſatz. Doch genügt 
das Bemwußtjein der Beziehung des Vorteils zur 
Amtshandlung und bei der Beftechung die Kenntnis 
ber Pflichtwibrigfeit ber Amtshandlung. Befindet 
ih der Beamte in einem Irrtum barüber, ob feine 
Handlung eine Amis- oder Dienftpflicht verlege, 
fo trifft ihn nur die Strafe der Geſchenkannahme. 
Untenntni8 des Beamten über feine Stellung als 
Beamter jhließt das — La aus. Irrt der 
Beftechende in Bezug auf den Eharafter der Amts- 
handlung, jo kommt ihm biefer Irrtum zu gute, 
nicht aber dem Beamten. Vollendet ift das Ver⸗ 
gehen mit dem fordern, Annehmen, Sichver- 
ſprechenlaſſen, bezw. mit dem Anbieten, Ver⸗ 
ſprechen oder Gewähren. Daß es zur Ausführung 
der Amtshandlung gekommen fei, ift fein That- 
beftandsmerfmal. Das Zufammentreffen des For⸗ 
berns und Gewährens bei der paffiven und aftiven 
Beſtechung ift nicht erforderlich ; ein Verfuch dieſer 
Vergehen ift deshalb unmöglih. — Beſondere 
Strafbeflimmungen gegen die Beitechenden ent 
halten das Vereinszollgefeß vom 1. Juni 1869, 
8160; daS Bunbes-Salzfleuergejeß vom 12. Ot« 
tober 1867, 8 17; das Branntweinftenergejeh 
vom 17. Juni 1895, 827; das Reich8-Brauftener- 
gefeb vom 31. Mai 1872, 8 36, Nr. 1; daB 
Reihs-Militärftrafgefegbucdh 8 147. . 
3. Die Amtsunterfhlagung (Strafgejeh- 
buch für das Deutfche Reich 8 350), d. h. Die Unter« 
7 
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ſchlagung von Geldern ober andern Sachen, 
welche der Beamte in amtlicher Eigenſchaft em⸗ 
pfangen oder in Gewahrfam hat. Diefelbe unter 
ſcheidet fi) von der Unterfchlagung als gemeinem 
Vergehen lediglich durch die Befigerlangung des 
Geldes, welche in amtlicher Eigenſchaft geſchehen 
fein muß, ſowie dur die Perfon des Thäters, 
welche nur ein inländifcher Beamter fein fann. 
Ein dritter Teilnehmer ift wegen Teilnahme an 
einer Unterſchlagung zu beftrafen. Die Amts- 
unterfchlagung Tann eine einfache oder eine quali= 
figierte fein. Hat nämlid der Beamte in Bezie- 
bung auf eine beabfichtigte oder begangene Amts- 
unterſchlagung die zur Eintragung ober Kontrolle 
der Einnahmen oder Ausgaben beftimmten Rech» 
nungen, Regifter oder Bücher unrichtig geführt, 
verfälfcht oder unterbrüdt, oder unrichtige Abjchlüffe 
oder Auszüge aus diefen Rechnungen, Regiftern 
ober Büchern, ober unrichtige Belege zu denſelben 
vorgelegt, oder ift in Beziehung auf bie Unterſchla⸗ 
gung auf Fäſſern, Beuteln oder Paketen ber 
Geldinhalt ſalſchlich bezeichnet, fo ift, während bei 
der einfachen Amtsunterfhlagung auf Gefängnis 
von drei Monaten bis fünf Jahren erfannt werden 
Tann, bei der jo qualifizierten Amtsunterſchlagung 
auf Zuchthaus biß zu zehn Jahren zu erfennen. 
Vollendet ift die Amtsunterjhlagung mit der Zu⸗ 
eignung ber Gelber oder Sachen; auf den Zeit 
punkt des wirklichen Verbrauchs der Sachen ober 
Gelder kommt es nicht an. Die Abficht der Er- 
ftattung, verbunden mit ber wohlbegründeten Bor- 
ausfegung ber Zähigfeit dazu, welche bei ber 
gemeinen Unterjchlagung ben Thäter ſchuldlos 
madt, Tamm ben Beamten nicht entjchuldigen. 
Doc) ift deshalb noch nicht jeber Gebrauch amt⸗ 
licher Gelber auch Unterfchlagung, zumal den Be— 
amten häufig durch Inftruftionen die Umwechslung 
vorgefchrieben ift. Liegen die Mittel zur Dedung 
nicht nur zur Zeit bereit, wann bie Darlegung ber 
Kaffe oder bes jonft zur Verwendung zu beitimmten 
Zweden gegebenen Geldes von den Beamten ge 
forbert wird, fondern auch zur Zeit der Zueignung, 
dann kann die Abficht rechtswidriger Zueignung 
nicht unbedingt angenommen werden, es wird 
dann regelmäßig feine Unterfchlagung, jondern nur 
ein bisciplinarifch zu rügendes Dienftvergehen vor⸗ 
liegen. Der VBerfuch der Amtsunterfchlagung ifl 
ftrafbar. Objekt des Vergehens ift Die Vermögens- 
beihädigung. Subjelt dann jeder Beamte fein, 
mag er zur Empfangnahme von Geldern und 
Sachen objektiv vermöge feines Amtes befugt fein 
ober nicht, wenn nur letzterenfalls der nicht legiti« 
mierte Beamte ſich bewußt war, daß die Zahlung 
an ihn in der irrigen en ſeiner Be⸗ 
rechtigung zut Empſangnahme geſchah. Auf ſeiten 
des Zahlenden iſt der Glaube erforderlich, daß er 
an einen legitimierten Beamten zahle. Fehlt dieſer 
Glaube, ſo kommt es auf die Beamtenqualität des 
Empfängers an ſich nicht an, weil der Zahlende 
mit ihm dann amtlich nicht verkehrt hat. Handelt 
es fich bloß um einen bei Gelegenheit ber Amts- 
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ausübung erteilten Privatauftrag, fo liegt nur 
einfache Unterjhlagung vor. Bei der qualifizierten 
Amtsunterſchlagung wirb vorausgefeht, daß der 
Beamte die Verwaltung von Geldern u. ſ. w. 
wirklich hat und daß er zu deren Kontrolle Bücher, 
Regifter u. |. w. führen muß. Daß er bie frag- 
lien Manipulationen ſelbſt ausführt, ift nicht 
erfordert, es genügt, wenn ber unterſchlagende 
Beamte die falfche Bezeichnung zur Ausführung 
oder Verdedung ber Unterſchlagung benußt hat. 
Die Zueignung ber Sachen und Gelder kann auf 
die mannigfachite Weife erfolgen, fie muß rechts⸗ 
wibrig und mit dem Bewußtjein ber Rechtäwidrig- 
keit und einer möglichen Schabenszufügung ge— 
ſchehen. Bei der qualifizierten Amtsunterjchlagung 
muß die Falſchung der Regifter u. |. w., die Vor— 
legung der unrichtigen Abjchlüffe, die falſche Gelb- 
inhaltSangabe auf den Verpadungen mit Beziehung 
auf die gejchehene oder bevorftehende Unterfchlagung 
verübt werben. Die Dualifitation findet auch auf 
bie verfuchte Amtsunterſchlagung Anwendung. Die 
gefälfchten oder unterbrüdten Schriftftüde ſelbſt 
brauden nicht den Charakter einer Urkunde an 
ih zu tragen. Wenn ein Beamter pflichtwidrig 
Einnahmen nicht erhebt und hierfür von dem Ver- 
pflichteten Vorteile annimmt, fo liegt Beſtechung 
aber nicht Unterfhlagung vor. 

4. Die Übervorteilung (Str.-©.-8. 88 352. 
353). Ein Beamter, Advofat, Anwalt oder jonftiger 
Rechtsbeiſtand, der Gebühren oder andere Ver- 
gütungen für amtliche Berrichtungen zu feinem Vor⸗ 
teile zu erheben hat, wirb, wenn er Gebühren oder 
Vergütungen erhebt, von denen er weiß, daß der 
Zahlende fie überhaupt nicht oder nur in ge= 
tingerem Betrage ſchuldet, mit Gelbftrafe bis zu 
800 Mark oder Gefängnis bis zu einem Jahre; 
ein Beamter, der Steuern, Gebühren oder 
andere Abgaben für eine öffentliche Kaffe zu 
erheben hat, wird, wenn er Abgaben, von denen 
er weiß, daß ber Zahlende fie überhaupt nicht oder 
nur im geringerem Betrage ſchuldet, erhebt und 
das rechtswidrig Erhobene ganz oder zum Teil 
nicht zur Kaſſe bringt; ein Beamter, der bei 
amtlichen Ausgaben an Gelb oder Naturalien 
dem Empfänger vorfäglich oder rechtswidrig Ab- 
züge macht und die Ausgaben als vollitändig 
geleiftet in Rechnung ftellt, mit Gefängnis von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren beftraft. Der 
Verſuch ift ftrafbar, auch kann neben der Gefängnis- 
ftrafe auf zeitweiligen Verluft der Fähigkeil zur 
Belleidung Öffentlicher Amter erfanntwerben. Zum 
Thatbeftand gehört ala Subjekt ein Beamter, 
welchem im alle des 8 352 die Rechtsanwälte, 
nicht aber die Patentanwälte und diejenigen 
Rechtsbeiſtände gleichgeftellt find, welche die Ver- 
tretung in Rechisſachen gewerbsmäßig betreiben, 
da deren Verrichtungen nicht als amtliche quali 
figiert werben Tönnen. Tarüberichreitungen von 
Gewerbetreibenden (Apotheler, Feldmeſſer, Auf 
tionatoren u. ſ. w.) werben auß 8 148 ber Ge- 
werbeorbnung beftraft. Beamte im Sinne des 
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8352 find alle, welche für eine öffentliche, Staats- 
oder Kommunallaſſe Abgaben zu erheben haben, 
mögen fie im mittel- ober unmittelbaren Staats · 
dienſt ftehen, insbeſondere die Steuer- und Finanz · 
Beamten, die Gerichtsſchreiber und Gericht8voll- 
zieher. Objelt bes Vergehens ift außer der Würbe 
ds Amtes die Beichäbigung des Vermögens Pri⸗ 
vater. Als Handlung wird erfordert ein wider 
rechtliches Erheben nicht oder nicht im ganzen 
Betrage geſchuldeter Gebühren und Abgaben, 
mögen biefe num dem Beamten felbft (8 352) oder 
einer Öffentlichen Kaſſe (8 353) zuftehen, fowie 
eine widerrechtliche Zueignung des zuviel Erhobe⸗ 
nen. Dem widerrechtlichen Erheben ift das wider⸗ 
rechtliche Nichtauszahlen von Gelb oder Naturalien 
gleichgeſtellt. Vorausſetzung der Strafbarkeit ift 
das Bewußtjein der Nichtſchuld bezw. der Rechis- 
widrigleit bes Abzugs, ſowie bie Abficht eines 
Vermögensgetvinnes, mag biejer nun in Abwen⸗ 
dung eines Schaben® ober in einer Vermögens- 
bereiherung beftehen. Ein geforbertes Palmarium 
fält unter $ 352, nicht aber ein freiwillige Ge⸗ 
chenl. Bezüglich der Gebühren muß das Recht, 
fie zu fordern, und deren Höhe gejehlich feftftehen, 
Diebe müfjen ein Aquivalent für eine in einem 
öffentlichen Amte vorgenommene Verrichtung fein ; 
die Öffentliche Kaffe muß als Vertreterin bes 
Öffentlichen Vermögens, ſei es des Staates ober 
der Kommune, auftreten; die Ausgaben an Gelb 
md Naturalien müfjen amtliche fein, wenn fie 
auch nit aus Öffentlichen Kaſſen zu leiſten find. 
Der Leiftungspflichtige bezw. Leiftungsempfänger 
muß ſich im Irrtum ü 
oder Leiftung befinden. Kennt er deren Höhe und 
leiſtet er freiwillig, ben Mebrbetrag, fo ſchenlt er. 
Vollendet ift die Übervorteilung in 8 352 mit 
der Erhebung, in 8 353 mit der Nihtabführung 
an bie Kaſſe bezw. der Nichtzahlung und falichen 
Das Abfordern von Gebühren ift Ver- 
füh der Erhebung. Die Vornahme unnötiger 
amtlicher Berrichtungen und die Erhebung ber da⸗ 
für zuftehenden Gebühren erfüllt nicht den That ⸗ 
beftand des 8 852; fie kann disciplinar ftrafbar fein. 
5. Die Nötigung (Str.-©.-B. 8 339) bilbet 
nit einen allgemeinen Begriff des Amtsmiß- 
brands; beftraft wird nur der Beamte, welcher 
durch Mißbrauch feiner Amtsgewalt oder durch 
Androhung eines beſtimmten Mißbrauchs der⸗ 
ſelben jemand zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlaffung widerrechtlich nötigt, und zwar mit 
Gefängnis bis zu fünf Jahren. Dabet ift Amts- 
gemalt die den Beamten auflehende Befugnis 
zur Anwendung von Zwangsmitteln. Ein Miß- 
cch der Amtsgewalt liegt vor, wenn dieſe 
angewandt wird, obgleich es an den gefehlichen 
Borausfegungen der Anwendung fehlt fowie 
wenn das zuläffige Maß derſelben überfchritten 
wird. Von der Nötigung als gemeinem Ver⸗ 
gehen unterſcheidet fich dieſes Amtsvergehen da⸗ 
duch, daß hier nicht wie dort geforbert iſt, daß 
die Nötigung durch Gewalt oder durch Bebrohung 
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mit einem Verbrechen ober Vergehen geſchehen 
fein müſſe. Objelt dieſes Amtsvergehens ift die 
Willensfreiheit eines andern, und e8 gehört 
Thatbeftand als Gegenftand die Handlung einer 
Berfon mit Ausfhluß von Sachen (zu welcher 
Handlung genötigt werben ſoll, ift gleichgültig) ; 
als Handlung ber Mißbrauch ber Amtsgewalt 
oder bie Androhung eines beftimmten Mik- 
brauchs berfelben; bie Abſicht, jemanben zu 
einer Duldung, Handlung oder Unterlafjung zu 
nötigen, vorausgefeßt, daß die Handlung hier⸗ 
durch nicht in ein anderes Verbrechen übergeht. 
Der Beamte muß fi) bewußt fein, daß ein Amts⸗ 
mißbraud; und eine widerrechtliche Nötigung vor⸗ 
liegt. gu der Beamte in der Abfiht, ein 
Mitglied ber gefeggebenden Körperſchaften des 
Reiche ober eines Bundesſtaates zu verhindern, 
fi an den Ort ber Verſammlung zu begeben ober 
au flimmen, oder einen Deutichen zu verhindern, 
in Ausübung feiner flaatsbürgerlichen Rechte zu 
wählen ober zu flimmen, oder den Gottesbienft 
feiner Konfeffion auszuüben, ober um ſich oder 
einem britten einen rechtswidrigen Vermögens- 
vorteil zu verihaffen [Erprefiung] (Str.-©.-B. 
88 106. 107. 167. 253), fo finden die für dieſe 
Vergehen als gemeine Vergehen angebrohten 
Strafen Anwendung, wenn die That don dem 
Beamten, werm auch ohne Gewalt und Drohung, 
aber durch Mißbrauch ber Amtsgewalt ober An« 
brohung eines beitimmten Mißbrauchs berfelben, 
begangen ift. Vollendet ift das Vergehen ber Nö- 
tigung mit dem Abnötigen der Handlung. Der 
ift firafbar. Bei der Exprefjung beichränft 
Ni die Handlung bes Beamten auf den Mißbrauch 
oder bie Androhung eines beftimmten Mißbrauchs 
der Amtsgewali, wobei eine Drohung, welche an 
ich feine gerechte Furcht erregt, hinreichend ift, 
indem mehr der Gefichtspunft des ſtrafwürdigen 
Benehmens bes Bffentlichen Dieners als derjenige 
der Benachteiligung ber Privatperfon, sogen 
welche die Androhung gerichtet ift, entſcheidet. Er⸗ 
forderlich ift die Abficht der Erlangung eines 
rechtswidrigen Vermögensvorteils. Zur Bollen- 
dung ber Erpreffung genügt nicht die Androhun 
die — Duldung oder Unterlaſſung mul 
erzwungen fein. Ob ber Vermögensorteil wirf« 
lich erlangt wirb, ift gleichgültig. Er muß ein 
bejtimmter fein, braucht aber nicht einen Ver⸗ 
mögensnadhteil für ben Bebrohten zu enthalten; 
ex muß widerrechtlich fein. 

6. Die faljhe Beurfundung (Str.-©.-B. 
8348). Der menſchliche Verkehr bedarf zu feinem 
Beſtehen äußerer Gegenftände, welche als Beglaubi« 
gungsmittel beftimmter Thatſachen von Erheblich⸗ 
feit find; er muß notleiden, wenn ſolche Gegen- 
fände im MWirflichfeit nur den äußeren Anſchein 
von ſolchen haben, indem fie das, als was fie 
fi) ausgeben, nicht find. Hieraus ergiebt ſich, 
daß der Nachteil, welcher für den Verkehr in ber 
Geltendmachung von unechten Beglaubigungs- 
mitteln Tiegt, von dem fpeciellen Verhältniffe, in 

7* 


199 


welches durch dieſe Geltendmachung zunädft ein- 
gegriffen wird, unabhängig ift, indem durch fie 
unmittelbar das Wohl aller bedroht ift, welches 
darauf beruht, daß dieſen weientlichen Bes 
glaubigungsmitteln des Verkehrs vertraut wer⸗ 
den darf. In Rom trat den Fälſchungen von 
Münzen und Teftamenten bie Lax Cornelia de 
falsis von Sulla entgegen, welche auf Fälſchung 
bon Urkunden überhaupt außgebehnt wurbe. Als 
erimen falsi faßte dann die gemeinrechtliche 
Doltrin au die Täufchung bei Amtshandlungen 
auf. Der Grund der Beftrafung diefer bildet die 
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obliegenden Vertrauenspflicht in Beziehung auf 
bie Herftellung oder Erhaltung einer tonfreten 
Urkunde. Nach dem deutſchen Strafgefeßbuch wird 
mit Gefängnis von einem Monat bis zu fünf 
Jahren ein Beamter beftraft, welcher, zur Aufs 
nahme öffentlicher Urkunden befugt, innerhalb 
feiner Zujtändigfeit vorſätzlich eine rechtlich erheb⸗ 
liche Thatſache falſch beurfundet ober in öffentliche 
Regifter oder Bücher falſch einträgt, oder welcher 
eine ihm amtlich anvertraute oder zugängliche Ur⸗ 
» funde vorſätzlich und rechtswidrig vernichtet, bei⸗ 
ſeite ſchaffi, beſchädigt oder verfälſcht (8 348). Wird 
eine diefer Handlungen von einem Beamten in der 
Abſicht begangen, ſich oder einem andern einen 
Vermögensorteil zu verjchaffen oder einem andern 
Schaden zuzufügen, fo ift auf Zuchthaus big zu 
zehn Jahren und zugleich auf Geldftrafe bis zu 
3000 Mark zu ertennen ($ 349). Subjelt dieſes 
Taͤuſchungsvergehens ift ein öffentlicher Diener; 
ein dritter, welcher ben Beamten zu ber faljchen 
Beurkundung veranlaßt, ift als Anftifter oder Ger 
hilfe zu beftrafen. Die Handlung muß ſich beziehen 
auf den amtlichen Wirkungstreis bes öffentlichen 
Dieners, kann aber fodann beftehen: in intellef- 
tueller Fälſchung öffentlicher Urkunden, in Ver 
färhung des Inhaltes oder der Unterfchriften 
von Urkunden jeder Art, welche dem Beamten 
feines Amtes wegen anvertraut find (fogen. gram⸗ 
matiſche Fälſchung), im Vernichten, Bejeitigen, 
Beihädigen von Urkunden überhaupt. Eine bloße 
Unterlafjung ber Beurkundung oder Eintragung 
ift nicht an fi, fondern nur dann eine falfche 
Beurkundung, wenn durch biefelbe die auß den 
Eintragungen zu .beweifenden Thatſachen falſch 
bargeftellt ober andern richtigen Eintragungen 
dadurch ein umrichtiges Rejultat gegeben wird. 
Urkunden im hierhergehörigen Sinne find Ieblofe, 
von Menfchenhand gefertigte Gegenftänbe, welche 
zum Beweiſe von Thatjachen geeignet find, gleich" 
gültig, ob es fich dabei um Vorgänge des äußeren 
Lebens ober um fogen. innere Thattachen handelt, 
welche der Welt der Gebanfen angehören, alfo 
Urkunden im weiteren Stune, Regifler und Bücher. 
Die Urkunden müfjen bei der intellektuellen Ur 
kundenfälſchung öffentliche fein, ebenfo Die Regiſter 
ober Bücher, d. h. fie müſſen berart für bie All⸗ 
gemeinheit beftimmt fein, daß fie nicht bloß bie 


Amtsverbrechen und Amtsvergehen. 





200 


bes Rechtsverlehrs als Beweismittel für und gegen 
jebermann zu dienen, jondern aud, daß fie aus 
allgemeinen Rüdfichten der ftaatlihen Wohlfahrt 
rechtlich erhebliche Thatſachen authentifch feſtſtellen. 
Die Urkundenqualität muß aud) den Regiftern ober 
Büchern beiwohnen; bieje müffen die in ihnen ein» 
getragenen Thatjachen beweiſen. Bei ber gram- 
matiſchen Fälſchung und dem Unterdrüden ber 
Urkunden find unter Urkunden öffentliche und 
Privaturkunden, Alten, die urkundlichen Eintra= 
gungen in Regifter und Bücher, Eoncepte, die 
Korreſpondenz zwiſchen ben Behörden zu verfichen. 
es Momentes der Beweiserheblichleit bedarf es 
bier nicht. Erforderlich ift Dolus, d. h. das Ber 
twußtfein, daß das Beurfundete unwahr oder nicht 
vollſtändig ift, zugleich aber, ſoweit es darauf an- 
kommt, auch das Bewußtfein, daß Das Beurkundete, 
das wiſſenilich Außgelafjene von Erheblichleit ift 
und daß durch die Handlung die durch das öffent= 
liche Intereffe gebotene Zuverläffigfeit ber amtlichen 
Beurkundung verlegt wird. Lügen in einem Ver⸗ 
antwortungsbericht, welche zur Entſchuldigung 
vorgebracht werden, um einer Rüge zu entgehen, 
find nicht ſtrafrechtlich, ſondern nur biciplinar 
ftrafbar. Eine rechtswidrige Abfiht oder ein 
fonftiger, weiter gehender Zweck bei ber Beurfun= 
bung u. ſ. w. ift nicht erforderlich; tritt eine auf 
Verſchaffung eines Vermögensvorteils oder auf 
Zufügung eines Schadens gerichtete Abficht Hinzu, 
fo wird 8 349 anwendbar, felbft wenn der beab- 
ſichtigte Vermögenaporteil an fich fein rechts- 
widriger ift. Vollenbet ift bie Täufhung mit der 
Beurkundung, Entftellung, Eintragung, Vernich⸗ 
tung, Beſchaͤdigung ber Urfunbe, des Regifters 
ober des Buches, ohne daß erforderlich ift, daß 
bereit8 hiervon Gebrauch gemadht if. 

7. Amtsmißbraud) durch Körperverlegung, 
Hausfriedensbruch, Verhaftung oder Verlängerung 
der Freiheitgentziehung und Vornahme unzüchtiger 
Handlungen. Er wird wegen ber Zumiderhand- 
lung gegen die amtliche Pflicht an dem Beamten 
mit ſchaͤrferen Strafen gerügt, als fie ben Privat- 
perjonen bei den entjprechenden gemeinen Vergehen 
angebroht find. Subjekt diefer ımeigentlichen Amts» 
delikte Tann jeder Öffentliche Diener fein. Im 
übrigen find bie Thatbeftandamomente die gleichen 
wie bei den gemeinen Vergehen. Die Stellung 
eines Strafantrags ift feine Vorausſetzung der 
Strafbarfeit. Ein Beamter, welcher in Ausübung 
oder in Veranlaffung ber Ausübung feines Amtes 
borjäglich eine Korperverletzung begeht ober begehen 
täßt, wird mit Gefängnis nicht unter drei Mio» 
naten, und wenn bie Korperverletzung eine ſchwere 
iſt, mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren be= 
ftraft. Die Zuertennung einer Buße findet nicht 
ftatt. Ein Beamter, welcher vorſätzlich, ohne 
bierzu berechtigt zu fein, eine Verhaftung oder 
vorläufige Ergreifung und Teilnahme ober 
Zwangsgeftellung vornimmt oder vornehmen läßt 
oder die Dauer ber Freiheitsentziehung der- 
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Monaten, eventuell mit Zuchthaus beftraft (Str.- 
6.3. 8 341). Ob der Beamte zu den angege= 
benen Handlungen überhaupt nicht ermächtigt war 
ober ob ein qualifizierter Beamter die Hand» 
kungen vorgenommen bat, ohne daß die im Geſetze 
aufgeftellten Borausfegungen derſelben vorlagen, 
iſt an fi) gleichgültig. Die Handlung befteht in 
einem Bemächtigen der Perfon, fei es durch Hin« 
wegführumg von einem Orte zu einem andern 
ober durch fonftige vorübergehende Entziehung 
der perfönlichen Freiheit. Diefelbe muß wider⸗ 
rechtiich fein; als Aft ber Notwehr ober als 
Gicperungsimittel iſt dieſelbe ftraflos. Die Ver- 
baftung kann zum Zwede der Einleitung eines 
Strafverfahrens oder zur Strafvollfiredung ge- 
ſchehen. Die Verhaftung eines Angeſchuldiglen 
darf nur erfolgen, wenn bringenbe Verdachts- 
een gegen ihn vorhanden und er entiweber ber 
ucht verdächtig ift, was bei Verbrechen, Land⸗ 
ſtreichern und Ausländern immer zutrifft, oder 
Thaiſachen vorliegen, aus denen zu ſchließen ift, 
daß er Spuren ber That vernichten oder daß er 
Zeugen ober Mitſchuldige zu einer faljchen Aus- 
fage oder Zeugen dazu verleiten werde, fidh ber 
Zengnispflicht zu entziehen. Die Verhaftung er⸗ 
folgt auf Grund eines fchriftlichen Haftbeſehls. 
In Preußen find die Polizei» und Sicherheits- 
beamten und Wachtmannſchaften weiter befugt, 
Perſonen in polizeiliche Verwahrung zu nehmen, 
wenn ber eigene Schuß diefer Perjonen oder die 
Aufredhterhaltung der öffentlichen Sittlichkeit, 
Sicherheit und Ruhe diefe Mafregel dringend 
erfordern. Die Verhaftung muß vorſätzlich und 
mit dem Bewußtſein der fehlenden Berechtigung 
geichehen fein. Irrtum über bie Berechtigung 
ſchließt den Vorſatz aus. Eine fahrläffige Frei⸗ 
heitsberaubung ift nur disciplinariſch zu ahnden. 
Die Vollendung tritt mit der Bemächtigung bezw. 
mit der Verlängerung ber Freiheitsentziehung ein. 
Eine bloß momentane Beichränfung der Freiheit 
reicht übrigens nicht Hin. — Ein Beamter, welcher 
in Ausübung oder in Beranlafjung der Ausübung 
feines Amtes einen Hausfriedensbruch begeht, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre ober 
mit Gelbfirafe bis zu 900 Mark beftraft 
(8 342 Str.G.⸗B.). Der fahrläffig begangene 
friedensbruch ift ſtraflos. — Mit Zuchthaus 
is zu fünf Jahren werden Beamte beftraft, bie 
mit Perfonen, gegen welche fie eine Unierſuchung 
zu führen haben oder welche ihrer Obhut anver- 
trant find, unzüchtige Handlungen vornehmen 
(&tr.-©.-8. 8 174, Rr. 2). 

8. Konnivenz ift wifientliche Dulbung von 
Amtsvergehen und die DVerleitung dazu feitens 
eines Vorgefehten, bezw. ſeitens besjenigen, dem 
die Aufficht oder Kontrolle über bie Amtsgefchäfte 
eines andern Beamten übertragen ift. Die Rechts- 
wibrigfeit einer Handlung Tann dadurch) aus⸗ 
geichloffen fein, daß eine einen Angriff auf bie 
Rechtsordnung enthaltende Handlung durch das 
Geſetz gebufdet wird. Straflos find daher die in 
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Erfüllung einer Dienſtpflicht oder infolge eines 
geſetzlich volllommen binbenden Befehls vor⸗ 
genommenen Handlungen. Nach römiſchem, lano⸗ 
niſchem und früherem deutſchen Recht trat Strafe 
Iofigfeit ein bei Militärperfonen und im Ver» 
haͤlinis der väterlichen und dienfiherrfchaftlichen 
Gewalt, letzteren Falls jedoch nur bei geringeren 
Vergehen. Nach neuerem Recht haftet bei poli⸗ 
zeilichen Vorfchriften vielfach nur diejenige Perfon, 
auf deren Anordnung die Übertretung verübt 
wurbe, nicht immer auch der Thäter ; bei Soldaten 
im Dienft ift nur der Befehlende verantwortlich, 
nicht auch der Soldat. Inwieweit rechtswidrige 
Befehle der Civilbeamten befolgt werden müfjen, 
ift freitig. Zweifellos begründen private Dienft- 
verhältniffe die Pflicht des unbebingten Gehor- 
fams nicht. — De Privatbeamte ihre Dienft« 
pflicht verleßt, fo find fie nicht als Teilnehmer, 
fondern jeder felbftändig als Thäter zu beurteilen. 
Nur das Schiffsvolk auf hoher See ift dem 
Kapitän in allen das Schiff betreffenden An⸗ 
gelegenheiten zum unbebingten Gehorfam ver 
pflichtet. Staatsbeamte find nach manden Ge= 
ſetzgebungen nur dann ftraflos, wenn die formale 
Kompetenz des Befehlenden vorhanden und wenn 
vor Ausführung des Befehls gegen benjelben 
fruchtlos remonftriert ift. Im allgemeinen ift feſt⸗ 
zuhalten, daß fich der Gehorfam des Beamten 
nur erftredt auf Handlungen, welche einerſeits in 
fein Amt einſchlagen, anberjeit3 von ihm als 
gejeglich ftatthaft erfannt werden. Doch bleibt die 
Begehung einer in den Gejegen ausdrüclich mit 
Strafe bedrohten Handlung, gleichgültig, ob fie 
zu den Amtsvergehen oder zu den gemeinen Ver⸗ 
gehen gehört, des Befehle ungeachtet ftrafbar, 
teil der Untergebene den ftrafwürbigen Eharafter 
der That kennen muß. Ebenſowenig wie ber 
Befehl gewähren die Genehmigung ober die Ein« 
willigung des Dienftvorgejegten Schuß gegen bie 
Beltrafung; denn eine vom Geſetze verbotene 
Handlung kann weder befohlen nod erlaubt wer 
den. Anders geftaltet fi) die Sache bei ben 
Disciplinarvergehen infolge des unbeftimmten 
Inhalts des Disciplinargefeges ſelbſt, indem in» 
folge davon der Befehl des Vorgeſeßten ber 
Handlung des Untergebenen den Charakter ber 
Rechtswidrigkeit nehmen kann. — Die Stellung 
des Borgejeßten erforbert von biejem, daß er feinen 
Untergebenen ein Vorbild fei in ber Beobadhtun 
der Geſete und Disciplinarvorfchriften. Dieſe 
Pflicht verlegt er, fobald er den Untergebenen zur 
Begehung einer firafbaren Handlung beftimmt. 
Auch Hat der Amtsvorgefeßte nach gemeinem 
Recht die Verpflichtung, Verbrechen, von deren 
bevorftehender — nicht erfolgter — Berübung er 
Kenntnis beſitzt, zu verhindern. Aus diefen beiden 
Geſichtspunkten refultieren die dem römifchen Recht 
unbelannten Strafbeftimmungen des kanoniſchen 
und des heutigen Rechts. Die von einem Vor» 
gejeßten geſchehene Verleitung zu einem nur dis⸗ 
ciplinariſch zu ahndenden Dienftvergehen ift nur 
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disciplinariſch zu verfolgen. Die Verleitung zu 
einer ftrafbaren Handlung im Amte ift in 8 857 
des Str.-©.-B. als befonderes Amtsvergehen mit 
Strafe bedroht. Ein Amtsoorgefehter, welcher 
feine Untergebenen gu einer ftrafbaren Handlung 
im Amte vorfäßlic verleitet oder zu verleiten 
unternimmt, oder eine ſolche firafbare Handlung 
feiner Untergebenen wifjentlich geſchehen läßt, hat 
mnach die auf dieſe frafbare Handlung an= 
gedrohte Strafe verwirki. Diefelbe Beftimmung 
findet auf einen Beamten Anwendung, welchem 
eine Aufficht ober Kontrolle über die Amts- 
via eines andern Beamten übertragen ift, 
fern die von dieſem Iehteren Beamten begangene 
ſtrafbare Handlung die zur Aufficht oder Kontrolle 
jehörenden Gejchäfte betrifft. Neben Gefängnis- 
rate tann auf Verluft der Fähigleit zur Bes 
Heidung öffentlicher Amter erfannt werden. Sub- 
jelt lann jeder in ber Stellung eines Vorgeſetzten 
befindliche Beamte fein. Objekt ift Die Verlekung 
bes dem Beamten vom Staate geſchenkten Der« 
trauens. Die Handlung befteht in der Verleitung 
des Untergebenen zur Verübung eines ber im 
"28. Abfehnitte des Strafgefepbuces mit Strafe 
bebrohten Amtsvergehen, bezw. in dem Unter⸗ 
nehmen ber Berleitung ober dem wifjentlichen 
Geſchehenlaſſen; doch ift eim ſolches nicht die 
nachträgliche Genehmigung. Auf das Mittel 
ber Berleitung kommt nichts an. Das Verleiten 
muß vorfäßlich geſchehen. Bollendet ift das Ver⸗ 
gehen mit dem, wenn auch erfolglofen, Untere 
nehmen ber Verleitung; eine Anftiftung zu dem 
Bergehen ober ein Verfuch derfelben ift nicht Vor⸗ 
ausfegung der Strafbarfeit. Das Vergehen des 
Amtsvorgefegten ift ein felbftändiges Vergehen, 
für welches er dieſelbe Strafe erleiden fol wie 
der Thäter; e8 unterfcheibet ſich von der Anftife 
tung, welche wirkliche Verleitung und überdies 
wirkliche Begehung ber That durch den Angeftife 
teten erforbert. 

Befondere Bergehen einzelner Be- 
amtenklaſſen find: 

1. die Vergehen ber Militärperfonen, hin 
en deren auf das Militärftrafgejeßbuch für 

a8 Deutſche Reich vom 20. Juni 1872 ſowie 
auf das Reichsgejeß vom 1. Dezember 1898 über 
die Dienftvergehen ber richterlichen Militärjuſtiz ⸗ 
beamten verwieſen wird; 

2. die Amtsvergehen ber mit der Rechtöpflege 
und Strafoollfttedung betrauten Beamten, und 
jwar: a) der Richter, Geſchworenen, Nechte- 
anmwälte und Verwaltungsbeamten. Str.-G.-B. 
g 836 bedroht die Rechtsbeugung durch einen 
Beamten oder Schiedsrichter (nicht auch durch 
den Geſchworenen oder Schöffen), wenn fie bei 
der Leitung oder Entjheidung einer Rechisſache 
vorfäglich zu Gunften oder zum Nachteile einer 
Partei erfolgt, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, 
gewifle Mißbräuche des Strafverfahrens mit 
Zuchthaus bis zu zehn — fünfzehn Jahren. 
Nach 3 343 des Sir.⸗G.⸗B. wird jeder Beamte, 
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welcher in einer bereits eingeleiteten gerichtlichen 
oder Disciplinarunterfuhung Zwangsmittel an- 
wendet ober anwenden läßt, mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren beftraft. Die gleiche Strafe 
trifft nah $ 346 a. a. O. jeden Beamten, 
welcher vermöge feines Amtes bei Ausübung ber 
Strafgewalt oder bei Vollftredung der Strafe 
mitzuwirken hat, wenn er in der Abficht, jemand 
ber gejeplichen Strafe rechtswidrig zu entziehen, 
bie Berfofgung einer ftrafbaren Handlung unter» 
läßt, ober eine Handlung begeht, welche geeignet 
iſt, eine Freiſprechung oder eine dem Gefeke nicht 
entiprechenbe, zu milbe Beftrafung zu bewirken, 
ober die Vollſtreckung der ausgeſprochenen Strafe 
nicht betreibt, oder eine gelinbere als bie erfannte 
Strafe zur Bollftredung bringt. Sind mildernde 
Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnisftrafe 
nicht unter einem Monat ein, neben welcher, wenn 
fie drei Monate erreicht, auf den Verluſt ber 
bürgerlichen Ehrenrechte ober, auf bie Unfähigkeit 
zur Befteibung öffentlicher Amter auf die Dauer 
von einem biß zu fünf Jahren erfannt werben 
Tann. Mit Zuchthaus 6i8 zu zehn Jahren werden 
im umgefehrten alle die richterlichen wie Ver⸗ 
waltungsbeamten beftraft, welche vorjäßlich zum 
Nachteile einer Perfon, deren Unjchulb ihnen 
belannt ift, die Eröffnung oder Fortfegung einer 
(gerichtlichen, abminiftrativen oder Disciplinar=) 
Unterfuchung beantragen ober beichließen (8 344), 
ober welche vorſätzlich eine Strafe vollftreden 
lafien, von welcher fie wifjen, daß fie überhaupt 
nicht oder nicht der Art oder dem Maße nach 
vollſtreckt werben darf (8 344). Iſt in Ieterem 
Falle die Handlung aus Fahrläffigfeit begangen, 
fo tritt Gefängnisftrafe oder Feſtungshaft biß zu 
einem Jahre oder Gelbftrafe bis zu 900 Mark 
ein. Unter Strafe find alle Arten von Strafen 
u verſtehen, mögen biejelben im gerichtlichen, 

erwwaltungs= oder Disciplinarverfahren verhängt 
oder als Orbnungsftrafen zur Erzwingung einer 
polizeilichen Verfügung beftimmt fein. — b) der 
Gefangenenauffeher. Str.G.-B. 8 347 
bebroht einen Beamten, welcher einen Gefangenen, 
deſſen Beauffihtigung, Begleitung ober Ber 
wachung ihm anvertraut ift, vorfäßlich ent 
weichen läßt oder deſſen Befreiung vorſätzlich 
bewirft ober befördert, mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren, oder im Falle des Vorhandenſeins mil- 
bernder Umftände mit Gefängnis nicht unter 
einem Monate. Iſt die Entweichung durch 
Tabrläffigfeit befördert ober erleichtert worben, 
jo tritt Gefängnisftrafe bis zu ſechs Monaten 
ober Geldftrafe bis zu 600 Mark ein. Subjeft 
ift jeder Beamte, welchem die Beauffihtigung, 
Begleitung oder Bewachung eines Gefangenen 
kraft feiner amtlichen Stellung ober zufolge amt« 
lichen Auftrages anvertraut iſt. Gefangener ift 
nicht bloß der Straf oder Unterfucgungsgefangene, 
fonbern auch der von den Polizei» und Sicherheitß« 
organen ohne gerichtlichen Haftbefehl Feilgenom- 
mene fowie der von einer Privatperfon anf 
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frifcher That Ergriffene und dem Beamten zur 
Beaufihtigung übergebene Gefangene. Daß der 
Feſtgenommene in ein Gefängnis abgeliefert wor 
den fei ober in ein folches abgeliefert werben follte, 
iſt nicht erfordert. Auch der im Sicherungsarreft 
befindliche Schuldner ift Gefangener. Als Hand» 
lung wird eine wirkliche, wenn auch noch fo kurze 
umd vorübergehende Befreiung des Gefangenen 
aus der Gewalt der Obrigfeit erfordert, gleichbiel, 
durch welches Mittel, und gleichgültig, ob dadurch 
das von dem Gefangenen verübte Verbrechen be 
günftigt werben foll oder nicht. Der Gefangen» 
wärter, welcher einen Gefangenen vor Ablauf ber 
Strafzeit entläßt, weil er dieſe für abgelaufen 
hält, Täßt den Gefangenen fahrläflig entweichen. 
Ein Nichtbeamter, welcher fih an der That des 
Beamten beteiligt, ift wegen des gemeinen Ver- 
gehens der Gefangenenbefreiung zu beftrafen. 
Beim Borhanbenfein mildernder Umflände kann 
neben einer Gefängnisftrafe von drei Monaten 
anf Verluft der Ehrenrechte oder auf bie Unfähig- 
feit zur Beffeibung öffentlicher Amter erfannt wer« 
den. Der Verſuch ift ftrafbar bei der vorſätzlichen 
That, nicht bei der fahrläffigen. — c) der Notare. 
Wie ſchon in den bisherigen Partikulargeſetzen, 
fo ift aud) in 8 300 des deutfchen Strafgejegbuchs 
der Notar mit Gelbftrafe bis zu 1500 Mark oder 
mit Gefängnigftrafe bis zu drei Monaten bedroht, 
wenn er unbefugt Privatgeheimnifie offenbart, 
welche ihm fraft feines Amtes anvertraut find. 
Die Verfolgung tritt jedoch nur auf Antrag ein. 
Diefe Verlegung fremder Geheimnifle ift aud im 
Disciplinarverfaßren verfolgbar, in welchem auf 
Amtsentfeßumg erfannt werden kann. 

3. Die Amtsvergehen der Rehtsanmwälte 
(Advofaten) und fonftigen Rechtsbeiftände. 8856 
des Str.-©.-B. bedroht mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten einen (Abvolaten) Anwalt oder 
einen andern Redhtsbeiftand, welcher bei den ihm 
vermöge feiner amtlichen Eigenſchaft anvertrauten 
Angelegenheiten in derſelben Rechtsſache beiden 
Parteien durch Rat oder Beiſtand pflichtwibrig 
dient. Handelt derfelbe im Einverftändniffe mit 
der Gegenpartei zum Nachteile feiner Partei, fo 
tritt Zuchthausſtrafe bis zu fünf Jahren ein. Das 
Bergehen bildet, wenngleich die Anwälte nicht zu 
den Beamten gehören, dennoch ein Amtövergehen, 
weil die Advofatur, die Anwaltſchaft und das 
Notariat öffentliche Amter tm Sinne des Straf- 
gefeßbuchs find. Objekt bes Vergehens ift der 
Bruch des dem Anwalte gewährten Vertrauens. 
Jeder Anwalt ift durch die deutſche Rechts⸗ 
anwaltsorbnung vom 1. Juli 1878 verpflichtet, 
feine Bernfsthätigfeit gewiffenhaft auszuüben und 
feine ——— zu — nei fie für eine 
pflichtwidrige Handlung in Anfpruch genommen 
wird und wenn fie von ihm in derjelben Rechts⸗ 
ſache bereits einer andern Partei im entgegen- 
gefeßten Intereſſe gewährt ift. Zum Thatbeftande 
gehört ala Subjekt ein Rechtsanwalt oder ein 
anderer Rechtöbeiftand, d. h. eine flaatlich zuge 
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laſſene Perſon, welche dazu berufen ift, andern in 
Rechtsſachen gegen Gebühren Beiftand zu Teiften, 
felbft wenn fle nicht zu den Rechtsanwälten zählt. 
Die Handlung befteht in einem pflichtwidrigen 
Bedienen zweier an berfelben Rechtsſache be 
teiligten Parteien. Rechtsſachen find alle Rechts« 
angelegenheiten mehrerer Perjonen mit wider 
ftreitenden Interefien; alfo nicht bloß Angelegen= 
beiten ber ftreitigen, ſondern auch Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und Verwaltungs⸗ 
rechtsſachen, fowie die im Wege der Privatflage 
zu verfolgenden Strafſachen. Die Rechtsſachen 
find anvertraut, ſobald fie von einer Partei bem 
Rechtsanwalt in diefer feiner Eigenſchaft mit⸗ 
jeteilt find. Das Bedienen durch Rat und Bei- 
Rand umfaßt alles, was für bie Betreibung ber 
Sache der Partei förderlich fein Tann; ber Bei⸗ 
ftand kann auch durch Unterlaffung einer für die 
Bartei zu bewirkenden Prozeßhandlung geleiftet 
werben. In derjelben Rechtsſache kann ein Ber 
dienen flattfinden ſowohl gleichzeitig während der 
Dauer des Vertrauensverhältniffes wie nach⸗ 
einander nad) Auflöfung be&felben, jedoch immer 
nur vor der Beendigung berjelben im Streite 
befangenen Rechtsfache. Das Bedienen muß beiden 
Parteien gegenüber gefchehen fein. Die Straf= 
barfeit fällt deshalb weg, wenn ein Anwalt bei 
dem nur der einen Partei geleifteten Beiftande 
Dinge benußt, welche ihm von der andern an⸗ 
vertraut waren, als biefe ihn vergeblich um Bei⸗ 
ftand anging; e8 greift bier nur das Disciplinar⸗ 
verfahren Plaß. ei iſt Pflichtwidrig · 
keit, d. h. Mißbrauch des in den Anwalt von 
einer Partei geſetzten Vertrauens zum Nutzen ber 
andern Partei. Ein im gemeinfamen Intereſſe 
erteilter Rat oder Vergleichsvorſchlag gehört nicht 
hierher. Al Dolus wird das Bewußtſein des 
Verirauensbruchs und in dem qualifizierten Falle 
auch das Bewußtſein des dem andern drohenden 
Nachteils erfordert. Vollendet ift das Delikt mit 
ber dienenden Handlung; des Eintritts eines 
Nachteile für die andere Partei bedarf es nicht. 
Es muß aber Rat gegeben oder Beiftand geleiftet 
fein. Bloßer Vertrauensbrud durch Benukung 
anvertrauter Geheimnifje unterliegt nur dem Dis» 
ciplinarverfahren, ober fall die friminelle Be⸗ 
ftrafung beantragt wird, der Strafbeftimmung 
des 8 300 Str.⸗G.⸗B. Dana werben bie 

echtsanwälte, die Verteidiger in Strafſachen, 

rzie, Wunbärzte, Hebammen, Apotheler ſowie 
die Gehilfen dieſer Perſonen, ebenſo wie die 
Notare, wenn ſie unbefugt Privaigeheimniſſe 
offenbaren, die ihnen kraft ihres Amtes (Stan- 
des oder Gewerbes) anvertraut find, mit Geld- 
* bis zu 1500 Mark oder mit Gefängnis 
is zu drei Monaten beftraft. Ob die Hand⸗ 
lung für ben Anvertrauenden einen Vermoͤgens⸗ 
ober andern Nachteil herbeigeführt hat ober 
nicht, ob fie aus van) oder aus Leichtfinn 
begangen ift, kommt nur für die Strafzumefjung 
in Betracht. Wie andere Beamte, werden endlich 
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nad $ 352 bes Str.-G.-B. die Anwälte ober 
fonftigen Rechtsbeiftände, welche Gebühren oder 
andere Vergütungen für amtliche Verrichtungen 
zu ihrem Vorteile zu erheben haben, mit Geld» 
ftrafe bis zu 300 Mark oder mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre beſtraft, wenn fie Gebühren ober 
Vergütungen erheben, von denen fie willen, daß 
der Zahlende fie überhaupt nicht oder nur in 
geringerem Betrage ſchuldet. Der Verſuch ift 
ſtrafbar. Die Rechtsanwälte können, wenn im 
Strafverfahren eine Verurteilung ergangen ift, 
welche die Unfähigfeit zur Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft nicht zur Folge hat, noch im Dis⸗ 
ciplinarverfahren verfolgt und ihres Amtes ent« 
ſeht werben. 

4. Die Umtsvergehen ber Religionsdiener 
und Standesbeamten. Ein Religionsbiener 
oder Perfonenftandsbeamter, welcher, wiſſend, 
daß eine Perſon verheiratet ift, eine neue Ehe 
derfelben jchließt, wird mit Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren beitraft (Str.-G.-8. 8 338). Ein 
Geiftliher oder anderer Religionsdiener, welcher 
zu ben religiöfen Feierlichkeiten einer Eheichließung 
fchreitet, bevor ihm nachgewiefen worben ift, daß 
die Ehe vor dem Stanbesbeamten geſchloſſen 
worden fei, wird, wenn nicht Iebensgefährliche 
Erkrankung eines ber Eheichließenden vorliegt, 
mit Gelbftrafe bis zu 300 Mark ober mit reis 
heitsftrafe bis zu drei Monaten beftraft (867 des 
Geſetzes vom 6. Februar 1875 über die Be— 
urlundung des Perfonenftandes). Da nach dem 
Geſetz vom 6. Februar 1875 innerhalb des 
Deutfchen Reiches eine Ehe rechtsgültig nur noch 
vor dem Perjonenftand&beamten gejchlofien werben 
kann, fo trifft der 8338 die Religionsdiener nicht 
mehr. Subjekt des Vergehen: bes $ 338 bes 
Str.-G.-B. fann nur ein Standesbeamter oder 
deſſen Vertreter fein. Die Geiftlichen dürfen zu 
Standesbeamten nicht beftellt werden. Objekt der 
Handlung ift die Schließung einer neuen Che, 
folange die alte Ehe beiteht. Als Dolus wird 
das Wiſſen erfordert, daß eine Perfon verheiratet 
tft. Das zweite Vergehen kann nur von einem 
Geiftlichen oder Religionsdiener begangen werden. 
Zur Handlung wird erfordert der Beginn ber zu 
einer Eheſchließung nach den konfeſſionellen Vor« 
ſchriften gehörenden religiöfen Teierlichkeiten, bevor 
ber Nachweis ber vor dem Standesbeamten ge- 
ſchloſſenen Ehe erbracht iſt. Zweck der Straf« 
beſtimmung iſt die Erzwingung der Beobachtung 
des Perſonenſlandsgeſetzes weshalb die Straf⸗ 
barkeit wegſällt, wenn ber Nachweis zwar nicht 
erbracht, die Eheichließung vor dem Standes- 
beamten aber erfolgt ift. Vorjaß ift nicht er⸗ 
fordert. — Nach $ 1302 des Str.-G.-B. (ſogen. 
Lex Lutzeana) wird ein Geiftlicher oder anderer 
Neligionsdiener, weldder in Ausübung oder in 
Veranlaſſung der Ausübung feines Berufes öffent« 
lich vor einer Menſchenmenge, ober welcher in 
einer Kirche ober an einem andern zu religidfen 
Verſammlungen beftimmten Orte vor Mehreren 
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Angelegenheiten des Staates in einer den öffent⸗ 
lichen Frieden gefährdenden Weiſe zum Gegen- 
ſtande einer Verfündigung oder Erörterung macht, 
ober Shhriftftüde ausgiebt ober verbreitet, in 
welchen Angelegenheiten des Staates in einer ben 
Öffentlichen Frieden gefährbenden Weiſe zum 
Gegenftande einer Verfündigung ober Erörterung 
gemacht find, mit Gefängnis oder Feitungshaft 
bis zu zwei Jahren beftraft. Subjelt dieſes Ver- 
gehens ift jeder, welcher berufamäßig Handlungen 
vornimmt, auf welche ber Zweck des betreffenden 
Religionsbelenntniſſes wejentlich gerichtet ift. Zum 
Thalbeſtand wird erfordert eine berufßmäßige 
Handlung vor einer Menjhenmenge öffentlich 
oder in einer Kirche, bezw. an einem zu religiöfen 
BVerfammlungen beftimmten Orte vor einer Mehr- 
heit von Verfonen. Öffentlich ift die Handlung, 
wenn fie nicht auf die Wahrnehmung beftimmter 
Perſonen beichränkt if. Objelt der Handlung 
find Angelegenheiten bes Staates, alfo nicht nur 
die Anordnungen der Obrigfeit, fonbern jebe 
Angelegenheit, welche in den Bereich der Stants« 
verwaltung fällt. Diefe Angelegenheiten müffen 
in einer den Öffentlichen Frieden gefährbenden 
Weife zum Gegenftande einer Verkündigung oder 
Erörterung gemacht fein. Offentlich ift nur der 
äußere Friede der Allgemeinheit. Diefer ift ge- 
fährbet, fobald objektiv die Möglichleit einer 
gewaltthätigen Störung be&felben eingetreten ift, 
eine wirkliche Gemwaltthätigfeit ift nicht erfordert. 
Zum Dolus gehört ſowohl das Bewußtfein, daß 
der Inhalt der Verfündigung oder Erörterung 
oder des verbreiteten Schriftftüd8 zur Gefährdung 
des Öffentlichen Friedens geeignet ſei, als auch 
der Vorſatz, durch die Verfündigung, durch das 
Ausgehen des Schriftftücds dem Inhalte eine ge- 
wiſſe Öffentlichkeit zu geben. Exft das Zufammen- 
treffen beider Momente macht die That ſtrafbar. 

5. Die Amtsvergehen der Boft-, Tele 
grapben- und Eifenbahn-Beamten. Das 
Reichspoſigeſeß vom 28. Oktober 1871 beftimmt 
in $ 5: „Das Briefgeheimnis ift unverleglich. 
Die bei ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen und in 
Konkurs· oder civilprozefjualifchen Fällen not⸗ 
wendigen Ausnahmen find durch ein Reichsgeſetz 
feftzuftellen.” Eine ähnliche Beſtimmung enthält 
für das Telegraphengeheimnis 8 8 bes Tele⸗ 
graphengefeßeß vom 6. April 1892. Die Feft- 
ſiellung der Ausnahmen ift durch die Reich« 
juſtizgeſetze erfolgt, und zwar für die Beichlagnahme 
der Briefe im Strafverfahren in ben 88 99 —101 
ber Str. Broz.-Ordn. und für die Aushändigung 
an den Konkursverwalter im 8 121 der Konf.= 
Ordn. Das Strafgeſetzbuch beftraft mit Gefängnis 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren: a) alle 
Poſtbeamten, welche die der Poſt anvertrauten 
Briefe oder Palete in andern als den im Geſetze 
vorgejehenen Fälleneröffnen oder unterdrücken, ober 
einem andern wiſſentlich eine foldde Handlung ge= 
ftatten ober ihm dabei wiſſentlich Hilfe Teiften ; 
b) Zelegraphenbeamte und andere mit ber Beauf« 
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tigung oder Bebienung einer zu öffentlichen 
em dienenden Telegraphenanftalt betraute 
Berfonen, welche die einer Telegraphenanftalt an⸗ 
vertrauten Depeſchen verfälfchen oder in andern 
als den im Geſetze vorgejehenen Fällen eröffnen 
oder unterbrüden, oder von ihrem Inhalte dritte 
rechtswidrig benachrichtigen oder einem andern 
wiſſentlich eine ſolche Handlung geftatten oder ihm 
dabei wiſſentlich Hilfe leiften. Strafbar ift in 
beiden Fällen nur der Vorſatz, welder in dem 
Willen, zu eröffnen u. |. w, beiteht; Kenntnisnahme 
des Inhalts ift nicht erfordert. Neben der Gefäng« 
nisſtrafe kann auf Verluft der Fähigkeit zur Be 
Kleidung öffentlicher Amter auf Zeit erlannt werben. 
Die zur Beauffihtigung und Bedienung der Tele⸗ 
graphenanftalten und ihrer Zubehörungen ange 
ſtellten Perfonen werden nach 8318 des Str.-G.-B. 
mit Gefängnis von einem Monat bis zu drei Jahren, 
bezw. mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit 
Geldſtrafe bis zu 900 Mark beftraft, wenn fie vor« 
jäßlich, bezw. fahrläffig oder durch Vernachläffigung 
der ihnen obliegenden Pflichten die Benugung einer 
zu Öffentlichen Zweclen dienenden Telegraphenan« 
Halt verhindern oder ftören. Die zur Leitung der 
Eifenbahnfahrten und zur Aufficht über die Bahn 
und den Beförberungäbetrieb angeftellten Perſonen 
werben nach $ 316 des Str.-©.-B. mit Gefängnis 
von einem Monat bis zu Drei Jahren beftraft, wenn 
fie durch Vernadpläffigung ber ihnen obliegenden 
Pflichten einen Transport in Gefahr fegen. Gegen 
den fäumigen Eiſenbahn · und Telegraphenangeftell- 
ten fann gemäß 8 319 des Str.G.⸗B. zugleich auf 
Unfähigkeit zu einer Beichäftigung im Eiſenbahn · 
und Zelegraphendienfte oberin beftimmten Zweigen 
diefer Dienfte erfannt werden. „Angeftellte Berfon” 
ift jeder, welcher burcheinen dazu Berufenen dauernd 
oder vorübergehend mit der Wahrnehmung einer 
Funktion bei einer Öffentlichen Zweden dienenden 
ZTelegraphenanftalt oder bei einer Staats- oder 
Brivatbahn betraut worden ift. Beftraft wird bei 
ihnen die Pflichwernachläſſigung; Tiegt Vorſatz 
oder Fahrläffigfeit in Bezug auf den eingetretenen 
Erfolg vor, fo finden aud auf fie die Strafbe- 
flimmungen des gemeinen Verbrechens Anwendung. 
Nach 8 320 des Str.-G.-B. find die Vorfteher 
einer Eiſenbahngeſellſchaft ſowie die Vorſteher 
einer zuöffentlichen Zweden dienenden Telegraphen- 
anftalt mit Geldftrafe bis zu 300 Mark oder mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten zu beftrafen, wenn 
fie nicht fofort nach Mitteilung des rechtskräftigen 
Erkenntniſſes gegen die angejtellten Perſonen die 
Entfernung des DVerurteilten bewirken. Gleiche 
Strafe trifft denjenigen, welcher für unfähig zum 
Eifenbahn ober Telegraphendienft erflärt worden 
ift, wenn er ſich nachher bei einer Eifenbahn oder 
Zelegraphenanitalt wieder anftellen Yäßt, ſowie Die» 
jemigen, welche ihn wieder angeftellt haben, ob⸗ 
gleich ihnen bie erfolgte Unfähigfeitgerflärung be= 
lannt war. 


Die Beziehung des Beamten zum Staate hat 
dahin geführt, daß der Verluft des Amtes nicht als 
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felbftändige Strafe, ſondern als eine ſich von ſelbſt 
ergebende folge der erfannten Strafe auftritt. Es 
kann nicht nur bei den Amtsvergehen, ſondern auch 
gegen ſoiche Beamte, welche an unerlaubten Ver⸗ 
bindungen teilnehmen, fei e8, daß dieſe vor ber 
Staatsregierung geheim gehalten oder daß gegen 
unbefannte Obere Gehorſam oder gegen befannte 
Obere unbedingter Gehorfam verjprocdden wird, 
fei e8, daß zu deren Zwecken oder Beſchäftigungen 
gehört, Dlohregein der Verwaltung oder die Boll» 
siehung von Gefeßen durch ungefegliche Mittel zu 
verhindern oder zu entfräften, neben der Gefängnis⸗ 
ſtrafe auf Verluft der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter auf die Dauer bon einem bis 
au fünf Jahren erfannt werden (Str.-&.-B. 8128. 
129). — Wegen gemiſchten Amtövergeheng werden 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren nach 88 174 des 
Str.-G.-B. beſtrafi: a) Geiftliche, Lehrer und Ere 
sieher, welche mit ihren minderjährigen Schülern 
oder Zöglingen unzüchtige Handlungen vornehmen 
ober den bon ihnen zu unterrichtenden ober zu er⸗ 
siehenden Verfonen Gelegenheit zur Unzucht ge» 
währen ober verfchaffen (a. a. OD. $ 181, Nr. 2); 
b) Beamte, die mit Berfonen, gegen welche fie eine 
Unterfuchung zu führen haben oder welche ihrer 
Obhut anvertraut find, unzüchtige Handlungen 
vornehmen; c) Beamte, Ärzte oder andere Medi⸗ 
zinalperfonen, welche in Gefängnifjen oderinöffent« 
lichen, zur Pflege von Kranken, Armen oder andern 
Hilftofen beftimmten Anftalten beſchäftigt ober an« 
geftellt find, wenn fie mit den in das Gefängnis 
oder in die Anftalt aufgenommenen Perſonen un« 
züchtige Handlungen vornehmen. — Es fei noch 
erwähnt, daB bei dem gemeinen Vergehen ber Ur⸗ 
funbenfälfjung bie Begehung durch Ärzte oder 
andere approbierte Medizinalperjonen einen Straf« 
ſchärfungsgrund bildet. Dieje Perſonen werben 
nad) 8 278 des Str.-G.-B. mit Gefängnis von 
einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft, wenn 
fe ein unrichtiges Zeugnis über den Geſundheits⸗ 
auftand eines Menſchen zum Gebrauche bei einer 
Behörde oder einer Verfiherungsgejellichaft wider 
befieres Wiffen ausftellen. Neben der Gefängnig« 
ftrafe kann auf Verluft der bürgerlichen Ehren- 
rechte erfannt werden. Auch bei fahrläffiger Tötung 
und Körperverlegung find Kunſtfehler dergenannten 
Perſonen Strafihärfungsgründe. Beamte find 
jedoch die Ärzte und Medizinalperjonen nicht. 
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lexilon I, 220; Schwenfen, Amtsvergehen, 1848; 
Hefiter, im Archiv des Kriminalrechts XIII; Doll 
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Handbuch des deutſchen Strafrechts III, 1874, 
915, IV, 1877, 338; Schüpe, Strafrecht, 1874, 
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1880, 97; v. Liszt Reichsſtrafrecht, 1896; 3, 
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Antsverfäwiegendeit, |. Dienftgeheimnis. 
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Anardie, Anarchiſten, |. Socialismus. 
Anciennetät, |. Amt. 


Andorra, feine ariftofratifhe Republil am 
Südabhange der öftlichen Pyrenäen, zwijchen den 
franzöfifchen Departements Ariöge und Pyröndes- 
Drieniales und der fpanifchen Provinz Lerida. 
Schon Karl der Große foll diefen Freiſtaat bes 
gründet und unter den Schuß des Biſchofs von 
Seo de Urgel geftellt Haben; von Lubwig dem 
Frommen wurde er als ſolcher 805 anerfannt. Zu 
Anfang des 11. Jahrhunderts belehnten die Bir 
ſchöfe die Herren von Eabout mit den Thälern von 
Andorra, hatten aber jpäter mit ihnen lange Kämpfe 
um bie Befigrechte. Diefe vererbten ſich 1278 auf 
die Grafen von Foix, welche fie auch fpäter als 
Grafen von Bsarn und Könige von Navarra mit 
dem Titel „Souveräne Fürften des Thales von 
Andorra“ behaupteten. Mit Heinri IV. ging 
die Oberhoheit an Frankreich über, welches auch 
beute noch in Gemeinſchaft mit dem Biſchofe von 
Urgel das Proteftorat über das neutrale Ländchen 
ausübt. — Der Fläheninhalt Andorras beträgt 
452,1 qkm mit ca. 6000 Einwohnern (durch⸗ 
ſchnittlich 13 auf 1 qkm), die in 40 Ortſchaften 
und WVeilern zerjtreut Ieben. Hauptorte: Andorra 
la Bieja (ca. 600 Einwohner), San Julian (500), 
Eanillo (500). — Die Regierungsgewalt befindet 
ſich im Befite beftimmter Familien ber Bevölferung 
(ariſtokratiſche Verfaſſung); vier mindeftens 25 
Jahre alte Familienchefs aus jeber der ſechs Ge⸗ 
meinden, in welche die Republif zerfällt, wählen 
auf vier Jahre einen Generaltat von 24 Mit- 

liedern, weldyer die geſetzgebende Gewalt ausübt. 
Den Borfig führen zwei von dem Generaltate er⸗ 
nannte Syndici, von welchen der erfte mit der voll» 
siehenben Gewalt betraut ift; derjelbe beforgt auch 
das Auswärtige. — Die Juftizverwaltung ruht 
in den Händen von zwei Vegueres (Lanbvögten), 
bie jeber einen Unterrichter (Baile) zur Seite haben, 
welche in bürgerlichen Streitſachen entſcheiden; 
die Appellation an den Kaſſationshof zu Paris 
oder an das biſchöfliche Kollegium zu Urgel ſteht 
frei. Das Kriminalgericht beſteht aus den beiden 
Vegueres, einem Oberrichter (Civilrichter), dem 
Landſchreiber und vier Landräten; Appellation 
findet nicht ſtatt. Von den Vegueres muß der eine 
ein Franzoſe, der andere ein Andorraner fein. Den 
erfteren wählt Frankreich auf Lebenszeit, den letzteren 
der Biſchof von Urgel auf drei Jahre; den Eivil- 
richter ernennen fie abwechſelnd. Ein Gefeßbuch 
hatte ſchon Napoleon I. den Bewohnern Andorras 
verſprochen; ba er aber fein Verſprechen nicht ge 
halten hatte, wurde es fpäter von ihnen ſelbſt ge 
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fammelt und am 7. November 1847 publiziert. 
— Nach dem Gefehe vom 27. März 1806 leifteten 
drei Deputierte einen Eid in die Hände des Prä« 
fetten von Arioge, deſſen Vollmachten durch das 
Geſetß vom 8. Juni 1882 auf den Unterpräfekten 
von Prades (Dep. Oftpyrenäen) übergegangen 
find. Derfelbe vertritt zugleich als beſtaͤndiger 
Delegierter Frankreich den einheimiſchen Autoritäten 
und dem Biſchof von Urgel gegenüber. Lefterer 
tommt gewöhnlich nureinmal des Jahres ins Land, 
teils um als Schiedsrichter Streitigkeiten beizulegen, 
teils um fein kirchliches Amt auszuüben. Die Er» 
nennung der kirchlichen Behörden ſteht vier Monate 
des Jahres dem Biſchof zu, bie übrigen acht Monate 
dem Papfte, unter deffen Schuß fi) Andorra in 
der jüngften Zeit auch noch geftellt hat. — Landes» 
farben find Gold und Rot in ſenkrechter Teilung, 
nach dem zweiten Felde des Landeswappens, das 
in Gold drei rote Pfähle zeigt (Wappen der Grafen 
von Foix). — Adminiflrativ zerfallen bie brei 
Thäler, welche die Republit umfaßt, in ſechs Ger 
meinden (Pfarreien): San Julian, Andorra, 
Encam, Eanillo, La Marana und Ordino. Dieje 
Gemeinden wählen durch die 25 Jahre alten Fa⸗ 
milienhäupter je zwei Konfuln als Bürgermeifter 
und Vicebürgermeifter (paffives Wahlrecht mit 
30 Jahren). Ale Jahre bezahlt Andorra an den 
Biſchof von Urgel 460 und an Frankreich 960 
Francs, wofür von leßterem Zollfreiheit gewähr« 
leiftet ift. Die Einnahmen beftehen in den Pacht ⸗ 
geldern für die Gemeindeweiden und dem Ertrage 
einer geringen Berfonal«, Grund und Viehfteuer. 
— Münzen, Maße und Gewichte find diefelben 
wie in Spanien. — Die Einwohner, ein fireng 
fittliches, fleißiges Völfchen, find fatalonifcher Ab⸗ 
funft und gehören der römifch-Tatholifchen Kirche 
an. Sie betreiben Landwirtſchaft und einen un⸗ 
bedeutenden Handel mit Holz, Holztohle, Eijenerz, 
Schafwolle und Käfe ; auch joll der Schmuggel von 
franzöſiſchen Manufakturen und Tabaf nad) Spa- 
nien nicht unbedeutend fein. Da ber Anbau von Ge= 
tealien geringfügig ift, wird ber Bebarf zollfrei aus 
Frankreich eingeführt. Der Grundbefiß vererbt nach 
Majoratsordnung Alle männlichen Einwohnerfind 
vom 16. bis 60. Jahre zur Landesverteidigung vere 
pflichtet; fie fönnen von den Vegueres zur Era 
haltung ber öffentlichen Ruhe, aber nicht zum An« 
griff aufgeboten werden; über letzteren Tall ent» 
ſcheidet Die Vollsverſanimlung. Die Koften der 
Ausrüftung muß jeder Waffenfähige ſelbſt tragen. 
Für den Sicherheitsdienft beiteht auch eine aus 
Landesbewohnern gebildete Gendarmerie, die auf 
mehreren Punkten in bejeftinten Gebäuden unter« 
gebracht iſt. — Bel. J. F. Blade, Etudes 
geogr. sur la vallde d’Andorre, Paris 1875; 
E. Berthet, Le Val d’Andorre, Paris 1879; 
L. Basserau, La röpublique d’Andorre, Mont- 
pellier 1884. [$ranz, rev. Drefemann.] 
Auerbe, altdeutſch, nad) Grimm anerwe, ift 
zunächft der Segeniot zum ganerwe, Ganerben, 
des alleinigen Erben zum Genoſſenſchaftserben, 
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des heres, heres proximus zum coheres. Es 
erſcheint aber auch in den alten Weistümern ber 
berechtigte Marfgenofie, ber waltgreve, Walbfaffe, 
unter biefer Benennimg. Seinem eigentlichſien 
Weſen und Rechtabegriffe nach ift das Recht des An- 
erben fein ragen Erhrecht, fondern nur ein 
Vorzugsrecht bei ber ſchon gefehlich oder obſervanz · 
mäßig beftimmten Berteilungsart eines un⸗ 
teennbaren Teils einer Erbſchaft, vorzugsweiſe 
eines bäuerlichen Kolonats; die Anteile der übrigen 
Erben liegen dann in der vom Anerben zu leiftenden 
Abfindung. In Bezug auf biefe rechtliche Stellung 
des Anerben haben fi) aber verſchie dene Syſteme 
ausgebildet. Nach einem berjelben erhält der Anerbe 
das ganze Vermögen des verftorbenen ober ab⸗ 
tretenden Kolonen ala Alleinerbe und hat nur die 
Berpflichtung, feinen Geſchwiſtern aus dem Allode 
eine Abfindung zu geben; nad) einem andern erbt 
er nur das Rolonat mit feinen Bertinenzen, auch 
wenn letztere urſprünglich allobialer Ratur, während 
für das übrige Vermögen eine Specialfucceffion 
nad) den Grimbfähen des gemeinen Civilrechts 
eröffnet wird, ihn, den Anerben, wieder mit ein- 
gefchloffen. Der Anerbe wird entweder nach dem 
Majorate beftimmt (wie beiſpielsweiſe in den 
weitfätifchen — münfterifchen, paderborniſchen 
umd calenbergiſchen — Meierorbnungen) oder nad; 
dem Diinorate (wie im Hannoverjchen, im früheren 
Bistum Osnabrüd, in der badiſchen Grafſchaft 
Hochberg zc.). Dabei haben bie Kinder erfter Ehe 
einen Vorzug vor denen ber zweiten, bie Söhne 
vor ben Töchtern, diefe aber vor den männlichen 
Seitenverwandten oft nur dann, wenn fie das 
But einem zur Bewirtfchaftung fähigen Ehemanne 
als Kolonen übergeben können. Die ratio =. 
und liegt eben in dem Bebürfnis, das Gut 
chlofſen möglichft lange in einer wirtſchaftlichen 
Hand zu halten. 

Gefeh und Gewohnheit haben das Anerbenrecht 
ſehr derſchiedenartig ausgebildet, e8 gegen die Icht« 
willige Dispofition bes Beſihers, und mo das Gut 
in einem gut&herrlichen Berbande ftand, auch gegen 
die Berfügungsfäbigteit des Gutsheren, die Fähig« 
feit bes Anerben zur Wirtſchaftsführung voraud« 
geſetzt, oft ganz fihergeftellt, oft aber auch (wie in 
jenen weitfälifchen Orbnungen) nur fo, daB es 
dem Vater, ober dem Gutsherrn, oder auch beiden 
gemeinfchaftlich freiftand, ſich unter den zur Erb⸗ 
folgeunmittelbar Berufenen den Anerbenzu wählen, 
fo Daß jene gefeßliche oder objerdanzmäßige Erb⸗ 
folge erft dann een wenn fie ſolches unterfießen. 
Bei ungeteiltem Übergang des Gutes und untrenn« 
baren Allodiums auf den Anerben erhalten defien 
Geſchwifſter von ihm eine Abfindung Brautſchatz, 
Auslobung, Ausfteuer), die ſich flets nach ber 
Größe des trennbaren und untrennbaren Allodiums 
richtet, bei welcher aber auch der Gutswert in An ⸗ 
ſchiag kommt. Die Frage, ob diefe Abfindung eine 
Abfindung vom Meierhofe oder vom freien trenn- 
baren Allode fei, beantwortet ſich nach Der Berfchie- 
denheit bes Syſtems. Erſteres muß da angenommen 


Anerbe. 





214 


werben, wo die Auslobung den eigentlichen Erbteil 
der Kinder am Kolonat bildet, in welchem falle fie 
dann auch ihr Succeſſionsrecht verlieren. Die ent» 
egengefehte Anficht, ber Die meiften Geſetzgebungen 
— beruht auf dem Grundſatze, daß der Anerbe 
der eigentliche alleinige Erbe iſt, welcher als ſolcher 
auch die Schulden zu übernehmen hat. Dieſe 
tommen natürlich bei Bemeffung der Abfindungen 
mit in Anschlag; maßgebend iſt dann wieder der 
Grundſatz, daß die Höhe und Auszahlung ber 
Abfindungen, die mit Gründung eines felbftändigen 
Haushalts, oder bei Töchtern mit deren Verhei⸗ 
ratung fällig werden, das fernere Beſtehen ber 
Gutswirtſchaft nicht unmöglich machen darf. Stirbt 
ein Auszulobender vor eintretender Fähigfeit, jo 
verbleibt feine Abfindung dem Hofe. 
Solchergeftalt hat daS Anerbenrecht, als eine 
Inſtitution der im ganzen ſächſiſchen Volksſtamme 
von alter8 her vorwiegend geweſenen gebundenen 
Agrarverfafjung, ſich durch Sitte und Gewohnheit, 
auch der entgegenftehenden kodifizierten Geſetz⸗ 
gebung gegenüber, behauptet. Im preußiſchen 
Weitfalen, von mo bie gegenwärtig in ganz 
Norddeutſchland gehende Strömung auf Herftellung 
ſchloſſener Bauernhöfe ihren Ausgang genommen 
t, war es die franzöſiſche Gefeggebung gewejen, 
welche die alten Erbjolgeordnungen im bäuerlichen 
Grundbeſitz befeitigte und tabula rasa machte zu 
Gunften der gleichen Erbteilung. — Mit Wieber- 
einführung des preußifchen Landrechts famen dieſe 
alten Provinzialrechte allerdings wieder zur An⸗ 
erfennung, aber nur in beichränftem Maße. Die 
gefährliche Beitimmung, daß im Falle einer Kon- 
teoverfe diefe im Sinne ber entipredienden Vor⸗ 
fohriften des Landrechts und nicht des gemeinen 
Rechts entfchieben werben mußte, durchlöcherte 
ſchließlich das Provinzialrecht nad) allen Seiten 
und erzeugte Redtsunficherheiten, denen nur durch 
koftipielige Teftamente und Dispofitionen unter 
Lebenden zu begegnen war. So hartnädig num 
aber auch die Weſtfalen am alten Rechte und an 
der alten Sitte fefthielten umd fo bereitwillig bie 
nachgeborenen Kinder das Recht des „Anerben“ 
erfannten, fo fonnte es doch nicht fehlen, daß, zu⸗ 
mal beim Eintritt einer Vormundſchafi oder ſturalel, 
der Grunbfag der Unteilbarfeit des „Erbe“ ver⸗ 
loffen wurde und Teßteres der Zerfplitterung an⸗ 
heimfiel. Die Regierung machte die Erfahrung, 
daß die fpannfähigen Nahrungen in Abnahme ge= 
tieten — in ber Zeit von 1816 bis 1859 find 
231, d. i. 0,64 Prozent, eingegangen —, und jo 
gab fie dem ſchon feit 1826 auf dem Provinzial- 
landiage erhobenen Rufe nach einer anderweiten 
gefeglichen Regelung der alten bäuerlichen Erbfolge 
endlich Gehör. Sie erließ das Gefe vom 18. Juli 
1836. Dasfelbe entſprach aber den Anfichten, 
Wünſchen und Bebürfniffen des eigentlichen Bau- 
ernftandes fo wenig — es enthielt zum Beifpiel 
die unfinnige Beftimmung, daß von mehreren Brü« 
dern derjenige da8 Gut erbte, der am längften in 
Mititärdienften geftanden — und befchränfte fi) 
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zudem nur auf diejenigen Bauernhöfe, die in einem 
gutsherrlichen Verbande befindlich, fo daß es nad 
wenigen Jahren feines Beftehens wieder ſuspendieri 
und endlich, 1844, ganz außer Kraft gejeßt werden 
mußte. Zwei lönigliche Verordnungen traten an 
feine Stelle. Die erfte, vom 5. Januar 1844, gab 
Vorſchriften, die bezwedten, einmal dem Bauern- 
Rande bie eigenen mittels Verträge ober letztwilliger 
Dispofitionen zu bewirfenden Anorbnungen über 
bie Erbfolge durch Milderung der geſetzlichen Form 
der Übertragsverirãge und durch Ermäßigung der 
Koften und Stempel zu erleichtern, fodann gütliche, 
der Erhaltung der Bauernhöfe dienliche Auseinan- 
derfegungen durch Einwirkung ber Gerichte und 
Vormundſchaften zu befördern; die zweite, vom 
Jahre 1845, gab zwedmäßigere Beltimmungen 
für die Leibzuchtrechte und die Altenteils-Ber- 
träge. Aber auch dieje Verordnungen bewährten 
fich nicht; nach zehnjährigem Beftehen ftellte ſich 
das Beduͤrfnis eines gejehlichen Schubes für bie 
Erhaltung der mittleren Eigenbefikungen wieber 
lebhaft ein, und es erfolgte das Geſetz vom 
4. Zuni 1856. Diefes auch für Rittergüter gel ⸗ 
tende Geſetz überläßt die Erhaltung des Gutes bei 
ber Erbfolge lediglich der Verfügung des Beſitzers, 
beziehentlich der an Vaters Stelle über Pflegbe- 
fohlene tretenben Vormundſchaft, ftatuiert aljo ein 
beſonderes Anerbenzecht nicht. Es erleichtert — 
die Erhaltung des Gutes durch Ermäßigung des 
Pflichtteils für die nicht zum Beſitze des Gutes 
tommenben Miterben, bevorzui ai ben Guts · 
übernehmer. Daß auch dieſes Gefeg den in Weſt⸗ 
falen herrſchenden Rechtsanfhauungen und den 
beftehenden iandwirtſchaftlichen Verhältnifien nicht 
genügte, das bewies die Erfahrung jehr bald. In 
der That hat dagjelbe große Schattenfeiten. In⸗ 
dem es bie Erhaltung ber Rittergüter erleichtert, 
ift es den mittleren Eigenbefigungen ba günftig, 
weil nun weniger leicht aus größeren Befigungen 
mittlere werben Lönnen, In ben mittleren ſpann ⸗ 
fähigen Nahrungen liegt und Tag aber von jeher 
die Kraft unſeres Bauernſtandes. Das Geſetz 
wird ferner wirffam, fobalb es dem Beſiter ein« 
fällt, über fein Gut Verfügung zu treffen, ober 
eine Vormundſchaft dazu fchreitet; tritt ſoicher Fall 
nicht ein, fo kann Zerftüdelung und Verlauf un⸗ 
gehindert ftattfinden, namentlich auch in Veran- 
laflung von Schuld» oder befonbern Erwerbsver⸗ 
hältniſſen Des Befigers. Es bleiben alfo eine Menge 
von Kaufgelegenheiten, welche, wie die Erfahrung 
berausgeftellt hat, dann vielfach das Pachtverhältnig 
zur Folge haben. Ein geringerer Pflichtteil er- 
leichtert allerdings die Erhaltung des betreffenden 
Gutes, erſchweri aber das Foriklommen ber mit 
dem Pflichtteile abgefundenen Miterben; dieſe 
find, wenn fie Landwirtſchaft treiben, wegen ihrer 
geringen Mittel auf Pachtungen angewiefen. So 
entfteht eine vermehrte Konkurrenz um das Pachten; 
das Verpachten wird um fo ergiebiger, die große 
Hand gewinnt um jo mehr Veranlaffung zu Ans 
kaͤufen behufs der Benugung buch Verpachten; 





die felbftändigen fpannfähigen Nahrungen gehen 
noch mehr ein, das „Ausihladten“ der Güter, 
die Spekulation durch Zerftüdelung gewinnt 
rößeren Boden. So erſcheint bie Erhaltung der 
Siter lediglich durch die Herabfeung des Pflicht ⸗ 
teils ein ſehr zweifelhaftes Mittel, indem fie meift 
den Übergang von mittleren Gigenbefipungen in 
die große Hand befördert, wogegen bei Gleich- 
ftellung der, Erben wenigftens ungleid) mehr der 
ftücweife Übergang in Feine Hände befördert 
wird. Das aber führt weniger zum Pachtver« 
hältniſſe als erfteres. 

Der erſte Staat, welcher, dieſen Erfahrungen 
folgend, das alte, durch Sitte und Gewohnheit 
geheiligte Anerbenrecht dem Bedürfniſſe und 
den Verhältniſſen bes modernen Staates an« 
paſſend, zum pofitiven kodifizierten Geſetze erhob, 
war da8 Fürftentum Schaumburg-Lippe, deſſen 
bezügliches Gefeß vom 11. April 1870 Vorbild 
zunäcft für die neue weſtfäliſche Landgüterorb- 
nung vom 30. April 1882 geworden iſt, nad) 
deren Mufter dann 1883 für Brandenburg, 1884 
für Schlefien, 1886 für Schleswig-Holftein, 1887 
für Kaffel ähnliche Landgüterordnungen erlaffen 
wurden. Sundamentalgrunbfäße bei dieſen Geſehen 
find: daß die Anerbenrechte nur für die auf Antrag 
bes Eigentümers in eine „Höferolle“ eingetragenen 
Güter eintreten, aljo nicht unbedingt zur Regel er⸗ 
hoben werben; daß die Pflichtteilsrechte ber von ber 
Succeffion ins Erbe ausgeſchloſſenen Kinder und 
ebenfo die Leibzuchts · und Altenteilsberechtigungen 
ungejchmälert beftehen bleiben. Gejeblicher Anerbe 
kann nur fein, wer zur geſetzlichen Erbfolge auch 
in den fonftigen Nachlaß berufen ift. Leibliche 
Kinder gehen den Adoptivfindern, ehelihe ben 
unehelihen vor. ferner geht vor der ältere 
Sohn und defien Nachkommen beiderlei Geſchlechts, 
in Ermangelung von Söhnen die ältere Tochter 
und deren Nachlommen beiberlet Geſchlechts; Ab» 
ftammung aus früherer Ehe begründet feinen Vor⸗ 
zug, das Succeſſionsrecht bleibt und wird durch 
Annahme einer Abfindung vom Hofe nicht aus- 
geſchloſſen. Der Anerbe kann den Hof nit an⸗ 
nehmen, ohne zugleich den fonftigen Nachlaß, wo- 
zu er berufen iſt, anzutreten. Die Schulden find 
junächft aus den fonftigen Nachlaßmitteln zu deden ; 
erſt wenn diefe nicht ausreichen, treffen fie den Ho 
nebſt Zubehör; bedingte, betagte oder unbeſtimmte 
Schulden begründen einen —28 auf Erhöhung 
oder Verminderung der Erbteile und Abfindungen 
und auf Si'erftellung dieſerhalb. Principalver- 
pflichteter den Gläubigerngegenüber ift der Anerbe; 
der Miterbe haftet nur aushilfsweife, wenn jener 
infolvent geworden, und dann auch nur im Ver» 
bältnis feiner Erbquote und bis zum Belaufe des 
aus dem Nachlaß Empfangenen. Rechte und Ver« 
binblicjfeiten aus Verträgen, welche zu Sweden 
des Hofes ober der Bewirtihaftung desfelben ab« 
geſchloſſen find und fortlaufende gegenjeitige An- 
ſprüche erzeugen, gehen allein auf ben Anerben 
über, fofern es fi nicht um Leiftungen handelt, 
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welche zur Zeit des Erbfalls bereits fällig waren. 
— Die Abfindung vom Hofe wird zunächſt nach 
den über die gejeglichen Pflichtteile geltenden Bes 
ſtimmungen bemeſſen (nad) bem genannten Lippe⸗ 
ſchen Geſetze beträgt fie bei ein ober zwei Erben 
30 Prozent, bei drei oder vier 35 Prozent, bei 
fünf ober mehr 40 Procent), und tft bafür ber 

ofßiwert zur Zeit ber Übergabe maßgebend. Der 

ofgeigentümer lann dieſe gefepliche Abfindung 
aber erhöhen. Der Anſpruch auf Abfindung, wo» 
für Kaution verlangt werden kann, wird fällig bei 
Eintritt der —— 7 Verheiratung oder wenn 
der Hof auf andere Weiſe als durch Erbgang oder 

ofsabtretung unter Lebenden auf einen andern 

igentümer übergeht; bis zur Fälligteit (nach dem 
Lippefchen Geſetze nur bis zum 15. Lebensjahre) 
muß den Abzufindenden gegen eine ihren Kräften 
entfprechende Arbeitshilfe Aufenthalt, Koft ſowie 
Erziehung in der Familie gewährt werben. In 
ähnlicher, entfprechender Weife ift die Interims« 
wirtichaft und die Leibzucht geregelt; erftere unter« 
liegt der rechtlichen Beurteilung nad) den Grund« 
fäßen ber negotiorum gestio, Ießtere haftet als 
Reallaft auf dem Hofe; der Nachlaß des Leib- 
zũchters vererbt fi nad) gemeinen Rechten. Bei 
Ermittelung des Wertes vom Hofe und feinen 
Pertinenzen, wozu auch das Hofsinventar gerechnet 
wird, foll der Hof jedoch ausſchließlich des In⸗ 
ventars nach dem jährlichen Ertragegejchäßt werben, 
den er burch Benugung als Ganzes bei orbentlicher 
Bewirtfhaftung gewährt; von diefem jährlichen 
Durchſchnintserirage ſind dann alle dauernden Laften 
und Abgaben nad) ihrem Jahreswerte abzuſehen, 
und wird danach der ermittelte Jahtesertrag mit 
dem zwanzigfachen Betrage zum Kapital erhoben. 
Die Gebäude und Anlagen kommen, foweit fie 
zur Bewohnung und Bewirtſchaftung notwendig, 
dabei nicht beſonders in Anfchlag, —* dieſes 
aber nicht der Fall, nad) dem Nuten, der durch 
Vermietung oder auf fonftige Weile daraus ges 
zogen werden Tann. Diefem Sapital wird dann 
der nad) dem Verlaufswerte ohne Rüdficht auf 
amferordentliche Preisſchwankungen zu rechnende 
Wert des Inventars und der Düngung im Lande, 
fowie der Wert ber Einfaat und der Beftellungs- 
foflen, bezw. der ungetrennten Früchte Hinzugefeßt, 
unb von dem fo ermittelten Gefamtwerte werden 
die vorübergehenden Hofslaften, z. B. die Leib- 
zucht nad) ihrer wahrſcheinlichen Dauer, zu Kapital 
berechnet, abgezogen; das danach ermittelte Sa» 
pital flellt dann den Hofswert dar. Nach einigen 
Landgüterorbnungen erhält der Anerbe das tote 
Imventar vorab und wirb bei ber Taration der 
Gnmodftüde der zwanzig bis fünfundzwanzig« 
ſache Kataftralreinertrag zu Grunde gelegt. Das 
Lippeſche it hat nod) die empfehlenswerte Be⸗ 
fimmung, daß bei allen ins Gebiet des Privat- 
rechts fallenden Streitigfeiten das zuftändige Ge» 
richt deren gütliche Beilegung unter Mitwirkung 
von Vertrauengmännern aus Kreife der Ver⸗ 
wandten und Verſchwagerten zu verjuchen hat. 


Anerbe 





218 


Die fämtlichen Landgüterrollen blieben aber ohne 
nennenswerten Erfolg, folange die Eintragungen 
in die Höferolle nur auf Antrag erfolgten. 
Seit dem Jahre 1899 ift gemäß dem Beſchluß 
des Provinziallandtags auf Antrag des weſi⸗ 
fälifchen Banernvereins bie weftfälifche Landgüter⸗ 
ordnung dahin abgeändert, daß jeder Sof don 
beftimmter Größe unter das Gefeh fällt, wenn 
der Befiger feine Ausnahme davon beantragt. 
Nach dem für Weftfalen und fünf rheinifche Kreiſe 
geltenden Geſetze vom 2. Juli 1898 unterliegen 
dem Anerbenrecht alle ihrem Hauptzwecke nad) 
um Betriebe der Land- und Forſtwirtſchaft bes 
ea zur jelbftändigen Nahrungsftelle ge⸗ 
eigneten Befigungen, die mit einem. Wohnhaus 
verjehen find und deren Grundſteuerreinertrag 
wenigftend 60 Mark beträgt. Sie werben von 
Amts wegen auf Antrag der landwirtſchaftlichen 
Verwaltung (Speciallommiffar) im Grundbuch 
als Erbgüter vermerkt. Die Anerbengutseigen- 
Bat wird gelöfht, wenn bie Beſitzung Die bor⸗ 
iehend bezeichneten Merkmale des felbftändigen 
Landguts eingebüßt hat. Im ähnlicher Weife ift 
das Inteſtaterbrecht für Nentengüter geordnet. 
Das Anerbenrecht läßt die Verfügungsfreiheit des 
Erblaffers unberührt. Letzterer Tann den Eintritt 
des Anerbenrechts auch durch eine öffentlich be= 
glaubigte Erflärung für den einzelnen Erbfall 
ausſchneßen. In Baden ift im Jahre 1898 eben» 
falls ein neues Anerbenrecht für die gefchloffenen 
Hofgüter auf dem Schwarzwalde erfaflen worben. 

Bon den Schriftftellern, welche dieſe Rechtsinfti« 
tution am eingehendften und grünblichiten bes 
Handelt Haben, nennen wir Karl Friedrich Eich- 
born, Einleitung in das deutſche Privatrecht, 
ZI. II, 8364 ; Mittermaier, Deutjches Privatrecht 
8446; €. F. v. Gerber, Syſtem des beutichen 
Privatrechts 88 141, 253; ferner: Pfeiffer, Meier⸗ 
Recht, 1848; Beaulieu-Marconnay, Das bäuer« 
liche Grunderbrecht, 1870, Meyersburg, Han« 
növerijhen Höferecht, 1875; Münchmeyer, Das 
Höfegejeg, 1881; Baernreither, Stammgüter- 
Syſtem und Anerbenreht in Deutichland, Wien 
1882; Enneccerus, Hoferecht für Hefjen, 1882; 
Helferih, Bäuerliche Erbfolge, 1883; A. Mias- 
lowsti, Das Erbrecht und die Grundeigentums- 
verteilung im Deutſchen Reich, Leipzig 1882 und 
1884 ; ©. v. Peyrer, Dentichrift betreffend Erb« 
folge in landwirtſchaftliche Güter und Heimftätten- 
recht, Wien 1884; v. Inama⸗Sternegg. Zur Re- 
form bes Anerbenrechts (Grünhuts Zeitichrift X, 
1883); Sleinwächter, Die öfterreichifche Enquete 
über das Anerbenrecht (Schmollers Jahrbuch für 
Gefegebung IX, 1885); 9. Schulze, Bäuerl. 
Erbfolge (Annalen des Deutjchen Reichs, 1884) ; 
Frommhoid, Anerbenrecht, 1885; Miaskowsti, 
Ainerbenrechi (Jahrb. f. Nat.-Öf. XII, 1886); 
Hermes, Reform des Tändl. Erbrechts. Schrift. 
d. Ver. f. Socialp., Leipzig 1895; Das deutfche 
Grunderbreit von Dulizig, Breslau 1899; 
Sering, Vererbung des ländlichen Grunbbefiges 
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im Königreich Preußen, 1—5. 11. 13, erjhienen 
1897—1899; vgl. in Elfter8 Wörterb. d. Volls⸗ 
wirtſchaft d. Artt. Erbrecht (ländl.) u. Vererbung 
d. ländl. Grundbefiges. [Wichmann, rev. Red.] 
Anerkennung, völlerrechtliche. I. Die An— 
erfennung eines Staates (Teconnaissance) iſt 
fein Poſtulat des Völterrechts, ebenſowenig wie 
jene der gr ang ber Perfon ein 
Poſtulat des bürgerlichen Rechts iſt. Befikt 
einmal eine völferfchaftliche Vereinigung zur 
Sicherung und Ordnung ihrer Lebensgemeinſchaft 
Befiand und territoriale Begrenzung, jo ift eine 
ftaatliche Gefamtperjönlicfeit vorhanden und die« 
jelbe auch als Mitglied der Staatengemeinſchaft 
legitimiert. Jeder Staat hat als freieigene und 
lebensfähig organifierte Vollsperſon nicht nur ein 
faatöredhtliches, ſondern auch ein völferrechtliches 
Dafein. Die Thatſache der Bildung und Ente 
widlung ber Staaten ift zunächft eine geſchicht ⸗ 
lie; an biefem hiſtoriſchen Prozeſſe haben Re- 
figion, Vollstüchtigkeit und Vollsſitte neben den 
Rechtsſchopfungen gebührenden Anteil. Freiheit 
und Unabhängigfeit eined Staates werden nicht 
verliehen noch zugeftanden, fondern erworben 
und erfämpft. Auf Grund dieſes thatjächlichen 
Verhãltniſſes Hat jeder Staat, ob groß oder Hein, 
als moralifche Perſon, und über die Machtmittel 
feiner Exiſtenz verfügend, den gleichen Anſpruch 
auf Anerkennung —* Daſeins und feiner Per⸗ 
ſoönlichkeitsrechte. Die völferrechtliche Anerfennung 
eines Staates it daher nicht Die Entfcheidung über 
deſſen Exiſtenzberechtigung, fondern nur die Er⸗ 
Härung, ihn als ebenbürtiges Mitglied der be⸗ 
ftehenden Staatengenoſſenſchaft und ihrer gewohn · 
heillichen wie vertragsmäßigen Rechtsgemeinſchaft 
zu betrachten. Daher der Sag, die Anerfennung 
babe nur beflaratorifche, nicht konſtitutive Bedeu⸗ 
tung. — Ein neu entflandenes oder auß feiner 
früheren Abgeſchloſſenheit heraustretendes Staatd« 
weſen muß, um die befondern Rechte und Ver- 
bindlichleiten ber Staatengemeinſchafi beanſpruchen 
u können, in biefelbe aufgenommen werden. Eine 
Tote Aufnahme lann jedoch in Ermanglung einer 
über den Staaten ftehenden Gentralgewalt nur 
durch die einzelnen Staaten oder auch durch einen 
kollektiven Schritt mehrerer Staaten erfolgen. — 
Die Dentwürdigkeiten des Völterrechts find reich 
an Beijpielen für folge Anertennungen oder 
Approbationen. Es fei erinnert an die Anerfen- 
nung der norbamerifanijchen Municipalftaaten, 
unächft durch Frankreich 1778, dann durch die 
üge von Verfailles 1783 und das Abkommen 
zwiſchen Sranfreih und England über die See⸗ 
rechts · und Handelsverhaͤltniſſe mit der neuen 
Union 1786; ferner an die Anerfennung der 
fübamerifanifhen Staaten burd) England 1825, 
an die für Mexiko abträglihe Anerfennung von 
Teras dur England 1889, Ereigniffe, welche 
bei Wheaton (Hist. du droit des gens) und 
deſſen Kommentator Lawrence, ferner bei Phil- 
limore, Ylaffan u. a. eingehend begutachtet find. 


Anertennung. 
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Durch Vertrag vom 6. Yuli 1827 zwiſchen 
England, Frankreich und Rußland (Tripelallianz) 
wurde Griechenland vbdllerrechtlich als felbflän- 
diger Staat anerlannt, im Jahre 1830 das 
Königreich Belgien, ungeachtet ber Anfprüche 
Hollands; nad) den durd das Nationalitäten 
princip hervorgerufenen Kämpfen auch das König« 
reich Jtalien. — Bon weitwirtender politiſcher 
Bedeutung war bie Aufnahme ber Türkei in das 
europäiihe Staatenſyſtem durch den Pariſer 
Friedensſchluß vom 30. März, ratifiziert am 
27. April 1856. Die diesbezügliche Stelle lautet: 
„Die tontrahierenden Mächte erklären bie ra 
Pforte der Vorteile des öffentlichen enropäiichen 
Rechts und des europäifchen Konzertes teilhaftig. 
Sie verpflichten fih, die Unabhängigkeit und den 
Territorialbeftand des osmanischen Reiches zu 
achten, fie garantieren gemeinſchaftlich Die genaue 
Beobachtung dieſer Verpflihtung und werden 
demgemäß jedes die Türkei gefährbende thätliche 
Vorgehen als eine Trage von allgemeinem In⸗ 
tereſſe betrachten.“ Dieſe grundjäglidhe Erklärung 
erhielt noch eine materielle Garantie durch das 
befonbere lÜbereinfommen zwiſchen Großbeitan« 
nien, Öfterreich und Frantreich vom 29. April 
1856, worin die fontrahierenden Mächte foli« 
dariſch wie einzeln die Unabhängigkeit und In» 
tegrität des osmaniſchen Reiches gewährleifteten 
und jede Verlefung des Pariſer Vertrages als 
Angriff auf die neu gefchaffene Grundlage des 
europälfchen Territorialbeftandes erklärten. Die 
völferrechtliche Doltrin war hierdurch allerdings 
gewahrt, wiewohl dahingeftellt bleiben muß, ob 
eine Form der Anerkennung, die man Über einen 
Staat, nicht aber mit bemfelben vereinbart, bie 

bergeugung von feiner Gleichberechtigung un« 
zweideutig zum Ausdrud bringt. — Weitere 
Beifpiele der neueren Volkerrechtsgeſchichte find: 
bie Anerfennung von Montenegro, Serbien, 
Rumänien als unabhängige Staaten durch den 
Berliner Kongreß 1878, je des Kongoſiaates 
(die Flagge der Affociation als jene einer befreum« 
beten Macht war jchon 1884 anerfannt worden) 
durch die Berliner Konferenz 1885. — Hiervon 
zu unterjcheiben ift die Anerkennung beſtimmter 
Völferrechtägrumbiäße, 3. B. über bie Occupation 
von herrenlojen Gebieten, die Übernahme eines 
Proteltorats einer Schutzherrlichkeit u. |. w. 
Diesbezüglich erklärt die Alte der obenermähnten 
Konferenz, daß jeder Neuerwerb einer Rolonial= 


‚macht an der afrifanifchen Küſte und Ianbeinwärts 


nur dann als zu Recht beftehend erkannt werben 
würde, wofern die in Beſitz oder in Schuß ge= 
nommenen Gebiete oder Orte unter eine zur 
Aufrechthaltung ber inneren Ordnung und des 
Handelsverkehrs genügende Obrigfeit geftellt und 
die Konferenzmächte hiervon unter Nachweis ber 
diesbezüglichen Bürgſchaften verftändigt werden. 

Die Grundbfäge, welche die Völlerrechtslehre 
in Bezug auf flaatliche Bildungen oder Neu⸗ 
erwwerbungen ohne Rüdficht auf ben Entftehungs- 
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grund aufflellt, find Kurz zufammengefaßt fol- 
gende: 1. Ein ſtaatsrechtlich fonfolibierter Staat 
ift kraft feiner ſtaatlichen Exiftenz auch Subjekt 
des Voͤllerrechts, ohne daß es der Anerkennung 
bebürfte. 2. Grund und Weſen ber nölferrecht« 
lichen Perfönlichfeit Tiegen in ber Souveränität, 
als dem Inbegriff defien, was ein Staatswejen 
feiner freien Selbftbeflimmung und Unabhängigfeit 
nad) vermag. Daher find nicht volllommen fou« 
veräne oder Bajallenftaaten fein Gegenftand inter⸗ 
nationaler Anertennung. 8. Die Anerkennung 
ſelbſt if weber Grund noch Bedingung der Sou« 
veränität. Sie erzeugt weber dieſes aus ber ſelbſt⸗ 
beftimmenben Kraft eines Staates hervorgehende 
Recht, noch vermehrt fie dasſelbe, ſondern fichert 
& mır feinem Geltungsbereiche nad. 4. Folge 
richtig {ft auch die Anerfennung keine Garantie 
der Souveränität. Sie hält ſich nur an bie 
äußerlihen Thatfachen und befagt, daß ber an« 
erfannte Staat dem eigenen als Perjönlichkeit 
gegenüberftehe und daß man mit ihm zu unter 
handeln und in dauernde Verbindung zu treten 
für moͤglich Halte. Der Effett der Anerfennung 
liegt daher in der Anbahnung eines den Ge- 
bräuchen und Verträgen des Vöollerrechts kon ⸗ 
formen internationalen Verkehrs. 5. Die An- 
erfennung braucht nicht außbrüdlich zu geſchehen. 
Es genügt, wenn ſtillſchweigende Anerkennung 
durch ſolche Alte zum Ausdruck gebracht wird, 
welche den Beginn geregelter völlerrechtlicher Be⸗ 
ziehungen zweifellos erfennen laſſen. 6. Die An⸗ 
erfennung, weil nur die thatfächliche, nicht die 
ſtaatsrechtliche Grundlage der Herrſchaft berüd- 
Tihtigend, kann als ein Akt der Feindfeligfeit einem 
dritten Staate gegenüber, dem durch die Bildung 
oder Vergrößerung des anerfannten Staates 
Eintrag gefchehen ift, nicht aufgefaßt werben. 
Denn anerkannt werben die Thatſachen und nicht 
deren Rechtmäßigfeit und fittliche Berechtigung, 
bezüglich deren ſich jeder Staat bie freiheit des 
Urteils vorbegält. 7. Umgekehrt wäre jedoch in 
der Verweigerung ber nachgefuchten Anerkennung 
eine Unfreunblichkeit gelegen, wofür der Grund 
um fo weniger verweigert werben könnte, als 
Herlommen und Zwedmäßigfeit ſchon im Inlereſſe 
der Unterthanen fowie des wechſelſeitigen Ver⸗ 
lehres ein achtungsvolles Entgegentommen ver⸗ 
muten laſſen. — Vorſicht ift ſowohl in dem 
einen wie in dem andern Falle, beſonders aber 
dort geboten, wo zwei oder mehrere Prätendenten 
um die Herrſchaft ſtreiten. Bis zur Austragung 
der inneren ſtaatsrechtlichen Wirren wird ein 
offizieller Verkehr nicht ftattfinden können, ebenſo 
nicht der Abſchluß von Staateverträgen. Die 
bereits beftehenden Verträge bleiben proviſoriſch 
in Wirkſamleit und ebenſo die Schugverhältnifle, 
welche auf dem Gewohnheitsrechte und ber Billig- 
leitspraxis beruhen. 

II. Als Redtsperjönlichfeiten find alle unab- 
hängigen Staaten einander glei; was aber ihr 
Rangverhältnis und ihre EHrenrechtebetrifft, fo find 





diesfalls Überlieferung, Machtſtellung und Über» 
eintommen (Wiener Rangreglement 1814, bie 
Aachener Beichlüffe 1818) nicht ohne Einfluß 
geblieben. Zur Erhöhung ber Rangftellung 
und de8 Titels bedarf es mindeitens der An« 
erfennung jener Staaten, mit denen ber bie 
Veränderung anftrebende Staat im internatio« 
nalen Berfehre fteht. Das hat ſchon zur Zeit, als 
Kurbrandenburg (1701) die preubife Königs- 
trone zuerfannt erhielt und zwei Jahrzehnte jpäter 
(1721) der Zar den Raitertite annahm, ben 
Segenftand eingehender Erörterungen über den 
Rang der Staaten und das Völferrechtsceremoniell 
gebildet. Am 1. Januar 1806 nahmen die Kur⸗ 
fürften Friedrich von Württemberg und Magie 
milten Joſeph von Bayern ben Königstitel an, 
im Jahre 1876 die Königin von England den 
Titel einer Kaiferin von Indien (Kaisar i hind); 
1881 wurde Rumänien, 1882 Serbien als 
„Königreich“ anerlannt. In der völferrechtlichen 
Anerkennung einer Rangerhöhung Tiegt zugleich 
jene des Trägers ber oberften Regierungsgewalt 
und feiner Dynaſtie. Es bedarf daher keiner 
neuen Anerfennung bes rechtmäßigen Nachfolgers. 
— Die Gepflogenheit, eine Thronerledigung, 
eine Regentihaft, Neuwahl eines Präfidenten zu 
notifizieren, entipricht der Völferrechtsfitte, ſteht 
aber in feinem Zufammenhang mit der Frage der 
Anerkennung. Nicht zu verwechfeln mit der An⸗ 
erfennung als Staat ift die Anerfennung einer 
Rampfpartei als legitime Kriegspartei, wofür die 
Srundlähe über ſubjektives Kriegsrecht maß ⸗ 
gebend find. 

Litteratur. Oppenheim, Syſtem d. Volker⸗ 
rechts, 1866, Kap. 8; Rivier, Lehrbuch, 2. Aufl., 
1899; v. Liszt, Völferreht, 1898, 9 5; Heil« 
born, in Rev. gen. III (mo der Anerkennung 
Tonftitutiver Charakter beigelegt if); M. Huber, 
Staatenfucceffion, Leipzig 1898. [Lentner.] 

; — und Nayfrage, |. Bollswirtihafte« 
ehre. 

rn? ſ. Strafprogeß. 

nglikanifhe Kirde, jeit 1534, |. Reli» 
gionsgefellichaften. 

Angloindifhes U f. Großbritannien. 

Angra Fequena, |. Kolonialpolitit. 

Anhalt, Herzogtum, Bundesftaatdes Deutfchen 
Neiches, beftcht aus zwei Hauptteilen und fünf 
Meineren, von der Provinz Sachſen umfchlofjenen 
Enflaven. Als Ahnherr des anhaltifchen Fürften- 
hauſes gilt Graf Adalbert von Ballenftebt, ber um 
1020 zwiſchen Elbe und Saale reich begütert war. 
Sein Ürentel Otto (f 1123) nannte ſich zuerft Graf 
von Aslanien. Albrecht der Bär (1123—1170), 
ber erfte Markgraf von Brandenburg, Hinterließ 
fünf Söhne, von denen der jüngfte, Bernhard, die 
astkaniſchen Stammgüter erhielt ; es ift der Stamme 
vater der Herzöge von Anhalt. Von feinen fünf 
Söhnen wählten zwei den geiftlichen Stand, bie 
andern brei teilten das väterliche Etbe und wurden 
Stifter der Linien Aſchersleben (Harz, Gernrode), 
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Bernburg (Ballenftebt), Zerbſt (Defjau, Koswig 
und ein Zeil von Köthen). Die Linie Aſchersleben 
ftarb ſchon 1815 aus. 1570 vereinigte Joachim 
Ernft die gejamten anhaltifchen Lande, für die er 
1572 mit Zuftimmung ber Stände eine Zandes- 
ordnung erließ. Seine fünf Söhne regierten 
17 Jahre gemeinfam. Am 17. Juni 1603 kam 
eine Teilung zu ftande unter ben damaligen Linien 
Deſſau, Bernburg, Plotzlau, Zerbft, Köthen. Ein 
Seniorenreceß beftimmte, daß im Falle des Aus- 
fterbeng einer Linie die Überlebenden zu gleichen 
Zeilen erben follten. Zuerft erlojc 1793 bie Linie 
Zerbft. Der legte Fürft, Friedrich Auguft, ift ber 
rüchtigt durch feinen Soldatenhandel nach Eng- 
land. Seine Länder wurden 1797 unter bie brei 
andern Linien verteilt, nur das Allod Jever fiel 
an feine Schwefter Katharina IL. von Rußland, 
welche e8 aber der Witwe ihres Bruders überließ; 
diefe trat es 1814 gegen eine jährliche Rente von 
60000 Holländifhen Gulden an Oldenburg ab. 
Am 18. au 1806 ſchloſſen fich die Drei Fürften 
dem Rheinbunde an, Deflau und Köthen unter 
Annahme des Herzogstitels, den Bernburg ſchon 
am 30. April von Kaifer Franz II. erhalten Hatte. 
Nach der Schlacht bei Leipzig gingen fie zu den 
Verbündeten über, und am 8. Juni 1815 traten 
fie dem Deutfchen Bunde bei. Aus der Linie Köthen 
ift Herzog Auguft Ehriftion Friedrich durch feine 
Franzoſenſchwarmerei befannt. Er organifierte 
1810 durch den Minifter Dabelom fein Land ganz 
nach franzöfifcher Weile und führte den Code Na- 
ee ein. Am 23. November 1847 ftarb die 

inie Köthen aus; auf Grund eines Vertrags vom 
8. Februar 1853 nahm der Herzog von Anhalt 
ler das Land in Beſitz. Die Linie Bernburg 
farb am 19. Auguft 1863 aus; aud) dieſes Land 
tam an Deſſau. — Die Fürften von Anhalt 
Deſſau ſchloſſen ſich frühzeitig Preußen an. Schon 
des Stifterd Enfel, Johann Georg II., trat in 
branbenburgifche Dienfte ; fein Urenfel Leopold ift 
der berühmte „alte Deſſauer“ (+ 1747). Da nad 
der Teilung Sachſens 1815 Anhalt faft ganz von 
gain Gebiete umfchloffen war, wurden feine 

eziehungen zudem mächtigen Nachbarftaateimmer 
enger: 1821 erfolgte der Beitritt der drei Herzog« 
tümer zu der Elbſchiffahrtsalte und am 16. Juli 
1828 (Bernburg 7. Juni 1826) der Anſchluß an 
den preußifchen Zollverein. Am 30. Auguft 1868 
nahm nad) Vereinigung aller anhaltiſchen Länder 

erzog Leopold Friedrich den Titel „Herzog von 

nhalt, Herzog zu Sachſen, Engern und Weit 
falen, Graf zu Aslanien, Herr zu Zerbft, Bernburg 
und Gröbzig 2c.“ an. Bei dem Bunbesbefchluffe 
vom 14. Juni 1866 ftand Anhalt auf feiten 
Preußens; am 18. Auguft 1866 trat e8 dem Nord» 
deutſchen Bunde bei. Seit bem 22. Mai 1871 
regiert Herzog Leopold Friedrich Franz Nifolaus, 
geb. 29. April 1831. — Anhalt hat einen Flächen- 
inhalt von 2294,4 qkm mit293 298 Einwohnern, 
128 auf 1 qkm. Der Religion nad) waren im 
Jahre 1890: 261215 (1880: 226241) Pro- 
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teftanten, 8875 (4541) Katholiten, 1580 (1752) 
Juden. — Nach der Beruſszählung vom Jahre1895 
gehörten an: 76829 (1882: 78418) der Land» 
wirtfchaft, 188.043 (104 956) der Induftrie und 
dem Bauweſen, 37 326 (24 129) dem Handel und 
Verkehr, 18.967 (12 382) dem öffentlichen Dienfte 
und den freien Berufen; 8898 (3451) verrichteten 
wechſelnde Lohnarbeit und häusliche Dienfte, 
22 766 (13456) waren ohne Beruf und Berufs- 
angabe. — Die Bevölferung verteilt fi auf 138 
Gutsbezirke, 246 Landgemeinden und 22 Städte, 
von benen Deſſau im Jahre 1899 48000, Bern- 
burg 35.000, Köthen 22000 und Zerbft 18000 
Einwohner zählten. Bon der Gejamtfläche ent- 
follen auf der und Gärten 60,7 Prozent, auf 
Wieſen und Weiden 24,8 und auf Wald 24,8 
Prozent. Die Viehzucht ift anfehnlih. 1897 
zählte man 18515 (1883: 15 816) Pferde, 67 100 
(54935) Stück Rindvieh, 91815(130610) Schafe 
und 90815 (57517) Schweine. Der Bergbau 
fördert beſonders Silber, Blei, Braunkohlen und 
Salz (1896—1897: 224763 Ton.). In der 
Induſtrie nehmen die Rübenzuder- Fabrikation 
(1896—1897: 85 190 Ton.)und die Bierbrauerei 
(433489 hl) die erfte Stelle ein; bedeutend ift auch 
die chemiſche Induftrie auf Verarbeitung der bei 
Leopoldshall und Solwayhall gewonnenen Ab 
taumfalze. Den beträchtlichen Handel fördern die 
ſchiffbaren Flüffe Elbe und Saale, gute Landftraßen 
und Eifenbahnen (287 km). — Anhalt ift eine 
tonftitutionelle Monarchie; der Herzog ift im Gejeh- 
gebungsrechte Durch die entjcheidende Mitwirkung 
der Landftände eingeſchränkt. Der Thron ift erblich 
nad dem Rechte der Erftgeburt und der Lineal- 
fucceffion, nur im Mannesftamme nad) der agita= 
tiſchen Erbfolgeorbnung. Beim Ausfterben der 
Dynaſtie befigt Preußen Anſprüche auf die von 
ihr beherrfchten Länder. Der Herzog führt das 
Prãdikat „Hoheit“, welches auch den Pringen und 
BPringeffinnen zufommt. Ex ſowohl wie die Mit« 
glieber des herzoglichen Haufes werden mit dem 
aurüdgelegten21. Jabrevolljährig; beider Minder« 
jährigteit des Berioos führt die Mutter oder ber 
nädjfte Agnat die Vormundſchaft. Hofreligion ift 
die evangelifche. Bezüglich des Domaniums hat 
laut Gefeß vom 28. Juni 1869 eine Auseinander- 
feßung des herzoglichen Haufe und bes Landes 
ftattgefunden, wonad) ein Teil bes bis dahin vom 
Lande verwalteten berzoglichen Stamm⸗ und Pri« 
vatgutes und Landesvermögens in den ausſchließ ⸗ 
lichen Beſitz des herzoglichen Haufes übergegangen 
ift, von Teßterem dagegen auf jegliche Beihilfe des 
Landes zur Beftreitungber Hof- und Haushaltungs= 
Toften, mit Einſchluß aller Apanagen, Ausſteuer und 
Wittums für Prinzen und Pringeffinnen, ver- 
zichtet worden ift. Dengemäß befteht auf Grund des 
Domanialauseinanberjegungsrecefieg vom 8. De · 
zember 1872 das herzogliche inlänbifche Pri« 
vatgrundvermögen in 10782,6 ha Domänen, 
25460,6 ha Forften ; der landesfislaliſche Grund⸗ 
befik in 22154 ha Domänen, 23306 ha For- 
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fen x. — Die Vollsvertretung befteht aus 86 auf 
6 Jahre ernannten oder erwählten Mitgliedern, 
naͤmlich aus zwei vom Herzoge für die Dauer ber 
eo —— inten, acht m den er 
befleuerten Srundbefigern, zwei von ben me 
Renerten Handel= und Gewerbetreibenben, vierzehn 
von den übrigen Wahlberechtigten ber Städte und 
zehn von ben übrigen Wahlberechtigten des platten 
Landes gewählten. Die Abgeordneten müfjen ber 
chriſtlichen Religion angehören, drei Jahre im 
Lande wohnen und ebenjo wie bie Wähler über 
25 Jahre alt fein. Sie werben durch inbirelte 
Wahl in geheimer Abftimmung durch Stimmzettel 
gewählt und erhalten 12 Mark Diäten und Reife 
koften. Die Ausübung des aktiven Wahlrechts ift, 
abgejehen von den Meifibefteuerten, an teinen 
Cenſus gebunden. Der Landtag wird jährlich ein⸗ 
een — Die Angelegenheiten ber einzelnen 
Kreije orbnet der Kreistag; in den Gemeinden 
fungieren als Vertretungen und beſchließende Or⸗ 
gane die Verfammlungen ber Stabtverorbneten 
(9—30) und Gemeindenorflände, welche ebenjo 
wie die Verwaltungsbehörden (Magiftrate 2c.) frei 
gewählt werben; die Bildung von Guisbezirken 
ift geflattet. — Die oberfte Behörde ift das Staats» 
minifterium in Deffau, neu organifiert durch Ver⸗ 
ordnung vom 28. April 1870. Diefem find unter 
Rellt Die Regierung (mit zwei Abteilungen : für das 
Innere und für da8 Schulweſen), das Konfiftorium, 
die Finanzdirektion, das Medizinaltollegium, das 
Statiftifche Bureau und die Konfulate in Bremen 
und Hamburg. Unter der Finanzdirektion ftehen 
die 5 Kreiskaſſen, die 5 Bauverwaltungen und bie 
15 Forftrevierverwaltungen. Alle diefe Behörben 
befinden fi) in Deſſau; das Oberbergamt ift in 
Bernburg. Die Separationen und Ablöfungen 
werben auf Grund des Staatsvertrages vom 
18. September 1874 von ber preußifchen General- 
tommilfion in Derfeburg geleitet. Unter der Zoll« 
direltion (Provinzial-Steuerdireltion in Magbe- 
burg) ftehen das Hauptfteueramt in Deffau und fie- 
ben Oberlontrollbezirke; Die Salzwerldireltion Leo⸗ 
pold3hall ift dem Staatsminifterium unmittelbar 
unterftellt. Für das Staatsſchuldenweſen befteht 
feit der Auseinanderfegung bezüglich des Do- 
Ber * a oki ee 
aur te der Herzog, zur Hälfte ber Landtag er 
nennt. — Für Die innere Vertvaltung iſt das Land in 
fünf Kreife geteilt: Deffau, Köthen, Zerbft, Bern⸗ 
burg, Ballenftebt, an deren Spihe bie herzoglichen 
Kreisdireltoren als Behörden erjter Inſtanz geſetzt 
. Die Ortspoligei wird in den 22 Städten 
die Magiftrate, die in Deſſau, Bernburg, 
Köthen nnd Zerbft ummittelbar der Regierung 
untergeorbnet find, in den 12 herzoglichen Schloß · 
bezirten durch Polizeiverwalter und inden 82 Amt3= 
bezirfen durch die Amtsvorſteher, deren Organe 
die Gemeinbe- und Ortsvorftände find, wahrge⸗ 
nommen. Die Gerichtsbarleit in flreitigen Ver⸗ 
— durch die Kreisverwallungsge ⸗ 
richte (reisausſchüſſe, in den vorgenannten vier 
Gtaattezifon. 1. 2. Kufl. 
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Städten Stadtausſchüſſe), das Landverwaltungs- 
gericht und dag Oberverwaltungsgericht. — Auf 
Grund eines Vertrages vom 9. Oktober 1878 
gehört Anhalt zum Bezirke des preußiſchen Ober- 
landeögerichtes zu Naumburg a. d. ©. Das Land« 
gericht Deſſau umfaßt elf Amtsgerichte. Vier Poſt⸗ 
direftoren in Bernburg, Deſſau Köthen und Zerbft 
reſſortieren von der faiferlichen Oberpoftdireltion 
Magdeburg. — 1596 wurde in Anhalt, wo die 
Iutherifche Lehre früh (1521 in Gernrode) Ver⸗ 
breitung gefunden hatte, die reformierte Konſeſſion 
eingeführt. Nach 1697 durften die Qutheraner 
wieder Kirchen bauen; doch blieb die reformierte 
Lehre vorherrſchend; 1820 trat Bernburg, 1827 
Deſſau der Union bei, die im Köthenſchen An« 
teil durch Geſetz vom 29. Januar 1880 aud) voll» 
zogen if. Die evangelifche Kirchenverfaſſung be⸗ 
ruht auf dem Synobaliyitem. Die Synode beiteht 
aug 89 Mitgliedern, von denen 10 aus ben ame 
tierenden Geiftlihen, 10 aus den Mitgliedern der 
kirchlichen Gemeindelörperichaften, 9 aus ange- 
jehenen, lirchlich erfahrenen Männern gewählt, 5 
vom Landesherrn ernannt werden; bie 5 übrigen 
Mitglieder find die Kreis-Superintendenten. Die 
Symodalperiode ift ſechsjährig (Geſetze vom 14. Der 
zember 1878 und 24. März 1879). Befondere 
Kirchenvertretungen find die Diöcefanverfamme 
lungen. Mit der Leitung der Kirchenverwaltung 
ift das Konfiftorium in Defjau betraut, da unter 
dem Stantsminifterium fteht und dem wieder 5 
Superintendenten und 143 Parochien unterftellt 
find. — Die Katholifen befaßen feit 1719 eine 
bon Franzislanern geleitete Miffionsftation in 
Deſſau, welde 1787 durch Herzog Franz ver⸗ 
ſchiedene Rechte und 1804 eine Kapelle erhielt. 
Eine zweite Miffion wurde 1772 in Zerbſi er- 
richtet; in beiden blieb bie Zahl der Katholiken 
unbedeutend. An die Konverfion des Herzogs 
Friedrich Ferdinand und feiner Gemahlin (24. Ole 
tober 1825 in Paris) Mmüpft ih die Gründung 
ber katholiſchen Pfarrei in Köthen und die Er— 
richtung eines Vifariats in Anhalt. Die Kirche 
wurde 1830 vollendet, und an Die Gemeinde wurden 
Sefuitenpatres berufen, die aber nad) dem frühen 
Tode des Herzogs das Land verlaſſen mußten; 
die Pfarrei behielt jedoch ihre Güter. Seitdem 
kam noch eine Milfion in Bernburg dazu und eine 
in ber Enflave Groß-Alsieben. Diefe fünf Kirchen 
ftehen jeit 1868 unter ber Jurisdiltion des Biſchofs 
bon Paderborn. — Die Juden ftehen unter einem 
Landesrabbiner und bilden 16 Kultusgemeinden. 
— Der Boltsunterricht ift obligatorifch und währt 
für Knaben bis zum vollendeten 15. Lebensjahre. 
Die 13 Mittel-, 16 Bürger- und 217 Vollsſchulen 
find 12 Schulinſpeltoren unterftellt; die Lehrer 
werben auf dem Lanbesjeminar in Köthen vorge 
bildet. Für ben höheren Unterricht forgen 4 evange⸗ 
liſche Gymnaſien, 2Realgymnafien, 1 Realprogym · 
naſium. 1 Realſchule, 1 Höhere israelitiſche imd 
1 Handelsſchule in Deſſau, 5 höhere Töchter⸗ 
ſchulen, 1 Lehrerinnenfeminarin Deſſau u. a. — Die 
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Finanzen bes Herzogtums befinden ſich in vorzüg« 
fihem Zuſtande. Dieeigenen Einnahmen und Aus- 
gaben für 1899/1900 dedten ſich mit 15 369 000, 
die für daS Reich mit 11 048450 Mark (Rüben- 
auderfteuer 7557 700 Mark). Der Matrikular- 
beitrag bezifferte ſich 1899 auf 2745200 (1895: 
2116900), die Überweifung von feiten des Reichs 
auf 2674600 (2201600) Marl. Staatsſchuid 
am 30. Juni 1898: Paſſiva: 187 500 (1886,87: 
4161704), Attiva: 7199201 (4 096 130), alſo 
mehran Altiven: 7011701(1886/87:65 574 Mt. 
mehr an Baffiven). — Das Kontingent des Herzog« 
tums ift laut Militärtonvention vom 16. Sep- 
tember 1873 (28. Juni 1867) eng mit dem preußi« 
fchen Heere verbunden und ganz in ben Etat und 
die Verwaltung desfelben übergegangen. Es ge⸗ 
hört zue 17. Imfanteriebrigabe (anhaltifches In⸗ 
Tanterieregiment Nr. 93) und 8. Divifion (Halle) 
des 4. Armeelorps (Magdeburg). — Die Landes⸗ 
farben find Rot, Grün, Weiß. 

Litteratur. Heine, Geſchichte des Landes 
Anhalt und feiner Fürften, 1866; v. Heine 
mann, Codex diplomaticus Anhaltinus, 6 ®be,, 
1867/83 ; Siebigf, Das HerzogtumAnhalt,1867 ; 
Mitteilungen des Vereins für anhaltiiche Gefchichte 
und Altertumsfunde, 5 Bde., 1875 ff.; Gier, 
Das anhaltiſche Fürſtenhaus, 1891; Pietjcher, 
Staatsreht von Anhalt, 1884 ; Zufammenftellung 
von Kirchengeſetzen für das Herzogtum Anhalt, 
1894 ; Knorre Sammlung der Gejee und Ver 
fügungen, die das anhaltiſche Vollsſchulweſen be= 
treffen, 1894; Hof« und Staatshandbuch für das 
Herzogtum Anhalt. [Ed. Franz.) 
Auflage gegen Minifter, |. Konſtitutiona⸗ 
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muß. 
‚nleiße, |. Staatsſchulden. 
are Königreih am der Oſtküſte von 
Hinterindien, unter franzöfiicher Schutzherrſchaft, 
umfaßt Cochinchina mit Ausſchluß der 1862, reſp. 
1867, 1883 und 1885 an Frankreich abgetretenen 
Gebiete (Nieder⸗Cochinchina und Tongling), ferner 
Tfiampa im Süden, wozu nod die tributären 
Laoftaaten und da8 Gebiet der unabhängigen 
Moiftämme Tommen. Die Länder Tongling 
und Cochinchina bildeten feit 214 v. Chr. einen 
Zeil des chineſiſchen Reiches, bis fi) Tongking 
939 losriß, bald aber in Anarchie verfiel. Auch 
Cochinchina errang 1428 nad) 25jährigem Kampfe 
feine Unabhängigfeit von China, welches jedoch 
eine allerdings nur nominelle Oberherrſchaft be» 
bauptete. In der Folgezeit ſchwang fi) Tongfing 
zur Hauptmacht empor und eroberte 1471 Cochin⸗ 
Sina, wo von da an einheimische Unterlönige in 
brüdenber Abhängigkeit von Tongfing herrichten. 
Die erften europäifchen Koloniften, Bortugiefen, 
tamen 1517 ins Land; ihnen folgten bald Nieder- 
länder (Keiho). 1737 brach in Cochinchina ein 
lang verhaltener Aufftand aus, dem ein blutiger 
Bürgerfrieg folgte. Endlich wurde 1779 Ghialong, 
der legte Sproß der früheren Königsfamilie, zum 
Vrätendenten ausgerufen, konnte fi aber nicht 
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im Lande behaupten. Da bewog ihn ber Bifchof 
von Adran, Pigneau de Bahaine, ber früher als 
Franzisfanermönd und Miffionär nad Cochin⸗ 
china gefommen war, in Frankreich Hilfe zu fuchen. 
Am 18. November 1787 ſchloß der älteite Sohn 
Ghialongs in Verfailles mit Ludwig XVL ein 
Schuß und Trugbündnis, demzufolge Frankreich 
gegen Abtretung der Halbinfel Turon und einiger 
Hleineren Inſeln dem vertriebenen Könige feine 
Hilfe zufagte. Mit franzöfifcher Unterftügung ger 
langte Ghialong 1799 wieder aufden Thron; fran« 
zöſiſche Offiziere reorganifierten das Heer und 
legten großartige Befeltigungswerle an. 1802 
wurde Tongking erobert, und feit jener Zeit er⸗ 
ſcheinen beide Reiche vereinigt unter dem offiziellen 
Namen Vietnam (Glanz des Südens; Annam 
= beruhigter Süden). Die kaum entftandene fran⸗ 
zöſiſche Kolonie ging ſchon in der nächſten Zeit 
während ber Wirren im Mutterlande wieder ver« 
Ioren. Auf Ghialong folgte 1820 fein natürlicher 
Sohn Mindmang, welcher eine blutige Chriſten⸗ 
verfolgung begann, die fein Sohn Thiötri (feit 
1842) fortfeßte. Da ſchritt Frankreich mit be= 
leg Macht ein, und der Korvettenfapitän 
Leveque erzwang 1843 die Freilaffung von vier 
gefangenen Mifftonären. Im April 1847 forderte 
der Admiral Lapierre Zufiherung der Glaubens⸗ 
freiheit; al8 Die verweigert wurde, vernichtete er 
die annamitifche Flotte. Unter bem folgenden Herr⸗ 
ſcher, Tü-Düc (1847), ber bald (1851) wieber bie 
Ehriften blutig verfolgte, nahmen die Verwickllungen 
mit Frankreich einen ernjteren Charakter an. AS 
1858 mehrere Miffionäre, darunter auch der ſpa⸗ 
nische Biſchof Juan Diaz, Hingerichtet worden 
waren, erſchien der Admiral Rigault de Genouilly 
mit einem franzöfifch-fpanifchen Geſchwader vor 
Zuron und erftürmte e8 am 1. September. Im 
Februar 1859 wurde Saigon in Kambodſcha ge⸗ 
nommen; ba die Franzoſen inden nächſten Jahren 
ihre Eroberungen raſch weiter ausdehnten, mußte 
Annam am 5. Juni 1862 im Frieden zu Saigon 
in die Abtretung von brei Provinzen Nieder- 
Cochinchinas im Mündungsgebiete des wichtigen 
Mekhong (Saigon, Bienhoa, Mytho) einwil= 
figen, wozu am 25. Juni 1867 noch drei andere 
weftliche lamen. 

Bon nun an waren die Beftrebungen Franl« 
reichs beſonders darauf gerichtet, Die Abhängigfeit 
Annams von China zu befeitigen und es fran« 
zöſiſchem Einfluffe ganz zu unterwerfen. Am 
15. März 1874 wurbe zu Saigon zwiſchen Annam 
und Frankreich ein Vertrag abgefchlofien, in welchem 
die Unabhängigfeit des Königs von jeder fremden 
Macht, alfo auch von Ehina, deſſen Kaiſer die 
Herrſcher von Annam bisher belehnt hatte, aner= 
Tannt und das Reich umter franzöfifchen — 
geſtellt wurde. Der König von Annam verfpra 
dafür, feine äußere Politik der Frankreich anzu⸗ 
paffen, die Verbote gegen die kalholiſche Religion 
aufzuheben, mehrere Häfen dem auswärtigen Handel 
zu Öffnen, franzöſiſche Konſuln mit militärifcher 
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Bebdedung bis zu 100 Mann in biefen Häfen zu- 
zulaſſen und Frankreich zu geftatten, gegen bie 
Seeräuber der „Schwarzen Fiaggen“ auf dem 
Roten Fluſſe in Tongking einzufcpreiten. Nun 
wurden zwar 1875 in Tongfing die Häfen Rinhai 
und Hanoi, 1876 an ber Küſte von Ober-Eochin» 
Sina Thinai oder Duinhon eröffnet, aber bie 
übrigen Beftimmungen blieben unausgeführt, und 
in den nädjften Jahren ſehen wir Frankreich ſowohl 
wie Ehina beftrebt, ihren Einfluß in Annam zur 
Geltung zu bringen. Letzteres hatte nämlich ſchon 
in einer Note vom 10. Juni 1875 gegen jenen 
Vertrag, der ein förmliches Proteftorat Frankreichs 
über Annam ſchuf, proteftiert. Diefes blieb aber 
nicht auf halbem Wege ftehen, und die Kammer⸗ 
verhandlungen vom Juli 1881 zeigten, daß man 
in Paris entichlofjen war, feften Fuß in Tongking 
au fafien. Die Feindfeligfeiten begannen, als ber 
Kommandant Riviere am 2. April 1882 Hanoi 
überrumpelte, und nun bie „Schwarzen Flaggen“ 
als friegführende Macht auftraten. Am 20. Juli 
1883 ftarb Tü-Düc, und mit feinem Nachfolger 
Hiep-Hoa („Eintraht und Friede’) kam am 
25. Auguft in Huẽ ein Vertrag zu ftande, in 
welchem ben Franzofen das Proteltorat über ganz 
Annam übertragen und bie füdöſtliche Provinz 
Bin-Thuang abgetreten wurde. Schon am 28. No» 
vember flarb Hiep-S)oa durch Gift, und e& folgte 
ihm der 15jährige Neffe Tü-Dücs, Kien-Phüc 
(„allerhöchfte Gluͤcheligkeit“), welcher den Vertrag 
vom 25. Auguft anerkannte. Inzwifchen hatte aud) 
Ehina Truppen nad) Tongfing geworfen und am 
22. November erflärt, e8 werde einen Angriff der 
Franzoſen auf Sontay oder Balninh bei Hanoi als 
Kriegsfallanfehen. Nachlängerem Zögernnahm der 
Oberbefehishaber Admiral Courbet am 17. Des 
zember Sontay; auch Balninh (12. März 1884) 
und Honghoa (12. April) wurden erobert. Rum 
lam unter englijcher Vermittlung am 11. Mai in 
Zientfin eine Konvention (vier Artikel) mit China 
zu Rande. Frankreich verzichtete auf eine Kriegs- 
entf yädigung und begnügte ſich mit feinen feiten 
Stellungen in Annam und den feinem Handel ge- 
machten Zugeftändnifien. China verpflichtete ich, 
feine drei an Tongking grengenden Provinzen dem 
franzöfifhen Ganbel zu öffnen und binnen Drei Mo⸗ 
naten einen für Frankreich günftigen Handelsbertrag 
abzuſchließen. Die dilatorifche Politik Chinas bot 
jedoch wenig Bürgfchaft für die Ausführung dieſes 
Vertrags, und in der That brachen bald neue 
Streitigkeiten aus. Mit Annam wurde am 6. Juni 
1884 von dem franzöfiichen Bevollmächtigten 
Batenötre ein Vertrag auf Grundlage der Kon- 
vention in Tientfin abgeſchloſſen (angenommen von 
der frangöfifchen Kammer am 7. Mai, vom Senat 
am 4. Juni 1885). Frankreich übt ein Protektorat 
über Annam aus und vertritt dasſelbe in Zufunft 
in allen feinen auswärtigen Beziehungen. Die 
annamitiſchen Beamten von der cochinchineſiſchen 
Grenze bis zur Grenze der Provinz Ninhbinh 
verwalten unter franzoͤſiſcher Kontrolle bie Pro⸗ 
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vinzen innerhalb genannter Grenzen, ausgenommen 
alles, was Zölle, öffentliche Arbeiten, überhaupt 
Dienftzweigebetrifft, welche einheitliche Leitungooder 
Verwendung europäifcher Beamten ober Ingenieure 
erfordern. Die im Auslande ſich aufhaltenden 
Annamiten ſtehen unter dem Schuge Frankreichs. 
Der Hafen von —* Thuanan, erhält eine fort⸗ 
dauernde he Beſatzung. Außer dem Hafen 
von Quinhon jollen auch noch die Häfen von 
Tourane und Kuanday dem Handel aller Nationen 
für offen erflärt werden. Inzwiſchen entftanben 
mit China wieder neue Verwidlungen. Die Fran ⸗ 
zofen (Millot) wollten im Juni Langſon unmittele 
bar an ber —3— Grenze (Provinz Kwangſi) 
bejegen, erlitten jedoch durch die übermacht der 
Feinde eine empfindliche Niederlage und mußten 
den Rückmarſch auf Hanoi antreten. Patenötre 
überreichte num der hinefifchen Regierung ein Ulti» 
matum, in welchem wegen Verlegung des Vertrags 
von Tientfin eine Entihädigung von 250 Mil. 
lionen Francs geforbert wurde. China lehnte die 
Zahlung ab, und als Frankreich die Forderung 
auf 80 Millionen ermäßigte, botes 31/, Millionen, 
die Patenötre als lächerlich zurüchvies. Admiral 
Eourbet bombarbierte nun am 5. Auguft Kelung 
auf Formoſa, vernichtete am 23. vor Futſchen die 
aus zwölf Schiffen beftehende chineſiſche Flotte 
und legte am 24. Anguft das Kriegsarfenal 
und aud bie Forts von Futſcheu teilweiſe 
nieber. Die nächite Folge dieſer Ereigniffe war 
eine Ehriftenverfolgung in China (13. September 
Exceſſe in Kanton; 1. Oktober in der Provinz 
Yunnanze.). Troß neuer Verſtärkungen, die Frank⸗ 
reich, wo bie Regierung immer wieber neuen Kredit 
für Tongking forderte (15./16. Auguft 38 Mile 
tionen; 27. November 16 Millionen ; 11. Dezem⸗ 
ber 43 Millionen), nad) Oftafien fandte, änderte 
fich dort in ben letzten Monaten 1884 nur wenig. 
Eourbet feßte feine Operationen gegen Kelung fort 
und erzielte im Anfange des nächſien Jahres einige 
Erfolge. Bon Briöre de l'Isle, bem Nachfolger 
Millois im Oberbefehl ber Landarmee, wurde am 
13. Februar 1885 Langfon endlich beſetzt, mußte 
aber ſchon am 28. März unter großem Verluſte 
wieber geräumt werden (Negrier, Herbinger). Am 
30. März verlangte Gerry wieder 200 Millionen 
France, um ben Krieg mit Energie zu Ende führen 
zu können. Da bie Forderung nicht fofort bes 
willigt wurde, nahm das Kabinett feine Entlaffung. 
Ehe ein neues zufammentrat, hatten am 3. April 
Billot und der chineſiſche Unterhändler Campbell 
in Paris Friedenspräliminarien unterzeichnet. 
Diefen zufolge follten bie Feindſeligkeilen am 
10. April aufhören; China überließ das ganze 
Tongking an Frankreich, welches auf jede Kriegs⸗ 
entfhädigung verzichtete und Yormofa und bie 
Fiſcherinſeln zu räumen verſprach. Am 18. Juni 
melbete Patenötre, da ber definitive Sriede am 
9. Iımt 1885 zu Tientfin auf Grund der früheren 
Konvention abgeſchloſſen und unterzeichnet ſei; am 
6. Juli wurbe er von der franzdfiichen Kammer, 
8 * 
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am 16. Juli vom Senat genehmigt. In den zehn 
Artikeln desſelben verpflichtet ſich China noch ganz 
beſonders, fuͤr Ordnung und Sicherheit an ſeiner 
Südgrenze zu ſorgen und bie Räuberbanden aus⸗ 
einanderzuſprengen, in Zukunft alle Verträge ꝛc. 
zwiſchen Frankreich und Annam zu reipeftieren 
und dem franzofiſchen Handel in jeder Weiſe Vor⸗ 
ſchub zu leiſten. In Huk brach am Tage nad) 
der Ankunft des neuen Oberbefehlshabers Courch 
(jeit 15. April 1885 Nachfolger Brieres de l'Isle), 
am 5. Juli, eine Revolution aus. Die Folge 
dieſes Aufftandes war die Abſetzung des babei be= 
teiligten Königs. Ein Oheim Tür-Dücs, Nguyen- 
Hun⸗ Do, wurde im September als erfter Regent, 
der 1862 geborene Me-Triu, Prinz Ehong-Dlong, 
ein Aboptivfohn Tü-Dücs, als Königeingefeßt; leh⸗ 
terer nahm bei feiner Thronbefteigung am19.Sep- 
tember 1885 den Namen —— ( Vereini⸗ 
gung der zwei Nationen“) an. Am 31. Januar 
1889 beftteg Than-Thai, ein Sohn des Tü-Düc, 
ben Thron. Die Rechte des franzöfiichen Protefto- 
rats in Annam und Tongking werden durch einen 
Generalreſidenten in der Eitadelle von Huf, einen 
Proteltoratsrat und zwei Oberrefidenten in Hud 
und Hanoi wahrgenommen (Dekret vom 27. Ja= 
nuar 1886). Der Generalrefident (jeit 1898 
8.3. 3. Boulloche) Eontrolliert die Fönigliche Re⸗ 
gierung von Annam und überwacht die einhei- 
miſchen Beamten. 

Bei dem Wettlauf der europäijchen Mächte um 
die Aufſchließung bezw. allmähliche Aufteilung 
Chinas treibt Frankreich an feinem Teile haupt⸗ 
ſächlich Tongkingpolitik, d. h. es geht von feinem 
annamitiſchen Beſitz als Grundlage aus bei dem 
Streben, in China einzudringen und ſich in deſſen 
Süden eine moͤglichſt wetibewerbfreie wirtſchaftliche 
und politiſche Domäne zu ſchaffen. Durch die Eiſen⸗ 
bahn · Bauvertrãge bezüglich der Provinz Yunnan, 
ferner durch Die Erwerbung ber Bai von Kwang · 
iſchou Wan (1899) find wichtige Schritte auf dieſes 
Ziel hin gethan worden. 

Der Flaͤcheninhalt Annams beträgt 230000gkm 
mit5 Millionen Einwohnern (22 progkm). ( Tong⸗ 
fing 310 000 qkm mit 12 Millionen Einwohnern 
[40 pro qkm]; Cochinchina 60000 qkm mit 
2226035 Einwohnern [4Opro qkm]; Kambodſcha 
105000 qkm mit 1500000 Einwohnern [15 
pro qkm.) Haupiſtadt und Nefidenz ift Huẽ 
(80.000, mit ben Vorftädten 50 000 Einwohner). 
— Berfaffung und Regierung find denen von China 
nachgebildet. Die Regierungsform ift eine un⸗ 
umfohränfte Monarchie, der König (Hoang-Ti, 
Erbenwalter) herrſcht deſpotiſch. Der Thron iſt in 
männlicher Linie erblic) nach dem Rechte der Erft« 

jeburt, wenn ber Kaifer nicht anders darüber be= 

immt. Die Notionalfarben find Gelb und 
Schwarz, das Banner des Staates ift gelb, mit 
gezadtem, ſchwarzem Rande. — Dem Herricher 
zur Seite ſteht ein höchfter geheimer Rat, eine 
Kanzlei und ſechs Minifter (für Ceremonien und Re= 
ligion, für Archive, Krieg, Schatz, Juſtiz, für Bauten, 
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Forften und Marine); außerdem ber Minifter der 
Elefanten, welcher der eigentliche Premierminifter 
ift. Die zwölf Provinzen, beren jede brei Unter« 
abteilungen hat, werben von Gouverneuren ver⸗ 
waltet (Militärmandarinen), denen je ein Neben» 
und ein Untergouverneur (Eivilmandarine) zur 
Seite ftehen, die zufammen den Rat der Provinz 
bilden. Dieſe wird eingeteilt in drei Departements 
(Huyen) , dieſe wieder in brei bis vier Diftrikte 
(Fu), welche aus Dörfern beftehen. Die Juſtiz 
wird ziemlich willlürlich gehandhabt; die höheren 
Inftanzen für Urteile ber Dorfrichter find die 
oberen Behörden. Die Strafen find hart und 
graufam, auch für Heinere Vergehen. Die Religion 
der großen Maſſe des Volkes iftein Kultus von Lokale 
heiligen (Ahnengeifter). Jeder Ort hatjeinen befon» 
dern Schußgeift, jeder Schubgeift feinen Tempel. 
Auch der König hat feine bejondern Schußgötter, die 
je nad) ihrer Willfährigfeit geehrt oder abgeſetzt 
werben. Die Gebildeteren find meift Anhänger 
der Lehre des Konfutſe, der faft in jedem Orte 
Tempel und Altäre hat; auch der Bubdhafultus 
ift weit verbreitet, jedoch weicht er von der indi⸗ 
ſchen und chinefifchen Form ſehr ab. Die katholifche 
Miffion zählt fieben apoſtoliſche Vikariate (Ofte, 
Mittel, Weſt· und Süb-Tongfing, Nord«, Weit» 
und Oſt · Cochinchina). In den Kriegen, welche 
Frankreich in Annam bezw. Tongfing und gegen 
China führte, hatte die datholiſche Miſſion jedes- 
mal ſchwer zu leiden, da ftet8 gleichzeitig furchtbare 
Ehriftenverfolgungen ausbrachen. Durch die Ver» 
träge von Hu? (14. April 1868) und Saigon 
(15. März 1874) ift ben Ehriften zwar freie Re= 
ligionsübung zugefihert, aber 1874 (Januar) 
wurden 800 Dörfer eingeäjchert, 10 000 Epriften 
ermordet, 80000 Neubelehrte waren obdachlos; 
1876, 1878, 1883 wiederholten ſich die Verfol- 
gungen, in letzterem Jahre befonders in Weft- 
Tongking; in der Provinz Thanhhoa begann 
Anfang 1884 eine neue Verfolgung, und um 
diefelbe Zeit erfolgte die Zerflörung der Lao⸗ 
Miffionen. Faſt jeder Monat des Jahres 1885 
forderte neue Opfer in umermittelter Zahl. Die 
Schätzung ber zum Ehriftentum ſich befennenben 
Annamiten u. ! w. ift auch aus dieſem Grunde 
noch nicht leicht. Gegen 1880 zählte man über 
eine halbe Million Ehriften, Heute nimmt man 
rund 800000 an. 

Die Einnahmen werben durch die Kopffteuer, die 
Grundfteuer, einige indirekte Steuern, Abgaben für 
Bergwerle, Schiffahrt, Fiſcherei, Zölle, ger 
bildet. Alle fünf Jahre erfolgt Erneuerung der 
Steuerliften, womit gleichzeitig bie Nufftellung der 
Mititärliften und die neue Feſtſetzung der Fron⸗ 
bienftverpflichtung verbumben ift. Die indirekten 
Steuern find, wie z. B. die Opiumſteuer, verpachtet. 
— Der Wert der Ein- und Ausfuhr bezifferte 
fi 1896 auf 2398 610 Franc bezw. 3860682 
Franc. Der auswärtige Handel geht zum aller- 
größten Teile über Hongkong und hat in ine 
ſiſchem Thee, in engliihen Baummollenwaren, 
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gewöhnlichen Porzellan, Zoiletiengegenftänben, 
Yinefifchen Aryneen, Zündyölgehen, Papier, joss- 
stick und Opium feine Hauptartifel. Im Jahre 
1896 liefen in Annam ein und aus 72 Schiffe 
und 188 Dſchonken mit 105 178 Tonnen bezw. 
88 Safe und 264 Diconfen mit 113561 
Tonnen. Diehauptfächlichiten Ausfuhrartifel waren 
Zuder, Baumwolle, Reis, Schwämme, Seide, 
Ziummet, Pfeffer, ölhaltige Früchte, Holz, yon, 
See Summigut, andere Droguen, Elefan« 
ten, Elfenbein. An Eifenbahnen yantt Annam 
8 Sodindina 82, Tongling 103 Annam 
umb Tongling hatten 1897 bei 94 Poſtbureaux 
476 703 Briefe im inneren, 2525869 im inter 
nationalen Verkehr. Ein deutſches Konfulat 
Annan fehlt ; für Franzðfiſch Cochinchina refidiert 
ein deutjcher Ron mful in Saigon. Das gemeinfame 
Budget für Annam und Tongting betrug 1896 
in Einnahme und Ausgabe 20488999 Francs. 
Das Gelb iſt gemünzt; bie kleinſte Münze iſt Das 
Sapel mit dem Bilde des Königs. 1 
rent) & 10 Mot-tien, A 60 Sapels (Dong 
ober Beti) = 86,5 Big. 10 Kwan = 1 Ehud 
= 8,65 Marf. Gold und Silber nad) Gewicht. 
As Gewicht ift ein Kwan à 5 Ta, & 2 Linh, 
a 5 Jen, a 10 Ran (Pfund) — 312,4 kg. 
ie und Flächenmaße: 1 Thuok (ie), ä 

10 That, à 10 Fan, à 10 Li — 0,6888 m, 

ohlmap für Getreide: 1 Schita a 2900 = sıl 

gleiten nad) Gewicht. 
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Veuillot, Le Tongking et la Cochinchine, 
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etmoderne de l’Annam, Tongking et Cochin- 
chine, Paris 1884; E. Louvet, La Cochinchine 
religieuse, Paris 1885; Die Katholifhen Miſ⸗ 
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der Apanagen. V. Rechtsverhaltniſſe an der 
— VI. Beendigung und Vererbung der 
Apanagen. VII. Schluß. 

I. Apanagium (abgeleitet von apanare — 
Brot [panis] und Unterhalt geben; apana- 
mentum, apanatio — Unterhalt, Abfindung 
NRacgeborener) bezeichnet flantsrechtlich Die zum 
Randesgemäßen Unterhalt der nichtregierenden 
Mitglieder eines fürſtlichen Haufes beftimmte 
Dotation. — Die Entſchädigung und peluniäre 
Ausftattung der durch die Einführung des Erſt⸗ 
geburtsrechts von der Landesfucceifion ausge» 
Ei Glieder fürftlicher Familien hieß in 

des außgehenben Mittelalters: fürft« 


für licher, ade Unterhalt, Penſion, Subfiftenz, 


Erbsgebührnis, Alimentation, Alimentsgelder, 
fürftliches Deputat, Abfindung. Erft im 17. Jahre 
bundert verbreitete fi) der Ausdruck Apanage. 
Er findet fi im Weſifäliſchen Frieden Art. IV, 
812 und in Teftamenten einzelner ürftenhäufer. 
n | Im 18. Jahrhundert wurde der Ausbrud alle 
gemein. Er ftammt aus Frankreich, wo die Apa« 
nagierung unter der dritten Dynaſtie ſehr fein 
eingeführt wurde. — Das Bedürfnis, für pe 
niäre Ausflattung ber jüngeren Prinzen er 
Haufe Sorge zu tragen, entftand mit Einführung 
der Brimogenitur. Ubi primogenitura, ibi apa- 
nagium. Solange das Teilungsiyitem herrſchte, 
wurden nad) bem Tode bes Vaters ſämiliche 
Brüder regierende Herren, wenn auch dem älteften 
Sohne regelmäßig ein Vorzug, ein Direktorium, 
eingeräumt wurde. Infolge der ſchwer zu er= 
zielenden Eintracht ſchwächten die Teilungen regel« 
mäßig die Hausmacht. Das Streben, fie zu ver⸗ 
meiden, führte teils zu Verboten derjelben, teils 
dazu, die Succeſſion unter Abfindung der Nach-⸗ 
geborenen nad) dem Rechte der Erfigeburt zu 
orbnen. — Bey ea 
Nacgeborener war die frühere Art der Verſorgung 
eine mannigfaltige. Oft erhielten die Apanagierten 
neben den Geldrenten Naturallieferungen: Holz, 
Wein, Getreide, auch Wohnung und Belöftigung 
(etzteres noch in Medienburg- Schwerin). Häufig 
ka eine Sefundogenitur die Nachgeborenen 
in den Genuß von Regierungsrechten und wurde 
mit der Einführung der Primogenitur oder 
nachträglich als Ausftattung der Nachgeborenen 
benußt. — Eine fehr häufig vorlommende Ab» 
findungsform Nachgeborener war endlich das 
dan gium. Bei Einführung des Rechts ber 
geburt erhielten die Mathgebotenen als Ent» 
Kaabigung für Die ihnen entgehende Succeffion in 
Land und Seuten nicht ausſchließlich eine fizierte 
Geldrente, bie fi ee im Mannsſtamme 
E Apanagierten forterbte, jonbern ſehr häufig 
ja überwiegend eine Abfindung an Land un 
Leuten — ein Paragium — gewöhnlich mil ge 
wiſſen untergeordneten Hoheitsrechten. Der Über- 
gang von der Anweifung beftimmter Güter (Amter, 
Pflegen), um die Einkünfte derjelben zu beziehen, 
zu den fpäteren jährlichen Rentenzahlungen war 
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eine — wie ſich bie Vollswirtſchaftslehrer aus- 
drüden — ber Umwandlung der alten Naturale 
in die modernen geldwirtſchaftlichen Verhättniffe 
parallel gehende Entwidtung. Bei der urjprüng- 
Tichen Beichaffenheit der Finanzwirtſchaft war das 
Paragium, die Abfindung mit Land und Leuten, 
näher liegend ala Apanagium. Der Rein« 
ertrag der Domänen war bedeutend, das Steuer« 
foftem und Staatsſchuldenweſen wenig außgebilbet. 
Der Erfigeborene zog es vor, einige Amter des 
väterlichen Fürftentums zur Nutznießung abzu⸗ 
treten, während es ihm verhältnismäßig ſchwer 
efallen wäre, eine wenn auch geringere Geld» 
Fee aufzubringen. Im Paragium bot ferner 
die —E untergeordneter Regierungsrechte 
einen Übergang zur völligen Unterthanfdhaft ber 
Nachgeborenen. Manche ber älteren Primogenitur⸗ 
ordnungen gewährten ja den Nachgeborenen über⸗ 
haupt noch dag eine ober andere Diitregierungsredit. 

U. Die Apanage ift ein deutſchreqchtliches 
Inſtitut bes Hohen Adels (tegierende Fürſten und 
Mediatifierte) und hat ein Analogon im Rechte 
der Bauerngüter, in der Abfindung ber nicht zur 
Erbfolge gelangenden Familienglieder. Die Ab» 
findung ift aber nur bedingt, denn die Succeſ⸗ 
fionsrechte der Abgefundenen und ihrer Nach⸗ 
tommen in die Stelle des Erftgeborenen, wenn 
fie die Nachfolge trifft, werben dadurch nicht aufe 
gehoben. — Die Apanage hat Apnlichfeit mit 
Alimentationsanfprüden. Maßgebend für 
die Beurteilung der Apanage find jedoch nicht 
bie privatrechtlichen Grundſähe über die Alimen« 
tationspflict, fondern die autonomijchen Beſtim⸗ 
mungen und das Herlommen des betreffenden 
Haufes. Die Apanage beichränft ſich z. B. nicht 
auf jenes nahe Verwandiſchaftsverhälinis, das 
bem Anſpruch auf Alimente zu Grunde Tiegt. 
Ferner iſt der Anſpruch auf Apanage nicht vom 
Nachweiſe der Bermögenstofigfeit bedingt, jo daß 
derjenige vom Bezug der Apanage ausgeſchloſſen 
wäre, der feinen Unterhalt aus eigenen oder jon« 
fligen Mitteln unabhängig von diefer zu beftreiten 
im ftande wäre. Davon famen früher allerdings 
infofern Ausnahmen vor, als beiſpielsweiſe in 
manden Tatholifchen Häufern mit Erlangung 
geiftlicher Dignitäten und Pfründen das Recht 
auf Apanage erloſch. Auch ift e8 denkbar, da 
der Throninhaber die Apanage eines einen fremden 
Thron befteigenden Prinzen aus dieſem Anlaß 
vermindert. — DVielen älteren Hausverträgen liegt 
unverfennbar die Auffafjung ber Apanage als 
eines Pflihtteils zu Grunde. Daher wurde 
oft von einer „Duart“ (3. B. niederheſſiſche 
Quart), auch bireft von einem Pflichtteil, „zu 
Latein legitima“, gefprodhen. Gegenwärtig, wo 
das Öffentliche Recht „aus dem Rahmen bes 
Privatfürſtenrechts herausgetreten ift“ (Gerber), 
iR der Geſichtspunki der Entſchädigung für bie 
Entziehung des Mitregierungsrechts durch bie 
Einführung der Primogenitur in den Hintere 
grund getreten und bie Apanage auf die Not= 
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wenbigfeit der Gewährung einer ber hohen Würde 
der fürflichen Agnaten, die unter Umflänben zur 
Teilnahme an der Regentſchaft berufen find, 
entiprechenden Ausftattung begründet, ganz ab« 

ejehen davon, daß ziemlich allgemein die zur 

eftreitung der perjönlichen Bebürfniffe fämt- 
lich er Samilienglieder beftimmt geweſenen 
Kammerfideilommißgüter ganz oder teilmeile in 
das Eigentum oder in Die Verwaltung des Staates 
übergingen. 

Daß die Apanage in dem Sinne eines An- 
ſpruches der durch das Princip der Primogenitur 
von der Thronfolge ausgefchloffenen Glieder eines 
fürſtlichen Hauſes zurückgetreten ift, zeigt ih auch 
beider Frage nach den apanageberechtigten 
Perſonen. Streng genommen dürften danach 
nur die infolge fpäterer Geburt von der Thron» 
folge ausgefchloffenen Prinzen apanagiert werden. 
Der Defcendenz eine Nachgeborenen flünde nur 
ein Anſpruch auf Erbfolge in die Apanage des⸗ 
felben zu. Auch könnten nie bie aus andern 
Gründen als dem des Vorranges Erftgeborener 
von der Succeifion Ausgefchloffenen, 5. B. Prin⸗ 
seffinnen, wo der Mannsſtamm vorgeht, Anſpruch 
auf Apanage haben. Ferner fönnten Nachgeborene 
ihre Apanage erft vom NRegierungsantritte des⸗ 
jenigen Erftgeborenen verlangen, durch deſſen 
Succeffion fie ausgeichloffen werden, da erft mit 
dieſem Zeitpunfte die Primogenitur und damit 
der Ausſchluß don der Thronfolge wirffam wird. 
Für Deicendenten nachgeborener Prinzen würde 
das Recht, Apanage zu beziehen, erft mit dem 
Tode ihres Vaters eintreten, und folange ber 
Vater am Leben ift, nur dieſer die Apanage be= 
ziehen Können. Von allen biefen Konſequenzen 
weichen neuere Hausgeſetze vielfach ab, die obige 
Ausführung beftätigend, daß die neuere Apanage 
weniger Entſchädigung für Ausſchluß von der 
Erbfolge als den Unterhalt nicht regierender Mit- 
glieder eines Fürftenhaufes im Auge hat. Es 
finden ſich, ganz abweichend von ber hiftorifchen 
Entwicklung des Inftituts, in neueren Hausgejegen 
„Apanagen” ber Söhne de& regierenden Herrn zu 
Lebzeiten des Vaters, insbeſondere „Apanagen“ 
der Thronfolger, ſodann aud) „Apanagen“ anderer 
Prinzen noch vor dem Tode ihres Vaters, ja auch 
„Apanagen“ ber Prinzeſſinnen; die Bezeichnung 
der von ber Staatäfafje für ben Unterzalt eines 
Erbpringen ober ber andern Söhne des Souveräns 
bei Lebzeiten besfelben zu zahlenden Renten oder 
der Suftentationsgelber der Prinzeſſinnen als 
„Apanagen“ fteht mit der geſchichtlichen Ent- 
widlung im Widerfprudh. Die Söhne des Re= 
gierenden haben Anipru auf Suftentation (fo 
richtig im württembergifchen Hausgefeß von 1828), 
aber nicht auf „Apanage”.— Das Recht, Apanagen 
zu beziehen, ift durch Abflammung aus einer Haug» 
gejegmäßigen, ebenbürtigen, mit Bewilligung des 
Souveräng eingegangenen Ehe, und jofern die 
Apanage mit der „Etablierung“ und Vermählung 
aufammenhängt, durch Eingehung einer ſolchen 
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Ehe bedingt. Das Recht, fich jelbfländig zu 
etablieren, fällt nicht immer mitdem Volljährigteits- 
termin, der aud) früher eintreten kann, zufammen. 
In Bayern ift das 21. Jahr feftgeieht. — Nicht 
apanageberedhtigt find außer den Prinzeffinnen 
und ihren Ablömmlingen (Kognaten) alle jene 
Ablömmlinge von Prinzen des Haufes, denen die 
Lhronfolgefähigteit abgeht, alfo insbeſondere jene, 
die nicht zu Mitgliedern bes regierenden Haufes 
zählt werben können, 3. ®. Uneheliche und 
ber, welche einer Mißheirat odermorganatifchen 
Ehe entiproffen find. — Prinzeifinnen haben, 
folange fie unvdermählt find, entweber Anteil an 
Apanage ber betreffenden Linie oder fie er» 
halten befondere, den jtandesgemäßen Unterhalt 
gewährende Zahlungen. Für legtere ift die Be⸗ 
zeichnung Suftentationsgelder häufiger und wohl 
auch richtiger als ber — wie bemerkt — auch vor- 
tommenbe Ausdrud „Apanage” (fo alte kurheſſiſche 
Verfaffung von 1831, badijhes Gefeß von 1839, 
Medlenburg · Schwerinſches Hausgejeß von 1821). 
„JH. Die Pflicht zur Leiftung der Apanage 
iſt haus· und landesgeſetzlich verſchieden beitimmt. 
Sie ruht je nach der in den einzelnen Staaten 
beſtehenden Einrichtung entweder auf dem Kron ⸗ 
fideilommißgut, dem Kammer oder Domänen ⸗ 
vermögen, oder auf der Staatslaſſe, oder auf der 
Eivitlifte des regierenden Herrn. Danach richtet 
ſich auch das Mitbeftimmungsredht der Landes- 
vertretung. In den erftangeführten Fällen würde 
eine Konkurrenz der Landflände nur dann ſtatt ⸗ 
finden, wenn ein geſetzlich beftehender Minimalſatz 
der Apanage nicht mehr aus den Einfünften des 
Kronguts beftritten werden fann und ein Zuſchuß 
aus Staatämitteln notwendig ifl. — Wo, wie in 
alter Zeit allgemein, das Domanialvermögen fi) 
noch in Genuß und Verwaltung des regierenden 
Herrn befindet, hat derfelbe regelmäßig auch aus 
dem Familienvermögen Die Apanagen zu beftreiten. 
So find in Preußen die Mitglieder des Töniglichen 
Hauſes mit ihren pefuniären Anfprüchen lediglich 
an den König gewieſen, welcher fie aus ber 
fogen. Kronfideilommißrente (dur) Gejeg vom 
230. Februar 1889 von 12219296 Mark auf 
15 719296 Mark erhöht) zu verforgen hat. Dieſe 
Rente gilt zwar aud als Givillifte, unterfcheidet 
fi) aber von gewöhnlichen Eivilliften in mehreren 
Stüden, unter anderem dadurch, daß fie nie der 
KRammerbewilligung unterworfen iſt. — Wo bie 
Domäneneinfünfte ununterfchieden in die allge- 
meine Staatslafje fließen und das Staatsober- 
haupt eine fige Cibilliſte aus berfelben erhält, 
welche wejentli nur für feine Perfon und für 
feinen Hofhalt beſtimmt if, liegt die Apanagie- 
rung der Nachgeborenen der Staatskaſſe ob. So 
erhalten die Glieder des königlich ſächſiſchen 
Haufes unter Einrechnung der oben (bei I) er- 
wähnten Selundogenitur (eine Rente von jährlich 
262083 Marf) ihre Dotationen aus der Staats- 
taffe. Im Hefien werben die nötigen Apanagen 
für nachgeborene Prinzen und die Suftentationg» 
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gelder für unvermählte Pringelfinnen mit Zus 
ftimmung der Landftände aus der Staatslaſſe be» 
zahlt. — Hie und da ift die Überlaffung de Sron- 
gutes an ben Staat unter ſolchen Bedingungen 
erfolgt, daß man auch da noch von einer auf den 
Domänen ruhenden Apanagenlaft ſprechen kann. 
So find in Württemberg feit 1819 die Apanagen 
wie die Eivillifte eine auf dem Krongute ruhende, 
vor jeder andern Ausgabe zu beftreitende Laft. 
Auch in Heffen find die zu den Bedürſniſſen des 
großherzoglichen Haufe erforderlichen Summen 
auf dag fhuldenfreie, unveräußerliche Hausfibei- 
tommiß, d. i. zwei Drittel der Domäneneinkünfte, 
borzugsweife radiziert. Allerdings haben neuere 
Ablöfungsgejehe mitunter eine en. durch 
welche das Princip der Reallaſten auf allen Ge- 
bieten als bejeitigt erfcheinen Tönnte. Doch kann 
dag nicht den Sinn haben, daß die Anwendung 
des im Inftitute der Reallaften liegenden Rechts- 
princip8 (Verpflichtung zu wiederkehrenden Heinen, 
die Obligation niemals erſchöpfenden Leiftungen) 
auch unftatthaft fein ſoll bei Beflellung von Apa- 
nagen, Wittümern, ——— u. dgl. 

IV. Die Apanage fol nah den Kräften des 
Haußvermögens bezw. Landes den Beteiligten eine 
ftandesmäßige Exiſtenz möglich machen. Für die 
baus= ober Ianbeägefeplih fizierte Größe der 
Apanagen ift enticheidend das Bebürfnis bes 
flandesmäßigen Unterhaltes der Nachgeborenen 
nad) Maßgabe der befondern Stellung des Haufes. 
Dies zeigt ſich ſowohl bei dem Syitem individueller 
(j. unter VI) als auch beim Syſtem erblider 
Apanagen: bei erflerem in den für bie einzelnen 
Prinzen außgejeßten Renten, bei Iegterem im Ber 
trag der für bie nachgeborenen Söhne be regie- 
renden Herrn außgejeßten Apanagen (jogen. „ur 
fprüngliche“ Apanagen, die ſich alsdann in beren 
Linie vererben). In Württemberg beträgt die 
Apanage eines nachgeborenen Sohnes bes Königs, 
fowie der nachgeborenen Söhne eines vor feinem 
Vater verftorbenen Sronprinzen 68571 Marf; 
wenn aber mehr als zwei vorhanden find, 
51428 Marf. In Walde find für die Söhne 
regierender Herren 3000 Thaler, in Bayern 
60 000 fl., nad) der Vermählung 80000 fl. in 
Medienburg-Schwerin für die nicht befonders aufs 
gezählten Prinzen 10000 Thaler, in Oldenburg 
6000 Thaler feftgefeht. Nach dem Hannöverifchen 
Hausgeſetze von 1886 erhielten bie nachgeborenen 
Söhne des Königs je 24 000 Thaler in Gold. — 
Der Maßſtab des ftandesgemäßen Einkommens 
zeigt ſich ferner bei den erblichen Apanagen da» 
durch, daß jehr Häufig in den Fällen, wo die An« 
teileder Pringen durch Die fortgejeßten Erbteilungen 
unter ein gewifjes Minimum (in Württemberg 
5000 fl., in Bayern 20.000 fi.) geſunken find, 
diefelben burch Zulagen auf diefe Höhe gebracht wer · 
den. — Bon Mehrung und Minderung ber 
Apanagen kann man in zweifacher Hinficht fprechen: 
mit und ohne Nüdficht auf die Zahl der Apana- 
gierten. In Bezug auf das erftere, alfo auf bie 


289 Apanage. 240 


durch Erbteilung oder vermehrte Prinzenzahl ent⸗ 
ftehenden Veränderungen in Apanagen, muß noch 
unten bei der Frage ber Vererbung ber Apanagen 
(fj. VI) die Rebe fein. Das Iebtere, bezw. 
die Frage, ob bei weientlihen Veränderungen 
in ber Größe bes Hausvermögens eine Berände- 
tung in ber Höhe ber Apanage eintrete, — dieſe 
Frage hatte ehemals, wo die Abfindungen nicht 
jelten Quoten bildeten, eine größere Bedeutung 
als heutzutage. Gegenwärtig richten ſich die Apa- 
nagen weniger genau nad) der Größe des Familien» 
vermögens, fie beftehen ja nie mehr in Quoten 
besjelben und oft genug in ad personam figierten 
Summen (f. sub VI). Zumeilen werden fie noch 
dazu aus der Staatskaſſe entrichtet. Es wird aljo 
der Fall, daß durch Mehrung oder Minderung 
des Haußvermögens ein Anſpruch von der einen 
oder andern Geite begründet fei, ſelten, bezw. 
nur da eintreten, wo fi entiprechende Be= 
fimmungen ber ——ã* finden. 

V. Die apanagierten Prinzen haben von ihren 
Apanagen den Unterhalt ihres Haufes, die Auß- 
feuer ihrer Töchter, die Etablierung und Ver⸗ 
forgung ihrer Söhne und die Wittümer in ihrer 

inie zu beſtreiten. Die weitere Verwendung bes 
Betrages ift dem freien Ermefjen des Apanagierten 
überlaffen. Dem Sonverän (regierenden Herrn) 
ſteht es zu, darüber zu wachen, daß bie Bezüge 
ihren Zweden erhalten, nicht veräußert ober ver- 
ſchwendet werben. Der Apanagierte kann daher 
feine Dispofition über bie Apanage treffen, fie ſei 
denn vom Familienhaupte genehmigt. Demzufolge 
bedarf insbeſondere aud) die Urkunde, durch welche 
der Apanagierte da8 Wittum feiner Gemahlin 
beftimmt, feiner Beftätigung. Dem Verſchwender 
bat ber regierende Herr das Recht, einen Pfleger 
zu geben und ihm die felbftändige Verfügung über 
jein Vermögen zu entziehen. Eine letztwillige Dis- 
pofition, eine teſtamentariſche Verfügung über die 
Apanage fteht feinem Apanagierten, fact nicht in 
feiner Linie zu. Ganz vereinzelt (3. B. Bayern) 
ift fie dann gültig, wenn fle von allerhöchſter Seite 
beftätigt wurde. Etwaige Erſparniſſe von ber 
Apanage oder fonftigen Einnahmen, fowie die Er- 
werbungen, welche der Apanagierte daraus beſtritten 
bat, find freies Eigentum, worüber er unter Leben ⸗ 
den wie auf den Todesfall zu verfügen berechtigt 
ift; namentlich ift eine Zuftimmung des Familien- 
hauptes zu folchen Verfügungen nicht notwendig. 
— Öfters findet fich die Beftimmung, deiftungen 
an Mitglieder des fürfllichen —* dürfen nur 
mit Bewilligung bes Fürften außerhalb des Landes 
verzehrt werden. Auch find Apanagen mitunter 
in der Weife privilegiert, daß fie gar nicht oder 
nur zu einem beftimmten Teile (3.8. in Württem⸗ 
berg, Baden zu einem Drittel) einer Beſchlagnahme 
zu Gunften der Gläubiger unterworfen find. 

VI. In Bezug auf Beendigung und Ver- 
erbung ber Apanagen find zwei Syſteme von 
Apanagen zu unterjheiben. Das eine Syſtem ift 
das der perfönlichen Bezüge mit Heimfall ber 





Apanage beim Tode des Apanagierten, das andere 
das Syſtem ber erblichen Apanagen, wo fich die 
Apanagen im ehelihen Mannsflamme der ur⸗ 
ſprünglich Berechtigten bis zu deſſen Exlöfchen 
weiter vererbt. Leptered Syſtem ift das ältere, 
gemeinrechtliche, während die indivibuellen Apa⸗ 
nagen im ganzen jüngeren Datums find. — In 
früherer Zeit war die Apanage regelmäßig erblich. 
Die Söhne teilten die Apanage bes Vaters unter 
—8 Bon einem Heimfalle konnte erſt die Rebe 
ein beim Tode des letzten apanageberechtigten 
Sproſſen der fraglichen Linie. Die Erblichkeit 
ſcheint der Natur der Apanage am meiften gemäß 
zu fein und ift in der Mehrzahl der neueren Haus⸗ 
geſetze beibehalten, fo in Württemberg feit 1828, 
in Sadjfen, Bayern, Walbed, Hefien (nad) Tefta- 
ment von 1625, 1660), im hannövertichen Haus · 
geiee von 1886. In Rußland fallen die Apanager 
güter (wo ſolche an Stelle von Gelbrevenuen 
vorlommen) erft beim Ausfterben des Familten« 
zweiges, dem fie verliehen waren, ber Apanagen- 
mafje wieder anheim. — Die Beſtimmung, daß 
nur die halbe Apanage in Erbgang kommt, findet 
ſich in mehreren Hausgeſetzen (jo in Württemberg, 
im bannöverifchen Hausgeſetz von 1836) in dem 
Falle, wenn ein Prinz die ihm urfprünglid 
ausgeſetzte Apanage auf nur einen Sohn oder 
auf männliche Defcendenten bes einzigen Sohnes 
vererbt. — Iſt die Apanage ein für allemal für 
gewiſſe Linien des regierenden Haufes feftgefegt, 
fo wächlt im Falle des Abganges einzelner Zweige 
derjelben ber eröffnete Anteil der Apanage mit 
ben darauf haftenden Laften des Wittums, Unter 
Haltes und Ausſteuer der Prinzeſſinnen ben übrigen 
Zweigen ber Linie zu. Beim Ausfterben ber 
ganzen Linie, zu deren Gunften eine vererbliche 
Apanage befteht, aljo wenn jämtliche berechtigte 
Nachkommen aus der Linie, für welche fie zuerft 
begründet wurbe, weggefallen find, — fällt die 
Apanage nicht an die andern nachgeborenen Linien, 
fondern, wenn bie Hausgeſetze nicht anders lauten, 
ausſchließlich an den Erftgeborenen, ber die etwa 
darauf ruhenden Laften (Wittum ꝛc.) zu über 
nehmen verbunden iſt. — Hie und da befteht ein 
Erbrecht unverehelichter Töchter an der Apanage 
des Vaters, fo in Württemberg, wenn ein Prinz 
feine männlihen Defcendenten Hinterläßt, in 
Medienburg- Schwerin, wo alle Kinder apana⸗ 
pierter Prinzen ſich in Die Apanage teilen, jedoch 
Söhne eine doppelte Portion erhalten (Hausgeſeß 
vom 23. Juni 1821 8 8, vgl. aber Verordnung 
vom 15. Ott. 1872), ähnlich in Anhalt (Haus- 
geieß von 1814). Im fachen = altenburgijchen 
Haufe haben die unnermählten Prinzeifinnen nad 
Ableben der Eltern Anſpruch auf (eine eingerichtete 
Wohnung und) den dritten Teil der Apanage 
eines im gleichen Verwandtſchaftsgrade zu dem 
Regenten ftehenden Prinzen. — Jüngeren Datums 
als das Vererbungsſyſtem ift das jogen. Heim⸗ 
fallſyſtem, das Syſtem der perſönlichen Bezüge. 
Es wird nicht eine beſtimmte, innerhalb der Linie 
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zu vererbende Summe, ſondern — in der Regel 
bei erlangter Boljährigfet — ein perjönlt 

Rentenrecht als Apanage gewährt, deren Höhe ſich 
nad) der Nähe der Verwandtſchaft mit dem re= 
gierenden Fürften richtet. Die Apanage fommt 


nicht in den Erbgang, fie fällt mit dem Tode des | für 
betreffenden 


Prinzen heim. Als Beiſpiel ift auf 
das ältere württembergijche Hausgeſetz von 1808 
(bis 1828) und auf das badifche Apanagegeſeß 
von 1839, fodann auf Medienburg - Schwerin 
feit 1872, Oldenburg (Hausgeſetz von 1872), 
teilweife auch auf Rußland zu verweilen. Die 
in Preußen herrſchende Apanagierung nähert fi 
biefem Syſtem. Der König läßt bier für jeden 
Brinzen und jede Prinzeifin von deren Geburt 
bis zu deren Großjährigfeit reip. Vermählung 
in ein anderes Haus Suftentationsgelber in ob⸗ 
ferdanzmäßig fleigendem Betrage auszahlen. Die 
Prinzen erhalten von erlangter Volljährigkeit an 
Apanagen,, deren Minimalbeträge der geraijche 
Vertrag (1608) feftgefeßt hat, über welche jedoch 
obfervanzmäßig weit hinaußgegangen wird. Diefe 
Apanagen find rein perjönlih und für ver- 
mählte Prinzen beträchtlich höher als für un« 
vermäßlte. 

VII. Es verbient noch hervorgehoben zu werben, 
daß das Inflitut der Apanagen nicht bloß in re⸗ 
gierenden Häufern, ſondern auch bei den fogen. 
mediatifierten Fürftenhäufern, ja auch bei ſolchen 
Familien des hohen Adels ſich findet, die ein 
Familienfideitommiß errichtet haben, deſſen In⸗ 
haber zuweilen an die von der Erbfolge ausge 
ſchloſſenen Familienglieder als Abfindung ie dem 
Randesgemäßen Unterhalt jährliche Abfindungs- 
renten zu entrichten hat, deren Größe fi) nach 
Statut, Hausgefeg ober Familienobſervanz richtet. 
Wo dieje Apanage in einem Verhältnis zum Wert 
der Einkünfte des Haußvermögens ftehen fol, 
kann fie nad) Umftänden wachien oder ſchwinden. 
Weil fie auf Einkünfte des Familienvermögens 
fundiert ift, haben die Agnaten ein unmittelbares 
Intereſſe an der Erhaltung jeneß Vermögens. Sie 
ldunen daher eine Veräußerung, welche der Erxft« 
* geborene einfeitig vorgenommen hat, fofort an⸗ 
fechten und brauchen damit nicht zu warten, bis 
fie zur Succeſſion gelangen. 

Die Onellen, aus denen die Redhtsverhält- 
niſſe der Apanagen erkannt werben können, find 

äge und neuere Verfaſſungsgeſetze. In 

glung befonderer gefeßlicher Beitimmungen 

( B. in Medienburg-Strelig, Preußen, Sachjjen- 
Atenburg) entſcheidet lediglich Herlommen, güt« 
liche Vereinbarung, da8 väterliche Ermeſſen und 
Obfervanz. Als wichtige Hausgefege und Ver⸗ 
foffungsgefeße, in denen Apanagierungen geregelt 
werben, verdienen Erwähnung: für Anhalt: bie 
Dellaration vom 19. Juli 1814; für Baden: 
das Apanagegefeß vom 21. Juli 1839; für 
Bayern: das Familienſtatut vom 5. Auguft 1819; 
für Heffen: die Verfaſſung vom 17. Dezember 
1820; für Medienburg- Schwerin: Hausgeſetz 
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vom 23. Juni 1821 und Zuſatzverordnung vom 
15. Ottober 1872; für Oldenburg: das Hausgeſetz 
vom 1. September 1872; für Sachſen: das Haus- 
geſetz vom 80. Dezember 1837; für Sachſen⸗Ko⸗ 
burg-Gotha: das Geſetz vom 29. Dezember 1846 ; 
ir Sadhjen-Deiningen: das Domänengeje vom 
20. Zuli 1871; für Schaumburg-Lippe: Verfaſ⸗ 
fungsgefe vom 17. November 1868; für Schwarz- 
burg: Die sanctio pragmatica vom 7. September 
1713, für Schwarzburg-Rubolftadt außerdem 
das Verfaffungsgeſeß vom 21. März 1854; für 
Schwarzburg-Sondershaufen: das Landesgrund- 
geſetz vom 8. Juli 1857 und da8 Gefeh über 
das Rammergut vom 14. Juni 1881 ; für Walded: 
die näheren Beftimmungen zu $ 26 ber Ver— 
faſſungsurkunde, die Verhältniffe des Domanial- 
bermögens betreffend, vom 17. Auguft 1852; für 
Württemberg: das Hausgejeh vom 8. Juni 1828. 

Litteratur. Don älteren Schriftfiellern 
fchrieben über Paragium und Apanagium: 
Springsfeld (1641), Leyier (1663), Martini 
(1684), Rhetius (1688), Coccejus (1690), Diind« 
wiß (1697). In die Jahre 1701 bis 1711 fallen 
die gegenfeitigen Streitſchriften von Herz, Ger« 
hardi, Lombardi, Höd, Wahl, Schilter. Berger, 
Ius apanagiale, 1725; Joachim Meier, Cor- 
pus iuris apanagii et paragii, 1727; J. J. 
Moser, De legitima S. R. I. statuum libero- 
rum, 1738; 3.3. Moſer, Staatsrecht, XIV. Zeil, 
Verforgung derer nachgebohrenen Herm, 1744; 
Pütter, De augendo apanagio auctis primo- 
geniti reditibus, 1745; Harrach de Rohrau, 
De fideicommissis, primogenitura et apana- 
gio, 1752; Zimmermann, De iure apanagii, 
1786; Heffter, Beiträge zum deutſchen Staats- 
u. Fürſtenrecht, 1829; Schulze, Erftgeburt, 1851, 
871 ff; Pozl, „Fürft“ in Bluniſchlis Staats- 
wörterbuch IV, 1859 ; Schulze, Hausgeſete 1862 
big 1883; Lewis, Familienfideilommifle, 1868; 
Heffter, Die Sonderrechte ber fouveränen und 
mebiatifierten Häufer, 1871; €. Meier, „Apn« 
nage“ in Holgendorfjs Rechtslexilon, 1880; 
Sarwey, Württembergijches Staatsrecht I, 1888, 
294 ff.; Marquardſens Handbuch des öffentlichen 
Rechts ſeit 1888. [Bruder, rev. Red.] 

Aparagemenf, ebenbürtige Heirat, ſ. Eben- 
elek ſ. Religi 

voftafte, |. Religion. 

Apotheſtergewerde, |. Gejunbheitspflege. 

Appel comme d’abus, j. Kirche und Staat, 
Staatskirchentum. 

Appollatio ab abusu, ſ. Kirche und Staat, 
Staatsfirchentum. 

Apyellation, |. Rechtsmittel. 

Appenzell, |. Schweiz. 

Approbation der Ärzte, Apotheker, |. Gefunb- 
— ton, |. Krieg (Seefrieg) 

on, |. Krieg (Seefrieg). 

Appropriafionsklanfel, Zuſaßparagraph 
zur iriſchen Kirchenbill von 1833, |. Katholiten« 
emancipation in Großbritannien. 
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Arbeit. I. Einleitung; Begriff; Arten. 
II. Urbeitsfähigfeit; Arbeitsluft. III Arbeits- 
teilung. IV. Arbeitslohn. V. Geſchichtliches. 
VI. Recht auf Arbeit. VIL Litteratur. 

J. Eine ethiſche Auffafjung der materiellen Ver⸗ 
hältmiffe wird die Arbeit nicht einfeitig mur nach 
ihrer wirtſchaftlichen, werterzeugenden, ſondern 
auch nad ihrer fittlichen Bebeutung würdigen 
müffen. Würde die letzte Beftimmung bes Men- 
ſchen nur der Genuß fein, jo märe Arbeit das 
anftänbigfte Mittel zur Ermöglichung des Ge- 
nuſſes. Allein nach chriftlicher Lehre ift die Be— 
flimmung bes Menſchen eine höhere, die Reali» 
fierung des göttlichen Willens, damit aud) des 
Gebotes: Sechs Tage follft du arbeiten und am 
fiebenten ruhen. — Die menſchliche Thätigfeit, 
welche man mit Arbeit bezeichnet, ift mit Opfer, 
Bein, Laft, Unannehmlichleit verbundene perjön- 
liche Anftrengung, eine Kraftanftrengung, deren 
Zwed bie Hervorbringung oder Erhaltung eines 
Gutes oder Nutzens ift. Beiteht der Nugen, ber 
durch die Arbeit erzielt werden fol, in einem 
fogen. wirtſchaftlichen Gut, fo wird von Arbeit 
im wirtfehaftlihen Sinne geſprochen. Es ift alfo 
Arbeit auf wirtſchaftlichem Gebiet: die zwed« 
bewußte perfönliche Anftrengung behufs der Güter« 
beſchaffung für die Bebürfnisbefriedigung. — 
Seitdem nad) dem Sünbenfalle ber göttliche Aus- 
ſpruch ergangen ift, daß die Grundquelle alles 
Lebensunterhaltes, der Erdboden, Dornen und 
Difteln tragen und ber Menih im Schweiße 
feines Angefichtes fein Brot eſſen jolle, gewährt 
die Natur dem Menſchengeſchlecht feinen Lebens⸗ 
unterhalt nur gegen Arbeit. Die Befriedigung 
feiner Bebürfnifje nötigt e8 zu mühevoller Thätig- 
keit, zu Anwendung aller vorhandenen Kräfte und 
— Die Fortfegung der Arbeit des 

inzelmen führt zur Wiriſchaft. Man verfteht 

darunter die auf fortgeſetzte Bebürfnißbefriedigung 
gerichtete, infofern planvolle Thätigfeit der Per« 
fon, die nad) ökonomiſchen Principien erfolgt. 
Das Princip der Wirtichaftlichfeit beftcht im 
Grunde genommen in einer Vergleichung ber 
Arbeit mit ihrem Nefultat. Die Arbeitslaft muß 
Heiner erjcheinen als das dafür zu erzielenbe Gut, 
bezw. als die durch jenes Gut ermöglichte Be 
bürfnißbefriedigung (A. Wagner). Sodann liegt 
bie Wirtjhaftlichfeit noch darin, ein Maximum 
bon Gütern mit einem Minimum von Arbeit zu 
erzielen. Diefes Streben, an Arbeit zu fparen, 
ift der Natur gegenüber (im Produftions- 
progeß) volllommen erlaubt, den Mitmenſchen 
egenüber (im wirtſchaftlichen Kampf der Men— 
hen untereinander) durch das Vermögensrecht 
geregelt. Der Prozeß der Verteilung ber 
Güter erhält dadurch feine eigentümliche Geftalt 
im Preife, Lohn, Zins, Rente. Der Natur gegen- 
über fucht der Menſch durch Verbeſſerung ber 
Werkzeuge und Maſchinen immer mehr Arbeit 
von ſich abzumwälzen und nur die leitende Arbeit 
au behalten. 


Arbeit. 
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Entſprechend den beiden Hauptzweigen aller 
menſchlichen Kräfte find die Arbeiten entweder 
geiftige ober förperliche. Freilich fann nur von 
einem Vorwiegen ber geiftigen oder förperfichen 
Arbeitskraft die Nede fein, denn in vielen Fällen 
müſſen bie Arbeiten beider Arten verbunden wer= 
den. Insbeſondere muß faft jede körperliche 
Thätigkeit mehr oder weniger durch eine geiflige 
vorbereitet und geleitet werben. Es muß mitwirken 
ber Wille, weil bei jeder Arbeit Schwierigfeiten 
u überwinden find, bie zu überwinden eine Ent« 
otiekung koflet, — ber Verftand, weil die Kräfte 
und Stoffe der Natur, auf welche bie Arbeit 
gerichtet ift, wenn fie genügend verwertet und 
verarbeitet werben follen, in ihrem Weſen erfannt 
fein müſſen. — Den Gegenfländen und Zweden 
nad Tann man, wie erwähnt, bie Arbeiten 
einteilen in jene, welche fachliche (materielle, 
dlonomiſche) Güter ſchaffen, erhalten, erwerben, 
übertragen, — und jene, deren Zwede ſich zu- 
fammenfafien laſſen in Hervorbringung, Exhal- 
tung, Mitteilung und Verbreitung perfönlicher 
Güter, als: refigiöfer und fittlicher Überzeugungen 
und Beftrebungen, nüßlicher Kenntniſſe und Fähig- 
feiten, rechtlicher Ordnung und ſonſliger geiftiger 
und in gewiſſem Sinn felbft körperlicher Beftanb- 
teile und Bedingungen des Wohlſeins namentlich 
auch der Lörperlichen Gefundheit. Eine Zeitlang 
nahmen bie wirtihaftlichen Geſichtspunkte eine jo 
dominierende Stellung ein, daß man höhere 
geiftige Berufgarbeit zu ſehr in ben wirtſchaftlichen 
Bereich zog und nah wirtſchaftlichen Momenten 
beurteilte. Allein die Thätigfeiten, welche nicht 
unmittelbar mit der Sadhgüterprobuftion in Zu« 
fammenhang ftehen, kann man ftreng genommen 
nicht Probuftion nennen, mögen fie aud), wie z. B. 
die Thätigkeit des Arztes, Lehrers, Priefters, der 
Obrigfeit, inbireft der materiellen Wohlfahrt, 
fpeciell der Produktion ſehr nüplich fein, da durch 
die meiften perfönlichen Güter, namentlich durch 
geiftige Kultur, ftaatliche Ordnung und Sicher 
beit u. |. w., bie Produktion, der Erwerb und die 
Erhaltung öfonomifcher Güter vielfach bebingt 
find. Es empfiehlt fih, den Terminus Produf- 
tion (Güterfhaffung) jener menſchlichen Thätig- 
feit vorzubehalten, wodurd den wirtſchaftlichen 
Gütern neuer Wert zuwächſt. Hierbei handelt es 
ih darum, entweder durch Landwirtſchaft, Jagd, 
Fiſcherei, Bergbau der Natur Stoffe abzugewinnen, 
oder ihnen durch die Gewerbe die nötige Form zu 
verleihen, ober fie unter die Menſchen durch 
Handel zu verbreiten und zu verteilen. Won pro« 
dultiven — Güter hervorbringenden — Arbeiten 
find bloß lukrative oder rentable Arbeiten zu 
unterſcheiden, die ſchon vorhandene Güter von 
ihren bisherigen Beſitzern auf andere Perfonen 
übertragen, wie 3. B. gewiſſe Handels» und 
Gelbgeichäfte. 

II. Die Arbeit eines Volkes ift ſowohl nad 
ihrer Quantität als nad) ihrer Qualität ins Auge 
au falfen. Es fommt mithin in Betracht: 1. die 


245 


Vermehrung ber Arbeit. Diejelbe ſteht mit der 
Benölferung im —— Dieſe hinm⸗ 
wiederum hängt ab von ber Leichtigleit ober 
Schwierigkeit, Unterhalt zu erlangen, bezw. von 
der hierüber herrſchenden Anſicht. Es wird 2, in 
Betracht lommen die Arbeitsfähigfeit eines 
Boltes. Diefe hängt ab vom DVerhältnis ber 
Arbeitenden zu den Nichtarbeitenden, von ber 
nationalen (durchſchnittlichen) Arbeitsfähigteit der 
einzelnen, von der Arbeitäluft, endli bon der 
Arbeitsgliederung in der ganzen Wiriſchaft des 
Volfes. Die Verhältnisziffer der Nichtarbeitenden 
ſteht in Beziehung mit der ftatiftifchen Verteilung 
der Geſchlechter (Verhältnis der männlichen zur 
weiblichen Arbeitöfraft angeblich wie 175 zu 100) 
und Altersffafjen, mit dem Verhältnis der fogen. 
probuftiven Jahre (vom 14. biß 60. oder 65.) 
zu den unprobuftiven, mit ber Sinderfterblichleit, 
Krieg, Auswanderung, aber auch mit dem Ver- 
hältniß der fapitaliftiichen Rentner zu den reell 
arbeitenden Klaſſen. Die richtige Arbeitögliederung 
verlangt eine richtige Verteilung der Arbeitsfräfte 
auf die nationalen Produttionszweige. Ein Über 
maß in einzelnen Berufen ift geeignet, das Eben- 
maß zu ftören. Auf die Arbeitsluft ift die 
NRechtsficherheit, die Geltung der Arbeit und die 
Ausdehnung von Einfluß, in der ber Arbeiter die 
Vorteile feiner Arbeit mitgenießt, b. h. ber jeweilige 
Zuftand des Arbeitsrechts. In dieſer Hinficht ifl 
die Vereinigung von Arbeitsfubjelt und Arbeits« 
objeft, das Arbeiten für eigene Rechnung von 
großem Vorteil. Der Nachteil des modernen 
Lohnſyſtems für die Produktivität der Nation, 
die Intereffelofigfeit des „Mietlings” in den 
Fabriten ift nur durch die großartigen technifchen 
Fortſchritte der neueren Zeit paralyfiert. Adam 
Smith ſcheint keinen andern Sporn bes Fleißes 
als den el anerlannt zu haben. Gewiß 
aber find auch höhere Arbeitsmotive thätig. Das 
zum Wetteifer anfpornende Ehrgefühl, auch das 
Pflichtgefühl, verbunden mit religiöfen Ideen, 
wird nit unwirkſam fein. Solche Triebfedern 
fpielten 3. B. in den alten Zünften während ihrer 
Blütezeit eine nicht unbedeutende Rolle. 

IH. Vom volkswirtſchaſtlichen Standpunft aus 
bat man ſich die Arbeit des Volles als Orga- 
nismus zu denken. Man kann von einer Arbeits- 
teilung ſprechen mit Rüdficht auf die Trennung 
der Unternefmungen und Berufe, ländlicher und 
Rädtifcher Arbeit. Man ſpricht aber auch, und 
dies gewöhnlich, von Arbeitsteilung innerhalb 
der Unternehmungen, in bie leitende Arbeit des 
Unternehmer und ausführende Arbeit des Ge- 
Hüfen, Arbeiters; ferner von technifcher Arbeits- 
teilung, wobei man bie Teilung der Arbeit in bie 
einzelnen techniſchen Verrihtungen im Auge hat, 
endlich von räumlicher Arbeitsteilung, darin be» 
Rehend, daß die einzelnen Probuftionszweige ſich 
räumlich nach Ländern, Landesteilen, mitnter 
auch nad) Straßen einer Stadt fondern. Die für 
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teilung wurde von der englifchen Schule ber 
politiichen Otonomie jehr in den Vordergrund 
geftellt. Sie findet aber eine Grenze in der Natur 
ber Dinge (Aderbau hat weniger Arbeitsteilung 
als Induftrie), in der Größe bes vorhandenen 
Kapitals, in der Möglichkeit des Abſatzes, in der 
Ausdehnung des Marktes, in der Beichaffenheit 
der wirtſchaftlichen Rechtsordnung und nicht zum 
legten in der fittlichen Einficht der Menſchen in 
die Gefahren der Übertreibung berjelben. Sowie 
nämlic) in der Arbeitsteilung eine gewiffe Grenze 
überſchritten ift, kann fie nur auf Koften ber 
phyſiſchen, intelleftuellen und moraliſchen Kräfte 
erfolgen. Alsdann leidet die körperliche und gei- 
flige Beichaffenheit der Arbeiter, eine große Ein« 
feitigfeit greift um fi), von dem unfünftlerifchen 
Zug ber Probuftion bei übertriebener Arbeits« 
teilung gar nicht zu reben. 

IV. Der Lohn heißt Zeitlohn, wenn er nad) 
der Arbeitszeit, Stüdlohn, wenn er nad) bem 
Ergebnis ber Arbeit (Produft) bemefjen wird. 
Der Lohn für dauernde, amtliche oder ſtaatsdienſt⸗ 
liche Beichäftigung Heißt Gehalt oder Befolbung, 
beim Militär Sold oder Gage. Honorar if 
der Preis von Arbeiten höherer Art, bei welchen 
materieller Erwerb nur als Nebenzwed erjcheinen 
ol. Hinſichtlich der Güter, in denen der Lohn 
gezahlt wird, unterjheidet man Natural» und 
Geldlöhnung. Natural- oder Sachlohn bezieht 
der Slave, häufig auch teilweife ber freie Ländliche 
Lohnarbeiter, fowie gewöhnlich größtenteils der 
hãusliche Dienftbote, nicht minder der ehemals 
Frondienſt leiftende und dagegen mit Land zu 
feinem Unterhalt verjehene Bauer. Im Mittele 
alter wurden auch die Diener ber Kirche und des 
Staates mit Grund und Boden oder Bobden- 
früchten (Behnten u. dgl.) belohnt. — Die Arbeits- 
kraft kann entiveder in eigenen Unternehmungen 
verwendet ober in den Dienft fremder Wirtſchafien 
geftellt werden. Im erften Falle ftedt der Ertrag 
der Arbeitleiftung in dem Einfommen aus ber 
Unternehmung. Nur im letzteren Fall entfteht ein 
befonderer Einfommenszweig, das bebungene 
Urbeitseinlommen, der Arbeitslohn im weiteren 
Sinne. An Wichtigfeit überragt weit die übrigen 
Arten des Arbeitseinlommens das Eintommen 
ber Arbeiter im Sinne des gewöhnlichen Sprach⸗ 
gebrauchs. Mit diefem Arbeitslohn im engeren 
Sinne, al8 der Vergütung für die Überlafjung 
der Arbeit bes Arbeiter8 oder für die gemeine 
materielle Arbeit, beichäftigt ſich die politifche 

konomie in hervorragender Weife. Infolge der 
Technik unferer Produktion nämlich, infolge der 
Arbeitsteilung, der Anwendung von Maſchinen, 
des Großbetriebeg — ober genauer und richtiger 
infolge der Geftaltung unferer Rechts⸗ und Wirte 
ſchafisordnung: Privateigentum an ben Produf« 
tonsmitteln und Syſtem der freien Konkurrenz 
mit bem freien Arbeitövertrag — tft der auf ben 
Arbeitslohn angewieſene Teil des Volles in immer 


die Bermehrimg ber Produkte vorteilhafte Arbeits« ı weiterem Anwachſen begriffen. Bei Darftellung 
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ber Lohnverhältnifje num ift die Wiedergabe der 
thatſächlichen Verhältniffe und das Sein⸗ 
follen derjelben zu unterſcheiden. Als eine 
getreue Wiedergabe der thatfächlichen Verhältniſſe 
kann man die fogen. Lohngejege der mobernen 
Wirtſchaftslehre anjehen, foweit diefelbe noch an 
ber ausſchließlichen Nichtigfeit des Syſtems der 
freien Konkurrenz feithält. Es ift biefelbe Rich« 
tung, die bee Produktion der Güter mehr 
Beachtung ſchenite als der Verteilung der 
Güter. Sie betrachtete den Arbeitslohn vor⸗ 
wiegend nur als Element der Produftionsfoften 
der Güter, vernadjläffigte dagegen feine Bedeu- 
tung als Einfommen des Arbeiter. Jener Tang 
herrſchenden Theorie zufolge werben einfach die 
Preisgeſetze von Angebot und Nachfrage auf 
den Arbeit3 markt“ angewendet. Die Arbeits- 
kraft ift eine „Ware“, um die ſich ein Preislampf 
zwiſchen Käufer und Verkäufer entipinnt, deſſen 
Ergebnis der Arbeitslohn ift. Derjelbe ift hier⸗ 
nach der für bie Ware Arbeit bezahlte Preis. Er 
ift Schwankungen innerhalb gewifjer Grenzen 
unterworfen. Die regelmäßige untere Grenze ift 
das Maß der notwendigften Bebürfniffe der 
Arbeiterfamilie; die obere Grenze ift ber Wert, 
den die Arbeit für ben Lohngeber hat. Mit großer 
Gelafjenheit werden und dann die — man ver⸗ 
zeihe — Produftionsloften der Arbeit erflärt. 
Die Probuftiongfoften der Arbeit umfaflen den 
in einem Volle ftandesgemäß für notwendig ge⸗ 
baltenen Unterhalt3bedarf des Arbeiters und feiner 
Familie. Insbeſondere hat e8 Ricardo in feiner 
Lohnregel (ehernes Lohngefeh) ausgeſprochen, daß 
auf die Dauer ber durchſchnittliche Arbeitslohn 
mit den Produltionskoſten ber Arbeit, d. i. der 
Lebenshaltung der Arbeiter zufammenfält. Er 
zeigt, wie hoher Lohn, Vermehrung der Bevölle⸗ 
rung, vermehrte Arbeitgangebot, Zurüdfinfen bes 
Arbeitslohnes aufeinander folgen. Die Bündig« 
teit feiner Schlußfolgerungen bebarf jedoch einer 
doppelten Korreltur. Die günftige ökonomijche 
Lage infolge hoher Löhne lann nämlich von ben 
Arbeitern zur Hebung ihrer Lebenshaltung benut 
werben. Gelingt es ihnen, durch große Einmütig- 
keit dieſe feftzubalten, fo erhöhen fie mit den „Pro= 
duktionskoſten“ der Arbeit auch ben durchſchnitt ⸗ 
lichen Arbeitslohn. Ferner kann mit der Ver- 
mehrung ber Bevölkerung auch die Nachfrage nach 
Arbeit geftiegen fein. Übrigens ift das Steigen 
der Löhne noch durch einen andern Umftand be= 
einflußt. Iſt nämlich) die Nachfrage nach Arbeit 
infolge einer allgemeinen Geſchaͤftskriſe oder plöß- 
licher Einführung großer, menjchliche Arbeit er⸗ 
er mechanischer Verbeſſerungen fo ſtark 
gejunfen, daß troß niebriger Löhne ein Teil der 
Ürbeiter keine Beihäftigung mehr findet, fo wer 
ben dieſelben durch die Öffentliche Armenpflege am 
Leben erhalten. Diefe auf Koften der Geſamtheit 
um Vorteile der Unternehmer unterhaltene „Re= 
ervearmee der Induſtrie“ bewirkt, daß auch nach 
wieder eingetretener vermehrter Nachfrage ber 
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Lohn erft dann fteigt, wenn zuvor bie brotlos ge= 
wordenen Arbeiter wieder Beihäftigung gefunden 
haben und durch fie die erweiterte Nachfrage noch 
nicht befriebigt it. — ferner ift es allerdings 
richtig, daß der Arbeitslohn in feinem Betrage 
auch durch die Konkurrenz ber Arbeitgeber beein- 
flußt wird; allein gewöhnlich pflegt unter ihnen 
ein flartes Überbieten nicht flattzufinden, weil ein 
ſtilles allgemeines Einverftänbnis und die Rüd- 
fichtnahme auf das Urteil der Standesgenofjen 
über ihre Handlungsweife fie daran hindert, auch 
bei ihrer im Verhältnis zu den Arbeitern geringen 
Anzahl ein ausdrüdliches Einverftändnis behufs 
Niederhaltung der Löhne leichter möglich ift. Bei 
verfuchter Lohnerhöhung durch Arbeitseinftellung 
(Strike) find fie infofern im Vorteil, als —— 
Verluſte erleiden konnen, falls fie ohne iter 
bleiben, aber doch von ihrem Kapital eine Zeit⸗ 
lang zu leben vermögen. Die Höhe des Lohnes 
und bie fonftigen Arbeitsbedingungen werben da⸗ 
ber ganz überwiegend durch die Arbeitgeber feft- 

eſeßt, die, wenn fie fich lediglich von eigennüßigen 

nterefien leiten lafjen, einen möglichit geringen 
Kaufpreis für die Arbeit zahlen werden. Trop- 
dem erflärte Die Schule den Satz, daß die Lohn 
höhe durch die Konkurrenz der Arbeiter, durch 
das Verhältnis zwifchen Begehr nach Arbeit und 
Angebot berfelben naturgemäß beftimmt werde, 
für eines jener ölonomifhen „Naturgejehe*, 
an denen man ungeftraft nicht rütteln bürfe. Es 
dauerte lange, bis die Erfenntniß fagte, daß bie 
DVerhältnifje der Menfchen untereinander — auch 
die wirtſchaftlichen — gar jehr von ber jeweiligen 
Rechtsordnung abhängen. Es bauerte lange, bis 
die beffere Überzeugung durchdrang, daß ſich das 
Niedere dem Höheren, baf die materiellen In⸗ 
tereffen dem Recht, daß die thatfächlichen wirt« 
ſchaftlichen Verhältnifje dem verbefjerten Rechts- 
bewußtjein unterzuorbnen feien. Einmal zuge 
geben, daß die Darftellungen der Smithſchen 
Schule, denen zufolge der Lohn das zum not ⸗ 
wenbigen Lebenäunterhalt erforderliche Quantum 
Exiftenzmittel nur wenig überfchreite, der Wirk« 
lichkeit entiprächen, jo ift damit — fagte man mit 
Recht — die Aufgabe der politifchen Olonomie: 
Er ber materiellen Wohlfahrt, noch nicht er⸗ 
reiht. 

In Bezug auf Die Lohnhöhe ift es daS blei= 
bende Verbienft v. Thünens, darauf aufmerk- 
fam gemacht zu haben: 1. daß fich Die Wiſſenſcha 
mit der einfachen Wiedergabe der Wirklichkeit 
nicht begnügen dürfe, 2. daß der Lohn zum Ar« 
beitSproduft in Beziehung ftehen folle. Die feinen 
Grabftein ſchmückende Formel freilich hat nur 
untergeorbneten Wert. Die fo berühmt gewordene 
Wurzel auß ap — (V ap) — bedeutet, der na⸗ 
turgemäße Arbeitslohn werbe gefunden, wenn 
man die notwendigen Bebürfniffe des Arbeiters 
mit dem Erzeugniſſe feiner Arbeit multipliziert 
und hieraus die Quadratwurzel zieht. Von Thünen 
geht hier von der Voraußfehung aus, bie Lohn- 
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arbeit ſolle durch den Lohn ebenjo hoch gelohnt 
werben, wie die fapitalerzeugende Arbeit durch 
den Wert des von ihr gebildeten Kapitals gelohnt 
ift. Allein der Berfuch, fo Verſchiedenartiges wie 
Rapital und Arbeit aufeinander zu rebucieren, 
fann nicht als gelungen bezeichnet werben (niet, 
Mithoff). Soll fi) die Arbeiterbevölferung aus 
eigener Kraft erhalten können, jo kann man billiger= 
weife von der Höhe des Lohnes verlangen, daß er 
— modern geſprochen — dauernd nicht unter die 
„Selbfitoften“ der Arbeit finfen ſolle. Der ge⸗ 
rechte Lohn muß alfo nicht nur den fiandesgermäßen 
Unterhalt des Arbeiter8 und feiner Familie, ſon⸗ 
dern auch Krankheit, Alter und Unglüdsfälle deden. 
Geſchieht dies nicht, jo nimmt ja ber Arbeiter mit 
der Laft der Arbeit auch die Laft: eventuell dem 
Elend preisgegeben zu fein, auf fich, die ihm nicht 
vergütet wird. Gin onerojer Vertrag aber, in 
welchem Laften übernommen werden, bie zum Teil 
nicht fompenfiert werben, wäre ungerecht. Fällt 
der Arbeiter, wenn er beichäftigungslos und in= 
folge von Krankheit und Alter arbeitsunfähig 
wird, ber privaten ober Öffentlichen Armenpflege 
anheim, jo trägt die Geſellſchaft einen Teil ber 
Produftionskoften der Arbeit, entweber zu Gunften 
der Unternehmer, die höheren Gewinn erzielen, 
ober der Konfumenten, die geringere Preite für 
die Ware bezahlen, als eigentlich ben Produktions» 
toten berjelben entiprict. Um bie Berechnung 
der Selbſtloſten der Arbeit haben fih Engel und 
Brentano verdient gemacht. Erfterer berechnete 
(1874) die Gejamtjumme der Selbftfoften auf 
282,121 Thaler jährlid für den Arbeiter mit ge⸗ 
wößnlicher Elementarſchulbildung, 619,5: Thaler 
jährlich für den mit der mittleren Bildung Aus- 
geftatteten, 918,,.0 Thaler jährlich für den afa= 
demifch Gebildeten. Brentano beredjnete 1878 
die Selbftfoften der gemeinen Arbeit auf durdh- 
ſchnittlich 10881. Mark pro Jahr, alfo für den 
verheirateten männlichen Arbeiter, bei Annahme 
von 305 Arbeitstagen, 3.5 Mark täglich. 

V. Die vorhriftliche Zeit zeigt ung eine 
im ganzen fleigenbe Scheu vor ber Arbeit, eine 
zunehmenbe Verachtung berfelben. Man muß die 
Anfangszeit der da nacheinander auftretenden 
Bölfer von der fpäteren Entfaltung unterjheiden. 
Die Stellung der Arbeit ift im Anfang der Ger 
ſchichte der einzelnen Volker weniger ungünftig 
ala im Berlauf derfelben. Jedes jpätere Volt 
langt bei um fo ärgerer Sklaverei an. Die 
Griechen ſtaunen über die milde Behandlung ber 
Sklaven im Orient, in Indien. Die griechiſchen 
Zuftände hinwieberum find der römiſchen Sfla- 
verei vorzuziehen. Dort die Kleinheit der Staaten, 
bier die fortwährende Eroberung, bie zunehmen« 
den Siege Über die Barbaren bieten wohl den 
bauptjädliääften Erflärungsgrund hierfür. Für 
das Verſtändnis der Stellung ber Arbeit im tö« 
mifchen Recht iſt zu beachten, daß dasſelbe einem 
ſpecifiſchen Stlavenftaat entftammt, wie e8 einen 
ſolchen in biejer Weiſe weder vor⸗ noch nachher 
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gab. Unter ſolchen Umftänben ift es erklärlich, 
daß nur weile, vorfichtige und kluge Verwertung 
jener großartigen und wichtigen Rechtsbildung 
ein fonft für die Stellung der Arbeit ungünftiges 
Refultat verhüten kann. — Die Hriftliche Lehre 
erneuerte der geſunkenen Menſchheit die richtige 
Anficht von der Arbeit als trauriger Folge des 
Sündenfalles, aber auch als eines troftreichen 
Mittels ſittlicher Beſſerung durch Erfüllung des 
göttlichen Befehles: Sechs Tage folft du are 
beiten ze.” Den fo geehrten Müßiggang des Hei⸗ 
dentums, bie Sünde ber Trägheit, verurteilt der 
Apoftel mit ben Worten: „Wer nicht arbeiten 
will, der ſoll auch nicht eſſen“ (2 Theſſ. 3, 10). 
Von da an Jäßt fich eine Hebung der Arbeit in 
dem Maße beobachten, in welchem die hriftliche 
Lehre auf die Geſellſchaft Einfluß gewinnt. Die 
Bande der Sfaverei und des Wuchers (usura) 
fielen von felbft, je mehr hriftlicher Glaube und 
Sitte das Leben der Völker durchdrang. In biefem 
Zeichen entftanden Inftitute, welche die Ehre der 
Arbeit garantierten, die fittliche Pflicht, Durch Ar⸗ 
beit Gott zu dienen, auch zu einer Rechtspflicht 
verbichteten und zu Gunften der Arbeit den are 
beitslofen Gewinn eindämmten (Zin&verbote). 
Nur eine feheinbare Ausnahme Hiervon macht die 
im 15. Jahrhundert erfolgte Anerfennung des 
Rentenkaufs. Seine wichtigfte Funktion war ja 
lange Zeit, Stiftungen zu fundieren und das Zu- 
flandelommen gerade ber wichtigften, ber gemein« 
nügigen Arbeiten zu fördern. — Über dag ganze 
damalige Rechtsgebiet zieht fih der Grundſaß, 
daß Arbeit e8 ift, welche allein oder in Verbindung 
mit der vom Schöpfer dargebotenen Naturkraft 
die Güter erzeugt (Endemann). Die ganze Ge- 
ſellſchaft war nach der Art der Arbeit gegliedert. 
War auch der unmittelbare Dienft Gottes felbft- 
verftänblich der Hauptzwed bes führenden geift« 
lichen Standes, fo fehlte e8 doch nicht an günfti« 
gem Einfluß auf bie materielle Arbeit. Bekannt 
ift, wie jehr bie Kloſter auf Arbeit, beſonders auf 
Aderbau, gegründet waren. Als Arbeit bes Adels 
war organiſch mit feinem Beſitz die Aufgabe des 
Yuftiz« und Finanz⸗, des Kriegs⸗ und 16) 
tungsbienfteß verbunden. Der Zuftand der bür- 
gerlihen und aderbauenden Klafjen war eine 
lehrreiche Organifation der Arbeit, Die fich in den 
eriten Jahrhunderten der Neuzeit zugegebener- 
maßen eher verſchlimmert als verbefiert hat. Mit 
der Umgeftaltung bes Heerweſens und der Staats · 
verwaltung und dbemgemäß größeren Koftipielige 
keit der öffentlichen Dienfte (fehende Steuern) 
tam bie größte Laft auf die Maſſe der Stant« 
einwohner, auf Bürger und Bauern zu liegen. 
Nah den Bauernkriegen, dem Dreikigjährigen 
Krieg, durch die Verarmung bes Adels wird die Lage 
des Bauernftandes eine prefäre, feine Belaftung 
groß und ungemefien. Während früher bei ges 
fünderer Baſis eine große Freiheit der gewerb⸗ 
lichen Arbeit herrfchen fonnte, beginnt jeht erft, 
wo die feimende Sapitalwirtichaft ber Neuzeit 
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auch die Zünfte ergreift, deren wachſende Ver⸗ 
Indcherung. Sie geitalten ihre Rechte zum Mono» 
pol, ihre Arbeit in Arbeitsbefig. Zwar fteht an 
der Spike eines ſolchen Arbeit&befiges nur jemand, 
der felbft Arbeiter ift, und zwar der Klaffe, zu 
der jein Arbeitsbefig gehört. Allein bie Fräftige 
Arbeit allein genügt nicht mehr, fi) Unabhängigteit 
zu ſchaffen. Das Erfordernis wird ein zweifache, 
die Qualifikation auf der einen Seite, ererbtes 
ober erheiratetes Vermögen auf der andern. Die 
Erhaltung der „bürgerlichen Nahrung” ift Gegen- 
fand fomplizierter Maßregeln ber Polizei. Die 
Obrigfeit figiert die Zahl der in ihrem Bezirk mit 
Rückſicht auf geficherten Nahrungsftand zuläffigen 
Handwerker u. |. iw. Die damalige Staatägeftal- 
tung (Bolizeiftaat) und die Unfähigfeit der produ= 
sierenden Stände zur alten Autonomie, zur Ver- 
wertung des auffommenden Mafchinenbetriebes 
in genoſſenſchaftlicher Form, ftehen in Wechſel⸗ 
wirkung. Die ſchließlich unleidlih und unpraf« 
tiſch gewordene Regulierung der Arbeit von oben 
herab kommt feit der franzöfiichen Revolution zu 
Fall, wo endlich auch die Obrigkeit die Zügel aus 
den Händen verliert und bie freie Konkurrenz der 
Privaten, jedoch unter ganz andern Grundbe- 
dingungen als ehebem, an die Stelle tritt. — Gar 
zu leicht wird vergeffen, daß es rechtsgeſchichtliche 
Phänomene find, die wir vor und haben, daß es 
Phaſen des Arbeitsrecht find, die hier ſtizziert 
wurden. Dan kann e8 nicht oft genug wieder 
holen: Nicht die techniſchen Veränderungen 
der neueren Zeit zerftörten das alte Organifationd= 
princip. Es ift die durch Depravierung bes 
Rechtsbewußtſeins entftandene Unfähigkeit der 
alten deutſchrechtlichen Organifation der Arbeit, 
ſich der technifchen Anderung, Maſchine und Groß» 
betrieb, gemäß zu erweitern. Es gliche dem Zorn 
des Kindes, das den Tiſch ſchlägt, an ben es ge⸗ 
ftoßen, wollte man für den Untergang bes chriftlich 
deutſchen Arbeitsrechts die gemeinnüßigen Er⸗ 
findungen verantwortlich machen. Eine ehrliche 
Rechtsgeſchichte wird, fo hoffen wir, bezeugen, daß 
e3 andere Gründe waren. Das Zurüddrängen 
des Einfluſſes der arbeitehrenden kanoniſtiſchen 
Geſetze, das Erkalten des Kampfes gegen den 
arbeitglofen Gewinn, das Herrſchendwerden eines 
Rechtsbewußtſeins, welches daB Eigentum in ber 
egoiſtiſchen Schärfe der Römer, ungemildert durch 
den chriftlichen Arbeitsbeifag, den Mitmenſchen 
gegenüber zu benußen geftattete — wirb mehr, als 
es bisher gejchehen, zur Erklärung des Verfalles 
ber Ehre der Arbeit beigezogen werben müſſen. 
„Der Abfall von den kanoniſtiſchen Grunbjägen 
verſchuldete den Ruin der arbeitenden Menſchen, 
er ſchuf das Proletariat der neueren Zeit“ (Janſſen, 
Geſch. I, 8. Aufl., 1886, 471). Denken wir ung 
beiſpielsweiſe, die gewerblide Korporation 
hätte feiner Zeit in alter elaftiicher Kraft jene 
arbeitiparenden Vorrichtungen, die Mafchinen, in 
ihren (gemeinnüßigen) Dienft genommen, — die 
moberne Kluft zwifchen „Unternehmer“ und Hilfs⸗ 





arbeiter, an der wir laborieren, wäre wahrſchein · 
lich vermieden worden. Die allgemein eingehal« 
tenen hriftlihen Sonn« und Feiertage, die Sitte 
der eierabendglode zu Ehren Unferer Lieben Frau 
ſicherten eine angemeffene Erholung, garantierten 
eine Art Normalarbeitstag. Die Waffenfähigfeit, 
der Ehrbegriff, bie politifhen Wahlrechte ber alten 
Zünfte gewährten dieſen dieſelbe ehrenvolle und 
einflußreihe Stellung, die in der modernen Zeit 
viel zu ausſchließlich auf den Befig, auf das Ka- 
pital als Führerin und Leiterin aller Arbeit, ja 
auf das Leihlapital (Banktum) als Führerin der 
Unternehmungen — übergegangen ift. Der Stand 
des modernen Arbeiters ift Lebensberuf, nicht mehr 
— was im Mittelalter die Regel — nur Durch⸗ 
gangsftufe zu größerer Unabhängigkeit. Im 
Gegenteil, der moderne Arbeiter hat hödjftens die 
Ausficht, es im Alter noch fhlechter zu befommen. 
— Dasantiproletarifche Geheimnis des deut ſchen 
Rechts beſtand darin, womöglich jedermann zur 
Arbeit zu verpflichten, auf der einen Seite lein 
arbeitsloſes, unbelaftetes Eigentum anzuerkennen, 
auf der andern Seite jeden Arbeiter zu Arbeits- 
ſtoff und Arbeitsinftrument in geficherte Beziehung 
zu ſehen. Mit der zunehmenden Ausſcheidung 
des hriftlichen Elements aus dem Rechtsleben, mit 
der fteigenden Anerkennung des Egoismus (mirt« 
ſchaftliches Selbftintereffe!) als hinreichender 
Triebfeder des Bfonomifchen Prozeſſes verlor Die 
alte heilſame Mifchung von Arbeit und Eigentum 
den Halt. Auf der einen Seite warb das Eigen- 
tum zu einer Summe ausſchließlich von Befug- 
niſſen ohne Pflichten gegen die Geſellſchaft. Auf 
der andern Seite ſehen wir einen ſtets wachſenden 
Bruchteil der Nation im Stande befiglofer Arbeit, 
Arbeiter. Die vielgepriefene „Freiheit ber Arbeit”, 
d. h. die Befugnis eines jeden, zu arbeiten, was 
ihm am beiten dünkt, [Hüfte nicht vor Ausbeutung 
und Not. 

VI. Giebt &8 ein Recht auf Arbeit? Fürſt 
Bigmard hat am 9. Mai 1884 im beutichen 
Reichstag gleichfam zur Begründung feiner ſtaats- 
ſocialiſtiſchen Anſchauung die denkwuͤrdigen Worte 
geſprochen: „Ich erkenne ein Recht auf Arbeit 
unbedingt an und ſtehe dafür ein, ſolange ich auf 
dieſem Platze ſein werde. ... Iſt es nicht in unſern 
ganzen fittlichen Verhältniſſen begründet, daß ber 
Mann, der vor feine Mitbürger tritt und jagt: 
ich bin gefund, arbeitsluftig, finde aber feine 
Arbeit — berechtigt ift zu jagen: Gebt mir Arbeit! 
und daß ber Staat verpflichtet ift, ihm Arbeit zu 
geben?!“ Über bie Bedeutung biefes vom Fürſten 
Bismard proffamierten , Rechts auf Arbeit“ hat 
Id ein —2 Streit entſponnen. Eines 

eht jedenfalls feft: giebt es auch fein Recht auf 
Arbeit in ftreng juriftiihem Sinn, fo doch ſicher 
ein moraliſches Recht auf Arbeit, daS keinem 
verfagt werden darf, ber Anſpruch barauf erhebt. 
Die Wohlthat, die dem einzelnen Notleibenden 
dur Zumeifung von Arbeit erwiejen wird, er» 
weitert ſich zugleich zu einer fruchtbaren Mitarbeit 


253 


am den wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Aufe 
gaben des ganzen Volkes, denn Arbeit ift ein 
Almofen, daS nicht nur zur Befeitigung, ſondern 
vor allem auch zur Verhütung der Armut beie 
trägt. Gerade wo die Arbeit mangelt, wo man 
aber nad) ihr mit ehrlichem Willen verlangt, dort 
zeigen fi) ihre Segnungen in beſonders reichem 
Maße in gleicher Weife für ben, ber fie giebt, wie 
für den, der fie nimmt. 

VI. Sitteratur. Außer den nationalöfo- 
nomiſchen Schriften von Adam Smith, Rau, 
Hermann Rocher, Schäffle, A. Wagner, Schön« 

: Dunoyer, Liberts du travail, 1847; 
Mario (Wintelbieh), Unterfuchungen über die 
Organifation der Arbeit, 1848 (1885); Weite, 
Das deutſche Recht ein Schuß der Arbeit, 1849; 
v. Thünen, Der naturgemäße Arbeitslohn, 1850; 
dv. Mangoldt, Art. „Arbeit“ in Bluntſchlis 
Staatswörterbuch, 1857; Levasseur, Classes 
ouvriöres, 1859; Riedl, Die deutjche Arbeit, 
2. Aufl., 1862; Rösler, Zur Kritit der Lehre vom 
Arbeitslohn, 1868; Roßbach, Geſchichte der Ge⸗ 
ſellſchaft, 8 Bde. 1868—1875; Weinhold, 
Geſchichte der Arbeit I, 1869; Balker, Das 
Bud) von der Arbeit, 1870; Brentano, Arbeiter 
giben, 1871; Stamm, Geldichte der Nebeit, 
2. Aufl., 1871; Landgraf, Arbeitsvertrag, 1873; 
Schings, Das Arbeitsrecht, IV und V, 1873; 
Lampertico, I lavoro, 1875; Brentano, Ar« 
beitöverhältnis, 1877; Stubnig, Frauenarbeit, 
1877; Brentano, Arbeitäverfiherung,, 1879; 
Schellwien, Die Arbeit und ihr Net, 1882; 
Bolf, Recht auf Arbeit, 1884; Wiebe, Recht auf 
Arbeit, 1885; Ofner, Recht auf Arbeit, 1885; 
Menger, Das Recht auf den vollen Arbeitsertrag, 
1886 ; Neurath, Recht auf Arbeit, 1886 ; Eberle, 
Arbeit und Lohn, Stand 1894; R. Singer, Das 
Recht auf Arbeit, Jena 1895; Drefiel, Die 
Arbeit im Lichte des Glaubens, Regensburg 
1897; Bucher, Entftehung ber Vollswirtichaft, 
Zübingen 1898. Bruder, rev. Red.] 

Arbeit der Irauen, Kinder, ſ. Arbeiterfrage. 

Arbeit, Recht auf, |. Arbeit. 

Arbeiter, Ländliche, |. Landarbeiter. 

Arbeiterdiſdungsvereine, |. Vereind- und 
Berfammlungsweien. 

ArBeiterfrage. Begriff und Umfang 
der Arbeiterfrage. Die „Arbeiterfrage” ift 
die Frage“ der richtigen, den Geboten der Ge⸗ 
a und Billigkeit entiprechenden Stellung 
und Eingliederung der „Arbeiter“ im Gejamt« 
organismus ber Gefellihaft und bes Staates. 
Diefelbe ift fo ein Teil der „jocialen Frage. Die 
„Arbeiterfrage“ in weiterem Sinne umfaßt alle 
in ber Land» und Forſtwirtſchaft, im Handwerk, 
in der Hausinduftrie, in Handel und Verkehr, im 
Gefindedienft, in perjönlichen Dienftleiftungen zc. 
gegen Lohn beichäftigten Perjonen, ſoweit beren 
Thätigfeit mehr körperlicher, mechanifcher Art iſt. 
Wir ſprechen von einem „Arbeiterftande”, einer 
„Arbeiterflafie" im Gegenſatz zum Stande ber 
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ges Unternehmer, welche zugleich mit 
größerem oder geringerem Rapitale arbeiten, wäh- 
rend bie „Arbeiter” nichts als ihre Arbeitskraft 
einzufegen haben. — Die „Arbeiterfrage” im 
engeren Sinne begrenzt fich auf die gewerblichen 
ober gar bie in der modernen Sroßinduftrie be= 
[Bättiten Lohnarbeiter. Die „Arbeiterfrage* in 
iejem Sinne ift das Reſultat ber mit ber Ma—⸗ 
ſchine und Arbeitsteilung gegebenen, durch die 
Hanbelsfreiheit, Gewerbefreiheit und Freizügigfeit 
geförberten geſellſchaftlichen Entwidlung. Die 
Arbeit vollzieht ſich nicht mehr auf eigenem Grund 
und Boben, in eigener Werffatt, in Haus und 
Familie — bie Werkftatt ift verdrängt durch bie 
Fabrik“. Die Mafie der Arbeiter befigt nicht 
mehr die ausreichenden Mittel der ſelbſtaͤndigen 
Produktion, ift angewieſen auf die Beſchäftigung 
„gegen Lohn“. Damit ift eine völlige Ummälzung 
der Erwerbäverhältnifje und der geſellſchaftlichen 
Beziehungen gegeben, die vor allem jene trifft, 
welche von „ihrer Hände Arbeit” leben müſſen. 
Für die nationale Produftion find die Maſchine 
und Arbeitsteilung die ae mädjtigen Fort · 
ſchrittes geworden. Die, Frage“ ift: ob nicht auf 
Koſten der nationalen Verteilung? Das erſte 
Problem der Arbeiterfrage in wirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehung iſt: wie iſt dem Arbeiterſtande unter 
Wahrung der vollen Arbeits⸗ und Lebenskraft 
durch Steigerung der materiellen und geiftigen 
Lebenshaltung ber entipredhende Anteil an den 
Fortſchritten der Produktion und Kultur zu fichern? 
In politiicher Beziehung ift heute der Arbeiter 
rechtlich frei und den übrigen Mitbürgern gleich⸗ 
berechtigt ; aber dieſe gefeßliche Freiheit und Gleich⸗ 
berechtigung ift wieder „in Frage“ geftellt durch 
eine große materielle Abhängigkeit. Das politiſche 
Problem der „Arbeiterfrage“ ift demnach: auch 
materiell dem Arbeiter feine perjönlidhe und po= 
litiſche Freiheitsſphäre gegen die Eingriffe der⸗ 
jenigen, welche materiell die Macht haben, zu 
ſichern. Zugleich gilt e8, die mit der allgemeinen 
Schulbildung, der allgemeinen Wehrpflicht und 
dem allgemeinen deutſchen (Reichstags⸗) Wahlrecht 
gegebene geiftige und politiſche „@leichheit” durch 
eine entſprechende geiflige Bildung und jociale und 
politifhe Schulung zur Wahrheit und Wohlthat 
zu machen. In fittlicher Beziehung endlich haben 
fi) infolge der Loderung der häuslichen und ger 
ſellſchaftlichen Bande einerſeits und ber gefleigerten 
Konzentration der Bevöllerung in Fabrik, Woh- 
nung und Großftadt anderjeit8 Die Gefahren ver⸗ 
mehrt und iſt da8 Problem: Schugiwehren zu 
ſchaffen und die gejprengten Ordnungen durch 
neue Organifationen zu erjeben. 
DieElementederArbeiterfrage. Die 
charalteriſtiſchen Erfcheinungen, welche bie moderne 
induftrielle Entwicklung fennzeichnen und gleichſam 
die Elemente ber Arbeiterfrage bilben, find folgende: 
I Ronzentration des Kapitals in 
wenigen Händen, Trennung von Ka— 
pital und Arbeit. Die zunehmende Bebeu- 
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tung der Mafchine und Arbeitsteilung giebt 
dem größeren, Tapitalfräftigeren Unternehmen 
einen natürlichen Vorſprung in der Konkurrenz, 
fo daß die Hleineren jelbftändigen Unternefmungen 
im Kampf ber Konkurrenz unterliegen müſſen. 
Das Kapital fpielt eine jo enticheidende Rolle, 
daß die indivibuelle Kapitalfraft faum aus- 
reicht und nicht bloß durch umfaflende Inanſpruch⸗ 
nahme des Leihfapitals Verftärkung fucht, ſondern 
vielfach Alktiengeſellſchaften, Gefellichaften mit be= 
Ichränkter Haftung zc. an bie Stelle ber perfön- 
lichen, individuellen Unternehmungen treten. Das 
Kapital wird immer mehr ein felbftändiger Faltor; 
Intelligenz und Arbeit werben dem Kapital dienft« 
bar. Die perfönlichen Beziehungen zwiſchen Unter» 
nehmer und Arbeiter, da8 Gefühl der Pflicht und 
Verantwortung einerjeit8, der Anhänglichteit und 
Treue anderjeit8 treten zurüd, ber Begriff des 
„Dienſt“⸗Verhältniſſes wird abgelöft durch den 
Begriff des „Arbeitd-Bertrages*, beffen Inhalt 
ſich auf den Austaufh von Arbeitsleiftung und 
Arbeitslohn beſchraͤnkt. Diefer Austaufch vollzieht 
ſich nad) den Geſetzen des Marktes — nad) An⸗ 
gebot und Nachfrage; der Arbeiter erachtet ſich 
bei biefem Vertrage als der ſchwächere, abhängige 
Zeil faft ftets für benachteiligt, und fo bilbet ſich 
ein Gegenjag aus zwiſchen Arbeitgebern und Ar 
beitern, der anderfeit8 wieber zu einer Verbindung 
ber Klaſſe“ führt. So tritt an Stelle der Soli— 
barität der Unternehmung die Solibarität ber 
„Klaſſe“. Mit der Verdrängung ber kleineren 
Unternehmungen durch die größeren, mit der zu⸗ 
nehmenden Konzentration der Produftion und 
des Kapitals in wenigen Händen fteigt auch na⸗ 
türlich die Abhängigkeit, der Klaſſengegenſaß und 
der Klaſſenhaß, Die Zahl der Unzufriedenen, welche 
diefen Haß ehren, die Klaſſe zur folibarifchen 
Gegenwehr organifieren. Die Verdrängung, bie 
(Saktifche) Expropriation der Keinen durch die 

roßen, des auf perfönlicher Arbeit baflerten pro= 
duftiven Eigentums durch das arbeitsloſe Renten» 
lapital ift zugleich geeignet, die Achtung vor dem 
Eigentum an fid zu erſchüttern, fo daß nun das 
Eigentum felbit principiell angegweifelt wird und 
bie Klaſſe der „Enterbten“ fich nicht bloß zur Ger 
genwehr gegen unberechtigte Eingriffe und zur Ere 
ringung einer würbigeren, felbftändigeren Stellung 
gegenüber den Arbeitgebern organiliert (Gewerk« 
und Fachvereine), ſondern ſich gegen die beftehende 
Eigentumd= und Gejellihaftsorbnung felbft aufs 
lehnt und „die Erpropriation der (fapitaliftifchen) 
Expropriateurs durch die Geſellſchaft“, d. i. durch 
den Staat, verlangt (Socialdemokratie). Und nicht 
bloß mindert ſich die Zahl der Eigentümer von Pro- 
duktionsmitteln ſondern diefe jhließen ſich immer 
mehr zu einer Kafte ab, frönen dem Genuß und 
Luxus während bie Maſſe des Proletariats immer 
mehr dem Elend und ber Verzweiflung anheim⸗ 
fällt. So brot die Kluft zwiſchen Befigenden und 
Befiglofen immer größer, unüberfteiglich zu werden; 
auch Talent und Urbeit bieten feine Brüde. Groll 
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und Peſſimismus herrſcht auf ber einen Seite, 
die von den Ehren und Gütern der Gefellichaft 
ausgeſchloſſen ift, während ber Klaſſe der Herr⸗ 
ſchenden der frifche Zuzug und bie Verfüngung 
aus dem Volle mangelt. Das bie Gefahr ber 
Entwicklung. — Dieſes Klaſſenbewußtſein wirb 
beſtärkt durch die 
I. Konzentration der Bevölkerung 
indenGroßftädten. Die Arbeitsteilung und 
Mafjenproduftion erfordert einen erweiterten Ab⸗ 
fagmartt; Handel und Verlehr bedingen deshalb 
weſentlich die Entwidlung der Probuftion. Nun 
haben aber in dieſer Beziehung die größeren Stäbte 
einen bedeutenden Vorſprung. Anderjeits ift es 
leichter, inmitten der geſchulten Arbeiterjchaft, ber 
beſtehenden Geichäftsbeziehungen und ber gejhäft« 
lichen Trabition einer Großftadt refp. eines Jndu⸗ 
firiecentrums eine neue Fabrif zu gründen, als in 
der Meinftabt ober auf dem platten Lande, wo 
alle diefe Vorbedingungen erft gefchaffen werben 
müffen. Endlich find es auch die gejellfehaftlichen 
Annehmlichkeiten, welche Unternehmer und Ar⸗ 
beiter gar leicht verloden, ber Großftabt den Vor⸗ 
ug zu geben. So fehen wir denn unjere Groß- 
bte und Induftriecentren riefig anwachſen, bie 
dann den Herd eines unglüdlihen Proletariats 
und — der Socialbemofratie bilden. Schon das 
äußere Zufammenwohnen in den Borftädten und 
Arbeitervierteln muß das Klaſſenbewußtſein der 
Arbeiter — das Bewußtſein des gleichen Elends und 
ber gleichen Ohnmacht gegenüber den „Bourgeoiß“, 
aber auch ebenjo das Bewußtſein der Macht ber 
Zahl und der Organifation wirffam weden. Da- 
zu kommen die Berführungen der Großftadt, welche 
die Leidenschaften, Genußſucht und Neid, anftacheln, 
die Einwirkungen der Prefje und Berfammlungen, 
welche der Agitation wirkſame Waffen leihen. Das 
Gegengewicht der Religiofität und Sitte fehlt viel« 
Tach, bietet nur ſchwache Schugwehren. Die Fluktua- 
tion der Bevöllerung, welche, losgelöſt von Heimat 
und heimatlicher Sitte, in ben Städten und Indu⸗ 
friecentren zufammenftrömt, bie Zufammenbrän- 
gungberjelben in enge Wohnungen, die den Bebürf- 
niffen ber Gefunbheit und des Familienlebens bei 
weiten nicht genügen, der Mangel eines eigenen 
eims, die Gefahren des Koftgängerweiens, ber 
eift der Aufflärung und Auflehnung, welcher im 
Zuge der Zeit liegt und vor allem in den Städten 
propagiert wird — das alles find Gefahren für 
Glauben und Sittlichfeit, die um fo größer find, 
als die kirchliche Seelforge mit dem Anwachſen ber 
Bevölkerung nicht gleichen Schritt hält. Diefe 
Gefahren der Großſtadt werden noch gefleigert 
durch die 
II. Konzentration der verfhiedenen 
Geſchlechter und Lebensalter in der Fa— 
brit — Lostrennung derfelben vom häus— 
lichen Herd. Während auf dem Bauernhof und 
in der Werfftatt die eigen He gewahrt 
bleibt und auch Knechte und Mägde reip. Gefellen 
und Lehrlinge den Schuß ber Familiengemeinſchaft 
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genießen, Iöft die Fabrik für bie Dauer des Arbeits- 
tages bie Familiengemeinſchaft auf. Vater und 
Kinder er ri " — 
ens gehen fie von Haufe fort, um 
abend fpät treffen fie wieder am ala Herb 
zuſammen. Im günftigiten Falle ift ihnen in ber 
furzen Mittagspaufe —7 — das Eſſen in Eile 
men zu genießen. Vielleicht geht auch fogar 
ie Mutter in die Fabrik, fo daß das Häusliche 
Leben am Tage vollends aufgelöft erjcheint. Ander- 
ſeits firömen in der Fabrik alle möglichen Elemente 
mmen, Männer und rauen, Jünglinge und 
chſene, meift ohne jede fittliche Aufficht, ohne 
Schuß gegen böfes Beilpiel und Verführung. Oft 
genug En es gerade die Meifter und Angeftellten, 
welche durch ſchamloſe Reben, durch Beiſpiel und 
Berführung ber Unfittlichfeit Vorſchub leiften. Die 
meiften Fabrilanten kümmern fi nicht um dieſe 
Dinge, find ſich der ſitilichen Verantwortung für 
das, was in „ihrer“ Fabrik vorlommt, wenig be= 
wußt. Die einfachiten Vorſichtsmaßregeln bei 
Anftellung der Meifter und Beamten, bei Ein- 
richtung und Dispoſition der Fabrifräume (Tren« 
nung der Geſchlechter, Anlage ber Aborte zc.) 
werden außer acht gelafjen. — Dazu fommt noch 
ein weitere Moment, die 
IV. Verdrängung ber menſchlichen 
Arbeitstraft dur die Maſchine — Er- 
faß der Arbeitstraft bes Mannes durch 
Frau und Kind — frühe Selbftändig- 
teit des Kindes. Die Fortſchritte der Technik 
machen tagtäglich menſchliche Arbeitsträfte über- 
flüffig, Drüden die Bedeutung biefer herab. Damit 
geht die fleigende rg Arbeitsteilung Hand 
in Hand, fo daß der Menſch immer mehr zu einem 
Appendix der Majchine wirb. Die Arbeit ift eine 
fo einfeitige, mechaniſche, daß Körper und Geift 
dabei verfümmern müffen, unb die Neigung zu 
Exceſſen faft als natürliche Reaktion, als berech⸗ 
tigter Proteft gegen biefe Herabwürdigung ber 
menſchlichen Individualität erfheint. Der Aufe 
enthalt in mit Staub und Ölgeruch geichtwängerter 
Luft, die Hite im Sommer und Winter (Gas- 
beleudtung), der Lärm der Majchinen, die oft 
übermäßig lange Arbeitözeit wirken in ber glei- 
den Richtung. Es ift phyſtologiſch und piycho- 
logiſch begreiflich, wenn Unfittlichfeit und Trunf- 
fucht wachſen. — Die Bedienung ber Mafchine 
erfordert mehr Aufmerkjamteit und Gemwanbiheit 
als Körperkraft und Vorbildung. Weibliche 
und jugendliche Arbeiter thun deshalb vielfach 
diefelben, oft befiere Dienfte als Männer; jeben- 
falls find fie billiger. So werben die erwachſenen 
Männer — Yamilienväter — durch weibliche 
und jugendliche Arbeiter verdrängt. Diejes führt 
einerjeit8 zu einer Herabdrüdung ber Löhne, 
anderſeits aber bietet ber verhältnismäßig reich⸗ 
liche Verbienft der Kinder eine große Verlodung 
zur Auflehnung gegen die elterliche Autorität und 
Disciplin. Oft gemig kündigen die Kinder ben 
Eltern den Gehorjam, geben ihnen Koftgelb oder 
Siaatalexiton. 1. 2. Hull. 
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verlafien fogar das Elternhaus, um ein Koſthaus 
zu beziehen. Damit ift natürlich wieder der fitte 
tigen Verführung Thür und Thor geöffnet, und 
fo folgt Berirrung auf Verirrung. Aber wenn e8 
auch = vollen Trennung nit fommt: das Ger 
fühl materiellen Unabhaängigkeit ſeitens der 
Kinder, die Furcht ber Eltern, die Unterſtützung 
ber Kinder zu verlieren, machen eine ftrenge häus⸗ 
liche Erziehung und Ordnung unmöglich, und fo 
iſt es nicht zu vertwundern, wenn Zuchtlofigfeit 
und Bergnügungsfucht machen und das Familien« 
leben teißend im Niedergang ift. Lieblofe Söhne 
und Töchter, welche nicht im Elternhauſe Familien- 
fen und Ordnung gelernt haben, werden natürlich 
chlechte Väter und Mütter. So wächt daß Übel 
im Verlauf der Generationen, die fociale „Urzelle“, 
die Familie, ift im Verfall. — Was ſpeciell Die 
wirtſchaftliche, materielle Seite der Arbeiterfrage 
(als Einlommensfrage) betrifft, fo wirken vor allem 
verhängnisvoll 

V. Trennung von Konſument und 
Produgent — Mangel an Überfidt 
bes Abjagmarktes — Überprobuftion 
und Krifen. Während der alte zünftige Hand» 
werker für die „Kundſchaft“ der Stadt und 
nächften Umgebung, und zwar fogar meift „auf 
Beftellung“ arbeitete, produziert der heutige 
Fabritant für den nationafen oder den Weltmarkt, 
und zwar nicht direlt für den Konfumenten auf 
deffen Beftellung, fondern für den Zwiſchenhandel. 
So fehlen die direkten und dauernden Beziehungen, 
die Fühlung —5 — Produzenten und Konſu⸗ 
menten ; bie Konſumenten wechſeln, neue Produ ⸗ 
zenten und Produkte treten auf den Markt. So 
fann die Überficht über den Markt und die Be- 
dingungen der Konkurrenz leicht verloren gehen 
und die Produktion auf falſche Wege geraten 
ober auch den Abfah überholen, fo daB eine 
Stauung auf dem Warenmarfte entfteht und bie 
Produktion vorläufig einhalten muß. Dieſe Über 
produftion — über das Maß bes Abjates hin 
aus — ift um fo leichter möglich, als die Fort« 
fehritte der Technik die Produktion fortdauernd 
fleigern, fo daß felbft dam, wenn feine Ver⸗ 
mebrung der Fabriken und ber Arbeiterzahl ſtatt⸗ 
fände, bet wejentlich gleichbleibendem Abſatzmarkt 
eine Überprobultion regelmäßig eintreten müßte. 
— Diele — werden verſchärft durch die 
Kreditkrifen. Die meiſten Unternehmungen 
arbeiten mit Leihlapital; faſt alle geben und nehmen 
Kredit. Sobald nun eine Überfüllung des Marktes 
ih geltend macht, das Angebot die Nachfrage 
überholt, finken die Preife, bie Rohprobufte werben 
entwertet, der Gewinn, bie Rentabilität des Ge⸗ 
fchäftes mindert fi) und damit „ber Kredit” — 
das Vertrauen in ben Beftand und die Zahlunge- 
fähigleit des Geſchäftes. So wird das Kapital, 
ſoweit möglich, gefünbigt und nur ſpärlich gegeben. 
Anderſeits aber bebürfen die Geichäfte, wenn fie 
„auf Lager“ arbeiten müſſen, weit mehr Betriebg- 
tapital wie vorhin. So müffen dann Verlegenheiten 
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entftehen, und die Panik vermehrt das Übel nod über 
das wirkliche Maß hinaus. Es müſſen um jeden 
Preis Mittel flüſſig gemacht werben; das führt 
wieder zu Schleuderpreiſen. So brechen die 
weniger gut fundierten Geſchäfte, welche auf den 
Krebit angewieſen find, meiſiens zufammen, wäh- 
rend die großen, Tapitalfräftigen Unternehmungen, 
welche dieſe wirtſchaftlichen Stürme beftehen, nadj« 
ber jogar unter viel günftigeren Bedingungen 
wieber in bie volle Produftion eintreten können. 
So wirken die wirtſchaftlichen Krijen wieber auf 
eine weitere Konzentration der Probuftion hin. 
— Diefe Probuftionskrifen find ber Schreden der 
mobernen Gejellihaft. Dit der Erweiterung des 
Abfagmarktes, den Fortſchritten der Wiſſenſchaft 
und Technik, der gefteigerten Bedeutung des 
Krebits nehmen fie an Umfang und Intenfivität 
zu. Diefelben treffen zunächft die Unternehmer 
und haben den Zufammenbruch zahlreicher Ge⸗ 
ſchäfte und — eine weitere Konzentration bes 
Kapitalbeſitzes iu Folge. In zweiter Reihe aber 
find es die Arbeiter, welche in ihrer Gefamtheit 
noch viel empfindlicher getroffen werden durch 
Arbeitslofigfeit, Reduktion der Arbeitszeit und 
Urbeitslöhne zc. — Mit den wirtſchaftlichen Kon⸗ 
junkturen, dem Wechſel von Auffhwung und 
Krife wechſeln aud im Leben der Arbeiter 
(relativer) Überfiuß und bittere Elend. Statt 
in ben guten Zeiten zu fparen für die Tage der 
Not, wird oft alles dem Leichtfinn und der Ver⸗ 
gnügungsſucht geopfert. So wirkt dieſe Unftetig- 
feit der wirtſchaftlichen Lage auch auf Familien- 
leben und Sittlichteit höchſt verderblich. — Die 
techniſchen Zortichritte ber Probuftion müflen 
noiwendig zur Überproduftion führen, foweit nicht 
bie Aufnahmefähigkeit des Abfagmarktes in gleichem 
Maße wächſt. Der Abſaß wird beftimmt durch 
die Kaufluft und die Kaufkraft der Konfumenten. 
Aehtere ift der entſcheidende Faktor. Von einer 
berprobuftion über das Maß der Bebürfniffe 
hinaus kann faum jemals die Rebe fein, es fehlt 
die Kauftraft. Und nun ift es wiederum ein 
Verhängnis der modernen Entwidiung, daß der 
relative Anteil der Arbeiter mit den Fortſchritten 
der Produktion zunächſt nicht wächſt, jonbern 
fällt. Der Löwenanteil fält dem Kapital zu, und 
die Fortſchritte der Produktion fommen nur ine 
foweit ben Arbeitern zu gute, als bie Probufte 
billiger werden. — Der Lohn fteigt nicht bloß nicht 
im Verhältnis zum Unternehmer= reſp. Kapitals 
gewinn, jondern hat fogar bie Tendenz, zu fallen; 
derjelbe bleibt nad) dem Ba „ehernen Lohngeſetz 
ſtets auf die durchſchnittlich und gemohnheitgmäßig 
zur Exiſtenz und Yortpflanzung notwendige Lebens · 
notdurft beſchränkt. Laſſalle hat zuerjt mit allem 
Nachdrud auf diefes von Ricardo aufgeftellte Ge⸗ 
jeß, welches „bie beſitzende Klaſſe und ihre Wifjen- 
ſchaft wie ein Geheimnis der Ceres bewahrten“, 
hingewieſen, „ben Arbeitern verraten“ — die 
VI. Stellung ber Arbeit als „Ware“ 
— das „ehberne Lohngeſetßz“. Arbeiter und 
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Arbeitgeber ftehen fich in ber heutigen Geſellſchaft 
wie Käufer und Verläufer gegenüber. Arbeiter 
und Arbeitgeber treten in freiem „Arbeitävertrag“ 
jufammen, und der Inhalt der freien Verein 
barung bilbet allein ben Umfang der gegenjeitigen 
rechtlichen Gebundenheit. Auch der „Preis“ der 
Arbeitskraft reſp. leiſtung richtet ſich weſentlich 
nach denſelben Geſetzen von Angebot und Nach» 
frage wie der Austaufch der Werte auf dem 
Warenmarkte. Nun find zwar Arbeitgeber und 
Arbeiter troß ber formalen gefehlichen „Zreiheit“ 
materiell in gleicher Weife aufeinander angewieſen 
wie Käufer und Verkäufer, aber die Zwangslage 
des Arbeiters ift thatfächlich doch viel bringlicher 
als Die des Arbeitgebers. Zunächſt ift ber Arbeiter 
faft regelmäßig aut fein Tagesverdienft angemiejen. 
Er befindet fi in ber Lage eines Kaufmanns, 
ber feine Ware um jeben Preis losſchlagen muß. 
Der Käufer weiß dad, und es ift jo die Gefahr 
wucherijcher Ausbeutung der Notlage nicht aus- 
geihloffen. Dann aber — und das ift viel ver⸗ 
bängnißvollee — ift daS Angebot der Arbeit faft 
ftetS größer als die Nachfrage. Da nun ber 
Arbeitgeber in dem Abſaß feiner Produkte dem 
Geſetze von Angebot und Nachfrage unterftellt ift, 
die Arbeitslöhne aber den weſentlichſten Faltor 
der Produftiondkoften bifben, fo lann der einzelne 
Arbeitgeber ſich beim beiten Willen auch in der 
Bertimmung der Löhne dem Geſetz von Angebot 
und Nachfrage nie ganz entziehen. Der Preis 
der Produkte bildet die abjolute Schrante. — Iſt 
auf dem Warenmarkte die Nachfrage größer als 
da8 Angebot, fo fteigt der Preis des betreffenden 
Produlis, und e8 vergrößert fid) ber Gewinn bes 
Unternehmens; ift aber das Angebot größer ala 
die Nachfrage, fo finft der Preis bis auf und 
vielleicht bis unter die Probuktionskoften. Im 
leßterer Lage befindet fih nun aber in der Regel 
der Arbeiter. Seine Produftionskoften find — 
ber Lebensunterhalt; felten fommt er über dieſe 
hinaug. Was auf dem MWarenmarte die „Über 
probuftion“, das ift auf dem Arbeitsmarkt bie 
fogen. „Übernölferung“. Die Überprobuftion auf 
dem Warenmarkte findet ſchnell ihre Korrektur in 
der Selbftbejchräntung ber Unternehmer. Sobald 
die Produktion „unproduftiv“ wird, Teinen Ge- 
winn mehr abwirft, wird diefelbe eingefchränft; 
dagegen find Familienfinn und Fortpflanzungs« 
trieb jo ftarf, daß die Bendlferung progreſſiw 
fteigt, ohne Rüdfidht darauf, ob aud) noch Pla, 
Verwendung auf dem Arbeitsmarkt ift, ob die 
Produktionskoſten gebedt werden oder nidht. 
Im großen und ganzen vermögen nur Not und 
Tod bdiejer Entwidiung Schranfen zu ſetzen. 
Das Refultat ift eben das „eherne Lohngejeh“, 
welches Lafjalle dahin präcifiert: daß unter den 
heutigen Verhältnifien von Angebot und Nach- 
frage der durchſchnittliche Arbeitslohn immer 
auf ben notwendigen Lebensunterhalt reduciert 
bleibt, ber in einem Volke gewohnheitsmäßig zur 
Friſtung der Exiſtenz und zur Fortpflanzung er« 
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forderlich ift. „Dies if der Punkt, um welchen 
der wirkliche Zagelohn in Pendelſchwingungen 
jeberzeit herum granitiert, ohne ſich jemals lange 
weber über benfelben erheben, noch unter denſelben 
herunterfallen zu können. Ex kann ſich nicht bau- 
ernd über Dielen Durchſchnitt erheben ; denn fonft 
entflände durd Die leichtere, befiere Sage der Ar⸗ 
beiter eine Vermehrung der Arbeiterbevöflerung 
und fomit des Angebotes von Hänben, welche den 
Arbeitslohn wieder auf und unter feinen früheren 
Stand herabdrüden würde. Der Arbeitslohn kann 
aber aud nicht dauernd tie! 1 unter dieſen not» 
wenbigen Lebensunterhalt fallen; denn dann ente 
fände Auswanderung, Ghelofigtet, Enthaltung 
von Kindererzeugung und endlich eine durch Elend 
erzeugte DVerminderung der Arbeiterzahl, welche 
ſomit das Angebot von Arbeitshänden verringert 
und ben Arbeitslohn wieder zu feinem früheren 
höheren Stande zurüdbringt.“ Dies fogen. „eherne 
Lohngefeg“ ift num zwar weber ein „Naturgeleß“, 
noch ein „Ölonomifches Gefeh“, da einerjeits Pomepf 
fittliche und Standesrüdfichten (Edlibat) wie un« 
fitiliche Mittel (Proftitution, Zweilinder-Syflem) 
die Volfsvermehrung hemmen können, anderſeits 
die Kapitalvermehrung und das Aufblügen ber 
Induſtrie (mit Export) die Nachfrage auferorbent« 
lich fteigern kann; aber thatjächlich befteht bie 
Tendenz einer ſtarlen Bermehrung ber Arbeiter 
beuölferumg. — Das „eherne Lohngejeß“ ift eine 
fpecielle Anwendung ber Malthusſchen Bevölte- 
rungstheorie: daß, während die Produltion ber 
Lebensmittel eines Landes unter den günftigften 
Umftänden nur in arithmetifcher Frogrelfion 
(1:3:5:7) fi fleigern könne, die Vollsver ⸗ 
mehrung die Tendenz babe, in geometrifcher * 
greſſion (2:4:8:16) zu wachſen. — Wä 
einerſeits daß Angebot der Hände ſtetig wächſt, 
Hält die Nachfrage nicht mit ber fteigenden 
Produktion Schritt, jondern vermindert fich viele 
leicht fogar, inbem durch die Fortſchritte 
der Technik und der (angewandten) Wiſſen ⸗ 
ſchaft fletig Arbeitskräfte geipart ( „Freigejebt“) wer- 
den („relative Übervölferung“), die dann das „An« 
bot“ in andern Branchen vermehren und fo die 
drüden. Nachdem bie Socialbemofraten das 
(Lafjallejche) „eherme Lohngejeg“ (feit dem Erfurter 
Parteitag) haben fallen laſſen, betonen fie um fo 
mehr bie „relative Übervölferung” (von Marrx) und 
machen die „inbuftrielle Reſervearmee“ 
fürdie traurigen Arbeiterverhältniffeverantwortlich. 
Der Arbeiter verfauft nicht die „vergegenftänd- 
lichte“ Arbeit, das Arbeitsprobuft, wie der Hand⸗ 
werfer ober Bauer, jonbern Die Arbeitsfraft, die 
von feiner Perſon ungertrennlid) ifl. So ift er 
zunãchſt in Verwertung feiner „Ware“ Arbeit 
Iofal befcjränft, gebunden. Er kann feine Ware 
nicht verfenden, nicht fremde Märkte aufſuchen, 
um bie günftigen Markiverhältniffe dort aus« 
zunutzen. Namentlich der Familienernährer befißt 
nit die Mittel, durch Wechiel des Wohnortes | un! 
die Konjunkturen außzunupen. Die Liebe zu 
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Sana und Verwandiſchaft, die Rückſicht auf den 
exerbten ober erworbenen und fo Doppelt werten 
Befig eines Häuschens, eines Stüd Landes halten 
ed ri 1, befieren Arbeiter zurüd. Der 
irbeiter iſt auch zeitlich gebunden ; er lann feine 
Arbeit nicht aufjpeihern, nicht warten, bis gün« 
fligere Konjunfturen ſich bieten. Ex kann e& um 
fo weniger, als er meiltens „aus ber Hand in 
den Mund lebt” und mit dem Tage ber Arbeits« 
Iofigkeit auch ſchon die Not einkehrt. Endlich ift 
der Arbeiter auch mit feiner ganzen Perjon im 
Arbeitsvertrag gebunden, er trägt wirklich „jeine 
Haut zu Markte“, mit feiner ganzen Perſon ift er 
engagiert. Und ba er num ber ſchwaͤchere Teil ift, fo 
iin nit bloß feine wirtſchaftliche Exiſtenz in Frage 
geftellt, fondern es kommt auch in Betracht die 
VIL Gefährdung der perfönliden 
Güter: Leben und Gefundheit, Gitt- 
lichkeit und Famtlienleben. Es kann eine 
vorzeitige und übermäßige Ausnußung ber 
Arbeitsfräfte, insbejondere der Kinder, ber 
iugendliden Arbeiter, ber Arbeite 
tinnen zc. flattfinden; die Arbeitszeit fann 
zu weit außgebehnt werden, jo daß Geſundheit 
und Familienleben darunter leidet; e8 lann bie 
berechtigte und notwendige Nacht⸗ und Sonn 
tagsruhe in Frage geftellt werben. Oft find 
Umfang und Einrichtungen ber Betriebs 
ftätten bezüglich Luft, Licht, Schuzpvorrich⸗ 
tungen zc. ungenügend, ober ber Betrieb 
entbehrt der ae und Vorſicht bezüglich des 
Gebrauchs der Schupeinrichtungen, ber 
der —— x. Es kommt vor, daß Arbeit- 
geber, Angeflellte, Meiſter ober Vorardeuer bie 
materielle Abhängigkeit ber Arbeiter und 
nd | Arbeiterinnen mißbrauchen zur wirtfchaftlichen 
Ausbeutung (Trudiftem zc.), oder zur fittlichen 
Verführung, oder zur Beichränfung der perjön« 
lichen ober politiichen Freiheit. 
ie „Arbeiterfrage“ ift im erfter Linie 1. eine 
wirtfchaftlice — Einlommend-, „Magen“ — 
Frage. Sie ift aber auch 2. eine Rechtfrnge, eine 
Reform der beftehenben Rechtsordnung bezielend; 
fie ift 3. eine politifche Frage — jogar eine polie 
tiſche Machtfrage (Allgemeines Stimmrecht); fie 
iſt 4. eine fittlichereligiöfe Frage, inſofern "alle 
Handlungen ber Menihen auf wirtſchaftlichem 
wie politiichem Gebiete — ſowohl der Arbeitgeber 
als der Arbeiter, als der Gefeggeber zc. — durch 
fittlicerefigiöfe Nüdfichten beeinflußt werden, jet 
es in guter, jei e8 in böfer Richtung, wie um⸗ 
gelehrt auch die wirtſchaftlichen Verhältnifie — 
Produltionsweiſe wie Verteilung — gewiß auch 
auf bie fittfichen Anfchauungen und Beitrebungen 
einwirken. — Die Arbeiterfrage ift eine bren- 
nende, weil 1. die wirtſchaftlichen und fitt« 
lien Mißſtände groß find; 2. die Unzufrieden- 
beit, ber zum Bewußtfein gelommene Wiber« 
— zwiſchen dem Geſellſchaftsideal ber Freiheit 
Gleichheit, wie es in ber politiſchen Orb» 
= verwirklicht ift, dem Ideal des wirt⸗ 
9* 
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ſchaftlichen Fortfchrittes, wie bie techniſchen Hilfs- 
mittel es ermöglichen, und der Wirflichleit 
fleigt ; 3. das Klaſſenbewußtſein durch die allge» 
meine Bildung GVollsſchule), die allgemeine 
Militärpflicht, das allgemeine Stimmrecht, durch 
den fteigenden Berfehr, Durch Preſſe und Vereine zc. 
waͤchſt; 4. bie Frage wie an Intenfivität jo auch 
an Umfang dur bie „Proletarifierung“ ber 
„Mittelftände* tagtäglich anwächſt; 5. der Un ⸗ 
glaubeund Die Verhetzung die proletariſchen Maffen 
immer mehr der Verzweiflung und — Revolution 
entgegendraͤngt. 

Mittel und Wege zur en der 
Arbeiterfrage. So mannigfad) die Urſachen 
— „Elemente” — der Arbeiterfrage find, fo 
mannigfaltig find auch die Mittel und Wege, welche 
die „Frage“ ihrer „Löfung“ näher führen. Eine 
abäquate „Löfung“ giebt e8 nicht, noch weniger 
ein Allheil-Dittel der Löfung. Es handelt ſich 
auch nicht wejentlich um neue, noch zu findende 
Mittel und Wege, jondern bie Mittel find ſchon 
mehr oder weniger in Wirkſamkeit, bie Wege wer« 
ben ſchon gegangen, und es gilt nur mit klarer 
un me energiſchem Willen die Mittel und 

ege fortzu E 

1. u TEN der Pro⸗ 
duktion und des Kapitals“ anbelangt, jo gebt 
diefe Entwidiung doch thatſächlich nicht fo all« 
gm und fchnell, als bisher angenommen wurbe. 

ur die zwerghaften Alleinbetriebe haben von 
1882— 1895 abgenommen, bie Klein · und Mittel» 
betriebe find gewachſen an Zahl und Bedeutung. 
Die Großbetriebe bilden fich und wachen allmäh» 
ich, fo daß Arbeitgeber und Arbeiter ſich recht 
wohl organisch in die neuen Berhälniffe einfeben 
tönnen. Freilich, die neuen Betriebsformen for 
bern neue Organifationsformen bes Verkehrs und 
gegenjeitiger Kühlung — Arbei terausſchüſſe; 
die fleigende Abhängigkeit ber einzelnen Arbeiter 
bedarf des Ausgleichs duch Arbeiterorgani- 
fationen. Der Gegenfagvon Arbeiterund Arbeit · 
geber und ihrer Organijationen muß lebhafter 
zum Bewußtjein und zur Ausgeftaltung fommen, 
aber auch die Solidarität der Intereſſen wird ſich 
bald wieder Geltung verſchaffen — eventuell in 
beiberfeitigen Verluften und Schädigungen (bei 
Streils x.) — und ge gemeinfamen Schaffung 
von Ausgleichs und Einigungsämtern führen. 
Wenn ber Lömenanteil des Gewinnes der Pro- 
buftionsfortfchritte auch zunächft dem „Kapital“ 
auffießt, jo wird e8 Doch auch den Arbeitern, geftüt 
durch eine ſyſtematiſche Atrbeiterwohlfahrts⸗ 
politit — insbejondere durch eine umfichtige 
Fortführung der Arbeiterfchuß- und Verfiherungs- 
gefeßgebung zc. —, geitärkt durch ihre eigenen 
Organifationen, gelingen, auch ihren Anteil an 
dem wirtſchaftlichen Fortſchritt fletig zu erhöhen. 
Dabei bleibt e8 zugleich Aufgabe einer umfichtigen 
Socialpolitik, die beftehenden Klein- und Mittel- 
betriebe durch Bildung von gejeglichen Organi- 
fationen und Genoffenfchaften, durch Vermittlung 
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bilfiger Kraft« und Arbeitsmaſchinen (mittel 
a und Gas) zc. in dem Konkurrenzlampfe 
thunlichſt zu flärten. Zugleich if die Hoffnung 
gegeben, daß aus dem Ärbeiterſtande ſich ein 
neuer Mittelftand emporringt, der zwar bes großen 
Gutes der Selbftändigkeit ermangelt, aber dafür 
ben Beweis fittlicher Kraft und Tüchtigfeit im 
Kampfe ums Dafein erbracht hat. 

2. Die „Konzentration der Bevölke⸗ 
rung in den Städten und Imbuftriecentren” 
erfordert eine weit ausſchauende Wohnungs« 
fürforge. Es kann und muß durd) eine von 
focialen Geſichtspunkten geleitete Verkehrs 
politik: Bau von Eifenbafnen, von Dampfe 
und eleftrifchen Bahnen, billige Frachten zc., durch 
Nupbarmadhung der Wafjerkräfte (Thalſperren ec.), 
durch Minimalanforberungen bezüglich der fläbti- 
ſchen Wohnungen zc. auf eine Verlegung der In⸗ 
duftrie auf da8 Land Hingewirkt werden. Die 
fittlicden Gefahren des Stabtlebens müſſen Durch 
intenfivere Seeljorge (Vermehrung der Pfar- 
reien und ber Zahl der Seelforgefräfte, ſyſtematiſche 
Haus- und Vereingfeelforge 2c.), durch Gründung 
von guten religiöfen und bildenden Vereinen, 
durch beſſere ittliche Erziehung und Bildung zc., 
ihren Ausgleich finden. 

8. Die „Konzentration ber verſchie⸗ 
denen Lebensalter und Geſchlechter in 
der Fabrit“ verpflichtet Arbeitgeber und Gejeh- 
gebung zu erhöhter fittlicher Auſſicht und Fürforge 
(fittliche Beflimmungen in ber Arbeitgordnung, 
Schuß ber Sittlihfeit burd) Gefeß, Tren- 
nung der Geſchlechter 2c.). — werden Seel⸗ 
ſorge und Bereine für jugendliche und weibliche 
Urbeiter, Haushaltungsfhulen zc. erhöhte Wirk- 
famfeitentfaltenmüffen. — Die „Lostrennung vom 
häuslichen Herb“ während der Arbeit muß wieder 
ausgeglichen werben durch ein um fo innigeres 
Familienleben für die arbeitsfreie Zeit: Kürzung 
der Arbeitszeit, Sicherung ber Sonntagsrube, 
gute Wohnungen zc. 

4. Die „Verdrängung der menſchlichen 
Arbeitsfraftdurd die Mafchine* ift für 
bie, welche zunächft „freigefegt” werben, verhäng- 
nißvoll. Auch dient die Mafchine bei ber 
induſtriellen Entwidlungoftnur zur Herabdrüdung 
und intenfiveren Ausnugung ber menſchlichen 
Arbeitskraft. Bald aber fieht fich der Staat Durch 
die Rüdficht auf fein eigenes Intereſſe gehalten, 
der Ausbeutung durch Beſchränkung der Arbeits- 
zeit Maxgimalarbeitstag), Verbot der 
Kinderarbeit, Regelung der $rauen- 
arbeit zc. Schranken zu jegen. Die Organi- 
fation der Arbeiter, die fleigende Bildung, die 
Bethätigung in ber Verwaltung ber gejeß- 
lichen Organifationen : Krantentaffen, Unfall und 
Invalibitätsverfiherung, Gewerbegerichten, Ar« 
beiterausſchüſſen, Vereinen zc., in inde und 
Staat, bie fürzere Arbeitszeit zc. bieten der Ein- 
feitigfeit und dem mechanifhen Charakter der 
Arbeit ein ſtarkes Gegengewicht, fo Daß die Ar- 
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beiter 3. ®. dem Handwerlerſtande an geiftiger 
Regfamteit, an polinſcher und allgemeiner Si 
an Stanbesbemußtfein und ernftem Streben durch» 
aus nicht nachftehen. „Die frühe Selbftändigfeit 
des Kindes“ Tann durch Gejeh: Regelung ber 
Lohnzahlung (an die Eltern), durch Arbeit« 
geber (Arbeitsordnung)und Bereine für jugend« 
ũche Arbeiter zc. mit Erfolg befämpft werden. 

5. Die „Trennung von Produzent 
und Konjument” giebt dem vermittelnden 

bel eine ſtets fleigende Bedeutung. Diefer 

ucht mit Erfolg durch das Barometer des „Preifeg“ 
Bedarf und Produltion in Harmonie zu erhalten. 
Börfe und Prefje orientieren tagtäglich den Pro- 
duzenten über den Stand des „Marktes“. Auch 
durch regelmäßige ftatiftiihe Zufammenftellungen 
über Produktion und Abfag, durch Konfularberichte 
(im Auslande), dur; Beobachtungsſiationen der 
Berufsorganijationen ber Inbuftrie und des Han- 
dels zc. Lönnen und follten die Produzenten wirl⸗ 
famer als bisher über die „Marktlage“ orientiert 
werben. Die „Anarchie der Produktion“ 
findet ihre Korreftur durch die Bildung von Kar⸗ 
tellen, Syndilaten ꝛc. Die — freilich ſchwierige 
— Aufgabe ber Geſetzgebung iſt, denjelben im 
Rahmen ihrer berechtigten Beftrebungen einen 
öffentlicherechtlichen Schuß zu geben, dabei aber 
den Mißbräuchen Schranten zu ſetzen. Die Fort⸗ 
Schritte der Technit — „Bervolllommnung 
der Produktionsmittel“ — führen zwar 
entweber zu einer Steigerung der Probultion oder 
aber zu einer Verminderung der Zahl ber be 
ſchãftigten Arbeiter, aber thatjächlich tritt meiftens 
die erfie Folge ein, indem bie verbilligte und ver⸗ 
befierte Produktion auch wieder einen erweiterten 
Abſatz, ſei es im Inlande, fei es im Auslande, 
ermoglicht. So weiſen troß zunehmender Ver⸗ 
wenbung von Arbeitäfräfte erſehenden Maſchinen 
faſt alle induftriellen Berufsgenoſſenſchaften eine 
Retig Steigende Zahl von beſchäftigten Arbeitern 
(Berficerten) und ſowohl abjolut als aud pro 
Verfiderten fteigende Löhne auf. Dasſelbe Re 
fultat weift im Durchſchnitt die Betriebsftatiftit 
pro 1882 und 1895 nad). Durch die Steigerung 
des Exports ift es möglic) geworden, troß der 
Fortfchritte der Technik und der Steigerung der 
individuellen Arbeitsleiftung (mittel der Ma⸗ 
ſchinen und Arbeitsteilung) eine ftetig größere 
Zahl von Arbeitern in ber Inbuftrie zu beſchaͤfti⸗ 
gen, und fo bie Bilbung einer „inbuftriellen Re= 
fervearmee" entweder ganz zu verhüten ober Doch 
die baldige Überführung der in einer Brande 
etwa „freigefeßten“ Arbeiter in andere Gewerbes 
zweige fehr zu erleichtern. Durch einen ſyſtema⸗ 
tifhen Ausbau ber Arbeitsnachweiſe fann 
dieſes Ziel noch wirlſamer geſichert werben. Selbft 
die Berfiderung gegen Arbeitslofig- 
teit erfcheint als ein Lößbares Problem. 

6. Die ungünftige „Stellung ber Arbeit als 
Bare“ auf dem „Arbeitsmarkte” wird auß« 
geglichen durch bie gewaltige Entwidlung 


Arbeiterfrage. 
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unferer Inbuftrie. „Das Kapital“ und fein 
Anlagebebürfnis tft noch flärker gewachſen als 
die arbeitende —— die Nachfrage nach 
Arbeitstrãften war fo im Durchſchniti ſtärker als 
das Angebot, und find bie Löhne ftetig geſtiegen. 
Und das nicht bloß abfolut, ſondern auch in ihrer 
Kaufkraft. Außer Wohnung, Fleiſch Butter, 
Mid, Eier x. find die Lebensbebürfniffe, wie 
Nahrung, Kleidung, Möbel zc., billiger geworden. 
Fremde Weltteile ergänzen die Produktion des 
beimijchen Bodens, ja bieten biejer eine preiß- 
brüdenbe Konkurrenz. Durch einen umfaſſenden 
Import von Nahrungsmitteln und Rob- 
floffen und Export von Induftriepro- 
duften wird das „eherne —ã und die 
Malthusſche Bevölterungstheorie vollftändig para⸗ 
lyfiert. — Iſt fo die Sage der Arbeiter als r 
nicht ungünftiger, ſondern günftiger geworben, jo 
bleibt allerdings noch die ſchwaͤchere Stellung des 
einzelnen (beſonders verheirateten) Arbeiter gegen- 
über feinem Arbeitgeber. Auch dieſe kann gehoben 
werben durch den Zufammenjchluß in gewert- 
vereinliden Organifationen. Die indie 
viduelle Regelung des Arbeitsvertrages und bes 
Lohnes kann erfeßt werben durch die „Lollektive“ 
der Berufßorganifation; das Arbeitangebot kann 
auf Zeit zurüdgehalten werden („Streit“), 
der Arbeitsmarkt kann ausgeglichen werben, in⸗ 

em Arbeiter von den Punkten, an denen ein 

berangebot von Arbeitskräften befteht und des- 
halb ein Lohndruck droht, nad) andern Punkten 
dirigiert werben (durch Reifeunterftüßung zc.), 
wo Arbeit fich reichlicher bietet. Arbeitslofe Lönnen 
auf Zeit auß der Gewerkvereinäfaffe unterftüßt 
werden, damit fie nicht Durch ihr Angebot die Löhne 
brüden. So haben die Gewerkvereine in England 
thatfächlich ben Arbeitern eine angejehene, wirt 
Ihaftlich gehobene und felbftändige Stellung er= 
rungen. 

7. Der „Gefährdung ber perfänlichen 
Güter”, von Leben, Gefundheit und Sittlichieit, 
* a ee a — rb s er= 

ußgefeggebung (ſ d. Art. Arbeite 
each ef ehranten grfefiwerben Die O'gane 
fationen der Arbeiter können diefe Beftrebungen: 
Verkürzung der Arbeitszeit, Schugvorrichtungen x., 
durch ihren Einfluß und ihre Macht ergänzen. 


Wenn wir bie bißherigen Ausführungen über 
bliden, fo find in den Befttebungen zur „Löfung”“ 
ber Arbeiterfrage zu unterſcheiden: Maßnahmen 
allgemeiner Art und ſolche Maßnahmen, bie fpeciell 
den Schuß und die Hebung ber Arbeiter begweden. 
Als Maßnahmen allgemeiner Art können gelten: 
eine wohlabwägende Handelspolitit, bie den 
thunlichften Schuß der heimifchen Probuftion mit 
der wirffamften Förderung bes Exports zu ver⸗ 
binden weiß; Gewinmung von Kolonien und 
— des inneren (Kanaͤle 2c.) und des Welt⸗ 

erlehrs (Dampferfubventionen) zc. Alle dieſe 
Maßnahmen dienen in erfter Linie ben Unter» 
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nehmern (Arbeitgebern), kommen bamit aber wei« 
terhin auch ben Arbeitern zu gute. Mit biefen 
möüffen fi aber verbinden fpecielle Fürforge- 
maßnahmen für bie Arbeiter direlt. Als Hanpt- 
Fig ergeben fi} hier: I. Schuß der perf 
lien Güter — — — 
gebung” — und Stärkung bes Einzelnen durch 
dem organifierten Stand — Arbeiterorgani« 
fation; IL. Sicherung eines ftetigen, dauernden 
Einkommens — „Arbeiterverjiherungs- 
gefehgebung“; II. Hebung und Ber 
eblung ber Sebenshaltung: Fürforge für 
gute Wohnungen, Erziehung zur Sparjamteit, 
Förderung ber Bildung ꝛtc. 

Während die Maßnahmen bes Arbeiterfchußes 
und ber Verficherung in erfter Linie ſich als Auf⸗ 
gaben des Staates reſp. ber ftantlichen Gejeh- 
gebung und Verwaltung barftellen, Tiegen die 
übrigen Aufgaben mehr auf dem Gebiet der freien 
Privatinitiative, ſei es der Arbeiter ſelbſt und 
ihrer Vereine, fei e8 der Arbeitgeber und Befiken« 
den, unter mohlwollender Mitwirkung von Staat 
und Gemeinde, 

Statiftil. 1.Umfang. Die Zahl der Ar« 
beiter (e) in ben verfchiebenen Berufgabteilungen 
(nad) der Berufszählung von 1895) ergiebt die 
Tabelle auf Sp. 269—270 oben: [a) umfaßt bie 
Selbftändigen, auch leitende Beamte und fonftige 
Geſchaäftsleiter (Eigentümer, Inhaber, Beſitzer, 
Mitinhaber ober Mitbefiger [Eompagnon3], Paͤch⸗ 
ter, Erbpächter, Handwerlsmeiſter, Unternehmer, 
Direktoren, Adminiftratoren), — afı) Selbitän- 
dige Gewerbetreibende, die in der eigenen Woh- 
nung für ein frembes Gefchäft, zu Haus für fremde 
Rechnung arbeiten, — db) das wiſſenſchaftlich, 
techniſch oder faufmännifch gebildete Vermaltungs«, 
Auffichts- und Bureauperfonal, — c) jonftige Ge⸗ 
hilfen, Lehrlinge, Fabrit«, Lohn: und Tage 
arbeiter, — cfr) Gehilfen, Lehrlinge, Arbeiter 
bei Hausinduſtriellen (afr)]. 

2. Konzentrationder Produktion. Die 
Verteilung der erwerbäthätigen Bevölferung auf 
bie gewerblichen Hanptbetriebe je nad ber Be- 
triebögröße ergiebt fi (auf Grund der Betriebs⸗ 
sählung von 1895 und 1882) auß ben folgenden 
Tabellen (j. „Vierteljahr&hefte zur Statiftit des 
Deutfchen Reiches” 1898, Ergänzung zu Heft 1): 











Kleinbetriebe. 
Ulleinbetriebe ohne 


Motoren . . . . 
Gehitfenbetriebe mit 


Urbeiterfrage. 
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Kt die Größenfiaten entfallen 
bom It 























Aus diefen Tabellen ergiebt fi, DaB, werm auch 
die Zahl der Alleinbetriebe (in denen ber Unter⸗ 
nehmer allein, ohne Gehilfen und Motoren ar 
beitet) feit 1882 (um 8 °/.) abgenommen hat, jo 
doch bie ber Sfeinbetriebe mit 1—5 Perſonen 
(um 21,4 %/) gewachſen ifl. Das bebeutet eine 
geſunde Entwidlung. — Bon ben 3,1 Mill. Be- 
trieben find 2,9 Mil. Kleinbetriebe. Auch Die 
Zahl der in Kleinbetrieben beichäftigten Perſonen 
bat fih von 4,3 Mil. auf 4,7 Mill. (um 10 %/,) 
erhöht. Weit flärker vermehrt hat ſich allerdings 
bie Zahl der Mittelbetriebe von 6—10 Perfonen : 
von 68768 auf 113547 (65,1 °%/.) und von 11 
bis 50 Perfonen: von nahe 44000 auf nahe 
78000 (76,9%). Noch ftärker ift die Ver- 
mebrung ber in dieſen Mittelbetrieben beichäftig- 
ten Perfonen: von 1891720 auf 2454257 
(76,3 %/0). Wenn man zum Fleineren gewerblichen 
Mittelftand rechnet die Betriebsinhaber der Ge- 
bilfenbetriebe bis zehn Perſonen, fo giebt es ſolcher 
Betriel ber: 15/, Mill. welche mit ihren Ge⸗ 
bilfen zählen 8,9 Mill, während bie Perfonen, 
weiche in ben Großbetrieben (mit mehr als 
50 Perſonen) tätig find, nur 3 Mill. ausmachen. 
Teilen wir in zwei Schichten: Betriebe mit weni⸗ 
ger als 50 Perfonen und Betriebe mit mehr als 
50 Berfonen, jo ſtellt fi das Verhältnis noch 
weit günftiger: dann ftehen den 18955 Groß 
betrieben mit 8 Mil. Perſonen gegenüber mehr 
als 8,1 Mil. Betriebe mit 7,2 Mill. Perfonen. 


883 | Die Kleine und Mittelbetriebe haben, abjolut 


genommen, nicht abgenommen, fonbern an 
Bedeutung (Zahl ber beſchäftigten Perfonen) ge= 
wachen. Anders ſtellt ſich freilih das Der» 
bältmis, wenn man das Wachstum ber Klein · und 


35825 Grofbetriebe feit 1882 in Betracht zieht. Wah⸗ 










aufammen 
1651 200 Berfon 
m — 01 

„ 201—1000 * 


GSeſamtſumme BT 


3 | gügfid) ber befchäftigten Perf { 
25 |wachien find, ftellen ſich dieſe Verhältniszahlen 





rend die Sleinbetriebe an Zahl um 1,8 %/,, be= 
onen um 10% ge= 


bei den Mittelbetrieben auf 69,7 reip. 76,3°/, 
und bei den Großbetrieben auf 90,0 reſp. 88,7 %/o. 
Anders ausgebrädt: Die Großinduftrie hat in 


5784| erfter Einie die fid) mehrenbe ermerbäthätige Ben 
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Berufsabteilungen im Hei im Zahre 1895. 
(Gtotiftif deB Deutſchen deeiches Mb. 102.) 






Beruf. 










































Be beruflich 
Berufsabteilungen. E SE ee 
ung. weibliche aulammen 
Sandwirtihaft, Gärtnerei a | 2568725] 8468991] 849693, 4 
unb —— Forſtwirt · b 96178 18107) 12751] 1428 97 961 
ſchaft und Fiſcherei e | 562779412388 148. 12 258 814121 7097 722 
Zuf. | 829269212753 154] 874697) 983891 11940 929 
B. Zergbantınb üttenweien,| a | 1774875] 889105 265075] 38425 2181146 
Inbuſtrie und Baumefen | afr 287389] 180887] 8180| 880421 884 164 
b 26387455 9324 27267] 46018 268 212 
c | 5900654] 968108. 24579 6.099 365 
cfr 55057] 24194 83) 67719 
Zuf.| 828122011521118| 820134] 8900 606 
€. Handel und Verkehr ein-| a 848557) 202616) 244 992| 17292: 1192020 
ſchließlich Gaft-u.Schant«| b 261907) 11987] 29504 32620. 268 270 
wirtſchaft o 12330470 865 0000 9481 12889 1448 098 
Zuf.| 2338511] 579608] 283977] 3344 2908 388 
D. Häuslihe Dienfte ans Bohn 
arbeit wechſelnder U: 432491) 233865 1270| 458046| 886807] 449 256 
E. Militär- und —E ſoge · 
aan: Ay Berufe 1425961] 176 191 122 1521397 
F. Ofme Beruf und Berufgangabe | 2142 N 115549] 168116, 1016145] 3327069] 2142808 
Zufammen A—F P2 913 68316379 94211889316 27863 384 
Dagegen 1882 | 18986 4944961 = 1 ae 23 244 786 
Mithin 1895 mehr in Prozent 0,7 10,5 19,9 





vöferung aufgenommen. Statt 1,6 Mill. (1882) 
finden heute über 3 Mil. Menfchen in der Groß» 
induftrie ihr Brot. Auch das iſi fein ungefunder 
Zuftand, wenn man von der Thatſache ausgeht, 
daß die Großinduftrie vor allem den Export trägt, 
und — unſere ſteigernde Seren nur fo im 
re Nahrung finden kann 
——— ilung ber erwerbsthãtigen vevdllerung 
auf bie verſchiedenen Gewerbegruppen je nad 
5** der Betriebe ergiebt ſich aus der Tabelle 
Sp. 271—272 oben. 
it günftiger als die — Betriebs⸗ 
I ift die der Landwirtſchaft. Hier haben 
ch gerade die Mittelbetriebe 0 —100 ha) jo» 
wohl an Zahl als aud an Flächenumfang fogar 
vermehrt. (Zahl und Fläche der Iandwirtfchaft« 
lichen Betriebe nad) Groͤßenllaſſen im Jahre 1895 
und 1882 j. bie Tabelle auf Sp. 273—274 


oben.) 
Aus der Tabelle ergiebt fi, daß über zwei 
Yünftel (41,3 %/,) der Betriebe auf ben bäuerlichen 
Befitz (2—100 ha) entfallen, welcher an 





Gintommen 





een Fläche mit nahezu drei Vierteln 
(70,3%/,) beteiligt iſt. Solcher bäuerlichen 


2296 674). — Wenn wir zum gewerblichen (Mei« 
neren) „Mittelftande” die Gehilfenbetriebe mit 
2—10 Berfonen rechnen, zum landwirtſchaftlichen 

„Mittelſtande“ die Inhaber einer landwiriſchaft- 
lichen Fläche von 2—100 ha, fo zählen wir 
ca. 3'/, Mill. (gman: 3464113) jolder Be- 
triebeinhaber. 

3. Konzentration ber Vermögen. 
Die Statiftil der Einfommenfteuer beweift durch⸗ 
aus nicht ein Verſchwinden des Mittelftandes. 
Nehmen wir die preußiiche Eintommenfteuer- 
ſtatiſtit, ſo ergiebt ſich zunächft ein Wachſen der 
Einfommen (über 900 Marf) von 1892/93 bis 
1898/99 von 5724 auf 5725, 5784, 5937, 
6086, 6375 ımd 6775 Mill. Marf. Der Haupts 
amteil kommt auf bie Städte: von 3875 im 
Jahre 1892/93 auf 4724 im Jahre 1898/99. 
Es Hatten nad) der Veranlagung für 1894/95 
t | bi 1898/99 ein 












1897/98 
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5 6000-9500 , 
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3 2,28 
845 828112, 49.369 88412,71 


Beier zählen wir über 2'/, Mill. (genau: . 
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Kleine, mittlere und Großbetriebe im Zahre 1895. 






































L Runft- und Sanbels- 
gärtneri....... 

IL Tierzucht u. Fiſcherei 
TI. Bergbau, Hütten und 
Salinenwein .... 

IV. Induſtrie der Steine 
und Exrden...... 

V. Metallverarbeitung . 
VI. Induſtrie ber Ma» 
f&inen, Inſtrumente 

VII. Chemiſche Inbuftrie . 
VII. Ind. der Beudhtftoffe, 





349 


10 573 
57537 


45 077 
8.085 


8654 


87 656 
101081 


42 802 
7800 



















Seifen, Fette, Öle. . 1174| 5017 

IX. Zertilinduftrie. ..... | 1485383) 56759 

X. Papierinbufttte ... . 6611| 11020 

XI. Seberinbuftrie ......| 21668) 25657 
XIL Inbuftrie ber Holz- 

unb Sänigkofte . | 115 209 | 104 705 
XII. Ind. der Nahrungs- 


unb Genußmittel... 
XIV. Befleidung®- u. Rei⸗ 
nigungsgewerbe ... . 
XV. Baugewerbe... ... 


59 078 


651597 
105 329 | 93656 


XVI. Polygraph. Gewerbe 3912| 10281 
XVII. Rünftler. Gewerbe . 7622 1889 
XVII. Handelögewerbe ... . | 350572 | 284 687 
XIX. Verfigerungsgemwerbe 5498 1844 
XX. Verfehrögewerbe.....| 40240| 88456 
XXI. Beherbergungs- und 
Erquidungsgewerbe . | 58230 
Gewerbeabteilungen 


A. Gärtnerei, Tierzucht und 
Tüherii ......... 
B. Induſtrie, einſchl. Bergbau 
und Baugewerbe... . 
C. Handel und Verkehr, ein- 
ſchließlich Gaft« u. Schant« 
wirtihaft......... 454 540 


A-C. Gewerbe überhaupt |1714 851 1480 626 


22462 
1237349 




















Nah den Mitteilungen aus ber Verwaltung 
der Direften Steuern im preußifchen Staate ber 
trug in ben Jahren 

1894/95 1898,99 


Daß veranlagte Einfommen aller 
Eenfiten in Milliarden . . . 5,8 6,8 
Davon wurden abgerechnet als nicht 
fleuerpflihtig auf Schulbenzin · 
fen 2c. bei den Genfiten, deren 
Einkommen über 3000 Mark 
bett . . 2.2 2.2..05 
Blieb fleuerpflichtiges Einfommen 5,8 
Hiervon entfiel fobann auf die Cen⸗ 
fiten der Einfommen von je über 
8000 Matt. 2... 0. 
Es blieben mithin übrig für bie 
Genfiten ber Einkommen von 
je mehr als 900 bis zu 8000 
MEOTE oda tan 2 Ne, are 


eo 
wo 


2,7 3,3 





2,6 3,0 



















































134 

A| 10 

| 208) 8 

3276| 3090 seg| 42 

5138| 92] 8839| 2985| 74 7 

4 — 

4825| 3586| 5088| 2427| 801] 82 

7408) 1285| 1794| 5138| 88| 2 

35 4 

55| — 

22| 3 

274| 1 

62 504| 18845| 14508| 3059| 2386| 4 

5644| 2079| 2185| 8386| 86] 1 

ısı7| 82 2 171 —|— 

252637| 21467| 10028| 4755| 351 — 
1100| 8307| | #0 4 

34671) 2168| 1816) 2855| 60 6 

2 — 

8 ı 

752 228 967| 248 

450 918 6 

1220 372 77 752| 15 624 |8 076| 255 





4. Konzentration ber Bevölkerung 
inden Städten. Wenn man die Gemeinden 
mit mehr als 2000 Einwohnern als Gtäbte 
rechnet, jo entfielen in ben Gebieten des heutigen 
Deutſchen Reiches auf die Städte im Jahre 1850 
etwa ein Viertel der (35 Dill.) Bewohner, 1871 
ſtark ein Drittel und 1895 dagegen ſchon die 
Hälfte. Während die Beölterung Kit 1871 von 
ca. 41 Mil. auf mehr ale 52 Mill. im Jahre 
1895 gewachſen ift, ift Die Landbevölferung ſtehen 
geblieben und bie ganze Vermehrung ber Be= 
völferung den Städten zugewachſen. Diefe hat 
fi in 25 Jahren von 14,7 Mill. auf 26 Mil. 
eöht, wie bie Tabelle auf Sp. 275—276 oben 
ergiebt. 

Der ftädtiihe Zuwachs iſt wiederum vor allem 
den Großftädten zu gute gelommen, jo daß 1895 
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Grbßenflaffen 


8.061831 
8285 169 


981407 


2.08 5. 1.016.239 
5..0.( 988 701 
Zr Zr aan 
0. | a 
100 „ und barüber 24991 


25 057 


ſchon 24°/, — beinahe ein Viertel unjerer Be- 
ng in Großſtädten (mit mehr alß 
20.000 Einwohnern) wohnten. 

5. Zahl der in Fabriken befhäftigten 
jugeudlichen und weiblichen Arbeiter: 


Kinder Junge Beute —— 
1884 18 882 135477 = 
1886 21053 134529 — 
1888 22913 169 252 = 
1890 27485 214 252 _ 
1893 5911 213 959 616545 
1894 4259 209 715 638 783 
1895 4827 217422 664116 
1896 58312 239 548 699579 
1897 6151 259570 732909 
1898 7072 276 386 764 548 


Bon den 7072 Kindern (1898) famen allein 
auf Bayern (mit fürzerer Schulpflicht): 2546, 
auf Königreich Sıhm- 1607, während auf 
Preußen nur 1471 kamen. 

Über bie Verteilung auf die verfchie⸗ 
denen Induftrien giebt die Tabelle auf 
Sp. 277—278 Aufſchluß. 

Bezüglih der Fabrikbeſchäftigung verhei- 
tateter Frauen haben im Jahre 1875 (vgl. 
„Ergebnifie der über bie Frauen und Kinder» 
arbeit in den Fabrilen auf Beſchluß des Bundes- 
rats angeftellten Erhebungen, zuſammengeſtellt im 
Reichskanzleramt“. Berlin 1877) und 1890 
(Stenogr. Bericht über die Verhandlungen des 
Reichstags, I. Seſſ. 1890/91, II. Anlageband 
©. 1487 f.) Erhebungen ftattgefunden. Danach 
wurden gezählt 1875: 59925 (außer Eifaß- 
Lothringen), 1890: 180079. Wenn man bie 
Betriebe mit mehr als 5 Gehilfen als Yabrifen 


81868 972 
82511899 


Auf bie einzelnen 
Größenflaffen entfallen 

























1825988 | 2159358 5,78 

1807870 | 2415308 5,56 | 5,59 
8190208 | 3832902 10,01 | 9,54 
8285720 | 4141789 10,11 | 9,57 
9158398 | 11492017 28,74 | 28,60 
9720935 | 12536 700 29, ‚96 
7176129 | 9080545 22,52 | 22,60 
7112300 | 9458300 21,87 | 21,85 
2732041 | 3334918 8,57 | 8,80 
2756067 | 8697412 8,48 | 8,54 


7786 268 
7829 007 


10278 941 
11.028 978 
40178681 
43 278487 


rechnet und bie 7ber Erhebung entſprechend er- 
gänzt, dann ergiebt ſich etwa („Bierteljahrshefte 
zur Statiftit” 1898 Heft 1, Ergänzung) : 





im Jahre verheiratete Arbeiterinnen 
1875 812: 
1890 130 079 
1895 134 917 


Im den Jahresberichten der Gewerbeauffichts- 
beamten find bisher Die verheirateten Arbeiterinnen 
nicht beſonders gezählt worden. Nur für Baden 
und Hefien find folche Zahlen mitgeteilt. 

In Baden wurden verheiratete Arbeiterinnen 
beſchaͤftigt: 


auf je 100 a — 


1892 10159 28 

18938 10467 27,14 
1894 10878 27,05 
1895 11 782 27,85 
1896 12345 28,77 
1897 13859 80,08 


Im Großherzogtum Heſſen wurden befchäftigt 
1897: 3270 verheiratete Tyrauen. — Die Fabril- 
infpeftiongberichte pro 1899 liegen erft zum Teil 
vor. In Bayern beitrug bie Zahl der 1899 fabrif« 
mäßig beſchäftigten verheirateten Frauen 23 115. 

6. Bedeutung berMotoren in unjerer 
YInduftrie. Über die zunehmende Verwendung 
von Motoren giebt die Tabelle auf Sp. 275 unten 
ein Iprechendes Bild. 

Die 3,4 Mill, Pferbeftärken ftellen die wirf- 
liche, nicht die mögliche Leiſtung („indizierten 
Pferdeſtärken“) dar. Welche immenſe Arbeit- 
Teiftung aber bereit8 Durch bie ermittelten 3,4 Mill. 
Pferbeftärkenverrichtettwird, Täßt fich einigermaßen 
ahnen, wenn man — freilich in etwas ober, 
wiſſenſchaftlich keineswegs einwandfreier Schaͤtzung 




















275 Arbeiterfrage. 276 
1871 1875 1880 1885 1890 1895 
Etaribemohner. 
Reich 14 790 798 | 16 657 172 18 720 580 20 478 777 | 23 248 229 | 26 063 221 
836,1 89,0 414 43,7 47,0 49,9 
Preußen 9 182 027 | 10 859 77111 614 8385| 12 754 674 |14 511 340 | 16 382 058 
Banbbewohner. 
Reid 26 219 352 | 26 070 188 | 26 513 531 |26 376 927 | 26 185 241 | 26 216 680 
| 689 61.0 58,6 56,3 3,0 50,1, 
Preußen 15 473 703 | 15 882 633 | 15 664 726 | 15 568 796 | 15 446 027 | 15 467 737 








— die mechaniſche, nicht ermüdenbe Pferdeſtärke 
gleich der von drei Iebendigen Pferden und bie 
Musteltraft eines Pferdes gleich ber von acht 
Männern ſetzt. Aladannrepräfentieren bie3, 4 Mill. 
im deutſchen Gewerbe verwendeten Pferdeftärten 
die Arbeit von 82108 656 Perſonen; rechnet man 
zu biefer Zahl noch die thatfächlich im Gewerbe 
tätigen 10269269 Perjonen,, fo ergiebt ſich, 
daß, wern das Gewerbe ausſchließlich mit menſch ⸗ 
licher Kraft betrieben werben könnte und follte, 
nit weniger als 92377925 arbeit8fähige 
Menſchen hierzu erforberli wären (ſ. „DBiertel« 
phtene zur Statiſtik des Deutſchen Reiches“ 
1896, Ergänzung zu Heft 4). 

7. Statiftil der Arbeitslofen. Der 
erſte Verſuch einer Statiſtik der Arbeitslofen wurde 
mit der Berufszählung vom 14. Juni 1895 und 
der Vollszählung am 2. Dezember 1895 verjucht 
(f. „Vierteljahr&hefte zur Statiftif des Deutſchen 
Reiches“ 1896, Ergänzung zu Heft 4). 

Es wurden gezäßlt: 

10.05 a 212.05 „haben 
Arbeitslofe . 299352 80749 771005 217427 

Davon waren 

arbeitsunfähig 120 348 217365 
bleiben 179004 46267 553640 153623 
als eigentliche (gefunde) Arbeitslofe. 

Diefe Zahlen gewinnen erft ihre rechte Be- 
leuchtung, wenn man bie Zahl der Arbeitslofen 
vergleicht mit ber Zahl der (bei der Berufs 
sählung gezählten) Arbeitnehmer in den verfchie» 
denen Berufögruppen der Berufsabteilung A—C 
(f. die erfte Tabelle auf Sp. 279—280). 

Diefe Progentjäge umſchließen auch bie wegen 
Krankheit zc. Arbeit8lofen; der Progentjaß ber ge= 
ſunden Arbeitsloſen ift weitgeringer. Darüber giebt 
die zweite Tabelle auf Sp. 279—280 Aufſchluß. 

Bemerkenswert ift noch, daß von ben Beſchäf⸗ 
tigungslofen verheiratet waren im Juni von den 


aupte unb Nebenbetriehe mit Motoren. 
uptbetriebe mit Motoren. 
torenbetriebe mit Aber fünf Gehilfen. 


Ya 
„2 Zahl 
® Zahl 

















männlichen: 41,8°/,,vonden weiblichen: 10,4 %/o; 
im Degember: 48,1 %,, rejp. 18,5 %/,. 

8. Zur Statiftit der Lungenkranken 
inder Induſtrie. Bezüglich der verheerenden 
Wirkungen der gewerblichen Berufskrankheiten 
fiegen wohl eine Reihe von Einzelbeobacdhtungen 
vor, aber diefelben entbehren im allgemeinen 
ber ausreichenden Unterlage und Autorität (vgl. 
Dr. Sommerfeld, Handbuch der Gemwerbefrant« 
heiten, Bd. I, Berlin 1898; Dr. Albrecht, Hand» 
buch der praftifchen Gewerbehygiene, Berlin 1896; 
auch Dr. Key, Die Schwindſucht im Lichte der 
Statiſtik und Socialpolitik, Leipzig 1898). Auch 
bie fonft bedeutungsvolle „Statiftit der Urſachen 
der Ermwerbsunfähigkeit (Invalidität) nad) dem 
Invalibität3« und Altersverficherungsgejeß, aufe 
geftellt im Reichsverfiherungsamt“ (Berlin, A. A8« 
ber u. Cie. Beiheft zu den Amtl. Nachrichten des 
Reichsverſicherungsamtes) bietet für diefen Zweck 
wenig Ausbeute, da die Invalibitätsurfachen nicht 
nad den einzelnen Induftrien, fondern nur nad) 
ben Hauptgruppen: Landwirtſchaft, Induftrie, 
Handel xc., feitgefeßt find. Immerhin ergiebt aber 
ein Vergleich 3. B. der Landwirtſchaft mit In⸗ 
duftrie und Handel, daß die Inbuftrie viel früher 
zur Imvalibität führt als bie andern Berufe. 
Insbeſondere ift der Anteilder Lungenerkranfungen 
an den Urfachen der Invalidität, namentlich in 
den jüngeren Jahren, erjchredend groß, und weit 
größer als in Landwirtſchaft und Handel. Wenn 
wir nur die Hauptgruppen heraußgreifen: A) Land- 
und Forſtwirtſchaft, Tierzucht; B) Bergbau, In⸗ 
duſtrie (und Handwerk) und Bauweſen; C) Handel 
und Verkehr, jo kommen auf je 1000 in der 
betreffenden Altersflaffe und fögruppe vor» 
tommende Invaliditätsfälle als Urfache: 
Rranfheiten ber Jungen 

außer Zuberfulofe 
Mannlichſ Weibtic 











Alter 
in 
Jahren 


Tubertuloſe der Lungen 
RanniidſWebliq 
To 





























41 
el 
E] 


1% 


49 58119 
45247 14111 
9 


jahr kommen alfo in ber Induftrie auf 1000 männ ⸗ 
liche Invaliden nicht weniger als 548 an Lungen« 
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2377 
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279 Arbeiterfrage 280 
Berufägruppen waren in % 
beigäftigungsios 
ber am 
Berufsabteilungen A—C uber 
1895 
I. Landwirtſchaft ıc. . 5607313 3,62 
II. Forſtwirtſchaft und Fiſcherei 116 718 4,76 
II. Bergbau, Hüttenwefen x. . 564 922 2,08 
IV. Inbuftrie der Steine und Giben 468489 5,76 
V. Metallverarbeitung . A 7119775 | 2,89 | 8,75 
VI. Maſchinen, Werkzeuge zc. — 804463 | 2,57 | 3,44 
VI. Ehemifche Inbuftrie . . 92582 | 1,94 | 2,29 
VII. Forſtwirtſchaftliche Nebenprobutte x 838116 | 2,09 | 2,74 
IX. Zertilinduftrie . . 878494 | 1,64 | 1,92 
=: japier 121526 | 2,60 | 2,86 
der . . $ 123914 | 3,46 | 6,04 
zu olz · und Schmi fioffe 2,98 | 4,00 
XII. Rahrungs- unb enußmittel & 3,27 | 4,85 
XIV. ee unb Ren. 8,13 | 5,42 
XV. Baugewerbe. . . 2,87 |15,61 
eat Bolygraphifgie Gewerbe. . R — 4,18 | 4,88 
I. Rünftler und fünftlerifche Betriebe . - 8,59 | 5,51 
zu Fabrilarbeiter, Gejellen 2 “. ohne — Sueicung 4,96 |35,66 
TE gan andelsgewerbe 352420 
erficherungsgewerbe 1,50 | 1,78 
zu Verlehrögemerbe . . a 1,30 | 8,04 
XXII. Beßerbergung und Erquidung 316951 | 2,54 | 4,92 
" Eimme 113725825 | 1,77 | 4,80 





Die Zeſchaftiguungsloſen nah dem Grund der Arbeitstofigkeit. 
Bejhäftigungsioß waren 








Bon 100 Beſchaftigungtloſen 
waren außer Urbeit 








Berufsabteilungen (A—C) 
und 






m 14. Juni 1895/am 2. Dey 1895 





Berufägruppen 


mbuftrie 





——— Beben peobutte, Beuht- 
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A und ipmittel 
ußm! 
XIV. 
54 Sr 
— Zolh japbifde Gewerbe. . . . . . . 
(Runftmaler und Kunftbildhauer) 
* tünftlerifde Betriebe für erbliche 
Arie mis ußuahme von Muft, Theater 


— jellen und Sehlu 
zen nähere Srwerbäthätigfeit geil 


XV. 


tubertufofe leidende, dazu noch 62, bie ſonſt lungen · 
reſp. 52 ſolcher Invafiditätsfälle aufiweiſt. Dieſes 
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SJahrgängen an, nur daß TR in ben höheren 
krank find, während die Sandivirtfcjaft nur 854 — die ZungenfStninbfulßt an Bebeutung 


gegenüber den übrigen Kranlheiten zurüdtritt, in⸗ 


ungünftige Verhältnis hält auch in den folgenden | dem fie eben ſchon ihre Opfer gefordert hat. 
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9. Zur Lohnftatiftil der Berufe 
genofjenfhaften der Unfallverfide 
rung. Eine Lohnftatiftit fehlt im Deutjchen 
Reiche. Private Erhebungen genügen nicht, weil 
fie — abgefehen von ber Zuverläfligfeit der An⸗ 
gaben — ſtets Lüdenhaft find und jo fein gültiges 
Durchſchnittsbild ergeben. Auch die Lohnliften 
der Berufsgenoffenjchaften geben durchaus fein 
Bird der wirflichen Löhne. Zunächft werben bie 
Löhne, foweit fie vier Mark täglich überfteigen, 
nur zu einem Drittel zur Anrechnung gebracht; 
anderjeit8 wird für die jugendlichen und noch nicht 
ausgelernten Arbeiter der oriSübliche Taglohn 
als Minbeftlohn eingefeßt. Deden fich die Lohn⸗ 
funmen fo nicht mit den wirklich gezahlten Lohn- 

men, jo iſt e8 noch viel weniger ylarng, 
etwa die Gefamtlohnfumme ber einzelnen Berufg- 


genoſſenſchaft, dividiert durch bie Zahl ber Ver⸗ 
ſicherien, als den üblichen Jahresdurchſchnittslohn 











Berufagenofſenſchaft. 
Name. 


Anappſchafts · 


Rheiniſch · Weſtfäliſche Hütten und Walzwerlzs . . 


RNordweſtliche Eifen- und Stahl · 
Chemiſche Inbuftrier 
Nordbeutſche Tertil · 
Sabddeutſche Tertil · 
Textil · von Elſaß · Lothringen 
Nheiniſch ⸗Weſtfäliſche Textil 
Sachfſiſche Zertil- 


Brauerei» und Malzerei · 


Trotz ber „Freiſetung“ ber Arbeiter durch 
Maſchinen ſtieg die Zahl der bei den 65 gewerb⸗ 
lichen Berufsgenoſſenſchaften beicäftigten ver⸗ 
ficherungspfl 


Arbeiterfrage. 








ichtigen Perſonen 1892—1898 von 
5078132 auf 6316834 und bie ber Gefamt- öolonomie) 
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des einzelnen Arbeiter8 zu betrachten. Zunaͤchſi 
weiß man nicht, inwieweit jugendliche und weib⸗ 
liche Arbeiter en find; was aber viel mehr 
in die Wagſchale fällt: durchaus nicht alle Ver⸗ 
ſicherten find während des ganzen Jahres und 
mit ihrer ganzen Arbeitskraft in der Berufs- 
genoffenfeicft thätig. — Auch ein Vergleich der 
verſchiedenen Jahre kann nur mit größter Vorficht 
angeftellt werben. Jeder Wechſel bezüglich des 
Umfangs der verfiherungapflichtigen Betriebe und 
Perſonen kann eine andere Öruppierung der Lohn 
verhältnifle ergeben. Im allgemeinen ftreben bie 
Berufsgenofienichaften, ben Kreis der verficherten 
Betriebe möglichft weit auszudehnen, d. h. auch bie 
Heineren Betriebe mit niedrigeren Durchſchnitts⸗ 
löhnen einzubeziehen. Um fo bemerfenswerter ift 
es, wenn bie Durchſchnitislöhne fletig fteigen. 
Wenn wir ba nun einige wichtige Inbuftriegruppen 
herausgreifen, jo ergiebt fich Folgendes: 














Sohnſumme Merten 

Mart 

. 250 795 600 2 
92 | 424440 | 379578 728 | 894,8 
98 | 495086 | 497 017654 | 1004,0 
1886 | 70813 | 66989900 | 952,7 
92 | 89458 | 95661224 | 1069,4 
98 | 118286 | 137805168 | 1165,5 
. | 1886 | 50709 | 40820200 | 805,0 
92 | 78112 | 66815747 | 855,5 
98 | 110590 | 103 230406 | 933,5 
. 11886 | 78428 | 60054000 | 765,7 
92 | 103020 | 85077716 | 825,9 
98 | 1386704 | 121869 157 | 887,8 
. | 1886 | 104942 | 56511300 | 538,5 
92 | 117298 | 66867080 | 570,1 
98 | 121354 | 78809 981 5,8 
. |] 1886 | 64584 | 35452000 | 549,4 
92 | 80645 | 46298235 | 574,1 
98 | 101363 | 60741123 | 599,2 
. 11886 | 57580 | 834459900 | 598,9 
92 | 60240 | 36672250 | 608,7 
98 | 65790 | 43121908 | 655,4 
. 11886 | 92324 | 57067200 | 618,1 
92 | 109020 | 72640597 | 666,4 
98 | 126863 | 93329948 | 785,7 
. | 1886 | 116007 | 62119200 | 585,5 
92 | 153135 | 82717951 | 540,2 
98 | 174583 | 107426678 | 615,5 
. 11886 | 51749 | 44545000 | 860,8 
92 | 76828 | 74012363 | 968,5 
98 ! 92995 | 97824147 | 1051,9 


Münden 1832, 2. Aufl. 1870; 2. v. Stein, 
Syſtem ber Staatswiffen!chaften, Stuttgart 1852 


bis 1856; Derf., Lehrbuch der Vollswirtſchaft, 


Wien 1858, 3. Aufl. (Lehrbuch der National« 
1887; U. Shäffle, Das geſellſchaft- 


Löhne non 3292 Mil. Mark auf 4643 Mill. Mark. liche Syſtem der menſchlichen Wirtihaft, Tü 


Bitteratur. Alsnationalökonomiſche 


Berfe, in welchen bie Freiwirtſchaft und 
ihre Folgen für den Arbeiterftand grünblicher 
behanbelt werben, find hervorzuheben: 


bingen 1867, 3. Aufl. 1873; W. Rofcher, Syſtem 
der Vollswirtſchaft, 5 Bde. Stuttgart 1854 bis 
1886, insbeſondere Bb. III: Nationalötonomif 


F. W. des Handels und Gewerbfleißes, 1881, 7. Aufl. 
Hermann, Staatswirtſchaftliche Unterſuchungen, 


1899; N. ſenies, Die poutſche Ökonomie vom 
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geſchichtlichen Standpunkte, Braunſchweig 1858, 
2. Aufl. 1883; &. Schönberg, Handbuch ber 
politiſchen Öfonomie, 1. Aufl., 2Bde., Tübingen 
1882; 4. Aufl., 3 Bbe., 1896—1898, ins- 
bejondere Bd. II, Teil 2; G. Cohn, Lehrbuch der 
Vollswirtſchaft, 3 Bde. Stuttgart 1885 —1898, 
insbeſondere Bd. I; U. Wagner, Grundlegung 
ber politiſchen Öfonomie, Leipzig 1892— 1894; 
€. Philippovi, Grundriß der politifchen Oko⸗ 
nomie, 2 Bde. L Bd. Freiburg 1893, 3. Aufl. 
1899, insbefondere Bd. IL, 1.—2. Aufl. 1899. 
Ferner: 8. Marlo, Unterjuhungen über die Or- 
ganiſation der Arbeit, 3 Bde., Kaſſel 1850 bis 
1857, 2. Aufl. 1884—1887; 2. d. Stein, Ge- 
ſchichte der jocialen Bewegung in Frankreich von 
1789 bis auf unfere Tage, Leipzig 1850, 2. Aufl. 
1855; 4. Schäffle, Kapitalismus und Socialis- 
mus, Tübingen 1870 (aufgenommen in „Bau 
und Leben“, Bd. III); Derſ, Ban und Leben des 
focialen Körpers, 4 Bde. Tübingen 1875 bis 
1878, 2. Aufl. 1881; Derf., Deutiche Kern- und 
Zeitfragen, 2 Bbe., Berlin 1894; Thornton, Die 
Arbeit, ihre unberechtigten Aniprüche und ihre 
berechtigten Forderungen, deuti von Schramm, 
Leipzig 1870; Bitzer, Arbeit und Kapital, Stutt- 
gart 1871; Derſ, Die focialen Ordnungen in 
weltgeſchichtlicher Entwicklung, Stuttgart 1877; 
2. Brentano, Die Arbeitergilden der Gegenwart, 
Leipzig 1871/72, 2. Ausgabe 1900; Derf., Das 
Arbeitsverhältnis gemäß dem heutigen Recht, 
Leipzig 1876; 9. v. Scheel, Die Theorie der 
focialen Frage, Jena 1871; V. Böhmert, Der 
Socialismus un bie Arbeiterfrage, Zürich 1872; 
G. Schmoller, Über einige Grundfragen des Rechts 
und ber Vollswirtſchaft (Jahrb. f. Nationalökono- 
mie, Bd. XIII-XIV, Jena 1874-1875), 2. Aufl. 
1875, aufgenommen in: Über einige Grundfragen 
der Socialpolitit und der Vollswirtſchaftslehre, 
Leipzig 1898; Derf., Zur Social« und Gewerbe⸗ 
politif der Gegenwart, Leipzig 1890; U. Held, 
Socialismus, Socialbemokratie und Socialpolitif, 
Leipzig 1878; MW. Lexis, Gewerkvereine und 
Unternehmerverbände in Frankreich, Leipzig 1879; 
Th. Herhfa, Die Geſehe der focialen Entwid- 
Yung, Leipzig 1886; 8. Ochelhäufer, Arbeiter- 
frage, Berlin 1886; W. Hasbach, Die allgemeinen 
philoſophiſchen Grundlagen ber von Quesnay und 
Smith begründeten politiſchen Ökonomie, Leipzig 
1890; Derf., Unterfuchungen über U. Smith zc., 
Leipzig 1891; H. Herfner, Sociale Reform als 
Gebot des wirtſchaftlichen Fortſchritts, Leipzig 
1891. — G. Schönberg, Arbeitsämter, Berlin 
1871, und A. Wagner, Rede über die ſociale Frage, 
Berlin 1872, gaben den Anſtoß zur Bildung des 
„Vereins für Socialpolitif“, defien „Ver- 
Handlungen und Schriften“, Leipzig, jeit 1872 (bis 
1899 erſchienen 88 Bbe.), zur Klärung der Frage 
ſowie ber Notwendigfeit und ber Wege der Reform 
wejentlich beigetragen haben. 

Mehr vom hiſioriſchen und ethifchen Stand» 
punkt aus befämpften ben Liberalismus und 
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traten für eine Reform ein Vertreter der fatho- 
liſchen und evangelifhen Kirche. Auf Fatho- 
liſcher Seite find in erfter Linie zu nennen: 
Retteler, Biſchof v., Die großen jocialen Fragen der 
Gegenwart in ſechs Predigten, Mainz 1849; 
Derf., Die Arbeiterfrage und das Ehriftentum, 

ainz 1864; Roßbach, Geſchichte ber politiſchen 

fonomie, Würzburg 1855 ; Derj., Gejchichte der 
Familie, Nördlingen 1859; Derſ. Geſchichte der 
Geſellſchaft, I-VIIL, Würzburg 1868—1875 ; 
Yörg, Geſchichte der focialpolitiichen Parteien in 
Deutjpland, Freiburg i. Br. 1867; Perin, Über 
den Reichtumin der hriftlichen Gefellichaft, Regens- 
burg 1868; Derj., Die Lehren ber National 
öfonomie feit einem Jahrhundert, Freiburg i. Br. 
1882; ©. Jäger, Der moderne Socialismus, 
Berlin 1873; Derſ. Geſchichte der focialen Ber 
wegung und bes Socialismus in Frankreich, 
Berlin 1876; Reifchl, Arbeiterfrage und Socia- 
lismus, München 1874, 2. Aufl. Stuttgart 1892; 
F. Hitze, Die fociale Frage und die Beitrebungen 
zu ihrer Löfung, Paberborn 1877 ; Derj., Kapital 
und Arbeit und die Reorganifation der Gefell- 
ſchaft, Paderborn 1881; Derj., Die Arbeiterfrage 
und die Beftrebungen zu ihrer Löfung, 1894, 
3. Aufl. Berlin 1900 ; ©. Ratzinger, Die Volls⸗ 
wirtſchaft in ihren fittlichen Grundlagen, Frei— 
Burgi.Br.1881, 2. Aufl.1895 ; Albertuß, Social« 
pofitif der Kirche, Regensburg 1881 ; v. Hertling, 
Auffäge und Reden focialpolitiichen Inhalte, 
Freiburg i. Br. 1884; A. vd. Hohenberg, Die 
fociale Frage in dem katholiſchen Deutſchland, 
Franffurt a. M. 1884; Weiß, Apologie bes 
Ehriftentums vom Standpunkt der Sittenlehre, 
8b. IV: Sociale Frage und fociale Ordnung, 
Freiburg i. Br. 1884, 3. Aufl. 1896 ; Derf., Die 
Geſetze für Berechnung von Kapiialzins und 
Arbeitslohn, Freiburg i. Br. 1883; v. Vogelfang, 
Geſammelte Auffäßeüberfocialpofit.und verwandte 
Themate, Augsburg 1888; Derf., Sociale Lehren, 
a a von W. Klopp, St. Pölten 1894; 
Kolb, Konferenzen über d. foc. Grage, Wien 1891; 
Die fociale Frage (einzelne Abhandlungen aus 
ben „Stimmenaus Maria⸗Laach“), Freiburgi.Br. 
1891 ff.; bejonder8 hervorzuheben: H. Peſch, 
Liberalismus, Socialismus und hriftlihe Gefell- 
ſchaftsordnung, Freiburg i. Br. 1893—1899; 
Derf., Sociale Befähigung der katholiſchen Kirche 
Berlin 1899; Leo XIII, Rundfchreiben über bie 
Arbeiterfrage, Yateinifche und deutfche Ausgabe, 
Freiburg i. Br. 1891. 

Auf evangeliſcher Seite find zu nennen: 
V. U. Huber, Reifebriefe aus Belgien, Frankreich 
und England, 2 Bde., 1854; Derf., Sociale 
Fragen, Nordhaufen 18693—1869; R. Meyer, 
Der Emancipationslampf de vierten Standes, 
Berlin 1874; R. Todt, Der radikale deutiche 
Socialigmus und bie Hriftlicde Geſellſchaft, Wit- 
tenberg 1877 ; Wagener, Die Löfung ber focialen 
Trage vom Standpunkt der Wirklichkeit und 
Praxis, Bielefeld 1878; Stöder, Chriſtlich⸗ 
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fociale Reden und Aufſäße, Bielefeld 1885, 
2. Aufl. 1890; C. Fran, Zahlreiche Schriften, 
unter anderem: Die liberale Doltrin und bie 
Societät, Berlin 1885. — Die Aufgabe der Kirche 
und ihrer inneren Miffion gegenüber den wiri⸗ 
ſchaftlichen und gefellicaftlichen Kämpfen ber 
Gegenwart (Denlſchrifi des Centralausſchuſſes), 
Berlin 1884; Berichte über bie Verhandlungen 
der (jährlichen) evang.-Jocialen Kongrefie, 18907f.; 
Raumann, Das focinle Programm der evang. 
Kirche, 1890 ; Derſ. Soriale Briefe an reihe 
Leute, 1894; Derj., Was heikt riftlic-focial? 
1894 ; M. v. Nathufius, Die Mitarbeit der Kirche 
an ber Löfung der focialen Frage, 2 Bde. Leipzig 
1893—1894, 2. Aufl. 1897. 

Durch rückſichtsloſe Kritik der kapitaliſtiſchen Ge» 
ſellſchaftzordnung haben ber rechten Erkenntnis und 
jo indirekt auch der Reform vorgearbeitet die „S 0» 
cialiften”: Fr. Engels, Die Lage der arbeiten» 
den Klafien in England, Leipzig 1845, 2. Aufl. 
1848 ; Derf., Dührings Umwälzung der Wiffen- 
jchaft. Leipzig 1877, 2. Aufl, 1886; Robbertus, 
Zur Beleuchtung der focialen Frage (aus: Sociale 
Briefe an dv. Kirchmann, 2—3, Berlin 1850), 
Berlin 1875, 2. Aufl. 1890 ; K. Marg, Zur Kritil 
der polit. Öfonomie, Berlin 1859; Derj,, Das 
Kapital, 3 Bde. Hamburg 1867—1885 ; F. Laſ- 
falle, Arbeiterprogramm, Züri 1863; Derl., 
Dffenes Antwortichreiben an das Centrallomitee 
zur Berufung eines allgem. deutſchen Arbeiter 
tongrefjes, Zürich 1868, 5. Aufl., Leipzig 1871; 
Derſ., Arbeiterlefebuch, Frankfurt 1863, 6. Aufl., 
Berlin 1876; Derſ. Baftiat-Schulze, der ölo- 
nomiſche Julian, oder Kapital und Arbeit, Berlin 
1864; U. F. Lange, Die Arbeiterfrage, Winter 
thur 1865, 4. Aufl. 1879 ; H. George, Fortſchritt 
und Armut, deuti von Gütjehow, Berlin 1885, 
5. Aufl. 1892; Derſ. Sociale Probleme, deutſch 
von %. Stöpel, Berlin 1885, 3. an 1890; 
A. Bebel, Die Frau in der Vergangenheit, Gegen- 
wart und Zukunft, Züri 1883, 30. Aufl. (Die 
Zrau und der Socialismus), Stuttgart 1899; 
Zeller, Zur Erkenntnis unjerer ſtaalswirtſchaft · 
lichen Zuflände (Anhang: Robbertuß-Jagepow, 
Die fociale Bebeutung der Staatswirtſchaft, der 
Normalarbeitstag), Berlin 1885; K. Kautsky, 
Das Erfurter Programm in feinem grundfäßlichen 
Zeil erläutert, Stuttgart 1892 ; Derf., Bernftein 
und das focialdemokratiiche Programm, Siutt ⸗ 
gart 1899; E. Bernftein, Die Vorausjegungen 
des Socialismus und die Aufgaben ber Social» 
demofratie, Stuttgart 1899. 

Zur Klarftellung ber thatſäch lichen Ver⸗ 
hältniffe und ihrer Entwidiung haben ferner 
(neben Engels, Lage ber arbeitenden Klaſſen in 
England, und Marz, Das Kapital) weſentlich 
beigetragen: Brief, Die wirtſchaftliche Lage der 
Vabritarbeiter in Schiefin, Breslau 1876; 
Thun, Die Induftrie am Niederrhein und bie 
Lage ihrer Arbeiter, Leipzig 1879; H. Herkner, 
Die oberelfäffiige Baummwollindufttie und ihre 
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Arbeiter, Straßburg 1887 ; G. Lange, Die Glas 
inbufteie im Hirſchberger Thale, Leipzig 1889; 
F. Wörishoffer, Die fociale Lage der Fabrik- 
arbeiter in Mannheim und deſſen nächſter Um⸗ 
gebung, Karlöruhe 1891; Derſ., Die re 
Lage der Eigarrenarbeiter in Baden, Karls 
tube 1890; P. Göhre, Drei Monate Yabrik« 
arbeiter, Leipzig 1891; G. v. Schulge-Gäverniß, 
Der Großbetrieb, Leipzig 1892; H. Bücher, Die 
Entftehung der Vollswiriſchaft, Tübingen 1893, 
2. Aufl. 1898; ©. Hirſchberg, Sociale Lage der 
arbeitenden Klaſſen in Berlin, Berlin 1897. Fer⸗ 
ner find zu nennen: Ergebnifje der Erhebungen 
über die Frauen⸗ und Kinderarbeit in den Fabriken, 
Berlin 1876; Ergebniffe der Erhebungen über 
bie Verhältnifie der Lehrlinge, Gefellen und Fabrik⸗ 
arbeiter, Berlin 1876 ; Ergebniffe der Ermittlungen 
über die Lohnverhältnifie der Arbeiterinnen in ber 
Waſchefabrikation und ber Konfeltionsbranche, 
fowie über den Verfauf ober die Lieferungen von 
Arbeitsmaterial ſeitens der Arbeitgeber an die 
Arbeiterinnen und über die Höhe ber babei ber 
rechneten Preife (Druchachen bes Reichstags), 
Berlin 1887 ; Erhebungen über Die Arbeitszeit in 
Bädereien und Konditoreien, — über Arbeitszeit, 
Kündigungsfriften und Lehrlingsverhältniffe im 
Handelsgewerbe, — über die Arbeitszeit in Ge 
treidemühlen, — über die Arbeitg- und Gehaltß- 
verhältniffe der Kellner und Kellnerinnen, — über 
die Arbeitöverhälmiffe in der Kleider⸗ und Wäfcher 
konfeltion (Drudjahen der Kommiſſion für Are 
beiterftatiftif), Berlin 1894—1895. Eine Fülle 
von Einzelbeobadhtungen bringen die Mitteilungen 
aus den Jahreäberichten der mit der Beauffichtir 
gung ber Fabrilen betrauten Beamten (für Preußen 
feit 1876, Baben feit 1880, Bayern feit 1880, 
Sadchſen ſeit 1883, für Deutſchland ſeit 1879). Über 
ausländijche Arbeiterverhältniffe unterrichten umter 
anderem: Braf, Stub.übernorbböhmifche Arbeiter- 
verhältniffe, Prag 1881 ; Singer, Unterfudungen 
über die ſocialen Zuftände in den Fabrildiſtriklen 
des norböftlichen Böhmens, Leipzig 1885; Be» 
richte der Öfterreihifchen Gewerbeinſpeltoren (feit 
1884), Wien 1885 ff.; Jahresberichte der ſchwei⸗ 
zeriſchen Fabrikinſpeltoren (feit 1875), Bern 
1880 ff. ; Berichte der englifchen Fabrikinſpektoren 
unb ber jogen. „Blaubüdjer” ; Reports der (nord» 
amerifanifchen) arbeitsftatiftiichen Bureaux; Lud⸗ 
low und Jones, Die arbeitenden Klaſſen Englands, 
beutih von 3. v. Holgenborff, Berlin 1868; 
v. Siudnitz, Nordameritanijche Arbeiterverhältniffe, 
Leipzig 1879; U. Held, Zwei Bücher zur focialen 
Gedichte Englands, Leipzig 1881; B. und ©. 
Webb, Geſchichte des britifchen Trabe-Unionid- 
mus, deutſch von R. Bernftein, Stuttgart 1895 ; 
Dieſ. Theorie und Praxis der engliichen Gewerk- 
bereine, deutſch von C. Hugo, Stuttgart 1897; 
Dieſ., Englands Arbeiterichaft von 1837— 1897, 
Göttingen 1898. 

In der ausländiſchen Litteratur ift 
neben ben bereitß in der Iberjegung genannten 
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Schriften vor allem bemerlenswert: Villerme, 
Tableau de l’ötat physique et moral des 
ouvriers employ6s dans les manufactureseto., 
Paris 1840; E. Ducpetiaux, De la condition 
hysique et morale des j jeunes ouvriers etc., 
Bruxelles 1 1843; Arrivaböne, Sur la condi- 
tion des laboureurs et des ouvriers belges, 
Bruxelles 1848; Audiganne, Les populations 
ouvriöres et les industries de la France, Paris 
1854 ; Le Play, Les ouvriers europeens, Paris 
1855, 2. öd., 6 vols., Paris 1879; Derf., 
L’organisation du travail, 2.6d., Paris 1870; 
Les ouvriers des deux mondes (suite des 
Ouvriers europeens de F. le Play), publies 
par la Soci6t6 d’6conomie sociale, Paris 
1857—1895; Levasseur, Histoire des clas- 
sos ouvrieres en France, 4 vols., Paris 
1859—1867; Jules Simon, Le travail, Paris 
1868; P. Leroy-Beaulieu, La question ou- 
vriere au XIX® siöcle, Paris 1872; La- 
vollee, Les classes ouvriöres en Europe, 
2. 6d. 2 vols., Paris 1884; Cetty, La famille 
ouvriöre en Alsace, Rixheim 1883; ®Derf., 
Le mariage dans les classes ouvriöres, 
Rixheim 1886; Comte de Paris, Situation 
des ouvriers en Angleterre, Paris 1884; 
Barberet, Le travail en France, 7 tomes, 
Nancy 1886—1891 ; Commission du travail, 
3 vols., Bruxelles 1887; P. van Bemmelen, 
La question sociale, Leide 1888; Maroussem, 
La question ouvriöre, 1891 ff.; Recueil de 
rapports sur les conditions du travail dans 
les pays 6trangers adresses au ministre des 
affaires ötrangöres, Nancy et Paris 1891; 
Einquöte sur le salaire journalier moyen etc., 
Bruxelles 1892; Salaires et durde du ee 
dans l’industrie frangais (Ministöre du com- 
merce etc.), Paris 1893; E.R. Gould, L’etat 
social du travail etc., Paris 1893; Benoist, 
Les ouvriöres de l’aiguille a Paris, 1895; 
H. Fawcett, The economic position of the 
British labourer, Cambridge and London 
1865; Derf., Pauperism, London 1870; H. 
Mayhew, London labour and the London 
Poor ete. London 1861 —1862; Reports from 
HerMajesty’sDiplomaticand Consular Agents 
abroad respecting the condition of the in- 
dustrial classes in foreign countries, Lon- 
don 1870; Th. Wright, Our new masters, 
London 1873; Th. Brassey, Lectures on 
the labour question, 2. ed., London 1878; 
State of Labor in Europe, Reports from 
the United States Consuls in the several 
Countries of Europe on the rates of wages: 
cost of living to the laborers etc., Washing- 
ton 1879 ff.; A. Toynbee, Lectures on the 
industrial revolution in England, London 
1884; R. Giffen, The Progress of the 
working classes in the last half century, 
London 1884 ; E. Atkinson, The distribution 
of products, 1885; Leone Levi, Wages and 
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earnings of the working classes, London 
1885; L. A. Banks, White Slaves, 1892; 

Ch. Booth, Life and labour of the people 
in London, 1892 ff.; R. L. Gould, The social 
condition of labor, "Baltimore 1898; T. @. 
Spyers, The labour question, London 1894; 
G. Drage, The labour problem, 1896. 

Daß Gebiet der Arbeiterwohlfahrts- 
beftrebungen behandeln vor allen: Einrich- 
tungen für die Arbeiter der größeren gewerblichen 
Anlagen in Preußen, Berlin 1876; Einrichtungen 
für Die Arbeiter auf den ge ößeren preußifchen Berg · 
werlen, Berlin 1876; Die im Königreich Bayern 
a m Beften ber Ürbeiter getroffenen Einrichtungen, 

ünden 1876; V. Böhmert, Arbeiterverhältnifie 
und Fabrifeinrichtungen in ber Schweiz, Zürich 
1873; W. Öcelhäufer, Die focialen Aufgaben 
der Arbeitgeber, Berlin 1886; R. Röfide, Ar⸗ 
beiterſchutz, Defjau 1887 ; F. Site, Pflichten und 
Aufgaben ber arte in der Arbeiterfrage, 
Köln 1890; I. Poſt, Mufterftätten perjönli 
Fürforge bon Arbeitgebern für ihre Gefchäftsan- 
gehörigen, 2 Bde., Berlin, 1.Bb. 1889, II. Bd. 
(3. Poſt und H. Albrecht) 1892; 9. Albrecht, 
rer ber praltiſchen Gewerbehngiene, Berlin 

896; Derf., Sociale Wohlfahrtspflege in Deutjch- 
land, Berlin 1900, 

Die Arbeiterfrage und biepofitiven Beſtrel 
zu ihrer Löfung find eingehend en in 
zahlreichen Artikeln des Handwörterbuches ber 
Siaatswiſſenſchaften. — Als Handbücher zum Stu» 
dium ber Arbeiterfrage find zu empfehlen bie oben 
Ka Werke von Herner (Die Arbeiterfrage), 

etteler (Arbeiterfrage und Ehriftentum), Schön- 

leg u, 3b. II, 2). Loipe] 

rbeiter- (Arbeifs-) Aammern. In den 
Kaiferlichen — find „für die Pflege 
des Friedens zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern gefegliche Beftimmungen über die Formen 
in Ausficht“ geftellt, in „denen bie Arbeiter durch 
Vertreter, welche ihr Vertrauen befigen, an ber 
Regelung gemeinfamer Angelegenheiten beteiligt 
und zur Wahrnehmung ihrer Intereffen bei Ber- 
handlung mit ihren Arbeitgebern und mit ben 
Organen ber Regierung befähigt werben. Durch 
eine ſolche Einrichtung ift den Arbeitern ber freie 
und friedliche Ausdrud ihrer Wünſche und Be- 
ſchwerden zu ermöglichen und aud) ben Staats - 
behörben Gelegenheit zu geben, ſich über die Ber- 
haältniſſe der Arbeiter fortlaufend zu unterrichten 
und mit ben letzteren Fühlung zu behalten“. Die- 
ie Gefichtspumtte, welche für eine Beteiligung 
er Arbeiter bei der Arbeitordnung und ben zum 
Belten der Arbeiter getroffenen Einrichtungen in 
ber einzelnen Fabrik ſprechen, laſſen eine foldhe 
Mitwirkung auch bei Maßnahmen der Kommunal» 
Verwaltung, ber ſtaatlichen Gejeßgebung und 
Verwaltung fowie freier Verbände erwünjcht er⸗ 
feinen. Auch hier gilt: „Was für die Arbeiter 
gejchehen fol, möge Fe möglichft durch biefelben 
geſchehen.“ Eine ſolche Vertretung kann ben Ar= 
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beitern um fo weniger auf die Dauer verfagt 
werben, als Induſtrie und Handel (Hanbels- 
tammern), Handwerk und Landwirtſchaft (Hand- 
werld= und Landivirtfchaftätammern) eine foldhe 
geſetzliche Vertretung bereits befigen. 

Als leitende Gedanken für die Aufgaben und 
die Organifation ber Arbeitsfammern ergeben 
ſich (nad) einem Gutachten bes Vorſtandes bes 
Verbandes „Arbeiterwohl*) etwa folgende: 1. Im 
Intereſſe gegenjeitiger Verftändigung und zu fried» 
lichem Ausgleich ber oft gegenjäglichen Anſchau⸗ 
ungen unb Beftrebungen empfiehlt es fi, daß 
Arbeitgeber und Arbeiter in dieſer Vertretung zu 
gemeinjamem Raten und Thaten fich vereinigen. 
Den nad) gemeinfamer Ausſprache und Verftändi« 
gung geivonnenen, von einer größeren Majorität 
getragenen Anfchauungen und Vorſchlägen wird 
aud) eine erhöhte maßgebende Bebeutung in der 
öffentlichen Meinung, gegenüber Arbeitgebern, 
Gefepgebung und Verwaltung zugeiprochen werben 
tönnen. 2. Es find Iofale (für größere Ge- 
meinden reſp. Kreife) und Bezirfslammern für 
größere(Regierungs= u.ä.) Bezirke (nah Vorbild der 
Handwerlsfammern) zu bilden. 3. Al Aufgaben 
der lolalen Kammern ergeben fih: a) Gutachten 
und Vorfhläge — auf Aufforderung hin oder 
aus eigener Initiative — auszuarbeiten: I. Für 
die Gemeindeverwaltung. Dieje Gutachten können 
ſich beziehen auf: Verlehrsweſen; Einrichtung und 
Organifation der Sparkaſſen; öffentliche Sehnd- 
heit8- und Wohlfahrtspflege; Fuͤrſorge für beffere 
Wohnungsverhältniffe; Fürſorge für Bildung 
(Fortbildung und Fachſchulen [Haushaltungs- 
faulen], Sammlungen [Mufeen], Ausftelungen, 
Unterrichtsturſe, Bibliotheken 2c.); Aufgaben der 
Gemeinde als Arbeitgeber (Anftellung und Löh« 
nung der Beamten und Arbeiter, Bedingungen 
bei Bea der ftäbtifhen Arbeiten [rechte 


Verteilung, Forderungen an Die Bewerber bezüg⸗ 


lich Löhne, Arbeitszeit, Berücfihtigung ber orts- 
anfäffigen Arbeiter ze.) 2); Schaffung und 
Unterflügung gemeinnügiger Anftalten und Or⸗ 
ganifationen (Arbeitsnachweis, Fürſorge für Ar 
beitslofe, Voltsbureaux, Baugefellfchaften, Vereine 
für Verbefjerung der Wohnungsverhältnifie zc.); 
Durchführung der in ber Gewerbeordnung 
(88 119a, 105b) und in ber Krankenverſicherung 
zugewieſenen Vollmachten (ortöftatutarifche Ne» 
gelung ber Lohnzahlung, der Sonntagsruhe im 
Handelsgewerbe 2c., ber Ausdehnung des Kranfen- 
verſicherungszwanges durch Ortäftatut, der Feſt⸗ 
ſetzung ber ortsüblichen Tagelöhne ꝛc.). Die 
wichtigen ſocialen Aufgaben der Gemeindever⸗ 
waltung machen es wünſchenswert, daß eine ftän« 
dige fociale Kommiffion gebildet wird, in ber 
dann bie Arbeitsfammer durch ftänbige Vertreter 
beteiligt werben fönnte. II. Für die örtliche 
Polizeiverwaltung und bie „untere Berwaltunge- 
behörbe*, joweit diefen Behörden fociale Aufgaben 
ugewiefen find. Dahin gehört der Erlaß von 

olizeiverordnungen (auf Grund der 88 1208 

Gtastäteziton. I. 2. Kufl. 
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bis 120e der Gewerbeordnung) zum Schuß der 
Geſundheit und Sittlichkeit in den Betriebaflätten 
(Einrihtung von für die Geſchlechter getrennten 
Anfleide- und Wafchräumen, von Aufenthalts- 
träumen für Einnahme der Mittaggmahlzeit, zum 
Aufenthalt der jugendlichen Arbeiter während der 
Bauen 2c.); die Zulaffung von Ausnahmen be 
züglich der Arbeiterſchußvorſchriften betreffend 
Sonntagsruhe (8 105f), der Beihränfung der 
Srauen- und Sinderarbeit (8 1383, 139) x.; 
die Durchführung der Wohnungspolizet für Miet- 
wohnungen (Minimalvorjchriften für bie Einrich- 
tung und Benugungsweije, Wohnungsinfpeftion). 
DI. Für Wohlfahrtsbeftrebungen und »vereine 
(Vereine für Arbeitsnachweis, Wohnungsfürforge, 
Vollsbildung. Haushaltungsſchulen, Vollswohl, 
Belämpfung bes Mißbrauchs geiſtiger Getränfe:c.). 
Auch für dieſe empfiehlt e8 fi), bewährte Mit- 
glieder der Arbeitsfammer beizuziehen. b) Klar⸗ 
a wirtſchaftlichen Verhältniffe durch ftatie 
ftifche Erhebungen und Vernehmungen: Entwid« 
fung der Inbuftrie, Lage der Arbeiter, Koften der 
Lebenshaltung, Stand, Fortſchritte der Löhne zc.; 
ber Wohnungsverhälmiffe ; der fanitären, ſocialen 
und ſittlichen Mißſtände bezüglich Arbeitszeit, 
Verhältnis der Kinder zu ihren Eltern, Beſchaͤfti⸗ 
gm verheirateter Frauen, Mißbrauch geiftiger 

etränte zc.; ber Wirkungen der Socialgejeg- 
gebung für Lebenshaltung, Geſundheit, Familien⸗ 
Teben, Zufriedenheit, der Mängel ber Durchfüh⸗ 
rung ꝛc.; der wichtigſten focialen Ereignifie: 
wirſſchaftliche Krifen, Fortſchritte, Streits und 
Ausſperrungen zc.; c) regelmäßige Berichterftate 
tung über die vorftehend bezeichneten Verhält- 
niffe und Einrichtungen. d) Vorftellungen und 
Anregungen an Arbeitgeber und Arbeiter, im 
Intereſſe des wirtſchaftlichen, focialen und fitt- 
lichen Fortfcprittes und des guten Einvernehmens 
bon Arbeitgebern und Arbeitern. 4. Die Aufgaben 
der Bezirfstammern bewegen ſich weſentlich 
in ber gleihen Richtung: a) Gutachten und Vor⸗ 
fcläge; b) ftatiftijhe Erhebungen; c) regelmäßige 
Berichterjtattung ; nur mit dem Unterſchiede, daß 
fie in erfter Linie fi an die Bezirfgregierungen, 
an die Staats· und Reichsbehörden und bie geieh- 
gebenden Faktoren wenden und fi) auf die Vor⸗ 
arbeit der lofalen Arbeitskammern ftügen. 5. Was 
die Bildung der Arbeitsfammern anbelangt, fo ift 
es im Intereſſe ber zu Löfenden Aufgaben dringend 
wünſchenswert, dab fie die konkreten Induftrie- 
und Arbeitsverhälmifje möglichft treu zum Auß- 
drud bringen. Deshalb empfiehlt ſich eine be 
rufliche Gliederung ſowohl bei der Wahl als 
— bei ee — vum — 

ektionen für die Hauptgruppen uſtrie. 
6. Die Wahlen zur Arbeitsfammer könnten viel ⸗ 
leicht in folgender Weife ftattfinden: a) Zunächit 
wird auf Grund eines Kataſters (oder einer ſonft 
gewonnenen Zufammenftellung) die Bedeutung 
der Hauptinduftriegruppen (je nach der Zahl der 
bejchäftigten Arbeiter) in dem örtlichen Bezirk 
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(Gemeinde oder Kreis) feftgeftellt und die Zahl 
der Vertreter entſprechend beftimmt unb verteilt. 
b) Nachdem feige ift, auf wieviel Arbeiter je 
ein Vertreter (Miiglied der örtlichen Kammer) in 
ben einzelnen Induftriegruppen (Sektionen) lommt, 
wählen die Arbeiter der größeren Fabriken, welche 
bie entſprechende Zahl oder ein Mehrfaches aufs 
weifen, die entſprechende Zahl ihrer Vertreter direlt, 
und zwar in gleicher Weife, wie die Vorftands- 
mitglieder ber Betriebskrankenkaſſen gewählt wer« 
den. Beſondere Kautelen bezüglich Bureaubilbung, 
Wahrung des Wahlgeheimniljes (Lieferung gleich“ 
mäßiger Wahlcouvert$ zc.), Feſtſtellung bes Wahl- 
reſultates 2c. können im Geſetz vorgejehen werben. 
In den Fabriken, welche nicht bie entiprechenbe 
Zahl von Arbeitern aufweifen, werben in gleicher 
Weiſe Wahlmänner gewählt (etiva auf je ein 
Zwanzigftel [Zehntel] der zur direkten Wahl er⸗ 
forberliden Stimmenzahl ein Wahlmann) ; diefe 
Wahlmänner wählen dann in einer von der Ge- 
meinbebehörbe anzuorbnenden Wahl bie auf die 
kleineren Betriebe entfallende Zahl der Vertreter 
(Rammermitglieber). Soweit gejehliche Arbeiter- 
ausſchüſſe in den Yabrifen beftehen, beputieren 


dieje (ba8 Heißt bie in geheimer, birefter Wahl | In! 


gewählten Arbeitervertreter) bireft bie Vertreter 
reſp. Wahlmänner. Wahlberechtigt find die groß⸗ 
jährigen (tyabrit«) Arbeiter, wählbar bie Arbeiter, 
welche mindeftens 25 Jahre alt find. Die Ar- 
beiterinnen haben altives, aber fein paffives Wahl⸗ 
reiht. c) Die Wahl der Vertreter der Arbeitgeber 
ann in ähnlicher Weife gejchehen, nur mit ber 
Anderung, daß hier von einer weiteren Abſtufung 
des Stimmrechtes für ben einzelnen Betriebsinhaber 
abgejehen würde. Der Befiger einer größeren 
Fabrik (mit der erforderlichen Minimalzahl von 
Arbeitern) if direkt Mitglied der (örtlichen) Ram⸗ 
mer, hat aber immer nur eine Stimme; bie kleineren 
Arbeitgeber wählen mit (gleichem Stimmrecht) die 
übrig bleibende Zahl der Vertreter. d) Für die 
Bezirkslammer wird ebenfalls zunächſt die Zahl 
ber Vertreter auf bie Hauptinbuftriegruppen, dann 
auf die einzelnen örtlichen Kammern verteilt. Die 
Mitglieder der örtlichen Kammern wählen dann, 
Arbeitgeber und Arbeiter getrennt, bie Mitglieder 
ber Bezirkslammer, ſei es nad) Seltionen, fei es 
gemeinſam, in leßterem Falle aber jedenfalls mit 
der Maßgabe, daß bie zu Wählenden aus ben 
einzelnen Imbuftriegruppen in entfprechender Zahl 
entnommen werden. e) Um häufigere Neuwahlen 
zu vermeiden, . werben, foweit bie Mitglieder der 
Kammern gewählt werben, zugleich Stellvertreter 
(eefp. Erfagmänner) gewählt. 7. Der Vorſitzende 
muß neutral fein ; Energie, Umficht und Takt, vere 
bunden mit vollem Verftändnis und warmer Be- 
geifterung für feine Friedensaufgabe muß ihn 
auszeichnen. In erfter Linie wird ber Gewerbe» 


tat (tejp. Gewerbeinſpeltor) ſich für dieſe Stellung ; 
Die Ernennung obliegt ber Staatsregie- 


eignen. 
rung. Ein tüchtiger (bejoldeter) Sekretär foll ihn 
in feinen Aufgaben unterftügen. Die Beratungen 
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ee in der Regel Öffentlich. Die Koſten trägt 
ie Staatsverwaltung. Bei Abftimmungen muß 
die Zahl ber Arbeitgeber und Arbeiter gleich jein. 
8. Mit Genehmigung der Kammer können (unter 
deren Borfigenden) gejonberte Sektionsberatungen 
mit ſelbſtaͤndiger Beſchlußfaſſung ftattfinden. 
Ebenſo Tonnen Ausiüffe ftändig oder für be» 
ftimmte Zwede beftellt werben. 9. Lokale Arbeitg« 
fammern follen in allen Städten reſp. Kreiſen 
eingerichtet werben, in welchen bie Induftrie in 
einem gewiſſen Umfange vertreten ift. Bezirke- 
arbeit8fammern follen (etiva für ben Umfang eines 
Regierungsbezirts) errichtet werben. 
Soweit feine drtlichen Kammern beftehen, wählen 
bie größeren Fabriken (reſp. ihre Arbeiter) Direkt. 
10. Die BezirtBarbeitstammern follten ihren Zu⸗ 
ſammenſchluß finden in einem Reichsarbeits« 
amt. Gerabe die Klarſtellung der wirtſchaftlichen 
Berhältniffe, der Wohnungsverhälmiffe, der ſani⸗ 
tären und fittlichen Verhälmniffe, der Wirkungen der 
Socialgefeßgebung für Lebenshaltung, Gefund« 
beit, yamtlienleben, Zufriebenheit 2c.; forgfältige 
Berichterftattung über a Kämpfe (Streits zc.) 
und Fortſchritte, Wohljahrtseinrichtungen, fociale 
ftitutionen und Vereine u. |. w. würden uns 
exit den rechten Einblid in den Stand und die 
Entwidlung unferer wirtſchaftlichen und geiftigen 
Kultur vermitteln. Aber auch die Anſchauungen 
und Beitrebungen unferer Arbeiter werben wir 
dann erjt zuverläffig fennen Iernen, dieſelben in 
Gefeggebung und Verwaltung in Staat und Ge⸗ 
meinde, in der Einrichtung und Verwaltung von 
Wohlfahrtsanſtalten zc. berüdfichtigen Tönnen. 
Anderſeits werben die Arbeiter benfelben ein ganz 
anderes Interefjeund Verftänbnisentgegenbringen, 
wenn fie bei der re! und Verwaltung mit« 
beteiligt werden. Während heute als „Vertreter 
der Arbeiter“ fat nur die Socialdemofratie das 
große Wort führt, werben dann aud) bie ruhigeren, 
befonneneren Elemente des NArbeiterftandes zu 
Worte kommen und fi) eine führende Stellung 
neben und gegen die Socialbemofratie erringen. 

Was insbeſondere die Arbeiterftatiftit anbelangt, 
fo ift Deutſchland gegenüber England, Nord« 
amerifa, Oſierreich 2c. weit zurüd. Sol biefelbe 
mehr als trodene, lebloſe Zahlen bieten, fo bedarf 
fie der Yühlung und Mitwirkung ber Beteiligten. 
Während 3. B. bie beftehende „Kommiffion für 
Ürbeiterftatiftit” für ihre Erhebungen (Verneh« 
mungen) auf mehr oder weniger durch Zufall be= 
ftimmte Perſonen angewieſen ift, würden die Ar» 
beitöfammern für jede Frage die geeignetften 
Sachverſtändigen ftellen Tönnen. Die Tragen 
würden ſchon vorher durch Erhebungen, Gulachien 
und Verhandlungen ber Kammern geklärt werben 
Tonnen; die „Kommiffion“ würde dauernd und 
für beftimmte Zwede tüchtige Mitglieder der Ar⸗ 
beitSfammern beiziehen fönnen. 

Den erften gejebgeberifhen Vorſtoß zur Ein« 
führung von Arbeitsfammern haben die Social« 
demofraten in den umfaflenden Arbeiterfchuß- 
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anträgen von 1878 und 1885 verfudht; allein Die 
bort vorgefehenen Arbeitsfammern Tonnten aud) 
diejenigen niit befürworten, welche mit dem Grund« 
gebanten einer Arbeitervertretung durchaus ein- 
verfianden waren. Zunächft war es die Organi« 
fation, welche Bebenten erregen mußte, indem alle 
möglichen Berufe ( Induſtrie, Handel und Ver⸗ 
kehr, Handwerk und Landwirtſchaft 2c.) mechaniſch 
zufammengeführt waren, ohne aud) nur den Ver« 
ſuch einer beruflichen Gliederung und eines Schutzes 
der Minorität (z. B. der Induftrie gegenüber dem 

mdwerk ober umgelehrt, der Induſtrie wie des 

mdwerls gegenüber ber in ben meiften Arbeits- 

mern, wie fie geplant waren, ficher über« 
wiegenden Landwirtihaft) zu machen. Dann 
aber konnten ſolche Kompetenzen, wie fie ber 
ſocialdemokratiſche Antrag wollte, unmöglich e 
geben werben, ohne den ganzen beftehenden 
börbenorganismuß zu durchbrechen, und war dazu 
um fo weniger Anlaß, als die geplante Organi« 
fation fo wenig Bürgſchaften guter Verwaltung 
bieten fonnte. Anftellung der Gewerbeauffichte- 
beamten, Beſtimmung der Ausnahmen bezüg« 
lich des Verbots der Nadhte und Sonntags« 
arbeit, Zulaffung von Überftunden, Genehmigung 
dee Arbeitsorbnung, Feſtſetzung von Minimal- 
Löhnen 2c., alle biefe fragen follten nad Anſchau⸗ 
ung und Saune ber zufällig überwiegenden In« 
terefjengruppe geregelt werden. Die Vorfchläge 
tamen 1886/1887 zu eingehender Verhandlung 
in Kommiffion und Plenum bes Reichstages und 
wurden mit großer Majorität abgelehnt. Nur bie 
Antragfteller ftimmten dafür. 

Am 31. Januar 1895 ftellte die Centrums⸗ 
partei im Reichstage folgenbe Interpellation (vgl. 
Verhandlungen vom 6., 7. und 8. Februar): Welche 
gejegliche Beftimmungen find — in Ausführung 
der Raiferlichen Erlafje vom 4. Februar 1890 — 
„über die Formen“ in Ausfiht genommen, „in 
denen die Arbeiter durch Vertreter, melde ihr 
Vertrauen befigen, an der Regelung gemeinfamer 
Angelegenheiten beteiligt und zue Wahrnehmung 
ihrer Interefien bei Verhandlung mit den Arbeite 
gebern und mit den Organen ber Regierung be= 
fähigt werden”? Darf insbeſondere die Vorlage 
eines Geſetzentwurfes, betreffend bie gejegliche An« 
erlennung der Berufsvereine und bie Errichtung 
einer geordneten Vertretung der Arbeiter (Ar« 
beiterfammern) „zum freien und friedlichen Auß- 
drud ihrer Wünſche und Beſchwerden“ auch gegen- 
über den Staat8behörben balbigft erwartet werben ? 
In einer Erflärung des Reichslanzlers Fürſten 
— und des Preußiſchen Handelsminiſters 

eiherrn v. Berlepſch wurde anerkannt, daß die 
Kaijerlichen Erlaſſe in dieſem Teile noch der Er» 
Füllung Harrten, daß aber wegen des Mißbrauchs 
der focialen Organifationen feitens der Social« 
demokratie vorläufig von der Erfüllung abgefehen 
werben müffe. Am 26. April, 3. und 4. Mai 1899 
wurde der Centrumsantrag: „die verbünbeten Re⸗ 
gierungen zu erfuchen, thunlichſt bald bem Reichs ⸗ 
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tag einen Geſetzentwurf zum Zwed der Errichtung 
von Arbeitsfammern vorzulegen, um fo ben Are 
beitern ben freien und frieblichen Ausbrud ihrer 
Wünfce und Beſchwerden zu ermöglichen unb 
den Staatäbehörden Gelegenheit zu geben, ſich 
über die Verhältniffe der Arbeiter fortlaufend zu 
unterrichten und mit ben letzteren Fuhlung zu bes 
halten“ (Kaiſerliche Februar-Exlafje vom 4. ehr. 
1890), mit dem Zufagantrag Freiherr v. Heyl 
zu Herrnsheim, Bafermann u. Gen.: 1. bie ver⸗ 
bünbdeten Regierungen zu erſuchen: „für Die Pflege 
bes Friedens zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit 
nehmer gefeßliche Beftimmungen über bie Formen 
in Ausſicht zu nehmen, in denen Arbeiter durch 
Vertreter, welche ihr Vertrauen befipen, an ber 
Regelung gemeinfamer Angelegenheiten beteiligt 
und zur Wahrnehmung ihrer Interefien bei Ber« 
handlung mit den Arbeitgebern und mit ben Or« 
janen ber Regierung befähigt werden“ (Kaiferliche 
bruar-Erlaffe). Zudiefem Zwecke: 2. den Antrag 
Dr. Lieber-Dr. Hige dahin zu erweitern, daß bie 
in dem Geſetze betreffend bie Gewerbegerichte vom 
29. Juli 1890 enthaltenen Beftimmungen in ber 
Weife gefehlich ausgebaut werben, daß bie Landes · 
centralbehörben verpflichtet find, überall da, wo 
Gewerbegerichte beftehen oder ſolche noch errichtet 
werden, die Beftimmungen bes 8 6 dieſes Geſehes 
auf die Fabrifbetriebe zur Anwendung zu bringen. 
Den auf dieſe Weije gebilbeten befondern Abtei« 
lungen der Gewerbegerichte, welche bie Unter 
nehmer von Yabrifen und die Fabrifarbeiter um · 
fafen, Tiegt ob: a) zur Unterftügung der Arbeiter 
in Fällen der Arbeitsloſigkeit thunlichſt Safe 
einzurichten, b) Gutachten zur Förderung ber 
— Intereſſen an Staats · und Gemeinde⸗ 
hörden abzugeben und Jahresberichte zu er⸗ 
fatten; c) Wünfche und Anträge, welche die ges 
funbpeitlichen Verhältniſſe der Arbeiter und die 
Fürſorge für Arbeiterwohnungen betreffen, zu 
beraten und ben Behörben vorzulegen. 3. Die 
Funltionen diejer Abteilungen ber Gewerbegerichte 
als Einigungsamt im Falle von Streitigkeiten 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern bahin zu 
erweitern, daß ein geſetzlich geficherter Berhand« 
lungszwang eingeführt wird, — nad) breitägiger 
ründlicher Debatte an eine Kommifion verwiefen. 
te Kommiſſion hat mit großer Majorität (März 
1900) folgenden Sompromißantrag angenommen: 
bie verbündeten Regierungen zu erſuchen: a) für 
die Pflege des Frliedens zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern gefebliche Beitimmungen über 
die Formen herbeizuführen, in denen Die Arbeiter 
durch Vertreter, welche ihr Vertrauen befigen, an 
der Regelung gemeinfamer Angelegenheiten be= 
teiligt und zur Wahrnehmung ihrer Srntereffen bei 
Verhandlung mit den Arbeitgebern und mit den 
Organen der Regierung befähigt werben; b) ins⸗ 
bejondere in Erwägung darüber einzutreten, in 
welcher Weiſe durch eine weitere gejeßliche Aus- 
geftaltung der Gemerbegerichte unter bejonderer 
Berüdfichtigung der 83 9 (Bildung von Abtei- 
10* 
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lungen: Fabrik, Handwerk, Hausinduftrie), 61 
bi8 69 (Einigungsamt) und 70 (Gutachten und 
Anträge) des Geſetzes vom 29. Juli 1890, be⸗ 
treffend bie Gewerbegerichte, ein Weg zu dem 
sub a bezeichneten Ziele fich bietet. 

Eine gefeglihe Organifation von Arbeits- 
fammern (conseils de l’industrie et du travail) 
bat Belgien getroffen (vgl. „Arbeitermohl“ 1898, 
Heft 8); ebenfo Holland (vgl. „Arbeiterwohl“ 
1894, Heft 45). In Öfterreich find ebenfalls ber 
zügliche Gefeentwürfe eingebracht worden, aber 
unerledigt geblieben (vgl. „Hanbwörterbudh“ I, 
2. Aufl., 461; „Arbeiterwohl” 1894, Heft 
9/10). [Hike. 

ArbeiterRolonien, j. Armenpflege. 

Arbeiterfäußgefebgeßung. Berechtigung. 
Sähwierigleiten. Wirtjhaftlihe Be— 
deutung. Internationale Regelung. 
— Leben, Geſundheit und (fittliche) Freiheit 
find Güter, über welche der Arbeiter jelbft 
nicht als abfoluter Herr verfügen kann. Er ift 
durch den Willen feines Schöpfers gebunden, 
biefem verantwortlich. Viel weniger können dieſe 
Güter Gegenftand bes „Freien Arbeitsvertrages“ 
fein. Einen ſolchen Vertrag, der diefe Güter in 
Frage ftellt, Tann bie von Gott gejehte Obrigfeit 
nie und nimmer anerfennen; ja fie hat Die heilige 
Pflicht, ſoweit die Arbeiter ſelbſt nicht im flande 
find, ſich im Beſitz dieſer Güter zu ſchützen, ihnen 
dieſen Schuß durch Gefeß zu ſichern. — Principiell 
wird aud) das Recht des Staates, den Arbeitäver- 
trag mit ben Schranten, welche im Naturrecht be⸗ 
gründet find, zu umgeben, faum mehr bezweifelt 
und ift dasſelbe aud) fait in allen KRulturftaaten 
durch die Geſetzgebung bereits praftifch anerkannt. 
Im Princip ift das ſogen. „Mandjeftertum” als 
überwunden zu betrachten. Die Oppofition gegen 
den Ausbau der Urbeiterfchußgejeggebung ftügt 
B nur mehr auf praftiiche Gründe, indem einer« 
jeits das Bebürfnis, anderfeits die Zweckmäßigkeit 
derjelben angezweifelt rejp. geleugnet wird. — 
Die Leugnung eines Bedürfnifies ftügt fi) auf 
eine Doppelte re Einmal baut man auf 
das Wohlwollen und bie Einficht der Arbeitgeber, 
ben Fortfehritt der Kultur und Humanität. An« 
derſeits appelliert man an die eigene Initiative 
ber Arbeiter, ſich jelbft zu ſchüten und, ſoweit bie 
inbivibnelle Kraft nicht ausreicht, ſich genofjen« 
ſchaftlich zu organifieren zur Wahrung ihrer Rechte, 
zur Erfämpfung einer menſchenwürdigeren Lebens · 
ſtellung (j. d. Art. Gemwertvereine). Jedenfalls 
bält man bie freie Initiative ber beteiligten Kreiſe 
für ausreichend und zwecmäßiger, Die Ziele des 
Arbeiterfhußes zu erreichen. Auch bier ſoll „das 
wohlverſtandene Intereſſe“ der Arbeitgeber, die 
„Breiheit der Konkurrenz“ und die „freie Aſſo⸗ 
ciation“ den gejellichaftlichen Frieden und Fort ⸗ 
ſchritt verbürgen. Während aud) hier Die eine Rich» 
tung bloß mit dem „wohlverftandenen“ Egoismus 
rechnet, appelliert eine andere Richtung zugleich 
an Humanität und Chriftentum. Zu ber letz⸗ 
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teren Richtung zählen manche Vertreter der hifto- 
riſchen Schule der Nationalölonomie und ber 
gemäßigt liberalen Partei und einzelne katho ⸗ 
liche Socialpolitifer in Belgien und Franf« 
reich. Daß thatſächlich große Mißſtände beftehen, 
daß alfo thatſächlich bis heute die Einfiht ber 
Fabrilanten und die Selbfthilfe der Arbeiter ſich 
nicht als ausreichend erwieſen haben, können auch 
die Anhänger biefer Richtung nicht Teugnen; fie 
boffen aber auf die Entwicklung der Zufunft. Sie 
glauben fi) um jo mehr dabei beruhigen zu bürfen, 
als ihnen das Eingreifen ber Geſetzgebung praftiich 
höchſt ſchwierig erſcheint. Sie tragen Bebenten, 
der ohnehin ſchon ſchwer belafteten Induftrie weis 
tere Opfer aufzuerlegen. Sie befürdten eine 
Schmälerung des Einkommens der Arbeiter und 
Arbeiterfamilien, deren Verdienft vielfach ſchon 
taum für die Dedung ber Lebensnotdurft ausreicht. 
Sie weifen auf die Unmöglichkeit Hin, die Geſetze 
den Bedürfnifjen der verfchiedenen Induftriegtveige, 
der verſchiedenen Gegenden, der individuellen 
Leiftungsjähigfeit ber Arbeiter u. ſ. w. anzupaflen. 
Die Fragen und Verhältniſſe find ihnen noch 
nicht genügend klargeſtellt, und jo verlangen fie 
erft umfafjende Enqueten, in denen namentlich 
Arbeitgeber und Arbeiter zum Wort gelangenfollen. 
Anftatt einer gefeglichen Regelung wird mehr bie 
Regelung im Wege der Selbfiverwaltung, durch 
die Berufsgenoſſenſchaften und Innungen 2c., vor» 
geſchlagen. — Als notwendige Borbebingung aller 
gelehlichen Maßnahmen zu Gunften ber Arbeiter 
erſcheint vielen, daß wenigſtens bie hervorragen⸗ 
deren Induftrieflaaten gemeinfam vorgehen. Der 
einzelne Staat jei machtlos, würbe jeden energifchen 
Verſuch einer Socialreform mit Verluft feiner 
Ronkurrenzfähigfeit auf dem Weltmarkt einbüßen. 
Nur bei internationaler Regelung ber Frage würde 
die Geſetzgebung auch auf die Preisbilbung der 
Arbeit und der Produlte zurückwirlen. Man ver- 
weift auf die erfolgreichen Verſuche internationaler 
Regelung auf andern Gebieten — bezüglich ber 
Kriegführung, des Verkehrs (Weltpoftverein)zc. —, 
auf den internationalen Charakter ber Arbeiter 
bewegung, auf die mirtfchaftliche und politifche 
Solidarität der Staaten, die auch zu einer Ge» 
‚meinfamfeit der Gejeßgebung führen müſſe. Der 
einzelne Staat jei gebunden an diefe Solidarität, 
tönne fich derſelben namentlich) auf dem Gebiete 
der Urbeiterjjußgefeßgebung, folange unb foweit 
das Beer ein internationales fei, nicht 
entziehen. 

Allediefe praltiſchen Einwendungenund Schwie⸗ 
rigfeiten legen ohne Zweifel eine gewiſſe Vorſicht 
und Zurüdhaltung auf, aber berechtigen nicht zu 
einer ablehnenden Haltung. Die thatfähliche Ent« 
widlung der Geſetzgebung der verjchiedenen Staa⸗ 
ten und Länder hat diefelben aud) bereits auf ihren 
wahren Wert zurüdgeführt. Die praltifchen Be⸗ 
dürfnifje des Lebens find ftärfer geweſen als alle 
Theorien von „Freiheit” und „Wortfchritt”. Die 
Mipftände waren zu fehreiend, als daß die Hände 
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in den Schoß gelegt werben konnten. Auch „Ges 
werfvereine“ unb „Soalitionzfreiheit” haben ſich 
nirgends al8 ausreichend bewieſen, biefe Mißſtände 
zu befeitigen, die Arbeitervereinigungen haben 
denn auch ihrerfeit3 an bie ftaatlihe Geſetz⸗ 
gebung appelliert. Allen prattifchen Bedenken zum 
Trog fönnen wir als Thatjachen Tonftatieren: 
1. Ale Inbuftrieftaaten weiſen eine mehr oder 
weniger außgebilbete Arbeiterjhußgefehgebung auf. 
Gerade bie Staaten, melde am meiften auf Frei⸗ 
heit und „Sefbftverwaltung“ halten — England, 
die Schweiz, die Vereinigten Staaten —, haben 
ihre Fabrifgefeggebung am weiteften außgebifbet. 
2. Mit der Entwidiung der Induſtrie geht auch 
der weitere Ausbau der Fabrifgefehgebung Hand 
in Hand. Nirgends ift ein Stillſtand oder ein 
Rüchſchritt zu verzeichnen, überall Drängen Arbeiter 
wie Arbeitgeber auf Erweiterung ber Gejeßgebung. 
Der Inbuftrieflaat par excellence, England, 
hat aud die ausgebilbetfte Arbeiterjhußgefeh- 
gebung. Und gerade in der englifchen Textil⸗ 
induftrie, d. h. in dem Gewerbe, in welchem ber 
moderne Sabrifbetrieb feine erfte Entwicklung fand, 
ift auch der principielle Kampf um bie gejehliche 
Beſchrankung ber haft des Arbeitgebers über 
das perfönliche Leben der Arbeiter zuerft zum Aus⸗ 
trag gelommen — ein Kampf, ber im legten Jahr⸗ 
zehnt des 18. Jahrhunderts beginnt und an Groß« 
artigteit ich mit ben größten focialen Kämpfen 
der Gefchichte vergleichen läßt. Poſition für Po- 
Er wurde erobert. Seit 1802 weift faſt jebes 

ahrzehnt ſolche Gefeke auf. Endlich im Jahre 
1847, nachdem die Abſchlagszahlungen auf die 
Forderungen der Arbeiter, welche frühere Fabrik⸗ 
gefeße geboten, fi al ungenügend erwiefen hatten, 
errangen bie Arbeiter mit dem Erlaß des Zehn- 
ſtundengeſetzes den vollen Sieg. 1864 und 1867 
mwurben au die andern Induftriezweige einbe ⸗ 
zogen. In dem Yabrik- und Werkftättengefeß vom 
27. Mai 1878 wurden dann bie ſämtlichen zahl« 
reichen Beftimmungen zum phyſiſchen und geiftig« 
ſittlichen Schu der Arbeiter lodifiziert. Die zur 
Unterfuchung der ——— und ihrer Wirkungen 
niedergeſehzte konigliche Kommiſſion konnte am 
10. Februar 1876 als Reſultat konſtatieren: „Die 
zahlreichen früheren Unterfugungen über bie Lage 
der in dem verfchiebenen Gewerben des Landes 
bejchäftigten Kinder und Frauen enthüllten Zu« 
fände, welche das allgemeine Mitleid mächtig her⸗ 
vorriefen und das Einfchreiten der Gefegebung 
gebieteriſch verlangten. In auffälligem Gegenſatze 
au den in jenen Berichten enthüllten Berhältniffen 
iſt die gegenwärtige Lage derjenigen, zu beren 
Gunften die Fabrik· und ne erlaſſen 
wurden... Dabei haben wir feine Urſache zur An⸗ 
nahme, daB die Gefeßgebung, welche in fo aufe 
fälliger Weife fi) als Wohlthat für die beichäfe 
tigten Arbeiter erwieſen hat, ben Gemwerben, auf 
die fie Anwendung fand, irgend erheblichen Nach⸗ 
teil gebracht hat. Im Gegenteil, der Fortſchritt 
ber Induftrie war augenjcheinlich völlig unbehin« 
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dert durch bie Yabrifgefeße; und es giebt nur 
wenige, jelbft unter ben Arbeitgebern, welche jet 
einen Widerruf der Hauptbeftimmungen dieſer Ge- 
fege wünfchten ober welche bie aus dieſen har 
bervorgegangenen Wohlthaten Teugneten“ (Dr. 
Schönberg, Handbuch ber politifchen Okonomie, 
I, 1. Aufl, 972). — Dem Beijpiele Englands 
folgtebie Schweiz. Schon in denfünfziger Jahren 
haben faft ſämtliche Santonsregierungen ſolche Ge« 
ſetze erlafien. Das Bundes dh vom 23. März 
1877 ordnete die Verhältniſſe einheitlich für alle 
Kantone. — In Frankreich ift bereits durch 
das Gejeh vom 9. September 1848 die Arbeitt« 
zeit in Fabrilen auf höchſtens zwölf Stunden 
normiert. Das Gefeh vom 2. Juni 1874 traf 
genaue — über die Beſchaͤftigung von 
Kindern und minderjährigen Mädchen. Später 
find noch weitere Geſehe gefolgt. — In Öfter- 
re ich find ſchon in ber Gewerbeorbnung von 1859 
auch Beftimmungen über die Beihäftigung von 
Kindern und Jugendlichen vorgeſehen und iſt eine 
„Dienftorbuung” (Fabrikordnung) zur Pflicht ge⸗ 
macht. Im Jahre 1885 folgte ein Gejek, das 
nächſt ber Schweiz wohl am weiteften unter ben 
tontinentalen Staaten ging. — In Nordamerifa 
haben faft alle Induftrieftanten weitgehende Schutßz · 
beftimmungen. Auch Dänemark (1873), Schweden 
und Norwegen (1864), Holland (1874), Spanien, 
Italien, Belgien, ja felbft Rußland haben ihre 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung. Der Inhalt der Geſetz ⸗ 
gebungen ift natürlich ſehr verfchieden ſowohl be= 
züglich der geſchützten Perfonen, bezüglich ber be⸗ 
troffenen Unternehmungen, bezüglich des Maßes 
des Schutzes (Arbeitsbauer, Bedingungen ber Ber 
ſchäftigung), wie aud) bezüglich der Ausführung. 
Aber auch da können wir mit einem kompetenten 
Beurteiler — Herrn Geh. Oberregierungsrat Loh⸗ 
mann, der die „Wabrifgefeßgebungen der Staaten 
des europäifchen Kontinents“ zufammengeftellt hat 
Gerlin, Kortlampf, 1878) — tonftatieren: „Wie 
manchfach auch infolge nationaler Eigentümlich- 
keit und gejchichtlicher Verhältniffe die Fabrifgefeh- 
gebungen ber einzelnen Staaten heute noch vonñ⸗ 
einander abweichen mögen, fo ift doch eine alle 
mähliche Ausgleihung berjelben mit Sicherheit 
voraußzufehen. Bet fortichreitender Entwidlung 
ber Induftrie werben die mit berfelben verbundenen 
Gefahren allmählich auch da ihre volle Wirkung 
äußern, wo biefelben bis jet aus dem einen oder 
anbern Grunde noch nicht herborgetreten find, und 
jelöft diejenigen Völfer, welche den Forberungen 
der Humanität in ihrer Gefeßgebung Rechnung 
u tragen nicht geneigt find, werben durch bie Er« 
rau belehrt werben, daß die zeitweiligen Vor⸗ 
teile, welche ihrer Inbuftrie aus der uneingefchränt« 
ten freien Bewegung erwachſen, doch nur ein 
Zehren von bem Kapital der Zufunft find, und 
daß fie zur Ausbildung einer dem Stande ihrer 
Induſtrie entſprechenden Fabrikgeſetzgebung ſchließ · 
— —— Kaltern 
werden. Bei der ſtetig wachſenden Gemeinſchaft 
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und gegenfeitigen Abhängigfeit der heutigen Kultur« 
völfer auf wirtſchaftlichem Gebiete und bei ber 

oßen Bebeutung, welche ber Fabrikgeſetzgebung 

ir bie Entwidlung großer, für den Weltmarkt 
arbeitenber Induſtriezweige beiwohnt, ift es jogar 
nicht unmöglich, daß die Ausbildung der Fabrif- 
geſetzgebung zum Gegenftanbe internationaler Ver⸗ 
träge gemacht wirb, und daß ſich auch auf dieſem 
Gebiete allmählich ein internationales Recht ent« 
widelt, wie ja ſchon gegenwärtig von den Ver⸗ 
tretern einzelner Induftriegweige die Forderung 
erhoben wird, daß beim Abläufe neuer Hanbeld« 
verträge die Verſchiedenheit der Produktionsbe- 
dingungen, welche ſich aus ber Verjchiebenheit der 
Fabrifgefege ergiebt, nicht unberüdfichtigt bleibe“ 
(&.7) 


Der Not gehorchend haben alle Kulturſtaaten 
B zur Einführung und zu einem allmählichen, 
tetigen Ausbau einer Arbeiterſchutzgeſetzgebung 
entfhließen müffen. Überall hat ſich diejelbe als 
Segen erwiejen, nicht bloß für die arbeitenden 
Klafſen, ſondern auch für die Induftrie. „Niemals 
werde ih gaben. daß das, was eine Bevölkerung 
flärfer und gefunder und weiſer macht, fie ſchließ⸗ 
lich ärmer machen kann“ (Macaulay): das hat 
ſich überall beftätigt. Und je heftiger der inter« 
nationale Wettkampf entbrennt, je mehr Mafchinen 
und Kapital Allgemeingut werben, defto mehr 
wirb das Land ben Vorſprung gewinnen, welches 
ſich eines phyſiſch und fittlich gefunden, kraftvollen 
Arbeiterftandes erfreut. Je entwidelter und kom⸗ 
plizierter die Maſchinen werben, je mehr fie die 
phyfiſche Arbeitskraft erfehen, deſio größere Be 
deutung gewinnt bie Selbftverantwortlichkeit, das 
Dftltgefügt, die Intelligenz und bie Tüchtigkeit 
der Arbeiter. Anderfeit3 drängt eine umfichtige 
Arbeiterjhußgefeßgebung wieder auf ben fleten 
Fortſchriti der Technik. Der Arbeiterſchuß ift zu⸗ 
gleich ein Schuß der einſichtigen, wohlwollenden 
Arbeitgeber gegen die illohale Konkurrenz ſolcher 
Arbeitgeber, bie durch rüdfichtelofe Ausbeutung 
der Sinber- und Yrauenarbeit, durch übermäßig 
lange Arbeitszeit, dur) Sonntagsarbeit zc. in der 
Lage find, Billiger zu produzieren und ihre Waren 
N Schleuderpreifen auf ben Markt zu bringen. 
ie arg Ausbeutung ber Arbeiter ift 
Raubbau auf Koften der nationalen Vollgkraft 
— eine ſchwere Schädigung vor allem auch der 
nationalen Probultiong- wie Wehrkraft. 

Eine internationale Regelung bes 
Arbeiterſchutzes in dem Sinne, daß alle ober auch 
nur eine Reihe von Staaten ſich auf einheitliche 
Beitimmungen bezüglich des Arbeiterjchuges ver⸗ 
fändigen oder gar eine Kontrolle bezüglich der 
Ausführungim einzelnen geftatten würben, ift auß« 
geſchloſſen. Das fcheitert zunächſt an der Ver- 
ſchiedenheit der Anfchauungen in den einzelnen 
Staaten. Während 5. ®. bie Schweiz, Ofierreich 
und Deuiſchland (als Regel) bie Selhäftigung 
von Kindern unter 14 Jahren in Fabrilen ver- 
bieten, glaubt England auf bie Kinderarbeit (vom 
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11. Jahr ab) nicht verzichten zu Fönnen. Dagegen 
geht England bezüglich des Schupes ber Sonn⸗ 
tag8ruhe über alle andern Staaten weit hinaus. 
England Hält heute noch principiell feft an dem 
Stanbpuntt, daß ber erwachfene Arbeiter fich ſelbſt 
fügen Förme, während die Schweiz (jeit 1878) 
unb Öfterreidh (jeit 1885) den Elffhndentag und 
Frankreich (ſchon feit 1848) den Zwölfftundentag 
eingeführt hat. Dagegen gewährt England den 
Zehnftundentag für „gefhüßte Perſonen“ in viel 
weiterem Umfange — für männliche Arbeiter bis 
zum 18. Jahre, für weibliche Arbeiter ohne Begren« 
ins des Alter — als alle übrigen Staaten. 

hrend Die deutſche und ſchweizeriſche Fabrik- 
geſeßgebung die franzoſiſche übertrifft, zeichnet die 
letztere ſich wieder auß durch die beſondere Berüd- 
fihtigung der Schädigungen ber Betriebsftätten 
und dur) die Ausdehnung der Schugbeftimmungen 
auf Werkflätten. Solche Verfchiedenheiten werden 
fa nur allmählich ausgleichen. Dazu kommt, 

5 gleichmäßige Beftimmungen je nad) der in« 
buftriellen Entwicllung ſehr verſchieden wirken 
tönnen. Ein weitgehender Maximalarbeitstag, 
den England mit feiner Kapitalkraft, feinen gün« 
fligen Produftiond- und Verlehrsbedingungen, 
- bochentwidelten Technik, feinen gejhulten 

tbeitsfräften mit Leichtigfeit ertragen würde, 
würde für weniger entwidelte Länder vielleicht 
nur mit großen Opfern durchführbar fein, ja viel- 
leicht den Ruin bebeuten. — Eine jhablonenhafte, 
einheitliche Regelung kann nicht das Ziel fein und 
braucht es auch nicht zu fein. Aufgabe und Bes 
deutung einer internationalen Berftändigung lann 
und fol nur fein: auf gewiſſe Minimalforberungen 
fi zu einigen und weiterhin dahin zu wirken, 
daß Ihe Staat in feiner Weife, nad) dem Stand 
unb den Bebürfnifien feiner Induſtrie und feiner 
Arbeiter ben Arbeiterfhug immer mehr verwirt- 
licht. Diefen Zwed hat denn auch die inter- 
nationale Arbeiterfhußfonferenz, 
welche auf Grund ber hochherzigen Erlaſſe Kaiſer 
Wilhelms II. vom 4. Februar 1890 in den Ta= 
gen vom 15. bis 29. März in Berlin tagte, in 
vollem Maße erreicht, indem alle Staaten — 
Deutſchland an der Spike (Gewerbeordnungs · 
novelle vom 1. Juni 1891) — Gefeße, fei e8 zur 
Begründung, ſei e8 zum weiteren Ausbau ihrer 
Arbeiterfchußgejeßgebung, erlaffen haben. 

L Schuß der Gejundheit und Gitt« 
lichkeit — Betriebsftättenfhup. Jede 
Berufsarbeit bringt gewiſſe Gefahren und Schãdi⸗ 
gungen für Gefundheit und Leben, oft auch für 
die Sittlichkeit mit ſich. Bald iſt es die Einfeitige 
keit der Thätigfeit (3. B. die andauernde figende 
Stellung), bald die ftarfe Anfpannung der 
telthätigfeit, bald die ungenügenbe oder ſchlechte 
Luft bes Arbeitsraumes, die Ausbünftung, der 
Staub und bie a des Materials und der 
ſich bildenden Gafe, bald bie Näſſe, Kälte, über⸗ 
mäßige Hite ober jchroffer Wechſel ber Tempe⸗ 
ratur zc. Dazu kommen bie Gefahren der Ver⸗ 
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letzung oder der Berunglüdung durch Fall, Stoß, 
Berbrennung zc., durch Berührung mit gefähr« 
lichen Mafchinenteilen zc. Auch in fittlicher Bes 
iehung bietet daß Zufammenarbeiten der ver⸗ 
Ygiedenen Geſchlechter und Lebensalter mannig« 
fache Gefahren. Der einzelne Arbeiter kann ſich 
nicht gegen alle biefe Gefahren außreichend ſchützen 
vielmehr liegt dieſer Schuß weientlich, foweit mög« 
li, dem Arbeitgeber ob. Alle Induftrieftaaten 
haben benn auch in ihrer Gefeßgebung — wenn 
auch noch fo unbeftimmt und allgemein — gewifje 
Normen für die Anlage ımd innere Einrichtung 
der Fabrilen und Werfflätten und den Betrieb 
vorgejehen. Bei der DVerfchiedenheit und dem 
Wechſel der techniſchen Einrihtungen und ber 
Betriebsweiſe konnen dieſe Vorfehriftennaturgemäß 
nur ſehr allgemeiner Art fein, und bleibt bie kon⸗ 
trete Ausbilbung derjelben mehr ben Ausführungs · 
organen — Gewerbeinfpeftoren — vorbehalten. 

Was die deutjche Gefehgebung anbelangt, jo Hat 
bie — — Reihe von Vorſchrifien 
für ben Schuß von Geſundheit und Leben erlaſſen. 
Die Gewerbeunternehmer findverpflichtet(8120 8), 
die Arbeitsräume, Betriebövorrihtungen, Ma« 
ſchinen und Gerätfcaften fo einzurichten und zu 
unterhalten und den Betrieb fo zu regeln, daß die 
Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gefund- 
beit foweit gejhügt find, wie es bie Natur des 
Betriebes geftattet. Insbeſondere ift für genügen« 
des Licht, außreichenben Luftraum und Euftwechjel, 
Beleitigung des bei dem Betriebe entftehenden 
Staubes, der dabei entwidelten Dünfte und Gafe, 
fowie der dabei entftehenden Abfälle Sorge zu 
tragen. Ebenſo find biejenigen Vorrichtungen 
berzuftellen, welche zum Schuße ber Arbeiter gegen 
gefährliche Berührungen mit Mafchinen ober 
Mafcinenteilen oder gegen anbere in ber Natur 
der Betriebaftätte ober des Betriebes Tiegende Ge» 
fahren, namentlich auch gegen die Gefahren, welche 
aus Fabrifbränden erwachſen fönnen, erforderlich 
find. Endlich find diejenigen Vorfchriften über 
die Ordnung des Betriebes und das Verhalten 
der Arbeiter zu erlafjen, welche zur Sicherung 
eines gefahrlofen Betriebes erforderlich find. Zum 
Schuß der Sittlichkeit ift außerdem die Verpflich- 
tung vorgeſehen (8 120b), diejenigen Einrich⸗ 
tungen zu treffen und zu unterhalten und bie- 
jenigen Vorfchriften über das Verhalten der Ar⸗ 
beiter im Betrieb zu erlaſſen, welche erforderlich 
find, um die Aufredhterhaltung ber guten Sitten 
und des Anftandes zu fidern. Snsbefonbere muß, 
ſoweit e8 bie Natur des Betriebes zuläßt, bei ber 
Arbeit die Trennung der Geſchlechter durchgeführt 
werben, ſofern nicht die Aufrechterhaltung ber 
guten Sitten und des Anftandes durch die Ein⸗ 
richtung des Betriebes ohnehin gefichert iſt. In 
Anlagen, deren Betrieb e8 mit fi) bringt, daß 
die Arbeiter fi umfleiden und nad ber Arbeit 
fi reinigen, müfjen außreichende, nad) Geſchlech⸗ 
tern getrennte Anfleide- und Wafchräume vor⸗ 
handen fein. Die Bebürfnisanftalten müflen fo 
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eingerichtet fein, daß fie für bie Zahl ber Arbeiter 
ausreichen, daB den Anforderungen der Gefund- 
beitspflege entiprodden wird und daß ihre Be- 
nugung ohne Verlegung von Sitte und Anftand 
erfolgen fann. — Bei Beiäftigung von Ar 
beitern unter 18 Jahren ift „bie durch das Alter 
derfelben gebotene bejondere Rüdficht auf Geſund⸗ 
heit und Sittlickeit” zu wahren (8 1200). 

Diefe Beftimmungen (88 120a bis 120c) 
gelten für alle Gewerbebetriebe, ob groß, ob Hein. 
Für das Handelsgewerbe find ähnliche Beftim- 
mungen im Handelsgeſeßbuch und in der Ge⸗ 
werbeorbnungsnovelle von 1900 vorgejehen. — 
Der Bundesrat (8 1200), die Landescentrale 
behörben(8120e)und die Volizeibehörbe ($120d) 
Können genauere Vorſchriften zur Durchführung 
diefer Beitimmungen erlaffen. Solche Vorſchriften 
find vom Bundesrat getroffen für Anfertigung 
und Verpadung von Zünbhölghen (1884), für 
Bleifarben⸗ und Bleizuderfabriten (1886), für 
Anfertigung don Cigarren (1888), für Anlagen 
zur ellung von Alkalichromaten (7. 2. 97), für 
Buchdruckereien und Schriftgießereien (31. 7. 97) 
und Accumulatorenfabriten (1898), für Roßhaar« 
fpinmereien (1899) und für Zinkhütten (6.2.1900), 
endlich (zum Schu der Sittlidteit) für Gummi« 
warenfabriken (31. 7.98) ; von Landesregierungen 
3. B. für Spiegelbeleganftalten u. |. 1. Polizeie 
verorbnungen beftehen zahlreich. — Die Durch⸗ 
führung der Schußbeftimmungen liegt (neben den 
ordentlichen Polizeiorganen) in erfter Linie den 
Fabrilaufſichtsbeamten ob (ſ. d. Art. Fabrikinſpel⸗ 
toren). Für die Unfallverhütung find außerdem 
die Berufsgenofjenfchaften ber Unfallverfiherung 
thätig (ſ. d. Art. Unfallverficherung). Endlich find 
noch (mehr als 22) Dampftefjelrevifionsvereine mit 
ihren Beamten für bie Verhütung von Dampf- 
keſſelexploſionen thätig. 

Der Betriebsſiättenſchuß bebarf, namentlich 
foweit die Verhütung gewerblicher Berufäkrant- 
beiten in Betracht fommt, des weiteren ſyſtemati · 
ſchen Ausbaues Durch Erlaß detaillierter Berorb- 
nungen, fei e8 des Bundesrates, jei e8 ber Landes⸗ 
centralbehörben, fei e8 der Volizeibehörben. Ins- 
befondere follten die Polizeibehörden auch von 
ihrem Recht, anzuordnen, daß bejonbere Anfleide- 
und Waſchräume eingerichtet (3 120b) und „den 
Arbeitern zur Einnahme von Mahlzeiten außer 
halb der Arbeitsräume angemefjene, in der kalten 
Jahreszeit geheizte Räume unentgeltlich zur Ver⸗ 
fügung geftellt werben“ (8 120d), mehr Gebrauch 
machen — namentlich aud, um fo den jugend« 
lichen Arbeitern während der Paufen ($ 136) im 
Intereſſe von Gefundheit und Sittlichkeit an- 
gemeſſene Aufenthaltsräume zu fihern. — Da 
ſpatere Einrichtungen und Anderungen in Anlage 
und Betrieb zum Schuß ber Arbeiter in der Regel 
ſchwierig und koſtſpielig find, fo follte für alle 
gewerblicden (Neu) Anlagen und Anberungen 
die vorherige Genehmigung der Baupläne (nad) 
Vorbild der 88 16 und 24) unter Maßgabe von 
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Normativbeftimmungen porgefchrieben werden. — 
Zur Verhütung fittlich bedenklicher Abhängigteits- 
verhältniffe ber Arbeiterinnen gegenüber Vor» und 
Mitarbeitern ſollte (nad) Vorbild der Bundesrats« 
verordnung für Anfertigung von Cigarren) gefeh« 
lich beftimmt werden, daß Arbeiterinnen und 
jugendliche Arbeiter in unmittelbarem Verhältnis 
zum Betriebsunternehmer ftehen müſſen und ein 
Annehmen und Ablohnen berfelben durch andere 
Arbeiter ober für deren Rechnung nicht geftattet 
if. Ferner follte die Zahl der Gewerbeinfpet- 
toren vermehrt, ihre Zuflänbigfeit erweitert, auch 
weibliche Inſpeltoren angeftellt werden. Durch 
befondere Kurfe könnten die Inſpektoren und 
Polizeiorgane für die Aufgaben der gewerblichen 
Hygiene vorgebildet werben. Krankenfafien und 
Invalibitätsanflalten Könnten endlid durch Vor« 
träge, Schriften, ftatiftifche Erhebungen auf die 
Gefährdungen ber Gejundheit hinweiſen und auf 
entiprehende Einrichtungen drängen. 

Im allgemeinen bricht ſich das Gefühl der 
Verantwortung und die Einficht, daß Gefundheit 
und Arbeitsfriſche wichtige Faktoren auch für den 
wirtſchaftlichen Erfolg des Gejchäftes bilden, immer 
mehr Bahn, umd zeichnen ſich die neuen Yabrit- 
anlagen vielfach durch hohe, lichte, gut ventilierte 
Arbeitgräume aus. Die Anlage von Bade» und 
Wafeinrihtungen, von Umkleideräumen, von 
Sälen und Gartenanlagen zum Aufenthalt wäh- 
tend der freien Zeit, zum Einnehmen der Mahl« 
zeiten, forgfältigere Anlage der Abtritte (mit Ver- 
ſchluß und Wafferfpülung). fünftliche Ventilation 
der Arbeitgräume durch Exhauftoren oder Impul« 
foren mit Wafjerabtühlung oder -erwärmung, 
Vorrichtungen zur Abjaugung von Staub und 
ungefunden Gajen — alle dieſe Anlagen werden 
in induſtriell entwidelten Gegenden häufiger. 
Auch die Fürforge für beffere Nahrung: Menagen 
zur Gewährung eines billigen und guten Eſſens, 
Verabreichung von Kaffee oder Suppe, von Bier:r. 
— gleichzeitig zur Verbrängung des Brannt« 
weins — find dankenswerte Beftrebungen, für bie 
das öffentliche Intereſſe wächſt. 

II Schutz der jugendlichen Arbeiter, 
Beſtimmungen zum Schuß der jugendlichen Ar« 
beiter weifen mehr oder weniger alle Rulturftaaten 
auf. Diefelben bezweden in erfler Linie ben 
Schuß der Gefundheit. In den Jahren der Ent« 
widlung muß eine zu frühzeitige, anftrengenbe, 
überlange Beihäftigung die Gefundheit ſchädigen, 
zumal in Arbeitgräumen, die jelbft für Erwachſene 
gefährlich find. Dann legt aber aud) die Rüd« 
ſicht auf die Ausbildung und Erziehung Schranfen 
auf. Körperlich übermüdete Kinder werden mit 
wenig Erfolg dem Volfafchulunterricht beimohnen. 
Das Hauptinterefie nimmt die Arbeit in Anſpruch. 
Dazu kommen bie fittlihen Gefahren ber Zu- 
fammenarbeit mit Erwachjenen, zumal bei un« 
genügender fittlicher Auffiht. Die Jugend ftellt 
die nationale Arbeitskraft der Zukunft dar: 
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zeitige Inanſpruchnahme und Lörperliche und gei⸗ 
flige Verfümmerung der Jugend ift auch eine 
ſchwere wirtſchaftliche Schädigung. 

Die deutſche Gewerbeordnung (88 135—139a) 
unterfcheidet: 1. „Rinder“ (unter 14 Jahren); 
2. „junge Leute” (von 14—16 Jahren). 
Beide Kategorien werben zufammengefaht unter 
dem gemeinjamen Begriff: „Jugendliche Ar» 
beiter“. — Eine Beichränfung der Beichäftigung 
der Kinder und jungen Leute befteht in Deutſch⸗ 
land bis jegt nur für Fabriken, Berg und 
Hüttenwerte, Zimmerpläße, Bauhödfe, Biegeleien 
und Werfitätten mit Dampfbetrieb (vgl. 88 135 ff. 
und 8 154); eine Ausdehnung berfelben auf 
Werkftätten ift zwar im Gefege ($ 154) vor« 
gefehen, aber erjt in bejchränktem Maße (für 
VBädereien und Konfektionsgefchäfte) durchgeführt. 
Die wichtigfien Beftimmungen find: 1. Kinder 
unter 13 Jahren dürfen überhaupt in Yabriken, 
Bergwerlen zc. nicht beſchäftigt werben. 2. Kinder 
unter 14 Jahren dürfen erft nad) Entlaffung aus 
der Vollsſchule und nicht Länger als ſechs Stun- 
den täglich beihäftigt werben. 3. Für „junge 
Leute” (14—16 Jahren) darf bie Arbeitszeit 
höchſtens zehn Stunden täglich betragen. 4. für 
Kinder muß während ber Arbeit eine halbftündige 
Pauſe gewährt werben; für „junge Leute“ muß 
biefelbe mittags mindeſtens eine Stunde, morgens 
und nachmittags eine halbe Stunde betragen 
(8 186). 5. Kindern wie jungen Leuten ift die 
Nachtarbeit (von abends 8/, bis morgen85"/, Uhr) 
fowie Die Arbeit an Sonn und Fefttagen untere 
fagt, ebenfo während der von dem ordentlichen 
Seelforger für Beicht- und Kommunionunterriät 
feftgefegten Stunden (8 186). — Ferner ift noch 
vorgeſchrieben, daß der Arbeitgeber vor ber An« 
nahme zur Beſchäftigung ſich ein (von der Orts« 
polizeibehörde außgefertigtes) Arbeitsbuch (Namen, 
Tag der Geburt, Religion zc.) einhändigen läßt 
und in Verwahrung nimmt; daß er der Ortd« 
polizeibehörde Anzeige macht über die Zeit, die 
Art der Beichäftigung und die Paufen, und daß 
in der Fabrik ein Verzeichnis der beichäftigten 
jugendlichen Arbeiter, der Art und Dauer der 
Beſchaͤftigung, ſowie eine die gejeplichen Beftim« 
mungen bezüglich der jugendlichen Arbeiter ente 
haltende Tafel ausgehängt ift. Ausnahmen be⸗ 
züglich der Arbeitszeit, der Paufen, der Naht 
arbeit zc. find insbeſondere für Fabrilen mit 
ununterbrodener Feuerung, für Campagne- und 
Saifoninduftrien ($ 139 a) zugelafjen. 6. Der 
Bundesrat hat das Recht, die Verwendung von 
jugendlichen Arbeitern (und Arbeiterinnen) für 
gewiſſe Fabrikationszweige, welche mit bejondern 
Gefahren für Geſundheit und Sittlichkeit ver⸗ 
bunden find, gänzlich zu unterſagen oder von 
befondern Bedingungen abhängig zu machen 
(8 1398). Solche Beſchränkungen find meiftens 
für Diefelben Betriebe getroffen, für welche Aus« 
nahmen bezüglich der Arbeitszeit (Nacht und 
Sonntagsarbeit) zugelaffen find: Glashütten, 
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Drahtziehereien mit Wafjerbetrieb, Walz- und 
Hammerwerfe, Steintohlenbergwerfe; außerdem 
für Bleifarben« und Blelzuderanlagen, Cichorien⸗ 
fabrifen, Rohzuderfabrifen und Zuderraffinerien, 
— Anfertigung von Cigarren, für 

iegeleien, Zinfhütten und Gummiwarenfabrilen 
beftimmter Art. (Die Berorbnungen find meiſtens 
in den Ausgaben der Gewerbeordnung abgebrudt.) 

Für die Handwerkslehrlinge können 
nad) dem Handwerlerſchutzgeſetz von 1898 ſowohl 
die Handwerlskammern als auch die Innungen 
Schugbeftimmungen treffen. — Dringend wün- 
ſchenswert ift die Einbeziehung aud) der Haus⸗ 
induftrie. Für die Eigarrenjabrifation ift eine 
Verordnung des Bundesrates (auf Grund des 
8 154, ar 4 ber Gewerbeordnung) in Ausficht 
geftellt. — Die mißbräuchliche Ausnugung ber 
Schulkinder zu gewerblicher ae: 
Austragen von Zeitungen und Backwaren, Segel= 
aufjeßen 2c., ift vielfach Durch Polizeiverordnungen 
befchräntft. 

Als nächſtes Ziel gefeßgeberifcher Regelung 
erjcheint bie Ausdehnung der Schußbeftimmungen 
(insbefondere des Zehnftundentages) auf männ« 
liche Arbeiter bis zum 18. Lebensjahr und auf 
Arbeiterinnen ohne Begrenzung des Lebensalters 
— nach dem Vorbild von England. 

IU. Schuß der Arbeiterinnen. Die 
ſelben Gründe, welche die Beſchränkung der 
Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter notwendig 
gemacht Yaben, kommen in erhöhtem Maße für 
das weibliche Gefchlecht in Betracht. Auch bei 
der erwachſenen Arbeiterin ift die Widerſtands⸗ 
kraft gegen die gefundheitlichen und fittlihen Ge⸗ 
fahren der Fabrik ſchwächer als bei dem Arbeiter. 
Dazu Tommt die Rüdficht auf den Beruf der 
Frau, auf ihre Stellung und ihre Aufgaben als 
zufünftige Hausfrau und Mutter. Je länger die 
Arbeitszeit, je anftrengenber die Arbeit ift, defto 
mehr wird fie dieſem ihrem erften und natürlichen 
Beruf entfrembet. Anderfeits läßt fi die Ar= 
beiterin um eines geringen baren Verbienftes 
willen viel mehr gefallen, weiß fie weniger ihre 
Rechte zu ſchätzen und zu ſchützen als ber ertwadh- 
fene Arbeiter. Eine beſondere ik Fürforge 
bedarf Die verheiratete Zyrau, ſowohl allgemein in 
Rückficht auf ihre Pflichten als Hausfrau und 
Mutter, wie fpeciell im Falle der Schwanger- 
ſchaft und des Wochenbettes. 

In Deutſchland find durch die Gewerbeord- 
nungsnovelle von 1891 eine Reihe von Beſtim⸗ 
mımgen zum J— der Arbeiterinnen vorgeſehen. 
Dieſelben gelten für Fabriken, Berg und 
Hüttenwerle, Bauhöfe und Ziegeleien. Es ift be= 
ftimmt (8 137): 1. Die Arbeitägeit beträgt höch- 
ſtens elf Stunden täglich, an den Vorabenden ber 
Sonn« und Feſttage höchſtens zehn Stunden; 
2. die Nachtarbeit (von 8'/, Uhr abends bie 
5'/, Uhr morgens) ift verboten; 3. bie Arbeits« 
zeit muß durch eine mindeſtens einftündige Mit- 
tagapaufe unterbrochen werden ‚Br Arbeiterinnen, 
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welche ein Hausweſen zu beſorgen haben, muß dieſe 
Pauſe auf Antrag auf 11/; Stunde erhöht werden. 
4. An den Vorabenden der Sonn» und Feſttage 
muß bie (zehnſtündige) Arbeitszeit um 51/, Uhr 
fließen. 5. MWöchnerinnen dürfen während vier 
Wochen überhaupt nicht und während ber folgen« 
den zwei Wochen nur dann bejchäftigt werden, 
wenn das Zeugnis eines approbierten Arztes 
dieſes für zuläffig erflärt. 6. Die Verwendung 
bon Arbeiterinnen kann durch den Bundesrat für 
beftimmte Fabrifationszweige, welche mit befon- 
dern Gefahren für Gefundheit und Sittlichfeit 
verfnüpft find, unterfagt oder von beſondern 
Bedingungen abhängig gemacht werben ($ 189). 
— Solche Beihränkungen find vorgejehen zu⸗ 
nächſt für biejelben Betriebe wie bezüglich der 
jugendlichen Arbeiter; außerdem noch für Roh⸗ 
zuderfabrifen und Naffinerien, ſowie Zink⸗ und 
Bleierzbergwerle und Kolereien im Regierungs- 
bezirt Oppeln. 7. Arbeiterinnen bürfen nicht 
unter Tag (in Bergwerken) befchäftigt werben 
(8 154 a). — Abgejehen von den Ausnahmen be= 
zügfich der Arbeitszeit für einzelne Betriebe Durch 
die untere Verwaltungsbehörbe find noch Aus- 
nahmen durch Beſchluß des Bundesrates für be= 
ftimmte Arten von Betrieben (Betriebe mit un- 
unterbrodhenem euer, Campagne- und Saifon- 
inbuftrien) zugelafjen ($139a), mit der Maßgabe, 
daß auch hier bezůglich ber Arbeitszeit eine Marxi⸗ 
malgrenze pro Woche — für Kinder 36, für junge 
Leute 60, für Arbeiterinnen 65 (nur für Ziege⸗ 
leien 70) Stunden — Ps bleibt. Solde 
Ausnahmen (vom Verbot der Nachtarbeit) find 
zugelafjen für Arbeiterinnen in Drahtziehereien 
mit Wafferbetrieb, Rohzuderfabriten und Zuder- 
taffinerien, Steintohlenbergwerfen, Meiereien, 
Zink» und Bleierzbergwerfen und Kofereien im 
Regierungsbezirl Oppeln (bezüglich der Nacht« 
arbeit der Arbeiterinnen für die Übergangszeit); 
endlich (bezüglich ber Arbeitszeit) in Ziegeleien. — 
Als näcjftes Reformziel erfcheint die Herabſetzung 
der Arbeitszeit auf zehn Stunden täglich, ferner 
die weitere Beichränfung ber Beichäftigung von 
Arbeiterinnen in die Gefundheit und Sittlickeit 
gefährbenben Betrieben. Gezüglich des Schupes 
der verheirateten Frauen f. unten sub c. IV.) 
IV. Schuß der Sonntagsruhe. Wieder 
24ftündige Tag durch eine längere Ruhepauſe 
unterbrochen werden muß zur Sammlung neuer 
Kräfte, fo bedarf der Menſch nicht minder ber 
Ruhe des fiebenten Tages nach ſechs Tagen der 
Arbeit (Maximalarbeitswoche). Und wie ber 
Schöpfer durch die Verteilung von Tag und Nacht 
die Nacht als die normale Ruhezeit nad) volle 
brachtem ZTagewerfe eingeſetzt hat, jo kann auch 
nur der von Bott auf Sinai eingejebte allgemeine 
Ruhetag (Sabbath, Sonntag) die volle Erfriſchung 
für Geift und Körper bieten. Die gottesdienftliche 
Feier, Die Pflege des Familienlebens wie ber Ge— 
ſelligkeit — alle Wohlthaten des Sonntags find 
an die Gemeinfamkeit der eier an demſelben 
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Tage gebunden. Der Sonntag ift eine fociale 
Inftitution, bie nicht dem Belieben bes Einzelnen 
anheimgegeben werben darf, foll fie ihren Segen 
entfalten. Alle chriſtlichen Staaten haben deshalb 
auch mehr oder weniger gefegliche Beſtimmungen 
zum Schuße des Sonntags, wenn auch) nicht alle 
dom ausgeſprochenen Stanbpuntt des Arheiter- 
ſchutzes, vorgejehen. Nur bie Schweiz und Ofter- 
reich haben den Arbeiterf—huß-Sonntag, d. h. ein 
direktes Verbot der Beſchaͤftigung auch erwachſener 
Arbeiter an Sonn⸗ und Feittagen. In Deutſch⸗ 
land beftanben bis 1891 nur Poligeiverordnumgen 
ur Sicherung der Sonntagsheiligung, die aber 
jehr verihiebenartig und ungenügend waren. So 
gab e8 nad) der Enquete von 1885 Sonntags- 
arbeit in der Sroßinduftrie in 49,4 %/. der Betriebe 
für 29,80/, der Arbeiter; im Handwerk in 47,1°/, 
ber Betriebe für 41,8°/, der Arbeiter ; im Handel 
und Verkehr in 77,6%, der Betriebe für 57,8% 
der Arbeiter. — Durch die Arbeiterjchußnovelle 
von 1891 ift die Beichäftigung von Arbeitern an 
Sonn= und Feittagen verboten im Betriebe von 
(8 105b); 1. Berg« und Hüttenwerfen, Salinen, 
Aufbereitungsanftalten, Brüchen und Gruben; 
2. Fabriken; 3. Werfftätten; 4. Bauhöfen, Zim- 
merpläßen, Beriten, Ziegeleten fowie bei Bauten; 
bie Sonntagsarbeit ift beichränft 5. im Hanbeld« 
gewerbe auf höchſtens fünf Stunden. — Welche 
Zage als Feſitage gelten, beftimmen die Landes- 
behörben. Die Polizeiverorbnungen und aud) die 
(ftrengeren) Beftimmungen zum Schuß der Sonn- 
tag8ruhe der jugendlichen Arbeiter bleiben neben 
den vorftehenden Beftimmungen (8105 b) in Kraft. 
— Die Polizeiverordnungen haben bie Sonn⸗ 
tagsheiligung zum Ziele, gelten deshalb auch für 
den Arbeitgeber, während die Gewerbeordnung 
nur den Schuß ber Arbeiter bezwedt. Nur im 
Dee ift die Sonntagärube der Anges 
iellten auch für den Prinzipal maßgebend und 
müſſen die Ladengefchäfte während biejer Zeit ges 
ſchloſſen bleiben (8 41 a). — Die Dauer ber Ruhe⸗ 
zeit geht von Mitternacht zu Mitternacht und hat 
die den Arbeitern zu gewährende Ruhe minbeftens 
für jeden Sonn- und Feſttag vierundzwangig, für 
zwei aufeinander folgende Sonn- und tage 
ſechsunddreißig, für Weihnachte-, Ofter- und 
ange achtundvierzig Stunden zu bauern. 

ie Ruhezeit ift von 12 Uhr nachts zu reinen 
und muß bei zwei aufeinanderfolgenden Sonn» 
und Yelltagen bis 6 Uhr abends bes zweiten 
Tages dauern. — In Betrieben mit regelmäßiger 
Tag und Nachtſchicht jedoch „ann die Ruhezeit 
früheſtens um 6 Uhr abends bes vorhergehenden 
Werktages, fpdteftens um 6 Uhr morgens bes 
Sonn« ober Yelttages beginnen, wenn für die 
auf ben Beginn ber Ruhezeit folgenden vierunb- 
zwanzig Stunden ber Betrieb ruht“. 

Im Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, 
Lehrlinge und Arbeiter am erjten Weihnachts», 
Oſter · und Pfingfttage überhaupt nicht, im übrigen 
an Sonn« und felttagen nicht Tänger als fünf 
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Stunden beſchäftigt werden. Durch ſtatutariſche 
Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiteren 
Rommunalverbandes (8 142) kann dieſe Beſchafti⸗ 
gung für alle oder einzelne Zweige des Handels⸗ 
gewerbes auf kürzere Zeit eingefchränft oder ganz 
unterfagt werden. Yür bie legten vier Wochen 
vor Weihnachten fowie für einzelne Sonn⸗ und 
Feſttage, an welchen örtliche Verhältniffe einen 
erweiterten Gejchäftsverfehr erforderlich machen, 
tann bie Poligeibehörbe eine Vermehrung ber 
Stunden, währenb welder die Beſchäftigung ftatt« 
finden darf, bis auf zehn Stunden zulaffen. Die 
Stunden, während welcher bie Beihäftigung flatt« 
finden darf, werben unter Berüdfichtigung ber für 
den öffentlichen Gottesbienft beitimmten Zeit, ſo⸗ 
fern die Beſchäftigungszeit durch ftatutarifche Be⸗ 
Rimmungen eingefehränft worden ift, durch Ießtere, 
im übrigen von ber Bolizeibehörbe feftgeftellt. Die 
Feſtſtellung kann für verfchiedene Zeige des 
— verſchieden erfolgen (8 105b, 
2 


Das vielgeftaltige Leben mit feinen mannig« 
fachen wirtſchaftlichen und techniſchen Berhätniffen 
und Lebensbedürfniſſen erfordert natürlich eine 
Reihe von Ausnahmemdglichkeiten: 

a) Ausnahmen kraft geſetzlicher Bor« 
ſchrift ($ 1050). Zunächft giebt es ſolche 
Arbeiten, die an ſich unaufidiebbar erſcheinen 
und für melde jedesmalige Einholung befon« 
derer Erlaubnis teils unmöglich, teils nicht nötig 
(weil dieſelbe doch regelmäßig gegeben wird) ift. 
&o fol das Geleh feine Anwendung finden 
(8 105, Abf. 1): 1. auf Arbeiten, welche in 
Notfällen oder im öffentlichen Intereffe unverzüg- 
lich vorgenommen werben müſſen; 2. für einen 
Sonntag auf Arbeiten zur Durchführung einer 
gefeblich vorgefchriebenen Inventur ; 3. auf die 
Bewachung ber Betriebsanlagen, auf Arbeiten zur 
Reinigung und Inftandhaltung, durch welche der 
regelmäßige Fortgang des eigenen oder eines 
fremden Betriebes bedingt ift, fowie auf Arbeiten, 
don welchen die Wiederaufnahme bes vollen wert- 
tägigen Betriebes abhängig ift, fofern nicht diefe 
Arbeiten an Werktagen vorgenommen werben 
Tonnen; 4. auf Arbeiten, welche zur Verhütung 
bes Berberbens von Rohſtoffen oder des Miik- 
lingens von Arbeitserzeugnifien erforderlic find, 
fofern nicht diefe Arbeiten an Werktagen vorge- 
nommen werben fünmen; 5. auf die Beauffichti- 
gung des Betriebes, ſoweit er nad) Ziffer 14 
an Sonn= und Feſttagen ftattfindet. — Um eine 
mißbräuchliche Ausdehnung der Sonntagsarbeiten 
au verhüten, find „bie Gewerbetreibenben, welche 
Arbeiter an Sonn⸗ und Feſttagen mit Arbeiten 
der unter Ziffer 1—5 erwähnten Art befchäftigen, 
verpflichtet, ein Verzeichnis anzulegen, in welches 
für jeben einzelnen Sonn« und Feſttag die Zahl 
der bejchäftigten Arbeiter, bie Dauer ihrer Be- 
ſchäftigung ſowie die Art der vorgenommenen 
Arbeiten einzutragen find. Das Verzeichnis ift 
auf Erforbern der Ortäpolizeibehörde jowie dem 
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im $ 1395 bezeichneten (Auffichts-) Beamten 
jederzeit zur Einſicht vorzulegen” (8 1050, 
Ab. 2). — Auch in folhen Fällen, daß unaufs 
ſchiebbare Arbeiten vorliegen, fol doch Rüdficht 
dahin getroffen werben, daf ben Arbeitern wenig« 
ſtens ber zweite oder doch der dritte Sonntag frei« 
gegeben werde. Sofern „die unter Ziffer 3 und 4 
bezeichneten Arbeiten länger als drei Stunden 
dauern oder die Arbeiter am Beſuch bes Gottes« 
dienftes hindern, find die Gewerbetreibenben ver⸗ 
pflichtet, jeden Arbeiter entweder an jedem britten 
Sonntag volle ſechsunddreißig Stunden oder an 
jedem zweiten Sonntag mindeftens in ber Zeit 
von 6 hr morgens bis 6 hr abends von der 
Arbeit frei zu laſſen“ (8 105c, Abſ. 3). (Feier⸗ 
tage kommen hier nicht in Anrechnung.) 

b) Ausnahmen für Betriebe mit un- 
unterbrodener Feuerung fowie für 
Eampagne- und Saifjoninduftrien 
(8 1054). Für diefe Betriebe find Ausnahmen 
dur den Bundesrat vorgejehen. Diefe Re- 
gelung ſoll für ganz Deutſchland — als einheit= 
liches Wirtihaftsgebiet — gleihmäßig und fol 
auch da den Arbeitern jedenfalls die Ruhe des 
zweiten reſp. britten Sonntags (wie in $ 1050, 
Abſ. 3) möglichft gefichert fein. Dem Reichstag 
follen die getroffenen Ausnahmen wenigftens zur 
Kenntnisnahme mitgeteilt werben. — Die Aus- 
führungsverordnung tft als, Bekanntmachung be= 
treffend Ausnahmen von dem Verbote der Sonn« 
tagSarbeit im Gewerbebetriebe d. d. 5. Februar 
1895*,, zugleich mit eingehenden „Erläuterungen“ 
veröffentlicht. (Den Tertausgaben der Gewerbe- 
ordnung meiftens als „Anlage“ beigegeben.) Die⸗ 
ſelbe fchließt fi) der Gruppierung der Gewerbe 
flatiftif an und umfaßt acht Hauptgruppen mit nicht 
weniger als 80 Nummern. 

ec) Ausnahmen für Gewerbe zur Be 
friedigung täglider oder an Sonn 
und Feſttagen bejonders hervortreten- 
der Bedürfniffe ſowie für Betriebe mit 
Wind oder unregelmäßiger Waſſer⸗ 
traft (5 105e). Zunächſt ift es bie Rüdficht 
auf das konfumierende Publitum, welche mannig« 
fache Ausnahmen verlangt oder nahelegt (Barbiere, 
Konbitoren, Bäder und Mebger u. |. w.). Weil 
bier die Konkurrenz mehr örtlich begrenzt ift, auch 
die Anfhauungen, Sitten und Bebürfniffe örtlich 
verſchieden find, fo follen diefe Ausnahmen durch 
die höheren Verwaltungsbehörden ge= 
troffen werden. Denjelben Behörden ift dann 
weiterhin aud) da8 Recht zugewieſen, für Betriebe, 
weldye ausſchließlich oder borwiegend mit durch 
Bind oder unregelmäßige Wafferfraft bewegten 
Triebwerlen arbeiten, Ausnahmen zuzulaflen. — 
Die Landesregierungen haben ſich auf beitimmte 
Grundlinien bezüglich der Zulafjung der Aus⸗ 
nahmen verfländigt (vgl. Werner, Sonntagärube). 
Nach der Gemwerbeorbnungsnovelle von 1900 joll 
der Bundesrat Normativbeftimmungen treffen. — 
Was die Betriebe mit Wind» und Waſſerkraft 
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anbelangt, fo ift zunächft die Höhere Verwaltungs» 
behörbe (in Preußen der Regierungspräfident reſp. 
das Oberbergamt) befugt, nad} Lage der örtlichen 
Verhältniffe — — Ausnahmen für beſtimmte 
Betriebsarten, Verwaltungsgebiete ober Waller 
läufe zuzulafien, fowie einzelnen, nad Art, Ein- 
richtung oder Lage des Betriebes der befondern 
Regelung bebürftigen Unternehmungen Ausnahe 
men zu geftatten ($ 105e, Abf. 1). Daneben 
bat jeber Zriebwertäbefiger bie Möglichkeit, für 
feinen Betrieb in einem nad) den Vorfehriften der 
88 20 und 21 der Gewerbeordnung ſich regelnden 
Verfahren bejondere Ausnahmen zu erwirten 
(8 105e, Abſ. 2). Im letzteren Fällen hat in 
erſter Inftanz in Preußen der Bezirlsausſchuß 
(teſp. das Oberbergamt), in zweiter Inftanz der 
Minifter für Handel und Gewerbe zu eniſcheiden. 

d) Ausnahmen zur Verhütung eines 
unverhältnismäßigen Schadens ($105f). 
Endlich fann in befonderen Fällen in den einzelnen 
Betrieben die Notwwendigfeit der Sonntagsarbeit 
zur Verhütung eines unverhältnismäßigen Scha- 
dens ſich plößlich herausftellen. Es find diefe 
Ausnahmen dur dieunteren Berwaltungd« 
behörden zu gewähren. Jede ſolche Erlaubnis 
muß ſchriftlich ausgeftellt werben und ift Abfchrift 
in der Fabrik reſp. Werkftätte ben Arbeitern zur 
Kenntnisnahme auszuhängen. Damit die „untere 
DVerwaltungsbehörbe* (in Preußen in der Regel 
der Landrat, für Städte mit mehr als 10000 Ein« 
wohnern bie eh) nicht zu leicht» 
finnig in Gewährung ber Erlaubnis fei, muß die» 
jelbe ein genaues Verzeichnis bezüglich der gegebe- 
nen Dispenjen führen. 

e) Ausnahmen bezüglich beftimmter 
Feſttage. Die Landescentralbehörben können 
„für einzelne Feiertage, welche nicht auf einen 
Sonntag fallen, Abweichungen von der Vorſchrift 
bes 8 105b, Abſ. 1 geftatten” (8 105h). Nur 
für Weihnachts- Neujahrs⸗, Oſter⸗, Himmels 
fahrts · und Pfingſtfeſt ſoll dieſe Beſtimmung 
leine Anwendung finden. Im übrigen ſind die 
landesgeſetzlichen Beſtimmungen und Verordnun⸗ 
gen bezüglich der Sonntagsheiligung, ſoweit fie 
weitergehen als das Reichsgeſetz. durch letzteres 
nicht aufgehoben (8 105h, Abſ. 1). 

Als weitere Reformziele harten noch der 
Erfüllung: 1. der Schuß der Sonntagsrube für 
bie in Gaft« und Schanlwirtſchaften und im Ver⸗ 
kehrsgewerbe beichäftigten Perfonen; 2. die Feſt- 
fegung der Dauer der Sonntagsruhe auf 86 (für 
Doppelfeiertage: 60) Stunden; 3. weitere Ver⸗ 
ſchärfungen der Ausnahmebeftimmungen. 

V. Schuß gegen übermäßige Arbeit3- 
jeit(Maxgimalarbeitstag). Das Interefie 
bes Unternehmers als Käufers der „Ware“ Arbeit 
geht naturgemäß dahin, einerſeils möglichft billig 

u faufen — die Arbeitslöhne zu drücken —, ander= 
jeit3 für den bebungenen Preis möglichft viel 
„Ware” zu erhalten — bie Arbeitszeit außzu= 
dehnen. Lebteres läßt ſich insbeſondere der focial- 
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politiſch nicht geſchulte Arbeiter eher gefallen als 
erftereß, er ift ſogar für einen Heinen Mebrverdienft 
meift ſehr bereit, über das normale Maß hinaus 
zu arbeiten. Die Arbeiter unterjchägen meiftens 
die Gefahren und Nachteile übermäßiger Arbeit 
für bie Gejundheit und Lebensdauer ; noch weniger 
würdigen fie bie Folgen für Familienleben und 
Erziehung ausreichend. Die Verſuchung zu über 
mäßiger Anſpannung der Arbeitskraft liegt nicht 
bloß als „mildefte“ , unſcheinbarſte Form der 
„Mehriverts" «Aneignung dem Unternehmer nahe, 
fondern fie bat aud mod einen bejondern 
Grund. Je mehr die Gejamtproduftion durch 
Steigerung ber individuellen Arbeitäleiftung wächft, 
deſto größer ift der Gefamtverdienft, während das 
zu verzinfenbe und zu amortifierende ftehenbe Ka⸗ 
pital bagfelbe bleibt und das Betriebslapital wenig« 
ftens nicht in demſelben Verhältniſſe vermehrt zu 
werben braudjt. — Der einzelne Arbeiter ift nicht 
in der Lage, der energifchen Forderung des Ar- 
beitgebers auf Verlängerung der Arbeitzeit ſich 
zu entziehen, zumal wenn die Arbeitgeber for 
libarifch vorgehen. Gerade die Arbeiter, welche 
unter übermäßiger Arbeitszeit (meiftens mit 
niebrigen Löhnen) leiden, find am menigiten 
in ber Lage, fi fraftvol zu organifieren. Ge⸗ 
ade in ber Zeit des wirtichaftlichen Nieber- 
gangs find die Arbeitgeber am meiften verfucht, 
ſich durch Ausdehnung der Arbeitszeit und ſchlechte 
Löhne noch künftlich zu behaupten — und gerade 
dann find ſelbſt ftarfe Organifationen am wenigften 
in der Lage, den Kampf zumal ſtarken Arbeitgeber- 
organifationen gegenüber mit Erfolg aufzunehmen. 
So gebietet ſowohl die Schußpflicht des Staates 
als auch das Intereſſe des focialen Friedens, daß 
geieplice Schranfen gezogen werden. Selbftver- 
ſtaändlich find dieſe nicht für alle Induftrien nad 
derſelben Schablone zu bemefjen. Es find ſowohl 
das Maß der Arbeit3- und Lebenskraft, welches 
in Anſpruch genommen wird, als auch die 
technifchen Bedingungen und bie wirtihaftliche 
Entwidlung ber verfchiebenen Induftrien zu bes 
rüdfichtigen. Sogar in berfelben Unternehmung 
kann bie normale, d. 5. der Gefunbheit und 
Leiftungsfähigkeit entſprechende Arbeitszeit fich für 
die verſchiedenen Arbeiterfategorten verſchieden ge= 
ftalten. Während im Bergbau unter Tag die acht⸗ 
ſtündige Schicht normal ift, ift für Die Tagarbeiter 
eine neun, zehn: und elfftündige Arbeitszeit ge= 
bräuchlich und vielleicht angemefjen. Für die Ofen- 
arbeiter in Glashütten ift mit acht Stunden täg« 
licher Arbeit die Arbeitskraft eines Mannes er- 
ſchöpft, während bie übrigen Arbeiter gewiß länger 
arbeiten fünnen. In Webereien wird bei guter 
Betriebseinrichtung der Weber bei einer zehn⸗ 
jedenfalls bei elfitündiger täglicher Arbeitszeit 
durchſchnittlich feine Arbeitskraft voll ausnußen 
tönnen, ohne überbürbet zu fein. Auch die Gewohn« 
beit ber Arbeiter und die Intenflvität der Arbeit 
Tommt in Betracht. Durch Vervolllommnung ber 
Betriebseinrichtungen und inbuftrielle Erziehung 
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der Arbeiter (durch hohe Löhne, kurze Arbeitszeitzc.) 
leiftet der englijche Arbeiter in zehn Stunden viel= 
Teicht mehr als der deutſche in elf und zwölf Stun- 
den. — So verfchieden nun auch die „normale“, 
angemefjene Arbeitszeit je nach der Induſtrie, der 
Art der Arbeit, dem Volkscharalter, der techniſchen 
und wirtſchaftlichen Entwidlung eines Volkes zu 
bemefien ift, jo giebt es doch eine gewiſſe Grenze, 
über welche hinauszugehen auch dem arbeitsfräfe 
tigften Manne auf bie Dauer unmöglich ift. Jeben« 
falls können wir jagen, daß bei normaler An- 
ſpannung der Arbeitöfraft dieſelbe mit einer elf⸗ 
bis zmwölfftünbigen täglichen Arbeitszeit (ohne 
Pauſen) erſchöpft ift, und daß eine Arbeit über 
dieſes Maß hinaus auf Koften der Gefundheit und 
Lebenskraft geht. Dieſes Maß reduciert fich noch, 
wenn wir den Weg von und zu ber Fabrik rechnen, 
wenn wir bie ungünftigen, die Geſundheit ſchädi⸗ 
genden Einflüffe der Fabrikarbeit Hinzunehmen. 
Aber nicht bloß Gefunbheit und Lebenskraft, des 
Arbeiters beſtes und meift einziges Kapital, fommt 
in Frage: ber Arbeiter ift auch Yamilienvater, ift ein 
Glied der politiichen Gemeinichaft, ift — Menſch, 
deſſen Ziel über dieſes Leben hinausragt. In allen 
diejen Beziehungen hat er Rechte und Pflichten, 
und ift e8 Pflicht für Geſellſchaft und Staat, ihm 
die nötige Muße zu fichern, auch Diefen Aufgaben fich 
zu widmen. Dieje Pflicht liegt dem Staat und der 
Geſellſchaft um jo mehr ob, als die Fortſchritte der 
Wiſſenſchaft und die großartigen techniſchen Hilfe» 
mittel der Produktion, welche die moderne Kultur 
ung gebracht, recht wohl Mittel und Wege bieten, 
auch den Arbeiter andem geiftigen Leben, ber Kultur, 
und denidealen Gütern: Vflegebes Familienleben, 
ber Gefelligkeit, der Bildung zc., in gefteigertem 
Maße teilnehmen zu laſſen. So dürfte wohl min« 
deſtens der elfftündige und in nicht allzu weiter 
Zukunft der zehnftündige Marimalarbeitstag als 
eine berechtigte, dem Stand ber heutigen Probuf- 
tion und Kultur entjprechenbe Forderung bezeichnet 
werben. — Einen gefeglihen Magimalarbeitstag 
für erwachfene Arbeiter — und zwar für Fabriken 
— haben bisher nur Frankreich (feit 1848, und 
zwar von 12 Stunden), die Schweiz (feit 1878, 
von 11 Stunden) und Oſterreich (jeit 1885, von 
11 Stunden). In Deutichland beiteht nur der 
fogen. „fanitäre Magimalarbeitstag*, und zwar 
kraft Vollmacht des Bundesrates. Gemäß der Ge= 
werbeorbnungsnovelle (8 120e) von 1891 fönnen 
nämlich duch Bundesratsbeſchluß „für ſolche 
Gewerbe, in welchen durch übermäßige Dauer der 
täglichen Arbeitszeit die Geſundheit der Arbeiter 
gefährbet wird, Dauer, Beginn und Ende der zu- 
läffigen täglichen Arbeitszeit und der zu gewäh- 
renden Pauſen vorgeſchrieben und bie zur Durch⸗ 
führung diefer Vorſchrift erforderlichen Anord⸗ 
nungen erlaffen werden“. Sole Berorbnungen 
find bisher erlaffen für Bädereien und Getreide 
müblen; für das Gaft« und Schanfgewerbe ift eine 
Verordnung in Vorbereitung. Für offene Ver⸗ 
kaufsſtellen ift durch die Gewerbeordnungs⸗ 
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novelle von 1900 eine ununterbrochene Mini« 
malrubezeit von zehn Stunden (für Städte mit 
mehr al8 20000 Einwohnern in Geſchäften mit 
zwei oder mehr Gehilfen oder Lehrlingen: elf 
Stunden) und für ſolche Gehilfen, bie außerhalb 
des Gefchäftes zu Mittag eſſen, eine 1'/,ftündige 
Mittagspaufe vorgefchrieben. Zugleich follen die 
Ladengefchäfte von 9 Uhr abends bis 5 Uhr mor- 
gens (in den Städten mit mehr al 2000 Ein- 
wohnern) gejchlofjen bleiben. Dieſe Ladenſchluß · 
zeit kann auf Antrag von zwei Dritteln ber be» 
teiligten Prinzipale für alle Geſchäfte oder für be 
fimmte Gruppen auf die Zeit von 8 Uhr abends 
bis 7 Uhr morgens außgebehnt werden. — Die 
Kommiſſion für Arbeiterflatiftit” hat die pe= 
cielle Aufgabe, durch Erhebungen den Erlaß bon 
Verordnungen im Sinne des $ 1200 vorzube⸗ 
reiten. 

Eine fofortige allgemeine, ſchablonenhafte Be» 
ſchrãnkung der Arbeitszeit auf at Stunden, wie 
die foctaldemofratifche Partei es fordert, entjpricht 
einerfeits nicht der Verſchiedenheit der Bebürfniffe 
und Verhältniffe, würde anderſeits aber zu bedenf» 
lichen wirtſchaftlichen Folgen für Arbeitgeber und 
Arbeiter führen. Bor allem würden entweder die 
Löhne finfen oder aber die Preife der Produkte 
fleigen. Denn daß allgemein in acht Stunden 
dasſelbe geleitet würde wie früher im zehn oder 
elf Stunden, ift ausgeſchloſſen. Die Steigerung 
der Preije der Produkte aber würde — auch ab» 
gefehen von der Verteuerung ber Lebenshaltung 
der Arbeiter (als Konfumenten) — mit einer 
Minderung des Abſatzes erfauft werben, d. h. zu 
erh Herabbrüdung der Löhne zc. 
führen. Insbeſondere würde England mit jeiner 
„alteingefeflenen“ Imduftrie, feiner Kapitalkraft, 
feinen Verkehrsmitteln (Seeweg und Kanälen), 
feinen günftigeren Produktionsbedingungen: hoch“ 
entwidelte Technik, gejchulte Arbeitäfräjte, Auß- 
nugung der Kinderarbeit (vom 11. Jahre ab), 
billigere Robftoffe (Kohlen, Eifen, Baumwolle zc. 
ſchon wegen ber billigeren Frachten), geringere 
Steuer- und Militärlaſt 2c. jofort den Markt durch 
billigere Preife mit Beſchlag belegen. Die Yor- 
derung des „Achtſtundentages“ ift zwar in fich, 
principiell, nicht „ſocialiſtiſch“, aber wohl in ber 
Form, wie er vertreten wird. Für einzelne Be⸗ 
triebsarten (3. B. im Bergbau unter Tag) ift fie 
berechtigt, aber nicht allgemein. Auch hier gilt e8, 
Schritt für Schritt vorzugehen, erft Erfahrungen 
u fammeln, wie jeber weitere Schritt wirkt. Die 
jofortige Einführung bes Achtſtundentages würde 
ein gewifjenlofes Experiment fein, das fid) vor 
allem für unfere Arbeiter verhängnisvoll erweifen 
würde. — Al8 berechtigte Reformziele müflen an= 
erkannt werden: 1. die weitere Ausbehnung des 
fanitären Magimalarbeitstages, 2. die bed ee 
eines gefeplichen Mazimalarbeitstages von elf ober 
zehn Stunden ober einer Maximalarbeitswoche von 
etwa 62 oder 60 Stunden, wenigftens für Fa⸗ 
brifen. — Die Regelung der Arbeitszeit ſchließt 
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in 19 das Verbot ber Nachtarbeit, joweit 
dieſe nicht durch die beſondern Bedingungen des 
Betriebs geforbert wird. 

VL Schuß der Freiheit und gerechten 
Durchführung des Arbeitsvertrages. 
Obwohl formell frei und gleichberechtigt, ift der 
Arbeiter doch materiell bei der Feſtſetzung ber 
Arbeitsbebingungen meiftens machtlo8 und ge= 
zwungen, biefelben zu nehmen, wie fie geboten 
werden. Deshalb ift es die Pflicht des Geſetz⸗ 
geber8, ben Arbeitsvertrag möglichft mit Schuß- 
wehren zu umgeben, um bie $reiheit des Arbeiters 
und die gerechte Durchführung des Vertrages 
möglichft zu fihern. Dahin gehört in erfter Reihe: 

3) Regelung ber Lohnzahlung In 
den meilten Staaten find die Arbeitgeber zur 
Auslöhnung in bar gefeglich verpflichtet und ift 
die Verabjolgung und das Kreditieren von 
Waren — das jogen. Truckhſyſtem — verboten. 
Der leitende Gedanke dieſer Beſtimmung ift, 
einerfeits bie reelle Auszahlung des bedungenen 
Lohnes zu fihern — daß Arbeitgeber wie An⸗ 
geftellte nicht dur) Aufdrängung ſchlechter und 
teurer Waren Die Arbeiter wucheriſch ausbeuten —, 
anderfeit8 aud ben Arbeiter vor der Schuld⸗ 
knechtſchaft des Arbeitgebers, die durch leichte 
finniges Krebitieren der Waren ſehr erleichtert 
würde, zu bewahren. Die Schweiz, Oſierreich 
und Belgien haben au nähere Beflimmungen 
borgejehen über die Friſten — meiftens 14tägige — 
und die Art der Lohnzahlung (4. B. Verbot der 
Auszahlung in Wirtſchaften). — Die deutſche 
Gewerbeordnung regelt (in ber neueften Fafjung) 
die Lohnzahlung ſehr eingehend, und zwar in 
dreifacher Richtung: 1. Verbot des Truds. Die 
Gewerbetreibenben find verpflichtet, bie Löhne 
ihrer Arbeiter in Reichswährung zu berechnen und 
bar außzuzahlen. Sie dürfen den Arbeitern keine 
Waren freditieren. Doch ift es geftattet, ben Ar⸗ 
beitern Lebensmittel für den Betrag der An» 
ſchaffungskoſten, Wohnung und Landnugung gegen 
die ortSüblichen Miet« und Pachtpreife, Teuerung, 
Beleuchtung, regelmäßige Belöftigung, Arzneien 
und ärztliche Hilfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe 
zu ben ihnen übertragenen Arbeiten für ben Be⸗— 
trag der durchſchnittlichen Selbftfoften unter An⸗ 
rechnung bei der Lohnzahlung zu verabfolgen. 
Zu einem höheren Preife it die Verabfolgung 
von Werkzeugen und Stoffen für Accorbarbeiten 
zuläffig, wenn derfelbe den ortsüblichen nicht 
überfteigt und im voraus vereinbart if. — Um 
auch den indirekten Zwang auf „Entnahme ber 
Bedürfnifje aus beftimmten Verkaufsſtellen“ — 
fpeciell auch in der Weile, daß Marken und 
Geffionen auf Fabrik Konfumvereine gegeben 
werben, abzuſchneiden, ift die Beitimmung aufs 
genommen ($ 1158): Lohn“ und Abſchlags- 

lungen bürfen in Gaſi⸗ und Schankwirt« 
often ober Verkaufsftellen nicht ohne Geneh⸗ 
migung der unteren Verwaltungsbehörde erfolgen; 
fie dürfen an britte nicht erfolgen auf Grund 
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von Rechtsgeſchaäften ober Urkunden über Rechts« 
geſchäfte, welche nach $ 2 des Geſetzes betreffenb 
die Beichlagnahme des Arbeits oder Dienft« 
lohnes vom 21. Juni 1869 (Bundesgefegblatt 
©. 242) rechtlich unwirkſam find. — 2. Friften 
und Formen der Lohnzahlung. Im dieſer Bes 
ziehung ift zwar der Antrag, daB «) achttägige 
Lohnung ober body Abfchlagszahlung für Fabriken 
vorgejchrieben werben folle, B) biejelbe nicht an 
Samdtagen ftattfinden bürfe, y) die Auslöhnung 
der Minderjährigen nur an die Eltern reſp. gegen 
regelmäßige Quittung derjelben (durch Unter» 
Schrift im Lohnbuch) geliehen dürfe, in Anbetracht 
der praftiichen Schwierigteit einer allgemeinen 
geſetzlichen Regelung abgelehnt worben, aber bie 
ortäftatutarifche Regelung vorgefehen (8 119a). 
Durch ftatutarifche Beftimmung einer Gemeinde 
oder eine8 weiteren Sommunalverbandes (8 142) 
kann für alle Gewerbebetriebe oder gewiſſe Arten 
derfelben feftgefeht werben: a) daß Lohn- und 
Abſchlagszahlungen in feſten Friſten erfolgen 
müffen, welche nicht länger als einen Monat und 
nicht Türzer als eine Woche fein dürfen; b) daß 
der von minderjährigen Arbeitern verbiente Lohn 
an bie Eltern oder Vormünder und nur mit 
deren fchriftlicher Zuftimmung ober nach deren 
Beſcheinigung über ben Empfang ber letzten Lohn⸗ 
zahlung unmittelbar an die Minderjährigen 
jezahlt wird; c) daß die Gewerbetreibenden den 
tern oder Bormündern innerhalb gewifjer Friſten 
Mitteilung von den an minderjährige Arbeiter 
gezahlten Lohnbeträgen zu machen haben.“ — 
3. Regelung der Lohneinbehaltung. Das Recht 
de8 Urbeitgebers, ſich Lohneinbehaltungen zur 
Schadloshaltung für den Fall des Vertragsbruchs 
auszubedingen, ift dahin beſchränkt, daß höchſtens 
ein Viertel des Lohnes bei ber einzelnen Lohn⸗ 
zahlung einbehalten werden darf und die Gefamt« 
einbehaltungen einen durchſchnittlichen Wochen» 
verdient nicht überjchreiten dürfen. (Bezüglich 
Auslöhnung der Dlinderjährigen vgl. unten 
sub c. I: „Schuß ber elterlichen Autorität“.) 

b) Feſtſetzung einer Arbeits«-(Fabrik.) 
Ordnung. Anhörung der Arbeiter („Aus= 
ſchüfſe“). Die formelle Vereinbarung zwiſchen 
Arbeitgeberund Arbeiter bezüglich der Bedingungen 
des ArbeitSvertrags beichränft ih namenllich in 
größeren Unternehmungen gewöhnlich nur auf bie 
Feſtſetzung des Lohnes rejp. der Arbeitsftellung, 
während im übrigen die Vertragsbebingungen 
entweder traditionell ober aber in der Arbeus⸗ 
reſp. Fabrilordnung vom Arbeitgeber einfeitig 
feltgelegt find und von dem neu eintretenden 
Arbeiter einfach acceptiert werben müfjen. Diefes 
Verhältnis ift um fo mehr gegeben, als die not« 
wendige Einheitlichfeit des Betriebes eine indivi⸗ 
duelle Berjchiebenheit bezüglich Arbeitszeit, Lohn- 
zahlung, Strafen zc. faum zuläßt. Um jo mehr 
muß aber verlangt werden, daß biefe Arbeits- 
bebingungen in einer ArbeitSorbnung Mar und 
beftimmt niebergelegt find, Damit der Arbeiter ſich 
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ſowohl vor Eintritt wie auch während feiner 
Thätigfeit bezüglich feiner Stellung, feiner Rechte 
wie feiner Pflichten genau unterrichten kann und 
der Willfür des Arbeitgebers wie feiner Beamten 
möglicäft Schranken gezogen find. Im dieſer Er⸗ 
mägung haben ſowohl die Schweiz wie Ofterreich 
den Erlaß einer Arbeitsordnung, wenigftens in 
ben Fabriken, zur Pflicht gemacht, auch genauer 
bie Punkte bezeichnet, welche in der Arbeits- 
ordnung geregelt fein müffen, und bie Gench- 
migung berjelben vorgejehen. Die Schweiz bes 
ſtimmt außerdem noch, daß den Arbeitern vorher 
Gelegenheit gegeben werde, ſich über biefelbe 
auszufprecden. — In Deutichland ift (nad) der 
Novelle von 1891) für alle Fabrilen mit mehr 
als 20 Arbeitern der Erlaß einer Arbeitsordnung 
obligatorif) (8 1342). Diefelde muß jedem 
Arbeiter bekannt gegeben refp. eingehändigt wer« 
den. Bor Erlaß derſelben ſowie vor jeber Ab» 
änderung ift den Arbeitern reſp. einem gewählten 
Ausſchuſſe Gelegenheit zu geben, ſich über ben 
Inhalt zu äußern. Die ArbeitSorbnung muß 
mit den etwa ſchriftlich geäußerten reip. zu 
BProtofoll genommenen Außerungen der unteren 
BVerwaltungsbehörbe in zwei Exemplaren (von 
welchen eines für ben Fabrikinſpeltor beftimmt 
ift) übergeben werben. Gewifje Punkte: Arbeits- 
zeit und Pauſen, Lohnzahlung, Kündigungs« 
friften, Art und Höhe der Strafen, Art ihrer 
Setfehung, Einziehung, Verwendung 2c. müljen 
in ber Arbeitsordnung geregelt werben. — 
Strafbeftimmungen, welche das Ehrgefühl ober 
die guten Sitten verlegen, dürfen in bie Arbeits- 
ordnung nicht aufgenommen werben. Gelb» 
ftrafen bürjen die Hälfte des durchſchnittlichen 
Tagesarbeitsverdienſtes nicht überfteigen; jedoch 
tönnen Thätlichleiten gegen Mitarbeiter, erheb- 
liche Verftöße gegen die guten Sitten fowie 
gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
des Betriebs, zur Sicherung eines gefahrlofen 
Betriebs oder zur Durchführung der Beitim- 
mungen ber Gemwerbeorbnung erlaffenen Bor« 
Schriften mit Gelbftrafen bis zum vollen Betrage 
des durchſchnittlichen Tagesarbeitsverbienftes bes 
legt werben. Alle Strafgelber müſſen zum Beſten 
der Arbeiter der Fabrik verivendet werden. Das 
Recht des Arbeitgebers, — zu forbern, 
wird dur dieſe Beltimmung nicht berüßrt 
(8134b, Abſ. 2). Andere als die in ber Arbeitt- 
ordnung vorgefehenen Strafen dürfen über ben 
Arbeiter nicht verhängt werben. Die Strafen 
müffen ohne Verzug feftgefeßt und dem Arbeiter 
zur Kenntnis gebracht werben. Die verhängten 
Geldftrafen find in ein Verzeichnis einzutragen, 
welches den Namen bes Beftraften, den Tag der 
Beſtrafung, fowie den Grund und die Höhe ber 
Strafe ergeben und auf Erfordern dem in g 139b 
bezeichneten Beamten (Fabrikinſpeltor) jederzeit 
zur Einficht vorgelegt werben muß ($ 1340, 
Abf. 2 und 3). — Vorjehriften über das Ver— 
halten der großjährigen Arbeiter außerhalb des 
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Betriebs dürfen in die Arbeitsordnung nicht aufe 
genommen werben. Für minberjährige Arbeiter 
find jedoch mit Zuſtimmung des Arbeiterausſchuſſes 
ſolche Beftimmungen auch in der Arbeitsorbnung 
g. — Mit Zuftimmung des Arbeiter 
ausſchufſes dürfen auch über das Verhalten der 
Arbeiter bei Benutzung der Fabrikwohlfahrts- 
einrichtungen, 3. B. der Menage, der Babe- 
einrichtung zc., Vorfchriften in der Arbeitsordnung 
erlafjen werben. Die Vorſtände der beftehenben 
Fabril· Kranlenlaſſen Fönnen mit den Aufgaben 
und Rechten ber „Ausfchüffe betraut werben; 
ebenfo können beftehende, vor dem 1. Januar 1891 
errichtete Ausſchuſſe („Niteftentollegien“) als ſolche 
weiter fungieren, falls fie nur in ber Mehrzahl 
der Mitglieder von den Arbeitern gewählt find. 
Am übrigen gelten nur ſolche Vertretungen als 
gefehliche Ausſchüſſe“, deren Mitglieder in ihrer 
Mehrzahl von den volljährigen Arbeitern ber 
Sabrit ober betreffenden Betriebsabteilung aus 
ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl 
gemäßlt find. Die Wahl kann auch nad} Arbeiter 
Hafien oder nad) Abteilungen des Betriebs erfolgen. 
Die Gewerbeordnung beftimmt nur, daß vor 
Erlaß der Arbeitsordnung oder eines Nachtrags 
den großjährigen Arbeitern Gelegenheit Em 
ift, fi) über den Inhalt zu äußern, und daß, wo 
ein fländiger Arbeiterausjchuß beiteht, vor» 
ſtehender Vorfchrift durch Anhörung des Aus- 
ſchufſes genügt wird. Thatſächlich ift_eine ge- 
ordnete Mitwirkung der Arbeiter bei Erlaß der 
Arbeitsordnung nur in der Weife zmedimäßig und 
möglich, daß diefelbe mit einem ſolchen Auß- 
ſchuß durchberaten und in Rebe und Gegenrede 
eine Verfländigung geſucht wird. Man hoffte 
denn auch bei Erlaß der Beftimmung, daß Die 
„Anhörung“ thatſächlich zur allgemeinen Ein« 
führung der „Ausſchüſſe“ führen werde, allein 
dieſe Hoffnung hat fi nicht erfüllt. Die 
Anträge auf obligatorijhe Einführung — wie 
fie auch in Hſterreich in einem Geſetzentwurf 
„betreffend Förderung des guten Einvernehmens 
zwifchen den Gewerbäunternehmern und ihren 
Arbeitern” (1892) vorgefehen war (vgl. „Arbeiter- 
wohl” 1894, Heft 9) — find durch bie ablehnende 
Haltung der Socialbemofraten gefallen. Arbeiter 
ausfdüfje(„Alteftentollegien“) Hatten bereits früher 
in einer Reihe von Fabriken Einführung gefun- 
den, — 3.2. in der Marienhütte bei Kotzenau 
feit 1875, bei $. Brandts in München⸗Gladbach 
(thatfächlich beftehend feit 1872, mit Statut ſeit 
1881), D. Peters in Neviges, in den fürſtlich 
Iſenburgiſchen Werfen in Wächtersbach bei Hanau, 
bei Bärenfprung und Starke in Sranfenau, bei 
der „Vereinigungsgefellihaft für Steintohlenbau 
im Wurmtevier“ (unter } Generaldirektor Hilt) — 
und haben fi) überall aufs befte bewährt. Der 
Verein Anhaltifcher Arbeitgeber“, der „Bergilche“ 
und „Linförheiniiche Verein für Gemeinwohl“, 
der „Verband keramiſcher Gewerke“ u. a. Haben bie 
Einführung empfohlen. Freilich, die Wirkſamkeit 
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ift in erfter Linie beftimmt durch ben Arbeitgeber: 
daß dieſer benfelben das nötige Intereffe und 
Selbſwertrauen einzuflößen verfteht. Apathie und 
Mißtrauen find die Feinde; find diefe üher- 
wunden, bat fi die Inftitution einmal ein« 
gelebt, dann hat der Arbeitgeber in allen Fragen 
und Schmierigfeiten in biejer Die befte Stühe. 
(Bgl. „Arbeiterwohl” 1881, Heft 5 u. 6; 1895, 
Heft 11 u.12; Sering, Arbeiterausfchüffe in der 
deutſchen Inbuftrie, Leipzig 1890 ; Baernreither, 
Ergebniffe ber Enquete über den öſterreichiſchen 
Geſetzeniwurf betreffend das gute Einvernehmen 
wiſchen Gewerbsunternehmern und Arbeitern, 
ien 1898.) 
o)Schuf bes Arbeitsvertrages gegen 
Kontrattbruch. Daß der eingegangene Ar- 
beit8vertrag ehrlich hgehalien wird, iſt ſittliche Pflicht. 
Der leichtſinnige Kontraftbruch ſchädigt dag fitt« 
liche Bewußtſein, erſchüttert das Vertrauen, ver⸗ 
bittert das Verhältnis zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiter und führt zur Beſeitigung ber Kündi⸗ 
gungsfriften überhaupt — zum großen Schaben 
der Arbeiter. Ein Schuß bes eingegangenen 
Urbeitsvertrages Tiegt durchaus im Rahmen des 
Arbeiterſchutzes. In diefer Linie liegt auch die 
praftifchere Regelung der Entihäbigung im Yale 
des Vertragäbruches, wie fie Durch die Gewerber 
ordnungsnovelle von 1891 gefchaffen ift. Da es 
im Eingelfalle meiftens ſchwierig ift, die Höhe des 
Schadens durch ben Veriragsbruch — jei es daß 
ber Arbeitgeber den Arbeiter ohne Innehaltung 
ber Kündigungsfrift entläßt, ſei e8 daß der Ar— 
beiter ohne dieſe die Arbeit verläßt — zu beftim- 
men, jo ift (8 124a) bem durch den Vertrags« 
bruch Gefchädigten, Arbeitgeber wie Arbeiter, das 
Recht gegeben, ohne bejondern Nachweis bes 
Schadens einen — Betrag als Entſchädigung 
zu verlangen. Diejer Betrag ift auf den „ortd« 
üblichen Tagelohn“ (8 8 des Krankenverficherungs« 
eſetzes) für den Arbeitstag feſtgeſetzt, Darf jedoch 
Ar höchſtens eine Woche beaniprucht werden. 
Der Arbeitgeber, welcher einen Gefellen oder Ar⸗ 
beiter zum Vertragsbruch verleitet oder trotz 
anberweitig noch beftehender Verpflichtung behätt, 
haftet für die fixierte Entfhädigung, — in letz⸗ 
terem alle jedoch nur, ſofern nicht feit der um- 
rechtmäßigen Löfung des Arbeitsverhältnifies be⸗ 
reits vierzehn Tage verflofien find. Diejes Recht 
auf firierte Entſchädigung fteht kraft Geſetzes nur 
den kleineren Arbeitgebern (mit weniger als 20 
Arbeitern) und ihren Arbeitern zu. In der Groß- 
induftrie ift die Regelung der Schabloähaftun, 
dureh den Arbeitsvertrag möglich, nur ift auı 
dieſes beftehenbe Recht dahin geregelt: 1. daß, 
wenn ber Arbeitgeber ſich bie Verwirfung des 
rüdftändigen Arbeitslohnes im Falle des Ver⸗ 
trag&bruches ausbebingt, u Schadloshaltung 
auf höchftens einen Wochenlohn beichränft bleibt 
und 2. daß in der ArbeitSordnung über die Ber- 
wendung de verfallenen Betrages Beftimmung 
getroffen werben muß (beabfichtigt war die Ver— 
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wendung zum Beften ber Arbeiter). — Um die 
Gleichberechtigung von Arbeitgeber und Arbeiter 
bei AÄbſchluß des Arbeitsvertrages in jeder Be- 
ziehung möglichft zu wahren, iſt noch die beſon⸗ 
dere Beſtimmung vorgejehen, daß die Kündigungs- 
friften für Arbeitgeber wie Arbeiter gleich jein 
müffen (8 122). 

d) Sicherung einer ſchnellen und 
gerehten Begleihung der Streitig- 
keiten betreffend ben Arbeitsvertrag (f. d. Art. 
Gewerbegerichi). 

VO. Schutz des Familienlebens und 
der Sittlichkeit. Die zunehmende, mit ber 
modernen induftriellen Entwicklung gegebene Lode« 
rung des Familienlebens ift eine der bedenllichſten 
Erſcheinungen des geſellſchaftlichen Lebens und 
muß mit tiefer Beforgnis für die Zufunft erfüllen. 
Die übermäßig lange Arbeitszeit, die Sonntags« 
arbeit und Nachtarbeit, die Trennung der Are 
beiterin vom häuslichen Herde, die Beſchäftigung 
verbeirateter Arbeiterinnenin Fabriken, der Wechjel 
en und ſchlechter Zeiten, das Fehlen des Spar« 

nns zur Ausgleihung der Zeiten bes Überfluffes 
und Mangels, der ungenügende Verbienit des 
Familienvaters, folange er allein die Familie er« 
nähen muß, der verhältnismäßig reichliche Ver⸗ 
dienft der Unverheirateten und die damit gegebene 
Verſuchung zu Luxus und Vergnügungsſucht, zu 
früher Emancipation der Söhne und Töchter, die 
Bluftuation der Arbeiterbevöllerung, der leichte 
und häufige Wechſel von Wohnung und Arbeits« 
ftätte, die fittlichen Gefahren ber Fabrik und der 
Großſtadt — alles das find Gründe, welche den 
Beltand und die Innigfeit des Familienlebens 
und die Häugliche Erziehung bedrohen. So mannig · 
fach diefe Gründe find, fo mannigfach gejtalten 
fi) natürlich aud) die Wege und Mittel zur Er— 
baltung und Hebung des Familienlebens. Die 
ganze AÄrbeiterſchutzgeſetzgebung: Marimalarbeits- 
tag, Berbot der Nacht · und Sonntagsarbeit, Schuß 
der Kinder, der jugendlichen und weiblichen Ar« 
beiter — alle Maßnahmen zur Erzielung geord- 
neter Einfommens- und Wirtſchaftsverhältniſſe: 
Krankenverfiherung, Unfallverfierung, Alterd=, 
Witwen- und Waifenverforgung, Verſicherung 
gegen Arbeitsloſigleit — endlich alle Maßnahmen 
zur Hebung der materiellen und geiftig-fitflichen 
Lebenshaltung: Förderung der Sparjamteit, Ber 
tämpfung der Vergnügungs- und Trunlſucht, 
Errichtung guter Arbeiterwohnungen, Förderung 
bes Vereinsweiens zur Pflege ber Bildung und 
ebler Gefelligkeit ꝛc. — kurz, alle Mittel zum 
Schub und zur Förderung des Arbeiterjtandes 
dienen gleichzeitig aud) der Erhaltung und Hebung 
bes amilienlebens. Und anderfeit3: nur wenn 
und foweit ee Ziel feftgehalten und gefördert 
wird, find diefe Maßnahmen von wirklichen, 
dauerndem Segen für den Arbeiterftand. Unter 
dieſem Geſichtspunkle find alle Sefege und focialen 
Schöpfungen in erfter Linie zu prüfen, und falls 
fie dieſe Brobe nicht beftehen, zu befämpfen. — 
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Die einzige dauernde Grundlage eines georbneten, 
innigen Samilienlebens ift eine auf dem pofitiven 
Ehriftentume gegründete Sittlichkeit. Nur ber 
rifiliche Glaube und die Gnadenmittel ber 
Kicche vermögen den außreichenden Schuß gegen 
Sinnlichleit und Leidenfchaft, gegen ben Egoisnnıs 
in allen Formen zu bieten, um die fittliche Inte» 
grität der Familie zu erhalten. Nur die Kirche 
lann die Tugenden pflanzen, welche den Beitand 
der Familie bedingen. Was ift die eheliche Treue 
und Liebe, wo bleibt die Verantwortung und Au= 
torität der Eltern, die Pietät des Kindes, wenn 
die Santtion bes göttlichen Gebotes fehlt? Damit 
ift der höchfte, vor allem entſcheidende Maßſtab 
für Die Beurteilung der focialen Reformvorſchiäge 
gegeben. — Als ausdrüdlich antikirchliche Partei, 
al8 Partei, welche direft die Grundlagen des 
Familienlebens und der häuslichen Erziehung an= 
greift, ift nur die ſocialdemokratiſche Bartei zu be= 
traten. Aber aud) die liberalen Beſtrebungen 
gehen vielfach auf eine Lahmlegung bes firaficen 
Einfluffes, auf einen Era der Firhlichen Charitas 
und Erziehung durch Veranftaltungen einer glau= 
bensloſen Humanität aus. Und mit der Igno- 
rierung ber Kirche geht bie Unterſchätzung der 
Bamilie gewöhnlich Hand in Hand, fo daß manche 
wohlgemeinte, vom Liberalismus mit Vorliebe ge⸗ 
pflegte Inſtitutionen als — Verirrungen be» 
zeichnet werden müffen. Wir halten es 5. B. für 
eine Verirrung, wen Kinderfrippen und Sinder- 
bewahrſchulen, wenn Knaben · und Mädchenhorte 
und Ferienkolonien die Kinder dem Elternhaufe, 
der Elternforge und Efternerziehung in allzu 
weitem Maße entziehen. Anftalten dürfen und 
önnen nie die Familie erfegen. Wenn und ſoweit 
die Mütterin Fabriken arbeiten, find Kinderkrippen 
und Kinderbewahrſchulen zc. vielleicht eine Wohl⸗ 
that; aber e8 wird gewöhnlich vergefien, daß die 
Gründung biefer Anftalten wieber zu einer Ver⸗ 
mehrung der Fabrifbeihäftigung der Mütter führt. 
Jede Entlaftung der Eltern mindert das Gefühl 
ber Verantwortung, jede Wohlthat wedt neue 
Anſprüche. Es ift eine Verirrung, wenn durch 
Einrihtung von Volksküchen und Menagen der 
Mann veranlaßt wird, ohne Not dort fein Mittag- 
effen zu nehmen, fern von Frau und Kind. Es 
ift eine Berirrung, wenn die Kinder mittags in 
ber Krippe oder Bewahrſchule „abgefüttert“ wer⸗ 
den — fie follen mittags in der Familie fein, 
Bewahrſchule, Knabenhort zc. follen dem Finde 
Anregung und Unterhaltung bieten, fönnen auch 
der mit häuslicher Arbeit überlafteten Mutter eine 
gemifje Erleichterung zu beftimmten Tagesftunden 
gewähren, aber nie darf das Familienleben dar⸗ 
unter leiden. Ebenfo follten nur die Arbeiter in 
der Menage und Volksküche zugelafien werben, 
welche feine Yamilie haben ober wegen weiter 
Entfernung mittagsihr Heim nicht erreichen fönnen. 

Die pofitive Pflege der Religiofität und Sitt- 
lichkeit wie des Familienlebens ift natürlich die 
Aufgabe der Kirche und der Erziehung. Die Auf⸗ 
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gabe der Geſetzgebung fann nur fein, bie 
äußeren Bedingungen der Religiofität und Sitt« 
lichleit zu ſchühen, die Gefahren, welche berfelben 
drohen, abzuwehren. Dahin gehört außer den 
bereit8 gewürdigten Maßnahmen des Arbeiter« 
ſchutzes: Schuß der Sonntageruhe, Schuß der 
Sitilichkeit, Verbot der Nachtarbeit, Beſchränkung 
der Arbeitszeit 2c. insbeſondere: 

a) Schuß der elterlihen Autorität. 
Meift wird der Lohn an die Kinder und minder» 
jährigen Arbeiter jelbft ausbezahlt. Da liegt die 

ucdjung nahe, den Eltern einen Teil desjelben 
vorzuenthalten. Die Lohnzettel werben gefäljcht 
oder unterſchlagen. So wird ſchon dem Leichtfinn 
und der Unehrlichfeit Vorſchub geleifte. — Was 
aber meiften® noch ſchlimmer it: der reichliche 
Berdienft wedt ſchon früh das Gefühl und die 
Neigung der Selbftändigfeit. Das Kind glaubt 
einen Teil desjelben für ſich beanfpruchen zu fönnen, 
und dieſer Teil wird immer größer. Bald beftimmt 
& felbft den Anteil, der den Eltern zufällt. Das 
empfangene, reſp. zurüdbehaltene Geld wird „na« 
türlich” zunädit für Luxus und leihtfinnige Bere 
grügungen ausgegeben. Das führt wieder zu wei» 
teren Konflikten mit dem Elternhaufe, und gar 
bald kommt e8 zum vollen Bruch. — Diejen Miß⸗ 
gegenüber erwächſt der Geſetzgebung eine 
doppelte Aufgabe: einmal die Mitwirfung ber 
Eltern bei Abſchluß und Löfung des Arbeitäver- 
trages zu ſichern, dann, den Eltern eine wirkjame 
Kontrolle des Lohne: und feiner Verwendung zu 
ermöglichen. In beiden Richtungen find gejep- 
geberiiche „Anläufe“ in der Gewerbeorbnungs- 
novelle von 1891 gemacht. — Schon nach der 
früheren Gewerbeordnung waren alle minderjäh- 
rigen Arbeiter („Perjonen unter 21 Jahren”) 
zur Führung eines Arbeitsbuches verpflichtet, und 
Tonmte die Ausſtellung bes erjten ArbeitSbuches 
nur auf Antrag rejp. mit Zuftimmung de Vaters 
reſp. Bormundes geſchehen; dann aber war ber 
Minderjährige jelbftändig zur Eingehung und Aufs 
löfung des Dienft- reſp. Arbeitsverhältnifies ſowie 
zur Empfangnahme des Lohnes (3. B. nad) preuß. 
Recht) berechtigt. Gemäß der Novelle fol num 
das Arbeitsbuch von Arbeitern unter 16 Jahren 
regelmäßig — joweit nicht die Gemeindebehörbe 
gegenüber unbilligen Forderungen ber Eltern Aus- 
nahmen zuläßt — bei Löfung bes Arbeitsverhält« 
wifjes vom Arbeitgeber, der das Buch in Verwahr 
hat, an den Vater oder Vormund ausgehändigt 
werden, undjoll auch dann, wenn der Minderjährige 
das 16. Lebensjahr überjchritten hat, der Vater 
teſp. Vormund zu jeder Zeit mindeſtens das Recht 
haben, die Aushändigung des Buches an ihn ſelbſt 
fi) vorzubehalten (8 107,8 113). Die Folge und 
Bedeutung diejer Beftimmung liegt darin, daß, ſo⸗ 
bald der Vater oder Bormund dag Arbeitsbuch in 
der Hand hat, der minderjährige Arbeiter erft deſſen 
Zuftimmung bedarf, ehe er in ein neues gewerbliches 
Arbeitsverhälnis eintreten lann. Weiterhin foll den 
Eltern das wirfamfte Recht: bie Kontrolle und Ente 
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ſcheidung über Einnahme und Ausgabe, die Em- 
pfangnahme des Lohne8, gefichert werden. Wegen 
der praltiſchen Schwierigkeit geſetzlicher Regelung 
wurde von diefer abgejehen, dagegen das Recht 
einer ſolchen Regelung ſowohl den Arbeitgebern 
(durch die ArbeitSordnung) als auch ben Gemeinde- 
behörden (duch Ort s ſtatut) gegeben. Leider 
ift von dieſem Recht ftatutarifcher Regelung bisher 
jehr wenig Gebrauch gemacht worden. Durch die 
Gewerbeordnungsnovelle von 1900 ift nun aber 
die Einführung von Lohnzahlungsbüchern für 
minderjährige Arbeiter in Yabrifen zur Pflicht 

emacht. Dadurch ift einerjeits die Kontrolle der 

Itern wenigſtens ermöglicht, anderſeits ift die 
ortsſtatutariſche Regelung erleichtert. Die einzig 
zwedmäßige ortöftatutariiche Regelung ift, daß 
zwar den Minderjährigen die Empfangnahme des 
Lohnes geflattet bleibt, folange die Eltern reſp. 
ihre gejeglichen Vertreter es nicht anders verlangen, 
daß aber feine weitere Lohnzahlung ftattfindet, bevor 
der EmpfangdesporhergebendenLohn- 
betrages dur Unterſchrifi der Eltern reip. 
ihrer gejeglichen Vertreter beicheinigt if. — End⸗ 
lich ſollen die Arbeitgeber auch ihrerſeiis das Wert 
der Erziehung flügen und ergänzen. Deshalb 
ift in ber Gewerbeordnung ($ 134b) die Be- 
flimmung vorgejehen, daß „mit Zuftimmung eines 
Ntändigen Arbeiterausſchuſſes Vorjchriften über das 
Verhaltenderminderjährigen Arbeiter (auch) außer« 
halb des Betriebes (fpeciel auch gegenüber ihren 
Eltern)“ in die Arbeitordnung aufgenommen 
werben bürfen (3. B. Verbot, das Elternhaus zu 
verlafien und ein Kofthaus zu beziehen, Verbot 
des Wirtshausbeſuchs 2c.). 

b) Beihräntung der Beſchäftigung 
berheirateter Frauen. Die Hausfrau und 
Mutter gehört an den häuslichen Herd, zu ihren 
Kindern; bier liegt der Kreis der Pflichten, die fie 
zunächlt zu erfüllen Hat. Schon Biſchof Emmanuel 
v. Ketteler hat in ergreifender Weile die Gefahren 
der Fabrifarbeit verheirateter Frauen dargelegt und 
den Ausſchluß derjelben aus der Fabrik verlangt 
(Die Arbeiterbewegung und ihr Streben im Ber- 
bältnis zu Religion und Sittlichfeit, Mainz 1869). 
Dr. Schwark, Medizinal- und Regierungsrat in 
Köln, Tommt vom Standpunkte der praftifchen 
Hygieine zu demſelben Refultat: bie Frau ger 
hört an den häuslichen Herd (Sorreferat für bie 
hygieiniſche Seftion der 58. Verſammlung deutſcher 
Naturforſcher und Arzte in Straßburg, mitgeteilt 
in der „Bierteljahrsfchrift für öffentliche Geſund⸗ 
beitspflege“ 1886, Heft 1). Er jagt: „Die wich⸗ 
tigften Aufgaben der öffentlichen und privaten 
Geſundheitspflege Tönnen nach meiner Erfahrung 
überall nur bann gelöft werben, wenn die Familien⸗ 
verbände richtig organifiert find und die einzelnen 
Glieder der Familie ihre natürlichen Pflichten ge= 
geneinander erfüllen. Nun fällt aber unzweifelhaft 
dem Manne, als dem Haupte der Familie, aud) 
die natürliche Pflicht zu, die Familie zu ernähren, 
das Brot zu ſchaffen, nötigenfalls durch die aus« 
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gebehntefte Thätigfeit nach außen, während die 
Frau das Haus hüten, beforgen, dem Dianne eine 
Gehilfin, den unerwachſenen Seindern eine Pflegerin 
und Erzieherin fein fol. Wir alle fennen ja ſchon 
aus unjerer Jugend ben Gefang unſeres deutſchen 
Nationaldichters: ‚Der Mann muß hinaus ins 
feindliche Leben, muß wirken und jtreben und 
pflanzen und ſchaffen; doch brinnen waltet bie 
zuͤchtige Hausfrau, die Mutter der Kinder, und 
regt ohne Ende die fleißigen Hände und mehrt den 
Gewinn mit ordnendem Sinn.‘ Dielen ihren na« 
türfichen Beruf, Hüterin und Ordnerin des Haufeß, 
Pflegerin des Mannes und ber Kinder zu fein, 
Tann die verheiratete Frau aber nicht erfüllen, wenn 
fie vom frühen Morgen 6i8 zum fpäten Abend in 
in einer entfernten Fabril beſchäftigt ift und ihre 
unerzogenen Kinder frenider Pflege, ben fogen. 
Krippen oder fonftigen Sinberbewahranftalten, 
übergeben muß. Jeder beichäftigte Fabrilarzt wird 
es beftätigen, daß durch diefeunnatürliche Trennung 
der verheirateten rau vom häuslichen Herde nicht 
nur die Gefundheit der Grau und ihrer Meinen 
Kinder, ſondern au), wie ich auß eigener Erfahrung 
binzufegen muß, die Gefundheit des Mannes in 
hohem Grade gefährdet und oft dauernd unter- 
graben, aljo das ganze Familienwohl zerftört 
wird. Soll die Frau eines Arbeiter8 im eigenen 
Hausweſen ihre Pflichten erfüllen, ben Wohnraum, 
der jo häufig auch gleichzeitig zum Kochen und 
Schlafen dienen muß, notdürftigft gereinigt, ge= 
lüftet, geordnet und erwärmt halten, fol fie Bett- 
und Leibwäſche, Kleidungsftüde ausbefjern und 
reinigen, gejunde Koſt für die ganze Familie be 
reiten, fogar, wie ſolches auf dem Lande erforder» 
lich, Gemüfegarten beftellen und die Haustiere 
verpflegen, um geſunde Nahrung zu erhalten, dann 
ift Zeit und Kraft einer ſolchen Arbeiterfrau der⸗ 
artig in Anſpruch genommen, daß ihr eine noch 
weitere Beichäftigung in Fabriflotalen ohne mehr 
ober weniger vollftändige Vernadhläffigung ihrer 
häuslichen Pflichten unmöglich ift. Dazu fommt, 
daß nad; naturgemäßem Verlaufe der Dinge die 
Arbeiterfrauen in der Regel ſich entweder im Zu- 
flande der Gravibität, des Puerperiums oder der 
Laltation befinden und durch die mit den genann- 
ten Vorgängen verbundenen Leiden und Bejchwer- 
den in ihrer Arbeitsfähigfeit in mannigfachfter Art 
gehemmt find. Alle Laſten, welche in den bemittelten 
Ständen fi) verteilen auf Mägde, Köchinnen, 
Wäfcheriimen, Ammen, Wärterinnen, fogen. 
Stüßen ber Hausfrau und wie der fonftige ieben ⸗ 
dige Hilfsapparat noch heißen mag, alle diefe 
Laſten müfjen von ber Arbeiterfrau, welche ihre 
ae: gegen Mann und Kinder erfüllen will, 

in getragen werden. Wird nun eine berartig 
durch ihre häuslichen Arbeiten bereits überlaftete 
Frau nod) in entlegener Fabrik beichäftigt, fo muß 
fie entweber im Kampfe zwiſchen Haus- und Fabrik · 
dienft ihre Kräfte und Gefundheit aufreiben oder 
auf die Erfüllung ihrer häuslichen, namentlich ihrer 
Mutterpflichten Verzicht Teiften. Beſuchen wir dann 
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eine derartige ohne weibliche Aufficht gelafjene 
Arbeiterwohnung, jo finden wir die Wohnräume 
ftrogend von Schmuß und milroſkopiſchem Unger 
ziefer, überall Unordnung und Zerftörung, teinerlei 
geeignete Kochapparate, die Meinen Kinder ver- 
wahrloft, bluiarm, ſtrofulös oder fonftwie frän= 
lelnd, weil diefelben nicht nur ber Muttermilch, 
fondern überhaupt der notwenbigften Mutterpflege 
entbehren müfjen. Der Mann, welcher zu Haufe 
weder gefochte Koft noch irgendwie behaglichen 
Aufenthalt findet, verfällt dann allmählich ber 
Schnapsbude und dem feine Förperliche und geiftige 
Gefundheit mit Sicherheit zerftörenden Fuſelgifte 
fo daß wir in folder Arbeiterfamilie, werm aud) 
Mann, Frau und Kinder dreifachen Lohn in Fa⸗ 
brifen verdienen, doch nur Unordnung, Unreinlich- 
feit, Armut und ſtränklichleit antreffen. — Daß der» 
artige Arbeitermohnungen in ähnlicher Weife wie 
die jogen. Permen der Bagabunden aud) die eigent« 
lichen Zũchtungsanſtalten der meiften anftedenben 
| Krankheiten find, welche fi) von bier aus durch 
Säulen, Fabriken undjonftigen Verkehr verbreiten, 
ift eine durch die tägliche Erfahrung erwiejene 
Thatſache. In den Wohnungen der arbeitenden 
Vollsklaſſen find deshalb noch die wichtigften Auf⸗ 
gaben der öffentlichen Geſundheitspflege zu löfen, 
welche aber ungelöft bleiben müffen, wenn nicht 
entweber durch die Macht der Volfsfitte oder ber 
Geſetzgebung die verheiratete Frau wieber genötigt 
wird, vor allem ihre natürlichen Pflichten gegen 
Mann und Kinder im Haufe zu ER 
Meines Erachtens würden die Interefien der In⸗ 
duſtrie Durch eine derartige die verheiratete Frau 
nur ausnahmsweiſe zum Fabrikbetriebe zulafiende 
geſetzliche Beftimmung eher gefördert wie gefährdet 
fein, da Männer und erwachſene Kinder gefünber 
und aljo aud) für alle Arbeiten Teiftungsfähiger 
werden müffen, ſobald fie fi) im georbneten Fa⸗ 
milienverbande befinden unb durch Die Hausarbeit 
der Frau eine geeignete Törperliche Pflege erhalten. 
er Wert der häuslichen Frauenarbeit wird 
in ber Regel weit unterſchätzt, weil berjelbe ſich 
nicht wie der Fabriklohn in klingender Münze 
darftellt ; thatfächlich fommen aber bie Arbeiter, 
deren Frauen Hauswefen und Kinderpflege felbft 
beforgen, weiter als diejenigen, deren rauen in 
die Fabrilen gehen, der Haußarbeit ich entwöhnen 
und dann in ber Regel den Fabriflohn für Put 
und Nafchereien wieber veraußgaben. Schiller jagt 
in feiner ‚Glode‘: ‚die Hausfrau mehrt den Ges 
winn mit orbnendem Sinn‘; das alte beutfche 
Sprichwort: Iſt die Fran nicht hauferig, geht 
doch alles Hinter ih.‘ — Die Frau kann aber 
nicht Hauferig fein, folange fie nicht Hausfrau, 
fondern Fabritarbeiterin fein muß.“ 
Wohlmollende Arbeitgeber haben auf Grund 
diefer Erwägungen ſchon feit Jahren auf bie Be. 
ſchäftigung berheirateterFrauen ver- 
zichtet, indem fie ſolche nicht annehmen und ihre 
unverheirateten Arbeiterinnen mit bem Tage der 
Verheiratung entlaffen. Die Witwen der Fabrik 
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erhalten Arbeit ins Haus (zum Nöppen, Spulen 
oder Zwirnen zc.), an a — Seren 
in ihrem halt noch wenig gung finden. 
Man eg es mit Rüdficht auf Iehtere vielleicht 
hart und ungerechtfertigt finden, dieſelben gleich 
mit dem Tage der Hochzeit aus der Fabrik auszu⸗ 
ſchließen. Man könnte geneigt fein, einen anbern 
Termin, vielleicht das erſte Wochenbett, zu be= 
ftimmen. Oft beforgt Die Mutter oder eine Schweſter 
der Frau oder des Mannes den Haushalt und bie 


Bflege der Kinder: in biefem Falle erjcheint erft| rich 


recht ein ſolches Verbot hart. — Nun, es kommt 
eben auf den Ausgangspunkt der Betrachtung an. 
Es ſoll der Arbeiterin Mar zum Bewußtfein kommen, 
daß fie mit dem Tage der Hochzeit einen neuen 
Stand antritt, daß ein neuer Kreis von Pflichten 
für fie beginnt, daß fie num für den häuslichen 
Herd zu leben hat und für ben Mann fi mühen 
muß. Es ſoll ihr zugleich Gelegenheit und Muße 
gegeben werden, Sinn und 18 und au 
vor allem die nötige —— ar für bie häuslichen 


Arbeiten ſich anzueignen. Endlich fol aber auch 
der Mann fic llar werben, welche Verpflichtungen 
er mit dem Eheſtand mt — daß er die 


Fra 
richt, wenn letztere an ber Maſchine ſiehen 
Fun mit dem Manne dem Erwerbe nachzu · 
gehen. Im der That halten die Mädchen in ſolchen 
Fabrilen, welche feine verheirateten Frauen be» 
ſchãftigen, viel mehr auf fi), find vorfichtiger, 
einem Manne ihre Hand zu geben, und anderjeit 
find aud die Arbeiter viel mehr von dem Ernſt 
diefes Schritte durchdrungen als anderwärts. 
Dazu tommt noch folgendes. Wenn die Zahl 
der Kinder fidh mehrt, lohnt bie Fabrikbeſchäftigung 
fich nicht mehr; iſt es da nicht beſſer, daß die 
jungen Leute fon bei Abſchluß der Ehe ſich be= 
wußt werden, daß der Mann Frau und Kinder 
ernähren muß und ſich darauf (dur) Sparfamteit) 
einrichtet, ftatt daß fie ſich in bitterer Selbfttäu- 
ſchung an ben Mitverbienft der Frau gewöhnen 
und fo fpäter Doppelt hart den Verluft empfinden?! 
Al dringendes Reformziel muß e8 fo betrachtet 
werben, die regelmäßige gewerbliche Beichäftigung 
verheirateter Frauen in ben Fabriten — überhaupt 
außerhalb des Haufes — als mit den Pflichten 
der Hausfrau und Mutter unvereinbar möglichft 
zu beichränfen. Diefelbe follte auf ſechs Stunden 
(Halbtagsarbeit) — jedenfalls aber auf höchftens 
zehn Stunden — täglich begrenzt und aud) dann 
von einem befondern Zulafjungsihein abhängig 
gemacht werben. Diejer Zulaſſungsſchein würde 
auf Antrag von der „Bemeindebehörde” auszu« 
ftellen fein, und zwar, da die Verhältniſſe wechieln, 
immer je auf beftimmte Zeit. Borausfegung der 
Zulaffung müßte fein: 1. Das wirtjhaftliche Be⸗ 
bürfnis der Nachfuchenden. Die Prüfung dieſer 
Vorausfegung würde wohl der Armenverwaltung 
oder einer „iocialen Kommiſſion“ zugewieſen 
werben können. Insbeſondere würde bieje Prü- 
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fung fi) auch dahin zu richten Haben, ob fich nicht 
a 
gung bietet. Wir fin jeugt, ba‘ 

in den meiften Fällen ſolche anderweitige Beichäl 

gung vouſcafen laſſen würbe, zumal wenn auch 
der Rat und die Hilfe freier gemeinnügiger und 
Garitativer Vereine in Anſpruch genommen würde. 
2. Das Geſundheitsatteſt eines approbierten Arztes 
reſp. bes Kreiaphufifus, daß fie ohne Gefährbung 
ihrer Geſundheit Die beftimmte Arbeit auch vere 
ten Tann. Dabei würbe auch die Art der Are 
beit, die Dauer der Arbeitszeit zc. in Betracht 
tommen. 3. Der Nachweis, daß für ausreichende 
Pflege und Aufficht der Kinder geforgt iſt. — 
Wenn Rüdfiten auf Erwerb und „Sittlichteit” 
(Befürchtung der Hinausfchiebung der Heirat oder 
wilder Ehen) von einer ſolchen Beſchränkung 
„berheirateter Frauen“ zurüdhalten follten, dann 
follte fie wenigftens für „Mütter“, welchen noch 


ch | die Sorge für der Aufficht und Pflege bebürftige 


Kinder obliegt, geſetzlich feftgelegt werben. (In 
den Mitteilungen ber @ewerbeinipektoren pro 
1899 wirb über die Fabrifbeigäftigung verhei« 
tateter Frauen eingehend berichtet.) 

0) Einrihtung von Koch⸗ und Haud- 
baltungsjhulen für Fabrikmädchen. 
Die tagtäglicde Beichäftigung in der Fabrik läßt 
fich mit dem weiblichen Beruf ſchwer verbinden. 
Das Gemütsleben verarmt und veröbet in ber 
Fabril, der Sinn für die flille Häuslichleit und 
die Arbeiten des häuslichen Herdes erfticht. Letz⸗ 
tere überläßt das Fabrikmädchen feiner Mutter 
ober der Schtwefter, welcher der Haushalt obliegt; 
fo lernt es nichts vom Haushalte, die Arbeiten 
und Sorgen ber Häuslichkeit bleiben ihm abſolut 
fremd. Und wenn num ein folches Mädchen hei» 
tatet, was muß das für ein Familienleben geben? 
Es Tann nicht kochen, nicht nähen, nicht flicken, 
nicht pußen, verfteht nichts vom Haushalten, kurz, 
es fehlt ihm alles, um dem Manne das Häusliche 
Heim angenehm zu machen. Die Flitterwochen 
gehen ſchnell vorüber, und der Mann fieht bald 
ein, wie unglüdlich feine Wahl war. Er wird 
dem Haufe immer mehr entfrembet. Will er ein 
ordentliches Efien haben, muß er ins Wirtshaus 
gehen; im Wirtshaus findet er eine freundliche 
Stube, freundliche Mienen, während zu Haufe 
alles in Unordnung vertommt. Die Frau em⸗ 
pfindet die Häusliche Entfremdung recht balb, 
vielleicht kommt es zu böfen Auftritten häuslichen 
Zwiftes, vielleicht erträgt fie es in ftillem Kummer. 
Mit ber Zahl der Kinder mehren ſich die Häus- 
lichen Sorgen, und gar balb hält daß bittere Elend 
feinen Einzug. Weder Mann noch Frau haben 
es gelernt, zu ſparen, zu wirtfchaften ; beiden fehlt 
der Heroismuß, die Armut zu tragen, und anftatt 
inniger zufammenzubalten, geht jet der Mann 
erft recht feiner Wege. Armes Meib — arme 
Kinder! Und ärmer ift nod) der Mann, der die 
Verantwortung für eine Familie auf feiner Seele 
trägt! Der Urfprung des Unglüds aber liegt 
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in der Fabrik, die dem Mädchen nicht Zeit und 
Gelegenheit geboten, ſich für feinen erften und 
wichtigften Lebensberuf als zukünftige Hausfrau 
und vorzubilden. — Die befte Löſung 
dieſer Schwierigkeiten würbe fi) bieten, wenn das 
Yabritmädchen vor der Verheiratung ein oder zwei 
Jahre in den Gefindedienft einträte: daß es ſich 
an häusliche Ordnung und Arbeit gemöhnte und 
das Glüd und die Bedeutung des Familienlebens 
wieber jhäßen lernte. Allein einerſeits fehlt dem 
Mädchen wie den Eltern die nötige Einſicht, einer 
ſolchen Stellung gegenüber dem leichteren, reich 
licheren Verdienſt in derdFabril den Vorzugzugeben; 
anderſeits hält es ſchwer, bei dem Mangel häus= 
licher Vorbildung in einer ordentlichen Familie 
überhaupt in Stellung zu kommen. Deshalb bleibt 
als normaler Weg allein die Gründung von Haus« 
haltungsſchulen (Koch · Walch, Bügel:, Nähe, 
Flid- und Strickunterricht), jei es num, daß die 
Arbeitgeber diefen Unterricht einrichten, fei es, daß 

jemeinnüige Vereine oder Verbände die Organi« 

tion in die a nehmen. Namentlich bietet fich 
auch für bie Frauen der beſitzenden Stände hier 
ein dankbares Arbeitsfeld, indem fie materielle 
Unterftügung bieten, mit Rat und That und per⸗ 
fönlicher Teilnahme den Unterricht fördern oder 
vielleicht gar felbft denfelben übernehmen. Am 

cherſten wird das Zielerreicht, wenn „Schweltern“ 

en Unterricht erteilen, da dieſe die Autorität bes 
Ordenskleides unterftüßt und dieſelben aud) am 
beften für den Unterricht geſchult und befonbers 
ausgewählt werden können. — Einzelne Arbeit« 

ber haben den Unterricht in die Stunden bes 

;britbetriebes verlegt und die Teilnahme in be= 
ftimmten Umfange obligatorifch gemacht, der befte 
Weg, um allgemein und durchſchlagend das Ziel 
zu verwirllichen. Zuſpruch und Prämien allein 
reichen gerade bei den Mädchen, welchen der Un ⸗ 
terriht am nötigiten ift, nicht aus. Wohl aber 
tönnten die Arbeitgeber — vielleicht auch die Ge- 
[heehung — die Teilnahme an einem vollftän« 

tigen Haushaltungshurjus als ee) der 
Beſchäftigung flatuieren. — Mit gutem Erfolg 
wird vielfad in den Elementarſchulen der Hand- 
axbeitsunterricht (mit theoretiicher Haushaltungs« 
kunde) gepflegt. Im einer Reihe von Städten 
Ind auch Kochkurſe für die Oberflaffen der 
äbchenfchulen eingerichtet. Soll jedoch eine 
Wirkung auch für das jpätere Leben gefichert fein, 
fo bebarf e8 der fortdauernden praftiichen Übung 
reſp. der Wieberauffriihung in einem Haus« 
haltungskurſus. 

d) Einſchränkung des Koftgänger- 
wejens. Die in den Induftriecentren zuſammen · 
firömenbe Arbeiterbevölferung befteht zum großen 
Teile aus jungen, arbeitsfräftigen Leuten, die nun, 
Iosgelöft von Heimat und Elternhaus, in Wirts⸗ 
amd Kofthäufern Unterkunft fuchen müſſen. Die 
frühe Selbftänbigkeit, der Mangel jeber fittlichen 
Aufficht, der reichliche Verdienft, die Leidenſchaft 
der Jugend — alles fommt zufammen, um bie 
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ttlichen Gefahren ſowohl für die jungen Leute 
jelbft wie für die Familien, in welder fie Koft 
und Logis finden, zu erhöhen. Oft genug leiften 
gewiſſenloſe, wucherifche Koſtwirte dem Leichtfinn 
und der Verführung gefliſſentlich Vorſchub. Dop« 
pelt bedroht find die Mädchen, welche in Koft- 
bäufern ihr Unterfommen fuchen müfjen. Durch 
BVolizeiverorbnungen können und ſollen Vorſchriften 
über die Raumverhälniffe, getrennten Eingang, 
Ventilation zc. der Schlafräume erlaffen werden. 
Wichtiger aber ift noch die perfönliche Fürforge. 
Die Autorität der Eltern und Vormünder reicht 
nicht, zumal diefelben meift nicht8 über das Leben 
und Treiben ihres Kindes oder Münbels willen. 
Nur Bereine (3. B. Vincengvereine, Arbeiter 
vereine 2c.) Tönnten die Vermittlung zwiſchen Kind 
reſp. Münbel und Eltern reip. Vormünder, d. h. 
eine gewiſſe Schutzaufſicht, übernehmen. Auch die 
Arbeitgeber ſollten wifien, wo ihre Arbeiter und 
Arbeiterinnen wohnen, und durch zuverläffige 
Perſonen (3.3. den Krankenlaſſenvorſtand) forgen, 
daß die Arbeiterinnen und minderjährigen Arbeiter 
in guten Familien untergebracht werben. Das zu⸗ 
verläffigfte Mittel ift aber die Gründung von 
Hofpizen für Arbeiter und Arbeiterinnen, fei es 
durch den einzelnen Arbeitgeber, jei e8 im Wege 
gemeinfamer Unternehmung. Wenn biefelben ihr 
Ziel erreichen follen, muß natürlich alles fernge⸗ 
halten werben, was ben Schein unberedhtigter 
Einfcpränfung der Freiheit der Arbeiter ober gar 
der Spefulation, der Bereicherung aus dem Unter« 
nehmen erweden könnte. Auch die Leitung und 
perfönliche Einwirkung gegenüber Berfonen, welche 
eiferfüchtig über ihre Selbftändigfeit wachen, ift 
fchwierig. Die befte Organifation ift deshalb 
jedenfallS, wern die Mittel der Gründung und 
Einrihtung durch freiwillige Beiträge oder durch 
Ausgabe von Aktien mit befcränftem Gewinn 
aufgebracht werden (ohne direkte Verbindung mit 
der einzelnen Yabrif) und die Seitung einer Or- 
densgenoſſenſchaft übertragen wird (unter Ober 
leitung eines Geiftlihen). Mit diefen Hofpizen 
läßt ſich leicht eine Menage ober Reftauration fir 
Diejenigen Arbeiter, welche mittags weber in der 
Fabrik ein warmes Efien befommen, noch nad) 
Haufe gehen können, verbinden. — Die Are 
beiterinnenhofpize werben natürlich auch am beften 
für den Haushaltungsunterricht ihrer Berohne 
rinnen forgen Törmen. 

Litteratur. Zur Frage der Arbeiterfcjuge 
gejeßgebung im allgemeinen ſowie ber internatio« 
nalen Arbeiterſchußgeſezgebung find vor allem 
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Vabrifgefeßgebung , Schiedsgerichte und Eini« 
gungsämter, Gutachten, Leipzig 1873; Th. Loh⸗ 
mann, Die Fabrifgefeßgebungen der Staaten des 
europäifcden Kontinents, Berlin 1878; ©. Abler, 
Die Frage bes internationalen Arbeiterſchutzes, 
Münden 1888; K. Bücher, Geſchichte der inter 
nationalen Fabrifgefeßgebung, Wien 1888; V. 
Kulemann, Arbeiterfcuß jonft und jetzt in Deutfche 
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ſchutzgeſetzgebung in Deutjchland unterrichten fol ⸗ 
gende Tertaußgaben der Reichsgewerbeordnung: 
NR. v. Landmann, Die Gewerbeordnung für das 
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2 Bde. 3. Aufl. 1807; Berger-Wilhelmi, Reichs⸗ 
gewerbeordnung mit Ausführungsbeftimmungen 
und Anmerkungen, Berlin 1898; Evert, Hand« 
buch bes gewerblichen Arbeiterſchutzes, Berlin 
1897; Derf., Der Arbeiterſchutz feine Ent« 
widlung im 19. Jahrhundert, Berlin 1899; 
Landesbehörblicde Arbeiterſchußvorſchriften (auf 
Grund»ber 88 120 a—120e der &.-O.), Berlin 
1897. 
Aus der Litteratur über die Arbeiterſchutzgeſetz⸗ 
gebung des Auslandes find hervorzuheben: H. Gerz, 
Stand und, Wirkfamfeit ber Drbeiterkuhgeich- 
gebung in Öfterreich, Leipzig 1898 ; V. Mataja, 
——ã— —— Er der = 
i erung, Leipzig 1899 ; F. Schuler, Die 
Entwidlung ber Arbeiterjhußgeleßgebung in der 
Schweiz (Archiv f. foc. Geſetzgebung VI), Berlin 
1893; G. Koenigs, Durchführung bes fchmeiz. 
Tabrifgefepes, Berlin 1891; V. Mataja, Die 
Anfänge d. Arbeiterſchutzes in Frankreich, (Zeitichr. 
für Vollswirtſchaft V), Wien 1896; R. Jay, 
Die neue Arbeiterfchußgefegebung in Frankreich 
Ardiv f. foc. Geießgebung VI), Berlin 1898; 
J. Simon, L'ouvrier de huit ans, Paris 1867; 
Le möme, L’ouvriöre, 6° &d., Paris 1868; P. 
Leroy-Beaulieu, Le travail des femmes au 
XIX® sidcle, Paris 1873; RaoulJay, Letravail 
des enfants etc., Paris 1880; L. Bouquet, 
Letravail des enfants, des fillesmineures etc., 
4° 6d., Paris 1894; C. Caire, La legislation 
sur le travail industriel, Paris 1896 ; Dupiat, 
Codeannote de laröglementation, Paris 1897 ; 
Morisseaux, La legislation du travail, Bru- 
xelles 1898; A. Vermeersch, La legislation 
et les oeuvres en Belgique, Louvain 1900; 
OD. Pringsheim, Das niederländ. Arbeiterſchutz ⸗ 
gie von 1889 (Archiv f. ſoc. Gefeßgebung IN), 
lin 1889; €. v. Plener, Die engl. Fabrit- 
gieheebung. Wien 1871; 3. v. Bojanowski, 
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1900; Eave Tait, Die Arbeiterfhußgejekgebung 
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1892; 8. Oldenberg, Der Maximalarbeitstag 
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Leipzig 1896 ; I. Rae, Der Achtftundenarbeitstog 
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3d.L 2. Aufl, 1898; Uhlhorn, Die Sonn« 
tagsfrage in ihrer focialen Bedeutung, Leipzig 
1870; Schauenburg, Hygieiniſche Studien über 
die Sonntagsruhe, Leipzig 1876; P. Niemeyer, 
Die Sonntagsruhe vom hygieiniſchen Standpuntt, 
Heibelberg 1888; Generalbericht betr. die Er» 
gebniffe der Erhebungen über die Beichäftigung 
ewerblicher Arbeiter an Somn« und Feittagen, 
fin 1887; M. Werner, Die Sonntagsrube in 
Induſtrie und Handwerk (gefegliche Beftimmungen 
nebſt Erläuterungen), 3. Aufl, Berlin 1895; 
2. Hirt, Die gewerbliche Thätigkeit der Frauen 
vom hygieiniſchen Standpunkt, Breslau 1873; 
Oldendorf, Einfluß der Fabrikgeſetzgebung in 
England auf die Sterblicfeit der rauen und 
Kinder, Bonn 1884; I. Pierſtorff, Frauenarbeit 
und $rauenfrage, Jena 1900; %. Eollet, Die 
Frau als uftriearbeiterin, Berlin 1900; 
Bier, Der freie Arbeitsvertrag und bie Arbeits- 
ordnungen, Stuttgart 1872; Steinert, Neue 
Normen zur Benugung und Aufftellung von Ars 
beilSorbnungen, Hamburg 1892; %. Hitze, Nor⸗ 
malarbeit8ordnung, Köln 1892; 8. Hirt, Die 
Krankheiten ber Arbeiter, Breslau 1871—18738, 
Leipzig 1875—1878; Über Beftrafung bes 
Arbeitsvertragsbruchs, Gutachten des Vereins für 
Socialpolitit, Leipzig 1874; Arbeiterausſchüſſe 
in ber deutfchen Induftrie, Gutachten des Vereins 
für Socialpolitif, herausgeg. von M. Sering, 
Leipzig 1890; H. Eulenberg, Handbuch der Ge» 
werbehugieine, Berlin 1876; M. Popper, Lehr» 
buch der Arbeiterfranfgeiten und Gewerbehngieine, 
Stuttgart 1882; Sander, Handbuch der Öffent- 
lichen Gefundheitspflege, 2. Aufl. Leipzig 1885 ; 
Uffelmann,, Jahresbericht über die Yortichritte 
und Leiftungen auf dem Gebiete der Hygieine, 
Brannjhweig 1884—1887; K. Morgenftern, 
Einrichtungen und Schugvorfehrungen zur Siche- 
rung gegen Gefahren für Leben und Gefundheit 
der in gewerbl. Etablifjements bejhäftigten Ar⸗ 


331 


beiter, Leipzig 1883; A. Pütſch, Die Sicherung 
der Arbeiter gegen die Gefahren für Beben und 
Geſundheit im Yabrifbetriebe, Berlin 1888 bis 
1884; Reichel, Die Sicherung von Leben und 
Gefundheit, Bericht über Die Brüffeler Ausftellung 

1886, Berlin 1887; Füller, Hygieine der Berg«, 
Zunnele und Hüttenarbeiter, Jena 1895 ; Albredht, 
buch der praftifchen Gewerbehygieine mit 
fonberer Berüdfichtigung ber gg 
Berlin 1896; Sommerfeld, Handbuch der Ge 
werbefcanfheiten, Berlin 1898. — au. ferner 
bieunter der Litteratur zur „Arbeiterftage“ citierten 
Erhebungen der Reichslommiſſion für Arbeiter- 
fatiftif zc., fowie zur Frage der Ausdehnung ber 
Schubgefebgebung auf bie Hausinduftrie bie am 
Schluſſe des befondern bezüglichen Artikels auf⸗ 

ir Literatur. gie: e.] 
eiterunterflühungskaffen, |. Arbeiter- 

— 


. Der „Preis“ der Ar- 
beit ſoll wenigftens die „Probuftionstoften“ deden, | Di 
d. h. der gejamte Arbeitslohn, den ein Durch⸗ 
ſchnittsarbeiter während feiner Arbeitsjahre erzielt, 
muß nicht bloß für den Lebensunterhalt der Ar» 
beitsjahre ausreichen, fondern e8 müfjen auch das 
„Anlagefapital* ber Sugenbaeit, die Auslagen 
für die unproduftiven Tage der Krankheit, des 
Alters, ber unverſchuldeten Yrbeitelofigkeit gedeckt 
werben. Den Teil des Einkommens, welchen ber 
Arbeiter als Familienvater für feine Kinder ver= 
wendet, kann man als Amortifationsquote feines 
eigenen Erziehungslapitals und als „Sparfonds“ 
fein eigen jenes Alter — wo bie Kinder für ihn 
jorgen — betrachten. „Sugenbverforgung“ und 
„Alterßverforgung“ vollzieht fi in der familie 
in der Aufeinanberfolge der Geſchlechter. Natür⸗ 
lich findet diefer Austauſch in freier, unbewußter 
iſe flatt, ohne Abwägung des Mehr oder 
Weniger. In der Familie ift fo bie befte, normale 
AlterSverforgung gegeben, unb nur weil leider 
das Familienleben vielfach gar ſehr gelodert ift 
und die Kinder ihre Pflichten vergefien, und, 
infoweit es fi) um unverheiratete oder finber- 
loſe Arbeiter Handelt, diefe meiftens nicht fparen, 
tft eine gefeßliche, obligatorifche Alterßverforgung 
notwendig. Der Ziwed der Verfiherungen 
liegt überhaupt einerjeit8 in dem Spar. 
zwang, amberjeits in ber Ausgleihung der 
individuellen Zufälligfeiten durch bie Solidarität 
der Berufägenofjen. Die obligatoriiche Verſiche ⸗ 
rung ift Ks weifel das ſicherſte Mittel, dem 
Arbeiter den en für alle Lebenslagen 
zu garantieren. Und mur wenn bie Verfichern: 
obligatorisch ift, erfüllt fie —X dieſen Zwed. 
Der Arbeiter kommt eben aus eigenem Entſchluß 
nicht dazu, regelmäßig den Beitrag einzuzahlen, 
IF Ibft wenn fein Einkommen allein (ohne den Zu⸗ 
chuß Arbeitgebers) dafür ausreichen würde. 
Oft muß er fi die Prämie „vom Mund ab- 
fparen“, und dazu gehört eine hohe NE 
Kraft. Anderfeits denft der Arbeiter in gefu 
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Tagen, zumal in der Jugend, wo er am befien 
ſparen fann, zu wenig an die Möglichkeit der Er⸗ 
krankung, der Verunglüdung, des Alters, der un« 
verfchufdeten Arbeitslofigfeit 2c. Oft ift es auch 
die Gewinnfucht und der Mangel an Umficht von 
„heiten der Eltern und Angehörigen, welche bie 
Vorforge für die Zukunft hindern. — Die Bere 
ficherung muß obligatoriſch ve auch in Rüdficht 
auf die Organifation — zu zwedmäßiger Au8=- 
leihung ber Zufälle Diefe wird um fo 
erg und bedeutungspofler, je weiter daß 
Ziel der Verſicherung geftedt wird. Während die 
Krankenverfiherung ſchon in Fleinerem Kreiſe 
möglich ift, erfordert Die Unfallverficherung ſchon 
größere Bezirke zum Ausgleich der Unfälle. Für 
die Krankenverſicherung genügt noch der Ver⸗ 
fiderungszwang, fann die Wahl und 
Organifation ber Kafje weiter Spielraum gegeben 
werden, während die Unfallverficherung ſchon bie 
gene ——— genoſſenſchafterſordert. 
itwen- und Waiſenverſorgung 

he erft recht eine breitere Bafis, Damit ſowohl 
die Freizügigfeit der Arbeiter ohne Schädigung 
der erworbenen Rechte an bleibt, als auch 
durch Beteiligung aller Lebensalter ein Ausgleich 
zwiſchen Beiträgen und Renten erleichtert wird. 
Sobald der Beitritt zur Verſicherungslkaſſe frei 
ift, müffen zur Sicherung der Penſionsanſprüche 
gewaltige Kapitalien angefammelt werden, damit 
aud dann, wenn feine jüngeren, arbeitäfräftigen 
Mitglieder mehr beitreten, die Anfprüche der Pen⸗ 
erg aus dem angefammelten Kapital⸗ 
onds beftritten werben können. Wenn dagegen 
der Beitritt obligatorifch ift und fo ein ziemlich 
Tonftantes Verhältnis zwiſchen jüngerenundälteren, 
zahlenden und — Miigliedern beſteht, 
wenn man, mit andern Worten, auf fortdauernd 
fließende Beiträge rechnen kann, jo können die 
Penſionen mehr oder weniger auß laufenden Bei= 
trägen beftritten werden, und genügt e8, für außer» 
ordentliche Fälle einen Refervefonds in Bereitihaft 
zu halten. Es bebarf feiner fünftlichen Zufunfts« 
berechnungen, bie zubem immer auf unficheren 
Faltoren beruhen (erinnert fei nur an ben ſinken⸗ 
den Zinsfuß), ſondern bie Beiträge können ent« 
ſprechend den fälligen Penſionen (mit einem fleinen 
Aufſchlag für Verwaltung und Refervefonds) be= 
meſſen und umgelegt werben. — Diejes fogen. U m⸗ 
lageverfahren ift ſowohl bei den deutſchen 
Knappſchaftskaſſen als auch bei ben Unfi * 
Biberumgsgenofienfäaften zu Örumbegelegt worben. 
So bleiben die Kapitalien, welche bei dem Kapi⸗ 


ng |talifierungsperfahren, dem Prämien- 


dedungsverfahren angejammelt werben müßten, 
je Induſtrie erhalten. Dem fleht allerdings der 

Übelftand gegenüber, daß, ba im Verlauf der erften 
Jahre vom Beginn ber Verfiherung an die Zahl 
der „Rentner“ immer mehr anwädhft, auch die 
umzulegenden Beiträge alljährli) wachen, bis 
(bei ber Unfallverfiherung nad) 75 Jahren) der 
fogen. Beharrungszuftanb erreicht if. Anderſeits 
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iſt aber damit der Inbuftrie Zeit gegeben, auf die 
neuen BVerhältniffe fi einzurichten. — Sowohl 
die Gewerlvereinslaſſen als auch bie auf Altien 
gegründeten freien Verſicherungslaſſen entbehren 
dieſes Vorzuges, find auf das Prämiendedungs» 
verfahren angewiejen. Bon dieſem Stanbpunft 
aus bieten weder die englijchen noch bie deutjchen 
Gewerkvereine eine außreichende Garantie. Wenn 
einmal feine neuen Mitglieder mehr eintreten, 
würden bie Kapitalien troß der anjcheinend hohen 
Summen bald aufgezehrt fein. — Um das Ziel 
der Verfiherung allgemein und ficher zu erreichen, 
ift auch in anderer Beziehung die gejehliche Ver- 
fiherungspfliht unter ftaatliher Oberaufſicht 
wenigftens in Deutjchland der einzig gegebene Weg. 
Nur wenn bie Verſicherung obligatoriſch, dem Ger 
biete des freien Arbeitövertrages entrüdt ift, wird 
auch der Beitrag allmählich zu einem feften, ge= 
gebenen Beftandteil bes Arbeitslohnes, 
reſp. ber „durchſchnittlich und gewohnheitgmäßig 
zur Friſtung der Exiſtenz und zur Foripflanzung 
erforderlichen Lebensnotdurft“. Die Lebenshaltung 
der Arbeiter wird eben um dieſe Prämie, welche 
der Arbeiter zahlt, ſich fleigern und biefelbe in 
einem höheren Arbeitslohn ſich Ausdruck verſchaffen. 
Für den Arbeitgeber wird fie als eine Erhöhung 
der Probuftionsfoften fich darftellen, die aber auch 
wieder im Preife der Produkte zum Ausdruck 
Tommt. Heute ift e8 bie offizielle und freimillige 
Armenpflege, welche für den kranken, invaliden, 
arbeitälofen Arbeiter und feine Familie eintritt, 
die burd) ben Arbeitslohn zu dedende durchſchnitt⸗ 
liche Lebensnotburft ergänzen muß; dur) die 
obligatorifche Verficherung werben ber Induſtrie 
ſelbſt biefe Koften aufgelegt. Diefe Prämien ger 
hören zu den „Brobuftionskoften“ der Arbeit, und 
die Induftrie muß diefe deden. 

Thatjählich ift die obligatoriiche Verfiherung 
eine Entlaftung der Armenpflege; dieſelbe iſt 
aber feine „andere Form“ der Armenpflege, wie 
die Socialdemofraten es barzuftellen belieben. 
Die Unterftügung aus der Sranten-Unfallverfiche- 
rung 2c. bezieht der Arbeiter auf Grund feiner 
eigenen Beiträge reſp. der auf dem Arbeitövertrag 
beruhenden Beiträge bed Arbeitgebers. Die Bei- 
träge bilden eben einen Teil des gerechten Ar- 
beit8lohne®, und die Unterftüßungen find nicht 
ein Geſchenk, fondern ein wohlerworbenes Recht. — 
Wenn man aus dem Umſtande, Daß die Verſicherung 
eine Entlaflung der Armenpflege herbeiführt, eine 
Beitragspflicht ber Gemeinden, der Staaten oder 
des Reiches für die Arbeiterverficherung herzuleiten 
verfucht und damit auch ben Reichäbeitrag bei der 
Inbalidenverſicherung begründet hat, fo heißt das 
nichts anderes, als ein beftehendes Unrecht ver- 
ewigen wollen. Die Verſicherung foll eben ein will» 
fommenes Hilfsmittel fein, den bisher herrſchen⸗ 
ben „Zwangstommunismus” der Armenpflege 
einzufchränfen, aber nicht dazu führen, dieſen 
Kommunismus durch einen geſetzlich ftatuierten 
Beitrag des Reiches offiziell anzuerkennen und 
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praftifch durchzuführen. — Wenn anberfeit$ hie 
und da der Befürchtung Ausdrud gegeben wird, 
durch die Verfiherung möchte das Feld der frei» 
willigen Urmenpflege zu jehr eingeengt und der 
Bethätigung der riftlichen Liebe Schranken ge= 
fegt werden, fo ift das eine ebenfo principiell falſche 
wie praltiſch naive Anſchauung. Die Verſicherung 
ift daS einzig erfolgreiche Mittel, bem Arbeiter 
feinen „gerechten“, die „Probuftionsfoften“, d. i. 
die Leben&bebürfnifie dedenden Lohn zu fichern. 
Auf die Durchführung der Gerechtigkeit zu ver⸗ 
sichten, um der chriſtlichen Charitas Spielraum 
zu geben, entſpricht nicht der chriſtlichen Staats 
auffaſſung. Praktiſch wird aber immer noch jo 
viel Elend, Schmerz und Not übrigbleiben, daß 
der hriftlichen Charitas noch vollauf zu thun 
bleibt. — Auf berjelben Linie bewegt ſich die 
weitere Einwenbung: der Arbeiter werbe aller 
Sorge und Vorforge für die Zukunft enthoben, 
verlerne es, für fi felbft gm forgen. Umge 
fehrt muß man jagen : der Arbeiter wirb viel lieber 
an bie Zukunft und die wirtſchaftliche Verbeſſerung 
feiner Lage unb ber Lage feiner Familie denten, 
wenn er ſich und die Seinigen wenigftens vor den 
vernichtenden Schlägen bes Schichals ſicher, vor 
der bitterften Not gejchügt weiß. Wie kann 3. 2. 
der Arbeiter Luft am Sparen haben, wenn er im 
Falle ſchwerer Erkrankung, eines Unfalles, früher 
Invalidität zc. doch wieder an den Bettelftab 
fommt und eigentlichnur für die Armenpflegefpart ? 
Wem er dagegen auf eine beitimmte Mente für 
dieſe Zeit rechnen kann und weiß, daß ihm feine 
Erjparnifje auch wirklich zu gute fommen, dann 
wird er auch fireben, für feine alten Lebenstage 
und die Zufunft feiner Kinder weitere Vorforge 
u treffen. — „Die Kinder“, jo fagt man, „follen 
fir bie betagten Eltern ſorgen; das ift chriſtlich.“ 
Nun, dazu gehört ſchon ein gewifjer Heroismus, 
wenn die Kinder um ber Eltern willen auf bie 
Gründung eines eigenen Herdes verzichten oder 
neben der Sorge für bie eigene Familie auch noch 
die Sorge für die Eltern übernehmen follen, und 
thatſächlich wird dieſer Heroismuß leider jeltener. 
Jedenfalls ziehen die Eltern e8 vor, wenn fie ihr 
eigenes Brot auf Grund der mohlerworbenen 
Alterspenſion effen Fönnen, und kann aud) dann 
die Kindesliebe ſich noch reichlich bewähren — 
mehr als bei den befigenden Klaſſen — wenn «8 
auch gerabe Feine Feuerprobe iſt. 

Was die deutſche Arbeiterverſicherung vor der 
freien gewerkvereinlichen Arbeiterverſicherung in 
England, Nordamerika zc. vor allem auszeichnet, 
ift, daß in Deutichland die Solidarität zwi⸗ 
ſchen Arbeitgebern und Arbeitern ſowohl in der 
Aufbringung ber Beiträge wie auch in der Organi⸗ 
fation und Verwaltung der Kaſſen gewahrt bleibt. 
Die Gewerfvereine und ihre Kaflen find einfeitige 
Kampforganifationen, während die deutſche Ar« 
beiterverficherung Arbeitgeber und Arbeiter wie- 
der zufammenführen und jo dem focialen Frieden 
dienen fol. In ber Arbeiterverficherung ift ber 
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neufrale Boben gegeben, wo Arbeitgeber und | 
Arbeiter zufammen taten und thaten, ſich die 
Hand reihen follen in der Fürforge für Die Opfer 
der Arbeit. Im biefer praftiihen Fürjorge wer- 
den ſich Vorurteile und Mißverſtandniſſe begleichen, 
werben Arbeitgeber und Arbeiter fich gegenjeitig 
verfländigen und achten Iernen. Die Arbeitgeber 
werben gezwungen fein, fi) mit ben Lebensfragen 
und den Notfländen ber Arbeiter und ihrer Fa⸗ 
milien zu beichäftigen — der Schritt, mit 
Verftändnis und Herz den Problemen der Ar- 
beiterfrage näher zu treten. Den Arbeitgebern 
fällt nun einmal ein jehr weſentlicher Teil der 
te der Arbeiterfrage zu. Sie lönnen viel 
E rleichterung des Loſes ber Arbeiter, zur wirt« 
chaftlichen und ſittlichen Hebung derjelben bei⸗ 
tragen, wie anderſeits die Bemühungen der Ger 
feggebung und der Selbithilfe verhältnismäßig 
ohnmãchtig und unfruchtbar bleiben müffen, wenn 
die Arbeitgeber dieſelben zu durchkreuzen fuchen. 
Die deutjhen Arbeitgeber haben auch im großen 
und ganzen noch ein Herz für ihre Arbeiter, und 
das lalte Mancheſtertum hatvielleicht inder Theorie, 
aber nie in der Praris allgemeine Anerkennun 
gefunden. Wir in Deutſchland haben alſo gewi 
feinen Grund, Arbeitgeber und Arbeiter, Die doch 
nun einmal aufeinander angewieſen find, in zwei 
Heerlagern zu organifieren, vielmehr muß ung 
die Gelegenheit willtommen fein, in der Fürſorge 
für den franfen, invaliden Arbeiter und feine Fa⸗ 
milie auch den Arbeitgeber zu engagieren. Wenn 
man eine Kampfesorganifation zum Zwecke der 
Verteidigung ber Intereffen der Arbeiter gegen- 
über den Arbeitgebern für notwendig erachtet, fo 
beichränfe man jedenfalls den Kampf auf die ftrei- 
tigen Gebiete (Löhne, Arbeitszeit ec.); die Arbeiter 
haben wahrlich am menigften Grund, diejes 
Rampfesgebiet weiter außzudehnen, als notwendig 
iſt. Die Arbeiterverficherung ift ein fegendreiches 
Gebiet gemeinfamer Arbeit. 

Auf dem Gebiete der Arbeiterverficherung fteht 
Deutfchland an der Spike aller Kulturftaaten. 
Schon unter dem 6. und 7. April 1876 wurde 
ein Geſetz über die „Eingefchriebenen Hilfskaſſen“ 
erlaffen, welches die Verfiherungspflicht durch 
Drtsftatut (mit Beitragspflicht der Arbeitgeber) 
vorfah. Dann wurde 1878/79 eine Refolution 
(vom Abg. v. Stumm geftellt, vom Gentrum und 
Konſervaliven unterftügt) in einer Kommiffion 
des Reichstages beraten und feftgejeßt, welche die 
Errichtung von Invaliden · und Alterverforgungs= 
laſſen für Yabrifarbeiter zugleih mit Witwen⸗ 
und WVaifenunterftügung nad) Vorbild der Kuapp- 
Ichaftefafjen bezielte. — Am 8. März 1881 wurde 
ein Gejegentwurf betr. die Unfallverſicherung 
(Reichsverfiherungsanftalt) eingebracht, ber jedoch 
in einer ber Regierung nicht genehmen Form an« 
genommen wurde (Berfiherungsanitalten ber Ein- 
zelftaaten). Am 17. November 1881 erfchien dann 
die Botſchaft Kaifer Wilhelms. in welcher, 
„um dem Vaterlande neue und dauernde Bürg« 
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ſchaften feines inneren Friedens und den Hilie- 
bebürftigen größere Sicherheit und Ergiebigteit 
des Beiftandes, auf den fie Anſpruch haben, zu 
binterlaffen*, ein neuer über die 
Verfiherung der Arbeiter gegen Betriebsunfälle 
und eine Borlage zum Zwede „gleijmäßiger 
Organifation des gewerblichen Kranfentaflen- 
weiens“, endlich „ein höheres Maß ftaatlicher 
Fürforge“ für diejenigen, „welche durch Alter und 
Smpalidität erwerbsunfähig werden“, in Ausficht 
eftellt wurde. Zugleich wurde als Weg zu biefem 
Sie „ber engere Anſchluß an die realen Kräfte 
dleſes (be8 chriftfichen) Vollslebens und das Zur 
fammenfafjen der Iebteren in der Form Torpora« 
tiver Genoſſenſchaften ımter ſtaatlichem Schuß und 
ſtaatlicher Fürforge“ betont. — Am 8. Mai 1882 
erſchien ein neuer Gefeßentwurf betr. die Unfall» 
—— und ein ſolcher betr. die Kranlen⸗ 
verficherung. Letzterer Entwurf wurde zuerſt be⸗ 
taten und kam zur Verabſchiedung (Gefe vom 
15. Juni 1883). fand weni 
Beifall (wegen der Betriebsgenoſſenſchaften auf 
Grund der gleichen Gefahrenklaſſen und des Reichs⸗ 
zuſchufſes). Am 14. April 1888 erfchien die zweite 
Kaiferliche Botfchaft, weiche die fofortige Beratung 
des Reichshaushaltsetats pro 1884/85 verlangte, 
um den fommenden Winter für die Unfallver- 
ficherung freizuhalten. Am 6. März 1884 wurde 
ein britter Enttourf (auf Grundlage der „Berufs”=- 
genoſſenſchaften) eingebracht, der dann unter 
maßgebenber Mitwirkung des Centrums (Frhr. 
v. Frandenftein war Vorfigender, v. Hertling 
Berichterftatter) zur Verabſchiedung kam (Unfall- 
verficherungsgefeß dom 6. Juli 1884). Zur Er⸗ 
weiterung der Unfallverficherung diente das Geſetz 
vom 28. Mai 1885 (Ausdehnung auf Pofte, 
Eifenbahn- und Telegraphenweien, Fuhrwerks-, 
Spebitiond= und Speicereibetrieb 2c.); Gefeh 
vom 15. März 1886 (für Beamte der Reichs» 
civilverwaltung, des Reichsheeres); Gejeh vom 
5. Mai 1886 (für Land» und Forftwirtichaft); 
Gele vom 11. Yuli 1887 (für Bauarbeiter) ; 
Get vom 13. Juli 1887 (für Seeſchiffahrt). — 
Am 17. November 1887 wurden die Grundzüge 
für die Invalidität» und Altersverficherung (mit 
Denbſchrift) veröffentlicht. Im November 1888 
wurde der Geſetzentwurf felbft eingebracht; am 
24. Mai 1889 wurde das Gejeh im Reichstage 
(mit 20 Stimmen Majorität, davon 13 des Een« 
trumß) angenommen, am 22. Juni vollzogen. 
Im großen und ganzen haben ſich die Ver⸗ 
fiherungsgefeße bewährt. Es war ein fühner 
Wurf, da alle Erfahrungen aus zuverläffigen 
fatiftiichen Unterlagen mangelten. Alle Schwie- 
rigteiten find glüdlich überwunden; nicht bloß 
die Arbeiter, jondern auch bie Arbeitgeber haben 
fich in fleigendem Maße teoß ber großen Opfer, 
welche die Geſetze ihnen auflegten, mit denfe 
ausgeföhnt, und zwar um fo mehr, je mehr die 
Wohlthaten in weiteren Kreiſen fich geltend machen. 
Die Novelle zur Krankenverſicherung vom 10. April 
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1892, bie ereignet ge vom 
19. Juli 1899 und ebenfo die Novelle zur Unfall» 
verficherung, welche am 1. Oftober 1900 in Kraft 
tritt, bezwecken nur eine Slarftellung von Zweifeln 
und eine praltifhere Ausgeftaltung im einzelnen, 
lafien aber Grundriß und Aufbau der früheren 
Geſetze unverändert. 

A. Krantenverfiherung. I Umfang 
derBerfiherung. Verſicherungspflichtig find 
alle Berjonen, welche gegen Gehalt oder Lohn be= 
ſchaftigt find (8 1): 1. in Bergwerlen, Salinen, 
Anfbereitungsanftalten, Brüchen und Gruben, in 
Fabrifen und Hüttenwerfen, beim Eifenbahn« und 
Birmenfchiffahrtsbetrieb, auf Werften und bei 
Banten; 2. im Handwerk und in fonftigen ſtehen⸗ 
den Gewerbebetrieben, fpeciell in Betrieben mit 
Motoren; 3. im Handelsgewerbe einſchließlich ber 
Handlungsgehilfen und -Iehrlinge, denen nicht 
die Fortzahlung des Gehaltes im Erkrankungs- 
falle gemäß Art. 60 bes Handelsgeſetzbuches ge= 
ſichert ift; A. in dem Gejchäftsbetriebe der An⸗ 
wälte, der Krankenlaſſen zc.; 5. in dem Betriebe 
der Poft- und Telegraphenverwaltung, der Ma⸗ 
rine= und Heereßverwaltung (joweit fie nicht ſchon 
auf Grumd der Ziffern 1—4 verfiherungspflichtig 
find). — Als Gehalt oder Lohn gelten aud) Tan⸗ 
tiemen und Naturalbezüge, und wird deren Wert 
von der unteren Verwaltungabehörbe feſtgeſetzt. 
NRichtverficherungspflihtig find (8 1): 1. Per- 
fonen, deren Beſchäftigung durch Die Natur ihres 
Gegenftandes oder im voraus durch den Arbeits» 
vertrag auf einen Zeitraum von weniger als eine 
Woche beichräntt if; 2. Betriebsbeamte, Werk⸗ 
meifter und Handlungsgehilfen, ſowie Bureau- 
beamte, beren Arbeitsverdienft 2000 Mar jährlich 
oder 6*/, Mark pro Tag überfteigt; 3. Hand⸗ 
Inmgsgehilfen und Lehrlinge, denen im Fall der 
Erkrankung für ſechs Wochen die Fortzahlung des 
Gehaltes gemäß Art. 60 des Handelsgefehbuches 
gefihert it; 4. die Yamilienangehörigen eines 
Betriebsunternehmers, deren Befchäftigung in bem 
Betriebe nicht auf Grund eines Arbeitävertrages 
flattfindet; 5. felbftändige Gewerbetreibende ber 
Hausinduftrie; 6. Iand» und forftwirtfchaftliche 
Arbeiter; 7. Dienftboten. (Diele find vielfach durch 
Zandesgejeh verficherungapfliäitig.) 

Dur ftatutarifche Beitimmung der Ge- 
meinbebehörbe ober eines weiteren Kommunal⸗ 
verbandes können jedoch die vorher aufgeführten 
Perſonen, mit Ausnahme der sub 2 und 7 ge= 
nannten, der Verſicherungspflicht unterworfen 
werden (8 2). Auf ihren Antrag find von der 
Berficherungapflicht zu befreien (8 3a): 1. Per⸗ 
onen, welche infolge von Verletzungen, Gebredhen, 
chroniſchen Krankheiten oder Alter nur teilweije 
oder nur zeitweile erwerbafähig find, wenn ber 
unterftüßungspflichtige Armenverband ber Befrei« 
ung zuftimmt. 2. Perfonen, welche gegen ihren 
Arbeitgeber im Erkrankungsfalle einen Rechts« 
anſpruch auf eine ber gefehlichen Krankenunter⸗ 


ftüßung (8 6) entfpredjenbe Unterftügung haben, : 
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fofern die Leiftungsfähigfeit des Arbeitgebers zur 
Erfüllung des Anſpruchs feinen Bedenken unter 
liegt, worüber im Streitfalle die Auffichtsbehörbe 
enticheibet. Auf Antrag des Arbeitgebers endlich 
find von der DVerfiherungapflicht zu befreien: 
1. Lehrlinge, welchen durch den Arbeitgeber freie 
Kur oder errang in einem Krankenhauſe für 
minbeftens 13 Wochen geſichert ift; 2. Injafien 
der Arbeiterfolonien zc. Verfiherungsberechtigt, 
und zwar zunädjft bei ber Gemeindefranfenver« 
fiherung, find alle Perfonen, auf welche die Ver⸗ 
ee durch Ortsſtatut außgebehnt wer⸗ 
kann und deren Jahreseinkommen 2000 Mark 
nicht überſteigt; ferner die Dienſtboten; endlich 
alle, welchen durch ſtatutariſche Beſtimmung die 
Aufnahme in die Gemeindeverſicherung oder in 
eine der andern Kaſſen geſtattet iſt, ſofern ihr 
Jahresverdienſt 2000 Mark nicht überfteigt. Die 
Aufnahme kann jedoch von einer ärztlichen Untere 
ſuchung abhängig gemacht und verweigert werben, 
wenn bieje eine bereits beftehende Krankheit er⸗ 
giebt (8 4, 8 19). Ebenſo Tann eine Wartezeit 
bis zu ſechs Wochen (8 6a, 8 268) vorgefehen 
werben. Der Beitritt erfolgt durch die ſchriftliche 
ober mündliche Erflärung. Wer zweimal den 
Beitrag ſchuldig bleibt, ſcheidet aus (8 64). 

DO. Arten der Krankenverſicherung. 
Die Organifation der Krankenverficherung ift, je 
den bejondern Verhältniffen entiprechend, eine 
verſchiedene. 1. Die Gemeindekrankenverſicherung 
tritt fubfidiär für alle diejenigen ein, welche feiner 
„organifierten“ Kafjeangehören. Die Verwaltung 
führt die Gemeinde; eine Organijation refp. Mit» 
verwaltung der Beteiligten (Arbeitgeber wie Ver⸗ 
ficherten) giebt es nicht. Sie fordert die geringften 
Beiträge (in der Regel 1 Prozent des „ort8üb- 
fichen Tagelohnes“ gewöhnlicher Tagearbeiter) von 
den Berficherten, gewährt aber auqh die geringfte 
Unterftäßung. — Es ift zu unterſcheiden a) ber 
„ortsübliche Tagelohn* gewöhnlicher Tagearbeiter; 
b) der durchſchnittliche Tagelohrı* einer beftimm« 
ten Arbeiterflaffe, wie er in den Ortskrankenlaſſen 
maßgebend iſt; c) ber indivibnelle „wirkliche Ar« 
beitsverdienft“ (ſoweit diefer 4 Mark für ben 
Arbeitstag nicht überfchreitet), wie er früher ſchon 
in der Fabriktrankenlaſſe, jet auch in den andern 
organifierten Kaſſen zu Grunde gelegt werben 
kann ($ 26a, 54); d) ber individuelle „durch- 
ſchnitiche Tagelohn“, wie er bei Doppelver- 
fiherung (8 26a) maßgebend ift. — 2. Orts⸗ 
krankenkaſſen find ſolche Kaflen, welche für den 
Umfang einer oder mehrerer Gemeinden für be 
flimmte Gewerbszweige oder Betriebsarten er⸗ 
richtet find, und denen Die Arbeiter des betreffenben 
Gewerbszweiges vermöge ihrer Beicäftigung als 
Mitglieder angehören (ſofern fie nicht Mitglieder 
einer Betriebs · Bau-, Innungs-, Knappichafts« 
ober vollgültigen Hilfslaſſe find). Eine Ortslafje 
ſoll in der Regel mindeſtens einhundert Perfonen 
umfaffen. — Die Ortskrankenkaſſen können fi 
auch zu Verbänden vereinigen. 3. Die Betriebs⸗ 
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für mehrere Betriebe, die einem Unternehmer ge⸗ 
bören, errichtet werben, falls die Unternehmung 
wenigftens 50 Arbeiter umfaßt, und auf dem Wege 
des Arbeitövertrages (durch Arbeitsorbnung, Re⸗ 
rer u. ſ. w.) die beſchäftigten Berfonen zum 
jeitritt verpflichtet werben (8 59). 4. Die Bau- 
kranlenlaſſen find „für Die bei Eifenbahn«, Kanale, 
Wege, Strom⸗, Deich-⸗ und Feſtungsbauten, 
ſowie in andern vorübergehenden Baubetrieben 
beichäftigten Perſonen von den Bauherren auf 
Anordnung der höheren Berwaltungsbehörbe zu 
errichten, wenn fie zeitweilig eine größere Zahl 
don Arbeitern beihäftigen“ (8 69 ff). 5. Die 
Innungskranlenlaſſe auf Grund des Tit. II der 
Gewerbeordnung umfaßt alle (alfo nicht bloß die 
als Gefellen oder Lehrlinge) von den Innungs- 
mitgliedern in ihrem Gewerbebetriebe befchäftigten 
verficherungspflichtigen Perſonen (873). 6.napp« 
ſchaftslaſſen find auf Grund ber berggejeßlichen 
Beftimmungen für Die Bergarbeiter errichtet und 
müſſen die Mindeftleiftungen ber Betriebstafjen 
(auch bezüglich der ärztlichen Behandlung; vgl. 
8 56a) aufweilen. 7. Die „eingeichriebenen 
Hilfstafjen“ beruhen auf freiem Beitritt der Mit« 
glieder, entbehren der Beitragsverpflichtung der 
Arbeitgeber, erfreuen ſich dafür aber auch voller 
Selbftverwaltung, indem die Arbeitgeber weder 
Stimmrecht Haben, no im Vorftand oder in der 
Generalverfammlung vertreten find. Die Mit 
liedſchaft bei der „eingefchriebenen Hilfskaſſe“ 
freit — nur dann — von der Beitragspflicht 
egenüber ber (der Beichäftigung entfpredenden) 
wangskaſſe, wenn fie die Minbeftleiftung ber 
Gemeindeverficherung des Beichäftigungsorteß ge⸗ 
währt, und eine entſprechende Beicheinigung (8 75) 
vorgelegt werben kann. Diefe Beicheinigung wird 
von der Sandescentralbehörde ober, falls der Bezirk 
ber Kaffe über den Bundesftaat Hinaußreicht, vom 
Reichsfanzler ausgeftellt. 
II. Leiftungen der Kaſſen. Wie bezüg- 
rn = Her der Et, u ge 
a8 Krankenv: rungsgeſetz auch bezüglich der 
Leiſtungen weiten Spielraum. &8 fieht Min de ſt⸗ 
Teiftungen, die gewährt werben müfjen, und 
Höchſtleiſtungen, die gewährt werden kön— 
nen, vor. (Lebtere geben wir nachfolgend in 
Klammern.) Die Gemeinbefranfenverficherung 
gewährt als Kranfenunterftügung (8 6, 6a), und 
zwar auf die Dauer von dreizehn Wochen: 1. vom 
Beginne ber Krankheit ab freie ärztliche Behand« 
fung, Arznei fowie Brillen, Bruchbänder und 
ähnliche Heilmittel; 2. im Yalle der Erwerbsun⸗ 
fähigfeit vom dritten Tage (oder vom erften Tage) 
nad) dem Tage ber Erkrankung ab für jeben Ar- 
beitätag (oder auch Sonn= und Feiertag) ein 
Krankengeld in Höhe der Hälfte des ortsüblichen 
Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter. An Stelle 
dieſer Leiftungen kann freie Kur und Verpflegung 
in einem Krankenhauſe gewährt werben, jedoch 
für Verheiratete nur mit been Zuflimmung und 





Angehörigenunterflügung; (3. auch den Familien⸗ 
angehörigen auf Antrag gegen einen bejonbern 
Beitrag freie ärztliche Behandlung und Arznei). 
Die Oris⸗, Betriebs- (Fabrif-), Bau, Innungs- 
und Knappſchaftskaſſen jehen vor ($ 20, 21): 
1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche 
Behandlung und Arznei, jowie Brillen, Bruce 
bänder und ähnliche (auch andere) Heilmittel, 
und zwar für die Dauer von dreizehn Wochen 
(6i8 zu einem Jahre) ; 2. im alle der Erwerbs- 
unfäbigfeit vom dritten (oder erften) Tage nad) 
dem Tage der Erkrankung ab für jeden Ärbeits- 
tag (oder auch Sonn- und Feiertag) ein Kranfen- 
geld in der Höhe der Hälfte (oder drei Viertel) des 
durchſchnittlichen Tagelohnes“ bezw. des wirl⸗ 
lichen „Arbeitöverdienftes*, und zwar für die 
Dauer von mindeftend dreizehn Wochen (bis zu 
einem Jahre). Für ben Fall der Unterbringung in 
einem Krankenhauſe: freie Kur und Verpflegung, 
und falls der Erkrankte Angehörige zu unterhalten 
bat, die Hälfte bes Krankengeldes als Unterftügung 
für diefe (und falls er feine Angehörigen bat, ein 
Viertel) ; 3. für die MWöchnerinnen eine Unter 
Kae, im Betrage des Krankengeldes, und zwar 
ür die Dauer von mindeſtens vier Wochen, und 
falls der Arzt fie noch nicht zur Wiederaufnahme 
ber Fabrifarbeit fähig erachtet, biß zu ſechs Wochen 
(oder allgemein biß zu ſechs Wochen) ; 4. im Tor 
desfalle eines Mitgliedes ein Sterbegeld im zwan⸗ 
zigfachen (bis zum vierzigfachen) Betrage des 
durchſchnittlichen Tagelohnes bezw. wirllichen Ar« 
beitsverdienſtes; (5. für die Familienangehörigen 
ber Kafjenmitglieber faın — und zwar allgemein 
oder auf befondern Antrag [beziw. gegen bejonbern 
Zufußbeitrag] — gewährt werben: a) freie ärzt ⸗ 
liche Behandlung, b) freie Arznei und fonftige 
are c) Wöchnerinnenunterftügung [für die 

efrauen der DVerficherten], d) Sterbegeld, bei 
dem Tode der Ehefrau im Betrage biß zu zwei 
Dritteln, beim Tode eines Kindes bis zur Hälfte 
bes für den Todesfall des Mannes feſtgeſetzten 
Sterbegeldes; 6. für Refonvalescenten kann für 
die Dauer eines Jahres noch die Fürforge — 
namentlich auch die Unterbringung in einer Re= 
tonvalecentenanftalt — gewährt werben ; 7. end⸗ 
lich ift eine Erweiterung der Krankenfürſorge 
dahin möglich, daß auch andere als die gefeh- 
lic) verfiherungspflichtigen und berechtigten Per- 
fonen als Mitglieder der Kaffe aufgenommen 
werben können, fofern ihr jährliche Gefamt- 
einlommen 2000 Mark nicht überfleigt). — Die 
eingeſchriebenen Hilfskaſſen müffen, wenn fie 
vollberejtigt (8 75 des Srankenverficderungs« 
geſetzes) fein wollen, mindeftens dasſelbe Ieiften 
wie die Gemeindefranfenverfiherung , können 
aber dasſelbe gewähren wie die Orts⸗ ıc. Kaſſen. 
— Die Unterftügungsanfprüche verjähren in 
zwei Jahren vom Tage ihrer Entitehung ab. 
Diefelben können weder verpfändet noch über 
tragen werben. 


341 


IV. Beiträge. Beitragd- und Ane| 


meldepflicht der Arbeitgeber. Die Mittel 
der Kranfenverficherung follen in erfier Reihe (zu 
zwei Dritteln) durch Die Beiträge der Verficherten 
aufgebracht werben; zum Teil (zu einem Drittel) 
find aber auch die Arbeitgeber beitragspflichtig. 
Nur die freien „eingefehriebenen Hilfäkafien“ 
entbehren des Beitrags der Arbeitgeber, während 
anberjeit8 bei den Knappſchaften Die Arbeitgeber 
die Hälfte aufbringen. Der Beitrag des Urbeit- 
. beträgt die Hälfte (50%) des Beitrags 
von ihm beichäftigten verficherungspflichtigen 
Arbeiter, oder anders ausgebrüdt, die Arbeitgeber 
müffen ein Drittel der aufzubringenden Beiträge 
leiften. Außerdem liegt dem Arbeitgeber die Pflicht 
der Ane und Abmeldung ob (innerhalb dreier 
Tage reſp. der feftgejeßten Frift) bei der Orts⸗ 
tafje oder der Gemeindeverfiherung reſp. der 
Gemeindemelbeftelle, fowie bie Zahlung der am 
Zahltage fälligen Beiträge. Der auf die Arbeiter 
fallende Teil der Beiträge lann bei ber regel⸗ 
mäßigen Lohnzahlung abgezogen werben. — 
Arbeitgeber, in deren Betrieben Dampfteſſel ober 
durch elementare Kraft bewegte Triebwerke nicht 
verwendet und mehr als zwei bem Kranken⸗ 
verſicherungszwange unterliegenbe Perſonen nicht 
befäftigt werden, können durch flatutarifche 
Beftimmung (8 2) der Gemeinde oder eines weis 
teren Kommunalverbandes von ber Verpflichtung 
ur Leiftung von Beiträgen aus eigenen Mitteln 
Vefreit werben. Umgelehrt kann aber au, falls 
durch Statut einer Gemeinde oder eines weiteren 
Kommunalverbandes die Verfiherungspflicht auf 
weitere Arbeiterfategorien (gemäß 8 2 des Geſetzes 
f. ob. D) ausgedehnt wird, zugleich eine Beitragd- 
pflicht der Arbeitgeber bis zur Hälfte des Bei⸗ 
trages der verfiherungspflichtigen Perſonen aus · 
geſprochen werden (8 51). Die ſämilichen organi« 
Merten Krankenkaſſen find verpflichtet, einen 
Refervefonds zu bilden, und zwar in dem ‘Mindeft- 
betrage der durchſchnittlichen Yahresausgabe der 
legten drei Jahre (88 10, 32, 33). Die Ver- 
pflichtung zur Zahlung von Beiträgen ruht für 
die Zeit der mit Erwerbsunfähigfeit verbundenen 
Krankheit, während die Mitgliebidaft für die 
Zeit der Krankenunterſtützung fortdauert (8 54a). 
V. Berwaltung der Krankenkaſſen. 
Borftand. Generalverfammlung. Die 
Gemeindekranfenfafie entbehrt der eigenen Ver⸗ 
waltungsorgane, fie unterjteht einfach der Ge⸗ 
mei lung. Nur muß die Kaſſenführung 
eine getrennte fein. — Bezüglich der übrigen 
organifierten Kaſſen teilt ſich die Verwaltung 
zwiſchen Generalverfammlung und Borftand. Die 
Generalverfammlung befteht nad Beftimmung 
des Statut8 entweder aus jämtlihen Kaſſen- 
mitgliedern, welche großjährig und im Befig ber 
bürgerlichen Ehrenrechte find, oder aus Vertretern, 
welche von den bezeichneten Mitgliedern gewählt 
find. Diefelbe — in Vertretern beftehen, wenn 
die Kaffe 500 oder mehr Mitglieder zählt ($ 37). 
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— Die attuelle Verwaltung und die Vertretung 
der Kaſſe nad) außen obliegt dem Vorſtand (8 34). 
Die Borftandsmitglieder haften der Kaſſe für 
pflictmäßige Verwaltung ebenfo wie Vormünder 
ihren Mündeln. Die beitragspflichtigen Arbeit 

eber müfjen ſowohl im Vorſtande wie in der 

eneralverfommlung im Verhältnis ihres Bei« 
trage8 zu dem der Arbeiter vertreten fein, jedoch 
können fie nie mehr als ein Drittel ber Stimmen 
beanspruchen. Die Zahl der Vorftandsmitglieder, 
die Dauer des Mandats, die Art der Mahl wird 
durch Statut beftimmt (8 38). — Die Wahlen 
ſowohl der Vertreter für Die Generalverfammlung, 
falls folche vorgejehen find, als auch der Vorftands« 
mitglieber find geheime. Die Gründung der Orts» 
kranlenlaſſe liegt der Gemeindebehörde ob, die 
zunächſt unter Anhörung der Beteiligten oder der 
Vertreter berfelben (mozu auch die Arbeitgeber 
gehören) ein Statut entwirft und der Aufſichts- 
behörde unterbreitet. — Die Bildung der Be 
triebs· ( Fabrik·) Krankenkaſſe und der Baulaſſe 
liegt in derſelben Weiſe dem Fabrikherrn ob (8 64), 
die der Innungsfaffe der Innung, bie freie Hilfs⸗ 
faffe lann nur von den Beteiligten felbft ins Leben 
gerufen werden. Jedes Mitglied erhält ein Exem⸗ 
plar bes Kafſenſtatuts und etwaiger Abände- 
rungen ($ 24). 

VI Eintrittsgelb. Wartezeit. Er— 
haltung der Anjprüde. Arztezwang. 
Streitigkeiten. Pflihten gegenüber 
den Berufsgenojjenjhaften. Ein Ein 
tritisgeld darf von ſoichen Mitgliebern, welche 
während ber legten dreizehn Wochen vor Eintritt 
Mitglied bei einer Krankenlaſſe gewejen find oder 
vom Militärdienfte in ihre frühere Krantenfafje 
äurüctehren ober ihre Beſchäftigung nur wegen 
periodifch wieberfehrenber zeitweiliger Betriebs- 
einftellung unterbrochen haben, nicht erhoben 
werden; dasſelbe wird jo in der Regel nur für 
freiwillige Dlitglieder von Bedeutung fein. Das- 
ſelbe darf den Beitrag für ſechs Wochen nicht 
überfteigen. Das Eintrittögeld muß vom Arbeit- 
geber — ebenfo wie Die Beiträge ber Verficherten — 
erhoben und abgeliefert werben, ift aber von den 
Verſicherten allein zu tragen. — Eine Wartezeit 
ift, ſoweit es fi um die Mindeftleiftung ver« 
fiherungspflichtiger Perſonen handelt, nicht zuläffig 
und darf jedenfalls, ſoweit es fich um den Beginn 
der Unterftüßungen überhaupt handelt (für frei⸗ 
willige Mitglieder), ſechs Wochen, foweit es ſich 
um höhere Leiftungen handelt, ſechs Monate nicht 
überfteigen. Militäriihe Dienftleiftungen und 
vorübergehende Unterbredjungen des Arbeitöver» 
bältnifjes befreien von der Zurüdlegung einer 
Wartezeit in der Kaffe, welcher fie vorher ange» 
hörten. — Mitglieder, bie aus der verfiherungs- 
pflichtigen Beichäftigung ausſcheiden und nicht in 
eine andere die Verfiherungspflicht (und damit 
die Mitgliedihaft bei einer Zwangsfafje) begrün« 
dende Beihäftigung eintreten, Tönnen durch auge 
drückliche Anzeige oder durch Fortzahlung ber 
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vollen Beiträge an die Kaſſe Mitglieder derfelben 
bleiben; in diefem alle ift aber die Kaſſe be 
techtigt, falls das Mitglied nicht mehr in dem Be⸗ 
zirk ber Kaffe wohnt, anftatt der freien ärztlichen 
Behandlung und Arznei ein um bie Hälfte er- 
höhtes Kranlengeld zu geben (8 27). Als Mit- 
glieb einer Betriebskrankenlaſſe önnen fie außer« 
dem Stimmrecht nicht ausüben und Kafjenämter 
nicht befleiden (8 64). — Wenn ein Mitglied 
infolge von Ermwerbälofigleit ausſcheidet und er⸗ 
werbslos bleibt, fo verbleibt ihm, Falls es inner- 
halb dreier Wochen nach dem Ausſcheiden erkrankt, 
das Recht auf die gefeplichen Mindeſtleiſtungen 
(und zwar für dreizehn Wochen). Welche ärztliche 
Behandlung und Arznei gewährt werden foll, be= 
ſtimmte zunächft der Vorftand ber Kaſſe; e8 kann 
durch Kaſſenſtatut reſp. durch die Gemeinde beftimmt 
werben, „daß die ärztliche Behandlung, die Liefe- 
rung der Arznei und die Kur und Verpflegung 
nur durch beſtimmte Ärzte, Apothefen und Kran« 
Tenhäufer zu gewähren find und bie Bezahlung der 
duch Inanſpruchnahme anderer Ärzte, Apothefen 
und Kranfenhäufer entitandenen Koften, von 
dringenden Fällen abgejehen, abgelehnt werben 
tan“. — Auf Antrag von mindeftens 30 be= 
teiligten Verſicherten kann bie höhere Verwal« 
tung&behörde nach Anhörung der Kaſſe und der 
AuffichtSbehörde die Gewährung von Arzt und 
Arznei durch weitere als die von der Kaſſe be= 
ftimmten Arzte, Apothefen und Sranfenhäufer 
verfügen, wenn Durch bie von der Kaſſe getroffenen 
Anordnungen eine den berechtigten Anforderungen 
ber Verſicherten entſprechende Gewährung jener 
Leiſtungen nicht gefichert ift. — Streitigteiten zwi · 
ſchen den Kafjenmitgliebern oder ihren Arbeit 
gebern einerfeit$ und ber Kaffe anderſeits über 
das Verſicherungsverhältnis oder bie Verpflichtung 
zur Leiftung oder Einzahlung von Eintrittögeldern 
und Beiträgen oder über Unterftügungsaniprüche 
werden von ber Auffichtsbehörbe entſchieden. Die 
Entfoeidung kann binnen vier Wochen nad) der 
Zuftellung derfelben mittels Klage (beim Amts« 
gericht) angefochten werden. Die Enticheidung ift 
vorläufig vollftredbar, fomeit es fi) um Unter 
ftügungSanfprüche handelt. Streitigkeiten zwifchen 
den Kaffenmitgliedern und ihren Arbeitgebern 
über die Berechnung und Anrechnung der von 
erfteren zu leiſtenden Eintrittögelder und Beiträge 
werden vom Gewerbegericht entfchieben, oder mo 
ein ſolches nicht befteht, von dem Gemeindenor- 
fteher reip. dem ordentlichen Gerichte (3 58). — 
Gegen Strafverfügungen des Vorſtandes (6a, 
4b. 2; 26a, Abf. 2) fteht binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an bie Aufſichtsbehörde offen (8 76 e). 
In Ertrantungsfällen, welche durch Unfall herbei⸗ 
geführt find, muß, wenn mit Ablauf der vierten 
Woche die Erwerbsfähigfeit noch nicht wiederher · 
geitellt ift, Anzeige bei der zuftändigen Berufs- 
genoſſenſchaft gemacht werden (8 76b). Dieſe ift 
teberzeit berechtigt, das Heilnerfahren auf ihre 
Rechnung zu übernehmen (8 76 c). 
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Nachdem gemäß dem Invalibenverficherungs- 
geſetz vom 19. Juli 1899 nad) 26wöͤchentlicher 
mit Ermerb3unfähigkeit verbundener Krankheit 
die Invalidenverſicherung eintritt, ift es doppelt 
geboten und leicht, die Srankenunterftügungsbauer 
gejeglich auf 26 Wochen außzudehnen. Eine ent« 
ſprechende Novelle ift in Ausficht geftellt. Außer 
dem ift eine fafultative Erhöhung der Angehörigen« 
unterjtügung wünfchenswert. Im übrigen obliegt 
es ber Kranlenlaſſe felbit, ihre Leiftungen zwed- 
entiprehend auszudehnen. 

B. Unfallverfiderung. Gemäß dem 
Haftpflidtgefek vom 7. Juni 1871 fland 
dem Arbeiter das Recht auf Entſchädigung zu, 
wenn ber Arbeitgeber oder fein Beamter den Un⸗ 
fall direlt oder indireft (durch Unterlafjung der 
erforderlichen Einrichtungen) verſchuldet hatte. 
Nun war aber einerfeits die Verſchuldung meiftens 
ſchwer nachzuweiſen; anderſeits giebt e8 eine Reihe 
von Unfälen — die meiften — welche in einem 
unglüdlichen „Zufall“ oder auch in der Unvor- 
fichtigfeit des Arbeiters, der ſich nur zu leicht an 
die Gefahr gewöhnt und diefelbe u ihren 
Grund Haben. Und jelbft wenn ber Arbeitgeber 
baftpflictig war: ber Arbeiter mußte im Wege 
des Progefies fein Recht geltend machen und war 
fo naturgemäß im Nachteile, befonder8 dan, 
wenn ber Urbeitgeber ſich bei irgend einer Ber- 
‚fiherungsgefellichaft gegen Haftpflicht verfichert 
hatte. Die Verfiherungsgefellichaften ließen es 
regelmäßig auf den Prozeß anlommen und trieben 
denfelben durch alle Inftanzen. Der Arbeiter hatte 
felten die Mittel, die notwendigen Vorſchüſſe zu 
leiften, mußte meifteng erft um das jogen. „Armen- 
recht“· einfommen. Der Arbeiter hatte noch weniger 
Zeit, den Ausgang des Prozeſſes, der oft viele 
Jahre dauerte, abzuwarten, ließ fich deshalb oft 
genug, auch wenn die Entſcheidung günflig aus⸗ 
fallen mußte, mit einer verhältnismäßig geringen 
Summe abfinden. Kurz, das Haftpflichtgefeh be⸗ 
friedigte weder die Arbeitgeber, auf denen eine 
große Verantwortlichfeit Iaftete, noch die Arbeiter, 
welche troß der Geneigtheit der Gerichte, zu ihren 
Gunften zu entjheiden, in faum 20—40 °/, ber 
Prozeſſe ihre Ansprüche durchſetzten. — Nach dem 
Unfallverfiherungsgefeß vom 6. Juli 1884 und 
den ſpäteren Ergänzungsgejegen werden nun 
1. alle Unfälle ohne Rüdjiht der Verfchuldung, 
bie im Betriebe ober in Veranlafjung des Betriebes 
den Arbeiter treffen, entſchädigi; 2. wirb die Ent- 
ſchädigung nicht von den einzelnen Arbeitgebern, 
in deren Betrieb der Unfall ftattgefunden hat, 
fondern von der Geſamtgenoſſenſchaft (reip. 
Seltion) der Arbeitgeber des betreffenden In« 
duſtriezweiges getragen; 8. braucht der Verletzte 
nicht erft fein Recht zu ſuchen, fondern es muß 
fofort die Krankenkaſſe reip. Berufsgenofjenichaft, 
welcher der Verletzte angehört, eintreten. Und 
wenn die Entihädigung zu gering bemefien ſcheint, 
fo fteht ohne Koften und Vorſchuß Die Berufung ang 
Schiedsgericht und Reichäverfiherungsamt offen. 
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1. Umfang der Verſicherung. Ver— 
figerungspflichtig find alle Arbeiter und 
Betriebsbeamte (bis zu 3000 Mark Yahres- 
arbeitsverdienſt), wenn fie beſchäftigt find: 1. im 

‚ Salinen, Aufbereitungsanftalten, 
Steinbrüchen, Gräbereien (Gruben), auf Werften 
und Bauhöfen fowie in Fabriken, gewerblichen 
Brauereien, Hüttenwerfen und ſolchen Werfftätten, 
in denen mindeftens zehn Arbeiter befchäftigt wer⸗ 
den oder burd elementare Kraft (Dampf, Gas, 
Elektrizität, Wind, Wafler oder tierifche Kraft) 
bewegte Triebwerke Verwendung finden; 2. in 
Gewerbebetrieben, weiche fich auf bie Ausführung 
von Maurer-, Zimmer, Dachdeder« oder fonftigen 
durch Beichluß bes Bundesrats für verficherungs« 
pflichtig erflärten Bauarbeiten, oder von Stein- 
bauer, Schloffer-, Schmiede» oder Brunnen- 
arbeiten erfireden, fowie im Schornfteinfeger=, 
Senfterpuger« und Fleiſchergewerbe; 8. im ge⸗ 
famten Betriebe der Polt-, Telegraphen- und 
Eifenbahnverwaltungen fowie in Betrieben der 
Marine» und Heeresverwaltungen, und zwar ein" 
ſchließlich der Bauten, welche von dieſen DBer- 
waltungen für eigene Rechnung ausgeführt werden ; 
4. im gewerbsmäßigen Fuhrwerlks⸗ Binnenfchiff« 
fahris⸗ Flößerei«, Prahm⸗ und Fährbetriebe, im 
Gewerbebetriebe des Schiffsziehens (Treidelei) 
ſowie im Baggereibetriebe,; 5. im geiwerbamäßigen 
Speditions · Speicher-, Lagerei« und Sellerei- 
betriebe; 6. im Gewerbebetriebe der Büterpader, 
Süterlader, Schaffer, Brader, Wäger, Mefler, 
Schauer und Stauer; 7. in Lagerungs«, Holz« 
Fällungs- oder der Beförderung von Perjonen 
oder Gütern dienenden Betrieben, wern fie mit 
einem Spanbelögewerbe, deſſen Inhaber im Han⸗ 
belöregifter eingetragen fteht, verbunden find 
(„Sewerbe-Unfallverfiherung“); ferner 8. in 
land· und forftmirtichaftlichen Betrieben („Unfall» 
verfiherung für Land» und Forftwirt- 
ſchaft“); 9. bei Bauten („Bau-Unfallver- 
fierung“) ; 10. auf deutſchen Seefahrzeugen 
(„See = Unfallverfiherung“); 11. in gleichartigen 
Betrieben der Gefängnifje2c. („Gejeh betr. bie Für- 
forge für Gefangene“). — Die Verfiherung 
erfiredt ſich zugleich auf häusliche und andere 
Dienfte, zu benen verficherte Perfonen neben 
der Beihäftigung im Betriebe von ihren Ar- 
beitgebern oder von beren Beauftragten heran- 
gezogen werden. — Durh Statut (8 17) 
kann die Berfiherungspfliht auf Betriebtuntere 
nehmer, deren Jahresarbeitöverbienft 3000 Marl 
nicht überfleigt, ober welche nicht regelmäßig 
mehr als zwei Lohnarbeiter beſchäftigen, ſowie 
auf Betriebsbeamte mit einem 8000 Mark nicht 
überfleigenden Jahresarbeitsverdienſt fowie auf 
fonftige im Betriebe anweſende Perſonen erftredt 
werben. Soweit ſolche Betriebsunternehmer nicht 
durch Statut verficherungspfliätig find, Tönnen 
fie fich freiwillig verfichern. Diejes Recht kann 
durch Statut auf alle Betriebsunternehmer aus» 
gebehnt werben. 
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2. Träger der Berfiderung (Berufs- 
genoſſenſchaften). Die Aufbringung der 
Koften wie die Verwaltung obliegt den für bes 
ſtimmte Betriebsarten und beftimmte Bezirke 
(eventuell das ganze Reich) von der Geſamtheit 
der bezüglichen Arbeitgeber gebildeten Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften“. Fürengere Bezirke 
können Seftionen vorgejehen und benjelben auch 
die Entihädigungen bis zu 50°. überwieſen 
werben. Die Organifation beftimmt das Statut. 
Die Verwaltung ift ſelbſtändig. — Die land» 
und ——— — Unfallverſicherung iſt in 
Preußen auf die Provinzen und Kreiſe (als 
„Seltionen“) übertragen und werden auch die 
—— in der Regel auf die Grundſteuer um« 
gelegt. 

3. Aufſicht Reihsverfiherungsamt). 
Die oberſte Auffichts⸗ und richterliche Inſtanz 
bildet dag Reichsverſicherungsamt in Berlin. Das⸗ 
jelbe beſteht aus ftändigen und nichtftändigen 
Mitgliedern. Der Präfident und die übrigen 
fländigen Mitglieder werben auf Vorſchlag des 
Bundesrates vom Kaifer auf Lebenszeit ernannt. 
Aus den ftändigen Mitgliedern werben vom Kaiſer 
die Direktoren und die Vorfigenden der Senate 
emannt. Die übrigen Beamten des Reichsver⸗ 
ſicherungsamtes werben vom Reichslanzler ernannt. 
Bon den nichtftändigen Mitgliedern werden ſechs 
vom Bundesrat, und zwar mindeſtens vier aus 
feiner Mitte, ſechs als Vertreter der Arbeitgeber 
von den Vorftänden ber Berufsgenoſſenſchaften 
und ben Ausführungsbehörden jowie ſechs als 
Vertreter der Verficherten von den bem Arbeiter 
fand angehörenden Beifigern der Schiedsgerichte, 
gewählt. — An Stelle des Reichsverſicherungs⸗ 
amtes können Lanbeöverficherungsämter für ent« 
ſprechend begrenzte Berufsgenoſſenſchaften treten. 

4. Höhe und Verteilung der Ent« 
ſchädigungen. a) Für den Fall einer Ber- 
legung tritt zunächft die Krankenkaſſe ein, 
welcher der vom Unfall Betroffene angehört, und 
zwar für dreizehn Wochen. Diefelbe gewährt die 
übliche Unterftügung: freie ärztliche Behandlung 
und Arznei und die Hälfte des Lohnes als Kran⸗ 
kengeld; von der fünften Woche (dem 29. Tage) 
ab erhöht ſich jedoch das Krankengeld auf zwei 
Drittel Lohnes. Diefen Zufa von einem 
Sechſtel muß der Arbeitgeber, in deſſen Betrieb 
der Unfall ſich ereignete, der Krankenlaſſe zurüd- 
vergüten. — Nach dreizehn Wochen und im Falle 
bes Tobes tritt die Berufsgenofienfchaft der Ar⸗ 
beitgeber allein ein. — Die Koften, welche von 
den Arbeitern (für die erften 13 Wochen) getragen 
werden, bilden etwa 11 %/, der Gejamtfoften der 
Unfallverficgerung, während 89 %/, von den Ar» 
beitgebern aufgebracht werden. — Auch nad) drei= 
zehn Wochen muß die Kranfentafje auf Erſuchen 
der Berufsgenoſſenſchaft die weitere Fürſorge bis 
zur De des Heilverfahren übernehmen, 
erhält dann aber alle Auslagen von jener erjeßt. 
Umgelehrt Tann die Berufsgenofienihaft auch 
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ſchon in den erften 13 Wochen das Heilverfahren letzte während des letzten Jahres vor dem Unfall 


übernehmen, tritt bann auch in ben Bezug bes 


Krantengelbes. 

It der vom Unfall Betroffene geheilt, dann 
feßt der Vorſtand der Genoffenichaft oder Seftion 
proviſoriſch den Grab ber Schädigung feiner Er⸗ 
werbsfähigteit feft. Im Falle völliger Erwerbs- 
unfähigfeit erhält berfelbe zwei Drittel 
feines Iehten YahreSarbeitsverbienftes als Rente. 
Iſt derfelbe nur weniger erwerbsfähig wie früher, 
fo wird die Rente entiprechend geringer bemeiien. 
Bei voller Hilfiofigfeit wird die Rente biz zum 
vollen Arbeitsverdienft erhöht. — Tritt eine Ande · 
rung in der Erwerbsfähigfeit ein, fei e8 zum 
Beſſern, ſei es zum Schlimmern, jo kann, fei es 
auf Antrag des Berechtigten, fi es auf Antrag 
der Seltion oder Genofjenfchaft, ein neues Heil- 
verfahren und eine andere Feſtſetzung ber Rente 
erfolgen. 

b) Für den Fall des Todes haben bie Hinter 
biiebenen Ewa 1. als Sterbegeld den fünfe 
zehnten Teil des Jahresarbeitsverdienſtes des 
Getöteten, minbeftens aber 50 Darf. 2. Eine 
Rente, die beträgt für die Witwe und für jedes 
Kind (bis zum vollendeten 15. Lebensjahre) 20 %/, 
des Jahresarbeitsverdienſtes. Außer Witwe und 
Kindern Fate noch bie Afcendenten (Bater und 
Mutter, Großvater und Großmutter und eltern- 
Iofen Entel) ein Anrecht auf eine Rente (20 %/.), 
aber nur dann, wenn ihr Lebensunterhalt ganz 
oder überwiegend burch den Verftorbenen beftritten 
wurde. — Falls die Frau die Ernährerin der 
Familie war, erhält im Tobesfalle auch der Mann 
ober die Kinder eine Rente. — Die Gefamtrente 
der Hinterbliebenen fol 60°. des Arbeitsver» 
dienſies nicht überfchreiten, fo dafs bei einer großen 
Anzahl von Kindern ſich die Rente pro Kopf ge= 


ringer bemißt. Heitatet bie Witwe, fo erhält fie 
eine einmalige Abfindungsfumme im dreifachen 
Betrage der Jahredrente. 


Die Rente ift nach Maßgabe desjenigen Jahres- 
arbeitverbienftes zu berechnen, ben ber Verletzte 
während des legten Jahres feiner Beidhäftigung 
in dem Betrieb an Gehalt ober Lohn bezogen hat, 
wobei der 1500 Mark überfteigende Betrag 
nur mit einem Drittel zur Anrechnung kommt. 
Als Jahrearbeitsverdienft gilt, ſoweit fich derjelbe 
nicht aus mindeſtens wochenweiſe figierten Be⸗ 
trägen zufammenfeßt, das Dreihum he des 
durchſchnittlichen täglichen Arbeitsverdienftes. Na- 
turalleiſtungen und Tantiemen zc. werden mite 
berechnet. — War der Verletzte in dem Betriebe 
vor dem Unfall nicht ein volles Jahr von dem 
Unfall zurückgerechnet, beſchäftigt, jo ift die 
Rente nach demjenigen Jahresarbeitsverdienſt zu 
berechnen, weldjen während dieſes Zeitraum ver= 
ficherte Perſonen derjelben Art in demfelben Be 
trieb oder in benachbarten gleichartigen Betrieben 
bezogen haben. Iſi dies nicht möglich, fo if der 
breiunbertfache Betrag besjenigen Tagesarbeits- 
verbienftes zu Grunde zu legen, welchen ber Ver⸗ 





an denjenigen Tagen, an welchen er beihäftigt 
war, im Durchſchnilte bezogen hat. Bei verficherten 
Perſonen, welche feinen Lohn oder wertiger alß ben 
dreihundertfachen Betrag des für ihren Beihäf- 
tigungsort feftgeftellten ortsüblichen Tagelohnes 
gewöhnlicher erwachſener Tagearbeiter beziehen (38 
des Sranfenverficherung —* gilt als Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt das Dreihundertfache dieſes orts⸗ 
üblichen Tagelohnes. — Für die landwirtſchaftlichen 
Arbeiter wird der Jahresarbeitsverdienſt von der 
höheren Verwaltungsbehörbe befonders feftgeftellt. 
5.Regelungber Entihädigung. Zunädft 
liegt dem Arbeitgeber bie Pflicht ob, jeden Unfall, 
welcher den Tod eines Arbeiters oder eine voraus⸗ 
fihtlih mehr als drei Tage dauernde Arbeits- 
unfähigfeit zur Yolge hat, binnen drei Tagen ber 
Ortspolizeibehörde anzuzeigen. Hat der Unfall 
den Tod oder vorausfichtlich eine mehr als drei⸗ 
zehnwöchentliche Erwerbsbeſchränkung zur Folge, 
fo findet eine polizeiliche Unterſuchung ftatt, deren 
Reſultat zu Protofol genommen wird. An biefer 
Unterfuhung können teilnehmen (und werden 
eingeladen): Vertreter der Genoſſenſchaft, ber ge= 
wählte Bevollmächtigte der Krantenfafie, wel 
der Berlehte angehörte, ber Gewerbeauffichtg- 
beamte, der Arbeitgeber, in deſſen Betrieb ber 
Unfall ftattgefunden hat, bezw. deſſen Stellvertreter, 
und ber Berlepte ſelbſt ober deſſen Hinterbliebene. 
— Für den Fall des Todes muß gleich nad) der 
amtlichen Unterſuchung oder, falls der Tod fpäter 
erfolgt, gleich nachdem berjelbe zur Kenntnis 
des Genoſſenſchafts- bezw. Seltionsvorſtandes 
gekommen ift, die Entſchaͤdigung für die Hinter» 
bliebenen feitgefeßt werben. Für den Zall einer 
Verlefung muß „iobald als möglich“ die Feſt- 
fegung ber Entfhädigung erfolgen. Iſt dielelbe 
auch nach 13 Wochen wegen noch nicht beendigter 
Heilung endgültig noch nicht zu treffen, jo muß 
wenigftens eine vorläufige Feſtſetzung erfolgen. — 
Der Genoſſenſchafts· bezw. Sellionsvorſtand hat 
dem Verlehten, oder falls berjelbe geftorben, 
den Sinterbliebenen Mitteilung über die Höhe 
ber feſtgeſetzten Rente und die Unterlagen, auf 
Grund deren biefelbe bemeflen ift, zu machen, 
mit der Aufforderung, innerhalb 14 Tagen ſich 
zu äußern. Glauben die Berechtigten, die Rente 
fei ie niedrig angefeßt, jo Können fie ihre Gründe 
in den 14 Tagen ſchriftlich oder mündlich dem 
Vorftande oder der unteren Verwaltungsbehörbe 
unterbreiten. Demnãchſt erfolgt bann ber end« 
gültige Beicheid des Vorftandes. Erſcheint bem 
Verlepten bezw. Hinterbliebenen auch dieſe Feſt⸗ 
fegung als zu gering, fo fteht innerhalb eines 
Monats nad) der Zuftellung des Beſcheides die 
Berufung an das Schiedsgericht offen. Will 
der Berechtigte ſich auch mit der Entſcheidung bes 
Schiebögerichtes noch nicht zufrieden geben, fo 
fann innerhalb eines Monats nad) Zuftellung bes 
Urteils Rekurs beim Reichsverſicherungsamt ein ⸗ 
gelegt werden. — Wenn die Feſtſetzung der Rente 
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endgültig geregelt ift, dann erhält der Berechtigte 
eine bezůgliche Anweifung des Borftandes, auf 
Grund deren er jeben Monat (pränumerando !) 
den entiprechenden Betrag auf dem (in der An⸗ 
weifung genannten) nädften Boftamt in Empfang 
nehmen kann. Die Poſt ſchießt die Rente vor und 
ſtellt dann nach Ablauf jeden Jahres den Berufs- 

enoſſenſchaften die Rechnung über die gezahlten 
Renten zu. Die Berufsgenofienfchaft refp. Sektion 
legt ihrerſeits die fälligen Summen (nebſt Ber- 
waltungskoſten, Beiträgen für Reſervefonds 2c.) 
auf bie einzelnen Arbeitgeber nad) Verhältnis der 
Zahl der Arbeiter bezw. ber gezahlten Lohne, des 
Gefahrentarifs zc. um. 

6. Vertretung der Arbeiter in der Ver- 
waltung. Die Entfhädigung der Todesfälle und 
die Koften der Fürforge über 13 Wochen hinaus 
kommen allein ben Berufsgenoſſenſchaften reſp. 
Seltionen der Arbeitgeber zur Belaftung. In der 
inneren Verwaltung diefer Berufsgenoſſenſchaften 
find fo die Arbeiter nicht beteiligt. Überall aber, 
wo die Rechte und Intereſſen der Arbeiter in Frage 
tommen, haben diefelben in gleicher Weiſe wie die 
Arbeitgeber mitzufprechen. Es ift eine mehrfache 
Arbeitervertretung zu unterjcheiden. a) An der 
ortspolizeilichen Unfalfunterfuhung nimmt je ber 
gewählte „Benollmächtigte“ ber Krankenlaſſe teil, 
welcher der Verletzte angehörte. b) Zur Beratung 
und Feſtſetzung der Unfallverhütungsvorfchriften 
find ebenfalls Arbeitervertreter,, und zwar in 
gleicher Zahl wie die der Unternehmer, beizuziehen. 
Diefe Vertreter werden von den Ausſchuͤſſen der 
Invaliditätsverfiherungsanftalten gewählt. End» 
lich c) find die Arbeiter im Schiedsgericht fo wie im 
Reichs⸗ (tefp. Landes=) Verficherungsamt in gleicher 
Zahl und mit gleihem Stimmrecht wie Die Arbeit- 
geber beteiligt. Durch die Novelle von 1900 find 
die befondern berufsgenoſſenſchaftlichen Schiebs- 
gerichte befeitigt und werben bie (territorialen) 
Schiedsgerichte der Imvaliditätsverfiherung als 
gemeinfame „Schiedsgerihte für Arbeiter- 
derfigerung” eingerichtet, jedoch mit der Maf- 
gabe, daß die Zahl der Beiſitzer erweitert wirb 
und diefe bei den Verhandlungen je für Unfälle 
aus der Land» und Forftwirtihaft oder aus dem 
Bergbau ober auß dem Gewerbe gefonbert zuge 
zogen werben. — Die nidtftändigen Mitglieder 

Neicheverficherungsamtes werben, wieder nach 
den brei Sauptgruppen gejondert, von den Bei⸗ 
fiern der Schiebögerichte durch Stimmzettel auf 
je fünf Jahre gerbählt. 

7. Unfallverhütung. Wichtiger als bie 
Unfollentfhädigung ift die Unfallverhütung. Der 
Unfallverficherungszwang giebt bie wirkſamſte An= 
regung zur Unfallverhütung, — eine weitere 
fegensreiche Folge des Unfallverfiherungsgejeges. 
Die Arbeitgeber find ſelbſt ſehr intereſſiert, auf 
die Unfallverhütung hinzuwirken, um die Koften 
der Entjhädigungen zu mindern. Den Vorfländen 
der Berufsgenoſſenſchaften reip. Seltionen ift aus · 
drücklich die Befugnis gegeben, Einrichtungen und 
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Vorſchriften zum Schuß von Leben und Geſundheit 
— zur Unfallverhütung — der Arbeiter in Fabriken 
feftzufeßen und durch „Beauftragte“ die Durch 
führung zu fontrollieren. Es kann durch Strafen 
und durch —— in höhere Gefahrenklafſen 
— was höhere Beiträge zur Folge hat — dieſen 
Vorſchriften Nachdrud gegeben werben. 

8. Die Berufsgenoffenjhaften als 
Organifation der Großinduftrie. Die 
Berufsgenoſſenſchaften waren (nach den preußifchen 
„Grundzügen“) auch als die Träger ber Inva⸗ 
liditätßverficherung in Ausficht genommen. Leider 
find die bezüglichen Anträge (Hitze und Genofien) 
abgelehnt worden. Auch für die Witwwen- und 
Waifenverfiherung, die Berficherung gegen unver- 
ſchuldete Arbeitsiofigfeit zc. würden bie Berufß- 
genofjenfchaften den gegebenen Rahmen bilden. Bei 
entiprechender Neorganifation: 1. gleichberedh« 
tigter Vertretung der Arbeiter in Generalverfamm« 
lung und Borftand; 2. Zufammenlegung ver- 
wandter Induftriegruppen unter 3. größerer terri= 
torialer Gliederung, hätten diejelben auch noch 
für eine Reihe weiterer focialen Aufgaben: Krank⸗ 
heitsverhütung (Regelung der Arbeitszeit, ber 
Sonntagsruhe, Beſchränkung der Frauen⸗ und 
Kinderarbeit zc.), Organifation bes Arbeitsnad- 
weile, Erlaß von Arbeitsorbnungen, Behrlings- 
regelung, Errichtung von Fachſchulen, Statiftif zc., 
herangezogen werben fünnen. Sie könnten und 
follten die „Innungen® der Großinduftrie zc. 
bilden. Leider haben ſich bie Hoffnungen auf eine 
ſolche Ausgeftaltung nicht t. 

C. Invalidenverſiche rung. Das Geſetz 
betreffend die „Invaliditäts⸗ und Altersverſiche⸗ 
rung“ vom 22. Juni 1889 ift gegen die Majorität 
der Centrumsfraktion (nur 13 Mitglieder ftimmten 
dafür) zu ftande gefommen. Nicht als ob dieſelbe 
den Grundgebanfen bes Geſetzes nicht geteilt hätte, 
vielmehr erſchien nur berjelben bedenklich; 1. ber 
Umfang ber Verficherung (Ausdehnung auf Land⸗ 
wirtſchaft, Handwerl, Hanbelögewerbeund Geſinde, 
ſtatt mit der Induſtrie zu beginnen); 2. die Or⸗ 
ganifation; 3. der Reichszuſchuß; 4. das Kapital- 
dedungsverfahren (ftatt Umlageverfahren) ; 5. die 
Nichtberädfichtigung der teilweiſen (Halb-) und 
zeitweiſen Invalidität; 6. das Verfahren (Bes 
gutachtung der „unteren Verwaltungsbehörde“, 
Beihränkung des Rekurſes an das Reichsver⸗ 
fiherungsamt auf „Revifion“); 7. Nichteinbe- 
ziehung der Witwen« und Waifenverfidderung. — 
Bei —— —— Organiſation und 
Beſchränkung auf die Induſtrie würde 1. das 
Umlageverfahren möglich und das Markenſyſtem 
überflüffig geweſen fein; 2. die Berufs (Halb-) 
Invalidität Berücfichtigung gefunden haben ; 3. es 
hätte das Lebensalter für den Bezug der Alters 
tente ſowie die Höhe der Renten für die einzelnen 
Berufsgenofienfhaften zwedentſprechend — 
und 4. die Invaliditätsverhütung wirkſam durch⸗ 
geführt werden können. — Am 1. Januar 1900 
iſt das neue „Invalidenverfiherungsgefeg“ vom 
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13. Juli 1899 in Kraft getreten. Grundriß und 
Aufbau des alten Gefeges iſt weſentlich unverändert 
geblieben ; doch bietet daß neue Gefeh eine Reihe 
von einzelnen Verbefferungen. 

1.3 wed. Das Gefeh fieht vor: a) die Ge- 
währung einer Invalidenrente für den Fall 
dauernder Ermwerbsunfähigkeit (8 15); b) eine 
zeitweise Rentengewährung im Falle einer mehr 
als 26wöchentlichen mit Erwerbsunfähigfeit ver- 
bunbenen Krankheit (8 16) und in gewifien Fällen 
Übernahme bes Heilderfahrens (8 18); c) die Zur 
wendung einer Altersrente nad) Zurüdlegung 
des 70. Lebensjahres dann, wenn noch feine In« 
validitãt vorliegt (315). ALS „Invalide” gilt der 
jenige, deſſen Erwerbsfähigkeit infolge von Alter, 
Krankheit oder andern Gebrechen dauernd auf 
weniger als ein Drittel herabgeſetzt ift. Diejes 
ift dann anzunehmen, wenn derfelbe nicht mehr im 
flande ift, durch eine feinen Kräften und Fähig- 
keiten entiprechende Thätigfeit, wie fie ihm unter 
billiger Berüdfichtigung feiner Ausbildung und 
feines bisherigen Berufs zugemutet werben kann, 
ein Drittel dedjenigen zu erwerben, was körperlich 
und geiftig gejunde Perſonen berfelben Art mit 
ähnlicher Ausbildung in berfelben Gegend durch 
Arbeit zu verdienen pflegen (8 5, Ab. 4, 8 15; 
Abf. 2). — Die Imvaliditätsverfiherung tritt 
auch für diejenigen Unfälle ein, welche nicht Durch 
die bejonbern —— ed gedeckt wer 
den, indem ber vom Unfall Betroffene bei Verluft 
von mehr alß zwei Dritteln ber Eriverbafähigfeit bie 
Invalidenrente erhält. Vgl. sub 2 und 8. — 
Iſt ein Verſicherter bergeitalt erkrankt, daß als 
Folge der Krankheit Erwerbsunfähigfeit zu 
bejorgen ift, welche einen Anſpruch auf reichsge⸗ 
jegliche Invalidenrente begründet, fo ift bie Ver⸗ 
ficherungsanftalt befugt, zur Abwendung dieſes 
Nachteils ihrerſeits ein Heilverfahren in dem ihr 
geeignet erjcheinenden Umfange eintreten zu lafjen 
(8 18). Die Verfiherungsanftalt fann das Heil- 
verfahren auch Durch Unterbringung des Erfranften 
in einem Krankenhauſe oder in einer Anftalt für 
Genefende gewähren. Iſt der Erkrantte verheiratet, 
oder hat er eine eigene Haushaltung, ober ift er 
Mitglied ber Haushaltung feiner Familie, fo ber 
darf e8 Hierzu feiner Zuflimmung (8 18). Iſt der 
DVerficherte Mitglied einer Krantentaffe, jo tritt 
die Invaliditätsanftalt bei Übernahme des Heile 
verfahrens an bie Stelle der Krantentaffe, fie 
übernimmt deren Rechte und Pflichten. Auch der ⸗ 
jenige, welcher feiner Krankenlaſſe angehört, erhält 
von der Invaliditätsanftalt für den Fall der Unter 
bringung in einer Heilanftalt Angehörigenunter- 
füsung, und zwar im Betrage von einem Viertel 

es ortsüblichen Tagelohnes. Wie die Inpalidie 
tät8anftalt dag Recht hat, ber Krankenkaſſe das 
Heilverfahren zu entziehen und felbft zu über 
nehmen, jo fann fie anderfeit8 aud) der Kranken⸗ 
laſſe (gegen Erftattung der Koften reſp. Mehr⸗ 
toften) das Heilverfahren übertragen (819). Die 
Inpalibitätsanftalt Tann auch für ſolche Per 
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fonen, welche bereit8 eine Invalidenrente beziehen, 
ein beſonderes Heilverfahren eintreten lafjen. — 
Der Schwerpunkt der gejehlichen Fürſorge liegt 
in ber Imvalidenrente, während die Altersrente 
mehr als Zugabe gedacht ift für den glüdlichen 
daß der Verficherte das 70. Lebensjahr bei 
voller Rüftigfeit vollendet hat, ohne invalide zu 
fein. Während bisher allerdings die Alter&renten 
überwogen — big Enbe 1898 beträgt die Gejamt- 
fumme der außbezahlten Altersrenten: 193 Mid. 
Mark, die der Invalidenrenten: 115 Millionen 
Markt —, ftellen ſich ſchon Heute die Invaliden- 
zenten (1898: 85 Millionen Mark) höher als die 
Altersrenten (1898: 27°/, Millionen Marf). 

2. Verſicherungspflicht. a) DVerfide- 
rungspflichtig fraft Gejehes und zwar vom voll« 
endeten 16. Lebensjahre ab find (81): 1. Perfonen, 
welche als Arbeiter, Gehilfen, Gefellen, Lehrlinge 
ober Dienftboten gegen Lohn ober Gehalt beihäftigt 
werden; 2. Betriebsbeamte, Werkmeifter und Tech⸗ 
nifer, Handlungsgehilfen und »Iehrlinge (auß« 
ſchließlich der in Apotheken beihäftigten Gebilfen 
und Lehrlinge), fonftige Angeftellte, deren dienft= 
liche Beichäftigung ihren Hauptberuf bildet, ſowie 
Lehrer und Erzieher, ſaämtlich jofern fie Lohn oder 
Gehalt beziehen, ihr regelmäßiger Jahresarbeits- 
verdient aber 2000 Mark nicht überfteigt, ſo⸗ 
wie 8. die gegen Lohn oder Gehalt beichäftigten 
Perſonen ber Schiffsbejagung deutſcher Seefahr- 
zeuge und von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt, 
Schiffsführer jedoch nur dann, wenn ihr regel« 
mäßiger JahreSarbeitsverbienft an Lohn oder 
Gehalt 2000 Mark nicht überfteigt. — Als 
Lohn oder Gehalt gelten auch Zantiemen und 
Naturalbezüge (83). Der Wert der Iekteren wird 
durchdie „untere Berwaltungsbehörbe“ (in Preußen 
in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern die 
Gemeindevorftände, im übrigen die Lanbräte) feit- 
geſetzt. Vorausſetzung der Verfiherungspflicht ift 
Beſchäftigung gegen Lohn. Perſonen, welche als 
Entgelt für ihre Beihäftigung nur freien Unter 
halt beziehen, deren Naturalbezüge aljo auf die 
vun ihrer perjönlihen Lebensbedürfniſſe 
(Nahrung, Kleidung, Wohnung xc.) befchräntt find, 
unterftehen nicht ber Verficherungspflicht. 

Ausgenommen von ber Verficherungspflicht 
und Verfiherungsberedhtigung find: 1. folde 
Berfonen, die ſchon thatfächlich invalide find (d. h. 
deren Erwerbsfähigteit nicht mehr ein Drittel be= 
trägt), ob fie nun Invalidenrente beziehen oder 
nit; 2. Beamte des Reiches, der Bundesſtaaten 
oder ber. Rommunalverbände, die lediglich zur Aus- 
bildung für ihren zukünftigen Beruf beſchäftigt 
werben oder bereit8 eine Anwartichaft auf Penſion 
im Mindeftbetrage der Invalidenrente haben ; 
8. Lehrer und Erzieher, bie an öffentlichen Schulen 
oder Anftalten mit Anwartſchafi auf Penfion (im 
Mindeftbetrage der Invalidenrente) angeftellt find 
oder nur zum Zwede ber Ausbildung dort be⸗ 
ſchäftigt werben oder während ihrer Vorbildung 
(als „Studenten“ 2c.) gegen Entgelt Unterricht er⸗ 
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teilen; 4. Berfonen des Solbatenftandes, welche 
dienftlic, as Wrbeiter beicpäftigt werben (micht 
aber, wenn fie etwa im Urlaub Erntearbeiten gegen 
Lohn verriten). — Wieweit „vorübergehende 
Set 
ige“ gung anzufehen find, immt ber 
Endetant [C} N Durch die Bumbesratsbelannt« 
machung vom 24. Dezember 1891 find „borüberges 
hende Dienftleiftungen” insbeſondere von ber Ver⸗ 
flichtausgenommen: wenn ſie von ſolchen 

onen, welche berufsmäßig Lohnarbeit über⸗ 
haupt nicht verrichten, nur gelegentlich, insbeſondere 
zur gelegentlichen Aushilfe oder zwar in regel« 
mäßiger Wieberlehr, aber nur nebenher und gegen 


ein geringfügiges Entgelt gejdhehen, welches zum | ihren Haup— 


Lebensunterhalte nicht ausreicht und zu den Ver⸗ 
fiherumgsbeiträgen nicht in entſprechendem Ver⸗ 
Hältnis fieht (b. 5. ein Drittel bes ortsüblichen 
Tagelohnes nicht erreicht). — Streitigkeiten bezüg« 
Tich der Verfiherungspflicht, Höhe ber Lohnklafie xc. 
enticheidet die untere Verwaltungsbehörbe (bes 
Beihäftigungsortes) und, wo Rentenftellen be 
flehen, der Vorfigenbe der Rentenftelle. Gegen 
deren Entſcheidung fteht binnen vier Wochen nad) 
der Zuftellung die Beichwerde an Die höhere Ber- 
waltungsbehörbe offen (8 155). 

Auf ihren Antrag find von der Verficherungs · 
pflicht zu befreien: 1. Perfonen, welchen vom 
Reiche, von einem Bunbesftaat, einem Kommunal= 
verband, einer Verfiherungsanftalt ober zuge⸗ 
Iafienen bejondern Kaffeneinrichtung, oder welchen 
auf Grund früherer Beicäftigung als Lehrer oder 


Erzieher an öffentlichen Schulen oder Anftalten | fü 


Benfionen, Wartegelber oder ähnliche Bezüge im 
Mindefibetrage der Invalidenrente nad} den & 

der erflen Lohnklaffe bewilligt find, oder wei 

anf Grund ber —* eſetzlichen Pieper a 
über Unfallverfi 8 der Bezug einer jährlichen 
Rente von mindeftens bemfelben Betrage zuſteht; 
2. Berjonen, welche das 70. Lebensjahr vollendet 
haben; 8. Perjonen, welche Sohnarbeit im Laufe 
eines Kalenderjahres nur in beftimmten Jahres · 
zeiten für nicht mehr als zwölf Wochen ober über« 
haupt für nicht mehr als fünfzig Tage übernehmen, 
im übrigen aber ihren Lebensunterhalt als Bes 
triebsunternehmer ober anderweit jelbftänbig er- 
werben, oder ohne Lohn ober Gehalt arg find, 
folange füriefelben nicht bereits einhundert Wochen 
lang Beiträge entridhtet worden find. — liber ben 
Antrag entiheibet die untere Bermaltungsbehörbe 
des Beihäftigumgsorts. Gegen den Beſcheid ber- 
ſelben ift bie Befgmerde an bie zumächft vorgeſetzte 
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fonftige Gewerbetreibende, welche nicht regelmäßii 
wenigftens einen Sohnarbeiter beichäftigen; 2. auf 
win 
jer Be 8 Gebrau ai ie Hau 
gewerl ben ber Tabaffabritation (16. De» 
jest: 1891) und ber Textilinduſtrie (1. März 


8. Selbftverfigerung. Weiterver- 
fierung. a) Folgende Perſonen find befugt, 
ig in bie Verſicherung einzutreten, folange 
e das vierzigſte Lebensjahr nicht vollendet haben 
(„Selbftverfiherung“): 1. Betriebsbeamte, 
Werkmeiſter, Techniker, Handlungsgehilfen und 
fonftige Angeftellte, beren Dienftliche Beichäftigung 
tberuf , ferner Lehrer und Ers 
sieher, dm Schiffsführer, ſamtlich fofern ihr 
regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder 
Gehalt mehr als 2000 Mark, aber nicht über 
3000 Mart beträgt (8 14); 2. Gewerbetreibende 
unb fonftige Betriebsunternehmer, welche nicht 
regelmäßig mehr als zwei verficherungspflichtige 
Lohnarbeiter beihäftigen, fowie Hausgewerbe⸗ 
treibende, ſaͤmtlich foweit nicht durch Seid des 
Bundesrats bie Verficherungspflicht auf fie 
worden ift; 3. Perſonen, welche als Entgelt nur 
freien Unterhalt beziehen ober welche nur ſolche 
„borübergehenbe Dienftleftungen“ verrichten, die 
gemäß Bundesrats beſtimmung eine Verficherungs- 
pflicht nicht begründen (über bie Beitragapflicht 
des Arbeitgebers |. sub 10). b) Alle vorfiehend 
aufgeführten Perfonen ſowie alle diejenigen, welche 
auf Grund der en chert find, 
md berechtigt, fich freiwillig weiter zu verfichern 
(„Weiterverfiherung“), und zwar aud) dann, 
wenn fie mehr als 40 Jahre alt find oder mehr 
als 2000 oder 3000 Mark beziehen oder mehr 
als zwei Gehilfen befchäftigen. 

4. Borausfegungen für den Bezug 
der Inpaliden- und Altersrente (Wartes 
zeit). Zur Erlangung eines Anſpruchs auf In⸗ 
validen« oder Altersrente ift erforderlich die Zu» 
rüdlegung ber vorgejchriebenen Wartezeit (8 28). 
Die Wartezeit beträgt (8 29): 1. bei der In⸗ 
balidentente, wenn mindeſtens 100 Beiträge auf 
Grund der Verſicherungspflicht geleiftet worden 
find, 200 Beitragẽwochen andernfalls 500 Bei⸗ 
tragswochen; 2. bei ber Altersrente 1200 Bei- 
tragswochen. Die Zeiten beiheinigter, mit Er⸗ 
werbsunfähigfeit verbundener Krankheit, falls die» 
— ae 
mi er gen gelten als Beitra, 
wochen, ſofern fie als Unterbredjungen einer pi 


irde welche endgültig entſcheidet. Im ficherungspflichtigen Beſchaͤftigung ſich darftellen 
Por —— — — fteller eine | (8 80). Zum Nachweiſe einer Fach genügt 
„VBerfiherungs-$reitarte” (in grüner Farbe). — die Beſcheinigung des Vorſtandes derjenigen 
Bei Zurüdnahme des Antrags tritt die Verſiche | Krankenlaſſe bezw. derjenigen eingefchriebenen 
rungẽpflicht wieber in Kraft. oder auf Grund Ianbesrechtlicher Vorfchriften er⸗ 
b) Durch Beſchluß des Bunbesrats| richteten Hilfslafſe welcher der Verſicherte angehört 
kann die Verfiherungspfliht ausgedehnt wer« | bat, für diejenige Zeit aber, welche über die Dauer 
den (8 2); 1. auf Betriebsunternehmer (Kleine | ber von den betreffenden Kaſſen zu gewährenden 
Kaufleute; Bauern, Handwertsmeifter 2.) und | Sranfenunterftügung hinausreicht, ſowie für bie» 
Gtantäteziton. I. 2. Huf. 12 


855 
jenigen Perfonen, welche einer derartigen 
nit — haben, die Veſcheinigung ber Ge⸗ 
— Für die in Reichs und Staats· 
Bien —E Perſonen können die Be⸗ 
her win durch die vorgefehte Dienftbehörbe 
jeftellt werben. Der Nachweis geleifteter Militär- 
Dienfe erfolgt durch Borlegung der Militärpapiere. 
5. Ablürzung — a) Bezüg« 
lich der Impalibenrente wird bei Berficherten, 
weiche innerhalb der erften fünf Jahre, nachdem 
die Verſicherungspflicht für ihren Berufszweig in 
Kraft getreten ift, — hell werden, au! 
die Wartezeit für bie —— — 


Dauer einer 
an "bei —A 


S. 


früheren Bel 
welche bie Verſicherungs 
wiſchen eingeführt worden ifl. Die Anrechnung 
aber nur, inſoweit die frühere Beſchaftigung 
in die legten fünf Jahre vor Eintritt der Er— 
werbaunfähigfeit entfällt, und nur dann, wenn 
= dem Zeitpunfte, mit weldem die Verſiche- 
flicht für ben betreffenden — weig in 
getreten iſt, eine die spflicht be= 
Fine Beihäftigung für die —— von min« 

n3 40 Wochen beſtanden hat (8 184). — 

b) — der Alterſrente werden bei Verſicherten, 
welche zu der Zeit, als die Verſicherungspflicht 
für ihren Berufszweig in Kraft trat, das 40. Le⸗ 
bensjaht vollendet haben, auf die Wartezeit für 
bie Altersrente für jebes volle Jahr, um welches 
ihr Lebensalter zu biefem Zeitpunkte bag vollendete 
40. Jahr überftiegen hat, 40 Wochen und für ben 
überjchießenden Teil eines ſolchen Jahres die wei⸗ 
term Wochen, jedoch nicht mehr als 40, angerechnet. 
Die Anrechnung erfolgt aber nur dann, wenn 
ſolche Perſonen während der dem Inkrafttreten 
unmittelbar porangegangenen drei Jahre berufs- 
mäßig, wenn auch nicht ununterbrochen, eine Be⸗ 
ſchaͤftigung gehabt haben, für welche bie Ver⸗ 
ſicherungspflicht beftand oder inzwifchen eingeführt 
worden ift. Diefer Nachweis wird erlaffen, wenn 
innerhalb der erften fünf Jahre, nachdem die Ver« 

Kemsnis für den betreffenden Berufszweig 
in Kraft getreten ift, eine die Verfiherungspflicht 
begründende Beihäftigung für die Dauer von 
minbeftens 200 Wochen beftanden hat (8 190). 
Die Zeiten befcheinigter Krankheiten, militärifcher 
Dienſtleiſtungen fowie des Bezugs einer Inva⸗ 
lidenrente werben für die Zeit vor Inkrafttreten 
ber Verficherungspflicht den Beichäftigungszeiten 
gleich gerechnet; ebenfo vorübergehende Unter- 
bredjungen eines beftehenben Arbeits oder Dienſt⸗ 
verhälniffes, foweit bie Saiſonarbeit ſolche 
Unterbredungen mit fi bringt. Die Beichäfti« 
gungsnachweiſe fowie die Nachweiſe vorüber 
re Unterbrechungen eines beflehenden Ar⸗ 
eits· (Dienfte) Verhältnifjes oder ber Höhe bes 

Arbeitsverdienſtes werden am einfachften durch 
entiprechende Beicheinigungen der Arbeitgeber er⸗ 
bracht, deren Unterfchrift aber Durch eine öffentliche 
Behörde beglaubigt werben muß. Es können aber 
auch bie Ort8polizeibehörben reſp. die Vorftände 
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Kafie | der Gemeinden jedes een ſolche 


Belche niwmon direlt aus 

6. Organiſation der Verſicherung. 
Beteiligung der Arbeitgeber und Ar- 
beiter bei der Verwaltung. für bie Zwecke 
der Invalidenverſicherung find 81 beſondere In⸗ 
validitãtsanſtalten gegründet worden. Dazu kom⸗ 
men noch neun ſogen. zugelafſene Kaſſeneinrich- 
tungen. 

Die Verwaltung obliegt einem Vorſtand, der 
aus ( Staats· reſp. Tec le 2c.) Beamten und 
gewählten Vertretern der Arbeitgeber und Ber- 
— beſteht. Dem Vorſtand ſteht ein Aus- 
chuß zur Seite, der durch mindeſtens je fünf Ver⸗ 
treter der Arbeitgeber und ber Verfidherten ge=- 
bilbet wird. Dieje (nebft je zwei Erfagmänmern) 
werben von ben Beifigern der unteren Verwal= 
tungsbehörden (rejp. Rentenftellen) gewählt. — 
Die örtlihen Organe der Anflalten find die 
unteren Derwaltungsbehörben. Dieſe nehmen 
die Anträge auf Bewilligung von Renten und 
Beitragserflattungen, auf Übernahme des Heil⸗ 
verfahren z2c. entgegen, begutachten biejelben, 
geben Auskunft zc. Die Aufgaben der unteren 
Berwaltungsbehörben fönnen bejondern zu bilben- 
dem örtlichen „Rentenftellen“ übertragen werben. — 
Zu ben wichtigeren Verhandlungen der unteren 
Verwaltungshehörben reſp. örtlichen Rentenſtelle 

betreffend Rentengewährung ober -entziehung, 
Heilverfahren zc. müflen minbeftens je ein Ber- 
treter der Arbeitgeber und der Verſicherten zu⸗ 
gezogen werden. Tür jeben Bezirk werden min- 
Beh) je vier folder Vertreter gewählt, und zwar 
von den Vorftänden der Krankenlafſen, reſp. foweit 
ſolche für Verficherte nicht beftehen, von den Ver⸗ 
tretungen ber weiteren Kommunalverbände. — 
Der Vorſtand der Anftalt entſcheidet über bie 
Gewährung, Verfagung und Entziehun, 
ten, über Beitragserftattungen, über bie - 
nahme des Heilverfahren 2c. Diefe Feſtſetungen 
Lönnen auch ben Rentenftellen übertragen werben. 
Gegen bie Entſcheidungen betreffend die Renten 
fleht (innerhalb eines Monats) die Berufung an 
ein Schiedsgericht offen. Hier wirken wieber nebft 
dem ftändigen Vorfigenden unb feinem Stell- 
vertreter (Beamte) mindefteng je zwei Vertreter 
ber Arbeitgeber und Berficherten als Beifiger mit ; 
dieſe werden von dem Ausſchuß gewählt. — — Oberfle 
richterliche und Aufſichtsinſtanz ift das Reichs⸗ 
verſicherungsamt (reſp. in Bayern, Württember Hd 
die Landesverfiherungsämter). Hier ift bie 
wirkung von denfelben Vertretern der Scheitgeber 
und Verſicherten vorgefehen wie bei ber Unfall« 
verficherung. — Die Poftanftalten endlich ver= 
mitteln den Markenverkauf und bie Auszahlung 
der Renten. — Die Vermittlung zwiſchen Ver- 
ficderungsanftalt und Verſicherten obliegt vor allem 
der „unteren Verwaltungsbehörbe“. (NIS folche 
gelten in Preußen In ben Städten mit mehr als 
10000 Einwohnern in Gemeindenorftänbe, im 
übrigen die Landräte.) Insbeſondere obliegt den 
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„unteren Verwaltungsbehörden“ ($ 57): 1. die 
Entgegennahme und Vorbereitung von Anträgen 
auf Bewilligung von Invaliden- und Alters- 
renten ober auf Beitragserflattungen, fowie bie 
Begutachtung der Anträge auf NRentenbewilli« 
gungen; 2. die Begutachtung der Entziehung von 
Invalidenrenten; 8. die Begutachtung der Ein- 
flellung von Rentenzahlungen; 4. die Benad- 
richtigung bes Vorftandes der Verfiherungsanftalt 
über bie zur Kenntnis der Verwaltungsbehörbe 
tommenben Fälle, in welchen Grund zu der An« 
nahme vorliegt, daß Verſicherte durch ein Heil« 
verfahren vor balbigem Eintritte der Erwerbs⸗ 
unfähigfeitwerbenbewahrtwerben, daß Empfänger 
von Invalidenrenten bei Durchführung eines 
Kg ge eig 
werden ($ 47, Abſ. 2), daß die Invalidenrente zu 
entziehen ift (847, Abf. 1) oder Rentenzahlungen 
einzuftellen find (548); 5. die Ausfunftserteilung 
über alle die Invalidenverfiherung betreffenden 
Angelegenheiten. Alle biefe Aufgaben können be= 
ſondern „Rentenftellen“ übertragen werben (8 79); 
diefen Tönnen aber auch noch weitere Aufgaben 
zugewiejen werben ($ 80), insbeſondere auch das 

echt, die Renten zc. direkt feftzuftellen (8 86). 
Rentenftellen tönnen errichtet werben (8 79) 
a) durch ben Borftand mit Zuftimmung des Aus- 
ſchufſes und der Landescentralbehörbe reſp. (in 
Preußen) des Provinzialausſchuſſes; b) durch bie 
Lambescentralbehörbe im alle des gejchäftlichen 
Bebürfniffes, insbeſondere in Gegenden mit dichter 
Bevölferung (nach Anhörung von Vorftand und 


Ausſchuß und Provinzialausſchuß). — Jede 


Rentenftelle befteht aus einem ſtaͤndigen Borfigen« 
ben, minbeftens einem Stellvertreter und aus 
mindeftens vier gewählten Beiſitzern; ihr werben 
die erforderlichen Hilfsbeamten beigegeben (8 81). 
Der DVorfigende und Stellvertreter wird vom 
Staate rejp. von der Provinz ernannt; Kr 
beamten werben von ber Anftalt angeftellt. — 
Die höheren Vermaltungsbehörben können auch 
Gemeindebehörben mit den Aufgaben der „unteren 
Berwaltungsbehörbe“ betrauen (8 60). 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer find in gleicher 
Weife zur Miwirkung berufen: a) bei ber unteren 
Verwaltungsbehörde reſp. Rentenftelle, ſoweit Die 
Gewährung von Renten ꝛc. in Frage kommt; 
b) im Vorftande der Anftalt; c) im Ausſchuß. 
Diefer bilbet gleichfam die Generalverfammlung ; 
d) beim Schiedsgericht; e) beim Reichäverfiche- 
rungsamt. — Dem Ausſchuß ſteht zu: 1. die 
Wahl ber nicht beamteten Mitglieder des Vor⸗ 
flandes fowie die Wahl der Beifiger ber Schiebs- 
gerichte; 2. die Feſtſtellung des Voranſchlags, 
Prüfung ber Jahresrechnung; 3. die Mitwirkung 
bei wichtigen Beſchlüſſen: Erwerbung oder Der 
äußerung von Grundftüden, Anderung der Sta- 
tuten zc.; 4. Überwachung der Geihäftsführung 
bes Vorſtandes (8 71). 

Die Berufung der Vertreter geſchieht durch 
Wahl. Die Grundlage bildet: a) Die Vertretung 


Arbeiterverfiherung. 
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bei der unteren Verwaltungsbehörde reſp. Renten« 
ftelle. — Die Vertreter der Arbeitgeber und ber 
Verfiherten werben von den Vorftänden ber im 
Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde vorhan- 
denen Orts-, Betriebs- (Fabrit-), Bau- und 
Innungskranlenlaſſen, Knappſchaftslaſſen, See- 
mannstaſſen, ſowie von ben Vorſiänden derjenigen 
eingeſchriebenen ober auf Grund landesgeſetzlicher 
Vorſchriften errichteten Hilfsfaffen gewählt, welche 
bie in $ 75a bes —— —— 
vorgeſehene Beſcheinigung beſitzen und deren Be⸗ 
—* ſich über den Bezirk der unteren Berwaltungs« 

hörbe nicht hinaus erftredt. — Soweit bie Ver⸗ 
ſicherten ſolchen Kafſen nicht angehören, ift nach 
Beſtimmung der Landesregierung den Vertre⸗ 
tungen ber weiteren SKommunalverbände (in 
Preußen : Kreiß« refp. Stadtausſchüfſen) oder ben 
Verwaltungen der Gemeindefranfenverfiherung 
bezw. landesrechtlichen Einrichtungen ähnlicher 
Art eine der Zahl diefer Perſonen entſprechende 
Beteiligung an der Wahl einzuräumen (8 62). 
Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verficderten 
müſſen im Bezirke der unteren Berwaltungsbehörbe 
und mindeftens zur Hälfte an deren Sie oder 
in einer Entfernung bis zu zehn Kilometern von 
von demjelben wohnen und bürfen nicht Mitglieder 
bes Vorſtandes ober eines Schiedsgerichis fein 
(862). Wählbar zu Vertretern ber Arbeitgeber und 
der Verficherten find nur beutfche, männliche, volle 
jährige Perſonen. Diefelben müſſen jedenfalls im 
Bezirk der Anftalt wohnen. Nicht wählbar ift, 
wer zum Amt eines Schöffen unfähig iſt. Die 
Wahl der Vertreter ber Arbeitgeber und der Ver⸗ 
ſicherten erfolgt auf fünf Jahre. Sie verwalten 
ihr Amt als Ehrenamt und erhalten nach näherer 
Beſtimmung des Statut? Erfah für bare Aus« 
lagen, die Vertreter der Verfiherten außerdem 
einen Pauſchbetrag für Zeitverluft oder Erſatz für 
den ihnen entgangenen Arbeitöverbienit. 

Iſt Die untere Vertwaltungsbehörbe oder Renten« 

ftelle der Anficht, daB das Gutachten gegen die 
Gewährung einer Rente ober für die Entziehung 
einer Invalidenrente abzugeben fei, fo muß eine 
mündliche Verhandlung unter Zuziehung je eines 
Vertreter8 der Arbeitgeber und der Verſicherten 
ftattfinden, zu welcher ber Nentenbewerber ein- 
uladen if. Aus dem Gutachten muß erfichtlich 
kin, wie jeber der beiben Vertreter geftimmt hat 
(8 59; vgl. sub 12). — Die Arbeiter- und Are 
beitgebervertreterberunteren Verwaltungsbehörden 
reſp. Nentenftellen wählen in getrenntem Wahl« 
gange b) die Mitglieder des Ausſchuſſes. Auch 
bier werben mindeftens je zwei Erſatzmänner ge= 
wählt. Bezüglich Wahlreht, Wahlordnung zc. 
gilt dasfelbe wie oben. Die Mitglieder bes Äus- 
ſchuſſes wählen dann c) die nicht beamteten Mit- 
glieder des Vorſtandes und d) bie Beifiger des 
Schiedsgerichts. 

7. Höhe der Beiträge und Renten. 
Lohnklaſſen. Beiträge wie Renten richten 
fi) nach der Höhe des Jahresarbeitsverbienftes. 

12* 
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Dementipreddenb werben fünf Lohnklafien unter- 
ſchieden (8 84). 
Klaffe I bis zu 350 M. einſchließlich 
A von mehr als 350 bis zu 550 M., 
„ IH von mehr als 550 bis zu 850 M., 
„ IV von mehr als 850 bis zu 1150 M., 
V von mehr als 1150 M. 

Für die Zugehörigfeit der Verficherten zu ben 
Lohnklaffen iſt jedoch in erſter Linie nicht der thate 
fächliche, ſondern der für die Sranfenverficherung 
maßgebende (teip. bei landwirtſchaftlichen Arbei 
tern der feftgeießte) Arbeitsverdienſt entſcheidend 
(8 34). Im einzelnen gilt als Jahresarbeits- 
verbienft: 1. für Mitglieder einer Orts⸗ Ber 
triebs· (Fabril«), Bau- oder Innungstranfentaffe 
der dreihundertfache Betrag be für ihre Kranfen- 
kafſenbeitraͤge maßgebenden durchſchnitilichen Tage- 
lohns reſp. wirklichen Arbeitsverdienſtes; 2. für 
die in der Land» und Forſtwirtſchaft befchäftigten 
Berfonen (ſoweit fie nicht einer unter Ziffer 1 
bezeichneten Kranfenkafie angehören) ein Betrag, 
der für fie von der höheren Verwaltungsbehörde 
als ducchichnittlicher YahreBarbeitsverbienft feit- 

ſetzen ift; 3. für Seeleute der Durchſchnitts⸗ 

trag des für bie Unfallverſicherung feſtgeſetzten 
Jahresarbeiisverdienſtes; 4. für Mitglieder einer 
Knappſchaftslaſſe der dreihu— ache Betrag des 
von dem Kaſſenvorſtande feftzujeßenden durch⸗ 
ſchnittlichen täglichen Arbeitsverdienftes derjenigen 
Kiaſſe von Arbeitern, welcher ber Verficherte an« 
gehört; 5. im übrigen ber dreihundertfache Betrag 
des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tage- 
arbeiter bes Beichäftigungsorts, foweit nicht für 
einzelne Berufszweige von der höheren Verwal- 
timgsbehörbe ein anderer Jahresarbeitsverdienſt 
feftgefegt wird. — Lehrer und Erzieher gehören, 
foweit nicht ein Jahresarbeitsverdienſt von mehr 
als 1150 M. nachgewieſen wird, zur vierten Klaſſe. 

Sofern im voraus für Wochen, Monate, Viertel- 
jahre ober Jahre eine fefte bare Vergütung verein» 
bart und dieſe höher ift als ber nad) obiger Auf- 
ſtellung für den Verficherten maßgebende Durch 
ſchnittẽbetrag, fo ift Diefe Vergütung zu Grunde zu 
legen. Das iſt namentlich für Handlungsgehilfen 
von großer Bedeutung (8 30, Abf. 3). — Der 
Berfiherte lann die Verſicherung in einer höheren 
LSohnkiafie en in diefen Fällen ift jedoch 
der auf den Arbeitgeber entfallende Teil bes Bei- 
trags (fofern nicht Die Verfiherung in der höheren 
Lohnklafje von bem Arbeitgeber und dem Ver ⸗ 
ficherten vereinbart ift) nicht nad) ber Höheren, 
ſondern nach ber für den Verficherten maßgebenden 
Lohnklaſſe zu bemefien. Denjenigen, welche ſich 
gen verfichern, fteht bie Wahl der Lohnklaſſe 

ei, und ey ſowohl dei der „Selbftverficherung“ 
als auch bei der „Weiterverficherung”. 

Die Beiträge betragen pro Bode je nad) 
der Lohnklaſſe 14, 20, 24, 30, 36 Pfennig. So- 
weit es fi um verficherungspflichtige Mitglieder 
handelt, teilen ſich Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
in diefen Betrag (je zur Hälfte). 
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Die Invalidenrente (8 36) jeht fih zu⸗ 
fammen aus einem Grumbbetrage, ber ſich nach 
den Lohnklafſen abftuft, und den Steigerungsfäßen 
je nad) Zahl der Beitragswochen in den einzelnen 
Lohnklafien. Dazu kommt dann nod) ber Reichs- 
zuſchuß von 50 Mark, Der Grundbetrag beläuft 
00, 100 Mt. Wer Gieigennegep bett ic 

), jaß beträgt für 
jede Beitragswoche je nad ber — 3,6, 8, 
10, 12 Pfennig. 

Die Altersrente beträgt (8 37): 


ohne mit 
NRegzufhup Weikägufcuf 


J 
in ber VLohnklafſe I 60 Dart, 110 Matt, 
— I 9 10 „ 
— m 1203 10, 
——— IV 10. 260 
re v1, 230 „ 


Der Berechnung des Grunbbetrages ber In⸗ 
validenrente werben ftets 500 Beitragswochen 
zu Grunde gelegt. Sind weniger als 500 Bei= 
tragswochen nachgewieſen, fo werben für die fehlen- 
den Wochen Beiträge ber Lohnklafje I in Anſatz 
gebracht ; find mehr als 500 Beitragswochen nach⸗ 
gewiefen, jo find ſtets die 500 Beiträge der höchſten 
Lohnklaſſen zu Grunde zu legen. Kommen für 
dieſe 500 Wochen verſchiedene Lohnklaſſen in Be⸗ 
tracht, & wird als Grunbbetrag der Durchſchnitt 
der dieſen Beitragswochen entſprechenden Grund⸗ 
beträge in Anfaß gebracht. — Für bie Zeiten 
beicheinigter Krankheit und militärifcher Dienft- 
feiftungen wird die IL, Lohnflafje der Berechnung 
zu Grunde gelegt. — Bei der Altersrente wird 
ebenfo beim Wechſel der Lohnklaſſen der Durch» 
ſchnittsbettag gewährt. Sind mehr als 1200 Bei⸗ 
tragswochen nachgewieſen, fo find die 1200 Bei⸗ 
träge der höchſten Lohnklaſſen zu Grunde zu legen. 
gi weniger als 400 Beitragswochen (für bie 

‚gangszeit) nachgewieſen, jo werben für bie 
fehlenden Wochen Beiträge derjenigen Lohnklaſſe 
in Anfaß gebracht, welche dem durchſchnittlichen 
Jahresarbeitsverdienſte der drei vorgefeglichen 
Beicäftigungsjahre entipricht, mindeſtens aber bie 
ber I. Lohnklaſſe (8 192). Bei mehr als 400 Bei- 
ns tritt die Durchſchnittsberechnung ein (f. die 
Tabelle auf Sp. 361—862 oben). 

Die Renten werben (jeit dem 1. Januar 1900) 
zu einem guten Teile von ben Berfiherungsanftal- 
ten gemeinfam getragen („Bemeinlaft*), und 
zwar die Altersrenten zu drei Viertel und von 
den Invalidenrenten die Grundbeträge (jowie bie 
Steigerungen infolge von Krankheitswochen). Da⸗ 
gegen verbleiben ben einzelnen Anftalten bie fonfti= 
gen Leiftungen, alfo vor allem ein Viertel der 
Altersrenten, jowie die Steigerungßbeträge ber In⸗ 
valibenrenten, ferner bie Kranlheitsloſten, je 
tungen, Berwaltungstoften zc. („Sonderlaft“). 
Der Verteilung der Laften entjprechend werben 
aud bie Beiträge verteilt: vier Zehntel pen 
in das „Gemeinvermögen“, ſechs Zehntel in das 
„Sondervermögen“ (8 33). Im übrigen verbleibt 
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SJahresarbeitsverbienft bis einfhließlih . . . 
Wocenbeitrag (von Arbeitgeber und Arbeiter) 
Jahresbeitrag d. Arbeiters (50 Wochen gerechnet 
Grunbbetrag der Invalibenzente . . . . . 
— pro Woche 
Nah.» » en 
Beiträge für 1 Jahr 
Bon e L a 
jeiträge ahre 
Renten nach 4 Jahren 
Beiträge für 10 Jahre 
Renten nad 10 Jahren 
Beiträge für 20 Jahre 
Renten nad 20 Jahren 
Beiträge für 50 Jahre 
Renten nah 50 Jabıen . . . 2 2.2... 
Altersrente (mit Reichtzuſchuß) 


auch das „Semeinvermögen“ in der Verwaltung 
der einzelnen Anftalt. (Das bis Ende 1899 an⸗ 
gefammelte Kapital verbleibt in dem Sonderver» 
mögen ber einzelnen Berficherungsanftalten.) 

8. Ruben ber Rente Entziehung. 
Berpfändung. Ausländer, weldhe im Inlande 
bejchäftigt werben, find verſicherungspflichtig und 
haben Anſpruch auf Rente; fobalb jedoch ein 
Rentenempfänger im Inlande nicht mehr feinen 
gewöhnlichen Aufentgalt Hat, ruht bie Rente (3 48). 
— Ausländer lönnen mit bem dreifachen Jahret« 
betrag abgefunben werben. Für Grenzbezirke find 
Ausnahmen durch den Bundesrat möglich. — Eben- 
fo ruht die Rente, wenn der Berechtigte eine mehr 


als monatliche Freiheitsſtrafe verbüßt ober ſo⸗ Es für 


lange er in einem Arbeitshauß oder einer Beſſe⸗ 
rumgsanftalt untergebracht iſt; hat derſelbe jeboch 
eine Familie, fo wird dieſer Die Rente übertviejen 
(8 48). — Wer eine Unfallrente oder Penfion 
oder Wartegelb (als Beamter, Lehrer 2c.) bezieht, 
erhält nur fo lange und fo viel an Invalidenrente, 
daß der Gejamtbetrag den 7!/, fachen Grundbetrag 
der Imvalidenrente wicht überfleigt (8 48). — 
Wird der Invalidenrentner wieder erwerbsfähig, 
fo kann die Invalidenrente wieber entzogen werden 
(8 47). Während des Bezug ber Invaliden- 
rente ruhte die Altersrente. — Die Renten find 
weber an britte übertragbar, noch (abgejehen von 
beftimmten Ausnahmen) pfändbar (8 55). 

9. Entrihtung der Beiträge Duite 
tungsfarte. Marten. Die Verficherungs- 
anftalt giebt Marken in beflimmten Werten (von 
14, 20, 24, 30 und 36 Pfg.) aus, bie bei jeber 
Voftanftalt und an jonftigen Verfaufsftellen ge= 
Tauft werben können. Es lünnen (und werben) 
aud Marken für mehrere (zwei und breizehn) 
Wochen ausgegeben werben. Jeder Arbeitgeber, 
der nun einen Arbeiter, Gejellen zc. gegen Lohn 
beihäftigt, iſt verpflichtet, bei Auszahlung bes 
Lohnes eine der Zeit (Wochenzahl) der Beichäfti- 
gung entſprechende Anzahl Marken zu kaufen und 
auf eine Duittungsfarte, welche der Arbeiter bei 
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Kohnklaffen 








ıi iv * 
mt. Mt. Mt. 
. B . .— |1150.— u. mehr 

0.14) 020) 024] 0830, 0.86 
8501| 5.—| 6.— 750|  9.— 
60.—| 70.—| 80.—| 90.—| 100.— 
0.08| 0.060 0.081 0.10) 0.12 
50.—| 50.—| 50.—| 50.—| 50.— 
7. 10.—| 12.—| 15.—| 18— 
111.50) 114.— |1116.— | 118.— | 120.— 
28.—| 40.—| 48.—| 60.—| 72.— 
116.—|126.— 134.— | 142.— | 150.— 
70.— !100.— |120.—| 150.—| 180.— 
125.— |150.—|170.—| 190.— | 210.— 
140.— | 200.— |240.— | 300.— | 360.— 
140.— |180.— |210.— | 240.—| 270.— 
850.— |500.— |600.—| 750.—| 900.— 
185.— |270. !830.— | 390.—| 450.— 
110.— |140.— | 170.— | 200.—| 280.— 














fich führt, aufzuffeben (8 30). Die Marken müflen 
der Lohnklaffe, in welcher der Beichäftigte ſtand, 
entſprechen. Die Hälfte bes für die Marke aus- 
vn Betrages Tarın der Arbeitgeber bei ber 

ohnzahlung abhalten ($ 42). — Der Arbeiter 
kann bie Verfiherung in eine höhere Lohnklaſſe 
beanfpruchen ; ber Arbeitgeber braucht dann jedoch 
nur bie Hälfte des pflihtmäßigen Beitrages zu 
übernehmen. Bei freiwilliger Verſicherung muß 
der Verficherte jelbft bie Marten leben und allein 
bezahlen. — Die Marken können auch von Ber- 
fiherungspflichtigen ſelbſt aufgefiebt werben, in 
welchen alle der Arbeitgeber die Hälfte zu 
vergüten hat, jobald die Marten entwertet find. 
innen auch Kranlenkaſſen und Hebeſtellen 
mit der Einziehung der Beiträge betraut werden. 
— Die Entwertung darf nur in der Weiſe er⸗ 
folgen, daß auf den einzelnen Marten hand« 
ſchriftlich oder Durch Stempel ber Entwertungstag 
in Ziffern, 3.8. für den 15. Mär31900 „15.83.00 
deutlich (mit Tinte) angegeben wird. — Die Quit · 
tungsfarten müffen innerhalb zwei Jahren ums» 
getaufcht werden, fonft verlieren fie ihre Gültig⸗ 
feit und können alle Rechte erlöfchen. Bei Um» 
tauſch der Quittungskarten find ſiets bie Krank⸗ 
heitsbeſcheinigungen und die Nachweiſe militäriſcher 
Dienftleiftungen vorzulegen und mit aufzurechnen. 
— Die Beitragswodhe rechnet von Montag bis 
Sonntag. Derjenige Arbeitgeber, welcher ben ver» 
fiherungspflicätigen Arbeiter zuerft in ber Woche 
beichäftigt, muß ben vollen Wochenbeitrag ent⸗ 
richten (die Marke Kleben). Wenn Berfonen, 
welche nur beshalb nicht verficherungspflichtig 
find, weil fie als Lohn oder Gehalt nur freien 
Unterhalt beziehen (8 3, Abſ. 2) oder nur „vor⸗ 
übergehende Dienftleiftungen“ (8 4, Abi. 1, vgl. 
sub 2 und 3) verrichten, fi freiwillig verſichern, 
fo find auch die Arbeitgeber verpflichtet, die (der 
— — Lohnklaſſe entſprechende) Hälfte ber 

eifräge zu übernehmen (8 145). 

Die nachträgliche Entrich von Belträgen 
für eine verfiherungspflichtige Bejchäftigung tft 
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nad Ablauf von zwei Jahren (fofern aber die 
Beitragsleiftung wegen verfpäteter Feſtſtellung 
einer bisher ftreitigen Verſicherungspflicht oder 
aus andern Gründen ohne Verſchuiden ber Be— 
teiligten unterblieben ift, nach Ablauf von vier 
Jahren) ſeit ber Fälligkeit unzuläffig. Freiwillige 
Beiträge und Beiträge einer höheren als ber 
maßgebenben Lohnklafje konnen für eine länger 
als ein Jahr zurüdliegenbe Zeit ſowie nach ein- 
etretener —— — nachträglich oder 

ir bie fernere Dauer der Erwerbsunfähigkeit 
nicht entrichtet werden. 

10. Erlöſchen ber Anwartſchaft. Die 
aus der Verfiherungspflicht ſich ergebende An« 
wartſchaft erlifcht, wenn während zweier Jahre 
nad dem auf der Quittungskarte verzeichneten 
Ausftelungstage ein die Verfiherungspfticht bes 
gta Arbeits“ oder Dienfiverhältnis, auf 

rund deſſen Beiträge entrichtet find, ober die 
Weiterverfiherung nicht ober in weniger als ins- 
ie 20 Beitragswochen beftanden hat. — Bei 

er Selbftverfiherung und ihrer Fortfegung müſſen 
pur Aufrethaltung der Anwartſchaft während 

er bezeichneten zwei Jahre mindeitens 40 Bei« 
I entrichtet werden. Den Beitragswochen 
werden gleich behandelt 1. bie befcheinigten Krank · 
heitswochen und die Zeiten militärticher Dienft- 
Teiftungen, 2. die Zeiten, während deren der An⸗ 
wärter eine Unfallrente für eine Verminderung ber 
Erwerbsfähigkeit um minbeftens 20 °/, oder aus 
Knappſchaftstafſen, Fabrikpenſionskaffen zc. In⸗ 
validen · oder Altersrenten bezog, ohne gleichzeitig 
eine verfiherungspflichtige Beichäftigung auszu= 
üben. Die Anwartſchaft lebt wieder auf, jobalb 
durch Wiebereintreten in eine verſicherungspflich · 
tige Beichäftigung oder durch freiwillige Beitrags» 
leiſtung das Verficherungsverhältnis erneuert und 
danach eine Wartezeit von 200 Beitragswochen 
äurüdgelegt ift (8 46). 

11. Erftattung der Beiträge. Weib- 
lichen Perſonen, welche eine Ehe eingehen, bevor 
ihnen die eine Rente bewilligende Entſcheidung 
} eilt ift, fleht ein Anfpruch auf Erftattung 

er te der für fie geleifteten Beiträge (d. h. 
der Beiträge, welche die Berficherte ſelbſt geleiftet 

t) zu, wenn die leßteren vor Eingehung der Ehe 

ir mindeſtens 200 Wochen entrichtet worden find. 
Diefer Anſpruch muß bei Vermeidung des Aus» 
jones vor Ablauf eines Jahres nad) dem Tage 

Verheiratung geltend gemacht werden (8 42). 
— Werben verficherte Perſonen durch einen Unfall 
dauernd erwerbsunfähig im Sinne des Invaliden- 
gefeßes und ſteht ihnen für bie Zeit bes Bezuges 
der Unfallrente ein Anſpruch auf Invafidenrente 
nicht zu, fo ift ihnen auf ihren Antrag die Hälfte 
ber für fie entrichteten Beiträge zu erftatten. Der 
Anſpruch muß bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
vor Ablauf von zwei Jahren nad) dem Unfall 
geltend gemadht werben ($ 48). — Wenn eine 
männliche Perfon, für welde mindeftens für 
200 Wochen Beiträge entrichtet worden find, 
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verſtirbt, bevor ihr die eine Rente bewilligende 
Entſcheidung zugeſtellt iſt, fo ſteht der hinterlaffe- 
nen Witwe oder, falls eine ſoiche nicht vorhanden. 
tft, ben eg ee eheliden Kindern unter 
15 Jahren ein Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte 
der für den Verftorbenen entrichteten Beiträge zu. 
— Wenn eine weibliche Perſon, für welche min- 
beftens für 200 Wochen Beiträge entrichtet worben 
find, verftirbt, bevor ihr die eine Rente bewilligende 
Entſcheidung zugeftellt ift, fo fteht den — 
Kindern unter 15 Jahren ein Anſpruch auf Er- 
ftattung der Hälfte der für die Verſtorbene ent« 
richteten Beiträge zu. Ein gleicher Anſpruch fteht 
unter denfelben — den hinterlaſſenen. 
noch nicht 15 Jahre alten Kindern einer ſolchen 
weiblichen Perſon zu, deren Ehemann ſich der 
Ehegemeinſchaft und Unterhaltungspflicht entzogen 
bat. War die weibliche Perfon wegen Erwerbs- 
unfähigfeit ihres Ehemanns die Emährerin der 
Familie, fo fleht ein gleicher Erftattungsanfprudy 
dem Hinterlafjenen Witwer zu. Der Erftattungs- 
anſpruch muß bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
vor Ablauf eines Jahres nach dem Tode des Ber- 
ficherten erhoben werden. 

12. Berfahren. Der Anfpruh auf Ber 
toilfigung einer Rente ift unter Einreichung der 
zur —— dienenden Beweisftüde, insbe» 
ſondere ber Iegten Quittungskarte, bei ber für den 
Wohnort oder Beihäftigungsort des Verficherten 
auftändigen unteren Verwaltungsbehörde, ober wo 
eine Rentenftelle befteht, bei dieſer anzumelben. 
Die untere Verwaltungsbehdrde reip. Rentenftelle 
hat dann bie zur Klarſtellung des Sachverhalts 
notwendigen Erhebungen anzuftellen. Glaubt fie 
die Rentenbemwilligung ohne weiteres befürworten 
zu können und erachtet fie die Ablehnung für aus» 
geihloffen, fo kann fie den Rentenantrag ohne 
weitere Verhandlung mit ihrer Befürwortung an 
ben Vorftand der Berficherungsanftalt überfenben. 
It aber die Entſcheidung zweifelhaft, jo muß die 
untere Verwaltungsbehörde (oder Rentenftelle) 
von ben gewählten Vertretern der Arbeitgeber und 
Verficherten je einen als Beifiger zu einer Sitzung 
berufen, zu der auch der Rentenbewerber einzu= 
laden ift. Das Protofoll ber Berfammlung wird 
mit dem Rentenantrag dem Vorfland ber Ver⸗ 
fiherungsanftalt eingejendet, die dann entſcheidet. 
— Wenn die untere Berwaltungsbehörbe refp. 
Rentenftelle der Anficht war, die Rente werde be⸗ 
willigt, und fo von ber Verhandlung mit ben Bei- 
figern abjah, fo Tann der Vorftand den Antrag 
zur Verhandlung zurüdgeben. Jedenfalls darf 
feine Ublehnung, foweit die Frage der Verſiche⸗ 
rungspflicht ober bes Verſicherungsrechts ober das 
ch der Beſchränkung ber Erwerbsfähigfeit dabei 
von Bebeutung ift, erfolgen, ohne baf die Beifiger 
gehört find. — Gegen ben Beicheid, durch welchen 
der Anſpruch auf Invaliden« oder Altersrente ab⸗ 
gewieſen wird, ſowie gegen ben Beichelb, durch 
welchen die Höhe und der Beginn der Rente feft- 
geftellt wird, fteht dem Rentenbewerber die Be» 
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enfung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung 
(8 114). Die Berufung bat feine auffchieb 
Wirkung. Die Berufung ift bei Vermeidung bes 
Ausſchluſſes innerhalb eines Monats nad) der 
Zuftellung des Beſcheides bei dieſem Schlebögericht 
einzulegen. Die Frift gilt aud) dann als gewahrt, 
wenn innerhalb berfelben die Berufung des Renten- 
bewerbers bei einer andern Behörde eingegangen 
ift; Teßtere hat die Berufungsſchrift ungejäumt an 
das zuftänbige Schiebägericht abzugeben (8 114). 
Das Schiedsgericht entjcheibet in ber Dhehung 
von fünf Mitgliedern, unter denen fich je zwe 
Arbeitgeber und zwei Verficherte befinden müljen. 
Die Entjgeidungen des Schiedsgerichts erfolgen 
nad Stimmenmehrheit und follen jpätefteng inner- 
halb dreier Wochen nad ihrer Verkündung den Bar« 
teien zugeftellt werben (8 106). — Gegen bie Ent« 
ſcheidung des Schiebgerichts fteht beiden Teilen 
das Rechtsmittel der Nepilion (8 116) zu. 
Über die Revifion entfeheibet da Reichsverſiche⸗ 
rungsamt. Das Rechtsmittel ift bei demſelben zur 
Vermeidung des Ausſchluſſes innerhalb eines Mo⸗ 
nats nad Zuftellung der Entſcheidung des 
Schiedsgerichts einzulegen ; die Frift gilt auch hier 
als gewahrt, wenn die Revifion aus Irrtum bei 
irgend einer andern Behörde eingereicht iſt. Die 
NRevifion kann nur darauf geftüßt werden: 1. daß 
die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwen- 
dung oder auf der unrichtigen Anwendung des 
beftehenden Rechts oder auf einem Verftoße wider 
den Haren Inhalt der Alten beruhe; 2. daß das 
Verfahren an mwefentlihen Mängeln leide. Bei 
Einlegung der Revifion ift anzugeben, worin die 
Nichtanwendung oder die unrichtige Anwendung 
des beftehenden Rechts ober der Verſtoß wider den 
Haren Inhalt der Akten oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werben (8 117). 
— Die Anträge auf Erftattung ber Beiträge 
find bei der unteren Verwaltungsbehörbe ober 
Rentenftelle (unter Beifügung der Quittungsfarte 
und Aufrechnungen, ber Heirats⸗, der Toded- 
urkunde zc.) zu ftellen. Diefe vermittelt den Antrag 
an ben Vorftand der Verficherungsanftalt, bie dann 
einen ſchriftlichen Beſcheid giebt. Gegen diefen Be- 
ſcheid fteht innerhalb eines Monats die Beſchwerde 
bei dem Reichsverſicherungsamt offen. — Die 
Antrãge wegen ͤbernahme des Heil ver fa hrens 
müffen an den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt 

jerichtet werben, doch werben auch bier die untere 
Bermaltungsbebörde und Rentenftelle gewiß bereit» 
willig die Vermittlung übernehmen (j. sub 1).— 
Die Auszahlung der Rente findet auf An⸗ 
weifung bes Vorſtandes in Monatsraten vorſchuß 
weiſe durch bie Poſt flatt (3 123). 


Statiftilder bisherigen Leiftungen 
der deutfhen Arbeiterverfiherung. 
A. Krantenverfiderung (1897). Es gab 
im Jahre 1897 22672 Kaſſen mit 8,8 Mil. 
Verſicherten, Davon weibliche Verficherte 1,8 Mill. 
Es beſtanden Gemeinbefranfenverfiherungen : 
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kaſſen: 6974; Innungstrantentaflen: 593; Baus 
kranlenlaſſen: 92; eingejchriebene Hilfskaſſen: 
1422 ; Landesrechiliche Hilfäfafien:: 261 ; Knappe 
ſchaftstaſſen: 195. 


1897 von 1885--1897 
MILDE MIL ME 
Die Entfhäbigungs 
leiftungen betrugen. 132 1208 
davon Krankfheitsfoften für 
J 28 243 
Unix . 2020. 22 199 
Krankengeld an Mitglieder 56 538 
Angehdrigenunterftägung. 1 9 
Wöchnerinnenunt: 8 - 21 16 
Sterbeglb . . . . . 44 45 
Sonftige Keiftungen . . 15 18 


Die Zahl der Krankheitstage betrug 52 Mil. 
(542 Mil). Die Entjhädigungaleiftungen von 
1885—1899 inkl. betragen: 1494 Mill, Mt! 
Die Beiträge werden zu zwei Dritteln von ben Ar» 
beitern, zu einem Drittel von ben Arbeitgebern (mit 
Ausnahme der „eingefehriebenen Hilfskafjen“) aufe 
gebracht. Es fommen alfo etwa 1038 Mill. DE. auf 
die Arbeiter und 456 Mil, ME. auf Die Arbeitgeber. 

B. Unfallverfiderung Zahl 
der verficherten Perſonen: ca. 16,7 Mill, davon 
in 65 gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften etwa 
6 Mill. in 455417 Betrieben; in 48 landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchafien ca. 11 Mil. in 
4,6 Mill. Betrieben. 


Die Zahl ber 1898 erftmalig feftgeftellten 


Entſchãdigungen betrug . - . . . 8028 
Die Befamtzahl ber jeit 1886—1898 ent« 
ſchädigten Verlekten . » » . . . 714123 


Die im Jahre 1898 verausgabten Entſchädi⸗ 
gungen (Renten 2c.) betrugen 71,7 Mill. ME, 
davon an Renten für DVerlete 51,4 Mill. für 
Hinterbliebene 13 Mil. Mt., an Koften bes Heil- 
verfahren 1,7 Mill. INE,, für Krantenhausbehand» 
lung 3 Mil. Mt., Fürſorge in ber — 
0,6 Mill. Mt., Angehörigenrente 0,7 Mill. Mt. 

Entſchädigungen (Renten etc.) wurden im Jahre 
1898 gezahlt oder angewieſen an: 483485 Ver⸗ 
letzte, 40965 Witwen Getöteter, 72061 Kinder 
Getöteter, 2515 Afcendenten Getöteter; daneben 
erhielten ferner im Jahre 1898: 10407 Ehen 
frauen, 22869 Kinder und 195 Aſcendenten als 
Angehörige von Verletzten, welche in Kranken⸗ 

ufern untergebracht waren, Die geſetzlichen Unter ⸗ 

ungen, jo daß im Beriätsle re zufammen 
581 995 Berfonen Bezüge auf rund ber Un⸗ 
falverfijerung zu teil geworben find. An Ent 
ſchãdigungen wurden ra feit 1885—1899 
Intl. gezahlt: 517 Mill. ME! Die Geſamtloſten 
ber Unfallverfiherung tragen allein die Arbeite 
geber. Die Entihädigungsbeträge fleigen ftetig 
und werben im Beharrungszuftande ca. 200 Mill. 
Mark jährlich betragen. 

C.Invalidennerfiherung(1898). Zahl 
der Berfiherten 12,6 Mil.; davon Männer 
8,3 Mil, Frauen 4,3 Mil. 
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Es bezogen 1898 


294000 Berfonen Invalibenrente im 
Betrage vn. . . 2... 

222500 Perfonen Altersrenten im Be- 
frage von. . . . . . . 
516500 Renten wurden bezogen im 
Pa Betra ige BERLIN TER 
azu kamen ttungen in 121746 

‚ Üöllen ber Verheiratung . . . . 
in 25749 Tobesfälen. . . . ... 


Es betrugen bie 





Wterdrenten 
Mt. 
15806 702 
21071602 
22 768 887 
24474443 
26 576 869 
27412988 
27 624 298 
27518875 


5282850 
10173183 
15 525682 
21101179 
27 386315 
1898 34769877 
vuſ. 115592521 192748559 808341080 


Bon 1891—1899 find fo Verſicherten an 
Renten zc. zu gute gelommen: 402 Mitt. Mt. 
Davon find aufgebracht von den Arbeitgebern 
und Arbeitern if ca. 126 Mil. ME, von dem 
nn a Mt. PREN 
e Aufwendungen für Entſchädigungen ſeitens 
der Berfiherungsanftalten (ohne Reichszuſchuß) 
werden (von den 9,2 Mil. Mt. im Yahre 1891) 
auf 171,3 Mil. Mi. im Beharrungszuftande 


fteigen. 

Außer den ya Hei Invaliden · und 
Altersrenten lamen den Nitgliedern der deutſchen 
Knappſchaft en noch die landesgeſeßlichen In⸗ 
validen⸗, Witwen · und Waiſenpenſionen von 1885 
bis 1899 im Betrage von 253 Mil. Mi. zu 
gute. Die Gefamtaufwendungen für bie 
Invaliden und Witwen zc. betragen demnach 
(ungerechnet die Zuwendungen aus der Unfaller- 
fiherung unb auß den Penfionslaffen der Staaten 
und des Reiches, fowie den privaten Penfions- 
taſſen zc.) für die Zeit von 18851899 
ee, 1891—1899) rund 655 Mill. Mt. 

ie Geſamtentſchädigungsleiftungen 
ber deutſchen reichsgeſetziichen Arbeiterverficherung 
und ihr allmählices Anwachſen ergiebt ſich aus 
ber Tabelle auf Sp. 368 oben. 

Zu dieſen 2413 Mil, Mt. tommen noch die lan« 
ang Knappſchaftsleiſtungen: 253 Mil. 
Marl, d. i. 2666 Mil. Di. Ferner find die Ein- 
lagen in den Refervefonds und bie fonftigen 
Beftände ber Verſicherungslaſſen nichts anderes 
als „Spareinlagen“ für bie zufünftige Verſorgung 
unſerer Invaliden ꝛc. Diefelben betrugen am 
1. Januar 1900 bei 
a) ben Strantenfafien minbeftens 143 Mid. Mt. 
b) ber Unfallverfiderung. . . 160 r 
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Davon müffen als aufgebracht angejehen werben 


1 | von ben 


Unter» | |.099000 


456 000 oool sı7 ooo.ooal126. 000.000 

Wrbeitern] 1164000000] 1088000: — 1126000000 
als 

— _ —  I1s0000000 

Bar ausgezahlt und in Reſerve gelegt find 
alſo für unfere deutfchen Arbeiter beinahe 4 Milli⸗ 
arden Mari. 

Bis Ende 1899 haben rund 40 Mill. Berfonen 
Entfhädigungen Begogen. eute kommt an jedem 
Arbeitstage rund 1 „ME. für diefe Zwecke zur 
Verwendung. Bon ben angejammelten Rejerbe= 
fonds find bis Heute nahezu 100 Mill. ME. für 
ben Bau von Arbeiterwohnungen, Kranken» und 
Genefungshäufern zc. verwendet worben. 


Die Ausgaben für die gefamte Arbeiter- 
verfiherung ftellen ſich nach den bißherigen Ex- 
fahrungen 


im Jahessburäfchnitt 
für jeben Verſicherten 


Franfenverfigerung . . - . 
——— —X 

mals ee 
ne on —E 


aufommen . . 


150.000: 









D. Witwen- und Waifenverfiherung. 
Die Witwen · und Waifenverficherung ift Die natur= 
gemäße Ergänzung ber Invalibitätsverfiherung. 
Wenn der Arbeiter von akuter Krankheit hinweg⸗ 
gerafft wirb, erhält er auß ber Invalibitätsver« 
ſicherung nichts. Um biefe Härte auszugleichen, 
tft eine Rüderftattung ber Beiträge des Arbeiters 
(nicht der Arbeitgeber) vorgefehen, allein das ift 
feine „DVerforgung“ der Hinterbliebenen. Was 
ift natürlicher, als daß nun bie vielleicht lange 
Jahre gezahlten Beiträge feiner Witwe und ben 
unverjorgten Kindern als Rente zu gute kommen?! 
Dem foliben Arbeiter de die Verforgung 
von Frau und Find im vorzeitigen Todes 
noch mehr am Herzen als etwa bie Ausſicht auf 
eine Altersrente. Daß die Koften ber Witwen⸗ 
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und Waifenverforgung auch als ein Teil der „Pro« 
duftionstoften” gelten müfjen und e8 deshalb rich⸗ 
tiger ift, fie im Wege der Verficherung als durch 
die Armenpflege aufzubringen, bedarf nicht noch- 
maliger Darlegung. — Die Witven« und Wailen- 


verfiherung kann an die Berufsgenoſſenſchaften B 


der Unfallverficherung oder aber an bie Invalidie 
tãtsverſicherung angejchloffen werben. Erſterer 
Weg würde fi) von dem Standpunft aus em« 
fehlen, daf fie dann zunächft für die Induſirie, 
fir welche das dringendſte Bedürfnis befteht, ein⸗ 
geführt werden konnte; naturgemäßer und für 
weitere Kreije wirkſamer wird fie aber an bie 
Invaliditätsverfiherung angeichlofien. Dieſer Ge⸗ 
danke hat denn auch durch eine im Anſchiuß an 
die Beratung der Invalidenverfiherung geftellte 
Refolution des deutſchen Reichstags (Sißung vom 
12. Zanuar 1900) Ausbrud gefunden: die ver 
bündeten Regierungen zu erfuchen, dem Reichs⸗ 
tage einen Gelekenttourf vorzulegen, durch welchen 
im Anſchluß an die Invalidenverfiherung bie 
Witwen» und Waifenverfierung für die ver- 
ſicherten Berfonen eingeführt wird. — Die Koften 
der Witwen- und Waifenverfiherung wurden in 
derjelben Sitzung vom Siaatsſekretär Grafen 
Poſadowsty bei einer Witwenrente von 100 Mark 
und einer Waifenrente von 88/, Marl mit Ein» 
ſchluß von 50 Pfennig Verwaltungsfoften für 
7,7 Mil. männlicher Verfiherten auf 95,9 Mill. 
Mark im Durchſchnitt jährlich als dauernder 
gleicher Beitrag veranſchlagt. Wenn zum Aus- 
glei) von den Nüdzahlungen der Invaliditäts« 
beiträge bei Tobesfall und Verheiratung abgejehen 
würde, jo würden ſich die SKoften um 10 bis 
12 Mill vermindern. (liber die Koften vgl. auch 
Zeitſchrift für Socialwiſſenſchaft· von Dr. Wolf, 
Heft 4, 1900). — Vielleicht könnte zunächſt mit 
der Waifenverforgung begonnen werben, indem 
für die Witwe nur im Falle der Bedürftigfeit 
eine Rente vorgefehen, im übrigen bie Waijen- 
rente höher bemeſſen würde. 

E. Berfigerung gegen unverfgul- 
dete Arbeitslofigfeit. Unverſchuldete Ar» 
beit8lofe infolge von Übervölferung, Überfegung 
eines Berufes, Rüdgang der Nachfrage wegen 
„schlechter Zeiten“ (Mißernten, Kriege 2c.), Infolge 
der Beichränfung ber Arbeitsmöglichkeit durch 
Zunftſchranken, Beſchränkung der Freizügigkeit zc. 
bat es immer gegeben. Dieſe Gründe ber Arbeits- 
Iofigfeit treten heute weſentlich zurüd; dagegen 
find es heute die rajchen Veränderungen in ber 
Produktionsweiſe (techniſchen Umwälzungen ꝛc.) 
und die wechſelnden wirtſchaftlichen „Konjunfe 
turen“, wie fie mit der Ausdehnung bes Abſatz ⸗ 
marktes („Weltwirtichaft“) gegeben find, welche 
die Arbeitsfofigkeit, ſei e8 in einzelnen Betriebs ⸗ 
zweigen, örtlich und zeitlich beſchränlt, fei es auf 
dem ganzen Arbeitsmarkt herbeiführen. Dieje 
Arbeitslofigfeit wirft um fo empfindlicher, als die 
Arbeiter, in den Induftriecentren und Großftäbten 
infammengebrängt, des Rüchaltes eines eigenen 
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Häuschens mit Garten und Feld entbehren und 
Die Koſten der Lebenshaltung höher find. Letzterer 
Umſtand ift es auch, welcher der früher wie jegt mit 
ben natürlichen Verhältnifien gegebenen Arbeits- 
Iofigfeit in beftimmten Jahreszeiten (3. B. ber 
Jauarbeiter im Winter, ber Schneider und Schufter 
in der „flauen Saifon“ zc.) erhöhte Bedeutung 
giebt. Eine irgendwie zuverläffige, brauchbare 
Statiftit der Arbeitslofigkeit fehlt ung in Deutich« 
land. Die Zählung ber Arbeitsloſen am 14. Juni 
unb 2, Dezember 1895 giebt un zwei „Augen« 
blid8bilder“, die interefjant find, aber nicht ges 
nügen. Wie Hoc) 3. B. die Zahl der Arbeitsiofen 
ſchon im Januar 1895 war, willen wir nicht. Die 
Zählung hat ja zweifellos erwieſen, daß die Bor» 
ftellungen über die „induftrielle Refervearmee“ viel» 
fach übertrieben waren und daß das Problem der 
Arbeitslofigkeit nicht zu erfchreden braucht; aber 
anberfeit8 darf nicht vergefien werden, daß das 
Jahr 1895 wirtſchaftlich ein relativ günftiges war 
und daß im Monat Dezember die Saijonarbeitß- 
loſigkeit durchaus noch nicht ihren Höhepuntt erreicht. 
Zweifellos iſt die Fürſorge für die Arbeitsloſen 
eine ber dringlichſten, aber auch der ſchwierigſien 
Aufgaben der heutigen Geſellſchaft. Dabei handelt 
es fi nicht um arbeitsfcheue Bagabunden und 
Bettler — die mag man in Arbeitsfolonien und 
Strafarbeitsanftalten unterbringen, um fie wieder 
zu einem geordneten Leben zu erziehen —, ſondern 
um bie „Opfer“ unferer wirtſchaftlichen Entwid« 
lung, die gern arbeiten möchten, aber feine Arbeit 
finden. Es ift nicht bloß ein ſchwerer wirtſchaft ⸗ 
licher Berluft für unfere nationale Wohlfahrt, wenn 
—— — bon Arbeitskräften fo brach liegen, 
ondern viel bedeutungsvoller ift die Einbuße an 
ir Kraft und Zufriedenheit, die unfer Volt 
erleidet. 

Als Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeits- 
Iofigkeit kommen num in Betracht: 1. Die Regelung 
und Minderung des Arbeitsangebots durch eine 
umfihtige, energiſche Arbeiterſchutzgeſetzgebung. 
2. Die Organifation des Arbeitsnachweiſes ſowie 
Erleichterung der Aufſuchung neuer Arbeitsftellen 
in bem Falle, daß an dem Orte oder in dem Berufe 
ſich feine Arbeitsgelegenheit mehr findet (Reife 
unterftügung, Umzugstoften, Vorſchüſſe c.). Ins⸗ 
befondere fönnte auch ber Staat in folchen Fällen 
(auf Empfehlung der Gemeinde zc.) freie Fahrt zc. 
gewähren. 8. Beichaffung von Arbeitsgelegenheit 
dur) Staat und Gemeinde-Beranftaltung dffent- 
licher (Notftands-) Arbeiten (Erdarbeiten, Her- 
ftellung von Wegen, Kanälen, Verkehrsanlagen, 
Bauten, Parkanlagen zc.). Schon durch zwed- 
mäßige Verteilung der Arbeiten (bei Submiſſionen 
und Arbeiten in eigener Regie) kann wejentlich zum 
— des Arbeitsmarkles beigetragen werden. 
4. Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit. — Dieſe 
kann geſchehen a) durch die Berufßorganifationen 
der Arbeiter (Gemwerkvereine) im Wege ber freien 
Selbftverfiherung. Im dieſer Beziehung haben 
die engliſchen Gewerkvereine Großes — 
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Jahre 1894 verwendeten 494 Gewerfvereine mit 
926930 Mitgliedern nicht weniger als elf Mil. 
Mark für diefen Zweck. Die Prozentzahl der un« 
beichäftigten unterftügten Mitglieder betrug bei 
den englijchen Gewerkvereinen von 1880—1894 
durchſchnittlich 4,8%. ; in den einzelnen Jahren 
wechſelie biejelbe: 1887: 8,8 %/,, 1888: 4,9%, 
1889: 2,1°%,, 1890: 2,1%, 1891: 8,5%, 
1892: 6,3°/,, 1893: 7,5%, 1894: 6,9%), 
1895: 5,8 °/, („Wörterbuch der Volfswirtichaft” 
I, 198). In Deutſchland Haben dagegen die 
Hirſch⸗ Dunderſchen Gewerkvereine für Arbeits- 
Iofenunterftügung (einfchließlich Reiſe⸗ Umzugs · 
unterſtützungſ) 1895 nur ca. 80000 Mark (für 
7576 Unterjtügte) aufgebracht ; bei den focial« 
demokratiſchen Gewerkſchaften betrug die Summe 
ca, !/, Million Mark, wovon aber 208545 Marf 
allein auf bie Buchdruder Tamen (vgl. Art. 
„Gewerkvereine“). — Im den letzten Jahren find 
zuerſt in der Schweiz, dann auch in Deutfchland 
b) fommunale und gemeinnügige Arbeitslofen- 
verfiherungsanftalten gegründet worden. Eine 
ſolche Anftalt befteht in Bern feit 1898. Für 
Bafel-Stabt follte ſogar eine obligatorifche Ver⸗ 
füeung eingerichtet werben, aber biß heute ift 
er Plan (von Profeſſor Dr. Ndler-Bafel) nicht 
ausgeführt. In St. Gallen wurde eine obligato« 
riſche Verſicherungsanſtalt 1894 gegründet, 1896 
aber wieder eingeftellt. In Köln wirft feit 1896 
eine freie „Stabtlölnische Verficherungstaffe gegen 
Arbeitsloſigleit im Winter“ recht ſegensreich. Alle 
diefe Anftalten find jedoch bisher nicht fo ſehr ‚ Ver⸗ 
fiherungs“«Raffen als ſocial · charitative Veranftal« 
tungen, weſentlich gehalten durch die Zufchüffe der 
Gemeinden und wohlthätiger Bürger. Immerhin 
wirken fie & indem 1. die firebfameren Arbeiter 
in ihrem Ehrgefühl geihont und zur Mitarbeit 
und een herangezogen werden; 2. jo 
allmählich die Unterlage für eine Arbeitsloſen- 
ftatiftif gewonnen wird; 3. bie Verwaltungsbehör- 
den und befienden Klaſſen für die Frage inter» 
eſſiert werden; 4. ber Arbeitsnachweis geförbert und 
zunächſt für diefe Verficherten — die beſſeren Ele- 
mente des Arbeiterftandes — nutzbar gemacht wird. 
Die Schwierigkeiten der Arbeitslofenverficherung 
liegen: 1. in ber Schwierigfeit der Zeftftellung der 
„unverſchuldeten“ Arbeitslofigkeit; 2. in der Un« 
gleicäheit des Riſikos, nicht bloß nach Berufen, 
Orten ꝛc., fondern auch individuell: gerade bie 
tüchtigften, ftrebfamften Arbeiter nehmen fle faft 
nie in Anſpruch, wohl aber bie ſchwächeren, zweifel - 
haften Elemente; 3. in bem Umfang ber erforder« 
lichen Mittel, die namentlich die ſchlecht gelohnten 
ungelernten Tagearbeiter, welche die Verficherung 
am meiften in Anfpruch nehmen, am ſchwerſten 
aufzubririgen vermögen. So haben aud) in Eng- 
land nur Die älteren Gewerkvereine, welche ſich aus 
ben beftgelohnten Arbeiterkreifen refrutieren und 
ben Kern der engliſchen Arbeiter darftellen, die 
Arbeitslofenverfiherung durchgeführt, — Eine 
durchgreifende Arbeitslofenverfiherungift nurdann 
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möglich, wenn dieſelbe: a) beruflich gegliedert iſt; 
b) alle Arbeiter des Berufes kraft Geſeheszwangs 
umſchließt; wenn c) auch die Arbeitgeber zu Bei⸗ 
trägen herangezogen werben. Die allgemeine Durch⸗ 
führung einer ſolchen geſetzlichen Arbeitslofenver- 
ficherung ift vorerft faum möglich. Wohl würde 
fie für einzelne, mehr gejchloffene, hochgelohnte 
VBerufägruppen, 3. B. die Bergarbeiter, Buch- 
druder zc., auch jebt ſchon durchführbar fein. Die 
Berufsgenoſſenſchaften der Unfallverficherungfönn« 
ten au — unter —E ber Arbeiter zur 
Verwaltung — bieje Berficherung recht wohl über⸗ 
nehmen. Der Arbeitsnachweis würde zwedinäßig 
damit verbunden werben. — Ein befonderes 
biet ift bie Saifonarbeitslofigfeit, 4. B. der Bau= 
arbeiter. Hier muß und fann ber Arbeiter in ber 
Arbeitszeit mit der kommenden arbeitslofen Zeit 
reinen. Der alte, normale Weg ift, daß er — 
fpart für L Zeit. Die Löhne der Bauarbeiter 
find im großen und ganzen auch jo hoch, daß 
es ihnen, wenn aud unter Opfern und Ent- 
fagungen, möglich ift. Wenn es nicht geſchieht 
und namentlih Junggejellen troß hoher Löhne 
für die arbeitsloſe Zeit ſich einfach auf die Armen⸗ 
pflege und Beichaffung von Arbeit durch die Ge— 
meinde verlaffen, dann kann man ber Gemeinde 
das Recht nicht verfagen, eventuell einen Spar= 
zwang durch Ortsftatut aufzulegen, mit Sperrung 
der Einlagen zur Verwendung in der Winterszeit. 
Man kann auch allgemein den Gedanken ver= 
treten, daß es bie erfte Pflicht jeded Arbeiter 
— auch ſchon in jungen Jahren — ift, für die 
früher oder fpäter ficher mal gelegentlich eintretende 
Arbeitslofigkeit zu jparen, und daß, wenn diefe 
Pflicht ſo wenig erkannt und erfülltwird, wie e8 that⸗ 
ſächlich der Fall iſt, durch Geſetz oder Ortsſtatut 
dieſe Erfüllung erzwungen wird. Das iſt der 
Vorſchlag der Fürſorge für den Fall ber Ar⸗ 
beitsloſigkeit im Wege des , individuellen Spar-⸗ 
zwanges“, wie ihn Profefſor Dr. Schanz-Würz- 
burg in feinen Schriften „Zur Frage der Ar⸗ 
beit8lofenverfiherung“ und „Neue Beiträge zur 
Arbeitslofenverfiherung“, Bamberg 1895 und 
1897, entwidelt hat. (Zur Frage der Arbeits- 
loſenverſicherung vgl. neben den ausgezeichneten 
Schriften von Schanz noch: Adler, Über die Aufe 
gaben des Staates angeſichts der Arbeitslofigfeit, 
Zübingen 1894; Zacher, Verfiherung gegen Ar- 
beit8lofigfeit, in Zeitſchrift der Eentralftelle für 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtingen 1895; Artilel 
„Arbeitslofigfeit“ im „Hanbwörterbuh“, Suppl. J 
und II, und im „Wörterbuch ber Bolfswirtichaft".) 
F. Berfiderung gegen befondere 
Notfälle. Vorausſeßung der Verfiherung ift, 
daß bie Bedingungen der Unterftügung genau um⸗ 
fehrieben, objektiv gegeben und fontrollierbar find 
und daß eine gewiſſe ge 
des Eintrittes dieſer Bedingungen möglich un! 
für alle Verfiherten nicht zu ungleich fei. In dem 
engeren Verband einer Fabrik bedarf es jebod fo 
ängftlicher Berechnung von Leiftung und Gegen- 
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leiftung nicht und kann dem bisfretionären Er« 
meſſen eines Arbeiterausſchuſſes ein weiterer Spiel ⸗ 
raum gegeben werden. Es giebt eine Reihe von 
Fallen, wo in der Arbeiterfamilie größere Aus⸗ 
en gemacht werben müflen und ber normale 
ohn bes Arbeiters nichtausreicht. Dies ift doppelt 
der Fall, wenn bie Kinder heranwachſen, die Aus- 
en ſich mehren und ber Dann allein mit feinem 
diente die Gamilie ernähren muß. Da reicht 
der normale Verdienſt faum aus, viel weniger 
etwa das Krankengeld. Werben Frau oder Kind 
krank, dann ift ebenfo Not und Elend unaus- 
bleiblih. Treten befondere Ereigniffe ein, freu 
diger oder trauriger Art (Geburtt- oder Todes ⸗ 
fälle, erfte Heilige Kommunion eines Kindes ıc.), 
die wieder befonbere Ausgaben heiſchen, fo ift 
wieberum Verſchuldung und Not bie Folge. Auch 
bie beffergeftellte Arbeiterfamilie kann vorüber 
ig in Gelbverlegenheit geraten, kann in bie 
age kommen, für eine produktive Anlage ober 
Anſchaffung (Erwerb eines eigenen Häuschens, 
Rauf einer Kuh, einer Ziege, Reparatur ber 
Wohnung, Anſchaffung der Winterborräte, der 
Rartoffeln, Kohlen zc.) Sn zu bebürfen. Endlich 
giebt es eine Reihe von gemeinfamen Bebürfnifien, 
deren Befriebigung im Intereſſe aller Arbeiter 
Tiegt: Einrichtung einer Bibliothek zc. Für alle 
dieſe Zwede follte in jeder Fabrik als Ergänzung 
der Krankenlaſſe eine allgemeine Arbeiterunter- 
füßunes und Vorſchußkaſſe beftehen, in der⸗ 
ſel Weiſe organiſiert wie die Krankenlaſſe, 
nur daß ber Vorſtand in ſreierer Weile dis⸗ 
poniert. Gewifje Verwaltungsgrundfäße werben 
ih auch da durch die Tradition entwideln. Die 
Kaſſe Tommt natürlich in erfter Reihe ben verheis 
tateten Arbeitern zu gute, aber auch Die Unverhei= 
rateten haben teils fhon inbireft durch die Unter« 
flügung, welche ihre Eltern bezogen, an ben 
Wohlthaten berjelben teilgenommen, teils wer« 
den fie jpäter diefelben genießen. Jedenfalls tft 
diefe Solibarität ebenfo berechtigt, als wenn bie 
Krantenkaffe ihre Beiträge ohne Rückſicht auf 
Alter und Geſchlecht normiert und neben ber 
Krankenunterftütumg noch Wöchnerinnenunter- 
Rügumg und Sterbegelb gewährt. Wenn in folder 
Weiſe die jüngeren, umverheirateten Arbeiter mit« 
eintreten für die älteren Arbeiter und Familien- 
väter, fo ift das um fo mehr gerechtfertigt, als in 
der Löhnung meift nur die Arbeitsleiftung ohne 
Rüdfiht auf Dienftalter und Bedürfnis gezahlt 
wird. Borausfegung ift dabei, daß die Arbeiter 
bon bem rechten Solidaritätsgefühl getragen, ſich 
zu den Opfern bereit finden und ang ber Arbeit« 
geber feinen Anteil trägt. — Der Gedanke, dem 
Familienvater, welcher eine größere Anzahl von 
Kindern zu ernähren hat, eine gewiſſe Erleich« 
terung für diefe Jahre zu bieten, ift gewiß voll 
berechtigt. Das gilt auch für bie Aufbringung 
der Beiträge für die gefehlichen Verſicherungen 
(wenigftens die Imvaliditätsverficherung). &- 
wãgenswert wäre es, ob nicht bie Beiträge zu 
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den Verſicherungskaſſen in jolhen genau ums 
grenzten Fällen entweder geftunbet oder aber ganz 
erlaſſen werden könnten. Auch Kaſſen zur Er— 
gänzungber Kranlenkaſſenunterſtützung: Samilien« 
Tranfenlafien, Sterbetaffen, eingejchriebene Hilis- 
faffen zur Erhöhung des Krankengeldes, zur Ge» 
währung besfelben auch für Die Sonn- und Feier⸗ 
tage, für bie Karenzzeit, über 13 Wochen hinaus xc., 
laſſen fih im Anſchluß an Krantenfafjen ober an 
Vereine ſehr leicht, gründen. 

Litteratur. Über Alters» und Invaliden- 
taflen für Arbeiter, Gutachten, Leipzig 1874; 
2. Brentano, Die Arbeiterverfiherung gemäß der 
heutigen Wirtfchaftsorbnung, geſchichtliche und 
Öfonomifche Studien, Leipzig 1879; E. Popper, 
Gewerbliche Hilfskaſſen und Arbeiterverficherung, 
Leipzig 1880; Schäffle, Der korporative Hilfs- 
kaſſenzwang, Tübingen 1882; Derf., Vereinig- 
ter Verficherungs- und Sparbienft bei Zwangs⸗ 
Hilfsfaffen, Tübingen 1884; Kretſchmann, Die 
Alteräverforgung der Arbeiter in Deutichland, 
Leipzig 1882; v. Steinberg-Sfirbs, Die Alters« 
und Invalidenverjorgung, Berlin 1884; T. Bö« 
difer, Die Unfallgefeggebung ber europäifchen 
Staaten, Leipzig 1884; Derſ., Arbeiterverfiche- 
rung in ben europäifchen Staaten, Leipzig 1895; 
Derj., Die Reichsverſicherungsgeſetzgebung Leipzig 
1898; R. Freund, Die Eentralijation der Arbeiter« 
verfiherung, Berlin 1888; H. Rofin, Das Recht 
der Arbeiterberfiherung, Berlin 1890 ff.; W. 
Kulemann, Die Reform unſerer Socialverfiherung, 
Leipzig 1894; Zeller, Die Vereinfahung und 
Verſchmelzung der Arbeiterverficherung , Leipzig 
1896; van ber Borght, Umlage» oder Kapitals 
deckungsverfahren bei obligatorifcher Unfallver⸗ 
fiherung, Berlin 1897; Derſ., Die fociale Be— 
deutung ber beutfchen Arbeiterverficherung, Iena 
1898. 

Al Textausgaben der beutfchen Arbeiter- 
verfiherungsgefeße (mit Anmerkungen) find zu 
nennen: E. v. Woedtke, Krankenverficherungs- 
geſetz, 7. Aufl., Berlin 1898; Derſ., Un⸗ 
Tallverficherungsgefeg und Geſetz über die Aus- 
dehnung der Unfall und Krankenverſicherung, 
5. Aufl., Berlin 1898; Derf., Invalidenverfiche- 
rungsgefeß vom 13. Juli 1899, 6. Aufl., Berlin 
1900; Gebhard und Düttmann, Invalidenver⸗ 
ficherungsgefeß (mit ausführlichem Kommentar 
bezw. Hleinere Handausgabe), Altenburg 1900; 
Hanbbud der Unfallverficherung, herausgegeben 
von Mitgliedern des Reichsverſicherungsamtes, 
Leipzig 1897. 

Speciell über die Arbeiterverfiherung 
im Ausland unterriten unter andern: Ertl, 
Das öſterreichiſche Unfallverficerungsgefeh, Wien 
1887; U. Menzel, Die Arbeiterverfiherung nad) 
Öfterreichtichem Recht, Leipzig 1898; W. Hasbach, 
Dos englifche Arbeiterverfiherungsieien, Leipzig 
1883; O. Bielefeld, Eine neue Ara engüiſcher 
Socialgejehgebung, Leipzig 1898; v. d. Oſten, 
Die Arbeiterverfiherung in Frankreich, Leipzig 
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1884; Morisseaux, La legislation du travail, 
Bruxelles 1898; Zacher, Die Arbeiterverfiche- 
rung im Auslande, 12 Hefte (Dänemark, Schwe- 
den, Norwegen, Frankreich, England, Italien, 
Oſterreich Ungarn, Rußland, Finnland, Schweiz, 
Belgien), Berlin 1898 ff. Eine eingehende Dar⸗ 
ſtellung ber Arbeiterverficherumg bietet da8 „Hanb» 
wörterbuch“. [Hige.] 

Ardeiterwoßnungen, j.Arbeiterfrage ©. 264. 

Arbeitsbuch, |. Gewerbeorbnung. 

Arbeitseinfiellung, |. Gewerfvereine. 

Arbeitshäufer, |. Armenpflege. 

Arbeifskarten, |. Gewerbeordnung. 

Arbeitsloßn, |. Arbeit S. 246, Arbeiter 
frage ©. 281. 

Arbeitslofigkeif, unverſchuldete, |. Arbeiter- 
frage ©. 259 und Armenpflege. 
———— ſ. Arbeiterfrage 

. 265. 

Arbeitsteilung, |. Vollswirtſchaftslehre. 

ET er cio. 

rditrage, |. Wechſel. 

Archiv, lat. archivum oder archium, griech. 
Ben iſt ſowohl die Bezeichnung für den Ort 
als aud für die Sammlung der Archivalien, 
welche dort aufbewahrt werben. Schon in der 
Art, wie ſich das Archiv als Sammelort aller 
wichtigen Dokumente, welche ſowohl das vielfeitige 
Staatsleben als auch das beichränftere Intereſſe 
des Privaten betreffen, entwidelt hat, liegt die 
re einer bedenden Erflärung des Wortes 
Archiv. Das Archiv im Sinne der Jehtzeit ift 
eine Sammlung von Schriftftücden — zu benen 
auch Siegel und Siegelftempel zu rechnen find, 
auch Druchſachen, aber wohl nur dann, wenn fie, 
ala Manujfript gebrudt, an Stelle des Schrift- 
flüdes treten — die, hauptſächlich amtlichen Char 
rakters, geſchichtlichen ober rechtlichen Inhalts, der 
Vergangenheit angehören (auch der zunächſt lie- 
genden, wenn ein Akt damit abgeſchloſſen ift), und 
ber Gegenwart bezw. der Zukunft als Belege, als 
Quellen zur Beweisführung dienen. Zu verftehen 
ift hiernach unter Archivalien alles, was unter den 
Begriff Urkunde fällt in Original oder Abſchrift, 
alfo urkundliche Ausfertigung von Käufen unb 
Verkäufen, Privilegien, Belehnungen, Verlei- 
hungen, Schenkungen, Stiftungen u. ſ. w. Aber 
auch Kopialbücher, welche beglaubigte und un« 
beglaubigte Abfchriften von Urkunden enthalten. 
Sodann Urbarien, Grund⸗ Saale, Lagerbücher, 
biftorifche Denkmäler des Erwerbs und ber Ver⸗ 
äußerung, wohin befonders die alten Kloſter⸗ 
trabitionsbücher, welche vielfältig die Stelle der 
Urkunden vertreten, zu reinen find. Ferner ab» 
geichlofjene Akten der Gericht» und Verwaltungs- 
ftellen, die früher allerdings bedeutend weniger 
umfangreich waren als feit bem allgemeinen Ge= 
brauch des Papiers, indem nur das Endergebnis 
durch das Pergament der Nachwelt überliefert 
wurde. Auch Kriegsalten, Korreipondenzen von 
Wictigfeit, Schriftftüde Hiftorifher Perjönlich- 
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keiten, Gutachten amtlicher Körperfchaften und 
überhaupt Aufjäße folder Art, Staatsverhand« 
lungen, fowohl innere ais äußere Angelegenheiten 
betreffend, gehören hierhin und nicht minder alle 
jene Urkunden und Akten, welche Die Intereffen 
des Iandesherrlihen Hauſes fpeziell betreffen: 
Vorrecht, Rang, Würde, Geburt, Heirat, Sterbe- 
fälle u. |. w. — In eingefchränfterem Maße paßt 
diefe Definition des Siaatsarchivs auch auf das 
Archiv eines jeden Privaten oder einer Korporation, 
die in der Lage ift, wichtige auf ihre Rechte, Frei⸗ 
beiten, gejchichtliche Entwicklung u. |. w. bezüg« 
liche Alten zu befigen. Daß die Archivalien aufe 
gehobener geiftlicher Körperſchaften, der Klöfter, 
zum Archiv reihen Beitrag liefern und in faft 
allen Rubrifen zu finden find, ift erflärlich. — Die 
Archive dienten zuvörderſt undihrer weitaus größten 
Mehrzahl nach nur dem praltijchen Zivede, rechte 
liche Verhandlungen und Aufzeichnungen über 
Eigentumsverhältnifie zu ſammeln und aufzube= 
wahren. Der idealere Far der Wiſſenſchaft zu 
nußen, Quellen für fie zu fchaffen, aus weichen 
die Nachwelt jhöpfen jollte, Tag ferner. So diente 
das Archiv noch im vorigen Jahrhundert vielfach 
auch als eine Art Schaklammer, in welder von 
fürſtlichen Familien SMeinodien und Koftbarfeiten 
verjchiebenfter Natur geborgen wurden, und mehr 
ala ein Archivar hatte das Amt, auch Bewahrer 
ber fürſtlichen Schatulle zu fein oder die zweifel« 
haften Probufte eines Gold fabrizierenden Alchi⸗ 
miften hinter Schloß und Riegel zu hüten. 

Die Wichtigkeit und Notwenbigfeit der Archive 
wurde ſchon früh, felbft im Altertum, erkannt, 
unb Römer, Griechen, Juden, Aghpter bewahrten 
wertvolle Dokumente an ben ihnen ehrwürbigen 
Stätten, den Tempeln. Diefem Gebrauche folgten 
bie Chriſten in außgebehnterem Maße und Iegten 
wichtige Schriftftüce an jenen Stellen nieder, wo 
fie die heiligen Gefäße mit Pietät aufbewahrten. 
Yuftinian zeigte auch auf diefem Gebiete feine 
organifatorifche,, legislatoriſche Gabe, indem er 
geſeßliche Beftimmungen für das Urfunden- und 
Archivweſen erließ, und der von ihm in Konſtanti⸗ 
nopel eingejeßte Hauptarchivar bürfte wohl als der 
Vater aller Staatsarhivare der folgenden Jahre 
hunderte anzufehen fein. Beſonders dem geiftlichen 
Stande war dag Amt des Archivars anvertraut, 
wie das noch heute vielfach in Stalien der Fall if. 
Die Auffiht über das bedeutendfte Archiv des 
Abendlandes, jened, welches Karl der & 
zu Aachen anlegte, führten Hohe Geiſtliche. Au 
zu Aachen gab e8 auch noch weitere Staatsarchive, 
die Pfalzarchive, fo nach ihrem Aufbewahrungs- 
orte benannt, wobei e8 von Nachteil war, daß mit 
der Pfalz, dem Sit des Herrſchers, auch das 
Archiv wechſelte, wodurch der Beſtand naturgemäß 
leiden mußte und thatſächlich bis zur Vernichtun, 
litt. Die Verordnung Karls des Großen, da| 
alle Bergabungen an Kirchen und kirchliche Ge⸗ 
noſſenſchaften urkundlich geichehen mußten (eine 
Vorſchrift, die ſchon zur Zeit der Vollsrechte bes 
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Rand und ſowohl im alamannifchen als auch im 
dayriſchen Vollsrecht enthalten if), die häufige 
Verleihung von Privilegien, Immunitäten u.a. m. 
an Kirchen und Klöfter, ſodann auch nicht minder 
die bei dem geiftfihen Stande natürlicherweije 
viel häufigere wiljenfchaftliche Befähigung zu dem 
Amte eines Archivars brachte es mit fi, daß 
gerade die Archive der Hochkirchen und Klöſter 
die reichhaltigften und beitgeorbneten waren. Das 
ältefte Archiv dürfte wohl das päpftliche jein, 
welches bis in das dritte Jahrhundert hinaufzu- 
reichen ſcheint (Phillips, Kirchenrecht VI, 362). 
Jüngeren Urſprungs find die Archive ber Stäbte, 
welche faum über das zwölfte Jahrhundert hinauf · 
reichen, indem von dort ab erft Stadtrechte all- 
gemein wurben (das ältefte befannte Stadtrecht 
iſt das non Straßburg aus dem elften Jahrhun« 
dert). Zeitlich fchließen fich dieſen dann die Archive 
des hohen Adels an; über das 13. Jahrhundert 
reichen wohl kaum die Beftände irgend eines 
dynaſtiſchen Stammarchivs; denn erft da begannen 
aud bie weltlichen Herren ihre Dokumente zu 
fammeln und aufzubewahren, und bejonbers die 
Lehensverhaͤltniſſe und die hierüber ausgeftellten 
Briefe (Urkunden) ließen dieſe Archive entftehen. 
Es ſchließt dies aber durchaus nicht ältere urkund⸗ 
fihe Nachrichten über den Adel aus, und bor- 
zugsweiſe find es Firdliche Dokumente, Güter 
beflätigungen, Privilegiumsverleihungen, welde 
Mitglieder des Adels jener Tage erwähnen. 
Zwei Inftitute nähern fi dem Archiv und 
ftehen ihm einerfeits als wiſſenſchaftlichem, ander ⸗ 
ſeiis als Verwaltungszweigamnächiten: dieBiblio- 
thefund bie Regiftratur. Beide find aber ihrer Natur 
nad doc verjhieden von dem Archiv. Mit der 
Bibliothet als Sammlungsort ber aus dem 
Studium der arhivalifhen Schäge hervorge⸗ 
gangenen Geiftesarbeitenundfonftiger litterarifcher 
Brodufte haben wir e8 bier nicht zu tfun. Wenn 
einzelne Bibliotheten, wie 3. B. Die Nationalbiblio- 
the? zu Paris, das Britifh Mufeum zu London, die 
Nationalbibliothel zu Madrid, die Ambrofiana zu 
Mailand, die Univerfitätsbibliothef zu Heidelberg 
u a., 68 ſich angelegen jein laſſen, auch wichtige Ori« 
inafurtundenzuerwerben, jo find das Ausnahmen. 
m allgemeinen gehören diefe, wie auch Kalen- 
darien, Nefrologien, befonder8 wenn fie urkund · 
liches oder fonft chronilaliſches Material enthalten, 
Rechtsalte, Protofolle, Weistümer, Stabt- und 
Dorforbnungen u. |. w., nicht in die Bibliothek, 
fondern in das Archiv. — Näher fteht die Re— 
giftratur dem Archiv. Schon in der gefchicht- 
fihen Entwicklung der Schreibftoffe und Schreib- 
materialien, fodann in der Art, wie das Mittel« 
alter bureaufratifche Geſchäfte behandelte und 
erledigte und en lieber mit finniger 
Symbolit als ſchriftlicher Verhandlung umtleir 
deie, ift e8 begründet, daß bie Anfänge der Re 
giftraturen nur fehr gering fein fonnten. Immer 
mehr aber wuchs mit ber Zeit das Schreibver- 
mögen ſowohl dem Können als dem Material 
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nad, und damit wuchſen auch die Alten, es wuchs 
die Regiſtratur. Sie gehört eigentlich ihrer Natur 
nad zum Archiv, und der Zuwachs der Archive 
in der Gegenwart geht thatſachlich auch aus der 
Regiftratur hervor. Und doch find beide wohl zu 
trennen. Die Regiftratur ift eine Sammlung von 
Akten, welche noch nicht vollftändig abgefchlofien, 
fomit noch nicht der Vergangenheit angehören, 
vielmehr bem laufenben Selfäftsgange ale = 
material dienen. Hierauf beruht aud die Schei- 
dung bes Archivs von der Regiſtratur. Die 
Regiftratur ift und hat fein Archiv; bemn ſowie 
ein Stüd ber Regiftratur vollftändig abgefchloffen 
iſt in feiner Entwidlung, jobalb es der Vergangen- 
beit angehört, wird daß Archiv fein natürlicher 
Aufbewahrungsort. — Das Archiv kann in der 
Gegenwart einen zweifahen Zuwachs haben: 
1. einen regelmäßigen, 2. einen außerorbentlichen. 
Zu 1 gehören: Regierungsaften aller Art, Akten 
der Minifterien, Sreißregierungen, Statthaltereien, 
Akten über Einrihtung von Ämtern, Inftie 
tuten, Öffentlichen Leiſtungen, bejonders betreifs 
Kirchen, Schulen, Univerfitäten, Stiftungen ; alle 
Verhandlungen der Vollsvertretung, alle wich“ 
tigen Yuftizaften, ſowohl Civilakten, welche 
Familienangehörigleit, Eigentum und Grund⸗ 
gerechtigleit — über Vermdgens· 
rechte betreffen, als auch Alte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, wie Teftamente, Verträge; Aften, 
welche Flurmarkung, Forſtrechte, Waſſer⸗, Weide⸗ 
Wegegerechtſame, Alpenwiriſchaft, Fiſcherei in 
jedwedem fiſchhaltigen Waſſer, Bergwerke be= 
treffen, Pläne, Riſſe, Karten, Verhandlungen 
über Wege» und Brüdenbauten, Wafjerbauten, 
Neuanfiedlung, Teilung, Zufammenlegung ber 
Fluren, ältere Kataſter, —— — und Grund⸗ 
bücher; Notariatsalten, wenn fie Familienverhalt 
niſſe, umbewegliches Eigentum und Immobiliar⸗ 
rechte betreffen; amtliche Schriftftüce, welche für bie 
Geſchichte des Landes und feiner Ortlichfeiten, für 
die Religions-, Sitten« und Kunſtgeſchichte oder 
auch für das Kapitel der volfswirtichaftlichen 
Studien für die Nachwelt von Intereſſe fein 
lönnen. Sodann gehen dem Archiv zu: Staats- 
berträge mit auswärtigen Regierungen, alle Ehe» 
potten, Yamilienverträge von Mitgliedern des 
lanbesherrlichen Haufes, Teftamente, Apanagen, 
Zufhüfie; landesherrliche Urkunden über Standes- 
erhöhungen; die Originalien erlafjener Landes- 
geſetze (vgl. v. Löher, Archivaliſche Zeitichrift I, 
1876, 57 fi). — Außerordentlichen Zuwachs 
kann das Archiv erhalten durch Sichtung bon 
Beftänden alter Regiftraturen, Zumeifung anderer 
Arhive, Kauf, Tauſch, Schenfung u. |. w. Bei 
allen Erwerbungen aber muß richtiges Verfländnis 
das Urteil abgeben über Wert oder Unwert. Nicht 
jedes alte Stüd Papier Hat ardivalifchen Wert, 
und anderfeit8 kann manches unſcheinbare Blatt, 
manche ſchlichte —— ke biftorijchem 
Anterefje und jelbft rechtlichen Bert fein. liber die 
Beziehungen ber Staatsarchive zu den Regiſtra⸗ 
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turen und Archiven der Verwaltungs und Juſtiz⸗ 
behörben hielt E. Ermiſch einen Vortrag auf dem 
Erften allgemeinen deutſchen Archivtage zu Straß« 
Burg am 25. September 1899. 

Es Tiegt mithin zu Tage, daß zwiſchen Archiv 
und Regiftratur ein gewiſſer Zufammenhang 
befteht, anderſeits aber auch die Natur dieſer 
beiden wichtigen Verwaltungszweige im Staais⸗ 
Organismus verſchieden iſt. Eine vollitändige 
Trennung ift vielfach angeftrebt und auch durch 
geführt worden. Die einen erbliden hierin eine 
unnatürliche Trennung, bie andern eine fachlich 
begründete Scheidung. Beſſer als eine DVere 
miſchung beider Verwaltungszweige iſt ficherlich 
die ſcharfe Markierung der Grenze zwiſchen den⸗ 
ſelben. Die Regiftratur iſt unrichtigerweife oft 
zum Archiv geftempelt worden; das Archiv befigt 
eine Regiftratur, die Regiftratur aber niemals ein 
Archiv. Überfägung ber Regiftratur, Unter- 
ſchätzung des Archivs haben zu Mißftänden ge= 
führt, welde eine Trennung wünſchenswert er- 
ſcheinen ließen. Der Archivar muß auch Regiftrator 
fein; ber Regiftrator ift aber durchaus nicht 
Archivar. Der Regiftrator braucht feine befondere 
wiſſenſchaftliche ag Se befigen, wenn auch 
noch lange nicht jeder Beamte zum Negiftrator 
taugt und unter gewiſſen Verhältnifien für den- 
felben fogar einige ſprachliche Kenntnis erwünscht, 
ja nötig wird; aber das find Ausnahmen. Der 
Archivar dagegen fteht voll und ganz in der Reihe 
der Gelehrten. Seine Bildung ei fogar mög« 
lichft vielfeitig fein und in erfter Sinie fic) auf 
philologiſche Kenntniffe, alte und neuere Sprachen, 
mittelalterliche8 Latein, Alt- und Mittelhoch- 
deutſch, Urkundenlehre (Diplomatif oder Chartik), 
Schriftkunde (Paläographie), Zeitreinungstunde 
(CHronologie), Siegelkunde (Sphragiftif), Wap- 
pentunde (Heralbif) erftreden. Sodann find 
Kenntniſſe in ber allgemeinen, beſonders deutſchen 
Geſchichie, deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, 
Kirchengeſchichte, Kirchenrecht, Kuliurgeſchichte, 
Geographie und Genealogie ſehr förderlich und 
wünjchenswert. Eine eigentliche Schule für Archin« 
beamte, wie fie Frankreich in feiner 6cole des 
chartes befißt, haben wir in Deutſchland nicht. 
Bei der großen Wichtigkeit und der Bedeutung 
der Thätigfeit eines Archivars, welche in der 
Jetztzeit weit mehr zur Anerkennung und Schägung 
gefommen ift als noch vor wenigen Jahrzehnten 
(und ftelenweife heute noch), wo das Amt des 
Archivars als ein Verforgungspoften oder als 
Appendig für einen andern Berufsbeamten erachtet 
wurde, wird auch mehr auf wiſſenſchaftliche Be⸗ 
fähigung gefehen und eine ſyſtematiſche Heran- 
bildung vielfah als Zweig der Univerfitäts- 
fafultäten gewünfcht. Übrigens finden an einer 
Reihe deutſcher Univerfitäten, diplomatische (char ⸗ 
tiſche) und paläographiiche Übungen ftatt. Der 
praltiſche Dienft giebt dann die nötige Ausbil« 
dung und Schulung. Bayern ift in einer ſolchen 
Ausbildung feiner Archivbeamten am weiteiten 
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voran, indem bort eine Ausbildung zum höheren 
Archivdienſt thatfächlich vorhanden if (vgl. W. 
Wiegand, Die wiſſenſchaftliche Vorbildung des 
Archivars. Vortrag auf dem Erften allgemeinen 
deuiſchen Archivtage in Straßburg). Männer 
von beroorragender wiſſenſchafilicher Bedeutung 
weift der Stand der Archivare auf; Namen wie 
Höfer, Erhard, v. Medem, Friedemann, Märter, 
Fr A. Kaufmann, v. Löher, Dunter, v. Löffel« 
olz, Pfannenſchmied, Ennen, v. Weber, Burk- 
hardt, v. Arneih, v. Schredenftein, v. Weech, 
Riezler, Baumann, P. Fr. Stälin, v. Liebenau, 
Wiegand, Menzel u. v. a. m. 

an unterfheidet öffentliche und Pri— 
vatarchive. Zu den erfteren gehören in erfter 
Linie die Staatsarchive, ſodann Siadtarchive, die 
Archive hervorragender Stanbesherren und bie 
Archive juriſtiſcher Perfonen. Die bebeutenditen 
Archive von hohen Standesherren find: das 
fürftlich Fürftenbergifche zu Donaueſchingen, bag 
fürſtlich Hohenzollernſche Haus und Domänen- 
archiv zu Sigmaringen. Sodann das fürſtlich 
Schwarzenbergifche, das Löwenftein-Wertheimfche 
u.a. m. Während In Italien, Öfterreich und der 
Schweiz noch viele Privatarchive, hauptſächlich 
geiftficde, beftehen (beſonders in Italien giebt es 
noch geiſtliche Archive von höchſter Bedeutung: 
fo das des ehrwürdigen Monte Eaffino, das reicher 
an alten Dokumenten ift als felbit Neapel mit 
feinen etwa 700 000 Nummern, ſodann La Eava, 
ebenfalls Benediltinerarchiv, das erzbiſchöfliche 
Archiv zu Lucca, S. Pietro di Perugia u. a. m.), 
überwiegen in Deutjchland duch die Säfulari- 
fation die Staatsarchive, welche dann auch aus 
demſelben Grunde an Urkunden aus Klöftern und 
lirchlichen Genoſſenſchaften befonders reich find. 
— Jeder Privatmann kann ein (Privat-) Archiv 
anlegen, nur fteht demjelben nicht das Archiv⸗ 
recht zu. Das Archivrecht giebt ben Archiven 
exit ein rechtliches Iniereſſe da nur die Urkunden 
und Alte eines folchen, mit dem Archivrecht be= 
gabten Archivs juridifche Bemweiskraft haben. Ein 
Archiv, das Archivrecht hat, muß unter der Lei» 
tung eines auf feine Amtsthätigfeit vereideten und 
verpflichteten Beamten ftehen. Wenn auch nicht 
allen Archiven ber mebiatifierten Standesherren 
das Archivrecht zufteht, jo behält doch ein mediati⸗ 
fierteg Haus, das dor der Mebdiatifierung das 
Archivrecht befaß (und die hervorragenden fürft« 
lichen, ehemals fouveränen Käufer hatten das 
Archivrecht zweifellos), dasjelbe ficher auch nach 
der Mebiatifierung, wenn ihm basfelbe nicht 
ausdrücklich entzogen ift und es fein Archiv in 
einer Weife verwaltet, die zum Beſitze des Archiv⸗ 
rechts notwendig ift. Selbſtverſtändlich ſteht mit» 
bin das Archivrecht einem fürftlichen Haufe zu, 
das freiwillig auf die Souveränität verzichtet, 
dem aber der Rang eines fouveränen Haufes und 
bejondere hierhin zielende Rechte vorbehalten 
bleiben, wie z. B. das fürfllihe Haus Hohen- 
zollern (vgl. auch das bayriſche Minitteriale 
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reffript vom 24. Februar 1836, betreffend das ius 
archivi des fürftlichen Haufes Öttingen-Waller- 


flein). 

Die politischen Ummälzungen unjere® Jahr⸗ 
hunderts haben bis auf die letzten Jahre bedeu- 
tenden Einfluß auf die Geflaltung bezw. Die 
Eentralifierung der Archive. Allzumeit gehende 
Eentralifierung hat ihre Bedenken; denn das 
Stubium der alten Schriften gewinnt an den 
Orten und in dem Lande, worüber fie handeln, 
weit mehr Intereffe, und alte Verhälnifie werden 
lebendiger, deutlicher als ferne von da, wo fie 
geherrfcht. — Im nachfolgenden feien die wich. 
tigften deutfchen (und öſterreichiſchen) Archive 
aufgezählt: Anhalt hat 1 herzogliches Haus« 
und Staatsarchiv, 3 jonftige Archive; Baden 
1 Generallandesarhiv, 3 fürftliche Archive, 
8 ftäbtifche und al Archive; Bayern das 
tönigliche allgemeine Reichsarchiv, das königliche 
geheime Hausarchiv, dasTönigliche geheime Staat» 
archiv, 8 königliche Archivfonfernatorien, die ber 
Direktion des königlichen Reichsarchivs unter- 
fliehen, 18 fürſtliche bezw. ftandesherrliche Archive 
und 17 ftädtifche ſowie fonftige Archive; Braun- 
ſchweig hat das herzoglich braunſchweigiſche 
Landeshauptarchiv und 1 ſtädtiſches Archib; 
Bremen 1 Staatsarchiv; Elſaß⸗Lothringen 
3 Bezirlsarchive und 10 Gemeindearchive; Ham⸗ 
burg 1 Staatsarchiv; Heſſen 1 Haus- und 
Staatsarhin, 1 Kabinetisarchiv, 2 ftandesherr- 
liche, 2 flädtiſche Archive; Lippe» Detmold 
1 Haus und Landesarchiv; Lübed 1 Stants- 

id; Luxemburg 1 großherzogliches Res 
gierungsarchiv; Medlenburg- Schwerin 
1 großberzogliches mens und Hauptarchiv, 
2 jtädtiiche Archive; Medienburg-Streliß 
1 großberzogliches Geheimarchiv; Ofterreich- 
Ungarn 1 faiferl. königl. Haus⸗, Hof» und 
Staatsarchiv, 1 Taiferl. Tönigl. Neichd-Finanz« 
archiv, 1 Archiv des kaiſerl. königl. Minifteriums 
des Innern, 1 Adelsarchiv des kaiſerl. königl. 
Miniftertums des Innern, 1 kaiſerl. königl. 
Kriegsarchiv, 1 kaiſerl. königl. Artillerie- und 
Geniearchiv, 1 Archiv des kaiſerl. Lönigl. militär« 
geographifchen Imftituts, fämtlich in Wien, ſodann 
9 Landesarchive, 7 Statthaltereiarchive, 1 Archiv 
der fächfijchen Nation zu Hermannitabt, 59 Ar« 
chive von Bistümern, Klöftern, Stiftern, 36 fürft« 
liche und fonftige dynaſtiſche Archive, worunter 
das fürſtlich Schwarzenbergiſche Centralarchiv 
zu Wien mit 22 bezw. 28 Filialarchiven, 
47 ſtädtiſche Archive und noch 11 ſonſtige Archive ; 
Oldenburg 1 großherzogliches Haus⸗ und 
Centralarchiv, 1 Siadtarchiv; Preußen das 
töniglicde geheime Staatsarchiv, das Tönigliche 
Hausarchiv zu Berlin, 1 föniglich preußifches und 
großherzoglich heſſiſches Geſamiarchiv zu Mar⸗ 
burg, 16 Staats· und Regierungsarchive, bie ſämt · 
lid) unter der Generaldireltion zu Berlin ſiehen, 
11 fürſtliche und dynaſtiſche Archive, 66 ſtädtiſche 
Archive, worunter ſehr bedeutende, 2 Univerfitäts- 
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archive, 4 geiſtliche Archive und 2 Geſchichts⸗- 
vereinsarchide; Neuß j. L. 1 gemeinſchaftliches 
Archiv zu Gera, 1 Geſchichtsvereinsarchiv EaRL: 
1 fürftliches Hausarchiv d. j. L.; Neuß ä. VL. 
1 fürftlies Hausarchiv; Sachſen das Haupte 
ſtaatsarchiv für das Königreich Sachen zu Dres- 
den, 4 Ratsardjive, 2 Stiftsarhive; Sadhjen- 
Altenburg 1 gemeinfchaftliches Archiv für das 
Appellationsgericht und das Minifterium, Ab⸗ 
teilung des Innern, 2 Stadtardive; Sachſe n⸗ 
Koburg-Gothadas herzoglich ſächſiſche Haus» 
und Staatsarchiv zu Koburg, 1 herzogliches 
Haus- und Staatsarchiv zu Gotha; Sachſen⸗ 
Meiningen das geheime Hauptardhiv zu Meis 
ningen und das Sennebergifche Archiv; Sach ſe n⸗ 
Weimar das großherzoglich ſächſiſche geheime 
Haupt» und Staatsarchiv, das großherzoglich 
ſachſiſche Hausarchiv, das gemeinſchaftliche Haupt» 
archib des ſächſiſch- erneſtiniſchen Hauſes zu Weir 
mar, 1 Stadtarchiv zu Jena und 1 Hofgerichts« 
archiv daſelbſt; Shaumburg-Lippe das 
fürſtliche Staats und Hausarchiv; Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt das fürſtiiche geheime Ar⸗ 
chiv; Schwarzburg⸗Sondershauſen das 
fürftlih Schwarzburg⸗Sondershauſener Landes⸗ 
ardhiv;Walded das fürſtlich Waldeckſche Archiv; 
Württemberg das königliche geheime Haus- 
und Staatsarchiv zu Stuttgart mit dem königlichen 
Staatäfilialarhiv zu Ludwigsburg, 9 fürftliche 
bezw. gräfliche Archive und 3 ftädtifche Archive. 
Die deutfhe Schweiz befikt zu Bern das 
Staats· Centralarchib und das ſchweizeriſche Bun⸗ 
desarchiv, ſodann 20 Staats⸗ bezw. Kantons» 
archive, 8 Klofter- und Stiftsardhive und 8 Ge⸗ 
meinde= und Stadtardhive. (Zufammengeftellt nach 
€. A. H. Burkhardt, Hand« und Adreßbuch der 
deutſchen Archive, Leipzig 1875. Eine neue Aus- 
gabe diefes verdienftlichen Buches ift inzwiſchen 
erſchienen.) — Eine bejonders energiſche Thätig- 
keit auf archivaliſchem Gebiete herrſcht zur Zeit 
dank der badiſch⸗ hiſioriſchen Kommiffion in Baden. 
Sehr reichhaltige ſtädtiſche Archive befinden ſich 
in Preußen, 3. B. in Köln, Dortmund, Frank- 
furt, Goslar ꝛc. Das an Urkunden reichite 
Archiv in Deutfhland ift das Münchener Reichs⸗ 
archiv, dem ſich anſchließen die Staatsarchive 
u Koblenz, Karlsruhe, Marburg, Düſſeldorf, 

mnover, Münfter (jet in Berlin) u. a. m. 
— Wir haben uns mit den Ießten Ausführungen 
bem Gebiete der Organifation genähert. Wenn 
eine allzu ftraffe Centralifationihre Bedenlen 
bat, fo ift bie8 aber wohl noch mehr der Fall bei 
allzu großer Zerfplitterung; denn hierdurch kann 
fowohl die Verwaltung als auch die Wifjenfchaft lei» 
den. Eine für alle Verhältnifje in gleicher Weiſe 
pafjende Norm läßt ſich nicht geben, ba einerſeits ber 
Reichtum einzelner Provinzen an archivaliſchem 
Material zu verſchieden ift, wie 3. B. die Rhein⸗ 
provinz zwei reichhaltige Staatsarchive in Koblenz 
und Düfjeldorf Hat, anderſeits bei vielfacher Gleich⸗ 
artigfeit derfelben doch auch wefentliche Unterſchiede 


883 


obwalten. Für Heinere Staaten hat eine Eentrali= 
fierung vieles für fi, wie z. B. Württemberg mit 
dem Haupiſtaatsarchiv in Stuttgart (Filiale im 
nahen Ludwigsburg) und Baden mit dem Ge- 
nerallandesarchiv in Karlsruhe gute Einrichtungen 
befien. Daß Provinzialarchive und Privatarchive, 
auch im weiteren Sinne genommen, fo viel als 
moglich centralifieren, ergiebt fich von ſelbſt. 
Was die Organifation der Archive ander 
langt, fo ift diefelbe eine äußere und eine innere. 
Im Bezug auf die äußere, das Archivgebäude 
und feine baulichen Einrichtungen, hat man bis 
zur Jetztzeit vielfach eine Gleichgültigkeit gezeigt, 
welche unbegreiflich ift angeſichts der großen Wich- 
tigkeit, welche die Archive für das Staatsleben 
und die Wiſſenſchaft haben. Früher konnte man 
allenfalls als Grund für eine derartige Bernadh- 
läffigung Unfenntnis diefer Wichtigkeit und Ber 
deutung, fowie Unterfchäßung ber Archivmifien- 
ſchaft annehmen, wozu noch hie und da Überhebung 
einzelner Beamtenkreife über das Archiv und 
alles, was damit zufammenhängt, trat. Das wird 
aber in der Gegenwart nicht mehr angehen. Es 
giebt noch heute mehr fchöne Gefängniffe und 
prächtige Kaſernen als bes Gegenftanbes würbig 
— Archive, heute noch Räumlichkeiten, 
Gebäude, zu ſchlecht für alles andere, aber gut 
genug für „alte Akten“. In der Beflerung dieſes 
ißſtandes iſt Bayern vorangegangen; das 
Reichsarchiv in München ift ein Prachtbau, nicht 
der ſchoͤnen äußeren Architektur wegen, jondern mit 
Bezug auf feine innere Einrichtung. Auch Stutt« 
gart, Nürnberg, Breslau, Wiesbaden, Straßburg 
u. a. m. haben neue Archivgebäude erhalten. Unter 
den Gebäuden ber fürſtlichen Archive darf das Hohen · 
zollernſche zu Sigmaringen, 1871 erbaut, rühm- 
lich erwähnt werden. — Gefchehen muß aber auf 
dieſem Gebiete noch ſehr viel. Die erften Erforder- 
niffe find: Raum, und zwar praftifch eingerichteter 
Raum, bei deſſen Gerelung der Zwed, dem er 
bienen muß, einzig und allein ermogen werben 
follte. Sodann Luft, Licht, Teodenheit, Reinlich« 
keit, Vorrichtung zur Abhaltung ſchroffer Tempera« 
turwechſel. umfichtige Sicherung gegen Feuers⸗ 
gefahr, gefunbe Arbeitslokale, Diebesficherheit in 
jeder Beziehung, anderfeits aber auch Möglichkeit, 
Archivalien flüchten zu können. — Nicht fo 
einfach fteilt ſich die Frage bezüglich der Ordnung 
der Archivbeſtände ſelbſt, der Geſichtspunkte, welche 
maßgebend fein follen für die innere Einrich« 
tung. Eine ungeorbnete Anfammlung von Ar- 
chivalien verdient gar nicht Die Bezeichnung Archiv ; 
eine foftematifche Ordnung tft conditio sine qua 
non für jebes Archiv. Es geht jedoch nicht an, 
ein einheitliches Syſtem aufzuftellen. Ort und 
Verhãltniſſe ſchaffen verſchiedene Syſteme. Da- 
gegen laſſen ſich gleichartige Grundſaͤtze wohl auf⸗ 
ſtellen und beſonders für Staats⸗ und Landes- 
archive, da deren Beſtände doch im großen und 
ge” gleichartige Archivalien aufweiſen. Ein 
rundſatz kann für jebes Archiv als maßgebend 
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aufgeſtellt werben: die Ordnung muß neben praf» 
tiſcher Überfichtlichkeit, welche für eine ausgiebige 
Verwertung im Intereſſe ber Verwaltung not 
wendig ift, aud das Hiftorifche, das wiſſenſchaft ⸗ 
liche Princip unbedingt im Auge halten; werben 
doch gerade in wiſſenſchaftlicher Beziehung bie 
Archive faſt noch mehr in Anſpruch genommen als 
zum Zwede der Verwaltung. Sodann Gentralie 
fierung des archivaliſchen Materials in das Kreis⸗ 
Provinz», Sandes= ober Reichsarchiv, — im Archiv 
ſelbſt dann aber Teilung in jo viele Heinere Hifto- 
riſche Archive, als der Gelamtbeftand aus ben 
Beftänden einzelner Landesteile, geiftlicher Ge⸗ 
noffenfchaften, Klöfter, Städte, Stände u. |. w. 
fi gebildet hat. Zu verhüten find unnötige 
Neuerungen, Umftoßung defien, was der Vote 
gänger gefchaffen. Bei aller Konfervierung ber 
durch Säfularifation, Eroberung und fonftige 
Art der Erwerbung binzugelommenen Beftände 
in ihrer natürlichen Begrenzung muß das Syftem 
der inneren Einrichtung, der Rubrigierung durch⸗ 
weg das gleiche fein. Über die Beftände follen 
überfichtlich angelegte Repertorien auf Grund um« 
fihtig, mit Genauigkeit und Verftändnis ausge⸗ 
arbeiteter Negeften zum minbeften mit Ortß«, 
BVerfonen- und Sachtegiſter Auskunft geben. In 
der Art und Weile der Ordnung der Urkunden 
und Alten, welche bei großen Beitänben wohl ge= 
trennt, aber mit gleicher Sorgfalt zu behandeln 
fein dürften, der Aufbewahrumg beider Sorten 
Archivalien (jene mit befonderer Rüdfiht auf 
Siegel), ſodann der Anlage von Regeften, Ver« 
zeichniffen, loſer und fefter Repertorien u. |. w. 
bietet ie ein reiches und großes Feld für einen 
wiſſenſchaftlich tüchtigen und umfichtigen Archivar. 
Für Staatsarchive und fürftlihe Archive ift eine 
erftliche Scheidung in Hausarchiv und Landese 
archiv I Domänenarjiv vor allem angezeigt. 
Das Landesarhiv (bezw. das Domänenardhiv) ift 
dann wiederum ineinzelne Hauptabteilungen zu er» 
legen. Ein wohlüberdadhter, erft nad) gründlicher 
Kenntnis des gefamten Archivbeſtandes angelegter 
Arhivplan giebt dann alle Interabteilungen imd 
einzelne Rubrifen an. 

Die große Wichtigkeit der Archive für bie 
Staatsverwaltung umd die Wiſſenſchaft liegt an= 
geſichts der Materialien, welche die Archivbeſtände 
bilden, auf der Hand. Was den Wert ber Archive 
für Die Staatsverwaltung anbelangt, fo ift derfelbe 
gleich groß für bie Rechtspflege wie für die ab» 
miniftrativen, Die Verwaltungsbehörben. Wie das 
Archiv einerfeitS aus den Alten und Handlungen 
der Staatsverwaltung hervorgegangen iſt, jo bilbet 
& anderſeits auch die Duelle, aus welcher bie 
Kenntnis über jene in ihrer hiftorifchen Entwick- 
tung geichöpft wird. Was aud) immer im Staats- 
leben vor ſich gegangen, das Archiv kann Aufichluß 

eben, vorausgeſetzt, daß die Aften über alle Siaats- 
jandlungen dort, wo fie hingehörten, niedergelegt 
worden find. Der wohlgeorbnete, überfichtliche 
Beſtand des Archivs ift gewiffermaßen ein Bild 
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der Entwidlung bes Staatslebens in allen feinen 
Zweigen und nicht minder aud) ber Gefchichte des 
Landes felbft und des landesherrlichen Hauſes. 
Aber aud für die Wifjenfchaft ift das Archiv von 
höchſter Bebeutung, und es ift zu betonen, daß 
ihm von biefer Seite her auch Die ihm zufommende 
Bertihägung und Achtung entgegengebracht wird, 
mehr als von manchen Berwaltungs- und richter- 
lichen Beamten. — Groß find die Dienfte, welche 
die Archive der Wiſſenſchaft geleiftet, und 
zwar ber Wiſſenſchaft in fait allen ihren Zweigen, 
an erfter Stelle natürlich der Geſchichte, und bier 
wieder allen Abteilungen berfelben. Politiſche 
Staatengeſchichte und Kirchengeſchichte, Kunft- 
geſchichte und Rechtsgeſchichte, Geographie und 
Topographie, Sphragiftit und Heraldik, kurz, 
kein ii — je rt in ig 
chiven ſchöpfen könnte. So hat fi denn auch in 
den legten Jahrzehnten eine ungemein rege Thätig« 
feit gerade auf dem Felde der Urtundenforſchung 
in vorteilhaftefter Weie bemerfbar gemacht und 
in Sammelwerfen Schäße zu Tage geförbert, die 
faſt umerfchöpflich find. Wir erinnern nur z. 2. 
an bie Sammeliwerfe Monumenta Zollerana, 
Monumenta Boica, das Fürſtenbergiſche, das 
württembergijche, das mittelrheinijhe, das weit« 
anf, das Straßburger, das St. Galliſche Ur- 
buch, an den Codex Salemitanus, Codex 
Baxoniae, Codex Anhaltinus, Böhmers Acta, 
Wills Regeften der Erzbiichöfe von Mainz, die 
Oberrbeinifche Zeitfehrift u. v. a. m. 

Schon in diefer wifjenichaftlichen Ausbeute der 
Archive liegt au die Notwendigkeit der Zu- 
gänglichleit zu den Schägen berfelben ber 

indet. &8 gab eine Zeit, wo die Archive für 

anbern als ben Befiter hermetiſch ver- 
ſchloſſen blieben, und man weiß noch in unjern 
Tagen range zu Es —— Is 

vierfüßigen Haus» und Ho! ter g 

anknurrten, der den verbrecheriſchen Ge- 
danlen laut werben ließ, eine Urkunde abzufchreiben. 
Das hat a ag en — 
geht ein fri uftzug; die e, die dort 
lagern, werden in liberaler Weife der Wiſſenſchaft 
z — Welche Anerlennung Papſt 
XII. bei allen Gelehrten der ganzen Erde 
fand, als er hochherzig die Schäpe bes vatilaniſchen 
Archivs den Forſchern zugänglid machte, iſt 
belannt. Es giebt ja nod Leute, welche ſich 
in diefe Zeit nicht fehiden wollen; bie wenigen 
aber, die man nod findet, find meiftenteils 
Ignoranten oder dünlelhafte Leute, welche mit 
Wichtigthuerei ihre Unkenntnis, ihre wiſſen ⸗ 
ſchaftliche Unfähigfeit maskieren ober ſich eine 
fadenfcheinige Bedeutung beilegen wollen. Un» 
freundliche Naturen giebt es zwar überall. Unbe⸗ 
rechtigt in den Weg gelegte Schwierigfeiten werben 
mit Recht öffentlich gerügt, und wo gar die 
Schwierigleit durch eine — ſeitens des Pe⸗ 
tenien weggeräumt wurde, ſollte ſchonungslos 
vorgegangen werden; denn ſolche Beamte ſind 
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eine Unzierde des Standes und keine Ehre für 
ihre Dienſtherren. — Selbſwerſtändlich muß die 
unbedingte Sich er beit auch des geringſten ar⸗ 
chivaliſchen Stückes fein. Liberales Eutgegen- 
kommen muß und kann mit gewiſſenhafter Ber 
obachtung der nötigen Vorſichtsmaßregeln ver⸗ 
bunden werden. An allererſter Stelle ſteht das 
Intereſſe bes Staates bezw. bes Beſitzers bes 
Archivs. Zuerft lommen die rechtlichen und ad⸗ 
miniftrativen und dann erft bie wiſſenſchaftlichen 
Intereſſen. Zuerft dient das Ari dem, defien 
Eigentum es ift, und in zweiter Reihe Privat- 
perjonen. — Bezüglich der Archivbenutzung 
ei mehrfache Grundſätze maßgebend. (Über 

irchivbenutzungsordnungen hielt Dr. Wittmann 
auf dem Erften ee deutfchen Archivtage 
einen Vortrag.) giebt Ardhivalien, welche 
ihrer Natur nad) von jeder freien Benußung 
ausgeichloffen fein föünnen: Iandesherrliche Fa⸗ 
milienbofumente, geheime Verhandlungen, In⸗ 
ftruftionen , Berichte, Dokumente, überhaupt 
Schriftftüde, welche veröffentlicht das Staats⸗ 
interefje gefährben oder die Rechte der landes⸗ 
berrlihen Familie und die von Privatperfonen 
in unftatthafter Weiſe berühren lönnten. Auch 
tönnen fonftige moralifche und rechtliche Be— 
benfen gegen ffentlihung von Ardivbeftän- 
den maßgebend fein, und jelbft das Zaftgefühl 
muß noch mitſprechen, wo alle jene Normen auch 
nit vorhanden find. Staatsarchive gewähren 
untereinander freie Benugung der Beftände. Pri⸗ 
baten gegenüber fol alle mögliche Rüdficht ges 
nommen werben und beſonders da, wo es en 
allgemeine Interefien, aljo z. B. um Bereicherung 
der Wiſſenſchaft, Handelt. Wie jedoch hierbei das 
Intereſſe des Staates bezw. des Befigerd nicht 
beeinträchtigt werden darf, fo muß aud) daS ar⸗ 
chivaliſche Material vor jeder Schädigung gefichert 
fein. Daß der Zwed der Archivbenußung und die 
Perſon, welche fie anftrebt, auch in Betracht ge- 
zogen werden, ift berechtigt ; denn zur Befriedigung 
der Neugierbe oder ber Sammelmut eines Sonbder« 
lings zu dienen, dafür find weber die Archive noch 
die Archivare da. Die Benutzung von Archivalien 
foll immer im Archiv ſelbſt, d. . in dem Arbeitg- 
zimmer desfelben geſchehen. Aushänbigung von 
Arhivalien an Private nad) auswärts ift nicht 
ſtatihaft. Wollen Private eine ſolche Vergünſti⸗ 
gung genießen, fo darf die Ü jendung von Are 
chivalien doch ſtets nur an ein Archiv, eine Bi« 
bliothel ober fonftige Behörde ftattfinden, die Ga- 
tantie für ſichere Aufbewahrung leiften kann. Es 
ift eine erfreuliche Thatjache, — dem geſamten 
Gebiete des Archivweſens ein friſcher Aufſchwung, 
der den Forderungen der Neuzeit Rechnung trägt, 
zu beftätigen ift. Sierfür ſpricht auch, daß mit 
dem Jahre 1899 zum erftenmal ein allgemeiner 
dentjcher Archivtag (in Straßburg) flattfand, auf 
welchem eine Reihe in obiger Ausführung be= 
rührter Grundfäße zu weiteren fachmänniſchen 
Beſprechungen famen und der fowohl für bie 
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wiſſenſchaftliche und amtliche Entwidiung bes 
Archivweſens wie auch für den perſönlichen Ver⸗ 
kehr der Archivare und den geoenfeiigen Aus· 
tauſch geſammelter Erfahrungen und erworbener 
Kenntniſſe ſicher in der Folgezeit von erfprieß- 
lichem Werte jein wird. 

Was die Litteratur über unfern Gegenftand 
betrifft, jo ift diefelbe reicher an Abhandlungen 
über einzelne Gebiete als an erjhöpfenden Lehr⸗ 
büchern des Archivweſens. Mit Beſchränkung auf 
Sr gie m pw era u een 

infernagel, uch für angehende Archivare, 
1800; —E Über Archive, 1801; Degg 
Ideen einer Theorie der Archivwiſſenſchaft, 1804; 
Eppien, Anleitung zur Einrichtung der Archive 
und Regiftraturen, 1805; v. Mebem, Erhard und 
Höfer in der Zeitfrift für Nrdiofunbe, Diplo» 
matit und Geſchichte, Band I und II, 1834 bis 
1836; Friedemanns Zeitſchrift für die Archive 
Deutihlands, 2 Vde. 1846— 1853; Archivalifche 
Zeitihrift von Fr. v. Löher, 1876 —1888, 
13 Bde.; Portfegung der Archivaliſchen Zeit⸗ 
fehrift feit 1890, Neue Folge, herausgegeben 
durch das Bayriſche Allgemeine Reichsarchiv in 
Münden; Tr. v. Löher, Archivlehre, 1890; 
Burkhardis Korrefpondenzblatt ber deutſchen Ar⸗ 
chive; Gollmert, Die preußiſchen Staatsarchive 
(im Archiv für Landeskunde ber preußiſchen 
Monarchie, Bd. IV); A. Kaufmann, Über deut« 
ſches Archivweſen (in Deutſche Vierteljahrsſchrift, 
Juli, September 1867); Burkhardi, Die Ar⸗ 
chivfrage on dem Reichtage, 1868; Freiherr 
v. Hagke, Über die Wieberherftellung eines beut- 
ſchen Reichsarchivs umd über Reformen im Are 

iowefen, 1868; K. Menzel in v. Sybels 
iftorifcher Zeitſchrift, Bd. XXII (1869); ©. 
oltzinger, Katechismus der Regiftratur- und 
Archivlunde, 1883; Fr. Leift, Urkundenlehre, 
se ſgentinien, ſüdamerikaniſche — 
rg üdamerilan epublif, be= 
fleht aus dem Gebiete der Bundeshauptftabt 
Buenos Aires, 14 Provinzen: Buenos Aires, 
Santa FE, Entre Rios, Corrientes, Jujuy, Salta, 
Zucuman, Santiago, Cordoba, San Luis, Cata- 
marca, Rioja, San Juan, Mendoza, und den Na= 
tionalterritorien: Chubut, Weuerland, Formoſa, 
Neuquen, Nio Negro, Santa Cruz, PBampa, 
Mifiones und Gran Chaco. Als Entdeder gilt 
der ſpaniſche Pilot Juan Diaz be Solis, der 1509 
den La Plata erreichte und benfelben 1515 bis zur 
Mündung bes Parana befuhr, aber von den Ein- 
geborenen erfhlagen wurde. Glücllicher waren bie 
Expeditionen von Sebaftian Eaboto (1527) und 
Pedro de Mendoza, welcher, von Spanien zum 
Statthalter des neu entdeckten Landesernannt, 1535 
Buenos Aires gründete, das aber wegen der An« 
iffe der Indianer bald wieder aufgegeben wurde. 
ine zweite Anfieblung 1542 batte dasſelbe 
Schichal; erft nach einer britten Gründung 1581 
vermochte ſich bie Stadt zu behaupten. Bon hoher 
Bedeutung für die Entwidlung bes Landes mar 
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die fegensreiche Thätigfeit der Jeſuiten, welcher 
leider zu früh ein Ende gemacht wurbe (j. unten). 
Im abminiftrativer Hinſicht war die Kolonie von 
Peru abhängig und hatte manche ſchlimme Wand- 
fung zu beftehen, felbft dann nod, als Spanien 
1776 bie Gebiete von Bolivia, Uruguay, Para- 
ga und Argentinien zu einem Bicelönigrei 
Plata vereinigte (Hauptftadt wurde 1778 
Buenos Aires). 1782 wurde diefes in acht Inten⸗ 
danzen geteilt, von denen vier Oberperu, vier Are 
gentina bildeten; auß letzterem entftanden dann 
die Republiten Paraguay, Uruguay und bie 
Argentinifche Konföderation. 1810 entitanden 
infolge ber Gewaltmaßregein Napoleons gegen 
Spanien Unruhen und Wirren unter der in fi 
uneinigen Bevölkerung. Mehrere Jahre wurde 
gelämpft, bis fi auf dem Kongreß zu Tucuman 
am 9. Juli 1816 die La Plata-Stanten für un= 
abhängig erflärten. Oberpern, Paraguay und 
Uruguay trennten fi) ab, und in Arı — (den 
vereinigten Staaten des Rio be Ia Plata) wogten 
Bartellämpfe zwifchen Föberaliften und Eentra« 
liſten hin und ber. Seit 1838 bezw. 1845 waren 
Frankreich und England in die Streitigkeiten 
bineingezogen, und 1849 fam mit dem Diltator 
Roſas (1829—1852) ein Vertrag zu flande, 
der den Bürgerfriegen ein Ende machen follte. 
Aber erft nad dem Sturze des Diltators durch 
General Urquiza mit Hilfe braſilianiſcher Trup⸗ 
pen (8. Sehr. 1852) begann das Land aufzu- 
atmen. Als die Verſuche bes Staates Buenos 
Aires, innerhalb der Argentinifchen Konföberation 
eine vorherrſchende Stellung einzunehmen, zu neuen 
Verwicklungen führten, wurbe dieſer zum Aus⸗ 
tritt gezwungen. In ben Verträgen vom 20. Dez. 
1854 und 8. Jan. 1855 garantierten ſich bie bei⸗ 
ben Regierungen zu Santa Fe und Buenos Aires 
die Unverleglichfeit ihres Gebietes, biß nach dem 
Treffen bei Gepeba (1860) Buenos Aires fi 
wieder der Konföberation anſchloß; darauf kam 
1862 bie Wiebervereinigung fäntficher Staaten 
zu flande. Streitigfeiten mit Uruguay (1863) 
verwidelten Argentinien im Bunbe mit Brafis 
lien und Uruguay (Txipelallianz) in einen Krieg 
mit dem Diktator Bopez von Paraguay, ber ben 
Argentiniern den Befit der Inſel in Garcia 
beftritt. Lopez beſeßte Eorrientes, wurbe aber 
bald von allen Seiten hart bebrängt; doch hatten 
bie Schlachten am Pafo de In Patria (1865) und 
bei Eurupaity (1866) wenig Erfolg. Erſt nad) 
Lopez’ Tode (1870) wurde Friebe geichloffen. 
Die Grenze gegen Paraguay wurbe durch einen 
Vertrag vom 3. Febr. 1876 und durch den Schieds⸗ 
ng en der —— per 
vom 12. Nov, geregelt. Lehterem zufolge 
übergab Argentinien den nördlich vom Pilcomayo 
gelegenen Teil des Gran Ehaco am 14. Mai 
1879 an Paraguay. Der Streit mit Chile wegen 
Batagonien ift durch den Vertrag von Buenos 
Aires am 23. Juli 1881 (tatifiziert ebendaſelbſt 
am 22. Oft. 1881) fo geregelt worden, baf Ara 
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gentinien den größeren, öſtlichen Teil von Pata- 
gonien biß an die Anden und Oftfeuerland ein« 
ſchließlich der Staateninſel, zufammen einen Zu⸗ 
wachs von 698.035 qkm, erhalten hat. Zugleich 
ift beftimmt worden, daß bie Magalhäesitake 
für alle Zufunft neutral und bie Schiffahrt durch 
dieſelbe für die Flaggen aller Nationen frei fein 
ſolle; an ihren Ufern dürfen feinerlei Befeftigungen 
noch jonftige Werke angelegt werben. Ein weiterer 
Andengrenzftreit, der zu einem Kriege zu führen 
drohte, aber wegen ber ſich aufbrängenden Inter- 
eſſengemeinſchaft der größeren ſüdamerilaniſchen 
Freiſtaaten in friedlichen Bahnen fid hielt, harrt 
noch der Erledigung. Durch Beichluß der argen- 
tiniſchen Nationalverfammlung vom 4. Mai 1881 
wurde die Hauptftabt Buenos Aires als eigener, 
direlt den Staatsbehörben umterftellter Diſtrikt 
von der gleichnamigen Provinz losgelöft. Für 
diefe wurde eine neue Hauptftabt gegründet, jtrom« 
abwärts am Rio de la Plata, 50 km ſüdoſtlich 
von Buenos Aires. Seit der Gründung der Na- 
tionalbank in demfelben Jahre gingen bie durch 
zũgelloſe Spekulation veranlaßten ſchweren Finanz · 
nöten der Republik an. Anſcheinend blühte das 
Land wirtſchaftlich auf, namentlich nad Einführ 
rung der Goldwährung, doch dehnie ſich bald bie 
Papiergeldwirtſchaft bis zum Zwangskurs aus, 
noch verſchlimmert buch die unkontrollierte amt⸗ 
liche Ausgabe von ungededten Noten, jo daß deren 
Wert auf ein Drittel des Nominalbetrags fant. 
Die wirtſchaftliche Not führte in der Hauptitabt 
um Aufruhr, welchen die Union Civica leitete. 
Vräfident Juarez Celman mußte, trotzdem 
daß ber ihm ergebene General Roca den Aufitand 
nieberwarf , bem allgemeinen Unmwillen weichen 
(1890), worauf ber Vicepräfident Pellegrini ihm 
folgte. Mit Celmans Rücktritt verfiel die Repu- 
biil dem völligen Bankrott, was fi) in Europa 
ſehr empfindlich bemerfbar machte (Zuſammenbruch 
des Hauſes Baring in London). Rettungsverſuche 
darunter dreijährige Einſtellung der Zinszahlung 
verſchlimmerten die Lage der Gläubiger, ohne Ar⸗ 
gentinien viel zu helfen. 1892 wurde Saenz Pena, 
bis dahin Bicegouverneur bon Buenos Aires, 
BPräfident, Unter ihm entftanden neue Bürger- 
tämpfe in den Provinzen wie aud) am Sitze der 
Bundesregierung. Im Streite mit dem Kongreß 
legte Saenz Pena fein Amt nieber. Ihm folgte 
der Bicepräfident Uriburu. 1898 beftieg General 
Roca ben Präfidentenftuhl. - 

Das Areal Argentiniens beträgt gegenwärtig 
2885 620 qkm mit annähernd 4 569 000 Einm., 
im Durchſchnitt 1,6 Einw. auf 1 qkm. Die Dich⸗ 
tigleit ber Bevölferung ift in den einzelnen 
Provinzen fehr verjhieben. In Buenos Aires 
tommen 8,5, inTucuman 10,4, in Eorboba 2,4, 
in Santiago 1,7, in Entre Rios 4,4, in Corrien⸗ 
tes 8,1, in Santa FE 3,7, in den übrigen Pro⸗ 
vinzen faum 1 Bewohner auf 1 qkm. — Der 
Nationalität nad rechnete man 2 950 384 Argen- 
tinier und 1004527 Ausländer. Bon größeren 
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Städten zählte Buenos Aires (1899) 779 872 
Einw., Cordoba (1895) 47 609, Rojario 94 020, 
2a Plata 45410, Tucuman 34 305. Die Ein« 
wanderung betrug 1893: 84420, 1894: 80671, 
1895:80988, 1896: 135205, 1897:105148, 
1898: 95190. In der Ießten Zahl waren 89135 
Italiener, 18716 Spanier, 2449 Franzoſen, 
1503 Türken, 779 Deutſche, 632 Engländer. 
Die Ausgewanberten bezifferten fi) 1893 auf 
48794, 1894: 41399, 1895: 36820, 1897: 
57457. Biehbeitand (1895) Rindvieh: 21°/,, 
Pferde, Ejel5, Schafe 74,4, Ziegen 2,7, Schweine 
0,7 Millionen; Strauße 82497. 

Die Berfajfung Argentiniens ift nachge⸗ 
bildet ber ber Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerifa und bafiert auf der Föderaltonftitution 
vom Mai 1853, die bei ber Wiedervereinigung 
mit Buenos Aires 1859 abgeändert wurde. Die 
gejeßgebende Gewalt liegt in den Händen eines 
Kongreſſes, der aus zwei Kammern befteht, der 
„Kammer der Deputierten der Nation“ und der 
„Kammer der Senatoren der Provinzen“. Die 
erftere zählt 86 Mitglieder, welche vom Volle 
direkt auf vier Jahre bei zweijähriger Halberneue · 
rung der Diandate gewählt werben und minbeftens 
25 Jahre alt find. In den Senat entfenbet bie 
Hauptftabt und jebe Provinz auf neun Jahre bei 
dreijähriger Drittelerneuerung ber Mandate zwei 
Mitglieder (im ganzen 30), welde 80 Jahre 
altundim Befige einer Rentevon jährlich 2000 Pe⸗ 
fo8 fein müſſen. Die ausübende Gewalt ift dem 
„Präfidenten der Argentinischen Republif” übere 
tragen, al8 deſſen Stellvertreter ein Vicepräfident 
fungiert. Beide müffen Katholifen und im Lande 
geborene Söhne eingeborener Bürger fein, im 
übrigen den für die Wahrbarteit zum Senate vor⸗ 
gejchriebenen Bebingungenentiprehen. Ihre Wahl 
erfolgt dur) Wahlmänner aus ber Hauptfladt 
und den Provinzen auf ſechs Jahre, eine Wieder⸗ 
wahl darf nur nad) Ablauf einer ebenfo langen 
Friſt erfolgen. Dem Präfidenten find unter 
geordnet die · Minifterfefretäre des Innern (Ger 
neralbireltion ber Poſten und Telegraphen, Der 
partement für Aderbau), des Rußern der Finanzen 
(ftatiftifches Bureau), der Juftiz, des Krieges und 
der Marine, unb der Unterftaatgjefretär für den 
Öffentlichen Unterricht. Die einzelnen Staaten 
find nad) der Föberalfonftitution unabhängig in 
der inneren Berwaltung, wählen ihre Gou⸗ 
verneure und die teils nad) dem Ein teils nach 
dem Zweilammerfyfteme organifierten gejeßgeben- 
den Verfammlungen, ernennen bie Beamten und 
regieren ſich nach ihren eigenen Lofaleinriätungen 
ohne Einmiſchung der nationalen Regierung. 
Für die weitere Verwaltung zerfallen bie Staaten 
in Departements. Die Verwaltung ber Bunded- 
hauptſtadt und ber Nationalterritorien refjortiert 
von ber Bundesregierung. Ein oberfter Gerichts« 
bof, der aus fünf Richtern und einem General« 
profurator zufammengefeht ift, hat feinen Sig 
in ber Hauptftadt ; Bundesuntergerichte werben 
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vom Kongreß eingeſetzt. Die Bunbesverfaffung 
jarantiert Preß- und Redefreiheit und jedem 
emben diefelben Civilrechte wie dem Bürger. 
Das Wappen ber Republik ift ein in zwei Felder 
von Blau und Weiß quergeteilter Schild, umgeben 
von ſechs Fahnen in blauer und weißer Farbe; 
darüber eine aufgehende Sonne. Das untere 
Feld zeigt zwei aus den beiden Seiten bes Schil« 
des berborgehende Hände, bie einen von einem 
Lorbeerfrange umſchlungenen Stab mit roter Frei» 
heitsmütze einporhalten. Die Handelsflagge weiſt 
auf blauem Grunde einen breiten weißen Quer⸗ 
ſtreifen auf, und bei der Kriegsflagge belegt letzteren 
nahe dem Flaggenſtocke nod) eine mit Strahlen 
umgebene, goldene Sonne. 
taatsreligion ift bie römifch«fatholifhe, 
doch dürfen Anhänger anderer Kirchen ihr Giau⸗ 
bensrecht frei ausüben. 1539 gründeten die Fran- 
en ihre erfte Nieberlaffung am La Plata. 
on Peru aus brangen Merciarier nad) Santa 
Cruz de la Sierra und Tucuman, und fait gleich 
eitig kamen aus Peru und Brafilien Jefuiten ing 
and. 1610 wurden Loreto und San Ignacio 
gegrünbet, bie erften der berühmten Rebuftionen, 


d. h. jener feſten Nieberlafjungen, in denen bie | Bapı 


befehrten Indianer zum Aderbau angeleitet wur · 
den. Trotz ber Yeindfeligfeiten der fpanifchen 
Koloniften und Beamten ftieg die Zahl diefer An⸗ 
fleblungen fortwährend, und 1717 gab es am 
Parana 16, am Uruguay 15 Rebultionen mit 
121161 chriftfichen Indianern. In Argentinien 
war das hauptjächlichfte Arbeitsfeld der Jeſuiten 
die Provinz Gorrientes, wo fie die jogen. Misiones 
oceidentales gegründet hatten ; ihr vornehmftes 
Kollegtum war in Cordoba. Leiber wurde ihrer 
erfolgreichen Thätigfeit zu ſchnell ein Ende gemacht. 
Als 1750 dur Vertrag zwiſchen Spanien und 
BVortugal fieben Reduktionen portugieſiſch wurden, 
ließ Pombal dieſelben gewaltſam aufiöſen. 1767 
verbannte Karl III. die Jeſuiten aus feinen 
Staaten ; alle Miffionäre in ben ſpaniſchen Kolo« 
nien wurden feftgenommen und nady Europa ge= 
ſchleppt. Hiermit enbeten die herrlichen Rebufe 
tionen, die einft blühenden Nieberlafjungen find 
verfallen, bie Indianer in Rot und Elend ver 
funfen. In Argentinien hat bie Sirche ihre reichen 
Güter in der Revolution verloren und bie Staats⸗ 
kaſſe eine klarg bemeſſene Dotation dafür über- 
nommen. Metropolit ift der Erzbifchof von Buenos 
Aires. Unter dieſem ftehen die Biſchöfe von Eor= 
doba, La Plata, Santa FE, Salta, Tucuman und 
Parana. Der päpftliche Stuhl ift vertreten durch 
einen apoſtoliſchen Delegaten, der zugleich für 
Paraguay und Uruguay accrebitiert if. Für bie 
Hebung des Unterrichts ift in neuerer Zeit 
viel gethan worden. Neben der Landesuniverfität 
Cordoba (einer Stiftung der Jefuiten) eriftiert noch 
eine Provinzialuniverfität in der Hauptftabt. Hier 
befinden ſich auch zwei geiftliche Seminare, eine 
mebdizinifche Lehranftalt, ein naturhiftorifches Mu⸗ 
ſeum und eine Sternwarte, verbunden mit einem 
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meteorologifchen Bureau. Das Land befigt außer⸗ 
dem zwei Rechtsfahultäten in Tucuman und Con⸗ 
cepcion, eine Ingenieur» und drei Ackerbauſchulen, 
eine Gewerbeſchule, eine Schule für Tierheilkunde 
und Landwirtſchaft, vier Militärichulen, eine 
Marine · und eine KadettenfChule, zwei Bergichulen, 
15 Rationalfollegien (Mittelfehulen mit häufig 
wechſelndem Lehrplan), in jeder Provinz eine 
Normalſchule (Lehrerbildungsauftalt) und 32583 
Primärihulen mit 168378 Schülern (1885). 
Der Beſuch der Volksſchule ift obligatorifch. 

Das Budget für 1899 ift in Einnahme auf 
67972000 Peſos Papier und 42133 292 Peſos 
in Gold veranfchlagt, in Ausgabe auf 101135979 
Velos Papier und 26353973 Peſos Gold. 
(Ein Peſo Gold — 4 Mt., ein Peſo Papier = 
MI. 1,82—2.) An den Ausgaben find beteiligt: 
die Öffentliche Schuld mit 10831218 Peſos 
Papier und 21 208332 Peſos Gold; das Innere 
mit 13798426 Peſos Papier; Außeres und 
Kultus mit 1166560 Peſos Papier, 295 341 
Peſos Gold; Finanzen mit 8123340 Velos 
Papier; Juſtiz und Unterricht mit 12168303 
Peſos Papier; Krieg mit 16904852 Pejos 
ter; Marine mit 18508391 Peſos Papier ; 
Öffentliche Arbeiten mit 6 604344 Peſos Papier ; 
Aderbau mit 1689880 Peſos Papier. Ende 
1898 belief fi die konſolidierte Staatsſchuld 
auf 477396 744 Velos Golb und 108092276 
Peſos Papier. — Die Provinzen haben ihr ei⸗ 
gened Budget. — Die Armee jeht ſich zufammen 
(Gefeb von 1895) aus dem ftehenden Heere und 
der Nationalgarde. Das erftere beiteht aus ben 
Linientruppen: freiwillige Söfbner, Kapitulanten 
mit vierjähriger Dienftzeit; ferner ben Ausgeho- 
benen, zwanzigjährigen, die nominell ein Jahr 
dienen follen, aber body nur zwei Monate ausge- 
bildet werden. Zur Rationalgarbe gehören alle 
18—45 Jahre alten Bürger. Die Friedensſtärke 
des ftehenden Heeres war für 1898 auf 1340 
Offiziere und 33000 Mann mit 478 Gejchüßen 
vorgejehen. Die Nationalgarbe wurde auf 485 000 
Mann angegeben. — Die$riegsmarinezählte 
(1898) 64 Fahrzeuge verfchiebenfter Gattung, 
darunter 5 ältere Panzerſchiffe, 4 erkreuzer, 
5 Kreuzer, 4 Aviſos, 22 Torpedoboote, mit im 
ganzen 515 Geſchützen, 111 Lancierrohren und 
6448 Mann Bemannung. 

Die Gefamtausfuhr Argentiniens belief 
fih 1898 auf 133828000 Peſos Gold (gegen 
101 169 000 im Jahre 1897), wovon ber Haupte 
teil auf Viehzuchtsprobufte entfiel. Wolle wurde 
1897 ausgeführt (in Taufenb Peſos nacionales) für 
37450, Häute für 20022, Getreide für 23336, 
Salzfleiich für5436, Tierefür 7208, Fett für2656. 
An der Gejamtausfuhr war am ftärkiten beteiligt 
(in Zaufend Peſos Gold): Frankreich mit 29 981, 
Deutſchland mit 20286, England mit 19206, 
Belgien mit 18950, Brafilien mit 7916, die Ver⸗ 
einigten Staaten mit 5874. Die Gefamtein- 
fuhr belief fich im Jahre 1898 auf 107429000 
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Peſos Gold gegen 98289 000 im Borjahre. 1897 
waren daran beteiligt England mit (in Tauſend 
Goldpeſos) 39 013, Italien mit 13695, Deuiſch⸗ 
land mit 12571, Vereinigte Staaten mit 11129, 
Frankreich mit 10597, Velgien mit 9445, Bra= 
ſilien mit 5012. Eingeführt wurden bejonders 
Eifenwaren (Mafchinen), Baummoligewebe, Woll» 
ſtoffe, Wein, Holz, Kohle. Die Einfuhr des Pa⸗ 
raguaythees (Mate), des Liehlingsgetränfs der 
Gauchos, aus Paraguay und Brafilien betrug 
3932000 Pefos. In allen argentiniſchen Häfen 
liefen 1898 ein: 1043 Dampfer (1825404 t), 
347 Segelſchiffe (282 335 t). Schiffsbeftand der 
—— (1898) 86 Dampfer (31976 t), 157 
egelſchiffe (89695 t). Die gewerbliche Thätig- 
keit ber Einwohner beſchränkt ſich auf die Sala- 
deros (Etablifjements, in denen friſches Fleiſch 
und Häute eingefalgen werden), NRaffinerien, 
DBranntweinbrennereien und Mühlen, welche bie 
Robftoffe verarbeiten. — Deutichland hat in Ar⸗ 
gentinien einen Minifterrefidenten, der zugleich für 
Uruguay und Paraguay accrebitiert iſt und in 
Buenos Aires feinen Sit hat. Ein deutſches Kon- 
ſulat befteht in Buenos Aires, deutſche Vicekonſu⸗ 
Late in Bahia, Blanca, Concordia, Cordoba, 
Mendoza, Puerto, Gallegos, Rojario, Salta, 
Santa Elena, Santa %E und Tucuman. Ber- 
treter Argentiniens in Deutſchland: ein außer 
ordentlicher Gejandter und bevollmächtigter Mi⸗ 
nifter in Berlin; konſulariſche Vertretung in 22 
deutſchen Stäbten. 
Argentinien hat Goldwährung und Zwangs· 
Zur; Münzeinheit ift der Peſo fuerte (Gold) = 
100 Gentavos. &8 werden geprägt Golbftüde: 
Doble à 2 Colon, à 10 Pefos fuertes, Argentino 
5 und Medio Argentino 2'/, Peſos. Silberftüde: 
1 Bejo = 100 Eentavos, '/s, "/, (Quinto), 
3/40 (Decimo), !/so (Medio) Peſo, Kupfermünzen: 
1 md 2 Centavos. Im Umlauf ift außerdem viel 
altes und neues Papiergeld. Patacon (Peſo plata) 
Heißt der altſpaniſche Silberpiafter. — Gewichte 
und Maße find die metriichen ; doch bebient man 
ſich vielfach noch der ſpaniſchen. — 1898 waren 
15803 km Eifenbahnen im Betrieb. Bon 
den 1716 Boftanftalten wurden 1897 beförbert: 
160832 789 Briefe im inneren, 31162952 im 
äußeren Verkehr. — 1896 beftanden —— 
linien von insgeſamt 40 788 km. Zahl der Bu⸗ 
reaug 1287. Aufgegebenwurden (1896) 4953887 


Zitteratur. Dominguez, Historia Argen- 
tina, Buenos Aires 1861; in engl. Überjegung 
daſ. 1865; Martin de Moussy, Description 
göogr. et statist. de la Conföderation argen- 
tine, 3 vols., Paris 1860—1864; 3. €. Wap⸗ 
päus, Mittel- und Sübamerifa, Bd. I, Lief. 12, 
Leipzig 1866; Andree, Buenos Aires und 
die arg. Provinzen, 8. Aufl., Leipzig 1874; 
Burmeiſter, Argentinien, Chile, Paraguay und 
Uruguay, Gotha 1875; R.Napp, Die Arg. Re⸗ 
publif, Buenos Aires 1876; J. Alemann, Bilder 
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aus der Arg. Republif, Buenos Aires 1880; F. 
Latina, Die Arg. Republik als Biel der euro- 
pätjchen Auswanderung, Buenos Aires 1888; 
Rarl Friedrich, Die La Plata-Länder mit beſon⸗ 
derer Berüdfichtigung ihrer wirtſchaftlichen Ver« 
bältniffe 2c. und ihre Bebeutung für deutiche Ka» 
pitaliften und Auswanberer, Hamburg 1884; 3. 
Chr. Heuffer, Drei Auffäge, betr. die europäifche 
Auswanderung nach ben arg. Provinzen zc., Züri) 
1885; Polafowsty, Arg. Republit, in Deutiche 
Encyflop. 1886 (m. Litterat.); P. Märtens, Süd- 
amerifa, Berlin 1899. — Weitere Sitteratur in 
der jährlichen geogr. Bibliographie der Zeitjchrift 
für Erbfunde. [Ed. Franz, rev. Dreſemann.] 

Arifioßrafie. 1. Name und Begriff. 
Der Name Ariſtokratie, d. h. Herrichaft ber Beften, 
ift nach der Angabe des Thufybides tenbenziöfen 
Urfprungs. Bis dahin hatten die Griechen die 
drei Staatsformen, welche in geſchichtlicher Ente 
widlung der Neihe nad) bei ihnen aufgetreten 
waren, mit den Namen Königtum, Olig- 
ardie, d. h. Herrichaft einer Minderheit, und 
Volksherrſchaft (Demokratie), d. h. Herr⸗ 
a der gefamten freien Bürgerfchaft, bezeichnet. 

m Peloponneſiſchen Kriege aber kam für den an 
zweiter Stelle genannten ber Name Ariftofratie 
auf, durch welchen man den auf Errichtung einer 
Minoritätsherrichaft gerichteten Beftrebungen bej- 
feren Kredit zu verichaffen fuchte. Denn daß die 
„Beiten“ herrſchen follen, ſcheint eine Forderung 
der Bernunft zu fein, bie jedem einleuchtet. Dann 
wurde ber Name mit Vorliebe von den Sofratifern 
angewandt, „feiner guten Vorbedeutung wegen“, 
wie Plato im Dialog „Politilos* fagt. Arifto- 
teles gebraucht das Wort in boppelter Bedeutung. 


: Er ftellt einmal bie Ariftofratie als eine gute 


Verfaffung ber Dligarchie als einer ſchlechten 
gegenüber; das Princip der erfleren iſt bie 
Tugend, das der Iegteren der Reichtum. Die 
Ariftofratie in diefem Sinne fällt ihm daher mit 
dem Idealſtaate zufammen. In zweiter Linie 
aber läßt er ben Namen für ſolche Staaten gelten, 
in benen bei der Verteilung ber Amter neben 
Reichtum und Abſtammung die moralifche und 
intellektuelle Tüchtigfeit mit berüdfichtigt wird, 
daher er die Ernennung durch Wahl im Gegenſatz 
u der Ernennung durchs 208 eine ariſtokratiſche 
inrichtung nennt. Im modernen Gebraud 
find die Spuren des Urfprungs nicht völlig ver» 
wiſcht. Der Name Ariftofratie erfennt der herr- 
chenden Minorität einen Rechtsanfpruch zu, wel⸗ 
hen man aus dem größeren materiellen Beftte 
für ſich allein niemals ableiten würde. Aber im 
Unterfchiebe gegen die antife Auffafjung gilt ung 
bie Berufung zur Herrſchaft durch Wahl nicht für 
ariſtokratiſch „weil offenbar diejenigen, welchen 
eine Ernennung ber regierenden wenigen und 
eine Übertragung der Staatsgewalt an fie zu 
ſtünde, bie eigentlichen Inhaber der letzteren 
wären, fomit bie Ariftofratie gar Teine eigentüm- 
liche Staatsart, fondern nur eine wenig zi0ed- 
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mäßig eingerichtete Form der repräfentativen 
Demokratie bildete“ (Mohl). Vielmehr regiert in 
der Ariftofratie bie Herrichende Minorität auf 
Grund eigenen Rechts, und das einzelne Mitglied 
ift zur Herrſchaft berufen wegen feiner Zugehoͤrig ⸗ 
keit zu einem beftimmten, über ben Reſt des Volkes 
erhobenen Stande. — Verſchieden von dem fo 
felortehten Sinne ift die übertragene Bebeutung 

Wortes, in ber man e8 ganz allgemein auf 
die höheren Gejellfchaftsflaffen anwendet und von 
einer Gelbariftofratie, Milttärariftofratie, Ge⸗ 
lehrtenariftofratie u. |. w. ſpricht. Im folgenden 
iſt nur von ber Ariftofratie als Staatsverfaſſung 
die Rebe, 

2. Entwidlung ber ariftofratifchen 
Staatsverfajfung. Yür eine Betradhtungs- 
weife, welche die Hiftoriichen Gebilde an dem 
Maßſtab eines abftraften Vernunftbegriffes zu 
mefjen unternimmt ee den Urfprung bes Staates 
aus ber gen bereinkunft zuvor ftaatlofer 
menſchlicher Imbivibuen ableitet, muß fi die 
ariftofratiihe Staateformnotivendigalsein Wider- 
finn und eine Ungerechtigfeit darftellen. Daß die 
Gewalt in den Sünden ber Beften fein. folle, 
llingt freilich ſehr verftändig; aber welches ift das 
Kriterium, an welchem bie Beften erfannt werden, 
und mer entfcheibet über beffen Borhandenfein ? 
Bildung und Tugend find perjönliche Vorzüge, 
werden jedenfalls dauernd niemals das Vorredht 
eines einzelnen Standes fein; eine Einrichtung, 
welche fie zur Grundlage in der Scheidung zwiſchen 

enden und Beherrſchten nimmt, mag in 
ner Generation ſich vor der Vernunft rechte 
fertigen laſſen, um ſchon in der nächften in Willfür 
und Bedrückung umzuſchlagen. Nicht wenige von 
den Erörterungen, welche in ftaatswifjenichafte 
lichen oder ſtaatsphiloſophiſchen Werken ber Arie 
ftofratie gewidmet find, nehmen in ihrer Beurtei« 
Tung eine derartige Stellung ein und fcheinen 
geneigt, fie völlig aus der philofophifchen Staats- 
lehre zu ſtreichen oder ihr lediglich pathologifche 
Bedeutung beizumefien. Aber auch wo man fo 
weit nicht gehen will, fonbern eine Art philo- 
ſophiſcher Konftruftionder Ariftokratie unternimmt, 
kommt man zu feinem befriebigenden Refultate. 
Denn die Ariftofratien, wie bie Staaten über- 
haupt, find nichts Gemachtes, ſondern ein Ge⸗ 
worbenes, und nur bie geichichtliche Betrachtung 
Tann daher zum Verſtändniſſe hinfuͤhren. 

Die Menfhen find von Natur ungleich. 
Allen revolutionären Utopien zum Troß wird 
biefer Sa durch den Gang der Weltgefchichte wie 
durch bie Erfahrung des täglichen Lebens un« 
erſchütterlich feftgeftellt. An die mancherlei Un⸗ 
gleichheiten aber, welche bereitß das kleinſte menſch⸗ 
lie Gemeinweſen aufweift, Ungleichheiten ber 
phyſiſchen und geiftigen Begabung, bes Willens 
und Könnens und der moraliichen Eigenſchaften 
im engeren Sinne, knüpfen fi alsbald mannig- 
3 erhältniſſe des Einfluſſes, der Leitung und 
führung, der Unterwerfung und Herrſchaft. Die 
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natürliche Ungleichheit der Begabung wird durch 
den Fortgang bes Lebens, durch die Angliedernng 
äußerer Güter entwidelt, geſteigert, gung Der 
Vorrang ber Perfönlichfeit gewinnt jeinen Aus» 
drud wie bie Mittel feiner Erhaltung und 
Mehrung in der befjeren wirtihaftlihen Lage. 
Und was die Eingelperfönlichfeit über die Menge 
erhob, Einfluß und Anfehen, Macht und Def, 
geht mittel® des Erbrecht auf die Familie über. 
Das Andenken des Vaters breitet feinen Glanz 
über die Kinder aus, und nicht felten find dieſe 
auch Erben eben jener Eigenfchaften, welche den 
Vater groß gemacht haben. Ererbter Familien⸗ 
befiß giebt die Möglichkeit zu forgfältigerer, all» 
feitigerer Erziehung und Ausbildung, begründet 
eine von ber Familienfitte getragene verfeinerte 
Lebensweiſe. Aus ber großen Menge heben ſich 
fo einzelne ausgezeichnete Familien hervor, welche 
ihren höheren Rang um fo länger zu behaupten 
wiffen, je einfacher unb gleichförmiger das Leben 
des Volkes ift, dem fie angehören, je ftetiger ind« 
befondere bie wirtſchaftlichen Berhältniffe find. — 
Aber au das Auflommen eines bevorzugten 
Standes Täßt ſich vorftellig maden, ohne daß 
man dabei die fehr mannigfachen und zufammen= 
geſetzten Faktoren im einzelnen heranziehen müßte, 
welche den germanifchen Adel auf den verfchiebenen 
Stufen feiner Entwicklung beeinflußt haben. Ein 
folcher ift mit einem Schlage gegeben, wenn ein 
erobernder Stanım einen andern untertwirft, ber 
nun feinen Grund und Boden mit den neuen 
Herren teilen muß und ihnen in verjchiedenartigen 
Formen wirtſchaftlicher und politifcher Abhängig- 
keit unterworfen bleibt. Die Geſchichte Griechen⸗ 
lands giebt hierfür ebenfo zahlreiche als allgemein 
gefannte Sr Aber der gleiche Gegenſatz 
tischen den „Geſchlechtern“ und dem Bolfe kann 
ch auf frieblichem Wege bilden, wenn zu ben 
erften Anfieblern, in deren Händen Grund und 
Boden ſich befindet, beſitzloſe Elemente in großer 
Zahl Hinzuwandern, um Schuß und Erwerb zu 
inden, wie es in ben Stäbten des germanifchen 
ttelalter8 der Hall war. — Mit dem Beflehen 
einer derartigen focialen Gliederung ift 
nun freilich noch keineswegs auch ſchon die ari« 
ftofratiihe Staatsform rein Vielmehr 
wird jedesmal ba, wo jene Gliederung auf dem 
Wege der Eroberung entitanden ift, das Königtum 
die frühere Form des — Gemeinweſens 
ſein. Gerade die griechiſche Geſchichte aber zeigt, 
daß überall, gleichſam nad einem beftimmten 
Geſetze, das heroiſche Königtum, wie wir es aus 
Homer Tenmen, verſchwindet und ein Bund ein- 
zeiner Familien aus dem herrſchenden Volke an 
die Spige des Staatsweſens tritt. Nicht anders 
in Rom, wo nad) der Vertreibung ber Könige 
eine ariſtokratiſche Republik ſich begründet und 
feſtſetzt. Auch im Mittelalter müſſen fi) die aufs 
brühenden Städte allmählich aus der Oberherr- 
ſchaft geiftlicher und-weltlicher Fürften losmachen, 
unb gar mandje, auch aus ben größeren, if zur 
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vollen Autonomie niemals gelangt. überall aber 
waren es die Patricier, welche dieſem Ziele zu- 
firebten und denen zunächft die Früchte des glüd- 
lichen Erfolges zufielen. Die Bürger der ober« 
italieniſchen Städte, welche unter den Stürmen 
der Völferwanderung und der langobardiſchen 
Eroberung eine Zuflucht auf den venetianiſchen 
Infeln fanden, überragten durch ihren Reichtum, 
ifre Bildung unb ihre gefamte Lebenshaltung 
nicht nur bie anfäffige Bevölkerung, fondern aud) 
die oftgotifchen und demnächſt die byzantiniſchen 
Magiftrate. Zugleich verhinderte die Rivalität 
der reihen und vornehmen Gejchlechter unter⸗ 
einander, daß an die Stelle de aus ihrer Mitte 
gewählten Dogen ein Herrſcher mit erblichem 
Rechte trat. Seit dem Ende bes 12. Jahrhunderts 
war bie Gewalt thatſächlich in den Hänben des 
Großen Rates, nur bei bejondern Gelegenheiten 
wurden noch Verfammlungen des ganzen Volles 
einberufen, zu Anfang des 15. Jahrhunderts 
wurden fie völlig abgeiafft. — In hiſtoriſche 
Einzelheiten lann an dieſer Stelle nicht ein⸗ 
gegangen werden. Eine Vergleichung des Ent⸗ 
wicklungsprozeſſes, welchen Staaten mit ariſtokra⸗ 
tiſcher Verfaffung durchlaufen Haben, würde ohne 
Zweifel große und durchgreifende Verſchiedenheiten 
aufweiſen, niemals aber wird eine Minorität in 
ben Beſitz der politiſchen Gewalt gelangen, wenn 
fie nicht ſchon vorher den focial höher ſteh 
Beftandteil der Bevölterung bildete. Der Über 
gang ber Herrihaft an diefe Minorität wird 
naturgemäß erfcheinen und darum von ben übrigen 
widerſpruchslos hingenommen werden, wenn der⸗ 
ſelbe jociale Vorrang, der fie über die Menge 
erhebt, den Glanz des Königtums verbunfelt und 
zu feiner völligen Befeitigung geführt bat; er 
wird bagegen eine Kette von Ungerechtigfeiten und 
Vergewaltigungen aufweifen, wo der Herrſcha 
der wenigen ein Zuſtand politifcher Gleichberech⸗ 
tigung der Gefamtheit vorangegangen iſi. Hier 
wie dort aber wird ſich das Gewordene, That» 
jächliche allmählich durch Gewöhnung in ein 
Selbfiverftändliches und zu Recht Beftchenbes 


umjefen. SR 

Wenn bie Neuzeit feine reinen Ariftofratien 
mehr fennt und wir nicht glauben, daß die Zu⸗ 
kunft ihrem Auflommen günftig fein werbe, fo 
wirken hierbei verſchiedene Faktoren zufammen. 
Unter ihnen kommt vielleicht demjenigen bie ge= 
tingfte reale Bedeutung zu, den unferer angewöhn- 
ten Denlweiſe gemäß jedermann zuerjt anführen 
wird, dem Gefühle für ſtaatsbürgerliche Gleichheit 
und dem Haſſe gegen das politiiche Vorrecht eines 
Standes, beides in feiner hergebrachten Formu⸗ 
Hierung ein Erbe der franzöflihen Revolution. 
Mehr ins Gewicht Fällt Die Tendenz der modernen 
Welt zur Bildung großer centralifierter Staaten. 
Noch eher verträgt fich biefelbe mit einer auf der 
Bafis des allgemeinen Stimmrechts aufgebauten be» 
motratiſchen Berfaffung. Denn hier find die Bürger 
ſämtlich gleiche Einheiten, und bie Entſcheidung 
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liegt bei der größeren Zahl. Die Herrſchaft einer 
privilegierten Minderheit aber ſetzt voraus, daß 
die Mitglieder derſelben für bie Beherrſchten mehr 
darftellen als eine bloße Zahl, daß der Vorzug, 
auf dem ihre Herrſchafi beruht, ein bekannter und 
anerkannter it und der Glanz ihrer Namen das 
Gemeinweſen erhellt. Hierdurch aber werben dem 
Umfange des Staatsweſens von ſelbſt enge Grenzen 
geftedt, und die Gefchichte Iehrt in der That, daß 
die Erweiterung de Staatägebietes für den Bes 
ftand ber Ariftofratien verhängnisvoll wurde. Aber 
das eigentlich Entſcheidende ift, daß jene einfache, 
fociale Gliederung, welche die Borausfegung für 
das Auflommen und die Dauer der Ariftofratien 
bilbet, in der Neuzeit nicht mehr befteht. Neben 
bie großen Grundbefißer find bie Großinbuftriellen 
und bie Börfenmänner mit ihrem weit frucht« 
bareren mobilen Kapital getreten, zwiſchen dieſen 
Gruppen focialer Koryphäen befteht feine Soli⸗ 
barität der Interefien, * ein ſtill oder laut 
geführter Krieg. Und zu der größeren Kompli⸗ 
siertheit bes focialen Körpers tritt die ungeheure 
Unrube des modernen Wirtſchaftslebens mit feinen 
Produltionsſchwankungen, Handelskriſen und 
Böorſenkataſtrophen. Woher jollten die Patricier⸗ 
geichlechter Tommen, in denen Befik und flants- 
männiihe Bilbung und ebler Gemeinfinn durch 
lange Generationgreihen vom Vater auf ben Sohn 
übergehen? Nicht innerhalb eines einzelnen umter 
ben Gejellihaftskreifen, welde das moderne 
Staatswejen umfaßt, darf Heutzutage ber Träger 
der Staatögewalt fi finden, fondern an einer 
höheren Stelle, welche bie fämtlichen überragt und 
darum die Interefien derſelben gegeneinander aus · 
augleichen im ftanbe iſt. 

3. Zur Würdigung der ariftofrati« 
fen Staatsform. Nach Montesquieu wäre 


ft | das Princip der Ariftofratie die Mäßigung, wie 


dag der Monarchie die Ehre, daB der Demokratie 
bie bürgerliche Tugend. Aber bie Einteilung tft 
wenig glücklich und Täßt das Charakteriſtiſche der 
einzelnen Formen nirgends heraustreten. Mit 
einem größeren Scheine von Nichtigkeit Tönnte 
man vielleicht jagen, das Princip ber Ariftofratie 
fei die Gewohnheit. Aufredhterhaltung des Alther« 
gebrachten, Vermeidung jeber unruhigen Neuerung 
liegen daher in ber Natur einer ariſtokratiſchen 
Regierung, ihre Politit wird eine fonfequente, 
ftetige fein, bie Uberlieferung ber Väter als eine 
gewiſſenhaft feftzugaltende Norm gelten. Es ift 
einleuchtend, wie ſehr dieſe Tendenz dem ruhigen 
Gange und ber Sicherheit des Staatslebens zum 
Vorteile gereichen muß, wie fie aber zugleich auch 
die Gefahr eines verfnödherten Konjervativismus 
in fi) birgt, welcher, zähe am Alten feſthaltend, 
jedem, auch dem berechtigtften Fortſchritte entgegen · 
tritt. Ein Ausfluß dieſer auf die Erhaltung gerich · 
teten Tendenz war die für dag Mittelalter charaf- 
teriftiiche Erblichkeit der Amter. Man braudt 
nicht jo weit zu gehen, das beutjche Reich ſelbſt 
feit dem Untergange der Hohenftaufen als eine 
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Ariftofratie zu bezeichnen, ariſtokratiſche Ideen 
aber beherrſchen jene ganze Periode und treten in 
den Berfaffungen der untergeorbneten Gemeinweſen 


deutlich hervor, nicht zum wenigſten in ber erb- |j 


lichen Befeſtigung aller politifchen und rechtlichen 
Berhältnifle. „Die Sehen, bie Reichswürden und 
Anter, die Gerichtsbarkeit in allen Stufen, Graf» 
ſchaften, Bogteien, Grundherrichaften, felbft die 
Stühle ber urteilenden Schöffen, die Ritterjchaft, 
der Hofdienft der Minifterialen, die Patriciate 
in den Städten, die Meier- und Sellerämter in 
den Dörfern, der hofrechtliche Beſitz der hörigen 
Bauern, alle wurde während des Mittelalters 
erblich“ Gluntſchli). Meontesquien meint ganz 
allgemein, e8 bezeichne die Außerjte-Verderbnig, 
wenn eine Ariftofratie fich erblich feitiege. Dies 
ift ohne Frage eine Übertreibung, bei welcher Die 
Erinnerungen an bie antike Staatsphiloſophie nad» 
wirfen. Bielmehr wurbe oben al& das weſentliche 
Merkmal der hiſtoriſchen Ariftofratie bezeichnet, 
daß in ihr bie herrſchende Minorität aus eigenem 
Rechte die Regierung führt, womit das andere von 
En gegeben ift, daß bie Zugehörigkeit zu einem 
ocial hervorragenden Stande af Grund des 
Erbrechis zur Herrſchaft beruft. Richtig aber ift, 
daß Erblichteit der öffentlichen Amter der Ariflo- 
Tratie leicht ein gehäffiges Gepräge aufbrüden 
wird. Ausbeutung der Stantsgemwalt in privatem 
Intereſſe ift nach Ariftoteles das eigentliche Kenn« 
zeichen einer ſchlechten Berfaffung, eine derartige 
privatrechtliche Ausnutzung der Funltionen des 
ſtaatlichen Lebens iſt aber nicht allzuweit hiervon 
entfernt. Dem idealen Moment, auf welches die 
Ariftofratie ihrem Namen nad) Anſpruch macht, 
ift es ficherlich angemefjener, wenn der Führung 
Öffentlicher Gefchäfte ein Privatvorteil nicht an—⸗ 
baftet, fondern umgekehrt, wenn die Großen durch 
Opfer, die fie für da8 Gemeinwefen bringen, das 
Volk mit ihrem politiihen Vorrang verföhnen. 
Mit dem Glanze des Staates werden aladann 
die Namen feiner hochherzigen Patricier untrenn- 
bar verbunden. Auch da8 entipricht der Natur 
der Ariftofratie, daß fie die Organe und die 
Bebensäußerungen des Staates mit Würde und 
Glanz umgiebt, um durch das Imponierende der 
Erſcheinung das Gewichi der Autorität zu ver⸗ 
ftärfen. Beides aber ſetzi freilich voraus, daß die 
wirtſchaftliche Grundlage des politifchen Vorrangs 
feine Minderung erfährt und Maßtregeln beſtehen, 
welche den Beſih ber herrſchenden Geſchlechter zu 
befeſtigen geeignet find. Auch hier verfennt Mon ⸗ 
tesquieu völlig bie Verhältnifie des realen Lebens, 
wenn er Majorate und ähnliche Einrichtungen im 
ariftofratifhen Staatsweien als fehlerhaft be= 
zeichnet. — Der erbliche Anſpruch auf die Regie 
rungsgewalt wirkt fodann in ben herrſchenden 
Geſchlechtern für forgfältige Erziehung und ftants« 
männifhe Schulung der Jugend. In politifcher 
Atmofphäre aufgewachlen, mit dem Gange der 
Staatögeichäfte frühzeitig vertraut, wird fie, wenn 
ber Augenblid fommt, der fie an bie Stelle ber 
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abtretenden Alten ruft, das Steuer mit Zuverſicht 
ergreifen und mit Feſtigkeit führen. Vortreffliche 
Einrichtungen zur flaatsmännifchen 
lüngeren Mitglieder der Ariſtokratie beftanden in 
Rom durch den regelmäßigen Stufengaug in ber 
Belleidung öffentlicher Amter; ſodann in Bern 
teils durch dieſelbe Einrichtung, teils aber durch 
bie frühzeitige Bildung der ganzen Jugend in 
Staatsgeichäften mitteis eined Scheinbildes ber 
Regierung, In welchem alle wirklichen Amier eben 
als verliehen und die im Leben vorlommenden 
Geſchafte zur Übung betrieben toucden“ (Mohh. 
— Derjelbe tonfervative Geift, der in bem ängft« 
lichen Fefthalten an dem Hergebrachten das Mittel 
zur Wahrung der äußeren Ordnung erblidt, wird 
nicht minder zu gewilienhafter Pflege bes Rechts 
antreiben. Gerade weil eine ftrenge Scheibelinie 
Regierende und Regierte trennt und alle Gewalt 
ausſchließlich in den Händen einer Klaſſe liegt, 
müſſen die Beherrſchten ſich der ruhigen r 
zeugung hingeben kdnnen, daß die Gewalt nicht 
ur Kränkung ihrer Rechte mißbraucht werde. 
Das Volf erträgt es, von ber Teilnahme an den 
Staatsgejhäften ausgeſchloſſen zu jein, e8 erträgt 
& nicht, wenn übermütige Batricier in die Sphäre 
feines Privatrechts eingreifen. Indeſſen pflegen 
ariftokratifche Regierungen in der That, folange 
nicht außerordentliche Ereigniſſe Die Leidenſchaften 
entfeſſeln, eine größere Achtung vor dem Rechte 
an den Tag zu legen als demokratiſche. Die 
Nechtäpflege der Venetianer war wegen ihrer 
Strenge, aber aud) wegen ihrer Unparteilichleit 
erühmt. — Daß die Glieder des herrſchenden 
Standes, wie häufig behauptet wird, unter ſich 
völlig gleich fein müßten, Tiegt an fi nicht im 
een Seen get 
w runblage ie an⸗ 
des bildet, kann auqh innerhalb desfelben Abftu- 
fungen ber Rechte und Vorzüge begründen, welche 
gewifienhafte Wahrung erheiſchen. Richtig aber 
itt, daß eine derartige Gliederung innerhalb der 
Geſchlechter leicht dahin führen kann, bie Gewalt 
in den Hänben der mächtigeren unter ihnen zu 
fongentrieren. So geſchah e8 in Benebig, wo durch 
den „Schluß des Großen Rates“ vom Jahre 1297 
die Mehrzahl der Patricierfamilien von der Er« 
werbungder höchſten Würden ausgeſchloſſen wurde; 
fo in Bern, wo ſich aus dem Kreis der regierungs- 
fähigen Familien die bevorrechtete Minderzahl der 
wirflich regierenden ausſchied. 

Als die Vorausfeung für das Auflommen einer 
ariftofratifchen Herrichaft ift oben das Vorhanden · 
fein eines focial höher ftehenden, die übrigen an 
Beſitz Anfehen und Bildung überragenden Stan- 
des bezeichnet worden. Ihre Fortexiſtenz wird dem · 
nad) durch die Foridauer dieſes Verhaͤlmiſſes be» 
dingt ſein; dieſelbe wird bedroht erſcheinen, wenn 
innerhalb der beherrſchten Majorität Elemente aufe 
treten, welche in den angeführten Richtungen mit 
denen ber herrſchenden Diinorität wetteifern. Dann 
find verſchiedene Verhältnifje denkbar. Die alten 
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Patriciergeſchlechter mögen, wenn aud) nach einigem 
Wiberfireben, den neuen Elementen ihre Reihen 
eröffnen und ihnen einen Anteil an ben Stants- 
geihäften verſlatten. Dies ift der wohlfeile Rat, 
den Hiftorifer und Staatsphiloſophen den unter» 
gegangenen Ariftolratien nachträglich zu geben 
pflegen. Durch ben Zuwachs friicher Kräfte würben 
fie, fo fagt man, ſich ſelbſi geftärft und vor Ver» 
Inöcherung bewahrt haben. Aber man unterfchägt 
hierbei nicht mur den natürlichen Wiberftand, 
welchen jederzeit und in allen Lagen die Befigenden 
den forderungen der Prätenbenten entgegenitellen; 
man überfieht insbeſondere, daß auf ſolchem Wege 
raſcher oder Iangfamer eine völlige Ummand- 
lung de8 Staatsweſens eintreten muß. Wenn die 
Berufung zur Herrichaft nicht mehr auf der erb- 
lichen Zugehörigkeit zu einem gefchloffenen Stande 
bexubt, fo wird fie ſich unausweichlich zuleßt nach 
der Ir bes Cenſus richten, die Ariſtokratie wird 
zur Plutokratie, zur Herrſchaft der Reichen werben. 
ber aber bie herrſchende Minorität zieht ſich fefter 
in fich zufammen und fucht ihren ausſchließlichen 
Vorrang mit Gewalt zu behaupten. Dann ent 
fcheibet eben bie Gewalt, wie in den Kämpfen 
ber Geſchlechter mit den Zünften in den Städten 
bes fpäteren Mittelalters, Auf bie Dauer aber 
wird fie nicht ſtart genug fein, die Ariftofratie 
rein und voll aufrecht zu erhalten, die Zeit der 
leßteren ift dann vorüber. Auch in Athen, das 
ung gewöhnlich als ber höchfte Außbrud der Demo- 
Trafie gilt, hatten einſtmals die Geſchlechter die 
Macht im Stante bejeffen, bis die Gemeinden 
neben fie getreten waren und fie nun in der Ge» 
famtheit der Bürgerfchaft verſchwanden. 
Litteratur. Gagern, Refultate der Sitten 
geſchichte II; Zacarid, Vierzig Bücher vom 
Staate III, Bud) 17 ; Bluntfchlt, Lehre vom mo» 
dernen Staate I, 6, Rap. 17 ff.; Mohl, Ency⸗ 
Hopäbie der Staatswiſſenſchaften; Henkel, Stu- 
dien zur Geſchichte der griechiſchen Lehre vom 
Staat, 1872. ſv. Hertling.] 
Arifiofeles, geb. 384 v. Chr. zu Stagira, 
geft. 322, der Schüler Platos und Lehrer Alex- 
anders d. Gr., bezeichnet nicht nur ben Höhe- 
punkt, bis zu welchem in Griechenland der Ent- 
wicllungsgang ber Philofophie hinführte, er 
erſcheint nicht nur durch die Univerfalität feines 
Geiftes, welche Tiefe der Spekulation mit ausge⸗ 
breitetem, bie gefamten Kenntniſſe feiner Zeit um« 
fafendem Wiſſen vereinigt, algeiner Der bedeutend- 
Männer aller Zeiten, er hat auch wie faum 
ein anderer auf die fpäteren Jahrhunderte einen 
nachhaltigen Einfluß ausgeübt. Den Scholaftitern 
des chriftlichen elalter8 war er ber Philoſoph 
ſchlechtweg, der Meifter der Schule; in feinen 
iffenfchaftlihen Werken fuchte man Aufe 
ſchluß über die Geftalten und Begebenheiten und 
die gefamte Einrichtung der fihtbaren Welt, feine 
metaphyfiſchen, anthropologiſchen, ethiſchen Aufe 
flellungen bildeten bie traditionellen Beſtandſtüde 
der gelehrten Bildung, in der Theologie fanden 
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je erfolgreiche Verwertung. Die ariſtoteliſche 

ogik endlich ift noch Heute troß aller Anfein« 
dungen, bie fie jeit den Zeiten der Renaifiance 
erfahren mußte, troß aller Reformverſuche der 
Gegenwart die unentbehrlihe und in gemifien 
Punkten unerſchütterliche Grundlage für jede 
wiſſenſchaftliche Theorie über die Formen und 
Geſetze unferes Denkens. 

Um eine vollftändige, allen diefen Richtungen 
gleihmäßig nachgehende Darlegung der ariftote- 
liien Lehre kann e8 ſich an dieſem Orte felbft« 
verjtändlich nicht handeln. Hier intereffiert nur 
feine Stellung zu ben Problemen ber philoſophiſchen 
Staats- und Rechtslehre. Zum Verftänd- 
nis berfelben aber ift e8 notwenbig, in Kürze an 
den Standpunkt zu erinnern, welchen Ariftoteles 
in der Ethik überhaupt einnimmt. — Wie ihn 
in der Beratung und Erforfhung der Natur 
überall der Zwedgedanle Ieitet, jo daß er e8 nicht 
nur als feine allgemeine zeugung ausſpricht, 
die Natur thue nichts auf geradehin und ohne 
Ziel, ſondern auch im einzelnen überall beſtrebt 
it, jede Einrichtung und jede Beichaffenheit der 
Dinge aus der ihnen zulommenden Wirfamteit, 
biefe letztere aber aus dem Ziele zu erklären, auf 
welches fie gerichtet ift und welches durch fie er- 
reicht werben foll, fo ift die gleiche Denkweiſe für 
ihn auch in ber praltiſchen Philofophie maßgebend. 
Was ift der Zivedt des Menſchen, das Iehte Ziel, 
worauf die ſpecifiſch menſchliche Thätigfeit ab⸗ 
zwedt? Und was ift der Zwed der georbneten 
menſchlichen Gemeinſchaft, des Staates? Das, 
wonad) als dem oberften Ziele alle ftreben, wenn 
fie es auch auf verihiebenen Wegen zu erreichen 
ſuchen, ift die Glückſeligkeit. Die Philoſophie 
aber ftellt feft, daß die Glüdfeligkeit nur in der 
Bethätigung der Vernunft als des außzeichnenden 
Beftandteild der Menſchennatur beftehen kann, 
fei dies unmittelbar denfende Betrachtung, ſei es 
Unterordnung bes gefamten Menfchen unter das 
von ber Vernunft ausgehenbe Gebot. 

Aber wie Ariftoteleg e8 verfäumt hat, wenigſtens 
in feinen wiſſenſchaftlichen Lehrfchriften, feiner 
teleologifchen Naturbetrachtung beitimmt und auß« 
drücklich bie Richtung auf eine awediegende (gött- 
liche) Vernunft zu geben, fo bleibt eine ähnliche 
Lüde in der Ethil. Daß ber Unterſchied von gut 
und böfe nicht auf bloßer Menſchenſatzung berube, 
fondern in der Natur felbft begründet fei, ift die 
gelegentlich zum Ausdruck gelangende Uberzeugung, 
aber nirgends wird das bie fittliche Ordnung be⸗ 
ftimmende Gefeß mit voller Deutlichteit als oberftes 
Princip Herausgeftellt. So kommt ber tiefgreifende 
Unterfchied zwiſchen dem Zwecke bes Menſchen als 
dem Ziele ſeines eihiſchen Sollens und den Zwecken, 
die die übrigen Naturdinge In blinder — 
ihrer Kraͤfte und Triebe realifieren, nicht hinreich 
” Würdigung, und es bleibt der ariftotelijchen 

iehre jener äfthetiiche Charakter, welcher ber an« 
tifen Ethik überhaupt eigen ift: das Gute ift das 
Schöne, das den Bernünftigen und Weifen Wohl- 
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gefällige, mit ihm allein ift eine bauernde Luft 
verbunden; bas Böfe umgefehrt ift widrig und 
häßlich. Edel angelegte Naturen wenden fidh von 
ſelbſt dem Guten zu, Die Menge muß duch Ge- 
wöhnung, durch die firenge Zucht des Geſetzes 
dazu erzogen werben. 

Auf einem folhen Standpunkte ift eine prin= 
eipielle Scheidung zwifchen dem Gebiete des Rechts 
und dem be3 Gittlihen im engeren Sinne nicht 
möglih. Wie dem Griechen überhaupt, ift auch 
für Ariftoteles der Staat die vollfte Nealifierung 
des Schönen, Guten, Sittlihen. Sein Zwed 
als der höhere umfaßt den des einzelnen und 
ſchließt ihn ein, oder wie Ariftoteleg e8 ausdrückt: 
der Staat ift früher als der einzelne. Er ift zu⸗ 
glei fo völlig von dem Geifte feines Lehrers 
Plato erfüllt, daß ihm das nationale Staatsleben 
in feiner konkreten Erſcheinung nicht ben letzten 
Abſchluß bilden kann, daß er den Staat vielmehr 
ausdrüdlich in den Dienft fittlicher Ideen ftellt. 
Aber er lennt nun auch feine Seite fittlicher Bes 
thätigung, welche um ihrer befondern Natur und 
Beſchaffenheit willen dem Einfluffe ftaatlicher 
Maßnahmen entrüdt werden müßte; er zweifelt 
nicht daran, daß ſtaatliche Gefehgebung * 
Tugendübung vorſchreiben folle, er zweifelt auch 
nicht daran, daß ihr, wo fie e8 unternimmt, der 
Erfolg gewiß fein werbe. So wird ihm ber Unter« 
ſchied zwiſchen ben beiden Disciplinen der Ethik 
und Politik ein bloß Außerlicher. Politik im wei» 
teren Sinne ift ber Name für die ethiſche Haupt« 
wiffenfchaft. Diefelbe zerfällt ſodann in einen 
Teil, der von der fittlichen Tätigkeit des einzelnen 
handelt, die Ethik, und einen zweiten, der vom 
Staale Handelt, bie Volitif im engeren Sinne. 

Aus der ethiſchen Betrachtung, intereffiert hier 
die Unterfuchung über die Gerechtigkeit. Sie 
bilbet den Inhalt jenes fünften Buches der Nifo- 
machiſchen Ethik, welches noch fpäteren Jahr- 
hunderten, noch über die Zeit der Scholaſtik hin⸗ 
aus, als Quelle für die Begriffe des Naturrechts 

edient hat. Daß trotzdem Ariſtoteles nicht als 

egründer des Naturrechts gelten kann, folgt 
bereits aus dem zuvor Geſagten. Er hat ſo wenig 
einen Begriff vom Recht in unſerem Sinne, wie 
die griechiſche Sprache einen Namen dafür hat. 
Seine Unterſuchung gilt ber Gerechtigkeit als 
einer Tugend, einer moraliſchen Beſchaffenheit. 
Indem er fodann eine zweifache Bebeutung dieſes 
Namens unterfceibet, firiert er ben Sprachge- 
brauch, ber ſich lange vor ihm und nicht in Grie- 


chenland allein ausgebildet hatte, für die ganze | fi 


Folgezeit. Unter Gerechtigfeit können wir bier- 
nad einmal ben Inbegriff fittliher Vollendung 
veritehen, fofern damit nicht nur die harmoniſche, 
von der Vernunft beherrſchte Ausgeflaltung aller 
Kräfte und Neigungen des Individuums an fich, 
fonbern aud) bie richtige Beichaffenheit den andern 
gegenüber gelebt ift. Sie ſchließt in biefem Sinne 
die jämtlihen Tugenden ein, indem fie zugleich 
jeder einzelnen bie Richtung aufben Nebenmenjchen 
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giebt. Im engerer Bedeutung bagegen bezeichnet 
Gerechtigkeit das richtige Verhalten in der Ver« 
teilung und dem Austaufh von Gütern. Das 
richtige Verhalten ſoll aber hier wie bei jeder 
Tugend in der Wahrung ber richtigen Mitte und 
dementſprechend die Ungerehtigfeit in dem fehler⸗ 
haften Abweichen ins Extrem beſtehen. Wird 
dann weiter das Gerechte in biefem Sinne als 
dag Gleichmäßige bezeichnet, jo denken wir an 
ein ſolches Verhältnis im Güterverkehr, bei dem 
feiner zu viel und feiner zu wenig erhält, aljo 
jeber, was ihm gebührt. Nur daß die Geredhtig- 
feit leineswegs immer dann gewahrt ift, wenu 
alle das Gleiche erhalten! Ariftoteles ſetzt Daher 
aud) alsbald an Stelle des Gleichmäßigen das 
PVerhältnismäßige, aber er unterläßt e8, ben Maß 
flab anzugeben, an dem ſich das richtige Verhält» 
nis heraußfielt und nad} einer allgemeinen Regel 
beftimmt wird, was jedesmal einem jeden gebührt. 
Und doch ift feine Abficht feinestvegs, den Kreis, 
in dem das Geredhte ſich findet, ausſchließlich auf 
eg pen dei eich 
nicht nur bie Übervorteilung des andern, fondern 
jedweder Einbruch in bie fremde Rechtsſphäre, 
Mord, Gewaltthat, Ehebruch, werben unter ben 
Begriff der Ungerechtigkeit ſubſumiert. Aber wir 
bermifjen eine Definition, welche die ſämtlichen 
Fälle principiell zufammenfaßte und fo durch 
den Gegenjag den eigenartigen Inhalt der Ge⸗ 
tedhtigfeit im Unterſchiede von den übrigen Tugen« 
ben heraustreten ließe. Es iſt dies nur die andere 
Seite des ſchon oben gerügten Mangels. So nahe 
der Philofoph gelegentlih daran rührt, fo fehlt 
doch die volle Anerkennung ber dem Menſchen 
als ſolchem eignenden, urſprünglichen, rechtlichen 
Befugniffe, die aus dem Zwedle und der auszeich⸗ 
nenben Menfchennatur ftammen und in denen das 
innere Maß bes Gerechten und Ungerechten liegt. 
Der Mangel wird nicht dadurch aufgewogen, daß 
Ariftoteles beftimmt und unzweideutig ein natür« 
liches Gerechtes anerfennt und dasſelbe in feiner 
Unveränderlichleit dem bloß politiich Gerechten 
gegenüberftellt, d. h. demjenigen, was in einem 
beftimmten Staate auf Grund feiner bejondern 
Einrichtung Rechtens ift. Denn es wird nirgends 
ber Verfuch gemacht, jenes von Natur Gerechte 
nun auch aus der Natur abzuleiten. &8 erſcheint 
wohl als dasjenige, worauf als auf das Beite bie 
Natur Hinzielt und zu welchem fie antreibt, nicht 
aber als bie unzweideutige Norm, mit welder die 
pofitiven Sapungen in Überinftimmunggubeingen 


ind. 

Statt deſſen wird der erften Einteilung alsbald 
eine zweite an die Seite geftellt und die Gerech⸗ 
tigfeit in ber engeren Bedeutung nochmals in 
eine Zweiheit gejpalten. Ariftoteles wird hier der 
Urheberberbefannten, unzähligemal nachgeſproche - 
nen Unterfcheidung zwifchen austeilender und 
ausgleidhender Gerechtigkeit, iustitia distri- 
butiva und iustitia commutativa. Bei ber 
erſteren handelt es ſich um die Verteilung flaat8- 
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bürgerlicher Vorzüge und gemeinfamen Beſitzes 
an Die einzelnen, bei der anbern um bie Aufe 
hebung und Verhinderung von Rechtsverlekungen. 
Ines Mertmal des Gleihmäßigen foll bei der 
erſten in Geflalt einer geometriihen Broportion 
zu Tage treten. Die austeilende Gerechtigkeit ift 
gm wenn das, was ber eine an Ehren und 

orteilen bekommt, zu dem dem andern Zuges 
wieſenen ſich ganz ebenſo verhält wie das Verdienſt 
ober die Würbigfeit des erflen zu dem Berbienft 
oder der Würdigfeit des zweiten. Bei der aus⸗ 
gleichenden Gerechtigkeit foll e8 dagegen nicht auf 
die Würbigfeit ber Perſon, fondern lediglich auf 
den Wert der Sachen anfommen. Sie verlangt 
in — daß jeder gleichviel erhalte, und 
verlangt, daß, wer Unrecht gethan hat, jo viel 
Nachteil zu erleiden habe, als er ſich unrecht 
mäßigen Vorteil angeeignet hat. Hier fol dem» 
gemäß die arithmetiihe Proportion gelten, in 
welcher die Gliederpaare einander gleich find. Die 
Gerechtigleit ift gewahrt, wenn das, was der eine 
erhalten hat, abzüglich, des unrechtmäßigerweife 
angemaßten uſſes, ebenfoviel beträgt als 
das dem andern urjprünglich Zugefallene famt 
dem jenem erften Entzogenen und dieſem zweiten 
nachträglich Beigelegten. Und Xriftoteles will 
hierunter nicht nur die Verträge der verſchiedenen 
Art zufaommengefaßt wiſſen, nicht nur Kauf und 
Verlauf, Anlehen, Vermietung u. |. w. follen 
danach bemeſſen werden, fondern auch biejenigen 
Forderungen, weldhe ihren Urfprung in erlittenem 
Unrecht haben, jei dies heimlich oder in offener 
Gewaltthat zugefügt. Als Verhältniſſe folder 
Art werden aufgezählt einerſeits Diebftahl, Ehe 
bruch, Vergiftung, Verführung, Betrug, Meuchel⸗ 
mord, faljches Zeugnis, anberjeits Mißhandlung 
Freiheitsentziehung, Totſchlag, Raub, Verftümme- 
Img, Beichimpfung, Verhöhnung. Aber Arifto- 
tele tommt jofort mit feiner Auffaffung ins 
Gebränge, ganz abgefehen davon, daß es ein 
Mangel ift, wenn zwilchen Schadenerfag und 
Strafe nicht gejchieben wird. Schon beim Tauſch 
herrſcht nicht ariihmetiſche Gleichheit, er gefchieht 
nicht zwiſchen denfelben,, fonbern zwiſchen ver⸗ 

iebenen, aber an Wert gleichen Gegenftänben. 
Arifioteles lann nicht in Abrebe flellen, daß auch 
bier vielmehr das Verhältnis der geometrifchen 
Proportion gilt; wie fi) die Ware des einen 

der des anbern verhält, fo hat fi} das, was 
jemer befommt, zu dem, was biejer befommt, zu 
verhalten. Aber auch in ber Strafrechtöpfiege ift 
es nicht anders, und daß bier allerbings, der 
frügeren Ausfage zuwider, die Perſon des Ver⸗ 
lehenden wie die des Berlekten mit in Frage fommt, 
wirb gelegentlich ausbrüdlich anerkannt. 

So genügt bie Erdrterung gerade da nicht, wo 
es fi) um Hauptpunfte handelt. Weber wird Die 
Norm, an welcher ſich herauszuftellen hat, was 
rechtmäßig ober gerecht ift, mit zweifellofer Klar⸗ 
heit beftimmt, noch auch wirb ber Verfuch gemacht, 
basfelbe aus einem höheren Princip abzuleiten. 
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Ob eine beffere Überlieferung des vielfach zer⸗ 
rütteten Textes bieje Mängel bejeitigen würbe, ift 
zweifelhaft. Im Beſitze der bereiherten und bes 
richtigten Vorftellungen,, welche die dazwiſchen 
liegende römische Rechtswiſſenſchaft zu Tage ger 
fördert hatte, haben die Erflärer bie ſchwankenden 
Begriffe feftgeftellt und bie Lüden ausgefüllt, ohne 
fich bewußt zu werben, daß fie damit fremde Be⸗ 
ſtandteile in den urſprünglichen Gedankengang 
hineintrugen. ubrigens mag nochmals herbor« 

hoben werben, daß für ben letzteren nicht der 
uridiſche, fondern der ethiſche Geſichtspunkt ber 
maßgebende ift. Nicht in der äußerlichen Über» 
einftimmung der Handlung mit dem Gefehe wirb 
darum daß entjcheidende Kriterium ber Gerechtig« 
keit erblict, fonbern in ber inneren Gefinnung, 
welche auf bieje Übereinftimmung als auf ihr Ziel 
gerichtet ift. Endlich aber dient die Unterſcheidung 
wiſchen dem natürlichen Gerechten und dem Ge⸗ 
Teptichen zur Aufftellung des Begriffs der Bil- 
ligteit. Das Gefeh, das feiner Natur nach ein 
allgemeines ift, kann unmöglich die fämtlichen 
Einzelfälle in ihrer wechſelnden Eigenart treffen. 
Billig Handelt alsdann der Richter, ber nicht nad) 
dem Buchftaben verfährt, fondern das pofitive 
Recht durch die natürliche Gerechtigkeit berichtigt 
oder ergänzt. 

Die arotefifen Gedanken zur philofo- 
phiſchen Staatslehre enthalten die acht 
Bücher der Politik. Eine Vorarbeit hierzu bildeten 
bie Bolitien, eine Sammlung von 158 hellenifchen 
und barbarifchen Verfafjungen, unter denen bie 
von Athen neuerdings ans Licht gezogen worden 
ift (ed. Kenyon, 1891). Ein Element der arifto- 
teliſchen Ethik ſcheint, Tonfequent entwickelt, über 
die antife Auffafjung vom Staat und feinem alles 
überragenden Werte hinauszuführen; es ift Dies 
der Vorrang, welcher ausbrüdlich dem Leben ber 
Erkenntnis und Wiſſenſchaft vor dem der pral« 
tiſchen Bethätigung zuerteilt wird. Süße, welche 
die denfende Betrachtung al8 ben Gipfel der Glüd- 
feligfeit preiſen, ſcheinen den andern zu wider 
ſprechen, welche im Sinne der hergebrachten grie⸗ 
chiſchen Meinung bie vollfommenfte Verwirklichung 
der Sittlichleit im Staate erbliden und den 
Zwed der Gejamtheit bem des einzelnen als ben 
höheren gegenüberftellen. Bon zwei Seiten her läßt 
ſich jedod) der Widerfpruch auflöfen. Einmal, jo 
fern Ariftoteles die andauernde und ausſchließ ⸗ 
liche Hingabe an das erfennende Leben deutlich ber 
Gottheit vorbehalten und ohne Aufgabe des höch⸗ 
ften Zieles doch zugleich die Menjchennatur, wie 
fie wirklich ift, in Betracht gezogen wiſſen will. 
Gleichwie der Beſitz äußerer Güter nicht die Glüd- 
feligfeit ausmadt, ein gewifjes Maß derſelben 
jebod) bie notwendige Vorausſetzung dafür bilbet, 
ſo ift ftantliches Leben nicht das Höchſte an ſich, 
aber die ſtaatliche Gemeinfchaft bie unentbehrliche 
Grundlage, ohne welche auch für den einzelnen 
das Höchfte ſich nicht erreichen läßt. Sodann 
aber wird im Zufammenhang von Ausführungen, 
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welche nicht in ben Werfen des Krieges, ſondern 
in denen des Friedens bie pe des Staates 
zu erbliden anleiten, zu ben erjteren ausdrücklich 
die Beihäftigung mit Wiſſenſchaft und Philoſophie 
gerechnet. Es ſchwebt bem Arijtoteles das Ideal 
eines Staatsweſens vor, welches dem einzelnen die 
freie Muße ficherftellt, ſich den höchſten Beitre» 
bungen des Menſchengeiſtes hinzugeben, welches 
zugleich durch Erziehung den Sinn dafür wedt 
und fördert ; aber er fennt feinen feindlichen Gegen- 
faß zwiſchen diefen Beftrebungen und ber ſtaats⸗ 
männifchen Thätigfeit, er weiß, daß es immer 
nur einzelne find, welche ben erfteren nachgehen 
werden, und auch bon biefen fieht er e8 als ſelbſt⸗ 
verftändli an, daß fie dem auf vernünftiger 
Grundlage errichteten freien Staatsweien gerne 
ihre Kraft leihen. So verwirklicht ſich im Staate 
das „menfchliche Gute“ nad) feinem ganzen Um⸗ 
fange, der Zweck des Staates umfaßt in harmo⸗ 
niſcher Zufammenorbnung die ſämtlichen Menfch« 
beits3wede, und er Tann injofern ohne Widerſpruch 
dem Zweck des einzelnen als ber höhere gegenüber- 
geftellt werben. Der Menſch ift von Natur für 
das Leben im Staate beftimmt. Das Bedürfnis 
weift bie einzelnen aufeinander bin, und in ber 
Sprade Bent der Menſch zugleich ein Mittel des 
Verkehrs und der Gefelligkeit, welches ihn weit 
über alle andern lebenden Weſen erhebt. Aber 
der Staat foll nit bloß Schuß und Förderung 
bes äußeren Dafeins gewähren, er ift etiva anderes 
als eine Bundesgenoſſenſchaft oder eine Handels- 
tompanie, er entiteht zwar, wie Ariftoteles jagt, 
um bes Lebens willen, er befteht aber um bes guten 
Lebens willen, fein Ziel liegt in der Glüdieligfeit 
und ebendarum in ber tugenbhaften Bethätigung 
der Bürger; er iſt die Verbindung der Familien 
und Gemeinden zum Zwecke eines vollendeten, in 
jeglicher Richtung ſich ſelbſt genügenden Lebens. 

In bemerfendwerter Weiſe weicht Ariftoteles 
durch diefe Auffaffung von feinem Lehrer Plato 
ab. In dem platonifchen Jdealftaat übernehmen 
die Philofophen nur ungern und notgebrungen, 
wenn bie Reihe fie trifft, praftifche Staalsge — 
um ſo bald als moͤglich zur Betrachtung der 
Ideen zurückzulehren. Aber Ariſtoteles wendet 
fich auch direkt gegen bie platoniſchen Aufſtellungen. 
Dem einſeitigen Idealismus derſelben ſetzt er das 
Recht der wirllichen Welt und ber gegebenen Ver⸗ 
hältniffe entgegen. Was er gegen bie Forderung 
der Weiber und Gütergemeinſchaft vorbringt, 
Lönnen auch moderne Kommuniften nod mit 
Nutzen leſen. Mit einer forgfältigen Bere — 
der die beiden Geſchlechter außzeichnenden Cha- 
raltereigenſchaften verbindet fich bei ihm eine weit 
tiefere Auffafjung der Ehe als bie platonifche. 
Der Mann ift zur Herrſchaft berufen, aber nur 
wer ſelbſt ſtlabiſcher Natur ift, wird das Weib zur 
Sllavin erniebrigen. Die Frau ſoll bie freie Ge⸗ 
noffin des Mannes fein, und aus der phyſiſchen 
Grundlage, aus der wechjelfeitigen Ergänzung unb 
Hiffeleiftung, aus der gemeinfamen Pflege der 
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Tugend foll ein Verhältnis fittlicher Lebensgemein · 
34 erwachſen. Die Stellung der beiden Ehe» 
gatten zu einander wird mit einer ariſtokratiſchen 
Verfafjung verglichen, die des Vaters zu den 
Kindern mit einer monarchiſchen. Denn hier be= 
fteht feine Gleichheit der Rechte, Die Kinder ger 
hören gewifjermaßen dem Vater zu eigen, von 
Natur find fie ihm zu Unterwerfung und Gehorſam · 
leiftung verbunden. Der Vater aber hat bie Pflicht, 
für das phyſiſche und geiftige Wohlergehen der 
Kinder zu forgen. Nicht in der — aller 
Familienbande, ſondern in der richtigen und dere 
nunftgemäßen Wahrung der Beziehungen, welche 
die Familie einjhließt, Tiegt die Vorbedingung 
für, ein wohlgeordnetes Staatsweſen. 

Aynliches gilt vom Eigentum. Geftüßt auf 
Erwägungen wirtſchaftlicher umb fittlicher Art, 
will — — das Sondereigentum gewahrt 
wiſſen, aber die ſchroffe Scheidung des Mein und 
Dein ſoll durch die Tugend gemildert werben, 
dem Spridwort gemäß, daß unter Freunden alles 
gemein ift. Ariftotele denkt bei Befig und Eigen- 
tum zunächſt an Grund ımd Boden, fobann an 
die Mittel und Werkzeuge des Hausbedarfs nad) 
feinem ganzen Umfange. Das Eigentum in dieſem 
Sinne erſcheint ihm al8 die unentbehrlihe Grund» 
lage für die Bethätigung eines freien Mannes, 
auf feine verftänbige Verwaltung geht die „natur« 
gemäße Wirtfhaftstunde” ‚ welde als folche 
Hiffewoiffenfcaft der Politik ift. Unlerſchieden 
von ihr und durch die Prädifate des Unnatürlichen 
und Künftlichen gebrandmarkt ift dagegen bie 
andere, welche fih auf den Erwerb um bes Er⸗ 
werbs willen richtet und daher über das zum voll» 
enbeten Leben Erforberlihe hinaus ins Grenzen⸗ 
loſe firebt. Für die volfswirtichaftliche Bedeutung 
einer gefleigerten Produftion hat er fein Ver— 
ftändnis, noch weniger für die des Handels, und 
von allen „naturwidrigen“ Erwerbsarten ift ihm 
das Geldausleihen die naturwidrigfte. Den Reflex 
der wirtſchaftlichen Zuftänbe, welche in feiner Um⸗ 
gebung die hertſchenden waren, darf man hierin 
nichterbliden. Überdie Stufe einer patriarchaliſchen 
Naturalwirtſchaft war man in Griechenland l 
hinaus, das Kapital war in Athen wie in Sparia 
einem entſcheidenden Faktor des öffentlichen 

jebens geworden. Dagegen wirkt darin die alte 
helleniſche Auffaſſung nad, derzufolge bie freie 
Muße des Bürgers notwenbigermweife jedes wirt« 
fchaftliche Geſchaͤft ausſchließt und die produktive 
Arbeit feiner nicht würdig ift, Vieleicht hängt es 
mit diefer Geringſchätzung der Arbeit zufammen, 
wenn jeltfamerweife unter ben „natürlihen Er» 
werbBarten“ auch der Raub aufgeführt wird; ihre 
lebte Spige aber und ihren ſchneidendſten Aus⸗ 
drud findet fie in der von Ariftoteles unternome 
menenphilofophifchen Rechtfertigungder Sklaverei. 

Schon damals hatte es nicht an Stimmen ge= 
fehlt, welche die Sklaverei als widernatüruch 
bezeichneten. Ariſtoteleg glaubt ſie durch ein 
doppeltes Argument widerlegen zu können. Ein⸗ 
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mal fordert feiner Meinung nad) der Bebarf bes 
geuie auch bejeelte Werkzeuge. So lange das 

jeberichiffchen nicht von felbft weht und ber 
Zitherſchlegel nicht von felbft mufiziert, glaubt er 
der Sflavenarbeit nicht entbehren zu können. 
Sodann aber ſcheint ihm diefelbe in der Natur 
ſelbſt begründet zu fein, welche bie einen zu ebler 
gifiger eichäftigung, die andern zu Törperlicher 

rbeit berufen und angelegt hat. Wer fich ſelbſt 
wicht vorzuſtehen vermag, aber die Befehle anderer 
anszuführen geſchickt ift, für den ift es gut und 
natürlich, zu gehorchen. Darum find die Bar« 
baren bie geborenen Sflaven ber Hellenen, und 
naturwibrig ift nur, einen Angehörigen der zur 
Herrfchaft berufenen Hellenen zum Sklaven zu 
machen. Intereſſanter aber als dieſe Vorberfäße, 
mit denen ber größte griecdhifche Philofoph noch 
gm und gar im Banne feiner Zeit und feines 

jolfes fteht, iſt es, zu verfolgen, wie ihm die 
Durchführung derſelben Zugeftändnifje abzwingt, 
welche, konſequent entwidelt, zu ihrer Aufhebung 
hätten führen müffen. Denn zunächft muß Ari« 
ſtoteles zugeftehen, daß die von ihm aufgeftellte 
Regel zahlreiche Ausnahmen auftweift und häufig 
genug in bem Körper eines Freien eine ſtlaviſche 
Seele oder in ſtlaviſchem Körper ein freier und 
edler Geift wohnt. Ein direfter Verſtoß gegen 
das vermeintliche Naturgefeh ift aber ſodann fein 
Nat, den Sklaven als Lohn des Wohlverhaltens 
die Freiheit zu 
Natur für die Freiheit beftimmt, fo burften fie 
nicht in Knechtſchaft gehalten, im entgegengefehten 
Falle aber dürfen fie nicht in Freiheit gejeßt werden. 
Endlich aber wirb unterfchieben zwiſchen dem 
Sllaven als foldem und bem Menichen in ihm, 
es wirb auch dem Iehteren noch die Fähigkeit zur 
Tugend zugeſprochen, ja es wird anerfannt, daß 
alle Menfchen als ſolche ein Band ber Freund- 
Schaft, und .der Gerechtigkeit umfchlinge Nur 
bie Übermacht griechiſcher Gewöhnung und Sitte 
und bie untrennbare Verbindung des antifen 
Wirtſchaftslebens mit der Sflaverei hinderten als · 
dann noch, die einzig richtige Konſequenz zu 
De der Menſch als Menſch nicht Sklave 

e. 


Die gleiche, echt griechiſche Auffaſſung wirkt 
nad) in den Beſtimmungen über ben Ideal⸗ 
Roatumd das Staat$bürgertum. Was 
zunãchſt im allgemeinen das Kennzeichen des Bür⸗ 
gers betrifft, fo erblidt Ariftotele8 dasſelbe in 
der altiven Theilnahme am Leben des Staates, ber 
Verwaltung und Rechtspflege. Im beften Staate 
aber, in welchem das „Ihöne“, auf Tugend baflerte 
Leben verwirklicht ift und der gute Bürger mit dem 
wadern Manne zufammenfällt, ift politiiche Be⸗ 
thätigung notwendig an die Tugend gebunden. 
Diefer aber — Ariftoteles [heut vor dem harten 
Worte nicht zurück — ift fein profeffioneller Hand⸗ 
arbeiterfähig. Zwar bebürfendie Staatsbürger des 
Aderbaues und ber Gewerbe, aber fie üben fie nicht 
ſelbſt aus, ſondern überlaffen dies ben Sklaven und 
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verſprechen. Denn waren fie von | fül 
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den Einfaflen. Den Einfluß, welchen bie realen 
ge Boden, Lage, Charakter ber Bevölle⸗ 
rung u. ſ. w., auf jedes Staatsweſen ausüben, 
unterfchäßt Ariftoteles nicht. Auch bei dem Ent⸗ 
wurf eines „beiten Staates“, „wo man ſich alles 
nad Wunſch ausdenken Tann und nur nichts Une 
mögliches voraußfegen muß“, geht er ausführlich 
darauf ein. Er wünjcht für denſelben mittlere 
Fruchtbarkeit des Bodens, eine Verbindung mit 
der See in der Art, wie Athen fie befaß, und als 
Bürger Hellenen, weil nur fie den Mut der nor» 
diſchen Barbaren mit den geiftigen Fähigkeiten 
der Aflaten verbinden. Wichtiger aber für den 
Staatsmann als biefe Gaben bes Glüds ift ihm 
die moralifche Tüchtigfeit der Bürger, bie auf 
Einfit, Vorfak, Erziehung und Unterricht be» 
ruht. So wird ihm die Staatskunſt zur Staatd« 
pädagogif. Denn daß bei dem Zuſammenhang 
zwiſchen der Beichaffenheit der Bürger und der 
bes Staates die Erziehung nur eine ftaatliche fein 
nme, iſt ihm nicht zweifelhaft. In geordneter 
Stufenfolge ſoll diefelbe die Lörperliche, fittliche 
und wifſenſchaftliche Ausbildung umfaſſen und 
nicht nur auf die Jugend, auch auf das Leben der 
Erwachſenen joll ſich die erziehende und beauffich« 
Aa Fürſorge des Staates erftreden. Ja die 

berwachung und die Eingriffe ber Staatsgewalt 
beginnen noch vor der Erziehung. Was Ariftoteles 
bier über die Regelung der Kindererzeugung aus- 
hrt, wiberftreitet ebenfojehr dem modernen Frei« 
heitsbewußtſein, wie der durch das Chriftentum 
geſcharften fittlichen Empfindung. Von den Mitteln 
der Erziehung werden nur Gymnaſtik und 
Mufiteingehend beiprochen. In betreff dererfteren 
warnt Arilotels vor einfeitiger Überihägung, bie 
er den Spartanern zum Vorwurf macht. Große 
Bedeutung legt er der Muſik und ihrer ethiſchen 
Wirkung bei. Mehr als alle andern Künfte zur 
Darftellung fittlicher Eigenſchaften und Zuftände 
geeignet, joll fie diefe und zugleich bie Freude 
daran in den Zuhörern hervorrufen und jo all« 
mãhlich eine Gewohnheit zum Sittlichen begründen. 
Sorgfältig werben die Tonarten und Rhythmen 
ausgewählt, melde hierzu geſchickt find. Eigene 
Ausübung der Mufif aber ift nur ſoweit zuläffig, 
als das Verſtändnis dadurch bedingt iſt; was 
darüber hinausliegt, alfo zumal jede profeifiong« 
mäßige und virtuofenhafte Bethätigung, gilt als 
des freien Mannes unwürdig. Daß Ariftoteles 
bie Erziehung nicht auf dieſe beiden Gebiete be» 
ſchränkt wiſſen wollte, geht auß beftimmten Aus ⸗ 
Iprüchen hervor, in ben Büchern der Politik ift 
De ein weiteres zur Erziehungslehre nicht ent» 
alten. 

Auch was wir über bie Verfaffung des beften 
Staates erfahren, ift äußerft ſpärlich. Zur ride 
tigen Würdigung des wenigen, wie der ariftote 
lichen Staatslehre überhaupt, darf man den einen 
Umftand nicht außer acht laſſen, auf welchen der 
tiefgreifende Unterſchied zwiſchen dem griechiſchen 
und dem modernen Siaaisieben beruht. Wie 
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die Griechen nur einen Namen für Stadt und 
Staat befigen, jo war ihr Staat in der That 
Stabdtitaat, dag politifche Leben konzentrierte ſich 
in der Hauptftabt, von welcher das umliegende 
Gebiet in jeder Weife abhängig war. Und dieſes 
politifche Leben fpielte ſich vor ber ſtädtiſchen Bevöl« 
ferung tagtäglich in vollfter Sffentlichfeit ab, jeder 
Bürger nahm daran teil, nicht u einen Vertreter, 
fondern perſönlich. „Seine Überzeugungen und 
Stichworte [Höpfte er nicht aus dem trüben Medium 
der Preffe, jondern aus dem Munde ſachkundiger 
Nebner. Die StaatSmänner feiner Zeit waren 
ihm wohlbefannte Figuren, die Gegenpartei feine 
vage Kollektinbegeichnung, er rieb ſich Schulter an 
Schulter mit ihr auf der Straße“ (Bradley). 
Ariftoteleg verlangt für den beiten Staat einen 
Umfang, welcher Unabhängigfeit und Leiftungs« 
Tähigfeit gewäbrleiftet, der aber nicht jo ausgedehnt 
ift, daß er die leichte Überfehbarkeit bindern twürbe, 
denn bie einzelnen müfjen einanber und der Obrig« 
keit befannt fein fönnen. Cine Reihe von Be 
ftimmungen tft nur unter diefer Vorausfegung 
eines mäßigen Umfangs und einer beſchränkten 
Zahl der Bollbürger begreiflich, fo die Einrichtung 
der gemeinfamen Mahlzeiten, der Syifitien, fo bie 
Anordnung, daß von den gleihmäßig an die 
Bürger verteilten Landloſen je eines in der Nähe 
der Stadt, das zweite gegen die Grenze hin ge⸗ 
legen jein foll, jo endlich, was über bie Verfaſſungs⸗ 
form des beiten Staates feftgejegt wird. Das 
Weſentliche aller Berfaffungsgeiehe ift nach ariſto⸗ 
teliſcher Auffaffung, die hier nur die allgemein 
griechiſche ift, die Verteilung der politifchen Rechte 
und Güter. Wenn die Gerechtigfeit gleiche Ver⸗ 
teilung verlangt, fo doch mit der Einfchränfung, 
daß nur Gleiche Gleiches erhalten dürfen, Ungleiche 
aber Ungleiches. Der höchſte Maßftab nun und 
darum derjenige, der im ibealen Staate Anwendung 
zu finden bat, ift die Tugend. Zugleich aber gilt 
die Annahme, daß an ihr im beiten Staate alle 
teiffaben. Anderſeits muß freilich ein Unterſchied 
beftehen zwiſchen Regierenden und Regierten. Nun 
teilen ſich Die Staatẽgeſchäfte in den Kriegsdienit 
und die Verwaltungsthätigfeit; jener erforbert 
jugendliche Kraft und Tapferfeit, dieſe Befonnen- 
beit und Erfahrung; naturgemäß eignet fomit 
jener mehr der Jugend, diefe dem reiferen Alter. 
Und fo ift die Löfung, daß im beften Staate alle 
an den Staattämtern und Gefchäften teilnehmen, 
nur nicht alle zugleich, fondern gleichfam klaſſen⸗ 
weife und jedesmal in der Richtung, wie e8 den 
beſondern Fähigkeiten der zur Thätigfeit Heran⸗ 
geängenen entipriht. Den Greifen im beſondern 
leiben die priefterlichen Verrichtungen vorbehalten. 
Darum gilt, daß im vollflommenen Staaie alle 
Bürger gleiche Rechte haben und dennoch eine 
Minderheit wirklich regiert, er ift eine Ariſtokratie, 
eine „Herrſchaft der Beſten“ im vollen und eigent» 
lichen Sinne. 
Aufgabe einer wiſſenſchaftlichen Staatslehre ift 
nun aber nach Ariftoteleg nicht bloß bie Schil« 
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derung bes vollfommenften Zuftandes, der ſich 
möglichermweife, bei einem feltenen Zufammentreffen 
glücklicher Bedingungen, verwirklichen Tieße, fie 
bat auch zu erwägen, was das unter gegebenen 
Verhältnijjen Erreichbare, und nicht minder, was 
das für die Mehrzahl der Staaten Geeignete ift. 
Ohne den fittlichen Idealismus zu verleugnen, 
befunden die hier einfchlagenden Erdrterungen in 
hohem Maße den Blid des praltiſchen Staats- 
mannes in Schägung der Faktoren, welche er bie 
wirfliche Geftaltung der Dinge von Einfluß find. 
Vor allem fprechen fie die Mare Erkenninis aus, 
daß Verfaſſungen nicht ein bloßes Gewand find, 
welches äußerlich um den Leib der Völler geworfen 
wurde, fondern vielmehr auch ihrerjeits das Er⸗ 
gebniß der verjchiedenartigen Umftände, welche 
jeweils den Charakter eines Volfes beſtimmen. 
Ausgehend von dem Staatszwede, unterjcheibet 
Ariſtoteles zunächft zwei Reihen von Ber- 
fafjungen, von denen er die einen als gute, bie 
andern al8 ſchlechte bezeichnet. Sie find gut, wenn fie 
das gemeine Beſte, ſchlecht, wenn fie den Nutzen der 
Regierenden beziveden. Eine Unterabteilung, welche 
an den berfömmlichen Zahlenunterſchied anfnüpft, 
führt fodann, je nachdem die oberfte Gewalt in der 
Hand eines einzelnen, oder in der einer bevor- 
zugten Minderheit, oder beim garaen Volle Tiegt, 
unter ben guten Verfafjungen Königtum, Arifto« 
fratie und Politie, unter den ſchlechten Tyrannis, 
Oligarchie und Demokratie auf. Indeſſen wird 
weder dieſe Dreiteilung noch bie ſchroffe Gegen- 
überſtellung von guten und ſchlechten Verfaſſungen 
im weiteren Verlauf der Unierſuchung feſigehalien, 
vielmehr erſcheinen, ohne daß es jedoch dabei zu 
einer ſtreng ſyſtematiſchen Durchführung käme, 
Reichtum, bürgerliche Freiheit und Tüchtigkeit als 
diejenigen Faktoren, welche in mannigfachen Ab» 
ftufungen und Kombinationen das politifche Leben 
beeinfluffen unb feine äußeren Formen bedingen. 
In der Würbigung der Faltoren und der darauf 
begründeten Herrihaftsanfprüche wirb ſodann bes 
fonderes Gewicht darauf gelegt, daß neben ber 
qualitativen Beichaffenheit ber einzelnen auch das 
Zablenverhältnis derjelben in Betracht zu ziehen 
ſei. Nur dann kommt einer mit befondern Vor⸗ 
zügen außgeftatteten Minderheit unbeftreitbar die 
Herrſchaft über die Übrigen zu, wenn jene quali« 
tativen Vorzüge ſtark genug find, die numerifche 
Schwäche auszugleichen, denn es kann auch ber 
Fall ſein, da zwar bie einzelnen Glieber der 
Menge jenen wenigen an Tugend, Einfiht und 
Vermögen nachſtehen, zufammen aber troßbem 
ihnen auch nach diefen Richtungen hin überlegen 
find. Was jeber einzelne für den Staat beiträgt, 
ift dann freilich Meiner, aber im ganzen bieten fie 
deffenungeachtet mehr als die andern. 

Auch fürdie Beurteilung bes Königtums, feiner 
Berechtigung und Zuläffigkeit gilt diefer Maßſtab. 
Wenn in einem Volle ein einzelner vor allen übrigen 
durch jebweben Vorzug ausgezeichnet ift, jo daß 
ex fie überragt wie ein Gott die Menſchen fo ift 
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diefer freilich der geborene König, und feine Herr⸗ 
Schaft wird die beite von allen fein, da er nichts 
ür ſich weder bebarf noch fucht, fondern lediglich 
auf das Wohl der Beherrſchten bedacht ift. Für 
die monarchiſche Inftitution als ſolche, unabhängig 
von ben perjönlicden Eigenfchaften des jeweiligen 
Regenten, hat dagegen Ariftoteles, jo wenig wie 
die gejamte antike Staatslehre, ein Verſtändnis, 
und das, worin wir, durch die Geſchichte belehrt, 
dem wichtigften Beftanbteil erbliden, Die Exrblichteit 
der Königswürde, ift ihm ein Merkmal fortges 
ſchrittenen Niedergangs. Anders wie Plato zieht 
ex dem perjönlichen Regiment die Herrſchaft des 
Geſetzes vor, denn Gejet ift „Vernunft ohne, Be 
gierbe* ; ſicherer und eriprieflicher ais bie über⸗ 
tragung der Gewalt auf einen einzelnen dünkt 
ihm, dieſelbe in die Hand einer tüchtigen Bürger» 
Haft zu legen. — Demokratie und Oligarchie 
ſtrenge genommen beides ſchlechte Der- 
faffungen;; bier ift hervorragender Beſitz, dort die 
Freiheit und Gleichheit der Bürger das allein 
entſcheidende Moment, und der Unterſchied zwiſchen 
beiden wird daher auch am richtigften darauf zu- 
rüdgeführt, daß hier die Reichen, dort die Ver« 
mögenslojen bereichen. Dennoch laſſen beide 
Gradunterſchiebe zu, je nachdem das zu Grunde 
liegende Princip mehr oder minder vollftändig 
zur Entwidlung gelangt, ober auch je nachdem dad 
demofratifche und das oligarchiſche Element mit 
anbern verjegt fin, die fie einer guten Verfaffungs- 
form näher bringen. Am erträglichften wird die 
kratiſche Verfaffung für einen Staat von 
Heinen Grimbbefigern fein. Durch das eigene 
Häft in Anſpruch genommen, begnügen ſich 
diefe mit einem mäßigen Anteil an der Staats - 
verwaltung, fie wählen bie Beamten, Tontrollieren 
ihre Amtsführung, fien auch wohl zu Gericht; 
das übrige aber überlafjen fe gerne dazu geeig⸗ 
neten Männern. Weit gefährlicher ift fie für eine 
Benölferung von Handwerkern, Hänblern und 
Lohnarbeitern. In der Hauptftadt zufammen- 
gedrängt, haben diefe ftet3 die Neigung, aus ber 
Politik ihren eigentlichen Beruf zu machen, und 
ihre Tendenz geht ftet3 dahin, den Kreis der an 
der Staatsgewalt Teilnehmenden möglichft zu ver« 
größern und bie Zuftändigfeit derjelben zu er⸗ 
weitern. Ariſtoteles zählt vier Stufen fort 
ea Entartung in diefer Richtung auf. In 
er Schilderung der Iehten, mo Volksbeſchlüſſe 
den ar vorgehen und das Volk, zum viel« 
töpfigen Defpoten geworben, von Demagogen ala 
feinen Höflingen und Schmeichlern geleitet wird, 
tehren die Züge wieber, mit denen früher Plato 
die entfefjelte Demokratie gezeichnet hatte. Umge⸗ 
kehrt entartet die Oligarchie in der Richtung fort« 
fehreitender Konzentrierung der Staatsgeſchäfte 
in den Händen der Reichen. Das legte ift hier 
wie dort, daß nicht mehr nach Gejegen, ſondern nad) 
Willkũr regiert wird. — Gemiſchte Staatd« 
formen, welche die Einfeitigfeiten der beiden zuvor 
angeführten durch Aufnahme von andersartigen 
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Elementen zu mildern unternehmen, find bie ges 
woͤhnlich fo genannte Ariftofratie und die Po« 
litie. In der erfteren liegt zwar Die geriaeft bei 
einer bevorzugten Minderheit, aber bei Beſetzung ber 
mter wird nicht nur auf Reichtum, fondern auch 
auf Tüchtigfeit geachtet. Die andere ift ihr nahe 
verwandt. In Verbindung oligarhifcher und 
demokratiſcher Einrichtungen bezeichnet fie recht 
eigentlich die Verfaſſung der richtigen Mitte, 
Weder die Reihen noch die Vermögenslofen 
herrſchen in ihr, fondern der Mittelftand, ent« 
weder — un dies ift der günftigfte Fall — weil 
er für fi allein die beiden Extreme überwiegt, 
oder weil er durch Hingutritt zu einem der Extreme 
jedesmal den Ausfchlag zu geben im ftande ift. 
Ariftoteles wird nicht müde, die politiſchen Vor⸗ 
züge eines ſolchen Sachverhaltes zu preiſen. Eine 
Bevölkerung von kriegeriſcher Tüdtigkeit und mitte 
lerem Woplftande verträgt, wie er meint, feine 
andere Berfaffungsform. Sie gewährleiftet am 
meiften den dauernden Beftand des Staatsweſens, 
in ihr wird da8 gemeine Wohl und die Gerechtig⸗ 
keit gegen alle am beiten gewahrt. — Bon allen 
Verfafjungen bie fchlechtefte ift die Tyrannis. 
Auch) fie kann in verſchiebenen Formen und Graben 
auftreten, ihre eigentliche Natur entfaltet fie da, 
wo ein einzelner im Intereſſe feines privaten 
Nutzens und gegen den Willen des Volles unum⸗ 
ſchrankt regiert. — Aus ben weiteren Erörterungen 
mag endlich noch auf die über die Veränderung 
und den Untergang der einzelnen Staatsformen 
und die Mittel zu ihrer Erhaltung bejonders hin⸗ 
gewiejen werben. Hier wird der Gedanfe durch⸗ 
geführt, daß eine jede er er Durch ÜÜber« 
treibung ihrer Eigenart ſelbſt zu Grunde 
richtet, während umgefehrt eine kluge, maßvolle 
Verwaltung die Mängel einer ſchlechten Berfafjung 
zu ergänzen und er men vermag. Näber 
auf die vielen treffenden Einzelbemerfungen einzu- 
gehen, verbietet der zugemefjene Raum. 
Litteratur. Ausgaben der Nilomachiſchen 
Ethik und der Politik von I. Bekler, Barthelemy 
Saint Hilaire, Sufemihl (Die Politik, griechiſch 
und deutſch, Leipzig 1879) und vielen andern. 
E. Zeller, Die Philofophie der Griechen II, 2 
(8. Aufl.), Leipzig 1879; Hildenbrand, Geſchichte 
und Syſtem der Rechts- und Staatsphilojophie, 
Leipzig 1860; Onden, Die Staatlehre des 
Ariftoteles, Leipzig 1870—1875 , Bradley, Die 
Staatslehre des Ariftoteles, | von Immel- 
mann, Berlin 1884; Prantl, Art. Ariftoteles in 
Bluntſchlis Staatswörterb. 1,1857. [v.Hertling.] 
rinee, |. Heerweſen. 
rmenpflege. I. Begriff und Urſachen ber 
Armut. IL_ Grundzüge de8 Armenpflegerechts. 
III. Organifation der Armenpflege. IV. Beichaf- 
fung der Mittel. V. Ausführung der Armenpflege 
bei Arbeitsunfähigfeit, Arbeilsſcheu, Arbeitd« 
Iofigfeit. VI. Geſchichtliches. VII. Litteratur. 
I. Hilfebebürftige Arme find diefenigen Per⸗ 
fonen, welche bie wirtſchaftlichen Mittel, die zur 
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Erhaltung der eigenen und der Exiftenz der un« 
rg Familienangehörigen erforberlich 

nd, weber beſitzen noch ſich verſchaffen Tönen, 
ober biefelben thatfächlich fich nicht befchaffen. 
Die Billigfeit verlangt, daß bei Feſtſtellung der 
Armutsurſachen bie Armut aus jubjeftiver Arbeits- 
unfäbigteit, jene aus Urbeitsfchen und jene aus 
objektiver Unmöglicgkeit, Arbeit zu finden, aus« 
einanbergehalten werben. Ertwerbsunfähige Arme 
find jene, welche wegen Jugend, hohen Alters 
ober ſchwerer Gebrechlichkeit nicht arbeiten kð n⸗ 
nen (,unverſchuldete“ perſonliche Armut). Zur 
weiten Kategorie der Armen gehören jene, welche, 
obwohl erwerbsfähig, dennoch nicht arbeiten und 
erwerben wollen („jelbftverfchulbete” Armut). 
Drittens giebt es namentlich heutzutage nicht 
jelten Erwerbsmangel bei Erwerbsluft, alſo er⸗ 
werbsfähige Arme, welche wegen Mangels ber 
Arbeitsgelegenheit, wegen ungenügender Löhnung, 
wegen Störung und Hemmung ber Erwerbs⸗ 
BVroduftiong« oder Abfapverhältmifje nichts oder 
nicht genügend erwerben können (jogen. 
„wirtiaftlicde" Armut). — Die Urſachen ber 
unverſchuldeten Armut: körperliche und gei- 
flige Arbeitsunfähigfeit bei Kindern, Gebrechlichen, 
Greifen, ungenügenbe Arbeitsfähigfeit bei Kranken, 
Unglüdsfälle, z. B. Tod des Familienvaters u.dgl., 
werden nie aufhören. Sie find nach ber Lehre bes 
Ehriftentums eine Folge der Erbjünde. „Arme 
habt ihr allezeit bei euch” (Matt. 26, 11). — An 
der verfhuldeten Armut tragen Arbeitsfcheu 
und Müßiggang, Unwirtſchaftlichkeit, Unfittlich- 
keit und Liederlichkeit, Trunffucht u. dgl. die 
Schuld. Was die Trumffucht anbelangt, fo Mr dieſe 
freilich faſt ebenſo oft die Folge als die Urſache 
hoffnungsloſer und elender Lebenslage. — Im 
Sera zu Einzelarmut fleht die wirtfchaft- 
liche Armut der Benölferung oder größerer 
Klaſſen derjelben. Vorübergehende Urfachen diefer 
Art Armut können liegen in den Produktions» 
verhaltnifſen (Produktion für ferne Länder), in 
Rrifen, Kriegen, in plögficher Anderung der Zol- 
verhältnifie, plößlicher Aufhebung von Schubzöllen, 
in Ernteverhältnifien zc. Dauernde Urſachen ber 
wirtſchaftlichen Armut liegen im Mißverhältnis 
zwiſchen Bevöllerung und Beichäftigung, leicht» 
finniger Eheſchließung, ſchlechter wirtſchaftlicher 
Organiſation. Spielten unter ben äußeren Um⸗ 
ſtänden früher Naturereigniſſe, wie Mißwachs, 
eine große Rolle, ſo treten heute mehr ſolche in 
den Vordergrund, welche Anderungen der ſocialen 
Verhalmiſſe und der Technik (Anderungen der 
Verfehrsrichtung , Vernichtung des Handwerks 
durch die Großinduſtrie u. |. w.) entfpringen. Die 
Zahl der infolge folcher allgemein wirtihaftlicher 
Vorgänge Verarmten und von Verarmung Ber 
brohten, deren Erxiftenzmittel gerade zur Friftung 
bes Lebens ausreichen, bilbet heute ſchon in allen 
Kulturländern einen bedeutenden Bruchteil der 
Gefamtbevölferung umd droht immer mehr zu 
wachien. 
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II. 1. Die Gefamtheit ber Maßregeln zur Be⸗ 
feitigumg bezw. Milberung der Armut bildet den 
Gegenftand der Armenpflege. Ye nad) dem 
Träger der Armenpflege unterſcheidet man die 
öffentlige, bürgerlide Armenpflege 
(Träger: bürgerliche öffentliche Korporationen, 
Armenverbände, Gemeinden, Kreiſe, Provinzen), 
bie kirchliche Armenpflege (Träger: Kirchen⸗ 
gemeinde, Ordensgenoſſenſchaften) und Privat⸗ 
armenpflege (Träger: twereine, einzelne 
Perſonen, Stiftungen). Armenpflege der 
Ordensgenoſſenſchafien wird auch oft zur Privat- 
armenpflege gerechnet, und als kirchliche Armen⸗ 
pflege nur biejenige ber Kirchengemeinden, der 
Pfarreien bezeichnet. Kein Kulturſtaat entbehrt 
heute ber Öffentlichen Armenpflege in obigem 
Sinne. Die öffentlichen Verbände befafien ſich 
überall mit ber Pflege der Armen, ſei eg auf Grund 
gefeglicher Verpflichtung oder freiwillig. Je nad) 
dem Borhandenjein einer rechtlichen Verpflichtung 
zur Armenpflege und zur Aufbringung ber ent⸗ 
ſprechenden Mittel unterjcheidet man bie Zwangs⸗ 
armenpflegeundbie freiwillige Armen— 
pflege. Die freiwillige Armenpflege tritt ein, 
wenn und foweit fie will und kann. Auch die 
öffentlichen Verbände können ſich an der freiwill 
Armenpflege in_diefem Sinne beteiligen. Die 
Zwangsarmenpflege wird nur von öffentlichen 
Verbänden und zwar auf Grund geſetzlicher Ver« 
pflichtung ausgeübt. Ihre Mittel nimmt fie, in 
Ermanglung von andern, aus Steuern. Dieſe 
Mittel find theoretiſch unbefchräntt ; fie müſſen jo 
groß fein, daß die Armenpflege allen Fällen der 
en, gerecht werden lann. Di 

wangsarmenpflege hat entweber für alle Arten 
von Hilfsbebürftigfeit oder mur für beftimmte 
Arten zu forgen, 3. B. nur für Geiſteskranke oder 
für verlafjene Kinder oder nur für Kranke u. |. w. 
Man fprit im Iehteren Falle von einer be= 
ſchränkten Zwangsarmenpflege. Inner- 
halb des Umfanges ihrer Verpflichtung iſt aber 
jede Zwangsarmenpflege eine imbedingte. Sie 
muß en Hiffsbebürftigen die erforberliche Hilfe 
gewähren. 

2. Die Frage, ob und inwieweit die ftaatliche 
Zwangsarmenpflege bereditigt iſt, darf in ber 
Praxis als eine uͤberwundene angejehen werben. 
Die öffentliche Armenpflege befteht allenthalben. 
In Frankreich kämpft noch heute eine angefehene 
Schule von Gelehrten gegen die öffentliche Armen- 
pflege auß demſelben Grunde wie gegen den 
faatlich geregelten Arbeiterſchutz und die Arbeiter- 
verficherung. Man fieht in der ſtaatlichen Armen⸗ 
pflege eine „fockle efahr“ und wünſcht die Auf⸗ 
gaben und die Macht des Staats in thunlichſt 
engen Grenzen zu halten. In Deutſchland und 
Öfterreich nimmt man zur öffentlichen Armen» 
pflege auch auf latholiſcher Seite nicht dieſe ab- 
lehnende Stellung ein. Namentlich in ben Iehten 
Jahren mehren fi) die Stimmen, daß die öffent- 
liche Armenpflege unter den heutigen Verhältniffen 


417 Armenpflege 418 


unentbehrlich ei. Nach dem Naturrecht iſt 
De ws ga Verpflichtung 
im Notfalle zu unter 
ihm di —5 Exiftenz zu Verhalten, 
r. Diefe Verp —I— — aber jelbit« 
zebend nur dann ein, wenn Hilfs! keit vor⸗ 
liegt, d. h. wenn nicht freimillig ehe Trhalormen- 
pflege eintritt. Principiell aber muß verlangt 
werben, daß für ben notwendigen Unterhalt des 
Bebürftigen, für das Eriftengminimum, immer 
ein Öffentlicher Verband verpflichtet ift; dabei 
bleibt der ausführenden Gefehgebang überla| en, 
zu beflimmen, wann nee vorliegt 
und welches Maß von Unterftügung zu Freu 
ft. Ein Mißbrauch der öffentlichen Behörden, 
wie ex vielfad) befürdhtet wird, iſt bei ber Zwangs · 
armenpflege in geringerem Maße als bei der 
durch die öffentlichen Behörden geübten freiwilligen 
Armenpflege möglich. Überftüffig würde Die öffente 
liche Armenpflege nur dann fein, wenn die organi« 
fierte lirchliche und Privatarmenpflege die Rechts» 
pflicht der Unterftügung übernähme und wenn fie 
ferner in ihrer Organtfation und in ihren Mitteln 
allen Anſprüchen genügte. Unter den heutigen 
Berhältnifien werden diefe Forderungen kaum 
erfüllbar jein. Neben ber öffentlichen Armenpflege 
bleibt aber der een — 2 er 
armenpflege ein recht umfangreiches et nutz⸗ 
en Thätigfeit. Die öffentliche Armen- 
pflege macht die private nicht überflüffig; das 
wird auch von den Vertretern ber Öffentlichen 
Armenpflege anerlannt. Daher ift uotwenbig, 
daß ber Staat ben rg jem ber freien Liebes⸗ 
tHätigleit nicht nur größte — 
heit gebe, ſondern dieſelbe in jeder Beziehung 
unterftüge. Aufgabe der Zukunfi muß e& Tine 
die Formen für das richtige Zuſammenwirlen ber 
Öffentlichen Armenpflege und der freien Liebes- 
tha iclenn zu finden. 

8. Iſt hiernach die Notwendigfeit einer öffent- 
Yichen Armenpfleg 
bie Frage offen, welchem Öffentlicherechtlichen Ber» 
baude bie Verpflichtung zur — obliegen 
ſoll. In ber Hauptſache iſt dieſe Ftage wohl 
eine Zweckmaͤßigleilsfrage. Aus naturrechtlichen 
Gründen wird man die heutigen einden und 
Kommunalverbände nicht mehr in demfelben Sinne 
ala ige ——— dürfen wie in 
früheren Jahrhunderten. Die Freizügigkeit, die 
Freiheit der Niederlaſſung die Freiheit ber Ehe 
kücbung die Sreiheit, in jeber Gemeinde ein 

Gewerbe zu treiben und Grundeigentum zu er 
werben, bat den Gemeinden jeden, Einfluß auf 
die Zahl und Art ihrer „Bür: genommen. 

Die Gemeindeobrigfeit kann, abgejehen voneinigen 

eſeßlich a Ausnahmen, niemanden dere 
da en ſich im —— — anzuſiedeln. Ein 
indeverband im alten Sinne beſteht nicht 

cr — eine „Aufnahme“ als Bürger. 

Lediglich der Aufenthalt macht den einzelnen zum 
Bürger. Diefe Verminderung ber Rechte der Ge⸗ 

Staatalexiton. I. 2 Kufl. 


je umbeftreitbar, jo bleibt noch | gem! 





ber |meinben hat denn auch ſchon zu dem Vorſchlag 


geführt, die Armenlaften als Staatslaſten zu 
erflären. Der Vorſchlag ift indes ſchwer ausführe 
bar; man foll den Staat nit mit Aufgaben be» 
laſten, bie von engeren Berbänben, ben Gemeinden 
und weiteren Sommunalverbänden in beflerer 
Weife gelöft werben können. Nur in Staaten 
mit gänzlid) umentwidelter Gemeindeverfaffung 
Eönnte eine ſolche direkte „StaatSarmenpflege” in 
Frage tommen. So hält man denn heute allgemein 
daran feit, daß die Armenverwaltung und bie 
Aufbringung der Armentoften im weſentlichen 
Sadeder —S fei. 

4. In Bezug auf bie Frage, welcher Gemeinde 
die Armenfürjorge obliegen fol, flanden in 
Deutihland bi8 zum Erlaß des Reiche eſetzes über 
den Unterftügungswohnfig vom 6. Sum 18 1870 
en | zwei Syſteme einander gegenüber, die man mit 
den Schlagworten bezeichnete: „Heimatredt“ 
und Unterſtühungswohnſiß“. Das Heimat- 
recht bebeutete die Zugehörigfeit zu einer beflimmten 
Gemeinde und wurde nad) den verſchieden geftal« 
teten Gefeßgebungen grunbjäßlich nur durch Ge⸗ 
burt in ber betreffenden Gemeinde oder dur) aus⸗ 
drüdlicje Aufnahme in ben Gemeindeverband er= 
worben, außerdem aber au durch Aufenthalt 
von 2,8, 5, 6, 10, auch 15 Jahren, wenn beſtiminte 
weitere Borausf ungen, wie Unbefcholtenheit, 
polizeiliche Anmeldung, felbftändige Wirtſchaft 
u. |. w., hinzutraten. Lediglich Bun Aufenthalt 
wurbe aber nicht das Heimatrecht erworben. Ver⸗ 
loren wurbe das —— nicht, es ſei denn, 
daß ein neues Heimatrecht an einem andern Ort 
erworben wurde; —— gab es alſo nicht. 
Dieſes Syſtem galt in den meiſten Diittel- und 
Keinftaaten Deutſchlands und befteht noch in 
Bayern. Anders im Preußen. Hier wurde nad) 
dem Allgemeinen Landrecht die Unterftügungspflicht 
der Gemeinde ſchon durch bie Jentung der an 
meindeabgaben begründet. Das Geſetz vom 31. Des 
ber 1842 führte dann ausdrücklich die Freis 
zügigfeit ein; der Unterflüßungswohnfi * 
erworben nad Da em bezw. dreijähri: 
Aufenthalt. Der —— Tone 
hiernach auch — — ohne daß ein neu⸗ 
erworben wurde. Die Unterftügungapflicht für 
ee Berfonen ohne eich ungswohnfik lag 

Landbarmenverbänben ob. Dieles Syftem gilt 
Br in ganz Deutſchland, mit Ausnahme von 
ayern und Eljah-Lothringen. In der armen- 
rechtlichen Literatur ber achtziger Jahre wird die 
Frage, ob Heimatrecht oder Unterftügungswohnfig 
das Richtige fei, als eine offene behandelt. Heute 
darf die Frage zu Gunften des Unterſtützungs⸗ 
wohnfißes alß erledigt gngelehen werden. Es 
banbelt fich heute bei der Verteilung der Urmen« 
laft nur noch um zwei Fragen, zunächſt: Soll die 
Friſt für den Erwerb und — des Unter⸗ 
ungswohnſitzes thunlichſt kurz oder lang be⸗ 
meſſen werden? Bei den entwidelten PVerfehrs- 
verhältniffen, bei dem fchnellen Wechſel des Aufs 
14 
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enthalts feitens der Arbeiter unb namentlich bei 
dem en a — — Städte 
erſchien eine ftärfere Belaftung der Aufenthalts- 

ar Be ein is Erwerb Ben 

uf nterftügungswohn! notw 5 
Die zweite Frage, welche aber durch die pen 
Gefebgebung auch bereits zum Teil gelöft, ift 
die Beteiligung größerer Verbände an der Armen« 
laft, fei e8 daB den Iebteren beſtimmte Zweige 
der Armenpflege, 3. B. die Fürforge für Geiftes- 
kranke, Epileptifche u. dgl. Übertragen wirb, ober 
daß dieſelben verpflichtet werden, den Gemeinden 
Zuſchüſſe zu ben laufenden Armenkoften zu ge 
währen. In ber Armengeſeßgebung aller Kultur» 
länder findet eine Teilnahme ber größeren Ver⸗ 
bände an der Armenlaft in der einen oder andern 
Richtung und in größerem oder geringerem Um⸗ 
fange ftatt. 

II. 1. Das Armenweien erforbert eine Or- 
ganijation, welde die Eingelverhältniffe der 
Unterftügten richtig zu würbigen im ftande ift, 
bie entſprechende Art ber Unterftügung, ob durch 
Geld, Naturalien, Beihaffung von Wohnung, 
Anſchaffung von Erwerbämitteln, Aufnahme in 
ein Armenhaus u. dgl, vorjchlägt, bie weitere 
at bezw. die Geftaltung dieſer individuellen 

rhältniſſe überwacht und ben haushälteriſchen 
Sinn wieder zu wecken ſucht. Mehr als auf jedem 
andern Gebiet iſt Daher auf dem des Armenweſens 
Decentraliſation, Selbftverwaltung und Beteili- 

ng bes bürgerlichen Elements mit feiner genauen 
Rentmis der Iofalen unb individuellen Berhält- 
niffe geboten. Die gebeihlihe Wirkſamkeit ber 
Armenpflege beruht viel mehr auf dem Einblid 
in örtliche Zuflände und perjönliche Verhältniſſe 
als etwa auf berufsmäßiger Vorbildung. Für 
eine centealifierte Verwaltung mit Belorbeten 
Staatsbeamten eignet fi) die Armenpflege 
nicht. Der unmittelbare perfönliche Verkehr ift e8, 
der den Trägern ſtaatlicher Armenpflege abgeht. 
Eine Geinghng ber Armen ift unter ihnen 
nichts Seltenes. „Gewohnt, in ihrer fonftigen 
amtlichen Beziehung zu denjenigen, mit welchen 
ihr Beruf fie in Verkehr jeht, in einem 
mehr Außerlichen Verhältniffe des Gebietens und 
Anordnens fi} zu bewegen, find fie nur in felte- 
nen Yällen geſchickte Tröfter, Berater und Er- 
mahner der Armen“ (Biber). Bei der Staatd- 
armenpflege find gerade bie befjeren und ver⸗ 
ſchaͤmten Armen in Gefahr, Teer auszugeben, und 
dazu fommt bie bureaufratifche Behandlung der 
Angelegenheiten und die Ungerechtigkeit in der 
Verteilung der Armenlaft. Bei einer Verwaltung 
durch den Behörbenorganiemug würben nämlich 
die Mittel durch gleichmäßige Beſteuerung aufge» 
bracht, — dadurch aber notwendigertweife Die- 
jenigen Gemeinden verkürzt, bei welchen durch 
umfichtige Thätigfeit oder befondere Milbthätig- 
keit einzelner ein das durchſchnittliche Verhältnis 
im Staate überfteigender günftiger Zuftand herbei« 
geführt worben ift. 
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2. Ungleich geeigneter als die Staatsbehörden 
find die Gemeindeorgane, wenigftens für 
die birefte Armenpflege und in regelmäßigen 
Zeiten. Für Zeiten außerorbentlicher Not, bei 
vorhandenen Landestalamitäten oder an Orten, 
wo ih der regelmäßigen Armenpflege befondere 
Schwierigkeiten gegenüberftellen, ift Die Notwen- 
bigfeit einer Ergänzung berfelben jelbfiverftändlich. 
Die öffentliche Armenpflege ift am beften Total 
und individualifierend. Während bei der in ben 
des — —— konzentrierten 

emenpflege Jeicht eine lberjhäkung der groß 
ſcheinenden Mittel der Armenfonds ſich einftellt, 
kann die Gemeinde eine wohlfeile und doch ſehr 
gut funktionierende Armenpflege ausüben, indem 
I ehrenamtlich thätiger Helfer (Armenpfleger) 
dh bedient, welche den einzelnen Pflegefa gen 
unterfuchen, den Unterftüßten während der er 
der Unterftüung forgfältig überwachen und ihm 
insbefondere zur Wiedererlangung wirtichaftlicher 
Selbftändigfeit behilflich find. Mufterhaft ift 
diefe inbivibualifierende und becentralifierenbe 
Armenpflege durchgeführt in dem fogen. Elber⸗ 
felder Syſtem. Es ift, wie Münfterberg (Die 
Armenpflege ©. 42) hervorhebt, nichts anderes 
als die alte chriſtliche Gemeinbepflege, allerdings 
mit ſehr zweckmäßiger Verfnüpfung feiner Elemente 
mit ber modernen bürgerlichen Gemeinde. Die 
Grumdzüge dieſes Syſtems, das in Efberfelb im 
Yahre 1852 durch Daniel v. d. Heydt eingeführt 
wurde, find im weſentlichen folgende: Der Oris- 
armenverband wirbineine Anzahl „Armenbezirke”, 
jeder Bezirk in „Duartiere“ eingeteilt. An der 
ar eines jeden ſolchen Bezirkes fteht ein von 
der Gemeinbevertrehung gemählter, im Ehrenamte 
befindlicher Bürger, ber „Bezirfänorfteher“. Unter 
demſelben find eine Anzahl Bürger als „Armen« 
pfleger“, für jedes Quartier je einer, tätig. Es 
follen fo viele Quartiere und Pfleger fein, daß 
auf jeden Pfleger nicht mehr ala S—4 unterftüßte 
Familien entfallen. In Preußen und Baden i 
jeder erwachjene Bürger bei Androhung von Stra 
verpflichtet, das Amt eines Armenpflegers brei 
Jahre lang zu verwalten. Periodiſch alle 14 Tage 
ober allmonatlich vereinigen fich die Armenpfleger 
unter dem Vorfige des Bezirlsvorſtehers und 
ftellen felbfländig an der Hand der Armenorb- 
nung die für_die kommende Periode zu bemillie 
enden Unterftüungen ihrer Pflegebefohlenen feft. 
te bewilligte Summe wird im voraus von ber 
Armenlaſſe an den —— von dieſem 
an den Armenpfleger und von lezterem in Wochen» 
gaben an bie Armen felbft gezahlt. Der Armen- 
pfleger foll zu ben Unterftüßten ins Haus gehen, 
dort zahlen und fo den Unterjtügten fortwährend 
in Kontrolle behalten. Neuerdings bemüht man 
ſich auch, durch Heranziehung von Frauen zur 
Armenpflege die ehrenamtliche Thätigteit weiter 
außzubehnen und zu verbefjern. In den meiften 
Städten find in der Urmenorbnung als Maß für 
die Höhe ber Unterftügung gewifje Normen an« 
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gegeben; man ftellt 3. ®. eine feſte Stala auf 
für Bebürfniffe einer Familie je nad) der Anzahl 
der Köpfe, rechnet den Verdienſt und die fonftigen 
Einnahmen zufammen und jagt dann: An der 
Minimolbedürnisfumme — Stala — fehlt no 


fo und fo viel, und diefe Iektere Summe muß bie Kirchenlexikon 


Armenvertwaltung zuſchießen. Elberfelb bat z. B. 
folgende Stala für das Bebürfnis einer Familie 
pro Woche: 


Samilienoberfauft . . . . - - 8. ⸗ 
Die bei dem Manne lebende Frau., 2.50 
1 Rind von 15 Jahten . . . „ 3— 
1, . 1-5 „ a 
1, . 5-0 „. „ 1.60 
1... 15 » „ 140 
1,2. = u 1 

Mt. 14.50 


Andere Städte haben in ihren Armenordnungen 
fogen. „Magimaljäge*, „Ausihlußfäge“ feftge- 
jest, das find Marimalunterftügungsbeiträge, über 
welche die Armenpfleger niemals, ohne Rüdficht 
auf die Zahl der Yamilienglieber und auf das 
Bedürfnis hinausgehen bürfen. Es bebarf feiner 
befondern Begründung, daß bie Befchwerbe- 
inflanzen, an welde ein Armer fi wegen zu 
niebriger Unterftügung wendet, an dieſe Stala 
nicht gebunden find; die Befchwerbeinflanzen 
haben vielmehr —— 7 — entſcheiden, wie hoch 
nad) ihrem Ermeſſen die Unterſtützung im Einzele 
falle fein muß. 

3. Vor der öffentlichen Urmenpflege hat die 
kirchliche Armenpflege das voraus, daß fie 
auch auf die innere Gefinnung der Armen und 
Kranken wirkt, daß fie leibliche und geiftige Be— 
bürfniffe — 3. B. Sanierung wilder Ehen 
Franziskus Negis-Verein !) — berüdfichtigt. Am 
wirtfchaftlichen Ruin find oft fittliche Verirrungen 
und moralifche Fehltritte ſchuld, daher auch durch 
fittliche Mittel aufgeholfen werben muß. Das 
Wirken des Geiftlihen erwedt beim Geber nicht 
den Gedanken de Zwanges, beim Empfänger 
nicht Die Idee eines Rechtes auf Almofen. Der 
Seelforger verfteht e8, den verfhämten Armen auf 
die Spur zu fommen und dag Maß jeder Unter« 
flügung zu beurteilen. Der Staat fann wohl 
Zwangsanftalten errichten, aber bei der Pflicht 
der Woblthätigkeit fteht weniger der politifhe als 
der religiöfe Geſichtspunkt im Vordergrund. Bei 
Erfüllung der Hriftlihen Pflicht des Almofens 
wird der Not des Nächiten um Gottes willen ab- 
geholfen. „Was ihr einem dieſer meiner geringiten 
Brüder gethan habt, das habt ihr mir gethan“ 
(Matth. 25, 40). Nach der hriftlihen Auffaflung 
ift der Reiche für die Verwenbung feines Eigen- 
tums Gott verantwortlih. Die Pflicht, feinen 
Überfluß den Arınen zu geben, ift eine Gewifjeng- 
pflicht, welche jeboch von den Armen nit als 

echt beanfprucht werben darf. Die Kirche prebigt 
auf göttlichen Auftrag das oberfte göttliche Armen- 
geſeß — daB Gebot der Nädjftenliebe — durch 
ihre Diener in Wort und Beiſpiel. Die von ber 
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Kirche geweckte ht ſchafft Deren tüchtigſte 
Organe, die dem Dienſte der Armen ſich weihen⸗ 
den klöſterlichen Genoſſenſchaften. Es würde zu 
weit gehen, die eigenen Orden, bie zu dieſem 
Zwecke ſchon entftanden find, aufzuführen. (Siehe 
i I [1882], 1367.) Gerade in 
neuerer Zeit erblühten viele der hriftlichen Charitas 
gewibmete religiöfe Vereinigungen. Hier feien 
nur die Vincentiußvereine, die Elifabethenvereine 
und insbeſondere die Barmberzigen Schweitern 
genannt, welche die verſchiedenſten Formen des 
menfchlichen Elends zu befämpfen und zu mildern 
ſuchen. Die Charitas der latholiſchen Kirche fteht 
groß, ja unübertroffen da, und die Wohlthätigkeit 
anderer Richtungen, mögen ihre Leiftungen in 
Zahlen noch fo groß erſcheinen, kann fi, was 
Ausdehnung, perfönlicye Hingabe und perfönlichen 
Opfermut betrifft, nicht mit dem Wirken diefer 
Charitas meſſen. Troßdem ift die katholiſche 
Wohlthätigkeit noch ber Vervolllommnung fähig 
und derjelben in mancher Beziehung durchaus be= 
dürftig. Insbeſondere haftet ihr der Mangel 
einer einheitliden Organifation an; 
die latholiſchen dharitativen Vereine, Kongres 
gationen und Anftalten ftehen zu wenig mitein« 
ander in Verbindung und tauſchen ihre Erfah⸗ 
rungen zu wenig aus, fo daß fie oft zum Schaden 
der Sache unvermittelt neben» und gegeneinander 
arbeiten. Die Durchführung der dringend note 
wenbigen Organijation der fatholiichen Charitas 
ift die Aufgabe des 1897 gegründeten Charitas- 
verbandes für das Tatholifche Deutſchland; er 
will eine engere Verbindung der ſämtlichen chari⸗ 
tativen Beftrebungen herbeiführen, die auf fatho« 
liſchem Boden in Deutfchland ihre Thätigfeit 
entfalten, wobei jedoch deren Selbitändigfeit im 
Weſen und Wirken vollftändig gewahrt bleiben 
fol. Seinen Zwed ſucht ber Verband, foweit 
thunlich, duch folgende Mittel zu erreichen: 
a) Jährliche Abhaltung allgemeiner charitativer 
Verfammlungen (Eharitastage) zur Beiprehung 
der mannigfaltigen charitativen Fragen und Bes 
firebungen; b) Anregung zur Gründung von 
Lokal⸗ und Didcefan- Caritas = Somitees bezw. 
Verbänden, d. 5. freien Vereinigungen von Ver- 
tretern und Freunden ber Eharita® zur plan⸗ 
mäßigen Bethätigung von Wohlthätigfeitsbeftre- 
bungen in ben einzelnen Orten und Diöcefen 
unter Gutheißung der firchlichen Autorität; 
c) Anregung daritativer Fach⸗ und Diöcefan- 
tonferenzen; d) Gründung einer centralen chari⸗ 
tativen Aushunfteftelle; e) Veranftaltung von Er» 
hebungen über die Werte der katholifchen Eharitas 
fowie einer ſyſtematiſchen Darftellung derſelben; 
f) Herausgabe einer populär « wifjenfchaftlichen 
charitativen Monatsfchrift unter dem Titel „Cha- 
tita8* ; g) Veröffentlichung größerer wiſſenſchaft · 
licher Werke und kleinerer populärer Schriften 
über die verſchiedenen Zweige der Charitas; 
h) Anregung und Befdrberung hiftorifcher Studien 
über die latholiſche Eharitas; i) Anlegung einer 
14* 
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allgemeinen wiſſenſchaftlichen Eharitasbibliothel; 
k) er fonftiger Beftrebungen der 
Der Sit des Charitagverbandes ift Freiburg i. Br. 
— Was die kirchliche Armenpflege auf proteftan= 


tifcher Seite betrifft, fo verdient die Thätigkeit 


der fogen. inneren Miffion umd einzelner von chrift« | ben Um; 


Bi Näczftenliebe bejeelter Männer (Epalımers, 
A. Huber, Wichern Hahn, Bodelſchwingh 
Bi a. m.) mit warmer Anerfennung genannt zu 
werden. Der 1848 gegründete Eentralverein für 
die innere Miſſion, mit einem fländigen Eentral- 
ausſchuſſe an ber Spitze, ift nad) den Statuten 
insbeſondere beftrebt, „foldhe Gebiete bes Volls⸗ 
lebens, die der Wirkung bes Evangeliums 
entzogen find, demfelben wieber zu dffnen, bie 
eng u. Liebesthätigfeit anzuregen, us 
Beftrebungen biefer Art miteinander i 


—E zu bringen und mit Rat und That | Wa; 


ihnen zu dienen“. 

4. die Notwendigkeit einer organifierten 
Privatarmenpflegegeht aus der Erwägung 
knoe daß Wohlthaten einzelner Perſonen, troß 

innewohnenden moraliſchen Wertes, ſchaden 
— wenn ſie planlos geſpendet werden. Oft 
wird der zudringliche Bettler unterſtützt, der ver⸗ 
hämte Arme überjehen. Im allen größeren 
Stäbten iſt der einzelne nicht im flande, die Be- 
dürftigleit derjenigen, die fi um Almofen be= 
werben, zu beurteilen, zu erforſchen und jene 
genaue Kenntnis der Bebürftigfeitßgrünbe zu ge⸗ 
winnen, die allenfalls in ländlichen Gemeinden 
verbreitet if. Es muß ſich daher die freiwillige 
Liebe in gemeinfamem Vorgehen, in Vereinen 
bie — der Not angelegen ſein laſſen. Dieſe 
Vereinigungen ſollen ſich ſowohl mit der dffeni⸗ 
lichen als mit der kirchlichen Armenpflege ins 
men ſe So koönnen bie Mängel der 

einen durch die Vorzüge der andern ausgeglichen 
und Zerfplitterung und Verfchleuberung der Gaben 
vermieben werben. Der Vorzug organifierter 
Brivatwohlthätigfeit vor der öffentlichen Armen- 
pflege befteht darin, daß fie den einzelnen Fall 
individuell richtig behandeln Tann. Ste braucht 
nad) feiner Inftruftion, nad) feiner Schablone zu 
arbeiten. Die dffentlicde Armenpflege begnügt ſich 
damit, dafür zu foegen, daßniemand Hungersftirht. 
Die private kann ein übrige thun. Die organi⸗ 
fierte Privatarmenpflege ift im flande, die ganze 
Armenpflege im Fluß zu erhalten und fie nicht 
verfnöchern zu laſſen. Die freitoillige Armenpflege 
als —— lann auch viel eher und ge» 
fahrlofer neue jögebiete der Armenpflege 
verſuchsweiſe in —— nehmen und nach erzieltem 
Erfolge der öffentlichen Armenpflege zur Weiter- 
pflege überlafien. Die geſeßliche Armenpflege 
überfieht Teicht die angehende Verarmung, ber 
verfhämte Arme zieht ſich vor ihr zurüd, fie 
eriftiert für ihn nicht. Die obligatorifhe Armen- 
pflege wird vielfach mit wenig Geilt und viel 
Routine betrieben, die freitwillig organifierte Wohl« 
thätigfeit Dagegen ftärkt Ehrgefühl und Mut der 
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Bebürftigen und wirft günftig auch auf bie Wohl- 


EHaritas. |thäter felbft zurüd, 


5. Welche von den betrachteten Orgauiſations- 
formen dermalen im rn am ee iſt 
und am ſegensreichſten wirlen kann, hängt von 
fänden ab. Für Dörfer und kleinere 
Städte mit fehhafter — wo ſo ziemlich 
jeder Einwohner jedem Einwohner mit allen 
feinen häuslichen und finanziellen Verhältniſſen 
befannt ift, wird eine Organifation ber Privat- 
wohlthätigfeit wegen der thatfächlichen Kontrolle 
der Armen durch die Geber felbft nicht vonndten 
fein. Für beflimmte Bebürfniffe ift die Ver⸗ 
einigung einer entſprechenden Anzahl Nachbar- 
gemeinden erforderlich; da werben dann Samm=- 
lungen unb Bermäghtniffe gewöhnlich hinreichen 
in zur — der — Pflegeanftalten: eines 
eines Armenfpitals, wo * alters · 
ſchwache — ſonſt an hinreichendem Verdienſt 
Be on Unterlommen und paſſende 
Beihäftigung finden. — Große Staͤdte, = 
—— Eeefadte charalteriſieren ſich au 
der einen Seite durch die gefleigerte Zahl ” 
Rotdürftigen, die Unftetigfeit ihres Aufenthalts, 
das Anwachſen des arbeitsicheuen Proletariats, 
die außgebehnte Thätigfeit ber Armenpoligei und 
dadurch, daß die zu Unterftügenden in befondern 
Armenquartieren zufammengebrängt wohnen. Auf 
der anbern Seite giebt es viele Geſchäftsleute 
welche gern balb größere bald Heinere Summen 
als Almofen fpenden, fich jedoch nicht die Zeit 
nehmen, dieſelben richtig zu verwenden. Hier ift 
beſonders eine organifche Annäherung der ge= 
ne Mirdthätigkeit am Plage, etwa in der 

orm des Zufammentritteß der Leiter der ein- 
zelnen Bereine, Anftalten, Stiftungen mit ben 
Leitern der Tirchlichen und gemeindlichen bezw. 
ſtaatlichen Pflege zu regelmäßig wieberfehrenden 
Berfammlungen. Nur eine einheitlich. geleitete, 
mit tüchtigen Pflegfräften verfehene freiwillige 
Gemeindearmenpflege Tann hier Durchgreifen. Die 
Privatwopltgätigkeit muß Kenntnis haben von 
anderweit gewährten Unterftügungen. In biefer 
Hinficht hat ſich die Londoner Charity organi- 
sation society einen Namen gemacht. Um Unter« 
fühung Bittende werben von den bei en 

gliedern einfach an die Organe der Geſell⸗ 
fchaft ee Diefen gelingt es durch ihre 
Verbindung mit ben Organen der offiziellen 
Armenpflege und mit den verſchiedenen Vereinen 
und Anftalten der Privatwohlthätigfeit, genaue 
Imformationen einzuziehen. So entiteht eine ein- 
heitliche Leitung und Kontrolle, und die Privat» 
wohlthätigfeit erhält die Bürgichaft fr die befte 
Verwendung. Imsbejondere trachten bie durch 
die Armenviertel verteilten 35 Wohlthätigkeits- 
bureaux bie unverfchuldete, heilbare Armut von 
ber ſelbſwerſchuldeten, ftrafbaren zu trennen und 
Arme der erften Art aus ben für Arme der zweiten 
Art beftimmten Zwangsarbeitshäufern zu erretten. 
— Für mittlere Städte, in welchen die mittele 
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Iofe Benölferung eine jeßhaftere ift und fich nicht 
in ausgedehnten Armenvierteln zufammengepferdht 
findet, ift eine Lofalifierung der Hausarmen durch 
Einteilung in Diftritte nad Art der Vincenz⸗ 
vereine oder des Elberfelder Pflegeſyſtems zu 
empfehlen. 

6. Aus dem Gefagten erhellt, daß die Rolle 
des Staates auf dem Gebiete der Armenpflege 
eine wechfelnbe fein wird, je nad der Ausdehnung 
und bem Erfolg, welchen die Privatarmenpflege 
zu gewinnen weiß. Die dffeniliche Armenpflege 
iſt folange unentbehrlich, als die freie Thätigfeit 
der Gejellihaft und der geſellſchaftlichen Kreiſe 
nicht außreiht und der vollftändigen Armenpflege 
nicht Genũge zu leiften vermag. Dort, wo bie 
Kräfte der einzelnen fowie die freiwilligen Ver- 
einigungen zur Befriedigung eines allgemeinen 
Bebürfuifjes nicht ausreihen, wird das Ein⸗ 
ſchteiten ber Öffentlichen Gewalt als berechtigt 
erfannt werden müffen. Auch giebt e8 Aufgaben, 
bie nur durch die ſtaatliche Zwangsgewalt gelöft 
werben können, und Verhältniffe, die durch die 
Geſetzgebung organifiert und geregelt werben 
müſſen. So obliegt der öffentlichen Gewalt die 
Handhabung der Armenpoligei, bie Behandlung 
der ſchuldbaren und arbeitsjhenen Armen. Indem 
ſolche Individuen zur Arbeit angehalten werden, 
wird der Gefamtprobuftion der ihr von ben ein- 

Anen entzogene Anteil zurüdgegeben und zugleich 
und Verbrechen vorgebeugt, die eine Folge 
eines unterhaltsloſen und müßiggängerijchen Lebens 
find. Ferner wacht die Legislative darüber, daß 
fich die Armenlaft nicht in ungerechter Weiſe auf 
einzelnen Armenverbänbe verteilt, fie regelt 
die Alimentationspflicht und beftimmt, auf weldhe 
BVerfonen fih die Verpflichtung der einzelnen 
Armenverbände zur Öffentlichen Unterftügung er⸗ 
ſtredt, fie ſchließt Verträge mit andern Staaten 
über Die gegenfeitige Behandlung ber Armen und 
Bettler. Eine ſtaatliche Armenunterſtützung liegt 
in ber Sportel und Gebührenfreiheit aller Armen · 
ſachen, in der unentgeltlichen Behandlung ber 
Armen durch die vom Staate bejoldeten Ürzte, in 
dem Recht der Armen auf Befreiung von ben 
Koften eines bürgerlichen Rechtsſtreits (fogen. 
„Armenrecht“ i. e. ©.) unter der Vorausjegung, 
daß Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung nicht 
mutwillig oder ausſichtslos erjcheinen. Schließlich 
gehört es zu ben Aufgaben bes Staates, in pro« 
phylaktiſcher Weiſe on Vorkehrungen zu 
treffen, durch welche der Armut vor ihrer Ent» 
ſtehung vorgebeugt wird. Zu den entfernteren 
Mitteln gehören alle Maßregeln, welche Die Lörper- 
liche, geiftige und fittliche Entwicklung ber Staats- 
bürger fördern, Fürſorge für Gefundheit, Sonn: 
tagsruhe, Nahrungsmittel, Mietwohnungen, Vor« 
—— bei verheerenden Kranlheiten. Zu 
näher liegenden Mitteln gehört bie Beförberung 
der Unterflügungs«, Sranfen-, Außfteuer-, Sterber, 
Altersverforgungs«, Hilfs· und Big 
Arheitsnahweisanftalten, Unfallverſicherung, ü) 


Armenpflege. 





426 


haupt Arbeiterverfierung u. dgl. Sparlaſſen 
haben infofern den Charakter der Wohlthätigfeitge 
anftalten, als fie nicht den Bwed haben, dem 
Unternehmer wirtſchaftliche Vorteile zu verſchaffen, 
fondern die wirtſchaftlichen Interefien der Spar⸗ 
gläubiger zu fördern. Offentliche Leihhäufer ver⸗ 
dienen den Vorzug vor dem privaten Pfandleih⸗ 
gewerbe, das in großen Städten leicht zur Aus- 
beutung und zum wirtfchaftlichen Verderb ber 
arbeitenden Klaſſen mißbraucht wird. — Es ver« 
bleiben fomit dem Staate auf dem Gebiete des 
Armenweſens noch eine flattlihe Anzahl von 
Aufgaben. Vor allem fühle er ſich 
Inftitutionen ins Leben zu rufen, welche dem 
Eintritte der Maffenarmut entgegenwirken, von 
der bei der heutigen Organifation bes wirtſchaft · 
lichen Betriebs in Zeiten ber Arbeitslofigfeit alle 
diejenigen Arbeiter bedroht find, die durch Arbeit 
in den Fabrifen u. |. w. nur ben zur Befriebigumng 
Da NDR gerade hinreihenden Lohn er⸗ 
werben. 

IV. Lange Zeit reichten Werke der Milbthätig« 
keit, Stiftungen für Beſchaffung der Mittel 
bin. Erft die neuere Zeit mußte auf befonbere 
Zuflüffe und Ergänzung aus den gewöhnlichen 
Kommmmaleinfünften denken. „Dit der chrifte 
lichen Nächftenliebe Hält die politiiche Notwendig- 
keit der Armenpflege eine Vergleihung nicht aus. 
Die politiſche Armenpflege erſchöpft ihre Mittel 
um fo fehneller, je mehr ſich das chriſtliche Almofen 
davon zurüdzieht“ (Done). Die ewigen Stife 
tungen gingen aus der Überzeugung hervor, = 
auch die Bebürfnifje derfelben bleibend feien, 
aus diefem Grunde ſchloß man ihre Verwaltung 
am beftehende, ewige Anftalten. Wo die Folgezeit 
die einen oder die andern zerftörte, Hat fie nichts 
gewonnen ; denn bie wachſenden Bebürfniffe laſien 
um fo ſchwerer auf der Geſellſchaft, je mehr fie 
ihr Stiftungsvermögen verfejlungen hat. Da war 
es namentlih die Reformation, welcher (unter 
anderem infolge der zu reichlihen Mittel) vor⸗ 
gelommene Mißbräuche einen teilweiſen Vorwand 
gaben zu Reformen und Maßregelungen der alten 
Stiftungen. Allein bei dieſer Praxis und bei ber 
Theorie, daß der Glaube allein ſchon genüge, 
verfiegte auch die Quelle der Stiftungen, während 
doch infolge der Beftellung bezahlter Pfleger ver» 
mehrte Mittel nötig geweſen wären. „Es wirb 
fich nicht leugnen laſſen,“ ſchreibt ein_ neuerer 
Kenner des Armenweſens (Laves), „daß gerade 
das Stiftungsweien in ber neueren Zeit relativ 
zurüdgegangen ift. Das Mittelalter pflegte dieſen 
Zweig der Armenpflege entfchieben mehr als unfere 
Zeit. Charalteriſtiſch ift, daß Die beiden alten, 
mittelalterlich reihen Städte Bayerns, Nürnberg 
und Augsburg, mehr Gtiftungsfapital befigen 
als das mehr neugeitlihe Münden, troßdem 
letzteres latholiſch und zwei · bis dreimal größer 
ift als jene beiden Städte.” 

Wo Stiftungsgelder, Kirchenſammlungen unb 
Privatwopithätigkeit nicht hinreichend find zur 
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Erlangung der Mittel, bleibt nichts anderes übrig, 
als den ganzen Reſt nah Steuergrundfägen 
zu beihaffen. Wo die Notleidenden in ber chrift« 
Tihen Nächftenliebe ihrer Mitmenſchen die nötige 
Unterftügung nicht finden, muß die öffentliche 
Gewalt diefelbe beſchaffen, ſchon um Gefährdung 
der Öffentlichen Ruhe abzuwenden. Es egiftieren 
Verordnungen des 17. und 18. Jahrhunderts, 
welche geftatieten, von ſolchen Einwohnern, welche 
nicht freiwillig Almofen gaben, zwangsweiſe Bei- 
träge einzuziehen ober Gemeinbeumlagen für bie 
Armenpflege zu erheben. In Nürnberg geftattete 
1699 eine Senatsverordnung, bie 
jenigen, die feine Beiträge für Armenweſen leiſten 
wollen, „mit vollem Schwarm ber Bettler“ zu 
überfallen. Dies erinnert an die en Der- 
orbnungen bis zum Armengejeß der Köni 

Elifabetb, welche den, der nicht freiwillig Almofen 
gab, durch allerlei Machinationen zur Wohlthätig- 
keit zu ziwingen ſuchten. Die preußiichen Ver⸗ 
orbnungen von 1715 und 1725, die bis zum 
ht gg Landrecht (1794) in Kraft blieben, 
wollten, daß jene, bie ſich nicht zur chriſtlichen 
Schulbigfeit entfliehen, genötigt werben ſollien. 
Nach und nad) reichten auch die halb freiwilligen, 
halb gezwungenen Almofen nicht mehr hin, und 
ne Ir —— en Bra Steuern 
greifen. Ye mehr die chriſtlichen Grundfäge im 
Öffentlichen Leben zu verblaffen — 
mehr mußte zu Zwang gegriffen werden überall 
da, wo früher Freiwilligkeit genügt hatte. Es iſt 
kein Zufall, daB in proteftantiihen Ländern die 
Armenfteuer zuerft um fi) griff. Seit der Re⸗ 
formation mehrten ſich die Mittel ſchwach, die 
Stiftungen wurden ſpärlich. Noch J läßt fich 
zwiſchen Ländern mit katholiſcher und ſolchen mit 
proteftantifher Benölferung ein Unterſchied er- 


tennen. In Dänemarl, Schweden, ben Nieber- | Kirch 


landen, der Schweiz, Deutſchiand, Großbritannien 
möüffen die Urmenverbände die Summen aufe 
bringen, bie zur Verforgung aller Armen erforder« 
N find. In Frankreich, Italien, Spanien befteht 
eine ſolche allgemeine Verpflichtung der Ge- 
meinden zc. nicht. Die Leiftungen der offiziellen 
(fakultativen) Armenpflege Frankreichs richten ſich 
nad) den vorhandenen Mitteln. Dagegen be 
trachtet die obligatoriſche Armenpflege tſch⸗ 
lands, Englands ein gewiſſes Daß der Leiſtungen 
als etwas Abfolutes, fo daß die zur Erfüllung 
dieſes Maßes erforderlichen Mittel eben beſchaffi 
werben müffen. — AUrmenfteuer Etaxe) heißt 
jene Abgabe, die eigens für die Zwecke der Armen- 
pflege erhoben wirb. Die Grundlage ber englifchen 

tmentagen (poor rate) bilbete das Geſet (1572, 
dann 1602), wonach für jedes Kirchſpiel die be 
treffenden Behörden die nötigen Summen aufs 
bringen follten zur arbeitſamen Beichäftigung ber 
Armen, zur Beldunterftügung der Arbeitsunfähigen 
und zur Unterbringung armer Finder als Lehr 


Tinge. Als Nachteil einer eigenen Armenfteuer | zum 


wird erwähnt, daß fie bei den Armen den Ge⸗ 
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danken eines Rechts auf Unterftüßumg wede, beim 
Steuerzahler den Trieb zu privater Wohlthätig« 
keit hemme und durch ihre ſchwanlende Höhe eine 
georbnete Dedung des öffentlichen 18 er⸗ 
ec Man zieht e& daher vor, die Armenlaft 

8 allgemeine Budget aufzunehmen ; bie auf dem 
Kontinent vorfommenbe Armenfteuer ift faſt überall 
in der Gemeinbefteuer enthalten. In Deutſchland 
ift der drtliche Verband verpflichtet, die Mittel 
für die öffentliche Armenpflege auf bem Wege der 
Beſteuerung der Eingejeflenen, foweit die andern 
Quellen der Armenpflege nicht ausreichen, zu 

affen. 

V. 1. Die Ausführung ber Armen— 
pflege bezwedt weniger die reichliche Verſor⸗ 
gung des Armen, als, wo es möglid, die Zu- 
rüdführung der Armut in die Lage eines durch 
rechiſchaffene Arbeit erworbenen binreichenden 
eigenen Verdienſtes. Es fol aljo die Lage bes 
Öffentlich unterftügten Armen im Durchſchnitt 
nicht beſſer fein als jene des mit ſaurem Schweiße 
wi Brot Verdienenden. In der That leitet ſich 

ie Lebenshaltung der Armenbenölferung, was 
das Gros der Armen betrifft, mehr oder weniger 
bon ber Lebenshaltung derjenigen Bevöllerungs⸗ 
flaffe her, bie ohne —— nur von der Hand 
in Mund, vom ir fogen. nicht 
qualifizierten Arbeit lebt. mit hängt e8 zu⸗ 
fammen, daß in fruchtbaren Gegenden ein Armer 
bei gleicher Dürftigfeit wegen der allgemein höheren 
Lebenshaltung viel mehr koſtet als in unfruchte 
baren, bejonder8 Gebirgägegenden. Bei unver 
ſchuldet Berarmten aus den höheren Ständen ift 
man geneigt, eine etwas befjere Behandlung zu 
proponieren. Die Prüfung der Würdigkeit Fonte 
ers ängſtlich fein. Der wirklichen Bebrängnis 
ift, auch wenn ſelbſtverſchuldet, abzuhelfen. Die 
jenbäter warnen vor Rigorismus. Denn die 
menſchliche Selbſtſucht ift der Verſuchung aus⸗ 
geſetzt, an jedem Armen Tadelhaftes zu finden, 
um ſich der Pflicht der Barmherzigkeit entſchlagen 
zu können. — Ye nad) ben verſchiedenen Gefihts- 
punkten kann man von einer vorhergehenden und 
nachfolgenden, dauernden und vorübergehenden, 
landlichen und ftädtifchen, offenen und gejchlofjenen 
Armenpflegefprechen. Von der Armutvorbeugenden 
Maßregeln war ſchon oben die Rede. Daß bei 
gleichbleibender Armenpragis die vorübergehend 
Unterftüßten ſich ftärfer mehren als die dauernd 
Unterftügten, hängt mit der Entwidlung unferer 
Zeit, dem leichteren Transport, dem häufigeren 
Ortswechſel, der größeren Inbuftrieentfaltung, 
dem Entflehen einer flärferen Schicht beſitzloſer 
Leute zc. zufammen. — Was den Gegenfaß von 
Stadt und Land anbelangt, fo fann man in 
ben etwas gem Städten im Vergleiche zum 
übrigen Sande minbeftens die Doppelte Zahl dau⸗ 
ernd unterflüßter Armen annehmen. Dies ift um 
fo bemerfenswerter, als ber Sohn im Verhältnis 
zum reife ber notwendigen Lebensmittel in 
Stäbten höher ift als auf dem Lande. Auch find 
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in ben Stäbten bie vollfräftigen Altersfiafjen, bie 
der Armenpflege jeltener anheimfallen, ungleich 
jahlreicher vertreten als in den Landgemeinden. 
Bögmert bringt jene größere Armenzahl mit der 
ſchlechteren phyſiſchen Konftitution des Stäbters 
und mit den vielen Berfuhungen zu Eu 
Geldausgaben in Zufammenhang. Der hilfe- 
bedürftige Stäbter wird ſich ohne große Skrupel 
an ben unbefannten Beamten ber Behörbe oder 
Armenpfleger wenden, während die Armenpflege 
auf dem platten Lande ftrenger, härter und befjer 
in ber Lage ift, die Verhälimiſſe des Bittftellers 
richtig zu beurteilen und die Hilfe richtig ab» 
zumelien. Überhaupt wirken auf dem Lande bie 
„patriarhalifhen Sitten’, die geringeren An⸗ 
ſprũche ans Leben, das leichter zu befriedigende 
Wohnungsbebürfnis , die Möglichkeit , kleinen 
Grundbeſitz zu erwerben, die ſpäter eintretende 
Arbeitgunfähigfeit der Berarmung entgegen. Die 
fleigenden Koften ftäbtifcher Armenpflege erflären 
fich zum Teil auch aus dem ftärkeren Anſchwellen 
ber jtädtifchen, überhaupt gewerblichen Bevölferung 
im Vergleich zur Gefamtbenölferung. 
Geſchloſſene Armenpflege ift jene, die in 
eigens dazu beftimmten Anftaltn, offene 
Armenpflege jene, die in der eigenen Behaufung 
des Armenerfolgt. Thatjächlich iſt letzteres Syſtem 
vorwiegend, naturgemäßer und billiger. Es wirb 
jedoch in beftimmten Fällen davon abgegangen. 
Die Hausarmenpflege fehont die Ehre 
des Armen und erhält das Familienleben. Bei 
der Anftaltspflege ift die Notorietät der Armut 
größer, dagegen die Gefahr falſcher Armenpflege 
eringer. Die Anftaltspflege ift fehr geeignet 
ür ſolche, die ohnehin feine Häuglichfeit haben 
Waiſen, Greife, Witwen, Kranke, ganz Mittel- 
Iofe). Bei der offenen Pflege überwiegen bie 
Frauen, bei der gejhloffenen die Männer. Die 
Hausarmenpflege ift beſonders am Plage, wenn 
es fi) um eine vorübergehende Unterftügung han⸗ 
delt. Die wirtfhaftlihe Selbftänbdigkeit wird da 
leichter wieder erlangt. Allerdings ift die Kon⸗ 
trolle ſchwerer als in einer Armenanftalt und der 
Andrang größer. Wo die Verpflegung, wie 
namentlich bei vielen Erwerbsunfähigen, bejondere 
techniſche Einrictungen erfordert, wird auf bie 
Anftaltspflege gegriffen werden müflen (Waifen« 
häufer, Hofpitäler, TZaubftummenanftalten, Irren- 
hauſer 2c.). Ein Vorzug ber Hausarmenpflege, 
wie fie 3. B. in den Vincentiusvereinen oder in 
der Elberfelder Außenarmenpflege geübt wird, ift 
jene Individualifierung der Arbeit, welche jeder 
Pflegefraft einen möglichft beſchränkten Arbeits« 
freiß zuweiſt, zu helfen ftrebt, ohne ben fo weſent⸗ 
lichen Trieb zur Selbfterhaltung zu verfümmern, 
und infolgebefien ſtets und wiederholt bie Bes 
dürfniffe und Arbeitsfräfte der Pfleglinge prüft. 
Zum Beſuch der Armen, der jo ehr ihren Lebens» 
mut ftärft und ebenfo heilfam auf die reichen 
Wohlthãter zurückwirkt, nötigt [don bie Natural» 
verpflegung, die vor der Geldunterftüßung 
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den Vorrang verdient. Für offizielle Armenpfleger 
wäre allerdings ein Buchhaltungsſyſtem von Gelb« 
unterftügungen das bequemfte. Auch fagt man, 
Naturallieferungen jeien in den meiften Fällen 
teurer, weil fie reichlicher ausfallen. Die Armen- 
bevöfferung ift nämli) an Entbehrungen gewöhnt, 
die ſich der mwohlfituierte Armenpfleger ſchwer 
vorftellt. Ex Liefert alfo dem Armen in natura 
mehr und Beſſeres, als fich derjelbe für Geld 
taufen würde, was aber nur gelobt werben kann. 
Die Naturalverpflegung hat ferner den Vorzug, 
daß fie bireft ihren Zweck, die Ernährung bes 
Armen, erreicht. Es wird die Gelegenheit und 
Verſuchung befeitigt, das Almofen zu vergeuden. 
Die Übermittlung ober Anweifung (dur) Bons) 
auf Natur= oder unfertige Kunftprodufte: Mehl, 
Kartoffeln, Heizmaterial, Hanf, Wolle, Tu, 
giebt paffenden Falls Gelegenheit zu eigenhänbdiger 
Bearbeitung, woburd eine Sache in ben Augen 
des Befigers gewöhnlich einen höheren Wert ges 
winnt. Schon um die Art der erforderlichen 
Noturalunterftügung zu erforſchen, ift der Beſuch 
der Armen notwendig. Insbeſondere bei ben 
Vincentiusvereinen bildet derſelbe den Mittelpunkt 
der Armenpflege. Die Mitglieder begnügen fi 
nicht, von ferne und vornehm einiges Geld zu 
ſchicken, fondern gehen perfönlich in Die Kammern 
ber Armut. Dadurch wird die Verwendung über 
wacht und im Haushalt des Armen jelbft mancher 
Anfnüpfungspunft gefunden, durch welchen er 
dem Elend wieber entrifjen werben kann. Diefer 
Verkehr ſoll fich nicht bloß auf die wirklichen Are 
men bejchränfen, ſondern auch jenen zu gute 
tommen, welche in Gefahr find, ihrem wirtichaft« 
lihen Ruin entgegenzutreiben. — Zwiſchen der 
Haus« und der Anftaltgarmenpflege ftehen einige 
ältere Formen gemeinblicher Armenverforgung: 
die Weggabe der Armen an die Wenigftforbernden 
und das Syftem bes Reihezugs. Solche Zuftände 
find nur fo Tange möglid und erträglih, als 
chriſtlicher Sinn herrfcht, oder wie man ſich aus« 
drüdt, „patriarchaliſche Verhälmiſſe“ eriftieren. 
Die Verpflegung in Umgang oder Kehr (Reihezug), 
bei welchem bie Ort8einwohner ben Armen Woh⸗ 
nung und Koſt für eine beftimmte Zeit zu ge⸗ 
währen haben, fo oft die Reihe an fie fommt, 
giebt es noch in Tirol und induftrielofen Kantonen 
der Schweiz. 

In vielen Fällen genügt die Hausarmenpflege 
nicht. Wo länger dauernde oder bleibende Er⸗ 
werböunfähigfeit, Wailen, Findlinge oder ver⸗ 
wahrlofte Kinder, Blinde und Taubflumme, 
Kretinen, Krüppel, Siehe, Kranke in Betracht 
tommen, ift die Anftaltspflege nicht bloß 
billiger, fondern auch befjer, weil zur Pflege theo⸗ 
retiſche Vorbilbung und praftifhe Erfahrung un« 
entbehrlich find. Zuerft find hier zu nennen: Findel · 
finder und Wailen. Für Yindelfinder beftehen 
Findelhäufer, von der Kirche namentlich zur Ver⸗ 
hütung der Sünde bes Kindsmordes beförbert. 
Die dabei hie und da vorkommenden jogen. Dreh» 
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Täben (tours) finb aus bemfelben Grunde unter 

BVapft Imnocenz IL (1198) entflanden. Für 

Bali, % }. Fa zur Zeit der — 
eit ohne nd unterſtützungsp 

— beſtehen —E Neben Be 


mpfiehlt fich 

nd, die dann umterftüßt werden. 
lege getvährt principiell den Vorzug 
Familtenlebens, ſetzt aber tüdhtige und brave 
mifienpäter voraus; benn bie Sterblichkeit der 


Peg , tft eine erſchredende in ben 
füge durchſchnitilich 80 Prozent. — Fern 
giebt es Erziehimgs- und Befferungsanfalten, 
NRettungshäufer für verwahrlofte, ſogen. ferien- 
kolonien für ſchwächliche und kranke, und Krippen- 
und Kinderbewahranſtalten fürauffichtslofe Kinder. 
Letztere nehmen ſich der Kinder aus armen Familien 
an, um fie für die Zeit, wo die Eltern außer dem 
Haufe dem Broterwerb nachgehen müflen, vor 
den aus Mangel an häuslicher Aufficht erwach- 
fenden Gefahren ai überwadden. So nüplid) unter 
jegenwärtigen Umſtänden ſolche Anftalten find, 
0 haben wir doch feinen Grund, auf fie ung 
— viel einzubilden. Die Notwendigkeit 
hrer Exiſtenz iſt wenig erfreulich. Alle die Speife- 
anftalten, Volksfüchen, Wärmefluben, Afyle für 
Obdachloſe ꝛc. woran namentlih Großftädte 
feinen Mangel Haben, beweiſen zwar Wohlthätig« 
keit, allein ebenfofehr auch Die vielen Niederlagen, 
die das Princip bes Familienlebens unter dem 
Drude der modernen vollswirtſchaftlichen und 
focialen Berhältnifje erleidet. — Nächſt den Kin⸗ 
dern ift e8 die Fürjorge für Törperlich oder geiftig 
Trante, altersſchwache Berfonen, bie Hier in Ber 
tracht kommt. Die dafür beftimmten Spitäler, 
oſpize und andere Anftalten find Objekte des 
ejundheitsweiens (ſ. Art. Gefunbheitspflege). 
Für gänzlich mitteflofe Arbeitsunfähige gewähren 
Armenbhäufer dauernden Aufenthalt. 

2. Eine fpecielle Betrachtung bebarf bie Aus- 
führung der Armenpflege bei einer zweiten Kate» 
gorie von Armen. Es find jene, welche nicht 
arbeiten wollen. Auf fie hat die Armen- 
polizei ihr Augenmerk zu richten. Arbeitsſcheu, 
Liederlicfeit, Trunkſucht find Urfachen ber ver⸗ 
ſchuldeten perfönlichen Armut. In der beutfchen 
Armenftatiftil von 1885 erfcheint fie allerdings mit 
kaum 4 Prozent, in Wirklichkeit ift ihr Prozentſatz 
deshalb ein größerer, weil foldde Perſonen der 
Öffentlichen Armenpflege, auf die fich jene Statiftif 
allein bezog, aus dem Wege zu gehen alle Urſache 
haben. Die flaatfiche Gefepgebung hat Gelegen« 
beit, präventiv biefer Art Armut zu begegnen, 
indem fie deren Gründe ftrafrechtlich und polizei⸗ 
lich ahndet. Hier konkurrieren die le mit 
den Maßregeln der Sittenpolizei. ch Ber 
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feitigung von Gelegenheit und Berfuchung, durch 
nicht zu Tage Konzeſſion der Schankgewerbe, durch 
Übermadhung ber öffentlichen ügungstofale, 
Bälle, Spielhöllen, Schauſpiele kann die Obrig« 
keit indireft zur Hebung der Gittlichfeit mitwirken 
(f. d. Art. Sittenpolizei). — Eine ber früheften 
Bregeln gegen arbeitsfähige Arme war 
bie nterdrüdtung bes müßiggängeriichen Bettelß. 
Ein gänzliches Verbot des öffentlichen Bettels 
wird in jenen Gegenden zur Notwenbigfeit, in 
welchen bei außgebehnter Inbuftrie bie en 
des menfchlichen Elends und ber ſtete Wechſel der 
Arbeiterbevöfferung eine genaue Uberwachung des 
Bettelns unmöglich macht. Ein Almofen aber an 
Arme, die durch Unterftügung nur in ihrem Müßig- 
gang beflärkt werben, tft unrecht. Sreilich steht das 
Bettelverbot (deutſches Str.Geſ⸗B. 8 361, 4) 
die Pflicht der Obrigfeit nach fi, den Armen 
die nötige ——— zu ſichern. Ohne dieſe 
Vorſorge wäre jenes Verbot unbillig. Verbote, 
die das Almoſen geben unterdrücken wollten, 
würden bie Bethätigung der Nachſtenliebe ſchãdigen, 
ohne doch durchführbar zu fein. Unter ben Namen 
Armenvereine, Anttbettelvereine find Vereinigungen 
verbreitet, deren Mitglieder das, was fie zu Almofen 
beftimmen, dem Vereine zahlen, dagegen zu Haufe 
nichts verabreichen. — Die Obrigkeit ift berechtigt, 
arbeit8fähige Arme zur Arbeit zu zwingen; denn 
wer Öffentliche ag empfängt, den ift bie 
Armenverwaltung in feiner perjönlichen Freiheit 
zu beſchränken und, wenn möglich, zur Arbeit zu 
nötigen bereihtigt. Weigert er fih, fo ift er ſtraf⸗ 
bar (vgl. deutſch. Str.«Gej.-®. 8 861, 7). Da 
Freideitsftrafen nicht eindringlich genug wirlen, 
griff man zum Mittel der Bmangsarbeits- 
bäufer. Diefe Armenarbeitshäufer dürfen nidht 
verwechſelt werden mit den als Strafanftalten 
dienenden Arheitöhäufern, bie zur Verbüßung der 
Torreftionellen Nachhaft beftimmtfind. DieArmen- 
arbeitshäufer haben Nachteil, daß die aus 
ihnen entlafjenen Perfonen mit einem Malel bes 
haftet find, ber es ihnen erſchwert, in ehrliche 
Arbeit zu kommen. Es ift daher billig, unter den 
Wanderbettlern, Vagabunden zwiſchen Arbeitt- 
ſcheuen und Beſchaͤftigungsloſen zu unterſcheiden. 
Dieſes Beſtreben hat beim Anwachſen ber arbeits⸗ 
loſen Arbeitsfähigen zu fer Unterneh 
mungen, bie hier erwähnt feien, geführt. Der 
beuffäe Verein für Armenpflege (feit I) der 
fich die Zufammenfaffung ber zerftreuten Reform · 
beftrebungen zur Aufgabe macht, hat fi auf dem 
Dresdener Kongreß von 1888 im nachfolgenden 
Sinne ausgeſprochen: Ohne dem Armen ein Recht 
auf Arbeit Auiugefkehen, möge ihm body Gel⸗ 
beit zur Arbeit geboten werben. Entweder folle 
ihm direlt Urbeitögelegenheit beſchafft werden, 
oder e8 ſeien Nachweiſe über fonft vorhandene 
Arbeitsgelegenheit an beftimmten Stellen zu fam- 
mein. Bon umberziehenben Armen fei eine Ar« 
beitsfeiftung gu verlangen. Wenn dem Armen 
nicht eine erlernte, geläufige Arbeit zugewiefen 
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werben fan, müfle bie Arbeit derart jein, daß fie 
ohne längere Anleitung von jedem ausgeführt 
‚werben konne. 

8. Im diefer Richtung verdienen bie neuerdings 
teils durch Privatvereine teil amtlich organi⸗ 
fierten Naturalverpflegungsftationen 
in Verbindung mit Arbeitsnachweisſtellen genannt 
zu werben. Sie verfolgen ben Zwed, mittellofen, 
aber arbeitsfäßigen und arbeitswilligen Wan« 
derern Verpflegung (Koft und Nachtlager) zu ge 

, aber nur unter ber Vorausjegung, daß 
dieſe eine ihnen zugetviefene, dem Aufwande für ihre 
Verpflegung ungefähr entfprechenbe Arbeit ver- 
richten. Die Naturalverpflegungsflattonen wurben 
in Deutfchland zu Anfang der achtziger Jahre ins 
Leben gerufen, als man zur Belämpfung der zu⸗ 
nehmenden Vagabundenplage zu durchgreifenden 
Abwehrmaßregeln übergehen mußte. Die Station 
ſoll die Herberge fein, die den Arbeitfuchenden bei 
feinem derleben aufnimmt und bie er baldmög« 
üchſt wieder verlafjen fol, um bahin zu wandern, wo 
er wirklich Arbeit finden kann. Dieſe Aufgabe 
haben die Wanderarbeitsftätten bisher mit gutem 
Erfolge erfüllt. Nach einer offiziellen Angabe des 
Geh. Oberregierungsrates Starke, ſ. Zt. vor⸗ 
tragender Rat im preußiſchen Suftigminifterium, 
wurden im Jahre 1897—1898 in Preußen 
169255 Vagabunden in Gerichtsgefängnifie iwe- 
niger eingeliefert als im Jahre 1882—1888. 
Zum großen Teile wird man bie Abnahme diefer 
Zahlen den inzwiſchen errichteten Naturalver- 

fegungsftationen zuzufchreiben haben. Sollen 
biefelben eine intenfive Wirffamfeit entfalten, fo 
dürfen fie allerdings nicht vereinzelt auftreten, 
fondern ein ganzes Neb folder Stationen muß 
planmäßig über das Land derart verteilt fein, daß 
jeder arbeitfuchende Wanderer etwa im Abſtande 
eines Tagesmarſches eine ſolche Station erreichen 
tan. Im Deutichland beftanden 1890 insgeſamt 
1957 Naturalverpflegungsftationen. In Preußen 
waren 1895 744 Stationen in 342 Kreiſen vor« 
handen. Die Naturalverpflegungsftationen find 
ingrößere Berbände zufammengefaßt, die ihrerſeits 
wieder einen Zuſammenſchluß in dem Gefamt- 
— deutſcher Naturalverpflegungsſtationen 


4. Während in den Naturalverpfl mob 
ftationen nur ein furzweiliger, täglich wei 14 
Baffantenverkehr ftattfindet, wenden die ihnen 
verwandten Arbeitertolonien ihren Sch 

Tingen eine Fürforge von längerer Dauer zu. Sie 
Rn landwirtſchaftliche Kolonien, welche arbeitt« 
fähigen und arbeitswilligen Leuten, die augen- 
blicklich feinen Erwerb finden können und daher 
der Wanberbettelei ln drohen, im land · 
wirtſchaftlichen Betriebe Beſchäftigung gewähren 
und zwar fo lange, bis fie anderwäris Tohnende 
Arbeit finden, wozu ihnen die Hand geboten wird. 
Sie wollen arbeits loſen und verlommenen Menſchen 
Gelegenheit Ne Rehabilitierung bieten und fle 
wieber als tüdhtige und ehrenhafte Glieder ber 
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menſchlichen Geſellſchaft zuführen. Das Haupt« 
tel ift dor allem auf die dauernde fittliche 

bung der Soloniften gerichtet und daher ber 
Aufenthalt in den Arbeitertolonien von vornherein 
auf eine laͤngere Dauer beredjnet. Das durch 
firenge Hausordnungen geregelte Leben in ben 
Kolonien beruht durchweg auf driftlicher, in 
manchen Fällen auch auf ausgeprägt fonfelfioneller 
— da erfahrungsgemäß eine intenſive 
religidſe Einwirkung fi am eheften in ben Formen 
eines befondern religidfen Belenntniffes erzielen 
läßt. Die —— für die geleiſteten landwirt · 
ſchaftlichen Arbeiten wird erheblich niedriger ge⸗ 
halten als ber ortsübliche Tagelohn. Bevorzugt 
werben bei der Aufnahme diejenigen, welche in 
den betreffenden Banbesteilen Heimat» oder Uinter« 
ſtützungswohnfitz haben. Gegründet und unter» 
halten werben die Arbeiterfolonien durch frete 
Vereinsthätigfeit unter Unterftügung durch öffent« 
liche Mittel. Zu Beginn bes Jahre81898 beftanden 
in Deutſchland insgeſamt 29 Arbeiterfolonien, die 
feit ihrer Begründung jchon über 98000 KRoloniften 
aufgenommen haben. Im großen Ganzen haben 
ſich die Arbeiterfolonien recht gut bewährt. Sehr 
erfolgreich war insbefondere der Berfuh, in 
mehreren ber fpeciell Tatholifchen Kolonien bie 
Leitung katholiſchen Orbensleuten zu übertragen, 
ſchon mit Rückſicht auf die al Hauptziel erſtrebte 
moraliſche Einwirfung auf die Koloniften. So 
wurbe 3. B. mit der Leitung ber von dem Verein 
für katholiſche Arbeiterfolonien in Weftfalen im 
Jahre 1888 gegründeten Arbeiterfolonie Maria- 
Veen der Trappiſtenorden betraut. Die Thatſache, 
daß die Pfleglinge der Arbeiterfolonien zu einem 
großen Teile aus wieberholt Beftraften beſtehen 
und fi) überhaupt vielfach) aus Elementen zu- 
fammenjegen, bei denen von unverſchuldeter Note 
Tage nicht die Rebe fein kann, Täßt es begreiflich 
erſcheinen, daß e8 fehr ſchwer fällt, ihnen nad) 
Ablauf der Aufenthaltsfrift in den Kolonien ger 
eignete Arbeitftellen zu verſchaffen. Allgemein 
ift daher die Klage, daß die Erfüllung einer 
ihrer weſentlichen Aufgaben, die Wieberunter- 
bringung der Koloniften in Arbeitsftellen, bis Iept 
nur vereinzelt gelingt. Das Progentverhäftnis 
der in Arbeit umtergebrachten und jämtlicher auf« 
genommenen Roloniften ſchwankt zwifcden 10 und 
25 Prozent. 

5. Eine ſchwierige Aufgabe ift ber öffentlichen 
Armenpflege geftellt, wenn ganze Klaſſen der Be⸗ 
völferung aus Mangelan Arbeit der Armut 
verfallen. Naturereigniffe, unglückliche Kriege, 
Mißernten find als Urſachen davon zu nennen, 
aber fie m nicht die einzigen Urſachen. et 
noch ift die ganze Art der modernen inbuftriellen 
Entwidlung, die Verwertung des maſchinellen 
Fortſchrittes in der Form des Yabrifbetriebes, die 
Aufldſung aller induftriellen Genoſſenſchaften und 
Hanbwerlerzünfte, die Verdrängung bed Hand⸗ 
werf8 durch den Großbetrieb, die zunehmende 
Beweglichteit der Bevöfferung und der Übergang 
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pr Geldwirtſchaft, wodurch mit der Unficherheit 
er Erwerbs und der Häufigkeit der Probuftiong« 
und Abſatzkriſen die Gefahr der Verarmung wuchs 
und die an die Öffentliche Armenpflege gemachten 
Anfprüche ftiegen. Auf dem platten Lande hat 
die moberne Agrargeſetzgebung bie Lage der Armen 
ewiß nicht erleichtert. In Deutichland hat die 
Bere ebung die Gemeindegründe faſt überall 
verteilt, gemeinfame Nugungsrechte Pig oder 
einfach befeitigt, kurg, dem Streben nad 
gedbtmöglicer Steigerung der Gejamtprobul« 
tion die Verteilung der Erträgniffe auf breiterer 
Grundlage geopfert. Namentli) der Umſtand 
Garakterifiert die moderne Armenfürforge, daß 
eine große und jährlich ſtärker amjchwellende 
Menſqhenklaſſe, die ausſchließlich von ihrer täg- 
lichen Hänbearbeit lebt, fortdauernd vor dem ab» 
ſoluten Nichts fteht, falls perfönliche Unglücksfälle, 
wirtſchaftliche Krifen ihnen, wenn aud nur auf 
furze Zeit, die Arbeit nehmen. Man kann es 
ala eine Art Strafe für die Verkleinerung des 
gerechten Lohnes der Arbeit betrachten, daß doch 
wieder „in ber Form ber Armenunterflügung bie 
Geſellſchaft die Dedung eines Teiles der Selbft- 
Toften der Arbeit übernimmt” (Engel, Preis der 
Arbeit), und daß „nur mit Zuhilfenahme diejes 
Zuſchuſſes ein erträglicher Zuftand der notwen« 
digen Arbeitskräfte bei den üblichen Löhnen mög⸗ 
lich if“ (3. ©. Hofmann). In England Hat 
jahrzehntelang unverhüllt das fogen. Allowance- 
Syfiem gegolten, d. h. es bürgerte ſich die Praxis 
ein, den niedrigen Lohn durch Zuſuͤtze aus ber 
Armenlaffe zu ergänzen. Je nad) ber Größe ber 
Familie erhielten die Arbeiter jeit 1790 aus ber 
Armenfteuer einen Zuſchuß zu ihrem Lohn. Im 
laufenden Jahrhundert wurde durch die Fluk⸗ 
tuationen ber Induftrie auch auf dem Kontinent die 
Armenverwaltung eine dem Syſtem inhärierende 
wirtſchaftliche Inftitution: in Zeiten des Nieber- 
ganges Hungerlöhne und mafjenhaft Arbeiter 
entlafjungen, in Zeiten des Aufſchwungs reichliche 
Löhne und Heranziehen der ganzen inzwiſchen der 
Armenpflege, dem Bettel und der Vagabundage 
anheimgefallenen Arbeiterreferve. 

Die Belämpfung diefer dritten Gattung (der 
Maffenarmut, wirtihaftlichen Armut) geht über 
das, was man gewöhnli unter Armenpflege 
verfteht, hinaus. Man betritt damit das Gebiet 
ber focialen Frage, die man nicht als Armen- 
frage, ſondern als Rechtsfrage wird behandeln 
müflen. Es fei erlaubt, auf den Artikel Arbeiter- 
frage hinzuweiſen, wo wenigftens in großen Um ⸗ 
tiffen angebeutet ift, wie durch eine Verbefferung 
ber wirtihaftlichen Organifation und durch ben 
Verſuch, das Verhältnis zwiſchen arbeitsloſem 
Beſitz und beſitzloſer Arbeit auf eine menſchliche 
Baſis zu fielen, der Mafjenarmut entgegen» 
nen werben fann. Es ift * tein un⸗ 

liges Verlangen, daß es der Induſtrie durch 
dauernde Inſtitutionen ermöglicht werde, für ihre 
Angehörigen ſelbſt zu forgen. Die Verſuche, in 
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der einen oder andern Form eine korporative 
oder Torporationgähnliche Organifation der Ge» 
werle herbeizuführen, mehren ih. Ein Arbeiter 
und Arbeitgeber verbindendes Hiifslaſſenweſen ift 
geeignet, die Armenlaft der Gemeinden zu er- 
leichtern. Durch rationelles Vorgehen bei Bauten, 
Erſchweruug der Spekulation und der Konjunf= 
turen Tann der Staat ftarfe und raſche Anhäufung 
an einzelnen Orten verhüten und Durch eine beſſere 
Organifation der Volfswirtihaft dem Fabrilanten 
die Möglichfeit erleichtern, Garantien zu leiften, 
daß feine Arbeiter dauernd mit dem Werle ver- 
bunden bleiben können, damit fie nicht als eine 
ins Elend getvorfene Arbeiterreferve der Allgemein= 
beit und den andern Ständen zur Laft fi 
VI Geſchichtliches. Im Bezug auf das 
Armenweſen wird man nicht umhin können, ben 
vorklaſſiſchen Völkern ein günftigeres Zeugnis aus⸗ 
auftellen als der viel gerühmten Antife. Insbe⸗ 
mie: war bie orientalif_he SHaverei milde, unb 
ie Religion behielt einen größeren Einfluß auf 
das dffentliche Leben. Die Perjer priefen die 
Wohlthätigkeit als eine Tugend, fo daß Kenophon 
als allgemeinen Eharakterzug der Berjer Hinftellen 
fonnte, ihnen ſei Geben lieber als Nehmen. Ihre 
heiligen Bücher beftimmten, der wievielte Teil der 
Ernte und des Vermögens an die Armen zu geben 
fei; vom bewäfjerten Sand mußten fie 10 Prozent 
ber Ernte, vom unbewäfjerten 5 Prozent nach 
Abrechnung der Koften erhalten. Wer über einen 
gewifien Betrag hinaus Bargeld 11 Monate 
hindurch im Beutel behielt, mußte 2'/, Prozent 
davon ben Armen geben. Ahnlich waren die Vor- 
ſchriften bei den hindoſtaniſchen Völkern. In Ehina 
a der Ertrag von einem Zehntel des Ader« 
odens ſowie derjenige der Forften, Gewäfler, des 
ergbaues und der Jagd dem Landesherrn, der 
berſchuß follte aufgefpeichert und zur Ernährung 
Bebürftiger in den Jahren der Not verbraucht 
werden. Die Sitte regelte mit  geiegähnliher Kraft 
die Pflichten gegen Eltern wı reife. Privat» 
jffaven gab e& erft unter ber fünften Dynaſtie. 
— Die griehifhen Bürgerunterflügungen 
Hatten ihren Grund weniger in Humanität und 
Nächftenliebe als in der Staatsauffafjung. In 
Athen 3. B. war eine ſtaatliche Armenpflege or⸗ 
ganifiert. Allein Die Demokratien des Altertums 
waren ja nur Ariftofratien der Freien, denen die 
rechtloſe Maſſe der Sklaven gegenüberftand. Auch 
die römischen Getreibeverteilungen hatten den 
Eharafter einer politischen Mafregel: Verhütung 
von Vollsaufftänden, Erhaltung der Dynaſtie auf 
dem Throne. Sie fdrderten en Santtio= 
nierung der Trägheit und Arbeitsfchen die Ver- 
armung. Dagegen Fönnen bie trajaniſchen ſogen. 
„Altmentationen” den Charakter von Armen= 
anftalten beanspruchen. — Beſondere Erwähnung 
verdient in der vorchriftlichen Zeit die mofjaifcdhe 
Gefeßgebung. Es war — der Theokratie 
Israel: „Kein ganz Armer und Bettler finde ſich 
unter euch“ (5 Mo). 15, 4). Dafür war durch 
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die gefamte Verteilung des Landes und feiner Er⸗ 
trägnifje geforgt, fo daß gewiſſe Almoſen den Be⸗ 
en als Rechispflicht auferlegt waren und der 
irme fie als ein ihm von Gott er Eigen- 
tum beanſpruchen fonnte. Er darf das in der 
Aderede fiehen gebliebene Getreide ſchneiden, die 
Nachleſe halten, ihm gehört ber dritte Zehnte, und 
das Erträgnis des Sabbathjahres teilt er mit bem 
Eigentümer. Der Reihe war zu unverzinslichen 
Darlehen verpflichtet. Es beftand ein Rüdfaufs- 
recht verfaufter Aderlofe. Im fhlimmften Falle 
elen fie im Jubeljahre an die Familie zurüd. 
Bte jemand in Schuldknechtſchaft treten, fo 
durfte er nur als Freier, nicht als Sklave be= 
trachtet werden; das fiebente Jahr machte ihn 
wieder frei. — 

Der Arme, der im Altertum, abgejehen von 
Israel. dem Elend und der Not preisgegeben war, 
erhielt durch die Lehre Chriſti feine Menjchen» 
würde wieder zurüd. Durch die Lehre vom ger 
meinſchaftlichen Urfprung des Menſchengeſchlechis, 
von dem nur lehensweiſe dem Menſchen über- 
Tafjenen Befit irdiſcher Güter feitens Gottes, von 
der Notwenbigteit der guten Werke neben und aus 
dem Glauben zur Ergreifung und Bewahrung des 
übernatürlichen Lebens, durch bie Lehre von ber 
Gleichſegung der dein Armen gereichten Liebeg- 

jabe mit einem dem Heiland jelbft erwieſenen 

ienfte, — durch dieſe und andere Wahrheiten 
erhielt die chriftlicde Armenpflege ihre belebende 
Wärme. Die Kirche achtete Die Würde der Armen 
To, daß fie für ihren Dienft ein eigenes Amt, das 
der Dialonen, errichtete, welche die Almofen beim 
heiligen Opfer in Empfang nahmen und als 
Gotſesgaben an die Bebürftigen verteilten. Der 
chriſtliche Staat erfannte endlich feine Verpflich- 
tung, dem Elend ber Armen und Hilfsbebürftigen 
abzubelfen, und entſprach dieſer Aufgabe vorzüglich 
dadurch, daß er die bereit beitehende, firchliche 
Armenpflege zu förbern fuchte. Die von ben Bi- 
ſchöfen feit dem älteften Zeiten geübte und organi« 
ei Armenpflege rief ſchon im 4. Jahrhundert 

je Gründung der UArmen- und Krankenhäuſer 
jeglicher Art hervor, die teils von der Kirche ſelbſt 
errichtet, teil8 von ben Kaifern und Privatperfonen 
auf Veranlaffung der Kirche geftiftet wurden und 
unter kirchlicher Verwaltung und Aufficht ftanden. 
Aus dem Orient verbreiteten fich diefe Anftalten 
im 5. und 6. Jahrhundert auch im weftlichen 
Europa. Ein Beichluß des Konzils von Tours 
führte 567 die Verpflichtung der Gemeinde zur 
Erhaltung ihrer Armen — und bamit eine decen« 
Biber Armenpflege ein. Die Verpflichtung 
der Gemeinde zur Erhaltung ihrer Armen enthält 
auch ein Kapitulare Karls des Großen von 806. 
Nach einer andern Vorfchrift desfelben Regenten 
follte ein Viertel der Kircheneinfünfte oder doch 
bes Zehnten, ber an die Kirche entrichtet werben 
mußte, für die Armen verwendet werben. Auf 
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den Beneficalgütern richtete Karl der Große eine 
eigene Armenpflege ein und befahl allgemein ben | 
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Grundherren, Sorge Er tragen, baß feiner ber 
auf ihrem Grund und Boben figenden Hinterjaffen 
aus Mangel an Eriftenzmitteln verfomme. So er⸗ 
hob er bie in der herrſchenden Rechtsanſchauung 
ſchon beftehenbe Verpflichtung bes Grundherrn zur 
Armenpflege zu einer gejeglihen Verpflichtung. 
Die mittelalterliche Geſellſchaft glieberte 
fich infolge des Lehen- und Leiheweſens nad) Art 
der Arbeit und bes Berufs in ein Syſtem größe- 
rer und Meinerer Kreife. Dementſprechend war 
auch die Armenpflege Iofalifiert und gegliedert. 
Der Lehensherr hatte jubfidiär für Alimentation 
feiner Dienftleute aufzulommen, in der unfreien 
Hofgenoſſenſchaft ber Hörigen hatte der Grund⸗ 
herr im Falle der Not für den Unterhalt feiner 
Arbeiter Sorge zu tragen, und nicht weniger er⸗ 
hebli war bie genoſſenſchaftliche Armenunter 
ftügung. Das Gildenweſen umfaßte ja das ganze 
bürgerliche Leben des Mittelalters. In den Ges 
noſſenſchaften ber Freien, mochten fie nun Adels- 
forporationen und Gilden fläbtifher Patricier 
oder Hanbwerkergilden und Zünfte fein, immer 
war Die ger zu gegenfeitiger Unter⸗ 
ftügung in Not und Krankheit und der Hinter- 
laſſenen und Waiſen ein Hauptzwed ber Vereini⸗ 
gung. Das Refultat unferes Verſicherungsweſens 
war durch Korporationen, Gamilienzufammen- 
bang, borfgenoffenfchaftlichen und hi — 
Verband von felbft gegeben. Die verarmten Ge⸗ 
nofjen und Mitglieder wurden von Rechts wegen, 
ohne Demütigung, Bettel und Almojen, vom 
örtlichen ober beruflichen Berband erhalten. Reichte 
wirflih der Gemeinfinn der Familie oder der 
Korporation, bes Verbandes zc., dem der Verarmte 
angehörte, nicht hin, jo blieb iym noch immer das 
Almofen der Klöfter oder einzelner Reichen. Die 
Hofpitäler waren mehr für Bilflofe Fremde und 
arme Kranke beftimmt. Durch eine fo organifierte 
Vollsarmenpflege war eine offizielle (Staats-) 
Armenpflege überflüffig. Die Obrigfeit beſchäf⸗ 
tigte fi negativ mit Abwehr des Bettelns umd 
Vagabundierens. — Im Mittelalter ſuchte man 
örtlichen Bedürfniſſen, die ſich zu irgend einer 
Zeit berausftellten, durch fpecielle Stiftungen 
abzubelfen. Der Inhalt vieler Stiftungen be= 
weift, daß bie chriſiliche Liebe viel er! 5 — 
und klüger iſt als bie theoretiſchen Grundſaͤtze. 
Die Wohlthaͤter erkundigten ſich um die Bedürf- 
niffe derjenigen, für welche fie eine Stiftung machen 
wollten. Diefe Bedürfniffe fuchten fie jo direkt als 
möglich zu befriedigen und überließen e8 nicht dem 
Gutdünfen der Berwaltungsbehörde, wie Die Stif 
tung ausgeführt werden fol. Die öffentliche Ver- 
teilung der geftifteten Spenden bildete die Kon⸗ 
trolle. Man war ſicher, daß bie Unterftügung 
nur wirllich Arme befommen und parteiiiche Gunft 
und Mißgunft vermieden würden. Durd bie 
ſonntägliche Verkündigung der Wochenftiftungen 
erhielten die Beteiligten, alfo aud die Armen, 
von ihren Rechtsanſprüchen Kenntnis. Daß mar 
die Kirchen zur Verteilung wählte, nicht die Rat» 


439 


häufer oder andere weltliche Orte, beftätigt ben 
religiöfen Charakter der damaligen Armenpflege. 
Während die Heiden ben Städten Legate vermacht 
hatten, aus beren Zinjen zum Andenken des ver- 
forbenen Schenter8 Spiele gegeben wurden, waren 
im Mittelalter mit den Seelenmeflen und Anni⸗ 
jarien Stiftungen für Speifung ber Armen 
verbunden. Die Rettungshänfer nannte man auch 
Seelhäufer, wohlthätige Stiftungen — Seelgeräte. 
Eigene Ritterorden entftanden für Krankenpflege, 
und die außerordentliche Gaſtfreundſchaft der 
Kloſter ift befannt, fie wird ja noch geübt. In 
Klöftern gab es Laienpfründen für alte und ſolche 
Leute, bie in der Welt allein ſtanden, keine Pflege 
hatten und nicht in ftädtifche Spitäler eintreten 
wollten oder konnten. Je jorgfamer der religiöfe 
Charakter der Armenanftalten gehandhabt wurde, 
deſto beffer war e8 für die hilflofen Armen, Kran⸗ 
ten und Greife, deren gute Behandlung ja ſtets 
weit mehr von der Gewifienhaftigkeit als von der 
Kontrolle abhängt. — Hier jei auch der freiwil⸗ 
ligen Armut Erwähnung gethan. Als im 
13. Jahrhundert der wachfende Reichtum in ber 
Chriſtenheit Habſucht und Herrſchſucht erzeugte, 
befämpften ber HI. Franz von Aſſiſi und feine 
Schüler den fo antifocialen Egoismus durch ihre 
Grundjäge und Thaten der Einfachheit und 
Strenge. Die Armut der Bettelorden gewann 
ihnen Liebe und Vertrauen, namentlich ber ftäbti- 
Inge Bevdllerungen. Sie wirkten wohlthätig auf 
te Tüchtigfeit des Bürgerftandes troß ober wegen 
ihrer — der wirtſchaftlichen Thätig · 
keit. Sie gaben der geiſtigen Arbeit den Vorzug, 
der Arbeit an fich jelbft, an ber eigenen Vervoll« 
tommnung. Ihr Beilpiel eiferte die Reichen an, 
den ſchmutzigen er. niederzubalten; das 
Beiſpiel ihrer freiwilligen Armut und Eigentums- 
Tofigfeit erleichterte bie Laſt ber gezwungenen 
Armut. — Fragt man nad) der Beſchaffenheit 
der Mittel in jener Zeit, jo beweift ſchon bie Ent= 
behrlichkeit obrigteitlichen Zwanges, baß fie reich 
lich floſſen. Nicht der Vorwurf ber Ungenüge 
wird gegenbie mittelalterliche Armenpflege erhoben, 
fondern vielmehr der des Übermaßes und ber 
principiellen Kritiffofigleit, welche die Zahl ber 
Bettler und Müßiggänger gemehrt und groß- 
gezogen habe. 

Seit dem Ausgange bes Mittelalters 
ift teils an die Seite teils an die Stelle ber kirch- 
lichen und Brivatarmenpflege mehr und mehr eine 
vom Staate geregelte, nötigenfalle erzwungene 
Armenpflege getreten. Die zu ausgebehnte Mild- 
thätigfeit En war durch Müßiggang, Betrug 
und Heuchelei mißbraucht wor! Pflichtwer · 

eſſene und Arbeitsſcheue Hatten ſich unter die 

eihen ber Erwerbsunfähigen gemijcht und fo die 
obrigkeitliche Zwangsgewalt herausgeforderi. In 
zweifacher Weiſe wirkte die Reformation dabei 
mit. Einmal wurde der kirchlichen Armenpflege 
durch bie in ihrem Gefolge eintretende Sätulari- 
fation des Kirchenguies der weſentliche Boden 
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entzogen. Anberfeits Tähmte der Proteftantismus, 
indem er die katholiſche Lehre von ben guten 
Werfen aufgab und befämpfte, die Privatwohl- 
thätigfeit und ben Gtiftungseifer. — Früh tritt 
die flaatliche Armenpflege in England auf. 
Dort hatten die Bürgerfriege, die häufige Ente 
lafjung arbeitentwöhnter Söldner, der frühe inter» 
gang des Lehenweſens und der Sörigfeit, bie 
Umwandlung der gebundenen in „freie“ Arbeiter 
(womit die alte Unterftäßungspflicht der Grund» 
herren gegenüber ihren in Not und Krankheit 
befindlichen Arbeitern erloſch) — große Fluktua- 
tionen und Notftänbe ber Arbeiter herbeigeführt. 
Dies veranlaßte die unter den Tudors (1486) 
wieder Tonfolibierte Monarchie, die Arnıenpflege 
in die Hand zu nehmen. Diefem Bebürniffe 
fonnte England eher genügen als Deutichland, 
da England jhon im 16. Jahrhundert einen ge= 
orbneten, einheitlichen Staat bildete, während die 
Einheit des Reiches in Deutſchland durch die ſeit 
dem Zwift zwiſchen Kaiſer und Vapft gewachſene 
Macht der Fürften und freien Städte befeitigt war. 
Zur politifchen Notwendigfeit und zur Möglichfeit 
ſtaatlicher Armenforge fam mit der Reforma- 
tion noch eine moralifhe Verpflichtung, indem 
Heinrich VII. ben größten Teil des Kirchen⸗ 
vermdgens teil8 einzog, teil8 den Baronen über- 
wies. Es war nur ein weiterer Schritt auf ber 
Bahn offizieller Armenpflege, wen an die Stelle 
der — freiwilligen Beiträge ſeit 1572 
die „erzwungene Nächftenliebe der Ärmenſteuer“ 
trat. Roch im 16. Jahrhundert erfchien eine Reihe 
von Gejegen, welche in dem großen Armengefeh 
der Königin Elifabeth (1601) ihre Zufammen« 
il ihren Abſchluß fanden. Die barauf 
folgenden Übelftände nötigten gegen Enbe den 
17. Jahrhunderts, die Sreigägigteit zu beichränten 
(feit 1662) und den Gemeinden und den Kirch⸗ 
ſpielen das Recht zu geben, den minder bemittel« 
ten Fremden bie Aufnahme in ihren Gemeinde» 
verband zu verweigern. Leider fielen diefe Maß- 
regeln (bie Armenfteuer auf Die Befiker von Grund 
und Boden und Renten davon und bie Beſchränkung 
der Freizügigkeit) in letzter Linie zum Nachteile 
bes ländlichen Düittelftandes, d. h. der noch vor» 
handenen Reſte des ländlichen Bauernſtandes aus, 
indem die Großgrundbeſitzer die Anſiedelung 
AÄrmerer mit Erfolg bintertrieben. Durch den 
Mangel einer entſprechenden fauffräftigen Agrar» 
bevölferung war die in ber zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts raſch fteigende Induſtrie auf 
auswärtigen Abſatz angemwielen, und infolge ber 
von Zeit zu Zeit hereinbrehenden Produktions» 
und Handelskriſen wuchs die Zahl der Armen zu 
einer früher ungelfannten Höhe. Seit 1790 kam 
man auf da8 fogen. Allowancefyftem, d. 5. es 
bürgerte fi) bie Praxis ein, den niedrigen Lohn 
dur) Zufäße auz der Armenfaffe zu ergänzen. 
Der ungleihförmigen und unertraͤglichen Armen« 
laſt follte endlich die Parlamentsalle vom 14. Au» 
guft 1834 abhelfen. Man begnügte ſich nicht 
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mehr, die Armenpflege der Kirchſpiele durch die 
Friedensrichter überwachen zu lafſen. Eine Een- 
trafarmenbehörbe (poor law board) jollte bie 
Oberleitung in bie Hand nehmen. Biele zu Kleine 
Kirchſpiele wurden in größere Armenverbände 
(unione) vereinigt und der Grundia aufgeflellt, 
dafs die Unterftügung in ber Regel nur in den 
Ber Rattfinden fol. Durch die nad» 
brüdlicde Bevorzugung ber geſchloſſenen Armen- 
pflege (workhouses), im Gegenfaß zur offenen 
Armenpflege (out-door relief), wird bem Ab« 
ſchreckungsprincip Rechnung getragen. Wer irgend 
welche Ausficht dazu hat, trachtet ſich außer! 
des „Haufes“ fortzubringen, benn es fehlt ba das 
Glüd eines, wenn auch fo armen Yamilien- 
lebens unb bie Möglichfeit irgend eines eigenen 
Erwerbes (Überverdienftet); dazu kommt die Ber 
ſchrãnlung ber perſdnlichen Freiheit, bie knappe, 
äußerft einfache Verköitigung mit Bejeitigung 
aller der Heinen Genüffe, welche draußen jelbit 
dem Ärmften erreichbar find, und nicht jelten eine 
rauhe Behandlung von feiten der Beamten. 

Ein gewiſſer univerfaler Geift der Wohlthätig- 
teit hat ſich Durch die dominierende Stellung der 
Latholifchen Kirche in Frankre ich erhalten. Sie 
behielt da ihr Armenvermögen und entſprechende 
Unabhängigfeit. Daher der freie und chriftliche 
Charalter, welchen die Armenunterftügung in 
Frankreich — abgejehen von ber revolutionären 
Kriſe — flets behalten hat. Die 1551 in Paris, 
1560 im ganzen Königreich eingeführte Armen- 
feuer blieb zwar bis Ende des 18. Jahrhunderts 
in Geltung, erreichte aber bei weitem nicht bie 
Bedeutung der engliſchen Armenfteuer. Der in 
der Revolution von bem Konvent unternommene 
Verfuch, die gefamte Armenpflege in bie Hand der 
Staatsbehörden zu centralifieren, mißlang. Seit« 
dem wurden nur einige Zweige der öffentlichen 
Armenpflege durch eine Reihe von einzelnen 
ken normiert (Hofpitäler, Hofpize, Findel · und 

ifenanftalten). So muß feit 1811 in jedem 
Departement für bie verarmten und verwahrloſten 
Kinder eine Anftalt gegründet werben. Seit 1839 
find die Gemeinden verpflichtet, bie ortsangehöri⸗ 
gen Irren in den Depariementsanftalten ur 
bringen. Andere Arme als bie genannten haben 
auf Öffentliche Unterftügung nur infoweit Anſpruch, 
als die Mittelder Armenanftalten hierzu ausreichen. 
Höchftens in einem Drittel ber franzoöfiſchen Ge⸗ 
meinden beftehen bie durch die Geſehgebung ein⸗ 
führten bureaux de bienfaisance. Seit 
Sieh vom 10. Januar 1849 giebt es in Paris 
die administration gensrale de l’assistance 
publique. — Das fic) in Frankreich das Princip 
der fafultativen Armenpflege in einem verhältnig« 
mäßig fo großen Umfang behauptet hat, erflärt 
fich (nad Freiherrn v. Reigenftein) aus dem ger 
ringen Umfang, den die Armut in Frankreich 
überhaupt hat, auß der erheblichen Entwicllung der 
Privatwohlihätigleit (1500 Vincentiußvereine), 
aus dem Umfland, daß von ben für die öffentliche 
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Armenpflege verfügbaren Mitteln ein großer Teil 
in ben Erträgen angefammelten Grund» und 
Rapitalvermögens befteht (alfo reich dotierte und 
Teiftungsfähige WopithätigkeitBanftalten), und aus 
den Grenzen, die das ber Gemeinbe= 
befteuerung der Mittelbeihaffung zieht. Es wirb 
als die Armut vermindernd berporgehoben, daB 
ſich — troß der Principien von 1789 — Ge= 
meinbegüter und Gemeinbenugungsrecdhte (in Weide 
und Wald, grappillage, ratelage, periodiſche 
Perg — Gemeindelofen u. dgL) erhalten 
haben. Die Benupung des Gemeinbeeigentums 
und das Aufrüden aus ber Reihe ber Nicht- 
befigenden in die Gruppe der mit Anteilen von 
Gemeindegrunbftüden verfehenen Gemeinbemit« 

lieber gewährt ben armen Klaſſen des platten 
andes nicht unmwejentliche Förderung. 

Zu den Bändern, in denen ſich mit ber Refor⸗ 
mation und mit ber Einziehung der Kirchengüter, 
welche meift im Intereſſe ber Fürſten erfolgte, 
die Lage der armen Bevöllerungsflafje verichlim- 
merte, gehört au) Deutſchland. Namentlich 
mit der Aufhebung der Klöfter war eine ber 
wichtigften Duellen, aus denen bisher die Armen 
ihren unterhalt ſchöpften. verfiegt. Schon 
der Reichatag von Lindau 1497 hatte ermahnen 
müffen, „nur [wachen Perſonen das Betteln zu 
geftatten“. Hernach verallgemeinerte die Reichs⸗ 
polizeiorbnung von 1530 (und fpätere) die ein« 
getretene Notwendigfeit der kommunalen Armen- 
unterftügungspfliht. Jede Stadt und Kommune 
Toll ihre Armen felbft ernähren und erhalten. Nur 
wenn fie es nicht im flande ift, darf fie Arme 
„mit einem brieflicden Schein in ein ander Amt 
fördern". Die Landesgeſetze des 16. und 17. Jahre 
hundert wiederholten jene Unterftügungspflicht, 
und either ift bie Armenpflege ein regelmäßiger 
Gegenſtand der Gemeinbeverwaltung. Die welt« 
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aufbringen. Die Verteilung geſchah durch bie 
Organe der politiſchen Gemeinde, aber lange Zeit 
in engfter Verbindung mit den Vorfiehern ber 
Kirchengemeinde. Eine der älteften Armenord- 
nungen biefer Art ift die des gemeinen Kaſtens 
zu Leisnig 1523. In ben von Bugenhagen ent - 
worfenen Kirchenordnungen wurde Kirchen· und 
Armenfonds getrennt. — Auch auf fatholifcher 
Seite machte ſich den geänderten Verhältnifien, 
der gewachlenen und gemifchten, wirklichen und 
mißbräudlichen Armut gegenüber bag Bedürfnis 
entſprechender Organifation und ſchaärferer Auf« 
Richt geltend. Dies geſchah zuerft in den inbuftriell 
fo hoc) entiwidelten Niederlanden, in welchen eben« 
falls die unheildrohende Spannung zu Tage trat, 
welche fich in den erſten Jahrzehnten des 16. Jahr⸗ 
hunderis allenthalben in Kirche und Staat als 
Vorbote der religiöfen und focialen Ummwälzung 
fühlbar machte. Naturgemäß äußerte fie fich nicht, 
wie in Deutſchland, bei der bäuerlichen Bevölterung 
bes Landes, fonbern bei den unteren Schichten der 
volfreihen Städte. Die Armut flüchtete ſich zu 
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diefen Sitzen der Inbuftrie, wo reiche Stiftungen 
ergiebige Unterftügung verſprachen, aber fchließ- 
lich doch eine ftrengere Organifation nötig wurde. 
Unabhängig von der Reformation entitand 1524 
bie rühmenswerte Pperner Pflegeorbnung. Auf 
Grund derjelben Tieß Karl V. die Armengefeh- 

ebung ausarbeiten, welche er am 6. Oltober 1531 
fir die ganzen Niederlande erließ. — Durch die 
im 16. und 17. Jahrhundert immer allgemeiner 
ausgeſprochene Verpflichtung der Gemeinden, im 
Falle der Verarmung bie Angehörigen zu unter« 
fügen, hat fich der Begriff der Gemeindeangehörig« 
keit immer ſchärfer ausgebildet. Die Städte 
waren auß Furcht vor Konkurrenz und Überjegung 
ber Gewerbe mehr unb mehr veranlaßt, die Frei⸗ 
zügigleit zu beſchränken, Die Erlangung bes 
Bürgerrechte, daS auf bürgerliche Nußung und 
bürgerliche Nahrung Anfpruch gab, zu erſchweren, 
ben Zuzug Fremder durch Einzugsgelber zu ver⸗ 
ringern, bie Ehefchließung ber Einheimiſchen zu 
überwachen. Hochſtens, daß der Landesherr ſich 
das Recht vorbehielt, auch gegen den Willen der 
Gemeinde das Wohn- und Bürgerrecht zu ver⸗ 
leihen. Damit war bie Sreizügigfeit, welche das 
deutſche Arbeitsrecht des Mittelalters hatte ge— 
währen tönnen, aufgehoben. Solange ber arbeit8- 
loſe Erwerb im Sinne ber Kanoniften zurüd« 
gebrängt wurde, war eine „Überfegung“ nicht zu 
fürchten. Erſt die Art und Weife, wie das heid- 
nifche römifche Recht jeit dem 16. Jahrhundert 
gelehrt und gehandhabt wurbe, drängte die frühere 
Tanoniftische Strenge gegen den Eigennuß zurüd 
und öffnete die Schleufen des fogen. Kapitalismus. 
Das den Mitteljtand beförbernde Princip des 
deutfchen Rechts: Beſitz und Arbeit in berjelben 
Perſon zu verichmelzen, fand im Rechte Roms, 
jenes erften Sflavenftaates ber Welt, feinen An« 
haltspunkt. Wie fehr Haben die Juriften des 17. 
und 18. Jahrhunderts das bie Armut verhütenbe 
Genoſſenſchaftsprincip mißhandelt; aber freilich 
die Verknöcherung, der Egoismusß der Zünfte 
forderte dazu heraus. Mit dieſer Umgeſtaltung 
bes Gewerberechtes hängt es zuſammen, daß dann 
fpäter bie zur mafchinellen Technik führenden Er⸗ 
findungen des menfchlichen Geiftes nicht mehr in 
gemeinnüßiger Korporationsform, fondern in der 
den Einzelrei_htum förbernden Form des Fabrik- 
betriebeß verwertet wurden. Die neue Auffafjung 
des Eigentums machte ſeit Entdedung Amerikas 
und feiner Golbminen bie Getreide- und Waren- 
preife in viel höheren Maße fteigen, als dies 
der Arbeit mit ihrem Lohne gelang. — Auch auf 
dem Lande mehrte bie neue Ordnung der Dinge, 
insbefondere nach den Bauernkriegen, die Ver⸗ 
armung. Der Umftand, daB die Juriften deutfche 
Bauern wie römiſche Pächter anfahen, förberte 
bie Angetanna der deutſchen Landwirtſchaft 
durch Übergreifen der großen Gutswirtſchaften. 
Während der Adel vordem den Beamtenftand 
vertrat, Hof und Kriegsdienſt trieb, verlegten ſich 
nunmehr die Befiger ber Herrengüter auf die 
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Landwirtſchaft und betrieben fie in der Abficht 
des Gelberwerbed. Das führte zu Arealvergröße- 
rung, Befignahme von Gemeindeweide und Um⸗ 
land und zum „Bauernlegen“. Der Mißbrauch 
der gutsherrlichen Polizeigemalt und der in den 
Händen ber Gutshefiger befindlichen Batrimonial- 
gerichtäbarfeit fteigerte die hergebrachten Dienfte. 
Die Knappheit der Mittel für Verarınte nötigte 
zu größerer Strenge, man wies Ausländer aus, 
Inlãnder indie Heimat und führte für Einheimifche 
ben obrigfeitlichen Ehekonſens ein. 

Die großen Ereigniffe am Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts, die franzöfifhe Revolution 
mit den nachfolgenden 25jährigen Kriegen und 
der Umgeftaltung in den Eigentums» und Erwerbs⸗ 
verhältniffen, bie Entwidlung ber Induftrie mit 
Maſchinen in der Form bes Fabrifbetriebeß, die 
großen Produltionskriſen durch Überproduftion 
in einzelnen Gewerbszweigen, bie Anſpannung 
und Überreizung bes öffentlichen und Privatkredits 
haben bie Verarmungsurfachen nicht gemindert, 
fondern gemehrt. Die jeit Mitte bes 18. Jahrhun⸗ 
derts angebahnte größere Freiheit der Bervegung 
der Bevöllerung —— die Befürchtung eines 
allgemeinen ſtarken Anwachſens der Armenlaſt und 
brachte die deutſchen Mittel- und Kleinſtaaten zu 
einer energijchen Ausbildung bes Begriffes „Hei= 
matsreht”. Schon die Befürchtung, daß eine 
Armenunterftügung notwendig werden könnte, be= 
rechtigte Die Gemeinde A Ausweifung. Nur das 

eimatsrecht gab bie Befugnis, in der Gemeinde 

ch — Grundbeſiß zu erwerben, Gewerbe 
zu treiben und fich zu verehelichen. — In Preußen 
hatte der Zwieſpalt gleichberechtigter Kirchen zu 
einer ftärferen Verweltlichung der Armenpflege 
genötigt, welcheim Allgemeinen Landrecht von 1794 
(TU. IL, Titel 19) zu einem lodifizierten Abſchluß 
lam; Die Stadt · und Dorfgemeinden (Gutsbezirke) 
müſſen ihre verarmten Mitglieder (Angehörigen) 
erhalten, bie bloßen Einwohner jedoch nur dann, 
wenn biefelben zu ben gemeinen Laften zuletzt bei⸗ 

etragen hatten. Arme, denen hiernach ein Unter⸗ 

ügungsanfprud) nicht zuftand, follten durch Ver⸗ 
mittlung des Staates in öffentlichen Sandarmen« 
häufern untergebracht werden. Noch grünblicher 
verwifchten bie Ereigniffe in ben erften Decennien 
bes laufenden Jahrhunderts die Gebietsgrenzen 
ehemals Tonfeffioneller Territorien, fo daß mit der 
örtlichen Miſchung der Glaubensbelenntniffe auch 
die Möglichkeit kirchlicher Organifation verringert 
wieb. Überdies Hatte die franzöfifche Gefekgebung 
ber Revolutiongzeit das Recht ber Niederlafiung 
unb Verehelihung, des Ermwerbes von Grund- 
ftüden, bes Betriebs von Bewerben und das Recht 
auf Armenunterftügung von ber Gemeindeange⸗ 
hörigkeit abgelöft, und biefe Grundfäge fanden 
in Deutfchland, wenn auch langſam, Eingang. 
Die preußiſche Stäbteorbnung von 1808 kennt 
fie noch nicht, dagegen trennte die preußifche 
Stäbteordnung von 1831, in Übereinftimmung 
mit der in der preußifchen Gefeßgebung anerfannten 
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Freiheit des Erwerbes von Grundeigentum und 
Des Gewerbebetriebes, Die Verbindung von Bürger» 
recht und Anfledelungsrecht und acceptierte das 
Franzöfifche Syſtem ber fogen. Einwohnergemeinde. 
Seit 1842 begründete dreijähriger Aufenthalt in 
einer Gemeinde beren Verpflihtung zur Armen« 
unterftügung. Diefelbeerlofch jedoch Durch Abweſen⸗ 
heit von gewiſſer Dauer, und es mußte Daher durch 
das Inſtitut der Landarmenverbände für bie 
Armenpflege derjenigen Perjonen Sorge getragen 
werben, welche in einer Gemeinde den Unter» 
ftügungswohnfig verloren, ohne in einer andern 
einen ſolchen zu erwerben. — Seit 1867 und 1870 
wurden die Principien der preußifchen Defegarbung 
auf ben Norddeutſchen Bund bezw. das Deutſche 
Reich ausgedehnt (1. Gefeh über die Freizügigfeit 
vom 1. November 1867; 2. Gefeh über Erwerb 
und Verluft ber Reichs· und Staatsangehörigteit 
vom 1. Juni 1870; 3. Geſeß über ben Inter 
ftügungsmohnfig vom 6. Juni 1870; 4. Novelle 
zu legterem Gejet vom 12. März 1894). Die Ge- 
jeße ad 8 und 4 gelten nicht in Bayern und Elſaß · 
Lothringen. Dice Länder gelten armenrechtlich als 
„Ausland“ und haben ihre eigenen Armengeſetze; 
in Bayern blieb die 1868—1869 umgeltaltete 
frühere Gejehgebung, in Elfaß-Lothringen die fran« 
zöſiſche Armengeſetzgebung in Geltung. Es ift das 
Reichsgeſetz vom 6. Juni 1870, weldes an bie 
Stelle des namentlich in Süddeutſchland vorherr- 
chenden Heimatsrechts die dem Syitem ber Frei⸗ 
zügigfeit entſprechende Unterftüßungspflicht nach 
dem Wobnfiß fepte, welche durch zweijährigen un« 
unterbrochenen Aufenthalt begründet wird. Durch 
Artikel 37 des Einführungsgefeßes zum Bürger- 
lichen Geſetzbuch wurbe 8 2 des Freizügigfeits- 
Ei vom 1. November 1867 mit ben neuen ge= 
jeglichen Beftimmungen, über die elterliche Gewalt 
und Bormundfchaft in Übereinftimmung gebradit. 
— In Bayern (Geſeß vom 16. April 1868 über 
Heimat, Verehelihung und Aufenthalt nebft No⸗ 
vellen vom 23. Februar 1872 und 17. Juni 1896; 
Gefek vom 29. April 1869 betreffend Öffentliche 
Armen- und Krankenpflege nebft Novellen vom 
3. Februar 1888 und vom 17. Juni 1896; bie 
Geſetze vom 28. Mai 1852 über die Diſtrikts- 
und Landräte) behielt das Heimatsrecht einen Teil 
feiner alten Bebeutung. Die öffentliche Armen- 
pflege in Bayern ift in ihrer Organifation eine 
dreifache: Die örtliche, die diſtriltive und die Kreis⸗ 
armenpflege. Die Mitwirfung des Staates bei 
der Öffentlichen Armenpflege beſchränkt ſich faft 
ausnahmslos auf die Oberaufſicht über die ger 
meindliche (örtliche), diftriftive und Sreisarmen« 


pie 
8 die Armenftatiftit anbelangt, fo hat 
die Berufsftatiftit des Deutfchen Reiches vom 
5. Juni 1882 auch eine Aufnahme ber an dieſem 
Zage in der offenen Armenpflege unterftüßten 
ae und ihrer Angehörigen (Statiftil des 
hen Reiches, Bd. II— IV), die vom Bundes 
rat am 24. Juni 1884 angeordnete Erhebung 
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endlich eine (die Armenverbände, bie unterftüßten 
BVerfonen, die Urſachen der Unterftügungsbebürftig« 
keit, den Aufwand für die öffentliche Armenpflege, 
dag Erftattungswejen in Ärmenſachen und die 
Armenftreitfachen) umfafjende Aufnahme ber Ar⸗ 
menverhältniffe für das Kalenderjahr 1885 vor⸗ 
genommen (Statiftit des Deutjchen Reiches, 
Bd. XXIX). In diefem Jahre find im Deutſchen 
Reid) 1592386 Verfonen, das find 3,40 Pro- 
zent der Bevöllerung, durch die Öffentliche Armen- 
pflege unterftügt worden. Davon waren 886 571 
Serldftunterftüßte und 705815 Mitunterftügte 
(Angehörige der erfteren). In geichlofjener Pflege 
(d. i. in Armenhäufern und fonftigen Anftalten) 
wurden unterftüßt 328066, in offener Pflege 
(d. I. in ihrer eigenen oder in einer fremden 
Wohnung) 1269320 Perjonen. Die Ausgaben 
der Urmenverbände für die unmittelbar unterftügten 
BVerfonen betrugen 1885: 92452 517 Marf oder 
etwa 2 Mark pro Kopf der Bevölkerung. Der 
durchſchnittliche Unterflügungsbetrag für einen 
Armen war ca. 55 Marl. In Preußen gab es 
unterjtüßte Berfonen 953292, in Bayern 151550, 
in Eljaß-Lothringen 73489, in Sachſen 88 602, 
in Baden 68426, in Württemberg 63320. Die 
Armenftreitfachen (d. i. die von feiten der Armen» 
verbände erhobenen Sagen) erreichten im Gel« 
tungsgebiete bes AnterftügungStmohnfipgeiehes die 
Ziffer 5069, in Bayern 1221; die eingeflagten 
Beträge beliefen fi auf 487919 Mark bezw. 
83208 Mark. 
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des elften Kongreſſes deutfcher Vollswirte, 1869; 
Riebel, Armenpflege in Bayern, 1870; Eimming« 
haus, Armenmwejen und Armengefepgebung, 1870; 
Arnoldt, Freizügigkeit und Unterjtü ungswohnflh, 
1872; "Bähner, Neuere Geſeßgebung über bie 
Pla noeh eh be — 
pflegerecht 1873; Armengeſehgebung in Preußen, 
; Cammerer, Statiftif ber Fürſorge für 
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Riggenbach, Dad Armenweſen der Reformation, 
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Armenpflege, 1883, 1884 ff.; Ehevallerie, Armen» 
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bergs Handb. b. ei ton. III, 2. Aufl, 1885; 
Winpingeroda-Rnorr, Arbeitshäufer, 1885; Ad 
rott, Englifches Armenweien, 1886; Böhmert, 
Das Armenwejen in 77 deutſchen Städten, 1886, 
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feitSanftalten und Vereine, 1895; Münfterbe 
Die Armenpflege, 1897 ; Brandis und d. Aufſeß, 
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Armenredt. Das Armentech beruht auf der 
Verpflichtung des Staates, dafür Sorge zu tragen, 
daß auch dem Armen, welder zur Zahlung von 
eowhlofrn (gerigtlichen und —— 

often) außer ſtande iſt, rechtlicher Sch 


Reichs | währt Er bie gerichtliche —— einer 
0) 


Rechte ermöglicht werde. Es Tann bieß in 

ter Weiſe gejchehen, entweber dadurch, da der 
armen bollftändige re gemährt 
wird (mie nad) kanoniſchem 

dadurch, daß berjelben die Prog: * bi * 
erer gensverhältnifſe geſtundet 
werben (beneficium annotationis, wie nad) ge= 
meinem beutjchen Rechte). 

J. Römiſches Recht. Mit Unrecht ſuchen 
die meiſten Schriftſteller bie Entſtehung des Ar⸗ 
menrechis im romiſchen Recht. Leßteres kannte 
urſprumglich nur eine unentgeltliche Rechtspflege. 
Erft unter Konftantin erhielten Die — 
tabelliones und exsecutores der rechtſprechende 
römischen Magiftrate für einzelne Dientleiftungen 
bon dem flreitenden Parteien Sporteln, eine viel- 
fach zu Mißbrauchen führende Einrichtung, weldye 
ee gig zur en Gewohnheit beran- 

ildete und durch verſchiedene Konftituttonen der 
Raifer Konftantin, Marcian und Juftinian näher 
geregelt wurde. Ebenſo durften die fogen. iudices 
edanei, d. i. umtergeorbnete Beamte zur Ent- 
I cheidung geringfügiger Sachen (lites breviores 
et quaecumque maxime vilium sunt, bis zu 
300 Solidi), welchen von ben Kaiſern Zero und 
Suftin eine Bejoldung gewährt worden war, 
nach einer Verordnung Juſtinians ftatt deſſen bei 
Prozeſſen über 100 Aurei Sporteln erheben, und 
war don jedem Streitteile 2 Aurei zu Anfang 
e8 Prozeffes (in oontestatione litis) und 2 en 
zu Ende des Prozeſſes (in fine negotäi). — 
Advolaten übten ihr Amt als Ehrendienft per 
und gewährten ihren Beiftand daher unentgeltlich ; 
durch die lex Cincis de donis et muneribus 
vom Jahre 550 d. St. war es ihnen ausbrüdlich 
verboten, hierfür eine Belohnung anzunehmen (ne 
quis ob causam orandam pecuniam donum- 
ve aceipiat). Unter den Kaiſern wurde das Amt 
des Aboofaten ein Gewerbe und berechtigte den» 
ſelben, ein Honorar zu fordern, welches jedoch 
nad) einer Verorbnung Elanbiuß’ 10 000 Sefter- 
zien oder 100 Auret nicht überfchreiten durfte. 
— Man will nun die Einführung des Armen«- 
rechts in den Stellen des römijchen t8 finden, 
wonach die Armen 1. in geringfügigeren Sachen 
allgemein, 2. in bebeutenderen Sachen per 


449 
specialem largitionem ee m gewährt 
und 3. auf Antrag von chis wegen einen 


Advolaten zu unentgeltlichem Beiftand far 
erhalten haben follen. — Allein, wie Spridmann- 
Rerterind (Arhivf.tath. Kirchenrecht XV, 148ff.) 
ausführlich nachweiſi, bezieht ſich 

u 1. die Beſtimmung der nov. 17, c. 3 nicht 
" die eigentlichen rechtſprechenden Magiftrate, 
indices, deren Jurißdiftion, wie angeführt, un» 
entgeltlich war, ſondern nur auf bie untergeord⸗ 
neten iudices pedanei. Während biefe nad 
nov. 17, o. 3 in bem falle, daß die Parteien ber 
züglich der Zahlung von Sporteln nicht suffi- 
cientes in datione consistant, fichtet waren, 
gratis lites audire, beflimmte die nov. 82, daß 
in allen Sachen unter 100 Aurei, mochten bie 
Parteien vermögend oder arm fein, Freiheit von 
den an die iudices pedanei (nicht aber an die 
exceptores und causas praeparantes et com- 
plentes) zu zahlenden Sporteln eintreten folle: 
qui enim ita parvae quantitatis exactionem 
facit, pro maxima parte victoria sic pauperem 
fraudat. Darüber, daß aud in Sachen über 
100 Aurei den Armen allgemeine Sportelfreiheit 
als Privileg gewährt worben jet, fehlt es an einer 

fitiven Beſtimmung. 

Zu 2. Raijer Anaftafius ſpricht in c. 6 de 
fruot. et lit. exp. (7, 51) von dem Privilegium 
der gänzlichen oderteilweifen Sportelfreiheit, welche 
gewifien Perſonen entweder per leges sacrasque 
constitutiones oder per speciales largitates 
gewährt werde. — Als gejeglich privilegiert be= 
zũglich der Sportelzahlung werben in den faifer- 
Tichen Konftitutionen gewifje Stände und Inftitute 
aufgeführt; fo als gänzlich befreit: advocati, 
episcopi, ecelesiae, fiscus ; al8 teilweiſe befreit: 
comites consistoriani, i in sacris scriniis mili- 
tantes, agentes in rebus und deren principes, | © 
castrensiani und ministeriani, scholares, 
hites ımd cleriei, mit Ausnahme der episcopi. 
pe Fr an a ee 

liches leg zugeſprochen. — 
man dem Kaiſer freiftand, abgefehen von jener 
geiepigen Begünftigung per speciales largi- 
tates, ein ſolches Privileg bes Sportelerlafjes zu 
hren fo war bie Erteilung dieſer Gunft« 
igung lediglich feinem freien Ermeſſen anheim« 
ohne daß irgend welche Beſchränkung 
au beftimmte Klafſen von Perſonen ftattgefunden 
hätte. Der Katfer konnte hiernach zwar im ein- 

‚nen alle, mußte aber feineswegs in jebem 
Kalle dem Armen das Privileg de gänzlichen 
ober teilweifen Sportelerlafjes gewähren. 

Zu 3. Ulpianus bezeugt in zwei Stellen (fr. 1, 
8 4 de postulando [8, 1] und fr. 9, 8 5 de of 
proc.et leg. [1, 16]), daß das Edilt des Prätors: 
sinon habebunt advocatum, ego dabo, welches 
fich urfprünglich nur auf diejenigen bezog, welchen 
das Poſtulieren auch in eigenen Prozeſſen unter 
fagt war, auf diejenigen erjtredt worden ſei, 
welche aus einem jonftigen Grunde einen Advo- 

GStaatalexiton. I. 2. Kufl. 
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taten nicht finden konnten. Wenngleich die Ar⸗ 
mut des Rechtfuchenden auffallenderweife nicht 
ausdrücklich unter den certae causae aufgeführt 
iſt, fo wird fie gewiß zu dieſen Gründen, aus 
welchen der Prätor einen Advofaten beiorbnen 
mußte, gehört Haben. Allein, daß der Advolat 
in ſolchen Fällen verpflichtet geweſen 9— ſeinen 
Beiſtand unentgeltlich zu leiſſen, wird in feiner 
ber beiden Stellen gefagt. Es kann dies aller» 
dings indireft auß den Worten Yuflinians in 
c. 13, 8 9 de iud. (8, 1) gefolgert werben: Ho- 
norarüis seilicet a clientibus, qui dare pos- 
sunt, dissertissimis togatis omnimodo prae- 
standis, Allein eine folde beiläufige — 
genügt keineswegs zum Beweiſe dafür, daß ſchon 
nach römischen Rechte diejenigen, qui dare non 
possunt, generell von Zahlung ber Advolaten⸗ 
Ir orare befreit gewejen jeien. Somit rechtfertigt 
ch die Behauptung, daß bei ben Römern das 
Armenrecht als entwideltes Rechtsinftitut nicht 
beftanden habe. — Nach dem Zeugnis der Gloſſe 
au fr. 1, 84 cit.: Sed quid, si est pauper 
olientulus? Resp. de publico dabit (sc. index). 
Sic enim olim erat, et hodie servari videmus ; 
und zu c. 4 de advoc. (2, 7): Hoc forte non 
erit hodie, cum advocati non habeant sala- 
rium de publico, nisi sit advocatus pauperum, 
bildete 1 im nachjuſtinianiſchen Rechte vielfach 
die Praxis aus, daß der einer armen Partei zu⸗ 
geteilte Advofat dad Honorar für feinen Beiftand 
aus Öffentlichen Fonds erhielt. Dagegen iſt in 
ber Glofje von einem Rechte der armen Partei 
auf Sportelfreiheit nirgends die Rebe. 

U. Kanoniſches Recht. Die Tendenz bes 
kanoniſchen Rechts ging dahin, daß die Juſtiz 
möglichft —* —S werde (vgl. Bm 
Fade für Rechtsgeſchichte V, 104 ff. und 

dmann-erferind a. a. ©). Der Richter 


mi- a fig) feine Sportein von den Parteien geben 


laſſen (c. 10, X de vita et hon. cler. [8, 1]; 
ce. 11, 84 in VI? de rescript. [1, 3]), ja nicht 
einmal freiwillig angebotene ln annehmen, 
ausgenommen eva esculentum vel poculentum 

mera liberalitate oblatum, quod paucis con- 
sumi possit diebus (c. 11, $ 4 cit.). Die ger 
richtlichen Auslagen anlangenb, galt ber Orundfaß: 
nemocogitursuisstipendiismilitare. rend 
daher ber iudex ordinarius Erjag ber Expenfen 
nicht forbern durfte, fonnte der iudex delegatus 
moderatas expensas erfeßt verlangen (mozu na- 
mentlich die Ale einer notwendigen oder nüß- 
lichen Reife entftehenden Spefen für Lebensunter⸗ 
halt und Transport gehören), und zwar von 
beiden Parteien zu gleichen Teilen. Die Afiefforen 
und Notare, de dvolaten und Profuratoren 
erhielten nicht nur (wie auch die Zeugen) Erfak 
ihrer Auslagen, fondern auch für ihre Dienft« 
leiftungen ein Honorar, deſſen Betrag bei den 
Afjefforen und Notaren je nach den —* 
des Falles und ben Verhaltniſſen der Streitteile 
von dem Richter beſtimmt wurde, bei ben (melt« 
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lichen) Advolaten und Prokuratoren vorher ver- 
tragsmäßig feftgejeßt werben mußte. — Das la⸗ 
noniſche Recht ftellte nun den Grundſatz auf, daß 
bie Armen von ber Zahlung von Prozeßkoſten 
völlig befreit fein follten. (War dagegen nur eine 
arm, bie andere wohl ‚fo mußte 
te bie ſämtlichen Koſten tragen.) Yivar bezieht 
die betreffende tftelle c. 11, 84 oit.: sed 
ubi notabiliter (d. h. erwiefenermaßen) fuerint 
pauperes litigantes, etiam pro expensis nil 
prorsus exigat ab eisdem (vgl. GI. praeter ex- 
pensas zu c. 10 cit.: immo si pauperes suntliti- 
gantes, debent etiam a sumptibus abstinere), 
*— nur auf die dem Richter zu erjegenben 
aus: nad) dem ganzen Geiſte a lanoniſchen 
Geſetz bung und den Zeugnifien ber älteren 
oe — (vgl. Durantis, Spec. 
= I, 4 de salariis: sed nec sport habe- 
bit, si litigantes pauperes sint; Maranta, 
Aurea praz. IV, 9, n. 196: et quod pauperes 
litigantes non tenentur solvere sportulas in 
iudicio, sed eorum causae debent audiri gra- 
tis) iſt es aber nicht zu bezweifeln, daß derſelbe 
Grundſatz aud) bezüglich der gefamten übrigen 
Koften Anwendung fand, daß al auch von deren 
Zahlung die arme Partei befreit war. Insbefon- 
dere wird der Richter ausdrüclich für verpflichtet 
erflärt, den Armen einen Advofaten zu unente 
geltlichem Beiftande beizuordnen: et sic patet, 
quod ad officium iudieis pertinet, providere 
partibus de advocatis, si alias habere non 
possint .. . Olim salaria de publico dabantur, 
hodie vero quilibet debet sıbi providere, se- 
cundum quod melius potest. De pauperibus 
et huiusmodi personis debilibus, qui sibi pro- 
videre non possunt, debet praetor de advo- 
eatis consulere et providere (Gl. implorando 
iu c.1,X.de off. iud. [1, 32]). Dadſelbe be= 
zeugen Baldus ad c. 25 de nupt. (5, 4), n. 3: 
advocati pauperum non debent aceipere sa- 
larium, primo quod pauperes non habent, 
unde praestent, secundo quod paupertas est 
quaedam afflictio et non debet addi afflictio 
afflicto, und Jason ad tit. J. de act. 8 24, n. 54. 
Nach den Statuten von Ceſena I, rubr. 55 find 
die Advofaten gehalten, ihren Beiftand den Are 
men, wie überhaupt den personae miserabiles, 
gratis et sine aliquo salario zu gewähren. In 
mehreren italieniſchen Staaten Ehen bie bereits 
erwähnte Einrichtung, daß die Armenadvolaten 
für ihre Dienfte aus öffentlichen Fonds honoriert 
wurden (vgl. aud) Cinus ad c. 7 de post. [2, 6]; 
Baldus ad c. 1 de auffr.[4, 8). Die Statuten 
bon Ancona, Ferrara, , Genua und Gubbio 
legen einzelnen Mitgliedern des Advofatentollegs 
ober dem advocatus fisci die Verpflichtung zur 
eg gerichtlichen Vertretung ber Armen 
Fuchs a. a. O.). — Schließlich ift noch 
De ee daß die Kirche auch nach 
mancher andern Richtung Hin für den Rechisſchuß 
der Armen eintrat, namentlich durch die Ein- 
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richtung von defensores ecclesiastici 
für die Armen, durch die den Klerilern erteilte 
Erlaubnis, aud) vor weltlichen Gerichten für 
sonae miserabiles aufzutreten, durch die Ein«- 
räumungeines gewiſſen Auffichtsrechts der Biſchdfe 
über bie Richter zum Schuße ber Armen u. |. w. 
dgl. Spridmann-Serferind a. a. O.). 

II. Deutices Recht. Während das alte 
germanifche Gerichtäverfahren feine oder Hödhftens 
ſehr geringe «ig jorderte, nahmen mit ber 
Veränderung des ahrens durch die mittel- 
alterlicheitalienifche Doktrin auch die Prozeßkoſten 
zu, ſo daß eine desfallſige beſondere Fürſorge für 
die Armen geboten erſchien. — Der Schwaben⸗ 
fpiegel (Ausgabe von Laßberg 17, ©. 44) ſchreibt 
in diefer Beziehung dem Fürſprech vor: Er soll 
armer liute wort durch got sprechen, und 
tuot er des nicht, daz ist wider got, unde der 
richter mac imz gebieten mit rehte, daz er 
armer liute wort umbe sust spreche. Ulrich 
Tengler (Layenfpiegel I. Teil) lehrt, daß die Are 
men nicht mit Zahlung von Prozeßloſten beſchwert 
werden und daß bie Richter darauf fehen follen, 
baß jenen vorsprechen gleich gegeben, auch 
die armen umb gots willen versehen werden. 
— Eine durdhgreifende Umbildung des Armen«- 
rechts vol ſich nad Einführung des Reichs- 
tammergerihts (vgl. Albrecht, Zeitichr. f. Civil⸗ 
recht und Proz. XI, 89 ff., und Fuchs a. a. O.). 
Die 8.-G.-D. von 1471 beftimmt, da armuts 
halben nyemandt rechtloss gelassen werden 
dürfe, daR der Kammerrichter die Sachen der 
armen, die ir armut mit iren eyden, ob der 
gesonnen wirt, erweisten, ben Advolaten und 
Prokuratoren empfehlen folle, darinn zu raten 
und zum besten ir Recht fürzubringen, unb 

zwar bei age entsetzung seines Ampts. 
Während bier als — der Beiorbrumg 
eined Armenanwalts die eidliche Erhärtung ber 
Armut und zwar nur dann verlangt wird, falls 
dem Armen dies wirklich angefonnen würde, for⸗ 
dert die 8.-©.-O. von 1495 hier außerdem ein 
—— — Reſtitutionsverſprechen für den Fall 

bes Eintritts befferer Vermdgensverhältniſſe: 
so sol der arm, von dem das begert wirt, 
dem Cammerrichter an eydes statt geloben, 
sobald er durch behabnuss gein seinem Wi- 
derteil, oder suest zu solcher narung kome, 
dass er die Redner und Advocaten ires soldts 
entrichten moeg, dass er dasselbigthun welle. 
— Nach ber K.G.O. von 1521 mußte ber 
Arme feine Armut, auch wenn fie außer Zweifel 
war, eiblich erhärten, und erftredte ſich das Res 
ſtitutionsverſprechen auf ſämtliche Koften, nicht 
nur bie Anwaltsgebühren, wurde aljo auch auf 
bie Gerichtöfoften ausgedehnt: mit vorbehaltung, 
so der arm zu besser vermoeglichait keme, 


— 


das er alssdan der gebüre, umb die erlangte 
Acta, aussrichtung thun ... sol. — Sobann 
normiert die 8.-&.-O. von 1538 eine ber Mainzer 
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für den „Eyd vor die Armut“. Derfelbe ent» 
bält die Zufammenfafiung eines iuramentum 
assertorium, promissorium und malitiae, näm« 
lich nicht nur die Beſchwörung der Armut und 
die eibliche (ftatt eibesftattliche) Leiſtung des Re⸗ 
ſtitutionsverſprechens (nunmehr aud bezüglich 
der Gerichtsgebühren), fondern auch die eidliche 
Verſicherung daß ber Arme ſich feines Vermögens 
nicht argliftigerweife begeben habe. — Nach der 
8-8.-O. von 1555, welche dem immer wadj- 
fenden Mißbrauch des Armenrechts kräftiger zu 
fteuern bezwedt , joll ber Arme erft dann zur 
Leiftung des Armeneides in dieſer dreifachen 
Richtung zugelaffen werben, wenn er seiner ar- 
mut und unvermoegens ein urkundt von sei- 
ner oberkeit oder andern glaubwirdigen Per- 
sonen beigebracht ober zum wenigsten etlicher 
massen anzeig und schein seiner armut dat» 
ethan hat. — Der R.-D.-U. von 1566 fordert 
x ben Yall, baß während der Dauer des Ar- 
menprogefjes die arıne Partei bei dem nämlichen 
Gerichte in andere Rechtsftreite verwidelt würde, 
Tediglich die Wiederholung des Reftitutionsver- 
fprechens mittels einfacher Verficherung. Hieran 
bat aud) ber R.-D.-A. von 1600 verbis: da 
hinfüro einer anfenglich die armut klaget, 
nichts geändert, namentlich nicht die Ableiftung 
des Armeneides nur in Ermanglung derbetreffenden 
Urkunden für erforberlich erflärt; es folgt dies 
ſchon aus der Anordnung des Bifitattonsabfchiebes 
bon 1718,baßnach Anleitung des Deputations- 
abschieds de anno 1600... das Armen- 
Recht denjenigen, welche solchen Eyd würk- 
lich geschworen, alleinig verstattet werden 
fol. — Aus dem Gefagten ergiebt fidh, daß bie 
deutſche —— — das tanoniſche Armen⸗ 
recht, wonach ber Arme völlige Koſtenfreiheit genoß, 
inſofern weſentlich umgeftaltet hat, als nach neue- 
rem Rechte auf Grund der — — Armen- 
eides nur eine Stundung ber Gerichtskoſten 
und eine Prebitierung der Advofatenkoften auf jo 
lange eintritt, biß die arme Partei zu befieren 
Vermögensverhältnifien gelangt iſt. — Die neueren 
Bartifulargefehe beruhen ſämtlich auf dem Princip 
der bloßen Stundung ber Prozeßloſten und weichen 
nur in Bezug auf ben Armeneid voneinander 
ab, indem fie entweber denfelben unbedingt for⸗ 
dern, ober deſſen Ableiftung nur auf Verlangen 
des Prozeßgegners ber befcheinigtermaßen armen 
Bartei auferlegen, ober aber den Armeneid über 
haupt nicht als Bebingung für Erteilung bes 
Armenrechis ftatuieren, oder denjelben ausbrüdtich 
abgefchafft Haben. Dagegen ftellen bie neueren 
Pariilulargeſetze als weiteres Erfordernis ber Er⸗ 
teilung des Armenrechts auf, daß bie Sache des 
Unvermögenden fich nicht von vornherein als eine 
inblofe barftellen dürfe und daß daher in diefer 
ichtung dem Gerichte auf Grund ber ihm mitzu⸗ 
teilenden Thatfachen und Beweismittel eine fachliche 
Vorprũfung zu ermöglichen fei. Diefe Vorſchrift 
gründet ſich auf die Beſtimmung des R.-D.-N. 











von 1600, es folle der um Erteilung bes Armen- 
rechts einfommende Arme mit allem Ernst ver- 
warnt werden, im Fall die sachen unbe- 
gründet und baufällig, und dass betrieglicher 
Weiss damit umbgangen werde, sich würde 
erzeigen, dass alsdann gegen ime, nach be- 
fundenen Sachen, mit allem Ernst verfahren 
und am Leib gestrafft werden solle (vgl. 
Renaud, Lehrb. d. Civilproz. 750 ff.). 

IV.Die Civilprozeßordnung fürdas 
Deutſche Reich enthält in 88 114—127 eine 
gehende Beitimmungen über das Armenrecht. 
ken) erhält eine Partei (ein Ausländer nur 

i verbürgter Gegenfeitigfeit), wenn und infos 
Tange fie „außer ftande ift, ohne Beeinträchtigung 
des für fie und ihre Yamilie notwendigen Unter 
halts die Koſten des Prozeſſes zu beftreiten“, und 
„wenn bie beabfichtigte Rechtsverfolgung oder 
Rechteverteidigung nicht mutwillig oder ausſichts⸗ 
108 erſcheint· (3 114), Anſpruch auf Bewilligung 
des Armenrechts, d. h. auf unentgeltliche Prozeh- 
führung, und zwar nicht nur einftweilige Befreiung 
von ber Berichtigung der jämtlichen Gerichtsloſten 
und von der Sicherheitsleiftung für bie Prozeß⸗ 
toften, fondern auch auf Beiorbnung eines Gerichts · 
vollziehers zur vorläufig unentgelttichen Bewirkung 
von Zuftellungen und von Bollftredungshand» 
lungen und, infoweit eine Vertretung dur) An« 
wälte geboten ift (nah 88 34—86 ber Rechts⸗ 
anmaltsorbnung, auch injoweit eine ſolche nicht 
geboten ift), eine Rechtsanwaltes zur vorläufigen 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte (8 115). 
Auch Tann Hiervon abgefehen einer nicht im Bezirke 
des Prozeßgerichts wohnenden armen Partei in 
gleicher Dale für die mündliche Verhanblung nach 
8 116 ein rechtstundiger Vertreter beigeorbnet 
werben. — Gelangt ber Arme fpäter zu Vermögen 
ober ftellt ſich nachträglich heraus, daß die Armut 
nicht vorhanden geweſen, fo ift die betreffende 
Partei zur Nachzahlung ber Beträge verpflichtet, 
von beren Berichtigung fie einftweilen befreit war 
(8125). — Das Geſuch um Bewilligung bes Armen« 
rechts ift bei bem Prozeßgericht anzubringen unter 
Vorlage eines obrigkeitlihen Zeugnifjesüber 
das Unvermögen ber Partei zur Bi g ber 
Prozeßloſten und muß eine Darlegung des Streit« 
verhältnifjes unter Angabe der Beweismittel ent« 
halten (118). Die Bewilligung des Armenrechts 
erfolgt für jede Inftanz befonders; wenn dasſelbe 
ſchon in erfter Inſtanz bewilligt war, bedarf es in 
der höheren Inftanz bes Nachweiſes des Unver⸗ 
mögen nicht, und wenn ber Gegner das Rechts⸗ 
mittel eingelegt hat, fällt in höherer Inflanz bie 
fachliche Vorprüfung weg (8 119). Das Armen« 
recht Tann zu jeder Zeit entzogen werben, wenn 
fi) ergiebt, daß eine Vorausſetzung ber Be⸗ 
willigung nicht vorhanden war oder nicht mehr 
vorhanden tft, und erlifcht mit dem Tode der 
BVerfon, welcher e8 bewilligt ift (8121 und 122). 
— Bezüglich bes Rechtsverhältniſſes des Gegners 
beſtimmt 8 120, daß die Bewilligung des Armen 
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rechts an den Kläger, Berufungs- oder Revifions- 

Hläger zugleich für den Gegner die einftweilige 

Befreiung gen den gerichtlichen —— Folge 
en 


hat. Rad högelehen 
wirdeine ſolche Wechſelſeitigleit des Stundungs- 
rechts nicht ſtatuiert; auch beruft man ſich mit 
Unrecht hierfür auf römifches Recht, namentlich 
c. 6 de fruot. et lit. exp. (7, 51). — Iſt der 
Gegner in die Prozeßkoſten verurteilt, jo werben 
von demfelben die beiderfeitigen Berichtsfoften ein- 
gezogen, von deren Berichtigung die arme Partei 
und der Gegner einftweilen befreit waren; des⸗ 
"gleichen find die für die arme Partei beitellten 
erichtsvollzieher und Rechtsanwälte berechtigt, 
ihre Gebühren und Auslagen von dem Gegner 
beizutreiben (88 128 und 124). Iſt bagegen bie 
arme Partei zur Tragung der Koſten des RKechts⸗ 
ſtreites verurteilt, jo hat bie Bewilligung bes Armen- 
rechts, ba ſolches nur von ber unmittelbaren Koften« 
tragungspflicht befreit, auf die Verpflichtung zur 
Erftattung ber dem Gegner erwachſenden Koften 
feinen Einfluß (8 117). Über Detailfragen find 
die zahlreichen Kommentare zur dentjchen Eivil- 
progeßorbnung zu vergleichen. Nach 8 14 des 
Reichsgeſehes über die Angelegenheiten ber frei⸗ 
willigen Gericht8barleit vom 17. Mai 1898 finden 
auf legtere die Borfchriften der Civilprozeßordnung 
über Das Armenrecht entſprechende Anwendung. 
— Aus vorftehender Darftellung ift erfichtlich, daß 
die deutſche Civilprozeßordnung in ihren Bes 
ſtimmungen über das Armenrecht auf dem Boden 
der neueren Rechtsentwicklung fteht und im weſent · 
lichen lediglich durch Die Abſchaffung des Armen- 
eibes von der früheren Reichägefeßgebung abweicht. 
Dem in Strafſachen zum Verteidiger eines An« 
geklagten beftellten Rechtsanwalte find na) 8150 
ber Strafprogekorbnung für die geführte Ver⸗ 
teidigung bie Gebühren aus der Siaatskaſſe zu 
bezahlen, vorbehaltlich bes Rüdgriffs ber Iehteren 
an ben in die Koften verurteilten Angeklagten. 

V. Ein im Haag zwiſchen den meiften euro⸗ 
paiſchen Staaten zur Regulierung von ragen 
bes internationalen Privairechts getroffenes Ab» 
lommen vom 14. November 1896 nebit 
Zufagprotofoll vom 22. Mai 1897 enthält bie 
Beitimmung, daß die Angehörigen eineß jeben der 
Vertragsftanten in allen andern Bertragaftanten 
unter benjelben gefeßlichen Bedingungen und Bor« 
ausfegungen zum Armenrechte zugelaffen werben 
wie bie Angehörigen des Staates, in deſſen Gebiete 
die Bewilligung des Armenrechts nachgefucht wird. 
Wegen ber in den einzelnen Ländern über dag 
Armienrecht geltenden gefeplicden Beftimmungen 
dgl. Leste und Löwenfeld, Die Rechtsverfolgung 
im internationalen Verkehr. 

Litteratur. Linde in der Zeitſchrift f. Civil ⸗ 
recht und »progeß I, 57 ff.; Derf. im Archiv für 
civ. Praxis XVI, 51 ff.; Sartorius ebendaſ. 
XVII, 237 ff.; Albrecht in ber Zeitſchrift für 
Civilrecht und »progeß XI, 80 ff.; Reatz in der 
Zeitſchrift für Rechtsgeſch. II, 421 ff.; Fuchs 
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ebendaſ. V, 104 ff.z Spridtmam · Kerkerind im 
Archiv für kath. asien XXV, 145 ff; 


Renaub, Lehrbuch d. Eivilpr. 750 ff.; Wehell, 


Armntszenguis, |. Armenteht ©. 454. 
Aruimparagraph, 3 8533 des deutſchen 
Sirageihbuce, f. Yt &. 178, Anntäverbredien 


Arte, |. Gefängnisiweien, Verhaftung. 

Arcondierung, Konſolidation, Kommaf» 
fation, Separation, Verloppelung, Zue 
fammenlegung bebeutet im Gegenſatze zu 
Dismembration die Um- und Zufammenlegung 
der im Gemenge liegenden Grmbftüde berjelben 
Beliger in einer Feldmark oder auch einem Teile 
berjelben zum Zwede ber Bildung größerer wirt⸗ 
ſchaftlichet Guislomplexe. In diefem Sinne ift 
die Gefeßgebung zur Regelung dieſer Materie ein 
aus dem Bebürfniffe heroorgegangenes Produkt ber 
Neuzeit, indem die in früheren Zeiten in einzelnen 
Staaten, wie beifpielöweife in Schottland ſchon 
1665, in Dänemark noch früher, in Schleswii 
1766, erlafjenen, die Zufammenlegung rn 
geftattenden Gejege weniger die wirtſchaftlichen 
Nachteile der Zeriplitterung des Grund und 
Bodens als die Zuſammenſchlagung mehrerer 
Hleineren —7 — zur Bildung größerer, geſetz ⸗ 
lich bevorzugter Güter, dann die Aufteilung ge» 
meinjaftlich befeffener Gründe mit Aufhebung 
der fie belaftenden Zehnt- und Servitut«, ind« 
bejondere aller möglichen Weiderechte, überhaupt 
die Befeitigumg der Yelbgemeinfchaften und bes 
Flurzwanges zum Gegenflande und Zwede hatten. 
Diejen lehteren Zwed verfolgte auch vorzugsweiſe 
noch die altpreußifche Gemeinheitsteilungsorbnung 
vom 7. Juni 1821, das erfte und umfafjendfte 
organifche Gejeh, welches auf dieſem Rechtsgebiete 
erſchienen und in feiner fpäteren Ausbilbung und 
Vervolllommnung auch Normalgefeg für viele 
deutſche Mittel- und Kleinſtaaten geworben ift 
(f. d. Art. Landeskulturgeſetzgebung). Es if des⸗ 
halb auf den Geift und Inhalt dieſes Geſetzes 
näher einzugehen. 

Ausgeiprochener Zwed ift die Aufhebung und 
die Beſchränkung der „Gemeinheiten”, worunter 
ländliche Grunbftüde verftanden werden, die in 
einer beftimmten Art bisher gemeinfchaftlich benupt 
twurben. Um bei der Beichränkung zumächft näher 
zu verweilen, jo Tann jeder Eigentümer, befjen 
Srundftüde mit Dienftbarfeiten belaftet find, ſo⸗ 
wie jeder Miteigentümer von Gemeinde: 
verlangen, daß die Teilnahmerechte jämtlicher 
Berechtigten auf ein beftimmtes Maß figiert und 
demnach die Nußungen georbnet werben. Er lann 
insbeſondere verlangen, daß die Art und Zahl 
bes aufgutreibenden Viehs, bie Zeit ber Ausübung 
ber Hütung genau feſtgeſetzt, daß bei Holzungs« 
berechtigungen das Brennholz auf ein beftimmtes 
Deputat normiert werbe. Auch darüber, ob ver 
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mengte, mit gegenfeitigen Dienftbarfeiten belaſtete 
Ader auf mehr Yahre, als bisher uͤblich war, be» 
fät oder nicht befät, zur Hütung ober Aufforftung 
niedergelegt, ob Weidepläge zu Wieſen eingeichont 
ober zu Adern aufgebrochen, ob Wieſen mit ber 

ütung gänzlich verſchont, ob gemeinſchaftliche 

rfien N air oder abgeholzt, ob Sandſchellen 


Grundftüden, die irgend einer gemeinfchaftlichen 
jung unterliegen, auch der Forſten, und im 
folge davon dann die Zufammenlegung bes 

zeriplitterten, im Gemenge liegenden Grundbeſitzes. 

Nur innerhalb einer derartigen Gemeinheit konnte 

ohne Einwilligung des Eigentümers ein Grund- 

flld verlegt, mit feiner Einwilligung aber jedeß 
wedmäßig vertvendbare Grundſiück in eine an⸗ 
bängige Gemeinheitsteilung, Separation, wie der 
techniſche Ausdruck lautet, hereingezogen werden. 

Die Prayis erhob dieſen anfänglich ſekundären 

Zwed bed Separationsverfahrens gar bald zum 

bauptfächlichften, der dann durch ein neueres Gejeh 

vom 2. April 1872 feine gebührenbe Berüdfich- 
tigung gefunden hat durch die Ausdehnung des Zu» 
fammenlegungsverfahrens auch auf ſolche Grund» 
flüde, die einer gemeinſchaftlichen Benußung nicht 
unterliegen, und d: Anwendung desſelben 
auch auf einzelne beftimmt oder natürlich abge= 

— — ‚te Feldteile einer Gemarkung. Alle in ſolcher 
je dem Verfahren unterworfenen Grimdftüde 

werben als eine Maſſe betrachtet, deren Teilung 

auf die der allgemeinen Landeskultur möglichit 

Förberliche Art und in der Weife vorzunehmen ift, 

daß jeder Beteiligte den feinen Anrechten ent- 

Zeil an dem allgemeinen Werte erhält. 
Das iſt der Geſichtspunkt, worauf der Rechtskreis 
der Um« und Zujammenlegung beruht und von 
welchem der einzelne Interefient in Beurteilung 
feiner Stellung zur N ber Interefjenten 
auszugehen hat. Die Wahrnehmung des dabei 
hervortretenden höheren Lanbesfulturinterefjes fteht 
den Ausführungsbehörben (Generallommilfionen) 
zu, bie an die Stelle der ordentlichen Regierungs« 
und BVolizeibehörden treten, und zwar mit richter= 
licher Kompetenz, aber au) mit richterlicher Ver⸗ 
antwortlichteit. Vorgefchriebene Regel nun iſt, 
daß jeder Interefient für feine ſich nach ber Größe 
und Güte des eingetworfenen Befites beftimmende 
Forderung (Sollhaben) in mittlerer Entfernung 
von feinem Wirtſchaftshofe, womöglich in einem 
einzigen Plane abzufinden ift, daß er ſich dabei 
einen Austaufch von Ader-, Weibe- und Wiefen« 
boden, ferner den Verluſt an Fläche gegen Erſatz 
in der Bonität und umgefehrt gefallen Iafjen, aus⸗ 
nahmameife fogar, wenn eine gerechte landwirt⸗ 
ſchaftliche Ausgleihung nicht zu ermöglichen ift, 
mit einer Entihäbigung in Kapital oder Rente 
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fd begnügen muß, voransgefeßt nur, dab ihm 
& in bem bisherigen haftsbetriebe 
feines Hauptgutes dadurch feine g aufges 
nötigt wird. Für zufällige und vorübergehende 
Wertsgegenftände, als Düngung, Einhegung 
uf. w., findet, auch nad) allen andern © 
gebumgen, nur eine — — Entſchadi⸗ 
gung in Gelb ſtatt. Als eine Veränderung im 
Wirtfehaftsbetriebe gilt es, wenn eine bisherige 
Aderwirtichaft im weientlichen in eine Viehzüchterei 
verwandelt werben müßte, und umgekehrt; wenn 
ein überwiegenber Hauptzweig ber Wirtjchaft ganz 
ober größtenteils aufgegeben oder wenneingeipann« 
baltenber Aderwirt fein Geſpann abſchaffen und 
— —* KH Hand bauen müßte, und 
umgekehrt. Bei Zumefjung ber Planabfindungen, 
bezüglich deren die Iniereſſenten vorher mit ihren 
begüglichen Anträgen und Wünfchen gehört werben 
follen, find (nach den darüber erlafjenen Inſtruk⸗ 
tionen) folgende Rückſichten zu nehmen: auf die 
Nähe und wirtihaftlich bequeme Lage zu dem 
Wirtfhaftsgehöft, meldyes fie ausgewieſen 
werben, auf den möglichft vollftänbigen Zufammen« 
bang ber zu einem Gute gehörenden (d. h. aus⸗ 
zuweiſenden) Srundftüde, auf wirtfchaftlich zweck⸗ 
mäßige und bequeme Zugänge zu denjelben vom 
Wirtihaftshofe Her und auch zu den einzelnen Teil» 
ſtücken; auf Hinwegräumung phyſiſcher Kulture 
inderniſſe und Benutzung vorhandener phyfiicher 
orteile und Gelegenheiten zu nüplichen Sultur« 
anlagen, wie Bäche, abzulafiende Seen u. ſ. w.; auf 
wirtichaftlich zwedmäßige geometrijche Geftalt der 
Plane. Als volllommenfte Planfigur wird dag 
Quadrat anempfohlen; fpie und ftumpfe Winfel 
find möglichft zu vermeiden, ebenjo zu lang ge» 
ſtreckte Pläne. Die Abfindung in einem einzigen 
Blane, welche, wie gejagt, die Regel bilben joll, 
gelingt in ben meiften Fällen nicht und läßt ſich 
mur bei großen Befigungen und ba 
eine Feldmark in Bezug auf Gattung, Bodengüte, 
Wert und Hlafjenverhältuis aller Grumbftüde jehr 
gleichmäßig ift. : 

Diefem preufticen Ronfolibationsfgftem fteft 
am ſchaͤrfſten gegenüber das naſſauiſche. Gejtügt 
auf ältere, zum Teil ſogar im 15. und 16. Jahr⸗ 
hundert ſchon ergangene Beflimmungen und be= 
rechnet auf einen weit vorgeſchrittenen Kultur⸗ 
uftend, insbeſondere aber auf die weit vorges 
Voritene Zerftüdelung des Grunbbefiges, tritt bei 
ihr überwiegend als der Zwed des Verfahrens bie 
Einführung neuer landwirtſchaftlicher Meliora- 
tionen ſelbſt durch völlige Umwandlung der bis⸗ 
berigen Sulturart bei Gelegenheit und in Ver⸗ 
anlaffung der Zufammenlegung in den Borbere 
grund. Diefe neuen, erft aus dem Verfahren her⸗ 
borgehenden Meliorationen und Kulturen werben, 
abweichend und im Gegenfaße zum preußifchen 
Geſetze, auch bei der Zuteilungsberehnung zu 
Grunde gelegt. Es gehören dahin z. B. die Aus- 
robung ber für den Ader-und Wieſenbau nugbaren 
Waldſtüde, die Ummanblung ber beſtändigen 
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Weiden und des Öblanbes in Wiefen und Acker ⸗ 
land, die Umſchaffung unbrauchbarer Ländereien 
zu Forften, die Anlegung von Riefelwäejen, die 
größere oder geringere Ausdehnung ber Viehzucht 
ober bed ichsbaues u. |. w. Zur Er⸗ 
reichung diefer Zwede werben nun in einer Flur, 
worunter nach der örtlich gefchloffenen Zufammen- 
lage ber britte ober vierte Zeil bes en 
Aderlandes einer Gemarkung zu verſtehen ift, je 
nachdem bie Drei» oder Vierfelderwirtichaft ob⸗ 
waltete, Unterabteilungen, Diftrifte gebilbet, welche 
nad Art ihrer befondern Produltionsfähigkeit ſich 
unterſcheiden, je nachdem fie ſich vorzugsweiſe zu 
Weizen und Klee, ober zu Kom, Rüben uı 
Flachs, oder zu Gerfle, Kartoffeln, Kohlrabi 
uf. w. eignen, und dieſe Diftrifte dann wieder 
in 30 bis 60 Morgen große Gewannen zerlegt 
behufs zwedbienlicher Bebauung und Bewäflerung. 
Jede der jolchergeftalt getrennten und abgegrengten 

teilungen wird dann als ein Bejonderer Bere 


loſungs · und Ginteilungsbezirt behandelt, in Landwirtſchaft. 


welchem jebem Befiger das wieder in ber bejonbern 
Bobengattung, in lee oder Kartoffelboden u. ſ. w. 
ungeſchmaͤlert zugeteilt wird, was er darin beſeſſen 
bat. Das gejchieht durch Bildung von unteil- 
baren Normalparzellen, deren Diinimalgröße für 
Frucht · und Aderland auf 700, für Wielenland 
— — für Kraut⸗ und Gemüſeland auf 210 
und für Garten auf 140 qm bemefien iſt. Bei 
ber Zuteilung, bie in Ermanglımg freier Einigung 
in Yorm des Lofens gefchieht, findet eine Aus- 
nahme von der Bildung zu diefer Größe nur dann 
fett, wenn ein Befiger in einer Verlofung nicht 
Gehalt einer Normalparzelle anzufprechen hat, 
und im Anfhluß an dieſe Beftimmung ift dam 
ferner vorgefägrieben, daß die einem Befiger in 
einem Berlofungsbezirke zufallende, über das 
Maß der Normalparzelle hinausgehende, mithin 
wieder eine Unterabteilung in ſolche Normalpar« 
—* geſtattende Abfindung auf der Karte und 
Stod· und Lagerbuch wirklich in ſolchen (wie 
eſagt, unteilbaren) Parzellen unter verſchiedenen 
ummern eingetragen werden müſſen. Der Em- 
pfänger kann diefen feinen neuen Komplex als ein 
Ganzes bebauen, benfelben aber auch zum Zweck 
ber Beräußerung oder der Realteilung umter ver» 
ſchiedene Erben teilen, immer aber nur nad) Maß ⸗ 
= und in dem Umfange einer oder mehrerer 
ormalparzellen, die dann als folhe im Lager- 
und Grundbuche ab» und umgejchrieben werben. 
— Wie die preußifche hai. ebung ein Ausfluß 
der gebundenen, in dem ſächſiſchen Vollksſtamme 
vorherrſchenden Agrarverfaflung, jo ift bie 
naſſauiſche ein Probuft der freien, in den frän- 
Tifchen Volfsftämmen —— und inſofern 
tragen beide Syſteme Rechtsanſchauumgen und 
Rechtsgewohnheiien diefer Vollsflämme Rechnung. 
Da bie nordbeutichen und mitteldeutſchen Staaten 
ihre Konfolidationsgefege mehr dem preußiichen 
Syſteme accommobiert haben, fo find die ſüdweſt · 
deutfchen Staaten mehr dem naſſauiſchen Syſteme 
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gefolgt, insbeſondere, was bie Beſchränkung ber 
Teilbarfeit der zufammengelegten Komplexe betrifft 
(ogl. d. Art. Landesfulturgejehgebung). — In 

jerreich, wo ſchon Joſeph IL die ſogen Kommaf- 
fationen eifrig begünftigt hatte, befteht feit 7. Juni 
1888 das Gejeß betr. Die Zufammenlegung land» 
wirtſchaftlicher Grumbftüde. In Bayern gab es 
feit 1834 Die fogen. Vereinödung, die Aus- 
cheidung eines Interefienten mit Abbau unter 
Zufammenlegung feines Befiges und Aufhebung 
ber wechfelfeitigen Servituten aus der Felbmarla- 
gemeinjchaft. Am 29. Mai 1886 kam ein neues 
Flurbereinigungsgeſetz zu ſtande, da daß Geſetz 


— 


nd vom 10. November 1861 von geringem Erfolg 


begleitet gewelen war. 

Die wirtſchaftlichen Vorteile eines ſolchen Ber» 
fahrens find einleuchtend. Die Befreiung des 
Bodens von den Servituten allein ſchon führt pe 
Aufgebung des Flurzwanges, zur Befeitigung 
Dreifelderwirtſchaft, überhaupt zur tationellen 
. Ein Gleiches gilt von ber Teilung 
ber Gemeinheitsgründe. Das private Eigentum 
liefert erfahrungsmäßig einen größeren Roh- unb 
Reinertrag als das gemeinſchafilich bemupte (fiehe 
übrigens den Artifel ). Die Zufammen- 
legung der zerftreut liegenden Grundſtüde erleichtert 
in bebeutendem Grade ihre Bearbeitung, kürzt bie 
Entfernungen vom Wirtſchaftshofe ab und erfpart 
viele Zeit in der Beackerung und Ernte, ganz ab» 
gejehen von der erleichterten Möglichkeit des Aus« 
baue. Als entferntere Vorteile, bie jedem Zeile 
nehmer zuwachſen, ftellen fi dann folgende bar: 
Es hören alle Grenzftreitigkeiten Tomoht mit den 
benachbarten Feldmarten als der Beſiher gegen- 
einander auf; ebenfo die Streitigkeiten wegen Ab» 
pflügens, indem alle Grenzen der Abfinbungspläne 
durd) Steine gehörig bezeichnet werden. Es hören 
ferner auf die Streitigkeiten wegen Beſchädigung 
durch Überfahrten, Wenden beim Pflügen u. |. w. 
Jeder lann von dem ihm zugewieſenen Wege aus 
zu feinem Grundftüde gelangen. Das neu herge- 
ftellte, vorzugsweiſe bie erleichterte Zugänglichkeit 
der Höhen und ber fteiler gelegenen Teile ber Feld- 
mark in Rüdficht nehmende Wegene ift überhaupt 
einer ber weſentlichſten Vorteile des ganzen Ver⸗ 
fahrens; die Geradelegung erfpart zudem manche 
Wlächen. Ganz dasjelbe gilt vom Gräbennehe 
und ben allgemeinen Be⸗ und Entwäflerungs- 
anlagen, zu denen, wie zur SHerftellung gemein- 
ſchafllicher Anftalten — von den Sand, Lehm, 
Kalte und Mergelgruben, den Viehtränfen, Nöte 
gruben, Steinbrüchen u. |. w. an biß zu den Kirch» 
böfen, Schiek- und Vergnügungsplägen hinauf 
—, das Verfahren Teichte Hand bietet. Noch weit 
mehr läßt ſich das behaupten von den Meliorationen 
in größerem Maßſtabe, von Drainagen, Ein- 
deihungen, Wiefenbauten, wenn die Verhälmiſſe 
danach angethan find, Durch die eriparten Furchen 
zwiſchen den einzelnen —— durch Urbar⸗ 
machung nutzlos daliegender Flächen, des joge- 
nannten Unlandes, wird und läßt ſich wenigſtens 
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viel fulturfähiges Sand gewinnen; überhaupt befteht 
in der Teilnahme an den allgemeinen Kulturver⸗ 
befferungen, in der Wedung der geitigen Kräfte, 
der wirticaftlichen Einfiht und Herftellung der 
volllommenften Rechtsſicherheit ber unbeftreitbar 
größte Vorzug des Konfolidationsverfahrene. So 
bat es auch eine Tangjährige praftifcde Erfahrung 
beftätigt. Ein Rüdbiid auf das fünfzigjährige 
Wirken der preußiſchen Auseinanderjegungäbe- 
hörden im Jahre 1872 ergab, daß ber Grund⸗ und 
Bodenwert des alten preußiihen Staatsgebietes 
fih dauernd um einen Betrag von mindeſtens 
500 Millionen Thaler erhöht hatte! Don ben 
347 162 qkm, die dasſelbe damals umfaßte, waren 
bis Ende des Jahres 1875 15187 211 ha einem 
Verfahren auf Grund der Separationd= und 
Servitutablöfungagefeße unterzogen und vermeſſen 
worden. Nach einer neueren offiziellen Zuſammen⸗ 
ſtellung waren zu Anfang des Jahres 1880 bie 
Grunbftüde von 1988 991 Befigern mit Flächen · 
inhalt von 19493253 ha einem Zulammen- 
legnngäverfahren unterzogen worden. Daß bie 
Prozeſſe in den Ortſchaften, die ihre Feldmarken 
tonfolidiert haben, abnehmen, daß beren Realkredit 
fich erhöht, ift eine regelmäßige Erfahrung. Es find 
denn auch lediglich dieſe bedeutenden, überall an⸗ 
erlannten Erfolge geweſen, welche der preußifchen 
Agrargefehgebung eine ſolch ausgebehnte Wirt- 
er äugeficgert Haben, und zwar ſowohl im 
innern des Staates wie nad) außen bin (vgl. d. 
Art. Agrargefeggebung und Bauernftand). 
Gleichwohl zählt auch die Konfolidationsgejeh- 
gebung ihre principiellen Gegner. Dieſe weilen 
zunächſt auf die Unbill Hin, die ihrer Anficht nad) 
in ber Verlegung bes Privateigentums Yiegt. Mit 
demjelben Rechte aber müßte man dann auch bie 
opriation, bie Enteignung im allgemeinen 
Intereſſe verurteilen, die noch viel weiter geht, 
indem fie bem Eigentümer für fein abzutretendes 
Grundeigentum eine Geldeniſchãdigung aufnötigt, 
während bieRonfolibationihrem eigentlichen Weſen 
nad) nichts weiter ift al8 der Tauſch eines Grund- 
Nds gegen ein anderes, Sie führen weiter an, 
daß felbige, um wirffam zu bleiben, zu einer Um⸗ 
geftaltung des Erb- und Familienrechis hindränge 
und damit auf diefem Rechtsgebiete Ungleichheiten 
erzeuge. Grundfäglic hat aber das Zufammen- 
Tegungsverfahren mit der Beräußerlichfeit und Teil« 
barfeit infolge Erbganges, wie dieſes die preußifchen 
wie bie naſſauiſchen Geſetze beweifen, gar nichts 
ia thun. Die Wirfung, daß ein arrondierter und 
durch einem fefteren rationellen Wirtichafts« 
folem zugänglich geiwordener, mit den ihm 
entſprechenden Wohn“ und Wirtſchaftsgebäuden 
befeßter größerer Gutsfomplex fortan zufammen« 
ehalten und nicht fo Teicht wieder dismem ⸗ 
riert wird, ift nur eine naturgemäße, gefunde; 
die Anfiht, daß bie Verkoppelung einerfeits 
und bie freie Teilbarfeit und Veräußerlichkeit 
anberfeit8 einen Widerſpruch im ſich berge, 
ift eine irrige. Allerdings ann die wieder ein« 
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tretende Zerfplitterung auch die mit ihr verbunde- 
nen wirtichaftlichen Nachteile wieber herbeiführen, 
einmal aber find die vorhin befchriebenen all» 
gemeinen Meliorationgzwede, die gemeinnüßigen 
Anlagen demungeadtet bleibend, jobann kann die 
Gefeßgebung eine Wiederholung des Verfahrens 
vorſehen, wie denn aud das preußiiche Geſetz 
vom 2. April 1872 nad einem zwölfjährigen 
Zeitraum jeit Ausführung bes erften Verfahrens 
bei einer Zweibrittelsmajorität der beteiligten 
Grumdbefiger ſolche für zuläffig erklärt. Endlich 
bat man die Kofiipieligleit des Verfahrens, das 
Mißverhältniszwilcenden aufzumendendenKoften 
und den beabfichtigten Vortellen entgegengeftellt. 
Das preuhiiche Koftengejeg dom 24. Juni 1874 
bejeitigt dieſen für minder fruchtbare und Fleinere 
Feldmarlen allerdings oft zutreffend geweſenen 
Einwand durch Einführung von Minimal und 
Marimalpaufchlähen, die ſich nad) ber Fläche des 
ins Verfahren einzutwerfenden Befiges mit Berüd- 
Möigung — Bonität beſtimmen, fo daß nicht 
nur die Geſamtheit der Koften, ſondern auch ber 
Beitrag jedes einzelnen im voraus fi) berechnen 
läßt; der unvermeibliche Mehrbetrag fällt dann 
der Stantstajfe anheim. Dies gilt für die eigent» 
lichen Regulierungs⸗ nicht aber auch zugleich für 
die Prozeßloſten. Seitender Grundjag für ein 
Verfahren muß fein und bleiben, daß e8 auf ſolche 
Grundftüde und Flächen nicht ausgedehnt wird, 
bei deren Umlegung e8 an einem Intereſſe der 
Landeskultur fehlt, ober für melde fi ein 
Aquivalent in Grund und Boden gar nicht oder 
nur mit äußerſten Schwierigkeiten ausmitteln 
läßt. Die neueren preußifchen Geſetze haben des 
Halb folgende Ausnahmen ſtatuiert; Gebäude, 
Hofraithen, Hausgärten, Kunſtwieſen, Park⸗ 
anlagen und ſolche Anlagen, deren Hauptbeitim- 
mung die Gewinnung bon Obft, Hopfen oder 
Gartentultur ift, Weinberge, forftmäkig bewirt- 
ſchaftete Waldgrundftüde ſowie ſolche Lehm, 
Sand⸗, Kall⸗ und Mergelgruben, Kall« und an⸗ 
dere Steinbrüche, welche einer gemeinſchaftlichen 
Benutzung nicht unterliegen, ferner ſonſtige zur 
Gewinnung von Folfilien oder zu gewerblichen 
Anlagen dienende Grundftüde, ingleichen Grund⸗ 
füde, auf welchen Mineralquellen fih befinden, 
endlich Grundftüde, auf welchen Denkmäler oder 
Tamiliengräber fi) befinden. Diefe önnen nur 
mit Einwilligung aller Beteiligten in bie Zu⸗ 
fammenlegung gegogen werben. — Bei alledem 
bat man, um auf dad Princip dieſer Gefegebung 
zurückzukommen, fi) wohl davor zu hüten, in der 
Zufammenlegung ber im Gemenge liegenden 
Gnmbdftüde ein Univerfalmittel gegen Krebitlofig- 
keit und Mißwirtſchaft zu erkennen, Der Heinere 
Grundbefiger erntet durch ein ſolches Verfahren 
ungleich weniger Vorteile ein ala der größere; 
er erreicht mitunter nichts weiter als eine koſt⸗ 
fpielige Gerabelegung feiner Grenzen. Und ſelbſt 
wenn, wie es das nafjauifche Geſetz mit Recht thut, 
ein Minimum der Teilbarkeit ftatwiert wird, find in 
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manchen Fällen die Vorteile doch nur vorüber⸗ 
gehende. Wir reden deshalb einer Provokation auch 
nur da das Wort, wo ſich in einer Feldmark zugleich 
die durch das Geſeß ins Auge zu faſſenden höheren, 
bleibenden Kulturzwede, Meliorationen in größe 
rem Maßftabe, Drainagen, Bewäfferungsanftalten, 
befiere Kultur und Verkehrswege, gemeinnüßige 
Anlagen, wie die oben dargeftellten, erreichen 
laſſen, und wollen aud) in diefem alle Die Frage 
über die Zuläffigfeit eine Verfahrens in eine 
höhere Hand gelegt wiſſen als in die der Majorität 
der einzelnen Intereffenten. Das preußijche Geſetz 
vom 2. April 1872 fordert außer der Hälfte der 
Eigentümer der umzulegenden Grundftüde, bie 
zugleich mehr als die Hälfte bes Kataſtralrein · 
erirages der letzteren repräfentieren müflen, bei 
Dorffelbmarten noch die Zuftimmung der Kreis⸗ 
verfammlung und bei fläbtijchen Felbmarken die 
des Magiftrats und der Stabtverorbneten, welche 
Behörden jelbftrebend auf Grund ſachverſtändiger 
Gutachten urteilen. 
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Affocie, |. Handelsrecht. 

an 1. Schon im Altertume galten Die 
heifigen Stätten als Zufluchtsorte für Verfolgte 
und Schußflehende. An den Pforten dieſer weihe- 
vollen Bezirke (loci sacrati), an den Stufen ber 
Opferaltäre, im Umkreiſe der Oralel und ſibylli⸗ 
niſchen Offenbarungen, im Tempelbereiche der 
Veſia, in Gegenwart ihrer reinen Prieflerinnen 
follte der Ruf nad) Rache und blutiger Sühne 
einer Übelthat verflummen und alle irdiſche 
rechtigleit fi) beugen vor dem Walten der gött« 
lichen. — Dieje fublime Vorftellung von einer 
höheren Gerechtigkeit in der fittlichen Weltordnung 
wurde durch da8 Ehriftentum noch mehr veredelt. 
— Das mittelalterliche Gerichtsweſen hat gewiſſe, 
unter die Obhut der irche geftellte Ortlichfeiten 
als Friebdenzftätten anerkannt und ihnen ein Aſyl⸗ 
recht zuerfannt, fei es für immermährende Zeiten, 
fei es für beftimmte Schuhfriften. An gewiſſe 
Rapellen, Gnadenorte, Begräbnisftätten oder 
KRiofterräume war das Recht gebunden, daß die 
dorthin Geflüchteten vor Fauſtrecht und Privat 
rache perfönlihen Schuß genofien, fo daß ſelbſt 
die landesherrliche und patrimoniale Strafgewalt 
an der Schwelle diefer befriebeten Ortlichfeiten 
inmehielt, bis die geiftlichen Behörden nad) fano« 
nischen Rechtsvorſchriften darüber entichieben hat« 
ten, ob der Verfolgte der weltlichen Obrigfeit auß« 
quliefern fei oder wegen einer nach kirchlichem 
Rechte mit Pönitenzen belegten Übelthat, fo wegen 
Gottesläfterung, Meineid, Zinswucher, Keherei 
u. |. w. der geifilichen Gerichtsbarkeii unterliege. 
Doch war die Gemährung der geiftlichen Aſyle an 
die Bedingung gebunden, daß die Schüglinge, 
wenn ſchuldbeladen, Reue zeigten unb Bellerung 
boffen ließen. Sie wurden fofort ausgeſtoßen 
und ihren Verfolgern ausgeliefert, wenn fie ſich 
im Afyle ſelbſt gottlo8 oder ftrafwürbig benahmen. 
In dem Maße, als das Fehderecht lirchlicherſeits 
durch den Goitesfrieden (treuga dei) eingefchränft 
wurde, verloren auch Die Aſyle ihre frühere Bedeu⸗ 
tung al8 Bollwerke gegen übermäßige Rache und 

berichreitung des Notrechts. Im Rechtsſtaate 
der Neuzeit konnten ſolche Verhältniffe um fo 
weniger fortdauern, als Rechtspflege und Rechts- 
ſchutz ausſchließliche Angelegenheiten des Staates 
geworden waren und bie Juftiz der patrimonialen 
und ftädtifchen Gerichte allmählich an Die landed« 
fürſtlichen Juſtizbehörden überging. — Afyle 
gegen ſeine eigene Juſtizhoheit und fein Straf— 
verfolgungsrecht duldet nunmehr Fein Staat inner« 
halb feines Gebietes, feiner Kolonien oder Schuß« 
territorien. Auch das ehemalige Aſylrecht ber 
GSefandtichaften und levantiniſchen Konfulate be⸗ 
fteht nicht mehr. Die Verfolgung von borthin 
geflüchteten oder bafelbft in Schuß genommenen 
Perſonen ift gegenwärtig nur an gemifie durch 
bie Exterritoriafität von Perfonen und Örtliche 
keiten gebotene Rückſichten und yormalitäten ge 
bunden (f. d. Art. Geſandtſchaftsrecht). Wer auf 
einem Kriegsfchiffe Zuflucht findet, bleibt unter 
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dem Schuße der Flagge des Schiffes, bis über 
feine Auslieferung ordnungsmäßig entſchieden ifl. 
Einem era re nger ſchlechthin wird ber 
ehlshaber des Schiffes nicht flattgeben grad 
ſelbſt wenn dasſelbe durch die auswärtige Ver⸗ 
trelung feine Staates unterftügt würde, da er 
nicht unter dem Befehle der Organe des auß- 
wörtigen Amtes fteht. (Völlig Torreft hat ber 
Kommandant bes engliſchen Kriegsſchiffes 
manber“ fi) benommen, als er es ablente, den 
een bon Tripolis beflimmten Iſsmael 
Bey, der fi [Mai 1900] unter englifchen 
Sup flelte, von dem Schiffe ohne weiteres 
———— 

IL Die Aſylgewährung als eine Betha 
fonveräner Macht und Selbſtherrlichleit fteht mit 
der Auslieferungspflicht (f. d. Art, ee) 
in —— —— Über Die beider⸗ 

von Recht und Pflicht find Fi 

einungen in — Frage geteilt. — Zu Gum 
eines unbeſchraͤnkten Aſhlrechts wird angeführt, 
daß die Flüchtlinge nicht die Rechtsordnung des 
Aſylſtaates verlegt haben und daher auch nicht 
von dieſem zu beanftanden ſeien; daß ferner die 

Strafgemwalt territorial und nit weltbürgerlich 
ſei und er der en nicht gehalten erfcheine, 

Geſehe anzuertennen und fi) zum Werk 
zenge einer fremden Steafeeitspotitt ben. 
— Im Sinne der Verweigerung ober doch Ein- 
Ba bes Aſyles wird geltend gemacht, daß 

Berfogung ber Übelthäter und die Beftrafung 

= Übelthat allerdings eine Angelegenheit der 
eypwiahen fei. Die Gefahren, welche aus 
Verbrechertum für die Geſellſchaft eniſtehen, 
pet erheblich gefleigert, wenn für die Feinde 
der — neutrale Zonen beſtünden, von 
denen aus fie ihre Angriffe und Umſturz⸗ 
beftrebungen Ben borbereiten und aus⸗ 
führen könnten. — Der Weg ber Vereinbarungen 
und tehtöförmlidien Verträge zur Pegrengung 
bes Aſylrechts ift wohl ber Bee, beit ber allein 
den Berhältnifien ber Gegenwart angemefiene. 
Als oberfter Orunbfaß ift feftzuhalten, daß bie 
gemeinfame Abwehr von Gefahren, welche die 
Staaten gleichermaßen bedrohen, im folibarifchen 
Intereſſe aller gelegen ift. Doch bat nicht jede 
Meimingsäußerung und jebes Verhalten, weldjes 
man in dem einen Staate als „ftantsgefährlich“ 
bezeichnet, bieje Bedeutung auch in dem andern, 
da auf die Berfiiebenheit“ der Staatsformen und 
— Rückſicht zu nehmen iſt. 
Auch Ändern ſich die Zeiten und mit ihnen bie 
politifchen Anſchauungen, wie dies die Staaten« 
reg lehrt. Deshalb foll das internationale 
t nur die fundamentalen Grunbfäge für die 
Gewährung, Einfchränfung oder Verweigerung 
bes Afyles aufftellen. Diefe Grunbfäge find 
folgende: 1. Das Aſylrecht ift völferredhtlich ein 
Necht des Zuffuchtftantes, nicht aber des ftants- 
fremden Flüchtlings. 2. Ein Aſyl iſt Flüchtlingen 
nur wegen politiſcher Delikte oder doch nur folder 
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nichtpolitiſcher zu gewähren, welche die Geſeß⸗ 
ebung des Aſyiſtaates nicht für ſtrafbar erflärt. 
Ser Begriff der politijchen Verbrechen ergiebt ſich 
der Gattung und Art nad) aus dem in dieſer Bes 
ziehung ziemlich übereinftimmenden Auslieferungs« 
verträgen, in denen er wenigftens negativ durch 
die Aufzählung der auslieferungsfähigen Delikte 
umfchrieben ift. 3. Alle gegen Beſtand und Si 


Sala« | heit des Staates ſowie gegen die Staatsgewalt 


und ihre Organe, einſchueßlich des Heerweiens, 
gerichteten Handlungen hören auf, privifegierte 
Delikte zu fein, wenn fie im Stadium ber Vor- 
bereitung, des Verſuches oder der Vollendung 
durch die Anwendung gewaltſamer, auch noch 


hätigung | andere Rechtsgüter verletzender Mittel charalteriſiert 


find, mag auch der Beweggrund ein politiſcher ſein. 
4. Die Verweigerung des Aſyls kann entweder die 
Ausweiſung der betreffenden Perſon oder deren 
Auslieferung zur Folge haben. Im Iepteren alle 
ften | ift nad) den beftehenden Außlieferungsverträgen 
(1. d. Art. Auslieferung) vorzugehen. Das An« 
tuchen, gewiſſen Perſonen die Rechtswohlthat bes 
Aſyls nicht weiter zu gewähren, ift, weil eine 
Angelegenheit des internationalen Polizei» und 
Verwaltungsrehts, an die oberfle Sicherheits⸗ 
behörde des Auslandes, das Miniſterium bes 
Innern ober Boligeiminiflertum, zu richten, und 
war im Wege der diplomatifchen Miffionen. Die 
ee eines ſolchen genügend motivierten 
Erſuchens wäre eine Verlegung der internationalen 
Billigleit und geeignet, Retorfionsmaßregeln nach 
ſich zu ziehen. Zur hinreichenden Begründung 
eines Ausweifungsbegehrens ift aber keineswegs, 
wie bei der Auslieferung, ber Nachweis erforder« 
lich, daß das betreffende Individuum eines nach 
den Gejegen beider Staaten ftrafbaren ſchweren 
Delilts rechtlich beſchuldigt erſcheint, fondern es 
genügt, wenn der Exilierte ſein die Interefien bes 
imatſtaates mißachtendes und gefährdendes 
xhalten im Auslande fortſetzt. leßteren 
ift minbeftens eine poli igeifiche Beauffichtie 
gung desſelben ber —ES Billigkeits · 
praxis angemeſſen. 

Das Aſylrecht iſt, wie erwähnt, in feiner hiſto⸗ 
riſchen wie juriſtiſchen Ausgeſtaltung nicht ein 
Recht des Flüchtlings auf ah im fremden 
Staate, ſondern ein Recht des Staates, ihn be» 
dingungsweife zu dulden. Zwiſchen Republiten 
und Monarchien wird über ——E 
immer eine gewiſſe Mei 
ſchen; doch darf fie nicht jo eye gehen, u > 
durch die Solidarität der Staaten den Übelthätern 
gegenüber in Frage geftellt wird. Das Aſyl, 
welches politiſchen und wohl auch Affentierungs- 
flüchtlingen (nicht aber auch Dejerteuren) infolge 
althergebradpter Übung gemwähtt wirb, finbet 
feine Begründung in dem Umſtand, daß in 
Bürgerfriegen und Ibn ftien Becher 
die Kennzeichen des Verbrechens — wer⸗ 
den und die Schwierigleit, das Maß des indivi⸗ 
duellen Verſchuldens feſtzuſtellen, wie nicht minder 
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die größere Anzahl berer, bie infolge von flaat« 
lichen Um: ein Aſyl in ber Fremde 


fuden, Nachficht erheiſchen, beſonders in Zeiten, Be ? 


in denen die Wandelbarkeit der politifchen Syfteme, | I 
Doltrinen und en die Geifter verwirrt 
und die Gemüter aufgeregt. — Verſchieden a 
dem Aſylrecht ift die Frage der Geftattung bes 
Aufenthaltes für gewiſſe Klaſſen auswärtiger 
Staatsbürger auß vollswirtſchafilichen, nationalen 
und ficherheitspolitifchen Erwägungen. Beachtens- 
wert find diesfalls ber biplomatijche Schriften 
wechſel über die Beſchränkung des Aufenthalts 
fremder Israeliten in Rußland zwiſchen dem knüpf 
Petersburger Kabinett und England (1882) fo- 
wie die Verhandlungen im beutfchen Neichsta: 
über die Ausweifungen ber nicht einheimifchen 
Polen aus Preußiſch⸗Schleſien (1885), dann die 
Moßregeln gegen bie Fremden in Rumänien 
(1886 und 1887). Doc gehört die Erörterung 
über Ausweilung fremder Unterthanen der Rechtt« 
grundlage nach der Materie über Freizügigteit 
und Fremdenrecht an (f. d. Art. Grembenredt). 

Litteratur. Außer den Lehrbüchern, Syite- 
men und Kommentaren über Strafrecht, dann 
über Staatsrecht unb Voltkerrecht (vgl. bie daferbft 
behandelten Materien über internationales Straf- 
recht), find als monographiihe Abhandlungen zu 
nennen: v. Mohl, Die vollerrechtliche Lehre vom 
Aigle, im Werke über Staatsrecht, Vöikerrecht 
und Politik I, 637 ff.; Bulmerincq, Aſylrecht, 
1853; Michaud, Droit d’asile, 1858; v. Bar, 
Internationales Privat- und Strafrecht, 1862; 
De Vignein der Revue de droit intern., 1870, 
191 ff.; Wheaton, A Treatise on the Conflict 
of Laws, 1881; v. Lifzt, Gutachten an den 
16; beutfchen Yuriftentag; vd. Holenborff, Aus- 
Hieferung und Aſylrecht, 1881, in der Zeitfchrift 
für die u Strafretswifienidaft I, 349; 

Lammaf, Das Recht der Austieferung wegen 
politiſcher Verbrechen, 1884; Derf., Austieferungs- 
pflicht und Aſylrecht, 1887, Geffcken, „Afyl* in 
Deutjche —— I, 1886. [2entner.] 

Aitacho, |. Sejan die 

Attentat, |. ajeftätsverbrechen. 

— Advolatur S. 108. 
Aubaine, droit d’, ſ. Aufenthaltsrecht, 

Fremde, — 


8, 8 
I. Aufentgaltsredt der — Aug 
nahmen: Landesberweiſung und Aufenthalts« 
beſchräͤnkungen. — III. Aufenthaltsreht, Auf- 
enthaltabeföränfung und Ausweiſung bei Reichs · 
ausländern. — IV. Aufenthaltsrecht im Ausland.] 
L Aufenthaltsrecht ift Die dem einzelnen Menſchen 
ſtaatsrechilich gewährleiftete Befugnis, feinen Auf» 
enthaltsort frei zu wählen und zu dieſem Behufe 
in dem Staatägebiete frei umber- und aus dem⸗ 
ſelben auszumandern. Dabei wird unter Aufs 
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enthaltsort, domieilium, berjenige Ort verflanden, 
welchen ein Menſch zu feinem bleibenden Bohn- 
ierburd zum net feines häus · 
Id geichäftlichen Dafeins — bat. Die 
x Map des Aufenthaltsortes entipricht der 
menſchlichen Natur, der dem Menfchen obliegenben 
Pflicht der Serbfterhaltung, dem Verhältnis des 
Menſchen zur Erbe und ihren Produkten. Die 
er jebod) die — 
aus politifchen und 
Gründen vielfach —* Im alten Rom war 
das Aufenthaltsredit an ben Beſitz der Eivität ge- 
müpft, welche durch die Geburt von einer Römerin, 
durch bie Freilaffung feitens eines Romers oder 


ge | durch Verleihung feitens des Staates envorben 


wurde. Vollrechtsfähig war nur der civis; ber 
Nichtbürger (peregrinus) war be ius civile und 
feiner Inftitute nicht fähig. Um dem gewaltfamen 
und heimlichen Eindringen Unberechtigter in ben 
Cenſus und das römische Bürgerrecht vorzubeugen, 
wurde jeit 590 die Bürgerrechtöverleihung geſehlich 
beichräntt. 705 jebod) gewährte Eäfar den trand« 
padaniſchen Gemeinden die Tängft verheißene 
Eivität, den ficilifchen und en Gemeinden 
die Satinität. Dann verlor durch Caracallas finan- 
zielle Ausdehnung der Eivität über den orbis Bo- 
manus daß Bürgerrecht feine Bebeutung. An defien 
Stelle trat nunmehr ſowohl in öffentlich rechtlicher 
als privatrechtlicher Beziehung die Reichsange- 
börigfeit. Die Fremden hatten freies Aufenthalts- 

‚ fie waren nicht rechtlos, fie genofien aber 
nicht "das Recht ihrer Nationalität, ſondern unter« 
lagen ohne Rüdfiht auf ihre Nationalität dem 
römischen Recht. 

Im germaniſchen Recht war der Fremde 
rechtlos; rechts· und hanblungsfähig war nur ber 
Volks und ag wer feine Heimat 
anderswo hatte, ber Elende, war ſonder Schuß 
und Friede. Wenn nicht ein Einheimiicher fich des 
Fremden annahm, jo konnte derjelbe gefangen 
gehalten und den Hörigen gleich behandelt werben 
Wildfangsrecht). Doch ——— thatfächlich bie 
Verhältniffe nicht ſchroff. Überhaupt war das 
Mittelalter, wie Dahlmann bemerkt, durch den 
Gedanfen ber hriftlichen Freiheit dharakterifiert, 
in welcher ein lebendiges Menſchenrecht, welches 
den Menfchen von Gottes wegen gebührt, geheiligt 
ward. Auf biblische Vorſchriften geftügt, machte 
die Kirche die Beſchützung der Fremden zu einer 
beſondern, den Königen und der beftellten Obrig« 
teit auferlegten Pflicht. Dem Fremden, welcher 
fi) in des Königs Schuß begab, wurde der Königs- 
friede qugefichert;; er follte von jedem Einheimiſchen 
ein ſchutzendes Obdach verlangen fönnen. Doch galt 
dieſes Wohlwollen nur dem durchreifenden Frem⸗ 
ben; gegen bie dauernde Niederlafjung der Fremden 
beftand eine flarfe Abneigung. Die Rechts- und 
Handlungsfähigkeit ber Fremden blieb deshalb be= 
ſchränlkt. Die mit Fremden ohne obrigteitliche Er⸗ 
laubnis abgeſchloſſenen Verträge über Grundftüde 
wurden kraftlos erklärt. Der Fremde war von bem 
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Erwerbe des Bürgerrechts, von dem Grunderwerb 
und von dem Betriebe bürgerlicher Gewerbe aud« 

eſchlofſen. Noch in den Siadtrechten wird unter- 
fhieden, ob ein Verbrechen an einem Einheimifchen 
oder aneinem Fremden begangen ift, ob ber Thäter 
ein Einheimifcher oder ein Freinder if. Wer einen 
Fremden bei ſich aufnahm, ber follte einftehen für 
das, was jener begeht. Aus der Schuhpflicht des 
Königs und der Grundherren entwidelten ſich 
Rechte berjelben an dem Nachlafje bes im Inlande 
verftorbenen Fremden und damit ein bie Fremden 
beſchwerendes Fremdenrecht, der Abſchoß und 
die Nachſteuer. Hatte der Fremde verſäumi, den 
befondern Schuß des Königs oder ber Bogtei des 
Grundhern einzuholen, fo zog der Inhaber der 
Vogtei die von dem Fremden hinterlafjene Erbſchaft 
ganz ein (Fremdlingsrecht, ius albinagüi, droit 
d’aubaine); hatte berjelbe den Schuß erbeten 
und verflarb er mit Hinterlaffung außwärtiger 
Erben, jo konnten bieje die Exrbichaft nur mit einer 
Gabe (gabella hereditaria, Abſchoß) einlöfen, 
was allmählich auf alle Erwerbsarten, wodurch 
Bermögen an Auswärtige fiel, ausgedehnt wurde. 
Die Gabe beirug 5 biß 88 Prozent be jenen 
aufallenden Vermögensquantums. Zog ber Erbe 
in das Land, fo wurde ihm ber Abſchoß erlafjen. 
Die Nachſteuer (gabella emigrationis) wurde 
vom Inlänber beim Auswandern in ein fremdes 
Land erhoben, doch wird der Ausdruck auch für 
den von dem Vermögen bes Ausländers zu 
zahlenden Abzug un Abſchoß und Nach⸗ 
feuer waren Regalien und als ſolche eine öffentlich“ 
rechtliche Einnahmequelle. 

Als die einzelnen auf einem und bemfelben Ter⸗ 
ritortum wohnenden deutſchen Volksteile ftaatlich 
vereinigt wurden, und als die mehreren felbftän- 
digen Staaten fi in ihrer territorialen Selb- 
fländigfeit gegenjeitig anerlannten, trat im Laufe 
des Mittelalters an die Stelle der Volls⸗ und 
Stammesgenoſſenſchaft und des damit verbundenen 

eincip8 der Verfonalität des Rechts die Idee 
der Lanbesangehörigfeit und damit die bee der 
Zerritorialität des Rechts. Damit ftand aber 
nicht der Fremde dem Einheimifchen gleich; nur der 
Staatsbürger hatte das Recht bes freien Aufenthalts 
mit feinen dffentlich-tedhtlichen und privatredhtlichen 
Wirkungen; der Fremde entbehrte nicht nur der 
öffentlichen Rechte, er war auch im Privatrecht, im 
Prozeß ſowie durch Abſchoß und Nachſteuer bem 
Unterthanen nachgeſtellt. Im 18. Jahrhundert 
führten die populationiftiihen Beftrebungen zu 
Erleichterungen in dem Erwerbe der Staats- 
ge und zur Gleichftellung der Fremden 
mit den Einheimischen auf dem Privatrechtsgebiete 
und zum Verbote des Auswandern: (Aus- 
wanberungsverbot Joſephs II. 1768). 

In der deutſchen Bundesakte Art. 18 
ficherten die Fürften und freien Städte ben Inter 
ihanen der deutjchen Bunbesflaaten, aber nur 
biefen, das Recht zu: Grundeigentum außerhalb 
des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben, aus 
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einem Bundesflaate in ben andern, ber fie ermeislich 
als Unterthanen annehmen will, frei wegzuziehen 
und dort in Eivil- und Militärdienft zu treten, 
ihr Vermögen ohne alle Nachſteuer aus einem 
Bundesftante in den andern überzuführen. Die 
Nachſteuer⸗ und Abzugsfreiheit follte ftattfinden 
ohne Unterfchied, ob die Erhebung dieſer Abgaben 
bisher dem landesherrlichen Fiskus, den Standes- 
berren, ben Privatbereditigten,, Kommunen oder 
Patrimontalgerichten zugeftanden Hatte. Das 
Harfte Bild der vormärzlihen Rechtsanſchauungen 
gewährt das beſchränkt noch geltende Grundgeſetz 
für das Herzogtum Sadjjen Altenburg vom 
29. April 1881. 

Die nicht in Geltung getreiene Verfaſſung 
des Deutſchen Reichs vom 28. März 1849 
wollte jedem Deutſchen das Reichsbürgerrecht ver⸗ 
leihen, und zwar dergeftalt, daß derſelbe die ihm kraft 
defien zuftehenben Rechte in jebem deutſchen Lande 
follte ausüben Können. Jeder Deutſche follte das 
Recht haben, anjebem Orte —— a feinen 
Aufenthalt und Wohnfig zunehmen, Liegenſchaften 
jeber Art zu erwerben und darüber zu verfügen, 
jeden Nahrungszweig zu betreiben, das Gemeinde» 
bürgerrecht zu gewinnen. Stein deutſcher Staat 
follte zwiſchen Kim Angehörigen und andern 
Deutſchen einen Unterſchied im bürgerlichen, pein« 
lichen und Prozeßrechte machen bürfen , welcher 
die letzteren als Ausländer zurüdjehte. Die Auß- 
wanberungsfreiheit follte von Staats wegen nicht 
—— Abzugsgelder ſollten nicht erhoben 
werden. 

I. Nach dem Vorgange der Verfaffungen des 
Norddeutihen und des Deutfchen Bundes ſchuf 
die Berfajfung des Deutfhen Reichs 
vom 16. April 1871 für die Inländer in ganz 
Deutjchland ein gemeinfames Indbigenat mit 
der Wirkung, daß der Angehörige (Unterthan, 
Staatsbürger) eines jeden Bundesſiaates in jedem 
andern Bunbesftaate als Inländer zu behandeln 
und demgemäß zum feften Wohnfig, zum Gewerbe 
betrieb, zu öffentlichen Amtern, zur Erwerbung 
von Grundftüden, zur Erlangung des Staats- 
bürgerrechts und zum Genufje aller fonftigen bür⸗ 
gerlichen Nechte unter denfelben Vorausſetzungen 
wie der Einheimifche zuzulaffen ift. Seitdem be= 
fteht unter den Angehörigen aller einzelnen Staaten 
des Deutſchen Reichs politiiche und wirtichaftliche 
Freizügigkeit (j. d. Art.). Es lann nach dem Kern, 
vom 1. November 1867 betr. bie Freizügigteit 
jeder Reichsangehörige innerhalb des Reichägebietes 
an jedem Orte ſich aufhalten oder nieberlaffen, wo 
ex eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen 
ſich zu vednen im ftande ift; er unterliegt bort 
den für bie Einheimifchen geltenden gefeblichen 
Beftimmungen und hat im Falle der Unterftügungs= 
bebürftigfeit Anſpruch auf vorläufigeUnterftügung. 
Alle befondern Aufenlhalisbeſchrantungen find auf» 
gehoben. Wegen des Anzugs barf eine Abgabe 
nicht erhoben, zu ben Gemeinbefteuern fann ein 
neu Anziehender erft nad) einem längeren als drei⸗ 
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monatlichen Aufenthalt herangezogen werben. Zur 
Abweifung eines neu Anziehenden tft bie Gemeinde 
nur dann befugt, wenn fie nachweiſen fann, daß 
derfelbe nicht hinreichende Kräfte beſitzt, um fich 
und feinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen ben | beii 
notbürftigen Lebensunterhalt zu verſchaffen, und 
wenn er joldden weber auß eigenem Vermögen be= 
ſtreiten fan, noch von einem bazu verpflichteten 
Verwandten "erhält. Die Beſorgnis vor fünftiger 
Berarmung berechtigt den Gemeinbenorftand nicht 
yu Zurückweiſung. Doc fann bie Yortjegung 
es Aufenthalts verfagt werben, wenn ſich nad) 
dem Anzuge die Notwendigkeit einer dauernden 
— — Unterſtützung offenbart, bevor der neu 

Anziehende an dem Aufenthaltsorte einen Unter 
—— Heimatsrecht) erworben (f. d. 

Art.) hat. Dur das Reihsindigenat und das 
damit zufammenhängenbe Recht des freien Aufe 
enthalts im ganzen Deutſchen Reiche werben andere 
Nechtsverhältniffe, namentlich die Staats- und 
Gemeindeangehörigfeit, das Ortsbürgerrecht, die 
Teilnahme an ben Gemeinbenugungen, das Wahl- 
recht zuben Landtagswahlen, nihtbegründet, jofern 
nicht nad) den Landesgefegen durch eine längere 
3a hindurch fo each Aufenthalt das Heimats · 
recht (Gemein ee erworben wird. In 
Bezug auf den Erwerb der Staatsangehörigfeit ift 
dabei beftimmt, daß jeder Angehörige eines jeden 
deutſchen Staates in jedem andern deutſchen Stante, 
in welchem ex feine Nieberlafjung bewirkt, die Auf⸗ 
nahme als Staatsbürger verlangen kann. Kein 
Staat darf fi gegen die Mitglieder der übrigen 
Staaten —— oder ihre Aufnahme an laͤſtige 
Bebingungen, Einzugsgelder, Gebühren u. dgl. 
Tnüpfen. Für die privatrechtliche Nechts- und 
eg des einzelnen iſt weber bie 

jandes= noch Die Reichsangehödrigfeit von Bedeu⸗ 
tung, fie ift von biejen ——— aber die 
offentlich · rechtlichen Befugniſſe find von beiden 
abhängig. Die politiſchen Rechte im Reiche ſtehen 
nur dem Reichsbürger, diejenigen im einzelnen 
Staate, insbeſondere das Yandtagswahlreht, nur 
dem Staatsbürger in feinem un u be= 
treff der andern Wahlrechte ift Die Ge Tepe 

in den einzelnen deutſchen Staaten be —* 

Während ferner einzelne derſelben (Preußen, 
Baden, Heflen) an den Beſitz der Reichsangehdrig⸗ 
keit bie Ausübung einzelner, jedoch nicht aller 
öffentlichen Rechte Fnüpfen, ohne den Anziehenben 
zum Erwerbe ber Staatdangehörigfeit zu zwingen, 
verpflichten andere Staaten, 3. B. Sachſen, ben 
Anziehenden zum Erwerbe des Bürgerrechts und 
damit zum Erwerbe der an ben Befit des Bürger- 
rechts gefnüpften Staatsangehörigfeit. 

Für Reichsangehörige iſt durch Geſetz vom 
12, Oftober 1867, betr. da8 Paß weſen, zum 
Ausgang aus dem Reichsgebiet, zur Rückkehr in 
dasſelbe ſowie zus .r m Aufenthalte und zu Reilen 
innerhalb desfelben das Erfordernis von Reife 
papieren bejeitigt. Doch find dieſelben verpflichtet, 
N auf amtliches Erfordern über ihre Perſon 
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genügend auszuweiſen. Auf ihren Antrag follen 
ihnen daher auch Päffe Tage ftige Reifepapiere 
erteilt werden, wenn ihrer Befugnis zur = 
geentice de Binden u entgegenftehen. Die 

ftimmungen über Zwangspäffe und 
—— ſowie über das Meldeweſen zum 
Zwecke der Kontrolle neu anziehender Perſonen 
und der Fremden an ihrem Aufenthaltsorte ſind 
durch dieſes Geſetz nicht berührt. Zu letzterem 
Zwede bürfen indeſſen Aufenthaltslarten weder 
eingeführt noch beibehalten werden. Wenn die 
Sicherheit des Reiches oder eines einzelnen Bundes· 
ſtaates oder bie Öffentliche Orbnung durch Krieg, 
innere Unruhen oder fonftige Ereignifie bedroht 
erjcheint, Tann die Paßpflichtigfeit überhaupt oder 
für einen beftimmten Bezirk, ober zu Reifen aus 
und nad) beflimmten Staaten des Auslandes 
durch) Anorbnung des Bundespräfldiums vorüber« 

gehend eingeführt werben. 

Don der Freizügigkeit ber Reichsangehörigen 
giebt es Ausnahmen, nicht nur infofern als aus 
ſicherheits und armenpolizeilichen Gründen bie 
Breizügigfeit von Reichsangehörigen beichränft if, 
ſondern auch infofern als gewiſſe Perſonen ein 
gejegliches und notwendiges Domizil Haben. Ein 
notwendige Domizil haben die Ehefrau am 
Wohnorte ihres Mannes, öffentliche Beamte am 
Amtafige, Soldaten an ihrem Garnifonsorte. Ein 
gejeßliches, aber nicht notwendiges Domizil haben 
die Kinder am Wohnorte bes Vaters rejp. der un⸗ 
ehelichen Mutter, die Witwe am Wohnorte des ver» 
florbenen Ehemannes (Bürgerl. ©.-8.887—11). 

Das Neichsindigenat begründet an fi den 
verfaffun, ee en —5 auf den Schutz 
des Felt im land und im Ausland. Der 
Keichdangehörige bat daher den Anſpruch, daß bie 
beftehenben Geſetze, welche für ihn Rechte ber 
gründen ober feinem Intereſſe förderlich find, 
auch wirklich zu feinen Gunften angewendet wer⸗ 
ben. Die Landesverweiſung (Berbannun, 
ift weder als Strafe noch ala Verwaltungsmaß- 
regel gegen Reichsangehdrige zuläffig. Doch kann 
durch polizeiliche Verfügung der Aufenthalt ge 
g wiſſen polizeilich befcyoltenen Perſonen an be» 
fimmten Orten unterjagt, der hilfsbedürftige Bayer 
und Elfaß-Lothringer in fein Land ir ange jen 
werben, aud) kann auf Grund bes Gejches ül 
ben Unterftägungsmohnfig vom 6. Juni 1870 die 
Sandesverweilung aus einem Staatägebiete in ein 
anderes, zum Reiche gehörige Gebiet erfolgen. 
u nämlic) jemand in feinem Heimatsflaate das 

taatsbürgerredt behalten, in einem andern 
Bundesſtaate aber den Unterftügungswohnfig er- 
worben, jo kann berfelbe, wenn er in Hilfßbebürf- 
tigem Zufiande i in feinen Heimatsſtaat zurüdkehrt, 
nad 8 31 1. o. zum Zwede ſeiner Verpflegung 
aus dem Gebiete feines Heimatsſtaates an ben 
verpflichteten Armenverband ausgewieſen werben, 
wenn bie Armenunterftügung aus andern Grün» 
den als wegen einer mur vorübergehenden Ar⸗ 
beitßunfähigteit notwendig geworben ift. — Die 
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Aufenthaltsfreiheitder Reichsangehörigeniftaußer- 
dem von Reichs wegen durch das Gejeh betr. den 
Orden der Geſellſchaft Jeſu vom 4. Juli 1872 
und durch das Strafgeſetzbuch 8 39 beichräntt. 
Der Orden der Geſellſchaft Jeſu, die Kon- 
jationen der Lazariften und der Priefter vom 
figen Geifte, die Geſellſchaft vom heiligen 
en Jeſu find vom Gebiete bes Deutſchen 
ichs ausgeſchloſſen. Ihren Angebörigen Tann, 
wenn fie Inlänber find, durch Die Qandespolizei» 
behörden (in Preußen die Regierungspräfidenten) 
der Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder Orten 
verfagt oder angewiefen werden. Die Ausübung 
einer Ordensthätigfeit, insbefondere in Kirche 
und Schule, fowie die Abhaltung von Miſſionen 
iſt den Mitgliedern dieſer Genofjenfchaften nicht ſetze 
geftattet. Ferner können Inländer durch Reichs⸗ 
behörben aus den Schußgebieten und aus ben Kon« 
fulargerichtöbezirten ausgewieſen werden. Beftraf- 
ten Perfonen, gegen welche auf bie Zuläffigteit von 
Bolizeiaufficht erfannt if, kann durch die 
Landespolizeibehörbe auf bie Dauer von höchſteris 
fünf Jahren der Aufenthalt an einzelnen beſtimm · 
ten Orten von ber höheren Landespolizeibehörde 
—— et Auf Polizeiaufſicht darf nur 
der 88 44 Abl. 2, 45, 49a, 76, 
115. 116, 122. 125, 146, 147, 180, 181, 
248, 256, 262, 294, 306-808, 811-318, 
315, 321-324, 361 Nr. 6 des Strafgefepbuchs 
erlannt werben. Aus andern als ben vorangege- 
benen Gründen ift Die polizeiliche Ausweifung von 
ReichBangehörigen aus dem Orte ihres dauernden 
ober vorübergehenden Aufenthalts unzuläffig. Die 
ee Ausweifung aus armenpolizeilichen 
ründen darf erft erfolgen, nachdem entweder die 
en der in Anfprud) genommenen 
Gemeinde oder eine wenigftens einftweilen voll- 
ſtredbare Entſcheidung über die Fürforgepflicht 
erfolgt ift. Die Verhängung der Ausweilung er» 
Tolgt teils durch Die Central⸗ teils durch die Orts- 
polizeibehörde. Werben Inländer aus Preußen 
ausgewieſen, fo fleht ihnen gegen bie Ausweiſung 
die ia! beim Berwaltungsgericht zu. 

Da bie Beftimmungen über Treizügigfeit, 
Heimais · und Niederlaſſungsverhälmiſſe, Paß« 
weſen und Fremdenpolizei der Reichsaufſicht und 
mit Ausnahme der Heimats · und Niederlaffungs- 
verhältnifie in Bayern der Reichsgeſetzgebung 
unterliegen, jo können die Einzelftanten das Aufe 
enthaltsrecht der Inländer nicht in weiterem Um⸗ 
fange beichränten, wie die durch die Reichs- 
geſetzgebung geihehen if. — Die Auswan⸗ 
Senuaakreigett ift garantiert, fie ift nur 
beichränft durch die Wehrpflicht, deren —— 
nad) 8 140 des Deutſchen Strafgeſeßbnchs beitraft 
wird. Die Aufficht über Die Auswanderung nad 
außerdeutſchen Ländern ſteht dem Reiche zu, 
deſſen Befugnis durch das — über das Aus⸗ 
wanderungsweſen vom 9. Juni 1897 geregeltg 
iſt. Auch ift in den Handele-, Schiffahrts⸗ 
und Konfularverträgen eine gewiſſe Fürſorge für 
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die Auswanderer getroffen (f. d. Art. Auswan- 
— Die geſchaͤftsmaͤßige Verleitung der 
hen zum Auswandern wird nad 8 144 
des —— — mit Gefängnis von einem 
Monat bis zu zwei —— aft. Abzugsgelder 
dürfen nicht erhoben werd 
IL Die Reihsausländer haben kein ge= 
feglich garantierteß Recht auf freien Aufenthalt je 
Inlande. Das Recht ihrer Ausweifung bilbet 
einen Teil der Stantsfouveränität. Aus der inter« 
nationalen Gemeinſchaft der in diplomatiſchem 
Verlehre ſtehenden Staaten hat fich jeboch bervölfer« 
rechtliche Grundſatz entwidelt, daß den Fremden 
der freie Aufenthalt im Inlande ſowie für ihre 
age) und ihr Vermögen ber der Ge 
KA gewähren jei, folange fich diejelben den 
inländifchen Gefegen und Polizeiverordnungen 
unterwerfen und jonft nicht läftig fallen. Die 
Anwendung des heutigen Privatrechts ift demzu⸗ 
folge nicht auf die Staatfangehörigen etwa mit 
Einfluß der domizilierten umd naturalifierten 
Fremden beichränft, das Privatrecht reguliert 
vielmehr bie Rechteverhältniffe, welche überhaupt 
feiner Normierung unterliegen, ohne Rüdficht 
darauf, ob die in demſelben ftehenden Perfonen 
Reichsangehdrige oder Fremde find. Zur größeren 
— — Fremden, behufs beſſerer Ga⸗ 
rantie ihrer ehrsfreiheit und ihrer Rechte find 
ſeitens des Deutfchen Reiches Nieberlafjungse, 
Raturalifationg, Handels«, Friedens», Yreund» 
ſchafts · und Konfularverträgeabgejchlofien worben. 
Aber auch ohne ſolche Verträge tritt der Rechts⸗ 
ſchuß ein; unfultivierte Staaten werben fogar mit 
Waffengewalt gezwungen, Die rechtlichen Intereſſen 
der Individuen zu teipeftiren. Ya bie Staaten 
leiſten nicht nur auf Grund vertraggmäßiger Ver⸗ 
einbarung, fondern auch ohne diefe Ausländern 
materielle Unterftüßung, wenn fie berjelben in 
Fällen der Not ober des Krieges bebürftig find. 
In Deutſchland haben nach 8 60 des Unterflügungs- 
woßfigeiehe hilfsbedürftige Ausländer gegen 
den nachſten — ſogar einen An⸗ 
ſpruch auf Unterſtütung und es find wegen der 
gegenſeitigen —* ügung Hilfsbedürftiger und 
deren Rüdübernahme in ihren Urfprungsftaat vom 
Deutfen Reid Übereinfommenmit fallen Dänes 
mart, Öfterrei-Ungarn, Schweiz, Belgien, Rub- 
land und Luxemburg getroffen. 
Zu einer gefeblichen Regelung der Frem⸗ 
te, haben jedoch die dahinzielenden 
Beſtrebungen noch nicht geführt. Zwar hat das 
Institut de droit international nad) langen 
und eingehenden Verhandlungen 1892 einen 
Gefegentwurf über die Zulafjung und Ausweis 
fung der Fremden zufammengeftellt, derfelbe ift 
aber bisher noch nirgends Gefe geworben. Zur 
Zeit entſcheiden über bie Stellung ber nichtnatu⸗ 
talifterten Fremden in Deutſchland zuerft die ab» 
eſchlofſenen Verträge, und wo folde fehlen, bie 
Seehe bes Reichs umb neben dieſen bie in 
Geltung gebliebenen Geſetze der Einzelſtaaten. 
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Sofern nicht durch einen Vertrag mit einem 
auswärtigen Staate feitend bes Reichs ober 
eines Einzelftantes bie Verpflichtung übernommen 
ift, den Ausländern den Aufenthalt im In⸗ 
lande zu geftatten, haben die einzelnen beutjchen 
Staaten die Macht, jedem Fremden das Betreten 
ihres Gebietes ganz oder befchränft zu verſagen 
und ben zugelaſſenen Fremden wieder auß feinem 
Gebiete zu entfernen. Diefe Verweigerung bes 
Aufenthaltes kann durch eigene Interefien und 
dur internationale Rückſichten veranlaßt und 
gerechtfertigt oder Die Nechtefolge eines Straf- 
urteils fein. Grundſätzlich wird jedoch den Aus- 
ländern der Aufenthalt im Reichsgebiet in dem 
felben Umfange, nicht aber mit denjelben Rechten, 
wie dem Inländer geftattet. So wird in dem 
Niederlaffungsvertrage mit der Schweizerifchen 
Eidgenofienihaft vom 27. April 1876 den 
Schweizern in Bezug auf Perſon und Eigentum 
die gleiche Behandlung zugelichert wie den Bei 
indern; fie können in Deutjchland ab- und zu⸗ 
sehen und fi) dafelbft dauernd oder zeitweilig 
aufhalten, doch müſſen fie, um ſich dauernd in 
Deutſchland nieberzulaffen, ihrer Militärpflicht 
genügt haben und mit einem Atteſte ihrer Hei⸗ 
mat8behörbe verjehen fein, daß fie im Vollgenuſſe 
der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden und 
einen unbeſcholtenen Leumund genießen. hr 
aufiergewerbehetrieb und ihr Diarktverkehr fönnen 
ſchräntt werben. In den zwiſchen dem Deutfchen 
Reiche und Belgien, Ehina, Eofta Rica, der Do- 
minilanifchen Republit, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Hawaii, Japan, Korea, Liberia, 
Mezito, Verfien, Portugal, Rumänien, Salvador, 
Samoa, Serbien, Siam, Spanien und Tunis 
abgeſchloſſenen Hanbels-, Schiffahrts · und Kon- 
fularverträgen iſt den Angehörigen der genannten 
Staaten unter den gleichen Bedingungen, Laften 
und Abgaben wie den eigenen Staatsangehörigen 
janbel, Induftrie und Gewerbe, der Erwerb von 
rundbeſitz, das freie Aufenthaltsrecht und der 
Schuß ihrer Perfon und ihres Vermögens garan« 
tiert. Von ihrem Vermögen, welches außer Yandes 
geführt wird, darf weder Abſchoß noch Nachftener 
noch irgendwelche andere Abgabe erhoben werben. 
Für die Eheſchließung ber Ausländer ift in 8 39 
bes Geſetzes vom 6. Februar 1875 ein Vorbehalt 
gemacht. Die Konfularverträge mit Nordamerika, 
Brafilien, den Niederlanden, Rußland und Öfter« 
reich· Ungarn, der Berliner Vertrag vom 13. Juli 
1878, die Konventionen über das Schugredt in 
Marofto und im Kongoftaat ſetzen das freie Aufe 
enthaltsrecht der Fremden als ſelbſtverſtändlich 
voraus. Paſſe Dürfen von Ausländern weder beim 
Eintritt noch beim Austritt über Die Grenzen bes 
Bunbesgebietes noch während ihres Aufenthaltes 
ober ihrer Reifen innerhalb besfelben geforbert 
werben. Aufenthaltsfarten bürfen nicht eingeführt 
werden. Nur für den Verkehr mit Rußland 
beiteht nad) ben Verordnungen vom 14. Juni 
1879 und 29. Dezember 1880 ber Paßzwang 
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als Retorſionsmaßregel. In den erwähnten Han⸗ 
dels· und Schiffahrtöverträgen ift auch vereinbart, 
daß im alle eines Krieges zwiſchen ben kontra⸗ 
bierenden Staaten beren Angehörigen geftattet ift, 
im Gebiete des Deutſchen Reiches zu bleiben und 
ihre Geſchäfte fortzuführen; fie unterliegen nur 
denfelben Auflagen und Kontributionen wie bie 
eigenen Staatsangehdrigen und find frei von 
jeder Zwangsanleihe. Öffentliche Rechte werben dent 
Ausländern durch ihren Aufenthalt nichtermorben, 
weder im Staate noch in der Kommune. Eintritt 
in den Heerbienft kann geflattet, unter Umſtänden 
erzwungen werben. Die gejehliche Schulpflicht trifft 
nur in und Elfaß-Lothringen den Fremden. 
Eine Einſchränkung bes freien Aufent- 
baltes kann Ausländern gegenüber aus benjelben 
Gründen erfolgen wie Inländern gegenüber, fie 
lann aber auch ferner durch den Beiftand gerecht- 
fertigt fein, welchen ſich die Staaten im Intereſſe 
ber Präventivjuftiz und der öffentlichen Sicherheit 
au leiften verpflichtet find. Gegen politifche Flücht⸗ 
Tinge, deren Auslieferung unftatthaft ift (1.d. Art.), 
hat ſolchenfalls die Internierung zu gefchehen. 
Diefe ift gegen Ausländer, welche einen Angriff auf 
den Nachdarſtaat oder ein Eindringen in benjelben 
zu verbrecherifchen Zwecken vorbereiten, zu ver» 
bängen, falls nicht die Ausmweifung aus dem 
Landesgebiete zu erfolgen hat ober erfolgen kann. 
Reichsgeſetzlich find dieſe polizeilichen Borbeugungs«- 
maßregeln nicht geregelt. 
Die Ausmwelfung fann aus bem Gebiete 
des Deutfchen Reiches erfolgen: a) als Rechts- 
folge eines gerichtlichen Urteils gegen unter 
olizeiaufficht geftellte oder der Landespolizei- 
bebörde überwieſene oder wegen gewerbsmäßigen 
Glüdfpiels verurteilte Ausländer; die Ausweifung 
ift durch Die Landespolizeibehörde anzuorbnen ; 
b) gegen auslandiſche Jeſuiten in ben Fällen, in 
welchen inländiſchen Jeſuiten der Aufenthalt an 
beftimmten Orten verfagt werden kann; c) infolge 
des Unterftüßungsmwohnfiggefeßes und ber beim- 
ſelben entiprechenden Verträgen über die Rüd- 
tieferung Hilfebebürftiger Ausländer. Aus dem 
Gebiete der Einzelftaaten kann die Ausweifung 
von Ausländern nach Landesrecht erfolgen: a) in» 
folge der Geſete über die Armen- und Sittenpoligei 
und das Legitimationswefen, fo daß mittel- und 
erwerbslofe, legitimationsloſe und geiftesfranfe 
Ausländer zurüd- und ausgewiefen werben bir 
fen; b) als Vorbeugungsmaßregel gegen die Ge= 
fährbung der inneren ober äußeren Ruhe und 
Sicherheit eines deutfchen oder eines mit dem 
Deutſchen Reiche befreundeten Staates durch Aus- 
länder, vorausgeſetzt, daß dem Deutjchen Reiche 
Gegenfeitigfeit verbürgt iſt; c) zur Repreſſalie 
oder Retorfion für gegen uns begangenes Unrecht. 
Die Ausweifung ſelbſt ift eine polizeiliche Maß⸗ 
regel, deren Nichtbeachtung durch Rückkehr des 
Verwieſenen, bezw. bei Internierung durch wifjent« 
che Überfehreitung der Konfinationsgrenzen mit 
Haft bis zu ſechs Wochen beftraft wird. 
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Die Answeifung eines Ausländerd durch die 
Behörde eines Einzelſtaates gilt nur für das be» 
treffende Staatsgebiet, fofern fie nicht auf Reichs- 

je beruht. Im biefen Fällen Handeln die 

desbehörben als Organe des Reichs und mit 
Wirkung für das Reichägebiet. Die Koften des 
Ausweiſungstransports trägt der ausweiſende 
Staat. Die Ausführung der Ausweiſung kann 
durch Transport oder durch Erteilung eine 
Zwangspaſſes oder durch Bekanntmachung der 
ee ag geihehen. Die Landes« 
behörbe beftimmt Die Grenze, über welche der Aus⸗ 
gewieſene gebracht wird, wobei fie auf bie Wünſche 
des Ausgewieſenen Rückſicht zu nehmen hat, ſofern 
& fi) nicht um die Auslieferung handelt. Die 
Ausweiſungen der Ausländer werden im Gentral- 
blatt für das Deutfche Reich belannt gemacht. — 
Die Ausweifung ber Fremden als allgemeine Maß⸗ 
regel wird für den Fall bes Krieges im Volker⸗ 
rechte für zuläffig erachtet; Dagegen ift firittig, ob 
auch im Frieden durch eine allgemeine Anordnung 
die Ausweiſung färtlicher Angehöriger eines 
fremden Staates völkerrechtlich zuläffig fei. Im 
der Litteratur wird verlangt, da dieſe Maßregel 
nicht nad) dem Ermefjen der Staaten, fondern nur 
aus beftimmten Gründen zugelafien werben folle. 
As folde Gründe werben außer den borange 
führten noch Ungehorfam gegen die inlänbifchen 
Geſetze und Option für daß Ausland bezeichnet. 
Dementgegen bat bie preußijche Staatsregierung 
auf Grund ihrer Praxis Ruſſen gegenüber eine 
Maſſenausweiſung auch im Frieden verfügt (1885). 
Die Entſcheidung der Frage ift, fomeit nicht mit 
der betreffenden auswärtigen Regierung ſeitens 
des Reicht ober ber Einzelftanten Verträge ab- 
geſchloſſen find, aus dem Rechte des Einzelitantes 
zu entnehmen. Der riftlichen Weltanſchauung 
wiberfpricht eine derartige, Die Rechte einzelner ver« 
letende Maßregel, und es follte jedenfalls nur in 
Rotfällen, nur gegen Entſchädigung der verletzten 
Privatrechte und nur dann von ihr Gebrauch ge= 
macht werden, wenn ber bezwedte Erfolg mit 
Sicherheit vorherzuſehen ift. 

IV. Wie in Deuiſchland fteht in den auße 
wärtigen Staaten der Staatsbehorde das Recht 
zu, Ausländer aus ihrem Stantägebiete auszu- 
weilen. Bon biefer Befugnis maden England 
und Nordamerifa nur im Wege ber Gefeh- 

ung Gebrauch. Solche Gejege werben mit 
—* Zeitdauer erlafien, z. B. in England die 
Prevention of Crime Act vom 12. Juli 1882 
gar bie amerifanijchen Agitatoren auf drei Jahre. 

Belgien, defien Gelek vom 22. September 
1835 vorbilblichgeworbenift, fönnen Fremde, biein 
einer Gemeinde eine Niederlaſſung begründet haben 
und als Niedergelafjene in das Gemeinderegifter 
eingetragen worben find, nur durch königliches 
Dekret auf Grund des Beſchluſſes des Minifteriums 
ausgewieſen werben, fofern fie die Öffentliche Ruhe 
gefährben oder ftrafrechtlich verfolgt werben ober 
im Ausland wegen Verbrechen ober Vergehen ver- 





urteilt worden find. Fremde, bie feine Nieder» 
laſſung in Belgien haben, können jederzeit durch 
die Poligeibehörde ausgewieſen und, wenn fie 
Bettler oder Landftreicher find, unmittelbar über 
die Grenze geführt werben (Geſetz vom 12. Fe⸗ 
bruar 1897). Auch in den Niederlanden 
(Sefeb vom 13. Auguft 1847), Dänemart 
Geſeß vom 15. Mai 1875), Luxe m bur g (Gefeg 
vom 18. März 1880) und Rumänien (Geſeß 
vom 18. April 1881) fann Die Ausweifung nieber= 
elaſſener Fremder nicht Durch Die Polizeibehörden, 
ren nur durch die Staatsregierung und nur 
wegen Gefährdung ber öffentlichen Sicherheit er» 
a ar Und fie ift in diefen Staaten ebenfo wie 
in Belgien auch für diefen Fall Niedergelafienen 
gegenüber ausgeſchloſſen, welche längere Zeit im 
Staate wohnen ober aus ber Ehe mit einer In⸗ 
länderin Kinder haben. In Frankreich kann 
der Minifter des Innern jeben Fremden ausweifen. 
In den Örenzdepartements fteht ſchon den Präfelten 
das Recht zu, Fremde auszuweiten, bie nicht ihren 
Wohn! H in Frankreich begründet haben. Nach 
dem vom 8. Auguft 1893 können Fremde 
ausgewieſen werben, bie bei der Anmelbung ihres 
Berufs, Gewerbes oder Handelsgeſchäfts falſche 
Angaben gemacht haben. In Italien erfolgt die 
Ausweifung Fremder aus Gründen ber öffentlichen 
Orbnung durch den Miniſter des Innern (Geſetz 
vom 283. Dezember 1888) und wegen Beitrafung 
durch den Bräfelten. Inder Schweiz fann jeder 
Kanton nicht niedergelafjene Fremde und kantons« 
fremde Schweizer aus dem Kanton, der Bunbes- 
rat jeden Fremden aus ber ag ausweijen 
(Bundesverfafjung Art.45, 70). In Norwegen 
verwirkt fünfjähriger Aufenthalt die Ausweifungs- 
befugnis. In OÖfterreih, Schweden, Örie- 
chenland, Bortugal fehlen gejehliche Be- 
flimmungen, aber das Ausweifungsredht ber 
Staatsregierung wird nicht beftritten. 
gitteratur. Stör in Holpenborffs Hand» 
buch, Bd. II; Meyer, Staateret, 1885, 8 215; 
Löning, Verwaltungsrecht, 1884, $ 58, und im 
Handwörterb. d. Staatswifſenſchaften unter „Aus- 
weifung“ ; Zorn unter „Ausland“ in v. Stengels 
Worterbuch; Benzhard, Das Recht der polis 
tifchen Fremdenausweiſung mit bejonberer Be⸗ 
rückſichtigung der Schweiz 1891; Bulmerincq, 
Voͤlterrecht, 1884; v. ei, Das Böllerredht, 
1898; Kommentar zum Unterftügungsmwohnfig« 
geſetz von 1870 von Wohlers (1898). [Spahn.] 
Aufführung, unbefigfe, dramatiſcher, mu⸗ 
ſilaliſcher te, |. Urheberrecht. 
ee f. Eheſchließung. 
‚ufgebof ber Yatentanmeldung, |. Patente 
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PR Defnabe, Naturalifation, |. Staatsange- 
Brig! 


ER in den Gemeindeverband, ſ. 
Gemeindebürger. 


Ba von Staatsaulehen, |. Stantd« 
—— Aufſtand, ſ. Revolution. 


Aufl ge Ahnenprobe, |. Abel ©. 89. 
* Kane, —— — ſ. Altiengefell- 
re 


; Bufkändgge Wereastgfiende ar, 


Fir SUSE Steuern. 
Aufwiegelung, |. Militärgejeße. 
Aufzüge, —“ ſ. Id und Ber« 
fammlungsweien. 
Augsdurgifhe Aonfeffion (jeit 1530), |. 
Religionsgefellichaften. 
finns, der große Kirchenvater (geb. zu 
Tagafte in Numibien 354, geft. ala Biſchof von 
ippo 430), der allfeitigfte Vertreter cpriftlicher 
ifſenſchaft und Spekulation in ihrer erften Pe 
riobe, von deſſen tieffinnigen Ideen bie folgenden 
Jahrhunderte zehrten, Hat fi zwar mit den Pro⸗ 
blemen des Rechts und der Staatslehre nirgends 
eingehend und noch weniger ſyſtematiſch befaßt, 
dennod aber hat er auch nach st Richtung hin 
das Mittelalter beeinflußt, jo Daß die fpätere 
Denlweiſe in einigen wichtigen Punkten ausdrüd« 
dc an ihn anfnüpft. Unter feinen Schriften ift 
in biefer Hinfiht vor allem das große Werk vom 
„Gottesftante“, die 22 Bücher De civitate Dei, 
anzuführen. Das Motiv zur Abfafjung desfelben 
war urfprünglich ein apologetiſches. Der durch 
den Einfall der Weftgoten in ihren Tiefen aufs 
geraten und — römischen Weli ſoll die 
rundloſigkeit der Klagen und Vorwürfe bare 
gethan werden, als ob das —E die Säub| den 
an bem Verfall bes Reiches trage. Der weitere 
Verlauf aber erhebt fid) weit darüber hinaus und 
geftaltet e8 zu einer großartigen Überfchau über 
den Gang der Weltgefchichte vom Standpunkte 
und im Lichte des chriftlichen Offenbarungs- 
glauben. Den Ausgang bildet bie Unterſcheidung | fie 
ber beiden Städte oder Stanten ober Reiche, das |} 
eine Gottes und Ehrifti, das andere ber Welt, 
ber Erbe, des Teufels. Nur ein grobes Miß ⸗ 
verftändnis würde jenes kurzer Hand mit ber 
Kirche, dieſes ebenfo mit dem Slaate“ ibentifie 
zieren; ber Gegenfaß ift ein weit tieferer und um⸗ 
faffenderer. Die Gottesftabt reicht über bie 
Grenzen der fihtbaren Welt hinaus, Es die 
Gemeinſchaft der Guten mit Einfchluß der Engel, 
ihre Bewohner Ieben in umd nad) dem Geifte 
Gottes, die treibende Tendenz ift Liebe Gottes 
bis zur Verachtung des eigenen Selbſt. Sie 
fammelt ihre Glieder aus allen Bölfern, ohne 
—— der Sprache, Sitten und Geſetze; 
iſt fremd auf der Erde — peregrina —, A 
ihr hier die Bürger geboren werben; fie —8 
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ſeit den Tagen Abels bis zum Ende der Zeiten 
inter persecutiones mundi et consolationes 
Dei (XII, 1; XIV, 1.4.28; XV, 1; XVII, 
1.51; XIX, 17). Die oivitas terrena umge= 
fehrt if bie Gemeinfgaft ber Bien, bie die farfen 
Götter dem einen wahren Gott vorziehen, nach 
dem Fleiſche Yeben und zur treibenden Tendenz 
die Selbfiliebe bis zur Verachtung Gottes Haben 
(XI, 1; XII, 1; XIV, 1.4.28). In den aufe 
einander folgenden Weitreichen findet fie ihre 
grobarti je Verförperung (XVI, 17). Nicht daß 
alfo, wie man wohl falſchlich Pier bat, 
ſtaatliches Leben als foldes dem HI. Augu⸗ 
ſtinus als verwerflich gelte. Das Verwerfliche 
liegt darin, daß jene Reiche ſich ganz und gar im 
Irdifchen verfeftigt haben, fo wie ſchon Kain, ber 
Brudermorder, die erſte Stadt begründete, non 
peregrinantem in hoc mundo, sed in eius 
pace et felicitate quiescentem (XV, 17). Was 
Dagegen bie ftaatlichen Bildungen Gutes mit fi 
Ihren, Friede und zeitliche Wohlfahrt, deſſen be= 
enen ſich 5 Bürger der himmliſchen Stadt, 
aber fie beziel en auf das ee Sit 
und den bimmlifchen den Gel 
durch weldhe jene Güter werben, 
auch fie unterworfen (XIX, 17. 26). Auch ke 
irdiſchen Reiche unterliegen darum der Providenz ; 
Gott gab den Römern wie den Orientalen, dem 
Veſpaſian wie dem Domitian, dem Konftantin 
twie dem Julian die Herrſchaft (V, 1.11.19. 21; 
XVII, 6; XVII, 2). Insbeſondere wird Be 
beutung und Aufgabe des römifchen Reiches ge= 
würdigt; ber Patriotismus feiner Bürger verdiente 
ihm den "göttlichen Beiftand, e8 follte den Erdkreis 
in eine Gemeinſchaft des Staaislebens und der 
ai an in: einem allgemeinen Frieden führen 
6; ; V, 12.15.16; XVIII, 22). 
Bi udn —— Anherungen welche 
alles irdiſchen Staatsweſens herab- 
beiden. Gemüht feinen (V, 17), aber man 
darf fie nicht an einem falfchen Maßſtabe meſſen. 
Dem Chriftentume, welches bie Erneuerung des 
Menſchen von innen heraus verlangte, welches 
feine Heilsbotſchaft an die einzelnen Tichtee, um 
fie zum Glauben und zur Umgetaltung des ganzen 
3 zu führen, widerſprach principiell jene 
Überfähung des Staates, welche den Vdliern 
des klaſſiſchen Altertums —* und in ben Schrife 
ten ihrer größten Philoſophen einen denfwürbigen 
Ausdrud gefunden hat (j. ©. 406). Ahr gegen» 
über war es notwendig, einzufchärfen, daß, jo weit 
der Himmel abfteht von der Erbe, jo weit Die 
„himmliſche Stadt” vom irdiſchen Staate. Zu⸗ 
dem war bie Wirklichkeit, von welcher Auguſtinus 
fich umgeben ſah, wenig dazu angethan, einen 
Lobredner des Staates aus ihm zu machen. Wohl 
waren an die Stelle ber die Ehriften verfolgenden 
chriſtlich gewordene Kaiſer getreten, aber ber alte 
fie | Heibnifche Staat mit ae Geſetzen und Ein⸗ 
richtungen, mit den Anſchauungen, Gewohnheiten 
und Vorurteilen, die ſich daran an anfcloffen, ließ 
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& fo raſch nit umwandeln. IM ex ben 
Mic nach Byzanz, mochte er ihn auf das von 
den Barbaren bedrohte, mit raſchen Schritten bem 
Untergang entgegengehende weitrömijche Reich 
wenden, man würde e8 erflärlich finden, hätte 
Auguftinus, wie wohl behauptet worben ift, im 
Staate „nur eine Vereinigung ber Böfen und eine 
Folge ber Sünde“ erblidt. In Wahrheit aber ift 
dies feine Meinung nicht. Nicht nur, daß es auch 
ihm als ein Geſetz der Natur gilt, was die Men- 
ſchen zu gejellfchaftlihen Bildungen zufammenführt 
(XIX, 12), durch alle Greuel und Wirrniſſe hin⸗ 
durch, von denen Vergangenheit und Gegenwart 
fich erfüllt zeigen, faßt er die Möglichkeit einer 
den Normen des Ehriftentums entſprechenden res 
ublica ind Auge. Wollten die Könige und 
Bakter fich ihnen unterwerfen, das vollfte Glück 
im Diesfeits wie im Jenjeits würbe ber Erfolg 
fein (II, 19). Die menſchlichen Angelegenheiten 
nirgends befier beftellt, als wo die Gottes- 
rchtigen und Einfichtigen herrſchen (V, 19), ber 
eil ift dann nicht auf feiten der Regierenden, 
fondern auf feiten der Regierten (IV, 3). 
Nachdem die Stürme der Völkerwanderung ben 
heidniſchen Staat in Trümmer geſchlagen hatten, 
konnte man hoffen, ſolche Gebanfen zu verwirk« 
lichen. Die Siaatstheorie des chriſtlich · germani 
ſchen Mittelalters hat fie aufgenommen und 
weiter geführt. Wo Thomas von Aquin bie Pflicht 
und die Würbe eines riftlichen Herrſchers ent« 
widelt, fchließt ex fi) mit Vorliebe an N nor 
an (De regim. princip. I, c. 7. 8. 9). das 
Eine, worin jene fpätere Zeit das vornehmſte 
Ehrenrecht der Hriftlichen Fürſten erblidt hatte, 
daß fie nämlich ihre Macht für die Religion und 
gegen ihre Verächter einzujegen haben, hatte bereits 
er 8 aus befonderer Veranlaffung geltend 
acht. 
Gerade an dieſem Punkte bat ihn freilich in 
der Neuzeit herber Tadel getroffen. Es handelt 
ich um Auguftins Rechtfertigung des vom Kaiſer 
onorius gegen die Donatiften erlaffenen 
trafgeſetzes. Daß bie weltliche Gewalt in bie 
Ziiftigkeiten und Spaltungen eingriff, welche die 
Einheit der Kirche bedrohten, war nichts Neues. 
Bereits Konftantin, der erſte chriſtliche Kaiſer, 
war damit vorangegangen, in fcharfer und um⸗ 
faſſender Weife Hatte dann namentlich Theobofius 
verfucht, die Härefie durch gejeßgeberiiche Mab- 
ein zu überwinden. Dan könnte es faum auf« 
fallenb finden, wenn Auguftinus eine Übung, die 
bald ein Jahrhundert im Brauch war und zu der 
die allgemeinen Verhältnifje des Zeitalters not= 
wendig hingebrängt hatten, lediglich gebilligt Hätte. 
Auffallend ift vielmehr, wie wenig er von Anfang 
an geneigt war, ben Donatiften gegenüber, deren 
ſchwãrmeriſches Treiben in Nordafrila er aus 
naͤchſter Erfahrung kannte, den Arm des Staates 
anzurufen. Gr fürchtete die Heuchelei als Frucht 
des Zwanges und hoffte alles von ber Gewalt bes 
Wortes und der flegreichen Kraft ber in ihren 
Gtoat$tegiton. I. 2. Huf. 
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Kundgebungen ungehemmten Wahrheit. Was er 
verlangte, war nicht eine einfache Anwendung der 
gegen Die Häretiler gerichteten Strafbeſtimmungen 
des Theoboflus auf die Donatiften, jondern nur 
da follten Diefelben Io greifen, wo von feiten der 
lehteren, ingbefondere durch die umhberftreifeuben 
ſanatiſierten Banden der Eirfumcellionen, Gewalt» 
thaten gegen Katholiten begangen worden waren. 
Es gelang ihm, mit biefer feiner Meinung auf 
einem im Jahre 404 in Karthago gehaltenen 
Konzil durchzudringen, aber bie eſandten, 
welche das dem ilsbeſchlufſe entſprechende 
— den Kaiſer ſtellen ſollten, kamen 
ſpaͤt. its war derſelbe von einer andern Seite 
und dur) die Kunde von inzwiſchen durch die 
Donatiften verübten Greuelthaten zum Erlafſe 
eines Ge beftimmt worben, welches bie dona⸗ 
tiftifchen Biſchofe und ihre Gehilfen mit Verban- 
nung, die übrigen mit Gelbftrafen bebrohte. Wenn 
nun Auguftinus ne in Briefen und Send« 
ſchreiben das ohne jein Zuthun und gegen feine 
frühere Anficht erlafjene Gefeb verteidigt, fo ift, 
was er vor allem umd immer wieder dafiir an» 
führt: — abgejehen von dem Schuß, ben e8 ben 
Katholiken gewährte, — bie günftige Wirkung, 
die dasſelbe bei den Donatijten jelbft hervor⸗ 
gebracht Habe; die wirkliche, innere hrung 
großer Vollsmengen ſei ſeine Folge geweſen. Die 
einen, die ſchon längft im Herzen der Selte ab⸗ 
hold waren und nur aus Furcht vor ihren Ge⸗ 
nofjen die Rücktehr pr katholiſchen Einheit nicht 
wagten, feien nun, da durch das Strafgefeb dem 
Terrorismus ein Ende gemacht war, in eiliger 
Freude berübergelommen. Andere, die aus Ge- 
wohnheil, und weil fie von ihren Eltern her nichts 
anderes wußten, ſich zu den Donatiften zählten, 
wurben aufmerffam gemacht, haben geprüft und 
ſich der erfannten Wahrheit angeietofien. Aber 
auch vielen, bie zuerft die Strafe widerwillig tru⸗ 
ven, ift fie der Weg der Heilung geworben. Wenn 
neben auch manche verftodt blieben, einzelne 
wenige fi) nur äußerlich fügten, fo fällt dies der 
übertwiegenben Anzahl der andern gegenüber nicht 
ins Gewicht. Das allgemeine Gejek, dab Zucht 
mittel, weldhe die Liebe anwenden heißt, zu Heil« 
mitteln werden, habe fo eine neue Beflätigung ge⸗ 
Funden. Wo Auguftin diefen Iegteren Gedanken 
ausführt, gefchieht es mit ber überftrömenben Em- 
er ſeines großen Herzens. Die Gegner er- 
ſcheinen ihm wie Kranle, die zuerft diejenigen 
elten, die ihnen Hilfe bringen wollen, nach er⸗ 
fahrener Heilung aber ihnen Dank wifen. Gerade 
darum aber verlangt ex, daß man mit der An⸗ 
wendung ber Strafmittel Maß halte, ausdrücklich 
verwirft er Die Verhängung der Todesftrafen gegen 
Häretifer (Nullis tamen bonis in Catholica 
hoc placet, si usque ad mortem in quem- 
quam, licet haereticum, saeviatur. Contra 
Crescon. III, cap. 50; cf. Ep. 139 ad Mar- 
cellin.). Die Donatiften beriefen fi) Darauf, daß 
Gott dem Menſchen die Freiheit gegeben habe 
16 
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und daher niemand das Recht zuftehe, fie zur Aufs 
gabe ihrer Meinung zu zivingen. Sie werden 
daran erinnert, daß fie jelbft wiederholt die Kaifer, 
ja fogar Julian den Apoftaten, zu ihren Gunften 
und gegen die Katholifen angerufen haben und 
daher nicht befugt find, im Namen der Freiheit 
den Zwang zu verwerfen. Aber das Argument 
beweiſe überhaupt zu viel, denn find nicht alle 
Strafgejege Schranken der Freiheit? Oder find 
etwa die Geſetze dann im Recht, wenn fie Dieb- 
ftahl und Mord und Ehebrud mit Strafe bebrohen, 
dann dagegen eine Beeinträchtigung ber rechtlichen 
Freiheit, wenn fie ber Beleidigung des höchſten 
Gutes wehren wollen? Anders lautet, was hierüber 
die heiligen Schriften des Alten und Neuen Tefta- 
ments an hervorragenden Beifpielen wie mit auß« 
drücklichen Worten lehren. Als eine Pflicht gotted= 
fürchtiger Könige ſchärfen fie ein, das Böfe zu ver- 
hindern, nicht nur ſoweit e8 die menfchliche Gefell- 
ſchaft, fondern aud) foweit es die göttliche Religion 
betrifft, und mit ihrer Macht Diefenigen zu beugen, 
welche dem göttlichen Willen zu dienen ſich weigern 
(ep. 93 ad Vincentium; ep. 105 ad Donatist. ; 
ep. 153 ad Macedonium; ep. 173 ad Donatum ; 
ep. 185 ad Bonifacium. Contra ep. Parme- 
niani I, 10; contralitt. Petiliani II, 83et84; de 
unit. Eccles. cap. 20 ; contra Crescon. III, 51; 
contra Gaudentium I, cap. 19, n. 20; cap. 24, 
n. 27; cap. 25,n.28; cap. 38,n.43; cap. 34, 
n. 44; cap. 35, n. 45; II, cap. 12. Ein Teil 
diejer Stellen ift in die Canones übergegangen). 
— Die moderne Stepfis, welche von einer gött« 
lichen Offenbarung nichts weiß und in ben reli« 
giöfen Anſchauungen der Völker nur ein Hiftorifch 
zu würbigendes Erzeugnis ber Dienfchennatur er 
fennen will, wird dieſe Argumente ſämtlich ver- 
werfen; aber fie wird ihrem Gefeße ber hiftorifchen 
Würdigung untreu, wenn fie aus ihnen dem 
Kirchenvater des 5. Jahrhunderts einen Vorwurf 
macht. Auguftinus, der begeifterte Verfünber ber 
Lehre Ehrifti, der gewaltige Eiferer für die Ein- 
heit und Reinheit der katholiſchen Kirche, konnte 
in der That nicht anders benfen und jchreiben. 
Wer mit ihm in ber Grumbüberzeugung überein« 
ftimmt, wird nur das zu beflagen haben, daß er 
die principielle Frage zu ſehr mit Bezugnahme auf 
ben beitimmten einzelnen {all beantwortet und 
nicht allfeitig und fyftematiich entwidelt. Denn 
daß hinter jedweder Vorſchrift des göttlichen Ge⸗ 
ſetzes das Schwert des irdiſchen Richter ftehen 
müffe, ſcheint troß der Allgemeinheit jener obigen 
Ausiprüche in Wahrheit feine Meinung nicht ge» 
weſen zu fein. Im erften der drei Bücher von der 
Treiheit des Willens wird die Trage geftreift, 
warum das menſchliche Geje manches ſtraflos 
laffe, was das „es unter Strafe verbiete. Die 
bezügliche Stelle wird von Thomas von Aquin 
wiederholt herbeigezogen, wo er die gleiche Frage 
erörtert (8. Th., 1, 2, q. 91, a.4, c.; q. 96, 
8.2, auct. et ad 3; q. 97, a.1, auct.), eine er⸗ 
ſchöpfende Behandlung aber bringt fie nicht. An⸗ 
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fäe zu einer principiellen Löfung find vorhanden, 
wenn neben der Nuffafjung, wonach das menſch⸗ 
liche Gefeß in feiner Mangelhaftigkeit hinter dem 
göttlichen naturgemäß zurüdbleibt, auch der andere 
Gedanke zum Ausdruck fommt, da8 menfchliche 
Gefeß ſei vorzüglih auf die Erhaltung von 
Ordnung und Frieden im menſchlichen Gemein- 
weſen geriötet (De lib. arbitr. I, c. 5, n. 13; 
c. 15, n. 32). Aber e8 bleibt bei den Anjäßen 
und es fehlen bie vermittelnden Glieder, durch 
welche etwa der Schluß hätte gewonnen werden 
önnen, daß bie Religion, foweit fie durch über- 
einftimmende Gefinnung getragene und anerfannte 
Grundlage des bürgerlichen Gemeinweſens ift, Des 
ſtaatlichen Nehtsfchuges genießen müſſe. 

An einem Punkte von grundlegender Bedeutung 
hat Auguftin der hriftlichen Spekulation ein Ber 
ſtandſtück zugeführt, welches fie ſeitdem nicht wieber 
aufgegeben hat. Ex hat der Lehre von dem ewigen 
Weltgejeße, bie er bei den heidnifchen Philofophen 
vorfand, welche insbeſondere Eicero in glängenden 
Worten vorgetragen hatte, den Abſchluß und bie 
volle Klarheit dadurch gegeben, daß er das Geſetz 
auf den Willen des perjönlicden Gottes zurüd«- 
führt. Er jagt (Contra Faustum XXII, 27): 
Lex aeterna est ratio divina vel voluntas 
Dei, ordinem naturalem conservari iubens, 
perturbari vetans — da8 ewige Gefep ift die 
göttliche Vernunft oder der Wille Gottes, welcher 
gebietet, die natürliche Orbnung zu wahren, ver⸗ 
bietet, fie zu flören —, und er jhiebt fo zwiſchen 
die Ausdrüde, mit denen Cicero den Gedanken 
ber ftoifchen Schule ausgeſprochen hatte, als ver= 
ftehe e8 fi) ganz von ſelbſt, das neue Wort von 
dem göttlichen Willen hinein. Damit hat er einen 
der Orundmängel der antifen Ethit überwunden 
(f. d. Art. Ariftoteleg S. 405) und die Duelle 
aufgewiejen, auß der fich der gleichhleibende Inhalt 
wie die verbindliche Kraft des Sittengeſetzes wie 
des natürlichen Rechts ableitet, er hat zugleich den 
underänberlihen Maßſtab bezeichnet, an dem die 
veränderlichen menſchlichen Geſetze zu beurteilen 
find. Nicht alles, was fo genannt wird, ift auch 
wirklich Recht (Enarr. in Psalm. 145, 15); ge» 
recht ift nur, was aus bem ewigen Geſetze abge- 
leitet ift (De lib. arbitr. I, c. 6, n. 15); nad 
ihm wird der weiſe Geſetzgeber fich jederzeit richten. 
(De vera relig. c. 31, n. 58); ein ungerechtes 
Gefeß ift fein Gefeß (De lib. arbitr. I, c. 4, n. 
11), in dem gerechten dagegen befiehlt die Wahr« 
heit jelbft Durch den Mund des Königs; fein Geſetz, 
das dem göttlichen widerſpricht, kann verpflichten, 
vielmehr ift es unerlaubt, ihm zu gehorchen (ep. 105 
ad Donat. c. 2,n. 7; ep. 185 ad Bonif. c. 8, 
n.8; sermo 62[al. 6 de verb. Dom.], c.8,n.13). 
Daß im übrigen Nuguftin im Anſchluſſe an die 
belannten Stellen der Heiligen Schrift ben Unter= 
gran Gehorfam und Ehrerbietung gegen ihre 

orgefeßten einſchärft, „auch bie ſchlimmen und 
ungerechten“, bedarf feiner befondern Hervor- 
hebung. 
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Ausg mit Angarn (März bis Juni 
1867), |. Ofterreih-UIngarn. 
Ausgleisverfaßren, Konkurs, |. Konkurs 
ordnung. 
us! von Rekruten, |. Heerweien. 
——— gegen Ep ſ. Hefe 
Haltsrecht. 
Ausland, Verbrechen im, ſ. Auslieferung 
©. 486, 


"Ausländer, Rechtsſtellung berjelben, |. Aſyl- 
recht S. 467, Aufenthaltsreit S. 474. 


Auslieferung. [Princip, Geſchichte, Aus- 


lieferungäverträge, gemeine und politifcde Ver⸗ 
brechen, Außlieferungäverfahren.] 

Auslieferung ift derjenige Akt ftantliher Behör« 
den, durch welchen Ausländer wegen im Auslande 
begangemer, nach den in- und außlänbifchen Ge- 
jeßen ftrafbarer Handlungen ausländiſchen Behör« 
den zum Zwede der Strafverfolgung oder Straf« 
voliftredung überliefert werben. — Die Beant« 
wortung ber frage der Auslieferungspflicht ift 
von * — —* — 
des Strafgeſeßes abhängig. Für dieſe Regelung 
ſind vier — Principien aufgeftellt: 
das Weltrechisprincip, nach welchem jeder Staat 
alle irgendwo auf ber Erde von einem In⸗ oder 
Ausländer begangenen Delikte nad) Möglichkeit 
zu ſtrafen hat (gebi —— ge 
aber zu verwerfen, weil die Geſetze des einzelnen 
Staates immer nur auf beſtimmte Kulturverhält ·⸗ 
niffe berechnet find); dad Territorialitätaprincip, 
nach welchem die räumliche Grenze des Stantd- 
gebietes die Grenze der Anwendbarleit des Strafs 
geſetzes bildet, dieſes aber auf alle Perſonen An« 
wendung findet, welche ſich in dem Gebiete als 
Je oder Ausländer gegen das Gefeb vergeben; 
das aftive und paffive Berjonafitätsptincip, nad) 
welchem in der Annahme einer fortdauernden 
perfönlichen Unterwerfung unter das Strafgejek 
der Staatsangehörige wegen jeder Übertretung 
desjelben zu beftrafen ift, mag die That im In⸗ 
ober Ausland verübt, mag fie nad) den Gefepen 
des Ortes der That frafbar ober ftraflos fein; 





endlich das gemifchte Syſtem, weldyes neben ber 
Territorialität die jonalität in beſchränktem 
Umfange alsdann beachtet, wenn es ſich um Ver⸗ 
brechen handelt, welche von einem Inländer im 
bi had bon a. regen en 

gangen werden. Die Stra! es en 
Reiches ſtehen auf dem Standpunkt des gemifchten 
Syſtems. Sie finden Anwendung ai e im 
Reichsgebiete begangenen ftrafbaren Handlungen, 
auch wenn ber Thäter ein Ausländer ift (Deuiſch. 
Str.G.⸗B. 8 8). Dabei gelten als deutſches 
Gebiet auch die deutſchen Konſulargerichtsbezirke 
und Schußgebiete fowie bie Kriegsſchiffe und die 
Handelsſchiffe auf hoher Ser. gen ber im 
Auslande begangenen Verbrechen und Vergehen 
findet in der Regel feine Verfolgung ftatt. 

In betreff der ausnahmsweiſen Verfolgung 
der im Außlande begangenen Verbrechen und Ver⸗ 
gehen ift zu unterjheiden zwiſchen den von In⸗ 
lägdern im Auslande begangenen und ben von 

8ländern im Auslande begangenen Verbrechen, 
und in betreff der letzteren zwiſchen ben Verbrechen 
der Ausländer gegen das Inland und denjenigen 
gegen ben eigenen ober einen fremden Staat. Was 
die von Inlänbern im Auslande begangenen 
ftrafbaren Handlungen betrifft, jo beftimmt 8 9 
bes deutſchen Strafgefeßbuches, daß ein Deutfcher 
einer auslänbifchen Regierung zur Verfolgun 
oder Beſtrafung nicht überliefert werden darf. 
Ausländiihe Regierungen find alle nicht zum 
Deutjchen Reiche gehörigen Regierungen ; Deutjche 
find jämtliche —— eines Bundesſtaaies, 

Igolands und Eljaß-Lothringens. Die Aus- 
Heferung eines Deutjchen ift aud dann nicht 
ſtatthaft, wenn der Deutſche fich einer bereits gegen 
ihn angeorbneten Haft entzogen haben follte, jelbft 
dann nicht, wenn von ihm bie Außlieferung ge= 
wünſcht würde. Auf im Auslande delinquierende 
Ausländer müffen bei ihrer Ergreifung im In« 
lande bie deutſchen Strafgeſetze angewendet werben, 
wenn ausländiſche Schiffsmänner von deutſchen 
Schiffen mit der Heuer entlaufen oder ſich ver⸗ 
borgen halten, um ſich dem Dienſte zu entziehen, 
wenn Ausländer während eines gegen das Deutſche 
Reich ausgebrochenen Krieges auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplatze ſich eines Kriegsverrats oder einer 
Blünderung ſchuldig machen, und wenn fie in 
einem von deutſchen Truppen bejeßten ausländischen 
Gebiete gegen deutſche Truppen ober Behörden 
eine nad) ben Gefegen des Deutjchen Reiches ſtraf⸗ 
bare Handlung begehen; fie können ferner wegen 
———— und Münzverbrechen verfolgt werden. 

jegen anderer im Auslande begangener ſtrafbarer 
Handlungen können Ausländer im Inlande nicht 
verfolgt, aber vom Inlande an die auswärtige 
Regierung außgeliefert werden, wenn die Auß- 
lieferungspflicht vertragsmäßig begründet ift. 

Im Altertum und im Mittelalter war 
die Auslieferung flüchtiger Verbrecher gejehlich 
nicht geregelt, fie erfolgte ausnahmsweiſe im In⸗ 
tereffe des außliefernden Staates. Erft im 14. und, 

16* 
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15. Jahrhundert finden ſich vereinzelt Eee 
Nachbarflanten Übereintommen wegen ihrer Aus⸗ 
Tieferung. Mit dem 18. Jahrhundert beginnt 
die Periode der Auslieferungsverträge, indem 
Ftantreich ſolche mit einer Anzahl Siaaten ab» 
ſchloß. Nach diefen Verträgen rg die Auße 
Nieferung der Ausländer nur auf Grund der⸗ 
jelben und nur hinſichtlich ſchwerer Verbrechen; 

länder wurden nicht ausgeliefert. Während nun 
nad) den älteren Außlieferungsverträgen und noch 
nad dem von ber franzdſiſchen Republif am 
4. vendem. XII zwiſchen Frankreich und ber 
Schweiz abgejchloffenen Austieferungsvertrag die 
Auslieferung auch wegen erimes d’ötat zu er⸗ 
folgen hatte, wurde ei der Yulirevolutton Die 
Nichtauslieferung politifcher Verbrecher zu einem 
feften —— A Ein belgiſches 
Gefek vom 1. Ott 1833 beftimmte zuerft, 
daß fein Fremder wegen eines der Auslieferung 
vorhergehenden politijchen Deliftes oder wegen 
einer demfelben fonnegen Handlung beftraft oder 
verfolgt werben ſolle. Demnächſt ging dieſer 
Rechtsgrundſatz in ben 1884 —5 Frankreich 
—— eg Auslieferungsvertrag 
en it weber Frankreich noch Belgien 
— die Konſequenz gezogen, daß den politiſchen 
Rüchtlingen auf ihrem Gebiete ein unbeſchränktes 
Aſylrecht zu gewähren fet. Diefelben können viel« 
mehr interniert und ausgewieſen werben. Wäh« 
vend ſich nun in Frankreich die Anficht außbilbete, 
daß eine Auslieferung nur ftattzufinden habe, 
wenn die Pflicht dazu vertragamäßig begründet 
ki und daß wegen der in den Auslieferungsver · 
gen nicht aufgeführten Delitten eine Auß- 
— unſtatthaft ſei, bildete ſich in einzelnen 
deutſchen Staaten bie umgelehrte Praxis aus, 
Fremde, welche ſich im Auslande eines der —* 
gu ber eigenen Gerichte nicht unterliegenden 
jerbrecheng ſchuldig gemacht hatten, auch ohne 
vertraggmäßige Verpflichtung außzuliefern. Doch 
war biefe Anetieferungapflict: nicht einmal zwiſchen 
den zum Deutſchen Reiche gehörigen Staaten 
durchweg amerlannt. Die Diilitärfonvention des 
Jahres 1882 verpflichtete die deutfchen Bundes⸗ 
ſtaaten zur gegenfeitigen Auslieferung der Militär« 
und der Bundesbeſchluß vom 18. Auguft 
1836 zur Auslieferung der Stants- ımb poli⸗ 
tiſchen Verbrecher. Der Bundesbeſchluß vom 
26. Januar 1854 legte ſodann ſämtlichen deut- 
ſchen Bundesſtaaten die Pflicht auf, Individuen, 
welche wegen anderer als politiſcher Verbrechen 
und Vergehen (mit Ansfchluß der Abgabendefrau⸗ 
dDationen imd der Übertretungen der Polizei⸗ 
und Yinanzgejehe) von einem Gerichte desjenigen 
Staates, in welchem ober gegen welden das 
Verbredien ober Vergehen begangen worden, in 
Anſpruch genommen wurden, diefem Staate aus» 
zuliefern. Ausgenommen waren bie eigenen An« 
gehörigen des requirierten Staates. 

Durch das Rechtshilfegefek vom 21. Juni 1869 

und das beutiche Gerichtäverfafjungsgefeß vom 
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27. Januar 1877 iſt unter den — 
Reiche gehörigen Staaten einſchließlich Elſaß⸗ 
Sothringens eine unbefchräntte — — 
und zwar nicht nur bezüglich der Unierthanen des · 
jenigen Staates, in welchem das Verbrechen be» 
gangen worben ift, fondern aud) bezüglich ber 
Unterthanen des requirierten Staateß begrünbet. 
Für die Aburteilung der im Reichsgebiete be⸗ 
gangenen Delikte ift ohne Rüdficht auf die Staats- 
angehörigfeit des Täters der Gerichtsſtand fowohl 
bei demjenigen — begründet, in deſſen Be⸗ 
zirk die ſtrafba ung begangen ift, als auch 
bei De in a — der —— — 
zur Zeit der Erhebung der Klage freie 
willigen Wohnfig, oder fal ling er einen Wohnfik 
im Deutfchen Reiche nicht hat, feinen gewöhnlichen 
Aufenthaltsort, und wenn ein ſolcher nicht befannt 
ift, feinen Tekten Wohnfik hatte. Erfuchen 
dieſer Gerichte um Ergreifimg und Ablieferung 
von Verbrechern zur Strafverfolgung Haben fämt« 
liche Gerichte im Deutichen Reiche zu entf} . 
Auch find die Sicherheitsbeamten eines Bundes- 
Nantes berechtigt, Die Verfolgung eines Flüchtigen 
Hehe * et, Kaya fort · 
jegen und den tigen bafelbft zu ergrei 
De Ergriffene ift jedoch unverzüglich an ir 
nächfte Gericht ober bie nächfte Polizeibehbrde des 
Bundesftanteß, in welchem er ergriffen wurde, ab⸗ 
re Im Falle der Rechtshilfe unter den 
hörden verſchledener Bundesſtaaten find die 
baren Auslagen, welche durch eine Ablieferung 
oder Strafvollftredung entftehen, ber erfuchten 
Behörbe von ber erſuchenden zu erftatten. Im 
übrigen werben Koften ber Rechtshilfe von ber 
erſuchenden Behörde nicht erftattet. Freiheitsſtrafen 
Be bis zu ſechs Wochen auf Erſuchen in dem⸗ 
enigen Bundesſtaate zu vollſtrecken, in welchem 
der Verurteilte fich befindet; zu höheren Strafen 
Verurteilte find zurStrafooliftredung auszuliefern. 
Für ben Rechtsverkehr mit den außer deut⸗ 
{hen Staaten gilt der Grundſat Frankreichs, 
daß die Auslieferung von Auslän an auße 
wärtige Regierungen zum Zwede der Strafver- 
folgung ftattfindet, wenn und infoweit die Aus» 
lieferungspflicht vertragamäßig begrünbet iſt. In 
gleicher Weife liefern England und die Vereinigten 
Staatenvon Nordamerika, welche bie Strafgerichts⸗ 
barkeit auf die im Inlande begangenen ftrafbaren 
vor befchränfen, im Außlande begangene 
‚gehen vor ihren Gerichten völlig ignorieren und 
deshalb feinen Ausländer wegen eines im Aus⸗ 
lande verſchuldeten Delitts den Eintritt in ihr 
Gebiet verwehren, auf ihr Gebiet geflohene Aus- 
länder an deren Heimatsſtaat zum Zwede der 
Strafverfolgung oder ber Strafpollfiredung mır 
aus, wenn die Auslieferungspflicht durch einen 
fpeciellen At der Geſetzgebebung ober durch einen 
vollerrechtlichen Vertrag begründet if. Auß- 
Hieferungsverträge hat das tiche Reich ab- 
geſchloſſen: mit Nordamerila am 22. Februar 
1868; mit Italien am 31. Oftober 1871; mit 
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Franlreich am 11. Dezember 1871; mit Groß. 
britarmien am 14. Mat 1872; mit der Schweiz 
am 24. Januar 1874; mit Belgien am 24. De- 
zember 1874; mit Luremburg am 9. März 1876; 
mit Brafilien am 17. September 1877; mit 
Schweden-Norwegen am 19. Januar 1878; mit 
Spanien am 2. Mai 1878; mit Uruguay am 
12. Februar 1880; mit Serbien am 6. Januar 
1888; mit Rußland am 13. Januar 1885 (R.-Anz. 
vom 28. Januar 1885), mit ber fübafritanifchen 
Republit am 22. Januar 1885, mit Kolumbien 
am 23. Juli 1892, mit dem Kongoftaat am 2. Mai 
1890, mit Japan am 4. April 1896, mit den 
Niederlanden am 31. Dezember 1896 und mit 
ben niederlänbifhen Kolonien für bie beutichen 
jebiete am 21. September 1897. Mit 
jerreich gelten die alten Verhältniffe. Soweit 
wicht das Reich Verträge abgeijlofien hat, 
gelten die von ben elitanten abgeſchioſſenen 
Berträge fowie deren en 

Nach den ben beutfchen — 
verträgen zu Grunde liegenden Rechtsanſchau- 
ungen genießt der Ausländer, welcher ſich auf deut · 
ſches Gebiet geflügtet bat, an ſich den Schuß bes 
; Deulſchland erachtet Pi — 

nicht für verpflichtet, dem außlänbijchen Verbrecher 
auf deutſchem Boden ein Aſyl zu gewähren. Im 
Intereſſe der Gerechtigkeit und der Strafrechtäpflege 
Niefert dasfelbe vielmehr auslänbiiche Verbrecher 

an auswärtige Regierungen auf deren Requifition 
aus, wenn nach dem Außlieferungsbegehren bie 
auslãndiſche Begehung eines in ben Auslieferungs · 
verträgen aufgeführten Verbrechens und Die Iden⸗ 
tität des Außzuliefernden mit bem ne 


jegen gerechtfertigt fein würde, falls das 
oder Bergehen im Inlande Öegungen wäre. Unter 
diefen Vorausſetzungen find alle Ausländer, aber 
auch nur Ausländer, auszuliefern, welche im Aus- 
lande wegen einer firafbaren Handlung im orbent» 
lichen Verfahren verurteilt oder in Anflageftand 
—5 — oder zur gerichtlichen Unterſuch um geaogen 
De Ir welche ſich im Gebiete 
Deutfcen Re 68 aufhalten. Die Austern 
kann von beutfcher Seite an bie auswärtige Re⸗ 
gierung aber nur erfolgen, wenn entweber bie 
Strafthat im Gebiete biefer Regierung begangen 
ren wenn biefelbe, obgleich außerhalb bes 


Teiles rn has i 


nach der —E des erſuchenden & 

verfolgt werden kann. Dabei iſt —5 — 
ob der Thäter Unterthan der erſuchenden oder einer 
andern auswärtigen Regierung ift; nur kann, ger 

die auszufieferne Perſon weder Deutfcher noch 
Unterthan ber auswärtigen Regierung tft, der⸗ 
jenige Staat, an welchen ein Verl 
ichtet wird, von dem geftellten Antrage diejenige 
— welcher der Dior als Unterthan an- 
;und wenn dieſe Regierung 


Kenn Ange 
ihrerfeits ben An ufdigten beansprucht, um ihn | Verbrechen ım 
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dor ihre Gerichte zu ftellen, jo kann diejenige Re» 
gierung, in deren Gebiet fich der Verfolgte aufpält, 
diefen nad) ihrer Wahl der einen oder ber andern Re⸗ 
gierung außliefern. Bei auf hoher See begangenen 
Verbrechen entſcheidet Darüber, ob das Verbrechen 
im In⸗ oder Außlande begangen if, die Na- 
tionalität des Schiffes. Der Heimatsftant kann 
ſich der Auslieferung an bie Regierung bes That» 
orteß nicht wiberfegen. Wird eine und biefelbe 
Berfon von zweien ober mehreren Staaten wegen 
verſchiedener ftrafbarer Handlungen reflamiert, ß 
entſcheidet über die Auslieferung durch Deutſchland 

die Schwere des Verbrechens und bei —— mn 
die Priorität, durch andere Staaten bald bie 
Priorität, bald die Schwere, bald zugleich mit ber 
Schwere bie größere Leichtigkeit — Übergabe ber 
reffamierten Berfon behufs des wiber fie in dem 
einen und andern Staate nacheinander einzu- 

leitenden Verfahrens, ober es wirb nad) Berüd« 
ſichtigung der Schwere und der Priorität an ben 
Heimatsſtaat ausgeliefert. Die Auslieferungs- 
pflicht erſtreckt fich auf Thäter und Teilnehmer, 
auf Anftifter und Gehilfen. Die Auslieferung flüch⸗ 
tiger Verbrecher findet nicht flatt, wenn biefelben in 
ee ae De ee ee 
derjelben ftrafbaren Handlung, wegen welcher bie 
Anlieferung beantragt wird, in Unterſuchung ge 
weien und außer Verfolgung geiet worben find, 
oder ſich noch in Unterſuchung befinden, oder wenn 


fie wegen Derfeiben Hanbh 


folgung oder ber Strafvollitredu 
Wenn ber —— — im e 

Me en ir andern fira| k — Inne 
uchung * fo ſoll feine Auslieferung bis zur 
Beendigung dieſer Unterſuchung und vollendeter 
Vollſtredung ber etwa yom gen ihn erfannten Strafe 
aufgefhoben werben. Aus politiſchen Gründen 
ift Die Reciprocität der Staaten Voraus» 
Amerila und England, 


jener — 
Da Deutjſchland die von feinen Reichsangehörigen 
im Auslande begangenen Delikte beftrafen eh und 
u beftrafen pflegt Io 0 iſt die Auslieferung der Deut« 
hen durchbie jog. Weltrechtsordnung nicht geboten. 
———— 
d Vergeben, und zwar auch wegen 
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Verſuchs derjelben, vorausgeſetzt, daß die voll» 
endete ober verſuchte That nach den inlänbifchen 
Geſetzen und ben Gejegen des Thatorts ftrafbar 
if. Die ftrafbaren Handlungen, durch welche die 
Auslieferungspflicht begründet wird, find in ben 
von Deutfchland abgefchlofienen Verträgen einzeln 
aufgeführt. Es find nicht in allen Verträgen Die- 
felben. Bon und nad) Nordamerika wird nur auß« 
geliefert wegen Morbes, Raubes, Seeraubes, 
Brandftiftung, Fälſchung, Ausgeben falſcher Do⸗ 
kumente, Falſchmünzerei und Unterſchlagung dffent · 
licher Gelder. Nach und von England wird wegen 
dieſer Verbrechen und außerdem wegen Totſchlags, 
Meineids, Notzucht, Entführung und Kinderraubs, 
Diebſtahls und Unterſchlagung, Erpreffung. Ber 
trugs und Untreue, Urkumdenfälſchung, betrüs 
geriſchen Bankrotts und einzelner auf einem Schiffe 
aufhoher See begangener Delikte ausgeliefert. In 
den anbern von Deutſchland abgeichlofjenen Aus- 
eig ar treten zu Diefen Verbrechen noch 
Hinzu: Kindesmord, Abtreibung der Leibesfruct, 
Kindesausfegung und BPerjonenftandsverlegung, 
Treiheitsberaubung, Hausfriedensbruch, Bebro- 
dung, Bigamie, Verbrechen gegen die Sittlichkeit, 
gem Körperverlegung, Beftehung öffentlicher 
eamten, Hehlerei, qualifizierte Sachbeſchädigung, 
Beihädigung von Eifenbahnen, Dampfinaſchinen 
und Telegraphen, Gefährdung von Eifen- 
bahnzügen und unbefugte Bildung einer Bande 
in der Abficht, Perjonen oder Eigentum anzu« 
greifen, ein dem jetzigen deutſchen Strafrecht un! 
fanntes Delitt. Die Beftrebungen der neueften 
Theorie gehen vor allem dahin, in den Auß« 
Tieferungsverträgen und Geſetzen ber einzelnen 
Staaten eine Übereinftimmung über bie einzelnen 
a a herbeizuführen. Bis jetzt 
fehlt dieſe Übereinftimmung nicht nur in ber Pratis 
fondern au in ber Theorie. Übereinftimmung 
berrfäht nur darüber, daß wegen ber Verübung 
politiicher Verbrechen eine Anlieferung nicht ftatte 
haben foll. Demgemäß bejtimmen die Ausliefe⸗ 
rungäverträge, daß fie auf ſolche Perfonen, die ſich 
irgenb eines politiihen Verbrechens ſchuldig ge⸗ 


macht haben, feine Antvenbung finden. Auch darf | ber 


eine Perfon, welche wegen eines gemeinen Ver⸗ 
brechens und Vergehens ausgeliefert worden ift, in 
demjenigen Staate, an welchen die Auslieferung 
erfolgt ift, in feinem alle wegen eines von ihr 
vor der Auslieferung verübten politiichen Ver⸗ 
brechens oder Vergehens, noch wegen einer Hand- 
Yung, welche mit einem folchen politiſchen Verbrechen 
ober Vergehen im Zufammenbang fteht, zur Untere 
—5— gezogen und beſtraft werden; es ſei denn 

aß dieſelbe, nachdem fie wegen des Verbrechens 
ober Vergehens, welches zur Auslieferung Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hat, beftraft oder endgültig frei- 
geſprochen ift, während dreier Donate im Lande 
bleibt oder nach Verlaſſen desſelben wieber in das · 
ſelbe zurückkehrt. Doc) ſoll ber Angriff gegen das 
Oberhaupt eines fremden Staates oder gegen ein 
Mitglied feiner Familie weder als politisches 
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Vergehen noch als mit einem folchen in Zufammen- 
bang ftehend angefehen werden, wenn biefer An⸗ 
griff den Thatbeitand des Totſchlags, Mordes 
ober Giftmordes erfüllt. Diefer letzte Sab ent» 
ſtammt dem belgifchen Gefehe vom 22. Mai 1856. 
Die Niederlande liefern wegen jeden Attentats 
gegen das Leben be3 Souveränd oder der Mitglieder 
feiner Familie aus. Nach den Auslie wer⸗ 
trägen zwiſchen Rußland und Bayern und Heſſen 
waren —A Angriffe, durch welche ein Sou- 
verän oder Mitglieder feiner Familie das Leben 
verloren oder eine ſchwere Verlegung an Körper 
oder Gefundheit erlitten haben, für politiſche Ver⸗ 
gehen nicht zu halten (Attentatsflaufel). England 
nimmt von der Auslieferung auß „oflences of a 
political or local character“ ; es ſoll die Aus- 
lieferung verweigert werben, wenn ber erſuchte 
Staat das Verbrechen für ein politifches oder ein 
dieſem konnexes Hält, oder wenn Die außzuliefernbe 
Perſon vor dem Beamten, welchem fie zur Ver« 
nehmung in bem der Auslieferung vorhergehenden 
Verfahren übergeben wurde, nachweiſt, daß die 
Auslieferungsforberung geftellt wurde, um fie 
wegen eines Deliftes politiichen Charakters zu ver= 
folgen ımd zu beſtrafen. Die Schweiz hat am 
25. Juli 1848 ſelbſt ihren Kantonen untereinander 
bie Auslieferung wegen politijcher und Preßver- 
gehen unterfagt. Berner bemerkt zu der Trage: 
„Die politiihen Verbrechen muß man für wirk⸗ 
liche Verbrechen erflären, oder man erflärt den 
Staat für rechtlos. Aber die Begriffe hierüber 
find noch nicht konſolidiert; es herrſcht über das 
Volitifche noch durchaus feine Gleichförmigfeit 
der Anfichten. Und während einer ſolchen Ent- 
widlungsperiode fei das politifche Aſylrecht ein 
heiliges. Solange die Menſchheit noch nach den 
wahren Formen bed Staatslebens ringt, folange 
gewaltige Revolutionsfämpfe die Völfer in Par⸗ 
teien fpalten, deren eine immer die andere zu 
Verbrechern ftempelt, folange kann namentlich der 
fremde Staat den Märtyrer nicht vom Verbrecher 
unterſcheiden, folange ift daher auch daß politifche 
Aſylrecht eine Wohlthat, wie e8 das fromme Afyl 
Kirche war.” 

Da die beftehenben Auslieferungsverträge neben 
den zweifellos gemeinen Verbrechen nur einige 
politiihe Verbrechen aufführen, welche unter 
beftimmten Borausfegungen den gemeinen Ver⸗ 
brechen gleich zu behandeln find, jo erwächft dar⸗ 
aus für Die Theorie die ſchwierige Aufgabe, den 
Begriff ber politiichen Delikte und ben negrift 
der mit denſelben konnexen Delikte aufzuftellen, 
wozu noch die belgiſch⸗ franzöſiſche Unterſcheidung 
ber delits connexes und complexes à des 
delits politiques fommt. Bis jeßt ift weder eine 
einheitliche Terminologie, noch ein übereinftim- 
mendes Unterfcheidungsmerfmal zwifchen gemeinen 
und politifchen Verbrechen erreicht worden. Die 
einen finden den Unterſchied im Objeft der That, 
in dem durch bie Handlung ke er Rechts⸗ 
gut (v. Liszt), die andern in dem Motiv des 
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Thäters, andere im Zweck, andere in dem Angriff 
gegen die politiihe Ordnung des Staates auß 
politijcden Motiven zu dem Zwede, die Staats- 
ordnung im ganzen ober in wejentlichen Teilen 
zu ändern (Rafparel). Um aus den Schwierig- 
teiten herauszukommen, wird bon v. Liszt vor⸗ 
geſchlagen, die politiichen Verbrechen in einem 
Geſetze oder in ben Verträgen namentlich und 
unter Hinweis auf die betreffenden gejeßlichen 
Beſtimmungen aufzuzählen(Enumerattonsmethode 
— welchenfalls Lammaſch noch den Meuchelmord 
als Auslieferungsdelift angejehen wiſſen will), 
während v. Holgendorff nach engliſchem Beifpiele 
der Entſcheidung von Fall zu Fall dur bie 
Behörden des Auslieferungsflaates den Vorzug 
gab. Einen Mittelweg ſchiägt das Institut de 
droit international (Orforder Rejolution 14) 
vor, indem e8 einerjeitö zwar dem um Auslieferung 
erſuchenden Staate die eigene Prüfung nad} ben 
Umftänden anheimgiebt, namentlich darüber, ob 
der Thatbeſtand, rückſichtlich deſſen die Aus- 
lieferung begehrt wurde, einen oder feinen poli⸗ 
tiſchen Eharakter Habe, anderfeit3 aber für die 
Prüfung leitende Grundfäge aufftellt. Zur Wür- 
digung der im Laufe einer politiſchen Inſurreltion 
ober eines Bürgerkriegs begangenen are fol 
geprüft werden, ob diejelben durch bie Gebräuche 
bes Krieges entſchuldigt wären oder nicht. v. Bar, 
welcher dieſe Refolution befämpfte, ſchlägt vor, die 
Auslieferung nicht zuzulaſſen wegen ſolcher Delikte, 
welche als politiihe in Betracht fommen, auch 
wenn biefelben zugleich eine anderweite Recht8- 
verlegung enthalten; wenn ferner zwar das pofi- 
tive Recht die ftrafbare Handlung nicht als poli- 
tiſches Delift anfieht, der Schuldige diefelbe aber 
als Vorſtufe oder Vorbedingung für fein poli⸗ 
tiſches Unternehmen betradhtet hat und vernünf= 
tigerweiſe auch betrachten Fonnte. 

Strittig it, ob ohne Verträge und zwiſchen 
denjenigen Staaten, welche Auslieferungsverträge 
abgejchloffen haben, auch wegen anderer gemeiner 
Verbrechen und Vergehen als berjenigen, wegen 
welcher die Auslieferungspflicht vereinbart ift, die 
Auslieferung erfolgen fönne. Das Institut de 
droit international hat in den Ogforder Reſo⸗ 
Iutionen anerlannt, daß Die Auslieferung auch ohne 
Verträge erfolgen lönne, wenn fie aud) fiher und 
regelmäßig nur vertragamäßig zu handhaben jet. 

Vorausſeßung der eg ift ferner, daß 
der erſuchie Staat die Überzeugung von ber 
Ibentität und Schuld des Auszuliefernden ge 
wonnen hat. In dieſem Falle foll die Ausliefe- 
rung des eines gemeinen Verbrechens Beichul- 
digten bewilligt werben auf Grund eines ber⸗ 
urteilemden, nicht in contumaciam gefällten 
Erlenntniſſes oder auf Grund eines fürmlichen 
Beſchluſſes des zuftändigen Gerichts auf Berjegung 
in den Anflageitand oder Eröffnung des Haupt« 
verfahrens, ober auch auf Grund eines Haftbefehls 
ober eine andern von ber zuftänbigen Behörde 
erlafjenen Dokuments, welches die gleiche Geltung 
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bat und worin der Thatbeftand ſowie die Darauf 
anwendbare ftrafbare gefebliche Beftimmung genau 
angegeben ift, infofern dieſe Schriftftüde in Ur- 
er oder in beglaubigter Abſchrift und zwar in 
enjenigen Formen beigebracht find, weiche bie 
Gefeggebung des die Auslieferung begehrenden 
Staates vorſchreibt. — Auslieferungsbehörben 
find regelmäßig bie höchiten Berwaltungsbehörben, 
im Deutfchen Reich daS Auswärtige Amt, in den 
deutſchen Einzelftanten die Juftigminifter. 

Das Auslieferungsverfahren ift in 
den Verträgen geordnet. Die Anträge auf Aus- 
lieferung find bei dem Auswärtigen Amte des 
Deutfchen Reiches bezw. der in dem Vertrage 
bezeichneten ausländiſchen Behörde im diploma- 
tifchen Wege zu ftellen. Die vorerwähnten Schrift» 
ftüde find denjelben beizufügen. Der Schrifte 
wechfel oder die Verhandlungen können jedoch je 
nach den Umftänden des einzelnen Falles un« 
mittelbar zwiſchen der auswärtigen Regierung und 
dem bei der Auslieferung beteiligten Einzelitante 
des Deutjchen Reiches ftattfinden. Die Verhaftung 
des Auszuliefernden erfolgt regelmäßig erft nad 
Beibringung ber erforderlichen Aftenftüde; in. 
dringenden Fällen, namentlich bei Fluchtverdacht, 
darf diejelbe jedoch bereits auf Grund einer amt« 
lichen , ſelbſt telegraphifchen Mitteilung ber zu⸗ 
ftändigen Behörde des die Auslieferung betrei« 
benden Staate8 vorgenommen werben. In diefem 
alle muß aber der vorläufig Feſtgenommene 
wieder auf freien Fuß gefeßt werben, wenn nicht 
binnen einer zwilchen zwei Wochen und zwei 
Monaten ſchwankenden Frift nad) der Verhaftung 
der Auslieferungsantrag orbnungsmäßig geftellt 
wird, bezw. wenn nicht in dieſer Frift dem Er« 
griffenen eines der dem Auslieferungsbegehren 
beizufügenben gerichtlichen Dokumente mitgeteilt 
worden ift. Der ergriffene Ausländer ift nad) den 
Vorſchriften der deuiſchen Strafprozeßordnung 
vom 1. Februar 1877 zu vernehmen und zu be⸗ 
handeln. Die Auslieferung erfolgt an der Landes · 
grenze an die Beamten der reflamierenden Re- 
gierung. Mit dem Ergriffenen werben bie in 
Beichlag genommenen Gegenftänbe abgeliefert, 
welche fih zur Zeit der Feſtnahme im Beſitze des 
Auszuliefernden befanden; auch ift dem erſuchenden 
Staate alles abzuliefern, was zum Beweiſe der 
ftrafbaren Handlung dienen fann. Liefert eine 
dritte Regierung eine Berfon aus, fo geftatten bie 
vertragenden Teile ausbrüdlich die Auslieferung 
mittel8 Foftenfreier Durchführung des Außzulie- 
fernden duch ihr Gebiet auf diplomatiſch ver- 
mittelteß und durch Urkunden unterftüßtes Geſuch. 
Die vertragenden Teile tragen ihrerſeits die⸗ 
jenigen Koften, welche ihnen aus der Feſtnahme 
und dem Unterhalte des Auszuliefernden und 
feinem Transporte bis zur Grenze, ſowie aus der 
Ausantwortung und Rüdfendung ber Beweisftüce 
und Urkunden bis zur Grenze erwachſen. Die- 
ſelben teilen ſich gegenfeitig die Strafertenntnifie 
mit, welde wegen Verbrechen unb Vergehen jeder 
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Art von den Gerichten des einen Landes gegen 
Angehörige des andern Landes ergehen. Diefe 
Mitteilung erfolgt auf diplomatiſchem Wege an 
die Regierung desjenigen Staates, welchem der 
Verurteilte angehört, nad einem Formular, 
welches für Belgien, Luxemburg, Italien und die 
re einheitlich gebildet ift. 

m Zufammenhang mit der Außlieferungs- 
pflicht fteht die Pflicht der Staaten, ſich mit 
Bezug auf das Strafverfahren Bei— 
ftand zu leiften. Im diefer Beziehung ift in 
den Auslieferungsverträgen vereinbart, daß, wenn 
in einem Strafverfahren wegen gonna, 
welche nicht zu ben politifchen Verbrechen und 
Vergehen gehören, einer der Vertragsftanten die 
Vernehmung von auf dem Gebiete des andern 
Staates wohnenden Zeugen oder irgend eine 
andere Unterfuchungshandlung für notwendig er- 
achten follte, einem entſprechenden, auf diplo⸗ 
matiſchem Wege mitgeteilten Erſuchungsſchreiben 
nad Maßgabe der Gefehgebung des Landes, wo 
der ET vernommen oder der AA vorgenommen 
werben ſoll, Folge zu geben ift. Die Ausführung 
des Antrags kann nur abgelehnt werben, wenn die 
Unterfu_hung eine Handlung zum Gegenftand bat, 
welche nach den Geſetzen des Staates, an welchen 
das Erſuchungsſchreiben gerichtet ift, nicht ſtrafbar 
ift, oder wenn es fi um rein fislaliſche Vergehen 
handelt. Die Koften der Requifition trägt in den 
regelmäßigen Fällen ber erſuchte Staat. Iſt in 
einer nichipolitiſchen Strafſache das perjönliche 
Erſcheinen eine Zeugen in dem auswärtigen 
Staate notwendig, jo hat die Regierung desjenigen 
Staates, in welchem der Zeuge ſich aufhält, dieſen 
aufzufordern, der an ihn ne Ladung gegen 
Gewährung der nad) den Gefepen des Verneh⸗ 
mungslandes ihm zuftehenden Zeugengebühren 
Folge zu leiften. Ein folder Zeuge darf unter 
feinen Umftänden in dem andern Lande wegen 
früherer frafbarer Handlungen oder Berurteis 
lungen ober unter dem Vorwande der Mitfchuld 
an ber zur Unterfuchung ſtehenden That zur Unter« 
ſuchung gezogen oder verhaftet werden. Hierbei 
kommt e8 auf bie Staatsangehörigfeit bes Zeugen 
nicht an. Wird in einer nichtpolitiſchen Strafe 
fache die Mitteilung von Beweisſtüden oder von 
Urkunden, welche in den Händen von Behörden 
des andern Landes find, oder wird die Konfron- 
tation des Angeſchuldigten mit im andern Lande 
verhafteten Schuldigen für notwendig ober nüßlich 
erachtet, fo fol einem darauf gerichteten, auf 
diplomatiſchem Wege geftellten Erſuchen ftatte 
gegeben werben, jeboch nur unter ber Bedingung, 
daß ſobald als möglich Die Beweisſtücke, Urkunden 
und Verhafteten zurüdgeliefert werben. — Wegen 
ber Auslieferung defertierter Schiffgmannfchaften 

t das Deutſche Reich in feinen Sandele-, 
Schiffahrts· bezw. in feinen Konfularnerträgen 
jondere Vereinbarungen getroffen. Nach den 
Derträgen mit Nordamerika, Brafilien, China, 
Eofta Rica, Griedenland, Hawaii, Italien, Korea, 
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Mexilo, den Niederlanden, Portugal, Rußland, 
Salvador, Spanien, Serbien und ber Domini« 
kaniſchen Republit haben die auswärtigen Re= 
gierungen zur Bejagung ber Kriegs· oder Handels · 
ſchiffe deutſcher Rationalität gehörige Deferteure 
auf ein Erſuchungsſchreiben bes deutſchen Konfuls, 
begleitet von einem amtlichen Außzuge aus dem 
Schiffsregiſter und der Mufterrolle oder von 
amtlichen Urkunden, welche geeignet find, zu 
beweifen, daß die Leute, deren Auslieferung fie 
verlangen, zu der gedachten Schiffsmannjchaft 
gehören, feitzunehmen und (vorausgefekt, daB 
dieſelben weber zur Zeit ihrer Einfchiffung noch 
zur Zeit ihrer Ankunft im Hafen Angehörige des 
Außlieferungsftaates, noch auch eines Verbrechens 
angeflagt oder überführt find) an die Konſuln 
außzuliefern. Denfelben fol ferner jede Hitfe und 
jeder Schuß gewährt werben bei der Verfolgung, 
ergrizut und Feſthaltung der Deſerteure, welche 
in die Gefängniffe des Landes gebracht und dort 
auf Erſuchen und Koſten der Konſuln ſolange 
fefigehalten werben, bis Die Konſuln eine Gelegen- 
heit zu beren Seo gefunden haben. Findet 
ſich eine ſolche Gelegenheit nicht binnen eines 
zwiſchen zwei und ſechs Monaten figierten Zeit« 
taumes, jo werden bie Deferteure elafjen und 
wegen biefer Defertion nicht wieder feſigenommen. 
— Das Militärftrafgefeßbuch gilt für ganz Deutfch- 
land; Militärdeferteure werden von und nach dem 
Auslande nicht ausgeliefert. Im Falle ihrer Er⸗ 
greifung im Inlande werben biefelben wegen 
Verlegung der Wehrpflicht nad) den Strafgeieg- 
büchern beftraft. Handlungen, welche während 
eines politifchen Aufruhrs, einer Imfurreltion 
oder eines Bürgerfrieges vorgefallen find, führen, 
fofern nicht Amneftie bewilligt ift, zur Auslieferung, 
wenn der erfuchte Staat biejelben für nad} Kriegs⸗ 
gebrauch uneniſchuldbar hält. 
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Ausuah megerichte find Gerichte, welche, 
außerhalb der regelmäßigen Gerichtsverfaffung 
eines Staates und deren Zuftändigkeitsbeftim- 
mungen ftehend, nur vorübergehend auf eine be= 
ſchrãnkte Zeit zur Erreichung eines beftimmten 
Zwedes angeordnet werben oder, wenn auch für 
die Dauer angeordnet, ſich doch mit Rüdficht auf 
die davon betroffenen Perfonen ober Vergehen 
von denjenigen Grunbfägen entfernen, auf welchen 
jede geordnete Nechtöpflege notwendig beruhen 
muß. Dagegen begründet eine Abweichung von 
den in ber Gerijißverfafjung allgemein ange⸗ 
— —— — = weine 
keit no ige nicht den Begriff eines 
——— Von Biefem Standpuntte auße 
gehend ift es, wenn Die Merkmale zutreffen, gleich» 
gültig, ob das Gericht durch ein Sefeh oder_eine 
Verordnung eingefeßt ift, ob die Landesverfaffung 
dazu berechtigt oder nicht, ob die Anordnung in 
dem allgemeinen Gerichtöverfafjungs- oder Zu« 

ng erfolgt oder einem —* Ge 

vorbehalten wird. — Nach dieſen Grund» 
üben fallen verſchiedene Gerichte, die man früher 
ohne Anftand für Ausnahmegerichte zu erflären 
ſich für berechtigt erachtete, nicht unter dieſen Be- 
. Bor allem find auszuſcheiden die fogen. 
außerordentlichen, namentlich bie früher jo häu⸗ 
figen privilegierten Gerichteflände, bie aller« 
dings zum Teil infolge veränderter Anſchauungen 
über Standesungleichheit und deren Yolgen heute 
zutage nicht mehr bereiitigt find und deshalb 
einer entfchlebenen Abneigung begegnen, zum Teil | man 
jedoch auf jehr guten Gründen beruhen. Man 
wird es gewiß in einem monarchiſchen Gtaate 
wicht unangemeffen finden, wenn die Glieder ber 
Regentenfamilte einen beſondern Gerichtsſtand 
haben. Die franzdfiiche Gejeggebung weiſt ſtaat · 
lichen und kirchlichen Würdenträgern, Biſchofen 
u. ſ. w. Ye höheren Militärperjonen die zweite 
Inſtanz, die fogen. cours, als einen privilegierten 
Gerichtshof an; ſelbſt unter der Herrſchaft der 
deutſchen Eivifprogebordmung ift es noch auläffg 
daß die Standesherren in ben deutſchen Staa! 
von ihren Standesgenofien gerichtet werben. * 
dieſe letzteren Gerichte nur von Fall zu Fall zu 
fammengefeßt werden, macht fie —— 
ſo des zu Ausnahmegerihten, als die Schwur- 
jerichte ſolche find. Als Ausnahmegerichte können 
ne nicht gelten fogen. Staatsgerichts- 
böfe, welche für bedeutenbere politifche Ver⸗ 
brechen, für bieje aber ganz allgemein gefeglich 
eingeführt find (f. Die franzöfilche Charte von 1814 
und die ihr nachgebildeten Verfafjungen), ebenfo= 
wenig bejonbere Gerichte zur Ausführung der 
Berfafjungs- und Gejegesbeftimmungen über Mi« 
niflerverantwortlichleit. Wenn in ſolchen Fällen 
ftatt befonderer Gerichte die oberften Landesgerichte 
beftimmt werben, fo liegt hierin jelbftverflänblich 
nur eine Zuftänbigfeitsgueifung und zugleich 
bie Schaffung eines privilegierten Gerichis &8 
iſt dies je * ſo si: Die Errichtung eines Aus · 
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nahmegerichts, als die entgegen den regelmäßigen 
Bedingungen für Zuftändigfeit über Preßvergehen 
urteilenden Schwurgerichte Ausnahmegerichte find. 
Endlich konnen auch die ſogen. Specialger ichts 
h dfe des früheren franzöſiſchen Rechts nicht als 
Ausnahmegerichte anerfannt werben, obgleich dieſer 
Sa der allgemein in Frankreich und Deutſchland 
herrſchenden Meinung widerſpricht. Denn die 
Specialgerichtshöfe And geſeßlich eingeſetzt für 
beftimmte Verbrechen und für genau bezeichnete 
Vergehen, und zwar allgemein und für Die Dauer, 
._ für Landftreiher und Rüdfällige und 
Empdrungen mit Waffengemalt, bewaffneten 
Schleichhandei, DM. Angriffe auf das 
Leben durch beivaffnete Zufammenrottung. Auch 
läßt ſich nicht gerade behaupten, daß bei der = 
richtung der Specialgerichtshöfe Grunbjäi 
beachtet blieben, auf welchen jebe Rechtspflege jr 
civiliſierten Staaten beruht. Höchftens könnte 
man in dieſer Beziehung die Verftärtung ber ur« 
teilenden Richter Durch drei Militärs, in der Regel 
Genbarmerieoffiziere, beanftanben, weil dieſe Be⸗ 
amtentlaffe ſich nach allgemein gültigen nen 
mehr zur Verfolgung als zur Aburteilu 
Verbrechen eignet. Aud läßt gi u t —* 
politiſche Hiniergedanke, welcher bei 
Specialgerichtähdfen maßgebend u für 
deren Zuteilung in den Ausnahmegerichten ver 
werten, obgleich dieſe Rüdficht in den über dieſe 
Gerichte geltenden Beftimmungen ihren Ausdrud 
nicht se hat. Thatſache ift inbefien, * 
in Frankreich bie Specialgerichtshöfe fo 

ee als Ausnahmegerichte betrachtete, daß man 
nad dem Sturz Napoleons in die Charte von 
1814 den Saf:: nul ne pourra ötre distrait de 
ses juges naturels (Art. 62), in ber auge 
ſprochenen Abficht —5 — deren Bejeitigun: 
unter den Schuß der Verfaſfung zu ſtellen, ob ei 
ihre onihutt als gejeglich Geile Gerictähäfe 
nicht in Zweifel gezogen werden fonnte. Ver⸗ 
fejiebene beutiche, der franzöflfcjen Carte nadh« 
gebildete Verfaſſungsurkunden nahmen inbeffen 
en | jenen Artitel ebenfalls auf, obwohl die Special« 
gerichtehöfe in deren Geltungsbereich ganz unan ⸗ 
getaftet beftehen blieben. 

Zweifellofe Ausnahmegerichte find Diejenigen 
Gerichte, welche zur Aburteilung einzelner oder 
aller vorlommenden Verbrechen nad) Verkündigung 
des Standrechts ober der Verhängung des 
BIIDOTERR SE RERARD EEK mmt 2 Das 
Standrecht pflegt dann angeordnet zu werben, 
wenn En einem Bezirke einzelne beflimmte Ber» 
brechen derart überhanbnehmen, daß außerordent» 
liche Maßregeln zu deren Unterdrüdung notwendig 
erſcheinen, —5 — der — eeg in 
dem Fall verhängt zu werben pflegt, wenn ſich 
das Land ee Kin Teil desſelben X zu 
empdren droht oder gar ſchon empört hat. Die 
Gerichtsbarkeit geht in einem ſolchen Falle all« 
gemein oder für beftimmt bezeichnete Verbrechen 
am bie Kriegsgerichte über. — Ausnahmegerichte 
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waren ferner die in verfcjiebenen deutſchen Stan= | ja der Zufammenbrud) der Stantsverfaffung ımb 
ten (Preußen, Heften) hauptſächlich zum Zwed der Untergang des Staates zu befürdten find. 
der Antsentjegung von Bifdhöfen und — Denn in —— 


errichteten ſogen kirchl ichen Gerichtshoöfe, weil 

mit dieſen Behörden der Staat Eingriffe in ein 
Gebiet machte, über welches ihm ein 

recht nicht ge Gleichgültig dabei ift, 

ein bejonberer licher Geriätähof erritet 
oder ob eine eb abe (daS oberfie Landes⸗ 
— mit ben Befugnifſen desſelben betraut | Lönnen. 


Be Geſchichte der Ausnahmegerichte an- 
langend, jo find eben zu allen Zeiten in bem 
Leben der Staaten hie und ba Verhältniſſe ein- 
getreten, die die Errichtung von Ausnahmegerichten 
notwendig oder erflärlih machten. Wir finden 
besiwegen in ben meiften Staaten Ausnahme 

jerichte zu gerechtfertigten und zu verwerflichen 
—* den. Im letzterer Beziehung ſind es nament- 
lich politiſche und religiöfe Rüdjichten, hie und 
da verbunden mit der Abficht bes Gelberwerbs 
(durch Vermögenseinziehungen), welche den Miß- 
braud) der Juſtiz für unerlaubte Zwecke veran« 
laßten. Ausnahmegerichte fommen vor in der 
römifchen Republit während der Dauer ber alle 
fonftigen Gemwalten aufhebenben Diktahır, während 
der inneren Kämpfe in Frankreich und England, 
bis zu den Revolutionstribunalen in dem erfteren | m 
Land. Am feltenften waren fie in Deutſchland, 
wohl aus dem Grund, weil bie Reichsgerichte Die 
durch fie veranlaßte Beſchränkung ihrer Zuftän- 
digkeit nicht gerne ſahen und ihr entgegemarbeiteten. 
Geſetzliche Beftimmungen über ee ichte 
findet man in dem öſterreichiſchen Str.-&.-B. von 
1808 TI. I, 9.16 (jet Strafprogeßorbnung von 
1873 Hpfl. 25) und in bem franzöfifchen Dekret 
vom 26. Dezember 1811 über ben Kriegszuſtand. 
Auch Preußen hat ein beſonderes Geſeß über den 
Belngerungszuftand vom 4. Junt 1851. Apntiche 
Beltimmungen finden fi in Oldenburg (Ver⸗ 
faffungsurfunde von 1852, Art. 54) Baden (Ge= 
fe vom 29. Januar 1851), Bayern (Str.-G.-B. 
von1813, Art.441), Walded (Berfaffungsurfunde 
von 1852, Art. 96). Endlich Hat die deutſche 
Reichsverfaſſung in Artitel 68 das Recht bes Kai⸗ 
ſerz auf Verhängung bes Kriegszuftandes einft- 
meilen nad) Maßgabe des oben erwähnten preu⸗ 
Bifchen Geſetzes anerkannt. 

Ob die Einſetzung eines Ausnahmegerichtes 
alß gerechtfertigt zu erachten fei, hängt lediglich 
von der Lage des einzelnen Falles und den ihn 
begleitenden Umftänden ab. Solange Staaten 
beitehen, wird e8 nicht zu vermeiden fein, daß ſich 
zu beftimmten Zeiten einzelne ſchwere Verbrechen 
in ber Art vermehren, d bak bie gewöhnlichen Ge⸗ 
richte zur Unterbrücung derfelben nicht mehr aus · 
reichen. Auch wird ſich von Zeit zu Zeit, nament« 
lich nad unglüdlichen Feldzügen und dadurch 
bewirkten polifiſchen Beränderungen, die allgemeine 
Aufregung der Gemüter in einer Weiſe fleigern, 
daß ſchwere Beſchädigungen des Stantswohles, 


nach 
reiflicher uberlegung, ee Rune beften Abficht ge⸗ 
|leitet, unter Wahrung der geſehlichen Erforber- 
niffe, Ausnafmegerigie einfegt und fie nad) er⸗ 
6 | reichtem Zwece wieder befeitigt, wird man auch 
von dem Standpunkt der —— — Freiheit 
‚gegen — mid 

Werden aber Ausnahm —— zum 
Zwege der — der Habſucht * 
früheren Zeiten Bfterä), der Derrichfucht oder 
politiſchen Parteiintereffe errichtet, jo find Aug m 
bedingt verwerflih. Ausuahmegerichte der 
meiften zu vermeidenben Art find foldhe, we 
zum Zwede ber unberedhtigten Erweiterung 
ſtaatlichen Rechte und des ſtaatlichen — 
auf ein Gebiet, auf welchem dem Staat die Zu⸗ 
ftänbigfeit fehlt, RE eingefeßt werden, 
da in einem ſolchen Vorgehen der ei Druck 
zugleich mit dem religidſen empfunden wird. 
Solche Gerichte finden in den oralen ien des 
Rechts ihre Rechtfertigung nie, feibfiverflänbti 
ſelbſt dann nicht, wenn fie unter Wahrung aller 
poſitid geſeßlichen Formvorfcriften Bi mir 
gelommen find, denn fie en ben ©: 

Ian auf benen eine jebe Rechtapfl e Ben 
————— Ausnahmerecht und ge⸗ 
meines Recht können insbeſondere unter zwei de 
fichtspunkten einander gegenübergeftellt werden: 
erſtens unter dem Gefihtspumkt der Art ihrer 
Entftehung, zweitens ihrem Inhalte nad. Das 
Verhältnis der Ausnahme zur Regel kann in der 
Form der Entftehung berbortreten, wenn das 
Geſetz nicht auf dem regelmäßigen Wege entftand; 
es fann in dem Inhalte bervortreten, wenn bie 
betreffende Beftimmung materiell eine Abweichung 
vom geltenden Rechte enthält. Die beiden Arten 
Ausnahmegefehe ſchließen ſich nicht aus. Eine 
und dieſelbe Norm kann Ausnahmegejeß nach 

beiden Richtungen hin fein. 

A. Ausnahmeartige Gefege mit Rüdfiht auf 
das Zuftandetommen. 1. Don Ausnahme» 
gejegen der erften Art, von Notgejehen, — 
ordnungen, ſpricht man in jenen 
Normen nicht auf dem gewöhnlichen, hefeptiden, 
ala Wege zu ftande kommen, 
fondern infolge außerordentliche Bevollmädhti- 
gung der oberften Staatägemwalt, in konſtitutionell ⸗ 
monarchiſchen Staaten ohne Mitwirkung ber 
Vollsvertretung, vorbehaltlich der Genehmigung 
derjelben, einjeitig von der Negierung erlafjen 
werden. Es kann z. B. infolge eines außer» 
gewöhnlichen Notftandes die öffentliche Sicherheit 
nicht anders aufrecht erhalten werben als durch 
ſchleuniges Einfchreiten der ha und fo= 
fortigen Erlaß eines Geſetzes. Das Ausnahme- 
verhältnis Tiegt bei folden — — 
proviforifcher Geſetzeskraft darin, daß entge— 
dem Grundſatze ber tonftitutionellen Staalkord- 
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nung, wonad) der Monarch eine allgemein ver- 
bindliche Rechtsvorſchrift mur mit vorgängiger 
Zuftimmung der Vollsvertretung erlafjen kann, 
eine Verordnung des Staat8oberhauptes Gefetzes⸗ 
macht erlangt, obwohl dem darin normierten 
Stoffe noch zur Geſetzeskraft desſelben bie ſonſt 
normale Miwirlung eines neben dem Staats- 
oberhaupte ſtehenden Organes erforberlich wäre. 

2. Dabei find zwei Fälle denkbar. Erſter Fall: 
Der Ausnahmezuftand ift in der Verfaſſung vor⸗ 
gejehen. Das erwähnte Vorgehen Tann ein eigen- 
mächtigeß oder eine von der Verfaſſung felbft 
fanftionierte Hanblung des Gewalihabers fein. 
Der Berfaffung zufolge kann das Staatsoberhaupt 
unter gewiſſen Vorausfegungen von ber Beob=- 
achtung ber Regel entbunden, und ber Krone durch 
das Gejeh ausdrüdlich eine ſolche Befugnis ein- 
geräumt jein. So gewähren jehr viele deutſche 
Verfaflungen (4. B. die preußißche von 1850 in 
Art. 63) den Regierungen das Recht, Geſetze zu 

Ipenbieren und unter Umftänden Verordnungen 
mit Geſetzeslraft zu erlafien, und entziehen hödh« 
ſtens die Sujpenfion von Beftimmungen der Ver⸗ 
rer felbft oder aud von einzelnen 

immt bezeichneten Gefegen dieſem außerordent« 
Tichen Verordnungsrechte. Man ging babei von 
der Anfiht aus, daß Notftand und Ausnahme 
verhältniffe, unter denen das für bie friedliche 
Entwidlung berechnete Geje unanwendbar wird, 
voraußzufehen jeien und 3. B. eine vorübergehende 
Beſchraͤnkung der ſtaatsbürgerlichen Freiheit ge⸗ 
ſtaitet fein müſſe. Dan z0g es vor, das Recht 
der Ausnahmegefehgebung von vornherein zu 
fanftionieren, um in ben Stand gefeßt zu fein, 
dasſelbe mit einigen Rautelen zu umgeben und 
eventuellem Mißbrauch Schranken zu ziehen. Eine 
ſolche öfters genannte Schranke ift die auferlegte 
Pflicht, baldmöglichft die regelmäßigen Organe 
der Gefeßgebung zu berufen und ihnen die Be⸗ 
urteilung der Maßregeln anheimzugeben. 

3. Zweiter Fall: Der Ausnahmezuftand ift durch 
die Berfafjung nicht vorgeſehen (Staatsnotrecht). 
Wo durch die Verfaffung Ausnahmefällenichtnorge- 
ſehen find, mo Diejelbeüber Die Frage ber Ausnahmer 
geiepe Filfeweigenb binweggeht, wird das Gebot 
der Notwendigfeit unter Umftänden und in Zeiten 
bhöchfter Not und tieffter Erſchütterung, wo das 
Gemeinweien feindliche Kriegsmächte bebrängen, 
ober innere Parteilãmpfe und revolutionäre Leiden- 
ſchaften es zerfleifchen, wo fi) das Bebürfnis nach 
einer vorübergehend abfoluten Herrſchaft, das Ver⸗ 
langen nad) einer Diktatur, nach einer rückſichts⸗ 
108 rettenden Macht einftellt, die zur höchſten Kon⸗ 
zentration und äußerfter — Mari öffent» 
lichen Gewalt genötigt ift, um das auen zu 
rechtfertigen, daS in ber allgemeinen Gefahr von 
der Kraft der leitenden Hand Hilfe erwartet und 
über die Bedenlen hinweghilft, welche ſich gegen 
jede Diktatur erheben, — von jelbft zu Ausnahmes 

führen. Diefe auf das Weſen des Staates 
zu bauende Ausnahmegewalt bes Staats- 
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oberhauptes, das Außnahmerecht besfelben, welches 
darin befteht, daß das Staatäoberhaupt berufen 
iſt, in jenen Fällen dringender Gefahr und äußerfter 
Notlage die von unerjebarem Berberben bebrohten 
wefentlichen Intereſſen des Gemeinweſens ganz ſelb · 
ftändig in Schuß zu nehmen, pflegt man Staat 3- 
notrecht zu nennen. Wie oft auch das Wohl bes 
Staates lediglich als Vorwand hat dienen müfjen, 
im Princip läßt fi) die Befugnis der Staats- 
gewalt zu dieſem Afte ebenfo wenig beftreiten wie 
etwa das Recht des Schiffers zum ſogen. Seewurf 
(lex Rhodia de iactu). &8 ift da8 mit dem Not« 
ftand gegebene Notrecht. Denn wenn die Ber- 
hältniſſe fich fo geftalten, daß die Staatsgewalt ſich 
vor die Alternative geftellt fieht, eniweber pofitive 
Rechte einzelner ober die Geſellſchaft preiszugeben, 
kann fie, wenn die Exiftenz und Sicherheit bes 
Staates dies erfordert, befugt, ja verpflichtet jein, 
die rechtlichen Schranken zu durchbrechen und 
die Gefellihaft zu reiten (jogen. reitende That). 
Natürlich ift nicht jedes Erzeugnis der Ausnahme» 
gemalt ein —— eb, es geben aus ihr 
ebenfo oft einfache Regierungshandlungen her⸗ 
vor. — Erklärend möge hier bemerkt fein, daß 
einige Staalsrechtslehrer den Begriff Staatsnot- 
recht enger, andere weiter faſſen; letztere ſehen dann 
als Ausflüffe des Staatsnotrechts oder ius emi- 
nens auch ſolche außerordentliche Befugnifje ber 
ftaatlichen Organe an, welche auf einer gejeglichen 
Grundlage beruhen, 3. B. das Enteignungsredht, 
die Verfündigung des Belagerungszuftandes, die 
fogen. proviſoriſche Geſetzgebung (Notverord- 
nungen, ſ. oben unter 2). Proviſoriſch werben 
übrigens auch jene Gejeße genannt, welche ganz 
normal, jedod) nur vorläufig gegeben werben, wie 
3.8. Geſetze über Die vorläufige Forterhebung ber 
Steuern, die von den gejeßgebenden Körpern er⸗ 
laſſen werden, wenn ſich Die Erledigung bes Budgets 
verzögert. Solche Geſetze find jeboch feine Aus- 
nahmegefeße, ſondern gehören nad) Inhalt und 
Form ihrer Entftehung ganz dem Bereich des nor⸗ 
malen Rechts an. 

4. Beurteilung der Ausnahmegejege. Eine förm⸗ 
liche Theorie der ausnahmsweiſen Verfügungen ber 
Stantsgewalt, für bie ſchon die römifche Selöichte 
in der Ernennung eines Diktator$ und im senatus 
consultum: videant consules ete. Beifpiele 
bietet, Täßt ſich wohl faum aufſtellen; man wird 
ſich beſchränken müſſen, auf einige naheliegende 
Erwägungen hinzumweifen, die fi) aus der Natur 
ber Grundlage der Ausnahmegeſetze, aus ber 
Natur des Ausnahmezuftandes nämlich, ergeben. 
So die Erwägung, daß nad) allgemeinen Grund⸗ 
fügen zu ſchärſeren Maßregein erft dann gefchritten 
werde, wenn die gelinderen nicht verfangen, es 
fei denn daß deren Nuplofigfeit und doch da- 
mit verbundener Zeitverluft vorausfihtlih if. 
Demnach follen die bürgerlichen Verhältnifie von 
Einmiſchung ber Kriegsgewalt fo lange verichont 
bleiben, als nicht die Rechtsordnung in ber Art 
gewaltfam angegriffen ober bedroht wirb, daß bie 
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gewöhnlichen Mittel zum Schutze derfelben nicht 
mehr genügen. Ferner ift zu beachten, daß bie 
au ergreifenden Mittel, wie Sufpenfion oder Auf- 
hebung politifcher, Verlegung don Privatrechten, 
verjchieben empfunden werben. Das Verbot von 
politiihen Verjammlungen und Vereinen, Sus- 
penfion ber Prebfreiheit, Anordnung außerge · 
wöhnlicder Gerichte werben, eben weil die Not 
zunächft politifcher Natur ift, eher gerechtfertigt 
erſcheinen als Verlegung des Privateigentums, 
Beſchrankung von Verkehr und Privatfreiheit. — 
Eine wichtige Eigenfchaft der Ausnahmegefepe ift 
endlich die zeitliche Beſchränkung; ein dauernder 
Ausnahmezuftand wirb zur Regel (f. über mate- 
rielles Ausnahmerecht unter B.). Außnahmegefeke 
der in Rebe ftehenden Kategorie find auf einen 
vorübergehenben, ben gewöhnlichen Legislations⸗ 
gang überholenben Ausnahmezuftand berechnet und 
zeitlich auf die Dauer desſelben beſchränkt. Der 
durch fie in die rechtliche Ordnung der Geſetz⸗ 
gebung gemachte Bruch drängt nad) balbmöglicher 
Sühnung durch Befeitigung oder Betätigung. 
5. Einzelne Ausnahmegefeße, in&bejondere Ber 
lagerungszuftand. Einer der wichtigften Fälle der 
Ausnahmegemwalt ift der vom Geſehe regelmäßig 
vorgejehene Fall des Belagerungszuftandes 
(1.d. Art. ; Hier ift nur kurz von feiner &igenfchaft als 
Ausnahmegejeh zu handeln). Belagerungszuftand 
ift eine geſehlich im voraus verordnete Außdehnung 
ber der vollziehenden Gewalt und der friegerifchen 
Befehlshaberſchaft zuftehenden Kompetenzberech⸗ 
tigung und kennzeichnet ſich durch die Suſpenſion 
einiger Garantien der Verfafſfung, durch zeittweiligen 
Wegfall einiger Schranken der Verwaltung und 
interimiftifche Anderung im Verfahren der Durch 
führung der Stantsinterefien auf den Gebieten 
der Hoheitsrechte. Insbeſondere wirb durch Ver 
kündigung des Martialgeſetzes, Proflamierung 
des Standrechts die normale Rechtshilfe, unter 
anderem ber Grundſatz, daß niemand feinemorbent- 
lichen Richter entzogen werben bürfe, ſuſpendiert. 
Der erceptionelle Inhalt macht die Verhängung 
bes ei kenn zu einem Ausnahme» 
gejeß zweiter Kategorie (ſ. unter B.); geſchah fie 
ohne Mitwirtung der Volfsvertretung, jo liegt 
eg! ein formelle Ausnahmegejeh vor. — 
m geſchichtlicher Hinficht fei bezüglich dieſes Aus» 
nabmegejeßes folgende Bemerkung erlaubt: Es ift 
nicht ſehr ſchmeichelhaft, Ausnahmeverhältnifie, 
wie iunere Unruhen und Bürgerkriege, in der Ge⸗ 
ſetzgebung vorfehen zu müflen, wie eg — abgefehen 
vom Standrechte der Joſephiniſchen peinlichen 
Gerihtsorbnung von 1788 — zuerit die fran- 
aöftfche Geſetzgebung verfuchte. Sie zuerft ordnete 
Geſet vom 8. Juli 1791) eingehender den etat 
de siöge, bie Sufpenfion gewiſſer konſtitu⸗ 
tioneller Garantıen, und jeitbem ift — man fehe 
auch Eharte von 1814, Art. 14 — die geſeßliche 
Behandlung bes Bürgerkrieges ein integrierender 
Beſtandteil bed europätichen Staatsrechts ge= 
worben. Damit foll jedoch kein befonberer Vorzug 
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ber dem Konftitutionalisung — abſo⸗ 
luten Staatsform angedeutet ſein die Er⸗ 
innerung an die Mißbrauche derſelben veranlaßte 
Vorfichtsmaßregeln, wie es die gejehliche Ordnung 
der Ausnahmegewalt war. An Mikbräuden der- 


alles Urteil oder bloß auf Grund von lettres de 
cachet eingefperrt oder vor Ausnahmegerichte, 
anfammengeießt aus eifrigen Anhängern der be= 
ſtehenden Gewalt, geftellt und ſummariſch abge« 
urteilt (chambres ardentes). Etwas Ahnliches 
war die Sternfammer unter den Stuart in Eng- 
land, two früher als auf dem Kontinent der Auß« 
nahmegewalt Schranfen gefeßt wurben. Es bedarf 
da zur Sufpenfion der Habeaskorpusalte (gef 

liche Bürgſchaften gegen unbegrünbete nt. 
tungen und Hausfuchungen) einer Barlamentsatte. 
Überdies iſt der dadurd) geſchaffene Ausnahmes 
zuſtand, namentlich in Bezug auf Ausdehnung 
der Militärjurisbition, weniger weit gehend als 
De De En. Die englifche 
Habenstorpusafte ift auch Beitandteil der nord⸗ 
amerilaniſchen Berfaffung. Im legten Bürger- 
kriege fufpenbierte fie Präfident Lincoln aus eigener 
I ee 

un, igleit gefaßt fein mußte. 

6. In Bezug auf die Entftehung außnahme- 
artiger Gefeße in der abfoluten Staatsform. 
Die in Rebe ftehende Kategorie ausnahmenrtiger 
Geſetze ift befonbers deutlich erlennbar in konſtitu⸗ 
tionell · monarchiſchen Staateformen, wo das Merk» 
mal der Nichtmitwirkung der Vollsvertretung ſo⸗ 
fort auf eine Abweichung von ber regelmäßigen 
Geſetzgebung ſchließen läßt. In abfoluten Staats» 
formen ift der Gejeßgeber im einen wie im andern 
Valle derjelbe, alfo wird hier weit mehr nur ber 
Inhalt der Norm die Ausnahmenatur eines Ge⸗ 
feße8 begründen. Höchſtens könnte man den 
„außergewöhnlicden“ Weg, auf weldem Aus- 
nahmegejeße der in Rede ſtehenden Kategorie zu 
ftande kommen, im weiteren Sinne nehmen und 
dann Mafregeln darunter verfiehen, die in be⸗ 
denklichen Momenten und für beflimmte Zeiten 
mit Umgehung des fonft üblichen Ganges ber 
Geſetzgebung gegeben find. — Als allgemeine Bei- 
fpiele von Ausnahmegejeßen in der nichtkonſtitutio · 
nellen Zeit fann man verweifen auf bie verhaßten 
Prevotalgerichte zur Unterbrüdung bes Schleich⸗ 
bandels und aller Emeuten unter Napoleon L, 
auf die geſchärften Verorbnungen gegen gewifſe 
ſtudentiſche Verbindungen in Preußen nad) dem 
Sturmjahr 1848 ober auf bie Einftellung gewähr- 
leifteter Freiheiten, wie z. B. gewiſſer Grundrechte 
der beutjchen Bundesalte durch die Larlsbader Be» 
ſchlüſſe von 1819. Die infolge der Karlsbader Be» 
ſchlüſſe und Wiener Konferenzen zur Sicherftellung 
des Deutſchen Bunbes erlafjenen Bundesbeſchlüſſe 
waren Außnahmegejehe, die nur für die Dauer 
der Gefährbung des Deutſchen Bundes gelten 
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wollten, das Preßgeſetz von 1819 nur auf Fünf 
Jahre. Der Bundesbeſchluß vom 2. April 1848 
ſpricht von Aufhebung ber feit 1819 erlafienen 
fogen. Ausnahmegejege, ohne biefelben jedoch im 
einzelnen näher zu bezeichnen. — Die genannten 
Beiſpiele ſowie der außgebehnte Gebrauch der 
Ausnahmegewalt in Spanien und in Frankreich 
(Otbommanzen vom 25. Juli 1830, worauf, wie 
Bluntſchlis Staatswörterbudh I, 1857, 530 fi 
ausdrüdt, das Volk die Ausnahmegewalt „an 
fich nahm“, um Regierung und Dpnaftie zu ftür- 
zen) haben sr Zeit dem Worte „Ausnahme- 
ee“ die Nebenbedeutung einer abjolutiftiichen 
Itmaßregel gegeben. Die terroriftifchen Be⸗ 
ſchlüſſe der erften frangdfifchen Revolution, ber 
Oſtracismus der Athener, die Verbannung der 
Bonrbonen aus Frankreich und anderes beweifen 
aber, daß mehrköpfige Gewaltherrſchaften, wo 
fich einer inter dem andern verkriecht und die 
moralifche Berantwortlichleit weniger empfunden 
wird, zu ebenfo großen, wenn nicht größeren 
Raefiaofgeilen fähig find als einzelne 


Deipoten. 

B. Ausnahmegejehe dem Inhalte nad. 
1. Aus einem zweiten Gefitöpunfte Tann man 
Ausnahmegejeg und gemeines Recht einander 
gegenüberfiellen, wenn nicht die Geneſis, die 
Art des Zuftandelommens, fondern der In- 
halt der Normen ins Auge gefaßt wird. — Es 
giebt im regulär zu ftanbe gelommenen, allgemein 
anerlannten Recht Beftimmungen, bie eine Aus- 
nahme von fonft gültigen Regeln enthalten. In 
dieſem Sinne Heißt Ausnahmegefeh eine gejegliche 
Beſtimmung, die einer andern ihrem Inhalte 
nad im Verhältnis der Ausnahme zur Regel 
gegemüberfleht; regelwidriges, a ano» 
males, im Gegenfap zu regelmäßigem Recht (ius 

singulare — ius commune). — Jedes pofitive 
Redt geht von Grundfägen Rechtsprincipien) 
aus, welche durch die Weile, wie es den Rechts⸗ 
begriff auffaßt, gebildet werben. Diefe Principien 
und ihre Konſequenzen bilden das ius commune, 
das grundfäßlicye, principielle, konſequente Recht, 
d. h. den Inbegriff ber Rechtsſähe is: der 
ratio iuris, dem tenor iuris, d. b. eben dem 
Nechtsbegriff, wie ihn das pofitive Recht auffaht, 
entſprechen. Hie und da aber madıt das pofitive 
Recht gleichfam einen Bruch in das, was aus 
feinen Principien folgend if. Es beruht fomit | da 
die bei weitem überwiegende Maſſe von Rechts» 
fügen auf logiſcher und analogiſcher Fortentwick- 
lung der Grumbbegriffe des betreffenden Rechtes; 
ein immerhin noch beträchtlicher Theil aber ift 
außer diefem Syftem ber Hauptmafje und gegen 
basfelbe in Geltung gefommen. Ein beträchtlicher 
Zeil, — denn es wird z. B. wenig Verbote oder 
Gebote ohne alle Ausnahme geben. Schon bie 
allgemeinen Gründe aufgehobener Rechtswibrigkeit 
wie Notwehr, Notſtand, bindender Befehl, ſiellen 
ſich als ebenſo viele allgemeine, d. h. alle Normen 
durchbrechende Ausnahmen derſelben dar. 
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2. Relativität des Ausnahmerechts. Da die 
Grundprincipien verjchiebener Rechts yſteme — 
bis zu einem gewifjen Grade — verſchieden find, ift 

ne das Verhältnis von Regel und Ausnahme, 
das fi) danach richtet, ein verſchiedenes. Es ift 
relativ in Bezug auf verfchiedene Rechtsſyſteme, 
relativ in Bezug auf die Entwidlungsphafen 
eines und desjelben Rechts (b), relativ jogar in 
einem und demfelben gegebenen pofitiven Rechte (a). 

a) Ein Rechtsſatz nämlich, für fich betrachtet, 
ift weder fonjequent noch infonfequent; — 
dend iſt fein Verhältnis zu einem höheren Re chts⸗ 
ſatz, je nachdem er eine Anwendung dieſes 5 
iſt oder ihm ausnahmeartig gegenüberſteht. Ein 
Rechtsſatz kann nach der einen Seite Regel, nach 
der andern Ausnahme ſein, oder mit andern 
Worten: das Ausnahmerecht hat ſelbſt wieder 
feine ratio und kann in ſeiner konſequenten An» 
wendung durch eine Ausnahme unterbrochen wer» 
den, die dann durchaus nicht immer (wieder) mit 
dem gemeinen Rechte zufammenfallen muß. — 
2 Du Verhältnis von Ausnahme und Regel 

ft ferner relativ in gefchichtlicher Hinficht, es ift 
Hr einem und demfelben Rechte nicht immer glei 
und unverändert geblieben. Manches z. B., was 
lange durch Privilegium (ſ. unter 3) geregelt 
joe lann allmählich der Regelung durch ius 
singulare ober gar durch ius commune unter« 
worfen werben. Ein Sa, der urfprünglich gegen 
bie Grundprincipien und Urfagungen aufgelom« 
men, Tann fi zu einer Urfagung emporringen. 
Umgefehrt, was in einem gegebenen Zeitpunfte 
normale Recht war, Tann im Laufe der Zeit 
anomales Recht werben. Man benfe an das 
urfprünglich ganz normale Recht abeliger Steuer- 
freiheit. — Sn biefer Hinſicht ſcheint das ius 
singulare den Weg zu bilden, auf dem Redhts- 
fofteme ineinander übergeben. Die Trümmer der 
alten deutſchen Rechtszuſtände mit ihren ſcharf 
ausgeprägten Stänberechten fanden in ber Zeit 
bes Abfolutismug notbürftig, d. h. ſoweit dieſer 
fie überhaupt anerfannte, im ius singulare Zu- 
— und wurden — gewiß nicht ohne Mitſchuld 

Beteiligten — nur mehr als Sonderrechte 
oder gar als Privilegien gebulbet. Der im ius 
singulare enthaltene Rechtsſtoff war in jener 
Zeit jo überwiegend identiſch mit dem Recht 
er Iner Klaſſen Klerus, Abel, Bürger, Bauer), 

die ältere Theorie ius singulare geradezu 
mit „Stänberedht“ identifizierte. Heutzutage find 
die Stände der Rechtsgeſchichte zugewieſen und 
die „Privilegien” der Immunität der Geiftlich- 
teit, des bejonbern Gerichtsſtandes des Adels, der 
Gerverbemonopole x. ꝛc. gefallen. Nur Beamte 
und Militär, dieſe jüngeren, erft mit dem Abfo- 
lutismus gebiehenen Stände, erfreuen ſich noch 
eines gewiflen ius singulare. 

8. Arten des Ausnahmerechts. Ausnahme 
oder Sonderredht (ius singulare) und Privile⸗ 
gium (im weiteren Sinne) werben oft gleichwertig 
gebraudt. Es empfiehlt fich jedoch, ben Unter- 
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ſchied feſtzuhalten, ob das anomale Recht Aus- 
nahmen für alle Individuen, falls fie fich in einer 
beftimmten Lage befinden, oder doch für gewiſſe 
Kategorien von Individuen und Verhältniſſe (us 
singulare), oder nur für fonfrete Verhältnifje 
einzelner Individuen ftatuiert (privilegium im 
engeren Sinne). — Es verhalten ſich nämlich die 
Privilegien zum ius singulare gleich wie indie 
viduelle Ausnahmen von der Rechtsordnung 
zu Ausnahmeregeln. Privilegium im objektiven 
Sinne (lex specialis) ift demnach eine fpecielle 
Anordnung der Gefeßgebung ober des hierzu 
von ihr berufenen Organes, wodurch, abweichend 
von jenen Rechtsſätzen, die ohnedies einzutreten 
hätten, ein individuelles Rechtsverhältnis geregelt 
wird. Privilegium im fubjeltiven Sinne ſodann 
ift das unter Abweichung von allgemeinen Rechts» 
regeln begründete Recht beftimmter Individuen 
bem Staate oder andern Staatsbürgern gegen- 
über. — Sachlich pflegt man die Ausnahme» 
beftimmungen einzuteilen in bejondere Begün- 
figungen ober beſondere Beichränkungen, je nach⸗ 
em fie aus beſonderer Fürſorge oder bejonderer 

Mißgunſt hervorgehen. Zu den erfteren gehören 
die fogen. Rechtswohlthaten (privilegia favora- 
bilia), zu ben leßteren die privilegia odiosa. 
Die Begünftigung ift affirmativ oder negativ; 
eine Autorijation zu einer Thätigkeit ober eine 
Befreiung, Dispenjation, Nahfiht. Dispenſa⸗ 
tion ift Die Aufhebung ber Wirkung eines Geſehes 
in Ausnahmefällen. Handelt e8 fih um einen 
einzelnen Fall, fo bildet die Dispenfation ein 
ivilegium. Handelt e8 ſich um einen größeren 

18, 3. B. Dispens vom Aufgebot für Ehen 
von Milttärperfonen bei Ausbruch eines Krieges, 
fo liegt ein ius singulare vor. 

4. Beurteilung des Ausnahmerechts. Wie 
jede menschliche Imftitution kann auch Sonder- 
recht und Privilegium mißbraucht werben. Der 
Verſuchung, Privilegien nad Willkür zu ver- 
Teihen, ift man oft genug erlegen, ganz beſonders 
in der durch reichliche Anwendung des Privie 
legiums charakterifierten Zeit des Abfolutiemus ; 
daher erklärt ſich das Streben des modernen Ver« 
faſſungsſtaates, „an die Stelle der Privilegien 
bie Herrichaft de8 Geſetzes treten zu laſſen“. In 
biefer Allgemeinheit jeboch ift der Gap nit 
richtig. Kein Rechtszweig wird der Ausnahme» 
beitimmungen entraten können. Im Strafrecht 
3. B. ift das Begnadigungsredht eine Ausnahme 
vom Grundfage der ausſchließlichen Herrichaft 
des Gefeges in ber Rechtspflege, die Verfolgung 
auf Antrag eine Ausnahme von der Regel des 
Offizialprincips. Man denke ferner an das Pri⸗ 
vilegium der Strafiofigfeit für Exterritoriale, 
an die Unverleglichfeit und Unverantwortlichleit 
der Mitglieder gejeßgebender Körper, an bie 
Notwendigkeit vorübergehender Sufpenflon ge 
jeglicher Beftimmungen in bewegten kritiſchen 
Zeiten. Mon braucht dabei nicht nur öffentlich 
rechtliche Verhältniffe (ſ. oben A.) im Auge zu 





haben, es giebt auch Anläffe & Ausnahmebeftin- 
mungen im Privatrecht; Beiſpiele bieten bie 
Moratorien, Aufhebung ber Beibeigenfchaft, der 
Zwangs- und Bannredhte, tabulae novae, Schä- 
digung der Privatrechte durch Gefege mit rüd« 
wirtender Kraft, die Beltimmung über den 
Wechielproteft in Frankreich im Iekten Kriege 
von 1870—1871. Noch öfter ift die Bermaltung 
gendtigt, durch faltiſche Maßregeln ohne vor⸗ 
bergehendes rechtiiches Verfahren Eingriffe in 
das Privateigentum oder den Befik zu any 
3. B. in Feuer⸗, Wafler-, Sriegsgefahren. — 
Wahre an der Abneigung gegen Ausnahmegejehe 
und Privilegien liegt in der Verurteilung bes 
Mißbrauches von Ausnahmebeftinmungen, 
unb ein folder wirb aud) in nicht abfolutiftiichen 
Staatsformen möglich fein. Allein was Miß- 
brauch einer Inftitution ift, darf-nicht zu ihrem 
Begriffsmerfmale erhoben werben. Deshalb wirb 
Sonderreht und Privilegium nad) wie vor ein 
Mittel bleiben, Einzelbebürfniffen dort nach unb 
entgegenzutommen, wohin bie allgemeinen Rechts· 
normen nad) der Meinung der Gefeßgebung zu 
reichen nicht vermögen, oder wo fie wenigſtens 
thatfächlich nicht ausreichen. Die Ausnahme» 
beftimmung foll aber nicht Ausfluß bes Beliebens 
oder der Willfür, fondern immer nur den Zweden 
der Gerechtigfeit dienftbar fein und das Recht 
biegſam machen, wo feine allgemeinen Normen zu 
bart oder fchroff find. Man würde daher unrecht 
thun, Ausnahme» und gemeine Recht nad) der 
Herkunft zu trennen, d. h. fie fo einander gegen- 
überzuftellen, als entipringe letzteres auf dem reinen 
Rechisgebiete, erftere® auf einem frembdartigen 
Gebiete. Nur fo viel ift allerdings richtig, daß 
fremdartige Gründe, Gunft und Mißgunft, that- 
ſächlich im anomalen Recht eine bebeutendere Rolle 
ſpielen als im normalen, und daß e8 daher ratſam 
ift, bei „Ausnahmegefeßen“ für beftimmte Klaſſen 
von StaatSangehörigen, bei Geſetzen, bie nicht für 
alle Staatsbürger gleiche Bedeutung haben, nicht 
alle in gleicher Weife treffen, den Erlaß bezw. bie 
Mitwirkung dabei ober ihre Rechtfertigung von 
beſonders triftigen und dringenden Gründen ab⸗ 
bängig zu machen. 

5. Neuere Beifpiele von —— — 
An Deutſchland haben neuerdings zweierlei Geſetze 
die Verwendung des Wortes here ern 
in weitere Kreije verbreitet und demſelben die Be= 
deutung eines Schlagwortes — im Sinne von 
aus bejondern politiichen Anläffen nur für Die 
Dauer derfelben erlaſſenen Gejegen — verſchafft, 
das aber aud) oft mißbräuchlich angewendet wirb, 
fo namentlid) dann, wenn man von ber allge= 
meinen Verwerflichteit ber Ausnahmegeſetze Spricht, 
ohne zu bedenfen, daß e8 recht wohl außerorbent» 
liche Verhältniffe im Staatsleben geben fann, wo 
außerordentliche Maßregeln unvermeidbar find. 
— Wenn auch ſchon vorher als Folgen Triege- 
riſcher Verhältniſſe , Ausnahmegeſetze zuerwähnen 
wären (jo die Verordnung mit Geſetzeskraft vom 
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2.Märy 1868 und das Geſetz nom 15. Februat 1869 
gegen den König von Hannover und den Kurfürften 
von Heſſen, wodurch ihr Vermogen mit Beſchlag 
belegt und die Einkünfte eingezogen wurden), fo find 
doch vorzugsweife bie Maigejege und da8 So⸗ 
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worden. Gegen Die verwahrten ſich 
die Katholilen unter g auf das Weſen 
und die geſchichtliche Stellung der katholiſchen 
Kirche fowie auf den allgemeinen Saf ber preußi⸗ 
ſchen Verfaffung, daß die Kirchengefellichaften ihre 
Angelegenheiten felbftändig zuverwaltenhaben. Die 
Gegner nannten die Berüdfichtigung diefes Ein- 
wurfe eine falſche Scheu vor ber individuellen 
Regelung der in ben Bereich der — 
gebung fallenden römifchefirhlichen Verhältniſſe 
und glaubten die Feftftellung befonderer Normen 
für eine innerhalb ber geſchichtlichen Entwidlung 
einzigartige Erſcheinung durch einfeitiges Staats · 
geſetz mit Umgehung des Princips der Verein⸗ 
barung verwirklichen zu follen. Da die Maigefepe 
anderwärts (ſ. d. Art. Kulturklampf und Maigejeh- 
gebung) barzuftellen fein werben, fei Hier zum Be⸗ 
weile ihrer exceptionellen Natur nur ein Punkt, 
der bes Aufenthaltsredhts, hervorgehoben. Belannt« 
lich ift der Grundfaß der Nichtauglieferung Staats · 
angehöriger anertanntes völferredhtliches Princip 
(1.d. Art. Aufenthaltsret). Als Strafmittel kommt 
die Ausmweifung im modernen Strafrecht nur noch 
gegen Ausländer nor. Eine Landesverweifung ber 
Staatsangehörige ift unftatthaft (Freizügigkeits- 
gefeh vom 1. November 1867, 81; Reichsgeſetz 
über bie Staat8angehörigfeit vom 1. Juni 1870). 
Eine Durchbrechung dieſes Grundjages Tag nun 
aber in dem beutichen Reichägejeg vom 4. Mai 
1874 (, Reichsachigeſetz“) vor, betreffend die Ver⸗ 
binderung der unbefugten Ausübung von Kirchen · 
ämtern. Eigentümlich berührte die Bemühung, 
in diefem Sn daß obige Princip dadurch zu 
wahren, daß Geiftliche, welche wegen maigeſeh ⸗ 
twidriger Amtshandlungen verurteilt twurben, zu« 
erſt durch Verfügung der Gentralbehörbe des 
Heimatftantes der Gtaatsangehörigfeit verluftig 
erflärt werben müſſen (Expatriierung) und bann 
erſt ausgewieſen werben bürfen. Das Geſetz vom 
4. Mai 1874 ift durch Reichsgeſetz vom 6. Mai 
1890 aufgehoben worden. Noch Heuteftehtaber, troß 
wiederholter Beſchlüſſe des Reichstags, welche deſſen 
Aufpebung verlangten, das fogen. Jeſuiten⸗ 
geſetz vom 4. Juni 1872 in Kraft, wonad) An» 
gehörige des Ordens ber Geſellſchaft Jeſu und der 
ihm „verwandten Orden“ und „orbensähnlichen 
an ee wenn fie Ausländer find, aus 
dem Bundesgebiet ausgewieſen werben Tönnen und 
denfelben, wenn fie Inländer find, ber Aufenthalt 
in beftimmten Bezirken verfagt oder angewiefen 
werben fan. So weit wie bad Zehuitengeieh ging 
nicht einmal dag unter dem Eindrude eines Atten« 
tats auf den Kaiſer am 21. Oftober 1878 zu ſtande 
gelommene Socialiftengefet. Auf Grund 
besjelben konnte nämlich eine Ausweilung nicht 
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aus dem Reichsgebiete, ſondern nur aus einzelnen 
Bezirken oder Ortſchaften, für welche der jogen. 
Heine —— — proffamiert worden war, 
erfolgen. Das genannte Gejeh „gegen bie gemein» 
gefährlichen Beftrebungen der Socialdemofratie”, 
vom 31. Mai 1880 bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1884, dann am 28. Mai 1884, 20. April 
und 18. März 1888 auf je zwei Jahre ver= 
längert, fündigte fi) felbit als Specialgejeß an. 
Es enthielt eine teilweiſe Sufpenfion geſetzlicher 
Garantien der ſtaatsbürgerlichen Freiheit und in⸗ 
fofern Ausnahmen vom gemeinen Recht in Bezug 
auf den Gebrauch; bes Vereind-und Berfammiungs- 
rechts, auf Preßfreiheit, auf Gewerbebetrieb und 
Freizügigkeit. Den Eentralbehörben der Bundes- 
ftaaten war nämlich das Recht gegeben, für Be⸗ 
zirfe und Ortfchaften, welche durch ſocialdemo⸗ 
kratiſche Beftrebungen mit Gefahr für die öffente 
lie Sicherheit bebroht erjhienen, mit Geneh- 
migung des Bundesrais Anordnungen zu treffen, 
welche einzelne der genannten Garantien außer 
Kraft festen, jo daß Berfammlungen nur mit Zu⸗ 
ftimmung der Poligeibehörden ftattfinden burften; 
die Verbreitung von Druchſchriften auf öffentlichen 
Wegen, Straßen oder Plähen ober an ö 5 
Orten verboten; Perſonen, von denen eine 
fährdung der öffentlichen Sicherheit zu befürchten 
ift, der Aufenthalt in gewiſſen Bezirken oder Ort- 
ſchaften unterfagt; ber Beſiß, das Tragen, die Ein- 
führung, der Verlauf von Waffen beſchränkt ober 
an beftimmte Vorausfegungen gebunden werden 
lonnte (Peiner Belagerungszuftand). Am 1. Ofs 
tober 1890 trat daß deutſche Socialiftengefeß außer 
Kraft. Ein diefem Geſetze ähnliches Ausnahme- 
geſeß ift das öfterreichiiche Gejek vom 30. Januar 
1884 gegen anarchiſtiſche Erſcheinungen. 

Die Beifpiele von Ausnahmegefeßen ließen fi 
mehren. Im franzdfiichen Senate wurde das 
Verbannungsgejek gegen die „Prätendenten und 
deren direfte Nachtolger“ (1886) von verfchiedenen 
Seiten als Ausnahmegejeh bezeichnet. Die ab» 
normen irischen Agrarverhältniffe und die damit 
aufammenhängenden Zuftände (Fenierbewegun; 
haben ſchon mehr als einmal zu Ausnahmemap- 
regeln geführt; andere Ausnahmegefeke entftam« 
men einem überfpannten Nationalgefühl, das die 
Stimme der Gerechtigkeit zu betäuben droht. Ein 
Beifpiel gewährt das Vorgehen in Preußen gegen 
bie Bolen, in Rußland gegen die Polen und die 
Deutſchen, in Ungarn gegen die nichtmagyariſchen 
Vollerſchaften. Dertwürbig: diefelbe moderne Bes 
wegung, die einft die alten Einrichtungen be 
welland chriſtlichen Stantes im Zeichen des allges 
meinen Menfchentums, der „Humanität“, ale 
engberzig befämpfte und zum Yalle brachte, die⸗ 
felbe Strömung ift nunmehr bei einem ſchroffen 
„Nationalismus“ angelangt. 

gitteratur. J. J. C. Wolter, De iure 
singulari, de privilegiis, eorum collisione inter 
se, 1809, diss. ; Brater im Staatswörterbudh I, 
Gefehgebung und Regierung, 1860 ; Gerber, Prir 
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dilegienhoheit und Dispenfationegemalt, 1871; 
1857 ; Biſchof, Das Notrecht der Stantäge! walt in 
Gneift, Das Reichsgeſetz gegen bie gemeingefähr« 
lichen Beftrebungen der Socialdemofratie, Berlin 
1878; Bamberger, Bebeutung des Gocialiften« 
gie 1879; Marquarbfen, Das (Socialiften-) 

eichsgeſetz von 1880, in Schmoller8 Jahrbuch 
für Gejeggeb. V, 1881; Pfaff und 
Kommentar zum Öfterr. allg. bürger!. Gefehbudh 
8 13, 1882; ©. Meyer, Berwaltungsredht I, 
1883, 8 68; 9. Seuffert, Anarchismus und 
Straf, — [Brubder, ur Red.] 

us| ng vom akfiven und paffiven 

Wahr }. Wahlrecht. 

— — ſ. Geſchäftsordnung, parlamen- 
tari 


rmenpflege, e menpſlege S. 414. 
* ursfehung, |. Bö— 
Anbeehetsitum ber Mängen, 1. Müng« 


Ausfehung der Kinder, |. Findelhäuſer. 
deeſwerrnag, lock out, |. unter Gewerf- 


Rastetenpetmin, f. Induftrie-Augftel« 


— Auswaudernugsrecht, 
Auswanderungspolifiß. [Begriff. Gefdichte: 
Auswanderung bei ben Israeliten, Phöniciern, 
Griechen, in Rom; Vörferwanderung, die Nor⸗ 
mannen, bie Kreuzzüge, 15. und 16. Jahrhundert. 
Auswanderung nach Afien, nad) Amerika; bie 
Vereinigten Staaten. England. land, 
Urſachen ber deutfchen Auswanderung. Beurtei- 
fung der deutſchen Auswanderung. — Aus- 
wanderungsrecht. — Auswanberungspolitif.] 

Wenn auch das Wort „Auswanderung“ biß- 
weilen im weiteren Sinne gebraucht und auf bie 
zeitweilige Entfernung der Bewohner einer 
Gegend aus berjelben in der Abficht, auswärts, 
ei e8 in einem andern Staate, ſei e8 im eigenen 

Tande, Aufenthalt zu nehmen, angewendet 
wird, fo haben wir uns doch in diefem Artifel 
nur mit der Auswanderung im eigentlichen Sinne 
zu beſchäftigen. Es ift aljo von der Art von 
Ortsiwechjel unter biefer Überichrift zu handeln, 
welche Menjchen von ihrem bisherigen Domizil 
zu Dauerndem Aufenthalt in einen fremden 
Staat führt. — Die Beat zwiſchen biefen Arten 
der Auswanderung ift allerdings eine flüffige. 
Jene Ehinefen z. B., welche für ihre Lebengzeit 
ober mindeftens jenen Zeil derjelben, welcher dem 
Erwerbe gewibmet zu fein pflegt, ihr Vaterland 
verloffen, um in Hinterindien ober in Amerika 
ihren Unterhalt zu juchen und entweder als wohl- 
babende Männer in das, himmliſche Reich“ zurüd- 
fehren, ober wenn die Ghancen minder glüdlich 
waren, ſich damit begnügen, ihren Leichnam bie 
große Seereife zurüd machen zu lafjen, find doch 
wohl als Auswanderer zu betrachten, während bie 
italieniſchen Maurer und Erbarbeiter, die jugend» 
lichen Savoyarben und andere derartige, auf einige 
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Jahre oder gar nur für eine beſtimmte Jahreszeit 
ihre t mit reicheren Gegenden Bertaufchende 
nicht in ben Kreis diefer Betrachtung fallen. Denn 
die fittliche und vollswirtſchaftliche Bedeutung 
dieſes gewerblichen Romadentums ift nicht ente 
) | fernt derjenigen der Auswanderung im eigentlichen 
Sinne zu vergleidhen, und bie ftatiftifchen Daten 
—5 — —5* mang en we —* irgendwie 
erſchöpfende Darſtellung dieſer — 
ſtatien würben. Die Auswanderung im engeren, 
joeben entwidelten Sinne aber, wie fie an biefer 
Stelle zu behandeln ift (permanente im Gegenſatz 
zur temporären Auswanderung), bilbet eine jociale 
politiſche Erſcheinung, deren Entwidlung und 
Verlauf wir in reichiter Abwechslung ihres Auf⸗ 
tretens durch die Jahrtaufenbe verfolgen lönnen 
und deren Betrachtung zu den älteften Epochen 
Far rag Dafeind des Menſchengeſchlechts 
naufführt. 

Schon die uralten Urkunden menſchlicher Ent« 
wicklung, welche und das Alte Teftament bietet, 
zeigen uns Auswanderungen. Die Kinder Israels 
verlaſſen infolge von Zeurung ihre Wohnfige 
und finden in Agypten, der Kornkammer ber 
alten Welt, wo in gewiſſen Gegenden auch die 
Viehzucht vorteilhaft betrieben werben Tonnte, 
Aufnahme. 200 Jahre fpäter treiben fie Die Be- 
brüdungen Pharaos zurüd. Das fruchtbare Land 
Kanaan, aus dem Joſues Boten Früchte von 
reichfter Entwicllung als Beweife von defien Pro- 
Iperität zurüdbringen, wird von nun an ihr dau= 


ernder Wohnfiß. Nach dem Sturze des 


Israel (720 dv. Ehr.) führte Salmanafjar den 
größten Teil des Volles, um e8 unschädlich zu 
machen, aus dem Lande, und 586 ereilte das 
Reich Juda dasjelbe Geſchick. Das Voll, die 
nieberen Klaſſen ausgenommen, wurde in bie 
babyloniſche Gefangenſchaft geführt. Aber 538 
kehren bie Juden in ihr Vaterland zurüd. Cyrus 
wird ihr Befreier und findet ein Intereffe daran, 
die Feinde der Babylonier zu feinen Freunden zu 
machen. — Und biefe völlerſchaftlichen freiwilligen 
und Zwangs-Auswanderungen im großen Stile 
ftehen in den Tagen des Altertums nicht ifoliert 
da. Im ben Staatengebilben diefer Zeiten war 
die gewaltſame Fortführung ganzer Völlerſchaften 
durchaus nichts —— — her nicht nur in 
diefer Form zeigt fi die Auswanderung des 
Altertums: wir finden nicht nur bereits vor der 
Vernichtung des jüdiſchen Gemeinweſens durch 
die Zerflörung Jeruſalems ſeitens der Römer viele 
Juden in weiten UmtreiS als einzelne ausgewan · 
dert, fonbern in Rom und andern Städten fogar 
jübifche Gemeinden, und ber Bericht über dag 
Pfingſtwunder beweift die weite Verbreitung dieſes 
Volkes über die helleniſche und orientalifche Welt. 
Schon damals bot der Hanbelageift Veranlaffung 
zur Emigration zahlreicher Juden. 

Desgleichen trieb die Phönicier das Streben 
nad Erweiterung ihres Handels zur Kolonien« 
gründung. Diefelben zeigen uns wieder einen 
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Typus der Auswanderung, ber zwiſchen derjenigen 
eines Volles und der einzelner Angehöriger 
eines Pike in größerer oder geringerer Anzahl 
in ber Mitte ſieht. Dieſe alten phöniciihen 
Rolonien, die ſich biß zu den Säulen des Herkules 
erſtredten, wo Babes (Cadix) eine uralte Kultur 
ſtaͤtte bildet, find vorbildlich geworben für eine 

vom Anfleblungsunternehmungen, bie, unter 
ben mannigfaltigften Mobalitäten unternommen 
und balb die politiiche Unabhängi der An⸗ 
fiedlung in mehr oder minder großem Umfange 
begründen, balb biefelbe in firenger aobämgig- 
teit vom Mutterlande haltend, doch alle das Ge⸗ 
meinfame aufmweifen, daß e8 fich bei ihnen darum 


handelt, ein Gemeinweien in ber Fremde zu | Heiligtüi 


gern in dem bie das Mutterland verlaffen 
ölterung das herrichende, Hin und wieber wohl 
ſogar das einzige Element der Benölferung bilbet. 
Ein Bid auf diefen Gang und dieſe Entwicllung 
der Rolonifation muß bier infoweit gegeben wer 
den, als in ihr das Moment der Auswandern 
bervortritt. Die andern Gefichtäpumtte, unter 
denen die Kolonien zu betrachten find, wie ihre 
politifche Stellung zum Mutterlande, ihre innere 
Berwaltung und die Art und Weife ihres religidg« 
futlichen mer ihres Wiriſchaftslebens find einem 
eigenen, die Kolonien behandelnden Artikel (f. d. 
Art. Kolonialpolitif) vorzubehalten und können 
bier nur in ihren allgemeinften Umriflen, infofern 
fie durch ihre mehr oder minder günftige Geftal- 
tung einen ſtärkeren ober ſchwäͤcheren Anreiz auf 
die auswanderungsluſtige Benölferung üben und 
die Emigration als im allgemein menjchheitlichen 
oder im Intereſſe eines beftimmten Staates als 
vorteilhaft ober ſchadlich erſcheinen lafien, in Ber 
tracht gezogen werben. 

Einen befondern Aufſchwung nahm die Auß« 
wanderung in ber griechiſchen Welt. Seit 
der Mitte bes 10. Jahrhunderts v. Ehr. wan⸗ 
berten die Ionier nad) den Küften Kleinafiens 
aus. Die Imvafion der Dorier und Pelaäger, 
die aus dem Norden her in Griechenland, bejon« 
ders aber in Attila vordrangen, bot den Anlaß 
dazu. Den afiatifchen Bewohnern wurde ber 
Boden mit Gewalt abgenommen. Es begann die 
Entwidlung jener klemnafiatiſchen Städte, deren 
Glanz fpäter den der meiften des Mutterlandes 
überftrahlen follte. Man kann aus der Bedeutung 
jener Städte, die wie Epheſus Mittelpunfte grie- 
Hifhen Kultus und wie Gmyrna griediicen 
Handels wurben, einen Schluß auf ben Umfang 
der Auswanderung ziehen, welche den Eharafter 
dieſer Städte begründete und anfrecht erhielt, ber 


ohne diefelbe dem Einfluſſe der fie rings um⸗ | Nationalität 


gebenden orientalifchen Benöflerungen hätte er- 
Tiegen müſſen oder wenigftens dadurch bebeutenb 
hätte beeinträchtigt werben fönnen. Während fich 
aber die Jonier nach Oſten wenbeten, ftrömten 
Dorier, Lofrer, Mefienier und Korinther nad 
Unterttalien und Steilten. Politiſche Unzufrieden« 
heit, Unternehmungsluft, Motive verſchiedenſter 
Gtantstegifon. I. 2. Kufl. 
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Natur waren die Beweggründe. So wurde Syrafus 
infolge einer Biebesanaire durch Archias, ein 
Mitglied der Herrſcherfamilie von Korinth, ges 

et, der infolge derſelben Korinth verlaffen 
mußte. Die Bewohner von Phoköa flüchteten vor 
der perfiichen Invaſion und beten das noch 
heute jo blühende Marſeille. Die Art und Weiſe 
aber, wie die Auswanderung der Griechen vor 
fi ging, war eine nad) Zeit und Umftänden 
verſchiedene. Die älteren Kolonien waren beinahe 
ausnahmslos nur loſe mit ber Mutiterftabt ver- 


Abhängigteit von den 
ihren Urfprung verbantten, 
gehalten werden Tonnten, Ieuchtet von felbft ein. 
Sie find einer jeden Stadt des Mutterlandes in 
materieller Beziehung überlegen gewejen, wenn 
man Athen und Korinth ausnimmt. Sie ſelbſt 
gründeten alsbald wieber Töchterfolonien. Milet 
allein Hatte deren 75—80. Zarent foll auf feinem 
Höhepunkt ein Heer von 34000 Mann geftellt 
und Sybaris nad} verjchiedenen Berichten 100000 
ober 300000 Bürger gezählt haben. Wenn man 
dazu ben hoben Glanz von Kimſt und Litteratur 
in griechiſchen Kolonien bebenkt, werm man 
ich vergegenmwärtigt, was bie noch vorhandenen 
Zeugen des Glanzes jener aus dem Mutterlande 
verpflanzten bellenifchen Kultur, was die gewwal- 
tigen Ruinen von Agrigent, Syrakus und Päftum 
und was die Schriften der Dichter und Denker 
Großgriechenlands und anderer griechiicher Pflang- 
ftädte uns von jener großartigen Entwidlung 
mitteilen unb ahnen laffen, fo wird man anerfennen 
mäffen, in weich hohem Grade jene konzentrierte 
Auswanderung das griedhifche Vollstum nicht nur 
erhalten, jonbern reich entwidelt und im vater- 
länbijchen Geifte ausgebildet hat. Der Grieche, 
welcher die wenig außgebehnte Heimat verlieh, 
fand nicht nur Ausficht auf Fortlommen in zahl« 
reichen blühenden Städten, jondern aud) die Ge- 
wäbrleiftung der Bewahrımg feiner Nationalität. 

In ehr verſchiedener Weile, wen aud) ſtets in 
der Form der Koloniengründung, entwidelte ſich 
die Auswanderung im römischen Staate. Dies 
felbe führte zahlreiche Angehörige der römifchen 
beſonders ansgediente Soldaten, 
in bie Provinzen. Durch diefen Umftand fcheint 
zwar ein Moment aufgehoben, welches oben als 
ein weſentliches Merkmal des Begriffes „Aus- 
wanberung“ hervorgehoben wurde: die Richtung 
der Emigration in einen fremden Staat. Wenn 
man aber bedenkt, daß bie römifchen Kolonien in 
unterworfenen Ländern fremder Nationalität ges 
17 
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ng wurden, und daß ſich wenigftens bis zu 
aifer Caracallas Regierung bie allgemeine gleiche 
Staats bürgerſchaft aller römischen Unterthanen 
noch nicht außgebilbet hatte, fo kann man dieſen 
Bevölterungszug aus dem Centrum ber römifchen 
Macht in die abhängigen Gebiete faum unter 
einen andern Geſichtspunkt bringen als ben der 
Auswanderung, wie ja aud bie Überfiedlung 
ber Engländer, Spanier und Franzoſen in bie 
Kolonialgebiete ihres Vaterlandes, bie durch ihre 
abweichenden pofitifchen, focialen und Produltions · 
verhältniffe als vom Mutterlande weſentlich ver» 
ſchiedene er, wenn auch nicht als verſchiedene 
Staaten im eigentlichen Sinne des Wories er- 
ſcheinen, ſtets als Auswanderung betrachtet wurbe. 
— Ganz entjehieben erfheint die romiſche Kolo⸗ 

iengrünbung und bie in die Kolonien ftattfinbenbe 

berfieblung von römischen Bürgern und Be» 
teranen al8 politifche Angelegenheit, Die Koloni- 
ſation iſt Sache der Staatsgewalt. Schon Cajus 
Gracchus gründete Bürgerkolonien in überjeeifchen 
eroberten Ländern. 6000 Koloniften, teils römijche 
Bürger, teils italifche Bundesgenoffen, wurben 
auf dem Weichbilde des zerftörten Karthago an- 
gefiedelt. Pompejus führte Durch feine Kolonien 
Auswanderer nad) dem Driente, nad) dem Schwar- 
zen Deere und nad) Agypten. Eäfar, in allem 


geohartig, war auch der Gründer bedeutender 
denn bie italiſche 


olonien, und jo wandte is 
Auswanderung nad) allen Zeilen des römiihen 
Reiches, nad) dem Schwarzen Meere, nad) Grie= 
chenland, nad) Afrifa und namentlich nad dem 
neu unterworfenen Gallien. Sein weit blidenber 
Geift fonnte bie gemeitigen Vorteile nicht unbe- 
achtet laſſen, welche bie Berne, und der in 
die neuen Kolonien fi ergießende Strom ita= 
liſcher Auswanderer nad) verſchiedenen Rich 
tungen für bie Entwidlung des römischen Reiches 
boten. Es wurbe dadurch der Bevölkerungsüber · 
ſchuß aus Rom und deſſen Nähe in entlegene 
Gebiete abgeleitet. Man wurde dieſes durch die 
Kapitalsübermacht und die Sklavenwirtſchaft, 
durch die Latifundienbildung gezeitigte beſihloſe 
Proletariat los, welches, politiſch berechtigt und 
wirtſchaftlich ruiniert, feine Stellung zur Erlan ⸗ 
ng von materiellen Unterſtützungen, zum be= 
Mänbigen Ruf nad) panem et circenses ge⸗ 
brauchte. Freilich, wie viel beſſer wäre es ge= 
wejen, das römifche Volt in Gegenben zu erhalten, 
in welchen es ſich entwidelt hätte, umgeben von 
ben heimifchen Traditionen, ungemifcht mit oft« 
mals barbariſchen und weichlichen Vollsftämmen, 
fähig, eine Tompafte Vollsgemeinde zu bilden, 
welche noch immer eine politifche Thätigfeit zu 
üben geeignet geweſen wäre! Da bie aber in 
Anbetracht der großen Fortſchritte, welche bie 
ſociale Unordnung bereit8 gemacht hatte, nur mit 
den größten Gefahren für feine Stellung möglich 
tar, fo ift Cäfars Abficht zu billigen, durch groß⸗ 
artige Kolonifationen eine Mafjenauswanderung 
zum Zeil unruhiger Elemente herbeizuführen, 
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welche in den Provinzen des weiten Reiches einen 
zahlreichen Bauernftand ſchufen, römische Bildung, 
römifches Recht und Sprache verbreiteten und 
mächtig zur nationalen Verſchmelzung der Unter- 
worfenen mit ben Eroberern beitrugen. Ja man 
darf bieje Affimilierung der verſchiedenen natio- 
nalen Imbividualitäten, die nur durch den groß- 
artigen Umfang der italiihen Auswanderung zu 
erflären ift, von beren Bedeutung die von Momm⸗ 
fen mitgeteilte Thatfache einen Begriff giebt, daß 
Eäfar binnen wenigen Jahren 80.000 Roloniften 
in trangmarinen enden anfledelte, als ein 
Moment von höchfter weltgefchichtlicher Bebeutung 
erklären. Sie durchbrach die begrenzte antile An⸗ 
fchauungsweife, welche ben Menſchen in feiner 
Nationalität aufgehen ließ; fie öffnete Die Herzen 
der Menſchen, welche fremde Kulte mit Achtung 
zu betrachten, ja teilmeife anzunehmen begannen 
— man denke an ben im römischen Reich bis nach 
Noricum hinein b verbreiteten ägyptijchen Iſis⸗ 
kult —, ſtufenweiſe höheren und weiteren Anſchau⸗ 
ungen, welche fie für die Aufnahme des Epriften- 
tums geeigneter machten, und fie war die unmittel« 
bare Urfache, ficherlich wenigftens zum Zeile, jener 
humanen Behandlung und milden Regierung, 
welche die römifchen Imperatoren im Gegenſaße 
zu ben Gemwalthaber ber Republif den Provinzen 
des Weltreiches angedeihen ließen. — Wenn id) 
alſo die römifche Auswanderung, welche fich nicht 
auf bie Gründung meift an der Küſte gelegener 
Gemeinwefen beſchränkie, wie fie die griechiſche 
Emigration ins Leben rief, ſondern tief in bie 
innerften Teile der eroberten Länder, und zum 
Zeil jehr hoch Tultivierter Länder, vorbrang, ber 
züglich der Reinerhaltung der Nationalität ber 
Auswanderer nicht jo vorteilhaft erwieß, als dies 
von der griechiſchen Kolonifation behauptet werben 
Tann, fo hat fie ſich doch gleichfalls in vielfacher 
Hinſicht als vorteilhaft erwieſen und muß mit 
Bezug auf ihre den Triumph bes Chriſtentums 
orbereitende Bedeutung als ein wirffames Mittel 
zur Erfüllung der Pläne der göttlichen Heils⸗ 
dlonomie bezeichnet werben. 

Gilt dies aber in hohem Grade von der römie 
fchen Auswanderung, jo muß ein Gleiches von 
jenen gewaltigen Wanderungen behauptet werben, 
welche wir mit dem Namen der Voͤlkerwande⸗ 
tung zu bezeichnen pflegen. Wenn auch teilweiſe 
ihrem Urjprunge nad in Dunkel gehüllt, weil 
diefe von Often her vordringenden Vollsmaſſen 
noch auf den Anfangsftufen menſchlicher Kultur 
ſich befanden, war diefelbe doch ſicher zum Teile 
dur die Beuteluft hervorgerufen, welche bie 
friegstüchtigen Barbaren in den reichen Gefilben 
des alternden Römerreiches, das infolge des Pau⸗ 
perismus ber Mafjen fich entvölferte und immer 
tehrlofer wurde, ein willlommenes Objekt ber 
Belipergreifung erbliden ließ. Die BVölferver- 
ſchiebungen und »verbinbungen dieſer Gejhichts- 
epoche, der Zeit des Werbens ber jet Europa 
bevölfernden Nationalitäten, find zu weitläufig 
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und außerdem als hiſtoriſche Ereigniſſe erften 
Ranges zu befannt, als daß Hier aud nur an⸗ 
deutungsweiſe darauf eingegangen werden könnte. 
Nur daran möge erinnert werben, da die Ein« 
wanderung des germaniſchen Elementes eine Er⸗ 
neuerung des Rechts⸗ und des davon fo ſehr be= 
dingten Wirtſchaftslebens hervorrief, welche der 
Menſchheit die weſentlichſten Dienfte leiſtete. — 
Auch die folgenden Jahrhunderte, namentlich die 
des früheren Mittelalters, brachten Auswanderun · 
gen verſchiedenſter Art. Die räuberiichen Nor- 
mannen civilifieren ſich, indem fie ſich in der 
Normandie niederlaffen und indem ans dem Führer 
ihrer Raubzüge ein hriftlicher Herzog wird. Und 
nicht genug, daß fie ſich einer der beften Provinzen 
Frankreichẽ bemächtigen, gründen fieauch in Italien 
ftaatlicde Gebilde. Wenn aber bis zum Ende bes 
11. Jahrhunderts diefe mittelalterliche Emigration 
Hauptfächlich durch die Normannen repräfentiert 
wird, die im Jahre 1066 infolge ihrer Eroberung 
Englands ein bedeutendes Reich gründen und da⸗ 
mit zugleich das Lehensſyſtem gu Grundlage ber 
flaatlihen Entwidiung dieſes Landes machen, fo 
beginnt mit ben Kreugzügen eine allgemeine 
Auswanderungsbewegung ber europãiſchen Völfer, 
die ſich diesmal von Welten nad) Often richtet. 
Nicht nur der eigentlich ſogen. Orient wird der 
Schauplag verſchiedener Staatenbildungen, die 
fi), dem Beiſpiele des Iateinifch-germanifchen 
Occidenis folgend, in der Form ber Lehenäver- 
faffung vollziehen und, wenn auch unter bem 
prätentiöfen Titel eines lateinischen Kaiſertums 
in Ronftantinopel und von Königreihen in Je⸗ 
zufalem und Cypern erfolgend, doch nur von 
ephemerer Dauer find. Auch die deutſche Oft- 

ge wird von zahlreichen Auswanderern über- 
Forikten; der ſchon älteren Oſtmark, dem Aus- 
gangspuntte der Entwidlung ber dfterreichiichen 
Monarchie, gefellen fich neue Territorien deutſchen 
Charakters Hinzu. Das 12. Jahrhundert ſah die 
dauernde Begründung beutfcher Herrſchaft in ber 
Mark Brandenburg, wohin, wie in die übrigen 
jenfeit3 ber Elbe gelegenen altpreußiſchen Pro- 
vinzen, zahlreiche deutsche Kolonijten aus 
den Niederlanden, Franken, Weftfalen, Sachfen, 
Thüringen, Bayern und Schwaben im 12. und 
18. Jahrhundert auswanderten, welche biefe Län⸗ 
der germanifierten und chriftianifierten. Der 
deutjche Orbensftaat entitand im 13. Jahrhundert, 
und die Schwertritter gründeten den ihrigen in 
den jetzt ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen. Der Miffio- 
när begleitete ben Koloniften oder ging ihm voraus. 
Otto von Bamberg ward ber Apoftel Pommerns, 
wie ber hl. Adalbert der erfte Apoftel Preußens 
geweien war. Es beginnt die ununterbrochene 
Reihe chriftlicher Glaubenshoten und Glaubens⸗ 
helden, weiche in ihnen fremde Länder verſchieden⸗ 
fter Nationalität ziehen, um mit dem Samen des 
Evangeliums ben ber wahren Kultur außzuftreuen, 
während ſchon früher eine gleichfalls refigiöfe, 
freilich daneben ftarf weltliche und finnliche Be⸗ 
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wegung die ferneren Länder ber orientalijchen 
Kirche und andere, nichtchriftliche Reiche des 
Oſtens eine Beute der Unkultur und Pjendofultur 
werben ließ, indem diefelben dem Mohammeda⸗ 
nismus verfielen. — Als auf eine beſonders 
wichtige Erſcheinung muß aber darauf verwieſen 
werden, daß ſich im Mittelalter auch eine Aus- 
wanberung vollzog, die nicht volkerſchaftlich und 
ftaatenbildend im eigentlichen Sinne vor fi} ging, 
fondern Scharen von Auswanderern in mehr 
ober minder großer Anzahl nach den öftli) 
an Deutſchland grenzenden Staaten, nad) Polen, 
Böhmen und Ungarn führte. So fand die Eine 
wanderung der fogen. Sachſen nad) Siebenbürgen 
zwiſchen den Jahren 1141 und 1161 ftatt. Wenn 
aber auch diefe deutſchen Einwanderer in bie ſla⸗ 
viſchen und — — Länder den größten 
Einfluß auf die Kultur ihres neuen Vaterlandes 
ausübten und wenn fie auch großenteils dem 
Verlufte ihrer Nationalität entgingen, fo bildeten 
fie doch Teine deutfchen Staaten umd können fo 
als Vorläufer jener zahlreichen Auswanderer- 
ſcharen ber Neuzeit gelten, wie fie namentlich 
Deutjchland verlaffen, welche ſich einem fremden 
Staatsweſen einverleiben. 

Einen ganz befondern Aufſchwung nahm in« 
beffen die Auswanderung mit den Entdedun« 
gen ber großen Seefahrer, die um bie Grenz⸗ 
ſcheide des 15. und 16. Jahrhunderts den Seewe 
nad Indien und Amerika erſchloſſen. Wenn fi 
aber troß der Reichtümer Indiens und Hintere 
afiens die Auswanderung nad) diefen Gegenden 
in mäßigen und im Bergleich zu der Ausbehnung 
jener weiten Ländergebiete jogar jehr befcheibenen 
Grenzen hielt, fo dürfte der Grund davon einer« 
ſeits in dem tropiſchen Klima diefer Gegenden 
gefucht werben müflen, welches ben Aderban und 
überhaupt anftrengende förperliche Arbeit dem 
Europäer in jenen Gegenden ſehr jhwierig, ja in 
vielen Fällen unmöglich machte und macht. Dann 
aber muß auch in Betracht gezogen werben, daß 
Äh In Indien — von China und Japan gar 
nicht zu reden — mächtige Reiche befanden, die 
dem Verſuche, in das Innere des Landes ein» 
audringen, bebeutenben und gegenüber bem nature 
gemäß geringen Truppenftande Meiner, wenn aud) 
ſehr kriegstüchtiger und relativ damals jehr 
mächtiger Staaten, wie Portugal und bie Republit 
ber vereinigten Niederlande im 16. reſp. 17. Jahr⸗ 
hundert e8 waren, wirffamen Wiberftand entgegen« 
zufegen im ftande waren. (Man benfe nur an 
das mächtige Reich des Großmoguls und an ben 
nod im vorigen Jahrhundert mächtigen Staat 
bes Hyder All.) So war e8 denn biejen beiben 
Staaten nicht möglich, eine großartigere Koloni« 
fation im Sinne der Gründung von Ackerbau⸗ 
tolonien zu bewerfftelligen. Übrigens hätten aud) 
die Benölferungszahlen des Mutterlandes biefe 
beiden, wenig ausgebehnten Staaten davon ab⸗ 
halten müfjen. Dieje beiden Nationen gründeten 
in Afien hauptſächlich Handelskolonien, welche 
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den Umfaß ber reihen Probufte der unter 
worfenen a unb ri ee un« 
abhängigen Hinterlãnder biejer letzteren ſchwung · 
haft betrieben. Wohl aber ar Portugal, das 
ſich unter allen romaniſchen —* am meiſten 
durch eine ſtarle Bevdllerun e auszeichnet 
indem dieſelbe ſeit 1885 hrlic 1,27 Progent 
betrug (in Deutichland 1,19 Prozent), auch nach 
fiem eine bebeutenbe Zahl von Aust 
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einem fehr ſchönen Grunde fand. Es war dies 
die milde Behandlung, welche die Spanier den 
unterworfenen Indianerflämmen zu teil werden 
— Es kann über dieſelbe lein Ziveifel beſtehen. 
Die Bemühungen jener großherzigen Biſchöfe 
und Priefterberfatpolifcjen ‚eines Zumaraga 
in Mexilo, eines Las Caſas aus dem Domini» 
fanerorden und des bl. Ludwig Bertrand aus 


wanderern Demfetben Orben in Reu-@ramabe fe jen der kurzen 


welche dort mit Hilfe von unfreien Schwarzen 
das Pflanzungsfgftem zur Grumblage der agri⸗ 
hilturellen Ausbeutung bes Landes machten und 
weit zahlreicher waren als ihre nach Indien ſich 
wenbenben Lanböfeute, 

Ganz anders verhielt und verhält es fich mit 
Amerita, Die „neue Welt“ ift vom Augenblid 


ihrer Entdedung an das Ziel einer mafjenhaften | ſchwung 


Auswanderung geweſen, die ſich allerdings nach 
ben verjchiedenen Gegenden ber andern Hemifphäre 
mit verfchiebener Intenfinität gewendet hat und 
noch wendet. — Zunãchſt waren es die Spanier, 
.. infolge der Befibergreifung — und | maı 
es größten Teiles von Südamerika in beträcht ⸗ 
licher Anzahl nach bem neu entdedten Weltteile 
answanberten. Doch hat diefe Auswanderung 
verhälmismäßig nicht den Umfang erreicht, welchen 
die fpätere englifche und auch deutſche Emigration 
nad) Nordamerika angenommen bat. Die Gründe 
davon find mannigfaltige. Bor allem Titt das 
Mutterland durchaus nit an Menfchenüberfluß, 
wie dieß noch gegenwärtig nicht der Fall iſt. 
Wurden doch große — kulturfähigen 
Landes als Weibepläge der berühmten Merino⸗ 
Schafe benüßt, = bei ihren großen Wanderungen 
duch verfchiebene Gegenden des Landes weiter 
Territorien bebur Sodann aber waren die 
Spanier zur Zeit Karla V. und der habsburgiſchen 
Dynaſtie überhaupt ein in hohem Grade den 
fogen. liberalen Profeffionen, dem Dienfte ber 
Kirche, der Magiftratur und der Advokatur, ſowie 
dem Kriegsdienſte zugeneigtes Voll. In Spanien 
fanden ſich nicht jene zahlreichen jüngeren Söhne 
angejehener Familien, wie ſolche England zu der» 
laſſen pflegten, um in transatlantiſchen Gebieten 
andels· und Imbuftriebetriebe oder im Be- 
triebe der Agrifultur fich zu bereichern. Es bürfte 
bauptjächlich die Beſorgnis vor ber drohenden Ent« 
völferung des Mutterlandes die Urfache geweſen 
fein, daß jogar ein Gebot Karla V. erging, wonach 
fein Spanier nad) Amerifa gehen burfte ohne 
Erlaubnis der Krone, die außerdem meift nur 
für eine beftimmte Friſt, etwa von zwei Jahren, 
gegeben wurbe. Und dieſe Erlaubnis wurde zu⸗ 
dem nur unter Nachweis eines triftigen Grundes 
und eines genügenden Sittenzeugnifjes erteilt. 
Auch beſchraͤnkte fich dieſelbe meift auf eine be» 
flimmte Provinz, und bie Reife dorthin mußte 
an Direkt vor fich gehen (Roſcher a. a. O. 147). 
e8 alles bildete natürlich ein beträchtliches 
Hemmnis für eine Auswanderung in großem 
Mafftabe, welche endlich noch eine Schranke in 





Periode ber Konquiftaborenwirtihaft des harten 
Pizarro und des beſſeren Cortez ſowie anderer 
ein Ende. An Stelle des Regimes unabhängiger, 
das Sand auf eigene Verantwortung erobernder 
und regierender ober in den meiften Fällen viel- 
mehr ausbeutenber Eonbottieri trat das merf- 
würbige, —— ſehr wohlthätige, aber dem Auf⸗ 
m Handel und Produttion nachteilige 
alpanide Koloniſationsſyſtem mit Bar firengen 
Abſchließung der Kolonien gegen das Ausland, 
welches nicht nur jebe Einwanderung von Nichte 
fpaniern in die ſpaniſchen Kolonien unmöglich 
machte, fondern das nicht autorifierie Landen 
Fremder in denfelben ſogar mit dem Tode bedroht 
bat, Aber eben bie einen wejentlichen Teil biefes 
Koloniſationsſyſtemes ausmadhende milde Be- 
handlung der Indianer, welche Roſcher (Kolonien 
©. 135) mit den Worten anerfennt, daß „bie Be- 
handlung ber Indianer in den fpanifchen Kolonien 
im allgemeinen jo milb war, wie das die Unmündig« 
keit derſelben und bie Rüaf t auf die ſpaniſche 
errichaftirgenderlaubte* ‚mußte ein Hindernis für 
e durchgreifende Befiebelung bes 
Europier ein. Man nahın den Indianern ihren 
Grund und Boden nicht gänzlich ab. Es wurden 
zwar große Encomienda8 an Spanier verliehen, 
die ſich als eine Art Lehensherrſchaften darafteri« 
ſieren, aber bie Fi waren eiblich zur Reſpel⸗ 
den | tierung der zu Gunjten ber Indianer erlaffenen 
Maßregeln verpflichtet. Es war alfoim ſpaniſchen 
Südamerika jene Iufrative Ausbeutung des Landes 
mittels billiger Sflavenarbeit nicht möglich, wie 
fie bie proteftantifchen Engländer und bie Pflanger 
der ſüdlichen Staaten der norbamerifanifchen 
Union lange Zeit fo ſchmählich betrieben. Die 
Indianer blieben die breite sap w der Benölterung, 
namentlichin der glängendften Kolonie des Mutter« 
landes, in dein Neu-Spanien genaunten Megito, 
und waren — — in erträglicher Lage 
befindliche Bebauer ihres Landes. Ein folcher 
Zuftand kann wohl große Pflanzungsunterneh« 
mungen berborrufen, die in der Lage find, fich 
mit einem geringeren Ertrage des ihnen abgabe- 
pflichtigen Landes zu begnügen, der ihnen in 
Seftit von Zinsleiftungen u. dgl. der in ber 
gs von Erbpädtern, Halbpächtern u. |. m. 
efindlichen Grundflüde zugeführt wird, ba fie 
den Verlauf ber Naturalabgaben in großem Maß 
ſtabe ohne Zwiſchenhãndler zu betreiben vermögen. 
Dagegen iſt es für mittlere und Meine Grund» 
befißer unter folchen Verhältniſſen zu exiſtieren 
unmöglih. Da aber ber Hauptftod der Ein- 
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wanberer in einem Sande aus aderbautreibenden 
Leuten zu beitehen pflegt, jo erflärt fich bei den 
der Immigration folder in den ſpaniſchen Kolo« 
nien gejeßten Schranten die verhältnismäßige 
Schwäche ber Austvanderung in diefe Länder. 
Diefelbe ſetzte ſich zu einem fehr bedeutenden Teile 
aus Beamten, Solbaten und Prieftern zufammen, 
bie natürlich zur Beherrſchung, Regierung und 
Baftorierung zahlreichen verbliebenen auto⸗ 
qhthonen Bevölkerung, welche ihrer natürlichen Ver · 
anlagung nad feine bedeutenden Fähigkeiten zu 
folgen Funktionen befaß, notwendig waren. — 
Jag Humboldts en gab es zu kur Zeit 
im ſpaniſchen Ameril ianer: 7580000, 
Weiße 8276000, 775000, Miſchlinge 
5828 000 (Rofcher a.a.D. 148). Das find 
Benölterungziffern,, welche das Wort —2 — 
(a. a. O. 138) volllommen rechtfertigen 
wirb die Menfchenfreundlichkeit der Heiden 
Politik nicht verfennen. Während die Ko 
anberer europäifcher Voller, wo fie mit fee 
Eingeborenen zuſammentrafen, regelmäßig die 
Ausrottung derjelben zur Folge hatten, ijt ben 
Spaniern nicht bloß die Erhaltung, fondern auch 
die Belehrung und vergleichsweije Freien 
Die ae pbäbuegfd-Ianhe Rnonlalpoit 
alte ⸗ſpan lonialpolitit. in 
erg rift f. Geſellſchaftswiffenſchaft 1879, 
Im —* mit dieſer ſpaniſchen Einwande⸗ 
rung nad Süd- und Mittelamerika muß aller⸗ 
dings das Zuftrömen europäifcher Auswanderer 
nad) den nördlichen Regionen biefes Weltteiles 
ein überrafchend großes genannt werden. Waren 
die fübliche Hälfte Amerikas und die zum Keil 
jo reichen Gebiete Mexikos ber lateiniſchen Raffe 
e Beherrſchung zugefallen, fo follte dag Gebiet 
jeigen Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und daß gegenwärtige britiſche Norbamerifa größ- 
tenteils der Schauplak germaniſch⸗keltiſcher An⸗ 
fiedlungen werben. r ein Meiner Zeil der 


füblihen Vereinigten Staaten, Louiſiana, be= | jein mi 


a noch eine Ba Ih öfifche Pflangerbevölfern: 
—2 die gallo· romaniſ⸗ 
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Nach dem Cenſus des Yahres 1860 wurben im 
ganzen Gebiete der Vereinigten Staaten die Ab⸗ 
tmmlinge der alten britiihen Einwanderer auf 
46 Brozent, die neuere britiiche Zuwanderung auf 
8 Prozent, die Bewohner irischer Abftanmung 


auf 16 Prozent, die deutſcher auf 13 Prozent, 
bie en: leih 12 Prozent, die ſpa⸗ 
nifcher und offer auf 5 Prozent Ar 


(London Statistical Journal 1870, 541 

welche immenfe Benöfferungszunahme hal Per 

dem bie Vereinigten Staaten, hat in neuerer Zeit 

auch Canada aus germanifcher Quelle aufzuweifen ! 

Die Bevdllerung der Vereinigten Staaten von 

Nordamerika belief fi 

im Jahre 1790 a 3929 827 Seelen, 
1820 9654596 


„1860 „ 831448821 . 
. u „ 88555 981 
. „ 50445 000 . 

82 62220 „ 


1800 


In Jahre 1898 he die VBenölferung auf 
74389 000 Seelen geſchäßt. Das beweift eined« 
teils allerdings eine ftarfe Zunahme ber einge 
wanderten Bevölterung, die wieder eine gewiſſe 
BProfperttät derjelben vorausſetzt, anberfeits aber 
auch eine ftarte Auswanderung aus andern Stanten 
in das Gebiet der großen nordamerilaniſchen Re 
publif, obwohl diefelbe, wie Roſcher mit Berufung 
auf Pucher, Progress of the United States, 
1848, mitteilt, bi8 1840, ſoweit fie ans Europa 
ftattfand (dazumal war aber die Sfiaveneinfuhr 
noch beträchtlich), kaum 3 Prozent des Zuwachſes 
ausmachte. Diejes anhaltend ſtarle Zuftrömen 
von Auswanderern, namentlich in bie Vereinigten 
Staaten, ift ein fo merfwürbiges und namentlich 
aud) für Deutſchland, welches zu der Zahl ders 
beträchtliches Kontingent Ber 


uß. 
Die Hauptländer, welde den Pereinigten 
Staaten von Nordamerika ihre Bevölterung ge 
liefert haben, find, wie gejagt, le 


Beobiferung ir troßdem fie politiſch von Frankreich | lief 


bereits ſeit dem Jahre 1763 getrennt iſt und den 
Kampf mit der jo Tolonifationstüchtigen anglo« 
ſachſiſchen air zu beſtehen hat, beratt, daß fie 
nit nur in ihrem Stammlande, bem er 
franzöfifchen Untercanada, ſich in ihren Anfied- 
Iungsplägen vollftänbig behauptet bat, ſondern 

Obercanada zahlreiche Roloniften ausfendet, 
welche, ben Angloſachſen im tũchtigen Betriebe 
de8 Aderbaues überlegen und in diefer Be 
ziehung nur von ben ſchoitiſchen Koloniſten erreicht, 
ſchon in mel obercanadiſchen Staaten die 
Mojorität der Benölferung ausmachen und in 
anbern zahlreich vertreten find. In ganz über 
wiegendem ‘Maße ftellt ſich aber das Gebiet wenig · 
ftens der Vereinigten Staaten von Norbamerifa 
als Schauplatz germanifcher Kulturthätigfeit dar. 





famt Irland und — 
zunächſt die Auswanderun⸗ des vereinigten Könige 
reiche entwidelt? — Es Hi befannt, ve bie erften 
Anfänge des engliſchen Kolonialreiches nur bis ins 
17. Jahrhundert reihen. Die Kolonie Virginien 
ward 1606, Neu-England 1620, Maryland 1632, 
Jamaica 1655 gegrimbet. Was dieſen Rolonien 
zur Blüte verhelfen umd biefelben zu einem An⸗ 
siehungspuntte für Auswanderer des Mutterlandes 
und überhaupt für die Bewohner von Ländern, die 
ein gemäßigtes Alina befigen, machen mußte, war 

vor allem die immenſe usbehnung fruchtbaren 
Ackerbodens, der mit feiner jungfraͤulichen Pro» 
duttionsfähigfeit Ausfiht auf lohnenden Erwerb 
bot und bietet. Großer Holzreichtum, ein reich 
entwideltes Stromſyflem, welches ſich namentlich 


Die hat ſich nun 
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dort, wo e8 ben Ausfluß des gewaltigen, an der 
Grenze der Vereinigten Staaten und Canadas 
gelegenen Seenkomplexes bilbet, als große Vorteile 
gewährende Handelsſtraße dharafterifiert; bedeu- 
tende Erzlager, wie bie pennſylvaniſchen Eifen- 
reichtümer ; weiter nah Süden hin ein für die 
Kultur großer Wärme bebürftiger Pflanzen gün« 
füges Klima, weldhes die Reiskultur Carolinas 
die Baummollenp| em ber fogen. Süb- 
ſtaaten der Union begünftigt: dies alles mußte 
einen großen Anreiz für Die kräftigen Söhne Al« 
bions bilden, denen noch jept der Wanbertrieb 
ihrer Stammbäter, der Angeljachjen Hengiſts und 
Horfas und ber Normannen Wilhelms bes Er⸗ 
oberers, fo tief im Blute Tiegt. Zubem boten die 
Hügelreihen des Nordens bes Landes, die Berge 
des Alleghany-Gebirges im Staate New Port 
u. f. w. den Anfiedlern bie Vorteile leicht benüß« 
barer Waflerkräfte, wie fie zur Anlage von Mühlen 
unb gewerblichen Unternehmungen verſchiedener 
Sorte, beſonders in ändern junger Kuliur, bie 
noch nicht über bebeutenbe Rapitalvorräte verfügen, 
jo nüglich und förderlich find. Endlich mußte aud) 
te freie Berfafjung dieſer verſchiedenen Kolonien 
von günftigem Einfluffe auf die kulturelle Ent« 
widfung derfelben fein. Die Verleifungsbriefe, 
mittels deren die verfchiebenen Kolonien an große 
eh gegeben wurben, ficherten benjelben das 
echt ber Gefehgebung zu, weldhes unter Dit- 
wirkung der Koloniften zu Üben und nur durch Die 
Beftimmung beſchrankt war, daß die Koloniegeſetze 
nichts gegen die Geſetze des Mutterlandes Ver⸗ 
ſtoßendes enthalten ſollten. So war eine für 
die Entwicklung ungemein wichtige Sache, die 
Geſetzgebung, in kundige ga gelegt. Zudem 
herrſchte auch überall, ben Soloniften vor Willkür 
Ihügend, die englische Gerichtsverfaſſung mit Ger 
Ichworenengerichten. Was num aber die wirtſchaft · 
liche Qualität der Auswanderer in diefe Gegenden 
betrifft, fo mußte ſich dieſelbe, folange Diefe in Ab⸗ 
hängigfeit von ber Krone England blieben, auch 
abgejehen von dem Reichtum des Landes an Rohe 
produften, dadurch beftimmen, daß e8 bie Abficht 
des Mutterlandes war, daß die Kolonien wo mög« 
lich gar feinen Gewerbefleiß hätten. Sie follten 
gleihfam das platte Sand, England 5 die 
gewerbe· und handeltreibende Haupiſiadt fein 
Roſcher a. a. O. 215). So wurde z. B. um 1750 
ein Geſetz erlaſſen, wonach keine Maſchine zum 
Walzen und Spalten von Eifen, feine mechaniſche 
Blehhütte und lein Stahlofen in den Kolonien 
errichtet werben follte (Rojcher a. a. O. 216). Da⸗ 
jegen ward zur Erzeugung von Rohſtoffen in den 
olonien ſoviel als möglich aufgemuntert, damit 
dieſelben dem Mutterlande als Lieferanten und 
Abnehmer zu thun geben fönnten (Rofcher a. a. O. 
211). Zu biefem Behufe ward fogar für Die Aus» 
fuhr mancher landwirtſchaftlichen Produkte, wie 
für Bauholz, Seide, Hanf, Flache und Indigo, 
eine Prämie bewilligt. Unter diefen Umftänden 
und in Anbetracht der Thatfache, daß man mit 
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den Indianern wenig Federleſens machte und ihnen 
da8 anbaufähige Land rückſichtslos abnahm, ift 
die rajche Zunahme der Auswanderung nad) den 
Gebieten, welche gegenwärtig bie öftlichen Staaten 
der Union bilden, leicht erflärlih. — Daß fi 
aber au in den Zuftänden Englands und der 
von ihm abhängigen Länder genügender Anlaß 
ur Auswanderung fand, wer wollte das leugnen? 
Die Konfisfation der Kloſtergüter unter Hein« 
ri) VIIL hatte eine arge Ausbreitung des ie 
perismus zur Folge. Die neuen Beſitzer berjelben, 
Die Krone ober große Herren, Edelleute und Günft« 
linge bes Hofes, behandelten die an bie milbe Herr« 
ſchaft der Prälaten und andern Orbensvorfteher 
gewöhnten Hinterſaſſen oft mit Härte. Es wurben 
bis ind 18. Jahrhundert hinein immer neue 
Scharen von ſolchen aus ihren Anweſen vertrieben. 
Vielfach trat bie Vieh und Weidewirtichaft an 
Stelle des Aderbaueß, wie e8 noch in unfern 
Tagen große Herren in Schottland vorgezogen 
haben, Flächen bes Landes, die bisher fultiviert 
waren, zu entvölfern, die Pächterfamilten baraus 
zu entfernen und biejelben vielleicht zur Aus- 
wanberung zu nötigen, um das jo verfügbar ge= 
wordene Terrain zu Jagdgründen zu verwenden. 
Auf bie —— — Armengefege ber Königin 
Eliſabeth und die ihres Nachfolgers Jakob J. lann 
bier nicht detailliert eingegangen werben. Die ge= 
nauen Mitteilungen, welche Ratingers Geſchichte 
der kirchlichen Armenpflege (2. Aufl., Freib. i. B. 
1884), und welche ein Werk Hyndmans (The 
Historical Basis of Socialism in England) 
darüber macht, erflären, daß viele Berfonen jenfeits 
des Oceans eine Zuflucht fuchten. man be» 
denkt, daß bie Gefeßgebung im Jahre 1572 den 
Bettel ohne Erlaubnis im erften ober zweiten Rüd- 
falle mit dem Tode beftrafte, fo begreift man, daß 
Leute, mit denen e8 wirtſchaftlich bergab ging, die 
überhaupt nicht glänzend fitutert waren, bei dem 
Gebanten daran, was ihren Kindern bevorftehen 
tönne, wenn dieſelben auch nur vorübergehend 
einem Notftande anheimfielen, den Wanderftab 
ergriffen. England fann überhaupt, was bie 
Auswanberungsurfachen anlangt, als Beifpiel im 
weiteften Sinne angeführt werben. Unter den das 
Mutterland Verlaſſenden finden wir neben dem 
fpefufterenden Kaufmanne, dem unternehmenben 
Pflanzer, dem einen Grunbbefiger, der mit jeiner 
Familie das Land der Kolonie kultiviert, ebenfo 
den Glüdtritter und ben proletarifierten Arbeiter 
— letzteren wenigftens im gegenwärtigen Jahr» 
bumbert, feitdem Amerika eine Imbuftrie beſißt. 
England endet ferner, zur Ehre des dortigen 
BProteftantismus jei es gejagt, zahlreiche Miffionäre 
aus, über beren Wert hier fein Urteil zu fällen ift. 
Und wenn fi) mit Ausnahme ber letzteren Art von 
Auswanberern, die als verheiratete Yamilienväter 
wohl größtenteils nicht einmal bie Abficht Haben, 
dauernd in ben überfeeifchen Ländern zu bleiben, 
aljo nicht zu den Auswanderern im eigentlichen 
Sinne zu rechnen find, bie verfchiebenften Arten 
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von wirtipaftlichen Motiven zur Auswanderung 
in ben foeben genannten Kategorien von Emi« 
granten vertreten finden, fo ift England auch das 
Haffifhe Land der Auswanderung aus andern, 
geiftigen Urſachen. Die dem Engländer eigentüm⸗ 
üche Vorliebe für politifche Freiheit war eine Ver · 
anlaffung zur Auswanderung unter dem abjo- 
lutiſtiſche Neigungen bethätigenden Regime bes 
Haufes Stuart. Zur Auswanderung aus Ver 
anlafjung religiöjer Verfolgungen war gleicher« 
weife genügender Anlaß geboten. Waren he eit 
der Trennung bed Landes von ber katholiſchen 
Kirche, je nach den politifchen Strömungen, bie 
Seltierer verſchiedener Denominationen oder bie 
Belenner ber Church of England der Verfolgung 
ausgeſetzt, während fi die Katholiken, und in« 
fonderheit die irifchen Katholiken, dieſes traurigen 
Privilegiums ftetig, mit Ausnahme ganz kurzer 
Verioden, bis gegen das Ende des vorigen Jahr- 
hunderts oder eigentlich bis 1829 zu erfreuen 
hatten (j. d. Art. Katholifenemancipation in Groß- 
britannien). So fehen wir denn den edeln und tole= 
ranten Lord Baltimore um das Jahr 1630 als 
Begründer der Kolonie Maryland und ben gottes⸗ 
fürchtigen Quäler William Penn nach ber 1681 
—— jakob II. erfolgten Verleihung als Urheber 
der Kolonifation Pennfyloaniens. Denn England 
bereitete ber Einwanderung in feine Kolonien nie⸗ 
mals Hindernifje durch Beſchränkung der religiöfen 
und perjönlichen Freiheit. Jakob II. geftand allen 
kirchlichen Selten, die ſich nach Nordamerika wen« 
beten, volle politifche Freiheit und dag Necht des 
Öffentlichen Gottesdienftes zu. — Natürlich mußte 
die englifche Einwanderung in da8 Gebiet der 
jegigen nordamerifanifchen Union eine Unter⸗ 
bredung erleiden , als fich diefelbe infolge von 
Urſachen, auf die Hier nicht einzugehen ift, im Be» 

iungsfampfe gegen das Mutterland erhoben. 

18 derfelbe aber beendet war, begann die Ein⸗ 
wanderung in den in gewaltigem Aufſchwunge ſich 
entwidelnden Freiftaat vonneuem. Als Beifpiel von 
ber Großartigfeit, welche dieſe Auswanderung er» 
reicht hat, mögen folgende Ziffern dienen. Aus 
dem britijchen Reiche ftieg die gefamte Nuswande« 
rung in den Jahren 1825—1835 durchſchnittlich 
jährlich erft auf 54 752 PVerfonen, 18386—1845 
auf 80190. Diefe Summen ftellen ebenfo, wie 
bie folgenden, die wir über die englifche Emigra- 
tion geben werben, die gefamte Auswanderung 
Englands dar. Wenn man aber in Betracht zieht, 
daß Imbien hieran faft gar nicht und das eng⸗ 
liſche Weftindien gleicherweife nicht nennenswert 
participiert, und wenn man fich weiter vergegen · 
wärtigt, daß ber Aufſchwung der Beſiedlung des 
Dr Weizenbodens im weſtlichen britijchen 

ordamerifa, infonderheit Manitobas, und ber 
KRolonifation ber jehr fernen Gebiete Auftraliens 
neueren Datums find, fo fann man fi, einen 
Begriff von dem bedeutenden Prozentfat machen, 
den bie Auswanderer nach den Vereinigten Staaten 
unter dieſen Zahlen ausmachen. [Bon ben 1815 
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bis 1896 auß England ausgewanberten 11728675 
Perſonen begaben ſich in die Vereinigten Staaten 
im ganzen 7588 935, darunter in den Jahren von 
1853—1896 2624963 Iren. D. Reb.] Diefer 
Prozentſatz ſetzt fi, wie man fieht, beſonders ftarf 
aus Irländern zufammen, die aus Abneigung 
gegen ihre politifchen und wirtſchaftlichen Herren, 
die Engländer, die volle Unabhängigkeit von jedem 
politischen Einfluß derfelben, wie fie fich ihnen in 
den Uniondftaaten darbietet, vorziehen. Nachdem 
dies vorausgeſchickt ift, mögen bie folgenden Ziffern 
einen Begriff von der Auswanderung aus Groß- 
britannien und Irland geben: 


Diefelbe betrug im 3. 1851: 333000 Perfonen 
„ 1852: 368000 
„ 1853: 329000 
„ 1855: 17600 „ 
„.. 1857: 21200 „ 
Durchſchnittl. 1858 bis 1860: 96000 „ 
im J. 1863: 223 000 = 
„ 1867: 105600 „ 
„ 1870: 20200 „ 
„ 1871: 1740 
„1873: 31000 „ 
Durchſchnittl. 1875 bis 1877: 24000 „ 
im 3. 1880: 22700 „ 
„ 1884: 22200 „ 
„ 1888: 279000 „ 
„ 1892: 21000 „ 
1896: 161000 


1886::80000, 1890: 109000, 1896: 101000. 
Diefe Zahlen find ein Beweis, daß viele biefer 
Rüdwanderer feine eigentlichen Auswanberer 
waren, fondern mur zu zeitweiligem Erwerbe über 
das Meer gingen. Wer En inben transatlantijchen 
Gebieten anfäffig gemacht, wird bei einigem Er« 
folge ſchwerlich zurüdtehren, wenigſtens wenn er 
dafelbft Eigentum erworben, ein Geſchäft eröffnet 
bat u. |. m. — Es ift eben unmöglich, eine eigent» 
liche Auswanderungsftatiftit mit voller Genauig- 
feit zu führen. Weiß denn 3. B. ber Arbeiter, 
welcher in der Induftrie des Auslandes Beichäfti- 
gung fucht, ob er die Verhaltniſſe jo finden wird, 
daß er ih zum dauernden Aufenthalte dafelbft 
entichließen Tann, ob er dort heiraten wird, wie 
fich überhaupt feine Verhältniffe geftalten werben ? 
— Es wandte fich alſo die englifche Auswanderung, 
wie aus den mitgeteilten Ziffern hervorgeht, mit 
Vorliebe den großen norbamerifanifchen Frei⸗ 
ftaaten zu, ungeachtet der Abneigung, welche natur« 
gemäß eine Reihe von Jahren nad) der Trennung 
der amerifanifchen Kolonien vom Mutterlande 
gegen biefelben herrichte. Der englifche Zufluß 
währte fort, ungeachtet der häufigen politiihen 
Reibungen, welde, jo namentlich zur Zeit des 
Seceffionsfrieges ber Sübftanten, zwiſchen Eng- 
land und feinem republifanifhen Tochterſtaale 
ftattfanden — jedenfalls ein beachtenswertes Phä- 
nomen, welches zeigt, wie viele Auswanderer fich 
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janz ran img bon materiellen Geſichtspunlten 
en laſſen. 

In Anbetracht diefer Thatjachen kann e8 nicht 
Wunder nehmen, daß auch die Deutjche Auß- 
wanderung jenes eine fo ſtarke Anziehungstraft 
augübende Land mit befonderer Vorliebe auffuchte. 
Es verdient bemerkt zu werben, in welch verhältnig« 
mäßig alte Zeiten die Anfänge diefer deutſchen 
Emigration zurüdzuführen find. Die bedeutende 
Ausdehnung diefer Bewegung, ihre konſtante Ent« 
widiung, die wichtigen Folgen, melde dieſelbe 
nicht minder für bie Profperität Nordamerilas 
als für bie ihre Bewohner dorthin abgebenden 
deutſchen Gebiete gehabt hat und noch fortwährend 
befißt, rechtfertigen eine befonders eingehende Dar- 
ftellung derjelben. — Es gab im vorigen Jahrhun« 
dert und es giebt auch jeßt noch eine Heinere Aus« 
wanderung&bewegung deutſcher Aderbaner und 
Handwerler, deutfher Kaufleute und Ingenieure 
u. ſ. w. nach dem Often, eine ſolche der beiden 
erfteren ber foeben genannten Berufäflafien haupt» 
ſächlich nach Rußland. Dean findet auch württem- 
bergifche Seftierer als Ackerbauer in Paläftina: 
das alles aber find vereinzelte Erſcheinumgen 
im Vergleiche zu dem großartigen Auswan⸗ 
berungsftrom, ber ſich über den Atlantiſchen Ocean 
ergießt. Und auch dieſer Tegtere richtet ſich fo 
vorwiegend nach den Territorien der Vereinigten 
Staaten von Norbamerifa, daß wir, abgejehen 
von der Schilderung ber deutſchen Emigration 
dorthin, nur wenige Worte über bie deutjchen 
Auswanderer nad) fioameritanifen Gebieten zu 
fagen haben werden, ba eine Beſprechung ber 
übrigen kleinen beutihen Auswanderungszüge, 
wie fie fih fonft noch bisher enttwidelt haben, 
fo intereffant dieſe Bewegungen an fic find, und 
ungeachtet der großen materiellen Bedeutung, 
welche aud) eine weniger zahlreiche Auswande- 
rung, 3. B. von Kaufleuten oder Großinbuftriel« 
Ien, für das Mutterland haben kann, in den 
Raum biefer Abhandlung ſich nicht einfügen Täßt, 
und da am allerwenigften heute ſchon ein irgend 
ſicheres Urteil über die eriten Anfänge ſowie 
über die Zufunftsausfichten einer Auswanderung 
nad) ben neuen deutſchen Erwerbungen in Afrika 
abgegeben werben Tann. Bei der Beſprechung 
der Aufgaben ber Auswanderungspolitit werden 
bie theoretifchen Gefichtspunfte, welche Die deutſche 
Volitit in diefer Hinficht infpirieren müſſen, zu 
behandeln jein. 

Welches waren alfo bie Anfänge einer deut. 
Then Auswanderung nah Nordamerika? 
Diefelben reichen bis über die Mitte ded Dreißig- 
jährigen Krieges zurück. Im 18. Jahrhundert 
richtete ſich dieſelbe vornehmlich nach Penniylon- 
nien. Löher (Geſch. und Zuftände der Deutichen 
in Amerila, 2. ni 1856) teilt Bemerlens- 
wertes barüber mit ; jo über ben Zug von 82.000 
Auswanberern, welche 1709 ihren Weg über Eng« 
land nahmen und dafelbft zum großen Teile dem 
Hungertob erlagen. Intereſſant find Berichte 
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amerilaniſcher Beamten. Ein ſolcher ſchrieb 1729, 
„8 jei Har, daß die Scharen von Deutichen 
bald einen beutihen Staat a würben und 
vielleicht einen ſolchen, als Hbritannien im 
5. Jahrhundert vom den Sachſen beichert worben 


begann ein zum Zeil fehr bedeutendes Wachſen 
der deutſchen Aus welche zu ben 
ernfteften Reflexionen Anlaß geben mußte. Die 
folgenden Ziffern reden eine beredte Sprache und 
ermahnen ernftlih, an die Bejeitigung der Ur⸗ 
ſachen zu benfen und fich die wirtſchaftlichen Folgen 
einer derartigen Kräftevermehrung eines fremden 
Staates vor Augen zu fellen. — Für die Zeit 
von 1815 bis 1829 nimmt Gäbler in Hübners 
ſtatiſtiſchem Jahrbuche (I, 1852) einen jährlichen 
Durchſchnitt von 5000, Löher einen ſolchen von 
12000 an. Für die Jahre 1830—1848 net 
jener 22000, der Ießtere hingegen 40 000 Ber» 
fonen burchfchnittlich pro Jahr. — Zuverläffiger 


find die Aufzeichnungen vom Jahre 1844 an; 
Kong betrug die gefamte deutjche Auswanderung 
ir die 
Jahre 1844—1850: 586000 Perfonen 
„ 1851—1860: 1130000 — 
„ 1861—1870: 970000 5 
„ 1871—1880: 620000 . 
„ 1881—1890: 1338000 v 
1891—1899: 499 000 8 


Die Auswandererzahl zeigt in den Jahren 1891 
bis 1899 eine ftetige Abnahme: 120000, 116000, 
87000, 39000, 37000, 32000, 24000, 
22000, 23000. Bon den 1871—1897 aus 
Deutſchland ausgewanderten 2412000 Perjonen 
gingen 2178000 nad) ben Vereinigten Staaten 
von Rorbamerifa. Jusgeſamt kdann bie über 
feeifche Auswanderung aus Deutſchland ſeit An« 
fang der zwanziger Jahre bis 1898 einſchließlich 
auf 6 Millionen Menſchen geichäßt werden, wo⸗ 
von nahe an 4 Millionen nad) den Verein 
Staoten gingen (Gothaiſcher Hoffalender für 
1900, ©. 506). Diefe Ziffern beftätigen voll« 
tommen, was im vorhergehenden über dad Bor» 
bereichen bes Auswanberungszuges ber Deutſchen 
regen unb — nad den Unions · 
uptet worden ii 

Dies wäre alfo ber Hauptſache nad) die Ent- 
twidlung ber deutſchen Auswanderung. Welches 
find nun aber die Urſachen, welche biefer in 
den legten Jahrzehnten zu höchft bebeutenber Ent« 
widlung gelangten Erſcheinung zu Grunde liegen? 
Iſt "Dielelbe in ber That ein Heilmittel gegen 
dieÜbernölferung, an ber manche Gegenden 
Deutſchlands leiden oder zu Teiden glauben ? Sind 
die ftet3 wachſende Armenlaft und die Yagabunden- 
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e, die immer brüdenber fid) geflaltenbe wirt« 
liche Konkurrenz, die zumehmende 
Berufe, welche ein gebildetes role 
eugt haben und zu erzeugen 
ih eichen einer relativen lber« 
erung Deutichlands, wie dies Roſcher (a. a. O. 
= —— Steht, wie derſelbe Schriftſteller 
am ber naͤmlichen Stelle behauptet, zu fürchten, 
* te längere Fortdauer des gegentuärtigen 
chuſſes der Geburten über die Sterbe- 
ge eines Überjchufies, der von 1872—1881 die 
Zahl von 5434 428 und 1897 die Zahl 784634 
erreichte, bie Drohung ber Übernölferung in fich 
rar Das find in vielen Fällen ln beant« 
Fragen. Ja es dürfte überhaupt ım- 
möglich fein, diejelben ſtets mit voller Sicherheit 
zu beantworten. Wir ftehen nicht an, eine über 
mäßige Vermehrung der Benölterung (j. d. Art.) 
für ein Unglüd zu halten. Es ift ſicher weit beffer 
für das zeitliche und auch daB ewige der 
Menfchen, wenn bie Geſetze der bürgerlichen Ge- 
ſellſchaft die Konkurrenz des Gewerbes pad der 
Induftrie wie bie Geftaltung ber agrariſchen Ver- 
bältniffe auf eine Weife zu regeln vermögen, daß 
der Beftand wohlhäbiger Bauern-, Handwerker 
unb Arbeiterfamilien gefichert ift. & tft dies bis 
zu einer gemifien Grenze möglich, und wie e8 zu 
gefchehen hat, ift jpäter anzudeuten. Gewiß aber 
bleibt e8, Daß eine folde he beilfame Regelung * 
die eig ober geitgemäße Umgeftal« 
der früher, zum Teil biß vor kurzer Zeit, 
Babe diesbezüglichen Vorſchriften viele 
Leute vor dem wirtſchafilichen Niedergange ber 
wahrt und demgemäß auch bie Anzahl der Aus- 
wanderer beträchtlich, vermindert hätte. In den 
Gegenden, wo bie übeln Folgen ber Abwefenheit 
derartiger weijer Regulativmaßregeln ns ganz 
befonders fühlbar machen, Ay es mın da 
früher beſtandenen berarti 
w bab bie‘ Zeit hindurd) 


re und ein 5 wird dann leicht die den» 
jelben Unternehmenden, namentlich wenn fie nicht 
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völlig mittelloß find, zum Verlaſſen bes Vater⸗ 
8 | fandes, zur eigentlichen Auswanderung treiben. 
Wer vermöchte aber in jedem einzelnen Falle zu 
en ob eine relative oder gar eine ab» 
folute ölferung vorliegt? Im manden 
Fällen ift dies allerdings leicht zu beftimmen. 
jeller | Man denfe den Fall, daß eine Induſtrie, bejon- 
ders eine Hausinduftrie, wie die in manchen deut» 
ſchen Alpengegenden früher ſchwunghaſt betriebene 
Striderei, welche ländliche Arbeitsfieider ver⸗ 
fertigte, die böhmifche Weberei oder bie ſchleſiſche 
Zeineninduftrie, durch die überlegene Konkurrenz 
vernichtet werde, man benfe an das nicht jelten 
eingetretene traurige Geſchick zahlreicher Anfiede 
un« | lungen von Flußſchiffern, welche dur Dampfe 
bote und Eiſenbahnen ihr Brot verloren, wie dies 
an der Donau und ihren Nebenflüffen vor noch 
nicht langer Zeit geſchah, und man wird je nad) 
den Umftänben das Vorhandenſein einer relativen 
Übervölferung,, der durch Eröffnung neuer Er 

werböquellen abzubelfen ift, oder auch einer abjo« 
Inten Übervölferung, welde die wirtſchafllich 
Unterliegenden zum Verlafien ber alten Heimat 
antreiben muß, ohne Umſchweife zugeftehen müſſen. 
In andern Fällen ift e8 Dagegen ſchwer zu jagen, 
ob nicht die Auswanderer doch beſſer thäten, im 
Lande zu bleiben, und ob nicht jene Heinen Grund« 
befiger, die infolge hoher Steuerlaften, brüdender 
Militärpflichten und niederer Preife ber Tanb- 
wirtſchaftlichen Produlte den Wanderftab ergreifen 
und den Weg nad) den Vereinigten Gtanten 
nehmen, lieber einige Jahre zumarten follten. Es 
iſt ja leicht ern daß politifche Verhältnifie 
in ben fo: Staaten, entweber innere 
Krifen, welche "die — derſelben mindern, 
ober auch Die Vertenerung der Probuftion bafelbft 
durch Vermehrung der Laflen, wie fie mit ber 


ie | Entwidiung der Cioittfation fich ſtets mehren, da 


höhere Kulturanſprüche bie Selbftverwaltung * 
ſchränken müfſen u. |. w., einen Umſchwung 
ben Verhältnifjen Berbeiführen, Auch ſieht u 


— boffen, daß zudem eine maßvolle und verſtändige 


Regulierung der induftriellen und gewerblichen 
Produktion die Zahl der ſchwindelhaften inlän« 
diſchen Konkurrenggefchäfte, welche 2: Schleu⸗ 
derpreiſe die beſſeren Unternehmer ruinieren, ver⸗ 
tingern, und daß eine vernünftige Schutzzollpolitik 
den inneren Markt ber heimiſchen Inbuftrie mehr 
fichern werde, ohne ben Ausfuhrhandel der egporte 
en Inbuftriezweige zu vernichten. Analoges 
ft für die bäuerliche Bevöllerung wohl noch 
—— bevorſtehend. Unter ſolchen Um« 
en und bei Br Rei, fich at 
anderer 3 

Pächter, fortzubringen, Bes denn doc in ehr 
vielen Fällen, wo gegenwärtig zur Auswanderung 
geichritten wird, von Übernölferung als Urſache 
derfelben nicht die Rede fein. — Es ift auch ficher, 
daß in vielen Fällen, namentlich, bei von Natur 
wanberluftigen Völlern, wie bie Deutjchen es find, 
and) Leute zur Auswanderung ſich entjchließen, 
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weldje in der Heimat ihr Fortlommen zu finden 
vermöchten, fei es num daß fie felbfländige Grund» 
befiger und Gewerbsunternehmer, ſei es daß fie 
wohlfituierte Arbeiter, Gehilfen oder Dienftboten 
find. Im erfleren Falle lockt die Ausficht auf 
teicheren Gewinn, wie ſolche in ben überfeeifchen 
Staaten, namentlich in der verhältnismäßige 
ſtaatliche Sicherheit und reichen, unerſchopften 
Boden gewährenden norbamerifanijdhen Union, 
ich bietet, im zweiten die Ausficht, ebenda ſelb⸗ 
dig zu werben ober body mindeftens hohe 
öhne zu beziehen. In manchen Fällen ift das 
Beſtreben, den Laften bes Militärdlenſtes zu ente 
gehen, von ausſchlaggebender Bebeutung, während 
teligtöfe und politiiche Motive heutzutage kaum 
noch zur Auswanderung treiben dürften. 

Aus allem ift alſo erfichtlich, daß ein Aufhören 
der Emigration auch in Zukunft nicht leicht ein- 
treten wird. Diefelbe bürfte nach wie vor dem 
Mutterlande eine große Menge von arbeitstüch- 
tigen Perfonen entziehen und Deutſchland bebeut- 
tende Nachteile bringen, die durchaus nicht 
unterfchägt werben bürfen. Dan wolle fidh die⸗ 
felben nur etwas genauer vergegenmwärtigen. Die 
Nachteile, welche die Auswanderung naturgemäß 
überall im Gefolge hat, finden ſich bis jehßt in 
Deutſchland nur in ganz geringem Maße durch 
die Vorteile aufgewogen, welche biejelbe in man⸗ 
chen anbern Ländern hervorgebracht Hat ober noch 
bervorbringt. Zunächit nämlich geht durch dieſelbe 
alljährlich eine beträchtliche Anzahl von tüchtigen 
Arbeitsträften außer Landes, deren Verluſt alſo 
eine dementſprechende Probuftionsverminberung 

jur Folge hat. Wenn dieſelben auch oftmals in- 
Folge partiefer Überprobuttion zum Verlaſſen des 
Landes bewogen werben, jo wäre es doch in vielen 
Fällen möglich geweſen, biefelben andern, an 
folder nicht leidenden Produftionsgebieten zugu- 
führen. Dazu rechne man, welch bedeutendes Ka⸗ 
pital diefe Auswanderer in vielen Fällen mit fi 
nehmen. Wenn es auch unmoͤglich iſt, dasſelbe genau 
au berechnen, da die Wegziehenden oftmals aus 
Mißtrauen oder aus andern Gründen ein Intereſſe 
daran haben, das von ihnen mitgenommene Ka⸗ 
pital nicht feinem wirllichen Betrage nad} anzu⸗ 
geben, fo ift die Summe bes auf dieſe Art jähr« 
lid) daß Land verlafienden Kapitals doch jeben- 
falls eine Höchft beträchtliche. Rofcher ift der An« 
Nicht, daß die Koſten ber Auswanderung nad) den 

lichen Teilen der Vereinigten Staaten ſchwer⸗ 
lich unter 210 Mark pro Kopf berechnet werben 
Eönnen, d. h. allein die Reifetoften. Derjelbe teilt 
auch mit, daß bie Koften der Anfieblung in 
Canada auf 30 Pfund Sterling pro Familie bes 
rechnet werben, was ſoviel bedeutet, als minbe- 
ſtens 90 Mark pro Kopf. Dazu kommt dann 
noch ber aid Me Grund und Boden 
(a. a. O. 837). In Bezug auf bie Größe des 
von ben beutjchen Austwanberern mitgenommenen 
Kapitals teilt derjelde Autor ferner mit, man 
nehme in Nordamerila an, daß der beutiche Ein» 
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wanderer durchſchnitilich 200 Dollars mitbringe. 
Das ſcheine aber Doch ſehr hoch. Kapp habe im 
Jahre 1871 gemeint, daß ber Deuiſche nad) 
Nordamerika im Durchſchnitt 150 Dollars mit» 
bringe (a. a. D. 338). Mag nun die eine oder 
die andere Annahme richtig fein, die Große bes 
Rapitalverluftes, ben bie alte Heimat der Auß« 
wanderer erleidet, bleibt nichtsdeſtoweniger feft- 
ftehend. — Und nun denfe man, welchen Betrag 
der Wert ber Güter erreicht, welche die Auswan- 
derer in il en. Sind 


ur 
fchreiten. Armen und dur Entbehrung ges 
chwächten, alten oder trägen Berfönlicteiten fehlen 
ſchon die Mittel und der Unternehmungsgeift, bie 
zu einem fo wichtigen Schritte erforberlich find. 
Rofcher macht auch bezüglich bes Alters der Aus- 
wanderer intereffante Mitteilungen: „Unter ben 
beutichen Austwanberern waren zwiſchen 1878 und 
1879 55,7 Prozent Männer und 44,3 

Weiber, ferner 59,7 Prozent im Alter von 15—40 
Jahren, 28,5 Progent unter 15 Jahren und nur 
1,5 Prozent waren über 60 Jahre alt, während 
das Deutiche Reich für diefe drei Altersflafien 
38,8, 34,8 und 7,7 Prozent aufwies“ (a. a. O. 
339). — Diefe Nachteile nun, welche bie Aus- 
wanderung in jedem alle mit fich bringt, indem 
fie das Mutterland vollswirtſchaftlich und mili» 
tärifch ſchwächt, dieſe Nachteile, welche felbft dann 
eintreten, wenn Die Auswanderung in vom Mutter⸗ 
lande mehr ober minder abhängige Kolonien ftatt» 
findet, wo die wefentlichen nationalen Eigenfchaften 
der Auswanderer ſich erhalten — wie dies bei den 
fpanifchen Auswanberern nad) Amerifa, den fran- 
zöſiſchen nad) Canada u. ſ. w. flattfand, und wie 
bieß nod) jegt bei der Auswanderung aus biefen 
Staaten nach den ihnen noch gebliebenen ober 
von ihnen neu erworbenen Kolonien ftattfi 
werben bei der deutſchen Auswanberung nicht du 
Vorteile wieber angeglichen, wie fie jene Bänder 
aus der ihrigen zogen. Nachteilig bleibt die Aug« 
wanberung, wie foeben behauptet wurde, in ge» 
wiſſem Sinne ftets. Die ausgewanderte Bevdl- 
terung gehört bem Mutterlande nicht mehr ganz 
an, jelbft nicht in gut regierten und freier Verfafjung 
teilhaftigen Kolonien. Der Charalter derſelben 
ändert ſich doch mehr ober weniger durch das Leben 
unter andern natürlichen Bebingungen ; denn ber 
Menſch Hängt mun einmal im höchften Grabe 
von Klima und Boden, von Beihäftigung und 
materiellen Intereffen aller Art ab. So kann es 
nicht in Erftaunen jeßen, daß fich ſchon viele Kolo · 
nien von ihrem Mutterlande unabhängig gemacht 
haben. Und dann, weldhe vermehrte Gefahr befteht 
nicht, daß bie Koloniſten ſelbſt gegen ihren Wunſch, 
durch gewaltſame Mittel vom Verband mit ber alten 
Heimat getrennt werben! Um eine überſeeiſche Ko⸗ 
lonie zu ſchützen, ift eine bebeutende Seemacht er⸗ 
forderlich. Selbſt große Reiche fahen ihre ſchonſten 
Kolonien fi) durch Eroberung entriſſen. Frank⸗ 
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verloren; von Einbußen, welche kleinere 
Staaten wie Portugal erlitten, gar nicht zu reden. 
Sicherer iſt es alſo unbedingt immer, ſoweit es mit 
Vorteil geſchehen kann, ber Hebung ber inlandiſchen 
BProduftion und der Vermehrung ber Population 
des Mutterlandes jene Aufmerkjamteit zu ſchenken, 
welche auf die Förderung und das Wachstum ber 
Kolonien verwendet wird. Aber immerhin find die 


Vorteile enorm, welche manche Staaten aus | fremd: 


denfelben zogen und ziehen. Man benfe nur an 
die glücliche Entwidtung des gegenwärtigen eng« 
liſchen Kolonialreiches, das Seeley (The British 
Eimpire) mit fo viel Recht in vorteilhaften Lichte 
dert. Der Engländer, welcher fi dorthin 
wendet, findet bafelbft feine Sprache, feine Reli« 
ton, feine politifchen Inftitutionen wieder. Es 
ht —— ein den geiftigen unb mate= 
riellen Intereffen des Mutterlandes und ber Ko- 
Ionien. Diefelben liefern ihre Produkte nach Eng- 
Iand, verbrauchen deſſen Manufalturwaren und 
Hilden ſicherere Baufteine in dem Bau der englifchen 
Weltmacht als das immenfe reiche Imbien, das 
nicht von englifchen Auswanderern in großer Zahl 
befiebelt werden kann, weil einer nationalen Er» 
oberung be8 Landes ſich die klimatiſchen Ver⸗ 
hältnifje desfelben entgegenjeßen, bie ber Törper« 


lichen Arbeit der Nordländer bafelbft zu wenig! 
entiprechend find, und weil das Mutterland auch 


nicht die Populationsmaſſen befigt, welche zu einer 
ſolchen Aufgabe erforderlich wären. Während alfo 
England nach Seeleys fharffinnigen Bemerkungen 
Gefahr läuft, in dieſem ihm national fremd gegen- 
überftehenden Lande gerade burch feine jet humane, 
bie ftaatlichen Aufgaben erfüllende Verwaltung das 
erzeugen, was den Indiern bisher fehlte und 
eſſen Mangel fie troß ihrer Überzahl in Abe 
hängigfeit erjt von mohammebanifchen, dann bon 
chriſilichen Eroberern hielt, nämlich dag Gefühl 
der Zufammengehörigfeit, das Bewußtfein eines 
Staatsvolfes, — bilden Auftralien und Canada 
dur) ihre dem Mutterlande national homogene 
Bevölkerung ein ficheres Befiktum der englijchen 
Krone, jo freie Berfafjungen fte auch befigen. Für 
England bilden feine olonien ein, wenn auch viel⸗ 
leicht nicht für ewige Zeiten, en Befiktum, 
reich an materielem Vorteil und vorteilhaft auch 
dadurch, daß ſich überhaupt englifches Weſen immer 
mehr in ber Welt verbreitet, was denn doch ber 
janzen Nation des Mutterlandes ein Gefühl idealer 
Befriedigung gewährt und ein Umftand ift, der ih 
ſelbſt im alle der eventuellen Loslöſung vom 
Mutterlande nußbringend erweift, inbem durch Die 
Identitãt bes Geſchmades, ber Anſchauungen und 
der Sprache bie Handelsbeziehungen auch dann 
noch beſonders lebhaft fortbauern können. — 
Wie für England, fo find auch die Auswan- 
derungen aus Frankreich in die Kolonien dieſes 
Reiches und ebenfo bie von Angehörigen anderer 
öfter in die Kolonien ihres Staates nubbringenb. 
Wie traurig hebt ſich da im Vergleiche mit dem 
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groben Vorteile, den die Auswanderung, biefer 
öfter dem Mutterlande gewährt, mit ber Sicher« 
heit für den Fortbeftand der nationalen Eigenart, 
wie fie der Emigration derjelben in den den be» 
treffenden Staaten gehörenden Kolonien in Aus- 
*— ſteht, die Fülle von Übelſtänden ab, welche 
jpeciell mit der beutjchen Auswanderung ver⸗ 
bunden find! Nicht mır daß die deutjchen Aus» 
wanberer wirtfchaftlich dem Vaterlande ganz ent« 
et werben, wenigftens infofern, als bie von 
ihnen gewählten Gebiete, alfo ganz überwiegend 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika, gejeh« 
lich volllommen unabhängig von Deutſchland find 
und demgemäß, namentlih auch in Anbetracht 
ihres vorzugsweiſe anglofächfifchen nationalen Eha= 
ralters, eine dem deutſchen Intereſſe oft entgegen» 
geſetzte Wirtſchaftspolitik befolgen (was denn doc) 
auch mehr oder weniger auf das wiriſchaftliche Ver⸗ 
halien der einzelnen deutſchen Einwanderer zu ihrem 
Stammlande einen Einfluß üben muß), — auch in 
nationaler Hinficht find dieſelben ihrem Vaterlande 
vielfach unten geworben und werben dies viele 
demſelben auch jeßt noch. Wenn auch bag Wort 
Braters in feinem Auffape über Auswanderungs» 
politif (in Bluntſchlis Staatswörterbudh), es ſei die 
Geſchichte der Deutſchen in Nordamerila eine Ge⸗ 
ſchichte wirtſchaftlichen Gedeihens, nationaler Ent⸗ 
fremdung und politiſcher Erniedrigung, glücklicher⸗ 
weiſe in dieſen beiden letzten Beziehungen nicht mehr 
ſo wahr iſt, wie es zu den Zeiten, als Brater es aus⸗ 
ſprach der Fall war, und wenn auch Roſchers ber 
züglich ber Vergangenheit gemachte Behauptung : 
„Die meiften deutſchen en mußten bis» 
ber nach einer zwitterhaften Übergangsperiode ent« 
deutfchen“, nicht mehr olle Anwendung findet, jo 
bleibt in Diefer Hinficht Doch noch vieles zu beflagen. 
Es ift zu natürlich, daß Menſchen, und namentlich 
intellefiuel nicht hoch entwidelte Perſonen, welche 
in eine fremdſprachige Umgebung gelangen, melde 
ich von fremden Sitten umgeben jehen, allmählich 
ich der ihren gewöhnlichen Umgangsfreis bildenden 
Nationalität affimilieren und ihre Lebensweife unb 
Gebräuche annehmen, ſobald diefelben nur die eines 
civilifierten, dem nationalen Kullurniveau des Aus⸗ 
wanderers im ganzen gleichen Volfes find. Und 
das iſt im Gebiete der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika unzweifelhaft der Fall. Selbft in 
den großenteils deutſchen Gegenden wird fi) na= 
mentlich der nad} politiſchem Einftuß und nad) hö« 
herer focialer Stellung trachtende Deutfche allmäh- 
lich anglifieren, da ber ganze Stant eben daS Ge⸗ 
präge eines anglosameritanifchen Gemeinweſens 
angenommen hat. Welche Einbuße dadurch 
aber die deutſche Induſtrie und der deutſche 
Handel leiden, indem ſich ber Geichmad bes 
deutjchen Auswanderers auf englifche Weiſe aus⸗ 
bildet und demgemäß engliſche Probufte den hei⸗ 
mifchen vorziehen lernt, das liegt auf ber Hand. 
— Nun dene man aber aud) an dag Hödhfte, an 
das religiös-moralifche Intereſſe. Der deutiche 
BProteftant fand noch eher Gelegenheit, feine reli⸗ 
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ur Pflichten jenfeits bes Dceans zu erfüllen. 
ie Religionslofigleit in den Unionsſtaaten ift 
zwar enorm verbreitet, und viele Menſchen find 
ungetauft; aber e8 giebt doch zahlreiche proieftan- 
tiſche Selten, welche Gotteshäufer in Menge be= 
fihen und dem Einwohner, fobald er bie Sprache 
erlernt, bie ——— des Beſuches des Gottes⸗ 
dienſtes geſtatten. Mit dem Katholiken aber ftand 
es in dieſer Hinſicht früher vielfach ſehr übel. 
Kirchen und Kapellen waren namentlich dem 
Farmer ehr oft unerreichhar, das materialiftifche 
Treiben in ben Städten, wo es ann oft 
nicht genug Geiftliche gab, ließ ebenfalls viele 
i & verlieren , und die konfeſſions⸗ 
Iofen Staatsfchulen wirkten in gleichem Sinne. 
Glüdlicherweife ift Dies alles jetzt befjer geworben. 
Der preußifche Kirchenſtreit Hat zahlreiche Ordens · 
leute über das Meer geführt, bie auch für beutfche 
Katholilen jept vielfach eine ausreichende Seel- 
forge organifiert haben, und das Anwachſen ber 
Zahl der Katholiten in der Union — man kann 
fie auf ungefähr 8 Millionen unter den über 
74 Millionen Bewohnern derfelben anfchlagen — 
ſichert überhaupt deren Stellung und garantiert 
mehr und mehr die Bewahrung bes Glaubens 
derjelben. Auch in nationaler Beziehung hat fi 
bie Bage der Deutfchen in vieler Hinficht gebeffert. 
Es giebt zahlreiche gefellige Vereine der Deutfchen, 
diefelben üben öfters Einfluß auf die Wahlen, 
und es läßt ſich auch natürlich gar nicht anders 
erwarten, als daß Die gefteigerte Machtftellung bes 
alten Baterlanbes berfeiben einen günftigen Ein- 
fluß auf ihr nationales Bewußtſein und demgemäß 
auf die Bewahrung ihrer Nationalität üben muß, 
ſobald nicht überwiegende andere — nament · 
lich perſonliche Abhängigfeitsverhältnifie ober ge⸗ 
ringe Anzahl der beifammen wohnenben Deutjchen, 
wie es nur zu häufig vorfommt, dieſe national 
erhaltenb wirkenden Momente überwiegen. 

Dies wäre alfo das Bild, welches bie Geſchichte 
und ber gegenwärtige Zuftanb der deutſchen Aus- 
mwanderung bieten. Bon der Auswanderung ber 
andern modernen Nationen ift nicht viel zu fagen. 
In Oefterreih-Ungarn, wo die Zahl ber 
Auswanderer in ben Sabren 1871—1879 je 
etwa 10000 betrug, ift dieſelbe feitbem erheblich 
geftiegen ; fie beziffert ſich 3. B. im Zeitraum 1890 
bis 1895 jährli), vom Sage 1894 abgejehen, 
auf 60 00070000. Am bedeutendſten ift nächft 
der englifchen und deutſchen Auswanderung bie 
italtenifche, wozu bie jämmerlichen Agtar- 
5 — vieler Meinen Pächter dieſes geſegneten 

andes bringenben Anlaß bieten (j. d. Art. Bauern« 
fand). Die italienifche Auswanderung, welche 
aus Bigurien, Venetien, Piemont und Lombarbei 
ihr größtes Kontingent empfängt, führte in den 
Sabren 1890—1897 rund 475000 Italiener 
nad) den Vereinigten Staaten, 319000 nad 
Argentinien und etwa 560000 nad) Brafilien. 
Die Entwidlung ber italienifhen Aderbaufoloni» 
fation in Argentinien ift jo beträchtlich, daß ein 


Ausmwanberung x. 





536 


Kenner ber argentinifchen Zuftände, Pro⸗ 
For Rapp, fi) dahin ausſprach, dieſes Land 
werde bas Italien ber neuen Welt werden (j. Jan⸗ 
naſch a. a. O. 363). Es dürfte fi) demmach die 
italieniſche Auswanderung als eine in ihrer Ge⸗ 
ſtaltung für die italienifche Nationalität vorteil» 
baftere Erſcheinung barftellen, als die die deutſche 
bisher für Deutſchland war, ba die argentiniiche 
Republik nicht eine fo überwiegende Mehrzahl 
bon Bewohnern fpanifcher Abflammung birgt, 
daß daneben das ttalienijche Element fich nicht er» 
halten und entwideln könnte. 

So De über bie — 
rungs bewegungen tzeit. e ml 
find entweder minder bedeutend, oder wenn fie fich 
auch, wie die ber Schweben, welche in ben Jahren 
1872—1894 550000 Auswanderer nad den 
Vereinigten Staaten Yieferte, ober die der Nor» 
weger und Dänen, bie in ben nämlichen Jahren 
284000 reſp. 188000 Perjonen borthin führte, 
numerifch bedeutender geftalteten, fo weiſen fie 
doch nur Merkmale auf, welche im vorhergehenden 
ſchon zur Genüge erörtert wurden. Wir können 
alfo die Beſprechung der faktiſchen Entwicklung 
ber Auswanderung hiermit abſchließen, und e8 ift 
nunmehr einiges über das biejelbe regulierenbe 
Recht zu jagen. Natürlich ift es nicht möglich, 
bier auch einen Abriß der hiſtoriſchen Ente 
widlung des das Auswanberungsiejen regulieren« 
den Rechtes zu geben. Das ginge Über den Rab 
men dieſer Abhandlung hinaus, und ohnehin 
ergiebt ſich ja aus dem mitgeteilten Thatſachen, 
daß in ben Epochen, welche eine ftarfe Auswande⸗ 
tung aufweiſen, die rechtliche Erſchwerung berfelben 
nicht bebeutend geweien jein kann. — Die Auf- 
faflung ber Pflichten gegen den Staat, wie fie ſich 
in ben verfchiedenen ftaatlichen Gemeinweſen aus« 
gebilbet hat, war jelbftrebend auch maßgebend für 
die Entſcheidung ber Frage, inwieweit Die Geſetze 
die Auswanderung geftatteten und mit birelten 
oder indireften Hinbernifien ober Erſchwerungen 
umgaben. Es ift z. B. in Japan jo weit gefom= 
men, daß die Geſetze nicht nur die Auswanderung, 
fonbern fogar daß Reifen in das Ausland verboten, 
wie denn auch in Rußland die Auffafjung, Dies 
Land ſei daß heifige Rußland, deſſen Monarch als 
der gottgefeßte Gewalthaber in religiöfer wie 
politiicher Beziehung erfcheine, zu der Anſchauung 
führte, die Auswanderung in ein fremdes Gebiet 
als Auflehnung gegen ben Zar zu betrachten. — 
Belanntift es auch, daß vielfach die fogen. Na ch« 
fteuer eingeführt gewefen if, welche bie Aus- 
mwanberung aus einem Staate in den andern mit 
einer Auflage belegte. Diefelbe war feit dem 
16. Jahrhundert, zuerft als Ausfluß der Bogtei 
und Schutzherrlichkeit und jpäter als Regal, das 
aber auch einer Guts⸗ oder Gerichtsherrſchaft zu ⸗ 
ſtehen konnte, ſehr allgemein, und ihr Betrag 
richtete ſich nach den des· und Orisſtatuten 
oder nach dem Herkommen und wechſelte zwiſchen 
dem 20. und dem 8. Teile des Vermögens. Man 
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18 dabei von der Auffafjung aus, daß das bis⸗ 
rige Heimatland bes Emigranten für die dem ⸗ 
felben bisher geleifteten Dienfte einen Erjag fordern 
tönne, wobei aber außer acht gelaffen wurde, daß 
der Auswanderer biefen Dienften entſprechend auch 
bis zum Momente feines Fortganges die Laften 
des betreffenden Staates getragen hat. 

Es drängt fi) auch hierbei die beachtenswerte 
Thatjache auf, wie das Mittelalter mitjeinereinheite 
lichen Lebensanſchauung, welche auß ber Einheit 
des Blaubens, die mehr oder minder lebhaft in den 
verfehiedenen Epochen desielben doch Diele e 
Zeit beherrſchte, hervorgehen mußte, dem Leben 
der Völker nicht jene engen Schranfen, jene Fülle 
von Verkehrshinderniffen bereitete, wie fie dem 
nachmittelalterlichen Polizeiſtaate mit feinem 
Mertantilfoftem, feinem Abſolutismus und feinen 
Ausmwanderungsperboten eigen waren. 
Im Preußen verbot 5. B. Friedrich Wilhelm L 
im Jahre 1721 jede Auswanderung, während er 
die Berleitung eines Bauern zu berjelben mit 
Zodesftrafe bedrohte und auf die Einfangung 
eines Emigranten eine Belohnung biß zu 200 
Thaler jehte. In Kurbayern ward noch 1764 
unbefugten Auswanberungsagenten der Galgen 
angedroht. Indeſſen allmählich mußte fich doch 
die befjere Einfiht Bahn brechen. Es mußte die 
Bewegung des Humanitarismus, die zwar bon 
Sreidentern, Iluminaten und Aufflären im 
vorigen Jahrhundert geförbert wurde, aber doch 
einen richtigen Kern in ſich ſchloß, es mußte jene 
Bewegung, welde zur Publikation der Menſchen⸗ 
rechte im Jahre 1789 führte und melde eine 
Fine Reaktion gegen die Ommipotenz bes 

olizeiſtaates, wie er aus ben Krifen des 16. Jahr⸗ 
hunderis hervorgegangen war, barftellte und ficher 
die Kirche energiſch auf ihrer Seite gehabt haben 
würbe, falls diefelbe nicht in den Feſſeln des 
Staates gelegen wäre, auch der Auswanderungs- 
freiheit zu gute kommen. Denn in der That, je 
bald man den Menſchen in richtiger Weile in 
feinem Berhältniffe zum Staate auffaßt, ſobald 
man fi) darüber Mar wird, daß daB Wohl der 
Unterthanen der Zweck des Staates ift, nicht aber 
die Macht der Gewalthaber um ihrer ſelbſt willen, 
fo fann man, mag man immer aus der Rücficht 
auf das Gemeinwohl die Berechtigung der öffent 
lichen Gewalt zu bebeutenber Einfchränfung der 
perjönlichen Freiheit ableiten, doch nie dazu ge 
Tangen, die wefentlichen Rechte bes Dienfchen zu 
negieren. Zu biefen gehört aber offenbar die Frei⸗ 
heit, ſich feiner geiftigen und körperlichen Ver⸗ 
amlagung gemäß feinen dauernden Aufenthaltsort 

u wählen. Hängt doch von der Fähigfeit, eine 
Pie Wahl zu treffen, in ſehr vielen Fällen die 
gefamte Geftaltung des Lebens eines Menſchen 
ab. Wie viele, denen bie Übung ihrer Religion 
verfagt war, fanben in ber Auswanderung das 
einzige Mittel, fich die Freiheit ber Ausübung der 
beiligften Pflichten zu fichern! Wie viele, denen 
der jpärlihe Boden der Heimat die Gründung 





Ort zu wählen, wo er glaubt, biefe Beitimmung 
am beiten erfüllen zu fönnen. Selbftrebend folgt 
& aber auß der Aufgabe der Staatägewalt, daß 
dieſelbe verpflichtet ift, gegen bie Außbeutung ber 
Unwiſſenheit und Leichtgläubigfeit wenig gebilbeter 
Leute burch gewiſſenloſe Verlodung zur Auswan⸗ 
derung aufzutreten. Wir werben davon, wie von 
den Maßnahmen, welche diefelbe zu dem Behufe, 
die Auswanderung für daß ihrer Obforge an- 
vertraute Land nugbringend zu geftalten, er en 
bat, bei der Behandlung der Auswanderungs« 
politik ſogleich zu reden haben. Aber weiter darf 
das Einfchreiten des Staates gegen bie Auswan« 
derung ſich nicht erftreden. 

Es ift demnach als ein Fortſchritt zu begrüßen, 
daß bie Geſetzgebung nad) und nach bie Aus wan⸗ 
derungsfreiheit in immer höherem Grabe 
fanttionterte. Schon das preußifche Landrecht vom 
Jahre 1794 geftattete bie Auswanderung, wenn 
& aud nach vorhergehenber Anzeige Einholung 
der Erlaubnis und in der Regel auch Entrichtung 
des porerwähnten Abfahriögeldes verlangte. Auch 
in Bayern warb 1801 die Auswanderung info» 
weit geftattet, als bie Entſcheidung über jeden 
einzelnen Fall bem obrigfeitlichen Ermeſſen vor⸗ 
behalten war, wie denn in dieſem Reſtript auch 
noch immer firenge Maßregeln gegen unbefugte 
Auswanberungsagenten getroffen waren. Die 
Deutiche Bundesalte aber ging dann wieber einen 
Schritt weiter: fie ſehte feit, daß die Entlaſſung 
aus dem Unterthanenverbande nicht vertweigert 
werben könne, wenn ein anderer Bunbesftaat bereit 
fei, den Betreffenden als Unterthanen aufzunehmen. 
Auch die Verwerflichfeit der Nadfteuer wurde von 
den Staaten Europas immer mehr anerfannt und 
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bald volfländig abgeſchafft. Die Deutfche Bundes« 
alte ging hierin mit gutem Beifpiel voran. Ihr 
Art. 18 ficherte bie Freiheit von aller Nachfleuer, 
infofern das Vermögen in einen andern Bundes⸗ 
ſtaat überging. Endlich erkannten bie neueren 
Staaten überhaupt ben Grund aß, daß jeder 
UntertJan, dem nicht beſondere Hinderniſſe ent« 
gegenftehen, das Recht habe, auszuwandern, offen 
an. So unter anderem bie preußiiche Berfaffungs- 
urlunde von 1850, Art. 11. 

Diefer Grundſaß ift denn auch in die ein- 
ſchlägige Gefeßgebung bes neuen Deutichen 
Neiches übergegangen. Nach dem am 1. April 
1898 in Sraft getretenen Reihsgefege über 
das Auswanderungsmwefen bedarf der⸗ 
jenige, welcher die Beförderung von Auswande 
tern nad außerdeutfchen Ländern betreiben will 
(Unternehmer), hierzu ber Erlaubnis. Bor Er« 
teilung ber Erlaubnis hat der Nachfuchende eine 
Sicherheit im Minbeftbetrage von 50 000 Mark 

u beftellen und im Falle beabfichtigter überſeeiſcher 
förderung den Nachweis zu führen, daß er 
Reeder ift. Die ben Unternehmern‘ erteilte Er⸗ 
laubnis lann unter Zuflimmung des Bunbesrats 
vom Reichskanzler jederzeit beſchränkt oder wiber- 
rufen werden. Wer bei einem Betriebe ber vor- 
bezeichneten Art buch Vorbereitung, Vermittlung 
oder Abſchluß des Beförberungsvertrags gewerbä= 
mäßig mitwirlen will (Agent), bebarf Hierzu 
der Erlaubnis. Die Erlaubnis darf nicht erteilt 
werben: a) wenn Thatſachen vorliegen, welche 
bie ——— des Nachſuchenden in Be 
yehung auf den beabfichtigten Geſchäftsbetrieb 
rthun; b) wenn einer ben DVerhältniffen bes 
Verwaltungsbezirls der zuftändigen Verwaltungs» 
behörbe entiprechenden Anzahl von Perfonen die 
Erlaubnis zum Betriebe bes Geſchäfts eines Aus- 
wanderungsagenten erteilt ober außgebehnt worden 
ift. Vor Erteilung der Erlaubnis hat der Nach- 
ſuchende eine Sicherheit im Mindeitbetrage von 
1500 Mark zu beftellen. Dem Agenten ift es 
unterjagt, feine Gefchäfte in Zmeigniederlaffungen, 
durch Stellvertreter oder im Umberziehen zu bes 
treiben. Die dem Agenten erteilte Erlaubnis kann 
jeberzeit bejchränft ober widerrufen werden. Der 
Bundesrat erläßt nähere Beitimmungen über den 
Gefchäftsbetrieb der Unternehmer und Agenten 
und deren Beauffichtigung. Der Unternehmer 
darf Auswanberer nur befördern auf Grund eines 
vorher abgejchlofjenen fchriftlichen Vertrages. Den 
Ausmwanderern darf nicht die Verpflichtung auf 
exlegt werben, den Beförberungspreis oder einen 
Zeil desſelben oder ihnen geleiftete Vorſchüſſe 
nad ihrer Ankunft am Veftimmungsorte zu zahlen 
oder zurüdzuerftatten oder durch Arbeit abzuver- 
dienen; ebenjowenig bürfen fie in ber Wahl ihres 
Aufenthaltsortes oder ihrer Beſchäftigung im Be⸗ 
immungslande beſchränkt werden. Verboten ift 
ie Beförderung ſowie der Abſchluß von Verträgen 
über bie Beförderung: a) von Wehrpflichtigen im 
Alter vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 
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25. Lebensjahre, bevor fie eine Entlafſungsurkunde 
oder ein Zeugnis der Erſatzlommiſſion darüber 
beigebracht haben, daß ihrer Auswanderung aus 
dem Grunde ber Wehrpflicht fein Hindernis ent« 
gegenfteht; b) von Perjonen, deren Verhaftung 
oder Feſtnahme von einer Gerichts· oder PVolizei« 
behörde angeordnet ift ; c) von Reihangehörigen, 
für welche von fremden Regierungen oder von 
KRolonifationsgejellfchaften oder ähnlichen Unter» 
nehmungen ber Beldrberungspreis ganz ober 
teilweife bezahlt wird oder Vorſchüſſe geleiftet 
werden; Ausnahmen von biefer Beitimmung kann 
der Reichslanzler zulaffen. Jedes Auswanderer 
Schiff unterliegt vor dem Antritte ber Reife einer 
Unterſuchung über feine Seetüchtigkeit, Cinrich- 
tung, Ausrüftung und Verproviantierung. Der 
Bundesrat erläßt Vorſchriften über Die Beichaffen- 
heit, Einrichtung, Ausrüftung und Verprovian- 
tierung der Auswandererſchiffe, über die amtliche 
Beſichtigung und Kontrolle diejer Schiffe, ferner 
über die ärztliche Unterſuchung der Reijenden und 
der Schiffebefagung vor der Einfchiffung, über 
die Ausſchließung kranker Perſonen, über das 
Verfahren bei der Einſchiffung und über ben 
Schuß der Auswanderer in gefundheitlicher und 
fittlicder Hinficht. Zur Mitwirkung bei Ausübung 
der dem Reichslanzler auf dem Gebiete des Aud- 
wanderungsweſens zuſtehenden Befugniffe wird 
ein ſachverſtändiger Beirat gebildet, welcher aus 
einem Borligenden und minbeiteng 14 Mitgliedern 
befteht. Den Vorfigenden ernennt der Kaiſer. Die 
Mitglieder werben vom Bundesrate gewählt. Die 
Anhörung bes Beirat muß erfolgen vor Erteilung 
der Erlaubnis für ſolche Unternehmungen, welche 
die Befiedlung eines beftimmten Gebietes in über- 
feeifchen Ländern zum Gegenftande haben, fowie 
im Falle der Beſchränkung ober des Widerrufs 
der einem Unternehmer erteilten Erlaubnis. Außer 
dem können auf dem Gebiete des Auswanberungs- 
weſens von dem Reichskanzler geeignete wichtigere 
Bragen dem Beirate zur Depeiehkung vorgelegt 
und von leßterem Anträge an ben Reichslanzler 
geftellt werden. Zur Überwachung des Auswan- 
derungsweſens und ber Ausführung ber darauf 
bezüglichen Beftimmungen find an denjenigen 
ange n, für welche Unternehmer zugelafien 
ind, von den Landesregierungen Auswanberungs« 
behörden zu beftellen. In ben Hafenorten übt der 
Reichslanzler die Aufficht über das Auswande- 
rungsweſen Durch von ihm beftellte Kommifjare 
aus. Diefe Kommifjare find befugt, den vorge 
fehenen Unterfuchungen beizumohnen, auch felb« 
ftändig Unterfuhungen der Auswandererſchiffe 
vorzunehmen. Sie haben die Landesbehörden auf 
die von ihnen wahrgenommenen Mängel und 
Verftöße aufmerkfam zu machen und auf deren 
Abflellung zu dringen. Im Außlande werben die 
Obliegenheiten der Kommilfare behufs Wahr« 
nehmung der Interefien deutſcher Auswanderer 
von den Behörden bes Reiches wahrgenommen, 
denen erforberlichen Falles befondere Kommifjare 
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als Hilfsbeamte beizugeben find. Nach ben Straf» 
beftimmungen des Gejeges wird unter anderem mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft, wer eine 
Frauensperfon zu dem Zwede, I der gewerbs · 
mäßigen Unzucht zuzuführen, mittels argliſtiger 
Verſchweigung dieſes Zwedes zur Auswanderung 
verleitet. Diejelbe Strafvorſchrift findet auf den⸗ 
jenigen Anwendung, welder mit Kenntnis bes 
vom Thäter in folder Weife verfolgten Zweces 
die Auswanderung der Frauensperſon vorjäßlich 
befördert. 

Wie num aber das Recht der Auswanderung 
in dem Sinne, wie es hier joeben beſprochen ift, 
d. 5. infoweit es fih auf die Berechtigung des 
Angehörigen eines Staates, zur Auswanderung 
zu fchreiten, bezieht, mannigfachen Wechſel er- 
fahren Hat und im Laufe der Jahrhunderte gänz⸗ 
lid) umgebildet worden ift, fo muß ein Gleiches 
auch von ber Auswanderungspolitif im 
allgemeinen gelten, d. h. von dem Inbegriff der 
Maßregeln, welche ein Staat zur Anwendung 
Bin: um das Auswanberungsmweien zu regeln 
und die Emigration in gewiſſe Bahnen zu leiten. 
Freilich hat e& auch Fälle genug gegeben, wo die 
diesbezügliche Politik einfach in einem vollftän« 
digen laisser aller beftanb, ſei e& nun ei es 
der betreffenden Staatsgewalt vermöge der 
hältniffe nicht wohl möglich war, einen wirlſamen 
Einfluß auf dieſe Angelegenheiten zu üben, fei es 
daß ſich nicht das nötige Verftändnis für bie 
wichtigen auf biefem Gebiete gelegenen Intereſſen 
vorfand. Die Darftellung des Ganges und der 
Entwicklung der Auswanderung, wie fie im vor« 
hergehenden gegeben mworben ift, gewährt ver- 
ſchiedene Einblide in bie Art und Weiſe, wie ver⸗ 
ſchiedene Staaten die Auswanderung auffaßten. 
Wir haben gezeigt, wie die Spanier, wie bie 
Engländer und wie im Altertum bie Griechen ſich 
zu dieſen ragen verhielten. Aus allen dieſen 
Thatſachen und den gleichfalls zum Teil mitger 
geteilten Gründen berjelben ergiebt fih, eine wie 
verjhiedene Behandlung dieſes Problem unter 
den verjchiedenen Verhältnifien, welche das Leben 
der Bölfer beftimmen, zu finden hat. Nun ift es 
zwar leicht, eine gewiſſe Anzahl von Geſichts- 
punkten aufzuftellen, welche das Verhalten der 
Stantögewalt diesbezüglich zu beftimmen haben. 
Aber jehr ſchwer iſt es oftmals, zu entjcheiben, 
welche Maßregel in einem gegebenen Zeitpunfte 
Plaß zu greifen hat. Wer wird z. B. mit Sicher» 
heit entſcheiden können, ob in einem Staate eine 
abfolute Übervölferung vorherrſcht. welche even- 
tuell fogar ftaatliche Unterftüßungen bedürftiger 
Auswanderer rechtfertigen würde, oder wer nur 
mit apobiktifher Gewißheit jagen können, ob die 
Wegräumung gewifjer den Beſtand wohlhäbiger 
Aalen der Bevölkerung ſchützender gejeplicher 
Mapregeln nicht einen Nachteil hervorruft, ber 
weit beträchtlicher erfheinen muß als die Beein« 
trädtigung, die ber betreffende Staat durch die 
infolge diefer Maßregel hervorgerufene Vermeh⸗ 
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tung ber Auswanderung der nicht zu dieſen Priv 
vilegierten Gehörigen erleidet? Das find delifate 
Fragen, zu deren Löfung e8 eines hohen Grades 
von Senntnis aller einschlägigen Verhältnife, von 
Umfiht und Urteilsfchärfe bedarf. Es will uns 
aber bebünfen, daß in einem Staate auf Grund 
geiifienhaftefter ftatiftifcher Erhebungen, ein- 
gehendfter, nach in ei Mufter unter perjön« 
licher gleihmäßtger Einvernehmung von Vertretern 
aller beteiligten Klaſſen und Interefienten durch⸗ 
uführender Enqueten und des Urteils der wiſſen⸗ 
Neaftligen Autoritäten doch feftgeftellt werden 
tönnte, wie viele Einwohner ber verfchiedenen 
Berufsftände die einzelnen in Betracht kommenden 
Gegenden nad) ihren natürlichen Verhältniſſen 
durch Entwidlung der vorhandenen Erwerbszweige 
oder Einführung neuer ernähren könnten. Freilich 
werben ſolche Schägungen immer nur annähernde 
Refultate liefern fönnen, da bei der Berechnung 
ein durchſchnittlicher state of life ber verſchiedenen 
in Betracht kommenden ſocialen Schichten ange 
wendet werben muß, das wirfliche Leben ſich aber 
vielfach um einen ſolchen state of life nicht küm⸗ 
mert und derſelbe auch oftmals unrichtig gegriffen 
werben kann. 
Um nun aber auf die Gefichtspunfte zurüdzu- 


t= | Tommen, nach denen jich die Auswanderungspolitif 


im allgemeinen zu richten hat, wenn e8 auch, wie 
gejagt, oft ſchwer hält, zu entſcheiden, welche 
Regel im einzelnen Falle anzuwenden ift, jo muß 
& vor allem das Streben einer jeben Regierung 
fein, wenn nicht die Auswanderung in ein von 
ihr abhängiges Kolonialgebiet mit ganz über« 
wiegenden Vorteilen verbunden ift, das Ver- 
bleiben ihrer Unterthanen im Vaterlande ohne 
Beeinträchtigung des Rechtes berfelben, zu emi⸗ 
grieren, zu befördern. Die Kräfte derſelben find 
dem Mutterlande am ſicherſten erhalten, wenn fie 
in demfelben verbleiben. Zu bem Behufe hat aber 
die Regierung vorhandene unwirtliche Landſtriche 
zu fultivieren, Ameliorationen des Bodens und 
ſomit erhöhte Ertragsfähigteit desſelben herbeizu⸗ 
führen und die Selebe über Succeſſion u. ſ. w. 
fo zu geſtalten, daß dieſelben einen Stamm wohl« 
babender Sleingrunbbefiger garantieren, ohne bie 
fogen. weichenden Gejchwifter, d. h. bie bei ber 
Erbſchaft minder begünftigten Kinder und Erben 
des Erblaffers, Teer ausgehen zu laſſen und da» 
durch zum Verlaffen des Bandes anzutreiben, weil 
fie nicht die Mittel finden, ſich als Kleinbeſitzer 
mit gewerblicher Nebenbeicgäftigung, Bergwerls⸗, 
Forite und Taglöhnerarbeit Ing a wie 
ſolche oft von Kleinhäuslern mit Erfolg betrieben 
wird, da biefelben in ihrem Häuschen und Grund« 
ftüd eine ſichere Grundlage ihrer Eriftenz haben. 
Ferner muß aber auch an die Erſchließung neuer 
Erwerbszweige durch Einführung neuer Indus 
ſtrien u. |. w. gedacht und vor allem Religion und 
Sitte nach Kräften gepflegt werden, damit auch 
der Sparfinn und die Zufriedenheit mit befcheibe- 
ner Exiſienz ſich erhalte und entwickle. Wenn 
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dieſe Tugenden vorhanden find, wenn ber Menſch 
nicht fein Trachten und Streben auf bie Erlangung 
einermöglichft großen Summe materieller Exiftenz« 
mittel unb äußerer Genüffe richtet, wird die Liebe 
zum Baterlande, die Anhänglichkeit an bie religie 
dien, geſchichtlichen und Yamilientrabitionen der 
Heimat jo mächtig fein, daß er ſich nur im Falle 
der Not ober ganz außerorbentlicher Verhältnifie 
zur Auswanderung eniſchließt, wie denn auch die 
gebügrende Rückſichtnahme auf von Alters her 
eingelebte politifche Berhältnifie und die Schonung 
der propinziellen Eigentümlichkeiten ber Bewohner 
mächtige Mittel find, um die Anhänglichkeit an 
das Vaterland wach zu erhalten. Das Beifpiel 
ber Liebe zur Heimat, das gerade arme Bevölte- 
rungen, bie italienischen Arbeiter ber friauliſchen 
Gegenden, die Savoyarden, bie Tiroler, geben, 
welche, anftatt bauernd ihre Heimat zu verlafien, 
auf Jahre oder Monate in bie Fremde gehen und 
mit dem Erträgnis ihres Fleißes borthin zurüd« 
fehren, ift diesbezüglich inftruftio genug. 

mn ſich aber wirklich die Notwendigkeit der 
Auswanderung zeigt, wenn bie ſoeben angebeuteten 
Mittel, wodurch bie Bevölkerung an den heimiſchen 
Boben gefefjelt werden kann, nicht oder nur mit 
unverhältnismäßigen Opfern realifiert werden 
können, bann ſoll die öffentliche Gewalt mindeftens 
danach tradhten, Die Auswanderung fo zu geitalten, 
daß biejelbe dem Mutterlande möglichit wenige 
Nachteile und eine möglichft große Anzahl von 
Vorteilen bringt. Am beften ift es natürlich, wenn 
das Mutterland Kolonien befigt, wohin ſich der 


Strom der Emigration zu wenden vermag. Mögen | finbe 


diefelben mehr ober minder unabhängig geftellt 
fein, m politifche Einheit, mindeftens ihre handels- 
politifche und militärifch«diplomatifche Einheit mit 
dem Mutterlande garantiert nugbringende Ver⸗ 
kehrsbeziehungen zwiſchen ben Bewohnern des alten 
Vaterlandes und denen der Tochterländer. Die 
Nationalität der Auswanderer wird erhalten und 
das Gewicht, welches die betreffende Raffe in die 
Wagſchale bes allgemeinen focialen und politischen 
Entwidlungsprozeſſes ber Menjchheit legt, bes 
beutend vermehrt. — Selbftverftändlich müſſen die 
Kolonien ſolche fein, welche geeignet find, die Aug- 
wanderung des Mutterlandes aufzunehmen und 
demnach einen Reiz auf diefelbe auszuüben. In» 
wieweit dies mit den neuen Erwerbungen Deutfch« 
lands der Fall ift, kann heute noch nicht mit Sicher- 
heit entjchieben werben. 

Wenn aber und folange die Auswanderung nad; 
eigenen Kolonialgebieten aus einem Staate nicht 
ſtattfinden kanm, bleibt es Pflicht der Stantd- 
tegierung, die Auswanderung nad) gewiflen Län⸗ 
dern und zwar unter ſolchen Umftänden zu leiten, 
daß die Emigranten in möglichft hohem Grade 
bor den Gefahren der Entnationalifierung und 
auch ber wirtihaftlichen Entfremdung vom Vater 
land bewahrt bleiben, dieſes alfo einen möglichft 
geringen Nachteil durch die Entfernung derjelben 
aus feinem Schoße erleidet. — Daß vieles in dieſer 
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Hinficht geſchehen kann, ift unbeftreitbar, und daß 
der Erfolg einer ſolchen auf gewifje Gegenden lon⸗ 
zentrierten Auswanderung dem Mutterlande 
günftig ift, indem fie die nationale Eigenart der 
berg und Leg ge je 
jelben hervorgehenden ehungen 
Austaufches, des Verkehrs u. j.w. mit dem Mutter« 
lande erhält, dafür find die beſtehenden groß⸗ 
artigen Hanbelabeziehungen zwiſchen England und 
den Vereinigten Staaten, die troß der politifchen 
Trennung der legteren vom erfieren einen fo ge= 
waltigen Aufſchwung genommen haben, ber bejte 
Beweis. E muß aljo das Streben ber Stant- 
regierung zunächſt dahin gehen, die geeigneten 
Maßregeln zum Beften der Auswanderer zu treffen. 
Uber auch freie Vereine, wie die deutichen 
Rolonialvereine und wie der treffliche katholiſche 
St. Raphaelsverein zum d 
Auswanderer, koͤnnen Mamigfaches leiften zur 
Aufflärung und Sicherung der Auswanderer gegen 
Schaden. Und es darf dem Funltionieren biefer 
Vereine durchaus nichts in den Weg gelegt werben, 
damit ſich nicht die Regierung in einer jo höchſt 
wichtigen Sache ein Monopol beilegt, das leicht 
zur tharfädlichen Vertümmerung bes fundamen« 
talen menſchlichen Rechtes, fich feinen Wohnſitz 
nad) freier Wahl und infolgegehöriger Information 
zu wählen, führen und zum ® der politiſchen 
Machtftellung des Staates auf Koften des Wohles 
des einzelnen, ber möglicherweife gerade in einem 
der Regierung nicht genehmen Auswanderungs- 
gebiete ein feiner Inbividualität zufagendes Sand 
t, außgebeutet werben kann. 
Unter ber bie Auswanbderungsfragen betreffenden 
Litteratur mögen Mi ende Werke und Zeit- 
ſchriften Erwähnung finden: Gäbler, Deutfche 
Auswanderung und Kolonijation, Berlin 1849; 
Löher, Gefchichte und Zuftände der Deutſchen in 
Amerila, 2. Aufl, 1856; Fröbel, Die deutſche Auß- 
wanderung und ihre fulturhiftorifche Bedeutung, 
Leipzig 1858; Kapp, Aus und über Amerika, 1871; 
Hübbe · Schleiden, Überfeeiiche Bolitit, Hamburg 
1881; K. v. Jung, Deutſche Kolonien, Leipzig 
1884; Greater Britain, a Record of Travel 
in English Speaking Countries during 1866 
and 1867 by Sir Charles Wentworth Dilke, 
7. edition, London 1880 ; The British Empire 
by Seeley, London 1883; Wilh. Rofcher und 
Robert Jamnaſch, Kolonien, Kolonialpolitif und 
Auswanderung, 3. Aufl, Leipzig 1885 (bie zwei 
erſten Abteilungen des Werkes find von Rofcher, 
bie dritte von Jannaſch allein gearbeitet). Heuffer, 
Die Auswand. nad Argentinien, 1885; Beder, 
Unfere Verkufte durch Wanderung (tm Jahrb. für 
Geſetzg. und Verw., 2. Jahrg., 1887); Cahensiy, 
Die deutfchen Auswanderer und der St. Raphael» 
verein, Frankfurt a. M. 1887 ; Bolemeyer, Das 
Auswanderungswefen in der Schweiz, in Belgien, 
England und Deutfchland, Berlin 1892; Aus= 
wanberung und Auswanberungspolitifin Dentfch« 
land, Leipzig 1892 (Schriften be3 Vereins für 
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Socialpolitit, Bd. LIT); E. Franke, Das beutfche 
Auswanderungsgeieh (im Archiv für jociale Ge⸗ 
fepgebung, XI. ®b., 1897); v. Philippovich, Art. 
Auswanderung im Handwoͤrterbuch der Staats - 
wiſſenſchaften (IL Bd.), Jena 1899; Statiftifches 
Jahrbuch für das Deuiſche Reich, 1880 ff. — Zeit 
ſchriften: Export (feit 1878) und Deutſche Kolonial» 
zeitung (ſeit 1885). [Rämpfe, rev. Red] 
Auswärfige Angelegend » ). Diplo 


tie. 
nskttige Angelegenheiten, Minifterium 
für, ſ. Verwaltungsorganifation. 
5 —— Amt ſeit 1871, |. Dentſches 
dd. 
wechs lung d jenen, ſ. Krieg. 
Burning pr air ie ir 
Pan ungen, Berleihung von, |. Stants« 
oꝛ 


haupt. 
Auszug, Leibzucht, |. Bauernſtand. 
—2 f. Recht, römifches. 
Anthentifhe Interpretation, j. Geſetzes ⸗ 
— 

Autoßratie, |. Abſolutismus. 

. Denn diefer Begriff im griechi« 
ſchen Staatsrechte des Altertums bie Bebeutung 
hatte, welche wir Heutzutage mit dem Worte 
„Souveränität“ zu verbinden pflegen, jo hat der⸗ 
felbe im deutfchen Sprachgebrauche und überhaupt 
in der modernen NRechtsiprache (ſchon der bes 
vorigen Jahrhunderts) einen ganz verſchiedenen 
Sinn angenommen. Aber aud) dieſe dem Worte 
„Autonomie“ beigelegte Bedeutung hat Waud⸗ 
lungen erfahren, biß fie zu dem heute Damit ver« 
bundenen Begriffe ſich präcis ausgeftaltet hat. — 
Wir verflehen nämlich in der Gegenwart unter 
Autonomie die gewifien in und unter bem Staate 
befindlichen Falioren beigelegte Befugnis, rechts ⸗ 
bilbend zu wirken, und zwar ſowohl durch Er« 
laffung von Statuten, welche fi ihrem Weſen 
nad) al8 den Geſetzen — wie fie von ber höch · 
fen Gewalt des Gemeinweſens, von der daB 
gejamte Rechtsleben regelnben Staatsgewalt, auß- 
gehen — analoge Feitfegungen charakterifieren, 
als auch durch fich in ihrem Schoße entwidelnde 
gewohnheitsrehtliche Bildungen, welche 
man mit dem Worte — zu bezeichnen 
pflegt. Es iſt zwar von Beſeler bei der Behand» 
kung der Autonomie in feinem Syſtem des gemei⸗ 
nen deutſchen Privatrechts herporgehoben worden 
(2. Aufl., 8 26 am Ende), daß bie Autonomie 
diefe Iehtere Art der Rechisbildung nicht in fi) 
befafje. Indeſſen finden wir nicht den minbeiten 
ſachlichen Grund, welcher eine Beſchränkung dieſes 
Begriffes auf die in legislativner Form vor 

ich gehende —— DR der mit 
dieſer Gewalt begabten, im Bereiche des Staates 
egiftierenden Kreiſe von Perfonen (Korporationen) 
und von feiten einzelner Perfonen — benn auch 
ſolchen Tann eine ſolche Gewalt beigelegt fein — 
techifertigen würde. Mögen immerhin bie juri» 
ſtiſchen Schriftfleller des 17. und 18. Jahrhun« 

Gtostslezifon. I. 2. Kufl. 
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derts das Wort „Autonomie” nur im Sinne 
biefer Befugnis zum Erlafien von Statutenger 
braucht haben. Es ift dies erflärlich in einer Zeit, 
welche in immer fleigendem Grade jede unab» 
hängige, der Stantögetwalt, weil auß ber unmittel« 
baren Rechtsüberzeugung berporgegangen, ihren 
Urfprung nicht verbanfende Nechtebildung zu 
unterbrüden fuchte. Ya, ben umftändlichen Rechts» 
gelehrten jener Tage mit ihrer Vorliebe für präcije 
und genaue gay ne der einzelnen Paragraphen 
und Stellen ber Gejee waren überhaupt vielfach 
alle freien, bem richterlichen Ermeſſen weiteren 
Spielraum laſſenden Rechtsregeln antipathifch. 
Es kann alſo nicht wunder nehmen, daß fie in 
einer Zeit ber Pebanterie, in welcher nicht nur bie 
Staaten, ſondern auch bie in deren Umfange noch 
beftehenben, mit einer gewiſſen Unabhängigfeit 
außgeftatteten Körperfchaften alles durch bis in 
das Minutidfe gehende Verorbnungen zu regeln 
firebten, an bie gewohnheitsrechtlich vor ſich ger 
hende Rechtsbildung nicht dachten, wo fie den Ber 
griff der Autonomie definierten. Denn, wie gejagt, 
ein innerer Grund ift durchaus nicht erfichtlich, 
weshalb unter den Begriff Autonomie nicht auch 
bie Befugnis fubfumiert fein follte, ohne formelle 
Reglementierungund Publikation, ausdem Rechts« 
bewußtfein der Beteiligten unmittelbar heraus, 
auf dem ber — rechtlichen Beſtimmung 
der Betreffenden überlaſſenen Gebiete vorzugehen. 
Iſt es doch einleuchtend, daß dieſer letztere Weg 
ber gewohnheitsrechtlichen Entwicllung des kor- 
poraliven Lebens ſich oftmals als der geeignetere 
erweiſen wird. Im homogener Elemente, 
welche in Hinſicht auf die Regelung ihrer über» 
einftimmenden Interefien im Mittelalter in fo 
reichlichem Maße und aud) jetzt wieder in bedeu⸗ 
tendem Umfange zur felbftändigen Orbnung ihrer 
Angelegenheiten berufen find, wird ſich für manche 
Falle die Regelung der Verhältnifje durch O b⸗ 
ſervanz, d. 5. auf gewohnheitsrechtlichem Wege, 
beffer empfehlen als bie ftatutarifche Feſtſetzung, 
weil das Recht in jener Erfcheinungsform nature 
gemäß biegfamer bleibt al8 in biefer Geftaltung, 
während doch die fahmännifche Vertrautheit der 
rechtserzeugenden Kreiſe mit bem Gegenflande ber 
rechtlichen Beftimmung unvermittelte Schwankun- 
gen und ſchroffes Brechen mit der Rechtstradition 
nicht leicht befürchten laſſen dürfte. Wenn aber 
bergeftalt beide Formen der Rechtsbildung, bie 
ſtatutariſche wie Die obferdanzmäßige, fi, was 
die Befugnis zu ihrer Ausübung anlangt, in nichts 
unterſcheiden, jo erheifcht anderſeits das praftiiche 
Bedürfnisihregemeinfchaftliche Behandlung, damit 
nicht überflüffige Wiederholungen veranlaßt wer= 
den. Es fcheint alfo angemefjen, dem in unfern 
Tagen fo überaus häufig gebrauchten Worte „Aue 
tonomie”, welches im politifchen Leben, im Jargon 
ber Erörterungen ber Preſſe und im Munde der 
Bolititer aller Art allerdings verfchiebenartig genug 
angewendet wird, einen eiwas weiteren Sinn bei« 
zulegen, wie dies in ber obigen, am Anfange dies 
18 
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ſes Auffages gegebenen Definition geſchehen ift, 
unb aud bie Befugnis, gewohnbeitsrechtliche 
Bilbungen in bem betreffenden rechtlichen Kreiſe 
entftehen zu laffen, darunter zu begreifen. 

Um nın einen Begriff von ben verſchiedenen 
Modalitäten zu geben, unter benen bie Autono- 
mie, wie fie 3. en definiert iſt, im Laufe der 
hiſto ri ſchen Entwicllung zur Darſtellung ge⸗ 
langte, muß weit zurückgegriffen werben, damit 
durch die Vollſtändigkeit eines ſolchen Hiftorifchen 
Überblids, welder, wenn auch nur refumierend, 
den Einfluß der autonomen Imftitutionen auf das 
Öffentliche Leben erfennen Yäßt, ein Einblid ge» 
wonnen werbe, inwieweit bei der gerade in der 
Jetztzeit wieber viel ventilierten Frage der Provin · 
tale, Gemeinde», Korporationgautonomie u. |. w. 

em Streben nad möglicäfier Unabhängigkeit 
diefer Organe Rechnung getragen werden dürfe 
ober folle. — Wenn fid) ein beſonders eflatanter 
Gegenfag zwifchen dem römifchen und bem 
deutichen Rechte gerabe auch auf dem Gebiete der 
Organifation der in jedem größeren Staate un« 
entbehrlichen untergeordneten und mit einer ge» 
wiſſen Selbftänbigfeit ausgeftatteten Faltoren 
bes öffentlichen Lebens, ber Gemeinden, Gewerbs⸗ 
genoſſenſchaften u. dgl. ergiebt, und wenn z. B. 
den Städten des römijchen Kaiſerreiches, auch ben 
‚mit Stadträten und Magiftraten ausgeftatteten, 
eine Gejehgebung in Municipalangelegenheiten 
überhaupt nicht zuftand, fo erſcheint doch dieſer 
Kontraft beim Eintritt ber germanischen Völfer 
in das europãiſche Kulturleben am allergrellften. 
Wir finden Die alten Deutſchen, freiheitsliebend 
wie fie waren, nicht nur beftrebt, die individuelle 
Unabhängigteit zu fihern, ſondern auch im öffent» 
lichen Leben von demfelben Geifte beſeelt. Die 
Gemeinde ift autonom, und zwar geht in ihrem 
Umtreife fowie für weitere Kreiſe, in dem 
Volksverſammlung, bie Rechtsbilbung vor ſich in 
gewohnheitsrechtlicher Form. Ganz natürlich ent« 
wickelte ſich das Recht, aus den Bebürfniffen und 
Lebensverhältnifien des Volkes heraus je nach der 
Verſchiedenheit der Bobenverhältniffe, ber perfön- 
lichen Entwidlung ber Angehörigen der verſchie- 
denen Rechtskreiſe u. |. w mannigfache Geftal- 
tung gewinnend und doch durch die Einfachheit 


der Zuftände und bie Gemeinfchaftlichfeit der | bi 


Abſtammung aller vor dem Überwuchern bes 
Partikularismus bewahrt. Derartige einfache 
Zuftände find naturgemäß bie geeignete Grund⸗ 
lage für autonome Rechtsbildung. Die Natür« 
lichkeit und Klarheit der Verhältnifie macht ein 
bewußtes und planmäßiges Eingreifen ber Staat8- 
gewalt, in ber ältejten Zeit richtiger Stammes ⸗ 
gewalt genannt, entbehrlich, wenigftens in der 
Regel und ausgenommen bie Verhältniffe, weldhe 
eine Tonzentrierte Aktion des Stammes nad) au⸗ 
Ben bedingen. — Diefe einfache, natürliche Situa- 
tion des fentfigen Lebens, dieje ganz vorwiegend 
autonome Organifation des öffentlichen und des 
Privatrechtslebens konnte natürlich in gleichem 
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Umfange nicht fortbauern, feit die germaniſchen 
Völfer ſich in den alten Kulturgebieten des römi- 
ſchen Weltreiches niebergelaffen hatten. Die kom⸗ 
plizierten Verhältniffe eines Höher kultivierten 
Lebens, das Zufammenleben mit ben durch phy⸗ 
fiſche Gewalt überwundenen römiſchen oder ger- 
mantjchen Bewohnern der eroberten Länder, welche, 
anfangs von ben rohen Eroberern gering geachtet, 
in Weſt· und Südeuropa allmahlich dadurch ihren 
Einfluß übten, daß fie die Eroberer durch ihre 
Kullur, vor allem durch ihre Religion bezwangen 
und ſich affimilierten, eng ein Eingreifen ber 
geſetzgebenden Thätigfeit für weite Gebiete des 
Rectslebeng notwendig. Dasſelbe erwies fich auch 
in den vorwiegend germaniſchen Staatsgebieten 
der entflehenben Welt des central- und ſuͤdeuro⸗ 
päifhen Mittelalters als unumgänglich, da ihre 
Zugehörigkeit zu dem zu einer Art von Weltreich 
anwachſenden —— Reich ihre Ehriftiar 
nifterung und ihre Kultivierung durch zahlreiche 
antike Civilifationgeinflüffe, die ſich vielfach in 
glüdlicher Weiſe mit den eigentümlich germanifchen 
Anfhauungen und Zuftänden verbanden, bedingen 
mußte. Es folgten a den Kobififationen der 
Voltsrechte, der Abfafjung der lex Salica, der 
lex Burgundiorum, der lex Visigothorum 
u. ſ. w., welche, bereits vorwiegend unter dem 
Einfluß der foeben angebeuteten Verhältnifſe 
entftanden und meift hy ehemaligem römiſchem 
Reichsgebiete erwachſen, ſich im Gegenfage zu der 
bißher vorwiegenden partifular-autonomiftifchen 
Rechtsbildung als allgemeinverbinbliche flaatliche 
Maßnahmen haratterifieren, Die fränfifchen Reichs· 
gejehe, Die bereit$ über das Weſen des Stammes- 
rechis Hinausgingen und fi) als großartige ge⸗ 
ſetzgeberiſche Maßregeln in einem Umfange dar⸗ 
ftellen, wie er erft im Geltungagebiete der modernen 


der ſtaatlichen Gejeßgebung wieder erreicht worden ifl. 


Die allgemeinen, für alle Teile des Staatsgebietes 
Bedeutung befigenden Angelegenheiten, bie fich 
ihrer Natur nach allenthalben für eine uniforme 
Behandlung geeignet zeigten und biefelbe jogar 
erheiſchten, Finanz⸗ Verkehrs«, öffentliches Kom⸗ 
munifationswefen, Heerbann, kirchliche und Schul⸗ 
ſachen und endlich der zur Wahrnehmung aller 
dieſer Dinge notwendige Verwaltungsapparat 
ben Gegenftand der von den fränfijchen 
Königen aus ben Dynaſtien ber Merowinger und 
Rarolinger erlaſſenen Gejege, die vielſach in den 
Ropitularienfammlungen (capitularia ift ber 
Name der Tarolingiichen Konigsgeſetze) nieber- 
gelegt wurden. — Wir fehen uns alfo in ſchon 
früher Zeit einer Entwidhmg des öffentlichen 
Rechtslebens gegenüber, welche bie autonome Ge⸗ 
flaltung desfelben weſentlich einfchränfte. Der 
Staat, die höchſte und in Ießter Linie ausfchlag- 
gebende Organijationsform des weltlichen Rechtẽ⸗ 
lebens, tritt jelbftbewußt in Thätigfeit. Der durch 
erhöhte geiftige Thätigfeit, durch die Anfänge von 
Schule, ja fogar von gelehrter Bilbung, vor allem 
durch bie ebenfo ſchoͤnen als logiſchen Lehren und 
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Vorſchriften des katholiſchen Ehriftentums ge 
ſchärfie und entwidelte Geift der jungen Nationen 
jchreitet zu einer bewußten und das die gefamte 
Nation gemeinfam betreffende Element des Rechts · 
lebens erfennenden und erweiternden Fixierung 
des Rechts, die durch das für die gefamte Nation 
geſetzgeberiſch funktionierende Organ derfelben (den 
König, der als Beirat die Reichsverſammlung der 
Großen geiftlihen und weltlichen Standes zur 
Seite hatte) erfolgt. Daß dabei das autonome 
Leben nicht völlig verſchwand, fondern in ber 
Gemeinde einen reichlich bemeſſenen Wirkungs- 
kreis behauptete, braucht kaum hervorgehoben zu 
werben. 


So ſchien ſich ein ſchönes harmoniſches Rechts · 
leben des beginnenden europäiſchen Mittelaliers 
herauszubilden, welches, ohne die rechtsbildende 
Kraft des Vollslebens zu brechen, doch die dem 
germanifchen Geifte inhärierende Gefahr der na= 
tionalen Zerfplitterung durch eine Fräftige ſtaat · 
liche Gefeßgebung Hintanzuhalten vermochte und 
vielleicht bei Längerer Dauer der ftarfen Monarchie 
Pipins und Karls des Großen im Anfchluffe an 
die meubelebte tomiſche Kaiſeridee mit ihren 
antiken Reminiscenzen zu einer früheren, 
Verhãltniſſen wahrhaft angepaßten Reception des 
römischen Rechts unter weiſer Wahrung der Iebend= 
fähigen germanifchen Rechtsinftitute hätte führen 
tönnen. Allein die centrifugalen Leidenſchaften 
der verfchiebenen deutſchen Stämme, der altger- 
maniſche Unabhängigfeitsfinn, welcher wenigſtens 
in den Großen oftmals noch jo mächtig war, daß 
er die regelmäßige Ordnung einer ſtarlen Mon« 
archie nur ſchwer ertrug, bie perjönliche Untüchtig« 
teit der Nachfolger Karls des Großen führten 
jenen höcjft traurigen Zufland der Gebiete der 
frãnliſchen Monarchie herbei, welcher Diefelben um 
das Jahr 900 in volle Auflöfung der ſtaatlichen 
Ordnung verfunten erjcheinen ließ. Derjelbe hielt 
zwar nicht zu Tange Zeit an, indem er zur Bil« 
dung jener mittelalterlihen Yeudalordnung 
führte, welche die bes obrigfeitlichen Schutzes 
beraubten freien Landbebauer in der Regel bei 
den benachbarten großen Grundherren, injonder- 
Heit bei ben kaiſerlichen Beamten felbft, den Grafen 
u. f. w., die ihre eigenen Hinterfaflen fräftiger 
ſchũtzten als die vermöge ihrer Amtspflicht in ihren 
Schug Befohlenen und oftmals Bedränger der= 
jelben, namentlich gelegentlich der ne 
Heerbannspfliht, waren, durch freiwilligen Ein» 
tritt in den Lehnsverband Schuß fuchen ließ. 
Wenn aber dergeftalt die Zeriplitterung der bis⸗ 
herigen centralen Staatägewalt, deren Funktionen⸗ 
freis aud) bei der fpäteren Wiedererftarfung ein 
ſehr beichränfter blieb, die einzelnen nicht allzu 
großer Unſicherheit anheimfallen ließ, fo ward doch 
die ſtaatliche Geſetzgebung infolge aller dieſer 
Verhãltniſſe auf eine ganz verſchiedene Baſis ge- 
rüdt. Es erfolgte naturgemäß ein Zurüdfallen in 
die altgermaniſchen, vorherrſchend partikulariſtiſchen 
Zuftände. Und was war natürlicher, als daß auch 
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die Rechtsbildung in diefe Bewegung hinein⸗ 
gezogen wurbe? Die ſchwachen oder häufig ab« 
wejenben Monarchen der weit- wie der oftfrän- 
kiſchen, eigentlich deutſchen Monarchie, von ben 
italienifhen Königen des 9. und 10. Jahrhun- 
derts, den Berengaren u. |. w. gar nicht zu reden, 
fanden wirklich wenig Gelegenheit zur Ausübung 
legislatoriſcher Thätigfeit. Und auch bie alten 
larolingiſchen Er verſchwanden größtenteils 
aus ber Pragis. Die mächtigen Großen, die 
allmählich die Erblichfeit ihres Amtes erlangenden 
Grafen und Markgrafen, die Biſchöfe und Abte 
u. f. w., mit deren Würbe bie Grafjdhaft eo ipso 
verbunden blieb, führten eben vieifach gerade fo 
viel von jenen —1— aus, als ihnen gut bünfte, 
und naturgemäß jchritten fie orbnend und Normen 
aufftellend da ein, wo ſich dringende Beranlaffung 
dazu ergab, und gewiß oftmals aud) ohne eine 
ſolche. Iſt doch das einfache Verordnungsrecht, 
wie es höheren Behörben zuzuftehen pflegt, ohne⸗ 
dies von dem Rechte ber Gejehgebung in manchen 
Fällen ſchwer zu unterjcheiben. Wie hätte da 
dieſe feine Grenze in jenen fernen Zeiten beobachtet 
werben follen, in denen nicht juriſtiſch ſcharf ges 


den | bilbete Geſetzeskundige, ſondern vielfach raube 


En und fauftftarfe Prälaten an der Spige 
der Verwaltung fanden? So bildete fi) denn 
allmählich, und zwar in dem Maße, als ſich die 
Stellung der großen Lehnsträger und biejenige 
der mittleren und Fleineren, welche, Durch Immu« 
nitätgerflärung aus bem Grafſchaftsverbande ge= 
ſchieden, ſelbſt mit Grafenrechten ausgeftattet 
worden waren, feſtigte, eine neue Art von Auto- 
nomie aus, die fi, während die Befugnis zu 
autonomer Thätigfeit früher der Gemeinde, der 
Stammesverfammlung u. f. w. beigelegt geweſen 
war, nunmehr als eine ber fich entwidelnden 
Landesherrſchaft beigelegte Gewalt charalterifiert. 
Mögen bie principes, rectores terrae u. |. w., 
wie die Inhaber der territoria, terrae, domi- 
nia — fo werben die aus den alten Grafichaften 
durch Abzweigumgen und Hinzuthaten allmählich 
hervorgewachſenen Gebiete begeichnet — ſonſt noch 
genannt werden, auch noch nicht reichsgeſetzlich 
zur Vornahme ber Gefegebung in gewiſſen 
Schranfen befugt erflärt worden fein, fie waren 
e8 durch die Übung doch geworben. Sie harat- 
terifieren fi als Inhaber wirklich autonomer 
Befugniffe. Denn aud das andere Merkmal der 
Autonomie geht ihrer Stellung nit ab: fie 
bleiben immerhin dem Kaiſer und Reich unter 
georbnet. Der Kaiſer bleibt unter Zuftimmung 
der Reichsverſammlung oberfter Gejehgeber, und 
e8 fehlt nicht an Beifpielen der Ausübung biefer 
deutſchen Reichsgeſetzgebung. Man denke unter 
anderem nur an die Confoederatio cum prin- 
cipibus ecclesiasticis und das Statutum in 
favorem principum aus der Zeit Friedrichs IL, 
an die zahlreichen Landfrieben ars 
Zeiten, an bie Golbene Bulle, an die Errichtung 
des Reichtlammergeriht8 im Jahre 1495, an 
18* 
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das Reichsſtrafgeſetzbuch und die Reichskriminal- 
gerihtsordnung, die Carolina, welche der Re 
gierung eines der Iepten kräftig in die Geſchicke 
des Reiches eingreifenden Monarchen, Karls V., 
angehörte. 

8 ift alfo der Staat, dieſe höchfte, daS ge= 
famte weltliche Rechtsleben ordnende bürgerliche 
Rechtsgemeinſchaft, die nur eine von ihr wirklich 
unabhängige und ihrem Urfprunge und Zwed 
nad) fogar höhere Gejellfchaft, die Kirche, neben 
fi kennt, au im Mittelalter vorhanden. Im 
Tarolingifchen Gemeinweſen erhebt er fich zu einer 
im wefentlichen uneingeichränften Macht: ber 
König ift die Duelle bes Friedens und bed Rechts, 
er erſcheint als mit ber Gewalt des antifen Im« 
perators des römischen Reiches über die Romanen 
nicht nur, jondern auch über bie fiegreichen Ger⸗ 
manen befleidet. Bon wahren Berftänbnis für 
das Vollsleben getragen, wird dieſe kaiſerliche 
Gewalt nicht zur Vernichtung des autonomen 
Rechtslebens mißbraucht, joweit dasſelbe ber Lage 
der Verhältnifje nach berechtigt erjcheint. Neben 
der energifchen ftaatlichen, neben der umfaſſenden 
Reichsgeſetzgebung bleibt ein weites Gebiet auto- 
nomen Rechtslebens, das ſich gewohnheitsrechtlich 
erhält und fortbildet. — Aber bie oben gejchil« 
derten Verhältniſſe, ohne fürs erfte die ftaats- 
rechtliche Grundlage der Reichsverfaſſung theore- 
tiſch umzuformen, führen das faktiſche Wieber- 
aufleben autonomer Machtbefugniffe auch auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts herbei. Die Macht 
der Fürften und Großen wird, wie fie auf dem 
Neichstage, ſeit bem Ende ber karolingiſchen 
Periode, die Notwendigleit der Zuftimmung dieſer 
Berfammlung zur Gefebgebung zur Folge hat, in 
anberer Belt im Territorium eines jeden ber- 
felben lebendig. Die Fürften wurden, foweit bie 
Reichsgeſetzgebung nicht einfchritt, Gefeßgeber für 
ihr Sand. Und wenn bis zum Ende des 14. Jahr« 
hunderts in Anbetracht ber autonomen Gliederung 
der Nation in den Gemeinden, ben Hofgenofien- 
ſchaften der zinspflichtigen Unterthanen des Grund» 
adels u. f. w., in welchen bie privatrechtfidhe 
Rechtsbildung, die Ordnung ber Gemeindepolizei 
u. dgl. ſich vollzog, die Gejeßgebung ſich haupt« 
fählih nur auf Steuer», Markt«, Münze, Berg« 
werlBangelegenheiten und Ordnung der ftänbifchen 
Nechte bezog, jo erfolgt doch ſchon im 15. Jahr- 
hundert vielfach ein —* eingehendes Eingreifen 
der Landesfürſten in legislativer Hinſicht. 
Es wurden unter Zuſtimmung der Landftaͤnde — 
denn wie der Kaiſer auf dem Reichstage, ſo fanden 
die autonomen Herren in den Landtagen ihre 
Tonftitutionelle Schrante — umfafjende Geſetze, 
ganze Landesordnungen zur Negelung ber Yan« 
desverfaſſung, der Sicherheitspflege, der Steuer⸗ 
‚erhebung u. ſ. w. erlafen, wie bie thüringifche 
von 1446, die bayriſche von 1474, die württem- 
bergiſche von 1495. Aber nicht nur Die Gegen- 
ftände der Verfafjung und Verwaltung nahmen 
die landesherrliche geſetzgebende Xhätigfeit in 


Autonomie. 





552 


Anſpruch. Auch das Privatrecht des Landes, 
wie es fich gewohnheitsrechtlich ausgebildet hatte, 
wurde in verſchiedenen reichfürftlichen Gebieten 
unter Zuftimmung der Stände kobifiziert, wie 
dies mit König Ludwigs des Bayern ober« 
bayrifchen Landrechten und dem Landrechte des 
erbiſchöflichen Landes Salzburg, welches Erz⸗ 
biſchof Friedrich IIL im Jahre 1328 ergehen 
ließ, der Fall war. Und wie das Privatrecht, 
fo jeben wir auch das Gerichtsweien als Gegen- 
Rand diejer Iandesfürftlichen Legislation, die u. a. 
im Jahre 1455 zur heffifchen, im Jahre 1474 zur 
bayriſchen Gerihtsordnung führte Es ift alfo 
offenbar, daß ſchon vor dem Weſtfäliſchen Frieden, 
welcher den Reichsftänden das Recht ber Geſetz⸗ 
gejeßgebung ausdrüdlich zufprach, die Reichsfürften 
äulegt als mit weiteſtem Geſetzgebungsrecht aut» 
geftattete Machthaber ſich erwielen. Sie find alſo 
mit den Faktoren, welche gegenwärtig im öffente 
lichen Leben außer ber eigentlichen Staatsgewalt 
zur Rechtsbildung berufen find, in ſtarkem Kontraſte 
und können nur mit jenen einem höheren Staats · 
ganzen eingefügten, untergeordneten, aber immer« 
bin noch felbftändigen Staatsgebilden verglichen 
werben, die, wie die Einzelftanten des gegenwaͤrtigen 
Deutjcden Reiches und bie Kantone der Schweiz, 
fowie Die verfehiedenen Staaten der nordamerifa« 
niſchen Union und verſchiedener fübamerifanifcher 
Republiten, 3. B. der Republif Neu-Granaba, 
eine mehr ober minder beſchränkte Souveränität 
genießen. Ein Weſensunterſchied aber zwiſchen 
dieſer Art von Rechtsorganifationen und den frü- 
heren mit weiter Verordnungsgewalt außgeftatteten 
Großen bes Mittelalters und ben mit autonomen 
Befugniffen ausgeftatteten Korporationen u. |. m. 
ber Iehtzeit, wie 3.8. ben Kronländern ber öfter« 
reichiſchen Monarchie, den Gemeinden mit ihren 
oftweitgehenden Befugniffen zur Umlagenerhebung, 
zur Handhabung bes Marktverfehres u. dgl., oder 
den neubelebten Gewerbegenofientchaften, nament» 
lich da, wo biejelben wie in Deutichland eventuell 
au Sunftionen auch über Nichtmitglieder autorifiert 
und mit getviffen Privilegien außgeftattet werben 
tönnen, und noch mehr da, wo fie obligatorifchen 
Gharatter befigen, und anbern derartigen Rechts⸗ 
verbänden ift nicht leicht aufzuftellen. 

Im — e der autonomen Berechtigung 
kommen große Unterfchiebe vor. Es ift aber ſchwer 
zu fagen, Diefer oder jener Umfang derjelbenftempelt 
bie betreffende rechtliche Bildung zu einem Staate 
im Staate, verleiht ihr eigentlich ſtaatlichen Eha- 
ralter oder Täßt fie nur als eine Die Stellung ihrer 
Mitglieber bis zu einem gewiſſen Grade bindende 
und rechtlich beftimmenbe Gemeinſchaft erſcheinen. 
Viel eher kann ein Unterſcheldungsmonient zwiſchen 
den verfchiedenen Trägern ber Autonomie darin 
gefunden werben, baß die einen, bie eigentlich 
ſtaatlichen Charakter habenben, auf ihrem, wenn 
auch beſchränlten, rechtlichen Verfügungsgebiete 
felbftändig vorgehen dürfen, ohne der Beftätigumg 
ihrer Normierungen gewiſſer Teile bes öffentlichen 
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oder privaten Rechtslebens von feiten ber im ganzen 
ihnen übergeordneten ftaatlihen Gewalt zu be= 
bürfen. Dies ift der Fall betreffs der Partikular- 
gefeßgebung der deutſchen Reichäftanten der Gegen⸗ 
wart, der Kantone der Schweiz und ber dlter- 
reichiſchen Kronländer, bie für ihre Landesgeſetze 
nicht der ——— des Reichsrates, ſondern 
nur derjenigen der Krone bebürfen, deren In⸗ 
haber nicht nur al Kaiſer von Ofterreich, fondern 
auch als König von Böhmen, Herzog von Steier« 
marl, Markgraf von Mähren, Graf von Tirol 
u.j.w.erjcheint. Aber ganz zutreffend ift auch diefe 
Unterfchei nicht, denn es giebt auch Korpo⸗ 
rationen und Verbände, 3. B. diejenigen der ehe 
mals reichsſtãndiſchen und im Jahre 1806 media» 
tifterten hochadeligen Familien, welche für ihre 
Güter und Familienverhältnifie laut Art. 14 der 
deutſchen Bundesalte fogar unter Abänderung ber 
allgemeinen Redtsinftitute autonomifche Anord» 
nungen zu treffen berechtigt find, ohne einer flaat- 
lichen Genehmigung zu bedürfen, fondern nur 
unter der Bebingung, „biejelben dem Sonverän 
vorzulegen und fie bei den höchften Landesſtellen 
zur allgemeinen Kenntnis und Nachachtung zu 
bringen“. Und doch, welcher Unterjchieb zwiſchen 


einer derartigen geſeßzgeberiſchen Charakter an fich | fürftlichen 


tragenden Familienfeftjegung und einem ſchwei⸗ 
zeriſchen Kantonalgefeg! Es ift alfo, wenn auch, 
Kol ir = —— — 5 — 

nen Befugniſſen zu legislativer g« 
Teit, Die in verjchlebenftem Umfange eriftieren, nicht 
gezogen zu werben vermag, doch beredhtigt, daß 
der Sprachgebrauch der älteren Zeit verlafien 
worben ift, welcher unter der Autonomie das ius 
statuendi s. statuta condendi verftand, womit 
das Recht, partifufarrechtliche Normen aufzuftellen, 
und namentlich das landesherrliche Gefehgebungs- 
recht bezeichnet wurde, wie dies von ben alten 
Yuriften, 3.3. Bartolus, Uri Zaſius, Miynfinger, 
5 u. a. geſchieht (ſ. d. näheren Rachweiſe 
bei Beſeler, Sıftem bes gem. deutſch. Privatrechts, 
2. Aufl, Berlin 1866, 8 26, ©. 71 und 72). 
Die Rechtswiſſenſchaſt hat recht gethan, den Ber 
griff der Autonomie einzufchtänten, wenn derſelbe 
auch nicht ohne weiteres ſich ausfchließlich nur auf 
das durch die Stantsgewalt ale Recht ge= 
wifler Korporationen beziehen darf. Es ift eben 
denkbar, baß gewiſſe Körperſchaften ein von obrig« 
keitlicher Beftätigung ganz unabhängiges Recht 
befigen, wie dies bezüglich der hochadeligen Fa⸗ 
milien foeben nachgewiefen worben ift. 

Um übrigens mit dieſem hiſtoriſchen Uberblidk 
ber Entwidlung der autonomen Geftaltungen bes 
Rechtslebens zu Ende zu kommen, jo muß hervor⸗ 

hoben werben, daß bie erftarfenbe, fi) von um⸗ 
Ile autonomifcher Befugnis zu eigentlich 
lichem Charakter weiter entwidelnde Gewalt 

der Territorialherren bes Deutſchen Reiches nicht 
minder wie Frankreichs und Italiens durchaus nicht 
abforbierend innerhalb des von ihr beherrſchten 
Landes auftrat. Im Gegenteil, bis zur Reception 


Autonomie 





554 


bes römifchen Rechts im 15. Jahrhunbert erhielt 
fich Die gewohnheitsrechtliche, unmittelbar auß dem 
Bewußtjein bes Volles Matte Rechtsũbung 
und Rechtsbildung, geübt durch die Schöffen u..w., 
bie in der dem Mittelalter fo vielfach eigenen Nicht= 
— weſentlich getrennter Funktionen in 
ihren —— oftmals zugleich innerhalb 
der Gerichtsverbände, der Landgerichte, in ben 
Markgenoſſenſchaften, den Rechtögemeinfchaften der 
Unterthanen eines Herrenhofes u. |. w. das Recht 
ſchufen. Und nod) über die Zeit, welche ben vollen 
Triumph bes römifchen Rechts in Deutfchland 
über das germanifche fah, hinaus erhielten fi 
mannigfache Reſte ber alten deutſchen Rechts⸗ 
inftitute und fo auch der alten autonomen Rechts⸗ 
erzeugung in ländlichen Kreifen. Dan wolle 
nur 3.38. einen Blid auf die ſogen. Taidinge 
werfen, bie fi u. a. im Erzftift Salzburg bis zum 
Anfange dieſes Jahrhunderts erhielten, und man 
wird nod) immer die alte Rechtsautonomie der 
germanifhen Bauerngemeinde bis zu einem ge» 
wiſſen Grabe erhalten finden: die Bewohner eines 
gewiſſen Bezirkes wurden periodiſch zufammen« 
berufen, es wurbe ihnen bei biefen Gelegenheiten 
die in Übung — Rechtsſatze, die landes⸗ 
Verordnungen u. ſ. w. vorgeleſen, aber 
außerdem ſtellte der Richter Fragen an dieſelben 
über das, was bei ihnen zu Recht beftehe, z. B. 
über die Jagbrechte des Landesherrn, der Privaten, 
ber Gemeinden, über Robotleiitungen u. dgl. Es 
wurde alfo das alte Gewohnheitsrecht, die rechts⸗ 
erzeugende autonome Bebentung bes Vollslebens 
in gewiſſen Kreifen nad wie vor anerkannt. — 
Und wie ſich im Rechtsleben des Landvolkes das 
autonome Princip lebendig erhielt, jo auch inner« 
balb der Städte. Nicht nur, daß dieſe le 
die tommunalen Angelegenheiten, ſoweit fie Reis 
ftäbte waren, wie die Reichsfürſten felbftändige 
Verwaltung und Gejeßgebung in weitem Umfange 
übten, nicht nur, daß auch die unter den Landes» 
fürften ftehenden Städte einer weitgehenden Un« 
abhängigfeit fich erfreuten; innerhalb ber Stäbte 
enttidtelte fih wieder im — neues 
autonomes Leben. Die Anfänge desſelben find 
in Frankreich im 13., in Deutfchland ſchon um das 
Jahr 1100 zu bemerken. Am Ende des 11. Jahr⸗ 
hunderts beginnt dasſelbe in Köln, Mainz, Worms 
und Regensburg. Im 12. Jahrhundert findet 
man ſchon Zünfte in Augsburg, Hagenau, « 
burg und Magdeburg. Obrigfeitlic) werben durch 
Verieihungsurkunden zuerft die Zumft ber Bette 
ziechenweber in Köln im Jahre 1149 und die ber 
Schuhmacher zu Magdeburg im Jahre 1157 durch 
Erzbiſchof Wichmann anerlannt. Und gerade in 
den Innungen bes Mittelalters finden wir jo recht 
das Weſen autonomer Nechtsfreife im Sinne der 
am Anfange dieſes Auffages gegebenen Definition 
ausgeprägt. Sie find mit dem Rechte der Statuten« 
jebung über die Arbeitslöhne der Gehilfen, bie 
jarenpreife, Die Gewerb&polizei, die Gewerbe 
gerichtsbarteit u. |. w. ausgeftattet. Dieſe Sta« 


555 


fo, wie die der durch das öfter | 
reichiſche vom 15. März 1883 neu 
etablierten obligatoriſchen Gewerbegenojienfchaften. 
Wir ſehen uns alfo hier recht eigentlich innerhalb 
des Staates und unter dem Staate ſtehenden rechts · 
erzeugenben, aber in den Rechtsorganismus des 


Frankreich, dem Lande, welches lange Zeit das 
jache tsleben ber großen Ba⸗ 
ronien ber Stäbte unb Korporationen mit dem 
Beſtehen des einheitlichen Bandes einer ſtarken 
Staaisgewalt glüdlich zu vereinigen wußte, werben 
ſchon im Jahre 1270 bie Statuten von hundert 
Barifer Zünften in dem befannten Livre des me- 
tiers des prövöt desmarchands Etienne Boileau 
lammelt und von Ludwig dem Heiligen gejeglich 
ioniert. Und von nun ab geht durch bie Jahr« 
Bumberte eine lebensträftige, leider immer mehr 
dem Monopol zuftre! und endlich der flaat» 
lichen Reglementierung verfallende Entwicklung des 
Zunftrechis vor fi, bis die Stürme, welche die 
franzöfifche Revolution entfeffelte, wie fo vielen, 
auch diefen autonomen Bildungen vielfach Ver⸗ 
nichtung brachte. 

Aber das wahrhaft Lebenskräftige dringt immer 
wieder zu neuer Geftaltung und Bethätigung vor. 
Und fo hat fi denn auch in unfern Tagen ber 
Ruf nad) Wiederbelebung forporativer und fom« 
nmmaler Unabhängigfeit erhoben. In verſchiedenen 
Staaten find neue Gemeindeordnungen erlaffen, 
welche ben Gemeinden, diefer allgemeinften, un- 
terften Stufe des öffentlichen Lebens, angemefjene 
Selbſtändigkeit inderNormierung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten einräumen, benjelben ein 
allerbings der flaatsobrigkeitlihen Genehmigung 
unterliegenbes Umlagenerhebungsrecht zugeftehen 
und überhaupt eine mehr oder weniger vollftändige 
Autonomie berjelben auf dem Gebiete des fpeciell 
tommunalen Wirkungstreifes geſchaffen haben. Die 
nähere Ausführung des heute gewöhnlich ben Ge⸗ 
meinden überwiejenen Wirkungskreiſes wird freilich 
in dem benfelben fpeciell zu wibmenden Aufſatze 
dieſes Werkes gegeben werben müſſen, wie auch 
daß weitere und umſtändlichere Eingehen auf das 
Detail des autonomen Lebens der Innungen und 
der ch Korporationen unſeres gegenwärtigen 
Rechtslebens in den biefen Organifationen zu 
widmenden Artiteln (f. d. Artt. Korporationen, 
Gemeinde, Innung) zu erfolgen haben wird. Es ift 
bier in dieſer Beziehung nur noch hervorzuheben, 
daß jebe Korporation befugt ift, ihre inneren An⸗ 
gelegenheiten, wie es ihr gut fcheint, autonomiſch 
zu regeln und dieſe Ordnung in Statuten nieber- 

ulegen. Beſeler (a. a. D. $ 28) hebt mit Recht 
ervor, daß dieſe Befugnis ſchon aus dem Begriffe 
der Korporation als einer juriftifchen Perſon folge, 
deren Willnsbeftimmung die Gejamtheit und alfo 
auch die einzelnen Mitglieder derjelben bindet. — 
Endlich muß aber aud) bezüglich der Beitrebungen 


Autonomie. 


futen bebürfen aber der obrigfeitlichen Gench- ! 
miguug, 





unſerer Tage, die in verſchiedenen Ländern ſtatt⸗ 


556 


finden und auf eine Stärkung ober Erhaltung 
der politifchen Unabhängigfeit einzelner ihre be= 


ſondere hiſioriſche Entwidiung in Iebhafter Er⸗ 


. innerung behaltender Gebiete im Verhältniffe zum 


Staatöganzen ſich richten, auf die Beſprechung 
der DVerhältniffe diefer Staaten (fo beſonders 
Öfterreih und ber Schweiz), ſowie auf den 


In ! Begriff des Föderalismus (j. d. Art.) verwieſen 


werben, welcher Die gegenfeitigen Verhältnifje eines 
die großen allgemeinen politifdien und focialen 
Fragen regelnden Staatäganzen und ber einem 
folchen für dieſe Angelegenheiten zwar untergeorb= 
neten, in weiten Umfange ihre befondern Ber» 
hältniffe aber felbftändig ordnenden Gebietßteile, 
beißen fie nun Kronländer, Staaten ober ſonſt⸗ 
wie, bezeichnet. Jener Begriff kann allerdings 
als ein dem weiteren Begriff des Autonomismus 
untergeorbneter bezeichnet werben, erheiſcht aber 
wegen ber Fülle des einſchlägigen Materials eine 
befonbere Behandlung (f. auch d. Art. Eentrali« 
fation und Decentralifation). 

Nur eine Bemerkung möge bier noch ihren Plat 
finden. Es wird in der Gegenwart von verſchiede⸗ 
nen Gelehrten viel von der Autonomie, von der 
Serlbfländigteit ber Geſellſchaft geredet. Es 
tft ficher ganz am Plage, ſehr energiih zu be» 
tonen, daß die eigentliche Staatgewalt, b. h. die 
— — in letzter Hinſicht ausſchiaggebende Ge⸗ 
walt des Staates und die direkt von ihr einge- 
feßten und abhängigen Organe, nicht übermäßig 
das Feld ihrer Thätigfeit ausdehnen und da nicht 
eingreifen follen, wo nicht das Interefje der Wah⸗ 
rung ber Gerechtigkeit, deren Begriff allerdings 
elbſt umter überzeugten Katholiken in ſehr ver 

iedenem Umfange aufgefaßt wird, Dies not« 
wendig macht. Es muß aber verwirrend wirken, 
wenn dem Staate, foweit es fi um allgemeine 
ober auch nur um einen beftimmten Kreis von Per« 
fonen umfaffende, aber doch über das Maß gegen« 
feitiger vertragsmäßiger Abmachungen hinaus» 
gehende Feitfegungen handelt, fobald nicht mehr 
die Handhabung der Juſtizhoheit und ber flaat« 
lichen Gewalt im Verhältnis zum Auslande, ſowie 
bie zu diefen Zwecken ausgeübte Militär- und 
Finanzhoheit in Frage fteht, die Organifation 
der Geſellſchaft entgegengefekt wirb, als ob biefe 
eine felbftändige handlungsfähige Gewalt, wie 
Staat und Kirche, wäre. Nur biefe zwei höchften 
Gewalten egiftieren auf Erben, bie zwei Schwerter 
der mittelalterlichen Rechtövorftellung. Was man 
als a ae eingreifende Wirkfamfeit der Ge⸗ 
ſellſchaft bezeichnet, iſt nichts als zugelafiene und 
heutzutage faft immer ausbrüdli übertragene 
Delegation ſtaatlicher Befugniffe. Die Staats» 
gewait ift ihrer Natur nad) eine einheitliche. Wer 
follte denn in Tegter Inſtanz über Differenzen 
zwiſchen Staat und Geſellſchaft entſcheiden? Es 
iſt aber naturgemäß und nötig, daß dieſelbe viel= 
fach in autonomer und föderaler Form erfcheine, 
um fi ber — — der Verhältnifie 
anzupafien. In mweldem Grabe das freilich in 
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den einzelnen Staaten zu gefchehen hat, hängt von | die Durch dieſen Aufſatz hervorgerufene polemiſche 
der Natur der diefelben zufammenjegenben Ele⸗ Litteratur |. Befeler a. a. O. 8 26, Note 7. Als 


mente, von der Verſchiedenheit der dem betreffenden 
Staat bildenden nationalen Beflandteile, von 
territorialen Eigentümlickeiten und endlich von 
ben Zeitverhältnifien ab. Eine allgemeine Regel 
lann darüber nicht aufgeftellt werden. 

Was nım die Litteratur über bie Auto» 
nomie anlangt, fo ift bezüglich der dogmatifchen 
Behandlung berjelben auf die verfchiebenen Werte 
über deutſches Privatrecht, 3. B. das mehrfach in 
biefem Auflage citierte Werk von Befeler, ferner 
auf verſchiedene Lehrbücher des Pandektenrechts, 
—* das von Windſcheid (bie 3. Auflage, Düſſel ⸗ 

orf 1870, behandeli die Autonomie in 8 19), 
ſodann auch auf Ungers Ofterreichiiches allge 
meines Privatrecht und auf Puchtas Gewohn« 


heitsrecht I, 158 hinzuweiſen. Diefer Iegtere hat 
von der Autonomie gegenüber | 
Thibauts irrtümlicher Auffafjung wieder feftge- , Endlich für das Priva 


die richtige Lehre 


befonbere Abhandlungen über die Autonomie er⸗ 
ſchienen auch: I. C. Majer, Autonomie, 1782, 
und R. Hermann, Dissert. de autonomia iuris 
germanici, Ienae 1859. — Bezüglid) der hiſto⸗ 
riſchen Entwicllung ber autonomen Rechtsorgani= 
en find die verfchtedenen Lehrbücher der 

eutſchen Reichs⸗ und Rechtsgeichichte zu vergleichen 
(jo 3. B. die von Walter und Schulte ; außerdem 

terfe, Deutfches Genoſſenſchaftsrecht, 1868 bis 
1881). Ferner find zu nennen: Maurer, Art. 
Autonomie in Bluntſchli und Braters Stants- 
wörterbud I, 1857; Gneift, Verwaltung, Juſtiz, 
Rechtspflege, Stantsverwaltung, Selbſtwerwal⸗ 
tung, 1869; Brunner in — Rechts» 
lexiton I, 1880, 218. 219 ; Pfaff und Hofmann, 
Kommentar zum öfter. bgl. Geſetzbuch, 1882, 
251—276 ; Gareis Staatsrecht, 1883, 85—87. 
: Schulze, Haus⸗ 


ftellt, welcher diefen Begriff auch auf die geſetze, 1862— 1883, und Heffter, Sonderrechte 


fügungen, welche einzelne Privatperjonen durch ; d. ſouv. Häufer, 1871. 


Verträge oder ſonſtige Dispofitionen über ihre 
Rechtsverhältnifie in Abänderung von nicht unbe 
dingt verpflichtenden Rechtsregeln treffen, aus» 
dehnte. Diefer irrtümlihe Stanbpunft wurde 
fpäter von v. Gerber, Archiv für civiliftifche 
Pragis XXXVIL, Nr. 2, wieder verteidigt. über 





[Rämpfe.] 
Autonomifl, |. Parteien, politifche. 
— ſ. Gehorſam, ſtaaisbürgerlicher, 
aat. 
Aval, Wechſelbürgſchaft, |. Wechſel. 
verſen, Pauſchſummen, |. Steuern, Zölle. 
30 (geft. ca. 1230), |. Recht, römifches. 


B. 


Baader, Franz don, geboren am 27. März 
1765 zu Münden als Sohn des Turfürftlichen 
Leibarztes Franz Paula Baader, war das dritte 
unter 13 Kindern, von denen die beiden älteren 
Brüder — Clemens Alois und Joſeph — eben« 
falls Litterarifche Berühmtheit erlangten. Nachdem 
er 3 Jahre hindurch) dem Stubium der Mebizin zu 
Ingolſtadt und zu Wien obgelegen hatte, erwarb er 
1785 zu Ingolftabt bie mebiginifche Doktorwürbe, 
begann unter Leitung feines Vaters bie Arznei 
kunde auszuüben, wurde aber von ben Leiben ber 
Kranten ſiets fo ergriffen, daß er die eingefchlagene 
Laufbahn verlafien mußte. Er wandte ſich dem 
Bergfache . bildete ſich in demſelben zu Frei⸗ 
berg unter Werner und wãhrend eines mehrjãhrigen 
Aufenthaltes in England und Schottland weiter 
ans, wurde, nad) Münden zurüdgelehrt, 1797 
Bergrat, 1808 Oberbergrat und gewann einen 
weitreichenden Namen beſonders auch durch bie 
Erfindungeiner neuen Methode von Glasbereitung. 
Einen noch weiter reichenden Namen hatte er aber 
jeit feinem Aufenthalt in England gewonnen durch 
Veröffentlichung verjchiebener, von feltenem Tief» 
fine Zeugnis gebender, bligartig in die Welt 
— fpefulativer Abhandlungen. 

chdem er 1820 bei der Vereinigung ber General« 
bergiwerfSabminiftration und ber Münzkommiffion 





außer Aktivität gefegt worben war, gab er ſich mit 
ungeteilter Geiftesfraft der fpefulativen Forſchung 
bin. Bereits im 62. Lebensjahr flehend, erhielt 
er an der von Landshut nad) München überfiebelten 
Univerfität 1826 durch König Ludwig I. eine 
philofophifche Profeffur, bie er an ber Seite von 
Schelling, Görres, Schubert u. |. w. bis zu feinem 
1841 erfolgten Tobe verſah. Seine e wurben 
von feinem treueften und unermüblichften Schüler 
Franz Hoffmann, Profeffor der Philofophie zu 
Würzburg (geft. 1881), im Verein mit Ham« 
berger, Lutterbed, v. Often-Saden, v. Schaben, 
lüter ber Offentlichteit übergeben (1850 bis 
1860). Der 1. Band umfaßt die verſchiedenen 
Abhandlungen zur Erkenntniswiſſenſchaft, ber 
2. jene zur Metaphyſik, der 3. Naturphilofophie, 
ber 4. Anthropologie, der 5. und 6. Societäld- 
pbilojophie, der 7.—10. Religionsphilofophie, 
der 11. enthält bie Tagebücher, der 12. die 
läuterungen zu ben Schriften von St. Martin, 
der 18. die — zu den Schriften von 
J. Böhme, der 14. die Erläuterungen zu verſchie⸗ 
denen Schriften bes Thomas von Aquin, der 15. 
die Biographie, der 16. das Sad und Namen- 
zegifter. Eine Zufammenftellung ber ins gejell- 
—2— Gebiet einſchlagenden Lehren des Mei⸗ 
ers hat Fr. Hoffmann gegeben in den „Grund« 
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zügen ber Societät8philofophie Fr. von Baader“, 
1837; 2. Aufl. 1865. — In folgendem fol nun 
befien Societätsphilofophie in allgemeinften Um⸗ 
riſſen verzeichnet und zugleich einer kritiſchen Be⸗ 
leuchtung unterſtellt werden. Da ſie indeſſen nur 
aus feiner ſpekulativen Geſamtanſchauung 
heraus begriffen und beurteilt werden lann, ſo 
möge einleltungsweiſe auch dieſe in einigen ſchwa⸗ 
chen Linien angedeutet werben, fo wie fie ſchon 
von früheſter Zeit an im Geiſte 
und ein halbes Jahrhundert hindurch nach immer 
neuem Ausdruck gerungen hat. 

Die ſpelulative Erkenntnis bat nicht in karte · 
filcher Weiſe mit dem Zweifel zu beginnen. Wie 
wir den niederen Sinn Öffnen und offen halten 
müffen für die Sinnenwelt, fo ben geiftigen Sinn 
für die Höhere Welt der Ideen. Nicht mit dem 
ernftlichen Zweifel und bem Unglauben an bie in ber 
Geſellſchaft fortlebenden etbiläereigidfen Über 
zeugungen bat der Forſcher zu beginnen — da 
wäre eine Rebellion gegen bie Seelfgaft und eine 
BVogelfreierflärung derſelben — nein! er hat viel» 
mehr mit vertrauensvoller Hingabe an fie zu be» 
ginnen, um biejen unmittelbaren, labilen Glauben 
zu einem bewährten, illabilen zu erheben (Sämt⸗ 
liche Werfe V, 60; VI, 139). Vom äußeren, 
geſchichtlichen Glauben bat er voranzubringen zu 
dejfen Experiment, zu befien Bewahrheitung in 
innerlich myſtiſcher Erfahrung, jo daß auf zweier 
Zeugen Mund die Wahrheit beruht, bie den Er⸗ 
tenmenben frei macht (I, 825; X, 51). Diefe 
Bewahrheitung des äußeren Glaubens in innerlich" 
myſtiſcher Erfahrung ift zwar ein „Selbertwifien”, 
welches von einem unerleuchteten Obſturantismus 
umfonft zurüdgehalten und geleugnet werben will, 
nicht aber ein Vonſichſelberwiſſen“, indem fie 
ohne äußere und innere Offenbarung Gottes nicht 

u flande kommen kann (X, 23 ff). Die Philo⸗ 
Kopbie Baaders ift im Princip ſonach eine religiöfe. 
Gott ift vollendeter Geift vor und über aller 
Schöpfung. Er ift unfähig des Bien. Der 
niebere, reelle, natürliche Lebensprozeß Tann fich in 
ihm nicht wie im Geſchopfe vom ibeellen, geiftigen, 
übernatürlichen Lebensprozeſſe loslöſen und in ab⸗ 
normer, revolutionärer, un⸗ unb wibergöttlicher 
Weile zur Erſcheinung bringen. Somit ift der 
göttliche Geift ewig ſich felber offenbar wie als 

gende, jo auch als verföhnenbe und heiligende 

acht mit unterſchiedener Selbftigfeit bes Wirkens 
ober als breiperjönlicher Geift. In der Schöpfung 
wird er burch freie Auswirkung befien, was er be= 


feftitand | Bepräge. 


immlifche Verklärung zu finden. Die zeitliche 
It ſoll zur ewigen Welt, die materielle Natur 
zu einer pneumaliſchen Natur und ber Geift 
naturfrei, obwohl nicht naturlos, werden. Hiermit 
iſt nicht bloß dem menſchlichen Einzelleben, ſon⸗ 
dern aud dem menſchlichen Geſellſchaft s- 
Leben fein Ziel vorgezeichnet. 
Dieſe Gefamtanfhauung erteilt aud) der „So= 


urch 
bie derſchiedenfien Abhandlımgen vor; die 1831 
bis 1882 über Diefelbe gehaltenen Vorieſum 
(XIV, 80—160) find von bloß einleitenber Na⸗ 
tur, ohne zum Abſchluſſe gelommen zu fein. Sie 
ift philoſophiſche Geſellſchaftslehre in des Wortes 
umfafjendfter Bedeutung, alfo nicht bloß philo⸗ 
ſophiſche Lehre von dem rechtlichen und ftaatlichen, 
ſondern auch von bem focial«bürgerlichen, ethifchen, 
tirchlichen, wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen 
Geſellſchaftsleben. Sie ift ihrem Principe nach 
religiös, fofern fie Gott zu ihrem oberften Ver⸗ 
pfliätungsgrunde hat. Geht das rechtliche Ge- 
meinweſen auch nur auf bie freie Verwirklichung 
der äußeren Rechtsordnung (V, 359-360), fo 
bat dieſe doch gleich dem fittlicherefigtöfen Gemein⸗ 
weien Gott zu ihrem oberften Verpflichtungs- 
grunde und ſoll zudem auch vom Geifte Der ſittlich⸗ 
religtöfen Gottesliebe durchdrungen werben, um 
ein wahrhaft freies Gemeinweſen zn Eonftituieren. 
Nicht die von Natur aus gleichen Menſchen, ſon⸗ 
dern Gott iſt die Quelle aller Verbindlichkeit, der 
rechtlichen wie ber ethijchen, ihm müſſen fie alſo 
unterworfen fein. Da nämlich „ein Menſch von 
ſich felber das Recht haben kann, feinesgleichen zu 
befehlen, und feiner bie Pflicht, feinesgleichen zu 
gehorchen, fo vermochten auch die Menjchen nicht, 
ſich zu einigen oder zur Geſellſchaft zu Lonftituieren, 
und nur ihre Gefelichaft mit Bott konnte und 
fann jene unter fich begründen“ ; ber Urjprung ber 
Autorität Tann infolgebefjen nicht unter dem 
Menſchen und nicht im Menjchen, fondern nur 
über dem Menſchen gefunden werben (V, 166. 
296). Die Religion ſpricht in ihrem Haupt ⸗ 
gebote: „Liebe Gott über alles, deinen Nächiten 
aber wie dic) felbft“, das Princip alles wahrhaft 
freien Gemeiniebens und Gemeinweſens, aller 
wahren Freiheit und Gleichheit aus, ſowie um« 
gefehrt da Princip aller unfreien Gemeinſchaft, 
aller Defpotie durch bie entgegengejeßte Maxime 
ausgeſprochen wird : „Liebe Dich felber über alles, 
Gott und beinen Nächften um deiner ſelbſt willen“ 


ſchloſſen trägt in feinem natürlichen Lebens: ,|\(VI, 15 


auerft offenbar als gebärende, erzeugenbe Macht, 
um durch Ingeburt bes Sohnes und Aushauchung 
bes Heiligen Geiftes bie Kreatur ſodann über» 
natürlicherweife wieberzugebären und zu pre» 
matifieren. Infolge der urfprünglichen Geifter- 
fünde und um fo mehr noch infolge der Adams» 
fünde fiel die Kreatur aber der Materialifterung 
anheim, um duch den menſchgewordenen Sohn 
als Erldſer wieder veintegriert zu werben und bie 





Sofort ift Baader gegen das Beftreben neuerer 
Staatäfünftler und Philofophen, das Recht von 
untenaufzu lonftituieren; denn „was jeder ein« 
zelne Menſch nicht Hat, das haben alle zufammen 
auch nicht, und die Summe (Berfammlung) ber 
Bürger macht jo wenig einen Regenten, als die 
Summe aller abhängigen Weltweſen einen jelb- 
ftändigen Gott, d. 5. der politiihe Pantheismus 
iſt nicht minder unvernänftig ala ber philo« 
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ſophiſche“, es kann deshalb „bie allgemeine Ge⸗ 
ſellſchaft oder die große Welt nur organiſch, d. h. 
nur als ein Menjd im großen (homme general) 
und nicht per aggregationem ober mechaniſch 

iffen werben“ (V, 46. 57. 78). Die neueren 
Philoſophen reißen den Menfchen aus dem ges 
jelligen Lebensverbande los, indem fie ihn „auf 
die wüßte Iufel ihrer Spekulation verſeßen und 
einem ſchlimmeren Schidjal als dem eines Robin« 
fon Erufoe preißgeben*, um ihn diefem unnatür⸗ 
lichen Stande, den fie einen natürlichen nennen, 
alsdann durch die zwingende Gewalt ber einzelnen 
oder, was auf das Nämliche hinauskommt, durch 
den freien Willen ber einzelnen vermittelft des 
fogen. Contrat social wieder zu entreißen 
und in den civilen, gejelligen Stand zurüdzuver« 

(V,52ff.). Hobbes’ Naturftand iftin Wahr 
heit ein zu übertwindender, natur« und vernunfte 
widriger Stand, indem nur der gejellige Stand 
ein normaler und vernünftiger ift (V, 222; 
VII, 83; XI, 399—400). Rouffeau bewies ſehr 
gut, daß die Gewalt fein Recht zu befehlen und 
feine Pflicht zu gehorchen begründe, wie man 
denn nicht jagen Tann, daf der Wind, welcher 
eine Eiche niederwirft, hierzu ein Recht und die 
Eiche die Pflicht niederzufallen habe, obſchon dag, 
was uns viele Philofophen, 3. B. Spinoza, als 
Naturrecht geben, lediglich auf einer ſolchen abſur⸗ 
den Behauptung beruht. Rouſſeau ſah indeſſen 
nicht ein, daß er durch feinen Contrat social auf 
einem Umwege body wieder zu bemfelben Zwange 
al8 Grund der Societät ung zurüdführt. Abge- 
fehen davon, baß ein ſolcher Urvertrag praktiſch 
unmöglich und geſchichtlich falſch ift und das, was 
ex erflären follte, ſchon immer vorausſetzt, leuchtet 
& ein, daß der Wille des Menfchen, der für ihn 
ſelber nicht verbindend ift, dieſes noch minder für 
andere jein Tann, daß er ferner unveräußerlich ift 
und bei einem ſolchen Urvertrage nur ber eigenen 
Gewalt oder Zwangstraft ſich entäußern könnte, 
um fie ber Dispofition eines andern zu überlaffen, 
jedoch fo, daß er biefelbe beliebig wieber zurüd« 
nehmen könnte. ine ſolche Delegierung ber 
Zwangsträfte würde jedoch nur ein Aggregat und 
keine wahrbafte Konzentration derjelben geben, 
weil ihr da8 einende moralijhe Princip fehlte, 
durch welches fie doch allein zur wahrhaften force 
publique erhoben wird. Dielen Einwürfen mein- 
ten die Verteidiger eines Urbertrages durch das 
Boftulat der förmlichen Adhäſion aller Einzel 
willen an benjelben zu begegnen, und als man 
nad) dem Motiv derjelben frug, gaben fie als 
ſolches die Selbſtſucht (Solipfismus) oder das 
wohlverftanbeue Privatintereife, fomit gerade 
jenen antifocialen Trieb an, welcher, falls er I08« 
gelaffen wird, alle ſociale Einung gründlich zer« 
flört. Die Gefelljchaft würde hierdurch zu einem 
Kampfplage aller ſelbſtſüchtigen Interefien, und 
der Staat vermöchte fich bei diefem anarchiſchen 
Streite zur Not nur einige Zeit und zwar nur 
durch einen Bund mit den einzelnen Privatinter« 
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effen gegen bie übrigen zu erhalten, vermöchte fich 
alfo nur durch Unterjohung und Knechtſchaft eines 
Teils der Gejelfchaft felber zu behaupten, woraus 
dann bie Notwendigfeit ber Sklaverei in ben 
älteren Staaten, beſonders in Republiten, begreife 
lich wird. Eine folche heilloſe Verfennung der 
moraliſchen Natur der Macht oder Autorität und 
deren Vermengung mit ber phyſiſchen Kraft muß 
man al3 bie ratio status aller Dejpotie fowie 
aller Anarchie, welche nur Defpotie ber Menge ift, 
anerfennen. Schon bie vordriftlihen Nationen 
und jelbft die Muſternationen der Griechen und 
Nömer haben dieſer falfch-naturaliftiihen An« 
ſchauung gehulbigt, das Epriftentum hat dem 
Begriff der Autorität feinen wahren Sinn und 
feine wahre Santtion von oben gegeben, Die Refor⸗ 
mation hat den Begriff derfelben verdunfelt und’ 
ſelbſt das blutige efpenft ber Volksſouve⸗ 
ränitätaus dem Grabe wieder heraufbeſchworen, 
wohin das Chriſtentum dasſelbe gebannt hatte; 
den Fanatismus ber religidjen Yreiheit hat ber 
wiedererwachte Geiſt der Zügellofigfeit ſodann 
ſchnell zum Fanatismus der politiſchen Freiheit 
ausgebildet, jo daß Deutſchland, Frankreich, die 
Niederlande, England, Schottland mit Ruinen 
fi) bededten und in Blut ſchwammen, und ein 
neues Volkerrecht Hat zugleich ſich entwidelt, 
welches nichts anderes ijt als ein Syſtem des 
eiferfüchtigen kriegeriſchen Gleichgewichtes, nach 
welchem das unmenſchliche Gold und das un⸗ 
menſchliche Eiſen das Defizit des moraliſchen Ele 
menies zu erjegen haben. — Diefes die Baaderfche 
Kritik der Lehre vom Contrat social und der 
Voltsfouveränität(V,168—172). Rechtsbegrün⸗ 
dend wirkt ſonach nicht Die phyſiſche Gewalt (force). 
Diefe hat lediglich ber moralijch gebietenden Macht 
oder Autorität als felbftlofe, erefutives Werkzeug 
zu dienen (V, 297). Rechtsbegründend wirkt 
ebenjomwenig ber freie Wille der einzelnen; ohne» 
dem hätte jedes Find das Recht, feine Eltern 
wegen ber Legitimität feiner Exiſtenz zu belangen, 
weilfie ja ohne feine Beiftimmung ihm die Exiftenz 
jaben, und es müßte auch dem Vorfchlag eines 

rofeſſors der Statiftit, daß „Bayern fi ganz 
a novo et ab ovo mittel einer General- ober 
Urerfammlung Tonftituieren ſolle“, unweigerliche 
Folge geleiftet werden. Ohne Zweifel hat bie 
Idee des Socialtontraftes am vernünftigften noch 
Burke gefaßt, indem er fagte, daß die Societät zu 
jeder Zeit ein Geſellſchafisvertrag der Lebenden 
ſowohl mit den noch Ungeborenen als mit den 
Verftorbenen fei; hierdurch ift ſowohl das Recht 
des Werbenden wie das Recht des Gewordenen 
gewahrt (VI, 70—71). 

Baader anerkennt ſonach ein Naturredt, 
jedod nur ein ſolches, das von oben herab und 
nicht von unten herauf feine Sanktion gewinnt. 
Wie verhält ſich ein ſolches Naturrecht nun zu 
dem in der Zeit fi) außgeftaltenden und höchſt 
mannigfach ausgeftaltenden poſitiv⸗ men ſch⸗ 
lichen Rechte? Es verhält ſich zu ihm nicht 
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revolutionierend, jonbern evolutionierend. Baader 
erllärt fi gegen einen Revolutionismus des 
„pofitiven Rechisbeſtandes“, als ob ein foldher je 
ein notwendiger Durchgangspunkt zu einem den 
Bebürfniffen der Geſeliſchaft und den Anforde» 
rungen bes Zeitgeiftes unentbehrlich gewordenen, 
neuen Zuftande wäre; er erflärt ſich vielmehr 
ir einen Evolutionismus des „pofitiven Rechts- 
ftandes“ ; benn wer eine abjolute Unveränder⸗ 
lichleit oder Erftarrtheit des jebeßmaligen pofitiven 
Nechtsbeftandes ber Societät behaupten wollte, 
würde ſich ebenfo unvernünftig und ungeredht und 
ſchlecht zeigen als jener, der einen andern als einen 
rechtlichen Übergang bon einem Rechtsbeftande in 
einen andern verlangte (VI, 69). Seine Aus- 
bildung zum poſitiv · menſchlichen Rechte gewinnt 
das Naturrecht zunächft durch die Stantstocietät. 
Die Staatsfocietät ift allererſt eine na⸗ 
türfiche Societät der „Liebe und Eintracht“. Wird 
dieſe Liebe und Eintracht verlegt, dann muß fie 
den mehr familiären, patriarchaliſchen Charakter 
abftreifen und als Öffentlich-gejehgeberifche Macht 
hervortreten, alſo geſeßliche oder civile Gocietät 
werden. Falls ejeh verlegt wird, jo muß 
fie als eine dasjelbe handhabende oder vindi⸗ 
zterende Macht hervortreten, alfo zur politifchen 
Societät ſich fteigern. Innerhalb des hebräiſchen 
Staatsweſens ift diefe Dreiteilung in der ur 
ſprünglichen Theofratie, in der Herrſchaft der 
Richter und Könige zum Ausdrude gelommen. 
Die societe naturelle, civile et politique bilben 
jomit drei Geftaltungsmomente der ſtaatlichen 
wie in entſprechender Weiſe auch der religidfen 
Gefelliaft (1,113; II, 218; V, 74—75. 297). 
— Der Staat wird gebildet durch den Regenten 
und das Bolt. Der Regent ift das par Glied 
ober das Haupt bes Staatsorganismus, doch nicht 
befien Centrum; er vepräfentiert bie Einheit der 
Nation und fchreibt deshalb nicht „Ich“, fondern 
„Wir“, ohne indes das Princip dieſer Einheit 
u fein. &8 wäre defpotiicher Abfolutismus, den 
egenten zum Centrum, bie Regierten zur Peri« 
Dr zu machen und als Beſiß und Eigentum 
esſelben zu erflären; nicht minder wäre e8 auch 
ein folder, das Volk zum herrſchenden Centrum 
machen zu wollen (VI, 86; VII, 220). Der Re= 
gent ift nicht von Volkes Gnaden, noch das Volt 
von des Regenten Gnaden. Jener foll in dieſem, 
dieſes in jenem Gott achten und anerfennen, ein⸗ 
jebent beijen, daß „beide nur aus Gottes Gnaben 
Petehen und fid in und vor Gott zuſammen in 
Pflicht genommen und gegeben haben“ (VI, 41 
bis 42). Übrigens ift es nur „Gottes Wille und 
Einfegung, daß regiert werbe, aber die Beftim- 
mung des Wer- und Wie⸗Regierens ift Sache 
bes Menichen. In dieſem Sinne jagt Paulus: 
Omnis potestas est a Deo. Nämlid) potestas 
heißt hier das Regiment oder Machtamt, nicht der 
Machthaber, und man legt diefen Spruch falſch 
aus, wenn man ihn fo deutet, als ob Gott diefe 
oder jene Perſon, diefe oder jene Regimentsweije 
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(Berfaffung) eingefeßt hätte“ (V, 343). Unver- 
fländigerweife ſehte man das Heil des Staates 
oft lediglich in bie Form der —— darauf 
en daß alle Formen der Gejellichaft ohne 
den Gemeingeift ber Religion drüdend und un« 
leidlich werden, indem „bie Deipotie monarchiſche, 
ariftofratifche ober demokratiſche Form annehmen 
ann“ (VI, 20). — Seinerjeits ift Baader gegen 
das Princip der franzdfiihen Volksrepraͤſen⸗ 
tation, welches alle I re und fländifchen, 
germanifcheorganifchen Elemente radikal tilgt und 
in einen elementaren Grundbrei auflöft (X, 106); 
er ift für das Princip einer ſtändiſchen Repräfen« 
tation und in diefem Sinne für Tonftitutionelle 
Monarchie. Hält er auch dafür, daß eine Regie- 
rung im höchſten Grade fonftitutionell fein fönnte 
ohne Stänbeverfammlung, wenn den beratenben 
Behörden volle —— und ihren Ver⸗ 
handlungen moͤglichſte Publicität zuläme, rebet 
er zuiweilen auch nur von einer mitberatenden 
Thätigkeit der Ständeverfammlungen (VI, 49. 
87), bezeichnet er insbeſondere auch die bayriſche 
Stänbeverfammlung als einen „nicht permanen- 
ten, offenen Landrat” (V, 868), fo kann daraus 
nicht mit 3. 9. Fichte Ethit I, 1850—1851, 45) 
und 3. Hamberger (Die Fundamentalbegriffe von 
Fr. Banders Ethik, Politit, 1858, 25—26) ge= 
folgert werben, daß er den in den mobern-tonfti= 
tuttonellen Staaten beftehenden Kammern das 
Mitentſcheidungsrecht abgeſprochen habe, wie Fr. 
ge mit Recht bemerft (Grundzüge der 

ocietätsphilofophie Baader, 2. Aufl. 178). 
Hat ja Baader anderwärt? von einer Teilung 
der „geießgebenben Gewalt” durch eine ſtändiſche 
Verfaljung gerebet (VI, 68) und eine eigene Ab- 
handlung über die auß biefer Teilung möglicher- 
weile entitehenden Konflikte und deren Abhilfe 
verfaßt. Diefe Abhandlung, 1881 veröffentlicht, 
führt den Titel: „Über ein Gebrechen der neuen 
Konſtitutionen“. Worin befteht dieſes Bebrechen? 
Darin, daß ſowohl die Regierungen wie bie 
Kammern im Falle einer Differenz, insbeſondere 
im Falle einer Verfaffungsverlegung von der einen 
oder andern Seite niemand als Gott und dem 
eigenen Gewiſſen verantwortlich zu fein glauben; 
was leicht „Veranlaffung zu Gewaltftreichen“ 
werden kann. Eine friebliche Löfung in ſolchem 
Konfliftsfalle karın nicht durch ein ftabiles Inflitut 
bewerfftelligt werben, wie 3.8. durch ein Ephorat 
ober einen Senat nad) Art der franzöfiichen Par- 
lamente, weldhe das Recht der jogen. Einregiftrie- 
rung übten ; denn ein ſolches In! würde wie 
ber eine bejonbere Staatsgewalt fein und jelber 
wieder einer Kontrolle burch eine weitere Inſtanz 
bebürfen, woburd) ein progressus in infinitum 
entftänbe. Eine friebliche Löfung könnte in ſolchem 
Konfliltsfalle nur durch ein „momentan entftehen- 
bes und beſtehendes Schiebsgericht” bewirkt wer⸗ 
ben (VI, 47—54). 

Wie verhält fi nun das Naturrecht famt 
dem in ihm wurzelnden pofitiveftantlichen Rechte 
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zum poſitiv-göttlichen und bem in Diefem 
wurzelnden pofitiv=Firdhlichen Rechte? wie ber 
Staat zur Kiche? Gleichwie das im ſtaatlich⸗ 
pofitiven Rechte zum Ausdrud kommende ver⸗ 
nünftige Naturrecht nicht ohne vernünftige Natur⸗ 
moral und Naturreligion beftehen kann, fo kann 
diefe Naturreligion hindieberum nicht beftehen in 
deiftiiher Trennung von der —— — 
Offenbarungsreligion. Jedes Recht wie jede Moral 
und Religion iſt alſo urfprünglich pofitiv=göttlich ; 
ein bloßes Naturrecht, eine bloß natürliche Moral 
und Religion ohne übernatürliche Offenbarung 
Gottes und deren Überlieferung iſt eine Fiktion 
(d, 114. 144; V, 194. 258; VII, 82). Die 
primitive Offenbarung Gottes iſt im Heidentum 
entftellt worden, worin der Haupiſchlüſſel Liegt zur 
Erklärung der Rätfel der Mythologie, im Juden⸗ 
tum und vollends im Ehriftentum und der Kirche 
jeboch wieberbelebt und erſchloſſen worden, um 
im Glauben aufgenommen und durch die innere 
Erfahrung des Geiftes erwahrt zu werden (V, 
231—232. 245—246, 262). Nicht bloß das 
Privatleben und Familienleben, fondern aud) das 
Öffentliche, politiiche Leben, welches gutenteils 
gottlos, heil= und heilandslos geworben, foll des · 
halb wieder vom Geifte des Ehriftentums und 
der alle Nationen umfpannenden, univerfellen 
katholiſchen Kirche, welche allein ber volle Aus- 
druck desfelben ift, durchwirkt und befebt werben. 
Wie die Einzeltreatur nur durch ein Höheres ihre 
vollendete Begründung und Formierung zu finden 
vermag, fo kann auch die nad) Verſchiedenheit der 
Nationen und Territorien gefpaltene und vielheit» 
lich geartete politifche Societät oder der Staat 
nur durch die Eine, allumfafiende Weltficche ihre 
Vollendung finden und ift, aus dieſer letzteren 
herausgefallen, ebenfo unvollendet, unibeal, un- 
begründet und bem Unſegen und Fluche unter- 
worfen wie die Einzelfreatur, folange fie noch in 
ber Gottesferne fteht (VI, 24—25; VII, 88). 
Man begreift den Katholiciamus nicht, wenn man 
nicht einfieht, daß feine Kraft in feiner Weltftand- 
haft und —— ae liegt und baf ihn als 
daß Geiftes- und Gemütsband aller Völker fein 
Bolt in fi einfchließen, feines von ſich aus⸗ 
fließen ſoll (VI, 35). Der nationaltirchliche 
Separatismus ift ebenjo verwerflih wie der 
myſtiſche, welcher des innern Chriſtus habhaft 
werben will in einer unfichtbaren Kirche ohne die 
fichtbare Weltkirche als deren Verleiblichung (VII, 
an 219). Im Bunde mit diefer Kirche hat 
auch die Wiſſenſchaft und Kunft den nationalen 
Beiräntungen fi entrumgen; dem „auf bie 
Weliſtandſchaft der Kirche ftügt fi) jene der 
Wiſſenſchaft und Kunft“ (VII, 220). Soll aber 
die Kirche als Weltkorporation, Weltinnung 
fegensreich wirken und auch für die einzelnen Na⸗ 
tionen jegensreich wirken, dann muß ſie wie alle 
Korporationen und Innungen freie Aktion haben, 
weil fie unter ber „Bevormunbichaftung und Se 
queftrierung der Regierungen, welche der Advo⸗ 
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katie folgten, nicht mehr ihre volle Kraft gegen 
die im Geiſt und Sinn ihr ſich entgegenfeenden 
Afjociationen” zu äußern im flande wäre (V, 
301). Es ift auch nicht einzufehen, warım dag 
Sichoffenhalten bes Staates gegen Die Weltfirche 
einer nationalen Selbftändigfeit widerſprechen 
ollte. Die Geſchichte und bie Natur der Sache 
beweift vielmehr da8 Gegenteil, und man weiß 
darum feinen vernünftigen Grund anzugeben für 
das beſonders in fatholiihen Staaten neuerdings 
bei jeder Gelegenheit fich erhebende Gefchrei gegen 
die Kirche als politifchen status in statu. Ohne 
Zweifel beruht der Haß jo vieler gegen den Ka» 
tholicismus in der Meinung, daß ohne ihn das 
Chriftentum nicht mehr beftände, weil man mit 
den Nationalficchen wohl fertig werben Tönnte, 
nicht aber mit einer chriftlichen Weltkirche (V, 
307; VI, 140). 

Wie beftimmte Baader nun auf genauere Weiſe 
diefes Verhältnis zwifhen Staat und 
Kirche? Zunächſt erflärte er fich gegen eine 
Theokratie, in weldher die Funktionen des Prie- 
ſters, Königs und Weltweiſen noch ungefchieden 
waren, indem fie nur für bie Anfangsgefchichte 
ber Menfchheit als geeignet erſchien (IX, 28—29). 
Weiterhin erflärte er fich gegen das proteftantifche 
Staatskirchentum und gegen den Gallitanismus, 
welcher „das Kreuz zur bloßen Deforation der 
weltlichen Macht“ erniebrigte, wie auch gegen 
eine Trennung ber geiſtlichen und weltlichen 
Macht, er erflärte ſich für eine bloße Scheidung 
beiber, fo baß fie unter ſich und mit der Wiflen« 
ſchaft und Kunft in „freiem Bunde“ ftehen, und 
deutete auch fo die Lehre de Lamennais' in deſſen 
Avenir, wiewohl er beim Exfcheinen ber Paro- 
les d’un croyant al8balb eines befjeren belehrt 
wurde (VI, 34—85. 42—44. 65). Wie ift aber 
diefer „freie Bund“ der flaatlichen und geiftlichen 
Gewalt zu faſſen? im Sinne der Steidprhnung 
beider oder im Sinne der Unterordnung der erſte⸗ 
ren unter die zweite? Dem Vorausgehenden zu⸗ 
folge daß letztere, indem bie vielen Staaten durch 
die Eine Weltkirche als ein Höheres ihre Volle 
endung finden. Wie ift aber dieſe Unterordnung 
wieder zu verftehen? als eine Delegierung der 
weltlichen Macht durch die geiftliche im Sinne 
des Shſtems von ber direften Gewalt ber Kirche 
inflaatlichen Dingen? Nein! Denn „dem Ehriften« 
tum und folglich dem Katholicismus ift der Begriff 
einer Theofratie, wohin vor allem ber Glaube der 
Delegation der weltlichen Macht durch die geift 
liche gehört, fremd“ (V, 318). Ober ift fie zu 
verftehen im Sinne des Syſtems der indirelten 
Gewalt der Kirche in ftaatlichen Dingen? oder 
im Sinne des Syflems einer bloß bireftiven Ge⸗ 
walt berjelben? Es ſcheint das letztere, indem 
geſagt wird: „daß es in der europäifchen Kultur⸗ 
geſchichte eine Zeit gab, in welcher ber römiſche 
Stuhl der Fokus der weltlichen Diplomatie war; 
biefes war ebenfo natürlich, gut und her 
als dafs die erften Hriftlichen Diffionäre in Deutſch⸗ 
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land Eultivateurd waren; aber ber Priefter hat, 
nachdem er aufhörte, zu kultivieren, jo wenig in 
feiner priefterlihen Funktion aufgehört, notwendig 
zu kim als der roͤmiſche Stuhl aufhörte, in ber 

elt notwendig zu fein, nachdem er nicht mehr 
Vermittler und Schlichter der Welthändel war” 
(V, 312—313). Wenn hier gejagt ift, daß bie 
Herrſchaft bes römiſchen Stuhls über die Fürften 
und Bölfer in mittelalterlicher Zeit den damals 
waltenden geſchichtlichen Umftänden ihren Urſprung 
verbanfte, dann wird dieſes auch von ber Fir 
als Weltinnung gelten, ba ja bie päpftliche Macht 
nur deren Ausdrud bildete. So großartig indefjen 
das „Gebäude des Mittelalters“ welches Kirchen⸗ 
tum und Welttum verband, auch war, fo fam ihm 
doch das erfte Verberbnis von der weltlichen Macht, 
welche mit Schwert und Feuer das Chriftentum 
zu verbreiten und zur Deforation des Scepters 
und Schwertes zu machen ſuchte. Das zweite 
Verderbnis kam ihm von ben geiftlichen Ober» 
bäuptern, welche & leur tour zu den weltlichen 
Waffen griffen, ja zum Zeil ſelbſt den fühnen 
Gedanken faßten, nicht bloß die Kirche über den 
Staat, fondern ſich über beide zu fegen u. |. w. 
(IX, 30). War Baader ſonach bis gegen feine 
legten Lebensjahre hin auch begeiftert für die 
Idee, welche jenem „Bebäube des Mittelalters“ 
zu Grunde lag, jo war doch nicht ein einfacher 
Wiederaufbau, ſondern vielmehr ein den Forbes 
rungen ber Neuzeit Rechnung tragender Wieder- 
aufbau besjelben fein Zufunftsideal. 

Wir kommen auf Baaders Lehre von der 
Kirche und ihrer Berfaffung. Ganz ent- 
ſchieden verteidigte er in früherer Zeit die Unfehl- 
barkeit der fichtbaren Kirche, indem er z. B. in 
der Recenfion von Lamennais' Schrift sur l'in- 
difference (1826) fagt: „Zur Zeit, als Luther 
zu lehren anfing, beftand feit 15 Jahrhunderten 
eine Kirche oder religiöfe Societät durch eine der 
Autorität eines Oberhauptes untergeordnete und 
ſich durch diefelbe behauptende Korporation von 
Seelenhirten, welche mit allen Gliebern der So— 
cietät desfelben Glaubens waren, daß ihnen die 
Macht der letzten Entſcheidung in Sachen bes 
Glaubens und der Sitten gegeben ſei ... und die 
lex assistentiae fagt eben nichts anderes, als 
daß die Kirchenvorfteher nicht in und mit ihrer, 
ſondern nur in und mit göttlicher Kraft die Kirche 
erhalten“ (V, 147—149). Manche Stellen lönn- 
ten bie Meinung erweden, als ob er felbft dem 
Oberhaupte der Kirche Infallibilität beigelegt 
babe, indem er 1825 in einem Briefe an 3. 
vd. Obercamp fi dahin ausſprach, er könne mit 
Maiftres Debuktion berjelben infofern nicht über- 
einftimmen, als diefer fie mit der Inappellabilität 
verwechsle und gleichſam politiſch auch als die 
jedes weltlichen Fürſten einſchwärze und fie hierbei 
zu niedrig ftelle (XV, 429). Doch laſſen ver« 
ſchiedene Äußerungen erfennen, daß Baader in 
früherer Zeit ſchon dem Oberhaupte der Kirche 
nicht einmal einen Machtprimat kraft göttlichen 
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Rechts zuerfannte, geſchweige denn Infallibilität, 
aljo einem Epiffopalismus im Sinne manı 

febronianiſchen und jofephinifchen Theologen hule 
digte, welche dem Papfte einen bloßen Ehrenprimat 
aufärieben Schon 1816 ſchrieb er: „Daß bie 
Suprematie der römiſchen Kirche eines viel ſpaͤte⸗ 
ten Datums ift als von Apoftelzeiten an, ift 
fireng erwieſen, und es bleibt nur noch nachzu⸗ 
weifen, wie fie fpäter zu dieſer Suprematie am“ 
(XV, 319), und 1824 in dem Aufjag über 


he | „Katholiciamus und Proteftantismus” ſchrieb er: 


„ben Beinamen ‚Römifch‘ hat die Kirche bekannt⸗ 
lich nur in geſchichtlicher Bedeutung erhalten, in« 
fofern nämlich von allen von den Apofteln jelbft 
geftifteten Kirchen nur bie in Rom geftiftete s 
erhielt. Denn daß diefe erften Kirchen einanl 

nur koordiniert und nicht bereit® alle übrigen 
Einer fubordiniert waren, iſt aus ber Kirchen« 
geſchichte bekannt” (I, 75). Doch erft von der 
Mitte der dreißiger Jahre an trat Baader in 
faltiſche Oppofition zum römifchen Stuhl; erft 
bon da an trat er mit dem Beftreben hervor, einen 
vom Papfttum Iosgelöften Katholicismus herzu- 
ftellen, der einer in die Myſterien der natürlichen 
und göttlichen Dinge wirflid eingehenden Wiflen- 
ſchaft Schuß und Pflege angebeihen ließe und 
früher oder fpäter als Baſis dienen Könnte für 
eine Union mit der morgenländiſchen unb prote- 
ſtantiſchen Kirche, wenn biefelben eine hierfür 
—— Evolution gewonnen hätten (X, 19 
is 22). 

Schon 1834 klagte er, daß der Katholicismus 
um Partifularismus herabgeſunken fei, daß gegen 
amennais und Bautain ein unrechtes Ver⸗ 

fahren eingeſchlagen worben fei u. f. w. (XV, 
500—501), wies 1837 für den Fall einer römi» 
ſchen Genfur feiner Lehren auf den Galileifall 
bin (XV, 556), feßte 1838 dem „Rüdblid auf 
de Lamennais“ da8 Motto vor: Le catholicisme 
fait la force du papisme, et le papisme fait 
la faiblesse du catholicisme (V, 385). In der 
Abhandlung über „das Kirchenvorfteheramt” bew 
hauptete er, daß „man in jenen erjten und beiten 
Zeiten bes Chriftentums weder von einem prin- 
ceps apostolorum, noch von einem vicarius 
Christi wußte“, daß Petrus auch die römifche 
Kirche nicht begründet habe und daß ſelbſt in dem 
alle, als dieſes erwiefen wäre, die Erbfolge jeines 
Amtes erlofhen wäre; erft zu Konftantins Zeit 
babe ber Primat feinen Anfang genommen 
(V, 401—404). In der Abhandlung über 
Trennbarkeit und Untrennbarteit des Papſttums 
vom Katholicismus“ (1838) verfuchte er durchzu⸗ 
führen, daß die Väter bis ins 7. Jahrhundert 
berauf die „Identität des Begriffs des Katholicis⸗ 
mus und Primates“ nicht anerkannten, und erhob 
gegen bie römischen Theologen ben Vorwurf, daß 
fie „dem Dogma von der homificatio verbi jene® 
der papificatio Christi” folgen ließen (V, 375. 
877). In der weiteren Abhandlung über „Ihune 
lichkeit oder Nichtthunlichleit einer Emancipation 


569 


des Katholicismus von der römiſchen Diktatur” 
(1839) wollte er den Urfprung eines „die gefamte 
Chriſtenheit beherrſchenden Oberhauptes“ gar ins 
11. Jahrhundert herabgerüdt wiflen (X, 75). Ber 
fonders in der Schrift über den „morgenländijhen 
und abendländifchen Katholicismus“ (1840) fuchte 
ex einen ausführlichen Beweis zu führen, daß ber 
Brimat Petri und feiner Nachfolger weber in der 
Heiligen Schrift noch in der Überlieferung be⸗ 
gründet fei (X, 148— 204). 

&8 kann nur Berwunderung erregen, daß alle 
dieſe exegetifchen und hiſtoriſchen Ausführungen, 
die an bedeutender Schwäche leiben, nichts weniger 
als jelbftändige, gründliche Studien verraten und 
zum Teil auf Autoritäten wie Ellendorf, Münd), 
Bflanz u. ſ. w. fi fügen, einem fonft fo einſich⸗ 
tigen und weitſichtigen Manne ein auch nur note 
dürftige® Genüge boten, und noch mehr muß es 
Verwunderung erregen, baß die griechiſch · ruſſiſche 
Kirche ihm in ſo glorienhaftem Lichte erſchien, in 
der Mitte ftehend zwiſchen den beiden Extremen 
des römischen Katholicismus und des Proteftan« 
tismus und ein Ferment für deren Vereinigun: 
bildend, frei von allem Gäfaropapismus nicht blo 
irchenftaatlicher, fondern auch ſtaatskirchlicher Na= 
tur u. |. w. (V, 393— 398; X, 91—98). Weniger 
Verwunderung Tann e8 erregen, daß eine jo heftige 
Oppofitiongegenden Primat bes römischen Stuhles 
Baader an dieſer Grenze nicht ftehen ließ, ſondern 
weit über fie binausführte — fata nolentem 
trahunt — in der Weije, daß er die früher be» 
hauptete Unfehlbarkeit der Kirche und ihrer Vor⸗ 
fleher und ber unter ihrer Obhut ftehenben münd⸗ 
lien Glaubenstradition leugnete (V, 381. 4083. 
408) und in gräcifierendem Sinne und darüber 
hinaus gar mandje Lehre beftritt, die er früher 
nicht beftritten hatte, wie 3. B. den doppelten Auß= 
gang des Heiligen Geiftes, die Wirfjamfeit der 

riftlichen Sakramente ex opere operato, die 
euchariftiſche Transfubftantiation, Die ftetige Wir⸗ 
fungsftaft des character indelebilis der Ordi⸗ 
nierten, den thesaurus ecclesiae und die mehr 
als kanoniſche Bedeutung und Wirkfamfeit ber 
Abläffe, das Eintreten der Befeligung vor dem 


Weltgerichte und die Endlofigkeit der Höllenftrafen; | fi 


daß er jebt ferner für den Gallifanismus auftrat, 
gegen lirchlich gefinnte Männer, insbejondere gegen 
Görres, nunmehr eine fehr animofe Stimmung 
tundgab (V, 385—890 ; XV, 548.595) und in 
Sachen der gemijchten Ehen in ganz anderer Weife 
urteilte als noch 1831 (XV, 569 im Vergleich 
mit VI, 47). Iſt in Anbetracht alles defien ber 
feiner Zeit vom Univers erhobene, obgleich von 
Baader zurüdgewiefene Vorwurf eines Abfalls 
vom Katholicismus (V, 408) nicht völlig be⸗ 
greiflich? — Indeſſen auch hierbei blieb Baader 
in feiner Erregtheit nicht ftehen, er trat auch 
aufs praftiiche Gebiet über und fuchte, foviel 
in feiner Kraft lag, bereit8 damals ſchon einen 
förmlichen „Kulturfampf” zu inaugurieren. 
Er ſchrieb 1838 wörtli) an v. Stransky: „Ich 
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habe durch einen bedeutenden Mann in Berlin 
den König auf die Notwendigfeit aufmerffam ge= 
macht, alle jene Katholiken (Priefter und Laien) in 
feinen Staaten, welche fi vom Papismus 108» 
machen wollen, ohne jofort fich lutheriſch oder re⸗ 
formiert zu machen, gegen alle weltlichen Verlufte 
(von Rom aus) zu jhüßen, womit eine deutſche 
tatholiſche Kirche fofort ſich bilden wird, worüber 
ich fichere Kunde habe. Durch einen Rufien, der 
viel beim Kaifer gilt und ber mein Freund ift, habe 
ich auch den Railer bierauf aufmerkfam gemacht, 
welcher die Wichtigkeit der Trennung des Papie- 
mus vom Katholicismus feinen politiichen Zweden 
um fo angemeffener fand, da in Rußland ber größte 
Teil der früher unterten Griechen wieder von Rom 
getrennt iſt und alſo faltiſch das intendierte Schisma 
bereits befteht“ (XV, 580). Namentlich den 
Deutfcen teilte Baader die Miffion zu einem 
ſolchen Kampfe zu, um der Utrechter Kirche Dadurch 
Succurs zu leiſten (XV, 582). Man kann aljo 
jagen, dat berjelbe ſchon in den dreißiger Jahren 
dem Deutichlatholicismus, bem Alttatholiciamus, 
dem Verſuche einer Kirchenunion zwiſchen letzterem 
und. zwiſchen bem eine epiflopale Verfafjung 
aboptierenden Proteftantismus und dem griechiſch⸗ 
ruſſiſchen Schisma, fowie dem fogen. Kultur⸗ 
kampfe vorgearbeitet habe. 

Woher erflärt ſich nun bie vorbezeichnete, jo aufs 
fallende Wendung im Geiftesleben Baaders? 
aus dem Widerftande, welchen ſchon in früherer 
Periode manche Lehren desfelben in römifch«tatho- 
liſchen Kreifen gefunden hatten, wie z. B. feine 
Lehre von Glauben und Wiflen, von der Natur 
Gottes, von den Folgen des Geiftesfalles, vom 
androgynen Urftand des Menfchen und deſſen Ver⸗ 
luſt durch die erfte Menfchenfünde, vom Berlufte 
der Wahlfreiheit durch die zweite Menfchenfünde, 
fo daß fie nur durch Gottes Gnade erhalten blieb, 
von der Wirkjamfeit der heidniſchen und alttefta« 
mentlichen Opfer u. |. w.? Ober erflärt ſich jene 
Wendung aus der ſchon in die zwanziger Jahre 
zurückreichenden Verbindung mit Rußland? Wie 
& ſcheint, aus biefen beiderlei Gründen zugleich. 
Schon 1827 bezeichnete es Baader als feine Ab- 

ht, den „Geift wahrer Spekulation in der fatho= 
üſchen Prieſterſchaft wieder zu entzünden und da» 
mit das, was im Princip am Proteftantismus 
gut war und als loyale Oppofition zur Kirche 
felber gehörte, wieber in diefe zu bringen“ (XV, 
439). Ais diefer Abficht der Erfolg nicht entſprach, 
wurde er von einer ſich fieigernben Gereiztheit er⸗ 
griffen gegen bie „geiftlichen Herren außer und in 
Rom“, weil fie, wie er 1836 Hlagte, feine Schriften 
nicht gehörig würdigten und dieſelben fludieren 
follten, ehe fie diefelben zu recenfieren fih er⸗ 
laubten, und fügte dem bie weitere Bemer- 
fung bei: „Eine bedeutende Societät im Norben 
bat ſchon vor mehreren Jahren den Wunſch 

jeäußert, mich mit den Römern zu überwerfen. 

8 wird füglich nie geſchehen“ (XV,543—544). 
Und doch ift e8, wie oben gezeigt worden, alsbald 
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geſchehen. Vor feinem Tode jedoch hat er aus⸗ 

drüdtich alle dem römijch-fatholiihen Glauben 

wiberftreitenden, bejonder8 in feinen lebten 

— niedergelegten Grundſätze widerrufen 
135 


Eine ganz bejondere Aufmertfamteit Hat Baader 
ſtets den Interefjen der ſocial-bürgerlichen 
Geſellſchaft zugemendet, fowie der Art und 
Weile, wie Staat und Kirche am beiten zu 
deren Förderung und zur Befeitigung der ihnen 
drohenden Gefahren beitragen könnten. Nament« 
li von zwei Seiten her drohen ihnen ſolche Ge⸗ 
fahren: von feiten einer immer mächtiger um ſich 
greifenden Argyrofratie und von feiten eines immer 
mafjenhafter anwachſenden Proletariates. Seit 
den Tagen ber franzöfiihen Revolution ift die 
Geſellſchaft duch die Aufhebung aller feften 
Schranken und dur Zerflörung ber alten for- 
porativen Verbände immer mehr und mehr ato= 
miftert worben unter dem glängenben Titel der 
individuellen Freiheiten, die in Wahrheit nichts 
anderes find al ein Krieg aller gegen alle. Daraus iſt 
einerjeit8 eine übermächtige Argyrofratie erwachfen, 
denn „wie das Immobiliar flüffig wird, jo wird das 
Mobiliar (Gelb) feit und ftrebt ſich zu immobili« 
fieren“ (VI, 65); fogar die Regierungen hat fie in 
Abhängigkeit von ſich gebracht und ſich zur ſouve⸗ 
tänen Herrin berfelben aufgeſchwungen (VI, 132 
bis 133). Anderſeits ift daraus ein immer aus⸗ 
gebehnteres Proletariat erwachſen, ſo daß man 
— — kann, die alte Leibeigenſchaft ſei minder grau⸗ 
jam, unmenſchlich und unchriſtlich geweſen gegen 
die „Vogelfreiheil, Schutz⸗ und Hilfiofigfeit des 
bei weitem größten Teiles unferer, wie man fagt, 
gebilbetften und hultivierteften Nationen“ (VI,132). 

Und welches find die Heilmittel, um den 
die Geſellſchaft von biefen beiden Seiten her be 
drohenden Gefahren zu begegnen und eine heil- 
fame Socialreform anzubahnen? Das hauptſäch- 
lichſte Heilmittel ift die Wiedererftartung eines 
lebendigen Ehriftentums, denn mit dem 
Credo ift der Kredit verſchwunden, und mit bem 
Verſchwinden des Krediis trat Geldnot und Ver- 
armung ein und mit dieſen zugleich der Geldwucher 
und die Geldmacht (V, 311). Die Lehre des Chri⸗ 
ftentums führt aber allen zu Gemüte, daß der Höchite 
wie der Niederfte von Gottes Gnaden da find und 
alles, was fie find und haben, Gottes ift und fie des⸗ 
halb auch mit ihren Perfonen, Kräften und ihrem 
Eigentume nicht ſchalten und walten bürfen, wiellein 
ihrer Eigenheitund Selbſtmacht wollen umndgelüften, 
fondern wie Gott will (VI, 96). — Ein wichtiges 
fociales Heilmittel bildet ferner die Befeſtigung 
oder zeitgemäße Negemerierung bes ſtän diſchen 
undforporativen@lementes. Das Ehrir 
ftentum hat ſich der Ausbildung der Stände und 
der Korporationen, ber weltlichen und ber geift« 
lichen, ftet8 als günftig ertwiefen, und Fr. Schlegel 
nennt die Kirche ſelbſt mit Recht die erfte Innung 
und der Innungen Mutter (V, 290). Wenn die 
Aktion der oberften Macht unvermittelt auf das In⸗ 
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dividuum fällt, fo wirft fie notwendig erdrüdend 
und defpotifch, e8 entfteht ein Übergewicht des Me⸗ 
chanismus über den Organismus, Die Regierungs« 
funftionen multiplizieren fi notwendig ins Un» 
endliche, weil die Regierung nicht mehr mit dem 
Stande, fondern mit den Individuen unmittelbar 
verfehrt, der Öffentliche Kredit ſchwindet, denn nur 
ber ftänbifche und korporative Kredit ift der wahre, 
ebenjo ſchwindet mit der Schwädung und bem 
Untergange des ſtändiſchen und ariſiokratiſchen 
Princips ber esprit de corps und jofort die Ehre 
(V, 290—291). Ganz anders, wenn die Gejelle 
Schaft eine fländifche und korporative Gliederung 
befigt. Sie ift im Falle politischer Störungen 
dann eher bewahrt vor tiefeingreifenden Erfchütte- 
rungen und jeßt der Leichtbeweglichkeit des Kapitals 
und der Mafjenverarmung einen wirfjamen Damm 
entgegen. Freilich aber muß ben geſellſchaftlichen 
Verbänden eine den Anforderungen ber Zeit ent« 
ſprechende Geftaltung gegeben werben, wenn fie 
als heilſam ſich erweilen follen; benn „hätten 
manche Korporationen ſich nicht innerlich ſaͤkulari · 
fiert, fo würde ihre äußere Säkulariſation wohl 
unterblieben fein“ (V, 279). Die an fi guten 
und notwendigen Afjociationen haben fernerhin 
ihre Wirkungsſphäre nicht zu überfchreiten und 
in die Regierungsfunttionen ftörend einzugreifen, 
Sondern vielmehr den geſellſchaftsfeindlichen Affo- 
ciationen, Rotien und Banden, die geheim oder 
offenbar als Iluminatismus und Jakobinismus 
fi) der Negierungsgewalt zu bemächtigen trachten, 
wirkſam entgegenzutreten (V, 302). — Ein drittes 
fociales —— beſteht zwar nicht in einer ein · 
fachen Ruͤckkehr zur alten Naturalwirtjhaft, wohl 
aber in einer neuen Verbindung derjelben 
mit der bloßen Geldwirtſchaft. Wie 
die Kirche, fo ſoll auch der Landesherr wieder 
mehr auf Güterbefig angewieſen werben; bie 
alte Benennung „Landesherr” Hat eine tiefe, 
nicht bloß Hiftorifche Bedeutung (VI, 65. 138). 
Ein durch feinen Güterbefih unabhängiger Abel 
fol der Argyrofratie entgegenwirken; die grund« 
und bodenlos gewordenen Socialinftitute ſollen 
von der Umſchnürung der Geldmacht wieder 
losgebunden werben, nicht auf Einſchreibungen 
in das große Sünden- und Schulbregifter oder 
auf Penfionen und Sold, fondern auf heimat- 
lichen Grund und Boden follen fie wieder fun« 
diert werden; das ſchlechte Princip der neueren 
Landwirtijaft, gemäß welchem der früher un« 
trennbare und tu einer ehelichen Verbindung 
ähnliche Zufammenhang des Erbftüds mit der 
Familie zu einer mobilen und zeitweifen Nugungs« 
ſpekulation des humus degradiert wird, foll fallen 
gelaflen werden u. |. w. (V, 175; VI, 308—812). 

ALS fociales Heilmittel bezeichnet Baader die 
PVreisgebung unbedingter Gewerbefreiheit 
nad) innen hin und unbedingter Handelsfrei« 
beit nah außen hin. Die unbedingt freie Ge⸗ 
werbsfonfurrenz ift der Krieg aller gegen alle; aus 
ihm entftehen „jchnelle Gtüdswechiel, Zunahme 
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— ei Schwinbelgeiftes und ſchnelles 
ichwerben einzelner, fowie das Verarmen 
amberer Stände und Individuen, welche beibe bem 
Staate über lang ober furz eine völlige Auflöfung 
bereiten“. Der aus einer ſolchen freien Konkurrenz 
entftehenden Übervorteilung kann nur dadurch ger 
fleuert werden, daß ein Gleichgewicht zwiſchen 
den einzelnen Gewerbszweigen durch ben Staat 
bergeftellt werde vermittelft zeitgemäß organifierter 
obligatorifcher Innungen oder Zünfte 
Ebenſo ift ein unbedingter Freihandel der Krieg 
aller Nationen gegen alle; bei der herrſchenden 
allgemeinen Anarchie des Welthandels und bei 
dem Deipotismus, den beſonders eine einzelne 
Nation über alle andern Nationen auszuüben 
firebt, würbe eine völlige Preisgebung de auß- 
wärtigen Hanbels an das mit dem Interefje des 
Auslandes im Bunde ftehende Privatinterelje des 
Kaufmanns zu nichts anderem führen, als das 
Land zur Kolonie eines andern zu maden. Das 
Freihandelsſyſtem oder das „paffive Wirtihafts- 
ſyſtem“ A. Smiths ift jomit verwerflich. Der 
Staat hat den Wiberftreit der Intereſſen bes 
Bauern, Gewerbt- und Kaufmannsftandes da» 
durch zu Löfen, daß er bie möglichfte Vereinigung 
bes Wohlftandes aller anftrebe und felbft durch 
Zwangsanftalten füge, wo immer und folange 
dieſes Geſamtintereſſe eine völlig freie Konkurrenz 
mit andern Nationen nicht geftattet. Ein Staat 
hat die Unabhängigkeit in Handel und Wandel, 
wie Fichte mit Recht behauptet, in der Art zum 
Ideal zu machen, daß er ein gejchloffener Handels- 
ftaat werben könnte. Damit ift aber nicht gejagt, 
daß er auch ſchlechthin ein ſolcher werben folle, daß 
er jelbft in dem alle, als er Kraft genug bejähe, 
mit dem Ausland in manchen Artiteln oder am 
Ende in allen freie Konkurrenz zu ertragen, nicht 
Handelsfreiheit anftreben und einführen fönnte 
(VI, 6—8. 170—176.185—190. 320. 229 ff.). 
Baader hat nad) biefer Seite hin in den weſent⸗ 
lichſten Punkten das „nationale Syſtem ber poli« 
tifchen Öfonomie“ von Sr. Lift 1841 anticipiert. 

Ein ſociales Heilmittel ift endli eine dem 
vierten Stande zu gewährende Reprä- 
fentatton. Nicht bloß Polizei- und Wohl ⸗ 
thãtigkeitsanftalten find für die Proletärs oder 
Vermögenslofen zu begründen, ſondern auch eine 
Rechtsanſtalt. Sie haben zwar fein Recht der 
„Mitberatung, Mitgefehgebung, der Cenſur und 
Adminiftration* wie die Vermögenden, aber e8 
ſoll ein „Arbeiter- und Armenlandrat” eingefeßt 
werden, welcher in ben allgemeinen Stände 
verfammlungen dieſelben vertritt mit dem Rechte 
der öffentlichen Darlegung ber Beſchwerde, der 
Klage, alfo eine „Repräfentation oder Abvolatie” 
berjelben bildet, und in den einzelnen Provinzial« 
und Diftriktsverfammlungen follen fie auf ſolche 
Weife nicht minder vertreten fein. Eine ſolche 
Repräfentation hat aus felbftgewählten, dem Ar⸗ 
beiterflanbe an er Sprucdhmännern und bem 
„als Fürſprecher, Leiter, Pfleger beigegebenen 


(VL,6—8).| 





Klerus“ zu beftehen. Die Bebürfnifie bes Lebens 
ſind auch für die Arbeiter größer geworden und 
im Steigen begriffen, und bie umter ihnen ein« 
gerifjene Irreligioſität macht deren Stachel un- 
leidlich; hier kann der Klerus am eheften hilfe» 
bringend wirken, und bie Regierung joll fi) de8« 
halb angelegen jein laſſen, ihn mit den arbeitenden 
Klaſſen nicht bloß zu geiftlicher, fondern auch zu 
zeitlicher I in Verbindung zu bringen. 
Der Klerus hat ehemals — dem alten Heidentum 
gegenüber — bdurd) Übung des Diafonats ala 

ermittler der Armen und Reichen ſich bethätigt, 
er fol e8 abermals dem modernen Welttum gegen« 
über. So in einer 1834 an einen Staatsmann 
eingereichten Denfihrift (XV, 506—510) und 
in der 1835 veröffentlichten Schrift über „das 
bermalige Mißverhältnis der Vermögenslofen oder 
Proletärs zu ben Vermögen befigenden Klaſſen 
ber Societät“ (VI, 137—148). 

Welches Urteil ift über die Lehre Baaders 
bom Principe der fittlichen und rechtlichen Orb» 
nung, vom Principe und der Organifation des 
Staates und der Kirche und der focial-politiichen 
Geſellſchaft num zu fällen? Bildet fie ein Ei 
fammenhängendes Ganzes? Allerdings. Wir 
finden hier Überall zwar nur hingeworfene, zaden- 
artig fi bewegende, nad den verichiedenften 
Seiten hin funlelnde, da oder bort einjchlagende 
Gebdantenblige von oft ſehr genialer Natur; durch 
alle hindurch leuchtet aber ein Brundgebante. 
Ein inneres Gebantenfyften verfettet fie alle troß 
allen Mangels einer äußeren Syſtematil. Nur 
aus dem — dieſes Gedankenſhſtems heraus 
vermag auch Baaders Societätsphiloſophie ver- 
ſtanden und gewürdigt zu werden. Mit vollſter 
Seele wirft er ſich dem Senſualismus und 
Materialismus der engliſchen und franzöfl- 
Be Schule entgegen, indem fie nur die Beftiali- 

jerung des Menſchen betreiben. Sofort verwirft 
er jedwede Ableitung der Sittlichleit und des 
Rechts aus bloßer Macht und Willkür des Stär- 
teren, aus freiem Vertrage der einzelnen, aus 
finnlihem Nütlichfeits» oder finnlidhem Social 
triebe. Mit vollfter Seele befämpft er ferner den 
Kantſchen Autonomismus, welder ob 
den die Naturwelt en Verftandes- 
geſetzen des Menſchen den one ganz und 
ob den bie fittliche Welt be enden Bernunfte 
ae des Menſchen ben Gefebgeber nahezu ver« 
gibt, indem er ihn zu einem bloßen Glaubens« 
poftulate macht, die Religion zu einem bloßen 
Anhängfel der autonomen Moral herabdrückt und 
fo in Ichtrunfenheit und Autotheismus endet, in 
denen auch alle Moral ein Ende hat (I, 19. 143. 
308; II, 30). Eine wahrhaft religiöfe Moral ift 
wohl eine heteronome, deshalb aber feine ihrem 
Motive nad) unreine Moral, wie Kant behauptet. 
Weiterhin verwirft Baader den Pantheiſsmus 
Fichtes, des früheren Schelling, Hegels und auch 
den PBerfönlihleitspanthbeismus be 
Ipäteren Schelling, denn der Ausgang der Ge⸗ 
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wiberftreitenben, beſonders 
Säriften niebergelegten Grundſähe wine 
(XV, 135). 

Eine ganz befondere Aufmerlſam 
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greifenden Argprofratie 
mafjenhafter anwachf 
den Tagen der frar 
Geſellſchaft durch 
Schranlen und d 
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ur — geht daß die Ideen ber Sitt- 
med 3% it ge gl his ihren Inhalte nad) durch 
— 3 * Imvoltommene Gottſchauumg 
PR Laden) u erben vielmehr gewonnen 
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eine- TB; des harmoniſchen Verhält« 


en 
Brit Shen Einzelweſen zum menfdh- 
n ion, um von ba aus erjt zu 
nifje® ET Reigen und durch ihn als Urgrund 
i Meife zu begreifen. Allerdings ift 
„nom uns erfannte göttliche Wille der 
md, warum wir und verpflichtet fühlen, 
ee en Gehalt der Sittlichfeit und bes Rechte 
for ve ageftaltung zu bringen. Baader bes 


De ale halb eine von ber religiöfen Baſis 
moi, Naturrehtälehre und Sittenlehre, wie 
et! ugo Grotius herrſchend wurden; er be⸗ 


deshalb insbeſondere auch die Kantſche 
u nomie bet prattiihen Vernunft. Unter den 
2 a ichen Philojophen Deutichlands hat nächſt 
ander namentlih Jul. Stahl eine religiöje 
ẽthit und Rechtslehre verteidigt. Ex betrachtet 
1eich Baader das bindende Anjehen Gottes als 
Grund aller Verbinblichfeit, alles ethiihen und 
rechtlichen Sollens (PHil. des Rechts II, 3. Aufl. 
1854—1856, 1, 98—102); im Gegenjage zu 
ihm will er aber nur den Inhalt des indivibuellen 
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2 injojern im Gegenſatze zu legterer, gewiß 
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en Willen Gottes, weil in 

is von allevem nichts findet 

aas offenbar ein zu weitgehenber, 
er Mdeterminismus iſt. 


jr zoßitiogefchichtliches Necht, dem Volks-⸗ 
Muellend, unter der Zeitung der fittlich- 
Funöfen Zdeen, wie bie fogen. hiſtoriſche Schule 
(Easigu), Puchta, Niebuhr, Stahl u. f. w.). Er 

















mit vollem Rechte. Wie geht aber das Naturrecht 


oder — wos dasjelbe ift — das ideale Vernunfte 


recht in ein pofitiv-menjchlichee über? Durch den 
freien Gefellihaftävertrag? Wenn ein folder das 
Wefen des idealen Rechts auch nicht zu erzeugen 
vermag, Fann er dasjelbe nicht wenigſtens in die 
Erjheinung überführen, db. b. pofitin-menjch« 


liches Recht begründen ? Unter beftimmten Um ⸗ 


ftänden freilich ; doch gar vielfach ift dieſes letztere 
nicht ein Erzeugnis des freien Vertrages oder nur 
überhaupt der frei bewußten Reflegion. 
Anfofern fleht Baader auf feiten der Hiftorifchen 


Rechtsſchule, und mit quten, ja den beften Gründen. 


Nie oft treibt nicht unfreie Gewalt, die in uns 
abiwendbarer Meile ſich geltend macht und in 
all ihren Folgen nie mehr zu bejeltigen tft, neue 
Rechtsbildungen hervor? Wie oft wirkt nicht die 
rechts⸗ und verfafjungsbilbende Kraft analog der 
ipradhenbildenden auf mehr inſtinktive Weiſe, 
um erit bintennach auf ihre eigene Wirfamteit 
und deren Geſetze ſich zu befinnen und dieſe leh 
in freiberoufter Weije weiter außzugeftalten? Es 
iſt alfo ebenfo ungeichichtlich wie unſpekulativ, die 
berpflichtende Kraft des Gewohnheiisrechts auße 
ſchließlich nur aus einer frei bewußten Reflerion 
und Sanftion bes Geſetzgebers, ſei e8 einer aus⸗ 
drücklichen oder ftilljehweigenden, ableiten zu 
tollen, wie es vor dem Auftreten der hiſtoriſchen 
Schule vielfah geſchah. Das Princip der im 
Contrat soeial wurzelnden Volksſouveränität 


‚ bildet fein notwendiges Princip für die gefchicht« 


liche Entftehung und verfafjungsmäßige Regierung 
der Einzeljtaaten, geſchweige denn, daß es das 
Weſen des Staates überhaupt begründen könnte, 
indem derſelbe ein aus fittlicher Notwendigkeit 
erwachſender Organismus iſt und nicht ein aus 
der Willkür der einzelnen entitchender Mechanis- 
mus. Mit Recht geikelt 3 deshalb Baader als 
eine gefährliche Thorheit unferer Zeiten, gemäß 
welcher man ſich einbildet, beliebig Geſellſchaften 
tonftruieren oder auch deftruieren zu können, wie 
man Manufakturanftalten etabliert und wieber 
abbricht und fo bald eine Republif, bald wieber 
eine Monarchie errichtet und einfältig genug iſt, 
mit dem verrufenen Thomas Payne zu glauben, 
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Yaß nur das eine Teibhafte Konftitution fei, was 
an Schwarz auf Weiß in bie Zafche fteden 
n (VI, 165). 
onnten wir bisher mit nahezu ungeteiltem 
‚Ue den ſocial · philoſophiſchen Anſchauungen 
aders folgen, fo können wir es nicht mehr be= 
süglich der Verhältnisbeftimmungen des Natur 
rechts und des in ihm wurzelnden poſitiv⸗ menſch- 
lichen Rechts zum poſitiv⸗göttlichen, fowie 
des Staates zur Kirche. Auch diefes erflärt I 
aus dem Ganzen des Syſtems. Niemals hat fi) 
Iegteres einem milderen Trabitionalismus und 
einem myſtiſchen Naturalismus völlig entrungen. 
Nicht die Summe aller einzelnen Menfchen, nicht 
der sensus communis im Sinne von Lamennais 
wirft je gewißheitsbegründend; denn was jeder 
einzelne nicht hat, die Autorität nämlich, das 
haben alle zufamt ebenfotwenig ; der firenge Tra⸗ 
ditionalismus wird fomit verworfen (V, 57; 
VI, 119—120). Doch die äußere Offenbarung 
Gottes und deren Überlieferung bilbet einen note 
wendigen Erwedungs= und Antegungsgrumd aller 
religidſen Gemwißheit; diefer ben milderen Txa- 
ditionalismus Tennzeichnende Grundgedante — 
M. Bonald unterlegt ihn fogar Lamennais vor dem 
Erfcheinen ber Paroles d’un croyant — zieht 
ich durch alle Schriften Baaders hindurch (V, 
59 ff. 197. 215. 231—232 u. |. w.). Aus diefer 
irrtümlichen Vorausſetzung ergab fich die irrtüm ·⸗ 
Tide Folge, daß nicht bloß die Wirklichkeit, ſon⸗ 
dern auch die Möglichkeit eines bloßen Natur⸗ 
rechts, einer bloß natürlichen Moral und Religion 
ohne pofitiv-göttliche Offenbarung und ohne die 
Kirche als deren Bermittlerin in Ahrebe zu flellen 
fei. Die pofitiv-göttliche Offenbarung wird zwar 
als übernatürliche gefaßt im Unterſchiede von der 
allgemein geihöpflicden, natürlichen, jedod nur 
in einem relativen Sinne, fo wie innerhalb ber 
letzteren jede höhere Stufe im Verhältnis zu ber 
ihr vorausgehenden, 3. B. bie menſchliche zur 
tierifchen, diefe zur vegetabilifchen u. ſ. w., als 
übernatürlich erſcheint. Das erhellt ſchon daraus, 
daß die pofitive Offenbarung, bie urjprüngliche 
und gejchichtlich fortgeleitete, als ein notwendiges 
Erfordernis zur Ausgeftaltung des natürlich · recht · 
lichen, natürlicj-fittlichen umd_religiöfen Gefell- 
—— aufgefaßt wird. Dieſes erhellt ferner 
raus, daß dem vollendeten Kreaturgeiſte Frei⸗ 
heit der Wahl abgeſprochen wird (I, 100; VIII, 
165) und fofort auch dem göttlichen Geifte ab» 
geſprochen werden muß, jo daß eine übernatür« 
Ticje Gnadenoffenbarung Gottes im eigentlichen 
Sinne dieſes Wortes ausgeſchloſſen wird. Diejes 
erhellt endlich daraus, daß die äußere Gnaben- 
offenbarung Gottes der natürlichen Menfchen- 
vernunft ſich auch auf innerlich⸗ myſtiſche Weile 
beglaubigen kann. Baader hat ſich zu ſehr von 
den Principien der von der Cabbala, Paracelſus 
auf J. Böhme, St. Martin vererbten Myſtik 
beherrſchen laſſen troß der ganz felbftänbigen 
Durchbildung und Anwendung, die er ihnen all« 
Gtaatstegiton. I. 2. Kufl. 
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ſeits gegeben; er ift deshalb, wie überhaupt, jo 
auch in der Geſellſchaftslehre über einen myftiichen 
Naturalismus nicht zu einem reinen, unverfälichten 
Supranaturalismus chriſtlicher Weltanfhauung 
binaußgefommen. — Auch fein Katholicis- 
mus“ trägt felbftverftändlich diefe Färbung an 
fi. Hat er der katholiſchen Kirche als der großen 
Weltinnung aud einen wniverfellen Charakter 
beigemefien im Verhältnis zu den Eingelftanten, 
fo doc nur einen relativ-übernatürlichen im oben 
bezeichneten Sinne. In früherer Periode legte er 
ihr wenigftens noch das Charisma der Unfehlbar- 
teit bei, jo ſehr er aud) die göttliche Einſetzung 
und um jo mehr die Unfehlbarkeit ihres Ober- 
hauptes in Abrebe ftellte. In fpäterer Periode 
ſprach er ber ſichtbaren Kirche ra noch das 
genannte Charisma ab und fam injofern auf einen 
Standpunkt hinaus, welcher dem der angli« 
tanifh-proteftantifchen Kirche gleich ift 
umd nicht dem der griechiſch- ruſſiſchen Kirche, 
wiewohl er in den übrigen bogmatifchen An— 
ſchauungen ber letzteren ſich annäherte. 

Wir fommen endlich auf die jocial=wirt« 
ſchaftlichen Fragen. Ihnen hat Baader ſtets 
einen freien, Maren Blick zugewendet, ja man kann 
jagen, daß er fich gerade die in befonderem Maße 
als ein vorſchauender Geift erwielen habe, ber 
feinen Zeitgenofien, und namentlich feinen philo⸗ 
fophierenden, um ein gut Stück vorausgeeilt. Legt 
nicht gerade die Gejchichte der Gegenwart und 
der jüngften Vergangenheit ein ſprechendes Zeug 
nis hierfür ab? Der Staat ift ihm zunächſt 
Rechtsftaat, geht aber darin nicht auf. Er ift au 
Kulturftaat zur Förderung der focial-wirtichafte 
lichen, fittlih=religiöfen, wiſſenſchaftlichen und 
künſtleriſchen Intereffen der irdifchen Menjchheit, 
ohne ihnen gleichgültig und teilnahmslos gegen- 
überzuftehen. Dieſes kann am beften, ja zum 
Teil einzig nur erreicht werben vermittelft forpo= 
tativer Verbände, welche diefe Intereffen in irgend 
einer Weiſe nach oben hin wie nach unten hin zu 
vertreten haben im Verein mit der Kirche, ber 
großen Weltinnung, die aller Innungen Mutter 
it. Das find gewiß ganz Yu Grundgedanken, 
wie fie nad) Verſchiedenheit der Verhältniffe immer 
zur Ausführung kommen mögen. Der eine und 
andere Einzelvorſchlag Baader zur Löfung ber 
ſocial⸗ wirtſchaftlichen Fragen ift Freilich durch Die 
Geſchichte bereits überholt. Soweit die Kammern 
auf dem Principe des allgemeinen Stimmrechts 

nicht mehr auf dem Principe der ftänbifchen 
Wahlen oder der Klaſſenwahl oder eines ftrengeren 
Cenſus ruhen, können die Vermögenslofen ihre 
Intereſſen in gleicher Weife vertreten wie die 
Vermögenden, ohne einer fogen. Abvofatie ober 
uneigentlihen Repräjentation buch Sprude 
männer, gewählt aus dem Arbeiter« und Priefter- 
Rande, zu bedürfen. Wahr dagegen ift es und 
bleibt es, daß durch den Einfluß der Religion, 
durch intellektuelle Bildung, durch Herftellung von 
Innungen und Bündniffen und durch befchrän« 
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Töpfe vom göttlichen Urgeiſte ift fein Abgang 
von ihm, fie find nur deſſen teilhaft, nicht deſſen 
Zeil, und von ihm weſenhaft unterſchieden (IV, 
416; XII, 457); ferner verwirft er aud) jede auf 
einem pantheiftiihen Principe ruhende Sitten- 
und Rechtslehre welche entweder das Endliche, 
Kreatürliche ſelber als böfe faht, ohne deſſen 
revolutionären abnormen und befien evolutionären 
normalen Lebensprogeß zu unterfcheiden, oder 
wenigftens den erften zur notwendigen Folie bes 
zweiten macht mit Untergrabung aller wahren 
menſchlichen Freiheit, alfo auch mit Untergrabung 
aller wahren Ethik (II, 462; VII, 159 ff.). 

In welchem Sinne ift aber Baader für einen 
religiöfen Theismus? Im Sinne eines 
Ontologismusirgendbmwelher Art? Die 
Lehre Baaders ift vorherrſchend Theofophismus, 
bien fie alles weniger auf eine entwidelte philo« 
jophifche Weiſe als vielmehr auf eine die Mittels 
glieder üÜberfpringende, intuitive Weiſe in Gott 
als höchſtem Lebensgrunde erfaßt, fie ift jedoch 
fein eigentlicher Ontologismus im Sinne eines 
Malebrande u. |. w. Unſer finnliches und ver 
nünftiges Erkennen ift nicht wejentlich und fchlecht« 
bin ſchon Gottſchauung; wir vermögen bie ſinn ⸗ 
lichen Erſcheinungen und deren Weſenheiten auch 
in ihnen felber zu ſchauen, follen fie jedoch in 
Gott ſchauen als durch ihn geichaffen und gehalten 
(IL, 348. 370). Die Gottſchauung ift nicht die 
erfte Bernunfterfenntnig ; wir haben vielmehr von 
ung ſelbſt und der Welt auß erft zur Erkenntnis 
Gottes emporzufteigen (I, 6. 67; XV, 288), 
Wenn alfo Baader jagt, Geſetz iſt nur durch 
urfprüngliches Geſetztſein, und „Recht ift nur, 
was zu Gott gerichtet if!“ (V,152. 219), fo will 
damit nicht geſagt fein, daß die Ideen der Sitt« 
lichleit und des Rechts ihrem Inhalte nad) durch 
eine, wiewohl nur umvolltommene Gottſchauung 
gewonnen werden; fie werben vielmehr gewonnen 
durch die Schauung des harmonifchen Verhält- 
niffes der menſchlichen Einzelweſen zum menjch« 
lichen Allgemeinwefen, um von da auß erjt zu 
Gott emporzufleigen und durch ihn als Urgrund 
exit in vollerer Weife zu begreifen. Allerdings ift 
indeſſen der von ung erfannte göttliche Wille der 
formelle Grund, warum wir ung verpflichtet fühlen, 
den ibealen Gehalt ber Sittlichkeit und des Rechts 
zu realer Ausgeftaltung zu bringen. Baaber be= 
fämpfte deshalb eine von ber religiöjen Baſis 
Iosgelöfte Naturrechtslehre und Sittenlehre, wie 
fie jeit Hugo Grotius herrſchend wurden; er be⸗ 
tämpfte deshalb in&bejondere auch die Kantſche 
Autonomie ber praftiichen Vernunft. Unter ben 
neugeitlichen Philofophen Deutichlands Hat nächſt 
Baader namentlih Jul. Stahl eine religidje 
Ethik und Rechtslehre verteidigt. Er betrachtet 
ae Baaber das bindende Anjehen Gottes als 

rund aller Verbindlichfeit, alles ethiſchen und 
rechtlichen Sollens (Phil. des Rechts TI, 3. Aufl. 
1854— 1856, 1, 98—102); im Gegenfabe zu 
ihm will er aber nur den Inhalt des individuellen 


Baader. 





576 


Ethos, z. B. Liebe, Wahrhaftigkeit u. |. w., feinem 
legten Grunde nach aus Gottes Weſen — deſſen 
eiligkeit nämlih — ableiten, den Inhalt des 
ittlihen und rechtlichen Gemeinethos ;. B. der 
ehelichen Liebe, Treue, der Vaterlandsliebe, der 
Familie, der Vermögensordnung, des Staates, 
dagegen aus dem freien Willen Gottes, weil in 
deſſen Weſen fih von alledem nichts findet 
(ebd. 92—94), was offenbar ein zu weitgehenber, 
—— — Indeterminismus ift. 
aber anerkennt ein Naturrecht und nicht 
bloß ein pofitiv-gefchichtliches Recht, dem Volls- 
geifte entquellend, unter ber Leitung der ſittlich⸗ 
religidfen Ideen, wie die fogen. hiſtoriſche Schule 
(Savigny, Puchta, Niebuhr, Stahl u. |. w.). Er 
fteht infofern im Gegenfage zu legterer, gewiß 
mit vollem Rechte. Wie geht aber da Naturredht 
oder — was dasſelbe ift — daß ideale Bernunft« 
recht in ein pofitivemenfchliches über? Durch den 
freien Geſellſchaftsvertrag? Wenn ein ſolcher das 
Weſen des ibealen Rechts auch nicht zu erzeugen 
vermag, Tann er dasſelbe nicht wenigitens in Die 
Erſcheinung überführen, d. h. poſitid⸗menſch⸗ 
liches Recht begründen ? Unter beftimmten Um⸗ 
fänben freilic) ; doch gar vielfach ift dieſes letztere 
nicht ein fepuünis des freien Vertrages oder nur 
überhaupt der frei bewußten Reflexion. 
Inſofern fteht Baader auf jeiten der ru 
Rechtsſchule, und mit guten, ja den beften Gründen. 
Wie oft treibt nicht unfreie Gewalt, die in un« 
abwendbarer Weiſe fi) geltend macht und in 
all ihren Folgen nie mehr zu bejeitigen ift, neue 
Rechtsbildungen hervor? Wie oft wirkt nicht die 
rechis· und verfafjungsbilbende Kraft analog ber 
ſprachenbildenden auf mehr inſtinktive Weife, 
um erſt hintennach auf ihre eigene Wirkſamkeit 
und deren Gefege ſich zu befinnen umd dieſe letzteren 
in freibewußter Weiſe weiter auszugeſtalten ? &8 
iſt alſo ebenſo ungeſchichtlich wie unſpekulativ, die 
verpflichtende Kraft des Gewohnheiisrechts auge 
ſchließlich nur aus einer frei bewußten Reflexion 
und Santtion bes Gefehgebers, fei es einer auß« 
drücklichen oder ſtillſchweigenden, ableiten zu 
tollen, wie es vor dem Auftreten ber hiftorifchen 
Schule vielfach geſchah. Das Princip der im 
Contrat social wurzelnden Volfsfouveränität 
bildet fein notwendiges Princip für die geſchicht⸗ 
liche Entftehung und verfafjungsmäßige Regierung 
der Einzelftaaten, geſchweige denn, daß es das 
Weſen des Staates überhaupt begründen fönnte, 
indem berfelbe ein aus fittlicher Notwendigkeit 
erwachſender Organismus ift und nicht ein aus 
der Willfür der einzelnen entftehender Mechanig- 
mus. Mit Recht geißelt es deshalb Baader als 
eine gefährliche Thorheit unferer Zeiten, gemäß 
welcher man fich einbilbet, beliebig Geſellſchaften 
tonftruieren oder auch deftruieren zu können, wie 
man Manufakturanftalten etabliert umd wieder 
abbricht und fo bald eine Republik, halb wieder 
eine Monarchie errichtet und einfältig genug ift, 
mit dem verrufenen Thomas Payne zu glauben, 
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daß nur das eine Teibhafte Konftitution fei, mas 
man Schwarz auf Weiß in die Tafdhe ſtecken 
tann (VI, 165). 

Konnten wir bisher mit nahezu ungeteilten 
Beifalle den ſocial⸗philoſophiſchen Anſchauungen 
Baader folgen, jo können wir es nicht mehr ber 
züglich ber Verhältnisbeftimmungen des Natur« 
rechts und des in ihm wurzelnden pofitiv-menjch« 
lichen Rechts zum pofitin«göttlichen, fowie 
des Staates zur Kirche. Auch diefes erflärt ſich 
ans dem Ganzen des Syſtems. Niemals hat fi) 
legteres einem milberen Traditionalismus und 
einem myſtiſchen Naturaligmus völlig entrungen. 
Nicht die Summe aller einzelnen Menſchen, nicht 
der sensus communis im Sinne von Lamennais 
toirft je gewißheitsbegründend; denn was jeber 
einzelne nicht bat, die Autorität nämlich, das 
haben alle zufamt ebenfowenig ; der ftrenge Tra⸗ 
ditionalismus wird jomit verworfen (V, 57; 
VI, 119—120). Doch die äußere Offenbarung 
Gottes und deren Überlieferung bildet einen not» 
wendigen Erwedungs- und Anregungsgrund aller 
religidfen Gewißheit; dieſer den milderen Tra⸗ 
ditionalismus Tennzeichnende Grundgedanfe — 
M. Bonald unterlegt ihn ſogar Lamennais vor dem 
Erjeinen der Paroles d’un croyant — zieht 
ſich durch alle Schriften Baaders hindurch (V, 
59 ff. 197. 215. 231—232 u. |. w.). Aus dieſer 
irrtümlichen Borausfegung ergab ſich die irrtüm · 
Tiche Folge, daß nicht bloß die Wirklichkeit, ſon⸗ 
dern auch die Möglichkeit eines bloßen Natur⸗ 
rechts, einer bloß natürlichen Moral und Religion 
ohne pofitin-göttliche Offenbarung und ohne die 
Kirche als deren Vermittlerin in Abrede zu ſtellen 
fei. Die pofitiv-göttliche Offenbarung wird zwar 
als übernatürliche gefaßt im Unterjchiede von der 
allgemein geſchopflichen, natürlichen, jedoch nur 
in einem relativen Sinne, fo wie innerhalb der 
letzteren jede höhere Stufe im Verhältnis zu der 
ihr vorausgehenden, z. 3. die menſchliche zur 
tierifchen, dieſe zur vegetabilifchen u. ſ. w., als 
übernatürlich erſcheint. Das erhellt ſchon daraus, 
daß die pofitive Offenbarung, die urfprüngliche 
und gejhichtlich fortgeleitete, als ein notwendiges 
Erfordernis zur Ausgeftaltung bes natürlich«rechte 
lichen, natürlic-fittlihen und religiöfen Gefell- 
—— — aufgefaßt wird. Dieſes erhellt ferner 

raus, daß dem vollendeten Kreaturgeiſte Frei⸗ 
heit der Wahl abgeiprodhen wird (I, 100; VIII, 
165) und fofort auch dem göttlichen Geifte ab⸗ 
geiprodden werden muß, fo daß eine übernatür« 
Tiche Gnabenoffenbarung Gottes im eigentlichen 
Sinne dieſes Wortes ausgeſchloſſen wird. Diejes 
erhellt endlich daraus, daß die äußere Gnaden- 
offenbarung Gottes ber natürlichen Menjchen- 
vernunft fih auch auf innerlich · myſtiſche Weiſe 
beglaubigen Tann. Baader hat ſich zu jehr von 
den —— der von der Cabbala, Paracelſus 
anf J. Böhme, St. Martin vererbten Myſtik 
beherrſchen laſſen troß der ganz jelbftändigen 
Durchbildung und Anwendung, die er ihnen alle 
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feits gegeben; er ift deshalb, wie überhaupt, fo 
auch in der Geſellſchaftslehre über einen myftifchen 
Naturalismus nicht zu einem reinen, unverfäljchten 
Supranaturalismus chriſtlicher Weltanfhauung 
binausgelommen. — Auch fein „Katholicis- 
mus“ trägt felbfiverftändlich dieſe Färbung an 
fich. Hat er ber katholiſchen Kirche als der großen 
Weltinnung aud einen univerjellen Charakter 
beigemefjen im Verhältnis zu den Einzelftanten, 
fo doch nur einen relativ-übernatürlichen im oben 
bezeichneten Sinne. Im früherer Periode legte er 
ihr wenigftens noch das Charisma der Unfehlbar« 
feit bei, jo ſehr er aud) die göttliche Einſetzung 
und um jo mehr die Unfehlbarfeit ihres Ober« 
hauptes in Abrede ftellte. Im fpäterer Periode 
ſprach er der fichtbaren Kirche ſelbſt noch das 
genannte Charisma ab und fam infofern auf einen 
Standpunkt hinaus, welcher dem der angli« 
tanifheproteftantifchen Kirche gleich iſt 
und nicht dem der griechiſch- ruſſiſchen Kirche, 
wiewohl er in den übrigen bogmatifchen An« 
ſchauungen ber Ießteren fi) annäherte. 

Wir fommen endlich auf die ſocial⸗wirt⸗ 
ſchaftlichen Fragen. Ihnen hat Baader ftets 
einen freien, Haren Blick zugewendet, ja man kann 
Tagen, daß er fich gerade Hier in befonderem Maße 
als ein vorſchauender Geift erwielen habe, der 
feinen Zeitgenofien, und namentlich feinen philo⸗ 
fophierenden, um ein gut Stüd voraußgeeilt. Legt 
nicht gerade bie Gejchichte der Gegenwart und 
der jüngften Vergangenheit ein ſprechendes Zeuge 
nis hierfür ab? Der Staat ift ihm zunächſt 
Rechisſtaat, geht aber darin nicht auf. Er ift auch 
Kulturftaat zur Förderung der focial-wirtjchafte 
lichen, fittlich=religiöfen, wiſſenſchaftlichen und 
künſtleriſchen Intereffen der irdifchen Menſchheit, 
ohne ihnen gleichgültig und teilnahmslos gegen- 
überzuftehen. Dieſes Tann am beiten, ja zum 
Zeil einzig nur erreicht werben vermittelft korpo⸗ 
tativer Verbände, welche dieſe Intereffen in irgend 
einer Weile nad} oben hin wie nad) unten hin zu 
vertreten haben im Verein mit der Kirche, der 
großen Weltinnung, die aller Innungen Mutter 
iſt. Das find gewiß ganz richtige Grundgebanten, 
wie fie nad) Verſchiedenheit der Verhältniſſe immer 
zur Ausführung kommen mögen. Der eine und 
andere Einzelvorſchlag Baader zur Löfung der 
ſocial· wirtſchaftlichen Fragen ift freilich durch die 
Geſchichte bereits überholt. Soweit die Kammern 
auf dem Principe des allgemeinen Stimmrechts 
und nicht mehr auf dem Principe der ftändifchen 
Wahlen oder der Klaſſenwahl oder eines ftrengeren 
Cenſus ruhen, können die Vermögenslofen ihre 
Intereſſen in gleicher Weife vertreten wie Die 
Vermögenben, ohne einer fogen. Advolatie oder 
uneigentlichen NRepräfentation durch Spruch⸗ 
männer, gewählt aus dem Arbeiter und Priefter- 
ftande, zu bebürfen. Wahr dagegen ift es und 
bleibt es, daß durch den Einfluß der Religion, 
durch intellektuelle Bildung, durch Herftellung von 
Innungen ımd Bündniffen und durch beichrän- 
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tende Gefehe, welche vor ſchädigender Ausbeutung 
ſchũhen, das Wohl der vermögenSlofen Klaſſen 
und durch bejchränfende Geſetze, welche den ge= 
ſellſchafterſchütternden Folgen einer unbedingten 
und bdurdgängigen Erwerb», Gewerbs- und 
Handelsfreiheit und Kapitalwirtſchaft vorbeugen, 
das Wohl aller Vollsllaſſen gewahrt werden folle. 
Diefe Einzelvorichläge Baaders find durch die 
Geſchichte nicht bereit8 überholt, jondern im Gegen- 
teil neu befräftigt. Litteratur f. ob. S.558, ferner 
beiNoad, Philoſ. geſch. Lexikon 1879 unter Baader 
und bei Fr. Hoffmann, „Baader“ in der Allgem. 
deutſch. Biographie I (1875). [Aloys Schmib.] 
Badenf (geft. 1797), |. Kommunismus und 
Socialismus 
Bacon von Yernlam. Franz Bacon, Sohn 
des Nikolaus Bacon, Großfiegelbewahrers der 
Königin Elifabeth von England, wurde im Jahre 
1561 zu Sonbon geboren. Seine erfien Studien 
machte er zu Cambridge und zeichnete ſich früh 
dur den Umfang feiner Kenntniffe und reifes 
Urteil aus. Vorzüglich beſchäftigte er fi mit 
Haffifder Litteratur und ariftotelifch-[cholaftifcher 
Philoſophie, die ihn aber nicht befriedigte, jo daß 
er ſchon in feinem 16. Lebensjahre öffentlich da⸗ 
gen auftrat. Die Berhältnifje gaben aber feiner 
Eieebfamteit bald eine andere Richtung. Nachdem 
ex bereits mit 17 Jahren bei der englijchen Ge- 
ſandtſchaft in Paris verwendet worden, wurde er 
durch den Tod feines Vaters, der ihm nur ein 
eringes Vermögen Binterließ, genötigt, zur 
Eigerung feiner Exiftenz einen andern Beruf zu 
ergreifen. Er ftudierte Rechtswiſſenſchaft und 
wählte den einträglichen Stand eines Anwaltes, 
in welchem er bald großen Ruf fih erwarb. Im 
Jahre 1598 wurde er in das Haus der Gemeinen 
gewählt. Nun fuchte er bei Hofe Einfluß zu ge⸗ 
winnen ; aber Gecil, der als Günjtling der Königin 
die Angelegenheiten des Landes leitete, war ihm 
nicht gemeigt und mußte ihn vom Hofe fern zu 
halten. Dagegen erwarb er fi) die Gunft des 
Grafen Eſſex, der feine Beftrebungen förberte. 
Als aber biefer bei der Königin in Ungnabe fiel, 
trat Bacon als Gegner, ja jogar als Ankläger 
desjelben auf, um ſich bei Hofe zu infinuieren. 


Auf feine Anklage hin wurde fein Wohlthaäter Effer | ift 


hingerichtet. Und doch erreichte er durch dieſe 
ſchmachvolle That die Gunft des Hofes nicht; ja 
es traf ihn, wie natürlich, die Öffentliche Ver⸗ 
achtung in dem Grade, daß er mit dem Gedanken 
umging, fein Vaterland zu verlaflen. Mit der 
Thronbefteigung Jakobs I. aber änderte ſich feine 
Lage. Bacon kam bei Hofe wieder zu Gunft und 
Ehren; er ward zum Ritter ernannt und ftieg 
En von Stufe zu Stufe bis zur Würde eines 

ord-Großfanzlers (1619). Zum Peer des Reiches 
ernannt, erhielt er den Titel eine Barons 
von Verulam und dann den eines Grafen von 
St. Alban. Mit Friechender Schmeichelei ſchloß 
er fi) an ben Herzog von Budingham, den Günft« 
ling des Königs, an, woburd) er in der öffentlichen 
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Meinung immer mehr fant. Ex hielt fi daher 
auch nicht Lange im Genuffe feiner Hohen Würden. 
Bald wurde er von dem Haufe der Gemeinen 
der Beftechlichleit und Käuflichleit angelagt und 
vom Oberhaufe zu einer Geldbuße von 40 000 Pfb. 
Sterling und zu gefänglicher Haft, deren Dauer 
zu beftimmen dem Könige anheimgegeben war, 
verurteilt. Zugleich follte er von jeder Stelle im 
Staate ausgefchlofjen fein. Der König freilich, 
in deſſen Gunft Bacon noch immer fand, gab ihm 
die Freiheit wieder, ließ ihm bie Geldftrafe nach 
und bewilligte ihm außerdem noch eine bebeutende 
BVenfion. An Achtung gewann er dadurch in 
der Öffentlichkeit allerdings nicht. Den Refi 
feines Lehens widmete er zumeift, zurücgezogen 
von der Öffentlichkeit, den Wiſſenſchafien und der 
Ausführung feiner wifjenfchaftlichen Entwürfe, 
indem er hoffte, Dadurch nun feinen Ruhm dauernd 
zu begründen. Gegen Ende feines Lebens wurde 
er in alle feine Rechte und Ehren wieber einge- 
jet und nahm fogar einen Sit in dem erften 
Parlamente ein, welches Karl J. verfammelte. 
Aber in der öffentlichen Meinung half ihm auch 
das nichts; er hatte in feiner bisherigen Laufbahn 
einen zu niedrigen und friechenden Charalter an 
den Tag gelegt, als daß ihm die allgemeine 
Achtung noch hätte zu teil werden können. Bacon 
ftarb im Jahre 1626. 

Fragen wir nun nach den Leiftungen Bacons auf 
wiſſenſchaftlichem Gebiete, jo trat er bier ausge» 
fprochenermaßen als „Reformator” auf. Sein 
Plan ging dahin, die Wiffenfchaft von Grund 
aus neu zu geſtalten. Was bisher die Wifjen- 
ſchaft geleiftet, das erſchien ihm ungenügend, zum 
größten Teile verfehlt. Man müſſe von vorne 
beginnen und mit Abftreifung aller vorgefaßten 
Meinungen einen ganz neuen Grund legen, um 
auf diefem dann auch eine ganz neue Wiſſenſchaft 
aufzubauen. Seinen Plan ſuchte Bacon zu ver- 
wirflichen in einem großen Werke, dem er den 
Titel Instauratio magna gab. Dagfelbe zerfällt 
in drei Teile; der erfte Teil führt bie Überjchrift:: 
De dignitate et augmentis scientiarum, in 
welchem ein neuer Organifationsplan der ge= 
famten Wifjenihaften entworfen wird ; der zweite 
ift da8 Novum organum, in welchem die Grund- 
züge einer neuen Methode, weldhe Bacon zum 
Zwede der Reftauration der Wiſſenſchaften für 
notwendig hält, gezeichnet werben ; ber dritte Teil 
endlich follte die Darftelung der Wiſſenſchaften 
felbft jowie deren Anwendung auf Erfindungen 
enthalten. Hierzu hat jebod Bacon nur einzelne 
Beiträge geliefert. Es können bier eingereiht 
werben die nad) feinem Tode erjhienene Sylva 
sylvarum sive historia naturalis, und die 
Essays moral, economical and political (lat. 
Titel: Bermones fideles). 

Die „neue Methode“, welche Bacon tonftruiert, 
ift die exlluſid induftive. Er hat dabei zu- 
nächft die Naturphilofophie, die er als das Centrum 
aller Philoſophie betrachtet, im Auge, trägt dann 
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aber dieje exfiufiv indultive Methode aud auf 
alle übrigen Verziveigungen der Wiſſenſchaft über. 
Bisher, jagt er, hat man zwei Mittel zur Erkennt 
nis der Wahrheit feftgehalten, die Induktion und 
die Demonftration. Das ift faljch. Die Demon- 
ration ift fein Weg zur Erkenntnis ber Wahr- 


heit. Man verjährt bei dieſer Demonftration wie | & 


die Spinnen, welde ihr Gewebe aus fidh jelbft 
herausipinnen. Nur die Induktion führt zum Ziele. 
Man muß zuerft durch Beobachtungen und Ver» 
ſuche Thatſachen konftatieren und ſammeln und 
dann dieſe überfichtlih ordnen. Dann muß an 
dieſe Thatfachen die Induktion herantreten, und 
zwar fo, daß man ben allgemeinen Begriff ſucht, 
worunter fie fallen. Bon ben alfo gewonnenen 
en muß man dann wiederum durch weitere 
Induklion zu den nächft höheren Begriffen empor« 
fteigen, bis man endlich durch fortgejeßte Induktion 
bei den höchjften Begriffen anlangt. Kein Mittel- 
glieb darf überfprungen werden. Nicht Flügel, 
fondern Blei muß man dem Berftande anhängen. 
Auf ſolche und nur auf ſolche Weiſe gelangt man 

ur wahren Erfenntnis. Wir ie da ber 

iene, welche fammelt und verarbeitet. 

Wenn wir nun von biefen allgemeinen Grund» 
fügen auf das fpecielle Gebiet der Recht s⸗ und 
Staatslehre, das hier zunächft in Frage fom- 
men muß, übergehen, jo befinden wir ung freilich 
in einiger Berlegenheit. Denn ex professo hat 
Bacon diefes Gebiet der Wifjenihaft nicht be» 
handelt. Nur im achten Buche feines Werkes De 
dignitate et augmentis scientiarum, io er von 
der Einteilung der Doctrina civilis hanbelt, 

nden wir im dritten Zeile einige magere An» 

eutungen de republica, und auch hier behandelt 
er nur zwei Punkte, nämli die Doctrina de 
proferendis finibus imperii und die Doctrina 
de iustitia universali sive de fontibus iuris. 
Über alles übrige, was weiter hier einjchlägt, 
habe er fih, wie er fagt, Stillfchweigen auferlegt, 
obgleich ex allerdings ſich barüber verbreiten 
Lönnte im Hinblick auf die Erfahrungen, die er 
Zeit feine® Lebens bei feiner Teilnahme am 
Öffentlichen Leben gemacht habe. Warum er fi 
Stillſchweigen auferlegt, jagt er nicht. Aud in 
den Essays moral, economical and political 
(Sermones fideles) ift nichts weitere® über dieſes 
Thema zu finden; er wieberholt nur, was er in 
dem obengenannten Werte bereits über Recht und 
Gereihtigfeit abgehandelt. 

Unter ſolchen Umftänden werben auch wir ung 
bier auf bloße Andeutungen beſchränken müflen. 
Die Ratſchläge, welche Bacon feinem Könige 
(vie Instauratio magna ift dem Könige gewid⸗ 
met) giebt, lauten jehr kriegeriſch. Die gefamte 
——— ſoll eine ſolche ſein, durch welche 
das Bolf zum Kriege tüchtig gemacht wird. Darum 
fol dafür vorgeforgt werden, daß ber Abel nicht 
zu fehr fich vermehre; denn die Folge des Über« 
wucherns des Adels ift die, daß das gemeine Volt 
gebrüct wird, das Gefühl der Selbfländigfeit ver- 
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liert, ſtlaviſch und feige und bamit zum Bu 
dienfte völlig untauglich wird. Mit Exteilun; 
Bürgerrechts an Auswärtige ſoll man nicht — — 
ſam denn ein kleines Haͤuflein von Bürgern 
iſt nicht im ſtande, weite und umfangreiche Länder 
zu beherrſchen und unter feiner Macht zu erhalten. 
ut wäre es, wenn die mechaniſchen Fünfte — 
die Handwerle — wie im Altertum den Skla⸗ 
ven überlafien blieben; da es aber jeht keine 
Sklaven mehr giebt, jo ift e8 gut, wenn man jene 
Arbeiten Ausländern, die man in das Land zieht, 
überläßt, während die eigentlichen Bürger davon 
abgezogen bleiben. Dann ſoll der Staat ſolche 
Gelege und Gewohnheiten pflegen, welche ge⸗ 
eigenſchaftet find, ihm Urſachen oder wenigftens 
Vorwände zum Kriege zu jeber Zeit zu bieten, 
damit er ſtets in der Lage fei, zur Erweiterung 
feines Gebietes Triegerijch vorzugehen. — In ber 
That ſehr jonderbare Borfchläge! Sie entſprechen 
ganz dem kriechend fümeiglerilien Verhalten, das 
Bacon überhaupt dem Könige gegenüber einhielt. 
In dem Tractatus de iustitia universali bie- 
tet Bacon einige juriftifche Aphorismen, die aber 
kaum al8 etwas Ganzes betrachtet werben Tönnen. 
Er unterſcheidet zwiſchen Privat- und öffentlichem 
Rechte. Erfteres fteht unter dem Schupe des Ich- 
teren. Jedoch hat das öffentliche Recht nicht bloß 
den Zwed, zum Schuße des Privatrechtes zu die⸗ 
nen, jondern e8 erftredt ſich auch auf die Reli⸗ 
gion, auf die Waffengewalt, die Erziehung, auf 
die äußeren Güter, überhaupt auf alles, was 
zum Wohle der bürgerlichen Geſellſchaft gie 
und beiträgt. Der Zwed aller ftaatlichen Gejege 
ift das Wohlergehen der Bürger (ut cives feli- 
citer degant). Diefes Wohlergehen ift aber dann 
gegeben, wenn die Bürger, in Pietät und Reli« 
gion wohl unterrichtet, ein fittliches Leben führen, 
wenn fie durch genügende Waffengewalt vor 
äußeren Feinden und duch gute Einrichtungen 
gegen innere Ummälzungen und Privatinjurien 
geſchützt find, wenn fie der Obrigleit gehorfam 
und an äußeren Gütern reich find. Und der 
eigentliche Nerv aller dieſer Dinge, d. 5. das⸗ 
jenige, wodurd alle diefe Erforbernifje zum Wohle 
ergeben der Bürger in Iekter Inflanz bedingt 
find, find die Geſeße. Es fommt alſo alles darauf 
an, daß in einem Staate gute Geſetze vorhanden 
find. Ein gutes Gefeß aber iſt nur jenes, deſſen 
Exiſtenz gewiß, das ein gerechtes Gebot enthält, 
leicht auszuführen, mit der politifchen Form des 
Staates übereinflimmend ift und in den Unter 
thanen die Tugend erzeugt (Lex bona censeri 
potest, quae est intimatione certa, praecepto 
lusta, executione commoda, cum forma Poli- 
tiae congrua etgenerans virtutem in subditis). 
Die Eigenſchaften eines guten Geſetzes mill 
Bacon im einzelnen näher betrachten; er ift aber 
über die erfte Eigenfchaft (dignitas), daß näm⸗ 
lich das Gejeh gewiß fein müffe, nicht hinaus-⸗ 
gelommen. Er führt hier weitläufig die Grund» 
fäge aus, welche zu befolgen feien, wenn in einem 
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Fall kein alliveg beftimmtes und ficheres Geſetz 
borliege, unter welches ber Fall ſubſumiert werben 
tönnte. Es bietet jedoch das Detail diefer Aus- 
führung kein allgemein wifjenjchaftliches Intereffe. 
Wir fehen, es tft wenig, was und bie Bacon= 
Then Werke an Ausbeute fir Rechts· und Staats · 
wiſſenſchaft darbieten. Auf dieſem Gebiete hat ſich 
Bacon ſeine Lorbeeren wohl nicht gepflückt; noch 
weniger kann man ihn in dieſem Gebiete als 
epochemachend betrachten. Wenn in der Gefchichte 
der allgemeinen Rechts» und Staatswiſſenſchaft 
doch feiner Erwähnung geſchehen ſoll, fo kann Dies 
bloß au& dem Grunde ftattfinden, weil er duch 
er empiriftifch induftive Methode den Anftoß 
u gegeben hat, daß nad} ihm Diefe Methode von 
andern, die ſich hier an ihn anfchloffen, auch auf 
die Rechts ⸗ und Staatswiſſenſchaft angewendet 
und demgemäß Recht und Staat in empiriſtiſch 
induftiver Weife konftruiert wurben. Der erfte, 
welcher die Recht8- und Staatslehre in dieſe Rich⸗ 
tung bineinführte, ift befanntfich Thomas Hobbes, 
der mit Bacon in engem geiftigem Verkehr ftand 
und von ihm lernte. Ihm ee Recht und 
Staat nicht mehr als Inftituttonen, welche in letz⸗ 
ter Inftanz aus einem höheren tranfcendenten 
Princip ſich ableiten; er konftruiert den Staat 
und das Recht im Staate empiriſtiſch aus einem 
vorausgefeßten Naturftande heraus, in welchem 
rechtliche und gefellfchaftliche Verhaltniſſe noch nicht 
vorhanden waren. Das entipricht volllommen der 
von Bacon fo hoch gepriefenen neuen Induktions · 
methode, und infofern iſt Bacon in diefer Rich- 
tung allerdings der geiftige Vater bes Hobbes 
und der von dieſem in der Rechts· und Staatslehre 
eingeichlagenen Richtung, die ſich dann im Laufe 
ber Zeit immer weiter außbilbete. Das, aber auch 
das allein, kann als das „Verdienſt“ bezeichnet 
werben, welches Bacon ſich um die moderne Rechts⸗ 
und Staatslehre erworben hat. 
ber Bacon von Verulam iſt viel geſchrieben 
worden. Wir nennen: De Vauzelles, Histoire 
de la vie et des ouvrages de Frang. Bacon, 
1883 ; Jos. de Maistre, Examen de la phil. 
de Bacon, 1836 ; Charles de Remusat, Bacon: 
sa vie, son temps, sa philosophie et son in- 
fluence jusqu’& nos jours, 2* 6d. 1858; John 
Campbell, The Lives of the Lord Chancel- 
lors of Engl., II, 1845, chap. 51; Kuno Fiſcher, 
Ir. Bacon von Verulam, die Realphilofophie 
und ihr Zeitalter, 1856; C. L. Crack, Lord 
Bacon, his Writings and his Philosophy, 
n. e. 1860; Juſtus von Liebig, Über Fr. Bacon 
von Berulam und die Methode der Naturforichung, 
1863; Heinrich Böhmer, Über Bacon und bie 
Berbindung der PHilofophie mit der Naturmifiene 
ſchaft, 1864; James Spedding, The Letters 
and Life of Lord Bacon, 1862— 1874, 7 vols.; 
Ed. Chaigne et Ch. Sedail, Influence des 
travaux de B. d. V. et de Descartes sur la 
marche de l’esprit humain, 1865. (Weitere 
Litteratur ſ. b. Art. Bacon in Holtzendorffs Rechts- 
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lexiton I [1880], 223 und Noad, Philof.gejh. 
Lexikon, 1879, 88—102.) [Stödl.] 
Baden, Großherzogtum und Bundesitant des 
Deutſchen Reiches, ift allmählich aus der Vereinie 
gung verſchiedener Gebiete des ehemaligen Herzog« 
tum Schwaben entitanden. Bier Fünfteldes es 
wurden erſt im Zeitalter Napoleons J. gewonnen; 
etwa nur ein Fünftel iſt ererbter Befig der alten 
Markgrafen aus dem Gefchlechte der Zähringer, 
deren Stammburg bei Freiburg im Breisgau lag. 
Rubolf I. (geft. 1288) gilt als der eigentliche Be⸗ 
gründer der Marfgrafihaft Baden; Rudoif VL 
erhielt 1361 die urfunbliche Belehnung mit dem 
„Hürftentum ber Markgrafſchaft“. Seit 1538 
beftanben die beiben Linien Baden-Baden und 
Baben-Durlad), anfänglich auch Baden · Pforzheim 
genannt. Bernhard II. von Baden-Baden (geft. 
1537) führte die Reformation in feinem Lande 
ein. Durd feine beiden Söhne Philibert und 
Chriſtoph teilte ſich die Linie in Baden-Baden und 
Baden-Rodemadhern. Schon Philiberts Sohn, 
Philipp IL, kehrte mit feinem Hofe ımd feinem 
Lande zur Tatholifchen Kirche zurüd. Da er 
1588 unvermäßlt ftarb, fam der geſamte Baben« 
Badenſche Beſitz an Eduard Fortunat aus der 
Linie Robemachern, ber fatholifch erzogen war und 
in feinem Lande die katholiſche Konfeifion beſtehen 
ließ. Als diefer 1600 bei einem Sturze verum« 
glüdte, follte ihm fein fiebenjähriger Sohn Wilhelm 
olgen, der am Hofe des Erzherzogs Albrecht in 
üffel eine vortreffliche Erziehung genoß. Allein 
ber Markgraf Georg Friedrich von Baden⸗ Durlach 
befegte fein Erbe, und erft 1622 fam er durch 
Vermittlung des Kaifers in den Befig feines Landes. 
Seinem Verſprechen gemäß führte er in Baben- 
Baden den fatholifchen Kultus wieder ein. Im 
Dreißigjährigen Kriege diente er als General im 
faiferlichen Heere und verlor fein Land abermals 
an Baden⸗Durlach. Nach der Schlacht bei Nörb« 
lingen (1634) erhielt er es nebſt Baden-Durlad 
zurüd; erſt der Weſtfäliſche Friede brachte beide 
Linien wieder in den urjprünglichen ar Auf 
Wilhelm (geft. 1677) folgte fein Enfel Ludwig 
Wilhelm, der Held der Türken und Franzoſen- 
kriege. Der Iehte Markgraf von Baden-Baden, 
Auguft Georg, ſchloß im Jahre 1765 mit Karl 
Friedrich von Baden-Durla einen Erbvertrag, 
um jedem Zweifel über die Anrechte der verwandten 
Linie vorzubeugen ; babei traf er zugleich befondere 
Anordnungen zum Schuße feiner katholiſchen Unter» 
thanen. Mit ihm erloſch 1771 bie latholiſche 
Linie der Zähringer, und ihr Länderbeſitz von 
1800 qkm mit bedeutender Schulbenlaft ging an 
die proteftantifche Linie Baden Durlach über. 
Die Linie Baden-Durlad) hatte Ernft I. ber 
gründet, ein ftiller, aber thätiger —— der 
Reformation, welche 1555 fein Nachfolger Karl II. 
offen einführte. Von feinen drei Söhnen vereinigte 
der dritte, Georg Friebrich, den Befiß wieder und 
erließ am 17. November 1615 ein Hausgeſetz, 
welches die Primogenitur, die Unteilbarfeit bes 
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Sandes und die Ausſchließung jener Familien- 
glieder von der Erbfolge beftimmte, die der Iuthe- 
riſchen Lehre untreu würden. Am 20. April 1622 
übergab er die Regierung jeinem Sohne Friedrich V. 
und z30g mit einem felbftgeworbenen Heere als 
Bundesgenofje des Winterlönigs gegen die Liga. 
Er unterlag, und Friedrich V. erhielt erft nad 
dem Weftfälifchen Frieden feine Befigungen in 
traurigem Zuftande zurüd. Ihm folgten Fried⸗ 
rich VL (1659—1677), der Philippsburg er⸗ 
oberte, und Friedrich VII. Magnus, unter welchem 
bie Franzoſen ihre Mordbrennerzüge unternahmen. 
Deſſen Sohn Wilhelm begann 1715 den Bau der 
neuen Refidenz Karlsruhe und verlegte 1724 dort - 
bin den Sit der Regierung. Durqh feinen Enfel 
und Nachfolger Karl Friedrich erfolgte 1771 bie 
Vereinigung von Baden-Baden mit Baden · Dur⸗ 
lady, fo daß er 3500 qkm mit 190000 Ein- 
wohnern bejaß. Dieſer Neftor deutfcher Regenten, 
der von 1738—1746 unter Vormundſchaft und 
dann bis 1811 regierte, follte feinen Befig in noch 
größerem Maße wachen fehen. 

Als Baden gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
Schauplatz des franzöfifchdeutjchen Krieges wurde, 
chloß Karl Friedrich mit Frankreich einen Separate 

jeden zu Paris (25. Auguft 1796) und gab feine 
linksrheiniſchen Befigungen (2400 qkın mir3800 
Einwohnern) preis. Entjhädigung wurde ihm in 
einem geheimen Artifel zugefichert und erfolgte unter 
Proteftion des verwandten Rußland durch den 
Reichsdeputationshauptſchluß 1803 aufs reiche 
lichſte. Außer der furfürftlichen Würde erhielt 
Baden einen Zuwachs von 3800 qkm mit 245 000 
Einwohnern. 1805 fämpfte e& mit 4000 Mann 
auf feiten Frankreichs und gewann auf dem Frieden 
von Preßburg 2530 qkm: den Reit des Breis- 
gaues mit Freiburg, das alte Stammland der 
Zähringer, die Ortenau, die Deutſchordens- 
kommende Mainau, die freie Reichsſtadi Konftanz 
u. a. worauf der Kurfürft ben Titel eines Herzogs 
bon Zähringen annahm. Nachdem fich der Kurprinz 
mit Stephanie Taſcher de In Pagerie (geft. 1860) 
vermäblt hatte, trat Baden am 12. Zuli 1806 al8 
Großherzogtum bem Rheinbunde bei mit der Ver 
pflichtung 8000 Mann zu ftellen. Zugleich erhielt 
der Großherzog volle Souveränität über fein Land 
und alle in demſelben gelegenen unmittelbaren 
Reichsſtände und Reichägüter, 5500 qkm mit 
380000 Einwohnern. Das Heer folgte nun 
den Fahnen Napoleons in allen Felbzügen, und 
jedes Jahr brachte neuen Zuwachs: jo gewann 
Baden in ben Jahren 1806— 1810 von Württem« 
berg infolge mehrerer ei a 800 qkm. 
Am 10. Juni 1811 ftarb Karl Friedrich; ihm 
folgte fein Enkel Karl Ludwig Friedrich, den er 
wegen förperlicher Schwäche ſchon ni 1808 zum 
Mitregenten angenommen hatte. Das Großher- 
zogtum bildete 1813 einen wohl abgerundeten 
Staat von faft 15000 qkm mit 975000 Ein- 
wohnern und trat nach der Schlacht bei Leipzig 
dem Bündnis gegen Napoleon bei. Die Bemü- 
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ungen bes Großherzogs, durch ben Wiener Kon⸗ 
greß die Anerkennung feiner Selbftändigfeit zu 
erlangen, waren erfolglos ; ſelbſt nach dem Beitrikte 
Baden zum Deutfchen Bunde 1815 blieb die In⸗ 
tegrität des Landes in nicht geringem Grade ge= 
fährbet: Bayern trachtete nach ber badiſch gewor⸗ 
denen Pfalz und einer — Kane: öftlichen 
und weltlichen Ländermafje; der Breisgau wollte 
gern wieder zu Ofterreih. Dazu famen innere 
Streitigkeiten, als ber Großherzog am 2. No« 
vember 1815 eine Bitte des Adels um Landftände 
äußerft ungnäbig abwies. Da Karl gleich jeinem 
Oheim, dem mutmaßlichen Thronerben, ohne 
männliche Nacdhlommen war, fo ü ex om 
4. Oktober 1817 die Nachfolge auf die Söhne 
aus bed Großvater Karl Friedrich zweiter Ehe 
mit der Reichsgräfin von Hochberg, geb. Geyer 
von Geyersberg, und erflärte fie zu großherzog⸗ 
lihen Prinzen und Markgrafen. Bayern legte 
dagegen feierlich Proteft ein, wurde aber auf dem 
Kongrefje zu Aachen 1818 hauptſächlich durch 
ruſſiſchen Einfluß gezwungen, feine Anſprüche auf 
die Pfalz, die ihm Oflerreich durch einen befondern 
Vertrag noch 1816 zugefichert hatte, gegen 2 Mill. 
Gulden und das Amt Steinfeld aufzugeben. Öfter» 
reich trat Dagegen die Grafihaft Geroldsech an 
Baden ab. Um nun das Volk fefter mit feinem 
Herrſcherhauſe zu verfnüpfen, gab der kranke Groß⸗ 
berzog demfelben am 22. Auguft 1818 eine te» 
präfentative Verfaſſung; an der Spike derſelben 
ſtand das Hausgeieh von 1817 und der Grunde 
ſatz der Unteilbarteit und Unveräußerlichleit bes 
Herzogtums. 

Die Eröffnung der erften landſtändiſchen Ver⸗ 
fammlung am 22. April 1819 erlebte Großherzog 
Karl nicht mehr; er ftarb am 8. Dezember 1818, 
undes folgte fein Oheim Ludwig Auguft Wilhelm. 
Diefer ſchloß am 10. Juli 1819 mit Rußland, 
England, Oſterreich und Preußen einen Vertrag, 
durch welchen das Großherzogtum in feinem 
ganzen Befikftande garantiert und die Markgrafen 
von Hochberg für fucceffionsfähig erflärt wurden. 
Daher folgte nach dem Tode des unvermäblten 
Großherzogs (30. März 1830) aus diefer Linie 
Rarl Leopold Friedrih (1830—1852), unter 
dem fich der kirchliche und politiſche Liberalismus In 
Säule, Kammer und Beamtentum balb in be= 
denflicher Weife geltend machte. Da auch die Geift« 
lichkeit zum großen Teil demjelben huldigte und 
die Schule der Kirche entfremdet war, fand die 
Umfturgpartei nicht den nötigen Widerſtand, und 
Baden wurde zu einem Hauptherbe ber deutſchen 
ober vielmehr ber europäiichen Revolutions⸗ 
partei. Das Vertrauen auf die Regierung war 
untergraben, und die unzufriedene Stimmung, bie 
alle Schichten der Bevölferung beherrſchte, am im 
Mai 1849 zum Ausbruch: jebt zeigten ſich die 
Folgen der religiongfeindlichen Politit. Nicht nur 
das Bolt, fondern auch die Truppen (mit Aus- 
nahme der Offiziere) erflärten fi) für die Revo« 
lution, und nur mit Mühe konnte fih der Groß⸗ 
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berzog durch die Flucht retten. Nach dem Ein« 
marfche eines preußifhen umb eines deutſchen 
Bundescorps wurde zwar bie Orbnung wieder« 
bergeftellt, aber ſchon in ber nächften Zeit bewieſen 
neue Mafnahmen gegen bie Kirche, da die Re⸗ 
gterung aus ber Revolution wenig oder gar nichts 
gelernt hatte. Sie führte mit allen Mitteln einen 
bartnädigen, bald offenen, bald latenten Kulture 
tampf, ber allmählich auch auf die katholiſche Be⸗ 
völkerung einen nachteiligen Einflußausüben mußte. 
Nach dem Tode Karl Leopolds (24. April 1852) 
folgte Friedrich Wilhelm Ludwig, zunächft als 
Regent für feinen älteren franfen Bruder, ben 
Großherzog Ludwig II. (get. 22. Januar 1858), 
feit dem 5. September 1856 als „Großherzog 
von Baden“. (Erbgroßherzog: Friedrich Wilhelm, 
geboren am 9. Juli 1857, vermäßlt feit 20. Sep⸗ 
tember 1885 mit der Erbgroßherzogin Hilda, geb. 
Prinzeſſin von Naſſau.) Großherzog Friedrich er- 
lannie in der Beruhigung des durch Parteifämpfe 
aufgeregten Landes feine nächfte Aufgabe und vere 
fuchte ihre Löfung auf kirchlichem und bürgerlichen 
Gebiete. Im ber äußeren Politik erfolgte bald 
eine Annäherung an Preußen, namentlich durch 
die Bemühungen bes Minifter8 von Roggenbach 
(jeit Mai 1861). Als dieſer am 15. Oftober 1865 
durch Edelsheim erfeßt wurde, trat wieder eine 
Anderung in Badens beutjcher Politif ein; es 
ftellte fi) im Bundestage auf Oſterreichs Seite 
und ftimmteam 14. Juni 1866 mit ber Majorität. 
Das Minifterium Mathy/Jolly ſchloß zugleich 
mit dem Frieden, der Baben die Zahlung von 
6 Millionen Gulden Kriegsfoften an Preußen 
auferlegte, ein Schuß« und Trugbünbnig mit diefer 
Macht. Das Heer wurde nad) preußiſchem Mufter 
organifiert (1868 Einführung ber allgemeinen 
Wehrpflicht) und nahm ruhmvollen Anteil am 
Kriege gegen Frankreich. 

Das Großherzogtum Baden ift mit 15081 qkm 
Fläheninhalt (Anteil am Bodenfee 182 qkm) ber 
vierte und mit 1725464 Einwohnern (114 auf 
1 qkm) der fünfte Staat Deutſchlands. Die Volfe- 
zahl, die1816:1006000, 1855:1320000,1885: 
1601255 Seelen betrug, ift von 1816—1855 
jährlih um 0,80, von 1855—1895 um 0,77 
Prozent geitiegen; von 1890—1895 wuchs fie 
um 67597, jährlich um 0,8 Prozent. Die über 
feeiiche Auswanderung, die früher ſehr flarf war 
(1882—1891 ca. 60000), betrug 1898 nur 718 
Köpfe. — Dem Belenntniffe nach waren 1895: 
1057417 (1880: 1004276) Katholiken, 637604 
(865236) Proteftanten, 25 903 (27104) Israe · 
liten und 4540 andere und ohne Angabe; auf 
1000 Einwohner: 618 (627) Katholiken, 370 
(853) Proteftanten, 15 Juden. — Rach der Ber 
rufszhlung von 1895 wibmeten fi: 729 187 
(1882: 765575) ber Landwiriſchafi, 598158 
(491957) ber Imbuftrie und dem Bauweſen, 
171112 (140870) dem Handel und Verkehr, 
94319 (77 785) dem öffentlichen Dienfte und den 
freien Berufen; 13682 (18161) verrichteten wech« 
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ſelnde Lohnarbeit und häusliche Dienfte, 112 785 
(64250) waren ohne Beruf und Berufsangabe. 
Die Bevölkerung verteilt fi) auf 1492 Land und 
117 Stabtgemeinden;; von letzteren zählte Karla= 
ruhe 1899: 91000, Mannheim 115000, Frei⸗ 
burg 56000, Heidelberg 38000, Pforzheim 
36000, Konftanz 20000 Einwohner. — Bon 
der Gefamtfläche entfallen auf Ader- und Garten⸗ 
land 18,4, auf Weinberge 1,33, auf Wiefen 18,5, 
auf Weiden 3,6 und auf Wald 37,5 Prozent. 
Bedeutend ift Die Kultur der Handelagewächle. Im 
Tabalsbau übertrifft Baden alle andern deutſchen 
Länder und vereinigt mehr als ein Drittel des 
Sefamtanbaues (1896: 18807 Ton.). An Hopfen 
wurden 1897 auf 2248 ha 1684 Tonnen ge= 
wonnen. Die Weinernte betrug 1897 auf einem 
Areal von 17704 ha 474186 hl im Werte von 
14,2 Millionen Mark. Der Viehftand war 1897: 
71515 Pferde, 660 885 Stüd Rindvieh, 411253 
Schweine, 81821 Schafe, 102682 Ziegen und 
78284 Bienenftöde. — Der Bergbau ift unbe⸗ 
deutend; die beiden Staatsfalinen Dürrheim und 
Rappenau erzeugten 1896: 30 406 Tonnen. Be= 
ſonders reich (über 60) ift Baden an warmen und 
falten Mineralquellen. — Die erfte Stelle in der 
Induftrie nimmt die Verarbeitung der Baum⸗ 
wolle (im Wiefenthal und oberen Rheinthal) ein; 
bebeutend find auch die Gigarten- und Tabals⸗ 
fabrifation, die chemiſche Großinduſtrie (Mann- 
beim), der Mafchinenbau (Mannheim und Karla« 
rube), die Bierbrauerei; die Bijonterien Pforz- 
heims und die Uhren de& Schwarzwaldes find 
weltbefannt. Den regen Verlehr förbern außer 
den ſchiffbaren Flüffen ein weites Neb von Straßen 
und Eifenbahnen (1861 km, davon 1562 Staats- 
bahnen), 9 Handelöfammern und eine Anzahl 
Öffentlicher Krebit- und Verficherungsanftalten. 

Die Staatsform des Großherzogtums if 
die fonftitutionelle erbliche Monarchie nach der 
Verfaſſungsurkunde vom 22. Auguft 1818, ab» 
geändert durch Gelege vom 5. Auguft 1841, 
17. Februar 1849, 17. Juni 1862, 21. Oktober 
1867, 20. Februar 1868, 21. Dezember 1869, 
16. April 1870. Der Thron ift erblich nad) dem 
Rechte ber Erfigeburt im Mannesſtamme der groß⸗ 
berzoglichen Dynaftie Zähringen und geht nad) 
deſſen Erlöfchen auf die männlichen Nachkommen 
babifcher Pringeffinnen über. Der Großherzog wird 
mit zurüdgelegtem 18. Jahre volljährig; zur Vor⸗ 
mundjchaft ift der nächte Agnat und die Mutter 
beftimmt (Hausgefeg vom 4. Oftober 1817). Er 
befennt fich zur evangelifchen Kirche und führt den 
Titel: Großherzog von Baden, Herzog von Zäh« 
ringen zc. Ihm und den Gliebern feiner Familie 
kommt das Prädikat „Königliche Hoheit“ zu. 
Dos Wappen zeigt einen goldenen Schild mit 
einem roten, ſchrägrechten Balken; Landesfarben 
find Gelb, Rot, Gelb. 

Die gefeßgebende Gewalt übt der Großherzog 
gemeinfam mit ber Landeßvertretung aus. Dieje 
befteht aus zwei Kammern, welche wenigſtens alle 
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2 Jahre zu einer ordentlichen Sitzung einbe- 
rufen werden. Die Erſte Kammer ſetzt ſich zu- 
ſammen aus den volljährigen Prinzen des groß» 
berzoglichen Haufes, ben Standesherren, dem Erz⸗ 
biſchof von Freiburg, einem vom Großherzog auf 
Lebenszeit ernannten evangelif—hen Prälaten, aus 
acht auf 8 Jahre gewählten Abgeordneten des grund« 
herrlichen Adels, aus jeeinem auf4 Jahre gewählten 
Abgeordneten der beiden Landesuniverfitäten und 
hödjftens acht vom Großherzog ohne Rüdficht auf 
Stand und Geburt für jeden Landtag neu er» 
nannten Mitgliedern. Bon ben Abgeordneten des 
rundherrlichen Adels fcheidet alle 4 Jahre bie 
Ifte aus; die Stimmfähigfeit tritt mit dem 
vollendeten 21., die Wählbarfeit mit dem voll« 
endeten 25. Jahre ein. Den Präfibenten ernennt 
der Großherzog. Die Zweite Kammer befteht aus 
20 Abgeorbneten von 13 Städten und 43 ber 
ländlichen Amter, welche durch indirefte Wahl auf 
4 Jahre gewählt und alle 2 Jahre zur Hälfte er- 
neuert werben. Alle Staatsbürger, die nicht zur 
Erften Kammer wählen oder gewählt werden, das 
25. Jahr zurüdgelegt und im Wahldiſtrikte ihren 
Wohnfig haben, fönnen das aftive Wahlrecht aus⸗ 
üben oder find wählbar; doch müſſen die Abge- 
orbneten 30 Jahre alt fein. Die Zweite Kammer 
wãhlt ihre Präfidenten ſelbſt. Nur bie als Mit- 
glieder ber Erſten Sammer berufenen Abgeordneten 
der Univerfitäten und die nicht in Karlsruhe Ieben- 
den Mitglieder der Zweiten Kammer beziehen 
12 Mart Diäten und Neifegelder;; der erfte Prä- 
fident hat freie Wohnung. Abgefehen von den 
Abgeordneten bes grumdherrlichen Adels, ift für 
die Ausübung des aktiven und paffiven Wahlrechts 
fein beftimmter Genfus vorgefchrieben. (Wahl- 
orbnung: 23. Dezember 1818, abgeändert 25. Au⸗ 
guft 1876, 6. März 1880.) Der Präfident und 
die Räte der Oberrechnungsfammer dürfen nicht 
Mitglieder der beiden Kammern werben. Bezirld- 
beamte, Pfarrer, Phyſici und andere Lofalbeamte 
Können in ihrem Amtsbezirke nicht gewählt werben. 
Wenn ein gewähltes Mitglied einer Kammer ein 
befoldetes Staatsamt annimmt oder in demfelben 
befördert wirb, fo muß e& ſich einer neuen Wahl 
unterziehen. — Der Großherzog beruft oder ver⸗ 
tagt die Kammer ober Tann fie auflöfen; im Ich» 
teren Falle muß fpäteflens innerhalb dreier Monate 
zu einer Neuwahl geichritten werben. Der Aus« 
ſchuß, ben die Sandtagsverfammlung vor ihrem 
Schluſſe ernennt, befteht aus dem Präfidenten, 
drei Mitgliedern der Erften und ſechs Mitgliedern 
der Zweiten Kammer und wird (aud) vor jeder 
Bertagung) durch relative Stimmenmehrheit er⸗ 
wählt. Zufiimmung der Stände ift erforderlich 
zur Ausfehreibung und Erhebung von Auflagen, 
Anleihen, Domänenverfäufen, Eriaß, Erläuterung 
und Abſchaffung von Gefeken. Bei Verfafjungs- 
änderungen ift eine Ziweidrittelmajorität der an« 
weſenden Mitglieder in beiden Kammern erforder« 
lich, und zwar müfjen in biefem Falle drei Viertel 
fämtlicher Mitglieder zugegen fein. Sonft ift die 
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Erſte Kammer bei Anweſenheit von 10, die Zweite 
von 35 Mitgliedern befhlußfähig. Die Kammern 
haben das Recht der Vorftellung, Beſchwerde und 
auch der Minifterankfage ; die Verhandlung und 
Eniſcheidung darüber ift der Erften Kammer zuge 
wiejen, wobei die Zweite als Klägerin erfcheint. Die 
Sitzungen beider Kammern find öffentlich. 

urch Vertrag vom 15. November 1870 trat 
Baden dem Norddeutichen Bunde zur Bildung des 
Deutjchen Reiches bei, und zwar unter der Bedin« 
gung, daß die Befteuerung des inlänbifchen Brannt⸗ 
weins und be3 inländifchen Biereß ber Landesgeſetz · 
gebung vorbehalten bleibe (Art. 35 ber deutſchen 
Reichsverfaſſung). Zufolge eines Beſchluſſes ber 
Kammern vom 4. rejp. 5. Juli 1887 gab e& jedoch 
fein Reſervatrecht bezüglich des Branntweins auf 
und ſchloß ſich der deutſchen Branntweinfteuer- 
gemeinſchaft an. Die einschlägigen Paragraphen 
de8 Branntweinfteuergejehes und des Geſetzes be⸗ 
treffend die Steuerfreiheit zu gewerblichen Zweden 
find laut faiferliher Verordnung vom 9. Sep- 
tember 1887 für Baden am 1. Oltober 1887 in 
Kraft getreten. — Vom deutſchen Zollverein find 
der Lage wegen ausgeſchloſſen: Gemeinde Bü⸗ 
fingen und die Höfe Pittenhard im Kreife Kon- 
ſtanz, die Gemeinden Altenburg, Balter&weil, 
Berwangen, Dettighofen, Jeſtenen, Lottſtetten 
und der Ort Albführen im Kreiſe Waldshut, zu⸗ 
fammen 52,06 qkm mit 3805 Einwohnern. Im 
Bundesrat führt Baden 3 Stimmen, in den Reichs⸗ 
tag entfenbet e8 14 Abgeorbnete, 

Die höchſte Behörde ift das Staatsminifterium, 
das ſich unter dem Vorſitze des Großherzogs aus 
den Bräfidenten der Minifterien zufammenfegt. In 
fein Refjort gehören aud) die das großherzogliche 
Haus, da8 Reich und die auswärtigen Angelegen- 
beiten betreffenden Geſchäfte, die Gefandtichaften 
in Berlin und Münden (für Bayern und Württem- 
berg), die Konfuln in Bremen, Hamburg, Leipzig 
und Stettin, ebenfo der Kompetenzgerichtshof in 
Karlsruhe zur Entſcheidung von Streitigkeiten 
zwiſchen bürgerlichen oder Verwaltungsgerichten 
oder Behörden, wie zur Entſcheidung über Nich- 
tigkeitsbeſchwerden gegen Erkenntniſſe des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes. — Die oberſte Verwaltungs⸗ 
behorde gliebert ſich in 3 Miniſterien mit dem 
Sitze in Karlsruhe (Großh. Verordnung vom 
20. April 1881). Dem Miniſterium der Juſtiz, 
des Kultus und des Unterrichts find Hauptjächlich 
unterftellt: da8 Oberlandesgericht in Karlsruhe 
(7 Land» und 60 Amtsgerichte), der Oberfhulcat, 
der Tatholifche Oberftiftungsrat, der evangelifche 
Oberfirhenrat und der Oberrat der Israeliten. 
Vom Minifterium bes Innern refjortieren in&be= 
fondere die 4 Landeskommiſſäre, die 53 Bezirld« 
ämter, der Verwaltungshof, der Landwirtſchafts - 
rat, Handel und Gewerbe, der Verwaltungsge- 
richtshof, ſämtlich in Karlsruhe, und die Rhein« 
Ichiffabrtscentraffommiffton in Mannheim. Dem 
Sinanzminifterium unterftehen u.a.: bie Domänen« 
direftion (für Domänen, Forſten, Berg und 
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, Salinen), die Steuer, Zoll- unb 
iteltion und bie Geueraldireltion der Eifen- 
bahnen. Die Oberrechnungslammer ift dem Landes · 
herrn unmittelbar untergeordnet, ebenjo das &e- 
heime Kabinett, welches feine unmittelbaren Befehle 
und Anordnungen und Gnadenſachen auszuführen 
hat. — Die 22 Pof- und 5 Telegraphendiref- 
tionen ſtehen unter ben laiferlichen Oberpoftdiref« 
tionen Karlsruhe und Konflanz. 

Durch Geſetz vom 5. Oftober 1863 wurde das 
Land in 11 Kreife mit 53 Amtsbezirlen geteilt. 
Dabei ift im Großherzogtum Baden Berwal- 
tungsgerichtsbarleit zuerit in Deutſchland einge 
führt und der Selbftvertvaltung ein breiter Boden 
in Gemeinde, Bezirk und Kreiß gewährt worden. 
— Im den Gemeinden (117 Stadt- und 1492 
Landgemeinden) wird die Verwaltung von 
dem Gemeinberate (Stabtrate) geführt, die Be 
foplüffe werben von dem Bürgerausſchuſſe (auf 
6 Jahre gerät) oder in ganz fleinen Gemeinden 
von ber Semeindeverfammlung gefaßt. Die Orts- 
poligei ift den Bürgermeiſtern überwielen (Ge- 
meindeordnung vom 31. Dezember 1831, abge- 
ändert dur Gefeke vom 14. Mai 1870 und 
24. Juni 1874). — Zur Pflege gemeinfamer 
Öffentlicher Interefien find in den 11 Kreiſen 
Kreisverbände errichtet, welchen die Selbfiver- 
waltung ber SKreisverfammlung übertragen iſt. 
Diefer gegenüber ift der am Sie der Kreißver- 


waltung angeftellte Kreishauptmann als Organ | 


der Staatöverwaltung berufen. 
Die Kreisverfammlung wird gebildet aus ben 
rößten Grundbeſitzern, den Mitgliedern des 
isausſchuſſes und aus für 6 Jahre gewählten 
Abgeordneten. Letere gehen hervor aus ben 
Wahlen der Kreiswahlmänner , ber Gemeinde» 
vertreter, ber Gemeinderäte und großen Ausſchüſſe 
in den Städten. Innerhalb der Kreisverbände 
tönnen fi Bezirksverbände mit Bezirfsverfamm« 
tungen bilden. — Im jedem der 53 Amtsbezirle 
fungiert ein Bezirlsamt für die örtliche Vollziehung 
der Aufgaben der gejamten inneren Staats- 
verwaltung. Es beforgt die Geſchäfte teils allein, 
teils mit dem aus 6—9 Beiwohnern gebifbeten 
Bezirlsrate (gleichzeitig Berwaltungsgericht erfter 
Inſtanz), deſſen Mitglieder auf Vorſchiag der 
Kreisverfammlung vom Minifterium des Innern 
gewählt werden. Die Bezirlsämter flehen un« 
mittelbar unter dem Miniſterium des Innern, 
welches durch benollmächtigte Minifterialräte, 
„Landeslommiſſäre“, in jedem der 4 Landes- 
tommiffariate Konftanz, Freiburg, Karlsruhe, 
ae bie Bezirföverwaltungen einheitlich 
eitet. 

Die Kirhen- und Schulangelegenheiten Badens 
find durch das Geſetz vom 9. Oftober 1860 (19. Fer 
bruar 1874) vollftänbig voneinander getrennt. Die 
Verhältniffe der roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche 
waren bucd bie für die oberrheiniſche Kirchen. 
provinz erlaflenen Beftimmungen (Bullen Pro- 
vida solersque vom 16. Auguft 1821 und Ad 
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dominici gregis custodiam vom 11. April 1827) 
organifiert worden. Allein bie Bevormundung 
ober vielmehr verfuchte Unterjochung der Kirche 
durd die Staatsbeamten geflaltete ihre Lage im 
den nächften Jahrzehnten immer trauriger, 
nur bie — A ein Bun 
Theologen (1842), die Thätigfeit einiger treuen 
Katholiten und beſonders das mannhafte Auftreten 
bes dritten Erzbilchof Hermann v. Vicari (1842 
bis 1868) hemmten einigermaßen das herein=- 
brechende Berderben. Seit 1848 fam es mit 
‚ber Regierung zu Differenzen, bie fi infolge 
! einer Denfichrift der vereinigten Bifchöfe ber ober= 
ı rheinifchen Kirchenprovinz vom 5. Februar 1851 
immer mehr verfchärften und nach dem Tobe des 
Großherzogs Leopold (24. April 1852) zu dem 
fogen. Kirchenſtreit führten. Diefer erreichte 1854 
‚feinen Höhepunft (24. Mai Verhaftung des 
Erzbiſchofs Meines Interdilt), fand aber noch in 
demfelben Jahre durch ein Interim einen vor⸗ 
läufigen Abſchluß. Nach langen Unterhandlungen 
wurde enblih am 28. Jımi 1859 eine Konven- 
tion mit bem Apoſtoliſchen Stuhle abgeſchlofſen 
(Zulle Aeterni pastoris vicaria, publiziert 
16. Dezember 1859. Vgl. C. Bader, Die katholiſche 
| Kirche im Großherzogtum Baden, Freiburg i. Br.., 
el 1860; * Brück, Die oberrheiniſche 

irchenprovinz von ihrer Gründung bis zur 
Gegenwart, Mainz 1868). Dagegen erhob ſich 
bald ein heftiger Aufturm der liberalen Partei, 
welchem das konſervative Kabinett zum Opfer fiel. 
Das neue liberale Minifterium (Lamey-Stabel) 
feßte am 9. Oktober 1860 die Konvention außer 

irffamfeit und veröffentlichte ein „vereinbartes 
Geſetß“, welches in 17 Paragraphen die rechtliche 
Stellung der katholiſchen und evangelifchen Kirche 
feſtſetzte. Erzbiſchof und Kurie erhoben Einſpruch; 
neue Unterhandlungen führten am 20. November 
1861 eine Vereinbarung über Beſetzung ber Kircdhen- 
pfründen, Verwaltung bed Kirhenvermögens und 
Einfegung eines katholiſchen Oberftiftungsrates 
herbei. Die unabläffigen Bemühungen der Re— 
gierung, die Schule gänzlich dem Einfluffe der 
Kirche zu entziehen, verurſachten bald wieder 
Streitigkeiten. Infolge bes Verhaltens der „Tibe- 
talen” Katholifen gelangte ber Kniesſche Schul- 
gefeßentwurf im Sommer 1864 in beiden Kam⸗ 
mern zur Annahme; damit war bie Schule dem 
lonfeſſionsloſen Staate überliefert. Bald folgten 
andere kirchenfeindliche Maßregeln: 1867 Verbot 
‚der Errichtung von Schulen durch geiftliche Kor- 
porationen, 1869 obligatorifche Civilehe, Stife 
tungsgefeß, Schulauffichtägefeß, 2. April 1872 
Gefeg über die Ausſchließung religiöfer Ordens» 
mitglieder vom Elementarunterricht und ber Aus« 
hilfe in ber Seelſorge, Verbot der Miffionen, 
19. Februar 1874 Gefeß über bie ſtaatliche Prü- 
fung der Theologen, Strafbeftimmungen gegen 
Mißbrauch des geiftlichen Amtes, Schließung der 
Knabenjeminarien und Konvilte, 1875 Ein 
führung konfeſſionell gemifchter Schulen. Erſt feit 
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der Entlaffung Yollys (21. Sept. 1876) trat eine 
Heine Wendung zum Befjeren ein, und nach längeren 
Unterhandlungen mit der Kurie wurde am 5. März 
1880 die allgemeine wiſſenſchaftliche Staats- 
prüfung für Theologen aufgehoben und von der 
Anweſenheit eines ftaatlichen Prüfungstommiflärs 
bei der theologiichen Fachprüfung abgejehen. 
Weitere Zugeftändniffe fcheiterten an dem Wider- 
he der „Liberalen“ Kulturlämpfer (Kiefer und 
jenoffen), und erft 1888 wurden die Herftellung 
der Tatholifchen Seminare und Konville und bie 
Zulaffung von Ordensgeiſtlichen „unter gewiſſen 
Bedingungen” vom Landtage genehmigt. Bon 
geiftlichen Lehranftalten beitehen gegenwärtig: 
1 Priefterfeminar in St. Peter bei Freiburg, 
1 theologiſches Konvikt in Freiburg und Knaben⸗ 
tonvifte in Freiburg, Raftatt und Tauberbiſchofs⸗ 
beim. — Oberfte geiftliche Behörde ift der Erz» 
bifhof von Freiburg , zugleich Metropolit ber 
oberrheiniſchen Sirchenproving; Baden zählt 
35 Landlapitel mit je einem erzbifchöflichen 
Dekane und 772 Pfarreien. Zur Verwaltung des 
allgemeinen firchlichen Landesfonds befteht (Gejeh 
vom 20. November 1861) der fatholiiche Oberftif 
tungsrat (Präfident und 6 Mitglieder) unter Ober« 
aufficht des Erzbiſchofs und ber Regierung. Die 
Mitglieder find Katholiken, welche zur Hälfte von 
der Regierung, zur Hälfte vom Erzbistum Freie 
burg ernannt werben und beiden Teilen genehm 
fein müſſen; außerdem beftehen 5 Verwaltungen 
von Kirhen- und Stiftsvermögen. — Die Alte 
tatholifen haben in Baden eine größere Anzahl 
Gemeinden (1876: 44) mit Seelforgern. Am 
9. März 1872 erflärte Minifter Jolly, er werde 
antiinfallibitiftifche Geiftlihe und Gemeinden 
fchüßen ; infolge dieſes Schußes verloren bie Katho⸗ 
lifen Kirchen und kirchliche Anftalten an die Alte 
fatholiten, bie bald auch durch Gefege begünftigt 
wurden. Am 8. Juni 1873 wurde Reintens als 
alttatholiſcher Landesbiſchof von Baden anerkannt, 
und ein Geſetz vom 15. Juni 1874 regelte die 
Rechtsverhältniffe der neuen Gemeinſchaft. Ihre 
Seelenzahl ift feit 1877 (18 866) erheblich zurüd- 
gegangen. — Neben ber Reformation in der luthe« 
rischen Form fand in Baden auch das refor- 
mierte Belenntnis früh Eingang und gewann 
vielfah die Oberhand (Pfalz). Zwar kehrten 
mehrere Markgrafen zur Tatholiichen Kirche zurüd,, 
aber der Proteftantismus blieb in vielen Gegenden 
herrſchend. Die Streitigkeiten zwiſchen Luther 
tanern und Reformierten, zwiſchen Satholifen und 
Reformierten (3. B. über Die 80. Frage des Heibel- 
berger Katechismus, in welcher bie papiftifche Meſſe 
für greuliche Abgötterei erklärt wird!) nahmen 
kein Ende. Am 23. Juli 1821 proffamierte eine 
aus Lutheranern und Neformierten zufammen- 
geiehte Synode von Geiftlihen und Weltlichen 
die Union („vereinigte evangelifch-proteflantiiche 
Kirche”). Da diefe Vereinigung auch nicht bie 
gewünfchten Früchte trug, veröffentlichte die Re⸗ 
gierungam5. September 1861 einenene Berfaffung 
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der enangelifch-proteftantijchen Kirche, welche auf 
dem Synodalſyſtem beruht und von der General« 
ſynode im weſentlichen fanktioniert wurde. Letztere 
befteht aus einem Prälaten der Landeskirche, 
7 vom Großherzog ernannten, 24 gewählten geilt« 
lichen und 24 weltlichen Abgeordneten, einem 
Vertreter der evangelijchetheologijhen Falultät 
in Heidelberg und einem Lehrer des Heidelberger 
Predigerſeminars; die Synobalperiode ift eine 
fünfjährige. Die aus ſämtlichen Geiftlichen und 
einer gleichen Anzahl gewählter weltlicher Mit- 
glieder zufammengefeßten Didcefanignoden forgen 
für das kirchliche Wohl der 25 Diöcefen. Jede 
der ca. 366 Gemeinden, von denen immer mehrere 
eine Diöcefe bilden, ift vertreten durch einen 
Kirhengemeinderat und eine Kirchengemeinde» 
verfammlung. Die oberfte verwaltende Kirchen ·⸗ 
bebörbe ift der Oberfirdhenrat in Karlsruhe, der 
unabhängig von der Staatäregierung im Namen 
und im Auftrage des Großherzogs als Lande» 
biſchofs das Sirchenregiment führt. Unter ihm 
ftehen die Stiftungsverwaltungen, die 2 Kirchen« 
bauinfpeftionen Karlsruhe und Heibelberg und 
die 25 Diöcefen, deren Delane von den geiftlichen 
Mitgliedern ber Didcefaniynoden auf 6 Jahre 
gewählt und vom Oberkirchenrat beftätigt werben. 
— Die Jaraeliten ftehen unter bem Oberrat, einer 
Staatsbehörbe,, welche nad dem Geje dom 
13. Januar 1809 ihre bejondern Angelegenheiten 
leitet; alle drei Jahre tritt Die aus 25 Abgeord- 
neten beftehende Synode zufammen. Sie haben 
einen Oberrabbiner in Karlsruhe und 15 Rabbi- 
natsbezirle; durch Geſetz vom 4. Oltober 1862 find 
ihnen gleiche bürgerliche Rechte mit den chrift- 
lichen Bewohnern zugefprodhen. 

Das gefamte Schul. und Unterrichtsweſen fteht 
unter der unmittelbaren Aufficht und Leitung des 
Staates (Gefek vom 8. März 1868). Mit Aus- 
nahme der Univerfitäten umd des Polytechnikums, 
welche direft vom Minifterium refjortieren, unter« 
ftehen alle Schulen 2c. dem Oberſchulrat in Karla- 
ruhe als Landesmittelfchulbehörbe. Der Bollg« 
ſchulunterricht iſt obligaioriſch, das fehulpflichtige 
Alter währt vom 6. bis 14. Jahre. Mit jeder 
Säule ift eine Induftriefhule verbunden; auch 
beftehen Fortbildungsſchulen, deren Beſuch jedoch 
nicht obligatoriſch iſt. Auffichtsbehörbe iſt der 
Ortsſchulrat, gebildet aus dem Ortsvorſtande, 
den Lehrern und 3—5 Gemeindegliedern; weitere 
Aufficht üben die 13 Kreisfchulvifitatoren. Zur 
Heranbildbung von Lehrkräften find vorhanden: 
4 Seminare für Lehrer (2 katholiſche, 1 evan⸗ 
geliſches und 1 fimultanes), 2 für Lehrerinnen und 
3 Präparandenjchulen. Tür höhere Ausbildung 
forgen 14 Gymnafien, 2 Progymnafien, 2 Reale 
gymnaſien, 5 Realprogymnafien, 4 Oberreal⸗ 
ſchulen, 16 Realſchulen und 2 private höhere Lehr- 
anftalten. Bon den beiden Landeshochſchulen ift 
die Ruprecht⸗ Karls· Univerſitãt Heidelberg (geftiftet 
1386) evangelifch, Die Albert-Ludwigs-Univerfität 
Freiburg (gegründet 1457) katholiſch; Die Volytech- 
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niſche Schule in Karlsruhe (gegründet 1825) in 
6 Abteilungen umfaßt auch noch eine mathematiſch⸗ 
naturwifjenjchaftlihe und Forſtabteilung. An 
Fach⸗ und Speciallehranftalten beſitzt Baden 
unter anderen: 1 evangelifches Predigerieminar 
in Heidelberg, 1 Kunftſchule in Karlaruhe, 2Kunſt⸗ 
gewerbefchulen in Karlsruhe und Pforzheim, 
1 Handelälehranftalt in Mannheim, 1 landwirt- 
ſchaftliches Inftitut an ber Univerfität Heidelberg, 
4 Strohflehtfehulen im Schwarzwald, 1 Forſi⸗ 
ſchule, 1 Turnlehrerbilbungsanftalt in Karlsruhe, 
1 Tierarzneifhule, 2 Taubitummenanftalten 
Gerlachsheim und Meersburg) und 1 Blinden- 
erziehungsanftalt zu Ilvesheim. 

Das Staatsbudget für 1899 zeigt in der Ein« 
nahme 69106217 Mark (darunter Anteilam Zoll⸗ 
ertrage und den Reichsſtempelabgaben 14558830, 
direfte Steuern 14100039, indirefte 12367490 
xc.), in der Ausgabe 75584059 Marl; die Mehr« 
ausgabe von 6477 842 Mark wird durch einen 
außerordentlichen, in den folgenden Rechnungs ⸗ 
jahren wieder zu erſetzenden Zufchuß aus der 
Amortifationslafje beſchafft. Die Überweiſung 
aus den Reichseinnahmenbetrug1899: 15 727400 
(1895: 13413600, 1888: 51648300), der Dia- 
trifularbeitrag in den gleichen Jahren 16 265 100 
(14055300, 7745129) Marf. Der Etat der 
Etjenbahnverwaltung (einſchließlich Badanftalten 
und Bodenjee-Dampfichiffahrt) ift aus dem allge- 
meinen Bubget ausgeſchieden; den ordentlichen Ein= 
nahmen (73311025) und Ausgaben (56413989) 
ftehen 1899 außerordentliche von 68000 in Ein- 
nahme und 21287286 in Ausgabe gegenüber. 
Die Staatsſchuld ift eine Eiſenbahnſchuld, welche 

ich am 1. Januar 1899 auf 325 675433 Marf 
belief; die Mittel zu ihrer Tilgung werden aus 
den Betriebsüberfchüffen geihöpft. 

Das badiſche Militär ift mit der preußifchen 
Armee aufs engfte verbunden durch die Militär 
Tonvention vom 25. November 1870, nach welcher 
der König von Preußen alle Rechte und Pflichten 
des Kontingents und Kriegsherrn übernommen hat. 
Es bildet den Hauptbeitanbteil des XIV. Armee» 
corps des Deutichen Reiches mit dem General« 
tommando in Karlsruhe und den Divifionsfom- 
mandos in Karlsruhe (28.) und Freiburg (29.). 
Seit der 1890 erfolgten Aufhebung der Feſtung 
Roftatt befist Baden feinen feften Pla mehr; 
nur bei Kehl liegen 3 Forts, die zum Feftungs- 
bezirt Straßburg gehören. 

Litteratur. Bingner, Literatur über das 
Großherzogtum Baden von 1750—1854 ; Mone, 
Quellenfammlung zur badiſchen Landesgeſchichte, 
4 Bde. 1867; Häuffer, Dentwürdigfeiten zur 
Geſchichte der badijchen Revolution von 1844 bis 
1849, 1851; 3. Bader, Badiſche Landesgeſchichte, 
3. Aufl. 1864; 3. v. Weech, Die Zähringer in 
Baden, 1881 ; Derſ. Badiſche Gedichte, 1890; 
Derf., Badiſche Biographien, 4 Bde, 1891; 
Gothein, Wiriſchaftsgeſchichte des Schwarzwaldes 
und ber angrenzenden Landesteile, 1891; Heyck, 
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Geſchichte der Herzöge von Zähringen, 1892; 
v. Chriémar, Genealogie des Gejamthaufes Baden 
vom 16. Jahrhundert bis heute, 1892. — I. Ba⸗ 
der, Das badijche Land und Volt, 2 Bde, 1856; 
Woerl und Bader, Geographie und Statiftit des 
Großherzogtum Baden, 7. Aufl. 1880; Das 
Großherzogtum Baden in geographifcher, natur- 
wiſſenſchaftiicher, geichichtlicher , wirtſchaftlicher 
und ſtaatlicher Hinficht dargeftellt, 1885; Neu- 
mann, Die Boltbichte im Großherzogtum Baden, 
1892 ; Krieger, Topographifches Wörterbuch des 
Großherzogtums Baden 1898; Statiſtiſches 
Jahrbuch für das Großherzogtum Baden (feit 
1868); Statiftiiche Mitteilungen für das Groß- 
herzogtum Baden (jeit 1869). — Belt, Die 
Verfaſſungsgeſchichte und innere Entwidlung 
Badens bis 1848; v. Weech, Geſchichte der badi= 
hen Verfafjung, 1868; Schenkel, Staatsrecht 
bes Großherzogtums Baden, 1884 ; Das Staatd- 
recht des Großherzogtums Baden (in Mar« 
quarbfens Handbud des Öffentlichen Rechts, 
8. Bd., 1884) ; Wielandt, Staatsrecht des Groß⸗ 
berzogtums Baden, 1895; Müller, Babifche 
Landtagsgefchichte, 1899. — Weizel, Das ba» 
diſche Geſetz vom 5. Oftober 1868 über bie Organi» 
fation der Verwaltung, 1864; Kopp, Die Geſetze 
und Verordnungen über bie Organifation der 
inneren Verwaltung u. |. w. in Baden, 1896; 
Wielandt, Handbuch des badifhen Gemeinde» 
rechts, 2. Aufl. 1893; Derſ., Neues badifches 
Bürgerbuch, 6. Aufl. 1897. — Maas, Gedichte 
der katholiſchen Kirche im Großherzogtum Baden, 
1891 ; Geſchichte der Entwidlung des Vollsſchul⸗ 
weſens im Großherzogtum Baden, 1894 ff.; Die 
badifche Volfsichulgefeßgebung, 4. Aufl. 1898. — 
Hofe und Staatshandbuch des Großherzogtums 
[Ed. Franz.) 


fataloniens, aus dürftiger, aber durch chriftlichen 
Zugendfinn fi auszeichnender Kürſchnerfamilie. 
Die hohe Begabung des Knaben entfaltete ſich 
unter der energifchen Erziehung einer ftarfmütigen 
Mutter, Therefe Urpia, jo früh, daf der Knabe 
mit 7 Jahren das Studium des Lateinifchen be= 
ginnen und mit 16 Jahren den ganzen Stubien- 
fur des bifhöflichen Seminars zu Vich (Sprachen, 
Rhetorik, Philoſophie und elementare Theologie) 
glänzend vollenden konnte. Seltene Liebe zur 
Arbeit und zur Zurücgezogenbeit, Sittſamkeit und 
Frömmigkeit, ein überaus lebhafter Familien- 
und Heimatsfinn, das Erbe ber Mutter discipli⸗ 
nierten ben beweglichen Charakter des Knaben jo 
glüdlih, daß er der Liebling feiner Vorgeſetzten 
undfeiner Umgebung wurde. Die Fürforgedes Did« 
ceſanbiſchofs ermöglichte dem armen Seminariften 
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1826 mit Hilfe eines Beneficiums und einer Beca 
(Burfe) im Kolleg San Earlos zu Gervera den Be» 
juch dieſer 1717 von Philipp V. geftifteten, ſeitdem 
nad) Barcelona verlegten Tatalonifchen Univerfität. 
Auch Hier wurde Jayme bald der Stolz und bie 
Freude der Lehrer und der Stubenten. Als er von 
einer ſchweren Bruftfranfeit, deren Folgen ben 
Keim zu frühem Sterben legen follten, erftand, 
feierte die Univerfität (13. Juni 1828) feine 
Wiedergenefung durch einen Danfgottesdienft. In 
Cervera wurde feine geiftige Überlegenheit und 
Eigenart bald offenbar. Wie feiner feiner Mit⸗ 
fchüler achtete er die Lehrautorität der Profefforen, 
aber wie feiner erfirebte er von Anfang an durch 
raftlofen Fleiß und meditative Studienweife den 
Weg zur felbfländigen Beherrihung bes theo⸗ 
logiſchen und philofophifchen Lehrftoffes. Yon 
den 7 Stubienjahren in Gervera waren 4 auß- 
ſchließlich der Summa des HI. Thomas und den 
Kommentaren von Bellarmin, Suarez und Cajetan 
gewidmet, und in diefem tiefgehenden Stubium 
erſchloß ſich dem fcharfen Geifte in feltener Weiſe 
der Univerfalismus ſcholaſtiſcher Lehre und Mer 
thode. „Alles findet man dort,” fagt er, „Re⸗ 
Tigion, Philoſophie, Jurisprubenz. In diefen 
Tafonifchen Formeln Liegen alle Reichtümer be» 
raben.“ Fortan ftand feine Stubienmethode 

ie das Leben feſt: „Wenig Iefen, feinen Autor 
gut wählen, viel denfen, das ift die rechte Mie- 
thobe. Wollte man fid) darauf beſchränken, das 
re wiffen, was in ben Büchern fteht, fo würben 
ie Wiſſenſchaſten nie fortfchreiten; das Weſent ⸗ 
fiche ift, daS zu lernen, was die andern nie ge= 
mußt haben. In jenen Augenbliden, in ber 
Dunkelheit gären meine Jbeen, und in meinem 
Gehirn wallt es wie in einem Keſſel.“ Mit dem 
Grade eines Licentiaten der Theologie verlieh 
Balmes 1833 Cervera, bewarb fi in öffentlicher 
Prüfung (nad) tridentinifcher Vorſchrifth in Vich 
ohne Erfolg um eine Kanonifats-Präbenbe, be⸗ 
reitete fi dann in 100tägigen Erercitien auf bie 
heilige Priefterweihe vor und fehrte nad) Empfang 
derfelben auf den Wunfch feines Biſchofs nochmals 
nad) Eervera zur ferneren Ausbildung und als 
Suppient der Profefforen zurüd (1885). Als er 
nad 2 Jahren 1837 als Ehrendoftor der Theo» 
logie (ber höchſte von der Univerfität in öffent- 
licher Bewerbung jährlich dem beiten Schüler 
zuerkannte Preis) nach Vich zurücfehrte und dort, 
weil eine anderweitige Verwendung für feine 
Kenntniffe ich nicht bot, eine Lehrftelle — für 
Mathematit annahm, ahnte niemand, welchen 
tiefgehenben,, fortan feine reichen Geiftesgaben 
ganz befchäftigenben Problemen er nahhing. Das 
filfe, verborgene Leben in feiner Familie, an der 
er mit ganzer Seele hing, der entlegene, wenig 
Anregung und Stubienmittel bietende AufentHalts« 
ort, ein verzehrenber Arbeitseifer bei Lörperlicher 
Hinfälligfeit, fein ausgeprägter Hang zur Medi» 
tation, die vollendete Zurüdhaltung feines Weſens 
und Charakters Hielten ihn 4 volle Jahre abfeits 
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alles öffentlichen Wirkens; bie fieberhafte Aufe 
regung, die Spanien damals durchfluiete, ſchien 
ihn nicht zu berühren. Im Augenbtid, wo er (1889) 
durch die Erringung des im Madrileño catölico 
ausgeſchriebenen Preiſes für die befte Schrift über 
den Prieftercölibat vor einer größeren Öffentlich 
keit befannt wurde, ftarb feine Mutter (29. Mai 
1839) mit den Worten: „Sohn, von dir wird 
die Welt viel reden!“ Sie behielt recht. Mit 
Don Jayme follte in das Geiſtesleben ber jpanifchen 
Katholiken ein neues Fyerment fommen. Der Tod 
der Mutter fchentte ihn dem öffentlichen Leben. 
Am 29. September 1833 war Ferdinand VII. 
geftorben, Spanien als zweifadhes Erbe die 
Berfafjungs- und die Erbfolgefrage hinterlaſſend, 
die big zur Stunde die Rückkehr dieſes Landes zu 
einer nationalen Politik hindert. Ferdinand war 
nad der franzöfifchen Intervention als abjoluter 
Monarch im DVerfolg der Politit der Kongrefe 
von Troppau-Laibad- Verona am 18. November 
1823 zurüdgefehrt; er hatte, nicht belehrt durch 
die blutigen Kämpfe zwiſchen ben revolutionären 
Idealiſten der Verfafjung von Cadiz (1812) und 
den Anhängern be8 Rey neto, zu Gunſten der 
am 10. Dezember 1829 geehelichten neapolitanie 
ſchen Marie EHriftine, da er ohne männliche 
Nachkommen war, burd bie Pragmatifche Sanktion 
vom 29. März 1830 das geltende Thronfolgerecht 
aufgehoben, welches bie Frauen, ſolange männliche 
Erben da waren, vom Throne ausſchloß. Er 
beflätigte damit zu Gunften der am 10. Oftober 
1830 geborenen Tochter Iſabella zwar nur eine 
(6i8 dahin geheim gehaltene) Pragmatifche Sant. 
tion Karls IV., allein er gab das mit den Bour⸗ 
bonen gelommene Erbrecht, entgegen ben eigenften 
Familienintereffen, zunächft denen feines Bruders 
Don Carlos, auf. (Philipp V. hatte das Salifche 
— nicht vollſtaͤndig aufgehoben; er hatte nur 
feftgeießt, daß Die Frauen bloß in Ermanglung 
eines männlichen Thronerben zur Erbfolge be— 
rechtigt fein.) Ferdinands Retraktation (Sep- 
tember 1832) und die Anerkennung des Don 
Carlos, dann deren Widerruf und Iſabellas noch- 
malige Anerkennung unter Ehriftinens Regent» 
ſchaft (Oktober) und der Proteft Don Carlos’ 
(29. April 1838) ſchürten die Erregung im Lande ; 
die Erhebung des gemäßigten und fortgefchrittenen 
Liberalismus (Moderados und Eraltados) brachte 
bie Revolution, und das Eingreifen ber engliſch⸗ 
franzöftfchen Politit machte fie unheilbar. Ente 
gom dem bourbonifchen Hausintereſſe verfolgte 
ouis Philipp die Sonderinterefien der orlen» 
niſtiſchen Linie bei der Unterftüßung ber ſchwan ⸗ 
kenden Politik der Regentin unter Zen Bermubez’ 
„aufgeflärtem Dejpotismus“ und Martinez de la 
Roſas gemäßigtem Konftitutionalismus bei dem 
Erlaffe des fogen. Estatuto real (10. April 
1834), welches die altipanifchen Freiheiten der 
Fueros, zumal der baskiſchen Provinzen, bejeitigte. 
Die antinationale Politik der fogen. Quadrupel⸗ 
Allianz (22. April 1834) zu Gunften ber orlea- 
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niſtiſchen Gonberinterefien führte zu ben entfeh-: 
fiden Bürgerkriegen (25. Juli 1835 die bintige 
Erhebung Saragofjas) und, feit den Exaltados 
unter Diendizabal die Regierung zugefallen, zu ; 
einer jo radikalen Verfolgung der Kirche, zumal, 
der religiöfen Orden, zu jo brutalen Exceſſen 
gegen die lirchlichen onen und die Güter der: 
Kirche, wie das fatholifhe Spanien fie noch 
nicht gefehen. Die en diejes Minifteriums 
(15. Mai 1886), die ſchwankende Politik des 
Minifteriums Iſturiz und die Preisgabe des 
Estatuto real (12. Auguft 1836) * aufs neue 
die Exaltados, diesmal unter ihrem verſchlagenſten 

le und Staatsmann, Balbomero Espartero, 
ans Ruder. Die Beihimpfung des Hofes in La 
Granja, die Mabrider Emente, die Ermordung 
des General Duefada, die fiegreiche Stellung des 
Don Earlos in ganz Nordipanien, die neue Ber« 
faffung E&parteros (18. Juni 1837), das Er- 
ſcheinen des Don Carlos vor Madrid (12. Sep- 
teınber 1837), die Erfolge des Generals Espar- 
tero und bie Konvention bon Bergara (31. Auguft 
1889), ſowie die Gefangenfegung des nad) Franfe 
reich übergetretenen Don Carlos führten zwar 
den fiebenjährigen Krieg zu Ende, aber zugleich 
unter der Regentſchaft des zum Giegesherzog er⸗ 
hobenen Espartero zu einer jo ſchamloſen Ernie 
drigung des Königtums und jo rachſüchtigen 
Niedertretung ber Kirche und des fpanifchen Volfes, 
baß Gregor XVI. im tiefften Schmerze über das 
namenloje Elenb der Kirche und des Volles öffent- 
liche Gebete (in Form eines Jubiläums) für das 
unglückliche Spanien verlangte. Die furchtbare 
Infurreftion, die in Barcelona und in Katalonien 
abermals ausbrach, wurde auch jet wie 1842 
unterbrüdt, erzielte indes (Juli 1843) den Sturz 
des Siegesherzogs. Narvaez als Führer der Mo- 
derados übernahm die Regierung, die 13jährige 
Iſabella wurde mündig erflärt, Marie Chriftine 
und Martinez de la Roſa fehrten zurüd. 

Was vom Erlaſſe des Estatuto real, welchen 
Balmes noch in Cervera feierte, Biß zum vollende- 
ten Siege ber Exaltados über Monarchie und 
Kirche in der Einfamteit von Vich, wo die bis 
unter feine Mauern tobenbe Sriegsfurie ihn nur 
vorübergehend von feinen Studien abbringen 
Konnte, in feinem Geifte vor ſich ging, wiſſen wir 
nit; wir hören nur gelegentlich von feiner ein« 
gehendſten Beihäftigung mit Gejchichte, Yuris- 
prubenz und bejonder8 mit der Poeſie der ſpani⸗ 
ſchen Myſtiler. Daß das unermeßliche Unglüd 
ſeines Vaterlandes , die ſchrankenloſe Herrſchaft 
der Revolution über ben katholiſchen und mon« 
archiſchen Geift feines Volkes, die Ergründung 
des bier = Erſcheinung kommenden Elendes 
die ganze Kraft feines geiftigen Arbeitens gefangen 

telt, wußte faum feine nächfte Umgebung. Tiefer 
ft und eine ihm angeborene Zurüchaltung 
hatten ſich fo ſcharf bei ihm ausgeprägt, daß fein 
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Soler, fpäter von ihm fagen Tonnte: „Rein ein⸗ 


ziges Wort ift je aus dem Munde von Balınes 
gekommen, weldyes daB Recht gäbe, zu faı er 
fei mehr oder weniger liberal, weiß ober Harz 
(nad) damaliger Parteibezeihnung) geweſen. Ex 
war wicht ber Mann, der feine Gedanken hätte 
durchſchauen laſſen. Wenn man von feinen dffent- 
lichen Schriften abfieht, fo tft e8 gewiß, daß feine 
immerfle Meinung nicht einmal geahnt werben 
tonnte, jo groß war jeine Zurüdhaltung.” Daher 
das allgemeine Erflaunen, als im April 1840 von 
ihm eine gegen Espartero8 Kirchenplünderung 
gerichtete Schrift Observaciones sociales, poli- 
ticas y econömicas sobre los bienes del clero 
(ih; 2. Aufl, Barcelona 1854) erſchien und 
Martinez be la Rofa, ungeachtet ber gegen feine 
eigene politifche Vergangenheit ſich richtenden 
Kritil, auf einen bis dahin Hal unbelannten Namen 
fi) ftügend, deſſen Autorität gegen Espartero in 
ben Eortes unter Borlefung ber Hanptftellen anrief. 
Was ſolches Auffehen verurſachte, war nicht jo 
ſehr ber Inhalt der Schrift, als der Stand» 
punkt und die Übergeugungsfraft, bie fich hier zur 
Geltung brachten: die Frage nach den Gütern 
des Klerus war feine Frage liberaler oder radi⸗ 
taler Parteipolitik; es handelte ſich in ihr um das 
Ehriftentum, das Eriſten redi der Kirche, die ge⸗ 
famte Socialordnung des Landes. Das kirchliche 
Eigentum, fo alt wie bie Kirche, war der Lohn für 
ihre Dienfte, das Inftrument ihrer Wohlthaten, 
ber Schutzwall ihres freien focialen Wirkens. 
Durch den Feudalismus ber Charitas brach die 
Riche den Feudalismus der rohen Gewalt; durch 
ihren Großbefiß und bie an ihm haftende politifche 
und fociale Machtſtellung wurde fie die Bildnerin 
aller Elemente der mobernen Givilifation in Wifjen- 
ſchaft, Rechtspflege, Gewerbe, Berlehr, Kunft, 
Gefittung bis zur Schöpfung der Nationalitäten. 
Der Raub des Kirchengutes ift ein Attentat auf 
die Nation und eine ber — ihrer 
Exiſtenz, Freiheit und Unabhängigfeit ; jede ander- 
tweitige Verteilung bes focialen Reichtums, die 
Verfchleuderung bes Kirchengutes wurde die 
Mutter des Pauperismus und ift ber Sieg des 
Socialismus. 

Im Juli 1840 war Balmes nach Barcelona 
gezogen; er ſah hier, nachdem Cabrera mit den 
Reſten der im Felde ſtehenden Karliſten nad 
Frankreich üÜbergetreten war, in, ſchamloſen Pöbel- 
erceffen die von Esparteros Übermut befretierte 
Erniedrigung der Monarchie. Seit 29. Juni 1840 
befand fich hier Marie Ehriftinens Hof; Espartero 
benußte das den ſpaniſchen Unabhängigeitägeifl 
tief verlegende Gejeß über die Ayuntamientos 
und .die blutige Niederwerfung (21./22. Juli) 
des gegen dasſelbe fich erhebenden Volles, um die 
Königin zur Abdantung zu zwingen (10. Oftober 
1840). Im Auguft 1840 trat Balmes fühn mit 
den Consideraciones politicas sobre la situa- 
ceiön de Espafia (Barcelona) nochmals der fleg- 
reichen Revolution mit ber Anklage ber Zer⸗ 
trümmerung ber nationalen Exiſtenz Spaniens 
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entgegen, bie Orbnung ber politifchen Lage als 
eine weitere Grundlage ber ſocialen Refonftitution 
mit derſelben eftigfeit und Mäßigung, aber noch 
vollendeterer Meifterfchaft des politiſchen Urteiles 
und der Sprache betonend. „Ich habe“, erklärte 
Balmes jelbft jpäter, Inhalt und Tendenz der 
Schrift genau würdigend, „nicht die Verteidigung 
der Königin Ehriftine geführt, an den Perjonen 
5 mir wenig ; ich hielt die gefunden religidfen 
und monarchiſchen Traditionen aufrecht. Obſchon 
bereit damals bie Beftrebungen der Revolution 
und der Ehrgeiz Esparteros offenbar wurden, 
behauptete ich doch die Notwendigkeit, baß bie 
Regierung in Föniglichen Händen bleibe. Ich 
brüdte mich mit voller Freiheit zu Gunften ber 
Rarliften aus, indem ic) ihren Überzeugungen und 
Abfichten Gerechtigkeit widerfahren ließ und da- 
mals ſchon erklärte, was ich heute (1848) wieber- 
hole, daß bei und fein politiſches Syſtem ſich be⸗ 
feftigen Tann, das nicht jene große Partei als ein 
Element in die Regierung aufnimmt. Im dem 
Angenblid, als ich jene Sprache führte, waren die 
Karliften unterlegen und die Revolution ftand in 
voller Kraft.“ 

Hatte Balmes feit der fruchtlofen Erhebung 
ber Moderados in der Nacht vom 21. auf den 
22. Zuli ſich überzeugt, daß es fid in Spanien 
um etwas ganz anderes handle als um dynaſtiſche 
Interefien und politifche Parteifämpfe, und daß 
deren Obflegen nad) feiner Seite hin mehr bie 
Zukunft fihern fönne, dann mußten die Urſachen 
ß furätbarer Krankheitserſcheinungen tiefer ge= 
ucht werden. Seine beiden erften politifchen 
Schriften, eine ſtrenge Rechenſchaftslegung über 
bie Wirklichkeit der politifchen und focialen Lage 
Spaniens, waren Pfadfinder feines raftlos ar- 
beitenden Geiftes geworden, und mit aller Energie 
auf Studien zurüdgreifend, bie, in Cervera an« 
geregt, in ber jahrelangen Einjamteit zu Vich 
vertieft wurden, dam er jetzt zur Slarheit, daß 
den Kranlheitserſcheinungen Der Zeit eine Fälſchung 
der chriſtlichen Civilifation zu Grunde liege, bie 
allein einen wiſſenſchaftlich ausreichenden Grund 
für das beftändige Schwanfen ber modernen Ge⸗ 
jellfchaften zwiſchen Freiheit und Defpotie, zwiſchen 
Fortſchritt und Verelendung, zwiſchen Leben und 
Tod biete. Es hanbelte ſich für Balmes um ge 
ſchichtlich-philoſophiſche Forſchungen über 
den Entwidlungsgang ber modernen Givilifation ; 
fie famen in Barcelona zum Abſchluß, und im 
Jahre 1842 begann die Drudiegung des Wertes, 
welches er unter dem furchtbaren Wechſel ber eigenen 
Lebensſchickſale und der feiner Umgebung „feinen 
Traum, jeine Hoffnung, fein Ideal in diefer Welt“ 
genannt hatte. Das Werk erjchien unter dem Titel: 
EI] protestantismo comparado con el cato- 
licismo en sus relaciones con la civilizaciön 
europea (Barcelona 1842—1844, 4 Bde.; 
3. Aufl., daf. 1849): „Proteftantismus und 
Katholicismus in ihren Beziehungen zur 
enropätjchen Eivilifation” (aus dem Spanifchen 
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Den Ausgangspunlt feiner Unterfuchungen, die 
Balmes ſelbſt als eine Weiterführung der Unter« 
ſuchungen Bellarmins und Bofjuets nad) ben An⸗ 
forderungen unſerer Zeit bezeichnet, legt er in 
folgenden Worten im Hinblid auf die tiefen und 
nicht endenben Umwälzungen der Neuzeit aljo dar: 
„Diefe Erſchütterungen waren fo gewaltig, daß 
der Boden unter unfern Füßen fozufagen ſich 
öffnete und der menjchliche Geift, der eben noch 
voll trinmphierenden Stolzes unter Siegesjubel 
und Beifallsgejchrei und gleichſam mit Lorbeeren 
überladen einherjchritt, erjchredt in feinem Laufe 
innehielt und von tiefem Gefühle bewältigt an 
ſich die Frage ftellte: Wer bin ich? woher komme ich? 
was ift meine Beftimmung?“ Das Problem der 
Civilifation, wie e8 die Revolution geftellt, 
war alfo nicht, wie Guizot e8 formuliert hatte, 
das Problem der fortfchreitenden Freiheit, ſondern 
das Problem der die Freiheit beftimmenden, lei⸗ 
tenden und ihr Wirken allein erflärenden Mei 
ber Religion. Hinter der durch bie namenlofe 
Barbarei des Radilalismus geſchändeten Eivili- 
fation erhebt fich die religidfe Frage in ihrer Riejen- 
geftalt, da8 Haupt im Himmel, die Füße im Ab⸗ 
grund, auf dem Gipfelpunfte der Geſellſchaft, Hoch 
über ber überrajchenden Entwidlung der mate⸗ 
riellen Interefjen, dem Fortſchritt der empirifchen 
und exakten Wifjenfchaften, dem immer noch ftei- 
genden Einfluſſe politiicher Erdrterungen. Die 
entſcheidende Frage ift: „Was hat in religidfer, 
focialer, politifcder und litterariſcher Beziehung 
das Individuum und die Gefellihaft ber Refor⸗ 
mation des 16. Jahrhunderts zu verdanken?“ 
Nach einer im großen Stile gehaltenen Parallele 
zwiſchen dem Einfluß bes Katholicismus und 
des Proteftantismus im allgemeinen führt 
Balmes biefelbe hinfichtlich der Stellung des In« 
dividuums, der Ehe, der Familie, der bürgerlichen 
und religiöfen Gefellihaft, der Befreiung der 
Sklaven, der Erhebung ber menſchlichen Perſön⸗ 
lichfeit,, der Heiligkeit und Unauflöglichfeit bes 
Ehebandes, des öffentlichen Gewiſſens, der Mil« 
derung ber Sitten, der Eharitas, der Inquifition, 
der religtöfen Orden, der focialen und politifchen 
Doktrinen, der Wiſſenſchaften und Künfte in de 
taillierter Faffung, methodisch, in oft bewunderns⸗ 
wert poetifcher und beredter Sprache durch. Seine 
Behanblungsweife ift gleich weit entfernt von 
Guizots boftrinärsmehanifher Darftellung wie 
von Donofo Eortez’ blendenden Antithefen hinſicht · 
lich der Principien; auch läßt er ſich nicht wie 
Gorini in hiſtoriſche Detailtritit gegen Guizots 
Irrtümer ein; feine Erörterung bleibt immer hi⸗ 
ſtoriſch⸗ dogmatiſch, da, wo die Sade es erfordert, 
ſpaniſche Verhältniffe beſonders berüdfichtigend. 
Das Refultat feiner Forſchungen refumiert Balınes 
(Rap. 78) felbft wie folgt: „Bor dem Prote- 
ſtantismus hatte ſich die europäiſche Eivilifation 
fo weit entwidelt, als es möglich war; der Brote 
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flantismus aber Ienkte fie in falſche Bahnen und 
brachte den neueren Völkern unberechenbares Un« 
heil; die Yortjchritte, die feit der Reformation 
gemacht wurben, find nicht durch ihn, fondern 
troß ihm gemacht worben.* 

Man fieht es dieſen tiefgehenden Unter— 
fuchungen ber größten Zeit- und Weltprobleme, 
ihrer für den heutigen Geſchmack oft zur Weit« 
fchweifigfeit neigenden Auseinanderſezung ber 
Brincipien und geſchichtlichen Gefege nicht an, daß 
fie in einer Zeit endlofer Unruhe, anberweitiger 
Arbeiten des Verfaſſers, zuleßt unter dem Ent⸗ 
ſehen des Bürgerfrieges, in befien nächfter Nähe, 
ihre Iegte Form erhielten. — 1840 hatte Balmes 
noch in Vich die Meine ascetifche Schrift Maximas 
de San Francisco de Sales para todos los 
dias de aho, dann eine Kinderlehre über die 
Grundbegriffe der Religion von wunderbarer 
Einfachheit und Kraft, wohl von allen Schriften 
des Verfaflers, ſoweit das fpanifche Ydiom in 
Europa, Amerifa und Afien herrſcht, die ver- 
breiteifte, unter dem Titel La religion demon- 
strada al alcance de los niños (deutfch Frei⸗ 
burg 1268) verfaßt. 

In Barcelona war Balmes im Frühjahre 1841 
zum Mitgliede der Afademie der Wiſſenſchaften 
ernannt worden; bort fand er, als er im Juli 
besjelben Jahres zu dauerndem Aufenthalte ein⸗ 
traf, einen Kreis tüchtiger, für feine Ideen und 


Arbeiten begeifterter Männer, vor allem Tauls, | Bah 


ben Berleger feiner Consideraciones politicas. 
Diefer bewog ihn zu Anfang 1842 zu einer Reife 
nad Frankreich, um bort eine gleichzeitig mit 
der jpanifchen Ausgabe bes „Proteftantismus und 
Katholicismus“ ericheinende franzöfiiche Ausgabe 
dieſes Wertes zu beforgen und in Alberic de Blanche 
Raffin, einem der Redacteure bes Pariſer Univers, 
ben Überfeer und fpäteren Biographen zu finden. 
So zurüdhaltend Balmes auch hier troß ber ihm 
dargebrachten Ovationen fich zeigte, bem engeren 
Verlehr mit der katholiſchen Preſſe, namentlich 
ben Annales de philosophie chretienne von 
Bonnetty, wich er nicht aus. Während er ihnen 
in dem herrlichen, franzöſiſch (in Die Revue cri- 
tique et litt6raire) gejchriebenen Auffage über 
die Perjönlichfeit und Bedeutung feines Lands» 
mannes Mariana huldigte, Iehnte er ein viel 
fach gewünſchtes Zufammentreffen mit Guizot ab, 
welcher ber ftreng fachlichen und überaus edel und 
ruhig gehaltenen Kritif feiner Histoire de la 
eivilisation perjönlie Erwägungen entgegen- 
geftellt hatte, die in Fragen wie die vorliegende 
rein wertlos waren. Von einem Furzen Beſuche 
in England brachte er von ber religiöjen Anlage 
des Volkscharalters eine hohe, von der materin- 
liſtiſch · radilalen Weltpolitik eine äußerft geringe 
Wertſchätzung mit. — Als er im Oftober nad) 
ſechsmonatlicher Abwejenheit wieder in Barcelona 
eintraf, war er einer, der von der Geheimpofigei 
Esparieros ftändig Überwachten. Dies hinderte 
ihn nicht, fofort mit zweien feiner Freunde, Roca 
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y Eornet, einem Philoſophen und Litteraten, und 
Ferrer y Subirana, einem Juriften, vorab in des 
eriteren Zeitſchrift Religion, welche von nım an 
halbmonatlich als La Civilizaciön erſchien, dann 
nad 1'/, Jahren in La Sociedad allein (ein 
Jahr Iang) mächtig auf die Zeitfirömung aus 
teligidß - nationalem Gefihtspunfte einzuwirlen 
(1843 und 1844). In Iehterer erfchienen bie 
Cartas & un escöptico (1—14); bie legten 11 
Cartas wurden der Gefamtausgabe (Barcelona 
1846; deutjd von Dr. Franz Lorinfer, Regens« 
burg 1864) beigefügt. Dieſe „Briefe“ find für bie 
Beurteilung der Gefamtanlage bes Verfaſſers das 
Bebeutfamfte, für den weiteften Leſerkreis ſicherlich 
das Nüglichite. Sie trafen den wundeften led 
der Zeit und der Menſchen: die Stepfis in 
Sachen des religidfen Denkens nad) allen ihren 
Erſcheinungen auf dem individuellen wie öffent- 
lichen, religidfen wie politifchen und focialen Ge⸗ 
biete. In nachhaltig fräftiger, oft poetifh hin 
reißenbder Sprache wird das Wefen und bie I 

Urſache der modernen Religions und Gottlofig- 
teit dargelegt, und es ift bewundernswert, wie 
Balmes das an ſich haltlofe und jedem Angriff 
immer twieber fi) entziehende, alles auflöſende 
Wefen der modernen Stepfis zu faſſen verfteht. 
Wie in feiner andern Schrift bricht ſich bier der 
Genius des fpanifchen Vollscharalters, Gläubig- 
keit und gefunder Denjchenverftand, triumphierenb 

ah. 


Die Lage, in welcher Balmes dieje umfaſſende 
publiziſtiſche Thätigkeit entjaltete, blieb 
eine der gefahrdrohendften. Auf bie erwähnte erfte 
Niederwerfung der Moderados durch Espartero 
waren ſchon im Juli und Oftober 1841 neue Er« 
bebungen gefolgt. Wegen Einführung des neuen 
Konffriptionsgefeges (13. November 1842) kam 
es 15. November zwiſchen Garnifon und Volt 
in Barcelona zum Straßentampfe, in welchem 
erflere vom Fort Montjuich zum Bombarbement der 
Stadt zu ſchreiten ſich anfhidte. Die von der Cen⸗ 
traljunta erwirfte Schonung wurde von dem her⸗ 
beigeeilten E8partero verworfen; am 3. Dezember 
ließ er da8 Bombardement eröffnen, am 15. ergab 
fid die verwüſtete Stadt. 12 Millionen Realen 
Kriegätontribution und Belagerungszuftand in 
Permanenz konnten indefien die neue Erhebung 
im Juni 1843 nicht hindern.. Bis dahin hatte 
Balmes in der Unglüdaftadt außgehalten; jetzt 
floh er. Nach den Straßenfämpfen bes 2. Sep- 
tember und bem neuen Bombarbement bed 4. und 
7. September fam e8 im November erft zur Unter 
werfung. Als Balmes am Tage nad) der liber- 
gabe feinen Weg durch die Trümmerhaufen nach 
dem armen Haufe feines Bruders fuchte, wo er 
wohnte, fonnte er auf ben von einer Bombe ver- 
legten Arbeitstifch feiner Dachſtube als Frucht 
feiner erzwungenen Einfamfeit eine wahre Perle 
unter feinen Schriften niederlegen: EI criterio 
(6. Aufl. Barcelona 1867; deutſch unter dem 
Titel: „Weg zur Erkenntnis des Wahren“ von 
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Theod. Nißl, Regensburg 1852). Das Buch ift die Verfafjungsfragen, Die Kirchenfrage, bie Bes 


mehr als eine populäre Logik; es ift eine Art Ein» 
führung in die Philofophie für folche, welche die⸗ 
Kr . ſchulgemãäß ftudieren. Balmes formu« 
die Geſetze des geſunden Menſchenverftandes 

er verfolgt ihre Anwendung auf das eigen 
geiftige Leben, das äufere Verhalten, Glauben, 
Denten, Urteilen, die Haupterjcheinungen ber 
Außenwelt. Genau in den Definitionen, anziehend 
in der Darftellung, tief und voll Salbung wie ein 
Myſtiker analyfiert Balmes, ohne ſich an metho- 
diſche Strenge zu binden, meift im Anſchluß an 
eine allen geläufige, jofort zu Tontrollierende Be⸗ 
obachtung. Man braudt bloß das letzte (22.) Ka- 
pitel, „Bom praftifchen Berftande” (Separataus- 
gabe von Dr. Heinrich Brinkmann, Münfter 1863), 
au lefen, um das Geheimnis zu entdeden, warum 
diefe Schrift feinen Landsleuten die liebſie wurde. 
Mitten in feine aufjtrebende Popularität fällt 
für Balmes der wichtigfte Abſchniit feines Lebens, 
infofern ihm ein unmittelbare Eingreifen in bie 
Politik zufiel. Narvaez hatte mit fefter Hand 
die Zügel der Regierung ergriffen; es galt, Spa- 
nien nach all dem Elende grengenlofer tevolutionärer 
Zerrüttung feinen monarchiſchen und religiöfen 
Trabitionen wiederzugeben. Nachdem Narvaez 
in den Guardias civiles eine ſteis ſchlagfertige 
Schutzmacht gegen die renolutionären Exceſſe er- 
richtet, die verbannten Biſchdſe zurüdberufen, ben 
Verlauf der Kirchengüter ſiſtiert, eine Berjöhnung 
mit dem Heiligen Siuhle angebahnt, die progre|- 
Friige Preſſe gezügelt und (Oftober 1844) in 
den Cortes eine der nationalen Reform günftige 
Mojorität gefunden, ſchien e8, als ob der Thron 
Iſabellas IL. ſich befeftige. Die große Aufgabe 
war, dieſer Refonftitution bes Landes in ben poli= 
tiſchen Kreifen feiten Halt und nachhaltige Kraft 
zu fihern, und dieſe Aufgabe fiel Balmes ohne 
fein Zuthun zu. Ein durch fociale Stellung und 
perjönliche Autorität ausgezeichneter Kreis fpa- 
nifcher Adeliger, der Marquis von Viluma an der 
Spiße, legte ihm die Herausgabe einer politiſchen 
Zeitiehrift nahe. Unter Wahrung feiner vollen 
Unabhängigfeit verftand ſich Balmes dazu; Mitte 
Februar 1844, fechs Donate nad) Esparteros 
Sturz, erſchien in Madrid, wohin Balmes feinen 
Wohnfig verlegte, die Zeitjchrift El pensamiento 
de la naciön mit dem Programm, auf die von 
dem revolutionären Konftitutionalismus emanci= 
pierte Monarchie die fociale Regeneration Spaniens 
im Innern und defien volle nationale Unabhängig- 
feit nad) außen zu bauen. Die von Balmes ge= 
forderte Revifion der Berfafjung von 1837 ſehte 
Narvaez (Mai 1845) duch. Der Eintritt Biln« 
mas, damals Gefandter in London, in die Res 
gierung ſcheiterte zwar, aber die Reformen gingen, 
zumal nad) der linterbrüdung des Espartero⸗ 
Primſchen Pronunciamiento von Logrofio, ihren 
Weg, und man kann fagen, daß fat drei Jahre 
fang durch den publiziftiichen Einfluß bes Pensa- 
miento die höchiten Lebensinterefjen der Nation, 





siehungen zum Auslande, die Heiratsfrage ber Kö⸗ 
nigin, fo objeftiv und gründlich, fo ernſt und ent» 
ſchieden von den maßgebenden Kreiſen verhanbelt 
werben konnten wie nie zuvor. Der Pensamiento 
e | wurde eine politifche Macht. 

Je mehr die ſpaniſchen Verhältniffe fi kon⸗ 
folidierten, deſto mehr trat bie Berheiratung 
Iſabellas in den Vordergrund; fie beichäftigte 
die ſpaniſchen Staatsmänner nicht weniger wie 
ganz Europa, zumal feit bie Doltrinäre des Pa- 
rifer und bie Tories des Londoner Kabinetts bie 
„Ipanifchen Heiraten“ — Iſabellas Schweiter, 
die Infantin Luifa, war nach ber veränderten 
Suceeffiongordnung mit in Frage — zum Auß- 
gangspunfte gewählt hatten, bie verlorenen Fäden 
der Beeinflufjung der ſpaniſchen Politik wiederzur 
finden. Balmes’ Scharffinn hatte fofort in der 
von Guizot ganz der kurzſichtigen Politik Louis 
Philipps angepaßten Stellungnahme Frankreichs 
eine Gefahr für die Zulunft Spaniens erlannt 
und trat dem nach Spanien felbft verpflanzten 
Intriguenfpiel gegen die Kandidatur des Prinzen 
Carlos, des Sohnes und Erben bes Don Carlos, 
damals unter dem Titel eines Grafen von Montes 
molin in Bourges refidierend, auf das entſchie⸗ 
denfte entgegen. Für ihn war dieſe Heirat die um« 
wibderrufliche Löſung der ſpaniſchen Staatefrage 
durch thatjächliche Befeitigung der Succeſſions- 
frage, die Garantie der nationalen Unabhängige 
keit, Die Verföhnung des Autorität8- und Freiheits 
princips, der Ausgleich zwiſchen Monarchie und 
Repräfentativ-Berfafjung. Je mehr die Frage der 
Verheiratung zum Gegenſtand öffentlicher Ver⸗ 
handlung, felbit in den Gortes, und Anlaß zur 
Erörterung internationaler Staats · und Vertragd« 
fragen wurde, defto entſchiedener, geijtegmächtiger 
verfoht Balmes das nationale Programm, und 
feine Autorität war damals jo groß, daß das ganze 
ſpaniſche Volt, vorab die Karliften jelbft, dieſe 
Löfung freudig begrüßt Hätten. Balmes that mehr. 
Auf Don Carlos’ Abdantung zu Gunften des 
Grafen von Montemolin hatte er unmittelbar Ein- 
fluß; das würdevolle Manifeſt des Iepteren und 
die in demfelben eingegangene Berpflihtung gegen 
die Nepräfentativinftitutionen (28. Mai 1845) 
ging dur) feine Hand. Balmes war damals in 
Frankreich und blieb den Sommer in Paris und 
Belgien. ALS er zurüdkehrte, erfannte er alsbald, 
daß die Kandidatur des Grafen von Montemolin 
durch bie franzöfifche Diplomatie bejeitigt und jo« 
mit den Kandidaturen Louis Philipps der Weg 
offen fand. Mit erneuter Entjchiedenheit erhob 
ſich nochmals Balmes gegen jede Verbindung 
Spaniens mit dem ſchwankenden Thron ber fran⸗ 
zöfifchen Orleans. Umfonft. Die geheimen Unter» 
bandfungen Louis Philipps mit dem Tory⸗Kabinett 
einerjeits und der ſpaniſchen Regierung anderſeits 
hatten zu einer Abmachung geführt, in welcher 
Louis Philipp, um Englands Empfindlichkeiten 
zu ſchonen, für feinen jüngften Sohn Montpenfier 
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anf die Hand JIſabellas verzichten, bie ihrer 
Schweſter Luifa nahm, während Iſabella dem 
gene von Cadiz, einem Brudersſohne des Don 

108, Don Francisco dAſſiſi, zugewieſen wurde. 

Die Haltung der ſpaniſchen Diplomatie erbitterte 
Balmes aufs tieffte; er zog ſich in die heimiſchen 
Berge zurüd, Sein politifcher Scharfblid Hin» 
fichtlich der Stellung Louis Philipps erhielt un« 
erwartet ſchnell Recht. Anfangs 1846 übernahmen 
in London die Wighs unter John Auffel die Re» 
gierung, und Vord Palmerſton, der entjchloffenfte 
Gegner bes franzöfifchen Einfluffes, griff nochmals 
die Angelegenheit der „Ipanifchen Heiraten“ auf, 
proflamierte die Kandidatur des Neffen des Prinz» 
Gemahls feiner Königin, befchuldigteLouis Philipp 
des Woribruchs und brachte ihn um den Reft 
feiner Achtung in Frankreich. Allein der fran- 
Kun Einfluß fiegte nochmals, als Lord Palmer 

on, den revolutionären Inſtinkt feiner Politit 
nicht zügelnd, die Progreffiften offen — 
den Hof herausforderte und Marie Chriſtine jetzt 
feldft die Annahme ber franzöfifchen Forderungen 
betrieb und ben Abſchluß der beiden Heiraten 
unter amerhörten Feſtlichkeiten (10.Oftober) durch- 
feßte. Lord Palmerfton vergaß dem Könige der 
Franzoſen und dem jpanifchen Hofe dieſe ihn über⸗ 
liftende Energie nie; leßteren gab er den progreſ⸗ 
ſiſtiſchen Umtrieben preis. Die Zeit der Reform- 
politif war vorbei. Louis Philipp warf er Verrat 
dor; das Einvernehmen der beiden Mächte war 
zerftört, der Parifer Hof war, als die Stunde ber 
Gefahr ſchlug, ohne Stüße, und Frankreich ftand 
der englischen Revolutionspolitik offen. Der König 
batte buchftäblich, wie Balmes gejagt, „in feiner 
Thorheit fein Todesurteil vollzogen“. „Die ein- 
ige Hoffnung, die uns blieb, ift auf immer 
verihmwunden“, Hagte Balmes. Am 31. Dezember 
1846 erſchien der Pensamiento zum letztenmal. 
Ale Bitten der Freunde vermochten nicht? gegen 
diefen Entihluß, mit dem Balmes auf ein reiches 
Einkommen verzichtete, feine Würde und Unab- 
bängigfeit fortan in vorwurfsvolles Schweigen 
hüllend. Einen Monat nad der Doppelhochzeit 
(10. November 1846) nahm er von den ſpaniſchen 
Diplomaten, die Gevatter geftanden, Abſchied. 
„Der Tag wird kommen,“ fagte er, „wo fie, 
niebergebeugt durch bittere Erinnerungen, glücklich 
fein würden, wenn fie die geleifteten Dienfte und 
den empfangenen Lohn vergefjen könnten.” Balmes 
fand am Ende feiner politiichen Laufbahn; er 
hatte feine Aufgabe, dem „Gedanken der Nation“ 
Niegreichen Ausdrud zu verfchaffen, gelöft; bis zur 
Stunde hat ihn Fein fpanifher Publizift und 
Staatsmann in der Schöpfung einer wiklich natio= 
nalen Politik —— He fteht heute noch 
en: an ber Stelle, auf welcher Balmes fie 
verlafien. 

Mit einer Freude und Emfigfeit, die alle an 
ihm bemerfen fonnten, kehrte Balmes jet nach 
20jähriger Unterbrechung ” den Thomas 
ſtudien von Gervera zurüd. In ber bewegteften 





Zeit feines Lebens hatte er die zehn Bücher der 
Filosofia fundamental (Barcelona 1846, 1849 
und ſpäter, 4 Bde.; deutſch von Dr. Franz Borinfer, 
Regensburg 1855, 2 Bde.) entworfen; jet 
vollendete er fie wie tm Fluge und arbeitete da» 
neben ben Curso de filosofia elemental (Madrid 
1847 ; deutſch von Dr. Franz Lorinfer, Regens- 
burg 1852—1861, 4 Tle.) aus. Daß er au 
mit diefen beiden Werfen dem großen Ziele feines 
Lebens treu blieb, Spanien feiner katholifchen Ber« 
gangenheit wiederzuſchenlen, defien blieb er ſich bei 
der Abfaffung vollauf bewußt. Die „Zunbamente“ 
find eine Philofophie im Geifte des HI. Thomas 
nad) den Anforderungen ber Neuzeit, genauer eine 
Prüfung der Fundamentalfragen ber Philoſophie. 
dogmatiſch und kritiſch zugleih. Es handelt fi 
für Balmes nicht um die Aufftellung eines durche 
gebildeten Syſtems, fondern um bie von dem chrift« 
lichen Denken geforderte Stellungnahme zu den 
einzelnen Grundproblemen ber neueren Philo- 
fophie, wie ſolche find die Gewißheit, die Senfa- 
tionen, die Idee, Ausdehnung und Raum, da 
Sein, Einheit und Zahl, die Zeit, das Unendliche, 
die Subftanz, Notwendigfeit und Kaufalität; feine 
Kritif umfast die Philoſophie feit Descartes, be= 
fonder8 Leibniz, Malebrande, die Materialiften 
des 18. und die deutjchen Tranfcenbentaliften des 
19. Jahrhunderts. Die Wiſſenſchaft vom Abſo⸗ 
luten, das ift das Nefultat feiner Spekulation, 
fucht die Philofophie vergeblich auf den Irrgängen 
des non Bott abgewendelen Denlens; ihre Duelle 
ift Gott felbft, für Balmes wie für Gregor 
von Nazianz, das Licht alles geiftigen Lebens. 
Bei erhabener philofophijcher Conception wird 
auch bier die Sprache bei aller Nüchiernheit oft 
von adcetifcher Milde und Kraft durchleuchtet, wie 
verflärt, während in der Elementarphilofophie 
(2ogit, Metaphyfit, Ethikt, Geſchichte der Philo- 
fophie) ganz bie Sprad- und Anſchauungsweiſe 
de8 Criterio wiederfehrt mit der hier unentbehr⸗ 
eis Rüdficht auf [hulgemäße Doftrin und Die 
thode. 

Im Frühjahr 1847 waren auch diefe Arbei- 
ten vollendet. Eine Sammlung feiner politiſchen 
Schriften: Eseritospoliticos (Madrid 1848), war 
unter der Preffe. In der Einleitung hatte er noch⸗ 
mals in gedrängter Überficht von feinen politifchen 
Anſchauungen ich Rechenſchaft gegeben. Erſchöpft 
von Arbeit, ergriffen von dem nicht mehr endenden 
Wechſel des Geſundheitszuſtandes, niebergebeugt 
von dem Schaufpiel des Hoflebens der jungen 
Königin, der im März 1847 wieder zur Herrſchaft 
gelangenden Progreffiften unter Serrano und ber 
überhandnehmenden intellektuellen und moralifchen 
Korruption, ſehnte er ſich fort von Madrid. Seine 
Freunde beftanden auf einer Erholumgsreife. Nach 
einmonatlichen Aufenthalt in den Bädern von 
Ontanedo an ber fantabrifchen Küfte (Santander) 
bejuchte er nochmals — Paris und 
lehrte Mitte Oltober mit der Überzeugung bon 
der bevorftehenden Kataftrophe nach Mabrid zur 
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rück. Der Sturz Serranos und 
Ba Eu ne Bl 


nicht mehr über 
ihn blieb nur noch * ae, der öffentlich 
Ausbrud zu geben er bei ſich beſchloſſen hatte. 
Alabald nad) feiner Rüdfehr erſchien die Heine 
Schrift Pio nono (Mabrid 1847), formell eine 
der glängendflen, aber a hinebe ſelbſt feine nächſte 
Umgebung ſo wenig ende Berteibigun, 
der von biefem Papfte bis — befolgten Reform« 
politit, daß namentlich von feiten der damals 
Regierungspolitiler er in keiner 
je geſchont wurde; feine Anficht, Das Reform« 
wer? des von ihm wegen feiner Frömmigfeit, Tu« | hatt 
gend und — gefeierten Papſies ſei eine 
keit, nahm er mit ſich ins 
Grab. Armee, Verbächtigung feiner Ehre 
und Unabhängigfeit, die unerhört brutale Nieber« 
tretung ber Tatholijchen Intereſſen nad} ber Nieber- 
Tage des Sonderbunds (November 1847), der Aus- 
bruch ber Pariſer Februarrevolution die progreſ⸗ 
ſiſtiſche Erhebung in Madrid (26. März 1848) 
und Furcht vor den Greueln des Straßenfampfes 
drüdten den von dem Wieberausbruch feines Bruft- 
Teibens ſchwer Gebeugten vollends nieber. In ber 
Sehnſucht nad) der Sf feiner fatalonifchen Berge 
er er Madrid vor Ausbruch der Märzrevolte 
verlafien. Im Barcelona fonnte er noch an ber 
lateintjejen Überfegung feiner Elementarphilo« 
fophie arbeiten, bie er 5 De Erzbiſchof Affre 
ar 17. Juni 1848) für Schulzwede zugefagt. 
im 15. Mai befiel ihn im Haufe feines Bruders 
das Todesfieber; zu feiner großen freude konnte 
er am 28. Mai nad) Vic) gebracht werden. Am 
heiligen Fronleichnainsfefie empfing ex bei_bem 
in feinem Sterbezimmer gefeierten heiligen Opfer 
die Wegzehrung. „Niemand“, jagte fein Bruber, 
„hat auß feinem Munde auch mur eine einzige 
en gehört.” Er farb nachmittags am 9. Juli 
1848. Kurz vor dem Eintritte in den Todeslampf 
fagte er: „Mir ift wohl, zwei Menſchen leben in 
mir: der eine ift geiftlich, der andere leiblich· Der 
leibliche Menſch beichäftigt mich wenig.” In tiefer, 
vollendeter Ruhe, wie in ber Betrachtung begriffen, 
das Auge auf die vor ihm ftehende Statue Marias 
geheftet, jchieb er von innen. Das übermächtige 
Geiſtesleben hatte ihn vor ber Zeit aufgerieben; er 
war noch nicht 38 Jahre alt. Fürftliche Ehren von 
weltficher wie geiftlicher Seite geleiteten ihn zu 
Grabe; in Bid ſchuf Die Stabtbehörbe 4 Tage nad) 
feinem Tode zu dauernder Erinnerung an ihren 
beften Sohn den „Balmesplag“. Ein Aufruf an 
ganz Spanien verlangte für , dengroßen Berteibiger 
des fatholifchen Glaubens, den hriftlichen Philo- 
fophen, ben frommen und ausgezeichneten Schrift« 
fteller, den Priefter Jakob Balınes“ ein würdiges 
Denkmal. Seit Juli 1899 fteht an der Faſſade 
des Rultusminifteriums in Madrid feine Mar⸗ 
morftatue, ein Meiſterwerk 3. Alcoverros. Ende 
Januar 1848 Hatte die Madrider Afademie 
den Marqıis von Biluma mit Einftimmigfeit 
Staatslexiton. I. 2. Aufl. 
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beauftragt, ihm wegen feiner Berbienfte um bie 
ſpaniſche Sprache en Sig anzubieten; Balmes 


Für | nahm an, hat feinen Sif aber nie eingenommen. 


Der Schmerz ganz Spaniens über feinen frühen 
Tod war ein gerechter: Balmes war ein priefter- 
licher Charakter in der ganzen Größe des Wortes; 

ein Mann ber Wiffenfchaft, ber Frömmigkeit, des 
Opfers, vor deſſen malellofer Hoheit auch die 
B es in erfter 
Linie mit — iſt, daß Spanien nicht 
mehr die Wege bes Entjeßens zu wandern hatte, 
von welden er es in ber derzehrenden Glut feiner 
* zur Kirche und zu feinem Volle abgelenkt 


erst man fein Lebenswert auf allen Ge⸗ 
bieten der praftifchentwiebertheoretijchen Bolititund 
Philoſophie, jo wird man bei tieferem Nachforfchen 
unſchwer die eine große Idee erkennen, welche 
baßfelbe beherrſcht: den Kampf gegen bie rationa⸗ 
liſtiſche und die Verteidigung ber chriſtlichen & e- 
ferlfhaftsauffafjung. Erflere trat ihm 
im Guizoiſchen Doltrinarismus entgegen, in der 
allgemeinen Stepfis gegenüber ben Grundwahr⸗ 
beiten ber Religion, in den Verirrungen des philo« 
ah Dentens letztere in ber katholiſchen 
— — 
x zeitgemäßen Wiederbelel er ſcholaſtiſchen 
Philoſophie. Alle Wahrheit ſtrömte für ihn aus 
einer Duelle, aus Gottes zwiefacher Schöpfung 
im Reiche der Ratur und der Gnade, aus ihrer 
harmonischen Einheit im Glauben, Lehren, Leben 
der Kirche: alle Erkenntnis hatte für ihn eine 
Norm, die Glaubensregel und die große Tradition 
der latholiſchen Philoſophie; alles Wirken ftand 
bei ihm in firenger Abhängigfeit bon einem Ziele, 
Spanien feiner fatholijcden Vergangenheit und 
damit einer glorreichen Zukunft wiederzugeben. 
ätte er die erfte batifaniiche Konſtitution Dei 
ius Pius’ IX. Hätte er Die Encytlila Leos XIII. 
Aeterni Patris (4. Auguft 1879) über die Re= 
ſtauration der latholiſchen Philoſophie gelefen, die 
Freude hätte ihn überwältigt. Im Kichte diefer 
autoritativen Kunbgebungen muß Balmes un 
zweifelhaft als einer der größten, gottbegnabetiten 
Geifter des neueren Katholicismuß angejehen wer« 
den. Im Doltrinarismus und feiner Politif er« 
fannte er eine neue Phaſe des proteftantifchen 
Geiftes, eine Weiterbildung des „Glaubensbefennt« 
niſſes des ſavoyardiſchen —R des Contrat 
social, d. h. der Prollamation der Souveränität 
ber Vernunft und der Vollsfouveränität und der 
Umgeftaltung aller geſellſchaftlichen Ordnung nach 
ihren Sorderungen. Diejem letzten Verfud ber 
Fortſetzung der revolutionären Emancipation des 
Menſchengeiſtes des 16. Jahrhunderts galt feine 
nie ruhende Zurüdweifung in den Sociallehren 
und in den politiihen Doltrinen, zunächſt des 
eigenen Volkes. Wenn ihm trotzdem zu gewiſſen 
Zeiten und unter gewiſſen Imfländen von feinen 
Freunden eine zu große Nachgiebigfeit gegen bie 
Einrichtungen des mobern«politiichen Lebens zum 
20 
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Borwurf gemacht wurde, wie von feinen Gegnern 
die Hinneigung zu reaftionärem Peſſimismus, fo 
mag dieß mit Bezug auf einzelne Äußerungen eine 
gewifje Berechtigung haben. Nicht jo mit Bezug 
auf die Grundlinien feiner Geſamtanſchauung. Für 
Spanien forderte er bie Herrſchaft bes fatholifchen 
und des monarchiſchen Princips, da das erftere 
gegenüber den jocialen Umgeftaltungen bed Volls- 
lebens allein eine Macht der Ausſohnung, der 
Ordnung, der Friedigung beſitze, das letztere allein 
einer Geſellſchaft die Stabilität ihrer Einrichtungen 
ſichern tönne. 

Die Weltpolitit der modernen Zeiten hat mit 
dem dreifachen, von ihr angenommenen Axiomen der 
Regierungsfunft: dem Intereffen- und Partei» 
kult, der Centraliſation, der den Körper ſchwächen⸗ 
den, ben Geiſt erniedrigenden Erziehungsmethode, 
nur bie Herrſchaft der univerfalen Kuechtung pro» 
Hamiert. Der Katholicismus ift allein noch die 
tettende Macht, da er den Dingen biefer Zeit das 
rechte Maß in der übernatürlihen Beftimmung 
alles focialen Lebens geben Tann, weil er allein 
die durch bie univerfale Revolution in der Volls⸗ 
feele geichaffene Leere auszufüllen vermag. Was 
Balmes in diefer Hinficht über die Grundelemente 
allen focialen Lebens, die Individualität, Arbeit, 
Eigentum, Ehe, Yungfräulichkeit, Liebe, geſchrie⸗ 
ben, ſcheint ung mit das Vollendetfte zu fein, was 
hohe Vernunft und jeltene Zartheit des Herzens 
eingegeben. Das gleiche gilt bezüglich der Inftie 
tutionen und ethiihen Grundanihauungen des 
Katholicismus, " B. der religiöfen Orden. 
„Wenn der Gefellichaft Auflöfung droht, bann 
helfen nicht Werte, Pläne, Gejege, ſondern 
ftarfe Inftitutionen, die den Leidenjchaften, ber 
Unbeftänbigfeit des Menjchen, den zermalmen- 
ben Schlägen ber Ereignifje widerftehen. Imftitu 
tionen thun not, um die Intelligenz zu bilden, das 
Herz zu beruhigen und zu veredein, um eine 
Bewegung des Wiederſtandes und der Reaktion 
inmitten einer Geſellſchaft herbeizuführen, deren ver · 
derbliche Elemente letztere dem Tode überantworten.“ 

Angeſichts der modern=revolutionären Erfehüt- 
terung der Gefellfchaft hat jede wahrhaft konjer- 
vative Politik auf die Befeftigung und Erhaltung 
jener beiden Socialmächte hinzuarbeiten, welche 
in ben modernen Nationen allein noch die Volfs- 
einheit und Volkseinigkeit retten fönnen: Katholi⸗ 
ciamus und Monardie. Das gilt insbejondere 
für Spanien; bie Revolution ift für dasſelbe 
eine „Überrafhung“ geweſen; bie größte Wiber- 
ſtandskraft ift und bleibt noch der Satholi« 
cismus, zumal das zwiſchen einer ftarfen monar« 
chiſchen Gewalt und dem Volfe vermittelnde Glied 
einer feſt organifterten Ariftofratie fehlt, weiche 
die Demofratie vor Außfchreitungen bewahrt. Die 
Kritik der gegenwärtigen fpaniichen Verfaſſung 
führt Balmes zu der Forderung: Befeftigung und 
Stärkung der Erbmonardie um der Ordnung, 
ber Stabilität und einer Anwendung der politiſchen 
Gewalt willen, welche mit Wohlwollen bie Aus— 


Balmes. 
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einanberfegung von Ariftofratie und Demokratie 
auf Grund ber ſpaniſchen Berfafjung vor Karl EIT. 
au leiten vermag. Die ei — aftilien, Ara= 
gonien, Navarra, Balencia, Katalonien, die Sanm« 
lung ber Fueros, ber Privilegien und Freiheiten 
legen bie Bebeutung der Demokratie, d. h. des 
freiheitlichen, forfchreitenden VBollselementes jo 
nahe, daß die Erbmonardie in ber Anerlennung 
und Wiederbelebung der in ben nationalen Sitten 
noch tief wurzelnden Freiheiten und Traditionen 
den ftärkften Damm gegen bie revolutionäre Demo- 
kratie aufrichten würde. Eine mit ben verſchiedenen 
Graden ariftofratifcher und demokratiſcher Inſti- 
tutionen, mit Ständigfeit und Fortſchritt gemifchte 
Monarchie als die geeignetfte Bürgſchaft aller 
foctalen Güter, furz eine Regierungsform, deren 
Typus die katholiſche Kirche in ihrer Hierarchie 
zeigt, war Balmes’ Ideal, durchweg im Anſchluß 
an die Principien des hl. Auguftinus. Der Ver⸗ 
wirklichung dieſes Ideals galt der Kampf feines 
Lebens, und wiederholt hat er erflärt, für den Kar⸗ 
lismus nur darum eingetreten zu fein, weil letzterer 
dieſes für das Land zuträglichfte Syſtem verfolgt 
babe. Bon der Anſchauung ausgehend, ber eminent 
tatholiſche und monarchiſche Geift des ſpaniſchen 
Volfes fei noch ſtark genug, bei Zurüddrängumg 
der revolutionären Einwirkungen, ein ber monar⸗ 
chiſchen Vergangenheit des Landes würdiges, 
ſelbſibewußtes, echt nationales Leben wieder zu 
begründen, war Balmes der fuftematifche Be- 
kämpfer jeder franzöfifchen oder engliſchen Allianz, 
die nur ſtörend auf die Rekonſtitution des Landes 
einwirken könne. „Wir glauben nicht,“ ſagte er, 
„daß unfer Wohl von irgend einem Bündniffe 
oder gar einer elenden Nachäfferei abhängt. In 
der Nation Liegt ein Princip des Lebens, ber Kraft, 
der Energie, durch deſſen Benußung Spanien 
wieber den Rang erhalten Tann, der ihm zulommt. 
Bis auf günftigere Verhältniffe Tat ung in dem 
Geiftern den Drang nad) einer befjeren Zeit hegen 
und pflegen. Hüten wir uns, den Aufſchwung 
nationaler Gedanken zu hemmen durch Annahme 
des Proteftorates einer fremden Nation.“ Daß 
Balmes einer von dieſen Geſichtzpunkten getragenen 
Reformpolitit fowie der Eentralifation im Sinne 
einer kräftigen und einheitlichen Verwaltung zu» 
ftimmte, ergiebt ſich aus feiner focialen Auffaffung 
der modernen Revolution; es galt ihm, auf biefem 
Wege der Schwäche der Regierung und der An«- 
hänglichkeit des Volles an die Einheit der Macht 
als den Ausgangspunften der Reform entgegen- 
aufommen. 

Über feine auswärtige Politik, die er 
vorzugsweiſe in der Schrift über Pius IX. 
entwidelt und der Donofo Cortes (f. d. Art.) ein 
europaͤiſches Echo verfchaffte, fei nur bemerft, daß 
in dem Kampfe um die Welthegemonie, in den 
die innerftaatlichen Ummälzungen (1848) die nor« 
diſchen Mächte verwideln würben, na) Balmes’ 
Anfiht Rußland der Sieger fein, aber wegen der 
gänzlichen Abhängigteit der es beherrſchenden Ideen 
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von Franfreic) und Deutſchland bamit feinen Ver⸗ 
fall und Untergang herbeiführen werbe. Die abend» 
iandiſche Eivilifation ſei durch das Doppelte Princip 
des Proteftantismus, das Privaturteil in Glau⸗ 
bensfachen und biereligiöfe Suprematieder Staats · 
gemalt, unbeilvoll entkräftet. Die Aufgabe bes 
Bapfttums ſei e8, hier feftzuftehen, fich auf feine 
fremde Stühe zu verlajfen, feine eigenen Kräfte 
vollauf zu entfalten. „Sein Gejchid könnte ſich 
nicht ohne Gefahr an das Los irgend welcher poli» 
tifchen Macht fnüpfen. Es ift Dringend notwendig, 
daß es ſich jo viel als möglich durch feine Haltung 
vor allen Wecjelfällen, die Europa bebrohen, 
figerftelle. Seine Klugheit muß das auswählen, 
iwas Die neuere Bewegung Gutes in ſich ſchließt, 
um ben Ideen eine weile Richtung zu geben und 
in ber Region der Thatfachen eine friedliche Um=- 
geftaltung herbeizuführen.“ Als den Zeitpuntt dieſer 
Umgeftaltungen bezeichnete Balmes den zeitweiligen 
Umſturz ber weltlichen Souveränität des Papft« 
tums, deren Wieberherftellung als eine Yorberung 
politifch-ocialer Notwenbigfeit ſich aus den inner« 
europäifchen Verwicllungen ergeben werde. Wenn 
wir ſchließlich noch darauf hinweiſen, daß Balmes 
einegroße franzöfiich-ruffiich-amerifanifche Allianz 
als den entſcheidenden Faltor in dieſer Weltlage 
angefündigt, fo glauben wir feine Politik hin« 
reichend charalteriſiert zu haben. 

Nach Balmes’ Tode erichienen noch Escritos 
p6stumos (Barcelona 1850), Poesias pöstu- 
mas (daf.) und eine größere Auswahl politijcher 
Schriften in einem Bande (Escritos politicos) 
(da}.). — Außer der oben angeführten Litteratur 
fei noch hingewieſen auf die von feinem Freunde Al⸗ 
beric de Blanche Raffin verfaßte einzige größere 
Biographie: J. Balmes, sa vie et ses ouvrages 
(Paris 1849; deutſch von %. X. Karker, Regens ⸗ 
burg 1852). Eine zweite Auflage diefer Schrift, 
worin über manche wenig genügend aufgeflärte 
Buntte perfönlicher, politischer und wiſſenſchaftlicher 
Art weitergehende Mitteilungen hätten erfolgen 
follen, fam wegen des zu frühen Todes des Ver- 
faſſers (geft. Ende 1852 als Rebafteur des Univers) 
nicht zu flande. Immerhin machte N. de Blanche 
Raffin (Kap. 33) auf eine ganze Reihe unveröffent» 
lichter Arbeiten des genialen Publiziften aufmerl ⸗ 
fam, bie ebenfowenig wie das reiche Briefmaterial 
zur Veröffentlichung gelangt find. Eine kritiſche 
Gejamtausgabe der Balmesſchen Schriften liegt bis 
heute nicht vor. Eine Überjefung feiner „Wer- 
miſchten Schriften“ (3Bde., Regensburg 1855/56) 
bejorgte 3. Borſcht, Symnafialprofefior zu Speier. 
Zur tieferen Beleuchtung der Lehren von Balmes 
und der Vertretung feiner Politik durch Donofo 
Cortes veröffentlichte T. I. Buß (im Anſchluß 
an A. de Blanche Raffin II, 10) die Schrift: „Zur 
katholiſchen Politit der Gegenwart“ Paderborn 
1850). [Weinand.] 

—— — 

erg a orduung (von 
1507), |. Strafrechtspflege. 


Baltifhe Provinzen — Banken und Krebditinftitute 
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Ban, Bauns, |. Öfterreih-Ungarn. 

Banken und Kredifinkitute. Die Ent 
twidlung unferes heutigen Banf= und Krebitivejens 
knüpft an die mittelalterliche Imftitution der Geld⸗ 
wechsler an, welche bei ben durch Die Bielgeftaltig« 
feit der europäifchen Staaten bedingten Münze 
verhältnifien eine ftehende Notwendigfeit waren. 
Bei dem regen Verkehr, den namentlich das Deutſche 
Reich mit Italien pflegte, hatten bie agilen Ita⸗ 
liener in furzer Zeit aus dieſem Gejchäfte nahezu 
ein Monopol für ihre Nation gemacht. Auf Mefien 
und Märkten etablierten die italienijchen Geld» 
wechsler einen Stand, eine Bank, auf welcher fie 
in hößernen Schüffeln bie verſchiedenen Gelbjorten 
aufzuftellen pflegten. Wie e8 die Natur eines 
ſolchen fliegenden Banfgefchäftes, welches dem 
augenblidlichen Bebarfder aneinem Ortzufammen« 
geftrömten Kaufleute aus aller Herren Länder ge 
recht werden wollte, mit ſich brachte, beſchräntte 
das Gefyäft Hch bald nicht mehr auf das einfache 
Wechſeln, jondern jehr bald wurden Darlehend- 
geichäfte damit verbunden, und zwar zunächft gegen 
Hinterlegung von Waren (daher, weil dieſe 
Ichäfte von Italienern gemacht wurben, Lombarb). 
Bei weiterer Entwidlung übernahmen die Geld- 
wechsler die Ausgleichung der verſchiedenen Ge⸗ 
chäfte, welche von den verſchiedenen Kaufleuten 
auf Märkten und Meſſen geſchloſſen wurden, gegen 
deren Anweiſung (Ehed« und Girogeſchäft), wie 
auch Zahlungen nad fremden Plägen hin, und 
durch bieje Ießteren entftand ber Wechſelverlehr. 

Aus diefen Heinen Anfängen entwidelte fi) das 
heutige Bank« und Kreditweſen, welches bei ben 
durchaus veränderten Produftionsverhältniffen, 
dem bedeutend gewachſenen Gelbbebürfnis der 
Staaten der Form und dem Weſen nad) zwar das 
gleiche geblieben, aber faft unüberfehbare Dimen- 
fionen angenommen bat. Eine althergebradte 
Einteilung pflegt die verſchiedenen ber wirtſchaft ⸗ 
lichen Thätigfeit durch Vermittlung von Geld und 
Kredit dienenden Inftitutionen nad den Pros 
dultiondgebieten, für Die fie vorzugsweife beftimmt 
find, in drei Klaſſen abzuteilen. Man unterfchieb 
die für den Befiger des unbeweglichen Eigentums 
beftimmten Inftitute von denen, welche dem be= 
meglichen Vermögen, und von jenen, welche ber 
Arbeit und dem Handiverf dienen. Letztere, Spar« 
faffen, Darlehens, Hilfs und Unterflügungs- 
fallen, werden befonder8 abgehandelt. — Die 
dem liegenden Vermögen gewibmeten Inſtitute 
nannte jene alte Einteilung Kreditgeſellſchaften 
oder Kreditvereine ſchlechtweg, während die dem 
beweglichen Vermögen dienenden im allgemeinen 
Banken genannt wurden. Obgleich unter den 
heutigen Verhältnifjen jene Einteilung wegen ber 
für fie gebrauchten Sammelnamen nicht mehr zu- 
treffend ift, nachdem fich eine Reihe von Inftituten 
entwidelt hat, welche lediglich eigene Geſchäfte 
zur Spefulation und des Gewinnes halber treiben, 
aber ſich mit Vorliebe Kreditinſtitute nennen, und da 
anderſeits bie Vermittlung des Immobiliarfrebits 
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zum größten Teil in bie Hände vom Banlen (Hy- 
pothefenbanten) übergegangen ift, wollen wir Doch 


der Überfichtlichfeit halber die alte Einteilung 
beibehalten und demnach zunächit ſämtliche dem 
Immobiliarkredit gewibmeten Imftitutionen bes 
handeln und dann die dem Perjonalfrebit gewibd- 
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der Landwirtſchaft im allgemeinen zu⸗ 

leßteren Mafie von Stanis- 
anftalten gehören der ſchleſiſche Kreditverein und 
das Lönigliche SKrebitinftitut in Schlefien, die 
Sanbeskreditanftalt in Hammover, die Sandeskrebil« 
kaſſe in Kaflel, die Fly Landesbank, bie 


beſſerung d 
gewandt. Zu dieſer 


meten Banken einer Betrachtung unterziehen. gothaiſche Landestrebitanftalt, Die Ablöfungstredit« 
I. Einriätungn für den Immobiliar- laſſe in Baden, bie Sandrentenbanf im Königreich 
kredit. Diefelben find entweder StaatSanftalten, | Sachſen; in Ofterreich bie Hypothelarkrediis· 


Schweden und bie Staatskreditbank in Belgien. 
Die zweite Kategorie von Kaſſen entſtand in jener 
Zeit, als die Staaten glaubten, den bäuerlichen 
Wirtſchaftsbetrieb durch Ablöfen der gutsherrlichen 
Laſten von dem Großgrundbeſitz trennen zu müſſen. 
Man ſah ſehr bald, daß dieſe Abldſung, welche 
in Gelb geſchehen mußte, durch ben Bauer, ber 
bislang Naturaliwirtihaft getrieben Hatte, wegen 
ungenügender Gelbmittel nit möglich war. 
Hatte man dem Bauer ein Kreditbebürfnis in 
diefer Laftenablöfung geſchaffen, ſo mußte man 
einen Schritt weiter gehen und ihm auch den nötigen 
Krebit ermöglichen. Das Kapital der Kaufleute 
war für diefe Geſchäfte — ein durchaus fremder 
und wenig Gewinn verſprechender Boden — nicht 
au haben, und daß bie Feudalherren ihr mobiles 
Kapital zu einer gegen je gerichteten Maßregel 
nicht Hergaben, war wohl naturgemäß. Auf dieſe 
Art entftanden die Ablöfungsfrebitanftalten, welche 
die Ablöfung der Srundlaften in ber Weiſe zwiſchen 
dem Berechtigten und Berpflichteten vermitteln, 
daß der Iehtere die Ablöfungsiumme von der Kredit⸗ 
tafle als Darlehen erhält, ihr verzinft und durch 
jährliche Abzahlungen —— und ben Berech · 
tigten mit ber dargeliehenen Summe abfindet, ober 
in der Weife, daß der Verpflichtete eine Ablöfungs- 
tente, welche eine Quote zur Kapitalsbildung ent 
bält, an die Ablöfungsfaffe zahlt, wogegen biefe 
dem Berechtigten Obligationen im Kapitalbetrage 
der Ablöfungsfumme übergiebt und verzinft und 
aus den Rapitalsquoten, welche durch die Ver- 
pflichteten nach und nad) eingegahlt werben, im 
Wege ber Berlofung gegen bar zurüdnimmt. Im 
erfteren Falle fchießt der Staat die zur Auszahlung 
an bie Berechtigten notwendigen Sapitalien vor, 
im letzteren Falle garantiert er die Berzinfung und 
Nüdzahlung der Obligationen. In neuerer Zeit 
haben die noch beftehenden Staatsanftalten, nach⸗ 
dem die Ablöjungen größtenteils abgewidelt find, 
fich dem Hypothefengefchäft zum Zwecke der Auf⸗ 





abteilung der Nationalbank und bie Onpotheltn« 


ber | bant für Böhmen. 


2. Bereine von Örundbefigern. Die 
erften berartigen Bereine entftanden in Deutſch⸗ 
land nad) Beendigung bes Siebenjährigen Krieges 
unter den Großgrumbbefigern Schlefiens. Durch 
die ſchweren Zeiten dieſes Krieges fahen ſich bie 
Grunbbefiger nicht nur in ihrem Vermögen faft 
ruiniert, ſondern es fehlte ihuen auch, und zwar 
infolge besfelben, der zur Ordnung ihrer Ders 
mögensverhältnifje notwendige Krebit. Die durch 
ben Krieg ruinierten Güter boten zur Hupothelene 
beleihung, weil ep Jahre hinaus unfruchtbar und 
daher unzentabel, feine genügende Sicherheit. Es 
mußte zwiſchen Die Kreditgeber und Die Sereditfuchen« 
ben eine größere Mittelaperjon mit notorifcher Kr» 
bitwürbigfeit treten. Die Zeiten waren damals dazu 
nicht angethan, diefe Gelegenheit kaufmänniſch 
das ift zum Gelberwerb, außzubeuten. Es blieb 
daher den Grundbeſi, nichts übrig, als jene 
britte Berfon fi auf dem Wege der Selbſihilſe 
u ſchaffen und zu einem Verein, einer Genofien- 
haft zufammenzutreten, um gemeinfam auf ger 
meinjame Rechnung unter ſolidariſcher Haftungaller 
einzelnen Genoſſenſchafter Kapital aufzunehmen. 
Die Geſamtheit jämtlicher Miiglieder, deren Bei⸗ 
tritt zur Genoſſenſchaft durch eine beftimmte Mini» 
malgröße des Grundbefiges ober die Eigenihaft 
als „ritterfchaftlich“ bebingt ift, bildet eine juriftiiche 
Perſon, den Krebitverein (Socioto d’em 
teure). Der Beitritt zu ber Genoffenfchaft ift für 
bie Befißer der betreffenden Güter in denjenigen 
Bezirken, auf welche der Verein fich erftredtt, fahıl« 
tativ. Sämtliche Mitglieder verpfänden bei ihrem 
Eintritt in bie Genoſſenſchaft ihre Güter an bie 
Genoſſenſchaft. Urfprünglich Hafteten, und fo if 
es auch nod) bei den älteren Vereinen, alle Güter, 
melche der Genoſſenſchaft verpfändet waren, einerlei, 
ob die Genofienichaft dieſelben beliehen oder nicht, 
ſolidariſch. Der württembergifche Serebitverein und 
einige neuere haben das Princip der Solidarhaft 
nicht angenommen. Nach dem Eintritt in bie Ge⸗ 
noſſenſchaft werden die Güter nach beſtimmten 
Regeln abgejhäßt und nach dieſer Abſchäͤßung 
wird die Höhe de zu normierenben Kredit feile 
eſetzt. Der Verein Nieh beſchafft ſich das für den 
route feiner Mitglieder notwendige 
eld, indem er bis zu der feftgefegten Beleihungs⸗ 
grenze ber einzelnen Güter bypothefariih auf 
die einzelnen Güter eingetragene Inhaberpapiert 
(Pfandbriefe) mit dem Rang der. erfien Hppothel 
außfertigt und biefe entweder felbft verfauft oder 
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dem frebitfuchenben Gutsbeſiher zum Verkauf ans» 
händigt. Für die Sicherheit biefer Pfanbbriefe haftet 
in erfler Linie der Verein mit dem gefamten ihm 
verpfänbeten Immobili Die Vereins · 
miiglieder, welche Darlehen aufgenommen haben, 
zahlen ihre Darlehenszinfen, welche höher fein 
můſſen als die Pfandbriefzinfen, und eine Quote 
zur Rapitalstilgung an die Vereinslaſſe, welche 
ihrerſeits die ausgegebenen Pfanbbriefe verzinft 
und fucceffive auß den eingegangenen Kapitald- 
abtragungen auf dem Wege der fung heim⸗ 
zahlt. Urſprünglich waren die Pfandbriefe feitens 
ber Inhaber ſowohl als bes Hrebitvereins kündbar. 
Seit dem Jahre 1838 werden fie durchweg feitens 
der Inhaber untündbar geftelt. Aus dem Über⸗ 
ſchuſſe des Darlehenszinfes über den Pfandbriefe 
zins werden die Verwaltungsunfoften beftritten 
und Refervefonds gebildet. Die älteren Inſtitute 
hatten ihren Mitgliebern gegenüber weitgehende 
Privilegien. Im Fall der Säumigfeit der Hypo» 
thelenſchuldner ober der Abſchwendung bed Gutes 
fleht ihnen ohne richterliche Hilfe nach Ablauf 
eines gewiſſen Termined die Sequeftration des 
Gutes zu; fie find in der Lage, Gelbftrafen zu 
verhängen u. |. w. Sollte ber Verein ſelbſt dem 
Pfandbriefgläubiger gegenüber feine Schuldigfeit 
nicht thun, jo hat biefer einen direlten Zugriff auf 
das ihm in feinem Pfandbrief verpfändete Gut. 
— 63 leuchtet auf den erften Blick ein, daß dieſe 
Organifation wohl geeignet ift, eine flotte Kredit · 
vermittlung zu ermöglichen. Die folibartiche —— 
ganzer —ã— und Bezirke und daneben die 
Specialität der Pfandbriefe machte dieſe, zumal 
bie meiften Vereine die Hälfte bes Schägungsiwerts 
als Beleihungsgrenze feſtſezten (erft neuere gehen 
bis zu */, des Werts), balb zu einem gefuchten 
Anlagepapier, da es ja mit der beliebten Sicher⸗ 
beit hypothelariſcher Anlage alle bie Annehmlich« 
teiten des Inhaberpapters verbindet. Auf bie Höhe 
des Kurſes wirkt neben der Zuverläffigfeit der be⸗ 
treffenden Verwaltung die Zuverläffigkeit der Ab⸗ 
ſchaungen nad) dem Erträgniswerte, die Über- 
wachung ber Bewirtſchaftung der einzelnen Güter 
durch die Organe des Vereind u. ſ. w. Den Pfand- 
briefen der Landſchaften ift durch daS preußifche 
Shutäprumpsgefeh zum Bürgerlichen Geſetzbuch das 
Privileg der Muͤndelſicherheit zuerkannt. Die 
Bauptfächlichften dieſer Krebitvereine find in chrono⸗ 
logiſcher Reihenfolge ihrer Entftehung georbnet: 
ber Krebitverein von Schleſien 1769, von 
Pommern 1781, von Hamburg 1782, Däne- 
marf 1786, Oftpreußen 1787, Lüneburg 1790, 
Eſtland und Livland 1803, Schleswig-Holftein 
1811, Dedienburg 1818, Poſen 1822, Grö« 
ningen 1828, Polen 1825, Kalenberg in Han- 
nover 1825, Bremen und Verben 1826, Würt⸗ 
temberg 1827, Offfrießland 1828, Galizien 1841 
und Sachſen 1844. — Im Jahre 1878 errich- 
teten die in Oft und Weflpreußen, Pommern, 
Brandenburg ımb in der Saufiß exiſtierenden 
Krebitinftitute einen Verband unter dem Namen 
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„Centrallandſchaft für den preußifhen Staat“. 
Derfelbe vermittelt für bie Provinzialverbände den 
Kreditverkehr. Oftpreußen iſt wieder aus bem 
Verbande ausgeſchieden; ben übrigen Landſchaften 
iſt der Beitritt vorbehalten. 

3. Die Hypothetenbanfen. Die Hypo⸗ 
thefenbanfen unterjcheiben ſich weſentlich von den 
foeben beiprochenen Krebitvereinen dadurch, da 
bei den Ießteren das genoſſenſchaftliche Princip 
durch das Zufammentreten der zunächft Interef- 
fierten vorwaltet, während die Krebitbanfen Afjo- 
ciationen von KRapitaliften barftellen, welche, nicht 
Grundbeflger, dem Grundbeſiß zu Hüfe kommen 
wollen. Während bei den Vereinen der Vereins- 
aeg fi mit dem Intereſſe der Vereinsglieder 

echt, ift bei den Banken der Zwed des Inſtituts 
ein den Mitgliedern desſelben fremder; ihr In⸗ 
tereffe ift auf den Gelderwerb gerichtet. Die meiften 
Hypothelenbanken beichränten ihre Beleihungen von 
vornherein nicht nur auf ländlichen —ã— 
ſondern ziehen auch den ftäbtifchen Immobiliarbeſitz 
In den Bereich ihrer Geſchäſtsthätigkeit. Ja, feit- 
dem durch die neuere Gefebgebung ber Bauer 
förmlich von feinem Grundbelik Iosgelöft iſt, eine 
Veräußerung und feparate Verjhuldung bes 
fundus instructus, defjen Bertinenzqualität ver« 
geflen ging, etwas Nlltägliches geworben, und 
nachdem infolge des Zwiſchenhandels mit Vieh und 
Getreide, und der Möglichkeit der Zertrümmerung 
der Güter der bäuerlihe Grundbefig mobil ger 
worben ift, ziehen fich die ſolideren Inſtitute immer 
mehr vom Gebiete der ländlichen Beleihungen auf 
das des ſtädtiſchen Grundbeſihes zurüd. Die Or⸗ 
ganiſation der garen fen ift im wefentlichen 
dieſeibe wie bei den Kreditvereinen. Die Pfand- 
briefe haben indefien nicht den Charakter von Spe- 
ciafhypothefen, fondern ber geſamte Hupothelen« 
ftand des Inftitutes haftet für bie ausgegebenen 
Pfandbriefe. Die Pfandbriefinhaber Haben Vor⸗ 
aug8reht dor den Aktionären und allen übrigen 
Glaubigern der Gefellkhaft, und infofern Tann 
man wohl fagen, daß das Altienfapital ber Hypo⸗ 
thelenbank der Refervefonds ber Pfanbbriefinhaber 
ſei. eng Hypothefenbanten Halten immer 
einen größeren Beitand an Hypothelen, ald der 
Konto der ausgegebenen Pfanbbriefe beträgt. Wäh- 
tenb bis zum 1. Januar 1900 bei den un 
Hypothefenbanten in Bezug auf Taration, 
bältnis des Pfandbriefumlaufs zum Altienkapital, 
befondere Maßregeln zur Sicherung ber Pfand⸗ 
briefgläubiger, Beleihungsgrenze und Art zu 
beleihenden Objekte ganz verſchiedene Grundſaͤhe 
und Beſtimmungen Geltung hatten, ift mit ber 
mit 1. Januar 1900 eingetretenen Einheit des 
bürgerlichen Rechts auch auf diefem Gebiete eine 
einheitliche Reglementierung erfolgt, und zwar 
durch das Reichs · Hypothelendankgeſeß vom 13. Juli 
1899 und ba8 Neihägejeß betreffend die gemein« 
ſamen Rechte der Befibernon Schuldverſchreibungen 
bom 4. Dezember 1899. — Die feither bei den 
Hypothelenbanlen geübte Staatsauffiht war ein 
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Accidens des Privilegs der Ausgabe von auf 
den Juhaber lautenden Schuldverſchreibungen. 
Jeßt iſt der Geſchäftsbetrieb ber Hupothefen- 
banlen von der Staatsgenehmigung abhängig, 
die Staatsauffiht iſt eine grundfäglice. Die 
Genehmigung ift durch den Bundesrat zu er= 
teilen; bei Banten, we 
auf den Bunbesftaat beichränten, in welchen fie 
ihren Sit haben, erteilt die Centralbehörde des 
betreffenden Bundesftantes die Genehmigung. Die 
Auffiht wird durch Die Organe des Bundesftantes 
geführt, in welchem die Bant ihren Sit hat; fie er⸗ 
ſtredi fich auf den ganzen Gefchäftsbetrieb der Ban · 
ten, während früher die Aufſichtsbehörde ſich im 
wefentlichen Darauf befchränfte, zu tonteollieren, daß 
nicht gegen den Inhalt des Privilegs zur Ausgabe 
von Inhaberfchulbverfchreibungen verftoßen wurde; 
bei den älteren preußiſchen, den fogen. Normativ- 
banten follte auch Die Befolgung der fogen. Nor⸗ 
matiobeftimmungen kontrolliert werben. Diefe auf 
Der leueramtlich fefigeftellten $öhe ber Reinertrags- 
und Nußungswerte bafierten Vorſchriften bildeten 
feit Jahren das Kampfobjelt der ihnen unter 
ftehenden Banken. Das Reichshypothekenbankgeſetz 
bat die bei ben andern Hypothelenbanken feither 
geltenden Taxprincipien im wejentlichen accep⸗ 
tiert und konſtruiert einen fogen. gemeinen 
Wert, welder den durch forgfältige Ermitt- 
lung feftgeftellten Verlaufswert nicht über« 
—* darf. „Bei der Feſtſiellung dieſes Wertes 
md nur die dauernden Eigenſchaften des Grund» 
eg und der Ertrag zu berüdfichtigen, welchen 
8 Grundſtück bei ordnungsmäßiger Wi Si 
jedem Befiker nachhaltig gewähren kann.“ Diele 
Grundfäge können nur al8 durchaus richtig und 
utreffend bezeichnet werben und genügen an fich, 
—— um ben Banken die wünſchenswerte Ent« 
widtungsfähigfeit, als aud den Pfandbriefin- 
habern die größtmögliche Sicherheit zu gewähr- 
leiften. Durch die weitere Beftimmung, daß bie 
Banken gehalten find, eine dieſen Vorfchriften ent⸗ 
ſprechende Anweiſung für die Taxation der zu be⸗ 
lehnenden Immobilien aufzuftellen unb von ber 
Auffihtsbehörde genehmigen zu laſſen, wird mit 
der Zeit bürd austauſchsweiſe Mitteilungen der 
Auffihtsbehörben ſich ein Erfahrungsmaterial er« 
geben, welches ben obenerwähnten Zweden nur 
u gute fommen kann. Trogbem wird, wie auch 
ke jer, die Solibität der Banfleitung ſelbſt das 
weſentlichſte Moment der Sicherheit der Pfand» 
briefbefiger bilden. Die im Hypothefenbanfgefehe 
ſelbſt in dieſer Hinficht geichaffene, wie eine 
Sicherheit ausfehende Inſtilution des „Treu⸗ 
haͤnders“, welcher bie Hypotheken in Verwahrung 
zu halten und auf jedem Pfandbrief zu beſcheinigen 
Bat, daß für denſelben die ftatutenmäßige Deckung 
an Hypothelen vorhanden ift, dem aud die Auf⸗ 
jabe obliegt, zu prüfen, ob die vorſchriftsmäßige 
dung vorhanden tft, dem es aber nicht obliegt, 
zn unterſuchen, ob der jefgefehte Wert der Pfand⸗ 
objelte dem wirklichen Werte entſpricht“, iſi durch 
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halters vorgefchlagen hatte, dem auch Die materielle 
rü Sicherheit der Pfanbbriefunterl 
obgelegen Haben würde. Die Regierungen haben 
offenbar ſich gefcheut, Die mit einer jolden Prüfung 
ihr aufgebürdete Beranttwortlichkeit zu übernehmen. 
Be bat eine Reform bes Gefebes einzufeßen, wenn 
ein Sinn, bie Pfanbbriefgläubiger den Banken 
gegenüber fiherzuftellen, wirflich zum Ausdrud 
tommen fol. Das oben erwähnte Geſetß über die 
gemeinfanıen Rechte der Gläubiger von Schuld» 
derſchreibungen bietet nad) biefer Richtung gar 
nichts ; e8 wird feine Wirkung erft äußern können, 
wenn „bie Kuh aus dem Stall ift“. 

Immerhin muß bie einheitliche Regelung des 
Hypothekenbankweſens als ein Fortſchritt begrüßt 
werben, weil vom einheitlichen Stanbpuntte leichter 
eine Reform zum Befleren erhofft und erreicht 
werben kann al& vom vielgeftaltigen aus. 

Das Hupothefenbantgejeh regelt ferner das Ber- 
hältnis des Pfandbriefumlaufes zum Attienlapital 
einheitlich, giebt durchaus rationelle Vorſchriften 
über die Verwendungen bes Pfandbriefagios und 
über bie Abfcreibung des Pfandbriefdisagios, 
Iaftt vielfach durch Vorfchriften Klarheit in den 

erichten und Bilanzen und giebt zum Schuhe 
bes Hypothelenſchuldners bis ind Detail gehende 
Vorſchriften. Man wird abwarten müfien, was 
hiervon fi) bewähren und nicht bewähren wird. 
Zweifellos hat das Geſeß nicht bie Wirkung haben 
wollen unb wird fie nicht haben önnen, daß das 
Publikum nun alle Hypothefenbanfen als glei 
gut halten wird, weil fie vor dem Geſetze glei) 
find. Der vorfichtige Kapitalift wird nach wie 
vor die Berichte und Bilanzen der Banfen vor« 
fihtig prüfen, ehe er größere Beträge in ihren 
Pfandbriefen anlegt, und bejonderes Mißtrauen 
gegen diejenigen Banken zeigen, welche beim Pfand» 
briefabſaß jehr hohe Provifionen gewähren. Denn 
wer & tout prix Pfandbriefe abfeht, der macht 
auch ohne Auswahl Hypotheken, um das Gelb jo 
raſch als möglich in angemefjene Verzinfung zu 
bringen. Der durch das Geſetz geſchaffene Halb- 
zuſtand zwifchen ſcheinbarer und wirklich erkenn⸗ 
barer und verantwortlich geprüfter Sicherheit Yäßt 
eß ganz erflärlich erſcheinen, daß bie preußiſche 
Regierung ſich geweigert hat, den Pfandbriefen der 
Hypothelenbanken, gleich denen der „Lanbichaften“ 
die Münbelficherheit zuzugeftehen. Sicherer als 
die Bankpfandbriefe And die Landſchaftspfand- 
briefe nicht. Aber das Princip der Solidarhaft 
der Landſchaften enthebt Hier bie Regierung der 
Pflicht der verantwortlichen Kontrolle, die fie im 
Hppothefenbanfgefe umgangen hat. 

Die ältefte Hypothelenbant in Deutſchland ift 
die Bayriſche Hypothelen⸗ und Wechſelbank in 
München. Eines der bebeutendften Inftitute ift 
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der Credit foncier de France, eine Schöpfung 
Napoleons III, aus dem Jahre 1852. Nach dem 
urfprünglichen Plane follten in allen Departements 
Krebitvereine ins Leben gerufen werben, um Grund» 
befigern, welche Anleihen auf Hypothelen machen 
wollten, die Möglichkeit zu geben, ſich durch Zah- 
lung jährlicher Tilgungsrenten (Annuitäten) von 
ihrer Schuld zubefreien. Dem Unternehmen wurde 
aus bem Vermögen ber Familie Orleans ein Fun- 
bationsbetrag von 10 Millionen Franken gewährt. 
Es famen indes in ganz Frankreich nur brei ſolcher 
Vereine zu ftande, und ftatt der geplanten verfchie- 
denen Banken ſchuf man noch) im Jahre 1852 aus 
der Pariſer Banque foncidre den Credit foncier 
de France. — In Deutfchland entftanden im 
Lauf der Zeit eine ganze Reihe von Hhpothefen 
banten. Die feither an die preußifchen Normativ- 
beftimmungen gebundenen > folgende: bie 
Preußiſche Bobenkreditaftienbanf, die Preußifche 
—— ——— die Deutſche Hypotheken ·⸗ 

ne in Berlin, die Pommeriſche Hypotheken⸗ 
aftienbant in Köslin und die Schlefiihe Boden- 
Treditaftienbant in Breslau. Nicht an die Nor⸗ 
mativbeftimmungen gebunden waren bie gleichfalls 
in Preußen exiftierende Preußiſche Gentralboden- 
kreditaltiengeſellſchaft in Berlin und bie Frankfurter 
Hypothetenbant zu Frankfurt a. M. Bon nicht 
preußilchen Banken in Deutſchland find zu nennen: 
Süddeutſche Bodenkreditbank in Münden, die 
Bayriſche Hypotheken und Wechſelbank, Anhalt: 
Deſſauiſche Landesbant, Deutſche Hypothetenbant 
in Meiningen, Württembergijche Hypothetenbant 
in Stuttgart, die Rheiniſche Hypothefenbant in 
Mannheim, Deutſche Grundkreditbank in Gotha, 
Vereinsbankin Nürnberg, Bayriſche Vereinsbank in 
Münden, Braunſchweigiſch⸗ Hanndveriſche Hypo⸗ 
thelenbanl in Hannover, die Hamburger Hypo⸗ 
thelenbanl und die Pfälziſche Hypothefenbant. Zu 
diefen , welche feit 1900 gleichen Vorſchriflen 
unterftehen,, hatten fich ſeit der erften Auflage 
dieſes Lexikons gefellt: die Weſtdeutſche Hypo⸗ 
thekenbank und die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche in Köln, 
die Sächſiſche Bodenfreditanftalt in Dresden, die 
Bayriſche Bodenkreditanftalt in Würzburg, die 
Mittelbeutfcge Bodenkreditanſtalt in Greiz jowie 
die noch unbedeutende Hildesheimer Hypotheken⸗ 
bank. Außerdem exiftieren noch unter dem Namen 
Kreditvereine in Deutichland einige Inftitute, 
melde, aus Nichtgrundbeſitzern gebildet, den Hypo» 
thefarverfehr vermitteln. Diejelben find meiſt un⸗ 
bebeutend und geben auch nicht Pfandbriefe aus, 
fondern fogen. Anteilſcheine an dem durch bie 
Geſellſchaft erworbenen Hypothefenbefig, ohne daß 
jedoch in diefen Anteilſcheinen eine beftimmte Hy« 
pothel jpeciell als Sicherheit angeführt wäre. Diefe 
Art Inftitute ſtehen auch nicht unter Staatsauf- 
ficht und nüen im ganzen dem Grumdbefiger jo 
wenig, als fie dem Kapitaliften Sicherheit bieten. 
Eines ber in den lebten 10 Jahren zu nicht un« 
verdienter Bedeutung gelangten Inftitute diefer 
Art, der Frankfurter Hypothefenfrebitverein, hat 
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fi dem Hypothekenbankgeſetz unterworfen und 
zählt nun zu den eigentlichen Hypothekenbanken. 

on außerdeutjchen Instituten ift zu erwähnen für 

fterreich die Allgemeine OEſterreichiſche Boben- 
freditanftalt ſowie die Bodenkreditanflalt in Un« 
garn. In der Schweiz egiftieren mehrere feine 
Banten, ebenfo in Holland. In Italien jeit 1817 
eine Leih- und Hüpothefenbant in Neapel; in 
Spanien (Balencia) die Sociedad Valenciana 
de Fomento und ſpeciell für Landwirtſchaft der 
Banco agricola peninsular, in Portugal bie 
Nationalbank in Kifjabon. Zwei in Belgien ger 
gründete Hppothefenbanfen, die Caisse des pro- 
prietaires und die Caisse hypothecaire, tonnten 
ein genügendes Refultat nicht liefern, weshalb die 
Er erwähnte Staatäfrebitanftalt gegründet 
wurde. 

Was die wirtſchaftliche Berechtigung des Real- 
kredits betrifft, ſo hat man in den Jahren des 
ſogen. wirtſchaftlichen Aufſchwungs in der unbe⸗ 
chränkten Beleihbarkeit des Grund und Bodens, 
namentlich inſoweit er zum Aderbau dient, einen 
mächtigen Hebel des Volkswohlſtandes finden 
wollen. Es hat ſich indes gezeigt, baß die Wirkung 
eine entgegengejegte war. Man hatte den Grund 
und Boden wie eine Ware betrachtet, Die tagtäg- 
lich umgeſetzt werden kann, und auf fie bie Grund« 
fäße über das bewegliche Kapital angewendet. Bei 
ftädtifchen Hausgrundftüden, welche eine dauernde 
fire Rente gewähren und infolgedefjen auch fi 
leichter umfeßen, läßt fi, obſchon auch hier Rüd« 
ſchläge eingetreten find, beider heutigen Geftaltung 
der Verhältniffe gegen eine möglichſt große Aus- 
nußung des Realfredits wenig einmenden. Anl 
in Bezug auf die der Landwirtjhaft dienenden 
Grundftüde. Bei der einzig und allein heute noch 
geltenden Form des Realkredits, der Hupothef, 
welche in genau gemefjenen Terminen ihren fälligen 
Zins fordert, wird von dieſem Zins derjenige pro» 
zentuale Betrag des Reinertrags abjorbiert, welcher 
der Höhe der hypothekariſchen Belaftung im Ver- 
hältnis zum Gejamtwerte des Objelts entſpricht. 
Dabei ih die vernünftige Vorausſetzung bie, daß 
ber über die Hypothek überjchießenbe Wert des 
Objefts ein ihm entſprechendes ReinerträgniS er⸗ 
übrige, da ja andernfall8 mehr als ber verhältnis · 
mäßige Zeil des Erträgniffes für_die Zinfen des 
belafteten Teiles auffommen müßte. Diele ver⸗ 
nünftige Vorausſetzung trifft nur ba zu, mo das 
Objekt ſelbſt eine fire Rente gewährleiftet. Das ift 
aber bei der Landwirtſchaft, die in ihrem Erträg« 
niſſe von menſchlicher Macht unabhängig ift, nie- 
mals der Fall. Daraus ergiebt ſich, daß die hy⸗ 
pothelariſche Belaftung des ber Landwirtſchaft 
dienenden Grund und Bodens in ihrer eigent- 
lichen Grundlage ſtets eine unſichere und ſchwan⸗ 
kende iſt. Diejenigen Socialpolitiker, welche 
daran feſthalten, dab ein moͤglichſt ausgedehnter 
Realkredit eine Wohlthat für die Landwirtſchaft 
ſei, ſuchen daher nachzuweiſen, daß ber Grumd 
und Boden mehr den Charalter einer Ware an- 
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nehmen, mobilifiert werben müffe, und ftellen den 
Grundſatz auf: „Das Sand bewegt fidh zum beſſeren 

.* Man könnte gegen dieſe rie nichts 
haben, wenn eine Klaſſe von patentierten beſien 
Befigern egiftierte, welche außerdem noch von den 
natürlichen bebingungen unabhängig wäre. 
Anderfeits gehen wohl auch bie zu weit, welche 
die vollftändige Unverſchuldbarkeit des Ländlichen 
Grund und Bodens al Princip aufftellen. Das 
Richtige wirb in ber Mitte Tiegen. Das Princip 
muß fein: daß ber ber Landwirtſchaft dienende 
Grund und Boden nur infoweit belaftet werde, 
daß die Gefamtrente nach Abzug der Paffivzinfen 
zur Ernährung und Geranbildung der Familie 
und zur Gutsbewirtſchaftung ausreicht; ober, 
kürzer gefagt, das Gut ift in feiner Integrität und 


ertragsfähig zu erhalten. Wo alfo die Beleihungs- | (Rep: 


gm au finden fei, wird ſich lediglich nad) den 
erhältnifien des einzelnen Gutes beurteilen lafjen. 
Die Frage, ob Kapitalsbelaftung oder Renten- 
princip den Vorrang verdiene, wird in einem 
andern Zufammenhange zu behandeln fein. In⸗ 
foweit indes Rente und Hypothelarzins mit 
Rapitalamortifation in Vergleichung kommen, 
dürfte in Bezug auf das Gutserträgnis für beide 
dasſelbe gelten. 

IL Die dem Mobiliarkredit gewibmeten 
Anftalten, welche aus den Wechslergeſchäften ent⸗ 
fanden, haben eine enorme Ausdehnung ange» 
nommen. Die Hauptgeſchäftszweige find au! 
dem Gelbwecjelgejchäfte die folgenden: 

1. An« und Verlauf von ungemüngtem Edel⸗ 
metall (Barren, lingot, bullion), welches als 
Grundlage des Wertmaßes des Währungsgeldes 
dient. Im den meiften Ländern ift für das der 
Landeswährung zu Grunde liegende Edelmetall 
ein figer va normiert. In Deutfhland für 
das Gold ber Betrag von 1392 Mark für das 
Pfund fein. 

2. Der Wechſelverkehr zur Vermittlung 
von Zahlungen zivifchen den verſchiedenen Han⸗ 
belsplägen und befrifleter Zahlungen an denfelben 
Orten. Der Vorteil, den bie Banken aus dieſem 
Verkehr ziehen, Liegt bei erſteren Geſchäften in 
Eourägewinnen und Provifionen; bei Iehteren, 
wo bie Banken erft fpäter fällig werdende Wechſel 
kaufen , alfo ein Darlehensgeſchäft zu Grunde 
liegt, in dem Zins, welcher bei der Rauffumme 
tm voraus abgezogen wird (Disfont). Eben- 
falls nur eine Form des Darlehens ift e8, wenn 
Banken Geld auf Wechſel geben (meift gegen 
zwei fichere Unterfchriften) oder Wechſel auf 
[3 * laſſen (mit gebedtem oder ungebedtem 

edit). 


3. An» und Berfauf von auf den Inhaber 
lautenden Wertpapieren entweber für eigene 
Rechnung oder für Rechnung dritter —— er 

falls wird ein Gewinn aus den Eour« 
ſchwankungen, welchen diefe Papiere unterliegen, 
letzternfalls aus einer Provifion berechnet. Eine 
der wichtigften Arten dieſes Kaufe und Verkaufs⸗ 
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chaftes iſt das jo —— d. bh. 
Übernahme des Bertaufs von ee 
welche Staaten, Kommunen unb Banken ausgeben. 
ier Tiegt der Gewinn darin, baf bie emittierenbe 
ne einen niebrigeren Preis an bie betreffende 
Korporation zahlt als den, für welchen fie bie» 
felben weiter zu verfaufen fich verpflichtet ober zu 
welchem die betreffende Korporation bie Papiere 
einldfen muß. 

4. Die Banken kaufen indefjen nicht nur derlei 
Wertpapiere, jonbern beleigen fie aud, indem 
fie Diefelben in Fauſtpfand nehmen und mit einer 
prozentualen Summe ihres Wertes belehnen (Lom · 
barddarlehen). Ebenfo leihen die Banken gegen 
Zahlung an Verkäufer von Effelten, denen dieſe 
fehlen, ſolche gegen anderweitige Sicherheiten 
orte und Deportgefchäft). Nur eine Unter- 
art der Lombardgeſchaͤfie ift bie Beleihung von 
Waren, welche hauptſächlich an See- und Stapel» 
pläßen im Schwange ifl. Wiederum eine Unter 
abteilung dieſes Warenbeleihungsgeſchäftes ift e&, 
wenn Bantinftitute ſich über die beliehenen Waren 
fogen. Ablieſerungsſcheine (Warrants), die an 
Orbre geftellt find, außftellen lafjen, welche gleich 
Wechſeln verkehren und dem Inhaber einen An« 
ſpruch auf bie Auslieferung ber betreffenden Waren 
Durch die fogen. Warrants ift dem 
Befiger von Waren die Möglichleit gegeben, 
durch Lagerung berjelben ihren Wert mittels 
eines cirfulationsfähigen Papieres ſofort flüffig 


zu machen. 

5. Im aufmännifchen Verkehr fpielen Briefe 
liche Ermächtigungen, jemand zu Trebitieren ober 
jemand zu zahlen, eine wichtige Rolle. Ye nad. 
dem es ſich in einer qualifizierten Zahlungs 
anweifung um eine einmalige ober eventuell raten- 
weiſe Zahlung handelt, ſpricht man von einer 
einfachen Zahlungsanweifung (Affignation) ober 
von einem Krebitbrief (Accrebitiv). — beim 
Banlgeſchäft iſt ein Hauptzweig die lbernahme 
von Zahlungsleiſtungen und Einziehung 
von Forderungen für fremde Rechnung. Die 
Banken übernehmen diefe Gejchäfte unter ber Be⸗ 
dingung, daß ihnen feitens ihrer Auftraggeber 
deren flüffige Fonds zur Verfügung geftellt werden. 
Da der eine heute, der andere morgen über Summen 
verfügt, bleibt der Bank immer von den ihr an- 
vertrauten Gelbern ein großer Betrag in Händen, 
welchen fie zu eigenem Ruhen anlegen lann. Der 
größte Teil der Summen wird niemals effektiv 
bei der Bank wirklich ausgegeben und eingenommen, 
da nur die Zahlungen auf bie verfchiedenen Conti 
übertragen werben (Giroverfehr). Die Zahlungen 
ſelbſt geichehen durch Anweiſungen ber Konto» 
inhaber auf ihre betreffenden Guthaben (Ched). 
Nur ganz ausnahmsweiſe gewähren Banken äußerft 
gut fitwierten Geſchäftsleuten ihre derartige Thä- 
figfeit ohne Hinterlegung von Geldern ober Sicher- 
heit (Blankofrebit). Auch bei diefen Vermittlungs- 
geichäften befteht der Gewinn ber Banken in der 
Proviſion. 
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6. Das Depoſitengeſchäft befteht barin, 
daß Leute, welche ihre Geſchaͤfte nicht ſelbſt be» 
forgen oder ihr in Wertpapieren beftehenbes Ber- 
mögen fiher Binterlegen wollen, basjelbe in letz⸗ 
terem Falle nur zur Verwahrung, im erfteren Falle 
zur vollen Verwaltung übergeben. In beiden 
Fällen verbient die Bank eine Provifion, in 
dem letzteren alle ift fie häufig in der Lage, bie 
Gelber für ihre eigenen Zwede nußbar zu ver⸗ 


7. Die Ausgabe von Banknoten ſeitens der 
Bankinftitute darf nicht verwechſelt werben mit 
der Ausgabe von Papiergeld. Die Banknoten 
find in ber That nichts anderes als von ber Bank 
auf fich ſelbſt außgegebene Sichtwechſel. Iſt die 
Bank gut, jo Haben dieſe Banknoten in der That 
den Wert von barem Geld. Die Bank genieht 
inzwifchen bie ihr für die Banknoten gegebenen 
Werte. Die Banten, welche Banknoten ausgeben 
(Zettelbanten), find natürlich, da ihnen dieſelben 
täglich ohne Kündigung präfentiert werben lönnen, 
gezwungen, den Gegenwert in fofort flüffig zu 
machenden Werten anzulegen. Zum Schuße bes 

ublifums Haben außerdem die verſchiedenen 

taaten durch bie Gejehgebung nach verſchiedenen 

Hinfihten Vorkehrungen getroffen. Zunächft durch 

die Vorſchrift eines Marimalſatzes der auszu⸗ 

den Banknoten, ſowie durch die, daß ein be⸗ 

imter Betrag ber außgegebenen Noten in bar 

ober ungemünztem Metall in ben Kaſſen ber Bant 
vorrätig fein müfje (Banfdedung). 

Je nachdem jo bie Banten als frebitvermittelnde 
Unternehmungen Kredit gewähren oder empfangen, 
vn man von Altiv⸗ oder Paffivgeichäften der 


III. Wie die erften Geldwechsler des Mittel« 
alter8 und ber neueren Zeit Jtaliener waren, fo 
entftanden auch die erften Banken in Italien. Die 
ältefte Ban ift die in der Mitte bes 12. Jahr⸗ 
hunderts in Venebig gegründete (Monte vecchio). 
Um 1280 folgte ihr dafelbft eine weitere unter 
dem Namen Monte nuovo und um 1410 eine 
dritte unter bem Namen Monte novissimo. Es 
ſcheint, daß die drei Inftitute von Anfang an, wie 
dies auch Die Namen andeuten, in Zufammenhang 
age haben und fpäter getrennt operierten. 

0 viel fteht feit, daß der Monte nuovo eine 
Zweiganftalt des Monte vecchio war. In ben 
legten Auantiger Jahren des 16. Jahrhunderts 
wurden die drei Imflitute zu einem verſchmolzen 
und mit einem unverzinslihen Kapital von fünf 
Milltonen Dulaten feitens des Staates andger 
flattet. Die Bank beftand, folange die venetianiſche 
Republit währte, und ging mit diefer unter. Im 
14. Jahrhundert entftand die Bank von Barcelona 
und lg des 15. bie Banca di San Giorgio 
in Genna. Letztere war auch Zettelbant. In andern 
europäijchen Staaten wurden, entſprechend ber 
langjameren Entwidlung des Handels, erft viel 
fpäter Banken gegründet. Die ältefte aufer- 
italienifche Bant ift die von Amfterdam, gegründet 
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1609; urſprünglich lediglich Girobank, mußte fie 
im napoleonifchen ihre Zahlungen einftellen, 


befriedigte jedoch ihre Gläubiger und verwandelte 
ſich 1814 in eine Zettelbank. Die Hamburger Bant 
wurde im Jahre 1619 gegründet und ift haupt⸗ 
ſächlich Giro» und Leihbank. Die Bank von 
Rotterdam wurde im Jahre 1683 gegründet, bie 
von Stodholm im Jahre 1668. Die Bank von 
England, eine ber bebeutenbften der Welt, welche 
bie wechjelndften Schidjale durchgemacht, wurde 
im Jahre 1694 gegründet. Im frankreich grün« 
bete im Jahre 1716 der Schotte John Lam eine 
Bank nad) dem Vorbild der englifchen. Diefelbe 
brach jedoch, nachdem fie —— ad Außer- 
verfehrziehen bes gemünzten Geldes und Durch Aus- 
gabe von Banfnoten in unbegrenzter Ausbehnung 

ewachſen war, ſchon im Jahre 1720 zufammen. 

in ihre Stelle trat 1776 eine neue, wohlfundierte 
Bank. Die preußifche Bank ift 1765 nad) langem 
Widerftreben der Preußiſchen Kaufmannſchaſt ing 
Leben gerufen worden. Gie ift in die jehige Reich8- 
banfübergegangen. In Dfterreich wurde im Jahre 
1817 bie privilegierte Oſterreichiſche National« 
bank gegründet. Im Laufe dieſes Jahrhunderts 
folgten eine Unzahl von Banken, und namentlich 
eine große Anzahl folcher, welche außer den früher 
erwähnten Bankgeſchäften ben Handel auch in ber 
Weiſe „unterftügen“, baß fie jelbft Handelsunter- 
nehmungen gründen oder beftehende Handelsge · 
ſchäfte mit Kapital tommanbditieren. Man faßt 
diefe gewöhnlich unter bem Kollektivnamen Credit 
mobilier zufammen nad) dem Vorbild der erften 
großen berartigen Gründung, des von Na- 
poleon III. ins Leben gerufenen Credit mobilier 
in Paris, welches Inftitut, im Jahre 1852 
gegründet, durch feine ſcheinbare Größe alle 
Welt blendete und gegen Ende ber ſechziger Jahre 
in tiefen Verfall geriet. Im Jahre 1871 ift es 
durch den befannten Hausmann reorganifiert wor⸗ 
den. Die hauptfächlichften Imftitute bes Credit 
mobilier in Europa find zur Zeit: die faiferl. 
königl. Oſierreichiſche Kreditanſialt für bel 
und Gewerbe; die Berliner Diskontogeſellſchaft, 
die Deutſche Bank in Berlin, die Bank fir Handel 
und Imduftrie in Darmftadt, die Allgemeine 
Deutſche Kreditanftalt in Leipzig, bie Mitteldeutſche 
Kreditbant in Meiningen, der Schaffhaufeniche 
Bankverein in Köln, die Norbbeutfche Bant in Ham · 
burg, die Dresdener Bank, bie Privilegierte 
Öfterreihifche Sänderbant u. |. w. 

IV. Specielleg Intereſſe für Die Lefer des Staats- 
lexikons bieten diejenigen deutſchen Banken, welche 
nicht Gründungs- und Borſengeſchäfte für eigene 
Rechnung treiben, fondern fi) auf bie oben ge⸗ 
tennzeichneten Geſchäfte beſchränken. Unter ihnen 
bieten das Hauptinterefje Die Noten« ober Zettel« 
banken. Das Bantgejeh vom 14. März 1875, 
welches die Reichsbant ins Leben rief, hat die In« 
ftitute diefer —— von 33 auf 18 reduciert. 
Das größte derjelben ift die Reichsbank ſelbſt. Sie 
bat die 1765 gegründete Preußifche Bank in fi 
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aufgenommen, ift halb Aftiengefellichaft, Halb 
Staatsanftalt und mit großen Privilegien auß- 
geftattet. Das Banlgeſetz vom 7. Juni 1899, 
welches biein dem früheren Bankgeſetz von 1875 vor⸗ 
behaltene Erwerbung ber Reichsbantk für das Reich 
nicht verwirklicht hat, hat das fteuerfreie Noten- 
privileg derſelben bi8 auf Mark 541600 000 an 
ungebedten Noten erweitert und die noch beftehenden 
Zettelbanfen mit neuen Einſchränkungen beglüdt. 
Durch ihre Berzweigung in eine immer wachſende 
Anzahl von Zmweiganftalten (Reichebant-Haupt« 
Stellen und Reichsbank · Nebenſtellen) hat bie Reichs 
bank den größten Zeil des Giro« und Wechſel⸗ 
verlehrs an ſich gezogen. Das zweitgrößte Inftitut 
Deutichlands dieſer Art ift die Sächfifche Bant, 
gegründet im Jahre 1865, mit zur Zeit fieben 
Filialen. IHr folgt die Frankfurter Bank, ger 
ründet 1854, welche namentlich durch das große 

ertrauen, das fie fi) erworben, einen ausge⸗ 
dehnten Depofitenvertehr pflegt. Ihr ſchließen ſich 
an, alphabetifch georbnet: die Badiſche Ban, bie 
Bank für Süddeutſchland, die Bayriſche Noten- 
bank, Braunſchweigiſche Bank, Bremer Bant, 
Chemnitzer Stabtbant, Danziger Privataftien- 
bank, Hanndverijche Bank, Kölnische Privatbank, 
Kommerzbant in Lübeck, Leipziger Kaffenverein, 
Magdeburger Privatbank, PBrovinzialaktienbant 
für Poſen, Städtifche Bank in Breslau und die 
Württembergiiche Notenbant. Alle dieſe Banken 
haben das Recht, Noten auszugeben, mit Aus⸗ 
nahme ber Reichsbank und ber Sächfifchen Bank 
jedoch nur in beſchränkter Maximalhöhe. 

Was die allgemeine Frage bes Kredits und der 
Kreditwirtſchaft in Bezug auf die Banken imengeren 
Sinne betrifft, jo Tann e8 faum einem Zweifel 
unterliegen, daß die Bankinftitute, welche fich auf 
die zu Eingang dieſes Abfchnittes geichilberten 
Geſchäfte —e— einem wirllich vorhandenen 
Bedürfniſſe Rechnung tragen. Anders iſt es mit 
den Inſtituten, die unter dem Kollektivnamen 
Credit mobilier zuſammengefaßt werben. Ihr 
Gefchäftsbetrieb ift mehr oder minder ber Speku⸗ 
lation gewidmet und, da dies mit fremdem Geld 
geſchieht, principiell zu verwerfen. — Die Zettel« 
oder Notenbanten haben Se eine abfällige Be- 
urteilung erfahren ; allein mit Unrecht. Faßt man 
den Begriff der Banknote richtig als ben bes 
Wechſels und nicht des Papiergeldes, und verfällt 
nicht in den Fehler, den ſchon Lam gemacht, der 
dem ganzen gegenwärtigen und zufünftigen Wert 
des Nationaldermögens glaubte in Wertzeichen 
umfegen zu dürfen, fo fällt die Nützlichkeit und 
Unſchãdlichkeit des Banknotenweſens fofort in die 
Augen. Natürlich ift die Banknote nicht für den 
Kieinverkehrbeftimmt. Aberim großfaufmännifchen 
Verkehr ergänzt fie in durchaus richtiger Weile 
den Wechjel, welcher nicht nur an ben Verfalltag 
gebunden, fondern auch bei feiner Weiterbegebung 
mancherlei Formalitäten unterworfen ift und die 
größte Zeit feines Laufes nicht umläuft, fondern 
im Vortefewille irgend einer Bank Liegt. Giebt 
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die Bank als Gegenwert ber in ihren PBortefeuilles 
liegenden Wechſel bei ihr zahlbare, von jeder For⸗ 
malität freie, jeberzeit einlösbare Scheine auß, jo 
liegt der Vorteil, welcher hiermit dem Hanbel und 
Verkehr geboten wird, auf der Hand. Diefe dem 
Gelde vollftändig gleichftehenden Noten wiegen 
in der Hand des Publitums vollftändig_den 
Vorteil auf, den die Bank auf der andern Seite 
dadurch gewinnt, daß fie Banknoten auch gegen 
bares Geld ausgiebt und dieſes Gelb zinsbar 
anlegt. Unrichtig ift es, wenn behauptet wird, 
daß die Banken durch die Ausgabe fogen. un- 
gededter Noten einen unberedtigten Gewinn 
machen. Ungebedt oder durch imaginäre Werte ge= 
dedt, wie die Staatsnoten John Laws, find Bant- 
noten niemals, e8 müßte benn eine Bank jo thöricht 
fein, ihre Banknoten zu verſchenlen. In der That 
iſt das Banknotenausgeben nichts als eine Form 
des Dislontierens. Indes muß zugegeben werden, 
daß für den Verfehr mit Banknoten im Intereſſe 
des Publikums der Staat außgiebige Schupmaß- 
regeln zu treffen hat, und zwar namentlich nad) 
der Richtung, daß als Gegentvert der außgegebenen 
Banknoten vollwertige und rafehrealifierbare Werte 
in den Doſſiers der Bank vorhanden feien. Das 
deutſche Bankgeſetz beftimmt in biefer Beziehung, 
daß mindeftens ein Drittel des Betrages der um« 
faufenden Noten in kursfähigem deutſchem Geld, 
Reichskaſſenſcheinen oder in Golb in Barren 
oder außländijchen Münzen, das Pfund fein zu 
1392 Mark gerechnet, und ber Reit in dislon⸗ 
tierten Wechleln, welche Ipäteftens in drei Monaten 
fällig fein und drei, mindeftens zwei anerfannte 
gute Unterſchriften tragen müſſen, in der Bank 
vorhanden fein müfjen. Die Beſtimmung über 
die Dritteldedung in bar führt in ber Praxis 
dahin, daf die Zettelbanfen effektiv faft ſtets bie 
Hälfte der Dedung bar vorrätig haben, da bei 
dem Borhandenfein lediglich eines Drittels bie 
geringfte Noteneinlöfung jene Dritteldedung ftören 
müßte. Dieſe Beſtimmungen des Reichsbanlk- 
geſetzes im Zuſammenhalt mit Kontrollvorſchriften, 
welche das Banlgeſet giebt, dürften einen durch 
aus wirkſamen Schuß bilden, und in ber That 
erfreuen ſich die eriftierenden Notenbanfen in 
Deutſchland eines nneingejhränften Vertrauens. 

Litteratur. Hübner, Banken, 1854; Tell 
kampf, Geld» und Bantweien, 1867; Wirth, 
Bankweſen, 1874; Kautſch, Bankweſen, 1874; 
Soetbeer, Bankverfaſſungen (mit Bibliographie), 
1875; Geyer, Zettelbantweien, 1875; Abd. 
Wagner, verſchiedene Schriften über Bankwefen, 
auleßt deſſen Darftellung in Schönbergs Handbuch 
der poutiſchen Öfonomie, I, 1885. Aus ber eng« 
liſchen Eitteratur find zu erwähnen: Mc Eullod), 
Fullerton, Jevons Macleod, Palgrave Mitchell; 
aus der franzöfiihen: Eonrcelle-Seneuil, Wo⸗ 
lowski, Cernuſchi, Coquelin, Bousquet. Dr. Felix 
— Kreditinſtitute auf Altien und auf Gegen- 
eitigfeit, 1874; Derſ., Die flaatlihen und 
provinziellen Bobenkrebitinftitute in Deutfchland 
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1891; Derj., Der europäifche Bobenfrebit, 1900. 
— Siehe ferner bie Litteraturangaben bei Aftie, 
Aftiengefeb und Mühlbrechts Wegweiſer durch 
die Litteratur der Rechis· und Staatswifjenichaft“, 
1886, 205 ff. [v. Steine.) 

Bankroff, |. Konkursorbnung. 

Bann, |. Kirchenftrafen. 

Bannmeilenzeht, |. Innung. 

BSannwälder, ſ. Forſtwirtſchaft. 

(jeit 1585, in England 1618), 


ſ. —— 
PR ii eſtern (jeit 1684), |. 


Barren, |. Münzwefen. 
Barrifer, |. Abvofatur S. 103. 
Bartofus (geft. 1857), |. Recht, römifches. 
fet, ſ. Set 
silicorum libri, |. Recht, römifches. 
fiat, Frederic, der hervorragendſte 
Vertreter ber neufranzöfifchen Freihandelsſchule, 
geboren ben 29. Juni 1801 zu Bayonne (Dep. 
Nieberpyrenden), ftammte aus angejehener Kauf- 
manndfamilie. Sein Großvater, aus bem be= 
nachbarten Mugron (am Adour) ſtammend, hatte 
dort nad) der Erhebung Bayonnes zum Freihafen 
(nach dem Verſailler Vertrage 1784) ein blühen- 
des Handelshaus begründet; fein Pater konnte 
gegen das Prohibitivfgftem des erften Kaifer- 
reiches nur mit den äußerſten Anflrengungen das 
Vermögen und das Anjehen der Familie aufrecht» 
halten. So fehr die Familientraditionen nach 
biefer Seite Hin feine erfte häusliche Erziehung 
beeinflußten, tiefer noch wirkte der religiöje Ziwie- 
ſpalt, in welchem ein Teil ber Familie dem feit 
den Tagen Saint-Cyrand in Bayonne wohl 
accreditierten janfeniftiichen Rigorismus anbing, 
während ein anderer dem Naturaliamus 3.3. 
Rouffeaus in ber Erziehung huldigte. Die auch 
Frederic in Ieterer Hinficht eingeflößte Richtung 
Tonnte von ber ihm in dem Kolleg zu Saint-Sever 
und dann auf ber berühmten Kloſterſchule zu 
Soröze gegebenen Ausbildung nicht gan über« 
wunden werben. Als Frederic im 18. Lebensjahre 
bei feinen feltenen Anlagen und feiner Vorliebe für 
litterariſch· philoſophiſche Studien unter den Rech» 
nungsbüchern und bem lärmenden Gejchäftsbetriebe 
feines Onfel8 zu Bayonne erfannte, daß hier 
nicht fein Beruf fei, fuchte er in der Fortſetzung 
feiner Tiebgewonnenen Studien Erſatz, und fortan 
trat die Zeftüre nationaldfonomischer Schriften, na= 
mentlich derjenigen des wegen feiner „inneren Evi⸗ 
denz” Baſtiat am meiften anziehenden J.B. Say, 
in ben Vordergrund; in feinem 21. Jahre hatte die 
erneute flege des Rouſſeauſchen Naturalismus 
beim Mangel der rechten hriftlichen Einflüffe nach 
heftigen inneren Kämpfen jenen ſtepticiſtiſchen 
Idealismus in ihm ausgebildet, den erft ſchwere 
Lebensſchidſale und Tangjährige, unausgeſetzte 
Studien zum Teil überwinden follten. — Uner ⸗ 
wartet Temel vertwirflichte ſich im Jahre 1825 
Baſtiats Lieblingswunſch, ſich ganz von ber Ge⸗ 
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ſchaftswelt zurüctziehen und in ländlicher Stille 
ausſchließlich feinen Studien leben zu können, als 
er durch ben Tod feines Großvater8 Erbe des 
großen Familtengutes zu Mugron wurde. Dort⸗ 
bin z0g er fih zurüd. Wenn man in feinen 
Briefen die ſeltſam glühende Begeifterung für 
bie liberalen Strebungen auf der ganzen Linie 
ber Oppofltion gegen die Bourbonen lieft, da⸗ 
bei feinen Abſcheu vor ben rohen Exceſſen ber 
Voltairianer und Materialiften,, feine Beach» 
tung ber Arbeiten chrifilicher Publiziften, tie 
de Maiftre, de Bonald, Lamennais, feine um» 
fafjenden Studien über J.B. Say, Dunoyer, 
Smith, Deftutt de Tracy, Franklin und Charles 
Comte, feine feinfinnigen Bemerkungen über die 
Vorzüge und Fehler ihrer Syfteme in einer jelten 
edlen und Maren, ganz von romantiſcher An« 
ſchauung durchtränkten Sprache im Auge behält, 
fo findet man auf den erften Blid keine befriedi- 
gende Erflärung für die Thatfahe, daß dieſer 
reich begabte, unabhängige, von feiner Umgebung 
fo Hoch geihägte Mann troß aller Bitten des ihn 
mit ſchwärmeriſcher Liebe verehrenben Freundes- 
kreiſes bis zum Jahre 1844 fich nicht entſchließen 
fonnte, mit feinen Ideen vor die Öffentlichkeit zu 
treten. Das ſchwere Schidfal einer (nicht ohne 
eigene Schuld) tief unglüdlichen Ehe bietet feine 
Erklãrung auch nicht Die außerordentliche politifche 
Erregtheit feiner Zeit und feiner Umgebung, die 
ihn zu einer faft komifchen Rolle bei dem juli⸗ 
revolutionären Pronunciamento in Bayonne ver 
leitete. Auch feine Erhebung zum Friedensrichter 
feines Kantons (1831), welches Amt er 15 Jahre 
mit noch heute unvergefiener Integrität und Au⸗ 
torität befleibete, ſowie feine ſtets (feit 1882) er⸗ 
neute Wahl zum Generalrate des Departements 
brachten feine Anderung. Wir glauben nicht zu 
irren, wenn wir den Grund für obige Thaiſache 
in der eigentümlichen Entwidlung des Baftiatichen 
Ideenganges fuchen. Baſtiat war durchaus Autos 
dibaft, einer der Durchgebildeiften Theoretiter der 
mobern=liberalen Freiheitsidee auf allen Gebieten; 
für ihn war bie politische Freiheit nur ein Moment, 
die Durchgangsftufe zur wirtſchaftlichen und Han« 
deisfreiheit, welche das moderne Verlkehrsweſen 
troß aller politiihen Schranken thatſächlich als 
die univerfalfte und nottwenbigfte Forderung der 
Neuzeit Hinftellte. Die wachſende Einficht, daß 
die Juliregierung in der Befriedigung der pluto« 
kratiſchen Inftinfte der herrſchenden Bourgeoifie 
fi mehr und mehr verliere und nur ber ent 
fchiebenfte Kampf, zunächft zur befferen Orien- 
tierung ber irregeleiteten öffentlichen Meinung, 
gegen dieſe Excefje und die allgemeine Korruption 
belfen tönne, befreundete ihn nach und nad) mit 
dem Eniſchluſſe des perfönlichen Eingreifens. Nach 
45 Jahren ber Zurüdgezogenheit, der Mebitation 
und endlojer Stubien folgen nun 4 Jahre großer 
publiziftifcher Thätigkeit, Die zwar ausreichten zur 
Grundlegung feines Syſtems aber nicht zu deſſen 
Vollendung. 
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Die Wendung fält in das Jahr 1844; den 
Anlaß dazu bot die große Freihandels- 
bewegung in England unter Richard Cobden 
(feit 1841). Im Ankötu am die Darlegung dere 
felben in ber engliſchen Zeitfehrift The Globe 
and Traveller ſchrieb Baftiat im Journal des 
Economistes die Aufjäge: L’Infuence des 
tarife anglais et frangais; Sophismes &co- 
nomiques ou l’agitation anglaise (Paris 1846, 
4° ed. 1851); Cobden et sa ligue pour la 
libert6 du commerce (Paris 1845, 1848). Für 
leßtere, mit einer Einleitung neu herausgegebene 
Schrift ernannte ihn das Institut de France 
zum Torreiponbierenden Mitgliede. Bereits im 
Jahre 1846 ſchritt er nad) dem Vorgange ber 
Cobdenſchen Liga zur Bildung einer franzöfiichen, 
über das ganze Sand außgebreiteten Liga, deren 
Generalſekretär er wurde, und gründete als deren 
Organ, nachdem er die ihm angetragene Redaktion 
be3 Journal des Economistes außgeichlagen, 
die Zeitirift Libre Echange. Dem nun feft 
erfaßten Berufe ganz folgend, zog er, fo ſchwer 
es ihm wurde, nach Paris. Ein neues Leben 
begann jebt. Für ihn follte, wie er an Cobden 
ſchrieb, die Nationalöfonomie, die Wiſſenſchaft 
vom phyſiſchen Be der Mafien, die 
Vorſtufe ihrer fittlichen Erhebung werden. „Was 
mid) anlangt, fo verlange ich nichts, will nichts. 
Aber wenn es ſich um die Mafjen handelt, fo habe 
ich nicht dieſe ftoifche Geringſchätzung für den 
Reichtum. Dieſes Wort befagt nicht einige Thaler 
mebr; e& bebeutet Brot für die, welche Hunger 
baben, Kleider für die, welche Kälte leiden; es 
bebeutet Erziehung, Unabhängigteit, Würde.“ Im 
ben Kämpfen um die Unterrichtsfreiheit erhob er 
fi entſchieden gegen das Univerfitätsmonopol, 
„welches nur mit ber Unfehlbarfeit vereinbar fei” ; 
ebenfo für abjolute Kultusfreiheit: das laissez- 
faire, laissez-passer blieb auch bier die formel 
feines Syſtems. Als Lamartine ihn 1847 in 
Marfetlle neben Richard Eobden und 3. W. Fox 
als den größten Kämpfer „für daB neue Evan- 
gelium ber Emancipation der Arbeit“ begrüßte, 
hatten bie erften Anfälle der Todeskrankheit ihn 
fchon ergriffen. An Cobden, damals in Italien, 
hatte er (10. Januar 1847) gefchrieben: „Das 
Monopol oder bein Freund iſt auf dem Wege 
zum Pere-Ladjaife”. 

Die Revolution von 1848 rief Baftiat in die 
fonftituierende Berfammlung : er wollte feine Ießte 
Kraft einfegen, um mittels feines Olonomismus 
befjere Exiitenzbebingungen für die Volksmaſſen 
zu erringen. Als fih in den Junitagen der blutige 
Socialismus erhob, fchrieb er (24. Juni) im 
tiefften Schmerze über biefe brutale Zerftörung fei« 
ner beiten Ideale: „Frankreich wird eine Türkei!” 
eine Befürchtung, auf bie er am 29. Februar be« 
reits mit ben Worten hingewieſen hatte: „Seit zehn 
Jahren bringen abſurde Illuſionen in bie arbei⸗ 
tenden Klaſſen ein. Jeßt ſind dieſelben überzeugt, 
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Unterricht zu geben.” Xroß feines leidenden Zu⸗ 
ftandes erhob er ſich mit unerwarteter Energie 
zur Organifation des Widerftandes. Am Bor« 
abend der blutigen Yunitage forberte er (im Art. 
Jacques bon homme) die Entwaffnung der 
infurreftionellen Kräfte; mit Todesberachtumg 
fuchte er den Füfllladen im Yaubourg Saint» 
Antoine die unglüclichen Opfer zu entreißen; als 
Vicepräfident des Finanzkomitees der Kammer 
trat er „ben deſpotiſchen Praftifen derer, welche 
unter dem Borwande, dem Volke Genugtduung 
zu verfhaffen, wollen, daß der Staat ſich der 
Eifenbahnen, Berficherungen, Transportmittel zc. 
bemächtige”, mit ber Erflärung entgegen, er werde 
nie „für eine Dur) das Geſeß regularifierte und 
durch den Steuerzettel exelutierte Spoliation“ fein. 
Wie fein anderer die dkonomiſtiſchen Sophismen 
des Socialismus durchſchauend, griff er jept mit 
feltener, unübertroffener Energie in die Beivegung 
ein in dem mit Gaftille, Molinari u. a. 1848 
begründeten Volfsblatte La Röpublique Fran- 
gaise und in einer langen Reihe von Publi« 
iationen, welche bie beiden folgenden Jahre ganz 
abjorbierten, und deren zum Teil wahrhaft Haf- 
ſiſche Vollendung feinen Namen über ganz Europa 
berühmt machte. In Propriets et loi, Justice 
et fraternit6 (Paris 1848) griff er den neuen 
otonomiſchen Socialismus direkt in feinen Hautpt= 
dogmen an; in Proteotionisme et communisme, 
Lettre a Mr. Thiers (Paris 1848) ſuchte er die 
Verwandtſchaft beider Theoreme darzuthun; in 
Capital et rente (Paris 1849) wandte er fi 
gegen die Theorie von der Ungerechtigkeit 
Zinfes; in Paix et libert6 ou le budget ré- 
publicain forberte er eine Befchränfung des Ge⸗ 
Tchäftsfreifeg der Regierung und deren Ausgaben, 
in Incompatibilitös parlamentaires die Un- 
fähigfeitserflärung der Mitglieder der National- 
verfammlung zur Befleibung der Minifterftellung; 
in L’Etat proteftierte er gegen den Staat als den 
Helfer in Wirtſchaftsnöten, in Maudit argent 
gegen bie Verwechslung von Geld und Reichtum. 
Die vier letzteren Schriften fallen auf das Jahr 
1849, dazu traten 1850 noch die feine Satire 
auf Proudhons Srebittheorie Gratuits du eredit 
(ogl. über biefe und bie bamaligen Hauptpofitionen 
der Socialiften Perin, Les lois de la societe 
chretienne, Paris 1876, 2° &d., 323 ss.), ferner 
Baccalaurdat et socialisme gegen das berr- 
ſchende Unterrichtsſyſtem, Spoliation et loi gegen 
bie ſchutzzöllneriſchen Angriffe auf ben Freihandel, 
I La loi gegen die Allmacht ber Staatsgeſetz- 
gebung. 

Die wilde Erhebung des Socialismus wurbe 
für Baftiat eine furchibar ernfte Mahnımg zur 
Einkehr in ſich felbft. „Könnte man nicht fagen,” 
ruft er in Baocalaurdat et socialisme, „daß 
wir vom al ug Gefihtspuntte leibhafte Wider« 
ſprüche find? O um dieſes unfeligen Schaufpiels! 
Wir alle fühlen im Herzen eine unwiderſtehliche 


daß ber Staat verpflichtet ift, allen Brot, Arbeit, Macht, bie uns zur Religion hinzieht, und zu- 
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gleich erfleht im unferer Intelligenz eine nicht 
minder unwiderſtehliche Macht, die uns von ihr 
entfernt! .... Ein verhängnisvoller Widerſpruch 
Hat fich in bie Welt eingeihli—en. Die Religion 
wirb Aberglaube und bie Philoſophie Unglaube. 
Zwiſchen diefen beiden Extremen ſchwanll ziweie 
elnd die Mafje, und man kann fagen, eine Tritifche 

oche ift über bie Menſchheit hereingebrochen. 
Bann wird die Alltanz des Glaubens und 
Intelligenz wiebererftehen?“ Beſonders in ber 
Bolemik gegen Proubhon, dag Haupt ber koalierten 
Socialiften und Atheiften, ber t wegen feines 
Gottesglaubens zu verhöhnen fuchte, tritt Die 
Wandlung feiner Ideen ſchärfer zu Tage. „Wie 
groß auch”, entgegnete ihm Baftiat, „meine aufe 
richtige Bewunderung für bie bewundernswerten 
Geſeße der focialen —— iſt, wie viel Zeit 
meines Lebens auch dem Studium dieſer Wiſſen⸗ 
ſchaft geweiht war, wie groß auch mein Vertrauen 
in ihre Löfungen iſt, ich gehöre nicht zu jenen, 
welche glauben, biefelbe umfafje m. Be⸗ 
ſtimmung des Menſchen. Erzeugung, Verteilung, 
Umlauf, Verbraud) des Reihtums macht wahrlich 
nicht den ganzen Menſchen aus. In ber Natur 
egiftiert nichts ohne Endzweck, und auch ber Menſch 
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„Sunge Leute,“ heißt es weiterhin in dem Vor⸗ 
worte ber Schrift, „in unjern Tagen, wo ein 
chmerzvoller Stepticismus bie Wirkung und die 
tädende Strafe ber Anarchie der Ideen zu fein 
ſcheint, will ich mich glüdlich — wenn die 
Lektüre dieſes Buches auf eure Lippen in der 
Ideenordnung, bie es enthält, jenes jo tröftliche 
Wort Mei welches nicht nur eine Zuflucht, ſon⸗ 
oft tft, weil von ihm geſagt ift, daß 
es Berge verfehe, jenes Wort vom Eingange des 
Glaubensbelenniniſſes der Epriften: Ich glaube.“ 
„Die Intereſſen find harmonisch, alfo liegt die 
Löfung ganz und gar in dem Worte: freiheit.” 
Die Schrift [hließt mit den Worten: „Harmonie! 
Das ift dad Refultat ber großen Naturgefehe 
dann, wenn fie ohne Hinberniffe herrſchen, wenn 
man fie in fi) betrachtet und von der Verwirrung 
abftrabtert, welche Irrtum und Gewaltthat in 
ihrer Aftion hervorrufen. Angeſichts dieſer Har⸗ 
monie Tann der mift wohl außrufen wie der 
Afteonom beim Anblid der Planetenbewegung 
ober ber Phyfiologe bei der Enthüllung der Ord⸗ 
nung des menſchlichen Organismus: Digitus 
Dei est hio!* 
Unterliegt die theiftifche Tendenz ber Baftiat« 
0 gen feinem Zweifel, fo tritt bie 


muß ein anderes Ziel als die Sorge für feine | ſchen Forſchun— 


materielle Exifteng haben.” Proubhon wagte Feine 
Distuffion auf diefem Selbe, er verftedte ih aufs 
nene in feine Sophismen. „Die Religion“, ſchrieb 
er, „hat nichts mit der politifchen Ofonomie zu 
ee, Eine wahre Wiſſenſchaft genügt fich 
elbſi; kann fie das nicht, fo ift e8 nichts mit ihr. 
BWenndiepolitiicdeÖtonomieeinerreligiöfen Sanf- 
tion bedarf, um die Ohnmacht ihrer Theorien zu 
verdeden, und wenn bie Religion als Entſchul⸗ 
digung für Die Unfruchtbarkeit ihres Dogmas ſich 

die Forderungen ber politischen Ofonomie be⸗ 
ruft, dann ift der Fall da, daß bie politiſche 
Öfonomie und die Religion, anftatt ſich wechſei⸗ 
feitig zu flügen, einander verraten: fie werben 
beibe untergehen.” — Nie mag Baftiat ber Be 
geiff der echten Nationalöfonomie in ihrer engen 
Abhängigkeit von den höchſten und letzten Schid- 
falen des Menſchenlebens jo nahe getreten fein als 
jet, wo er, ganz unter dem Eindrud biefer ben 
Sserlauf bes mobernen Socialismus ſchon Damals 
beherrſchenden Sophismen, im Sommer 1849 
während eines parlamentarifchen Urlaubs in einer 
Villa des Waldes Eell»Saint-Eloub feine ber 
rühmten Harmonies 6conomiques ſchrieb. Ge- 
beugt von immer ſchwereren Anfällen ber Kranf« 
beit, inmitten der Pflichten feines Parlaments- 
mandates, will er in dieſer Schrift der Jugend 
ein Mittel gegen bie — des Sociolis⸗ 
muß bieten, indem er auf feine Weiſe die Herrlich⸗ 
Teit Gottes in der focialen Orbnung erzählt. „Die 
berrichende Idee dieſes Buches ift religiöjer Natur, 
die Harmonie der Interefien ift religiös. Sie fagt 
ums, daß nicht bloß die Mechanik des Himmels, 
fonbern auch die ber focialen Welt die Weisheit 
Gottes offenbart und feine Herrlichkeit erzählt.” 





Hriftlicde Tendenz nicht Mar hervor. Auf die 
Trage, woher das Böfe, antwortet er (Harm. 
6con. 3, 63) ausweichend, bie Nationalöfonomie 
habe ben Menfchen zu nehmen, wie er nun einmal 
fel. Das Princip des Opfers ift ihm nur ein 
verzweifelter Appell an die Entfagung (Preface). 
Die zumehmende Krankheit und die im ihr mehr 
und mehr ſich vollziehende Läuterung feiner Ideen, 
wie fie in den überaus geiftvollen Lettres d’un 
habitant des Landes ([. u.) ſich abfpiegelt, bradjte 
ihn der allein augreichenden Loſung auch des wirt« 
ſchaftlich· ſocialen Problems, der religiöfen, näher 
unb näher, und mit der fteigenden Erkenntnis, 
baß bier und Hier allein das letzte Wort für die 
Neugeftaltung der Nationalötonomie zu fuchen ſei, 
mehren fich die erſchütternden Klagen, daß ihm 
feine Zeit und feine Kraft mehr bleibe, biejes 
Tegte, enticheidende Wort in einem zweiten Bande 
der Harmonies zu formulieren. Derſelbe follte 
1. die wahren dfonomifchen Principien in jeiner 
Auffaſſung darlegen ; 2. ihre Beziehungen zu 
allen moraliſchen Wiſſenſchaften, in&belondere zu 
ber Religion, nachweiſen. Die in dem fchredlichen 
Winter 1849/50 von ihm entworfenen und im 
Frühjahr 1850 unter den größten Leiden El der 
Neife nach dem Süden rafllos weitergeführten 
Bruchftüde (f. u.) zeigen, welche bebeutfame Durch⸗ 
bildung feine Ideen im Anſchluß an bie crift« 
lichen Grunddogmen erfuhren. In Eaux ⸗Bonnes 
ſchrieb er (Juni 1850) noch die Heine, von 
jeltener Kraft und überfprubelndem Geifte ge- 
tragene Schrift Ce que l’on voit et ce qu’on 
ne voit pas (Paris 1850, 4° ed. 1869). 
Am 9. September, dem Tage der Abreiſe nad 
Italien, nahm er von Cobden Abſchied mit ber 
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Bitte, ihn im Verzicht auf die Dinge biefer Welt, 
auf Reichtum, Ruhm, Gefundheit, zu fügen. In 
Florenz ſchrieb er das letzte Fragment ber Har- 
monies: Perfectibilits, das für die Beurteilung 
feines Geiftesganges und feiner Irrtümer fo wich⸗ 
tige Wort von dem unaufhaltfamen, providen« 
ziellen Fortfchritt des Menſchengeſchlechtes zu der 
großen, von Gott geordneten Einheit. In Rom 
(Ende November) fällt ihm bie „teftigfeit ber 
chriſtlichen Tradition und bie Überfülle unantaft- 
barer Zeugniffe* fo fehr auf, daß er freudig fein 
Feſthalten an der chriftlichen Idee befennt. Am 
15. Dezember ſchrieb er: „Ich lerne die Entfagung 
und finde mid) in ihr reich getröftet.” Er empfing 
mebreremal die heiligen Satramente. Am Abend 
bes 24. Dezember ftarb er. Sein letztes Wort in 
Gegenwart feiner Freunde, des Abbe de Montelar 
und M. Pailletot, war: „Wie glücklich bin ich, 
daß num über meinen Geift fo tiefer Friede ge⸗ 
fommen if. O könnte ich nur ſprechen... die 
Wahrheit ... ja num begreife ich fie.” Baftiat 
war forrefpondierendes Mitglied ber Alademie 
der politifhen und moralifchen Wiſſenſchaften. In 
Mugron wurde ihm ein Öffentliches Denlmal er= 
richtet. P. Lacordaire ließ am 11. Auguft 1857 
in Soröje nad) einer denkwürdigen Anfprache jeine 
Büfte aufftellen, und damit feinem Wirfen von 
der Seite nichts fehle, weldhe bie bedeutſamſte in 
feinem Leben war, verhöhnte Proudhon (in La 
Justice et la Rövolution I, 1° &d., 229) feinen 
Hriftlicden Tod in ähnlicher Weife, wie Lafjalle, 
der deutſche Zögling der Ideen Proudhons und 
Louis Blanca, dies mit der Gefamtrichtung der 
ötonomiftifchen Ideen Baſtiats verſuchte (Herr 
Baftiat-Schulze von Delitzſch oder Kapital und 
Arbeit, Berlin 1864), immerhin bie niedrige Ge⸗ 
häffigfeit des Franzoſen meidend (vgl. S. 5 Anm.). 

Die wiſſenſchaftliche Bedeutung Ba— 
ſtiats beruht unſeres Erachtens auf der von ihm 
zuerſt erfannten und als das wiſſenſchaftliche 
Problem der zeitgenöffiihen Nationalöfonomie 
ar bingeftellten Notwenbigfeit ber Augeinander- 
fegung dieſer Wiſſenſchaft mit der riftlichen bezw. 
tatHolifchen Lebens- und Weltanſchauung. Er 
ſelbſt Hatte das Problem nur geftellt; feine For⸗ 
mulierung war das Refultat lebenslangen For ⸗ 
ſchens und Arbeitens im Dienfte ber liberal⸗ 
öfonomiftifchen Idee; er hat das Problem nicht 
gelöft und konnte es nicht löſen. Die Voraus- 
fegung, von der er ausging, die Idee vom 
unbegrenzten Fortſchritte, das Ziel, welches er er 
ftrebte, die Harmoniſierung aller perfönlichen und 
Gefelichaftsintereffen, der Weg, auf dem er e8 
erftrebte, die abjolute Freiheit auf allen Gebieten 
und bie vollendete Befriedigung bed Eigeninter 
eſſes, endlich die Methode, welche er im Anichluß 
an bie älteren Schulen der Otonomiſten feines 
Landes feithielt, Die Verwechslung der Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaft mit der Socialwiſſenſchaft, find irrig. 
Hätte er die Nationalöfonomie aufgefaßt als das, 
was fie ift, als den Inbegriff ber auf die mate- 
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rielle und fittliche Gefamtwohlfahrt eines Volles 
abzielenden individuellen und geſellſchaftlichen 
Thätigfeiten in Unterordnung unter Gottes Gejeh 
und feine gefellichaftlihe Ordnung, jo würden 
Ausgangs und Zielpuntt feiner Wiſſenſchaft in 
der irdiſchen und ewigen Beftimmung des Men- 
ſchen, die abfolute Freiheit in der ſtaatlichen 
Rechtsordnung, bie Jdealifierung der Wirtichafts- 
intereffen als der maßgebenden Socialinterefjen 
in ber Hiftorijch-experimentalen Erforfjung des 
Wirtſchafislebens und ber Wirtſchaftsgeſetze das 
richtige Korreftiv und damit ben Weg ber Reform 
gefunden haben. 

Man hat in eifriger Nachahmung -ber rein 
negativen ſocialiſtiſchen Kritik auf die vielen 
Widerfprüde der Baſtiatſchen Anl gen 
hingewieſen: auf feine ſchroffe Auffaflung von 
Freiheit und Eigentum und die wirkliche Lage und 
die Beitimmung des Menſchen, auf die Harmoni« 
fierung aller Interefien und ben jchranfenlojen 
Inbividualismus, den Antagonismus der Inter⸗ 
eſſen; auf die Arbeit als bie bevorzugte Duelle 
des Reichtums und bie Berechtigung bes materiellen 
Genußlebens; auf bie Notwendigkeit gefteigerter 
Rapitalbildung und die Unterfchägung ber fitt- 
lichen Grundlagen der Wirtſchaftlichkeit und bes 
Sparfinnes; auf die Einſchränkung der Popu- 
lation und bie Verhöhnung der Selbftverleuguung; 
auf die Steigerung der Produktion und des Reich» 
tums und die Zunahme be Pauperismus u. a. 
Aber abgejehen davon, da Baftiat dergleichen 
BWiderfprüge mit dem utilitariftiichen Ofonomig- 
mus überhaupt teilt, wird bei ihm überfehen, daß 
bei ber ſtreng fpiritwaliftifcden Tendenz feiner 
Lehre die Notwendigfeit eines Ausgleich immer 
wieder ſich Bahn bricht in der entfchloffenen Weg⸗ 
wendung vom öfonomiftifhen Materialismus. 
Wenn Baftiat diefen Ausgleich nach der von ihm 
vollgültig entwidelten Formel de laissez-faire, 
laissez-passer erwartete; wenn er in immer 
twieberfehrenber Verwechslung der Moral mit dem 
Eigeninterefe letzterem eine religidfe Sanktion 
andichtete, welche ihm bie Selbftbeichränfung der 
Entfagung und des Opfer als einen „Appell an 
bie refignierte Verzweiflung“ erjcheinen ließ; wenn 
er dem jocialen Mechanismus in feiner fchranten- 
108 freiheitlichen Entwidlung bis zur vollendeten 
Sicherung der allgemeinen Hanbelsfreiheit die 
erlöjende Kraft aus dieſen Widerſprũchen zujchrieb, 
fo waren das Illuſionen, welche in feiner nahıra« 
üſtiſchen Anfhauung vom Menſchen und von ber 
Gefelfaft wurzelten und deren volle Übermin- 
dung nur vom Standpunkte der chriſtlichen Offen- 
barungslehre möglich ift. Baſtiais Bedeutung 
ruht mehr in der durch ſein Leben und ſeinen 
Geiſtesgang angebahnten Rüdkehr zu leßterer als 
in der Begründung neuer wiſſenſchaftlicher An⸗ 
fihten. Seine Stärke war bie hohe, ihm in fels 
tenem Maße eigene Kunft der Bopulari« 
fierung jeiner Wiſſenſchaft, namentlich) in der 
Belämpfung weit verbreiteter Vorurteile und Irr⸗ 
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tümer; dadurch und durch die Klarheit, Anmut 
und begeifterte Kraft feiner Darftellungsweife hat 
er namentlich aud in Deutſchland (f. u.) in den 
weiteften Streifen ben Einfluß feiner Anſchauung 
zur Geltung gebracht, Teider zur Befeitigung und 
ge vollendeten Durchbruch der Mancheſierdoktrin, 
ie zur gegenwärtigen Reaktion der ftaatsfocia- 
liſtiſchen und radifal» jocialiftifhen Bewegung 
führen mußte. — Was insbejondere bie Stellung 
Baftiats zum Soctalismus anlangt, fo war 
er einer ber erften und wenigen, welche bie 
Wandlung der focialiftiiden Doftrin feit der 
Julirevolution in ihrer ganzen Bedeutung er- 
faßten: aus der focialiftifchen Utopie wurbe, na» 
mentlih durch den Einfluß Augufte Comtes und 
feiner Schule, der focialiftiiche Ofonomismuß, und 
gegen deſſen Sophiftif feßte er die ganze Kraft 
feines reichen Geiſtes ein. Freilich fonnte dieſe 
glänzende Abwehr — und fie ift bis heute ber 
einzige rein wifjenfchaftliche Verſuch von größerer 
Bedeutung von feiten des Iiberalen Ofonomismus 
geblieben — nicht zum Ziele führen; denn es 
handelte fich beiberjeit8 um die Verteidigung 
irriger Principien, hier der abjolut freiheitlichen, 
dort ber revolutionären Wirtfhaftsgeftaltung. 
Immerhin bleibt für Baftiat die energiſche Auf- 
nahme des Kampfes gegen Iektere, die Gerabheit 
feines Kampfes, mit der er den Appell an bie 
Gewalt verihmähte, die Zunerficht auf Die Kraft 
feiner eigenen Mittel und feine Liebe zur Orb« 
mung ein Ruhmestitel. 

Hinſichtlich der fpecifiih dBlonomijhen 
Theorie und ihrer Weiterentwidlung ift bie 
Bedeutung Baſtiats beftritten, namentlich in 
Bezug auf feine Bekämpfung der Malthusichen 
Bevdlterungstheorie und der Ricarbojchen Lehre 
von ber Bobenrente. Die Frage der Priorität 
der bier entwidelten Ideen im Hinblid auf die 
Forſchungen des Amerifaners Carey (f. d. Art.) 
ift eine müßige, wie Mangold (in Bluniſchlis 
Staat&wörterb. I, 675) zutreffend zeigt. Es ift 
daran zu erinnern, dab Baftiat zum Abſchluß 
feiner Öfonomifchen Doktrin nicht Zeit gefunden 
und das Vorliegende nur vom Standpunft feiner 
Ideenentwicklung (f. ob.) beurteilt werben darf. 
Am beften ausgebildet tritt un feine Darlegung 
der Freihandelslehre entgegen, deren Ein- 
wirkung auf die liberale Doftrin noch heute forte 
dauert. Bon ihrer entfchloffenen Durchführung 
hoffte er die endgültige Löſung aller Schwierig- 
keiten für feine Wert« und Taufchtheorie, für feine 
Geld- und Kreditorganifation, für feine originelle 
Lehre von ben Abfagwegen. Allein wie in feinem 
ganzen Spftem, irrt Baftiat auch Hier Durch feinen 
abfoluten Freiheitsformalismus, welcher ben 
Grundcharakter der Frage als einer praktiſchen 
verfennt. Baſtiats Grundjag: „Der Freihandel 
ift wahr im Princip“, ift ein Irrtum, indem e8 
fih nach den eigenen Anfchauungen Baſtiats 
nicht um ein einziges Princip handeln Tann, da 
bier das dreifache Princip der privaten, inter 
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nationalen und nationalen Ökonomie feine praf- 
tische Löfung fordert. So ſchwierig biefe Löfung 
im gegebenen Falle ift, darf man fie nicht auf 
Grund einer faljchen, unvollftändigen Idee ſuchen 
und Jieber eine Induftrie als ein vermeintliches 
Princip zu Grunde gehen laſſen. In ber Kritik 
ber verjchiedenen Handelsſyſteme, des Merkantilig- 
mus und der Handelsbilanz, des Prohibitin- 
ſyſtems der Colbertſchen Schule, beſonders des 
tranfitorifchen Schupiyftems, ſelbſt des gemäßigten 
Freihandels, entfaltet Baftiat außerorbentlichen 
Scarffinn zum Zwede der Rechtfertigung des 
abfoluten Freihandels ohne Transaktion irgend 
welcher Art und läßt nur für den Import ſolche 
fislaliſche Taren zu, welche ben Charakter einer 
Steuer, aber nicht den eines Schutzes der eigenen 
Induftrie haben; von Kompenfationgrechten, Aug» 
nahmerechten gewiſſer Induftrien zc. will er nichts 
wiſſen. Er verfennt dabei unſeres Erachtens bie 
beiden Grundforderungen einer ebenjo praktiſchen 
twie den wahren öffentlichen Intereffen ent» 
ſprechenden Handelspolitik: daß nämlich an der 
Freiheit des Austaufches als einer Forderung der 
heutigen Wirtſchaftsentwicklung, des internatio« 
nalen Verkehrs, des inbuftrielln Mechanismus, 
der Wohlfeilheit der Produkte, des Ausgleichs in 
der Verſchiedenheit der Produkte zc. nur fo lange 
feftzubalten ift, als die Teilung der Menfchheit 
in Nationen, ihr gefonbertes Recht der Exiftenz, 
ihre Unabhängigkeit, ihre bejondern Interefjen 
und ihre biftorijche Negierungsweife nicht in 
Frage ftehen. Wo die nationalen Lebenginterefien 
eine Einſchränkung der Freiheit fordern, fan das 
internationale Wohlwollen, welches ein Princip 
des chriſtlichen Völferrechts if, nicht daB Opfer 
ber eigenen Unabhängigfeit und wirtſchaftlichen 
Selbftändigfeit einer Nation fordern. Im Gegen- 
teile rechtfertigt die Pflicht der Erhaltung und 
Bervolllommnung eines nationalen Organismus 
das Opfer des außwärtigen Producenten und bes 
einheimifchen Konfumenten. Wie hinfichtlich dieſer 
principiellen Grundlagen einer gejunden Handels» 
politif, irrte Baftiat auch in Aufſtellung gewiſſer 
allgemeiner Normen für die Behandlung der hier 
entftehenden fomplicierten Fragen. Das Interefje 
gewifjer blühenden Landesinduftrien darf keines ⸗ 
wegs mit dem allgemeinen Intereſſe verwechſelt 
werben. Der Schuß ber erfteren bedeutet oft nur 
ben Profit einer mehr ober weniger einflußreichen 
Gruppe, fleigert die Preife, drückt die andern 
Induſtrien und geftaltet ſich zu einer Schädigung 
bes nationalen Lebens. Hinſichtlich der Mehr« 
belaftung der Konfumenten muß die Größe bes 
ihnen auferlegten Opfer und bie Größe des na- 
tionalen Intereſſes wohl abgewogen werden; da⸗ 
bei darf man die Solidarität aller nationalen 
Produltion und ihrer Induftrien nicht überfehen. 
Endlich muß zwiſchen tranfitorifcher und bauernder 
Belaftung ftet3 ebenſo gewiſſenhaft unterfchieden, 
wie die jeweilige Lage des ausländtjchen Marktes 
(Tariffyftem) geprüft werben: alles Momente, 
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die Baftiats Spekulation wohl erfaßt, aber feiner 
Theorie regen Faſſen — — 
über Baſtiat zuſammen, jo möchten wir ſagen, 
er teoß feiner Irrtümer, feiner veralteten 
Theſen, feines idealiſtiſchen Formalismus in der 
—— br nn an ee 
befien hochſtrebender gang, deſſen Au y 
keit, Hingebung an das Öffentliche Wohl, deln 
berbes Lebensſchickſal auch die Sympathien derer 
finden kann, die von feiner Doktrin nicht zu über- 
eugen find. In der Lehre feines Lebens und 
— Eh das Intereſſe weder der einzige 
das hochſte Ziel der Menſchen ſein X. 
ig — leßteres in ber ee und Moral 
aud) für den Bereich der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
beſchloſſen Tiegt, Dh ex eine hohe, in gewiſſer 
Hinficht einzige Stelle unter ben mobernen Olo⸗ 
nomiften einnehmen. Unter denen ber franzöfifchen 
Schule dürfte er neben Quesnay und Say als 
der bebeutendfte inſofern erſcheinen, als in ihm 
die Ohnmacht des dkonomiftiichen Senfualismus 
gegenüber bem Socialismus und die Rücklehr der 
Wirtſchaftslehre zu chriſtlichen Grundanſchauimgen 
me fiegreichften neben be Roſſi zu Tage ger 


Die Säriften Baſtigts find in dem Sam- 
melwerfe der klaſſiſchen Otonomiſten bei Guil- 
laumin zuerft 1854 in 6, dann 1872 in 2. Aufl. 
in 7 Boͤn. erfhienen (Oeuvres complötes de 

sderic Bastiat, 7 vols. 12°, Paris, Guil- 
laumin). Der 1. Band enthält eine ausfüßliche 
Notiz über fein Leben und feine Schriften von 
R. de Fontmay. Die Lettres d’un habitant 
des Landes erſchienen 1877 (Paris, Imprim. 

Quantin), Weitere Notizen über fein Leben und 
feine Schriften bei Molinari (Journal des Eco- 
nomistes, tome 28, 15 Fevr. 1851), rederic 
— (Paris 1855), "Baul Gardelle (Pau 1879), 

Baunard (La Foi II, Paris 1884, 109). Über 
feine Lehren |. inäbefondere noch — Les 
doctrines &conomiques (Paris 1880) 725 se, 
Im Deutjchland ift befonders die Auswahl feiner 
Heineren Schriften‘ durch Bergius (Ausgewählte 
vollswirtſchaftliche Schriften, Hamburg 1859, 
2 Bde.) befannt ; außerdem: Die Trugfchlüffe der 

—A— gegenüber der gefunden Hanbels- 
politif, über. von C. Nobad (Berlin 1847); Die 
Vollswirtſchaft für jedermann und ſechs volfs- 
wirtſchaftliche Trugſchlüſſe des Herrn Baftiat, 
bearb. von &. Junghanns (Leipzig 1848). Die 
Heineren Schriften: Kapital und Berzinfung; 
Zollſchutz und Kommunismus; Der Staat; Das 
verwünfchte Geld, gab Berlin 1849) der Verein 
zur Verbreitung volkswirtſchaftlicher Kenntniffe 
heraus. Die Vollswirtfhaftlihen Harmonien 
bilden den 1. Band von Prince Smithg Natio- 
nalöfonomifcher Bibliothek (Berlin 1850). Die 
Schriften: Was man flieht, und was man nicht 
fieht, oder bie politifche Okonomie in einer 
Lektion; Frieden und freiheit ober das Budget; 
Der Krieg gegen den Lehrſtuhl der pofitifcen 
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Das, überfeßte Bergiuß bereits im —* 
¶Weinand. 


Bauernfiaud. L Einleitu— San ſo- 
ciale Bedeutung des Bau —V.6e 
— — bes rer Um- 
dwung zu Beginn ber Neuzeit, Zeit des Abjo- 
lutismus, Mobilifierung. VL Rüddlid auf das 
Bauernred) 
andes: a. Verhütung 


alte t. VII. Sage bes Bauernftandes 
in der Gegenwart. VIIL—IX. —— — 
Erhaltung bes Bauernft je 
Zerfplitteung des bäuerlichen Grunbbefiges, b. 
ie! und Verhinderung ber Uberfculbung. 

Der Bauernftand in ben einzelnen aufer- 
beutfchen Ländern. Literatur. 

L Ein Bauerngut ift ein zur Betreibung 
Aderbau und Viehzucht beftimmtes Tändlicheh Fa 
wefen, da8 in ber Regel nur vom Wirte jelbft und 
deſſen Familie beftellt wird, aber deren Arbeits- 
traft auch vollftändig in Anfpruch nimmt, fomit 
ohne gewerblichen und taglöhneriichen —— 
dienſt eine Familie zu nähren im ſiande iſt. Die 
Bejiger folder Güter nennen wir Bauern. Die 
Eigenichaft des Befiges und das Maß desjelben 
——— 
befiger, anderſeits von landwirtſchaftlichen Dienft- 
boten und Taglöhnern. Das landwirtſchaftliche 
ZTaglöhnertum, der freie Ländliche Arbeiterftand, 
iſt erftjeit Löfung des gutsherrlichen Verhältnifies, 
in welchem Klein» und Großgrundbefig ehedem 
zu einander fanden, zu einiger Bedeutung ge= 
fommen. Es ift im nörblihen und norböftlichen 
Deutichland zahlreich, während im mittleren unb 
im füblien Deutſchland das Gefinde vorwiegt. 
Die Mitte zwiſchen den Beige von Bauern- 
gütern und ben befiglofen Sandarbeitern halten die 
Beſiher Feiner Anmwejen (Häuschen und Gärten), 
welche in einzelnen Gegenden verſchiedene Ber 
— wie a Kötner, Kätner, Kofjaten, 
ber | Drefchgärtner, fül 

Die foctale Bedeutung des Bauernſtandes 
hängt mit ben weſentlichen Merkmalen feiner 
Begriffsbeitimmung zufammen, aljo mit jeiner 
De igungsweije, der Arbeit im Freien und 

ber dem Bauernftand eigenen Bereinigung von 
Beſitz und Arbeit. Der Aderbau bat unter 
den materiellen Beihäftigungen mit Recht von 
jeher ein befonderes Lob erfahren. Die Scho- 
Yaftifer rühmen von ihm, baß er ſchon im Stande 
der Unſchuld die hauptſächlichſte der materiellen 
Beſchaͤftigungen gewefen und der Menſch in das 
Paradies gejeßt worden fei, um e8 zu bebauen. Die 
ländliche Benölferun ift das einzig ftetige — 
in dem Gewoge des Bevölferungsftromes, und 
der Quantität und Qualität des — 
hängt das ſittliche Niveau und die körperliche Be⸗ 
ſchaffenheit der geſamten Bevöllerung ab. Der Acer⸗ 
bau befördert zähe Kraft im Ertragen des Schwie- 
rigften und die Gewohnheit harter Arbeit. Man 
wirb nicht Leicht Feldarbeiter, wenn man nicht von 
Jugend auf daran gewöhnt ift; daher jo oft ein 
Gewerbeland mit zu dichter Bevölkerung noch viele 
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ſchlecht bebayte Fluren enthält. Viel eher lommt 
& zu einer Überfüllung, zu einem unverhälnis- 
mäßigen Anfchmwellen des Gewerbe· und namentlich 
des Handelaftandes, als des Bauernftanbes, für 
den es, je mehr er vom igenprobuft lebt, 
faft feine Grenze giebt. Die ftete Beihäftigung 
im Freien härtet ab. Die geringere Arbeitsteilung 
entwidelt ES vielfeitiger ; bazu lommen 
bie gegen Überarbeitung jdhüßenden natürlichen 
Baufen des Betriebes. Daher erfreut ſich die mit 
Aderbau beicäftigte Bevölferung im allgemeinen 
größerer Gefunbheit und Korperkraft. Man 
beobadhtet, daß die ftädtiihen Militärpflichtigen 
eine größere Menge Dienftunfähiger haben als 
die Landleute, ferner daß die mittlere Lebensdauer 
der Landwirte eine bebeutend größere ift als bie 
der günftigften Gewerbe. — Freilich if die gün« 
flige Wirkung der Arbeit auf dem Lande nur da 
zu ſpüren, wo fie von einer angemefjenen Ernährung 
begleitet wird, wo aljo eine gewifje Behaglichkeit 
des Lebens ermöglicht if. Dies wird der Tall 
fein beim jelbftändigen Bauern, deſſen Grund» 
befig zur Befchäftigung und Ernährung ausreicht. 
Die allgemeine Verbreitung bes mittleren länd« 
lichen —— ohne völlige Ausſchließung bes 
großen, ift Daher beſonders auch aus focialen und 
politiihen Gründen zwedmäßig. Die Iandwirt« 
ſchaſtiichen Arbeiter find von ihren Arbeitgebern 
durch feine breite luft getrennt, jo baß von beiden 
Seiten die entgegenftehenben Intereſſen in ver 
nünftiger Weile gewürdigt werden können, ein 
Umftand , der bejonder8 der Entwidlung bes 
—— „Genoſſenſchaftsweſens“ ſehr zu ſiatten 
mmt. 
I. Für die Kenntnis der Entftehung des 
deutihen Bauernftanbes ift einerſeits Einblid in 
die Art der Anfiedlung, Hufeneinteilung und Flur« 
verfafjung, anberfeits in Die ſpäter hinzulommenben 
Zreueverhältniffe, des Lehen, ber Leihe- und Eigen- 
gabe von Wichtigfeit. — Ye nad) ber Gedrängtheit 
oder Zerftreutheit der Befleblung unterſcheidet 
man Dörfer, Weiler, Einzelhdfe und verſchiedene 
Mifchformen. Sowohl die natürliche Ortsbe⸗ 
ſchaffenheit als die nationale Zugehörigkeit und bie 
geſchichtliche Reihenfolge der Befiedelung war 
von Einfluß. Die Hochgebirgsformation, wo ih 
Srudjtland nur oafenhaft innerhalb bes Sdlandes 
— die Schattenſeite der Berge, der Betrieb 
er Alpenwirtſchaft, ber ja im Mittelalter viel 
enger als heutzutage mit der Niederungswirt- 
ſchaft vereint war, wieſen auf das Hofiyftem 
bin. Nicht bloß die Alpenländer oder Norwegen, 
aud) das ſpaniſche Galicien, Aſturien, Biscaya, 
dann Island, Finnland fennen vorwiegend Einzel« 
böfe. Fruchibare Thäler, weite Ebenen dagegen 
Inden gu Dorfanfleblungen ein. — In romaniſchen 
und flavifchen Gegenden ift im allgemeinen das 
Dorfiyftem bevorzugt. In romanijchen Alpen- 
gebieten drängte bie Fruchtbarkeit, der Wein- und 
Dlivenbau zu Kleinkultur und Dorfanfiedlung. 
In ſlaviſchen Gegenden beftimmte bie Inftitution 
Gtaotslegiton. I. 2. Kufl. 
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ber Hausgemeinichaft auch in ihrer grundherrlichen 
Form zur Dorfanfieblung (sselo). Gebirge, 
Hügel mit ſchwerem Lehmboden ließen die Slaven 
zunächft unangebaut. Die Gehöfte der ſlaviſchen 
Dorfberinge find entweder fächerförmig ober auf 
beiden Seiten einer breiten Dorfitraße neben« 
einander gereiht, in Summa einem länglichen 
Rechte ähnlich. Beſonders En Dörfer giebt 
& in Südrußland, Böhmen, Livland, der Laufig, 
Ungarn. — Auch in Deutſchland empfiehlt es ſich, 
Streden mit rein deutfcher Anfiediung und Ge« 
biete mit deutſcher Anfiedlung auf römiſcher und 
ſlaviſcher Grundlage auseinander zu halten. In 
Gebieten rein deutfcher Anfiedlung, alfo im Herzen 
des alten Deutichland, etwa zwiſchen Wejer, Rot« 
baargebirge und Elbe, Saale, dann in Thüringen, 
überwiegt bie Gewannenverfaflung (ſ. u.). Dagegen 
giebt es weftlich vom Rothaargebirge und Teuto- 
burger Wald, alfo in Weitfalen, Hannover, Fries⸗ 
land, jehr viele Einzelhöfe (Einöden), welche ohne 
jeben gefchlofienen Hofverband vereinzelt inner 
balb bes Gemeindebezirkes zerftreut liegen. Das 
GeHöft liegt womöglich in der Mitte der ihm zu⸗ 
gehörigen Feldung und Wiefen, bie Grundftüde 
bilden nicht Streifen, fonbern ziemlich abgerunbete 
Blöde, fogen. Kämpe von Ader», Gras⸗ oder Holz« 
land. Zwiſchen den Höfen find ausgedehnte Heiden 
ober Holzungen, ber Markgenoſſenſchaft oder einem 
gewifien Kreiſe benachbarter Höfe gemeinfchaftlich 
gehörig. Ob hier vorhergehende (feltifche) Befieb- 
lung (der Menapier) nachgewirkt hat, ift ungewiß. 
Eher laſſen fich dort, wo römische Güterverhältnifie 
beitanben haben, aljo am linfen Rheinufer und im 
Süden Deutſchlands, Spuren folder Nachwirkung 
nachweiſen. Zwifchen und über bem keltiichen An« 
bau hatte der Römer Latifundien und Billen mit 
Sklaven oder germaniſchen Kolonen; außerdem 
gab es Kolonien von Veteranen. Ihnen waren 
gegen Kriegsdienft Güter überlafjen, von denen fie 
twieber Teile an Kolonen abgaben. Andere Güter 
waren reine Pachtungen mit Gelbzins an ben 
Kaifer. Bald überſchritten Alemannen, Hermun« 
duren, Markomannen, fpäter auch nörbliche 
Stämme bie Grenze, ſuchten römiſche Dienfte und 
beanſpruchten Einquartierung in bie Tertia des 
gen Vom Standpunkte bes römijchen Pro- 
vinzialen auß ftellte fih die Landteilung als eine 
durch Abtretung vollzogene Abſchichtung eines mit 
Weib und Kind auf die Dauer in Quartier ger 
legten Germanen bar, bie abgetreienen Quoten 
hießen sortes, bie Befiber des erft ſpäter ren! ge⸗ 
teilten Grundftüde8consortes. Im übrigen jheint 
die deutſche Beſitznahme des linken Rheinufers 
und Süddeutſchlands auf dem zuerſt beſeßten 
Gebieten ganz nach dem Mufter der im Herzen 
Deutichlands beftehenden Gewannenverfaffung, bet 
ss Außbreitung aber mehr weilerartig erfolgt 
zu fein. 

Die gemeinfame Befignahme gewiſſer, etwa 
einer er entiprehenber Gebiet8abfchnitteund 
eine gewiſſe gemeinfame Bewirtfchaftung, welche 
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mit periobifchen Berteilungen des vorhandenen 
Kulturlandes an die bei der Beſiedlung Betei- 
ligten verbunden war, iſt eine agrariſche Eigentüm« 
lichkeit, Die bei jehr vielen und verjhiebenen Völtern 
findet. Die urfprüngliche Geſamtwirtſchaft 
und gemeinfchaftliche Nußung machte, wie bei an« 
dern Volkern, jo auch bei ben Germanen, einer 
beichräntten Individualwirtſchaft Bla. Diefpätere 
Teldgemeinfchaft nämlich (der ſogen. Flurzwang) 
unterwarf ben Wirtſchaftsbetrieb der einzelnen nur 
mit Rüdficht auf die Bemengelage ber Sonderäder, 
alfo insbeſondere die Zeit der Beftellung und Ernte, 
den Beichlüffen der Gefamtheit. Das Eharakte- 
riſtiſche dieſer ſchon oben für die Gebiete rein 
deutſcher Anfiedlung erwähnten Gewannen⸗ 
verfaffung befleht darin, daß ſämtliche Ge- 
noſſen zunädft yn ein fruchtbares Stüdder Flur 
von ziemlicher Größe gemeinfam rodeten. Vom 
geſamten Rodumfang erhielt jeder Genofje ein 
gleichwertige Stüd zugeteilt. Reichte das erfte 
gerodete Stüd nicht mehr aus, jo nahm man 
ein zweites, drittes, viertes in die gleiche Be- 
handlung. Natürlih wählte man alle bieje 
Stüde, welche faft überall in Deutſchland Ge- 
wannen, au Wannen, Sagen, lagen heißen, 
in der Nähe des Dorfes, denn hier waren fie am 
einfachften zu [üben und zu erreichen. So be 
deckte ſich allmählich die engere Umgebung des 
Dorfes mit feſt aneinander ſchließenden Gewannen, 
in deren jedem alle Genofjen mit dem Befig eines 
leichwertigen Aderftüces vertreten waren. Jede 
Hufe bat in jedem diefer Felbabfchnitte einen ver- 
bältnigmäßigen, häufig biß in Die Gegenwart nach · 
weisbaren Anteil (sors, pars, portio, los), und 
die ganze Dorfanfieblung beitand aus drei Be- 
andteilen: bem eigentlichen Dorfbereich, ben Feld⸗ 
luren oder Gewannen und dem Gemeinland (Wald 
und Weide) zwiſchen den Gewannen ober ala 
äußerftem Kreiſe des ganzen Gemeinbegebietes. 
Infolge jpäterer Anfieblungen wurde das Gemein- 
land der Dorfidhaftzu einem Komplexe von Grund- 
flüden, der zwar in der Hauptjache den Mit- 
gliedern einer Dorfgemeinbe gehört, im einzelnen 
aber ſehr verfchiedenen Anrechlen verſchiedenartiger 
Genoſſen unterliegt. Zwiſchen den Dörfern lagen 
die Marken, gemeine Marl, communitas, com- 
marchia. Es waren Wald» und Weidereviere, 
Moor, öde Gründe und Waller. Das berechtigte 
Subjekt der Allmenbe ift die Marfgenofienfchaft, 
nod) in jüngerer Zeit nicht jelten ein größerer Ber« 
band als bie Dorfihaft; mitunter fielen Mart« 
genoſſenſchaft und Dorſſchaft zufammen. 

Im Gegenfaß zu den Dörfern mit Gewannen- 
verfaffung kann man jeit der Zeit Karls des Großen 
vorzugsweife in Staatsforften und bei der Kolonie 
fation der Slavenlänber in bis dahin unbefiedelt 

bliebenen Gebirgszügen und MWaldgebieten bie 
Eon: mansi regales, Rönigshufen, bes 
obachten. Es wurde, in der Regel längs eines 
Baches, die Hofitelle für jedes Gut bezeichnet, dann 
von jeder Hofftelle aus eine Linie aufgeſucht, auf 
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der ſich ein beſonderer Weg an ben Thalrand in 
die Höhe bis zur Grenze anlegen ließ. Zwiſchen 
biefe Wege wurde in geeigneter Weile für jebe 
Hufe das erforderliche Land eingemefien, fo daß aljo 
nicht, wie bei ber Getwannenverfafjung, Gemenge- 
lage entitanb, fonbern einer einzigen Straße 
entlang die Hufen 2 Berlen an einem Faden 
aufgereiht waren. Weide und Wald lagen rings 
um das jo entſtandene bandartige Gebilde. Der 
hiermit erreichte Vorteil beftand in der Möglich- 
keit, Durch Neuanlagen an beiden Dorfenden bie 
ufenzahl in ziemlich weiter Grenze zu erhöhen. 
tefe Hagenhufen, Walbhufen, Straßenbörfer, 
bergangsbörfer findet man bei den Walbrobungen 
in Franfen im 12. Jahrhundert, in einem Zeile der 
Vogeſen, bes Odenwaldes, Speſſarts und der 
Büde, im Erzgebirge, überhaupt in den Subeten- 
Ländern, in der ganzen Ofthälfte Oſterreichs wo 
folonifatorifhe Einwanderung von KHolländern 
und Niederſachſen nachzuweiſen ift. In Schlefien 
iſt! / des Bandes in biejer Art befiebelt, ähnlich find 
bienieberländifchen Kolonien in Medienburg, Bom- 
mern, an ber norbdentfchen Küſte. Die Königshufen 
in den Alpen dagegen find durchweg Einzelhöfe. 
Im allgemeinen Tann man fich demnach zufolge 
der beichriebenen feften Hufenverfaffung den vater- 
ländiihen Aderboben in Bauerngüter geteilt denken, 
in Anweſen eben groß genug, daß fie von bem 
Hausvater mit feiner Familie und wenig Gefinde 
beftellt werben fönnen. Die fämtlichen Rechte, die 
ber einzelne Genoffe der Dorfichaft oder Bauern- 
ſchaft in Bezug auf Grund und Boben befaß, alfo 
bie —— und Nutzungsrechte, wie ſie an 
der Hofftätte, am Aderlande und an ber Allmende 
beſtanden, faßt fpäter der Ausdrud Hufe, hoba, 
huoba, als wirtſchaftliche Einheit zufammen, als 
normales Maß des Beſitztums welches der Lei⸗ 
ftungsfähigfeit und den Bedürfniſſen der Durch» 
Nchnittsfamilie entſprach. Der lateiniſche Ausdruck 
für Hufe iſt mansus, das urſprünglich Wohnung 
und Wohuplag (Hof, curtis) bezeichnete. — Die 
ufe (zum „Behufe* der Familie, das, was die 
milie haben ſoll) bildete einen Grundbegriff der 
Wirtſchaft wie der Abgaben und Leiftungen. Sie 
wurde relativ felten geteilt, und als dies |päter Der 
Tall war, behielt ein beftimmter Hof, die fogen. 
Ehehofftätte, bie Leiſtungen ber ganzen Hufe (Bor« 
trägerfuftem). Eine große Anzahl der Hufen bes 
fteht bis zur Gegenwart in ihren notwendigen 
Beitandteilen, viele find in halbe, Viertel« und 
ſelbſt in Heinere Stüde geteilt, andere fo zufammen- 
erworben worden, daß ein Hausvater zivei, brei 
und mehr Hufen von feinem Gehöft aus beivirt- 
ſchaftet. Einzelne Güter allerdings mögen niemals 
\elbitändig geweſen fein, ſondern von Anfang 
an nur Teile eines größeren Gutes gebilbet haben. 
Die Gebiete mit Häufiger Teilung find im ge⸗ 
birgigen Süden zahlreicher vertreten als im ebenen 
Norden, im ganzen aber überwiegen die Gebiete 
mit geſchloſſenen Gütern fo jehr, daß Iegtere als 
germaniſche Sitte bezeichnet werben fan. 
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Für die Entwidlung des Bauernjtandes find 
nicht nur die Befieblungs«, ſondern auch Die jpäter 
binzugefommenen bejondern Treueverhält- 
ni ! fe von Wichtigkeit. Während bei Anfiedlung 
auf berrenlofem Lande anzunehmen ift, daß bei 
der Anlage der Dörfer jeder Einwohner ein gleich 
großes Gut befommen habe, ſcheint insbeſondere 
die Niederlaffung auf ſchon bemohntem Gebiete 
(j. 0.) den Anftoß zu größerer Beſitzverſchiedenheit 
gegeben zu haben. Die Berührung mit der römi« 
ſchen Kultur, Erwerbung römischen Gebietes, Er⸗ 
ſtartung Töniglicher Gewalt, Annahme des Chriſten⸗ 
tums brachten Anderung auch in den ſocialen Ver 
hãltniſſen hervor. Die rohe Gleichförmigkeit des 
Beſitzes verſchwand, und mit dem Aufkommen des 
Lehenweſens und der Grundherrſchaften, welche 
die Stelle der Markgenoſſenſchaften einnahmen, 
trat ein neues organilatorifche Element in ben 
Vordergrund. — Die größeren Verhältniffe des 
Frankenreichs beeinflußten bie bisherigen mili» 
tärifchen, rechtlichen und wirtichaftlichen Zuftände. 
Die Eroberungen ermöglichten dem Könige, feine 
Getreuen für geleiftete Dienfte mit Grundbefiß zu 
bebenfen und Ämter damit er ae Die Kirche, 
die jchon in Gallien großen Grundbefit hatte, er= 
warb folhen befonder8 durch Schenkung auch in 
den beutjchen Stammlanden, insbefondere ver⸗ 
traten die Klöfler Die Rodungen im großen Stil. 
Die entftehenden Leihe- und Schubverhältniffe 
höherer und nieberer Ordnung (Lehen, Leihe, 
Zinsgut, — Vaſallität, Vogtei, Muntmannen) be= 
wahrten die fich entwidelnde germaniſche Agrar« 
verfaffung vor der Ausartung in die kraſſen römi« 
ſchen geſellſchaftlichen Gegenjäge, wo nicht Beruf 
und Art der Arbeit, fondern der Beſitz oder Nicht- 
befig entichieben hatte. Im Gegenfaß zu den ein» 
fachen Stammestriegen drängten die Kirche des 
großen Frankenreiches, die größeren Entfernungen, 
die tenere Ausrüftung zu einer geänderten Heereß- 
verfafjung. Hatte ehemals der Heeresverband alle 
Gemeinfreien umfaßt, jo führte nunmehr Karl 
der Große Stellvertretung ein. Der den Dienft 
Leiftenbe war miles, die Abgabe, bie er erhielt, 
ein Aquivalent für jeine Stellvertretung Im Kriegs⸗ 
dienfte. Nach einigen Generationen hatte ſich im 
Gegenjaß zum ehemaligen Heerbann ein Srieger- 
ftand gebildet, der nad) und nad) mit dem aus 
dem fränfijchen Amtsadel und den Töniglichen 
Gefolgſchaften erwachſenen Adel die Laienarifto- 
fratie bildete. Die Gefolgſchaft hatte anfangs das 
Anjehen bes Freien, der ſich in eine folche begab, 
verringert. Das Anfehen ftieg jedoch, als die 
Sranfentönige ihren Gefolgsleuten Stüde er— 
oberier Territorien zuzumeilen vermochten. Je 
mehr die Vafallen den Heerbann erſetzten, deſto 
mehr ftüßte fich die Organifation des Franfen- 
reichs auf Lehnaverhältniffe Daneben beftand 
die Hierardhie der Biſchöfe und Äbte. In ben 
Schuß diefer geiftlichen und weltlichen Ariftofcatie 
begaben fich viele ehemalige Gemeinfreie (Eigen- 
gabe), bejonders als Geiftlihe und Klöfter das 
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Abhängigkeitsverhältnig in der milbeften Form 
bhandhabten ; die freiheit von der drückenden Heer= 
bannspflicht und religiöfe Geſichtspunkte trugen 
dazu bei. Die Anderung der Vefigverhäftnifie 
konnte aud) für die Gerichtsorganiſation nicht ohne 
Volgen bleiben. Die Bezirke der Grundherrſchaften 
werben von der fonftigen regelmäßigen Gerichts⸗ 
barkeit befreit (Immunitäten). 

So trat allmählich an die Stelle der primitiven 
Organtjation, der einförmigen, monotonen Wirt⸗ 
Schaft der Gemeinfreien und der wenig leiſtenden 
Markgenofjenschaft, die reiche, ein größered Maß 
geſellſchaftlicher Gliederung mit ſich bringende 
Organifation der Grundherrſchaften. Letz- 
tere erzielten mit den vorhandenen Mitteln größere 
dtonomiſche Ergebniffe, arbeiteten viel intenfiver 
(Klöfter) am Ausbau des Landes durch koloni⸗ 
fatorifche Beſiedlung bisher unbebauter Gebiete, 
forgten für befiere Befriedigung der Gemeinde 
bebürfniffe und gefteigerte Ausnutzung ber vor⸗ 
handenen Arbeitäfräfte. Gerade die Ausbreitung 
bäuerlicher Lehen und der gutshörigen Hofftellen 
bat in Deutſchland einen verhältnismäßig ſiarken 
Bauernftand erhalten, während beifpielaweife in 
| England das Fortbeftehen der Gemeinfreiheit die 
Gemeinfreien nicht vor der Herabbrüdung zum 
land⸗ und rechtlofen Kleinpächter (tenant at will) 
bewahrt hat. — Hatten früher Freie und Unfreie 
ſich ſchroff gegenübergeftanden und den wid 
tigften Gegenjag im Volle ausgemacht, fo bil- 
deten fi im 10. bis 12. Jahrhundert unter dem 
fegengreichen Einfluß von Beruf und Arbeit 
neue, aus freien und umfreien Elementen fi 
mifchende Stände. Die größeren freien ſchmolzen 
mit den größeren Unfreien zum Ritterftande zu⸗ 
jammen, die hinter ftädtifchen Mauern lebenden 
Freien und Unfreien zum Bürgerftand, die freien 
und unfteien fleineren Grundbeſitzer infolge ihrer 
ähnlichen Lage zum Bauernſtande. — Sehr viel 
haben chriftliche Anſchauungen zur Hebung ber 
Unfreien beigetragen. Die urbarenden Klöſter 
übten die Hörigfeit milbe und Iodten Dadurch viele 
freie Arbeitsfräfte an. Die vielen kirchlichen Feier⸗ 
tage wirkten günftig für die Unfreien, und einer 
der Bag Foriſchritte war die ſich geltend 
machende Übung und Anſchauung, daß man die 
Unfreien nicht mehr einzeln, fondern nur mit dem 
Dorfe und Gute, zu dem fie gehörten, verkaufen 
bürfe. Gerade die Möglichkeit, perjönliche Verpflich⸗ 
tungen vom Inhaber des Gutes aufs Gut ſelbſt ab» 
zuwãlzen, aljo die Radizierung der anfangs perjön= 
lichen Laſten, die Bindung der Perſon an die Scholle 
ftatt an die Willfür der Herren — ermöglichte 
die Hebung der Unfreien. Die Einſchaltung der 
Fronhofeverfaffung zwiſchen Grumdherren und 
Srundholden Hob die Unfreien und verſchmolz 
freie und unfreie Qandarbeiter zu Bauern. — 
Wo es ſich nicht um einen einheitlichen Komplex 
handelte, wie insbefondere auf Neurodungen, 
fondern wo eine Anzahl von Hufen berfelben 
Grundherrſchaft in benachbarten Dörfern zur 
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Tammenlagen , bilbete man nämlich einen befon« 
dern Verband diefer Hufen mit einem ehemali- 
gen Bauernhof im Hauptorte als Mittelpuntt. 
An diefen Haupthof (Salhof, Fronhof, sala, 
curtis, salica) waren Abgaben und Dienfte zu 
leiften. Der grundherrliche Beamte, der dem⸗ 
felben, zunächſi für dkonomiſche Angelegenheiten, 
vorgeſeht war, hieß Meier, villicus, Er nahm die 
Zinfen aller vom — reſſortierenden Grund⸗ 
holden in Empfang und ſorgte für deren richtige 
re an den Grundherrn. Der Umftand, 
daß der Grundherr Obereigentum und Per« 
tretungagewalt vor Gericht hatte, Teitete die (ſchon 
erwähnte) Begründung eines grundherricaft- 
lichen Gerichtsweſens im Anſchluß an 
den Fronhof ein. Die betreffenden Grundholden 
fanden nunmehr, ob fie nun eigene oder hörige 
Leute waren, zu der Gemeinde nur in einem 
mittelbaren Verhältnis. Ihr nächfter Beamter 
war der Meier. Der Meier wurde zugleich Rich 
ter, die Hörigen unter fi) aber Gerichtsgenoſſen. 
Die Grundherrſchaft befam burch diefe Ander 
rung zu ihrem anfangs nur wirtjhaftlichen auch 
einen Haatlichen Charakter; dies um fo mehr, als 
fich infolge der Markherrlichfeit des mächtigen 
Grundheren, der allein in großem Stil zu roden 
bermodhte, und durch Unterwerfung der noch vor ⸗ 
bandenen freien unter die grundherrliche Gerichts« 
barkeit (Bogteileute) — allmählich das perfonal 
begrenzte Hofgericht des Meiers über die Hofleute 
zu einem räumlich geihloffenen, zu einem Dorf« 
oder Grundgericht erweiterte. Damit war denn 
an Stelle ber ehemaligen, noch ftarf an die Hei⸗ 
benzeit erinnernden, ſchroffen Geburtsgegenjäße 
von frei und unfrei der erträglichere Beruff- 
gegenfag von höherer und niederer Beſchäftigung 
getreten, unb in&bejondere hatte bie gleiche Arbeit 
und rechtliche Stellung verſchiedene Elemente zu 
dem einen Bauernftande verſchmolzen, deſſen Ab⸗ 
bängigfeit von einer Obrigfeit keineswegs Tultur- 
binderlich war. Denn geeint im genoſſenſchaftlichen 
Verbande, war der Grundholde auch ſiark gegen« 
über der Herrſchaft. Die en wurde 
ein Hofgericht, ihr Brauch ein Recht (Hofrecht), 
ihr Spruch eine Weifung. Die MWeistümer und 
Dorfordnungen zeigen, daß jelbft Leibeigene Be⸗ 
ſchlüſſe faßten und Entfcheidungen trafen, die 
zwar vorwiegend nur das Herfommen beftätigten, 
aber doch den Anfchein umfafjender Autonomie 
hatten und durch Bewilligung und Beftätigung 
der Gutsherrſchaft Rechtätraft erlangten. 

So wenig wie die rechtliche war bie finan- 
zielle Abhängigkeit im großen und ganzen eine 
erbrüdende oder erniebrigende. Dies Tann, na- 
mentlich im Vergleiche mit ber Anderung zu Ber 
ginn der Neuzeit, aus folgenden Gründen darge 
ſhan werben: Die meift Heinen Eigenwirtſchaflen 
der Gutsherren machten feine großen Anfprüche 
auf Aderdienfte und andere Leiftungen. Die 
grundherrlihe Eigenwirtſchaft war eine jehr 
wenig außgebehnte. Die Fronden ber grund⸗ 
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hoörigen Hufen wurden nur zum geringſten Teile 
burch da8 Bauland der Grundherrichaft abforbiert, 
im übrigen darauf verwendet, Grundftüde ber 
noch unbebauten Allmende in Angriff zu nehmen. 
Soiche Ader außerhalb des Huffcluges wurben 
oft in Kolleftivfronde bearbeitet, auch wohl an 
die Hofgenoſſenſchaften verpachtet, womit (nad) 
Lamprecht) die Entitehung der fogen. Gchöfer- 
ſchaften (au Haubergsgenoſſenſchaften), zuſam⸗ 
menhangen fol, die nach andern dagegen Überrefte 
germanifcher Feldgemeinſchaft find. Viele Fron⸗ 
den, wie Burgenbau, Deich· und Yagdfronden, 
lamen in ber Regel einem jeben zu guie, weil 
auf ihnen die Sicherheit gegen Feinde, Räuber, 
wilde Tiere 2c. beruhte. Was die Zinfungen an= 
langt, fo ftanden fie in der Hauptfache feft. Das 
einftige Erbrecht des Herrn am Mobiliar« und 
Immobiliarvermögen der Hörigen war zur Aut« 
wahl eines einzigen Stüdes oder einer Duote 
vom Nachlaſſe (mortuarium) oder zur Abgabe 
einer Quote vom Gutswert bei jeder Befigände- 
rung (laudemium) geworden. Die aliquote Natur 
der Zehnten, der wichtigften bäuerlichen Laft, die 
übrigens nicht immer Firdhlich war oder blieb, 
hatte bie günftige Seite, daß fie die Empfänger, 
alfo die Großen und Mächtigen, für das Ges 
beihen ber Pflichtigen handgreiflich intereffierte, 
fo daß dieje lange Zeit in der That auf Land» 
tagen u. dgl. im ähnlicher Weile die geborenen 
Vertreter ber gefamten ländlichen Interefjen waren, 
wie die Bürgermeifter als berufene Vertreter der 
Städte galten. Manche bäuerliche Abgaben find 
aus zu Meliorationgzweden u. bgl. gegebenen 
unfündbaren Darlehen hervorgegangen. Der vor 
tommende Verlauf von Gültebauern erinnert 
ſcheinbar allerdings an Sflavenverfauf. Da jedoch 
der neue EA auch nur die herfüömmlichen Lei 
ftungen erhielt, fo war im Grunde genommen ein 
folder Verkauf nur eine Form, feftftehende 
Forderungen zu cebieren. Die Gemeindelaften 
waren bei der faft durchweg ehrenweiſe geführten 
markgenoſſenſchaftlichen Verwaltung nur gering. 
Ebenfowenig erbrüdend waren bie kriegeriſchen 
Leiftungen. 

Der Hörige leiftete ſomit nur beftimmte, ein 
für allemal feftftehende Abgaben und Dienfte. 
War diefer Zuſtand einmal erreicht, fo waren 
die Hörigen offenbar in einer günftigen Lage. 
Die rechtliche Unfreiheit machte ſich prattiſch 
kaum nod geltend, und ihr Wohlftand 
tonnte fich frei entwideln. Ihr Hofrechi entftand 
zum weitaus größten Teil aus Sitte und Ge- 
wohnheitsrecht. Alljährlich an beftimmten Tagen 
wurde in den Dörfern und Bauernfchaften das 
beftehende Recht gewieſen. Der herrſchaftliche 
Vogt oder Meier fragte im Dorfding, was in 
einem beftimmten alle Rechtens ſei. Beeidigte 
Dorfgenoffen gaben bie Antwort. Im Wechſel 
folder Fragen und Antworten wurde der Stoff 
bes Gewohnheitsrechtes allen Beteiligten befannt 
und traditionell fortgepflanzt. Im Laufe der 
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Zeit wurden auß beftimmten Beranlafjungen diefe 
Rechtsweiſungen aufgeſchrieben; allein ein voller 
Erjag der Weifung dur Aufzeichnung ift vor 
dem Schluß des Mittelalters nicht bemerkbar. — 
Gewiß mag e3 in Zeiten ber Verwirrung Aus» 
ſchreitungen der Starken gegen die Schwachen 
gegeben haben, aber gewöhnlich wurden bie 
Streitigkeiten durch gütlichen Vergleich oder richter- 
lichen Ausſpruch geſchlichtet. Daß wir in Deutch- 
land (bezüglich Frankreichs und Englands ſ. u.) 
nirgends auf folde Bewegungen der börigen 
Bauern gegen ihre Herren ftoßen, wie fie zu Be⸗ 
ginn der Neuzeit vorlamen, wird nicht mit Unrecht 
als Beweis angeführt, daß bie gutsherrſchaftliche 
Verwaltung (und zwar nicht bloß die geiftliche) 
humaner, gerechter und vorfichtiger war, al3 man 
gemeinhin annimmt. Noch in den Kriegen des 
Adels und der Städte finden wir die Bauernjchaften 
durchweg auf feiten des erfteren, unter dem fie 
gegen bie Verheerungen ber ſtädtiſchen Soldheere 
Icügenden Arme ihrer Herrſchaften. Der per« 
jönlich freie, aber grundhörige „arme Mann“ 
des Mittelalters fand feinem Guts⸗ und Dienft- 
herrn gegenüber keineswegs rechtlos da, und fein 
Verhältnis zu biefem war fein unwürdiges, er⸗ 
drüdendes. Ja die Freizügigkeit war am Schluffe 
des Mittelalter8 größer als in den barauffolgen- 
den Jahrhunderten, der Aufihwung des Städte- 
weſens blieb nicht ohne Einfluß, Aufenthalt von 
Jahr und Tag dafelbft machte frei, die materielle 
Lage des Bauernftandes hatte ein hohes, günfti« 
ges Niveau erreicht. 

III. Größere Meinungsverjchiedenheit, als 
über den bisherigen Gang ber Entwidlung bes 
Bauernftandes, herrjcht über die Urfachen der zu 
Beginn der Neuzeit vor ſich gehenden An- 
derung feiner Lage. Daß der bäuerliche Beſitſtand 
in der Neformationgzeit (und dann wieder im 
Dreißigjährigen Krieg) befonders erhebliche Ein- 
buße erlitten habe, wird allgemein zugegeben. 
Allein über die Urfahen der Bauernfriege 
gehen die Meinungen auseinander. Während bie 
demokratiſche Geſchichtſchreibung die mittelalter- 
lichen Laften gern als unerträglich und die Lage 
des Bauernftandes als troſtlos Hinftellte, find auch 
Stimmen laut geworden, welche einer andern 
Auffaffung der Dinge das Wort reden. Man 
neigt im ganzen zu der Anficht, die materielle 
Lage der bäuerlichen Bevölkerung habe vor dem 
Ausbruch der revolutionären Bewegung — was 
mit diefer nicht im Widerfpruch ſteht — ein fehr 
hohes, günftiges Niveau erreicht; allein verſchiedene 
Umftände haben das Verhältnis zwiſchen Bauern 
und Gutsherrn gerabe zu Beginn der Neuzeit un» 
günftig und unerquidfic) geftaltet. Ungerechtigleit 
und Härten auf ber einen Seite haben zu Em- 
pörung und gemaltfamer Abwehr bes Drudes auf 
der andern Seite und zum Verfuche der Erlangung 
der „evangelifchen Freiheit“ im Sinne der Bau- 
ern gereizt. Sicher ift, daß Die deutſchen Bauern, 
zumal im Süden bes Reiches, im 15. Jahrhundert 
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noch nicht jenes „elende Gejchleht von Sklaven” 
waren, wie fie Mitte bes 16. Jahrhunderts Se⸗ 
baftian Münfter bezeichnet. Ihr Wohlftand am 
Enbe des 15. Jahrhunderts ſticht vielmehr glän- 
zend ab gegen ihre traurige Lage nad) den Bauern» 
kriegen. Die Thatſache, daß in vielen Gegenden 
Deutſchlands der Meine Mann biß herab zum 
Taglöhner Fräftige Nahrung und reichlichen Wein- 
genuß gewohnt war, dürfte fih kaum abftreiten 
laffen. Die notorifch günftige Stellung des Tag- 
löhners und bie Hohe Lähnung des Handwerkers 
erflären ſich aus der relativen Seltenheit von Lohn» 
arbeit überhaupt umd der Geringfügigfeit des 
Rapitalanteils am Nationaleinfommen, da unter 
dem Einfluß des fanonijchen Rechtes das deutſche 
Recht Einfommensarten, bei denen feine Arbeit« 
leiftung nachweisbar war, mißtrauiſch gegen» 
übertrat. 

Weniger günftig als die Lage der Bauern geſtal⸗ 
tete fich jene feiner Herrſchaften und Obrig« 
feiten, und biefer Umftand hauptſächlich brachte 
ben oben angebeuteten Umfchwung in ber Lage 
de8 Bauernftandes mit fi. Die im Gefolge 
der firdhenpolitifchen Kämpfe zu Tage getretene 
Schwächung des heiligen römischen Reiches fteht 
im Zufammenhang mit dem Zerfalle der Chriſten · 
heit in Nationalflaaten. des römiſchen Reiches 
in mächtig emporftrebende erritorien. Die 
Schwäche des Reiches zeigte ſich aud in feiner 
räumlichen Diinderung (Abtrennung der Schweiz) 
und in den Erfolgen bes Huffitismus. Alle ges 
nannten Umftände haben (wenn aud) nicht allein) 
eine für den Adel und das Lehenweſen ungün« 
ftige Anderung herbeigeführt oder doch mächtig 
gefördert. Wie ſchon lange in Italien und Frante 
reich, tritt auch in Deutſchland Fußvolf und 
Soldheer an die Stelle des mwohlfeileren vajalli« 
fchen Sriegsdienftes, da8 emporlommende Für⸗ 
ftentum trachtet nad} den Gelbmitteln, jene Maffen 
zu unterhalten. Aber nicht nur ber fortjchreitenden 
Macht der Landesfürften gegenüber, auch dlono⸗ 
miſch gegenüber den benachbarten Stäbten blieb 
der Adel im Rüdftand. Er hielt darauf, daß feine 
Töchter und Frauen jenen der Stäbter nicht 
nachſtanden; er hielt es für ftanbesgemäß und 
feiner bamaligen Stellung entiprechend, daß fie in 
gleich Toftbaren Gewändern, mit gleichem Schmude 
prangten wie Die Töchter und Frauen der ehr« 
baren Ratsgeſchlechter. Ritter und Edelfrau wol» 
ten an Einrichtung, Leibgewand und Aufzügen 
den reich gewordenen Raufmann überbieten, dem 
die neuen Genußmittel, die der ausgedehnte Han⸗ 
bel zuführte, in erfter Linie zu gute famen. Stan» 
desgemäß in biefem Sinne aber fonnte der Adel 
mit ben alten Bezügen nicht Ieben. Seine Ein» 
fünfte fliegen nicht in rapid wie jene des kaufe 
mãnniſchen Bürgertums, das beim Import der 
begehrten Waren die Vorhand Hatte umd bie Preis- 
bildung in immer mehr kapitaliſtiſchem Sinne 
beforgte. Relativalfo, im Verhältnis zum ftädtifchen 
Patriziat, bei ſchon in Gelb figierten Abgaben 
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auch abjolut (durch Preisfteigen und Geld- 
entwertung) kann man von einer damals dem 
Adel drohenden Verarmung ſprechen, der er, wie 
wir ſehen werben, durch ftraffere Anfpannung bes 
Regiments vorzubeugen fuchte, ohne verhindern zu 
tönnen, ba namentlich in der Nähe von Reichs- 

äbten (Nürnberg, Ulm 2c.) zahliofe Mitglieder 
eines Standes überſchuldet und ausgefauft wur« 
en. Die großen Landfäufe fo vieler Städte find 
meiſtens bei verarmten Edelleuten gemacht; in 
Oberhefien allein verſchwanden gegen Schluß bes 
Mittelalter8 an 200 Ritterfamilien. 

Die Möglichfeit, feine Einkünfte zu er 
böhen, war für den Adel in der That eine be= 
ſchränkte. Wohl fuchten bie Herrſchaften an den 
übermäßigen kaufmänniſchen Gemwinften burd) 
erhobene Abgaben teilzunehmen. Allein der Land» 
friede, der wohl überhaupt das „Fehderecht“ 
ber kleineren Machthaber, nicht aber die „Kriege“ 
der größeren befchränkte, gereichte überwiegend 
zum Vorteile der großen Territorien. Was bei 
diefen als Zoll» und Geleitsrecht Anerfennung be= 
hielt ober erlangte, war bei Meineren Herrſchaften 
nur zu oft ungeorbnet und in Raubrittertum 
ausgeartet. — Man möchte nun meinen, ber 
Adel hätte der ſtädtiſchen Preisſteigerung, ber 
„Fuggerei“ gegenüber durch Erhöhung der Lan« 
desproduftenpreife oder vermehrte Produktion 
feine Einnahmen erhöhen und damit das geftörte 
Gleichgewicht wieber herftellen können. In Wirk- 
lichkeit aber war bie Eigenwirtfchaft der Grund⸗ 
herrſchaſten am Ausgang bes Mittelalter8 ge⸗ 
ringer als in ber fpäteren Zeit. Der Kompler 
ihrer Höfe war ihnen nicht jo ſehr wirtſchaft- 
liches Inftitut als Objelt ihrer Herrſchaft. Jetzt 
allerdings, wollte der Abel mit den Städten glei⸗ 
hen Schritt halten, jo mußte er ſich einer aud« 
giebigeren Bewirtichaftung feiner Güter zumen- 
ben. Schon bie war den Bauern ungünftig; 
denn folange ber Ritter ſich um Wirtfchaft nicht 
getümmert hatte, hatte ber Bauer in feinen Ge⸗ 
wohnheiten gelebt und war Herr der Flur geweſen. 
Die Haupteinnahmen der Grundherrſchaften waren 
bisfang Zinfen und Dienfte. Die Herren waren 
im großen und ganzen an die Urbare gebunden. 
Bon diefen Einnahmen nun wuchs höchſtens ber 
Wert einiger Naturalbezüge. Es ift begreiflich, 
daß, feitdem man die Preisfteigerung beobachtete, 
die in ihrem Werte bis dahin fixierten Naturale 
leiftungen, been Ablöfungsfumme bei ben ge= 
fleigerten Preifen dem alten Naturalwert nicht 
mehr entſprach, nad) älteren Aufzeichnungen wieder 
in natura erhoben wurden. Grundherrliche Rechte 
wurden zu hoch verpfänbet, jo daß ber Pfand= 
Inhaber troß entgegenftehender Klauſeln zur Aus« 
faugung der Bauern neigte. Außerdem war das 
bdeutjche Recht, fomit auch die damalige Agrar⸗ 
verfaffung, durch zahlreiche Gemeinfchaftsverhält 
niſſe harakterifiert. Ihre große Verſchwommen ⸗ 
heit und Unffarheit, melde die Romaniften fo 
gern tadeln, ſchadete fo lange nicht, als ein wohl« 
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wollenbes, behäbiges Verhälmis herrſchte. Waren 
aber die perfönlichen Beziehungen, wie nunmehr, 
durch Die finanziellen Tendenzen eines verarmenden 
Adels getrübt, jo war der Streitpunfte fein Ende 
und der Mächtigere im Vorteil. Es fam aljo zu 
ftrengerer Belaftung eine Minderung der Rechte 
an Mark und Allmende. Die Marfgenofien ſahen 
fich zuerft zu bloßen Nutzungsberechtigten an dem 
gemeinen Walde, Feldern, Wieſen herabgedrüdt, 
dann aud) ihre Nutzungsrechte geſchmälert. Da 
die noch vorhandenen Markgenofienihaften in 
Bezug auf Wald, Waſſer, Weide ein Band waren, 
das die Unterthanen ganz verſchiedener Herrſchaften 
einfchloß, richtete die neue Landesherrlichleit, unter» 
ftügt vom römifchen Rechte, das für Markgenofjen- 
Ichaften fein Verftänbnis hatte, gegen dieſe alte 
Zufammengehörigfeit ihre Angriffe, und bie Koften 
all diefer zahlloſen Streitigkeiten mußten ſchließ⸗ 
lich die Bauern tragen. — Die Abſchließung der 
Bannforfte fperrte den Pflug vom Walde ab. 
Die früher bloß ſchutzherriiche Verwaltung vere 
wandelte ſich in eine oberherrliche. Durch grau- 
fame Jagdgeſetze war den Märlern das Jagdrecht 
benommen, durch maßloje Hegung bes Wildes ben 
Feldern de Bauern Schaden zugefügt und in 
ähnlicher Weife fein Fiſchfang beſchränkt. Nach 
allen Seiten zog ber Abel bie Zügel der bäuer- 
lichen Unterthanenſchaft ſtrenger und ftraffer an 
und erhöbte feine Einnahmen durch „neue Fünd- 
lein“, wobei man durchaus nicht immer an förm ⸗ 
liche Rechtsverlegungen zu denken braucht. 

Dazu fam, daß das fiskaliſche Streben ber 
Herrſchaften von einer mangelhaft werbenden 
Rechtshilfe begleitet wurbe. Schadete ſchon der 
römiſche Eigentumsbegriff in feiner Anwendung 
auf deutfche Gemeinſchaſis⸗ und bäuerliche Beſitz⸗ 
verhältniffe, fo war die den Vollsgerichten abträg- 
lihe Strömung, die Ausſchließung der Bauern 
von der Rechtsbildung, denjelben minbeftens 
ebenjo nachteilig. Die Eingriffe der Herren in 
die Weiſungsberechtigung nahmen zu. Hatten fie 
anfangs nur über zwei ſich widerſprechende Wei- 
fungen entſchieden, fo vermehrten fich jetzt die 
Falle direfter Minderung, Mehrung Beſſerung. 
Manche Maßregeln, die an ſich das herrſchaftliche 
Recht nicht überſchritten, verletzten durch Härte 
der Durchführung oder bildeten Neuerungen, 
deren Umftändlicjfeit gerade durch das gleich“ 
zeitig fich bureaufratiich geftaltenbe Gerichtsweſen 
gefteigert wurde. — Mit der Rechtshilfe für die 
Bauern gegen ungerechte Herrichaften jah es unter 
folhen Umftänden traurig aus. Man darf nicht 
vergeffen, daß der Landadel damals noch nicht 
wie fpäter durch Fürſtenmacht in Schranken ge= 
halten wurde. Die verjciedenen Inftitute des 
verbeſſerten Reichsgerichtweſens, wie Reichslammer⸗ 
gericht, Reichsregiment, ſchwäbiſcher Bund, bes 
aiedten ihrer Natur nach mehr die Beilegung ber 
Streitigkeiten zwifchen den Ständen und Rechts- 
ſicherheit der Städte als Abhilfe der Bebrüdung 
ber Unterthanen; ja die engere Vereinigung der 
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brachte garen des fogen. Pfahlbürgerrechtes | richtig ift, daß endgültig dem Abfolutismus gerade 


mit ſich, fo daß die Entweihung des Bauern unter 
eine andere Herrſchaft erſchweri war. Gerade der 
Kampf gegen die Leibeigenſchaft, oder befjer, für bie 
Freizügigkeit bildet im Bauernkrieg einen neben 
der Mehrbelaftung und finanziellen Bebrüdung 
zu gering beachteten Umftand. 

Vielleicht Hätte fi das Verhältnis zwiſchen 
Herrſchaft und Bauern troß fisfalifchen Strebens 
und ihm verfümmerter Rechtspflege doch noch 
erträglich geftaltet, wenn nicht eine Reihe ander- 
weitiger Umftände hinzugelommen wäre, 
unter denen vor allem der Geift der Zeit, aufs 
Tommende Territorialhoheit, einziehenber Kapita= 
lismus und Reformation nicht vergefien werben 
bürfen. Unter den finanziellen Zumutungen ſeitens 
der emporfommenden Territorialgewalt verdienen 
beſonders bie erhöhten Kriegsfoften erwähnt zu 
werben. Die Verwandlung des Lehenskriegsdienſies 
in tenern Solddienft machte den Krieg (den ſonſt 
der Adel umfonft bezw. für feine Lehen leiſten 
mußte) für Die Unterthanen foflbar und drüdend, 
bie ſchweren Gefchügfuhren mehrten die Ratural« 
leiftungen, Fuhrwerk und Dienfte, dazu fam im 
rs bie Plage burch Die entlafjenen „gartenden“ 

echte. Die Inftitutionen zur Sicherung des 
Lanbfriebens, die Koften der Unterhaltung der 
Bündniffe, 3. B. des ſchwäbiſchen Bundes, dem 
die Hut des ewigen Landfriedens anvertraut war, 
die Stiftung des Reichskammergerichts, die Neu⸗ 
orbnung bes Reichsregiments waren ohne neue 
und erhöhte Leiftungen nicht möglich. Diele, zu 
dem grundherrſchaftlichen Drude hinzutommend, 
nagten am Wohlftande des Bauernitandes und 
an der Unverfehrtheit feines Befiktums. Die 
eigentlichen Herde der Gärung und des Bauern⸗ 


aufftandes in Sübmweftdeutichland follen dort ger | 


weien fein, wo Zerflüdlung und Verſchuldung 
um fi) griff, — umgefehrt foll dort der Bauern» 
aufftand weniger zu bebeuten gehabt haben, wo 
die Geſchlofſenheit und Stetigkeit der Bauern ⸗ 
güter ungebrochen gewahrt blieb. Die ländliche 
Verfhulbung an die Kapitaliften benachbarter 
Städte war wenigftens in den Hauptgegenden des 
Aufftandes eine beträchtliche, und in den aufs 
regenden Schriften aus der Bauernkriegszeit fpiel« 
ten übermäßige Laften aus Rententauf eine größere 
Rolle als die Fronden. Gewiß drüdtte der ein- 
ziehenbe Kapitalismus aud) in den Städten auf 
den gemeinen Mann. Allein in den kleineren 
Städten gab es nod) feine Proletariermafien, unb 
das Proletariat der größeren Stäbte beteiligte ſich 
deshalb verhältnismäßig wenig an den Bauern« 
unruben, weil ber bamalige Lokalpatriotismus den 
beginnenden Slafjengegenja noch bedeutend über 
wog. Die Reformation Ioderte das Anſehen 
von geiftlicher und weltlicher Autorität. Die 
Bewegung gegen bie geiftlihe Obrigfeit, welche 
die durch traurige Ubelſiände erflärliche Refor- 
mation bervorrief, war dem Anſehen aud) der 


durch die Reformation großer Vorſchub geleiftet 
wurde. Das Populäre der evangeliichen Prebigt 
erhöhte ihren Einfluß auf das Voll. Unter dem 
Eindrude der gern gehörten „evangeliichen Frei⸗ 
heit“ konſtruierten ſich bie Bauern teils aus ger= 
manifchen teils aus biblifchen Anfchauungen ein 
eigenes Naturrecht, ein „göttliches Recht“. 

IV. Im großen und ganzen ift der deutſche 
Bauer nie unfreier men als in den dem 
Bauerntriege folgenden Jahrhun— 
derten. Die Folgen desſelben waren betrübende: 
für die Herrfchaften verheerte Landftriche, größere 
Schulden, entfrembete Unterthanen, — auf jeiten 
der Bauern härterer, einigerer, jyftematijcherer 
Drud. Sowohl die gutsherrliche Gewalt wie die 
Gebunbenheit der Bauern wurde um viel ftrenger. 
In vielen Fällen hatten die Bauern Urkunden und 
ı Verträge über Zehnten, Zinfen, Gülten, Fronden 
ı zerriffen und verbrannt; jeßt wurden entweder 
neue abgefaßt, welche, von einzelnen Ausnahme- 
fällen abgefehen, den Bauern ſchwerlich günftiger 
lauteten, oder e8 wurde überhaupt nichts Schrift» 
liches mehr über Pflichten und Nechte ber Bauern 
undber Grundhertenfeftgeftellt. Der Recht sſchutz 
war gelähmt durch Die Auffaffung, daß der Bauer 
beſonders ſtreng behandelt werden müſſe. Das Recht, 
Gemeinden (Verſammlungen) zu halten, wurde 
den Bauern auf lange Zeit, zum Teil für immer 
genommen, ebenfo das Recht, Waffen „een 
Wegen ber großen Zahl der an bem Kriege be» 
teiligt gewelenen und deshalb ihrer Ehrenrechte 
beraubten Bauern drohten die Dorfgerichte ins 
Stoden zu geraten. Der Reichstag zu Augsburg 
verfeßte fie daher im Dezember 1525 infoweit in 
ihren vorigen Stand, daß fie an ben Gerichts- 
figungen follten teilnehmen können. — Der Bauern» 
frieg war es, ber die gutsherrliche Polizei ſchuf. 
An die Stelle der alten Hofſprachen und genofien» 
fchaftlichen Gerichte traten nad) und nad Patrie 
monialgerichte, und die Entſcheidung von Streit« 
fragen fiel im beften Falle in die Hände römifch- 
rechtlich urteilender Juriſten, die aljo ihre Studien 
aneiner klaſſiſchen Zeit des Militärbefpotiamus, der 
Latifundienwirtſchaft und der Stlaverei ober doch 
eines halbfflavifhen Kolonates gemacht hatten. 
Den Iuriften erjchien die auf Ergänzung durch gute 
Sitte und Herlommen berechnete Unklarheit ber 
deutſchrechtlichen Verhältniſſe ala Barbarei, freies 
Eigentum bed Herrn, servitus des Bauern ale 
der natürliche Zufland und die Annahme ber Un« 
gemeſſenheit der Fronden als das Richtige. Nicht 
an ben freieften, ſondern an den unfreieften feiner 
Unterthanen nahm der Gutsherr feinen Maßftab, 
und bie Revifionen ber Hofrechte fielen immer une 
günftiger für die Bauern aus. So wurbe denn 
die Rechtsſtellung ber Iandarbeitenden Klaſſen in 
eine Hörigfeit verwandelt, welche im Vergleich mit 
dem noch im Mittelaler Erreichten jet immer all» 
gemeiner als eine Verſchlimmerung bezeichnet wird. 
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Gerade ber zweiten Hälfte bes 16. Jahrhunderts 
gehören die Ausbreitung der ungemefjenen Fron⸗ 
ben, die Überbürbung des Bauernflandes mit allen 
neu auffommenden Staatslaften, die Entftehung 
ber neueren Leibeigenfchaft, Die Anfänge zu völliger 
Legung ber Bauerndörfer hauptfählid an. Man 
Tann dieſe Verſchlimmerung in den meiften deutſchen 
Territorien folange beobachten, bis die immer mehr 
wachſende landesherrliche Macht e8 ihrem eigenen 
Intereffe entſprechend fand, Die Bauern zu fügen. 
Die dem Bauernftande ungünftige Rechtsent« 
widfung bes 16. und 17. Jahrhunders wurde noch 
durch andere, wirtfchaftliche Umflände geför⸗ 
dert. Die im Bauernfriege zerftörten Burgen baute 
der Adel nicht wieder auf, er zog in feine Pacht» 
böfe herab und trachtete aus Bauerngütern, Wü- 
flungen und Rodungen größere Güter zufammen« 
- Manche Bauernhufe war verlafjen, weil 
er Bauer erfehlagen ober entflohen war, andern 
Herrſchaften gelang es, durch Kauf oder, Tauſch 
die Streuhaufen zuſammenzuziehen. — Übrigens 
war, wie es aud) der Erfolg bewies, die Gefahr 
ber Vernichtung für den Bauernftand des deutfchen 
Nordens und Norbofteng drohender als für den auf 
einer alten Kulturentwidiung fußenden Bauern des 
deutſchen Sübens und Weſiens In Holftein, in 
Vorpommern, Medienburg und überall da, wo 
dem Herrenſtande nicht im eigenen Intereſſe eine 
kräftige landesherrliche Gewalt gegenübertrat, 
wurde der Bauer faft gänzlich ausgerottet. — 
Mit der Einrichtung größerer Wirtſchaften hing 
68 ferner zufammen, daß man begann, für diefen 
Zwed die Bauern mit Strenge zu Dienften an- 
zuhalten, daß die noch vorhandenen Marken und 
Forſten auf Grund des gutSherrlichen Obereigen- 
tums in Beichlag genommen und die Nutzungen der 
Bauernals „Servituten” aufben Bebarfabgegrenzt 
wurden. Oft wurben, felbft wenn (maß die Regel) 
feine Laftenfteigerung ftattfand, doch die Hufen nach⸗ 
emeſſen und die Zinfen nad} dem etwaigen Mehr, 
8 ih fand, erhöht. — Gleichgültig ift auch 
nicht die Veränderung in ber Lebensweiſe des 
Adele, der mit Vorliebe in die Städte zog. Mit 
der Abnahme eigener Seßhaftigkeit auf dem Lande 
traten an bie Stelle des patriarhalifch unter den 
Seinen wohnenden Gutsheren die harten und 
firengen Beamten, bie Einfachheit und Anſpruchs - 
loſigkeit wich einem Durch daß Leben in den Städten 
und an ben Höfen der Fürften fortwährend ftei- 
genden Aufwand. Die mehr und mehr abjolute 
Fürſtenmacht gewinnenden deutſchen Reichsſtände 
uͤberließen lange ben Bauern dem Adel zur wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausnußung. Die Stände gelangten 
ber Monarchie gegenüber in eine Stellung, welche 
im Sinne ber Zeit das perfönliche Vorrecht ber 
Ariftofratie in hohem Grade begünftigte. Bei 
ihrer Einwilligung in die immer höher fteigenden 
finanziellen Anſprüche ſchien die fteuerlihe Ab- 
wãlzung auf die Bauern als ſelbſtverſtändlich. Die 
Sreiheit der Kirche beider Konfelfionen war ver⸗ 
Toren gegangen und damit ihre fociale Macht, die 
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fie nod) ftets zum Schuß der unteren Stände an« 
gewendet hatte. 

Beſonders nachteilig wurde der Integrität ſo⸗ 
wohl wie ber Freiheit des Bauernftandes der Drei« 
Bigjährige Krieg: viele Bauernſchaften verödeten 
und die glebae adscriptio trat in ihre Blütezeit. 
Auch die Rittergutsbeſitzer hatten gelitten, aber 
nad) Beendigung des Krieges war e8 ihnen leichter, 
ſich wieber wirtfchaftlich emporzuarbeiten, fie ge⸗ 
boten über größere Mittel, fanden leichter Kredit 
und befaßen in den ihnen untergebenen Bauern 
Arbeitskräfte, die fie in immer höherem Maße 
innerhalb ihrer Gerichtsbarkeit feftzuhalten tradj= 
teten. Sie wurden barin von den Regierungen 
unterftüßt, welche zwar die perfönlichen und tya- 
milienrechte der Bauern zu [hügen begannen, aber 
babei zur Erhaltung der bäuerlichen Stellen die 
Gebundenpeit an die Scholle beförberten und bie 
Bauern ald Zubehör des Gutes anzufehen pflegten. 
Gerade in der Erhöhung dieſer Gebunbenheit liegt 
bie tfolge des Dreikigjährigen Krieges für 
den Bauernftand. Erhöhung der Laften führte er 
nicht herbei, vielmehr wurden zahlreiche öde Bauern · 
ftellen an jeben, der fie übernehmen wollte, faft 
verjchentt ober für rüdjtändige landesherrliche 
Steuern weggegeben. Erhöhung der Laften fand 
hochſtens indirekt ftatt, indem man bei ber üblichen 
gemeinfamen Haftung bie Laften der Ieer gewor- 
denen auf die noch befeßten Höfe übertrug. — 
Die nad) dem Dreikigjährigen Kriege von Guts- 
herrſchaften angefiebelten Bauern halten übrigens 
den Bergleich mit den alten jelbftändigen Bauern 
nicht aus. Die Gutsherrfchaft ſetzte die Bauern 
nicht an, um dem Staate nügliche Untertdanen zu 
verſchaffen, jondern um den fronenden Arbeiter 
wieder zu haben. Nad den Bauernfriegen ver» 
ſchwanden Bauernhufen nicht deshalb, weil ber 
Herr fie einzog, fondern weil der Bauer er» 
Ichlagen ober entflohen war. Jet, im 17. Jahre 
hundert, wurde der Bauer ſchon ganz alß eigen 
und vertreibbar betrachtet. Die alte freizügig- 
feit der Bauern geriet ganz in Vergeffenheit. Als 
man im vorigen Jahrhundert den jogen. Orten- 
auer Vertrag wieder auffand, da war man ganz 
erftaunt, aus ihm zu erfehen, baß im 16. Jahr- 
bunbert die Bauern überhaupt von einer Landes⸗ 
herrſchaft zur anbern gezogen feien. — Auch die 
Unteilbarfeit der Bauerngüter ſcheint im Mittel« 
alter weit weniger durch pofitive Gefehe als durch 
die Sitte (Stärke bes Familienſinnes, Abweien- 
beit de8 Kapitalismus) aufrecht gehalten worben 
zu fein. Die ftrenge und zwangsweiſe Geichlofien« 
beit der Bauernftellen, wie fle in ben legten zwei 
Jahrhunderten in den meiften deutſchen Land⸗ 
ſchaften beftand, wurde weſentlich eingeführt, um 
das Interefje der Herrſchaft an Dienften und Ab« 
gaben zu wahren. 

Die wirtſchaftliche Lehre de abſoluten 
Staates, ber fogen. Merlantilismus, wendete 
ber Landwirtſchaft wenig Sorgfalt zu, und bie 
fpäter fogen. phyfiofratifche Lehre war in vielen 
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Stüden eine Reaktion dagegen. Da bie Land» 
wirtſchaft unmittelbar feine Vermehrung der Edel · 
metallvorräte liefert, jo wurde fie nur als Hilfe« 
mittel für Handel und Gewerbe behandelt und 
ihr bloß infoweit Aufmerkſamleit geſchenkt, als er- 
forderlich ſchien, um eine Benadteiligung der 
beiden bevorzugten Erwerbszweige de3 damaligen 
Staates zu vermeiden. Verbote der freien Aus- 
fuhr der Urprobufte, obrigfeitliche Preistaxen, 


Verbote des Zwiſchenhandels fuchten die Preis | Laı 


fteigerung der Lebensbebürfniffe und Hilfemittel 
der Produftion Hintanzuhalten. Damit wurde 
mande Kraft der Landwirtſchaft entzogen und in 
den Gewerbefleiß gedrängt. Nur almählid, am 
Ende des 17. und befonders im 18. Jahrhundert, 
verbreitete fich mit bem Wachſen der Landeshoheit 
die Einfiht, daß ein Fräftiger Bauernftand ein 
Gegengewicht gegen bie mittelalterliche Ariftofratie 
bilde. In dieſer Hinficht verdienendie klugen preußi⸗ 
ſchen Könige Friedrich Wilhelm I. und Friedrich IL. 
genannt zu werben, bie fi die Erhaltung eines 
leiftungsfähigen Bauernftandes und die Verhütung 
der Latifundienbildung angelegen fein ließen. Be= 
ſonders feit Einführung allgemeiner Landesfteuern 
und feit bem Auffommen ftehender Heere interef» 
fierten fic die Fürften für die Bauern und nahmen 
fie der Macht des Adels gegenüber mehr und mehr 
in Schuß. Die vielen Siaatsgeſetze, welche für 
die Erhaltung der Bauernhöfe im Beſite des 
Bauernjtandes wirkten, zeigen, daß e8 dem Ge- 
meinweſen nicht gleichgültig fchien, ob der Bauer 
leiſtungsfähig blieb oder nicht. Willfürliche Ente 
jegung (in Oſterreich Abftiftung) oder Laften- 
erhöhung ſeitens der Grundherren wird verboten, 
Es befteht die Pflicht, Teer gewordene Höfe binnen 
Jahresfriſt wieder zu befegen. Bei unverſchuldeten 
Unfällen des Bauern zwang der Staat den Guts⸗ 
herrn zur Remiſſion. Nicht bloß die gut&herrliche 
Praxis, auch die Territorialgefeßgebung beſchränkte 
und hinderte das freie Verſchuĩdungsrecht. Viele 
Domänen wurden im 18. Jahrhundert zerſchla⸗ 
gen und in Erbpacht ausgethan, um bie Zahl 
der militär- und ftenerfähigen Bauern zu erhöhen. 

V. Diejelbe tameraliftiihe Staatspraxis, die 
fo viel für die Erhaltung des Bauernftandes that, 
war es aber aud), welche bie |pätere Mobilifierung 
des Grundeigentum wenigftens vorbereitete. 
Wie die Zünfte an ber Unfähigfeit angemefjener 
Fortbildung ihrer Organifation zu Grunde gingen, 
fo war auch ber niedergebrüdte Bauernftand 
— einige wenige Meliorationen durch volls⸗ 
tümliche Genoſſenſchaften abgerechnet — zu zeit- 
gemäßer Verbeſſerung feiner lurver- 
faflung unfähig, ein Zufammengehen mit der 
Grundherrſchaft war ausgejchloffen, und doch wäre 
eine Reform fo notwendig geweſen. Infolge der 
mannigfad) und ganz vertwidelt gewordenen gegen« 
feitigen Abhängigfeitsverhältniffe war weder der 
Bauer noch der Grundbeſitzer im ftande, weſent · 
liche Veränderungen ober Verbefferungen im 
Wirtjhaftsbetriebe vorzunehmen. Eine Menge 
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einfeitiger Servituten war die Folge ber großen 
Gutswirtſchaften geweſen, welche jeit Beginn der 
Neuzeit teils auf erfauftem oder landesherrlich ver⸗ 
liehenem Lande, teils durch Beſezung von Wüfte- 
neien entflanden waren. Alle großen Güter mußten 
danach trachten, ſich immer zahlreichere Arbeits- 
kräfte zu fihern. Diefe befchafften fie ſich neben ben 
Bauernfronden durch Anſehung von Meineren 
Stellenbefigern, denen fie in der Regel nur wenig 
nd, aber die Möglichkeit der Biehhaltung durch 
Gräferei- und Weidefervituten auf gutsherrlichen 
Ländereien und das nötige Brennholz durch Forfte 
fervituten zugeftanden. Selbft große Gutswirt⸗ 
ſchaften waren, wenn fie nicht auf Neuland ange- 
legt waren, wie jedes Bauerngut in das Gemenge 
verflochten; in allen älteren Dörfern war die guts- 
herrliche Hufe früher meift bäuerlich gewefen. Dieje 
Gemengelagen und Grundgeredhtigteiten wirkten 
aber nachgerade für landwirtſchaftliche Melio⸗ 
rationen höchft nachteilig. Die durcheinander ge= 
enden jerpitutarifchen Berftattungen und die un« 
zwedmäßig gewordene Planlage erſchwerten die 
Verſuche entwidelterer Betriebsweiſe in hohem 
Grade. Gemeinſchaft bei abnehmendem Gemein⸗ 
geiſt aber führt zu fo vielen Unzukömmlichkeiten, 
als fie im Gegenteil Vorteile mit ſich bringt. Im 
vorliegenden alle fam noch dazu ein mit ben 
Staatälaften zunehmender Drud auf die Land- 
wirtſchaft überhaupt. Die der Grundherrfchaft 
gegenüber ohnmächtigen Bauern lieferten ihrerjeits 
ſchiechte und betrügliche Zinfen und ſchlecht auge 
geſetzte Zehnten. Im Dienfte war der fleißigfte 
Landwirt träge und hielt hartnädig an feinen we» 
nigen ihm gebliebenen Rechten feft. 

Es ift daher begreiflih, baß die ka mera⸗ 
liſtiſche Staatspraxis, daß die nad) Ver⸗ 
ftärfung der Staatsträfte ftrebenbe Monarchie des 
17. und 18. Jahrhunderts, daß verftändige Macht« 
aber, Könige und Fürften den Gedanfen der 
Landesverbefjerung jelbft in die Hand nahmen 
und der Miſchung von Anrechten, die unter den 
obmaltenden Umftänden in der That zu Hinder« 
niffen der Landeskultur geworben waren, im Sinne 
des Individualismus entgegenzuarbeiten fuchten. 
In diefer Richtung war es bejonder8 England, 
das die Aufmerffamkeit auf ſich zog. Freilich war 
die Entwidiung dajelbft wohl der Produktion, 
nicht aber dem Bauernftande günftig geweſen. Die 
Bauern waren nämlich da zwar ſchon jehr früh 
„perjönlich frei“ geworben, dafür aber außer Be= 
fig gejegt und in bloße Zeitpächter verwandelt. 
Die Aderpläne hatten noch lange vielfach die alte 
Form des bäuerlichen Beſitzes behalten, weil bie 
ausgelauften Bauernftellen meift unmittelbar als 
Pachtgüter vergeben worden waren. Im 17. Jahre 
hundert lagen noch mehr als zwei Drittel aller 
Ländereien in England im alten Gemenge. Da 
ſich aber die Wirtfchaften der tenants at will 
einer Flur in der Regel in der Hand desſelben 
Gutsheren (lord of the manor) befanden oder 
doch biefer ein bedeutendes Übergewicht über 
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feine Nachbarn beſaß, war es leicht, fie unter 
einander. befler Ei artondieren. Die damit ver- 
bundenen, der Landwirtſchaft günftigen Erfolge 
wurden den franzöftfchen Enchflopädiften, Phyfio- 
traten und Friedrich IL, dem Schöpfer des neueren 
deutſchen Separationsverfahrens, befannt. Letzterer 
führt die Idee der Gemeinheitsteilungen, die er 
ing Leben zu rufen begann, jelbft auf die Erfolge 
der feit 1689 in England unternommenen Sepa- 
tationen zurüd. In den meiften Ländern bedurfte 
es großer politifcher Stürme, um die Anderung der 
Agrarverfaffung, die Ablöfung ber bäuerlichen 
Laften, Mobilifierungbes Grundeigentums zc. ganz 
durchzuführen. In Frankreich war es bie Revo» 
Iution von 1789 ff., in Preußen die Kataftrophe 
bon 1806, in ben übrigen deutſchen Staaten die 
Bewegung von 1830, dann bejonbers jene bes 
Jahres 1848. 

Die franzöſiſche Revolution befeitigte 
die Vorrechte det Adels, die perjönliche Unter 
thänigfeit der Landleute, erflärte alle dinglichen 
Leiftungen ablösbar, alle herrſchaftliche Gericht8- 
barkeit, Jagd» und Fiſchereigerechtigkeit für aufe 

jehoben und drang auf Verwandlung ber herr⸗ 
Peaftligen Sruchtzehnten in Gelbpreife. Nächſt 
Vrantreidh ging Fein Staat fo rafch, durchgreifend 
und rüchaltlos an die Verwirilichung des ent» 
ſprechenden Ideenkreiſes wie Preußen. Ein nicht 
unbedeutender Unterſchied in der Behandlung der 
Bauerngüter lag jedoch in folgendem: Die in Frank⸗ 
reich 1794 erfolgte unentgeltliche Aufhebung aller 
Srundrenten, die nicht Kapitalzinfen waren, be= 
fchränfte fih nur auf Grunbjtüde, die im Eigentum, 
Erbpadt» oder Erbzinsrecht des Bauern landen. 
Die nicht erblichen Befigrechte des alten Agrar 
weſens erhielten den Charakter der Zeitpacht In 
Preußen dagegen wurben alle dem deutſchen Rechte 
geläufigen Leihverhältniffe, ſelbſt Zeitpacht, falls 
fie innerhalb des gutsherrlichen Verbandes beitand 
und herkömmlich als baͤuerlich anzufehende Stellen 
zum Gegenftande hatte, in Eigentum des Be— 
Tiehenen umgewanbelt. Die einfälägigen Geſetze 
waren die Ebifte vom 9. Oftober 1807 und 
14. September 1811, die Ablöfungsorbnung vom 
7. Juni 1821 und das Reallaftenablöfungägejeh 
vom 2. März 1850. Durchgreifenb wurbe erft in 
biefem legten Gejeh die Eigentumsregulierung der 
nicht erblichen Stellen ausgeſprochen. Als regulie= 
rungsfähiger Beſitzer wurde betrachtet, wer das 
Grundſtück bei Verkündigung des Gefebes vom 
9. Oftober 1848, das alle einfchlägigen Prozeſſe 
Den bejaß. Der Wert ber Stelle und die Lei⸗ 
ngen und Gegenleiftungen wurden geſchätzt und 
berechnet. Das Plus der Leiftungen war dem Guts⸗ 
beren als jährliche Rente zu zahlen oder abzulöfen. 
Der Stellenbefiger kann fordern, daß dieſe Rente 
nicht mehr ala zwei Drittel des gefamten geſchätzten 
Reinertrages der Stelle betrage. Das Eigentum 
ging mit der receßmäßigen Feifielung der Rente 
auf den Stellenbefiger über. — Der Einfluß ber 
über ganz Deutſchland zerftreuten preußifchen Ger 
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biete entſchied thatſächlich die Zuftände in den 
deutfchen Nachbarſtaaien. Bollftändig durchgrei⸗ 
fende Gefeßgebungen, welche eine volle Löfung der 
gegenfeitigen Verpflichtungen herbeizuführen ver» 
mochten, ergingen jedoch meift erft in den 50er 
Jahren. Allenthalben wurde die Löfung des agra⸗ 
riſchen Verbandes in der Weile vorgenommen, daß 
der Bauer ganz oder zum großen Teil das von 
ihm nad) einem der älteren Rechtsverhältniſſe be= 
feflene Land als freies Eigentum zugeſprochen er⸗ 
bielt und daß die Vorredhte der Grundherren und 
die überfommenen Leiftungen der Bauerngüter 
auf ihren wirtihaftlichen Wert rebuciert und bes 
rechnet und in ablösbare Reallaften als Entſchä⸗ 
digungsrenten umgewandelt wurden. — War fo 
bie Separation der Bauerngrundftüde von der 
Fläche der Rittergüter jowie überhaupt die A b— 
Löfung ber eine jelbftändige landwirtſchaftliche 
Melioration hemmenden wirtfchaftlichen Bezie= 
hungen zwiſchen der bäuerlichen und der Guts⸗ 
fläche und den Bauernwirtſchaften untereinander 
die Hauptaufgabe der älteren preußiſchen Sepa- 
rationsgefeßgebung geweſen, fo wurde ſpäter ins- 
beſondere der Vorteil ber Verminderung der Einzel⸗ 
pläne, die Zufammenlegung der Grund» 
flüde ins Auge gefaßt. 

Nur eine andere Seite ber Durchführung des 
Princips des abftraften individuellen Eigentums 
in Bezug auf Grund und Boden ift die Freiheit 
und Erleichterungvon An- und Verkauf von Grund« 
ftüden und die Befeitigung aller Hinderniffe der 
freien Vererbung. Der ganze Komplex der einfchlä« 
gigen, das Einzeleigentum am Grund und Boben be» 
fördernden Maßregeln wurde mit bem Namen Mo- 
bilifierung bezeichnet. Abgeſehen von den wenigen 
Fideilommiſſen, erhielt jeder Eigentümer das Recht, 
nad) feinem Ermeſſen fein Gut zu zerfhlagen, Teile 
davon zu verfaufen, ebenjo wie es durch andere 
Grunbftüde zu vergrößern. Die auf dem Stand» 
punkt der Smithihen Schule fichende Bolfs- 
wirtſchaftslehre erflärte alle außer bem Eigentum 
etwa beftehenden wirtihaftlihen Schranken für 
probuftionsihädlihe Einrichtungen und bemühte 
ſich die Naturgemäßheit ber Anderung ber Agrar- 
verfafjung im individualiftifchen Sinne darzuthun. 
Es liege, hieß es, im Weſen ber fortſchreitenden 
humanen Kultur, daß auch im Grundbeſitß der 
Charakter des mobilen Kapital immer mehr zur 
Geltung komme. So ſehr hatte man ſich unter 
ihrem Einfluffe gewöhnt, allen landwirtſchaftlichen 
Fortſchritt zu meflen an ber Zunahme technijch- 
naturwiſſenſchaftlicher Kenntniſſe hervorragender 
Landwirie und der Vollendung der preußiſchen 
Agtargeſetzgebung im Sinne unbedingter Ver⸗ 
fügungsfreiheit bes Eigentümers über Grund und 
Boden, daB manche Vorzüge für Erhaltung des 
Bauernftandes, welche die bisherige Agrarverfaſſung 
ſelbſt in ihrer veralteten, verwidelten, der rationellen 
Landwiriſchaft des einzelnen in der That abträg⸗ 
lichen Form immer noch geboten hatte, über Ge- 
bühr außer acht gelaffen und unterſchätzt wurben. 
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VI. Bor Beurteilung der Folgen ber Mobilt« 
fierung ift ein kurzer Rüdblid auf das durch dieſe 
verbrängte ehemalige Bauernrecht einzu- 
falten. Im Intereffe des Gutsherrn, das ſich 
aber zum großen Teile mit dem vollswirtſchaft⸗ 
lichen Intereffe an guter Bewirtſchaftung und Er- 
baltung der Bauerngüter deckte, beitanden in der 
älteren Agrarverfafjung eine Reihe von Einrich« 
tungen, welche der jocialen Wichtigkeit der Kultur 
des baterländifchen Bodens Rechnung trugen und 
dem nachher fo einfeitig gehuldigten Grundſatze, 
daß ſchlechte Wirtfchaft nur den einzelnen angehe, 
entgegenarbeiteten. — Ein Vorteil war ſchon die 
bloße Exiſtenz einer agrarijchen Organifation. 
Das Borhandenfein einer Gemeinſchaft für An« 
gehörige besjelben Berufs ift regelmäßig ein 
a ſchwächeren Mitglieber berjelben, jomit 
eine Schugwehr gegen die bebenflichen focialen 
KRontrafte. Großer und Meiner Grundbeſitz, die 
im Grunde genommen durch die Natur aufein- 
ander angewiejen finb, ftehen ſich jeßt nach der 
Mobilifierung gleichgültig gegenüber. Schon 
weil ihm ein großer Teil der Heinen, nicht erb⸗ 
lichen Stellenbefißer den feiten Arbeiterftamm bot, 
war ber Gutshert wenigftend an deren Exiſtenz 
und gewiß auch oft an beren Gebeihen intereiliert. 
— Derlübernehmer eines bäuerlichen Gutes, 
daß er regelmäßig jelbft bewirtſchaften mußte, nicht 
verpachten durfte, ſollie die eniſprechenden Garan- 
tien einer guten Bewirtihaftung bieten, alfo 
törperlich wie geiftig dafür geeignet fein. Damit 
das Bauerngut während der Zeit der Minder- 
jährigteit des Anerben nicht verwahrloſe, über- 
nahm der Interimswirt, gewöhnlich der zweite 
Mann der Witwe, die Bewirtichaftung ber Stelle. 
Dafür erhielt er am Ende der Maljahre, beim 
Gutsantritt des Anerben eine Leibzucht. Ander⸗ 
ſeits mußte der der Wirtſchaft nicht mehr gewadh- 
fene Bauer fein Gut an einen tüchtigen Wirt 
abtreten. Dafür verpflichtete ſich der Gutsüber- 
nehmer behuf8 lebenslänglicher Erhaltung, Ver⸗ 
forgung und Verpflegung feines Gutsübergeberd 
zu einer Summe von Leiftungen, welche Auszug 
ober Altenteil hieß (la reserve, Ausgedinge). — 
Der Gutsübernehmer follte ferner die finanzielle 
Befähigung haben. Es liege, hieß e8, im öffente 
lichen Intereſſe, daß den Miterben nicht mehr 
zugewendet werde, als die Kraft des Hofes zu 
tragen vermöge. Diefe für die Miterben etwas 
hart ſcheinende Beſtimmung rechnete eben mit der 
beftehenden ftarfen und guten Sitte eines leb⸗ 
haften Familienſinnes und großer verwanbtichaft« 
licher Verträglichkeit. Die Miterben follten der 
momentanen Auräcfehung die ee Er- 
wägung gegenüberhalten, daß bei Überlaftung bes 
Familienrepräfentanten eine Vertreibung besjelben 
von Haus und Hof — und damit der Ruin ber 
ganzen Familie eintreten könne. Die nicht 
erbenden Geſchwiſter (weichende Erben) pflegten 
auf dem Hofe beſchäftigt und erhalten zu werden. 
Schieden fie aus, zumal durch Heirat, h befamen 
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fie eine Abfindung (Auslobung, Ausfleuer, Ab⸗ 

üterung), die urſprünglich nicht allein den Hof 
Pet. fondern auch das fogen. untrennbare Allod 
(Wirtihaftsinventar) jo wenig wie möglidy [hmä- 
lern follte. Diefe Zuwendung näherte ſich fpäter 
aus kurzſichtigen „Billigfeitsrüdfichten“ und be 
fördert durch das nicht für ein Ärbeitsvolk bes 
ſtimmte römiſche Erbrecht mehr und mehr einer 
Erbportion. Lange Zeit half fi die von der 
Theorie und vom kodifizierten Recht unterdrückte 
Sitte, unterftüßt durch bie „praftifchen“ Juriften, 
dadurch, daß man trotzdem noch gemohnheitgmäßig 
eine das Gejeh umgebende Vererbung nach beut« 
ſchem Recht beibehielt. Man bewerkitelligte dies 
durch niedere Schägung des Gutes. Der Änſchlag 
follte ein „leibliche“ fein, im „gejchwifterlichen 
Werte” erfolgen. — Der Schmälerung der Guis⸗ 
fubftang im Verlaufe der Wirtſchaft war 
durch Verbote unwiriſchaftlicher Abteilung und 
Belaftung vorgebeugt. Wie die Veräußerung bes 
ganzen Bauerngutes regelmäßig der Einwilligung 
des Gutsherrn beburfte (bie aber nicht verfagt 
wurde, wenn der neue Erwerber ein tüchtiger Wirt 
war, persona habilis), jo bedurfte auch die Ver⸗ 
äußerung einzelner Zeile, oder was de facto auf 
dasfelbe hinaustommt, die Verſchuldung, wofür 
das Gut felbft oder deſſen Wirtſchaftsinventar 
haften follte, in der Regel des gutäherrlichen 
Konfenfes. Zu Unrecht abgetrennte Stüde konnte 
der Gutshere und der Befiger des Hauptgutes 
mit der Reunionsklage zurüdfordemn. — An 
Stelle des grundherrlichen Veräußerungsfonfenfes 
trat fpäter vielfach wenigftens ein gulsherrliches 
Näherrecht (retract, Abtriebsrecht), d. h. ber 
Guisherr hatte ein Vorkaufsrecht auf das zu ver⸗ 
äußernde Gut, durfte es jedoch nicht für ſich be⸗ 
halten. Verlegenheiten bes Landmanns follten 
nicht zu deſſen Bedrängnis benupt werden, daher 
war Verpfändung ober Ankauf der Felbfrucht auf 
dem Halm verboten. Das in bie Bauerngüter 
durch Heirat Eingebrachte konnte, wenn fi) die 
Ehe auflöfte, nicht zurüdgeforbert werben. Es 
würde dem Gute eine zu große Laft aufgebürbet 
haben. Eine teils den Hoffräften teils den zu⸗ 
gewendeten Vorteilen angemefiene Leibzucht für 
den Eingebeirateten trat an die Stelle, daher der 
Spruch: Leibzucht ſchwindet Hauptgut. 

Zu biefen Vorkehrungen gegen erbrüdenbe 
Uberſchuldung und zur Erhaltung der Eriftenz« 
fähigkeit der Höfebeliger kamen allerdings noch 
andere in den ftaatlichen Verhältniffen wur⸗ 
zelnde Umſtände. Insbejonbere war die öffentliche 
Belaftung — dies im weiteſten Sinnegenommen — 
eine geringere, bie Ziffer der von ben materiell 
probuftiven Ständen zu erhaltenden Funktionäre 
für ftaatfiche oder Öffentliche Zwede eine kleinere. 
Solange infolge der damaligen politiſchen Ge⸗ 
ftaltung Europas Mitte, wenn auch ungeeignet 
zur Offenfive, dennoch an ſich ſchon ſtark genug 
zur Defenfive war, hatten die Staaten durchweg 
unbebeutenbere militärifche und bamit auch finane 
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ge Bedürfniffe. Aber auch bie Änderung der 
ivilverwaltung ift nicht unweſentlich. Die den 
abjolutiftifcgen Regierungen, oft genug mit Recht, 
mißtrauenden VolfSvertretungen ftrebten begreif« 
licherweife, um bie Rechtspflege nach oben mög- 
lichſt unabhängig zu machen, nad) Trennung von 
Juſtiz und Verwaltung bis in die unterften In« 
ftanzen. Dies hatte, was die Bauern anbelangt, 
außer der finanziellen auch noch Die weitere Kon⸗ 
fequenz der Vervielfältigung der mit ihnen ver⸗ 
kehrenden Behörden. Während fie fi früher ohne 
große Koften an ben nahen Pfleger wenden 
und alle vor die weltliche Obrigkeit gehörigen 
Anliegen anbringen konnten, verurſacht Die größere 
Entfernung der jegigen Specialbehörbden, die 
Kompetenzfrage und der große Wechſel des obrig- 
keitlichen Perjonals größere Umftände. Das Zu- 
ſammenſchrumpfen eigener Standesrechte, Die 
Kompriziertheit der ſteis wachſenden und wechſeln⸗ 
den Gefepesvorehriften verringerte die Möglich" 
keit eigenen Zurechtfindens, erflärt die Zunahme 
der ſchließlich doch aud von ben materiell pro- 
duftiven Klaſſen zu erhaltenden außeramtlichen 
Berufsjuriften, Advokaten, Notare, Agenten zc. 
Die Zahl der zu fchlichtenden oder zu erledigenden 
Agenden an ia ſchon dürfte durch die zu weit 
gehende Specialifierung erhöht worden fein. In 
Hleineren Kreifen gelang e8 der über Totalfennt- 
niffe verfügenden und nad; allen Seiten hin ver- 
antwortlihen Behörbe, mande Jrrungen im 
Keime zu erftiden, wo bei Mißgriffen zuerft ein- 
greifender Specialbehörben leicht gröhere Der 
twidlungen entftehen. Insbefondere ift die Zahl 
ber Fälle, wo man anfangs nod) nicht weiß, ob 
eine Verwaltungsfrage oder ein Rechtsfall daraus 
entftehen wird, feine Heine. 

Was ferner die Art der Tragung von Landed- 
falamitäten und Unglüdsfällen betrifft, fo war 
in der alten Agrarorganifation mancher gefunde 
Gedanke, der bei der Frage nad den damaligen 
Eriftenzbebingungen des Bauernflandes unfere 
Aufmerkfamteit auf fi Ienft. Bei Unglüdsfällen 
war der Grundherr zu Remiffionen und beſtimm ⸗ 
ten Beiträgen verpflichtet. In den meiften Guts- 
herrfchaften gab es gewiſſe Fonds, Natural und 
Geldvorräte zu leihweiſer Aushilfe. Die Unter 
ftügung dur) Darlehen im Kleinen Kreiſe und in 
nädjfter Nähe hatte ben Vorteil, daf ber nahe 
Gläubiger die ſchuldneriſchen Verhäftniffe beſſer 
überbliden, feine Würdigkeit abſchaͤtzen, Rückſicht 
und Strenge richtiger verteilen fonnte und bei 
geringen Prozenten weniger rißfierte als jegt das 
entfernte ftäbtiihe Kapitalinftitut. Die leihende 
Grundherrſchaft konnte außerdem bei Mißwirt⸗ 
ſchaft und Faulheit obrigleitliche Strenge walten 
laffen, bie in dieſem Falle mit dem vollswirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſe parallel Tief. Ebenſogut wie Lehen 
konnten die Bauerngüter im Grunde genommen 
nur für jene Schulden als Exekutionsobjekt be= 
langt werden, welche zur Meliorierung des Bauern- 
gutes begründet worden waren, oder bei denen 
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der Gutsherr eingewilligt hatte. — Brachte der 
Bauer das Gut durch ſchiechte Wirtſchaſt her⸗ 
unter, fo fonnte er entfetzt, abgemeiert, abgeſtiftet 
werden. Das Inventar war Eigentum des Bauern, 
er fonnte es wegnehmen und für da8 untrennbare 
Allod (allodium cum villa coniunctum) Be- 
zahlung verlangen. 

VII. Neben manchen Härten und einer Be— 
vormundung, die von ber ehemaligen Freiheit 
und Autonomie, wie fie fi) in den alten Hof⸗ 
rechten herausgebildet hatte, traurig abflicht, war 
durch die ſtizzierte Exiſtenz eines eigenen Agrar⸗ 
rechts fo viel erreicht, daß im großen und ganzen 
der Bauernftand, diefer wichtige ländliche Mittel- 
ftand, wenigftend erhalten blieb und fi) nicht ver⸗ 
minderte. Gerade das ift der ſchwache Punkt, bie 
wunde Stelle der feit der Mobilifierung bes 
Grundeigentums eingetretenen underung ber 
bäuerlichen Zuftände. Die auf die Durch⸗ 
führung de8 Individualismus, des freien Eigen- 
tums gejeßten Hoffnungen Haben ſich wohl in Bezug 
auf Produktion und Rentabilität von ae 
und einzelnen Adern, nicht aber in Bezug 
auf Beſeſtigung und Vermehrung behäbiger 
Bauernfamilien erfüllt. Ein großer Teil des 
Bauernftandes in den öftfichen Provinzen Deutfch- 
lands wurde nicht gerettet, feine Höfe wuchſen 
dem Großgrundbefige zu, und die betreffenden 
Kleinbauern ſanken zu Zaglöhnern herab. Man 
hoffte, nach Befeitigung der bäuerlichen Laften, 
nad Befeitigung der Miſchung der bäuerlichen 
Anrechte und ber unvolllommenen Eigentumd« 
rechte werbe nichts mehr im Wege ftehen ber 
Ausbreitung ber rationellen Landwirtſchaft umd 
dem Wohlftand der bäuerlichen Bevölferung, die 
doch — natürlich unter Vorausſetzung entfprechen« 
der Rüdficht auf das nn das Ziel einer 
guten Agrarpolitit bildet. Die Vorausfegungen 
find in der Hauptfache eingetreten, auch die ratio= 
nelle Landwirtſchaft Hat zugenommen, allein 
das goldene Zeitalter der landbauenden Bebölte- 
rung iſt nicht eingetreten. Im Gegenteil, aus 
den Sreifen ber Beteiligten find in den letzten 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts fo allgemeine 
und immer wieberfehrende Klagen laut geworben, 
daß ſchließlich eine förmliche agrarifche Bewegung 
entftand. Im Laufe des 19. Jahrhunderts find 
wiederholt ſogen. Agrarkrifen eingetreten: die 
erfte in den 20er Jahren, welche durch porüber« 
gehend niebrige Getreidepreife herbeigeführt wurde, 
dann diejenige der 40er Jahre, deren Urſache in 
vorübergehend ſchlechten Ernten beftand, darauf 
diejenige ber 60er Jahre, von welcher insbejon- 
dere Norddeutſchland betroffen wurde und welche 
fi des näheren als Kreditnot charakterifierte, 
endlich die Ende der 70er Jahre beginnende 
und jet noch fortbauernde Kriſis. Dieje letztere 
hat einen chroniſchen Charakter angenommen. 
Wären die Urſachen ber bäuerlichen Bebrängnis 
vorübergehende, ſolche, die mit der Natur ber 
Landwirtſchaft, ihrem ewigen Wechfel ſchlechter 
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umd guter Jahre zufammenhängen, fo wären bie 
Klagen bald verftummt. Allein es wird immer 
deutlicher, daß auch dauernde Urſachen, in ben 
geänderten Einrichtungen und Rechtsverhältniſſen 
wurzelnd, im Spiele find: Veränderungen in den 
Erbgewohnheiten, unverhältnismäßige Zunahme 
Öffentlicher Laften, Ausbildung der Kreditwirt« 
ſchaft in zunächſt ungefunden Formen, bie Kon⸗ 
turrenz der unter beſonders günfligen Bedingungen 
erzeugten landwirtſchaftlichen Produlte. Lange 
Zeit Gatten ſteigende Produktenpreiſe und techniſche 
Foriſchritte die dem ländlichen Mittelſtand un⸗ 
günftigen Reſultate der neueren Agrargeſetzgebung 
verſchleiert. Die mit diefer verbundene grund» 
bücherliche Klarftellung der Eigentumßrechte, ber 
Grenzen, ber Größe, der Beichaffenheit, bes 
Wertes, der Abgaben, der Pfänder und fonjtigen 
Verbindlichfeiten ermöglichte und unterftüßte 
zwedmäßigere Bewirtſchaftung und größere Ka- 
pitalaufnahme. Liber ben beobachteten tafcheren 
Befigwechjel tröftete man fi bamit hinweg, daß 
man den freihändlerifchen Verfiherungen Glauben 
fohenfte: ber freie Bodenverfehr ſchaffe nur An« 
derungen, die mit dem vollswirtſchaftlichen Ge= 
famtintereffe durchaus im Einflange ftünden, die 
vom Standpunkte techniſcher oder Betriebsver⸗ 
befferungen gefordert würden, den Boden nur in 
intelligentere Hände brächten, u. dgl. m. Allein 
die Klagen verftummten nicht, und die Meinung, 
daß die beftehenden Sredit« und Erbredhtsverhält« 
niffe eine Hervorragende Urfache ber bäuerlichen 
Bedrängnis feien, trat immer beftimmter auf. 
Sie erreichte zunächſt wenigftens fo viel, daß ber 
Ruf nad) Unterfuhung der bäuerlichen Zuftände 
eine ftehende Rubrik der publigiftiichen Befpre- 
ungen wurde und bie offizielle Siatiſtik nicht 
mehr bloß landwirtſchaftliche Produftionsverhält« 
nifje berüdfichtigte, fondern auch an Klarlegung 
des Zuftandes und der Bewegung des Realitäten« 
verkehrs, der Hypothekarbelaſtung, der Subha- 
flationen 2c. arbeitete. 

Allerdings ift diefe Aufgabe der Erfor- 
ſchung ber bäuerlichen Zuftände, fei e8 num 
auf dem Wege der Statiftif oder auf dem Wege 
der Enqueten, eine jhwierigere Aufgabe als eine 
Erforſchung induftrieller oder fommerzieller Zu⸗ 
fände. Yür die ing? und Gewerbeftatiftif 
find die Verhältniſſe — abgefehen von der Mög« 
lüchkeit abfichtlicher Verheimlihung — viel durch⸗ 
ſichtiger. Es liegen da 3. B. die Rechnungs - 
abjchlüffe der Aftiengefellichaften, die genaueren 
Buchführungen vor. Das Budget induftrieller 
Arbeiter trägt ausſchließlich geldwirtichaftlichen 
Charakter. In der Landwirtſchaft dagegen find 
bie Folgen einer Krifis erft viel |päter wahrnehm · 
bar, die Verhältniffe verwidelter, das Lanbleben 
bat noch immer zum Teil naturalwirtfchaftlichen 
Eharafter, die Ngrarnot wird augenfällig und 
ſtatiſtiſch erft bemerkt, wenn ihr durch gejegliche 
Maßnahmen ſchon nicht mehr recht beizulommen 
if. Die Refultate von Erhebungen und Gute 
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achten find auch deshalb jo mannigfaltig, ja fchein« 
bar oft ſich widerſprechend, weil die Ungunft der 
Zeit nicht überall gleich intenfiv empfunden wird, 
fie fann zunädhft vom guten Boden, vom größeren, 
wohlhabenden Hofwirt noch ohne zu großen Scha= 
den ertragen werben, insbejondere von jenen 
Landwirten, welche ihre Anfprüche noch weniger 
gefteigert haben. — Zroß der Schwierigkeit der 
Durchforſchung bäuerlicher Zuftände giebt e8 
aber immerhin gewifje Kennzeichen, die auf Zu- 
ober Abnahme bäuerlichen Wohlftandes allgemeine 
Schlüſſe zu ziehen geftatten. Die fteigende Hypo⸗ 
thekenverſchuldung, das Sinfen der Güterpreife, 
die fteigenbe Zahl der Subhaftationen, die ſtarke 
Beteiligung an der Einwanderung in die Städte, 
die Auswanderung in das Ausland verdienen 
Beachtung. 

Die gegenwärtige Notlage der Landwirtſchaft 
bejchräntt fih nicht mehr auf ein Land. Aus 
allen Ländern, und nicht allein aus europäifchen, 
auch aus Amerifa und andern überfeeifchen 
Ländern vernehmen wir Klagen über mangelnde 
Rentabilität des Landwirtichaftsbetriebes. Die 
Urſache diefer Erſcheinung ar vorwiegend auf 
ben durch die internationale Konkurrenz herbei⸗ 
geführten Preisfturz der landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe, in erſter Linie des Getreides, zurüd« 
zuführen fein. Die Verſchärfung der Notlage ift 
aber noch weniger dadurch eingetreten, daß bie 
Einnahmen der Landwirte feine entiprechende 
Steigerung erfahren, als baburh, daß bie 
Ausgaben im Verhältnis zu ben Einnahmen 
außerorbentlih angewachſen find. Die Roh⸗ 
exträge ber Landiwirtichaft find von ben Freiheits- 
friegen ab ftetig, abgejehen von ben durch Witte- 
rungsverhältnifiezeitweijeherbeigeführten Schwan« 
kungen, geftiegen, nicht aber in gleicher Weile die 
Reinerträge, indem das Verhältnis ber letzteren 
zu den Roberträgen einerfeit® durch die Summe 
der Wirtſchaftskoſten, anderſeits durch die 
Preiſe der Erzeugniſſe beſtimmt wird. Auf das 
Anwachſen der Wirtſchaftskoſten haben Einfluß 
ausgeübt die Hohen Arbeitslöhne, ſodann die Aus- 
gaben für die durch die Socialgejeßgebung gen 
ſchaffenen Wohlfahrtseinrichtungen der Alterd- 
und Invalibität«, Unfall» und Kranfenverfiche- 
tung fowie die fortwährend fteigenden Ausgaben 
I die allgemeinen Wirtſchaftsbedürfniſſe, indem 
jedes Inventarftüc bedeutend teurer ift wie früher. 
Daß die Lebensanjprüche auch der Bauern in 
neuerer Zeit geftiegen, iſt zuzugeben. Aber biefer 
Vorgang giebt feine genügende Erflärung für die 
beftehende Notlage ab, indem die Lebensanſprüche 
ber andern Stände viel größere als diejenigen bes 
Bauern find. Im allgemeinen ift über den Mangel 
an Sparjamfeit und Nüchternheit auf dem Lande 
noch weniger zu Magen, auch fehlt e8 dem Bauern 
nicht an Fleiß. Ebenfo verbreiten fi) Betrich- 
famteit und Intelligenz immer mehr, wenn es 
auch nad) diejer Seite noch am meiften hapert. 
Aber alle die genannten Erjheinungen zufammen 
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geben feine genügende und vollitänbige Erflärung | 
für Die beftehende ungünftige Lage ab, in der ſich 
zahlreiche Landwirte befinden. Die wichtigſte Er⸗ 
Härung dürfte darin zu finden fein, daß ſchon 
vor dem Eintritt des Sintens der Reinerträge die 
Lage vieler Landwirte eine bedenkliche war infolge 
der hohen hypothekariſchen Verſchuldung. 
Diefe wurde vorzugsweife durch überſchaͤhung des 
Bodenwertes bei Erbteilungen oder Kauf und 
durch Nichtbeachtung der für die Höhe ber zu⸗ 
fäffigen Belaftung maßgebenden Grunbfäge ver« | 
anlaßt. Daß man einen jogen. Verkehrswert 
und einen fogen. Ert ra gs wert der Grundftüde 
unterſchied, war ein fehler, der fich bitter rächen 
mußte. Mit der hohen Verfchuldung Hand in 
Hand geht dann der Mangel an Betriebslapital, 
der die Durchführung zeitgemäßer Verbefferungen 
verhindert. 

Die hohe Verfhuldung hat (A ausgebildet 
feit dem legten Drittel des 18. Jahrhunderts 
in Berbindung mit der auf Grundlage der indi« 
vidualiftifchen Theorie fich entwidelnden verfehrs- 
wirtſchaftlichen Geftaltung der Vollswirtſchaft, 
welche das Grundeigentum frei veräußerlich 
und frei verjhulbbar machte und dem gemeinen 
Erbrecht unterwarf. Man vergaß bie fociale 
Bedeutung des Grundbefiges für die Geſellſchaft 
und ließ außer acht, daß für das Grundeigentum 
eine Rechtsordnung zu Ichaffen fei, welche fich der 
Eigenart des Bodens, feiner Unbeweglichkeit und | 
Unvermehrbarfeit, feiner begrenzten Theilbarkeit 
und Ertragsfähigfeit ebenfo anpaßt wie das 
Handelsrecht den Bebürfnifen und Gewohnheiten 
der Raufleute. Man hatte, mit andern Worten, 
die germanifche Rechtsauffaſſung bes Grundbefiges 
aus den Augen verloren. Unſer bisheriges Recht 
behandelt zweifellos den Grundbeſitz nach Mög- 
lichkeit der beweglichen Sache gleich,“ ſagt Pro- 
feflor Gierfe, „teilt iyn hinein in den Strom ber 
freien Konkurrenz wie ein bewegliche Gut. Des- 
halb Hat dieſes Recht feine fociale Aufgabe nicht 
erfüllt, indem es dazu drängte, den mittleren Bes 
ſiß zu gerftören und den Befig hineinzudrängen in 
die Form des Latifundiums oder ber Zwerg- 
wirtjhaft, indem e8 zu einem häufigen Beſiß⸗ 
wechjel führte und dem Grundbefiß die Bedeutung 
nahm, Heimat und dauernde Berufsftätte einer 
ländlichen Familie zu fein, die von Gefchlecht zu 
Geflecht der Nation neue Kräfte Fiefert. Auch 
feine nationale Aufgabe hat dieſes Recht nicht 
erfüllt, nämlich nicht bloß den Grumdbefig, jondern 
aud bie en Benölferung, unjern 
Grundbefiger- und Banernftand zu erhalten... .. 
Wie die Arbeit und das bewegliche Kapital, fo 
tft auch der Grundbefig etwas Eigenartiges. Als 
nicht vermehrbarer Beftandteil des vaterlänbifchen 
Bodens fann er niemals in bemjelben Sinne einem 
Einzelnen gehören wie eine bewegliche Sache, ift 
aber gleihwohl dazu beftimmt, dem einzelnen 
Individuum eine Stätte zu ſchaffen der Berufs- 
erfüllung, ber Arbeit für ih und feine Familie : 
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unb zugleid) für das Ganze, eine Stätte, auf der 


womoͤglich feine Kinder und Kindesfinder den 


gleichen Beruf mit Freudigleit erfüllen follen. 
So brauchen wir alſo ein Recht, daS dem Grund» 
befig die Natur einer Heimſtätte wiedergiebt. 
Demnad) foll das fünftige Recht ihn als Nenten- 
fonds behandeln, während das bißherige ihn als 
Rapital auffaßte, und wenn das biäherige Recht 
der Auslieferung des Grundbefiges an das Kapital 
feine Grenze febte, fo ſoll das zufünftige Recht 
diefe Grenze ziehen.“ 

Unter dem Eindrud der geſchilderten Notlage 
iſt der Zuſammenſchluß der Landwirte zur ein- 
heitlichen Verfolgung gemeinfamer Ziele mächtig 
gefördert worden, und zwar nach verfchiebenen 
Richtungen Hin, einmal durch Ausgeftaltung de 
landwirtſchaftlichen Vereinswefens, dann durch 
Gründung von Erwerbs- und Wirtihaftsgenofien- 
ſchaften und endlich durch zufammenfaflende Be« 
rebungen zum Zwede ber er Agitation. 
In Deutichland fällt die Gründung ber erſten 
landwirtſchaftlichen Vereine mit den in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts auftauchenden Be⸗ 


|ftrebungen zur förderung ber landwirtſchaftlichen 
‚ Produktion zufammen. Zu den älteften derartigen 


Vereinigungen in Deutjchland gehören die Thü- 
ringiſche Landwirtſchaftsgeſellſchaft zu Weißenſee 
und bie Konigl. Landwirſſchaftsgeſellſchaft in Celle 
(Hannover). Dieſe landwirtſchaftlichen Vereine 
haben, wie auch die am 11. Dezember 1885 ge⸗ 
gründete „Deutihe Landwirtſchaftsgeſell⸗ 
ſchaft“ die Förderung der Iandwirtihaftli 
Technik im Auge. Das landwirtſchaftliche 
nofſenſchaftsweſen entwickelte fidh feit ber zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhundert? und verjpricht eine 
ungeahnte Bedeutung, für den bäuerlichen 
Betrieb insbefondere, zu gewinnen. Man kann 
drei Gruppen ber landwirtfchaftlichen Genoſſen⸗ 
fchaften bezüglich des Gegenftanbes des Unter 
nehmen unterfcheiden: ſolche zur Beſchaffung 
ber landwirtſchafilichen Betriebsmittel, ſolche zum 
Abſatz fertiger Rohſtoffe und ſolche zur Bearbeir 
tung und zum gleichzeitigen Abſatz landwirtſchaft · 
licher Erzeugniffe. Die örtlichen Genoffenſchaften 
haben ſich wieder in größere Verbände zufammen« 
geſchloſſen, und man kann in dieſer Beziehung 
aud wieder drei Gruppen unterfcheiden: die 
Offenbacher Vereinigung ſelbſtändiger Landes« 
verbände, ben Raiffeiſenſchen Verband ber zu ein« 
heitlicher Organijation zuſammen geſchloſ⸗ 
ſenen Landesverbände und die Gruppe der 
Son der verbände. Ein gemeinſames Vorgehen 
ſaͤmtlicher Gruppen der Verbände ſcheint durch 
die „Bezugsvereinigung deutſcher Landwirte” an⸗ 
gebahnt zu fein, welche fi im Februat 1900 
zu einer Geſellſchaft mit beichränfter Haftung 
fonftituierte. Die Umgeftaltung der Gejeßgebung 
erftrebt, über die von den Bauernvereinen 
(f.d. Art.) verfolgten Ziele Hinaußgehend, der unter 
dem 18. Februar 1893 gegründete „Bund ber 
Landwirte”. Zugleich Förderung ber Technik 
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und Anbahnung gejeßgeberiicher Maßnahmen im 
Intereſſe der Förderung der Landwiriſchaft haben 
zur Aufgabe die nach dem Gejeg vom 30. Juni 
1894 für Preußen eingerichteten „Landwirt. 
ſchaftskammern“. 

Unter den Vorſchlägen zur Abhilfe der Not 
der ländlichen Bevölkerung ſtand lange Zeit im 
Vordergrunde des Intereſſes beſonders in den dem 
Bunde der Landwirte verwandten Kreiſen der 
fogen. Antrag Kanitz auf Monopolifierung ber 
Getreideeinfuhr und Feſtſetzung von Mindeſt⸗ 
preiſen. Die von dem Rheiniſchen Bauernvereine 
vertretenen ſogen. Neußer Beichlüffe ſtellen nur 
eine Modifikalion des Antrags Kanitz dar. Wer 
ſentlich iſt beiden Vorſchlägen die Verſtaatlichung 
des geſamten Getreidehandels. Die wichtigſten 
Bunte der Agrarfrage würden auf dem Wege dieſer 
Beſtrebungen keine Beſſerung erfahren, nämlich 
die Neuregelung des Verhälimiſſes von Kapital 
und Grundbefig einerjeit3 und Die Regelung des 
Verhãltniſſes der Befigenden zu den Beſihloſen 
auf dem Lande. Die erftgenannte Frage umfaßt 
die beiden Probleme der Erbfrage und der Ver⸗ 
ſchuldung. Schon im Er Bauerngut Tiegt 
das Erfordernis einer gewiſſen Größe. Dieſe 
Größe kann nad zwei Seiten hin Schmälerung 
und Einbuße erleiden, und beide Möglichkeiten 
müffen ber Reihe nad) ins Auge gefaßt werden. 
Es kann a) durch Realteilung das Bauerngut 
zerftört werden, es kann aber auch b) ohne Real= 
ielung durch Teilung des Erträgnifjes infolge 

berlaftung mit Verpflichtungen an Dritte die 
Unzulänglicfeit des Bauerngutes für den Land» 
mann eintreten. 

VII. Was die Realteilung anbelangt, fo 
wird jegt ziemlich allgemein anerkannt, daß weit 
getriebene Parzellierung des Grundbeſitzes note 
wendig gewifje wirtſchaftliche Nachteile mit 
fich führe. Ein Grundftüd, welches eine Familie 
noch zu erhalten vermag, lann gleichwohl ſchon 
zu Mein fein, um ihre Arbeitslraft genügend 
zu beihäftigen. Dieſe überſchießende Kraft geht 
dann verloren, wenn nicht eine Nebenbeſchäftigung 
da ift, deren Ausübung ſich ohne gegenfeitige 
Störung mit dem Aderbau verknüpfen läßt. 
Iſt das Grundftüd auch zum Interhalt ber 
Familie zu Mein, fo wird das Aufjuchen vom 
Nebenbeihäftigung zur Notwendigkeit, und ber 
Anbau wird in den meiften Fällen den Anforde 
rungen berfelben nachgeſetzt werden müſſen und 
mehr oder weniger leiden. Es kann aud) die Ge⸗ 
bundenheit an die an fi) ungenügende Ader- 
parzelle zu unverhältnismäßiger Herabdrüdung 
des Lohnes ber Nebenbeichäftigung führen. Spin⸗ 
ner, Weber, Schmiede, Strider in abgelegenen 
Gegenden auf Zwergwirtſchaften ſuchen den durch 
Maſchinen⸗ und jonftige Konkurrenz ſinkenden 
Preiſen ihrer Nebenprobufte, ehe fie ihre gewohnte 
Beichäftigung aufgeben, Durch übermäßige An- 
ſtrengung ihrer ſelbſt und ihrer Jamilienmitglieder 
bis zu gefundheitzerjtörender Erſchöpfung zu be⸗ 
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gegnen. — Auf einem Heinen Grundftüd ſteht 
die im Laufe des Tages unmittelbar zu verrich⸗ 
tenbe Arbeit im Mißverhältnis zu dem für Vor⸗ 
bereitung, Hin⸗ und Weggehen, Wechjel der Werf- 
zeuge, Verlauf des Produktes erforderlichen Zeit« 
aufwand; bie Viehhaltung wird ertraglos; an 
Wegeland, Gräben, Überwerfen von Saat, Ver⸗ 
gütung von Beichädigung der Nachbarn entftehen 
gegenüber größeren Grundſtücken unverhältnis- 
mäßige Verlufte. Der für den Boden geeignete 
Fruchtwechſel kann nicht Durchgeführt werben, weil 
der Beſitzer auf ben Naturalertrag beftimmter 
Bodenfrücdhte rechnen muß. Jede Mikernte wird 
dem Beſitzer verhängnisvoll. Man kann fagen: 
ein Bauerngut, welches für den jeweilig pafjenden 
Intenfitätsgrad eben groß genug ift, würde durch 
Zerftücelung ebenjo gewiß an Geſamtwert ver⸗ 
Tieren, wie Edelfteine, Schiffe, Gemälde, Pferde, 
die man erteilt. — Die Teilung eines Wirte 
ſchaftsganzen bringt an fi ſchon Störung in 
ber Geſamteinrichtung hervor. Wohnung, Haus- 
rat, Gutsinventar laſſen ſich ohne Neuanſchaffung 
und Umgeftaltung nicht jo teilen, daß fie, wie 
bisher fürs Ganze, jo jept für zwei Wiriſchaften 
pafjen. Viele Gegenjtände müſſen doppelt beichafft 
werden, manche And für den Zeil nicht mehr voll 
RL der Gefamtbetrieb muß geändert werden 
und erfordert neue Erfahrungen. Die Erträge 
find nicht mehr in der alten Weiſe verwertbar, 
die bürgerliche Stellung, welche das ungeteilte 
Out dem Befiger gab, kann denen, bie nur Teile 
heſihen, nicht erhalten bleiben. Bei ungeteilter 

ernahme würde, wie Die Verhältniſſe der länd⸗ 


|fichen Geſellſchaft geftaltet find, wenigftens ein 


Familienglied in der Lage fein, bie Vorteile biejer 
Stellung für fi und damit auc für feine An« 
gehörigen, feine Geſchwiſter und Verwandten, 
geltend und nußbar zu machen. — Anderſeits ift 
es richtig, daß das Beſtehen rechtlicher oder that« 
ſächlicher Geſchloſſenheit des bäuerlichen Sie 
für ſich allein nicht immer vor Verſchuldung oder 
Verarmung ſchützt. Der Zuftand der unumfchränte 
ten Freiteilbarfeit hat feineswegs überall die Auf⸗ 
löfung der bäuerlichen Anweſen im Gefolge. Die 
mit der fortgefeßten Aufteilung der Bauerngüter 
in immer kleinere Anweſen verbundene Gefahr 
ift da geringer, wo eine fehr intenfive Boden- 
beftellung möglich ift, oder wo da8 fehlende Boden ⸗ 
areal feine wirtjchaftlihe Ergänzung in indus 
ftriellem Nebenverbienft findet. Freiteilbarkeit hat 
alfo in der Nähe größerer Städte, in induſtrie⸗ 
reihen Gegenden nichts durchweg Bedenkliches 
und abfolut Verwerflihes. Wo Hausinduftrie, 
Bergwerk oder andere lohnende Nebenbefchäftigung 
auf dem Lande vorhanden ift und rationeller 
Garten« oder Handelägemächsbau befteht, ift das 
Verſchwinden großer Bauerngüter weniger ſchäd⸗ 
li. In der That liegt in Gegenden des frei 
beweglichen Befißes ein Segen und ein Sporn 
zu Fleiß und Sparfamfeit in der Möglichkeit, 
fi) vom Zaglöhner, der ſich ein Stückchen Garten 
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gefauft hat, bis zum wohlhabenden Bauern hin⸗ 
aufzuarbeiten. Insbeſondere wirb ber Taglöhner 
ober Fabrilarbeiter, der auch nur einen Morgen 
Landes mit einigen Obflbäumen und ein eigenes 
Häuschen fein nennt, den verführeriſchen Lehren 
der Socialdemofratie niemals ein fo williges Ohr 
leihen, wie der heimat- und befiblofe Arbeiter, 
wenn er auch einen weit höheren Lohn bezieht. — 
Grundteilungen wirken demnach dort überwiegend 
vorteilhaft, wo fie zur Verbefferung der Wirt« 
ſchaft vorgenommen werben, fei e8 daß die grö- 
Bere Intenfität der Bewirtſchaftung eine Ver- 
minderung ber Bodenfläche der Betriebseinheit 
vorausfeßt, ſei e8 daß infolge zunehmender In⸗ 
duftrie und Kleingewerbetriebes Arbeiter auf dem 
Lande Grundftüde Ei erwerben fuchen. Grund« 
teilungen wirfen aber bort überwiegend kultur⸗ 
ſchädlich, two fie der verſchuldete Bauer als letztes, 
zumeiſt vergebliches Mittel ergreift, um ſich vor 
der drohenden Exekution zu reiten. 

Man ift gewohnt, dem deutſchen Recht die Ge⸗ 
ficken der Bauerngüter, dem römischen Recht 
ie Behandlung des Grundeigentums nad) Ana- 
Iogie bes beweglichen Vermögens zuzuſchreiben. 
Es ift dies aud) in der That zutreffend, nur ver- 
fällt man dabei leicht in ben fehler, ſich die lange 
Dauer bäuerlichen Befibtums zu jehr auf Ziwangs- 
geſetzen beruhend zu denen. Solche Gefehe brachte 
erft das 17. und 18. Jahrhundert zum Zwed der 
im Interefje von Staat und Grundherrſchaft ge- 
legenen Erhaltung fteuerfähiger Bauern mit fi. 
In der früheren Zeit bäuerlicher Autonomie, im 
14. und 15. Jahrhundert, herrſchte — wenn nur 
die Abgaben nicht Kitten, bie einer übernahm (Vor · 
trãgerſyſtem) — große freiheit, bie eben danf 
a ea Umftände weniger mißbraucht wurbe 
und mißbraucht werben konnte. Auch war in 
jener Zeit fo zahlreichen Korporationg= und Ge- 
meinjchaftsbefiges notorifch die moralifche Kraft, 
in Gemeinbefigverhältniffenen zu ftehen, eine all- 
gemeinere und größere. Es war aljo ſchon des- 
halb weniger ZTeilungsbebürfnis. Es gab eine 
Reihe von Arten Miteigentum und Befig zu 
gefamter Hand, beim Abel die Ganerbichaften 
u. dgl. Lebendiger Familienfinn, mächtige Sitten, 
Abweſenheit von Spekulation und Gelbwirt- 
ſchaft thaten das Ihrige. Gefehlich, beim Abel 
hausgeſetzlich (Fideilommiſſe) wurden die Meift- 
begünftigungen erft dann ausgeſprochen, formu- 
liert und figiert, als das römiſche Recht mit feiner 
Zaun im Inteftatsfalle bie bisherigen 

jemohnheiten und die darauf beruhenden Ein« 
richtungen, bäuerlihe Behäbigfeit und adeligen 
splendor familiae zu erſchüttern drohte. 

Die Maßregeln, die neuerdings gegen kultur« 
ſchädliche Grunbteilungen ange se werden, 
haben den ausgeſprochenen Zwech Gewährſchaft 
zu bieten, daß das Gehöft der Familie und jo 
einem eng mit bem Befige vermachjenen Geſchlechte 
moͤglichſt lange verbleibe und feinem Inhaber 
unverändert al8 zulängliche Nahrungsquelle diene, 
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alſo zu verhindern, daß Meines Grundeigentum 
zum Spefulationsobjelt werde, dur Zufammen- 
tauf fi) verringere umb hiermit eine nachteilige 
| Güterverteilung eintrete. — Die Maßregeln faſſen 
ſowohl den Immobiliarverlehr umter Lebenden 
wie jenen auf den Todesfall ins Auge. Zu den 
erfigenannten Maßregeln gehört bie chti⸗ 
gung jener Individuen oder Konſortien, weiche 
aus dem Anlauf von Landgũtern ein Gewerbe 
machen, indem fie daraus Heine Höfe oder Par⸗ 
zellen bilden und auf bie dabei eintretende Preis- 
erhöhung fpekulieren (Hofmepgerei). Eine 
indirefte Erſchwerung fann darin beftehen, daß 
der Käufer eines Gutes nicht vor Ablauf einer 
beftimmten Zrift zum parzellierenden Wieber- 
verfauf fchreiten darf. Gegen ein Stüdmini« 
mum wird eingewendet, daß die zu einer Zeit 
möglicherweife ganz zwedentipreddende Größe im 
Laufe weniger Decennien eine unzwedmäßige fein 
fann, während es dod) im Intereſſe des Staates 
liege, daß durch intenfive Wirtfchaft, die ein durch⸗ 
ſchnittlich Meineres Areal bedinge, der Rohertrag 
feine Zerritoriums mehr umd mehr gefteigert 
werde. Allein bei der fonftigen großen Frucht» 
barfeit unferer Geſetzgebung dürfte die Revifion 
und Rebuftion eines zu groß gewordenen Stück⸗ 
oder Beſitzminimums, das ohne obrigfeitliche Er⸗ 
laubnis nicht umterfehritten werben darf, nicht 
allzu ſchwer fallen. — Was den Immobiliare 
verkehr auf den Todesfall betrifft, fo handelt es 
ſich um ein der Landwirtſchaft angepaßtes bejon- 
deres Erbrecht. Die Geſetzgebung verſchiedener 
deutſcher Länder hat ein bejonberes Erbrecht im 
landwirtſchaftlichen Befig mit dem ausgeſprochenen 
Zwed ftatuiert, Dadurch der Erhaltung des bäuer⸗ 
lichen Befißes zu Hilfe zu kommen und ſeitens des 
Staates die Übernahme des Gutes durch einen 
der Miterben gegenüber der Naturalteilung zu bes 
günftigen, da ſich in Bezug auf die Mobilifierung 
neuerdings mit Recht die Anficht verbreitet hat, 
daß nur das zähe, oft ſchwierige Feſthalten am 
ſtändiſchen Sonbererbredite bis in bie neuefte 
Zeit einen großen Teil des deutſchen Grund⸗ 
air vor Uberſchuldung, Teilung und Zer⸗ 
ftüdfung bewahrt habe. Übrigens hat die Reform- 
gejehgebung dem Umftande Rechnung zu tragen, 
baß es Landftriche mit noch thatfächlich geichloffenen 
Bauerngütern und andere an gleiche Aufteilung 
von alter8 her gewöhnte Gegenden giebt. Was 
die Verbreitung der Bauerngüter angeht, fo bilden 
diefelben geograpbile betrachtet einen ſenkrechten 
Streifen durch die Mitte der beutfchen Karte, 
der Gedoch mit Unterbrechungen) im Norben 
Schleswigs beginnt und an der Tiroler Grenze 
endet, von Koͤnigsau bis zur Zugſpitze. Der 
Streifen umfaßt Stesmig-Harfiin einen Teil 
von Hannover, Oldenburg, Braunſchweig, bie 
Bezirke Münfter und Düffeldorf, den öftlichen 
Zeil Württembergs, faft das ganze rechtsrheiniſche 
Bayern (mit Ausnahme des weinbauenben Unter 
franfen unb der nädften Umgebung Münchens), 
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dazu Königreich und Provinz Sachſen und Ofl- 
preußen. Der Grundbeſiz ift vorherrſchend Hein 
am Rhein, Mofel, Nedar, Main, aljo in ber 
Rheinprovinz, Naſſau, Heflen, bayerifchen Rhein ⸗ 
pfalz, dann in Thüringen, und wo Gebirgscharalter 
und Induftrie einen diesbezüglichen Einfluß aus- 
übten. Faſt überall auf den deutſchen Mittel» 
gebirgen figt auf dürftigem Boden ein Stamm 
von Heinen Leuten, die nur zu geringem Teile 
als Bauern, zu großem Teile als Holz« und 
Straßenarbeiter, Fuhrleute, Weber, Holzſchnitzer 
oder fonftige Hausinduftrielle Arbeiter ſich nähern. 
Am Hleinften find die Betriebe, wo die Bebölkerung 
dicht gedrängt und jehr induftriell ift. Die haupt« 
fächlihe ober alleinige Erwerbäquelle machen da 
landwirtſchaftliche Betriebe nur bei gartenmäßiger 
Bewirtihaftung in der Umgebung großer Orte 
aus, Meiftens dienen fie aber nur in Verbindung 
mit anberweitigen Erwerbsquellen als ſolche. 
Das Anerbenreht nun befteht in ber 
Berorzugung eined Erben im Erbgang; es 
Garatterifiert ſich durch das Streben nach Er« 
haltung der landwirtſchaftlichen Anweſen in un⸗ 
geteiltem Zuſtande durch Ubergang des Gutes an 
einen Erben. Bezüglich der Form der Ein« 
führung des Anerbenrechtes giebt e8 fünf Möglich 
keilen: 1. Eintragung ber Beſitzung auf Antrag 
mit dem Recht, fpäter wieder Löfchen zu laſſen 
und teflamentarifch zu verfügen; 2. unvollfom» 
menes Inteftatanerbenrecht mit Eintragung ber 
dem Anerbenrecht unterliegenden Befigungen in 
die Höferolle von Amts wegen, die aber unter- 
bleibt, wenn ber Befiger widerjpricht und wobei 
auch fpätere Löſchung und Ieptwillige Verfügung 
durch Teſtament moͤglich ift; 3. vollflommenes 
Inteſtatanerbenrecht, d. h. das Anerbenrecht ift 
geſetzliches Erbrecht, e8 wird von Amts wegen 
eingetragen, aber jeder hat das Recht, durch 
teftamentariicje Verfügung oder durch Übertrag 
unter Lebenden, nicht aber durch Antrag auf 
Löichung anderweitig Dispofitionen für ben 
Übergang auf den nächften Befifnachfolger zu 
treffen ; 4. obligatorijches Anerbenrecht, auch mit 
Ausſchiuß der Teſtierfreiheit; 5. obligatorifches 
Anerbenrecht mit Beibehaltung der Teitierfreiheit, 
deren Anwendung aber an erſchwerende Bedin« 
gungen (z.B. Familienrat, Landivirtfhaftsfammer- 
beſchluß u. ſ. w.) gefnüpft ift. Die unter 1 an- 
gegebene Form Hat ſich nicht bewährt. Wirkungs- 
voll fan bei dem Eharakter des Bauern nur 2 
werben, wie e8 z. B. Weitfalen durch bie Er= 
fahrung bewiejen hat. Bezüglich der Einmwürfe, 
melde man gegen ba8 Anerbenrecht ins Selb 
führte, bemerkt mit Recht Gierke: 1. Es wird 
rar in ganz irrtümlicher Weiſe das Princip 
er Freiheit dagegen angeführt. Indeſſen 
ift ein Anerbenrect ſehr wohl möglich, welches 
bie Verfügungsfreiheit nicht beichränft, indem man 
geftattet, Daß über das Beſitztum durch Teflament 
verfügt werden kann, wenn es nur ungeteilt bleibt, 
und jede freiheit muß doch ihre Schranken auch 
Gtontslegiton. 1. 2. Aun. 
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haben, wo fie mit den Interefien der Allgemein» 
heit in Widerſpruch tritt. 2. wird das Princip 
der Gerechtigkeit ind Feld geführt, wobei 
aber der Gedante der Gerechtigfeit mit dem ber 
abftrakten Gleichheit verwechlelt wird und man 
nicht bedenkt, daß der Grundbeſitz nicht ein reines 
Recht, fondern zugleich auch Pflicht ift, nicht nur 
Ehre, jondern auch Laften bringt, und der bevor« 
zugte Anerbe Pflichten gegen die Gefamtheit und 
die Familie zu erfüllen hat. 3. erblidt man im 
Anerbenrecht eine jociale Gefahr, weil bie 
ausgeſchloſſenen Miterben das ftäbtifche Broletariat 
vermehren helfen, wobei überjehen wirb, daß aber 
auch das Anerbenrecht der Familie in dem Hofe 
als Beſitz des Familienhauptes einen gewiſſen 
Rüchhalt gewährt. 

IX. Nicht bloß durch unpaſſende Teilung, auch 
durch unangemeſſene Verſchuldung kann die 
Selbfländigfeit bäuerlichen Beſitztums bedroht fein. 
Verſchuldung ift verjhleierter partieller Verkauf. 

berſchreitet fie ein gewiſſes Maß, fo find bie 
Pfandbriefinhaber, Sparkaſſen, Stiftungen, Hy⸗ 
pothefenbanfen und anderweitige Gläubiger, wenn 
auch nicht die juriftifchen, wohl aber die faktijchen 

erren bon Grund und Boden. Die irrtümliche 

erallgemeinerung der freihändleriſchen Agrar- 
politit, als fei jede zunehmende Verſchuldung ein 
Glüd, weil fie eine „Befruchtung“ des Grund« 
befiges mit Kapital und einen Forſſchritt zu inten- 
fiver Landwirtihaft darftelle, wird in neuerer Zeit 
von Tag zu Tag mehr aufgegeben. Allerdings 
verfloß geraume Zeit, jeit 1868 und 1869 Rod» 
bertuß der Welt Die Augen darüber öffnete, daß 
vier Fünftel aller Grundſchulden rüdftändige Kaufe 
gelder und eingetragene Erbportionen fein. Wie 
bei den Grundteilungen zwiſchen fulturell vor⸗ 
teilhaften und wirtichaftlich ſchädlichen unterſchieden 
werden muß, fo muß dies auch bei der relativen, 
d. h. flärfer als der Reinertrag wachſenden Ver« 
ſchuldungszunahme geſchehen. Die Schulden 
Tönnen unbedenklich fein, wenn durch Verbefjerung 
ber Gebäude und ihrer inneren Einrichtung, Ver 
mebrung bes Betriebstapitals, befonbers des Vich- 
ftandes, eine intenfive Bewirtihaftung des Bodens 
und demgemäß Erhöhung des Ertrages und Ver 
lehrswertes eintritt, die Melioration ſich alfo Durch 
erhöhte Erträge bezahlt macht. Die Zunahme ber 
Hypothefarverihuldung fann indifferent fein, 
wenn fie eine Umänderung perjönlicher Schulben 
in bypothefarifche bedeutet, wenn frühere Hand⸗ 
Scheine in Hypothefen umgewandelt werben. Ver⸗ 
ſchiedene Umſtände tragen nämlich dazu bei, daß 
die ältere Art und Weiſe ber direkten und nahen 
Bargelbhilfe durch reiche Nachbarn, Verwandte, 
einen befannten ftäbtijchen Kaufmann, Stiftungs« 
fonds u. dgl. abnimmt und bie indirefte Beleihung 
durch unnachfichtige Kerebitinftitute zunimmt: bald 
ift es die Unpünttlichkeit der Schufdner, die Furcht 
vor Verwicklung in Prozeffe, bald das Erkalten 
des Familienfinnes und nachbarlichen Zufammen« 
baltes, bald der Wunſch des Gläubigers nach einem 

22 


675 


jederzeit an ber Börfe realifierbaren Papiere. An⸗ 
derſeits barf ein Gleichbleiben der Hypothelarver⸗ 
ſchuldung für fich allein noch nicht als ein günftiges 
Zeichen angeſehen werben, ba e8 ja noch auf den Per⸗ 
fonalfredit ankommt. — Bebentlic ift jene Zu- 
nahme der Verſchuldung, welche nicht Durch Melio- 
tationen entfteht, fondern aus Kaufichillingsreften 
und Erbgleichſtellungsgeldern. Erſtere entftehen 
durch zu niebere Anzahlung beim Gutsfauf, alfo 
durch Gutslauf zuhohen Preifen mit unzulänglichen 
Mitteln, legtere durch Eintragung der Erbportionen 
der Miterben auf das dem Haupterben zugefallene 
But. Dadurch wird nämlich der Landwiriſchaft, 
insbejonbere wenn Verkäufer und weichende Erben 
ſich der Stadt zuwenden, Betriebskapital entzogen, 
nicht aber ihr ſolches zugeführt: es entfleht eine 
viel zu große Belaflung des Bodens mit Erbpor- 
tionen an Nichtlandwirte. Daß namentlich die 
Kaufſchillingsreſte und Erbgleichftellungsgelder 
eine große Quote ber Verſchuldung ausmachen, be= 
weilt der Umftand, daß jene Bauerngüter am we 
nigften verſchuldet zu fein pflegen, welche jeit Gene- 
tationen zu einer mäßigen, ben Ertragswert nicht 
überfteigenden Taxe von Vater auf Sohn vererbt 
worden find. — Gerade bie letztere Art der Ver⸗ 
ſchuldung nun bat ſowohl die freihänbleriiche 
be a wer durch ihre Geitattung unbe 
chränkter Verſchuldbarkeit als auch die dermalige 
orm der Erbteilung fehr begünftigt; beibe tragen 
dadurch Mitſchuld an ber Vergrößerung des fapi« 
taliſtiſchen Anteils am landwiriſchaftlichen Ertrage, 
fo daß dem Grunbbefiger ſelbſt ein abnehmender 
Zeil des Iandwirtfchaftlichen Ertrages übrig bleibt. 
Zu Annuitäten und Hypotheken fommen noch 
Gebühren, jo daß die Erleichterung im Vergleiche 
ur ehemaligen Notwendigkeit, vom Ertrage ber 
Sen chte einen Teil dem Zehntherrn, dem Staate, 
der Kirche abzugeben, eine geringe ift. Der Bauer 
ift eben zur Aufbringung der Zinfen jo gut wie 
früher einen Zeil feiner Arbeit zu opfern genötigt. 
Was ift gewonnen,” fagt Stahl in jeiner Rechts⸗ 
philofophie IL, 331, „wen der Landmann einen 
Teil feiner Arbeit, anftatt dem Gutsheren ala Ab⸗ 
gabe, dem Gläubiger als Zins geben muß? Ver⸗ 
Toren aber ift viel, benn der Gläubiger ift nicht 
wie der Grundherr zu Remilfionen rechtlich ver« 
pflichtet, nicht durch natürliche Intereſſen mit den 
Grundholden verfnüpft. Sein Vorteil ift nicht, 
wie der des Gutsheren, bie Erhaltung des Grund⸗ 
bolben bei Wohlſtand, fondern deſſen Bebrüdung 
unb zulegt dadurch eigener Erwerb bes Gutes.“ 
Ja oft würde ber Gläubiger, der faktiſche Herr, 
im Falle eigentümlihen Beſitzes faum einen fo 
verläßlihen und einträglichen Pächter zu finden 
im ftande fein, als es der nominelle Eigentümer 
infolge feiner Anhänglichkeit an das überfchuldete 
Erbgut ift. 


Es ift für die Agrargeſchichte auffallend, daß 
fich erft neuerdings eine jo zunehmende, unver 
haltnismãßige und planloje Verſchuldung bemerf« 
bar madıt. Bis zum Schluffe des 15. Jahrhunderts 
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tann von einem Ländlichen Schuldenweſen im alle 
gemeinen nicht geiprodden werden. Der Renten- 
tauf findet ſich zwar auf dem Lande, allein ex in⸗ 
volviert feine eigentliche Agrarverjhuldung, er ift 
unfünbbar, und bie für Rente aus einem Grund» 
ftück hingegebene Geldfumme wurde regelmäßig 
(man fieht e8 insbeſondere bei den ftäbtifchen Bauten 
nad) Jeuersbrünften) zur „Beflerung“ de& belafteten 
Objeltes verwendet. Bei Notfällen, Mikjahren, 
Naiurſchäden Hatte der beftandene Gutsverband 
immerhin eine gewiſſe Verpflichtung des Guts- 
herrn zur Aushilfe gefannt. Ganz abgefehen von 
den Laftenremilfionen, gab e8 gewiſſe Fonds für 
Darlehen, Magazine für Saatforn u. dgl. Richt 
gleichgültig find Die Rechtsformen bäuerlicher 
Schuld. Durch Beleitigung noch vorhandener 
Refte aus dem deutſchen Recht, alſo bäuerlicher 
Beſonderheiten, ift bie volle Wirkſamkeit des 
bauernlofen römijchen Rechts erhöht worben, ein 
Umftand, der ber bäuerlichen Landwirtſchaft un- 
günftig genannt werden muß. Die römifche Kredit⸗ 
form wie bie Erbteilungsform beweiſen dies. Alle 
neueren Inteftaterbredhte nehmen für ſämtliche 
Defcendenten gleihen Grades gleihe Erbpor« 
tionen an, ohne auf bie Sonderbebürfnifie des 
Bauernſtandes Rüdjicht zu nehmen. Eine ſolche 
Rüdfihtnahme lag eben dem unferem Erbrecht als 
Grundlage dienenden römiſchen Rechte fern. Man 
darf dies aud) gar nicht von ihm verlangen. Wie 
bei ber Erbteifung, fo zeigt ſich auch bei ber Ver⸗ 
ſchuldung, daß das römische Recht an die ver- 
ſchiedene Natur der Berufe, wie fie in einem Ar« 
beitßvolfe ſich bilden, an Erhalten und Gedeihen 
eines Bauernflandes nie gedacht hat. Es zog 
meifterhaft die aus dem abjoluten Eigentum und 
dem Eigennuß des damaligen Individualismus 
fi ergebenden SKonfequenzen und iſt ein Recht, 
wie es ſich eben in ſoicher Schroffheit und Arbeits- 
verachtung nur bei einem Volle bilden kann, two 
die nationale Produftion gegenüber den wirtſchaft · 
lichen Folgen beftändiger Eroberung rechtsbildend 
kaum in Betracht kommt. An der römiſchen Ver« 
ſchuldungsform wird namentli das der Land« 
wirtihaft jo ungünftig genannt, daß fie nicht be= 
rüdfichtigt, wie der Grundeigentümer nad) ber 
ganzen Natur feiner Arbeit und feines daraus 
fließenden Einfommens nicht in der Lage ift, be- 
liebig eine verlangte Kapitalzahlung zu leiften. 
Zur Umgeftaltung der Schuldverhältniſſe bes 
Bauernftandes und Vorbeugung neuer Verfchul- 
dung ift vor allem das Princip für den Grund« 
beſiß einzuführen, daß an Stelle ber Hypotheken⸗ 
ſchüld im Ianbläufigen Sinne die Renten- 
ſchuld treten muß. Es if} daS unſterbliche Ver⸗ 
dienft von Rodbertus, feftgeftellt zu haben, daß 
feiner Natur nad) der Grunbbefig nur Renten 
und nicht Kapital erzeugen Tann, die Rentenner« 
ſchuldung alfo die allein naturgemäße Form ber 
Reallaſt ifl. Diefes Rentenprincip muß aber 
fünf Momente umfaflen, nämlich 1. daß nur ber 
Reinertrag von Grund und Boden verſchuldet 
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werden kann, alfo 2. der Zinsfuß nicht über die 
Höhe des Reinertrags hinausgehen darf, 3. ber 
Arbeitslohn für den Orumbbeliger, als in dem 
Reinertrag enthalten, frei bleibt, 4. Die Schulb 
wnfünbbar ift und 5. Die Ießtere jo bemefjen wird, 
daß fie durch den Reinertrag nicht nur verzinft, 
fondern auch amortifiert werden fann. Es entfteht 
aber bie Frage, ob die Rentenſchuld als Rente 
- oder als amortijierbare, unlündbbare, 
im Verhältnis zur Rente richtig bemefjene Kapi« 
talſchuld einzutragen ift und es im erfteren Falle 
dam dem Rapitalmarkte überlaffen bleiben fol, 
den Rapitalwert der Rente zu finden. Am em- 
pfehlenswerteften fcheint zu fein, die Schuld als 
unfündbare, amortifierbare Kapitalſchuld einzu- 
tragen mit unveränderlihem Zinsfuß, aljo in 

Form einer Pfandbrief⸗ oder Renienbriefſchuld. 

Damit erreiht man die volle Wirkung des 

Nentenprincips und bat außerdem verſchiedene 

Vorteile. „Wenn wir bie Schulb in Form 

des Renten« oder Pfandbriefes eintragen lafien, 

fo ift der Schuldner geſichert; e8 Tann ihm 
nie gefündigt ober der Zinsfuß erhöht werben; 
der Gläubiger weiß genau, wie viel er be» 
. Tommt; Kursſchwankungen treten nicht in dem 

Grabe ein, wie wenn die Rente als ſolche ein⸗ 

getragen wäre, und man erjpart die Mühe und 

ie Koften der Umfchreibung bereit8 beftehender 

Eintragungen. Wir müflen ſodann bebenten, daß 

wir e8 eben mit bäuerlichen Verhältniffen zu 

thun haben und e8 fich nicht nur darum handelt, 
die Verhältniſſe des Anerben ins Auge zu fallen, 
jondern auch die Verhältnifje derjenigen, melde 
ie Abfindungen erhalten jollen. Für die Ge- 
ſchwiſter des Anerben ift die Form des Pfanbbriefes 
aber viel jhmadhafter als die Form der Rente; 

außererdem würbe ein fehr großer Teil der Abzufin · 

denden fofort in der Lage fein, die Rente in Kapital 

umzufeßen. Es hat z. B. eine Tochtereinen Kaufmann 
geheiratet, ein Sohn will aufeinen andern Hof eine 

Anzahlung maden, da muß der Kapitalwert vor⸗ 
- bandenfein. Auch hat die Form der Pfandbriefſchuld 
noch den Vorteil, baß es hier geftattet und möglichift, 
au jeder Zeit beliebige Kapitalbeträge abzutragen, 
was bei ber Form der Renteneintragung kaum er= 
reicht werden fann“ (v. Laër). 

Wir müflen den Real- und Perjonalfrebit 
bei dem Bauern unterfcheiben. Wo Beflg- und 
Meliorationskredit in Frage kommt, da tft Die 
Rentenfhuld am Plabe; wo es fih um Er- 
gänzung des Betriebstapital3 handelt, welches in 
Turzer Zeit wieder in bie bes Beſitzers zu- 
rüdlommt, ift Kapitalverſchuldung bie gegebene 
Form. Zur Befriedigung des Nealfredits find 
die dur Kabinettsorbre Friedrichs I. vom 
29. Auguft 1769 zuerſt eingeführten Lan d⸗ 
ſchaften“ bie bis jept beftbewährten Anflalten. 
Als Ziel der Agrarreform wäre anzuftreben, 
alfenthalben in allen Landesteilen folhe In⸗ 
flitute einzuführen und zur Ausgabe von Pfand» 
briefen auf Grumbbefig zu monopolifieren, fo daB 
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die Landwirte Hypothefendarlehen nur bei ben 
Landſchaften aufnehmen bürften. Um dies zu er- 
reihen, wäre eine möglichite Ausdehnung ber 
Wirkfamteit ber Landſchaften auch auf die Hleineren 
Bauern anzuftreben, das Abſchaͤzungsverfahren fo 
einfach und billig zu geftalten wie nur möglich 
und mit der Sicherheit des Inftitutes vereinbar; 
endlich müßten für die höher auslaufenden Dar- 
lehen zweititellige, Höher verzinsbare Pfandbriefe 
außgegeben werden. Reformen in diefem Sinne find 
angeregt. Werden fie richtig durchgeführt, fo bleiben 
Pe in Zufunft die Landſchaften die muſtergültigen 
Anftalten zur Befriedigung des landwiriſchaftlichen 
Hypothelenkredites. In Verbindung mit dem 
Realkreditinftitut muß aber die Lebensverficdhe- 
rung zur Entſchuldung des Grunbbefipes heran- 
gezogen werden. Rentenſchuld in Verbindung mit 
abgefürgter Lebensverſicherung des Beſitzers ftellen 
den beiten und billigſten Weg zur Tilgung ber 
Nealverfehuldung dar. Für den Berjonalfrebit 
ift die lolale Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
haft nach dem Muſter der von Raiffeijen vor⸗ 
gezeichneten Form der Spar« und Darlehenskaſſen · 
vereine daß bewährtefte Mittel. Empfehlenswert 
erſcheint, die Real- und Perfonalkreditinftitute 
in nähere Beziehung zu einander zu bringen, fo 
daß die letzteren bie Vermittlung der Darlehens» 
amträge an erſtere (als Agenturen) vornehmen. 
Es find noch eine ganze Reihe von Reform- 
vorſchlagen von Stein, Schäffle, Vogelfang, Wil« 
konski. Rapinger, Meyer, George und Zlürsheim, 
Stöpel, Rubland, Stolp, Oppenheimer u. ſ. w. ge⸗ 
macht worden. Soll eine Übereinftinmung zwiſchen 
der Verſchuldung des Grundbefißes und dem Er⸗ 
tragswert besfelben bauernd hergeftellt werden, ſo ge⸗ 
nügt nicht allein die Einführung einer der Eigenart 
des Grund und Bodens entiprechenden Berichul« 
dungs form, fonbern es bedarf auch materieller 
Rechtsvorſchriften, welche bie Anjprüche der Gläu- 
biger auf das wirfliche Ertragsergebniß bes Bodens 
beſchränken, alfo ber Feſtlegung einer Verſchul⸗ 
dungsgrenze, welche fich ebenfalls aus ſo⸗ 
cialen Geſichtspunkten rechtfertigen läßt. Allen 
biefen Einrichtungen Tiegt aber die Auffaffung zu 
Grunde, daß fie ſich fruchtbringend nur werden 
durchführen laſſen, wenn für eine Otganifation 
ber bäuerlichen Elemente gejorgt wird. Seit Auf- 
Löfung der alten Agrarverfafjung war bie Thätigfeit 
der an ihre Stelle getretenen Organifationen, ber 
fogen. Ianbwirtichaftlichen Vereine, entſprechend 
dem Zug der atomiflerenden Vollswirtſchaft, vor⸗ 
twiegend auf daß tedhnifche, weniger auf das ſocial⸗ 
wirſſchaftliche Gebiet gerichtet. Allgemein ift heute 
bie Anficht verbreitet, daß irgend eine form berufs- 
ſtändiſcher Organtfation für den Bauernftand nötig 
iſt. Die Grundlage dafür lönnen die Bauernvereine, 
die Genoſſenſchaftzverbände und die Landivirt« 
a er ge 
rend ſich die bisherigen Ausführungen in 
der Richtung auf Erhaltung des Bauernftandes 
bewegten, 4 noch der Beſtrebungen für Schafe 
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jung eines ſolchen zu gebenten. Gerabe mit 
ckficht Hierauf Haben nämlich Praktiker wie 
Theoretifer daß feiner Zeit ergangene Verbot der 
Neubegründung von Erbpachtsverhältniffen, 
wonach fein Rentenvertrag länger als 30 Jahre 
unablößbar jein burfte, als zu weit gehend beurteilt 
und fih für verfuchsweife Wiedereinführung der 
Erbpacht ausgeſprochen, als eines Mittels, umeinen 
Stand mittelgroßer (bäuerlicher) landwirtſchaft- 
licher Unternehmer oder grundbefigender länd- 
Ticher Arbeiter ins Leben zu rufen. Die Erbpächter 
bildeten ein ftabiles und in ihrer wirtſchaftlichen 
Lage gefichertes Element; ftrebfamen und fpar« 
famen Perſonen war es verhältnismäßig leicht, in 
ben Stand der Erbpächter zu gelangen, da fie für den 
Anlauf der Gutsfubftanz feine Aufwendungen zu 
machen, ſondern höchftens das notwendige In⸗ 
ventar anzufchaffen und außerdem für Die erforder⸗ 
lichen umlaufenden BetriebSmittel zu jorgen hatten. 
Auch zur Sicherung tüchtiger Landtaglöhner als 
Stamm eines angeſeſſenen und gefitteten Arbeiter- 
ſtandes in der Nähe großer Gutswirtfchaften, giebt 
& kaum ein beſſeres Mittel als die Verleihung 
von Erbpadhtgütern an bewährte eldarbeiter, 
denen die Aufbringung eines Erbbeftandgelbes 
leichter fällt als die eines Kaufſchillings. Der 
Zeitpächter verbürgt nicht das Interefje für Gut 
unb Melioration, der Erbpächter bagegen hat bie 
Sicherheit des Beſitzes und Wertzumachles des- 
felden. Die Kanoniften nannten die Emphyteufe 
eradezu contractus meliorationis. Ein anderes 
ittel zur Schaffung von Bauernbefigungen ift 
inder preußifhen Rentengutsgejeßgebung 
geichaffen, welche den Gebanten verfolgt, die Bes 
Aigen, ſtatt mit Hypotheken, mit unkündbaren 
enten zu belaften und den Erwerb von Grund- 
eigentum dadurch zu erleichtern, daß flatt Kauf 
gegen Kapital mehr Kauf gegen Rente in An⸗ 
wendung kommt. Vgl. das preußifche Geſetz vom 
27. Juni 1890 und vom 7. Juli 1891, fowie 
vom 8. Juni 1896. 

X. Es erübrigt noch, Andeutungen über den 
Bauernftand in einzelnen europäiſchen Ländern 
anzufügen, ba bisher vorwiegend Deutjchland ins 
Auge gefaßt wurde. — Daß lange, verwüftende 
Kriege ber Erhaltung des Bauernftandes ungünftig 
find, haben in den öſterreich iſchen Ländern 
3. B. die Folgen ber Huffitenkriege gezeigt. Aus 
dieſer Zeitperiobe find die böhmijchen Landtags« 
beſchlüſſe von 1458 bemerkenswert. Im eine noch 
abhängigere Lage geriet der Bauer nad; dem 
Dreißigjährigen Kriege. Noch im 17., beſonders 
aber im 18. Jahrhundert begann der ſtaatliche 
Abſolutismus, der Soldaten und Steuerträger 
brauchte, die Wichtigkeit des Bauernftandes ein« 
aufehen. Die Eentralifation mit ihrer Abziehung 
des Adels vom Lande verjhlimmerte das guts- 
berrlich=bäuerliche Verhältnis. Die Bauern waren 
rückſichtlich der Beibehaltung ober des Wechſels der 
ihnen zugewiejenen Gründe ganz von ber Herrſchaft 
abhängig. Verordnungen, welche aus der Zeit 
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der Zuftandebringung des erften Kataſiers wäh- 
rend ber Jahre 1656—1669 flammen, beweifen, 
daß der Staat gegen Willfür der Obrigfeiten 
einzufchreiten Veranlafjung hatte. Das Robote 
patent Kaiſer Karls VI. vom Jahre 1738 zegelte 
das Verhältnis beider Teile in noch beftimmterer 
Weiſe. Unter Maria THerefia rief die Bebrüdung 
der abhängigen Bauern durch die Beamten eine 
in den Refidenzen zehrenben Adels weitere Maf- 
nahmen hervor. Die umfichtige Kaiferin befahl die 
firenge Scheidung der Ruftifal- und Dominilal- 
gründe. Was beim Zeitpunkt ihrer Verordnung 
Bauerngrund war, follte e8 auch fürderhin bleiben. 
Dur den „Einkauf“ konnten fi) die Bauern 
dor der „Abftiftung“ (Abmeierung) ſichern. Sie 
erlangten das Recht, gegen Erlag einer mäßigen 
Summe, welde jedoch dem freiwilligen Ülberein- 
kommen zwiſchen dem berechtigten und dem ver⸗ 
pflichteten Teile anheimgeftellt blieb, ihren Grund 
ohne vorherige obrigfeitliche Bewilligung zu vertau« 
fchen, zu verpadhten oder zu verfaufen. Die Robot 
(Dienftpfliht) wurde ermäßigt und in einem ge= 
wifien Verhältnis zur Grumdfteuerleiftung fixiert 
(Robotpatent vom 7. Sept. 1775), die Teilung 
der großen Bauerngüter bewilligt umd befördert, 
gleichzeitig aber auch zur Hintanhaltung verderb⸗ 
licher Zerftüdelung ber Teilbarkeit aller Gründe 
durch Feſiſtellung eines Minimums eine gewiſſe 
Schranke geſetzt. Unter Kaiſer Joſeph IL. wurde 
eine Reihe neuer Beſtimmungen hinſichtlich der 
bãuerlichen Leiſtungen erlaſſen. Mit Ausnahme 
des Inſtituts der Kontributionsfonds und der 
veränderten Wirfjamfeit der Kreisämter hatten 
fie nur vorübergehende Geltung. Aus popula= 
tioniftiihen Gründen wurde die Verbreitung des 
fogen. Raabſchen Syftems, d. 5. die Barzellierung 
aller Höfe auf den Staatt- und Tonfißzierten 
Kirhengütern und deren Überlaffjung an Bauern 
gefördert. Die Kontributslömerfonds, in ben 
böhmischen Ländern eingeführt durch Patent vom 
15. Mai 1779 und 8. Juni 1788, hatten die 
Beftimmung, dem Landmann für Jahre der Not 
und des Mißwachſes Hilfe zu gewähren. Über⸗ 
fepüffige Vorräte wurden flüffig gemacht und 
follten nach Kaifer Joſephs Idee allmählich fo 
anwachſen, daß ihre Intereſſen endlich den Betrag 
der Steuerquote ihrer rejpeftiven Gemeinde zu 
erreichen vermochten (daher Kontributionsfonds). 
Diefer Zwed wurde nicht erreicht, dagegen ere 
wieſen fie ih in anderer Weiſe nupbringend. 
Benötigte ein Bauer Geld, fo bat er um einen 
Vorſchuß aus dem Kontributionsfonds ober der 
Waiſenlaſſe, jo daß er, wenn nicht gegründete 
Bedenken obwalteten, one Umftändlichkeiten und 
Weiterungen Aushilfe erhielt, wie er fie näher 
und bequemer faum wünfchen konnte. Der Zing- 
fuß konnte gering fein. Den Amtsoorftehern 
waren die Berhältniffe jedes einzelnen Unter⸗ 
thanen genau befannt, und fo mußten fie ſtets, 
wen und wie weit fie freditieren durften. — Die 
Löfung des Unterthanenverbandes erfolgte in 
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Öfterreich durch die Patente vom 4. und 17. März 
1849. Das obrigfeitliche Verhältnis aller Herr⸗ 
Br“ und alle aus demfelben entipringenden 

echte und Verpflichtungen wurden aufgehoben. 
Die Leiftungen bes Unterthanen wie Die Gegen- 
verbindlichfeiten ber Obrigfeit erloſchen. Doch 
wurden bie erfteren nach den Beftimmungen bes 
erwähnten Patents vom 4. März und der Verorb- 
nung vom 26. Juni 1849 zum Zeil abgelöft, 
zum Teil ward eine Entihädigung für fie an« 
georbnet. Als Folge der Veränderung zeigte ſich 
auf feiten ber Gerrlänften die Notwendigfeit ber 
Vermehrung des Betriebsfapitals, der Aufnahme 
von Rapitalien zur Bezahlung von Arbeitsfräften, 
Pferden, Gerätichaften, Lofalitäten. Die Vor— 
teile auf feiten ber Bauern waren groß, dagegen 
gingen manche vorteilhafte Einrichtungen des alten 
Verbandes, der alten Gefamtorganijation von 
Groß» und Kleingrunbbefig verloren, für welche 
die an ihre Stelle getretenen ftaatlichen Amter 
und Gemeinden feinen Erſatz zu bieten vermögen. 
Damit hängt die Zunahme des Wuchers in 
ärmeren Gegenden zufammen. Die 1868 und 
1869 erlafjenen Landesgeſetze bewegten fi in 
derſelben Richtung ber Bodenmobilifierung. Sie 
erhoben in allen Kronländern (außer Tirol) die 
Freiteilbarfeit von Grund und Boden zum Princip. 
Damit war bie Grundlage bes bäuerlichen Sonder- 
rechts befeitigt, und das auf römiſchen Rechts“ 
begriffen berubende Erbrecht des allgemeinen bür= 
gerlihen Geſetzbuches von 1811 befam auf die 
Lage der bäuerlichen Bevölkerung größeren Ein« 
uß als bisher. Durch die Befeitigung der Ger 
etze aus der Zeit des Abjolutismus, namentlich des 
Hofdekretes vom 11. Mai 1789, daß Bauerngüter 
wieder nur von Bauern erworben werben dürfen, 
war wenigfteng bie Möglichfeit übermächtiger 
Satifundienbifdung gegeben. Übrigens befteht in 
ber Mehrzahl ber Kronländer die Gefahr wenig- 
ſtens vorläufig noch nicht in der Latifundien« 
Bildung, fondern in der auf Koften der Bauern- 
güter erfolgenden bedenllichen Zunahme der Zwerg« 
wirtjchaften und ihrer Konfequenz, der Proletari« 
fierung ber Sandbevölferung. Für Ungarn find 
die zahllofen jũdiſchen Großpächter charatteriſtiſch, 
bie gar feine eigentlichen Landwirte, fondern 
KRomipekulanten find. 

Das in Deutihland länger andauernde, dem 
Bauernſtand günftige Gleichgewicht von Stadt 
und Sand wurde in Italien unter dem Ein- 
fluß des Wieberauflebens antiler Berhältnifie 
ſchon früh zu Ungunften des flachen Landes geftört. 
Die italieniſche Agrargeſchichte ift charakterifiert 
durch den direften Übergang des Sandeigentums 
an die Städter. Der Beiſaß „birefter Über 
gang des Landeigentums“ rechtfertigt ſich durch 
den Umftand, daß ſich zwifchen der urfprünglichen 
(feudalen) Periode, wo da8 Grundeigentum in 
ber Hand bes geiftlichen und weltlichen Adels kon⸗ 
entriert war, und der Zeit der ftäbtifchen Herr⸗ 
aft über das platte Land feine bemerkenswerte 


Bauernftand. 





682 


Zwiſchenperiode abhebt, in der ſich eine durch 
Orundablöfung befreite Klafje bäuerliher Grund» 
befiger nachweiſen ließe, die dann nachträglich 
durch das Kapital der Städte enteignet worden 
wäre. Die feudale Organijation der Landwirt» 
ſchaft wurde befonder8 durch ben Einzug des 
Adels und feiner Gefolgſchafi in die Städte ge= 
brochen. Die Entvölferung des flachen Landes 
infolge der beftänbigen Fehden und Parteifriege 
vermehrte das privatrehtliche, frei verfügbare 
Sandeigentum und damit die ftädtifchen Grund« 
Mäufe. Die Entvölferung des platten Landes 
namentlic) beeinflußte 3. B. die toßfanifche Agrar⸗ 
politif des 13. und 14. Jahrhunderts, welche bie 
ländlichen Arbeiter feftzuhalten fuchte und in der 
colonia partiaria (Teilbau) ein hierzu nicht 
ungeeignetes Mittel fand. Gegenwärtig lebt bie 
italienifche Landbevölferung bei ſchwerer Arbeit 
tärglicher als manches Bolt unter weniger mildem 
page Die italieniſche Bodenverteilung 
ift feine erfreuliche, der mittlere Befig ift im Ver« 
gleich zu Latifundien- und Parzellenbefig ſchwach 
vertreten. Die an bie Antike erinnernde Eigen- 
tũmlichkeit, daß das flache Land ben Städtern 
gehört, iſt geblieben. Schon Niebuhr findet an 
Stelle eines Bauernſtandes wie in Deutſchland 
nur „ein zeitpachtendes und taglöhnerndes Lumpen · 
gefindel”. Es herrſcht eine Parzellenwirtſchaft, 
die nicht zur intenſiven Kultur geführt hat, und 
der größte Teil des italieniſchen Bodens gehört 
den Stäbtern. Der Eigentümer fommt mit dem 
Sande am wenigften in Berührung. Der mittlere 
und der große Grunbbefiger betrachten das Grund⸗ 
ftüd, das fie felten betreten, lediglich als ein 
Rapital, deſſen Rente fie von Zeit zu Zeit ein« 
ſtreichen oder einftreichen laſſen, aljo ein Abfen« 
tismus in großem Maßftabe. Statt des Eigen- 
tümers bewirtſchaftet den Boben eine Bevölferung, 
bie in ben verſchiedenſten Rechtsverhältniſſen zum 
Eigentümer fteht als Pächter, Teilbauer, Tag 
löhner. Übrigens dauert der Übergang von Klein» 
grundbefis an ftädtiiches Kapital noch gegenwärtig 
fort, nit nur in ber Form ber Verfhulbung, 
ſondern direft in der Form bes Eigentumsüber« 
ganges mit darauffolgender Wiederverpachtung. 
Seit der Sätularifierung der großen Kirchengüter 
bat fich ber Kapitalismus auch in dieſe eingebrängt. 
Noch ſteckt in der ländlichen Bevölferung aber troß 
der traurigen Lage ein gefunder, tüchtiger Kern. 

Dem franzöfifhen Bauernſtande hat bie 
Niederlage der Jacquerie (1358) ähnlich ge= 
chadet, wie dem beutjchen der Bauernkrieg von 
1525 unb feine Folgen. (Der Name rührt davon 
ber, daß die Edelleute ihre Bauern ſpottweiſe 
Jacques bon homme zu nennen pflegten.) Zur 
wirtſchaftlichen Abhängigkeit lamen die mit großem 
Übermute geübten Rechte über die Perfon und 
Mißbrauch und finanzielle Ausnupung der Ges 
richtsbarleit. Bis zum Schluffe des Mittelalters 
bat die Monarchie für die Bauern faft nur dag 
gethan, daß fie durch Aufzeichnung der coutumes 
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ihre Laſten figierte und bioßer Willtür entzog. 
Die große Revolution räumte mit den lehten 
Reften der grundherrſchaftlichen Verhältnifie auf, 
und der Code civile fixierte die im Sinne des 
Individualismus erfolgten Veränderungen. Daß 
die vom Geſeß fo begünftigte Naturalteilung den 
Bauernftand nicht ſchon ſchwerer gefährdet bat, 
rührt von mehreren Umftänden ber. Einmal fennt 
Frankreich auf feinem leltorömiſchen Boden die 
deutſche engelage nicht, dann geſtattet bie 
Fruchibarleit des Landes einen ſehr intenfiven 
Betrieb, aud die rüdgängige Benölterungsziffer 
(Zweifinderfyftem) ift nicht außer Betracht zu 
laſſen. Wegen ber häufigeren Realteilung ift bie 
Hypothelarderſchuldung im Durdfcnitt Meiner 
als in Deutjhland. Der Franzofe tradhtet wo 
möglich mit eigenem Rapital zu wirtſchaften. In- 


fofern hatte dort der Individualismus feit 1789 


and) eine gute Geite, indem er von dem im Dar- 
lehen immerhin liegenden Societätsverhältnis 
abhält. Einer Erflärung bedarf die beim erſten 
Anblid auffallende Erjceinung, daß in Frank⸗ 
reich gerabe die unter römijchem Recht von jeher 
geftandenen Gegenden, aljo Provence, Languedoc 
u. |. w., noch immer teilweife im Befig geſunder 
Agtarverhältnifie und vernünftiger Erbpraftifen 
find. Nach dem Beifpiele des Adels hatte nämlich 
da bie intelligente Bevölterung feit dem 16. Jahr⸗ 
hundert bie römiiche Teftierfreiheit im germani« 
ſchen Sinne benugt und die Form der Fideilom- 
miffe gewählt, um die Gefchloffenheit der Güter 
zu erhalten. Im fränfifchen Nordfrankreich brachte 
68 mur der Abel zum beutichredtlichen droit 
d’ainesse, ber Bauernftand blieb auf dem Stand- 
unft der erſtgermaniſchen Gleichteilung ftehen, 
ie alfo dieſem Zeil Frankreichs nicht erjt ber 
Code eivile aufbrängte. 

In England beitand die ungeheure Mehr- 
zahl der Benölterung im 14. und 15. Jahrhundert 
aus perfönlich freien, jelbftändig wirtſchaftenden 
Bauern. Die durch die Normannen ſchon von 
den Angelſachſen übernommene Gutsherrlichteit 
ift dadurch mehr und mehr in Vergeſſenheit ge- 
raten, ba bie hörigen Bauern in den erften Jahr⸗ 
hunderten ber Neuzeit (genauer feit etwa 1600) 
in England kaufweiſe und freiwillig, in Irland 
unfreiwillig zu Zeitpächtern umgeſchaffen worben 

nd. Verſchiedene Umftände, wie das frühe 
arken der Staatsgewalt, Auflöfung der feu- 
dalen Gefolgfhhaften und des Lehenitantes, waren 
die Veranlajfung, daß bie Geidwirtſchaft dort 
früher erſtarkte als auf dem Kontinent. Grund- 
berrfchaften wie Möfterliche Genoſſenſchaften zogen 
Pachtwirtſchaft der Eigenwirtſchaft dor, was bie 
Abäration der Fronden, aljo Verwandlung der 
Raturalbienfte in fefte Geldzinfe, beförderte, die 
im 15. Jahrhundert jo gut wie vollendet war. 
Nach Wegfall der bäuerlichen Dienfte hatte der 
Grundherr an ber Erhaltung der Meinen Bauern 
kein Imtereffe mehr. Es war angenehmer, von 
einer geringen Zahl von Bauern biefelben Zinfen 
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:zu beziehen, umb ſehr vorteifhaft, die guisherrliche 
ı Weide von Weiberehten zu befreien. Die Tuch- 
| manufattur des nahen Flandern machte die Schafe 
‚ zucht rentabel. Ende des 15. Jahrhunderts (1488) 
"ertönen die erften Klagen über Einhegungen und 
;über die um ſich greifende Weidewiriſchaft; be» 
ſonders zur Zeit der Reformation war Umwand- 
‚lung der Ader der Unterthanen in Weideland 
: häufig. Eine Umgeflaltung der genofjenfchaftlichen 
Landwirtfchaft, etwa eine durchgreiſende Herfiel- 
‚fung arrondierter und iſolierier Wirtſchaften, 
wäre der Erhaltung des Bauernſtandes günftiger 
geweſen als bie thatjächlich erfolgte Auflöjung 
der alten Feldgemeinſchaft wo die Vorteile ber 
| Arrondierung und Selbftändigfeit uur dem Groß · 
befig zu gute fan. Auch die Einhegungsgefeke (in- 
closures) des 18. Jahrhunderts waren dem Mein- 
befig regelmäßig ungünftig. Im 18. und 19. Jahr« 
hundert ftrebten Die großen in Handel und Gewerbe 
erworbenen Vermögen nad) Anlage in Grund und 
Boben und begnügten fi mit niederen Zinfen 
im Anlaufe der Grundftüde. Da verkauften viele 
ber übrig gebliebenen Meinen Grumdeigentümer 
den ererbten Befig und verwerteten ihr Kapital 
als Induftrielle und Pächter oder ſetzten jen- 
ſeits des Meeres unter günftigeren Bedingungen 
die Landwirtfchaft auf eigenem Grund und Boden 
fort. Die Konzentration des Grunbeigentums in 
England ift eine außerordentliche, während man 
doch, entipreddend ber vielen Induſtrie, der 
dichten Bevölterung, der großen Eignung des 
Bodens als Aderland, Grasland, eine noch größere 
Teilung als in $ranfreih und Deutihland 
erwarten möchte. Seinerzeit war ber englijche 
Bauernftand (yeomanry) beühmt. Jeht giebt es 
nur mehr ganz wenige zufammenhängende Dörfer. 
Der Mangel eines tüchtigen Bauernftandes, das 
unbeftreitbare Mißverhältniß in der Verteilung 
de8 Grunbeigentums in England, wird ger 
mildert durch die Exiftenz eines gut georbneten 
Pachtweſens und infolge befien eines bauern- 
‚ähnlichen Pächterflandes. Der englifche Landlorb, 
der mit den Pächtern in unmittelbarer Berührung 
blieb, verftand bis heute, fie ohne Drud und jogar 
in einem gewiſſen Wohlftande zu erhalten, und 
fo ift die rechtlich im höchſten Grade unfichere 
Lage dieſes großen Teiles der ländlichen Be— 
völferung faltiſch noch wenig fühlbar. Die Be- 
ftrebungen, einen Bauernftand wieder einzuführen, 
ſcheitern an dem Umftande, daß e8 der mittleren 
iandbauenden Klaſſe, aljo namentlich den Pächtern, 
an jenen Lebensgetohnheiten und Eharaftereigen- 
ſchaften, an jener Genügfamfeit, Entbehrungs- 
gewohnheit fehlt, die den Bauernftand an vielen 
Orten des Kontinents troß großer Fortſchritte 
des Großbetriebs vor dem Untergang ſchützt. Im 
übrigen ift die agrariſche Belaftung in England 
verhältnismäßig gering. Das weit verbreitete En- 
tail · Inſtitut verleiht dem englifchen Grundbeſitz 
den Charakter des Familienbeſitzes. Die Kaufe 
ſchillingsreſte find wegen ber größeren Anzahlungen 
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bei Gutsfäufen weniger zahlreich als auf dem 
Kontinent. Die Abfindungen, die nicht wie 
bei uns in Kapital, ſondern in Rente beftchen, 
tommen nicht in frembe Hände. Gefchwifter und 
Mutter des Beſitzers eines Familiengutes aber 
entichließen ſich nicht fo Teicht, denfelben zu Falle 
zu bringen, wie dritte Perfonen. — In Irland 
wird der Mangel eines behäbigen Bauernftandes 
nicht einmal durch bie Exiſtenz eines wohlhabenden 
Vächterftandes gemildert; die Agrarbevölferung 
Irlands ift ein Volk von Kleinpächtern. Die Groß- 
grumbbefißer, in deren Händen der Grund ver- 
einigt ift, haben denſelben — ähnlich dem italie- 
nischen Kolonenſyſtem — in Heinen Parzellen an 
Heine Leute verpadhtet. Da dieſe felten Gelegen- 
beit zu induftriellen Nebenverdienften haben, ind 
fie auf ihre Kleinen Pachtungen angewieſen, die 
oft faum ausreichen, eine Familie zu ernähren. 
Während in Schweden und Norwegen 
der Bauernitand eine größere freiheit bewahrte, 
geriet er in Dänemartfeit dem 16. Jahrhundert 
in eine drüdende Abhängigfeit. Die Verſchlimme- 
rung ber Lage empfanden zuerft die fogen. Yäfte- 
dauern. Schon jeit Waldemar dem Großen 
(1157—1182) ſehte nämlich die Krone und ihr 
folgend der Adel vertragsweife Jahrespächter auf 
wüftes Land an. Allein ihre Laften und ihre Ge⸗ 
bundenheit wurden im Laufe der Zeit jo verftärkt, 
daß fie um 1500 ſchon ungemefjener Fronpflicht 
unterlagen. In diefe harte und durch fein Ein- 
greifen der Königsmacht gemilderte Leibeigenfchaft 
wurde denn auch bie übrige Bauernſchaft hineinge · 
zogen. — Auch in Polen, welches im 18. und 
14. Jahrhundert feine bäuerliche Bevöllerung 
nahezu nach deutſchem Muſter angeſetzt hatte, wur 
den zwifchen 1496 und 1520 die Bauern zu fron« 
pflichtigen adscriptieii gemacht und 1573 als 
völlig in der unumfchränften Gewalt der Guts⸗ 
herren ftehenb ertlärt. Bei den Ablöfungen in 
diefem Jahrhumdert wurden feitens der ruſſiſchen 
Regierung die Bauern den Grundherren gegenüber 
ſeht begünftigt. Die fonftige ſlaviſche Sitte ge⸗ 
meinfamer Bodenbenugung hat fi) in Polen am 
meiften verloren. Beim polnifchen Abel ift die 
Familienfommunion in Abfindungs · und Anwart« 
ſchaftsrechte des Familienmitgliedes übergegangen. 
Die ruſſiſche Agrarverfaffung ift durch den 
Mir, den gemeinfamen Beſitz der Bauerngemeinbe, 
charalteriſiert. Die Bauern weiſen periodiich die 
um Mir gehörigen Ländereien dem einzelnen zur 
jenugung zu. Die altnationale Einrichtung ge⸗ 
meinfomen Landbaues ging auch in ber Periode 
ber Knechtung de Bauernftandes nicht zu Grunde. 
Die glebae adseriptio wurde nämlid) erft 1604 
eingeführt und fteigerte ſich bis Mitte des 18. Jahre 
hunderis zur völligen Leibeigenſchaft. Eine gemifie 
Anzahl Leibeigener eines Gutsherrn bildete eine 
Gemeinde mit beftimmten Ländereien. Die Ber 
wirtſchaftung war nicht gemeinfam, fondern jedem 
Familienvater wurden periodiſch, etwa jedes fünf- 
zehnte Jahr bei der Stenerrevifion, beftimmte 
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Grundftüde zur Nutzung zugewiefen. Für guts⸗ 
herrliche und ftaatliche Leitungen hafteten alle foli« 
darifch. Bei Aufhebung der Leibeigenſchaft durch 
Manifeft vom 19. Februar 1861 wurde das den 
bisherigen Leibeigenen zugefallene Land der Ge⸗ 
meinde überwiefen, aljo der Mir aufrecht erhalten, 
der nicht mit Unrecht als Schuß gegen Verarmung 

epriejen wird. — Etwas ähnliches wie der rufe 

ſche Mir find die Haustommunionen (zadruga) 
der Sübjlaven. Ein Hausvater (domakin, 
starje&ina) ift Leiter der Kommunion, allerdings 
mit einem gewiſſen Einverftändnis der übrigen 
Samilienväter im Haufe, die ihm feine Leitung 
aud nehmen und ihn durch Wahl erjegen Tönnen. 
Wird die Zahl ber verheirateten Mitgenofien zu 
groß, um aus derfelben Küche zu leben, jo erfolgt 
Trennung durd) Begründung einer neuen Kom ⸗ 
munion. Ale Grundjtüde werden in den verjchie- 
denen Lagen nach Verhältnis der Ausſcheidenden ge⸗ 
teilt und unter Auslofung abgegeben. — Die Nach⸗ 
teile der Landwirtſchaft in den Vereinigten Staaten 
Amerifas liegen in den firengen intern, in 
den Perioden der Trodenheit, in den gefährlichen 
Injekten, den Waffermangel der Prairien. Vorteil« 
haft dagegen tft der umerjchöpfte Boden, bie ebene 
Oberfläche, Abweſenheit von Steinen aufder Flur, 
alfo die Möglichkeit gewinnreiher Anwendung 
landwirtſchaftlicher Maſchinen. Für Vieh giebt es 
Sand im Überfluß. Der durchſchnitilich größere 
Befig unterftüht die Maſchinenverwendung, bie 
freilich mitunter in der Hand von Geſellſchaften, 
großen Kapitaliften und Spekulanten in lapita- 
Hiftijchen, den Boden erſchöpfenden Raubbau im 
großen auf meilenlangen Weizenfelbern ausartet. 

Die agrarifche Bewegung hat außer in Deutfch- 
land in den Vereinigten Staaten Amerilas, in 
Frankreich, der Schweiz, in Ungarn, Irland und 
ben ſtandinaviſchen Ländern großen Umfang an- 
genommen. 

Litteratur. Rodbertus-Jagepow, Zur Er» 
klaͤrung und Abhilfe der heutigen Krebitnot des 
Grumdbefige, 1868; Laveleye⸗Bücher, Ureigen⸗ 
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1887— 1892 ; Hanffen, Agrarhiftorifche Abhand⸗ 
lungen, 1880—1884 ; Stein, Die brei ragen 
des Grundbefiges, 1881; Miaskowski, Das Erb⸗ 
recht und die Grundeigentumsverteilung im Deut- 
ſchen Reihe, 1882—1884; Keußler, Zur Ger 
ſchichte und Kritik des bäuerlichen Grundbeſitzes 
in Rußland, 1876—1887 ; Derj., Genofjenfchafte 
liches Grunbbefigrecht in Rußland, 1889; Bäuer« 
liche Zuftände in Deutſchland, Frankreich, Eng- 
land, Italien, in den Schriften des Ver. f. Social« 
politit Bd. 20. 22—24. 25. 27. 29. 58. 61. 78. 
bis 75; Schäffle, Intorporation des Hhpothelar« 
kredits, 1883 (dazu vgl. Schäffle, Kern= und Zeite 
fragen, 1894); Inama-Sternegg, Hoffyftem im 
Mittelalter, 1872; Derf., Deutjche Wiriſchafts⸗ 
geſchichte, 1879—1891; Fuchs, Untergang bes 
Bauernſtandes und das Auflommen der Gutsherr⸗ 
haften, 1888; Derf., Die Epochen der deutjchen 
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Agrargeſchichte und Agrarpolitif, 1898; Schmoller, 
Der Kampf des preußijchen Könighums um die Er« 
tung des indes, im —e für Ge · 
feßgebung 1888; Siadelmann, Preußens Könige 
in ihrer Thätigkeit für die Landeskultur, 1878 bis 
1885 ; Lamprecht, Schidfal des deutſchen Bauern- 
flandes bis zu den agrariſchen Unruhen des 15. 
und 16. Jahrhunderts, in den Preußifchen Jahr ⸗ 
büchern 1885 ; Derf., Deutſches Wirtichaftsleben 
im Mittelalter, 1886; Derſ. Deutſche Geſchichte, 
1891 ff.; Knapp, Bauernbefreiung und der Ur⸗ 
fprung der Landarbeiter in den älteren Teilen Preu- 
ns, 1887; Derj., Die Landarbeiter in Knecht- 
haft und Freiheit 1891; Schröder, Deutiche 
echtsgeſchichte 18891894; Stepnial, Der 
ruſſiſche Bauer, 1893 ; Schulze-Gävernig, Reife 
brieje auß Rußland in der Socialen Praxis 1896; 
Die Agrarkonferenz unter dem Minifter v. Heyden 
vom 28. Mai bis 2. Jumi, in Thiels Jahrbüchern 
1894, und Verhandlungen des Deutichen Landwirt« 
ſchaftsrats 1896. 1897. 1899. 1900; Frey⸗ 
berg, Landwirtſchaftliche Verſchuldungsfrage im 
Theorie und Praxis, 1894; Sering, Innere 
Kolonifation im dftlihen Deutfchland, 1893; 
Hartmann, Die focialm Kernfragn, 1894; 
Oppenheimer, Sieblungsgenofienfchaft, 1898; 
Faßbender, Bebeutung der Sandbevötferung für 
bie Geſellſchaft, in ber Zeitfchrift Charitas 1900: 
Glatzel. Preußiſche Agrargefeßgebung, 1895 ; Frhr. 
v. d. Golg, Agrariſche Aufgaben der Gegenwart, 
1899; Derf., Agrarwefen und Agrarpolitik, 1899; 
Yuchenberger, Agrarwefen und Agrarpolitif, 1898; 
Brentano, Agrarpolitit, 1898; Sering, Verer- 
bung des ländlichen Grunbbefiges im Königreich 
Preußen, in miniftertellem Auftrage heraußgegeben, 
1897 ff. [Bruder, rev. Faßbender.] 
Baueruvereine. Die Gejegebung unferes 
Jahrhunderts hat in allen europäifcden Staaten 
die früheren Abhängigteitsverhältniffe, in wel⸗ 
hen ein großer Teil des Mleineren Grundbeſthes 
ſich befand, aufgehoben und dadurch eine fehr 
große Anzahl von rechtlich ſelbſtändigen Exiſtenzen 
geſchaffen, deren wirtichaftliche Unterötänbigteit 
indefjen, namentlich durch die Einwirkungen des 
Erbrecht mit feiner ſchrankenloſen Teilbarkeit 
bes Grunbbefiges, zu immer größeren Bedenken 
Veranlafjung bot und noch immer biete. Die 
Erkenntnis dieſer Sachlage, welche den entwickel ⸗ 
ten beutigen Berfehrs- und Wirtſchaftsverhält · 
niſſen gegenüber nur um fo ſchärfer herbortritt, 
mußte naturgemäß bazu führen, auf Mittel zur 
Abhilfe zu denken. Es ift einerjeits Aufgabe der 
Geſetzgebung, ſchädlichen Wirkungen der bißheri- 
en Agrarpolitif entgegenzutreten, 3. B. durch 
Fe Sandgüterorbnungen der maßlofen Teil- 
barkeit vorzubeugen; es wirb ferner Aufgabe der 
Geſetzgebung fein, eine gefunde Entwidlung des 
Genoſſenſchaftsweſens zu fördern. Der Schwer- 
punft Tiegt aber jedenfalls in der Selbfthilfe, 
welche jedoch nicht bem einzelnen Heineren Befiger 
allein überlafien werben ann, fondern eben durch 





Vereinigung und genoſſenſchaftliche Organifation 
zu erwirten if. In diefer Richtung die vorhan- 
denen Kräfte zu Sammeln und zu vereinter Arbeit 
anzuſpornen, haben fi die Bauernvereine 
ur Aufgabe geftellt, welche fi in verjdiebenen 
Gegenden Deutfchlands gebildet Haben. Als 
Mufter diente den meiften diefer Vereine der vom 
Freiherrn von Schorlemer-Alft gegründete we ſt⸗ 
fäliſche Bauernverein. Nach der auf Grund 
authentijchen Materials bearbeiteten Schrift von 
Faßbender: „Die Bauernvereine und Die Lage ber 
Landwirtichaft” (Paderborn 1888), ift der weſt · 
fäliſche Bauernverein im Jahre 1862 gegründet 
worden. Der Verein wurbe 1871 reorganifiert 
und erhielt 1890 Korporationsrechte verliehen. Die 
beiden größten Bereine find der weitfäliiche und der 
theinifche. Der erftere zählte Ende 1899 27000, 
ber letziere 43000 Mitglieder. Andere Vereine 
find: dernaffauifche, trierifche, Heffiiche, 
oſtpreußiſche, jchlefifde, pfälzifſche, 
badiſche, eichſsfeldiſche, elfaß-lothrin- 
giſche, derchriſtliche Bauernvereinin®ayernu.a. 
Alle dieſe Vereine haben ſtatutariſch Politik und 
Religion aus ihren Berhandlungen ausgefchloffen 
und find nicht Eonfeffionell. Es darf indeſſen her⸗ 
vorgehoben werben, daß es namentlich Angehörige 
der Latholifchen Kirche find, melde auf biefem 
wichtigen Gebiete der Socialpolitif die Anregung 
gegeben haben, fo daß die Vereine hauptjächlich in 
fatholischen Gegenden ausgebreitet find. — In 
Öfterreich befteht nur in Mähren ein Bauernverein 
im Sinne dieſes Artitels. 

Die größeren Vereine haben eigene Organe 
@. B. Weltfälifcher Bauer, Rheiniſcher Bauer, 
Oftpreußifher Bauer, Monatsichrift des fehle» 
fiichen Bauernvereins u. |. w.), aus melden das 
Vereinsleben in feinen verſchiedenen Richtungen 
erlenntlich if. Als Zwech ftellen die Statuten 
bin: den bäuerlichen Grundbeſitz in jeder Beziehung 
zu heben und febensfähig zu erhalten; daher der 
Name Bauernvereine. Aber nicht nur Mitglieder 
des Bauernftandes find in dieſen Vereinen dor« 
banden, ſondern beſonders auch Großgrumbbefiger, 
welche ihre Erfahrung, Geſchäftskunde und ihren 
Einfluß für jenen Zwed einjegen. Man darf darin 
ein Verhältnis von focialpolitifher Bedeutung 
erfennen. Auch der Klerus, welcher die ländlichen 
Verhältniffe auf das genauefte kennt, beteiligt fich 
an der Unterftühung dieſer Vereine. Diele er⸗ 
ſtreben nun die Erfüllung ihrer Aufgabe burch 
Förderung der den Interefien des Bauernftandes 
entfprehenden Bildung und Kenntniſſe, durch Be⸗ 
kämpfung des Wuchers, Vermittlung billigen 
Kredits, Bekämpfung der ſchädlichen Gewohn« 
beiten und Mißbräuche, des Luxus, durch Ver⸗ 
hütung von Prozeſſen vermittelfi gütlicher Ver⸗ 
gleiche, durch Hinwirken auf die Erhaltung des 
Grunbbefiges in den Familien, Verhinderung 
einer übermäßigen, unwirtſchaftlichen Teilung unb 
Beleitigung der Verſchuldung. Die Vereine ente 
wideln ihre Thätigfeit durch Verbreitung von 
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Drudicriften, namentlich aber durch Verſamm⸗ 
lungen, allgemeiner ſowohl als Iofaler Art. über⸗ 
all wird auch dem Verſicherungsweſen eine beſondere 
Aufmerffamteit geſchenkt, werden Verträge mit 
Geſellſchaften geſchloſſen, um für die Miiglieder 
Vorteile ſicherzuſtellen, anderſeits die Mitglieder 
beiehrt und angewieſen, davon Gebraud zu 
machen. Auf dem Durch Weckung des Gemeinfinnes 
und der Selbfithätigfeit fo vorbereiteten Boden 
erwachſen ſodann weitere genoſſenſchaftliche Bil- 
dungen. Dan fördert die Gründung von Kredit ⸗ 
enoſſenſchaften, vielfach findet gemeinfchaftlicher 
ug von landwirtſchaftlich wichtigen Gegenftän- 
den ftatt (tünftfiche Dünger, Saatgut, Kohlen, 
Maſchinen u. ſ. w.), wobei der Verein die Vermitt- 
Img für die Qualität und Preiswürbigfeit über- 
nimmt. Die Bauernvereine wollen fomit bie För- 
derung ber gefamten wirtfchaftlichen und focialen 
Exiftenz des Bauernftandes zum Gegenſtand ihrer 
Thätigfeit machen, eine jehr umfafjende Aufgabe. 
Inwieweit biefelbe in ben einzelnen Vereinen 
ihrer Erfüllung mehr oder weniger nahe gebracht 
wird, hängt von ber Leitung der Vereine einer 
ſeits ab, noch mehr aber wohl anderſeits von 
dem in ben einzelnen deutſchen Vollsſtämmen 
in verjdiebenem Grabe vorhandenen Sinn 
und Berftändnis für gemeinfames opferwilliges 
Wirken. [v. Huene.] 


u unterhalten bezw. twieberherzuftellen. Dieje 
Berpflichtung bat fih im Laufe der Zeit überaus 
mannigfaltig geftaltet. Daher müffen unterſchieden 
werden: 1. die gemeinrechtlichen kirchlichen Be= 
flimmungen; 2. das partifulare Kirchenrecht; 
8. bie ſtaatlichen Gejepe. 

1. Während in ber erften hriftlichen Zeit das 
gejamte kirchliche Vermögen einer Diöcefe in 
der Hand des Biſchofs vereinigt war und von 
diefem nad freiem Ermeſſen zu ben verfchiedenen 
kirchlichen Zwecken verwendet wurde, ſchied man 
bei ber jeit dem 6. Jahrhundert zunächſt in Italien, 
dann auch in den andern Ländern vorgenommenen 
Teilung des Kirhenguts einen befondern Teil 
für die un des Kultus und des Unterhalts 
der kirchlichen Gebäude aus (feudum eccle- 
siasticum, bona fabricae, abrifgut, im Unter- 
ſchied von dem foudum parochiale, Beneficialgut). 
Erwies ſich das Fabrikgut zur Inſtandhaltung der 
kirchlichen Gebäude nicht ausreichend, fo lag es 
nahe, jene zu verpflichten, welche kirchliche Ein- 
tünfte bezogen (Beneficiaten, Zehntherren, Batron). 
Verſagte auch dieſes Mittel, fo blieb nichts anderes 
übrig, als die Baulaft auf die Zugehörigen ber 
betreffenden Kirche zu verteilen, wofern man nicht 
etwa die Öffentliche Wohlthätigkeit in Anſpruch 
nehmen konnte. Auf diefen aus der Natur der 
Sache ſich ergebenden Grundfägen beruhen noch 
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beute bie gemeinrechtlichen kirchlichen Beſtim⸗ 
mungen bezüglich der Baulaſt, welche in Conc. 
Trid. sess. XXI, c. 7 niedergelegt find (ngl. 
Bened. XIV. Instit. eccles. 100; Ferraris, 
Prompta Biblioth., v. Ecclesia art. III, 
n. 63 sqg. 108 sgg.; Archiv für Kirchenrechi 
XXXIX, 216; die zahlretchen Entfcheidungen ber 
8. Congreg. Conc. in den Sammlungen von 
Mühlbauer und Pallottini). 

Nach der tridentinifchen Vorſchrift kommen 
a) an erfler Stelle die Einkünfte ber Kirche jelbft 
zur Verwendung (fructus et proventus qui- 
cumque ad easdem ecolesias quomodocumque 
pertinentes, Trid. 1. c.). Es handelt fi hier 
nur um das Fabrikgut im engeren Sinne, und 
auch von dieſem follen thunlichft nur die Einkünfte 
(fructus et proventus), nicht aber das Subitanz- 
vermögen, es fei benn daß ein befonderer Bau- 
fonds ausgefchieben ift, zur Verwendung fommen 
(vgl. v. Schilgen, Das Firhliche Vermögensredht 
II, 2. Aufl., 30, Nr. 5). Sollen andere kirchliche 
Fonds, 3.2. der Pfarrfonds, der Vilariefonds 
oder das Stiftungsvermögen oder auch nur deren 
Ertrag zu Bauzweden in Anſpruch genommen 
werben, jo bebarf es außbrüdlicher kirchlicher 
Genehmigung, die, weil contra ius com- 
mune, abgejehen von befondern Vollmachten, 
nur durch den päpftlichen Stuhl gegeben werben 
kann. Diesbezügliche Gefuche werden bei ber 
8. Congr. Conc. ober bei der S. Congr. Episo. 
et Regular. angebracht und von ber betreffenden 
Kongregation mit peinlicfter Gewiſſenhaftigkeit 
geprüft. Zahlreiche Beifpiele ſ. Mühlbauer, The- 
saurus Resoll. S. C. C. V, 117 eqq. (4.2. 
reaedificatio ex bonis confraternitatum, ex 
fructibus beneficiorum, ex beneficiis suspen- 
sis, ex bonis pro puellis educandis, ex bonis 
suppressi conventus, eX missis suspensis, 
suspensa collatione parochiae et surrogato 
oeconomo u. |. w.). 

b) Qui (sc. fructus) si non fuerint suffi- 
cientes, omnes patronos et alios, qui fruc- 
tus aliquos ex dictis ecclesiis provenientes 
pereipiunt ... ad praedicta cogant (sc. epi- 
scopi; Trid. 1. c.). In zweiter Linie verpflichtet 
alſo da8 Konzil diejenigen, welche Eintünfte 
von ber betreffenden Kirche beziehen. Da 
aber feine Reihenfolge figiert ift, fo haften die Ge= 
nannten gleihmäßig, wie auch von der S. C. C. 
feftgehalten wird (Spoletana 18. Dec. 1847, 
Mühlbauer 1. c.). &8 kommt hier vor allem 
der rector ecelesiae (parochus) in Betradit 
(ce. 4. X de eccles. aedif. 18, 48]). Allein 
nad) einer Reihe von Entfcheidungen ber 8. C. O. 
(Mühlbauer 1. c. 128) trifft die Beitragspflicht 
überdies alle an der Kirche angeftellten Beneficiaten 
(vgl. au c.1. X de eccles. aedif. [3, 48]), 
nicht alfo die Kapläne, Bilare, Kooperatoren 
u. f. w. fofern fie nicht eigentliche Beneficiaten 
find. Pfarrer und Beneficiaten haften jedoch nur, 
foweit ihre Einfünfte Die congrua (sc. susten- 
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tatio) überfleigen. Zu den Vorerwähnten treten 
als gleichzeitig verpflichtet alle übrigen, welche 
Einkünfte von der Kirche haben: Patron, Zehnt- 
, Klöfter, welche die Einfünfte inforporierter 
farreien beziehen, u. |. m. Die Beitragäpflicht ver« 
teilt fi) pro rata des beitragepflichtigen Einkom · 
mens, aljo bei dem Pfarrer und den Beneficiaten 
nad) Abzug der congrua, bei dem Zehntheren nach 
Abzug der Auslagen, bei dem Patron jedoch ohne 
Abzug der Alimente. Was indes den letzteren 
betrifft, jo fann e8 gegenwärtig einem Zmeifel 
nicht mehr unterliegen, daß er gemeinrechtlich nur 
dann parallel mit dem Pfarrer und den Bene- 
ficiaten haftet, wenn er wirflih Einkünfte von 
der Kirche genießt. Iſt dies nicht der Fall, fo 
haftet er nur wofern ſolche, welche baupflichtige 
Einkünfte von ber Kirche beziehen, nicht vor⸗ 
handen find, und auch dann nicht praecise 
(absolute), fonbern nur causative (condicio- 
nate), d. h. e8 fleht in dem Belieben des Patrons, 
entweber die Baulaft zu übernehmen ober auf 
fein Patronatsrecht Verzicht zu leiften. Hier⸗ 
über hat er fi} in einer für den einzelnen Yall 
verſchieden normierten peremptorijchen Frift (von 
6Monaten, Ragusina3. Aug. 1686, Mühlb.129; 
von 2M., Tiburtina 15. Dec. 1827; von 3M., 
Tiburtina 27. Iul. 1861, Mühlb. 163 sgq.) zu 
entſcheiden. Verzichtet der Patron aufdie Ausübung 
feines Baurecht, fo verliert er fein Patronatsrechi. 
c) Sind die Einkünfte der Pfründen fo gering, 
daß fie eine Beitragspflicht ausichließen, und ilt 
fein Patron vorhanden, bezw. lehnt derjelbe die 
Beitragspflicht ab, fo werden die Baufoften auf 
die Parodhianen repartiert, und zwar nad) dem 
Vermögen, nicht nad) Köpfen oder nad) Familien 
(non per capita domorum neque secundum 
personarum numerum, sed per aeg et libram. 
Ventrigl. bei Mühlb. 1. c. 149; vgl. auch die 
dort mitgeteilten Entſcheidungen 165 und 176). 
Einzelne nahmen an, daß unter ben parochiani 
aud) die fogen. Forenſen, d. h. diejenigen, welche 
zwar feinen Wohnfi in der Pfarrei, aber doch 
Grundbeſitz ober Gewerbebetrieb in derſelben haben, 
einbegriffen jeien. In der That hält die S. 0. C, 
konſtant daran feſt, daß die Forenſen nad) Maß- 
gabe ihres Grundbefiges in der Pfarrei, in welcher 
derfelbe gelegen ift, beizutragen haben (vgl. 
Bened. XIV. Instit. eccl. 100, 15; Pallot- 
tini, Collectio VIII, 405, n. 162; Lämmer, 
Inftitutionen des Kirchenrecht, 2. Aufl., 698, 
Nr. 1). — Das Konzil von Trient ſpricht auß- 
drüdlih nur von der ecclesia parochialis. 
Die dargeftellten gemeinrechtlichen Grundfähe 
finden jedoch analoge Anwendung ſowohl auf 
die Kathebral = Kollegiat- und Filialfichen wie 
auf die Biſchofs-, Pfarr und Beneficiaten- 
wohnungen (vgl. de Angelis, Prael. I. C. I, 
U, 374). Nur haftet bezüglich der Kathedrale wie 
der bifchöflichen Wohnung der Biſchof zunächſt 
allein. Reichen feine superflua nicht auß, fo kann 
ex die Kanonifer, und falls auch dieſe nicht hin- 
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reichende Überjchüfe haben, die niederen Kleriker 
feiner Diöcefe zu Beiträgen verpflichten (Ferra- 
ris I. c.n. 68 sqq.; de Angelis 370 sq.). — 
Beſtritten ift, ob die Baupflicht auch eintritt, wenn 
es fi, um Erweiterung oder gänzlichen Neubau 
einer Kirche an anderer Stelle handelt. Obſchon 
dies geleugnet wird (Ferraris 1. c.n. 124), jo 
lann es doch feinen wejentlichen Unterſchied machen, 
ob das Bedürfnis der Pfarrgemeinde eine bloße 
Reftauration oder aber Erweiterung bezw. Neu⸗ 
bau eines Gotteshaufes erheiſcht. 

2. Ale tommen überein, daß bie erwähnten 
gemeinrechtlichen Beſtimmungen ganz ober teil= 
weile zurüdtreten, fobald abweichende partifulare 
Gewohnheiten, Stiftungsftatuten, Vereinbarım«- 
gen u. dgl. nachweisbar find. Aud die Entſchei -⸗ 
dungen des Apoftolifhen Stuhles berüdfichtigen 
flets in erfler Linie das Iofale Recht. Indeſſen 
kann es bier nicht unfere Aufgabe fein, in das 
höchſt mannigfaltige Detail einzugehen. Vielmehr 
muß in biefer Binfigt auf die Darftellungen bes 
Kirchenrechts, beſonders des Landeskirchenrechts, 
verwieſen werden 

3. Infofern aber die partikularen Beftimmun- 
gen über die Baulaft einfeitig von den einzelnen 
Staaten erlaffen wurden, muß hervorgehoben 
werben, baß bie Kirche, indem fie ſich dieſen Bor- 
Schriften unterwirft, keineswegs ihr unbeſtreitbares 
Recht, diefe innerlirchliche Angelegenheit ſelbſtän⸗ 
dig zu ordnen, aufgiebt. Allerdings bedarf die 
Kirche zur Durchführung diefer das Vermögen 
berührenden Normen eventuell der Unterftüßung 
des Staated. Wie ſich aber die Kirche für ver- 
pflichtet erachtet, die ftaatlichen Intereſſen zu för⸗ 
dern, fo darf fie es auch als ein Recht beanfpruchen, 
bon dem Staate in ihren Angelegenheiten unter» 
flügt zu werben. Keineswegs folgt aber hieraus 
ein Recht bes Staates, einfeitig die kirchliche Bau⸗ 
laſt zu normieren. Ya, follten die ftantlichen Be— 
fimmungen die Wirkfamfeit der Kirche beeinträch- 
tigen, jo fönnte dieſe fernerhin biefelben nicht 
mehr tolerieren, fondern müßte Einfpruch erheben. 
In der That find mehrere diesbezügliche Staats« 
geſetze wohl danach angethan, auf die Dauer 
die Kirche in der Erfüllung ihrer Aufgabe zu 
hemmen. Insbeſondere werden aus Oſterreich 
eindringliche lagen laut über die Wirkungen des 
GSefehes vom 7. Mai 1874. Bor allem ift es zu 
beflagen, daß infolge dieſes Geſetzes bie Zahl ber 
Konkurrenzpflichtigen quantitativ und namentlich 
qualitativ immer mehr eingeſchränkt wird, indem 
die Forenfen, die juriftifchen Perſonen wie endlich 
der Grundbefiß, ſofern er auf Nichtlatholifen über- 
gebt, von der Konfurrenzpflicht befreit wurben. 

ehterer Umſtand bewirkt ſogar, daß, weil ber 
Nichtkatholik vor dem Katholiken durch Befreiung 
feines Orunbbefißes von der Baulaft im Vorteil 
ift, der Grumbbefiß in immer weiterem Umfange 
von Nichtkatholifenertworben wird. Dieſe übelſtãnde 
werden noch um fo fühlbarer, weil von der Bil- 
dung von Baurefervefonbs abgefehen wurde (vgl. 
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Archiv f. Kirchenreht L, 256; LIII, 167. 285). 
— Eine ähnliche Richtung macht fi in ber 
preußiſchen Gejehgebung und Berwaltung 
geltend. Die Forenjen Ind ſchon nad) preußiſchem 
Recht in der Regel von den Parochiallaſten befreit 
(ogl. ANg.2.-R. II, 11,8 716; Hinſchius, Preuß. 
KR. 412). Ferner wurde die Beſtimmung 
bes Geſetzes beir. die Verpflichtung zur Aufe 
bringung der Koften für bie kirchlichen Bedürfnifie 
ber Tele — auf dem linfen Rheinufer 
vom 14. März 1845 $ 2, wonad die Forenſen 
berfelben Konfeſſion beitragspflichtig waren, durch 
Geſetz vom 14. März 1880 8 13 — Für 
ben rechtsrheiniſchen (bergiſchen) Anteil der Erz⸗ 
didceſe Köln ward zwar durch Reſtript des Kultus⸗ 
miniſters vom 3. April 1866 (Dumont, Samm ⸗ 
lung, 2. Aufl., 535) die Beitragspflicht der 
Forenſen allgemein anerfannt. Jedoch Hat ein 
Urteil des Oberlandesgerihtd zu Köln vom 
27. März 1896 biefelbe in einem Falle in Frage 
geftellt. Auch find, abgejehen von fpeciellen Ber- 
pflihtungen, nad) dem Gefet vom 14. Mai 1873 
83 und 8 9 alle Nichtkonſeſſionsgenoſſen nicht 
nur perfönlich, ſondern auch bezüglich ihre Grund» 
befiges von der Beitragspflicht befreit. Endlich 
ift Durch 8 1 des Gejehes vom 14. März 1880, 
wonad) „bie bürgerlichen Gemeinden, ſoweit dieſes 
Gefeß nicht ein anderes beftimmt, zur Aufbringung 
von Koften für die Bedürfniſſe von Kirchen- 
gemeinden, insbejonbere zur Beſchaffung und 
Unterhaltung der Pfarrhäufer ferner nicht ver«- 
pflichtet find“, bie bereit vorher in ben alt= 
preußifchen Provinzen die Regel bildende Be- 
Ban juriftifcher Perſonen von der kirchlichen 
aulaſt auch für das linke Rheinufer herbei⸗ 
eführt. Nur in den Gebieten des gemeinen 
Kets ift die Baulaft nad dem Tridentinum 
geregelt, jedoch auch hier durch zahlreiche ab» 
weichende Obſervanzen abgeändert (vgl. Schilgen 
a. a. O. S. 30). Daß nun aber durch die Be— 
freiung der Forenſen, ferner des in das Eigentum von 
Nichtkonfeſſionsgenoſſen übergegangenen Grund» 
befiges ſowie endlich der juriftiichen Perfonen die 
Einkünfte der Kirchenfabrifen erheblich gejchmälert 
worben find, liegt auf der Hand. Dies hat nicht 
Erz zur Folge, daß Kirchengemeinden, die früher 
urchaus leiftungsfähig waren, bei der gegenwär« 
tigen Einfchränfung des Kreiſes der Beitragspflich- 
tigenzur Beftreitungihrer Baubebürfniffe die öffent« 
liche Wopithätigkeit in Anipruc nehmen müflen. 
Es ergiebt ſich aber geradezu eine Notlage, wenn 
in einer wenig leiftungsfähigen Pfarrgemeinde 
plöglich zahlreiche unbemittelte Katholiken ſich 
niederlaſſen. Wie fol alsdann die Erweiterung 
bezw. ber Neubau ber kirchlichen Gebäude be= 
fritten werden? Cine gejepliche Handhabe, die 
Forenſen oder bie Altiengeſellſchaften, welche den 
Zuzug veranlaßt haben und aus ihrem induftriellen 
Unternehmen vielleicht großen Gewinn ziehen, zur 
Zeilnahme an ber Baulaft anzuhalten, ift durch⸗ 
weg nicht gegeben. [Rreußwalb.] 
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Bauorduung, f. Polizei. 

Banpofizei, |. Polizei. 

Bayern, Königreih und Bundesſtaat des 
Deutſchen Reiches, befteht aus zwei getrennten 
Gebieten, einem größeren öfllichen Hauptteile und 
der Pfalz jenfeits des Rheines. Das Stammland 
zwiſchen Lech und Inn erhielt feinen Namen von 
den germanijchen Bajuvaren (Baiwaren), die im 
Anfang des 6. Jahrhunderts erobernd hier ein« 
drangen. Sie gerieten bald in Abhängigkeit von den 
Königen Auftrafiens, hatten aber eigene Herzöge 
aus dem Gejchlechteber Agilolfinger. Die wieder- 
holten Verſuche Thaſſilos II., fi der fränkiſchen 
Oberherrſchaſt zu entziehen, führten 788 zu ſeiner 
Abſetzung durch Kari den Großen, der die Her⸗ 
zogswürde abſchaffte und das Land ſeinem Reiche 
einverleibte. Nach dem Vertrage von Verdun 
(843) war Bayern ber Kern von Oſtfranken, deſſen 
Könige zeitweije in dem alten Palaſie der Agilof- 
finger zu Regensburg Hof hielten. Unter der 
Eeaftlofen Regierung ber lebten Karolinger er- 
nenerte ſich bie berzogliche Gewalt wieder. Des 
„Markherzogs“ Luitpold Sohn, Arnulf der Böfe, 
führte feit 912 den Titel eines Herzogs von 
Bayern. Da Arnulfs Söhne allzugroße Selb- 
ftändigfeit zeigten, verjagte fie Otto ber Große 
und gab daß Herzogtum ihrem Oheim Berthold, 
aber mit viel geringerer Machtbefugnis. ALS diefer 
945 ftarb, übertrug Otto Bayern feinem ee 
Stiefbruder Heinrich. Auch die erften Kaiſer 
aus dem fränfifchen Haufe ſuchten fi das 
wichtige Land zu fichern und belehnten bamit 
nahe Verwandte. Ein Jahrhundert lang ge= 
boten mit furzer Unterbrechung welfiihe Her- 
zoge, und unter Heinrich X., dem Stolzen, hatte 
Bayern durch Erwerbung des Herzogtums Sachſen 
feine größte Ausdehnung „von der Nordſee bis 
zum Mittelmeer“ erreicht. Vorübergehend (1138 
biß 1156) den Babenbergern gehörig, fiel es 
wieder an ben Welfen Heinrich XII. den Löwen, 
zurück, allerdings verkleinert um die Oſtmark und 
mehrere Grafiaften ob der Enns. Nach der 
Achtung Heintichs bes Löwen (24. Juni 1180) 
tam Ober- und Niederbayern nebft dem Nordgau 
an Otto von Wittelsbach. Mit ihm beginnt das noch 
heute regierende Gefchlecht der Wiltelsbacher, deren 
Stammburg Wittelaba bei Aichach (an der 
Paar in Oberbayern) 1209 von Grund aus jer- 
Hört wurde; ihre Stätte bezeichnen gegenwärtig 
eine Kirche und ein 16 Meter hoher Obelist. 
Ditos Sohn, Ludwig J. der Kelheimer (1183 
bis 1281), wurde 1214 von Friedrich II. mit der 

falzgrafſchaft am Rhein belehnt, mit der das 

recht, die Verwaltung der Reichskleinodien 
und die Reichsverweſung verfnüpft waren. End⸗ 
gültig wurbe die Rheinpfalz buch bie Heirat 
feine® Sohnes Otto IL, des Erlaudten, mit 
Agnes, der Tochter des Pfalzgrafen Heinrich des 
Langen, 1227 für das Haus Witielsbach ge= 
wonnen. — Nach Ottos II. Tode teilten feine 
Söhne 1255 den Beſitz. Albrecht IV. von Münden 
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tonnte 1503 die bayrifchen Lande von ben Alpen 
bis zur Donau, vom Lech bis zum Inn wieder 
vereinigen. Nachdem 1505 bie ober und nieber- 
bayriſchen Stände zu einer Landſchaft zufammen- 
getreten waren, brachte er im Verein mit derjelben 
die Einführung der Primogenitur und die Feſt⸗ 
ſtellung der Unteilbarteit des Landes (8. Juli 1506) 
zu ſtande. Jedoch mußte er die Fürftentümer 
Neuburg und Sulzbach an Rupert von der Pfalz 
abtreten; fie bildeten biß 1614 die fogen, „junge 
Pfalz, blieben beiden Gliedern des rheinpfälziſchen 
Hauſes und wurden, ſeit 1742 neu verbunden, 
erſt 1777 mit Bayern vereinigt. 

In der Pfalz Hatte ſich das Haus ber Wittels⸗ 
bacher in vielen Aften ausgebreitet. Die Kur 
würde fam 1559 an Friedrich III. von Simmern, 
der den Galvinismus zur Herrſchaft brachte, und 
1685 an die katholiſche Linie Neuburg, die ſchon 
1742 außftarb. Ihr Beſitz famt der Kurwürde 
fiel an Karl Theodor aus der Latholifchen Linie 
Sulzbach, der 1777 Kurfürft von Bayern wurde. 
Mit ihm erloſch 1799 auch Die Sulzbacher Linie; 
Mag Joſeph von Zweibrüden-Birkenfelb erbte 
die Kurpfalz und Bayern. 

Im Zeitalter der Reformation war Bayern 
eine feite Burg des Katholicismus in Deutjchland : 
die Herzöge Wilhelm IV., der Stanbhafte, und 
fein Bruder Ludwig Teifteten ber neuen Lehre Fräf- 
tigen Widerftand und riefen 1541 die Jeſuiten 
ins Land. Auch Albrecht V., der Großmütige, 
blieb feinem Glauben unerſchütterlich treu; ihm 
folgte 1579 Wilhelm V., der die Jefuitenfollegien 
zu Altötting, Landshut und Regensburg mit Gütern 
außftattete, aber noch bei Lebzeiten die Regierung 
wegen ber großen Schuldenlaft an feinen älteften 
Deren Maximilian den Großen (1597—1651) 
abtrat. 

Bor dem Dreißigjährigen Kriege fehen wir die 
Häupter der wittelsbachiſchen Hauptlinien an der 
Spige ber großen Religiondparteien: Friedrich V., 
Kurfürſt von Pfalz-Simmern, ift yührerder Union, 

erzog Maximilian I., der gewaltige Vorkämpfer 

ir Kirche und Kaifer, das Haupt ber Liga. Er 
gewann im Weſtfäliſchen Frieden 1648 end» 
gültig die 1623 der Pfalz abgeiprochene Kurwürbe 
nebft dem Erztruchjeßamte, die ihm ſchon 1628 
verliehene Oberpfalz nebſt der Grafihaft Eham 
unb bie jeit 1607 Beiehte Reichsſtadt Donauwörth. 
So vereinigte er wieber alle altbayrifchen Gebiete 
mit Ausnahme von Neuburg und Sulzbach. Die 
pfälzifche Linie Simmern erhielt die Unterpfalz 
urüd, e8 wurde eine neue, achte, mit dem Erz⸗ 
&hapmeifteramt außgeftattete Kurwürde für fie 
geihaffen und ihr im Falle des Erlöſchens der 
bayrifchen Linie die Nachfolge in allen Ländern 
und Würden bderfelben zugefichert. Es beftanden 
alfo fortan zwei Rurfieflentümer der Witteld« 
badher, Bayern und die verfleinerte Pfalz. — Auf 
Maximilian I. folgte der friedliche und fparfame 
Terdinand Maria (1651 —1679), welcher 1657 
der Pfalz ein neues Gejehbudh und 1672 dem 
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Adel die Fideilommißpragmatit gab. Unter ihm 
wurde 1689 der leßte, nur noch ſchwach befuchte 
Landtag abgehalten ; befjen Rechte gingen über auf 
den ftändijchen Ausſchuß, die „Landfcaftsverorde 
nung“, die in München tagte und zunächſt nur 
auf neun Jahre gewählt wurde. 

Seit Mag II. Emanuel (1679—1726) war 
die Politit Bayerns darauf gerichtet, den Beſiß⸗ 
fand zu vergrößern und einen höheren Rang zu 
erlangen. Dieſes Streben brachte zunächft unjäg« 
liches Unheil über das Land. Mar Emanuel 
bielt anfänglich treu zum Kaifer, aber im ſpaniſchen 
Erbfolgefriege trat er 1702 offen auf Frankreich 
Seite, wurde 1706 geächtet und erſt im Frieden 
zu Baden 1714 reftituier. Sein Sohn Karl 
Albert (1726— 1745) erhob nad) dem Tode des 
Kaiſers Karl VI. gu mit Frankreichs Hilfe 
Erbanſprüche auf Ofterreich, Tieß ſich als König 
von Böhmen frönen und wurde 1742 als Karl VII. 
zum beutfchen Kaiſer gewählt. Die Ofierreicher 
vertrieben ihn aus Bayern, und erft fein Sohn 
Magimilion III. erhielt im Frieden zu Füſſen 
am 22. April 1745 feine Länder zurüd. Mit 
ihm ftarb am 30. Dezember 1777 die Radjlommen- 
ſchaſt Kaifer Ludwigs aus, und Karl Theodor 
von Pfalz · Sulzbach wurde der erfte Kurfürft 
von Pfalz-Bayern. Da er neben den 14 Ober« 
ämtern der Pfalz auch die Fürftentümer Neuburg, 
Jülich und Berg befaß, geboter über 59 000 qkm. 
Als Kaifer Joſeph IL. alte böhmifche Rechte auf 
Güter in der Oberpfalz geltend machte und 
unter Zuftimmung des finderlojen Kurfürften 
Niederbayern, ben beften Teil des Yarıdes, bejeßte, 
erklärte Friedrich IL. von Preußen dieſes Verfahren 
für ungejeßlich und veranlaßte den mutmaßlichen 
Erben, den Herzog Karl von Zweibrüden-Birken« 
feld, zum entichiedenften Widerfpruche. Der bay- 
riſche Erbfolgekrieg wurde indefien ſchon 1779 
durch den Tejchener Frieden beendet; Oſterreich 
entfagte allen Anfprüdhen auf bayriſche Gebiets⸗ 
teile und erhielt als Entihäbigung das Innviertel 
mit Braunau. Ein neuer Plan Joſephs IL., Karl 
Theodor zum Könige ber öfterreichiichen Nieder» 
lande (Burgund) zu erheben und dafür Bayern 
in Befiß zu nehmen, fcheiterte abermals an dem 
Widerftande der Agnaten von Zweibrüden-Birken- 
felb, die an Friedrich IL. von Preußen ihre Stüge 
fanden (1785 deutfcher Fürftenbund). 

Nach dem Tode des kinderlofen Karl Theodor 
(16. Febr. 1799) folgte die Linie Pfalz Zwei- 
brüden-Birfenfeld mit Maximilian IV. (L) 
Joſeph, der nun den gejamten altwittels« 
bachiſchen Beſitz und die beiden Kurwürden in 
feiner Perſon vereinigte. Diejer beftätigte durch 
BVatent vom 16. Yebruar 1799 die Rechte des 
Landes und der Stände, aber dem Verlangen 
nad) der Berufung eines allgemeinen Landtages 
fam er nicht nad. Im Frieden zu Luneville 
(9. Februar 1801) gingen die linksrheiniſchen 
Befitungen (12400 qkm mit 690000 Ein« 
mohnern) verloren. Dafür erhielt Bayern durch 
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ben Reichädeputationshauptihluß vom 25. Fer 
bruar 1808 reichliche Entfhädigung : 18000 qkm 
mit 900 000 Einwohnern. — In diefe Zeit jällt 
die Neugeftaltung des bayrifchen en 
durch den Minifter von Montgela8 (1799 — 1819), 
der mehr ala 200 Ktöfter mit ihren Gütern und 
Beſitzungen, Kunftihägen und Bibliothefen zum 
Opfer fielen. Der dfterreichifch-frangöfiiche Krieg 
von 1805 fand Bayern auf feiten Napoleons; 
der Preßburger Friede vom 26. Dezember 1805 
brachte ihm außer dem Königätitel für das zu 
Bunften des Erzherzogs Ferdinand abgetre= 
tene Würzburg (5500 qkm mit 200 000 Einw.) 
832000 qkm mit 1028000 Einw. Am 1. Ja- 
nuar 1806 nahm der Kurfürft ben Königstitel an 
und erwarb bald barauf die Marlgrafſchaft Ans» 
bad) (3750 qkm mit 245 000 Einw.) gegen Ver- 
zichtleiſtung auf das Herzogtum Berg (3000 qkm 
mit 260000 Einm.). Am 17. Juni trat der König 
Maximilian J. dem Rheinbunde bei und erhielt durch 
die Rheiniſche Konföderationsakte vom 12. Juli 
1806 volle Souveränität über fein Land und alle 
in demfelben gelegenen unmittelbaren Reichsſtände 
und Reichsgůter, fo daß er 91000 qkm mit 
8231000 Einwohnern beherrſchte; dafür mußte er 
die Stellung re Kontingents von 30000 Mann 
übernehmen. Über die Gerechtſame der mebiati- 
fierten Fürften, Grafen und Herren erließ der 
König am 19. März 1807 eine Deflaration, 
welche 1815 in ber deuiſchen Bundesatte als Bafis 
und Norm angenommen wurde. — Im Juni 1807 
Ds bie Regierung durch ein Steuerebift bie alte 

ndſchaft auf, führte gleiche Abgabenpflicht für 
alle Unterthanen ein und riß die Steuererhebung 
eigenmächtig an fi; ebenfo gab fie Stäbteord- 
nungen und ſchaffte Die Leibeigenſchaft für immer 
ab. Das aus fo verſchiedenen Bevoͤlkerungsele⸗ 
menten zufammengejegte Königreich erhielt nun 
eine neue Einteilung in 15 (fpäter 9) Sreife, eine 
Reihe neuer Einrihhungen und am 1. Mai 1808 
eine Verfaffung nad; franzöfihem Mufter, deren 
Hauptgrundjäße Gleichheit der Beftenerung und 
der Rechte, Sicherung der Gewifienzfreiheit und 
allgemeine Vollsveriretung waren; letziere kam 
freilich nicht zur Verwirklichung. — Der Krieg 
mit Öfterreich 1809 (Wiener Friede 14. Oftober) 
brachte Bayern neue Gebiet3veränderungen und 
damit feine größte Ausdehnung: 95500 qkm 
mit 3300000 Einwohnern. Durch den Vertrag 
von Ried (8. Oktober 1818) fagte fich der König 
guen Zuficerung feines Befihftandes und feiner 

ouperänität vom Nheinbunde los und trat auf 
die Seite der Verbündeten; zugleich verftand er 
fich zu einftweiligen GebietSabtretungen an Öfter- 
reich, welches auch fofort Tirol beſehen ließ. Auf 
dem Wiener Kongreß wurde Bayern für Tirol, 
Salzburg und das Innviertel durch Würzburg, 
Aſchaffenburg und die Rheinpfalz entihädigt und 
erhielt feinen jekigen Umfang, mit dem e8 am 
8. Juni 1815 dem Deutſchen Bunde beitrat. Nach 
Entlafjung des Grafen v. Montgelas (2. Fe⸗ 
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bruar 1817) erfolgten tiefgehenbe Veränderungen 
in der inneren Verwaltung: Organijation 
bes Staatsrates, Bildung eine Staatsminie 
ſteriums in fünf Abteilungen, Einteilung bes 
Landes in acht Kreife mit Repräfentativ- und 
freier Gemeindeverfafjung, Regelung ber Firch- 
lichen Angelegenheiten. Endlich verlieh der König 
an jeinem Geburtstage (26. Mai) 1818 dem 
Lande eine neue Verfaſſung, bie fich auf das 
Zweilammerſyſtem gründete: die erfte Diefer Art 
in einem größeren bdeutichen Staate. Schon am 
4. Yebruar 1819 wurbe der erfte Landtag eröffnet ; 
feine Beratungen verliefen aber, ebenjo wie die 
em folgenden (1822 und 1825), faft reſul⸗ 
tatlos. 

Auf Marimilian I. Joſeph folgte 1825 der 
kunftfinnige König Qudwig L, ein eifriger För« 
derer und Beichüßer der Tatholiichen Kirche und 
ihrer Beſtrebungen (Miniſterium Abel von 1838 bis 
1847) zu einer Zeit, wo dieſelbe durch kirchen⸗ 
feindliche Beamte und Profefforen in Wort und 
Schrift aufs ärgfte angefeindet wurde. Auf poli= 
tifhem Gebiete folgte nach längerem Schwanfen 
feit 1830 eine ber neuen Konftitution ungünftige 
Richtung. Der König trat 1838 dem von Preu⸗ 
Ben begründeten Zollverein bei und widmete ſich 
neben der Pflege von Kunft und Wiſſenſchaft auch 
dem Ausbau der Berfafjung. Leider verjcherzte 
ex ſich in den legten Jahren feiner Regierung das 
Vertrauen des Volles, und die daraus entftandenen 
Unruhen zwangen ihn, am 20. März 1848 zu 
Gunſien feines Sohnes abzudanfen ; er ſtarb als 
Privatmann am 29. Februar 1868 zu Nizza. 

Unter Maximilian II. (1848—1864) wurden 
mancherlei Reformen durchgeführt und aud das 
Frankfurter Parlament beſchickt. Das ablehnende 
Verhalten der Regierung gegen die neue Reichd- 
verfafjung veranlaßte im Mai 1849 einen Aufe 
ftand in der Pfalz, den aber preußifche Truppen 
unter General Hirſchfeld ſchnell unterbrüdten. Das 
Minifterium v. d. Pfordten (jet 18. April 1849) 
trat in der deutfchen Frage der preußifchen Unions⸗ 
politif entſchieden entgegen und erftrebte eine Ver⸗ 
einigung aller rein deutichen Staaten unter der Füh · 
rung Bayerns gegenüber Ofterreich und Preußen. 
Infolge eines lang andauernden Konfliktes mit der 
Rammer wurde v. b. Pfordten 1859 durch Schrenf 
erfeßt, welcher die Trennung von Juſtiz und Ad» 
miniftration durchführte. In der deutfchen Frage 
behauptete Bayern feine alte Stellung gegenüber 
den Bundesreformplänen Preußens, in der ſchles⸗ 
wig⸗ holſteinſchen Angelegenheit zeigte e8 eine ent« 
fchieden nationale Haltung. Den Ausgang des 
Krieges gegen Dänemark erlebte Maximilian II. 
nicht mehr; er flarb am 10. März 1864, und 
es folgte ihm fein 19jähriger Sohn Lub- 
wigll. Im Ottober desfelben Jahres übernahm 
v.d. Pfordten wieder die Leitung des Minifteriums; 
Bayern jhloß fih in der naͤchſten Zeit immer 
enger an Oſterreich an und mußte im Friedens- 
ſchluſſe mit Preußen am 22. Augufl 1866 30 Mil- 
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lionen Gulden Kriegsentſchädigung zahlen und ! gegen früher zurüdgegangen; 1896 wurden (Pfalz 


einige kleinere Gebietäteile abtreten: das Landge · 
richt Orb (ofne Aura), das Bezirlsamt Gersfeld 
und die zwifhen Saalfeld und dem preußiichen 
Kreife Ziegenrüd gelegene Enflave Kaulsdorf, 
zufammen 550 qkm mit 34000 Einwohnern. 
Zugleich erfolgte der Abſchluß eines re und 
Zrugbündnifjes mit Preußen, welchem ſich Bayern 
feit Berufung des Miniftertums Hohenlohe (1867 
bis 1870) immer mehr näherte. Die Kammern 
gaben allerdings erft nach längerem Sträuben 
im Oftober 1867 ihre Einwilligung zur Annahme 
ber neuen Zollvereindverträge und 1868 zur Um⸗ 
wandlung des Heeres nach preußifchen Muſter. 
Der Krieg von 1870/71 führte die bayriſchen 
Truppen nah Frankreich, mo fie ihren alten 
Waffenruhm erneuerten. Am 23. November 1870 
wurde nad) langen Unterhandlungen zu Verjailles 
ein Vertrag unterzeichnet, demzufolge ſich Bayern 
dem Norbdeutihen Bunde zur Bildung des 
Deutſchen Reiches anſchloß. Nach dem tragiſchen 
Tode Ludwigs II. (am 13, Juni 1886) folgte ihm 
in der Regierung fein irefinniger Bruder Otto I. 
(geb. am 27. April 1848), für den fein Oheim 
Luitpold (geb. am 12. März 1821) die Regent« 
föaft führt. 
Bayern ift mit 75864,7 qkm Flächeninhalt 
und 5818544 Einwohnern (77 auf 1 qkm) der 
zweite Staat des Deutihen Reiches. Die Volls- 
zahl, die1816:3607000,1855:4508000,1885: 
5420 199 Seelen betrug, ift von 1816 bi8 1855 
jährlich um 0,64, von 1855 bis 1895 um 0,73 
Prozent geftiegen ; von 1890 bis 1895 wuchs fie 
um 431 849, jährlich um 0,78 Prozent. Die Zu« 
nahme erftredt fih namentlich auf die Städte, 
während anderwärts die Benölferung abnimmt; 
am dichteſten bewohnt ift die Pfalz (128), am 
dünnſten die Oberpfalz (57 auf l qkm). — Dem 
Belenntniffe nach waren 1895: 3115 578 (1880: 
3748253) Katholiten, 1642348 (1477952) 
Evangelifhe, 6425 (5017) andere Ehriften, 
53750 (63526) Israeliten, 443 (30) fonitige 
Belenntniffe; auf 1000 Einwohner 707 (709) 
Ratholifen, 282 (280) Evangeliihe, 9 Israe⸗ 
liten. — Nach der "Berufszählung von 1895 
twibmeten fi 2647665 (1882: 2681265) 
der Sandiwirtfhaft, 1798541 (1492391) 
der Imduftrie und dem Bauweſen, 564585 
(435 701) dem Handel und Bertehr, 294 748 
(242890) dem öffentlichen Dienfte und freien 
Berufen, 45329 (38908) verrichteten wechſelnde 
Lohnarbeit und häusliche Dienfte, 433308 
(877 606) waren ohne Beruf und Berufsangabe. 
— Bon größeren Städten zählten 1899: München 
448000, Nürnberg 213000, Augsburg 87 000, 
Würzburg 74000, Regensburg 44000, Bam⸗ 
berg 41000 Einwohner. — Bon der Gefamtfläche 
entfallen auf Ader⸗ und Gartenland 40,3, auf Wein⸗ 
berge 0,31, auf Wieſen 16,9, auf Weiden 3,55, auf 
Wald 33 Prozent, Unter den Rulturpflanzennimmt 
das Getreide Die erfte Stelle ein. Der Tabalsbau ift 





und Mittelfranken) 6593 Tonnen Blätter (1890: 
7815) geerntet. Große Ausdehnung nimmt ber 
Hopfenbau, der 1898 auf einer Erntefläche von 
24861 ha 13104 Tonnen (1891: 10494) er- 
zeugte. Verhältnismäßig bedeutend ift der Wein⸗ 
bau: 1898 wurden auf 21181 ha 292441 hl 
Weinmoft im Werte von 8,1 Millionen Mark 
gewonnen. Die Yorftwirtihaft bringt jährlich 
ca. 65 Millionen Mark. Die Biehzuht hat fi 
feit 1883 bedeutend gehoben; man zählte 1897: 
376757 Pferde, 3419421 Rinder, 1412579 
Schweine, 905 916 Schafe. Der Bergbau liefert 
beſonders Stein» und Braunlohlen (1896: 
975738 Tonnen Steinfohlen im Werte von 
9 Millionen Matt), Eijen (163 508 Tonnen Erz), 
Graphit (4400 Tonnen) und Salz : die Salinen 
Berchtesgaden, Reichenhall, Traunftein und Rofen» 
beim nebft Dürfgeim und Kiffingen produzierten 
1896: 42561 Tonnen Kodjalz. — Die Indu⸗ 
ſtrie ift feit 4 Jahrzehnten in fteter Entwidiung. 
Nationalgemwerbe ift bie Bierbrauerei, welche 1896 
in 6502 Brauereien 16,2 (1898: 17,5) Mil- 
fionen hl Bier (2,5 Millionen hl für die Aus- 
fuhr) herftellte,; 6405 Brennereien produzierten 
1893 191660 hl Alfohol. Bedeutend ift auch 
die Fabrifation von Eifen- und Holzwaren, Glas 
und Spiegeln (134 Glashütten), Papier und 
Chemikalien; berühmt find die Bijouterie- und 
Spielwaren von Nürnberg, Fürth und Augsburg. 
Den regen Verkehr förbern die ſchiffbaren Flü 
(Donau, Main, Rhein), der Ludwigskanal, ein 
weites Neb von Straßen und Eifenbahnen (1899: 
6642 km, davon 5222 km Staatsbahnen), 
8 Handel3- und Gemwerbelammern und eine 
Anzahl öffentlicher Kredit- und DVerfiherungs- 
anftalten. 

Die Berfaffung Bayerns iſt konſtitutionell 
monarchiſch. Nachdem Maximilian I. Joſeph ſchon 
am 17. September 1814 eine Reform für not» 
wendig erflärt hatte, gab er 4 Jahre fpäter bie 
Konftitution. Die Verfaffungsurfunde datiert vom 
26. Mai 1818 (12 Edifte als Beilagen, und 
Mobiftfationen vom 22. und 24. Mat und 
5. Oftober für die Pfalz) und hat durch das Geſetz 
vom 9. März 1828 wegen Bildung der Erften 
Kammer und das Wahlgeſetz vom 4. Juni 1848 
(modifiziert am 21. März 1881) nicht unwefent- 
liche Veränderungen erfahren. — An ber Spige 
des Staates ſteht der König aus der witteld« 
bachiſchen Dynaftie. Der Thron iſt erblich nad 
dem Rechte der gemilchten Thronfolgeordnung : 
die Prinzeffinnen und Prinzen, melde durch 
Frauen mit der Dynaftie verwandt find, können 
nur dann fuccedieren, wenn ber Mannesſtamm 
des Herricherhaufes in allen en erloſchen 
und fein durch Verwandtſchaft oder Erbverbrübe- 
tung zur Nachfolge berechtigter Prinz vorhanden 
if. Der König jowie die Prinzen und Prin- 
zefftnnen bes königlichen Haufes werden mit dem 
18. Jahre volljährig. Bei Minderjägrigfeit oder 
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Verhinderung an der Ausübung ber Regierung 
tritt eine Regentſchaft ein, welche dem vom Könige 
hierzu beflimmten Prinzen oder dem nächſten 
Agnaten oder der verwitweten Königin oder dem 
be Rronbeamten gebührt. Eine ſolche beiteht 
feit dem 10. Juni 1886. Die Beftimmungen bes 
Titels II, $ 18 der Verfafjungsurfunde über die 
Beſchränkungen der Regenten find durch Geſetz 
vom 26. Ditober 1887 ergänzt bezw. ausgelegt 
worden. Der König befennt ſich zur Latholifchen 
Religion. Die Eivillifte beträgt einſchließlich ber 
Apanagen 5403160 Marl. Die Verhältniſſe 
der Töniglichen Familie unter fich und zum Könige 
find durch Yamilienftatut vom 5. Auguft 1819 
geregelt. Der Titel des Königs lautet: König 
von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, Herzog von 
Bayern, Franken und in Schwaben (Königliche 
Majeftät). Das königliche Haus hat eine Neben- 
linie, ehemals Pfalz-Zweibrüden«Birkenfeld, deren 
Glieder den Titel Herzog oder Herzogin in Bayern 
führen. Das Staatswappen ift ein Tänglich- 
vierediger, quadrierter Schild mit einem Mittel» 
ſchilde, welcher 42 filberne und blaue Rauten zeigt, 
die diagonal ſchrägrechts auffteigen. Die Landes- 
farben find weiß-blau. 

Die vollziehende Gewalt fteht dem Könige als 
dem Staatdoberhaupte allein zu, fofern die Ver⸗ 
fafjung nicht die Mitwirtung der Stände aus⸗ 
pricht; die gefeßgebende übt er unter Zuziehung 
berjelben aus. Beratenbes Organ ift der Staats⸗ 
tat (Inftruftion v. 18. Nov. 1825, rev. 3. Aug. 
1879), welcher unter des Königs unmittelbarer 
Leitung fteht und aus den volljährigen Prinzen, den 
Miniftern und einer der Zahl der Minifter min⸗ 
deſtens gleichlommenden Anzahl von hohen Be= 
amten, Militärs oder fonft vorzüglich würdigen 
— 7 zuſammengeſetzt iſt, die vom 

önige zu Mitgliedern ernannt werben. In ein⸗ 
zelnen Fällen der Verwaltungsjuftiz bildet ber 
Staatsrat die höchſte Inftanz ; ap Beſchlüfſe 
werben mit koniglicher Unterſchrift ausgefertigt. 

Die Volksvertretung beſteht aus dem 
Landtage, der ſich aus zwei Kammern zufammen- 
feßt, welche nur vereint einen gültigen Beſchluß 
faſſen können. Die erfte Kammer (der Reichs⸗ 
räte) befteht (Gele vom 9. März 1828) aus den 
volljährigen Löniglichen Bringen, den Kronbeamten, 
den Erzbifchöfen von Muͤnchen · Freiſing und Bam⸗ 
berg, den Häuptern ber ehemals reichsſtändiſchen 
fürftlihen und gräffihen Häufer, einem vom 
Könige auf Lebenszeit zum Mitgliede ernannten 
Biſchofe, dem Präfidenten des proteftantijchen 
Oberkonſiſtoriums und jenen Mitgliedern, bie der 
König erblich ober lebenslänglich ernennt, und 
zwar darf die Zahl der letzteren den dritten Teil 
der erblichen Reichsräte nicht überfteigen. Die 
erbliche Reichsratwürde verleiht der König nur 
folhen adligen Gutsbefigern, welche neben dem 
bayrischen Staatsbürgerrechte ein im Lehen oder 
Fideilommißverbande ſtehendes Grundvermögen 
befigen, auf dem ein Grundfteuerfimplum bon 
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514 Mark laftet. Zum Eintritt in die erfte Kame 
mer ift die erlangte Volljährigfeit nötig, zur Aus- 
übung des Stimmrecht das vollendete 25. (bei 
den Lönigl. Prinzen das vollendete 21.) Lebens- 
jahr. Den erften Präfidenten ernennt der König, 
ber zweite wird gewählt. Die Reichsräte beziehen 
feine Diäten. — Die Wahlen für die zweite 
Kammer find geordnet dur) dag Wahlgeſetz vom 
4. Juni 1848, modifiziert Durch Die Novelle vom 
21. März 1881. Es werden in indirefter Wahl 
159 Abgeordnete auf 6 Jahre gewählt. Auf 
500 Einwohner entfällt ein Wahlmann; ein Ab⸗ 
georbneter auf 31500 unter bleibender Bugrundes 
legung ber Volkszählung vom 1. Januar 1875. 
Die Wahlkreife werden von der Regierung ge= 
bildet; für die Urmähler beftehen permanente 
Wahlliſten, die ale halben Jahre revidiert werben. 
Aktiv wahlberechtigt ift jeder großjährige Staats- 
angehörige, der dem Staate mindeftens 6 Monate 
eine direfte Staatäfteuer zahlt, ohne Rüdficht auf 
Stand und Konfelfion. Zum Wahlmann befähigt 
ift jeder Staatsbürger über 25 Jahre, zum Ab⸗ 
geordneten jeder aftiv Wahlfähige über 30 Jahre. 
Wahlberechtigung und Wahlbefähigung gehen ver · 
Toren mit der Aberfennung der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte. Wenn ein Abgeordneter ein Staatsamt, 
eine Beförderung oder eine Hofcharge annimmt, 
muß er fi einer neuen Wahl unterziehen. Die 
Abgeordneten erhalten, ſoweit fie nicht in München 
wohnen, 10 Darf Diäten. Die zweite Kammer 
wählt ihre Präfidenten felbft. — Ohne zuftim« 
mende Entjheidung der beiden Kammern bes 
Landtages, ber entipreddend der zweijährigen 
Finanz» und Etatsperiode der Monarchie min« 
deftens alle 2 Jahre einberufen werden muß, Tann 
fein Gefeb, welches die Freiheit der Perſon oder 
des Eigentums der Staatsangehörigen betrifft, 
erlaffen, abgeändert, autgentife erläutert oder 
aufgehoben werben. Das Recht der unbedingten 
Initiative fteht ihnen zu für alle Geſetze, welche 
die Verfaffung nicht berühren. Ihre Zuftimmung 
ift erforderlich zur Erhebung aller direkten und 
indireften Staatäfteuern und zur Erhöhung oder 
Abänderung ber beitehenden, infoweit nicht die 
Belteuerung dem Deutfchen Reiche zufteht, auch 
zur Kontrabierung einer Staatsſchuld. Der Land» 
tag befigt das Recht, alle Rechnungsnachweiſe u 
prüfen und dem Könige Wünfche und Anträge in 
Bezug auf alle zu feinem Wirkungskreiſe gehörigen 
Gegenftände vorzulegen, wie er auch Die Befugnis 
ber Beichwerde und Minifteranflage wegen Ver⸗ 
legung der Verfaſſung hat. Über eine erhobene 
Minifterankiage ift die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung einem befonbern Gerichtshofe zugewieſen. 
Dem Könige fteht das Recht der Vertagung und 
Auflöfung des Landtages zu, doch muß im letzteren 
Falle die Neuwahl der zweiten Kammer binnen 
3 Monaten vorgenommen werben. Anträge auf 
Abänderung der Verfaſſung können nur vom 
Könige an den Landtag gebracht werben und er⸗ 
fordern zu einem gültigen Beſchluſſe die Gegen- 


708 


wart von */, der Mitglieder in jeder Kammer unb 
eine Mehrheit von ?/, der Stimmen, während 
fonft einfache Majorität entſcheidet. Die Ver- 
bandlungen find öffentlich. Die Gefchäftsorbnung 
des Landtages iſi ei durch Geſetz vom 
19. Januar 1872. Der König ſanktioniert und 
veröffentlicht die Geſetze mit feiner Unterichrift. 

Stellung Bayerns im Deutſchen Reiche. 
Schon am 22. Auguft 1866 war zwiſchen Bayern 
und Preußen ein Schup- und Trugbündnis ab» 
geichloffen worden; aud fam am 8. Juli 1867 
zwilßen dem Nordbeutfhen Bunde ſamt Lugem- 

urg und ben fübbeutjchen Staaten ein Vertrag 

zu flande, demzufolge Bayern bem neubegrün- 
deten Zollverein beitrat und im Zollparlamente 
6 Stimmen haben follte. Die Zollvereindverträge 
wurden nach langer Weigerung am 22. Oktober 
von der zweiten Kammer angenommen. Nach 
dem auf Antrag Bayerns zwilchen dem Norb« 
deutjchen Bunde und den ſüddeutſchen Staaten 
abgeichlofjenen Vertrage vom 23. November 1870 
(Bundesgefegblatt vom 31. Januar 1871) ift 
Bayern ein Beftanbteil des Deutſchen Reiches und 
im Bundesrate durch 6 Stimmen vertreten; zum 
deutfchen Reichstag entjendet e8 48 Abgeordnete. 
Nach der Reichsverfaſſung ift jeder, der das bay« 
riſche Indigenat befist (Reichsgeſetz vom 1. Jumi 
1870), Bundesangehöriger und genießt als ſolcher 
das Recht der Freizügigkeit (Gefeh vom 1. No« 
vember 1867), das Recht des Gewerbebetriebes 
Geſetz vom 21. Juni 1869), den Anſpruch auf 
Rechtãſchutʒ im Reiche und gegenüber andern 
Staaten, das Recht ber Auswanderung und 
endlich das Petitions- und Beſchwerderecht an 
den Reichstag. Während für Verfammlungs« 
und Vereinsrecht das Landesgefek vom 26. Fe⸗ 
bruar 1850 maßgebend ift, gilt für das Preß- 
meien das Reichspreßgeſeß vom 7. Juni 1874. 
Übrigens entjeiden über Prebvergehen ebenfo 
wie über Verbrechen die Schwurgerichte (Aus- 
führungsgeje zum Reichsgerichtsverfaffungsgeſetz 
Art. 35, vom 28. Februat 1879). 

Bayern hat wichtige Sonderrehte bes 
hauptet. So beſitzt es freie und felbftändige Berwal- 
tung feines Poft« und Telegraphenweſens; bie 
Einnahmen aus demſelben find für Bayern ebenfo 
wie für Württemberg vorbehalten. Auch binficht- 
lich des Eiſenbahnweſens nimmt es eine Sonder⸗ 
ſtellung ein; doch hat das Reich die Befugnis, im 
Wege der Geſetzgebung einheitliche Principien für 
die Anlage und Ausrüſtung folder Eifenbahn« 
linien aufzuftellen, die für die Landesverteidigung 
wichtig ſcheinen. — Ausgeichloffen für Bayern ift 
die Kompetenz ber Normaleihungstommiffion in 
Berlin, ferner die Beauffichtigung und Geſetz— 
gebung des Reiches Hinfichtlich der Heimat3= und 
Niederlaffungsverhältniffe und bes Verehelichungs · 
weſens, foweit es mit jenen Verhältnifjen im Zu⸗ 
fammenbange fteht. Daher gilt auch im König« 
reich Bayern das norbbeutfche Bundesgeſetz über 
den Unterflügungswohnfig nicht. Ferner kann 
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eine reichsgeſeßliche Regelung des Immobiliar 
verſicherungsweſens in Bayern nur mit Zu⸗ 
flimmung der dortigen Regierung Geltung er- 
langen. — Bon der Befugnis des Einführungs- 
geſehes zur deutſchen Gericht£verfaffung, wonach 
in den größeren Bundesſtaaten mit mehreren 
Oberlandesgerichten ein oberſtes Landesgericht 
eingeſetzt werben kann, hat Bayern allein Geoͤrauch 
genäht und ein partifulares Oberſtes Landesgericht 
n München errichtet. Diefem ift zugewiefen bie 
Verhandlung und Entſcheidung ber fonft zur Zu⸗ 
ftändigfeit des Reichsgerichts gehörenden Revi« 
fionen und Beſchwerden gegen zmeitinftanzliche 
Urteile der Oberlandesgerichte in Eivilfachen, mit 
Ausnahme der Handelsjachen, in denen auch für 
Bayern das Reichsgericht die dritte Inftanz bildet. 
— Ebenfo wie Württemberg und Baden, regelt 
aud Bayern die Beiteuerung bes inlänbijchen 
Bieres felbfländig durch Landesgeſetzgebung unb 
erhält ben Betrag biefer Steuern. Das Reſervat ⸗ 
recht der Befteuerung bes inländifchen Branntweins 
wurde durch Kammerbeſchluß vom 22.(26.) Sep- 
tember 1887 aufgehoben, worauf am 28. Sep» 
tember eine faiferliche Verordnung über bie Be- 
fteuerung bes Branntweins in Bayern erſchien. 
— Im Bundesrate führt Bayern 6 Stimmen. 
Es hat ftändigen Sig in dem Ausfchufle desfelben 
für Sandheer und ngen, führt den Vorfik 
in bem Ausſchuſſe für auswärtige Angelegenheiten 
und bat Anſpruch auf die Stellvertretung im 
Vorfige des Bundesrates, allerdings ein Ehren- 
recht, das ſchwerlich einmal zur praftifchen Aus- 
führung fommen dürfte, da nur im falle der 
Verhinderung Preußens, d. h. der jäntlichen (17) 
preußifchen Bundesratsbevollmächtigten, Bayern 
der Vorſitz zufommt. 

Was endlich da8 Heerweſen anlangt, fo 
bilbet das bayriſche Heer einen in fih geichloffenen 
Beltandteil der Kriegsmacht des Reiches mit ſelb⸗ 
ftändiger Berwaltung unter der Militärhoheit des 
Königs von Bayern. Im Sriege aber, und 
zwar mit Beginn der Mobilifierung, fteht es umter 
dem Befehle des Bundesfeldherrn, welcher das 
Recht und die Pflicht hat, fich jederzeit durch, In⸗ 
fpeftionen bon ber außbrüdlidh flipufierten über⸗ 
einftimmung in Organifation, Formation und 
Ausbildung der bayrifchen mit ben übrigen deut» 
ſchen Truppen, fowie von der Bollzähligfeit und 
Kriegstüchtigfeit des bayrifchen Kontingents zu 
überzeugen. Im Stiege find die bayrifchen 
Truppen verpflichtet, den Befehlen des Bundes- 
feldherrn unbedingt Folge zu leiſten, eine Ver- 
pflihtung, bie in den Fahneneid aufzunehmen ift. 
In Bezug auf Dienftzeit, Organifation, Forma» 
tion 2c. gelten im wefentlichen bie für Preußen be= 
ſtehenden Vorſchriften; die allgemeine Wehrpflicht 
datiert vom 80. Januar 1868. — Das bayrifche 
* gehört zur 4. deutſchen Armeeinſpelktion und 
it in 2 Armeekorps (Münden und Würzburg) 
eingeteilt, von denen das erfte zwei Divifionen 
(Münden, Augsburg), das zweite brei Divifionen 


705 


Würzburg, Nürnberg, Landau) hat. Landes- 
—— find eg —ã und Ger- 
mersheim ; Neu-Ulm gehört zum Rayon ber Reichs 
feftung Ulm. Truppenübungapläge find Hammel 


* und Lechfeld. 

ie oberſte vollziehende Behörbe iſt das Ge⸗ 
ſamtminiſterium, welches fi) in 6 Staats⸗ 
miniſterien gliedert (Verordnung vom 1. De 
zember 1871). Das Stantsminifterlum des Lönig- 


lichen Haufeß und des Außern (auch für das | 
Verlehrsweſen) hat unter fih das geheime Staais · 


archiv, das geheime rchiv, die General⸗ 
direltion ber Töniglichen Verkehrsanftalten mit 
3 Abteilungen (Bau⸗, Betriebs-, Poft« und Tele- 
graphenabteilung) und den Eiſenbahnrat von 
25 Mitgliedern (Verordnung v. 18. März 1881). 
Zum Reflort des Departements bes Außern 
gehören bie 9 bayrifchen Gefandtichaften in Ber« 
Im, Dresden, Stuttgart, Karlsruhe, Wien, Paris, 
Rom, im Vatikan und in Peteräburg, und die 8 
Konfulate in deutſchen Staaten: Generallon ⸗ 
Br in Bremen, Hamburg, Dresden, Franf- 
a. M. und Konjulate in Karlsruhe, Stutte 
art, Leipzig und Lübeck. — Im Minifterium bes 
nnern befteht eine befonbere Abteilung für 
Landwirtihaft, Gewerbe und Handel. Bom 
Juſt iz miniſterium vefiortiert das Oberſte 
Landesgericht in München, wo auch ber Dis 
dplinarhof (Gefek vom 26. Marz 1891) und der 
Gerichtshof für Sompetenzfonflifte (Geſetz vom 
18. März 1879) ihren Sik haben. Beide 
werben von Mitgliedern bes Oberften Landes» 
gerichtes, Tehtere® zugleich von Räten des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes beſetzt, deſſen Befugniſſe 
durch Geſetz vom 8. Auguft 1878 beſtimmt find. 
Unter bem Oberften Landesgerichte ftehen 5 Ober- 
landesgerichte (Augsburg, Bamberg, München, 
Nürnberg, Zweibrüden), zu welden 28 Land- 
er mit 269 Amtsgerichten gehören. — Dem 
i 


nanz minifterium find unterftellt die Gentral« ' 


faatstafje und ber oberfte Rechnungshof. — Das 
Staatsminiftertum bes Innern für Kirchen⸗ 
und Schulangelegenheiten beiteht aus ber Ab» 
teilung für Kirche und den Gentralftellen für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Unterricht. Der oberfte 
Schulrat jest ſich unter bem Vorfige des Miniſters 
aus 8 Mitgliebern zujammen. — Unter dem 
Kriegsminifterium flehen die Armee und Land« 
wehr des Königreiches mit ben Generalfommanbos 
und Korpsintendanturen. Alle Minifterien haben 
ihren Sig in München. 

Als o Berwaltungsbehörbe befindet 
ſich in jedem der 8 Kreife des Königreiches eine 
tönigliche a: Sg welche Das vollziehende 
Organ der Minifterien (außer denen des Krieges 
und ber Juftiz) ift. Jede Bezirfsregierung zerfällt 
in zwei Kammern, für da8 Innere und für bie 
Finanzen. Den Kammern bes Innern find 
die Magiftrate in den 41 unmittelbaren Städten, 
die königliche Voligeidireftion in München und die 


Bezirlsaͤmter in den 151 Verwaltungsdiftriften, | 


Staatslexiton. I. 2. Aufl. 
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alle Anftalten für Gejundheit, Unterricht, Wohl- 
thätigfeit und Sicherheit untergeorbnet. Unter 
den Bezirlsãmtern üben die Vorftände der Heine 
ren Stadt · und Landgemeinden bie Orispolizei ans. 

An der Spike der Kreisregierung fteht je ein 
Regierungspräfident; unter ihnen fungieren in ben 
Bezirksämtern die Bezirlsamimänner, benen regel= 
mähig ein Affeffor zugeteilt ift. Auch ein Bezirke- 
arzt iſt in jedem Bezirke angeftellt. — Außer der all · 
gemeinen Volksvertretung befteht noch in jedem 
der 8 Rreife ein Landrat als Vertretung der 
Kreisgemeinbe, und in jedem der 151 Verwaltungs« 
biftritte ein Diftriftsrat als Vertretung ber 
Diftriftsgemeinde (Gefege vom 28. Mai 1852). 
Lepterer wirb aus den Großgrundbeſitzern und ben 
auf 3 Jahre gewählten Vertretern der andern 

oßen Srunbbefiher und der Gemeinden gebilbet. 

zu kommt ein ter bes Staat8ärars, mern 
biejes bei den Umlagen beteiligt ift. Der Landrat 
iſt aus den auf 6 Jahre gewählten Abgeordneten der 
Diftriftsgemeinden, aus den Vertretern der un⸗ 
mittelbar ber Kreisregierung untergeordneten 
Städte, der hochſtbeſteuerten Grunbbefiter, ber 
ferbftändigen Pfarrer und eventuell der Univerfi= 
täten zufammengefeßt. 

Die Gemeindeverfaffung ruht auf ben bei⸗ 
den Gemeindeorbnungen vom 29. April 1869, 
nad) denen Stabt- wie Landgemeinden zur felb- 
fänbigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten bes 
rehtigt find. In den Städten biesfeit3 bes 
Rheines ift der von den Gemeinbebevollmädhtigten 
auf 6 Jahre gewählte Magiftrat bie Berwaltungs- 
behörbe, welcher al8 Gemeindevertretung das Kol · 
legium der auf 9 Jahre beftellten Gemeindebe- 
vollmãchtigten kontrollierend gegenüberfteht. Sind 
Bürgermeilter und Magiftratsräte rechtskundig 
fo werben fie zunächft auf 3 Jahre gewählt und 
tönnen dann auch auf Lebenszeit beftellt werben; 
fonft gilt die Wahl nur auf 6 Jahre. In Städten 
ohne rechtskundige Bürgermeifter oder Ratsmit- 
glieber hat der „geprüfte“ Stadtfchreiber fämtliche 
Referats- und fonftige Arbeiten zu beforgen. Die 
Verwaltung ber Bandgemeinden wird von dem 
auf 6 Jahre gewählten Gemeindeausſchuſſe ge 
führt, der von der Gefamtheit der Gemeinde» 
glieder beauffichtigt wird. Vorſtand ift ber Bürger« 
meifter, Mitglieder: ein Beigeorbneter und 251824 
Gemeindebevollmädhtigte. Im der Pfalz befteht 
nur eine Form der Gemeinbeverfafjung: hier ber 
forgt die Verwaltung ein Bürgermeifter (mit 1 oder 
2 Abjunkten) im Verein mit 6 bis 24 auf 5 Jahre 
gewählten Gemeinderäten. — Mehrere Gemeinden 
önnen zu einer Bürgermeifterei vereinigt werben ; 
alle ftehen Hinfichtlich der Verwaltung ihrer An⸗ 
gelegenheiten unter ber Aufficht des Staatsmini» 
fteriums des Innern, welches biefelbe in erfter 
Inſtanz durch die Diſtriktsverwaltung, in zweiter 
durch die Kreisregierung ausübt. Die Ausgaben 
für die Gemeinden werden durch Umlagen erhoben, 
die in Form von Beifchlagprogenten zu den Staats⸗ 
ſteuern zu zahlen find, 

23 


Da, wie erwähnt, das Reichsgeſeß über dem Unter- heute beflcht in Bayern ber Brad) bes Konlordats, 
Rüpmgswohnfig für Bayern feine Geltung hat, ımd bi Vaters vom 


ü , und die Encyflife des. Heiligen 
an Arnd (Ban 17 Femae 1T —— —— officio iR mar 


Rene 
wurden unter dem 23. Februar und feine Sonflitution vom 26. Mai 1818. Bader- 
1872, 21. April 1884 und 17. März 1892 er- — 
ioſſen. Das Gech über bie öffentliche Armen mb Gs befehen in Bayern zwei Erzbistümer: 


hältniffe der fatholifhen Kirche in’ i 
Bayern georbnet. Da aber bie im Kontordate baren Dompfarrei Epeier. — Rad) dem 7. Ar- 


Ur vade Mekfübnmme hend —— Reihögejeges vom 4. Inn 1872 wurden der 
eid fi nur auf bie bürgerlidien Berhältnilie bes ' Jefnitenorden und die ihm vertvandten Genoffen- 
siehen folle, blieben jene Widerſprũche ungelöft. Malen Corelien: Geſellſchaft —— der 
Unter Zubwig L wurden zwar mehrere unlirchliche zen Jeſu; bis des Bumdesrats 


Beziehungen trübten fi ſchon unter dem 
folger wieder durdy nene Konflikte. Im Jahr! Theologie und PeHofophie 74 ein bijchöfliches 
1850 verlangte der zu Freifing verfammelte Epi-; und 7 königliche Lyceen, 9 8 Ruaben- 
ftopat von Mazimilian IL die Aufgebung der ein- ! = 11 fatholifche Studienfeminare, " unter diefen 
feitigen, konlordatswidrigen Beftimmungen, welche das adlige Julianeum in Würzburg. 
nicht ohne ſchlimme Folgen für die fatholifce ; Die Hiitatholiten erfuhren in Bayern von 
Kirche in Bayern geblieben waren. Da unter dem . nn ne rohe 
8. April 1852 nur unbedeutende Zugefländniffe. Münden war der Mittelpunkt der ganzen Be- 
erfolgten, reichten die Biſchöfe 1853 eine neue wegung; nur vermied Bayern mit Rüchſicht auf 
Borftellung ein, erhielten aber nur geringe Er- das Rontorbat, den „Biihof" Reinfens anzuer- 
leichteruugen (19. Rovember 1854); die wid- fennen. Alttatholiſche Gemeinden follen 1877 
figften Forderungen, befonbers hinfidjtfih der! und Er x mit 7 Geifllicen, 1883 28 be- 
theologiſchen Studienanflalten, blieben unerfüllt, | fanden haben; für die übrigen Jahre find die An- 
und bie Kirche wartete während der Regierung : gaben en Die Zahl der jelbfländigen Mit- 
Marimilion? II. ve % auf Anerkennung ihrer | glieder betrug 1874: 3251, erreidhte ihren 
Rechte und ihrer S udigfeit. Nachdem unter : Stand 1876 mit 3800 und janf im Jahre 1885 auf 
Ladwig II. am 20 mber 1869 Lutz Kultus | ‚1882; die Geelenzahl fiel von 11 388 (1878) auf 
usinifter geworben war, wurben durch Minifterial- , 3625 im Jahre 1890. Seit 1892 gelten die 
verfügung vom 20. November 1873 ſelbſt die ge- ‚ Altkatholifen in Bayern mur noch als Privat- 
eingen Zugefländnifie von 1852 und 1854 wieder genofjenfchaft. — Die evangeliſche Kirchen- 
urädgenommen, und eine völlig fulturfämpferifche derfaffung beruht auf dem Synodalfgftem. Es 
Verwaltungspraris griff Bla: Einmilhung in beflehen zwei Generalfynoden, die eine für die 
e immerflen Angelegenheiten der Kirche, ſelbſi in Pfalz, die andere für die rechtsrheiniſchen Kreife ; 
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denn bie zwei Synoden der beiden rechtsrheiniſchen 
Konſiſtorialbezirle können in eine gemeinjame ver- 
einigt werben. Mitglieder find vom Landesherrn 
ernannte geiftliche und weltliche Perfonen und die 
in den Diöcefanfynoden gewählten Vertreter bes 
geiftlichen und des weltlichen Standes. Die Mit- 
glieder der Synode in der Pfalz follen ſämtlich 
aus der Wahl der Didcefanfynoden hervorgehen. 
Die Dauer der Synodalperiode ift eine vierjährige 
(Editt vom 26. Mai 1818, Gejeh vom 4. Juni 
1848, und für die Pfalz auch der königliche Ber 
ſchluß vom 17. Juni 1876). Weitere Kirchen⸗ 
vertretungen find bie Didcefanfynoden, die Ge- 
meindefirhenräte und die Gemeinbefirdhenver- 
fammlungen. Die Reformierten bilden fieben 
Tleinere Gemeinden. — Mit der Leitungder Kirchen- 
verwaltung als oberfle geiftliche Behörde ift für 
die rehtörheinischen Landesteile das prote- 
ſtantiſche Oberfonfiftorium zu München betraut, 
welches aus einem Präfidenten proteftantifcher 
KRonfeffion und einem weltlichen und vier geift- 
lichen Obertonfiftorialräten (einer reformiert) ger 
bildet iſt. Unter ihm ftehen das unmittelbare Dela- 
nat Münden und zwei Konfiftorien zu Ansbach 
und Bayreuth mit 64 Defanaten. Für die Pfalz, 
wo feit 1818 Union zwiſchen Lutheranern un! 

Neformierten befteht, ift ein proteſtantiſches Kon⸗ 
fiſtorium zu Speier eingefeßt, welches jeit 1848 dem 
Kultusminifterium unmittelbar untergeorbnet ift 
und 16 Defanate mit 241 Pfarreien umfaßt. Ein 
proteftantifches Predigerfeminar befindet ſich in 
München, ein proteftantilches Kollegium in Augs- 
burg und je ein proteftantijches Alumneum in Re 
genẽburg und Ansbach. — Die Katholiten herr 
ſchen in ben bayriſchen Stammlanden und in den 
ehemals geiftlichen Beſitzungen ſtark vor, wogegen 
in den früheren Fürftentümern Ansbach und Bay⸗ 
reuth, in der Pfalz und den reichsſtädtiſchen Ge= 
bieten die Zahl der Proteftanten überwiegt. — 


Die Jsraeliten haben 42 Rabbinate unter dem | Ki 


Oberrabbiner zu Fürth. Unterfranken, die Pfalz 
und Mittelfranfen haben die ftärkfte jüdiſche Ber 
völferung, Oberpfalz und befonders Niederbayern 
die geringfte. —5 — haben nur die Katholilen, 
Proieſtanten nebft Reformierten und die griechiſche 
Kirche die Rechte einer juriftiichen Perſon und ge= 
nießen den befondern Schuß des Staates; alle 
übrigen Religionsvereinigungen gelten nur als 
Privatgeſellſchaften. 

Mit Anſialten für Wiſſenſchaften und Künſte, 
für Unterricht und Erziehung iſt Bayern reich 
ausgeftattet. Daß ſich bei Prüfung der Schul⸗ 
Tenntniffe außgehobener Refruten teilmeife ungün⸗ 
flige Nefultate ergeben, hängt wohl damit zu- 
jammen, daß viele Landgemeinden aus zerftreut 
Tiegenden Ortichaften und Höfen beftehen, wo⸗ 
durch namentlich im Winter der geregelte Schul» 
unterricht fehr erſchwert wird. Ein Fortſchritt in 
diefer Beziehung ift indes unverkennbar. — Der 
Volksſchul unterricht ift obligatorifch und währt 
vom 6. biß zum 14. Jahre; nad) der koniglichen 
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Berorbnung vom 26. April 1882 fann der Eintritt 
ſchon erfolgen, wenn das 6. Lebensjahr im Laufe 
des Kalenderjahres zurückgelegt wird. Es giebt 
7212 Vollsſchulen (5083 katholiihe, 1905 pro⸗ 
teftantifche, 90 israelitifche, 134 gemiſchte) und 
eine große Zahl von Fortbildungsichulen, deren 
Beſuch für jene, die feinen andern Unterricht 
genießen, obligatoriih iſt. Zur Heranbilbung 
von Lehrkräften beftchen 22 Lehrer- und Lehre- 
tinnenfeminare, 44 Präparandenanflalten und 
1 israelitiſche Qehrerbildungsanflalt in Würzburg. 
— für den höheren Unterricht forgen 37 Studien« 
anftalten (Gymnaſien mit 9 Jahresfurjen), 52 iſo⸗ 
Vierte Lateinſchulen (Schulordnung vom 20. Au⸗ 
guft 1875), 4 Realgymnafien (jeit 1876), in 
6 Jahresturfen unmittelbar an die 3. Klaſſe der 
Lateinſchule anfchließend, und 58 Realſchulen (jeit 
1877) mit 6jährigem Kurfus. Von den 3 Unie 
verfitäten find die Ludbwig-Mazimilians-Univer- 
fität in Münden und die Julius-Marimiliange 
Univerfität in Würzburg latholiſch, die Friedrich“ 
Alegander = U: tät in Erlangen evangeliſch. 
— Die wihtigften Fach⸗ und Speciallehranftalten 
find: die —— Hochſchule, die Tierarznei⸗ 
ſchule, 8 Handelslehranſialten, 2 Iandwirtihafte 
liche (Weihenftephan und Münden), 2 forftliche 
Hochſchulen (Afhaffenburgund München), 1 Kunſi⸗ 
atademie und Kunſtſchule, 2 größere Muſikinſti⸗ 
tute (Münden und Würzburg), 2 Kunſigewerbe · 
ſchulen (Münden und Nürnberg), 1 Kunfl« 
gewerbeſchule für Mädchen, 4 Induftriefchulen zu 
Münden, Nürnberg, Augsburg, Kaiſerslautern, 
5 Baugewerkſchulen u. a. m. — An Woblthätig- 
keitSanftalten für geiftig und körperlich Beſchränkie 
find vorhanden: 10 Anflalten für Irre, 9 für 
Epileptiſche und 3 für Kretins (2 katholiſche zu 
Eggäberg und Glött, 1 proteftantifhe zu Neu« 
etielsau), 14 Taubftummen- und 4 Blinden- 
inftitute und 1 Erziehungsanftalt für Früppelhafte 
inder. — Die Kinanzen Bayerns find wohl- 
geordnet. Na dem Voranſchlage für das eine 
Jahr der 24. Yinanzperiode 1898/99 betrugen 
die Einnahmen netto 208624594 Mark, date 
unter direfte Steuern 32273200, Zölle und 
indirefte Steuern 76303295, Regalen und 
Staatsanftalten 48. 017 488 und Staatsdomänen 
21632161 Darf. Die Übermeifung aus den 
Reichseinnahmen ftellte fich für1900 auf57 312400 
(1895: 45293300, 1888: 17880 700) Marf. 
In den auf 379358055 Mark veranjhlagten 
Ausgaben waren für das Minifterium der Juſtiz 
16 888 089, des Innern 25 731419, des Kultus 
28129942 und für Reichszwede 60 238800 Mark 
eingefebt. Bayern erhebt die Steuer auf Bier für 
eigene Rechnung und hat ferner feine eigene Poft« 
und —— Wie es daher einer⸗ 
ſeits an den Erträgniſſen dieſer Einnahmepoſten 
des Deutſchen Reiches leinen Anteil hat, muß 
es anderſeits zum Erſatze entſprechend höhere 
Matrifularbeiträge leiſten; dieſe betrugen für 
1900: 59193000 (1895: 50088400, 1888: 
28* 
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29 577 800) Mark. — Die geſamte Staatsſchuld 
belief fi Ende 1898 auf 1485196 446 Matt, 
und zwar betrug die allgemeine Staatsſchuld 
2083 N 102, die Sifenaguigutb 1090 394 800, 
die Grundrentenfhulb 137967444 und die 
Kulturrentenſchuld 3463 100. Demgegenüber er⸗ 
freut fich der Staat eines großen Domänenbefiges, 
und die Eiſenbahnſchuld ift durch freilich nur 
gering rentierende Allivwerte gebedt. — ae 
und Württemberg befigen eigene Poſt⸗ und 
Zelegraphenverwaltungen (Art. 48. 52 der 
Neicheverfaffung) , aber auch in diefen Staaten 
fleht dem Reiche die ausfchließliche Gejehgebung zu 
über die Vorrechte der Poſt und Telegraphie, über 
die rechtlichen Verhältnifje beider Anftalten zum 
Publikum, über die Portofreiheiten und das Poſt · 
tagwefen, jedoch mit Ausſchluß der reglementari« 
{hen und Tarifbeftimmungen für den internen 
Verkehr innerhalb der beiden Länder, fowie unter 
eicher Beſchränkung die Feſtſtellung der Ge» 
ühren für die telegraphilche Korrefpondenz. 
Ebenfo regelt das Reid) den Poft- und Telegra- 
phenverfehr mit dem Auslande, ausgenommen ben 
eigenen unmittelbaren Verkehr Bayerns (bezw. 
Württemberge) mit feinen bem Reiche nicht an» 
hörenden Rachbarſtaaten. Die Einnahmen aus 
: und Telegraphie bezifferten fi) 1898 auf 
31837149(1886: 14253339), bie Ausgaben auf 
27133608(12180767), jodaß ein Überlguß bon 
4703 541 (2072572) Mark verblieb. 
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gültigen Ser und Verordnungen, 2. Aufl., 
1898; Heimberger, Die ſtaatskirchenrechtliche 
Stellung der Israeliten in Bayern, 1893. — 
Böhm, Das bayriſche Volksſchulweſen, 1874; 
Engelmann, Handbuch des bayriſchen Voltafgule 
rechts. — Hof und zer des König- 
reich8 Bayern. [Ed. Franz.) 
zen kr — 
Beßanungsplan, oligei, |. Polizei. 
Beccaria, Ceſare, —A Bone⸗ 
fana, iſt in Mailand geboren am 15. März 
1738. Seine Erziehung genoß er im Sefuiten« 
folleg zu Parma, verleugnete aber bald bie ihm 
dort eingepflanzten Grundfäße unter den Einfluffe 
ber Shen Montesquieus (ſ. d. Art), na« 
mentli) ber Lettres persanes und der frant« 
zöſiſchen Gncyflopäbiften. Ce sont eux qui 
ont developp6 dans mon äme les senti- 
ments d’humanits etouffes par huit anndes 
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d’une education fanatique, ſchrieb er 1766 
an den Überjeger feiner berühmten Schrift, den 
AbbE Morellet. Im Kreiſe von gleichgeſinnten 
Freunden, namentlich der Grafen Aleffandro und 
Pietro Verri, faßte er den Gedanken, die geltenden 
Strafgejege, nach ihm „das ungeheuerliche Er⸗ 
zeugnis völlig barbarifcher Jahrhunderte”, in ihrer 
Grundlage anzugreifen. Furcht vor den Folgen 
feiner Kühnheit hielt ihn zurüd, bis er fich durch 
daB Drängen P. Verris zur Veröffentlihung der 
Schrift Dei delitti e delle pene (Milano 1764), 
Fr mit faljchem Drudorte (Monaco), ent 
eb. 


Wenn auch in Italien — wir erinnern an bie 
neapolitaniſche Schule Genovefis — die Auf 
Hlärungsideen der engliſchen Deiſten und ber 
beutichen Illuminaten auf dem Gebiete der mo⸗ 
raliſchen und politifchen Wiſſenſchaften meift in 
engeren, geheimen Streifen ſich außgebreitet hatten, 
fo fanden Beccaria und der von ihm geleitete 
Mailänder Zirkel jowie bie von demjelben 1764 
und 1765 veröffentlichten Auffäge in gänzlicher 
Abhängigkeit vonden franzöfijhen Encyllopãdiſten. 
Nicht nur forgten diefe für die rafchefte und wei⸗ 
tefte Verbreitung ber Schrift Beccgrias, nicht nur 
verſah Diderot die Morelletiche Überfegung mit 
Anmerkungen (f. u.), fondern Beccaria felbft be» 
kennt und erläutert feine Abhängigkeit in höchſt 
charalteriſtiſcher Weiſe. „Mit Dankbarkeit und 
Beſchämung“ ſchreibt er an Morellet, „habe ich 
die verbindlichen Sachen angenommen, die Sie 
mir von feiten berühmter Männer jagen, welche 
der Menſchheit, Europa und Ihrer Nation jo 
viele Ehre machen. D’Alembert, Diderot, Hel- 
vetius, Buffon, Hume, berühmte Namen, die man 
nicht ohne die innigfle Bewegung hören kann, 
neue unfterbliche Werke find meine ftete Lektüre, 
der Gegenftanb meiner fteten Beichäftigung bei 
Zage und meines Nachbentens im Schweigen der 
Naht. Voll von den Wahrheiten, die ihr Iehrt, 
wie könnte ich angebeteten Irrtümern räuchern 
und mi) bis dahin erniebrigen, die Nachwelt zu 
belügen? ... Sagen Sie dem Baron Holbad), 
wie Fehr ich ihn verehre, und wie begierig ich bin, 
feiner Freundſchaft mich würdig zu machen. ... Seit 
fünf Jahren ber jchreibt fich meine Belehrung zur 
Philoſophie, und ich verdanke fie der Lektüre der 
Perſiſchen Briefe. Das zweite Wert, das die Revo» 
Intion in meinem Geifte vollendete, ift der Brief 
des Helvetius vom Geiſte ... Der Lektüre ver- 
Dante ich einen großen Zeil meiner Ideen...” (Der 
Bee tie # ganz in der Bergfichen Überfefung 

. u. 


Beccaria erfuhr auch heftigen Tadel und ſcharfe 
Beſchuldigungen, aber weit mächtiger blieb der 
Beifall, namentlih in Frankreich, wo ja die 
Encyflopädiften bereits die öffentliche Meinung 
beberrichten. Die Republif Venedig verbot ftrenge 
die Verbreitung der Schrift in ihrem Gebiete, 
aber der dfterreichifche Statthalter in Mailand, 
Graf Firmian, der emfige Vertreter der Wiener 
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„Aufklärungsidee”, der Bebränger der lombardi⸗ 
ſchen Katholiken und ihres mutvollen Verteidigers 
Kardinal Pozzobonelli (geft. 1788), verficherte ihn 
feines Schutzes, und als Katharina II. ihn nad 
Petersburg zu ziehen gedachte, erflärte der Stantg« 
tanzler Fürſi Kaunitz, es würde ber Öfterreichifchen 
Regierung wenig Ehre machen, ſich vom Auslande 
in der gebührenden Wertichäbung des Genies 
übertreffen zu laſſen. Beccaria ward zum Profeffor 
der Kameralwiſſenſchaften ernannt (1768) und 
nahm dann aud) an der Staatsverwaltung teil, 
wo er fih um Reform des Münzweſens und Ber- 
einfachung von Maß und Gewicht beſondere Ver⸗ 
dienfte erwarb ; enblich gehörte er auch einem 1791 
eingefeßten Ausſchuſſe für Reform des Eivil- und 
Strafverfahrens an. Am 28. November 1794 
ftarb er; fein Tod blieb faft unbemerft. 

Wenige Schriften des 18. Jahrhunderts er⸗ 
regten ſolches Auffehen, wie Beccarias Dei de- 
litti e delle pene — aber jchärfer geprüft ver⸗ 
liert fein Wert viel von feinem Glanze, wie andere, 
aus gleichem Geifte hervorgegangene. Beccaria 
gründet den Staat auf einen Vertrag, der herr 
ſchenden naturrechtlichen Richtung feiner Zeit 
entſprechend. Der Staat kann die freiheit der 
einzelnen nur fo weit befhränfen, als die einzelnen 
auf dieſelbe bei Eingehung des Vertrags verzichten 
wollten; unter dieſem Geſichtspunkte allein kann 
die Strafe verhängt werden, da das Strafge —* 
wie alle Geſetze — lediglich auf der freien Willens- 
übereinflimmung der Bürger beruhen fan. Das 
für aber, daß die einzelnen fich ihrer Freiheit 
entäußert haben, muß die Gemeinfchaft fie ſchühen, 
muß ben einzelnen abjchreden, die freiheit 
jedes andern zu beeinträchtigen, und lann Dies 
nur badurd) erreichen, daß fie ben — 
Trieben noch ftärfere Berveggründe entgegenftellt, 
die Ausficht auf Die angedrohte Strafe. Beccaria 
ftellt alfo ange vor Feuerbach bie pfychologiſche 
Zwangstheorie, wenigftens im Keime, auf. Das 
Marimum der Strafe ift aber für ihn erreicht, 
wenn das angebrohte Übel den Genuß, welchen 
ber Erfolg des Verbrechens verheißt, überwiegt, 
während Feuerbad) die Strafe fo bemeſſen will, 
daß das angebrohte Übel die bei Unterlafjung bes 
Verbrechens ermachiende Unluft zu überwinden 
bermöge. uerbach will den verbrecherijchen 
Willen im Seime erftiden, Beccaria nur von dem 
Iegten, vollendenden Schritte abhalten ; Feuerbach 
fam zu einem harten Strafiuftem, Beccaria 
fpricht ſich ſtark gegen harte Strafen aus. Die 
Todesſtrafe findet Beccaria deshalb ungerecht⸗ 
fertigt, weil die einzelnen bei Eingehung des 
Sicherheitsvertrags der Gefamtheit keineswegs 
das Recht auf ihr Leben Hingeben wollten. 
Übrigens widerſpricht fi Beccaria felbft in 
offenfter Weile. Während er feiner Theorie nach 
die Todesftrafe verwerfen muß und fie auch an» 
fänglich vertwirft, gefteht er gleichwohl ihre Be- 
rehtigung für die zwei Fälle zu, daß das längere 
Leben eines Verbrechers die Staatsexiſtenz bedroht, 
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und daß defien Tod das wirkſamſte Mittel ift, 
andere von Verbrechen abzuhalten — Zuge 
ſtändniſſe, welche die Theorie über den Haufen 
werfen bezw. auf das Niveau des Nüplicfeits- 
Randpunftes erniebrigen (Bergt I, $ 16, ©. 172). 

Iſt Die Theorie vom Staatsverirage unhaltbar, 
To iſt es auch Die Darauf geftüßte Strafrechtstheorie. 
Mit der Aufklärungsphilofophie teilt Beccaria die 
Verachtung alles ee bie blinde Humani« 
tätsfhwärmerei, den Glauben an die alleinige 
Macht der Bildung. Als Anhänger der Theorie 
des Contrat social weit er jeden Einfluß der 
Oasen und des Naturrechts auf die Gejeh- 

ebung zurüd. Er erflärt e8 für höchſt wichtig, 

Bier eine genaue Sonderung vorzunehmen, um 
über Fragen des öffentlichen Rechts richtig urteilen 
u können. Dabei giebt er dem göttlichen und 
em natürlichen Recht eine jehr erhabene, aber 
möglichft der jocialen Wirklichfeit und Notwendig- 
feit entrüdte Stellung. Dana beftimmt ſich 
Beccariad Meinung von den Verbrechen gegen 
Religion und Sittlicfeit, foweit die dunklen 
Wendungen, in welche feine Furchtſamleit ſich 
hüllt, jene erfennen laſſen. Offenbar will er 
erftere überhaupt nicht und Iehtere nur dann, 
wenn fie durch den Gebrauch) von Gewalt bedingt 
find, beftraft wien. Jedoch iſt diefe Anſchauung 
bei ihm nur durch firenge Schlußfolgerung aus 
feiner Theorie, nicht durch frivole Denkart her- 
borgerufen. Wenigftens preift er die erhabene 
fociale Bedeutung der Ehe in feinen national« 
Öfonomifchen Vorlefungen (I, 8 39) mit Worten 
wärmfter Begeifterung. 

Beccarias Anſchauungen wirkten ſehr verdienſtlich 
nach einer andern Seite. Mit wuchtiger Beredſamkeil 
brandmarkte er die Anwendung der Folter, welche 
Schuld oder Unſchuld des Angeflagten, wie er 
mit bitterer Satire fi) äußert, von der Empfind« 
lichkeit der Fibern und Stärke der Musteln ab» 
bängig erſcheinen läßt. Er wies auf die graufame 
Thorheit Hin, den Angellagten beeibigt zu ver⸗ 
nehmen, wodurch dieſer leicht zum Meineide oder 
zur Selbſtſchädigung gebracht werben könne. Er 
erdrterte, wie weniger bie abfolute Härte des 
Strafſyſtems als die relative Schwere der Strafen 
ber einzelnen Verbrechen ihre Wirkſamkeit übe. 
Ferner erhob er lebhaften Einſpruch gegen bie 
eingeriſſene Willkür der Richter, welche gegenüber 
den veralteten Strafbeſtimmungen der Carolina 
ganz nach freiem Ermeſſen mildere Strafen 
verhängten. Beccaria verlangte dagegen, daß 
das Strafgeleg jo beftimmt fei, daß der Richter 
nur bie einzelne Handlung durch einen einfachen 
logiſchen Schluß darunter zu fubfumieren habe. 
Endlich forderte Beccaria zuerft freie Beweiswür« 
digung des Richters, welcher nad) der moralifchen 
Gewißheit, nicht nad) den Regeln eines flarren 
Beweisſyfiems urteilen folle, und Offentlichkeit 
des Verfahrens. — Erwägt man die Mißbräude 
des damaligen Strafverfahrens, ben zwiſchen einer 
von niemand mehr ernftlich aufrecht erhaltenen 
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Geſetzgebung und ber Scheu vor jeder ernftlichen 
Neuerung ſchwankenden Rechtszuſtand, dann ift 
die Wirkung der Worte Beccarias leicht zu ver⸗ 
fliehen. Wie weit Beccariad Stimme drang und 
mie lange fie nachflang, beweilt, daß die von 
Katharina II. verfaßte „Inftruftion für die zur 
Verfertigung des Entwurf8 zu einem neuen &e=- 
fegbuche verorbnete Kommiſſion“ (1768) neben 

'ontesquien vorzüglich auf Beccaria berubte, 
und daß die Sriminalgefeßgebung Leopolbs I. 
von Toskana (1786) nicht nur in den leitenden 
Grundſätzen, ſondern felbft in der Faſſung den 
Einfluß der Schrift Beccarias verriet (v. Reumont, 
Geſchichte Tosfanas II, 105). Beccaria hat einen 
kräftigen Stoß gegen alte, eingemwurzelte Übel 
geführt und euticheidende Schritte gethan, eine 
menfchlihere und zugleich gerechtere und wirke 
re Bekämpfung des Verbrechens herbeizu⸗ 

ren. 

Beccarrias Hauptirrtum beruht in der Filtion, 
Strafe und Strafgewalt in der Trennung von der 
focialen Ordnung und jenen naturgemäßen Be— 
dingungen begründen bezw. neu geftalten zu wollen, 
auf denen ihre Erhaltung, Ausbreitung und Ver⸗ 
volltommnung beruht. Die endloſen Verfuche des 
humanitären Liberalismus, außerhalb der For« 
derungen des Naturrechtes und der Offenbarung 
die Sanftion der geſellſchaftlichen Ordnung zu 
fuchen, find und bleiben utopiftiih. Wenn heute 
bie pofitiviftifche Auffaffung bes Rechts und der 
Ordnung, wie fie A. Comte und Stuart Mil 
begründet haben, ſelbſt zu jener ungeheuerlichen 
Auffaffung gelangt ift, es gebe keine Strafgewalt 
gegen fittliche Exceſſe, welche das honeste vivere 
(Instit. I, tit. 158) verleßen, fo iſt jener Zeitpunft 
eingetreten, von dem Montesquieu (Esprit des 
ale ng, Ye — 
aller Uinglüde, die öffent! ttenlofigfeit 
108 wird, einer Anderung feiner ganzen Berfaffung 
entgegengeht. Die Reform ber Strafgewalt, eine 
Forderung ber focialen Notwendigkeit, wirb endlich 
wieber bei jenen Grundideen anlangen, weldye 
ſchon die leider wenig gelannte Scholaftif mufter« 

ültig gelehrt und verteidigt bat und welde 
Üiberntore (Instit. philos., ethicae Nr. 89) de» 
fintert: Poena est reactio veluti quaedam ra- 
tionis et iustitiae ad ordinem perturbatum 
restituendum eo modo quo convenit. 

Die Schrift Dei delitti et delle pene ward 
in Italien allein 34mal gedrudt ; fie ward mehr⸗ 
fach ins Franzöfiiche it (am beften von dem 
berühmten Kriminaliften F. Helie, mit vortreffe 
licher Einleitung und mit Anmerkungen, Paris 
1856), ins Spaniſche (Paris 1822) und jogar 
ins Neugriehiihe (von Eoray, Paris 1802). 
Die befte deutſche Überjegung ift die von Jui. 
Glafer, Wien 1851, 2. Aufl. ebd. 1876, früher 
von Bergt, Leipzig 1798 und 1817, Gareis ebd. 
1841. Einen oberflädjlichen, unbedentenden Kom» 
mentar, der aber jehr viel zur Verbreitung von 
Beccarias Ideen beitrug, ſchrieb Voltaire 1766 


717 Bedürfnis — 
(Commentaire sur le livre des delits et des 
peines par un avocat de province. Oeuvres 
complötes XXV, 589 ss., Paris 1879). — 
Seine nationalötonomifhen Borlefungen (Ele- 
menti di economia pubblica) wurden erſt nach 
feinem Tode in der Sammlung Serittori clas- 
siei italiani di economia politica (Parte mo- 
derna XI, Milano 1804) veröffentlicht. Außer» 
dem hat Beccaria noch Osservazioni sul dis- 
ordine e de’ rimedi delle monete nello stato 
di Milano (Lucca 1762) und Ricerche sulla 
natura dello stilo (Milano 1770) gejchrieben. 
— Noch fei erwähnt, daß im Jahre 1867 eine 
italieniſche Zeitfehrift den Namen Beccarias wie 
ein Banier aufpflanzte: Cesare Beccaria, Foglio 
settimanale della riforma carceraria, diretto 
da F. Bellazzi. 

Litteratur. Custodi, Notizie di Cesare 
Beccaria (Elementi p. 1—16); (Michaud,) 
Biographie universelle, nouv.6d., III, 445 s8.; 
F. Helie 1. c. Introduction p. I-XVII; $. 
Walther in Bluntſchlis StaatSwörterb. I (1857), 
757 ff.; Ces. Cantü, Beccaria ed il diritto 
penale (Florenʒ 1860); F. Sclopis, Histoire 
de la legislation italienne, trad. en francais, 
U (Paris), 568 ss.; Hebel, Die Todesitrafe 
(Berlin 1870) 148 ff.; v. Bar, Hanbb. d. deutſch. 
Strafr.1(1882),283 ff. [Gramich, rev. Weinand.] 

ürfnis, |. Voikswirtſchafislehre. 
edürfnisftage Bei Aonzeffionierungen, 
j. Gewerbe, Gewerbeordnung. 
ung, |. Begräbnisweien. 


Befäßi machweis, |. Gewerbe, Ge- 
werbeordnun⸗ mung. 
Beglandigte Arkunde, Legaliſierung, |. Ge⸗ 


rihtgbarkeit, freitoillige. 
tanbigungsfäreißen der Gefandten, 
ſ. Geſandte. 

BVegleitungsbeamte, |. Zölle. 

Begleitzettel, |. Zölle. 

Begnadigung. [Arten, Geſchichte und Be- 
gründung; Subjelt, Gegenfland und Wirkung 
der Begnadigung;; das im Deutichen Reiche in 
Bezug auf die verihiedenen Arten ber Begnabi- 
gm beftehenbe Recht.] Begnadigung ift die vom 

räger der höchften Gewalt im Staate zu Gunften 
einer der Zuwiderhandlung gegen eine Straf» 
beftimmung ſchuldigen Perſon verfügte Aus- 
nahme von den Wirkungen des Strafgeſetzes. 
Als Arten der Begnabigung find zu unterfchei- 
den: 1. je nach dem Zeitpunkt, in welchem bie 
Erteilung der Gnade erfolgt, a) die Abolition 
oder Niederfchlagung eines einzuleitenben ober 
bereit3 begonnenen Strafverfahrens, b) die Ber 
gnabigung im eigentlichen Sinne, der gänzliche 
oder teilweife Erlaß oder die Umwandlung ber 
nad) vollenbetem Strafverfahren erfannten Strafe, 
c) die Reftitution (Rehabilitation), bie Aufgebung 
der ehrenrechtlichen Folgen des Strafurteils; 2. je 
nach ber Zahl der begnadigten Berfonen die Einzel= 
begnadigung und bie mehreren Perfonen, jet e8 
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durch Niederfchlagung oder Hinderung des Strafe 
| verfahrens, ſei es durch Erlaß der rechtskräftig 
erfannten Strafe erteilte Amneſtie. 

Das Anwendungsgebiet des Begnabigungs- 
‚rechts iſt das Strafrecht, nicht das bürgerliche 
| oder das Verwaltungsrecht. Auf dem Strafrechts- 
gebiet ift bie Begnadigung durch eine von ber rich- 
terlichen verfchiedene Staatsgewalt dem Staats - 
recht aller Völker bekannt. In Rom kannte die 
ältefte ftäbtifche Organifation der Strafgerichte 
zwar feine Begnadigung durch die Könige, wohl 
aber eine ſolche Durch Die Bürgerfchaft nad) Bürger- 
recht. Zur Zeit der Republif erteilten Volk und 
Senat politischen Verbrechern bei feitlichen An⸗ 
ıläffen oder beim Wechſel der Parteihäupter Am ⸗ 

neitie. Eine Begnadigung während des Laufes 
des Strafverfahrens gab es nicht (die hierbei 
mögliche Interceffion eines Tribunen bewirkte 
nur einen Aufſchub der Anklage, nicht eine 
Aufhebung des Verbrechens). Ebenjowenig gab 
es Reftitution bei Tobedurteilen. Bon den Kai⸗ 
fern wurden alle Arten der Begnadigung auß- 
geübt, ſowohl die Begnadigung im eigentlichen 
Sinne (restitutio damnatorum) als aud die 
Nieberfhlagung der Unterfuhung im Wege der 
intercessio oderindulgentia 8. venia specialis, 
oder falls fie allgemeiner war, der indulgentia 
generalis. Die Begnadigung war unter ihnen 
in häufigem Gebrauche, fie erfolgte vor und nad) 
begonnenem Strafvollzuge, fie fonnte vom Kaifer 
| allein oder nad) vorgängiger Beratung durch den 
Seat oder aud vom Senate Bu erteilten 
Auftrages geichehen. Nicht mehr dem Volfe, ſon⸗ 
dern dem Kaiſer ausſchließlich fland das Recht der 
Begnadigung zu. Von der Begnadigung ift bie 
abolitio des römischen Rechts zu unterſcheiden. 
Diefelbe ift nicht eine Art der Begnadigung wie 
unfere heutige abolitio, fondern nur die Befeitie 
gung einer zur Zeit bereitö begonnenen oder ob» 
ſchwebenden Unterſuchung. Durch diefelde wurden 
nicht die Folgen des Verbrechens, ſondern nur 
die eingeleiteten Prozeſſe aufgehoben, jo daß wegen 
desjelben Verbrechens eine neue Anflage erhoben 
werben konnte. Wurde feine neue Anklage er» 
hoben, fo war ihre Wirkung allerdings einer Auf» 
bebung des Verbrechens gleich. 

In dem germanifhen Rechte konnte bie 
Idee der Begnabigung nicht fofort in ihrer Rein« 
beit berbortreten, weil da8 Strafrecht einen vor« 
herrſchend privatrechtlichen Charalter an ſich trug. 
Die Strafe wurde als eine dem Verlegten ſchuf⸗ 
dige Genugthuung aufgefoßt, und es wurde deshalb 
nicht bloß bei der Verübung des Verbrechens, 
fondern ebenfo bei defjen Beftrafung nur ber ver» 
lehte Einzelne, nicht aber der Träger ber ftaatlichen 
Souveränität als beteiligt erachtet. Karl der 
Große und feine unmittelbaren Nachfolger haben 
von dem Rechte der Begnadigung ziemlich häufig 
Gebrauch gemacht, jedoch immer nur dann, wenn 
fie ſelbſt als Verletzte und Richter erfchienen 
(Einhardi Annales a. 801, I, 189; a. 820, 
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I, 208). des 8 8 ber Gelb- 
bußen als Pr —E wurde 
neben dem Kaiſer auch dem Gerichte das Recht 


zur Gnade beigelegt; doch konnte ber Richter die 


Begnadigung nur mit Einwilligung des Klägers 


verfügen, und diefe Einwilligung wurde aud) noch Arten der 


für nötig erachtet, als die Strafe einen öffentlid- 
rechtlichen Charakter angenommen hatte. Als ein 
Gnadenalt ift aud die feit dem Untergange ber 
Vollsrechte anerlannte Befugnis des Richters an⸗ 
zuſehen, auf Antrag des Angellagten und mit 
Zuflimmung des Anflägers bei gewiſſen Ver⸗ 
brechen die Öffentliche Strafe in eine dem Ver⸗ 
legten zu entrichtende Buße und eine dem Richter 
zu gebenbe Weite umzuwandeln oder flatt der im 
Gefege ausgeſprochenen Strafe eine andere, mil- 
dere zu verhängen, 3. B. flatt Verbannung Wall- 
fahrten an heilige Orte. — Mit dem Eindringen 
der Rechte in Deutſchland, insbefondere 
des römifchen Rechts, mit der Umbilbung des Ge⸗ 
richtsweſens und der Ausbildung der Territorial · 
gerihte wurde das Begnadigungsreht immer 
deutlicher als ein Recht des Landesherrn erkannt. 
Das Erfordernis der Einwilligung des Klägers 
trat mehr in den Hintergrund, das Ablaufen der 
Öffentliden Strafe durch Gelb wurde verboten, 
die Verwandlung und Milderung der peinlichen 
Strafen den Gerichten in weitem Umfange 

eſtattet; daneben übten der Kaiſer und bie 
Gandesherren deren Entſcheidungen gegenüber das 
Begnadigungsrecht aus. Zu Anfang des 16. Jahre 
hunderts wurde bereit3 in einzelnen Ländern die 
ausſchließliche Befugnis des Landesherrn zur Ber 
gnadigung feftgejet (Lüder, Das Souveränitäts- 
recht der Begnadigung, 1860 ; Hälſchner, Syſtem 
de8 preußifchen Strafrechts I, 542 ff.). Durch 
die Anerkennung des Begnadigungäredites als 
eineß Hoheitsrechtes des Kaiſers und des Landes- 
fürften erhielt die Begnadigung eine ungleich 
höhere Bedeutung und zugleich einen fortwährend 
ie Umfang und praktiſchen Einfluß. Die 

andesfürften übten das Recht der Begnadigung 
wie die römifchen Imperatoren, fie machten auch 
von ber Abolition Gebrauch. 

In der Theorie beſtand über den Begriff 
und den Umfang des Begnadigungsrechtes bis 
u Elarus (geft. 1575) Teine fichere Auffafjung. 

larus erklärte die Begnadigung für ein bon 
Rechts wegen dem Princeps allein zuftehendes 
Recht, welches dem Herlommen gemäß aud) von 
andern Gerichtöherren geübt werbe und Die vor» 
herige Zuftimmung des Verlekten vorausſetze. 
Eine Höhere Auffaffung läßt die bambergiſche 
Halsgerichtsordnung von 1507 erkennen. Seit 
dem 17. Jahrhundert wurde das Recht der Ber 
gnabigung zu den landesherrlichen Regalien ge» 
rechnet, und es wurde im 18. Jahrhundert fogar 
noch mehrfach als Einnahmequelle ausgeübt. Aus 
bem Gefichtapunfte bes Regals entwidelte Carpzow 
(geft. 1666) die Lehre vom Begnadigungsrecht, 
welches er ausichließlih dem Sailer und den 
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Lanbesherren zuſpricht. Die nicht mit Landes- 
hoheit verfehenen herren follen nur ein 


jebod ohne Verwandlung der Strafart in eine 
andere, eintreten zu laffen. Den Fürften find alle 
1 : Begnadigung freigegeben, jedoch ſoll 
dieſelbe Hinfichtlich gewiſſer ſchwerer Verbrechen, 
insbeſondere der delicta iuris divini (Ti 
Ehebruch, Sobomie, Blasphemie, Idolatrie u. ſ. w.) 
ausgeſchloſſen ſein. Dieſe Doltrin erlangte zufolge 
der Autorität Carpzows faſt Au 
ertenmung. Gegen diefelbe erhoben fi um bie 
Wende des 18. Jahrhunderts einzelne Philofophen, 
insbeſondere Kant, welcher die Zuläffigfeit jeglichen 
Begnadigungsrechtes beftreitet. it bezei 
inden Metaphyſiſchen Anfangsgründen der Rechts · 
lehre (1797) das Begnadigungsreht als Das 
ſchlüpfrigſte aller Rechte des Souveräng ; nur bei 
einer Läfion, die ihm felber widerfährt (crimen 
laesae maiestatis), fol er davon Gebrauch machen 
önnen, aber auch da nicht einmal, wenn durch 
Ungeftraftheit dem Volle jeloft in Anfehung feiner 
Sicherheit Gefahr erwachſen fönme; in allen 
andern Fällen fol die Begnadigung ein Unrecht 
jegen die Unterthanen und das einweſen fein. 
A diefen Ausführungen ift ber Begriff der Strafe 
verfannt. Anderſeits verfennt de Ganbolle den 
Charakter des Begnadigungsrechtes als eines 
Hoheitsrechtes bes Regenten, wenn er in feiner 
Dissertation sur le droit de gräce (1829) 
bie Aufftellung eines tribunal de gräoe verlangt, 
um durch dieſes Gnade erteilen zu lafien. Auf 
einer irrigen Anficht über ben Charakter ber Ber 
gnabigung beruht auch die bebingte Gegnerichaft 
Benthams in feinen Traités de legislation 
eivile et p6nale (1820) II, 190—192: Si les 
lois sont trop dures, le pouvoir de faire 
gräces est un correctif nöcessaire; mais co 
correctifest encore un mal. Faites de bonnes 
lois, et ne cr6ez pas une baguette magique, 
qui ait la puissance de les annuler. Si la 
peine est ndcessaire, on ne doit pas la 
remettre; si elle n’est pas necessaire, on ne 
doit pas la prononcer. Der von den Philo- 
fophen gegen die Zuläfligfeit der Begnadigung 
geltend gemachte Eingriff in die Rechte des Vers 
legten bildet feinen genügenben Grund gegen deren 
Statthaftigkeit, weil e8 ſich nicht um Privatredhte, 
fondern um öffentliche Rechte Handelt, „weil über 
fein Leib und Leben niemand uneingeſchränktes 
Eigentum und Herrichaft befigt“ (Codex Bavari- 
ıcus I, 11, 83 [1751]). Irrig ift die Bezeich 
nung des Begnadigungsredht als lex specialis. 
Irrig ift auch die Auffafjung, daß das Begnabi- 
gumgärecht des Regenten eine Unterart dei dem⸗ 
jelben uftehenden Privilegien und Dispenſations · 
rechts ſei (Marezoll, Kriminalrecht, 1847), da es 
ſich bei deſſen Ausübung nicht um die Auf 8 
eines Strafgeſetzes, ſondern nur um die Aufhebung 
der Folgen einer einzelnen That durch einen Re= 
gierungsaft des StaatBoberhauptes handelt. Bon 
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dem Rechtsmittel der Berufung unterſcheidet fi 
die Begnabigung dadurch, daß fie eine individuelle 
Ausnahme von der Anwendung des Strafgeſetzes 
ift, während die Berufung an den höheren Richter 
die richtigere Anwendung des Strafgefehes gemähr- 
Teiftet. Wenn früher infolge ber Vorſchrift, daß 
die richterlicden Urteile vom Landesheren zu ber 
flätigen feien, die Begnabigung als das richter« 
liche Urteil letzter Inſtanz erſcheinen Konnte, fo ift 
durch die neueren aummure der richtige 
Standpunlt hergeftellt. Die nach dem Vorgange 
anderer Staaten in dem deutſchen Strafgejeßbuch 
gewährte Möglichkeit einer vorläufigen Entlafjung 
der Strafgefangenen mit ber Wirkung, daß, wenn 
während bes Reſtes der Strafzeit ein Widerruf 
der Entlafjung nicht erfolgt ift, die Strafe mit 
Ablauf der Strafzeit als verbüßt erachtet wird, ift 
feine Art der Begnabigung, weil fie feinen Erlaß 
der Strafe enthält; fie ift ein mit dem Syſtem 
der Freiheitsſtrafen zujammenhängender , ber 
Landesjuftizverwaltung zuftehender Akt der Strafe 
vollftredung. 

Der innere Grund der Begnabigung ift einer« 
feits der Konflikt zwijchen den nur die Durch- 
ſchnittsverhältniſſe berüdfichtigenden Beftimmun- 
gen des Strafgejeßes und den Forderungen ber 
Gerechtigkeit im Einzelfalle, anberfeits der bie 
Anerkennung richterlicher Irrtümer und deren 
en in einem neuen Strafverfahren ausſchlie⸗ 

ende formale Grundſaß ber Rechtskraft gericht- 
licher Entſcheidungen. Im Strafrecht, deſſen 
ge Anwendung nicht allein die genauefte 

enntnis des Thatbeftandes nad) der That» und 
Willengfeite, ſondern auch ſolche Richter voraus ⸗ 
ſetzt, welche die Strafe im Geiſte des Geſetzes 
abzuwãgen verſtehen, wird es auch bei der beiten 
Gefehgebung immer Fälle geben, in welchen ein 
außerordentliches Zufammentreffen von Umftän- 
den bewirkt, daß bie nach dem Geſetze erfannten, 
durch diejes im voraus beitimmten Strafen außer 
Verhältnis mit der Verſchuldung ftehen. In die⸗ 
fen Einzelfällen ift e8 die Aufgabe des Begnadi- 
gungsrechts, die zu Unangemefjenheiten führende 
Anwendung de3 Strafgejeges von einem nicht 
bloß rein juriftifchen, fondern allgemein fittlichen 
Standpunkte aus zu verhindern. Deſſen Grund« 
lage ift ſomit bie Gerechtigkeit, welche eine Auß- 
gleichung des formellen Geſetzes mit dem mate- 
riellen Rechte wegen Mangelbaftigfeit ber Geſetz⸗ 
gebung oder wegen Mangelhaftigkeit des richter- 
lichen Ausſpruchs erheifcht. Unbegründet ift des · 
halb die Anſicht von Geib (Deutſches Strafrecht II, 
157), daß die Begnadigung nur zur Verbeſſerung 
der (unvermeidlichen) Fehler der Strafgeſehe und 
nicht auch ſchon dann erteilt werben bürfe, wenn 
es ſich um BVerbefferungen der Fehler der Straf- 
rechtspflege handelt. Durch Rechtsmittel nicht zu 
heilende Irrtümer der Rechtiprecjung müßten dann 
ungeheilt bleiben. Sodann lann auch der höhere 
Staatszwed felbft einem rechtlich wie fittlich 
Schuldigen gegenüber die Unterlafjung der An⸗ 
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wendung des Strafgejehes rechtfertigen, wenn 
durch defien Anwendung das Ganze mitleiden 
würde; denn bie Gefege werben gegeben, damit 
fie nüßen, nicht damit fie ſchaden. Endlich ift, 
wie für das Privatleben, jo aud) für das Staats- 
leben, unter Umftänden das Vergeben und Ber- 
geſſen richtiger und vorteilhafter als bie ausnahına« 
loſe Durchführung abftralter Grundfäge Die 
Gründe für die Zuläffigfeit der Begnadigung find 
fomit den Ideen der Gerechtigkeit, der Politit und 
der Güte zu entnehmen. 

Die Gnadengewalt ift fomit ein von dem 
Staateoberhaupte als dem Inhaber der Juſtiz ⸗ 
gewalt zum Zwede des Rechts, der Gerechtigfeit 
und bes StaatSwohles zu handhabendes Korreltiv 
aller Strafgefege. Subjelt des Begnabigungs« 
rechts ift da8 Staatsoberhaupt, in Monarchien 
der Monarch, und zwar in fonftitutionellen Mon⸗ 
archien der Monarch allein mit Ausſchluß ber 
Landtage, in Republiten das Organ der Siaats- 
verwaltung. Der höchſt perfönliche Charakter des 
Begnadigungsrechts verbietet deſſen Übertragung 
auf andere Organe der Staatsverwaltung jowie 
die Aufftellung materieller Vorausfeßungen für 
deſſen Ausübung durch den Regenten. Materielle 
Bedingungen laſſen fich überdies ſchon um ded= 
willen nicht figieren, weil es unmöglich ift, die 
Kombination aller thatfächlichen Fälle voraußzur 
fehen. Im allgemeinen läßt ſich nur jagen, daß 
die Begnadigung ein fubfibiäres Hilfsmittel zur Be⸗ 
jeitigung vorhandener Unnollfommenheiten bleiben 
muß. Sie kann bei allen ftrafbaren Handlungen 
ohne Ausnahme eintreten. Ihre Erteilung aus 
lediglich in der Perfon des Regenten liegenden 
Gründen, wie Regierungsantritt, Bermählung, 
Geburt eines Thronerben, erfcheint der modernen 
Theorie ungerechtfertigt, weil diefe Ereignifie mit 
der Strafe in keinerlei Zufammenhange flehen. 
Die Begnadigung kann an fi) jederzeit eintreten. 

Gegenstand der Begnadigung können fänt« 
liche Folgen des Verbrechens fein mit Ausnahme 
ber vermögensrechtlichen. Die Begnadigung iſt 
weder auf einen Zeil der Folgen noch durch ben 
Willen des Begnadigten beichränft, fie lann viel« 
mehr die Folgen vollftändig aufheben und die 
Ausführung der von ihr als gerecht erfannten 
Milderung der Strafe unbedingt verlangen. Der 
Begnadigte kann die Begnadigung nicht aus- 
Schlagen, er muß ſich ſelbſi die Abolition gefallen 
laſſen, wo fie zuläjfig, weil auch diefe im öffent- 
lichen Intereffe erteilt wird. Nach dem Begriffe 
ber Gnade kann die Begnadigung nur zur Mildes 
rung, nicht zur Schärfung der erfannten Strafe 
führen, fie kann diefe ganz oder teilweife erlaſſen 
oder in eine andere, im Strafgejeß anerlannte und 
von biefem für milder erflärte Strafart umwan- 
deln. Die Befugnis zur Strafverwanblung hat 
Mohl (Staatsrecht, Völlerrecht und Bolitit II, 
660) dem Regenten abgefprochen, weil ber Ver⸗ 





urteilte zwar nicht verlangen lönne, daß die 
Staatägemwalt handle, wo und wie fie es nicht für 
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recht erachtet, wohl aber fordern könne, daß fein 
anderes Übel ihm zugefügt werde, als daß Gejeß 
überhaupt bei der fraglichen lbertretung für 
paſſend erachtet Hat. Hier ift der öffentlich-recht« 
liche Charakter der Begnabigung verlannt. In 
England Tann die Begnabigung bei beftimmten 
Verbrechen die Wirkungen des bürgerlichen Todes 
nicht aufheben. 

Die Wirkung der Begnadigung wird durch 
die regelmäßig ſchriftliche Begnadigungsverfügung 
beftimmt; ift deren Inhalt zweifelhaft, fo iſt die⸗ 
jelbe genau und fo vorteilhaft wie möglich für den 
Begnadigten zu interpretieren. Die Wirkung der 
Begnabigung erftredt fi bezüglich erfannter 
Strafen auf alle Länder und alle nr 
nachfolger; bezüglich noch nicht erkannter Strafen 
nur auf das Gebiet besjenigen Staates, von deſſen 
Regenten fie erteilt iſt. It dieſer Staat der ein⸗ 
ie zur Strafverfolgung berechtigte, fo wirkt die 

bolition abſolui. Dasſelbe gilt, wenn beim 
Vorhandenſein mehrerer berechtigten Staaten dieſe 
ſämtlich die Abolition erteilen, weil dadurch 
jede Moglichkeit ſtrafrechtlicher Verfolgung aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Der von nur einem der berechtig- 
ten Staaten gewährten Abolition ift außerhalb 
des Gebietes besfelben eine rechtliche Wirkung 
nicht beizumeflen. Das gilt jelbft für den Fall der 
nach eröffneter Unterfuchung erteilten Abolition. 
Steht eine Straffache, zu deren Verfolgung an 
N nur ein Staat Be iſt, mit einer zweiten, 
in einem andern Stante zu verfolgenden Straf« 
ſache im Zufammenhange, jo wirkt die in dem 
einen Staate erteilte Abolition abſolut, wenn 
fie erteilt wird, bevor Die Sache bei dem Ge⸗ 
richte des andern Staates anhängig gemacht if. 
Für die Rehabilitation der Ehrenrechte beſteht in 
Frankreich und der Schweiz ein deren Erteilung 
begünftigendes, gerichtliches Verfahren (franzöfie 
ſches Geſetz vom 6. Juli 1852). 

Im Gebiete des Deutfchen Reiche iſt Sub» 
jeft der Begnadigung für diejenigen Strafſachen, 
in welchen das Reichögericht in erfter Inftang oder 
in welchen ein Konful oder ein Konfulargericht 
oder eine Behörde in den Schußgebieten in erfter 
Inſtanz erfannt hat, fowie für Disciplinarftrafen 
ber Reichsbeamten der Kaifer, in allen andern 
Straffällen, ſowohl bei Eivilperfonen ald Perſonen 
des Solbatenftandes der Landesherr bezw. in 
den republifanijchen Hanjeftäbten der Senat. Dies 
gilt aud für diejenigen Straffadden, welche, wie 
die Beleidigung des Kaiſers oder des Bundes⸗ 
rates, wie Amtsberbrechen der Reichsbeamten, Zoll« 
und Steuervergehen, bie Intereſſen bes Reiches 

„berühren. Das Begnadigungsreht des Kaifers 
befteht nur in dem Rechte, erkannte Strafen zu 
erlafjen. — Ein Iandesherrliches Gnaben- 
recht fleht dem Staatsoberhaupte nur us 
derjenigen Straffachen zu, in welchen ein Gericht 
ober eine Behörde feine Gebietes in erfter In⸗ 
ſtanz erfannt bat. Ein anderer Staat iſt zur Er⸗ 
teilung der Begnadigung nicht befugt; Dies gilt 
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ſelbſt dann, wenn die Sache nad) Eröffnung der 
Unterſuchung von dem urjprünglich befaßten Ge= 
tichte auf ein einem andern Staate angehörenbes 
Gericht übertragen wirb, mag letßteres zuftändig 
fein oder nicht. Someit ein Gericht erfter Inftanz 
für einen in mehreren Staaten belegenen Bezirk 
beftellt ift, ift bie Ausübung des Begnadigungs- 
rechts durch Staatsverträge geregelt. Wird infolge 
bon in mehreren Staaten vorgefommenen Ber« 
urteilungen von einem Erftinftanzgericht auf eine 
Gefamtftrafe erkannt, fo fteht dem Landesherrn 
dieſes non or *3 a ieh Reicht» 
gericht fein follte, dem Kaifer das Begnadigungs- 
recht zu. Sind die Einzelitrafen von Gerichten 
verſchiedener Staaten erlafien, fo ift jeder Staat 
für den Teil der Strafe begnadigungsbereihtigt, 
den er nad) ber Vereinbarung vom 11. Juni 1885 
zu vollfireden hat. Die Begnadigung ift von dem 
Kaiſer ſowie dem Staat8oberhaupte perſönlich auß- 
zuüben der Gnabenerlaß ift Durch den Reichslanzler 
bezw. einen Miniſter gegenzuzeichnen. Durch diefe 
Gegenzeichnung übernimmt jedoch ber Minifter 
nicht, wie für andere Regierungsatte bes Mo- 
narchen, aud) die Verantwortlichleit für bie Be» 
gnadigung. Die Kontrafignatur hat nur den Zweck 
die Gewißheit des Willens und ber Unterjchrift 
des Landesherrn außer Zweifel zu fielen. — Für 
minder wichtige Yälle ift in einzelnen Staaten das 
Begnabigungsreht den Nefjortminiftern 
delegiert. In Preußen ann 3. B. in Steuerfachen 
der Finanzminifter, bei Forftfreneln ber Sandwirt« 
[&aftsminifter, bei einzelnen überiretungen an« 
derer Strafgejeße der Juftizminifter Geldftrafen 
bis zu 80 Marf niederſchlagen ober herabmindern. 
Nah der Militärftrafgerichtsordnung für das 
Deutſche Rei) vom 1. Dezember 1898 bedürfen 
friegägerichtliche Urteile der Beftätigumgsordre zu 
ihrer Vollfiredbarfeit. Diefe hat mit der Be 
gnadigung nichts zu thun. Das Begnadigungs- 
recht fteht dem oberften Kriegsherrn zu. — Wäh- 
rend zweifellos den Kaiſer die ihm zuſtehende 
Gnadengewalt nicht zur Abolition, fondern nur 
zu Einzel- und Mafienbegnadigungen nad ge» 
Tälltem Steaferfenntnis berechtigt, ift bezüglich der 
Lanbesherren reſp. Senate ftrittig, ob und inwie · 
weit benfelben ein Abolitionsrecht, fei es in 
der Form der Einzelbegnabigung, fei es in der 
Form der Amneftie, zufteht. Die Verfafjung des 
Deutfchen Reichs vom 16. April 1871 enthält 
feine auf die Gnabengewalt des Kaiſers oder ber 
Landesherren bezüglichen Beſtimmungen. Die 
reichsgerichtlichen und konſulargerichtlichen Strafe 
fälle fowie —— in den Schußgebieten find ber 
iandesherrlichen Gnadengewalt zweifellos entz0« 
gen; in Bezug auf fie fteht alfo den Landesherren 
fein Abolitionsredt zu. Dasjelbe gilt bezüglich 
der mit einer reichögerichtlichen Sache im Zuſam · 
menbange ftehenden Strafjade, ſobaid dieſelbe bei 
dem Reichsgericht anhängig geworben ift. Vor 
diefem Zeitpunft erteilte Abolitionen find, die 
Ianbesgejehliche Zuläffigfeit der Abolition voraus⸗ 
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ezug auf alle andern Straffälle fteht den Landes» 
herren, welchen das Abolitionsrecht nicht Durch die 
Landengefepe entzogen ift, die Befugnis nicht nur 
yu Ammeftie, zur Begnadigung und Reftitution 

ezüglich rechtskräftig erfannter Strafen, ſondern 
auch zur Verhinderung und Niederfchlagung des 
Strafverfahrens zu, ſoweit nicht 8 152 der Straf⸗ 
prozeßordnung entgegenfteht. Die Abolition ift 
geftattet in Braunſchweig, nachdem das Ober- 
landesgericht ſich ad darüber geäußert hat, 
im Preußen auf Grund eines befondern Geſetzes, 
in Württemberg mit Ausnahme der vor den Staats · 
gehaunset gehörigen Fälle, in Bremen, Koburg, 

übed, Meiningen, Oldenburg, Neuß, Sachſen, 
Sonderthaufen, Walded und Weimar, wohl auch 
in Altenburg und Selen; biefelbe ift verboten in 
Bayern, Baden, (Luxemburg und Belgien). Im 
Preußen wird auf Grund des Wortlautes des 
Art. 49 der Verfafjung die Anficht vertreten, daß, 


da nur bei bereit8 eingeleiteten nt ſcher 
ei, 


das Abolitionsrecht bes Landesherrn beſchränkt 
vor Eröffnung des Hauptverfahrens dem Landes- 
bern Abolition und Ammneftie unbeſchränlt zu⸗ 
flünden, und daß eine bewilligte Amneftie noch 
nicht eingeleitete Unterſuchungen verhindere, wäh. 
rend fie bezüglich der bereits eingeleiteten Unter⸗ 
fuhungen wirkungslos jei (Rönne, Staatsrecht I, 
858). Das Iandesherrliche Abolitionsrecht dürfte, 
ſoweit es landesgeſetzlich zugelafien ift, durch bie 
deutſche Strafprozeßordnung bezüglich derjenigen 
ftrafbaren Handlungen befehränft fein, Durch welche 
jemand in Bezug auf jeine privaten Rechte verlegt ift. 
8 152 der beutfchen Strafprogeßordnung verpflich" 
tet nämlich bie Staatsanwaltichaft, wegen aller 
gerichtlich ſtrafbaren oder verfolgbaren Handlungen 
einzufchreiten, fofern zureichende thatfächliche An« 
baltspunfte vorhanden find unb nicht geiehlich 
anders beftimmt if. Erhebt die den Weifungen 
der Landesjuftizperwaltung untergeordnete Staatd« 
anwaltſchaft feine Anklage, fo hat fie dies dem 
Antragfteller unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 
Iſt der Antragfteller zugleich ber Verlehte, fo fteht 
ihm gegen biefen Beſcheid die Beſchwerde beim 
O! atsanwalt und gegen deſſen beſtätigenden 
Beſcheid der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung 
u. Das Gericht hat aber, wenn es den Antrag 
gründet findet, die öffentliche Klage zu erheben 
und darf baran auch nicht durch die landesherrliche 
Gnadengewalt gehindert werben. Das Abolitiond- 
recht hat danach nur einen beſchränlten Wirkungs- 
kreis. Wer abolitioniert ift, darf ſpäter nicht als 
Schuldiger behandelt werden. — Die Iandesherr- 
liche Gnadengewalt ift gegenüber ben ftrafbaren 
Handlungen der Beamten vielfach Beſchränkungen 
—— oder gar, wie in Württemberg, in 
Bezug auf deren Wiederanſtellung ganz aus— 
geſchloſſen. In Koburg · Gotha kann hinſichtlich 
der wegen Verfaſſungsverletzung erlannten Strafen 





ohne Zuſtimmung des Landlags kleine Begnadigung 
erteilt werden. 
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Die Reſtitution hängt mit dem Syſtem 
der Ehrenſtrafen zuſammen; ſie iſt der Erlaß der 
entehrenden Folgen des Strafurteils im Wege 
der Gnade. Die Ehrenfolgen der Verurteilung 
find in den 88 81 bis 37 des beutfchen Straf» 
geleßbuches vom 31. Mai 1870 aufgeführt. Die 
Wiedergewährung der Ehrenrechte kann nicht bloß 
der Geredhtigfeit wegen, fondern auch mit Bes 
ziehung auf bie Beflerung und daß bejjere Fort⸗ 
kommen bes Verurteilten dringend erwünfcht fein. 
Eine Reftitution ber privatrechtlichen Folgen bes 
Strafurteils Tann in Wege der Gnade nicht 
erfolgen, foweit durch biefelbe in Rechte dritter 
eingegriffen werden würde. — Die Begnadigung 
mehrerer, die Amneftie ift die den politifchen 
Verbrechern gegenüber regelmäßig zur Anwendung 
lommende Art der Begnadigung; obwohl fie als 
Generalabolition wie ais Generalbegnadigung zu · 
läſſig ift, macht man von ihr jelten Gebrauch. Die 
Gründe ihrer Erteilung find regelmäßig politie 
Art. (Bez. vollerrechtlicher Amneftie |. u.) 
Die Einzelbegnadigung wird in der Regel auf 
ein dem StaatSoberhaupte unterbreitete® Ge ſuch 
um gãnzlichen oder teilweilen Erlaß ober Um» 
wandlung der rechtskräftig erfannten Strafe er⸗ 
teilt. Diefe Geſuche können entweder dem Siaats - 
oberhaupte direft oder durch Vermittlung der 
Staatsanwaltſchaft des verurteilenben Gerichtes 
erfter Inftanz überfendet werben. Wird das Ge⸗ 
ſuch für berüdfichtigenswert erachtet, fo hat ber 
Staatsanwalt einen zur —— beim Staats · 
oberhaupt geeigneten, eine kurze Darfiellung des 
Sachverhalts enthaltenden Aktenauszug feinem 
Berichte an den Oberſtaatsanwalt beizulegen, und 
diefer hat die Alten und den Altenauszug mit 
feinem Gutachten dem Yuftizminifter zu über- 
fenden, von weldem dem Staatsoberhaupt Vor- 
trag zu halten ift. Eine formelle Vorausſetzung 
ber Begnabigung bildet aber weder dag Gnaben- 
gefuch noch der Bericht der Staatsanwaltſchaft 
und des Juſtizminiſters. Straferlaß und Straf - 
milderung können auch in denjenigen Fällen ver» 
fügt werben, in welchen Strafen von andern 
Behörden als den Berichten auf Grund der ihnen 
äuftehenden Straf oder Disciplinarbefugnis feit« 
ee worden find. Die Berichte find folden- 
r 8 von dieſen Behörden zu erftatten. Bon ben 
Kriegsgerichten follen Gnadengeſuche an den 
König nur dann gerichtet werben, wenn bie Mehr- 
zahl der Richter ſich bewogen findet, darauf an« 
tragen. Die Wirkung der Begnadigung be 
Himmt ſich nad} dem Inhalte des Gnadenerlaſſes, 
fie fann ſich nur auf die Strafe und deren Ehren- 
folgen, niemal® aber auf die aus ber That er⸗ 
worbenen Privatrechte eines dritten beziehen, hat 
aud feinen Einfluß auf die nicht begnadigten 
Zeilnehmer an der ftrafbaren Handlung. Aud in 
ſtrafrechtlicher Hinficht kann die Gnade nicht hin⸗ 
dern, daß das begangene Verbrechen nicht noch 
zum Beweiſe ber Gewerbs ⸗ und Gewohnbeitd« 
mäßigfeit ingezogen ober bem Rückfälligen 
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gegenüber als Strafichärfungs- ober als Straf- 
aumeljungsgrund berüdfichtigt werbe. 
Voͤlkerrechtlichen Charakters ift die in ben 
Friedensverträgen ben Unterthanen der Triege 
führenden Mächte zugefiherte Amneftie für alle 
Schädigungen und Unbifden, welde während 
des Krieges von den Angehörigen einer Kriegs⸗ 
partei gegen bie Angehörigen der andern Partei 
verübt worden find. Dieſelbe iſt ein Schuß vor 
allem für bie auf erobertem Gebiete wohnenden 
Staatsangehörigen; fie umfaßt aber auch die 
ftrafbaren Handlungen der eigenen Solbaten, 
welche während des Krieges nicht kriegsrechtlich 
zur Rechenſchaft gezogen worden find. Die Am⸗ 
neftie pflegt fich nicht auf Rechtöverlegungen zu 
beziehen, welche mit dem Kriege in feiner Ver⸗ 
bindung ftehen ober welche mährend des Krieges 
von den Angehörigen der kriegführenden Staaten 
auf neutralem Gebiete gegeneinander verübt wor⸗ 
ben find. In dem beutjch-franzöfiichen Friedens 
vertrag vom 10. Mai 1871 erteilten die Unter⸗ 
zeichner denjenigen Unterthanen, welche ſich durch 
irgendwelche Beteiligung an ben Kriegsereigniſſen 
zu Gunften des Gegners fompromittiert hatten, 
volle Amneftie, und zwar auch denjenigen Unter- 
thanen der friegführenden Parteien, welche wäh- 
rend bes Krieges ihr früheres Dienſtverhältnis 
bei einem der andern Sriegführenden fortgefeßt 
haben. Kein Bewohner ber abgetretenen Gebiete 
jollte in feiner Perſon oder Keinen Vermögen 
wegen feiner politifchen oder militärifhen Hand« 
lungen während des Krieges verfolgt, geftört oder 
zur Unterfuchung gezogen werben dürfen. 
Litteratur. Geib, Lehrbuch des deutſchen 
Strafrechts (1862) II, 151—165 (enthält den 
Nachweis der vorhergehenden Litteratur) ; Vaſalli, 
Kritiſche Unterfuchungen über das Begnadigungs- 
recht, 1867; Wahlberg, Geſammelte Schrift. (1875 
bis 1882) II, 122 ff.; Heinze, Strafprogefjunle 
Erörterungen (1875) 121 ff., fowiein v. Holtzen⸗ 
dorffs Handbuch de Strafrehts (1871—1874) 
II, 629 ff.; Löwe, Strafprozeßordnung für dad 
Deutſche Reich 25—27; Löb, Das Begnabir 
gungorecht, 1882; Merkel, Über die Begnadi- 
gungsfompetenz imrömifchen Strafprogeffe, 1881 ; 
Sander , Über das Begnadigungsrecht der Stabt 
Feldkirch, 1888; Binding, Handbuch des Straf 
rechts I, 8168; Seuffert in Stengels Wörterbuch 
des Verwaltungsrechts. [Spahn.] 
Begnadigung, Bebingfe. Inder Strafrechts · 
pflege drängt fich die Wahrnehmung der fchmer- 
wiegenden Nachteile der Furzzeitigen Freiheits 
ftrafe auf. Diefelbe erfcheint vielfad) vom Stand» 
punkte der Vergeltung hart, vom Standpunfte der 
Abſchreckung wirkungslos, vom Standpunkte der 
Beſſerung aber ſchädlich. Letzteres gilt bes 
fonders für die erfimalig mit dem Strafgefeh in 
Fans Gelommenen : bei diefen drückt nicht ſelten 
die Verbüßung einer Freiheitsftrafe an ſich das 
moralijche Niveau herab und ſchwaͤcht bie fittliche 
Widerſtandskraft; für nicht wenige bebeutet die 
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erfte Gefängnisftrafe in ihren Folgen die Ber« 
nichtung ber Exiſtenz des Verurteilten und drängt 
ihn faſt gewaltfam vorwärts in ber Bahn ber 
Übertretung ber Strafgefege. Dazu kommt, daß 
die Art de Strafvollzugs, bei welddem bier das 
Syſtem der Einzelhaft, ber Abfonderung des Ges 
fangenen nicht oder nur in beſchränktem Maße zur 
Anwendung gelangen Tann, die Möglichkeit einer 
befjernben Einwirkung auf den zu kurzer Freiheits⸗ 
ftrafe Verurteilten erſchwert. So wird dann bie 
erfte kurze Gefängnisſtrafe nur zu oft der Beginn 
einer langen Berbrecherlaufbahn. 

Diefe Erkenntnis hat in einer Reihe von Län- 
dern zur Einführung ber fogen. bedingten 
Berurteilung geführt, woburd dem zum 
eritenmal mit dem Strafgejeß in Konflikt Gelom« 
menen die Möglichkeit gegeben wird, durch ftraf- 
freies Verhalten während einer gewifien Friſt den 
Strafvollzug abzumenden. Die bedingte Ver⸗ 
urteilung in diefem Sinne ift eingeführt in Mafja- 
chuſetts (1869 bezw. 1878), England (1887), 
Belgien (1888), Frankreich (1891), Neuenburg, 
Lugemburg, Genf und Waadt, Portugal und Nore 
wegen (1894), Kanada, Neu-Seeland, Queens- 
land, Victoria, Weftauftralien und Neu-Süd- 
Wales. Entwürfe find ausgearbeitet für Ofier⸗ 
reich, Ungarn, Italien und die Schweiz. Im 
Belgien und Frankreich gilt das Urteil als be» 
feitigt, wenn die Probezeit beftanden wird. Die 
neueren —— ſchließen ſich dagegen meiſt 
dem norwegiſchen Geſetze darin an, daß nach be⸗ 
ſtandener Probezeit nur die Strafe als verbüßt 
erachtet wird. 

Vortreffliche Erfahrungen find mit der be⸗ 
dingten Verurteilung insbeſondere in Belgien 
gemacht worden, wie die alljährlich den Kammern 
über bie Ausführung des Gejeßes erftatteten Rechen« 
ſchaftsberichte erfennen laſſen. Das belgiſche Geſeß 
beſtimmt, daß die Gerichte bei einer erfimaligen 
Verurteilung bis zu ſechs Monaten Gefängnis 
ben Aufſchub ber Vollitredung des Strafurteils 
für einen Zeitraum von nicht über fünf Jahren 
anordnen können. Die Verurteilung wird, wie 
erwähnt, als nicht ergangen angejehen, wenn 
der Verurteilte ſich während dieſes Zeitraums 
feine neue Verurteilung wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens zuzieht. Im entgegengefehten 
Falle werden die Strafen, für melde der 
Aufſchub bewilligt worden ift, und diejenigen, 
welche ben Gegenftand der neuen Urteilsfällung 
bilden, zufammengerechnet. Der Prozentſatz der 
thatfächlichen Anwendung der bedingten Verur- 
teilung ift in Belgien in andauernder Steigerung 
begriffen. Er betrug im Jahre 1890 nur 9,0, 
dagegen im Jahre 1894 27,5, hat fi} ſonach im 
Laufe von 4 Jahren mehr als verdreifadt. 

Im Deutjhen Reiche hat es nit an An⸗ 
regungen zur Einführung ber bedingten Ver- 
urteilung gefehlt. Im Jahre 1891 ſprach fi) der 
XXI deutſche Juriftentagin dieſem Sinneaus. Bon 
der Kommiffion bes beutichen Reichstages zur Be⸗ 
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ratung ber Strafprogepnovelle wurde eine Rejo- 
lution zu Gunften der Einführung angenommen 
und fomohl im preußifchen Abgeorbnetenhaufe 
(18. Februar 1895) wie im deutichen Reichstage 
(21. März 1895) von verſchiedenen Seiten em⸗ 
pfohlen. Bon den Präfidenten ber Oberlandes- 
gerichte und den Oberflaatsanmwälten in Preußen 
waren dagegen im Jahre 1890 ablehnende gut⸗ 
achtliche Äußerungen an den Zuftizminifter erftattet 
worden. Dieſer erklärte zwar in der vorgedachten 
Sitzung bes preußifchen Abgeorbnetenhaufes dem 
Inſtitut der bedingten Verurteilung nicht „grund» 
fäglich ablehuend“ gegenüberzuftehen, formulierte 
aber mancherlei — und hielt die in 
andern Ländern gemachten Erfahrungen nicht für 
ausreichend. Im Reichstage erflärte der Staatd-, 


Vefretär des Reichsjuftigamtes, daß er die moraliſche 


une: und finanzielle Bedeutung des Gedankens 
bebingten Verurteilung anerfenne; bie Reichd« 
iufligperwaltung ftehe aber dem ganzen Problem 
noch abwartend gegenüber. Unter dem 15. Januar 
1896 wurde dann dem deutſchen Reichstag eine 
im Reichsjuſtizamt ausgearbeitete Dentjchrift über 
die mit der bedingten Verurteilung in den andern 
Ländern gemachten Erfahrungen unterbreitet („Zu= 
fammenftellung ausländijcher Geſetze betr. die be⸗ 
dingte Verurteilung und amtlicher Mitteilungen 
über bie Anwendung dieſer Geſetze, Nr. 90 der 
Druchſachen bes Reichstages, 9. Kegislaturperiode, 
IV. Seſſion 1895/96). Diefelbe fügte zu ber 
belgiſchen Statiftit der bedingten Verurteilungen 
für die Jahre 1888 bis 1895 „Bemerkungen“ 
hinzu, welche mittelbar burch ein Memorandum bes 
belgischen Juftigminifleriums von 1898 beleuchtet 
worden find. Diefes Memorandum erflärt die 
Erfolge des belgiſchen Geſetzes ms allen Rich · 
tungen hin für überaus günſtige. Nach der ins 
einzelne gehenden Statiftit find im Geſchäftsjahr 
1898 in Belgien rund 50 000 Fälle der bebingten 
Verurteilung vorgelommen. Für die ganze Dauer 
der Wirlſamleit des Gefehes ftellt fi) das Ver⸗ 
hältnis der Rüdfälligen zur Zahl der bebingt Ber- 
urteilten auf die Durdhichnittäziffer von 3,5 Pro⸗ 
zent. Die Rückfälligkeit beläuft fih im allge- 


meinen auf 50 Prozent aller Strafthaten ; davon ; 


Tommen nur flart 4 Prozent auf die bedingt 
Berurteilten. 

Auf halbem Wege find bie meiften beut- 
ſchen Bunbesftaaten vor einigen Jahren der auf 
Einführung der bedingten Verurteilung in das 
deuiſche Strafrechtsigftem abzielenden Bewegung 
entgegengelommen, indem der Gedanke berfelben 
im der Weife zur Ausführung gelangte, daß die 
Sondesjuftizperwaltungen im Berordnungswege 
eine bedingte Strafausfegung mit Ausfiht auf 
Strafnachlaß im Gnadenwege gewähren. So die 
ZSuftizminifterialverfügungen für Sachſen vom 
25. März 1895, für Preußen vom 23. Oftober 
1895, für Bayern vom 15. Januar 1896. 
Da die Begnadigung Sache ber einzelnen Bunbes- 
fürften ift, ift die Einrichtung in den verfchiebenen 
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deutſchen Bundesftaaten verſchieden. Sachſen⸗ 
Weimar, Medienburg -Strelig, Braunſchweig, 
Sadjen-Altenburg und die beiden Neuß haben 
fie überhaupt noch nicht; doch wird dort von bem 
Begnadigungsredt häufig in der Weife Gebrauch 
gemacht, daß die Strafe dem Verurteilten unter 
ber Bedingung erlafjen wird, daß er fich während 
einer bewilligten Probezeit gut führe. Die bebingte 
Begnabigung im Deutfchen Reiche beſchraͤnkt ſich im 
Gegenſaß zu der bedingten Verurteilung nach ben 
meiften außländijchen Gefegen auf Freiheitsftrafen 
und wirbübertviegend nur Jugendlichen zu teil. Für 
die Frage der Bewährung innerhalb der Probezeit 
lommt es nicht wie bei der bedingten Berurteilung 
einfach darauf an, ob der Verurteilte eine neue 
Verurteilung erlitten hat ober nicht, jondern fein 
gefamtes Verhalten wird in Betracht gezogen. Die 
Vermeidung einer weiteren Strafe giebt daher noch 
fein Unrecht auf Begnadigung, anderjeits Tann 
guch tro neuer Strafe, z. B. bei einer geringen 
Übertretung, die gute Führung bejaht werden. 
Die Länge der Probezeit wird jeweils nad) ben 
Umftänben des einzelnen alles feſtgeſetzt. Im 
Baden werben nichtjugendliche Verurteilte unter 
feinen Umftänben berüdfihtigt; bie übrigen Bun⸗ 
desftaaten laſſen ausnahmsweife auch Berjonen 
über 18 Jahre die bedingte Begnadigung zu teil 
werben. Baden, Schaumburg-Lippe und Lübeck 
bejchränten fich auf Perfonen, die noch feine Freie 
heitsſtrafe verbüßt haben, anderwärts werben auch 
hiervon Ausnahmen geftattet. Das Hoͤchſtmaß 
der Strafe, über das hinaus in der Regel von ber 
bebingten Begnadigung fein Gebrauch gemacht 
wird, beträgt in Bayern, Württemberg, Olden⸗ 
burg, Lippe drei Monate, in Preußen und den 
meiften übrigen deutſchen Bundesftaaten ſechs 
Monate. In Preußen, Oldenburg, Anhalt und 
Lübed iſt die se — regelmäßig auf zwei Jahre, 
oder wenn andernfalls Verjährung eintreten würde, 
auf ein Jahr oder weniger feitzujegen ; in Bayern 
fol fie nicht mehr als fünf, in der Regel aber 
nicht weniger als ein Jahr betragen. Medien- 
burg hat ala Höchſtmaß drei Jahre, für die Fälle, 
in denen die Strafvollftredung binnen zwei Jahren 
verjährt, anderthalb Jahre. In ben übrigen Bun⸗ 
besftaaten find bejondere Vorſchriften hierüber 
nicht ergangen. Die Frage, welche Behörde zu 
prüfen hat, ob die Ausfegung des Strafvollzug 
beantragt werben fol, ift gleichfalls verſchieden 
geregelt. In den meiften Bunbesftaaten ift die 
Prüfung den Strafvollftredungsbehör- 
den überwieſen, alſo ben Amtögerichten bezw. den 
Staatsanwaltichaften. 

Über die Ergebniffe diefer Einrichtung — der 
fogen. bedingten Begnadigung — wurde 
dem Neichätag zuerft im Jahre 1900 eine Dent- 
ſchrift vorgelegt. Danach iſt bis zum 31. De— 
zember 1899 in Deutſchland der Strafaufſchub 
mit Ausſicht auf Begnadigung in 25295 Fällen 





bewilligt worden. Davon kamen 7000 auf das 
Jahr 1899. Hinfihtlih der Häufigkeit bes 
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Vorkommens der bedingten Begnadigung walten 
zwiſchen den einzelnen Bundesflaaten verhältnis 
mäßig feine erheblichen DVerjchiedenheiten ob. 
Nur in Hamburg wird von ber Einrichtung 
ein bedeutend ftärferer Gebrauch gemachi als 
in allen übrigen Bumbesftaaten; dort läßt man 
auch die Erwachſenen in weiterem Umfange an 
der Vergünftigung teilnehmen. In den meiften 
Bundesftanten ift gegenüber dem Durchſchnitt 
des vorhergehenden Zeitraumes im Jahre 1899 
eine Zunahme zu verzeichnen, in Preußen eine 
folge von 81 Prozent. Eine Verminderung 
zeigen Hamburg und die ſuddeutſchen Staaten, 
von Bayern jedoch nur die Oberlandesgerichts« 
bezirfe München und Augsburg. Überwiegend 
lam der Strafaufſchub Männern zu gute, im 
Jahre 1899: 5364 gegen 1636 Frauen. liber 
drei Viertel aller Fälle kam auf die Jugend» 
lien, nur in Hamburg kamen 85 Prozent auf 
Erwachſene und nur 15 Prozent auf Jugendliche. 
Nur in 1 Prozent aller Fälle handelt es fi um 
Perſonen, die ſchon früher zu einer Freiheitsſtrafe 
verurteilt worden waren. Die ftrafbaren Hand- 
kungen, auf die ſich die bedingte Begnabigung 
bezog, waren in 70 Prozent der Fälle Vergehen; 
die übrigen verteilen ih ungefähr je zur Hälfte 
auf Verbrechen und libertretungen. In Bayern 
ift die Zahl der in Betracht gezogenen Über⸗ 
tretungen verhältnismäßig viel größer als in ben 
andern Staaten. Meift war die Strafe, deren 
Vollſtreckung ausgefeßt wurde, Gefängnisftrafe; 
auf Zuchthaus und Feſtungshaft kam die Maß- 
regel nur je einmal zur Anwendung, auf Haft in 
15 Prozent aller Fate. Die Dauer der auß- 
gejeßten Gefängnisftrafe betrug in mehr als ber 
Hälfte der Fälle eine Woche oder weniger; in 
noch nicht einem Zehntel über einen Monat. Die 
Bewährungsfrift betrug in 86 Prozent ber 
Fälle weniger als 3 Jahre, in Bayern in 55 Pro- 
e der Fälle unter 2 Jahre, in ben übrigen 

undesftaaten meiſt 2 bis 3 Jahre. Gemäß den 
bis zum Ende des Jahres 1899 vorliegenden Er- 
mittelungen haben mehr als zwei Drittel der Berur- 
teilten fich durch ihre Führung während der Probe- 
zeit des Straferlafjes würdig gemacht. Die Ergeb- 
niffewaren in ben einzelnen Bundesftaaten verſchie⸗ 
den, doch läßt fich bei der Kürze der Beobachtungs ⸗ 
zeit Bedeutung und Urfache diefer Erfcheinung noch 
nicht beurteilen. Aus der bem Reichstage vorgelegten 
Denkigriftiftüberdie Rückfälle nichts zu entnehmen. 
Denn nicht darauf fommt es an, wie viele Ver- 
urteilte die Probezeit beftanden Haben, fondern 
ob jet Die Zahl der ſich dauernd Beſſernden größer 
ift als früher. Man hätte alfo zur Vergleihung 
eine Statiftif beifügen müffen über bie Zahl der 
Rückfälligen und Nichtrücjälligen aus der Zeit, 
in der die Begnadigung noch nicht beftand. Frei⸗ 
ich wäre auch dann noch ein Urteil ſchwer zu 
gewinnen, da ja der bebingte Strafaufſchub 
nicht allen erfimalig Berurteilten gewährt wird. 
Vielleicht giebt man fpäter eine Statiftif ber nad 
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der Begnadigung wieder rüdjällig Gewordenen. 
Die Zahl der endgültig Begnadigten bedit fich 
jedenſalls nicht mit der der dauernd Gebefierten. 
Das geht ſchon daraus hervor, daß die Ergebniffe 
um fo ungünftiger wurben, je länger die Probe» 
zeit dauerte. Bei drei Jahren und mehr erfolgte 
nur in 58 Prozent ber Fälle Begnadigung, bei 
zwei bis drei Jahren in 77 Prozent und bei 
weniger als zwei Jahren in 83 Prozent. 

on vornherein find grundjägliche und prafe 
tiſche Bedenken gegen die bedingte Begnadigung 
erhoben worden. Diejelbe fteht mit der Grund⸗ 
Tage unferes Strafprogefieß, ber Mündlichkeit und 
Unmittelbarteit, im Widerſpruch; fie zerlegt in 
unzuläffiger Weife ben AH der Beitrafung in ver» 
ſchiedene Beſtandteile; der Eintritt oder Nicht 
eintritt des Strafnachlaſſes wird in daß jeder 
Nachprüfung und jeder Verantwortlicleit ent- 
rüdte Ermeljen ber Juftizverwaltung gelegt; die 
Beſorgnis parteiifcher Handhabung einer ſolchen 
Befugnis kann bei der Bevölferung eher Piatz 
greifen, wenn an die Stelle des auf Grund öffentlicher 
msn unb unter beftändiger Kontrolle der 

ffentlichteit ergehenden richterlichen Urteile das 
in der Anwendung durchaus freie Begnabigungs- 
recht der Krone tritt; die Entfcheibung über Die ber 
dingte Begnabigung liegt zudem nur formell bei ber 
Krone, fie liegt auch nicht beim Juſtizminiſter, 
der nicht im flande ift, die ihm unterbreiteten 
Fälle ſelbſt zu prüfen, fondern fie ruht thatſäch- 
lich bei der Staatsanwaitſchaft. Auch ſolche juri⸗ 
ſtiſche Sreife, welche der bedingten Verurteilung 
gegenüber ſich noch ablehnend verhalten, befürchten, 
daß die Handhabung der bedingten Begnadigungan 
der Überlaftung der Staatsanwaltfegaften jcheitern 
werde, da bie jedesmalige Erteilung der Ermäd- 
tigung zum Strafaufihub, die Nachforſchungen 
und die Berichterftattung über das fernere Ver⸗ 
halten ber betreffenden Perfonen und bie pätere 
Begnabigung zu einer unendlichen Schreiberei 
Anlaß geben werde. Unter diefen Umftänden iſt 
bie Einführung der bedingten Begnadigung viel⸗ 
fach nur als Probe, als vorläufige Maßregel, als 
Vorbereitung der Einführung der bedingten Ver⸗ 
urteilung betrachtet worden. Namentlich erachten 
weite richterliche Kreife ein befchleunigtes Tempo 
in den Veftrebungen zur Ablöjung der bedingten 
Begnadigung durch die bedingte Verurteilung 
für geboten. Scharfe Kritit wurde an dem In» 
fitut der bedingten Begnadigung in den Situngen 
de8 deutſchen Reichstages vom 21., 22. und 28. Fe⸗ 
bruar 1899 geübt. 

Litteratur. Mitteilungen der internationa« 
len kriminaliſtiſchen Vereinigung, 1. Jahrgang 
(1899) ; Verhandlungen des XXI. deutſchen Ju- 
rijtentages, Berlin 1890, I. Band; Die jährlich 
vom beigiſchen Juſtizminiſterium erftatteten Rap- 
ports sur l’exdcution de la loi instituant la 
condamnation conditionnelle et la liberation 
conditionnelle; Die im Journal officiel de la 
Republique Frangaise veröffentlichten Berichte 
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über die Ausführung der loi relative & l’attönua- 
tion et à l’aggravation des peines; Die Gut» 
achten der Prändenten der Oberiandeögerichte und 
der Oberftaatsanwälte Preußens über Die bedingte 
Verurteilung (Juftigminifterialblatt für die preu« 
Bilche Gefeggebung und Rechtspflege vom 13. Juni 
1890, 52. Jahrgang, Nr. 24; A. Simonjon, Für 
die bedingte Verurteilung, Berlin 1890; Wach, Die 
Reform der Freiheitsſtrafe, ein Beitrag zur Kritit 
der bedingten und der unbeftimmten Verurteilung, 
Zeitjcprift für die gefamte Strafrechtswiſſenſchafi, 
X. 3b. (1890); 3. Bachem, Die bedingte Verur« 
teilung, 2. Aufl., Köln 1895 ; Zufammenftellung, 
betr. die Ergebnifje des Jahres 1899 bei der An- 
wendung ber in den Bundesftanten für Die bedingte 
Begnadigung geltenden Vorſchriften, Nr. 687 der 
Drudjachen des Reichätages, 10. Legislaturperiode. 
L Seſſion 1898/1900. [Jul. Bachem.] 
Begräßniswefen. Der mit dem Tode be⸗ 
ginnende Auflöfungsprogeß des Körpers ift ein 
chemiſch· biologiſcher Vorgang, welcher unter ver 
fentliher Mitwirtung von Mikroorganismen 
(Fäulnie- und Schimmelpilzen) fi vollzieht und 
auf die Ummandlung der leiblichen Gebilde, zu⸗ 
nãchſt der organifchen, unter Bildung einer Reihe 
von flüchtigen organifchen Bafen, Yettfäuren und 
andern Spaltungsprobulten zu loslichen, bem 
pflanzlichen Leben dienenden Stoffen Hingerichtetift. 
Letztere find größtenteils dem tieriſchen Leben feind⸗ 
lich, jelbft noch in ihren Endgliedern (Sohlenjäure, 
Kohlenwaflerftoffe, Schwefelwafjerftoff,, Ammo- 
niat) ; hauptſächlich dem animalen Leben feindlich 
find jedoch die früheren Stadien ber Fäulnis, 
welche Durch das mafjenhafte Vermehren ber Spalt» 
pilze und durch Bildung von ftinfenden und an« 
dern irrefpirabeln Gafen und von Leihengiften 
(Leichenalfaloiden oder Ptomainen) ſich aus» 
zeichnen. Durch Vermittlung der Luft oder des 
Grundwaſſers lönnendie genannten Schäblichkeiten 
auf Lebende übertragen werden; ausnahmsweiſe 
werden wohl aud von Leichen folder, die an an» 
ftedenden Krankheiten geftorben find, bejondere 
pathogene Spaltpilze oder anderweitige jpeci« 
fiſche Krantheitserreger an die Außenwelt ab» 
gegeben. Die efelerregenbe und verderbliche Wire 
ng ber in fauliger Gärung begriffenen or« 
ganiſchen Subſtanz auf den Menfchen hat dieſen 
von jeher gezwungen, die Leihen aus feiner 
Nähe zu entfernen. Schon in prähiftorifcher Zeit 
machte ſich daS Bedürfnis geltend, dieſe Beijette- 
ſchaffung mit gewiſſen Feierlichkeiten zu umgeben, 
wie die Gräberfunde aus der Steinzeit beweiſen. 
> ergiebt fi} eine doppelte Bebeutung bes 
jegriffes Begräbnis: I. die auf Entfernung 
und Zerftörung der Leiche gerichteten Maß- 
nahmen, II. die bei diefer Gelegenheit beobach⸗ 
teten Geremonien. Alles was ſich auf biefe 
beiden Punkte bezieht, faßt der Ausdrud „Ber 
grãbnisweſen“ zujammen. Wenn audy die Kirche 
einen hervorragenden, ſelbſt weientlichen Anteil 
an demfelben nimmt, fo ift doch der Staat zur 
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UÜberwachung und Regelung des Begräbnis- 
weſens aus Gründen ber Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung uud der Wahrung ber jani» 
tären Intereſſen feiner Angehörigen verpflichtet. 

I. Die gefundheitsunidädlihe Vernichtung 
eines Leichnams kann auf verjchiedene Weiſe vor- 
genommen werden. Dan kann ihn feiner natür« 
lichen Auflöfung in freier Luft, in Wafler oder 
unter der Erbe (in gemauerten Grüften, Stein- 
fammern oder in Erdgräbern), d. h. der (gewöhn- 


‚lich erfolgenden) langſamen Ogydationäverbren= 


nung überlafjen, oder man orydiert ihn ſchnell 
durch Anwendung von Feuer, allenfalls aud von 
Ehemifalien. Eine dritte Art, welche ſcheinbar 
entgegengejeßt bie Erhaltung der Leiche bezwedt, 
die Einbalfamierung und Austroduung (Mumi- 
Kation), tft jtreng genommen nur die am lang« 
jamften zum Ziele führende Methode der Zer- 
ftörung des Körpers, da ſchließlich doch der Zer⸗ 
fall eintritt, wenn auch erſt nach Jahrhunderten 
oder jelbft, wie die äghptiſchen Mumien auß- 
weifen, nach Jahrtauſenden. Was die chemiſchen 
Veränderungen betrifft, welche beim natürlichen 
Zerfall der Leichen eintreten, fo unterſcheidet man 
heute verſchiedene Stadien oder auch Arten der 
Umwandlung organiſcher Stoffe, welche Hinter 
einander oder wohl meift nebeneinander, zuweilen 
auch bald die eine bald die andere übertiegend, 
erfolgen. Man nennt fie Hydratationen (Aufnahme 
von Wafjermolefeln), Reduktionen (bei denen be⸗ 
ſonders der Waſſerſtoff in statu nascendi eine 
Rolle jpielt) und Oxydationen (Verbrennungen 
durch den Sauerftoff in statu nascendi, welche 
bei ungehindertem Zutritt der atmoſphäriſchen 
Quft überwiegen). Alle dieſe Borgänge werben durch 
Spaltpilze und deren mafjenhafte Vermehrung ein⸗ 
geleitet oder auch bewirkt, jet e8 nun direft Durch 
die Lebensprozeſſe biefer Mikroorganismen, fei es 
indirelt durch Fermente, welche die Pilze ausſcheiden. 
Erfolgt der Zerfall der Leiche überwiegend durch 
chemiſche Vorgänge, fo ſpricht man von Per- 
moberung; erfolgt er überwiegend durch Pilze, jo 
tritt je nach der Art, welche ſich vorherrichend ent« 
widelt, bald mehr die Fäulnis (verbunden mit 
einfachen —— ar bald mehr bie 
Verweſung auf. Gewöhnlich erfolgt anfangs die 
erftere (durch) Spaltpilze bewirkt) und ſpäter durch 
den Einfluß von Schimmelpilzen die Verweſung. 
Die jeweilige Beichaffenheit der organischen Sub» 
ftanz (bie Qualität des Nährbodens), die äußere 
Temperatur, Feuchtigkeit 2c. bewirlen bald das 
bertiegen ber Yäulnis, bald der Verweſung oder 
Vermoderung. Ebenfo find die Stadien dieſer 
Prozeſſe zeitlich außerordentlich verſchieden. Bei 
Zerjegung der in Särgen von Tannenholz unter 
geeigneter Erbe beigefegten Leichen ift der Faͤulnis⸗ 
geſtank (Leichengeruch) gewöhnlich ſchon nad) 
einigen Monaten verſchwunden und find Die Weich⸗ 
teile bei Kindern meift ſchon in 4, bei Erwachſenen 
in 7 Jahren vollftändig aufgelöft. Die Verweiun, 
der Knochen beanſprucht 10—15 Jahre. Ds 
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Vetreſaltion 
———— beſonbers —— — des 
Bodens find hier von Marke EHRE DAL 0 


En ger 2 wenn fie 
werben, hemmen die Auflöfung der Leiche. 


Es ſcheint, daß Särge, wenigftens folde aus 


trodenem, nicht zu feftem Spolge, die gut ver⸗ 


ſchlofen find, die gerudjlofe und ſchnelle Berwefung 
der Leiche eher fördern als hemmen (Reinhard, 
Beoba über_bie 
den Gräbern und Grüften der Friedhöfe. Aus 
dem 11. Jahresbericht des Lanbes-Mebiz. Kolleg. 
über das Mebizinalweien in Sachſen auf das 


Jahr 1879, Leipzig 1881). Grobtorniger Kies: ! 
boden, dann auch Kalfboden und gemifchter Lehm | 


Sanbboben, bejonders ber erftere, beſchleunigen 
die naturgemäße Zerlegung, während nafjer, ſehr 
humusreicher (von organischen Subſtanzen über- 
fättigter) Boden, beſonders nafjer Lehmboden die 
Zerlegung verlangfamt und zu Leichenwade« 
bildung (Abdipocire) Veranlaſſung giebt. Bei 
naffen Gräbern (in fendtem Thon), oder wenn 
ber Boben bei kurzem —— und bei 
Maſſengräbern (auf alten Kirchhöfen, z. B. Cime- 
tiöre des Innocents zu Baris, St. Peters⸗ Fried · 
hof in Graz) mit organischen Stoffen überladen 
iſt, werden Heinere oder größere Partien ber Leiche 
jelten die ganze) in eine weiße oder graumeiße, 
leicht zerbrödelnde Maſſe umgewandelt, die fi 
Be ee —7— ——— 
ttglanz zeigt, in ber Hitze ſchmilzt und moderig 
riecht. Diefe Maſſe ift 4 jo feſt, daß fie beim 
Anftoßen tönt. Dan nennt dieſelbe Fettwachs, 
Leichenwachs, Adipocire. Sie bildet ſich nach einer 
einleitenden Yänlnisperiode von 1 bi8 2 Monaten 
dur Umbildung des Unterhautfettgewebes von 
außen nad) innen. Dieſe 8 bis 4 Monate dauernde 
BVeriode der Berfeifung ber Fettfubftanzen läuft 
ſchließlich in Die Periode der Verfettung der Eiweiß- 
fubftanzen (ber Muäfeln) aus, welche ebenfalls 
von ber Oberfläche nach ber Tiefe zu fortichreitet 
(Krater, Studien über Adipocire, Zeitſchrift für 
Biologie, Bd. 16 [1880)). 

Im Gegenſatz hierzu tritt in ſehr trodener Luft, 
befonders in Grüften und Leichenfammern (mit 
Vorliebe an ganz beftimmten rtlichfeiten) „ zu⸗ 
weilen ein vollftändiges Verſchrumpfen und Aus» 
trodnen der Weichteile auf, die Mumififation 
(Dünfirhen, Toulouſe, Palermo, Kreuzberg bei 
Bonn xc.). 

Noch heute giebt e8 Vollsſtämme, welche bie 
Leihen an offener Luft verweien laſſen. Die 
Barfen 3.8. bringen fie zu diefem Zwecke auf hohe 
Gerüfte oder Türme („Türme des Schweigens“), 
wo fie allerdings mehr noch den Raubvögeln ala 
ber Luft und den Heinften Lebeweſen zur jchnellen 
Zerftörung anheimfallen. Ähnlich verdanken die 
ing Meer verjenkten Leichen hauptſächlich Fiſchen 
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irfsärzten vorgenommenen Exhumationen hat 
ee alfo bei nicht 
ganz einem Drittel der Leiden, tieriiche Orga- 
nismen, vorwiegend Larven mehrerer yliegenarten, 
dann aud) Käfer und Taufend dvorgefunben. 
Es ſcheint, daß getviffe Fliegenarten, wenn fie 
einmal in die Leiche gelangt find (was wahrſchein · 
lid) nur vor der Beerdigung geſchieht), Genera- 
tionen hindurch als Maden an den Weichteilen 
zehren, ſich verpuppen, auskriechen und ſich fort⸗ 
pflanzen konnen, bis der Nahrungsvorrat ver- 
braucht ift. Bei im Freien verweienben Leichen 
fpielen indeffen Würmer und Inſelten (Ameifen, 
Zaufendfüßler u. a.) eine Rolle, da 
fie innerhalb weniger Monate die Weichteile einer 
Leiche abnagen, Iehtere alſo zu flelettieren ver⸗ 


mögen. 

Die Leichenbeifegung in der Erde ift unzweifel- 
haft die ältefte Art der Beflattung, wie bie felti- 
ſchen Tumuli, bie Schliemannfchen Ausgrabungen 
in Troja ımd der Gebraud) der Beerdigung bei 
einem der älteften und die überfommenen Sitten 
am zäbeften bewahrenden Välfer, den Chineſen 
nämlich, beweifen. Aufbewahrung der (dam 
gewöhnlich einbalfamierten) Leiche in Toten ⸗ 
fammern, $elsgräbern oder in gejchloffenen mäch» 
tigen Steinfärgen ift ebenfalls uralte Sitte, um 
nur an 1 Mof. 23 und die ägyptifchen Königs - 

räber zu erinnern. Die raſche Beſeitigung der 
Feichen duch Feuer ſcheint im Altertum vorzüg- 
lich durch die Pietät gegen die auf bem Schladht- 
felde Gefallenen ſich eingebürgert zu Haben, welche 
man fo vor den Feinden und dem Fraße der 
Raubtiere fügen wollte (Plinius I, 7, 54). 
Später gewann bie Sitte der Leichenverbrenmung 
auch im bürgerlichen Leben bei den Griechen, 
Römern, Slaven, Indiern, überhaupt bei ben 
indogermanifhen Völfern die Oberhand, werm- 
gleich im großen umd ganzen nur die befier Si» 
tuierten Anteil an ihr hatten. Das gewöhnliche 
Bolt mußte durchgehende mit der Beerdigung 
vorlieb nehmen (hoc miserae plebis stabat 
commune sepulcrum), und Mafjenbeerbigungen 
wurden nad) größeren Schlachten, zumal in holz- 
armer Gegend, entgegen dem von Pliniuß ange» 
führten Urjprung der Leichenbränbe, allgemein ge= 
bräudhfich. Auch Heutzutage machen indische Völfer, 
wie die Siamefen, welche im allgemeinen ihre 
Toten verbrennen, bei ungewöhnlich großer 
Anhäufung von Leichen, 3. ®. bei Eholera- 
epidemien, von ber Beerdigung Gebrauch. — 
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„Die Ehriften begruben, weil im Alten Teftamente 
nur begraben worden und weil Chriftus aus dem 
Grabe erftanden war; hierzu trat, daß die chrift- 
liche Lehre ihrem außgleichenden Weſen nad den 
Unterſchied der Stände aufhob und den Armen 
wie den Reichen, den Knecht wie den Herrn bes 
Rattet wiſſen wollte, aljo ein Vorrecht des Adels 
auf den Leichenbrand nicht Länger beftehen durfte” 
(3. Grimm). Wo dag Ehriftentum ſich außbreitete, 
hörten Die Leichenbrände auf und blieben nur noch 
als entehrende Strafe für gewifje Verbrechen be» 
ftehen. Es blieb der franzöfiichen Revolution vor 
behalten, die Leichenderbrennung wieber 
auf die Tagesordnung zu bringen. Der Entwurf 
eines Geſehes, welches fie obligatorifch — 
ſollte, Tag bereit8 vor, als Napoleon ſich der Ge⸗ 
walt bemãchtigte und fomit die Ausführung des 
Planes unterblieb. Gieichwohl ift feitden, und 
beſonders wieder feit den revolutionären Bewe ⸗ 
gungen der vierziger Jahre, die Angelegenheit 
vielſach disfutiert worden. Der bekannte Ger- 
maniſt Jakob Grimm erörterte fie in einer der Ber⸗ 
liner Atademie vorgetragenen Abhandlung ſehr 
eingehend vom hiſtoriſchen und kulturgeſchichtlichen 
Standpunkte und ſprach ſich ſehr zu Gunſten der 
Leichenverbrennung auß, ber er poeliſche und äfthe- 
jſche Geſichtspunkie abzugewinnen fuchte (Grimm, 

ber das Verbrennen der Leichen, eine in ber 
Akademie der Wiſſenſchaften am 29. November 
1849 gehaltene Vorlefung, Berlin 1850). Vom 
Standpunkte des materialiftiihen Phyſiologen 
that dasſelbe nicht lange nachher Moleſchott, und 
andere Gelehrte folgten diefen Anregungen. Mit 
den fiebziger Jahren begann eine in größerem 
Maßftabe angelegte Agitation für Einführung der 
Leichenverbrennung. Abhandlungen in gelebrten 
und unterhaltenden Zeitjchriften, populäre Bro» 
ſchüren und Vorträge ſuchten in dieſem Sinne die 
Öffentliche Meinung zu gewinnen, und namentlich 
waren e8 bie in den größeren Stäbten Italiens, 
Frankreichs, Deutſchlands und anderer Länber 
ad hoc gegründeten Vereine, welche eifrig für bie 
Idee der Kremation Propaganda machten, Fonds 
zur Errichtung von Leichenverbrennungßappa= 
raten fommelten und die Erlaubnis zur Benugung 
derfelben, d. h. die fafultative Leichenverbrennung, 
durch Anträge bei den Parlamenten und Regie 
rungen zu erwirlen fuchten. Diefe Bemühungen find 
nicht ganz ohne Erfolg geblieben. In Italien wurde 
die fahultative Leichenverbrennung durch könig- 
liches Dekret für zuläffig erflärt. 1887 beſchloß 
die franzöfifche Deputiertenfammer. mit 321 gegen 
174 Stimmen: Jeder Mündige ober für mündig 
erflärte Minderjährige kann die Art ber Beftattung 
ſelbſt beftimmen und die Wahl treffen zwijchen 
Beerdigung und Verbrennung. Seit Ende ber 
fiebziger Jahre begann die Einrichtung von Kre⸗ 
matorien in Gotha, Zürich und ſpäter in Mailand. 
Seitdem haben zahlreiche italienische, englifche, 
amerikaniſche und andere Stäbte Verbrennungs- 
fen eingerichtet. Durch Anwendung von Leuchts 

Gtoatslerifon. I. 2. Aufl. 
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gas unter Zufuhr von tomprimierter Luft hat man 
in Öfen neuefter Konftruftion Temperaturen bis 
zu 1700° Celſius erzielt und dadurch die Verbren⸗ 
nungsdauer (bon anfänglich zwei Stunden) auf 
35 bis 40 Minuten herabgefekt. Die Koften 
follen fi) auf 30 bis 40 Mark für eine Ver 
brennung belaufen. Wahrſcheinlich werben heutzu⸗ 
tage bereits viele Hundert Zeichen jährlich in Ver⸗ 
brennungsöfen der fchnellen Vernichtung über 
Hiefert. Die ablehnende Haltung der meiften 
Staaten und Lofalbehörben felbft der fakultativen 
Kremation gegenüber (3. B. wurde am 30. April 
1884 eine bezügfiche beim engliſchen Unterhaufe 
eingebradhte Bill von diefem mit großer Mehrheit 
abgelehnt) Hält jedenfalls die ſchon zahlreichen 
Anhänger ber Kremation von weiteren Bemü« 
dungen zu Gunften berfelben nicht ab. Deshalb 
erſcheint eine Prüfung der gegen die Beerdigung 
und für bie Einäfcherung ber Leichen beigebrachten 
Gründe an biefer Stelle am Plage. 

Dan kann die für die Leichenverbrennung vor« 
gebrachten Gründe in wirtſchaftliche und fanitäre 
trennen. Von ben erfteren betont man die dko⸗ 
nomiſchen Vorteile, welche das Preißgeben ber 
Kirchhöfe mit fich brächte. Die beim Verbrennumgs- 
prozeß übrig bleibende Afche, weldhe, in Krügen 
oder Urnen geſammelt, nach Sitte der Römer in 
KRolumbarien aufbewahrt würde, erfordere nur 
wenig Raum gegenüber ben Sirchhöfen, welche 
eine im Laufe der Zeit immer mehr ſich vergrößernde 
Bobenflähe beanfpruciten, und zwar gerade an 
den für die Bodenkultur wichtigften Stellen, d. h. 
in der Nähe der Ortfchaften und Städte. Das 
Anwachſen ber Bevölferung und die Steigerung 
aller Lebensbebürfniffe mache diefe dem Aderbau 
verloren gehende Bodenbenußung, welche beifpield- 
weife für Belgien allein jet ſchon ca. 7500 ha 
betrüge, um fo fühlbarer. Moleſchott meint jogar, 
die Not werde den Menfchen einft zwingen, bie 
für die Vegetation unerfeglichen, in den Leichen 
enthaltenen Stidftoffverbindungen und Phosphate 
nicht nutzlos im Boden ber Zriedhöfe zu vergraben, 
fondern fie bem an biefen Stoffen täglich ärmer wer» 
denben Aderboden wieder ee Ferner wies 
man auf die das menfchliche Gefühl beleidigendeund 
nad) Umftänden zur Verbreitung von Seuden 
Anlaß gebenbe Leichenfettbilbung hin. Man glaubte 
beweiſen zu können, daß die Luft der Kirchhöfe 
durch Kohlenfäure und andere dem Boden ente 
fteigenbe giftige Gaſe und Spaltpilze verpeftet ſei, 
daß infeltiöfe Krankheitsträger Bakterien und 
Fäulnigftoffe, welche in den Boden der Kirchhöfe 
einfiderten, durch Waſſeradern menfchlichen Woh⸗ 
nungen und Trinfbrunnen zugeführt würden. Man 
wie auf bie früher in Kirchen und Mlöftern bei 
Eröffnung von Gruften vorgekommenen Vergif- 
tungs- und Todesfälle hin und pries die dem 
Verbrennen notwendig voraußzufchidende Leichen- - 
ſchau als wirffamfte Garantie gegen das Begraben 
von Scheintoten. Diefe Gründe fuchte man zu 
unterftüßen durch Dichterifche Verherrlichung ber 
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Leihenbrände und durch efelerregenbe Schilde 
rungen ber Yäulnisporgänge in den Erbgräbern 
und Grüften. Auch fehlte e8 nicht an ſolchen, well 
durch Beeinträchtigung ber Kirchhöfe dem chri 
lichen Dogma von ber Auferftehung des Fleiſches 
einen Stoß zu verftoßen hofften. „Die Beerbigung 
entzieht den Überlebenden den VBernichtungsprogeß ; 
die Verbrennung, welche ihn bejchleunigt, ftellt 
ihn vor Augen. Mit ihr als allgemeiner Sitte Hätte 
der Glaube an die Auferftehung des Fleiſches nicht 
lange Halt gehabt in ben Gemütern ; wo fie nicht 
war, fonnte er bie Phantafie leichter in 
einen Dienfl nehmen“ (Deutjches Proteftanten- 
blatt, Bremen 15. November 1875). 

Gewiß würden noch fo bedeutende dkonomiſche 
Nachteile für, ſich nicht ausreichen, eine fo tief 
eingreifende Anderung in den Lebensgebräuchen, 
wie fie die allgemeine Einführung ber Kremation 
mit ſich bringen würde, zu rechtfertigen. Anders 
verhält es ſich aber mit den hy gie in iſche n Grün- 
den. Würden wirklich die Beerdigungen der Ber- 
breitung anftedender Krankheiten Vorſchub leiften, 
würden die Toten unter der Erde den auf ihr 
wandelnden Lebenden Krankheit und Tod bringen, 
fo träte an Kirche und Staat die ernite Pflicht 
heran, auf eine Änderung ber üblichen Beftattungs- 
art zu finnen und eventuell die Einführung ber 
Leicheneinäfcherung zu begünftigen. Die lebhafte 
Bewegung zu Gunften der lehteren hat den Vor⸗ 
teil gebracht, daß innerhalb weniger Jahre zahl- 
reiche Unterfuchungen von Tompetenten Sachver⸗ 
fändigen (Ärzten, Phofiologen und Chemiker) 
vorgenommen worden find, welche die Prüfung 
der Janitären Frage ber a pe und fpeciell 
Br ner bezwedtten. Übereinftimmend ergab 

olgendes: 

1. Die durch die Leichenverweſung entftehenden 
a welche durch den Erbboben entweichen fönnen, 
insbefondere Koblenfäure, Schwefelwaflerftoff, 
Ammoniaf und Fettjäuren, mengen fih nur in 
minimalen, chemiſch nicht nachweisbaren Quanti ⸗ 
täten der Außen luft bei und find bei regelrechter 
Bewirtihaftung eines normalen Kirchhofs (der ja 
auch belanntlich durchaus feine üblen Gerüche 
verbreitet) nicht im minbeften im flande, Die 
Außenkuft zu verderben. 2. Die in der Kirchhofs⸗ 
luft vorhandenen Miasmen und Mikroorganismen 
find weder anders geartet noch reichlicher vorhanden 
als anderswo. 3. Der Grund und Boden ory« 
diert vollfommen alle ſchädlichen Stoffe, welche 
der — * hervorbringi, jo daß er ſelbſt 
bei ſtarler Inanſpruchnahme nicht leicht durch⸗ 
fättigt und ungeſund wird. Infolgedefſen gehören 
Verunreinigungen von Brunnen und Wafferläufen 
in der Nähe von Kirchhöfen zu ben ſeltenſten, nur 
durch ſchlechte Anlage oder nachläffige Bewirt- 
ſchaftung der Totenäder entftehenden Ausnahmen. 
„Verunreinigung des Bodens und Waſſers ift da 
zu befürchten, wo das Grundwaſſer zeitweilig bis 
zu den Särgen auffteigt, ober wo eine in dichtem 
Lehm brainierende Sanbaber in ber Höhe ber 
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Sürge verläuft und fomit periobifch Waſſer über 
bie Leichen Hinmwegfließt“ (Hoffmann). 4. Die 
Leichenwachs bildung, welder übrigens eben⸗ 
iowenig als ber Mumififation erhebliche fanitäre 
edenlen anhaften, tritt nur bei Stagnation von 
Waſſer in Gräbern, deren Boden von einer undurch⸗ 
läffigen Lehm· ober Thonſchicht gebildet wird, alfo 
bei gänzlich ungeeigneter Anlage eines Friedhofes 
aufund kann mit Sicherheit verhütet werben. Verun⸗ 
reinigungen von Quellen und Grundwaſſer, welche 
man auf Kirchhöfe zurückgeführt hatte, haben ſich in 
einzelnen Fällen al3 von Dung- und Abortgruben 
ausgehend berausgeftellt. Die Fälle, welche die 
Gifligkeit der Gruftgafe beweifen follen, ereig« 
neten ſich fait alle vor ca. 150 Jahren und find 
infofern wenig beweifend, als genauere Angaben 
der näheren Umftänbe, unter denen fie vorfamen, 
fehlen. Jedenfalls wurde irgend ein Fehler be= 
gangen, fei es durch verfehlte Anlage (mangelhafte 
Ventilation) ober zu große Inanſpruchnahme der 
Grüfte, fei es durch ungeifige Wiedereröffnung 
foldher, in denen der Verweſungsprozeß der Ieht« 
beigefeßten Leichen noch nicht genügend voͤr⸗ 
geihritten war. Soweit die Fälle bejchrieben find, 
laſſen fie ſich als Koplenjäure-Erftichungen erklären, 
würben aljo in jedem ſchlecht ventilierten Brunnen- 
ſchachte ebenfo vorgelommen fein bezw. bei An« 
wendung von Vorſichtsmaßregeln ſich haben ver 
meiden lafjen. 
Die öffentliche Gefundheitspflege hat demnach 
die Anſchuldigungen gegen die Friedhöfe im alle 
gemeinen als unberetigt zurüdgewiejen, 
ein Standpunft, welcher in der 9. Verſamm 
bes Vereins für öffentliche Gefunbheitspflege 1881 
in Wien deutlich zum Ausdrud gelangt it. Der 
Referent, Profeffor Dr. Hoffmann von Leipzig, 
wie der Korreferent, Mebizinalrat Dr. Siegel von 
Stuttgart, erflärten die hygieiniſchen Anforderungen 
an Anlage und Benußung ber Friedhofe für leicht 
und überall durchführbar, und erfterer faßte fein 
Urteil in folgenden zwei Sägen zufammen: a) Die 
fanitären Nachteile, welche Sriedhofanlagen zu⸗ 
Sera ler le (er fahgemäben Pfung 
al er le achgemäͤßen 
und — b) Wirkliche Gefahren ber 
Gefundheit durch Friedhofanlagen find nur bei 
recht ungeeigneter Auswahl des Bodens und bei 
abftellbar fehlerhaften Betriebe zu erwarten. 
Wenn man nun auch zugeben kann, daß bie 
Verbrennung gegenüber der Beftattung den Vor« 
zug hat, eine größere Sicherheit vor hygieiniſchen 
Gefahren zu bieten, fo würde fie dieſes doch mır 
bei obligatoriſcher Anwendung (oder bei 
Verbrennung aller Tier⸗ und Men] chen) 
leiſten. Dich ift aber undurchführbar, wie ſelbſt 
die Anhänger der Kremation zugeben. Fakul⸗ 
tative Verbrennung ift hygieiniſch völlig wertlos. 
Dem gegenüber würben die für die Leichen ⸗ 
einäfcherung ins Feld geführten nationalöfoe 
nomifchen Gründe wenig bedeuten, auch wenn 
fie beftätigt worden wären, was aber keineswegts 
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der Fall ift. Nachrechnungen über den angeblichen 
Verluft an Grund und Boden haben ergeben, 
daß man denfelben enorm übertrieben hatte, jo 
für Belgien um das Zehnfache. Die den Toten 
aus Pietät gewibmeten Ausgaben find aber höher 
zu ſchätzen und für berechtigter zu erflären als 
die ungieich beträchtlicheren Ausgaben, welche bie 
Lebenden zu Luxuszwecken und zum Vergnügen 
fich en Auf der andern Seite find auch 
die Ne der Verbrennung nicht unbedeutend. 
Die allgemeine Einführung von Apparaten für 
—— und deren Unterhalt würde 
ohne allen Zweifel weit höhere Ausgaben ver« 
urſachen, als der Nutzwert der damit überflüffig 
werdenden Kirchhöfe darftellt. Menſchliche Leichen 
aber zu Utilitäiszweclen zu verwenben, ſei es da 
bie bei der Verbrennung entftehenden Gafe us 
chemiſchen Produkte ober die übrig bleibende Ajche 
nußbar gemacht würden, wiberftrebt jo jehr dem 

fühl, daß es ſchwer begreiflich erfcheint, wie 
Märmer der Wiſſenſchaft daran anflingende Bor- 
fchläge machen konnten. Daß mit der Länge der 
Zeit alle Beſtandteile des Leibes, auch die anor« 
gankheı Verbindungen, wieder in den allgemeinen 

i8lauf der Natur eintreten und dem vegetativen 
Leben dienftbar werben, daß aljo ſchließlich jeder 
ben von der Natur empfangenen Tribut derfelben 
wieber bis auf den letzien Heller zurüderftattet, ift 
leicht zu beweifen; ob dieſes einige Jahrzehnte 
ober Jahrhunderte früher oder fpäter eintritt, ift 
bei der Machtfülle, womit die Natur verſchwen · 
deriſch von ihrem Schöpfer ausgeftattet wurde, 
volllommen gleichgültig. Jedenfalls ift der lang⸗ 
fam fich vollgiehende Verweiungsprogeß bempflang« 
lichen Leben dienlicher und erhält ihm mehr Stoffe 
u unmittelbarem Gebrauche als die Einäfcherung 
in den modernen Verbrennungsapparaten. Indiefen 
wird 3. B. daß für die Pflanze fo wertvolle Am- 
moniaf, welches ihr den Stidfloff vermittelt, in 
feine Elemente zerlegt und gerabe der Stidftoff 
auf dieſe Weiſe der Pflanze entzogen, da er in die 
Atmofphäre übergeht, aus welcher er direkt nicht 
mehr an die Vegetation abgegeben werben Tann. 
Bunge fagt in Bezug hierauf: „Solange es 
noch Felder giebt, auf denen das Ammoniak im 
Minimum ſiqh befindet, ift jede Verbrennung von 
Pflanzen und Tierlörpern ein Raub an der leben⸗ 
den Natur“. Durch Verbrennen von nur 1 kg 
Eiweiß gehen ſchon 150 g Ammoniak (falpetrig« 
ſaures Ammoniak) verloren. 

Die Erde affimiliert ſich langſam zu ihrem 
eigenen Borteil die Leichen der Tiere und Menjchen. 
Würde aber die Beerdigung allgemein dur 
Verbrennen der toten Körpererjegt — und nurunter 
dieſer Borausfegung, der obligatorijhen Kre⸗ 
mation alfo, könnten die Enthufiaflen der Zeichen» 
brände die von ihnen geſchilderien nationalöfono« 
mifchen Vorteile vernünftigerweife erwarten —, 
fo würde eine fo große Anzahl von Ofen errichtet 
werben müffen, daß feine Stabtverwaltung ben 
Gebrauch derjelben in der Nähe der Städte dulden 





könnte. Selbſt auf dem flachen Sande würde bei 
trüben, winditillem Wetter eine wejentliche oe 
ſchlechterung ber Luft in weiter Umgebung der Ofen 
durch die Verbrennungsgafe herbeigeführt werben. 

Dem Nupen aber, den die frei werdenden Fried« 
bofareale bringen könnten, ftehen fo bebeutende 
Koften für Errichtung, Unterhaltung und Be= 
nugung der Öfen gegenüber, daß ihr allgemeiner 
Gebrauch an dem Koftenpunfte ſcheitern müßte. 
Denn wenn ſchon die jebesmalige Benugung 30 
bis 40 Mark an Heigmaterial und Bebienung er» 
fordert, fo würde Die jährliche Mehrbelaftung des 
ArmenbubgetS der Städte und ber Minderbemit« 
telten augenſcheinlich ganz erheblich, felbft umer« 
teäglich werben. Welch ungeheure Summen für 
Brennmaterialien (Kohlen oder Leuchtgas) jährlich 
in Betracht kämen, geht aus folgender Berechiumg 
hervor. Bei einer Jahresfterblichleit von 20 pro 
Mille würde Köln (360 000 Einwohner) jährlich 
7200 Einäfcerungen vorzunehmen haben. An« 

nommen die Koften für Brennmaterial ließen 
fa auf durchſchniitlich 25 Mark herabbringen, 
jo würde das eine jährliche Verwendung von 
180000 Martk bebeuten, welche allein jeitens einer 
einzigen Stadt direft ober inbireft der Kohlen⸗ 
inbuftrie zugeführt und andern Imbuftrien ent 
fremdet würben. Aber das — — dieſer 
Summe würde die obligatoriſche Einführung 
ber Kremation auch nur in allen großen Städten 
Deutjchlands verjchlingen, was zugleich eine Stei⸗ 
gerung der Kohlennot bei Notftand der Imbuftrie 
und einen nationalölonomifden Verluſt erften 
Rangs bedeuten würbe. 

Die Schwierigkeiten, welche der Koftenpunft 
ber Verbrennung der Leichen bereitet, zeitigt bei 
Völkern, die von alters her dieſer Sitte huldigen, 
bie gröbften fanitären Mißſtände. So laſſen die 
weniger vermögenben Balinejen nur ber Soften- 
erjparnis wegen, bezw. um die Verbrennung er⸗ 
möglichen zu lönnen, die Leichen ihrer Angehörigen 
oft green lage m liegen. Wenn dann 
eine Anzahl Leichen zujammen find, werben die» 
felben in ein aus vielen Stockwerken beflchenbes, 
turmähnliches Flechtwerk von Bambusrobr hinein« 
gelegt und biejes alsdann verbrannt, nachdem es 
unter religidfen Geremonien zur Branbftätte ge» 
tragen worden iſt. 

ie Gräber haben ferner der Archäologie 
und der Anthropologie einen Teil ihres wert 
vollſten Unterſuchungsmaterials erhalten, welches 
durch Veichennerbrennung für immer verloren ge= 
gangen wäre. Noch größer würbe ber Verluft für 
die gerichtliche Medizin bezw. die Kriminal⸗ 
juftiz fein, ein Umftand, der allein hinreicht, ſo⸗ 
wohl die obligatorifche wie die fakultative Feuer⸗ 
beftattung für ſtaatlich unzuläffig zu erflären. Der 
Verdacht gewiſſer Verbrechen taucht zumeilen erft 
lange nad) dem Tode auf, und manche Verbrechen 
Binterlafjen feine derartigen Spuren an der Leiche, 
daß fie ohne bie Torgfältigfte Obduftion oder 
chemiſche Analyfe erkannt werben Tönnten. Des⸗ 
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halb ift auch Die befteingerichtete Leichenſchau außer 
flande, nachträgliche Exhumationen entbehrlich zu 
machen. 


ingegen würde eine allgemein geregelte, ge⸗ 
Kat obligatorifche Leich en ſcha u der Furcht, 
lebendig begraben zu werben, welche erheblich zum 
Erfolge der Agitation für Yeuerbeflattung mit- 
gewirkt bat, geoßen Abbruch thun, außerdem aber 
dur Konftatierung ber Todesurſachen für bie 
mediziniſche Morbiditäts- und Mortalitätsftatiftit 
von größtem Belang fein, anftedende Krankheiten 
zur Kenntnis der Behörden bringen und endlich 
ewaltfame Todesurjachen aufdeden. Wenn dem 
Die vortviegend aus fanitären Gründen bie 
berwachung und Regelung des Begräbnisweſens, 
foweit dasjelbe auf Entfernung und Vernichtung 
der Leichen ſich erftredlt, zugeftanben werben muß, 
fo darf von ihm auch verlangt werben, daß er bie 
äuverläffige Seftftellung des eingetretenen Todes 
mit al Vorfichtsmaßregeln umgebe. Die zu 
diefem Behufe vorgejehene Friſt von dreimal 24 
Stunden, vom Tode an gerechnet, vor welcher 
eine Beerdigung nicht vorgenommen und weldhe 
nur auf Grund eines ärztlichen Scheines abgefürzt 
werben darf, bietet allerdings für gewöhnlich eine 
vollftändig ausreichende Sicherheit gegen das 
Lebendigbegrabenwerden. Letzteres kommt über 
haupt nur in Frage bei ben äußerft feltenen 
Zuftänden von mehrtägigen ſchweren Ohn⸗ 
machten, Katalepfien u. dgl., bei welchen das 
bare noch nicht ganz erlofchene Leben nur 
urch eingehende Unterfuchungen erfannt werben 
kann. rüber hat man auf den Vorfchlag von 
P. Frank und Hufeland in einigen größeren 
Städten (4. B. Münden) befondere Leichen- 
hallen errichtet, in welche jede Leiche innerhalb 
der erften 24 Stunden nad) dem Tode gebracht 
werden mußte. Die innere Einrichtung und Be— 
auffichtigung biefer auf dem Begräbnißplage er⸗ 
richteten Häufer war eine derartige, daß fein 
Scheintoter Gefahr Tief, noch lebendig be» 
graben zu werden. Solche Einrichtungen find je- 
doch Zoftipielig, nur an wenigen Orten überhaupt 
durchführbar und mit manchen zu ihrem Nuten 
in feinem Verhältnis ftehenden Beeinträchtigungen 
unferer Sitten und Gepflogenheiten dem Toten 
gegenüber verbunden; fie haben bis jegt nur ben 
beſondern Nuten gebracht, daß fie Eur haben, 
wie äußerft jelten thatjächlich das Begrabenwerben 
eines Scheintoten vortommt. Dagegen ift eine 
Leichenſchau wohl allgemein unb ohne zu große 
Belaftung des Staates ober ber Gemeinden auf 
dem Lande fo gut wie in ber Stadt durchführbar. 
In Öfterreich ift die obligatorifche Totenbeſchau 
durch Staat&minifterialerlaß vom 6. März 1861 
eordnet. Bei dem Mangel eines bezüglichen 
eichsgeſetzes blieb e8 Bisher im Deutfchen Reiche 
den Einzelftaaten, bezw. ben Bezirfsregierungen 
überlafien, bie Leichenſchau durch Verordnung auf 
Grund der allgemeinen Polizeigefeße einzuführen. 
In Preußen ift diefes bis jebt nur für Berlin 
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(1835), den Kreis Nieder⸗Barnim und (1885) 
für Koln gefchehen. Dagegen befißt die jetzige 
Provinz Hefien bereits feit 1824, Sachjen-Mei- 
ningen jeit 1838, Bayern feit 1839, Heffen-Darm« 
ſtadi feit 1841, Sachen, Bremen, Baden ſeit 
1870—1875, Württemberg feit 1882 eine ge= 
regelte Leichenſchau (in Bayern 1885 neu geregelt), 
welche teils durch Minifterialteffripte, teils durch 
DVerorbnung des Staatsoberhauptes eingeführt 
wurde. Bald muß ein Arzt, bald ein geprüfter 
Leichenſchauer die Befichtigung des Verftorbenen 
vornehmen und über dieſe Prüfung ein Atteft 
außftellen, ohne deſſen Vorlage feine Beerdigung 
ftattfinden darf. 

Die ftaatliche Regelung für den Transport 
bon Leichen, d. h. bie Beförderung derjelben zwecks 
Beerdigung nad Orten, welche vom Sterbeort ent« 
fernt find, ift begründet durch die Beläftigungen 
und gefundheitlichen Gefahren, die eine in Zer⸗ 
fegung begriffene Leiche unterwegs verurſachen 
fann, namentlich auch im Hinblid auf die Mög- 
lichkeit der Verſchleppung anftedenber Krankheiten. 
Im Deutjchen Reich ift feit dem 1. April 1888 
der Transport nur auf Grund eines Leichen- 
paffes zuläffig; auch muß die Leiche von einer 
juerläffigen Perſon begleitet werben. Leichen, 

ie beftimmt find, als Lehrmaterial an Univerfitäts- 
inftituten zu dienen, bebürfen eines Paſſes bezw. 
der Begleitung nicht. 

Selbſt die fakultat ive Zulaffung einer an« 
dern Beitattungsart als der Beerbigung kollidiert 
in den meiften Staaten mit einer Reihe von Ge- 
kam, welche bie Beerdigung voraugfegen, und 
würde ohne Abänderung der betreffenden Geſetze 
nicht erlaubt werben können. 

Da die durch Schimmelpilze zu ſtande kom⸗ 
mende Verwefung eine geringe oder gar feine, 
hingegen die durch Spaltpilje hervorgerufene 
eis der Leiche weit eher Gefahren für die 

eſundheit herbeiführen Tann, fo müflen bie 
Maßnahmen fürdie Beftattung ber Toten 
fo getroffen werden, daß dadurch die Faulnis 
verzögert umd bie Verweſung begünftigt wird. 
Dies geſchieht gumächft dur) möglichite Be⸗ 
fohleunigung der Beerdigung folcher Leichen, welche 
bald nad dem Tode ſchon Fäulniserſcheinungen 
zeigen, was je nach ber Leibesbeſchaffenheit und 
der Iehten Krankheii der Verftorbenen, befonders 
auch nad) den äußeren Temperatur und Feuch- 
tigfeit8verhältnifjen außerordentlich verſchieden ift. 
Namentlich in ſiark bewohnten Räumen, ſchlecht 
ventilierten, beichränften Wohnungen und bei 
Leichen an eganthematifchen Krankheiten (Fleck⸗ 
typhus, Poden :c.) Verftorbener follte bie Be⸗ 
erdigung möglichſt befchleunigt werden und ben 
| Überlebenden freiftehen, eventuell auch geboten 
| werden, jene vornehmen zu laſſen, ſobald unziweifel« 
bafte Zeichen des eingetretenen Todes da und 
durch den Arzt oder den amtlichen Leichenſchauer 
feftgeftellt find. Aus demfelben Grunde ſoll zur 
Beerdigung ein gut ſchließender Sarg benußt wer» 
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den, der jedoch nicht hermetifch verſchloſſen fein darf 
und am beften aus trodenem, ſtarlem Holze ver⸗ 
fertigt wird. Die Behandlung der Leiche mit des⸗ 
infizierenden Löfungen kann unter Umftänden 
geboten erſcheinen. — Am — für Er⸗ 
—— Ya ſchnellen und hygieiniſch vorwurfs · 
freien Verweſung iſt die Lage und die Boden⸗ 
beſchaffenheit des Totenaders. Derſelbe ſoll 
hoch und trocken, jedoch nicht ſehr abſchüſſig ge⸗ 
legen fein und einen guten Untergrund haben 
(leicht Durchläffiger Kiesboden ift am beften). Wo 
diefe Bedingungen fehlen, foll man duch Auf⸗ 
ſchůtten und Drainieren nachhelfen (in Niederungen 
und wafjerreichen Gegenden). Die Lage des Fried» 
hofs fol nicht unnötigerweife allzu entfernt von 
der Stabt oder Ortfchaft, aber doch in einer ge= 
wifjen Entfernung von den Wohnungen und nad 
der Richtung gewählt werben, wohin feine Aus⸗ 
dehnung leßterer zu erwarten ſteht. Sehr wichtig 
hinſichtlich raſcher Verweſung und Vermeidung 
don Kirchhofsgeruch (welcher nur beim Umgraben 
alter Gräber entfteht, in denen —35 — nicht 
ganz zerſetzter organiſcher Subſtanz ſich befinden) 
iſt die Anlage der Gräber, ihre Ausdehnung, 
Tiefe, Entfernung voneinander und ſchließlich der 
Begräbnisturnus. Das franzöſiſche Defret 
beftimmt bie Tiefe der Gräber zu 1,5 bis 2 m, je 
nad) den örtlichen Verhältniſſen und der Boden- 
beſchaffenheit. Es fann aber auch ſchon eine Tiefe 
von 1 Bis 1,2 m außreichen, wenngleich im all« 
gemeinen die gebräuchliche Tiefe von 6 Fuß als 
angemefjen zu en iſt. Was die andern 
Maßverhältniffe detrifft, jo kommt Schufter auf 
Grund eingehender Berechnung und unter Bes 
rückſichtigung der feftgeflellten Thatfachen über die 
zeitlichen und örtlichen Faktoren ber Verweſung 
zu folgenden Maßangaben, welche für Erwachſene 
in jedem alle außreihend feien: Länge ber 
Grabesjohle 2 m, Breite 1m, Dide der Zwi« 
ſchenwand jowohl nach der Länge als nach der 
Breite 60 cm, jomit Geſamtfläche für ein Grab 
4,16 qm. Je nad) den Bobenverhältnifien ift der 
Turnus verſchieden zu bemefien. Selbſt bei 
weniger geeignetem Boden ſcheint ein längerer 
Turnus als 10 Jahre nicht notwendig; für Kinder 
iſt er auf die Hälfte zu bemefien. Preußen 
it am 20. Januar 1892 eine Verfügung des 
Minifters der pp. Mebizinalangelegenheiten an 
die Oberpräfidenten betreffs der Begräbnis- 
pläße und Begräbnisplagordnungen 
ergangen, welcher ein Beſchluß der Konigl. 
Wiſſenſchaftl. Deputation für das Medizinalweſen 
vom 1. November 1890 zu Grunde liegt. — Da 
nad) der Beobachtung der ſächſiſchen Bezirksärzte 
die Leichen in Grüften mindeftens eben ſchnell 
als in durchläſſigem Boden verweſen und bie 
feltenen Fälle von Mumifitation in Kloſter⸗ und 
Kirchenfellern keine hygieiniſchen Bedenken ver- 
anlafjen, jo find Grüfte im allgemeinen als 
zuläffig zu erachten ; jedoch ift das Betreten der⸗ 
jelben mit denſelben Sicherheitsmaßregeln zu 





umgeben wie das Einfteigen in Gruben, alte 
Brunnenſchachte ꝛc. Gewöhnlich, werden nämlich 
die Grüfte nur fehr wenig ventiliert, damit fie 
nicht Verwefungsgerüche verbreiten und dadurch 
läſtig fallen. Eine befondere Aufmerffamfeit ift 
endlich der Bepflanzung ber Friedhöfe und bei 
größeren den unumgänglich notwendigen Gebäu⸗ 
den (Rapelle, Leichenhaus, Seltionszimmer, Toten- 
gräber« bezw. Verwaltermohnung) Nie der Ber« 
waltung felbft zu ſchenken. Betreffs der letzteren 
handelt e8 a um ordnungsmäßiges Buchen der 
Leichen und Grabſtellen (Situationsplan mit Ber 
zeichnung der Nummern und Reihen ber Gräber), 
um eine Begräbnisordnung, Feſtſetzung des Ver- 
fahrens bei Wiedereröffnung bon Gräbern zc. 
Nach mörderiſchen Epidemien und Schlachten ift 
dem Begräbniswefen, weil e8 fih um Maſſen ⸗ 

‚ber in oft ungeeigneter Bodenart handelt, von 
eiten ber Sanitätsbehörben eine ganz bejonbere 
Aufmerkfamteit zu ſchenlen. Hier wird das Des · 
infizieren der Leichen und Gräber ganz beſonders 
in Betracht kommen. — Der Staat hat enbli 
das Recht und die Verpflichtung, die öffentliche 
Orbnung bezüglich des Begräbnisweſens dadurch 
aufrecht zu erhalten, daß er jede mißbräuchliche 
Benugung der Leichen mit ſchweren Strafen ahn ⸗ 
det und bie Wahrung der Pietät gegen bie Toten 
überwacht, fo daß er feine unwürbige, lächerliche 
oder objcöne Beſtattungsweiſe buldet. Ebenſo 
haben feine berufenen Organe bei Leichenzügen 
die Öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten, um 
jebe unpaffende Störung zu verhindern und gegen 
etwaige Mifbräuche, welche mit einem Leichen- 
begängnis zum Zwede politiſcher Demonftrationen, 
Auftviegelungen u. dgl. getrieben werben können, 
einzufchreiten. 

II. Es ift hier nicht der Ort, die bei den ver⸗ 
Schiedenften Völkern und Kulten üblichen Bes 
ftattungsceremonien zu beſprechen, fondern nur 
auf die in der Hriftlichen Kirche durch uraltes 
— — auch ſtaatsrechtlich I 
mehr oder weniger feierlichen Formen der Bornahme 
von Beerdigungen hinzuweiſen. Das Recht bes 
Staates auf das Beerdigungsweſen, welches unter 
anderem im preußifhen Landrecht TI. II, Tit. 2, 
88 184, 186, 188, 189 und 764, fowie in bem 
faiferl. Dekret vom 23. Prairial XII (1804), 
Art. 16, Ausdrud gefunden hat, findet feine 
Einſchränkung in der Selbftändigfeit, welche der 
Kirche im der Ausübung bes moniells bei 
Beltattung der Toten zulommt, fowie in dem 
faktiſchen — der Friedhofe ſeitens vieler 
Kirchengemeinden, worüber das L.-R. II, 8 183 
beftimmt: Kirchhöfe oder Gotteßäder und Be⸗ 
gräbnispläße, welche zu den einzelnen Kirchen 
gehören, find der Regel nad) Eigentum der Kirchen» 
BEL Schon Tobias übte das Begraben 
als Werk der Barmherzigfeit; als ſolches gilt e8 
auch ber katholiſchen Kirche. Ihr ift das Grab 
doppelt ehriwirbig, weil ihr göttlicher Stifter im 
Grabe gerubt hat; und wie Chriftus den im 
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Sheegerinätpakun Ihfinad ec Kohn ertrt 


* — ee ift, fo hofft auch ber Eprift 


zur ei pe —— 
een wie e& der Apoftel verkündet 
tommt die Stunde, in ber alle, welche in den | bein 
Gräbern find, die Stimme des Sohnes Gottes 
hören werden“ (Job. 5, 28). Die Ehriften der 
Besten ie Koten sit Bodhebe uigif nahe 
re Toten mi e na 
der Stätte, wo die Geheimniſſe des Glaubens 
gefeiert wurden (in den Gömeterien der Kata⸗ 
Tomben), beizufeßen, um den engen Anſchluß ber 
Glieder an das Haupt, Chriſtus, zu befumben. 
Daraus us ging die Sitte hervor, die Leichen inner« 
halb der Mauern der Kirchen a der äußeren 
Einfriebi ingen der Iehteren, ber öfe“, 
„Briebhöfe” —53 Es verftand ſich von 
ſelbſt, 5 vieſ Beſtattungen mit aller dem hei⸗ 
u Orte en igen Ehrfurcht vorgenommen 


” 


wurden 

— erden außbilbete, weldes in Ein- 

der Leiche, Gebeten, Einweihung ber 

Begräbnisflätte und dem in Verbindung mit ber 
ſetzung erfolgenden Meßopfer beſteht. 

r, ne Zwange der Not folgend, die Salben, 


Begräbniswefen. 
Leben 


6 ſich ein gewiſſes Rituale für | gegen 
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geleiftet werde u. a. Eine ber ausführlichſten 
Be a der jüngeren = 
if — eu Mas 
Januar 1884). Mit Recht ift die digung 
nid der Kirchen · und Sfloftermanern jowie 
unter Gegenden von Stäbten gefehlidh jeit 
Img —5 in ben verſchiedenſten Ländern unier⸗ 
fagt. Ein ausnahmsweifes, jeltenes Abweichen 
bon biefer Beflimmung, eitva bei Angehörigen 
einer Stiftung (Familienkirche oder Kapelle), bei 
Hohen fichlichen und flaatliden — Biüretrhgenn 
u. a. läßt fi in dem Falle mit ben 
der Hygieine in Einflang bringen, daß für m 
Gruftanlage —2 Einbalſamierung 
Leiche und hermenſchen Verſchluß Deriefben * 
Doppeljärgen ‚Sorge getragen wird. 
und Kioftergrüfte follen gut nad) außen ventiliert 
und mit einem ficheren Gewölbe verjehen fein, 
welches nicht nur der Gefahr eines Einfturges 
des Bodenbelags vorbeugt, fondern auch Schut 
Durädringen von Gruftgafen nad) oben 
giebt. Bei vielbenutzten engen Kirchen erfcheint 
jedoch ht ran — 5 — 8 Be 
m nicht ratfam, ſondern follte a 
Weiler | und Mbierihen — — fier au! en 
einzeln —5 — —E a Kirchhofskapellen be= 


ätten von dem urfprünglichen heiligen Orte, der ſchränkt bleiben. 


* ſelbſt, entfernt werden mußten, um fo jorg« 
wurde ihr rg Charakter gewahrt 
or — es ganzen Gottesackers ſowie II 
durch beſondere —* ung eines jeden einzelnen 
Grabes oder Gewölbes vor der Benutzung. Der 
ber leiblichen Auflöfung dienende Aft der Be- 
erdigung iſt aljo dem Ehriften zugleich ein reli- 
fer, von Epriftus felbft geheiligter und von 
feiner Kirche Durch die Dabei geipenbeten Safra- 
mentalien ausgezeichneter At, an welchem Anteil 
= nehmen der Katholik fih zur Ehre ımd zum 
erdienſt rechnet. Das —* Recht definiert bie 
Beerdigung als Beifekung einer Leiche in ritueller 
Form an einem bemebizierten Orte. Die Ber- 
weigerung des kirchlichen Begräbnifjes ift eine 
ge lirchliche Strafe für offenkundige, vor dem 
ode nicht mehr gefühnte Verachtung der Kirchen⸗ 
gebote, wie fie frivole Glaubensſpotter, nicht 
geiftesfranfe Selbftmörber u. a. bewieſen haben. 
Aus der hiftorijchen Entwidtung bes lirchlichen 
Begräbnismweiens geht mit Gewißheit hervor, daß 
die Kirchengemeinden ober Kirchenfabrifen das 
Sonn ihrer Yriedhöfe von alters her 
Dies ſchließt das allgemeine und 
Filet Auffichtsrecht des Staates 
in keiner Weiſe aus. Die Regierungen verſchie⸗ 
dener Inftanzen üben basjelbe fortlaufend durch 
Erlafje und Verfügungen aus, zu denen miß- 
— oder fehlerhafte Gewohnheiten ein« 
jelner Gegenden Veranlaflung geben. So unter» 
or die eine Bezirlsregierung bie — 
Leichenwachen, die andere verbietet ben Hebammen, 
Leichenwaſchungen Veran, damit ber Über« 
tragung anftedender Krankheiten fein Vorſchub 


— 
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fonbene Rückſicht auf bie —— Sun, 

8, 1874; henbeerbigung .. 
Ken ehenverbrennung, aus bem Spaniſchen über- 
feßt von 2. Shüg, 1879. — PVettentofer, Über die 
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tat Dr. Stegel auf der 9. Berfammlung d. Deutſch. 
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—S XIV (1882), 11 ff. Die jeweilig 
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zeichnet im alljährlichen Repertorium der Viertel- 
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jahrsſchr. f. öffentl. Gefundheitspflege ſeit 1870. 
Bibl. d. ge). med. Wifjenihaften, Hygieine und 
—5 — Med., Art. Leihen (von Kratter) und 

chenweſen (von Woltersborf), Wien 1899; 
3. Müller, „Feuerbeitattung oder Erbbeftattung ?“ 
u „Die meb. Woche“ 1900, Nr. 13. 22. 


[Hopmann.] 

ing eines eigenen Sausflandes, 

ſ. Dan han, {. Berfäern 
arrungszu , mgsweſen. 

auſungsziffer, |. Vollszählung. 

Behörden, |. Amt ©. 161. 

eheimnis. I Allgemeiner Be- 
griff. Darunter iſt im engen Sinne alles zu 
verfichen, was über irgend jemand auß feiner 
eigenen oder einer andern Perfon faframentalen 
Beichte oder aus Anlaß einer ſolchen in Erfahrung 
gebracht wurde und an befien gewifienhafter Ge- 
heimhaltung ihm gelegen if. — Im engiten 
Sirme wird das Wort gebraucht von der dem 
Beichtvater ſelbſt aus der angehörten Beichte ger 
worbenen Kenntnis derartiger Dinge. — Im 
weiteren Sinne ift darin aud inbegriffen alles, 
was einem Seelforger als ſolchem im Bertrauen 
auf feine Verfhwiegenheit mitgeteilt worden ift. 
Eine firenge Verp —5 der Geheimhaltung 
beſteht in Anſehung dieſer drei Arten gewonnener 
Kennmiſſe. Ungleich Höher aber als jede andere 
Pflicht, Geheimniffe Er bewahren, ift jene, welche 
im Saframente der Buße begründet ift, und in 
erfter Linie die des Beichtvaters felbft. Iſt vom 
„Beichtſiegel“ die Rebe, jo wird diefe Damit 
bezeichnet. Das heilige Saframent der Buße ift 
singeicht in Form eines Gerichte. Anfläger ſei⸗ 
ner jelöft und mithin zugleich Angeflagter ift der 
Büßer; Richter ift der Priefter. Das Beicht- 
gericht wird aber nur gehalten über die freiwillig 
ur — ebrachten frei gewollten Gedanken 
und Begierden, bie freien Willenseniſchlüfſe, Worte 
und nad) außen vollendeten Handlungen in ihrem 
Verhältniffe zum genügend erfannten Willen 
Gottes, ſowie über die freiwilligen Unterlaffungen 
des Gebotenen. Es dt fich mithin dor al 
und in erfter Linie auf das Belenntnis alles deſſen, 
wos und infofern es vor das Bericht Gottes ge- 
hört. Unter dieſem Gefihtspunfte nennt man es 
forum internum zum Unterfchiede vom forum 
externum, bem Gerichte, defien Gewalt zwar auch 
auf Gottes Anorbnung beruht, welches aber nur 
tompetent ift in Anfehung der äußeren Alte in 
ihrem Verhältnifie zu den Gefegen der natürlichen 
und übernatürlicen Orbnung, nad welchen die 
Geſellſchaft als folche geleitet wird, und deren Be- 
folgung von jedem Gliede derfelben gefordert und 
nötigenfall8 erzwungen werden muß, wenn bie 
fociale, rechtliche, fittliche und refigiöfe Ordnung 
in ihr erhalten werben fol. — Das innere 
Forum entzieht fi) feinem ganzen Weſen nach 
der Offentlichkeit Gebiet # nur bag Verhältnis 
der Seele zu Gott, das Gewiſſen (Gewwifiensforum). 
Die im Beichtgerichte gemachten Mitteilungen 


Begründung eines eigenen Hausftandes — Beichtgeheimnis. 





750 


baben in jedem Falle nur dem einen Zwede zu 
dienen, daß ber Chriſt feinen Verpflichtungen 
gegen Gott, den allgerechten Richter, genüge und 
der Gnaden des Saframentes teibaftig werde. 
Daher iſt weder der Richter im inneren Forum, 
noch irgend eine Perſon, welche aus Anlaß des 
Beichtgerichtes auf welche Weiſe immer von den 
darin gemachten ilungen Kenntnis erhalten 
bat, berechtigt, davon im menſchlichen Verkehre 
Gebrauch zu machen, außer mit dem ausdrücklich 
erflärten volltommen freien Willen des Beichten- 
den. Die Verpflichtung der Geheimhaltung ent 
fteht aber ebenfowohl aus den Beichten ber 
Vönitenten,, welche abjolviert worden find, als 
jener, die nicht abſolviert wurden, aber doch mit 
ber Abficht beichteten, das Saframent ber Buße 
zu empfangen; auch auß ben Beichten, melde 
einem Laien abgelegt wurden, welchen man irrtüm · 
lich für einen Priefter hielt. Im Zweifel, ob der 
Beichtende bie Intention hatte, das Sakrament zu 
empfangen oder nur zu beirügen, ift erfteres zu 
präfumieren. Als zur ſakramentalen ea gen 
börig find ferner auch anzufehen alle einem Beicht» 
vater als ſolchem außer bem Beichtfiuhle zu dem 
Zwede und in ber erflärten Abfiht gemachten 
Mitteilungen, das zu feiner Kenntnis zu bringen, 
was zum |päteren gültigen oder fruchtreichen Em⸗ 
pfang des heiligen Saframentes der Buße dem 
Veichtvater mitzuteilen notwendig ober ratſam 
ift. Keinen Unterſchied macht es, ob Sünden ges 
beichtet wurben, deren Anklage nach göttlichen 
Bfehe ftrenge Pflicht (Todſünde), oder nur eine 
für den Empfang des Saframentes von feiten 
jener genügende Materie ift (läßliche Sünbe), 
hei ihr Gewiſſen nicht mit Todſünden belaftet 
wiſſen. 


DO. Innere Gründe des Beichtſie⸗ 
gels. Die Unverleglichteit des Beichtgeheimnifjes 
it ſchon in der naturrechtlich en Forberung 
begründet, alles en au halten, deſſen Mit 
teilung an andere bie berechtigten Intereſſen einer 
dritten Perfon verlegen würde (Spr. 11, 13; 


m|25, 8; vgl. c. 5, CO. 5, qu. 5). Inſofern über» 


Dies das im Beichtgerichie abgelegte Schulbbefennt« 
nis Sache des hoͤchſten Vertrauens ift und dem 
Prieſter nur gemacht wird im Vertrauen auf feine 
Derfitziegenheit und deren ſtillſchweigende Ver⸗ 
bürgung, nimmt das Beichtgeheimnis den Charalter 
einer vertragamäßigen Verpflihtung an. Es ift 
daher vor allem verjhloffen unter dem Siegel des 
Naturrechtes; feine Verlekung wäre eine Ver⸗ 
fündigung gegen die vom Naturgefeße geforderte 
allgemeine Liebe, Treue und Gerechtigkeit. Nature 
teäilice Verpflichtung ift e8 für jedermann, daß 
niemals durch feine Schuld bie Beichte für irgend 
—— zum Nachieile oder zur Beläſtigung 
wer! 


e. 

Ein zweites Siegel, unter welchem Gebeichtetes 
verwahrt wird, iſt das Saframent (8. Thom. p. III, 
suppl. qu.11). Das Schuldbekenntnis wird dem 
Prieſter abgelegt nicht als Menjchen, ſondern als 
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Diener und Stellvertreter Gottes in Spenbung 
des Saframentes. Es wirb der Inhalt desſelben 
nicht vor das Gericht eines Menſchen gebracht, 
fondern vor das Gericht Gottes, mit deffen Ab- 
Baltung ein Menſch betraut iſt. Wie follte er aber 
dann den Menſchen geofenbart und ihrer Kritif 
anbeimgegeben werben? Diejes Gottesgericht ver= 
mittelt der Seele die Barmherzigkeit Gotteß, welche 
der begangenen Sünden nicht mehr gebenft, fo- 
balb fi der Sünder reumütig zu Gott wenbet. 
Gewiß ift es deshalb ganz dem heiligften Willen 
Gottes zuwider, durch Offenbarung des geheimen 
Belenntnifjes die Schuld im Andenken der Men- 
ſchen zu veremigen. Die eng des Beicht · 
geheimniffes iſt aus dieſen Gründen Verſündigung 
gegen das Sakrament der Buße (Sakrilegium) 
und das göttliche Geſetz. Dies um fo mehr, 
weil die Beichte ſogar eine quasi-materia, ein 
Beſtandteil des Sakramentes ilt. Sie ift in ihrem 
wahren Wefen nicht eine Kundgabe verborgener 
Sachen an einen Menſchen, fondern Empfang 
eines Saframentes, welches mit dem natürlichen 
menſchlichen Commercium abjolut in feinerlei 
Beziehung fteht. Diefer Charakter eignet ihr noch 
von einem andern Geſichtspunkte aus. Das Buß» 
ſakrament ift nämlid ein zum ewigen Heile für 
den größten Teil der Chriftgläubigen durchaus 
notwendiges Saframent. Niemand, der nad 
empfangener Taufe eine ſchwere Sünde begangen 
hat, Tann das ewige Heil erlangen, wenn er nicht 
daß heilige Bußfaframent empfängt, außer e8 wäre 
ihm das unmöglich, in welchem alle ihm wenig⸗ 
ſtens vollfommene Reue abjolut notwendig ift in 
Verbindung mit dem darin eingefchloffenen Willen, 
jeder von Gott für das 4 Heil feitgefeßten 
Bebingung, mithin auch bem Gebote, zu beichten, 
jo bald als möglich zu genügen. Nun aber wäre 
das Gebot, alle, auch bie ſchwerſten Sünden, dem 
Prieſter zu befennen, für den Menſchen unerfüll- 
bar, ohne die Garantie vollfter und unbebingter 
Geheimhaltung des abgelegten Belenntniljes. 
Das Gebot Gottes, zu beihten, und fein heiligſter 
Wille, daß die Menſchen fi des Saframentes 
der Buße zur Erlangung des Sündennachlaſſes 
bedienen, involviert für den Priefter Die unbedingte 
Verpflichtung, ſtrengſtes Schweigen zu beobachten, 
und zwar nicht bloß über die zur Anklage ges 
brachten Sünden, ſondern auch über alles und 
jedes, wovon zu präfumieren ift, daß der Bönitent 
es geheim gehalten haben will, und für deſſen 
Geheimhaltung er Garantie haben muß, wenn 
er nicht den Empfang des Bußjaframentes fürch ⸗ 
ten fol als gefahrdrohend für feine Ehre und 
die damit verbundenen focialen Güter. Ex barf 
nicht einmal die Thatſache, daß jemand bei ihm 
gebeichtet Habe, einer andern Perfon befannt ma= 
hen, wenn nur einigermaßen zu vermuten ift, es 
ſei Dies dem Beichtfinde nicht ganz gleichgültig 
(f. Knopp, Der katholifche Seelſorger als Zeuge 
vor Gericht, Regensburg 1849; ebenberji 


jelbe in 
Seit’ Zeitſchrift für Kirchenrecht I, Heft 2, 


Beihtgeheimnis. 
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©.3 ff). Aud dem Ponitenten ſelbſt darf der 
Beichtvater in Teiner Weiſe zu verſtehen geben, er 
denfe noch an etwa von ihm Gebeichtetes; nur mit 
feiner volllommen frei und gerne gegebenen Er» 
laubnis darf er mit ihm darüber reden. — So 
gefellt ſich zum naturrechtlichen Titel des Beicht- 
geheimnifjeß ber des göttlichen Rechtes. Duldet 
das Naturrecht nicht, daß eine im größten Ver» 
trauen ——— —— neg zur 
Schädigung defien mißbraucht wird, ver⸗ 
trauensvoll eine geheime Sache entdedt hat, jo 
ift es noch weniger mit dem göttlichen Rechte ver- 
einbar, daß ein zu frenger Pflicht gemachtes 
Saframent Gottes zu einer gehäfligen, abjchreden« 
den Sadje gemadt wird. Wollte man auch an⸗ 
nehmen, das Naturredht dehne die Pflicht der 
Geheimhaltung nicht auf Fälle aus, in welchen 
eine Offenbarung bes Gebeichteten vom Gemein« 
wohle gefordert ſcheine, jo kann doch vom Stand» 
punkte des göttlichen Rechtes aus und von feiten 
des Weſens und der unumgänglicden Notwendig. 
keit des Bußfaframentes eine derartige Einichrän- 
kung nicht gemacht werben, ſondern ift das Beicht · 
fiegel im tweiteften Umfange und ganz unbedingt 
unter allen Umftänden zur Geltung zu bringen. 
Das Beichtfiegel beruht nicht nur in einem zum 
Bußſakramente und der Pflicht, es zu empfangen, 
noch hinzukommenden Gebote, fondern es ift ein 
integrierender Beſtandteil der Einſetzung des 
Bußſakramentes und bes göttlichen Gebotes, es 
zu empfangen — nad) Suarez (p. 3, t. 4, 
disp. 33, a. 1, n. 10) etwas quasi conaturale 
et intrinsecum ipsi sacramento, ar de 
facto institutum est. Daher trägt Bruch des 
Beichtſiegels den Eharatter des Sakrilegium an ſich. 

Zum Beichtgeheimniffe verpflichtet endlich auch 
die Kirche. Ihre darauf bezügliche Seleharbung 
giebt teils Erklärungen des göttlichen Geſetzes 
teils genauere Beſtimmungen, auf welche Weiſe 
in den verfchiedenen Fällen demſelben Genüge zu 
leiſten und die Gefahr einer Verlegung bes Beicht- 
fiegels zu vermeiben fei, teils Strafbeftimmungen. 
— Es ergiebt fi nunmehr aus dem Gefagten, 
daß die Verlegung bes Beichtfiegels eine Sünde 
der Treulofigleit und Ungerechtigfeit, des Sakri⸗ 
legiums und des Ungehorſams gegen die Kirche 
in einer höchft wichtigen Sache ift. Die kirchlichen 
Kanones erklären die Pflicht des Beichtfiegels 
des näheren in folgendem: 1. (c. 2. D. 6. de 
poenit.) Das Beichtfiegel erftredt ſich auf alle 
gebeichteten Sünden und muß gewahrt werben 
den Angehörigen des Bönitenten gegenüber ebenjo= 
wohl als gegenüber Fremden. Wer dagegen han» 
beit, fol abgejeßt werben, ohne je wieder An» 
flellung zu erhalten, fo daß er fein Leben lang un« 
ftet umberwandern muß. — 2. (c. 12. omnis 
utriusques. xus, X. de poenit. et rem.[5, 38].) 
Es ift fo forgfältig zu bewahren, daß man auch 
vor jedem Zeichen fi) hüten muß, welches auf 
den Pönitenten oder das von ihm Gebeichtete 
ſchließen Tieße. Bedarf der Beichtvater des Rates 
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eines erfahrenen Priefters, fo ift dieſer mit größter 
Umficht zu erbitten, fo daß nur der Gewiſſensfall 
zur Kenntnis des Ratgebers kommt, keineswegs 
aber der Vönitent. Wer das Beichtſiegel verleßt, 
ift abzufeßen und zur Iebenslänglihen Buße in 
ein Klofler zu fperren. (Nach jpäterer Praxis trat 
ewige Kerkerſtrafe an die Stelle ber Verweifung 
in ein Kloſter; cf. Reiffenst. 1. V, t. 37, 
n. 111.) — 8. (c. 2. si sacerdos. X. de off. 
iud. ord.[1, 31].) Wer aus der Beichte Kenntuis 
eines Verbrechens erlangt hat, darf im äußeren 
Forum hiervon Feinerlei Gebrauch machen, aljo 
über den Schuldigen nicht namentlich eine Kirchen⸗ 
Strafe verhängen, ſondern nur allgemein über ben 
Urheber des begangenen Verbrechens (Schmalz- 
grueber, Ius ecel. univ.1. V, t. 38,n. 69); 
— ihm nicht die heilige Kommunion verweigern, 
fei e8 daß er geheim ober vor Zeugen darum 
bittet (cf. Bened. XIV. de syn. dioec. VI, c. 
1,n.4—14). — 4. (c. 13. dilectus. X. de exc. 
prael. [5, 31].) Kein Prieſter kann genötigt 
werben, über das in ber Beicht ihm Mitgeteilte 
als Zeuge ſich vernehmen zu lafjen. Die Behaup- 
tung, die Kirche habe felbft zur Zeit der öffent« 
lichen Bußen die zur Anklage gebrachten Sünden 
Tunbgegeben, ift ganz grundlos. Öffentliche Bußen 
wurden nur aufgelegt für bereit zur allgemeinen 
Kenntnis gelommene Vergehungen. Die oben 
angeführten Strafen find ferendae sent., und 
treffen nur ben ſchuldigen Beichtvater, nicht Laien, 
und auf ihn nur, wenn ber Gegenftand der 
Sigillverlegung eine gebeichtete Sünde geweſen 
iſt und dieſe einer dritten Perſon mitgeteilt 
worden war, und der Schuldige gehandelt Hat mit 
Bewußtſein feiner Schuld umd ber verdienten 
Strafe (qui praesumpserit revelare). 

II. Praktiſche Regeln. Corollarien zudiefen 
in den kirchlichen Rechtsquellen beftimmt ausgeſpro⸗ 
henen Grundjägen und Vorſchriften find bie nach⸗ 
folgenden Regeln. a) Weil das Beichtgeheimnig 
feinen höchſten und eigentlichen Grund in ber Heilig» 
keitundallgemeinen Notwendigkeit des Salramentes 
hat, befteht es fort auch nach dem Tode des Pöni« 
tenten und iſt unabhängig davon, ob eine Offen- 
barung des Gebeichteten demfelben zum Vorteile 
oder Nachteile gereichen würde. — b) Da indeſſen 
der Pönitent das Gebeichtete nach Belieben dem 
Prieſter nachträglich noch außer der Beichte fagen 
Lönnte ohne Verpflihtung des Stillſchweigens, jo 
ſteht es in feinem Gutdünken, ihm auch zu et» 
Hären, er bürfe bie in der Beicht gemachte Mit 
teilung als außer der Beicht gemacht anjehen und 
davon Gebrauch machen. Der Priefter darf 
indeſſen dies nur dann und infoweit acceptieren, 
wenn und inwiefern bie betreffende Erklärung 
volltommen frei und ohne allen irgendwie be= 
ſchwerenden Einfluß von feiten des Beichtvaters 
erfolgt if. Im Falle ein ber Verlegung des 
Beichtſiegels von dem Pönitenten angellagter 
Priefter die Einwendung vorbringt, er habe nur 
mit Erlaubnis desſelben gehandelt, obliegt es 
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ihm, den Beweis hierfür zu erbringen. Iſt er 
ein ganz unbeſcholtener Prieſter, fo gilt fein des⸗ 
falls abgelegter Eid als Beweis. Dagegen kann 
ein Verſprechen, etwas außer der Beiht Mit- 
geteiltes fo anzufehen und geheimzuhalten, als 
wäre e8 gebeichtet worden, fein sigillum sacra- 
mentale, fondern nur die naturgejegliche und 
moralifche Verpflichtung erzeugen, ein anvertrautes 
Geheimnis zu bewahren. — c) Weiß ein Beicht- 
bater etwas außer der Beicht, ift e8 ihm aber auch 
gebeichtet worben, fo hat er an und für ſich aller« 
dings das Recht, von der auf gewöhnlichen Wege 
gewonnenen Kenntnis Gebrauch zu machen, aber 
aud die Pflicht, dies nie unter Umftänden zu 
thun, unter welchen bei andern die Vermutung 
entftehen fönnte, er offenbare etwas ihm Gebeich- 
tete. Weil aber dieſe fait immer zu fürchten ift, 
muß wohl für die Praxis an dem Grunbfage feit- 
gehalten werden, was man in ber Beichte erfahren 
bat, ſei auch dan nicht zum Gegenftande einer 
Kundgebung zu machen, wenn man dasſelbe vor« 
her oder nachher auch auf andere Weiſe kennen 
gelernt hat, e8 müßte denn eine Mitteilung durch 
die wichtigften Intereffen geboten werden, in 
welchem Falle fie unter der Vorausfegung zuläjfig 
wäre, daß der Beichtoater den unwiderleglichen 
Beweis erbringt, er habe feine Kenntnis von der 
Sade aus einer andern Quelle als aus ber Beichte 
obereinerim Vertrauen auffeine Amtsverſchwiegen · 
beit ihm gemachten Eröffnung. Propter scan- 
dalum vitandum debet abstinere, ne de hoc 
loquatur, nisi immineat necessitas (S. Thom. 
p. II, suppl. qu. 11, a. 5). — d) Was ber 
Beichtvater für feine Perfon nur aus einer ge= 
hörten Beichte weiß, hört für ihn deshalb nicht 
auf Beichtgeheimnis zu fein, weil bereit andere 
bon der Sache Kenntnis erhalten haben. Aus 
dem Grunde, daß die Gläubigen den Gegenſtand 
ihrer Beichte nur für die Kenntnis des Beicht- 
vaters beftimmen, und nur mit Rüdficht auf das 
Verhältnis ihrer Seele zu Gott, find außer dem 
Beichtvater zur Wahrung des Beichtgeheimnifjes 
auch alle Perjonen verpflichtet, welche auf irgend 
eine Weife etwas davon erfahren haben, als: Dol« 
metfcher, deren Vermittlung Beichtende nötig hate 
ten; Perſonen, welche in der Nähe zu Taut jprechen« 
der Pönitenten die Anklage ganz oder teilweife 
hörten, oder welche Schriftftüde laſen, auf denen 
die bereits abgelegte Anklage geſchrieben war, 
oder die dem Beichtvater behufs der Anklage ſchon 
übergeben worden find; jeber, der aus einer Be⸗ 
ratung, die der Beichtvater mit ihm gepflogen 
hatte, oder auß einem Geſuche um die Vollmadhten 
zur Abfolution auf Perfonen fchließen Tonnte, 
welche an dem Gewiſſensfalle beteiligt jind, u. dgl. 

IV. Berbotener Gebraud des Beiht- 
geheimniſſes. Das Beichtfiegel verbietet nicht 
nur die Mitteilung der aus einer Beicht gewonne⸗ 
nen Kenntnis mit Schädigung oder Beläftigung 
einer Perſon, ſowie Beſprechung einer gebeichteten 
Sache mit dem Beichtenden außer der Beichte, 
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fondern auch jede kenn gie. derſelben zu einer 
Inngsweiſe, woburd) jemand ein Borteil ent= 
zogen wird, ber ihm fonft zugelommen wäre, ober ; 
—— mie — — 
wäre. ir au derartige ; 

notwendig 


der ans ihrer Unterlaffung (ent slseh un bu be= | entzieht, 


dentungsvolli ol, 0 
So eat inet Do nit Be 
ben benupen, ohne hierzu vom Pönitenten im | 
—— ſelbſt die Zuſtimmung erhalten zu 
Denn die Beichie iſt nur Beſtandteil des 
eg in feiner Weife aber Gegenfland 
menſchlichen Wißſen⸗ (ef. Clem. VIII. Const. 
„Sanetissimus* 26. Maii 1598 und prop. 
damn. ab Innoc. XI. 18. Nov. 1682). Der 
Veichtvater darf fie auch nicht zu feinem eigenen 


Vorteile irgend welcher Art oder zur Abtwendung | deren 


eines fei es auch des größten Nachteile von feiner 
Berfon , wenn er dadurch dem Beichten« 
den eine Be g bereiten ober eine Kundgebung 
bes en Direkt ober indirelt verüben würde. 
Der Pönitent ift in Anfehung befien, was er 
jebeichtet ober der Beichtvater ihm gejagt hat, von 
der Pflicht ber Geheimhaltung an ſich frei. Aber 
Klugheit muß immer wiberraten, davon zu 
reden, weil e8 in ber Regel ganz zweclos, häufig 
mit vielen Intonvenienzen und Anlaß zu ſehr 
unangenehmen Mifverfländniffen und jelbft Ver- 
bächtigungen verbunden ifl. 

V. Strenge der Berpflidtung bes 
Beihtfiegels. Die treue Bewahrung 
Beichtgeheimniſſes ift durch göttliches Gebet uns 
bedingt unter allen Umftänden zur ftrengften Pflicht 

acht, deren Ver! fei es auch nur in Au⸗ 
—* eines an fi) geringen Objektes Todſünde 
iſt (peccatum mortale ex genere suo toto). 
Es giebt für fie abfolut feine Entſchuldigung 
ftena was den direlten Bruch bes Beicht- 
flegel3 betrifft, d. 5. volllommen freie und bewußte 
Ausfage deiien, was gebeichtet worben ift, und 
der Perfon, welche e8 gebeichtet hat ober über 
welche ber Beichtenbe etwas dem Beichtvater mite 
teilte, an befien Geheimhaltung ihr gelegen fein 
muß. Es entijuldigt nit parvitas materiae, 
nicht Länge ber feit der Beichte oder ber gebeich« 
teten Sache vergangenen Zeit, nicht irgend eine 
andere dem Beichtvater obliegende Pflicht, ſei fie 
auch von höchſter Bedeutung. So 3.2. dürfte 
er eine begangene ſchwere Sünde nie einem Prie= 
fter beichten, welchem bamit zugleich etwas befannt 
würde, was unter das Sigillum fällt. Könnte 
ex einen andern Prieiter jofort nicht finden und 
wäre bie Beichte für ihn ſogleich notwendig, jo 
müßte er bie Fagfiäe Sünde oder ben kritijchen 
Umftand außer Anklage laſſen und fpäter bei 
einem Priefter befennen, bei welchem das Siegel 
nicht in Gefahr tommt. Ebenfowenig tönnte er 
ohne die ſchwerſte Sünde eine unter das Beicht- 
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geheimnis fallende Sache bei der Obrigkeit oder 
überhaupt dort zur Anzeige bringen, wo man fie 
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fennen müßte, um große Vergehen ober fonft 
föwere® Unheil zu verhüten, oder darüber als 
iZenge vor ** eine Ausſage machen. Ab- 
geſehen von der Natur des Beichtgeheimniſſes 
welches außer der Beichte für ben Beichtvater einer 
Sade — die ſich abſolut ſeinem Wiſſen 
würde durch eine entgegengeſeßte Praxis 
das Gemeinwoht i m unermeßlich verhängnisvoller 
Weile geihädigt. Es würde das Vertrauen auf 
bie Unverleglichleit des Beichtfiegels in Der Geſell⸗ 
Haft zerftört und damit die von Gott eingefehte 
Erziehungs und Befſerun eig das geheime 
im Ramen Gottes geübte Bußgericht — vernichtet, 
woburd ein Menge Sünder befehrt, viele Ver⸗ 
brechen verhütet, „sh Rn wieber 
gutgemacht werben. tvater hat jene, 
welchen eine —S er ern, zu 
Erfüllung anzuhalten. Er aber muß eher 
den Tod erdulden, als nur das Geringfte, das 
ihm unter dem faframentalen Siegel befannt ge= 
worden ift, diefem entziel 
Verſchuldung der werdung eines Beicht ⸗ 
geheimnifſes durch fahrläſſige und unũberlegte 
Rede oder Handiungsweiſe aus welcher An- 
weſende eine Folgerung auf einen dem Sigill 
unterworjenen Gegenftand ziehen können, ift in- 
ſoweit ſchwer oder laͤßlich erg als es die 
Sahrläpigfeit oder Unüberlegtheit ift. 
Eine ftrenge Verpflichtung, welche aber doch 
eine parvitas materiae zuläßt, obliegt dem Prie⸗ 
fler in Anfehung deſſen, was ihm nicht im Beicht- 


2 


— 


des ſtuhle und im Zuſammenhange mit einer Beicht 


mitgeteilt worden iſt, aber doch nur mit Rüdficht 
auf feine Eigenfchaft als Seelforger. Auch ſolche 
Geheimniffe hat er mit größter Gewiſſenhaftigkeit 
& wahren. Jeder Seelforger muß auch entichieden 
ie Zumutung von ſich weiſen, über den ihm be= 
tannten Eharakter und bie fittliche Qualifilation 
einer feiner Leitung im inneren Forum unter 
worfenen Perfon fi zu äußern (vgl. Knopp, 
Der fathol. Seelforger als Zeuge vor Bericht 23). 
VI. Die weltlie Geſetzgebung kann 
ohne Verlegung ber Gewiſſensfreiheit nie und 
in feinem Falle eine den obigen Grunbfähen 
zuwiderlaufende Handlungsweife erzwingen wollen, 
weil biefe nach Tatholifcher Lehre mit ber göttlichen 
Ordnung der Heilsölonomie und dem göttlichen 
Gefege ganz und gar unvereinbar wäre. Auch dad 
ältere Yroteftantiiche Kirchenrecht fcheint damit 
übereinzuftimmen (}. Carpzow, Juriapr. consist. 
1. III, def. 35). — Ebenfowenig kann es irgend 
einem Richter im äußeren Forum, ſei es geiſtlichem 
ober weltlichen, jemals zuftehen, einen Beichtvater 
wegen ber im inneren Forum von ihm getroffenen 
Entjceidung, Verweigerung ber Abfolution u.dgl., 
u t Verantwortung zu ziehen, weil derjelbe über 
ie Sache felbft, die ihm gebeichtet worben, und 
daher auch über die aus ihr entnommenen Gründe 
feiner Sentenz abfolutes Schweigen beobadjten 
muß. Er darf ſich nie und nimmer einem Verhöre 
darüber unterziehen und ift in die vollfte Un ⸗ 
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möglichfeit verjeht, fi gegen eine in Anjehung 
feiner Sentenz erhobene Anklage zu verteidigen. 
— Die gaewärtig im Deutſchen Reihe 
geltende a vom 30. Januar 
1877 beftimmt ganz im Einflange mit obigen 
Grundfägen: „Geiftliche find in Anfehung defien, 
was ihnen bei ber Ausübung ber Seelſorge an= 
vertraut ifl, zur Verweigerung des Zeugnifjes 
berechtigt; — ihre Vernehmung ift, auch wenn 
das Zeugnis nicht verweigert wird, nicht auf 
Thatjadhen ie richten, in Anſehung welcher erhellt, 

Derlegung ber Verpflichtung zur Ver⸗ 


tit, 88; Ballerini-Palmieri, Op. mor. vol. V, 
n. 899—1024; Lehmkuhl, Theol. Mor. II, 
465—469; Zenner, Instr. pract. confese. I, 
e.8; Benger, Paſtoraltheol. III, 8159; Gründler, 
Über Unverleplichfeit des Beichtjiegels in Weiß 
Archiv S. 51 fj.; Weiß' Archiv der Kirchen 
rechiswiſſ. Offenb. IV, 1883, 51 ff.; Das Beicht⸗ 
geheimniß vor Gericht. Bon einem Yuriften, 
Mainz 1896. [Pruner.] 
Dehenutnisfreißeit, Kultusfreiheit, 
Glaubensfreiheit. Die Worte „Glaube“, 
„Glaubensbekenntnis“ oder „Konfeifion* und 
„Kultus“ werden vielfady jynonym gebraucht, ber 
deuten aber doch nicht das nämliche, fondern drei 
verſchiedene, aber eng miteinander in Verbindung 
ſtehende Momente des religidfen Lebens. Er- 
mwähnte dreifache Freiheit ift mithin mit einem 
Worte die „Religionsfreiheit”, d. 1. Freiheit, jener 
Religion anzuhaugen, welcher man will, und fie 
öffentlich auszuüben, ohne deshalb irgend eine 
Schmälerung von Rechten und Vorteilen des ger 
ſellſchaftlichen Lebens erleiden zu müffen. Grund« 
akt aller Religion ift der Glaube. Zuerft kommt 
deshalb bei Erflärung der Religionsfreiheit in 


Betracht: 

J. Glaube; Glaubensfreiheit. Was 
in Beziehung auf unſer Pflichtverhältnis gegen 
Gott unmittelbar über die im Naturgejege liegenden 
Forderungen ber Anbetung und Verehrung Gottes, 
wie er mit dem Lichte der Vernunft erfannt ift, 
und ber unbedingten Unterwerfung unter ihn als 
den allerhöchften Herrn hinaus liegt, Tann uns 
nur durch eine pofitive Offenbarung Gottes zur 
Kenntnis kommen. Die Erkenntnisweiſe derjelben 
ift dann nicht Wiffen, Erkennen ber Wahrheit aus 

en inneren Gründen (cognitio per causas, 
8. Thom.), jondern Glauben, Annahme der 
Wahrheit auf glaubwürdige Mitteilung, auf 
Autorität Hin, und zwar auf Grund göftliher 
Autorität (fides divina). Die Thatjache indefjen, 
daß eine Offenbarung Gottes ftattgefunden habe, 
it Gegenftand natürlich vernünftiger Überzeugung. 
Diele Daransgeicht, befteht ſchon nach dem Natur- 
geſetze die unbebingte Verpflichtung, der erfolgten 
Offenbarung Glauben zu ſchenlen, weil fie abſolut 
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glaubwürdig ift und Gott abjolute Autorität 
inmewohnt, welche die rüdhaltlofefte Unterwerfung 
unfere® Berflandes unter feine Wahrheit und 
unjered Willens unter feinen Willen erforbert. 
Verweigerung des Glaubens wäre ebenjojehr der 
Vernunft wie der Moralität zuwider. Es find 
mithin in Anſehung des Tefigiölen Glaubens fol« 
gie Säße feftzuhalten: a) Er hat zu feiner 
orausfetzung die Übergengung, daß in Anfehung 
beftimmter, aus der Vernunft allein nicht ober 
nicht genügend erfennbarer Wahrheiten eine gött« 
fie Offenbarung ftatigefunden habe. b) Ex be= 
fteht in der Anerfennung, biefe Wahrheiten ſeien 
um ber göttlichen abfoluten Wahrhaftigkeit willen 
unbedingt glaubwürdig, und die göttliche Au⸗ 
torität verpflichte abjolut, fie zu —5 — — ſo⸗ 
wie in der vollen Hingabe des Verſtandes um 
dieſer göttlichen Wahrhaftigkeit und Autorität 
willen an die geoffenbarte Wahrheit, welche zwar 
übervernünftig, weil göttlich, aber nie wider⸗ 
vernünftig fein kann, mag fie auch noch fo ſehr 
den Charakter des Geheimnisvollen an fid) tragen. 
c) Der Glaube ift ein innerer, freier, feine 
Gewalt erzwingbarer Aft; infoweit er Unter 
werfung bes des unter bie göttliche Au⸗ 
torität in ſich fließt und zu feinem Objekte 
Mofterien hat, welche von der Vernunft nicht er« 
gründet werben können, kommt er nur zu flanbe 
durch die übernatürliche Gnade, welche bie Frei⸗ 
heit nicht aufhebt, fondern vielmehr in dem Grade, 
in welchem fie übernatürliches Licht für den In⸗ 
tellekt und übernatürliche Kraft für den Willen 
ift, erhöht und ſtärkt. d) Er ift aber ftrenge Pflicht 
und Forderung fogar des Naturgefehes für jeben, 
welcher von ber Thatſache ber erfolgten Offen- 
barung überzeugt if. Wer baran zweifelt, hat 
wenigftens die gleich firenge Verpflichtung, Ge⸗ 
wißheit Darüber zu ſuchen. Bon einer freiheit im 
Sinne des Beliebens, die geoffenbarte Wahrheit 
anzunehmen ober nicht, Tann keine Rede fein. 
Wer nicht die ganze Geſchichte der Menjchheit 
verleugnen will, muß nun auch zugeflehen, daß 
zu jeber Zeit bei allen Völkern das innerfte Be 
wußtſein der Notwendigleit einer pofitiven Offen« 
barung Gottes und der wirklichen Thatſache einer 
folchen ſich kundgegeben hat und noch fundgiebt. 
Die Behauptung, alle Religion ſei abgeſchloſſen 
in bem ber vernünftigen Natur ſchon eigenen Be» 
wußtfein der Abhängigfeit von einem abfoluten 
Weſen und den daraus refultierenden Poſtulaten, 
wiberfpridgt dem sensus naturae communis 
und aller Tradition und Geſchichte. Da aber jo 
viele verfchiedene und ſich widerſprechende Reli⸗ 
ionsſyſteme zu Tage getreten find, jo entfleht bie 
ge: Welches ift die wahre, göttlich geoffen- 
barte Religion? Es genügt die Vernunft, um 
zu erfennen, daß unter allen nur einer biefer Cha⸗ 
ralter eigen fein Tann. Bon zwei oder mehreren 
einander widerſprechenden Behauptungen Tann 
nur eine auf Wahrheit beruhen; was aber nicht 
wahr ift, kann nicht göttlich geoffenbart fein. 
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eines Geſezes machen (de internis non 
iudicat praetor), wohl aber die Kirche, welcher 


a a ee ft über Thatfachen, 
ottes itu— ein Gerich rein innere , 
ke ef bi ur a; ober Gewiſſensforum eigen ifl. Sie 


verſchiedenen Religionen voneinander abweichen 
— Dogmatismus und Geremonienweien —, ift 
gleichgültige Zuthat, gut genug für die Ungebil« 
beten, welchen der Glaube ein unentbehrlicher 
Notbehelf if, während für die „Gebildeten“ die 
Religion mit dem Wiffen zufammenfällt. 

Hört man Theiften und Epriftgläubige eben- 
falls jagen, es fei gleichgültig, weldden Glaubens 
man jel, wenn man nur jittlich gut lebe, fo 
find fie gu fragen, ob denn nicht zur Ordnung der 
Sittlichteit auch das Verhältnis des Menſchen zu 
Gott gehöre. Die erſte Pflicht gegen Gott aber 
ift doch ohne Zweifel der Glaube an jein Wort und 
glaubensvolle Annahme feiner Gnadenordnung 
und aller von ihm für feine Gnade und unfer 
Heil gefehten Bebingungen. Darin ifl aber auch 
inbegriffen die Pflicht, alles, mas mit feinem 
Worte und feiner Gnabenordnung im Wibder- 
ſpruche fteht, jo anzufehen, wie Gott felbft es an⸗ 





giebt mit der Forderung, nur ihre Lehre zu glau« 
ben, dem Worte Eprifti ſelbſt Zeugnis: Qui non 
crediderit, condemnabitur, iam iudicatus est. 


eo 
heit ebenſogut wie auf die amt Dffenbarun, 
Dem 


losfagen. 

I. Belenntnisfreiheit. Der Glaube an 
fich gehört lediglich dem Gebiete bes Gewifſens 
an, eignet ſich daher zur pe im Staats · 
lexilon nur inſofern, als ohne den richtigen 
Begriff von „Glaube“ und „Slaubenspflicht” 
das Verhältnis des Staates zur Religion der 
teen nicht verftanden werben Tann. 
Der Glaube giebt fi aber auch nad außen 
tund; jedes Religionsſyſtem hat feine Anhänger, 
welche ſich zu ihm befennen. Und infofern muß 
aud die Geſellſchaft, zu welcher feine Belenner 
ehören, Stellung zu ihm nehmen. Diefe wird 
kin entweder Freigebung jedes religidjen Ber 
kenntniſſes, oder wenigfteng eines und des andern, 
oder Belenntnis der Geſellſchaft jelbft zu einer 
Religion mit Ausſchluß aller übrigen. — Was 
nun or allem die Kirche betrifft, jo muß fie von 
allen ihren Gliedern unbedingt fordern, daß fie 
ſich zu der von ihr als göttlich geoffenbart erflärten 
Lehre bekennen, ohne auch nur einen Saf der⸗ 
felben zu verwerfen oder als zweifelhaft oder als 
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gleichgültig zu bezeichnen, und daß fie ih nur zu ihr 
allein befennen. (Dagegen richtet ſich bie im SylL 
err. verworfene Theje 21: Ecclesia non habet 
potestatem dogmatice definiendi, religionem 
catholicae ecclesiae esse unice veram reli- 
gionem.) Wenn ſich die Kirche als die von Ehri= 
ſtus gegründete Heilsanftalt unter ben Menſchen 
erkennt, welche von ihm beftimmt ift, feine Wahr- 
beit und feine Gnade allen zu vermitteln und alle 
zu einigen zu einem Reiche Gottes auf Erden 
vol der Gnade und Wahrbeit, jo muß fie dies 
zur eriten Bedingung der Mitgliedſchaft machen 
(ogl. Walter, Naturrecht u. Pol. 8488, ©. 479). 
Widrigenfalls müßte fie fich entweder felbft auf» 

jeben und zu ber unfaßbaren Schattengeftalt, un« 
Aiptbare Kirche genannt, werden, welche jene 
Religionsgeſellſchaften annehmen, bie, ohne jedes 
beftimmte Belenntnis, ohne innere Organifation, 
unaufhaltfam der Zeriplitterung in zahllofe Sekten 
und der Auflöfung entgegengehen, — ober fie 
müßte, wie der Nationalismus fi bie Kirche 
denkt, zu einem rein menfchlichen , freiwilligen 
Vereine herabfinfen, in welchem fich alle zufammen= 
finden, denen eben, fei e8 infolge ihrer Erziehung 
oder ihres perfönlichen Ermefjens, die ihm eigen» 
tümliche Religtonsform zufagt. Ganz mit Unrecht 
macht man der fatholifchen Kirche den Vorwurf 
der Intoleranz, weil fie feinerlei Gemeinfchaft 
duldet mit irgend einem Gegenjaße gegen ihre 
Glaubenslehre, und wiberftreite er auch nur 
einem ihrer Dogmen. (Dies ift es, was ihr der 
Proteſtantismus am wenigften verzeihen Tann. 
On voit elairement que ce qui rend cette 
Eglise si odieuse aux Protestants, c’est prin- 
eipalement ... sa sainte et inflexible incom- 
patibilite. Bossuet, Hist. des variat. [1688], 
avertissement VI sur leslettres deM. Jurieu, 
dern. part. n. 11, V, 155 s., 6d. Paris 1770.) 
Eine Duldung des Irrtums ift weder vom Stand« 
punfte der Sittlichfeit noch dem des Rechtes für eine 
Autorität zuläffig, welche von Gott die Miffion 
erhalten hat, die Wahrheit zu Iehren und alle zu 
ihrer Erkenntnis zu führen; er muß vielmehr von 
ihr fo weit als nur immer möglich zurückgewieſen 
werden. Ift Irrtum überhaupt ein Übel, fo ift 
ec es zumeiſt, wenn er den höchſten, von Gott 
ſelbſt geoffenbarten Wahrheiten oder den heiligften 
Normen des fittlichen Lebens, ben pofitiven gött= 
lichen Geſetzen, zuwiberläuft. 

Duldung fann aber fittlih und rechtlich ſtatt⸗ 
finden gegen die Perfonen, welche dem Irrtum 
anhängen. Die Kirche erläßt ihre Strafgejege 
nur gegen das freimillige Feithalten am Unglauben 
oder Irrglauben troß des Bewußtſeins, man gehe 
dadurch der Wahrheit verluftig. Schuldbar ift 
auch die Unterlaffung, die Erkenntnis der Wahr- 
beit zu fuchen, ungeachtet bes Zweifels, ob man 
nicht im Irrtume ſich befindet. Daher die Unter 
Scheidung der Theologen zwiſchen infidelitas 'et 
haeresis materialis (unbewußter und entſchuld⸗ 
barer Unglaube und Irrglaube) und infid. et haer. 





formalis (bewußter und freiwilliger Unglaube 
und Jrrglaube). Nur von Iegterer erflärt bie 
Kirche, fie jei ſchwer ſümdhaft vor Bott und ſchließe 
deshalb vom Heile aus. Die Kirche ift bemüht, 
die Irrenben zur Wahrheit zu führen, und übt 
zu dieſem Zwed ohne Unterlaß das Gebet und 
das Werk des opfervolliten Apoftolates. Herrliches 
darüber enthalten die Encyklilen Pius’ IX. an 
alle katholiſchen Biſchöfſe vom 8. Dezember 1864 
und an bie italienischen Bifchöfe vom 10. Auguft 
1863. Man wird vernünftigerweije die Unter» 
ſcheidung zwiſchen Irrenden, welche zu tolerieren 

nd, und dem nie zu duldenden Irrtume nicht 
eanftanden Tonnen, ba fich jeder fittlich gute 
Menſch es zur Aufgabe macht, Fehlende mit Milde 
und Schonung zu behandeln, während er bie 
Fehler ſelbſt mißbilligt und zu befeitigen bemüht 
ift. — Mit Unrecht wird fodann behauptet, die 

irche kenne in Wirklichkeit dieſe vorgebliche Dul⸗ 
dung der Perſon Andersgläubiger nicht, da ja 
doch die Gejchichte deren ——— berichtet. 
Es waren ſoiche Verfolgungen nie Sache ber 
Kirche, ſondern nur der weltlichen Machi, und 
zwar in weit höherem Grade akaiholiſcher Macht ⸗ 
haber als katholiſcher Fürſten. Die latholiſche 
Kirche verbot ſiets, Andersgläubige durch äußeren 
Zwang zur Annahme des Glaubens zu bringen. 
Ihr Grundſatz ift, da der Glaube Gejchent ber 
göttlichen Gnade und zugleich Werk der menfch« 
lichen Freiheit fei (c. 145 Gratia quae, D. 4 De 
cons.), p follen die Menſchen auch nur durch die 
Mittel der Gnade und dur Überzeugung für 
den Glauben gewonnen werben (c. 5 De Iudaeis, 
D. 45; cfr. 8. Th. 2, 2, qu. 10, a. 8). Die 
jenigen jedoch, welche ſich einmal dur) Drohungen 
zur Annahme des Glaubens beftimmen ließen, 
find auch zum Verharren in bemfelben anzubalten, 
bamit nicht Gott und bie heilige Religion der 
Laſterung preißgegeben werben, infoweit ber 
Kirche auch äußere ſtaatliche Gewalt zufteht. Sie 
müffen aber zugleich beftändig geeigneter Be⸗ 
Iehrung teilhaftig gemacht werden, um bie innere 
Überzeugung von der Glaubenswahrheit zu ge= 
winnen. Die Kirche war es, welche fidh immer 
der Juden angenommen bat gegenüber den oft» 
mals heftigen Verfolgungen derjelben und ben 
fie hart bebrüdenden weltlichen Geſetzgebungen. 
Nah den Kanones ift ihnen Duldung und 
Rechtsſchutz zu gewähren, jedoch unter allen Vor⸗ 
fihtsmaßregeln, welche geeignet find, die Chriften 
bor Schädigung durch Diefelben zu fichern (ſ. Phil« 
lips, Kirchenrecht II, 8 99). Die lirchliche Geſetz⸗ 
gung verbietet ebenjo, heidniſche Völker um bes 

laubens willen allein zu befriegen. Nur wen 
fie gegen die zu ihnen — Miffionäre Ge⸗ 
wali brauchen oder gar fie töten oder zuerſt Kampf 
gegen das Neich Gottes beginnen, wie es bie 
Saracenen geihan, haben die hriftlichen Fürſten 
genügenden Grund, Gewalt mit Gewalt zu be= 
fämpfen (cfr. Schmalzgrueber, Ius Can., tit. 
de Iudaeis, n. 53). Der Kanon des Gratianiſchen 
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Debkrets (c. 4 Iam vero C. 23, qu. 6), auf wel» 
hen man fich vielfach beruft, um einen von ber 
Kirche geübten Glaubenszwang zu beweiſen, ent« 
hält nur —— Begünſtigungen, welche Papft 
Gregor d. Gr. den auf feinen Gütern befindlichen 
chriſtlichen Koloniften in betreff der zu leiftenden 
Abgaben vor den noch hartnädig im Heidentum 
verbliebenen gewährte. 

Gegen die zur Gürefie abgefallenen Katho- 
liken haben allerdings die Kanones ftrenge Strafen 
ausgelprochen. Diele aber haben an fi), und in⸗ 
fomweit fie von der Kirche unmittelbar verhängt 
werden, nur Verluft geiftlicher Güter zum Gegen- 
ftande; fo die Exfommunifation, Srregularität, 
Inhabitität zu kirchlichen Pfründen, deren D 
vation, Verluſt des kirchlichen Begräbnifles. 
wird es jedoch nicht für volllommen ereötfertigt 
halten, daß ein Vergehen gegen den Glauben, die 
Grundlage ber kirchlichen Geſellſchaft, von jeiten 
eines ihrer Glieder au durch die firhlihe Au- 
torität —5 — geahndet wird d Übrigens find 
jene Strafgeſetze im Grunde nur bie Erklärung 
der vom Schuldigen ſelbſt vollzogenen Ausſchei- 
dung aus ber kirchlichen Einheit. Der Häretifer 
bat fich von der Kirche getrennt, ehe fie ihn exfom- 
munizierte, und ba er ihr nicht mehr angehört, kann 
ex auch ihre Güter nicht mehr beanfpruchen. Und 
wenn die Kirche gegen das Zufammenteben ihrer 
Glaub gr mit den von ihrem Glauben öffentlich 
Abgefallenen, die hartnädig in Apoftafle oder 
Härefie verharren, grundſätzlich fi) ausſpricht und 
die älteren Kanones es weit weniger buldeten, mit 
diefen Gemeinſchaft zu haben, als mit den Juben, 
fo ift der Grund hierfür nicht in Gehäffigfeit 
gegen bie Perfonen der von ihr Getrennten 
zu fuchen, ſondern in der Notwendigkeit, die 
Gläubigen gegen Verführungen zu fhügen, bie 
für Chriſten nie fo fehr von feiten Ungläubiger 
zu fürchten find wie bon Getauften , welche 
auch als Chriften gelten, aber einem religiöfen 
Belenntniffe angehören, das in feinem erften An« 
fange Empörung gegen bie kirchliche Autorität 
war und nur in def tändiger Anfeindung und Be= 
kämpfung der katholiſchen Religion ſich zu be= 
haupten ſuchen kann. Wahr ift, daß die Kirche 
niemals Einſprache erhoben hat gegen das Princip 
der mittelalterlihen weltlichen Geſetzgebung, 
der Abfall vom allein wahren Glauben fei ein 
Verbrechen nicht bloß gegen Gott, fondern auch 
gegen bie Gefellihaft, deren Fundament die Re— 
ligion ift, und müffe aus dieſem doppelten Grunde 
auch am ftrengften geftraft werben. Allein obiges 
Princip mußte auch als vollkommen richtig erfannt 
werben, folange der Staat nicht allen religiöfen 
Belenntniffen indifferent gegenüberftand. Aus 
diefem Grunde erflären manche Konzilienbeſchlüſſe 
es als ſtrenge Pflicht der weltlichen Fürften, Häre⸗ 
tifer, welche für das chriſtliche Gemeinweſen ges 
— werden, als Feinde der Geſellſchaft mit 

en ſtrengſten Strafen unſchädlich zu machen. So 
das 11. allg. Konzil im Jahre 1179, can. 27 gegen 
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die Albigenfer; Lucius III. auf einer Synode zu 
Berona im Jahre 1184 gegen alle ee feiner 
Zeit; c. 9, X Dehaeret. (5. 7); |. Hefele, Kon⸗ 
Ziliengefejichte, 2. Aufl, V, 716. 726 

Anders als die Kirche jann ſich der Staat zu 
ben verſchiedenen religidſen Belennmiſſen ver- 
halten, da er nicht ſelbſt Träger göttlicher Offen« 
barung tft und feinen Beruf hat, die Wahrheit 
zu lehren, ſondern nur das Recht und bie Pflicht, 
den berufenen Lehrern der geoffenbarten Wahrheit 
allen nötigen Schutz zu bieten, um frei und un« 
gehindert die Geſellſchaft der Segnungen teilhaftig 
machen zu Tonnen. Ohne Zweifel Ber ber Staat 
nie religionglos fein, hu man — 
feſt an der Thatſache der freien Schöpfung und 
7 | Regierung der Welt burch Gott, jo muß man auch 
zugeben, daß ber Menſch Gott angehöre unter 
allen Berhältnifien und in allen Beziehungen, da⸗ 
ber nicht bloß die individuelle Perſon, ſondern 
aud die Geſellſchaft und jede fociale Ordnung, 
aud Familie und Staat. Nur vom atheiſtiſchen 
und beiftiihen Standpunkte wäre ein Staat ohne 
Religion denfbar, aber aud) dann nur ein Staat, 
der fich ſelbſt zum Bott macht und alles, was in 
feinem Bereiche Kir findet, — — Herr⸗ 
lichkeit unterwerfen will; ein Staat, welcher ſich 
für berechtigt hält, alles” zu iwag ihm gut 
ünkt, und feinen andern Grund des Rechtes in 
der Welt kennt als fich jelbft und fein Intereffe. 
Natürliches und göttliches Recht zu berüdfichtigen, 
würde er fi nicht für verpflichtet anjehen und 
jedes andere nur inſoweit beachten, als es ſich dem 
eigenen Intereſſe anpaſſen läßt, welches ebenſo oft 
wechſeln würde, als eine der vielen ſich befämpfenden 
Parieien eine andere verbrängte. Religionsloſig⸗ 
keit des Staates ift Verleugnung des heiligſten 
Rechtes Gottes auf die menſchliche Societät und 
provoziert notwendige Rechisverlegungen in allen 
übrigen Beziehungen ; fie ift Revolution von oben, 
welcher die von unten unvermeidlich früher oder 
are folgt. Schon Eicero (De nat. deor. 1) 
jagte: Pietate sublata fides etiam et societas 
humani generis et una excellentissima virtus 
iustitia tollitur (efr. De legg. 2, 6.7). Um 
wie viel mehr follte jeder chriftliche re 
foph die Worte Wal (Naturredht und 
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lliers Politik 
8262, ©. 237 j.) unterſchreiben: „Ohne bie Reli« 
gion kann fein Staat beftehen . ... Die Religion 
ift daß eigentliche Band, welches den Staat au 
jammenhält, Rartmadhtundvor Ausartung fügt”! 
— Gleichwohl darf die Staatsgewalt niemand 
zu einem beftimmten religiöfen Belenntnifje oder 
zu Handlungen besfelben mit phufifcher 
zwingen und auch wegen feines davon abweichen« 
den Belenntnifjes nie jtrafen, außer wenn damit 
Angriffe auf Gott und Religion, Sittlichfeit und 
Recht in Verbindung ftehen (vgl. z.B. Preuß. 
L-R.II, Tit. 11,91 —4; Bayer. Rel.-Ed.v. 1818 
8 2), oder wenn ein Unterthan eines Stantes, 
welcher ſich in der Einheit einer Religion erhalten 
bat, öffentlich von diefer abfällt. Ein Staat aber, 
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welcher religiös indifferent geworben ift, ober 
welcher verjchiebenen Religionsgenoſſenſchaften 
politische Gleichftellung zuerfannt hat, ift nicht 
bereditigt, ben Übertritt von der einen berjelben 
zu einer andern zu ſtrafen oder zu erſchweren, 
oder gar das religiöfe Belenntnis zur Bedingung 
für die Bekleidung öffentlicher Amter zu machen, 
nachdem er doch thatjächlich erflärt hat, es jei in 
Anfehung der fittlichen, Rechts- und Social 
pflihten gleichgültig, welcher ber betreffenden 
Religionsgeſellſchaften man angehöre (vgl. Preuß. 
DVerfafjungsurfunde vom Jahre 1850, 8 12). 

Es fragt ſich num, ob der Staat auch die Pflicht 
babe, nur einer als allein wahr erfannten Reli» 
gion feinen Schuß angebeihen zu lafjen und nicht 
zu geftatten, daß eine andere öffentlich gelehrt 
werde, oder ober verfchiedenenreligidjen 
Syſtemen und Belenntnijfen gegenüber ſich 
inbifferent verhalten und die Freiheit gewähren 
dürfe, ihnen öffentlich anzuhangen. — Ohne 
Zweifel dürfen niemals Doftrinen freigegeben 
werben, welche unter dem Deckmantel der Religion 
Gottesleugnung, Unfittlichfeit oder Empörung 
prebigen (vgl. Trendelenburg, Naturrecht 8 187, 
Anm.; Dahlmann, Politit $ 292 ff.; Walter, 
Naturreht und Politit 8 491, ©. 483; 8 497, 
©. 492). Aber zur fittliden Ordnung gehört 
auch die Religion, ja fie ift die Baſis derjelben. 

m ed num, wie oben 783 gezeigt worden ift, 
nur eine Religion geben Tann, welche bies in 
Wahrheit tft, und alle übrigen, damit im Wider⸗ 
ſpruche ftehenben Doftrinen, Die als göttliche Offen« 
barung ausgegeben werben, nur Irrtum fein 
tönen, fo it e& gegen bie fittfiche Ordnung und 
Gott beleidigend, diefe neben der wirflid von 
Gott gegebenen Offenbarung zur Geltung fommen 
zu laſſen. Im Princip muß daher feitgehalten 
werben, baß die Staatsgewalt als Schüßer der 
religiös « fittlichen Ordnung biefelben innerhalb 
der Staatögefelljchaft nicht freigeben darf. Diejes 
wollte Bapft Pius IX. ausſprechen, wenn er 
die Thejen 77—79 in ben Syllabus errorum 
——— bat. 

agegen läßt 18 nicht einwenben, bie Ge» 
finnung umb Überzeugung entziehe ſich der 
Kompetenz ber Staatögewalten, in Anfehung ihrer 
mũüſſe volle Freiheit von menſchlicher Autorität 

jelafjen werden (Gewiflensfreiheit), und mur 
Hann en feien ihren Verboten und Strafen 
— ig Denn das Bekenntnis und die Lehre 
des Irriums und deſſen Verbreitung in der 
Geſellſchaft iſt doch gewiß auch eine äußere, ſehr 
folgenreiche und für die ſittliche und rechtliche 
Ordnung ebenfo deftruftive Handlung, als das 
Belenntnis und die Verteidigung der Wahrheit 
für fie grundlegend ift. Kein Gejeßgeber wird 
revolutionäre und für die focale Ordnung ver⸗ 
derbliche Doktrinen beswegen freigeben wollen, 
weil menfchlicde Gewalt feinen Einfluß auf bie 
Gedanken und bie Überzeugung zu üben bered- 
tigt fei. Dann darf aber noch weniger Gewiſſens⸗ 
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freigeit in dem Sinne ber Freiheit, auch faljche Re⸗ 
ligionsſyfteme zu lehren, zugeitanden werden. Denn 
die religiöfe Ordnung darf nicht der focialen nach» 
flehen, das göttliche Recht nicht dem menjchlichen. 
Die Regenten dürfen nicht vergefien, daß fie ihre 
Gewalt von Gott haben. „Es follen die Leben« 
digen e8 erfennen, daß im Reiche der Menſchen 
der Allerhöchfte herrihe und «8 gebe, wen Er 
will, und den niebrigften der Menfchen darüber 
ſetze“ (Dan. 4, 14; vgl. 5, 21. Jer. 27, 21. 
Spr. 8, 15f. Weish. 6, 2. 4 u. |. w.). Da- 
durch aber find fie auch verpflichtet, fie für Gott 
und zu feiner Ehre zu gebrauden, vor 

alſo dur) Durchführung Ei Gefege und An⸗ 
orbnungen. 

Eine andere Einwenbung, welche gemacht wirb, 
lautet: Der Staat hat allerdings die Pflicht, die 
fittliche Ordnung zu ſchützen; dieſe aber ift 
nach den meiften refigiöfen Bekennmiſſen diefelbe. 
Er fann aljo recht wohl wenigfteng alle jene Kon⸗ 
Teffionen frei gewähren laſſen, welche mit der Sitt« 
figfeit im vollen Einklange ftehen. Ihre dog ⸗ 
matifchen Differenzen berühren keineswegs das 
ſittliche und fociale Gebiet ; biefen gegenüber habe 
der Staat fih daher auch ganz inbifferent 
zu verhalten. Wir antworten Mae erſtens: Es 
iſt nicht richtig, daß die Glaubenslehren feinen 
Einfluß üben auf die fittliche und fociale Ordnung. 
Die Normen für diefe find in tief eingreifender 
Weiſe von denfelben bedingt, was niemand leugnen 
wird, welcher die Unterſcheidungslehren der ver= 
ſchiedenen Konfeſſionen Tennt. Zweitens fragen 
wir: Gehören denn zur fittlihen Ordnung nicht 
au die Pflichten des Menſchen gegen Gott? 
Und deren erfte ift ber Glaube, wie oben 759 
bereit8 dargelegt wurde. Die Behauptung, alle 
Glaubenslehren feien gleichwertig, und nicht auf 
den Glauben komme es an, fondern nur auf die 
Sittlihkeit, ift gleichbedeutend mit Verwerfung 
jeber pofitiven Offenbarung und Aufftellung einer 
bloßen Bernunftreligion. 

Ein dritter Einwand enblich ift, das befte Ver 
hältnis zwiſchen Kirche und Staat ſei völlige 
Trennung beider voneinander, und diefe bringe 
gänzliche Ignorierung der religiöfen Doktrinen 
von feiten des Staates mit ſich; daher könne es 
nicht als Princip gelten, daß der Staat nur eine 
Religion anzuerkennen habe. Darauf ift zu ant« 
worten, daß offenbar harmonifches Zufammen- 
wirlen von Staat und Kirche unter gegenfeitiger 
Wahrung ihrer Rechtsſphaͤren und gegenfeitige 
Unterftügung viel befjer ift als völlige Trennung. 
Nicht ein Nechtsphilofoph oder Jurift von Bes 
deutung bat noch behauptet, dieſe fei an ſich 
wünjchenswert und dem Wohle ber Geſellſchaſt 
entſprechend. Es ift nur dies Eine fraglich, ob es 
nicht wenigftens für die Kirche vorteilhafter fei, 
einen religiös indifferenten Staat neben fih zu 
wiflen, von welchem fie volllommen ignoriert, 
daher auch in ihrem Wirken nicht behindert wird, 
als mit einem Staate zufammenleben zu müſſen, 
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welcher feine Pflicht, die Religion zu ſchützen, als 
ein Recht anfieht, die Kirche von fih abhängig 
zu machen und ihre freiheit nad) jeweiliger 
Staatsraifon zu beichränten. Die Kirche jelbft 
wird fi) nie ihrer Miſſion begeben, in Einheit 
mit allen von Gott georbneten Gewalten und 
biefe ſegnend und heiligend das Wohl der Gefell- 
ſchaft zu fördern, und ift ſtets principiell gegen die 
Trennung vom Staate, wird aber allerdings fie 
ohne Schädigung für fich ertragen lönnen, wenn 
diefer fi von ihr zurüdziehen will. (Der 55. 
trrtümlide Sa im Syll. err. Pius’ IX. lautet: 
Ecclesia a statu statusque ab ecclesia seiun- 
gendus est. In feiner Encyklikla vom 8. Des 
zember 1864 hat derſelbe Papft die noch weiter 
gehenden Behauptungen verworfen: a) Optimae 
societatis publicae ratio oivilisque progressus 
omnino requirit, ut humana societas consti- 
tuatur et gubernetur nullo habito ad reli- 
gionem respectu, ac si ea non exsisteret; 
b) Optimam esse conditionem societatis, in 
qua imperio non agnoscitur offieium coör- 
cendi sancitis poenis violatores catholicae 
religionis, nisiquatenuspax publica postulet.) 
So fehr nun aud principiell die Pflicht 
des Staates feftfteht, nur der Wahrheit und nie 
dem Irrtume, alfo aud) nur der einen, wahren 
Religion Anerkennung zu zollen und Schuß zu 
gewähren, jo muß doch anderſeits jugegeben wer⸗ 
den, daß ein Rechtszuftand entftehen kann 
und auch wirklich bereits in weiten Umfange ein» 
getreten ift, demzufolge mehrere verſchiedene 
Religionen innerhalb des Staatgebietes voll« 
tommen auf den flaatlihen Schub beretigt 
find. Ein derartiger Zuftand bildet fi) entweder 
allmählich durch große Verbreitung einer Nelie 
gionsgenoſſenſchaft innerhalb des Staates, fo daß 
im Falle der Nichtduldung die größten Gefahren 
für den Beitand des Staates zu fürchten wären, 
— oder durch Verträge, zu welchen ſich Die Staats⸗ 
gemalt verftehen mußte, nachdem alle ihre Bemü- 
hungen für Erhaltung ber Religionseinheit er⸗ 
van geblieben waren. Die eriten Autoritäten 
Tatholifchen Theologie und Rechtswiſſenſchaft 
ſprechen fi) dahin aus, daß ein katholiſcher Regent 
nie ohne die dringendfte Notwendigkeit Religiong« 
freiheit zum Geſetze machen dürfe, daß er aber 
wohl dazu berechtigt jei, wenn anders der Friede 
der Geſellſchaft nicht hergeftellt werben könnte, um 
fo mehr, wenn außerdem jelbft die Erhaltung der 
Tatholifchen Religion in den ihr noch treu geblie= 
benen Landesteilen fehr erſchwert würde (Devoti 
Instt. L C. IV, tit. VI,$7; Laymann, Theol. 
mor. II, 3, 12; Suarez, De fide disp. XX, s. 
II, n. 21; De Lugo, De fide disp. XIX, s. 
II, 84, n. 124; Bellarmin, De laicis III, 18; 
Laacher Stimmen, Serie über die Encyflifa vom 
8. Degember 1864, 12, ©. 204 f.; Civ. catt. 
1865, Ser. VI, I, 419. 420; Liberatore, La 
Chiesa e lo Stato c. II, art. 1, p. 191.132). Iſt 
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ober Verfaffungen einmal zugefichert, jo haben fie 
nad) den Grundfähen ber katholiſchen Kirche auch 
ein unverbrüchliches Recht darauf. „Es ift damit 
nicht“, wie die Civiltä catt. jagt, „dem Irrtume 
ein Recht eingeräumt, wohl aber konnten bie 
Irrenden, fei es durch beſchworene Berfaffungen, 
fei e8 durch ausdrückliche Verträge, ſei e8 durch 
langes Herfommen und Gewohnheiten, welche 
Geſetzeskraft erworben haben, ein wahre Recht 
erlangen. Iſt biefes einmal eingetreten, fo zwei⸗ 
felt niemand mehr, daß die Katholiken insgeſamt 
und die Regierungen fowie jede andere geiftliche 
und weltliche Behörbe verpflichtet find, dieſes er⸗ 
worbene Recht zu refpektieren.” Der Kirche liegt 
gewiß nichts ferner als Mißachtung geichlofiener 
ur und Beeinträchtigung wohlerworbener 
echte. 

Niemals aber wirb man vom Standpimfte der 
pofitiven Offenbarung aus zugeben Tönnen, 
Religionzfreiheit fei, wie in neuefter Zeit be= 
haupiet wird, ein wahres fociales Gut (vgl. 
Walter, Naturrecht und Politik 8 496, 490 f.); 
das Chriſtentum ſelbſt verlange diefelbe; e8 ſei 
ihm zwar nicht möglich geweſen, dieſes fein Ideal 
ber perfönlichen Freiheit im Mittelalter zu ver⸗ 
wirklichen, während deſſen noch, ähnlich wie zur 
beidnifchen Kaiferzeit, Königtum und Prieftertum 
enge miteinander zu dem einen Zmed verbunden 
waren, alle Welt deſpotiſch unter ihre Gewalt zu 
bringen, in der Reformation aber Habe die chriſtliche 
Religion endlich die Gefellfchaft aus dieſer Gewalt 
befreit, die Religiongfreiheit erwirkt und damit die 
volle perjönliche Freiheit den Menfchen errungen. 
— Das Ehriftentum brachte allerdings „Freiheit“ 
für jeden einzelnen. Es dulbete nicht mehr, ihn 
lediglich als Sache der höchſten Gewalthaber 
anzufehen, fondern e8 proflamierte feine Rechte 
als eines Kindes Gottes, welche zu ſchützen und 
zu fördern, fei e8 ummittelbar ober mittelbar, 
Aufgabe und Pflicht jeder von Gott georbneten 
Gewalt ift. Es prebigte die Freiheit des Ge- 
wiſſens, der zufolge niemand gezwungen werben 
darf, etwas zu thum, wovon er die Überzeugung 
bat, es fei gegen Gottes Gebot. Es brachte aber 
nicht Gefeblofigfeit, am allerwenigſten in An⸗ 
fehung der Religion, fo daß jeber nad) Belieben 
Dar religidſen Meinungen ſich bilden könnte. Es 
ordert vielmehr unbedingt entjchiebene und volle 
Annahme aller und jeber geoffenbarten Wahrheit, 
und damit, wie eg nur eine Taufe und einen 
Herrn und Gott und Vater aller giebt, auch nur 
einen Glauben — Glaubenseinheit. Es ift 
zwar gegen die Grundſätze der chriftlichen Reli« 
gion, zu diefem Glauben jemand durd) äußeren 
Zwang zu nötigen; aber fie umterläßt e8 nie, 
denfelben als Grundpflicht aller Menfchen und 
als Bedingung des ewigen Heileß zu erflären. 
Sie kann aud) eben deshalb nie dulben, daß man 
den einen wahren Glauben befämpfe oder Die 
ihm ergebenen Chriften durch enigegengeſetzte 
Lehren von ihm abziehe, und erflärt es als Pflicht 
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der Familie und des Staates, die Verleitung ihrer 
Angehörigen zum Irrglauben in feiner Weiſe zu 
geftatten, und zwar ebenjowenig, als fie gegen 
Angriffe auf fittliche und fociale Pflichtverhält« 
niſſe gleichgültig fein dürfen. 

Nachdem die hriftliche Lehre den Sieg über das 
Heidentum errungen unb aud) der Staat fie als 
die alleinige religiöje Wahrheit anerkannt hatte, 
nahm berjelbe feinen Anftand, zu jener Pflicht fich 

u befennen und nur die chriſiliche Religion zu 
Yaüken, alles, was ihr entgegen war, zu verbieten. 
Gegenſatz fand aber die hriftlich gewordene Ge⸗ 
feßgebung nicht mur im Heidentum, fondern auch 
in jeder Lehre, welche von ber göttlich geordneten 
Lehrautorität in Sachen des Glaubens und des 
Sittengejehes als der göttlichen Offenbarung zu⸗ 
wiberlaufend erflärt worden war (Cod. Iust. de 
haeret. et Manich. et Samar. [1. 5). Bei 
allen zum Epriftentum belehrten Völfern erfannten 
es die Regenten als eines ber wichtigften Staat» 
intereffen, daß die Einheit des Glaubens er⸗ 
halten und alle jocialen Verhälniffe von ihm 
durchdrungen werden. Abfall vom Glauben, Ber 
breitung irreligiöfer und häretifcher Lehren galt 
Tonfequent als Verbrechen gegen das Staatswohl 
ſelbſt und wurde mit ſchweren Strafen belegt, 
vr anderſeits die Religion die weltlichen 

ewalthaber als Stellvertreter Gottes erklärte und 
Auflehnung gegen fie als fchwere Verfündigung 
gegen Gottes Orbnung mit ſchweren geiftlichen 

Strafen ahndete. Königtum und SPriefterhum 
follten in innigfter Verbindung und in vollſtem 
Frieden gegenfeitig ſich ftügen und jo gemeinfam 
ihre große, von Gott erhaltene Miſſion zum Heile 
der Völfer erfüllen (quoniam utraque dignitas 
alternae invicem utilitatis est indiga, dum 
et sacerdotium regni tuitione protegitur, et 
regnum sacerdotalis officii sanctitate fulei- 
tur. Petr. Dam. ep. l. III, 6 ad Annon. 
Colon.; cf. Conc. Nic. II a. 787 act. III, 
bei Harbuin, Conc. IV, 180). So war & 
herrſchender — während bes Mittelalters 
in allen hriftlichen Reichen. Daß die Staats- 
gewalt bei Gebrauch ihres Schußrechts gegenüber 
der Kirche und ihrer Strafgewalt über Vergehen 
gegen Religion und Altar vielfach rein politiiche 
Zivede verfolgte und mancherlei Übergriffe in bie 
Freiheiten von Kirche, Geſellſchaft und Perfonen 
NH zu Schulden fommen ließ, und anderfeits 
auch Kirchenfürften ſich vielfach nicht innerhalb 
der ihnen durch ihr heiliges Amt gezogenen 
Schranten hielten, brachte die menſchliche Tebler- 
haftigkeit mit ſich, welche überall geltend wird, 
wo Menſchen thätig find. Aber eine unparteiiſche 
Geſchichte kann e8 nie Teugnen, daß in der prin« 
eipiell von der Kirche ſteis und auch heute noch 
feftgehaltenen Harmonie zwiſchen Sacerdotium 
und Imperium, melde die Glaubenseinheit zur 
notwendigen Vorausſetzung hat, das Wohl der 
Geſellſchaft feine befte Garantie findet. — In 
Deutſchland wurde durch den Weftfältfchen Frieden 

Staatslexiton. I. 2. Aufl. 
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(1648), nachdem bie Einheit im chriſtlichen Glau⸗ 
bensbefenntnifje ſchon durch den Augsburger Re» 
ligiongfrieden von 1555 durchbrochen war, für 
bie reichsunmittelbaren Gebiete die Barität 
oder die Gleichſtellung verſchiedener chriftlicher 
Konfeffionen, nämlic) der Tatholifchen, luiheriſchen 
und reformierten, mit Ausſchiuß aller andern 
teligiöjen Selten feftgejegt (Instr. Pac. Osn. 
art. VI, 82). Für die einzelnen Territorien 
im Deutjchen Reiche wurde der fand des 
Jahres 1624 ala Norm in Bezug auf ſiaatsrecht ⸗ 
liche Anerfennung der Konfeffionen angenommen, 
fo daß der Landesherr Teiner berjelben Dulbun 
ſchuldete, welche nicht in jenem Jahre ſchon fi 
ſolche errungen hatte. Er konnte den Anhängern 
derſelben die Alternative ftellen, entweber mit ihrer 
gs auszuwandern oder auf jede Öffentliche 

eltendmachung ihrer Religion zu verzichten; Die 
bürgerliche Rechisfähigleit durfte aber feiner Per⸗ 
fon um bes religiöfen Belenntnifjes willen ges 
mindert werben (Instr. Pac. Osn. art. V, 
8 81-37). 

Das Syflem des paritätifchen Staates er⸗ 
forbert für die einzelnen Konfeffionen das Recht, 
nach ber ihrem Religionsiyfteme entſprechenden 
firhlichen Berfaffung in allem, was zur Bethäti« 
gung der Religion gehört, fich frei zu bewegen, 
ohne Beeinträchtigung ber gleichen Freiheit ber 
andern Konfeffionen. (Walter, Naturrecht und 
Politil S.491: „Die Parität begreift das gleiche 
Recht ber freieften öffentlichen Religionsübung 
mit allen dem Kultus und feinen Dienern zu« 
kommenden Rüchſichten, die gleiche Anerfennung 
jeber Kirche als einer mit Eigentumsrechten bes 
gabten Korporation, die gleiche Fähigkeit ihrer 
Mitglieder zu den bürgerlichen und ftaatsbürger- 
lichen Rechten, wie die Befleidung ber öffentlichen 
Amter, und ben gleichen Schuß der Staatägewalt, 
die gleiche Berückſichtigung ihrer Bedürfnifie und 
Interefien in den Schulen und andern öffentlichen 
Anftalten.”) Damit aber ift vielfach Anlaß gegeben 
zu Grenzftreitigfeiten und Meinungsverfchieden- 
heiten. Die Staatsgewalt hält fi notwendig für 
berufen, ben religidſen Frieden zu überwachen und 
in Streitigkeiten der Konfeffionen zu entjcheiden. 
Dadurch aber kommt fie allmählich zu einer ganz 
und gar außer ihrer Rechtefphäre Tiegenden Be⸗ 
bormunbung ber Kirche und Einmiſchung in firche 
liche Angelegenheiten aus eigener Machwollkom⸗ 
menheit. — Im paritätifhen Staate hat auch 
jeder Staatsbürger das Recht, feine Religion 
durch Übertritt zu einer andern ſtaatsrechtlich an« 
erfannten Konfeffion zu ändern. Die Staats- 
gewalt hält e8 aber in manchen paritätijchen 
Staaten für ihre Pflicht, die Angehörigen der 
einen Konfeffion gegen Profelytenmacherei der 
andern zu jhüßen und deshalb feine Änderung 
vor erlangter Großjährigfeit zu geftatten. So 
zwingt 3.3. das Bahr. Rel.«Ed. 8 6 alle Bayern, 
Tolange fe noch nicht 21 Jahre alt find, auch gegen 
ihre innerfte Überzeugung tn der Stonfeffion zu 
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welcher ihre Eltern angehörten ober 
in welcher biefe fie zu erziehen beichloffen haben, 
troß Art. 1 und 14 des mit dem Heiligen Stuhle 
loſſenen Konkordates. Dabei wird Die 
Barität noch eigentümlich dadurch illuftriert, daß 
der citierte Paragraph auf Israeliten feine An- 
19 findet. — ein Proteſtant nach dem 
Tode feiner Frau zur latholiſchen Kirche zurüd, 
fo dürfen feine noch minderjährigen Kinder nicht für. 
mit übertreten, aud) wenn fie es noch jo dringend 
verlangen würden. Will aber ein Jude fi) taufen 
laſſen, fo kann er auch feine minderjährigen Kin- 
der zur Taufe führen (Minifl.-Entjhließung vom 
7. Januar 1850 und vom 17. April 1852). 
Die Zerfplitterung bes Proteftantismus in 
zabllofe Sekten in Deutſchland und eine dem 
Chriflentum feindlich gegenübertretende Philo- 
fophie in England und frankreich drängte von 
der religiöfen Parität mehr und mehr zum In- 
bifferentismus, demgemäß die Societät in 
feiner Weife mehr an der Religion fich zu be» 
teiligen babe, fondern bieje Iebiglich dem Indi⸗ 
viduum zu überlafien fei. Loce hatte zuerft dieje 
Doftrin öffentlich verteidigt (Ende des 17. Jahrh.); 
in der Mitte des 18. Jahrhunderts trat die fran- 
side Philoſophie für abſolute Toleranz des 
Staates ein, und in Deutſchland fand fie vielen 
Anklang (fo bei Teller, Sets u. a.); in neuefter 
Zeit hat beſonders Prof. Jakob Frohſchammer 
in feiner Schrift „Der Staat und die Glaubens 
freiheit“ dafür Partei genommen (j. Döllinger, 
Kirche und Kirchen 74. 85 .). Ihr r gufofge | babe 
der Staat nichts mit Religion, die Kirche nichts 
mit dem Staate zu tun. Beide gehen ihre eigenen 
Wege, haben ihre jelbfteigenen Zwecke und Mittel 
für Diefelben, fie find einfach nebeneinander, nie= 
mals für- und miteinander — alſo gänzliche 
Trennung von Staat und Kirche. Einzelne 
Anhänger jener Philofophie, welche zum Syſtem 
dieſer Trennung den Anftoß gegeben hat, ver- 
langen eine Gejegebung ohne alle Bezugnahme 
auf Gott — volle Duldung auch des Atheismus — 
das Recht für jeden Staatsbürger, gar teine 
Religion ober Konfeffion zu haben, demgemäß 
auch Abſchaffung des Eides als eines religiöfen 
Altes. Nah dem Syſtem ber Trennung von 
Staat und Kirche wäre demnach erfterer entweder 
ganz irreligids und atheiſtiſch oder höchſtens der 
Vernunftreligion zugethan, fo daß er alle atheiſti⸗ 
fchen und unfittfichen Grundfäßen ergebenen Set« 
ten von der Religionsfreiheit außzufchließen hätte. 
Welcher vorurteilsfreie Denker kann aber zu dem 
Refultate kommen, der Staat könne mit phyfi- 
ſcher Macht allein beſſer jeiner Aufgabe genügen 
als in harmoniſchem Zufammenwirken mit der 
Kirche und unter Einwirkung ihrer moraliſchen 
Unterftügung? — Gegenwärtig haben die Geſetz ⸗ 
gebungen noch nicht das Princip des ſtaatlichen 
Indifferentismus in religiöjer Beziehung und der 
Trennung von Kirche und Staat oder gar ber 
Irreligiofltät und des Atheismus des Staates 
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aboptiert, aber ber Geift, welcher in biejen Sy⸗ 
ftemen feinen Ausdrud gefunden hat, Bund 
bereit8 vielfach im Staatsleben geltend. Die 
gebehntefte Lehrfreiheit an den niverftäten. die die 
— —— der Schulen, die principielle 
Einſchrãnkung religidſen Lebens an den Mittel- 
ſchulen auf ein Minimum, die angeſtrebte Ent- 
—— der Ehe ſind masen Belege hier» 

Dazu gejellt ſich die hervortretende 
Tendenz, jener Kirche, welche — nie zu einer 
Transaktion mit unchriſtlichen Theorien herbei 
laſſen klann und wird, der fatholijchen, fo viel als 
möglid) Hindernifje freier Thätigfeit zu bereiten. 
„Breie Kirche im freien Staate”, lautet die Pa- 
tole des indifferenten Staates, bebeutet aber, ins 
geben überjegt, „möglichfte Verdrängung ber 
tatholijchen Religion aus allen Berhältnifien ber 
bürgerlichen Geſellſchaft“. 

IIL Rultusfreiheit. Der Kultus ift bie 
Übung der Tugend ber Religion in Anjehung 
des ihr ſpecifiſch vor allen übrigen moraliſchen 
Tugenden eigenen Objeltes. Kulialt ift ein jeder 
Akt, welcher unmittelbar dazu dient, Gott als dem 
ee Volllommenen und ala dem abfoluten 
Urgrund, Herrn und Endzwed aller Kreatur 
—— darzubringen und Ehre zu erweijen, 
Ai vorzüglih: Gebet, Opfer, Spendung und 

Empfang der Satramente, Segnung, Predigt, 
Eid, Gelübde. Im Kulte liegt eben deshalb der 
volltommenjte Ausdrud und die lebendigfte Rund» 
gebung des Glaubens und der inneren religiöfen 
Sefinnung. Glaube und Glaubensbelenntnis 
ohne äußeren Kult find undenkbar. Infoferne 
die Konfeffionsgenofjen eine Gefellihaft bilden, 
werden fie ſich auch in einem gemeinfamen Kulte 
verbinden; es ift Kult nicht etiva nur Sache des 
einzelnen, Privatſache, — fondern aud) öffent- 
liche, fociale Bethätigung des Glaubens und der 
Religion. In diefer Iehteren Beziehung entiteht 
bie Frage, ob und inwieweit die Autorität der 
Geſellſchaft ihn frei und uneingefchräntt gewähren 
laſſen müfle. 

Was bereit3 oben von der Stellung ber gefell- 
ſchaftlichen Autoritäten zum Glauben und Glau⸗ 
bensbefenntnifje gejagt worden ift, findet feine 
Anwendung auch auf ihre Beziehungen zum 
Kulte. Iſt unbedingt feſtzuhalten, daß es eine 
pofitive, von Gott ofen Religion gebe, 
2 fteht auch feit, daß Gott felbft die Art und 

MWeife, wie er geehrt fein wolle, durch fein Geſet 
zur Pflicht gemacht habe. Kann biefe —— 
nur eine fein, fo iſt auch nur ein wahrer 
möglich; alle übrigen müſſen, an ſich und objeftio 
betrachtet, als ungereihtfertigt, von Gott mißbilligt 
angefehen werben. Die kirchliche Autorität 
muß deshalb darauf beftehen, daß die Glieder der 
Kirche nur an ihrem Kulte teilnehmen, und ihnen 
jede Beteiligung am Kulte der von ihr getrennten 
KRonfeffionen (communicatio in sacris activa) 
ftrenge verbieten, außer es hätte in unzweideutig 
erfennbarer Weiſe die Gegenwart bei Kultaften 
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nicht einen religiöfen, fondern nur einen rein 
Tonventionellen (3. B. Begleitung von Leichen- 
begängnifjen) ober politifchen Zwed. Ebenfowenig 
Tann fie Andersgläubigen Anteil an ihren Kult- 
alten geftatten (communicatio in sacris pas- 
siva), welche dieſe gar nicht zu würdigen ver⸗ 
möchten, weil fie die heiligen ‘Myfterien, denen 
diefelben dienen, verwerfen, — oder Anteil an 
jenen für den Kult beftimmten Gegenftänden 
(4.8. Gloden), welche geheiligt find Durch bejondere 
Weihe und Segnung, die in den Augen Anders- 
läubiger nur als leere, wertloſe Geremonie gilt. 
ommen fie indefjen mit dem Verlangen zur 
Kirche, auß der Predigt die Wahrheit kennen zu 
lernen, ober bitten fie mit religidſem Vertrauen 
um Gewährung des Gebrauches jener geweihten 
Sachen, welche beftimmt find, den einzelnen in 
befondern Notftänden die göttliche Hilfe zu ver⸗ 
mitteln, jo weift fie die Kirche nicht zurüd. — 
Von ihren eigenen Angehörigen hat die Kirche 
ſtrenge und nad Umftänden unter geiftlichen 
Strafen Beteiligung an SKultakten zu fordern, 
welche das göttliche Geſetz für alle zur Pflicht 
acht hat, Ehrfurcht und gocihtgung aber 
fir alles, was zur heiligen Liturgie und zum 
göttlichen Kulte gehört. 

Die Staatsgewalt hat in gleichem Maße den 
Öffentlichen Kult zu ſchühen oder zu bulben ober 
im Gegenteil aud) zu verpönen, in welchem dies 
zu gelten hat hinſichtlich der öffentlichen Lehre 
und des Öffentlichen Bekenntniſſes der Religion. 
Iſt geſetzlich nur eine Religion anerkannt, jo ift 
deren Kult auch Pflicht für die ftaatlihen Ge- 
walten. Andermweitige religiöfe Kulte können dann 
nur mit Einfchränfung auf die Privatübung und 
Hausandacht geduldet werden, oder wenn fie auch 
öffentlich ftattfinden, doch nur in ähnlicher Weife, 
in welcher auch Vereine anderer Art unter Ein- 
haltung der hierfür beftehenden gefeglichen Normen 
Öffentliche Veranftaltungen vornehmen können. In 
paritätijhen Staaten dagegen ift allen se 
anerfannten Konfeffionen in ganz gleicher Weiſe 
öffentlicher Kult zu geftatten, und deswegen fühlen 
ſich die Katholiken in Braunſchweig, Medlenburg 
und Sachſen mit volllommenem Rechte durch die 
dortigen ihren religidfen Kult fo jehr beeinträch · 
tigenden Geſetze in ihrer Gewiſſensfreiheit tief 
verletzt. Der vollfommen indifferente Staat wird 
alle religiöfen Kulte freigeben. DVerpönt müſſen 
aber unter allen Umftänden jene Kulte werben, 
welche in irgend einer Weiſe bie fittliche oder 
fociale Orbnung gefährden und dadurch für die 
Irrtümlichkeit und Verwerflichkeit des Religiond- 
foftems zeugen, deſſen praftiiche Konfequenzen in 
ihnen zu Tage treten. 

Dem Staate kann aber nie ein Recht zugeflanden 
werben, aus eigener Maditvollfommenheit auf ben 
Kultus unmittelbar ſich beziehende Anordnungen 
zu treffen. Die vorzüglich feit Kaifer Joſeph II. 
geltend gemachten und durch den Febronianis⸗ 
mus flatuierten iura circa sacra und unter 
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dieſen ein ius supremae inspoctionis, ein Ober« 
auffichtsrecht über alles, was in der Kirche vor⸗ 
geht, auch über bie rein Firchlichen und gotted« 
dienftlihen Handlungen, widerftreiten offenbar 
dem göttlichen Gefeße und dem kanoniſchen Rechte. 
Beitimmungen, wie fie das Bayriſche Religiong- 
edit vom Jahre 1818 enthält (88 76—79), 
denen zufolge „&egenftände, welche zwar geiſtlich 
find, die Religion aber nicht wejentlich betreffen“, 
von der flantlichen Autorität abhängig gemacht 
werden, find nur eine der Form nach etwas ge⸗ 
milderte Handhabung dieſes OberauffichtSrechts, 
wobei fi die Staatögewalt bie Befähigung und 
die Befugnis zufchreibt, zu entſcheiden, mas zum 
Wefentlihen und was zum Unweſentlichen des 
Kultus einer Religionsgeſellſchaft gehöre. Ganz 
ellatant tritt 3. B. das Ungeeignete und Wider- 
rechtliche eines derartigen Vorgehens hervor in 
Anfehung der gemifchten Ehen. Die Stants- 
gejeßgebungen hatten es früher dem Tatholifcyen 
Seeljorgstierus au lit machen wollen, Atatho- 
liten zur Ehe mit Katholiten ohne alle kirchliche 
Dispens zuzulaſſen, gleich als wäre die Einfegnung 
der Ehe nur eine unmejentliche Geremonie. Die 
katholiſche Kirche aber mußte Dagegen erklären, es 
handle fich Hierbei nit um eine Geremonie nur, 
fonden um Zulofjung eines Anberägläubigen 
zum Saframente, welches er gar nicht als ſolches 
anertennt, — zu einem für das ganze Leben 
unlösbaren Bunde, welchen er für lößbar hält, 
und deffen Löfung er nad Umftänden anftreben 
wird, — um uberlafjung von unfterblichen Seelen 
an einen religiöfen Glauben, den fie nur als 
Abfall von der einen Wahrheit anfehen Tann, zu 
welcher alle zu rufen fie von Bott gejendet ift. 
Ungeachtet diefer Uberzeugung eine Religions⸗ 
enoſſenſchaft zur Mitwirkung zu den in Frage 
Aependen Ehen zwingen wollen, könnte nur 
ſchroffſter Gegenjag gegen bie verfaflungsmäßig 
garantierte Gewifjensfreiheit genannt werben. 
Niemals auch kann es zur Kompetenz des Staates 
gehören, die Aufftellung der Diener der Religion 
oder bie Ausübung der ihnen übertragenen Be⸗ 
fugniffe und Obliegenheiten zu Kulthandlungen 
feinem Ermefien und Willen zu unterftellen. Ohne 
Zweifel aber fann bie Staatsgewalt verlangen, daß 
von außerordentlichen, in die Öffentlichkeit treten« 
den religiöfen Feierlichkeiten Anzeige erflattet werde. 
Litteratur. Außer den im Texte angege- 
benen Werten ſ. die Ausführungen über Glaube, 
Geheimnis, Offenbarung bei Hettinger, Apologie 
des Ehriftentums I, Vortrag 9. 10. 11, und über 
Chriſtentum und Kirche IT, Vortrag 17. 18. — 
Ferner: Balmes, Der Katholicismus verglichen 
mit dem Proteflantismus, ind Deutiche überjegt 
1845, II, 186 ff.; Merfle, Die Toleranz nad 
kathol. Principien, 1865 ; Hergenröther, Kathol. 
Kirche und chriſtl. Staat XII (1872), Abtl, II, 
616—669. [Pruner.] 
a agerumg. a) im Landfriege, b) im See ⸗ 
ege. 
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a) Geſchichtlich nachweisbar begann bie Kriegs · 
funft nicht mit der planmäßigen Führung der 
Streitmafjen im freien Felde, fondern mit ber 
Belagerung und Berennung von feften Pläpen, 
der regelrechten Anlage von Schanzen, Erdwerken, 
Feld befeſtigungen zur Eroberung von Burgen und 
Koftellen. Für den angriffg- wie verteibigungs- 
weiſen Belagerungskampf enthalten bereits bie 
Feldmandate und Landsknechtsordnungen des 
15. Jahrhunderts Regeln und Ratichläge, die, 
allerdings nicht immer human und chriftlich ge⸗ 
dacht, mır geringe Spuren völferrechtlicher Grund⸗ 
füge erfennen laſſen. So galt auch bei der Be⸗ 
lagerung von Burgen und Stäbten ein Verfahren 
als ftatthaft und geboten, das dem Feinde jo 
viel Abbruch als möglich that. Es fei beifpiels- 
weiſe an den Ratfchlag erinnert, der Belagerte 
möge demütig um freien Abzug bitten, dann aber 
den getäujchten Feind blindlings überfallen, in 
die Vorwerfe werfen und dort vernichten, oder an 
die Zumutung, der Belagerer möge unter ber 
Bürgerſchaft der eingeſchloſſenen Stabt jo viel 
Zwietracht als möglich anftiften, feine Kriegsleute 
in die Rüftungen der erfählagenen Feinde fleden, 
deren Fähnlein mißbrauchen, um bie Beſatzung 
aus der Feſtung heraugzuloden und dann zu er» 
ſchlagen. Im entfchiebenen Widerfpruche zu der- 
lei moralwidrigen Ratjchlägen vertrat die Kirche 
den Grumdfag, daß man aud) dem Feinde Treue 
und Glauben bewahren müffe, ſoll der Krieg ein 
bellum iustum fein. 

Die Angriffsarten, welche den all eines feften 
Platzes beziweden, waren von alters her und find auch 
gegenwärtig noch: der Überfall, bie Gernierung oder 
Aushungerung, die planmäßige, den Sturman- 
geiff vorbereitende Belagerung, und feit der Ein» 
führung des Geſchützweſens das Bombardement. 
— Der Überfall oder Handſtreich kann bei fleinen 
ifolierten oder fchlecht verteidigten Poften oder im 
Einverftändnis mit dem Feinde erfolgreich fein. 
Letzteres anzulnüpfen oder barauf einzugehen, ift 
eine unter allen Umftänden verbrecheriſche, ent- 
ehrende Handlung. — Gernierung (f. Blodade) 
ift die vollftändige Abſperrung einer befeftigten 
Poſition, um durch zumartendes Verhalten bei 
ſchlecht verproviantierten Pläßen, bei Berg- 
feſtungen, die dem belagerungsmäßigen Vor⸗ 
gehen zu große Schwierigfeiten bieten, oder 
bei Mangel an Belagerungsgeihüg durch Aus- 
bungerung des Plages an das militäriihe Ziel 
u gelangen. — Die Belagerung endlich ift der 
—c wohl vorbereitete Angriff, indem ſich 
der Angreifer nad) bewirkter Einſchließung der 
Feſtung an einem entfcheidenden Punkte ihrer 
Umfaffung einen Eingang gewaltfam öffnet, fich 
mittels gedeckter Annäherungswege dieſer Brejche 
bemãchtigt und ſchließlich im Sturmangriff in 

den verteidigten Pla einzubringen ſucht. 

Als Teilalte der Belagerung find zu unter⸗ 
ſcheiden: die fortififatorifchen Arbeiten, die Aufe 
ftellung ber Belagerungsbatterien, der Geſchüß⸗ 
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kampf und endlich die gg Durchbrechung 
des fortifikatoriſchen Gürtels. Man unierſcheidei 
diesfalls drei Belagerungsperioden. In der erſten 
ſoll nach völkerrechilicher Doltrin der Verteidiger 
nicht ermangeln, die Einwohner eines befeftigten 
Platzes rechtzeitig auf bie fie bebrohenden Gefahren 
aufmerfjam zu machen und zum Wegzug zu veran= 
lafſen, — der Belagerer aber, den Abzug zu ge= 
fatten, ihren rauen, Kindern, Greiſen und 
Kranten ſogar zu erleichtern. Es joll (auch nad} der 
Brüffeler Deflaration, auf die ih auch Bluntſchli, 
Rechisbuch des Vollerrechts ©. 552 f., bezieht) 
Freizügigkeit herrſchen, ſoweit fie nicht durch das 
militärtfche Imterefje beichräntt ift. Allein gerade 
dieſes Interefje gebietet dem Verteidiger, alles zu 
thun, was jeine Widerftandsfähigfeit vermehrt, 
bingegen dem Belagerer, alles zu verfuchen, was 
fie zu ſchwächen geeignet ift. Daher wird erfterer 
niemand aus der Feſtung laſſen, den er brauchen 
Tann, und lebterer niemand, ben der Verteidiger 
nicht brauchen Tann. Denn gerade dieſe über- 
flüffigen Elemente erſchweren die Verpflegung, 
behindern die Derteidigungsarbeiten, wirlen 
verwirrend und lähmend und binden per 
fonelle wie ſachliche Kampfmittel, welche nötig find, 
um die unruhigen Mafjen in Zaum und Zucht 
u halten. Der Belagerer wirb die Iſolierung 
es eingeſchloſſenen Raumes immer vollftändiger 
zu geftalten trachten , ber Belagerte in jeber Weiſe 
den Verkehr mit der Außenwelt anzufnüpfen ſuchen, 
um aus feiner bebrängten Lage herauszukommen. 
Unter foldden Umftänden, Aufregungen und Ge- 
fahren jeder Art vermag man von feiner Seite 
vdlkerrechtliche Zugeftändniffe zu machen, e8 wäre 
denn in jenem alle, in dem das Völkerrecht mit 
der militärifchen Auffaffung übereinftimmt. Wenn 
nämlich der Belagerer eine Brefche eröffnet und 
gangbar gemacht hatte, fo war e& früher üblich, 
mit der Aufforderung zur Übergabe die Drokung 
zu verbinden, „bie Bejagung anfonften über bie 
Klinge ſpringen zu laſſen und die Stadt ber Plüm⸗ 
derung preiszugeben“. Ein ſolches Vorgehen ift 
nunmehr als wiber Ehre und Kriegsbrauch ver= 
ſtoßend erflärt, weil man auch an dem Feinde 
Mut und Tapferfeit und an der Bevdllerung die 
Vaterlandsliebe ehren muß und zudem nad) den 
Dienftreglements die Kriegsgefangenen unter 
Vollerrechtsſchutz ftehen. 

Der gewaltigfte, zur Entſcheidung drängende 
Alt der Belagerung ift ber Gejhüglampf. Am 
Ausgange des 17. und während des 18. Jahr- 
hunderts, als im jogenannten Pofitionskriege mit 
feiner Treffentaftif der kunſtgerechte Bau von Be⸗ 
lagerungswerlen, Minengängen und en 
Sowie mathematijche Genauigfeit in der Artilleriftif 
die Hauptſache bildeten, pflegte man bie Wurf» 
und Brandgeſchoſſe auf die Ringmauern und Forts 
zu richten, aber Die Häufer ber belagerten Orilich⸗ 
feit thunlichſt zu ſchonen, was bei der Elementar= 
taltik ber bamaligen Kriegskunſt auch möglich war. 
— Nunmehr ift die Artillerienusrüftung wiedie Be» 
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feſtigungskunſt eine ganz andere geworben. Durch 
Teldgeihüge kann ein nennenswerter Erfolg gegen 
Boaftionen nicht mehr erzielt werden, und die Be⸗ 
lagerung eines ftarten Offenſivplatzes nimmt nicht 
jelten einen jchlachtenmäßigen Eharatter an. Unter 
diefen veränderten Berhältnifien erweilen fich die 
berfönmlichen Regeln des Völferredht3 über das 
Bombardement als undurdführbar. 

Art. 16 der Brüffeler Deflaration vom 27. Au« 
guft 1874 und hiermit übereinftimmend Punkt 38 
des Handbüchleins der Kriegsgeſetze, herausgegeben 
vom Inftitute für Völkerrecht 1880, wollen näm« 
lich die rechtzeitige Ankündigung ber Beſchießung 
einer befeftigten Stadt oder dagerfeftung als Vor⸗ 
ſchrift des Vollerrechtes beobachtet wiſſen. Allein, 
abgejehen von militäriihen Erwägungen, wäre 
dieſer Vorgang nicht einmal human. Die rüd« 
haltloſe Durdführung der Kriegshandlungen 
tommt aud bier der Humanität zu gute, indem 
der raſche Verlauf einer Belagerung der Bevöl- 
terung die Leiden einer Hungeränot, die Heim ⸗ 
ſuchung durch Seuchen, Empörung und andere 
Folgeübel erfpart. — Auch tft e8 nicht möglich, 
nur die Feſtung zu beichießen. Die abfolute und 
unlösbare Verbindung von Stadt und Befeftigung 
giebt eben bem Angreifer einen Teil der Stärke, 
womit er die großen Vorteile, welche dem Vertei⸗ 
diger zur Seite fleben, auszugleichen vermag. Die 
Gebundenbeit des Verteidigers einer Feſtung an 
ihre fläbtifche Örtlichkeit, bie von ber Verwirrung 
und Ratlofigfeit der Bewohner ausgehende Rüd- 
wirkung auf die militäriſchen Operationen find 
eben Momente, welche fi ber Angreifer dem 
taltiſch überlegenen Berteidiger gegenüber bei ber 
größten Wilfährigkeit für Recht und Humanität 
nicht entgehen laſſen kann. 

Zu ganz befonderer Erwägung giebt der Gab 
des Kriegsvölterrechtes Veranlaſſung: „Offene, 
unverteidigte Städte, Markifleden und Ort ⸗ 
ſchaften find nicht Objekte bes Angriffes und ber 
Beſchießung“ (Brüffeler Deklaration Art. 15 und 
„Hanbbüclein” ©. 82, lit. c). Yu dieſer Bezie ⸗ 
bung ift daran zu erinnern, daß nicht das Ver⸗ 
teidigtfein für den Angriff eines Ortes entjcheidend 
iſt, jondern die ſtrategiſche Bebeutung, welche 
derfelbe innerhalb der obwaltenden Kriegslage 
befigt, fei es zur Sicherung ber eigenen Aktion, 
fei 68 zur Schwächung ber gegnerifchen. rt- 
lichkeiten, in benen ſich mobile wie ftabile 
Magazine, Arjenale und Kriegswerkſtätten befin- 
den, oder welche als Sammelftätten eines geſchla⸗ 

jenen Feindes bienen oder Kryſialliſationspunkte 
fir die Organifierung der Lanbesverteidigung 
find, werden von artillertftijchen Angriffen nicht 
verſchont bleiben können. 

Die erfahrungsgemäß für bas Völlerrecht brauch · 
baren Säge bezüglich des Feſtungskrieges 
wären etwa folgende: 1. Die grunbläliche An- 
tünbigung eine® Bombarbements iſt militäriſch 
nicht durchführbar und humanitär nicht zwede 
fördernd. 2. Es ift im Feſtungskriege der Gegen» 
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wart nicht möglich, den fortifilatoriſchen und 
den ftäbtiichen Bereich auseinander zu halten und 
zwiſchen Beſatzung und Bevölkerung als Angriffs- 
objekten zu unterſcheiden. 8. Eine — * 
aber verhältnismäßig kurze Zeit andauernde Be⸗ 
ſchießung wirft minder ſchwer als eine Tang- 
wierige Aushungerung, deren Folgeübel einer 
Beöllerung den nachhaltigften Schaden zufügen. 
4. Als Maßregeln militärischer Notwenbigfeit 
Belagerung und Beſchießung durch bieje Not» 
wendigfeit bedingt, aber auch begrenzt. Res 
prefjalten, Plünderung und Brandlegung an einer 
belagerten Feſtung, beren Bewohner die Bejagung 
unterftügt haben, find ebenfo unftatthaft als das 
geflifientfiche Zuiwarten, wenn Pöbeltumulte und 
Gemetzel in einem eingeſchloſſenen Plage aus⸗ 
gebrochen find. 

Die lehten großen Cernierungsoperationen 
waren: 1870 Paris, Gernierungslinie 82 km; 
Met, Eernierungslinie 88 km ; Belfort, Eernie- 
rungslinie 13 km; 1877, Pieuna, Gernierungs- 
Yinie 75 km; 1899/1900, Zabyfmith (erft nad) 
erfolgter Cernierung in eine im felbmäßigen Stil 
ausgebaute Gürtelfeftung umgewandelt), Cer⸗ 
nierungslinie 42 km. (Entfaß der Lagerfeftungen 
Kimberley durch den engliſchen General French, 
Befreiung von Ladyſmith durch Lord Dundonald 
Ende Februar 1900.) Die Belagerung von Se» 
vaſtopol dauerte 327, von Paris 167, von 
Ehartum 341, von Ladyſmith 118, von Kim- 
berley 123 Tage. 

b) Der Berjdiebenheit der Kriegsmittel an⸗ 
gemeflen unterſcheiden fi Eernierung und Be- 
ſchießung zur See von den bießbezüglichen Opera« 
tionen zu Lande in beträchtlichen Punkten. Zu» 
nächft haben fie nicht unbedingt den Kriegsfall zur 
Vorausſetzung, jondern gelangen aud) als völfer- 
rechtliche Zwangsmaßregeln zur Durchfegung von 
Rechtsanſprüchen oder Erlangung von Genug- 
thuung zur Anwendung. Im dieſem alle bildet 
das Bombarbement einen Repreſſalienalt und 
bat den Charakter einer militäriichen Demon- 
ftration, welcher es zuläßt, daß die Beſchießung 
vorher angelünbigt wird. — Das gegenwärtige 
Jahrhundert ift reih an Kämpfen der Schiffs- 
Tanonen und Gejchüge ber Stranbbefeftigungen. 
Gleich zu Beginn desfelben, am 2. April 1801, 
beichießt die engliſche Flotte unter Nelfon und 
Parker die Stadt Kopenhagen, um Dänemarf 
für die mit Rußland, Preußen und Schweden 
eingegangene bewaffnete Neutralität zu ftrafen, 
und zwar mit vollftänbigem Erfolg. Sechs Jahre 
fpäter wiederholte fich basfelbe Schaufpiel in viel 
größerem Maßſtabe. Vier Tage lang, vom 2. 
bis zum 5. September 1807, bommerten bie eng« 
liſchen Schiffskanonen gegen Kopenhagen. Die 
Verwüſtung war jhredlih, und die Zahl ber 
Getöteten ward auf zweitaufend geſchaͤtzt. Am 
29. Juni 1830 bombarbierte bie franzöſiſche Flotte 
die Befeftigungen von Algier. Die Stadt ergab 
ſich am 5. Sun. Am 27. September 1840, 
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während des ägyptifchtürfifchen Krieges, bombar= 
dierten englifche, öfterreichifche und türfifche Schiffe 
Saida. Es wurde erflürmt, und bei der Ein» 
nahme zeichneten ſich die Oſterreicher unter dem Erz ⸗ 
berzoge Friedrich beſonders aus. Am 17. Oktober 
1854 bombarbierte die vereinigte englifch-fran- 
ade Flotte Sewaftopol ohne nennenswerten 

rfolg. Noch fruchtloſer war die Beſchießung 
von Sweaborg (Mlande-Infeln in der Oftjee), 
wider deſſen Felſenwälle Admiral Napier eine 
Unzahl von Kugeln ſchleuderte, und ebenſo miß« 
glüdtebie Beſchießung von Petropawlowsk. Glüd- 
licher waren die Franzoſen und Engländer bei 
dem Bombardement von Kertſch, das am 24. Mai 
1855 in ihre Hände fiel. Die großen Kriege von 
1859, 1866, 1870 und 1877/78 haben fein 
Bombardement von Städten ober befefligten 
Küftenpunkten durch Schiffe aufzuweiſen. Ein 
Bombarbement im großen Stile war aud die 
Beſchießung von Alegandrien durch die Engländer 
unter Abmiral Seymour am 11. und 12. Juli 
1882. Sie verurfachte den Ausbruch ber Mörber 
und Banditen aus ben Kerkern, welche mit bem 
Auswurf der Hafenftadt im arabijchen Viertel 
und beutelüfternen Bebuinen mordeten, raubten 
und brandſchatzten, ohne daß die Engländer durch 
Landungsiruppen rechtzeitii *— Greuelſzenen 
ein Ende gemacht hätien. Gewiß aber iſt es eine 
dölferrechtliche Obliegenheit des Belagerers, nach 
erreichtem Erfolge der Verheerung und Plünderung 
jo raſch als möglich Einhalt zu thun. 

Litieratur. Über bie kriegẽ maßige Belagerung 
fiehe namentlich die Behelfe zum Studium des Ge⸗ 
neralſtabsdienſies (Der Dienſt im Kriege), beſonders 
auch Woinovich, Elemente der Kriegführung, Wien 
1894. Eine Erläuterung der Rechisregeln der 
Brüſſeler Deflaration von 1874 über Belagerung 
und Beſchießung findet ſich bei Lentner, Das 
Recht im Kriege. Zu vergleichen find: Bluntſchli 
in v. Holgenborff3 Jahrbuch des Deutſchen Rei⸗ 
ches I (1871), 281; Rolin-Jacquemyns in ber 
Rev. d. dr. int. III (1871), 297, dann bie 
Korreipondenz über dieſe Kriegshandlungen mäh- 
renb des Feldzugs 1870/71 (Staatsarchiv 4120, 
4121, 4429 biß 4431) und die Lehrbücher des 
Voͤllerrechts. Lentner.] 

Relehnung, ſ. Lehenweſen. 

Beleidigung, |. Ehre. 

DBeleifung von Wertpapieren, |. Banten. 

Belgien. I. Geſchichte. IL. Flächeninhalt und 
Bevölferung. III. Berfaffung. IV. Verwaltung. 
V. Geiflige Kultur. VI. Materielle Kultur. 
VII. $inanzen, Heerweſen. — Literatur, 

I. Belgien in feiner heutigen Geftalt hat ſich 
in ber Hauptfache aus jenen Tatholifchen füd- 
niebderländifchen Provinzen gebildet, welche in ber 
Zeit des Kampfes gegen bie ſpaniſche Herrſchaft 
im 16. Jahrhundert von den reformierten Nord» 
probingen getrennt wurden. Durch die Utrechter 
Union, in welcher fi) 1579 die fieben nördlichen 
zeformierten Provinzen als felbftändiger Staat 
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au gegenfeitigem Schuge vereinigten, vollzog fi) 
bie tatjächliche Trennung Belgiens von Holland; 
definitiv anerlannt wurde ihre Unabhängigkeit erft 
durch den Weftfälifchen Frieden. 

Bon 1598—1621 bildete Belgien, von Phi- 
fipp IL an feine Tochter Iſabella und deren Ge- 
mabl, ben Erzherzog Albrecht VIL von Oſier- 
reich, abgetreten, einen felbitändigen Staat. In 
dieſer furzen Periode geſchah viel für die Ordnung 
der inneren Zuftände in dem zerrütteten Lande. 
So wurde 1611 das Edit perpötuel, eine 
Sammlung der die Yuftizpflege betreffenden Ver- 
ordnungen publiziert. Albrechts Ehe blieb finder- 
108, und Belgien fiel 1621 an Spanien zurüd, 
deflen Sicht es nunmehr teilte. Während 
Holland ſchnell emporblühte, war Belgien vielfach 
der Schauplag und Gegenftand der, Kämpfe 
zwiſchen Frankreich, Spanien und Ofterreich, 
wobei erftereß ein Stüd nad) dem andern an ſich 
riß. So trat Philipp IV. im Pyrendiſchen 
Frieden (7. November 1659) die Graficaften 
Artois, Gravelines, Landrecy, Thionville, Le 
Quesnoy, Montmedy u. a. ab; am 2. Mai 1668 
gingen im Frieden zu Aachen zehn Städte, dar- 
unter Lille, Eharleroi, Binde, Ath, Oudenaarde, 
Kortrijl, verloren. Im Frieden zu Nymmegen 
wurden 1679 außer ber Franche⸗Comtẽ wieder 
eine Reihe belgiſcher Städte: Nieuwpoort, Valen⸗ 
ciennes, Gonde, Boudain, Gambrai, Air, 
St. Omer, Ppern, Warwid, Poperingen, Bail- 
leul, Mont-Cafjel, Beauvais, Maubeuge und 
Eharlemont , abgetreten, wogegen Charleroi, 
Binde, Ath, Oudenaarde und Kortrijt an Spa⸗ 
nien zurüdfielen. 

Nah dem Frieden zu Ryswyl (1697), im 
welchem Spanien von den durch bie Reuniong« 
fammern eingezogenen Gebieten nur wenige 
(Eharleroi, Mons, Luxemburg 2c.) wiedererhielt, 
verfuchte der Statthalter, Kurfürft Mag Emanuel 
von Bayern (feit 1691), Hauptfächlich durch eine 
neue Handeld- und Zollgejeßgebung dem tief 
gejunfenen Wohlftande wieder aufzuhelfen — da 
brach der ſpaniſche Erbfolgelrieg aus. 
Die ſpaniſchen Niederlande, die faft ununterbrochen 
Schauplaß dieſes Kampfes geweien waren, fielen 
1714 an Öfterreih, da® Oberquartier Gelbern 
an Preußen und einige Gebiete an Holland; 
letzteres erhielt außerdem durch den Barrieren« 
traftat ba8 Beſatzungsrecht in folgenden belgiſchen 
Feſtungen: Knocke, Veurne, Ypern, Warneton, 
Meenen, Doomit, Namur; dermonde hatte 
halb öfterreichiſche, Halb holländiſche Befapung. 
Zugleich wurde in diefem Vertrage beftimmt, daß 
der Tarif, den die verbiimdeten Engländer und 
Holländer während der Occupation des Landes 
(1706) eingeführt hatten, und ber die engliſchen 
Vabrifate und den holländiſchen Handel unver 
bältnismäßig begünftigte, folange au Recht be⸗ 
ftehen follte, bis bie drei beteiligten Mächte einen 
Handelvertrag vereinbart hätten. Diefe Klaufel 
ſchädigte den Handel Belgiens, der ohnedies da- 
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nieberlag, auf bas empfindlichfte. Die forigeſetzten 
Bemühungen der öfterreichiihen Regierung, Dem 
ſchwer geprüften Lande aufzuhelfen, hatten einen 
überrajchenden Erfolg, obwohl fie vielfach auf 
Widerſtand ftießen. So fam e8 unter der Statt« 
balterfchaft Eugens von Savoyen infolge von 
Steuerverorbnungen feines Stellvertreterß, des 
Marquis de Prid, zu einem Aufftande, der mit 
biutiger Unterdrüdung und der Hinrichtung bes 
Zunftmeifter Anneefjens 1719 endete. 

Im öflerreihifchen Exbfolgefrieg eroberte der 
Marſchall von Sachſen das Land, welches aber 
1748 durch den Frieden von Aachen wieder an 
Oſterreich zurüdtam und fi num unter der Re» 
gierung Maria Thereſias, befonder8 unter 
dem Statthalter Karl von Lothringen (geft. 1780) 
raſch erholte. Jo ſeph IL. erlangte 1782 die Auf» 
hebung bes läftigen Barrierentraftats und 1785 
die Abtretung einiger Mleineren Gebiete (Poftel, 
Dalem) fowie der wichtigen Forts Lillo, Kreuze 
ſchanze, Lieffenshoet an der Scheldemündung; 
um dieſe nad wie vor fperren zu fönnen, legten 
die Holländer das Fort Bath an. Joſephs Ver- 
fu, 1785 die öfterreichiichen Nieberlande gegen 
Bayern zu vertaufchen, fcheiterte an dem Wider« 
ande de Herzogs von PfalzeZweibrüden, der 
an Sriebri IT. von Preußen feine Stüße fand. 
Dieſes Tauſchprojelt und der unpraktiſche Reform- 
eifer Joſephs weldher im Sinne des aufgeflärten 
Abjolutismus Religion und feierlich garantierte 
Gerechtſame nicht achtete, riefen im Lande eine 
Mißftimmung hervor, die troß der Nachgiebigfeit 
der Regierung 1789 einen immer größeren Um- 
fang annahm und ſchließlich zum offenen Auf⸗ 
ſtande führie (Advokat van der Noot, geſt. 1827). 
Am 26. Dezember 1789 erllärten ſich die Bra⸗ 
banter Stände für unabhängig; die übrigen Pro- 
vinzen folgten bald, konſtituierien ſich am 11. Ja« 
nuar 1790 als „DVereinigte Belgiiche Staaten“ 
und beriefen einen Kongreß. Bald brach aber 
unter den Patrioten Uneinigfeit aus; bie Ariſto⸗ 
traten wollten bie alte Verfaſſung, die Volkspartei 
(„Bondiften“) demokratiſche Inftitutionen nad 
franzöfiihem Mufter. Deshalb konnte der Auf- 
fand ſchon im November 1790 von General 
Bender mit leichter Mühe unterdrückt werden; 
Kaiſer Leopold IL. erließ darauf eine Amneftie 
und ftelte die frühere Verfaffung wieder ber. 

Große Umwãlzungen brachte die franzöfifche 
Revolution. Die Schlacht von, Jemappes 
(7. November 1792) vertrieb die Sfterreicher; 
diefe gewannen zwar durch ben Sieg von Neer- 
winden (18. März 1798) das Land wieder, ver⸗ 
foren e8 aber bald darauf durch die Niederlage 
von Fleurus für immer. Es kam „unter ben 
Schuß“ Frankreichs, ging dann durch die Friedens ⸗ 
fchlüffe von Campo Formio 1797 und Luneville 
1801 in demfelben auf, wurde in neun Depar- 
tements geteilt und auf franzöfiiche Weiſe ver« 
waltet; erſt Napoleons Sturz machte es frei. 
Durch ben erſten Pariſer Frieden (80. März 1814) 
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und den Wiener Kongreß wurde es nach mehr⸗ 
monatiger Verwaltung durch einen öfterreichifchen 
Generalgouverneur im Verein mit en dem 
Prinzen Friedrich Wilhelm von Nafjau-Dranien 
übergeben, der am 28. März 1815 den Titel 
Wilhelm I, König der Niederlande, annahm. 
Der Londoner Vertrag vom 19. Mat 1815 und 
die Wiener Schlußalte regelten die Verhältniffe 
bes neuen Königreiches, mit welchem Lüttich, 
einige Gebietsteile zu beiden Seiten ber Maas 
und das Großherzogtum Luxemburg (als in« 
tegrierenber Teil bed Deutſchen Bundes) vereinigt 
wurden. Durch den zweiten Pariſer Frieden famen 
einige Bezirke an der Südgrenze, Philippeville, 
Marienbourg, Chimay, Quievrain nebit dem 
Herzogtum Bonillon, Hinzu. Am 24. Auguſt 1815 
wurde die Konftitution des neuen Königreiches 
verfündigt und am 27. September vom Stönige 
auf dem Konigsplatze in Brüffel beſchworen. 
Allein die ſchroffen, auf einer völlig verſchiedenen 
ſtaatlichen und gejchichtlihen Entwicklung be= 
ruhenden Gegenfäße ber neu vereinten Gebiete, bie 
Verfchiedenheit der Bevölkerung in Charatter, 
Religion, Sprache und Sitte und das allfeitige, 
grelle Vorherrſchen des ſchwäͤcheren reformierten, 
bolländifchen Elementes empörte die zahlreicheren, 
fireng katholiſchen Belgier; e8 bildeten ſich eine 
liberale und eine latholiſche Oppofitionzpartei. 
ALS Klagen und Beſchwerden über die ungleiche 
Verteilung des Budgets, die en Bel · 
giens zur Tilgung der alten holländiſchen Staats- 
ſchuld, die im Verhältnis zu der flarfen Bevöl⸗ 
ferung zu geringe Zahl der Deputierten und 
namentli über die Einmiſchung der Staats- 
gemalt in die Verhältnifje der katholiſchen Kirche 
und bie Bevorzugung ber Holländer erfolglos 
blieben, wurde die Unzufriedenheit immer größer 
und erreichte ihren Höhepunkt, als durch außer 
ordentliche Verfügungen (11. Dezember 1829) 
die ll meer Preßfreiheit befchränft wer« 
den follte. Endlich brach nach dem Beifpiele der 
Yulirevolution am 25. Auguft 1830 in Brüffel 
ein VollBaufftand aus. Es bildete ſich (20. Sep⸗ 
tember) eine proviſoriſche Regierung, ein Angriff 
der Holländer auf die Hauptftabt (28. biß 26. Sep» 
tember) wurde zurüdgeichlagen, am 4. Oktober 
die Unabhängigkeit Belgiens proffamiert und eine 
verfafjunggebende Berfammlung berufen. 

Der am 10. November eröffnete Nationale 
kongreß erflärte am 18. Belgien für unabhängig, 
entſchied ſich am 22. für eine monarcifch-tonftitur 
tionelle Regierungsform mit dem Bweilammer- 
foftem und ſchloß am 24. das Haus Oranien 
vom Throne aus. Die in London am 4. No⸗ 
vember zufammengetretene Konferenz der Groß⸗ 
mächte erfannte am 20. Dezember 1880 bie 
Aufhebung des feitherigen Königreiches ber Nieder» 
lande an und ſetzte am 27. Januar 1881 die 
„zrennungsgrundlagen” feft, denen zufolge Luxem⸗ 
burg dem Haufe Oranien verbleiben und Belgien 
18/,, der Schuld des Königreiches der vereinigten 
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Niederlande übernehmen follte. Der belgiſche 
Kongreß erklärte ſich damit jeboch nicht einver- 
ſanden worauf als neue Grundlage am 26. Juni 
in London „die 18 Artikel“ vereinbart wurden, 
welche in dem infurgierten Sugemburg ben status 
quo gleichfalls aufrecht erhielten. Nachdem bie 
Wahl des Herzogs von Nemours (3. Februar) 
um Könige von Belgien von der Londoner Kon= 
u und aud) vom Vater bes Prinzen, Ludwig 
Philipp von Frankreich, abgelehnt worden war, 
wurde der Präfident des Kongreſſes, Baron Surlet 
de Chofier, am 23. Februar zum proviforifchen 
Regenten ernannt, und am 4. Juni auf Englands 
Empfehlung der Prinz Leopold von Sachſen⸗ 
Koburg zum Könige gewählt. Der Prinz willigte 
ein unter der Bedingung, daß „bie 18 Artifel” 
zu Recht beitänben, hielt am 21. Juli feinen Ein» 
zug in Brüffel und leiftete den Eid auf die am 
7. Februar zum Abſchluß gebrachte Verfaffung. 
Holland verwarf aber „die 18 Artikel“, proteitierte 
jegen die neue Ordnung und ließ im Auguft ein 
Sr in Belgien einrüden, welches bie dürftig 
organifierten belgifchen Truppen bei Haſſelt und 
Lowen ſchlug und zerjprengte, fich aber vor einem 
fangöfigen Hilfscorps zurüdziehen mußte. Auch 
ie von der Konferenz am 6. Oktober beſchloſ⸗ 
fenen, endgültig erflärten „24 Artikel“, nad) 
denen Suremburg und Limburg zwiſchen bei⸗ 
den Mächten geteilt und von Belgien jährlich 
8400000 Gulden als Zinfen ſeines Anteils an 
der holländiſchen Staatsſchuld gezahlt werden 
folten, lehnte Holland ab. Eine englifch-fran- 
zoſiſche Flotte blockierte infolge deffen die Scheide 
und die holländifche Küfte, und franzöfifche Trup- 
pen unter Marſchall Gerard eroberten die noch 
von Holländern unter Ehafje bejehte Gitadelle 
von Antwerpen nad) 24tägiger Belagerung (liber« 
gabe am 1. Januar 1833). Der Präliminar- 
vertrag vom 21. Mai 18383 zwiſchen England, 
Frankreich und Holland machte zwar dem Zwangs- 
verfahren ein Ende, aber die Unterhandlungen 
dauerten noch mehrere Jahre. Erft am 14. März 
1888 erfolgte die endgültige Annahme ber „24 Ar« 
titel” durch Holland und am 16. Febrnar 1839 
durch die beigifchen Kammern. Luxemburg und 
Limburg wurden zwiſchen Holland und Belgien 
eteilt; Belgien übernahm einen Teil der Staats- 
chuld und erhielt ewige Neutralität garantiert. 
Auf diefer Grundlage fand durch Vertrag vom 
19. Oftober 1842 die Liquidation mit Holland 
und die Erledigung der fi daran knüpfenden 
Nebenpuntte ftatt. So war endlich ber äußere Be— 
ftand des neuen Koͤnigreichs gefichert. 

Nun aber gerieten die beiden Parteien, die ge- 
eint den Sturz ber Holländer herbeigeführt hatten, 
aneinander. In ber inneren Geſehgebung, be= 
ſonders bei ber Frage des öffentlichen Unterrichts, 
traten bald die Gegenfäge zwifchen Liberalen und 
Katholiken fcharf hervor, und e8 begann der Kampf, 
ber jeitben die Entwicklung des belgiſchen 
Staatöwefens ununterbrochen beherrſcht und bie 


Belgien. 





784 


politifchereligiöfe Lage des Landes ſchon mwieber- 
holt geändert hat. Die Liberalen, vielfach) grund⸗ 
fägliche Feinde der Religion, fuchten, unterflügt 
von ben Neigungen des en indifferenten 
Königs, befonders die Schule Einflufie der 
Geiftlichkeit zu entziehen. Troß dieſer inneren 
Kämpfe, troß eines fiebenmaligen Minifterwechfels 
in ber furzen Zeit von 1830 bis 1847 vermochten 
die Stürme des Jahres 1848 das von dem treuen 
katholiſchen Volle geftügte junge Königtum nicht 
zu erfhüttern, obwohl bie franzöfiichen Revolutio- 
näre es an nichts fehlen ließen und fogar einen 
Freiſcharenzug auf beigiſches Gebiet wagten. Die 
Barteizwiftigfeiten dauerten weiter fort, bie Mini- 
fterien wechſelten, bis e8 der liberalen Partei ge= 
lang, fi von 1857 ab 13 Jahre lang in ber 
Mojorität zu behaupten. Leopold II. zeigte 
ebenfowenig wie fein Vorgänger Beopofd I. (geit. 
10. Dezember 1865) Sympathien für bie Katho- 
lien, die erft am 2. Juli 1870 wieber and Ruber 
famen (d’Anethan, de Theux⸗ (geft. 1874) Malou, 
d’Afpremont-Lynden). Die katholifhe Regierung 
behauptete ſich dann acht Jahre, bis die Wahlen 
vom 11. Juni 1878 den Liberalen wieber eine 
bedeutende Rammermajorität — Der 
Eintritt des neuen Miniſteriums Yrere-Orban 
(19. Juni 1878) war der Ausgangspunlt eines 
erbitterten Kampfes, ber nicht nur im Parlamente 
von den politifchen Parteien, ſondern auch im Volke 
bis in die Heinfte Gemeinde hinein zwilchen ben 
Gegnern und ben Berfechtern ber konfeſſionsloſen 
Staatsſchule geführt wurde. Dieſe durchzuführen, 
war das Ziel der durch das Liberale Miniſterium 
vertretenen Loge; weitere kirchenfeindliche Daß» 
nahmen ſchloſſen fi) bald an, jo unter andern 
die Aufhebung der biplomatifchen Vertretung beim 
Heiligen Stuhle. 

Die ſchwächſte Seite des Tiberalen Regiments 
waren die Finanzen : ba8 Deficit wuchs von Jahr 
zu Jahr, und bejonders die neuen Siaatsſchulen, 
die das Budget in außerordentliher Weile be» 
lafteten, boten der Oppofition ein bequemes An« 
griffsobjekt. Daher erfolgte bald wieder ein Um⸗ 
ſchwung: die Wahlen vom 10. Juni 1884 brad)- 
ten ben Katholiken eine Majorität von 34 Stimmen. 
Am 16. Juni Tonftituierte fi das neue katho- 
liſche Miniſterium unter Malou (geft. 11. Zuli 
1886), an befjen Stelle am 26. Oftober 1884 
Beernaert trat. Die Neuerungen auf bem Gebiete 
der Schule wurden befeitigt oder abgeändert unb 
die diplomatiſche Vertretung beim Vatitan wieber- 
bergeftellt (8. Auguſt). Durch den günftigen Aus- 
fall der Wahlen am 12. (19.) Juni 1888 erlangten 
die Katholiten ſowohl im Senate als aud) in ber 
Nepräfentantentammer eine Zweidrittelmajorität, 
und nunmehr begann die eifrige Arbeit zur Lö» 
fung ber ſich immer mehr aufbrängenden Ber« 
fafjungsfrage und zur —— der ſocialen 
Aufgaben. Zwiſchendurch wurde ein Mittel zu 
finden geſucht zur Schlichtung des en 
zwiſchen dem an Zahl überlegenen, aber an Einfluß 
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doch vor ben Wallonen zurüdftehenden vlaemiſchen 
Element und ben franzöfiich ſprechenden Belgiern 
durch daß Geſetz Goremans über ben Gebrauch des 
Vlaemiſchen vor Gericht. Das Regierungsjubildum 
des Königs Leopold IL. im Januar 1890 wurbevon 
ber Kammer begangen durch die Bewilligung von 
zwei Millionen als PVerfiherungsfonds für bei 
der Arbeit verunglücte Arbeiter. In dieſe Zeit 
fällt auch die nachdrücklichere Belämpfung der 
Sklaverei von dem Brüffeler Antifflavereitongreß 
auß, beffen Zweden der mit Belgien durch Perfonal« 
union verbundene Kongoflaat wegen feiner Lage 
und feines Umfanges in ganz bejonderer Weile 
bienlich fein fonnte und lann. Aus diefem Grunde 
wurde entgegen dem (fpäter aufgegebenen) hollän= 
diſchen Widerſpruch der Kongoftaat ermächtigt, 
Einfuhrzölle zu erheben, um befjer zur Befämpfung 
der Stlaverei in Stand gejebt zu fein. Belgien 
unterftügte feinerfeit$ den Kongoftaat, der fich zu 
einem Finanzunternehmen des Königs Leopold, 
feines Souveräns, entwidelt hat, mit einer zins- 
freien Anleihe von 25 Millionen France, wofür 
ihm das Recht fpäterer Übernahme bes Kongo» 
ſtaates zuſteht. 

Die Neuwahlen des Jahres 1890 brachten der 
Regierung eine noch größere Mehrheit. Die Ver- 
faflungsrevifion hinfichtlich der Beftimmungen über 
dag Wahlrecht war wegen ber ftarten Mehrheit 
ganz in die Hand ber Katholiken gegeben, unter 
denen ſich übrigens zwei mehr und mehr diver- 
gierende Strömungen bildeten, die der Ronfer- 
bativen und die der chriſtlichen Demokraten, ziwi« 
ſchen denen Beernaert eine vermittelnde Stellung 
im Intereſſe der Einigfeit einnahm. Mehrere 
Jahre wurde ohne Ergebnis über eine Reihe von 
Vorſchlaägen zur Abänderung des Wahlrechts be 
raten — bie Rabifalen verlangten das allgemeine, 
gleiche Wahlrecht mit 21 Jahren und ließen in 
den größeren Städten ihre Anhänger hierfür 
Straßenkundgebungen veranftalten — bis 1892 
die Regierung felbft mit einer neuen Mahlrechts- 
vorlage erſchien, die nicht nur die Wählerzahl 
vermehrte, fondern auch das Volfsreferendum ent« 
hielt. Endgültig über die Verfafjungsänderung 
beichließen konnte jedoch nur eine neue, eben auf 
die Revifion hin gewählte Kammer. Es wurden 
alfo Neuwahlen — und dieſe führten für die 
Katholilen die Einbude der Zweidrittelmehrheit 
herbei. Zwiſchen den Katholilen und den gemäßigten 
Liberalen kam aber gegen die Radikalen ein Kom ⸗ 
promiß zu ſtande, wonach künftig nach gemiſchtem 
Syſtem unter Beibehaltung des Cenſus (minde- 
ſtens 10 Francs) zu wählen fein ſollte, indem be= 
fondere Fähigkeiten und eigener Hausſtand eine 
Bevorzugung gewährten. Schließlich konnte ſich 
aber die Kammer auf feine Änderung einigen, 
was die Radilalen und Socialiften in Brüffel zu 
erheblichen Straßenunruhen veranlaßte. 1894 
Tam endlich ein neues Wahlgeſetz zu ftande (Antrag 
Nyſſens), demzufolge das vollendete 25. Jahr zu 
einer Stimme, außerdem Beſitz und Hausfland, 
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ferner höhere Bildung noch zu je einer weiteren 
Stimme berechtigte. Die Zahl der Wähler ftieg 
dadınd von 180000 auf mehr als 1300000. 
Auch den Senat berührte die Erweiterung des 
Wahlrecht infofern, als der Cenſus für die Se» 
natorenwahlen herabgejeßt wurde. Für die Kam« 
merwahlen fpielte der Cenſus feine Rolle mehr; 
bier war das allgemeine Wahlrecht burchgeführt, 
wenn auch nicht das gleiche, ein Umſtand, der den 
Rabifalen und Socialiften in den fpäteren Ver« 
fafjungstämpfen (um die Verhältniswahl, Ber- 
tretung der Minderheiten) ben Anhalt zu neuer 
Agitation gab. Dieje Verhältniswahl verlangte 
Dinifterpräfident Beernaert als einen integrieren» 
den Beftandteil des neuen Wahlgefehes; da ein 
Teil ber minifteriellen Partei, der Führer der 
Rechten, Woefte, diefe Forderung aber entichieben 
befämpfte, trat Beernaert zurüd. De Burlet, ber 
ihm folgte, verzichtete auf die Verhältniswahl. 
Die Neuwahlen im Oftober brachten dann den 
Katholiken eine ganz unerwartete Mehrheit in der 
Zahl von 104 Abgeordneten. Die liberale Partei 
ſchien zertrümmert zu fein, da fie nur 16 Ab- 
geordnete erhielt, während Socialiften und 
Radikale 32 zählten. Einen nachträglichen Erfolg 
erzielte Beernaert allerdings infofern, als 1895 
für die Gemeinde» und ee das 
Proportionalſyſtem ——— e. Dank dieſer 
Neuerung kamen die Katholiken in zahlreichen 
Gemeinden, wo fie bisher ausgefallen waren, zu 
einer Vertretung. In den Induftriegebieten er⸗ 
oberten aber auch die Socialiften manchen Sih. 
Die Soctaldemofraten rückten allmäpfich hinficht« 
lich der Oppofition gegen bie fatholiich«tonfer« 
valive Regierung an die Stelle der Liberalen, 
deren rabifaler Flügel mehr und mehr zum An« 
hängſel der Socialdemokratie wurde, wenn auch 
anfänglich die letztere ein ausbrüdliches Wahl« 
bündnis ablehnte. 

Der Berfaffungsarbeit Hatte man in biejen 
Jahren weit mehr Aufmerffamfeit geſchenkt als den 
focialen Aufgaben. Auf diefe Ießteren wies dro⸗ 
hend der ernfte, biutige Aufftand des Jahres 1886 
in dem Maas» und Sambregebiet hin. Die fatho- 
lichen focialen Kongreſſe griffen fie auf, und vor 
allem bemühte ſich der Leiter des neuen Mini- 
störe du Travail, Nyfiens, den Forderungen 
der Zeit durch entprechende Vorlagen gerecht zu 
werden. Aber wie ſchon auf dem kalholiſchen 
Socialfongreß in Lüttich 1890 hervortrat, ift die 
Mehrheit der in Frage kommenden fatholifchen Fal⸗ 
toren Belgiens noch gegen das ftaatliche Eingreifen 
in die fociale Frage, und biefer Abneigung, welche 
auch das doftrinär Tiberale Mancheftertum teilt, 
fiel Nyſſens ſpäter Hauptfächlich zum Opfer. Der 
1897 in Brüffel abgehaltene internationale Kon« 
greß für Arbeitsunjälle und Socialverfiherung 
brachte auch in den beigifch-franzöfifchen Streifen 
feine Umftimmung hervor, und obwohl 1896 
wie 1898 die Katholiten neue Erfolge bei den 
Wahlen bavontrugen, blieb die fociale Geſetz⸗ 
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gebung zurüd, nicht zui & m wenigften auch wegen 
der Verſchärfung des Gegenſatzes zwiſchen Konjer- 
dativen und chriſtlichen Demokraten mit ihren 
Führern Woefte und Daens. Die iirhliche Maß- 
regelung des lehteren belebte nod die Kämpfe 
zwifchen beiden Richtungen, und die Hoffnung 
auf Einigung wurde immer ſchwächer. Dieſer 
Gegenjag unter den Katholiken felbft wurde na⸗ 
mentlih bebenflih, nachdem 1899 troß allen 
Gegenbemühungen Woeſtes doch der Beernaertſche 
Gedanke der Verhältniswagl durchdrang und es 
nun noch mehr als früher auf die Einigfeit an« 
kam. Zur Vermehrung der Wirren wurde noch 
die Trage der Zwangsſchule und des Militär- 
dienftes als Zankapfel unter die Katholiken ge⸗ 
worfen. Der obligatorifche Schulbefuch galt vielen 
als die Auslieferung ber Kinder an die glaubend- 
loſe Schule; die Abſchaffung des Erjahmann- 
ſyſtems im Heere ftieß bei ſehr vielen Konſer⸗ 
dativen auf Wiberftand. Schon 1894 Hatte der 
Antwerpener Eoremans bie Herabfegung der Prä- 
ſenzſtärke beantragt. Dann wurde zur Befeftigung 
bes beftehenden Syſtems 1896 jedem Soldaten 
nod ein befonderes Jahrgelb ausgeworfen. Der 
damals verunglüdte Verſuch einer Reorganifation 
veranlaßte den Kriegsminiſter de Braffine zum 
Rüdtritt, fo daß der Eifenbahnminifter van den 
BVeereboom auch nochdefjen Reſſort übernahm, wozu 
noch, als der König eine Wahlreform nad) feinem 
Herzen durchſetzen wollte und damit de Smet, dem 
Nachfolger de Burlets, entgegen hanbelte, das 
Kabinellspräſidium lam. 1897 wurde der Bürger- 
wehr eine neue Organifation als Miligarmee ver ⸗ 
liehen. Dem romanifchegermanifchen Rafjentampfe 
balf das Geſetz ab, welhe81896 dem Vlaemifchen 
endlich die volle Gleichberechtigung mit dem Sran- 
zöſiſchen gab. Als Aderbauftaat machte ſich Belgien 
1895 dem Auslande, das in Belgien nur einen 
Induftrieftant zu fehen fich gewöhnt hatte, geltend 
durch die damals eingeführten Iandwirtfchaftlichen 
Zölle, bei denen allerdings auf die ſehr große in« 
buftrielle Bevölkerung Rüdficht genommen wurde. 

Der feit dem 10. Dezember 1865 regierende 
König Leopold IL., geb. 9. April 1885 zu Brüffel, 
bat feinen einzigen Sohn im Alter von 9 Jahren 
am 22. Januar 1869 verloren; Thronfolger ift 
der Sohn feines Bruders Philipp, Grafen von 
Flandern, Albert, geb. 8. April 1875. 

II. Flädeninhalt und Bevölkerung. 
Belgien ift eingeteilt in 9 Provinzen mit 41 Bes 
jirfen (Urrondiffements) und 2610 Gemeinden. 





Prodinzen | 

Antwerpen . 

Brabant . | 

Weftflandern 80: 
Oftflandern 8000,20 | 512724 

Sermegan 8721,66 | 567472 | 554627 , 1122099 | 301 
ttich A 415904 127, 835091 | 288 
Limburg 122434 | 117231 | 289685 | 99 
Auzemburg 33 111620 108056 , 219676 | 50 
Namı 8660,24 | 174712 | 175706 : 350418 96 





Rönigreig” 1457,17 3326 19015343542] 6669732 1226 
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Die ländliche Benölferung verhält ſich zu ber 
ftädtifchen ungefähr wie 3:1. Eheſchließungen 
fanden 1897 ftatt: 54198, Geburten: 199755 
und Todesfälle: 131122 (einſchließlich 8768 
Zotgeborener), Überfhuß an Geburten 77401. 
Auf1000 Einwohner entfielen 1897: 8, 31 Ehe« 
ſchließungen, 29 Geburten und 17,61 Sterbefälle. 
Im Jahresdurchſchnitt fommen auf 1000 Ge- 
burten 18,10 unebelihe und 21,4 totgeborene, 
auf 100 männliche 105 weibliche Kinder, auf 
100 weibliche 107 männliche Sterbefälle. Faft 
die ganze Bevölferung befennt ſich zur fatholifchen 
Kirche mit Ausnahme von etwa 15000 Pro- 
teftanten und 3000 Juden, von denen bie größere 
Hälfte in den Provinzen Antwerpen und Brabant 
lebt. — Bezüglich der StaatSangehörigfeit zählte 
man 1890 neben 5897883 Belgiern 56306 
Niederländer und Nieberlänbifh- Limburger, 9716 
Niederländifh-Lugemburger, 45 430 Franzofen, 
478338 Deutſche, 4523 Engländer und 8125 aus 
andern Ländern. Bon ben Bewohnern ſprachen 
1890: 2485072 nur franzöfiih, 2 744271 
(45 Prozent) nur vlaemiſch, 32206 nur deutſch, 
700 997 franzöſiſch und viaemiſch, 58590 fran« 
zöſiſch und deuiſch, 7028 vlaemiſch und deutſch, 
36185 dieſe drei Sprachen. Außerdem ſprachen 
4972 Einwohner ausſchließlich fremde Sprachen 
oder waren taubſtumm. Vorherrſchend vlaemiſch 
find die Provinzen: Oſtflandern und Antwerpen 
(92 Prozent), Limburg, Weftflandern (88 Pro⸗ 
zent), Brabant; in den übrigen, namentlich in 
Namur, herrſcht das Franzoͤſiſche vor, welches 
als amtliche und Umgangsfprache ber gebildeten 
Stände immer noch den Vorrang behauptet. — 
Nach dem Berufe verteilte ſich die Bevblkerung 
1890 folgendermaßen. Induftrielle Berufsarten: 
1081503 (darunter 255001 weibl), Handel 
und Berfehr 327091 (darunter 111 532 weibl.) ; 
fogen. freie Berufe 659287 (153440 weibl); 
verjchiedene Berufe 871507 (362642 weibl.) ; 
Männer, Weiber und Kinder ohne Beruf3350 685. 
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Bon größeren Städten zählten am 31. Dezember 
1898 vier über 100000 Einwohner: Antwerpen 
277576, Brüffel 207310, Lüttich 169 202, 
Gent 162 652; weiter zählten 1898 die Brüffeler 
Vorſtädte Schaerbeet 65069, Ixelles 57 707, 
Molenbeek St. Jean 55 565, St. Gilles 51 690, 
Anderlecht 43 174, St. Joſſe ten Noode 32 213, 
Laelen 27 821. — Bon andern Städten Mecheln 
55 495, Verviers 52 445, Brügge 51 226, Löwen 
42.007, Oſtende 32304, Namur 32208, Char- 
leroi 24 310. 

II. Belgiens Verfajfung ift repräfentatid- 
monarchiſch und beruht auf der Konftitution vom 
7. Februar 1831 und deren fpäteren Ergänzungen 
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und Änderungen (jo 1898 betr. den Erwerb von 
Kolonien; 1899 Wahlreform). Ihr zufolge giebtes 
vor dem Geſetze feine Standesunterſchiede, jedem 
ift die perfönliche Freiheit garantiert, niemand 
darf (außer in fagranti) anders als durch richter« 
lich motivierte Verfügung verhaftet werden, bie 
Wohnung und das Briefgeheimnis find under- 
leglich. Hausfuchungen dürfen nur in ganz be 
flimmten Fällen und nur in vorgejchriebener Form 
vorgenommen werben; die Freiheit der Meinungs» 
äußerung und eines jeben religidfen Kultus und 
feiner öffentlichen Ausübung ift zugefichert, der 
Unterricht und die Prefje find frei, die Genfur ift 
abgeſchafft und das Recht friedlicher Verſammlung 
ohne obrigfeitliche Genehmigung zugeftanden. — 
Der Thron ift nach der Rejolution vom 20. Juli 
und dem Dekret vom 1. September 1831 erblid in 
der männlichen Nachkommenſchaft bes Königs Leo- 
pol I. von Sachſen ⸗Koburg aus der gothaiſchen 
Linie des älteren oder erneftiniichen Hauptzweiges 
ber wettinifchen (Jächfischen) Dynaſtie nach der Ord⸗ 
nung ber Erſtgeburt und mit beftändiger Ausſchlie⸗ 
Bungder Pringeffinnen des Hauſes und der Prinzen, 
welche nur durch Frauen mit demfelben verwandt 
find (agnatiſche Erbfolge). Der Monarch, wel⸗ 
her der leßte ſeines Stammes ift, Tann mit Zus 
fimmung der Volfsvertretung feinen Nachfolger 
ernennen; iſt dies nicht gefchehen, fo wählt die 
Volksvertretung ben neuen Herrſcher. Die Groß- 
jährigfeit bes Königs tritt mit dem vollendeten 
18. Lebensjahre ein; Vormundſchaft und Regent- 
Schaft werben von der Volfßvertretung beflimmt, 
bürfen jedoch nur einer Berfon übertragen werben. 
Nach dem Tode des Königs verfammeln fi) die 
Kammern ohne Einberufung:fpäteftens am zehnten 
Tage; inzwiſchen üben bie Minifter, zu einem Con- 
feil vereinigt, die dem Könige zuftehenden Rechte 
auf eigene Verantwortung bis zur Vereibigung 
bes Thronfolger8 oder Negenten aus. Der König, 
defien Perſon umverfeglich ift, tritt erft Dann die 
Regierung an, wenn er in der Mitte der Vollks⸗ 
vertretung einen feierlichen Eid geleiftet hat, bie 
Verfaſſung und bie Gejeße des belgiſchen Volkes 
u beobachten und die Unabhängigkeit der Nation 
—* die Unverlehlichleit des Staatsgebietes 
aufrecht zu erhalten. Er iſt im Beſitz der aus⸗ 
übenden Gewalt, wie fie in der Verfafjung ber 
ſtimmt ift, fanktioniert und verfündigt die Gefebe, 
ernennt und entläßt die Minifter und die Ober« 
tommandierenden der Land⸗ und Seemacht, ver⸗ 
leiht die militärifchen Grade und den Adelstitel, 
befeßt bie Amter für bie allgemeine Staatäver- 
waltung und die auswärtigen Angelegenheiten, 
eflärt Krieg, ſchließt Frieden, Bündniſſe und 
eier (legtere mitev. Genehmigung ber 

ammern), beruft die Kammern, ſchließt und ver⸗ 
tagt fie. Die Eiviltifte ift für die Dauer der Re⸗ 
gierung feitgefegt und beträgt 3,5 Millionen 
Francs. Der König bekennt ſich zur latholiſchen 
Kirche und führt den Titel: „König der Belgier, 
Herzog zu Sachſen, Prinz von Sachſen, Koburg 
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und Gotha, Souverän des Unabhängigen Kongo- 
ſtaates“ (feit 28. April 1885). Die Glieder der 
königlichen Familie führen das Prädikat „König« 
liche Hoheit“, der Thronfolger außerdem „Graf 
von Flandern“. — An Ordensauszeichnungen 
beftehen: ber Ehrenitern des eilernen Kreuzes für 
die, welche dem Vaterlande 1830/31 bejondere 
Dienfte geleiftet haben; der Leopoldsorden, ge= 
fiftet 11. Juli 1832 von Leopold I. für Civil 
und Militär in fünf Klaſſen, und der Orden 
für Givilverdienfte, geftiftet 21. Juli 1867 von 
Leopold II. — Das Wappen zeigt in einem 
ſchwarzen Schilde den goldenen, rechtsſpringenden 
Brabanter Löwen mit rot ausgeſchlagener Zunge. 
Auf dem Schilde ruht die königliche Krone, von 
welcher unten zwei weiße, mit Gold befäumte und 
an den Enden mit goldenen Franſen gezierte 
Bänder herabfliegen ; umgeben iſt er von ber Kette 
des Leopold8ordend mit unten angehängten 
Ordenskreuz. Hinter dem Schilde ftehen kreuz⸗ 
weife zwei goldene Scepter, von denen das eine 
die Hand der Gerechtigkeit, da8 andere den gol» 
denen belgifchen Löwen trägt. Unter dem Wappen 
ift auf einem roten fliegenden Bande, das fid) um 
die Enden der beiden Scepter ſchlingt, der Wahl- 
ſpruch: L’union fait la force, angebracht. Die 
Landesfarben find Schwarz, Gelb, Rot in ſenk⸗ 
rechter Teilung fo, daß fih Schwarz am Flaggen« 
ftode befindet. 

Die gejehgebende Gewalt wird von bem Könige, 
dem Senate und der Kammer der Repräfentanten 
gemeinjam ausgeübt. Die Initiative fteht jedem 
Zeile zu, nur muß jedes auf das Staatsbudget 
fowie auf den Armeebeftand bezügliche Geſetz zu» 
nächſt von ber Repräjentantentammer be= 
raten werben. Die Mitglieder derjelben werben 
in direlter obligatorifher Wahl von den 
Bürgern mittels Mehrſtimmenwahlrechts auf vier 
Jahre gewählt. Eine Stimme hat jeder Bürger, 
der 25 Jahre alt, ein Jahr in derfelben Gemeinde 
anfäffig und nicht der bürgerlichen Ehrenrechte 
verluftig ift. Zwei Stimmen der 25 Jahre alte 
Grundbefiger (mindeftens 2000 Francs Sachwert) 
und Rentenbefiger von mindeſtens 100 Francs 
fowie jeder 85 Jahre alte, verheiratete Bürger oder 
Witwer mit Kindern, der mindeſtens 5 Francs 
Verfonalfteuer zahlt. Drei Stimmen haben die 
25 Jahre alten, atademisch Gebildeten und die 
jetzigen ober früheren Inhaber eines höheren 
Amtes (Geſetz von 1894). Dann wurde zur Durch⸗ 
führung der Minderheitövertretung 1899 die 
Verhältniswahl eingeführt, zu deren Zweck dann 
auch größere Wahlkreife gebildet werden mußten. 
Alle zwei Jahre ſcheidet die Hälfte der Repräs 
fentanten aus. Ihre Zahl darf das Verhältnis 
bon 1:40000 Einwohner nicht überfteigen; 
fie beziehen 4000 Francs Jahresbiäten. Der 
Senat befteht aus dem Thronfolger, der mit 
dem 18. Jahre Sig, mit dem 25. befchließende 
Stimme erhält, und aus halb ſoviel Mitgliedern, 
als die Repräfentantenfammer begreift. Dieſe 
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werben von ben Bürgern auf acht Jahre ebenfalls 
nad dem Mehrftimmenwahlreht gewählt ; 26 Se- 
natoren werben ohne Rüdficht auf den Cenſus 
von den Provinzialräten gewählt. Wählbar für 
die Repräfentantenfammer ift jeber Belgier, der 
ſich im Genuffe der bürgerlihen und politischen 
Rechte befindet, in Belgien bomiziliert und das 
25. Lebensjahr vollendet hat; um in den Staat 
wählbar zu fein, muß man das 40. Lebensjahr 
überjchritten haben und an direlten Staatäfteuern 
wenigſtens 1200 Francs zahlen oder für 12.000 
Francs Immobilien befigen. Unvereinbar mit 
dem Mandate eines Mitgliedes der beiden Kam⸗ 
mern find bie Stellen von Beamten und andern vom 
Staate befolbeten Yunktionären (mit Ausnahme 
der Chefs der Minifterien) ſowie der Geiftlichen ; 
auch können die Mitglieder der beiden Kammern 
erſt nad) Ablauf von mindeſtens einem Jahre nad) 
erfolgtem Exlöfchen ihres Mandates zu einem vom 
Staate befolbeten Amte, mit Ausnahme desjenigen 
eines Minifters, diplomatifchen Agenten oder 
Gouverneur, berufen werden. Beide Kammern 
treten, wenn fie nicht zubor vom Könige berufen 
werben, verfafjungsmäßig am ziweiten Dienstage 
des November zufammen und wählen ihre Präfi- 
denten feldft. Der König ſchließt und vertagt fie, 
aber hochſtens auf einen Monat; bei Auflöfungen 
muß bie Neuwahl binnen 40 Tagen und die Ein- 
berufung innerhalb zweier Monate erfolgen. Zur 
Gültigkeit eines Beſchluſſes gehört in jeder Kammer 
abjolute Stimmenmehrheit bei Antwejenheit der 
Mehrheit ſämtlicher Mitglieder; Stimmengleih- 
heit fommt der Verwerfung des Vorſchlages gleich. 
Die Annahme eines Geſetzes verlangt die Abitim- 
mung über jeden einzelnen Artifel. Staat&be- 
ſchlüſſe find nur gültig, wenn fie in der Sefflons- 
zeit der Repräfentantenfammer gefaßt werben. 
Für Berfafjungsänderungen müfjen nad) voraus⸗ 
gegangener Erklärung darüber von feiten des 
Senat8 und der Repräfentanten neue Kammern 
berufen werben. 

IV. Mit der oberſten Staatsverwaltung 
ift ein verantwortlicher Minifterialrat be- 
traut, welcher unter bem Vorfige des Königs aus 
acht Mitgliedern befteht: den Miniſtern der Fir 
nanzen, der Juſtiz (zugleich für Kultus, öffent 
liche Sicherheit und Wohlthätigfeitsanftalten), des 
Innern und bes öffentlichen Unterrichts, des Ader= 
baues, der Induftrie und Arbeit, der auswärtigen 
Angelegenheiten und bes Handels, des Krieges, 
der Eifenbahnen, Poſten und Telegraphen. Allen 
Miniftern, außer bem des Srieges, find General« 
Vefretäre beigegeben; außerbem funktionieren noch 
wei Generalbireftoren für Straßen- und Brüden- 
—* Minenverwaltung und für Poſten und Tele- 
graphen und ein Verwaltungspräſident für bie 
Eifenbahnen. Dem Minifterium des Innern find 
unterftellt: der Obergeſundheitsrat, die ftatiftifche 
Eentralfommiffton, die Conſeils für die Vervoll- 
kommnung des Unterrichts 2c. Eine felbftändige 
Centralſtelle ift der Rechnungshof; der Minifter 
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des föniglicden Haufe gehört dem Hofftaate an. 
Ale Minifter find verantwortlich ; jeder vom Kö⸗ 
nige ausgehende Akt wird erft gültig durch Mit - 
unterzeichnung eines Minifter, ber für deſſen In⸗ 
halt verantwortlich ift. Die Vollsvertretung be= 
ſitzt das Recht der Minifteranklage; die Verband» 
lung und Entſcheidung darüber ift dem Kafja« 
tionshofe in Brüffel zugewiefen. Einen verur- 
teilten Minifter fann der König nur auf Ver⸗ 
langen einer der beiden Kammern begnadigen. 
In der Kammer haben die Minifter nur Stimm- 
recht, wenn fie Mitglieber find; fie haben aber 
Zutritt umd müſſen immer gehört werben. 

Für die Provinzialverwaltung ift 
Belgien in 9 Provinzen und 41 Abminiftrativ- 
bezirle (arrondissements administratifs) ein- 
geteilt. Der Provinz ift ein Töniglicder Gou⸗ 
berneur, bem Bezirk ein Kommifjär (commissaire 
d’arrondissement;) für alle Geichäfte ber inneren 
— — Beiden iſt die erforderliche 
Zahl von Bureaug, den Gouverneuren überdies 
die permanente Deputation des Provinzialrates 
beigegeben. Der Gouverneur wacht über die Aufe 
rechterhaltung der Ordnung in der Provinz und 
verfügt zu diefem Zwed über die Bürgergarde 
und Gendarmerie. Die Kommifjäre führen Die 
unmittelbare Aufficht über bie Gemeinden mit 
Ausnahme der Arrondifjementshauptorte, welche 
mehr al8 5000 Einwohner jählen ; in diefen ftehen 
die Gemeindebehörden unmittelbar unter dem 
Gouverneur. Außerdem fungieren in jeber Pro- 
binz eine Mebizinallommiffion, eine Direktion 
der direkten Steuern, Zölle und Acciſen, welcher 
wieder bie Kontrolleure der Abgaben unterftellt 
find, eine Direktion der Brüden und Chauſſeen 
und eine ftatiftiihe Provinziallommiffion. In 
jeder der 2584 Gemeinden wird die öffentliche 
Verwaltung gehandhabt vom Bürgermeifter und 
2 oder (in Städten von mehr ald 20000 Ein- 
wohnern) 4 Schöffen; beide werben vom Könige 
auf 6 Jahre ernannt. — Zur Wahrnehmung der 
Provinzialintereſſen befteht in jeder Provinz ein 
Provinzialrat, defien Mitglieder ſich jährlich) 
einmal am erften Dienstag des Juli am Haupt« 
orte der Provinz in ordentlicher Seffion ver- 
fammeln. Sie werben auf vier Jahre gewählt 
und von 2 zu 2 Jahren zur Hälfte erneuert. Das 
Wahlrecht fteht jedem Belgier zu; wählbar if 
jeder 25jährige Belgier, der wenigitens feit dem 
1. Januar des Wahljahres in der Provinz feinen 
Wohnſitz Hat und weder Verwaltungs- noch 
Finanzbeamter derſelben ift. Der Provinzialrat 
wählt aus feiner Mitte eine permanente Depu- 
tation von 6 Mitgliedern, welche unter dem Vor⸗ 
fi des Gouverneurs die laufenden Verwaltungs» 
geichäfte erledigt. Die Dauer der ordentlichen 
Sigung ift 14 Tage und darf ohne Zuftimmung 
des Gouverneurs höchftens um 8 Tage verlängert 
werben ; außerordentliche Sigungen werden vom 
Könige einberufen. Der Provinziafrat ernennt 
bie Provinzialbeamten, ſetzt das Budget ber 
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Provinz und diedirelten Steuern füt die Gemeinden 
feft und erläßt Die Reglements für innere Ver⸗ 
waltung und Polizei. Beſchlüſſe in finanziellen 
und Berwaltungsangelegenheiten unterliegen ber 
Betätigung des Königs, welcher innerhalb 
40 Tagen einen Beſchluß aufheben kann. Aus- 
geführt werben die von dem Propinzialrate ober 
dem Ausſchuſſe gefaßten Beſchlüſſe durch ben 
Gouverneur. 

Für die örtlichen Kommmnalinterefien forgt in 
jeder Gemeinde der Gemeinderat, der mit dem 
Bürgermeifter und den Schöffen Die Gemeindebe= 
börbe bildet. Das Mandat der Gemeinderatsmit- 
glieber ift bjährig; ihre Zahl beträgt 4 in Gemein« 
den biß zu 1000, 6 6i8 zu 8000,85i85u.10.000, 10 
bis 14 dis zu 25000 Einwohnern, nimmt zu um 
je 2 auf 5000 Einwohner bis zu 40000 und fleigt 
dann um je 1 Mitglied auf 10000 Einwohner 
mehr. Das aktive Wahlrecht für Provinzial- und 
Gemeinderäte wurde 1895 ähnlich demjenigen 
für den Senat abgeändert, und zwar unter Be- 

8 des von Beernaert verfochtenen Pro» 
portionalgebanfens, jo daß bei dem Mangel der 
abfoluten Mehrheit für eine ganze Parteilifte bie 
den höchftbeftimmten Kandidaten der erften Lifte 
zunächft kommenden höchftbeftimmten der folgenden 
Lifte oder Liften bis zur Erſchöpfung der zu 
wählenden Anzahl als gewählt bezeichnet werben. 
Aktives Wahlrecht haben bie Senatorenwähler, 
aber nur bei dreijähriger Anfäffigkeit. Der Eenfus 
gilt Hier noch infoweit, als höheres Einfommen 
dem einzelnen bi zu vier Stimmen gewährt. In 
Gemeinden über 20000 Seelen Hat jeder zu den 
Gewerbefammern und Arbeiterfammern wahl 
berechtigte Bürger von vornherein eine Stimme. 
Die Organifation des Stiftungsweiens und der 
Armenpflege ift eine Frage von der höchiten 
Bedeutung für Belgien, welches unter allen Län- 
dern Europas ben größten Gegenſat darbietet 
zwiſchen einem in vielen Zweigen blühenden Ge⸗ 
werbeleben, einem ausgezeichneten Landbaubetriebe 
und einer jo unverhälnigmäßig großen Menge von 

ilfsbedürftigen. Die Zahl der öffentlich unter» 

hten Armen betrug 1839 nur ?/,, 1858 bereits 
!/; der Gejamtbevölferung. Inzwifchen hat fi 
das Verhältnis noch ungünftiger geftaltet, nament · 
lich in Weftflandern. 

Unter ſolchen Umftänden mußte Die Armenpflege 
unausgeſetzt Gegenſiand der Fuͤrſorge des Staates 
fein (25. Januar 1856 Nothombiches Wohl« 
thätigfeitögefeß u. a.), und auch in jeder Gemeinde 
ift die Verwaltung verpflichtet, ein fogen. Wohl« 
thätigfeitsbureau zu halten; in Gemeinden über 
2000 Einwohner müfen Wohlthätigfeitsfomitees 
die Bedürftigen in ihren Wohnungen unterftügen. 
Werner giebt es 5 Bettlerdepots, in welchen über 
2000 fonft vagabımbdierende Bettler unterhalten 
werben, und an 200 lnterftügungsvereine auf 
Gegenfeitigfeit. Groß ift die Zahl der DVer- 
ſorgungs· und Arheitshäufer für Arme, ber 
Gebär-, Findel⸗, Waifen-, Irrenhäufer zc. Her 





vorzuheben find bie 11 Zaubflummen- und 
Blindeninftitute und bie Irrenfolonie zu Gheel, 
two die Kranken gegen Entgelt bei Bauern unter» 
gebracht werben. 

Rechtspflege. Seit der franzöflichen Herr- 
ſchaft (1785— 1814) gelten in Belgien der Code 
Napoleon und bie nur teilweiſe abgeänderten 
frangöfifchen Geſetze auß jener Zeit. Die Revifion 
bes Code penal im Jahre 1834 ſchaffte die ent« 
ehrenden öffentlichen Strafen, die Brandmarkung, 
den Pranger, die Deportation und Berbannun 
ab, ſetzte für politifche Verbrechen Detention jet 
und behielt bie Tobesftrafe nur für Mord bei. 
Die bedeutenbften Landrechte find die von Lüttich, 
Limburg von 16823, Stavelot, Flandern; die 
wichtigften Stadtrechte die von Antiwerpen, Brüffel, 
Gent, Mecheln und beſonders das von Lüttich, 
aus deſſen alten Statuten (paix) ein Rechtsbuch, 
Bawillart, entitand. — Für die Streitigkeiten 
über bürgerliche und ftantSbürgerliche Rechte be⸗ 
ftehen als erfte Inftanz 36 Civiltribunale, deren 
Richter der König ernennt, als zweite Inſtanz 
8 Appellhofe in Brüffel, Gent und Lüttich. Die 
Näte ber letzteren jowie bie Präfidenten der 
Eiviltribunale werben vom Könige aus einer 
doppelten Lifte ernannt, welche bieje Gerichtshöfe 
und der Provinzialrat einreichen. Polizeiſachen 
fommen vor die Zuchtpolizeigerichte, Kriminal- 
fachen, politifhe und Preßvergehen vor bie feit 
1831 beitehenben Geſchworenengerichte (9 Aſſiſen · 
böfe) ; außerdem giebt es 207 Friebenägerichte in 
den Bezirken, deren Richter direft vom Könige 
ernannt werden, einen Militärgerichtöhof, zahl« 
reiche Handelsgerichte ſowie Sachverftändigen- 
räte (conseils de prud’hommes). {yür ganz 
Belgien befteht in Brüffel ein Kaflationshof, 
deffen Räte der König auß einer vom Senate und 
dem Kaſſationshofe ſelbſt aufgeftellten Lifte beruft. 
Alle Richter find auf Lebenszeit ernannt und 
tönnen nur duch Urieilsſpruch ſuſpendiert oder 
abgejegt werden; eine Amtsverfegung des Richters 
tann nur infolge einer neuen Emennung ober 
mit feiner Zuftimmung flattfinden. Gentral- 
gefängniffe beitehen in Gent und Löwen, mai- 
sons de süret6 bei jedem Aſſiſenhofe. maisons 
d’arröt in jedem Bezirk, in welchem bie erfteren 
fehlen, Beflerungsanftalten in St. Hubert, Na⸗ 
mut, Gent. 

V. Durch die Konftitution vom 7. Februar 1881 
wurde der katholiſchen Kirche in Belgien 
eine Freiheit gewährt, wie fie bis dahin in Europa 
nicht beſtand: freie Ausübung des Kultus, Ver⸗ 
eindrecht und Freiheit des Unterricht8 waren darin 
geſichert. Trennung von Kirche und Staat aber 
nicht außgefprochen. Die Zahl der Diöcefen wurde 
auf 6 feitgejeßt, jo Daß Belgien feitdem eine eigene 
Kirchenprovinz mit dem Erzbistum Mecheln (Pro= 
vinzen: Antwerpen, Brabant) und den 5 Bis- 
tümern Lüttich (Lüttich) und Limburg), Namur 
(Luxemburg und Namur), Tournai (Hennegau), 
Brügge (Weitflandern) und Gent (Oftflandern) 
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bildet. Das Erzbistum hat 3 Generalvifare, ein 
Kapitel von 12 Kanonilern und 1 Seminar, jedes 
Bistum 2 Generalvifare, 8 Kanoniker und 1 Ser 
minar. Auf ca. 1100 Seelen kommt 1 Seelforger. 
Die Domlapitel haben keine kanoniſche Wahl; 
den Nachfolger auf einen erledigten bijchöflichen 
Stuhl beftimmt der Papſt. Jedes Bistum hat 
Korporationsrechte, bedarf aber für jede bedeu⸗ 
tenbere Erwerbung ber ftaatlichen Genehmigung. 
Die Erziehung des Klerus, die Anftellung und 
Abjegung der Pfarrer liegt ganz in der Hand der 
Biſchofe. Die Höfterlichen Genoſſenſchafien haben 
freies Affociationsreht; zur Erlangung der Kor · 
porationgrechte bedürfen fie der Genehmigung des 
Staats. — Auf Grund biefer weitgehenden 
Freiheiten entwidelte ſich in der Kirche Belgiens 
bei Klerus und Laien bald ein reges religiöfes 
Leben. Ganz beſonders entfaltete fie ihre Thätig« 
keit auf dem Gebiete des Unterricht3, der nach 
8 17 der Berfafjung völlig frei ift. Die Bifchöfe 
gründeten höhere Lehranftalten, die bald an 
Schülerzahl die ftaatlichen Kollegien überflügelten, 
errichteten Lehrerfeminare und übergaben ben 
Vollsunterricht geiftlichen Genoſſenſchaften, die 
» in großer Anzahl im Lande nieberließen und 

ür die ärmeren Klaſſen unentgeltlichen Unterricht 
erteilten, jo daß die Provinzial- und Kommunal» 
ſchulen bald leer fanden. Rebemptoriften aus Ofler⸗ 
reich, Jeſuiten aus Spanien, Frankreich, der 
Schweiz und Italien eröffneten Kollegien, die von 
den Söhnen höherer Stände bald zahlreich befucht 
wurden. Franziskaner, Trappiften, Schulbrüder 
und zahlreiche weibliche Genoſſenſchaften fiedelten 
fih im Lande an. 1890 beitanden 218 männ- 
liche, 1425 weibliche Kommunitäten mit 4775 
bezw. 25 323 Inſaſſen. Ausſchließlich mit Unter- 
richt beſchäftigten fi (1898) 482 männliche und 
3573 weibliche Orbensmitglieber, die übrigen 
widmeten fich der Sranfenpflege oder dem be= 
ſchaulichen Leben (20 Prozent). Für höhere Bil- 
dung im Sinne der Kirche forgt die katholiſche 
Univerfität, die 1835 in Löwen, dem Gige ber 
alten, berühmten Hochſchule Belgiens, eröffnet 
wurde. 

Die Freimaurer förderten ihrerfeitS den Un« 
glauben auf jede Weife und gründeten in dem 
ganz fatholifhen Lande öffentliche Geſellſchaften 
zur Befämpfung der Kirche und Vereinigungen 
von Öottesleugnern (socistes des athees). Die 
beiden älteren Vereine (affranchis und soli- 
daires) wollten den Priefter zunächft vom Toten» 
bette und Begräbnisplage, der am 20. Oktober 
1862 gegründete Verein ber libres penseurs 
denfelben überhaupt entfernen. Ganz bejonders 
richtete die Loge ihr Streben darauf, die Geift- 
lichen aus den Schulen zu verdrängen und 
religionglofe Schulen zu gründen. Das Gefeh 
vom 23. September 1842, welches die Verbind- 
lijfeit ber Gemeinden zur Errichtung von Ele- 
mentarfejulen in ben Orten ausſprach, wo nicht 
durch freie Schulen hinlänglich für den Unterricht 
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gejorgt war, erfannte zwar dem Klerus noch eine 
offizielle Thätigfeit in allen aus dffentlichen 
Geldern gegründeten Elementarfchulen zu, unter 
warf ihn aber zugleich dem Inſpeltionsrechte bes 
Staates in allen den freien Elementarfchulen, die 
nur irgend eine Geldunterftügung von der Ge- 
meinde, der Provinz ober dem Staate erhielten. 
Auf diefe Weife blieb die Freiheit des Unterrichts 
äußerlich noch gewahrt; thatſächlich verfümmerte 
fie aber mehr und mehr. So wurde 1850 die 
Frage wegen ber Organifation bes mittleren 
Unterricht3 dahin erledigt, daß 10 Athenäen 
königlich werben, einige fommunale Mittelſchulen 
Staatsunterftügung erhalten und 12 neue ftaat« 
liche Bürgerfchulen gegründet werben follten; nur 
noch 40 Mittelfchulen blieben unter Leitung der 
Geiſtlichkeit. Den legten Schritt zur Entchrifl- 
lihung, oder wie das Loſungswort lautete, zur 
„Neutralität“ der Schule that das Fiberale Mini« 
fterium von 1878. Es ſchuf ein beſonderes 
Departement für den Unterricht mit einem eigenen 
Unterrichtsminifter, und das Gefek vom 10. Juli 
1879 follte den Einfluß des Klerus auf die 
Schulen vollends befeitigen. Es ermeuerte und 
verjärfte die Verorbnungen über die Staats- 
aufficht und beitimmte, daß der Unterricht für 
Unbemittelte toftenfrei und ber Religionsunterricht 
in den Elemeniarſchulen des Staates nicht mehr 
obligatoriſch fein, der Geiftlichleit dagegen das 
Recht zuftehen folle, denſelben außerhalb ber 
regelmäßigen Schulftunden im Schulgebäude zu 
erteilen. Außerdem mußte jede Gemeinde eine 
unter Aufficht des Staates ftehende Schule unter⸗ 
halten, und alle von Geiftlichen geleiteten, bisher 
ftaatlich anerlannten Schulen wurden aufgehoben. 
Auch an die Reform ber Mittelfchulen ging 
Srere-Orban, und durch Gefeg vom 15. Juni 
1881 wurde die Zahl der vom Staate unter- 
baltenen Athenden und Mittelſchulen in erheblicher 
Weife vermehrt fowie die Errichtung von 50 kon ⸗ 
feſſionsloſen Töchterſchulen beſchloſſen. — Da 
man aus dem Lehrplan der Normal» und höheren 
ſtaatlichen Schulen den Religionsunterricht fchon 
längft geftrichen hatte, jo war jet das Ziel der 
Loge, die religionglofe Schule, erreicht in einem 
Lande, wo die Nichtlatholilen faum ein Prozent 
der Bevölkerung ausmachen. Natürlich begamn von 
feiten der Katholiten die ſchärfſte Oppofition 
gegen diefe Neuerungen, aber erft das katholiſche 
Minifterium vom 16. Juni 1884 machte dem 
liberalen Schulregiment ein Ende: das Unter ⸗ 
richtsminifterium wurde fofort aufgehoben, mit 
dem bes Innern verfhmolgen und durch Gefek 
vom 20. September 1884 die Freiheit des Unter 
richts wieder hergeftellt. Der Staat läßt den 
Gemeinden die Wahl, ob fie auf ihre eigenen 
Koften Gemeindeſchulen halten ober ihre Kinder 
in bie beftehenden Privatichulen der Schulbrüber 
und Schulſchweſtern jhiden wollen; letzteres darf 
nicht geichehen, wenn 20 Familien mit ſchulpflich ⸗ 
tigen Kindern dagegen Einfpruch erheben. Die 
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öffentlichen Lehrer (Geſetz vom 10. Juli 1879) 
tönnen von den Gemeinden abgelegt werden und 
erhalten 1000 Francs Wartegeld. Der Staats- 
zuſchuß wird in gleicher Weiſe den freien wie den 
Gemeindeſchulen zugemwendet. Der Religions» 
unterricht in der Öffentlichen Schule ift der kirch⸗ 
lichen Aufficht unterftellt und für alle Schüler 
pflihtmäßig, folange die Eltern nicht das Gegen- 
teil beantragen. 

Die oberfte Aufficht über den Volksſchul⸗ 
unterricht führt ein aus 14 Mitgliedern ge⸗ 
bildeter Vollsbildungsrat, dem wieder 18 Haupt- 
und 80 Bezirksſchulinſpeltoren unterjtelt find. 
Das ſchulpflichtige Alter reicht vom 6. bis 13. Jahre. 
1894 beftanden 6209 Elementarſchulen mit 
695211 Schülern und 1810 Fortbildungsſchulen 
(scoles d’adultes) mit 67 704 Schülern. Bei der 
Aushebung im Jahre 1895 konnten etwa 11 Pro« 
zent weber leſen noch ſchreiben. Kindergärten giebt 
& 1347 mit 137356 Beſuchern. Für Außbile 
dung der Elementarlehrer jorgen 4 höhere und 
eine größere Anzahl Elementarlehrer-Seminare 
mit zufammen (1895) 1898 Zöglingen. — Das 
höhere Unterrichtsweſen fteht unter einem Bil« 
dungsrat von 8 bis 10 Mitgliedern, einem Generals 
infpeftor und drei Fachinſpeltoren, welche ſämtlich 
in Brüffel ihren Sig haben. Die Lehranftalten 
für den mittleren Unterricht werben geſetz ⸗ 
lich geſchieden in „Athenäen“, fönigliche Inftitute, 
in „Kollegien“, welche vom Staate oder unter 
deſſen Subvention von Gemeinden oder vom 
Klerus oder von Privaten unterhalten werben, 
und in „Mittelfhulen“ für den niederen Selundär⸗ 
unterricht. Das Athenäum zerfällt in 2 Sek— 
tionen, 1 humaniſtiſche und 1 gemerbliche, jede 
mit 5jährigem Kurſus, wozu noch 2 gemeinjame 
Vorbereitungsflafien fommen. Die Kollegien find 
in gleicher Weife organifiert. 1895 wurden ge⸗ 
zählt: 120 öffentliche Mittelfchulen, 88 für Kna- 
ben und 40 für Mädchen mit 14105 bezw. 6909 
Zöglingen; 35 Tönigliche Athenäen und von Ge- 
meinden unterhaltene Kollegien mit (1895) 7356 
Schülern. An kirchlichen Anftalten zählte man 
1895 80 Collöges ſowie 65 Mitteljchulen für 
Knaben, 150 für Mädchen. — Bon den 4 Uni- 
verfitäten Belgiens find die beiden Staats- 
univerfitäten in Gent und Lüttich 1816 geftiftet, 
die beiden freien 1834 gegründet, und zivar jene 
zu 2öwen (universit6 catholique) von der 
Seiftlichkeit, jene zu Brüffel (universite libre 
de Belgique) dur Afjociation. Sie umfaſſen 
4 Fakultäten: Philofophie und Litteratur, Mathes 
matit und Naturwiſſenſchaften, Rechte, Medizin, 
wozu in Löwen als fünfte die Theologie kommt. 
Mit den Univerfitäten in Gent, Löwen und Lüttich 
find Kunft- und Manufakturſchulen, mit den bei⸗ 
den erfteren Eivilingenieur«, mit ben beiden letz 
teren Bergwerlſchulen, mit ber Univerfität Brüffel 
eine polgtechnifche und mit jener in Löwen eine 
londwirtichaftliche Schule vereinigt. Die Gefamt- 
zahl der Studierenden (ohne bie Spezialſchulen) 
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betrug 1894: 3912 — Außerdem find vorhanden: 
6 theologifche Seminarien, eine königliche Alader 
mie in Brüffel in drei Abteilungen für Wiffen- 
ſchaften, Litteratur und Kunſt, die königlichen 
Akademien der jhönen Fünfte zu Antwerpen und 
Lüttich, die königlichen Mufikfonferbatorien in 
Brüffel, Lüttich) und Gent, eine Induftrie- und 
Minenſchule in Mons, 33 Induſtrie⸗, 3 Nadie 
gationsſchulen in Oftende, Antwerpen und Nieu« 
port, ein höheres Hanbelsinftitut zu Antwerpen, 
38 Fabrifjyulen bejonders in Brabant, Hennegau 
und Ylandern, 2 Tierarzneifchulen zu Brüſſel, 
1 landwirtſchaftliches Imftitut zu Gembloug, 
2 Gartenbauſchulen, 1 Schule zur Heranbildung 
von 500 Soldatenföhnen zu Bier, Regimentsfchulen, 
1 Speziale Unteroffizier-, 1 Militärfhule zur 
Heranbildung von Offizieren zu Ixelles, 1 Kriega- 
ſchule für den Generalftab in Brüffel, 1 Schieß- 
ſchule der Artillerie, 1 Equitationsfchule, 1 Schule 
für Schangarbeiten der Infanterie, die Ecole de 
tir et de perfectionnement pour l’infanterie 
uf. w. Andere wiſſenſchaftliche Anftalten find: 
bie große Landesbibliothek in Brüfjel, die Biblio⸗ 
thefen in Gent und in Lüttich, die Univerfitäts- 
bibliothek in Löwen, Heinere Bibliotheken in ver⸗ 
fchiebenen Städten, das durch feine Reichhaltigkeit 
berühmte Staatsarchiv in Brüffel, die Archive in 
Brügge und Gent, 1 Sternwarte und zahlreiche 
Mufeen in der Landeshauptftabt und über 100 An« 
ftalten für Kunft und Litteratur. Zahlreich find 
die wiſſenſchaftlichen Geſellſchaften, beſonders in 
den Provinzen; nennenswert iſt unter anderem bie 
ſchon 1657 geftiftete königliche Geſellſchaft Wyn⸗ 
gaerd für Hebung der vlaemiſchen Litieratur. — 
1898 erfchienen 431 politifche Zeitungen, darunter 
84 tägliche, 221 Fachſchriften für Handel zc. 

Außer der fatholifchen und der proteftantiichen 
Kirche find in Belgien aud) noch der anglikaniſche 
und der israelitiſche Kultus vertreten. Die protes 
ſtantiſche Kirche wird von einer Synobe in 
Brüſſel geleitet, deren Präfident den Namen Biſchof 
führt; fie zähft Gemeinden in Antwerpen, Brüffel, 
Eourtrai, Dour, Gent, Hoorebede, Ste. Marie, 
Lüttich, Mons, Päturages, Rongy, Noulers, 
Seraing, Tournai und Vervierd. Die Anglitaner 
mit 6 Rapellen ftehen unter dem Bifchofe von Lone 
don, bie Israeliten haben eine Gentralfynagoge 
in Brüffel, Synagogen in Antwerpen, Arlon, Gent 
und Lüttich. 

VL Die Landwirtichaft wird in Belgien 
zum größten Teil auf feinen Grundflächen be= 
trieben, und zwar durch Pächter, wenig dur 
Eigenbeſitzer. An ihren Betrieben waren 1898 
beteiligt 906575 Perfonen (356 008 weibl.), bezw. 
mit Taglöhnern ıc. 1083601. Bebaut waren 
1895 etwa 67 Prozent, etwa 17 Prozent find 
Waldungen. Faſt 600000 Adergüter blieben 
unter 1 ha, 12190 zwifchen 20 und 50 ha, 8400 
umfaßten über50ha. Der Aderban liefert Getreide 
aller Art, deckt aber bei der großen Volksmenge ben 
Bedarf nicht; außerdem liefert er Zuckerrüben, 
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Rartoffeln, Flachs, Hanf, Hopfen, Cichorien, 
Krapp, Tabat. 
Bebaut waren 1895 mit 
Winter und Sommerweizen 180377,17 ha 
Noggn . » 2 22.0. 283 375,64 „ 
Gerfle, u aa 4024275 „ 
nl 248 693,58 „ 
uderrübn . . 2... 54.099,07 „ 
Kartoffeln . » » 184 690,61 „ 
J Warn Bez 175000,00 „ 
Vifen . 2.2220. 297 392,74 „ 


Obſt ift im Überfluß vorhanden, der Weinbau 
beſchränkt ſich auf die Provinz Lüttich, die Holz⸗ 
gewinnung dedt den Bedarf nicht. Die Abhänge 
und Thäler des Berglandes und die fetten Wiefen 
des Flachlandes begünftigen die Pferbe-, Rindvieh- 
und Schafzucht, die Küften des Meeres bieten der 
Fifcherei ein weites Feld. Nach der Zählung von 
1895 bejaß da8 Land 271527 Pferde, die meiften 
im Berm und in Brabant, 1420976 Stüd 
Rindvieh, 235 722 Schafe (Hennegau und Luxem ·⸗ 
burg), 241 045 Ziegen und 1163 183 Schweine. 
Die Viehzucht blüht befonders in Flandern, Bra- 
bant und im Limburgifchen, wo man ben weit 
berühmten Käfe erzeugt. Flandern ift außer 
ordentlich reih an Kaninchen. Zur Yörberung 
land» und forftwirtfchaftlicher Intereſſen befteht 
eine aus Fachmännern gebildete Eentralftelle, der 
Oberagrifulturrat, gebildet aus zwei vom Minifter 
bes Innern berufenen Präfidenten und den Ver« 
treten der 9 landwirtſchaftlichen Provinziale 
tommiffionen, deren Mitglieder vom Könige er⸗ 
nannt werden. Daneben wirken Agrarkomitien, 
17 Landes und Eentralvereine, 25 Bezirks⸗ und 
Zeig und 127 andere Vereine, die oben er» 
wãhnlen landwirtſchaftlichen Schulen und Inftitute 
und Anftalten für landwirtſchaftlichen Krebit. — 
Bergbau und Hüttenbetrieb find befonbers in 
den füdlichen Provinzen wichtige Erwerbsquellen. 
Das Land hat Überſchuß an Steinfohlen, die in 
zwei gewaltigen Beden lagern; das weſtliche, un« 
gefähr 900 qkm groß, zieht fich durch Hennegau 
und Namur, das öſiliche, 450 qkm, folgt dem 
Maasthale (Lüttich). Gegenwärtig find in 114 
Gruben 122846 Arbeiter beichäftigt, wovon 
unter Tag 90289 (405 Frauen, 19 Mädchen, 
6147 Knaben unter 16 Jahren). 1898 betrug 
die bergmännifche und Hüttenprobuftion in metr. 
Tonnen (& 1000 kg): Steinfohlen 22 088 335, 
Robeifen 217370, Zinterze (Namur, Lüttich) 
4125, Blei 133. Salz muß eingeführt werben. 
Zahlreiche Marmorbrüche finden fi in den Pro- 
dinzen Hennegau, Namur, Lüttih und Luxem⸗ 
burg; VDachſchieferbrüche in Namur und Lugem- 
burg; Schleiffteine zu Alt-Salm bei Luxemburg, 
Thonlager in der Provinz Namur. 

Die gewerblihe Induftrie fteht auf einer 
hohen Stufe und befchäftigtga. 20 Prozent ber Ber 
völferung. Sie ift jehr frei und nur an beftimmte 
Gewerbevorfchriften, teils mit et teils 
in Form von Inftruftionen an bie Behörden ger 
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bunden. Zur Förderung ber gewerblichen In⸗ 
buftrie dienen als freie Vereine Handels- und 
Gewerbelammern, Handels · und Induſtrie · 
verbände, 1 Handels⸗, Induſtrie⸗ und Schiffe 
fahrtsgeſellſchaft in Antwerpen und 5 Handel 
tammern. Daneben beftehen noch freie Der 
einigungen von Gewerbetreibenden, die zahlrei 
Syndikallammern (autonome gewerbliche 
nofjenfchaften), welche in der Union syndicale 
in Brüffel eine centrale a befigen. 
Lehtere, 1875 gegründet, fördert die Errichtung 
gewerblicher Genofjenjchaften und fucht alle jene 
Maßnahmen auf legalem Wege durchzuführen, 
die den Intereſſen der Induftrie förderlich find. — 
Ein Hauptzweig der gewerblichen Thätigfeit ift 
die Eifeninduftrie in den Provinzen Lüttich, 
Hennegau, Brabant, Namur und Luxemburg; fie 
liefert vorzüglich Stabeifen, Schienen, Beflemer 
und andere Sorten Stahl, Werkzeuge und Waffen 
(Lüttich). Außerorbentlih entwidelt iſt der 
Maſchinenbau mit den Hauptfigen in Seraing 
(Sohn Cockerill), Lüttich, Charleroi, Brüffel, Gent. 
Die alte, früh ausgebildete Glasinduftrie hat fih 
hoch emporgeſchwungen. — Die Rübenzuder 
produftion betrug 1898 in 123 Etablifjements 
188026 t Rohzuder; die Bierbrauerei (1898 
3141 Etablifjements mit 1370 684 hl) dedt den 
einheimifchen Konfum nicht, während bie Brannte 
weinbrennerei, Gerberei, Tabaf- und Papierfabri⸗ 
fation (Brüffel und Lüttich) für den Export are 
beiten. — Am höochſten ausgebildet find die Textile 
branchen, unter denen wieder die Leineninduſtrie 
die erſte Stelle einnimmt mit 1862 Etablifjement. 
Sie zeichnet fi durch hochfeine Gefpinfte und 
Gewebe auß und hat ebenfo wie Die Baummollene 
(216 Et.) und Schafwolleninduftrie (467 Et) 
ihren Hauptſitz in den Provinzen Oſtflandern 
(Gent, Aoft, St. Nicolas und Dendermonde), 
Weftflandern (Gourtrai), Antwerpen ( Mecheln 
und Zumhut), Brabant (Brüffel und Arrond. 
Nivelle) und Hennegau (Toumai). Die Spigene 
fabrifation ift — in den Provinzen Brabant 
(Brüffel und Löwen), Antwerpen (Antwerpen und 
Mecheln), Oftflandern (Aloft und Gent) und 
Veitflandern (Brügge, Eourtrai und Ypern). An 
diefem großartigen Aufſchwunge ber Imbuftrie 
hat natürlich die Anwendung der Dampffraf 
einen hervorragenden Anteil; 1898 belief ſich bie 
Zahl der Dampfmaſchinen auf 21556 mit 
1249 813 Pferbefräften. ' 
Die Zollpolitif Belgiens Ienfte 1895 in entſchie · 
den proteftioniftiiche Bahnen zu Gunften der Land« 
wirtihaft. Die Werte des auswärtigen Verkehrs 
erreichten folgende Zahlen in Millionen Grand: 











Kushahe, . . 12.0 
Durdgang . . . | 1008, 185111 | 

Der Durchgangsverkehr betraf hauptſachlich 
Deutihland; fein Rüdgang hängt zufammen 
mit ber Hebung der deutjchen Häfen. 
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Die Hauptverfehrägebiete nahmen 1898 am in Brüffel fleht. Be 


belgifchen Handel in folgender Höhe teil: 





Bertehräländer. Einfuhr. | Ausfuhr. 
Suntid . .. 2... 311,3 | 832,0 
Deutfhland . ..... 249,3 | 451,2 
Niederlande . . . . . . 161,0 | 208,2 
England... 2... 283,8 | 806,5 
Rubland . . 1259| 412 

Ganz Europa . 1372,3 | 1512,1 
Vereinigte Staaten 803,1 51,6 
Argentinien. . . 2... 100,1 20,6 
Brafilin. . . 2... 4,5| 143 
Chile... 22 0: ne a 21,9 5,7 
Kongoflaat . . . . . 21,2 9,2 
Britiſch Oftindien ı 92,2 18,1 

— — — 85,5 77 
Außereuropäifcge Sanber ı 6724 | 207,9 
Insgefamt | 2044,7 | 1720,06 








Die Einfuhrbetrafan Getreide, Meh1 386,2; 
Kaffee 46,3; Droguen 43,1; Butter, Käſe 22,9; 
Seit 22,4; Wein 25,7; Fiſchen 20,0; Fieiſh 19,1; 
Hol; 108,2; Wolle 92,5; Häuten 86,5; dlhal- 
figen Samen 65,2; Eifen 60,5; Kohlen 40,8; 
Baumwolle 36,1; Fiachs 32,1; Mafchinenzc.29,6. 
Die Ausfuhr: Eifen, Stahl 141,7; Ge 
treide, Mehl 119,6; Kohlen 107,4; Mafinen 
x. 88,7; Häute 84,4; Glas 80,6; Leinengarn 
59,6; Flachs 51,8; Zint 54,6; Zuder 45,2; 
Vrucjfeine 41,8. — In den beigifchen Häfen 
liefen 1898 ein: 790 Segelichiffe mit 348 190 t 
und 7545 Dampfer mit 7885 510 t Ladung; in 
bemjelben Jahre liefen aus: 801 Segelfchiffe mit 
357678 und 7569 Dampfer mit 7 926 232 t. 
— Am Iebhafteften ift der Handelsverlehr mit 
Frankreich, England, Deutſchland und ben Nieber- 
landen. Deutſchlands Intereſſen find vertreten 
durch einen außerordentlichen Gefandten und be⸗ 
vollmächtigten Minifter in Brüffel, einen General« 


konſul in Antwerpen und fländige Konfuln in 
Brüffel, Gent, Lüttich, Oftende und Roulers; ber 
bayriſche Gejhäftsträger in Paris iftaud) in Brüſſel 
accreditiert. — Die belgifche Handelsmarine ift 
im Vergleich zu ber großartigen Entwidlung 
bes Verkehrs unbedeutend ; fie zählte am 1. Januar 
1899: 











Seeſchife .| 6; 1784]60) 89237 &| 90971 
Siferboote |898| 9418 3898| 9418 


Summe |404|11147|60| 89237] 464 | 100384 


Lebhafte Förderung findet der Handel und 
Verkehr Belgiens durch die Borſen in Antiverpen, 
Brügge, Brüffel, Gent, Löwen, Lüttich, Oftende, 
Mons und Termonde, zahlreiche Vereinigungen, 
Handels und Fabriffammern, und bejonders 
durch bie zahlreichen Banken und Kredite 
anftalten, an deren Spike bie Nationalbank 

Staataleriton. 1. 2. Wufl. 
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indet durch Geſetz vom 
5. Mat 1850, wurde fie 1872 auf 80 Jahre ver« 
längert, ift allein zur Ausgabe von Banknoten ber 
rechtigt und hefigt 40 Agentjchaften und ein Aktien- 
fapital von 50 Millionen Francs beftehend in 
50000 Aftien zu 1000 Francs. Gie macht aus⸗ 
ſchließlich Depofiten-, Giro- und Discontoges 
ſchäfte und ift außerbem mit ber unentgeltlichen 
Fuhrung der Staatstaffe beauftragt. Die ältefte 
Bank Belgiens ift bie 1822 auf 27 Jahre ge» 
gründete Societ6 generale pour favoriser l'in- 
dustrie nationale, deren Dauer bi8 1905 ver⸗ 
längert worden ift. Ihr Geſchäfiskreis {ft haupte 
Fächlid auf Hebung der Induftri⸗ gerichtet und 
umfaßt auch Leih⸗ und Zettelgefchäfte. Sie fteht 
unter Auffiht der Regierung, welde berechtigt ift, 
jede bie Sicherung und das Intereſſe des Landes 
beeinträchtigende Unternehmung zu verhindern. 
Das Geſellſchaftskapital beträgt 63813 500 Fres. 
in 62000 Aktien, 31000 im Werte von je 
1058 Francs 50 Gent. und ebenfoviele zu 1000 
Francs. Den Intereſſen des Kleingewerbes dient 
die 1848 begründete Union du eredit de Bru- 
Zollos. Von größeren Bantinftituten außerhalb 
Brüffels find zu nennen: die Banque de Flandre 
in Gent, bie Handelsbank und bie Handelögefell- 
ſchaft in Antwerpen und die Banque Li6geoise 
in Süttih, welche nur Leih⸗ Depofiten- und Spare 
laſſengeſchafte betreibt und bie hödjften Dividenden 
im Königreidhe bezahlt. Die allgemeine Spar⸗ 
und Penſionskaſſe hatte 72 Verwaltungs · und 
867 Vofteinzahlungsftellen mit 1508148 Spar« 
taſſenbüchern (1898). Die Einlagen betrugen 
564.829 271 Francs. Daneben befteht eine Reihe 
von Sparfafjen mit befehränfterem Wirkungsfreife. 

In außerorbentlicher Weife werben Handel und 
Induſtrie gefördert duch ein hochentwiceltes 
Syſtem von Verkehrswegen. 1898 betrug die 
Länge ber im Betrieb befinblichen Eifenbahnlinien 
4533,986 km, davon Staatsbahnen 3984,7, 
Privatbahnen 549,27 km nad) Durchführung 
der Verſtaatlichung durch Vandenpeere boom. Unter 
ben Verkehrsmittein find beſondero bie Kleinbahnen 
(chemins de fer vicinaux) hervorzuheben, welche 
zu einem Dichten Nee miteinander vertmachfen find 
und deren Syſtem um jo mehr als muftergültig 
bezeichnet werben darf, als auch bie allerärmften 
Gegenden berüdfichtigt werben. An dem Anlages 
tapital find der Staat, die Provinzen und Ge 
meinden, dann aud in geringem Prozentjage 
Private beteiligt. Der Zingertra {ft gering, 
um fo wohlthätiger aber die Aufföliebung bemPer« 
fehr fernab gelegener Gegenden. Auf den Stanig- 
bahnen betrugen bie Einnahmen im Jahre 1898; 
183950659, die Ausgaben 112902679 Francs; 
bie Einnahmen der Privatbahnen betrugen 1898 
24835 703, bie Ausgaben 10827142 Francs, 
VBefdrbert wurden auf ben Staatsbahnen 
101957734 Perfonen und 36 294146 t Güter. 
— Außer den ſchi aren Flüſſen dienen dem Verkehr 
noch 44 Kanäle in einer Lange von 901km. Im 
26 
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BVoftvertehr betrug 1898 die Zahl der Bureaux 
1022; beförbert wurben Privatbriefe 123040221, 
Voftlarten 53174433, bienftlicde Korrefponden« 
en 23455925, Zeitungen 132451701, Drud- 
(en 107 960411. Einnahmen 22634951, 

usgaben 12425265 Fred. Die Telegraphen- 
Linien hatten eine Länge von 6378 km, die Drähte 
73985 km (Kanaltelegraphen außerbem 2149). 
Zahl der Bureaug 1058 ; Depefchen im inneren Ber» 
lehr 3113715, im äußeren Verfehr 3005396 (ba- 
von Tranfit481 742) ; Dienftdepejchen 4386 089. 
Einnahmen 7880485, Ausgaben 6222505 
Francs; Telephon 1897: men 12848, 
Eentraien 17 mit Iofaler rahtlänge 29 972, 
Ferndrähte 1198 km. Lokale Geſpräche 27 468 746, 
Ferngeſprache 864 958. — Das beigiſche Münz⸗ 
weſen iſt dem franzöſiſchen ziemlich gleich; für 
Münzen, Gewichte und Maße gilt das metrifche 
Syftem. Belgien hat Doppelwährung (faktiſch 
Golbwährung) ; es werben geprägt: Kupfermünzen 
ul unb2, Nidelmünzen ud, 10 und 20 Centimes, 
Silbermüngen u Y, Y, 1,2, 2'/, 5 Franc; 
Gokbftüde zu 10 und 25 Franc wurden von 
1848 bis 1851, zu 20 Francs von 1865 bis 
1878 geſchiagen Belgien gehört zur lateiniſchen 
Münzunion. 

VI. Finanzen. Die Summe der Ausgaben 
betrug 1897 394529 000 Francs, davon Staat» 
{hub 126377963; Unterricht und Inneres 
28829140; Yuftig 28168660; Aderban und 
Öffentliche Arbeiten 25301025 ; Eifenbahnen, Poſt 
x. 138165054; Krieg 52897 770; Sinanzen 
19 749 765; Hbuftrie und Arbeit 4339 720; 
Äußeres 3000408. Die Einnahmen beziffern 
fih auf 397678000 Franc: auß den bireften 
Steuern 55181000, aus ben Eingangszöllen 
837124309, Konfumtionsabgaben 60 279870, 
aus ben Verfehrsanftalten 211 032200 ıc. Die 
Siaalsſchuld belief fi 1899 auf 2608 787 175 

ranch 


ch, 

Obwohl bie Belgien völterrehtfich zugeftanbene 
Neutralität den Staat vor jedem Angriff ſchützen 
follte, jedenfalls die belgiſche Armee ausſchließlich 
zur Verteidigung des Landes gegen feindliche 
Angriffe beftimmt, fo ift boch feit Jahrzehnten 
da8 Verlangen nach einer Verſtärkung des Heeres 
und befonder8 nad Abänderung der Wehr 
pflicht immer lauter geworden. Nun bat das 
Geſetz vom April 1868 das Jahrestontingent 
von 10000 auf 12000 Mann und die Präfenz« 
zeit auf 30 Donate erhöht; durch die Beftim- 
mungen vom 3. Juni 1870 und 16. April 1878 
waren bie Schäden des Stellvertretungsweſens 
gemildert worden, aber ein Antrag auf Einführung 
der perfönlichen Militärdienftpflicht wurde 1886 
mit großer Mehrheit verworfen. Nach den oben 
genannten geſetzlichen Beftimmungen ergänzt fi) 
bie belgifche Armee durch Freiwillige Verpflichtung 
und durch jährliche Außlofung. Jeder Staats» 
angehörige muß fid) mit zurüdgelegtem 19. Jahre 
für die im folgenden Jahre ftattfindende Lofung 
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vormerken lafjen. Eine hohe Losnummer entbindet 
von jeder Dienftpflicht, während eine niebrige 
zum aktiven Dienfte verpflichtet, aber den Loslauf 
gegen Zahlung von 1600 Francs gs den 
Stellvertreter beforgt der Staat. Eine Zahlung 
bon ferneren 800 Francs befreit von jeder Ver⸗ 
antwortlichkeit, die durch ſchlechte Führung oder 
Defertion des Stellvertreter, der in ber Regel 
der unterften Volksllaſſe angehört, entftehen Lönmte. 
Um die bisherige Art der Zufammenfegung bes 
Heeres zu befeftigen, wurbe 1896 jebem Sol⸗ 
daten außer feiner Löhnung ein Yahrgelb von 
360 Francs zugebilligt. Die Dienftzeit dauert 
8 Jahre, davon je nad) der Waffe 21,,—4 Jahre 
— den Fahnen und 4 Jahre auf unbeſtimmien 
rlaub 

Das Sand zerfällt in zwei Generallommanbos, 
Brüffel und Antwerpen, die Provinzen find in 
kleinere Aushebungsbezirke geteilt; "hr die dlo⸗ 
nomifche Verwaltung Geftefen Provinzialinten« 
banturen. Dem Defenſivſyſiem entſprechend wird 
im Sriegsfalle eine Obfervationsarmee aus zwei 
Armeecorps, eine Reſerve, beftehenb aus einer 
Divifion im verſchanzten Lager von Antwerpen, 
und eine Befagungsarmee ber feften Plätze for⸗ 
miert. Den Oberbefeht führt der König; die 
Verwaltung leitet das Sriegsminifterium, die 
dienſtlichen Angelegenheiten ber Generalftab. Im 
ganzen befteht die Infanterie im Frieden aus 
27900 Dann mit 1745 Offizieren. Gejamt- 
ſtärke der Kavallerie: 304 Offiziere, 5762 Mann 
und 5530 Pferde. Die Artillerie befteht aus 
8 Regimentern. Die Gefamtftärke der Artillerie 
beträgt mit Einfluß von 4 Specialcompagnien 
(Pontoniere, Feuerwerler, Artilleriehandwerferund 

ffenſchmiede) nur 544 Offiziere, 8225 Mann 
mit 2582 Pferden und 204 Geſchützen. Das 
Geniecorps zählt im Frieden 146 Offiziere und 
1880 Mann. Train: 1 Regiment von 2 Bataile 
Ionen mit 7 Compagnien und 1 Depoteompagnie 
mit 29 Offizieren, 455 Mann und 331 Pferden. 
Die Adminiftration zählt 270 Offiziere und 
969 Mann, das Sanitätscorps 210 Offiziere, 
bie gleihfall8 zur Armee zu rechnende Gendar- 
merie 65 Offiziere, 2839 Mann und 1810 Pferde. 
Die Friedensſtärke der Armee beläuft fih mit 
Einfluß der Generafität und der Nichtlombat« 
tanten auf 3472 Offiziere, 48030 Mann, 
10 855 Pferde und 204 Felbgefchüge, bie — 
ſtärke auf 4494 Offiziere, 148182 Ma 
28 562 Pferde und 240 Gejdhäge. 

Neben der Armee befteht eine Art Landſturm, 
die Bürgergarde (garde civique), in der 
jeber Belgier vom 21. bis zum 50. Jahre zu dienen 
verpflichtet ift. Diefelbe ift nur in den Gemeinden 
von mehr als 10000 Einwohnern aktiv und 
wählt ihre Offiziere bis einjchließlich der Haupt« 
leute ſelbſt. In Friedenszeilen hat fie die Ruhe 
im Innern aufrecht zu erhalten, im Kriege wirkt 
fie mit bei ber Verteibigung des Vaterlandes. 
Die aktive Bürgergarde zählt 32711 Dann 
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Infanterie und einige Specialcorps: 4306 Chaſ⸗ 
ſeurs· Eclaireurs, 2128 Artilleriften, 578 Kavalle- 
riſten und 720 Sappeurs-Pompiers, im ganzen 
40443 Mann. Die nicht aktive foll die Stärke 
von 90000 Mann erreichen. — Nah dem biß- 
herigen Verteibigungsplane joll fich bei drohen⸗ 
der Gefahr bie ganze Armee in daB verſchanzte 
Lager bei Antwerpen zurüdziehen. Überdies find 
aber zur nächften Verteidigung umfangreiche Ber 
feftigungen an der Maas bei Namur, Huy und 
Lüttich angelegt worden, um das bisherige Feitungs- 
ſyſtem, deſſen Kernpunft Antwerpen mit feinen 
12 vorgeſchobenen Forts (8 auf dem rechten, 
4 auf dem linken Schelbeufer) ift, zu ergänzen 
und gewiffermaßen den —5 — äußeren Befefti- 
gungsgürtel von Lüttich bis Namur zu bilden. Der 
erfte, innere, befteht aus ben SperrfortS an ben 
Eifenbahntnotenpuntten bei Dieft, Lier, Waelchem, 
Rupelmonbe und Dendermonde. 

Litteratur. Conscience, Geschiedenis 
van Belgie, 1844 (deutjh von Wolf 1847); 
Oppelt, Histoire generale et chronologique 
de la Belgique de 1830 & 1860, 1861; Tho- 
nissen, La Belgique sous le rögne de Leo- 
pold I, 2° 6d., 1862; Pollet, La B. sous la 
domination &trangdre, depuis Joseph II jus- 
qu’en 1830, 1867; Juste, Histoire de la B. 
depuis les temps primitifs jusqu’& la fin du 
rögne de Leopold I, 4° dd., 3 vols., 1868; 
Nothomb, Essai historique et politique sur 
la revolution belge, 4° dd., 2 vols., 1876; 
Laveleye, Le congrös national de la B. 1830 
& 1831, 1880; Gatti de Gamond, Histoire de 
B., 3° dd., 1830; Moke, Histoire de la B., 
7° 6d., fortgejegt von E. Hubert, 1881; Namöche, 
Cours d’histoire nationale, 18 vols., 1887. 

Expose de la situation du royaume, publi6 
par le ministre de l’interieur, periode de- 
cennale de 1841 & 1850, 1852; periode de 
1851 à 1860, 1864; periode de 1861 1875, 
1878 u. |. f; van Bemmel, Patria belgica, 
Encyclop. nationale, 3 vols., 1875; Oetter, 
Belgiſche Studien, 1876; Tarliers et Wauters, 
La B. ancienne et moderne, 2 vols., 1878; 
Lemonnier, La Belgique, 1887; 8. Brämer, 
Nationalität und Sprache im Königreich Belgien, 
1887; Revue de B., feit 1868; Almanach 
royal, erſcheint jährlich in Brüffel. 

Juste, Histoire du congr&s national ou de 
la fondation de la monarchie belge, 1850; 
Derj., Les fondateurs de la monarchie belge, 
27 vols., 1866—1881; E. Poullet, Histoire 
politique interne de la B., 1879; Vercamer, 
Histoire du peuple belge et de ses institu- 
tions, 1880; Hymans, Histoire parlamen- 
taire de la B. 1831 3 1880, 5 vols., 1880. — 
La Belgique et le Vatican, 2 vols., 1881; 
Aberdingt Thiim, Geſchichte ber Wohlthaͤtigkeits⸗ 
anftalten in Belgien von Karl d. Gr. bis zum 
16. Jahrhundert, 1887. — Rapsaet, Analyse 
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Warntönig, Flandriſche Staats⸗ und Rechts- 
geſchichte, 3 Bde, 18821889; Recueil des 
anciennes coutumes de la B. (feit 1867); 
Defacgz, Ancien droit de B., 1873—1875. 
Documents statistiques, recueillisparlemi- 
nistöre de l’interieur, 14 vols., 1857—1870; 
Statistique generale de la B., 1878 ss.; An- 
nuaire statistique de la B., erſcheint jährlich 
feit 1870. — Laveleye, Essai sur l’&conomie 
rurale de la B., 2° ed., 1863; Meulemans, 
La B., ses ressources agricoles, industrielles 
et commerciales, 1865; van Bruyssel, His- 
toire du commerce et de la marine de la B., 
8 vols., 1861— 1864; Derj., L’industrie et le 
commerce en B., 1868; Genonceaux, La B. 
Physique, politique, industrielle et commer- 
cielle, 1878; Frederix, La B. industrielle et 
commercielle, 1881; Barlet, Histoire du com- 
merce et de l’industrie de la B., 3° &d., 1885; 
Pierre Huybrechts, Resume de l’histoire du 
commerce et de l’industrie en B. des temps 
les plus recules jusqu'à l’6mancipation de 
Charles-Quint 1515, 1888; Tableau general 
du commerce avec les pays &trangers, her⸗ 
ausgegeben vom Finanzminifterium. Pirenne, 
Bibliographie de l’histoire de Belgique, 1893. 
Art. Belgien in Röll, Encykl. des gef. Ciſenbahn⸗ 
wejens 1890. Brämer, Nationalität und Sprache 
im Königreich Belgien, 1887; Gottfr. Kurth, 
Deutſch Belgien, Organ des deutfchen Vereins 
zur Hebung der Mutterfpracdhe im deutſchredenden 
Belgien 1899, 1900. [Ed. Franz, rev. Drefemann.] 
rmin, Franz Romulus Robert, 
8. J., der große Kardinal und Kontroverfift, 
wurde am 4. Oftober 1542 zu Monte Pulciano 
im Gebiete von Florenz geboren. Er war ein Neffe 
des Kardinals Cervino, der im Jahre 1555 unter 
dem Namen Marcellus II. den päpftlichen Stuhl 
beftieg. Als Knabe durch außerordentliche Ta- 
Iente hervorragend, trat Bellarmin, 18 Jahre alt, 
im Jahre 1560 in den Jefuitenorben. Die philo« 
ſophiſchen und theologiſchen Studien abfolvierte er 
zu Rom, lehrte dann zu Florenz, Mondovi Rhe- 
torit (1564— 1567), zu Padua 1569 Theologie 
und beftieg 1570, als der erfte Jefuit, die Lehr⸗ 
Tangel der Theologie zu Löwen. Im Jahre 1576 
nad) Rom zurüdberufen, hielt er im bortigeg 
Jeſuitenkolleg zwölf Jahre lang unter außer 
ordentlichen Zulaufe jene berühmten polemifchen 
VBorlefungen, auß welchen fein Hauptwerk: Dis- 
putationes de controversiis christianae fidei 
adversus huius temporis haereticos, erwuchs. 
Dasfelbe wurde zuerft in den nächftfolgenden 
Jahren 1589— 1592 zu Imgolftadt in drei 
Folianten gebrudt und fpäter jehr oft in ben 
verfchiedenften Ländern und Städten wieder ab« 
gedrudt. Die Allfeitigfeit, womit Bier fämtliche 
neueren Härefien zufammengefaßt, und die un« 
ermeßliche Gelehrjamteit, bie Haffifche Klarheit und 
Gründlichfeit wie die würdebolle, von jeglicher 
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wiberlegt wurden, ſicherten bem Werle ein hervot · 
ragendes Anfehen, daß e3 bei Freund und Feind als 


bie bedeutendfie Leiftung der katholiſchen Kontro- ‚engl 


verfe galt. Diele proteflantijche Gelehrte haben 
darum während des 17. Jahrhunderts fi) bemüht, 
Dasjelbe zu belämpfen; die betreffenden Schriften 
bilden nebft den von Katholilen herausgegebenen 
Apologien und Auszügen eine ſehr umfangreiche 
Bellarminlitteratur (bei Franz Werner, Fr. Suarez 
1, 34—40). An biejer Stelle tommen befonders in 
Betracht die im erften Bande enthaltenen Kontos 
verfen über Papft und Kirche, namentlid) das 
fünfte Buch: De Romano Pontifice (de pote- 
state Rom. Pontif. in temporalibus), und das 
dritte Buch: De membris Ecclesiae (de laicis 
et potestate laicorum), fowie die faft gleichzeitig, 
aber feparat herausgegebene Sontroverfe: De 
translatione imperii Romani a Graecis ad 
Francos, Antverp. 1589, gegen ben Broteftanten 
Flacius Illyricus gerichtet. Nachdem Bellarmin 
in den folgenben Jahren verſchiedene Amter feines 
Ordens und Miffionen, namentlich Die Vertretung 
Sigtuß’ V. und feiner Politik in Frankreich (gegen 
die Liguiften) verfehen Hatte, wurde er im Jahre 
1599 von Papft Clemens VIIL. zum Kardinal 
und 1602 zum Erzbifchof von Capua ernannt. 

Außer vielen Mleineren theologifchen, exegeti« 
ſchen und ascetiſchen Werken, alle in ihrer Art 
unübertrefflih, die Bellarmin in ben Pin 
Jahren jchrieb, verbienen hier befondere Erwäh · 
nung diejenigen Streitfehriften, mit welchen 
ſich Bellarmin in den Jahren 1606—1610 an 
zwei heftigen kirchenpolitiſchen Kämpfen betei⸗ 
ligte. Der eine war veranlaßt durch bie cäfarifti« 
(dem Eingriffe der Republit Venedig in die 
Nechte und Freiheiten der Kirche, insbeſondere 
in das Recht, unbewegliche Güter zu erwerben, 
und in den feit Jahrhunderten beftehenben ſowie 
durch die älteften bürgerlichen Gefege anerkannten 
privilegierten Gerichtsſtand der Kleriler. Die zur 
Verteidigung biejer revolutionären Maßnahmen 
verfaßten Schriften des zum Consultore di Stato 
erhobenen berüchtigten Servitenmönches Paolo 
Sarpi und des neapolitanifchen in Venebig leben- 
den Priefter8 Dr. Joh. Marfilli widerlegte Bell» 
armin 1606 in zwei ai geſchriebenen 
Werlchen, welche im Jahre 1607 zu Köln und 
Mainʒ auch lateiniſch erſchienen unter dem Titel: 
Responsio ad duos libellos in favorem rei- 
publicae Venetae consoriptos. 

Der zweite — * Streit betraf En g⸗ 
Land und drehte ſich um den von König Jakob I. 
feinen latholiſchen Unterthanen unter ben ſchwerſten 
Strafen vorgejchriebenen Treueid (iuramentum 
fidelitatis), welcher im Grunde nur ein verhüllter 
Suprematseib war, d. h. eine thatſächliche An« 
ertennung ber fouveränen Gewalt bes Königs 
auch in geiſtlichen Dingen enthielt, wie auch Rante 
(Engl. Geſch. I, 544 f.) einräumt. Namentlich 
wurde in bem Eide die Erflärung verlangt, daß es 
bäretijch jei, dem Papſte das (thatfächlich im ganzen 
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‚ Mittelalter anerlanute) Recht, unter Unfländen 
‚ Gürften abzuſetzen, zuzuſchreiben. manche 
eugliſche Katholiken, insbeſondere der Erzpriefter 
| Bladwell, den von Paul V. verworfenen Eid für 
erlaubt Hielten, Hatte Bellarmin den ihm befreum« 
‚beten Erzprieſter brieflich auf das Berfängliche des 
Eides aufmerffam gemacht. Gegen diejen Brief 
‚ließ König Jakob zuerft anonym eine Kritik er- 
| feinen unter dem Zitel: Tripliei nodo triplex 
“cuneus s. apologia pro iuramento fidelitatis 
"(Londini 1607), welche Bellarmin in dem pfen- 
donymen Werlchen Matthaei Torti responsio 
ad librum cui tit.: Triplici nodo etc. (Colon. 
!1608) widerlegte. Hierdurch gereizt, verfaßte der 
königliche THeologafter, nachdem er ſich längere 
' Zeit mit feinen Theologen eingefchlofjen, eine neue, 
diclleibigere Ausgabe feiner Apologie, die neben 
dem Beweife, der Papft fei der Antichrift, eine 
Reihe von apofalyptifchen Differtationen enthielt, 
welche der franzöfiiche Geſandie als die „größten 
Narreteien unter ber Sonne“ bezeichnete. Das 
Wert erſchien nicht, wohl aber die alte Apologie 
mit neuer Borrebe. Hierauf antwortete Bellarmin 
alsbald in einem zweiten Schriften: Pro re- 
sponsione sua ad librum Iacobi Britanniae 
regis, Romae 1609. In demfelben Jahre er» 
fehlen eine von dem fatholifchen, in Frankreich 
lebenden Juriften Wilhelm Barclay verfaßte 
(erft nach defjen Tode [1605] durch feinen Sohn 
Sohann herausgegebene) Schrift, welde vom 
katholiſchen Standpunkt aus in einer der herr⸗ 
fchenden Anfhauung wiberfpredienden Weile das 
Verhältnis des Papſtes zu den weltlichen Fürften 
bejpra und infofern der Theorie Jakobs zu 
Hilfe fam (De potestate Papae, an et qua- 
|tenus in Principes seculares ius et imperium 
‚habeat, Londini 1609). Zur Beleuchtung diefer 
Schrift mußte Bellarmin fi) um fo mehr bewogen 
fühlen, weil Barclay gerabe ihn als Vertreter der 
berrfchenden Anficht der Theologen angegriffen 
hatte. Darum geftaltete ſich auch die gegen Bar- 
clay gerichtete Schrift des Kardinal: Tractatus 
de potestate Summi Pontifieis in rebus tempo- 
ralibus contra Guil. Barelaium, Romae 1610, 
zu einer maßvollen Verteidigung der früher in 
den Kontroverſen und teilweife auch in ber Schrift 
De translatione imperii vertretenen Lehre über 
bie inbirefte Gewalt der Kirche über das Zeitliche 
(ogl. Hergenröther, Kirche und Staat 421 ff.). 
— Seine letzte hier zu erwähnende Arbeit: De 
officio principis christiani libri tres, Antverp. 
1619, ijt eine an Wladislaus, den Sohn Sigie- 
munbs III, Königs von Polen und Schweden, 
gerichtete Ermahnungsſchrift. 

Der ebenfo durch Frömmigkeit und Friedeng- 
liebe wie durch Gelehrjamfeit ausgezeichnete Kar« 
dinal ftarb, 79 Jahre alt, am 17. September 
1621 zu Rom. Bon ihm ftammt das Wort: 
„Eine Unze Frieden wiegt ſchwerer als ein Pfund 
Siegesruhm.“ Das Lob der größten Lauterkeit, 
der größten Abneigung gegen alles Schmähen ber 
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Gegner, der gewifjenhafteften Darlegung ber 
gegneriſchen Anfichten und ihrer Begründung 
geben ihm auch Proteftanten wie Mosheim u. a. 
Als noch bei Lebzeiten Bellarmins im proteftan« 
tiſchen Deutſchland ein Buch erjhien mit dem 
Titel: Zuverläffige und wahrhafte Gefchichte bes 
verzweiflungsvollen Todes Robert Bellarmins — 
batte P. Gretfer es leicht, das infame Pamphlet 
zurückzuweiſen, von dem felbft die Proteftanten 
erflärten, e8 ſei ein Buch, „voll grober Lügen und 
Verleumdungen, das bie Verehrung der katho⸗ 
liſchen Zeitgenoffen gegen ben Kardinal nur er« 
böhen fonnte” (Erj u. Gruber, Enchkl. VIII, 
484) 


Don antifirhliher Seite wird Bellarmin viel 
fach als Erfinder und Vertreter „extrem ultra 
montaner” reſp. „ſpeciſiſch jeſuitiſcher“ Lehren 
in kirchenpolitiſchen und politischen Dingen hin⸗ 
geſtellt. Die Wahrheit iſt, daß Bellarmin nur 
die bis auf ſeine Zeit vorherrſchenden Anſichten 
aller theologiſchen Schulen gerade in ſehr maß⸗ 
voller und umfichtiger Weife verteidigt hat. Wenn 
man mit beſonderem Nachdruck darauf hinmweift, 
daß das Parifer Parlament das Buch Bellarmins 
gegen Barclay fofort nad feinem Erfcheinen im 
Sabre 1610 zum Scheiterhaufen verurteilt Habe, 
fo war dieſer Aft gehäffiger Willkür um fo unver« 
antwortlicher, weil bis zu jener Zeit faft ſämtliche 
franzöfifche Theologen minbeftens ebenjo miß- 
liebige Dinge, unb noch ſtärkere, oft wahrhaft 
gefährliche Lehren vorgetragen hatten, ohne von 
dem Parlamente behelligt zu werben. — Zwei 
Punkte find e8, die Hier vorzüglich in Frage fom« 
men, nämlich: 1. bie Gewalt des Papftes in zeit⸗ 
lichen Dingen bezw. über die Träger ber zeitlichen 
Gewalt, und 2. der Urſprung ber zeitlichen Ge⸗ 
walt ſelbſt und die dadurch bedingte Natur des 
erlaubten Wiberftandes gegen diefelbe. 

In Bezug auf den erften Punkt, die Gewalt ber 
Päpſte in zeitlichen Dingen, den Bellarmin 
zuerſt lib. 5. De Romano Pontif., dann in den 
Schriften gegen König Jakob und Barclay bes 
handelt, fpricht ex fich jo ſcharf gegen eine extreme 
Auffafjung der Gewalt des Papftes im Zeitlichen 
aus, da Sixtus V. in übereiltem Eifer den be⸗ 
treffenden Band ber Kontroverſen auf ben Inder 
fegen ließ, von dem er jedoch alsbald nad) dem 
Tode jenes Papſtes abgefeßt wurde. Don vorn⸗ 
berein verwirft Bellarmin entjchieben bie, wie fein 
Gegner Barclay richtig bemerkt, faft nur von Ka⸗ 
noniften, faum jemal® von Theologen vertretene 
Anfiht, daß ber Papft Herr der ganzen Welt 
oder doch der chriſtlichen Welt fei, und behauptet, 
berfelbe befige überhaupt feine politiiche Juris» 
diltion bireft kraft göttlichen Rechtes; wohl aber 
befiße der Papſt eben in feiner höchften geiftlichen 
Gewalt zum geiftlichen Wohle der Chriſten in- 
bireft auch eine gewiſſe Macht über Die zeitlichen 
Dinge oder das Gebiet ber zeitlichen Gewalt in« 
fofern, als er in ſolchen Fällen, wo das geiftliche 
Wohl e8 forbert, auch auf biejem Gebiete wirffam 
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eingreifen könne. Die principielle Verſchiedenheit 
und Selbftänbigteit der zeitlichen Gewalt gegenüber 
der geiftlichen werbe damit nicht aufgehoben, 
fondern geradezu anerfannt; jene habe, wie dieſe, 
ihre eigenen Fürſten, Geſehe und Gerichte, jene 
beftehe unter und neben der geiftlichen Gewalt 
ebenjo volftänbig und volllommen wie vorher, 
ehe es eine Kirche gab. Darum miſche ſich die 
geiftliche Gewalt orbentlicherweife nicht in bie 
zeitlichen Geſchäfte, ſondern laſſe dieſelben ebenfo 
ihren Gang gehen, wie es geſchuͤhe, wenn bie zeit⸗ 
liche Gewalt allein beftünbe, jolange jene — 
nicht dem geiſtlichen Zwede zuwider ober zur Er⸗ 
— desſelben notwendig ſeien; in letzterem 
Falle hingegen könne und müffe die geiſtliche Ge⸗ 
walt die weltliche in zweckentſprechender Weiſe 
zurechtweiſen. Von dieſem Standpunkte aus 
in konkreter Anwendung des aufgeſtellten Prin⸗ 
cips erflärt und rechtfertigt Bellarmin insbeſon⸗ 
dere das im Mittelalter geübte Recht der Päpfte, 
im Bebürfnisfalle die Fürſten abzujegen und 
ihre Reiche andern zu übertragen, fowie auch 
bie Einfegung bes abenbländiihen Kaiſertums 
durch Papft Leo III, die nad) feiner hiſtoxiſch⸗ 
juriſtiſchen Anſchauung in einer eigentlichen Über« 
tragung der Rechte des occidentalifchen Anteils 
an dem römifchen Kaifertum von den Griechen 
auf die Franken beftanden hatte. Der Wert diefer 
Entwilung Bellarmins wird an anderer Stelle 
(f. d. Art. Papfttum und Kaiſertum im Mittele 
alter) gewürbigt werben. Hier jei nur bemerkt, 
daß biefelbe, obgleich ein Reflex einer lange Zeit 
allgemein herrſchenden Anſchauung, doch feinet« 
wegs als allſeitig durchgebildete und abgeſchloſſene 
Erklärung des Principiellen und Thatſächlichen 
in den betreffenden Fragen anzuſehen iſt. In 
der That fam es auch gegenüber dem Könige 
Jakob von England weniger barauf an, das 
Recht, die Könige abzufegen, als principiell und 
abfolut begründet geltend zu machen, als bie 
gegen bie Behauptung diejes Rechtes gejchleuberte 
Anſchuldigung des unbebingten Rider ruches mit 
der Glaubenslehre und dem Gejepe Gottes ab- 
umeifen. Auch über biefen Punkt darf man wohl 
ker. was in Bezug auf ben folgenden von fatho- 
liſchen Theologen und Rectephilofophen ber neu⸗ 
eren Zeit ſchon oft bemerkt worben ift: daß bie 
Behandlungsweiſe desfelben bei Bellarmin und 
den fcholaftifchen Theologen meift zu abftraft und 
zu wenig pragmatiſch fei, d. h. zu wenig Rüdficht 
nehme auf bie hiftorijchen Bedingungen und For⸗ 
men ber Entwidlung und Bethätigung ber im 
gene Rechte wurzelnden Rechtsverhältniffe. 

iefer Fehler lag der gegenwärtigen Frage um 
fo näher, als die thatfächliche Geftalt der mittels 
alterlichen Geſellſchaft, die jene Theologen vor 
Augen Hatten, eben durchaus ihrer Theorie kon⸗ 
form war. 

Die Lehre Bellarmins über den Urfprun 
der zeitliden Gewalt in den Yürften dur 
Vermittlung des Volles, wirb heutzutage be= 
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ſonders von ſolchen als revolutionär verbächtigt, 
weiche im Widerſpruch mit ihren Tiberaliftiichen 
Theorien in viel höherem Maße gerade biejen 
Vorwurf verdienen. Die Anklage ift gerade Bell» 
armin gegenüber um fo freventlicher, weil fie ſich 
auf ein Bud) Bellarmins (Controv. de mem- 
bris ecol. 1. 3) fügt, welches eigens zur Ver⸗ 
teidigung der fürſtlichen Gewalt gegen bie revolu- 
tionären Theorien mancher Proteitanten und ihrer 
Vorläufer, der Waldenfer und Wiclifiten, gefchrier 
ben tft, umd weil überdies Bellarmin die inkri⸗ 
minierte Theorie als allgemein anerlannt vor 
fand und mit folder Mäßigung vortrug, daß 
er die gewöhnlich daraus gezogene Konfequenz 
von ber Abjekbarfeit der Fürſten durch die 
Kommunität eher ablehnte als behauptete. — 
Die betreffende Lehre Bellarmins ift kurz fol« 
gende. Bei Gelegenheit ber Verteidigung des 
Sapes, daß bie politifche Gewalt von Gott fei, 
madt er zur näheren Erflärung des Sinnes, in 
welchem ber Sag verftanben werben müffe, folgende 
Bemirkungen: 1. die politiſche Gewalt im all» 
nn d. h. abgefehen von ihrer befonbern 

eſtalt als Monarchie, Ariſtokratie oder Demo- 
Tratie, ſei unmittelbar von Bott allein, weil ihre 
Notwendigkeit und Berechtigung aus der Natur 
ber Menlden, unabhängig von irgend einem 
menſchlichen Willen ſich ergebe. 2. Eben deshalb, 
weil dieſe Gewalt aus göttlichen Rechte ftamme, 
durch dieſes Recht jelbit aber nicht einzelne bes 
ftimmte Perſonen mit derfelben betraut feien, ſei 
die tote multitudo populi oder die Gefamtheit 
des Volfes als unmittelbarer Empfänger und 
Träger der Gewalt anzufehen. 3. Kraft göttlichen 
und natürlichen Rechtes aber müſſe fodann die 
Gewalt, weil die Gejamtheit diefelbe nicht aus» 
üben könne, auf einen ober mehrere Träger über 
tragen werden, und infofern fei auch bie Gewalt 
der Regenten, im allgemeinen betrachtet, natürlichen 
und göttlichen Rechtes, und zwar unabänberlic, 
weil die ganze Menſchheit nicht die Macht habe, 
au beitimmen, daß fie one Regenten Ieben wolle. 
4. Die beftimmten Formen der Regierung feien 
duch Völker oder Staatsrecht, nicht durch das 
Naturrecht beftimmt, weil fie von der Zuftimmung 
der Geſamtheit abhängen und bie Geſamtheit auch 
aus gerechter Urfache die eine Form mit der 
ee in —ã— im a an 
g n ſei. Anderswo fügt Bellarmin bei, daß 
die auf den Fürften übertragene Gewalt habituell 
einigermaßen bei der Kommunität zurüdbleibe 
und in gewiſſen Fällen wieder auflebe. 5. Dem- 
nad) fei die politiſche Gewalt in ihrer beftimmten 
Form a von Gott, aber vermittelft menſch⸗ 
licher Beratungen und Entſchließungen. — Diefe 
Theorie, welche Übrigens bei Bellarmin feineswegs 
mit dem Anſpruch einer endgültigen Löſung der 
Frage vorgetragen wird, ift gewiß einfeitig. Aber 
& ift Widerfinn, fie mit atheiſtiſch · revolutionãren 
Anſchauungen zufammenzuftellen. Bon der mo- 
dernen Theorie der Vollsjouveränität und des 


Beneficialgut — Bentham. 





812 


Roufjenufchen contrat social ift fie doc) himmel⸗ 
weit verſchieden, da fie ja die Gewalt jelbit ihrem 
Weien nad nicht als menſchliches, ſondern als 
göttliches Prodult Hinftellt umb auch die Uber» 
tragung berjelben nicht durch menſchliche Willtür, 
fondern durch das Naturgejeh geregelt werben läßt. 
Weit eher war dieſe moberne Theorie vorgebilbet 
durch viele Lehren der Reformatoren ſowie durch 
Marfilius von Padua (f. d. Art.) und Edmund 
Rider, die von unfern Liberalen viel gerühmten 
Bannerträger des deutſchen Imperialismus und 
des franzöfiichen Regalismus. 

Außer der im Text angegebenen Litteratur 
vgl.über das Biographifche das Freiburger Kirchen- 
legiton II®, 292. Die von Bellarmin verfaßte 
Autobiographie reicht bis 1613 und ift gebrudt 
in Summarium positionis super Dubio 
de Virtutibus Roberti Card. Bellarmini, 
Romae 1676. Die zu Rom 1607 veröffentlichte 
Recognitio librorum omnium Roberti Bell- 
armini ab ipso edita liegt ben verbefierten Aus» 
gaben der Sontroverfen wie der Gefamtwerfe 
(Ingolftabt 1587— 1590, 3 Bbe., Paris 1688, 
4 Bde, und Köln 1619, 7 Bde.) zu Grunde. 
Näheres bei Viceron, Memoires XXXI, 1 se.; 
de Backer s. v. und J.M.Prat, La Comp. de 
Jesus en France du temps du P. Coton, Lyon 
1876. Seine Selbftbiographie gaben Döllinger 
und Reuſch 1868 heraus, Ein ausführli 
Lebensbild veröffentlichte Henfe (Paderb. 1868). 
Dazu vgl. Hefele im SKirchenlegifon II*, 883; 
Thierih, Realencyflopädie II, 878, und Biogr. 
universelle (Michaud) III, 544 s. 

[Scheeben, rev. Weinand.] 


Benchcialgut, |. gut. 

Beneficiafwefen, |. Lehenweſen. 

Ventham, Jeremias, geboren ben 15. Fe⸗ 
bruar 1748, Sohn eines Rechtsanwaltes (attor- 
ney) in London. Er gehörte zu den jogen. Wun ⸗ 
derfindern. Mit fieben Jahren fol er ſchon den 
Bon gelefen, mit zwölf Jahren die griechifchen 

affiter ſtudiert Haben. Bereits 1760 kam er 
nad Orford, trat 1763 in das King's Bench 
Eoflege, wo er außer logiſchen Studien Natur 
wifſenſchaft. Chemie und Jurisprudenz betrieb. 
In die Offentlichfeit trat Bentham ſchon mit 
20 Jahren in einer Sache bes Lord Mansfield. 
Sein Fragment on Government, eine heftige 
Kritil_der damaligen Verwaltung, erſchien 1776. 
Der — — welchen der Juriſt Beccaria und 
namentlich Prieſtley vor ihm ausgeſprochen: „ba8 
größte Glüd für die größte Zahl Menſchen“, das 
Princip bes Utilitarismus, wird jept fein Qebens- 
ideal. Bentham wird von nun an zum Reformer 
auf dem Gebietedes öffentlichen, focialen, politifchen 
Lebens; freilich nur als Theoretifer. Er begab 
ſich für längere Zeit auf Be So lernte er 
Nußland, die Türkei, Frankreich u. |. w. kennen, 
fegte fich mit bedeutenden Perjönlichleiten und 
leitenden Staatsmännern feiner Heimat ſowohl 
als auch Frankreichs, Rußlands, Deutjchlands 
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und Nordameritas in Beziehung. Im Haufe des 
Lord Shelburne tritt Bentham mit Pierre Etienne 
Dumont (geb. 1759), einem reformierten Theo» 
Iogen aus Genf, in Verbindung. Diefer wird 
feine rechte Hand, fein alter ego. Dumont war 
&, ber bie ſtizzenhaften Schriften Benthams erft 
mit einem lesbaren Text außftattete und fran« 
zofiſch ericheinen ließ. Die Bibliothdque Bri- 
tannique (V— XII) enthält feit dem Jahre 1797 
Briefe Benthams als Einleitung in deſſen volg- 
wirtichaftliches Syſtem. Im Jahre 1796 regte 
Bentham Reformen in Pennſylvanien an, gewann 
Einfluß auf hervorragende Bürger mehrerer nord« 
amerilaniſchen Freiftanten wie Louiſiana und durch 
fie auf Die Gefeßgebung. Eine längere Korreipon« 
denz entipann ſich mit dem Präfidenten Madifon 
(1811—1817). Bentham korreſpondierte aud) mit 
dem Kaifer Alegander von Rußland. Mit der bayri 
fen Regierung Tonferierte er feit 1802 wegen 
eine neuen a arg mit Spanien in 
gleicher Angelegenheit Durch den Grafen Toreno 
1821. Seit dem Jahre 1802 ließ Dumont eine 
Reihe von Schriften Benthams druden, welche 
im Jahre 1829 in einer Gefamtausgabe zu Brüffel 
unter dem Titel Oeuvres de Jeremie Bentham 
erſchienen. Durch Dumont vorzüglich war Ben- 
tham eine mehr als europäifche Eelebrität geworben. 
Erſt ziemlich ſpät Ienfte F. Ebd. Beneke die 
Augen der Deutſchen auf Bentham, vorzüglich 
durch bie deutſche Überfegung einer Schrift Ven« 
thams nad) der zweiten franzöfifchen Ausgabe, 
„Grunbfäge der Eivil- und Kriminalgefeßgebung“, 
Berlin 1830, 2 Bde. Im Jahre 1886 erjchien 
anonym „Der Moralift 3. Bentham und bie 
Gelbariftofratie der Zeit" (Darmftadt) und 
1839 ließ Hepp in Tübingen die Schrift erſchei⸗ 
nen: „Jeremias Benthams Grunbjäge ber Kri⸗ 
minalpolitit*. Nach dem Tode Benthams, der 
1882 erfolgte, gab John Bowring eines der ber 
deutendften fe Benthams heraus: Deontology 
orthescience ofmorality, 2 vols., 1834. Da- 
von erſchienen in verſchiebenen Sprachen Über» 
fegungen. Die Gefamtausgabe der Werke Ben- 
tham8 von John Bowringift: Bentham’s Works, 
edited by John Bowring, 11 vols., London 
1843. Eine Darftelung des utilitariftifhen 
Syſtems Benthams, Paleys, der beiden Mill giebt 
Birks, The modern Utilitarism, London 1874. 

Die Weltanſchauung Benthams ift im allge» 
meinen das durch Code, Hume u. a. in England 
heimiſch gewordene Freidenlertum. Die zerjegen- 
den Fermente desſelben wirkten bereits vor ihm 
in dem dur übermäßigen Konſervativismus in 
mannigfadde Widerfprüche geratenen focialen Or» 
erg Bentham ifl die verlörperte negative 

tif, der Leffing Englands, begabt mit einem 
edlen Unabhängigkeitsfinn, der von feinen Geg- 


nern nicht angetaftet wird. Solange Bentham bei: 


der Kritik thatjächlicher Mißverhältniſſe bleibt, 
it er in ber Auflöfung ber Widerfprüde und 
Trugſchlüſſe (fallacies) Haffiih. Seine Schwäche 
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als Stubengelehrter und befchräntter, bloß räfon« 
nierenber Tagesphilofoph tritt überall hervor, wo 
& aufzubauen gilt, jelbit dann, wenn feine Motive 
wahrhaft philanthropiich und feine Ideen bahn 
brechen find. — Der Orumbbegriff feiner Social⸗ 
ethit, der des Utilitarismus, dem Bentham 
alle religiöfen und fittlichen, praftiihen und pr 
tifchen Lebensziele unterorbnet, macht verjchiedene 
Phaſen durch, wird mannigfach definiert und 
umſchrieben. Nicht ſelten tritt Beniham ſelbſt 
ge, ben gemeinen, niederen Utilitarismus, ben 

goismus privilegierter Stände und Perjonen 
auf und branbmarkt diefe Sorte von Utilitarismus, 
foweit derfelbe das Recht, die Wahrheit und Sitt« 
lichkeit mit Füßen tritt. Gleichwohl geftattet es 
der gemeinfame Grundzug des Humeſchen Empi⸗ 
rismus nicht, einen höheren philoſophiſchen Maß · 
ſtab zu gewinnen, an welchem das „größte Glück“ 
ber einzelnen und ber Gefamtheit zu bemefien 
ift, als das Luſt⸗ und Schmerzgefühl, d. h. zuletzt 
die ſubjeltive ſinnliche Empfindung. Daß bie 
grieifce Soppiftit I bereit8 in allen Möglich 
eiten ber jenjualiftiihen Widerſprüche erſchöpft 
und von ber Sokratik kritiſch ad absurdum ge» 
führt worben ift, ſcheint Benthan gar nicht geahnt 
zu haben. Hier ift er nicht felten ber verkehrte 
Sokrates. B das finnliche Luftgefühl das Un- 
faßbarfte ift, und wie Marcus Aurelius fo treffend 
bemerft (lib. 5, n. 9), mit dem Verftand und ber 
Philoſophie ftet3 in Konflikt kommt und deshalb; 
ftatt naturgemäß, eigentlich naturwibrig ift: das 
wird dem nt fo ſcharffinnigen Kritiker nie recht 
Mar. Deutlich unterfcheidet Bentham aa 
hie und ba ben eigentlich fittlichen, höheren Glüd- 
feligfeitsbegriff (correct view, practice of mo- 
rality) von dem rein finnlichen Genuß (the pur- 
suit of pleasure. [Deontology I, 12; Opp. 
1,24; I, 14; Principles of Morals and Legis- 
lation, ch. 3]). Manchmal find wir verſucht zu 
glauben, Beniham habe Kenntnis von ben fritie 
ſchen Bemerkungen Platos (Gorg. 451_D) 
oder wenigftens von der nikomachiſchen Ethik 
7, 12—15; 10, 1—5; vgl. Metaph. 12, 7) 
gehabt; und doch bemerken wir an andern Stellen, 
daß Bentham wieder in die Gemeinpläße bes 
rohen Empirismus verfällt oder wenigftens in das 
Sophiema der Erſchleichung eines pofitiven Ber 
griffsinhaltes aus einer reinen Negation (Opp. 
1, 21; IV, 121; Log. 8). 

Merkwürdigerweiſe fieht Bentham eine von 
niemanden beftrittene Thatſache: no man pur- 
sues unhappiness (Opp. I, 21), als gleich⸗ 
bedeutend mit bem Safe an, daß alle Men« 
ſchen das Luſtgefühl als Maftftab des Glüdes 
anerfennen, eiwa im Sinne Demokits und 
Epitur8 (Diog. Laert. 9, 45). Die allgemein 
anerfannte Thatſache, daß alle Menſchen nad 
Glüd freben, verwendet er zu dem Schluß, daß 
fein Utilitätsprincip allein maßgebend 
für Geſetz, Sitte und Religion fei. Die beiden 
wichtigen Thatſachen, daß die Mehrzahl ber 
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Menichen ein bloßes Phantom, den leeren Schein 
bes Glückes flatt des wirklichen Glüdes verfolgen, 
daß wieder andere durch ungeorbnete und verkehrte 
Art des Strebens flatt des Glüdes das Gegen- 
teil erreichen, ſchlägt Bentham mit dem Gemein» 
plaß nieber: das Glück kann nicht Widerpart des 
Grüdes fein. Einerſeits weift er auf die Not« 
wenbigteit der Erziehung und Bildung hin 
als Mittel einer richtigen Wertſchätzung 
„Glüdes“ (Opp. VIII, 1; II, 191), ſpricht fogar 
bon der Notwendigkeit der Selbftentjagung (I, 27), 
ja von den Gefahren, wenn das Urteil in der 
Wertihägung des Glüdes durch Leidenſchaften 
irregeleitet iſt (Opp. I, 206; Deontol. II, 132; 
Opp. VII, 4; II, 190), und erhebt doch fofort 
voleher das gemeine, niebere „Interefje” und die 
„Luft oder Unluft“ zu ben oberften Kriterien der 
Religion, der Politik, Moral und Gefeggebung. 
Unter ben verſchiedenen Religionen, die Bentham 
im Grunde für glei wahr und gi falſch an« 
fieht, ift bie befte jene, welche dem Utilitätaprincip 
am nãchſten fteht (Principles of Morals I, 58). 
Für Erritung von Vollsſchulen und bie allge 
meine Schulpflicht begeiftert ſich Bentham (T, 58; 
IX, 355) in gleicher Weiſe wie für Kodifizierung 
der beitehenden Geſetze und öffentliche Bekannt» 
machung berjelben, um baburd die Wertichägung 
des Nüglihen und Realifierung besfelben zu be= 
wirken. Die Erziehung erfheint ihm als eine 
Disciplin_ der Volkswirtſchafi, und der teuerfte 
Schulmeifter ift ihm ber befte. Unter den gleichen 
Geſichtspunkt bringt Bentham die Verflantlichung 
der Armenpflege und die Organifation derfelben, 
die Errichtung von Armenhäufern (IV, 27) und 
die Principien der Armengefehgebung (I, 314). 
Gegen die Wuchergeſetze tritt er in feiner Defense 
of Usury (III, 8) auf mit bem zweifachen Grunde, 
weil fie a) alle zufammen nichts helfen; b) weil 
einige die Interefien ſowohl des Kapitalbefipers 
als der Kapitalbedürftigen ſchädigen. 

Im Gebiete der Moral meint Bentham durch 
bloße Aufklärung und richtige Geſetzgebung ber= 
artige Moralprincipien und fittlihe Motive 
(springs of action, Opp. IV, 121; I, 195; 
I, 24) erzeugen zu tönnen, daß jeber Menſch und 
Staatsbürger ſich dem „Lbel der Selbftbeichrän- 
tung“, d. b. dem Gefehe unterziehe. Sämtliche 
philanthropiſche Beftrebungen auf den mannig« 
fachen Gebieten bafiert er auf „bie Theorie der 
Luſt⸗ und Unluftempfindungen“. Selbſt bie legie« 
lative Thätigfeit des Staates befteht nach Bentham 
in der richtigen Wahl der „Ubel“, d. h. der Geſetze. 
„Jedes Gefeb ift ein Übel, denn es beſchränkt die 
Sreiheit. Der Gejehgeber hat darauf zu fehen, 
daß er durch das UÜbel des Geſetzes das Über des 
— beſeitige, wie der Arzt durch das 

bel der Medizin das Übel der Krankheit⸗ 
(Introd. to the Constitutional Code, Opp. 
IX öfter; IV, 537). — Schon in feinen eriten 
politifhen Schriften, dem Fragment 
den Principles, verteidigt er vom Geſichtspunkte 


Bentham. 


des | ift ihm gleich. Aus diefem 
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des Utilitarier8 aus das Recht der Revolution. 
Diefes Prineip entiwidelt er in feinen fpäteren 
Schriften. Er ift durchaus Demokrat und ſpricht 
ber Majorität, fie mag fein, welche r wolle, im 
Intereſſe des „größten Glüdes aller” (Magie 
mation des ei) die Herrſchaft über bi 
Minorität zu. Bentham haft die Ariftofratie, 
ob unter bem Namen ber Whigs oder der Tories, 
runde ift er für die 
Emancipation der Katholiten von der Staatskirche 
und verlünbet die Principien der Radilalreform 
des Parlaments, pläbiert für allgemeines 
Stimmrecht mit Ausnahme ber Minderjährigen 
und Analphabeten. Er verteidigt bie geheimen 
Wahlen, die einjährigen Parlamenisperioden. 
Er erfinnt einen fomplizierten Mechanismus, der 
die Staatsdiener unter der firengften Kontrolle 
erhalten, die Richter zu fortwährender Präfenz 
zwingen foll (T, 49; II, 48 £). — Benthaui 
verlangt einen Tontinuierlidhen, permanenten ge= 
ſetzgeb eriſchen Ausſchuß, eifert für die Rechis- 
er heit aller Staatsbürger, bie Decentralifierung 

r Gerichtshöfe. Ex plädiert für Aufhebung ber 
Todesſtrafe, weil fie weber dem Staate noch dem 
Delinquenten von Nupen ſei. Ebenſo ift er ein 
beftiger Gegner des Eibes, ſowohl des promif- 
forifchen wie bes affertorifchen, des Glaubenseides 
und Richtereibes. Bentham fieht ben Eid überhaupt 
als Quelle der Korruption an (I, 40; V, 818. 
455). Sein ganzes Leben ift den „Reformen“ 
der Gefege gewidmet. Er verfolgt die Männer 
der „alten Schule”, einen Hugo Srotins, Montes- 
quieu, Beccaria, Heineccius, Bladftone, Hamilton, 
die Verteidiger des fürftlichen Abjolutismus, wie 
Hobbes, die Apologeten der rivilegien, des offi= 
stellen Parafitentums und ber Ausnutzung bes 
unwifjenden Volkes in der bitterſten Weife. Sein 
„Buch der Trugfchlüfie" (Book of Fallacies 
I, 375) ift ein Arjenal voll giftiger Pfeile und 
richtiger Dialeftit. Die Schriften, welche den 
6. und 7. Band der Geſamtausgabe der Werke 
Benthams bilden, find meiftens der Kritik der 
Gefebgebung gewidmet. Kein Engländer vor 
Bentham wagte eine fo bittere Satire auf die 
„Reformen“ Heinrich VIII. und der Königin 
Elifabeth (T, 41 f.). Den König Friedri II. 
bon Preußen haßte Bentham aus ganzer Seele. 
Die Westminster Review (feit 1824) follte 
der Träger feiner Ideen unter bie Maſſen fein, 
E Ace Jung · England im „liberalen“ Geifte 

enlen. 

Namentlich betont Bentham die Notwendigkeit 
der Reform des Strafrechtes und ber Straf- 
anftalten, deren Ideal das Panopticon (Bud 
darüber 1791) werben follte. Bei Bentham findet 
fich bereit8 der Gedanle der Schabloshaltung jener, 
die ungerecht verurteilt waren. Bentham ift einer 
ber erfen, welche für Tierſchutz und humane Be- 
handlung der Tiere fi in der Preſſe erhoben 


und | (I, 142. 562; X, 349). Ebenfo pläbierte er für 


Armenadvolaten (IX) zum Schuge ber Wehr- 
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Iofen. — Auf dem Boben ber Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre gehört Bentham der Schule Adam 
Smith an, den er Öfter citiert und hochachtet 
(II, 218). Wie gegen bie Wuchergeſetze, eifert 
er gegen die Zollſchranken. In dem Freihandels⸗ 
foftem fieht er das größte Glüd der Völter. 
Seine Anſchauung von dem Weſen bes Gefe 
ift die eines revolutionären Libertins. Die Be- 
tiffe Freiheit und Willtür deden ſich ihm voll- 
ändig. Darum ift jebes Geſetz als „Schranfe der 
Freiheit“ ein Übel. Und doch weiß er fein anderes 
Mittel, um ben Krieg aller gegen alle nicht zum 
Princip des Daſeins zu erheben, als den ber- 
ſchämten contrat social (I, 32. 308), ber 
„ein Übel an ſich“ und defien Schließung „eine 
Wahl von Übeln“ — und doch merkwuͤrdiger⸗ 
weile „ein Triumph ber Menfchheit über ſich 
ſelbſt“ iſt. Sonft tabelt Bentham ſowohl bie 
Idee eines Naturrechts bei Hugo Grotius, Hobbes 
u. a. ala den Rouffeaufchen contrat, den er durch 
eine Reihe von „Sanktionen“, Durch Gewohnbeits« 
rechte und vor allem durch bie Lancafter-Belliche 
Erziehungsmethobe zu erjegen hofft. 

Wie ihm der Begriff des Geſetzes ſtets unter 
die Kategorie des übels fällt, fo iſt ihm bor allem 
ber Gebanfe an eine Autorität in religidfer 
ginfiht ein leibhaftiges Sophisma, ber fonträre 

egenſatz zu all bem, was Vernunft, Erfahrung, 
Willen h und Bildung heißt. Der Boden, wo 
Autorität exiſtieren Tan, ift Unwiflenheit. Mit 
der fortfchreitenden Bildung u. |. iv. verliert die 
Autorität von ſelbſt ihren Untergrund (Book of 

allacies I, c.1; II, 39 £). Die riftliche 
Ethik erſcheint ihm als falſcher Ascetismus, als 
naturwidrig, weil im Widerfpruch zum Utilitaris- 
mus. Ebenſo betrachtet Bentham bie chriftliche 
Offenbarung als ben eigentlichen Feind derSocial« 
ethil, der Kultur und des Bürgerglüdes. Dies 
gilt in erfler Reihe von dem Katholicismus 
(U, 412). Bentham hat für alle höheren fitt- 
lichen und religiöien Tragen feinen Sinn. Ihm 
gilt nur das Greifbare, das Nüpliche, das er oft 
in den abgeſchmackteſten Schematismen als das 
einzig Bewegende darzuthun verfuht. So kommt 
er zu einem kraſſen Materialismus, auf dem Ger 
biete ber Ethif zum gemeinen Determinismus, der 
Leugnung ber Freiheit, des Gewiſſens, das ihm 
eine SIoß anerzogene Rüdfiht auf das Urteil 
anberer ift. 

Bentham ift ber Typus eines Mancheſtermannes 
und troß feines Philanthropismus der Prophet 
des Mandeftertums. Ein freies, wohlhabendes 
Vol im Benthamſchen Sinne, unbejchränttes 
Wachen bes Kapitals, eine ſchwache Regierung, 
Unterordnung des Staates unter die wirtſchafi⸗ 
lichen Intereffen der Unterthanen — das find 
lauter mandhefterlihe Ideen. — Bon befjerer 
Seite Ternen wir dagegen Bentham kennen als 
Vertreter ber Humanität in feinem brieflichen 
Verkehr mit Männern aller Richtungen, Konfeſ⸗ 
fionen und Lebensftellungen. Bentham korrefpon⸗ 
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diert mit Lorb Lansdowne, Robert Watt, Romilly, 
Parr, James Madintofb, Lord Holland, Blanco 
White, Sir F. Burdeit, Madame de Stasl, 
DO’Connel, dem Präfibenten der PVereinigten 
Staaten Adams u. ſ. f. Zu feinen Anhängern 
gehören namentlich die beiden ‘Mil, Vater und 
Sohn, Paley, Riccardo u. a. Einer ber bedeu⸗ 
tenbften Gegner Benthams ift Macaulay. — 
Vgl. über Bentham: Guyau, La morale ang- 
laise contemporaine (1879) 22. 63; Mohi, 
Geſchichte und Litteratur der Staatswiſſenſchaft 
U, 590; 3. 9. Fichte, Syftem ber Ethik I, 
591 ff.; Adolf Held, Zwei Bücher zur focialen 
Gel. Englands, 1881; Raffalovich, Bentham, 
1888. ine bittere Kritit Benthams hat Karl 
Marz, Das Kapital I (8. Aufl), 625 ff., ger 


geben. [dad.] 

Berderei, |. Frankreich (Algier), Maroffo, 
türlifches Reich, Tunis, 

Bereßfigung zum Ginjäßrigfreiwilfigen- 
dient, |. Heerweſen. 

Bergbau, |. Bergweien. 

Bergefoßn, |. Seerchht. 

Bergeredht, Strandrecht, ſ. Seerecht. 

Bergfaßrt, ſ. Land- und Waſſerſtraßen. 

Bergaefebe, j. Bergivefen. 

Bergredt, j. Bergwelen. 

Bergung, |. Seeredt. 

Bergwerkseigentum, j. Bergweſen. 

Bergwefen (Bergbau, Bergredjt und Grund⸗ 
eigentun, Geſchichtliches über Bergregal und Berg- 
baufreiheit, geltendes Recht über Schürfen, Mu« 
tung, Findrecht, Grubenfeld, Bergwerlseigentum, 
Grundabtretung, Entihädigung der Grundbefiger 
für die Abtretung be8 Grund und Bodens fowie 
für die bergbaulichen Beichädigungen). 

Bergbau ift die Gewinnung und der funft« 
gerechte Abbau gewiſſer im Innern ber Erdrinde 
auf ihren natürlichen Ablagerungen vorlom» 
menden Erze und Mineralien. Dieſe Thätigfeit 
erftredt fi lediglich auf bie unterirdiſche mine 
talifche Lagerftätte und Hat mit ber Oberfläche 
nicht8 gemein. Für den Bergbau find daher 
die Grenzen der Oberflähe, welche Boben- 
erwerb, Grundbefig und Grundeigentum geſchaffen 
haben, nicht maßgebend. Der Bergbau findet 
auch, nachdem er an einem Punkte in das Innere 
der Erde eingedrungen ift und die natürliche Ab⸗ 
lagerung des Minerals aufgefunden hat, feine 
Schranten nur in der Ausdehnung und Erfiredung 
der unterirbifchen Lagerftätte des Minerals; er hat 
fich daher feit jeher von den übrigen Bodennugungen 
als ein jelbftändiges Gewerbe abgefondert. Diejes 
Gewerbe ift aber mit Nüdficht auf die beſondere 
Beſchaffenheit der Objekte und in Anbetracht ber 
eigentümlichen, nicht bloß in einzelnen QVoraus- 
fegungen und Wirkungen, jondern ihrem ganzen 
Inhalte nach verfchiedenen, von dem gewöhn« 
lichen bürgerlichen Rechte abweichenden Rechtäver- 
hältnifje in fich und für ſich derart abgeſchloſſen, 
daß es ein von allen andern Gewerben unab- 
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hängiges, felbftändiges Ganze bildet, deſſen 
etliche Beſonderheiten ein Specialrecht not 
wendig machten und unter dem Titel „Bergrecht“ 
auch entfiehen Tießen. Das Bergreht ifl 
hiernach der Inbegriff der auf den Bergbau be⸗ 
züglichen Rechtsnormen. 
Der Bergbau follidiert vielfach mit dem all» 
jemeinen (römischen) Begriff des Eigentums 
Fe mit den Rechten des Grunbeigentümers; 
er hebt teilweiſe das Verfügungsrecht des letzteren, 
ja das —— ſelbſt auf. Das Eigentum im 
Sinne unſerer Gefegbücher ſchließt nämlich in der 
weiteren Ausdehnung des Begriffs die rechtliche 
Herrſchaft über die zu Eigentum bejefjene Sache 
in der Zotalität in ſich, giebt aljo dem Eigen- 
tümer ein unbeſchränktes, ausſchließliches Recht 
über die Sache felbft. In biefem weiteren Sinne 
begreift das Eigentum auch das Recht in fidh, die 
Sache allein zu befißen und zu gebrauchen, über 
die Subftanz der Sache beliebig und mit Aus» 
ſchluß des dritten zu verfügen und demgemäß aud) 
jede fremde Einwirkung auf dieſelbe auszuſchließen. 
ieraus würde folgen, daß der Eigentümer eines 
rundſtückes in feiner Eigenſcha 
tümer allen andern das Aufſuchen und die Ge« 
winnung der Mineralien auf feinem bezw. in 
feinem Grund und Boben verbieten und fid) bie 
in ben Zwifchenräumen feines Bodens verbreiteten 
und von der Natur mit dem Boden gemengten 
feften Teile — die Foffilien — als Acceſſorium 
feines Grunbeigentums allein aneignen bürfe. 
Dies ift aber nicht ber Fall. Dem Grundeigentum 
haben bezüglich des Bergbaues im Intereſſe des 
Staates und der allgemeinen Wohlfahrt Schran« 
ten gezogen werden müffen. Denn bei dem Berg- 
bau handelt es fi) nicht bloß um eine Urprobuf« 
tion und Stoffgewinnung als ſolche, ſondern gleich⸗ 
zeitig auch um Gewinnung von nationaldkonomiſch 
wichtigen Produlten, um Erzeugung von Gewerbe⸗ 
ſtoffen, welche dem Staate, dem Nationalvermögen 
und den einzelnen Mitmenjchen zu gute kommen 
und von fortdauerndem Nuhen bleiben. Schon 
der Bebarf des Eiſens für die Sandeßverteibigung, 
zur Herftellung ber landwirtſchaftlichen Geräte und 
ſonſtigen Handwerlszeuges, des Salzes als eines 
unentbehrlichen Nahrungsmittels, der Mineral« 
tohle als Heiz⸗ und Leuchtſtoff, ſowie zur Er- 
zeugung ber Dampfkraft nötigen den Staat, die 
Gewinnung diefernationalötonomifch notwendigen 
Bergwerksprodulte in hinreichender Menge für 
das allgemeine Befte zu fihern. Man konnte und 
durfte deshalb dem Grundeigentümer nicht ge» 
Matten, den Zugang zu den unter feiner Ader- 
frume liegenden für Die Gefamtheit notwendigen 
Foffifien und deren Ausbeute zu verbieten und 
auf diefe Weiſe 3.3. durch Vorenthaltung ber 
erforderlichen Kohle das Feuer in ’allen Wert- 
ftätten auszulöſchen und die ganze Induftrie zu 
vernichten. Dies und die weiteren Erwägungen, 
baß bie natürliche Ablagerung der Foſſilien nie- 
mals oder doch nur Feten auf ein einzelnes 
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Grundftüd beſchränkt ift, daß bie Foffilien im 
Schoße der Erde vielmehr in ihrer ganzen Er- 
firedung ohne Nüdficht auf bie oberen Eigen- 
tumägrenzen abgebaut werben müſſen, und daß 
ein Bergwerk jomit nicht wie ber Anbau eines 
Aders eingeteilt werben Tann, daß ferner die 
Grundbefiger von der doch ihnen zunächftgewährten 
faktifchen Möglichkeit, die unter ihrer Grund» 
erg lagernden Mineralien aufzufuchen, einer- 
jeit8 nur ausnahmsweiſe Gebraud) gemacht haben 
und daß fie anderfeitß die zu Bergbauunter- 
nehmungen erforderlichen großen, den Wert des 
Bodens überfteigenden Düittel oft überhaupt nicht 
befigen, — machten Beſchränkungen des 
Grundeigentums und die gänzliche Trennung ber 
Bergbauberedhtigung von dem Grundeigentum 
geradezu notwendig. 

Die Trennung vollzog fi unter drei ver- 
ſchiedenen Formen, nämlid) a) als Bergregal, 
b) al8Bergbaufonzeffion, o) als Bergbaufreiheit, 
dahin, daß beftimmte, nationaldkonomiſch wichtige 
Mineralien aus dem Inbegriff des Grimdeigen- 
tums vollftändig ausgeſchieden und daß neben 
Grundeigentum ein beſonderes Bergwerls- 
eigentum von felbftändigem Inhalt und mit jelbe 
ftändiger Begrenzung geichaffen wurde. Beim 
Bergregal bauten bie Kaiſer bezw. bie vom 
Kaifer beliehenen Könige und Fürſten entweder 
felbjt oder fie verliehen das Recht der Gewinnung 
andern unter beftimmten Bebingungen und gegen 
gewifie Abgaben. Bei der Bergbauflonzef- 
ton hingegen wurde bie Gewinnung vom Staate 
befondern Unternehmern unter gewiſſen Bebin- 

ungen und für ein Entgelt überlaffen. Die 
— endlich baflert auf dem 
Grundſatze, daß die Aufſuchung ber 6 
nußbaren Mineralien jebem geflattet und bem 
Finder einer ſolchen mineralifcden Lagerftätte das 
Eigentum berjelben innerhalb fefter Grenzen ver« 
liehen wird. 

Das Inſtitut der Bergbaufreiheit iſt uralt. Es 
täßt ſich bis auf den römijchen Kaiſer Kon⸗ 
ſtantin zurückverfolgen. Der Codex Theodo- 
sianus enthält ein Edilt dieſes Kaiſers vom Jahre 
320, demzufolge für die Provinz Afrika allen 
Bergbauluftigen geitattet wird, Erze aus irgenb 
welchem Bergwerke zu gewinnen, zu verarbeiten 
und zu verfaufen (1. 1.C. Th. 10. 19). Kaiſer 
Yulian dehnte im Jahre 363 dieſe Verordnung 
auf den ganzen Orient aus (lex 2 daſelbſt). Die 
Kaiſer Gratian, Balentintan und Theodofius ver⸗ 
ordnen im Jahre 382, daß jeder, der auf fremdem 
Grund und Boden Erzgänge mit kunſtgerechtem 
Bergbau verfolgt, den Zehnten an den Fiskus und 
an den Grumbeigentümer zahlen foll, während ber 
übrige Betrag feiner gung anheimfällt (lex 
10 daſelbſt). Eine Verordnung ber Kaifer Theo- 
dofius, Arcadius und —5 — vom Jahre 393 
aß es endlich unzweifelhaft, daß das Suchen 
(Schürfen) nach Mineralien auf frembem Grund 
und Boden zu Ende bes 4. Jahrhunderts bereits 
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in faft unbeſchränktem Umfange geübt und daß 
Dabei felbft die Wohngebäude unterminiert wur- 
den, jo daß diefe Kaifer die Erteilung bes Schürfe 
ſcheins, das ift die Ermächtigung zum Auffuchen 
der unter ben Gebäuben ftehenben Erze, verbieten 
mußten, damit bie Gebäube nicht einflürgten (lex 
14 loc. eit.). Dieſe Berorbnung ift aud in das 
Geſeßbuch des weſigotiſchen Königs Alarich IL. 
vom Jahre 506, ‚in das jogen. Breviarum Ala- 
ricianum, aufgenommen. Somit hat bereit zu 
Enbe des 5. Jahrhunderts in dem ganzen weiten 
Gebiet des römifchen Reiches von Macedonien 
und Afrika bis nad) Frankreich Hinein eine gejeh- 
liche Einſchränkung des Grundeigentums zu Gun- 
ften der Bergbaufreiheit beitanden. 

In Deutihland haben wir es nad) Inhalt 
der vorhandenen Urkunden in erfter Linie mit dem 
Bergregal zu thun. Im 11. und 12. Jahr 
hundert find es noch die Kaiſer, welche das Recht 
zum Bergbau für fi) in Anfprucd nehmen und 
& anderweit an ihre Bafallen, bie Landesherren, 
verleihen. Hie und da werben aber bie Bergiverfe 
auch ala Zubehör der Grundftüde und bes Grund» 
befißes angefehen. So wird in bem etwa 1235 
verfaßten Sadjenjpiegel in bireftem Gegenfahe 
zu dem kaiſerlichen Regale (liber feud. II, 56) 
auch das ausſchließliche Recht des Grundeigen- 
tümers an allen Foſſilien anerfannt. Letztere darf 
danach ohne den Willen des Grundbeſigers nie= 
mand gewinnen. In derſelben Zeit beitand in⸗ 
deffen an den wichtigften Punkten bes beutfchen 
Bergbaues bereits die Bergbaufreiheit als Iotales 
Gewohnheitsrecht. Wir begegnen ihr zunächſt allent⸗ 
halben. Sie wurde verbreitet von deutſchen Berg- 
Teuten, welde infolge ihrer Tüchtigfeit bei ber zu⸗ 
nehmenben Ausdehnung bes Bergbaues nach allen 
Gegenden berufen wurden. So finden wir bie 
Bergbaufreiheit ſchon in ber Mitte des 13. Jahr- 
hunderts als ein verbreitetes Gewohnheitsrecht in 
Meißen, Mähren und Ungarn. Urkundlich ge⸗ 
feieht der Bergbaufreiheit zuerft Erwähnung in 
dem page dem Biſchof Albrecht von Trient 
und deuiſchen Bergbautreibenden am 24. März 
1185 geſchloſſenen Vertrage, Demzufolge den Berg« 
bautreibenden ber freie Bergbau gegen eine Ab- 
gabe von zwei Talenten geftattet wurde (Fontesrer. 
austr. II, Bd. V, S. 148). Die im Jahre 1208 
auf Anweifung des Biſchofs Friedrich) von Trient 
von den Gewerfen und andern verftändigen 
Männern nad) gemeinem Ratſchlage enttworfene, 
von dem genannten Biſchofe beftätigte und als 
Gefeb verfündete Carta Laudamentorum et 
postarum Episcopi facta in facto Arzenterie 
(68 ift dies die erfte Aufzeichnung der Bergwerks⸗ 
gebräuche und daher das Altefte, allerdings in la⸗ 
teinifher Sprache verfaßte deutfche Berggeſetz) 
bafiert auf der Bergbaufreiheit (abgedrudt bei 
v. Sperges, Tirol. Bergwerksgeſch. 1775, 
©. 267). Dasſelbe gilt von dem durch den König 
Wenzel I. von Böhmen und den Markgrafen 
Ottofar von Mähren für ihr Neid) in den Jahren 
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1249 und 1250 beftätigten Iglauer Bergrecht 
owie von dem in berfelben Zeit durch König 

la IV. für Ungarn eingeführten Schemniger 
Bergrecht; denn biefe Bergrechte find mehr oder 
weniger nur eine Reproduktion ber vorgedachten 
Carta Laudamentorum des Biſchofs Friedrich 
von Trient, 

In Deutſchland kämpften alfo im 13. Jahre 
Hundert das Regal, das Recht des Grunbeigen« 
tümer8 und die Bergbaufreiheit noch um bie Herr« 
ſchaft. Schon durch das unter dem Namen der 
„goldenen Bulle“ bekannte Reichsgeſetz Karls IV. 
vom 9. Januar 1856 wurde inbefien dem Grund« 
eigentümer das Verfügungsrecht über alle in feinem 
Grund und Boben verborgenen Metalle nebft dem 
Salze genommen, ber Grunbeigentümer als folder 
alfo von dem Bergbau ausgeſchloſſen, jo daß wir 
es von da ab nur noch mit zwei Prätenbenten, d. i. 
dem Regal bes Landes herrn und ber Berg. 
baufreiheit, zu thun haben. Demnächſt erfannten 
die Landesherren das Recht des freien Suchens 
nad Mineralien, das Recht des Schürfens und 
das Recht des erſten Finders auf das Bergwerks⸗ 
eigentum an und behielten ſich nur die herge⸗ 
brachten Abgaben und bie Rechte der Polizei⸗ 
hoheit und Gerichtsbarkeit über ben Bergbau vor, 
fo daß die Bergbaufreiheit als urfprüngliches Ge⸗ 
wohnheitsrecht ſchon Ende des 14. Jahrhunderts 
herrſchendes Recht wurde und ſich zum gemeinen 
Recht ausbildete. Unter bem — des Berg · 
regals veränderte ſich aber bie Erwerbung des 
Bergwerlseigentums dahin, daß dasſelbe nicht 
mehr durch die bloße Occupation von dem Finder 
erworben wurde, daß e8 vielmehr bei dem Regal« 
inhaber ober bei der von biejem beftellten Behörbe 
gemutet und von ihr verliehen werben mußte. 
Im Allgemeinen preußifchen Landrecht wurden 
dementiprechend bie Bergbaumineralien als unter- 
irdiſche Schäge der Natur bezeichnet, auf welche 
erſt vom Staate dem Finder ein beſonderes Recht 
verliehen werben mußte. Die Bergorbnung für 
Schleſien und Glatz vom 3. Juni 1769 hat zwar 
dem „Grunbheren“ ein Vorzugsrecht auf alle zum 
Regal gehörigen Mineralien vor fremden Mutern 
noch zugeftanden; dieſes Vorzugsrecht ift aber 
ſchon durch Reffript vom 4. Auguft 1770 und 
Deklaration vom 1. Februar 1790 als mit der 
allgemeinen Bergbaufreiheit und mit dem Ges 
beihen des Berghaus unverträglich dahin einge- 
ſchränkt worben, baß ber erfte finder auf die 
Fundgrube zur Hälfte derſelben berechtigt fein, der 
Grundherr aber, wofern er e8 nad) ergangener 
Aufforderung verlangt hat, zum Mitbau auf die 
andere Hälfte zugelafjen werben foll. Über dieſes 
Mitbaurecht Hatte ſich aber der Grunbbefiger 
binnen drei Monaten nad) ber Aufforderung zur 
Erflärung bei Verluft bes Rechtes bei dem Ober⸗ 
—7* zu erflären. 

ur das Mir in Preußen geltende All- 
gemeine Berggejeg vom 24. Juni 1865 ift 
das Mitbaurecht des Grumbeigentümers für 
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die Zukunft definitiv aufgehoben worden, fo 
daß dasſelbe nad) $ 225 dieſes Geſetzes nur noch 
ba in Anſpruch genommen werben kann, wo die 
Erklärung, mitbauen zu wollen, bereit3 vor dem 
Inkrafttreten des Berggejehes abgegeben worden 
iſt. Nach 81 des preußifchen Berggejehes werben 
nachſtehende Mineralien ſchlechtweg von dem Ber- 
fügungsrecht des Grundeigentümers ausgefchloffen 
Gold, Silber, Duedfilber, Eifen mit Ausnahme 
ber Rafeneijenerze, Blei, Kupfer, Zinn, Zint, Ko— 
balt, Nidel, Arjenit, Mangan, Antimon und 
Schwefel, gebiegen und als Erze, Alaun und Pie 
a Steinkohle, Braunkohle und Graphit, 
Steinjalz nebft den mit bemfelben auf der nämlichen 
Lagerjtätte vorlommenden Salzen und Solquellen. 
Der Anthracit ift eine Species der Steintohlen und 
wird zu benfelben gerechnet. Daß außer dem Stein« 
falze die mit demjelben auf ber nämlichen Lager- 
flätte vorlommenden Salze für Gegenftände des 
Bergwerlseigentums erflärtwerben, entſpricht ledig · 
lich der Natur der Sache, weil erfahrungsmäßig 
über dem Steinſalze Kali», Magnefia- und Boraz« 
ſalze (Rieferit, Carnallit, Staßfurtit u. f. w.) ab» 
gelagert find und überhaupt mit bem Steinfalze 
auf berjelben Lagerftätte vorfommen, ſomit als 
Begleiter des Stein» ober Kochſalzes nur mit dem · 
ſelben gemeinſchaftlich gewonnen werden. — Unter 
Solquellen werden die kochſalzhaltigen Quellen 
verſtanden, aus denen durch Gradierung und Sie⸗ 
dung das Siedeſalz dargeſtellt wird. Der rechtliche 
Charakter ber Solquellen als Bergwerkseigentum 
wird durch bie Art ihrer Benutzung nicht verändert, 
folange fie überhaupt wegen ihres Salzgehalts 
nugbar gemacht werben lönnen. Die Solquellen 
Tonnen daher von dem Beliehenen ebenſo zu Bär 
bern ober zur Darftellung von Mutterlauge benugt 
werben wie zur Probuftion von Siedeſalz. — 
Bezüglich) der Eifenerze ſowie der Stein- und 
Brauntohlen finden indefjen örtliche Ausnahmen 
flatt. Denn e8 verbleiben nach $ 211 des Berg- 
gejeges bie Eiſenerze im gungsrechte bes 
Grundeigentümers: 1. in dem Herzogtume Schle« 
fien und der Grafſchaft Glatz, 2. in Neu-Borpom- 
mern und auf der Infel Rügen, 3. in ben Hohen⸗ 
wir Landen. Nach 8 212 und 218 des 

erggeſetzes und nach dem Geſetze vom 22. Februar 
1869 unterliegen fodann die Stein« und Braun- 
kohlen lediglich dem Verfügungsrechte des Grund« 
eigentümers in nachbenannten Zandesteilen: 1. in 
den vormals zum Königreich Sachſen gehörigen 
Landesteilen der Provinz Sachſen mit Ausfchluß 
der Grafſchaften Mansfeld und Barby und der 
ſtandesherrlichen Gebiete ber Grafen von Stolberg« 
Stolberg und Stolberg-Roßla, 2. in den vormals 
gm Königreich Sachſen gehörigen Landesteilen 

er Provinz Brandenburg, 3. in dem Marfgrafen- 
tum Oberlaufig, 4. in dem —E 
Niederlauſitz mit Einſchluß der Herrſchaft Sonne⸗ 
walde ſowie ber Amter Dobrilugf, Finflerwalbe 
und Senftenberg. Nach Art. 2 der Allerhöchſten 
Verordnung vom 8. Mai 1867, betreffend die 





Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes in das 
Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover find 
in dieſem Gebiete, aljo in der heutigen Provinz 
mnover des preußifchen Staates, aud) das Stein« 
jalz und die mit ihm auf der nämlichen Lager- 
ätte vortommenden Salze und die Solquellen 
— vorbehaltlich der beftehenden Berechtigungen — 


: lediglich dem Verfügungsredhte des Grundeigen- 


tümer8 unterworfen und bilden feinen Gegenftanb 
der bergrechtlichen Verleihung, beren weiter unten 


land mit nur geringen, durch bie 
gebotenen Abänderungen recipiert ift. Inden Für» 
ftentümern Walded und Pyrmont ift e8 durch das 
Geſetz vom 1. Mai 1869 unverändert eingeführt; 
es ſtimmen bamit im wefentlichen überein: das 
Berggefep in Braunſchweig vom 15. April 1867, 
das Berggeſetz von Sadhjen- Meiningen vom 
17. April 1868, das VBerggefeh bes Herzogtums 
Sachſen⸗ Gotha vom 16. Auguft 1868, da8 Berg« 
gefeh von Bayern vom 6. April 1869, das Berg- 
geſeß für das Herzogtum Sachjfen-Altenburg vom 
28. April 1872, das Berggejeß in Elfaß-Lothringen 
vom 16. Dezember 1873 und ebenfo das Berg- 
geleh % effen und für Württemberg von 
1874. Alter ift das öfterreichijche Bergrecht, welches 
auf dem Berggeſetz vom 23. Mai 1854 beruht. 
Es befeitigte die früher beſtandenen verſchiedenen 
Bergordnungen für die einzelnen Teile der Dion- 
archie. Im Frankreich befteht feit 1810 (rev. 
27. Juli 1880) ein Konzejlionsigftem ohne An» 
ſpruch des Muters auf Verleihung, in England 
beruht das Recht zum Bergbau nur auf Te 
Vereinbarung zwilhen Grunbeigentümer (lord) 
und Unternehmer (adventurer). 

In Deutichland befteht gegenwärtig volle Berg- 
baufreiheit, d. h. Trennung bes Bergbaues 
von den übrigen Bodennußungen. Aud die von 
Staatöwegen geübte wirtſchaftspolizeiliche Aufficht, 
Be gegen Raubbau, wurde befeitigt. Die ie 

gbau gehörigen und dadurch aus dem Der- 
ug — des Grunbeigentümers ausgeſchloſſe⸗ 
nen Mineralien find gar nicht integrierende Be⸗ 
flandteile des Grundeigentums, Yonbern De 
ftändige, von dem Grund und Boden unterjchiebene 
Saden. Das Auffuchen der unterirbifchen Lager- 
ftätten derfelben zum Zwecke der Erlangung des 
Bergeigentums, d. i. das Schürfen, iſt unter 
Befolgung ber Vorfchriften des Berggeiehes einem 
jeben geftattet. Früher war dazu noch Einholung 
eines Schürffcheing erforderlich. Nach dem Berg- 
gefeße bebarf e8 ber Regel nach des Schürfſcheines 
nicht. Das Recht zum Schürfen ift vielmehr allein 
von ber Einwilligung des Grundeigentümers ab« 
hängig gemacht. Nur im alle der Weigerung des 
Srundeigentümers enticheibet da8 Oberbergamt 
durch einen Beſchluß darüber, ob und eventuell 
unter welchen Bebingungen die Schürfarbeiten 
unternommen werben bürfen. Der Grundeigen- 
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tümer ſelbſt fann aljo ohne weiteres auf feinem 
Grund und Boden ſchürfen; jeder dritte muß vor⸗ 
ber zunächſt dieferhalb den Grunbeigentümer an⸗ 
gehen und fich mit demſelben über die Geftattung 
der Schürfarbeiten gütlich verftändigen. Kommt die 
Einigung nicht zu ſtande, dann erteilt das Ober« 
bergamt im Falle ungefeglicher Weigerung ſeitens 
des Grunbeigentümers eine amtliche Schürfermãch · 
tigung. Dadurd) wirb die vom Grunbbefiger ver⸗ 
weigerte Erlaubnis zum Schürfen erfeßt. — Das 
Scürfen ſelbft f aber auf öffentlichen Plaͤtzen, 
Straßen und Eifenbahnen fowie auf Friedhoͤſen 
unbedingt unterſagt. Es ift dies ein abſolutes 
Bolizeiverbot, dem fich jeder Schürfer fügen muß, 


auch wenn er von dem Grunbeigentümer, 3.8. ber | bi 


Gemeinde, bie Erlaubnis zur BormahmeberSchürf- 
arbeiten erhalten haben jollte. Auch der Eigentümer 
bat dieſes Verbot zu refpektieren. Ferner darf unter 
Gebäuden und in einem Umkreiſe um biefelben bis 
zu 200 Fuß, das find 62,8 m, in Gärten und 
eingefriebigten Hofräumen nicht gejchürft werben, 
& Mi denn daf ber Grundbefiger feine ausdrüd- 
liche Einwilligung dazu erteilt hat. Hier liegt alfo 
fein abfolutes Verbot vor, fonbern nur eine Ein« 
ſchränkung des Rechts zum Schürfen auf frembem 
Grund und Boden im Interefje des Grumbeigen« 
tümers. Will ber Grundbefiger ſelbſt ober ein 
anderer mit feiner Genehmigung ſchürfen, fo fann 
das auch unter Gebäuden und in beren Nähe, in 
Gärten und Hofräumen ohne weiteres erfolgen, 
ohne daß es einer Ermächtigung ſeitens ber Berge 
behörbe bebarf. Hingegen ift der Grundeigentümer 
befugt, in diefen Fällen die Erlaubnis zum Schür« 
fen ohne weiteres zu verfagen. Er braucht Die Be⸗ 
ſchãdigung feines Gehöftes und Gartens ebenſo⸗ 
menig zu dulden wie bie Zerftörung und Unter« 
grabung feiner Gebäude. Seinen Einſpruch muß 
auch die Bergbehörbe rejpeftieren und in biefem 
Falle die nachgefuchte Schürfermädtigung un« 
bebingt verjagen. In allen andern Fällen muß ber 
Grundbefiger, er ſei Eigentümer ober Nupungs- 
berechtigter, das Schürfen geftatten. Andernfalls 
erhält ber Schürfer Schürfermächtigung vom Ober« 


Bergen 

a8 Recht zum Schürfen auf fremdem Grund 
und Boden, — es bon dem Grundeigentümer 
geftattet ober auf deſſen Weigerung durch oberberg ⸗ 
amtliche Schürfermächtigung eingeräumt fein, laſtet 
auf dem Grund und Boden als ein bingliches 
Recht. &3 Harakterifiert ſich als jubjektin perjön« 
liche und objeftiv dingliche Servitut. Das Schürf · 
recht ſteht zumächit dem Schürfer ſelbſt zu; es ift 
aber nicht Berfonalfervitut in dem Sinne, daß es 
an die Perfon des Schürfers etwa gefnüpft wäre 
und mit deijen Tode gar erlöfche; e8 kann vielmehr 
von dem Schürfer anberweit abgetreten und im 
Wege der Geffion veräußert werden. Der Schürfer 
kann aud) von Todes wegen darüber verfügen. 
Hat er e8 nicht gethan, dann geht e8 mit dem Tode 
des Schürfers als zu deſſen Nachlaß gehörig ohne 
weiteres durch Erbgang auf befien Erben über. 


Bergmejen. 
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Als objektiv dingliche Servitut lann e8 gegen jeden 
iger geltend gemacht werden. Zur Begründung 
der Dinglichfeit bedarf es der Eintragung bes 
Schürfrechts in das Grundbuch nicht. Es ift und 
bleibt auch ohne Eintragung als Laſt derart zu 
Recht beftehend, daß es nicht bloß dem bie Serpitut 
beftellenden Eigentümer, ſondern auch befjen ar? 
nadhfolger gegenüber ausgeübt werben kann. Es 
geht aljo beim Verkauf und auch bei der Zwangs- 
verfteigerung (Subhaftation) des Grundftüds als 
Laſt ohme weiteres auf ben Käufer bezw. den Er⸗ 
fleher über, auch wenn es im Grundbuche nicht 
eingetragen geweſen und felbft dann, wenn Käufer 
bezw. Erfleher davon überhanpt feine Kenntnis 
atten. Das Schürfrecht ift ſodann infoweit aus - 
ſchließlich, al dem Schürfer eine beflimmte Grund» 
fläche zur Bearbeitung eingeräumt ift. Auf dieſer 
Grundfläche darf ein anderer nach demjelben 
Metalle nicht ſchůrfen, wohl aber ift der Grund⸗ 
eigentümer berechtigt, auf feinem Grund und 
Boden beliebig nach denſelben Mineralien fo 
en zu ſchürfen als Durch andere ſchürfen 
u laffen. 
k Das Schürfen Hat nur das Auffuchen der unter« 
irdiſchen Mineral · Lagerſtätte zweds ber demnachfti · 
g Erwerbung des Bergwerlseigentums zum 
genftande. Durch das Auffinden bes Minerals 
und deſſen Befigergreifung wird das Bergwerks⸗ 
eigentum als ſolches nad) bem preußifchen Berg« 
geſetz noch nicht erworben. Der Schürfer erwirbt 
vielmehr nur an dem gefuchten und wirklich ger 
förderten, d. b. zu Tage gehobenen Mineral das 
Eigentum; alle übrigen bei der Schürfarbeit ge» 
wonnenen Mineralien werden infolge ber 208= 
trennung von Grund und Boben Eigentum bes 
Grundbeſitzers. An der aufgefunbenen Lagerftätte 
erwirbt der Schürfer durch das Finden und aud 
die Befigergreifung noch fein Bergwerlseigentum 
vielmehr ift nad) dem preußifchen Berggejeh zum 
Erwerb desjelben unumgänglich notwendig: bie 
Mutung nebft oberbergamtlicher Verleihung, 
d. i. das dom finder bei dem Oberbergamt ober 
dem fubflituierten Revierbeamten anzubringende 
Geſuch um Verleihung des BergmwerkBeigentums 
an bem gefuchten umb gefundenen Mineral in 
einem gewiſſen den Fundpunkt einfchließenden 
Felde (Brubenfeld). Der Muter hat das Recht: 
1. in den Streifen Stegen und Olpe bes Regierungs» 
bezirls Arnsberg und in den Kreifen Allenkirchen 
und Neuwied des Regierungsbezirks Koblenz ein 
Feld von 25000 Quadrat.Lachtern, 2. in allen 
übrigen Lanbesteilen, alfo auch in Schlefien, ein 
Selb bis zu 500 000 Duabrat-Lachtern zu ber» 
langen. Das begehrte Feld kann verſchiedenen 
Eigentümern gehören, e8 muß aber den Fundpunkt 
in fi) ſchließen, eine zufammenhängenbe Fläche 
bilden und bürfen je 2 Bunkte ber Begrenzung bei 
25 000 Quadrat · Lachtern nicht über 500 Lachter 
und bei 500000 Quadrat ⸗ Lachtern nicht über 
2000 Lachter voneinander entfernt liegen. Nach 
den Bekanntmachungen der Oberbergämter find: 
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25000 Q.·Lachter = 109450 qm, 
500 000 Q.-Qadhter —= 2189 000 qm, 
500 Vachter = 1062 m, 
2000 Safer = 41848 m 


Beim Muten und bei Verleihung des Berg« 
werfseigentums fommt auch noch da8 Findrecht, 
d. i. das Recht des erjten Finders, in Betracht, 
welches darin befteht, daß der Finder als folder 
mit feiner Mutung denjenigen Mutungen vorgeht, 
welche in der Zeit zwijchen feinem Funde und der 
Einlegung der Mutung zur Präfentation gelangen. 
Die Ausübung des Findrechts ift aber an bie Frift 
von einer Woche gefnüpft. Hierauf bezüglich ver 
ordnet der 824 des Berggejehes: „Wer auf eigenem 
Grund und Boden oder in feinem eigenen Gruben« 
gebäude oder durch Schürfarbeiten, welche nad) 
Vorſchrift des Geſetzes unternommen find, ein 
Mineral auf feiner natürlichen Ablagerung ent« 
dedt, hat als Finder das Vorrecht vor andern, 
nad) dem Zeitpunkt feines Fundes eingelegten 
Mutungen.” Hiernach gelten als bevorredhtigte 
Zinder: 1. wer durch geieglich vorgenommene 
Schürfarbeiten ein Mineral auf feiner natürlichen 
Ablagerung entdedt; 2. wer auf eigenem Grund 
und Boden findet, ohne Rüdficht darauf, ob fein 
Fund fi) auf vorgängige Schürfarbeiten gründet 
oder ein zufälliger ift; 3. wer im feinem eigenen 
Grubengebäude findet, aljo namentlich eine Mine- 
tallagerftätte anfährt, auf welche noch fein Berg« 
werfeigentum erworben ift. 

Der Grundeigentümer hat aljo das Schürfen, 
d. h. das Suchen nad Mineralien auf feinem 
Grund und Boden durch die Schürfer, in der 
Regel zu dulden. Nach eingelegter Mutung und 
erfolgter Verleihung des Bergwerfseigentums an 
den Muter hat diefer in feiner Eigenſchaft als 
Bergwerfseigentümer die ausſchließliche 
Befugnis, das in der Verleihungsurkunde benannte 
Mineral in dem ihm verliehenen Grubenfelde 
aufzuſuchen und zu gewinnen, fowie alle hierzu 
erforderlichen Vorrichtungen unter und über Tage 
zu treffen. Die Befugnis erftredt ſich auch auf 
innerhalb des Feldes belegene frühere Berghalben. 
Zu Anlagen unter Tage ift der Bergwerfdeigen- 
tümer innerhalb feines Feldes ohne weiteres 
ermächtigt, auch wenn er Dabei über Beſtandteile 
des Grund und Bodens verfügt, die nicht in feinem 
Bergwerlseigentum begriffen find. Die Errich⸗ 
tung von Anlagen über Tage ſetzt hingegen, wenn 
der Bergwerlseigentümer nicht zugleich Grund⸗ 
eigentümer iſt, die vorherige Grundabtretung 
feitens des Grundbeſitzers voraus. — Der Berge 
werfgeigentümer iſt auch befugt, die durch den 
Betrieb des Bergwerls gewonnenen, nicht unter 
das Bergregal fallenden Mineralien, aljo 3.2. 
Kalkfteine, zum Zwede feines Betriebes ohne 
befondere Entihädigung des Grundeigentümers 
zu verwenden. Soweit die Verwendung nicht 
erfolgt, ift der Bergwerkseigentümer verpflichtet, 
dergleichen Mineralien dem Grundeigentümer auf 
deſſen Verlangen gegen Erftattung der Förberungs= 


Bergweſen. 
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loſten herauszugeben. Die Frage wegen Ver— 
wendung oder Herausgabe von dergleichen mit⸗ 
are Mineralien gehört zu gerichtlicher 
nticheibung. — Dem BergiwerfBeigentümer fieht 
endlich auch die Befugnis zu, die zur Aufbereitung 
feiner Bergerzeugniſſe erforberlihen Anftalten zu 
errichten und zu betreiben. Unter „Aufbereiten“ 
verfteht man nur die mechaniſche Zerfleinerung 
der gewonnenen Mineralien. Aufbereitungs- 
anftalten find daher nur diejenigen Anftalten, 
welche von dem Bergiwerkgeigentümer zur mecha⸗ 
nischen Zerfleinerung und zu einer 510f mechani= 
I Veränderung ber in bem beftimmten Gruben« 
jelde gewwonnenen Mineralien errichtet werden. 
Es unterliegen nur diefe Anftalten dem Berg- 
gefege, nicht aber auch alle andern, zur weiteren 
Verarbeitung der Bergwerlsprodukte beftimmten 
Anftalten. Diefe die chemiſche Umfegung der 
gewonnenen Mineralien bezwedenden Anftalten 
ehören zu den Hüttenwerfen. Nach den älteren 

erggeſehen wurden auch fie zu den bergmänni« 
ſchen Nebenanlagen gezählt und fand deshalb 
früher die Berggejegebung auch auf die Hütten- 
werke Anwendung. Es wurde namentlich noch 
nad) dem Allgemeinen preußiſchen Landrecht auch 
ur Anlage von Hüttenwerfen das Recht zur 
epropriafton ebenſo wie für die eigentlichen 
Bergwerlganlagen und Aufbereitungsanftalten 
gegeben. Durch das Geſetz vom 10. Juni 1861 
wurden jebod) die Hüttenwerle aus dem Bereiche 
ber Berggejehgebung ausgeſchieden und ben Ge- 
werbegejeben unterworfen, umd dies mit Redht, 
weil der Hüttenbetrieb meift nicht mehr von dem 
Bergwerksbeſitzer, jondern als ein eigenes Ge⸗ 
werbe von bejondern Unternehmern betrieben wird, 
und weil die Hüttenanlagen nicht mehr Zu- 
behörungen der Bergwerfe, fondern eigene, auf 
die Verarbeitung der Produkte vieler Bergmwerfe 
eingerichtete Anlagen find. Auch das Allgemeine 
Berggeſetz vom 24. Juni 1865 erftredt deshalb 
feine — nur auf die Aufbereitungs · 
anftalten, d. h. Diejenigen Anftalten, welche die 
mechanifche Zerfleinerung der von dem Berg- 
werkseigentümer auf feiner Grube gewonnenen 
Mineralien bezweden. 

Über die Grundabtretung und die Ente 
ſchädigung des Grundeigentümers gilt 
folgendes: Iſt für den Betrieb des Bergbaues, 
und zwar zu den Grubenbauen jelbft oder zu den 
Halden⸗, Ablader und Niederlageplägen, Wegen, 
Eifenbahnen, Kanälen, Mafchinenanlagen, Waſ⸗ 
ferläufen, Zeichen, Hilfsbauen, Zechenhäufern 
und andern für Betriebszwede beftimmten Tage» 
gebäuden, Anlagen und Vorrichtungen zu den 
| bereits erwähnten Aufbereitungsanftalten ſowie 
au Solleitungn und Solbehältern die Beuutzung 
eines fremden Grundftüds notwendig, jo muß 
der Grundbefißer, er fei Eigentümer oder Rugungs« 
berechtigter, dasjelbe an den Bergwerlsbeſiher ab» 
treten. Dies verordnet der 8 135 des zaadan: 
Die Abtretung darf nad) $ 136 desfelben Geſehes 
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nur aus überwiegenden Gründen des öffentlichen 
Interreſſes verfagt werden. Zur Abtretung des 
mit Wohn, Wirtſchafts- oder Fabrikgebaͤuden 
bebauten Grund und Bodens und der damit in 
Verbindung ſtehenden eingefriedigten Hofräume 
Tann aber der Grundbeſitzer gegen feinen Willen 
niemals angehalten werden. Die Billigfeit und 
das allgemeine Rechtöbewußtfein gebieten e8, daß 
der Grundeigentümer für ben durch den Bergbau 
feinem Befige und Nubungsredhte, ja auch feinem 
Eigentum entzogenen Grund und Boden Ent ⸗ 
Häbigung erhält. Die Entſchädigung oder Gegen» 
leiftung ift obligatorife). Die Verbindlichfeit wird 
— dom juriftifchen Geſichtspunkte betrachtet — 
durch einen Vertrag begründet, der zwifchen dem 
beeinträchtigten Grunbeigentümer und bem Berg« 
eu entweber gütlih zu flande kommt 
oder in glung gütficher Einigung durch die 
DVerwaltungsbehörden ergänzt, juppliert wird. Der 
Orundeigentümer ift nämlich zur Hingabe und 
Abtretung jeines Grund und Bodens zu Zwecken 
des Bergbaued etc verpflichtet. Dadurch 
wirb wiederum den Vergwerföbefigern das Recht 
% Vertragsichließung verliehen. Sind 

igentümer nur Befig und Nutzungsrechte ent 
zogen, fo fällt das Vertragsverhältnis unter ben 
Begriff des Pachtvertrags. es fi da ·⸗ 
gegen um Grundabtretung, dann haben wir es 
mit einem Raufvertrage zu hun. Verpächter bezw. 
Verkäufer ift der Grundeigentümer, Pächter bezw. 
Käufer Hingegen der Bergwerfsbefiger. Der Be 
trag der von letzterem zu gewährenden Gegen- 
leiftung, der Pachtzins oder der Kaufpreis, wird 
in Ermanglung gütliher Einigung durch das 
Urteil der Berwaltungsbehörben oder der richter- 
Tihen Iuftang feftgeftellt. Das Urteil if ein 
— es vertritt die Stelle des Vertrags 
lbſt. 

Die Entſchädigungs frage als ſolche wird 
durch das Berggeſeß in einer für ben Grund⸗ 
eigentiimer leineswegs ungünftigen Weiſe geregelt. 
Es handeln barüher die S8 6, 7, 187, 138 und 
139 des Berggefebes. Nach den Vorfchriften dieſer 
Paragraphen tft ſowohl der Schürfer als auch ber 
Bergiwerlseigentümer verpflichtet, dem Grund- 
befiger für die entzogene Nubung jährlich fogar 
im voraus vollftändige Genugthuung zu leiften 
und das Grumdftüd nad beendigter Benupun; 
a u Für den Fall ber Rückgabe iſt der 

rgiwerläbefiger zur Wieberherftellung in ben 
vorigen Stand nicht verpflichtet. Tritt durch die 
Benugung abereine Wertverminderung des Grunb« 
ftüdes ein, fo muß der Bergwerksbeſitzer bei ber 
NRüdgabe ben Minderwert erſetzen. Der Eigen- 
Fer = — — en Se 
jorbern, er Ber h en Min- 
berwert zu erſetzen, ee des Grund- 
Rüds erwirbt, ihm das Grundftüd ablauft. Der 
Grundeigentümer hat alfo unter allen Umftänden 
zu beanfpruchen: 1. die jährlich praenumerando 
zu zahlende vollftändige Entſchädigung für die 
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entzogenen Nugungen, 2. bei ber Nüdgabe bes 
Grundftüds nach feiner Wahl entweber den Grund · 
flüdsmindermwert, ober er beläßt das Grundftüd 
dem Bergwerldeigentümer und übereignet ihm 
dasſelbe definitiv für einen Preis, fogar nad) dem 
außerorbentlichen Werte. Für die vom Schürfer 
und nel: zu leiftenden Verpflichtungen 
kann der Grundbe er auch vorweg bie Beftellung 
einer angemefienen Kaution verlangen. Diefe Be 
ftimmung ift für die Gern überaus wichtig, 
denn es Tann in Anbetracht der Bergbaufreiheit 
jeder, aljo au ber Schnorrer und Schwinbler, 
ürfen und Bergmwerfäeigentum erwerben; der 
Grundbefiger wird daher Mlug handeln, wenn er, 
um eventuell nicht leer auszugehen, von Perfonen, 
deren Zahlungsfähigleit irgend zweifelhaft ift, die 
Nieberlegung der Kaution verlangt und das Schür- 
fen und Bauen auf feinem Grund und Boden über« 
haupt nicht eher geftattet, als die Kaution geftellt 
if. Wenn feftfteht, daß die Benutzung des Grund» 
flüds länger als drei Jahre dauern wird, oder 
wenn die ung nad) Ablauf von drei Jahren 
noch fortdauert, fo kann der Grundeigentümer 


B 


bem | verlangen, daß der Bergwerfsbefiger das Eigen« 


tum des Grundflüds erwirbt. Wenn ein Grund» 
ſtück durch die Abtretung einzelner Teile fo zer⸗ 
ftüdelt werben würde, daß die übrig bleibenden 
Zeile nicht mehr zwedmäßig benußt werben 
tönnten, jo muß auch für Ießtere die jährliche Ent- 
ſchadigung auf Verlangen des Grunbbefigers von 
dem Bergwerlsbeſiher geleiftet werben. linter . 
diefer Vorausſetzung kann der Eigentümer eines 
ſolchen Grundftüds auch verlangen, daß der Berg« 
werlsbefiger das Eigentum des ganzen Grund« 
ſtüds erwirbt. Wenn in der folge das Grund» 
ftüd zu dem Zwede des Bergbaues entbehrlich 
wird, jo finbet wegen der zum Zwedce des Berge 
baubetriebes veräußerten Teile ein Borkaufs- und 
Wiederlaufsrecht flatt. Dasselbe fteht dem zeitigen 


runde | Eigentümer des durch die urjprüngliche Ver⸗ 


äußerung verfleinerten Grundſtüds nad} denfelben 
Grunbfägen zu, welche in biefer Beziehung den 
Eiſenbahngeſellſchaften gegenüber gelten. 

Neben der Entihädigung für den zum Berg« 
baubetriebe abgetretenen Grund und Boden kommt 
ferner noch der Schaden in Betracht, welchen ber 
Bergbau dem Grundeigentum als ſolchem und 


9 | defien Zubehörungen zufügt (bergbauliche Be⸗ 
“ 


ädigungen). werksbeſiher müffen 
auch diefen Schaden erfeßen. Der 8 148 des 
Berggeſetzes verordnet hierauf bezüglih: „Der 
Bergwerksbefiker ift verpflichtet, für allen Schaden, 
welcher dem Grundeigentum oder deſſen Zubehö- 
rungen durch den unterirbifch ober mittels Tage» 
baues geführten Betrieb des Bergwerls zugefügt 
wird, vollftändige Entſchädigung zu leiften ohne 
Unterjchied, ob der Betrieb unter dem beichädigten 
Grundftüde ftattgefunden hat oder nicht, ob die 
Beſchãdigungvon dem Bergwerfsbefiker verſchuldet 
ift und ob fie voraußgefehen werben konnte oder 
nit.” Die Grumdbefiger haben alſo eine Ent- 
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Beige durch Diefe Wafler- es Verbot gegı 


— ie Edenfo Rn er für Berjen- find fie nicht bercäfigt. 


fungen ber gen = 
den fu der Gebäude Schadenerſ⸗ 

dann zu leiſten, wenn dieſe dem © * 
tümer nachteiligen Ereigniſſe gegen alle Bere. Ein 


gleichviel egn 
eines Brumnens, bie Berfenkung der Erdoberfläche 
und die Schädigung der Gebäude eine unmittel- 
bare oder nur mittelbare Folge bes Bergbaues ift. ı 
— Der Entftehungsgrund der Verpflichtung zum 
Scadenerfaß liegt allein in der Thatfadhe der, 
Seisabinm als folder. Die Verbindlichkeit 
ſelbſi wird eriftent mit dem Augenblide der 
Schadenszufügung. Der Augenblid der Entftehung 
des Schadens entſcheidet auch über Die Perfon des 
Verpflichteten, jo daß der Anſpruch gegen den« 
jenigen zu richten ift, welcher zur Zeit der vor« 
gefommenen Beihädigung Beſitzer des Berg 
werles ift — war. Auf den Zeitpunkt, in 
welchem ber Betrieb geführt wurde, durch 
ben bie zeihäbigung verurfacht ift, fommt e8 
dabei nicht an. Wenn alfo in einem außer Be- 
trieb befindlichen Felde durch das Zufammen- 
brechen der vor fünfzig Jahren geführten Gruben- 
baue Tagebrüche entftehen, fo ift doch der gegen- 
wärtige Bergwerfsbefiger zum Schadenerſatz 
verpflichtet und nicht derjenige bezw. der Rechts- 
nachfolger desjenigen, von dem da8 Bergwerk vor 
or ig Jahren betrieben wurde. — Sodannmuß die 
hädigung als folche eine vollftändige fein. Der 
— erhält alſo auch für zufällige Grund 
ſchaͤden den Erfaß des gefamten Schadens und des 
entgangenen Gewinnes. Der Schadenerſatz ſelbſt 
iſt nach den —S geſetzlichen Vorſchriften 
zu leiſien. Iſt ur ben Betrieb 
zweier ober ne werle verurfacht, fo find 
nach 8 149 des Bergpelehes die Befiger diejer 
Bergwerke gemeinschaftlich, und zwar zu gleichen 
Zeilen, zur Entſchadigung verpflichtet. 
Ra 3 ift nad) 8 150 des Berggefehes der 
Bbefiger nicht zum Erfah des Schadens 
aeg welcher an Gebäuden ober andern 
Anlagen burch ben Betrieb des Bergwerles ent- 
fleht, wenn ſolche Anlagen zu einer Zeit errichtet 
worden find, wo die denfelben durch den Bergbau 
drohende Gefahr dem Grundbefiger bei Anwen⸗ 
dung —— Big erffamteit nicht unbelannt 
bleiben konnte. denerfaß wird in dieſem 
Falle durch das — ehen bes 
bauers ber Gebäude ober fonftigen Anlagen auß- 
ſchloſſen. Es muß aber ein wirklich grobes Ver« 
Pe ‚ben bei ber Errichtung obgemwaltet haben, wenn 
der Erbauer bes Anfpruches auf Entſchädigung 


! * das Berbot als las 3 zu 
it er aber dennoch, dann hat —— 
* — für den Einſturz der 
je begründete Warnung ergiebt ee ein 
Verſehen desjenigen, der fie mißachtet. 
iA dureh eine ſolche War- 
nung mit der drohenden Gefahr befannt gemacht. 
Das, worauf er ausdrüclich aufmerffam gemadjt 
ift, Tann feiner — nicht entgehen. Im 
Falle der Warnung feitens des beſitzers 
greift alfo die Beftimmung des 8 150 unbedingt 
Platz, —— — daß die Warnung begründet 
war. War aber die Warnung unbegründet, zur 
| Zeit der Anlage alfo feine Geht der Ferförnung 
vorhanden und iſt —— durch einen umbor« 
—— Zufall jpäter eine Beihäbigung 
durch den Bergbau eingetreten, jo bat die unbe» 
— Warnung nicht den Erfolg, den Ent- 
ſchädigungsanſpruch auszufchließen. "ruf übri« 
gens wegen brohender Gefahr die Errichtung von 
Anlagen und Gebäuden unterbleiben, fo kann 
der Grunbbefii Vergütung ber WertSiminderung, 
welche fein Grundftüd dadurd etwa erleibet, 
forbern. Er verliert aber nach 8 150 (am Schluß) 
diefen Anſpruch, wenn fi) aus den Umftänden 
ergiebt, daß bie Abſicht, ſolche Anlage zu errichten, 
nur kundgegeben wird, um jene Vergütung zu er= 
sielen. Hat ber Srundbefißer vor der Warnung 
ohne Wiſſen von der Gefahr, alfo in 
Glauben auf die in Ausfiht genommene 
flelle bereit$ Baumaterial angefahren , über- 
haupt zu dem projeftierten Bau bereits Bau⸗ 
material angelauft und MER dann hat er auch 
diejerhalb Anſpruüche auf Schadenerfag. 

Das Grimdeigentum hat übrigens in Preußen in 
neuefter Zeit dem Der im Intereffe 
des Bergbaues weitere onzeffionen machen müffen, 
indem die preußifchen gen betreffend die Ber- 
teilung der Öffentlichen Laſten bei Grundſtücks- 
teilungen und die Gründung neuer Anfieblungen 
in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pom ⸗ 
mern, Poſen, Schleften, Sachſen und Weftfalen 
fowie in der Provinz Hannover, in ber Propinz 
Schleswig-Holftein und in der Provinz Heffen- 
Naffau vom 25. Auguft 1876, 4. Juli 1887, 
13. Juni 1888 und 11. Juni 1890 durch ein 
Gefeß vom 16. September 1899 dahin ergänzt 
worden find, daß die Unfieblungsgenehmigung 
verfagt werben kann, wenn gegen die Anfieblung 
von dem eines Bergwerls, welches unter 
dem zu befiebelnden Orunbitüd ober in befien Nähe 
belegen ift, Einfpruch erhoben und durch That- 
** begründet wird, welche die Annahme recht⸗ 

g 
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in abjehbarer Zeit Beſchädigungen der Ober« 
fläche bes zu befiedelnden Grundftüdes eintreten 
können, denen im Interefje der perjönlichen Sicher- 
heit und bes Öffentlichen Verkehrs durch bergpoli« 
zeilich anzuordnendes Stehenlafjenvon Sicherheits« 
pfeilern vorzubeugen fein würde, b) daß die wirt» 
ſchaftliche Bedeutung des uneingelchränften Ab⸗ 
baues ber Mineralien die der Anfieblung über- 
wiegt. Jene fogen. Anftedlungsgejege verordnen 
nämlich), daß derjenige, welcher außerhalb einer 
im Zufammenhange gebauten Ortſchaft ein Wohn⸗ 
haus errichten oder ein ſchon vorhandenes Gebäude 
zum Wohnhaufe einrichten will, dazu einer von 
der Ortspoligeibehörde zu erteilenden Ans 
fiedlungsgenehmigung bedarf, und daß Ießtere ver⸗ 
fagt werben Tann, wenn gegen die Anfieblung von 
dem Eigentümer, dem Nußungs« und Gebraudhs« 
berechtigten oder dem Pächter eines benachbarten 
Grundftüds ober von dem Borfteher des Gemeinde⸗ 
ober Gutsbezirks, an welche dasſelbe angrenzt, 
Einfpruch erhoben und durch Thatfachen begründet 
wird, welche die Annahme rechtfertigen, daß 
die Anfiedlung den Schuß der Nutzungen benach« 
barter Grundftüde aus dem Feld- und Gartenbau, 
aus der Forftwirtichaft, der Jagd oder der Fiſcherei 
gefährben werde. Die erhobenen Einfprüche find 
von der Ort8polizeibehörde, geeignetenfalls nad) 
Anhörung derjenigen, welche fich anſiedeln wollen, 
und aud) berjenigen, welche gegen die Anfiedlung 
Einſpruch erheben, fowie nad Aufnahme bes 
Beweifes zu prüfen. Wird die —— 
genehmigung auf Grund erhobener Einſprüche 
verſagt, dann kann das betreffende Grundſtück 
mit Wohnhäuſern nicht bebaut werben; denn es 
darf vor Aushändigung der Anfied- 
Iungsgenehmigung die polizeiliche Bau⸗ 
erlaubnis überhaupt nicht erteilt werben. Die 
genannten rang all ſchließen fomit einen 
nicht unerheblichen Eingriff in die Eigentums« 
rechte der Grundbeſitzer ſeitens der nachbarlichen 
Beſiher in ih. Das bie Anfiedfungegefehe er⸗ 
gãnzende neue Geſetz vom 16. September 1899 
hat die Eingriffe in die Eigentumsredhte der 
Grundbefiger noch vermehrt, indem e8 auch dem 
Bergwerfsbefiger den oben mitgeteilten Einſpruch 
gegen neue Anfiedlungen eingeräumt hat. 
Zu diefem Gingriff glaubte man deshalb 
fchreiten zu müſſen, weil bi8 dahin der Gefähr- 
dung der Sicherheit der ftetig wachſenden Zahl 
der Häufer in den Montaninduftriebezirten und 
ber in ſoichen Häufern wohnenden oder aus andern 
Gründen bort verfehrenden Perfonen nur im 
Wege der Polizeiverordnung und nur auf bie 
Weile vorgebeugt werben konnte, daß zum Schuhe 
folder Häufer das Stehenlafien von m Sicdher« 
—2 angeordnet wurde. Das — 
jolcher Pfeiler Hatte wieder zur Folge, daß die 
unter dem zu ſchützenden Gebäude anſtehenden 
Mineralien vollſtändig vom Abbau und ber Ge- 
winnung ausgejhlofien wurden. Dadurch hatte 
namentlich ber oberſchleſiſche Bergbau jehr große 
Staatslexiton. I. 2. Aufl. 
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Verlufte zu erleiden, weil dort die Kohlenflöge 
eine ſolche Mächtigkeit Haben, daß — ganz abges 
ſehen von großen, ſich bis zur Oberfläche forte 
pflanzenden Spalten und Riſſen — der bolls 
fländige Zufammenbruch der durch die Gewinmung 
der Kohlen im Innern der Erde entftandenen, ger 
waltigen Hohlräume flattfindet und die Gebäude 
zu Bruche gehen. Bei der zunehmenden Tiefe des 
Kohlenabbaues haben die Sicherheitäpfeiler immer 
größere Dimenfionen annehmen müffen, um einen 
wirffamen Schuß für die an der Oberfläche lie⸗ 
genden Gebäude herbeizuführen, fo daß z. B. im 
oberſchleſiſchen Bergrevier für ein einziges, allein« 
flehendes Haus von 20 qm Grundfläche eine 
Kohlenmenge ftehen bleiben mußte, welche einen 
Wert von 3680000 Mark repräfentiert. Die 
Verluſte, welche durch die Sicherheitspfeiler bis 
dahin ſchon eingetreten find, und wie fie mit der 
fortichreitenden Anfieblung in den Montanbezirten 
an Umfang weiter zunehmen müßten, find daher 
fo enorm, daß die Befeitigung der Sicherheits- 
pfeiler durch Geſetz angezeigt erjchien, und zwar 
nicht bloß im Interefie der Bergwerfäbefiger, denen 
übrigens das ſtaatsſeitig anerfannte Recht, das 
ihnen verliehene Mineral nicht bloß aufzufuchen, 
fondern aud) zu gewinnen, nicht verfümmert wer⸗ 
den darf, fondern auch aus dem gewichtigen flaat« 
lichen Interefje der Nichtſchmãlerung des Nationale 
bermögens. 

Der Beſi eines Bergwerls kann aljo 
tünftighin außer in den Rheinlanden, in welchen 
das Anfieblungsgejeß nicht gilt, in allen Pro» 
bingen des preußijchen Staates gegen die Be— 
fieblung, d. h. Bebauung mit Häufern der über 
dem Bergwerle oder in deſſen Nähe belegenen 
Grundftüde mit Erfolg Einfpruch erheben, alfo eine 
verfuchte Anfiedfung verhindern, er muß aber, 
wenn fein Einſpruch für begründet erachtet und 
auf Grund des erhobenen Einſpruchs die Ge= 
nehmigung zur Anfiedlung verjagt wird — und 
das wird in ber Regel der fein —, dem 
Grundeigentümer den demjelben durch bie Ver⸗ 
Tagung der en erwachfenden 
Schaden nad) Inhalt des ka er Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 3 — er Einſpruch iſt von 
den Bergwerksbeſitzern bei ber zuſtändigen Orts- 
polizeibehörde einzulegen. Letziere hat darüber 
als erfte Inftanz nach Einholung einer gutachte 
lichen Außerung der Bergpolizeibehörde (alſo des 
Revierbeamten) = enticheiden. NE bie Zu⸗ 
rüdweifung des Einſpruchs, weil die Bergpolizei⸗ 
behörbe das Stehenlafjen von Sicherheitspfeilern 
nicht für notwendig erachtet, fo unterliegt ber Be⸗ 
Pt der Ortspoligeibehörbe feiner weiteren An⸗ 
echtung. 


Nach $ 151 der Berggeſetzes müſſen aber alle 
Anfprüche auf Erſatz eines Durch den Bergbau ver= 
urſachten Schadens, welche fi} nicht auf Vertrag 

nden, von dem Beichädigten „innerhalb drei 

jahren”, nachdem das Dajein und der Urheber 
des Schadens zu feiner Kenntnis gelangt find, 
27 
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durch gerichtliche lage geltend gemacht werben, 
wibrigenfalls fie verjährt find. Diele kurze Ber- 
jährung greift auch in denjenigen Fällen We 
wo fi) der Schaden in Zukunft erneuert. Si 
alfo ein Brunnen infolge des Bergbaues über drei 
Jahre verfiegt und ift dieferhalb innerhalb drei 
Jahren nach der Austrodnung von dem Befiger 
feine Klage angeftrengt worben, dann fann ein 
Schabenerjaganfpruch troß des noch beftehenden 
Waflermangels überhaupt nicht mehr erhoben 
werden. — (Statiftiiches über Bergbau, Berg« 
bauprobufte, Bergbehörben f. bei ben einzelnen 
Staaten.) 

Das Bergwefen zeigt uns, ähnlich wie die da⸗ 
maligen Bauhütten, einen all von Großbetrieb 
noch zur Zeit der Herrſchaft bes arbeitihüßenden, 
daher beftändig auf Organifation der Arbeit hin⸗ 
treibenden deuiſchen Rechts (f. d. Art. und Art. 
Bürgerſtand). Als die durch Die neuere, einfeitige 
Beſißherrſchaft ſich immer mißlicher geftaltende 
Lage der Arbeit endlich zu Reformbeitrebungen 
nötigte, haben insbefondere die auf dem Boden 
bes Bergimejens noch unter dem Schuß des deut⸗ 
ſchen Rechts erwachſenen alten Einrichtungen, wie 
die Brubderladen und Knappſchaftsverfaſſungen, 
in mancher Hinficht, 3. B. für die Berufsgenoffen- 
ſchaften und bie verſchiedenen Arten der Sicher« 
ftellung der Arbeiter und der Fürſorge für bie 
Arbeiter und deren Hinterbliebene als ſchaͤtzbares 
Vorbild gedient. 

Litteratur. Zu den Quellen und vorzüg- 
lichſten litterarifchen Hilfsmitteln für das Studium 
des gemeinen deutfchen und preußifchen Bergrechts 
gehören: Die Joahimsthaliche Bergordnung vom 
Sabre 1548; Corpus iuris metalliei recen- 
tissimi et antiquioris oder Sammlung ber 
neueſten und älteren Berggejehe von Thomas 
Wagner, 1791; Bergordnungen ber preußifchen 
Lande von H. Brafiert, 1858; Achenbach. Das 
gemeine deutjche Bergrecht in Verbindung mit dem 
preußifchen Bergrecht unter Berüdfichtigung ber 
Bergrechte Baherns, Sachſens Öfterreichs und 
amberer deutſchen Länder, 1871; &. Hahn, All« 
gemeine Berggejeh für bie preußifchen Staaten 
vom 24. Juni 1865 nebft den vollftändigen 
Materialien zur Erläuterung desſelben, 1865; 
gunflen, Kommentar zum preußtfchen Allgemeinen 

erggeſetz nebft Ergänzungen und Verwaltungs- 
vorſchriften, 1867 ; Koch, Allgemeines Berggeſetz 
für die preußifchen Staaten, nebft ben dazu er= 
laffenen ergänzenden Beftimmungen mit Kommen⸗ 
tar, 1870; Kloftermann, Das Allgemeine Berg- 
geſetz für den preußtfchen Staat vom 24. Juni 
1865 nebft Einleitung und Kommentar mit ver= 
wo Berückſichtigung der übrigen deutſchen 

erggeſetze, 1874; Leuthold, Art.: us 
Bergpolizei, Bergrecht, Bergſchäden, Bergwerls⸗ 
eigenium in Holgendorffs Rechislexilon I(1880), 
©. 277 bis 300; Arndt, Preußiſches Berggeſetz 
1885; SMoftermann in Schönbergs Handbuch 
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Dannenberg und Frantz, Bergmännifches Wörter- 
buch, 1882. — Zeitſchrift für Berg- und Hütten- 
weſen (eine preußifche und eine öfterreichifche, beide 
feit 1853). Zeitſchrift für Bergrecht feit 1860. 
Weitere Litteratur |. in Mühlbrechis Wegweiſer 
durch die Litteratur der Rechts und Staatsw., 
1886, ©. 288. [Retocha.] 

fatter, |. parlamentarische Geichäfts- 
ordnung. 


a | anh etigaft 
— Friede (13. Juni bis 13. Juli 


ſ. Schweiz. 
fsfreißeit iſt das perſönliche Recht des 
Menſchen zur Exgreifung derjenigen Lebensbe⸗ 
ſchäftigung Die feiner eigenen Neigung und Wahl 
entipricht. 

I. Ihrem Begriffe nad) befteht die Berufs- 
freiheit primär im Rechte der freien Berufswahl, 
in weiterer Ausbeutung aber aud) im Rechte der 
freien Berufsvorbildbung und -ausübung, weil 
durch Ausſchaltung ber beiden leßteren Momente 
ja der Berufswahl jegliche Unterlage entzogen 
würde. Deshalb iſt der Berufs wang, als fon- 
trärer Gegenjag, ebenſo vieler Intenfitätsftufen 
fähig, je nachdem derjelbe fich in der Vernichtung 
und Verkümmerung des Rechtes der Wahl oder 
der Vorbereitung oder ber Ausübung eines be⸗ 
ſtimmten Berufes äußert. Die äußerfte, bis zur 
Berneinmg der Perfönlichkeit fortfchreitende Stufe 
wirb offenbar in der Sklaverei erreicht, während 
Leibeigenfchaft und Kaſtenweſen milbere Formen 
barftellen (vgl. Charles S. Devas, Political 
Economy, New York 1891, p. 405 ff.). Allein 
nicht jebwede Art von Nötigung begründet 
ſchon einen wirklichen Berufszwang. Wie nur 
freie Urſachen auf den menſchlichen Willen einen 
Zwang auszuüben vermögen, jo jet auch ber 
Berufszwang diehemmende Thätigfeitzurechnungs- 
fähiger Urſachen oder fittlich freier Weſen voraus. 
Wo immer alfo die auf die Beeinträchtigung der 
BVerufsfreiheit gerichteten Einflüſſe auf natur 
geſetzlichen Urſachen oder auf unfreien Verhältnifien 
beruhen, da läßt fi) zwar von einer Kalamität, 
bon „ſchlechten Zeiten“ u. dgl., nicht aber von 
einem Berufszwang im ftaatsrechtlichen Sinne 
ſprechen. Zur Milderung des vorhandenen Elends 
jowie zur Ausgleihung der focialen Gegenfäge 
bat mithin Hier nicht die fittlicheethifche, fondern 
vollswirtſchaftliche und politifch-ötonomifche Auf 

jabe des Staates einzufeßen. Aber ſelbſt wo freie 
aftoren auf bie Berufswahl beftimmenden Ein- 
fluß zu gewinnen traten, 4 noch nicht note 
wendig die Berufsfreiheit auf dem Spiel. Nach 
bem Naturgejeh haben die Eltern, wie das Recht, 
fo die Pflicht, mit allen erlaubten Mitteln auf 
eine gute Berufswahl ihrer Kinder hinzuwirken 
und eine in Ausficht ſtehende verderbliche Wahl 
mit dem ganzen Gewichte ihrer Autorität 


u 
ber politiichen Öfonomie IT (1886), 359— 885; | Bintertreiben ; denn als ein unter ber Kontrolle 
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des Gewiſſens ftehendes und an bie fittlichen 
Schranten einer höheren Weltorbnung gebundenes 
Recht fordert die Berufsfreiheit ſeitens ihres Trü- 
gers gebieterifch feine andere als fittlihe Hand⸗ 
babung (vgl. Joh. Mich. Sailer, Erziehung für 
Erzieher, herausgegeben von Joh. Baier [Biblio- 
thef der kath. Päbagogit XIII], Freiburg 1899, 
©. 167 ff). Aus gleihem Grunde bleibt auch 
eine beftimmte Art der Erziehung (3. 2. in 
KRodettenanftalten, Militärwaiienhäufern, Knaben ⸗ 
jeminarien) von ber Anklage bes Berufszwanges 
0 lange frei, als nicht berechnete Lift, trügeriiche 
Vorfpiegelungen, deſpotiſche Behandlung zc. das 
treibende Mittel zur Erzielung einer im Sinne 
der Anftaltsleiter günftigen Willensrihtung im 
Zöglinge bilden. Vielmehr gehört es mit zu ben 
Gbdften und wichtigften Aufgaben jeder gefunden 
Vädagogit, durch das Erziehungsgeſchäft die 
ſchlummernden Berufsanlagen frühzeitig zu weden 
und zu erforjchen, die Berufsneigungen Hug zu 
überwachen und zu leiten, endlich die intellektuellen 
und fittlichen Kräfte angeſichts der drängenben 
Berufsentjheidung fo zu ftärfen, daß der ganze 
Menſch zur naturgemäßen Entfaltung gelange. 
Eine eigentliche „Erblichleit” ber Berufe giebt e8 
in civilifierten Ländern nicht; wo fie troßdem zu 
— ſcheint, da iſt fie ohne Berufszwang er« 
klärbar. 

Die Berufsfreiheit iſt für das Leben des ein- 
zelnen wie für das Gebeihen des Staates von 
überaus hoher Bedeutung. Wie e8 ohne fie 
feine volle perfönliche Sreiheit giebt, fo find auch 
feine befriedigenden vollswirtſchaftlichen Zuftände 


denkbar. Denn unter mehreren Staatengebilden , 
wird naturgemäß dasjenige bie meifte Ausficht ; 


auf eine völlige Verwertung und Auanugung aller 
feiner geiftigen und materiellen Sräfte beſitzen, 
welches den natürlichen Anlagen und Strebungen 
ber Unterthanen am außgiebigften Rechnung trägt 
und den foctalen Selbfttrieben den weiteften Spiel« 
taum gewährt. Was jo für den Vorteil bes ein» 
zelnen ag ae ſchien, das ſchlägt von felbft zum 
Wohle der Geſamtheit aus. 

U. Die Begründung ber Berufgfreiheit als 
eines Rechtsgrundſatzes Yäßt fich ſowohl analytiſch 
aus der Betrachtung der den Staat zufammen« 
fegenden Elemente als ſynthetiſch aus dem Bes 
griffe des ftaatlichen Organismus als ſolchen ge» 
winnen. 

1. Geht man von der Fdee des Individuums 
als des flantlichen Urelementes aus, infofern reg- 
num ex hominibus constituitur, sicut domus 
ex parietibus et corpus humapum ex mem- 
bris (S. Thomas, De regim. prineip. 8, 11 
[Opuseula ed. Mich. de Maria S. J., vol. II, 
Tiferni Tiberini 1886, p. 91]), fo findet man 
dasſelbe von Haus aus mit einer gewiſſen Summe 
von angeborenen Nechten umkleidet, welche ber 
dem Begriffe nach fpäter in die Erſcheinung tre= 
tende Staat einfad) anzuerkennen hat, weil er fie 
bereit vorfindet (vgl. Zallinger, Inst. iur. 


freiheit. 


natural. et ecclesiast. publ. lib. 1,815 [vol. I, 
Romae 1838, p. 36 sqq.]). Hierher gehört vor 
allem das Recht der phyftichen Exiftenz und freien 
Perfönlichteit (vgl. Gutberlet, Ethil und Nature 
recht, 2. Aufl., Münfter 1898, ©. 132 f.). Als 
vernünftiges Weſen erwirbt fich der Menſch durch 
feine Geburt nicht nur feine nadte Exiſtenz, wie 
das Tier, fondern zugleich aud ein Recht auf 
diefe Eriftenz, deren Vernichtung im allgemeinen 
als ſchwere Rechtsverletzung (Mord) zu ahnden ift. 
Das Recht auf die Exiſtenz ſchließt nun aber das 
Recht auf die Exiſtenzmittel welche unter normalen 
Verhältniffen gerade die Ausübung eines beftimm« 
ten Lebensberufes an die Hand liefert, von ſelber 
ein. Das focialiftifche Ausfunftsmittel, ben 
Staat mit ber Verteilung der Berufe zu be— 
trauen und dem einzelnen von Staats wegen eine 
zum Lebensunterhalt ausreichende Berufsbeichäf- 
tigung anzuweiſen, ift als offenfunbige Utopie 
fofort aufzugeben. Denn da8 Berufsleben mit 
— perſonlichen Freuden und Sorgen ſchneidet 
o tief in das innerfte Seelenweſen ein, daß Zer⸗ 
ſtörung der Berufßfreiheit im Grunde mit der 
Vernichtung der freien Berfönlichkeit zufammen« 
fält, ftaatlicher ee — mithin nichts 
anderes wäre als eine rohe Vergewaltigung und 
Knechtung der Unterthanen. Hierzu hat aber ber 
Staat fein Recht; denn gegenüber den verderb⸗ 
lichen Staatstheorien eines Machiavelli, Hobbes, 
Horn u. a. (f. d. Ari. Staat) ift grundſählich zu 
betonen: Regnum non est propter regem, sed 
rex propter regnum, quia ad hoc Deus pro- 
vidit de eis, ut regant et gubernent et unum- 
quemque in suo iure conservent; et hic est 
finis regiminis (S. Thom. 1. c.; vgl. Libera- 
tore, Institut. ethicae et iuris naturae, 
Prati 1880, p. 235 sqg.). 

Der Rechtsgrundſatz der Berufsfreiheit ergiebt 
ſich weiterhin aus dem Begriff der Berufspflicht. 
Wenn e8 für den Einzelmenjchen eine heilige Ge⸗ 
wiſſensſache fein jo, zur Erreichung des Höchiten 
überirbifchen Lebenszieles nach dem Maße feiner 
Kräfte auch am der zeitlichen, irdiſchen Glüd» 
feligfeit mitzuarbeiten (vgl. Leonis XIII. Encoyel. 
ı „ImmortaleDei“d.1.Nov.1885 bei Denzinger- 
Stahl, Enchiridion, ed. 11, Wirceburgi 1900, 
n. 1730), fo muß bei der Innerlichkeit ethifchen 
Pflichtbewußtſeins, wie es bei der Berufswahl ſich 
\ geltend macht, der Pflicht zur Ergreifung einer 
beitimmten Lebensbeſchäftigung das korrelative 
Recht zur Seite treten, dieſer Verbindlichkeit in 
ber Weiſe nachzulommen, wie es das eigene Ge⸗ 
wiſſen vorſchreibt. Dies heißt aber nichts anderes 
als daß in Berufsſachen der Menſch dem Princip 
nad) frei fein müfje (vgl. Yranz, Die Wahl des 
Berufes, Görlig 1876; W. Wundt, Ethik, 
2. Aufl., Stuttgart 1892, ©. 514 ff; 2. 
Cathrein S. J., Moralphiloſophie II, 3. Aufl., 
Freiburg 1899, ©. 65 f.; beſonders N. Dorner, 
Das menſchliche Handeln, Berlin 1895, ©. 418 
bis 429). 
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2. Übrigens folgt das Princip der Berufs« 
freiheit auch aus der Betrachtung bes Staates 
als eines durch verſchiedene Organe fungierenden 
focialen Organismus (vgl. Reng Worms, Or- 
ganisme et sociöte, Paris 1895; H. Michel, 
L’idee de l’etat. Essai critique sur l’histoire 
des theories sociales et politiques en France, 
Paris 1895). Wenn ſchon überhaupt jedes grö= 
Bere Gemeinweien mit menjchenwürbigen Zu ⸗ 
ftänden ohne innerliche Differenzierung in hetero- 
gene Arbeits· und Berufslategorien feinen dau⸗ 
ernden Beſtand hat, jo kann insbeſondere ber 
Kultur⸗ und Rechtsſtaat, in welchem neben den 
materiellen auch diegeiftigen Interefjeneineführende 
Rolle fpielen, feine Aufgabe unmöglich erfüllen, 
wenn ihm nicht bie verjehiedenartigften Berufs- 
richtungen helfend und ftüi zur Seite ftehen 
(ogl. U. Hänel, Deutfches Staatsrecht I, Leipzig 
1892, ©. 131). Wie Produzenten, Induftrielle 
und Händler fi) in die Arbeit des materiellen 
Fortſchrittes teilen, jo nehmen Geiftliche, Gelehrte 
und Künftler die Höheren Interefien der Religion, 
Wiſſenſchaft und Kunft wahr, ohne welche fein 
Staatälörper andauernd zu gedeihen und zu blühen 
im ftande ift (vgl. Taparelli, Essai theorique 
de droit naturel III, Paris et Tournai 1857, 
40 8.; R. Gneift, Der Rechtsſtaat, 2. Aufl., 
Berlin 1879, ©. 8 ff). Nun liegen zwei Wege 
offen, den harmoniſchen Ausgleich zwiſchen den 
verjchiedenen Thätigkeitsrichtungen herbeizuführen: 
entweder nimmt ber Staat jelber die Sache in 
die Hand und weift dem einzelnen Individuum 
nad dem Sem der mechaniſchen Arbeits- 
teilung benjenigen Beruf an, der dem überficht« 
lichen Gefamtbilde aller vorher in Einklang zu 
fegenden materiellen und geiftigen Bebürfnifle 
entſpricht — oder ber Staat läßt in der vernünfe 
tigen Erwartung, daB vermöge eines durch die 
Berufs» und Gewerbeſtatiſtik beftätigten Natur« 
geſetzes nicht alle dem gleichen Berufe ſich zu« 
wenden werben, bem Individuum die freie 
Entſcheidung. Erfteres ift phyſiſch undurchführ⸗ 
bar und in feiner denkbaren Weiſe zu erreichen, 
folglih muß an letzterem feftgehalten werden. 
Man bdente fi in der That einmal ben focial« 
demokratiſchen Zukunftsſtaat vor die Aufgabe 
feiner _praftifhen Durchführung geftellt, jo wird 
man bei der Unmaſſe der Berufspflichtigen ſowie 
bei der Unmöglichkeit einer umfaljenden Kontrolle 
über individuelle Befähigung, Gewiffenhaftigfeit 
und Fleiß leicht zur Einficht gelangen, daß ein 
folh gefnechtetes Gemeinweſen durch Revolution 
von oben und unten raſch zufammenbrechen 
müßte. Dem Staat bleibt jomit vernünftiger 
weile nichts anderes übrig, als feinen Unter 
thanen das Recht der Berufsfreiheit wenigſtens 
im Princip zu belaffen (vgl. E. Villey, Du 
röle de l’etat dans l’ordre &conomique, 
Paris 1882; J. Eofta - Roffetti S. J., Die 
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8. In den deutfhen Landesverfaſſungen 
haben dieſe und ähnliche ſtaatsrechtlichen Er⸗ 
wägungen nad) Aufhebung ber Leibeigenjchaft da= 
durch ihren Ausbrud gefunden, daß die Berufs- 
freiheit durch Anerkennung ber perjönlichen Frei« 
beit, von der fie einen weſentlichen Beftandteil 
bildet, gejeglich anerkannt und garantiert wird. 
Nur die königlich ſächſiſche Belafhonnpachunbe 
fagt ausdrücklich (89 27. 28): „Die Freiheit der 
Perſon und die Gebarung mit dem Eigentum find 
feiner Beſchränkung unterworfen, als welche Geſetz 
und Recht vorfchreiben. Jeder ift daher berechtigt, 
feinen Beruf und fein Gewerbe nad; eigener Nei« 
gung zu wählen und ſich dazu im In⸗ und Aus- 
Lande auszubilden, foweit auch hierbei ausdrüdliche 
Geſetze oder Privatrechte nicht entgegenſtehen“ 
(vgl. Bluntſchli, Staatswörterbuch II, Stuttgart 
und nie 1857, 74 ff.). 

IH. Die rechtliche wie die politifche Zuläffigkeit 
von gewiſſen Berufs beſchran kung en fleht in- 
deſſen ebenſo über allem Zweifel wie das Princip 
der Berufsfreiheit ſelbſt. Es laſſen ſich drei Kater 
gorien unterſcheiden: ſtaatsrechiliche, privatrecht · 
liche und durch die Sitte bedingte Beichränt a 

1. Die ftaatsrehtlichen Berufsbeichrän. 
kungen find teils im Naturrecht, teils im pofitiven 
Öffentlichen Recht begründet. Wegen ber gleichen 
Freiheit und des gleichen Rechts aller tft niemanb 
befugt, feinen Beruf auf Koften der Freiheit und 
des Rechts feiner Mitbürger außzuüben. Zumwider« 
handlungen kann der Staat in verfchiedener Weiſe 
als Rechisverletzung (Hausfriedensbruch, Erprefe 
fung c.) ahnden. Nur aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles fann es vorfommen, daß jemand 
ſich unbeftellte Berufsarbeiten eines andern gefallen 
laſſen muß, wie bei Baufälligfeit eines Haufes, 
bei Feuers· und Anftedungsgefahr u. dgl. Auch 
ſolche Staatsvorſchriften, welche ſich gegen die 
Ausübung eines unſittlichen Berufes richten (Räu« 
berhandwerk, GTüd8fpiel, Unzucht), jchöpfen aus 
dem Naturrecht ihre Berechtigung, infofern die 
Berufsfreiheit immer und überall in den Schran« 
ten der natürlichen Sittlichfeit fich bewegen muß 
und ein Recht zur berufsmäßigen Verübung un= 
moraliſcher Handlungen nicht exiftiert. 

Eine ergiebige Quelle von ftaatlicherjeit8 unter» 
nommenen Berufsbefchränfungen bilbet die Rüd« 
fit auf die Öffentlihe Wohlfahrt, zu deren 
Aufreiterhaltung und 5 der Staat neben 
dem Rechtsſchutz in erſter Linie berufen iſt; denn 
das Interefje ber Gefamtheit fteht nad) den Grund» 
fägen des Geſellſchaftsrechts über den Intereſſen 
der einzelnen (vgl. Fr. H. Giddings, The prin- 
ciples of Sociology. An analysis of the phe- 
nomena of association and of social organi- 
zation, New York 1896, 149). So oft un 
umfchränkte Berufsfreiheit zu einem Hindernis 
ber Öffentlichen Wohlfahrt zu werben droht, hat 
der Staat die Befugnis zu Heilfamem Eingreifen 
Q. 3 Handwerkergejeßgebung, Schußzölle). 
Der Überfüllung in gewiſſen Berufsflafien 


841 


(Anwälte, a Mer kann oft nur durch 
eine geſetzliche Berfchärfung ber Bedingungen 
gefteuert werden, an welche die Berechtigun, [= 
Ausübung des betreffenden Berufes gefnüpft i 
Ya die Gejehgebung fanıı — allgemein die 
rechtigung zu gewiſſen Berufen, beſonders im 
Staalsdienſt, von mancherlei erſchwerenden Vor⸗ 
ausfegungen, Beh: Staatsprüfungen (gegen 
letztere ift J. L. Shadwell, A system of political 
Economy, ei 1877, 44 ff.) abhängig 
madıen; ar Ari 1 brafonifcher Strenge in ber 
Zulafjung Amtern bietet China mit 
feiner Urgab ie Stantsprüfungen. Bei alledem | i 
muß ber Staat fi) hüten, * er nicht zu tief 
eingreife in das Heiligtum der Freiheit, nicht dort 
unterdrüde und zerftöre, wo nur eine Eindämmung 
geboten ift, und dem wirtſchaftlich Schwächeren 
nur inſoweit unter Die Arme gl als er gerade 
bedarf, um durch — aftanftrengung ſich 
wieder aufzurichten. Staatshilfe und Sebi 
möüffen fid) die Wage halten, und der außerordent» 


lie Siaatsſchutz foll aufhören, nachdem die ger 
drüdten Berufsklaſſen ſich wieber erholt * 
ſelbſtãndiger rung ihrer Intereſſen aufge 


haben. Staatliche Eentralifationsgelüfte eg 
vormundungsbeftrebungen könnten jonft leicht = 
focialiftifchen Staate treiben, in welchem troß der 
vorgeblien Gleichheit und Brüderlichleit aller 
für ne wie bürgerliche Freiheit fein Platz 
mehr bliebe 

Eine befondere Art flaatlichen Berufszwanges 
bildet bie Militärpflicht (ſ. d. Art. —* 
welche naturrechtlichen Charakter befitzt, ſoweit eine 
wirkliche Notwendigleit zur Verteidigung des Bater« 
landes vorliegt; der hinzulommende Reſt von Ber« 
bindlichleit, injofern er ſich namentlich auf ben 
Dienft im ftehenden Heere bezieht, beruht auf pofl» 
tivem, in der Heeresverfaflung niebergelegtem Recht. 
In der übermäßigen Ausdehnung ber Militär 
pt bie ben bürgerlichen Beruf des Soldaten 

empfindlicher Weiſe jhädigt, kann ftaatlicherjeits 
des Guten leicht zu viel gefchehen (ſ. d. Art. Mili- 
tarismuß). — Die Verpflihtung zur Übernafme 
von Staatsämtern, oder wie es noch heute viel ⸗ 
fach —5 — iſt, von Gemeindeämtern (Schöffe, 
Schulze, Gemeindevorſteher), läßt ſich ebenfalls 
ein als ſtaatsrechtliche Berufsbeſchraͤnkung tenn- 
gi ven. Früher gehörte hierher die Ausſchließung 

Juden ([.d. Art.) von gewiſſen Amtern (Richter« 
amt, Advolatur 2c.) ſowie der Bürgerlichen vom 
Offigiercorps zu Gunften des Adels, was in 
Deuiſchland und anderswo noch 2 in rg auf 
die Frauen und die Fremden (f. d. Art.) 

2. Privatrechtlich e Berufsbeichränkungen 
entfpringen aus einer Verbindlichkeit einer Privat · 
perjon gegen eine andere, möge erflere nun auf 
me naturgefeplichen Beziehung ober einem Ver⸗ 

hältnis beruhen, Infolge eines natürlichen 
* —— unterliegen ſolchen Ein⸗ 
ſchrankungen, ſei e8 in ber Wahl oder Vorbereitung 
oder Ausübung eines Berufes, Kinder gegenüber 
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ihren Eltern, Minderjährige gegenüber ihrem Vor · 
mund, Ehefrauen gegenüber ihren Männern, Leib- 
eigene gegenüber ihrem Dienftherm, Sflanen 
jegenüber ihrem Eigentümer (vgl. 3. C. Bluntfchli, 
jammelte Meine Schriften I, Nördlingen 1879, 
95F.). Zum Glück find die beiden aulegt genannten 
Kategorien durch bie —2 Abſ⸗ — — der 
Leibeigenſchaft und Sllaverei in Wegfall gekommen. 
Wo die —— — Privilegien und Mono» 
pole anertennt, da erfahren insbejonbere die ge⸗ 


Beh mehr unb mehr eingebüßt und gr eine Frage 
des öffentlichen Rechts ei Etwaige ea 
beftimmungen gegen Freihandel. Geiwerbefreiheit 
und Freizügigkeit empfangen aus ber Betrachtung 
der allgemeinen Bollswohlfahrtihre Rechtfertigun, 
3. Manche durch die —— Sitte 
u | erlegte beichränfungen find ſchon im Nature 
gefeh vorgejehen, infofern Sitte und Gewohnheit 
ein ummittelbarer Ausbrud des Natur« 
geſetzes ift oder ſich wenigſtens mehr oder minder 
enge an dasſelbe anlehnt. So verbietet Die Sitte 
bem Weibe, das bie Natur in erfter Sinie für 
das Familienleben und den ftillen häuslichen Srei 
eingerichtet und beftimmt hat, die jelhftändige Aus- 
übung gewiffer Berufgarten, weil_biefe mit der 
bauptfächlichen Beftimmung der Frau entweder 
jar nicht oder nicht gut harmonieren (f. d. Art. 
tauenemancipation). Die in der Natur begrün⸗ 
dete Stanbesfitte kann durch ausbrüdliches Geſetz 
fanttioniert fein, wie z. B. lirchlicherſeits bie Fern⸗ 
Mn der Geiftlichen von Handel und Gewerbe. 
uch die ee ber Berufsfreiheit durch 
— Standesfitte iſt meiſt in den natür« 
lichen Berhältniffen Geſellſchaft begründet. 
Wenn beifpielgweile der Adelftand ſich ſtandes- 
rechtlich mit Taglohn und werk nicht ver= 
trägt, jo liegt dem bie Rückſicht auf die — 
und Befeftigung der errungenen höheren Bilbung, 
die den höheren Ständen —e— eigen ift, 
wu Grunde. Denn die Sitte empfindet es als 
Ken fittlichen Mangel, von der Höhe der — 
Stellung durch niet eines Berufes heral 
zuſinlen, der zwar in ſich ſelbſt nicht ir 
ift, aber —* unter ben obwaltenden Umſtaäͤnden 
auf geiſtige Schwäche und ſittliche Kraftloſigkeit 
— ie ſich nicht zu —8— — gegen die 
hereinbrechenden Mächte des Verderbens 
Nicht begründet im — ift Dagegen 
die Berufsbeſchränkung durch Kaften ſonderung. 
Sind beſtimmte Berufsarten nur beſtimmten ſtaſten 
in der Weiſe eigen, daß dieſe lediglich —* die 
Geburt beftimmt werben, fo ift die Berufsfreiheit 
volftändig aufgehoben und durch einen eijernen 
Berufezwang erjeht. Die Verderblichleit biejer 
befpotifen € Sitte, zumal wenn fie durch Gejek 
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ausdrücklich ſanktioniert ift, liegt nicht allein auf recht minder gefährlich machen jollte. Kaiſer 


ethiſchem und rechtlichem, ſondern auch auf poli⸗ 
tiſchem und wirtſchaftlichem Gebiete. Der greijen- 
hafte Marasmus an dem manche orientaliiche 
Staaten kranken, iſt zum nicht geringſten Teil auf 
diefe gemwaltfame DVerfchiebung der natürlichen 
Berufsverhältniſſe zurüdzuführen (vgl. Joſ. Held, 
Staat und Geſellſchaft IL, Leipzig 1868, 133 ff.; 
V. Eathrein S. J.a. a. O. II, 523). [Pohle.] 

— — gewerbliche, ſ. Ar⸗ 
beiterfrage; landwirtſchaftliche, ſ. Bauernſtand. 

Rerufskonſuln, |. Konſuln. 

Berufspa: arier, |. Abgeorbneter., 

Bernfsfiatifiik, |. Statiftit, Vollszählung 
und aud bei den Artikeln über die einzelnen 
Staaten (Abſchn. „Bevölterung”). 

Bernfszäßfung, ſ. Arbeiterfrage, Volls- 
zãhlung. 

Berufung, Appellation, |. Civilprozeß, Rechts⸗ 
mittel, Strafprozeß. 

Rerufung der Sandfage, ſ. Konſtitutiona⸗ 
lismus, Staatsoberhaupi. 

Reſatzungsrecht. Unter einem boppelten Ge⸗ 
fichtspunkt ift das Beſatzungsrecht Gegenftand nöls 
Terrechtlicher Betrachtung, unter jenem bes Garni« 
ſonsrechtes (droit de garnison) und unter jenem 
des Occupationsrechtes (droit d’occupation). 
Das Recht, Garnijonen auf fremdem Staatd- 

jebiete zu halten, galt feit dem Weſtfäliſchen 
Frieden, der perpetua lex et pragmatica 
imperii sanctio, wie fi) das Friedensinfirument 
ſelbſt bezeichnet, ebenſo wie die Wegegerechtig- 
keiten und das Duräqugsreät als affirmative 
Staatsjervitut. Das damalige Staatsreht 
unterſchied noch weiter zwiſchen dem Befagungs« 
recht im eigentlichen Sinne als ber Befugnis, be= 
fländig eine Garnifon in einen Ort zu legen (ius 

raesidii),unbdem ungSredt(iusaperturae, 
? Weſtfäl. Friebe Art. V, $ 26) oder dem Recht, 
einen Ort nur in beftimmten Fällen zu beſetzen. 
Zu Gunften von Kaijer und Reich beftanben ſolche 
Befagungsrechte in ben Feſtungen von ganz Süd⸗ 
weftbeutichland ſchon wegen der gebotenen Vor⸗ 
fihtsmaßregeln Franfreic) gegenüber. Einen Nach⸗ 


teil hatten dieſe laiſerlichen Prärogativen aller- , 


dings infofern, als fi bie Reichsfürſten und 
Stände nicht ehr beeilten, ben von faiferlichen 
Truppen bejegten Zeitungen zu Hilfe zu kommen. 
Auch boten fie der frangöfiichen Diplomatie 


unter Ludwig XIV. den bequemen Vorwand, | reı 


der König führe nicht mit dem Reiche, ſondern 
nur mit dem Raifer Srieg, der die Feſtungen 
bejegt halte, welche frankreich bedrohen. — Für 
die Entftehung, den Beftand und den Wegfall 
Ei Beſatzungsrechte ift die Staatsgeſchichte 

elgiens und Deutfchlands befonders Tehrreich. 
Was Belgien betrifft, jo ift zunäcft der Bar⸗ 
rieren«Traftat von 1715 zu erwähnen, welcher 
den reichen Gürtel belgifcher Feſtungen in Spa⸗ 
niens und fpäter Oſterreichs mächtigen Händen 
dur das Holland eingeräumte Mitbefahungs- 





Joſeph II. hob e8 mit der Begründung, daß ſolche 
Servituten nur unter der Vorausfegung beftellt 
feien, daß fie ſich aud in Zufunft zwedmäßig und 
annehmbar erweiſen, ziemlich rückſichtslos auf. — 
Die eigentümlicäiten Arten ſolcher Staatsdienft= 
barfeiten famen im deutſchen Reiche vor. Die 
Zerfplitterung Deutſchlands in eine Menge von 
Souveränitäten, bejonders am Ausgang bes 
17. Jahrhunderts, begünftigte die gegenjeitige 
Einräumung von Bejagungsrechten unter be= 
nachbarten Sleinftanten in deren wichtigften 
Grenzorten. Die gemeinfamen Garnifonen boten 
eine gewiſſe Bürgſchaft für das wechfelfeitige gute 
Einvernehmen, erhöhten die Widerfiandskraft und 
ermöglichten es aud), daß man die Yortfchritte im 
Kriegsweſen wechielfeitig überwachen unb nach⸗ 
ahmen fonnte. — Die Wiener Kongreßalte er= 
blidte in ben Bejagungsrechten eines der Mittel 
zur Aufrechterhaltung eines wohlgeorbneten poli= 
tifchen Gleichgewichts. Das Beſatzungsrecht ber 
Vräfidialmächte des Deutſchen Bundes in 
Mainz, Roftatt, Ulm dauerte befanntlich biß zum 
Kriege des Jahres 1866. Im Zufammenhange 
hiermit ftanden die Truppendurchzugsrechte und 
die Grumbfäge über die Exterritorialität folder 
durchmarſchierenden felbftändigen Abteilungen. 
Das Beſatzungsrecht in den alten Bunbesfeftungen, 
wozu auch Luxemburg und Landau gehörten, Hob 
die Oberhoheit der Territorialherren durchaus 
nicht auf, ſondern befchränfte diejelbe nur in Be⸗ 
zug auf die Feitungswerfe, welche gleichſam als 
allodiale Domäne des gefamten Deutſchen Bundes 
galten. Die Wiener Schlußafte vom 15. Mai 
1820 geftattete ber Bundesgewalt ein Inter 
ventiongrecht bei überhanbnehmenden Unruhen in 
einzelnen Bundesftaaten und folgerichtig aud) den 
Einmarſch von Truppen, feineswegs aber ein Be— 
fagungsrecht über die Zeit ber Unruhen hinaus, 
wie ein jolches feit 1833 faft ein Jahrzehnt lang 
gegen die freie Stadt Frankfurt von Öfterreich 
und Preußen thatfächlich ausgeübt wurde. In 
der Schlußafte wurde auch das Bejagungsrecht 
in Tostkana, Modena und Parma dem Ermefjen 
Ofterreichs anheimgeftellt. 

Diefe jämtlichen früher und noch in der erften 

älfte umfere® Jahrhunderts beftandenen Bes 
atzungsrechte find Hinfällig geworben, auch das 
von der Hohen Pforte zähe feftgehaltene Bejagungs- 
in den ſerbiſchen Feſtungen, namentlich der 
Feſtung Belgrad. Die neuere Auggeftaltung bes 
SInhaltes des Souveränität als der ausſchließ⸗ 
lichen Selbſtbeſtimmung voll- und gleichberech⸗ 
tigter Staaten verträgt ſich nicht mehr mit einer, 
wenn aud) örtlichen Einengung der Milttärhoheit, 
und bie fortfcreitende Ausbildung eines plan« 
mäßigen Neßes von Schiffahrtsfandlen und Eifen- 
bahnen, wobei überall auf rg Seid Bedacht 
genommen ift, hat die militäriſche Bedeutung ges 
mifchter Befagungen in Feftungen und an Grenz« 
orten verringert. Wann und wo noch Befagungd- 
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rechte auf frembem Gebiete ausgeübt werben, jo 
fommt dies auf Grund eines Kondominiums 
oder der Occupation von Staatsgebiet vor. 
So fteht die Republit Andorra in den Oft- 
Pyrenäen unter franzöfifcher und ſpaniſcher ET 
herrlichkeit, und wiederholt wurden zur Schlich⸗ 
tung von Parteifehden dort Befahungsrechte au» 
geübt. Seit 1854 befindet ſich das indiſche Sul« 
tanat Maskat unter der Hoheit von England und 
Frankreich, feit 1884 beanjprucht Rußland zur 
Sicherung feiner transkaſpiſchen Etappen- und 
Eiſenbahnlinien Beſatzungsrechte in den central« 
afiatifchen Emiraten. — Auf Grund ber Gafteiner 
Konvention vom 14. Augujt 1865 behielten fid) 
Öfterreich und Preußen gemeirifam bie jouderäne 
Gewalt über die beiden eroberten Herzogtümer 
ae * Holftein vor und verein« 
barten, daB Oſterreich Holftein, Preußen Schles- 
wig militärifdh befeßt halten und verwalten folle, 
während auf Lauenburg von Ofierreich gegen 
Vergütung der Kriegskoſten Verzicht geleiftet 


wurde. — Art. 25 des Berliner Vertrages vom | zu 


13. Juli 1878 übertrug ich-Ungarn das 
Mandat, die Provinzen Bosnien und Herce- 
govina zu bejeßen und zu verwalten. Auch im 
Sandſchak von Novibazar bie Verwaltung zu über- 
nehmen, lehnte Oſterreich · Ungarn ab, behielt fich 
aber vor, dort Befagungen zu halten und mili» 
tärifche fowie Handeläftraßen zu beſitzen. Die 
weitere Außeinanderfegung über dieſe Punkte er« 
folgte in der Militärtonvention zwiſchen Öfterreich- 
Ungarn und der Türkei vom 21. April 1879, 
welche den öͤſterreich · ungariſchen Streitkräften das 
ausſchließliche Beſatzungsrecht in Bosnien und 
ber Hercegovina einräumt, jedoch die Truppen- 
fommandanten fowie bie Adminiftrativbehörben 
dafür verantwortlich macht, daß weber Die Ehre 
noch die Sitten noch die Kultußfreiheit noch die 
perjönlicde und Eigentumsficherheit der Moham- 
medaner gejchädigt werben. Im Sandſchak von 
Novibazar fol die Anweſenheit der fremden 
Truppen die Thätigfeit der ottomaniſchen Be⸗ 
hörden in keiner Weiſe behindern und die Hohe 
Pforte berechtigt fein, an Punkte, wo fich öfter 
reichiſche Garnifonen befinden — gegenwärtig 
find e8 drei Stationen am Lim, zwiſchen Serbien 
und Montenegro —, reguläre Truppen zu ber» 

en. — Über das Beſahungsrecht als folge- 
richtige Maßregel der Kriegseroberung fowie zur 
Sicherung der großen Entdeckungszüge und kolo⸗ 
nialen Erwerbungen in Afrila |. d. Art. Occu⸗ 
pation bezw. Kolonialpolitif. 

Litteratur. Zur Lehre vom Beſatzungsrecht 
als Staatsfervitut vgl. die Angaben in Pütters 
Litteratur des deutſchen Staalsrechts, ferner J. 
J. Moſers Nachbarlihes Staatsrecht II, Kap. 4; 
Engelbrecht, Tract. de servitutibus iuris 
publiei, 1715; Gönner, Entwidlung de8 Ber 
griffes und der rechtlichen Verhältniſſe deutfcher 
Staatsrechtsdienſtbarleiten, 1800. Urkundliches 
Material findet ſich bei Dumont, Corps uni- 
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versel diplomatique dudroit desgens; Wenck, 
Codex iuris gentium recentissimi; Martens, 
Recueil des prineipaux trait6s conclus par 
les puissances de l’Europe. In den Lehr- und 
Handbüchern bes Volkerrechis wirb diefe Frage am 
eingehendften von Klüber und Heffter behanbelt. 
Im Zufammenhalte mit der Srieggeroberung 
De das Beſatzungsrecht bei der Lehre von ber 

egshoheit im occupierten Feindeslande ausführ- 
lichere eg d. Art, Krieg). [2entner.] 

Reſchießung, Bombarbement, |. Belagerungs« 


d. 
wi ng des Audenkens Berflor- 


»e 
"" BefAtagnafneSgeiänetjomahLBie Be 
guahme bezeichnet ſowohl die lag« 
nahmeverfügung, welche von einer Behörde zum 
Zwede der amtlichen Sicherftellung oder Herbei⸗ 
ſchaffung eines Vermögens, eines Teiles desſelben 
oder eines einzelnen Gegenſtandes erlafjen wird, als 
auch die mit der Beſchlagnahme verbundene Wirkung 
des — * = —— — ——“ 
ügen. Die gung iſt immer gegen die 
Perſon gerichtet, welche Inhaberin des Vermögens 
oder des Gegenſtandes iſt und welcher ihr Ver⸗ 
fügungsrecht, ſei es unter Belafjung, ſei es unter 
Wegnahme des Gegenſtandes, entzogen werden 
ſoll. Die Beſchlagnahme unterſcheidet ſich durch 
dieſe Richtung gegen eine Perſon von ber geſetzlich 
nicht geregelten Verwahrung ober anberweiten 
Sicherftellung von Gegenftänden, bie fi) außer 
Befig befinden oder die von beim Befiker freiwillig 
herausgegeben werben. Als Eingriff in das Eigen- 
tum, deſſen Unverleplichkeit garantiert ift, feßt bie 
Beichlagnahmenerfügung ihre siehe Zuläffig- 
keit im Einzelfall und die Zuftändigfeit der Bes 
börde zu ihrem Erlaſſe voraus; fie wird nicht 
ſchon dadurch, daß fie zu einem öffentlichen Zwede 
bon einem Beamten getroffen wird, zu einem recht» 
mäßigen Alte. Zufländig zu Beſchlagnahmever- 
fügungenfind die Juſtiz · und Verwaltungsbehörden 
im Umfange der ihnen durch das Gefeh erteilten 
Ermädtigung; am umfafjendften ift die Zuftändig- 
feit ber ordentlichen Gerichte. Nach dem Umfange 
der Zuftänbigfeit der Behörbe beftimmt fi auch 
der Gegenftand und die Art der Beſchlagnahme. 
An der bürgerlichen Rechtspflege ift biejelbe ein 
Mittel der Zwangsvollftredung und ihrer Sicher 
rung, in dem bürgerlichen und dem Militärſtraf⸗ 
verfahren ein foldes der Herbeiſchaffung von 
Beweismitteln und von Einziehungsgegenftänden 
(ie der Sicherung der Dedung der den abiwefen- 
en Angejchuldigten treffenden Strafen und often 
oder ber Erzwingung feiner Geftellung ; in dem 
Verwaltungsftrafverjahren bei Zuwiderhandlungen 
gan bie Slgeepe und bie fonftigen indireften 
eichs⸗ und Landesabgaben, wie die Steuer für 
den Gewerbetrieb im Umherziehen, beichränft fie 
ſich auf die Einziehungsgegenftände fowie bie Be- 
weis · und Trandportmittel. Ihre Durchführung 
ift in diefen Fällen für Deutfchland durch Reichs» 
gefeß geregelt. Außerdem ift die Beſchlagnahme 
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nad) Landesrecht ala Mittel der Präventivpoligei 
zugelaſſen, um Vergehen oder Beſchädigungen vor 
zubeugen, wie Die Wegnahme von Stöden durch 
einen Genbarmen bei dem Mufterungsgefchäfte 
(Preuß. Gefeg vom 11. März 1850 8 6). 

In dem Zwangsvollftredungsperfahren 
über unbewegliche Gegenftände bewirkt die auf An» 
trag durch Gerichtsbeſchluß angeordnete Zwangs« 
verwaltung ober wangsverfteigerung, daß zu Gun« 
ſten des die Zwangsvollſtreckung betreibenden Gläu« 
bigers das Grundftüd und die zu ihm gehörenden 
für die Hypothek mithaftenden Gegenftände in 

lag genommen werden. Doch umfaßt die 
Beſchlagnahme die land» und forftwirtichaftlichen 
Erzeugniffe des Orundftüds fowie Die Forderung 
aus einer Verfiherung folder Erzeugniffe nur, 
foweit bie Erzeugniffe noch mit dem Boden ver« 
bunden oder joweit fie Zubehör de8 Grundftüds 
find; fie umfaßt bei der Zwangsverſteigerung die 
Miet» und Pachtzinsforberungen, ben Fruchtgenuß 
des Pächters und die Anfprücde aus einem mit 
dem Grundftüdgeigentum verbundenen Rechte auf 
wieberfehrende Leitungen überhaupt nicht. Die 
Beſchlagnahme wird entweder mit dem Zeitpunfte 
wirffam, in dem der Beſchluß dem Schuldner 
äugeftellt wird, oder mit dem, in welchem das Er⸗ 
ſuchen um Eintragung bes Verwaltungs» oder 
Verfteigerungsvermerfes dem Grundbuchamte zu⸗ 
gebt, jofern auf das Erfuchen die Eintragung in 
da8 Grundbuch erfolgt, bei der Zivangsverwaltung 
auch mit bem, in welchem ber Verwalter den Befik 
des Grundſtücks erlangt. Erftredt fih die Be⸗ 
ſchlagnahme auf eine Forderung, fo muß auf den 
Antrag des Gläubiger8 dem Drittſchuldner die 
Zahlung an den Schuldner verboten werden, und 
es wird dann bie Forderungsbeichlagnahme erft 
mit dem Zeitpunfte wirkſam, in dem fie dem Dritt« 
ſchuldner befannt ober ihm das Zahlungsverbot 
zugeftellt ift. Da die Beichlagnahme die Wir- 
fung eine8 Veräußerungsverbots bat, fo folgt 
daraus, daß der ihrer ungeachtet erfolgte Er⸗ 
werb eines beichlagnahmten Gegenftandes dem 
Gläubiger gegenüber unwirkſam ift und zur Rüde 
gabe bes Gegenftanbes an ihn verpflichtet, fofern 
nicht die Veräußerung beweglicher Sachen in ben 
Grenzen orbnungsmäßiger Wirtſchaft in Frage 
fteht. Der Erwerber hat ſolchenfalls gegen den 
Schuldner eine Erfabforberung; ſoweit e8 für 
dieſe darauf anfommt, ob jener die Beichlagnahme 
fannte, fteht Die Kenntnis des Berwaltungs« oder 
Verfteigerungsantrags einer Kenntnis der Beichlag« 
nahme gleich. Bei der Zwangsverfteigerung, welche 
nad) ihrem Zwede zur baldigen Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Grunbftüde führt, verbleibt 
dem Schulbner die Verwaltung und Benupung 
des Grundftüctes, die ihm bei der Zwangsverwal · 
tung, durch welche der Gläubiger feine Befriedigung 
aus den Grundftüdserträgen erftrebt, entzogen 
wird; die Beſchlagnahme umfaßt Deshalb bei dieſer 
auch die Miete und Padhtzinsforderungen und die 
auf dinglichem Rechte beruhenden wiederkehrenden 
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Leitungen. Beantragt der Konkursverwalter die 
Zwangsẽvollſtreckung in Grundftüde des Gemein- 
ſchuldners, oder erfolgt die Verfteigerung von 
Grimdftüden zum Zwede der Aufhebung einer 
Gemeinschaft, b bat die Verfteigerungsanorbmung 
die Wirkung der Beihlagnahme nur in beichränfe 
tem Umfange. Im Konkurſe des Schulbners bleibt 
5 en einem en — 
Beſchlagnahme unbewegli ens wirkſam, 
obgleich der Konkurs anderweite Beräußerungs- 
verbote gegen den Gemeinſchuldner aufhebt. Bei 
Schiffen und bei Bergwerken hat die Anorbnung 
der Zwangsverſteigerung gleichfalls die Wirkung 
der Beichlagnahme, dod find bei Bergwerfen bie 
bereit8 gewonnenen Mineralien von ihr ausge» 
nommen. Eine Beſchlagnahme von Schiffsparten 
ift ausgefchloffen. 

Zuftändig zur Beſchlagnahmeanordnung ift 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirke das Grund« 
ſtück, das Bergwerk oder das Schiff belegen ift, 
und da8 die Zwangsvollſtreckung eingeleitet hat. 
Die Beſchlagnahme endigt mit dem Gerichts« 
befchluffe, durch welchen der Zufchlag des Grund- 
ftüds defien Erfteher in der Ziwangsverfteigerung 
erteilt oder die Zwangsverſteigerung oder die 
Zwangsverwaltung auf nn des Gläubigers 
oder von Amts wegen vor ber Verfteigerung auf⸗ 
gehoben wird. Nach dem DVerfteigerungstermine 
Kann die Aufhebung bes Verfahrens nicht mehr 
dur Aufhebung, ſondern nur durch Verfagung 
des Zuſchlags beendigt werden. Der erteilte Zu⸗ 
ſchlag wird mit der Verfündigung wirkſam, doch 
ift auf den Antrag eines Beteiligten bis zur Zah- 
kung oder Hinterlegung des Bargebot8 bad Grund» 
flüd in gerichtliche Verwaltung zu nehmen. Gegen 
die Beichlagnahmeverfügung iſt ein Rechtsmittel 
nur als Beichwerde gegen den Verfteigerungs- 
oder Verwaltungsbefhluß, nicht auch eine felb- 
ftändige Beſchwerde gegeben (Reichsgeſetz über die 
Zwangsveriteigerung und Zwangsverwaltung vom 
4. März 1897). 

Beichlagnahmewirtung hat auch der durch Ge⸗ 
richtsbeſchiuß angeordnete Arreſt zur Sicherung 
der Zmwangsvollitredung in das bewegliche und 
tr rag Vermögen Reichscivilprozeßordnung 
8 916 ff.). 

In dem Civil · und Militärfirafverfahren 
können diejenigen Gegenftände mit Beichlag belegt 
werben, welche als Beweismittel für eine Unter 
fuchung von Bedeutung find oder ber Einziehung 
unterliegen. Mit diefer Zwedbeſchränkung find 
alle Gegenftände beichlagnahmefähig, welche fich 
in dem Gewahrfam einer Perſon befinden und 
von dieſer nicht freiwillig herausgegeben werben. 
Dem römischen Strafverfahren war dieſe Editiond« 
pflicht unbefannt, der Inquifitionsprogeß ſchuf fie 
zunachſt für den Beichuldigten und dehnte fie ber 
Zeugnispflicht analog auf dritte aus; aus⸗ 
genommen find nunmehr von der Beſchlagnahme 
nur die fohriftlichen Mitteilungen zwiſchen dem 
Beſchuldigien und den zur Zeugnißverweigerung 
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berechtigten Perfonen, alfo den Angehörigen, dem 
Seeljorger, dem Verteidiger, dem Arzte, falls ſich 
die Mitteilungen noch in den Händen ber Iegteren 
Berfonen befinden und diefe nicht der Teilnahme, 
Begünftigung oder Hehlerei verdächtig find. Auch 
bie in amtlicher Verwahrung befindlichen Gegen- 
flände, Alten und Schriftftüde können beichlag- 
nahmt werden, fofern nicht bie dem verwahrenden 
Beamten vorgejehte Behörde Einſpruch erhebt. 
Reiche» und Landtagsabgeordnete find von der 
Beſchlagnahme infofern befreit, als fie nicht wäh« 
rend der Sefflon zur Unterfuchung gezogen werben 
Lönnen. Die freiheit von der Beichlagnahme ift den 
den Exterritorialen gehörigen Gegenftänden ſowie 
den Konſulatsarchiven vertragsmäßig garantiert. 
Bei den deutſchen Landesherren und ihren Familien ⸗ 
en fowie bei den Mitgliedern ber Familie 
Hohenzollern richtet ſich das Recht zur Beſchlag ⸗ 
nahme nad) ihren Hausgeſetzen oder dem Landes- 
vedhte, ſoweit ſich in dieſen Vorjchriften befinden. 

Die Beſchlagnahme wird mit ihrer Anord⸗ 
nung wirfjam; für diefe genügt jede amtliche 
Handlung, welche das Verbot der Verfügung 
über den Gegenftand zum Ausdrude bringt. 
Mit der Feſtnahme einer Perfon find alle in 
deren Befit befindlichen Gegenftände in Beſchlag 
genommen, felbft wenn ber feftnehmende Beamte 
als folcher zur Beichlagnahme nicht befugt gewefen 
wäre. Der Beſchlagnahmealt ift in jeder Lage des 
Strafverfahrens zuläffig ; er bewirkt bie Unter« 
werfung des Gegenftandes unter bie flaatliche 
Gewalt; es fann die Wohnung nad) ihm durch⸗ 
ſucht und er fann jedermann zwangsweiſe weg- 
genommen werden. Der Verſuch, ihn der Staat» 
gewalt zu entziehen, begründet die Strafbarkeit 
aus den 88 188. 137 des Strafgefeßbuches, und 
bei einem Beamten als Thäter aus ben 88 346. 
348. 349 bafelbft. Die Weigerung der Vorlegung 
oder Auslieferung des Beichlagnahmegegenftandes 
wird duch Geldfirafe und Zwangshaft ge 
broden. Doc find biefe Maßregeln den zur 
Zeugnigverweigerung berechtigten Perſonen gegen« 
über ausgejchlofjen. 

Beendigt wird die Beichlagrahme mit ber 
Aufhebung ihrer Anordnung; diefe hat zu erfolgen, 
wenn ber Progeßzwed ihre Yortdauer nicht mehr 
erheiſcht und ihre Einziehung oder Unbrauchbar⸗ 
machung nicht in Frage fteht. Der beſchlagnahmt 
gewejene Gegenftand ift dem zurüdzugeben, tele 
Gem er durch bie ftrafbare Handlung entzogen 
worben war, falls nicht Anjprüche dritter ent« 
gegenftehen. Erheben dritte Anſprüche auf den 
Gegenftand, jo haben fie dieſelben im Progepwege 
eventuell durch einftweilige Verfügung geltend zu 
machen. Die Freigabe des Gegenftandes feitens 
der Behörde ift eine Verwaltungsmaßregel, durch 
die über das Recht an demfelben nicht entſchieden 
wird. Daher ift auch dem Verlegten nicht heraus⸗ 
zugeben, was mit dem Erlöſe von durd) die ftraf- 
bare Handlung entzogenen Gegenftänden anges 
ſchafft worden ift. 


Beſchlagnahme. 


850 


Zuftändig zur Beichlagnahmeanorbnung 
ift der Nichter (Gerichtsherr), in Eilfällen 
au der Staatsanwalt (Unterfuhungsführer) 
und jeder ihm als Hilfsbeamter unterjtellte 
Polizei und Sicherheitsbeamte, nicht auch ein 
fonftiger Polizeibeamter. Zur Ausführung ber 
von dem zuftändigen Beamten angeorbneten Be- 
ſchlagnahme ift in feinem Amtsbezirk jeder Beamte 
befugt, der den Ausführungsauftrag erhalten hat. 
Die örtliche Zuftändigfeit des anordnenden Ber 
amten wird durch feine Zuftändigfeit für das 
Strafverfahren beftimmt. In militäriſchen Dienfte 
gebäuben (auch Kriegsichiffen) wird die Beichlag- 
nahme durch die Militärbehörbe ausgeführt. Iſt 
im Civilſtrafverfahren die Beichlagnahme ohne 
richterliche Anordnung erfolgt, jo fol der an⸗ 
ordnende Beamte binnen drei Tagen bie richterliche 
Beftätigung nachſuchen, wenn bei der Ausführung 
der Beilglagnahme weber der davon Betroffene 
noch ein erwachſener Angehöriger anmwejend war, 
oder wenn der Betroffene ober der ihn vertretenbe 
Angehörige gegen die Beſchlagnahme ausbrüdlichen 
Widerſpruch erhoben hat. Der von der Beſchlag⸗ 
nahme Betroffene, alfo nicht bloß der Beihulbigte, 
fondern jeber Eigentümer ober fonftige Berechtigte 
kann jeberzeit die richterliche Entſcheidung über 
die Belhlagnahme nachſuchen. Diefe erfolgt vor 
der Erhebung der öffentlichen Klage durch ben 
Amtsrichter, in defien Bezirk die Beſchlagnahme 
ftattgefunden Hat; gegen deſſen Entſcheidung ift 
die Beichwerde und weitere Beſchwerde gegeben. 
Nach Erhebung der öffentlichen Klage entjheibet 
der Unterfuhungsrichter, wenn Vorunterfuchung 

eführt wird, fonft das für das Hauptverfahren zu⸗ 
Ranbige Gericht. Iſt durch die Staatsanwaltſchaft 
oder einen ihrer Hilfsbeamien nach erhobeneröffent« 
licher Klage eine Beichlagnahme erfolgt, joift binnen 
drei Tagen dem Richter von der Beſchlagnahme 
Anzeige zu machen und find bemfelben die in Ber 
ſchlag genommenen Gegenftände zur Verfügung 
u ftellen. Die an den Beſchuldigten gerichteten 

riefe, Voftfendungen und Telegramme wie auch 
diejenigen Briefe, Sendungen und Telegramme, 
in betreff deren Thatſachen vorliegen, aus welchen 
zu ſchließen ift, daß fie von dem Beichuldigten 
berühren ober für ihn beftimmt find, und daß 
ihr Inhalt für die Unterfuhung von Bedeutung 
ift, können im Givil- und Militärftrafverfahren 
von dem Richter (Gerichtsheren) und bei Unter 
ſuchungen die nicht bloß eine Übertretung betreffen, 
in Eilfällen aud) von dem Staatsanwalt (Unter 
fudungsführer) auf der Poſt oder ber Telegraphen- 
anitalt beihlagnahmt werden. Die Staatanwalte 
haft muß jedoch den ihr hier außgelieferten 
Gegenſtand jofort, umd zwar Briefe und andere 
Poſtſendungen uneröffnet, dem Richter vorlegen ; 
wenn biefer die Beſchlagnahme nicht binnen brei 
Tagen beftätigt hat, fo tritt biefelbe ohne Auf- 
bhebungsverfügung außer Kraft. Von ben getrofe 
fenen Maßregeln find die Beteiligten zu benach ⸗ 
richtigen, ſobald dies ohne Gefährdung des Unter⸗ 
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ſuchungszweckes geſchehen kann. Diejelben haben 
das Beſchwerderecht. Mit der Aufhebung der 
Beſchlagnahme ſind die Briefe, Sendungen und 
Telegramme dem Adrefjaten auszuhändigen. Eine 
—— ihres Inhaltes iſt nicht weiter 
zuläſſig als der Zweck des Strafverfahrens es 
erfordert (ſ. Briefgeheimnis). Auf den Seeſchiffen 
iſt, während das Schiff ſich auf der See oder im 
Auslande befindet, der Schiffer jederzeit berechtigt, 
die Effekten derjenigen Schiffäleute, welche ſich 
einer trafbaren Handlung verbächtig gemacht 
haben, nad), Beweisftücden zu durchfuchen und die 
es Überführungsftüde zu beihlagnahmen. 

i Antragsbelikten ift Die Beſchlagnahme vor der 
Antragftellung zuläjfig, aber wieder aufzuheben, 
wenn der Strafantrag nicht friftzeitig, im Milt« 
tärftrafverfahren nicht binnen einer Woche ſeit dem 
Vollzug der Beichlagnahme geftellt wird (vgl. 
Reichsſtrafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 
und Reih8milttärftrafgerichtsordnung vom 1. Der 
zember 1898). 

Die Beichlagnahme einzelner Gegenftände zum 
Ziwed ihrer Einziehung ift zuläffig in ben Fällen, 
in welchen das Geſetz die Vernichtung oder Un« 
brauchbarmachung beftimmter Gegenftände ver⸗ 
orbnet, 3. ®. in ben 88 40 bis 42, welche die 
Einziehung der durch ein vorfägliches Verbrechen 
hervorgebrachten ober zur Begehung eines Ver⸗ 
brechens gebrauchten und beftimmten Gegenftänbe 
und ber Exemplare einer ftrafbaren Schrift oder 
fonftigen Darftellung ausſprachen. Der $ 152 
des Str. G.⸗B. verfügt die Einziehung des nach⸗ 
gemachten ober verfälichten Geldes und der be» 
nupten Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
Formen. Die 88 295 und 296° laſſen die Ein« 
ziehung ber zu Jagd» ober Fifchereifreveln ver- 
wendeten Fanggeräte zu (vgl. noch 88 360. 867. 
369 des Str. G.B.; bie 8821. 22. 25. 43. 45 
bes Geſetzes über das Urheberrecht an Schrifte 
werfen vom 11. Juni 1870, 8 16 des Gejebes 
über das Urheberrecht an Werfen der bildenden 
Künfte vom 9. Januar 1876, 8 9 des Geſetzes 
über den Schuß der Photographien vom 10. Ja- 
nuar 1876 und 8 14 bes Geſetzes über das 
Urheberreit an Muftern und Modellen vom 
11. Januar 1876 u. f. w.). 

Druckſchriften können fowohl in ein« 
zelnen Eremplaren zur Erlangung von Beweis- 
mitteln für die durch die Drudichrift begangenen 
ſtrafbaren Handlungen oder andern Delitte als 
auch in der ganzen Auflage zum Zwecke ber 
Einziehung ber Drudichrift beſchlagnahmt wer⸗ 
den. Die Beſchlagnahme megen einer nicht 
dureh die Druckſchrift begangenen Übertretung er⸗ 
folgt nad) der Strafprogeßorbnung und hat feine 
Belonderbeiten ; die Beſchlagnahme wegen eines 
Preßdeliktes unterfteht dem Reichspreßgeſetz vom 
7. Mai 1874. Nach diefem ift die Beichlagnahme 
einer Druchſchrift erft zuläffig, wenn durch deren 
Ausgabe ober Verbreitung eine Strafthat begangen 


Beihlagnahme. 
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Anordnung zuläfiig. Doc kann fie ohne richter- 
liche Anordnung erfolgen wegen beftimmter Ver- 
ftöße gegen das Preßgejeß, wegen verbotswidriger 
Verbreitung militäriicher Nachrichten, wegen Auf- 
forberung zum Hochverrat, Beleidigung des Kaiſers 
ober Landeheren, unzüchtiger Mitteilungen, 
dringender gefahrbrohender Aufforderung oder 
Anreizung zu Verbrechen ober Vergehen. Die 
Beſchlagnahme Tann in diefen Fällen von der 
Staatsanwaltjhaft und von jedem Polizeibeamten, 
nicht bloß von den ſtaatsanwaltſchaftlichen de 
beamten, ausgeführt werden. Diejelbe bed 
der richterlichen Beflätigung. Hat die Polizei⸗ 
behörbe bie Beichlagnahme ohne Anordnung 
der Staatsanwaltiaft verfügt, jo muß fie die 
Verhandlungen fpäteftens binnen zwölf Stunden 
an bieſe — Hebt die Staatsanwaltſchaft 
dieſelbe nicht mittels ſofort vollftredbarer Ver- 
fügung auf, fo hat fie binnen zwölf Stunden die 
gerichtliche Eutſcheidung zu beantragen. Das Ge- 
richt hat feine Entſcheidung binnen 24 Stunden 
nad) Empfang bes Antrags zu treffen. Iſt nicht 
bis zum Ablauf des fünften Tages nad) der Be- 
ſchlagnahmeanordnung der beftätigende Gerihts- 
beſchluß der beichlagnehmenden Behörde zuge- 
gangen, jo tft die Beſchlagnahme erlofchen und 
muß bie Freigabe der Drudichrift erfolgen. Zu- 
ſtändig zur Beichlagnahme find die Beamten des 
Ortes, in welchem ſich zu beſchlagnehmende Erem- 
plare der Drudfchrift befinden, fowie Die Behörden 
des Wohnfibes der für bie Herftellung und ben 
Vertrieb der Druchſchrift nad) dem Preßgeſetze 
verantwortlichen Perfonen (Rebacteur, Verleger, 
Druder, Verbreiter). Sofern fi an diefem Orte 
bie zur Vervielfältigung dienenden Platten unb 
Formen befinden, ift der Beamte auch zu deren 
Beſchlagnahme befugt. Zur Beftätigung ober 
Aufhebung der vorläufigen Beichlagnahme ift vor 
der Erhebung ber Strafflage da8 Amtsgericht des 
Beichlagnahmeortes, nach berjeiben das in ber 
auptjache entſcheidende Gericht, nicht etwa Der 
interfuchungsrichter,, zuſtändig. Gegen beffen 
aufhebenden Beſchluß ift fein Rechtsmittel, gegen 
feinen die Befchlagnahme beftätigenden Beſchluß 
ift die Beſchwerde gegeben. Jede Beichlagnahme 
von Drudfäriften, die gerichtliche wie die poli« 
eiliche, trifft die Exemplare nur ba, wo fie 
ich zum Zwede ber Verbreitung befinden; bei 
Drudjchriften im engeren Sinne bat auf Antrag 
des Beteiligten ftatt ber Befchlagnahme des Satzes 
beffen Ablegen zu geſchehen. Die die Beichlag- 
nahme veranlafjenden Stellen einer Schrift find 
unter Anführung der verlegten Geſetze zu bezeich- 
nen. Iſt die Bezeihnung unterblieben, fo ift der 
vollftändige Wieberabdrud der Schrift if. 
Andernfalls ift während ber Dauer der Beichlag- 
nahme die Verbreitung ober der Wiederabdrud 
der Schrift mit den bezüglichen Stellen bei Gelb- 
ftrafe bis zu 500 Mark oder Gefängnis bis zu 
6 Monaten verboten. Die in ben Privatbeftk 


worden ift; fie ift auch dann nur Durch richteriiche | einzelner Perfonen oder einer gefchlofienen Ger 
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ſellſchaft übergegangenen Exemplare einer be= 
ſchlagnahmten Drudjchrift werben von dieſer nicht 
betroffen. Erfolgt eine Verurteilung wegen des 
Inhalts einer befhlagnahmmten Drudicrift, fo ift 
deren Unbrauchbarmachung auszufprechen. Wird 
das Verfahren eingeftellt, oder wird der Angellagte 
freigeſprochen, oder wird im alle der Unaus⸗ 
führbarkeit der Strafverfolgung einer Perfon das 
Verfahren wegen ber Einziehung ber Druchſchrift 
nicht durchgeführt (fogen. objektives Strafver- 
fahren), fo gilt die Beſchlagnahme als aufgehoben. 

Eine Beichlagnahme einzelner Gegenftände zur 
Dedung ber ben Angefehuldigten möglicherweife 
treffenden höchiten Geldftrafe und der Koſten des 
Verfahrens, und injoweit durch eine ſolche Maß- 
regel eine Dedung nicht ausreichend erjcheint, 
fogar des ganzen im Deutfchen Reich befindlichen 
Vermögens des Angefchuldigten läßt bie deutſche 
Str.⸗P.O. in Art. 325 und 326 zu. Zur Er- 
zwingung der Geftellung des abwefenden An⸗ 
geihulbigten kann in allen Strafkammerſachen, 
wenn ber Erlaß eines Haftbefehls gerechtfertigt 
fein würde, nad) Erhebung der Öffentlichen Klage 
das ganze Vermögen bes Abweſenden durch Be- 
ſchluß des Gerichts beſchlagnahmt werben. Die 
Beſchlagnahme und ihre Aufgebung ift im Reichs⸗ 
anzeiger befannt zu machen. Durch die Beicdhlag- 
nahme verliert der Angeſchuldigte das Recht, über 
fein Vermögen unter Lebenden zu verfügen. 
Sein Vermögen erhält einen Abweſenheitspfleger 
(Art. 332). Auch da8 Vermögen derjenigen, 
welche fih dem Eintritt in den Militärbienft 
durch Verlaffen des Reichägebietes entziehen, kann 
infoweit, als e8 zur Dedung von Strafe und 
Koſten erforderlich ift, mit Beſchlag belegt werben, 
eine Ermächtigung, von ber ebenfo häufig als er 
folglos Gebrauch gemacht wird ($ 186 bes 
Str.G.«B.). 

Bei Zuwiderhandlungen gegen die Eine, 
Aus» oder Durchfuhrverbote jowie 
gegen die Vorfchriften wegen Erhebung ber 
Zölle und ber indireften Reichs und Landes- 
abgaben find die einzelſtaatlichen oberen Bes 
horden und Beamten der Verwaltung ber in⸗ 
direten Steuern, in Eilfällen die Zoll- und 
Steuerbeamten geringeren Ranges zur Beichlag« 
nahme von Beweigmitteln, ber einzuziehenben 
Gegenftände und der Transportmittel befugt. 
Für die Beichlagnahmeverfügung kommen die 
88.95, Abſ. 1 und 97 der Strafprogekordnung zur 
Anwendung. Die Ausführung kann durch jeden 
Zoll- und Steuerbeamten erfolgen. Die Beſchlag⸗ 
nahme von Briefen und Sendungen auf der Poſt 
fowie von Telegrammen auf ber Zelegraphen- 
anſtalt ift —R Die Beſchlagnahme 
behält ihre Wirkung bis zur Erledigung des Ver 
fahren® ober bis zu ihrer Aufhebung durch die 
Verwaltungsbehörde, die mit Wegfall des Grundes 
der Beichlagnahme ober des fonftigen geſetzlichen 
Anlaffes zur Zurüdbehaltung zu erfolgen bat. 
In Beſchlag genommene Gegenft 


Beſchlußfähigkeit, Beſchlußfaſſung — Beſchwerderecht. 
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bewahrung, Pflege und Unterhaltung unverhältnig« 
mäßige Koften verurfachen würde oder die dem 
Verderben ausgejeht find, Tönnen veräußert wer⸗ 
ben (vgl. Preuß. Geſetz vom 26. Juli 1897). Bei 
Stempelfteuerhinterziehungen fünnen nicht bie 
Steuerbehörben, fondern nur die Amtsgerichte 
auf Antrag des Stempelſteueramts bei ben ihrer 
Gerichtsbarkeit unterftellten Privatperſonen die 
Beſchlagnahme von Schriftftüden anorbnen. Der 
Ausführung der Beſchlagnahme muß die Aufe 
forderung zum Ausweis über die gehörige Be⸗ 
obachtung der Stempelfteuergefege unmittelbar 
vorausgehen. Der Ausführung der Beichlag- 
nahme durch das Gericht Tann ber Vorftand des 
Stempelfteueramts beimohnen (Preuß. Stempel« 
fleuergefeß vom 81. Juli 1895; Reichsſtempel ⸗ 
gejeb vom 27. April 1894, 8 89). [Spahn.] 
Belhlufäßigkeit, Zeſhluß faſſung. |. Ge⸗ 
chaftsordnung, parlamentariſche. 
Beſchlußſachen, |. Verwaliungsrecht. 
Belhräukte Haftung, |. Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenofſenſchaften, Handel, Seerecht. 
Beſchraͤnukuugen, geſetzliche, des Gigen- 
" eräweibereht. Belöoerbercit Mose 
Beſchwerder werderecht 8 Recht 
eines jeden StaatSbürgers, welcher durch die An⸗ 
ordnung oder Entieidung eines flaatlichen Be 
amten oder einer Behörde in feinen Intereſſen fich 
beſchwert fühlt, bei der vorgeſetzten Behörbe auf 
Abänderung der Anordnung oder Entſcheidung 
anzutragen, eventuell an bie Vollsvertretungen 
Ah zu wenden; auch Iehtere haben unter Um ⸗ 
fänden ein ferbftänbiges Beſchwerderecht 
1. Die Beſchwerde auf dem Gebiete bes Ver⸗ 
waltungsrehts. Der Schu der individuellen 
Rechts· und Imterefjensphäre eines jeden Staats· 
bürgers vollzieht fi) im ig Staate weient« 
lich duch zwei Mittel: die Klage und die Be— 
ſchwerde. Die Klage ift begrifflich dann am 
Platz, wenn ein individuelles Recht durch einen 
andern, durch einen Staatsbürger ober durch eine 
ftantliche Behörde, verletzt worben ift; die Be⸗ 
ſchwerde ift begrifflich gegeben, wenn ohne Ver ⸗ 
letung eines Rechts nur ein indivibuelles In⸗ 
teretfe beeinträchtigt worben if. Wo wegen 
Rechtsverlegungen ein Rechtsmittel gegeben wurde, 
welchen Beſchwerde heißen follte, hat man diefe 
Art der Beſchwerde auch (wie im bayriſchen und 
württembergifchen Verwaltungsrecht) Rechts 
befhmwerde genannt im Gegenjaß zur Ver- 
waltungsbeſchwerde wegen Verletzung von 
Intereſſen. Umgekehrt ift nad dem Staatärecht 
mancher deutſchen Bundesflaaten zuweilen eine 
Klage im Verwaltungsftreitverfahren zugelafien, 
wo es fi nur um bie Verlekung von Intereſſen 
banbelt; jo in Bayern, Württemberg, Sachſen, 
Hefien. — Da_ber einzelne Staatsbürger bei 
feinen äußeren Handlungen nur verpflichtet if, 
die Grenzen des Rechts zu beobachten, ohne gejeh- 
lich verpflichtet zu fein, auch auf die Inter 


!ände, deren Auf- feiner Mitbürger Rüdficht zu nehmen, fo hat bei 
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Streitigkeiten aus dem Verlehr der Staatsbürger 
unter fi) nur Die Klage wegen Rechtsberletzungen 
ftatt. Wer nur feine Interefien durch einen andern 
Staatsbürger verlekt fieht, hat deswegen fein 
Beſchwerderecht, auch fein anderes Rechtsmittel. 
Die Beamten und Behörben des Staates dagegen 
Br verpflichtet, ſowohl gegenüber den einzelnen 
egern als gegenüber den im Staate beſtehenden 
Selbitverwaltungslörpern (Gemeinden, Kreifen, 
Provinzen) nicht nur die Grenzen des Rechts inne» 
zuhalten, ſondern auch innerhalb biefer Grenzen 
die Interefien des Staates und der einzelnen Buͤr⸗ 
ger zur Geltung zu bringen. Durch die Hand⸗ 
lungen oder Unterfaffungen ſtaatlicher Organe 
fönnen daher einesteils individuelle Rechte verlekt, 
andernteils auch ohne RechtSverlegung inbivibuelle 
Intereſſen geihäbigt werben. Für den erften Fall 
ſoll ebenfalls die lage, für ben zweiten die Be⸗ 
ſchwerde zuſtehen. — Die Klage als ein Mittel 
ur Beſeiligung von Rechtsverlegungen ift zu ent= 
Aoeiben durch eine von beiden ftreitenden Teilen 
unabhängige Behörde, welde mit allen 
Bürgſchaften der Unparteilichfeit umgeben ift. 
Diefe Hat ihre Entſcheidungen zu treffen lediglich 
nad) den ftrengen Grundfägen des Rechts und muß 
daher durchweg den Charakter eines Gerichtshofes 
haben, mag bie behauptete Rechtsverlegung auf 
dem Gebiet bes privaten oder des öffentlichen 
Rechts Tiegen. Bei ber Beſchwerde ift die Ent⸗ 
ſcheidung durch einen unabhängigen Gerichtähof 
fein wejentliches Bebürfnis, weil dieſe ſich feineg« 
wegs lediglich nach rechtlichen Geſichtspunkten zu 
richten hat; meift werben ſolche gar nicht vorhanden 
fein, jo daß nur den Rüdfichten der Nülichkeit, 
der Angemefjenheit und des allgemeinen Intereſſes 
Rechnung zu tragen ift. Bei ſolchen Entſcheidungen 
iſt es nicht nur zuläffig, fondern auch aus Gründen 
der Einheit und Gleichförmigkeit der Verwaltung 
notwendig, daß diefelben gejchehen durch die nor» 
ejebte Dienfibehörde, melde nach den- 
Felsen Rückſichten der Zwectmäßigfeit entſcheidet, 
wie die Borinftanz, aber mehr nod) die allgemein 
leitenden Grundſaͤtze im Auge behält = von 
einem höheren, Durch zufällige Einzelheiten weniger 
—— Standpunkt aus ihre Entſchließungen 


faßt. 

Die thatfächliche Entwicklung unſerer ſtaatlichen 
Verhãltniſſe Hat ſich erſt in jüngfter Zeit der Ver⸗ 
wirflidung diefer Forderungen genähert. Wäh- 
rend zur Entſcheidung über Rechtsberletzungen aus 
dem Gebiet des Privatrecht von jeher unabhängige 
Gerichtshöfe als Notwendigkeit anerfannt waren, 
ift dieſe Notwendigkeit für das Gebiet bes öffent- 
lichen Rechts weit jeltener und in weit geringerem 
Umfange anerfannt worben. Hier war daher ber 
geſchädigte Staatsbürger meift nur auf die Ber 
ſchwerde angemwielen. In der Beichränfung ber 
verwaltungsrechtlichen Befchwerbe auf das ihr 
naturgemäß zufommenbe Gebiet befteht eine der 
wichtigſten Gewähren des Rechtsſchutzes. Zu Zeiten 


des alten deutſchen Reiches hatten, während : 


Beſchwerderecht. 
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Beſchwerden im obigen Sinne der Entſcheidung 
durch die ZTerritorialgewalt vorbehalten waren, 
bie Unterthanen, wenn fie fich Durch Die Territorial» 
gewalt in ihrem Rechte verleht fahen, die Befugnis, 
um Abhilfe an die Reichögerichte im Wege der 
Klage ſich zu wenden, auch wenn die Rechtsver- 
letzung auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts Tag. 
Bei der Machtlofigfeit der Reit chte gegenüber 
den größeren ZTerritorien war dieſer unbebingte 
Rechisſchutß freilich größer in der Theorie als in 
der Praxis. Seine faatsredhtlihe Begründung 
fand er in ber Unterordnung ber Territorien unter 
die Reichägewalt. Als daher die Territorien 
durch die Ereigniffe des Jahres 1806 ſelbſt fou- 
verän geworden waren, verpönte bie ſtaatsrechtliche 
Theorie und Praxis mit geringen Ausnahmen eine 
folche Klage, weil der zur Entſcheidung berjelben zu 
beftellenbe Gerichtshof immerhin auch ein Organ 
des Staates geweien fein würde und der Staat 
ſelber nicht zu Gericht figen könne über Streitig« 
keiten zwiſchen feinen eigenen Beamten und feinen 
Untertanen. Dean fannte in allen Fällen des 
Konfliktes zwiſchen Beamten und Unterthanen ein» 
chließlich aller Rechtsverlegungen nur die Be— 
chwerde an die im Dienft vorgejehte Behörde. Es 
rang ber Grunbfaß durch, daß jede Ve 
behörbe für ihr Nefjort jelbft die Verwaltungs- 
gericht8barfeit habe, und daß von ihren Entjchei- 
dungen nur appelliert werben könne im Wege ber 
Beſchwerde an die reffortmäßig übergeorbnete Be⸗ 
hörde im vorgefchriebenen Inftanzenzug bis zum 
Minifter hinauf. Ausgenommen waren nur ge 
wiſſe Streitigfeiten mit Behörden oder Beamten, 
welche einen außgeprägt privatrechtlichen Charakter 
hatten; für diefe war Die Klage bei den ordentlichen 
Gerichten zugelafien. Selbft — polizeilichen 
Verfügungen wurde dieſer Grundſatz rare 
Das preußische Gejek vom 11. Mai 1842 
3. 2. ließ gegen biefelben nur Beſchwerden zu, „fie 
mögen die Gefehmäßigfeit, Notwenbigfeit ober 
Zwedmäßigfeit derjelben betreffen“ ; e8 ließ nur 
in ganz geringem Umfange eine gerichtliche Klage 
gegen bdiejelben zu, „wenn die Verlegung eines 
zum Privateigentum gehörenden Rechts behauptet“ 
wurde. — Jım einzelnen war die Entwidlung in 
dem deutfchen Staaten eine jehr verfchiebene. Was 
dabei allgemein als großer Mangel empfunden 
wurde, war, daß aud) über Rechte auf dem Wege 
ı der Beichwerde, alfo nicht von unabhängigen Ge- 
richten, fondern von der vorgeſetzten Dienftbehörbe, 
nicht auf Grund öffentlicher, fontrabiftorifcher 
Verhandlung, fondern im geheimen Berfahren 
— — auf Grund der Akten entſchieden 
wurde. 

Einen entſcheidenden Schritt zu Gunſten größerer 
Beſchrãnkung der Beſchwerde that zuerſt Baden mit 
dem Geſetzevom 5.Oftober1868, Iobann Preußen 
mit feiner Verwaltungsreform feit 1872. Diele 
ſchuf Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts 
in den Kreisausſchüſſen, den Bezirksausſchüſſen 
und dem Oberverwaliungsgericht in Berlin, welche 
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ebenjo wie die andern Berichtshdfe mit allen Ge 
währen der Unabhängigfeit und Unparteilichleit 
umgeben find und vor denen über alle Rechtsver⸗ 
Tegungen auß bem Gebiete bes öffentlichen Rechts 
auf erhobene Klage hin im öffentlichen, mündlichen 
Verfahren entichieben wird, ſowohl bei Streitig- 
keiten zwiſchen Staatsbürgern und Selbftverwal« 
tungstörpern oder ftaatlihen Behörden, als bei 
Streitigleiten zwiſchen dieſen letzieren. Dadurch 
iſt im allgemeinen die Beſchwerde an bie vorgeſetzte 
Dienftbehörbe, welche ebenfalls neu geregelt worden 
ift, beſchränkt worden auf das ihr naturgemäß zu» 
tommende Gebiet, wenn nämlich nur bie Ver» 
Tegung eines Interefies ohne gleichzeitige Verlegung 
eines Rechts behauptet werben fann. — Im eine 
zelnen beftimmt daß preufifche Gefeß über bie 
allgemeine Sanbevertwaltung vom 30. Juli 1883 
über die Beſchwerde folgendes: Gegen poligei« 
liche Verfügungen der Ortt« und Sreißpoligeis 
behörben (melde ſtets Einzelbeamte find, Amts«, 
Guts- und Gemeindevorfteher, Bürgermeifter, 
Landräte, Poligeipräfidenten) findet zunächſt ganz 
allgemein die Beſchwerde ftatt, und zwar ſowohl 
bei Rechts« wie bei Interefjenverlegungen. Dieje 
Beſchwerde entweder an den Landrat und 
gegen deſſen Beſcheid an ben Regierungspräſidenten 
oder an ben Regierungspräſidenten und dann 
an ben Oberpräfidenten, oder (in Berlin) fofort 
am den Oberpräfidenten. Gegen polizeiliche Ver« 
fügungen des Regierungspräfidenten findet bie 
Beſchwerde an den Oberpräfidenten ftatt. Fühlt 
ch der durch einen in Iehter Inftanz ergangenen 
cheid abgewieſene Beſchwerdeführer alsdann 
noch in feinem Rechte verlegt, jo hat er als weiteres 
Rechtsmittel die Klage an das Oberverwaltungs- 
gericht. Statt dieſer Beichwerde kann aber der 
Beſchwerte, falls er ſich in feinem Rechte verleht 
glaubt, auch fofort Die age anftellen, welche in 
diefem Falle zunädft an die Verwaltungsgerichte 
unterer Imftanz (Kreise, Stadt» und Bezirlsaus- 
ſchüffe), in letzter Inftanz ebenfalls an das Ober- 
— — geht. Doch ſchließt die An⸗ 
bringung des einen Rechtsmitteis das andere aus. 
Die Beſchwerde iſt binnen zwei Wochen bei der⸗ 
jenigen Behörde anzubringen, gegen deren Ver« 
fügung fie gerichtet ift. ig fann alsdann nad) 
nochmaliger Unterſuchung der Sache jelbft ber 


Beſchwerde abhelfen. Will fie das nicht, jo muß | bie 


fie unter Mitteilung an den Beichwerbeführer die 
Beſchwerdeſchrift an die vorgelegte Behörde ab» 
geben. Diefer fteht es frei, Beweiſe zu erheben 
und alle zur Aufflärung dienlichen Maßregeln zu 
treffen. Doch beftehen hierüber eine gejeglichen 
Vorſchriften. Soweit fie derartige Maßregeln nicht 
für noftvendig erachtet, hat bie vorgeſetzte Behörde 
das Recht, Tebiglich nach Inhalt der Alten zu ent 
ſcheiden. Gegen bie Androhung eines polizeilichen 
Zwangsmitteld zur Durchführung einer poligeie 
lien Verfügung finden diefelben Rechtsmittel 
ſtatt wie gegen die Anordnungen, um beren Durch- 
ſetzung es ſich handelt, alfo die Beſchwerde und 


Beſchwerderecht. 
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egebenen Falls die Klage nad} obigen &runbfägen. 

egen die Feſtſezung und Ausführung eines 
Zwangsmittels findet in allen Fällen nur die Be» 
eig ſtatt. — Gegen die Bejchlüffe der Behör- 

en der allgemeinen Landeäverwaltung, benen nicht 
die polizeiliche Gewalt, ſondern die Verwaltung 
im engeren Sinne zufteht (melde ſtets Kollegien 
unter dem Vorfige des Landrats, Regierungs- oder 
Oberpräfidenten und unter Verwendung von 
Selbitverwaltungsorganen find, alfo der Streis-, 
Stadt» und BezirBausfchüffe und der Provinziale 
täte), fteht entweber die Klage im Vermaltungs- 
ftreitverfahren ober die Beſchwerde zu. Die Grenze 
iſt gezogen in dem Zuftändigfeitsgeleß vom 1. Aus 
guft 1888, zwar kaſuiſtiſch aber durchweg nad) 
dem Grundſatz, daß die Klage wegen Rechtöver- 
legungen, im übrigen bie Belämerde gegeben ift. 
Diefe Beſchwerde fteht binnen zwei Wochen zunächft 
demjenigen zu, welcher fidh Durch den Beſchluß einer 
der genannten Behörden beſchwert fühlt, außerdem 
aus Gründen des öffentlichen Interefje dem Vor 
figenden der Behörde. Die Beſchwerde gegen bie 
Beichlüffe eines Kreis- oder Stadtausſchuſſes geht 
an ben Bezirlsausſchuß, die Beſchwerde gegen bie 
Beſchlũſſe des Iepteren in erfter Inflanz an den 
Kanye Die Beichlüffe des Provinzialrates 

nd meift unanfechtbar; in einigen Füllen find fie 
mit der Beſchwerde an ben Miniſter anfedhtbar. 
Die Beſchwerde ift bei derjenigen Behörde anzu- 
bringen, gegen berem Entſcheidung fie fich richtet. 
Iſt eine Gegenpartei vorhanden, jo hat bie Behörde 
biejelbe unter Mitteilung der Beſchwerdeſchrift zur 
Gegenerklärung aufzufordern und Darauf die Ver« 
handlungen mittel Berichts derjenigen Behörbe 
einzureichen, welcher bie Entſcheidung über Die 
Beſchwerde zukommt. Diefe Entſcheidung geſchieht 
im ſogen. Beſchlußverfahren, und zwar auf Grund 
der verhandelien Akten, ſofern nicht das Geſetz 
ausdrũdlich mündliche Verhandlung vorichreibt. 
Die Behörden find aber auch in allen andern Fällen 
befugt, die Beteiligten oder deren Vertreter zur 
mündlichen Verhandlung vorzuladen. Alsdann 
gelten für bie münbliche Verhandlung dieſelben 
Grundfäge wie beider Klage im Verwaltungsitreit» 
verfahren, einſchließlich des Grund! ee ber 
—— —— iſt bie 

ungsbeſchwerde vielfach abweichend geregelt durch 
Verordnung vom 81. Auguft Vetreffend 
das Verfahren in Verwaltungsjachen. Sie wird 
dort Rekurs genannt. Die Rekurſe gegen Ent- 
ſcheidungen der Landeslommiſſäre fowie gegen 
Entſcheidungen und Verfügungen der Bezirlgämter 
und Bezirlsräte gehen im allgemeinen an bie 
teffortmäßig zuftändigen Minifterien, unter Um⸗ 
fländen an das Staatsminiſterium. Auch hier 
fann ber Vorſitzende des Bezirksrates gegen 
Beſchlüſſe bes teren ben Rekurs einlegen, 
wenn er das Öffentliche Intereſſe für verlegt 
hätt. — Im ben übrigen deutſchen Bunbesftanten 
a ROTER noch weniger folgerecht 

elt. 


— 
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2. Die Beſchwerde auf dem Gebietedes Prozeß⸗ 
recht s. Diefe hat einen andern Charakter als die 
Beſchwerde auf dem Gebiete ber Verwaltung. Die 
Unterfheidung von Verlegung eines Rechts und 
Beeinträchtigung eines Intereſſes ift bei ihr nicht 
maßgebend. Ein Prozeß fann niemals entftehen 
wegen Schädigung von Intereſſen, fondern nur, 
wenn eine Partei gegenüber einer andern die Ver- 
letzung eines ihr ira individuellen Rechts, 
eines privaten (Givilprozeß) oder eines öffent 
lichen (Berwaltungsitreitverfahren), oder wenn der 
Staatsanwalt gegenüber einem Angeſchuldigten 
bie — des Strafrechts (Strafprozeß) be⸗ 
hauptet. In allen dieſe Fällen wird mit der Klage 
die Befeitigung oder Sühne einer Rechtsverletzung 
erftrebt. Die gerichtliche Verhandlung über dieje 
Rage ift der Prozeß. In demfelben hat das zur 
Entſcheidung berufene Gericht ſich lediglich zu 
richten nach den für den Prozeß geltenden gefeh- 
lichen Beltimmungen, ohne auf irgend welche In= 
terefjen Rüdficht zu nehmen. Verlett das Gericht 
dieſe Beftimmungen, fo fleht in vielen Fällen den 
Barteien eine Beſchwerde zu. Der Grund dieſer 
Beſchwerde ift alfo immer die Behauptung einer 
Rechtöverlegung, aber nicht der Verlehung eine 
individuellen Rechts, ſondern ber ann einer 
allgemeinen Rechtsnorm des prozeffualiichen Ver- 
fahrens Durch den Richter. Aus einer ſolchen entfteht 
natürlich kein indivibuelles Recht auf jeiten der bes 
troffenen Partei; wohl aber hat dieje Die Befugnis, 
im Wege ber Beljwerbe die Befolgung der Rechts⸗ 
norm zu verlangen. Es fann daher unter Umſtänden 
biefe Beſchwerde beiden Parteien gleichzeitig zu⸗ 
ftehen. Dasfelbe gilt von ber Beſchwerde in den 
übrigen gerichtlichen Verfahren der nicht ftreitigen 
Gerichtsbarteit, dem Konkureverfahren, dem PVer« 
fahren bei Vormundsſchaftsſachen, Teilungen, Sub- 
baftationen, Verteilungen von Immobiliarpreifen 
u. |. w., fowie von ber prozeffualen Beſchwerde 
inmerhalb des verwaltungsrechtlichen Beichluß- 
verfahrens. — Im Strafprozeß gilt im all- 

emeinen bie Regel, daß Eniſcheidungen und Bes 
üffe des in der Hauptverhandlung erfennenben 
Gerichte, welche der Urteilsfällung vorausgehen, 
nicht felbftändig mit der Befchwerbe, ſondern nur 
mittelbar durch Berufung oder ker gegen das 
Urteil angefochten werben können, Entſcheidungen 
und Befchlüffe dagegen, welche nicht von dem er= 
kennenden Gericht, fondern vor Beginn ber Haupt« 
verhanblung von einem von dem Gerichte oder deſſen 
Vorſitzendem oder von dem Unterfuchungsrichter, 
Amtsrichter, beauftragten oder erjuchten Richter 
ergangen find, fodann alle Entſcheidungen ber 
ertennenden Gerichte, durch welche nicht der An⸗ 
geflagte, fondern dritte Perfonen betroffen find, 
und welde Verhaftungen, Beichlagnahmen ober 
Straffeftjegungen betreffen, unmittelbar mit ber 
Beſchwerde anzufechten find. — Im Civilprozeß 
findet die Beſchwerde ftatt, wenn durch eine Ent⸗ 
ſcheidung, welche eine vorgängige mündliche Ver⸗ 
handlung nicht erfordert, ein das Verfahren be= 


Beſchwerderecht. 





860 


treffendes Geſuch zurückgewieſen worden iſt, und 
außerdem in zahlreichen durch das Geſetz beſonders 
beſtimmten Fällen. — Sowohl im Cibil⸗ wie im 
Strafprozeß wird unterſchieden zwiſchen ſofo r⸗ 
tiger und einfacher Beſchwerde, je nachdem 
bie Einlegung derſelben gebunden ift an eine aus⸗ 
ie fogen. Notfrift oder nicht. Die Be- 
ſchwerde hat mit Ausnahme einiger im — be⸗ 
ſonders hervorgehobenen Fälle keine aufichiel 
Wirkung. Das Verfahren der Entſcheidung der 
Beſchwerde iſt genau geregelt. Sofern das Gericht, 
deſſen Entſcheidung angefochten wird, der Be— 
ſchwerde nicht ſelbſt abhelfen will oder darf, 
entſcheidet das im Inſtanzenzug vorgeſehte Ge⸗ 
richt. In einigen Fäaͤllen iſt gegen die Ent« 
ſcheidung eine weitere Beſchwerde zuläſſig; 
meiſt dagegen iſt fie endgültig. — Im einfacherer 
aber im einzelnen vielfach ähnlicher Weile ift 
bie progefjunle Beſchwerde im Bermaltungs- 
ftreitverfahren und den übrigen gerichtlichen 
Verfahren geregelt. — Befonderheiten zeigt auch 
die Beſchwerde im Disciplinarreht ber 
Beamten, 

3. Die Beſchwerde auf bem Gebiete des Ver⸗ 
faſſungsrechts (tonftitutionelle Beſchwerde). 
Dieſe Beſchwerde gt bie ein eines Rechts 
ober Interefjes bes Beſchwerdeführers ober Die Ge⸗ 
fahr dieſer Verlegung durch das Verhalten der Or⸗ 
gane der Staatsgemwalt voraus, zu beren Bejeitigung 
die Volfßvertretung mitzumirfen berufen ift. Sie 
wird bei der Volksvertretung jelbft angebracht, 
meift im Wege der Petition (j. auch Petitions⸗ 
recht). Die Verfafjungen machen die Erhebung 
der Beſchwerde bei den Bollsvertretungen davon 
abhängig, daß die oberjten Staatsbehörben ver⸗ 
gebens um Abhilfe angerufen und daß bie von 
den betreffenden Geſetzen zugelafienen Rechtsbehelfe 
erfolglo8 benußt wurden. Beſchwerden an die 
DVolfsvertretung giebt es nicht in bürgerlichen 
en — Straffahen und Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit jowie in Berwaltungs- 
ſtreitſachen. Im Juſtizſachen ift die konſtitutionelle 
Beſchwerde überhaupt nur wegen Juſtizverweige - 
rung ober Juftizverzögerung ſowie wegen anberer 
der Juftizaufficht unterliegender Handlungen bes 
Richters zuläffig. In Verwaltungsſachen ift die 
Beſchwerde in allen Beſchlußſachen zuläffig. Die 
Volfsvertretungen haben bag Recht, Die Beſchwerde 
dem Staatsminifterium, oder falls eine Beſchwerde 
gegen ein Minifterium wegen Anwendung ober 
Nichtanwendung der Geſetze in der Landesberwal · 
tung oder Rechtspflege erhoben iſt, dem Staats- 
oberhaupte ſelbſt zur Berückſichtigung zu über⸗ 
weiſen. Ferner haben die Volksvertretungen 
das Recht der Beſchwerde ſelbſtändig, ohne 
dazu von einem verletzten Beſchwerdeführer ver⸗ 
anlaßt zu fein. Die erfolgte Abſtellung der Be- 
ſchwerde oder das — ber Erörterung über 
diefelbe ift von ber ig den Volls« 
vertretungen mitzuteilen und ben Beteiligten zu 
eröffnen. Über die Augländern wegen Verlegung 
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ihrer Rechte Durch inlänbifche Behörden ober Durch | 
ben Träger ber Staatsgewalt zuftchende völlere 
in Beſchwerde |. Fremde und Fremden- 
recht. 

4. Im einzelnen verdient noch folgendes Er⸗ 
wähnung. Das preußiſche Geſeß vom 20. Juni | 
1875 über die Vermögensverwaltung in den! 
tatholifhen Kirhengemeinden beitimmt 
in 8 37, daß in gewifjen Fällen die Entlafjung 
eines Kirchenvorſtehers oder eined Gemeindever- 
treters erfolgen kann durch Verfügung ſowohl ber 
biſchoflichen Behörde als des Regierungspräfi- 
denten. Gegen eine foldhe Verfügung ftand dem 
Betroffenen nad dem urfprünglichen Wortlaut 
bes Geſetzes die Berufung an den föniglichen 
he ga für kirchliche Angelegenheiten zu. Die 
Novelle vom 21. Mai 1886, welche dieſen Ge- 
richtshof aufhob, beftimmte hierzu: „Im Falle 
des 8 37 im Geſetz vom 20. Juni 1875 findet 
nur no Beſchwerde an den Miniſter der 
5 Angelegenheiten ſtatt.“ Sofern dieſe 

eſchwerde ſich richtet gegen eine Verfügung des 
Regierungspräfibenten, iſt fie eine Beſchwerde 
im älteren verwaltungsrechtlichen Sinne, aljo eine 
Beſchwerde wegen Rechtsverletzung an eine vor⸗ 
geſetzte Dienftbehörde und fomit eine Ausnahme 
bon der oben unter 1. entwidelten allgemeinen 
Regel des heutigen preußiſchen Verwaltungsrechtes, 
daß wegen Rechtöverlegungen nicht Die Beſchwerde, 
fondern die Klage vor den Verwaltungsgerichten 
ufteht. Sofern fie ſich richtet gegen eine Ver⸗ 
ei ber biſchöflichen Behörde, iſt fie einer der 
in ber preußiſchen ſiaatskirchenrechilichen Gejch- 
gebung vorlommenben Yälle des recursus tam- 
quam ab abusu, der Berufung von einer Ente 
ſcheidung ber geiſtlichen Gewalt an bie weltliche. 
In beiden Beziehungen ift zu wünfchen, daß dieſe 
Beſchwerde möglichjt wenig ind Leben trete. — 
Gegen Verfügungen auf Grund des Socia- 
Liftengefeges fand, obwohl e8 fi um Rechte 
handelte, nicht eine Klage, jonbern nur eine be» 
ſonders außgeftaltete Beſchwerde ftatt. Zur Ent⸗ 
ſcheidung derſelben war nach demfelben Geſetz eine 
befonbere Kommiſſion gebildet. Die Entſcheidung 
dieſer Kommiſſion erfolgtenach freiem Ermefien und 
war endgültig. Gegen Verftöße bei Ausführung 
der Verbote von ſocialdemokratiſchen Vereinen und 
Druchſchriften und bei Ausführung der fonftigen 
Beltimmungen des Socialiſtengeſetzes betreffs 
Verbotes und Auflöfung focialdemofratifcher Ver⸗ 
fammlungen, Beſchlagnahme ſocialdemokratiſcher 
Schriften u. |. w. fand ebenſo nur eine Beſchwerde, 
und zwar an die Auffihtsbehörbe ftatt. Das 
Socialiftengefeg vom 21. Oftober 1878 erloſch 
nad mehrmaliger Verlängerung am 1. Oftober 
1890. Damit verſchwand auch diefe regelwidrige 
Beſchwerde. 

Siehe die Lehrbücher des deutſchen Staats⸗ und 
Verwaltungsrechtes von Laband, Löning, Meyer, 
Sarwey, v. Stengel ; für Oſierreich: Ulbrich Lehre 
buch des öfter. Staatsrechtes; Derſ. Grundzüge : 





efteuerung. 862 
bes öfterreichijchen Vertvaltungsrechtes ; Gneift in 
ey ni Encyflopädie IT, 1. 1880; Art. 

jeichwerbe von v. Stengel, in v. Stengels Wörter- 
buch des deutſchen Verwaltungsrechtes, 1890; Art. 


Beſchwerde von v. Dantfcher in Mifchler u. Ulbrichẽ 


öfterr. Staatswörterbuch, 1895. [Karl Bachem.] 

Def, j. unter Eigentum. 

DBefoldung, |. Amt. 

k — Gerichtsſtaud, |. Gerichtsver⸗ 
aſſung. 

Beferungsanftalten, |. Gefängnisweſen. 

; Jeſernnsstheorie, ſ. Strafe und Strafrechts⸗ 
theorien. 

Befätigungsreßt, j. Selbſtverwaltung. 

Veflattung, |. Begräbniswefen. 

DBeliehung, |. Amtsverbredhen. 

DBefleber, Schiffsbauberr, ſSeerecht. 

Beflellung, Exequatur, |. Konfuln. 

Befienerung. [I. Allgemeine Lehren und 
Beiteuerungsgrundjäge: Recht ber —— 
Unterſchied von Gebühren, Berteilungsmaßftab, 
Mannigfaltigleit der Steuern. II. Geſchichilicher 
Rücdhlid. III. Terminologie und Litteratur.] 

I. In dem Worte Beiteuerung find zwei Be— 
griffe enthalten: das Recht ber Beiteuerung und 
bie Art und Weife der Ausübung dieſes 
Rechts. Inſoweit e8 ſich in letzterer —8 um 
die einzelnen Arten der Steuern handelt, wird 
davon eingehend in ben dieſen gewidmeten Ar« 
tifen bie Rebe fein müſſen (ſ. d. Art. Grund« und 
Gebäubefteuer, Gewerbefteuer, Einfommenfteuer, 
Börfenfteuer, Finanzzoll), während hier die natur- 
und ſtaatsrechtliche Seite der Frage kurz ber 
leuchtet, bie Grundjäge über den Verteilungsmaß · 
flab im — erörtert und Blicke auf bie 
biftoriihe Entwidiung des Befteuerungsmejens 
geworfen werden follen. — Das Recht der Be- 
fteuerung wird von jedem Gemeinweſen in An⸗ 
ſpruch genommen, weldem Aufgaben zufallen, 
deren Löfung dem einzelnen Mitgliede desfelben 
entweder gar nicht oder doch nicht in zwedent- 
Iprechender Weiſe überlafjen werden kann, während 
anderjeit3 das Gemeinweſen als Gejamtheit nicht 
im felbfteigenen Befig ber notwendigen äußeren 
Mittel ſich befindet, welche zur Herbeiführung des 
Zieles fich erforderlich erweilen. Das vornehmfte 
dieſer Gemeinmwejen ift der Staat. Es wird da⸗ 
ber im nachſtehenden der Vereinfachung wegen 
die Frage des Beſteuerungsrechts des Staates in 
den Vorbergrund geſtellt. In finngemäßer An⸗ 
wendung ber als richtig erfannten Grunbfäe wird 
man daraus auf das Recht anderer Gemeinweſen 
Schlüſſe ziehen lönnen. — Das Recht des Stantes 

ur Beſteuerung beruht im Weſen des Staates, 
olgt aus dem Zwede des Staates, weldher in der 
Erfüllung der in ihn von der Natur gelegten Be= 
ſtimmung zu finden ifl. Mag man nun aud) über 
den Umfang der Aufgaben des Staates je nad) 
der verſchiedenen Grundauffaſſung theoretifch ſtrei⸗ 
ten, mag auch im Laufe ber geſchichtlichen Ente 
widlung thatſächlich die Grenze für Die unmittel« 
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baren Aufgaben bes Staates im Gegenſatz zur 
Selbftbethätigung ber ihm angehörenden fleineren 
Gemeinweien fowie der einzelnen Glieder der⸗ 
ſelben hier weiter außgebehnt, dort enger gezogen 
worben fein, — in allen Theorien ſowohl als in 
ber Geſchichte tritt der Staat und entgegen mit 
dem Bebürfnis von Mitteln zur Verwirklichung 
der Anjprüche, welche an ihn gemacht werben. 
Aus dieſen mit ber Eriftenz des Staates ver- 
bundenen Bebürfniffen folgt naturgemäß das 
Recht zur Beſchaffung der nötigen Mittel und 
dementſprechend die Pflicht der Angehörigen 
des Staates — der einzelnen, welche Glieder dei» 
felben find und in dem Vorbanbenfein und den 
Einrichtungen des Staates die Bedingungen ihres 
wirtſchaftlichen und politifchen Lebens gewährt 
finden —, zur Aufbringung ber Mittel beizutragen, 
wenn beren Beichaffung nicht in anderer Weiſe 
bewirkt werden Tann, daS heißt, der Staat macht 
von dem ihm grumbfäglich zuftehenden Recht der 
Beſteuerung tHatjächlich nur einen fubfidiären Ger 
brauch. Aus den Pflichten des Staates ber All- 
gemeinheit gegenüber, welche alle einzelnen in ſich 
ſchließt, find Recht und Umfang der Befteuerung 
berzuleiten. Wenn im allgemeinen als richtig an« 
erfannt wird, daß das Recht der Inbegriff ift 
„ber mittelö äußeren Zwanges durch die Staats- 
ewalt geficherten Lebensbedingungen ber Gejell- 
Haft im weiteften Sinne des Wortes“ (Ihering, 
Zwed im Recht I, 511), fo lann man diefe Begriff3- 
beftimmung vor allem auf das Beſteuerungsrecht 
anwenden. — Verworfen wird von den angejehen« 
ften Staatsretslehrern (Stahl, Walter, Tren- 
delenburg u. a.) die Anſchauung als ob Die Steuern 
ein Aquivalent feien für ben dem einzelnen ge= 
währten Bermögensihuß, als Vergeltung für dem 
einzelnen geleiftete Vorteile gewifjermaßen auf 
Tontraftlihem Verhältnifie zwiſchen bem einzelnen 
und dem Staate beruhend. Dieſe Anſicht iſt in« 
befien keineswegs allenthalben aufgegeben; noch 
Hod (Öffentliche Abgaben, 1868, 21) bezeichnet 
die Steuern als „Entgelt für geleiftete Dienfte“. 
Leroy-Beaulieu (Trait6 de la science des 
finances, 1888) führt als Anficht über Die Quelle 
der Beftenerung an: L’stat faisant avec eux 
(les eitoyens) une sorte d’abonnement col- 
lectif, pour le prix des services qu’il rend 
& chacun d’eux. — Die meiften, namentlich die 
neueren deutſchen Schriftfteller über das Finanz 
und Steuerweſen halten wohlan ber vorſtehend bar= 
geftellten Entwickiung des Beſteuerungsrechts bes 
Staates und feiner allgemeinen Natur feit, wenn 
auch die Ausdrucksweiſe eine verſchiedene ift, und 
anz überwunden ſcheint die Theorie von einem 

bereigentum bes Staates, aus welchem fein Recht 
abzuleiten fei; es ift allerdings durch Eroberung 
bie und da eine Art Obereigentum entftanben, 
und danach hat man verfahren, aber als ein 
naturrechtliches oder ſtaatsrechtliches Princip zur 
Begründung des Steuerrechts wird dasſelbe nicht 
anzuerkennen fein. 
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Es ift bis jeßt ganz im allgemeinen von ben 
Leiftungen an ben Staat bie Rebe geweſen; als 
allen gemeinfam zufommende Bezeihmung wird 
man zutreffend das Wort Abgaben wählen müffen. 
Bevor aber nun zu einer Beſprechung des Ver⸗ 
teilungsmaßita bes übergegangen wird, muß 
ber Begriff der Steuern abgetrennt werden von 
bem ber Gebühren, melde beide als Abgaben 
erſcheinen. Die Gebühr ift ein Entgelt für eine 
beftimmte einzelne Leiſtung des Staates (bie ge⸗ 
nauere Definition |. im Art. Gebühren) ; fie ſoll 
in ihrer Höhe im Verhältnis ftehen zu dem Vor⸗ 
teile, welchen der einzelne die Staatseinrihhumg 
in Anfprud nehmende Staatsbürger hat; die 
Steuer erſcheint Dagegen als Abgabe an den Staat 
ohne folche fpecielle Beziehung zu einer einzelnen 
Thätigkeit und Leiftung. Indeſſen auch über das 
Gebiet der Gebühren hinaus macht fi der Ge- 
ſichtspunkt, von welchem aus biefelben erhoben 
werden, geltend. Man begegnet nämlich auch Hin- 
fichtlich derjenigen Abgaben, welche unzweifelhaft 
zu den Steuern geredjnet werben, zwei verſchie⸗ 
denen Anſchauungen bezüglich des Verteilungs- 
maßftabes. Diefe Berjhiedenheit kann man wohl 
zurückführen auf die vorftehend behandelten ab⸗ 
weichenden Grunbfäße über die Quelle des Bes 
ſteuerungsrechts, während die Anfichten ihre Fol- 
gerungen ziehen bis in die Frage nad) der Wahl 
der Steuerarten. Es ftehen ſich die Vertreter de 
Gegenleiftungsfyftems en 
Aguivalenzigften, Intereffenfuftem, Genußlgftem) 
und bie bes Leiftungsfähigkeitsjyftems 
(Qermögensfyftem) gegenüber, wobei zu bemerfen 
ift, daß bie verfchiedenen Ausdrüde aud) innerhalb 
ber beiden Hauptgruppen noch Schattierungen der 
Anfichten bedeuten dürften. Die Vertreter der zu⸗ 
erſt angeführten Richtung gehen von ber Anficht 
aus, daß jeber in dem Verhältnis zu den Staats- 
laſten beitragen müffe, in welchem er von dem 
Staate Vorteile habe. Die zweite Gruppe ftellt 
an bie Spitze, daB die allgemeine Pflicht gegen 
den Staat dazu führe, daß jeder nach feiner 
Leiftungsfähigfeit an den Staatslaſten beteiligt 
werde. Beide Anfichten gehen dabei von bem Be— 
fireben aus, einen gerechten Verteilungsmaßftab 
anzulegen; man barf aber behaupten, daß jeder 
der beiden Wege zu großen Ungerechtigkeiten 
führen müßte, wenn man lediglich auf einem 
derjelben zum Ziele zu kommen verfuchen möchte. 
Wer will für den einzelnen den Anteil an dem 
Vorteil berechnen, welchen bie Einrichtungen des 
Staates für bie allgemeine Sicherheit (z. B. Armee, 
Polizei, Strafrechtspflege) bieten? Wo es ſich 
um getoiffe, auch dem Umfange nad) nadjweisbare, 
ben einzelnen in fpecieller Weife zu gute Tommenbe 
Leiftungen Handelt, wäre e8 anderſeits wieder un⸗ 
gerecht, diefe nicht im Verhältnis jtärker heranzu= 
iehen als die Allgemeinheit, wenn nicht der durch 

te Staatseinrichtung bevorteilte Steuerzahler 
unverhältnismäßig weniger Teiftungsfähig ift als 
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führen, daß man in ſolchen beſondern Fällen die 
Steuer gebührenartig behandelt, im übrigen 
aber die Leiftungsfähigfeit zur Grundlage nimmt. 
Es wirb vom praftiihen Standpuntte die Ma- 
rime von Adam Smith als zutreffend anerfannt 
werden müfen: Les sujets d'un etat doivent 
contribuer au soutien du gouvernement, 
chacun le plus approchant possible la pro- 
portion de ses facultes, c’est-A-dire la pro- 
portion du revenu d’ont il jouit sous la pro- 
tection de l’etat ( Titat nach ber Überfegung von 
Garnier, Recherches sur la richesse des na- 
tions, 1802, IV, 175). Allen den Staats- 
leiftungen gegenüber, welde nicht dem einzelnen 
als bejondere Vorteile nachweislich gegenüber 
ftehen, wird der Umfang des Vermögens einen 
hauptfächlichen Maßſtab geben für den Anteil an 
dem Nußen aus den Staatseinrichtungen. Schon 
der Erwerb des Vermögens geichieht unter dem 
Schutze des Staates, ift nur möglich gemejen durch 
Benußung der Staatseinrichtungen. Gilt Dies 
ſchon im allgemeinen, fo wird auch das größere 
Vermögen, wie es 3. B. bei größerem Grunbbefig, 
größeren gewerblichen Betrieben u. f. iv. zur Er» 
ſcheinung fommt, bie Staatseinrichtungen im Ver» 
haltniſſe feines Umfanges mehrin Anspruch nehmen, 
ohne daß man in der Lage wäre, den Anteil in 
jedem einzelnen Falle zu bemefjen und Durch Ge= 
bübren zu treffen. Aber aud indem man das 
Vermögen ald Grundlage nimmt, wird man dies 
doch gerechtermeife nicht thun, ohne dabei die 
Reiftungsfähigkfeit zu berüdfictigen, ein 
Begriff, welcher in dem Worte „Vermögen“ zwar 
vollftändig enthalten ift, aber bei dem gewöhn- 
lichen Gebrauche desjelben nicht jo ſcharf hervor- 
tritt. Zwei Beſitzer gleich großen ira 
gleich großer Kapitalvermögen können infolge ihrer 
perfönlichen und wirtjhaftlichen Lage ſehr ver- 
ſchieden fein hinſichtlich ihrer Leiftungsfähigfeit; 
eine glei hohe Steuer würde diefelben aljo ganz 
ungleihmäßig und ungerecht treffen. So ergiebt 
ſich das Reſultat, daß weder das Princip der 
Leiftungund Gegenleiftung, noch das der Leiftungs- 
Tähigfeit, einfeitig angewandt, eine gerechte Ber 
flenerung moͤglich machen würde, daß ferner 
aud) für ben Bereich der Anwendung des einen 
oder andern Princips Einfeitigfeiten vermieden 
werben müfjen. Indem man die gebührenartigen 
Steuern (Gegenleifungsiyftem) nad Möglichkeit 
ausbildet, wird man bei der Bemefjung ber Ge- 
bühren die Rüdfiht auf die Leiltungsfähigfeit 
nicht ganz aus dem Auge verlieren dürfen; ftellt 
man die Leiftungsfähigfeit in den Vordergrund, 
fo wird man doch babei nicht vergeſſen, daß es 
zur Ungerechtigkeit führen müßte, wenn ohne jede 
Rüdfiht auf das thatſächlich verjchiebene Intereſſe 
bed einzelnen an ben Staatseinrichtungen bie 
Dedung durch die Steuern gefucht würde. 

Dieje Erwägungen führen au vom Stand- 
punkte einer gefunden Theorie dazu, daß nur 
dur die Mannigfaltigfeit ber Steuern, 

Gtantälezifon. I. 2. Aufl. 
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wie folche vielfach auch ohne das Hare Bewußtſein 
von ber theoretiſchen Nichtigkeit auß der Natur 
des ftaatlichen und wirtjhaftlichen Lebens herauf» 
gewachſen ift, bie wirkliche Gleichmäßigkeit erzielt 
werben kann. Jede einzelne Steuerart, einfeitig 
und ausſchließlich zur Grundlage für bie Beiträge 
ber Staatdangehörigen zu den Staatslaſten zur 
Durchführung gebradt, muß durch die babei zur 
Wirkung kommende Mißachtung der materiellen 
Lebensbebingungen ber Gefellihaft zur Unter 
grabung des Vollswohlitandes und damit zur 
ſchweren Schäbigung des Staates jelbit führen, 
Weder ausjchließlih durch indirelte Steuern 
noch ausſchließlich durch birete Steuern — 
um dieſe theoretifch vielleicht nicht ganz korrekte, 
aber doch allgemein angenommene Einteilung zu 
benugen — darf die Dedung der Staatäbebürf- 
niffe beſchafft werden. Ein erheblicher Teil ber 
indirelten Steuern, 3. B. die gefamten Verbrauchs⸗ 
fteuern, welche auf notwendige Lebensmittel ge» 
legt find (Salzftener), nehmen feine Rüdficht auf 
die Leiftungsfähigfeit; die Höhe wächſt mit der 
Anzahl ber Berzehrer, für welche der Steuerzahler 
aufzukommen hat, während die Größe der Familie 
zu der Leiftungafähigkeit im umgekehrten Verhält« 
nis ſteht. Es dürfen alfo derartige Steuern in 
ihren Einzelfägen nur niebrig bemefjen werden. 
Die Einkommenfteuer als alleinige direlte Steuer 
würbe, abgefehen von der Schwierigleit der ge- 
rechten Einfhägung, auch deshalb ungerecht wer⸗ 
den, weil fie ganz außer acht läßt, inwiefern der 
einzelne dem Staate mehr oder weniger Gegen- 
leiftungen ſchuldet, wie ſoiche z. B. durch den Um⸗ 
fang des Grundbeſitzes ohne Rüdſicht auf bie 
erzielte Rente, durch Umfang und Art eineß Ge 
werbebetriebes, welche nicht immer in dem reinen 
Gewinn zum Ausdrud kommen, bedingt werden. 
Es wird alfo gerecht fein, auch bem Grundbeſitz, 
dem Gewerbebetrieb u, |. w. als ſolchen eine 
Steuer aufzuerlegen, während e8 wieber nur höchſt 
ungerecht wäre, biefe Art Steuern ald Hauptquelle 
auszunutzen, weil eben bie Leiftungsfähigfeit nicht 
berüdfichtigt werben lann. Diefe einzelnen Steuer⸗ 
arten find nur inſoweit hier geftreift, als dies zur 
Erläuterung des allgemeinen Standpunftes hin⸗ 
fichtlich ber Beſteuerung erforderlich ſchien; nähere 
Grörterungen über diejelben werben in den be= 
treffenden befonbern Artikeln zu geben fein. — 
Neben dem Grundſatz ber Berhältnismäßigteit 
giebt es auch noch den weiteren Beftenerungs- 
grundfaß ber Allgemeinheit der Steuern. 
Derſelbe richtet ſich befonbers gegen die Steuer⸗ 
freiheiten. Aufgabe der Finanzgeſchichte ift es 
unter anderem, zu zeigen, wie urjprünglich durch 
Aufopferungen anderer Art für das Gemeinweſen 
begründete Steuerfreiheiten im Laufe ber Zeit 
durch Veränderungen im Staatsweſen unberech ⸗ 
tigt wurden. 

II. Auch für ben nun folgenden kurzen Über- 
blick über die Gefchichte bes Steuerweſens möge 
vorweg bemerft fein, ba für bie Gefchichte ber ein» 
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elnen Steuerarten nod in ben dieſe behandelnden 

etifeln Ausführungen enthalten find. Dies gilt 
ganz beſonders für die neuere Zeit. In den Ar« 
tifeln über bie einzelnen Steuerarten ift Die Stelle, 
deren Entwidlung in den und am meiften interef» 
fierenden Staaten nachzuweiſen, während ein Ein« 
gehen darauf in dieſer allgemeinen Beſprechung 
die Überfichtlichkeit ftören und Wiederholungen 
notwendig machen würbe. — Es würde zu weit 
führen, wollte man hier bie Geſchichte bes Steuer- 
weſens im Altertum aud nur einigermaßen 
ausführlich behandeln. Die beiden Staatsweſen, 
welche am meilten Intereffe ſeit jeher erregt haben, 
Athen und Rom, haben wie in allen flaatlichen 
Einrichtungen, fo auch in der Durchführung des 
Befteuerungsrechts die weitefte Ausbildung auf« 
uweilen. Gemeinfam ift dem Altertum die An- 
hauung, daß für den Bürger die perjönlichen 
Steuern dem Gefühl der Freiheit widerſprechen. 
In Hellas galt die unmittelbare Befteuerung bes 
Bobens, ber Gewerbsthätigfeit oder gar des Leibes 
— Notfälle ausgenommen — für tyrannifd (vgl. 
Böckh, Staatshaushaltung der Athener 418). Es 
wurde als ein Teil der Freiheit ae daß 
das Eigentum bes Bürgers, fein Geſchäft und 
Körper nicht zinspflichtig fei, außer Durch Selbit- 
befteuerung. Sopfiteuer galt als ſchimpflich. Ganz 
ähnlich wird au mit Bezug auf Rom gefagt: 
„Es ift in den Republiten des Altertums ein an« 
erfannter Grundfag, daß bie Perfonenfteuer die 
ſchlechteſte und für einen freien Darm unwürdigſte 
Art der Befteuerung fei” (Marquardt, Römildhe 
Staatsverwaltung). Wie alle ſolche Grundfäge, 
fo finden wir auch diefen nicht ganz rein durch» 
geführt, aber das Beftreben, demfelben gerecht zu 
werben, ift erfichtlih. Die ganz außerordentliche, 
nicht im Verhältniffe zu dem Maß ber inneren 
Kräfte ftehende Vermehrung der Staatsbebürfniffe 
in Athen zwang dazu, dem Finanzweſen befondere 
Aufmerkfamteit zuzumenden. Dan fand die Mittel 
in den Erträgnifien aus Domänen (darunter die 
Bergwerfe), aus inbireften Steuern und Zöllen, 
direkten Steuern für Fremde, SMavengefällen, 
Gerichts- und Strafgeldern, Tributen der Bundes» 
genofien und außerdem in den Liturgien, welche 
unfigierte Naturalleiftungen der reicheren Steuer⸗ 
pflihtigen waren; am befannteften ift die hierher 
gehörige Trierarchie, d. h. die mit dem Amte des 
Trierarhen verbundene Verpflichtung zur AYus- 
tüftung von Kriegsſchiffen. Die in Athen vor 
handene Schatzung und die darauf beruhende 
Einteilung in Klaffen hatte ihre hauptſächliche 
Bebeutung für die Beftimmung der Kriegspflich- 
tigkeit, der Liturgien und für die Abmefjung der 
Regierungsrechte. Für Kriegszeiten, hauptfächlich 
feit den peloponnefifchen Kriegen, wurde die 
Schatzung auch zur Erhebung einer wirklichen 
Vermögenäfteuer benutzt. Urſprünglich (Solon) 
wurde wahrſcheinlich nur das Grundvermögen, 
ſpäter das geſamte bewegliche und unbewegüche 
Vermogen ermittelt; der Schatzungsanſchlag bil⸗ 
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dete aber nur einen Teil desſelben, und zwar den 
größten Prozentſatß bei der höchſten Klafje und 
nad unten Hi vermindernd. Im Bedarfsfalle 
wurde beitimmt, ber wiebielte Teil des jo gefun= 
denen Steuerfapitals zu erheben war — modern 
ausgebrüdt: eine progreffive, oder genauer, degreſ⸗ 
five Eintommenfteuer mit Quotifierung. 

Bon größerem Interefie ift das Steuerweien im 
tömifhen Staate, nicht nur wegen der weit 
großartigeren Entwidlung des gejamten Staat8- 
wejens, wegen der mannigfaltigeren und außgebil« 
deteren wirtfchaftlichen Verhältniffe, fondern auch, 
weil die Steuereinrichtungen in den Provinzen, 
insbefondere in Gallien, Einfluß auf die fpäteren 
mittelalterlihen Berhälmiffe ausgeübt haben. — 
Wie in allgemein ſtaatsrechtlichet Beziehung, fo 
ift auch im der Frage der Belteuerung ein 
Unterſchied zu machen zwiſchen dem römijchen 
Staat und den Provinzen, welchen erfterer als 
herrſchende Geſamtheit mit Anſprüchen auf Lei⸗ 
ſtungen verſchiedener Art gegenübertrat. Der 
aͤlteſte röͤmiſche Staat fand die Mittel zu ſeinem 
regelmäßigen Haushalt in den Einnahmen aus 
dem Staatsbefiß. Diele Domänen vermehrten ſich 
mit jeder neuen Eroberung, indem von denſelben 
dabei mindeftens '/, 5iß */, als Staatsgut in 
Anfpruch genommen wurde. Diele Ländereien 
wurden an Private begeben, die dafür eine Abgabe 
(vectigal) zahlten, weldje eine der Haupteinnahmen 
des Staateß bildete. Sodann findet man Luxus- 
fteuern, Steuern nad) dem Wert der freizulafjen« 
den Sklaven, Erbſchaftsſteuern und Zölle, außer- 
dem noch gebührenartige Abgaben für Be— 
nutzung Öffentlicher Einrichtungen (3. B. Brüden«, 
Hafenabgaben). — Wie Athen, fo hat auch Rom 
feinen Cenſus (feit Servius Tullius), welder 
hier wie bort die Grundlage für öffentliche Rechte 
und Pflichten bilden follte. Das tributum ci- 
vium Romanorum, welches nach dem Cenſus 
erhoben wurde, war urfprünglid eine Boden» 
wirtiaftsfteuer, entwidelte fi) aber nad und 
nad) zu einer allgemeinen Vermögensſteuer, aljo 
aud hierin ähnlich wie in Athen. Der Senat 
beftimmte den nad Bedarf zur Erhebung zu 
bringenden Progentjaß; eins pro mille war tri- 
butum simplex. Ein analoges tributum wurde 
von den nicht in den Genfusliften Stehenden er« 
hoben. Das tributum civium Romanorum 
wurde eingezogen für außergewöhnliche Fälle, 
namentlich für Aufbringung des Truppenjoldes, 
nachdem dieſer allgemein geworden war und die 
Bürger nicht mehr auf eigene Koſten dienten. Die 
Vermehrung der Einnahmen aus ben eroberten 
Ländern machte indeffen diefen Zufchuß der rönti- 
ſchen Bürger überflüffig, jo daß feit 167 v. Chr. 
eine Erhebung desſeiben jahrhundertelang nicht 
ftattfand. Durch die Verleihung des römiſchen 
Bürgerrechts wurbe die Steuerfreiheit auch weiter 
ausgedehnt und erftredtte ſich feit 89 auf ganz 
Italien. Die römiſche Bürgerſchaft war zum 
Herrjchen und Genießen, bie untermorfene Be» 
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völferung aber zum Dienen und Zahlen ba 
(Marquardt). Es tritt Hier ber Begriff des Ober- 


eigentums ein; die Bewohner der eroberten Pro- 


vinz erſcheinen Iebigli als Nußnießer. Diefe 
Art des Beſteuerungsrechts ift aber nicht die 
ſtaatsrechtlich und naturrechtlich begründete des 
Staates gegen feine Angehörigen, jondern fie ift 
ein Ausfluß des Rechts des Siegers gegenüber 
dem Befiegten. Das Steuerweien der Provinzen 
nimmt aljo nicht von höheren Gefihtspunften 
aus, jondern mehr vom ſteuertechniſchen Stand» 
punkt aus unfer Intereſſe in Anſpruch. Es muß 
möglichft viel Geld beſchafft werben bezw. ſowohl 
Geld jelbft als geldeswerte Leiftungen verfchie- 
denfter Art. 

ALS Beiipiel der Provinzialbefteuerung mögen 
einige Einzelheiten über die Provinz Gallien 
bier Aufnahme finden, über deren Verhältniſſe 
genauere Darftellungen (insbeſondere Clama- 
geran, Histoire de l'impöt en France I) vor- 
liegen. Zwei große Klaſſen von Steuern find 
dort vorhanden gewefen. Die eine Klaſſe umfaßt 
diejenigen, welche wir heute in allerdings wiſſen ⸗ 
ſchaftlich nicht ſcharf begrenztem Sprachgebrauch 
als dir ekte Steuern bezeichnen; die zweite Klaſſe 
entſpricht ungefähr unſern indirelten Steuern. 
Alle Steuern der erften Klafie haben das Eha- 
rafteriftiiche, daß fie bei einem regelmäßigen, 
dauernden ober wenigſtens periodiſch wieder 
tehrenden Vorgange einjeßen ; der Güterbefit, bie 
Ernte, bewegliches Vermögen find Grundlagen 
der Befteuerung. Die Steuern der zweiten Kale⸗ 
gorie erwachjen bei vorübergehenden, zufälligen, 
nicht regelmäßigen Handlungen: Transport und 
Verlauf von Waren, Rechtshandlungen verfchie- 
dener Art. Diefe Art Steuern traf nicht die 
perſönliche Stellung, auch nicht den Vefit ſelbſt, 
fondern die Art und Weile, wie gewiſſe Hand« 
lungen in Hinficht dieſes Beſihes vorgenommen 
wurden. Yür die direften Steuern wurde nad) 
und nach aud) in den Provinzen der Cenſus durch⸗ 
geführt, hier allerdings im vollen Sinne als Be= 
ſteuerungsgrundlage. Der Grundbefig ward fata= 
friert, und dieſe Katafter wurden periodiſch be= 
richtigt. Es wurden ferner Durch Deflaration des 
Steuerpflichtige auch die perfönlichen Vermögens» 
verhäftniffe ermittelt. Falſche Angaben waren 
unter ftrenge Strafen geftellt. Unter den Kaiſern 
wurde durch ein befonderes Edilt bie Steuer- 
erhebung verordnet (indictio, eigentlich „Anfage” 
der Steuer, dann Bezeichnung für die Abgaben 
ſelbſt) und babei der Steuerbetrag feſtgeſtellt. In 
den älteren Zeiten erfolgten die Ausfchreibungen in 
unregelmäßigen Zeiträumen, fpäter alle 15 Jahre. 
Außer biejer regelmäßigen Steuer wurbe aber in 
Fällen befondern Bedarſs noch eine außerordent» 
liche Steuer außgefchrieben (superindictio), welche 
zwar auf ben Grundlagen der ordentlichen Steuer 
berußte, aber durch ihre plößliche, vorher gar 
nicht zu berechnende Auflage bie Bevölferung jehr 
drückte, daher ſehr verhaßt war. Als Arten der 
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direlten Steuern finden ſich vor: Grund- und 
Gebäubefteuer und Kopffteuer, letztere als Ber 
fteuerung der landwirtſchaftlichen Arbeitskräfte, 
ſowohl der Menſchen als des Viehs (capitatio 
humana, capitatio animalium). Aud) eine Art 
von Gewerbeſteuer war vorhanden (vectigal 
artium), welche alle fünf Jahre gezahlt wurde. 
Endlich möge noch erwähnt werben eine Art von 
BVerfonalfteuer, welche die Senatoren nad) Rang 
und Vermögen auf Grund einer Einteilung in 
vier Klaffen zu entrichten hatten. 

Es bedarf nun aber einer allgemeinen Bemer- 
tung für dieſe ganze Periode. Wem im vor« 
ftehenden zunäcft allgemein ber Ausdrud Steuer 
für Die erwähnten Leiftungen gebraucht ift, fo ift 
darunter nicht zu verftehen, daß dieſe Abgaben 
durchweg in Gelb oder auch in Golb- und Silber- 
baren geichahen, fonbern zum erheblichen Teil in 
Naturallieferungen (annona) und in Fron- 
dienſten verſchiedener Art; dies gilt auch noch für 
die indirelten Steuern. Als ſolche werben an⸗ 
geführt: gebührenartige Abgaben beim Paſſieren 
don gewiſſen Wegeftellen, Markt- und Hafenzölle, 
auch ſonſtige Ein- und Ausfuhrzölle, Verlaufs- 
ftenern (mir würden es wohl Stempelſteuern 
nennen) für eine Menge von Gegenſtänden, 
namentlih für Nahrungsmittel; Steuern beim 
Sklavenverkauf. Es werden hierher aud) gerechnet 
bie Abgaben bei den Akten des bürgerlichen Rechts, 
welche man, abgefehen von der Erbſchaftsſteuer, 
jeßt zu den Gebühren zählen würde. — Schon 
biefe kurzen Andeutungen würden, theoretiſch 
betrachtet, zu dem Schluß berechtigen, daß man 
einem nad) allen Richtungen hin ausgebilbeten 
Steuerſyſtem gegenüberftehe, und auch der Ge= 
rechtigfeit ſcheint namentlich durch den ſorgſamen 
Eenfus Genüge geichehen zu fein. Ganz anders 
aber geftaltet ſich das Bild in der Praxis. Der 
„Böllner“ ber Bibel, der von allen geringgejchäßte, 
von der Geſellſchaft gewifiermaßen ausgeſchloſſene 
Mann, ift ein bezeichnendes Bild des Steuer- 
oder Zollweiens in den römijchen Provinzen. 
Immunitäten, Steuerbefreiungen beporzugter 
Klaſſen und Perfonen, welche im Laufe der Kailer- 
zeit immer mehr zunahmen, wälzten den Drud 
deſto ftärfer auf bie übrigen Steuerzahler, da die 
Gefamtanforderung eher ftieg als Herabging. Zu 
den ſchon erwähnten außerordentlichen Ausjchreis 
bungen, welche von Rom aus geſchahen, famen 
nod) Zuſchläge der Statthalter der Provinzen und 
der ftädtifchen Dagiftrate, da auch die Gemeinden 
als ſolche noch einen Teil der allgemeinen Laften 
zu übernehmen hatten. Selbſt die Regiſter bes 
Eenfus wurden gefäljcht zu Gunften der Reichen, 
zum Nachteile der weniger Bemittelten. Unter 
den chriſtlichen Schriftftellern geißelt der Priefter 
Salvianus von Marjeille (geft. 484) in feiner 
Schrift „Von der Regierung Gottes“ (citiert 
bei Clamageran) die Zuftände, und kaiſerliche 
Edikte wurden gegen die Mißbräuche erlaſſen, 
durch ihre Notwendigkeit das Vorhandenſein jener 
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beflätigend. Gilt die von dem Verfall des 
Steuerwejens zu Ende ber Kaiferzeit, jo bietet bie 
vorhergegangene Zeit der Republik ein noch weniger 
erfreuliches Bild. Es entwidelten ſich Die ſchwerſien 
Mipbräude und Bebrüdungen aus ben Steuer= 
verpachtungen, welche bis auf Eäfar allgemein 
flattfanden. Für die Verberblichkeit des Syſtems 
ſei nur an Verres erinnert. Man kann jagen, 
daß hinſichtlich des Steuerweſens in ben Provinzen 
im Bereiche ber Republit ein immer tiefer finfen« 
der Zuftand eingetreten war, daß ſodann durch 
die Kaiſer eine Reform und Ordnung hinein« 
gebracht wurde, aber mit dem abfterbenben Staats- 
weſen auch wiederum verfiel. 

Wie bei Römern und Griechen, fo treffen wir 
auch bei den Germanen ben Grundſatz an, daß 
der Freie weder von jeiner Perſon nod) von dem 
Grund und Boden, welchen er beſaß, Steuern 
zahlte. Wo die germanischen Stämme bei ihrem 
Vorbringen die römifchen Einrichtungen fanden, 
wurben biefelben zunächſt benugt, um von den 
Unterworfenen die Abgaben zu erheben. Es blieb 
die alte Kataftrierung für bie früheren römifchen 
Unterthanen beftehen, ebenfo der Cenſus. Es trat 
indefjen eine IUmmandlung in der Richtung ein, 
daß jeit dem 6. Jahrhundert die Grundfteuer zu 
einer auf Grund und Boden ruhenden Reallaſt 
wurde, fo daß dann auch perſonlich fteuerfreie 
Befiger diefelbe zahlen mußten, wenn fie ſolche 
Grundftüde erworben hatten, während die frühere 
BVerfonenfteuer fich in einen vererblichen Kopfzins 
verwandelte. Inwieweit auch die freien Franken 
der eigentlichen Steuerpflicht in ben Gegenden 
mit römiſchen Einrichtungen unterworfen wurden, 
indem die Rechte der römijchen Kaiſer gewifjer- 
maßen auf die Könige übergingen, ift nicht genau 

u beftimmen. Es herrſchten jedenfalls große Ver⸗ 
piedenbeiten vor. Im großen umd ganzen aber 
entrichteten die Freien ihre Beiträge zu den Staats · 
Taften, ſofern man diefen Ausdrud überhaupt ſchon 
anwenden darf, in Form von Ehrengeſchenken, 
welche nad) altem Herfommen dem Könige und 
dem Reiche jährlich früher auf dem Märzfelbe, 
dann zur ‚Zeit der Meineren Herbftverfammlungen 
und fpäter auch bei andern Gelegenheiten dar- 
gebracht wurden (Walter, Deutfche Rechtsgeſchichte 
1,132); e8 waren urfprünglic) Hauptfächlich Vieh 
und Getreide, was gejpendet wurde. Der Cha- 
ralter ber Yreiwilligfeit, des Außergemöhnlichen 
ber Leiftungen durchdringt das Steuerwejen im 
deutſchen Reich bis in die neuere Zeit hinein und 
tritt noch zu Tage in der Art und Weiſe, wie 
Steuerbewilligungen jeitend der Stände gewährt 
wurden. Anfänglich freiwillige Leiftungen, welche 
ſich regelmäßig wiederholten, erhielten fie indefſen 
troß der äußerlihen Form des Gejchenfes in 
Wirklichkeit Die Bedeutung von Verpflichtungen, 
namentlich wenn ber Berechtigte es verfland, feine 
Anfprüche zu vertreten. Es kommt dies zum 
Ausdrud 3. B. darin, daß man dieſe Verpflich- 
tungen ablöfte. Die Hauptleiftung bes freien 
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Germanen war die perjönliche Waffenpflicht. An 
diefe knũpfte fih mit der Zeit eine Reihe von 
Vorgängen, welche eine Steuerpflicht begründeten. 
Karl der Große führte wichtige Veränderungen 
ein. Der Kriegsbienft war mehr und mehr Roße 
bienft geworben und dadurch jo Loftpielig, daß 
je nad) der Größe bed Vermögens mehrere zu» 
fammen einen Mann ftellten. Wer nicht perfönlich 
mitzog, zahlte eine Beihilfe (adiutorium). Es 
veranlafte die Laft des Kriegsdienſtes aber auch, 
daß mandje ſich in bie Abhängigfeit von Stiften 
und Grafen begaben; fie übernahmen damit ge= 
wiſſe Leiſtungen, erlangten aber auch Vorteile, 
darunter ben, Hinfihtlih des Kriegsdienſtes 
vertreten zu werden. Als Strafe für die Nicht- 
erfülung der obliegenden perfönlihen Dienft- 
leiftung wurde eine Heerbannbuße auferlegt, 
welche mit der Pflicht des Heerbannes auf Die 
Stifte u. |. w. überging. Es fan nicht unſere 
Abſicht fein, dieſe Verhältniffe hier in ihren 
Einzelheiten weiter zu verfolgen ; die Andeutungen 
werden genügen, um zu zeigen, wie hier nach 
und nad öffentlich= rechtliche Verhältniffe mit 
privatrechtlichen verſchmolzen werben konnten, 
indem ber König feine Rechte an Private über- 
trug. Dasſelbe geſchah mit den Zöllen, Marie, 
Weges, Brüden- und Fährgeldern, mit einem 
Teil der Regalien ſowie mit den aus der Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit herftammenden Bußen. 
Das Befteuerungsweien fteht allgemein unter 
dem unmittelbaren Einfluß der flaatörecdhtlichen 
Verhältniſſe. Das germaniſche Königtum, die 
in mannigfaltigſter Art ſich entwidelnden Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Reich, Territorien, Städten 
und Kirche in dem de utſchen Reich einer- 
ſeits und das römische Cäſarentum, die centralie 
fierende römifche Weltherrſchaft anderjeits ſpie⸗ 
a: ih auch im Steuerweſen in ihren großen 

egenſätzen ab. Es ift fodann ganz nature 
gemäß, daß die Ausbildung der ſtaatsrechtlichen 
Verhältniffe, die Zeilung der Erfüllung der 
Staat8aufgaben zwiſchen Reich und Territorien 
und zugleich die verjhiebenartige wirtſchaftliche 
Entwidlung in den Städten und auf dem Lande 
ihren Ausdrud fanden in dem Zuftande des Steuer⸗ 
weſens. Nur ſoweit die Macht reicht, kann mar, 
namentlich unter Verhältniffen, in melden das 
Berußtfein von den Pflichten gegen ben Staat 
noch wenig entwidelt ift, Steuern auferlegen und 
einbringen. In dem Maße, in welchem die Terri« 
torien und Städte felbjtändig wurden, ſchwand 
die Macht des Reiches, von den einzelnen Unter 
thanen Steuern einzuholen. Dazu lam, wie ſchon 
angedeutet, daß bei einer ganzen Anzahl von 
fteuer« und gebührenartigen Abgaben ber private 
rechtliche und ber öffentlicherechtlihe Charakter 
ganz vermifcht erſcheint, fo daß z. B. nicht Mar 
wird, inwieweit eine derartige Abgabe dem Landes · 
herrn als ſolchem ober in feiner Eigenfchaft als 
Grundherrn zuftend. Dan kann im allgemeinen 
fagen, baß an Stelle eigentlicher Steuern, wo Die» 
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felben zur römifchen Zeit beftanden, Leiſtungen 
privatrectlicder Art traten, und daß aus dieſen 
erſt wiederum Abgaben öffentlichen Rechts fich 
herausbildeten. ferner ift zu beobaditen, wie 
an bie Stelle perfönlicher Leiftungen bie liber- 
nahme von Erjagleiftungen anderer Art, immer 
aber noch zum erheblichen Teil fogen. Natural- 
feiftungen traten und erft ſpäter nad und nad 
bie ——— in Geldabgaben durchgeführt 
wurde. 

Zuerſt traten dieſe Wandlungen in den Städten 
ein, wo überhaupt auch am früheften die Geld- 
wirtjaft an Bedeutung gewann. „Das Städte 
weſen bes Mittelalter8, wenn auch ganz in feiner 
Zeit ftehend, ift doch ſchon das verfleinerte Bild 
unferer modernen Welt“ (Gierke, Genofſenſchafts⸗ 
recht). Diefer Ausſpruch Hat auch feine Geltung 
für Das Steuerwefen. Hier in den Städten tritt 
zuerſt der öffentlich-redhtliche Charakter der Ab- 
Ein klarer hervor, und zwar Schritt haltenb mit 


er Herausbildung ber politifchen Selbftändigfeit | 


der ftäbtifchen Gemeinden, fei es unmittelbar dem 
Neiche gegenüber, ſei e8 im Verhältnis zu ben 
Zerritorialherren, den Biſchöfen und Fürften, 
indem man den Städten das Recht zuerlannte, 
als Gemeinwejen mit eigener Perfönlichkeit ihre 
inneren Angelegenheiten zu regeln. Die Abgaben 
erſcheinen nicht mehr allein auf befondern Be- 

iehungen berubend, 3. B. auf Grundbeſitz, per- 
Fantichen Dienftverhältnifien, jondern die Stadt 
erhebt folhe von ihren Bürgern, eben weil dieſe 
Bürger find, weil fie zu derfelben politifchen Ge⸗ 
meinde gehören — damit aber entflehen Steuern 
nad unfern heutigen Begriffen. Es wird kaum 
ber Erwähnung bedürfen, daß diefe Entwidiung 
nicht allenthalben die gleiche war; aber das Eha- 
rakteriftiiche des ftäbtijchen Gemeinweſens, bie 
fofale, verhältnismäßig enge Umgrenztheit, das 
Zufammendrängen aller Elemente wirtichaftlichen 
Lebens, die Abgefchloffenheit gegen außen, das 
durch diefe Verhältniſſe hervorgerufene Bewußt ⸗ 
fein der Gemeinfchaftlichkeit der Intereſſen machte 

ch doch, wenn auch nach dem Grabe verſchieden, 
überall geltend. Die genaue Kenntnis der Ver⸗ 
mögensverhältnifie ermöglichte Die gerechte Umlage 
direlter Steuern, in der Abgefchlofienheit waren 
bie technischen Borausfegungen zur Erhebung von 
indirekten Steuern und von Zöllen gegeben, wäh⸗ 
rend bie reichere Entwicklung des Pertehrsiehens 
die Gelegenheiten bot, gewiſſe Handlungen in er⸗ 
fprießlicher Weiſe als Grundlage für die Beſteu⸗ 
erung zu finden. &8 gelang wohl allen bedeutenden 
ftädtifchen Gemeinweſen, nach und nad) bie un⸗ 
mittelbare Steuerzahlung ihrer Bürger an das 
Reich oder an den Landesherrn abzuſchaffen und 
als Ganzes die Zahlungen zu Teiften, um ſolche 
ſodann nad) ihren fleuergefeglichen Beftimmungen 
aufdie Bürgerumzulegen. „Städtefteuern“ werben 
daher in ber Litteratur die von den Stäbten ge 
zahlten Steuern genannt, nicht die in den Städten 
von den Bürgern aufgebrachten. 
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Als allgemeinften Ausbrud für das, was unferer 
heutigen Direften Steuer am meiften entipricht, 
finden wir im deutſchen Mittelalter die Bezeich- 
nung Bede (Bethe). Das Wort wird von den 
meiften Schriftftellern von „bitten“ hergeleitet 
und meift auf die im vorftehenden erwähnte Ent« 
ftehung der Steuer aus urfprünglich geſchenkweiſen 
Abgaben zurüdzuführen fein. In der Zeit, wo 
die Territorialherren zwar unabhängiger 
vom Reich, aber noch nicht abjolute Herrſcher über 
ihre Länder waren, hingen bie Bewilligungen ber 
Steuern von den Ständen ab. Mehr und mehr 
aber werben thatſächlich mit der Regelmäßigfeit 
des Bedarfs auch beftimmte feite Direlte Steuern 
eingeführt. Die em, Bede verſchwindet 
und macht dem Ausdruck Kontribution PI 
Die Zeit des abſoluten Regimentes (17. u 
18. Jahrhundert) verdrängte nach und nad, 
3. 3. in Deutſchland und Frankreich, die Mit- 
wirkung der Stände, bis endlich in diefem Jahr» 
hundert die fonftitutionellen Berfafjungen bie Mit⸗ 
wirfung ber Volksvertretungen allgemein wieder 
berbeiführten. In England hat allerdings das 
Parlament niemals aufgehört, feine Einwirkung 
auszuüben, und in ftetiger hiſtoriſcher Entwidlung 
fein Recht ausgebildet (man jehe über dieſe Frage 
den Artifel Steuerbewilligung). — Außer den 
direften Steuern fanden indeſſen auch die in« 
direkten, gleichfalls urſprünglich allentyalben 
unter Bewilligung der Stände, ihre weitere Aus⸗ 
bildung. Man findet für dieſe Steuerart als ver- 
breitetere Bezeichnung bie Ausdrücke Umgeld oder 
Ungeld, Accife. Die Entwicklung im einzelnen 
geſchah unter dem Drud des Gelbbebürfnifies 
und unter dem Einfluß ber wirtſchaftlichen und 
politiichen Verhäftnifie — letzteres ſowohl bezüg- 
lich der Machtſtellung der Regierungsgemalten 
als Beenden einzelner Gejeljhaftsklafien und 
politifcher Körperſchaften. Wenn daher auch eine 
große Menge von Unterſchieden im Laufe dieſer 
hiſtoriſchen Entwicklung hervortritt, fo führt doch 
wieder in den Kulturftanten Europas wenigſtens 
die ausgleichende Macht der neueren Verkehre« 
verhältniffe und der wirtichaftlichen Lebensbedin⸗ 
gungen zu gewiſſen Übereinftimmungen in den 
Steuerarten der Sehtzeit. (Das Nähere in dem 
Artikel Steuern, direkte und indirekte; ferner in 
den Artikeln über die einzelnen Steuern: Grund«- 
und Gebäubefteuer, Einfommenfteuer u. ſ. w.) 

Die Wiſſenſchaft hat fi in ben letzten 
Sahrzehnten mehr als je vorher mit der frage ber 
Beſteuerung befchäftigt, abgejehen von dem Zu⸗ 
fammenhange mit dem wachſenden Interefje an 
der Vollswirtſchaft überhaupt, wohl namentlich 
angeregt durch die große Bebeutung, welche bei 
ben in das Außerordentliche gefteigerten Anſprüchen 
der heutigen Staaten die Fragen gewinnen müſſen, 
welche fi mit der Aufbringung ber Mittel bes 
ſchäftigen. Zu den mehr naturrechtlichen Aufe 
faffungen, welche im Eingange dieſes Artitels 
hervorgehoben find, dürfte wohl noch am Schluffe 
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angeführt werben, daß die Theorie im engen An⸗ 
ſchluſſe an vollswirtſchaftliche Grundfäge ſich be⸗ 
mũht hat, ergänzende Definitionen der Beſteuerung 
aufzuftellen, ohne daß indefien eine volle lIber- 
einftimmung vorhanden ift. Dan erkennt in der 
Beſteuerung den Ausdrud ber Beziehungen zwi⸗ 
ſchen den Einzelwirtfchaften und der über denſeiben 
ftehenden Zwangsgemeinwirtſchaft; die Steuerein- 
nahmen des Staateß werden bezeichnet als durch · 
laufende Poften der fleuerpflichtigen Privatwirt- 
haften; von einer Seite (Wagner) aufgeftellt, von 
andern Seiten befämpft wird ber focialpolitiiche 
Gedanle, daß durch die Befteuerung zugleich eine 
veränderte Verteilung bes Boltseintommeng herbei« 
geführt werben folle, — eine Theorie, deren Folgen 
allerdings faum zu überfehen fein dürften. 

III. Auch Hinficätlich der Terminologie tft eine 
völlige Übereinftimmung nicht erreicht. &8 wer» 
den nachſtehend einige bei allen Neueren vor« 
tommende Ausbrüde (insbefondere nach Roſcher 
und Wagner) erflärt werben, da namentlich in 
den Artifefn Über die einzelnen Steuern von den- 
ſelben Gebrauch gemacht if. Steuer ſubjekt 
ift ein jeder rechilich zur Entrichtung Verpflichtete, 
alſo gleichbedeutend mit Steuerzahler, wohl zu 
unterjcheiden von Steuerträger, d. h. von dem» 
jenigen,, deſſen Vermögen oder Einfommen die 
Steuer ſchließlich zur Laſt fällt (3. B. bei vielen 
inbireften Steuern ift der Steuerzahler bemübt, 
duch den Preis des Produftes die Steuer vom 
Konfumenten tragen zu laſſen). „Steuerobjelt 
(Bemeffungsgrundlage) ift der Gegenſtand oder 
die Handlung, welche als Anlaß, Kennzeichen und 
Maßſtab der Steuerpflicht bezeichnet iſt· (Rocher). 
„Steuerquelle ift das Vermögen oder nad 
genauerer Ausdrudsweile das Einkommen, aus 
welchem bie Steuer wirklich entrichtet wird, find 
die fteuerfähigen Privatwirtſchaften, über welche 
das Gemeinweien Gewalt ausübt” (Schäffle). 
Steuereinheit ift die Zahl, das Maß, das Ge- 
wicht, der Einheitwert, welcher bei der Beftene- 
rung des Objeftes der Bemeffung zu Grunde 
gelegt wird. Diejenige Steuerquote, mit welcher 
biefe Steuereinheit belegt wird, heißt Steuer ſa tz. 
Der Ausdrud Steuerfuß tft bereits in dem Be— 

riff Steuerfah enthalten, wird aber gebraucht für 
Pike Fälle, in welchen ber Steuerfaß einen echten 
Bruch (bezw. fo und fo viel Prozent) der in Geld» 
beträgen beftimmten Steuereinheit beträgt. Steuer» 
Tatafter (Regifter der capita — Steuerhufen, 
<apitastrum) nennt man die amtlichen Liften, in 
welchen die der Beifteuerung zu Grunde liegenden 
thatfächlichen Verhältniffe zufammengeftellt find. 
Steuerrollen, Steuerliften find die amtlichen 
Verzeichniſſe der Steuerſubjekte mit Angabe der von 
denſelben zu entrichtenden Steuerbeträge. Steuer- 
tarife fommen als Liften ber Steuerfäße für in⸗ 
Direfte Steuern vor; man kann wohl jagen, dieſe 
Bezeichnung bringt das Verhältnis zum Steuer 
objett zum Ausdrud, während die Steuerliften 
die Steuer fubjette aufführen. 
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Litteratur. Für die naturrechtliche Be- 
gründung vgl.: Ferd. Walter, Naturreht und 
Politil, 2. Aufl., 1871, 8 378 ff.; Trendelen- 
burg, Naturrecht, 2. Aufl., 1868, $ 159; Stahl, 
Philofophie des Rechts, 4. Aufl., IL, 2, 8 161. 
— In den Werfen über die politiihe Geſchicht e 
er bie Steuern meift nur beiläufig behandelt. 

. B. Weiß, Weltgefhichte, macht Angaben über 
die Steuerverhältniffe ber einzelnen Stanten in 
ben verfchiedenen Perioden. Hauptwerfe für Die 
Geſchichte der Steuern find für Griechenland: 
Böch, Stantshaushaltung der Athener I, 2. Ausg. 
1851, inbejondere S. 201 ff. 407 ff. 652 bis 
654. 670 ff.; für Rom: I. Marquardt, Römijche 
Staatäverwaltung II, 1873 bis 1878. — Für 
die römijche Provinzialbefteuerung und da8 Mittel» 
alter: Clamageran, Histoire de l’'impöt en 
France, 3 vols., 1868—1876, vol. I(vol. DI 
des Werkes reicht bis Louis XV. infl.). Für die 
beutfchen Steuerverhältniffe im Mittelalter bie 
Werke über Verfafjungs- und Rechtsgeſchichte, 
insbeſondere Waif, Deutiche Verfafjungsge- 
ſchichie II, 4; Walter, Deutſche Rechtsgeichichte, 
2. Aufl. 1857, 88126 ff. 269 ff. Für England: 
Stubbs, The Constitutional History of Eng- 
land, 8 voll., 2. Xufl., 1875—1878 (bi8 zum 
Ende des Mittelalter; I, 577 ff. eine gefchichte 
liche Überficht der älteren Zeit); Dowed, AHi- 
story of Taxation and Taxes in England, 
4 voll., 1884 (Geſchichte der Steuern von den 
älteften Zeiten biß zur Gegenwart: I und II all» 
gemeine Steuergejhichte, vol. III und IV ein- 
jene Steuerarten). — Die Werte über Yinanz- 
wiſſenſchaft geben in den Abſchnitten über bie 
Steuern ſowohl hiſtoriſche Darlegungen als 
grundlegende Erörterungen. Als neuere Werke 
in Deutſchland find zu nennen: L. v. Stein, Lehr⸗ 
buch der Finanzwiſſenſchaft, 2 Teile in 4 Abt., 
5. Aufl., 1885 bis 1886 (II, 1, ©. 346 bis 401; 
I, 2, ©. 1 bis 16 enthalten den allgemeinen Teil 
unb eine hiſtoriſche Uberſicht; Wagner, Finanz⸗ 
wiſſenſchaft (neue Aufl. im Erſcheinen), Bd. II: 
Allgemeine Steuerlehre, Bd. III: SpecielleSteuer- 
lehre (Heft 1: Steuergefchichte; jehr vollſtändige 
Litteraturangaben, abſchnittweiſe georbnet von der 
älteften Zeit bis zur Gegenwart) ; Rofcher, Syſtem 
der Finanzwiſſenſchaft (reiche Literatur und Yei- 
fpiele in den Anmerkungen) ; Schäffte, Srundjäße 
der Steuerpolitif, 1880; Bode, Die Abgaben, 
Auflagen und die Steuer, 1887; Schönberg, 
Handbud) der politiſchen Ofonomie, in Bb. II 
(1885) der 2. Auff. find die Steuern behandelt 
(Sammelwert von Arbeiten verjchiedener Autoren). 
— Franzöfifches neues Hauptwerk: Leroy-Beau- 
lieu, Traite de la science des finances, 2 vols., 
4° 6d., 1888 (vol. I über die öffentlichen Ein- 
nahmen). — Für die Geſchichte der Wiſſenſchaft: 
Roſcher, Geſchichte der Nationaldlonomit, 1874. 
— Wertvolle Abhandlungen finden fich in ben ver- 
fchiedenen nationalöfonomifchen und flaatswiflen- 
ſchaftlichen Zeitſchriften. Seit 1883 erjcheint: 
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Finanz · Archiv, herausgegeben von G. Schanz, 
Stuttgart bei Cotta, welches alle einſchlägigen 
Fragen behandelt (genaue Überſichten der neueren 
Literatur). — Weitere Litteraturangaben f. bei 
den Artt. Steuern, Grund» und Gebäubefteuer, 
Gewerbefteuer, Eintommenfteuer. Schäffle, Steu- 
ern, 2 Teile, in dem Hand» und Lehrbud ber 
Staatswifienidaften von Sranfenftein, Leipzig 
1895; im Erſcheinen begriffen ein großes Wert 
von Schwarz und Struß über bie preußiſchen 
Finanzen. [v. Huene.] 

Beleifigung am Auternehmergewinn, |. 
Arbeiterfrage. 

Betriche, landwirtſchaftliche, |. Bauern- 

m 


ſtand. 
Betrießskapital, ſ. Kapital und Kapitalis 
mus. 


Betriedskrankenkafen, |. Arbeiterfrage. 

Betriedsreglement der Eiſenbahnen, |. 
ee Ken, | Ynboithäcft 

Velriebsſuſtem, |. Landwirt 

Bettelei, |. Armenpflege. 

Dettelmönde, |. Orben. 

DBeugung des Rechts, |. Amtsverbrechen. 

Beurkundung des Werfonenflandes, |. 
Perſonenſtand. 

Beurkundung, falſche, |. Amtsverbrechen. 

Keurlaubtenfaud, |. Heerweſen. 

Veuterecht. Hiſtoriſche Nachweiſe. Beute⸗ 
recht im Landkriege, Plünderung, Requiſitionen. 
Beuterecht im Seekriege.] Beute ift dasjenige be» 
wegliche Gut, deſſen man durch Verfolgung oder 
Nachſtellung habhaft wird. In diefem figürlichen 
Sinne gebraucht der deutſche Sprachgeiftdie Worte: 
Kriegäbeute, Diebsbeute, Jagdbeute, Seebeute, 
und in übertragener Bedeutung: Ausbeute, Aus- 
beutung, Breibeuterei u. |. w. Ein Recht zur Weg- 
nahme von Gegenftänden im Verlaufe außge- 
brochener Feindſeligkeiten, ein „Beuterecht”, kennt 
nur der Krieg. Unter der Herrſchaft roher Kampf. 
formen und barbarijcher Gebräuche, ber Blutrache, 
des Meiberraubes, ber zügel · und maßlofen Ver- 
beerungen, erſcheint die Beute in alter Zeit und 
gegenwärtig noch unter den Negerflämmen bes 
centralen Afrika und im Sübdfee-Ardhipel als Lohn 
für die Überwältigung bes Gegners, als Sriegs- 
gewinn und Kriegstrophäe zugleich. Der Sieger 
führt die Beuteftüde bei feinem Triumphzuge vor 
hei ber, opfert einen Teil derſelben beim Sieges- 
iefte den Göttern, ſchmückt fi und feine Kampfe 
genofjen mit den erbeuteten Gegenftänden. Auch 
die Römer feierten ihre Siege unter dem Zeichen 
eines tyrannifchen Beuterechis, allein fie fuchten 
wenigſtens einen Rechtstitel für ihr ſchonungsloſes 
Verfahren, und zwar im Eigentumsertverbe durch 
Occupation. Das römifche Recht erklärt nämlich 
die Sachen bes Feindes als völlig herrenlos, fo 
war, daß es im Kriege weder Staatd« noch Privat- 
eigentum bes Feindes anerkennt. Daher ftellt es 
die Occupation der Sachen bes Feindes jener aller 
fonftigen herrenloſen Sachen volljtändig gleich 





(L.1.81D. de adgq. vel amitt. poss. 41. 2). 
Begründet wird diefer Vorgang damit, daß ber 
Krieg allen rechtlichen Verkehr zwifchen den Krieg« 
führenden aufhebe. Bon ſolchen dem Feinde weg- 

enommenen Sachen jagt nun das römifche Recht: 
San exhostibuscapiuntur, statimcapientium 
fiunt, und geht noch einen Schritt weiter, indem 
es diefen Sa auch auf jene feindlichen Güter aus 
dehnt, welche fich zur Zeit des Krieges dauernd 
ober vorübergehend auf römifchem Boden befanden, 
wodurch der Begriff der Beute eine ungebührliche, 
in ber Natur des Vorganges nicht begrünbete 
Ausdehnung erlangte. 

Auh im germanischen Rechte galt bie 
Regel: „Was ich meinem rechten Feinde nehme 
oder in einem rechten Kriege gewinne, das ift 
mein“, und die Landsknechtsordnungen und Reuters 
beftallungen des Mittelalters jagen gleichermaßen, 
„daß einem jeden dasjenige, was er in Schlachten, 
Stürmen oder fonft den Feinden abgewinnt, nad) 
Kriegsreht und Ordnung bleiben fol’. Die 
Kirchengewalt trat der römijchen Auffafjung 
über das Beuterecht zwar nicht grunbfäglich ent= 
gegen, fuchte fie aber wefentlich zu mildern, indem 
ſie lehrte, daß das Beuterecht, abgefehen von ber 
Eigenfchaft der Sache als einer feindlichen und ber 
wirklich erfolgten Occupation derfelben, nur dann 
wahres Eigentum bewirke, wenn der Krieg ein ger 
rechter, ein bellum iustum ift, und zwar in dem 
Sinne, baß der Streit auß einem rechtlich ber 
gründeten Anlaffe unternommen wird und eine 
unzweibeutige Kriegserklärung rechtzeitig erfolgt. 

Die jpätere, fi) an die Reformation anlehnende 
Doktrin des Alb. Gentilis und H. Grotiuß glaubte 
von ber Rechtmäßigkeit des Krieges abjehen zu 
tönnen und verlangte nur, daß er ein unter flaat« 
licher Autorität geführte oder von derſelben ge 
billigter fei, damit bie Beutegegenftände in den 
redlichen Beſitz übergehen, obwohl noch Grotius 
aus einem ungerechten Kriege Vorteil Ziehende 
zu denen rechnet, qui ad regnum caeleste sine 
paenitentia pervenirenon possunt. C. van Byn- 
ter&hoel, ber Verteidiger eines ftrengen, rüdfichts- 
loſen Beuterechts, ging noch einen Schritt weiter, 
indem er für den Begriff bellum solenniter 
gestum nicht mehr als wejentliches Merkmal for« 
derte, Daß eine Kriegsankündigung vorhergegangen 
fei, fondern die Legitimität eines Krieges (bellum 
legitimum) ganz; und gar von deſſen geregelter 
Führung abhängig macht. E. Vattel ftellte ſich 
vollends auf den Standpunkt des militärifchen 
Realismus, indem er, um ben Handlungen ber 
Kriegführenden alle rechtlichen Wirkungen beizu« 
legen, alles davon abhängig macht, ob erlaubte 
oder unerlaubte Krieggmittel zur Anwendung ge= 
langen. Im erfteren Falle jpricht er von guerre 
en forme im linterfhiede von guerre informe 
et illögitime. An der zweiten Bedingung, unter 
welcher die Kriegseroberung den Eigentumderwerb 
an ben erbeuteten Sachen nach fich zieht, der wirt« 
lichen Befigergreifung, hielt er jedoch ftrenge feſt. 
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Auf dieſer Bafis hat nun das Recht, Beute zu 
machen, eine mildere Weiterentwidlung erfahren. 
Mit der Ausbildung ber taftifhen Verbände, 
denen bie Eigenſchaft juriſtiſcher Perfonen bei⸗ 
gelegt wurde, erfuhr das indivibuelle Beuterecht 
eine weſentliche Einſchränkung, indem man aus ber 
Natur der torporativen Verbände den Rechtögrund« 
ſatz herleitete, daß eigentlich nur diefe Iegteren ein 
Net auf Beute befähen und der Befehlähaber als 
deren Vertreter allein berechtigt jet, über die Beittes 
anteile nach Gebühr und Verdienft zu verfügen. 
Daher wurde ein Recht auf Beutegewinn über 
haupt nur mehr ben Kampftruppen zugeiprochen, 
Teßteren aber zur Pflicht gemacht, die Beute an 
die Befehlshaber behufs weiterer Verteilung ab- 
auliefern. Das war nun auch im Intereſſe der 
Manneszucht und Digeiplin fowie in jenem einer 

eregelten militäriihen Ofonomie gelegen, und 
0 finden wir am Außgange des 18. Jahr« 
hunderts befonbers im preußiſch⸗engliſchen 
Rriegsverfahren, welches auf den rationell geord- 
neten Haushalt einer bewaffneten Macht großes 
Gewicht legte, den Grundſatz ausgeſprochen, das 
Beuterecht müffe militärifcherfeits an ftrenge Vor⸗ 
en gebunden fein. Einen dankenswerten 
Anftoß hierzu gab der preußiſch⸗amerilaniſche 
Freundſchafts⸗ und Handelsvertrag von 1785 und 
bie benfelben einleitende Denffchrift von Benjamin 
Franklin. Der Code penal militaire frangais 
vom 12. Mai 1793 und 1796 legt bereits für die 
veränderte Auffaffung über das Beutewejen im 
Landkrieg ein rühmliches Zeugnis ab. Das 
preußifche Landrecht von 1794, auf deſſen Zu⸗ 
ftandefommen noch Friedrich II. Einfluß nahm, 
beftimmt im 1. Teil, Titel 9, 88 193— 198: das 
Recht, im Kriege Beute zu machen, kann nur mit 
Genehmigung des Staates erlangt werden; :in 
diefem Falle wird durch die bloße Befipergreifung 
das Eigentum an ber erbeuteten Sache erworben ; 
erbeutete Kriegs und Mundvorräte find unbebingt 
an den Staat abzuliefern; alle andern Sachen, 
welche bei dem feindlichen Kriegsheere ober bei den 
unter den Waffen befindlichen Feinden, Marketen⸗ 
dern, Sieferanten u. |. w. angetroffen werben, find 
als Bente zu betrachten. Das Eigentum feindlicher 
Unterthanen, die weber zur Armee gehören noch 
derfelben folgen, Tann nur zur Beute gemacht 
werben, wenn ber Befehlshaber der Truppen die 
ausbrüdliche Erlaubnis dazu gegeben hat. Un⸗ 
bewegliches Eigentum ift niemals ein Gegenftand 
ber Beute. 

Während fo die Geſetzgebung der militäriſchen 
Forderung nad) einheitlicher Beherrſchung aller 
Kriegshandlungen Rechnung trug und dem Srund- 
fake: In belloparta ceduntreipublicae, Geltung 
verſchaffte, Tiehen ſich die Heerführer ihrerſeits be⸗ 
reit finden, die den gottesdienſilichen und humani⸗ 
tären Zwecken gewidmeten Sachen von der Er- 
beutung ausziehen und für befriedet zu 
erflären. Ausnahmen und Ausfchreitungen kamen 
allerdings, befonders in den Rapoleonifchen Kriegen 
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vor; allein das Verhalten der militäriſchen Indi- 
viduen regel» und gejegmäßiger geftaltet zu haben, 
als da8 ehedem der Fall war, ift ein unleugbarer 
Erfolg der Gegenwart. Was nunmehr als alle 
gemeine Kriegsregel gelten joll, ift in den Worten 
der Proflamation König Wilhelms von Preußen 
vom 12. Auguft 1870, erlaflen zu Beginn des 
deutſchefranzbſiſchen Srieges, Flar aus- 
Ser „Iq führe Krieg mit den franzofiſchen 

oldaten und nicht mit ben franzöfiichen Bürgern. 
Diefe werben deshalb fortfahren, die Sicherheit 
für ihre Perfon und ihre Güter zu genießen, fo- 
lange fle nicht ſelbſt durch feindliche Unternefmungen 
gegen die beutfchen Truppen Dir das Recht neh- 
men, ihnen Meinen Schuß zu gewähren.“ 

Als eine Ausnahme von dem Grundſatze, 
daß die Beute Eigentum des friegführenben Staates 
wird, ftellt fi) die Plünderung dar. Sie if 
ein Repreffaltenmittel der empfinblichften Art, eine 
Kriegsſtrafe, melde unterſchiedslos Schuldige 
und Unſchuldige trifft, eine Habſucht, Zwietracht 
und ee ch I — Kampf · 
truppen leicht erwed jaßregel, die nur unter 
außergemöhnlichen Umftänden und ftrengfter Über- 
wachung rätlich erfcheint. Eine zweite Ausnahme 
bilden die Requifitionen und Kontri— 
butionen(f.d. Art.) fowiedaggouragieren 
im Feindeslande. Das betreffende Verfahren ift 
unmittelbar gegen das Privateigentum der Injaflen 
im Feindeslande gerichtet, ſoll aber an bie Bor- 
ſchriften des Verpflegungsdienftes und an die Kon⸗ 
trolle ber Herleitung gebunden fein. Die Requi« 
ie ift im Feindeslande die außerordentliche 

eſchaffungsweiſe, fofern die Anſchaffung der 
Verpflegungs- und Serviceartifel durch Kauf nicht 
fofort zum Ziele führt, was immer ſchwieriger 
wird, je länger ber Krieg dauert und je hartnädiger 
er ſich geftaltet. Grundſätzlich ift ein adminiftra- 
tiver Vorgang, verbundenmit firenger Überwachung 
der Truppen, zu beobachten und eine geregelte 
Kriegsleiftung durch die politifchen Amter und 
Gemeindeverbänbe unter Mitwirkung der Eivil- 
fommifjäre (Eivil-Sandestommifjäre) einzuleiten. 
Nur wenn diefe Mafregel fruchtlos bleibt, find 
zur Eintreibung der Requifitionen und Gelb 
Tontributionen ſowie zur Wegnahme von Futter 
dorräten Truppen zu entienben, und es muß bei 
Weigerung oder Säumnid jede Rüdficht weichen, 
wenn es fi) darum handelt, bie Truppen zu ver⸗ 
pflegen und jchlagfertig zu erhalten. 

Dantenswert haben auch die Vereinbarungen 
anläßlich des den Krimktieg beenbenden Pariſer 
Vertrages vom 30. März 1856, ferner bie inter« 
nationale Konferenz in Brüffel 1874, deren Be» 
ratungen über die Kodififation eines internatio« 
nalen Kriegsrechtes ala Ergebnis vieljeitiger Ab- 
wägung von nicht zu unterfi dem Werte 
find, die Wegnahme von feindliher Habe an 
beffere Regeln gebunden. Gut behandelt dieſe 
Materie auch das vom Inftitut für internationales 
Recht publizierte Handbüchlein der Recht svor⸗ 
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ſchriften im Landkriege 2. Teil, Abſchn. 2: 
Beutegegenſtand jollen nunmehr nur noch die 
Gebrauchs· und Verbraujsobjefte fein, welche der 
feindlichen Armee im Kampfe abgenommen oder 
von berfelben zurüdgelaflen werden. Diejelben 
find einzufammeln, abzuliefern und zunächſt für 
die Bebürfniffe ber Armee zu verwenden. Ver⸗ 
pflegSartikel find an die Truppen oder Feldver ⸗ 
pflegsanftalten abzugeben, andere Gegenftände 
zur Verfügung ber Armeeleitung zu ftellen. Sämt- 
fiche Beuteobjekte unterliegen ber orbnungsmäßigen 
Verrechnung. Die Ablieferung berjelben ift dem 
Übergeber auf Verlangen zu beſcheinigen, wo⸗ 
gegen biejer das aufgenommene Inventar mitzue 
fertigen hat.“ 

Der Wegnahme im bejehten Yeinbeslande 
unterliegen außerdem bie ftaatlicden Kafſen, Ma⸗ 
gazine und Depots, überhaupt das für Kriegs⸗ 
zwede verwendbare Staateigentum ; unter diejer 
letzteren en auch die Betriebsmittel 
der Eifenbahnen, — — und anderer Trans · 
portunternehmungen, ber Telegraphie, Telephonie, 
Elektrizitätswerke u. ſ. w, auch wenn fie Eigentum 
von Gefellichaften oder Einzelperjonen find. Das 
übrige Eigentum von Privatperjonen ift zwar nicht 
gegen Zerftörung infolge der Kriegsaltion gefichert, 
wohl aber gegen gewaltfame, willfürliche Weg- 
nahme ohne Entihädigung oder Anerfennung 
einer Berpflichtung hierzu. — Auch diejenige Habe, 
welche bei den auf dem Schlachtfelde gefallenen 
oder durch Krankheiten hinweggerafften feindlichen 
Soldaten gefunden wirb, ift nicht als Beute 

u behandeln, fondern gleich dem Privatgute der 
erftorbenen des eigenen Heeres abzuliefern, damit 
& den Angehörigen derjelben außgefolgt werde. 
Den Rriegsgefangenen fol ihr privates Eigentum 
verbleiben, Tone hiervon fein Mißbrauch zu be= 
forgen ift (j. d. Art. Krieg). — Dagegen follen 
vor Wegnahme fowie thunlichft vor Zerflörung 
verjhont bleiben die zum Gottesdienite, zu 
Zweden ber Barmberzigfeit, der Erziehung, des 
Unterrichts, der Woplthätigfeit beftimmten Uten- 
lien, bie Kunſtwerle und wiſſenſchaftlichen Samm- 
Tungen. Auch foll jede Zeritörung oder Be— 
ſchadigung von derartigen Anflalten, geſchichtlichen 
Dentmälern, Archiven, Schöpfungen der Kunft 
oder Wiſſenſchaft jo weit und injolange unftatthaft 
fein, als Dies nicht die Kriegsnowendigkeit ge= 
bieterifch erforbert. Diefe Regeln der guten Kriegs- 
fitte find beſonders darum von großem Werte, 
weil aus ihnen hervorgeht, daß bei Wegnahme 
von feindlichen Sachen nicht mehr wie früher 
Rache und Gewinnſucht, fondern nur militärifche 
politiihe Erwägungen maßgebend fein follen. 

Diefer Fortjegritt in der Humanifierung bes 
Kriegsverfahrens ift auch in den Dienftreglements 
der Wehrmächte, den Militärſtrafgeſetzen, Der» 
pflegsvorfchriften bei ber Armee im Felde u. dgl. 
zum Ausdrud gebracht. Des eigenmächtigen Beute- 
machens macht fi} jeder Soldat ſchuldig, der ſich 
im Felbe, um Beute zu machen, unbefugt von den 
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Truppen entfernt, oder ber rechtmäßig erbeute⸗ 
te8 Gut gegen feine Verpflichtung nicht abliefert. 
Der Plünderung ift ſchuidig, wer bei ber Armee 
im Felde unter Mißbrauch feiner militärischen 
Überlegenheit in der Abſicht rechtswidriger Ju⸗ 
eignung Privatgut gewaltſam oder mittel® Ein⸗ 
ſchüchterung re ober wer unbefugt Requi« 
tionen und Gelbfontributionen eintreibt oder 
das vorgefchriebene Maß derfelden um feines Vor⸗ 
teiles willen überfchreitet. Des militärischen 
Raubes macht ſich ſchuldig, wer im Felde in der 
Abſicht rechtswidriger Bueignung einen Gefallenen 
au&plünbert oder einem Verwundeten oder Kranken 
oder einem feinem Schutze anvertrauten Kriegs- 
gefangenen eine Sache wegnimmt oder abnötigt; 
endlich des Marodierens, wer ſich im Felde eigen« 
mächtig von feinem Truppenkörper entfernt, um 
als Nachzügler gegen die Landeseinwohner Bes 
drüdungen auszuüben. 

Minder erfolgreich waren die Bemühungen, 
auch im Seekriege das Privateigentum zu 
tefpektieren und vor Wegnahme zu ſichern. Zwar 
haben die meiften Seemächte auf die Ausrüſtung 
bon Kaperſchiffen verzichtet ; doch find der Pariſer 
Erklärung vom 16. April 1856 im Punkte ber 
Abſchaffung der Kaperei Spanien, die Vereinigten 
Staaten von Amerila, Mexilo, China und Japan 
nicht beigetreten. Die Regelung des Privateigen« 
tums zur See bildet überhaupt nod einen ber 
frittigen Punkte des internationalen Seekriegs- 
rechtes. Im Seekriege werben viel ftrengere und 
härtere Grunbfäge zur Anwendung gebracht als 
im Landfriege und zwar offenbar wegen der Eifer- 
fucht ber jeemächtigeren Staaten und Kolonial- 
reiche, welche dadurch ihr Übergemicht am beten 
zu fihern und zu bewahren glauben, daß fie fein 
Mittel aus der Hand geben, geeignet, im Falle 
der Feindfeligfeiten mit andern Marineflaaten 
deren Produftion, Schiffahrt und Erporthandel 
zu ſchädigen (ſ. d. Artt. Kriegslonterbande, Prifen« 
recht, Seekriegsrecht). 

gitteratur, und zwar ältere: Alb. Gentilis, 
De iure belli; Hugo Grotius, De iure belli ac 
pacis; Iustinus Gentilis, De eo quod in bello 
licet; Corn. van Bynkershoek, Quaestiones 
iuris publici; €. Battel, G. F. Martens und 
3.2. Klüber. Neuere: Mably, Wheaton, Heffter, 
Ealvo, Bluntfegli, Dean, Gareis. Mono⸗ 
graphien: Bluntſchů, Das Beuterecht tm Kriege 
und das Seebeuterecht (wo ſich auch eine Be— 
ſprechung der einſchlagigen Litteratur vorfindet), 
1880; Lentner, Das Recht im Kriege, 1878. 
Ferner die bei den Artt. Priſe, Priſenrecht, See 
kriegsrecht angeführte Literatur. [Lentner.] 

enölkerung. [I. Benölferungsttatiftit: ab⸗ 
folute Zahlen, Dichtigkeit, Gefchlecht, Alter, Ehe 
ſchließungen, Geburten, Todesfälle. II. Ber 
völferungslehre : Vollsvermehrung, Bevölferungs« 
geſetz, Geſchichtliches über Bevölkerungspolitik und 
Bevölferungstheorien, Bevöllerungspolitik, insbe⸗ 
ſondere Ehekonſens. Litteratur.) Das Wachstum 
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ober die Abnahme ber bie verfchiedenen Länder 
ber Erbe bewohnenden Völker, die Betrachtung 
der diefe Erfcheinungen zum Ausdruck bringenben 
Zahlengruppen und das Beftreben, Mittel auß« 
un zu machen, um auf die Geftaltung dieſer 

erhältniffe einzuwirken, hat wegen feiner Wich⸗ 
tigfeit fiher die Gemüter ber gebildeten 
Schichten aller Nationen und Zeiten lebhaft be⸗ 
wegt und insbeſondere die Aufmerffamteit ber 
Öffentlichen Gemwalten in Anfpruch genommen, ſo⸗ 
bald ſich eine regelmäßige Staatsgewalt gebildet 
hatte. Wohl zu feiner Zeit hat aber das Problem 
der Bevölferungsfrage jo fehr die Menjchheit bes 
ſchäftigt als in der Gegenwart. Die ftarte Zunahme 
der Bevöfferung, welche fich jeit einiger Zeit, 
man kann ſagen, feit dem Enbe ber gewaltigen 
Kriegeam Anfange diefes Jahrhunderts, beobachten 
läßt, fiel zuſammen mit andern wichtigen Ereig- 
niffen, welche dringendften Anlaß zur Betrachtung 
dieſer Frage boten: Weltteile und Regionen, 
welche früheren Zeiten terra incognita ge 
blieben waren, wurden durch den unermübdlichen 
Forſchungsgeiſt erfchloffen. Das am Beginne 
dieſes Jahrhunderts ſoeben erft entdedte Auftralien 
wurde befannt, und bie Befteblung begann. Der 
früher durch die wilde Tapferkeit barbarifcher Natur= 
bölfer teilweiſe unzugänglich gemachte nordameri« 
Tanifche Kontinent ward auf das genauefte durch⸗ 
forſcht und die Ausdehnung und Bedeutung 
feiner Rulturfähigkeit in dem Maße vollftändiger 
erfannt, als ſich die Anfieblungen allmählich über 
den Miffiffippi vorſchoben. Chinas Verhältniffe, 
feine Übervölferung und Produktionsbedingungen 
traten immer Harer vor die Augen ber gebildeten 
Welt. Die Erforfhung Japans, das Vordringen 
Rußlands in Gentralafien, ſowie die Erſchließung 
bes bis auf die Neuzeit vollftändig unbelannten 
Innern des „schwarzen Weltteils“ vollendeten 
abſchließend unſere Kenntnis der Erdoberfläche 
und der ungefähren Zahlenverhältnifie ihrer Be⸗ 
wohner. Das Endergebnis aller diefer in ben 
Kreis der menſchlichen Beobachtung getretenen 
Erſcheinungen und Thatfachen konnte aber fein 
anderes fein, als die Debatten und Studien, zu 
denen die Bevölferungsfrage Anlaß bietet, auf 
das bedeutendfte zu beleben und zahlreicher zu 
machen. Muß doch jedem Beobadhter biefer Dinge 
das Schredgeipenft einer Übervölferung des Erd⸗ 
balles als mwejentlich näher gerüdt erfcheinen, we⸗ 
nigftens unter der Borausfegung, daB die gegen- 
wörtige ſchnelle Ausbreitung berverjchiedenenBölter 
gleichen Yortgang nehmen oder ſich fogar noch 
erweitern follte. So hat e8 denn aud nit an 
Angftrufen gefehlt, währen fi im Gegenſatze 
dazu fehr optimiftifche Stimmen vernehmen ließen. 
Bevölkerungsgejege wurden konſtruiert und Die ver- 
ſchiedenſten Abpilfsmittel von berufener und nicht 
berufener Seite angepriefen, jo daß bie Litteratur 
über Die Bevölferungsftage zu einer jehr bedeutenden 
angeſchwollen ift, wovon ein Teil auch das Feld 
allgemeiner Behauptungen verlafjen hat und fich 





auf die einzig richtige Grundlage in diefer Trage, 
auf die genaue Beobachtung der Thatſachen, zu 
ar beginnt. x 

evor wir aber zu dieſer hiſtoriſchen Überficht 
über die Entwicklung der wiſſenſchaftlichen Doltrin 
fchreiten, welche die naturgemäße Grundlage für 
die Aufftellung der für dieſes Wiſſensgebiet gel« 
tenden Thejen, joweit ſolche überhaupt aufgeftellt 
werben fönnen, bildet, muß ein Überblid über den 
Stand der Benölferung in ben wichtigften Kultur⸗ 
ſtaaten gegeben werden. 

Die Bevölkerung ber Erbe ift etwa mur 
zur Hälfte methodiſch gezählt, während die An- 
gaben über die Vollszahl der andern Hälfte nur 
auf Schätzungen beruhen, die indeſſen nur wenig 
boneinander abweichen. A. v. Firds (Benölte- 
rungslehre ©. 33) beziffert für das Ende des 
Jahres 1895 die Benölferung der Erde auf 
1586 Millionen, von denen 1287 Millionen in 
Großftaaten (von mehr als 30 Mill. Bewohnern), 
126 Millionen in Mittelftanten (10-30 Mil- 
lionen) und 123 Millionen in Kleinſtaaten (me- 
niger als 10 Millionen) leben. Das von 
Profeſſor Umlauft nad) den neueften Angaben 


bearbeitete Hartlebenſche Statiftiiche Taſchenbuch 
(1900) veranjchlagt Flächeninhali, Vollszahl und 
Volfsdichtigkeit der einzelnen Erdteile folgender 
maßen: 












Europa . .| 9729861 
Afıen . . . | 44142658 19 
Afrita . . . | 29207100) 179116000) 6 
Amerifa . . | 38334100 | 138773000) 3,6 
Auftralien und 

Deeanien 9594426 6174000| 0,7 
Polargebiete . | 4482620 82000 








135 490 7651549700000; 11 


Die folgende Überficht über die Volkszahl 
in ben wichtigften Kulturſtaaten enthält die Er- 
gebniffe der Iebten Volkszählungen unter Berüd- 
fichtigung der Bevölferungsangaben des Gothai- 
ſchen Genealogifchen Hoffalenders für 1900, die 
auf fpäter veröffentlichtem amtlihem Material 
beruben (f. erfte Tabelle auf Sp. 885). 

An der Bevölferung des Deutſchen Reiches 
haben die einzelnen Bunbesftaaten nach dem 
Ergebniffe der Zählung von 1895 Anteil (f. zweite 
Tabelle auf Sp. 885). 

Der durchſchnittliche jährliche Volkszuwachs 
betrug während der letzten Zählungsperiode im 
Deutfihen Reich 1,07, in Belgien 0,95, Frankreich 
0.09, &roßbritannien 0,78, den Niederlanden 1,17, 
Öfterreih 0,76, Rußland 1,54, Schweiz 0,38, den 
Vereinigten Staaten von Amerila 2,21 Prozent. 
Seitdem die Kriege viel von ihrer Barbarei und 
Dauer verloren haben, die Kraft der großen 
Seuchenwanderungen, welche das Mittelalter fo 
entſetzlich heimſuchten, gebrochen iſt und von 
Hungerönöten bei der Vervolllommnung der mo» 
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nm. 
Bänder abe | Bortszaht au! 
Deutfhes Reich . . |1895| 52279901] 97 
Belgien . . . . . 11898) 6669782 | 226 
Dänemart . . . . 1898) 2410000) 56 
Stanteeih . . . . [1896| 38517975] 72 
Griegenland SR 1896 | 2433806 | 37 
—— Ir 
R 1899 | 40559954 | 129 
gratım 222. |1898| 31667946 | 110 
Niederlande . . . 11898) 5074681| 154 
Öfterreih- Ungarn u. | 1897 
Decupationägeb. (1895) 45879628] 67 
Portugal . . . )1890| 5049759 55 


Rußland (europ.)” . 11897 |1086718358| 21 
Rußland (aberh.) . [1897 128 931827 


Schweden . . . 1898 50862918) 11 
Norwegen . . . . |1897| 20988400| 6 
GSähwez. . . . . |1888| 8119835) 76 
Spanien. . . . . !1897| 17974323 | 36 
Zärtei ( —X ... — 6086300| 86 
Tartei (überh. — , 89810000) 9 


Vereinigte Siaaten 
von Amerifa . . |1898| 74380000 


8 
43228863 | 113 

















Japan . . . . . 11890 
io. 
Staaten Bollszahl auf 
1 gkm 
Königreich Preußen 31855128 | 91 
e Bayern . 15818544 | 77 
5 Sadjen . 3787688| 253 
* ——— 2081151| 107 
Großhagt. Baden. . . | 1725464 | 114 
> Seflen . . . . | 1089020| 185 
ne Mecllenburg · 
Schwerin . . 597486| 45 
e Sadjen- Weimar . 8339217 94 
B Medienburg- 
Strelig 101540, 84 
Dlbenburg 373739| 5 
Bergigtum Braunfhweig. . 484 213| 118 
Sadf.-Meiningen 234005 | 95 
vw Sadjj.- Altenburg 180813 | 186 
5 Sadjf.-KRoburg 
und Gotha 216608 | 111 
Anhalt. 293298 | 128 
Fürflentum Schwarzburg · 
Sondershauſen 78074 91 
— Schwarzburg · Ru⸗ 
dolſtadt 5 88685 | 94 
. Waldeck 57766| 51 
R Reub Alt. Linie. 67468| 218 
= Neuß jüng. Linie 132130 | 160 
e Shaumbg. "Bippe 41224| 121 
rt 5 184854 | 111 
Freie Stadt bed 83 324 | 278 
J . Bremen. . 196404 | 767 
A „ Hamburg . . 681 632 | 1647 
Neichsland Eljak-Vothringen | 1640986 | 114 


dernen Transportmittel nicht mehr bie Rebe fein 
kann, wählt in allen Ländern die Vollszahl rafch 
am troß ber gleichzeitigen Zunahme der Auswan ⸗ 
derung nad) Amerifa und Auftralien (vgl. Art. 
——e Doch beftehen in dieſer Hinſicht 
zwiſchen den einzelnen Ländern immerhin be» 





trächtliche Verſchiedenheiten, die namentlich bei 
einer Vergleichung der Vollsvermehrung im 
Deutſchen Reich re in Frankreich augenfällig in 
die Erfceinung treten. Die Bevölferung des 


Deutſchen Reiches, für das heutige Reiche“ 
gebiet berechnet, betrug: 
im Jahre Millionen 

1816 24, 

1855 36,1 

1870 ‚8 

1882 45,2 

1895 51,8 


und wird am Ausgang des Jahrhunderts auf rund 
56 Millionen zu veranfchlagen fein. Hält Die natür⸗ 


6 |Tiche Bevölferungsvermehrung, die während bes 


legten Viertels des Jahrhunderts im Durchſchnitt 
jährlih 12,06 pro Mille betrug, unvermindert 
an, jo würde bie Vollszahl im europäifchen 
deutſchen Neichögebiete bereit8 im Jahre 1950 
auf rund 100 Millionen anwachſen. 

In Frankreich betrug die Benöllerung 


im Jahre Millionen 
1821 30,4 
1841 34,2 
1861 37,3 
1866 1 
1872 86,1 
1876 86,9 
1881 87,6 
1886 38,2 
1891 3 
1896 88,5 


Im Jahre 1860 nahm die Bevölkerung infolge 
der Einverleibung von Nizza und Savoyen um 
689 000 Seelen zu, verminderte ſich aber 1871 
dur den Verluft von Elfaß=-Lothringen um 


g| 1597000. Erfährt bie Bevölferungsvermehrung, 


die während des letzten Viertel des Sahrhunderts 
jährlich nur 1,5 pro Mille betrug, feine Steige- 
tung, fo wird Frankreich bis zum Jahre 1950 
nur eine Vollszahl von rund 41,5 Millionen er- 
reichen. Der Geburtenüberſchuß, d. h. die Differenz 
zwilchen der Zahl der Geburten und der Sterbes 
fälle, betrug 1898 im Deutſchen Reich 850 000, 
im Frankreich nur einige 30.000 Seelen. 

Die in den vorftehenden Tabellen enthaltenen 
Angaben über die Dich ti gke it der Bevöllerung 
pro Quadratfilometer laſſen deutlich erlennen, wie 
bie induſtriereichen Länder vermöge ber den Ein⸗ 
wohnern erjchlofjenen Erwerbäquellen eine größere 
Anzahl von Menfchen zu ernähren vermögen. In 
einer andern Richtung der Beobachtung wird ſich 
die Aufmerffamteit auch darauf richten, daß, 
abgefehen von dem durch bie Verfchiedenheit der 
natürlichen Bedingungen ber menfchlichen Exiftenz, 
durch bie mindere ober größere Fruchtbarkeit ber 
einzelnen Länder, ihren Reichtum an verarbeit 
baren Robftoffen u. |. m. bedingten höheren ober 
niederern Stande der Benölferungszahl, fi ein 
großer Unterfchied in der Dichtigkeit der Bevdl⸗ 
ferung bei unbebingt ſehr kulturfähigen Länberr 
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aufweifen läßt. Nehmen wir z. B. drei vor- 
wiegend agrifulturelle Länder: Italien, Por 
tugal und Rußland. Alle dieſe drei Ländergebiete 
find überwiegend fruchtbar, und doch zählte mar 
im Jahre 1898 in erfterem Lande 110 Bewohner 
auf das Quadratkilometer, während deren in Por⸗ 
tugal 55 und in Rußland nur 21 gezählt wurden. 
Es muß, da, wie die Erfahrung lehrt, die diefe 


Länder bewohnende Bevölkerung eine fruchtbare | Deutz 


und inderreiche ift, unbedingt anerfannt werben, 
daß fociale Urſachen, Gründe, die in den recht⸗ 
lichen und fonftigen dlonomiſchen Berhältnifien 
wurzeln, dieſe verfchiedenartige Entwidiung 
der Populationsverhältnifje veranlaßt haben. 
Namentlich der Vergleich zwiſchen Italien und 
Portugal, beides Länder latholiſcher Religion 
und lateinifcher Raſſe, ift auffällig und beweig- 
kräftig für die Gewalt der Sitte. 

Was nun weiter das Bahlenverhältnis der 
Geſchlech ter zu einander anlangt, fo ftellte ſich 
nad) dem Ergebnifje der neueften Bolkszählungen 
ber auf männliche Perſonen entfallende Anteil vom 
Zaufend der Gefamtbenötterung in Deutſchland auf 
490 (Preußen 491, Bayern 489, Sachſen 485, 
Württemberg 483, Baden 491, Elfaß-Lothringen 
507, Hefien 497), Öfterreicj- Ungarn 498 (Dfter« 
reich 489, Ungarn 496, Bosnien und Herze⸗ 
gowina 528), Rumänien 509, Serbien 513, 
Griechenland 524, Italien 501, Schweiz 485, 
FTranfreih 496, Spanien 490, Portugal 478, 
Großbritannien und Irland 485, Belgien 498, 
in den Niederlanden 494, in Norwegen 478, 
Schweden 485, den Vereinigten Staaten von 
Amerifa 512. 

Es ergiebt fi aus dieſer Zufammenftellung 
Afeenmabig, daß fi allentHalben die Zahl 

er Perjonen männlichen und weiblichen Ge— 
ſchlechtes annähernd im Gleichgewicht befindet. 
Im allgemeinen ift die Gefamtfumme der Männer 
etwas geringer als die der frauen, obwohl die 
Zahl der männlichen Geburten, wenigſtens in 
Europa, die der weiblichen nicht umerheblih (im 
Verhältnifje von 17 zu 16) zu übertreffen pflegt. 
Neutralifierend wirkt Dagegen die größere Sterb- 
Tichfeit der männlichen Bevölferung, fo dab im 
Alter von 15 oder 16 Jahren das Gleichgewicht 
zwifchen beiden Geſchlechtern bergeftellt wird, 
einige Jahre ftationär bleibt und ſich ſchließlich 
zu Gunften des mweiblichen Geſchlechts verfchiebt. 
Kriege, durch welche zeitweilig die männliche Ber 
völferung ſtark vermindert tourde, ferner die Aus⸗ 
mwanberung, zu ber fich leichter Männer zu ent« 
Schließen pflegen als Frauen, ſowie die häufigere 
Verwendung von Männern zu geſundheitsſchäd⸗ 
lichen Betrieben, welche mit der Entwidlung der 
Großinduftrie ftets mehr zunahm, mußten in 
diefem Jahrhundert eine verhältnismäßige Ver« 
minderung der Benöfferung männlichen Geſchlech⸗ 
tes zur Folge haben. Sollte die Frauenarbeit jo 
zuzunehmen fortfahren, wie das gegenwärtig leider 
der Fall ift, und ein längerer Frieden eintreten, 
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fo dürfte möglicherweife bald die gegenteilige Er⸗ 
ſcheinung fich einftellen. 

Was das Alter der Bevölkerung anlangt, fo 
waren nad) den neueften Zählungen von je tau⸗ 
ſend gleichzeitig Lebenden alt: 












7 — Pe} 
168| 191,108, 88, 52 | 26 
Jaeılıss| 111] 89) 59; 51 

123| 101| 75 | 50 


116| 8 ss | ae 





198 
221228 188 
. . | 175| 175 
Staaten | 

von Amerita .| 225; 

Wir fehen aus diefer Zufammenftellung, daß 
die Alteröverhälmifie der Bewohner der ver- 
fhiedenen Staaten beträdtlich voneinander ab» 
weichen, wie ſich dies auch bei den großen Diffe- 
renzen, welche zwiſchen denfelben bezüglich der 
Faktoren, von denen die Lebensdauer abhängt, 
beftehen, nicht anders erwarten läßt. Das Klima, 
die Beihäftigung der Bewohner und ihre Er— 
nährung, welche in engfter Beziehung zu der durch 
die focialen und öfonomifchen Verhältniffe des 
betreffenden Landes bedingten Vermögenslage der 
Bevölkerung desſelben fteht, üben einen bedeu⸗ 
tenden Einfluß aus. 

Zu ferneren intereffanten Betrachtungen regen 
die auf die Eheſchließungen bezügliden 
Daten an. Es zeigt ſich an ihnen deutlich, in 
welch hohem Maße die Heiraten, obwohl Afte 
der freien individuellen Entjdließung, durch die 
wirtſchaftlichen Verhältnifje beeinflußt_ werden. 
Ihre Zahl fleigt nad) Kriegs-⸗ und Seuden- 
jahren, wo durch den Tod zahlreicher produftiver 
Kräfte dad Nachrücken in deren Erwerbsiphäre 
ermöglicht wird, und finft nad) wirtſchaftlichen 
Krifen und Jahren der Mißernte. Im Gebiet 
des ja Deutfhen Reichs betrug bie 
Zahl der Eheſchließungen auf je 1000 Einwohner: 
1841—1845: 8,2, 1846—1850: 7,9, 1855: 
7,0, 1860: 8,0, 1865: 8,9, 1866: 8,0, 1867: 
9,1, 1868: 8,9, 1869: 9,5, 1870: 7,7, 1871: 
82, 1872: 10,2, 1873: 10,0, 1874: 9,5, 
1875: 9,1, 1876: 8,5, 1877: 8,0, 1878: 7,7, 
1879: 7,5, 1880: 7,5, 1881—1890: durde 
ſchnittlich jährlich 7,8, 1891— 1897 : durchfchnitte 
lich jährlich 8,1. Charafteriftifch ift hier die nad) 
dem Kriege von 1870—1871 in den Jahren 
1872 und 1878 aufgetretene ftarte Zunahme 
der Eheſchließungen — In OÖfterreich betrug 
auf je 1000 Einwohner die Zahl der Ehe- 
ftiefungen im Jahre 1865: 7,7, 1866: 6,5, 
1867: 9,7, 1868: 9,1, 1870: 9,8, 1873: 9,8, 
1875: 8,4, 1876: 8,1, 1877: 7,4, 1880: 7,6, 
1881: 8,0, 1882: 8,2, 1883: 7,8, 1888: 7,9, 
1892: 7,8, 1896: 7,9; in Ungarn im Jahre 
1865: 9,0, 1866: 8,8, 1867: 10,1, 1868: 
13,8, 1869: 10,8, 1870: 9,8, 1873: 11,4, 
1874: 10,7, 1875: 10,9, 1877: 9,0, 1880: 
8,9, 1881:9,9, 1882: 10,2, 1886: 9,6, 1889: 




















204| 158| 129 





8,2, 1893: 9,3, 1896: 8,0; in Frankreich 
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im Jahre 1865: 7,9, 1866: 8,0, 1870: 6,0, 
1871: 7,2, 1872: 9,8, 1873: 8,9, 1874: 8,8, 
1875: 8,2, 1880: 6,9, 1881: 8,1, 1882: 7,9, 
1883: 8,1, 1886: 7,4, 1889: 7,1, 1893: 7,5, 
1897: 7,6; in England (ohne Schottland) im 
Jahre 1865: 8,7, 1870: 8,0, 1871: 8,3, 1872: 
8,7, 1873: 8,8, 1874: 8,5, 1875: 8,4, 1879: 
7,2, 1880: 7,4, 1881: 7,5, 1882: 7,7, 1886: 
7,0, 1889: 7,4, 1893: 7,3, 1897: 7,9; in Ir⸗ 
land im Jahre 1865: 5,6, 1866: 5,4, 1870: 
5,8, 1871: 5,4, 1872: 5,0, 1873: 4,8, 1874: 
4,6, 1875: 4,6, 1879: 4,3, 1880: 3,9, 1881: 
4,2, 1882: 4,8, 1886: 4,2, 1889: 4,5, 1898: 
4,7, 1896: 5,0, 1897: 5,0 (der Vergleich der 
Eheſchließungsverhältniſſe Englands und Ir⸗ 
lands zeigt deutlich, welchen entſcheidenden Einfluß 
auf der einen Seite die im allgemeinen herrſchende 
BProfperität, auf der andern das bisweilen bis zu 
eigentlichen Hungeröndten gefteigerte wirtſchaftliche 
Elend in diefer Hinficht ausübt); in Italien 
im Jahre 1865: 9,0, 1866: 5,6, 1867: 6,7, 
1868: 7,2, 1870: 7,3, 1873: 8,0, 1877: 7,7, 


Bänder 


Deutiches Reich. 
Preußen . . 
Bayern 
Sachſen . . 
Württemberg 
Baben . . . . 
Elfaß-Lothringen 
een...» 


Stalien 

Schweiz 

Frankreich 

Belgien . . 

Niederlande . DR EI REN 
Vereinig. Königr. dv. Großbritannien u. Irland 
Dänemart NE ed Tas 1 Aa 
Sähweben . 

Norwegen 


Es erhellt aus den vorflehenden Zahlen, 
daß der Progentfag der Verheirateten in den 
verſchiedenen Ländern beträchtliche Differenzen 
zwifchen denfelben zu Tage treten läßt. Auch 
bezüglich der Zahl der verwitweten Perſonen 
weiblichen Geſchlechts find bedeutende Derjchie- 
denheiten bemerkbar. Es ift einleudhtend, daß 
das Sittlihkeitsniveau eines Landes zum großen 
Teil von der in demſelben herrſchenden Häufigleit 
der Ehen abhängig ift. Wenn auch bie religiöfe 
Gefinnung, das natürliche Temperament und die 
Sitten des Landes ſowie die focialen und öfono- 
mifchen Einrichtungen und Gefeße, fo 3. B. das 
Vorherrſchen größerer Gutskomplexe, welche das 
Zufammenleben zahlreicher Dienftboten beiberlei 
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'1880: 7,5, 1883: 7,5, 1886: 8,0, 1889: 7,7, 
1898: 7,4, 1897: 7,3; in Belgien im Jahre 
1865: 7,5, 1870: 6,9, 1875: 7,2, 1880: 7,8, 
1885: 6,9, 1890: 7,8, 1895: 7,8, 1896: 8,1. 
— Nad einem von Rümelin aus mehreren ‘Mil 
lionen mitteleuropäif_her Trauungen gezogenen 
Durchſchnitt waren unter je 1000 Ehefchließungen 
811 erite Ehen für beide Teile, 106 zwiſchen 
Witwern und Mädchen, 53 zwiſchen Yung- 
gefellen und Witwen und 30 zwiſchen Wit« 
tern und Witwen, wobei Gejchiedene nicht ab⸗ 
gefondert gezählt, fondern den Verwitweten zu⸗ 
gerechnet find. 

Ferner erſcheint es als wichtig, einen Überblid 
über die in den verſchiedenen Staaten zu gewiſſen 
Zeitpunkten fich ergebenden Prozentſähe der Le⸗ 
digen, Berheirateten und Verwitwe— 
ten zu geben. Nach Firds (Bevölferungsiehre 
©. 78) verteilten ſich je 1000 über 15 Jahre alte 
männliche bezw. weibliche Perſonen dem Familien⸗ 
ftande nad) um die Zeit von 1866 bis 1891 
folgendermaßen : 





Mannliche Perfonen 


Weibliche Perfonen 
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Geſchlechts mit ſich bringen, von beträchtlichen 
Einfluß auf die Geftaltung der Moralitätsver- 
hältniſſe der verſchiedenen Länder jowie der ein« 
zelnen Gegenden in denfelben find: von ganz 
bejonderer Wichtigfeit wird unterallen Imftänden 
die Leichtigkeit ſich erweiſen, mit welcher die Ehen 
geſchloſſen werden fönnen. Wo die gejehlichen 
Vorſchriften die Eheichließung nicht erſchweren, 
und wo die dkonomiſchen Verhältnijie, der natür- 
liche Reichtum des Landes ſowie die jociale Ord- 
nung die Maſſen in genügender Weiſe an ben 
Vorteilen und Gemwinften der verſchiedenen Pro- 
duftionsarten Anteil nehmen laflen, wird dieſer 
ı Umftand immer in hohem Grade zur Hebung ber 
ı Moralitätsverhältniffe beitragen. 
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Die Zunahme der Benölferung richtet ſich 
durchaus nicht ausfchließli nach der Zahl und 
Bervegung der Ehen, wenigftend nicht in dem 
Maße, als man das vielleicht erwarten könnte. 
Die im folgenden mitzuteilenden Zahlen, welche 
die Frequenz der Geburten in den verfchiedenen 
Ländern befunden, und die in dieſer Hinſicht zu 
Tage tretende Bewegung werben dieß zeigen. 
Außerdem kommt für mande Länder und noch 
mehr für beftimmte Teile gewiſſer Staaten die 
fehr beträchtliche Anzahl ber unehelichen Geburten 
in bebeutendem Maße in Betracht. Auf jede Ehe- 
ſchließung entfielen nad) Fircks (Bevölferungslehre 
2 156) durchfchnittlich lebend geborene eheliche 
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Die foeben mitgeteilten Daten, betreffend die 
ehelihe Fruchtbarkeit, laſſen den beträchtlichen 
Unterfchied erfennen, welcher in dieſer Hinficht 
unter den verjchiedenen Ländern beiteht. Während 
die meiften Staaten eine durchſchnittliche Anzahl 
von mehr denn vier Kindern aufzuweiſen haben, 
zeigt fich in Frankreich eine ftändige Abnahme, fo 
daß nur die große Frequenz der Eheichließungen, 
welche dajelbft angetroffen wird, ein völliges Still- 
flehen der Benölferung verhindert. Die Daten 
über die eheliche Fruchtbarkeit laſſen zugleich er⸗ 
kennen, daß auch das religiöfe Belenntnis der 
Völfer, bezüglich deren hier Mitteilungen gemacht 
find, ſich nicht als ausschlaggebend für bie ehelichen 
Fruchtbarkeitsverhältniffe erweiſt. Die durchaus 
TatHolifhen Länder Spanien und Jtalien find 
ebenfo fruchtbar, wie das ebenfalls katholiſche 
Frankreich fi unfruchtbar erweift. Es kann aud) 
nicht behauptet werden, daß die Erfaltung des 
Glaubens, welche in den Voilsmaſſen dieſes Lan- 
des vielfach zu Tage tritt, diesbezüglich ausſchlag- 
— ſei. Sind es doch vielfach gut katholiſche 

egenden, wie die vier Departements der niederen 
Normandie, welche eine ungemein ſchwache eheliche 





Fruchtbarkeit aufweilen. Und ebenfo zeigen auch 
die dem Proteitantismus anhängenden Länder 
nicht unbeträchtliche diesbezüglihe Differenzen. 
Das religiöfe Belenntnis der Eltern äußert nur 
infofern einen erheblichen Einfluß auf die eheliche 
Fruchtbarkeit, als &8 ein Merkmal für Stammes- 
verſchiedenheit ift. Nach Firds (a. a. O. ©. 156) 
entfielen 5. B. in Breußen auf jede Ehe- 
ſchließung zwifchen Ehriften und Juden während 
der Jahre 1876 biß 1895 durchſchnittlich, wenn 
der Mann chriſtlich war, nur 1,884, und wenn 
die Frau chriſtlich war, nur 1,623 lebend geborene 
Kinder, dagegen in demfelben Zeitraum auf rein 
evangelifche Ehen 4,147, auf rein katholiſche Ehen 
5,048 (in den Provinzen Poſen und Weitpreußen 
fogar 5,318) und auf rein jüdifche Ehen 3,845 
lebend geborene Kinder. Die höhere Fruchtbarkeit 
fatholifcher Ehen ift auf die hohe Fruchtbarleit der 
Katholiken polnifcher Abftammung zurüdzuführen 
und wird wohl hauptſächlich durch das niedrigere 
Heiratsalter dieſes Vollsteiles bedingt. 

Die Statiftif der Geburtsverhältnifje ift mit 
einem Überblid über die Frequenz der unche- 
lien Geburten abzuſchließen. Diefelben find, 
wie betont werden muß, an ſich fein Beweis für 
die größere oder geringere Immoralität ber be= 
treffenden Länder und können nicht ohne weiteres 


als Maßſtab der Sittlichteit betrachtet werden. 


Das ift auch die Anfiht namhafter katholiſcher 
Schrifiſteller. Mit Recht jagt P. v. Hammerftein 
(Ronfeilion und Sittlifeit, 1898, ©.13): „Der 
Prozeniſatz unehelicher Geburten ift ein zwei⸗ 
ſchneidiges Schwert. Bei einer einfachen ländlichen 
Bevölkerung ift die geringe Zahl derſelben ein 
günftiges Zeichen. ... Anders in den großen 
Städten. Dort ift die geringe Zahl der aufer- 
ehelichen Geburten oft ein Zeichen des höchſten 
Grades der fittlihen Korruption. Wenn daher 
die faſt vier Prozent Londons in Pommern vor« 
fämen, fo würde das ein relativ gutes Zeugnis 
fein; in London, wo diefe Zahl fogar Hinter der 
von England überhaupt um zwei Prozent zurüde 
bleibt, iſt fie Dagegen ein Beweis, daß die fittliche 
Fäulnis eine furchtbare Höhe erreicht Hat." Zu 
demſelben Ergebniffe gelangt P. Krofe (Der Einfluß 
der Konfeffion auf die Sittlicfeit, 1900, &.14): 
„De raffinierter das Lafter wird, defto mehr wächſt 
die Geſchiclichkeit, die natürlichen Folgen der Un« 
fittlichkeit zu Hintertreiben. Und fo paradog es 
klingen mag, in gewiflem Sinne ift e8 wahr, daß 
in unfern modernen Großſtädten eine hohe Zahl 
von unehelichen Geburten gewifjermaßen ein ‚gutes 
Zeichen‘ ift; fie zeigt wenigitens, daß die ſchlimmſte 
Art von Korruption noch nicht eingetreten ift.” 
Nah Firdd (a. a. DO. ©. 160) waren unter 
1000 Geborenen einſchließlich der Totgeborenen 
durchſchnittlich unehelich geboren (ſ. erſie Tabelle 
auf Sp. 898). 

In den Staaten Weft- und Mitteleuropas, aus 
denen genaue Nachrichten über Die unehelichen Ge- 
burten vorliegen, hat die an der Vollszahl gemeſſene 
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85,6| 75,7 
210,8133,3 

Sadfen. . . 48,1/128,9|128,6| 124,7 
Württemberg . 150,8! 89,7| 96,3| 104,2 

aben . . . . )144,5| 82,4 5 
Elfaß-Lothringen.. | 94,8| 74,0 

een . . . . [149,8] 742 

edib.-Schwerin. |185,3)135,5 

Sadfen- Weimar . |136,1 

Medlend. -Strelig |182,5 

Oldenburg . 54, 

Braunfgweig . 
Öfterreih . R 
Ungarn 
Serbien 
Stalien 55,0 
Schweiz 54,0| 49,0| 48,8| 46,6 
Frankreich 78,0) 75,0] 88,7| 89,7 
Belgien. . . 73,0| 73,0| 85,9) 90,2 
Niederlande . . . | 39,0] 34,0| 32,2) 32,7 
England mit Wales | 60,9) 49,7| 47,1| 42,4 
Schottland. «| 97,7) 87,9| 81,6| 74,2 
lan... 32,5| 24,2| 27,1] 26,5 
Dänemarl . 112,0/106,0| 98,4! 94,8 
Norwegen . 83,0| 88,0| 79,2] 71,9 
Schweden . . 97,0|105,0|108,2, 103,9 


Häufigkeit unehelicher Geburten feit 50 Jahren 
nicht zugenommen; die uneheliche Geburtsziffer 
dieſer Länder betrug in den Jahrzehnten 1841 bis 
1850:2,62, 1851— 1860: 2,73, 1861—1870: 
2,87, 1871—1880: 2,64 und 1881—1890: 
2,62 auf 1000 Einwohner. 

Wir haben nunmehr auf die Mortalitäts- 
verbältniffe einen Blick zu werfen. Es entfielen 
auf je 100 Einwohner Todesfälle: 








im in in i in 
im Jahre Peattgen Bayern Preußen — Ungarn 
1865 — 3,07 | 2,68 | 3,08 | 2,92 
1866 _ 3,02 | 8,55 | 4,08 | 3,80 
1867 — 2,92 — | 2,93 | 3,28 
1868 _ — ee — | 3,30 
1870 — 3,12 | 2,60 | 2,84 | 3,25 

1871 — — | 2,83 — — 

1872 2,90 — (1392| — = 
1875 2,76 | 3,14 | 2,64 | 3,01 | 3,72 
1880 2,60 | 2,89 | 2,54 | 2,98 | 3,86 
1881—85| 2,58 | 2,87 | 2,54 | 3,02 | 3,29 
1886—90| 2,44 | 2,64 | 2,40 | 2,88 | 8,01 
1891—95| 2,83 | 2,49 | 2,28 | 2,79 , 8,18 














Man erſieht aus diefen Ziffern deutlich Die Wir⸗ 
kungen der Kriege für die Davon betroffenen Länder. 
fterreich hatte den Krieg des Jahres 1866 in 
feinen Grenzen zu überftehen, in deſſen Gefolge ſich 
auch die Cholera entwidelte. Desgleihen Titt Un⸗ 
garn beträchtlich, aber weniger, weil nur zu Meinem 
Zeile von der Invafion heimgeſucht. Das fiegreiche 
Ben hatte aber weder bei Gelegenheit bes 

ieges von 1866 noch während desjenigen der 
Jahre 1870 und 1871eineerhebliche Steigerung der 
Sterblichfeit zu verzeichnen, am wenigften während 
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des Ießteren. Während des erfteren verbreitete ſich 
die Cholera auch in das fiegreiche Land. Solche 


ß Seuchen wirken weit ungünftiger, weit allgemeiner 


als der Verluft an Menſchenleben durch die Waf- 
fen. — Es entfielen weiter auf je 100 Einwohner 
Todesfälle: 








= 5 [383,35 
12,98) 2,45 | 2,58| — 
2,98 | 2,32 | 2,57 | 2,85 
8,09 | 2,27 | 2,54 | 2,40 
3.05 | 2,23 | 2,85 | 2,19 
2,71|2,02| 2,10 |2,14 
2,65 | 2,08 | 2.05 | 2,10 
1,84 | 2,53 | 1,96 | 1,87 | 1,97 


Für Rußland, defjen Volt jo viele ſehr alte Leute 
zählt, ftanden leider feine Daten zur Verfügung. 
Aus den mitgeteilten Zahlen erhellt, daß es ins⸗ 
befonbere bie eine beträchtliche Ausdehnung am 
Meeredufer aufweifenden Länder find, welche fi) 
durch günftige fanitäre Verhältniſſe auszeichnen. 
Auch Belgien, das zwar nur eine geringe Küften» 
ftrede befigt, aber in feinem überwiegenben Teile 
Meerestuft atmet, ift ein jehr gefundes Land. Viel 
minder wichtig als die klimatiſchen DVerhält- 
niffe erweift fi die Ernährung des Volfes. 
Es ift ftaunenswert, wie gering die Sterblichfeite= 
geht in Irland ift. Gewiß ift die dort übliche 

mährung ber unteren Schichten des Volkes die 
denkbar ſchlechteſte: Kartoffeln und Whisky bilden 
den Hauptbeftandteil derfelben. Nicht minder find 
die in Irland herrſchenden Wohnungsverhältniſſe 
ſehr ungünftig. Nichtsdeftoweniger ift die Ber 
völferung dieſes Landes diejenige, welche von allen 
denen, bezüglich deren die vorfiehenden Angaben 
betreff8 der Sterblichleitsverhältniſſe gemacht wur« 
den, in diefer Hinficht faft Die günftigften Verhält- 
niffe aufzuweiſen hat. Die Mortalität hält fi) 
daſelbſt Tonftant unter 2 Prozent. Dagegen er⸗ 
weiſen fich dieſe Verhältniffe am ungünftigiten von 
allen hier in Betracht gezogenen Ländern in Bayern, 
Öfterreid) und vor allem in Ungarn. Die Gründe, 
welche in Oflerreich Ungarn und in Bayern eine 
fo beträchtliche Sterblichteit hervorrufen, laſſen 
ſich wohl ſchwerlich nach dem heutigen Stande der 
Wiſſenſchaft mit voller Beftimmtheit ausfindig 
machen. Sicher wirft das Klima ein: die rauhen 
Winde der Hochebenen und ber Alpenvorländer 
wirlen ungünftig. Auffallend ift e8 jedenfalls, daß 
in Bayern, deſſen Benölferung im ganzen gut ge» 
nährt ift, die Mortalität fo groß ift. 

U. Wir Haben nunmehr unfere Aufmerkſamkeit 
den Doftrinen zuzumenden, welche ſich über 
das Problem der in den bevölferungsftatiftif—hen 
Zahlen feit langer Zeit zum Ausdrud gelangenden 
Thatſache einer beträchtlichen Volksvermehrung 
verbreitet haben. Dieſe Thatſache hat nicht nur die 
Aufmerkfamteit der Gelehrten und Moraliften, 
fondern natürlich auch die der Gejeßgeber errent 
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Die folgende Überfiht jol mit den Verſuchen 
ber Beantwortung ber Bevölferungsfrage, wie 
fich dieſelben in hiftorifcher Aufeinanderfolge 
hervorgewagt haben, befannt machen. Die praf- 
tifchen Verfuche zur Löfung berjelben find, wie fo 
oft, älter als ihre erjchöpfende wiſſenſchaftliche 
Behandlung, die fih dann fpäter auf das engite 
mit den gejeglichen Verfuchen, welche die Staals - 
regierungen auf diefem Gebiete anftellten, ver⸗ 
wachſen zeigt. &8 möge bezüglich der Zeiten des 
klaſſiſchen Altertum nur darauf verwieſen 
werben, daß bie, Meinen Staaten helleniſchen 
Stammes ihren Überfluß an Einwohnern durch 
die Emigration in trefflich organifierter Weiſe 
abzuleiten verftanden, während ſich im römischen 
Weltreiche bereit8 zur Zeit des Kaiſers Auguftus 
Erſcheinungen durchaus gegenteiliger Natur fund= 
zugeben begannen. Jene Scheu vor der Ehe und 
en mit dem Befige von Kindern verbundenen 
Unbequemlickeiten und Sorgen, welche den im 
taffinierten Genuß materiellen Wohllebens ver⸗ 
funfenen und mit einer hoch entwidelten, ihrem 
Weſen nad) aber durchaus materialiſtiſch veran- 
lagten Kultur ausgeftatteten Völtern häufig eigen 
ift, hatte bereit8 einen derartigen Grad erreicht, 
daß die ftaatliche Geſetzgebung ſich zum Ein« 
fchreiten veranlaßt fand. Der erfte römifche Im- 
perator wandte ſich gegen dieſe Abneigung der 
höheren Stände gegen das eheliche Leben, indem 
er 18 v. Chr. feine lex Iulia de ordinibus 
maritandis erließ, welde in einem nad ben 
Konfuln Papius und Poppäus benannten Ge 
fee noch einen umfangreichen Nachtrag erhielt. 
Die Ehelofigfeit wurde durch diefe Geſetzgebung 
mit Nachteilen bedroht und ebenjo die Unfrucht- 
barfeit der Ehen mit foldhen verbunden. Dagegen 
wurden für fruchtbare Ehen verjchiebene öffentlich“ 
und privatrechtliche Vorteile feitgeftellt. Durch 
Adoptionen konnte man natürlich das Geſetz nicht 
umgehen. Aber wie e8 mit folden Gefegen zu 
eſchehen pflegt, der Erfolg war fein durch⸗ 
hlagender. Jene Nachteile konnten abgewendet 
und die Mehrheit jener Vorteile erworben werden, 
wenn man vom Senate durch ein Privilegium 
die Rechte derer erhielt, die Kinder hatten. re 
find nur dann auf die Dauer wirkſam, wenn fie 
mit der öffentlichen Meinung in Einflang find. 
Und die öffentliche Meinung ber vornehmen 
Römer war zu jener Zeit nicht über die Folgen 
der mangelhaften Vermehrung der herrſchenden 
Klaſſen beunruhigt. Eine eigentliche Entvölte- 
rung des römifchen Reiches fand ja auch mit 
nichten ftatt. Die unterworfenen Nationen, die 
feine Widerftandsfraft mehr befaßen, romani- 
fierten fih und füllten die Lüden in ber alte 
römifchen Bevölkerung aus. Die Augufteifche 
Ehegeſetzgebung ift im weſentlichen erfolgloß ge- 
blieben, weit unwirfjamer als fpätere bevölferungs- 
politiihe Maßnahmen reftriftiver Natur, welche 
der Zeitepoche des ſich bildenden oder auch noch 
des ausgebildeten modernen Staate angehören. 
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Zwifchen der Ehepolitif der neueren Zeit und 
jenem römilchen Verſuch, der, weil bem Welt ⸗ 
reiche angehörig, weit allgemeiner befannt ift als 
die oft viel wirffamere Ehegefehgebung der jpü« 
teren Zeit, Tiegt eine lange Periode, welche von 
einem ſyſtemaliſchen Eingreifen des Staates in 
die Bevölferungspolitit wenig zu berichten weiß. 
Die Zeiten der altgermanifchen Freiheit wären 
am wenigften einem Eingreifen in die freiheit der 
Eheſchließung günftig geweſen. Auch die Kirche 
hat, um die Moralität ihrer Kinder nicht zu ge» 
fährden, der Verehelichung, außer den früher ſehr 
weit gehenden Ehehinderniffen aus den verwandte 
ſchaftlichen Verbindungen, feine irgend als Hemm- 
nis derVolföpermehrung gelten fönnende Schranfe 
geſetzt. Im Gegenteil bezeugt das niedere Alter, 
in dem ihr Recht die jungen Leute zur Ehe zuläßt, 
wie ſehr fie die von ihr zum Saframent erhobene 
Verbindung hochhaͤlt. Zudem luden ja die Ber- 
bältnifje des Mittelalters eher zu einer Be- 
günftigung der Vollszunahme als zu gegenteiligen 
Maßnahmen ein. Die Stürme der Völferwande- 
rung hatten die Länder Europas beinahe zur 
Wüfte gemacht. Die vielen Kriege und das Tyehde- 
weſen des Mittelalter8, die fruchtbaren, noch 
unkultivierten Sandftreden boten fländigen Anreiz 
zur Gründung von Familien, um einerfeits bie 
durch die Verlufte an Denjchenleben entftandenen 
Lüden auszufüllen und anderfeit3 durch die Er⸗ 
Öffnung neuer Produftionsgebiete die Zahl der 
Konfumtiongmittel zu vergrößern. Wohl hatte 
die Unfreiheit, in welcher viele Menſchen zu jenen 
Zeiten lebten, naturgemäß eine Einwirfung der 
Grundherren auf die Verehelihung zur Yolge. 
Aber die foeben dargeftellten Verhältniffe werben 
diefelben in den meilten Fällen veranlapt haben, 
die Ehefchließung ihrer Grundholden vielmehr zu 
begünftigen_al8 zu behindern. Und zudem er» 
Härte Papft Hadrian IV. (1154—1159) bie 
Ehen der Unfreien für gültig, auch wenn dieſelben 
der Einwilligung ber Herren entbehrten. Es war 
alfo das ganze Mittelalter hindurch, namentlich 
aber, nachdem die urfprünglich wilden germani» 
hen Sitten durch das Ehriftentum gemilbert 
waren, ben DVerhältnifjen der Zeit entſprechend 
für eine reihliche Vermehrung der europäifchen 
Menſchheit geforgt. Hätten auch übertriebene 
Sorgen um irdiſches Fortlommen wirflich ſich 
regen fönnen, wie die mit der gewaltigen Zu= 
nahme der Kultur und der daraus refultierenden 
Lebenshaltung in der zweiten Hälfte des Mittels 
alter8, wenigſtens in gewiſſen Gegenden, in den 
reichen italienischen Republiken, in den deutſchen 
Hanfeftädten und andern Städten, in dem hoch 
verfeinerten franzöfiichen Adel hätte der Fall fein 
können, fo war die energifch verwerfende Haltung, 
welche bie Kirche der ablichtlichen Sterilität gegen- 
über einnahm und einnimmt, wirffam genug, um 
den gläubigen Völfern jener Zeiten die Garantie 
entfprechender Vermehrung zu geben. Auch madje 
ten die entjeglichen Verheerungen der Peſt um die 
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Mitte des 14. Jahrhunderts, welche nach ger 
wiſſen Berechnungen die Hälfte der Bevölkerung 
Europas Hinraffte, ein rajches Neuanwachſen 
derfelben faft ſelbſiverſtändlich, weil höchſt er- 
wünſcht. So kann es denn nicht in Verwunde · 
rung ſehen, daß bei einer fo natürlichen Fort⸗ 
entwidiung der Bevdllerung bevölferungspolitiiche 
Maßregeln feitens ber Regierungen nicht getroffen 
wurden. Ebenſowenig fann es Erftaunen m 
daß eine fohritftellerifche Behandlung ber 
völferungsfrage in irgendiie allfeitiger und ſyſte · 
matiſcher Weiſe während des Mittelalters nicht 
ftattgefunden hat. Dan findet von obrigteitlihen 
Maßregeln zur Hebung der Bevölkerungszahl 
nur das SHerbeiziehen von Koloniften in neu 
kultivierte und eroberte Länder. 

Die Zeit, in welcher fi) eine bevölferungs- 
politiſche Thätigleit der Staatsregierungen zu 
entwideln begann, ift Die Epoche des fich bilden- 
den modernen Staates. Das Merlantil- 
fpftem, das vom 16. bis zum18. Jahrhundert ſich 
entwidelte und zur Herrſchaft gelangte, machte es 
zur Aufgabe der Hertſcher, geeignete Kräfte zu 
befchaffen, welche im Betteifer der Staaten um 
die Vermehrung des Geldreichtums in ihren Ge» 
bieten die Manufakturthätigkeit und den Export« 
handel ihrer Zänder mit ihrer Arbeit fördern 
konnten. Auch die zur Vergrößerung ber Staaten 
geführten Kriege erheifchten eine beträchtliche An⸗ 
zahl träftiger Streiter. Aber auf der andern Seite 
Tonnte die arme Bevölkerung dieſen Zweden nur 
in geringem Maße dienen. Das Proletariat ſtellt 
nicht das geeignete Menjchenmaterial zur Krieg- 
führung. Arme Leute kauften feine Manufalture 
produfte zu einer Zeit, während welcher noch die 
Naturalwirtſchaft herrſchend war, das Bolt ſich 
mit felbfiverfertigten Stoffen Tleidete und die 
junge Induſtrie vorherrſchend für die reicheren 
KRiafjen beftimmte, gute Waren erzeugte. Die 
Souveräne jener Tage fanden daher einesteils ein 
Imtereffe daran, die ihren ordentlichen Lebeng- 
unterhalt gefichert befigenden Bevöllerungsſchich⸗ 
ten fi vermehren zu jehen, anderfeits aber dem 
Anwachſen des Pauperismus Schranfen zu fegen. 
Es Yäßt ſich daher während der Epoche, welche 
von den Ideen des Merkantilſyſtems beherricht 
wurde, eine zweifache Richtung unterfcheiden : 
man fuchte in gewifien Fällen die Volks ver⸗ 
mebrung zu begünftigen, in anbern hingegen 
derfelben jogar durch direktes Eingreifen vor⸗ 
ubeugen. In die Reihe der Maßregeln erfterer 

rt gehören die Begünftigung früher Heiraten, 
die Prämiierung der Väter finderreicher Familien, 
ia fogar pofitive Heiratsgebote. Wenn man ber 
artige gewaltſame Einmiſchungen in das Familien- 
leben für unglaublich halten jollte, jo wolle man 
doch den Abfolutismus des 18. Jahrhunderts be= 
benten, wie König Friedrich Wilhelm I. von 
Preußen alles reglementierte, von der Amtstracht 
der Geiftlichen und der Andacht der Anhänger der 
proteftantifchen Landeskirche an bis zu den Ehen 

Gtaatsterifon. L 2. Kufl. 
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feiner großen Soldaten. Eine Verordnung Lud⸗ 
wigs XIV. gewährte allen, bie fi) vor dem 
20. Jahre verheirateten und 10 Kinder erzielten, 
die Befreiung von Staatsabgaben. Napoleon I. 
verhieß jedem Familienvater, der fieben Knaben 
hätte, einen derjelben auf Staatskoften erziehen 
zu laſſen. Nach altem preußiſchem Herkommen 
erhielt jeder Vater bei der Geburt feines ſiebenten 
Sohnes auf fein Anfuchen um die fönigliche Paten« 
ſchaft ein Gefchent des Königs. Sogar der große 
Piti brachte im engliſchen Parlament eine Bil 
an, um Hausvätern mit zahlreicher Familie Bes 
günftigungen zuzumenben. Noch im Jahre 1819 
gewährte der König von Sardinien jedem feiner 
Unterthanen im Herzogtum Genua, der zwölf 
Kinder hatte, Freiheit von allen königlichen und 
Gutsabgaben. 

Viel einſchneidender und einer eingehenderen 
Beſprechung würdig find die auf eine Beichrän- 
tung der Eheſchließung abzielenden Mafregeln. 
Es muß zur Erflärung der Entftehung derjelben 
noch auf ein Motiv hingewieſen werden, welches 
die im vorhergehenden erwähnten bezüglichen 
Tendenzen des Merlantilismus ſehr weſentüch 
verftärkte. Die erfte Hälfte des 16. Jahrhunderts 
it die Epode, in der fi die obrigfeitlidhe 
Armenpflege zu entwideln begann. Es ift 
num einleuchtend, in wie hohem Grade bie ben 
Gemeinden auferlegte Pflicht, die Armen zu ver⸗ 
forgen, die Einmifhung des Staates in die Ver⸗ 
ehelihungsverhältniffe der ärmeren Bevölterung 
zur Folge haben konnte. Ja es dürfte dieſes Do» 
ment ber Öffentlichredhtlich ben Armen garan- 
tierten Verforgung in der Regel das —E 
ae gewejen fein, wenn es fih um bie 

inführung von Eheihließungsbeichränfungen 
handelte. Waren aud) in Frankreich die merkan« 
tiliftischen Ideen, namentlich, unter dem Miniftes 
rium Golberts, zu vollfter Herrſchaft st, 
waren aud die abfolutiftiihen Tendenzen Lul 
wigs XIV. ganz und gar im Staatsleben durch 
gebrungen, Ehetonfente irgendwelcher weltlicher 
Obrigkeiten find in Frankreich nit einmal 
zu dieſer Zeit, geſchweige denn zu einer andern, 
eingeführt worden. Der Umfland, daß es in 
Frankreich feine ftantliche, obligatorifche Armen» 
verforgung, wie in dem deutihen Staaten, ge- 
geben hat und aud) jegt noch nicht giebt, hat ſicher 
den größten Einfluß in dieſer Hinficht geübt. 
Auch in Italien ift ein ſtaatlicher Ehelonfens 
nicht zur Para gelangt, dagegen hat derjelbe 
in Deutſchland in weiten Umfange die Herr · 
ſchaft errungen. Nachdem im 16. Jahrhundert der 
Staat den Gemeinden die Armenverjorgungs- 
pfliht in vielen Ländern und befonders in vielen 
deutſchen Partifularftanten auferlegt hatte, wozu 
in den proteflantich gewordenen Gebieten das 
Fortfallen der großartigen Wohlthätigkeit der 
Köfter, welche diefe Aufgabe im Mittelalter be 
forgt Hatten, dringenbften Anlaß bot, machten die 
deutfhen Staaten, insbeſondere aber die ſüd⸗ 
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deutſchen, die Eheſchließung von einer ſeitens der 
Gemeinde zu erteilenden Erlaubnis abhängig, 
welche nur auf Grund des Nachweiſes, daß die 
Ehewerber eine Familie zu erhalten im ftande 
feien, erteilt werden follte. Auch fatholifche Staaten 
haben fi) da in einen gewifien Gegenjaß zu der 
konftanten Praxis der Kirche, welche die Ehe 
ſchließungen begünftigte (Conc.Trid. sess.XXIV, 
c. 9 de ref.), geftellt. Die im Jahre 1616 publi= 
sierten „Landrecht«, Polizei-⸗ Gerichts⸗ Malefiz« 
und andere Orbnungen der Fürftentümer Ober« 
und Niederbayern“ (Bd. IV, Tit. XII, Art. 7) 
enthalten nit nur ftrenge Beſtimmungen gegen 
das Heiraten junger Dienfiboten, ſondern beaufe 
tragen auch die bürgerlichen Behörden der Städte 
und Märkte, die Heiraten von Perfonen, die ihre 
rg ohne Beſchwerde der andern Bürger 
nicht haben können, nicht zu geftatten. Diefe Be» 
flimmungen wurben durch die in den Jahren 1770 
und 1780 erlafienen Bettelmanbate noch verſchaärft. 
Es follten ohne obrigkeitliche Erlaubnis fopulierte 
Perſonen aus dem Lande verwieſen und wie auß« 
ländifche Baganten behandelt werden, und gleich⸗ 
zeitig wurden gegen zuwiderhandelnde Geiftliche 
und Beamte jtrenge Strafen feftgefeßt. Indeſſen 
mit der Wende des Jahrhunderts trat in Bayern, 
bier etwas fpäter als anderwärts, ein Umſchwung 
ein. Die humanitären Ideen der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts äußerten ihre Wirkung in 
Verbindung mit den Folgerungen, bie ſich aus 
den phyſiokratiſchen Doftrinen biß zu einem ge» 
wifjen Grade ergeben mußten, indem biefe den 
Landbau und die Gewinnung von Rohproduften 
für die einzigen in Wahrheit wertſchaffenden 
Thätigfeiten erflärten, dieſe Berufsarten aber 
noch jehr entwidlungsfähig waren, aljo Arbeits⸗ 
kräfte in großer Anzahl erheifchten. Durch das 
Geje vom 11. September 1825 über Heimats- 
recht, Anſãſſigmachung und Verehelihung wurde 
beftimmt, daß einem Anfäffigen die Verehelihung 
von der Gemeinde nicht verwehrt werben dürfe. 
Nur die Anfäffigmahung blieb vom Nachweis 
eines geficherten Nahrungsftandes abhängig, und 
0 war eine indirefte Verhinderung von Ehe⸗ 
chließungen möglich. Bereit im Jahre 1834 er- 
ging jedod ein Geſetz, welches Anſäſſigmachung 
und Verehelihung vom Nachweis eines vollftändig 
eſicherten Nahrungsftandes abhängig machte. 

ad) dem Gefehe vom 16. April 1868 ift zwar 
die Verpflichtung des Heiratswerbers, einen ge= 
ſicherten Nahrungsftand nachzuweiſen, aufgehoben, 
aber es Tann die Heimatgemeinde des Mannes 
noch immer Einſpruch erheben, wenn gewifje Ber« 
bältniffe obwalten, und infonderheit, wenn ber 
Künftige Gatte in ben unmittelbar vorhergehenden 
drei Jahren Öffentliche Armenunt ung begehrt 
ober erhalten hat, und folange derfelbe ſich mit 
ben der Gemeinde oder der Armenfafje kg mt 
ten Beiträgen im Rüdftande befindet. — Ähnlich 
wie in Bayern hat ſich der Ehekonſens in dem 
proteftantifchen Württemberg und in andern deut« 
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ſchen Staaten entwidelt. Doc) wurde in Württem- 
berg wie in Baden und Hefjen ber politifche Ehe⸗ 
konſens durch die Ausdehnung der Geſete des 
Norbdeutichen Bundes vom 1. November 1867 
über die Freizügigfeit und vom 4. Mai 1868 
über die Aufhebung der polizeilichen Beſchraͤnkung 
der Eheſchließung endgültig befeitigt. 

Außer den Mafregeln, weldye die Regierungen 
ergriffen, um direft auf die Populationsverhält- 
niſſe der Staaten einzumwirfen, wurben von den⸗ 
felben au indirelte Maßregeln zur Hebung 
der Bopulation ergriffen. Von der Herbeigiehung 
fremder Auswanderer — Beſiedlung und Kul · 
tivierung von wüſten Bodenſtrichen iſt ſchon bie 
Rebe geweſen. Aber auch im Inlande wurden An⸗ 
fiedler geſucht und denſelben urbar zu machende 
Parzellen angewieſen. So ſind in Böhmen in 
gewiljen Hohen Gebirgslagen von Kaiſer Joſeph IL., 
zum Teil aus konfiszierten Kloſtergütern, jene 
zahlreichen Anfieblungen armer Häusler entftanden, 
die im Betriebe irgend einer Hausinbuftrie die 
nötigen Einnahmen fidh zu verfchaffen ſuchen muß · 
ten, welche ihnen ber in diejen hohen 
fo wenig ergiebige Aderbau nicht zu liefern ver- 
mochte. Diefe wohlmeinenden Unternehmungen 
des humanitären Monarchen haben jene Bevdl⸗ 
ferungsgruppen ins Leben gerufen, in welden 
gegenwärtig das Elend und die Qungerlöhne all- 
tägliche Erfcheinungen find. Ausſichtsvoller waren 
dagegen die Befieblungen, die von den Herrſchern 
des branbenburgifch-preußifchen Staates in ben 
Nieberungen der großen Ströme besfelben auf 
fruchtbar gemachtem Boden unternommen wurden. 
Diefelben vermehrten nicht nur die Bevölterungs- 
zahl, fondern au den Wohlſtand des Landes. 
Weiter aber trägt auch bie unter Einflußnahme 
und Begünftigung des Staates vorgenommene 
Gründung von Manufalturen zugleih einen 
nationaldkonomiſchen und einen populationiftifchen 
Charakter an fi. Im Kurftante Brandenburg, 
wo dieſelbe mit der Aufnahme der infolge ber 
Widerrufung des Edilts von Nantes ausgewan- 
derten Franzoſen zufammenfiel, bradjte fie uns 
mittelbar ein Anwachſen der Volkszahl hervor. 
In H fierreich wirkte fie gleichfalls in biefem Sinne, 
da Raifer Karl VI. die Manufakturen von den 
zünftlerifhen Beſtimmungen befreite. Wie fehr 
aber bie Handelspolitik Colberts den Induſtrie⸗ 
betrieb hob und fomit in Hasen neue Gelegen- 
heit zu Erwerb und zur Gründung von Familien 
eis allgemein bern Die hen derartiger 
an ganz gerechtfertigter Maßregeln, welche 
zubem zu jenen Zeiten in Oflerreich das durch 
die Türkenkriege entvölfert war, in dem noch an 
ben Folgen des SOjährigen Krieges leidenden 
Brandenburg und in dem noch für eine zahlreiche 
Bevöllerungszunahme Raum bietenden Frankreich 
fehr pafjend waren, blieben denn aud) nicht aus 
und ermöglichten allen drei Staaten die Bethäti« 
gung einer energiichen Großmadhtspolitif und 
infonderheit die Aufftellung zahlreicher Armeen. 
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Desgleihen wurde jpäter die Aufteilung ber Ge⸗ 
meindegüter, namentlich ber Gemeinbeweiben, auch 
mit Rüdfiht auf die Hebung des Bevöfterungs« 
ſtandes betrieben. 

Wir haben nunmehr an die Darftellung ber 
populationiftiiden Theorien, infofern 
diefelben fchriftftelleriih zum Ausdrud gelangt 
find, heranzutreten. Haben auch immerhin bereit$ 
ältere und ſcharfſichtigere Schriftfteller als Süß- 
mild beiläufig die einfchlägigen Probleme be⸗ 
ſprochen: der erfte Benöfkerungsichriftfteller, der 
als ſolcher die allgemeine Aufmertjamkeit und 
großen Beifall erntete, war diefer Autor. Johann 
Peter Süßmild (1707—1767) hatte die ge⸗ 
famte nationalöfonomifche und ſtaatswiſſenſchaft- 
liche Litteratur durchforſcht und legte Die Refultate 
diefer feiner Forſchungen auf populationiftifchem 
Gebiete in feinem Werte „Die göttliche Ordnung 
in den Veränderungen des menſchlichen Gefchlech- 
tes, aus der Geburt, dem Tode und der Fort⸗ 
pflanzung besjelben nachgewieſen“ (1741, 2. um« 
gearbeitete Aufl. 1761 und 1762), nieder. Der ber 
dingungslofe Optimismus, der in diefem Werte 
zu Tage tritt, muß in Staunen fegen. „Die 
Sorge für die Vermehrung der Volksmenge macht 
den Regenten zum Vater, zum a zum Arzt, 
zu einem Gott auf Erden. Der Regent muß bem- 
nach fein einziges Mittel ungebraucht laſſen, das 
zur Vermehrung der Bevdlterung dienlich fein 
Tann. Er muß alle Hinderniffe derſelben aus 
dem Wege räumen, er muß feinen Unterthanen 
Unterhalt verjchaffen und der Armut möglichſt 
wibderftehen, damit alle die, fo heiraten können 
und wollen, daran nicht gehindert werden, und 
daß es den Eltern eine Luft fei, viele Kinder zu 
haben.” Die Reaktion gegen derartige Übertrei» 
bungen konnte denn auch nicht außbleiben. Das, 
was in früheren Zeiten bejonnene italienifche und 
englifche Schriftiteller der ötonomifchen Wiffen« 
ſchaften bereits auf gr Gebiete angedeutet hatten 
über die möglichen Gefahren eines überfchnellen 
Anwachſens der Bevölferungszahl, das alles wurde 
in ausführlicher, mit wifjenjchaftlichen Belegen 
verjehener Darftellung dem denkenden Publikum 
von Malthus vor Augen geführt. Thomas Ro- 
bert Malthus (1766—1834) ift durch feinen 
Essay on the Principles of Population (Lon- 
don 1798, 2. vermehrte Aufl. ebd. 1808) einer 
der heftigſt angegriffenen Ofonomiften und Social» 
Triftfteller aller Zeiten geworden, wie er hingegen 
auch die eifrigften Verteidiger gefunden hat. Ge⸗ 
fügt auf —28 — Studien, ſtellte er ſeine Be⸗ 
voſterungstheorie auf. Er wandte dieſelbe auf die 
von ihm in Betracht gezogenen Verhälniffe des 
Altertums wie auf diejenigen barbarifcher Staaten 
und wilder Völlerfehaften an, über bie er fi 
durch die Lektüre von Reifebeichreibungen infor« 
mierte, um die Wirkungen feines Princips unter 
den verſchiedenſten PVerhältniffen zu ftudieren. 
Auch unternahm er zum Zweck wiſſenſchaft⸗ 
licher Beobachtungen Reifen nad) den flandinavi« 





chen Staaten, nad) Dänemark, Rußland, in bie 
Schweiz und nad) Savoyen. Es kann alfo nicht 
geleugnet werben, daB Malthus es wirklich ernſt 
nahm und es an eingehenden Studien zur Er« 
forſchung der Thatſachen nicht fehlen ließ. Und 
es läßt ih auch nicht in Abrede ftellen, daß für 
feine Theorien ebenſo gun Gründe ſprechen 
wie für den naiven Optimismus Süßmilds. 
Diefelben Taffen ſich kurz auf die folgenden Säge 
zurüdführen: Das Elend der zahlreichen mittel« 
loſen Bevölferung, wie fie fi) allenthalben findet, 
rührt nicht ſowohl von der ſchlechten Staatsver- 
fafjung ber, al8 deren Refultat e8 die Humanitäts« 
ſchwärmer derzweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, 
und allen voran 3. 3. Rouſſeau, darzuftellen be- 
liebten, fondern iſt darauf zurüdzuführen, daß 
ſich die Bevöllerung ſchneller vermehrt, als es die 
Zunahme der zu ihrer Ernährung notwendigen 
Konfumtionsmittel verftattet. Die Nahrungs- 
mittel vermehren fi) nur in arithmetifchem Ver⸗ 
bältniffe, alfo in der Proportion von 1, 2, 8, 4, 
während bie Bevölferung die Tendenz hat, ſich in 
geometrifchem Verhättniffe, alfo im Verhältniffe 
von 1, 2,4, 8 u, f. w., zu vermehren, da nicht 
die vernünftige Überlegung und Berechnung die 
Vollsmaſſen bei ihrer Reprobuftion leitet, ſondern 
der natürliche Inflinft. Es giebt alfo nur ein 
Mittel, die Vollsmenge in dem naturgemäßen, 
die Ernährung verftattenden DVerhältniffe zur 
Menge der vorhandenen Nahrungsmittel zu er» 
halten, nämlich das Elend und das Lafter mit 
den daraus fich ergebenden reftriftiven Konſequen⸗ 
zen. Die Menſchheit Hat nicht Die Verpflichtung, 
diejenigen Individuen, welche ihr nicht Durch ihre 
Arbeitsleiftung Nutzen bringen, zu erhalten. Es 
bat alfo ein Menſch, ber ohne ererbtes Vermögen 
in ein ſchon beflebeltes Land tritt, deffen Pro- 
duftionsmittel bereit in Befit genommen find, 
nur auf den Unterhalt Anspruch, den er fidh Durch 
feine Arbeit zu erwerben vermag. Malthus macht 
auch diefer Argumentation entfprechend im 8. Ka⸗ 
pitel des 4. Buches den Vorfchlag, die englifchen 
Armengefeße allmählich abzuſchaffen und diejenie 
gen, weldje ohne die nötigen Mittel zum Unter⸗ 
halt einer Familie zur Ehe fchreiten, dem Urteil 
und ber Strafgewalt der natürlichen Ordnung 
der Dinge anheimzugeben. Merkwürdig ift dabei, 
daß Malthus, der mit aller Beftimmtheit dies 
Naturgefeh der Vermehrung der Population über 
die berjelben durch den verfügbaren Nahrungs« 
mittelvorrat geftedten Grenzen hinaus aufftellt, 
nichtsdeſtoweniger den Maſſen Vorſicht in der 
Verehelihung anpreift. Es Tann das Reſultat 
der Einſicht in die natürlichen Verhältniffe doch 
nur ganz individuelle Wirkungen üben, wenn 
nad feiner Annahme die übermäßige Propa- 
gationstendenz den Eharafter eines in der menſch⸗ 
lichen Natur begründeten Geſetzes befigt. Er ber 
tont diefe unveränderlihe Tendenz auf das be= 
fimmtefte. So fagt er außer an verſchiedenen 
andern Stellen feines Essay p. 16: „Das flän« 
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Dies find 
denen fi) die Malthusſche Theorie der Bevdl ⸗ 
kerung aufbaut, eine Theorie, die, wie weiter 
unten zu erörtern fein wird, noch immer ihre An« 
hänger hat. Es läßt fi nicht verfenmen, daß 
diefelbe wahre Elemente enthält. I dar der 


in diefem Jahrhundert een angeiäte 
je Produftion 


volllommneten Transportmittel eine Fülle von 
ha li eines faft noch jungfräufichen Bodens 
dem Konſum der Maſſen zu billigen Preifen zur 
Verfügung geftellt haben. Zudem Ygeint, obgleich 
Europa in Waffen ſtarrt und gewaltige Kriegs⸗ 
bewegungen erwartet werben Tönnen, doch das 
Eintreten von Ereigniffen oder vielmehr Zuftän- 
den, welche bie Bevdlferung dauernd decimieren, 
nicht bevorzuftehen. Die Erfahrung hat bewiefen, 
daß bie Kriege nad) Lage der Verhältniſſe in 
unjerem Jahrhundert kürzer find, Das orte 
ſchreiten einer gewifien allgemeinen Humanität 
iſt nicht zu_verfennen, und es wird dadurd) das 
Leben der Nichtlombattanten geficherter als dies 
in früheren Zeiten, namentlid) bei Religions- 
friegen,, vielfach der Fall war. Außerdem find 
die Fortfchritte in ben bugieiniichen Maßregeln 
gegen früher ganz gewaltige. Ya die Kraft der 
großen Epidemien ſcheint zu einem guten Teile 
er! Vielfach ift auch die Ernährung der 

olksmaſſen weit beffer als früher, 3.8. in Frank⸗ 
rei und England, wo die Arbeiter im ganzen 
gut Ieben, während die Koft der Induftrienrbeiter 
an andern Orten freilich elend genug ift und die 
von ihrer ländlichen Beſchäftigung oder die vom 
Handwerksbetriebe der Großinduftrie zuftrömenden 
Arbeiter allerdings fehlechter Ieben als früher. Im 
ganzen muß dennoch behauptet werden, daß die 

evölferung Europas jetzt fi) beffer nährt als 
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der . 
Wir find alfo gewiß fern genug davon, 
lthus zu dverargen, die in der ſchuellen 


betonen. Wir wollen aud die Richtigkeit feiner 
Sunapıne der Susfifiengmitel und der Laden 
me jenzmittel u 
ber Bevölterung, fid) in geometriſcher Progreffion 
vermehren, nicht in Abrede ftellen, foweit es 
um die damaligen Berhältniffe 

handelte. Aber deſto energifcher muß die Auf- 
Gerfämife regereben Prinpb als altgemee 
iiffe regierenden Princips als allgemei« 

nes Gefeh befämpft werden. Die Menſchheit 
wird von jo verſchiedenen Impulſen, je nad) ber 
Verſchiedenheit der natürlichen Beſchaffenheit der 
Länder, der Rafieneigentümlichkeiten ihrer Ber 
wohner, ber politiichen, focialen und vor allem 
der religiöfen Verhaͤltniſſe beherrſcht, daß ihre 
Neigung zur Schließung ehelicher Bündniffe, noch 
viel mehr aber da8 Zahlenverhältnis der Geburten 
aufs ſtärkſte davon beeinflußt wird. Die Men- 
ſchen find zwar in ihrer Mehrheit während der 
meiften Zeitperioden gewöhnliche Durchſchnitts- 
menfchen geweſen. Es bat aber doch lange Zeit- 
träume gegeben, währenb welder eine wirlliche 
ibeale Erhebung der Maſſen flattgefunden hat. 
Auch abgejehen von folchen Epochen enthufigfti« 
fcher Erhebung find ferner die Menfchen in ihrer 
Mehrheit, troß ihrer Mittelmäßigfeit in nora- 
liſcher wie intellektueller Hinficht, feine von brutalen 
Inſtinkten geleitete Herde, die blind ihren Nei ⸗ 
gungen folgt. Die wirtſchaftliche Vorficht hat 
zu allen Zeiten weite Kreiſe beherrſcht. Und zwar 
wird ſich diefe Vorfiht ſowohl in fehr religiöfen, 
ftreng fittlichen Zeiten entwideln als in ſolchen. 
welchen man überhandnehmenden Luxus und fitte 
liche Erfchlaffung verbunden mit Erlaltung des 
Glaubens vorzuwerfen pflegt. Im erfteren Falle 
wird fi) eine große Anzahl von Menſchen es 
wohl überlegen, ob fie zur Ehe ſchreiten follen. 
Sie werden fi) fragen, ob fie auch die nötigen 
Mittel Haben, um ihre Kinder anftändig zu nähren 
und zu erziehen, damit diefelben nicht dem Elenb 
und den damit verbundenen fittlichen Gefahren 
zum Opfer fallen. In den Epochen des Luxus 
und einer hohen Entwidlung der äußeren Kultur 
hingegen werden fidh viele durch übertriebene Sorge 
um zeitliches Wohlergehen, durch die Bejorgniß, 
fie würden fi manche Genüſſe verfagen müffen, 
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wenn fie fich verheirateten, von ber Ehe zurüd- 
ſchrecken laſſen. Ein Beilpiel von großer Vorficht 
binfihtiich der Fortpflanzung bietet in unjerem 
Jahrhundert Frankreich dar, wo troß der großen 
Wohlfahrt, welche mit Ausnahme einiger Kriſen⸗ 
epohen dort herrſchte, die Population, wie die 
zuvor mitgeteilten Ziffern unwiderleglich barthun, 
ſich in jehr geringem Maßftabe vermehrte. Jeden- 
fals ift die Malthusiche Doftrin durch diefe in 
offenem Widerjpruche mit ihr jtehenden Thatfachen, 
wel I in Frankreich nun ſchon viele Jahr- 
zehnte hindurch vollziehen und welche mit dem 
Steigen des Wohlftandes eine flet3 ſchwächer 
werdende Zunahme der Bevölferung parallel 
gehen laſſen, eniſchieden widerlegt. — Und muß 
denn nicht auch anerfannt werben, daß das 
19. Jahrhundert, welches im allgemeinen eine 
gewiffe Bewegung zur Übervölterung hin zeigt, 
aud wirklich eine Epoche unerhörter dkonomiſcher 
Entwidlung war? Weld enormen Aufſchwung 
bat nicht die Produktion der induftriellen Artikel 
des Mafjenkonfums genommen! Wer hätte im 
vorigen Yahthundert das großartige Aufblühen 
der engliſchen Baummolleninduftrie für möglich 
gehalten, wer die Entftehung ber Eifeninduftrie- 
centren von Birmingham, St. Etienne, Efjen und 
Seraing nur geahnt? Und alle die Luxus⸗ und 
Kunftgewerbe, wie fie fi) im Gefolge des wach- 
enden Reichtums der verſchiedenen Nationen ente 
twidelt Haben, welch zahlreiches Perfonal nehmen 
E nicht in Anſpruch! Es ift zweifellos, daß ſich 

ie Erwerbsgelegenheiten ungemein vermehrt und 
den Import zahlreicher überfeeiicher Nahrungs- 
und Genußmittel möglich gemadt haben. Es 
kann ferner nicht geleugnet werden, daß auch die 
europäifche Landwirtſchaft und Viehzucht durch 
rationelleren Betrieb wie durch weitere Ausdehnung 
weit ertrag&fähiger geworben find, wie fie auch in 
Zukunft noch beträchtliche Fortſchritte werden be= 
werfftelligen Können. Sollte aber einmal ein defini= 
tiver Stillftand im Erwerbsleben auf lange Zeit 
hinaus eintreten, jo muß erwartet werden, daß 
die Menjchheit durch weife Maßregeln der Re= 
gierungen und beiehrendes und ermahnendes Zu⸗ 
reben und Eingreifen aller Berufenen vor ſchreck⸗ 
lichen Krifen, vor Hungersnot, focialen Umwäl - 
gungen und — wird bewahrt werden können. 
Ob dies der Fall fein oder die von Malthus als 
notwendige Repreffivmaßregeln betrachteten Fal ⸗ 
toren des Lafter8 und Elendes ihre fchredliche 
Aufgabe werden erfüllen müfen, wird von dem 
Grade, in dem Pflichtgefühl und religiöfer Ernſt 
die herrſchenden wie die Dienenden Klaſſen erfüllen, 
abhängen. Wenn die Familienbande ſtark fein 
werben, fo daß aud) unverheiratete Geſchwiſter 
im Haufe der Familien des Bürger- und Bauern» 
ftandes eine behagliche, für die Ehe Erfah bietende 
Stätte finden, wie dies früher regelmäßig ber 
Fall war, wenn der Geift der Serötbeperrfähung 
neben einer genügenden, die Einfiht in die wirte 
ſchaftlichen Grundgeiebe gemährenden Bildung 
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weite Kreife erfüllen wird, wenn der Dienft der 
Religion und der Hriftlihen Charitas zahlreiche 
Perſonen zu einem ehelojen Leben berufen und 
der Staat durch den Ernft der religidjen Er⸗ 
ziehung, welche er in den Schulen der heranwach« 
jenden Generation angedeihen läßt, durch die 
forgfältige Polizeiübung auf dem Gebiete der 
Öffentlichen Sittlichleit und durch weiſe Geſetze, 
welche die Erhaltung der Familie und des 
Familiengeiſtes vermittelft geeigneter Regelung 
der Erbfolgegefeße ſichern u. dgl., feine Pflicht 
gethan haben wird, fo werden ſich die Jahre des 
Stilftandes überwinden laſſen, namentlich wenn 
außerbem in rationelle Weile eine Auswande- 
rungsbewegung ins Leben gerufen und im In⸗ 
terefie des Mutterlandes geleitet wird. — Es 
Tann alfo unbedingt behauptet werben, daß das 
fogen. Malthusſche Bevöllerungsgefeg der Be⸗ 
gründung entbehrt und gewiſſe unheilvolle Er« 
ſcheinungen im Leben der Menjchheit, die hin und 
wieder aufzutauchen pflegen, verallgemeinert und 
mit naturgefeglihem Charalter befleidet, ohne 
einen genügenden Beweis für die Richtigkeit dieſes 
Verfahrens beizubringen. Nichtsdeftomeniger muß 
die Bewunderung, welche Malthus fo vieljeitig 
gejpendet worden ift, infofern als nicht grundlos 
bezeichnet werben, als derſelbe gegenüber bem 
flachen Optimismus des 18. Jahrhunderts die 
ernſten Gefahren einer fünftlichen Heranzüchtung 
einer zahlreichen Bevölkerung, überhaupt eines 
fehr jchnellen Anwachſens derfelben gegenüber» 
geftellt hat. 

An Malthus hat fich eine Schule von Anhängern 
gereiht, welche defien Syſtem ſchriftſtelleriſch und 
anderweitig vertreten haben ; insbeſondere halten 
wir es für wichtig, die Aufmerffamfeit auf die 
fogen. neo malt huſian iſche Schule zu lenken. 
Unter den Vertretern derſelben ragt beſonders der 
bekannte John Stuart Mill hervor. Seine 
Begründung des Malthusſchen Benölkerungs- 

eſetzes Läuft Darauf hinaus, daß bei dem Aderbau, 
Pohl er eine beftimmte Stufe der Entwidlung 
erreicht habe, bie verboppelte Arbeit nicht mehr 
einen verboppelten Ertrag erreichen lafſe. Dar- 
aus folgt dann mit Notwenbigfeit Die Konſequenz, 
daß, nachdem dieſe Grenze überjchritten ift, bie 
aderbautreibenbe Bevölferung ſich in einem fo 
ftarten Maße vermehre, daß die Erträgniſſe ihrer 
Thätigkeit nicht mehr zu ihrem Unterhalte aus⸗ 
reihen. Wer wollte verfennen, daß dies aller- 
dings begründet ift? Nur muß immer feftgehalten 
werden, daß die Vermehrung der Population 
nicht eine blinde und notwendig über das durch 
die Verhältniffe gebotene Maß hinausgehende ift. 
3. St. Mil fühlte dies auch. Denn obgleich 
überzeugter Malthufianer, mahnt er die arbeiten« 
den Klaſſen zur Enthaltfamfeit, während er gleich« 
zeitig die Auswanderung anempfiehlt und bie 
gegenwärtige Form des inbuftriellen Betriebes 
durch die der Produktivgenoſſenſchaften erſetzt 
wiſſen will. Im ſeiner Benöfferungspolitit geht 
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ex alfo weit über Malthus hinaus, der alles von 
der Weisheit der, Maſſen verlangt und nichts 
davon ertwartet. Übrigens verlangte I. St. Mil 
auch Ziwangsmaßregeln gegen bie übermäßige 
Kindererzeugung (Prineiples 2, chap. 13, $ 2). 
Bedenklicher erſcheinen die Theorien einer An- 
alt anderer Verfechter der Doktrinen diefer Schule. 
8 ift hauptjächlich diefen Leuten, welche die une 
moralifchften Mittel anempfehlen, um das Gleich“ 
gewicht der Bevöllerung und der Subflitenzmittel 
aufrecht zu erhalten, zu banfen, daß der Malthu- 
ſianisinus fo vielfad nicht nur als ein Syftem 
ungerechter Härte, fondern auch als ein durch 
und durch unfittliches Gebäube von Lehrmei- 
nungen bezeichnet wird. Wir müſſen ung mit der 
kurzen Erwähnung eines Wertes dieſer Art be 
gnügen, das zwar durchaus verwerflich in feiner 
Tendenz, doch von einer warmen Teilnahme für 
die niederen Schichten bes Volfes erfüllt ift und 
wenigftens zum Teil ermähnbare Ideen entwidelt, 
die, wenn aud) durchaus unrichtig, wenigflens in 
sehen Geſellſchaft genannt werden können. 
Es ift dies das Werk eines englifchen Arztes: 
„Die Grundzüge der Sefelfgaftewiffenfäaft‘ oder 
—3 — —6 und natürliche Religion 
Eine Darftellung der wahren Urſache und Heilung 
der drei Grunbübel der Geſellſchaft: ber Armut, 
der Proftitution und der Ehelofigkeit” (in deute 
ſcher Überfegung, 2. Aufl., 1876). Der Verfaffer 
lehrt die Unentbehrlichfeit des gejchlechtlichen Ber- 
kehrs für die Gejundheit und Zugendhaftigfeit 
der Menſchen und empfiehlt die Prävention. 
Außerdem aber plädiert er für die Auflöglichkeit 
ber Ehe und die völlige Emancipation der Frauen. 
Auf den erfteren Punkt können wir natürlid gar 
nicht eingehen. Was aber die Auflöslichfeit der 
Ehe fo erſcheint es unerfindlich, was 
dieſelbe für Reſultate eng einer Regulierung 
des Bevdllerungszuwachſes haben könnte. Die 
Srauenemancipation würde allerdings, Indem fie 
eine große Anzahl von Perfonen des weiblichen 
Geſchlechts erwerbsfähig und jelbfländig machen 
würde, dieſelben weniger geneigt machen, um jeden 
Preis eine Ehe zu ſchũeßen. Es würde eine ſolche 
ſociale Umwälzung aber pri viele Männer 
erwerbsunfähig machen und an der Ehejchließung 
hindern, alfo, wenn auch vielleicht die Bevölke- 
rungsvermehrung hindern, jedenfalls demorali= 
flerend wirken. 

Wir Haben ung nunmehr einer andern Gruppe 
von Bevölferungätheoretifern zuzuwenden, welche, 
von weſentlich optimiftifchen Anfichten befeelt, 
der Entwidiung der Populationsverhältnifie für 
die Zukunft ein günftiges Prognoftifon ftellen. 
8 gehört dahin namentlich der vielgenannte 

— Carey (f. d. Art). Die Theorie 

Lareys geht davon aus, daß ſich die Bedürfnifje 
der fi) in einem beflimmten Orte nieberlafjenden 
Menſchen in demjelben Grade wie bie Anzahl der 
Menſchen felbft vermehren, während die wirt« 
ſchaftliche Produltionskraft derfelben in ſchnellerem 
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Maße zunehme. Mit der Dichtigkeit der Bevdl⸗ 
lerung müfje daher auch ihre günftige Sage wachſen. 
Es ift wahr, eine wachjende Benölferung vermehrt 
die Arbeitsgelegenheiten, erleidhtert bie Herbei - 
siehung der Arbeitskräfte und hat andere Vor⸗ 
teile im Gefolge. Aber das alles trifft doch nur 
bis zu einem gewiſſen Grade zu. Die natürlichen 
Hüfsquellen langen an einer Grenze ihrer Aus- 
beutung an. Mandje, wie Minen und auch Holz« 
vorräte, die fih nur jehr langſam reproduzieren, 
erſchöpfen ſich gänzlich, wenn fie ſtark in — 
genommen werden. Eine drohende Entwidlung 
der Beböfferungszunafme in der Richtung ber 
Übernölferung Tann alfo trog der Gareyiden 
Argumente dennod eintreten, wenn nicht weife 
Selbſtbeſchränkung enlgegenwirtin Und auch die 
Beweisführung Friedrich Liſts vermag daran 
nichts zu ändern. Derſelbe hat in feinem „Na- 
tionalen Suftem ber politifchen Öfonomie" (1841) 
daß fogen. Kapazitätßgefeß ausgebildet, indem er 
zu beweilen ka. wie viele Menſchen auf einem 
beftimmten en ihr Yortlommen 
finden tönnten. Er behauptet, uhb ganz mit 
Recht, daß von dem Augenblid an, wo die na⸗ 
türlichen en beefefben daß höchſte erreich⸗ 
bare Maß ihres Ertrages liefern und wo zugleich 
die Organifation der Arbeit ihren volltommenften 
Grad erreicht hat, ein weiteres Anwachſen der 
Benölferung die Vornahme techniſcher Verbefie- 
rungen vorausſetze. Dieje find aber in meit 
höherem Grade auf dem Gebiete der Induſtrie 
als auf dem der Landwirtſchaft möglich, und ein 
induftrieller Staat vermag überhaupt eine bei 
weitem zahlreichere Bevölkerung zu fallen als ein 
aderbautreibenber. Auch dies alles ift ganz richtig, 
ohne indeſſen im ige ng u bemweifen, daß nicht 
doch einmal, früher oder |päter, eine Überuöl- 
ferung in einem beftimmten Sande und am Ende 
gar auf ber ganzen Erde eintreten könne. Gerade 
Gift, der eifrige Förderer des Schußzollfgftems, 
hätte fi) doch fagen müſſen, daß gerade in dem 
induftriell Höchft entwickelien Staaten die ſchlimm⸗ 
ſten Krifen eintreten müflen, ſobald die Staaten, 
welche bisher als deren Abnehmer fungierten, ſich 
ſelbſi eine Induftrie ſchaffen und diefelbe durch 
Zollſchranken jchügen. 

Nun giebt es allerdings noch ein leßztes 
Mittel, eine wachſende Profperität zugleich mit 
der Zunahme ber Maſſen anzubahnen: das einer 
andern Regelung ber Verteilung des Probuftiond« 
ertrages. Diefe ift es, auf die die Socia- 
Tiften mit Vorliebe eingehen. Dühring weift 
gelegentlich feiner Kritik der Theorien von Mal» 
thu8 und Darwin in feiner Kritiſchen Ge- 
ſchichte der Philofophie” (1878) darauf hin, wie 
on jetzt das Streben nad) Erhöhung des Ar- 
beit8lohnes ein Kampf um die ne und Art der 
—— ſei. Wenn nun die Vermehrung 
ber Zahl und die Verbeſſerung der Lebensverhält 
nifje der Voltsmaffen als Ziel im Auge behalten 
werben müſſe, fo ſei eine Erweiterung der Untere 
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baltsmöglichteit für Die Bevölkerung zu erftreben. 
„Unter ſolchen Verhältniſſen erft würde Die Volks- 
wirtſchaft ihren Namen verdienen und ihren An« 
fang nehmen, während gegenwärtig nur eine be= 
ſchraͤnkte Klaſſenwirtſchafi exiſtiert.“ In der Zu⸗ 
kunft würde erſt die vollſtändige Emancipation 
der Menſchheit ſich verwirklichen und die Gefell- 
ſchaftsorganiſation auf der Gleichheit baſiert fein. 
Die Geſchichie lehre irrtümlich, daß die Zunahme 
der Benölferung eine Verfümmerung ber Anteile 
der einzelnen an dem allgemeinen Sitervorrate, 
der zum LebenSunterhalte zur Verfügung fland, 
zur Folge gehabt habe. Im Gegenteile, die An⸗ 
teile der einzelnen hätten ſich ftetß vermehrt, und 
dies würbe noch mehr ber Fall fein, wenn die 
ſocialiſtiſche Geſellſchaftsform die Anteile derer 
beichränfen würde, die jeht als Inhaber des Ka⸗ 
pital® u. |. w. im Beſihe der Produftionsmittel 
feien oder ſich als die Verbündeten dieſer gerierten. 
— Es ift hier nicht die Stelle, auf die Ideen des 
Socialismus (f. d. Art.) einzugehen. Auch der 
Socialismus könnte, jelbjt wenn er von den vielen 
andern Bedenlen frei wäre, die endliche Er⸗ 
ſchöpfung der Produltionsfaltoren, falls nicht eine 
weife Selbſibeherrſchung in der Vermehrung der 
Bevölterung beobachtet würde, nicht verhindern. 
Es ſoll übrigens nicht geleugnet werden, daß aller- 
dings eine gewiſſe Einflußnahme der ftaatlichen 
Autoritäten auf die Verteilung des Vollseinkom⸗ 
mens möglich ift und im Sinne einer Erweite- 
rung bes den arbeitenden Klaſſen zufallenden 
Teiles desjelben gehandhabt werden fan. Man 
Kann ſehr wohl durch Arbeiterfchupgefege, Verbot 
der Nadhtarbeit, nn der Frauen · und 
Kinderarbeit u. dgl. die Arbeitslöhne indirekt 
heben. England, woſelbſt dieſe Schuhgefeßgebung 
äuerft eingeführt wurbe, ift ber beſte Beweis, wie 
wirlſam eine foldhe ſich geftalten kann, indem fich 
durch diefelbe und durch den Gebrauch bes Vereind- 
rechtes ſeitens der Arbeiter, welche ſich in den 
zahfreihen Trades Unions eine großartige Or- 
gantjation geſchaffen haben, eine Art Arbeiter 
Ariflokratie infofern entwidelte, als viele Ar« 
beiter ſehr wohl entlohnt und durch Verficherungen 
geijäht ind, 

Wieder eine andere Anſchauung von der Ent- 
widlung ber Benölferungsverhältnifje haben ge⸗ 
wiſſe, von nat ur wiſſenſchafilichen de 


ſichispunkten ausgehende Gelehrte. Wir heben | der 


unter denfelben den befannten Engländer Herbert 
Spencer hervor (A System of Philosophy: 
2. Principles of Biology, 2. ed. 1867). Der- 
felbe meint, daß eine Vermehrung der menſchlichen 
Musteltraft kaum in Zuhmft noch zu erwarten fei, 
wohl aber eine ſolche der techniſchen Geſchicklich⸗ 
keit und der Geiftesfräfte. Weniger äußere Gefahr 
als der Mangel an Subfiftenzmitteln werbe ben 
Menſchen zur Entwidiung antreiben. Und jo 
würden die geiftigen Fähigfeiten, Geſchidlichkeit 
und Selbſtbeherrſchung ausgebilbet und damit 
zugleich die Auffindung neuer Subfiftenzquellen 





erleichtert. Zugleich werbe aber dieſe geiftige Ent« 
widiung der Menjchheit die Fruchtbarkeit der- 
felben vermindern. Es fei erwielen, daß die Ent« 
widlung der Gehirnmaſſe die geſchlechtliche Reife 
hinausſchiebe und daß die von dem Erwerbe gei- 
ftiger Bildung unzertrennliche Anftrengung der 
geiftigen Tätigkeit die menſchliche Fruchtbarkeit 
vermindere. Der nämlichen Anficht ift auch Trall: 
„Eine neue Bevölkerungstheorie, hergeleitet aus 
dem allgemeinen Gejepe tieriſcher Fruchtbarkeit“ 
(einig 1879), und Rei: „Die Fortpflanzung 
und Vermehrung der Menſchen“ (Jena 1880). 

Ferner müſſen noch einige Schrififteller Be⸗ 
adhtung finden, die, wenn auch untereinander in 
ihren Anſchauungen hinſichtlich der Populations⸗ 
frage verſchieden, doch darin übereinkommen, daß 
fie der menſchlichen Vorſicht einen weit gehenden 
Einfluß auf die Bevölferungsbewegungen ein⸗ 
räumen. Hierhin ift zunächſt ber befannte op» 
timiftifche Socialpolitifer Baftiat zu rechnen. 
Derjelbe behauptet folgendes: La population 
tend & se mettre au niveau des moyens de 
subsistance. Mais ces moyens, sont-ils une 
chose fixe, absolue, uniforme? Non, certaine- 
ment. Denn der Kreis der menſchlichen Bebürf- 
niffe dehne fi ohne Grenzen immer weiter aus 
(j. Harmonies &conomiques, 9° &d., Paris 
1884, 520). Diejer entſchiedenen Betonung bes 
vernünftigen Eingreifend ber Menſchen in bie 
Entwidlung der Verhältniſſe kann man nur bei⸗ 
ſtimmen und auch mit einer gewiſſen Vorſicht dem 
weiteren Schluſſe, den dieſer Gelehrte aus feiner 
Anſchauung zieht: L’homme aspire au per- 
fectionnement, le progrös est son etat nor- 
mal, le progrös implique un usage de plus 
en plus eclaird de la limitation pröventive: 
donc les moyens d’existence s’accroissent 
plus vite que la population. Ce resultat 
est confirme par le fait, puisque partout le 
cercle des satisfactions s’est dtendu (524). 
Dies alles ift nicht unrichtig, wenn man e8 ala 
das Häufigere und in biefem Sinne als normal 
bezeichnet. Und fo kann man auch dem Ausfpruche 
Ruͤmelins (in feinen Reden und Auffähen, 1875, 
310) recht geben, mit dem er die Anficht vertritt, 
daß jedes zur Givilifation beftimmte Volt die 
Tendenz hat, jein Einfommen ſchneller als feine 
Anzahl zu vermehren und die Differenz zwiſchen 
Vermehrung der Bevöllerung und derjenigen 
der Subfiftenzmittel zu vergrößern. Das alles 
kann man gelten laſſen, jobalb man nicht ein be= 
ftimmtes Gefeg aus dieſen ae formu · 
lieren will, und falls man unter die Subfiftenz« 
mittel nicht die Mittel zur Befriedigung eines 
übertriebenen Luxus ſubſumiert. 

ALS letzten Autor auf dem Gebiete der Be» 
völferungstheorie haben wir noch den latholiſchen 
fociatpolitifchen Schriftftellee Napinger zu 
nennen. Derjelbe hat in feiner Vollswirtſchaft 
in ihren fittlichen Grundlagen” (2. Aufl. 1898). 
an verſchiedenen Stellen ſich auch mit 
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Problemen beſchäftigt. Er hebt beſonders die 
Wichtigleit der richtigen Verteilung bes Volls- 
einlommens hervor umd ift der Anficht, daß in 
der Gegenwart von einer Übervölferung feine 
Rebe fei, fondern daß die herrihenden Notftände 
in dem einfeitigen Überwuchern des Kapitaliemus 
unb der ſchlechten Entlohnung der arbeitenden 
Klafien ihren Grund haben. Außerdem wird von 
Ratzinger die Hohe Bebeutung der Jungfräulich- 
feit, welche die Kirche ſtets in Ehren hielt, hervor» 
ae und der wohlthätigen Wirkungen ber 

enügfamkeit und eines auf die höheren Dinge 
gerichteten Sinnes gedacht, welcher, mit beſchei⸗ 
denem Ausfommen zufrieben, zahlreichen Menſchen 
genügende Egiftenzbedingungen ermögliche. Es 
iſt das alles fehr richtig. Da es aber fehr ſchwer 
hält, ja unmöglich ift, bei der Unvolllommenheit 
der menfchlihen Natur einen wirklich befriedigen« 
den, ben Gelegen ber chriftlichen Gerechtigkeit 
volllommen eniſprechenden focialen Zuftand herbei⸗ 
zuführen, fo erſcheint Rapingers Anſchauung doch 
etwas zu optimiftifch gefärbt. Es muß vielmehr 
bie Gefahr einer Übervölferung gewiſſer Länder, 
namentlid) aber Deutſchlands und Englands, als 
nicht ausgeſchloſſen bezeichnet werben, zumal der 
Export beider Staaten von den mächtigiten Kon« 
lurrenzen bedroht wird. Es kann jomit nicht zu 
unbedingter Steigerung des Bevölkerungszu⸗ 
wachſes geraten werden. ä 

So hätten wir denn ein Bild der wichtigften 
Erſcheinungen auf dem Gebiete der Bevölferungs«- 
theorien gegeben, und e8 erübrigt nichts weiter, 
als einige allgemeine und rejumierende Bemer- 
tungen an bie denfelben gewibmeten Beipredjungen 
zu kuüpfen. Es ergiebt ſich aus allem, was über 
die Bevoͤllerungstheorien gejagt worden ift, daß 
ein allgemein gültiges Bevdlterungsgejeh, 
welches die Zur oder Abnahme der Population 
regulieren würde, nicht exiftiert, ja daß ein ſolches 
in Anbetracht der Natur des Menſchengeſchlechts 
und ber dasſelbe —35 — Verhältniffe nicht 
eriftieren kann. Der Menſch ift erftens ein mit 
freiem Willen ausgeftattetes Weſen. Nach dem 
Maße der Einficht in feine Pflichten, wie ſich die⸗ 
felbe in feinem Geifte entwidelt hat, wird er auch 
bei der Gründung und Vermehrung feiner Fa⸗ 
milie vorgehen. Aber auf der andern Seite üben 
die ihn umgebenden Verhältniffe einen mehr oder 
minder beftimmenden Einfluß auf ihn aus. In 
Zeiten der allgemeinen Wohlhabenheit, welche ihm 
eine ausfömmliche Exiftenz verjprechen, wird er 
dem feiner Natur eingepflanzten Verlangen nad 
einem Familienleben mit gewiſſen Einſchränkun⸗ 
gen Folge geben können. Er wird fi zu ver- 
gewiſſern haben, ob ihm wirklich eine fichere 
Arbeitögelegenheit geboten ift, welche ihn und bie 
en vor phyſiſchem und dem in der Folge 
desfelben fo oft einherſchreitenden moraliſchen 
Elende bewahrt. In Zeiten der wirtſchaftlichen 
Stodung Hingegen oder in ſolchen er in 
welchen eine übermäßig ſtreng gegliederte Gefell- 
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ſchaftsordnung im Interefie der Sicherheit und 
des Wohlbefindens einzelner Stände ftatt gewiſſer 
heiffamer Schranten, wie fie der Höhepunft des 
Mittelalters lannte, wahrhaftige Monopole in 
Geftalt von übertriebenen Gewerberechten oder bie 
jüngeren Kinder vom Erbe total ausſchließender 
—— — aufgerichtet hat, wird ein 
anderes halten bezüglich) ber Verehelichung 
eintreten. Es wird hier ein jeder, der nicht mit 
genügenbem ererbtem Vermögen ober mit einer 
jefiherten Ermerbsgelegenheit außgeftattet ift, ſich 

gen müffen, ob er wirklich die Wahrfcheinliche 
feit für fi hat, eine Familie unterhalten zu 
können, oder ob er die moraliſche Kraft befißt, 
gegebenen Falles mutig die Widermärtigfeiten 
und Gntbehrungen der Armut zu tragen. Und 
man kann ſich überzeugt halten, daß auch zahl- 
reiche Menſchen fich dieſe Frage ſtets geftellt und 
vernünftig beantwortet haben, und daß viele Men⸗ 
ſchen dies auch in Zukunft thun werden. Ja, wer 
verftändige Belehrung über das Weſen der öfo- 
nomifchen BVerhältnifie in geeigneter Weiſe und 
befonders durch den Weg der fatholifchen Preffe 
und des tatholifchen Vereinslebens fi) in immer 
weitere Sreife verbreiten wird, fo darf erwartet 
werben, baf die religiös gehobenen und im Vereins · 
leben gefammelten und durch dasſelbe auch mit 
gewiſſen Annehmlichleiten ausgeſtatteten arbeiten« 
den Klaſſen eine ſolche Sorgfalt in erhöhten Maße 
befunden werben. Wenn aber rein naturaliftifche 
und auf das materielle Wohl allein hinweiſende 
Elemente e8 fein werden, weiche in dieſer Hinficht 
mahnend auf die Bevöllerung einwirten, jo dürfte 
fogar eine übertriebene Rüdficht auf die wirte 
ſchaftlichen Verhältnifie vielfach Platz greifen. Es 
tönnte da leicht, wie das Beifptel Wer franzöfiichen 
Verhältniffe darlegt, eine Haltung im ehelichen 
Leben ſowie bezüglich der Verehelichung überhaupt 
eintreten, weiche mit ben fchwerften fittlichen 
Gefahren verbunden wäre. Es wird ſich alfo auch 
in Zutunft das Wachstum ber nn 
hohem Grabe nad den vernünftigen je 
fchließumgen des menſchlichen Geiftes, deren Vor- 
ausfegung in weitem Umfang das Vorhandenſein 
riftlichen Sinnes und chriſtlicher Sitte bildet, 
richten oder von einfeitiger Berüdjichtigung bes 
materiellen Wohlergehen bedingt, und zwar in 
einfhränfendem Sinne bedingt werden, oder 
endlich, wenn Bildung und Charakter wieder 
einmal zugleid auf ein nieberes Niveau finken 


‚werben, fich ſchrankenlos und unvernünftig voll- 


ziehen, bis die von Malthus in Ausficht geftellten 
gm des Elends und des Lafter8 ihre traurige 

jegenwirtung vollbracht haben. Von einem ein⸗ 
heitlihen Benölterungsgefeße fan alfo jo wenig 
für die Zukunft als für die Vergangenheit die 
Rede fein. Alle das Geſchick der Menſchheit in 
auffteigender mie in abfteigender Richtung be= 
wegenden altoren, die fi) dann zubem nodh 
häufig zu Direlter flaatlicher Einwirkung ver- 
dichten und die oben geſchilderten beförbernden 





918 


ober hemmenden Maßregeln zur Folge gehabt 
haben und vermutlich aud nach Umftänden in 
Zufunft haben werben, beftimmen aud die Bes 
wegungen der Bevöllerung. Wenn man demnach 
nicht auf dem Boden der Theorie der endloſen 
Vervolllommnung des Menſchengeſchlechtes fteht 
und nicht in Widerfprud) mit den Thatfachen eine 
im weſentlichen ftet3 fortfereitende Verbeſſerung 
der öffentlichen und focialen Berhältniffe annimmt, 
lann man nicht den unbebingt fich in auffleigenber 
Linie bewegenden Bang ber Bevölferung behaupten. 
Anderjeits lann nur ein die menſchliche Natur im 
allgemeinen nad) allerdings zahlreichen ungün- 
fligen Ausnahmen beurteilender Pelfimismus zu 
dem Schluffe gelangen, daß die Bevölkerung in 
blinder Unterordnung unter ihre Triebe dem fteten 
Kreislauf von Übervölferung und Elend unter« 
worfen fei. Im großen und ganzen wird doch 
das religids-fittliche Princip, das fi auf 
allen Gebieten des Lebens wirkfam erweift und 
den einzelnen zu weiſer Selbſtbeſchränkung, die 
das öffentliche Leben beherrſchenden Faltoren aber 
zu möglichft gerechter Orbnung ber focialen und 
wirtſchaftlichen Verhältnifje auf legalem Wege 
oder vermittelft der Privatinitiative antreibt, fi) 
ausschlaggebend erweiſen und bie Entwidlung der 
Vopulationsbewegung durch fein Vorwiegen in 
Ari durch fein Zurüdtreten in üblem Sinne 
ingen. 

Was die von den öffentlichen Gewalten einzu. 
ſchlagende Beydlkerungspolitik anlangt, jo 
können natürlich allgemein verbindliche Marimen 
in dieſer Hinficht nicht aufgeftellt werden. Die- 
ſelben müſſen fi) nach Lage der Verhältniffe ver- 
ſchieden geftalten. Wenn ein Land noch bebeu- 
tenbe unentwidelte Hilfsmittel befigt, ift es natur» 

jernäß die Aufgabe der Staatsregierung, je nad) 
ge der Umftände, der natürlichen Bedingungen 
des Landes, der Begabung feiner Bewohner, der 
Verhältnifie, des Weltmarktes u. |. w., an ber 
Hebung der Volkszahl durch Begünftigung dieſes 
oder jenes Probuftionszweiges zu arbeiten. Even« 
tuell wird diefelbe auch den Zugang zu gewiſſen 
Beſchãftigungen zu erleichtern haben, indem fie, 
aber nur jo weit, als die erworbenen Rechten ge» 
ſchuldete Achtung und die Rückſicht auf die wirt« 
ſchaftliche Eriftenzmöglihteit der betreffenden 
Kreife es geftattet, die Zulafjungsbedingungen, 
von benen die Ausübung der reſp. Beſchaͤftigung 
abhängt, mildert oder unter Umftänden aud) aufe 
bebt. Im andern Falle aber, d. h. wenn die 
Vermehrung ber Bevölkerung in fo rapider Weiſe 
Rattfindet, daß in mehr oder minder beträchtlicher 
Zeit der Eintritt einer wirklichen Überodfterung be» 
vorfteht, muß inenergifcherer oder zurüdhaltenderer 
Weile dem Eintritt einer fol Kataſtrophe 
vorgebeugt werden. Man hat alſo eine Kolonial- 
politif, wo die Verhälmiſſe eine ſolche geftatten, 
u beginnen ober eine fonjtige geeignete Organi« 
jerung und Leitung der Emigrationsbewegung 
zu veranlafien, damit den Gefahren, ohne bie 
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Freiheit des einzelnen und die Intereffen bes 
Landes zu [hädigen, die Spige abgebrochen werde. 
Don den —*2 und ſocialen Kräften, die in 
Vorausſicht derartiger Ereigniſſe beſonders zu 
ſtärken find, iſt bereits im vorigen die Rede ge⸗ 
weſen, wie überhaupt betreffs der einzelnen Maß⸗ 
regeln, welche bezüglich der Bevölferungsbervegung 
ſowohl in förderndem als in weile hemmendem 
Sinne ergriffen werben fönnen, auf das bei der 
Beſprechung der hiſtoriſchen Entwicllung der Be⸗ 
vbllerungspolitit ſowie auf das gelegentlich der 
Kritik der verſchiedenen aufgeftellten Bevölterungs- 
ee Gefagte verwieſen werben muß. 

ur eines ift vom Standpuntte der fatholifchen 
Doftrin und fogar von bem der natürlichen Adh« 
tung der Menſchenwürde nahbrüdlich zu betonen: 
direfte Eingriffe in diefe intimften Verhältniffe 
des individuellen Lebens find zu vermeiden. Wie 
von einem Verehelichungsgebot vernünftigerweife 
nicht die Rede fein kann, da manche Individualis 
täten zur Ehe nicht geeignet find und aud be» 
fimmte fonftige Verhältniſſe, Rüdfichten auf bie 
Familie u. dgl., die Ehe alß für den Betreffenden 
nicht geraten erſcheinen lafjen können, fo hat fi) 
die flaatlihe Gewalt auch der Eheverbote zu 
enthalten. &8 haben fich zwar jehr achtbare und 
aud fatHolifche Stimmen vor Zeiten aus dko⸗ 
nomifchen und jocialen Gründen für das ftaatliche 
Eingreifen in diefe Materie erklärt. Aber die von 
denjelben angeführten Gründe find feine durd« 
ſchlagenden. Zunädft würde die Wirkung des 
Ehekonſenſes in öfonomifcher Hinficht nur eine 
unbedeutende fein. Im Oberöflerreic) liegt ein 
Beiſpiel in dieſer Hinficht vor: von 489 Gemein- 
den dieſes Landes ſprachen ſich 477 für die Ein« 
führung des Ehefonjenfes aus. Aber nur 18 unter 
denfelben vermochten Fälle namhaft zu machen, in 
denen ganz erwerb&- und vermögenslofe Perſonen 
zur Ehe gefehritten waren. Sodann aber, felbft 
wenn eine erhebliche Minderung des übermäßigen 
Anwachſens gewiſſer Volksſchichten davon erwartet 
werben konnte, dürfte ſich eine ſolche Einſchränkung 
der perſönlichen Freiheit dennoch nicht recht 
ee laſſen. Wir find mit dem Moraliften 
P. Lehmluhl 8. J. vollſtändig einverftanden, 
wenn derſelbe das Recht der Verehelichung als 
ein der menſchlichen Natur fo tief eingepflanztes 
erflärt, daß er dasſelbe als dem Intereſſe der bür⸗ 
gerlichen Geſellſchaft an der Nichtvermehrung der 
ihr für den Unterhalt der Armen aufzuerlegenden 
Laften übergeorbnet betrachtet und in biefer Hin« 
ficht das Recht aller Menfchen auf den Gebrauch 
der von Gott der Menſchheit zur Benugung über« 
wiefenen Gefamtheit der irdiſchen Güter betont. 
Wo es fi) darum handelt, den ſchon fo wenig 
begünftigten Armen Die Haltung des Sittengejeßes 
weſentlich leichter zu machen, indem man ihnen 
bie legale Befriedigung eine& ber ftärkften natür⸗ 
tichen Triebe geftattet, Tann ein Zweifel an dem 
Übertwiegen des Gemeinintereffeg über dasjenige 
des befigenden Individuums nicht als berechtigt 
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erſcheinen. Auch wird da8 letztere vermutlich dabei 
nicht einmal ſchlecht fahren, da illegitime Kinder 
in weit höherem Grade die Geſellſchaft durch ihre 
vernadhläfligte Erziehung bedrohen als eine bes 
trächtlich größere Anzahl ſelbſt ſehr armer ehelicher 
Sprößlinge, denen, wenigftens in den meiflen 
Fällen, eine beffere Erziehung gefichert ift. In 
jebem Falle Hat hier aber die chriftliche Charitas 
und bie pflichtmäßige Obforge der öffentlichen 
Gewalten für die nötige Erziehung des armen 
Jugendnachwuchſes zu forgen. Sollte einmal 
wirfli) eine Übervölferung in einem Lande ein» 
treten und auch die außgiebige Auswanderung 
aus demjelben zur Unmöglichfeit werben, oder 
ſollte einmal fogar der Fall einer Übervölferung 
der gejamten Erde in drohender Ausficht flehen, 
in dieſem alle, aber au) nur in diefem alle, 
konnte eine gejehliche Beſchränkung der Verehe⸗ 
lichungsfreiheit flattfinden, vielleicht fo, daß über» 
haupt niemand vor Zurücklegung eines beftimmten 
Lebensjahres, etwa des 28. für die Männer 
und de 22. für die Frauen, zur Ehe fohreiten 
tönne. Vorderhand liegt aber fein Anlaß vor, 
welcher den Ehelonſens, der ficher nicht im Geifte 
der latholiſchen Kirche ift, rechtfertigen könnte, 
Was die Meinung der deutjchen Gelehrten 
unferer Tage in der brennenden Frage der ftant« 
lichen Einmiſchung in die Benölferungsverhältnifie 
und infonderheit in bie Freiheit der Verehelihung 
anlangt, jo find diefelben geteilte Anficht. Wäh- 
rend Lorenz von Stein in feiner „Berwaltungs- 
lehre“ (4 Bbe. 1865—1866, II, 106—162) 
von einer ſpeciellen Bevölterungspolitit überhaupt 
nichts mehr wiſſen will, fondern alles nur von 
einer guten Verwaltung im allgemeinen ertvartet, 
folglich entfchieben gegen den Ehekonſens ſich 
ausſpricht, und während aud) Schäffle (Bau und 
Leben des focialen Körpers, 1882, 234—275) 
fich gegen die Beſchränkung der Ehejchließungen 
der Mittelloſen erklärt und Abhilfe gegen liber- 
völferung von einer gleiheren Einfommensver- 
teilung erwartet, hat fi) der Socialift Marlo 
(Weltöfonomie III, 84 ff.) dafür ausgeſprochen, 
der Verehelichung obligatorifch die Verfiherung 
ber Frau und der Kinder voraußgehen zu lafjen — 
eine jehr ſchwer burchführbare Vorſichtsmaßregel, 
da die Zahl der Ießteren durchaus nicht vorher 
angegeben werben kann. Roſcher, der die Ber 
völferungslehre im 5. Buche feiner „Grundlage 
der Nationalöfonomie” (18. Aufl. 1874, 588 
bis 698) behandelt hat, erwartet nichts von Ein- 
lese a a gegen die Verehelihung, 
jondern alles von der Belehrung und dem Wachſen 
ber Lebensbedürfniſſe der Benölferung, welches die 
zur Ehe Schreitenden beeinfluffen und fie mehr 
und mehr nur dann ſich zu verehelichen beftimmen 
werde, wenn fie ein behaglicheres Leben ſich ge» 
fichert glauben können. Roſcher erachtet allein die 
Veftfegung eines beftimmten, nicht zu niederen 
Alters als Bebingung der Eheichliekung für 
Männer als wirffam, während Robert v. Spas 





in feiner „Polizeiwifienicaft nach den Grunbjägen 
des Rechisſtaates“ (3. Aufl. 1866 biß 1869, I, 
98—175) fi} für flaatlihe Einmifhung, Feſt⸗ 
fegung eines fpäteren Alters für die Verehelihung 
und Nachweis genügenben Unterhaltes der Ehe⸗ 
werber als Schußwall gegen Ubervöllerung erflärt. 
Adolf Wagner endlich (Lehrbuch der politifchen 
Ofonomie, 1.3.) behält dem Staate ein Ein- 
miſchungsrecht in die Verehelichung feiner Unter- 
thanen principiell vor, wenn er auch zugeftebt, 
wie ſehr dur die Ausübung eines ſolchen Die 
zarteſten Seiten ber menſchlichen Individualität 
getroffen werden. Dies die Anfichten einiger ber 
hervorragendſten beutichen Gelehrten über dieſe 
Frage, die anderwärts in den großen freiheitlich 
organifierten Kulturſtaaten gar nicht mehr bis- 
futiert, fondern als im Sinne der Ehefreiheit 
definitiv gelöft betrachtet wird. 
gitteratur. Unter den auf dieſe Frage be» 
züglichen Litterarifchen Erſcheinungen und Quellen 
mögen außer ben bereits im Texte citierten als 
beſonders wichtig und brauchbar bie, folgenden 
Erwähnung finden: Fr. Thudichum, Über unzu«- 
läffige Beichränfung des Rechts der Verehelichung, 
866; 3.8. Wappäus, Allgemeine re 
ftatiftit, 2 Bde, 1881; v. Öttingen, Die Mo— 
talftatiftit in ihrer Bedeutung für eine Socialethit, 
3. Aufl. 1882; Schippel, Uhervöllerung, 1888; 
Jchenhäufer, Beiträge zur Übernölferungsfrage, 
1888; Fr. Natel, Anthropogeographie, 1891; 
©. v. Mayr, Staftiftit und Gejellipaftslehre, 
1894 und 1897; Kötichte, Die Gefahren bes 
Neomalthuſianismus, 1895; Startenburg, Die 
Bevdllerungswiſſenſchaft und ihre praltifche Be⸗ 
deutung für die Gegenwart, 1895; Rümelin 
(v. Scheel), Die Benölferungsiehre, im Handbuch 
der Nationalöfonomie von Schönberg, 5. Aufl. 
1897; A. v. Firds, Bevöllerungslehre und Bes 
vöfferungspolitif, 1898; Art. Bevdlferungsiweien 
im Handwoͤrterbuch der Staatswiſſenſchaften IL, 
2. Aufl. 1899, ©. 658— 773. — ferner die 
amtlichen ftatiftifchen Verdffentlichungen der Einzel« 
ftaaten, der auf amtlichen Quellen berubende 
Gothaiſche ——— und Hübners alljährlich 
erfcheinende Beographiich-ftatiftifche Tabellen von 
* —— — 
Bewäflerung, |. Landwirtſchaft. 
ee ne Er 
Beweis. A. Beweis im Civilprozeß. 
Die Aufgabe des Richters im Civilprozeß geht da⸗ 
bin, über die Exiſtenz oder Nichteriftenz eines von 
den Parteien behaupteten Redhtsanipruchs eine für 
diefelben bindende Entſcheidung abzugeben. Um 
dieſe zu ermöglichen, müſſen die den Anſpruch 
nad dem geltenden Civilrecht begründenden That« 
ſachen dem Richter als wirklich gegeben nad) 
wiefen fein. Der Inbegriff der Gründe aber 
die Wahrheit eines behaupteten Thatumftandes 
ift fein Beweis; die Mittel, welche erforder⸗ 
lich find, um diefe Gründe dem Richter darzu⸗ 
bieten, find die Beweismittel, und die pro= 
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zeffuale Thätigkeit, welche zur Beiſchaffung und 
Benugung dieſer Mittel entfaltet werden muß, 
ift die Beweisführung. — Waß nun zu- 
nächſt den Begenftand de Beweiſes (Beweis- 
fab, Beweisthema) anlangt, fo ift vor allem 
feſizuhalten, daB es fi) im Civilprozeß in der 
Negel um Rechte handelt, welche ber Dißpo- 
fition der Parteien, alfo aud ihrem Verzichte 
unterliegen (Ausnahme namentlich der Eheprozeß: 
Givilprogeßordnung 88 606 ff. in der Faſſung 
vom 20. Mai 1898); daher ift der Richter an 
die Vorträge der Parteien gebunden und kann in 
feinem Urieil nicht Ubereinſtimmung mit dem 
der Klage objeltiv zu Grunde liegenden Rechts · 
verhältnis erftreben, jondern muß fi) mit dem 


Ergebnifje begnügen, welches ben von den Par« | fi 


teien aufgeftellten und von ihm als wahr anzu⸗ 
nehmenden Behauptungen nad rechtlicher Würdi- 
gung entipricht (formelle Wahrheit, Verhandlungs- 
magime). So jagt ſchon die Gloſſe: Iudex non 
secundum conscientiam suam, sed secundum 
allegata et probata iudicare debet. Diejem 
Princip entiprechend find Gegenftand des Be 
weijes nur Barteibehauptungen thatjächlichen, re⸗ 
levierenden und noch ungewifjen Inhalts. Damit 
find als Objelte ber Beweisführung ausgeſchloſſen: 
1. Rechtsſähe; denn iura novit curia (c. 14. X 
de appell. 2, 28), mit Ausnahme des auslän- 
diſchen Rechts, bloßer Lokalftatuten und Privi⸗ 
legien, deren Exiftenz und Inhalt dem Richter 
nicht ex officio befannt fein muß; 2. irrelevante 
Thatſachen, d. 5. ſolche Falta, welche für den 
Ausſpruch des Richters über Exiſtenz oder Nicht 
exiſtenz des Anſpruchs belanglos find; 3. ſolche 
thatfächliche Behauptungen, welche für den Richter 
juriftiich gewiß oder außer Streit gejeht find; 
babin gehören: a. gerichtäfundige (notoriſche) 
Thatjahen, b. Thatjachen, für welche nad) dem 
Cibilrecht eine Vermutung ſpricht, indem fie bei 
Feſtſtehen beflimmter Borausjegungen als deren 
natürliche Folgen für juriſtiſch wahr, folglich als 
nicht mehr beweisbebürftig erachtet werben (1.8292 
der C.Pr. O.: Der Beweis des Gegenteils ift 
zuläffig, fofern nicht daB Gefeh ein anderes vor- 
ſchreibt), c. gerichtlich zugeftandene Thatſachen, 
welche durch Parteiendispofition (Verzicht auf 
den Beweis des Gegner?) zur unbeftreitbaren 
Grundlage für die richterlihe Würdigung des 
Streitverhältnifjes erhoben werben. 

Iſt es ſohin Zwed des Beweiſes, die Wahrheit 
bezw. Unbeftreitbarfeit der Parteibehauptungen 
berzuftellen, fo ergiebt ſich unmittelbar die Frage, 
welchem ber ftreitenden Teile der Beweis berjelben 
aufzuerlegen fei (Beweislaft), d. h. welde 
Bartei dem Richter die Gründe für die Wahrheit 
der Behauptungen unterbreiten muß. In dieſer 
Desiehumg befteht ein tiefgehender Unterſchied 
zwiſchen dem älteren beutichen Recht und dem 
römijchen Prozeßrecht. — Im älteren beutfchen 
Prozefie fommt ben Verfiherungen der Parteien 
eine außfchlaggebende Bedeutung für das Urteil 
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zu. Der Eid der Partei (allein oder mit Eides- 
helfern) ift das einzig allgemeine und regele 
mäßige Beweismittel, jo daß das Urteil zumeift 
von der Frage abhängt, welche Partei zum Eide 
zugulafien fei, welcher Zeil feine Behauptungen 
dur Eid unwiderleglich erhärten dürfe. Somit 
ift der Beweis nach deutſchem Necht nicht eine 
Laft, jondern ein Recht; als eine Gunft wird er 
dem zu teil, welcher als Angegriffener ein Gut zu. 
verlieren im Begriffe ift. — Ganz anders nad) 
römiſchem, kanoniſchem und gemeinem deutſchen 
Prozeßrecht. Hier tritt Behauptung und Vernei« 
nung ber Partei gänzlich zurüd vor der Über« 
zeugung des Richter von der Wahrheit einer 
Thatſache, jo daß ber Beweis nicht eine Gunft, 
jondern eine Laft wird, nämlich die Pflicht, den 
Richter von der Wahrheit der behaupteten That« 
fache durch beigebrachte Beweismittel zu über« 
zeugen. Die Beweislaft aber bezüglich einer Be⸗ 
hauptung trifft den, welcher fie im Urteil berück⸗ 
fitigt haben will. Somit fällt die Frage nad 
ber Beweislaft zufammen mit der Frage nach der 
Behauptungslaft, mit der Frage, welche thatſäch⸗ 
liche Vorausſetzungen von einer Partei behauptet 
werben müfjen, wenn fie genügen jollen, um einen 
Anfpruch zu erzeugen ober zu zerflören. Für Be« 
antwortung dieſer Frage aber giebt einzig und 
allein das Eivilrecht die entfcheidenden Normen. 
Hier mögen folgende Bemerkungen genügen. In 
erfter Linie hat der Kläger bei Widerſpruch des 
Bellagten diejenigen Thatjachen zu beweiſen, an 
welche dag Recht den von ihm geltend gemachten 
Anfpruch anfnüpft: Semper necessitas pro- 
bandi incumbit illi qui agit (l. 21 D. de pro- 
bationibus 22, 8); hierbei braucht er nur die 
unmittelbaren Entftehungsthatfachen des einge 
klagten Rechts darzuthun. Gelingt ihm aber dieſer 
Beweis nicht, jo wird ohne weitere Thätigfeit des 
Bellagten die Klage abgewieſen: Actore non 
robante reus absolvitur (cf.1.4C. de eden- 
I 2, 1). Hat aber der Stläger feine Beweispflicht 
erfüllt, oder ift er, weil der Bellagte feinen Be⸗ 
bauptungen nicht widerfprochen, der Beweislaft 
enthoben, fo hat num der Bellagte, wenn er gleich“ 
wohl den Anfpruch des Klägers beftreiten will, 
feinerfeits Die Aufhebung bes einmal entftandenen 
Rechts in der Folgezeit ober bie Eriftenz befon- 
derer Hinbernife, welche ben erwiejenen Thatfachen 
ihre regelmäßige Wirkung benehmen, zu behaupten 
und zu beweilen: In exceptionibus dicendum 
est reum partibus actoris fungi oportere 
ipsumque exceptionem velut intentionem im- 
plere (1. 19 pr. D. de prob. 22, 3). Es läßt 
fi) jomit das Princip der Beweislaft da⸗ 
hin ſormulieren: Jede Partei muß die noch un⸗ 
gewiſſen Thatſachen beweiſen, welche unmittelbar 
ur Begründung eines von ihr unternommenen 
(eo igen Angeife oder Gegenangriffs note 
wendig find, wobei es gleichgültig ift, ob dieſe 
— bejahenden ober verneinenden Inhalt 
jaben. 
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Um nun diefer Aufgabe genügen zu lönnen, 
bebürfen die Parteien der Beweismittel. Für 
bie Frage, welche Beweismittel vor Gericht zuzu« 
laffen find, und insbefondere für die Frage ihrer 
Verwendung und Verwertung ift natürlich die 
Struktur des ganzen Prozeßrechts von entjcheiden- 
ber Bebeutung. — Der germanifche Prozeß kennt 
in feiner älteren Geftalt in Übereinftimmung mit 
feinem förmlichen Charalter nur drei Beweismittel, 
nämlic): 1. die unmittelbare Sinneswahrnehmung 
des Richters, 2. das Gerichtszeugnis, indem fi) 
die Partei auf das beruft, was früher vor dem⸗ 
felben Gerichte geſchehen ift, und 3. den Eid der 
Partei: die formelle Abgabe der enticheidenden 
Verfiherung vor dem Gerichte; der letztere bildet 
den eigentlichen Schwerpunft bes beutfchen Be- 
weijes. Abgeſehen von den Gottesurteilen, die im 
Sachſenſpiegel wohl nur mehr al8 Erinnerung an 
die Vorzeit Erwähnung finden, kennt fomit das 
altdeutſche Recht auch nur zwei Beweiögründe, das 

Gründe, aus denen eine von den Parteien zu 
beweifende fattifhe Behauptung vom Gericht als 
wahr anzunehmen ift, nämlich „das eigene Wiſſen 
der Gerichtsverſammlung infolge eigener finnlicher 
Wahrnehmung“ und die „feierliche Verficherung 
der Partei“. Dagegen kann bie eigene Überzeugung 
des Gerichts bezüglich der Wahrheit einer Thai⸗ 
ſache die entgegengejeßte Behauptung einer Partei 
nicht überwinden, wenn fie nicht ua Sin- 
neswahrnehmung beruht. Daher bezwedt im ger⸗ 
en Gerichtöverfahren der Beweis nicht die 

berzeugung der Gerichtsverſammlung von der 
Wahrheit oder Unwahrheit einer Thaiſache, jon- 
dern er ift lediglich die Erfüllung der vorgejchries 
benen Form. Erſt in ipäterer Zeit gewinnt die 
eigenellberzeugung des Richters mehr Bedeutung 
für das Urteil, und damit erhalten auch andere 
Beweismittel die Eigenſchaft, dem Richter einen 
Beweisgrund für feine Urteilsfindung zu liefern, 
fo namentlich die Zeugen, die Urkunden und das 
Urteil von geſchworenen Sachverftändigen. In 
demfelben Diaße, al8 die Überzeugung bes Gerichts 
zum genügenden Grunde zur Eniſcheidung der 
Streitjache wurbe, verminderte ſich Die Bedeutung 
des PBarteieneides, er wurde zum Beweismittel für 
den Gegner, ber es auf den Eid des Gegners an- 
Tommen Yafjen fonnte, wenn er zur Erhärtung der 
Wahrheit feiner Behauptungen fein anderes wirk · 
lich überzeugendes Beweismittel zur Verfügung 
hatte. — Anders geftaltet fi) der Beweis des 
tÖmifchen Progefies infolge der von ber germani« 
ſchen Auffafjung abweichenden Stellung der PBar« 
teien zum Gericht. Beweisgrund iftulle®, was auf 
die Überzeugung des Nichter8 von der Wahrheit 
oder Unwahrheit einer fattiichen Behauptung von 
Einfluß fein farm (1.3 82 D. de testibus 22, 5), 
und demgemäß ift auch die Zahl der Beweismittel 
durch Geſetze nicht befchränft; der Richter ift bei 
Abfaſſung des Urteil auch an den Eid der Bar- 


teien nicht weiter gebunden, als er durch deſſen 





Prozeß find die Grundfäge des römiſchen Rechts 
in dieſer Hinficht faft ungeändert geblieben; die 
Doltrin bringt aber die Beweismittel in verfchie- 
deme Kategorien, indem fie unterſcheidet: 1. evi- 
dentia facti, worunter richterlicher Augenichein 
und Gerihtsfundigfeit verflanden wird, 2. fama, 
8. praesumtio, Rechtsvermutung, 4. Eid, 5. Zeu⸗ 
gen und 6. Urkunden. — Der Kampf zwiſchen 
ber germanifchen und ber römifchen Beweistheorie 
im 15. und 16. Jahrhundert, welchen die Rezep- 
tion der fremden Rechisanſchauungen in Deutich- 
land hervorrief, hat zu Gunften der romaniſtiſchen 
Doltrin geendet. Im gemeinen Prozeß ift Danach 
die Beweisführung der Parteien darauf gerichtet, 
den Richter von der Wahrheit oder Unwahrheit 
eines beftrittenen Thatumſtandes zu überzeugen, 
und Beweisgrund ift alles, was nad) den allge» 
meinen Regeln biftorifher Prüfung diefe lüber- 
jeugung hervorzurufen geeignet ift. Die im alten 
deutfchen Recht herrſchende Förmlichleit der Ber 
weißgründe, nad) welcher die Behauptung der 
dazu berechtigten Partei bezüglich der Wahrheit 
eines Thatumftandes für das Gericht ausſchlag- 
gebend war, ift dahin eingeſchränkt, daß das Ge- 
richt als wahr annehmen muß, was die Partei zu 
ihrem Nachteile vor Gericht zugefteht. 

Was nun die Beweistheorie des heutigen 
einge deutſchen Civilprozeſſes anlangt, fo 
ommt als Beweisgrund in Betracht ber thatfäd- 
Tiche Progeßfloff, ber Die Überzeugung des Richters, 
ob eine faktijche Behauptung wahr oder nicht wahr 
ift, zu bewirfen vermag (causa efficiens), 3.8. 
der Inhalt von Urkunden, die Ausfage von Zeu ⸗ 
gen, da8 Gutachten der Gachverftändigen; als 
Beweismittel kommt alles in Betracht, was zur 
Darlegung der Beweisgründe dienlich erfcheint 
(instrumenta): Perfonen oder Sachen. Die 
deutſche EivilprogeBordnung bezeichnet als Ber 
weismittel: Zeugen, Urkunden, Eid, Augen- 
fchein und Sadverftändige. Dana) fommt es 
nicht darauf an, ob die Erkenntnisquellen der 
Wahrheit einer Behauptung durd) Parteienthätig« 
feit oder vom Richter ſelbſt beichafft werden können 
und müſſen. Auch die finnlihe Wahrnehmung 
(Augenſchein) und das Gutachten von Sachver- 
ftändigen als Gehilfen der richterlichen Thätigfeit 
find nad) der Terminologie der Prozeßordnung 
Beweismittel, Freilich würde der Augenfchein beffer 
als Beweisaufnahme bezeichnet, und nach 8 144 
der Reichecivilprogeßordnung fönnen Augenjdein 
und Sadverftändigengutadhten unabhängig von 
Parteianträgen vom Gerichte angeordnet werben, 
müffen alfo bei richtiger Erfenntniß der Beur- 
teilungspflicht des erfennenden Richters aud) an- 
geordnet werben, wenn die Benußung und Ere 
hebung ber durch fie gebotenen Bewweißgründe zur 
Bildung der Überzeugung nötig ift. — Beftritten 
ift, ob neben den in der R.-E.-Pr.-D. bezüglich 
ihrer Boraußfegungen und bes Verfahrens ge- 
regelten Bereismitteln aud) noch andere Erfennt- 
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figen. Nach der Außerung der Motive: der Entwurf 
enthalte ſich einer Aufzählung aller Beweismittel, 
und nad) dem Geiſte des neuen Progefjes, dem⸗ 
folge ber Richter die Überzeugung von ber 

hrheit einer Thatfache auch aus dem Geſamt⸗ 
eindrud der Verhandlung und der Erflärungen 
der Parteien gewinnen fann, ift diefer Streit 
lediglich ein Wortftreit, und wir fiehen nicht an, 
im Einflang mit den Motiven auch das außere 
gerichtlich abgelegte Geftänbniß einer Partei als 
Beweismittel zu bezeichnen; Wi feine Taug · 
lichkeit als Beweisgrund für die Überzeugung des 
Richters kann nicht bezweifelt werden, und Be⸗ 
weißgrund ohne Beweismittel ift logiſch un« 
denfbar ; denn Beweisgrund ift nichts anderes 
als da8 Beweismittel wegen feiner Tauglichkeit 
zur Bewirtung der Unbeftreitbarfeit einer Bes 
hauptung. So find aud Gerichtäfundigfeit, 
Rechtsvermutung und gerichtliches Gefländnig 
nad) richtiger Anficht ebenjogut Beweismittel und 
Beweisgründe wie Zeugen umd Urkunden, wenn 
fie aud) ein eigenes Beweisverfahren im Prozeſſe 
nicht bebingen, alfo infofern auch als Befreiungs- 
gründe von Beweisführung und Beweislaft be= 
zeichnet werden Lönnen. 

Einteilungen des Beweifes. Die gemein« 
rechtliche Doltrin unterfchied natürlichen und fünfte 
lichen Beweis, je nachdem die Beweisführung direft 
auf die Wahrheit oder Unwahrheit des Klaggrundes 
oder der Einrede abzielt, oder aber auf die Er⸗ 
Härtung von Thatſachen, aus denen auf die Wahr- 
beit oder Unwahrheit einer Behauptung gejchlofien 
wird. Diefen Unterſchied hat die deutſche C.⸗Pr.⸗ O. 
formell befeitigt, allein als logiſche Unterſcheidung 
wird die Einteilung in unmittelbaren und mittel« 
baren Beweis fürdie richterliche Würdigungimmer 
von Bedeutung fein; fo wird mittelbarer Beweis 
(Beweis duch Indicien, Hilfsthatfachen) 3. B. 
geführt durch) das außergerichtliche Geſtändnis, 
durch die Prämifien der Rechtspermutung. — Dem 
Grundſatze des 8 286 der C.⸗Pr.O. entiprechend: 
„Dos Gericht hat unter Berüdfichtigung des ge= 
famten Inhalts der Verhandlungen und de Er- 

jebnifjes einer etwaigen Beweisaufnahme nad 
ier Überzeugung zu entſcheiden, ob eine that« 
ſächliche Behauptung für wahr oder nicht wahr zu 
erachten fei”, ift auch die im gemeinen Prozeſſe jo 
wichtige Einteilung in Haupt- und Gegenbeweis 
mit ihren Konfequenzen für Die Beweislaft aus dem 
geltenden Rechte verſchwunden, ohne daß damit 
der logiſch darin enthaltene Begriff des Beweiſes 
des Gegenteils oder ber Unrichtigfeit einer Partei» 
behauptung oder der Widerlegung einer ſolchen 
bejeitigt worben wäre. Gleiches gilt auch von der 
gemeinrechtlichen Unterfcheidung in ordentlichen 
und außerordentlichen Beweis je nad) dem Zeite 
punfte der Beweisführung ; ordentlicher Beweis ift 
danach derjenige, der in dem vom Verfahren tegel= 
mäßig dafür beftimmten Zeitmomente geführt 
wird; außerorbentlich Hingegen jener, ber wegen 
Beſonderheit bes konkreten Falles entweder vor oder 
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nad) biejem Zeitpuntte zuläffig ift; im Iekteren 
Falle ſpricht man vom antizipierten Beweis, d. h. 
dem von einer Partei vor Beftimmung der Beweis · 
laſt freiwillig übernommenen Beweiſe Segnich 
einer Thatſache oder vom nachträglichen Beweiſe 
bei Reftitution wegen ſchuldloſer Verfäumnis, end« 
lich vom Beweife zum ewigen ®ebächtniß (probatio 
ad perpetuam rei memoriam), weld) letzterer 
auch dem geltenden Recht unter dem Namen „Siches 
rung des Beweiſes“ befannt ift (&.-Pr.-D. 88 485 
bis 494). Er wird auf Geſuch des Beteiligten 
vom Gerichte in beſonders vorgejähriebener Form 
dann erhoben, „wenn zu beforgen ilt, daß daß Be» 
weißmittel verloren oder die Benupung desfelben 
erſchwert werbe* (vgl. B.-&.-B. 8 477, Abi. 2 
bis 479. 485. 639, Abſ. 1). Ein langſamer 
Beweis ferner im Gegenjaß zum fchleunigen heißt 
in der Theorie derjenige Beweis, weldher notwendig 
das gerichtliche Verfahren verzögert, 3. B. der 
Zeugenbeweiß, ba bei dieſem die Ladung ber Zeu« 
gen und die Anberaumung eines bejondern Ber- 
bandlungstermines notwendig wird, im Gegenfaß 
um Urkundenbeweis, wenn die Urkunde in ber 
handlung vorgelegt werben kann. — Wichtiger 
als dieſe Untericheidung, die fi auf das Beweis- 
verfahren bezieht, ift die Einteilung in vollftändigen 
und unvollftändigen Beweis. VBollftändig ift 
ein Beweis der Die Überzeugung des Richters her» 
vorruft, aljo juriftifche Wahrheit ſchafft, das heißt 
dem Nichter fo viele und jo ſiarke Gründe für die 
Wahrheit einer Behauptung darbietet, daß bie 
Annahme des Gegenteils unvollftändig erſcheint. 
Unvolftändiger Beweis ift bann gegeben, wenn 
dieſer Grad richterlicher Überzeugung nicht hervor⸗ 
er wurde und daher durch Eideßauflage das 
rgebnis des Beweiſes ergänztwerben muß. Die Be- 
ftimmungen bes gemeinen Recht8 hierüber, z. B. daß 
der (Maffilche) unverbächtige Zeuge halben Beweis 
liefere, aljo erſt Durch zwei klaſſiſche Zeugen voller 
Beweis erbracht werben könne, findim neuen Prozeß 
beim Grundjage der freien richterfichen Beweis⸗ 
würdigung antiquiert, jo daß nach dieſem auch 
durch einen Zeugen volftändige Überzeugung deẽ 
Richters herbeigeführt werden dann. — Keine Art 
des Beweifes, fondern der Gegenja hierzu, wenn 
Beweis glei) Beweisführung genommen wir, ift 
die fogen. Glaubhaftmachung (Befcheinigung, red⸗ 
liche Anzeigung): fie befteht in ber Herbeiführung 
richterlicher Vermutung für die Wahrheit einer 
Parteibehauptung umd fegt noch dazu von feiten 
bes Gegners nicht notwendig die Beftreitung diefer 
Thatſache voraus. 

Bemweisverfahren. Der ältere deutjche 
Prozeß zerfällt in drei Abſchnitte: im erften wird 
darüber verhandelt, ob ber Beflagte in dieſer Sache 
vor biefem Gerichte „antworten“ müfje; den zweiten 
bilden die Behauptungen der Parteien in DBer« 
bindung mit der Angabe der Beweismittel; hierauf 
ergeht ein Urteil, in welchem emtjchieben wird, 
welche Partei beweifen dürfe, was zu beweiſen fei 
und womit der Beweis zu liefern ſei. Wird dieſes 
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Urteil nicht geſcholten, fo folgt das Beweisverfahren, 
indem die im Bemweißurteil genannte Perjon die 
ſpeciell bezeichneten Beweismittel vor Gericht bringt, 
da8 nur mehr darauf zu jehen hat, daß der an⸗ 
gebotene und zuerfannte Beweis in ber gejeglichen 
Form geführt werde. — Eine ſolche Trennung des 
Bropeffes nach der Verſchiedenheii bes Parleivor- 
bringens war dem römiſchen Recht fremd, daher 
ſchloß fich Hier der Beweis fogleich an die beitrittene 
Behauptung an, fofern nicht die Vorführung der 
Beweismittel eine dilatio (Beweisfrift) erforderte. 
Auch das romanische Recht des Mittelalters und 
der Prozeß vor dem Reichstammergericht wies ben 
Behauptungen der Parteien und ihrem Beweis 
feine gefonderte Stelle an. Dagegen hat ſich die 
Unterſcheidung des altdeutfchen Prozeſſes in dem 
Gerichtsgebrauch der Untergerichte, namentlich aber 
in der Praxis der ſächſiſchen Gerichte dem all⸗ 
gemeinen Rechtsbewußtjein entiprechend erhalten 
und ift dadurch zur Grundlage des gemeinrecht · 
lichen — geworden. — In dieſem folgt auf 
das erſte Verfahren, in welchem die Parteien ihre 
Behauptungen und Gegenbehauptungen aufſtellen, Mi 
das Beweis urteil, welches in definitiver Weiſe 
den Beweisſatz und die Beweislaſt feſtſtellt ſowie 
in bedingter Weiſe das Endurteil enthält, indem 
die Folgen des Gelingens reſp. Mißlingens eines 
Beweiſes im voraus — werden. Das Be⸗ 
weisverfahren felbft befteht naturgemäß darin, daß 
die Partei zunächft Die zu benugenden Beweismittel 
nennt (Beweisantretung) und dann das Bericht 
ben Beweis wirflich erhebt (Beweisaufnahme), aljo 
die Zeugen verhört, die Urkunden einfieht u. |. w. 
Für alle diefe progefjualen Handlungen find be» 
ftimmte Friflen feftgefegt, deren Verjäumung bie 
Ausſchließung mit der betreffenden Handlung nad 
ſich zieht. — Im neuen Prozeß ift der Einjchnitt 
des Verfahrens, das Beweisurteil, weggefallen; 
die Parteien haben lediglich ihren Beweis bis zum 
Schluß derjenigen mündlichen Verhandlung, auf 
welche das Urteil ergeht, anzutreten, indem fie ihre 
Beweismittel fpeciell bezeichnen. Das Gericht 
orbnet dann durch Beweisbeichluß die Erhebung 
der Beweiſe an, indem e8 den Gegenftand des Ber 
weifes und die Beweismittel ſowie den Termin 
zur BeweiSaufnahme beftimmt, die auch vor einem 
beauftragten oder erfuchten Richter erfolgen kann. 
Das Gericht ift aber an die Auffafjung nicht ger 
bunden, die e8 von dem Streitftoffe gefaßt hatte, 
als e8 den Beweisbeſchluß erließ ; Daher find meh⸗ 
tere Beweisbeſchlüfſe in einem Brogeffe benfbar 
und dharafterifiert ſich dieſer Gerichtsbeſchluß als 
progepleitende Verfügung, nicht aber als Urteil, 
weshalb aud den Parteien gegen ihn Teinerlei 
Rechtsmittel zufteht. Nur wenn das von der Partei 
gebrauchte Beweismittel in der Eideszufchiebung 
an den Gegner befteht oder ber Richter, wenn un« 
bolfländiger Beweis für eine Behauptung geliefert 
wurde, einer Partei den Eid auferlegt, erfolgt bie 
gerichtliche Entſcheidung durch Urteil, das in be⸗ 
dingter Form den Prozek beendigt, indem es bie 


Beweis, 





924 


Folgen der Leiftumg oder Richtleiftung ber beftimmt 
figierten Eidesformel fo genau als möglid im 
voraus feflfegt; hier hat ſich alfo der Eharafter 
des altdeutichen Prozeſſes noch erhalten. Iſt die 
Beweisaufnahme, bei welcher die Parteien berech ⸗ 
tigt find, zugegen zu fein, vollendet, fo haben fie 
in der folgenden Schlußverhanblung dem Richter 
den ganzen Prozeßſtoff unter Einfügung des Er» 
gebnifjes der Beweisführung vorzutragen, Bo 
wenn nicht neue Beweiſe angeboten werben, der 
Richter nad) dem Ergebnifje der gefamten Ber- 
erg das Urteil verkündet. (Vgl. Art. Einil- 
rozeß.) 
Liiteratur. Collmann, Grundlinien einer 
Theorie des Beweiſes im Civilprozeß, 1822; 
Bethmann-Hollweg, Handbuch des Giigenpiit, 
Bd. I, 1834; Pland, Die Lehre vom Bei 
urieil, 1848; ’ Endemann, Die Beneitiehte des des 
Eivilprogeffes, 1860; Langenbed, Die Beweis- 
führung in — ——— 3 Abt, 
1858, 1860, 1861; Wegel, Syſtem bes ordem⸗ 
a: Eivilprogeffes, 2. Aufl. 1868, 8 20f.; 
unchen, Das fanonifche Gericjtönerfahren, 
1865; Pland, Das deutfche Gerichtöverfahren im 
Mittelalter, 1879. Für das geltende Prozeßrecht: 
Bolgiano, Reichscivilprogeßtecht 1879, 467 ff.; 
Hellmann, Lehrbuch des deutſchen Civilprozeßrechts 
1885; Pland, desgl. (1887 und 1896); Cam 
ftein, Lehrbuch desöfterreichifchen Civilprozeßrechts 
2. Aufl. 1893; Die Kommentare zur Eivilprozeh- 
ordnung ; Holpendorff, Encyflopädie der Redhts- 
wifienihaft, 4. Aufl. 1882, 767 f.; Derj., Rechts 
lexikon, 3. Aufl., 363 f.; Reinhold, Die Lehre 
vom Mlaggrunde zc., 1888; Fitting, Die Grund⸗ 
lagen der Beweislaſt, 1889; Bepinger, Die Ber 
weislaft im Eivilprozeß , 1894, Beh, Die 
Beweislaft nad dem Bürgerlichen Gefehbuc 
1899; Stein, Das private Willen des Richters, 
1893; ; Zeitfchrift für deutichen Eivilprogeß, heraus · 
gegeben bon Bush, 1878 ff. (insbe). 1889). 

B. Beweis im Strafprogeß. Das Straf- 
verfahren wird in viel bedeutenderem Maße als 
das Eivilverfahren von ber Kulturentwidlung eines 
Volles bedingt. Religiöfe und politiihe Anſchau- 
ungen, welche im vermögenstechtlichen Verkehr nur 
entfernten Einfluß üben, wirken beftimmend auf 
die Geftaltung des Strafrechts und des Straf 
prozeſſes ein, jo daß das Strafverfahren weit mehr 
Schwankungen unterliegt als ber Civilprozeß. 
Dies zeigt ſich auch im hohen Grade bei der Feft- 
ftellung der Schuld des Angeklagten, bei dem Be⸗ 
weiſe des ftrafrechtlichen —— gegen ihn. — 
Das germaniſche Strafverfi ns dem 
Angellagten die —E Io der Anklage durch 
den Unfchuldgeid, den er allein oder mit Eides- 
belfern ablegen mußte, welche ihr Zutrauen in die 
Wahrhaftigfeit des Angellagten erhärteten: es 
ſchien undenkbar, daß jemand, um einer, wenn 
auch ſchweren, Strafe zu entgehen, ſich zu einem 
Meineide entjhließen fönnte, an daß er bie 
genügende Zahl von Eibeshelfern (die ja nur aus 
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feinen Genofien, aljo Leuten, welche mit feiner 
Perſon und feinen Verhältniſſen wohl befannt 
Waren, genommen werben durften) finden würde, 
wenn nicht fein eiblich gegebenes Wort wirklich 
Vertrauen verdiente. Hatte er aber den Glauben 
hieran bei feinen Vollsgenoſſen bereit eingebüßt, 
jo konnte er nur an den appellieren, der fein Gerz 
genauer zu prüfen im ſtande war als feine Stammes» 
brüder: er konnte nur durch Gottesurteil ſich von 
der Anflage u — in dem Ausgange der Probe 
glaubte man ein Eingreifen Gottes für oder gegen 
die Glaubwürbigfeit des Beklagten zu erfennen. 
Durch die Zulafjung zum Reinigungseide war bes 
Angeflagten Stellung im Prozeß eine für ung faſt 
unverftändliche; von dem „armen Sünder“, dem 
„Opfer der Gerechtigkeit“ der fpäteren Jahrhun« 
derte ift im altgermanifchen Verfahren nichts zu 
bemerten. Nur wenn ber Ankläger gleichen oder 
höheren Standes war wie der Angellagte, Tonnte 
er dem Reinigungseide besjelben zunorfommen, 
indem er ihn zum gerichtlichen Zweilampfe heraus« 
forderte; fein Ausgang, mochten ihn die Parteien 
felbft ober durch Süämpen außgefochten haben, 
lieferte dem Gerichte bindenden Beweis für die 
Wahrheit oder Unwahrheit der wiberftreitenden 
Behauptungen: eine Erfcheinung, die nur durch 
den Glauben der damaligen Zeit fi erflären 
läßt, daß Gott in dem entjheidenden Kampfe 
des Lũgners Arm ſchwach und kraftlos werben 
laſſe, mag er auch fonft ſich hoher Körperfräfte 
rühmen können, und daß des Schwachen Arm durch 
Gottes Hilfe jeden Gegner überwinden Tönne. 
Die Gunft des Unfchuldseides wurde dem Anger 
Hagten aber nicht zu teil, wenn er auf Handhafter 
That, das heißt bei Begehung der That ergriffen 
und unverweilt vor Gericht gebracht wurde ; leüg⸗ 
nete er bier feine That, fo ward der Ergreifer 
und Ankläger zum Beweiſe ber Schuld durch feie 
nen Eid, eventuell mit Eideshelfern, zugelafien. 
Sohin kannte der altdeutſche Prozeß als Beweis- 
mitiel nur den Eid, den gerichtlichen Zweilampf 
und das Gottesurteil, und der Beweis war auch 
hier wie im Civilprozeß nur die Erfüllung der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Form. — Ein ganz 
verſchiedenes Bild zeigt uns der römiſche Strafe 
prozeb. Das römijche Recht überläßt e8 den Par- 
teien, die Beweismittel herbeizufchaffen, wenn es 
ihnen darum zu thun war, den Richtern eine ge» 
wife Überzeugung beizubringen; e8 kommt aber 
als Beweißmittel in Betracht alles, was logiſch 
dieſem Zwede zu dienen geeignet ift; hierbei darf 
man aber nicht außer acht laſſen, daß der römifche 
Strafprozeß wejentlich einen politijchen Eharalter 
an fi) trägt, jo daß das Bemühen ber Parteien 
aud darauf gerichtet ift, den Richter durch Er⸗ 
regung feines Mitgefühls, durch Befriebigung 
feiner Eitelleit, Verdaͤchtigung des Gegners und 
Geltendmachung politiſcher Rückſichten ſich gün« 
fig zu ftimmen. So erſcheinen als Beweismittel 
neben den Zeugen auch fchriftliche Aufzeichnungen 
und Urkunden und befigen bie Indicien eine große 
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Bebentung für ben Schuldbeweis des Angeflagten. 
Eigentümlich ift, daß auch die Vernehmung der 
beeidigten Zeugen in der Hand der Parteien war, 
wenn nicht die richtige Ausfage durch die Folter 
erzwungen werben jollte, eine der traurigften Ver- 
trrungen der Geſchichte, die anfangs nur bei 
Sklaven zur Verivendung kommen burfte, in ber 
Kaiferzeit aber auch auf angeflagfe freie Römer 
ausgebehnt wurde, wenn fie nicht zu ben hödhfte 
geftellten Kreiſen des Reiches gehörten. Beweis⸗ 
regeln, Vorfehriften über die Beweiskraft der Be⸗ 
weismittel fennt das römifche Recht nicht; wenn 
auch beftimmte Mindeftforberungen an das Be⸗ 
weißverfahren geftellt wurden, jo blieb doc) immer 
die individuelle Überzeugung des Richters das 
Entſcheidende, im ſchroffen Gegenfat zum deutſchen 
Recht, welches dieſe Überzeugung der Erfüllung 
der geſetzlichen Form gegenüber gar nicht in Bes 
tracht 309. — Das kanoniſche Recht fteht im wer 
ſentlichen auf dem Boden des römischen Rechts; 
neben der ftrengen Prozeßform ber accusatio, 
die dem römifchen Vorbilde volllommen entipradh, 
entwidtelte ſich aber ein befonderes Verfahren, nad 
welchem ein allgemeiner Verdacht (infamatio) 
genügte, um den Infamatus zu verpflichten, ich 
von dem Verdachte zu reinigen, ein Gedanke, der 
dann meiter dahin führte, eine bloße Anzeige 
(denuntiatio) ais zur Einleitung des Strafver- 
fahrens genügend zu erflären. Damit hatte man 
für Diefes ein neues, folgenreiches Princip gewon · 
nen, nach welchem die amtliche Nachforſchung 
des Gericht? der Ausgangspuntt des Prozeſſes 
war (Inquifitiond» oder Unterfuhungsprincip). 
Auch im Beweisrecht fußt das kanoniſche Recht 
auf römifchen Anfchauungen, indem es alle von 
der inneren Glaubwürdigfeit der Behauptung 
abhängig machte, daher die Ausſage beeidigter 
Zeugen über Selbfigejehenes oder Selbftgehörtes 
zum Hauptmomente des Beweisverfahrens erhob. 
Die germanifchen Beweisformen aber gänzlic) zu 
verdrängen, vermochte das kanoniſche Recht nicht, 
und fo finden wir auch in diefem ben deutſchen 
Unſchuldseid, wenn das Beweißverfahren feinen 
vollftändigen Beweis für die Schuld des Anges 
klagten erbrachte. 

Als nun das altdeutihe Beweisrecht im Laufe 
der Entwidlung veraltet war und das römiſche 
Recht feinen Einzug in Deutichland hielt, entftand 
eine große Zerrüttung der Strafrechtapflege. Die 
am Ausgange des Mittelalters auftommende 
Folter war eine unheilvolle Verſchmelzung römi- 
ſcher Ideen, wonach die Tortur zur Erzwingung 
des Geftändnifjeg nur beim Mangel anderer Ber 
weißmittel angewendet wurbe, mit der beutfchrecht« 
lichen Idee des Gottesurteils; und wenn auch 
die Garolina wieder mehr Gewicht auf die Anzeige 
und den Beweis durch zwei gute Zeugen legte und 
im Art. 20 ausdrücklich ausſprach: „und ob auch 
gleichwohl aus der Marter die Mifiethat befannt 
würde, fo ſoll doch der nicht geglaubt, noch jemand 
darauf verurteilt werben“, jo ragte dennoch das 
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Inſtitut der „peinlichen Frage” als vorzüglichſtes 
Beweismittel noch weit in das vorige Jahrhundert 
herein; erſt als man einſah, daß bei diefer Art 
des Beweisverfahrens Tauſende wegen Verbrechen 
zu Tode — wurden, deren Begehen dem 
gefunden Denfchenverftande unmöglich erſcheinen 
mußte, war die Tortur unmöglic) geworden und 
mußte eine Reform bes Strafverfahrens bahin 
eintreten, daß nur der wirkliche Sachverhalt der 
Dinge, die materielle Wahrheit das Endziel der 
Strafrechtöpflege fein bürfe. Freilich Tonnte man 
noch lange nicht fo weit von ber Tortur ſich tren« 
nen, um bem Geſtändnis bes Angeflagten, das, 
ideal gedacht (man denle an das forum internum), 
allerdings ber befte Beweis wäre, etwa nur geringe 
Bedeutung beigulegen. Auf Grund des Axioms, 
das die Tortur einſt geichaffen Hatte, der Beſchul ⸗ 
digte fei ſchuldig, nicht bloß die gegen ihn geführte 
Unterjuhung zu erdulden, fondern fie ſogar zu 
fördern, aljo feine Schulb zu geſtehen, baher 
habe man ein Recht, das Geitändnis eines wir 
lich Schuldigen, d. h. vom Richter für ſchuldig 
Gehaltenen, zu erzwingen, galt es als Hauptaufe 
er des Unterfuhungsrihters, dem Angeflagten 

8 Geſtändnis durch erg feiner ganzen 
Menſchenkenntnis und geſchickte Verwertung der 
bereit8 gewonnenen Beweiſe abzuringen. Damit 
war aber eine Beweißlaft irgend einer Partei un« 
vereinbar; benn zur Seftftellung der Wahrheit 
müſſen alle irgend bienlichen Mittel angewendet 
werben, und daS formelle Beweisrecht, wie der 
gemeine Prozeß es ausgebildet, fonnte auf bie 
Dauer nicht ſtandhalten der Erkenntnis gegen- 
über, daß der Strafprogeß die Aufgabe babe, 
ohne ängftliche Nüdficht auf die Form bes Ver- 
fahrens und ohne Rüdficht auf das Verhalten ber 
Barteien für dag Urteil Die Wahrheit als einzige 
Grundlage anzuerkennen, 

Der geltende Strafprogeß hat fich dieſes Prin- 
cip in hohem Grade zu eigen gemacht. Sein Be- 
weisrecht ift in furzen Zügen daß folgende: Gegen⸗ 
fland des Beweiſes ift der Thatbeftand des Ver⸗ 
brechens, deſſen jemand angeffagt ift, aljo auf der 
einen Seite ber allgemeine Thatbeftand aller Ber- 
brechen: ber fchuldhafte Wille, anberfeits der 
fpecielle Thatbeſtand: die geſetzlichen objektiven 
Merkmale bes Verbrechens. Diefer Beweis obliegt 
demjenigen, ber ben Anſpruch auf Strafe geltend 
macht, aljo der Obrigkeit bezw. dem Staate, der 
für die wichtigeren Delikte in der Staatsanwwalt- 
haft ein eigenes Organ zur Vertretung feines 
Intereffes befigt; dieſes ift aber nicht einfeitig 
darauf gerichtet, eine Verurteilung des Angellagten 
berbeizuführen, fondern nur darauf, eine Ver⸗ 
urteilung des Schuldigen zn erwirlen. Die Feſt⸗ 
ſtellung der Schuld erfordert aber, daß auch 
Staatdanwalt und Verteidiger von ihrer Partei- 
ftellung fi) nicht dazu drängen laſſen, Unwahres 
als Wahres hinzuftellen, wenn fie auch das, was 
zu Gunſten ihrer Partei fpricht, einfeitig wirffam 
zu machen traten. Es fann jomit im Strafe 
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prozeß von einer Verteilung ber Beweislaſt nicht 
die Rebe fein und ebenfowenig von Berziht Der 
Barteien auf den Beweis einer Thatſache, anf 
welche das Urteil gegründet werben joll. — Als 
Beweismittel tommt alles in Betracht, was ber 
Erforſchung der objektiven Wahrheit dient, aber 
auch nur fo weit, als es zu dieſem Ziele geeignet 
ſcheint. So kann auch das Geftändnis des An⸗ 
jeflagten bezüglich einer ihm nachteiligen That- 
— nur dann zu feiner Verurteilung führen, 
wenn ber Richter dasſelbe für glaubwürdig hält, 
während e8 im gegenteiligen alle gegen den Wil- 
len bes Geftehenden unberüdfichtigt bleibt. — 
Was ben a betrifft, jo ift vor allem 
zu betonen, daß die Beurteilung der Glaub» 
würdigfeit einer Zeugenaußfage lediglich dem 
tichterlihen Ermeſſen anheimgeftellt ift, jo daß 
der Richter der eiblichen Ausſage eine Zeugen 
nicht Glauben ſchenken muß und anberfeits fein 
Urteil auf die Außfage eines unbeeibigten 
ftügen fann, ja eines Zeugen fogar, deſſen 
eidigung wegen Präfumtion des Mangels an 
Objektivität geſetzlich verboten if: eine nicht un⸗ 
bedenkliche Konſequenz des Princips der freien 
Beweiswürbigung. Im Gegenfaß zu den Zeugen, 
welche über eigene Wahrnehmungen der . 
jangenheit — geben, find bie Sachver- 
fändigen berufen, buch ihre Sachlunde vor- 
liegendes Material für den Richter benußbar zu 
machen, ohne baß aber ihr Gutachten den Richter 
gegen feine Überzeugung binden fönnte. — Richter» 
licher Augenfchein und Urkunden find hier in ähn- 
licher Weile Beweismittel wie im Civilprozeß. 
nur mit den Unterſchieden, welche fi) aus dem 
Princip der materiellen Wahrheit für den Straf» 
progeß ergeben. Aus dem lehzteren folgt auch, 
daß der Eid fein Beweismittel im Strafverfahren 
ift, daß hingegen ber Indicienbeweis oder mittel- 
barer Beweis von großer Bedeutung, namentlich 
für ben fubjeltiven Thatbeftand, fein muß. — 
Selbſtverſtändlich ift, daß Verurteilung des Ange= 
klagten nur erfolgen kann, wenn ber Beweis fei- 
ner Schuld vollfländig geführt ift; jeder irgend 
erhebliche Zweifel fommt dem Angeflagten zu 
flatten (in dubio pro reo), hat feine Frei» 
ſprechung zur Folge. 

Bemweisperfahren. Da im Strafprogek 
die Parteien nicht willtürlich über den Gegen- 
ftand des Verfahrens zu verfügen haben, ihnen 
die Beitimmung der Thatſachen nicht anheim- 
gegeben ift, welche dem Urteile zu Grunde gelegt 
werben follen, fie auch nicht zu Disponieren haben 
über die Mittel, welche zur Feftftellung bed Sach- 
verhalte angewendet werben follen, fo ift bie 

ellung des Beweiſes der Schuld oder Nicht» 
huld eigentlich) Sache des Gerichts, wenn auch 
ie Berechtigung ber Parteien, im Bewweißper- 
fahren felbftändig mitzuwirken, anerkannt ift. 
Auch im Strafprozeß follen wie im Civilprozeß 
die Beweife dem erfennenden Richter unmittelbar 
vorgeführt werden. Diefe Regel erleidet aber 
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dadurch bedeutende Ausnahmen, daß die Beweiſe 
für eine ftrafbare That oft nicht im beliebigen 
Zeitpunfte erhoben werben können, daß vielmehr 
bei Zuwarten bis zur mündlichen Verhandlung 
ihr Verluft ober eine weſentliche Veränderung zu 
befürchten ift. Überdies kommt bier nod) in Be⸗ 
tracht, daß der ftaatliche Anſpruch auf Beftrafung 
gegen niemand geltend — werden ſoll, gegen 
den nicht genügende Verdachtsgründe vorliegen, 
daß er ein Verbrechen begangen, und daß die 
Natur des Strafverfahrens es mit ſich bringt, 
daß auch niemand vor den erfennenden Richter 
geftellt werben ſoll, wenn nicht genügende Gründe 
dafür vorliegen, e8 werde das Haupwerfahren 
auch wirllich ein Schuldig ergeben. Aus dieſen 
Gefichtspunften ergiebt fich eine Reihe von Hand⸗ 
kungen zur Aufflärung des Sachverhalts, die 
nicht vor dem urteilenden Richter vor ſich gehen, 
ſondern von ber Anklagebehörbe, der Siaats- 
anwaltiſchaft ober dem Unterſuchungsrichter, vor⸗ 
genommen werben; fie haben nicht den Zweck, 
für ein Urteil bie thatſächliche Grundlage zu 
ſchaffen, ſondern nur die Aufgabe, eine genügende 
Grundlage für die Verhandlung der Sache zu 
gewähren; fie bilden alſo auch nicht das —X 
verfahren im eigentlichen Sinn, das vor dem 
erlennenden Richter fich abfpielen muß, wohl aber 
behandeln fie benjelben Gegenfland wie die 
Hauptverhandlung, find daher aud von Einfluß 
auf die Beweiserhebung in dieſer. — Da bie 
Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung den 
wichtigften Beftanbteil im gang Verfahren bildet, 
fo ift Mar, daß bei ihr die Seftaltung des Bıo- 
zeſſes, ser die gegenfeitige Stellung ber 
Partei und be Gericht? von ausichlaggebender 
Bedeutung ift, fo daß es angezeigt erſcheint, dieſe 
Lehre mit der Lehre von den jonen des Strafe 
prozefles (f. d. Art.) zu verfnüpfen. 

Litteratur. Heffter, Lehrbuch bes an 
beutjchen Strafrechis, 6. Aufl. 1857; Krieß, Der 
Beweis im Strafrecht bes Mittelalters, 1878; 
2. v. Bar, Syſtematik des deutjchen Strafprogeh- 
rechtes, 1878; Holgendorff, Handbuch des deut ·⸗ 
fehen Strafprogebtechtes, 1879 und 1880; Dochow, 
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Lehrbuch des gemeinen deutſchen Strafprogehe 
echtes, 1880; Meves, Das Strafverfahren nach 
der deutfchen Strafprogekordnung, 8. Aufl. 1880 ; 
Löwe, Die Strafprogeßordnung für das Deutiche 
Reich, 9. Aufl. 1898; John, desgl. 1884/1889; 
Glaser, Handbuch des Strafprogefjeg, Bd. J 1883; 
Birkmeyer, Deutfches Sirafprozehßrecht, 1898; 
Binding, Grundriß ꝛc, 8. Aufl. 1898; Holgen« 
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ech Fa Kon); [Menzinger.] 

Beweistaft, | 8. 

DBezogene, der, Trafjat, |. Wechſel. 


E) Feen. —— 

terftener, |. Steue [gegen bie. 
Bigamie, |. Ehe Ber Sitttichfeit, erbreden 
Gtantälegiton. I. 2. Hufl. 





Biſchofswahl. 


Bilanz, |. Handelsrecht. 
BSildungsanflaften, geiftliche, |. Seminarien. 
Bildungswefen, |. Unterrichtsweſen. 

SU, parlamentarifcher Vorſchlag eines Gefeh- 
entwurfs, J. Parlamentariſche Geſchäftsordnung. 
—— & ordre (Zahlungsverſprechen), |. 

örſe. 

Sin ſchlechte Münzen, ſ. un 

Simetallismus, |. Münzweſen. 

Binuenfaßrt, ſ. —— 

Binnenzölfe, |. Zölle 

Birma, ſ. bei Großbritannien. 

Birhöfe, |. Cpiftopat. 

Bifhofswaßl. Bei der Beſetzung ber biichöfe 
lichen Stühle handelt es ſich um zwei Alte ver⸗ 
ſchiedener Art, um einen actus ordinis und einen 
actus iurisdiotionis. In dem erften Alte, dem 
Konſekrationsalte, wird der ordo episcopalis er- 
teilt und die Aufnahme in den Epiſtopat und bie 
apoſtoliſche Nachfolge bewirkt. In dem zweiten 
Alte Liegt bie Übertragung oder Zumeifung einer 
Diöcefe, des äußeren, territorialen Gebietes für 
bie Bethätigung bes Konfekrierten, und damit die 
thatjächliche Ausführung defien, was rechtlich durch 
die Präfonifation des Papftes begründet if. 
Diefer zweite Aft fällt indes mit dem erften in 
eins zufammen, da für bie Erteilung des ordo 
episcopalis oder den Konſekrationsakt auch heute 
noch die alte Kechtsvorſchrift (Oonc. Chal. c. 6) 
gilt, wonad) ein ordo nur dann redjtmäßig erteilt 
wird, wenn e8 mit gleichzeitiger Zumeifung einer 
Kirche für die Ausübung desjelben gefchieht. Das 
Recht zur Vornahme beider Akte fteht grundſätz ⸗ 
lich nur dem Papfte als Träger des Primats 
au, wobei e8 rechtlich gleich ift, ob fie vom Papfte 
jelbft vollzogen oder von andern Biſchöfen in 
feinem Auftrage oder unter feiner ausbrüdlichen 
ober ſtillſchweigenden Zuftimmung und Genehmi« 
gung vorgenommen werben. Und ba dieſes Recht 
in dem Primate begründet Yiegt, fo beruht e& wie 
diefer auf göttficder Anorbnung, auf dem ius 
divinum, und ift damit ein unantaftbarer, un« 
veränderliher Fundamentalſatz des kirchlichen 
Rechts. Dagegen trägt das, was jenen Akten vor« 
ergeht, die Art und Weile, wie die jedesmalige 
Perſon beftimmt wird, ober der modus designa- 
tionis personae nit ben gleichen Charakter des 
Unveränderlichen. Auch diejer modus tft ja redit« 
lich beftimmt, aber nicht fo, daß e8 nur diefer und 
fein anderer fein könnte. Deshalb ift es erflärlich, 
daß derjelbe nicht nur in verſchiedenen Zeiten, 
fondern zu gleicher Zeit in den verfchiebenen Teilen 
ber Kirche oder Ländern auf Grund befonberer 
Zuftände und eigentümlicher Verhältniſſe ver⸗ 
ſchieden war. Und gegenwärtig giebt es vier 
verſchiedene modi der designatio personae; 
denn fie gefchieht 1. durch De Papſt ſelbſt (in 
Italien jeit Erlaß des italienifchen Garantie 
gejeßes vom 18. Mai 1871, 8 15); 2. auch dur) 
den Papft, aber in Verbindung mit einer prae- 
sentatio, d. 5. aus der Zahl ber Perſonen, welche 
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ihm für die Stelle von den dazu Berechtigten prä- 
fentiert werben (in Irland und England, Belgien, 
Nordamerila und Kanada) ; 3. durch Iandeäherr« 
lie Ernennung, nominatio regia (in Bayern, 
Se men Frankreich, Spanien, Portu- 
gal und den Heineren Staaten Mittel- und Süd- 
amerifa8); 4. durch Wahl. Nur ber letztere modus, 
die Bifhofswahl, fol Hier eine nähere Erörterung 
finden, und zwar nad) ihrer geſchichtlichen Ent- 
widlung und in ihrer jebigen rechtlichen Geftal« 
tung. 

A eſehen von der unmittelbaren Beitellung 
der eriten Biſchofe feitens ber Apoftel, ift die 
Wahl der ältefte und Tange Zeit auch der einzige 
modus bei Beſetzung der biſchöflichen Stühle. 
Seit der Zeit der Apoftel & eſchah dieſelbe, ganz 
den damaligen einfachen Verhältniſſen entipre- 
en durch en Beraten zwijchen 

Klerus und Volk unter Leitung und eventueller 
Zuftimmung ber benachbarten Biſchöfe. Zur Zeit 
des hl. Eyprian, alfo um die Mitte des 3. Jahr- 
hunderts, hatte dieſelbe ſchon eine feſte, gewohn · 
heitsrechtlich geregelte Geſialt erhalten, wie wir 
dies aus ben Mitteilungen besfelben (Ep. 67, 
ec. 4 u. 5) erfehen. War ein Biihofafig erledigt, 
fo kamen die Bijchöfe der betreffenden Provinz 
in der Biſchofsſtadt zufammen. Die ganze Ge— 
meinde (fraternitas, Klerus und Volk) wurbe 
verfammelt und wählte ben Dann, den fie an ihrer 
Spige zu haben wünjchte. Die Biſchöfe nahmen 
die Prüfung des Gemwählten vor, und war auf 
dieſe Weife defjen Nechtgläubigkeit, moralifche Un« 
beſcholtenheit und perfönfie Befähigung zum 
bijhöflichen Amte feftgeftellt, fo erfolgte jeine 
Ordination und mit und in berjelben die Bes 
fegung bes vafanten Bistums. In Cyprians Bes 
richt findet ſich allerdings über das Verhältnis 
des Klerus und der Laien bei der Wahlvornahme 
feine nähere Angabe, aber auch ohne eine ſolche 
Täßt fi) auß der einflußreihen Stellung, die ja 
der Klerus in kirchlichen Angelegenheiten natur» 
gemäß einnahm, der Schluß ziehen, daß dieſer bei 
den Verhandlungen der bebeutfamfte und eigent⸗ 
lich beftimmende Faktor war. Mit der vollen Aus- 
bildung des Metropolitanverbandes ftand dem 
Metropoliten das Recht zu, bie Wahl zu leiten 
und zu beftätigen und unter Aſſiſtenz aller oder 
wenigftens zweier Bijchöfe feiner Provinz den 
Gewählten zu orbinieren, ein Vorrecht, das vom 
Konzil zu Nicha (c. 4 und 6) bejonders ſanktio⸗ 
niert wurde. 

Nach diefer Firhenrechtlich begründeten Orb» 
nung geſchah die Wahl des Biſchofs auch in den 
nädjften Jahrhunderten, und namentlich) ift infolge 
der veränderten Stellung ber Kirche zur Staat&- 
gemalt eine Veränderung nicht eingetreten. Die 
Kaifer feit Konftantin haben allerdings in man« 
Gen Fällen durch Ernennung oder Empfehlung 
einen willfürlichen und aud) gewaltfamen Einfluß 
auf die Beſetzung der bifhöflichen Stühle aus— 
geübt; aber eim folches Vorgehen unter Entfal« 
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tung der Herrſchermacht war eben auch nur Will« 
für und Gewalt, bemgegenüber der hl. Athanafius 
bie Frage ftellen oder den Vorwurf außfprechen 
Tonnte: „Wo ift denn ber Kanon, der zuläßt, daß 
aus dem Zaiferlihen Palaft die Bifchöfe geſchict 
werben?“ Eine Mitwirkung oder Teilnahme des 
Raifer oder der Staatebehörde an der Wahl, 
etwa in ber Geftalt eines —— der⸗ 
ſelben, war jener Zeit vollſtändig fremd. Andern- 

falls würbe ſich bie este mei Diefeg zweifels · 
ohne ſehr bedeutſamen Momentes in ber Wahl⸗ 
ordnung, wie fie in ben Novellen 123, c.1 (a. 546) 
und 137, c. 2 (a. 564) des Raijers Juſtinian 
enthalten ift, kaum erklären laſſen. Nur erhält 
allmählich die Bethätigung der nad) dieſer Orb» 
nung zur Beteiligung berechtigten Yaltoren auf 
Grund des ſchon angebeuteten und von inneren 
Motiven getragenen Übergewichtes des Klerus 
den Laien ID inſofern eine andere, rechtlich 
modifizierte Geftalt, als das bißherige Recht einer 
aktiven Teilnahme des Volkes ſich in ein Recht 
der Zuftimmung zu ber vom Klerus vollzogenen 
Wahl ummandelt und in Anlehnung an bie 
tömifche Dunicipalverfaffung nur von dem Stabt« 
rate (curia) und den angejeheneren Einwohnern 
(honorati) ausgeübt wird. Schon im 5. Jahre 
hundert galt der Rechtsſatz: Plebis non est eli- 
gere, sed electioni consentire (c. 26 D. 
LXII. 

Diefe Biſchofswahl und die Art und Weiſe, 
wie biefelbe fich gewohnbeitsgemäß und durch 
rechtliche Vorjchriften geregelt vollzog, behauptete 
ſich auch eine Zeit lang in den germanifhen 
Reichen, welche auf den Trümmern des römifchen 
Kaiſerſtaates entitanden. Indeſſen machte fich hier 
bald der Einfluß der Könige auf diefelbe in nach⸗ 
drücklichſter Weife geltend, namentlich in dem 
Reiche der Franken, dem feit ihrer Belehrung 
unter Chlodwig die hohe, welthiftorijche Aufgabe 
äugefallen war, unter Anziehung der zeriprengten 
DVölfer germanifhen Stammes ben feiten Stern 
einer einheitlichen politischen Entwicklung zu bilden 
und zugleich) auch bei der äußeren kirchlichen Ge- 
ftaltung im Abendlande in bedeutungspollem und 
zeitweilig allein beftimmendem Maße mitzuwirken. 
Die hohe fociale und Ch Bedeutung 
bes biſchöflichen Amtes; die Notwenbigfeit, gerade 
die Inhaber besjelben als Träger und Bewahrer 
geiftiger Bildung und Kultur auch als Ratgeber 
in StaatSangelegenheiten heranzuziehen; da& poli= 
tiſche Intereſſe der Könige überhaupt, bei Be⸗ 
jegung der biſchdflichen Stühle entſcheidend ein- 
zugreifen zur Gewinnung einflußreicher Anhänger 
wie zur Belohnung ergebener Staat8- und Hofe 
beamten — waren hier ebenfo viele Motive, unter 
deren mächtig wirfender Triebfraft jener Einfluß 
als ein im Sinne der Staatserhaltung weſentliches. 
die Gültigfeit der Wahl mitbeftimmendes Mo- 
ment borerft in Form koniglicher Beftätigung 
ausgeübt wurde, um ſchon unter Karl Martell in 
den Mißbrauch einer einfeitigen Königlichen Er— 
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nennung außzuarten. Ein folder Übergri der 
königlichen Gewalt, in dem eine einjeitige Beto- 
nung der politifhen Bedeutung des biſchöflichen 
Amtes zur Geltung kam, konnte gewiß nur als 
Wilfür und Gewalt erſcheinen und mußte zu« 
nächft auf die kirchlichen Verhältniffe zerſetzend 
einwirten und zugleich in unausbleiblihem Rüd- 
ſchlage in den focialen und politifchen Zuftänden 
Verwirrung hervorrufen. Indeſſen gelang &den- 
noch, ein foldhes Vorgehen in das Gewand eines 
vermeintlichen Rechtes zu Heiden, deſſen Ausübung 
au ſtaatserhaltenden Zweclen unerläßlich ſei. Dieje 
Theorie war troß ber gegenteiligen kirchlichen Be⸗ 
flimmungen, wie fie auf den Konzilien im Verlaufe 
des 6. Jahrhunderts wieberholt erlafjen waren und 
als Wegweiſer zur richtigen Orientierung dienen 
konnten, fo mit der ganzen Auffaſſung jener Zeit 
verwebt ober ſtand mit den damaligen jogen. na⸗ 
tionalen Anſchauungen in fo engem Zujammen- 
bange, daß der wohlgemeinte Verſuch Ludwigs bes 
Frommen, das alte Recht ber Biſchofswahl wie- 
berherzuftellen, ſich als erfolglos erwies (Cap. 
Aquisgr. a. 817). Wo deshalb nicht auf dem 
Wege Löniglicher Verleihung, alfo in Form eines 
BVrivilegiums, einer Kirche die Wahl des Biſchofs 
für immer ober für einen einzelnen Fall zugeftan- 
ben war, geſchah die designatio personae dur) 
töniglicde Ernennung. Und im Falle einer Wahl 
blieb die Beftätigung derfelben durch ben 
König, wie oben ſchon angebeutet, ein die Gültig« 
keit mitbeftimmenbes Moment; fie bildete fogar 
einen Teilder hierauf bezüglichen kirchlichen Rechts 
ordnung, ba biefelbe unter Berüdfichtigung ber 
Stellung, welche die Bijchdfe in der bamaligen Ber- 
foffungsgeftalt einnahmen, auf Synoden (Paris 
869, Diebenhofen 844) und voneinzelnen Päpften 
ausdrüdli) anerfannt war (c. 16 D. LXIIL, 
Reatina ecclesia). An der Wahl felbft nahm 
aber nicht bloß der Klerus der bifchöflichen Stadt, 
fondern der gejamte Diöcefanklerus, foweit er 
wollte und thatſächlich konnte, teil; auch tritt 
dabei das Laienelement mit größerem Nachdrucke 
hervor, namentlich feitens der Löniglichen Bes 
amten und ber großen Grunbbefißer. fiber die 
ftattgehabte Wahl wurde ein Wahſdekret abgefaßt 
und zunädft an ben betreffenden Metropoliten 
zur Prüfung und Genehmigung oder auch mit 
Umgehung desſelben fofort an den König abge 
fandt. Nach der durch die Vermittlung des Metro- 
politen ober ohne biefelbe erfolgten Zuftellung bes 
Wahlprotokolls hielt der König, wie bei fonftigen 
Reichsgeſchäften, Rat mit feinen Näten zur Er« 
ledigung dieſer Angelegenheit und verlieh im alle 
der Genehmigung dem gegenwärtigen Gewählten 
die mit dem in Frage ftehenden Biſchofsſitze ver- 
bunbenen Lehen unter Nachahmung der weltlichen 
Belehnungsweiſe in Form einer ſymboliſchen Über- 
gabe, nur daß ftatt Schwert und Fahne die bir 
ſchöflichen Inſignien, Stab und Ring, überreicht 
wurden, während der Belehnte das übliche ho- 
minium und ben Treueid zu leiften hatte. Hierauf 


Biſchofsſswahl. 





934 


erfolgte die Konſekration durch den Metropoliten 
unter Affiftenz der Provinzialbiſchöfe. War das 
Wahldekret dem Könige mit Umgehung des Detro« 
politen —— ſo kam eine eigentliche Prüfung 
in Betreff der Tauglichkeit bes Gemähtten feitens 
des Iebteren nicht mehr vor oder war eine leere 
Form. Etwaige Einwendungen mußten vor ber 
Belehnung angebracht werben, und wenn auch oft 
der Metropolit zu den Beratungen hinzugezogen 
wurde, fo erſchien er hier nicht als Organ der kirch⸗ 
lichen Gewalt, fondern in der Eigenſchaft eines 
töniglichen Ratgebers. 

Die Anwendung jener biſchöflichen Infignien, 
fo angemefjen fie auch in jener Zeit bei richtiger 
Unterſcheidung und Sefthaltung des hiftorifchen 
Zufammenhanges erjcheinen mochte, wirkte bald 
verhängnißpoll auf die Auffafjung dieſes Aftes ein 
und führte zu einer Anficht, Die in ihrer Rückwirkun— 
auf die Praxis die unheilvollften Folgen nach fi 
30g. Indem nämlich jene Sinnbilder des bilchöf« 
lichen Amtes vom Könige mit den Worten über« 
geben wurden: „Empfange dieſe Kirche”, fo gab 
dieſes Veranlaſſung zu ber irrigen Vorftellung, «8 
fei nun aud) der König, welder in Wirflichleit dag 
biſchöfliche Amt verleihe. Inter dem Einfluſſe einer 
derartigen Deutung, wonach das biſchöfliche Amt 
als ein Ausfluß Lönigliher Machtfülle erſchien, 
riſſen die größten Mißbraͤuche ein: das kirchliche 
Recht wurde vollſtändig ignoriert, und mit Un⸗ 
gehung aller Wahl verlieh der König willkürlich 
bie biſchöflichen Sige, wobei, wie zur Zeit Hein« 
richs TV., nicht das Verbienft und die perfönliche 
Würbigkeit, fondern nur Hofgunft, Beſiechung 
und Herrſcherlaune ben Ausſchlag gaben. Aus 
dieſer Lage entipann fi) num der ſchwere Kampf 
zwischen Kaiſer und Papft, der lange Inveftitur« 
ftreit, in deſſen einzelnen wechjelvollen Stabien 
das firhliche Bewußtſein auch in weiteren Streifen 
allmählich wieder erftarfte und e8 jo möglich wurde, 
den Kampf in einer Weife zu beendigen, daß dem 
fichlichen Interefje das gebührende Übergemicht ge⸗ 
fihert wurde. Das Wormfer Konkordat 
(pactum Calixtinum, 1122) madjte der biß« 
berigen Praxis ein Ende und brachte die frühere 
Wahlordnung wieder zur Geltung mit der jehr 
wichtigen Veränderung, daß allerdings die Wahl 
in Gegenwart des Kaiſers oder feines Vertreters 
vorgenommen werben jollte, aber bie Ausübung des 
ehemaligen Töniglichen oder —— Beitätte 
gungsrechts nicht äugeftanden wurde. Wardie Wahl 
in dieſer Weife vollzogen, fo follte der Gewählte 
vom Kaifer unter Überreihung bes Szepters be= 
lehnt werben, und zwar innerhalb des eigentlich 
deutfchen Reiches vor und außerhalb desſelben 
nad) der Konſekration. 

Mit dem Wormfer Konlordate war die Wahl, 
wie in ben älteften Zeiten, der regelmäßige modus 
für die designatio personae bei Bejegung ber 
biſchöflichen Stühle geworden. In dem Verzichte 
auf da8 Ernennungsrecht und in der Nichterwäh⸗ 
nung bes Beftätigungdrechts Tag aber zugleich 
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ſeitens des Kaiſers die Anerfennung ausgeſprochen, 
daß es fich Hierbei weſentlich um eine Firchliche 
Angelegenheit handle und demgemäß aud bie 
nähere Regelung und rechtliche Geftaltung bes 
Wahlverfahrens der kirchlichen Geſetzgebung allein 
auftehe. Unter diefem Geſichtspunkte dann es auch 
gar nicht befremden, daß der Ausgleich nur in den 
allgemeinſlen Grundzügen und namenilich in Ber 
treff der Wahrung des kaiſerlichen Intereſſes in 
ſehr dehnbarer und deshalb faſt zweideutiger Faſ⸗ 
fung firiert iſt. Derſelbe hat darum auch eine mehr 
Direftive Bedeutung ; er bildet Die Grundlage für 
eine weitere Gejtaltung und bietet ben principiellen 
Annüpfungspunkt zur Fixierung der Formen einer 
genaueren Regelung bes Wahlvollzuges, und zwar 
im Sinne einer teilweifen lUmgeftaltung des frü« 
beren. Diefe Aus- und Umgeftaltung ift aber erft 
allmählich erfolgt, und zwar auf Grund der kirch⸗ 
lichen Praxis, unterftüßt und beeinflußt von ber 
oftmal8, aber fletß ſchonend eingreifenben oberften 
kirchlichen Geſetzgebung. Der haratteriftiiche Ver- 
lauf derſelben wurbe zunächſt dadurch beflimmt, 
daß man zur Sicherung einer Wahl im Firchlichen 
Intereſſe dieſe auf einen möglichft engen Kreis von 
altiv Wahlberechtigten zu beichränfen ſuchte. Des- 
halb wurden zuerjt Die breiten Voltsmaſſen und 
der niebere Klerus, als feiner ganzen Lage nad 
mit diefen verwachſen, von ber Teilnahme an ber 
Wahl ſelbſt ausgeſchloſſen; in gleicher Weiſe 
gelang es, jedoch nicht ohne harten Kampf, 
bie honorati und proceres patriae, namentlich 
die Schirmvögte, die bifhöflichen Vaſallen und 
Minifterialen, wie das Volt und den Klerus, auf 
eine rechtlich bebeutungslofe Zuftimmung zu ber 
geichehenen Wahl zurüdzumeifen. Nachdem noch 
das Recht der Teilnahme, welches bisher der Re= 
gularfierus, und zwar zur Befdrberung des da= 
maligen kirchlichen Neformbeftrebens, ausgeübt 
hatte, auf dem Wege geſetzlicher Beitimmungen 
(Conc. Later. II. 1139, ec. 85 D. LXIII Ob- 
euntibus) eingefchränft worben war, fo zeigt ſich al8 
Abſchluß und Ergebnis diefer Entwidlung, daß 
die Domkapitel, die ja ſchon lange wegen ihrer 
nahen Beziehungen zu ben Bifhöfen und unter 
Berüdfihtigung ihres Anteils an der Didcefan- 
verwaltung den eigentlichen Gravitationspunft bes 
Wahlvollzuges bildeten, als die allein Wahlberech⸗ 
tigten erfcheinen. Diejes ausfchließliche Wahlrecht 
der Domtapitel wurbe denn aud) ftaatlicherfeits von 
Otto IV. feierlich) anerfannt und von Friedrich IT. 
in der fogen. golbenen Bulle von Eger 1213 be= 
flätigt und jede demſelben widerfprechende Gewohn- 
heit ausdrücllich verworſen. Mit der Aufnahme 
der betreffenden Defretalen und —— — 
mungen in die Dekretalenſammlung Gregors IX. 
erhielt dasſelbe eine volle, unbeſtreitbare gemein⸗ 
rechtliche Geltung, in welcher es auch bis auf die 
Heutige Zeit, wo immer die Beſetzung bes biſchöf - 
lichen Stuhls durch Wahl geſchieht, verblieben ift. 

In dem Wormjer Konkorbate ift mit Rüdficht 
darauf, daß in jener Zeit die Biſchöfe nicht bloß 
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inbireft politifchen Einfluß ausübten, fondern die 
fefteften Stüßen ber faiferlihen Macht waren, 
dem unverfennbaren perſönlichen Intereſſe des 
Kaifers dadurch Rechnung getragen worden, daß 
ſich ihm bei der Wahl, wo er jelbft oder fein Kom= 
I — anweſend war, bie Möglichfeit bot, einen 
mipliebigen Kandidaten auszufchließen. Thatfäch- 
lich gingen aber die Kaifer vielfach über dieſes 
negative Recht hinaus, indem fie pofitiv durch Em⸗ 
pfehlung und andere Mittel die Wahl der ihnen 
erwünfchten Perjönlichfeit bewirkten. Anberjeits 
kamen aber auch Wahlen ohne jede Beteiligung 
des Kaiſers vor und erfolgte in einem ſolchen Falle 
die Präfentation des Gewählten zur kaiſerlichen 
Beilätigung gegen ben Wortlaut des Konkordats, 
aber zu dem Zwede, bie Anfechtbarfeit ſeitens des 
Kaiſers zu bejeitigen. Eine fefte, gleichmäßige 
Praris hat ſich in diefer Beziehung nicht ausge⸗ 
bildet, fie war eine verfchiedene von Fall zu Fall, 
und biefe Verſchiedenheit ift mweientlich durch die 
allgemeine Stellung beftimmt, welche bie einzelnen 
Kaifer zur Kirche oder zu den Päpiten einnahmen. 
Schließlich Hatte das Recht der Kaifer auf Anweſen ⸗ 
heit bei der Wahl feine praktifche Bedentung ver⸗ 
loren und dieſe fuchten ihren Einfluß durch vor⸗ 
herige Empfehlung an die Domtapitel oder durch 
Derfländigung mit dem Papfte zu wahren. — Das 
Recht der Metropoliten, die Wahl zu prüfen 
und zu beftätigen, war durd) da8 Wormier Kon- 
torbat, wenn auch nicht entſchieden ausgeſprochen, 
doch auf Grund ber alten Rechtsbeftimmungen 
ferbftverftändlich in Kraft belaffen, ja der Einfluß 
derſelben fogar noch gefteigert durch den freilich 
dagen und unflaren Zuſatz, daß im alle einer 
zwiefpältigen Wahl der Kaifer nach ihrem Rat 
oder Urteile der pars sanior Unterflügung ge= 
währen follte. Diefer Umftand gab dann im alle 
einer ftreitigen Wahl oft Veranlaffung, gegen das 
Urteil des Metropoliten die Wahlangelegenheit in 
Form einer Appellation an den romiſchen Stuhl 
u bringen, fo daß die endgültige Entſcheidung in 

er Hand des Papftes lag. Im weiteren Verlaufe 
der Zeit, wo es den Metropoliten faltiſch nicht 
möglich oder höchft ſchwierig war, ben mächtigen 
äußeren Einflüffen gegenüber ihr altes Befläti- 
gungsrecht im Sinne und mit gebührender Wah- 
rung bes firchlichen Intereſſes auszuüben, und fie 
im Gegenteil oft frei ober En bie Hand zu 
unmürdiger Beſetzung der Biſchofsſihe boten, bes 
gannen die Päpfte pflichtſchuldigſt diefelben jeder 
Beteiligung an der Wahl zu entheben und an 
ihrer Stelle die Prüfung und Beftätigung ſelbſt 
vorzunehmen. 

I. Was da8 heutige Recht ber Bifchofe» 
wahl betrifft, fo kommt dieſe Ietere nur noch im 
Deutſchen Reiche mit Ausnahme Bayerns, in der 
Schweiz, in Holland und in den beiden Span 
Salzburg und Olmüg vor. Diefelbe wird beftimmt 
und geregelt durd) das ius commune, und für 
die Bornahme berjelben find bie Beftimmungen des 
Debkretalen · und tridentinifchen Reformrechts maß⸗ 
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gebenb geblieben, während für bie Beteiligung der 
betreffenden Landesherren an berjelben durch die 
rejpeltiven neueren Konkordate neue Formen ge» 
ſchaffen find. Die harakteriftiichen Merkmale, dur 
welche bie Wahl ſich von ber Poftulation, Präſen ⸗ 
tation, Nomination, Kollation unterjcheidet, in 
eins zufammengefaßt, bilden ihren näheren Be= 
griff, der dahin definiert werden dürfte, daf die 
Wahl die von mehreren dazu beredhtigten Perjonen 
nad einem beftimmten Verfahren erfolgende und 
entſcheidende Bezeichnung des künftigen In⸗ 
habers bes valanien biſchöflichen Stubles ift. Ihr 
Weſen befteht darin, daß der Kandidat durch 
den Willen der Wähler beftimmt wird, worauß 
von ſelbſt folgt, daß, wo die freie Eniſcheidung 
für dieſen oder jenen nicht möglich iſt, eben keine 
Wahl vorliegt. Das Wahlrecht ſteht allein dem 
Domtapitel zu mit Ausſchluß jeder andern Ber 
teiligung (c. 41, X De electione 1, 6). Das- 
felbe muß aber "inmerhalb der gejeplich figierten 
Frift von drei Monaten, vom Tage der Vakanz 
des biſchöflichen Stuhls an gerechnet, ausgeübt 
fein, wibrigenfall® bei verſchuldeier Nichtbeach- 
tung das ius designationis personae verloren 
geht und an ben ‚Topf: devolviert (L c. D c. 12, 
X de conc. praeb. 3, 8; Wiener Kontorbat 
$ item). Seibfiverftänbtich lann der Papft in 
einem ſolchen Falle in forma gratiosa die Mahl 
noch geftatten, und für die Domtapitel in der Pro⸗ 
vinz Hannover und der oberrheiniſchen Kirchen⸗ 
probinz ift dieſe Geftattung im voraus zugelagt 
und damit daS ius devolutionis ausgeſchloſſen. 
Zu der Beteiligung an ber Wahl ift jeder Dom⸗ 
kapitular (in den preußifchen Kapiteln auch jeder 
Ehrenkanoniler) berechtigt, fofern er nicht von 
einer lirchlichen Cenſur betroffen oder auf Grund 
eines richterlihen Erlenntniſſes des Stimmredhts 
verluſtig erklärt ift (c. 43, X 1, 6). Zur Gültigkeit 
der Wahl ift wejentlich, daß jeder Wahlberechtigte 
geladen wird. Der Nichtgeladene hat das Recht, 
die Wahl als nichtig anzufechten (c. 28, X 1. c.). 
Iſt ein Wahlberechtigter anerfanntermaßen legi- 
time impeditus, jo fann er einen andern Wahl« 
berechtigten zu feinem Profurator ernennen, der 
fein Votum abgiebt; aber die Einfendung eines 
ſchriftlich formulierten Votums ift unzuläffig (c. 
Lund 2, X1.c.; 46, VIto De electionel, 
6). Rach dem —* von Trient (e. 1, sess, 24) 
follen vor der Wahl öffentliche Gebete "abgehalten 
werben, und nad) dem Defretalenrechte (c. 14 X 
1, 6) fol dem Wahlatte jelbft die missa ad St. 
Spiritum vorhergehen, wenngleich die Nichte 
beachtung dieſer Vorſchriften die Rechtsbefländig- 
keit einer Wahl nicht beeinträchtigen würde. Der 
Ort des Wahlaltes iſt gewöhnlich ber Kapiteld- 
faal, und die Leitung desfelben fteht dem Propft 
reſp. bem Delan bes Kapitels oder deren Stell« 
vertreter zu. 
Die — fann ftattfinden: 1. quasi per in- 
spirationem, wenn alle anweſenden Wahiberech⸗ 
tigten ſich jofort, wie von höherer Eingebung be= 
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ſtimmt, für einen Kandidaten entſcheiden; 2. por 
compromissum, wobei die Wähler einſtimmig 
eine oder mehrere Perfonen aus ihrer Mitte mit 
der Vornahme der Wahl an ihrer Statt beauf⸗ 
tragen ; 8. per scrutinium, wenn die Bezeichnung 
des Kandidaten durch wirkliches Abſtimmen er« 
folgt. Bei Ieterem modus, welcher der regel» 
mäßige ift, find vorerſt drei Steutatoren aus dem 
Wahltollegium zubeftimmen (c.42, X 1,6), die eid⸗ 
lic) verfichern müffen, ihres Amtes treu und ge⸗ 
wiljenhaft walten zu wollen. Un dieje werden bie 
vota geheim und einzeln entweder münblich, oder 
wie gewöhnlich gejchieht, fchriftli abgegeben. 
Nachdem jo die Stimmzettel eingefammelt find, 
werben dieſe zuerſt gezählt, und wenn ihre Zahl 
mit jener der anmejenden Wähler übereinflimmt, 
verlefen und zugleich verzeichnet. Ergiebt ſich dann 
bei Abzählung der Stimmen bie abfolute Majorie 
tät für eine Perſon, fo gilt dieſe als gewählt. Falls 
feine abjolute Majorität erreicht wird, muß das 
Serutinium, ſei es Kin. an demſelben Tage, oder 
fpäter, wiederholt werben, und zwar fo lange, bis 
dasfelbe zu obigem Refultate geführt hat ober 
das Wahlrecht infolge Ablaufs der gejeblichen 
Frift erlofhen ift. Demnächſt if bei Strafe der 
Nichtigkeit(e.21, VIt 1,6; 0.4, VIto De senten- 
tia 2, 14) noch feftzuftellen, daß die Wahl das 
Ergebnis der gemeinjchaftlihen Wahlhandlung 
bes Kapitels ift, worauf dann von einem ber 
Strutatoren der betreffende Kandidat als ber vom 
Kapitel Gewählte proflamiert wird. Über den 
Wahlaft wird fofort ein Protofoll aufgenommen 
(decretum oder instrumentum electionis) und 
hierauf dag Wahlrefultat dem in ber Kirche ver 
jammelten Klerus und Bolte feierlich fundgethan. 
Der Gewählte hat ſich innerhalb einer Dionats« 
frift über die Annahme der Wahl zu erflären und 
erlangt mit ber Annahme das fogen. ius ad rem, 
d. h. ein Unredht auf das valante Bistum unter 
der Vorausſetzung, daß ber Verleihung desſelben 
an ihn fein Tanonifches Hindernis entgegenfteht. 

Mit der fpäter erfolgenden Konfirmation feiteng 
des Papftes ift dann die Bifhofswahl zu & ihrem 
vollen Abbſchluß gelangt. Eniſpricht der Gewählte 
nicht allen gefeßlichen Anforderungen für die Er⸗ 
teilung des ordo episcopalis, ober fteht der Ver⸗ 
leihung des bifchöflichen Stuhls an denſelben ein 
rechtliches Hindernis entgegen, jo wird das ganze 
Verfahren nicht Wahl, jondern postulatio ge= 
nannt; es ift nur eine Bitte um Zulaflung, mit 
der Retsfolgen gar nicht vernüpft find. Sie 
erſcheint überhaupt nur dann zuläffig, wenn von 
dem etwaigen Hinderniffe nach ber Kurialpragis 
regelmäßig dispenſiert wird und fie zum Vorteile 
ber Kirche, nicht aus perjönlichen Rüdfichten ger 
ſchieht. Die Poftulationsformen find Dieferben 
wie die Wahlformen, nur darf das Wort eligo 
nicht gebraucht werden, Für bie altpreußifchen 
Didcejen ift durch die Bulle De salute anima- 
rum der Unterſchied zwiſchen electio und postu- 
latio aufgehoben. 
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Eine birefte Beteiligung an ber von den Dom⸗ 
kapiteln zu vollziehenden enden Bifcofsmaht feitens ber | wer! 
betreffenden Landesherren ſteht dieſen recht ⸗ 


lich nicht zu. Wohl aber ift ihnen zur Wahrung | Ad d 


ihrer Intereffen auf Grund befonderer Verein« 
barungen mit bem päpftlichen Stuhle ein in- 
Direkter und negativer Einfluß auf die Wahl ge⸗ 
währt, und zwar in ber Art, daß von ihnen als 
mißliebig bezeichnete Perſonen von berfelben aus- 
A bleiben. Die Ausübung dieſes Aus- 
chluß rechts zeigt jedoch Verſchiedenheiten, die 
in der verſchiedenen Faſſung ber hierauf bezüg« 
Her Beflimmungen ihren Grund haben. In 
Betreff ber —— —— Diöcefen iſt die 
maßgebenbe Beftimmung nicht in ber Bulle De 
salute animarum, jondern in einem eigenen, an 
bie Domlapitel gerichteten Breve Quod de fide- 
lium enthalten, das aber wie dieſe vom 16. Juli 
1821 datiert ift und einen integrierenden Teil 
derſelben bildet. In diefem Breve werben bie 
Domtapitel angewieſen, feine dem Könige | di 
minus grata persona zu wählen, und des⸗ 
balb vor = Wahl fi darüber zu vergewiſſern, 
wer eine ſolche persona minus grata iſt. Ein 
beftimmtes Derfahren indes, Weide zur Er- 
langung dieſes Refultateß zu befolgen ſei, ift nicht 
vorgeſchrieben. Es ift aber üblich geworden, hier 
denfelben modus zur Anwendung zu bringen, der 
B andere Diöcefen infolge gejchehener Verein⸗ 
jarung verbindlich ift, und der auch an ſich ange= 
mefjen und zwedmäßig erſcheinen mußte, nämlich 
das jogen. Liftenverfahren. Dasſelbe befteht 
darin, daß die wahlberechtigten Domfapitulare 
Ehrenlanoniker eingeſchloſſen) eine Reihe von 
Kandidaten bezeichnen oder eine Kandidatenliſte 
aufftellen, die dann dem Könige zu dem Zwecke 
vorgelegt wird, Die personae minus gratae zu 
freien. Da indes diefe Verfahren nur auf 
Grund feiner Angemefjenheit beliebt ift und bie 
preußiſche Regierung die Einführung des fogen. 
iriſchen Wahlmodus, auf dem dasſelbe beruft, 
ausdrücklich abgelehnt hat, fo ſteht es ganz außer 
Zweifel, daß ber König eventuell alle in der Lifte 
aufgeführten Kandidaten als personae minus 
atae zu bezeichnen, alfo von der Wahl auszu- 
Fotiehen berechtigt if. Auch die Kapitel find 
keineswegs an bie eingereichte Lifte gebunden; 
Bye de vielmehr neben berfelben auf anderem 
ege den Landesherrn um feine Außerung über 
ni andere Perfonen erfuchen und je nachdem 
dieſe in den Kreis ber wählbaren Kandidaten 
ſtellen. Rückſichtlich der beiden Diöcefen in ber 
Provinz Hannover verhält ſich dieſes anders, 
indem hier der fogen. ir iſche Wahlmodus durch 
bie Bulle Impenss vom 26. März 1824 vorge» 
nen iſt. Demzufolge muß innerhalb eines 
nats nad) eingetretener Valanz bes bifhöfe 
lichen Stuhls der Regierung eine Kandidaten« 
Hifte vorgelegt werben; dieſe kann jebod nicht 
alle von der Wahl auafäjlieken, fondern nur in⸗ 
foweit, daß bie zu einer Wahl erforderliche Zahl 





von ——— alſo mindeſtens drei, belaſſen 


N dasſelbe — iſt durch die Bulle 
lominiei gre; ustodiam vom 11. April 
1827 für bie Dißezjen ber oberrheiniſchen 
Kirchenprovinz vorgeſchrieben. rend aber 
neben ber Bulle Impensa ein weiteres Breve be⸗ 
zügli ber Wablangelegenheit nicht erfolgt ift 
und deshalb dieſe über die Ausübung bes landes· 
berrlichen Ausſchließungsrechts die allein maß- 
gebende Beitimmung enthält, ift hier neben der 
genannten Bulle nod) ein ganz beſonderes Breve 
Re sacra vom 28. Mai 1827 erlafjen, das mit 
dem an die preußifchen Domlapitel gerichteten in- 
haltlich gleichlautend ift. Dieſes Breve hat bei 
Veranlafjung ber $reiburger En 
1868 bezüglich der Ausübung ber Exflufive feitens 
bes Landesherrn eine Streitfrage veranlaßt. Die 
Verfechter des Tandesherrlihen Rechts ſehen 
ie en einen integrierenden Beftandteil der mit 
en Regierungen vereinbarten Organifationsbe» 
ftimmungen der oberrheinifchen Kirchenprovinz. 
Und zwar wolle es die Vorjchriften der Bulle in 
dem Sinne erläutern, daß die Wahl einer per- 
sona minus grata überhaupt ausgeſchloſſen jein 
folle. Hiernach werbe durch die Bulle das Liften- 
verfahren als der obligatorifche modus beftimmt, 
um die dem Ausfchließungsrechte des Landesherrn 
gegenüber wahlfähigen Perſonen feflzuftellen; 
das Breve dagegen enthalte die eigentlich princi« 
pielle Beftimmung, nad) der die Kapitel ihr Ver⸗ 
halten zu regeln haben. Die Regierungen brauch⸗ 
ten de&halb eine Beeinträchtigung des ihnen in 
dem Breve eingeräumten Rechts nicht zu dulden; 
fie feien vielmehr befugt, eine Lifte, welche nur die 
Wahl einer persona minus grata offen läßt, 
dem Kapitel zur Ergänzung reſp. Erneuerung zu« 
rüdzureichen. Angeſichts folder Rechtsdedultionen 
wird jedoch kirchlicherſeits hervorgehoben, 
daß damit die Biſchofswahl ganz in die Hand 
der Regierung gelegt ſei und das ſo geregelte 
Wahlverfahren eben dazu dienen würde, 
fircdhenrechtlich und auch durch die Bulle ne 
tierte Wahlrecht der Domkapitel illuſoriſch zu 
machen. In dieſer letzteren fei eben bie principielle 
Seite zum Außdrud und zur Anerkennung gebradit, 
der gegenüber das Breve unmöglich bie Bedeutung 
haben könne, ber Regierung ein anderes, nament« 
Tidh ein fo weit gehendes Recht einzuräumen ; das⸗ 
ſelbe enthalte nur eine Mahnung an die Wahl- 
tollegien, feine persona minus grata zu wählen. 
So ftehen in diefer Streitfrage Princip gegen 
Princip, Anſprüche des Staates und Wahrung 
des firhlichen Wahlrechts einander gegenüber, und 
bei einer derartigen Lage ber Dinge Tann eine er= 
richlie Löfung für die Praris wohl nur auf 
ern Wege der Vereinbarung zwiſchen Papſt und 
Landesregierung erfolgen. 
Litteratur. —— Vetus et nova 
eccles. disciplina p. I, 2, c. 1 qq 
Staudenmaier, Die Biläofswahte, 1850; 
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tholiſchen Kirchenrechts II (1878), 512—609 
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Bismard, |. Deutihes Reich und Preußen. 
Blanc (geit. 1882), |. Kommunismus. 
Blanco-Iudoffenzent, |. Wechſel. 
BlancoRredit, |. Banken. 
Bein ‚Religion, Verbrechen gegen bie. 


Blodabe (blocus, Sand« bezw. Seefperre) ift die 
durch militärische Streitfräfte bewerkftelligte Ein⸗ 
ſchließung von Ortlichteiten, um biejelben von 
jebem Verkehre mit der Außenwelt abzufchneiden. 
Im Lan dkriege kann fie in Wirkſamkeit treten 
bei ungenügend verprobiantierten Plähen, in 
welche ſich eine große Streitmacht geworfen hat, 
bei Bergfeftungen, deren Erftürmung unverhält« 
nismäßige Opfer an Menfchenleben erfordern 
würde, bei Mangel an ſchwerem Belagerungs« 
gejhüß, ferner, wenn man beſondere Urſachen Hat, 
einen befefligten Ort nicht zu zerftören, oder wenn 
eine ſiegreiche Armee veranlaßt wird, an einer 
Feſtung vorbeizugehen, jedoch Vorſorge für bie 
Sicherung ber Verfehräverbindungen in ihrem 
Rüden zu treffen hat. Eine Blodade muß derart 
durchgeführt werben, baß jede Zufuhr, Verflärtung, 
Benachrichtigung u. |. w. undurchführbar erfcheint. 
Je rafcher, volljtändiger und enger die Umfchlie= 
Bung des Platzes durch die Blodadetruppen er⸗ 
folgt, je umentbehrlicher die Bedarfsmittel, 3. B. 
Trinkwaſſer, Feuerung, Beleuchtung u. ſ. w. find, 
welche dem Platze entzogen werden, um fo eher 
wird die völlige Entkräftung und Erſchöpfung 
ber —— im eingeſchloſſenen Raume erreicht 
werden. 

Im Unterſchiede von der Blockade zu Lande iſt 
die See blodabe von eminent volkerrechtlicher Be⸗ 
deutung. Man verfteht hierunter die vollftändige 
Einſchließung eines Küftengebietes, Meereinfchnit« 
te8, Hafens, furz, einer Seezone durch Schiffe der 
Kriegaflotte. Ihrem auf die Unterbindung des 
Handels und Verkehrs, des Nachrichtenbienftes, der 
Bewirtſchaftung des Meeres gerichteten Zwecke 
gemäß bat bie Blodade zur See nicht nur in be⸗ 
frächtlich größerem Maßſtabe jene Nachteile zur 
Folge wie die Gernierung zu Lande, fondern zieht 
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überbieß die Handel3« und Verfehräinterefien der 
neutralen Staaten in Mitleidenfchaft. Diefe 
Thatfache war der natürliche Ausgangspunkt ber 
Bemühungen, die Verhängung und Durdführung 
der Blodade an bejtimmte rechtliche Voraus- 
fegungen zu binden. Denn die Wirkung ber 
Blodade befteht nicht bloß in der Verhinderung 
bes Verkehrs in ben Eigentumsgewäſſern des 
Gegners, ſondern auch in der Erſchwerung des 
Verlehrs auf hoher See, weldhe grundſätzlich ber 
gemeinfamen und unbeſchränkbaren Benußung 
aller Völker und Staaten offen fleht ; ferner treffen 
die Nachteile der Blodabe nicht nur daS einge 
ſchloſſene Küftengebiet und defien Bewohner, ſon⸗ 
bern auch die dorthin Handel treibenden Unter 
thanen fremder Staaten, desgleichen viele wichtige 
Einrichtungen und Anftalten zur See. 

Schon aus dieſen Gründen, zu denen noch die 
humanitäre Erwägung tritt, daß die Blodade 
nicht zur brutalen Aushungerung, zur Bildung 
von Seuchenherden und zu Unmenjchlichkeiten 
führen dürfe, welche über das Kriegsziei hinaus⸗ 
gehen, kann biefelbe allgemein rechtsverbindlich 
nur mit Vorwiſſen der Kampfparteien ordnungs⸗ 
gemäß nad) folgenden Grundfägen verhängt 
werden: 1. Die Erklärung der Blodade muß von 
der verantwortlichen Staatsgewalt jelbit aus- 
gehen, da fie nicht lediglich eine lolale Kriegs⸗ 
maßregel ift, fondern bie ausnahmsweiſe Auß- 
übung der Gebietshoheit und Gerichtsbarkeit auf 
weiten Gebieten der hohen See. Ohne bejondere 
Ermächtigung darf daher ber Befehlshaber eines 
Kriegsichiffes oder einer Flottenabteilung ben 
Blodadezuitand nicht verhängen. 2. Diefer Zur 
ftand muß den neutralen Mächten gehörig befannt 
gegeben werden, damit biefelben ihren Unter« 
thanen die entiprechenden Weifungen erteilen Lön« 
nen. 8. Die Blodade muß ferner eine effeltive, 
d. h. thatfächlich wirkfame, durch ein Blockade- 
geſchwader derartig bewerfftelligte fein, daß bie 
betreffende Seezone belagerungsmäßig abgejperrt 
ift. Die bloß fitive Blodabe (Mental«, Schein« 
oder Papier-Blodabe) würbe, weil gegen bie 
Seerechtsgrundſätze verjtoßend, wirkungslos fein. 
Noch unflatthafter erjheint die fogen. „blinde 
Blodade“, bemerkitelligt durch das Verſenken von 
außrangierten, mit Steinen beladenen Schiffen 
oder mittel Waflerminen, figierten Torpedos 
u. dgl., um Meerengen, Strommünbdungen, Hafen- 
aufahrten unmwegjam zu machen. 4. Ein weiteres 
Erfordernis einer ordnungsgemäßen Blodabe ift 
beren unbebingte und ausnahmsloſe Aufrecht- 
erhaltung gegen Schiffe jeber Nationalität und 
Herkunft. Würde die Einſchließung infolge von 
Elementarereigniffen zeitweilig aufgegeben werben 
müffen, jo bedarf e8 einer neuerlichen Notififation 
nicht; wäre aber die Blodadeflotte durch feind⸗ 
liche Übermadht zum Rückzuge gezwungen worden, 
fo erſcheint ihr Vorrüden in die früheren Stel- 
lungen als eine neue Blodabe, welde abermals 
notifiziert werden müßte. Ferner muB die Blodie- 
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rung berart notoriſch und durch die im Seever ⸗ 
lehr eingeführten Warnungszeichen zweifellos er⸗ 
fennbar jein, daß ſich mit der Unkenntnis derjelben 
kein Schiffsführer entſchuldigen kann. Bei der 
Blodierung von Häfen und größeren Auslaufs 
ftationen entiprict e8 ber Billigfeitspragis, daß 
man ben neutralen Schiffen eine kurze Frift zum 
Abzuge geftattet, exterritorialen Perjonen, Par« 
IamentSmitgliedern, Sanitätßorganen und andern 
Zunftionären in amtlicher Sendung unbehinderte 
Fahrt, ſelbſwwerſtändlich unter den nötigen Vor⸗ 
ſichten. In Faͤllen der großen Seenot, beim 
Stranden, An- und Überfegeln von Schiffen, 
Schiffsbränden u. dgl., ift ungeachtet der Blodade 
die in den Seemannsorbnungen vorgejchriebene 
Nothilfe zu leiſten. 

It eine Blockade ordnungsmäßig notifiziert, 
und verſucht ein Fahrzeug, wenn auch unter neu⸗ 
traler Flagge, den Blodadegürtel zu durchbrechen, 
fo ift es als feindliches Schiff zu behandeln und 
im Falle feiner Aufbringung vor das Prifengericht 
zu ftellen (f. d. Art. Priſe). Die verjuchte Durch⸗ 
brechung beginnt mit dem Anfang ihrer Ausfüh- 
rung, daß ift mit ber Fortſetzung des Kurſes troß 
erfolgter Warnung. Ein Schiff, weldes bie 
Blodadelinie durchbrochen hat, ift der Verfolgung 
preisgegeben, ſchon darum, weil man darihun 
will, daß bie Blockade eine effektive ift. Wäre es 
ihm aber gelungen, einen neutralen Hafen zu 
erreichen, jo darf es, wenn aus einem andern An« 
laſſe ſpäter in die Gewalt ber blodierenden See- 
macht geraten, wegen des früheren Blodade- 
bruches nicht mehr beftraft werden, ein Grund- 
faß, welcher analog auch bei der Selbitbefreiung 
bon Kriegsgefangenen anerkannt ift. Die Strafe 
bes Blocadebruches ift bie Konfisfation von Schiff 
und Ladung, der letzteren jedod) nur dann, wenn 
bie Verlader vor dem Berlaffen des Löſchungs⸗ 
hafens von der Blodade Kenntnis hatten. — Daß 
eine Macht auch die ihrer eigenen Gebietshoheit 
ober Schußherrlichkeit unterworfenen Küftenftriche, 
Hafenpläge, Flußmündungen u. |. w. im alle 
einer Empörung, Unbotmäßigfeit u. dgl. blodieren 
könne, ift nicht zweifelhaft. Auch eine ſolche 
Blodade ift, wenn gehörig notifiziert und aufrecht 
erhalten, allen andern Mächten und Nationen 
gegenüber wirkſam. Der den Srimfrieg beendende 
Barifer Friede vom 30. März 1856 nahm in die 
Dellaration vom 16. April 1858 den Grundſatz 
auf: die Blodaden müffen, um rechtsverbindlich 
zu wirken, effeftiv fein, d. h. durch eine Streit« 
macht aufrecht erhalten werden, welche hinreicht, 
um dem Gegner bie Annäherung an das Ufer 
thatjächlich vermehren zu können. Dieſer Fordes 
rung {ft gegenwärtig durch die Verwendung von 
Torpedobooten leichter zu entiprechen als vordem. 

Aber nicht bloß als Kriegsmaßregel, fondern 
auch al3 eine der Maßnahmen zur Sicherung und 
Durchführung internationaler Anſprüche und In« 
terventionsrechte kann eine Blodade verhängt wer⸗ 
den, ohne daß dadurch ein Kriegsfall geſchaffen 
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wäre. Freilich ift Dies nur ſeitens ber großen See- 
mächte gegenüber ſolchen Staaten durchführbar, 
welche nur über untergeorbnete militäriiche und 
maritime Streitkräfte verfügen. In unferem Jahre 
Hundert ift diefe Maßregel, die man nicht jehr 
paſſend als „Friedens“⸗Blocka de (blocus 
pacifique) bezeichnet, wiederholt zur Anwendung 
gelangt. 

Wahrend nun über die Rechte des blodieren- 
den Geſchwaders gegenüber den Schiffen unbe 
teiligter Staaten bei einer Kriegsblodabe ein 
Zweifel nicht befteht, find bie Anfichten über die 
Wirkungen der Friedensblodade geteilt. Die 
herrſchende Lehre, die auch in praxi Geltung er- 
langt hat, giebt für den Fall ber Frieden 
blodade dem blodierenden Staate das Recht, 
bie Schiffe des blodierten Staates in Verwahrung 
zu nehmen und bis nad) Beendigung der Feind⸗ 
feligfeiten zu behalten; was dagegen die Schiffe 
neutraler Staaten anlangt, jo beichränft man bie 
Befugnis des Blodierenden lediglich auf beren 
Zurüdweifung, die allerdings unter Umftänden 
mit Gewalt erfolgen Tann, wenn nämlich das 
neutrale Schiff der Warnung der Blodadeſchiffe 
feine Folge leiftet. Sein Recht jedoch hat ber 
blodierende Staat zur Wegnahme der neutralen 
Schiffe, welche den Verſuch machen, die Blodade 
zu durchbrechen, fowie zur Ausübung einer Prifen» 
gerichtäbarfeit über fie. Die neutralen Staaten 
baben der Inanſpruchnahme einer ſolchen Befug- 
nis noch regelmäßig und ftet8 mit Erfolg wiber- 
prochen. Das Inftitut für Völkerrecht hat fi 
im Jahre 1887 in Anfehung der Wirkungen der 
Friedensblockade zu folgenden Thejen bekannt, 
welche jegt — von ber Theſe a abgeiehen — als 
die maßgebenben Grunbfäße gelten: a) Die Schiffe 
fremder Flagge können ungeadjtet der Blodade 
frei einlaufen. b) Die Friedensblodade fol amt« 
lich erflärt und mitgeteilt und durch eine hin⸗ 
reihende Macht aufrecht erhalten werden. c) Die 
Schiffe des blodierten Staates, welche eine ſolche 
Blodade nicht refpektieren, können jequeftriert were 
den ; nach Beendigung der Blodade find fie nebft 
ihren Ladungen ihren Eigentümern zurädzuftellen, 
jedoch ohne Zubilligung irgendwelder Entſchädi⸗ 

ungen... .. Das Einlaufen der fremden Hanbeld« 
if in die blodierten Häfen wird, wie bemerft, 
nicht allgemein anerkannt, vielmehr find Die Staa» 
ten mehrfach der Anficht, daß die Zurückweiſung 
diefer Schiffe gerade die bedeutfamfte Wirkung 
der Friedensblockade jet, was auch grundhaltig ift. 
Denn wird den Schiffen fremder Mächte, welche 
die Ein- und Ausfuhr beforgen, nad) wie vor ber 
freie Verkehr geftattet, fo ift der Wert der ganzen 
Blodade ein illuforifcher. 

Nur allmählich ift Regel und Ordnung in das 
Blocdadeverfahren gebracht worden. Die britifche 
Macht hat fich desſelben zur Bekämpfung des 
Wetibewerbes zur See bedient, mit Vorliebe in 
Form der fogen. Papierblodade (blocus sur 
papier), indem man das ganze Küſtengebiet des 
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Gegners, jeine Kolonien und Archipele durch 
Dekret in Blodadezuftand erklärte und die neu= 
tralen Schiffe, aus deren Papieren ſich ergab, daß 
% nad) ben betreffenden Küſten jegelten, bean- 
tandete. Gegen dieſes Verfahren richteten fich 
die unter bem Namen ber „beivaffneten Neutralis 
tät” befannten Defenfivbünbniffe, beſonders auch 
die Kontinentaliperre Napoleons I. vom Jahre 
1806 bis 1814. In der Epoche, welche dem Wiener 
Kongrefie folgte, gelangten die dem Zwecke der 
Blodade entjprechenden beſſeren Grundfäge zur 
Ausbildung. Bon Fällen, in denen die Friedeng- 
blodade angewendet worben ift, erwähnen die Hand» 
bücher des Völferrechtes die von England, Frank⸗ 
reich und Rußland 1827 verhängte Blodade gegen 
die damals noch türkiſchen Hüften Griechenlands, 
die von Frankreich gegen Portugal 1831, von 
England gegen Neu-Granada 1836, von Franf- 
reich gegen Mexilo 1838 verhängte, die zehn« 
jährige Blodade der Häfen der Argentinijchen 
Republit von feiten Englands und Frankreichs 
1838— 1848, endlich Die im Jahre 1850 von Eing« 
land gegen Griechenland durchgeführte fogen. 
BPacifico-Blodade. Die engliſche Mittelmeerflotte 
wurde in den Piräus entiendet; ber Befehlshaber, 
DVice- Admiral Parker, ftellte ein Ultimatum bes 
hufs Freigabe des „Bacifico“ und verhängte am 
19. Januar die Blodade über die ganze griechiſche 
Küfte. Die franzöfifche Regierung beeilte fich, ihre 
Vermittlung anzubieten, bie aber von Lord Pal- 
merfton abgewieſen wurde. Schließlich blieb der 
griehifhen Regierung nichts anderes übrig, als 
die englifche Forderung zu erfüllen. Sie zahlte 
300000 Dramen an Bacifico, und dann 
wurden die griechifchen Schiffe wieder heraus» 
gegeben. Beilpiele für Zwangsblodaden aus der 
jüngften Zeit find: die Blodade und Beſchießung 
ber pernanifchen Küftenzone von Callao durch 
Spanien 1866; die Blodade der Inſel Formoſa 
und des Golfes von Petihili durch Frankreich 
1884; die Blodade ber Oftfüfte von Griechen- 
land und de? Golfes von Korinth, verhängt An⸗ 
fang Mai 1886 durch Deutſchland, Ofterreich« 
Ungarn, Großbritannien, Rubland und Italien, 
nachdem die an die griechiſche Regierung in Form 
eines Ultimatums geftellte Aufforderung zur Ab« 
rüftung erfolglos geblieben war — dieſe Blodade 
währte bis zur Erlafjung der offiziellen Abrü- 
flungsbefrete Anfang Juni 1886 und geftaltete 
ſich durch Die Verwendung der Torpeboboote be 
ſonders empfindlich); — ferner die Verfügung der 
Blodierung von Maſſauah (Abeffinien) dur 
Dtalien im Mai 1887 ; die Blodade ber oftafri« 
kaniſchen Küfte durch deutiche, englifche und italie= 
niſche Kriegsfahrzeuge zur Verhinderung des Sfla- 
venhandel3 und der Einfuhr von Waffen, Ende 
November 1888; die Blodaden während des 
ſpaniſch· amerilaniſchen Seekrieges 1898. 
Litteratur. Ortolan, Diplomatie de la 
mer III, 2. Geßner, Zur Reform des Seelriegs- 
rechts, 1875, und Droit des neutres sur mer, 


Bluntſchli — Bobin. 





946 


2° 6d. 1876; Deane, H. Bargrave, The law of 
blockade, an international law essay, London 
1870; Fauchille, Du blocus maritime, 1882; 
Perels, Internationales Seerecht, 1882; Dahn, 
Seekrieg, im Jahrb. f. d. deutfche Armee, Bd. V; 
dann bie von Bulmerincg in Marquardſens Hand» 
buch des öffentl. Rechts behandelte ſowie die in 
von Marteng-Bergbohm, Völkerrecht, angegebene 
Litteratur. — Wertvolle Beiträge zu biejer Frage 
enthalten auch die Gutachten und Verhandlungen 
des Inftituts für Völferrecht über das Seerecht 
im Kriege, mitgeteilt in der Revue de droit 
intern. und dem Annuaire del’Institut, 1875 


bis 1877. [2entner.] 
Slunfföli (geit. 1881), |. Staalslexikon. 
Bluffdande, j. Sittlicleit, Verbrechen 
gegen bie. 


Bodenerfhöpfung, Liebigiche Lehre ber, ſ. 
Landwirtſchaft. 

Rodeukredit, ſ. Immobiliarkreditanſtalten; 
ſ. auch Banken ©. 615 ff. Bauernſtand ©. 677. 

Bobdenkuffur, |. Landwirtichaft. 

Bodenreinerfrag, Bodenrente, |. Volls⸗ 
wiriſchaftslehre. 

RBodenzerſlũckelung, |. Bauernſtand ©. 669. 

Bodin, Jean, geb. zu Angers 1530, ftubierte 
bie Rechte zu Touloufe, lehrte dann diefelben dort, 
bis er 1561 als Advolat nach Paris überfiebelte. 
Da er hier gegenüber den Meijtern der Advokatur 
wie Pasquier, Pithou, Loyſel nicht auffam, warf 
ex ſich auf die damals in höchſtem Anjehen ftchen- 
den „gelehrten“ Stubien, und veröffentlichte 1555 
die dem griechiſchen Dichter Oppian zugeichriebenen 
Cynegetica in lateinifchen Verſen mit Kommentar. 
Als Mann von Geift, außergemöhnlichen Kennt- 
nifien und großer Gedächtniekraft fand er bald 
Zutritt zu den Hoffreijen Karls IX. und Einfluß 
auf den eine gelehrte Unterhaltung fuchenben 
Heinrich IH. Der Neid der Höflinge, wie de Thou 
berichtet, oder wahrſcheinlicher Bodins Haltung 
auf den Generalftaaten zu Blois (1576), wohin 
ihn die Provinz Vermanbois als Vertreter des 
tiers-&tat gefandt, brachten ihn zwar um bie 
Gunft des Königs, erhöhten aber fein Anjehen 
bei dem Bruder des Königs, dem abenteuernden 
Herzog von Alengon, dem Haupte der fogen. 
„Bolitifer“, d. h. der hoöͤfiſchen Partei, welche 
nad) den Lehren des Kanzler3 de ’Höpital und 
mit den Mitteln des mediceiſchen Machiavellismus 
die religiöfen Wirren lediglich als Verſuchsobjekt 
aur Befefligung und Ausdehnung des höfiſchen 
Abſolutismus behandelten. Die Bildung der 
Ligue (1576) und ihr Traftvolles Auftreten ge- 
boten Vorficht, Alengon aber erneute die Ver- 
bindung der Volitifer mit den Hugenotten, und 
Bodin wurde ihr Wortführer, daher bie Ungnade. 
Den Intereffen des tiers-Stat und der Politifer 
diente Bodin mit Erfolg. Der König wollte einen 
Zeil feiner Domänen verlaufen; Bobin trat dem 
entgegen, indem er ausführte, Die Domänen ſeien 
nicht Privateigentum des Königs, fondern öffent- 
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Tiches Eigentum bes Volfes, der König fei nur Ver⸗ 
walter und Nußnießer (usager). Der tiers-stat 
flimmte bei, die Veräußerung unterblieb. Klerus 
und Abel beſchloſſen, daß die wichtigften Gejchäfte 
der Stände künftig einem engeren Ausſchuſſe über- 
laffen werben jollten. Bobin, der hierdurch das 
Anfehen der Stände aufs äußerfte gefährdet ſah, 
wiberjegte ſich an der Spitze des tiers-6tat mit 
aller Kraft diefem Vorhaben, und die beiden an- 
dern Stände ließen es darauf hin fallen. Endlich 
gelang es Bodin, in ber religiöfen Frage, welche 
die Stände aufs beftigfte erregte, für die Polis 
tifer einen Scheinerfolg zu erringen. Die Stände 
forderten nämlid) den König auf, die Wieder- 
berftellung der katholiſchen Glaubengeinheit Frant- 
reichs mit allen gejeblihen Mitteln zu verfuchen;; 
Bodin wußte es durchzuſetzen, daß in die Adreſſe 
der Stände an den König die Worte sans 
guerre eingefügt wurden. Das entſchiedene Ein- 
treten der Stände für die Herftelhung der fatho= 
liſchen Religion führte bei der unehrenhaften 
Haltung Heinrichs III. zu den neuen Bürger 
friegen von 1577 und 1580 ohne Befferung ber 
Lage des Hofes und zu größerer Unzufriedenheit 
der Parteien. Alengon blieb der benteurerei treu. 
Das Projekt der nieberländifchen Infurgenten, ihn 
zum König zu erflären — er hatte den Titel 
Herzog von Brabant feit 1582 —, dann die 
phantaftifche Brautfahrt nad) England, um Elifa- 
beth zu freien, hatten auch Bodin nad) diejen 
Ländern geführt. Alle Gunfterweife des Herzogs, 
alle Ausfichten der Politiker ſchwanden mit dem 
Tode Alengons (1584). Es blieb Bodin nur noch 
bie Königliche Profuratur in Laon, wo er nun 
fländig blieb. Nach der Ermordung der Guifes 
23. Dezember 1588) ſchloß ſich Bodin an die 

igue an, fpäter erflärte er fi) für Heinrich IV. 
Er ftarb im Jahre 1596 in Saon an der Peſt und 
wurde feinem legten Willen gemäß in der Bar⸗ 
füßerfirche begraben. 

Höheren, dauernderen Ruhm als im öffentlichen 
Leben erwarb ſich Bobin durch fein Hauptwerk: 
Les six livres de la Republique (juerft Parıs 
1577 in fol.), eines der merfwürdigften Bücher 
der Spätrenaiffance, in Bezug auf den Inhalt 
(«8 bringt den erften Verſuch einer Staatstheorie 
im heutigen Sinne) einzig daftehend, in Bezug 
auf die Form fehwerfällig verworren, nach Einheit 
und Klarheit des Ausdruds für neue Gedanfen 
ringend. Bodin wie fein Vorgänger La Boktie 
(f. d. Art.) zeigen mit einem Dale, wie hoch bie fitt= 
liche und hriftliche Anſchauung über den Materia- 
lismus der machiavelliſtiſchen Staatsanſchauung 
ſich bereits erhoben, freilich in den noch nicht gellär⸗ 
ten gegenſätzlichen Richtungen. Anders als der 
alle Schranfen mißadhtende Individualismus 
La Boeties, ift Bodins Geiftegrihtung auf das 
Allgemeine, im Wechjel der Dinge VBeharrende 
gerichtet. Diefer Gegenfag erllärt ſich aus feiner 
„Gelehrfamteit” und der Methode ihrer Verwen⸗ 
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nis fucht er in der Verbindung gefchichtlicher For⸗ 
ſchung mit philoſophiſcher Spekulation ; cognitio 
antiquitatis müfje dem Rechts · und Siaats- 
gelehrten in gleihem Maße eigen fein wie eine 
solida philosophia (Vorrede zu feiner Metho- 
dus ad facilem historiarum cognitionem). Er 
betont die geichichtliche Forſchung mit Vorliebe: 
in historia iuris universi pars optima latet 
(ebb.) — weil dieſe damals weit weniger anerfannt 
war. Auf Grund diefer hiſtoriſchen Auffaffung des 
Rechts» und Staatslebeng bildet fid) Bodin jene 
großartige Zufammenfaffung aller politifchen Er= 
fahrung der Staatengeichichten, weldhe die Srund« 
lage feines Syſtems der Politik ift: illustrium 
populorum, qui potissimum reipublicae mode- 
randae scientia elaruerunt, optimas quasque 
leges in unum veluti corpus collectas et inter 
se comparatas möchte er herftellen, bevor er weiter 
gehe (Vorr. zu Iurisuniversidistributio). Scharf 
befämpft er die Einfeitigkeit der Juriſten (Eujacius), 
welche zwar die gejhichtliche Methode zu Ehren ger 
bracht hatten, aber mit ihrer Anwendung auf das 
römiſche Recht alles gethan zu Haben glaubten ; das 
rõmiſche Recht jei nur das Recht singularis cuius- 
dam civitatis; e8 fei abjurd, dieſes Recht, an dem 
noch dazu jo vieles veraltet fei, als das Recht 
ſchlechthin zu erflären (Vorr.zurMethodus). Über⸗ 
haupt flieht Bodin viel unbefangener dem Gedanfen- 
kreiſe des Maffiichen Altertums gegenüber als feine 
Zeitgenofjen. Zwar beeinflußt auch ihn die antike 
Staat3idee mehr als alles andere, er achtet die 
politifche Weisheit der alten Hiftoriker und Rebner 
aufs höchfte, aber er wahrt fich freie Urteil ſelbſt 
über Ariſtoteles. Auch ift er weit entfernt von 
jener fouveränen Verachtung des Mittelalters, 
wie fie mit Machiavelli Mode wurde. Er ſchreibt 
wohl auch manchmal über Sachen des Mittelalters 
voltairiih in den Tag hinein (I. v. Müllers 
Werfe XXV, 322), aber er würdigt doch bie 
ftaatlichen Einrichtungen des Mittelalters neben 
denen des Altertums. — Das größte Verdienft 
Bodins liegt in feiner Richtung auf das That- 
fählihe, auf die von Machiavelli mißachteten 
bleibenden Grundlagen alles Staatälebens, Fa⸗ 
milie, Gemeinde, Eigentum, Wirtfhaft. Wie 
er die Familie in feinen Staatsbegriff (un droit 
gouvernement de plusieurs mesnages) aufe 
nimmt, fo hat er zuerft der Staatswiſſenſchaft einen 
Reichtum von Thatfachen zugeführt, aus der Ge» 
ſchichte wie aus der Betrachtung gleichzeitiger Zu⸗ 
ftände, wie niemand vor ihm, Ariftoteles aus⸗ 
genommen, und wenige nad) ihm. Es ift ihm 
zivar nicht gelungen, bie volle Einheit zwiſchen dem 
ordnenden Gedanken und den beweilenden That- 
ſachen herzuftellen, aber er hat wenigſtens den 
rechten Weg gezeigt (l’alliance entre l’idee et 
le fait, Baubrillart), der freilich erft lange nach 
ihm mit befjerem Erfolge betreten werben follte. — 
Ehrender nod iſt ein weiterer Gegenfag zu 
Machiavelli, deſſen fih Bodin felbft mit t 


dung. Den richtigen Wegwiſſenſchaftlicher Erkennt» | rühmt in ber Vorrede zu feiner „Republit“., Wäh- 
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rend Machiavelli a mis pour deux fondements 
de röpubliques l’impiets et l’injustice, hätten 
felbft die Heiden Polybius und Plato, führt 
Bodin aus, Religion und Geredhtigfeit als die 
ewigen Grundlagen des Staatslebens anerfannt, 
und fein ganzes Werk hindurch Hält er daran feſt, 
daß alle Staatsfunft fi) den Geſetzen der fitt« 
lichen Orbnung und des natürlichen Rechts unter 
ordnen müffe. 

Bodins Weltanfhauung, ein Spiegelbild 
der unjeligen Zerrifjenheit jener Zeit, ift eine jo 
merkwürdige Vereinigung von Widerfpredhendem 
und Gegenfäglihem, daß es feinen Zeitgenofjen 
wie der Nachwelt ſchwer geworden ift, über feine 
wahre Gefinnung ins reine zu fommen. Offenbar 
fand er als „Volititer“ der Kirche kalt und gleich" 
gültig gegenüber, aber er trennte ſich nie von ihr. 
In feiner „Republif“ erflärt er zwar die Glaubens⸗ 
einheit für politiſch Höchft wertvoll und läßt ſelbſt 
die Anwendung von Gewalt zu, um biejelbe zu 
erhalten; fei aber einmal die Spaltung da, feien 
Sekten entitanden, dann treibe Gewalt die Sektierer 
dem völligen Unglauben in die Arme, und Atheis- 
mus fei ſchlimmer als jeder Irrglaube ; beffer jei, 
Duldung zu üben (1. 4, ch. 7). Wie feine Partei, 
deren „Philoſoph“ Bodin von Baudrillart ger 
nannt wird, zwiſchen Gleihgültigkeit gegen die 
Kirche und Abneigung gegen die Hugenotten hin 
und ber ſchwanlte. weil fie fich in Wahrheit nur für 
das Staatsintereffe erwärmte, jo auch Bodin. Aber 
To große Macht die Ideen der Renaiffance, der 
antike Staatsgedanke und die wiederbelebte Philo⸗ 
ſophie bes Altertums über ihn gewonnen hatten, 
jo ind ihn anderſeits die Entſchiedenheit, mit 
welcher er ben Glauben an Gott und Vorſehung feft- 
bielt, und die ſchroffe Strenge feiner Zeit der alte 
teftamentlichen Weltanfhauung näher. Er zieht 
altteftamentlihe Einrichtungen, 3. B. die Ehe⸗ 
ſcheidung der Juden, den chriftlichen vor, und da 
er auch fonft jüdiſcher Gelehrfamteit viele Rückſicht 
fchentt (3. Fiſchart tadelt ihn, daß er „zu viel auf 
der Rabinen Schriften Außlegungen und Gloffen 
angebracht und verpicht“ fei), j" entftand das Ge⸗ 
rücht, er ſtamme von Juden ab und ſei im Herzen 
noch Jude. Scheinbaren Rüdhalt erhält dies 
Gerücht durch den Umſtand, daß Bodin in ſeinen 
religionsphiloſophiſchen Geſpraͤchen (Heptaplo- 
meres), in welchen die Vertreter der verſchiedenen 
Religionen gegeneinander auftreten, die Rolle des 
Juden wohl am beiten ausgeſtatiet hat. Aber 
Bodins Abficht in dieſem Bude, das er felbft 
nicht zu veröffentlichen wagte, geht offenbar dahin, 
bie Indifferenz alles deffen, was außer dem Glau⸗ 
ben an Gott, bie Vorſehung, das Gittengefeß in 
einem Religionsſyſteme enthalten fei, ſomit die 
objektive Gleichberechtigung aller geſchichtlich ge= 
wordenen Religionen zu erweifen umb jo feine 
Forderung der Toleranz zu begründen. Bodin 
verleugnet das Chriftentum, vergißt das Evan« 
or über dem Defalog, fein Glaubenäbefenntnis 
ft das eines abftraften Theismus. — Der Un« 
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glaube ſchloß aber den Aberglauben nicht aus. 
Derfelbe Philofoph, der vor feinem Angriff auf 
die Grundlehren des chriſtlichen Glaubens zurüde 
ſchreckte, ſchrieb eine weitläufige Verteidigung bes 
Hegenglaubens (Demonomanie), wie es denn 
überhaupt feinem Zweifel unterliegen fann, daß 
die Häupter der antitifierenden Philoſophie des 
Humanismus an ber Verbreitung des Hexenwahns 
Anteil gehabt haben. In Bodins Geſchichtsphilo⸗ 
fophie fpielen Die Geftirne ei eine phantaftifche 
Zahlenarithmetit eine große Rolle; in der „Re= 
publit“ verfucht er das Lebensalter ber Staaten 
aus den Konjunkturen der Geftirne zu berechnen! 
Il semble donner, fagt Baubrillart, une main 
& Paracelse et l’autre à Montesquieu. 

Im einzelnen ift Bodins politifhes Sy 
ftem ebenſowohl auf die Grundlage der antiten 
Staatslehre als auf die Folgerungen zurückzu⸗ 
führen, die er aus den politiichen Wirren feiner 
Zeit für die Theorie der Politit gewinnen zu 
önnen glaubt. Vor allem forbert Bodin für 
die oberfte öffentliche Gewalt bie unbedingte Sou« 
veränität, nicht einmal an die Geſetze gebunden, 
nur durch eidlich beftärkte Verträge mit ben Unter= 
thanen — als welche Bobin die modernen Ver- 
faſſungsurkunden vielleicht gelten ließe — ver« 
pflichtet. Nur durch feine Verantwortung gegen 
Gott und das natürliche Recht ift der Inhaber 
der oberften Staatögewalt beichränft. Während 
aber Bodin die Souveränität nicht gehemmt wifjen 
till, auch nicht durch eine Teilnahme von Stän« 
den an der Ausübung der Staatägewalt, unter 
wirft er ben einzelnen keineswegs unbedingt der 
Staatsgewalt; diefe findet ihre Schranke in der 
durch das natürliche Recht dem einzelnen zu- 
gewwiefenen Summe von Rechten. Das Eigentum 
beruht auf dem natürlichen Recht, die Staats- 
gewalt kann ohne Zuftimmung des einzelnen (oder 
feiner Vertreter) defjen Eigentum nicht antaften, 
alfo aud) feine Steuern erheben. Darauf begrüns 
det Bodin das Recht der Steuerbewilligung der 
Stände, während er grundfäßlich jede Art von 
Repräfentativverfaflung verwirft (1. 1,ch. 9—11). 
Bodin erfennt aud die Notwendigkeit jelbftän- 
diger Kräfte im Gemeinweſen neben der fouveränen 
Gewalt: er will einen pflichttreuen, aud) dem 
Königlichen Fiskus gegenüber unbeugfamen Richter⸗ 
fand, Reichs- und Provinzialderfammlungen, 
Rorporationen jeder Art mit autonomer Freiheit, 
eine wohlgeordnete Beamtenhierardhie. Aber die 
Rorporationen können nur mit Genehmigung bes 
Souperäng entjtehen und unterliegen jederzeit dem 
Auflöfungsrehte (1. 3). — Im die Rechtspflege 
foll der Souverän nicht eingreifen, um fich ſelbſt 
vor Willfür zu bewahren; fein Anſehen verliert 
überhaupt, wenn er ſich zuviel in das Einzelne der 
Staatögejchäfte mengt (1. 4, ch. 6). Bodin hat 
im wejentliden nur die Ideen der Häupter ber 
franzöfifchen Magiftratur, zumal der Volitifer, wie 
L-Höpital, Pasquier u. a., zu einem theoretiſchen 
Ganzen verarbeitet: die Monarchie als autoritärer 
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Rechtsſtaat, deſſen Organe die Parlamente und die 
Magiftratur, nicht aber die Stände find, defien 
Souveränität ſich aud die Kirche unterwerfen 
ſoll — das ift das politifche Syftem Bodins. — 
Ein eigentümlicher Gedanfe Bodins ift die Er⸗ 
neuerung ber römifhen Genfur in ihrer fitten- 
polizeilichen Aufgabe, ber Überwachung des Fa⸗ 
milienlebens, der Erziehung, der Schaufpiele 
u. ſ. w. Troß feiner underhoßlenen Abneigung 
gegen die kirchliche Autorität will er diefe Seite 
derjelben erhalten wifjen, indem er die Verbienfte 
der Kirche um die Aufrechterhaltung des Sitten 
gejeges im Mittelalter, auch gefrönten Häuptern 
gegenüber, hervorhebt und unter anderem auf den 
bl. Ambrofius und Papſt Nikolaus I. hinweiſt 
(6, ch. 1). 

Verdienſivoll, weilaufeinem bis dahin faft frem« 
den Gebiet gelegen, find Bodins Erörterungen über 
die verfchiebenen Naturanlagen der einzelnen Bölfer 
und die dadurch bedingte Relativität der Gefege und 
ftaatlihen Einrichtungen (1. 5, ch. 1); freilich 
ſchmälert Bodin fein Verdienft wieder dadurch, 
daß er die Volkscharaltere in ein künſtliches 
Schema einzwängt, wobei wohl die Abficht mit 
unterläuft, den erften Rang unter den Nationen 
feiner eigenen anzumeifen. — Beſonders rühmeng- 
wert iſt die volkswirtſchaftliche Einſicht, 
welche Bodin ſowohl in einer kleinen Streitſchriſt 
über die Urſachen der Teuerung als in den ein⸗ 
Ichlägigen Kapiteln der „Republik“ (1.4, ch. 2 
et 3) an den Tag legt. In jener ftellt er als die 
Urfache der Preisrepolution des 16. Jahrhunderts 
die raſche Vermehrung der Dienge der Edelmetalle 
dar und überfieht auch nicht den Iebhafteren Aug- 
fuhrhandel, die Anfänge de8 Banl- und Zins⸗ 
ventenwejens, die Monopole, den unprobuttiven 
Luxus, befonbers aber die ſchlechte Münzpolitik. 
Tür dag Münzweſen zeigt er überhaupt ein über« 
legenes Verſtändnis. Lebhaft tritt Bodin für die 
Vorteile des aufblühenden Welthandels ein, unter 
anderem auch aus dem idealen Gefichtspuntte der 
friedlichen Annäherung der Nationen. Daneben 
find bei ihm aber Die Anfänge des fpäter in Frank 
reich jo ſcharf ausgeprägten Merkantilſyſtems fehr 
beftimmt zu erfennen. Er fordert Eingangsfrei⸗ 
beit der Robftoffe, Zollpflicht der eingeführten 
Manufalturen, Ausfuhrzofl auf die notwendigiten 
Lebensmittel: Korn, Salz, Wein, einerſeits damit 
der inländiſche Bedarf nicht gefchmälert werbe, 
anderjeit8 um durch dieſe Einnahmequelle die 
Steuerlaft der Unterthanen zu mindern und wo⸗ 
möglich dieſelbe teilweiſe auf ausländiiche Kon⸗ 
fumenten abzuwälzen. — Aud) in der Behand« 
lung des Sieuerweſens Teiftet Bodin fehr Ber 
merfenäwertes. Energiſch fordert er eine möglichft 
genaue Aufnahme der Bevölferung (recensement) 
als die allein richtige Grundlage einer gerechten 
Beiteuerung. Sehr entichieden bekämpft er die 
Steuerprivilegien des Klerus und des Models. 
Anderſeits eifert er gegen den Wucher und erblidt 
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ſchaftlichen Ungleichheit, welche er als eine größere 
Gefahr für den Beſtand der Öffentlichen Ordnung 
beurteilt denn die politifche Ungleichheit. R 

Die hier anzuführenden Schriften Bobins 
find: Oratio de instituenda in republica iu- 
ventute, Tolosae 1559; Juris universi distri- 
butio, Parisiis 1579; Methodus ad facilem 
historiarum cognitionem, Parisiis 1566; La 
response aux paradoxes deM. de Malestroit 
touchant l’encherissement de toutes choses 
et le moyen d’y remedier, 1568, aud) unter 
dem Titel: Discours sur le rehaussement et 
la diminution tant d’or que d’argent et le 
moyen d’y remedier .. ., 1578, in jpäteren 
Ausgaben der Röpublique mit abgedrudt (Lyon 
1598, Genf 1600 fj.); Les six livres de la 
röpublique, 1576, von Bodin jelbit ins Latei- 
niſche überfeßt: De republica libri VI, 1584 
und fpäter oft; Auszüge aus der „Republif” ver» 
öffentlichten Werdenhagen, Anfterdam 1635 
(latein.), und Lavie, London 1755 (franz.); La 
demonomanie des soreiers, 1578, aud) unter 
dem Titel: Fleau des demons et sorciers, 
Niort 1616; Apologie de Rene Herpin 
(Bieudonym) pour la Republique de J. Bodin, 
1581; Colloguium heptaplomeres de rerum 
sublimium arcanis abditis ... cur. L. Noack, 
Suerini 1857 (teilweife ſchon veröffentlicht von 
©. €. Guhrauer: Das Heptaplomeres des Iran 
Bodin, Berlin 1841). — Bon deutfhen Über- 
fegungen der Schriften Bodins feien hier genannt: 
Respublica, überjegt von I. Oswaldt, Mömpel« 
gard 1592 und jpäter; Disourse. . ... Joh. 
Bodini ... . Von den Urfachen ber Thewrung 
wie auch dem Auff» und Abſchlag der Düng ..., 
Hamburg 1624 und 1625. Die Demonomanie 
überfepte I. Fiſchart unter dem bezeichnenden 
Titel: Vom Außgelaßnen Wütigen Teufelsheer 
der ... Hegen und Herenmeilter, Straßburg 
1581 ff. 

—— Guhrauer, Leben und Charaltet 
Bodins im Umriſſe (Einleitung der oben ge⸗ 
nannten Ausgabe); Baudrillart, J. Bodin et 
son tenıps, Paris 1853; Barthelemy, Etude 
sur Jean Bodin, Paris 1876. Vgl Mobl, 
Geſch. und Litteratur der Staatswiſſenſchaft III 
(1856), 375 ; Bluntjchli, Gejch. bes Staatsrechts, 
1864, 26 ff.; Roſcher, Geſch. der Nat.-Öfonomit, 
1874, 139 ff. [Gramich, rev. Weinand.] 

Bodmerei, |. Seeredht. N 

Boetie, Etienne de la, ber frühefte her- 
vorragende politiſche Publigiit ber frangöfifhen 
Renaifjance, wurde geboren zu Sarlat (Perigord) 
am 1. November 1530, war um 1550 Rat beim 
Parlamente in Bordeaug und ftarb, noch nicht 
32 Jahre alt, den 18. Auguſt 1562 zu Germinac bei 
Bordeaug in den Armen feines Freundes Michel 
Montaigne, dem er feine Schriften und Bücher 
vermacht hatte, und der durch Veröffentlichung 
feines Nachlafjes der Welt zeigen wollte, daß fein 


in ihm eine der Haupturfachen der ſocialwirt- junger Freund „der größte Dann des Jahr» 
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hunderts“ gewefen. Montaigne veröffentlichte von 
ihm zuerft 1572 zu Paris die jämtli) nad) 
griechiſchen Vorlagen gefertigten Abhandlungen: 
La Mesnagerie de Xönophon; Les Rögles du 
mariage de Plutarque; Lettre de consolation 
de Plutarque à sa fomme; Ensemble quelque 
vers latins et francois de sa composition: 
Item un discours sur la mort dudit sieur de 
la Bostie. Dazu famen noch in fpäteren Aus- 
gaben die Mesnagerie d’Aristote, eine Reihe 
von (29) Sonetten in den verfchiedenen Ausgaben 
der Eſſays von Montaigne und eine gleichfalls 
mit poetijchen Zugaben au&geftattete Historique 
description du solitaire et sauvage pays de 
Medoc (1595). Zeigte La Boetie Hier die fhranten- 
loſe Begeifterung für das klaſſiſche Altertum, 
namentlich feine wirtſchaftlich ⸗· ſocialen Anſchau⸗ 
— wie fie den Kreiſen feiner Standesgenoſſen 
an den Parlamenten im Anſchluß an die in gleicher 
Richtung fich bewegende Wiederbelebung bes römi= 
{chen Rechts durdy die Cujas, Pithon, Loyfel, 
de Mesme u. a. eigen war, jo machte der 1578 
veröffentlichte Discours de la servitude volon- 
taire ou le contre un offenbar, wie weit er über 
letztere hinausging. Zwar hatte Montaigne die 
kleine Schrift als eine „Rebe zu Ehren ber Frei⸗ 
beit gegen den Tyrannen“ angefündigt, „ber nicht 
liebt umd nicht geliebt wirb“, allein darüber wurde 
man ſich bei der raſch fteigenden Bewunderung des 
Discours bald Hat, daß derjelbe etwas ganz an- 
deres bebeutete al8 eine rhetorifche Übung. Hatten 
ſchon der Legift Franz Hotman (Franco-Gallia 
sive Tractatus de regimine re et.de iure 
successionis, Genf 1573) und Hubert Languet 
(Vindiciae contra tyrannos, Bajel 1579) zu 
Gunften des hugenottiſchen Republifanismus das 
Recht des Volles gegen die Könige bis zu beren 
Abjegung verteidigt, jo ging La Boene einen 
fühnen Schritt weiter, indem er das abjolute 
Recht des Individuums gegen den Tyrannen ver- 
kündete und bamit, vielleicht unbemußt und un« 
freiwillig, eine der ſchwierigſten Fragen der Politik 
und bes neuen Staatsredht3 auftwarf, eine Frage, 
die jeinem Discours bis in unjere Tage — La⸗ 
mennais veröffentlichte ihn nochmals — aftuelle 
Bedeutung erhielt. Wie entftand die Schrift? 
La Boktie war ein Gelegenheitsfchriftiteller fo jehr, 
daß er nach der Verficherung Montaignes grund» 
fäglid) nur einmal im Jahre zur Feder griff, um 
Tich ſelbſt — an eine Veröffentlichung hat er nie 
gedaht — von feinem Denken Rechenschaft zu 
geben. Das Jahr 1548 und das, was er als un⸗ 
mittelbarer Zeuge in Bordeaug ſah, brachte ihn zu 
feinem Discours. 

Während er, ganz in die Antike vertieft, in Arie 
ftoteles, Xenophon und Plutarch feine Staatsideale 
ſuchte trat ihm das graufige Zeitelend in un» 
erhörten Schredniffen entgegen, welche ber Con ⸗ 
ndtable Arme de Montmorency über feine Vater 
ſtadt brachte. Der graufame Fisfalismus Franz’ I. 
hatte mit der Thronbefteigung Heinrich IL. (1547) 


Boetie. 
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gelegentlich der Eintreibung der Salzſteuer (ga- 
belle) zur Auflehnung Bordeaug’, der Guyenne 
und Saintonge geführt; in erfterer Stadt war der 
Stellvertreter des Königs erfchlagen worden. Der 
wilde Montmorency rücte, alle auf feinem Wege 
berwültend, vor Borbeaug, Yehnte höhnend die 
angebotene Unterwerfung ab, Tieß die offene Stadt 
flürmen, nahm 140 der Notabeln gelangen, „bieß 
fie vor feinen Augen mit ihren Nägeln dem Er- 
ſchlagenen das Grab aufſcharren“ und fie dann 
unter allen Greueln der feubalen Kriminaljuſtiz 
in ihrer renaifjancijtiihen Barbarei martern. 
La Boetie fah, wie fie geräbert, gepfählt, gevier- 
teilt zc. wurden, Unter ſolchen Eindrüden entftand 
der Discours, ber erjt ein volles Menſchenalter 
fpäter mit naiver Bewunderung feines Freundes 
ber Öffentlichleit übergeben wurbe. Gr ift der 
Schrei des Entfeßens eines Einzelnen im Namen der 
Vielen, der Unterbrüdtten; er richtet ſich gegen bie 
freiwillige Unterwürfigfeit von Menfchen, die, von 
der Natur gleich gefchaffen, Sklaven eines andern 
Menjchen fein wollen, der vielleicht der jchlechtefte 
unterihnenift. „Wie,“ riefer, „ift es denn möglich, 
daß fo viele Menſchen, jo viele Fleden und Stäbte, 
fo viele Völlerſchafien einen einzigen als Tyrannen 
Tich gefallen laſſen der doch feine Gewalt hat, als 
die man ihm beläßt, feine Macht zu fehaden, wenn 
die vielen fie nicht dulden wollen. Welches Unglüd, 
ober vielmehr, welch umfägliches Elend ift es, 
jene unabjehbare Schar von Leuten zu fehen, bie 
nicht gehorchen, wohl aber Sklaven ein, nichtregiert, 
ſondern tyranniſiert fein wollen, die weder Hab 
und Gut nod Kinder noch ſelbſt das Leben mehr 
ihr eigen nennen, die alle Piünderungen, alle 
Qualen, Nichtswürbigfeiten und Graufamteiten 
erbulben wollen, erbulben nicht etwa durch eine 
Armee ober die erfte befte Barbarenhorbe, gegen 
die man Blut und Leben einfegen müßte, jondern 
durch einen einzigen, nicht etwa einen Herkules 
oder Samfon, ſondern vielleicht den feigften und 
weibifchften der ganzen Nation.“ Gewiß ift das 
bis in die einzelnen Saßgefüge antike griechiiche 
Rhetorik; allein die Verantwortung des Indivi- 
duums, das Recht und die Pflicht jedes einzelnen 
gegenüber dem Unterdrüder und dem Mißbrauch) 
der Gewalt zu ihrer eigenen Vernichtung tritt 
im ganzen Discours ſcharf hervor. „Derjenige, 
welcher euch furchtbar mißhandelt,“ fagt La Boktie, 
„hat nur zwei Augen, nur zwei Hänbe, nur einen 
Reib.... Woher hat er denn alle die Augen, die 
euch auskundſchaften, wenn ihr ihm die eurigen 
nicht leiht? Wo fände er alle die Hände, bie euch 
mißhandeln, wenn nicht bei euch? Sind denn die 
Füße, die eure Stäbte zertreten, nicht die eurigen? 

ätte er ohme euch die geringfte Macht über euch? 

ie fönnte er es wagen, euch in Schreden zu halten, 
wenn ihr nicht einverftanden wäret? Was könnte 
er euch anhaben, wäret ihr ſelbſt nicht die Hehler 
des Räuber, der euch außplündert, Mitfhuldige 
des Mörders, der euch tötet, Verräter an euch 
ſelbſt? Ihr ſäet eure Früchte nur, damit er fie 


955 


zertritt; ihr zieret und füllet eure Häufer nur, da« 
mit er jeine Diebesluſt befriedigt ; ihr erzieht eure 
Töchter, damit er eine Beute ſchmutziger Sinnen ⸗ 
luſt vorfinde ; ihr ernährt eure Kinder, damit er 
fie fortſchleppe, oder beſſer, aus ihnen die Opfer 
feiner Schlächtereien made. ... Und von fo vielen 
Schamlofigfeiten, die jelbft Tiere nicht empfinden 
oder nicht dulden würden, fönnt ihr euch frei 
machen, wenn ihr den Verſuch macht, nicht etwa euch 
davon zu befreien, fonbern bloß den Willen zeigt, 
das zu thun. Seid entſchloſſen, ferner feine Sflaven 
au fein, und ihr jeid frei. Ich will nicht, daß ihr 
ihm (dem einzigen) reizt oder erſchüttert; ich will 
nur, daß ihr ihm nicht mehr unterftüht, und ihr 
werdet ſehen, wie er gleich einem großen Koloſſe, 
deflen Füße man untergräbt, in ſich felbft zu⸗ 
fammenftürzt und in Stücle bricht.“ Iſt e8 nicht, 
als hörte man das Echo der fommenden mehr« 
bundertjährigen Demagogie? In der wilden Gä- 
rung und Aufregung, in welche die Renaiffance 
und bie Religionstriege die bamalige Welt ftürzten, 
ahnte kaum jemand das letzte Ziel der damals an⸗ 
bhebenden Kämpfe. Daß es ſich um die Befreiung 
des Individuums, um Sicherftellung feiner Rechte 
und Pflichten gegen tyranniſche Vergewaltigung 
handelte, trat hier zuerjt zu Tage, aber man ver 
ftand e8 nicht; damals meinte man, der Streit 
beftehe nur zwiſchen Monarchie und Antimonardjie. 
Deontaigne erſchrak, als er den hugenottiſchen Miß⸗ 
brauch der Schrift ſeines jungen Freundes ſah; 
er ſtand von ſeinem Vorhaben, ihr durch die Auf- 
nahme in bie Efjays, fein bewundertes Meifter- 
werf, noch weitere Verbreitung zu geben, ab, weil, 
fagte er (Essais I, 27), der Discours jeßt von 
denen veröffentlicht werbe, „die den Zuftand un« 
fere8 Gemeinweſens verwirren und ändern wollen, 
ohne ſich um deſſen Beſſerung zu fümmern, und 
weil fie die Schrift mit dem Mehle anderer 
Sähriften vermengt haben“. Er verwahrt feinen 
Freund energijch gegen den Vorwurf, je ein Feind 
der Monarchie geweſen zu fein; nie jei ein Bürger 
den Gejegen unterthäniger gewejen; nie habe es 
einen größeren Belämpfer der Empdrungen und 
Neuerungen (remuements et nouvelletes) ge= 
geben, welche die Staaten verwirren. Immerhin 
geiteht Montaigne felbft, ſein Freund „wäre lieber 
zu Venedig gewejen als zu Sarlat, und das mit 
Recht“, d. h. er habe die oligarhifche Defpotie 
der Dogenrepublif der franzöfiichen Monarchie 
vorgezogen. Auch die Berufung auf einzelne 
Stellen de8 Discours, 3. B. auf La Bokties 
Begeiflerung für Lyfurg und den Spartanerftaat, 
ſpricht nicht für La Boeties monarchiſche Anſchau⸗ 
ungen. „Jener“ (Lykurg), fagte er, „nährte und 
erfüllte mit feinen Gefeßen und feiner Staatskunſt 
bie Lacedämonier jo jehr, daß jeber aus ihnen 
lieber taufendmal geftorben wäre, als einen andern 
Herrn denn das Gefeb und den König anzu= 
erkennen.“ Aus ſolchen Worten La Bodties Bor« 
liebe für die Monarchie, geſchweige denn für die 
durch Gejeh gemäßigte Monarchie, herleiten zu 


Boktie, 
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wollen, ift ebenjo unhiſtoriſch wie ihn zum Vor⸗ 
tämpfer des politifchen Radikalismus zu machen. 
Dan wird fi) endlich beſcheiden müffen, will man 
anders einer fo tief eingreifenben Titterarijchen 
Erſcheinung, wie es der Discours bis in unfere 
Tage gebliebenift, gerecht werben, die auögetretenen 
Geleiſe veralteter StaatSauffaffungen preiszugeben. 
Es handelt fih im vorliegenden Falle nicht um 
Monarchie und Republik; e8 handelt ſich um grund«- 
verſchiedene Anſchauungen über Individuum und 
Staat, um die hriftliche oder antichriftliche Gefell- 
ſchaftsauffaſſung, genauer, um die Reaktion der 
individuellen und Vollsrechte, welche das chriſlliche 
Königtum Ludwigs VI. und Ludwigs IX. zu jelten 
hoher Blüte dem Bolfe vermittelt hatte, gegen bie 
Wiederkehr bes antiten Gäfarismus in der Politik 
Ludwigs XL, Franz' I. und Heinrichs IV. Richt 
mit einem Worte ift im Discours der Bedentung 
des chriftlichen Königtums als der Großmacht zum 
Schutze der Schwachen gedacht; jo jehr war das 
Andenken an dasſelbe unter der Herrſchaft der 
heidniſchen Renaiffance und ihrer Anſchaäuungen 
von Recht und Gewalt, des ſchamloſen Iuterefien- 
kultes machiavelliftiicher Korruption am Hofe der 
lebten Valois und der allgemeinen religiö8=fittlichen 
Verwilderung verloren gegangen. Aber danım 
war ber Widerftand gegen den Abjolutismus nidt 
gebrochen; er pflanzte fi), genau in den Geleiſen 
be8.Discours, d. i, dem ins Schranfenlofe gehenden 
Individualismus, bis über den bourboniſchen Ab⸗ 
ſolutismus, bis über den napoleoniſchen Cãſarismus 


und deſſen —— im radikalen Socialismus fort, 


der ja nichts iſt ſeinem Weſen nach als vollendeter 
Individualismus. Das große Problem der mo= 
denen Politit, die Sicherſtellung der jocialm 
Freiheiten des Individuums, ber Freiheit des Ge⸗ 
wifleng, ber Perſon und des Eigentums durch die 
freie Kirche und ihre die Pflicht des Individumms 
regelnde Gewiſſensmacht unter der Schutzmacht 
des chriſtlichen Staates, tritt uns gleich bei ſeinem 
Entftehen in dem Übergang der mittleren zur 
neuen Zeit entgegen, bei La Boetie freilich ſchon 
in gefäljchter, weil.von antitem Republifanismus 
beherrſchter Form. Allein auch in diefer Form 
bleibt der Discours nicht nur ein fchneidender 
Proteſt gegen den rohen Egoismus und bie 
ſchnöde Gemilfenlofigfeit der Interefjenpolitif eines 
Macjiavelli, jondern aud) ein denkwürdiges Zeug» 
nis für die Damals noch mögliche Umfehr von den 
berhängnisvollen Wegen des Abfolutismus. Jeden⸗ 
falls wäre e8 unrecht, La Boetie nur im entfernte» 
ften jener unchriſtlichen Gefinnungsweife zu be= 
zichtigen, die feine fpäteren Bewunderer ihm 
andichteten. Dafür bürgt ber Bericht über fein 
chriſtliches Leben und Sterben und das Zeugnis 
des jener Zeit naheftehenden Gejchichtichreibers 
Aug. de Thou (15598—1617): „La Boktie be⸗ 
ſaß,“ jagt er, „einen bewundernsiwerten Geift, 
eine umfafjende und tiefe Gelehrjamfeit und eine 
ganz außergewöhnliche Leichtigkeit im Sprechen und 
im Schreiben. Er beſchäftigte fi) zumeift mit 
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Moral und Politik. Begabt mit feltener, weit 
über fein Alter Hinausgehender Klugheit, wäre er 
zur Führung der größten Gejchäfte befähigt ge- 
weſen, wenn er nicht fern vom Hofe gelebt und 
ein zu früher Tod ihn nicht gehindert hätte, die 
Früchte eines fo erhabenen Genies zu ſammeln“ 
(Hist. univers. 1. 25). Danach ift der Auß- 
In Montaignes, fein Freund fei ber größte 
ann des Jahrhunderts geweſen, zu bemeſſen. 
Auf die nach feinem Tode zahlreicher als je zubor 
auftretenden politischen Schriftfteller, namentlich 
Bodin, ift La Bodtie von weittragendem Einfluß. 
— Hinſichtlich der Litteratur weiſen wir noch auf 
die „Zufäße ‚hin, die zuerft 1578 in den Me- 
moires de l’Etat de France sous Charles IX 
(Middlebourg) III, 85, dann neugebrudt mit No⸗ 
tenvon P. Eofte in der Separatausgabe von 1580 
erſchienen: Supplöments aux Essais de Michel 
de Montaigne. Diejelben find gleichfalls den 
fpäteren Ausgaben der Efjays einverleibt. Ein 
Pariſer Drudvon 1789 in Neufranzöfiih, ver» 
mehrt um die Rebe des Marius bei Salluft (Tu- 
gurtha c. 85), war gegen da8 bourbonifche wie 
der Lamennais' (1842) gegen das Julifönigtum 
richtet. Die brauchbarſte und beſte Schrift über 
a Boetie ſchrieb, freilich ganz in dem Rahmen 
ber oben haratterifierten Auffaſſung der radikalen 
Bourgeoifie, der Afademifer Lon- Jacques engere, 
Paris 1845, wozu im folgenden Jahre bie 
(Euvres complötes de la Boetie mit Ein« 
leitung und Noten famen. [Weinand.] 

Bolivia. [L Geſchichte. II. Flächenraum, 
Bevölkerung. III. Verfaſſung, Verwaltung. 
IV. Geiſtige und materielle Kultur. V. Finanzen, 
Heer, Litteratur.] 

L Bolivia, repräfentatin-demofratiiche Repu⸗ 
bit Südamerifag, umfaßt daB Gebiet der cher 
maligen ſpaniſchen Audiencia Charcas und bildete 
urfprünglidh einen Teil des Infareiches von Euzco 
(1. d. Art. Peru). 1538 erſchienen die Spanier 
auf ben Hochebenen des heutigen Bolivia, unter» 
warfen die Eingeborenen troß Träftigen Wider- 
flandes und gründeten 1540 La Plata (Charcas), 
1548 La Paz. Das Land gehörte als Hoch⸗Peru 
zum Bicefönigreiche Peru, bis es 1776 zum Bice- 
Tönigreiche La Plata geſchlagen und nad) feiner 
Hauptftadt Charcas (jet Chuquifaca oder Sucre) 
benannt wurde. Eingeſchloſſen zwiſchen Chile, 
Peru und La Plata, verhielt es ſich während der 
Revolution der fpanifcden Kolonien paſſiv. €: 
1825 wurde die Macht der Spanier dortfelbft 
vollftändig gebrochen. 

Am 6. Auguft 1825 erflärte eine zu Chuquifaca 

jufammengetretene Nationalverfammlung Hoch» 
eru, d. h. die vier Provinzen Charcas (Potofi), 

Paz, Cohabamba und Santa Cruz mit den 
Deflertas de Atacama für einen unabhängigen 
Staat und ernannte Simon Bolivar zum Präfi« 
denten der neuen Republit. Diefelbe hieß auch 
anfänglich dem Libertador zu Ehren „Republica 
Bolivar” ; jedoch wurde auf feinen Wunſch dieſer 


Bolivia. 
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Name am 11. Auguft in Bolivia umgewandelt. 
In Chuquiſaca, dem Sitze der neuen Regierung, 
trat am 25. Mai 1826 ein zweiter Kongreß zu⸗ 
fammen, der am 25. Auguft die von Simon Bo— 
livar entworfene Konftitution, den Code Boli- 
viano, annahm. Zum lebenslänglihen Präfi« 
denten wählte man auf Bolivars Vorfchlag den 
kolumbiſchen General Sucre. Letzterer nahm jedoch 
die Würde nur für zwei Jahre an und verließ 
ſchon im April 1828 das Land, da man ihn mon« 
archiſcher Abfichten beſchuldigte. Ein neuer, am 
8. Auguft 1828 in Chuquiſaca eröffneter Kongreß 
änderte zunächit die Verfaſſung, die nicht demo» 
kratiſch genug war, in wejentlichen Punkten. Groß- 
marſchall Santa Eruz nahm nad) längeren Wirren 
am1.Jannar 1829 die Präfidentichaftan, beruhigte 
das Land, gab ein neues Geſetzbuch, Codigo 
Santa Cruz, ordnete das Finanzweſen und foͤr⸗ 
derte die Einwanderung. Sein Hauptziel, die 
Vereinigung Boliviag mit Peru, erreichte er 
nach dem Siege bei Cuzco (8. Auguft 1835). 
Eine neue Verfaffung follte die Vereinigung der 
beiden Staaten befeftigen. Jeder jollte feine An« 
gelegenheiten jelbftändig beforgen und der gefamte 
Bundesſtaat einer Gentralregierung unterworfen 
fein, die Santa Eruz felbft unter dem Namen 
eines Proteltors übernahm. Dies gab jedoch 
Veranlaffung zu neuen Empdrungen und Bürger« 
kriegen, in die auch Argentinien und Chile ein⸗ 
griffen. Santa Eruz, am 20. Januar 1839 bei 
Yungay von den Peruanern und den mit ihnen 
verbündeten Chilenen gejchlagen, verließ das Land; 
in Peru wurde Gamarra Präfident, in Bolivia 
General Ballivian. 

Fortwährende Parteifämpfe füllen bie Ge— 
ſchichte der nächſten Jahrzehnte und hinderten 
einen gebeihlichen Aufſchwung des Landes. Selbſt 
die Muge, gemäßigte Regierung des Präfidenten 
Iofe Maria de Aha (1861—1865), der durch 
Abſchluß von Freundſchafts⸗ Handels⸗ und Schiffe 
fahrtöverträgen mit den einigten Staaten 
(2. November 1862) und Belgien (10. Februar 
1863) Bolivia Entwidlung zu fördern fuchte, 
konnte den Geift der Anarchie nicht unterbrüden. 
Im Februar 1865 wurde er von dem General 
Mariano Melgarejo verdrängt, ber fich zum Dif- 
tator aufſchwang. Ein Grenzftreit mit Chile, 
der 1863 über den Beſitz der Guanolager und 
Salpeterfelder an der Bat von Mejillones ausge- 


rſt brochen war, wurde durch Vertrag vom 10. Auguft 


1866 dahin entſchieden, daß der 24. Grad ſüd⸗ 
licher Breite die Grenze bilden, Bolivia aber von 
dem Gewinn aus den Guanolagern an ber Mejil« 
Ionesbai bie Hälfte an Chile abgeben follte; auch 
mit Brafilien kam am 27. März 1867 ein Grenz: 
vertrag zu ftande. Melgarejo wurde am 20. Juni 
1871 verjagt und im nächſten Jahre ermorbet. 
In ſchnellem Wechfel folgten nun die Präfidenten 
aufeinander. Unter ihnen regierte der General 
Hilarion Daza, der 1876 die Würde mit Gemr!+ 
an ſich gebracht Hatte, fait unumſchränkt unt 
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reicherte ſich durch Mißbrauch feiner Gewalt in 
ſchamloſer Weife. Auch der Krieg mit Ehile (ſ. d. 
Art.) entiprang ſelbſtſüchtigen Motiven Dazas, 
welcher im Anfange des Jahres 1879 die von ben 
Ehilenen ausgebeuteten Salpeterlager Atacamas, 
entgegen einem Vertrage von 1874, mit hohen 
Steuern belegte, und als dieſe nicht fofort bezahlt 
wurden, die Anlagen konfiscierte. Bei diefem 
ſchroffen Vorgehen ftüßte er fi) auf ein ſchon 1873 
mit Peru abgeſchloſſenes geheime Schuß- und 
Trugbündnis, überließ jedoch feinem Yundes« 
genofjen die Hauptlaft der Kriegsführung. Die 
ſchlecht gerüftete bolivianiſche Armee, die nur 
5000 Mann (darunter 1000 Offiziere) ſtark war, 
vereinigte fich bei Arica mit den peruanifchen 
Truppen ; Daza aber entzog fich feig dem Kampfe 
und wurde im Dezember 1879 verjagt. General 
Campero trat an die Spitze des Staates und 
gen: welches die unglüdlichen Kämpfe bei 

acna (27. Mai 1880) und Arica (7. Juni) 
gänzlich auflöften. Bei feiner inneren Macht 
Iofigfeit mußte Bolivia nad) langen Unterhand» 
kungen am 4. Mai 1884 mit Chile in Santiago 
einen Waffenftillftand auf unbeftimmte Dauer 
abſchließen, demzufolge Antofagafta, d. h. das ge 
ſamte weſtlich der — —— gelegene Gebiet 
der bisherigen Provincia Litoral Bolivias, 
158000 qkm mit 22254 Einwohnern, unter 
chileniſcher Verwaltung bleiben, zwiſchen beiden 
Republiten Hanbelsfreiheit eingeführt und Arica, 
gleichfalls unter hilenifcher Verwaltung, den Bo⸗ 
livianern als Hafen eg werden follte. 
Diefer Vertrag wurde vom Kongreß unter bem 
Drude der Umſtände genehmigt. 

I. Der Flaͤchen inh alt Bolivias wird auf 
1334200 qkm beredjnet, die Bevölkerung 
auf 2270000, nod nicht 2 auf 1 qkm geſchätzt. 
Bon den Einwohnern find ca. 60 Prozent In⸗ 
dianer, von denen 245.000 frei und unabhängig 
umherſchweifen; faft 40 Progent entfallen auf die 
Weißen und Mijchlinge (Cholos); Neger, Mu« 
latten und Zambos find nur in verſchwindend 
Heiner Zahl vorhanden. Die Weißen find faft 
ausſchließlich ſpaniſcher Abkunft; Deutſche, Eng⸗ 
länder, Franzoſen und Nordamerilaner finden 
ih nur in fehr geringer Anzahl in den Bergbau« 
diftriften und größeren Städten, wo fie fi als 
Unternehmer und Kaufleute niebergelaffen haben. 
Die Bevölkerung befennt ſich fat ausnahmslos 
zur römifch-fatholifchen Kirche; nur wenige find 
noch Heiden. Von den Departementshauptftädten 
zählen La Paz 62320, Sucre (zugleich Landes- 
Hauptftadt) 27 345, Cochabamba 29530, Potoft 
15000, Santa Cruz 12100, Oruro 15200, 
Zarija 11942, Trinidad 6750 Einwohner. 

II. Die Verfaſſung Bolivias beruht auf 
den Principien der repräjentativ · bemofratifchen 
Republik, in der alle Macht vom Volle ausgeht 
und durch drei getrennte Gewalten, die Tegislative, 
exekutive und richterlihe, ausgeübt wird. Die 
Verfafjung beruht auf der SKonftitution vom 


Bolivia. 
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25. Auguft 1826, welche in den Jahren 1828, 
1831, 1863 und 1880 weſentlich abgeändert 
worden ift. Die gejeßgebende Gemalt Tiegt in den 
ga eines aus zwei Kammern (Senat umb 
putiertentammer) beftehenden Kongreſſes. Die 
mindeftens 35 Jahre alten Senatoren werben auf 
6 Jahre gewählt ; auch wird der Senat alle 2 Jahre 
zu einem Drittel erneuert, die 65 mindeftens 25 
Jahre alten Deputiertenauf4 Jahre beizweijähriger 
Erneuerung ber Hälfte der Mandate. Die aus- 
übende Gewalt ifteinemauf4 Jahregewählten Prä« 
fidenten übertragen, welchem zwei Bicepräfidenten 
ur Seite ftehen, von denen der erſte zugleich 
Dräfipent des Senates iſt. Daneben fungieren 
fünf dem Kongreffe verantwortliche Minifter: für 
das Äußere, Innere, Kultus und Unterricht, Iu« 
ſtiz, Kriegsweien und Finanzen. Zu Verwal⸗ 
tun gs zwecken ift die Republif in 8 Departements 
geteilt: 2a Paz (Delegacion dei Madre de Dios 
und Delegacion del Purus), Chuquifaca (Sucre), 
Cochabamba, Potoſi, Santa Eruz, Tarija, Oruro 
und Beni. Jedes Departement zerfällt in durch⸗ 
ſchnittlich 4 Diftrifte (Partidos), diefe wieber in 
mehrere Kantone. Als Verwaltungschefs fungieren 
in den Departements die Präfelten, unter ihnen in 
den Diftriften Gouverneure und in den Kantonen 
Gorregidoren. Die Rechtspflege ift dem franzd« 
ſiſchen Verfahren nachgebildet, aber ohne das In= 
ftitut der Geſchworenen. Ein oberfter Gerichtshof 
mit vom Kongreß gewählten Richtern befindet ſich 
in Sucre, Diſtriktsgerichtshöfe in den Departes 
ments, Richter erfler Inſtanz in den Partibos, 
Friedensrichter in den einzelnen Kantonen. Das 
Wappen Bolivias bildet einen ovalen Schild 
mit einer harafteriftiihen Landfchaft (Lama, Berg- 
wert, Pflanzen), golden und blau umrandet mit 
dem Namen des Landes oben und nem Sternen 
unten. Die Nationalfarben find rot, grün und gelb, 
Kriegd- und Handelsflagge dagegen rot, gelb umd 
grün, quer geteilt; der mittlere Streifen zeigt das 
gehik StaatSwappen, umgeben von einem grünen 
orbeerkranze. 

IV. Sta atsreli gion ift bie römijch-Tatho- 
liſche, die öffentliche Ausübung jedes andern Kul · 
tus ift unterfagt. Zugleich mit den fpanifchen Er⸗ 
oberern famen zahlreihe Miffionäre, beſonders 
Merciarier und Dominikaner, in die Ränder an 
der Weftfüfte Amerikas ; leider hinderte bie Gran« 
famteit der Conquiſtadores eine ruhige, friedliche 
ThätigfeitderMiffionäre. Eineüberaus ſegensreiche 
Wirkſamleit entfalteten päter die Jeſuilen umter 
den Moros (P. Baraze 1675—1702) und Ehi- 
quitos (P. de Arce 1692— 1718). Bei ihrer Ber« 
treibung 1767 mußten fie zehn Reduftionen (1. d. 
Art. Agentinien S. 387) mit über 20 000 dhrift« 
lichen Indianern zurüdlaffen (vgl. Morig Bad, 
Die Zefuiten und ihre Miffion Ehiquitog in Süd- 
amerifa u. ſ. w., herausg. von Kriegk, 1843). 
Obwohl in andern Gegenden, wo man die Ein- 
geborenen zur Ausbeutung der reihen Golb- und 
Silberminen brauchte, das Epriftentum nicht fo 
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Tefte Wurzeln faßte, rechnete man doch 1651 etwa 
100.000 oriftlihe Indianer in 188 Gemeinden 
und ein Jahrhundert fpäter 242564 in 234 
Pfarreien. Gegenwärtig üben unter den In- 
dianern eine ausgedehnte Seeljorge die Franzig- 
taner-Obfervanten, welche 4 Kollegien (zu Tarija, 
Botofi, Tarata und La Paz) und zahlreiche Mife 
fionen ımterhalten. Unter dem Metropoliten in 
Sucre ſtehen die ——— Cochabamba, 
La Paz und Santa Cruz; ferner iſt eine Präfektur 
für den Gran Ehaco errichtet. Die Kirche von 
Bolivia war ehemals ſehr reich; feitbem aber der 
Staat im Jahre 1826 ihre Güter verfauft hat, 
ift fie verarmt. Der Krieg mit Eile und die fol- 
gende Verwirrung hat 1880 zu einer neuen Ber 
taubung ber Kirche geführt. 

Die geiftige Kultur fleht auf einer fehr 
niedrigen Stufe. Der Unterricht, der aus dem 
eingezogenen Kirchengute aufgebefiert und erhalten 
werben follte, ift ſehr dürftig beftellt, und ber 
größte Teil der Bevölkerung wächſt ohne Schul» 
bildung auf. Von höheren Bildungsanftalten be= 
fist Bolivia 3 fogen. Univerfitäten in La Paz, 
Sucre und Cochabamba, aus denen nur Yuriften 
bervorgehen, eine Schule für Arditeltur und 
Bergbau in La Paz, 4 kirchliche Seminarien, 24 
Kollegien für Wiſſenſchaften und Künfte (Renl« 
ſchulen) und 4 höhere ling Eine Litte⸗ 
ratur eriftiert in Bolivia nicht, die Preſſe ift noch 
wenig entwidelt. 

Trotz der außerorbentlihen Fruchtbarkeit des 
weitaus größten Teiles des Landes liegt bie 
Bodenkultur infolge der Trägheit und Un— 
wifienheit ber Bevölferung und des Mangels an 
Verlehrswegen ganz banieder. Yon vollswirt 
ſchaftlicher Bebeutung find nur der Bau der Koka, 
deren Verkauf Regierungsmonopol ift, und bie 
Ausfuhr der Chinarinde, die nicht mehr bloß aus 
den Wäldern, fondern feit neuerer Zeit auch 
ſyſtematiſch in Plantagen gewonnen wird. Sie 
ift ein Haupthandelaprobuft Bolivias, und der 
Wert der Ausfuhr wird im Maximum auf 800000 
Bolivianos jährlich geſchätzt. Die im Lande er» 
zeugten Brotfrüchte, befonder8 Mais, Weizen und 
Rartoffeln, deden kaum ben eigenen Bedarf; der 
Ertrag des Kaffees, des Zuders, der Baumwolle 
und des Tabais ift unbedeutend, dagegen wird 
viel Kautſchuk gewonnen. Auch die Viehzucht ift 
troß des günftigen Bodens ganz vernadhläfligt; 
auf den Hochebenen und Bergen bildet die Zucht 
der Lamas und Alpatos die Hauptbeſchäftigung 
der Bewohner. Der Reichtum des Landes beruht 
in feinen Mineraljhägen, von welchen hauptſäch- 
lich Silber, Zinn, Wismut und Kupfer produ= 
ziert werden. Die Silberproduftion, infolge des 
Raubbaues nur noch ein Schatten der ehemaligen 
Ausbeute (Gefamtförderung von 1545 bis 1875 
6789 Millionen Mark!), ift in jüngfter Zeit 
wieder bedeutend geftiegen. Es wird hauptſächlich 
als Barilla (Kupferfand mit 70—85 Prozent 
Gehalt) und Eharque (in Zweigen, Blättern und 
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kryſtalliniſchen Stüden von 85—95 Prozent Ge⸗ 
halt) in den Handel gebracht. Steinkohlen wurden 
1864 in der Nähe des Titicacajees, gute Braun⸗ 
kohlen in ber Provinz Tarija gefunden, wo auch 
Petroleum vorhanden ift. 

Der Handel Bolivias hat durch Abtretung 
bes Gebietes von Antofagajta an Chile feinen 
direften Seeverkeht verloren und muß die Ein⸗ 
und Ausfuhr über peruanijches Gebiet leiten. In 
neuefter Zeit fucht der bolivianiſche Handel einen 
Ausweg nah Often mit Hilfe des Flußſyſtems 
des Amazonas. Brafilien jteht diefem Beſtreben 
mißtrauifch gegenüber, weil Damit verbächtige po= 
litiſche Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika fi aufgethan haben. Die 
Einfuhr betrug im Jahre 1897 24467 000 Bo- 
fivianos an Wert, die Ausfuhr 23121320 (der 
Boliviano zu 1,76 Mark). Die Einfuhr befteht 
beſonders in Ouedfilber und Manufakturwaren, 
von denen zwei Drittel engliſchen Urſprungs find, 
während an dem Iehten Drittel Deutfchland den 
weitaus größten Anteil hat. Ausgeführt wurde 
im Jahre 1897 für 14876000 Bolivianos 
Silber, 3821000 Bolivianos Zinn und Wismut, 
2650000 Bolivianos Kupfer, 1351000 Boli- 
vianos Kautſchul. Der Mangel an guten Ber- 
tehrswegen ift bei ber centralen Lage Boliviag 
für den Handel ungemein hemmend. Eine Eifen- 
babnlinie verbindet Oruro mit Antofagafta am 
Stillen Dcean; weiter ift eine Bahnlinie von Oruro 
nad) La Paz und längs des Ziticacajee nad 
einem Berbindungspunfte des peruaniſchen Eifen- 
bahnſyſtems im Bau bezw. geplant. Von Tele» 
graphen find (1898) 6641 km mit 117 Bureaux 
im Betrieb. Die Poft zählt 328 Bureaug ; Briefe 
im inneren Verkehr 966 122, im äußeren Verkehr 
516 722. Deutjhlands Intereffen werden in Bo⸗ 
livia wahrgenommen durch zwei Konfuln in Cocha · 
bamba und La Paz ; Vertreter Bolivias in Deutſch 
land find: ein Generaltonful in Hamburg, Konfuln 
in Berlin, Bremen, Frankfurt a. M. und Dresden. 

V. Die Finanzen befinden fich beſonders 
feit dem Kriege mit Chile in einem ſchlechien Zu» 
ſtande. Faſt jedes Budget hat ein ke aufzu · 
weiſen; allerdings werben Einnahmen, deren Höhe 
nicht genau bekannt ift, nicht in den Nachweis 
aufgenommen. Der Etat det Jahres 1899 zeigt 
eine Einnahme von 7973190 Bolivianos, be= 
ſonders aug den Erträgniſſen ber Bergwerte, Zölle 
und der Ausfuhrfteuer, und eine Ausgabe von 
8104200. Die Staatsſchuld befteht in einer 
äußeren Schuld im Betrage von 1086555 und 
in einer inneren Schuld von 3707541 Boli« 
vianos. Papiergeld zirfuliert im Betrage von 
6600000 Bolivianos. Die Republik befikt eine 
Hppothefenbant und eine Nationalbant (Banco 
de Bolivia) in Sucre; es hat Silberwährung; 
Landesmünze ift der Boliviano oder Pefo Nacional 
(Nationalgeld) = 100 Eentavos. 

Die bewaffnete Macht beruht auf der all- 
gemeinen Wehrpflicht bei zweijähriger Dienftzeit 
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und wirb gebilbet auß dem ftehenden Heere (zu= 
fammen 2975 Mann Infanterie, Artillerie und 
Kavallerie) und einer Nationalgarde von 64 000 
Mann. 

gitteratur. Manuel Jose Cortes, Ensayo 
sobre la historia de Bolivia, 1801; W.H. 
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1844 ; Wappäus, Beitrag zur Kunde Südameri« 
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amerifa, 5. und 6. Lief., 1864; Bosch-Spencer, 
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livie, du Perou etc., 1848; Grandidier, 
Voyage dans l’Amerique du Sud, Perou et 
Bolivie, 1861; B. Menendez, Manual de geo- 
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1868; Red, Geographie und Statiftit der Repu- 
blik Bolivia (in Petermanns Mitteilungen 
1865 ff.); 3. 3. v. Tſchudi, Reifen duch Süd- 
amerifa, V, 1869; Moßbach, Bolivia, Kultur⸗ 
bilder aus einer ſüdamerilaniſchen Republit, 1875; 
Wagner, Das bolivianifche Litoral (in Peter 
manns Mitteilungen 1876); Gormaz, Geogra- 
fia näutica de Bolivia, 1879; Wiener, Perou 
et Bolivie, 1879; Schitz⸗ Holzhauſen, Wander⸗ 
bilder aus Peru, Bolivia und Norbbrafilien, 
2.Aufl.1895 ; A.Bresson, Bolivie, septanndes 
d’exploration, 1886. [Franz, rev. Drefemann.] 

Bombarbement, |. Belagerung ©. 777. 

Bonald, Louis Gabriel Ambroife, 
Vicomte de, neben 3. de Maiftre der bedeu- 
tendfte chriſtliche Philofoph, Staatsmann und 
Publiziſt der Revolutions- und Reftaurationgepoche 
Frankreichs, wurde geboren den 2. Oktober 1754 
zu Donna bei Milhau (Milhaub) aus einem um 
die Erhaltung des Katholicismus im heutigen 
Departement Aveyron hochverbienten Adelsge⸗ 
ſchlechte. Ex erhielt eine forgfältige chriſtliche Er⸗ 
ziehung im Efternhaufe, befonder8 durch feine 
früh verwitwete ernfte Mutter, dann vom 11. Jahr 
an in Paris, vollendete diefelbe in dem berühmten 
Stubienhaufe der Oratorianer zu Juilly, wo er 
unter P. Mandar philoſophiſchen Studien oblag, 
und trat hierauf, der Zamilientradition folgend, 
in das privilegierte Corps der Musfetiere Lud- 
wigs XV., bei welchem er biß zu defjen Auflöfung 
(1776) verblieb. Nach feiner Rücktehr nad) Donna 
verehelichte er ſich und widmete ſich mit Erfolg 
der Ordnung der Verhältniffe feiner durch reli« 
giöfe und politifche Zwiftigkeiten zerrütteten Ge⸗ 
meinde. Als Maire derjelben (ſeit 6. Juni 1785), 
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dann als Mitglied des Departementsrates (für 
Rhodes), endlich als Präfident der Departemental- 
verfammlung für Abeyron bot er alles auf, um 
die eindringende Revolution fern zu halten. 
Bonald ftand damals auf feiten derer, welche aus 
der Bewegung von 1789 befonnene Reformen für 
die durch abſolutiſtiſche Gentralifation und galli« 
laniſches Staatskirchentum zerrüttete, durch die 
atheiſtiſche Aufklärung revolutionierte Monarchie 
erhofften. Die Annahme der Civillonſtitution des 
Klerus indes (12. Juli 1790), ihre Verurteilung 
durch die Biſchöfe, die Beftätigung bes Königs 
(26. Dezember), der Zwang bes Konftitution- 
eibes (4. Januar 1791) ertöteten dieſe onen 
für immer. In einem Brief an feine Kollegen 
nahm er vom Staatsdienft Abfchied. Als Em i⸗ 
grant machte Bonald ben jogen. Fürftenfelbzug 
in ber Condeſchen Armee mit und zog fi) nad) 
deren Auflöfung nach Heidelberg, dann, um in 
feiner ſich drüdender geftaltenden Armut unab- 
bängig bleiben zu Lönnen, nad) Egelshofen bei 
Konſtanz zurüd, ganz beſchäftigt mit der Erzie- 
bung feiner beiden älteften Söhne und unter den 
nicht endenden Hiobäpoften von den entfefjelten 
Schrecken ber Revolution mehr und mehr in die 
Forſchung nad dem die Revolution allein über 
windenden Princip fich vertiefend. 

In Egelshofen entſtand Bonalds Erftlings- 
ſchrift, deren Drucklegung 1796 zu Konſtanz mit 
den ſpärlichſten Mitteln und den Arbeitskräften 
eine Heinen Emigrantenkreiſes, meift Priefter, 
ermöglicht wurde, unter dem Titel: Theorie du 
pouvoir politique et religieux dans la societe 
civile, dömontree par le raisonnement et par 
!P'histoire. Par M. de Bonald (3 vols.). Die 
! Schrift, nad) Form und Anlage eine Gelegenheits- 
fchrift, brachte die Grundanfhauung der Bonald» 
hen Staatstheorie von ber religiöien 
Grundlage aller Socialgewalt, vorab der politi« 
ſchen, zu fo fiegreihem Ausdrud, daß man von 
ihrem Erſcheinen die Wendung in ber hriftlichen 
Publiziftit Frankreichs datieren muß. — Wie fehr 
; die kühne Herausforderung erbitterte, zeigte die 
fofortige Beſchlagnahme der insgeheim faſt ganz 
nad) Paris gejhafften Auflage auf Befehl des 
Direktoriums, ein Befehl, welcher jo ftrenge durch⸗ 
geführt wurde, daß eine 1819 veranftaltete Auß- 
gabe der Werke Bonalds ohne die Theorie er= 
ſcheinen mußte. Immerhin forgte ein enger 
Freundeskreis, u. a. Fontanes, Ehateaubriand, 
La Harpe, für die Verbreitung der Theorie, und 
tiefer blickende Republikaner, wie der Litteratur- 
fritifer M. I. de Chenier, fanden ber mit ver⸗ 
blüffender Kühnheit der Revolution ins Angeficht 
gefchleuderten Herausforderung gegenüber feine 
andere Waffe der Abwehr als ben Vorwurf der 
Lächerlichfeit einer mit „mathematiichen Formeln“ 
in „anmaßender Schroffheit“ fi) ſpreizenden 
| Diltion, einer in unerhörter, wahrhaft komiſcher 
Selbſttäuſchung fich gefallenden Einbildung, gegen 
Montesquien, Voltaire, 3. I. Rouſſeau etwas 
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ausgerichtet zu haben. Daß es fih um einen fehr 
ernften, freilich) von Dunkelheiten und Dogma- 
tismen nicht freien, aber genial enttoorfenen An⸗ 
griff auf das revolutionäre Princip des natura- 
ũſtiſchen Staats- und Geſellſchaftsvertrags han⸗ 
delte, dem der Lauf der Ereigniſſe, die ſpaͤtere 
publiziftiiche und politiſche Thätigfeit Bonalds 
und feiner Schule eine ungeahnte Bedeutung geben 
ollte, war weder Chenier noch ben Freunden 

onalds noch ihm felbft damals Mar. Es war 
eben eine neue und darum noch wenig verftanbene 
Ideenrichtung, auf melde die chriſtlichſociale 
Apologetif von Bonald geftellt war. Weber Saint- 
Simon noch Rollin noch d’Aguefjeau, Sa Broufie, 
Gutnde waren in ihrer fonventionellen Verteidi- 
gung ber Interefien ber Religion und Moral über 
den engen Bereich der gallifanifchen Theologie und 
ſtaatstirchlichen Praxis hinausgelommen (Weper u. 
Weltes Kirchenlexilon, 2.Aufl., IV, S. 1874 ff.). 
Daß gegen eine Staatslehre, wie die von Mon⸗ 
tesquieu (Esprit des lois, 1748), Voltaire (Essai 
sur les moeurs des nations, 1756), 3.3. Rouf« 
feau (Contrat social, 1762) — einzig dieſe drei 
Schriften HatteBonald bei Abfaflung jeiner Schrift 
bor ſich —, bie Geſellſchaft nur durch das chrifi - 
liche Autoritätßprincip vor dem alles nieberiverfen« 
den Radilalismus der Revolution, vor grimmer 
Selbfizerftörung bewahrt werben könne, das war 
die Frucht der im ſchmerzlichſten, mühevollften 
—5 — mit ſich ſelbſi entitandenen Forſchungen 
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onalds. 

Bonald war ein ſyftematiſch angelegter Geiſt, 
der Mann einer Idee, einer Theorie, bie er mit 
nie ruhender Reflerion auf alle Gebiete der theo⸗ 
retifchen wie praktischen Politik anwandte. Das 
war jeine Größe, das blieb feine Schwäche in dem 
langen Laufe feines mit der heimlichen Rückkehr 
nad Frankreich (im Frühjahr 1797) anhebenden 
neuen Arbeitens. Von Laufanne aus war er über 
on und Nimes nad Montpellier gelommen, 
wo er feine Gattin und bie jüngeren Kinder nad) 
fieben ſchweren Leidens jahren wiedergefunden hatte. 
Die neuen jatobinifchen Exceſſe des 18. Fruktidor 
(4. September) 1797 zwangen ihn nochmals zur 
Flucht, bis er endlich zu Paris im Haufe einer eblen 
Dame, des Fräuleins Alex. Desnopelles, einen 
ſichern Zufluchtsort und die Hilfsmittel zur fyftes 
matifchen Ausbildung feiner Geſellſchaftslehre in 
drei Schriftwerfen fand, mit benen er bald nad) 
dem 18. Brumaire (9. November) 1799, nad} der 
Sprengung des Direktorium, hervortreten lonnte. 
Zuerft erſchien (1800) unter dem Pfeudonym 
„Bürger Severin“ der Essai analytique sur 
les lois naturelles de l’ordre social, ou du 
pouvoir, du ministöre et du sujet dans la 
societe (ziveite, vom Verf. burchgefehene Ausgabe 
Paris 1817). Im gänzlicher Umarbeitung erſchien 
der Essai alsbald in Lögislation primitive con- 
siderde dans les derniers temps par les seules 
lumieres de la raison (Paris 1802, 8 vols.), 
dem erften Hauptwerte Bonalbs, welches die Anz 
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wendung feiner Theorie von der politiſchen und 
Be Gewalt auf die Socialordnung 
e 


Tiefer das Problem der politiſchen Gewalt 
nach chriſtlicher Auffaſſung gegenüber dem revolu⸗ 
tionären Geſellſchafisvertrage erfaſſend, ſucht Bo⸗ 
nald den dreifachen Satz zu erweiſen: J. Die 
geſellſchaftliche Ordnung iſt der Inbegriff der 
wahren ober natürlichen Beziehungen, die zwiſchen 
den Perſonen der Geſellſchaft beſtehen. 2. Die 
Wiſſenſchaft von diefen Beziehungen ift die fitt- 
liche oder fociale Wahrheit, und ihre Erkenntnis 
bildet die „Vernunft“ ; Ießtere ift die „Vollendung 
des Willens“, diefer die „Determination des Ger 
danken“, dem Menſchen nur erkennbar durch ben 
„Ausdrud” (expression). 8. Ohne den „Auß« 
drud“ würbe ber Einzelinenſch, des Gedanteng, 
des Willens, der Vernunft, der Wahrheitserfennt« 
nis beraubt, in ber Unwiſſenheit über „die Per« 
fonen und ihre Beziehungen“ dahinleben, jeber 
Geſellſchaftsverbindung fremb bleiben. Darauf 
baut Bonald den Schluß, daß für den Menjchen 
alles entfteht mit dem „Worte“ (parole), dem 
einzigen und wahren Ausdrude der Ideen, „ber 
mächtigen Stimme, welche bie Welt ber Intelli⸗ 
genz aus dem Nichts hervorruft und inmitten der 
Finfterniffe jenes Licht aufleuchten Täßt, das jeden 
exhellt, der in diefe Welt kommt“. Da das Wort 
nicht menfchlicher Erfindung fein kann, jo muß es 
dem Menſchen durch Offenbarung (par revela- 
tion et par transmission) übermittelt fein; alle 
Wiſſenſchaft von den Perjonen und ihren Be— 
siehungen, für welche da8 Wort den einzigen Aus« 
drud art, ift ſomit eine auf bem Wege der 
autoritativen Offenbarung verliehene. Aus 
diefer für Bonald unbeftreitbaren Thatſache und 
den aus ihr fich ergebenden Principien fonftruiert 
er das Gebäude feiner „Urgefeßgebung“. „Die 
Souveränität ift entweder in Gott oder fie ift im 
Menſchen; ein Mittelding ift unmöglich.” Daß 
fie in Gott ift, folgert Bonald aus der abfoluten 
Abhängigfeit des Menſchen von einer „Infpira- 
tion“ der göttlichen Offenbarung für jede, jelbft 
die kleinſte moralifche Idee. Gott war alfo der 
erſte Gefeßgeber ; denn „mie hätte das Geichlecht 
bis zur zweiten Generation fortdauern Tönnen, 
wenn bie erfte nicht alle Mittel zu feiner Erhal⸗ 
tung, vor allem nicht das Hauptmittel, die Kunft 
des Wortes, beſeſſen ? Lebt doc der Menſch nach 
dem Sprache ber jouveränen Vernunft nicht vom 
Brote allein, fondern von jedem Worte aus 
Gottes Mund, was befagen will, daß dem Ge- 
ſchlechte zur Fortdauer die Gefehe ebenfo not⸗ 
wendig find wie bie Nahrungsmittel”. Demnach 
muß das dem Menfchen mittels bes Wories über- 
lieferte, mittels der Schrift figterte Socialgeſetz 
in Kraft der Autorität Gottes wahr, natürlich, 
volllommen wie Gott felbft, fein Urheber, fein. 
Die vollendete Erkenntnis dieſes Geſetzes erichlieht 
fih aus der Geſchichte der ftärfften und längft« 
dauernden Geſellſchaften, zunächft ber jüdiſchen, 
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noch heute alle Bebingungen der Kraft und Feſtig · 

keit in fi) tragenden Geſellſchaft; dann der Voll» 

endung der jüdischen Gefellihaft, ber hriftlichen, 

die, über Die ganze Welt ausgebreitet, alle andern 

duch die Macht ihrer Induftrie, ihrer Willen- 

haft, ihrer Intelligenz, ihrer Religion und ihrer 
olitit beherrſcht. 

Wir haben in ber Legislation primitive 
weniger eine methodiſch entwidelte Theorie der 
Gefebgebung zu fuchen, als vielmehr, wie Bonalb 
ſelbſt will, nur die Richtpflöde (jalons), nad) 
welchen alle gefeßgeberijchen Akte fi) ordnen, das 
Princip, von dem fie ausgehen, den Leuchtturm, 
nad dem fie hingeleitet werben jollen; immerhin 
tritt bier die irrige Richtung in Bonalds Grund- 
anſchauung zu Tage, ſowohl in der unrichtigen 
Definition der natürlichen Geſellſchaftsordnung 
als in der unflaren Stellung der „Offenbarung“ 
zu ihr. Im erfterer Hinficht erkennt Bonald nicht 
genug den dreifachen Irrtum der naturaliftifhen 
Geſellſchaftsanſchauung: die Seugmung der krea· 
türlihen und providenziellen Abhängigfeit aller 


natürlichen Ordnung von Gott, die Übertreibung | geftrichen 


und Vergötterung ihrer relativen Vollftändigteit 
und Volllommenbeit, die Verkennung ihrer Ber 
fimmung mit Bezug auf die übernatürliche Ord« 
nung. Bonald jehte gegen die naturaliftifche Theſe 
einfach die — —— einer abſoluten Ab⸗ 
hängigleit der natürlichen Ordnung von der über⸗ 
natürlichen, welche ſowohl den göttlichen Charafter 
der natürlichen Ordnung ſchwaͤchte als ihre mora- 
liſch notwendige Abhängigkeit von ber übernatür- 
lichen Offenbarung verwiſchte. 

In der Verkennung der Weſensunterſchiede ber 
doppelten Schöpfungathat Gottes auf dem Ge- 
biete der natürlichen und der übernatür- 
lichen Ordnung ruht Bonalds Hauptirrtum, 
aber, fügen wir bei, ein weder von feiner Zeit noch 
feiner Umgebung erfannter Irrtum. Die faljchen 
Ideenſtrömungen auf philoſophiſchem Gebiete ſeit 
Descartes, auf dem theologiſchen ſeit Calvin bis 
in die janſeniſtiſchen Ausläufer feiner Doktrin 
hatten gewiſſe Sunbamentalwahrheiten über bie 
menſchliche Natur und die göttliche Gnade, über 
die natürliche und die übernatürliche Beftimmung 
des Menfchen, über den ihm auch im gefallenen 
Zuflande verbliebenen Grad der Selbftbeftimmung, 
über die natürliche Vernunft und bie Offenbarum, 
im engeren Sinne jo entftellt und verbunfelt, ba! 
auch wohldenkende Katholiken, die bie Entſchei⸗ 
dungen der Kirche gegen bie janfeniftiiche Härefie 
in ihrer ganzen Tragweite und in ihrem Zuſam⸗ 
menhange ſchlecht begriffen, die fichere Norm zur 
Würdigung der Ideen vom Menſchen und der 
Geſellſchaft, von den Thatſachen der Gefchichte 
verloren hatten. Warum Bonald nad) dem Vor⸗ 
gange Montalemberts für Irrgänge auf politiſchem 
und focialem Gebiete heute noch verantwortlich 
machen, die ſich nur aus dem radilalen Bruche mit 
der wiſſenſchaftlichen und fpeciell theologifchen 
Tradition der Kirche in feiner bis in die unmittel« 
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bare Gegenwart fich fortfegenben Einwirkung er⸗ 
klären ? Bonald hatte in feinem hohen, ungebeug- 
ten Streben nad) Wiebereinfegung der hriftlichen 
Geſellſchaftsordnung in ihre te und in feiner 
findlihen Hodachtung gegen bie Autorität der 
Kirche eine deuchte, die ihn nie verzogen und trotz 
aller Duntelheiten und Schwierigkeiten auf feinem 
Wege fich zuredhtfinden ließ. 

Noch im 3. 1801 war er mit einer Gelegen- 
heitsſchrift, der dritten Frucht des Pariſer Still- 
lebens, ans Licht getreten, biesmal feine Theorie 
auf bie in ber Kommiffion für die Neubearbeitung 
des Code civil lebhaft erörterte Frage der Eh e⸗ 
ſcheidung anmendend. Die Schrift führt den 
Zitel: Du Divorce consider au 19° sidcle 
relativement & l’stat domestique et à l’etat 

ublic de la sociöts. Zroß des großen Auf- 
Tegeng, welches die Schrift in politifchen Kreiſen 
erregte, blieb diefelbe zunächft ohne Erfolg für 
bie Geſetzgebung. 

Der erfte Konful hatte ben ihn bekannten Ber- 
fafler der Theorie aus ber Lifte der Emigrierten 
; 68 war einer der glüdlichften Tage 
im Leben Bonalbs, als er nach Donna, dem vers 
Heinerten, von feiner Gattin mit dem Refte des 
Vermögens aus der Nationalverfteigerung geret« 
teten Erbe feiner Väter, zurüdtehren fonnte. 
Wie mit neuem Leben wirkte er von hier aus in 
Verbindung mit Ehatemubriand, Hoffmann, Fou⸗ 
tanes u. a. im Mercure de France und im 
Journal des Debats mädtig an ber Wedung 
des religiöfen und monarchiſchen Bewußtfeins; 
er wurde als der Dann ber tiefgehenden Spehu- 
lation der gefeierte Mittelpunft dieſes Kreiſes 
und die Fülle, Schönheit, Kraft und Neuheit der 
Ideen, mit welchen er die fpiritualiftiichen Dof« 
teinen gegen die Materialiften und Voltairianer, 
die döcade philosophique unter Cabanis, Vol- 
ney, Deftutt de Tracy, Ehenier u. a. verfocht, 
fand ſolche Anerkennung, daß bereit8 der Pritifer 
Duffault (1814) Bonald als den Schriftfteller 
bezeichnen Tonnte, „welder feit zehn Jahren bie 
meiften neuen Ideen außgeftreut habe“. Napo- 
leonL, welcher Bonald als den ſchärfſten und 
geiftvollften Gegner ber republifanifchen Sophiften 
ſchaͤzte, ernannte ihn (September 1808) ohne 
fein Vorwiſſen auf Fontanes’ Präfentation zum 
Zitularrat der neu gegründeten Barijer Univerfität, 
ein Amt, welches jedoch Bonald troß bes für feine 
beichränften Verhaͤltniſſe verloctenden Einkommens 
von 10000 Franc Jahrgehalt erft zwei Fahre 
fpäter und dann aus Rüdficht auf feine freund- 
ſchaftlichen Beziehungen zu dem Großmeifter der 
Univerfität annahm. Am 7. Juli 1810 erſchien 
zu Donna ein Geheimbote des Königs von Hol- 
land Louis Bonaparte mit einem überaus ehren- 
vollen Schreiben, worin letzterer Bonald die Er⸗ 
aichumg, feines älteften Sohnes antrug, ihn der 
vollen Übereinftimmung mit feinen Grundſätzen 
verfihernd. Bonald ſchlug das glänzende An- 
erbieten aus, besgleichen die bald nachher bei 
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einem Pariſer Aufenthalte ihm durch Kardinal 
Maury angetragene Erziehung des Königs von 
Rom, Ieptere mit der Bemerkung: überall anders 
paſſe feine Regierungskunft, mur nicht für bie 
Herrſchaft über Nom. 

Die Rückkehr Ludwigs XVII. (1814), der 
Bonald zum Unterrichtrat ernannte, mußte ihn, 
der diefes Ereignis 20 Jahre vorher als den 
Ausgangspunkt einer allgemeinen Reftauration 
angefündigt hatte, zu einem Rücklick auf die Lage 
Frankreichs und Europas um fo mehr auffordern, 
als ihm die Aufmerfjamteit ber leitenden politifchen 
Perſonlichleiten gefichert ſchien. Schon im Januar 
1815 trat er mit einer Anwendung feiner politie 
ſchen Theorie auf die Frankreich am Ausgange 
ber Revolutiongepoche und bes eriten Kaiſerreiches 
bereitete thatfächliche Lage hervor. Wir meinen 
bie ebenfo bebeutjame als in ihrem ausgearbeiteten 
Detail und in ihrem Einfluffe auf die Hoftreife 
zu wenig beadhtete Schrift: Reflexions sur l’stat 
general de l’Europe, suivies de quelques con- 
siderations sur la noblesse (Paris 1815). 
Bonald denkt darin mit Heinrich IV., mit Boſſuet 
und Leibniz einen ibealpolitifchen Ideenkreis 
durch, deſſen reale Unterlagen mit der hriftlichen 
Staatenrepublif Europas, dem pontififalen Su- 
premat Roms, der europätfchen Adelsordnung in 
der erften Revolution untergegangen waren; man 
verfteht ſchwer, wie er, der Prophet der „zweiten 
Revolution”, ich über die Wirklichleit der Lage 
täufchen Tonnte, welche die jogen. Reftauration in 
Frankreich ſelbſt vorfand. 

In Frankreich wie im ganzen ſüdweſtlichen 
Europa war die Revolution, beſiegt durch die 
Thatſachen, unbeſiegt in den Ideen, aufrecht ge⸗ 
blieben. Sowohl die alten Revolutionäre mit 
ihrem voltairianifhen Hafje der Religion und 
der Autorität, mit ihrer raftlofen, ſtaunenswerten 
Propaganda der Zerftörung in den Parlamenten, 
in der Publiziftil, in der Verwaltung, beſonders 
in den Geheimgeſellſchaften, als auch die neuen 
Revolutionäre, die „Liberalen“, mit ihrer angeb« 
lichen Verſöhnungspolitik einer Ausgleichung 
zwiſchen dem neuen chriſtlichen“ Staate und der 
Revolution, waren einig in dem Sturm auf die 
„reaktionäre” Reftauration. Daß nur bie 
entjhlofene und andauernde Rückwendung zu 
Chriſtentum und Kirche in den Inftitutionen bes 
Öffentlichen und privaten Lebens den zweiten und 
entſcheidenden Sieg über bie Revolution vor 
bereiten und vollenden fönne, da8 wurde inmitten 
ber wiederbelebten Traditionen der abjolutiftifchen 
Monarchie und ber gallitanifhen Kirchenpolitik 
verfannt: man dulbete die Religion und umgab 
fie mit dem althergebrachten Ehrenſchmucke, aber 
nur, um ſich ihrer für bie politifchen Intereffen 
der Reftauration zu bebienen, nicht weil Die 
Religion die Wahrheit auch für das politifche 
und fociale Denken und Arbeiten iſt. Lud— 
wigX VII. warindem Stepticismus des 18. Jahre 
hunderts aufgewachſen; ohne ernft religiöfe iiber» 
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zeugungen, ohne ausgeprägten politiſchen Cha⸗ 
tafter, ſah er die Religion ſiets nur als eine Sache 
der Politik, als ein Negierungsmittel an, und 
Bonald erfannte bald, daß eine Regierung, die 
„tapitulierte”, ftatt zu „regieren“, nie feine au⸗ 
toritären Regierungsanſchauungen billigen würde; 
das hinderte ihn indes nicht, als der Ruf an ihn 
erging, feine ganze Kraft für die Reftauration 
der chriſtlichen Monarchie einzujegen. Auch als 
Parlamentarier blieb er derſelbe. 

Mit feiner Wahl aum Deputierten des 
Aveyron (Auguft 1815) Tegte er feine Stelle im 
Unterrichtsrate nieder, um ganz feinen Pflichten 
als Deputierter leben zu fönnen. Im feiner 
15jährigen parlamentarifchen Laufbahn galt Bo= 
nald ftet3 bei Freund und Feind als einer der 
wnabhängigften, unbeſcholtenſien politischen Cha⸗ 
raltere. Seine Reben trugen gleich den vielen 
kleineren Schriften über die Tagesfragen (f. u.) 
das Gepräge der Unbeugſamkeit feiner Anſchau⸗ 
ungen und ihrer entjehloffenjten Verteidigung an 
ſich; er improvifierte felten, und was er ſprach, 
bot ſich eher alß eine politiſche Differtation denn 
alg eine Gelegenheitsrede dar. Oratoriſcher Effekt iſt 
ſtets gemieden; bei einer immer gleich edlen, ge⸗ 
tragenen und ausſchließlich dem Gedanken und 
ſeiner Entwidlung dienenden Sprache finden ſich 
gleichwohl manche Züge einer oft beißenden Kritik 
und Satire, weldhe in ſolchem Munde nie ihre 
Wirkung verfehlen. Der Liebedienerei gegen die 
Hoftoterie haben auch feine erflärteften Gegner 
ihn nie geziehen. Ihn in urfächlichen Zufammen- 
bang mit den Fehlern der Reftauration bringen 
beißt feinen Charakter und feine ganze Stellung 
zu ihr ganz verfennen. 

An der Spike der Majorität der von Lud« 
wig XVIIL ironiſch begrüßten Chambre 
introuvable unterftüßte er zwar die Regies 
rung in manchen die wirkliche Lage des revolu⸗ 
tionierten Landes ganz verfennenben ve 
allein er trat in Oppofition zu ihr, jo oft e8 feine 
Überzeugung gebot. Als Berichterftatter des Ge« 
feßes über die Neduftion der Gerichtshöfe, die 
einjährige Sufpenfion aller neuen Richterernen- 
nungen und die dreijährige Einfehung ber fogen. 
cours prevötales (7. Dezember 1815) verteidigte 
er die Unabfegbarkeit der Richter ala dem Geiſte 
der Erbmonarchie entjprechend, weil fie allein ben 
Magiftraten die nötige Kraft und Unabhängigfeit 
zum Einſpruchsrechte gegen ſolche Regierungsmaß · 
nahmen gäbe, welche der Verfaſſung des Reiches 
widerfpräden. Den Antrag auf Widerruf des 
Geſetzes über die Ehejcheidung, welchen Bonald 
(14. Dezember) ins geheime Komitee brachte, ver⸗ 
teidigte er am 26. Dezember mit ſolchem Erfolge, 
daß die Kammer die Drudlegung feiner Rede 
votierte; als berfelbe am 5. Mai bes folgenden 
Jahres Gefegeskraft erlangte, feierte Bonald den 
ſchönſten Triumph feines Lebens, den Sieg 
15jährigen Kämpfen; daß er damit gleichwohl 
die „zweite Revolution” nicht aufhielt, blieb zeit 
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lebens fein Schmerz. Wie bitter wäre er erft 
enttäufcht worden, wenn er es erlebt hätte, daß 
die Epigonen biefer „zweiten Revolution“ (Jumi 
1884) mit dieſem Gejege ein chriftlich-fociales 
Princip aus der Gejehgebung gänzlich entfernten! 
für den Antrag auf Herausgabe des Teiles ber 
üter des Klerus, der noch nicht verfauft 
(14. Februar 1816), trat er auf das Iehhaftefte 
ein; beögleichen für das neue Wahlgeſetz (27. April), 
um die Unabhängigkeit ber Wahlen zu fi 
Im der Budgetdiskuſſion wandte er ſich wiederholt 
im fcharfer Oppofition gegen das Minifterium 
(19. März), die finanzielle Wieberherftellung bes 
Landes als die Grundlage jeber gefunden Res 
gierung erflärend. Er beitand vor allem auf ber 
finanziellen Selbftändigfeit der Kommumen; er 
erfläcte im Laufe der Disfuffion aI8 fein politifches 
Glaubensbekenntnis: die abfolute Gewalt ſei fei- 
nem Sinne nad) die beſte. Im März 1816 hatte 
der König nad Reorganilation des Inſtituts 
Bonald zum Mitgliede der Alademie ernannt. 
Nach Auflöfung der Chambre introuvable 
(5. September 1816) wurde Bonalb troß ber leb⸗ 
bafteften Oppofition des Minifteriums für Rhodez 
wiebergewählt. Zweimal (November 1816, Er- 
d g der Kammer, und Januar 1817, als der 
räfident Pasquier Minifter wurde) fam er in 
die engere Präfidentenwaht. In gefteigerter poli« 
tiſcher Thätigkeit bewährte ſich inmitten der 
nun in 5 Parteiung ſich ſondernden Roya⸗ 
liſten (abſolute und boftrinäre) und Independenten 
(Republitaner und Liberale) die Unabhängigfeit 
en Charakters E ſehr, daß er troß ber ſehr ge» 
mkenen Mitgliederzahl der äußerften Rechten 
nochmals Präfidentichaftsfandibat wurde (Des 
zember 1817). Am 80. September 1816 ſtimmte 
er für Verwerfung bed neuen, regierungsfeitig 
eingebrachten hohen Wahlcenfuß als gegen den 
Geift der Charte gehend, welcher eine wirkliche, 
feine Scheinrepräfentation durch Beifeitefchiebung 
der Meinen Steuerzahler verlange; am 28. Januar 
1817 verlangte er die Genfur bei periobifchen 
Drudiriften, denen er größere Bedeutung als 
ben Journalen beilegte; am 19. Februar bie Ne= 
form des Satafters, dieſes Inftrumentes der „Sande 
konfkription“. Am 4. März trat er gegen bie 
Veräußerung der Staatsbomänen auf, bejonders 
um der Waldverwüftung vorzubeugen. Nach 
Schluß der Seſſion veröffentlichte Bonald die 
Pensdes sur divers sujets, et Discours poli- 
tiques (2 vols., Paris, Leclere, 1817). Unter 
den 15 Reben findet fi bie geiftuolle Verteidi⸗ 
gung eines Gefepentwurfes, dem Klerus bie Füh- 
tung der Civilſtandsregiſter wiederzugeben, weil 
allein die Religion den Civilalten des Familien⸗ 
lebens jene Öffentlichfeit zu geben vermöge, welche 
wohlthuend auf den Geift des gejellfchaftlichen 
Lebens einwirfe und deſſen höchſte Intereſſen ga⸗ 
rantiere. In den „Gedanken“ zeigt ſich Bonalds 
unübertroffene Meiſterſchaft, durch Schärfe und 
Einfachheit des Ausdrucks und geiſtvolle Wen⸗ 
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dungen neue Ideen zu weden. Hatte er früher in 
Beſchaftigung mit jocialen Studien jene bevun- 
derten Definitionen vom Menſchen „als einer 
bon Organen bedienten Intelligenz“, und von der 
Litteratur „als dem Ausbrude der Gejellfchaft” 
aufgeftellt, jo traten jekt die politiichen Gedanken 
ichte Bonald an fidh ſelbſt, 
als er jetzt ſchrieb: „Im politiſchen Kriſen iſt es 
nicht das ſchwierigſte für den Ehrenmann, ſeine 
Pflicht zu thun, ſondern fie zu lennen... Es 

iebt Dlänner, bie durch ihre Überzeugungen ber 

jergangenheit, durch ihr Denken der Zukunft an= 
gehören. Die Gegenwart hat feinen Raum für fie” ? 

Gegen das mit dem neuen Minifterium De 
cazes-Basquier mehr in den Vorbergrund tre⸗ 
tende politiihe Syſtem bes juste-milieu, weldyes 
eine Ausgleihung des immer zerriffener fich ge= 
ftaltenden Parteilebens zu Gunften eines ge- 
mäßigten Abfolutismus anftrebte, aber natur 
gemäß nur bie radifale Oppofition fteigerte, er» 
bob fi Bonald namentlich in den Debatten über 
das Preßgeſetz (19. —— 1817), indem er 
für die Tagespreſſe die admonitäre Cenſur und für 
Preßdelilte die Specialfury verlangte. Gegen die 

eritellung ber durch bie abgejchafften 

onffription ſprach er fich (19. Januar 1818) als 
der Monarchie ſchädlich aus; ebenfo (4. April) 
gegen die ungleiche Verteilung ber Grundfleuer. 
Unter dem lebhaften Einbrude der unter feinen 
Augen wiebererftehenden Revolution verband er 
fich um dieſe Zeit im Conservateur mit Chateau⸗ 
briand, Salaberry, Fievse, Lamennais, weld) letz⸗ 
terer ihn als feinen „Meifter“ zu grüßen pflegte, 
zur entfehloffenen Verteidigung der Religion md 
der Monarchie; mit jeltener, oft blendender Klar⸗ 
beit deutet er die Zeichen der Zeit. Bei jeder Er- 
neuerung der Kammer ber Deputierten (zu einem 
Fünftel) mehrten fi die alten revolutionären 
Namen: 1817 Lafitte und Caſimir Perier; 1818 
Lafayette, Manuel, Daunou, Benjamin Con⸗ 
ſtant; 1819 ſogar der erfte „Aſſermentierte“, der 
berüchtigte AbbE Grögoire. In gleihem Sinne 
modifizierte fich das Minifterium. Im Kabinette 
Decaze8-Serreß (Dezember 1819) war ſchon dem 
Doltrinarismus das Übergewicht gefichert. 

Die wahrhaft jenfationellen Artifel des Con- 
servateur, welche den Ruf Bonalds mehr als 
feine bisherigen Arbeiten über ganz ver· 
breiteten, erſchöpften indes feine Thätigfeit fo 
wenig wie feine parlamentarijchen Arbeiten. Wenige 
Monate nah Schluß der Seffion veröffentfichte 
er bie Recherches philosophiques sur les pre- 
miers objets des connaissances morales 
(2 vols., Paris 1818), fein zweiteß, gegen bie 
Senjationstheorie der damaligen Materialiften 
gerichtetes Hauptwerk, ganz und gar eine ſpekn⸗ 
lative Rechtfertigung der in der Legislation 
primitive grundgelegten GejellihaftSanfhaumg, 
infofern Bonald die tiefere Begründung ber 
Geſellſchaftsordnung anf ihre religidg-fittfiche 
Grundlage durch ben Erweis ihrer direkten pofi= 
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tiven Offenbarung, biejer einzigen Quelle der So⸗ 
cialordnung, zu ergängen und zu vollenden fucht. 
Bonalds gefteigerte politiſche und litterarifche 
Thätigfeit Ienkte zu jchnell die Aufmerkſamkeit 
von den großen Problemen der Recherches ab, 
namentlich durch die nod) im felben Jahre 1818 
erſcheinenden, viel beſprochenen Observations sur 
louvrage de Madame la Baronne de Staöl, 
ayant pour titre: Considerations sur les 
principaux 6vönemehts de la revolution 
frangaise (Paris 1818). 

Nach Wiedereröffnung der Seſſion votierte 
Bonald gegen die für den Minifterpräfidenten, 
den Herzog von Richelieu, beantragte Natio- 
nalbelohnung (29. Januar 1819) anläßlich der 
Beendigung ber ee für die Räu - 
mung bes franzöfiichen Gebietes Durch die Truppen 
der Alliierten. Die Entfehiedenheit der Sprache 

egen die Regierung fteigerte fih, als er wieder 
datt bei der Budgeldiskuſſion die endliche Rege- 
lung ber franzöfiiden Staatsfinanzen forderte. 
Am 18. Februar erſchien im Journal des Debats 
ein fenfationeller Artikel über die Miffionen als 
notwendiges Mittel zur Hebung der Religion 
und zur Erneuerung ber fittlichen Ibeen im Volle. 
Am 4. März ſtimmte Bonald für das Gefeg der 
zeitweiligen Sufpenfion ber individuellen Freiheit 
und verlangte noch fchärfere Maßregeln. Die 
Genfur der Zeitungen und periodiihen Drud« 
hriften wurde Hergeftellt. In gleichem Sinne 
immte Bonald jest (16. Mai) für daß neue 
Wahlgefeb, welches dem Großgrundbefig die Ent« 
ſcheidung in den Wahllörpern zuwies und gegen 
welches Lafayette bereits bewaffneten Widerftand 
verlangte. Zugleich hatte Bonald mit M. de 
SainteBictor fich behufs noch entfchiedenerer Ver · 
teidigung ber beftehenden Orbnung zur Heraus⸗ 
gabe des Defenseur verbunden und kurz vorher 
die Melanges litteraires, philosophiques et 
litiques (2 vols., Paris 1819) herausgegeben. 
ebtere, eine Sammlung der früher im Mercure 
und im Journal des Debats veröffentlichten Ar⸗ 
titel, erregten im dieſer neuen Geltalt größeres 
Aufiehen, troß der abftraften Form, in der Bor 
nald die höchſten Tagesfragen behandelte; die 
ſchoͤne Litteratur trat gegen metaphufifche, poli« 
tiſche, religiöfe und Moralfragen ganz zurüd. 
Der Döfenseur fonnte ſich nur furze Zeit be= 
baupten, obwohl nie die monarchiſche Doltrin fo 
eiftooll und entjchieben verteidigt wurde wie hier. 
te „zweite Revolution“ war und blieb im Steigen. 
Die Neuwahlen (November 1820) verftärtten zwar 
bie Royaliften nochmals, und Bonald wurde zum 
drittenmal Präfidentfchaftsfandidat (26. Des 
zember). Die nicht mehr endenden leidenſchaft⸗ 
lien Scenen in der Depntiertenfammer riefen 
Bonalds tieffte Entrüftung wach. Bei Verteidie 
gung eines Antrags auf Anderung der Geſchaſis⸗ 
ordnung ſprach er (April 1821) mit folcher Kraft 
gegen die Tyrannei der Minorität, daß dieſe 
tumultuarifh den Ordnungsruf erzwang, und bei 
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der Diskuffion des Penfionsgefeßes für die Geifte 
lichen (7. Mai) erregten feine flammenden Worte 
über ben elenden Zuftand der Religion in Frank⸗ 
rei fo ſehr die Exbitterung der Minorität, daß 
Bonald einlenkte. Sein unbeugjamer Entſchluß, 
in heroifcher Pflichterfüllung aud) jetzt noch in der 
Kammer auszuharren, wurde indefjen nach Wieber« 
eröffnung der Seffion, wo er vierter Vicepräfident 
wurde (19. November 1821), durd) feine Er⸗ 
bebung zum Vicomte, Staatminifter und Pair 
von Frankreich vereitelt (1822). 

Der Antritt des Minifteriums Villele 
(1824), das unter lebhafteſter Unterftügung Bo» 
nalds die befte Finanzreform des neueren Yranl= 
reichs durchſetzte, die Reaktion gegen die allfeits fid) 
mebrenden revolutionären Erhebungen, die Er 
gebnifje der Kongrefje zu Troppau, Laibach und 
Verona, der ernite, aber ſchwankende Eharafter 
Karls X. (jeit 16. September 1824), die Neu= 
wahlen von 1824, bei denen nur 19 Liberale in 
der Kammer blieben, vermochten Bonalds Hoffe 
nungen auf die Befeftigung der Monardie nur 
wenig zu beleben. Am 29. Mai 1825 wohnte er 
als Delegierter der Pairs der Salbung und Krö⸗ 
nung Karla X. zu Reims an, konnie ſich aber 
der ĩebhafteſten Befürchtungen für die Monarchie 
nicht entſchlagen angefichtS ber ſich vertiefenden, 
in großen Demonftrationen, wie beim Begräbnifje 
des Generals Foy, id) kundgebenden Oppofitiong» 
luft in den Majoritätsparteien der Kammer, in 
der Magiftratur, in der Armee, in der Regierung, 
am Hofe jelbft. Der „heroiſchen Pflichterfüllung“ 
blieb er mit feinen Freunden Migr. Fraiffinous, 
den Grafen von Sẽze Elermont-Tonnerre, Saint« 
Romain in der Pairskammer treu. Im Jahre 1827 
Tieß er ih Ya den Ehrenvorfig in der zur 
Führung des Cenſurweſens eingejeßten liber- 
wadhungsfommiffion zu übernehmen, welche Villele 
nad) ihrer zeitweiligen Beleitigung durch Karl X. 
wieder eingerichtet hatte (24. Juni). 

Mit dem Rüdtritte Villeles (4. Januar 1828), 
den weitgehenden Ronzeffionen Martignacs 
hinſichtlich der Preß- und Wahlfreiheit und dem 
Ausfall der Juniwahlen 1830 waren feine letzten 
OK a Data. SED DE en are 
tignacgejchrieben hatte, daß „es nichts Schlimmeres 
gebe, als ſtarke Mafregeln in den Händen von 
Schwächlingen“, täujchte fi) feinen Augenblid 
über den Ausgang des durch die unglüdlichen 
„Drdormanzen“ Bolignacs (26. Juli 1830) 
wachgerufenen Kampfes. Die von Bonald fo oft 
angefündigte „zweite Revolution” war da; feine 
politifche Laufbahn war zu Ende. Je weniger 
Bonald ſich mit der Politik ber Reftauration, ihren 
Syftemen und Wegen zur Neubegründung ber 
königlichen Autorität im Einflang befunden, defto 
leichter wurde ihm der Verzicht auf ihre Ehren, 
jelbjt die Pairie. Einen maßgebenden Einfluß 
auf die Politif Ludwigs XVII. wie Karla X. 
hatte Bonald weder gefucht noch gefunden, an ben 
Polignacſchen Preordonnanzen war er in feiner 


— 
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Weiſe beteiligt; die entgegengefeßten Behauptungen 
find unerwieſen. 

Bonalb lebte fortan das erfehnte, für ihn wahr« 
haft patriarchaliſche Stillleben im alten Herren⸗ 
hauſe zu Monna; die Angelegenheiten ſeines Hau- 
fes, feiner Gemeinde und des Departements, 
Verlehr mit gleichgefinnten Freunden, die Aus- 
breitung der Lehren, welche das Studium feines 
Lebens ausmachien, füllten das Tegte, glückliche 
Jahrzehnt feines Lebens aus. Von Karl X., 
geſchweige denn von ben Trägern der „zweiten 
Revolution“, hater feinerlei Auszeichnung erhalten. 
Die teuerften Erinnerungen ber legten Jahre nüpfe 
ten fi) an die zweimalige ehrenvolle Aufnahme 
am päpftlihen Hofe durch Pius VIIL (um 
1830) und beſonders durch Gregor XVI. (1839), 
der Bonalds Sohn Maurice zum Erzbiſchof von 
Lyon und zum Kardinal erhoben hatte. — Bonalb 
ſtarb am 28. November 1840 und nahm den feltenen 
Ruhm mit fi) ins Grab, unter all den Männern, 
welche in der Revolutions⸗ und Reflaurationg- 
epoche auf dem Gebiete ber Wiſſenſchaft, Politit 
und Litteratur ſich ausgezeichnet, unbeitritten einer 
der ebelften, reinften und matellofeften Charaktere 
gewefen und bis zum Ende geblieben zu fein. 
„Bonald verband mit aller Anmut des feinften 
und zarteſten Geiftes das offenfte Herz, den lohal⸗ 
fen, ritterlichften Charakter”, ſchrieb das Journal 
des Deöbats in feinem Nefrologe (2. und 8. Ja-⸗ 
nuar 1841). Kurz nad) dem Ausbruche der Juli⸗ 
revolution war ein Iehter, abſchließender Kom⸗ 
mentar Bonalds zu jeiner Geſellſchaftslehre 
erſchienen, bie Demonstration philosophiquedes 
principes constitutives de la societe (Paris 
1830). „Seit ne, fagter in der Widmung 
an bie hriftlichen Sönige, „habe ich mich der Ver— 
teidigung des ewigen Syſtems der Geſellſchaft 
geweiht. Um bes Glüdes eurer Völler willen, 
Hriftliche Könige, zu eurem und eurer erlauchten 
Höufer Wohle habe ich e8 unternommen.“ 

Mit jugendlicher Kraft erhebt er ſich nochmals 
gegen die Rouſſeauſchen Phantafien von der Wild- 
beit als dem Naturzuftande des Menſchen, gegen 
den Socialfontralt, die PVolljonneränität, die 
Dellaration der Menſchenrechte. „Wenn boshafte 
und verſchlagene Köpfe dem Volke die Überzeugung 
beibringen, daß es jouverän fei, dann bieten fie 
ihm wie bie Schlange ber Eva die verbotene Frucht, 
dann gehen ihm auch die Augen auf, nicht über 
die Pflichten und ben Frieden des privaten und 
beſcheidenen Lebens, fondern über die Inferiorität 
feiner Lage, jenen notwendigen, unvermeiblichen 
Zuftand, ben der Hochmut der neuen Ideen für 
Elend und Unterbrüdung hält. Das Volk bleibt 
in feiner völligen Unwiffenheit, verliert feine Ein- 
falt und betritt den laugen Weg der Revolution 
und feiner eigenen Verelendung.“ Der Menſch, 
lehrt Bonald, vermöge nicht8 über den Menichen, 
auch ſchulde er ihm nichts, es jei denn um Gottes 
willen. „Jede andere Lehre entzieht der Gewalt 
ihre Grundlage, der Pflicht ihre Motive; fie zer⸗ 
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flört die Gefellfchaft, indem fie aus der Gewalt 
einen wiberruflichen Kontrakt macht, und entwür- 
digt den Menſchen, aus defien Pflichten fie einen 
Markt für den Schacher perjönlicder Interefien 
macht.“ Die häusliche Gejellichaft iſt das wahre 


der | Vorbild für die öffentliche Geleligaft. Bonald 


blieb bis zufeßt der Anficht, daß jedes Verfaffungs- 
ſyſtem für die politifche Geſellſchaft, welches ſich 
nicht auf die häusliche Geſellſchafi anwenden laſſe 
alſch. naturwidrig ſei; Hier fuche man den Prüf⸗ 
fein für alles Verſaſſungsweſen. Die Monarchie, 
ie natürlichfte und volllommenfte Regierungs- 
weife für bie politiſche und religiöfe Geſellſchaft, 
muß abjolut fein, fagt Bonald mit fleter Berufung 
auf Bofjuet; ja Bonald war der U & 
tönne nur eine naturgemäße Negierungsform 
geben, deren oberſtes Tonftitutiveg Princip die 
Unterfeidung der drei Perſonen fei, die 
analog der metaphyſiſchen Trilogie von Urſache, 
Mittel, Wirkung, in jeder Geſellſchaft, wenn auch 
unter verſchiedenen Namen, unter fi) in gleichen 
Beziehungen , dieſelben Funktionen in ſich ver⸗ 
einigten, aus deren Harmonie bie allein richtigen 
Socialgefege fi ergäben. Die drei Perjonen 
feien in der Familie: Vater, Mutter, Kind; in der 
bürgerlichen Geſellſchaft: König, Minifter, Unter 
than; in der Kirche: Gott, Mittler, Menſch u. dgL. 
Auf dieſe Weife läßt ſich Bonald in feiner ſtreng 
foftematifierenden Denkart zu dem Irrtum feiner 
Methode verleiten, das re oder geo⸗ 
metrifche Vorgehen auf die Gejellichaftsiehre zu 
übertragen. Wie die Mathematiker über numerijche 
Werte, die Metaphyſiker über ihre Ideen, ver« 
fügt er über jene freien perſönlichen Gejellichafts- 
keäfte, die man Menſchen nennt, ohne Rüdficht 
auf Zeit, Ort, Umftände, die eine unendliche Ver⸗ 
fehtedenheit unter ihnen begründen, Verſchiedenheit 
des Nationalcharakters, der Sprache, der Lebens“ 
art, der Tradition, der Kulturflufen, nad; denen 
fi die Gejege ihrer Beziehungen untereinander, 
d. i. die Socialgeſetze geftalten. Für das politiſche 
Problem ift die Bonaldſche Socialtheorie daher 
troß ber Hoheit ihrer Ziele nicht annehmbar, nicht 
in der Abfolutheit ihrer Methode, nicht in ihren 
Folgerungen, weil fie von ber fonfreten Wirklich⸗ 
teit der politifchen Sage zu ſehr abſieht. Anders 
liegt die Sache auf dem phil oſophiſchen Ge- 
biete, wo e8 fih um Ideen und Principien han= 
delt, die einen abjoluten und notwendigen Eha- 
ralter haben. Daß Bonald aud) hier immer das 
Richtige getroffen, die wiſſenſchaftliche Beweiskraft 
feiner glänzenden Antithejen und Analogien unmer 
genau abgewogen habe, fei nicht behauptet, aber 
voll und ganz bleibt beftehen, daß die Großthat 
feines Lebens bie erfte, unüberfteigbare Schranle 
der en Ideen gegen bie rebolutionär- 
atheiftiiche feiner Zeit, gegen Deftutt de Tracy, 
Bolney, Cabanis u. a. errichtet habe. 
Bonald war ber erfte neben I. de Maiftre, 
welcher fiegreich der jeit einem Jahrhunderte in 
Fraukreich herrichenden fenfualiftiiden Ge— 
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ſellſchaftslehre ihr Alleinreht im Namen 
des Epriftentums beftritt. Man vergißt diefen 
Dienft, wenn man Royer-Collard und V. Coufin 
die Wiebererhebung des Spiritualismus zuweilt; 
Teßtere war auf metaphyfiichem Gebiete längft be= 
gonnen, als erfterer fie in feiner Erfenntnistheorie 
fortfeßte und an bie Sorbonne verpflangte; der 
Eklekncismus Couſins war nur eine neueAbirrung. 
Bonald war ber erfte, welcher gegen die Rouſſeau⸗ 
ſche Phantafie von der Wildheit als dem Natur« 
zuſtande den Socialzuftand als der Natur und der 
Beftimmung bes Menjchen entiprechend hinftellte, 
der ben niedrigen Anſchauungen Yurieus und 
Rouffeaus über den Urfprung der Gewalt gegen⸗ 
über deren palm Grundlage feftftellte, der das 
Sophisma des Socialtontraftes aufdedte, ben re» 
publifanifchen Rabitalismus mit der Einheit der 
Gewalt, bie Souveränität des Volles mit der Sou- 
veränität Gottes, die Erflärung der Menſchenrechte 
mit der Erklärung ber Menfchenpflichten befämpfte, 
der mit der Riefenanftrengung feines Geiftes den 
radikalſten und unheilvollſten Irrtum des Jahr⸗ 
hundert8, die Leugnung der göttlichen Grund⸗ 
Tage der Geſellſchaft, durch die Zurüdführung aller 
Ordnung, aller Gewalt auf den perfönlichen Gott 
und auf deſſen unmwandelbaren Willen als die 
Duelle und Norm alles phyſiſchen und moralifchen 
Lebens kühn und nachhaltig beftritt zu einer Zeit, 
to alle Leidenschaften einer atheiftiichen Demokratie 
ihm hemmend und drohend im Wege fanden. 
Wer will fagen, wie weit die Anregungen gingen, 
welche er Durch feine Forſchungen über die Häusliche 
Geſellſchaft, ihre Verfaſſung, die Unterordnung 
ihrer Mitglieder als das Vorbild für die Wieber- 
berftellung ber öffentlichen Gefellichaft gegeben, 
wie viel er zur Rettung berfelben durch Betonung 
der Einheit aller Socialgewalt gegen ben alles 
zerftörenden Individualismus beigetragen, wieviel 
ihm die monarchiſchen Inftitutionen durch die von 
ihm oft betonte Unterſcheidung zwiſchen abjoluter 
unb arbiträrer Gewalt verbanten, kurz, wie vielfein 
teoß aller Unvolllommenheit großes Genie in dem 
das Jahrhundertausfüllenden KampfegegenbieRe= 
volution allein vollbrachte! Es wäre nie zu ent« 
ſchuldigende Undankbarkeit, wollten bie, welche ihm 
auf dem jo glorreich gebahnten Wege ber Erneue- 
rung der hriftlichen Geſellſchaftsordnung gefolgt 
find, dieſes Vorarbeiterd der erften Stunde ver- 
geffen. Wenn wir heute in einer andern Zeit, geftüßt 
auf bie faft Hundertjährige Erfahrung aus allen den 
Wechielfällen des großen Kampfes, den Bonald bes 
gonnen gegen einen Feind, den die früheren Jahr⸗ 
hunderte jo groß, fo ſtark, fo verfchlagen nie gefannt, 
auf gebahnteren Wegen, zu erleuchteteren Zielen, 
dank den unermübeten Anftrengungen des kirchlichen 
Lehramtes und der Wiederaufnahme der großen 
Traditionen der kirchlichen Theologie und Philo⸗ 
ſophie fortſchreiten, jo kützt das Bonalds Bedeutung 
als eines ber lũhnen Pfadfinder dieſer Reſtauration 
nicht. Es bleibt wahr, was 3. de Maiftre (10. Juli 


1818) an Bonald ſchrieb: „Ich weiß Ihnen uns ı 





endlich Dank, daß Sie den edlen Angriff auf die 
falſchen Bötter des Jahrhunderts begonnen haben! 
Es thut not, daß fie fallen! Wir müfjen durchaus 
zum Spiritualismuß zurüd und nicht alles dem 
‚Sekretionorgane der Gedanken‘ [Eonbillac] über« 
laſſen.“ Und mitvollem Rechtefonnte ein Menſchen · 
alter ſpäter Bonalds Nachfolger in der Aladeinie, 
Ancillon, aufs neue erflären: „Die Philofophie 
bes 18. Jahrhunderts hatte die Verherrlichung des 
Menſchen ausſchließlich in den Fähigleiten ber 
Natur geſucht; Bonald findet fie nur im Chriften« 
tum und dur) das Chriſtentum. Das lebte Wort 
der Philofophie des 18. Jahrhunderts war: Ge» 
nuß; das letzte Bonalds: Opfer. Das 18. Jahr« 
hundert und Bonald find zwei ruhelofe Krieger, 
die fi) folgen, mefjen, in ben entſcheidendſten 
Bragen befämpfen. Aber hat das Jahrhundert 
vielleicht den Dann zu Boden gebracht oder der 
Dann das Jahrhundert? Dan blide doc um ſich 
und fehe, was von dem Kampfe zwiſchen biefen fo 
furchtbaren Helden bleibt? Im 18. Jahrhundert 
kannte man fein anderes Ziel, als dem Senfualig« 
mus die abjolute Herrihaft über den Spiritualig- 
muß zu fihern, heute ftehen gegen die Lehren, die 
Bonald zuerft befämpfte, bie berufenften Lehrer 
der Philofophie.* 

Die gefammelten Werte Bonalbs find 1817 
bis 1819 in 12 Bdn. bei Adrien Leclerc (Paris) 
herausgegeben worden, denen ber Verleger fpäter 
noch 8 weitere Bände beigefügt hat. Sämtliche oben 
erwähnten Schriften, auch die erft 1848 neu auf» 
gelegte Theorie du pouvoir politique et reli- 
gieux, finden fi in der Brüffeler Ausgabe in 
8 Bon. (bei Eh. 3. de Mat, 1845), der außer den 
wertvollen Einleitungen, Noten und Erläuterungen 
auch die Notice biographique von Henri de Bo» 
nald, dem älteften Sohne, wie die wichtigften 
Attenftüde und zahlreiche Auszüge aus Kg 
Krititen zc. beigedrudt find (VIII, 478 ff.). Außer« 
dem haben noch Abbe Jean Bertin, der Graf 
de Marcellus und Jules Simon (in der Revue 
des deux Mondes) Biographien verfaßt. In ber 
Brüffeler Ausgabe find neben einer trefflichen Aus · 
wahl aus ben fleineren Schriften, Reben, Auffägen, 
Berichten Bonalds (ihre vollftändige Aufzählung 
in der Litterature contemporaine von M. Dud» 
rard) noch folgende nicht erwähnte Arbeiten ab= 
gedrudt: 1. Du Trait6 de Westfalie et de 
celui de Campo Formio et de leurs rapports 
avec le systöme politique des puissances eu- 
rop6ennes et particuliörement de la France, 
Paris 1801; 2. Encore un mot sur la liberte 
de la presse, Paris 1814; 3. Quelques ré- 
flexions sur le budget, Paris 1823; 4. De la 
chretients et du christianisme (aus dem Me- 
morial catholique), Paris 1825; 5. De la 
famille agricole, de la famille industrielle et 
du droit d’ainesse, Paris 1826; 6. Sur. la 
liberte de la presse, Paris 1826 u. a. llber 
das Syſtem Bonalds, befonders die philoſophiſch 
theologiſche Grundlage, vgl. Stödl, Geſchichte der 
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neueren Philofophie II (1883), 539 ff.; Haffner 
in Weber und Weltes Kirchenlexikon Xu, 1.Aufl., 
125 f.; desfeben Grunblinien der Seföicte ber 
—2* — (1883) 1091 und den Artikel in ber 
Aufl. des Kirchenlexikons II, 1010 ff.; dort 
m die weitere deutjche Sitterotur fowie die ſum · 
mariſche Überficht der traditionaliſtiſchen Lehrent · 
wicllung im Anſchluß an Bonald beigefügt. Die 
Artikel in Rotteds Staatslexikon II (1846), 677 
und Bluntfeli= Braters StaatSwörterbu II 
(1857), 191 find abfprechend und troß der dürfe 
tigen Behandlung ungenau und unzuberläffig in 
der Darftellung. Zu den einschlägigen Artikeln der 
Biographie universelle, beſonders IV, 659 
find noch zu erwähnen: Alfr. Nettement, His- 
toire de la litterature frangaise sous la 
Restauration I, 728.; Rohrbacher, Histoire 
universelledel’Eglise catholique XIII (1880), 
580ss.; Darras-Pövre, Histoire del’EgliseXL 
(1886), 470; Correspondant LXX VIII, 721ss. 
und Guizot, Meditations sur l’etat actuel dela 
religion chrötienne (1857), 9ss. [Weinand.] 
Bonaparte, Bonapartiften, |. Frankreich. 
Bonifikafionen, |. Zölle. 
onifierung, |. Grund« und Gebäubefteuer. 
ons offices, f. Staatsverträge. 

BVörfe. Einleitung. I. Weſen und Arten der 
Börje. IL Geſchichte der Börſe. III. Börjen- 
verkehr und Börjengefchäfte. IV. Gelbbörfen. 
V. Fondsbörfen und Effektenverfehr. VI. Kurd- 
feftftellung. VIL Abwidiung der Termingeſchäfte. 
VII. Warenbörfen. IX. Börfenreform. X. Bör« 
ſenrecht. XI Börfenbefteuerung. 

Die Einrichtung der Börfe kann einer Doppel 
ten Betrachtungsweiſe unterftellt werden: man 
tann fie als thatſächlich beftehende Organifation 
binnehmen und ihre Bedeutung und Thätigfeit 
für das Verlehrs⸗ und Wirtfchaftsleben darthun, 
man kann aber auch, von dieſer vollkswiriſchaft 
lichen Seite abſtrahierend, die Organiſation der 
Börſe als ſolche im ganzen wie nad) den einzelnen 
Börfenvorgängen unterjuchen, um die verbind» 
lichen Normen lennen zu lernen, welche das Ganze 
wie die einzelnen Vorgänge beherrihen. Die 
erftere Darftellungsmweile will die Börje als einen 
in voller Thätigfeit befindlichen Betrieb, als 
lebendig wirfjamen Organismus erfaffen; dieſe 
Seite der Börje wird gewöhnlich als Börſenweſen 
bezeichnet. Die Iehtere Betrachtungsweiſe will die 
Börfe ala momentan ftillftehendes Wert in feinem 
kunſivollen Bau und ſeiner innerſten Struktur 
en Dies geſchieht durch Darftellung des Bör⸗ 


Die Börfe ift überdies noch nach verſchiedenen 
Richtungen Gegenftand der Befteuerung. 

Börfenweien, Börſenrecht und Börjenfteuer 
ſollen im folgenden in aller Kürze geſchildert wer⸗ 
den. Wenn das Börfenweien und das Börfenrecht 
in der Darftellung nit immer ganz ſtreng auß- 
einandergehalten werden, jo gejchieht es nur, um 
Wiederholungen zu vermeiden. 


Bonaparte — Börfe. 
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L Weſen und Arten der Börſe. Es 
giebt zur Zeit noch feine allgemein anerkannte 
Begriffsbeitimmung befien, was man gewöhnlid) 
mit Börfe bezeichnet. So viel ift jedoch als 153 
fetzuhalten, daß, wen man bie hiſtoriſche Ent: 
widlung und die wirtſchaftliche Aufgabe der Börie 
berüdfictigt, der vollswirtſchaftliche Begriff des 
Marktes der Höhere allgemeine Begriff ift, unter 
den die Börfe gebracht werben muß. 

Angebot und Nachfrage bezw. die diefelben be= 
ſtimmenden Gründe gelten gemeiniglid) als die 
für die Preisbildung maßgebenden Faktoren. Der 
Austaufch der Güter, die Preisbilbung vollziehen 
is auf dem Markte. Der Markt jept die Zu- 
ammenkunft zahlreicher Menſchen an einem be= 
fimmten Orte fowie die örtliche Konzentration 
eines entſprechenden Quantums von Gütern vor 
aus, bie geeignet find, bereits beſtehende oder dem⸗ 
nächft eintretende Bebürfniffe zu befriedigen. Für 
die Wahl des Ortes ber Zufammenkunft (Marktes) 
und für die Bedeutung derjelben ift bie allgemeine 
Verkehrsentwidlung von ber höchſten Wichtigleit. 
Marit bebeutet ſowohl den Ort, |peciell den Vlatz 
der Zufammentunft wie die Zufammenktunft felbft. 
Diefe Merkmale find bis zu einem gewiflen Grade 
auch bei der Börje gegeben. Eine Verſchiedenheit 
tritt zumächft hervor, wenn wir die Güter be 
trathten, welche auf dem Markte und der Börje 
zum Austaufche gelangen. 

Auf dem Markte find es die Güter im ihrer 
individuellen Befonderheit, nach denen das Publi⸗ 
kum verlangt. Die PVielgeftaltigfeit der Güter 
nad Art, Dualität und Quantität ift für den 
Markt arakteriftiih. Dieſe Vielgeftaltigkeit er- 
fordert die Gegenwart bes Kaufobjelts und macht 
eine Prüfung besjelben nach ben verjdhiedenften 
Richtungen notwendig. Solange der Markt ein 
lolaler war und damit nur die Aufgabe hatte, die 
Bebürfnifje innerhalb eines Heinen Wirtichafts- 
gebietes zu befriedigen, fonnte es bei diefer Art 
des Güteraustaufches fein Verwenden haben. Die 
Zunahme der Verkehrsentwidlung, die Verein» 
heitlichung größerer Wirtichaftsgebiete, die inter- 
nationale Arbeitsteilung machten ein reelleg An⸗ 
gebot der Waren an einem beflimmten Orte, ein 
Verbringen derjelben auf einen bejtimmten Marlt 
auf die Gefahr hin, doch nicht verfaufen zu können, 
nad) und nad) ſchwieriger, wenn nicht unmöglich). 
Den veränderten Verhältniffen Rechnung tragend, 
ſchritt man zu einer Fungibilifierung der Waren, 
um beren reale Präſenz auf dem Markte entbehr- 
lich erjcheinen zu laſſen. Statt des gefamten zum 
Verlaufe beftimmten Ouantums einer are wurbe 
eine dieſes Quantum vertretende Probe, ein 
Mufter zu Markte gebracht. Der Verkäufer über« 
nahm die rechtliche Haftung dafür, daß das ge⸗ 
famte Quantum die Eigenjchaften des Muſters 
befite. Bon der Probe führte bie weitere Ent« 
widlung zur Bildung des Typus. Die Probe 
war immer noch etwas Konkreteß, infofern fie ge⸗ 
twiffermaßen ben reducierten Beftand des Ganzen, 
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dem fie entnommen war, barftellte. Der Typus 
fteht in feinerlei Zufammenhang mehr mit einem 
beftimmten Vorrat. So erſcheint der Typus, bie 
Marke (standard) als eine abftratte Zufammen- 
faffung einer Summe von Eigenſchaften einer 
Ware, weldhe den Interefienten eine genaue Vor⸗ 
ftellung von dem ermöglicht, welche konkrete Ex« 
Ben einer Ware gemeint ift. Auf diefe 

eife fommt man zum Begriff der Warenbörfe. 
Nur ſolche Gegenftände, bei welchen die Ausbil- 
dung von Typen möglich ift, find für den Börfen- 
verlehr geeignet. Die regelmäßigften Gegenftände 
des Börfenverfehrs find die Wertpapiere; bei 
dieſen ift von vornherein und in höherem Maße 
die Vertretbarkeit gegeben, fo daß eine längere 
Entwidlung, wie bei der Warenbörfe, nicht not» 
wenbig war. 

Ein Mittelding zwifchen Börfe und Markt und 
bem letzteren näher ftehend ift bie Meſſe. Sie trägt 
die Merkmale des Marktes Hinfichtlich der Ware 
volllommen an ſich, unterfcheidet ſich aber durch 
die befondere Art des Geſchäftsverlehrs, insbe⸗ 
fonbere die Art der Bezahlung, weientlih vom 
Markte. Die Entwidlung „Markt“, „Meſſe“, 
„Börfe* kann damit gefennzeichnet werden, daß 
man fagt, auf dem Markte ſei Ware und Geld, 
auf ber nr nur Ware, auf der Börfe weder 
Ware noch Geld vorhanden. 

Die Vertretbarkeit der Waren ift das wichtigfte 
Merkmal ber Börfe im ur zum Marlte. 
Andere Garakteriftiiche Merkmale find bie Häufige 
regelmäßige Wiederholung der Zufammenkunft, 
die befondern Ujancen, nad) denen fi ber Ger 
ſchãftsberlehr abwidelt, die Preigfeftitellung, die 
befondere Art der die Börſe beſuchenden Perfo- 
nen zc. Im letzterer Beziehung ift hervorzuheben, 
daß auf bem Markte die Produzenten und Kon ⸗ 
fumenten unmittelbar zufammentreten, während 
die Börfe vor allem den Vermittler zwifchen Pro- 
buftion und Konfumtion, den Handelsſtand, ver« 
treten fieht und fo das eigentlihe collegium 
mercatorum barjtellt. Wie der Begriff Markt, 
wird auch der Begriff Börfe in verfchiedenem 
Sinne gebraucht. Bald wird die fachliche, bald 
bie perfönliche Seite des Begriffes flärker hervore 
gehoben. Börfe bedeutet ſoviel wie Börfengebäude, 
—— aber auch ſoviel wie Gefamtheit der 
die Börje befuchenden Verfonen, deren Zufammen= 
kunft. Die Börſe wird vielfach geradezu perſoni⸗ 
fiziert, und man Hört Häufig von einer Empfind⸗ 
lichkeit und fonftigen nur einer Perfon zulome 
menden Eigenjchaften der Börſe jprechen. 

Nach der Verſchiedenheit der im Börſenverkehre 
gehandelten Waren werben gewöhnlich) zwei 

auptarten von Börfen, nämlih Fonds⸗ oder 

ffettenbörfen (Stock Exchange) einer= 
feils und Produften- oder Warenbörfen 
(Produce Exchange) anderfeit8 unterjchieben. 
Sofern vornehmlich Gelbforten und Wechfel den 
Gegenftand des Verkehrs bilben, werben noch bie 
Geldbörfen ala befondere Art genannt. Diefe 


Börſe. 
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Scheidung bedeutet nicht immer eine örtliche 
Trennung; außerdem kommen auch Kombinatio⸗ 
nen ber verfchiebenen Arten vor. 

ID. Geſchichte der Börje. Die Ente 
widlungsgefchichte der einzelnen Börjen ift noch 
nicht genügend feitgeftellt. Im allgemeinen find 
wir jedoch in neuelter Zeit durch ein Werf Richard 
Ehrenbergs (Das Zeitalter derFugger, insbeſ. Bd. J, 
S.60 ff.u. Bd. II) über Die Börfen des Mittelalters 
gut aufgeflärt. Die Entftehung der Börjen gehört 
einer verhältnismäßig fpäten Zeit an. Der Ver« 
tehr war Yange ein fofaler, die Fungibilifierung 
ber Waren als notwendige Vorausjegung eines 
Borſenverkehrs ging nur allmahlich von ftatten, 
Mißtrauen und Argmohn beherrichten ben Verkehr, 
eine dem Abſchluſſe des Geſchäfts voraußgehende 
Prüfung der Waren fonnte nicht entbehrt werben. 
Waren traten Daher erft |pät in den Börjenverfehr. 
Die Börjen entftanden zunächft als Einrichtungen 
für die Vermittlung des Gelbforten-, Wedhjelr 
und Kapitalverkehrs. Im 16. Jahrhundert brachten 
die Zunahme des Verkehrs, die Mehrung des be⸗ 
weglihen Kapitals, die Hebung des Handels bie 
Börfen zu einer umfafjenderen Bedeutung. Zuerft 
erlangten die Börfen von Lyon und Antwerpen 
das Anfehen von Weltbörfen, die bereitß einen 
ausgezeichneten Nachrichtendienft fannten. Mit 
der Entwidlung des öffentlichen Kredits trat ein 
neues Moment hervor, das günftig auf die Ent- 
ſtehung und Fortbildung der Börfe einwirken 
mußte. Das Gelbbebürfniß der Fürften, die Kriege 
des 16. Jahrhunderts fowie jonftige Ereignifje 
tamen hinzu, die Entwidlung zu Metern. In 
dieſer Zeit zeigen ſich auch bereits die erſten Un» 
zeichen einer berufsmäßigen Spekulation. Die 
Warenbörfe blieb in ihrer Entwidlung zurüd, da 
biejelbe viel größere Schwierigkeiten zu über⸗ 
winden hatte. Aber aud) die Technik des Handels 
in Geldforten und Wechſeln war noch unvoll- 
fommen. Gleichwohl wurde für die Abwicklung 
ber einzelnen Gejchäfte bereits ein Ausgleihungs« 
verfahren ausgebildet, welches in Italien weiter 
gebildet und vervolllommnet wurde. 

Im 17. Jahrhundert finden wir Amfterdam 
als den Hauptſitz des Börfenverfehrs. Mit der 
Entwiclung ber Altiengeſellſchaftsform wurde dem 
Börfenverkehr ein neues ausſichtsvolles Objekt, 
bie Aktie, zugeführt. Bon Holland aus erfolgte 
die Gründung einer Neihe von Handeldunter« 
nehmungen, zumal der Oftindifchen Compagnie 
(im Jahre 1602) in der Form der Aktiengejell- 
ſchaft. Die Aktien ſelbſt als Anteile an der Unter« 
nehmung erfuhren eine Ausgeftaltung, welche fie 
für weitere Kreiſe und insbeſondere auch für die 
Börſe aufnahmefähig machte. Die Geſellſchaft 
am zu hoher Blüte, ihre Aftien ftiegen über Bari, 
die Spekulation bemächtigte ſich derfelben, und 
das moderne Termingefchäft wurde im Dienfte der 
Spekulation weiter ausgebildet. Hauſſe⸗ und 
Baiffeftrömungen traten ſich gegenüber; es fanden 
Thon namhafte Umſätze in Papieren ftatt, die ber 
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Verläufer im Zeitpunfte des Vertragsſchluſſes 
noch gar nicht beſaß. Wiederholt hat Die Geſetz⸗ 
gebung, zuerft im Jahre 1610, ſolche der Spefu- 
lation dienenden Blankoverläufe, jedoch ohne nach ⸗ 
baltigen Erfolg, verboten. 

Im Jahre 1622 wurde die Weftindifche Com ⸗ 
pagnie als Alliengeſellſchaft gegründet. Auch die 
Aktien diefer Gefellichaft wurden in hohem Maße 
Gegenftand börjenmäßigen Handels und börfen- 
mäßiger Spefulation. In Amfterdam kam das 
Börjengejchäft bereit zu feiner heutigen Voll« 
fommenbeit der Entwidlung. Im 18. Jahrhun« 
dert ift Amfterdam ber Mittelpunft des inter« 
nationalen Fondsverkehrs. Das öffent 
liche Krebitbebürfnis wurde mehr und mehr durch 
Emilfion von Anlehen befriedigt, welche, in Am« 
fterdam realifiert und zum Handel an ber dortigen 
Börfe eingeführt, einen Iebhaften Effektenverfehr 
berbeiführten. 

Don Amfterdam aus verbreitete ſich das Bör« 
ſenweſen, zumal der Handel in Aftien, im 17. Jahre 
hundert nad) England, wofelbft der Boden durch 
eine aufblühende Induftrie wohl vorbereitet, war. 
Zwar find in England im Anfhluffe an eine Über- 
fpannung der Spekulation alsbald Mipftände im 
Börſenweſen hervorgetreten, an denen die bortigen 
Einrichtungen längere Zeit krankten; indes muß 
gleihwohl anerkannt werben, daß bie engliſche 
Börſe ihrerſeitz bei dem Unternehmungsgeiſt der 
engliſchen Bevölferung mittelbar den wohlthätig- 
ften Einfluß auf die politifche Machtftellung wie 
den Nationalreihtum bes Landes ausgeübt hat. 
Der ungeheure Aufſchwung der engliſchen Indu⸗ 
ftrie iſt in hervorragendem Maße der dortigen 
Börſe zuzufchreiben, ohne welche die Beſchaffung 
des erforderlichen Kapitals für die geradezu un« 
heimliche Zahl von Aftiengefellfchaften nicht denfe 
bar geweien wäre. 

Auch in Frankreich laſſen ſich die Börſen 
bis ing Mittelalter zurück nachweiſen. Im 16. Jahr⸗ 
hundert kam insbeſondere, wie bereits oben er⸗ 
wähnt iſt, bie Börſe von Lyon zu hohem Anſehen, 
fpäter traten Die Börfe von Paris und andere 
hinzu. Der Börjenverfehr beſchränkte ſich auch in 
Frankreich zunächſt auf das Geldjorten- und 
Wechſelgeſchaͤft. Der Fondsverlehr entwidelte ſich 
erſt im 18. Jahrhundert. Im Anſchluß an das 
abenteuerliche Uniernehmen des bekannten John 
Law artete der Unternehmungsgeiſt in eine ungezüi= 

elte Spekulationswut an der Börfe aus. Der Zu- 
———— bes luftigen Gebäudes brachte nicht 
nur eine ungeheure Schädigung bes Vollswohl« 
ſtandes, fondern zugleich eine Einfchräntung bes 
in Mißkredit geratenen Börfenverfehrs mit ſich, 
der erft allmählich wieber auflebte. 

An Deutſchland zeigt daB Börfenwefen eine 
ähnliche Entwidlung. in 16. Jahrhundert fanden 
fi bereits in Augsburg und Nürnberg, 
ſodann in Hamburg Geld- und Wechſelbörſen. 
Anfangs bes 17. Jahrhunderts traten die Börfen 
von Luͤbeck, Königsberg, Frankfurt u. a. hinzu. 
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Der Fondsverkehr fand gleichfalls erftim 18. Jahr» 
hundert feine Ausbildung. In Ofterreich hatte 
1761 eine Verordnung beftimmt, daß in Wien 
eine Öffentliche Börfe errichtet werben ſoll. Durch 
faiferlihes Patent vom 1. Auguft 1771 wurde 
ſodann die Wiener Wechfel- und Fondsbörſe ins 
Leben gerufen. Einer Berliner Börfe begegnen 
wir bereit3 zu Anfang des 18. Jahrhunderts; Die 
erfte Berliner Börfenorbnung flammt aus dem 
Sabre 1739. 

Im 19. Yahrhundert hat ber Börjenverfehr 
an Umfang ungemein zugenommen. Der Auf» 
ſchwung der Induftrie, insbefondere die Gründung 
von Banken und Altiengeſellſchaften gi Erbauung 
von Eiſenbahnen, die geſteigerte Emiſſion von 
ſtaatlichen, ſpäter auch von kommunalen Anleihen 
erforderten ungeheure Kapitalien, deren Beichaf- 
fung kräftige Organifationen notwendig machte. 
Das Interefje der Allgemeinheit an den neuen 
Gründungen wuchs, und mit ihm fteigerte ſich 
der Spefulationägeift, welcher der Börje mäd- 
tige Impulfe gab. Die Reihe der Gründungen 
feßte fi fort. Im den fünfziger Jahren wur- 
den nad) franzdfiichem Beifpiele eine Reihe von 
Bankinftituten (credits mobiliers) gegründet, 
welche den Unternehmungsgeift durch befondere 
Pflege des Gründungsgeſchäftes förderten. Im 
den jechziger Jahren folgte die en Periode 
der Mafjengründungen auf allen Erwerbögebieten, 
welche ihren Höhepunkt und ihren jähen Sturz 
bald nach dem franzöfifchen Kriege erlebte. Seit 
diefer Zeit hat ich der deutiche Unternehmungs- 
geift größere Mäßigung und Vorſicht zum Princip 
gemacht und ift aud) don glei ſchiimmen Er« 
fahrungen verjhont geblieben. Mit der zunehmen» 
den Entwidiung der Inbuftrie und bes National= 
reichtums ift der Borſe ihre hervorragende Be- 
deutung gefichert. 

II. Börfenvertehr und Börfenge 
ſchäfte. Das Weſen ber Börſe wurde bereits 
bargeftellt (f. o.); fie ift ein qualifizierter Markt. 
As folder fol fie den Umfag von Gütern ver⸗ 
mitteln. Dieſer Umſatz geſchieht in den verſchiedent · 
lichen Formen des Borſengeſchäftes. Die Börfen- 
geichäfte dienen teils bem Hanbel, teils der reinen 
Spekulation. Der wichtigſte Vorgang auf der Börfe 
ift bie Preisbildung. Diejelbe fteht unter dem 
Einfluffe von Angebot und Nachfrage. Der Preis 
hen feinen Ausdrud in dem durch ein beftimmtes 

jahren zuftandefommenden Kurſe, der durch 
den Kurszettel veröffentlicht wird. Der Kurs wird 
durch befonbere Organe, die Kursmaller, feftgefeht. 
Der Börfenbefuc ift genau geregelt. Die Börfen- 
befucher find entweder Hänbler oder Spekulanten. 
Die Technik des Gejdhäftsverfehrs erfordert befon- 
dere Übung und Erfahrung. Das Publikum muß 
ſich daher durch einen erfahrenen Börfenbefucher 
vertreten Yafjen, wenn es ſich der Borſe bedienen 
‚will. Das Recht des Börfenbejuches ift zudem an 
beſtimmte Borausfegungen, 3. B. Zugehörigteit zu 
| einem Handels- oder Börfenvereinu. bgl., genüpft; 
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andere Perſonen fönnen nur ausnahmsweiſe ein- 
jeführt werben. Der Börfenverfehr unterliegt teils 
Borfriften bes Geſetzes, teil der in ben Börfen« 
um Ausbrude tommenden autonomen 
Snebelondere in ben nach den verfchie« 
rfenplägen und ben dort herrfchenden 
Ufancen inhaltlich verſchiedenen Börfenordmungen 
ift der ganze Verkehr, die Leitung der Börfe und 
die Börjendisciplin bis ins Heinfle geregelt. 


orbnungen 
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über die Größe des Umſatzes an den deutfchen 
Börfen find wir nicht genügend unterrichtet, da 
nur ber Kurs, nicht die Menge ber gehandelten 
Objekte veröffentlicht wird. Einigen Einblid in 
die Bedeutung des Effeltenmarktes gewährt bie 
feit Annahme des Börfengefeges alljährlich ver» 
Öffentlichte Statiftit der an den deutſchen Börſen 
zur Einführung zugelafienen Wertpapiere. Aus 
| derfelben ergiebt fich folgende Überficht:: 








@attung ber Wertpapiere 





auß- 
landiſche 









Staatsanleihen 
Anleihen von Provinzen, Städten ꝛc. . 
Pfandbriefe von vandſchaften und ähnlichen Bo · 
bentrebitinftituten unter ſtaatlicher Aufficht 
Pfanbbriefe von Hppothefenbanten. . . . 
Bankaktien und Bankobligationen . . . . 
Eijenbahnaltien und Eifenbahnobligationen 
Induſtrieaktien und Inbuftrieobligationen _. 
Im ganzen 
Darunter Umwanblungen früherer Wert» 
papiere 
Wol. 


Hiernach beträgt ber Nominalwert ber zum Bör⸗ 
ſenhandel in den legten drei Jahren zugelaſſenen 
Wertpapiere (abzüglich der Umwandlungen) circa 
61/, Milliarden Mark in deutſchen und etwa 3'/, 
Milliarden Mark in ausländiichen Wertpapieren, 
fomit im ganzen rund 10 Milliarden Mar. 

Im Effektenverlehr wie im Warenverfehr er- 
folgen große Umfäge durch Gejchäfte an der Börſe. 
Boͤrſengeſchäfte find ſolche Geſchäfte, welche in 
einem hierfür beftimmten Lolale zur Börfenzeit in 
ſolchen Werten abgejchlofjen werden, welche zum 

andel und zur Notierung an der Börje zuge 
laſſen find. Dieſe Geſchäfte find entweder Tages- 
geihäfte (Kafjageihäfte, Comptantgeſchäfte, 
an der Warenbörfe auch Locogeſchäfte oder Effel« 
tiogefchäfte genannt) oder Zeitgejhäfte (Lie- 
ferungsgefchäfte). Die erfteren find ſolche Gefchäfte, 
welche am Tage des Vertragsſchluſſes oder inner 
halb fürzefter Friſt nad) demfelben erfüllt werben 
müffen, Teßtere folche, bei denen die Erfüllung erft 
an einem jpäteren Termine zu erfolgen hat. Die 
Zeitgefchäfte find entweder einfache Liefe- 
rungsgeſchäfte oder eigentlihe Börfjen- 
termingeihäfte. Das einfade Lieferungs- 

eſchäft befteht darin, daß die Art umd Zeit der 
Erfi ung auf der willfürlichen Vereinbarung ber 
Parteien beruht. Das Börfentermingejchäft unter« 
ſcheidet fih hiervon dadurch, daß der Vertrags- 
inhalt bis zu einem gewiſſen Grade ber freien 
Vereinbarung entzogen und von ber Börjenufance 
beherrſcht ift. Durch) die Börfenufance ift peregeit 
die Lieferungszeit (Liquidationstermin) ; diefelbe 
ift gewöhnlich Ultimo, feltener Medio des Taufen- 
den oder folgenden Monats. Geregelt ift Hierdurch 
ferner die Qualität der Ware, endlich aud) die 
Lieferungseinheit (Kontraftseinheit), der fogen. 
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Borſenſchluß. Diefe Gleihartigfeit ber Form 
der Geſchäfte ermöglicht es den Interefienten, ſich 
das Steigen und allen ber Kurfe zu [nuge zu 
machen. Die Spekulanten jcheiden fi) in zwei in 
entgegengefeßtem Intereſſe beteiligte Kreife, bie 
a fepartei und die Baiffepartei genannt. 

er Hauffier erwartet eine Kursfteigerung, kauft 
daher auf Zeit, der Baiſſier erwartet einen Kurd- 
fturz, verfauft daher auf Zeit. Treten die Er« 
wartungen innerhalb ber gejtedten Friſt, alſo vor 
dem Liquibationstermin ein, jo „ftellt“ ſich der 
Spefulant durch eine dem Spekulationsgeichäft 
entgegengejeßte Operation (Realifierungsgeichäft) 
fein Engagement „glatt*. Für die Abwicklung der 
Geſchäfte am Liquidationstermine find wieder 
befondere vereinfachende Einrichtungen vorhanden, 
welche an fpäterer Stelle zu beiprechen find. 

Die Börfentermingefchäfte ihrerjeits find wieder 
entweber Geſchäfte mit unbefhränttem Riſilo 
(feft abgeſchloſſene Geſchäfte) oder Gefchäfte mit 
bejhränftem Riſiko (bedingt abgeſchloſſene 
Geſchäfte). Zur erfteren Kategorie gehört vor allem 
das Fir geſchäft oder Kauf auf fixe Lieferung, bei 
welchem die gehandelte Menge an einem beſtimmten 
Termine zu liefern bezw. zu beziehen ift. Ein paar 
feltenere Modififationen dieſes Gejchäftes können 
übergangen werben. Zu ben Gejchäften mit be- 
ſchranktem Riſiko zählen die verſchiedenen Prä« 
miengeſchäfte, das Stellgeſchäft (Stel- 
lage), der Schluß auf feſt und offen, das 
Nochgeſchäft und das Wandelgeſchäft 
Escompie). Bei dieſen Geſchäften kann ber eine 
Kontrahent im ungünſtigſten Falle nicht mehr als 
einen beſtimmten Betrag verlieren, welcher beim 





Abſchluß feſtgeſetzt wird. Dieſe Geſchäfte find 
Lieferungsgeſchäfte, bei welchen der eine Kon⸗ 
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trahent gegen die Bezahlung einer Prämie oder 
Gewährung eines fonftigen Vorteils ein Wahl- 
recht hat, welches ſich bald auf die Erfüllung ſelbſt, 
bald auf die Art, den Gegenftand oder die Zeit der 
Erfüllung bezieht. Der wahlberechtigte Kontrahent 
ift der Prämienzahler, der Gegenlontrahent der 
„Prämienzieher”. Beim einfahen Prämien- 

eichäft hat der Wahlberechtigte die Wahlzwifchen 

rfüllung und Nichterfüllung. Die Prämie heißt 
Vorprämie, wenn der Käufer, Rüdprämie, wenn 
ber Verfäufer das Wahlrecht hat. Das Zwei⸗ 


prämiengejhäft it eine Verbindung von | für 


zwei entgegengejebten einfachen Prämiengejchäften, 
bei denen ein und diefelbe Perſon einmal Brämien- 
zahler, das anberemal Prämienzieher ift. Nicht 
damit zu verwechfeln ift das zweiſchneidige 
Prämiengeſchäft, bei weldhem der Wahlbe- 
techtigte die Wahl hat, zu einem beftimmten Preife 
zu laufen oder zu liefern ober vom Vertrage zu= 
rüdzutreten. Die Stellage, eine Vereinigung 
des DVor« und Nüdprämiengefchäftes berechtigt 
unb verpflichtet den einen Kontrahenten an einem 
beftimmten Tage ein gewifjes Ouantum zu einem 
höheren Kurſe zu beziehen ober zu einem niedri⸗ 
geren zu liefern; ein Rücktrittsrecht ift auß« 
geſchloſſen- Der Schluß auffeftund offen 
ift eine Verbindung des Prämiengefchäftes mit 
dem feſten Lieferungsgefchäft. Der Wahlberech⸗ 
tigte hat das Recht, die vereinbarte Summe zu 
verdoppeln, d. h. wenn er gefauft hat den Betrag 
noch einmal nachzufordern, wenn er verlauft hat, 
un noch einmal zu liefern. Beim Noch⸗ 
geſchäft hat der Käufer das Net, ein be= 
dungenes Vielfache des feitgefehten Betrages zu 
beziehen, der Verkäufer das Recht, ein folches 
Vielfachezu liefern (einmal Noch, zweimal Noch ꝛc.). 
Beim Wandelgejchäft bezieht fi) das Wahl- 
recht auf die Zeit der Erfüllung. 

Das einfache Lieferungsgeſchäft bient vor⸗ 
wiegend den Zweden det Handels, das Börſen⸗ 
termingefchäft vorwiegend der Spekulation, d. 5. 
das erftere will die örtliche, das letztere die zeit« 
liche Verjchiebenheit der Preije ausnupen. 

Eine befondere Stellung nimmt das fogen. 
Arbitragegefhäft ein. Diefes nupt die Ver 
ſchiedenheit ber Kurſe eines und desjelben Wert- 
papiers an einem und demfelben Tage an zwei 
verſchiedenen Börfenpläßen aus. Diejes Geſchäft 
fegt naturgemäß telegraphifche oder telephonijche 
Verbindung der beiden Er voraus. 

Alle dieſe Geſchäfte wirken jedenfalls ausgleichend 
auf die Preisbildung. Das Termingeſchäft in allen 
Formen und unter allen Umſtänden verbieten, 
hieße das Kind mit dem Bade ausſchütten. Es 
kommt für die Beurteilung desſelben weſentlich 
darauf an, ob die Abſicht der Kontrahenten 
auf wirkliche Lieferung gerichtet iſt, oder ob 
an eine ſolche gar nicht gedacht und lediglich 
beftimmt wird, daß am Stichtage die Differenz 
zu begleichen ift. Bon dieſem Geſichtspunkt aus 
find auch die jogen. Differenzgeihäfte zu 
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beurteilen. Diejelben ftellen an fich feine befondere 
Art der Termingefchäfte dar, fondern find ge= 
mwöhnliche Termingejchäfte, bei denen eine Lieferung 
nicht ftattfinden fol, ſondern nur die Differenzen 
ausgeglichen werben. Den an Differenzgeicäften 
beteiligten Spefulanten kommt e8 nicht darauf an, 
die Werte zu liefern ober zu beziehen, jondern 
lediglich die Preisbilbung auszumugen und auch 
zu beeinfluffen. — h 
Nummehr find noch bezüglich der einzelnen 
Arten der Börfen einige Bemerkungen hinzuzu⸗ 


en. 

iv. Die Geldbörfen. Dieje flellen die 
ältefte Form der Börfen dar und find aud) heute 
nod) von der größten Bedeutung. Sie bilden den 
Markt für die Geldforien und insbeſondere für 
die Wechfel, mit andern Worten, vor allem für bie 
internationalen Zahlungsmittel. Der Anlauf von 
Wechſeln ift eine beliebte nugbringende Anlage 
von Barmitteln, welche nur furze Zeit verfügbar 
find. Dieſes Anlagegejhäft nennt man Dis 
tontgeſchäft; der von dem Nennbetrage bes 
Wechſels im voraus abgezogene Betrag ift der 
Disfonto. Die Bewegung uhr (Die 
Tontopolitif) ift eine ſymptomatiſche Erjcheimmg 
des jeweiligen Standes des Geldmarltes. 

V. Die Fond Sbörſen und der Effetten- 
verkehr. Bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts 
waren Wechjel faft die einzigen Papiere, mit denen 
in Deutſchland Handel getrieben wurde. Erſt in 
unferem Jahrhundert, zumal im Zeitalter der 
Eifenbahngründungen, find zu ben Schulbver- 
fchreibungen des Staateß und ben he arm 
der englijchen und oſtindiſchen er haften 
in den Eifenbahnaftien und Eifenbahnobligationen 
neue Wertpapiere in folofjalem Umfange hinzu: 
gefommen. Die Zunahme ber induftriellen gejell- 
ſchaftlichen Unternehmungen hat dem Gffekten- 
markte neuen Zuwachs gebtadit. Über den dere 
zeitigen jährlichen Zuwachs der börfengängigen 
Bapiere ift die obige Tabelle (S. 985) zu ver 
er Es ergiebt ſich hieraus, daß ein namhafter 

eil bes Vollsvermoͤgens in Effelten angelegt iſt. 
In England wird der fo angelegte Anteil des 
Volfsvermögens auf mehr al ein Drittel, in 
Deutſchland auf ein Viertel geſchätzt. 

Man unterſcheidet Obligationen mbAltien; 
exftere dienen ber Kreditgewährung und find feit 
verzinslich; letztere ftellen eine Form der Beteiligung 
an einem Unternehmen bar, ergeben baher feine 
feſte Berzinfung, ſondern einen möglicherweiſe ftart 
wechſelnden Gewinn (Dividende). Man unter 
ſcheidet ferner Anlage- und Spekulations⸗ 
papiere, je nachdem ein Papier bei geringem 
Rifito und möglichſt gleichmaͤßigem Rentenergeb- 
niffe zu längerem Befibe ws ift oder vermöge 
ber fletigen erheblichen ſchwankungen mehr 
zu vorübergehendem Ermwerbe fih empfiehlt, um 
bei günftiger Konjunktur wieder losgeſchlagen zu 
werden. Regelmäßig find die Obligationen An« 
lagepapiere, die Aktien Spehulationspapiere. Die 
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Aktien lang bewährter Unternehmungen gewinnen 
aber fehr häufig den Charakter von Anlagepapieren. 
Den Preis der Papiere nennt man den Kurs. 
(über Kursfeſtſtellung f. unten). Der Kurs hängt 
in erfter Linie von der Sicherheit, ſodann von der 
2% ber Berzinfung ab. Je ficherer ein Papier 
it, defto mehr nähert fich die effeltive Verzinfung 
dem Iandesüblichen Zinsfuße. Im höchften Grade 
find meift ausländifche Papiere (egotiiche Werte) 
Spekulationspapiere. Bei Ankauf folder ift 
doppelte Vorficht geboten. Denn es ift bei ihnen 
doppelt ſchwer, die Qualität zu beurteilen. Die 
Vermittlung zwiſchen dem fapitalfuchenden Iinter« 
nehmer und dem anlagefuchenden Publikum über- 
nehmen die Banfinftitute durch das fogen. 
Emiffionsgefhäft. Im Deutſchland giebt 
& feine Emiſſionsbanken, welche jih nur mit 
dieſem Gejchäfte befaſſen; vielmehr wird das 
Emiſſionsgeſchaͤft als eines der fonftigen Banfge- 
ſchäfte betrachtet. 

Das Emiſſionsgeſchäft befist feinen einheit« 
lichen Charakter. Man begreift darunter das 
Anleihegeihäft, das Konverjionsge 
ſchäft und das eigentlide Grünbungs- 
geihäft. Das vermittelnde Bantinftitut be» 
forgt die Übernahme der Schuldverfcreibungen 
und Aftien fowie den Vertrieb derjelben an das 
Publikum. Nur _diefe lektere Thätigkeit (Emif- 
fion im engeren Sinne) gehört zum Börſenweſen. 
Die Übernahme einer Anleihe erfolgt im Hinblid 
auf das Riſiko meift durch ein Syndifat ober 
Konſortium. Die Unterbringung neuer Papiere 
geſchieht wieder entweder Durch freihänbigen Ver⸗ 
tauf oder durch Auflegung zur Subffription und 
Einführung zum Handel an einer größeren Börfe. 
Dem Untrage auf Zulafjung an einer Börje 
wird ein Proſpelt beigefügt, in welchem bie zur 
Beurteilung des Papiere dienenden Anhalta« 
puntte niedergelegt find. Das 
dient der Veränderung der DVerzinfungs« oder 
Zilgungsbedingungen einer begebenen Anleihe; 
dieſelbe bezwedt meift eine Zinsrebultion. Das 
Gründungsgefchäft ſetzt fi zur Aufgabe, nicht 
fo faft neue Betriebe ins Leben zu rufen, als be= 
ftehende Unternehmungen in eine andere rechtliche 
Betriebsform zu bringen (3. B. Verwandlung in 
eine Aftiengejellichaft). Der Weg, auf dem dies 
geſchieht, ift ähnlich wie der bei Begebung einer 
Anleihe. Zum Emiffionsgefhäfte gehört auch 
die Mitwirkung von Bantinftituten bei Erhöhung 
des Grundfapitals von Aktiengefelihaften. 

VI. Rursfeftitellung. Die Preisbildung 
ift die wichtigfte Erfheinung des Marktes; der 
Kurs eines Papieres foll der jeweilige Ausdruck 
der Marktlage fein. Dieſer Preis ift um jo wich- 
tiger, als er nicht nur den an der Börſe, fondern 
auch vielen außer der Borſe geſchloſſenen Geſchäften 
zu Grunde gelegt wird bezw. gelegt werben muß 
(ogl. Handelsgeſetzbuch 8 376). Die Feſtſtellung 
des Kurfes erfolgt durch befondere, an der Börſe 
hierfür angeftellte Perfonen, die Maller. Das 
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Verfahren bei der Feſtſtellung ift an den einzelnen 
Börfen verſchieden. Es werden für dag nämliche 
Bapier zu verjchiebenen Zeitpunkten der Börje 
mehrere Kurſe feitgeftellt ; es fehlt alfo eineinheit« 
liher Kurs. Man ermittelt dann meift einen 
Anfangs» und einen Schlußfurs und zeigt bie 
zwiſchenliegenden Veränderungen durch einen Mit- 
telfur8 oder auch durch einen höchſten und einen 
niedrigften Kurs an. Eine andere Art des Ver⸗ 
fahrens befteht in der Ermittlung eines Durch- 
ſchnitiskurſes, der am Schluffe der Börfe von ben 
Malblern unter Zugrundelegungaller abgeſchloſſenen 
Geſchäfte gefunden wird. Eine dritte Art, das 
Auftionsverfahren, befteht darin, daß der Preis, der 
notiert werden fol, befannt gegeben wird, worauf 
bie Interefienten erflären, daß fie zu einem höheren 
ober niebrigeren Preife zu geben ober zu nehmen 
bereit find. Der Iehte Preis, auf den man fi) 
einigt, iſt der Auftionspreis. Von bejonderer 
Bedeutung ift der fogen. Einheitsfurs, der 
befonder8 an der Berliner Börfe befteht. Die 
Mafler nehmen Verlaufs» und Kaufsordres ent- 
gegen und ſetzen zu genau beftimmter Zeit auf 

rund berjelben einen vorläufigen Kurs feſt. 
Diefer Kurs muß ſo beſchaffen fein, daß alle 
„beſtens“ gegebenen Aufträge, ferner alle höher 
als der Kur Timitierten Kaufs⸗ und alle unter 
dem Kurſe geftellten Verfaufsangebote ganz zum 
Zuge fommen können und die zum Kurſe gege- 
benen Aufträge wenigftens teilweife Befriedigung 
finden. Zu dem fo gefundenen Kurſe werben alle 
Ordres, welche den bezeichneten Bedingungen ent« 
ſprechen, definitiv ausgeführt. Diejer Kurs ift der 
einzige, ber notiert wird. Der offizielle Kurs wird 
alsbald im offiziellen Kurszettel befannt gegeben. 
Der Kurs wird regelmäßig nicht in dem abfoluten 
Vreife für das Papier ausgedrüdt, fondern auf 
Hundert de3 Normalbetrage8 bezogen bargeftellt. 
Ein Papier zum Nominalwert von 1000 Marl 
koſtet beiſpielsweiſe bei einem Kursſtand von 125 
den Betrag von 1250 Mark, zum Kurſe von 80 
dagegen nur 800 Mark, fällt ber Kurswert eines 
Bapieres mit dem Nominalwert zufammen, fo fteht 
es al pari. Im erfteren Falle en es über, im 
zweiten alle unter pari. Im erfteren Falle muß 
alfo ein Zufchlag (Agio) bezahlt werden, im letz⸗ 
teren Falle wird ein Abzug (Disagio) gemacht. 
Zum Verftändnis einer Kursnotiz iſt folgendes 
wichtig: Die Bemerkung G. — Gelb bedeutet, daß 
biejer Preis von Käufern geboten, bie Bemerkung 
B. — Brief oder P. — Papier dagegen, daß der 
bezeichnete Preis gefordert wurde. Werben alle 
Aufträge erfüllt, fo wird dem Kurfe b. — bezahlt 
beigefügt, fofern dieſer Zufaß ſich nicht von jelbft 
verfteht. Wenn nur Käufer bieten, wird G., wenn 
nur Verkäufer anbieten, B. oder P. dem Kurſe bei⸗ 
geſetzt. Bleibt ein Teil der Käufer unbefriedigt, jo 
wird bie Notiz bez. und G.; bleibt ein Teil der Ver⸗ 
täufer unbefriebigt, fo wird bez. und B. (P.) notiert. 
Im einzelnen bejtehen an verſchiedenen Börfen 
bezüglich der Notierung abweichende Gebräuche. 
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Zu bemerfen ift, daß der amtlich feftgeftellte 
Kurs die thatjächliche Marktlage nach dem Maße 
des Angebotes und ber — — ſoll; 
für Die richtige Beurteilung bes Kurſes wäre aber 
außer ber Kursnotiz auch die Angabe der Menge 
notwendig, welche umgefeßt wurbe. Dieſe Angabe 
wird bei und nicht gemacht. 

VIL Abwidlung des Termingeſchäftes. 
Alle per Ultimo geſchloſſenen Gefchäfte werben zu 
einem einheitlichen Kurſe, dem Liquidationskurſe, 
abgewidelt. Die Erfüllung ſelbſt erfolgt in einem 
fein ausgebildeten Kompenfationsverfahren, um 
alle unnötigen Transaktionen zu vermeiden. 

Für die Erleichterung dieſer Ultimoregulierung 
beftehen an verſchiedenen Börfen eigene Einrich- 
tungen, fo der Liquidationsverein in Berlin, das 
KRollektivfcontro in Frankfurt aM. und Mün- 
hen ıc. Ein Spekulant, deflen Erwartungen bis 
zu einer beftimmten Zeit nicht eingetreten find, 
lann fi durch Bezahlung der Prämie bei Prä- 
miengefchäften frei machen. Will er aber, weil er 
günftige Ausfichten zu haben vermeint, feine Po⸗ 
fition nicht aufgeben, fo fönnen die beiden Kon- 
teahenten eine Hinausfhiebung ber Erfüllung 
bis zum nächſten Ultimo (Prolongation) verein« 
baren. Beim Börjentermingejhäft geichieht Die, 
wenn man vom Lombarbgejhäft abjieht, meift 
durch das fogen. „Roftgeben“ und „Roftnehmen“ 
(Reportgejhäft und Deportgefhäft). Ein 
ae lerne verfauft am Stichtage daß Quan⸗ 
tum Effekten, zu defien Bezug er verpflichtet ift, 
an einen Geldverleiher (Bank), welcher die Papiere 
„bereinnimmt” (Koftnehmer, Hereinnehmer, Res 
porteur), kauft fie aber fofort wieber auf den nädh« 
ſten Termin zu einem etwas höheren Preife zurüd. 
Die Differenz der beiden Preife ift der Report 
(Roftgeld), der dem Geldverleiher zufällt. Der⸗ 
jenige, der biefe Operation vornimmt, ift der 
Hereingeber, Koftgeber, Reportierte. Will um« 
gelehrt ein à la baisse Spefulierender feine Stel« 
lung beibehalten, fo kauft er die Stüde, welche er 
zu liefern verpflichtet if, von einer Bank und 
verfauft fie jofort wieder zu einem niedrigeren 
Preife an die Verleiherin. Dieje Preisdifferenz, 
welche der Bank zufällt, ift der Deport (Leihgeld, 
Stüdgelb). Auf diefe Weife wird e8 dem Spehu« 
Yanten möglich, noch nicht eingetretene, aber nad) 
feiner Anficht ficher I erwartende für ihn günftige 
Marktverhältnifie abzuwarten. Report wie Deport 
bieten den Kapitalbefigern bezw. Effektenbeſitzern 
eine vorteilhafte, meift ſichere Anlage. 

VII. Warenbörfe. Nach dem früher Ge= 
fagten ergiebt fih, daß zum Börfenverfehr, zumal 
dem Termingefchäft, nur ſolche Waren fid eignen, 
denen eine gewiſſe Vertretbarfeit zufommt. Da 
diefe Eigenfhaft in hohem Maße nur bei einer 
geringen Zahl von Waren zutrifft, fo hat ſich ein 
Warenterminhandel nur bei wenig Waren heraus- 
gebildet. Am wichtigften ift der Terminhandel in 
Getreide, Spiritus, Kaffee, Zuder und Kammzug. 
In andern Waren fommen wohl Lieferungsgefchäfte 


Börje 





992 


nad) Probe, aber keine eigentlichen Termingefchäfte 
vor. Qualität wie Einheitgquantum find im 
Warenterminhandel gleichfalls genau fetgeftellt. 
Ein befonderes Mittel zur Fungibilifierung von 
Waren ift der Warrant, ein Schein über ein 
beftimmtes Quantum einer in einem Lagerhaufe 
aufbewahrten Ware. Diefer Schein tritt volftändig 
an Stelle der Ware felbft. Dadurch, daß nicht 
nur die Quantität, fondern auch die Qualität in 
den Schein aufgenommen und hierfür bie Haftung 
übernommen wird, ift ein fehr hoher Grad ber 
Vertretbarkeit erzielt. Die Lieferungstermine find 
noch nicht jo genau entwidelt wie beim Fonds⸗ 
verfeßr. Die Bebürfniffe find zu vielgeftaltig, 
darum ift Bier eine größere Verfchiedenheit der 
Sieferungsfriften, Lieferungsquanta, auch der Art 
der Lieferung erforberlih. Die Abwidtung des 
Termingeſchaͤftes gejchieht ähnlich wie im Effeften- 
terminhandel. Die Kursfeftitellung wird gleichfalls 
von Maflern vorgenommen ; fie ift ähnlich wie bei 
Effekten; es findet ſich jedoch eine größere Ber- 
ige an den einzelnen Börfen. Bezüglich 
er Art ber Gefchäfte gilt im weſentlichen das 
über ben Fondsverleht Geſagte. Der tiefere 
Grund zur Erflärung des Termingeſchäftes in 
Waren “ das Bedürfnis ber Sicherftellung gegen- 
über häufigen Preisſchwankungen. Wer eine feite 
Lieferung zu einem feiten Breil übernehmen will, 
muß aud) bei ber Berechnung des —— 
für das Rohprodult einen feſten Preis in Anſaß 
bringen. Um dies thun zu können, muß er den⸗ 
ſelben wifjen und ſich eines einheitlichen Preiſes 
verfichern ; dies kann er nur durch Abſchluß eines 
Zermingeljäftes im weiteren Sinne. Der Termin⸗ 
markt ift alfo ein Verficherungsinftitut gegen Preis- 
chwankungen, zugleich aber ein Mittel, die Aus- 
oleihung der Preife an verjchiebenen Plägen des 
Weltmarktes zu fördern. Sofern Termingejchäfte 
nicht, um wirklich zu beziehen, wirklich zu Tiefern, 
fondern nur, um die Preisgeftaltung auszunugen 
(Differenzgeichäft), abgeſchloſſen werden, find fie 
meift ohne Unterſchied als verwerflih und für 
die Volkswirtſchaft gefahrvoll und ſchädlich be 
zeichnet worden. Sofern aber ein foldder Spelu⸗ 
lani die erforderlichen Eigenſchaften, Intelligenz 
und Sachkenntnis, befigt, umden Markt zuflubieren 
und die Tragweite der Unternehmungen zu er 
meſſen, kann feine Thätigfeit einen münfihens- 
werten Einfluß auf bie Ausgleihung der Preife 
üben und dadurch immerhin von gewiſſem Nupen 
fein. Sind diefe EN bei der Spefu- 
lation nicht gegeben, fo bedeutet fie bei dem Zu» 
fammenhang und der Wechjelbeziehung der ein« 
zelnen Privatwirtihaften die größte Gefahr für 
bie gefamte Volkswirtſchaft. 

IX. Börfenreform. Nachdem ſich Deutſch- 
and von den Folgen des Jahres 1873 erholt 
hatte, begann Ende der achtziger Jahre ein 
neuer Auffhwung im Wirtſchaſftsleben. Diefer 
Aufſchwung hatte aber fpefulative Ausfchreitungen 
und fonflige Mißbräuche im Gefolge. Im Herbile 
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1891 folgten eine Reihe von Banfbrüchen, welche 
das Publitum in die größte Aufregung verfeßten. 
Man rief um Abhilfe gegen die Auswüchle ber 
Börfe, welche für dieſe Vorfälle im legten Grunde 
verantwortlich gemacht wurde. Die Regierung 
nahm baher Veranlaſſung, durch eine umfangreiche 
Enquete die Zuftände an ben deutfchen Börfen feit- 
äuftellen, um dann die angezeigten Maßnahmen 
gegen gefundene Mißbräuche in Erwägung ziehen 
u können. Die im vorausgehenden gemachten 
usführungen über das Börſenweſen geben im 
wefentlichen die Verhältniſſe an ber Börje wieder, 
wie fie durch die Börfenenquetelommiffion in den 
Jahren 1892 und 1893 dargethan wurden. 

Durch die Börfenenquete wurbe ein wertvolles, 
umfangreiches Material gewonnen, das in ben 
Münchener Volkswirtſchaftlichen Stubien (vgl. 

fleger und Gſchwindt: Die Börfenreform in 

eutichland) verdienſtvoll verarbeitet ift. Es läßt 
ſich nicht leugnen, daß diefe Erhebungen eine Reihe 
von Mißftänden, die an der Börſe herrfchen, dar« 
gethan haben; ebenjowenig lann jedoch in Abrede 
geftellt werben, daß viele Einrichtungen und Ge 
bräuche der Börfe faljch beurteilt und mit Unrecht 
als verwerflich Hingeftellt werben. Über viele 
Einzelheiten find allerdings die Anſchauungen auch 
unter den Sachkundigen geteilt. Die Enquete- 
fommiffion hatte außer der Feſtſtellung des that= 
fählihen Zuftandes auch zur Reformfrage Stel- 
lung zu nehmen. Dieſe Stellungnahme war von 
keinem einheitlichen Principe beherricht. Bei der 
Verſchiedenheit der Strömungen, welche in ber 
Kommiffion vertreten waren, wurde bald das 
Princip der Selbftzucht der Börfe, bald das der 
Staatähilfe mehr betont. Immerhin geht aus den 
Beſchlüſſen der Kommilfion, welche im wefentlichen 
dem Börjengefegentwwurfe zu Grunde gelegt wur« 
den, hervor, nad) welcher Richtung die Rommiffton 
Mipftände als beftehend anerkannte. Es wurden 
in&bejondere verlangt: Einfegung eines Staats- 
kommiſſars und weitgehende Beauffichtigung der 
Börfe durch den Staat, Steigerung ber — 
der Emiffionshäufer (Profpeftziwang), Einſchrän- 
fung des Terminhandels, vor allem Einführung 
eines Terminregifters zur Beichränfung des Kreiſes 
der am Terminhandel beteiligten Perfonen, Be— 
feitigung bes Differenzeinwandes, Erlaß von 
Strafbeftimmungen gegen da8 Umfichgreifen des 
Börfenfpiels (Börfenwucher), Umgeftaltung des 
Inſtituls ber vereidigten Mafler, insbeſondere in 
der Weife, daß den offiziellen Mallern unter ge» 
willen Garantien der Abſchluß von Geſchäften für 
eigene Rechnung geftattet werde ıc. 

Daß Auswüchſe an der Börfe vorlommen, liegt 
bis zu einem gewiffen Grabe in der Natur ber 
Sade. Die Bedeutung der Börfe ala Mittelpunft 
bes wirtjchaftlichen Lebens für den Markt, die 
Zufammenkunft einer Anzahl in verjchiedenem In⸗ 
terefje beteiligter Mitteleperfonen, bie Erfahrung 
diefer Leute und die Unerfahrenheit der außer der 
Börſe ftehenben und an derjelben intereffierten 

Staatalexiton. I. 2. Aufl. 
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Perſonen, damit im Zuſammenhang die Macht 
der genannten Mittelsperſonen, der Anreiz für 
dieſelben, beſtehend in der Möglichkeit, auf mühe- 
Iofe Weife Gewinn zu machen, überhaupt der in 
der Natur bes Merten fiegende Egoismus, all 
das find Momente, welche die Gefahr ‚eines Ex« 
ceffes in fi) ſchließen und thatfächliche Übelftände 
begreiflich erſcheinen laſſen. Hieraus erflären ſich 
alle Mißbräuche, welche man gemeiniglich als 
Borſenſchwindel bezeichnet: Täufchung des Publi⸗ 
kums, Verbreitung fenfationeller politifcher Ge= 
rüchte, Empfehlung unjolider Werte Durch unges 
mefjene Anpreifung, faljche Informierung ober gar 
Beltehung der Preffe, Abſchluß von Schein» 
geihäften oder aud wirklichen Geſchäften, um 
weniger urteilafähige Leute zur Nahahmung an« 
zufpornen. Den Höhepunft diefer Manipulationen 
bildet die fogen. Schwänze (Eorner). Es werden 
alle Stüde eines Papiere aufgelauft, um ber 
Baiffepartei die Möglichkeit zu benehmen, bis 
zum Stichtage die nötigen Effekten zu beichaffen. 
Am meiften Aufjehen erregte die in ben Aktien der 
Basler Ched · und Wechſelbank ing Wert gejehte 
Schwänze: Es wurden alle Stüde diefer Bant 
bon einer Seite zufanmmengelauft, in&bejondere 
auch Käufe für fpätere Lieferung abgelchlofien. 
Schließlich ftellte fich heraus, daß die Baifjepartei 
gegen 11000 Stüd in blanco verkauft hatte, 
während e8 überhaupt nur 8000 Stüd diefer Aktien 
gab, bie zubem > größten Teile zufammen- 
gefauft waren. Dadurch erlitten die Verkäufer 
große Verlufte. Nimmt das Börjenfpiel größeren 
Umfang an, erftredt fich dasſelbe nicht auf einzelne 
Werte, fondern wird allgemein die Spekulation 
zur Überfpefulation angefpornt, fo tritt meift eine 
Spekulationskrifis ein, welche einen jähen Kurs— 
ſturz herbeiführt, der naturgemäß von den ſchlimm ⸗ 
ſten Folgen für die Geſamtheit begleitet ift. 

Trotz ber Möglichfeit all diefer Formen von 
Mißbraͤuchen, welche bereits eingeriſſen waren 
und auch wieberkehren können, darf man an der 
Notwendigkeit und Nüplichfeit bes Börfenverfehrs 
nicht zweifeln. Für den einzelnen ergiebt fig 
aber die Mahnung, gegenüber der Börfe nicht 
blindes Vertrauen, ſondern weile Vorficht walten 
u laſſen; für bie Gefeßgebung und die Börfe 
elbſt ergiebt fidh die Aufgabe, alle Mittel anzu- 
wenden, um bie bezeichnete Gefahr auf ein Mini« 
mum zu rebucieren, wenn es nicht gelingen follte, 
dieſelbe auszufchließen. 

xX.85 — Es erübrigt noch in Kürze 
die wichtigſten Rechtsnormen kennen zu lernen, 
bon denen gegenwärtig der Borſenverkehr be⸗ 
herrſcht wird. 

Die rechtliche Regelung des Börſenverkehrs er- 
folgte in der älteren Zeit vorwiegend auf bem 
Wege der Autonomie und des Gewohnheitsrechts. 
Für die Weiterbildung ift die Rechtſprechung der 
ee bon großer Bedeutung geworben. 

uswüchle des Börfenverfehrs veranlaßten ſchon 
früßgeitig einzelne Erlaſſe, welche ohne tiefere Er⸗ 
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fafjung des Weſens der Börſe lediglich im Hinblick 
auf momentane beflagenswerte Folgen durch Ver⸗ 
bote gegen die Börfe anfämpften. So wurde in 


Bayern 1825 ein allgemeines Verbot der Zeit- | Ei 


eſchäfte beantragt, aber nicht zum Geſetz erhoben. 
In Preußen wurde durch Verordnung vom 19. Ja= 
nuar 1836 beftimmt, daß Verträge über ſpaniſche 
Staatpapiere nur dann gültig fein follten, wenn 
fie fofort Zug um Zug erfüllt würden. Der Ab- 
Bus von Zeitgeichäften in diefen Papieren wurde 
ireft unter Strafe geftellt. Durch ſpätere Ver⸗ 
ordnungen (1840 und 1844) wurben bieje Be— 
flimmungen auf alle ausländifchen Papiere und 
unter gewiſſen Vorausfegungen auf inländifche 
Imbuftriepapiere erftredt. Diefe Maßnahmen 
haben fich als völlig verfehlt erwieſen, weshalb bie= 
ſelben auch 1860 von der Regierung ohne Ver⸗ 
anlaffung von außen unter alljeitiger Zuftimmung 
aufgehoben wurden. Das Allgemeine deutſche 
— verzichtete auf eine einheitliche 
egelung des Börſenrechts, überließ vielmehr bie 
Ordnung besfelben dem Landesrechte. Die Landed« 
gefebgebungen trafen entweber in ben Einführungs- 
gejegen —E über die Börſe (Preußen, 
Württemberg) oder unterwarfen die Börfen dem 
allgemeinen Vereins- und Verfammlungsrecht 
(Bayern, Baden, Sachſen); anderwärts, wie in 
Hamburg, unterftanden bie Börfen ber Aufficht 
der Handelsfammern. Die fpäteren Novellen zum 
Handelögefekbuc (1870 und 1884) beließen e& 
im weſentlichen beim beftehenden Recht. Die von 
Reiche wegen erlafjenen Börjenfteuergefehe vom 
Jahre 1881 und 1885 befaßten fich neben der 
— auch mit ſonſtigen boͤrſenrechtlichen 
ragen. 

Den Anlaß zur reichsgeſetzlichen Regelung des 
Böorſenrechts gaben die bereit3 erwähnten Vor⸗ 
gänge, welche zur Erhebung über die thatjächlichen 
Verhältniffe an den deutſchen Börfen, der Börfen- 
enquete führten. Die Börfenenquetelommiffion 
erftattete einen ausführlichen Bericht an ben 
Bundesrat und ben Reichstag. Unterm 19. April 
1894 beſchloß der Reichstag, „Die Verbündeten Re- 
gierungen zu erſuchen, auf Grund der Ergebnifle 
der Börjenenquete ein Börſengeſetz thunlichſt bald 
vorzulegen“. Unterm 1. Juni 1895 wurde der 
nad Überwindung erheblicher Schwierigkeiten zu 
ſtande gefommene Entwurf eines Börfengejehes in 
einer Beilage zum Deutfchen Reichsanzeiger ver⸗ 
Öffentlicht. Die, beteiligten Korporationen, inge 
bejonbere das Alteftentollegium ber Saufmann- 
Schaft in Berlin, die Hanbelsfammern zu Frank- 
Furt a. M. und Hamburg ſowie eine Anzahl anderer 
Handelsfammern nahmen Stellung zu dem ver« 
Öffentlichten Entwurfe. Im Herbſte 1895 ging 
der Entwurf dem Reichstage zu. Die erfte Leſung 
bes Geſetzes (9., 10. und 11. Januar 1896) endigte 
mit der Verweiſung an eine Kommiſſion von 
21 Mitgliedern. In biefer Kommilfion erfuhr 
die Regierung&vorlage eine erhebliche Verſchärfung. 
Eine im Februar 1896 von dem Alteftenfollegium 
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der Kaufmannſchaft zu Berlin einberufene Proteft« 
verfammlung wie aud der Deutjche Handelstag 
ſprachen ſich energifch gegen den €: als einen 
ingeiff in die Freiheit bes Handels aus. Die 
gweite Leſung des Gejehes erfolgte vom 28. April 
bis 1. Mai, die britte Leſung am 5. und 6. Juni 
1896. Das Geſetz wurde am 22. Juni ſanktioniert 
und am 24. Juni 1896 im Reichsgeſeßblatt 
a fi bt feine Defi di 

as Gejeh giebt feine Definition des Begriffes 
der Börfe; die Beſtimmung desfelben ift daher 
der Wiſſenſchaft überlafien. Wir haben dieſe Be— 
ſtimmung bereit8 früber vorgenommen. Nah 81 
bes Geſehes bedarf die Errichtung einer Börſe der 
Genehmigungder Landesregierung. Über den Sinn 
diefer Stelle hat ſich anläßlich der polizeilichen 
Aufhebung der börienmäßigen Berfammlumgen bes 
Vereins Berliner Getreide- und Produftenhändler 
im Feenpalafte zu Berlin ein Iebhafter Meinungs- 
ſtreit entiponnen. Indes dürfte der Standpunft 
des preußijchen Obervermaltungsgerichtes zutref⸗ 
fend fein, wonach diefe Beftimmung ein Verbot 
der ohne Genehmigung ber zuftändigen Stelle 
errichteten Börfen enthält. Im allgemeinen er 
fennt das Börſengeſetz die Autonomie der Börje 
an; im Zweifel find daher die Beſtimmungen bes 
Geſetzes zu Gunften des Selbftverwaltungsrechts 
außzulegen; ein Eingreifen außerhalb der Vörfe 
ftehender Faktoren ift nur dann geſeßlich begründet, 
wenn eine unzweidentige Beſtimmung dasſelbe 
rechtfertigt. Die verjchiedenartige Entwidlung ber 
einzelnen Börjen ließ eine volljtändig einheitliche 
Negelung des Börſenweſens nicht angezeigt er« 
ſcheinen. Das Gefeß begnügt ſich daher mit Nor« 
matiobeftimmungen und Blanfettoorfchriften. 

Die Landesregierungen üben die Aufficht über Die 
Börfen; die unmittelbare Ausübung berjelben kann 
Hanbelsorganen (Handelsfammern, Taufmänni= 
ſchen Korporationen) übertragen werden (31). Als 
Organe der Landesregierung find bei den Börfen 
Staatskommiſſare zu beftellen, denen die Über⸗ 
wachung des Börſenverlehrs und bes Vollzugs 
der Geſetzes und Verwaltungsbeftimmungen ob» 
liegt. Zu biefem Ziwede ftehen den Kommifjaren 
beftimmte Befugniffe zu (8 2). Als Sachverftän« 
digenorgan zur Begutachtung über die der Beſchluß · 
faſſung des Bundesrates unterftchenben Angelegen= 
beiten ift ein Börſenausſchuß zu bilden (8 3). Für 
jede Börfe ift eine Börfenorbnung zu erlafien (84), 
deren Inhalt teils obligatorifcher (8 5), teils fakul⸗ 
tativer Natur ift (8 6). Die Börfenauffichtsbehörbe 
kann zur Aufrechterhaltung der Orbnung und für 
den —— an der Börfe Anordnungen 
erlaſſen; bie Handhabung ber Orbnung ſelbſt ſieht 
dem Börjenvorftande zu (8 8). Der Börfenbejuch 
ift infofern gejeglih normiert, als gewiſſe Per» 
fonen vom Beſuche ausgeichloffen find (8 7). An 
jeder Börfe befteht ein Ehrengericht, welches Börfen« 
nr die ſich im Vörfenverlehr eine mit der 
Ehre oder dem Anſpruch auf Taufmänntjches Ber» 
trauen nicht zu vereinbarende Handlung haben zu 
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Schulden kommen lafjen. Für das Verfahren nor 
dem Ehrengerichte find eine Reihe von Beftimmun« 
gen im Gejege enthalten (88 9— 27), Die Ein- 
ſetzung eines Börſenſchiedsgerichtes zur Schlichtung 
von Streitigfeiten aus BB: engeicäften iſt durch das 
Geſetz zwar nicht vorgeſchrieben, jedoch zugelaſſen. 
ir gelten die allgemeinen Beſtimmungen ber 

rozeßordnung über Die Schiedsgerichte; eine be= 
jondere Beftimmung über bie Rechtsgültigkeit einer 

ereinbarung, wonach ſich die Beteiligten einem 
Schiedsgerichte unterwerfen, ift in 8 28 bes 
Börjengefehes enthalten. Dem Bundesrat wie bem 
Reichslanzler find einige befondere Befugniſſe zur 
Verhütung von Mißbräuchen eingeräumt (88 35. 
42. 49. 50 xc.). 

Die Feltftellung des Börfenpreifes erfolgt durch 
den Börfenvorftand (3 29) unter Mitwirkung ber 
Kursmaller ($ 30). Lebtere find einerſeits ge=- 
werbsmäßige Vermittler von Handelsgeicäften an 
der Börfe, anderſeits Beamte, beren Stellung und 
Gejchäftsgebaren einer Reihe von Beftimmungen 
unterworfen find (88 30—34). Als Börfenpreis 
iſt derjenige Preis feftzufeßen, welcher der wirk⸗ 
lichen Gefchäftslage des Verkehrs entipricht (8 29). 

Die Zulaffung von Wertpapieren zum Börfen- 
handel erfolgt an jeder Börfe durch eine Kom⸗ 
miffion (Zulaffungsftelle), welche die Aufgabe hat, 
die einzuführenden Werte nad) allen Richtungen 
zu prüfen und das Publikum über alle zur Bes 
urteilung der Papiere notwendigen Verhättnife 
aufzuflären (3 36). Vor der Zulaffung ift, fofern 
es fi nicht um deutſche Reichs⸗ oder Staats- 
anleihen handelt, ein Proſpelt zu veröffentlichen 
(Profpeftzwang, 8 88). Auf Grund des Pro« 
ſpektes Tönnen gegen die Erlaſſer desfelben unter 
gewifjen Vorausfegungen Haftungsanfprüde gel- 
tend gemacht werden (38 43—47). Die Zulaffung 
von Aktien darf nit vor Ablauf eines Jahres 
nad) der Eintragung der Geſellſchaft ins Handels⸗ 
regifter und nicht vor Veröffentlichung der erften 
Jahresbilanz nebft Gewinn« und Verluſtrechnung 
erfolgen. Für Wertpapiere, welche zur Öffentlichen 
Zeichnung aufgelegt werben, darf vor beendeter 
Zuteilung an die Zeichner eine amtliche Preis- 
feftftellung nicht erfolgen (8 40). Eine amtliche 
BVreisfeftitellung für nicht zugelaſſene Papiere ift 
unzuläffig. Gejchäfte in ſolchen Papieren find von 
ber Benubung der Börjeneinricgtungen ausge 
ſchloſſen und dürfen von ben Kursmaffern nicht 
vermittelt werden. Eine Kursnotiz für ſolche 
Geſchäfte ift gleichfalls unterjagt (8 41). Das 
Börfentermingefchäft ift principiell nicht verboten, 
jedoch ift ber Bundesrat befugt, den Börjentermin« 
handel von Bedingungen abhängig zu machen ober 
in beftimmten Waren oder Wertpapieren ganz zu 
unterjagen. Der Börfenterminhandel in Anteilen 
von Bergwerl3- und Fabrikunternehmungen, ferner 
der börjenmäßige Terminhandel in Getreide und 
Mühlenfabrifaten ift gejehlich verboten (8 50). 
Das Lieferungsgefchäft ift durch dieſes Verbot 
nicht betroffen. Im übrigen kann ber Termin« 
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handel in Anteilen von Erwerbsgeſellſchaften nur 
geftattet werben, wenn das Kapital der bezüglichen 
Erwerbsgeſellſchaft mindeftens 20 Millionen Dart 
beträgt. Soweit der Terminhandel an fs auläffig 
ift, hat er fi in den durch den Börjenvorftand 
und bie Börfenorbnung normierten Formen zu 
bewegen (88 48. 49). Soweit berjelbe verboten 
ift, ift eine Berufung ber Börfeneinrichtungen, 
eine Vermittlung von Geſchäften durch die Kurs» 
maller fowie eine Kursnotiz ausgeichloffen (8 51). 

Ein Börfentermingefchäft kann rechtsgültig nur 
zwiſchen ſolchen Perſonen abgeſchloſſen werben, 
welche in das Borſenregiſter eingetragen find. Das 
Börjenregifter ift ein dffentliches Buch, welches 
bei dem zur Führung des Peg zu · 
fländigen Gerichte geführt wirb. Über bie Führung 
desfelben und das Verfahren bei der Eintragung 
find genauere —— (8 54 ff.) erlaſſen. 

Schließlich nimmt das Geſetz in 8 69 noch Stel= 
fung zu den ſogen. Differenzgeichäften, indem im 
Anſchiuß an das Gutachten der Börjenenguete- 
kommiſſion Die Plagbarkeit des Differenzgeſchäftes 
principiell anerfannt, jedoch für die Negel davon 
abhängig gemacht wird, daß der Verpflichtete zur 
‚Zeit der Eingehung bes Befchäftes in dem Börſen⸗ 
regifter für den betreffenden Geſchäftszweig ein- 
getragen war. Die 88 75—82 befafjen ſich vor⸗ 
wiegend mit Strafoorjähriften gegen Mißbräuche 
bei Börfengefhäften (Börſenſtrafrecht). 

Das Börfengejeß vom 22. Juni 1896 ift die 
Grundlage des heutigen Börfenrechtes. Dasfelbe 
bat jedoch durch das Einführungsgefe zum Han⸗ 
delögefegbucdhe vom 10. Mai 1897 bereits eine 
Anderung erfahren. Der ganze Abfchnitt über 
das Kommiffionsgejchäft (88 70— 74) wurde bes 
feitigt und die Regelung be&felben richtiger durch. 
das Handelsgeſetzbuch ($ 388 ff.) übernommen. 
Außer ben 88 33 und 84 wurden einige weitere 
Beltimmungen dur neue Vorſchriften erſe 
Dem $ 69 de8 Börſengeſetzes insbeſondere wurde 
ein zweiter Abfat Hinzugefügt, wodurch die Rechts · 
gültigfeit ber Börfentermingefchäfte durch $ 764 
des Bürgerl. Gefeßbuches unberührt geblieben ift. 
Die Beitimmung des 8 69 ift eine Sonderbe⸗ 
ftimmung für das Börſentermingeſchäft; die fon⸗ 
ftigen Termingeſchäfte find nad) $ 762 und 764 
des Bürger. Gefeßbuches zu beurteilen und als 
Spielverträge nicht Hagbar. 

Noch ift zu bemerfen, daß ber Bundesrat mit 
Bekanntmachung vom 28. Juni 1898 (Reichs 
gejeblatt ©. 915) auf Grund bes $ 35, Ziff. 8, 
Beſtimmungen über die Feſtſtellung bes Börjen- 
preifes von Wertpapieren erlaffen hat. 

Bezüglich der Einzelheiten über ba8 Börfen- 
recht muB auf bie im vorausgehenden bezeichneten 
Rechtsquellen Bezug genommen werben. Die Bor« 
ass des Börjengefehes tragen in erfter Linie 

em öffentlichen Imtereile Rechnung. Der rechte 
liche Charakter der an der Börſe zum Abjchluffe 
tommenden Geſchäfte beftimmt fich nach dem alle 
gemeinen Civilrechte (Börfenprivatrecht). 
32% 
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Die Börfenvderfafjung in Deutſchland wird nach 
dem Gefagten jeit der Geltung bes Börſengeſetzes 
in hohem Grade von dem Grundfaße ber polizei» 
lichen StaatSaufficht beherrſcht; ähnlich Kiegen die 
Verhältniſſe in HOfterreih. Eine Sonderjtellung 
nimmt die Börjenverfoflung in Frankreich ein; 
dieſelbe beruht offiziellen Mallern (agents 
de change) zuſtehenden ke Se zur Ver⸗ 
mittlung von Börſengeſchäften. Dieſes Privileg 
ift teoß feiner Bekämpfung ben Kursmallern im 

— bis heute geblieben. In England 
und Amerifa gilt das Princip der vollften Frei⸗ 
heit der Börfe. Die VBörfen find dort von jeglicher 
Staatsauffiht freie Organifationen, die lediglich 
dem Vereins» oder Geſellſchaftsrechte unterftehen. 

XI. Börjenbefteuerung. Die Börjen- 
befteuerung fteht in unmittelbarem Zufammen- 
bange mit den Maßnahmen gegen die Zeitgefchäfte 
(Differenzgefchäfte, Prämiengejchäfte). Als eigent- 
liche Börjenfteuer fommt nur die Börfenper- 
kehrsſteuer, d. h. die Befteuerung der an der 
Börfe abgeſchloſſenen Gefcäfte in Betracht. Die 
grundjägliche Zufäffigkeit der Börfenverfehräfteuer 
muß auch Durch die hiervon betroffenen Kreiſe ſelbſt 
anerfannt werden, wenn man überhaupt an dem 
Principe der Verkehräbefteuerung feſthält. Ob 
auch bie fogen. Emiffionsfteuer, welche bei der 
erſtmaligen Ausgabe von Altien oder Obligationen 
erhoben wird, als Börfenfteuer zu erachten ſei, ift 
mindeſtens zweifelhaft. Sie ift wohl richtiger als 
eine beſondere Art der Beſteuerung zu betrachten. 

Die Durchführung ber Befteuerung hat ſich un⸗ 
bedingt dem Börfenverfehr anzupalien. Es ift 
dies nicht immer entſprechend berüdfichtigt worden. 
Beſteuert werben bie einzelnen Geſchaͤfte; man hat 
deshalb an den Abſchluß des einzelnen Geſchäftes 
anzufnüpfen. Der Abſchluß der Geſchäfte wird 
an der Börfe regelmäßig durch Ausftellung eines 
Schlußſcheins verbrieft. Man kann daher, fofern 
diefe Verbriefung zur Pflicht gemacht wird," die 
Erhebung durch Beſteuerung diefer Schlußicheine 
vornehmen, kann aber aud) an ein anderes Äußeres 
Kriterium die Erfüllung des Gefchäftes anfnüpfen 
und die Befteuerung bei Übergabe der Papiere 
oder fonftiger Objefte herbeiführen. 

Beide Formen der Erhebung begegnen gewifien 
Schwierigfeiten, da ber Börfenverfehr nur ſchwer 
einer genauen Kontrolle unterftellt werben Tann. 

Die Börjenfteuergefeggebung in Deutfchlandfebt 
mit dem Geſetze vom 1. Juli 1881 ein (Reichögefeh- 
blatt ©. 185 ff.). Nach diefem Geſetz ift in Form 
eines Stempels eine Steuer zu erheben: 1. von 
Aktien, Renten und Schulbverjhreibungen (88 2 
bis 5), 2. von Schlußnoten und Rechnungen 
(88 6—11), 3. von Lotterielofen (88 12—20). 
Die 88 21—83 enthalten allgemeine Beftim- 
mungen. Der u diefer Abgaben fließt in 
die Reichsfaffe und ift den einzelnen Bundesftanten 
nad Maßgabe ber Bevölkerung, mit welcher fie 
zu den Datrifularbeiträgen herangezogen werden, 
zu überweifen. Dem Gejeh ift ein Tarif bei⸗ 
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jegeben, aus welchem ber Gegenſtand ber Be» 
ie der Steuerſatz ſowie die Art der Be- 
rechnung ber Stempelabgabe zu erjehen if. Der 
die erfte Kategorie treffende Stempel ift ein 
Emiffionaftempel, der nur einmal erhoben wird. 
Der Steuerjaß bewegt ſich zwifchen eins und fünf 
vom Tauſend bes Nominal get. Die Lotterie⸗ 
Iofe Haben fünf vom Hundert zu bezahlen. Die 
zweite Kategorie trifft den eigentlichen Börjen- 
umfag. Es werden 20 Pfennig von Schlußnoten 
über Kaſſageſchäfte, ferner von Rechnungen x. 
erhoben; Schlußnoten über Zeitgejchäfte zahlen 
einen Stempel von 1 Marl. 

Das Gejeg vom 1. Juli 1881 hat dur) das 
Geſetz vom 29. Mai 1885 (Reichsgeſeßblatt 
©. 171 ff.) eine weitgehende Umgeftaltung er- 
fahren. Auf Grund dieſes Gejehes wurde der 
Text in einer Belanntmadjung vom 3. Juni 1885 
neuerdings publiziert. Die Beftimmungen über 
die erfte und dritte Gruppe von Objelten blieben 
unverändert, die Beilimmungen über die Bes 
ftenerung der zweiten Gruppe wurden gänzlich um» 
geftaltet und „Kauf und fonftige Anichaffungs- 
geſchäfte“ überjchrieben; besgleichen wurben einige 
allgemeine Beſtimmungen wie der Tarif umge 
arbeitet. Es wird nunmehr der Geſchäftsabſchluß 
als folder für fleuerpflichtig erflärt. Die zweite 
Gruppe von Beiteuerungsgegenftänden umfaßt 
nah Zarifnummer 4: ausländiihe Banknoten, 
ausländifches Papiergeld, ausländiiche Gelbforten 
fowie Wertpapiere auf der einen Seite und 
Warenmengen, bie börjenmäßig gehandelt werden, 
auf der andern Seite. Die Steuer wird in Form 
eines Stempel8 erhoben ; ber zur Entrichtung der 
Abgabe zunächit Verpflichtete, der vom Geſeh ber 
zeichnet wird (8 9), hat über das abgabepflichtige 
Geſchäft eine Schlußnote auszuſtellen ($ 10, 
Schlußnotenzwang). Der Steuer unterliegen auch 
die außerhalb der Börſe abgejchlofienen Geſchäfte 
der im Geſetze bezeichneten Art. Die Steuer wird 
von den Gegenftänden der zweiten Gruppe nicht 
mehr nad) einem feften Safe, ſondern in Ab⸗ 
ftufungen von ber Größe des Wertumjaßes er- 
hoben. Der Steuerfaß beträgt im Effeftenverfehr 
1/0, im Warenverfehr %/,, vom Tauſend. 

Auf das Gefeg vom 29. Mai 1885 folgte das 
Geſetz vom 27. April 1894 (Reichögejehblatt 
©. 369 ff), welches eine Erhöhung der Börfen- 
feuer mit fi brachte. Die Einteilung der Gegen- 
ftände der Beſteuerung blieb unverändert, der 
Kreis der Gegenftände wurde teilmeife etwas er- 
weitert. Der Emiffionsftempel wurde bei inländi- 
ſchen Attien auf 1°/,, bei ausländiſchen auf 12/. %/ 
erhöht. Inlänbifche Renten und Obligationen 
haben einen Stempel von 4, auslänbifche einen 
ſolchen von 6 M. vom Taufend zu entrichten. Die 
Steuer der zweiten Gruppe von Gegenfländen 
(Umfapftener) wurde verdoppelt, der Lotterie 
ftempel auf 10°, erhöht und außerdem auf die 
Spieleinfäße bei Wettrennen und ähnlichen Ber- 
anftaltungen (Totaliſator) erftredt. Für einige 
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befonbere Fälle find Bergünftigungen bei der Um⸗ 
faßfteuer und bem Lotterieftempel vorgejehen. 

Auch das Geſetz vom 27. April 1894 ift ber 
reits wieder überholt Durch das Gejeß vom 14. Jumi 
1900 beit. die Abänderung des Reichsſtempel⸗ 
gejeges vom 27. April 1894 (Reichsgefegblatt 
©. 260 ff.). Diefes Gefeg ift ein reines Finanz⸗ 
geſetz und bezwedt als folches lediglich eine Er⸗ 
böhung ber Steuergefälle; die zu erwartenden 
Mebreinnahmen find dazu beitimmt, einen Teil 
der durch das am gleichen Tage erlafjene Geſetz 
betr. bie deutſche Ylotte notwendig werbenden 
Ausgaben zu deden. Der Entwurf hat vielfachen 
Widerſpruch feitens der an der Börfe zunächft ine 
tereffierten Kreiſe gefunden, wurde aber gleichwohl 
zum Geſetz erhoben. Das neue Geſeß ftatuiert 
nit nur eine wejentliche Erhöhung ber Steuer- 
fäge, fondern erweitert auch den Kreis der Be» 
ſteuerungsobjelte, vor allem durch Heranziehung 
der Schiffsfrachturkunden, welche eine bejondere 
Tarifnummer (6) bilden. Auch fonft hat das 
bisherige Recht Anderungen und Ergänzungen 
erfahren. Auf Grund des Art. 9 des neuen Ge— 
fees vom 14. Juni 1900 wurbe mit Belannt- 
madung des Reichskanzlers vom gleichen Tage 
der Gefeßestegt in feiner neuen Fafjung unter Ber 
rüdfichtigung ber Beftimmungen des neuen Han- 
delögejegbuches in fortlaufender Baragraphierun 
befannt gegeben (Reichsgejegblatt&.275 ff.). Na 
dem genannten Gefehe und dem bemfelben bei 
geflaten Tarif ift der derzeitige Rechtszuſtand in 

eutfchland folgender. 

Das Geſetz unterſcheidet als Gegenftände der 
Beiteuerung: 1. Aftien, Kure, Renten und 
Schuldverſchreibungen (Tarifnummer 1 bis 3); 
2. Kaufe und fonftige Anſchaffungsgeſchäfte (Tarif⸗ 
nummer 4); 8. Spiel und Wette (Tarifnummer5); 
4. Schiffsfrachturkunden (Tarifnummer 6). 

Der rechtliche Inhalt der für die erfte Gruppe 
erlaffenen Beftimmungen blieb unverändert. Der 
Kreis ber ftenerpflichtigen Papiere in Tarifnum⸗ 
mer 1 (inländifche und ausländifche Aktien, Aftien- 
anteilſcheine 2c.) wurde durch Aufnahme der An⸗ 
teilfcheine gewerkſchaftlich betriebener Bergwerke 
Euxe, Kuxſcheine) vermehrt ; außerdem wurben bie 
Einheitsfähe bebeutend erhöht. Nach Tarifnum- 
mer 1a haben inländifche Attien 2c. 2 (biäher 1), 
nad) 1b außländifche Aktien 2c. 2'/, (bisher 1'/,) 
vom Hundert zu entrichten; die Kure find mit 
dem feiten Sabe von 1 Mark 50 Pfennig für jede 
einzelne Urfunde neu befteuert ; außerdem fällt auf 
alle nach dem 1. Juli 1900 auf dieſelben aus⸗ 
geſchriebenen Einzahlungen ein Steuerfaß von 1 
vom Hundert. Inlänbifche Renten- und Schuldver⸗ 
ſchreibungen, fofern fie nicht unter Tarifnummer 8 
gehören, haben 6 vom Tauſend (bißher 4), Renten« 
und Schulbverjhreibungen ausländiſcher Staaten 
und Eiſenbahngeſellſchaften wie bisher gleichfalls 6 
vom Tauſend zu entrichten. Sonftige ausländiiche 
Nententitel von SKorporationen, Altiengejell- 
ſchaften zc. finb mit 1 vom Hundert angelegt. Die 
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auf den Inhaber Iautenden, auf Grund ftaatlicher 
Genehmigung außgegebenen Renten- und Schuld» 
verichreibungen privilegierter Einrichtungen untere 
liegen nunmehr dem einheitlichen er von 2 vom 
Tauſend. Gewiſſe Befreiungen find wie bisher 
vorgefehen. Bon nicht unter Tarifnummer 1 und 2 
fallenden inländijchen Anteilfheinen und Schuld⸗ 
verſchreibungen find für jede einzelne Urkunde 
15 Marl, für ausländiſche Papiere dieſer Art 
20 Mark (bisher 8 bezw. 5 Mark) zu entrichten. 
Für die zweite Gruppe (Tarifnummer 4) find bie 
bisherigen Säße, *,,. vom Zaufend bei gewiſſen 
Wertpapieren und Gelbforten, */.. vom Tauſend 
bei Warenmengen, beibehalten ; deögleichen ift wie 
bißher eine Ermäßigung für den Arbitrageverkehr 
feftgehalten. Neu befteuert find Kauf- und jonftige 
Anſchaffungsgeſchäͤfte in Kurſcheinen und dergi. 
mit 1 vom Tauſend; außerdem wurde ber Steuer⸗ 
ſatz für einen Zeil der Wertpapiere von ?/10 auf 
%/,, vom Zaufend erhöht. Der Lotterieftempel 
wurde bei inländifchen Loſen von 10 auf 20°%,,, 
bei außländifchen Lojen von 10 auf 25°/, erhöht. 
Schiffsfrachturkunden (Konnofjemente) und Fracht⸗ 
Briefe im Schiffsverkehr wurben teilweife mit einem 
feften Safe von 1 Marf, teilweiſe mit einem fol- 
hen von 10 Pfennig neu angelegt. Es foll ber 
Auslandsverlehr getroffen werben; den Eharafter 
einereigentlihenBörfenverfehrsfteuer 
hat nur die auf den Effelten- und Waren- 
verkehr (Tarifnummer 4) gelegte Umfaß- 
fteuer. Degüglich des genauen Inhaltes bes 
Geſetzes wie de Tarif muß auf bie betreffenden 
Duellen felbft hingewieſen werden. Der Bundes · 
rat hat bereit3 unterm 21. Juni 1900 umfafjenbe 
Ausführungsbeftimmungen zu dem genannten Ge= 
ſetz erlaffen (vgl. Eentralblatt für das Deutſche 
Reid ©. 835 ff.). 

Auch in andern Staaten ift bie Börje Gegenftand 
der Beſteuerung geworden , fo inäbefonbere in 
Hiterreih und Frankreich, dann auch in England 
und Italien. In Ofterreich wurde eine Emiffions- 
fteuer bereits Durch das Gejeg vom 13. September 
1862 eingeführt. br Steuer ift zuleßt durch 
Geſet vom 18. September 1892 neu geregelt wor⸗ 
den; außerdem wurde durch daß Iehtere Geſetz 
der Effeftenumfaß in die Beiteuerung einbezogen. 
Die Effeltenumſatzſteuer fand in dem Gefege vom 
9. März 1897 eine neuerliche Regelung. In 
Frankreich wurde zuerft im Jahre 1850 eine Ber 
ftenerung bes Effeftenverfehrs als Emiffionsfteuer 
eingeführt. Seitdem find eine ganze Reihe von 
Gefegen erlafjen worben, welche ſich mit ber Ber 
fleuerung des Kapitalverfehrs befaffen. Eine 
Börfenfteuer im engeren Sinne als Börſenver⸗ 
kehrsſteuer wurbe in_bem Geſetze vom 28. April 
1893 angenommen. England kennt eine Emiffiond» 
fteuer auf Inhaberpapiere wie einen Stempel auf 
Schlußnoten; ähnliches gilt von Italien. 

Schließlich foll noch die Bedeutung der Vörfen« 
ftener durch eine Zufammenftellung der jährlichen 
Steuererträge in Deutſchland bargethan werben: 
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Litteratur. Vgl. die Litteraturüberfichten 
im Handwörterbud) der Staatswiſſenſchaften von 
I. Konrad, W. Leris, 8. Elfter und Edg. Loening, 
2. Aufl. 1899, Bd. IL, ©. 1016, 1023 und 
1052; ferner Die Uberficht bei Bruno Mayer, Die 
Effektenbörfen und ihre Geſchäfte, Wien 1899, 
©. VI ff. Hier mögen folgende Arbeiten be» 
fonber8 hervorgehoben werden: Cibbini, Unter 
Iuhng über die Beftimmung einer Börfe, 1817; 

ender, Über den Verkehr in Staatäpapieren, 
1830; Thoel, Der Verkehr mit Staatspapieren, 
1835; el Zur Geſchichte der Berliner Börſe 
und des Eijenbahnaftienhandels, 1844 ; G. Cohn, 
Zeitgeichäfte und Differenzgeichäfte Safıb. ür 
Pat. u. Statiftit, Bd. VII [1866]); Hilbert, Ge» 
ſchichte des 1. Jahrhunderts der Wiener Börfe, 
1871; Hecht, Das Börfen- und Altienweſen ber 
Gegenwart, 1874; Strud, Effeltenbörfe (haupt⸗ 
fählih auf Grund der englifhen Enqueten über 
Foreign loans und über die Stock Exchange 
vom Jahre 1875 und 1884); R. Ehrenberg, Die 
Fonbsipefulation und die Geſetzgebung, 1883, 
Lob, Die Technik des deutfchen Emiffionsgefchäftes; 
1890; R. Ehrenberg, Das Zeitalter der Fugger, 
1896, insbeſ. Bd. IL; Pfleger und Gſchwindt, Die 
Börfenreform in Deutjchland, Münchener Volts- 
wirtſchafil. Studien, herausgegeben von L. Bren- 
tano u.W. Lob, 15., 16. u. 22. Stüd); D. Kohn, 
Der Getreideterminhandel, 1891; Fuchs, Der 
Warenterminhandel, 1891; E. Brüdner, Der 
Differenzhandel an der Börfe, 1894; DO. Bähr, 
Das Börfenfpiel nad) den Protofollen der Börjen« 
tommilfion, 1894 ; F. Hammesfahr, Getreibehan- 
bel und Terminbörfen 1897; W. Lob, Die Börfen« 
reform, 1897; 9. Alerander-Sap, Der Begriff 
ber Börje und die freien Vereinigungen, 1897; 
Wiedenfeld, Die Börfe in ihren wirtſchaftlichen 
Funktionen und ihrer rechtlichen Geftaltung vor 
und unter dem Börſengeſetze, 1898; Sayons, 
Etude &conomique et juridique sur les Bour- 
ses allemandes, 1898 ; B. Mayer, Die Effekten- 
börjen und ihre Geſchäfte, 1899; R. Sonndorfer, 
Die MWarenbörfen, deren Einrichtung und Bes 
deutung für den internationalen Handel, 1899; 
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Salings Börfenpapiere 1. Teil: Die Börfe und 
die Börfengefchäfte, bearbeitet von A. Sandheim, 
8. Aufl. 1899; 2. Kaliſch, Die Börſe und das 
Börſengeſchäft, 7. Aufl; Statift. Jahrbuch fürdas 
Deutſche Reich, 21. Jahrg. (1900), ©. 154. 191. 

Eine Reihe wiſſenſchaftlicher und populärer 
Zeitfehriften enthalten periodifche Beiträge zum 
Vörſenweſen oder find geradezu ausſchließlich der 
Behandlung der für die Börje wichtigen oder an 
der Börfe ſich abjpielenden Vorgänge gewidmet, 
fo 3. 8. The Economist in London, L’Econo- 
miste frangais in Paris, Deutfeher Ölonomift 
in Berlin, dann die verfchiedenen Börjenzeitungen 
und Börjenfuriere; ſchließlich find die Vörſen⸗ 
handbücher zu erwähnen. 

ber das Börjenrecht find außer den genannten 
Werten insbejondere zu vergleichen: R. Eolad, 
Lehrbuch des Handelsrechts, 4. Aufl. 1898; Zeit: 
ſchrift für Daß gefamte Handelsrecht, Jahrg. 1858 
bis 1899; €. Fiſcher, Der Begriff und die Et⸗ 
richtung einer Börfe nady dem Reichsbörſengeſeh 
vom 22. Juni 1896 (in den Annalen des Deut 
ſchen Reiche v. G. Hirth u. M. v. Seydel, Jahrg. 
1899, ©. 1— 57); Monatsfchrift für Handelsrecht 
und Banfıwefen, v. P. Holbheim ; die verfdjiedenen 
a und teilmeife auch bie großen 

ageßzeitungen. Textausgaben des Gejeges mil 
Erläuterungen find erſchienen von Apt, Hoffe 
mann, Kohn, Kunreuther u. a. 

Über die deutſche Börſenſteuer find außer den 
kurzen Behandlungen in den Lehrbüchern über 
Finanzwiſſenſchaft noch fpeciell zu vergleiden: 
Cohn, Ein Wort zur Börfenfteuer, im Jahrbuch 
für Nationalöfonomie u. Statijtif, neue dolge. 
Bd. X, ©. 24 ff.; Friedberg, Die Börfenfleuer, 
1875 ; Derf., Das Reichsbörſenſteuergeſeß im 
Jahrb. f. Nat. und Statiftit, newe Folge, Bd. XL, 
©. 33 ff.; Perrot, Die Börfe und Vörjenfteuer. 
1880; Scheimpflug, Zur Reform der öfterr. Bör- 
fenerfehräfteuer, 1881. [Franz Schwerer.) 

Bofnek, Jacques · Benigne, Viſchof von Meanz 
(1627—1704). [Sein Bildungs- und Entwia· 
lungsgang. Richelieu. Die erften Arbeiten. Die 
Predigt Bofjuets. Erziehungsamt bei Hofe. Dit 
Volitit Ludwigs XIV. —5 Stellung zu ifr. 
LaPolitique sacree. DieDeflaration von 1682, 
ihre Bedeutung. Die Defensio cleri gallicani. 
Widerruf des Ediltes von Nantes. Bofjuet ad 
Kontroverfift und Reunionift. Lepte Arbeiten. Die 
legten Bücher der Politique. Kritil. Sein Ge⸗ 
famttirfen. Fehler und wirkliche Bedeutung. Sit" 
teratur.] 

Jatob Benignus Bofjuet, geboren ben 27. ©xp 
tember 1627 zu Dijon, entftamımte einer alten, 
angejehenen Familie der hochburgundiſchen Parla 
mentsmagifttatur, deren freng royaliftiiche Trudi ⸗ 
tionen ihm in einer auf raftlojer Arbeit und früber 
Selbſtzucht beruhenden häuslichen Erziehung ein 
geprägt wurden. Seine litterarifche Ausbildung 
erhielt er in dem Jefuitenfolleg feiner Vaterftadt, 
wo ihn feine Talente, fein ftaumensiwerter del 
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— bos suetus aratro, fpotteten die Mitfchüler — 
fowie feltene Liebe zur Zurüdgezogenheit vor 
allen Mitſchülern auszeichneten. Mit 8 Jahren 
erhielt er als ein zum Dienfte ber Kirche Ber 
flimmter die Tonjur, mit 18 Jahren ein Kanoni= 
fat in Det, wohin fein Vater als Rat bei dem neu 
errichteten Parlamente berufen war. Mit15 Jahren 
bezog er die Pariſer Univerfität, die damals noch 
nicht wie jpäter von Ludwig XIV. faft zur Bedeu- 
tungsloſigkeit herabgebrüdt war. Er trat in das 
Kolleg Navarra, nebenber Sorbonnedaß ältefteund 
damals inmitten bes anhebenden Janſenismus im 
Vordergrunde ber theologifchen Bewegung ftehende 
Kolleg, wo er unter dem Großmeifter Nikolaus 
Cornet feine philoſophiſchen und theologiſchen 
Studien durchmachte, ohne von feiner klaſfiſchen 
——— namentlich im Griechiſchen, ab⸗ 
zulaſſen. 

Mit der Ankunft in Paris erſchloß fich ihm 
eine neue Welt. Am Tage nad) feinem Eintreffen 
(Anfang September 1642) ſah er ben legten feier- 
lichen Einzug des fterbenden Richelieu (geftorben 
4. Dezember), des Begründers der franzöfifchen 
Weltpolitit, deren unjelige Folgen ihn einſt um 
den beiten Zeil feines "hohen Ruhmes, freilich 
nicht ohne eigenes Verſchuiden, bringen jollten. 
Die beiden Jahrzehnte des Miniſteriums Riche⸗ 
lieu hatten bie a du Monarchie auf die 
Bahn geftellt, deren Enbe ihr tragiſchen Unter 
gang in blutiger Revolution bringen follte, an 

eren Ausgangspunkt das vierfache Erbe feiner 
Politil Tiegt: die Befeitigung ber Hugenotten« 
Republit nad 11 NReligionsfriegen der furdit- 
barften Art, der Untergang des Feudalismus in 
feinen ruhelofen Attentaten auf die Einheit und 
kraftvolle Entfaltung der Staatsgewalt, die durch 
bie ffrupellofe Erniedrigung bes Gaufs Hſierreich⸗ 
Spanien begründete nationale Überhebung Franf- 
reichs und ber Ruin jedes nur auf pofitiv chriſt⸗ 
lichen Grundlagen möglichen internationalen 
Staaten- und Völferrechts. Noch hinderten die 
Schwächen der Regentſchaft Annas von Ofterreic), 
die wieberholten Revolten der Fronde, diesmal 
bes Feudaladels in Verbindung mit der oberen 
Bourgeoifie, und die Mazarinſche Intereſſen ⸗ 
politif den vollen Durchbruch der Richelieufchen 
Weltpolitit, allein die Niederhaltung Spaniens 
(Schlacht bei Rocroy 1643), ber Abſchluß des für 
die Gejamtinterefien Frankreichs jo günftigen 
Weftfäliichen Friedens (1648) und des für die 
Sicherung feiner Weltpolitit jo wichtigen Phre- 
nãen⸗ Friedens (1659) hielten die Bahn für ihre 
volle Berwirflichung offen. Was diefen Herrſchafis⸗ 
jelüften eine breite Gaſſe in ben noch freiheitlich ge» 
(mnien Volksmaſſen bahnte, war einerfeit3 die 
uch bie Fronde neu erwecte Furcht vor Wieder⸗ 
kehr der Schreden und Greuel der Kriegsanarchie, 
anderſeits der von der Hofpolitit und dem Beamten» 
tum gefliffentlich genähtte Wahn, nıtr das abjolute 
Königtum biete Hier wirffamen Schuß und Rettung. 
Hatten doc) feit Ludwig XI. bereit8 Die centrali⸗ 
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fierenden Beftrebungen bes Königs, verbunden mit 
bem Ruhme und Glanze des Hoflebens und ber 
Politik der Erniedrigung de8 Adels unb ber 
Hebung ber Bourgeoifie, alle Hier der Vollsfreiheit 
umd ben Volfsrehten brohenden Gefahren zu oft 
und zu leicht überfehen lafien. 

Während der endlofen Unruhen und Aufs 
regungen ber Fronde vollendete Boſſuet im 
Navarra=Kolleg feine Studien in fo glängen« 
der Weife, daß ihm die frühe % digung bes 
ng Nambouillet und deſſen Precieuſes für 
eine außergewöhnliche Redebegabung und bie 
Ehre der öffentlichen Disputation mit bem Prinzen 
von Condẽe zu teil wurde, ber in feierlichen Auf» 
zuge bei feiner Tentative, d. i. der Vorftufe des 
theologijcden Doktorates, erſchien (25. Januar 
1648). Nach zweijähriger Zurüdgezogenheit zu 
Meb empfing er dort bie Subdialonatg« und 
Diafonatsweihe von dem für Metz zuftändigen 
Biſchof von Langres, kehrte zu weiteren Studien 
nach Paris zurüd, wurde am 21. Januar 1652 
Archidialon fir Saarburg, machte in der Faftengeit 
d. 3. unter unmittelbarer Leitung des HI. Vincenz 
d. Paul die Vorbereitungsübungen zum Empfang 
ber heiligen —— durch, welche er am 
16. März d. J. erhielt, und ſchloß feine Pariſer 
Studien mit ber Doltorpromotion in ber Theo» 
Togie am 9. April d. I. Er lehnte die Erhebung 
um Großmeifter des Navarrafollegs ab und zog 

cch zu einem Leben ununterbrochener, namentlich 
dogmatifcher und patriftifcher Studien, zu eifer« 
voller Seelforgerarbeit, namentlich in Ausübung 
bes Predigtamtes, zu firenger Zurüdgezogenheit 
von allem Weltleben nach Dieb zurüd, deſſen Kirche 
er 17 Jahre (1652—1669) angehören Jollte. 

Es waren die großen Lehrjahre feines Lebens, 
in denen die unmittelbare Berührung mit den An« 
forderungen ber ſchweren Lage der Kirche und des 
Dolfes in der vollendeten Hingabe an feine 
Pflichten das Genie wedten und befruchteten. 
Mehr als das bedeutete für ihn das günftige Ge— 
ſchick, daß dieſe Lehrjahre wie feine ganze Jugend 
in jene Zeit herrlicher Wiedererftehung des 
kirchlichen Lebens fielen, weldhe das Konzil 
von Trientgrundgelegt hatte, und die ihm vor Augen 
fand in den blühenden Schulen der Jeſuiten, in 
dem Oratorium des Karbinals P. v. Berulle, in 
den gelehrten Arbeiten der Benebiktiner von St. 
Bannes (Verdun) und St. Maur bei Paris, in 
der Errihtung von St. Sulpice (durch Jean» 
Jacques Olier) für den in der kirchlichen Disciplin 
wie in der heiligen Wiffenfchaft tiefer zu feftigen« 
den Klerus, in den das ganze Land —— 
Anſtalten des ſocialen Apoſteis des modernen Franlk · 
reichs, des hl. Vincenz v. Paul (1576—1660), 
in den Miffionen für das Landvolk, in der Kon⸗ 
gregation der Mifftonspriefter (1625) und der der 
Schweftern der hriftlichen Liebe (1634). Es war, 
wie Le Play (La Röforme sociale en France, 
Paris 1867, I, 102 ss.) nachweiſt, ein wunber« 
bares Aufblühen bes religiög-fittlihen Volls- 
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lebens entftanden, eine Epoche focialer und wirt« 
ſchaftlicher Reftauration fo machtvoller Art, daß 
die unbeſchreibliche Zerrüttung des Volkes unter 
den letzten Valois (1515—1589) überwunden 
ſchien. Freilich Hatten die Zwiſchenregierungen 
Richelieus und Mazarins dem neuen Siege der 
machiavelliſtiſchen Politik in den Hofkreiſen Vor⸗ 
ſchub geleiſtet, allein bis zum Regierungsantritt 
Ludwigs XIV. (1661) war der religiös-fittliche 
Aufſchwung im Wachjen geblieben und kämpfte 
mächtig gegen ben neu emporwuchernden Geift 
focialereligiöfer Verfümmerung der Volts- und 
Staatsintereffen. Will man die Bedeutung Boſſuets 
richtig würdigen, ſo darf man keinen Augenblik 
die Macht dieſer religiöfen Reſtauration aus dem 
Auge verlieren. Sie allein erflärt feine Erhebung 
wie das unermeßliche rn feiner falſchen 
Stellungnahme zur Politit Ludwigs XIV. 

Boſſuets erftes öffentlihes Wirken, 
fein Metzer und erfter Pariſer Aufenthalt, fteht 
ganz unter bem Zeichen ber religiöfen Reftauration. 
Aus der Zeit des Metzer Lebens ift an fein erftes, 
charalteriſtiſches Auftreten als Kontroverfift in 
dem Katehismusftreite mit dem Prediger Paul 
Terry zu erinnern. Diefer wollte 1665 in feinem 
Catöchisme deröformedelaReligion die beiden 
Süße erwieſen haben, daß die Reformation not« 
wendig war, und daß man zivar vor ihrer Zeit 
in der römiſchen Gemeinſchaft noch fein Heil Habe 
wirken können, aber nad) der Reformation fei dies 
unmögli. Boffuet, damals 27 Jahre alt, ante 
wortete, daß die Reformation, wie die Gegner 
fie unternommen, verhängnisvoll ſei, und daß, 
wenn man früher fein Heil in der Kirche habe 
bewirfen können, dies auch jet möglich fei. 
Mit dem Ermeife dieſer beiden Säge ftellt 
ſich Boſſuet auf die Schultern ber altkirch⸗ 
lichen Apologetif, indem er dem Galvinismus ge= 
zn ihre alte Methode zu neuer glänzender 

ntfaltung brachte, Durch einfache, Mare Darlegung 
ber Sirchenlehre die Mißverftändniffe zu heben und 
dur die Zurüdführung der Kontroverje auf die 
Glaubensregel alle Abweichungen von der Kirchen⸗ 
Lin als Menſchenerfindung und Willtür zu er- 
weiſen. 

Mit dem Jahre 1657 beginnt Boſſuet zu Meb 
neben und mit ben Miffionsprieftern des HI. Vin⸗ 
cenz von Paul feinen biß heute unerreichten 
Siegeslauf als Maffifher Kanzelredner. 
Schon 1661 und 1662 prebigt er in der Louvre⸗ 
Kapelle vor LubwigXIV., 1665 und 1668 vor dem 
ganzen Hofe in St. Thomas de Loupre und in 
St. Germain, erſcheint inzwiſchen häufig auf ben 
Kanzeln der Pfarrkirchen für die Abhaltung der 
Advents · und Faſtenpredigten, ſpricht an ben 
großen Kirchenfeſten in unübertrefflicher Majeſtät 
über die größten Glaubensgeheimniffe, bricht im 
Genre ber Heifigenreden neue Bahnen, hält vor 
einfachen Klofterfrauen die unvergleichlichen, mehr 
familiären Belehrungen und Betrachtungen über 
das Evangelium, tritt als ermählter Prediger vor 
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den großen Berfammlungen des franzöfijchen len 
auf und ſchafft für ſich vor ben ftolzen Verfamri« 
lungen des Hofes, feiner Würdenträger und der vor= 
nehmen Welt da8 Genre der Oraisons fundbres, 
dem in ber geſamten Weltlitteratur gleich Bedeut⸗ 
ſames wohl nicht zur Seite ar ftellen ift. Wenn 
der Litteraturfrititer DE. Nifard (Hist. de la 
litt. frangaise, Paris 1886, II, 416 ss.) dafür 
hält, das Ideal des chriſtlichen Klaſſicismus fei 
in den Predigten Boffuets erreicht, jo iſt dem in 
Einſchränkung auf die Entwidiung des franzö- 
ſiſchen Klaſſicismus im 17. Jahrhundert zuzu= 
ſtimmen, nicht aber hinſichtlich der Zurüdführung 
biefer feltenen Erfheinung auf den Glanz der 
Regierung und ber Perfönlichkeit Ludwigs XIV. 
Was Boſſuet direkt ſelbſt über die Perfon bes 
Königs fagte (Serm. sur les Devoirs des 
rois, Oraison funebre de Marie- Therese 
d’Autriche, namentlich Discours de reception 
äl’Academiefrangaise), geht nicht Über den Rah · 
men ber hergebrachten Anfchauung feinerlimgebung 
hinaus. Der Vorwurf, Boſſuet jei ein Schmeichler 
und intereffierter Lobredner des Königs und der 
Großen geweſen, erledigt fi) nad) genauer Durch⸗ 
ſicht der betreffenden Stellen (in der 1890— 1897 
bergeftellten kritiſchen Textausgabe der Oeuvres 
oratoires von J. Lebarq, 6 Bde, Paris und 
Lille) dahin, daß er in bie nad} ben Gepflogen- 
heiten feiner Zeit üblichen Compliments mit großer 
Sorgfalt Maßhaltung brachte, oft durch ernfte 
Mahnungen zum hriftlichen Leben fie milderte, nie 
unwürdiger Schmeichelei zu zeihen ift. Den Zug 
auf das Große und Erhabene, der nad) Niſard 
den Grundeharalter feiner Redekunſt bildet, hat er 
nicht lediglich aus den Zeit« und Königsibealen, 
wie Nifard will (a. a. O. 425); er ſchöpfte ihn 
aus feinen großen Anfchauungen über die Würde 
und Erhabenheit des Ehriftentumg, welche freilich 
durch Zeit und Umgebung mächtig gewedt wurben. 
Der beifpiellofe Erfolg feiner Predigt beruht auf 
dem tief religiöfen Charakter der Zeit, welcher 
nod alle Klaſſen des Volkes in gleicher Weiſe 
durchdrang, auf der klaſſiſch einfachen und doch 
vollendeten Darftellungsgabe ber hriftlichen Lehre, 
auf die dem franzöfiichen Vollsgenie angepaßte 
feierliche Pracht feiner Diktion, auf dem Genie 
feiner Auffaffung. 

Inmitten dieſes auffteigenden Ruhmes hatte 
ihn Lubwig XIV. (Anfang September 1670) zum 
Biſchof von Kondom ernamt, einem Heinen, 
in den Hugenottenfriegen faft vernichteten Bistum 
der Gascogne (Departement Gert). Am 21. Sep- 
tember erhielt er vom Biſchof Le Tellier zu 
BVontoife, wo gerade die Verfammlung des fran- 
aöflfchen Klerus abgehalten wurbe, die Bifchofe« 
weihe; allein feine Ernennung zum Lehrer des 
Dauphin (23. September) entzog ihn fürs erfle 
aller oberhirtlichen Thätigfeit. Gerade um bieje 
Zeit beihäftigte fih Boſſuet mit der einen 
Schrift: Exposition de la doctrine catholique 
sur les matiöres de controverse, einer auf die 
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kürzeſte Form und ben einfachften Ausdruck gebrach» 
ten Darlegung der wichtigſten Unterfceibungs- 
lehren nad) den Entſcheidungen des Konzils von 
Trient. Als das Büchlein auf unabläffiges Drängen 
bes eben zur Kirche zurücgelehrten Marjchalls 
Turenne im Dezember 1671 erfchien, war ber 
Eindrud in Frankreich wie — nach baldiger Über- 
fegung in faſt alle Sprachen — in Europa ein fo 


gewaltiger, daß fich allſeits bie tiefer angelegten | I 


Geifter fragten: Wie war es möglich, daß die Reli⸗ 
gionsfpaltung eintrat, und wie fonnte man aus 
ber katholifchen Lehre ein ſolches Zerrbild machen? 
Als der Calviniſt Jurien merkte, daß „Die Welt 
wie verſeſſen“ mit der Exposition fi befaßte, 
die Konverfionen ſich mehrten, fam er auf den 
Gedanken, das Büchlein für eine gefälſchte Dar- 
legung ber latholiſchen Lehre auszugeben. Eitles 
Bemühen! Die Approbationen ber bebeutendften 
Bifchdfe der Zeit, aus Deutichland von dem 
Paderborner Bifchofe Ferdinand von Fürftenberg, 
von Kardinälen (Bona) und endlich des es 
Innocenz XI. (4. Januar 1679) ſelbſt — die⸗ 
ſelben finden ſich in der 12. Pariſer Ausgabe von 
1686 —, förbderten die Bewegung zur Wieber- 
vereinigung ber getrennten Chriftenbeit: fie war 
die Frucht der Einkehr und der Selbftbejinnung 
nad) dem unbeſchreiblichen Unglück der entfeblichen 
Religionäfriege. Noch war Europa tief chriſtlich, 
bie religiöfen Interefen und ragen beherrſchten 
noch das öffentliche Bewußtfein, und Frankreich 
ſtand als die katholiſche Vormacht im Vordergrunde. 
Wie kam es, daß die religiöſe Einheitsbewegung 
fich fo ſchnell verflüchtigte, um erſt unter andern, 
weniger erfreulichen Symptomen im 19. Jahr⸗ 
hundert neu zu erwachen? 

Als Bofjuet Ende September 1670 auf bie 
eg bes Pariſer Erzbifchofs Perefixe, bes 
Kanzlers Le Tellier und des Königs eigenen Be⸗ 
fehl: „Ich will einen Biſchof Haben!“ neben dem 
wenig tauglichen Grafen Montaufier ſeine Lehrer⸗ 
ftelle bei dem Dauphin antrat, ſich feines 
Bistums begab und nach 18jährigem der Theo- 
logie, der Predigt, der Sontroverfe geweihtem 
Leben nochmals für ben zur Trägheit neigenden 
und für höhere Einwirkung wenig empfänglicden 
Prinzen fi) in das Studium ber Litteratur und 
der weltlichen Wiſſenſchaften verſenkte, wurbeer für 
9 Jahre (bis 1679) in das Leben bes glänzend- 
ften aller europäifchen Höfe Hereingezogen. Was 
er in biefer Zeit erbachte und arbeitete, blieb 
lange ber Welt verborgen. Im einem gegen das 
Ende feiner Lehrthätigkeit an Papft Innocenz XI. 
gefandten Berichte bemerkt Boſſuet, er habe 
neben ber Zeitung des regelrechten Studienganges 
mit drei Dingen für deren Abſchluß ſich befaßt: 
mit der allgemeinen Geſchichte, um bie 
legten Gründe ſowohl für die Feſtigkeit und 
Größe ber Weltreiche als für deren in ruhelofem 
Wechſel ſich erzeugenden Untergang zu finden, 
dann mit der heiligen Politik, ihren Grund» 
fägen und Quellen nad) den Lehren und Bei— 
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fpielen der Heiligen Schrift, endlich mit den © e= 
fegen und Gewohnheiten Frankreichs im 
Vergleiche zu andern Ländern. Lehtere Schrift 
fcheint gänzlich verloren; von der „Politik“ jagt 
Boffuet, er habe fie dem Prinzen vorgetragen und 
zum Leſen gegeben; die „Weitgeſchichte“ erſchien 
1681 (8. Aufl. von Boffuet jelbft noch bejorgt 
1700), bie „Politit” erft nach feinem Tode, 1709. 
in dem Discours sur l’histoire universelle 
wird Boffuet der Begründer der Geſchichts⸗ 
pbilofophie vom chriſtlichen Stanbpuntte, bie 
in ber Erhabenheit der Grundanſchauungen und 
in der Kunft geſchichtlicher Darftellung unüber« 
troffen ift. Er zeigt in drei Zeilen die Erhebung 
und den Fall der Weltreiche, die Urfachen ihrer 
Größe und ihres alles, die geheimnisvollen 
Adfichten der Vorſehung mit den Perſonen und 
bie verborgenen Hilfsmittel, mit denen fie die 
menfchlichen Dinge nach ewigem Willen leitet, end» 
lich die Heiligkeit und Autorität der Religion, bie 
ſich aus ihrer Feftigfeit und ihrer Dauer ergiebt. 
Man wirft der Schrift die zu große Syſtemati- 
flerung und idealiftiiche Verwertung lonkreter 
biftorifcher Thatſachen vor. Mit mehr Recht bes 
Hagt Montalembert (Des interöts catholiques 
au XIX® sidcle 4, 72), daß für bie Belehrung 
eines chriftlichen Fürſten feine Rechte und Pflichten 
faft ausſchließlich auf die Gefchichte des jüdiſchen 
Volles zurüdgegriffen wird, troßdem „latholiſche 
Völter die Kirche zum unfterblichen Führer und 
den Ralvarienberg zum Ausgangspunft haben“. 

In denfelben Fehler einfeitigen Idealifierens 
nach anderer, zumal anthropologifcher Seite verfiel 
Boſſuet in den für die Erziehung des Dauphins 
verfaßten philofophifhen Schriften (Lo- 
gique, 1. Ausg. v. Floquet 1828; Connaissance 
de Dieu et de soi-möme, 1. Ausg. 1722; 
Trait6 du libre arbitre, 1. Ausg. 1722). In 
der zweitgenannten Schrift, beſonders zeigt ſich 
Boſſuet bis in den Titel, zu ſehr den karteſianiſ⸗ 
Anſchauungen ergeben, wie auch feine Bewun- 
derung Descartes’ als des eigentlichen Schöpfers 
der franzöfifchen Sprache des klaſſiſchen Jahr» 
hunderts jene ibealiftiiche Geiftes- und Denf- 
richtung ſiärkte, welche in der Billigung und 
Verteidigung des abfolutiftiichen Königtums Lud⸗ 
wigs XIV. durch die Politique tirde de 
as sainte am ſchärfſten zu Tage treten 
follte. 

Diefe für die tiefere Erkenntnis ber Zeit und 
bes Charakters Boſſuets zu wenig benupte Schrift 
entwarf berjelbe 1677—1678 in ſechs Büchern 
lediglich für den zu Ende neigenden Unterricht 
des Dauphins. Es ift ſchwierig, von dem früher 
viel belobten, aber wenig gelefenen und noch 
weniger in feinen Einzellehren geprüften Buche 
eine kurze Analyſe zu geben, fo reich ift dasſelbe 
an dharakteriftiihen Zügen, jo ſiarr dogma- 
tiſtiſch in feiner Faſſung und Sprache, fo ſeltſam 
find religiöfe und politiiche Probleme miteinander 
verwoben. Boſſuet ift Hier ganz Idealpolitiker, 
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fein Fürſtenideal Ludwig XIV., fein Regie- 
rungsideal die abſolute Monarchie, ſein Ziel die 
Bildung eines jungen Fürſten nach ſeinem Ideale. 
In den ſechs erſten Büchern handelt er aus 
dieſem Geſichtspunli zunächſt (1. Buch) von den 
NE der Geſellſchaft, von dem 
ntftehen ber bürgerlichen Gejelihaft, der Not- 
wendigkeit ihrer Regierung, von ber Teilung der 
Güter und ber Trennung der Menfchen in Völter 
und Nationen, unbeſchadet ber Einheit und Zu- 
fammengehörigfeit des Geſchlechtes, von der Vater- 
lanbdsliebe, in ber alle Liebe, die man für fi, für 
ig Familie und feine Freunde hat, ſich vereinigt 
it das Land, das unfer Glück und das umferer 
Familien und unferer Freunde in ſich ſchließt. 
Das wichtigfte für jede Geſellſchaft ift (2. Buch) 
die Autorität; die fönigliche, erbliche, ältefte 
und naturgemäßefte, ift für bie Regierung die 
befte; fie ift eine Gott fielvertretende im Pater 
und, im Intereſſe des wechſelſeitigen gan, im 
Könige; legtere erfteht durch die ÜÜbereinflim- 
mung der Völfer, auch durch die Gewalt ber 
Baffen und das Recht der Eroberung. Die lönig- 
liche Autorität an fi, in ihrer Natur und in 
ihren Eigenſchaften (3. bis 5. Buch) ift heilig; 
Gott herrſcht durch fie über die Völker. Der ge 
beiligten Perfon des Fürften ſchuldet man Ge» 
borfam aus dem Principe der Religion und des 
Gewiſſens. Die königliche Gewalt ift zum Wohl 
bes Volles ba; fie ift väterlich in der fländigen 
Arbeit und Sorge für die Bebürfniffe des Volfes; 
ber unnüge, träge Fürſt ift fo ſchlimm wie ber 
Tyrann. Die Regierung foll von Grunbfägen ber 
Milde, der Sanftmut, der Abneigung gegen Ge⸗ 
waltthat geleitet fein. Die königliche Autorität 
iſt abjolut, ohne Verantwortung an jemand; 
gegen fie giebt e8 Feine zwingende Gewalt, fie jo 
unüberwinblid) fein gegenüber bem Gonfeil, den 
Günftlingen, dem Volke, ohne faljche Nachgiebig- 
keit, jeft in ber Furcht vor Gott und in der Be— 
tämpfung der eigenen Leidenſchaften. Das Geſetz 
ber königlichen Autorität ift die Ber- 
nunft, ihre Regierung ein Werk ber Vernunft 
und Einfiht, ihre Kunft ift die Frucht der von 
oben ftammenden Weisheit, die der König durch 
das Studium des Gejehes, der Geichäfte, der 
Gelegenheiten und Zeiten, der Menichen und 
feiner ſelbſt fich verdienen, die er pflegen joll durch 
Wahrheitsliebe, Aufmerffamteit, rechtes Schwei⸗ 
gen und Reben in der Beratung mit ſeinen Mi« 
niftern, Behutfamfeit und weife Selbſtentſcheidung 
ohne Hohe Meinung von menſchlichen Räten und 
nad) eifrigem Gebet. So entfteht die fürftliche 
Majeftät, ein Abbild der Größe Gottes. 
Der Fürft ift eine öffentliche Perfönlichkeit, der 
Staat ift in ihm, in ihm der Wille des ganzen 
Volkes, alle Macht desfelben ; er trägt das ganze 
Reich in feiner Hand, ohne feine Leitung ift alles 
in Verwirrung. Die Pflichten der Unter- 
thanen (6. Buch) find Dienft und Gehorfam, 
aber beibes nach dem Willen und der Einficht des 





Fürſten, deſſen Leben man als öffentliches Gut 
tieben und bis zur — des eigenen Lebens 
ſchützen fol. Der Gehorſam ſoll ein volllommener 
ſein bis auf den einen Fall, daß der Fürſt etwas 
wider Gott befiehlt. Treue und Gehorſam ſind 
ſchlechthin unverleplic; weder gegen ben guten noch 
gegen ben ſchlechten Fürſten darf die Gewaltthat 
gejegt werben; nur ehrfurdtsvolle Vorftellung 
und Gebet um feine Sinnesänberung find ge= 
ſtattet. 

Dieſe abſtralt theologiſche Huldigung vor dem 
abſoluien Königtum, welche der Dauphin hörte, 
die Bofjuet nad dem Tagebuch Ledieus, feines 
Sefretärs, nicht milderte, ſondern in den lehten 
Jahren feines Lebens bis zu vier Malen präcijer 
durcharbeitete und erweiterte, bedeutete einen radi⸗ 
talen Bruch mit dem althiftorifchen chriſtlichen 
KRönigtum. Die Politik war für den Biſchof volle 
Überzeugung, feine Schmeihelei ; ihm erjchien der 
Verſuch, in den alten Berfaflungsgefefen ber 
Monarchie Schranken gegen den Abjolutismus zu 
finden, „ein eitles Bemühen“, fo ſehr überfah er 
die Lehren ber alten, freilich unter Lubwig XIV. 
ganz in ben Hintergrund gedrängten Sorbonne. 
Unbeachtet blieb die Zurüdhaltung jener Minder⸗ 
beit von Bifchöfen, an deren Spige Fenelon fland, 
auch das von ben Päpften, zumal in Frank⸗ 
reich fo oft und glorreich feit den Tagen Philipps 
des Schönen gegen abjolutiftiiche Unterbrüdung 
verteidigte Recht Der Kirche ſchien gegen noch größere 
Anmaßung feine Warnung mehr zu fein. Und 
doch Hatte Boffuet in der Vorbereitung der Fort- 
fegung ſeines Discours sur l’histoire univer- 
selle die Gedichte Frankreichs über Karl d. Gr. 
hinaus bearbeitet — das Manuffript ift verloren —, 
und dieſe Geſchichte hätte ihn doch aus ben 
Rapitularien der Karolinger und ihrer Nachfolger, 
aus den Schriften Hincmars von Reims und 
der Zeitgenofjen de8 Übergangs von ber zweiten 
Dynaftie zur dritten, mit einer Wolfe von Zeugen, 
belehren müffen, daß das franzöfifche Königtum bis 
tief in die Periode der Renaiſſance hinein weder 
abjolut noch erblih, fondern durch) das Recht der 
Notabeln und die Mitwirkung der Generalftaaten 
fonftituiert war. u leßtere doch vor faum 
67 Jahren noch in Paris (Oktober 1614), freilich 
zum legten Dale, ihr Kontrollrecht gegenüber dem 
Könige ausgeübt, und war doch fein anderer als 
der 29jährige Bischof von Lugon, Armand- Jean du 
Pleſſis de Richelieu, Sprecher des Klerus gewejen. 

Man wird Boffuet und feine Zeit nicht, ver» 
ftehen, wenn man nicht die tiefgehende 
rung im frangöfiicen Nationalcharakter vor Augen 
behält, welche in den republifanifchen Zügellofig- 
feiten ber Renaiſſance geboren, in bem Entſehen 
der unaufhörlichen Religionsfriege bis zum Ver» 
geflen der althergebrachten Staatsordnung fich ger 
fleigert, in einer faft 54jährigen Regierung Lud · 
wigs XIV. (1661 6i8 1. September 1715) Zeit 
zur Befeftigung und Ausbilbung fand, eine Res 
sierung, die troß des wildeſten Kriegslebens bie 
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glänzendſte, jelbitmächtigfte und folgenſchwerſte 
des ganzen Zeitalters wurde. Das neue abjolute 
König tum ftand fertig da mit dem Tage, als 
Ludwig XIV., gerade 24 Jahre alt, auf Die Nach- 
richt von Mazarins Tode (9. März 1661) vor 
dem Staatsrate dem Kanzler erflärte: „Ich werde 
fortan felbft mein erfter Minifter fein.“ Was das 
in ber Wirflichfeit bebeutete, wurbe der Welt in 
den wilden Straßenfcenen in London und Rom 
um der fogen. Vorrechte franzöfiiher Geſandt- 
Ichaften willen Mar, die auf des Königs Gut« 
heißung alles Herlommen verhöhnten und in 
Nom nad) den Exceſſen des Herzogs von Erequi 
zu ſchmachvollen Demütigungen des Papſtes führ« 
ten, al& Ludwig nach der Beſchlagnahme Avignons 
und Venaiffins den greifen Alexander VII. unter 
neuen Drohungen zum harten Frieden von Piſa 
(12. Februar 1664) zwang und im Angeſichte 
Europas durch die Errichtung der Schandjäule 

egen den Korjen das Haupt feiner Religion be= 
Fekmpfte Wenn nad) kaum drei Jahren auch ber 
legte Widerſpruch gegen ſolche Brutalitäten ver⸗ 
ftummt war, jo begreift man, daß in Frankreich eine 
neue Religion, der Royalismus um jeben Prei, 
eineneue Regierungsweife, der fpäter ſeltſamerweiſe 
als ancien rögime bezeichnete Abſolutismus, 
eine neue nationale Moral, die gloire — ein ent« 
ſprechendes Wort fehlt im Deutſchen — entflanden 
war, deren Herrſchaft ſich alles beugte. Im 
Kultus des Roi-soleil, im blendenden Glanze 
bes Hoflebeng, in der Huldigung einer jelten ſchön⸗ 
geiftigen Litteratur, im Ruhm einer zur Welt 
herrſchaft fich Drängenden Nation verwachſen Volk, 
Staatseinrihtungen, Religion, nationales Be- 
wußtſein ſchnell zu jener moralifchen Einheit, 
deren Ausdruck ber L’Etat c’est moi ift. Daß 
im wilden Taumel nationaler Selbftvergätterung 
Männer von foldem Ernft und Scharfblid wie 
Boſſuet nicht jahen, daß dieſe Politit da enden 
mußte, wo fie geenbet hat, im religidfen, poli⸗ 
tifchen und focialen Ruin des Sande, bleibt ſchwer 
verſtändlich; daß aber ein folder Mann kraft der 
Größe feines Anfehens ein Hauptwerfzeug dieſes 
Ruins, jeintheologifcher Wegbahner werben mußte, 
bleibt unter den überrafchenden Konftellationen ber 
Weltgefhichte eine ber jchmerzlichften. Und doc 
fam e8 dazu. 

Das Lehramt beim Dauphin ging zu Ende. 
Mitten in den erneuten Triumphen feiner Bered⸗ 
famteit, feines Eingreifens in die Befjerung der 
entfittlichten Hofverhaltniſſe (Profeß des Fräuleins 
de la Valliere, vorübergehende Trennung Lud⸗ 
wigs XIV. von Madame de Monteſpan [1674 
bis 1677]), bes immer weiter fi) außbreitenden 
Ruhmes feiner Exposition de la doctrine catho- 
lique hatte ihn Qubwig bei DVerheiratung des 
Dauphins durch Ernennung zum erften Aumonier 
der Dauphine (8. Januar 1680) in ein neues, 
engeres Verhältnis zum Hofe gebracht. Schon feit 
8. Juni 1671 war er Mitglied der Afademie, 
Am 2. Mai 1681 gab Erzbiſchof de Harlay im 
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bejonbern Auftrage des Königs einer bei ihm zu⸗ 
fammengetretenen Bifchofsfonferenz feine Er⸗ 
nennung zum Bifhof von Meaug in 
einem Augenblide, ba Eolbert den Hofbiſchöfen 
offen das Schisma der franzöſiſchen Kirche 
zumutete. 

Durch ein Ebift vom 10. Februar 1673 hatte 
Ludwig XIV. das fogen. Regalienrecht der 
Krone auf die Einkünfte aller vafanten Diöcefen 
und Venefizien des Koönigreichs ausgedehnt und 
fünf Provinzen ihrer kirchlichen Privilegien und 
Freiheiten beraubt. Die zwei Biſchöfe — es waren 
Janſeniſten — von Pamiers und Alet hatten allein 
den Mut, fi) gegen dieſen Gewaltftreich zu er» 
heben und jede Verlegung der kirchlichen Geſetze 
zu cenfurieren. Sie erduldeten mit ihren Diöcefen 
und dem Klerus Unfäglihes in dieſem Kampfe, 
zumal nachdem ber Appell an ihre Metropoliten, 
die Erzbifhöfe von Narbonne und Touloufe, als 
dem kanoniſchen Recht widerfprechend“ abgewieſen 
worden war. Da appellierten die beiden Biſchöfe, 
wie es ihr Recht und ihre Pflicht war, an den 
Papſt. Innocenz XI. beſtätigte ihr Recht und 
beſchwor in zwei Breven (März und September 
1678) den König, die Freiheilen der Kirche zu 
achten; und als dieſes nur größere Verfolgung 
und Bedrängnis über die Biſchöfe und ihren 
Klerus brachte, folgte ein dritted Breve (29. Der 
jember 1679), in welchem der Papſt mit Beru⸗ 
auf die Verantwortung feines Oberhirten« 
amtes erklärte: „Weber Ungemach noch Gefahren 
noch Stürme können ung erſchüttern; denn dazu 
find wir gefeßt worden, und wir halten unfer Leben 
nicht für foltbarer als Ihr Seelenheil und das 
unfrige.” Ludwig antwortete nichts. Im Augen- 
blid, wo das legte Breve befannt wurbe, hielt 
die Verfammlung des Klerus ihre Sigungen in 
St-Germain-en-Laye, und fo meit war ber 
Knechtsſinn durch Schmeichelei und Schwäche 
ſchon befeftigt, daß Die Berfammlung dem König 
erflären ließ, nichts wäre im ftande, fie von ihm 
zu trennen. Daß war das Schisma. Bon 
Colbert ftammte der Plan, „bie Majeftät des 
Thrones“ durch bie feierliche Erflärung eines 
„Nationalkonzils“ zu ſchützen, und zwar durch 
die Proffamation der „alten gallifanijchen Lehre 
über die Schranfen der Papſtgewalt. Unter „Na= 
tionaffonzil“ ift hier die auf Staatsgeheiß im 
Widerfpruch mit dem kanoniſchen Rechte und ben 
Hinfichtlich des Zufammentretens ber Abordnungen 
des franzöfifchen Klerus beftehenden Landesord⸗ 
nungen „gewählte und zur Auflehnung gegen bie 
Kirche und ihr Haupt zufammenberufene Ver⸗ 
fammlung von 1682 zu verjtehen. 

Boffuet Tieß fi, ohme die Bullen für das 
Bistum Meaux empfangen zu haben, von dem 
Zirkel der Hofbiſchöfe, namentlich von den beiben 
Vertrauten Eolberts, den Erzbijchdfen von Paris 
und Reims, be Harlay und Le Tellier, verleiten, bie 
ann zur Infcenierung der Colbertſchen Poli⸗ 
til zu fpielen; er Tieß fich zum Vertreter der Pariſer 
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Metropole wählen. Es wurben im ganzen Lande 
unter dem Hochdruck der Regierungsorgane und 
nad Inftruktionen, welde die fhlimmften Ab- 
ſichien der Regierung offen andeuteten, die „Wah- 
Ien“ der biß auf die Namen von ber Regierung 
beftimmten Kandidaten gethätigt; nur ein Mann 
proteftierte vor dem ganzen Lande, ber General« 
vifar des Bijchofs von Pamiers, Cercle; er wurde 
auf dem Markie zu Touloufe in effigie verbrannt. 
Unter den 8 Erzbiſchöfen, 26 Bijchöfen und 
80 Prieftern des „Nationallonzils” war (Gerin, 
Recherches historiques sur l’assemblee du 
Clerg6 de 1682, Paris 1889) fein hervor 
tagender Mann aus dem Klerus, fein Name von 
Klang und Anfehen, Boffuet ausgenommen. Zur 
Eröffnung der „Berfammlung bes franzd- 
ſiſchen Klerus“ Hielt Boſſuet (30. Oftober 
1681) in der großen Auguftinerfirhe feine viel 
bewunderte, rhetorifch faum je übertroffene theolo- 
gifche Rebe sur l’unite de l’Eglise, worin er, wie 
er |päter an Kardinal d’Eftrdes ſchrieb, „ohne die 
Lehre der gallikaniſchen Kirche zu verraten, die 
römifche Majeftät nicht habe beleidigen wollen“. 
Die Rede erregte jolhen Beifall, daß der König be» 
fahl und bie Verſammlung beſchloß, fiefofort druden 
au laſſen. Am 1. Dezember 1681 war fie in allen 
Händen. Theologifch in ben Grundgebanten ihrer 
drei Zeile betrachtet, ift die Rede nur als Verſuch 
Boſſuets verſtaͤndlich fein und feiner Zuhörer 
Gewiffen zu beruhigen. Während er im erſten 
Zeile die Erhabenheit des römijchen Primates in 
glanzvollſter Weife preift, nimmt er im zweiten 
und dritten Teile dem römijchen Primate alles, 
was ihm dieſe einzige Stellung ſichert. Die rö« 
mifche Autorität ift nicht infallibel, fondern bloß 
indefeftibel, d. h. dem Irrtum zwar ausgejeßt, 
aber nicht von ihm überwältigt; in ihrem Ver⸗ 
halten nad) außen, in der Digciplin ift fie fallibel, 
neigt zur Beunruhigung der fürftlichen Autorität, 
muß deshalb durch die königliche Autorität und 
die Verſammlung ber Biſchöfe an Die Kanones zum 
Schutze der „Srundfäge und Freiheiten“ des 
Landes erinnert, endlich den allgemeinen Konzilien 
unterworfen werben, um zu verhindern, daß fle der 
Kirche ſchade. Man begreift, daß dieſe Rebe, in der 
jede Zeile überlegene theologijche Gelehrfamteit, 
formvollendete Arbeit, ftrenge Selbftzucht ver« 
rät, jedes Wort abgewogen ift, unter den bama- 
ligen Verhältniffen wirten mußte; man begreift 
nicht, wie ihre Tendenz und der mit hödhfter 
Kunft verhüllte Widerſpruch in ihren Grund⸗ 
gebanfen überjehen werben fonnte. 

Am 11. Dezember 1681 gelangte die Regalien» 
frage zur Disfuffion ; am 8. Februar 1682 wurde 
das königliche Dekret über Die Ausdehnung ber Re⸗ 
galten auf ganz Frankreich angenommen. Am 
19. März 1682 wurde die „Deklaration des 
franzöſiſchen Klerus über die kirchliche 
Gewalt“ inder von Boffuet gegen den Biſchof von 
Zournay, Ehoijeul-Praslin, durchgefeßten mil- 
deren Form angenommen. Ihr Hauptinhalt (der 


in aller Breite den Inhalt verflaufulierende Wort- 
laut bei Walter, Fontes iur. eccles., 1862, 
p- 27), den man leider in allerlei wenig korrekten 
Faſſungen lieft, macht im 1. Art. dem Papfte jeg- 
lichen direkten wie indireften Einfluß auf 
die bürgerliden Saden freitig; im 2. 
werben die Beichlüffe des Konſtanzer Konzils 
(sess. III und IV) über die Superiorität 
der Konzilien vor dem Papſte beftätigt; im 
83. werden für bie franzöſiſche Kirche alle 
befondern Vorrecht e beanſprucht; im 4. wird 
!da8 Urteil des Papſtes in Saden des 
Glaubens und der Sitten erft dann für 
irreformabel oder infallibel erklärt, wenn ber 
Konfens der Kirche Hinzutritt. 

Am 22. März 1682 erfehienen die königlichen 
Edikte, welche die Deklaration zum Staatägejeh 
erhoben; ihnen folgte die Regiftrierung durch die 
Parlamente unter Umft , weldie das ganze 
Elend der frangöfifchen Kirche unter ber Herrichait 
der Kronjuriften offenbar machten. Dan denfe an 
die Talon, Pithon, Ferret, Dupuis und ihre durch 
die gehäffigfte Sophiſtik und die niebrigften 
Schmeicheleien gegenüber ber Krone gleich fehr ber 
rüchtigte Rechtſprechung, welche I. de Maiftre (De 
l’Eglise gallic. II, c. 4) als eine permanente 
Verſchwörung der zeitlichen Gewalt gegen ben 
Bapft im Intereffe der vollen Trennung der Kirche 
Frankreichs von Rom, als die fyftematifche Vor⸗ 
bereitung der berüchtigten Givilfonftitution des 
Klerus bezeichnen konnte. Man darf diefen par« 
lamentarijden Gallifanismus nit mit 
dem theologischen, deſſen naturgemäße Folge und 

ertreibung er war, verwechſeln; er hat den theo- 
logiſchen Gallifanismus nicht nur überboten und 
überlebt, er bildet heute noch in der franzöfifchen 
Rechtſprechung eine die Freiheit der Kirche ver» 
tümmernde Tradition. 

Je entſchiedener in allen Teilen ber Kirche 
der Proteft gegen die Deflaration ſich erhob, 
deſto oftenfiver gefiel fih Ludwig XIV. in ber 
Doppelrolle des berufenen „gottgeiandten” Bes 
ſchühers der Intereſſen des Katholicismus und 
des ruheloſen chicanöfen Verfolgers des Papftes. 
In erſterer Hinficht hatte er noch durch die Ver- 
fammlung von 1682 ein Avertissement pa- 
storal an die Proteftanten mit der Einladung 
der Rücklehr zur Kirche richten und allen Biſchöfen 
und Intendanten der Provinzen mit zwei Schreis 
ben zugehen laſſen, die feinen Willen der Wieder- 
vereinigung der Calviniften mit der Kirche ein- 
ſchärften. In der Verfolgung des Papftes betrat 
er aufs neue die alten, gehäfftgen Wege. Als In⸗ 
noceng XI., der Durch Breve vom 11. April 1682 
die Deflaration für nichtig erflärt hatte, den⸗ 
jenigen Deflaranten, welche Ludwig XIV. zu 
Biſchöfen ernannte, die Bullen verweigerte, befahl 
Ludwig denfelben, die ihnen von ihm angewiejenen 
Diöcefen als Kapitularvifarien zu verwalten. Und 
als e8 demfelben Papſte nach endlojen Bemühungen 
endlich gelungen war, dem Unfuge ber fogen. 
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Aſylfreiheit im Bereiche der römiſchen Gejandt- 
ſchafisquartiere im Einvernehmen mit den Mäch- 
ten ein Ende zu machen, troßte Ludwig XIV. allen 
und ließ durch die bewaffnete Garde feines Ge- 
fandten Lavarbin ſolche Scenen in den Straßen 
Noms aufführen, daß der Papft den Gefandten 
extommunizierte (1688). Ludwig XIV. legte noch» 
mals die Hand auf Anignon und klagte den Papſt 
vor Europa in heftigfter Weile an, ihn, den 
Beſchützer der Katholiken, im Stiche gelafien zu 
haben. Erft nach dem Ausbruch der englifchen 
Revolution (1688) erfolgten Verſuche der An⸗ 
näberung. 

Um fo eifriger hielt Ludwig XIV. vorab an der 
Rolle des Oberanwaltes der Orthodoxie feft und 
wollte durchaus in folder von Rom anerfannt jein. 
Er Hob 18. November 1585 das Edikt von 
Nantes auf, eine Maßnahme, für deren förmliche 
Billigung und Belobigung er ſich vergeblich bei 
SInnocenz XI. bemühen ließ. Durch das Edikt von 
Nantes (13. April 1598) hatte Heinrich IV. den 
Proteſtanten ſo große Freiheiten bewilligt, daß felbft 
der calviniſtiſche StaatstanzlerSullymwegenjchwerer 
Schädigung der Katholiken proteſtierte. Die Cal» 
viniften hatten ihre eigenen Gerichtshöfe, Sicher- 
heitspläge, Synoden, die alsbald als revolutio- 
näre Verfammlungen ſich Tonftituierten und eine 
ftändige Vertretung bei Hofe zur Abftellung ihrer 
Klagen erzwangen. Gegen den Mißbrauch dieſer 
privilegierten Stellung, den Sully vorausgefehen, 
mar Richelieu mit ftarfer Hand vorgegangen, hatte 
aber das Edift als folches beftehen laſſen, was bei 
dem die Galviniften leitenden Geifte neuen Aufruhr 
bedeutete. Mazarin hatte das übermütige Treiben 
der Religionaires, wie er fie fpöttelnd nannte, in 
den Stürmen der Fronde gehen laſſen. Ludwig, 
tief verlegt durd ihre endlojen Übergriffe, ver- 
öffentlichte vorab 1672 einen Erlaß unter dem Na⸗ 
men „Wieberherftellung des Ediftes von Nantes“, 
welches den Proteftanten die feit ber Verfündi« 
gu des Ediktes ufurpierten Freiheiten aberfannte. 

a bie Parlamente gegen dieſe Wiederherftellung 
ala ben Proteftanten zu günftig fich erhoben, ver« 
fuchte der König andere Wege zur Wiedervereini= 
gung, bis er am 18. November 1685 zur gänz⸗ 
lichen Aufhebung des Ediktes ſchritt, einer Dub 
nahme, deren Strenge man beflagen muß, trotzdem 
die Katholiten in proteftantifchen Ländern, wie 
England, zehnfach barbarifcher behandelt wurden, 
troßdem die Hugemotten überall, wo fie fonnten, 
als ruheloſe Empörer ſich gebärbeten und in be» 
ftändigem Einvernehmen mit den Feinden im Aus⸗ 
lande lebten. Boſſuets perſönliche Stellung zur 
Aufgebung des Ediktes fennzeichnet ſich durch 
die nadträglihe Zuftimmung zur Legitimität 
dieſer Maßregel, da ber König „das Recht habe, 
feine irrenden Unterthanen unter gewiſſen Strafen 
zum wahren Kulte zu zwingen“, ein in dem öffent» 
lichen Rechte der damaligen Zeit unbeftrittener 
Grundfag. Er verteidigte feine Stellungnahme 
ſpäter öffentlich in feiner Instruction pastorale 
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sur les promesses de l’Eglise (1700), verſuchte 
ihre Hiftorifche Rechtfertigung in der berühmten 
Leichenrede auf Mich. Le Tellier (25.Januar1686). 
Allein fein thatfächliches Verhalten als Biſchof wie 
als Kontroverfift ging andere Wege; ba er fich nicht 
entjchließen konnte, „in den Bajonetten geeignete 
Bekehrungswerlzeuge zu ſehen“. Was aud) ber 
Calviniſt Jurieu gegen ihn vorgebracht, der Pre⸗ 
diger Dubordieu bezeugte aus nächiter Anichau- 
ung, daß „biefer Prälat nur den > des Evan 
geliums gebraucht, um für feine Religion zu 
gewinnen. Er prebigte, ſchrieb Bücher, Briefe 
und arbeitete mit allen Kräften daran, daß bie 
Reformierten ihren Glauben verließen auf Mittel 
bin, die feinem Charakter und dem Geifte bes 
Ehriftentums paſſend ſchienen“. Wie fehr er ſich 
in den erregten Zeiten der Dragonaden und Kami⸗ 
farben mit andern Gedanken und Wegen ber 
Wiebervereinigung trug, zeigte feine berühmte 
Gedichte des Wandels und Wechſels 
im Proteftantismus (Histoire des varia- 
tions des Eglises protestantes), die 1688 er- 
ſchien und den Nachweis erbrachte, „wie ſich ihre 
(der proteftantifChen Kirchen) Religion gebildet 
babe ; mit wie vielen Änderungen und mit welder 
Unbeftändigfeit ihre Glaubensbelenntniffe aufe 
geftellt würden; wie fie ſich getrennt, zuerft von 
uns, dann unter fi; mit wie vielen Spitfindig- 
keiten, Ausflüchten und Ausreden fie verfucht hät« 
ten, ihre Spaltungen zu verdecken und diezerftreuten 
Glieder ihrer entzweiten Reform zu fammeln“. 
Aus dem Stubium ber Bekenntnisſchriften, hiſto⸗ 
riſcher Dokumente, Streitfehriften, Disputationen, 
war dieſes in bewundernäwerter, durch Einfachheit, 
Klarheit und jeltene Macht der Diktion gleich aus⸗ 
gezeichnete Werk hervorgegangen , welches ihn 
vielleicht am vollenbetften in feiner Größe als Ge= 
ſchichtſchreiber, Moralift, Theologe, Publizift und 
Kontroverfift harakterifiert. 

Die anertannteften Barteihäupter, Jurieu, Bas⸗ 
nage, Burnet, erhoben ich gegen ihn und die das 
Eritaunen und Nachdenken Europas feſſelnde 
Schrift. Aber on duldete jo wenig ihre Aus» 
flüchte und Sophiftereien, daß er neben ber 1691 
gegen Basnage (Prediger zu Rotterdam) gerichteten 
Defense de l’Histoire des variations von 1689 
bis 1691 noch ſechs hochbedeutſame Avertis- 
sements aux protestants folgen ließ, gleich 
vollendet und tief einfchneidend wie bie Histoire, 
unvergleichlich, wie Ant. Arnauld urteilte, in ber 
Kunft höherer Polemit. In der Defense wies 
er die Verteidigung der Verf ämdrung von Am⸗ 
boife durch Basnage, als den Geſetzen der politi» 
ſchen Unterordnung und allen Regeln der Kirche 
widerſprechend, ab. Bei der Abfallung ber Aver- 
tiffements ftanden ihm, jagt Le Dieu, die kriegeri« 
hen Machenſchaften des Prinzen von Oranien 
und das in feinem Auftrage von Yurien betriebene 
Umfturzwerf vor Augen, im vierten Avertiffe- 
ment namentlich bie englifhe Revolution, im 
fünften die Verteidigung der Monarchie gegen 
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ea Det Ummälzungsverfucdhe, nad Leibniz 
eine Denlſchrift von höchfter Bedeutung für Philo- 
ſophen und Staatsmänner. Hier wie in allen fei- 
nen Rontrovergfchriften behandelte er feine Gegner 
nad der Mahnung bes Hl. Auguftinus: „Sprich 
zu ihnen amanter, dolenter, fraterne, placide, 
mit Liebe und Milde, ohne Streit und in Frieden 
wie zu einem Freunde, Nachbarn, Bruder“. 

Boffuets europäifcher Ruf als Kontroverfift und 
Reunioniſt bewog den Herzog Johann Friedrich 
von Braunfhweig, an den von Kaiſer Leopold 
1691 veranlaßten Reunionsverhandlungen ziwi- 
fchen Royas de Spinola, Biſchof von Wiener- 
Neuftadt, Gerhard Molanıs, Abt von Lokkum, 
und Leibniz teilzunehmen. Molanus? Vorjchläge, 
von bem großen Unglüc des religiöfen Zwieipaltes 
ie beutfche Nation ausgehend, bezwedten die 

ieberbereinigung der Protejtanten durch deren 

vorläufige gg Cap den Bapft und die 
Bischöfe in geiftlichen Dingen, ihre Tolerierung 
als tote Glieder biß zur Berufung eines neuen 
Konzils durch den Papft und ihre Zulafiung 
u bemfelben mit beratender Stimme. Boſſuel 
etonte, ſcharfſichtig die Ausfichtslofigfeit aller 
Erdrterungen auf diefem Boden durqhſchauend, 
als notwendige Grundlage bie Anerfennung der 
Unfehlbarteit des kirchlichen Lehramtes als ber 
Tatholifcden Glaubendregel; bei Molanus wie bei 
Leibniz ſcheiterten bei den Erdrterungen über die 
tontrete Lehrgewalt und die Unterwürfigfeit unter 
fie die Unterhandlungen. 

Unter all diefen Arbeiten vergaß Boſſuet feinen 
Augenbliddieerhabenen Pflichten ſeines Biſchofs⸗ 
amtes, er lebte ihnen in Zurüdgezogenheit, 
Demut und Beſcheidenheit, Einfalt, in unver 
wandter Treue Tag und Tag, weder Alter noch 
Gefundpeit noch Ermübung noch Emiebrigung 
ſcheuend. Unvergeffen bleibe, wa8 er zur Ber 
lehrung feiner Didcefanen, namentlich der Orbend- 
frauen, und der Gläubigen durch Herausgabe von 
Katechismen, Betrachtungs⸗ und Erbauungs- 
fchriften that, bie bis Heute unübertroffen in ihrer 
Art find, wie bie Elövations sur les mystöres 
(1711—1727), die Meditations sur les Evan- 
giles (1751), Schriften, welche die höchſten Kon« 
zeptionen der theologifchen Schriftforihung und 
der geläutertften Asceſe auf den einfachften, für 
jeben leicht verftändlichen Ausdrud brachten, den 
zu bewundern jede Seite ber Schriften Gelegen- 
heit bietet. Dazu kam der fünf Jahre feines 
Lebens vollauf in Anſpruch nehmende quietiftifche 
Streit mit Fenelon (f. d. Art.), der durch den un« 
unterbrochenen Wechjel von Streitſchriften, bie 
Stellung des Hofes und die große Wichtigfeit ber 
in Rede ftehenden theologiſchen Fragen zu den 
aufregendften der Zeitgehörte. DabeientzogBoffuet 
ſich nicht den Verhandlungen des franzöfiichen 
Klerus über die ne Fragen ber gallifani= 
hen Kirche. Auf der Berfammlung zu St-Ger- 
main-en«Laye (2. Juni 1700) ſetzte er durch feine 
Haltung und Beredfamteit buch, daß nicht bloß 
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der Janſenismus, ſondern auch die laxiſtiſche Mora 
cenſuriert wurde. 

Wie war es möglich, daß bei ſolcher ie bung 
an feine Pflicht, bei fo verzehrendem Eifer fir die 
ihm anvertrauten Seelen, Bofjuet in feiner dem 
Apoſtoliſchen Stuhle gegenüber eingenommenen 
Stellung beharrte, troß des troftlofeften Nieder- 
ganges des Glaubens und ber Sitten vor feinen 
Augen, troß der lauten Klagen feiner Freunde 
über die Wirkungen ber Deflaration, troß ber 
eignen bittern Erfahrungen? Die immer 
weiter getriebene Ausdehnung ber weltlichen Jurig- 
biftion über geiftliche Dinge, klagte der Gallifaner 
Fleury, hat die Knechtung der ſtirche herbeigeführt ; 
man Eönnte eher einen Traftat von der Knechtung 
der Kirche als von ihren Freiheiten ſchreiben 
Boffuet jelbft mußte am |päten Lebensabend tief Den 
Schmerz der Eenfur feiner Hirtenbriefe Durch dem 
Agenten des Kanzlers Pontdairtrain (1699) er= 
fahren. Fünfmal reichte er Denkichriften und SMa- 
gen bei dem Sönige ein ; es erregt Mitleid, ihn als 
Schutzflehenden vor Madame de Maintenon zu 
fehen mit der naiven lage: „Man gebraudt 
die Sreiheiten der Kirche gegen die Kirche.” Fene⸗ 
Ion, der einzige große Biſchof Frankreichs der 
da8 Frankreich drohende Unheil fofort erfannt 
hatte, rief: „Der König ift mehr da8 Haupt der 
Kirche als der Papſt. Die Gewalt des Königs 
über bie Kirche ift in die Hände ber Civilrichter 
gefallen.” Unnüge Sagen! 

Boffuet hatte mit der Deklaration im Jahre 
1682 den verhängnißvollen Schritt auf einem 
Wege geihan, wo feiner die bitterften Enttäu- 
ſchungen, und mie fein Sekretaͤr Le Dieu von mm 
an immer wieber in feinem Tagebuch berichtet, 
bie endlofen Unruhen und die quälenden Sorgen 
einer ausfihtslofen Selbſtrechtfertigung 
warteten. Ludwig XIV. Hatte ihm bie Abfafjung 
eines Iateinifchen Werkes zur Rechtfertigung ber 
Lehre des franzöfifchen Klerus aufgetragen. Das 
Werk war 1685 vollendet. Aber num verboten die 
bon Ludwig mit Rom eingeleiteten Außgleichöver- 
handlungen die Verdffentlihung. Als Die faſt 
10 Jahre hindurch von Innocenz XI., Aleran- 
ber VIII. und Innocenz XII. für die Bifchöfe ver⸗ 
tweigerten Bullen 1698 zu dem Ausgleiche führten, 
daß Ludwig unterm 14. September d. 3. an den 
Bapft die Zurüdnahme des Editts vom 22. März 
1682 berichtete, war fortan die Defensio für die 
Hofpolitik hinfällig. Nicht fo für Boffuet. Er ars 
beitete fie um und gab ihr mit dem neuen Titel 
Gallia orthodoxa eine veränderte Form 1696. 
Aber die innere Unzufriedenheit mit bem Buche lieh 
ihn 1700, 1701 und 1702 nochmals bie Schrift 
umgeftalten. Rod) furz vor jeinem Tode unterwarf 
er fie ber Durchficht. Als dieſelbe 1730, 26 Jahre 
nad) feinem Tode, zu Luxemburg In einer erften Re= 
vifion (Defensio declarationis celeberrimae, 
quam de potestate ecclesiastica sanxit clerus 
gallicanus anno 1682, ex specialiiussu Ludo- 
viei Magni scripta et elaborata) und 1745, 
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41 Jahre nad) jeinem Tode, zu Amſterdam von ſei⸗ 
nem Neffen in einer zweiten Reviſion erſchien, da er⸗ 
hielt die Welt eine leidenſchaftliche Bekämpfung 
jener Lehren, die allgemach in ber ganzen Kirche 
gegen die Deklaration von 1682 ein feierliches Be⸗ 
tenntniß gefunden, der Lehren von dem unfehlbaren 
Lehramte des Papftes, von dem Vorrang feiner 
Autorität vor den Konzilien, von feiner indirekten 
Gewalt über das Zeitliche, zumal in ragen ber 
wilden Staat und Kirche ſtrittigen Inlereſſen. 

emens XII. ftand von einer ausdrücklichen Ver- 
urteilung des Buches ab, wie Benebilt XIV. 
(Bulle an den Erzbiſchof von Eompoftela, 21. Juli 
1748), „aus doppelter Erwägung, fowohl aus 
Nüdfiht auf einen Mann wie Bofjuet, der jo 
viele Berbienfte um die Religion hat, ala aus 
ber nur zu ſehr gegründeten Furcht, neue Un⸗ 
ruhen zu erregen“. 

Düftere Ahnungen über die Zufunft der Kirche 
in Frankreich verließen Boffuet in den letzten 
Lebensjahren nicht mehr. Nach der Ber 
ſammlung des Klerus von 1700 plante er eine 
Schrift zur Aufdeckung der Intriguen der aufs 
neue ſich erhebenben janſeniſtiſchen Partei: „ein 
weit außholenber entſcheidender Schlag muß ge= 
ſchehen.“ Nad dem fogen. Kirchenfrieden“ (1668) 
hatten die Häupter ber Wartet fid ihm genähert, 
und Port-Royal kargte nicht mit dem höchften 
Lobe. Als indes die Appellanten aufs neue und 
erbitterter als je die Streitfahne erhoben, nahm 
der 76jährige mit einem alle überrafchenben Eifer 
die Herausforderung auf und ſchrieb den erften 
Zeil einer Abhandlung über die Autorit6 des 
iugementsecelesiastiques. Krankheit, Schwäche 
und der Tod hinderten die von vielen mit Sehn- 
fucht und Ungeduld jegt erwartete Revifion ſei⸗ 
ner Äußerungen über den Heiligen Stuhl. Seit1760 
ift leider das Manuffript berſchwunden. Das 
immer größere Umſichgreifen der Stepfis, ber In⸗ 
differenz und bes Unglaubens betrübten den Greis 
aufs tieffte. „Die Gleichgültigfeit in Sachen ber 
Religion“, rief er, „ift die Thorheit bes Jahrhun⸗ 
dert8, in welchem wir leben. Diefer Geift herrſcht 
in England und in Holland ſchon allenthalben 
ſichtbar; es ift ein Unglüd, daß er ſich zu fehr bei 
den Katholiken feſtſetzt.“ ALS er dem Biſchof von 
Frejus, Fleury, feinen Hirtenbrief gegen bie 
(rationaliftiiche) UÜberſezung des Neuen > 
ments v. Richard Simon ſchickte, fehrieb er: „ 
Geift des Unglaubens nimmt jeben Tag mehr in 
der Welt zu; ich kann Gott nur danken, daß er 
mir noch die Kraft läßt, gegen biefen Strom mich 
zu flemmen.“ Doch dazu fehlte Die Zeit. Arbeits- 
mutig, arbeitßfreubig, arbeitgmächtig blieb er bis 
in bie legten Lebenstage, fchreibt fein Sefretär, bie 
DVerteibigung ber Kirche und der Religion war bis 
zum legten Athemzuge der große Gedanke feines 
Lebens. In der Nacht des 12. April 1704 flarb im 
ſchwerſten Leiden der geiftesmächtigfte Dann bes 
Jahrhunderts Ludwigs XIV. in folder Geduld, 
Ergebenheit und Bupfertigteit, daß alle ihn beivun- 
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derten und beweinten. Hätte ihm Gott feine Tage 
noch um bie feines Königs, um ein Jahrzehnt ver⸗ 
längert, vielleicht hätte auch ihm das überftrömenbe 
Maß der wehevollen Schidjale des Königehaufes 
wie des Landes die Augen geöffnet. Hatte der 
Krieg ber großen Koalition (1686—1697) noch 
mit dem für Frankreich günftigen Frieden von 
Ryswyk geendet, fo erfüllten fa im fpanifchen 
Succejfionskriege (1700— 1714) mit ſeinen furcht⸗ 
baren Niederlagen und den bemütigenden Ver 
trägen von Utrecht (1713) und Raftatt (1714) 
die Schidfale der Monarchie de Roi-soleil. 
Schon am 9. April 1711 war ber Dauphin, der 
Zögling Boſſuets, geftorben; auch die Familie des 
Herzog8 von Burgund, des Zöglings Fenelons, 
auf den alle Hoffnungen einer befjeren Zukunft 
gerichtet waren, flarb ganz aus bis auf einen 
fünfjährigen Prinzen, ben der König unter der Res 
gentſchaft des vor feiner Infamie und feinem Ver⸗ 
brechen zurücjchredenden Philipp von Orleans 
zurũcklaſſen mußte. Ludwig fandte wenige Mo» 
nate vor feinem Tode an Papft Elemens XI. den 
Widerruf ber vier Artikel. Nach Boſſuets Tode 
fand ſich kein Widerruf vor, wohl aber eine 
Weiterführung feiner abſolutiſtiſchen 
KRönigsidee. 

Von 1700 an fügte er ber Politique sacrde 
weitere vier Bücher Hinzu, nun als Biſchof gegen 
Ende feines Lebens ſich öffentlich von feinen po» 
litiſchen Anſchauungen Rechenſchaft gebend. Noch 
am 18. Februar 1704 drückte Boſſuet das Ver⸗ 
langen aus, die Schrift zu vollenden, am 12. April 
d. 3. ftarb er, und fein wenig würdiger Neffe, 
der fpätere Biſchof von Troyes mußte bis 1709 
warten, ehe die Druderlaubnis und ein Verleger 
für die Schrift zu erlangen war — fo groß war 
die Furt vor jeder Art politifcher Spekulation, 
fo gering das öffentliche Interefje an derfelben ges 
worden. Durch die in vier neuen Büchern der 
Politique sacrde außgearbeitete Pflichtenlehre 
des Königs werden Boffuets frühere Anſchauungen 
mannigfach verſcharft. 

Der Zwedder Regierung, das Wohl des Staates, 
erfordert bie Aufrechthaltung einer guten Konſti⸗ 
tution im Innern (Religion und Gerechtigkeit), Die 
Fr der gebotenen Hilfsmittel (Waffen, 
Näte, Finanzen zc.) und den Schuß vor drohenden 
Unzuträglichkeiten. Der Fürft muß die Religion 


e | erhalten durch fein Beifpiel, durch Strenge gegen 


die falſchen Religionen. Die Mißachtung ber 
Religionen und ihre Verfolgung iſt falſche Po⸗ 
litik; gegen heuchleriſche, intereffierte und übel 
verftandene Srömmigfeit ift Vorſicht und Zurüd- 
haltung geboten. Prieftertum und Königtum find 
zwei unabhängige, aber geeinte Mächte. Der 
König Hat in firengfter Weile den Krönungseid 
und den gemwiffenhafteften Gebrauch der ihm be= 
willigten Ernennung zu den Prälaturen zu halten. 
Scharf betont Bofjuet die bejonbere Abhängig« 
feit der Fürften von Gott und ber Vorjehung, 
die bem franzöfifchen Könige beſonders obliegende 
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Schukpflicht der Kirche ein. Die Gerechtigkeit, 
in der die Könige gleichfalls das Abbild des 
ewigen Richters find, fchließt jede rein arbiträre 
Gewalt aus. Die Perfonen jollen frei, das Eigen- 
tum heilig und umverleplich jein. Gegen bie Bos⸗ 
heit der Welt foll der Fürft ftandhaft und feit 
fein; Milde, namentlich gegen den befiegten Feind, 
bleibt ber Ruhm der Regierung. Gerechtigfeit ift 
unvereinbar mit Beftechlichfeit, Vorurteil, Träg« 
heit, Zorn, Kabalen. Hinſichtlich ber Kriege muß 
unterfchieben werden zwifchen gerechten und un⸗ 
gerechten Beweggründen (Ehrgeiz, Eroberung, 
Blünderung, — — Die ſchlimmſten ſind 
die frevelhaften Bürgerkriege. Gott liebt ben 
Krieg nicht, aber Friegerifche Könige und große 
Feldherren find Gefchente feiner Vorſehung. Mili- 
tärifche Tugenden, Einrichtungen, Befehle, Ubun- 
gen haben ihren Wert; der Ruhm fteht höher als 
dag Leben ꝛc. Reichtümer, die Finanzen, Handel 
und Abgaben werben eingehend in Betracht ge= 
zogen. Es giebt Ausgaben der Notwendigkeit, des 
Slanzes, ber Würde. Der Reichtum eines Staates 
— Gold und Silber — ift die Frucht langen 
Sriedens, feine Quellen find Handel, Schiffahrt, 
Domänen, Tribute, Volksabgaben ber Befiegten. 
Der größte Reihtum des Königs find die Dien- 
fchen, deren Vermehrung durch Unterdrüdtung bes 
Luxus und des Müßigganges, Erleichterung der 
Eheſchließungen und Je Kindererziehung an · 
zuſtreben iſt. An der Beſprechung der Wahl und 
Thätigfeit der Minifter und Näte des Fürſten, 
an deſſen Benehmen und Familienhaltung ſchließt 
ſich die Beſprechung ber großen Gefahr der Ver⸗ 
ſuchungen der Fürſtengewalt, deren größte ber 
Beſitz der Macht ſelbſt ift, zumal wenn den Fürs 
ften alles zugeftanden wird. Gegen den Mik- 
braud der Gewalt dienen bie Betrachtung ber 
AbHängigfeit des irdiſchen Reiches von Gott, 
der Hinblie auf den Tod, die Größe der eigenen 
Schwäche, der Mangel an Einkehr in fi) ſelbſt 
und ähnliche Beweggründe Lediglich moralifcher 


ertung. 

Überbfictt man dieſen Abſchluß der „Politik“, 
an deren Vollendung Boffuet die legten und reifften 
20 Jahre feines Lebens jehte, jo wirb Hat, warum 
er ben Ausweg aus ben Irrungen der cäfariftijchen 
Politik ve XIV. nit finden konnte. Der 
unerfhütterte Glaube an das abjolute Recht des 
Königtums trog aller Erfahrung ber letzten 
20 Jahre fowie der Glaube an ben eigenen Be— 
ruf zu deſſen Verteidigung ließ feinen Rüdtritt, 
feine Selbftforreltur zu. Die Frage, warum 
Bofiuet zu ſolchem Ende feines Lebens» und 
Geiftesganges Tommen- konnte, ift ein Problem, 
deſſen Löfung, glauben wir, einzig auf hiſtoriſchem 
und erfenntnistheoretifchem Wege möglich if. 

Die Renaiffance Hatte mit der Neubelebung der 
antiken StaatSibeale eine doppelte Richtung des 
politiſchen Denkens gewedt: eine mehr ideale, mit 
der fi im Anfchluß an Plato die Erasmus, 
Thomas Morus u.a. über das Elend und den Nie⸗ 
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bergang ber Zeit in ihren Staatsromanen hinweg · 
ee ſuchten, und eine mehr reale, welche im 

nſchluß an Äriſtoteles und die Scholaftifer mehr 
principielle, tiefere Einficht in den politifchen Ber- 
fall für eine befjere Zukunft zu gewinnen fuchten, 
eine Richtung, die in Franfreih mit La Boktie 
und Bodin anhebt. Neben beiden Richtungen 
bricht fi mit den Religionswirren bes 17. Jahr» 
hunderts eine neue, gegenſätliche, Bahn. Renaif- 
fance und Reformation hatten nicht gehalten, was 
fie verſprochen: bie Bewunderung ber Antife war 
in den Stürmen bes religiöfen Umſturzes, in 
leßterem alle Hoffnung auf eine Regeneration der 
chriſtlichen Politik untergegangen. Der Politit 
des Weftfäliichen Friedens, des notgebrungenen 
Abfindens mit den getvordenen Zuftänden, folgte 
naturgemäß ein Wiedererftehen der cäja- 
riſtiſchen Intereſſen- und Erfolgs 
politif, und aus ihr machten, ber Methode 
Machiavellis folgend, feine Bewunderer jene iden- 
liſtiſche Politik, als deren vornehmfte Vertreter 
Boffuet und Hobbes auftraten, erfterer zu Gunften 
des monarchiſchen, Iehterer des republikaniſchen 
Staates. Für Machiavelli war bie Verherrlichung 
der italienijchen Kleinſtaaterei im Lichte der mer 
diceiſchen Hauspolitif das Ideal, für Thomas 
Hobbes die des Cromwellſchen Proteftorates. Für 
Frankreich, wo der Machiavellismus, längft am 
Hofe der Iegten Valois eingebürgert, Durch Richelien 
und Mazarin national umgeftaltet, in Lud⸗ 
wigs XIV. Königsideen ſich verlörpert hatte, fand 
B eine ungleich größere Perſönlichkeit zu ihrer 

jerherrlichung in Boffuet. 

Boſſuet, ganz in die Tradition feiner Familie, 
feiner Erziehung, feiner Hofftellungen ſich ver 
tiefend, jah im Königtum ein volles Abbild 
der göttlichen Weltregierung, eine Verwirklichung 
göttlicher Abfichten, die dem König als unmittel- 
barem Stellvertreter Gottes zuftehe; alles ftaat= 
liche und fociafe, felbft kirchliche Leben wird zu 
einem bloß mechaniſchen, in feinem Wirken Iebig- 
lich dem Konigsgeſeße botmäßig. Damit war 
bie organiſche Entwicklung des Staatslebens 
aus den es bildenden und tragenden ſocialen 
Faktoren verſchoben. Der Familie, der Kirche, 
den hierarchiſch ſich gliedernden Staats und Ge 
ſellſchaftskorpern war bag Eigenleben, ihre geſchicht⸗ 
lie Entwidlung , ihre Rechte, Freiheiten und 
Traditionen verwehrt, furz, den unbedingt not- 
wenbigen konſtitutiven Bedingungen jedes gefunden 
Staatd« und Geſellſchaftslebens ihre Autonomie 
genommen. Zurüdgedrängt, blieb ihnen höchſtens 
die Rolle einer im Dienfte des Königs umd feines 
Willens auszuübenden mechaniſchen Funktion, 
genau in den vom Konigsgeſetze, bem alleinigen 
und ausſchließlichen Recht im Staate, angegebenen 
Grenzen. Das Monftrum eines theofratijch-abfo- 
luten Eivilftantes für das bourbonifche Königtum 
war bie Stonfequenz ber Boffuetjchen Anſchauungen. 

Aus diefer irrigen Auffafjung erflären ſich die 
Srundfehler der „Volitif”, vorab Die be= 
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ftändig wieberfehrenbe Verwechslung bes Rechts mit 
dem Intereffe, bie gänzliche Verlennung oder Miß- 
deutung ber Freiheitsidee, die Mißachtung alles 
Vollksrechts auf Koften des Königsrechts. Bof« 
fuet geht nicht von dem Princip des Rechts, 
ſondern von ber Thatfache der beftehenden Gewalt 
aus; fie ift das höchfte Recht. Gegen menfchliche 
Leidenschaft ftellt Boſſuet nur die Thatfache bes 
Intereſſes. Letzteres ſoll den Urfprung der Gewalt 
erflären, zumal der monarchiſchen, wie aud) deren 
Erhebung zu einer abfoluten, von Deipotie kaum 
zu trennenden. Wenn Boffuet ſelbſt in den überall 
von ihm beffagten menſchlichen Schwächen feinen 
Raum für die Freiheit, das „Princip jeder Un« 
ordnung“, findet, fo vergißt ex die Yundamental- 
wahrheit, daß feine Geſellſchaft vom Rechte allein 
lebt, jonbern von der Wurzel alles Rechts in der 
geordneten, auf das Gute gerichteten freien Pflicht 
erfüllung. Was er daher alles von dem göttlichen 
Weſen des Rechts, von ber Legitimität der Re⸗ 
gierungen, in denen es ſich verkörpert, vonihrem qua 

göttlichen Eharatter, von bem Gehorfam zc. jagt, iſt 
einfeitig und irreführend, weil das den Menſchen 
über das Tier erhebenbe Selbftbeftimmungsrecht 
zu fittlichen Handlungen ebenjo eine Die Würbe des 
Menſchen garantierende göttliche Schöpfungs- 
that ift, deren Verfennung keinerlei gottgeorbnetes 
Verhältnis zwiſchen Fürſt undVolk zuſtande kommen 
läßt und lediglich zu einer Regierung führt, in der 
der König alles, das Volt und ber einzelne in 
feinen mannigfadhen Lebenaäußerungen nichts iſt. 

Indem Bofjuet den Regierungen lediglich die 
beftänbig wechſelnde Grundlage der Thatfachen 

tebt und aus ihnen bezw. ihren Interefjen ein 
ſouveränes Recht herleiten will, begeht er den 
weiteren radikalen Fehler ber „Politit” Dadurch, 
daß er die Völfer, gleichviel welcher Stufe der 
Civiliſation fie angehören, auf eine Regierungs- 
form unweigerlich feitfegt, fie immobilifiert. Re 
volutionen find nur Störungen, Erfchütterungen, 
bie in feinen Augen nichts find al vorübergehende, 
ſtets in dieſer oder jener Form wiederkehrende Ab⸗ 
irrungen, die zu einer unveränderlichen Regierungs» 
weife zurüdführen. Im Widerſpruch mit dem 
focialen Fortſchritt, für den die Weltgefchichte 
Zeugnis ablegt, im Widerfpruh mit den Re— 
terungsweifen anderer Völfer, für Die doch dasſelbe 
Se gelten muß, wendet Bofjuet diefe Theorie 
ausſchließlich auf feine eigene Nation, auf die 
Bourbonenmonardie, deren Schäden er täglich 
erlennen konnte, und jenen Fürften an, deſſen 
Fehler, ihm mehr alS irgend einem andern 
befannt, für ihn nur Schwächen find, ungertrenn- 
lich von menschlichen Dingen. 

Wie Boſſuet in ſolcher Wirklichkeit, deren Hin- 
fälligfeit ihm Teibhaftig alle Tage vor Augen 
ftand, das reinfte, das erhabenfte Ideal feiner „ hen 
litik“ finden konnte, bleibt bis auf einen gewiſſen 
Punkt erflärlih, wenn man bie grundftürzenden 
Fehler der von ihm in feiner Apologie befolgten 
Methode betrachtet. Er wandte auf bie 

Staatslexiton. I. 2. Aufl. 
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Theorie der Regierung die Principien und das 
dogmatiſche Verfahren ber Theologie an; gänz« 
lich von den Wegen der Scholaftifer ſich wen« 
dend, brachte er Politik und Religion in fo heile 
loſe Verwirrung, daB von einer Unterſcheidung 
von Kirche und Staat, von der Verſchiedenheit der 
Grundfäge ihrer beiberfeitigen Negierung wenig 
die Rede ift. Und getreu diefer Verwirrung, die 
wieberum aus ſeiner idealiſtiſchen Anſchauungsweiſe 
ftammt, ſucht er in den Schriften des Alten Teſta- 
ments mit Vorliebe den Typus einer vollendeten 
Regierung und fleht nicht an, in der theofratifchen 
Regierungsweife des Judenvolkes und in feinen 
Königen, Einriätungen und Geſchicken das vom 
Se Geifte direft gefchaffene Vorbild für die 

olitit aller Völfer hinzuftellen, ganz vergefiend, 
daß die Heilige Schrift fein — der Politik 
iſt, ſondern jene göttlich geoffenbarten Lehren und 
Grundſätze entgält, welche das Leben des Menſchen 
in allen feinen Geftaltungen, unbefchadet der Frei- 
beit, regeln und leiten follen zu ben von Gott ge» 
wollten ewigen Zielen. 

Es giebt nichts Unfinnigeres, als die Theologen, 
die Kirche, den Klerus für dieſe „Politik“ ver 
antwortlich zu machen; fie war das ausſchließ⸗ 
liche, durchaus eigenartige Produkt Boſſueis, 
eniſtanden im Gegenſatz zur Theologie und zur 
Kirche. Man Tann fie furz dharafterifieren als 
den präcijen Ausdruck ber franzöſiſchen Welt. 
politit Qubmwigs XIV., deren unheilvoller 
Gegenſatz gegen Papſt und Kirche, gegen die be= 
ftehende StaatSorbnung Europas als legitim aus 
der Verherrlichung des abfoluten Königtums er= 
wiefen werben follte. Die Politik“ entitand aus 
jener ſchweren erfenntnißtheoretifchen Verirrung, 
bie auch dem Gallitanismus in der Geftalt, die 
ihm Boſſuet in der Deflaration von 1682 gab, 
ganz und gar zu Grunde liegt. Boſſuet wich in der 
Methode und ſachlich von dem großen Princip ab, 
welches bie Kirche immer betont umd feſtgeſtellt 
Bat, und dem das Vatifanifche Konzil feierlichen 
dogmatiſchen Ausdrud in der Definition (Constit. 
Dei Filius vom 24. April 1870, c. 4: De Fide 
et ratione) gab, „daß die Fatholische Kirche in 
ununterbrochener Übereinftimmung fortwährend 
baran fefthtelt und fefthält, daß e8 eine Doppelte 
Erkenntnisordnung giebt, verfchieben nicht nur dem 
Principe, ſondern auch dem Gegenſtande nad): dem 
Principe nad, weil wir in der einen kraft unferer 
Vernunft, in der andern kraft göttlichen Glaubenser- 
kennen; dem Gegenſtande nach, weil uns außer 
den Wahrheiten, welche die natürliche Vernunft 
erfafien kann, Geheimnifje zu glauben vorgeftellt 
werden, welche in Gott verborgen find, und welche 
nicht anders als durch göttliche Offenbarung zu 
unferer Kenntnis gelangen können“. Bofjuet hat 
dieſe Lehre in doppelter Weiſe verlegt, einmal 
indem er bie Verſchiedenheit der beiden Ordnungen 
unferer Erlenntnis nicht beachtete, dann indem er 
lediglich auf dem Wege der Vernunfterfenntnis 
eine Welt der „Politikꝰ Tonftruierte, deren Wahr- 
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heit und Wirklichkeit weſentlich auf Erfahrung, 
auf Erkenntnis ihrer göttlichen Grundgejege und 
deren geſchichtlicher Entwidiung beruht. 

Ungleich verhängnißvoller als in der „Bolitit* 
trat dieſe falſche Denkrichtung in dem Gallikanis⸗ 
mus Boſſueis zu Tage. Man hat den Galli» 
kanismus definiert als die von Nationalftolz ge» 
tragene radifale Verwechslung und Vermiſchung 
von Göttlichem und Menſchlichem, Staatlichen und 
Kirchliche, d. h. die Erniedrigung des Göttlichen 
und die Fäljhung des Menfiigen, die Miß- 
handlung der Kirche und bie Irreleitung bes 
Staated. War der Traum der Bofjuetichen „Po- 
litik“ eine ſchwere Verirrung des politifchen 
Dentens, jo wurbe die Delfaration von 1682 im 
Principe wie in den Folgen ein religiöſes Unglück 
von unabjehbarer Tragweite. Wir faſſen ihre Kritik 
bier Iebiglich aus politiichem Gefihtäpuntte. 

Die Deflaration von 1682 follte in den Augen 
ihrer Urheber die religiöfe Sanktion des Abfolutig- 
muß fein. Als Gerin feine „Yorfhungen über bie 
Verſammlung von 1682“ abſchloß, erklärte er u. a. 
(a. a. DO. ©. 887): Die Deklaration beſchränkt 
ſich auf folgende drei Normen: 1. Entziehung der 
bürgerlichen Gewalt und ihrer Träger aller Kon» 
trolle der Kirche und ihren Urteilen; 2. Superiorität 
des Konzils über den Papft; 8. Unterwerfung der 
päpftlichen Entſcheidungen unter das Urteil ber 
Kirche. Auf Grund des erften dieſer Säße wurbe 
nad ihrer Erflärung durd die Kronjuriften der 
allerhriftlichfte König nicht minder wie der letzte 
feiner Beamten, welches Verbrechen fie auch gegen 
alles göttliche umd menſchliche Gefeb begehen 
mochten, für frei von der Schlüffelgewalt erklaͤrt. 
Sie hielten ſich fortan berechtigt, den päpftlichen 
Eenfuren zu trohen (Lavardin vor den Thoren des 
Vatilans, 1688). In der zweiten Norm fand die 
Macht der Laien das Mittel, ungeftraft in bie 
zeitlichen oder ſelbſt geiftlihen Prärogativen der 
Kirche einzugreifen, den Papſt ewig durch bie 
Berufung auf ein allgemeines Konzil in Schach 
zu balten. Die dritte gallitanifche Norm konnte 
u den feltfamften Konſequenzen führen. Wie der 

önig das Placet Über die geiftlichen Dekrete und 
das Privilegium ſich angemaßt hatte, die Abhal- 
tung von Ronzilien in feinem Staate zu erlauben 
ober zu verbieten, jo fonnte er die Bifchöfe hin⸗ 
dern, ihre Zuftimmung zu ben Dekreten bes Apo= 
ſtoliſchen Stuhles zu erflären und ſelbſt Kenntnis 
davon zu nehmen. Das hieß doch den Heiligen 
Stuhl zur vollftändigen Iſolierung und Ohnmacht 
verdammen, von ben Hirten trennen und das 
Schisma vorbereiten. Das waren die „Frei⸗ 
beiten“! Und ihr Weſen, ihr wahrer Eharatter? 
In den Memoires de Louis XIV pour l’in- 
struction du Dauphin, dd. Dreyss, I, 208 prägt 
ber König dem Dauphin die Hochachtung vor der 
Religion und ihren Dienern ein, aber unter Nach⸗ 
achtung von drei Grundfägen: „Der erfte ift, daß 
die Könige abfolute Herrfcher find und natur 
gemäß die volle und freie Verfügung über alle 
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Güter haben, ſowohl die weltlichen wie die geift- 
lichen, um fie als weiſe Verwalter, d. i. nad) den 
Bebürfnifien des Staateß, zu gebrauchen. Der 
zweite ift, daß jene geheimnisvollen Ramen von 
Treiheiten und von Selbfländigkeit der Kirche, 
mit denen man verſuchen wird, dic) zu bienben, 
alle, gleihviel ob Laien oder Tonfurierte, an« 
gehen, und feinen der Unterwürfigleit gegen 
den Fürſten entheben, da daS Evangelium jelbft 
ihnen dieſen Gehorfam in beftimmter Weiſe auf« 
erlegt. Der dritte ift, daß alles, wa man von 
bejonderer Beftimmung der Kirchengũter und der 
Abſichten ihrer Stifter jagt, nichts weiter als ein 
BERE Strupel if.” Wer konnte gegen dieſe 
oranfprüche im Namen der „Freiheiten“ und auf 
Grund der Artilel von 1682 noch Einſpruch er⸗ 
heben? Etwa Boffuet auf Grund feiner „Politit” % 
Kann ſich Boſſuet freipredden von der Mit- 
ſchuld an jener Verfrüppelung desinneren 
Staatslebens, bie man als das ancien rögime 
bezeichnet, deſſen Bildung fi) vor feinen Augen 
vollzog parallel mit der Knechtung ber Kirche? 
Der König vollendete die Erniedrigung des Adels, 
bes Hochadels wie ber Prinzen von Geblüt, indem 
ex ihnen jeben Charakter, jede Würde, jede Teil- 
nahme an ber Politif bis auf einige weſenloſe 
Etiquettenfragen nahm. Den Adel, die höchften 
Staats- und Provinzialbeamten, die ganze Hofe 
faffage und ihre Amüfements orbnete er den von 
ihm meift aus ber mittleren Bourgeoifie gewählten 
Werkzeugen feiner abſoluten Madtwilltür, wie 
Colbert, Louvois zc,, unter. Daß er mit Diefer 
foftematifchen Erniedrigung des Adels eine der 
Stügen des Thrones zerftörte, mit der ſchroffen 
Eentralifation das autonome Leben der Nat 
ſchwächte, die Herrſchaft der unfähigiten Günſt ⸗ 
linge vorbereitete und die Regierung für Könige, 
bie weniger begabt waren, geradezu unmöglid 
machte und damit das fiegreiche Vorbringen jener 
Demagogie begründete, welche alle öffentlichen 
Vreiheiten vollends zerftörte, davon ſahen nur 
wenige Zeitgenoffen des Königs etwas, und die, 
welche e8 ſahen, wie Fenelon, waren verbächtige, 
gemiedene Männer. Man hat biejer Regierungs- 
weife, bie Ludwig XIV. vollendete, den Namen 
ancien regime in vollkommen unbegreiflider 
Weife beigelegt; fie war weder Die Regierungsweife 
des alten Frankreichs, noch hatte fie mit derſelben 
irgend etwas gemein; fie löſchte Die letzten Spuren 
des alten chriſtlichen Königktums auß, bejeitigte 
der Reihe nad) alle nationalen Freiheiten und 
Rechte und ftellte an die Spike des Landes einen 
König, ben man über das göttliche Geſetz erhob, 
der im Sonnenglange äußerer Pracht, friegerifchen 
Glanzes, blendender Berführungstünfte jene faulen 
inneren Zuftände ſchuf, die, als der Neft chrift« 
licher Gegenwirkung erftarb, Dynaftie und Land 
und Freiheit und Recht in gleicher Weife ver- 
nichteten. 
järter und ernfter noch muß das Urteil über 
bie ſocialen Folgen des blinden theologiſchen 
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Idealismus für die abjolutiftiiche Staatsgewalt 
lauten. Die Deflaration, daß über den Exceſſen 
der weltlichen Gewalt feine andere irdiſche Autorität 
ftehe, daß der König felbft Herr in der Kirche fei, 
ſchuf die boftrinäre Grundlage für die moderne 
Demagogie, principiell und thatfählih. Das 
irdifche Gemeinweſen und die politiihe Gemalt 
bebürfen um des Friedens willen einer oberften 
Leitung: entweber der der Päpſte oder der Könige 
ober der Bölfer felbft. Die Verwerfung ber 
internationalen Schiedsgewalt ber Päpfte führt 
zum Gäfarismus oder zur Kommune und zum 
Socialismus. Kein anderer als Louis Blanc, 
auf deffen Schultern K. Marx und Laffalle 
Handen, ſchrieb (Histoire de la Revolution 
frangaise, Paris 1846, I, 252 8.) vor Aus- 
bruch der ebruarrevolution: „Die politifche 
Zragweite ber Deflaration von 1682 war unab» 
jehbar. Indem man die Könige über jede kirch⸗ 
liche Jurisdiftion erhob, indem man den Vollern 
die Garantie nahm, melde ihnen das dem Papſt 
beiilligte Recht der Überwachung der zeitlichen 
Herren biefer Welt verhieß, jchien dieſe Defla- 
ration den Thron in eine für alle Stürme un« 
erreichbare Höhe zu verfeßen. Ludwig XIV. war 
ein Betrogener — hierin war fein m tief, 
erbarmenswert, denn die abfolute Gewalt iſt eine 
Chimäre. Einen unverantwortlichen Deipotiamus 
hat es nie gegeben, wird es nie geben. Auf welche 
Stufe von Gewaltſamleit auch die Tyrannei ſich 
erheben mag, gegen fie fteht immer das Recht der 
Kontrolle aufrecht. Die Deflaration von 1682 
änderte fein Haar an biefer Notwendigkeit. Darum 
wechſelte fie nur ihre Stelle; vom Papft ging fie 
auf das Parlament, dann auf das Volk über. 
Der Augenblid fam, wo in Frankreich das Be- 
wußtſein erwachte, die Unabhängigfeit der Könige 
fei nur die Knechiſchaft des Volles. Die Nation 
erhob ſich entrüftet und entwürbigt, und an bie 
Stelle der Exkommunikation trat das Toded- 
urteil.“ Inder That, Robespierre (Moniteur vom 
3. Dezember 1792) ftüßte daß Todesurteil bes 
Konvents mit der Berufung auf dieje Kon⸗ 
fequenz ber Deflaration: „Es Handelt fi) hier 
nicht um einen Prozeß”, rief er. „Ludwig ift fein 
Angellagter, ihr feid feine Richter. Ihr jeid nur, 
und ihr fönnt nichts anderes fein ala Volfövertreter. 
Ihr Habt fein Urteil für oder gegen einen Menſchen 
zu fällen, fondern Iediglich eine Maßnahme für 
das Öffentliche Wohl zu ergreifen, einen Aft ber 
nationalen Providenz auszuüben. Louis muß 
fterben, weil die Nation leben muß.“ 

Auch Hinfihtlich der äußeren Politik und 
der internationalen Rechtsordnung 
wurde die Deflaration von 1682 verhängnißvoll. 
Die Deklaration erfolgte in einem Augendlid, wo 
Frankreich feine größte Machtftellung im 17. Jahr« 
hundert einnehmen follte. Der „große Plan“ 
Heinrichs IV. für bie internationale Ordnung, die 
Politit des Gleichgewichtes in ber europäiſchen 
Staatenfonförderation hatte Die Probe des Weſt⸗ 
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fäliſchen Friedens nicht beſtanden; oder beſſer, er 
wurde mit einer Perſonlichkeit wie Ludwig XIV. 
an der Spige Frankreichs eine Träumerei. Die 
„Volitit” BofjuetS Hat feine der wüften Kriegs⸗ 
orgien bes Übermutes, bes perjönlichen Ehrgeiges, 
felbft niedriger Rancune verhindert. Als Leibniz 
(bei Henry Martin, Histoire de France, Paris 
1856, XIII, 368, feine Dentjchrift) den Ver⸗ 
ſuch machte, die Waffen Ludwigs gegen die Türfen 
zu wenden und als führer ber gemeinjamen In⸗ 
tereffen des chriftlichen Europad in Agypten die 
Vergrößerungen zu fuchen, welche biefer König ohne 
Ungeredhtigfeit in Europa nicht juchen fonnte, ver« 
hallte feine Stimme gänzlich. Ludwig XIV. folgte 
inzwiſchen blind bem Snflinte des Caãſarismus, wie 
ihn die Deflaration von 1682 guthieß, und feierte 
feinen Triumph in den maßloſen Demütigungen 
des Papftes. Und das Ende? Im Frieden von 
Utreht (1713) war Frankreich auf Koften bes 
wirtfchaftlichen und politifchen Landesruins und 
der Untergrabung der Monarchie um zwei Pro« 
vinzen (Flandern und die Franche-Comte) und 
einige Stadtgebiete (Straßburg, Landau, Dün- 
ficchen) reicher geworben. Boſſuet mußte ſelbſt bag 
Facit dieſer unfeligen Politif ziehen, als er gegen 
Ende des Lebens im ſchmerzlichen Geflänbnis 
die Frage beantwortete, ob mit der Deflaration 
dem Königtum ein Dienft erwieſen worben jet. 
Klarer als der Tag ift erwieſen, daß, wenn man 
zu einem Vergleiche jener beiden Anſchauungen 
geziwungen wäre, derjenigen, welche daß Zeitliche 
der —5 — dem Papſie unterftellt, und der, welche 
es dem Volke unterwirft, letzteres unbedingt am 
meiften zu fürchten ift, weil in ihm Laune, Un« 
wifjenheit und Leidenſchaft vorherrſcht. Das hat 
die Erfahrung bewiefen, und unfer Jahrhundert 
allein unter denen, welche die Fürften den Launen 
der Menge überantwortet haben, hat der Beifpiele 
mehr und in viel größerer Tragik gegen die Per« 
fonen der Könige und ihre Gewalt aufzuweiſen 
als jene fieben Jahrhunderte zufammen, wo bie 
Gewalt Roms anerfannt war“ (Defense de 
1’Histoire des variations, n.25). Was bebeutet 
diefer Erfahrungsbeweis, ausgedehnt auf bie 
beiden folgenden Jahrhunderte? Beim Ausgange 
des 19. Jahrhunderts, deſſen Anfang bie fürchte 
barften Koalitionskriege der Neuzeit gefehen, in 
defien Verlaufe Revolutionen, Allianzen, Kon⸗ 
grefle, Liguen, nationale Kriege einen faft regel- 
recht gewordenen Kreislauf in der äußeren Staaten» 
geſchichte darftellen, geht die innere in Konſtitu⸗ 
tionsmachereien, abſolutiſtiſchen oder demokratiſchen 
Realtionen, ſteigendem Militär- und Steuerbrud, 
Wirtſchaftskriegen zc. einen analogen Gang. Hat 
der von Rußland an der Jahrhundertwende berufene 
Friedenskongreß im Haag einen Ausganggefunben? 
Boſſuets Politik bietet für die Stellungnahme ber 
chriſtlichen Welt die ſchwerwiegenden Lehren, daß 
das Obfiegen des abjolutiftifchen Königtums über 
die Staatd« und Socialordnung gleihbebeutend 
mit der vollftänbigen Lähmung der übrigen Lebend« 
83* 
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organe des focialen Volksorganismus ift, daß 
cäjariftiiche Verfolgung und Bedrängung der Kirche 
& die Dynaſtie und das Land grundftürzend ift, 
aß die Politif des Gleichgewichts unter den Na⸗ 
tionen eine Chimäre ift gegenüber ber geringften 
nationaliftiihen Selbitüberhebung. Für die Lö» 
fung bes großen Problems, oder befier, der Qua⸗ 
dratur der Politit — denn es handelt fi hier 
immer nur um approzximative Löjungen — waren 
Boffuets Wege eine Abirrung, erklärlich auß jener 
Charalterſchwãche, welche einen feiner größten zeit 
gendffiihen Bewunderer, Antoine Arnauld, in« 
mitten der größten Lobſprüche zu der Klage bewog: 
„Es bleibt bei ihm ein verumtamen, von dem 
er, fürchte ich, Gott wird Rechenſchaft geben müflen: 
er hat nicht den Mut gefunden, dem Könige Vor⸗ 
flellungen zu machen.” 
infichtlich der Sitteratur verweilen wir 
außer ber bereits erwähnten nad) ihrer theologiſchen 
Seite no auf Weber und Weltes Kirchen- 
legifon, 2. Aufl, I, 1146 ff. — Leider befiben 
wir feine fritiiche Gefamtausgabe des Oeuvres 
complötes de B. Der Verſuch Lebarqs (ſ. 0.) mit 
Bezug auf die Predigten hat bie Notwendigfeiteiner 
ſolchen erwiefen ; was bie meift janfeniftiichen bezw. 
gallilaniſchen Herausgeber ſich bei der Drudlegung 
erlaubt Haben, macht die Vergleichung der eriten 
Drude und der Manuſtripte, joweit fie nicht ver» 
ſchwunden unerläßlich. Die jetzt meiſt verbrei« 
tete Ausgabe der Oeuvres iſt von F. Lachat (Paris 
1885) in31 Bden.; dieſelbe bietet außer dem Texte 
bibliographifche und biographiſche Einfeitungen, 
zu den Einzelſchriften textkritiſches Material, macht 
aber die Benebiltinerausgabe (Verfailles 1815 
bis 1819 in 46 Bden. neue Ausgabe Paris 
1859 bis 1865 in 30 Bbden.) nicht überflülfig. 
Das in legterwähnter Ausgabe befindliche Leben 
Boffuet3 von Kardinal L. Fr. de Bauffet (Bifchof 
von Alais, geft. 21. Juni 1824) iſt in vielen 
Teilen mit Vorficht zu gebrauchen, da es zur 
Wiederbelebung eines gemäßigten Gallifanismus 
gefchrieben wurde. Dasfelbe hat in der von Mich. 
Feber gefertigten überſehung (4 Bde, Sulzbad) 
1820—1821) weitere Verbreitung in Deutfch- 
land erlangt. Beiträge zur Biographie bieten 
de la Rue, Oraison fundbre de Bossuet 
(Paris 1704); Polignac, Discours prononc6 
dans l’Academie francaise (Paris 1704); 
d’Alembert, Eloges (Paris 1772); M. Maffei 
(Rom 1770); Burigny, Vie de Bossuet 
(Paris 1761). Wertooller, namentlich für die 
Kritit der Gedichte Boffuets, find die Arbeiten 
bon Floquet, Etudes sur la vie de Bossuet 
jusqu’& son entree en fonctions en qualit6 
de pröcepteur du Dauphin (3Bde., Bari81855) 
und Bossuet precepteur du Dauphin et 6vöque 
&la cour (Paris 1864). Über die politifche Ge⸗ 
ſchichte bieten Aufihluß: Bazin, Histoire de 
France sous Louis XIII (4 Bde. Paris 1846); 
Topin, Louis XIII et Richelieu (Paris 1876); 
vor allem die Memoires (Inftruftionen, ſ. 0.) 
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von Dreyß (2 Bde., Paris 1859) und Saint- 
Simon, Memoires sur le siecle de Louis XIV 
et la Rögence (Ausgabe von Eheruel, Paris 
1856—1876, 20 Bde.), Binfichtlih des polie 
tiſchen und kirchengeſchichtlichen Materials mit 
großer Vorſicht au gebrauchen; Lemontey, 
Essai sur l’etablissement monarchique de 
Louis XIV (Paris 1818); Michelet, Louis XIV 
et la Revocation de l’edit de Nantes (3. Aufl, 
Varis 1875). — Wichtiger find Clement, La 
Police sous Louis XIV (2. Aufl., Pari 
1866) und Gaillardin, Histoire du regne de 
Louis XIV (6 ®be., Paris 1872—1876); mit 
Bezug auf Boffuet und feine politiſchen Ans 
ſchauungen: Nourisson, La Politique de 
Bossuet (Paris 1867) und M. Delondre, 
Doctrine philosophique de Bossuet (Paris 
1855); die Tagebücher des Sekretär Boſſuetz 
Le Dieu (Memoires touchant Messire J. B. 
Bossuet, &vöque de Meaux, Paris 1851), 
die namentlich über feine Amtsthätigfeit in 
Meaur verdienſilichen Forſchungen von M.Rösums 
(HistoiredeJ.-B. Bossuet, 3vols., Paris1869), 
dazu Druon, Bossuet à Meaux (Paris 1900) 
und die großen Kirchengeſchichten von Rohrbader 
und Darras. Uber die neuerdings heftig erörterten 
Streitfragen der Beziehungen Fenelons zu Boflu 
vgl. die Litteratur bei d. Art. Fenelon. [Weinand.] 
Botfhaft, |. Geſandte, Staatsoberhaupt. 
Rourbon, |. Frankreich. 
Wonrgeois, |, Bürgerftand. } 
Voycotten, Achtung der Ware eines dabri⸗ 
fanten bezeichnend (feit 1880), ſ. Gewerlvereine. 
Brad, |. Landwirtſchaft. 
Braganza, |. Brafilien, Portugal. 
Brandt ahung, ſ. Kontribution. 
Branuntweinmonepol, |. Monopol. 
»Branntweinkener, |. Steuern. 
Brafifien. (I. Geſchichte. II. Flachenraum 
Vevölterung. III. Verfaſſung, Verwaltung 
IV. Geiſtige Kultur. V. Wirtſchaftliche Kultur, 
Finanzen, Heer.) AA 
L Braf lien, Föderativ-Republit, Vereinigte 
Staaten von Brafilien, wurde im Jahre 1500 
entdedt. 1511 erhielt das Land von dem rotem 
Farbholz (Pao do Brazil, d. 5. Holz der glühene 
den Kohle), welches man dort in Menge fand, 
feinen Namen. Portugal benußte das Land an 
fänglich als Deportationsort für Verbrecher und 
Juden (1548), welche das von Madeira dorthin 
verpflangte Zuckerrohr mit Exfolg anbauten. Die 
eigentliche Kolonifation begann, als Johann IIL 
1532 ben ganzen noch zu erobernden Kontinent 
in 15 Lehensfürftentümer teilte; nur 7 kamen 
wirklich zu ftande und dieſe riefen bald bie Hilfedes 
Staates an. Nachdem Brafitien 1549 durd 
päpftliche Entſcheidung Delle den Porkugiejen 
zugeſprochen worben war, ſchictte Johann III. den 
erften Generalgouverneur, ben einjichtevollen 
Thomas de Souza, dorthin, welcher an ber Bahia 
de Todos 08 Santos (Allerheiligenbai) bie erft 
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königliche Kolonie Eidade do Salvador (Bahia) 
anlegte; biefe wurde bald ber Mittelpunft bes 
Landes. Mit Souza waren auch Jeſuiten (zu- 
nächſt ſechs) nad Brafilien gefommen, die mit 
raſtloſem Eifer und großem Erfolge die Einge- 
borenen bem Chriſtenlum und der Eivilifation zu 
gewinnen fuchten. Bis gegen Ende bes 16. Jahr- 
hunderts entjtanden in und neben den Lehens« 
fürftentümern, welche bie Krone nad) und nad eine 
löfte, acht Tönigliche Kolonien (Kapitanien), jo daß 
Brafilien ſchon jeßt den Charakter einer föderativen 
Monarchie trug, den es auch in Zukunft behielt. 
Die Leitung der für das Mutterland immer wich- 
tiger werdenden Kolonie wurbe 1602 dem nach 
ſpaniſchem Mufter geſchaffenen Rate von Indien 
übertragen, an deſſen Stelle 1642 der „Über- 
feeifche Rat“ (Conselho Ultramarino) trat. 

Inzwiſchen mußte Bortugal fein neues Beſitz ⸗ 
tum auch gegen Angriffe von außen verteidigen. 
Schon 1555 hatten fi Franzoſen unter dem 
Hugenotten Villegaignon an der Bucht von Rio 
de Janeiro feftgejeßt, waren aber 1567 wieber 
vertrieben worden. Nach der Vereinigung Portu« 
gals mit Spanien (1580) war Brafilien gleich 
den ſpaniſchen Kolonien den en und Plün- 
derungen ber mit Spanien im Kriege befindlichen 
Engländer, Franzofen und Niederländer 
preißgegeben: 1582 erfolgten englijche Flibuſtier ⸗ 
züge, 1612 der zweite Verfuch einer franzöfijchen 
Niederlafjung am Amazonas, die au) nur von 
turzem Beftand war (cf. Paul Gaffarel, Histoire 
du Bresil frangais au seiziöme siöcle, 1878). 
Dagegen glüdte e8 den Niederländern, dauernd 
feiten Fuß in Brafilien zu faſſen und das Land 
teilweife zu occupieren: 1624 eroberten fie Bahia, 
1629 Dlinda; 1636 unterwarf der Statthalter 
Morig von Kaffau im Norden Maranhäo, im 
Süden Sergipe, jo daß bie holländiſche Macht 
vom Rio ©. Francisco bis zum Rio Grande 
reichte und von 14 Provinzen der Kolonie die an 
der Küſte gelegene Hälfte umfaßte. Aber ihr Re- 
giment erregte bald die Unzufriedenheit ber Be- 
wohner ; ber pernambucanifche Freiheitskrieg unter 
Zeitung des brafilianifchen Nationalhelben Fer⸗ 
nandez Vieira trieb fie 1654 auß ihrer legten Be⸗ 
fung Pernambuco, und 1661 traten fie gegen 
eine Entfeädigung von 350000 Pfd. St. ganz 
Brafilien an Portugal ab. Seitdem ift Die portus 
gieſiſche Herrſchaft in Brafllien von außen her nie 
wieder ernftlich bebroht worden. 

Sm dieſe Zeit fällt auch Die Blüte des Negerftantes 
Palmares. Schon gegen Ende bes 16. Jahr« 
hunbert8 waren zahlreiche Niederlaffungen flüch⸗ 
tiger Skllaven (Quilombos oder Mocambos) ent« 
fanden, und im 17. Jahrhundert Hatte eine be» 
rittene Polizei lediglich das Amt der Sflavenjagb 
zn verrichten, um derartige Anſammlungen zu ver⸗ 
hüten. So ſchloſſen auch in den erften Saheen 
der holländifchen Invaſion (etiva 1630) entflohene 
Schwarze eine gemeinfame Organifation und 
gründeten weftlih von den Orten Calvo und 
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Anadia in der heutigen Provinz Alagdas ein 
Quilombo, das nad der Palmenvegetation der 
Umgegend Palmares genannt wurde. Durch Zu⸗ 
lauf von allen Seiten wuchs die Zahl der Flüchte 
linge ſchnell auf 20000; e8 entitand ein Franz 
von Tochterquilombos, und ber junge Negerftaat 
wurde ben Nachbarn bald gefährlih. Auf Be— 
treiben des Generalfapitäng Eaftco zerſtörten bra⸗ 
ſilianiſche Truppen, verftärft durch Pauliſtas (wegen 
ihrer Graufamteit gegen die Indianer berüchtigte 
Miſchlinge der Provinz ©. Paulo), den Hauptort 
(1696— 1699); der Negerftaat ward zerftört, feine 
Angehörigen wurden in die Sklaverei verfauft. 
a8 Gebict ber Kolonie hatte ſich inzwiſchen 
nad) Norden und Süden erweitert. Brafiliens 
Bedeutung für Portugal wuchs, als man 1673 
die Goldminen in Minas Geraes und 1728 die 
erften Diamanten entdeckte. Die engherzige Poli⸗ 
tik des Mutterlandes fteigerte bie Unzufrieden⸗ 
heit der Bevölkerung, in welcher ſchon längft ein 
ſcharfer Gegenſatz zwiſchen ben eigentlichen Bra⸗ 
filtanern, den Nachkommen der älteren Einwan⸗ 
derer, und ber jüngeren Einwanderung, „den 
Söhnen des Königreiches Portugal”, beftand. 
Letziere waren von jeher durch die Regierung be= 
vorzugt worben: Hatte dieſe doch ſchon feit 1640 
große Landftreden an bie jüngeren Söhne des 
portugiefifchen Adel verſchenkt oder an portu= 
giefifhe Abenteurer zur weiteren Eroberung ver⸗ 
Handelt (Conquiſtadores). Große Nachteile drach⸗ 
ten dem Sande auch die Vertreibung ber Jeſuiten 
dur Pombal, die bamit verbundene Zerjtörung 
der Indianerrebultionen und die fortwährenben 
Grenzftreitigfeiten mit den Spaniern, denen bie 
bort gelegenen Miffionen zum Opfer fielen. Auch 
die ftaatlihen Verhältniffe gaben Anlaß zu forte 
fährenden Klagen. Die Regierung übte ein Ge= 
neralgouverneur, der bis 1760 in Bahia, von da 
ab in Rio de Janeiro refidierte. Zwar führte Bra- 
filien feit 1720 den Titel „Vicelönigtum”, aber 
die Regierung erlitt immer neue Einſchränkungen 
ihres Wirkungskreiſes, nachdem ſchon 1621 ber 
fogen. Staat Maranhäo unmittelbar dem Liffa- 
boner Kabinett unterftellt worden war. Die Form 
ber Regierung war abfolutiftiih, die Rechtsver⸗ 
waltung nicht immer unparteiiih, und da bie 
Bildung eines Adels nicht erfolgen konnte und 
der Klerus, ohne Kirchenvermögen, vom Staate 
abhängig war, fehlte ein Organ, das zwiſchen 
Regierung und Bolt vermittelt hätte. Deshalb 
verkärfte ſich der Gegenfag immer mehr, und bie 
Abneigung zwiſchen den brafilianifchen Portus 
giefen und den europäiſchen Altportugiefen, dem 
Volle und der Regierungspartei, wurde immer 
tiefer. Gleichwohl blieb Brafilien für das Mutter« 
land eine reiche Gelbquelle, für den Staat ſowohl 
als für bie zwei Hanbelegefellichaften, bie den 
Verkehr vermittelten. 
Da fuchte König Johann VI. 1808 vor Na- 
poleon Schuß in Brafilien, und damit begann 
eine neue, glüdlichere Epoche für das Land. Die 
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fen wurden dem auswärtigen Handel geöffnet, 

erlehr und Gewerbe nahmen einen lebhaften 
Aufſchwung, Europäer befuchten dad Land und 
fiebelten fi) an. Aber der innere Zwieſpalt zwi« 
ſchen den bevorzugten Portugiefen und den Bra- 
ilianern dauerte fort und fand neue Nahrung in 

en verfehrten Maßnahmen ber Regierung. Da- 
her erwedten bie revolutionären Bewegungen, die 
feit 1808 Sübamerifa erſchütterten, auch in den 
Brafilianern den Wunſch nach voller Selbſtändig- 
keit und Freiheit. Obwohl am 16. Dezember 
1815 dem zum Sönigreiche erhobenen Lande 
gleiche Rechte wie Portugal verſprochen wurden 
und beide Reiche fortan unter dem Titel: „Ver⸗ 
einigtes Königreich von Portugal, Algarve und 
Brafilien“ ein Ganzes bilden follten, fam im 
April 1817 in Pernambuco die Unzufriedenheit 
offen zum Ausbrud. Ein Solbatenaufftand zu 
Rio de Janeiro erzwang Anfang 1821 die portu⸗ 
gieniöe Konſlitution auch für Brafilien; der 

onprinz Dom Pebro de Alcantara beſchwor fie 
am 26. Februar für fi und feinen Pater Jo⸗ 
bann VI, welder darauf am 26. April nad 
Europa zurüdfehrte und feinen Sohn als Prinz⸗ 
Regenten zurüdließ. Diefer ftellte fich nun an die 
Spiße der Bewegung gegen Portugal, welches 
Brafilien nad) wie vor ala abhängige Kolonie 
behandeln wollte. Er weigerte ſich, einem Befehle, 
ber 7— nad) Liſſabon zuruͤckrief, Folge zu leiſten 
berief ein neues, ſelbſiändiges Miniſierium (Jofe 
Bonifacio d’Andraba) und wurde am 13. Mai 
1822 von einer Verfammlung von Abgeordneten 
zum „immerwährenden Verteidiger Braſiliens“ 
(Defensor perpetuo do Brazil) ernannt. Eine 
konftituwierende Nationalverfammlung jpra am 
1. Auguft desjelben Jahres die Trennung Brafi- 
liens vom Mutterlande aus und erflärte am 
12, DOftober den Regenten Dom Pedro I. zum 
tonftitutionellen Kaiſer von Brafilien; feine 
Krönung fand am 1. Dezember ftatt. 

Dieje Geftaltung der Dinge war vornehmlich 
ein Werk des revolutionären Freimaurerbundes, 
welchem Pedro I. ſchon als Kronprinz beigetreten 
war und als Großmeifter angehörte. Nun wollten 
bie Freimaurer aber auch herrſchen, und als der 
Kaiſer Selbftändigkeit zeigte und alle Logen 
fließen ließ, da verbündeten fie ſich gegen ihn 
und fuchten ihn zu ftürzen. Vergeblich bemühte 
er fi, eine Verf hmelzung der politiichen Parteien, 
der Unitarier (Royaliften) und Liberalen (Repu- 
blilaner), anzubahnen. Letztere, unterftüßt von 
den geheimen Gejellichaften, die überall üppig 
wucherten, verlangten die Entfernung aller in 
braſilianiſchen Dienften ftehenden Portugieſen; 
& kam fortwährend zu Reibungen und ſchließlich 
1823 zum offenen Aufftande. Eine neue Nationale 
verfammlung, bie der Kaifer einberief, gab am 
25. März 1824 dem Lande eine bochliberale 
Verfaſſung („Brafilianifhe Konſtitution“), 
welche alle Privilegien aufhob, in die Hände der 
Deputierten eine ungewöhnliche Macht legte und 
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den Kaiſer des abſoluten Vetos beraubte. Trotz 
dieſer Zugeſtändniſſe brach in Pernambuco ein 
republikaniſcher Aufſtand aus, der erſt mit Er- 
ftürmung der Stabt (17. September 1824) durch 
den General Lima und den engliſchen Admiral 
Cochrane endete. Mit dem Mutterlande kam es 
endlich zu einem Ausgleiche; am 15. November 
1825 erfannte Portugal nad; langen Unterhand- 
tungen zu London und Lifjabon bie Unabhängig» 
leit Brafiliens an. Der PBarteihaber im Innern 
dauerte aber ungeihwächt fort; ein unglücflicher 
Krieg mit Argentinien (1825—1828), der die 
Abtretung der 1823 occupierten Banda Oriental 
mit Montevideo (j. Uruguay) zur Folge hatte, die 
ſchlechte Finanzverwaltung, Dom Pebros Ber 
mühungen, die Ansprüche feiner Tochter Maria 
da Gloria auf dem portugieſiſchen Thron zur 
Geltung zu bringen, fteigerten bie Ungufrieben- 
beit der Bevölferung immer mehr. Nach mehr- 
maligem erfolglofem Miniſterwechſel blieb dem 
Kaiſer fein anderer Ausweg, als am 7. Aprü 
1831 zu Gunften feines nod nicht Gjährigen 
Sohnes Dom Pedro (geb. 2. Dezember 1825) 
abzubanfen und nad) Europa zurüdzukehren, mo 
er 1834 ftarb, 

Unter fortwäßrenden Aufftänden und Partei» 
tämpfen führte eine Regentſchaft aus drei 
Mitgliedern die Regierung. Da die Führer der 
einzelnen Parteien, nur von perfönlichem Ehrgeiz 
und Habſucht geleitet, zu Meutereien und Auf» 
ftänden griffen, um ihre jelbftfüchtigen Zioede zu 
erreichen, wurde die politifche und finanzielle Zer ⸗ 
rüttung des Sandes immer größer. Um biejem 
Zuftande ein Ende zu machen, nahm der Kongreß 
am 12. Auguft 1834 aus eigener Madhtvoll- 
kommenheit eine Verfafjungsänderung in füdera- 
liſtiſchem Sinne vor, durch welche nad dem 
Mufter der Bereinigten Staaten von Nordamerifa 
jede Provinz einen geſetzgebenden Körper erhielt, 
deſſen Wirkungsfreis ſich auf alle firhlichen, po= 
litiſchen und municipalen Einrichtungen erftredte. 
Zugleich wurde für die Dauer der Unmündigfeit 
des Kaiſers ein Regent erwählt und dadurch die 
bedrohte Einheit des Neiches und die Erblichkeit 
der Monardie gerettet. Der Parteihaß zeitigte 
aber bald wieder neue blutige Kämpfe, bis endlich 
ein Hanbftreih der liberalen Partei diejer 
ftürmifchen Zeit ein Ende machte. 

Mittels einer parfamentarifchen Revolution hob 
die Deputiertenfammer im Juli 1840 noch vor 
Ablauf der verfaffungsmäßigen Zeit die Regent⸗ 
ſchaft auf und erklärte den noch nicht 15jährigen 
Kaiſer Dom Pedro UI. für volljährig. Forte 
währende Steeitigfeiten bernational»brafilianifchen 
(republifanifchen) und der portugieſiſch- ariſtokrati · 
ſchen Partei, welche die Regierung beherrichte, 
Empörungen, zumal in den ſüdlichen Pro⸗ 
vinzen, Differenzen mit Nordamerifa und bes 
fonder8 mit England wegen Erneuerung eines 
1845 erlofchenen Vertrages über das Durd- 
ſuchungsrecht braſilianiſcher Schiffe zur Ber- 
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binderung der Sklaveneinfuhr und endlich bie 
immer mehr wachjende Finanznot hinderten eine 


gebeihliche Entwidiung des Landes. Dazu kam 


1850 ein Krieg mit dem argentiniichen Diktator 
Roſas wegen der freien Schiffahrt auf dem La 
Plata, der durch den Sieg bei Monte Caſeros am 
3. Februar 1852 und den Sturz bes Diltators 
= Gunften der Verbündeten entſchieden wurde. 

on jet an wurde die Finanzlage beſſer, Handel 
und Verkehr hoben ſich und die liberale Kolonial · 
politit des Minifteriums Olinda (1857 und 1862) 
juchte beſonders die deutſche Einwanderung zu 
fördern und ließ fi die Hebung der Induftrie 
und bes Nationalwohlftandes angelegen fein. 1864 
unternahm Brafilien mit Erfolg eine bewaffnete 
Intervention in Uruguay, wurde aber infolge 
deſſen in einen Krieg mit dem Präfidenten Lopez 
von Paraguay verwidelt, den e8 in Verbindung 
mit Argentinien und Uruguay (Tripelallianz vom 
8. Mat 1865 zu Buenos Aires) führte. Bei der 
ſchwachen Unterflügung von jeiten der Verbündeten 
nahm derfelbe einen nur langjamen Fortgang, 
koftete Brafilien ungeheure Opfer an Geld und 
Blut und endete erft nad) 6 Jahren mit der 
Niederlage und dem Tode des Diltators Lopez in 
der Schlacht bei Aquidaban am 1. März 1870. 

Diefer unerwartet günftige Ausgang des 
Kampfes ficherte nicht nur die Schiffahrt auf dem 
La Plata, fondern vermehrte auch das Anſehen 
und den Einfluß Brafiliens in Südamerifa und 
blieb nicht ohne günftige Folgen für die innere 
Entwidlung des Kaiſerreiches. Die Fiananzen 
waren allerdings zerrüttet, und die jährlichen 
Budgets zeigten ein immer höheres Deficit, aber 
es machte fi doch auf allen Gebieten ein Fort ⸗ 
ſchritt bemerkbar, den eine verftändig liberale Re= 
gierung auf jede Weife zu förbern fuchte. Yon 
hoher Wichtigkeit für die Weiterentwicklung des 
Landes find die Geſetze über die Sflavenemanci- 
pation (1871 und 1888, ſ. unten) und das neue 
Wahlgefeh vom 28. Dezember 1880. Dieſes 
gewährte auch Nichtlatholilen, naturalifierten Aus- 
ländern und freigelafjenen Negern gleiche politifche 
- Rechte mit den Brafilianern, führte ftatt der in« 
direkten die direlte Wahl ein und beichränfte das 
aktive Wahlrecht auf diejenigen, welche Iefen und 
{reiben und außerdem eine Rente oder einen 
Tan Erwerb nachweiſen können. Die erften 

ahlen nad) bem neuen Gefege im Oktober 1881 
fielen im liberalen Sinne aus; jeboch hatte auch 
das aus diefer Mehrheit hervorgegangene Mini⸗ 
fterium,, ebenfo wie die folgenden, nur furzen 
Beltand, da feines der Zerrüttung der Finanzen 
abzubelfen vermochte. Dagegen gelang e8 ber 
Regierung, die Bewegung zu Gunſten der Sklaven» 
emancipation im Fluſſe zu erhalten und zu einem 
günftigen Ende zu führen. 

Die Negerjtlaverei in Brafilien datiert 
aus ber erften Zeit der portugiefiichen Kolonial« 
herrſchaft; daneben beftand die Sklaverei der in⸗ 
dianifchen Eingeborenen. Zwar wurde auf Ver 
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anfafjung der Jefuiten am 6. Juni 1755 ein 
Geſeh erlaffen, wodurch die Eingeborenen für frei 
und die Eingewanderten für gleichberechtigt erflärt 
wurden, aber bie Sfiaveneinfuhr ftieg von Jahr 
zu Jahr. Auch nachdem England 1826 einen 
Vertrag erzwungen hatte, demzufolge der Stlaven- 
handel nach drei Jahren für ungejeglich gelten 
und als Seeräuberei beftraft werben follte, nahm 
er einen immer bebeutenderen Aufſchwung und 
beichäftigte ungeheure Kapitalien, bis das ent« 
ſchiedene Auftreten Englands 1850 wirkſamere 
Maßregeln der brafilianifchen Regierung hervor« 
rief. Seit 1851 hörte num allerdings der äußere 
Sklavenhandel auf, dafür fand aber im Lande ein 
reger Austaufch der Arbeitskräfte des Nordens 
und Südens, alfo ein reger Binnenhandel mit 
Sklaven, Eingang, der an Graufamteit und 
Härte dem früheren nichts nachgab. Erft am 
28. September 1871 fam ein Gefeh zu ftande, 
welches ben erfien Schritt zur Befreiung der 
Sflaven bedeutete. Nach diefem jogen. Abolitiong» 
geſetze follten in Zukunft alle von Sflavinnen ge= 
borenen Kinder und alle an jenem Tage der Krone, 
dem Staate und der Kirche gehörenden Sklaven 
frei fein. Das Geſetz verbürgte aljo ein allmäh- 
liches Ausfterben der Sflaverei ; um dieſes zu be= 
fchleunigen, wurbe ein ftaatlicher Emancipationg- 
fonds gegründet, aus deſſen Erträgen Sflaven 
(1873 nod 1600 000) freigefauft werben follten. 
Zugleich) bemächtigte ſich die öffentliche Meinung 
der Frage; aber die Gegner waren noch zu ſtark. 
Der allgemeinen Bewegung fonnte fi das Parla- 
ment nicht länger verfchließen: am 9. Mai 1888 
wurde von der Deputiertenlammer und am 
14. Mai vom Senate die Aufhebung der Sffaverei 
ausgefprochen. Noch furz vor dem entſcheidenden 
Beſchluſſe, am 5. Mat 1888, richtete der Heilige 
Vater an die Biſchöfe Brafiliens eine Enchllila, 
worin er fie auffordert, daS begonnene Befreiungs- 
werk möglichft zu unterftügen. Diefe Befreiung 
der bisherigen Sklaven bedeutete nun freilid) 
für viele der reigelaffenen zunächft eine be 
deutende Werfchlechterung ihrer Lage, mas 
mit ihrer Arbeitsunluſt nicht am wenigften zu⸗ 
fammenhing. Unter den Pflanzen, denen die 
Arbeiter in diefer Weife genommen worben, nahm 
die Gärung zu. Da die Gentralregierung die 
Zügel zu ftraff anzog, regte ſich auch im Militär 
wachſende Unzufriedenheit, die zur Revolution 
führte, als einigemißliebige Truppenverfchiebungs- 
maßregeln durchgeführt werden follten (Ver⸗ 
kmes einiger Bataillone aus Rio de Janeiro an 
die Grenze). Die Truppen meuterten in ber 
re am 15. November 1889; der Mar« 
hal da Fonſeca übernahm die parlamentarifche 
Regierung, verhaftete bie Minifter und fandte den 
Raifer zwangsweiſe nebft Familie nach Europa. 
Die Republik der Vereinigten Staaten von Bra- 
ſilien war gegründet, Die lehte (Schein=) Monarchie 
in Amerifa zerftört. Am 10. Januar 1890 wurde 
von den ganz nach Eomtefchen Grunbfägen han- 
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delnden maßgebenden Gewalten die Trennung 
von Kirche und Staat erflärt, das Wahlrechi 
allen verliehen, die Iefen und jchreiben können, und 
bie Wahl zum verfaljunggebenden Kongreß auß« 
geſchrieben. Unter Hochdruck fam eine Regierungs- 
mehrheit zu ftande, welche die neue Verfaljung am 
24. Februar 1891 annahm. Fonſecas Stellung 
wurde aber bald erſchüttert, nachdem ihn der Kon⸗ 
greß mit knapper Mehrheit zum Bundespräfidenten 
gewählt hatte; finanzielle Mißwirtſchaft trug daran 
die Hauptſchuld. Fonſeca trieb es bis zu einem 
Konflikt mit dem Kongreß, worauf Bolt und Heer 
ihn zwangen, feine Diktatur preißzugeben. Peixoto 
wurde fein Nachfolger. Diejer hatte 1893 und 
1894 einen Aufftand der Marine zu befämpfen, 
der mittels Anlaufes amerifanisher Schiffe 
endlich niedergeworfen wurde. 1894 wurde 
Prudente de Moraes Präfident, der durch Die Nache 
ſchwingungen des Diarineaufftanbes in dem Staate 
Rio Grande noch viel beihäftigt wurde. Erft 
1895 fam diefer Staat zur Ruhe. Auch bereitete 
ihm ein Konflikt mit Italien Sorge, welcher ent- 
ſtanden war Durch Zänkereien zwiſchen Brafilianern 
und italienishen Einwanderern in Säo Paulo. 
Moraes leiſtete wegen Sränklichleit auf feinen 
Poſten Verzicht; ihm folgte 1896 Pereira. 1898 
wurde Campos Salles gewählt, dem ſich bie pan« 
amerilaniſchen Tendenzen ber Vereinigten Staaten 
bon Nordamerika fühlbarer machten als einem feiner 
Vorgänger, während im Innern die Parteiwirt⸗ 
ſchaft fortblühte. Dazu gejellten ſich Grenzftreitig« 
feiten mit Bolivia, England, Holland und ber 
Kampf gegen eigenartige Separationsgelüfte im 
Amazonasgebiet. 

I. Arealund Bendlferung. Brafilins 
Fläeninhalt wird auf 8361 354 qkm berechnet. 
Nach den Ermittlungen des Jahres 1890 wohnen 
auf dieſem ungeheuern Areal nur 14838823 
Menſchen (7237932 männlich), bie ſich auf die 
Provinzen in folgender Weife verteilen: 






Bevblkerung 
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En, veser | 0,07 
Brafllien | 8337218 | 14335825 , 1,7 

Die wilden Indianer werben auf 600.000 ge= 
ſchätzt. Bon der Gejamtbevälfenung entfallen 
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etwa 36 Prozent auf die Taufafifche Rafje, 37 auf 
die Mifchlinge, 18 auf bie Neger und 9 Prozent 
auf die Indianer. Falt die gefamte Einwohner- 
ſchaft befennt fi zur römiſch⸗katholiſchen Kirche 
(14179615), Proteftanten 143 743, Griechiſch⸗ 
Orthodoge 1673, Vofitiviften 1327. 

Die Einwanderung betrug 1892: 86 213, 
1893: 123926, 1894: 63294, 1895: 164371, 
1896: 157948, 1897: 112495, 1898: 53 822 
Perſonen. Bon legteren waren 33272 Jtaliener, 
11662 Bortugiefen, 5943 Spanier, 477 Deutiche, 
669 Oſterreichet, 247 Franzoſen; Rüdwande- 
rung 1893: 17 525. Durch) anderthalb Jahrhun⸗ 
derte war das Land ben fremden fo gut wie ver« 
ſchloſſen. Erftam 28. Januar 1808 wurde egzunähft 
dem auswärtigen Handel eröffnet; am 16. März 
1820 folgte ein Geſetz, welches bie fremde, befonders 
bie deutſche Einwanderung einlub und jedem 
fatholifgen Koloniften eine Landſchenkung zu» 
fagte; Beftimmungen vom 23. Oftober 1832 und 
30. Auguft 1843 fegten die Naturalifationzfrift 
auf 4 rejp. 2 Jahre feſt. Vielfach kamen arge 
Mißgriffe vor und die Regierung machte über« 
triebene Verſprechungen, die fie weder halten 
wollte noch kounte. Erſt feitdem fie ihre Jnitia⸗ 
tive aufgegeben hatte, und jeitdem Gefege (1880) 
über Ausſonderung, Vermeſſung und Verkauf 
von Staatslänbereien mehr Ordnung in das 
Landſyſtem gebracht haben und in religiöfer und 
politiſcher Beziehung eine freiere Bewegung ein« 
getreten ift, hat fi) die Einwanderung gehoben. 
Während das portugiefifche und italieniſche Ele⸗ 
ment berfelben fi) vorzugsweife in den Städten 
handeltreibend niederläßt, ergreifen bie Deutſchen 
hauptſächlich den Landbau und gründen oder er» 
weitern Kolonien. In hohem Grabe gebiehen 
find bie deutſchen Kolonien in den füdlichen Pro- 
vinzen Rio Grande do Sul, Santa Catharina 
und Parand. Ihren Anfang nahm die Anfied- 
lung der Deutſchen in Brafilien im Jahre 1818 
mit der Anlage der Kolonie Santa Leopoldina 
in ber Provinz Bahia, aber erft durch die Grün- 
dung von Säo Leopoldo in der Provinz Rio 
Grande do Sul im Jahre 1824 gewann fie eime 
größere Bedeutung. Heute ift Säo Leopolbo ein 
teiches Municipium mit einer deutſchen Bevöl ⸗ 
terung von 80000 Seelen. In ähnlicher Weiſe 
blühen auch die im Flußgebiete des ſchiffbaten 
Jacuhy Tiegenden Provinzialanfiedlungen von 
Santa Eruz, welches, 1849 gegründet, jet 6320 
deutiche Einwohner zählt, von Säo Lourenco mit 
6280, Nova Petropolis mit 3350, Porto 
Alegre mit 4000 beutjchen Bewohnern. Im 
ganzen 65 deutſche Anfieblungen. Direft aus 
dem Baterlande eingewandert find in Rio 
Grande do Sul höchſtens 25000 Deutſche, 
die fi aber bei einem Zahlenverhältnifie der 
Sterbefälle zu den Geburten von 1:4 allmaählich 
auf 103000 Seelen vermehrt haben. Im der 
nördlich angrenzenden Provinz Santa Catharina 
bat fich bie Beutie Rolonifation ebenfalls günftig 


1041 


entwidelt. Die vom Hamburger Kolonifations- 
verein 1851 gegründete Niederlafjung Dona 
Francisca zählt 10100, Blumenau am ſchiff⸗ 
baren Itajahy, von Dr. Hermann Blumenau 1850 
angelegt, 30.000 meift deutſche Einwohner; auch 
in den Kolonien Brusque, Luiz Alves, Santa 
Izabel, Terefopolis, Angelina und Azambuja 
führen bie Anfiebler bei fleißiger Arbeit ein er⸗ 
träglihes Dajein. Bon vornherein hatten die 
deutjchen Anfiedler in Sübbrafilien mit mancher- 
lei Schwierigeiten zu fämpfen: Teilung bes Be⸗ 
fies in zu Heine Parzellen, Mangel an Gras- 
wuchs und Bieh, mehr nod) die Verbächtigungen 
und Anfeindungen, die in Berlin ſogar ein Ver- 
bot der Auswanderung nad Brafilien hervor⸗ 
riefen. Diefes ift inzwifchen aufgehoben worden, 
worauf wieber bie Bemühungen um Entjendung 
deutſcher Koloniften nach Südbrafilien einfeßten. 
Die Deutſchen haben ihre Volksſchulen mit Volls⸗ 
bibliothefen, katholiſche und proteftantifche Kirchen, 
ihre politifchen und fommerziellen Vereine u. |. w., 
und das Deutfchtum ift im fremden Lande zu einer 
Macht geworden, die bereits einen maßgebenden 
Einfluß in den Iofalen und provinziellen Anges 
legenheiten befigt. Die deutfchrebende Benöfterung 
in Brofilien wird auf 200000 Seelen geihägt, 
zuweilen auch auf 400 000, doch ift eine geficherte 
Angabe nicht zu erhalten, nicht einmal für ein« 
zelne Staaten; fo giebt der Alldeutſche Atlas von 
Langhans (Gotha 1900) für Rio Grande do Sul 
250000 Deutihe an, was von ben Deutſch- 
Brafilianiſchen Nachrichten (1900, Nr. 8) als um 
50.000 zu hoch bezeichnet wird. 

An Städten mit mehr als 100000 Einwohnern 
zählt Brafilien drei: Rio be Janeiro mit Vor⸗ 
orten 522 651, Bahia (San Salvador) 174412, 
Necife (Bernambuco) 111556 Einwohner. 

II. Die diene Brafilien ift eine 
Föderativrepublit, beflehend aus 20 Staaten unb 
einem Bundesbiftrift. Die Einzelftaaten find in 
ihrer Bewegung möglichit frei und haben ihre 
Einzelparlamente; nur in den Beziehungen zum 
Auslande und in den bie Allgemeinheit bes Bundes 
betreffenden Angelegenheiten (Berfafjung, Bundes« 
gejeße, Geld, Krieg, Verkehrdangelegenbeiten) hat 
bie Gentralregierung maßgebenben Einfluß. Die 
gefeßgebende Gewalt beruht bei dem National« 
kongreß; derfelbe zerfällt in Senat und Abgeord⸗ 
netenlammer und tagt jährlich vom 3. Mai drei 
Monate lang. Der Senat befteht aus 63 (je drei 
aus jedem Staate) Mitgliedern, bie je nad} der 
Zahl ber erhaltenen Stimmen auf 9, 6 oder 3 
Jahre gewählt find; alle drei Jahre finden Er« 
neuerungswahlen ftatt. Die Kammer zählt 212 
Mitglieder (je 1 auf 70000 Einw.), auf drei 
Jahre gewählt. Der Präfident und der Vize 
präfident ber Republik (Diinbeftalter 35 Jahre) 
werben auf vier Jahre gewählt; Erſatzwahl wäh⸗ 
end der beiden erften Jahre durch Neuwahl, ſonſt 
durch bie Präfidenten des Kongreſſes und bes 
oberften Gerichtshofes. Unmittelbare Wiederwahl 
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eines Präfidenten ift unterfagt. Wähler für Prä- 
fident, Senat, Kammer ift jeder 21 Jahre alte 
Brafilianer, der Iefen und fhreiben kann, auß« 
genommen Soldaten und Ordensleute. 

Die vollziehende Gewalt haben Präfident 
und Bicepräfident inne. Der Präfident vertritt 
den Bundesftaat nach außen, ernennt die Minifter 
und Beamten, iſt Oberbefehlshaber, fanktioniert 
die Beſchlüſſe des Kongreſſes, gegen Die er nur ein 
bebingtes Veto hat. Dieſes ift unwirkſam, wenn 
ein beanftandeter Beſchluß im Kongreß nochmals 
u ger mit Zweibrittelmehrheit gefaßt wor⸗ 

en iſt 

Die Gemeinde verfafjung unterſcheidet 
Städte (Eidades) und Fleden (Villas), in welchen 
auf 4 Jahre gewählte Municipaltammern die 
Selbftverwaltung wahrnehmen, und ländliche 
Kirchſpiele. Sehr groß ift die Zahl der Wohle 
thätigfeitSanftalten, bie ſowohl in ber Hauptfladt 
als in den Provinzen unter Leitung der weltlichen 
Obrigfeit ftehen. In allen Städten finden fid gut 
eingerichtete Krantenhäufer, darunter einige Mu⸗ 
fteranftalten, wie 3. B. die Santa Caſa de Mife- 
rieordia in Rio de Janeiro, melde, ſchon im 
16. Jahrhundert gegrünbet, jährlich gegen 15000 
Kante verpflegt. Außerdem giebt e8 eine große 
Anzahl wohlthätiger religiöfer Bruderſchaften. 

ie rihterliche Gewalt wird durch die Ge⸗ 
richte gehandhabt, deren höchftes, das Oberjuſtiz⸗ 
tribunal in Rio de Janeiro, aus einem Präfi- 
denten und 17 Mitgliedern befteht. Dasjelbe ift 
befugt, formell oder ſachlich fehlerhafte Urteile 
niederer Inftanzen an andere Gerichtshöfe feiner 
Wahl zu verweifen; feinem Urteile unterjtehen 
außerdem bie höheren Beamten bes Reiches. Die 
nächte Inftanz bilden die 11 Appellationsgerichte 
in Rio de Janeiro, Bahia, Pernambuco, Maran« 
bäo, Pard, Ceara, Mina Geraes, Säo Paulo, 
Säo Pedro do Sul, Matto Groffo und Goyaz 
mit je einem Präfidenten und Profurator; die 
Zahl der Richter ſchwankt zwiſchen 5 und 17. 
Dann folgen Obergerichte in den Kantonen (Co⸗ 
marcas), mit denen die Schwurgerichte für Kerimi« 
nalfahen verbunden find, Amtsgerichte in Ter- 
mos municipaes und endlich die aus Voltswahl 
(auf 4 Jahre) hervorgehenben Friedensrichter für 
Civilſachen, während die erfte Inftanz für Kri⸗ 
minalfahen ber Polizeirichter bildet. Außerdem 
fungieren noch Handelägerichte in Rio be Janeiro, 
Badia, Pernambuco, Maranhäo, Pars, Ceard, 
Säo Pedro bo Sul. Für die Militärgerichtsbar⸗ 
keit beſteht ein Höchftes Militärtribunal in Rio de 
Janeiro. Räte und Richter der Gerichtshöfe wer= 
ben auf Lebenszeit ernannt, fönnen aber von einem 
Orte zum andern verfeßt werben ; ihre Entlafjung 
erfolgt jedoch nur auf Grund eines richterlichen 
Erkenntniſſes. Die Strafgefehgebung (Codigo 
eriminal vom 8. Januar 1831), durch große 
Milde ausgezeichnet, ift dem Code Napoleon 
nachgebildet. In civilrechtlichen Streitigleiten gilt 
ber brafilianifhe Cober, ein Konglomerat alter 
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portugiefijcher Gejee und neuer Zuthaten, un» 
era und voll von Widerfprüchen. Straf 
anftalten befigen alle Provinzen ; das größte Zuchi · 
haus, auf der Infel Fernando Noronha (Provinz 
Bernambuco) gelegen, beherbergt ca. 1200 Kri« 
minalverbrecher. 

IV. Religion und Kultus, Die Republik 
hat die Staatsreligion abgeſchafft, dagegen bie 
Einflußnahme der Regierung auf die Beſetzung 
der hohen hierarchiſchen Stellen nicht preißgegeben. 
Der päpftliche Stuhl ift durch einen Internuntius 
vertreten. Alle Kulte find gleichberechtigt. 

Das ganze Bundesgebiet bildet eine Kirchen⸗ 
provinz mit dem Sihe eines Erzbifchofs in Bahia 
und 16 Suffragan bi stümern: Rio de Janeiro, 
Olinda (Pernambuco), Säo Luiz de Maranhäo, 
ge Säo Paulo, Marianha (Minas Geraes), 

ohaz, Cuyaba, Eäo Pedro do Rio Grande do 
Sul, Diemantina (Minas Geraes), Cearaͤ, Ama⸗ 
zonas, Parahyba, Curitiba, Nictheroy, Eipirito 
Santo, Die Heranbilbung der Geiftlichen ift dem 
Klerus überlajfen und wird in den Seminarien an 
den Biſchofsſihen bewirkt. Die Orden müffen viel» 
fach den mangelnden Klerus erſetzen. Erſt in der 
neueften Zeit find wieder mehr Ordensleute ins Land 
gekommen (Franziskaner, Benediltiner); aud hat 
man einen Teil ber zahlreichen Kranfen«, Findel ⸗ 
und Watjenhäufer Ordensſchweſtern aus verichie- 
denen Nationalitäten anvertraut. In den deutſchen 
Kolonien üben jeit 1849 die Jefuiten eine ſegens⸗ 
reiche Thätigfeit aus. 

Das Unterrihtswejen fteht nod) auf 
niebriger Stufe, obſchon gejeglich jedes Kirchſpiei 
einen Snabenlehrer und eine Mädchenlehrerin und 
jede größere Stadt ein Kollegium haben foll. Der 
Volksſchulunterricht ift unentgeltlich und (nomi⸗ 
nel) obligatorifh. Dean zäglt in 8000 Primär⸗ 
ſchulen etwa 300 000 Schüler, Für den Sefundär« 
unterricht forgen im ganzen 187 Anftalten mit 
ca. 10.000 Schülern. Die Lehrer müflen entweder 
eine Zandesuniverfität oder das Eollegio de Dom 
Pedro II. in Rio de Janeiro oder ein Seminar 
(escola normal) mit Erfolg abfolviert haben. 
Hochſchulen find bie theologiſchen Seminare, die 
Rechtöfatultäten zu Säo Paulo und Pernambuco, 
die mediziniſchen Fakultäten in Rio de Janeiro 
und Bahia und die mit einer Sternwarte ver- 
bundene polytechniſche Schule in der Haupiſtadt. 
An Fachlehranſtalten beftehen das Handelainftitut, 
die Akademie der ſchönen Fünfte und das Kon- 
fervatorium für Mufit, jämtlich in Rio de Janeiro, 
die Bergſchule in Duro Preto, das Gemerbe- 
lyceum in Bahia, 4 landwirtſchaftliche Inftitute, 
die Kriegsſchule zu Rio de Janeiro, die Militär« 
ſchule zu Porto Alegre, die Marineſchule und ver⸗ 
ſchiedene andere niebere militäriſche Anftalten. 
Bon den wiſſenſchaftlichen Inftituten ber —* 
ſtadt ſind hervorzuheben: das kaiſerliche aſtrono⸗ 
miſche Muſeum, das Nationalmuſeum und die 
Nationalbibliothel mit ca. 150 000 Bänden. Unter 


den wiſſenſchaftlichen Gejelihaften nimmt das 
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1838 gegründete Instituto historico, geogra- 
phico e ethnographico do Brazil den erſten 
Pla ein; es giebt Die Revista trimensal heraus, 
das inhaltvolifte Wert über Geihichte und Geo- 
graphie Brafiliens. Die Preffe hat in Brafilien 
verhältnismäßig einen fehr rafchen Aufſchwung 
genommen. In deutſcher Sprache wirb in den 
Südſtaaten eine Anzahl Zeitungen herausgegeben, 
unter anderem das feit 1871 in Porto Alegre 
ericheinende latholiſche Deutfche Volksblatt (vgl. 
F. Wolf, Le Bresil litteraire, Berlin 1864). 

V. Materielle Kultur. Brafilien ift von 
Natur zu einem der erften Agrifulturländer 
ber Erbe beftimmt, und der größte Teil der Bes 
vöfferung widmet fi aud der Landwirtſchaft, 
auf welcher faſt ausichlieklich der Nationalwohl- 
fand des Neiches beruht. Wie einft die Haupt⸗ 
mafje der Sflaven, fo iſt auch ber Grumbbefig in 
Händen von unverhältnismäßig wenigen Familien 
und faft immer in ungeheuern Latifundien zu⸗ 
fammengeballt. Somit fleht einer Meinen Arifto- 
fratie des Befiges eine große befiblofe Maſſe 
gegenüber, bie jeit ber Sfiavenemancipation noch 
bedeutend vermehrt worden ift. Mit der Ver 
teilung von Grund und Boden fteht die Art ımd 
Weiſe der Landwirtihaft im Zuſammenhange 
Abgefehen von den Kolonien, wird von den großen 
Pflanzern meift Raubbau getrieben: ein Eleiner 
Zeil wird außgefogen, während der andere un 
bebaut Tiegen bleibt. Am weiteften verbreitet if 
unter ben angebauten Nahrungspflanzen bie Man» 
dioca, nächft Diefer ber Mais, der Reis, die fchiwar- 
zen Bohnen und verfchiedene Arten von Knollen 
gewächſen, während unjere Gerealien nur eine 
beſchränkte Verbreitung Haben. Bon Geipinft- 
pflanzen werden Flachs und befonders Baumwolle 
in den Provinzen Maranhäo, Pernambuco und 
Säo Paulo kultiviert. Für den Anbau des Zuder- 
rohres ift der Boden der meiften Staaten geeignet. 
Dem intenfiveren Anbau von Tabak hat der Krieg 
auf Cuba Vorſchub geleifte. Die erfte Stelle in 
der brafilianifchen Landwirtichaft behauptet der 
Kaffee, der vornehmlich in ben Provinzen Rio de 
Janeiro, Säo Paulo, Minas Geraes und Eipirito 
Santo angebaut wird (1896 7 Millionen Sädt). 
Der Kalaobaum kommt ausſchließlich in den nörd- 
lichen Provinzen vor und wird nicht nur kultiviert 
fondern wächſt auch wild in großen Mengen in 
den Wäldern des Amazonas. Hauptausfuhrhafen 
ift Bard. Weinbau wird von den Deutjchen und 
Italienern namentlih in den Provinzen Eäo 
Paulo, Parand und Rio Grande bo Sul betrie- 
ben. Bei dem ungeheuern Waldreichtum des 
Landes werben viele Walbprodufte exportiert: 
Fernambuc« und Gelbholz, verichiedene Bau⸗ und 
Möbelhölzer, fo befonders Palifanderholz, Kaut- 
ſchuk (1896 21000 Tonnen), Paranüffe, Ehina- 
tinde, Baraguaythee (Yerba-Mate, Südbrafilien). 

Die Viehzucht tritt als hervorragender Er» 
werbszweig in den füblichen Provinzen auf und 
ift am ergiebigften in Rio Grande do Sul, wo 
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jährlich 4—500 000 Stüd auf den großen Schläd« 
tereien (Charqueadas) bei der Stadt Pelotas ge= 
ſchlachtet werden. Das Fleiſch wird an der Sonne 
ed unb unter dem Namen Eharque nad) 

orbbrafilien ausgeführt, während Hörner, Haare, 

äute, Talg und Knochen nad) Europa gehen. 

ie Schlahtabfälle werden in Yabrifen, meift 
deutfcher Unternehmer, zu Seife, Lichtern, Leim 
und fünftlihem Guano verarbeitet und zum Teil 
nad) Europa ausgeführt. Die Gefamimenge von 
Hornvieh in Brafilien ſchätzt man gegenwärtig auf 
30 Millionen Stüd. Pferde, Maultiere und Efel 
werden im großen in den Provinzen Rio Grande 
do Sul, Barand und Säo Paulo gezüchtet. Die 
Schafzucht ift weniger bedeutend, wogegen Ziegen 
zumeiſt in den öfttichen Provinzen und Schweine 
überall, befonbers in den deutſchen Kolonien, ge= 
balten werden. 

Die Ausbeute an nußbaren Mineralien, an 
denen Brafilien Überfluß hat, ift zur Zeit wegen 
des befchränften Bergwerksbetriebs dürftig. Gold 
if überall, beſonders im Diluvium, verbreitet ; 
feine bauptfächlichften Fundorte Tiegen in den Pro⸗ 
vinzen Sao Paulo, Minas Geraes (Villa Rica), 
Goyaz, wo die Golbminen engliichen Befigern 
gehören, und Matto Grofjo (Gefamtprobuttion 
von 1691—1875: 2898, Millionen Marf). 
Der Bergbau auf Eifen (Säo Paulo und 
Minas Geraes) dedt den eigenen Bedarf bei 
weiten nicht; der auf Rupfer ‚ Blei x. ift 
unbedeutend. Dagegen werben Steinfohlen ge⸗ 
fördert, die man in Santa Gatharina und Rio 
Grande do Sul in mächtigen Lagern entdedt hat. 
Kochſalz wird an verfchiedenen Stellen der Küſte 
aus Meerwaſſer und in den norböftlichen Provinzen 
durch Auslaugung gewiſſer mit Salz imprägnierter 
Erdſchichten gewonnen, reicht aber für den Bedarf 
bei weitem nicht aus. Berühmt find die brafiliani« 
ſchen Edelfteine, beſonders die Diamanten, die in 
fieben Provinzen, hauptſächlich in Minas Geraes 
und Bahia, gewonnen werben. Jährliche Ausbeute 
zwiſchen 3 und 5 Millionen Düilters. 

Die gewerbliche Induſtrie befindet ſich im 
Stabium der Entwidlung. Der fabritmäßige Ber 
trieb ift nur in Rio de Janeiro von Bedeutung; 
bier beftehen die hervorragendſten Eifengiekereien, 
Shiffswerften, Mafchinen-, Wagen- und Thon« 
waren-Fabrifen. Letztere find aud in Bahia ver« 
treten, welches zugleich Hauptfiß der Glasinduftrie 
ift; Diamantfcleifereien finden fid in Diamantina 
und in ber Haupiftadt. Die Sägemühlen arbeiten 
für den Export; die Gerberei wird beſonders groß- 
artig in Rio Grande do Sul betrieben. In der 
Tegtilinduftrie ft nur die Verarbeitung von Baum · 
wolle beachtenswert. Von großer wirtichaftlicher 
Bedeutung ift bie Zudlerraffinerie, Die Damit häufig 
in Verbindung ftehende Branntweinbrennerei, die 
Mehibereitung und Tabaffabrifation (Bahia). 
Mit der ausgedehnten Viehzucht fteht in Ver- 
bindung bie fabritmäßige Verwertung der Schladhte 
abfälle zu Seife, Kerzen ıc. 


Der Handel Brafiliens gewinnt bei ber 
großen Anzahl guter Seehäfen immer mehr Aus- 
dehnung. gie Einfuhr betrug in Milrer3 im Jahre 
1897 : 671603280 ; die Ausfuhr 831 806 918. 
Die Einfuhr umfaßt die meiften Induftrieerzeuge 
niffe Europas und alle dem Luxus dienenden ſrem⸗ 
den Produkte. Beſonders beteiligt am auswärtigen 
ers find England, die Vereinigten Staaten, 

eutſchland, Frankreich und die La Plata-Stanten. 
Die braſilianiſche Handelsmarine beſtand 1897 
aus 578Schiffen mit 162262 t, davon 229 Dam ⸗ 
pfer mit 94 262 4. Die Schiffahrtsbewegung war 
1897 folgende: Eingelaufen in Rio 1274 Schiffe 
(2146634 t), Pernambuco 948 (1145 706 t), 
Rio Grande do Sul 474 (249145 t), Para» 
nagua 429 (227 708 t), Eeard 285 (258 368 t), 
Maranhäo 189 (260443 t), Parahyba 194 
(185 488 t). 

Die Flußdampfſchiffahrt auf dem Parand, dem 
San Francisco und dem Amazonas und feinen 
Nebenflüfen wird von zahlreichen durch die Re= 
gierung und die Provinzen unterftügten Gefell- 
ſchaften betrieben und durch Erforfhung und Er« 
ſchließung neuer Flußläufe immer umfangreicher. 
Während 1867 an Eijenbahnen nur 601 km in 
Betrieb waren, betrug 1897 ihre Länge 14038 km; 
im Bau befanden fi) 8084 km. Der größte 
Teil diefer Eifenbahnen wurde unter Zinsgarantie 
der Regierung von 7 Prozent auf 30, bei einigen 
fogar auf 90 Jahre, von europäifchen (befonders 
englifchen) Geſellſchaften erbaut. Die Entwidlung 
be8 Straßennees ift feit dem Aufſchwung des 
Eifenbahnbaues zurüdgeblieben. Die meiften und 
beiten finden ſich in den öftlichen Provinzen, find 
aber aud hier vernadhläffigt und zum Zeil zu 
Waldpfaden Herabgelommen, fo bob auch heute 
noch das Maultier das wichtigite Transportmittel 
im Innern des Landes ift. 

Die Zahl der Telegraphentationen betrug 
1894 289 ; die Länge der Linien 16330, die der 
Drähte 35 235 km. Depefchen wurden 1283695 
aufgegeben. Brafilien gehört zum Welt po fi= 
bereine und hielt 1893 2826 Bureaur; die Zahl 
der offiziellen Sendungen betrug 2218000, der 
Privatbriefe 38441000, der Druckſachen und 
Warenproben ca. 35 Millionen. 

Maße und Gewichte find metriih. Münze 
einheit ift der Real (Plural: Reis), eine in Wirk⸗ 
Hichfeit nicht vorhandene Münze von geringem 
Werte (faum */, Pfennig); deshalb rechnet man 
im Verkehr nah Milrers (1000 Rels, gefchrieben 
NE. 18000) und Contos di Rers (1000 Milrers 
oder Rs. 1:0008000). An Münzen werben 
geprägt: Zehn-Rers-Stüde (halber Bintem) und 
Zwanzig⸗ Reis · Stücke (Bintem) in Kupfer, 100 Rs. 
(Zeftäo) und 200 Rs. in Nidel, 500 R8., 1000 Rs. 
und 2 Milrers (Patacäo) in Silber. Bon Gold» 
müngen find im Umlauf Zehn- Milrcrs- Stüde. 
Bei dem Mangel an gemünztem Golde bildet 
Papiergeld das Hauptzahlungsmittel; in Zirku- 
lation find Staatsſchuldſcheine und Notas bo Banco 
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do Brazil von 1, 2, 5, 10, 20, 50, 100, 
200, 500 und 1000 Milrers. Der Wert von 
1 Milrer in Gold ift 2,25 Mf., und man berechnet 
das Zehn-Milreis-Stüd in Gold — 22,93 Mf.; 
1 &onto di Reis = 2292,76 Mi.; 1 Cruzado 
a 4 Teftäo & 5 Vintem = 75,15 Pfg. Das 
Bapiergelb ift fortwährenden Schwanfungen unter« 


worfen. 

An Gelbinftituten befikt Brafilien in 8 Staaten 
Banken, in Rio allein 13. Dazu drei englifche 
und eine deutſche Bank mit Zweiganftalten; ferner 
14 Berfiherungsbanten. 

Deuiſchlands Intereffen find in Brafilien ver» 
treten durch einen außerordentlichen Gefandten, 
durch Konfuln in Rio de Janeiro, Bahia, Blu- 
menau, Gears (Fortaleza), Curitiba, Defterro, 
Dona Francisca, Ytajahy, Mandos, Pard, Per- 
nambuco, Porto Alegre, Santos, ©. Luis be 
Maranhão, Säo Paulo; Vizefonfuln in Maceid, 
Paranagus; Agent in Juiz de Fora. Die 
Vertreter Brafiliens in Deutihland find: ein 
außerorbentlicher Gefandter und bevollmächtigter 
Minifter in Berlin, der zugleich au an den 
Höfen ber meiften deutichen Staaten und bei ben 
freien Stäbten accredidiert ift, Konfuln in Berlin, 
Bremen und Hamburg; Vicekonſuln in Brake, 
Dresden, Elberfeld, Frankfurt a. M., Karlsruhe, 
Kiel, Kurhaven, Lübect, Mainz, Münden, Stet- 
tin, Stuttgart. 

Binanzverhältniffe. Die Einnahmen beirugen 
in der Aufitellung für 1899: 851144000, bie 
Ausgaben 330 623000 Milreis; die Einnahmen 
aus den Eingangszöllen 231000000, Eifen« 
bahnen 35000000, often und Xelegraphen 
14000000 x.; die Ausgaben für das Yinanz« 
minifterium 160481206, Induſtrie, Ver- 
tehr ꝛc. 85500643, für das Kriegsminifterium 
44394952, für da8 der Marine 23120215, 
für das Innere und die Juftiz 15 750629 Milters. 
Die öffentliche Schuld zerfällt in eine äußere von 
(am 80. April 1898) 38006000 Pfd. Sterling 
und in eine innere von 637425000 Milrerz, 
welche größtenteils in Papier bezahlt wird. Da⸗ 
au ſchwebende Schuld 806936, Schatzſcheine 
21077500, Papiergeld 785901758 Mil- 
re. Die Schulden der Einzelitanten betrugen: 
101357729 Pfd. Sterling. 

Die bewaffnete Macht Brafiliens it durch 
Gefek vom 27. Februar 1875 reorganifiert und 
beruht auf ber allgemeinen Wehrpflicht in ber 
Nattonalgarbe, während das ftehende 
durch Werbung ergärfzt. Die Friedensſtärke be- 
trägt (1897) 2300 Offiziere und 28160 Mann, 
und zwar Infanterie: 40 Bataillone; Kavallerie: 
14 Negimenter, 1 Savalleriecorpg & 2 Com« 
pagnien; Artillerie: 6 Regimenter reitende Ar- 
tillerte, 6 Bataillone Fußartillerie; Genie: 2 Ba⸗ 
taillone Pioniere. Die aktive Flotte zählte 1899 
52 Fahrzeuge: 4 Turmſchiffe, 8 Kreuzer, 1 Ka⸗ 
nonenboot, 1 Küftenverteidigungsichiff, 85 größere 
und Heinere ZTorpedoboote, 3 Flußdampfer mit 
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854 Kanonen und 103960 Pferbefräften. Das 
Perſonal der Marine betrug total 8400 Dann, 
darunter 4000 Seefoldaten, 400 Marineinfanterie, 
3000 Mearinezöglinge, 1000 Heiger. 

Das Wappen ber Republif ift ein fürf- 
ſtrahliger goldener Stern mit blauer Scheibe, 
welche Sterne in ber Zahl der Staaten umgeber. 
Auf der Scheibe das füdliche Kreuz; Umkränzung 
mit einem Lorbeer- und Tabafzweige. 

gitteratur. Robert Southey, History of 
Brazil, 3 Bde, 1810—1819, und deffen Fort⸗ 
fegung: John Armitage, History of Brazil etc. 
(1808—1831) 1836; de Souza, Memorias 
historicas do Rio de Janeiro, 9 Bde, 1820 
bi8 1828; v. Schäffer, Brafilien als unabhängiges 
Reid, 1824; da Silva Lisboa, Historia dos 
principäes successos politicos do imperio do 
Brazil, 20 Bde. 1826—1830; Münch, Ge 
ſchichte von Brafilien, 1830, 2 Bde. Constancio, 
Historia do Brazil, 2 Bbe., 1839; v. Varn- 
hagen, Historia geral do Brazıl, 1855; 
Handelmann, Geſchichte von Vrafilien, 1860; 
Pereira da Silva, Historia da fundagäo do 
imperio brazileiro, 6 Bde. 1864 ff.; Roma» 
kowski u. Flechner, Brafilien unter Dom Bedro IL 
1878; Materias e Archögas para a historia 
e geographia do Brazil publicados por ordem 
do Ministerio da Fazenda, 5 Bbe., 1888. 

Außer den Reiſewerlen von Pohl, Spix und 
Martins, dem Prinzen Magimilian von Wied, 
de St. Hilaire, Agaſſiz u. a. vgl.: de Cazal, 
Corographia Brazilica, 2 Bbe., 2. Aufl. 1833; 
Adermann, Das Kaiſerreich Brafilien, 1834; 
de St. Adolphe, Diccionario geographico etc, 
do Brazil, 2®bde,, 1845, AvéLallemant, Reifen 
duch Südbrafilien, 2 Bde. 1859; Derfelbe, 
Reifen durch Norbbrafilien, 2Bbe., 1860; Pereira 
da Silva, Situation sociale, politique et éco- 
nomiquede l’empiredu Bresil, 1865; v. Tſchudi, 
Reiſen durch Südamerifa, 5 Bde. 1866 ff. 
E. v. Laemmert, Almanao administrativo, 
mercantil et industrial ete., 1869; Wappäuß, 
Das Kaiſerreich Brafilien (in Stein u. Hörfchel- 
manns Handbuch der Geographie und Statiflit I, 
Abt. 4), 7. Aufl. 1871; de Macedo, Geographie 
ſche Beſchreibung Brafiliens, 1873; Das Kaijer- 
reich Brafilien auf der Weltausftellung in Phila- 
delphia 1876 ; Oskar Cannſtatt, Brafilien, Sand 
und Leute, 1877; Gerber, Die Verlehrswege Bra- 
ſiliens, 1878; Fletcher & Kidder, Brazil and 

Brazilians, 9. Aufl. 1879; Sellin, Das 
Kaiſerreich Brafilien, geographifch ſtatiſtiſche 
Skizze, 1882; Derjelbe, Das Kaiſerreich Bra⸗ 
filien, 1885; €. v. Koferig, Bilder aus Brafilien, 
1885; Schüg-Holzhaufen, Der Amazonas, 1883; 
R. von den Steinen, Durch Eentral-Brafilien, 
1886; 9. Soyauz, Berichte über meine Reife in 
Süd-Ürafilien, 1887 ; De Sant'-Aha Nery, Le 
Bresil en 1889, 1889; Ehrenreich, Beiträge 
zur Völkerkunde Brafiliens, 1891; Fulano, Der 
Sturz des Kaijertärones in Brafilien, 1892; 
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Schanz, Das Heutige Brafilien, 1893; K. von den 
Steinen, Unter den Naturvölfern Gentral-Bra= 
filiens, 1898. 

Über die Auswanderungnad) Brafilienvgl. Gott« 
fried Kerft, Über brafiliantfche Zuftände, 1853; 
Schultz, Studien über agrariſche und phyfitalifche 
Verhältniffe in Südbrafilien im Hinblid auf die 
Koloniſation, 1865; A. Jahn, Wichtige Beiträge 
zur Einwanderung und Kolonifation in Brafilien, 
1874; F. Schmid, Handel und Wandel in Bra- 
Tilien (gegen die Auswanderung nach Südbrafilien) 
1881; 9. Lange, Südbrafilien, 2. Aufl. 1882; 
Zöller, Die Deutſchen im brafilianifchen Urwald, 
2 Bde, 1882; W. Breitenbach, Die deutſche Aus⸗ 
wanderung und die Frage der deutfchen Koloni« 
fation in Sübbrafilien, 1887; Derjelbe, Über das 
Deutſchtum in Südbrafilien, 1887; Die katholi⸗ 
ſchen Miffionen. [Ed. Franz, rev. Drefemann.] 

Brauuſchweig, Herzogtum und Bunbesftaat 
des Deutjchen Reiches, bildete urſprünglich einen 
Zeil des alten Herzogtums Sachſen, das nad) 
dem Ausfterben der Billunger 1106 an Lothar 
von Supplinburg kam. Lothar vermählte feine 
einzige Tochter Gertrud mit Heinrich dem Stolgen 
von Bayern aus dem Haufe WelfsEfte. Die 
mächtige Herrſchaft des zweiten Welfen, Heinrichs 
des Löwen, der feit 1142 Sachſen und jeit 1156 
Bayern bejaß, löſte ſich auf, als Kaifer Friedrich I. 
1180 die Reichsacht über ihn ausſprach. Mit 
Můhe nur rettete er durch feine Unterwerfung auf 
dem Fürftentage zu Erfurt 1181 die Allodien des 
welfiſchen Geſchlechtes: Braunfchweig, Lüneburg, 
Göttingen, Kalenberg und Grubenhagen mit 
Einbed. Sein Enfel Otto das Kind, der einzige 
Stammpalter bes Haufes, übertrug 1235 feine 
Herrſchaft Friedrich II. und dem Reiche zu eigen; 
der Kaiſer ſchuf num aus der ihm ſchon vorher 
verlauften Stabt Braunfchmweig und deren Zubehör 
und aus dem Bergſchloſſe Lüneburg mit feinen 
Landen und Burgen ein Herzogtum Braunfchtoeig« 
Lüneburg und übergab dieſes auf dem Reichstage 
zu Mainz (15. Aug. 1235) dem zum Reichsfürſten 
erhobenen Otto als auch auf Töchter erbliches 
Beſitztum. 

Seit 1279 beginnt die Zerſplitterung des 
welfiſchen Hauſes in zahlreiche Haupt» und Neben- 
linien. Ernft J., der Belenner, welcher feit 
1549 allein das Lüneburger Land beherrſchte, 
war ein eifriger Anhänger und Verfechter des 
Proteſtantismus, unterſchrieb die Augsburger 
Konfeſſion und gehörte dem ſchmalkaldiſchen Bunde 
an, farb aber noch vor Ausbruch des Krieges. 
Seine beiden Söhne, Heinrih und Wilhelm, 
teilten 1569 ihr Erbe umd gründeten bie Linien 
Braunſchweig⸗ Lüneburg · Dannenberg und Neu · 
lũneburg (Hannover). Letztere erlangte 1692 die 
deutſche Kurwürbe, fam 1714 auf den englijchen 
Thron und regierte von 1815—1866 Hannover 
als Königreich. Heinrichs jüngerer Sohn, Auguft, 
vereinigte mit dem Beſitz der Linie Dannenberg 
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Teile der Harburger Erbſchaft: er wurde Begrün« 
der des neuen Haufes Braunfhmweig-Wol- 
fenbüttel. Als diefes 1735 ausftarb, folgte 
Ferdinand Albrecht II. aus ber Linie Braunfchtweig- 
Bevern. Bon da ab erfcheint Braunfchweig in enger 
Verbindung mit Preußen. Ferdinand Albrechts 
vierter Sohn, Herzog Ferdinand, ift ber gefeierte 
Feldherr des fiebenjährigen Krieges, der Sieger 
von Krefeld und Minden. Sein Bruder, Herzog 
Karl I., verlegte 1753 die Refidenz von Wolfen« 
büttel nad Vraunſchweig. Er führte Preußens 
a gegen das republifanifche und Taiferliche 

anfrei und flarb am 10. November 1806 zu 
DOttenfen. „Das Haus Braunſchweig“, befretierte 
Napoleon, „hat aufgehört zu regieren”, das Land 
wurde nach dem Tiljiter Frieden mit dem König- 
reiche Weitfalen vereinigt. Friedrich Wil- 
beim, der jüngfte Sohn des Herzogs Karl 
Wilhelm Ferdinand, der 1805 von feinem Oheim 
Friedrich Auguft das Fürftentum Ols in Schle- 
fien geerbt hatte, führte 1809 feine fogen. ſchwarze 
Schar aus Böhmen über Braunſchweig bis an 
die Wefermündung und enttam nad) England; am 
16. Juni 1815 fiel er bei Ouatrebras, nachdem er 
Ende 1818 fein Herzogtum wieder erhalten hatte. 
Über feine unmündigen Kinder führte der Prinz« 
regent (nachmalige König Georg IV.) von Eng- 
land die Vormundſchaft, und der Graf Münfter 
leitete 8 Jahre lang von London aus bie Ver» 
waltung bes Landes, bis 1820 bie „erneuerte 
Landiaftsordnung“ zu flande fam. Karl IL, 
welcher am 23. Oftober 1823 die Regierung an⸗ 
trat, überließ jeinem Bruder Wilhelm das Fürften« 
tum ÖI8; er machte ſich durch feine Willfücherr- 
ſchaft bald fo verhaft, daß er 1880 Braunſchweig 
verlafien mußte (geft. 18. Aug. 1873 in Genf). 

Sein Bruder Wilhelm übernahm mit Beis 
ſtimmung der Agnaten und bes Deutichen Bundes 
vom 20. April 1831 ab die Regierung bes Lan« 
des, welches am 12. Oftober 1832 durch eine 
Vereinbarung zwifchen einer ſtãndiſchen Kommif- 
fion und der Regierung die Repräfentativverfaffung 
erhielt. Die Bewegung des Jahres 1848 nahm 
in Braunſchweig, welches jeit dem 1. Januar 1844 
dem beutjchen Zollvereine angehörte, einen ruhigen 
Verlauf: Öffentligleit und Mündfichfeit der 
Rechtspflege, Geſchworenengerichte, Preßfreiheit, 
freiere Geſtaltung des Gemeindeweſens und Ab» 
änderungen der Verfaſſung von 1832 wurden 
gewährt ; 1850 folgte eine neue Gerichtsverfaffung, 
eine revidierte Städte- und bie erfte freie Land» 
gemeinbeordnung, 1851 ein neue en und 
1864 Gewerbefreiheit. Im Jahre 1866 juchte 
die Regierung eine neutrale Haltung anzunehmen, 
aber das Auftreten des preußiſchen Gefandten 
nötigte fie, am 6. Jult ein Bündnis mit ber fieg« 
reihen Macht eirzugehen. Am 18. Auguft 1866 
erflärte Braunſchweig feinen Beitritt zum Nord» 
deutjchen Bunde, nahm 1870 und 1871 ruhms» 
reihen Anteil am Kriege gegen Frankreich und 
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in Ausfiht genommene Militärfonvention mit 
Preußen abzufchließen. 

Da Herzog Wilhelm ber Lepte feines Haufes 
war, beichäftigte feit ben Ereignifien des Jahres 
1866 bie Frage der Erbfolge Iebhaft die Bevölfe- 
tung des Landes. Schon 1871 verhandelte ber 
Landtag über das fünftige Schidjal des Herzog- 
tums; in der Annahme einer möglichen Ver- 
einigung mit Preußen verlaufte Braunfchweig 
1873 jeine Staatseifenbahnen und verwenbete 
den Erlös (30 Mil. Mark) teils zur Bezahlung 
der Staatsſchulden, teil zur Dotierung der Kreiſe 
und Gemeinden. Durch Vertrag vom 9. Juli 1874 
wurbe das ſowohl Preußen wie Braunſchweig 
äuftehende Gebiet des Kommunion-Unterharzes 
geteilt; ber Betrieb der Hüttenwerle blieb jedoch 

emeinfam. Nah dem 1878 erfolgten Tode 
önig Georgs V. beſchäftigte ſich der Landtag 
von neuem mit ber Erbfolgefrage, und am 16. Fe⸗ 
bruar 1879 fam das fogen. Regeniſchaftsgeſetz zu 
ftande. In der Nacht vom 17. auf den 18. Of- 
tober 1884 ftarb os Wilhelm auf Schloß 
Sibyllenort in Schlelien, und ein Regentſchaftsrai, 
beftehend aus den brei ftimmführenben Mitgliedern 
des Minifteriums, dem Landtagspräfidenten und 
dem Bräfidenten bes Oberlanbeögerichts, übernahm 
die Regierung. Der nächjftberedhtigte Erbe, der 
Herzog Ernſt Auguft von Cumberland, 
der Sohn des 1878 verftorbenen Königs Georg V. 
don Hannover, ergriff zwar fofort durch Patent 
vom 18. Oftober 1884 Befig vom Herzoghum 
und zeigte die ben deutſchen Fürften mit dem 
Bemerfen an, er wolle Die deuiſche Reichsverfaſſung 
anerfennen: doch der Regentſchaftsrat beachtete 
diefe Proflamation nicht. Auch ein Eirkular des 
Herzogs an bie deutichen Fürften und freien und 
Hanfaftäbte vom 4. November 1884 blieb ohne 
Erfolg. Man erfannte zwar durchweg an, daß 
ſtaatsrechtlich bie Succelion bes Herzogs wohl 
begründet fei; inbefien hielt man an der Bor« 
ftellung feft, daß fich der Herzog als Haupt der 
Welfenpartei noch mit Preußen im Kriege befinde 
und daher feine Nachfolge mit dem Frieden und 
der Sicherheit des Reiches nicht verträglich fei. 
Nach längeren Verhandlungen murbe am 30. Juni 
1885 durch bie Erflärung des Staatsminifters 
Grafen Görk-Wrisberg im braunſchweigiſchen 
Landtage die Anwartjchaft des Herzogs endgültig 
befeitigt und derſelbe auf Bayerns Antrag dur) 
Bunbesratsbeichluß vom 2. Juli 1885 von der 
Thronfolge in Braunſchweig ausgeſchloſſen. Auch 
die Kandidatur des Herzogs von Cambribge, der 
am 14. November 1884 und 23. März 1885 
feine Anfprüche auf die Regentſchaft geltend ge 
macht hatte, und zwar unter Beibehaltung feiner 
Eigenschaft als englifcher Staatsbürger und Ge- 
neral, war ebendeshalb von nen aus · 
ſichtslos. 

Nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
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der 3 auch jet noch weigerte, bie ſchon 1869 | 21. Oltober 1885 einſtimmig zum Regenten den 


Prinzen Albrecht von Preußen (geb. 8. Mai 
1837); diejer übernahm am 2. November die 
Regierung und ſchloß am 18. März 1886 mit 
Preußen eine Militärfonvention ab. Der Herzog 
von Gumberland erhielt laut teftamentarijcher Ber 
ftimmung des Herzogs Wilhelm die Schlöffer im 
Braunſchweig und Hieking bei Wien nebft dem 
gefamten Barvermögen; Sibyllenort und die 
Allodialbeſitzungen in Schlefien erbte der König 
von Sachen, während das Kronlehen Ols an 
Preußen zurüdfiel. 

Braunjchweig beftcht aus 3 getrennten Haupt ⸗ 
teilen: dem Fürftentum Wolfenbüttel, dem Harz» 
und Weferdiftrift und dem Yürftentum Blanfen- 
burg, nebft 5 Enklaven, und hat einen Flädyen- 
inhalt von 8672,2 qkm mit 434213 Einwoh- 
nern, 118 auf 1 qkm. Die Volkszahl, die 1816 
226000, 1855 270000, 1885 872452 Seelen 
betrug, ift von 1816—1855 jährlid um 0,50, 
von 1855—1895 um 1,53 Prozent geftiegen; 
von 1890—1895 wuchs fie um 80440 
(7,54 Prozent). Bon den Einwohnern waren 
1895 215772 männlich und 218441 weiblid; 
auf 1000 männliche 1012 weibliche. Ausländer 
zählte man 1895 2426; die überfeeilche Aus- 
wanderung betrug 1898 123 (0,27 auf 1000) 
Köpfe. — Dem Belennmiffe nach waren 1890 
383 652 (1880: 387 744) Evangeliiche, 16419 
(9624) Ratholifen, 846 (607) jonftige Ehriften, 
1635 (1388) Jsraeliten und 1221 anderer Bes 
tenntnifje; auf 1000 Einwohner 1895 958 (960) 
Evangelifhe, 41 (34) Katholilen, 4 Israeliten 
und 2 andere. — Nach der Berufszählung vom 
1895 gehörten an: 125 411 (1882: 120 062) der 
Landwiriſchaft, 197 695 (146 616) der Induftrie 
und dem Bauweſen, 52641 (838467) dem Kandel 
und Verkehr, 24897 (18071) dem öffentlichen 
Dienfte und freien Berufen; 4675 (4448) ver» 
richteten wechjelnde Lohnarbeit und häusliche 
Dienfte, 30412 (22102) waren ohne Beruf und 
Berufsangabe. — Die Bevöllkerung verteilt fi 
auf 444 Land» und 183 Stabtgemeinden; bon 
letzteren zählte 1895 Braunfchweig115138 (1899: 
126 000) und Wolfenbüttel 15 505 (16 000) Ein« 
wohner. — Bon ber Gejamtfläche entfallen auf 
Ader- und Gartenland 51,64, auf Wieſen 9,7, 
auf Weiden 3,12 und auf Wald 29,9 Prozent. 
Einen hervorragenden Pla in ber Landwirte 
ſchaft behauptet der Runfelrübenbau (1896/97 
102759 t Robzuder). Der Großgrundbefig ift 
gering; das Aderland befindet ſich zu ?/, in 
bäuerlichen Händen. Die Viehzucht ergab 1897 
folgenden Beitand:38170(1888: 26853) Pferde, 
120798 (90 787) Rinder, 149149 (243935) 
Schafe, 157 931 (100266) Schweine cc. — Der 
Bergbau (auf dem fogen. Kommunionharz ges 
meinfam mit Preußen) liefert Silber, Blei, 
Rupfer, Eiſen (1896: 25347 t Robeifen) und 
Braunfohlen (1896: 929488 t). Die Mittel- 
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und Holzminden. Den regen Verkehr fördern 
487 krg Eijenbahnen, 1 Handelslammer, die 
zur Notenausgabe berechtigte Braunſchweigiſche 
Bank, 1 Krebit- und 1 Hypothefenbanf, ſämtlich 
in der Lanbeshauptftadt, und 1 ritterficher Kredit⸗ 
verein in Wolfenbüttel, Die Staatsbahnen 
(402,4 km) gingen 1873 in Privatbefig über 
unb wurden 1884 von der preußifchen Regierung 
käuflich erworben ; die Zahlung des Kaufgeldes er⸗ 
folgt bi8 1934 in Annuitäten von 2625 000 Mark 
an bie braunfchweigiiche Regierung. — Für das 
Gebiet des Herzogtums wurden von 1877 bis 
1899 1125 Patente erteilt ; 1899 wurden 198 Ge= 
brauchsmuſter angemeldet und von 1894—1899 
262 Warenzeichen eingetragen. Krankenlaſſen be 
ftanden 1898 536 mit 133010 Mitgliedern, 
249,5 auf eine Kaffe. 

Die Staatsform bes Herzogtums ift bie kon⸗ 
ftitutionelle Monarchie nad) dem Landeögrund- 
gejege vom 12. Oktober 1832, welches Durch die 
Ks vom 19. März 1850, 28. November 1851, 
16, Februar 1879 und 26. März 1888 mwejent- 
lich abgeändert wurde. Der Thron ift erblich nad 
ber Zinealerbfolge und dem Rechte ber Erftgeburt 
im Mannesftamme; erliſcht diefer, fo geht die 
Regierung auf die weibliche Linie über. Der Her- 
30g wirb mit bem 18. Jahre volljährig, befennt 
fi) zur lutheriſchen Kirche und führt den Titel 
Herzog zu Braunſchweig · Lüneburg mit dem Prä⸗ 
difate Hoheit (Haußgejeh vom 24. Dftober 1831). 
Das einfache Wappen zeigt ein ſpringendes filbernes 
Pferd in rotem Felbe, das alte Zeichen Nieber- 
ſachſens. Landesfarben find blau, gelb. 

Die Landesverfammlung beiteht auß 48 indireft 
auf 4 Jahre gewählten Abgeorbneten, und zwar 
15 der Stäbte, 15 der Landgemeinden, 18 ber 
Berufeftände, nämlich 2 der evangelifchen Geift« 
lichleit, 4 ber Großgrundbefiger, 8 der Gewerbe 
treibenden, 4 ber wifjenichaftlichen Berufsftände, 
5 der Höchfibefteuerten. Zur Ausübung des Wahl- 
rechts find 25 Lebensjahre erforberfich ; wählbar ift 
jeder unbeſcholtene Landeseinwohner, der das 
80. Lebensjahr zurückgelegt und ſeit einem Jahr 
im Lande den Wohnfig hat (Wahlgeſetz vom 
23. November 1851, abgeändert 3. Auguft 1864 
und 9. April 1881). Die auswärtigen Abgeorb- 
neten erhalten 10 Mark Diäten und Reifeloften, 
die in Braunfchweig wohnenden 5 Mark. Die 
Landesverfammlung muß alle 2 Jahre zu einem 
ordentlichen Landtage von der Regierung berufen 
werden. Sie hat das Recht der Steuerbavilligung, 
der Mitauffiht über das vom Privatbejik bes 
Regenten gejchiedene Kammergut, der Zuftimmung 
zu den Geſetzen und des legislatoriſchen Vorſchlages 
da8 Beſchwerde⸗ und Petitionsrecht, das Recht 
der Bräfentation von zwei Räten des Oberlandes - 
gerichts und das der Minifteranflage wegen Ver⸗ 
faſſungsverletzung: bie Verhandlung und Ent« 
ſcheidung darüber ift einem beſondern Staais · 
gerichtshofe zugewieſen. Sie präfentiert je drei 
Kandidaten für die Stellen des Präſidenten und 
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Vizepräfidenten, von denen der Landesherr je 
einen beftätigt (Geichäftsordnung vom 19. April 
1852). — Im deutfchen Bunbesrate führt Braun« 
chweig zwei Stimmen, für den Reichstag wählt 
es drei Abgeordnete. 

Die oberfte Leitung der Staatsverwaltung liegt 
in den Händen bes StaatSminifteriums, welchem 
die geheime Kanzlei, der außerordentliche Ge⸗ 
fanbte in Berlin, das ftatiftiihe Bureau, das 
Landeshauptarchiv und mehrere allgemeine Landes- 
behörben unterftellt find: das Konfiftorium in 
Wolfenbüttel, das Oberjanitätstollegium , bie 
Oberſchul · und Lanbesöfonomielommijfion , die 
Baudireltion und die Kreisdireltionen. Für bie 
Finanzverwaltung forgen das Finanzkollegium, 
die Zoll- und Steuerdireltion und die herzogliche 
Rammer in drei Abteilungen für Domänen, 
Forften und Bergwerke. Neben dem Staatgmini« 
fterium befteht eine aus ben Miniftern, den Bor« 
ftänben ber höchiten Behörden und vom Herzog 
ernannten Mitgliedern zufammengefegte Mini« 
fterialfommiffion (Staatsrat) in fünf Abteilungen 
für: innere Landesverwaltung und Polizei, Fir 
nanzen und Hanbel, Juftiz, geiftliche und Schul- 
fachen und Militärweſen, welche Die Gefeentwürfe 
und andere wichtige Landesangelegenheiten zu 
begutachten hat. Über die zwiſchen dem Staats- 
minifterium umd dem Staatsrate entftandenen 
Kompetenztonflifte entſcheidet eine aus höheren 
Juſtiz · und Berwaltungsbeamten zufammengejehte 
Rommifjion. Zum Zmede der inneren Berwal« 
tung zerfällt da8 Herzogtum in 6 Kreife: Blanken⸗ 
burg, Braunfchweig, Gandersheim, Helmftebt, 

olzminden, Wolfenbüttel, in welchen bie Herzog» 
lichen Direktionen alle zum Wirkungskreiſe der 
Siaatsgewalt gehörenden Gefchäfte zu beiorgen 
haben, insbeſondere die Landespoligei und Die 
Auffiht über bie Gemeindeverwaltung, in be= 
ftimmten Fällen unter Mitwwirkung des Sreiß- 
ausſchuſſes, des ausführenden Organes des Kreis⸗ 
tages. Als ihre Hilfsbeamten fungieren bie Amt» 
vögte in den 23 Amtern. Ort&polizeibehörben 
find die Polizeidirektion zu Braunſchweig, welche 
nebft dem bortigen Magiftrate unmittelbar bem 
Minifterium unterftellt ift, da8 Polizeiamt in 
Wolfenbüttel, die Magiftrate in den Städten und 
die Gemeindevorfteher auf dem Lande. — Zur 
Pflege gemeinfamer öffentlicher Interefien ift das 
Land durch die Kreisordnung vom 5. Junt 1871 
in 8 Kreisfommunalverbände eingeteilt, und zwar 
umfaßt ber Kreis Braunfchweig 3 (Braunſchweig, 
Riddagshaufen-Vechelde und Thedinghaufen), die 
anderen 5 Kreiſe je einen biefer Kommunalver« 
bänbe, benen von feiten des Staates Dotationen 
im Gejamtbetrage von 15 Millionen Mark über- 
wiejen worden find. Die Geſchäfte der Selbfte 
verwaltung beforgt der Kreistag ober befjen aus- 
führendes Organ, ber Ktreisausſchuß. 

In ben Gemeinden, die ihre Angelegen« 
heiten jelbft verwalten, beftehen als Vertretungen 
und beiliegende Organe Stabtverorbneten« 
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ger = (Städteorbnung vom 18. Juni 
1892) und Gemeinderäte. Verwaltende Behörden 
find die Magijtrate und Gemeinbevorftände, voll» 
siehende Organe bie Bürgermeifter und Gemeinde 
vorfteher. — Die öffentliche Unterftügung von 
Hilfsbebürftigen wird nach dem Reichsgeſeß über 
den Unterftüßungsmwohnfig vom 6. Juni 1870 
durch Ort8- und Lanbarmenverbände ausgeübt. 

Dem Oberlandesgericht in Braunfchweig, wo 
auch die gerichtliche Disziplinarbehörde, der Ge- 
richishof zur Entiheidung von Kompetenzftreitige 
feiten und bie juriftifche Prüfungsfommiffion 
ihren Sit haben, ift ein Landgericht mit 24 Amts · 
gerichten unterftellt. 

Die Reformation fand ſchon 1521 in der 
Stadt Braunſchweig Aufnahme und wurde 1528 
von Bugenhagen burchgeführt. Herzog Heinrich, 
ber letzte fatholifche Fürſi des Haufes Braunfchweig« 
Wolfenbüttel, ftellte zwar von 1547—1568 den 
tatholifchen Gottesdienft wieber ber, aber fein 
Sohn und Nachfolger Julius war wieber ein ent« 
ſchiedener Proteftant, der unter anderem zur Aus- 
breitung der Reformation in feinem Lande bie 
Univerfität Helmftebt gründete. Die Klöfter, 17 
an der Zahl, verwandelte er in proteftantiiche 
Wohlthätigkeitsanftalten, bie heute noch beftehen. 
An die Rückehr des Herzogs Anton Ulrich in den 
Schoß der katholiſchen Kirche (1710) knüpft 
ih die Gründung zweier latholiſchen Gemeinden 
in Braunfhweig und Wolfenbüttel, denen nad 
feinem Willen von Anfang an Franzisfanerpatres 
vorftanden. Auch feine proteſtantiſchen Nachfolger 
duldeten fie weiter und erwieſen ihnen fogar 
mancherlei Wohlthaten; bie freie Ausübung der 
fatholiichen Religion im Lande felbft aber wurde 
möglichft beichränft. So durften bie latholiſchen 
Geſſtlichen nach bem herzoglichen Reglement von 
1718 außerhalb der Städte Braunſchweig und 
Wolfenbüttel ohne Erlaubnis der lutheriſchen 
Paſtoren keine Saframente ſpenden; alle Katho- 
Hifen mußten an bie lutheriſchen Orispfarrer Stol« 
gebüren zahlen zc. Die Geſetze vom 18. Mai 
1864 und 19. Mai 1867 haben zwar jene Be» 
ſchränkungen größtenteils befeitigt, jedoch find auch 
jeßt noch alle Katholifen mit Ausnahme derjenigen, 
welche in den Städten Braunfchweig, Wolfen- 
büttel und Helmftebt wohnen, bei den Iutherijchen 
Pfarrämtern eingepfartt. Diejer Pfarrzwang hat 
zur Folge, daß die Katholifen bei Geburten, 
Sterbefällen und Verheiratungen dem lutheriſchen 
Pfarramte Anzeige machen müfjen und die Taufe, 
Beerdigung und Trauung von einem „im hiefigen 
Lande zu firchlichen Handlungen berechtigten da⸗ 
tholiſchen Geiftlichen“ erft bann vornehmen Lafjen 
dürfen, wenn eine Beicheinigung des zuftänbigen 
lutheriſchen Pfarrers beigebracht ift ($$ 2, 6 und 
17). Die Katholiten des Herzogtums gehören zur 
Diöcefe Hildesheim und bilden das Dekanat 
Braunſchweig mit den Pfarreien Braunſchweig, 
Harzburg, Helmftebt, Holzminden und Wolfen 
büttel (vgl. Woter, Gejchichte der norddeutſchen 
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Frangzisfoner-Miffionen, 1881; Cismontanus, 
Zur Lage ber Satholiten im Herzogtum. Braun- 
fhweig, 1900). 

Für die evangelijch-Iutherifche Landes 
fire ift durch Geſetz vom 31. Mai 1871 bie 
Synobalverfafjung eingeführt. Die Landesiynode 
beiteht aus 12 geiltlichen und 16 weltlichen im den 
6 General- und Stabtinfpeftionen —— 2 
geiſtlichen und 2 weltlichen von der Kirchenregie 
rung ernannten Mitgliedern, von denen die Hälfte 
in vierjährigem Turnus ausſcheidet. Die Synode 
tritt orbentlicherweife alle vier Jahre zufammen; 
in der Zwifchengeit fungiert ein aus 5 Mitgliedern 
beftehender Ausfhuß. Beſondere Stirchenvertre- 
tungen find die Infpektionsiynoben, bie Kirchen- 
gemeinberäte und die Kirchengemeindeverſamm⸗ 
lungen. Die oberfte verwaltende Kirchenbehörde ift 
das Konfiftorium zu Wolfenbüttel (1 Präfident 
und 6 Mitglieder), welchem 6 Generalinſpeltionen 
zu Wolfenbüttel, Braunfchweig, Helmftedt, Gan- 
dersheim, Holzminden und Blanfenburg, mit je 
einem Generalfuperintendenten und 33 Spezial« 
infpeftionen unterftellt find. Ein evangeliid- 
Iutherifches Predigerfeminar befindet fi) in Wol- 
fenbüttel. — Die reformierte Kirche fteht im ihren 
Angelegenheiten unabhängig vom Staat unter 
ber Leitung eines Presbpteriums, das an den 
Synodalverfammlungen ber vereinigten reformier- 
ten Kirchen Niederſachſens teilnimmt. — Die 
Juden haben ein Landesrabbinat zu Braunſchweig 
und vier Synagogen ; fie find ben Ehriften poli⸗ 
tiſch und feit 1848 auch bürgerlich gleichgetellt. 

Das Schul · und Unterrichtswefen unter Leitung 
der durch Geſetz vom 25. April 1876 errichteten 
Oberſchulkommiſſion in Braunfchweig fleht auf 
einer hoben Stufe. Der Vollksſchulunterricht iſ 
obligaioriſch vom 6. biß 14. Jahre und wird in 
440 Schulen erteilt. Zur Heranbildung von Lehre 
kräften find 2 Lehrerfeminare mit Präparanden- 
anftalten und 2 mit höheren Töchterjchulen ver- 
bundene Lehrerinnenfeminare zu Braunfchweig 
und Wolfenbüttel vorhanden. Für den höheren 
Unterricht forgen 6 Gymnafien, 1 Realgyınna= 
fium, 1 Realprogymnafium, 1 Oberrealfchule, 1 
Realſchule, 3 private höhere Lehranftalten und 
5 Töchterjhulen. Berühmt ift die Carolo-Wil- 
helmina in Braunfchweig, bie 1745 als Böhere 
humaniſtiſch⸗ techniſche Lehranftalt gegründet und 
1861 in eine polyiechniſche Hochſchule umgewan⸗ 
beit wurde. Als Landesuniverfität gilt Göttingen, 
wohin 1809 die — — der ımter 
weſifäliſcher Herrfchaft aufgehobenen Univerjität 
Helmftebt übertragen worden find. Die Landes · 
bibliothek befindet ſich in Wolfenbüttel (300 000 
Bände und 10 000 Handſchriften), ein herzogliches 
Mufeum in Braunſchweig. An Fach⸗ und Spezial⸗ 
Tehranftalten find vorhanden: eine blühende Bau⸗ 
gewerfichule in Holzminden, die land» und forfl« 
wirtſchaftliche Mittelſchule Marienberg bei Helm- 
ſtedt, ein Taubſtummen· und ein Blindeninſtitut 
in Braunſchweig; an Wohlthätigkeitsanſtalten: 
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2 Wailenhäufer und 1 Krankenhaus in Braun- 
ſchweig eine Idiotenanſtalt in Neu-Erferode, eine 
Heil» und Pflegeanftalt für Irrfinnige in Königs⸗ 
Intter, das Wilhelmaftift für verwahrlofte Kinder 
in Bevern u. a. 

Der Staatshaushalt für 1899/1900 zeigt eine 
Einnahme von 14 165 000 und eine Ausgabe von 
14461000 Mark; der Etat der Kammerlaſſe 
beträgt 3328 913 Mark. Die Eivillifte(1 125 323 
Mark) erſcheint nicht auf dem Etat der Staats - 
kaſſe; fie befteht aus ben Einkünften von dem 
Kammergute und den Zinſen des Bevernſchen 
Kapitals von 100 000 Thalern Gold. Neben dem 
Staatshaushaltsetat befteht noch ein befonderer 
des vereinigten Kloſter· und Stubienfonds, deſſen 
Reinertrag (1899/1900 : 1420 500 Marl) aus» 
ſchließlich fͤr den Kultus und die Unterricht- 
anftalten verwendet wird. Die Überweifung aus 
den Reichgeinnahmen betrug 1900: 4277000 
(1895: 32687700, 1888: 2132000), der Ma⸗ 
trifularbeitrag 4 373 500 (3142 900, 1696 400) 
Mark. Die Paſſiva der Kammerlaſſe beliefen ſich 
Ende 1898 auf 707413, die der Staatstaffe auf 
28102862 Marl ; dazu no 31718240 Marf 
Brämienanleihe (20 Thaler-Lofe), welche in ben 
Jahren 1869— 1924 mit 63 000 000 Mark durch 
Annuitäten von je 1219740 Mark zurüdgezahlt 
werben. Die Aktiva betrugen 41387 542 Mark 
(bei dem Kammerkapitalfonds 2466 950, bei dem 
Kloſterlapitalfonds 20 904 742 und bei dem 
Staatshaushalt 18 015 850), fo daß ſich die wirk 
lie Schuld auf 19135 973 Mark belief, 

Braunſchweig war der einzige deutſche Klein⸗ 
ſtaat, der e8 ablehnte, nah Gründung des Nord» 
deutjchen Bundes mit Preußen eine Militäre 
fonvention zu fließen; erjt am 18. März 1886 
tam eine Vereinbarung zu ftande. Das herzog« 
liche Kontingent (das braunſchw. Inf.» Rot. Nr. 92, 
das braunſchw. Huj.-Rgt. Nr. 17, die 5. Batt. 
des Feld⸗Art.⸗Rgts. v. Scharnhorft [1. hann.] 
Nr. 10 und die Bezirks⸗Kommandos I und II in 
Braunfchweig) ift der 20. Divifion des X. Arınee= 
korps (Hannover) zugeteilt. 

Litteratur. Havdemann, Gefchichte ber Lande 
Braunfchweig und Lüneburg, 3 Bde, 1857; 
Schaumann, Handbuch ber Geichichte der Lande 
Hannover und Braunfchweig, 1864; Subenborf, 
Urfundenbuch zur Gefchichte der Herzöge von 
Braunſchweig und Lüneburg, 11 Bde. 1859 bis 
1883; v. Malortie, Beiträge zur Geſchichte des 
braunſchweigiſch· lüneburgiſchen Haufes und Hofes, 
6 Hefte, 1860—1872; Neue Yolge, 1879 ff.; 
v. Heinemann, Gefchichte von Braunſchweig und 
Hannover, 8 Bde., 1892. — Guthe, Die Lande 
Braunſchweig und Hannover, 2. Ausg, 1888; 
Knoll und Bode, Das Herzogtum Braunfchweig, 
Handbuch der gejamten Landeskunde, 2. Aufl., 
1891; Andree, Braunſchweiger Bolfstunde, 1896; 
Knoll, Topographie des Herzogtums Braun- 
fchweig, 1896. — Ribbentropp, Sammlung ber 
braunſchweigiſchen Landtagsabſchiede, 1797; 

Gtaatäleriton. I. 2. Aufl. 
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Bode, Beiträge zur Geſchichte der Feudalſtände im 
erzogtum Braunſchweig, 1842; Rhamm, Die 
erfafiungsgefeße des Herzogtums Braunſchweig, 

1900. — Koldewey, Die Jefuiten und das Herzog⸗ 
tum Braunfchweig, 1889; Beſte, Gefchichte der 
braunſchweigiſchen Landeskirche von ber Reformas 
tion bis auf unjere Tage, 1890; v. Schmidt- 
Phiſeldeck, Das evangeliiche Kirchenrecht des 
ge re 1894; Koldeweh, Ge- 
chichte des Schulweiens im Herzogtum Braun- 
ſchweig, 1891; Sride, Die das Volksſchulweſen 
des —E Braunſchweig betreffenden Geſetze 
und Verordnungen, 1892. TEL. Franz.) 

Bremen, freie und Hanſeſtadt, Bundesftant 
des Deutjchen Reiches, wurde 788 von Karl d. Gr. 
zum Sipe eines Biſchofs beftimmt. Aber erft durch 
Ansgar, den Apoftel des Nordens, welcher 849 
nad) der Zerftörung Hamburgs nad) Bremen über» 
fiebelte, erlangte der Ort eine höhere Bedeutung 
als Ausgangspuntt der nordiſchen Miſſionen. 
Anfänglich von Königsvögten verwaltet, fam die 
Stadt 967 unter die Herrſchaft des Erzbiſchofs 
von Hamburg» Bremen, und die Bürgerſchaft 
wählte zum erſtenmal ihren Magiftrat jelbft. Die 
Bogtei wurde 1088 den Grafen von Supplin« 
burg übertragen und blieb bis 1219 bei den 
Welfen. Die Immunitäten des Biſchofsſitzes 
famen auch ber Bürgerfchaft jehr zu ftatten. Im 
11. 12. und 13. Jahrhundert gewann die Stadt 
zahlreiche Freiheiten und Vorrechte: jo verlieh ihr 
gms V. 1111 Befreiung von auswärtigem 

erichte mit dem Rechte, ein Rolandsbild auf- 
zuſtellen; 1233 genehmigte König Heinrich die 

Aufhebung aller Zölle, die nicht das Recht des 

Alters für fich hatten zc. Der Handel mit den 

Küftenländern der Nord» und Ojtjee nahm bald 

einen mächtigen Aufihwung: Verträge wurden 

abgeſchloſſen, Privilegien, bejonders in Norwegen, 

Flandern und England erworben, Kolonien (1158 

Riga) und Faktoreien gegründet. Schon früh« 

zeitig ſchloß fi) Bremen der Hanfa an ımd ber 

feftigte 1284 jein Bündnis mit Lübeck und deſſen 

Genoffinnen. 

Mit dem fleigenden Wohlftande wuchs auch 
ber Unabhängigkeitsfinn der Bürger, und fie 
fuchten fi) allmählich der Obergemwalt der Erz⸗ 
bifchöfe zu entziehen, die feit 1228 endgültig ihren 
Sit von Hamburg nad) Bremen übertragen hatten. 
Im Jahre 1289 jchloffen fie mit dem Erzbiſchofe 
Gifelbert einen Vertrag, demzufolge dieſer nur 
das geiftliche Regiment führen, die weltliche Herr= 
haft aber dem Rate zuftchen follte. Zugleich 
begannen aber auch die inneren n Kämpfe zwiſchen 
Rat und Bürgerſchaft, welche die Stadt in ihrer 
Entwidlung ftörten und ihr eine mehrmalige Aus - 
ſchließung aus der Hanſa und des Reiches Acht 
und Aberadt zuzogen; erft 1433 fam zwiſchen 
ben beiden ftreitenden Parteien ein Vergleich, die 
„Eintracht“, auch „Tafel“ oder „Buch“ genannt, 
au ftande. Troß aller Selbftändigfeit der Bürger- 
ſchaft galt jedoch Die Stadt immer noch für biſchöf- 
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lich und erlangte erft 1640 durch Ferdinand III. 
bie Reichsunmittelbarkeit. 

Die Reformation fand ſchon 1522 durch die 
Prädikanten Heinrich von Zütphen, Jakob Brobft 
und Johann Thiedemann in Bremen Verbrei 
tung. Die damit im Zufammenhange flehenden 
Unruhen beendete 1534 ber „neue Vergleich“, der 
das Regiment dem Rate anheimgab, welcher nad 
freiem Ermefjen die Angeſehenſien und Wohl« 
habendſten aus der Bürgerfchaft zur Mitberatung 
einlud. Nach ſchweren Kämpfen (1561—1581) 
erhielt bie calviniftiche Lehre die Oberhand, und 
bis 1806 befand der Nat ausſchließlich aus 
Reformierten. Die Lutherifchen wurden in der 
Stadt kaum noch gebulbet und fahen fich auf ben 
Schuß ber Erzbiſchöfe angewiefen, deren Herrſchaft 
mit dem MWeitfäliichen Frieden aber auch zu Ende 
ging. Diefer beftätigte im Namen des Kaiſers die 
Freiheiten und Gerechtiame der Stadt in geifte 
lichen und weltlichen Dingen ſamt ihrer völligen 
Reichsunmittelbarkeit. Auch gegen Schweden, das 
1648 das Erxzftift Bremen erhalten hatte, mußte 
die Stadt in langen, ſchweren Kämpfen ihre 
Selbftänbigfeit behaupten; das Ende bes nor» 
diſchen Krieges befreite fie endlich 1721 von diefem 
Täftigen Nachbar. Schwedens Anfprüche vererbten 

ch auf Hannover; erft König Georg II. von 
gland, der Kurfürft von Hannover, ſprach 
Bremen 1741 das Recht zu, als freie Stadt auf- 
autreten. Ihr Gebiet wurde allerdings dabei noch 
weiter beihränft: außer dem Hafen von Vegejad 
blieben ihr nur wenige Dörfer. 

Der Reichsbeputationshauptfchluß befreite bie 
Stabt 1803 von dem Rechte der Oberherrlichkeit, 
welches ber Kurfürfl von Hannover immer noch 
über einige Gebiete innerhalb ihres Weichbildes 
(jo über den um 1050 erbauten Dom, das 
Gymnaſium und 200 Häufer) ausübte, und ftellte 
ihr Gebiet im Umfange von 1741 wieber ber. 
1806 mußte fie dem Rheinbunde beitreten; 1810 
machte Napoleon die Stabt zur Hauptitabt bes 
Departements der Welermündungen und gab ihr 
den Zitel Bonne ville de l’empire. Unter der 
“Kontinentalfperre und dem Ausſaugeſyſtem der 
franzöfifchen Gouverneure hatte Bremen aufs 
ſchwerſte zu leiden: am 6. November 1813 er⸗ 
folgte endlich die Wiederherjtellung der Berfaffung 
und 1815 die Aufnahme als freie und Hanfeftadt 
in den Deutſchen Bund, Es begann wieder eine 
Reihe von inneren Kämpfen, aber auch zugleich 
die Periode bes politifchen und merlantilen Aufe 
blühens der Stadt, das fie vorzugsweiſe bem 
Wirken ihres ſcharfblickenden Bürgermeifters Jo⸗ 
hann Schmidt zu banken hatte. 

Schon am 28. Februar 1816 bewilligte der 
Nat aus freien Stüden der Bürgerſchaft eine 
geregelte Teilnahme an der Wahl des Rates an 
Stelle der Kooptation. 1821 erfolgte endlich die 
Abldſung des Elsflether Weierzolles, deſſen Er- 
richtung Kaiſer Ferdinand III. den Grafen von 
Oldenburg zugeftanden hatte; 1827 erwarb die 
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Stadt ein Stüd Land nördlid) von der Mündımg 
der Geefle und Iegte den „Bremerhaven“ für 
große, tiefgehende Schiffe an. Das Jahr 1848 
führte eine einfchneidende Verfafjungsänderung 
herbei, die am 18. April 1849 publiziert wurde, 
Der Senat befeitigte jedoch unter dem Beifall 
und Schuß des Deutfchen Bundes bald wieder 
einen Teil der neuen Errungenfhaften, und am 
21. Februar 1854 erfolgte die Proffamation der 
revibierten Verfaſſung, die ſeitdem i 
manche Abänderung erfahren hat. 

Das Jahr 1866 fand Bremen auf Preußens 
Seite; 1870/71 nahmen feine Truppen ruhm⸗ 
vollen Anteil am Kriege gegen Frankreich, umb 
bie Stabt ſchloß fi) bereitwillig als freie und 
Hanfeftadt dem neuen Deutfhen Reihe an 
Nah Art. 34 der Reichsverfaſſung blieb Bremen 
nebft dem weitaus größten Zeile feines Gebietes 
als Freihafen außerhalb der gemeinfamen Zoll- 
grenze, biß es feinen Einſchluß in diefelbe ſelbſt 
beantragen würde. Nachden ſchon durch 
vom 5. November 1875 die Stabt Vegefad und 
einige andere Gebietßteile in den Zollverein aufs 
genommen worden waren, beantragte Bremen in 
der Bundesratäfigung vom 5. Auguft 1884 den 
Zollanſchluß. Der Deutſche Reichstag genehmigte 
am 3. März 1885 einen Gefegentwurf über einen 
Reichsbeitrag von zwölf Millionen Mark zu den 
Koften des Anſchluſſes, und es begann der Bau 
ber zur Durchführung des Planes erforderlichen 
Hafenanlagen. Der Zollanſchluß feibft erfolgte 
am 25. Oftober 1888 und umfaßt die Unterweſer 
und da8 Bremer Staatögebiet mit Ausnahme von 
zwei Heinen Freigebieten in Bremen und Bremer 
baven, 1,15 qkm mit 659 Einwohnern. 

Das Areal des Freiftaates befleht aus drei ger 
trennt Tiegenden Teilen: Bremen nebft Landgebiet 
u beiden Seiten der Wefer, Vegeſack 15 km und 
een 64 km unterhalb der Stadt, und 
beträgt 256,7 qkm (einſchließlich Weſerbett 
477,89 ha) mit (1898) 208888 Einwohnern, 
813 auf 1 qkm. Die Vollszahl, die 1816 
50000, 1855 89000, 1885 165628 Seelen 
betrug, ift von 1816—1855 jährlich um 1,98, 
bon 1855—1895 um 3,02 Proz. geftiegen ; von 
1890—1895 wuchs fie um 15 961 (8,8 Proz.).— 
Dem Belenntnifje nad) waren 1890: 169991 
Evangeliſche, 8272 Katholiten, 1106 fonftige 
Ehriften, 1031 Jeraeliten, 43 andere; auf 
1000 Einwohner 1895: 942 (1880: 953,6) 
Evangeliſche, 46 (37,4) Katholiken, 6 (5,1) I 
raeliten und 6 (3,9) andere. — Nach der Beruft 
zaͤhlung von 1895 wibmeten ſich: 11629 (1882: 
12.084) der Landwirtſchaft, 89 544 (75935) der 
Induftrie und dem Baumefen, 58267 (47114) 
dem Handel und Verkehr, 14974 (11478) dem 
Öffentlichen Dienfte und freien Berufen; 2486 
(2968) verrichteten wechſelnde Lohnarbeit und 
häusliche Dienfte, 14496 (10 637) waren ohne 
Beruf und Berufßangabe. Die Bevölferung ver» 
teilt fi auf 20 Land- und 8 Stadtgemeinden: 
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Bremen mit (1898) 152210, Bremerhaven mit 
18259 und Vegefad mit 4000 Einwohnern. — | 
Der fette Boden der Marjchen ift zur Viehzucht 
beſonders geeignet; 1897 zählte man 6482 Pferde, 
16119 Rinder, 14875 Schweine, 522 Schafe. 

Bremen ift die zweite Hafenftadt de Deutichen 
Neiches mit bedeutender Reederei und großartigem 
Handel, der hauptſächlich den Verkehr des Innern 
von Deutſchland mit den Vereinigten Staaten 
don Nordamerifa vermittelt. Es ift Hauptftapel- 
platz für den Handel mit amerilaniſchem Tabat, 
Neis, Yarbholz, Häuten ꝛc.; erfter deutſcher Markt 
für Rohbaummwolle und neben Anttverpen und 
Hamburg der bebeutendfte ge für Petro⸗ 
leum und Schafwolle in Europa. Der Wert der 
Einfuhr (ohne edle Metalle) belief fi 1898 auf 
931,8, der Ausfuhr auf 887,3 Mill. Mark, wo— 
von auf den Handel mit en 276,2 
(543,5), mit Europa (außer Deutſchland) 119,4 
(179,2) und mit den Vereinigten Staaten 329,7 
(87,3) Mil. Mark entfallen. Der Export wird 
meiſt duch Kommiſſionsgeſchäfte betrieben; „ober« 
ländifche* Häufer find Geſchäfte, die den Handel 
ins Inland vermitteln. — Die Handelsflotte zählte 
am 1. Januar 1899: 498 Schiffe von 698.067 t 
und 12884 Mann Beſatzung; darunter 256 
Dampfer von 478299 t und 9834 Mann Be- 
ſatzung. 1897 Tiefen 3991 Schiffe von 1 767 920 t 
ein und 4214 von 1755715 t auß. Auf der 
Oberweſer famen an 1614 Schiffe von 862 900 t; 
es gingen ab 1567 von 352 500 t. — Bremen 
unterhält außer ben europäifchen Fahrten regelr 
mäßige Dampferverbindung mit New Nork, Bal« 
timore, New Orleans, Sübamerifa, Oftafrifa und 
feit dem 1. Juli 1886 die Reich8poftdampferver= 
bindung nad) Oftafien und Auftralien. — Hervor« 
ragende Bedeutung hat Bremen als Auswanderer⸗ 
hafen; von 1871—1898 find über Bremen 
1169582 deutfhe und 983122 fremde Auß- 
anderer befördert worden. 1897 betrug die Zahl 
der direft beförberten Perjonen 46 798, darunter 
9559 Deutfche, meift nah Nordamerifa. — Die 
Handels und Schiffahrtöinterefjen fördern eine 
Handelsfammer, die Bremer Bank (feit 1856), 
die Bremer Gewerbebanf, die Bremer Hypothelen⸗ 
banf u. a., 6 Schiffahrtägefellichaften, unter denen 
der Norbbeutfche Lloyd (jeit 1857) bie erfte Stelle 
einnimmt, Verſicherungsgeſellſchaften gegen See= 
gefahr, die Geſellſchaft für Rettung Schiffbrüchi ⸗ 
ger zc. Die Eifenbahnen (49,1 km) find durd) 
Raufam 1. April 1888 in den Befiß des preußifchen 
Staates übergegangen. Die Inbuftrie hält mit dem 
Handel keinen Vergleich aus; von Bebeutung find 
der Schiffsbau (Aftiengefelihaft „Wefer” für den 
Bau eiferner en. bie Eiſeninduſtrie, Die Petro⸗ 
Ieumraffinerie und die Cigarrenfabrifation. Das 
Kleingewerbe, unterftügt durch eine Gewerbelammer 
und bie techniſche Anflalt für Gewerbetreibende 
(feit 1870), nimmt einen regen Aufſchwung. 

Die Regierungsform Bremen ift repräfentativ» 
demokratiſch und beruht auf der Verfaſſung vom 





Bremen. 
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21. Februar 1854, die durch bie er vom 
17.November1875 abgeändert und vom 1. Januar 
1894 endgültig geregelt wurde. Danach hat der 
Senat als „Regierung des Bremifchen Staates“ 
die vollziehende und im Verein mit der „Bürger- 
ſchaft“ bie gefeßgebende Gewalt. Der Senat be= 
fteht aus 16 von der Bürgerfhaft indireft auf 
Lebenszeit gewählten Mitgliedern, von denen 
wenigftens 10 Rechtögelehrte und 8 Kaufleute fein 
müffen. Die Bürgerfchaft wählt den Senator aus 
3 Kandidaten, über welche fich je 5 Deputierte des 
Senate8 und ber Bürgerjchaft vorher geeinigt 
haben und die aladann vom Senate zur Wahl 
präfentiert werden. Wählbar ift jeder 30 Jahre 
alte Bürger, der ih im Vollgenuß ber ſtaais- 
bürgerlichen Rechte befindet. An der Spitze des 
Senats fliehen 2 von ihm aus feiner Mitte auf 
4 Jahre erwählte Bürgermeifter, die nicht fofort 
wieder wählbar find; einer derfelben ift in jähr- 
lichem Wechjel Präſident des Senats und als 
folder Leiter der Regierungsgefchäfte. 

Die „Bürgerfhaft” beſſeht aus 150 Mitglie- 
dern, von denen 86 nach Berufsklaſſen, die übrigen 
nach drtlichen Bezirken auf 6 Jahre direkt gewählt 
werben; von ben legtgenannten ſcheidet alle 3 Jahre 
die Hälfte aus. Zum Wahlrecht ſowie zur Wähl« 
barkeit für bie Bürgerjchaft find 25 Lebensjahre 
erforderlich. Die Bürgerſchaft wählt aus ihrer 
Mitte den Präfidenten und einen Ausſchuß, das 
Bürgeramt, weiches aus dem Geſchäftsvorſtande 
und 18 Mitgliebern befteht. Diejes hat fortwäh- 
rend über Aufrechterhaltung der Verfafjung, der 
Geſetze und Staatseinrichtungen zu wachen und 
den verfafjungsmäßigen Verkehr zwijchen ber 
Bürgerfhaft und dem Senate zu vermitteln. — 
Im Bundesrate hat Bremen eine Stimme, in 
den Reichstag fendet e8 einen Abgeordneten. 

Der Senat hat als die „Regierung bes Bre⸗ 
mifchen Staates“ die Leitung und Oberaufficht 
in allen StantSangelegenheiten, bie Vertretung des 
Staated gegen dritte und nad) außen, bad Gna⸗ 
denrecht und bie Polizeigewalt, ſowie die voll- 
ziehende Gewalt überhaupt nad Maßgabe der 
Verfaffung. Ex übt diejelbe teils in feiner Gefamt« 
beit aus, teils burch feine für die einzelnen Ver⸗ 
waltungszweige beftehenben Kommilfionen, denen 
meift Deputierte der Bürgerfchaft beigegeben find; 
die Rechnungsführung ift immer in den Händen 
eines Bürgers. Sole Kommiffionen beftehen für 
die Reichs· und austwärtigen Angelegenheiten, 
forte Juſtiz, Militärweſen, Handels und Schiffe 
—— für lirchliche Angelegen« 
beiten und Unterrichtswefen, für Finanzen, für 
Polizei, für Medizinalweſen, für Häfen und 
Eifenbahnen, für Zollangelegenheiten, für Baur 
twefen, für Gewerbefahen und für Armenpflege. 
Eine Mitwirkung der Bürgerſchaft findet befon- 
ders bei der Finanzverwaltung ftatt, infofern es 
ſich um Einführung, Aufhebung und Veränderung 
bon direkten und indireften Steuern, um den Ab⸗ 
ſchluß von Anleihen und um bie Zeitftellung bes 
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Staatshaushaltsetats handelt. Zum Reſſort der 
Kommilfion für die auswärtigen Angelegenheiten 
gehört au das Gejandtichafts- und Konfulats= 
wejen: der außerordentliche und bevollmächtigte 
Gefandte (gemeinfamer Vertreter ber Hanfeftäbte) 
für Preußen in Berlin und ein Konful in Leipzig. 

Die niebere Abminiftration in der Stadt üben 
die Polizeibehörden;; die Polizei und Verwaltung 
des Bandgebietes (mit Ausnahme ber Schul- und 
Kirchenſachen) und die Aufficht in Deichſachen ift 
einem Senator als „Landhermn” übertragen. — Die 
Gemeinbeangelegenheiten werben in Bremen vom 
Senate (Magiftrat) und von der Bürgerſchaft 
(Stabtverorbnete), in den beiden Hafenftädten 
vom Stabtrat, an deſſen Spike ein Stabtdireftor 
fteht, und der Stadtverorbnetenverfammlung wahr« 
genommen. Das Landgebiet ift feit 1878 nad) 
preußiſchem Mufter als ſich ſelbſt verwaltender 
Kreis mit Bezirksverſammlungen eingerichtet. 

Bremen gehört in den Bezirk des hanſeatiſchen 
Oberlandesgeriht8 zu Hamburg, beißt jelbft 
1 Landgericht, 2 Kammern für Handelsſachen und 
je 1 Amtsgericht in Bremen und Bremerhaven. 
Die Richter werben durch ein Kollegium von 
4 Senatoren, 4 Mitgliedern der Bürgerfchaft 
und 3 Richtern gewählt. 

In religiöfer Beziehung herrſcht Rechtsgleichheit 
aller Konfeffionen. Obwohl die Qutheraner ſiets 
bei weiten die ftärkfte Anzahl bildeten, jo war 
doch bis in die neuere Zeit hinein die reformierte 
Kirche die herrſchende, und noch Heute ift die 
Stadt in fieben reformierte Pfarriprengel geteilt. 
Der Dom und die neue Friedenskirche find luthe · 
riſch, die St. Ansgargemeinde gilt als uniert; 
von ben andern fieben proteftantifchen Kirchen 


haben einige Iutheriiche, andere reformierte Pre⸗ 


diger. Das Landgebiet zerfällt in elf Kirchſpiele; 
Bremerhaven hat eine unierte, eine Tutherijche und 
eine Methodiftengemeinde, Vegeſack eine refor⸗ 
mierte Kirche. Die Kirchenverfaljung beruht auf 
einem mit der Presbyterialverfaſſung verbundenen 
Konfiftorialfgfteme. Der Senat ift Träger der 
Epijfopalgewalt und übt dieſe durch eine Kom⸗ 
miffion für firchliche Angelegenheiten aus. Die 
Prediger werben von den Gemeinden gewählt und 
vom Senate bejtätigt. — Der Katholicismus war 
im ehemaligen Erzitifte feit der Reformation all- 
mählich ganz ken: Die einzelnen Sprengel 
wurden unter verſchiedene Didzeſen verteilt; die 
Stadt Bremen feldft und ihr Gebiet verblieb dem 
Apoftolifchen Vilariate ber nordiſchen Miffionen 
und fteht unter der Jurisdiftion des Biſchofs von 
Osnabrüd. Die Katholifen beiten die Johannis» 
fire in Bremen und eine Kirche in Bremer 
haven. — Die Juden, welche erft feit 1848 in 
Bremen wohnen dürfen, bilden eine Gemeinde. 

Die gefamte Auffiht und Leitung des Bil- 
dungsweſens liegt der Kommilfion für Unter- 
rich t3angelegenheiten, bem Scholarchat, ob. Der 
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und Freiſchulen erteilt, deren Lehrer in dem 
Seminar in Bremen ihre Vorbildung finden. 
Für den höheren Unterricht jorgen in Bremen 
1 Gymnafium, 1 Realgymnafium, 1 Realpro» 
gumnafium, 3 Realſchulen und 3 höhere Töchter- 
ſchulen, von denen 2 mit Lehrerinnenjeminaren 
verbunden find; in Bremerhaven 1 Gymnafium, 
1 Realſchule und 2 Töchterſchulen und in Vege- 
fad 1 Realgymnafium und 1 Töchterjchule. Als 
Fachſchulen beftehen fogen. Seefahrtsſchulen und 
eine Steuermannsſchule. Don wiſſenſchaftlichen 
Inftitutionen find zu nennen: die 3 Sternwarten, 
die Stabtbibliothet und die Sammlungen für 
Naturgeſchichte und Ethnographie, von den zahl⸗ 
reichen Woplthätigkeitsanftalten:1 Taubftummen-, 
1 Armenanftalt, 1 Krankenhaus mit 1 Irren« 
anftalt und das Haus „Seefahrt“ für Seemanns- 
witwen, über befien Portal der befannte Spruch: 
Navigare necesse est, vivere non necesse 
est, fteht. 

Das Finanzweien wirb von einer Kommiffion 
beauffichtigt,, Die fih aus 3—4 Senatoren und 
12 Mitgliedern ber Bürgerſchaft zufammenfegt. 
Die Abrechnung für 1898/99 weift eine Einnahme 
von 23373106 gegenüber einer Ausgabe von 
32229 924 Mark auf. Die Überweifung aus den 
Einnahmen bes Reiches betrug für 1900: 1934600 
(1895: 1460700, 1888: 515400), der Matri- 
fularbeitrag 1978200 (1404500, 587 300) 
Mark. Die Staatsſchuld belief ſich am 1. April 
1899 auf 138597 200 oder, in eine 3 Prozent- 
Schuld umgerechnet, auf 155601133 Marf. 

Laut Militärtonvention vom 27. Juni 1867 
ift das Bremer Truppentontingent der preußifchen 
Armee einverleibt. Die Wehrpflichtigen werden 
in das 1. hanfeatifche Infanterieregiment Nr. 75 
eingereiht, welches zur 33. Brigade, 17. Divifion 
(Schwerin) und zum IX. Armeecorps (Altona) 
gehört. — Das Wappen der freien Stadt Bremen 
zeigt in rotem Felde einen filbernen, ſchrägrechts 
liegenden Schlüffel mit aufwärts gefehrter Schließ · 
platte. Die Landesfarben find rot und weiß; bie 
Flagge ift rot und weiß, fünfmal horizontal ger 
ftreift Hinter zwei Reihen gejchichteter Vieredte von 
denfelben Farben. Das Wahrzeichen der Stadt 
ift eine Henne mit den Küchlein unter den Flü⸗ 
geln, ein Basrelief im Ratsteller. 

Litteratur. Lappenberg, Geſchichtsquellen 
des Erzftiftes und der Stadt Bremen, 1841; 
Dune, Geſchichte der freien Stadt Bremen, 4 Bde, 
1851; Wiedemann, Geſchichte des Herzogtums 
Bremen, 2 Bde., 1866; Bremifches Jahrbuch 
16 Bde, 1892; v. Bippen, Geſchichte der Stadt 
Bremen, 1892 ; Ehmd und v. Bippen, Bremiſches 
Urkundenbuch, 5 Bde. 1893. — Weſing, Bre- 
mijche Heimatskunde, 1878; Buchenau, Die freie 
— — Bremen und ihr Gebiet, 2. Aufl. 1882; 

ie freie Hanjeftadt Bremen und Umgebung, 
9. Aufl. 1893. — Donandt, Geſchichte des 


Vollsſchulunterricht ift ſeit 1844 obligatorifch für | Bremer Stadtrechts, 2 Bde. 1830; Binding, 
Kinder von 6—14 Jahren und wird in 52 Volls- ı Verfafjungsurfunden für bie freien und Hanje 
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ftädte Lübeck Bremen und Hamburg, 1897. — 
— Die Didzeſe Bremen, 1858; Dehio, 
eſchichte des Erzbistums Hamburg-Bremen, 
2 Bde., 1877. — Lindemann, Der Nordbeutiche 
Aoyd, 1892. Jahrbuch fürdie amtliche Statiſtik des 
Bremer Staates; Staatshandbuch der freien Hanſe⸗ 
ftadt Bremen (erfceint jährlich). [Ed. Franz.) 
—— ee vie, don,(.n IR 
reve nvention,j. Patentgejeggebung. 

BStriefgeßeimnis bezeichnet die jedem Staats⸗ 
angehörigen durch die Verfaſſung gegebene Ga- 
tantie, feine Gedanfen in ſchriſilicher Form andern 
BVerfonen ungehemmt und unbeauffichtigt zu über 
mitteln. Das Eröffnen und Unterdrüden fremder 
Briefe ift allen, nicht bloß den Beamten der Poſt, 
fondern auch jedem dritten verboten. Das Brief» 
geheimnis beichräntt fich Daher an fich nicht auf das 
Verbot, der Poſt anvertraute Briefe und Pakete zu 
eröffnen, fondern umfaßt das allgemeine Verbot, 
verfhloffene Sendungen zu öffnen. Im engeren 
Sinne verfteht man aber unter Briefgeheimnig nur 
die Verpflichtung der Poft als Verfehrsanftalt, 
über die Poftjendungen und den Depefchenverfehr 
feine Mitteilungen zu machen. Richtiger Anficht 
nad ift Gegenftand des Briefgeheimnifjes nur 
derjenige Inhalt der Poſtſendungen, von welchem 
die Poſtbeamten ſelbſt nicht Kenntnis nehmen 
dürfen, fo daß die Adreffen der Poſtſendungen, 
die Poſtkarten und offenen Briefe ſowie die Tele⸗ 
gramme vom Briefgeheimnis ausgeichloffen find. 
BVoftfarten mit beleidigendem oder ſonſi ftrafbarem 
Inhalte find fogar durch die Poſtbeamten von der 
Beförderung zurüdzumeifen. Deshalb ift jedoch 
ein der Kenntnisnahme der Poſt · und Telegraphen« 
beamten zugänglicher Inhalt der Sendungen gegen 
unbefugte Mitteilungen an britte nicht ungefchüßt, 
erift durch das AmtSgeheimnis gebedt. Das Tele 
graphengeheimnis ift demgemäß nur Amtsgeheim- 
nis. Das Amtsgeheimnis verbietet aber die 
Mitteilung von auf den Briefe und Telegraphen« 
verkehr bezüglichen Thatjachen nicht nur an dritte, 
fondern auch an die Behörden, weshalb die Poſt- 
und Telegraphenbeamten von befien Beobachtung 
durch ihre vorgefeßte Behörde nicht entbunden 
werben fönnen. 

Früheren Jahrhunderten war bie verfafjungs- 
mäßige Garantie des Briefgeheimniffes unbefannt. 
Obwohl die amtliche Eröffnungder Briefe zurliber- 
wachung verbächtiger Perfonen und zur Erfor⸗ 
chung biplomatifcher Geheimnifje in den letzten 
Yahrhunderten Häufig vorkam, Tannten diefe nur 
einen ſtrafrechtlichen Schub des Briefgeheimnifjes 
gegenüber Privaten. Erft das laufende Jahrhundert 
ſicherte deſſen Unverletzlichkeit auch gegenüber den 
Behörden des Staates. 

Der Staat hat die Aufgabe, das Weſen bes 
Menschen als ſolchen zur Verwirklichung zu bringen. 
Diefe Verwirklichung ift nad) der Natur des Men⸗ 
ſchen nur in der menſchlichen Gemeinschaft möglich, 
weil nur in ihr ber Menſch als ein geiftiges, mit 
Vernunft und freiem Willen begabtes Weſen feine 


Breve — Briefgeheimnie. 
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Individualität zu entwideln und zur Geltung zu 
bringen vermag. Mit feinem ganzen geiftigen Ge» 
halte andern Dienfchen gegenüberzutreten, zur Er⸗ 
gänzung des eigenen Weſens deren Eigentümliche 
eiten in fi aufzunehmen, ift eine fittliche Pflicht 
jedes einzelnen. Aus dieſer in dem Weſen bes 
Menſchen begründeten Entwidlungspflicht folgt 
dag Recht auf gegenjeitige Mitteilung ber eigenen 
Gedanken und Überzeugungen. Dieſem Rechte 
entipricht der Anſpruch auf ungehemmten und 
ſtaatlich unbeauffichtigten Gebantenaustaufc, weil 
nur bei freier Bewegung des Geiftes auf den Ge» 
bieten der focialen und ftaatlihen Gemeinſchaft 
die intellektuelle, fittliche und religiöfe Bildung und 
DVervolllommnung des Menſchen voll gefördert 
werben fann. 

Die Freiheit des Gebanfenaustaufches kann 
jedoch mißbraucht werden ; wie gegen jeden Miß⸗ 
brauch menſchlicher Freiheiten, fann und darf 
der Staat fi) auch gegen den Mißbrauch) der 
fehriftlichen ober mündlichen Mitteilung der Ge⸗ 
danken ſchützen, indem er feinen Organen unter 
beftimmten, gejeglich feftgeftellten VBorausfegungen 
die Verlegung des Briefgeheimnifjes geitattet. 
Über diefe gefeglihen Schranfen hinaus barf aber 
der Staat weder in der Verwaltung noch in der 
Nechtöpflege die ihm zuftehenden Auffichtsrechte 
dazu mißbrauchen, die Gedanfenmitteilungsfreiheit 
zu verlegen. Der Staat würde daher rechtswidrig 
handeln, wenn er in weiterem Umfange, als die 
Gefepegeftatten, münbliche Xußerungender Staats · 
angehörigen heimlich überwachen, ihnen den jchrift« 
lichen Gedanlenausiauſch unterjagen, ihre ſchrift⸗ 
lichen Mitteilungen fi) aneignen oder ohne ihre 
Zuftimmung eröffnen wollte. Das Briefgeheimnis 
und das Geheimnis der Telegramme muß um fo 
unverlegliher fein, je größer der Einfluß bes 
Staates auf das Poft« und Telegraphenweſen ift; 
bie Garantien des Geheimnifjes müſſen dort die 
figerften fein, wo, wie in Deutjchland, Poft und 
Zelegraph als Staatsverkehrsanſtalten eingerichtet 
find und verwaltet werden. — Die Freiheit des 
Briefe und Depefchenverkehrs ift nicht nur ein 
ftantsrechtlicher, ſondern auch ein völferrechtlicher 
Grundſatz. 

In Deutſchland iſt in den deutſchen Grund⸗ 
rechten des Jahres 1848 das Briefgeheimnis zuerſt 
ausdrücklich gewährleiſtet; bie älteren Verfaſſungen 
garantierten die Freiheit der Perſon, der Mei⸗ 
nungen, bes Denkens und Gewiſſens, was bie 
Unverletzlichkeit des Briefgeheimniſſes vorausſetzt. 
Die Verfaſſungen ſeit 1850 garantieren das Recht 
der freien Meinungsäußerung durd) Wort, Schrift, 
Drud, bildliche Darftellung, unbejchadet von Res 
preffivgefeßen gegen ben Mißbrauch Diefes Rechts. 
Die Geſehgebung des Deutſchen Reiches gewährt 
gegen die Verlehung des Briefe und Depeſchen⸗ 
geheimnifjes Garantien nach zwei Richtungen hin: 
gegenüber Behörden und gegenüber Privat» 
perjonen. In Übereinftimmung mit ben beutfchen 
Grundrechten des Jahres 1848 beftimmt das Geſetz 
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über das Poſiweſen des Deutſchen Reiches vom 
28. Oftober 1871 in $ 5: „Das Briefgeheimnis 
ift unverletzlich. Die bei frafgerichtlichen Unter« 
ſuchungen und in Konkurs⸗ und in civilprozeffun« 
liſchen Fällen notwendigen Ausnahmen find durch 
ein Reichsgeſetz ee Und die auf Grund 
des Art. 48 der Reichsverfaſſung erlaſſene Tele- 
graphenordnung für das Deutjche Reich vom 
13. Auguft 1880 verpflichtet in $ 2 „bie Tele 
graphenverwaltung, dafür zu forgen, daß die Mit- 
teilung von Telegrammen an Unbefugte verhin« 
dert, und daf das Telegraphengeheimnis auf das 
firengfte gewahrt werde”. Dementprechend be= 
Strafen die 88 353, 354 und 358 des Strafgefeh- 
buches für das Deutfche Reich Pofibeamte, welche 
bie ber Poſt anvertrauten Briefe oder Palete in 
andern als ben im Geſetze vorgefehenen Fällen 
eröffnen oder unterbrüden oder einem andern 
twifjentlich eine folche Handlung geftatten ober ihm 
babei wiſſentlich Hilfe leiſten, ſowie Telegraphen« 
beamte und andere mit der Beauffichtigung oder 
Bedienung einer zu öffentlichen Zwecken dienenden 
Telegraphenanftalt betraute Perjonen, welche die 
einer Telegraphenanftalt anvertrauten Depefchen 
verfälſchen oder eröffnen oder unterbrüden, ober 
von ihrem Inhalte dritte rechtswidrig benachrich · 
tigen, oder einem andern wifjentlich eine ſolche 
Handlung geftatten ober ihm wiljentlich babei 
Hilfe leiften, und zwar mit Gefängnis von 3 Mo⸗ 
naten bis zu 5 Jahren, moneben auf Verluft der 
Fäpigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter auf 
Zeit erlannt werben kann. Strafbar ift ſchon der 
Vorſatz; Kenntnisnahme vom Inhalte des unbe» 
fugt eröffneten Briefes ift nicht erfordert. Der 
ſtrafrechtliche Schuß des Telegraphengeheimnifjes 
reicht noch weiter wie der des Briefgeheimnifles. 

Eine Privatperfon, welche einen verſchloſſe⸗ 
nen Brief vorſätzlich und unbefugtermweife eröffnet, 
wird nad) $ 299 des Str.⸗G.⸗B. auf den Antrag 
des Ba mit Gelditrafe bis zu 300 Mark 
ober mit Gefängnis bis zu 3 Monaten beftraft. 
Befugt ift aber keineswegs nur eine Behörbe, ſon⸗ 
dern unter Umftänden aud) eine Privatperjon (3.8. 
kraft disciplinarer Berechtigung oder berechtigter 
Serbfthilfe). Strafbar ift die Eröffnung durch 
die Brivatperfon, Kenntnisnahme vom Inhalte ift 
nicht gefordert. Berechtigt zur Stellung des Strafe 
antrages find Abfender und Adreſſat. 

Die amtlihe Eröffnung eines unbeftellbaren 
Briefes zur Ermittlung des Abfenders, die even⸗ 
tuelle Vernichtung eines Briefes oder einer Depeiche 
wegen Nichtermittlung des Adreſſaten find als in 
den Zweden des Poſi⸗ und Telegraphenverlehrs 
gelegen gejeßlich geftattet. 

Zur Wahrung des Briefgeheimnifies im Sinne 
des Voftgefeges find alle Poft« und Telegraphen⸗ 
beamten verpflichtet ; bei der Poſt nicht angeftellte 
Perſonen fönnen nur das Briefgeheimnis im Sinne 
des Strafgefegbuches verlegen. Das poftalifche 
Amtsgeheimnis verbietet den Poſtbeamten aud) die 
Mitteilung darüber, daß überhaupt eine Korrefpon« 
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benz ftattgefunden habe; fie find auch nicht zu Mit» 
teilungen darüber befugt, welche Zeitung jemand 
bei der Poſt beftellt Hat. 

Völkerrechtlich haben ſich die civilifierten 
Staaten in der Petersburger Konvention vom 10. 
(22.) Juli 1875 fowie in dem Londoner Regle- 
ment vom 28. Juli 1879 verpflichtet, alle nötigen 
Vorkehrungen zu treffen, um das Geheimnis der 
Korreſpondenz zu fihern. Der Weltpoftvereing» 
vertrag (vom 4. Juli 1891, erneut am 15. Juni 
1897) fegt die Unverleglichfeit des Briefgeheim- 
niſſes als feitftehend voraus. Nach dem inter 
nationalen Telegraphenvertrag vom 10. (22.) Juli 
1875 find die DVertragsftaaten verpflichtet, alle 
Maßregeln zu ergreifen, welche notwendig find, 
um das Geheimnis der Telegramme zu ſichern. 
Jedoch Haben fich diefelben das Recht vorbehalten, 
Privattelegramme von ber Beförderung auszu⸗ 
ſchließen, welche für die Sicherheit de8 Staates 
gefährlich erſcheinen ober gegen bie Landesgefeke, 
die Öffentliche Ordnung, die gute Sitte verftoßen 
oder aus Rüdjichten des öffentlichen Wohles für 
unzuläjfig erachtet werben. 

Ausnahmsmweije ift die Verlegung des Brief» 
unb Zelegraphengeheimnifjes geftattet in dem 
Konkurd- und Strafverfahren durch den Richter, 
in dem Strafverfahren auch durch die Staats - 
anwaltſchaft, wenn Gefahr im Verzuge liegt. Zu 
Gunften der Bolizeibehörben befteht eine Beſchran⸗ 
tung des Briefgeheimnifjes nur bezüglich der Drud«- 
fehriften, welche auf Grund des Preßgeſehes befchlag- 
nahmt find. Sie find der Polizei auszuhändigen, 
wenn ohne Eröffnung des Verjchluffes die Drud- 
Schrift erfennbar ift. Durch die zuftändigen Bes 
börden barf ein Eingriff in das Briefgeheimnis 
oder in die pojtmäßige Beförderung einer Sendung 
oder in bie Beförderung einer Depeiche nur in den 
Bormen der Beſchlagnahme gejchehen. Eine Be 
Ichlagnahme liegt aber überall da vor, wo dur) 
Erfuchen des Gerichts oder ber Staatsanwaltidhaft 
bie reglementsmäßige Beförderung der Poftjen« 
dungen oder Depejchen verhindert wird. In dem 
Konfursverfahren find nad) $ 121 der Konkurs- 
ordnung die Poſt· und Telegraphenanftalten vers 
pflichtet, auf Anordnung des Konfursgerichts alle 
für den Gemeinſchuldner eingehenden Sendungen, 
Briefe und Depeſchen dem Konkursverwalter aus» 
zubändigen. Diefer ift zur Eröffnung derfelben 
berechtigt. Der Gemeinſchuldner kann die Einſicht, 
und wenn ihr Inhalt die Maſſe nicht betrifft, die 
Heraußgabe berjelben verlangen. Das Gericht fann 
die Anordnung auf Antrag des Gemeinſchuldners 
nad) Anhörung des Verwalters aufeben oder be= 
fchränfen. Nach 8 99 der Strafprogeßordnung ift 
die Beſchlagnahme der an den Beichuldigten gerich⸗ 
teten Briefe und Sendungen (Poftfarten, Patete 
u. |. w.) ſowie der an ihn gerichteten Telegramme 
ganz generell zuläffig, wenn fich dieſelben auf ber 
Poft oder auf ben Telegraphenanftalten befinden; 
an ben bezeichneten Orten ift auch die Beſchlag⸗ 
nahme folcher fpeciell bezeichneten Briefe, Sen ⸗ 
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dungen und Telegramme zuläffig, in betreff deren 
Thatfahen vorliegen, aus welchen zu ſchließen ift, 
daß fie von dem Beſchuldigten herrühren oder daß 

je für ihn beftimmt find, und daß ihr Inhalt für 

te Unterfuhung Bedeutung habe. Über das Vor« 
handenfein dieſer geſeßlichen Vorausſetzungen der 
Beſchlagnahme enticheidet die erſuchende Behörde 
ausſchließlich. Zu der Beſchlagnahme iſt nur der 
Richter, bei Gefahr im Verzug, und wenn die 
Unterfuhung nicht bloß eine Übertretung betrifft, 
aud die Staatsanwaliſchaft befugt. Die letztere 
muß jeboch den ihr außgelieferten Gegenftand ſo⸗ 
fort, und zwar Briefe und andere Poſtſendungen 
uneröffnet dem Richter vorlegen. Telegramme lann 
die Staatsanwaltſchaft immer, Briefe mit Zu- 
flimmung des Adrefjaten eröffnen. Die von der 
Staatsanwaltſchaft verfügte Beſchlagnahme tritt, 
auch wenn fie eine Auslieferung noch nicht zur 
Folge gehabt Hat, außer Kraft, wenn fie nicht 
binnen 3 Tagen von dem Richter beftätigt wird. 
Bon den getroffenen Maßregeln find die Beteiligten 

u benachrichtigen, jofern dies ohne Gefährdung 

es Unterfuchungsziedes geſchehen kann. Sen- 
dungen, deren Eröffnung nicht angeordnet worden, 
find den Beteiligten fofort außzuantworten. Das- 
felbe gilt, foweit nad) der Eröffnung die Zurüd« 
haltung nicht erforderlich ift. Derjenige Teil eines 
zurüdbehaltenen Briefes, deſſen Vorenthaltung 
nicht durch die Rüdficht auf die Unterſuchung ge 
boten erjcheint, ift dem Empfangsberechtigten ab» 
ſchriftlich mitzuteilen. Die Enticheidung über die 
Beſchlagnahme und Eröffnung eines Briefes trifft 
im Ermittlung3verfahren ber für dieſes zuftänbige 
Amtsrichter, im Vorunterfuchungsverfahren ber die 
Borunterfuchung führende Richter. Die Verlegung 
des Briefgeheimniſſes rechtfertigt fich insbeſondere 
bei politischen Verbrechen, bei Kaſſenveruntreu⸗ 
ungen, bei Falſchmünzerei, großen Diebftählen, 
Tötung aus Parteileidenſchaft und Bankrott. 
Briefe, Voftfendungen und Telegramme außerhalb 
der Poſt· oder Telegraphenanftalt unterliegen den 
allgemeinen Bejtimmungen über die Beichlag- 
nahme. Wenn die Vorausſetzungen der Beichlag- 
nahme vorliegen, jo haben die Poft- und Tele 
graphenbeamten über die amtlich in Erfahrung 
gebrachten, dem Amtsgeheimnis unterliegenden 
Thatjachen, 3. B. über den Eingang eines Briefes, 
den Inhalt einer Poftfarte, dem Richter und der 
Staatsanwaltſchaft Auskunft zu erteilen, wie dieſe 
auch befugt find, in die amtlichen Bücher ber Poft- 
und Telegraphenanftalten Einficht zunehmen. Das 
Briefgeheimnis ift auch in Kriegszeiten nur inſoweit 
verlekbar, als es durch Geſetz beitimmt wird. Eine 
Sufpenfion desfelben, wie fie Art. 33 der preußie 
ſchen Verfaſſungsurkunde vorjchreibt, ift im Reichs⸗ 

on nicht vorgefehen. Anzuerlennen ift für 

ie noch ausſtehende gejegliche Regelung, daß im 
Falle eines Krieges oder Aufruhres die Unter⸗ 
brechung ber Voftbeförberung im Interefje des 
Neiches gelegen fein kann. Und im Falle der Er« 
Märung des Kriegszuſtandes würde der Kaiſer nad) 
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dem preußifchen Geſetz vom 4. Juni 1851 anorbnen 
tönnen, daß die Poftbehörben dem auf Auskunft 
und Anshändigung von Poftjendungen gerichteten 
Erſuchen der Militärbefehlshaber zu entipredhen 
haben (vgl. Elfaß-lothring. Geſetz vom 30. Dez. 
1871,8 10). 

In Diterreich ift das Briefgeheimnis durch 
Art. 10 des Staatsgrundgefehes vom 21.De3.1867 
gewährleiftet. Die Beſchlagnahme von Briefen ift 
außer dem Falle einer gejelichen Verhaftung oder 
Hausſuchung nur in Sriegsfällen oder auf Grund 
eines richterlichen Befehls nach Maßgabe beftehen- 
der Geſetze zugelafjen. Die Beftimmungen der Strafr 
progekorbnung vom 28. Mai 18783, 8 145—149, 
ſowie der Konkursordnung bdeden ſich inhaltlich 
mit denjenigen ber entiprechenden deutſchen Geſetze. 
Die Eröffnung von Briefen und Poftfendungen 
kann ferner zur Abwehr anftedenber Krankheiten 
zum Zwede der Desinfeftion und aus ftaatsficher- 
heitspolizeilichen Gründen erfolgen, wenn auf 
Grund des Geſetzes vom 5. Mai 1869 der Aus- 
nahmezuftand verhängt ift. Durch Geſetz vom 
6. April 1870 it das Briefgeheimniß unter ben 
Schuß des Strafgejeges gejtellt. 

Vol. Marquardfens Handbuch des öffentlichen 
Rechts und Löwe, Deutihe Strafprozeßord⸗ 
nung. E [Spahn.] 

»riefporto, j. Poſt. 

»rottaxen, ſ. Taren. 

Bruderladen, Knappſchaftskaſſen, ſ. Arbeiter» 
verſicherung. 

Rrũderlichkeit, ſ. Principien von 1789. 

Bruderfhaften, ſ. Orden. 

Bücher, faufmänniice, |. Handelsrecht. 

Buddhismus, |. Religionsgeſellſchaften. 

Budget, j. Staatshaushalt. 

Zulfe, |. Kurie. 

Bund, Deutjcher (1815—1866), |. Deutfcher 


uud. 

Bund, Norbdeutfcher (24. Juni 1867 bis 
16. April 1871), |. Deutfches Reich. 
IRRE deutſche (1815), ſ. Deutjcher 

und, 

Rundesgericht, tribunal federal, |. Schweiz. 

Bundesmafrikel, deutiche, |. Deutjches Reich. 

Sunbespräfidium, ſ. Kaiſer. 

Wunbestaf, |. Deutſches Reich. 

Bundesflaaf, Staatenbund, |. Staaten« 
verbindungen. 

Wundesfag (1815-1866), |. Deutſcher Bund. 

Bündnis, |. Allianz. 

Zundſchuh, |. Bauernftand. 

Bureaukratie. Das ſchlecht gebildete Fremd⸗ 
wort, zu deutſch: Schreibſtubenherrſchaft, wird 
überwiegend in tadelndem Sinne gebraucht. Da⸗ 
neben redet man wohl auch von bureaukratiſchem 
Syftem im Unterfchiede vom Kollegialſyſtem zur 
Bezeichnung derjenigen Einrichtung in der Staais⸗ 
verwaltung, welche die Entſcheidung jedesmal in 
die Hände eines einzelnen legt, dem lediglich zur 
Unterftügung und Ausführung untergeordnete 
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Gehilfen beigegeben find. Bureaukratie aber in 
jenem erſten Sinne bedeutet nad Mohl „Über« 
treibung der Stantsidee, vollzogen durd) einen 
zahlreihen und zum Teil aus jehr mittelmäßigen 
Gliebern beftehenden Organismus von gewerbs« 
mäßigen Beamten“. — In einem früheren Artitel 
ift ausgeführt worden, wie die Entwidfung des 
ftaatlihen Lebens in der Neuzeit allüberall zur 
Ausbildung berufsmäßiger Beamten hingeführt 
bat. Der wachlende Umfang und die zunehmende 
Verwidiung der flaatlihen Aufgaben forderte 
eigene Organe zu ihrer Bewältigung, die Lehens- 
verfaſſung reichte dafür nicht mehr aus; zugleich 
aber entſprach dem Interefje des fürftlichen Äbſo⸗ 
lutismus weit mehr die einheitliche Adminiftration 
mittels einzufeßender und abjeßbarer Beamten, als 
die Überlafjung ftaatlicher Funktionen an mächtige 
Vaſallen oder Korporationen. Der gefteigerte 
Inhalt des ftaatlichen Lebens in Verbindung mit 
der wachſenden Bebeutung des römischen Rechts 
machte ſodann eine berufsmäßige Ausbildung dieſer 
Beamten nötig. Jahrhundertelang hatten Geift- 
Tichfeit und Adel der Krone ihre Räte und die 
Bollftreder ihres Willens geliefert, jet ſchob ſich 
langſam aber ftetig zwifchen die alten hiftorifchen 
Stände, fie ſämtlich umfpannend, ein neuer 
Stand, der der Beamten, hinein; der moderne 
Staat hatte ihn geihaffen, er fand in ihm feine 
eigentlichen Vertreter, welche, durch gleichartige 
Bildung und gemeinfame Interefien verbunden, 
endlich auch durch gefehliche Regelung ihrer Rechte 
und Ansprüche fi mehr und mehr gegen die 
übrigen Stände abſchloſſen (vgl. d. Artt. Amt, 
Beamter, Staatäbdiener). 

Nicht die unvermeidlihe Folge, wohl aber die 
bei der Mangelhaftigleit menſchlicher Dinge er- 
Härliche Kehrſeite dieſer Entwidlung bildet num 
jene Eigentümlichkeit ober jener Inbegriff von 
Erſcheinungen, welche man mit dem Namen 
Bureanfratie zu fligmatifieren pflegt. Gegenüber 
der Mannigfaltigkeit und Ungleichheit ber jocialen, 
zumal ber wirtichaftlichen Imtereffen find die 
Beamten Repräjentanten bes allgemeinen. bes 
umfaffenben flaatlihen Zwedls; aber während fie 
ſelbſt nur Mittel fein jollen für diefen Zwech, 
Organe be ſpecifiſch ſtaatlichen Lebens, während 
fle als bie Regierenden nur da find um der Re= 

terten willen, verkehrt fich gelegentlich Diefes Ver⸗ 
Pättmis in fein Gegenteil: die gegliederte Beamten« 
hierarchie fühlt fich ſelbſt als Staat, ihr Dafein 
erjcheint ihr als Selbſtzweck, ihre wenn auch 
noch fo mechaniſche Thätigfeit, der „Dienft“, gilt 
als das wirkliche Leben des politiichen Körpers. 
Und fehr natürlich wird nun diefer Dienft, zumal 
auf den unteren Stufen, ſich überwiegend zu einem 
völlig mechanifchen geftalten. Die wirflichen Ziele 
der StaatSverwaltung treten zurüd, bie Erledigung 
der Altennummer erjcheint als die Hauptſache, ein 
leerer Formalismus, eine überflüffige Vielſchrei- 
berei füllt die Zeit aus. Das Publikum, das in 
Verfolgung feiner Intereffen auf den Verkehr mit 
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den Behörden angewieſen ift, Nößt, Ratt Förderung 
zu finden, auf Weiterungen und Schwierigkeiten 
oder gar auf ein barjches, abweifendes Verhalten. 
Schlimmer noch ift e8, wenn das bureaukratiſch 
außgeartete Beamtentum ſich unfähig erweift, dem 
an dasfelbe herantretenden Aufgaben zu genügen, 
wenn die geforderte Leitung und Hilfe jofort ver» 
fagt, wo die Ausführung über die hergebrachte 
Schablone und die gewohnheitsmäßige Gejchäftt- 
praxis hinausgeht. 

Zu der Unfähigkeit gejellt ſich ſodann noch ein 
andere® Moment. Die Beamten vertreten bem 
modernen Staat in feiner abftraften Allgemein- 
beit und feiner allumfafienben, überall eindringen« 
den Gewalt; daher nicht felten eine Feindſchaft 
gegen alles, was ſich diefer abftraften All« 
gemeinheit nicht fügen will. Damit hängt der 
unhiſtoriſche Sinn zufammen, welcher der Bureau- 
fratie als folcher eignet und bem jede gewachſene 
Eigentümlichkeit, die fi nicht mühelos in bie 
hergebrachten Formen einordnen läßt, ein Greuel 
ift. Ganz befonder8 aber pflegt fid) der Haß der 
Bureaukratie gegen Korporationen zu richten, 
welche ihre lebendige Tätigkeit und ihr autonome 
Wirken gegen fremde Eingriffe und obrigkeitliche 
Bevormundung zu wahren wilien. Hier liegt einer 
der Faktoren, denen es zujufchreiben iſt, daß 
firchenpolitifche Streitigkeiten, wie es fcheint, nie= 
mals außfterben follen. Selbit in ber Periode, 
welche für die katholiſche Kirche in Preußen die 
frieblichite und ſowohl wegen der erfämpften ver- 
Tafjungsmäßigen Freiheit als insbeſondere wegen 
der mwohlmollenden Gefinnung Friedrich Wile 
helms IV. einer ungehemmten Entwidiung för« 
derlichite war, begegnen uns auf feiten berufener 
Vertreter unausgefebte Klagen, daß die preußiſche 
Bureaufratie dieſe Entwidlung mit mißgünftigem 
Auge betrachte und ihr, wo nur immer möglid, 
auf dem Wege der Verwaltung Schwierigfeiten 
und gerelr zu bereiten fuche (vgl. Baudri, 
Der Erzbiſchof von Köln, Johannes Kardinal 
v. Geiffel, und feine Zeit, 1881). 

Dies führt endlich auf ben Iehten und ſchwerſten 
Vorwurf, welcher der Bureaufratie gemacht worden 
ift, daß fie ſich nämlich als eine geſchloſſene ſel b⸗ 
ftändige Macht zwiſchen Fürft und Volk ftelle, 
bie beiten Abſichten des erfteren vereitelnd, jeder 
Reform erfolgreichen Widerftand entgegenjegend, 
ſelbſt einem Syſtemwechſel gegenüber fi in une 
geihmwächter Kraft behauptend. „Die Gefahren 
des Beamtenabſolutismus“, ſchrieb Freiherr A. 
v. Hazthaufen, „haben wir am Harften in Preußen 
und Deutihland vor Augen. In Preußen war 
er biß 1840 zu folcher Ubermacht geftiegen, daß 
troß der nirgends durch Geſetze eingeſchränkten 
Gewalt des Königs doc eigentli nur die 
Beamten herrſchten. Eine dem Beamtentume 
mißliebige KabinettSordre ward ſtets unterwegs 
auf der Leiter, wo fie herabfam, aufgefangen und 
verſchwand in den Aftenfascifeln, ohne lebendig 
zu wirfen.“ Und weiter: „Wir erhielten die fogen. 
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tonftitutionelle Monarchie mit ihren Repräfentativ« 
formen. Aber nun fahen wir Die Beamtenhierardjie 
ſich mit dem Konftitutionalismus auf das ſchönſte 
ausföhnen, ſich in deſſen Formen einſchmiegen, 
und das Beamtentum ift in diefem Augenblid 
(1851) herrſchender, mächtiger, willfürlicher, ab⸗ 
foluter als je!” Übereinftimmend hiermit klagt eine 
Stimme aus einem ganz andern Lager, troß bes 
im Jahre 1848 erfolgten Sieges des Tonftitutio- 
nellen Princips fei in Bayern die Bureaufratie 
die gleiche geblieben. 

Die angeführten Übelftände find von ungleichem 
Gewichte, und die darauf begründeten Klagen find 
zu verjchiebenen Zeiten in verfchiedenem Umfange 
und ungleihem Grade erhoben worden. Daß fie 
in Deutichland befonders lebhaft um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts laut wurden, ift leicht zu 
erflären; denn während erft kurz zuvor das moderne 
Beamtentum feine Tr Ausgeftaltung gefunden 
batte (j. ob. ©. 172 f.), wirkte bereit3 eine Reihe 
von Faktoren zujammen, um in weiten Kreiſen 
Unzufriedenheit mit den beftehenden Einrichtungen 
und das Verlangen nad) einer Umgeftaltung der 
politiihen Verhältniffe wachzurufen. Die Ereig- 
niffe des Jahres 1848 waren die unmittelbare 
Folge dieſer geiftigen Bewegung. Natürlich aber 
Tonnten bie neu errungenen fonftitutionellen Rechte 
und Freiheiten nicht mit einem Schlage die Dik- 
ftände fämtlich befeitigen, welche der politiichen Aufe 
regung der vorangegangenen Jahre zur Nahrung 
gedient hatten. Seitdem dürfte ziemlich allgemein 
eine ruhigere Betrachtung Plab gegriffen haben, 
welche bie berechtigten von den unberechtigten 
Klagen trennen und zwiſchen ſolchen Übelfländen 
unterjcheiden läßt, die vorausſichtlich niemals völlig 
überwunden werden, welche aber, zum Teil wenig« 
ftens, die Bebeutung nicht haben, die ihnen ge= 
legentlich politiſche Mikftimmung zu leihen ver 
fucht, und andern, von deren Ausrottung aller 
dings der gebeihliche Yortbeftand bes politifchen 
und focialen Lebens abhängen würde. 

Ein gewiffer Formalis mus ift in der flaate 
lichen Verwaltung unvermeidlich. Am deutlichiten 
iſt dies bei dem Finanzweſen, wo die Einhaltung 
beitimmter Geſchaͤftsformen die unerläßliche Vor« 
außfegung für Ordnung und Überficht im Stants- 
Haushalt ımd die Möglichkeit einer Kontrolle 
bildet. Es gilt aber auch von andern Gebieten. 
Damit ift dann aber fofort das weitere gegeben, 
daß bie aufgeftellten allgemeinen Normen nicht 
die Eigenart jebeß einzelnen alles deden. Wo 
3. B. die Verfiherung gegen Brandſchäden von 
Staat3 wegen organifiert ift, müſſen zur Bemeflung 
der Prämien beitimmte Kategorien unterjchieden 
und feftgehalten werden. Der Staat, der das 
Intereſſe der Geſamtheit vertritt, kann ſich auf 
eine Individualiſierung der Riſilen, wie ſie eine 
Privatgeſellſchaft auf die Gefahr ihrer Aktionäre 
und Genoſſenſchafter hin vornehmen mag, nicht 
einlafien. Es wird dann nicht außbleiben, daß 
das allgemeine Schema nicht paßt. In folden 
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und ähnlichen Fällen, zumal wenn die Hand» 
babung untergeordneten Organen überlaffen ift, 
wird leicht als peinliche Schranke oder fränkende 
Ungerechtigfeit empfunden, was in der That eine 
ſchwer oder gar nicht zu befeitigende Folge öffent- 
licher Adminiftration ift. Nicht immer und nie« 
mals ſogleich fann durch einen neuen Alt ber 
Gefepgebung oder durch eine authentiſche Inter⸗ 
pretation Abhilfe geichafft werden. Namentlich in 
Zeiten des Übergangs, wo neue Formen bes 
wirtſchaftlichen Lebens nach Berechtigung ringen, 
werden Stonflikte zwiſchen der vielgeftaltigen Wirt« 
lichkeit und dem „abftraften Formalismus der 
Bureaukratie“ nicht ausbleiben, gerade jo wie 
jeder neue Zolltarif im Anfange feiner Geltung 
unvermeidlich die bekannten Zollkurioſa erfcheinen 
läßt, wo Sardinen in Büchſen als feine Metall- 
waren verzollt werden u. |. w. 

Aber auch die Klagen find nicht immer berech⸗ 
tigt, welche im Intereſſe forporativer Selbftändig« 
keit gegen bureaufratifhe Bevormundung 
erhoben werben. Sie find e8 da, wo ein kräftig 
entwideltes, von wahrem Gemeingeifte getragenes 
genoffenfchaftliches Leben einer bis ins einzelne 
gehenden Beauffichtigung unterworfen oder gar 
direkten und von bem Belieben der Auffichte« 
behörde eingegebenen Maßregeln ausgefeht ift. 
Sie find e8 da nicht, wo der Rüdhalt an einer 
ftarfen und von ihrem Aufſichtsrechte Gebraud 
machenden Staatögewalt die numeriſch ober wirt« 
ſchaftlich ſchwächeren Genoſſenſchafter gegen Ver⸗ 
gewaltigung oder Ausbeutung von ſeiten der 
ſtaͤrkeren ſchützt. 

Anders liegt die Sache, wo es ſich um wirf« 
lich vorhandene und abftellbare Mißbräuche eines 
bureaufratifh entarteten Beamtentums handelt. 
Was zunähit ein ungebührliches Verhalten dem 
Publikum gegenüber betrifft, jo gilt die Regel, 
daß niemand mehr zugemutet zu werden pflegt, 
ala er fi) gefallen läßt. Man erinnere fi aljo 
ftetS, daß es im modernen Staate für feinen 
Bürger, wie hoch geftellt er aud) durch Geburt 
und Beſitz, Intelligenz und Bildung jein möge, 
eine Ausnahmeftellung dem Gefehe gegenüber 
giebt ; man Hüte fi), jemals eine ungerechtfertigte 
Anforderung zu ftellen, und ziehe jederzeit Die 
vielfach gebundene Lage des einzelnen Beamten 
billigerweife in Rechnung ; aber man laſſe ebenjo 
niemals eine Ungehörigfeit von der andern Seite 
hingehen, fondern greife, wo die fofortige perfön« 
liche Zurũckweiſung nicht angängig ift oder nicht 
audreiht, zu dem Mittel der Beſchwerde (ſ. d. 
Art.) bei der vorgejegten Stelle, nötigenfalls 
fogar zu dem ber öffentlichen Rüge durch bie 
Preſſe oder die parlamentarifhe Disluſſion. — 
Daneben aber kann bier jehr vieles durch ziwed« 
mäßige Organifation der Behörden und verflän« 
dige Dienftesporjchriften erreicht werden, 
welche den Beamten das Bewußtſein wach halten, 
daß das Intereſſe der Bevbllerung das Ziel ihrer 
Thätigfeit bildet. Manches, was zu den Deſi⸗ 
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berien einer früheren Epoche gehört hat, dürfte 
feitdem, in Deutichland wenigſtens, fo ziemlich 
überall eingeführt fein, fo die Einrichtung von 
Amtstagen, die Mitteilung ber Entſcheidungs⸗ 
gründe an die Betroffenen u. ſ. w. — Auf dem 
gleichen Wege ift ſodann bem überwuchern des 
mechaniſchen Dienftes, der Bieljchreiberei und der 
gefamten unnötigen Vielregiererei zu ſteuern. 
Auch in dieſer Beziehung ift gegen frühere Zeiten 
ficherlich vieles beffer geworden. Dennod) wird 
niemand behaupten wollen, daß heutzutage nie 
mehr ein wahrhaft ſtaatsmänniſcher Gedanke 
durch die Handhabung der Bureaux abgeftumpft 
oder verzerrt, daß nicht manche Dienftftunde mit 
nichtiger Tätigkeit ausgefüllt, daß alle geichäfte 
lichen Umwege befeitigt, daß nirgendwo mehr 
geichrieben ftatt gehandelt werde. Vorſchläge zur 
Abhilfe aber, jollen fie nicht bei leeren Allgemein« 
heiten ftehen bleiben, würden bie Erörterung eines 
beftimmten Abminiftrationggebietes zur Voraus⸗ 
fegung haben müffen. Die —55 — iſt, daß 
an den Centralſtellen ein wahrhaft ſtaatsmãänni⸗ 
fcher Geift herrſcht, der ſich nirgendwo durch bie 
geichäftige Scheinthätigfeituntergeorbneter Organe 
täufchen läßt, fonbern überall auf eine Thätig- 
keit dringt, Die dem wirflichen Interefje bes focialen 
Körpers entfpricht. — Von großer Bedeutung für 
die Vefeitigung des bureaufratifchen Geiftes ift 
fodann ohne Zweifel neben der jorgfältigen Aus« 
wahl die fachgemäße Ausbildung der Beamten. 
Häufig genug wird gerade die auf falicher Er- 
ziehung und Unkenntnis berubende Unfähigfeit, 
dem wirklichen Leben zu dienen, der Grund für 
jenen geiftlofen Schlendrian, jenes Aufgehen in 
bem leeren Üußerlichen fein, welche die haͤßlichſten 
Schattenfeiten des modernen Beamtenlebens bilden. 
Seitdem in Deutjchland die Regierungen mit dem 
Princip des Gehenlaſſens auf dem wirtfchaftlichen 
Gebiete gebrochen haben und die Erfüllung großer 
focialpolitifcher Aufgaben in wachſendem Umfange 
den Organen des Staates zugefallen ift, hat man 
wiederholt ernfte Klage darüber vernommen, daß 
die Beamten bierfür, wenn nicht überhaupt für 
den Verwaltungsdienft, mangelhaft und unzurei= 
chend ausgebildet feien. Die biermit berührte 
Trage geht jedoch weit über den Rahmen dieſes 
Artikels hinaus. 

Was endlich die politifche Gefahr angeht, 
welche ein feft gegliebertes, nad) außen abgeſchloſ⸗ 
jenes Beamtentum in fi) birgt und worüber in 
iener früheren Periode von feiten ber Anhänger 
bes Alten wie von ben Vertretern der liberalen 
Ideen gleihmäßig lebhafte Beſchwerden geäußert 
wurden, jo ift auch diefe in der legten Generation 
in Deutſchland weniger bemerflich geweſen; bie 
tiefgreifenden Umgeftaltungen aller Verhältniffe 
nad) innen und außen Tießen fie zurüdtreten. Mit 
dem Durchbruch ber liberalen Principien auf dem 
Wirtfchaftsgebiet, mit Gewerbefreiheit, Handels⸗ 
und Verfehröfreiheit famen nicht nur zahlreiche 
Punkte in Wegfall, an benen biöher der Übereifer 


Bureaufratie, 





1076 


oder die Beſchränktheit flaatlicher Organe ſich 
fühlbar gemacht Hatte, e8 wurde dadurch thatjächlich 
der Burenufratie ein Teil ihrer Machtiphäre ent⸗ 
zogen. Seitdem ift num freilich wieder eine IBen- 
dung in den Anſchauungen und zum Teil auch in 
der Gefeßgebung eingetreten. Man bat fi) über- 
zeugt, daB bie ſchrankenloſe freiheit aus ſich allein 
die Ordnung nicht zu erzeugen vermag, und be= 
ginnt die Befugniffe des Staates nad) der Seite 
der Aufficht wie der Erefutive wiederum zu ver⸗ 
ftärfen. Und während eine Zeitlang die Maxime 
berrichend war, daß das Wirtichaftsieben ſoviel 
als möglich der freien Initiative der einzelnen 
und ber privaten Erwerbsthätigkeit überlaſſen 
werben müffe, find wir nunmehr wiederum in eine 
Periode ber —— eingetreten, wie 
zumal die Geſchichte des Eiſenbahnweſens in 
Preußen ſeit dem Ende ber ſiebziger Jahre be⸗ 
weiſt. Ein letzter und nicht minder bebeutungs- 
voller Schritt, die Macht des Beamtentums neuer 
dings zu vermehren, iſt fodann durch das Auf⸗ 
greifen der großen focialpolitifchen Aufgaben von 
feiten ber Bejeßgebung des Reiches geichehen. Die 
Durchführung Fabrikgeſegebung und bie 
ftaatlihe Organifation der Arbeiterverficherung 
ſchließen unvermeidlich einen erhöhten Einfluß der 
Behörden auf das wirtichaftliche Leben ein. 
Verſchiedene Umftände begründen troßbem die 
Hoffnung, daß bie Bureaufratie in Deutihlaud 
zu einer An übermächtigen Stellung, wie fie die 
Publiziſten aus der Mitte des Jahrhunderts 
Schildern, nicht mehr gelangen werde. Zunädft 
ift die moberne Sefearbung auf dem Gebiete der 
StaatSverwaltung beftrebt geweſen, um jede 
Willkür der Aufſichts und Vollzugsorgane thum · 
lichſt zu befehränfen, möglichft wenig der Dißfre- 
tionären Befugnis zu überlaffen, fondern bie 
VBorausfegung, die Art und die Grenzen bes 
Eingreifens nad) objektiven Kriterien zu beftinmen. 
Hierzu kommt fobann die Einführung der Ver⸗ 
waltungsgerichte (f. d. Art.), wodurd) ein- 
zelnen wie Korporationen, bie ſich durch Übergriffe 
oder Mißgriffe einer Behörde beichwert fühlen, 
die Möglichkeit gegeben ift, ihr Recht zu erſtreiten 
Weiterhin aber Hat der Staat gleichzeitig mit der 
Erweiterung feiner Machtſphare nad) der oben 
bezeichneten Richtung Hin dieſelbe nach andern 
Seiten thatfächlich eingeſchränkt, indem er hier 
auf feine Alleinherrſchaft und ausſchließliche 
Serbfithätigfeit verzichtete. Eine Reihe flantlicher 
Funktionen, welche früher ausſchließlich durch 
Staatsbeamte verrichtet wurden, ſind nunmehr in 
den meiſten deutſchen Staaten Selbſtperwal⸗ 
tungs körpern übertragen worden. Neben bie 
berufsmäßigen Organe des Staates treten jo bie ge« 
wählten Organeder Provinzen, Kreife, Kommunal 
verbände u. |. w. Die ſcharfe Gegenüberfiellung 
zwiſchen regierenden Beamtenund dermisera plebs 
der Regierten ift Dadurch unmöglich geworben. 
Nach alledem hat der Kampf gegen die Bureau⸗ 
fratie in Deutfchland die altuelle Bedeutung nicht 
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mehr, die er vor 50 Jahren beſaß; allerdings mit 
einer Ausnahme. Auf einen dauernden Frieden 
awifchen dem jtaatlihen Beamtentum und ben 
Organen der Kirche befteht noch immer wenig 
goltung. Solange nad) diefer Seite hin die 

efahr bureaufratiichen libelwolleng und bureau⸗ 
kratiſcher Ubergriffe andauert, wird dann aber auch 
die Vertretung Firchlicher Intereſſen fortfahren, 
ein Faktor in der politifchen Parteibildung zu fein. 

Litteratur. Art. Bureaufratie im Staats- 
lexikon von Rotted und Welder III, in Blunt⸗ 
ſchlis Staatswörterbuch II, Wagner? Staats- u. 
Geſellſchaftslexikon IV, 654—664;, M. Block, 
Dictionnaire general de la politique I; R. 
dv. Mohl, Über Bureaufratie in der Zeitjehr. für 
die gel. Staatswiſſenſch. III (1846), 336 ff.; 
Derſ, Politit I (1862), 99—130. Vgl. auch 
Fr. Rohmer, Deutichlands alte und neue Bureau- 
kratie, 1848. [v. Hertling.) 

Seren, f. Vürgerftand, Niederlaſſung. 

Bürgerkrieg, |. Revolution. 

Bürgerlider Tod, |. Ehre, Strafe. 

Bürgerfides Recht, |. Civilrechi. 

Würgermeifter, |. Gemeinde. 

Bürgermiliz, N eerweſen. 

Würgerreff, ſ. Bürgerſtand, Staatsbürger. 

Bürgerfiand. I. Einleitung. Städteweſen 
in Italien, Frankreich, Deutihland. Entitehung 
der ſtädtiſchen Gemeinweien im Anſchluß an 
Handel und Verkehr. Die ſtändiſche Verteilung 
der Einwohner. Die Grundbefigverhältnifie. Die 
verfchmelzende Kraft geſchützter Arbeit (Exbleihe 
und Einungswefen). Politiihe Macht. Rat und 
Stadtfreiheit. II. Anfänge des Kapitals. Städte: 
macht und Rüdfchlag durch Übergang ber neueren 
Wirtfhaftsgrundfäße von der Stadt auf die Terri⸗ 
torien (Merkantilismus). III. Sinfen des Bürger- 
tums unter dem Abjolutismus, fteigende Macht 
des Kapitals. Der dritte Stand unterftüßt den 
Abſolutismus gegen die alte Wirtihaftsordnung. 
IV. Franzöfiſche Revolution. Neuer Begriff des 
Bürgertums: durch Befi und Bildung herrichende 
Geſellſchaftsklaſſe. Bourgeoifie und vom Befik 
fosgelöfte Arbeit. Literatur. 

I. Des Wortes Stand bebient ſich unfere 
Sprache im fubjeltiven und im objektiven Sinne. 
Sie bezeichnet damit einerſeits die Stellung, die 
eine Perfon in der menſchlichen Gefellichaft ein ⸗ 
nimmt, alfo bie Beziehung einer Perſon zu einer 
Geſamtheit (condicio) ; anberjeit3 den Inbegriff, 
die Gefamtheit von Perſonen, welche die gleiche 
Stellung einnehmen, die Erſcheinung der Geſamt⸗ 
beit im focialen Leben des Volles (ordo). Zum 
Rechtsbegriff wird der Stand, wenn aus jener 
Stellung des einzelnen in der Geſellſchaft nach 
irgend einer Richtung eine Rechtsvermehrung oder 
Rechtsſchmälerung für ihn fließt oder der Stand 
als Organ, als Inftitut Träger einer Rechtsidee 
wird und als folder Rechte erwirbt. Es wird 
nr des Art. Gefellihaft fein, zu zeigen, 
auf Grund welcher Verfchiedenheiten ſich zeitweilig 
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bie Gliederung des Volfes vollzog und wie ſich die 
Stände von ehemals nad) und nad) in die heute 
vorliegenden Bevöllerungsſchichten verwandelten. 
Dem vorliegenden Artifel iſt die begrenzte Auf⸗ 
gabe gefteckt, zu zeigen, wie fi) aus dem ftäbti= 
ſchen Bürgertum durch den dritien Stand des 
ancien rögime hindurch die in der Gegenwart 
herrſchende Geſellſchaftsllaſſe entwicelte. Die 
dabei nötigen wirtſchaftsgeſchichtlichen Ausfüh« 
tungen ermöglichen «8, ben hiſtoriſchen Teil des 
Art. Kapital kürzer zu faſſen. 

Erſt die neuere Zeit hat den Begriff des ftädtie 
ſchen Bürgertums zu dem bes Staatbürgertums 
erweitert; burgenses, burgaere hieß urſprünglich 
Burgbewohner, da8 Gefinde des Herrn einer 
Burg, im Gegenjag zu Landbewohner, fpäter 
überhaupt Bewohner einer Stätte (Stadt), da 
ſich jehr oft um Burgen Städte bildeten. Bur- 
genses hieß dann joviel als Einwohner einer 
Stadt (ohne Bezug auf Burg) im Gegenſatz zu 
Rittern und Edeln, Bauern und Landleuten. In 
den mit gewifjen Rechten außgeftatteten Stätten 
(Städten) wurde die Benennung „Bürger“ vor⸗ 
zugsweiſe benjenigen zu teil, welche die gefamten 
Stadtredhte ausübten. Mit ber Zunahme ber 
Geltung ber Arbeit blieb der Kreis der Berech⸗ 
tigten nicht auf die in den Beſitz des Stadte 
tegimentes gelommenen Yamilien (Gejchlechter) 
bejchränft. Der Begriff „Bürgerſchaft“ dehnte 
ſich auch auf die Glieder des zünftigen Handwerls 
aus und bezeichnete die Träger des gewerblichen 
und faufmännifchen Berufes, welch letztere übri« 
gens von je eine bevorzugte Stellung einnahmen, 
Bis zur Teilnahme der Zünfte am Stadtregi» 
mente aber (14. Jahrhundert) hat man beim 
Worte „Bürger“ an Mitglieder der aus ber ftäd- 
tiſchen Einwohnerſchaft hervorragenden Familien 
zu denken, und daraus erflären ſich die Kaiſer⸗ 
privilegien, welche die Bürger für lehnsfähig 
erklären, oder richtiger, ihre Lehnsfähigkeit an« 
erfennen. 

Verſchieden von der (übrigens noch fortdauern« 
den) Bedeutung des Wortes Bürgertum im Sinne 
einer beftimmter Arbeit zugewendeten Bevöl⸗ 
ferungsgruppe ift Die feit der Wiederaufnahme 
antifer Ideen entftandene moberne Bebeutung des 
Wortes Bürgertum im Sinne von Staat 
angehörigkeit und vieler Ableitungen hiervon 
(4. B. bürgerliches Recht, bürgerliches Geſetzbuch, 
bürgerlicher Tod :c.). Das römifche Volt fannte 
nit die Einteilung nach der Art der Arbeit. Die 
Arbeit ward in fteigendem Maße den Rechtloſen 
überwieſen. Für die Unterfchiede unter den voll= 
berechtigten Stantangehörigen waren andere Ge⸗ 
fihtepunfte als die Art der betriebenen Arbeit 
maßgebend. Entſprechend der zulegt weit über 
Roms Mauern ausgedehnten Borjtellung eines 
civisromanus, das man mit Bürger verbeutfchte, 
bildete fi dann aud in Deutſchland die Idee 
aus, die Unterthanen eines Staates als geſchloſſene 
Gemeinde zu betrachten und fo gleihfam bie 
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fäbtijchen Vorftellungen auf ben Staat zu über- 
tragen. Seitdem nannte man Bürger auch alle 
berechtigten Untertbanen oder Genofjen eines Lan⸗ 
des oder Reiches. Freilich dauerte es geraume 
Zeit, bis diefer anfangs nur vereinzelt in Theorie 
und Übung vertretene Ibeenfreis und die Rechts- 
anſchauung von einer gleichförmigen Staatd« 
bürgerſchaft der auß ber deuiſchen Zeit vorhan ⸗ 
denen Bollsgruppierung gegenüber, die feit dem 
Ausgange des Mittelalter8 in eine merkwürdige 
Erftarrung geraten war, endlic) in der franzöfie 
ſchen Revolution von 1789 zum Siege gelangte. 
Dasſelbe Bürgertum, mit defjen Hilfe der Abjo- 
lutismus im ancien regime den Kampf mit den 
bevorrechteten Vollsgruppen, den beiden erften 
Ständen, Klerus und Adel, durchfocht, wendete 
ſich fchließlich gegen den Abjolutismus felbft und 
erreichte allmählich das Regententum und monar« 
chiſche Princip felbft gefährdende politiiche Mit- 
wirfungsrechte. In jener Kriſe von 1789 wurde 
im Gegenfage zu den verhaßten privilögiss, deren 
anfangs begründete Stellung nad) und nad; wider⸗ 
ſpruchsvoll geworden war, jedes Glied der Geſell⸗ 
ſchaft, auch der Bauer, Bürger (citoyen) genannt, 
und diefe Anſchauung hat ſich fo eingebürgert, daß 
wir jet von bürgerlicher Gejellichaft, bürgerlichen 
Gefegen 2c. ſprechen. 

Die Geſchichte des alten Bürgertums fällt mit 
der Entwidlung des Städtewejens zujammen. 
Diefes bildete ſich auf Grundlage des örtlichen 
Zufammenlebens zu gemeinjamem Schub, und 
zugleich waren die Städte Mittelpunkte von Handel 
und Gewerbe und gelangten fo zu geiftiger und 
materieller Entwidlung. Auf früheren oder |pä- 
teren Beginn diefer Entwicklung hatten ſowohl 
Natur wie Gefhichte Einfluß. Bei allen Nationen, 
die da8 deutiche Land im Süden, Weiten und 
Norden umgaben, hat, abgejehen von andern Ur« 
ſachen, das Meer und eine reiche Küftenbildung 
ben Verkehr früher und mannigfacher entwidelt 
als in dem weſentlich Tontinentalen Deutfchland; 
dort bildeten fich Daher die Märkte, ihr Recht und 
ihr Intereffe faft gleichzeitig mit dem Lehenwefen 
und in beftändigem Wetteifer mit demfelben aus. 
Dazu kommt, daß fi) das Städteweien in vor« 
mals römiſchen Provinzen und Gebieten über« 
haupt raſcher entwidelte, alſo in Italien und 
Frankreich früher al® in Germanien, und hier 
wieder an Rhein und Donau früher als im 
übrigen Deutſchland. 

In Deutihland ift die Entftehung ber 
Städte teils auf römische Niederlaffungen teils 
auf die Erweiterung von Dörfern und Anfied- 
lungen aus ſtrategiſchen, wirtichaftlichen oder 
religiöfen Gründen zurüdguführen. Die römischen 
Niederlaffungen waren urfprünglichentweder Lager« 
pläße oder Kolonien oder Handelgjtationen. Unter 
diefen römischen Städten blieben insbeſondere 
ſolche erhalten, die Sitz eines Bifchof8 waren ober 
ein berühmte coenobium bargen. Strategiiche 
Gründe Iodten zur Benußung begünftigter Puntte 


Bürgerſtand. 





1080 


auf Bergen oder am Waffer. Wirtſchaftlich übten 
Anziehung aus die Anfieblungen an Furten und 
Brüden oder überhaupt günftige Handelslagen 
(man denfe an Lübed, Köln, Hamburg, Bremen, 
an die vielen Städte auf „Yurt“ oder „Brud*), 
ferner die in der Schutzgewalt de3 Königs oder 
einer Kirche ſtehenden Niederlafjungen, da an 
folgen Orten befjere Wirtſchaft geführt wurde 
als anberwärts. Beiſpiele von zu Städten er 
weiterten Pfalzen bieten Aachen, Frankfurt, Ulm, 
Nürnberg. Ahnlich erweiterten fih auch Die 
biſchöflichen und fpäter bie fürftlichen Hofpaltungen 
(. 8. Wien, Braunfchweig). Was die geiftlichen 
Beweggründe zur Anfammlung von Menſchen 
betrifft, fo ift e8 befannt, daß der Handel auf die 
Zufammenkünfte aus religiöfen Gründen Rüd« 
fit nahm (vgl. das Wort „Mefje*), Daß ſich bei 
ſtark beſuchten Kirchſpielslirchen Verfehrund Markt« 
bedürfnis entwidelte, und daß es als fromme 
That galt, ſich in der Nähe von Kirchen als Pfleg- 
ling nieberzulaffen und vom Abt oder Biſchof 
Land in Leihe zu nehmen. 

In der eriten Hälfte des 10. Jahrhunderts 
erhielten die ftrategifchen Gründe der Entftehung 
von Städten durch die Einfälle der Ungarn neue 
Nahrung. Sie veranlaßten die Gründung von 
Burgen (Magdeburg, Merjeburg), unter deren 
Schut oft ftädtifches Leben erwuchs, die Beiefi« 
gung bisher offener Orte in Sachſen und Thü- 
ringen und die damit verbundene Anordnung, 
daß hier friegerifche Dienftmannen, die bisher zere 
freut auf Reichsdomänen und königlichen Han 
gütern wohnten, angefiedelt und Vorräte ange 
fammelt werben jollten. Außerdem erfolgten ſchon 
unter Heinrih I. (919—936) Übertragungen 
der Grafengewalt an mächtige Herren flädtiſchet 
Territorien. Diefer König kann aljo, wenn auch 
nicht als Städtegründer jo doch als der erfle 
und mädtigfte Foͤrderer derjelben betrachtet wer⸗ 
ben. Die entftehenden Städte erhielten Rechte, 
wurden aber auch für ihre Herren von Vorteil. 
Später, als die Fürften die Nüplichfeit der Städte 
einfahen, ging die Entwidiung in umgekehrter 
Richtung vor fih. Dan gab einem Dorfe Stabt« 
rechte, damit es allmählich zu Wohlſtand und 
Einträglichkeit gelange. Unter ſolchen Städte 
gründungen ſeit dem 12. Jahrhundert ragen im 
Süden Deutſchlands bie zähringiſchen, im Nor⸗ 
den die welfiſchen Gründungen hervor, und 
auf dieſe wurde die typiſch gewordene Gtabt- 
verfafjung, von der noch die Rede fein ſoll, fofort 
übertragen. 

Wie eingangs bemerkt, hatte das Wort Bürger 
urfprünglich eine lolale Bebeutung: Bewohner 
einer befeftigten Stätte, ohne damit von ſolchen 
Perſonen bereits die Mitgliedſchaft in einem poli« 
tischen Verbande auszufagen. Es gab in Städten 
Öffentliche und herrichaftliche Verbände. Sowohl 
wirtſchaftliche wie rechtliche Vorgänge ſind für 
die Loslöfung der Städte aus bem fie umgeben« 
den Gau von Wichtigkeit geweſen und bewirften, 
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daß fie zuerft als befondere Verwaltungsbezirle, dieſes Jahrhundert fort, alfo fann die Immuni« 


dann jogar als bejondere ſtaatsrechtliche Körper 
aus dem allgemeinen Rahmen heraustraten: 
wirtſchaftliche Vorgänge infofern, als das engere 
Zufammenmwohnen und die vom Landbau verſchie⸗ 
dene Beichäftigung ein einigendes Band bildete; 
rechtliche Vorgänge infofern, als die Entftehung 
der Immunitäten die gleihförmige Grafenherr- 
ſchaft unterbrach. Daß jedoch für die Verwand⸗ 
lung der Städte in beſondere Verwaltungsbezirke 
und damit für die allmähliche Ausbildung des 
Rechtsbegriffes Stadt die Entwidiung der Im⸗ 
munitäten nicht den einzigen Ausgangspunft 
bildete, erhellt aus mehreren gleich zu ermähnen- 
den Umftänden. & 

Im fränkifchen Reiche wurde nur das Tönig« 
liche Domanium von eigenen Beamten verwaltet 
und, abgefehen vom Heerbanne, dem Regiment 
des Grafen entzogen. Diefe Befreiung wurde 
auch auf die Güter des hohen Adels und der Kirche 
ausgedehnt. Bei der Kirche gefchah es hauptſäch- 
lich durch Schenkung von ehemaligem Domanium. 
Wie in die übrigen fisfalifchen Rechte, trat die 
Kirche aud) in die Immunität ein. Aus dem 
Schutzrecht des Befigers der Immunität über 
Hörige entftand fpäter eine wahre iurisdictio. 
In dem Maße, ala die Würde der Löniglichen 
Beamten, Gaugrafen, abnahm, nahm das An« 
fehen der Beamten der Hofgerichtöbarkeit zu. Dem 
Grafen verblieben anfangs Hoheitsrechte über jene 
Einwohner, welche ziwar in der Immunität lebten, 
aber nicht dem Beier der Immunität untergeben 
waren. Nicht blok Frömmigkeit, auch wohlver⸗ 
ſtandenes Interefje war beteiligt an der Politit 
der deutſchen Könige, welche die wichtigfte Im ⸗ 
munitätsgattung, bie Bistümer, zur Hauptftüße 
der Reichägewalt machten. Der Grund war ber, 
daß die Grafen ſich mit Erfolg aus Beamten in 
erbliche Dynaſten zu verwandeln firebten. Sehr 
oft auf Antrag der nicht eigentlich zur Immunität 
Gehdrigen wurde die Zuftändigfeit und Ober- 
hoheit der Bifchöfe auch über fie ausgedehnt. Es 
befand fich nämlich auch in bifchöflichen Städten 
neben den Minifterialen und Grundhörigen des 
Biſchofs eine verſchieden große Zahl von freien 
Geſchlechtern, welche auch fpäter gemeinfame wirt« 
ſchaftliche Thätigfeit, Mitwirkung bei der Rechte» 
pflege zc. entfalteten. Durch Föniglihe Privi« 
legien, insbeſondere jeit der Zeit der Ottonen, 
wurde ber Biſchof gemeiner Schußherr aller Bes 
wohner eines Bezirkes, er erlangte die gräfliche 
Gewalt. 

Daß die Immunitäten allein jedoch für die 
Erklärung der Entftehung der Stadtverfaffung 
nicht außreichen, geht daraus hervor, daß bei der 
Immunitätserflärung ſehr oft mehr als bloß das 
fpätere Stadtgebiet auß der Grafſchaft au&ge- 


hoben, oft auch die ganze Grafſchaft dem Biſchof 


gegeben wurde, in der die Stabt lag. Ferner be= 
ftanden Immunitäten und Grundherrichaften in 





tät nicht außreichen zur Erklärung der Verbin- 
dung der gedrängt Anfäfjigen zur Einheit einer 
Stadt. Richtig iſt, daß diefe Einheit jehr früh 
in ben biſchöflichen Städten zu Tage tritt oder 
bei Städten, die im Befiße von Bistümern ober 
bon großen Abteien waren. Dieſe eilten der Ent« 
widlung voraus, und bie in ihnen zuerft ausge⸗ 
bildete Verfafjung hatte vorbildliche Bedeutung 
für die übrigen. Richtig ift alſo, daß durch die 
Immunitätsprivilegien der Otloniſchen Könige, 
wonad) der Bijchof neben feiner jonftigen Stel- 
lung auch noch die Öffentliche Gewalt über bie 
freien Einwohner verliehen erhielt, die monotone 
und urfprüngliche, Stadt und Land umjpan- 
nende Graffhaftsverfaffung geiprengt und dem 
Bedürfnis ſtädtiſcher Anfiedlungen nad) jelb- 
kadıne Rechtsentwicklung entgegengelommen 
wurde. 

Der Hauptgrund der ſtädtiſchen Entwidlung 
bleibt aber immerhin der wirtichaftlihe, ihr 
Anknüpfen an Handel und Verkehr. Be» 
fuchte Kichen gaben Anlaß zu Marktverfehr 
und wurden zu Kryſtalliſationspunkten. So ift 
für größere Stäbte, die fpäter aus Teilgemeinben 
zu einem ftädtifchen Gefamttörper zufammenwuchfen 
(Köln), erft neuerdings wieder auf den Zufammen- 
bang jener mit der parochialen Abgrenzung hin⸗ 
gewieſen worden. Die Ummauerung beförberte die 
Ausbildung gemeinjamer Rehtsübung und Rechte« 
pflege innerhalb der Mauern (Burgrecht, Stadt« 
recht). Das raſchere Verfehräleben konnte immer 
weniger auf das jchmwerfällige Landgericht warten. 
Die eigenen wirtichaftlichen Verhältniffe der örtlich 
Zufammenmwohnenden brängten zum Entfteheneines 
eigenen Gerichtsbezirles. Mancherlei Markt und 
Polizeifragen tauchten auf. Das gemeinfame In» 
tereſſe für Sicherheit, Waffen- und Wachtdienſt, 
für Wirtſchaft, Gewerbe und Handel, für die durch 
das Beifammenwohnen nötigen polizeilichen Maß⸗ 
nahmen (Baus, Feuer⸗, Straßen, Lebensmittele, 
Geſundheits · und Marktſachen) führte zufammen, 
und Gemeinſamkeit des Rechts drängte die alten 
Unterſchiede von frei und unfrei in den Hinter» 
grund. Den Ausgangspunkt für das jpätere eigene 
ftädtiche Recht gewährten hauptjächlich die Bedürfe 
niffe des Handels, das bejondere Kaufmannsrecht 
erweiterte ſich durch die Beziehung auf den feiten, 
ftändigen Verlehr zum Marktrecht, und aus beffen 
Wächlern und Aufſehern bildeten ſich fpäter die 
Stadtbehörben heraus, 

So wurde die Stadt ein geſchloſſenes Gebiet. 
Es gab beftimmte oberherrliche Befugniffe über fie. 
Die Rechte des Biſchofs, des Königs oder eines 
andern Stadtherrn wurden verjchieden von ihren 
Hofrechten an den einzelnen Teilen des Gebietes. 
Mit dem Entftehen einer Stadtgemeinde 
als eines beſonders gearteten Perjonenverbandes 
zerriß der Zuſammenhang vorhandener freier jtädtie 
ſcher Yufenbefiger mit etwaigen ehemaligen Darf» 


den Städten noch lange und teilmeife bis in genoſſen in benachbarten Dörfern, zwiſchen ftädti= 


1083 


ſchen und außerftädtifchen Gerihtsgenoffen. Ebenfo 
brachten e8 die Verhältniffe mit fich, daß fich unter 
den ritterlichen Dienjtmannen des Stadtherrn eine 
bejondere ftäbtifche Minifterialenfhaft von den 
ländlichen Genofien abjonderte. Die Mafje der 
börigen Stabtbevöfferung trat ſchon durd ihre 
Beihäftigung in Gegenjag zu außerſtädtiſchen 
Hofgenofjen desfelben Herrn. 

Das zufammenfafjende Reſultat geht alfo im 
Durchſchniit dahin, daß es verjchiedene Wurzeln, 
Bildungsfaktoren des ſtädtiſchen Gemeinwejens 
giebt, die jeboch nicht überall vollzählig, nichtüberall 
im gleichen Miſchungsverhältnis vorhanden ges 
weien fein mögen. Als ſolche Bilbungsfaktoren 
werden bie uralte Feld» und Markgenoſſenſchaft, 
die Hofverfafjung der Hinterfaffen eines großen 
geiftlichen oder weltlichen Herrn, die öffentliche 
Gerichisverfaſſung mit ihren Schöffen, dann aber 
auch die emporhebende Kraft wachſend geehrter 
Arbeit und das freie Einungaprincip zu nennen 
fein. So mag 3. B. die äußere Form der Rats- 
verfaffung, in welcher ſich die einzelnen Alte des 
ftäbtifchen Lebens vollzogen, mit dem freien Schöfs 
fentum (mo es ein ſolches gab) in Zufommenhang 
ftehen; ein großer Teil der lebendigen wirtſchaft⸗ 
lichen Kraft bes Stäbtewefens aber ftammt ſicher 
auch aus ehemals unfreien Elementen. Da haben 
die Traditionen des Handwerls geichlummert, 

" welches ben ftäbtifchen Erwerb ebenbürtig neben 
den ländlichen Aderbau ftellte. In unfreien Kreiſen 
wird ein großer Teil des Menfchenmaterials zu 
fuchen fein, mit dem jene ſtädtiſche Verfaffung 
durchgeführt wurbe. Wie vom niederen Adel, wie 
vom Bauernftande, wird auch vom Bürgerftande 

» gejagt werben müffen, daß er auß einer Miſchung 
freier und unfreier Elemente entftand: ein erfreu- 
licher Erfolg der durch daB Epriftentum gehobenen 
Arbeit, ein SE des aus der Heibenzeit jtammen» 
den niebrigen Kaſtenunterſchiedes von frei und 
unfrei, von Knecht und Sieger, durch die höher 
ftehende Gruppierung des Volfes nach der Art der 
Arbeit. Die Arbeit und der Einfluß gemeinfamer 
Thätigleit des Gemeinbeverbandes, auf Selbft- 
verwaltung unb gemeinfamen Schuß gerichtet, ge= 
warnen da8 Übergewicht und begründeten das 
Bürgertum, welches in Hanbel und Gewerbe den 
Gegenitand feiner freien Berufsthätigleit ſah, fo 
daß man fagen kann: in ben Stäbten ſchloß die 
Ständegefchichte damit ab, daß die anfänglichen 
Unterfchiede der Geburtsftände verſchwanden und 
aus der Verſöhnung der urjprünglichen Gegenfäge 
ein gleihmäßiges Bürgertum hervorging. Es ge= 
währt großes Intereffe, in ber Geſchichte des 
Bürgertums die ſchrittweiſe Hebung der ſchwächeren 
Elemente durch Leiftung und Arbeit zu beobachten 
und fo zuerft den Gegenfaß frei — unfrei, dann 
a rg mit — ohne Grundbefig gemildert 
zu fehen. 

Sowohl inneres Wachstum als äußerer Zuzug 
halfen freie und unfreie Elemente verſchmelzen. 


Bürgerftand. 


1084 


Stadt nur aus freien Elementen, aber ſehr oft 
waren ſolche in größerer oder geringerer Zahl vor» 
handen, ober fie traten hinzu. &8 dürfte Frage des 
einzelnen alles fein, ob der ern einer ſiãdtiſchen 
Anlage mehr durch freie oder durch Hörige ges 
bildet wurde, Die an einem Herrenhofe neben Land» 
wirtſchaft Gewerbe trieben. Die Minifterialen, 
die fi) bis zum 13. Jahrhundert thatfächlich be= 
reit8 von ben andern Unfreien getrennt hatten, jo 
daß ihre Stellung mehr und mehr der von Freien 
ähnlich war, haben für die Hervorbringung ber 
ftäbdtifchen Rechte nicht überall die gleiche Bedeutung 
gehabt. In manchen Städten |pielten fie feine 
Rolle, in manchen wurden fie mit der Zeit in die 
Bürgerſchaft aufgenommen. So entiprang in 
Straßburg aus der eigentümlichen Selbftändigfeit 
der minifterialifchen Amtsverwaltung der Einfluß 
des Minifterialenrats beim Biſchoſ. Ende det 
12. Jahrhunderts regierten in Straßburg bie 
Minifterialen ohne den Biſchof; um ihre Stellung 
zu fihern, verbünbeten fie ſich mit ben aufftreben« 
den Kaufleuten, ber erften Klaſſe der Bürgerfchaft. 
und verzichteten auf die außfchließliche Amter 
befegung. Beſonderes Augenmerk für die Ber- 
ſchmelzung ber ftäbtijchen Elemente verdienen die 
Einwanderer. Unter ihnen erbliden wir fremde 
Raufleute, minder wohlhabende und geringere Freie 
und ehemalige Hörige. Da Grund ımd Boden im 
Verhältnis zu den jo erwünfchten Arbeitsträften 
anfangs geringwertig war, erhielten Einwanderer 
Sand unter ziemlich günftigen Bedingungen (nad) 
Pürgerart, ius civile), d. 5. gegen bie bloße 

bernahme der Pflicht der Zinszahlung, mit oder 
ohne Handänderungsgebühren. Indem die Ge 
ſchlechter, Grunbbeliger Häufer an Hanbiverfer 
verliehen, bildete fich das für die Hebung des Hand⸗ 
werks wichtige Inftitut der Häuferleihe. Die 
Befugniffe der Obereigentümer waren im Verhält- 
nis zu fonftigen Hofrechten gering, die Nutznießer 
wurden in Bezug auf ſolche Güter immer mehr 
der ſtädtiſchen Obrigfeit unterftellt, und dieſes 
milde Erbleiheverhälmig wirkte umgefehrt milbernd 
auf die in den Städten noch lange fortbeftehenben 
Hofrechte zurüd. Es war demnach die Beleihung 
mit Grund und Boden, deren Wert und Ertrage- 
fähigkeit der Beliehene durch Bau und Beſſerung 
erhöhte, ein Weg, auf dem die Hebung unfreier 
oder befiglofer Elemente vor ſich ging. (Auf bie 
Wichtigkeit der Grundbefigverhälmifie für die 
ftädtifche Entwidlung hat beſonders Arnold auf- 
merfjam gemadjt.) 

Ein weiterer Weg, die anfangs fo gemischte Ein- 
wohnerſchaft zu verichmelzen, war dag Einungs- 
princip. Bei Erwähnung des Einungsprincips 
tft man gewöhnt, zu ausſchließlich an Die gewerb ⸗ 
lichen Korporationen, Zünfte, allenfalls an bie 
Geſchlechterlorporationen zu denken; allein die 
Keime und Vorbilder ftädtifcher Einungen reichen 
weiter zurück. Vielfach dienten al Mufter der 
Vereinigung bie alten Schubgilben, beren Bedürf« 





Denn wohl nirgends entfland, mie bemerkt, die 


nis es war, die Selbftändigfeit nach außen und 
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bie mit der Anfieblung in der Stadt ſich ergeben- 
den mancherlei neuen Intereffen nach innen wirkſam 
vertreten zu fönnen. Die älteften Einungen, in 
Niederbeutihland „Gilden“, umfaßten anfangs 
alle Bürger, namentlich die am Handel beteiligten. 
Die bunt zufammengemwürfelte Maffe der vom Dorf 
und Geſchlecht Iosgelöften Anfiebler bedurfte des 
Anſchluſſes an die Schutzgilde, die Einung erfeßte 
den alten primitiven Geichlecht3- und Markverband. 
So trat der Bauerſchaft die Geſamtgilde als In⸗ 
ſtitution für die Zwede und Intereſſen bes Kaufes, 
d. h. der am Markte Beteiligten, gegenüber; 
fie war ein erſtes Erzeugnis der Arbeitsteilung 
zwiſchen Landwirtſchaft und Handel. Der fpäteren 
Arbeitsteilung genügte Die Gilde nicht mehr, fie 
wurde voltswirtſchaftlich von den Zünften, 
politiſch von Stadt» und Ratsverfaſſung verdrängt. 

Die Handwerktsinnungen können eben« 
fogut aus freien Einungen (Zunft, pactum con- 
ventio) wie aus alten hofredhtlichen Verbänden 
(officium) hervorgegangen fein. Auf den Fron⸗ 
höfen waren bie zum Handwerk beftimmten Hörigen 
urjprünglich ohne genoſſenſchaftliche Organifation, 
reines Haußgefinde, welches gruppenweife, am 
liebſten in gemeinſchaftlichen Räumen, unter einem 
Auffeher arbeitete. Zuerft auf königlichen Höfen 
entitand eine gewiſſe obrigfeitliche Organijation 
des Hofhandwerkes. Um bie Aufficht über fie und 
ihre Arbeit zu führen, wurden fie in ber Regel je 
nad dem Handwerk zu Innungen (societates) 
bereinigt und einem herrichaftlichen Beamten unters 
ftellt. Allmählich wurden bie einzelnen freier, die 
Gruppen fefter, fo daß bereit® im 11. und 12. Jahre 
Hundert eine Dienge Hofrechtlicher Innungen exi⸗ 
ftierten,, bie zwifchen einer bloß herrichaftlichen 
Abteilung und einer freien Genoſſenſchaft in der 
Mitte ftanden. Durch Zuzug von außen gefellten 
fi zu den unfreien hofrechtlichen Handwerkern 
Fremde. Die Stadtherren begünftigten diefen Zu⸗ 
zug, um die Bevölkerung der Stadt und damit 
ihre Macht zu erhöhen. Die fremden Zuzügler 
wurden perfönlich frei, auch wenn fie vorher per⸗ 
ſönlich unfrei waren, entweber fofort oder nad 
Jahr und Tag (Luft macht frei, — feine Henne 
fliegt über die Mauer), bisweilen waren ihnen 
mäßige Leiftungen an den Stabtheren auferlegt. 
Zwischen ihnen und den alten hofrechtlichen Hand= 
werfern beitand anfangs wahrſcheinlich ein Unter⸗ 
ſchied der perjönlichen wie der gewerbrechtlichen 
Stellung. Auch die Hofhandwerker wurden im 
Laufe der Zeit perfönlich frei, ihre gewerbliche 
<hätigfeit freie, entgeltliche Erwerböthätigfeit ; fie 
blieben jedoch ihren bisherigen Herren noch zu 
beftimmten Abgaben (ein Zeichen ihrer früheren 

örigfeit) verpflichtet. In ganz neu gegründeten 

tädten werden von Anfang an nur gleichberech- 
tigte freie Handwerfer geweſen fein. Im Laufe 
der Zeit erlangten die Fünfte öffentlicherechtliche 
Bedeutung, Gerihtöbarfeit, Polizei, Gewerbe- 
weſen (gemeinfame Kontrolle der Ware und Feſt⸗ 
ſtellung eines Preistarifs), das Recht, die Genoſſen 
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au befteuern, unb gaben fid eine militäriſche Or« 
ganifation. 

Für die politifhe Seite trat der Rat 
ein, mit deffen Einführung eine größere ſtaatliche 
Freiheit entitand. In Deutfchland bildete ſich die 
ftädtijche Verfaffung Tangfam aus. Verfchiebene 
innere und äußere Umftände find zu nennen, wes⸗ 
halb in Deutichland das Bürgertum erft im 
18. Jahrhundert maßgebenden Einfluß auf bie 
deutſche Vollswirtſchaft erlangte. Den Aufſchwung 
bereiteten vor die Erblichkeit der kleinen Lehen feit 
Konrad IL, welche ben Aderbau hob, die Kreuz⸗ 
züge, welche ben Handel, beſonders der Seeftäbte, 
in Stalien und Südfrankreich mächtig fürderten. 
Erft der Verfall des arabijchen Reiches, des nord⸗ 
europäifch - arabifchen Verkehrs, der furchtbare 
Schlag, durch ben die normannijche Eroberung die 
engliſchen Märkte erjchütterte, endlich die ent⸗ 
ſprechende Kataſtrophe, der der byzantiniſche Handel 
durch die lateiniſche Eroberung faft erlag, alle Diefe 
Urſachen Tegten die alten großen Verfehrsftraßen 
lahm, die bis dahin Deutſchland umgangen und 
taum berührt Hatten. Ferner beherrfchte in Deutſch⸗ 
land der Bund des Königtums mit der geiftlichen 
Gewalt viel länger den Geift der Verfaſſung als 
in Italien, und behauptete ſich auch länger ein 
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land. Während in 
Italien der freie Adel in die Stadt herein ge= 
zwungen wurde, gab e& in den deutſchen Städten 
wohl auch Abel, aber er war in vielen Fällen un« 
frei (minifterialifch) ; die Biſchöfe, die Herren der 
größten Verfehrspläße, behaupteten fich ja zugleich 
auch als Fürften an der Spige jelbftändiger Terri⸗ 
torien und als Lehnäherren, an der Spibe alſo 
einer großen außerftäbtifchen, grundbefigenden 
Ariftofratie. Die Verfaſſungsgeſchichte der deut« 
schen Freiftäbte im Mittelalter vollzieht ſich in drei 
Epochen: die Negierungsgewalt ging vom König 
auf den Biſchof über (Wögteregierung), vom Bi« 
ſchof auf den Rat (Geichlechterregierung) und von 
biefem eventuell auf die Zünfte (gemeinfame Re— 
gierung). 

Der Rat war eine Behörbe, der e8 gelang, wach⸗ 
fenden Einfluß auf ftäbtifche Verwaltungszweige 
und Gerechtſame ſich zu verſchaffen, biß er als 
felbftändige, mit wirklichen Hoheüsrechten außge« 
ftattete Gewalt neben dem wahren Stadtherrn 
ftand. Es wurde viel darüber gejchrieben, aus 
was für Elementen, aus was für Verhältniſſen 
die Stadffreiheit, wie fie im Nat zu Tage tritt, 
entftanden ift. Er wird nicht überall denfelben 
Entwidlungsgang durchgemacht haben. In ſehr 
vielen Städten kann der Zufammenhang zwiſchen 
Gerichtsverfaſſung und Rat nachgemielen 
werben. In den Städten mit Schöffenkollegium 
wurde biefem wohl auch die Funktion eines Kom 
munalorgane3 übertragen, ſowie umgefehrt in 
Städten ohne Schöffenkollegium im Saufe der Zeit 
der Rat dfter8 bie Stelle eines ftändigen Gericht8- 
ausſchuſſes befleidete. Hier und da mögen aud) 
ehemals unfreie Elemente im Rate enthalten ger 
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wejen fein. liberal da nämlich, wo die Minie 
fterialen nicht völlig aus der Stadt verdrängt 
wurden, verſchmolzen fie mit altfreien Geſchlechtern 
und fanden vorerft als die Klaſſe der vollberech⸗ 
tigten Bürger den minder berechtigten er 
gegenüber. In Städten, wo das hofrechtliche 
Element mehr betont war, lehnte fic der Stadtrat 
nicht an ein ſchon vorhandenes Schöffentum einer 
altfreien Gemeinde, fondern er ging aus dem Em» 
porfteigen einer die Dienftbarfeit immer mehr 
abwerfenden Bürgerſchaft hervor; da wurben bie 
Stadtbeamten, Schuliheiß, Burggraf, Zöllner, 
Münzmeifter, aus den bifchöflichen Dienftleuten 
(Minifterialen) anfangs vom Stabtheren beftellt, 
und die Bürgerfchaft hatte höchſtens infofern Anteil 
an der Stadtverwaltung, als fie bei gewiſſen Ge⸗ 
ſchäften, 3. B. Verfügungen über die Allmende, 
eine Tegißlative Mitwirkung bejaß, ober als ber 
bifchöfliche Stabtherr aus den angejehenften Bür- 
gern (Schöffen) einen Rat bilbete, der im 12. Jahre 
hundert Selbftverwaltung erlangte. In Reichs⸗ 
ftädten, wo ein föniglicher, nicht ein bifchöflicher 
Vogt die Hoheitörechte ausübte, war die Entwide 
lung einfacher, ruhiger und langſamer. Stadt und 
Land war da anfangs dem gleichen Gericht unter« 
worfen. Eine Unterſcheidung bildete ſich durch die 
Befeſtigung, durch das Marktrecht, während wel ⸗ 
her Zeit die Stadtbehorde größere Rechte, vermehrte 
Gerichtsbarkeit beſaß. In dem Maße, wie die 
Bürger allmähli) mit dem Betrieb von Handel 
und Gewerbe emporlamen, wurde ihnen Anteil an 
der Gemeindeverwaltung und endlich eine gewiſſe 
Selbftregierung eingeräumt, bei der ſich bie fönig- 
„liche, Herzogliche, marfgräfliche Herrfchaft vogtei« 
liche Rechte und Einkünfte mit der Ernennung der 
gewöhnlichen Stadtrichter (Vogt und Schultheiß) 
vorbehielt, z. B. in Goslar, Erfurt, Nürnberg. End» 
lich führte, wie ſchon bemerkt, die Steigerung der 
Einkünfte des Stadtherrn zur Gründung neuer 
Städte, und hier war die Stellung der Bürger 
von vornherein viel freier (Freiburg); denn in den 
älteren Städten, beſonders den bifchöflichen, und 
in allen, wo verſchiedene Jurisdiktionen, geift- 
liche und weltliche, fich durchkreuzten, vollzog ſich 
die Herftellung eines gemeinfamen Rechts, die Ein- 
ſetzung eines ftädtiſchen Gerichtsftandes, ſchwerer 
als in den neu gegründeten, wo im Stadtrat gleich 
von Anfang dieſe Organiſation gegeben war. 
Anfangs des 13. Jahrhunderts entſtand um 
des Stadtrates willen Kampf zwiſchen Stabtherren 
und Bürgern, infolgedeffen fich Iegtere von den 
biſchöflichen Vögten befreiten und die Ratmannen, 
der Bürgermeifter an der Spiße, ſich als Vertreter 
ber Bürgerzur Stabtobrigfeit aufſchwangen. 
Die Befreiung geſchah oft allmählich und unver« 
merkt, infofern die Bürger vom Oberherrn ein 
Recht nach) dem andern an fich brachten. In Pfand» 
form oder durch unverfchleierten Abfauf erlangten 
die Bürger nad) und nad) Zoll- und Münzrecht, 
Brüden- und Weggelder, Marktgelder, Martt- 
polizei, Geleitsrecht, Judenfchußrecht, Befteue- 
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rungsrecht (vorbereitet durch das Selbfterhebung®- 
recht), Gerichtsbarkeit (vorbereitet Durch das Pri« 
vileg, daß der Stadtrichter nit Deinifteriale, 
fondern Bürger jei). Dem einen Stabtgericht ver- 
ſuchten ſich dann freilich fehr oft die Minifterialen 
zu entziehen, daher jo oft Verdrängung derſelben 
aus den Stäbten. 

Über alle diefe Verhättniffe ftellte ſich die Rot- 
wendigfeit von Aufzeichnungen ein. Sie hatten 
begonnen mit Urkunden oder Privilegien der Kaiſer, 
Könige, Fürften über die Befugniſſe der Kerr- 
fchaftlichen Beamten, über Markt« und Gewerbe 
Einrichtungen, über perfönliche und private Ber- 
hälniffe der Einwohner. Dazu traten reine 
Rechtsgewohnheiten, Urteile der Schöffengericte 
und Verordnungen des Rates, bis enblich aus 
allen diefen Materien zufammenhängende Stadt- 
rechte verfaßt wurden, die fi), wie jenes von 
Koln, Frankfurt, Soeft, Magdeburg, Lübed, häufig 
verpflanzten. Der der ftäbtiichen Gefeggebung 
eigentümliche Fortſchritt lag darin, daß es ſich ba 
nicht mehr bloß um Aufzeichnung des Herkommens 
oder um Anordnungen eines Dienftherm handelte, 
fondern in den Willfüren des Rated Tag augen- 
Icheinlich der Ausdrud eines von der Summe aller 
Eingelwillen verjchiedenen Geſamtwillens. 

I. Die Blüte des Bürgertums war im großen 
und ganzen der faufmännifchgewerblichen Arbeit 
zu verdanken, die ja haupiſächlich die ehemaligen 
toben Gegenjäße von frei und unfrei verföhnte. 
Gerade dem blühendften Bürgertum aber mifchten 
fi ſchon vor dem Wieberaufleben vorchrifilicher 
Rechtslehren auch bedenkliche Keime und Züge bei, 
deren, als zum Gejamtbilde gehörig, ber Bolljtän- 
digfeit halber Erwähnung gejchehen muß. Dabei 
ift nicht fo fehr an den Umftand zu denken, daB das 
naturgemäße Aufblühen der Städte nicht felten 
mit Übergriffen und unbereditigter Schmälerung 
der Güter und mit Recht beanfpruchter Einkünfte 
des Fiskus wie der Kirche verbunden war, Tälle, 
die ja auch auf dem Lande Analogien fanden 
(. Ritzſch, Minifterialität und Bürgertum 259). 
Viel wichtiger erfcheint einerfeit® Die zu weit 
gehende DVerfelbftändigung, anderſeits die früh 
vortommende einfeitige Ausnutzung und liber 
treibung geldwirtjchaftlicher Grundläge, ein be 
denflicher Vorgang, der, wie fi) ſchließlich zeigte, 
gerade jener Grundkraft, welcher die Städte ihr 
naturgemäßes Aufblühen verbanfen, ber Arbeit, 
verberblic werden follte. Daß die Stäbtemadt 
fi in Italien und dann in Deutſchland gerade 
deshalb fo großartig entfaltete, weil man über 
die im Interefje der Arbeit gezogenen Schranfen 
binausging, darf an der Richtigkeit der Behaup> 
tung vom Erfordernis allgemeiner Wohlfahrt 
nicht irre madjen. Die Blüte des Teiles ift für 
die Frage allgemeiner Nüglichleit gewiſſer Erſchei · 
nungen und Vorkommniſſe nicht allein entjcheidend. 
Spät, aber ſicher, wird das dem großen Ganzen 
Verderbliche aud) den lange Zeit gerade dadurch 
in Blüte gefommenen Teil erfaſſen und verberben. 
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So mögen, um ein Beifpiel anzuführen, bie durch 
beiderfeitige fehler und durch Wieberaufleben 
antifer Staatögrundfäge erflärlihen traurigen 
Zwiftigfeiten der deutſchen Könige und römiſchen 
Kaifer mit dem Papfttum und den Fürften nad) 
mander Richtung hin, 3. B. für daß Auffommen 
der Rationalftaaten, für dag Aufblühen einzelner 
Königreiche, für die Entwidlung der Landeshoheit 
in Deutſchland und enblich für die deutſche Stäbte- 
macht von Vorteil geweſen fein, allein für ben 
Frieden der Ehriftenheit, für den Beſtaud der 
Faiſermacht jelbft, für die Blüte bes römijchen 
Neiches deutfcher Nation, für die Verringerung 
der Kriege und die yortentwidlung der fo wohl« 
thätig veranlagten Organifation der Arbeit, wie 
fie und grumbfägfich im deuiſchen Rechte (ſ. d. Art.) 
vorliegt, wird ein gleiches faum behauptet werben 
können. 

Seit die Geſchichtſchreibung ſich nicht bloß auf 
Haupte und Staatsaktionen beſchränkt, fondern 
auch die ep * — Bin ne 

chtigt, iſt es möglich, Die e des Bürgertum: 
—— ee aitten weltgeſchichtlichen 
Ereigniſſen in Zuſammenhang zu bringen und 
die näheren und ferneren Folgen der in ihnen 
beobachteten wirtſchaftlichen Grundſätze ſich vor 
Augen zu führen. In Italien bevorzugte das ein» 
feitige Übertuuchern des gelbivirtichaftlichen Prin- 
cips die Stadt fo jehr gegenüber dem feiner Zeit 
vom Lehenweſen gejhügten Lande, daß die Halb- 
infel in Städterepublifen zerfiel. Gerade dieſer 
Umftand aber hat der fpäteren Fremdherrſchaft 
die Wege bereitet. In Frankreich ermöglichte die 
durch die Krone begünftigte Stäbtemacht die Unter« 
drüdungder seigneurie. Schließlichaberwarenbie 
Städte allein nicht im ftande, ben Abfolutismuß der 
Könige Hintanzuhalten. In Deutichland war die 
durch ihre Finanzkraft thatfächlich erlangte Unab⸗ 
hängigfeit der Städte von aller Gewalt eine fo 
große, daß die Hoffnung auf eine Gefamtverfaj= 
fung, in der etwa Städte und Abel (als Unter- 
haus) den Fürſten ein Gegengewicht gehalten 
hätten, aufgegeben werben mußte. In biefem 
Sinne möge es geftattet fein, die Bebeutung bes 
Bürgertums für die großen politifchen Ereigniſſe 
zu ſizzieren. Späteren Artikeln iſt dadurch Ver⸗ 
weiſung ermöglicht. 

In Oberitalien waren feiner Zeit die fai« 
ferlichen Rechte mehr und mehr auf bie Biſchbfe 
übergegangen. Durch ihre Geburt meift dem Hohen 
Adel der capitanei angehörig, ftießen fie auf wenig 
Widerftand, wenn fie die zunehmende Schwäche 
der Raifermacht zur Mehrung ihrer eigenen Rechte, 
zur Gründung geifllicher Fürftentümer in ihrem 
eigenen Gebiete benupten. Daß die Päpfte bie 
italieniſchen Stäbte begünftigten, war in ähnlicher 
Weife die Folge gemeinfamer Abwehr im gemein« 
famen Kampfe, wie fpäter der Avignonfche Auf - 
enthalt der Päpfte (1808—1388) in verfchiebener 
Hinficht zu Frankreichs Gunften ausfiel. In dem- 
jelben Inveftiturftreit, ber Die Stäbte fo fehr ftärkte, 
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erlitt das Lehenmwejen große Erſchütterung. Die 
Umftände, welche die Biſchöfe zu Inhabern der 
Staatsgewalt gemacht hatten, wedten auch den 
Widerftand ber eigenen Unterthanen. Weniger 
auf dem Lande, bejonder8 aber in den Städten 
einigten fi bie untergeordneten Lehensleute mit 
den freien Einwohnern und traten unter Benupung 
des Kampfes ber Kirche mit dem Stante der bis 
ſchöflichen Herrfchaft entgegen. In Italien war 
die Stadt Mittelpunkt der Gauverfaffung. Sie 
umfaßte die Sige einer Lehensariſtokratie, welche 
über die ländliche Bevölterung herrſchte. Zeitig 
entwidelte fi in den Städten bas ſiädtiſche Ges 
ſchaft des Kaufmanns und unabhängigen Hand« 
werlers. Diefe niederen ftäbtifchen Elemente nun 
vereinigten ſich mit der Ariftofratie, um das bie 
ſchöfliche Regiment zu befeitigen. Schon vor Fried» 
rich I. waren die Lanbebelleute (dioecesani) oft 
gerabezu genötigt worden, in die Städte zu ziehen, 
und je mehr die Macht der Sommune wuchs, defto 
mehr fühlte fi) der Landadel der Umgegend bes 
wogen, in ihrer Mitte in burgartigen und turm⸗ 
reichen Stabtwohnungen feinen Sitz zu nehmen. 
Durch Anfäffigwerden ber reichsfreien Edlen ge⸗ 
wann der niedere Stadtadel, der Stand der Mini« 
flerialen, an Anfehen und Bebeutung. Diefer aus 
Lehensträgern der Biihöfe und anderer Stadt» 
herren beitehende niebere Adel, der mit dem frei= 
geborenen Teil der Einwohner, den cives, verbun⸗ 
den ben eigentlichen Stern der Bürgerichaft bildete 
und die Schöffen und Stadtbeamten ftellte, erhielt 
an dem eingewanberten Reichsadel einen Rückhalt, 
den er zur Erwerbung und Erblihmachung feiner 
Sehen und Ämter und zur Abftreifung und Rode 
zung jeiner Dienftverhältniffebenupte. DerStadt« 
adel ber alten capitanei und valvassores machte 
Schließlich mit den reichsunmittelbaren Ebelleuten 
gemeinfame Sache und erwarb fs volle Freiheit 
und Unabhängigkeit von den Bilchöfen, denen die 
formelle Beftätigung ber frei gewählten Konfuln 
übrig blieb. (Die Bezeichnung mancher flädtiſchen 
Behörde als Konfuln fam dann von Stalien über 
Franlkreich nad) Deutſchland und zu den flavifchen 
Ländern des Oſtens.) Zu Anfang des 14. Jahr⸗ 
hunderts waren bereits die meiften Städte Ober» 
italiens zu republilaniſchen Gemeinwefen ausge 
bildet. Wie in Bezug auf das Kaifertum, fehen 
wir in Italien auch bei den Städten antike öffent- 
lich · und privatrectliche Erinnerungen auftauchen. 
In wirtſchaftlicher gan zeigte fich da zuerſt die 
Beſitzmacht und Geldherrichaft. In politiſcher Hin« 
ſicht war die Spaltung ber Ariftofratie in Guelfen 
und Ghibellinen bem früßzeitigen Auflommen einer 
Demofratie günftig. Wir fehen da Mißtrauen 
und neidiſchen Drud der unteren gegen die vor⸗ 
nehmeren, angejeheneren Klaſſen, der zünftig or« 
ganifierten Handwerker gegen die Gefchlechter, — 
eine proletariſche Auftahıng und Berbitterung der 
unteren Klafjen und daraufhin das Auftauchen 
cäfarifcher Perfönlichkeiten. Statt dem überwun⸗ 
denen Abel einen neuen beſchränkten Plaß in der 
35 
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Verfafjung anzumeifen, ftieß man ihn aus. Das 
Berhältnis der ländlichen Bevölkerung zu den 
ſtãdtiſchen Adelshäufern zerriß, fie ſank der herr» 
fchenben ftädtifchen Bevölkerung gegenüber in eine 
völlig untergeorbnete Stellung. Der Sturz des 
Gleihgewichtes von Stadt und Land hatte die er- 


wãhnie ftantsrechtliche Folge der ſogen. Tyran« ſchen 


nis, Aus einer großen Diaffe arbeitender Bevöl« 
terung erhob ſich in Florenz bezeichnend die Mon- 
archie ihres erften Banquiers. 

In Frankreich ift der Faktor eines mächtigen 
Königtums zu beachten. Die Könige unterftüßten 
die Stadtgemeinden gegen die Bijchöfe, beförderten 
überhaupt ihre Unabhängigfeit von ihren geiftlichen 
und weltlichen Herren, freilich nur, um fie von ſich 
abhängig zu machen. Denn dem mächtigen Könige 
tume, an der Spiße einer großen grumbbefißenden 
Lehensariftofratie ftehend, gelang es, die weitere 
Entwidlung ber Stabtgemeinden zu felbftändigen 
Republiten, wie in Italien, zu verhindern. Der 
dritte Stand blieb auch nachher noch in Verbin- 
dung mit dem Königtume gegen seigneurie und 
fsodalit6 die Seele der etats generaux. Er hob 
ſich focial durch Belleidung öffentlicher Amter (ber 
ſonders die Parlamente ergänzten ſich aus ihm), 
wirtſchaftlich und finanziell durch die ftaatliche 
Wirtihaftspolitit, bis der immer fchreiendere 
Widerſpruch zwiſchen Leiftung und Vorrechten im 
ar 1789 zum Sturz der beiden erften Stände 

eitrug. 

Wieder anders ftanden bie Dinge in Deutjch- 
land. Die fränkiſchen Kaiſer hatten die Städte 
duch Privilegien begünftigt. Heinrid IV. fand 
in der Anhänglichleit der Städte feine Hauptitüge 
gegen Papft und Fürften. Die Staufer haben 
ihre mit dem Städteweſen in Italien gemachten 
Erfahrungen auf Deutfchland übertragen und, auf 
die Hilfe der Fürften angetviefen, manches ſtädte⸗ 
feindliche Gefeß erlafien. So eiferte ber Wormfer 
Reichstag von 1231 gegen die Ausdehnung ftädti« 
ſcher Gerichtsbarkeit und das Pfahlbürgertum, gegen 
Ratsobrigfeiten ohne Einwilligung des Stabtherrn, 
gegen die coninrationes ber Handwerter u. f. f. 
Später erwielen fi) die Staufer den Städten 
günftig. Die in Schwaben wurden unmittelbar 
Kaiſer und Reich unterftellt. Die Städte am Rhein 
und an der Donau wurden, da die Bifchöfe meist 
auf päpftlicher Seite ftanden, mit Freibriefen be» 
ſchenkt, damit fie in den bürgerlichen Kämpfen 
gegen ihre Stabtherren zur faiferlihen Partei 
bielten. Die Städte riffen die Amter an fich, 
fo daß den Biſchöfen höchſtens ein Beſtäti— 
gungsrecht blieb. Oft benußten die Städte auch 
die durch dieſelben Kriege und Zwiftigfeiten her⸗ 
beigeführte Gelbnot der Herrſcher zur Erwerbung 
von Hanbfeiten, denn die politiſche Bedeutung ber 

tädte beruhte hauptſächlich auf ihrer finanziellen 

bermacht. Die erfegütterte Rechtsordnung im 
13. Jahrhundert veranlaßte die Städte, mit den 
Waffen in der Hand ihre Intereffen, ihren Verkehr 
zu ſchützen und zahlreiche Fehden mit dem Adel, 
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fei es allein, fei es in Stäbtebünbdniffen vereinig, 
auszutragen. 


Mit der Zunahme des Wohlſtandes und da 


gewerbefleißigen KHanbwerferbevölferung wud 
auch die Öffentliche Bedeutung ber Iekteren ud 
damit auch ihr begreiflicher Wunſch, an der ftädti- 
Verwaltung Anteil zu gewinnen. Cine jehr 
häufige Veranlafjung, dieſen Wunſch zu üuken, 
waren finanzielle ragen. Die ftädtiichen Beiträge 
hatten lange ohne Kontrolle in den Händen der 
Geſchlechter gelegen. Dieje, die Patricier, die 
Ehrbarfeit, die „Genannten” (meil fie ald Ir 
tundsperfonen ein Wappen führten), waren da 
Grumdherren auf dem Lande ähnliche freie Onmb- 
befiger, jpäter Großhändler, Rentner, genofe 
ſchaftlich organifiert (Herrenſtube). Nicht jet 
klagten die Zunftleute über parteiiſches Gerih 
und Bevorzugung jener Handwerler, welde fh 
in freitoillige Abhängigfeit ober Mumtmamfdet 
der Altbürger begeben hatten. Die Benegum 
trat mit bejonderer Energie in denjenigen Jüla 
auf, wo, namentlic) infolge ber Fehden mit ben 
Landadel (3. B. wegen Vorgehen gegen de 
— — die bisherigen Beiträge pr 
dung der Ausgaben nicht mehr ausreidten 
und der Rat ſich zu neuen Auflagen (. 8 Ir 
gelt) gemdtigt fah. Die Forderung der Zünft, 
einen Einblid in die ftädtijchen Finanzen zu gr 
winnen, führte dann in der Regel zu ein Er 
neuerung der Verfaſſung des Rates im Eim 
einer Erweiterung der Berechtigten. Oft erhiehen 
bie Plebejer auch in der Form ber Ausbil 
eine weiteren, äußeren Rates, welder jenem 
inneren Rate gegenüberftand, Anteil am Sta: 
tegiment. An jeine Zuftimmung war ber im 
Rat in gewillen Fällen gebunden und jemt 
Kontrolle in gewiſſen Dingen unterworfen. 2 
waren die Verfaffungstämpfe der denhce 
Stäbte weniger heftig als jene in den itafieniher 
Stabtrepublifen. Die erbgejeffenen Geſchleher 
behielten immer noch Vorrechte. Man lann fogm 
daß in ben meiften Städten das Gefäleitr 
tegiment durch Vergleich mit ben Zünftn a 
gemilderter Form fortdauerte. Aud wo «dp 
voller Zunftherrichaft kam, wurden die 
ter nicht ausgeſchioſſen, fie mußten ſich mr ar 
weder in eine Handwerferzunft aufnehmen 
ober felbft eine Gefchlechterzunft bilden. J# 
großen und ganzen blieb den Sin, 
da überall, felbft unter Zunftregiment, der At 
feine obrigkeitliche Stellung bewahrte, die Ir 
artung ber ilalieniſchen Demokratien und da 
* x Untergang ihrer Zreifeit in Tyrami 
erfpart. ! 
Mit der Erweiterung der zum Gtabregiment 
Berechtigten erweiterte fich and der Deyrl 
„Bürger“ ; erft feit dem Si ee 
fland ein eigener, vom Ritterftand und ben Al 
bürgern verfchiebener Bürgerftand, niätat 
Grunbbefiß, fondern auf durqh gyeiß und Arbeit 
errungene perjönliche Freihen gebaut, in Air 


— 


1093 


porationen feine Kraft und Ordnung findend: 
niemandes Herr und niemandes Knecht ift des 
Bürgerſtandes Recht. Manverftandunter „Bürger“ 
die einem ſtädtiſchen Beruf angehörende Bepöl- 
kerung, und als jtäbtifcher Beruf galt das zünftige 
Gewerbe und der Handel im Gegenjak zum 
Kriegerleben und zur Bauerfchaft. Die Ver— 
ſchmelzung der ftädtifchen Benölferung, womit erft 
ein einheitlicher Bürgerſtand fich zu bilden be= 
gann, bewirkte mittelbar auch den Zufammenjchluß 
der aus verſchiedenen Verhältniſſen (ſ. Adel) 
erwachſenen riiterlichen Elemente zu einem nie 
deren Abel. Die Ritter auf dem Sande und mit« 
unter felbft bie Domherren der biſchöflichen Stifter 
En an, den neuen Gejamtbürgerftand mit 

inſchluß der ritterbürtigen, jedoch Handel und 
Gewerbe treibenden Geſchlechter nicht mehr als 
ebenbürtig und turnierfähig zu betrachten, wes · 
halb Iegtere, um feine Standegänberung zu er⸗ 
fahren und bie Ebenbürtigfeit mit den Rittern 
auf dem Lande zu behalten, nicht felten jogar 
Handel und Gewerbe aufgaben und dem „Düßig« 
gehen” oblagen. 

Die Bervegungen der deutſchen Zünfte traten 
in jenen Städten fpäter zu Tage, welche abjeits 
der großen Verfehräftraßen länger den Zufammen« 
bang mit der ländlichen Knltur bewahrten. Sie 
teiften früher in den Städten am Rhein oder 
an den Ausgangs- und Knotenpunkten ber deutſch ⸗ 
italienifhen Hanbelswege. Als Zeitpunkt des 
VBeginnes der Bewegungen pflegt man daß britte 
Jahrzehnt des 14. Jahrhunderts (1327 ff.) an= 
zugeben. Es war die Zeit des Kampfes Ludwigs 
de8 Bayern mit dem Bapfte, wo Biſchöfe und 
Bettelmoͤnche gegeneinander ftritten und 17 Jahre 
lang dem Railer anhängende Stäbte unter bem 
Interbikt litten. Um jene Zeit hatte ja das Lehen- 
wefen und die Ariftofratie ſchon manchen Stoß 
erhalten. Die flandrifche Sporenfchlacht gegen bie 
franzöfifchen Ritter fand 1302 ftatt. In ber 
Schweiz hatten die Landgemeinden und Städte 
die Wirren fo gut benußt mie im Reiche bie 
Fürſten. Zürich fuchte an den Waldſtätten, die 
ihre erften Erfolge in den Streitigfeiten mit den 
Kiöftern und deren habsburgiſchen Vögten er- 
rungen hatten, einen Rüdhalt. Noch mehr behnte 
Bern feine Macht aus und unterftüßte und ver⸗ 
burgrechtete die Bewohner der oberlänbifchen 
Thäler gegen ihre Herren. Das Vorgehen war 
nicht neu, denn ſchon 1255 hatte der rheinifche 
Städtebund erflärt, das Recht der Landleute 
ſchũtzen zu wollen. Bon befonderer Bedeutung 
aber wurde der Streit von Stadt und Land im 
Laufe des 14. Jahrhunderts. 

Die in den Zunftlämpfen erfolgte — 
der ſocialen Gegenſatze verſchaffte den ſüddeutſchen 
ſtädtiſchen Republilen dem Adel gegenüber große 
MWiderftandskraft. Die Verföhnung ber Stände, 
die Bildung gemifchter Verfaffungen gab ben 
Städten die Ruhe und Sicherheit des Auftretens 
wieber, jo daß man noch für das 15. Jahrhundert 
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behaupten kann, Fürſten und Ratsherren rangen 
damals um den Vortritt in ber politifchen Führung 
der Nation. Ein Streitpuntt zwiſchen Städten 
und Herrſchaften war ſchon jeit dem 18, Jahre 
Hundert von Wichtigkeit: die Frage des Hinaus- 
greifens ber Städte auf das Land durch Verburg« 
rechtung Außenftchender, durch Aufnahme von 
Landbewohnern in die Rechte der Stadt — Pfahl« 
bürgertum. Der Urfprung bes Wortes wird ge= 
wöhnlich jo gebeutet, daß bie alten Stäbte mei» 
ſtens bloß mit Holzplanken oder Pfählen befeftigt 
waren, daher habe man die Bervohner der Vor⸗ 
ftäbte „Pfahlbürger“ genannt, weil jie außerhalb, 
oder doch dicht bei denfelben wohnten, oder es 
pfiegten wohl auch die Außerften vorgeſchobenen 

efeftigungen aus Pfahlwerk errichtet zu fein, jo 
daß Pfahlbürger jene geringere Klaſſe von Leuten, 
Winzern, Gärtnern, Taglöhnern, Kleinbauern 
bieß, die unmittelbar vor der Stadtmauer, jedoch 
noch innerhalb der vorgejhobenen Befeftigung 
wohnte. Wieder find bier bei ber großen Aus— 
dehnung bes Pfahlbürgertums die Taiferlichen 
Streitigkeiten mit ber geiftlichen Gewalt, ber 
siehungsweife die Daraus hernorgegangenen Dop⸗ 
pelwahlen und inneren Kriege nicht ohne Ein⸗ 
fluß gewefen. In ſolchen bewegten Zeiten bäuer« 
licher Bedrängnis, jo ſchon im Kampfe zwifchen 
Philipp und Otto, gewannen bie Städte ala Aiyle 
ber Landbevölferung und Bergeorte beweglicher 
Güter für das Leben der Nation erhöhte Bedeu⸗ 
tung. Es wurde Fremden möglich, ohne Verzicht 
auf einen außenliegenden Wohnfiß in eine Bürger« 
haft und einen Zeil des Bürgerrechte einzu- 
treten. Umgekehrt hatten auch die Bürger, ins⸗ 
bejonbere die Kaufleute, auf ihren Handelsfahrten 
ein lebhaftes Intereffe, an den Straßen befreun« 
dete Männer zu treffen, welche ihnen Gaſtrecht 
gaben (fie hauften und often), etwa auch bewaff ⸗ 
netes Geleit gewährten, vom Gaſt die Verhaftung 
abwehrend. So juchten die Städte freie Lande 
ſaſſen, fchöffenbare freie auf dem offenen Lande, 
Ritter in wichtig gelegenen Burgen als Pfahl« 
bürger zu gewinnen, welche reifende Bürger zu 
beſchützen ein bezahltes Interefje und die Ver« 
pflichtung Hatten. Diejes Inftitut wurde ein be⸗ 
achtenswertes Mittel der Ausdehnung ber Städte 
macht. Mitunter hatte e8 ja faft den Anſchein, 
als follte mit feiner Hilfe die Landeshoheit durch⸗ 
brochen und ein Verband von Stäbterepublifen 
an bie Stelle der Territorien gefeßt werben. Die 
Zuftändigfeit der drtlichen Gerichte wurbe durch 
das Pfahlbürgertum oft unleidlich durchlöchert 
und damit die Nechtsficherheit geftört, da dieſe 
Pfahlbürger fih auf das ihren Städten zulom« 
mende Privileg beriefen, nur dem Nate ihrer 
Stabt Recht geben zu müffen, fo daß ber Klaͤger 
fein Recht wider fie fern von feiner Heimat bei 
einem für die Pfahlbürger meiſt günftigen, von 
vornherein parteiiich eingenommenen Richter zu 
fuchen hatte. Auf Antrag der Herrſchaften fchritten 
daher bie Kaiſer mehrmals gegen das Pfahlbürger« 

35* 
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tum ein, fo fhon 1231, dann in der Goldenen 
Bulle von 1856 c. 16, in ben Reichsabſchieden von 
1529, 1544, 1555. Anderſeits verſprachen auch 
die Städte mitunter, das Inftitut einjchränfen zu 
wollen. So erklärten 1254 im rheiniſchen Bund 
die Stäbte, mır jene als Pfahlbürger anerkennen 
zu wollen, welche das ganze Jahr feuer und Rauch 
in ber Stabt hielten und ſich höchftens für die 
Zeit der Weinlefe auf eine feit beftimmte Zei 
aufs Sand begaben. Auch beim Stäbtefrieg von 
1388 war ein Hauptgrund die Frage, ob die 
Stäbte ihre Annerionen in Form des ritterlichen 
Ausbürgertums fortfegen bürften, während fie 
ſelbſt oft genug unberedhtigt entwichene Unter» 
thanen ben haften vorenthielten (Luft macht 

di, — für Jahr und Tag anerfannt im Land» 

jeben von 1281) und deshalb häufig mit dem fie 
zurückfordernden Abel in Fehden vertwidelt wurben. 

Schon die Ereigniffe des Jahres 1388 hatten 
das Wachstum der Städte den Landedherren gegen» 
über gehemmt. Der Stäbtefrieg von 1449 unb 
1450 leitete den Rüdgang ber ftäbtifchen Macht 
ein. Die Sandeshoheit wurde ausſchließlich 
Grundlage der deuiſchen Verfaffung. Anderjeits 
batten aber auch die Fürſten nicht vermocht, bie 
Städte in ben Kreis ihrer Landeshoheit mit hinein · 
zuziehen. Im bem ‘Maße, wie dieſe ihrer VBollen- 
dung entgegenfchritt, entwidelten fi) bie Städte 
zu felbftändigen Heinen Freiftaaten. Sie fügten 
ſich den größeren Territorien als Territorien von 
minberer Bedeutung ein, in welchen die Landes⸗ 
hoheit den GStäbteobrigfeiten zuftand. Auf bem 
ag ge die Reichsſtädte Vertretung 
(oritte Bank, — Anfänge davon ſchon unter 
Rudolf von Habsburg), in den Territorien die 
Landftädte, indem in den Landftänden die Bürger« 
oaft als geſchloſſener Stand der Ritterfi 


Haft an 

je Seite trat. Wie feiner Zeit die Reichsſtädte 
von der Reichsgewalt, fo erhielten bie Landſtädte 
von ber Landeshoheit Privilegien als Lohn für 
ihren Beiftand in den Kämpfen mit den Feudal ⸗ 
berren und Dynaften. Die Privilegien bezogen 
fich regelmäßig auf ausſchließlichen Betrieb vieler 
Gewerbe und Erweiterung der Bannmeile (Bor- 
recht, wonach ftädtifche Gewerbe, namentlich 
Brauerei, außer der Stadt in dem Umkreis voneiner 
Meile nicht geduldet wurden). Die Ausficht, daß 
Städte und Reichsritterſchaft als Unterhaus dem 
fürftlihen Oberhaus ein Gegengewicht hätten 
bifden können, war, wie bemerkt, zerftört. Übri⸗ 
gens hat nicht das Ningen mit dem hoben und 
nieberen Adel die Stäbtemacht gebrochen, ſondern 
die Geftaltung der auswärtigen Verhältniffe, das 
feit dem Sinfen des Kaiferhums mädtige Auf- 
blühen der Nationalftaaten. Endlich aber brad) 
bie Umgeftaltung des Welthandels die merfantile 
Kraft der großen deutſchen Plätze und lähmte 
damit auch ihre politiiche Widerſtandsfähigkeit. 

Daß nämlih die deutfchen Städte zu Aus- 
gang des MittelalterS eine fo bebeutende Rolle 
fpielten,, der zufolge fie mit den Fürften um 
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den Bortritt in der politiihen Führung der Re 


tion rangen, hängt (außer mit dem Verfall des 
Raifertums, der überhaupt die Verbrängung der 


reich hatten über ihre Grenzen hinaus eine 
Kette von Bertehrsplägen geſchoben, wie die 
deutſche Kaufmannſchaft nach Norden und 

arg‘ Net von Märkten und Städtelolonien, 
das bie 


gewaltige Stellu 
an den innerbeutjchen 


B gumg 
eigenen handelspolitiichen Ziele das Reich, wurde 
daher au von bdiefem im Stiche gelafien 
feit gleichzeitig mit dem Gtäbtelrieg von 1988 
—* die Sega ae 7 die Vereinigung 

jolens mit Litauen il ichstum gehemmt 
wurde. Auch den Stäbtefrieg von 1450 beglei- 
teten fläbtifche Einbußen. 
1442) geht bie landesherrliche Unterwerfung ? 
lin, ſehr bald (1466) folgte der Thorner riet, 
welder viele preußiiche Städte unter Pol 
brachte. Im gewifiem Sinne hat fogar der nati⸗⸗ 
nale Huffitenkrieg einen ftädtefeindlichen, agrar- 
ſchen Charakter, infofern er fich gegen das mob 
habende (großenteils deutjche) Bürgertum richtet. 
Beſonders in den Jahren 1420, 1421 erfolghen 
Vertreibungen und vereinzelte, gegen bie Häbtiidt 
gerichtete Mahregen (Bender 
verbote). 

Ein zweiter Umſtand, ber die Städie jo mödtig 
machte, war ihre Neigung zur einfeitigen 
nupung der Geldwirtjchaft. Sie zogen abet 
aud) da ben fürzeren, ſobald die Territorim dei 
ſelbe Machtmittel anwenbeten und merlantiliſtiſt 
organifiert wurden. In der Gegenwart, in der 
die materiellen Interefjen jo große Bedeutung et 
Langt haben, finden mit Recht Die Damals vor fd 
gegangenen wirtjchaftlichen Veranderungen 
Aufmerffanteit. Gerabe bei den Stäbten il 4 
ja das gefbivirtfehaftliche „WBebürfnis“, des ik 
Verftänbnis für Rechtsformen der omiſchen Ib 
in der auch nur einfeitige Gelbwirtichaft herr 
begteiffich madjt. Hauptfächlich auf ber energiihet 
und ſoweit als möglich monopoliftiicien Pilegtd4 
gelbiwirtfchaftlichen Princips beruft die Stel 
der Gtäbte gegenüber ben yürften. Auerft I Dr 
gi des Krieges, im Kampfe mit dem Grgnet 
egte man fich über die im Intereſſe von 
und Allgemeinheit der Entiwidkung empfohlee 
Schranfen hinweg. R 

Arm früpeften ift der überwuchernde Geil de 
Handels und der Selbſiſucht in Italien a ® 
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kennen, wo er es nicht einmal zu Dauernden natio« 
nalen Städtebündniffen fommen ließ. Sehr früh 
Hatte in den italienifchen Städten die auch 
dort entftandene ArbeitSorganifation den Kampf 
mit dem Kapital zu beftehen. Dort war die über 
die Antike ausgebreitete germanifche Rechtsichichte 
am bdünnften unb zerriß am leichteften, ſobald 
Mißbräude den Rüdfall in rohere, die Arbeit 
weniger ſchützende Rechtsformen gerechtfertigt er⸗ 
ſcheinen ließen. Wie andere Schranfen, fo behag« 
ten auch jene für das Stapital gerade dem Hanbeld« 
geifte wenig. Die italienifchen Seeftäbte verachteten 
das byzantinifch-abendländifche Verbot, mit den 
Ungläubigen zu verkehren. Bei den Kreuzzügen 
machten fie ihre Rechnung und verwerteten all» 
gemein chriftliche Begeifterung im eigenen mate- 
riellen Interefie. Man dente, wie Venedig den 
Kreuzzug von 1202 egoiſtiſch auf Konftantinopel 
ablentte. So feßte man ſich auch über die das 
nadte Befigeintommen zurüddrängenden fanonifti« 
ſchen Gejege — welche die deuiſchen Inftitute, 
insbejondere die Vereinigungen gewerblicher Are 
beit, wie mit einem fehügenden Walle umgaben 
— um fo leichter hinweg, als die Aufnahme der 
bislang verbotenen Wirtjchaftsgrundfäge zunächſt 
dem Teile, dem betreffenden Gemeinwelen, zu 
beſchleunigter Blüte verhalf und nur auf Koften 
von Konkurrenzftäbten, bie es übrigens ebenfo 
machten, ober des Hinterlandes erfolgte, mit dem 
die italienifchen Seeſtädte ja oft genug ohnehin in 
Krieg verwidelt waren, jo daß deſſen übervor⸗ 
teilung durch mit der aufgemwendeten Arbeit un« 
verhältnismäßige, alfo wucheriſche Preisbildung 
nur eine andere Form der Befehbung war. Ubiius 
belli, ibi ius usurae (St. Ambrosius). 

Wo die Städte nicht elbftändige, ſich gegen« 
feitig befehbende politiſche Gemeinwefen, fondern 
Glieder eines ſolchen waren, wie in Deutſch⸗ 
land, wurden auch alsbald die Klagen der an⸗ 
dern Zeile laut. Zu Anfang des 16. Jahrhun- 
derts ift der ftäbtifche Monopolgeiſt die ftehenbe 
Befchwerde der Herrſchaften und des platten Lan- 
des. Es ift begreiflih, daß große und Meine 
Landherren ihrerjeit3 durch ihre Mittel, Zoll, Ge⸗ 
leitsrecht, Standrecht, Grundruhr, Münzkünfte, 
oder noch plumper am unverhältnismäßig gewor« 
denen Gewinn der Stäbter teilzunehmen firebten. 
Das allgemeine Preißtreiben flörte die dem deut» 
ſchen Rechte jonft . — Beftändigfeit ber 
Abgaben empfindli und ließ bort, wo es zu 
einer Umwandlung in Geld oder zu einem Ab» 
Kauf feitens der Verpflichteten gelommen war, diefe 
von den Städten außgegangene, anfangs nicht 
unberechtigte Bewegung infofern ungeredht er 
icheinen, als die abeligen Herren mit diefen Um⸗ 
wandlungen und Ablöfungen die alte Sicherheit 
de8 Einkommens aufgaben, ohne doch mit ber 
raſchen Steigerung des Ertrages in Handel und 
Gewerbe Schritt halten zu Lönnen. 

Verſchiedene Umftände waren es, welche bie 
Entwidiung des Kapitals in einem über den 
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Rahmen bes deutſchen Rechtes hinausgehenben 
Umfange befördert haben. Am meiften lag dem 
Handel, der den Aufſchwung der Städte fo jehr 
geförbert hatte, die Verſuchung nahe, die zu Gun« 
ften der Arbeit im deutſchen umd in dem damit 
verbünbeten kanoniſchen Rechte, das den Handel 
ſtets argwöhniſch beobachtete, aufgerichteten 
Schranken zu brechen. Abgefehen von Byzanz, 
das ja das ganze Mittelalter hindurch auf einer 
gewiſſen, gerähigt antifen Wirtihaftsordnung 
regungslos verharrte, trug zum Übergreifen bes 
geĩdwirtſchafttichen Princips, welches fpäter die 
Forderin der Stäbte, die Arbeit, jo ins Gedränge 
bringen follte, aud) da8 dem — beigemiſchie 
Element der Juden bei. it dem Veriuſte 
ihrer Selbſtändigkeit und ſeit ihrer Zerftreuung 
über weite Länderräume ift die Stellung des 
israelitiſchen Volkes zum Handel eine andere als 
vorher. Die merfantile Seite des nationalen 
Zufammenhanges aller Juden ift beachtenswert 
(man denfe an die faufmännifchen Anweifungen, 
diefe das verpdnte Princip der Fruchtbarmachung 
des Geldes fo leicht verhüllende, ſchwer faßbare 
Form, und an den in derjelben Richtung hin 
wichtigen Schuß des bona fide Beſitzers unrecht« 
mäßig erworbener Sachen). Die Städte hatten 
von je eine befondere Anziehungskraft für die 
Juden; dem da zuerft entitehenden „Bebürfnis“ 
des leichteren Geldverkehrs leifteten die Juden in 
hohem Maße Vorſchub, da ihnen die kanoniſtiſchen 
Zinsverbote gejeglidy nicht im Wege fanden. 
Hervorragende Gelehrte, wie Rofcher in ber 
Zübinger Zeitſchrift für die gef. Staatswifien- 
ſchaft XXXI (1875), 510 oben, haben die Juden 
geradezu als Urheber der Einführung der Kapital⸗ 
ginſen in bie mittelalterliche WirtichaftSorganifation 
bezeichnet. Allein dieſe Auffaffung betont zu wenig 
die im Abendlande für diefe „Einführung“ vor« 
bandenen Vorbedingungen und die allmähliche 
Einwilligung der Glieder und Gliederteile der 
Hriftlichen Völferfamilie in diefelbe. Verſchiedene 
Verhältniffe machten die Städte geneigt. 

Die öffentlichen Funktionäre der ſtädtiſchen 
Gemeinwejen waren, je unabhängiger die Städte 
dem Lehenftante gegenüber wurden, um fo mehr 
nad) abweichenden Srunbfäßen aufgeftellt. In den 
Städten gab es zuerft unvererbliche, unveräußer« 
Vice, unteilbare Amter, die für den Inhaber 
weber eigenes noch geliehenes Recht, fondern nur 
die Befugnis einer gemeinen Yunktion begrün« 
deten. Nicht anders war es mit der Kriegs⸗ 
leiftung. Zogen ſich Kriegshändel in die Länge, 
fo blieb dem Rat nichts übrig, als Fühlung mit 
der Ritterfchaft zu fuchen umd Söldner zu nehmen. 
Die Zunftgenofien waren wohl zur Verteidigung, 
aubeftigen Offenfivftößen vortrefflich. aber für lange 
durften fie Die Stadt nicht verlafjen, deren Wohl« 
Rand durch friedliche Arbeit bedingt war. Die 
Zahl der in den Städten zu Ritterdienften be= 
fähigten und berechtigten Familien hatte ſich im 
14. und 15. Jahrhundert gemindert. Zwar ger 
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fellten fi) dafür Rentenbefiger, wohlhabende Kaufe 
leute, Goldſchmiede, Wein-, Frucht», Holzhändier 
als ſogen. Konftabler dem Stabtabel bei. Gleich 
wohl konnte die Stadt die erforderliche Reiterei 
nur durch Beiziefung von Ausbürgern, Gleven- 
Mache ne —— Bela 
, a er Stadt au) abgefchlofje- 

ner Verträge zugewandten Ebelleuten, und über- 
dies noch durch Knechte beichaffen, die um Sold 
dienten. Ganz bejonders beuteten die Städte die 
neue Erfindung des Schießpulver8 aus und thaten 
alles, um bie jo veränderte Art der Waffenführung 
zu ihrem Vorteile zu gebrauchen. Freilich war bie 
neu auffommende (römijche) Methobe bejolbeter 
Diener foftfpieliger als die feubale, einmalige 
Ausſcheidung von Grundftücen oder Renten; zu 
folgen Dienften verpflichtete daher die Not= 
wenbigfeit eines ſchon an das moderne erinnernden 
ſtädtiſchen Finanzweſens. Der gemeine Grumd« 
beſitz verliert feine Bedeutung, der ſtädtiſche Haus» 
halt gründet fi) auf die Steuerkraft der Bürger, 
und der Stabthaushalt mit feinen Konfumtions- 
fteuern und fpäter direlten Steuern wurde Vor- 
bild für die ftantliche Finanzverwaltung. Dabei 
wurden begreiflicherweile die in den alten Rah⸗ 
men pafjenden fanoniftifchen Freiheiten in Bezug 
auf Steuer und Gerichtsbarkeit als Hindernis 
empfunden und bie ſchon vereinzelt vorgelommenen 
Verbote der toten Hand häufig. Übrigens hatten 
nicht bloß Geiftlice, Stifter und Köfter, ſondern 
aud) auswärtige Abelige in manden Städten 
ihre Fron⸗, reis und Kellechöfe, über deren 
Beitragspflihten (3. B. jährlihes ſogen. Saß⸗ 
eld) es verſchiedene Streitigfeiten und Verein» 

rungen gab. 

Wenn auch durch äußeres Wachien der Stäbte 
die bebentlichen Seiten des Abweichens von den 
firengen Arbeitsgrunbfägen lange verhüllt blie⸗ 
ben, wenn aud die dem Städteluguß gegenüber 
in Italien entftanbenen Bettelorden durch ihre 
freiwillige Armut die Reihen an ihre focialen 
Pflichten mahnten, fo zeigten ſich doch auch bald 
im Bürgertum felbft verberblihe Spuren. Das 
durch Aſſociation verftärkte, Durch feine Gejeke im 
Dienfte der Gejamtheit gebändigte große Kapie 
tal erwarb ſich auf dem Markte eine unverhält« 
nismäßige Übermadt. Von alien war ſchon 
oben ©. 1096 die Rebe, in Deutfchland zeigten ſich 
die Schattenfeiten fpäter, etwa um bie Wenbe des 
15. und 16. Jahrhunderts. Nicht nur wurde in 
ber erften Hälfte bes 16. Jahrhunderts durch die 
raſche Entwidlung des großen Kapitals die Han⸗ 
belabebeutung der Meineren Städte flart beein 
trädtigt, in den größeren Städten zeigten fi) 
ſchon Befig- und Arbeitsgegenſätze. In bem 
Maße, als das reine Befikeintommen ſich aus- 
breitete, begann ſchließlich doch die Arbeit in die 
Klemme zu kommen. Wenn „Einleger“ bei einer 
Kaufmannſchaft mit 200 Gulden in fünf Jahren 
2000 Gulden — ſo mußten ſich durch dieſe 
lange verhütete Steigerung der Macht des Reich 
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tums alle jene um fo viel ſchlechter ſtellen, welche 
ſich an intenfiver Preisbildung nicht oder mur 
Imu08 beteiligen Tonnten ober wollten, fei es 

B fie noch in die Sphäre der Raturalwirt- 
ſchaft eingegliedert ober nicht im Befig von Bar- 
borräten oder ohne Gelegenheit und Wunſch 
zu deren Fruchtbarmachung oder — was, freilich 
ganz undeutſch, auch ſchon vorlam — bloße Ber- 
Aufer von Arbeit (Taglöhner) waren. Daher 
finden wir ſchon im angel Mittelalter 
Spuren von ftäbtifchem Proletariat, das fi in 
den größeren Städten an den Bauerntriegen be 
teiligte, während bie Mleineren Städte ohne 
Bıoletariermaffen bie Bewegung regelmäßig ver⸗ 
abſcheuten. Mit der Vermehrung der Armut wuchſen 
der Stadt neue Agenben zu, eine weitere Borftufe 
des modernen Staates anbahnend. Hatte früher 
nur die Kirche und bie von ihr geleitete Mild- 
thätigfeit für die Armen geforgt, die nicht auf 
familienhafte oder forporative Hufe rechnen foım- 
ten, fo begann nun in den Städten die Armen- 
ei Gerade diefer Umftand, die Bedrängnis 
der Arbeit durch Störung in der voltswirtfcjafte 
lichen Einfommensbildung, hat jpäter alsbald, da 
der Staat bie wirtſchaftspolitiſche Führung über» 
nahm (Merkantilismus) und der Städte Wohle 
land im ganzen ſank, zur Engherzigleit des 
Bürgertums in der Zeit des Abjolutiemus bei⸗ 
getragen. 

Die angebeutete, den Wohlſtand bes gemeinen 
Mannes fiher nicht fördernde Bewegung wurde 
durch die Reformation wenigſtens dauernd 
nicht gehemmt. Die Reformation, durch einge» 
rifjene traurige Mißbräuche veranlaßt, fiegte in 
einem großen Zeile von Deutſchland, getragen 
durch Die Unterjtügung der Landesherren ımd 
dur den Geift de8 Bürgertums. Es waren 
Reichsſtädte, welche bie Reformation unter den 
eriten in Schuh nahmen. Der fläbtijhe Luxus 
hatte auch in geiftlichen Streifen Eingang gefunden. 
Im engen Raum der Städte aber und bei ftoden- 
der Wohlfahrt der Städte wurde das Vorrecht der 
geiftlihen Immunitäten in Bezug auf Aſylrecht 
und Steuerfreiheit mehr empfunden und das 
Zunftrecht dadurch mitunter geſchädigt. Im finans 
ieller Bedrängnis hatten die Städte ohnehin 
Ion öfters Einfchränfungen und Angriffe auf 
jene Rechte vorgenommen. Das kirchliche Beſiß⸗ 
tum erhielt gerade in den Städten einen fleigen- 
ben Wert. Wie oben gezeigt, beburfte bei den 
vermehrten Agenden der jtäbtifche Rat finanzieller 
Mittel. Diefelbe Lehre, die ihn reformierend ein- 
zugreifen ermächtigte, machte den Stiftungseifer 
und den Eifer in Ausübung guter Werke erfalten 
und verbrängte überdies durch das Ankämpfen 
gegen das fanonifche Recht auch jene wirtſchaft ⸗ 
h Beitimmungen besjelben, jene firengen 
Wuchergefehe, die bisher im wirtjchaftlichen Triebe 
wert als „Hemmung“ gedient und eine einfeitige, 
arbeitswidrige und geſellſchaftsfeindliche Entwid- 
lung ber Gelbwirtihaft im ganzen mit Erfolg 
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verhütet hatten. Jetzt aber begann das unter ihrer 
Mitwirkung aufgeblühte deutſche Arbeitsrecht einer 
ſtets wachſenden Beſitzherrſchaft gegenüber ben 
kürzeren zu ziehen, und das für diefe paſſende 
römische Bermögensrecht hielt in ſteigendem Maße 
feinen Einzug. (Über die verſchiedenen Arten von 
Reception fowie über die Steigerung der Gel- 
tung des römischen Rechts durch bie Reformation 
ſ. Bruder, Zur ötonomifchen Charatteriftit des 
römifchen Rechts, in der Tübinger Zeitfchrift 
für gel. Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1876, 1878, 
1879, und Hiftor.-politijche Blätter 1878; ferner 
d. Artt. Recht, deutſches und römifches.) 

Im weiteren Verlaufe der religiöjen Bewegung 
aber waren e8 namentlich die Fürſten, welche die 
Vorteile einheimften. Die frühere Kirchenmacht 
fiel dur Reformation und Gegenteformation 
großenteils in die Hände der Monarchen. In⸗ 
Tolge des religiöfen Zwiftes und der daraus her« 
vorgegangenen Bürgerfriege wurde ber Wohl« 
ſtand der deutfchen Städte faft gänzlich zerſtört. 
Insbeſondere wurde dur den Dreißigjährigen 
Krieg ber Bürgerftand aufs furhtbarfte vermin« 
dert. Die Städte mußten e8 geſchehen laſſen, daß 
der deutjche Verkehr volllommen gefeflelt wurde, 
daß die Mündungsgebiete des Rheins, der eier, 
der Elbe, ber Oder in fremde Hände gerieten. 
Nach dem Weftfälifchen Frieden war Deutfchland 
ein Aderbauland, ein Land leibeigen geivordener, 
jetzt erft an die Scholle gefeflelter Bauern; die 
Städte verfielen dem Prozeß der Verfteinerung. 
Die Reichsſtädte bebeuteten immer weniger, die 
Landftädte wurden immer abhängiger, bis tief ins 
18. Jahrhundert Hinein wuchſen faft nur die 
Nefidenzftädte, parallel dem Wachſen oder der 
Gentralijation der betreffenden Staaten, während 
& früher „Hauptftäbte” in unferem Sinne faum 
gegeben hat. 

II. Nicht nur die Reformation, auch römie 
m Recht und Geldwiriſchaft, Solbheer und 

mientum, furz alles, was bie Macht der 
Städte ftarf emporgebradht hatte, wandte fich 
nachträglich in ber Zeit des beginnenden Ab» 
Tolutismus gegen fie. Das nad) italieniſchem 
Mufter aufgenommene Söldnerwefen brachte den 
Städten nur vorübergehenden Vorteil. Gerade 
mit dem Auffommen des miles perpetuus, der 
flehenden Heere, ging die Erweiterung der mon⸗ 
ardifchen Gewalt Hand in Hand. Die Wehr- 
baftigfeit der Bürger verfiel bald nad) der Feſt 
ftellung des einigen Landfriebens, die Stäbter ver⸗ 
weichlichten, fauften fi durch Geld und Söldner 
vom Kriegsdienſt los. Die römifcherechtlich ge- 
bildeten Beamten waren es haupiſächlich, mit 
deren Hilfe ber Staat alle Stände und Korpora- 
tionen fi) unterthan machte; damit hörte das 
jelbftändige Kommunalleben auf oder wurde wenig. 
ſtens einer weitgehenden Aufficht des Landeshern 
untertorfen. En mehr die Landftände der er- 
Rarfenden, abſoluten Fürftengewalt gegenüber an 
wirklicher Macht verloren und ihre früheren Rechte 


Bürgerftand. 





1102 


zu bloßen Form⸗ und Scheinrechten herabfanten, 
defto mehr ſank die politifche Bedeutung ber Städte. 
Das Beamtentum ſetzte ſich auch in den Städten 
und deren Verwaltung feft. Als ber Staat an» 
fing, die tüchtigeren Kräfte in feinen Dienft zu 
stehen, verlor der Gemeindebienft alles Verlocende, 
ex kam in die Hände unfähiger Subalternen. Die 
Ratsſtellen wurden jeit Anfang des 17. Jahre 
hunderts immer häufiger lebenslänglich durch 
Kooptation oder auch (wenigſtens indirekt) vom 
Landesherrn befeht, der auch Finanzen und Polizei 
in Aufiht nahm. Die Bürgerverfammlungen 
wurden immer feltener, Bürgerfchaft und Rat 
einander immer fremder. Je mehr Vetterſchaft 
und Eidamfchaft Zunft und Rat verdarb, um jo 
häufiger hatte der Staat Veranlaffung, in das 
Hädtiiche Reſſort einzugreifen. Das gleichzeitig 
herrſchende Wirtichafts- und Rechtsiyitem Iegte 
ihm ein foldhes Vorgehen nahe. Schließlich war 
die Unterjtügung ihrer Angehörigen die Haupt« 
funttion der Städte, und diefe jelbft wurden zu 
Staatsanftalten für Armenpflege. 

Durch die im 16. und 17. Jahrhundert immer 
allgemeiner ausgeſprochene Verpflichtung der Ge⸗ 
meinde, im Falle der Berarmung die Angehörigen 
zu unterftüßen, bat fich der Begriff der Ge- 
meindeangehörigfeit immer engherziger 
und ſchroffer ausgebildet. Seit dem Verfall von 

mdel und Gewerbe und jeit Abnahme bes 

ohlftandes waren die Pürgerſchaften aus Furcht 
vor Konkurrenz und Überjegung der Gewerbe 
immer mehr veranlaßt, die Zreizügigfeit zu be» 
ſchränken, die Erlangung des Bürgerredhts, das 
vom Standpunkte der Teilnahme am Nahrungs« 
privilegium der Stadt betrachtet wurde, weil es 
auf bürgerliche Nugung und Nahrung Anfprud) 
ab, zu erſchweren, den Zuzug Fremder durch 
Einzungeider zu verringern, die Eheſchließung 
der Einheimifhen zu überwachen. Man konnte 
in dem gefteigerten Aufnahmegeld an eine Kaufe 
fumme und bei geborenen Bürgern an eine Art 
ererbten Bürgerrechts denken. Seht erft beim 
Verfall der Städte begann die eiferfüchtige Aus · 
ſchließung der Nichtbürgerlichen vom Handwerk 
oder wurde menigftens jetzt erft drüdend em⸗ 
pfunden. Man kann jagen, die Abjonderung der 
Stabt von der ländlichen Kultur wurde jeht erft 
ſcharf durchgeführt, während man noch am Schluß 
des Mittelalter, wie die Zünfte der Gärtner, 
Weinbauern und die Gemeindeweiden beweifen, 
fogar von einer Blüte bes Aderbürgertums in 
deutſchen Städten ſprechen kann, wo man e8 für 
Entartung gehalten hätte, wenn ber Bürger feinen 
Mild- und Fleiſchbedarf nicht ſelbſt produzierte. 

Das Bürgerrecht gewährte Teilnahme an 
den Privilegien und Gemeindegütern der Stadt, 
gab bürgerlihe Nahrung und die Befugnis zu 
Gütererwerb. Wer alle diefe Befugnifie hatte, 
bejaß das volle oder große Bürgerrecht. Wo nur 
daß eine oder andere Recht erteilt wurde, ſprach 
man von kleinem Bürgerrecht, Inkolat, von Recht 
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der Beifaffen, Schugverwandten. Diefe Unter- 
ſcheidung des Bürgerrechts kommt befonbers in 
Reichsſtaͤdten vor, wo die Teilnahme an den Stadt= 
a weit fehr wertvoll war. Noch jetzt fällt den. 
jenigen, bie über das Armenweſen Studien machen, 
ber Unterjhied auf zwiſchen Städten, deren größte 
Bedeutung und Blüte in eine frühe Vergangen- 
beit fiel, und ſolchen Städten, deren Aufſchwung 
erſt der neueren Zeit angehört. Erſtere zeichnen fich 
durch manderlei Stiftungen und durch den Fort- 
beftand von trefflihen alten Bürgerverſorgungs · 
anftalten aus. In den mittelbaren Städten, d. i. 
in den Landſtädten, war die Unterjheidung von 
gb und Meinem Bürgerrecht etwas Seltenes. 
er Einfluß, welchen die Landesherren in den- 
felben auf die Erteilung des Bürgerrechts hatten 
(fogen. Gnadenbürger), und die Vorteile, welche 
für die Fürften in der Bevölferung des Staates 
lagen, waren bie Urſache, daß in ſolchen mittel ⸗ 
baren Städten jedem neuen Ankömmling ein volles 
ober großes Bürgerrecht erteilt wurde. Nach er⸗ 
Tegtem Bürgergeld (Heiligengeld) wurde ber neue 
Bürger zum Bürgereid zugelaffen, fein Name in 
das Bürgerbuch (in die Bürgerrolle) eingetragen. 
Als Lichtfeite bei Schilderung biefer nicht ſehr 
erhebenden Zuftände ift folgendes zu erwähnen: 
den Bürgerftand jener Zeit ziert große Moralität 
unb Bieberfeit. Seine Moralität hebt ſich um fo 
glängender ab, wenn man ihn mit der gleich“ 
zeitigen Gefunfenheit der höheren Stände zu- 
fammenhält. Er blieb fittli in treuer, ſtiller 
Arbeit, pflegte ehrenfefles, frommes Familien ⸗ 
Ieben, hielt auf Gottesfurcht und Ehrbarkeit, und 
diefe Züge blieben bis zum Anfang des 19. Jahre 
hunderts beftehen ; beſonders der Handwerkerſtand 
zeigte ein lebhaftes Gemeinfchaftsinterefie an allen 
ſtädtiſchen Angelegenheiten. 
Bei äußerer Verknocherung und fcheinbarer 
Unbemweglichfeit des Bürgerftandes ging doch im 
Inneren besjelben eine bedeutfame Veränderung 
dor fi. Andeutungen wurben ſchon oben (S. 1099) 
gegeben, wie das Sapital den Boden genoflen- 
ſchaftlicher Organifation einengte und die Zunft 
ſchließlich felbft auf den Kapitalftandpuntt ftellte, 
Der politifhe Gegenſatz zu ben beiden erften 
Ständen hielt äußerlich die gewerbliche Bevölferung 
aufammen. Der dritte Stand des ancien 
rögime vermittelt den Übergang vom Bürgerftand 
im alten Sinn einer gewerbliche Arbeit verrich- 
tenben Volksklaſſe zum Bürgertum im neuen Sinn 
als Staatsangehörigkeit und vollberedhtigte Staats · 
enoſſenſchaft, oder gar als herrſchende Gefell- 
— Der Grund zu der hervorragenden 
Stellung des Bürgertums im neueren Sinne 
wurde in einer Zeit gelegt, da der Wohlſtand 
mittelalterlichen Stäbterwefens, die alte Blüte von 
Gewerbe und Handel zu finfen begann. Seit dem 
16. Jahrhundert bildete ſich nämlich, wie bes 
merkt, die Idee aus, bie Unterthanen eines Staates 
als eine geichlofjene Gemeinde zu betrachten und 
fo gleichſam die ftäbtifche Verfaffung auf den 
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Staat zu übertragen, und feitbem verwendete 
man für bie vollberechtigten Unterthanen des 
Staates bie Bezeichnung „Staatsbürger“. Der 
Humanismus und die antifen Ideen, überhaupt 
trugen jehr I bei, das ftäbtifche Übergewicht 
zu befördern. Das Leben ber vomehmften alten 
Volker war ein überwiegend ſtädtiſches geweſen. 
Ihre Hauptſtaaten waren großenteils nur ent⸗ 
widelte Städte. Sonach mußte die hier geborene 
Litteratur auch bei den Neueren das jtäbtiiche 
Bürgertum fördern. Nicht minder trug die Re- 
formation dazu bei, das Ständewejen, das ſich 
allerdings ſehr verfteift hatte, Die alte Gruppierung 
des Volkes nach der Art der Arbeit zu lodern 
Durch ihre leider mitunter begründeten Angriffe 
auf die beiden oberen Stände (Klerus und Adel) 
förderte fie den Abjolutismus mit den ihm 
eigenen Gruppen Militär und Beamtentum. Das 
reformatoriiche Wort vom allgemeinen Priefter- 
tum, die Feindjeligfeit gegen kirchliche Privilegien 
und kanoniſches Recht griff, wie die Reformation 
überhaupt, nicht bloß Mißbräuche, fondern das 
Rändifche Princip an. Was den Abdelftand bes 
teifft,, jo meint Luther: „Was ſchadet es, eim 
Fürft nehme eine Bürgerin und ließe ihm be- 
gnügen eines Bürger Gut; e& wird doch bie 
—* nicht taugen, daß eitel Adel mit Adel 
eirate.“ 

Noch entſchiedener wendete ſich der Abfolutis- 
mus gegen die ſtändiſche Selbftändigfeit. Wie 
er die landſtändiſchen Rechte ſchmälerte, fo 
unterbrüdte er das jelbftändige Leben in Stadt 
und Land. Damit übernahm er die moraliſche 
Verpflichtung, für die materielle Wohlfahrt zu 
forgen. Auch die herrſchende merkantiliftifche 
Wirtſchaftspolitik Tegte ihm diefes nahe. Der 
Adel jener Zeit hatte das Privilegium, daß er 
auf die Hofämter, diplomatiſchen und Offizier 
ſtellen, hohen Kirchen und Berwaltungsämter, 
auf gewiſſe mit befonbern Vorrechten ausgeftattete 
Güter ausſchließlich Anfpruch Hatte. Er durfte 
aber nicht Handel und Gewerbe treiben. Gerade 
da aber begannen durch Abweichen vom genofien- 
ſchaftlichen Princip fi) Reichtümer zu bilden, die 
in fpäterer Zeit Iawinenartig zu wachſen und über 
daß niedere Gebiet der materiellen Intereſſen 
hinaus Sonfequenzen zu haben berufen waren. 
Je weniger politiih wichtig der Bürgerftand des 
18. Jahrhunderts ift, um fo bebeutjamer ift die 
unvermerft fteigende Wichtigfeit des beweglichen 
Befiges, die Belorgung des wirtjchaftlichen Lebens 
unter wachjender Betonung der Beſißherrſchaft. 
Durch Bildung und Wohlſtand einflußreich, wirkte 
das Bürgertum in Gemeinſchaft mit der abjoluten 
Fürſtengewalt an der Umänderung ber bisherigen 
Feudalverfaſſung mit. Die Landesherren ftreb- 
ten die gefamte Staatsmacht in ihren Hänben 
zu vereinigen und ber Abelsariftofratie gegen- 
über deren Unterthanen, die Bauern, in Schuß 
zu nehmen. Die Öffentlichen Amter blieben nicht 
mehr Vorrecht des Adels, kamen and) in den 
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Befit des Bürgertums, ber Begriff bes letzteren 
wurde ein allgemeinerer, da8 Bürgertum wurde 
Vertreter und Vorkampfer des gefamten nad 
Emancipation vom Drude ber widerſpruchsvoll 
— — Adelsprivilegien ringenden Vollkes. 

r in der Zeit des Abſolutismus die ſtändiſche 
Gruppierung zu faftenartig durch äußere Privi⸗ 
legien aufrecht erhalten worben, fo umfaßte nun« 
mehr der Begriff Bürgertum die „ganze Geſell ⸗ 
ſchaft“, die nad) polinſcher Freiheit und Mit 
wirfung bei den Regierungsgeichäften ftrebte, da 
die finanziellen Laften ber Gemeinſchaft in immer 
größerem Maße von ihr getragen wurden. Wie 
der Ausdrud „Givilifation“ für höhere Bildung 
überhaupt beweift, geht das Streben bes neueren 
Bürgertums nad Herrfhaft im Staate regel» 
mäßig Hand in Hand mit dem andern Streben, 
wenigſtens alle wohlhabenden und gebildeten 
Bewohner des Staatsgebietes in ſich aufzu- 
nehmen. 

Namentlich in Frankreich Hob fich der dritte 
Stand durch Belleidung öffentlicher Amter in 
Zuftiz und Verwaltung, insbeſondere folder Ämter, 
die lange Studien und Loftiptelige Vorbereitung 
echeilchten. Dem Abel blieben Höchftens das Arınee= 
kommando, die Provinzialregierung und die Hofe 
chargen. Befonders vertraten die Parlamente den 
dritten Stand und bilbeten eine Art zweiter Ari» 
ftofratie von großem Einfluffe, noblesse de la 
robe. Dem franzöfifchen Bürgertum fan in feinem 
Kampfe die Möglichkeit zu flatten, ſich auf einen 
großen Handelsplat ftügen zu können. In Eng» 
land fämpfte im Unterhaus Adel und Bürgertum 
gemeinfam gegen ben Abfolutismus. Am wenigften 
politiſch entwidelt war der Bürgerftand in Deutjch« 
land. Die Blüte der Poefie des 18. Jahrhunderts, 
die Blüte der Wiſſenſchaft des 19. Jahrhunderts 
find vorzugsweife vom Bürgertum ausgegangen, 
allein die alte Verfaſſung ſah er teilnahmslos zer⸗ 
fallen, und erft in den Befreiungsfriegen, teiltweife 
unter bem Einfluß der Romantifer, machte ſich das 
Bewußtfein geltend, daß man durch allgemeine 
Reformen beſſern müfle. 

IV. Die franzöfifche Gefeßgebung der Revolu- 
tionszeit löſte das Recht der Niederlaffung und 
Verehelihung, des Erwerbes von Grundftüden, 
des Betriebes von Gewerben, das Recht auf Armen- 
unterftügung von ber Gemeindeangehörigfeit ab; 
damit fielen die Unterſchiede zwiſchen Land» und 
Stadtgemeindeverfafjung, und biefer Grundſatz 
Fand in Deutſchland, wenn auch langſam, Eingang. 
Am früheften trennte bie preußifche Stäbteordnung 
die Verbindung von Bürgerrecht und Anfleblungs- 
recht umb acceptierte das franzöfifche Syftem der 
fogen. Einwohnergemeinde. Die Ausdehnung bes 
politischen Repräfentationsrecht8 hat die befondere 
Vertretung der Bürger und überhaupt bag Princip 
der ftänbijchen Vertretung befeitigt. Die Aufhebung 
der Zwangs · und Bannrechte, der Zunftverfaflung, 
die Gewerbefreiheit, die Freizügigkeit bejeitigten 
den Unterſchied von Stabt und Land. Wo noch 
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Unterfchiede zwiſchen Municipal und Dorfverfaf« 
fung beftehen, kann da8 Wort Bürger auf die 
Angehörigteit an eine Stadt · oder Marktgemeinde 
befepränkt werden; wo aber wie in neuerer Zeit 
immer mehr Ahnlichkeit zwiſchen Stabt« und Land⸗ 
gemeindeverfafjung ftattfinbet, da ift jedes Mitglieb 
einer Gemeinde Gemeindebürger. Man unter 
fcheidet immer mehr nur Staatsbürger und 
Ortsbürger. Der erſtere befipt Staatsbürgerrecht, 
d. h. alle jene Rechte, welche einem Angehörigen 
bes Staates zuftehen; der Ortöbürger (f. de 
meindebürger) ift der Staatsbürger, infofern er 
einer Gemeinde angehört und im Beſitze ift der 
einem Gemeinbeglied zuſtehenden Rechte, als: 
bleibender Wohnfig, Grundftücserwerb, Gewerbe» 
betrieb, Unterftühungs- und Wahlrechte 2c. (alles 
natürlich unter Berüdfichtigung der Beftimmungen 
über ZugS-, AufentHalts- und Gewerbefreiheit). 
Wo es noch) Spuren der alten Vollbürgergemeinde 
giebt, haben ihre Mitglieber wenigftens feine politi= 
ſchen Vorrechte mehr, ſondern höchitens materielle 
Vorteile, Anſpruch auf für „Bürger“ beftimmte 
Stiftungen und Verforgungsanftalten. In einem 
ähnlichen Sinn ift Bürger in „Bürgervermögen* 
gebraucht. Man verfteht darunter in manchen 
Gemeinden noch vorfindlicde Bermögenstomplexe, 
namenilich Liegenſchaften, deren Nußung auch jetzt 
noch nach Statut, Gewohnheit, Vertrag oder Ur⸗ 
teil nicht jedem, fondern nur beftimmten Gemeindes 
angehörigen (Nachbargemeinde, Nutzungsgemeinde, 
Realgemeinde, |. Gemeinde) zufteht. dan Gegen- 
fat zum Bürgervermögen bildet alsdann das Käm« 
mereivermögen, d. 5. die für Öffentliche Zwecke 
beftimmten Mittel, 

Seit der Ausdehnung des Wortes Bürger wirb 
bürgerlich oft für ſtaatsbürgerlich gebraucht. So 
ſpricht man von bürgerlichen Ehrenrechten, das 
find die durch den Vollgenuß der bürgerlichen Ehre 
bedingten Einzelbefugniffe, welche der Menſch als 
Berfon und al Staatsbürger im öffentlichen Leben 
in Anfpruch nehmen fan. Verluſt einzelner bürger« 
lichen oder politifchen Rechte ift Die ſogen. Aberfen« 
nung der bürgerlichen Ehrenrechte (Str.-G.-B. 
88 33.34). Eine Steigerung hiervon, die Aberken⸗ 
nung ber Eigenfchaft eines Nechtafubjektes, ift der 
bürgerliche Tod. Mit der Ausdehnung des Ber 
griffes Bürger hängt e8 zufammen, daß man bürger- 
ũch ober civil vielfach gebraucht, um ben Gegenſatz 
zwiſchen den Militärperfonen und den übrigen 
Staatsgenoffen zum Ausdrud zu bringen (bezüglich 
Bürgergarden f. Heerweien). In der Rechtsiprache 
wendet man bie Bezeichnung bürgerlich aud) an, 
um den Unterfchied zwiſchen Privatrecht (Inbegriff 
der NRechtöverhältniffe unter den Bürgern jelbft, 
ohne Bezug auf den Staat und feine Bwede) und 
öffentlichem Recht zur Geltung zu bringen. In 
diefem Sinne ſpricht man von bürgerlichem Recht 
ober Civilrecht als gleichbedeutend mit Privatrecht, 
im Gegenfaß zum Strafrecht und andern Zeilen 
des öffentlichen Rechts ſowie von Civilprozeß im 
Gegenſatz zum Strafprogeß. 
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Nach der Julirevolution fam in Frankreich noch 
eine andere Bedeutung des Wortes Bürgertum 
auf. Dem Abel, aber hauptſächlich dem peuple 
(Bauer, Arbeiter und Proletarier) wurde nämlich 
die Bourgeoifie gegenübergeftellt und damit 
ein Gegenfa zwiſchen befigenben und nichtbefihen- 
den Klafien, zwilchen Kapitaliften und Arbeitern 
bezeichnet. Unter dem Julifönigtum gelangte das 
Bürgertum zu einer —* Rolle. Man machte 
nun der beſihenden Klafſe ben Vorwurf, daß ſie 
den Plaz ber alten Ariſtokratie ohne deren Nobleſſe 
eingenommen habe, ihre Macht zu Gunften ihrer 
eigenen Intereſſen gebrauche und für die niederen 
Schichten der Gefellichaft zu wenig tue. Im der 
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zum Sturze Louis Philipps und zur Februar« 
revolution beigetragen, in welcher der Zwieſpalt 
zwifchen ber fich von ben nationalen Interefien 
abfondernden Bourgeoifie und den niederen Klaſſen 
zum gewaltfamen Ausbruch kam. Da die moderne 
wirtſchaftliche Entwidtung in Europa im ganzen 
diefelbe Richtung einſchlug fo lamen mit der immer 
ſchrankenloſeren Entfeſſelung der Befigübermadt 
(2ehre von der jogen. wirtſchaftlichen freiheit) jene 
Gegenfäge zwiſchen Befig und nadter Arbeit (die 
im alten Bürgertum des beutichen Rechts regel 
mäßig vereint zu fein hatten) auch in Deutfchland 
um Borigein‘ und jo wird denn von ben An- 

gern der Socialdemokratie ber Arbeiterftanb 
zum „Bürgertum“ in einen gewiſſen Gegenſatz 
gebradit und die Bourgeoifie als der Vertreter ber 
apitaliſtiſchen Produftionsweife Hingeftellt und 
befämpft. Es ift Aufgabe der Socialpolitit, die 
künſtlich, d. h. durch unkluge Gefege entftehende 
Erweiterung der Kluft von arm und reid) um jeden 
Preis zu verhüten und bie breiten Schichten der 
mittleren Klaſſen und damit aud) jenes Bürger 
tum zu bewahren, welches väterliches Erbe mit 
eigenem Schweiße zu befruchten genötigt ifl, um 
im Wohlſtand zu leben beziehungsweife feine hö- 
beren Pflichten zu erfüllen. 

Litteratur. Eichhorn, Urfprung ber ftäbtie 
ſchen Verfaſſung, in Zeitſchrift für geſch. Rechts- 
wifſenſch. 1815. 1816 ; Lancizolle, Geſchichte des 
Stãdteweſens, 1829; Hüllmann, Urſprung der 
Stände, 1830; Hegel, Städtewejen in Italien, 
1847; Riehl, Naturgefchichte des Volfes, 1851; 
Nitzſch, Minifterialität und Bürgertum, 1859; 
Maurer, Städteverfaffung, 1866; Kriegf, Bür« 
gerzwifte, 1862; Heußler, Uriprung der deutichen 
Stadtverfaffung, 1872; Kriegk, Kulturbilber, 
1874; Niki, Studien, 1879; derj., Deutjche 
Gedichte, 1883— 1885 ; ©. Liebe, Die lommu- 
nale Bedeutung der Kirchſpiele, 1885 ; v. Below, 
Entflehung der Stadtgemeinde, 1889; Kostik, 
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Steffenhagen, Stäbtijche Verfafjung und Verwal- 
tung, 1888; Sohm, Entftehung des deutſchen 
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Stäbtewejens, 1890; v. Below, Urfprung der 
deutſchen Stabtverfafjung, 1892. — Das ältere 
deutſche Stäbteweien, 1898; Keutgen, Unter 
ſuchungen über ben Urfprung der beutjchen Gtadt« 
ae 1895; Rietjchel, Markt und Stadt, 


Für die Geſchichte einzelner deutſcher Städte 
mögen (außer ben „Ebronifen der beutichen 
Städte”) nachſtehende Namen genamt fein: für 
Augsburg: Meyer, Stetten, Berner; für Balel: 
2008, Heußler, Geering; für Bern: Geifer; für 
Braunſchweig: Hänfelmann, Dürte; für Bremen: 
Ehmt und Bippen, Donandt; für Breslau: Korn, 
Grünhagen; für Brünn: Rösler, Elwert; für 


Rübel; für : Richter; B 
Böhmer, Janfjen, Kriegk; für Goslar: Goſchen 
Cruſius; für ee Schmidt; für Hamburg: 
Koppmann, Gallois; für Hannover: Hartmann, 
Andreae ; für Köln: Höhlbaum, Höniger, Ennen; 
für Landshut: Roſenthal; für Leipzig: Witte, 
Greiſchel; für Lübeck: Pauli; Magdeburg: 
offmann ; für Mainz: Hegel, Bodenheimer; für 
übhlhaufen: Stephan; für Nürnberg: Baader, 
ı Lochner; für pommeriſche Städte: Barthold; für 
Riga: Keußler; für Roſtock: Koppmann ; für 
Stralfund: Frensdorff, Fabricius, Grande; für 
Straßburg: Wiegand, Winter; für Trier: Schoop, 
für Ulm: Jäger; für Wefel: Reinhold; für Wien: 
Tomaſchet Hormayr, Weiß; eine liberficht der 
Stabtredhte |. bei Gengler, Stadtrechtsalteriũmer, 
1882. Vgl. auch Coftas Bibliographie, 1858. 
Für die Geſchichte des Bürgerftandes in Ya« 
lien, Frankreich, England mögen erwähnt fein: Sis- 
mondi, Histoire des röpubliques italiennes, 
1809—1818; Handloite, Lombardifche Stäbte 
unter Bilchöfen, 1888; Raynouard, Hist, du 
droit municipale, deuiſch 1830; Lacombe, La 
bourgeoisie de Paris, 1851—1852; Morin, La 
France au moyen-äge, hist. de l’affranchisse- 
ment des communes, 1859; Semichon, La 
paix et la tröve de Dieu, hist, des premiers 
developpements du tiers-stat par l’eglise et 
les associations, 2° dd. 1869; Au. Thierry, 
Essai sur l’histoire de la formation et des 
progrös du tiers-6tat, 1883; Giry, Documents 
sur les relations de la royauts avec les 
villes de France, 1180—1314 (1885); Ba- 
beau, La ville sous l’ancien regime, 1884; 
Gneift, Engliſche Verfaſſungsgeſchichte 1882; 
Stubbs, History of England, 1874—1878; 
Merewether and Stephens, History of the 
Boroughs, 1835. Weitere Litteratur findet fich in 
Öfterleys Wegweiſer 1885. [Bruder, ren. Reb.] 
Burſchenſchaft (ſeit 12. Juni 1815), |. Uni⸗ 
täten, 





Bmantinismns, |. Abfolutisms, Stan 
Tichentum. 
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C. 


Carey. Einleitung, Biographiſches. J. Seine 
praktiſchen Beſtrebungen, fein Eintreten für Die 
Schutzzollpolitik, Belämpfung ber britifchen Theo= 
tie und Praxis; andere Fragen: Geldweſen, Banf« 
weſen, jchriftftellerifches Eigentum. II. Careys 
Lehrgebäube, Mängel besfelben, bleibende Ver« 
dienfte und Einfluß Careyſcher Saͤtze auf bie wirt« 
ſchaftliche Theorie. 

Einer der bedeutendſten Nationaldtonomen 
Amerikas ift Henry Charles Carey. Seine Be- 
deutung beruht auf feiner ausgebreiteten Titterari« 
ſchen Thätigfeit, die auf die wirtſchaftliche Theorie 
und Praxis von großem Bi war: auf bie 
wirtihaftliche Praxis, indem jeine Darftellungen 
bei feinen Mitbürgern großen Beifall fanden und 
fo auf die Wirtſchaftspolitik der Vereinigten Stan- 
ten beitimmend einmirften, — auf die wirtichaft« 
liche Theorie infofern, als Carey eine Reihe zu 
allgemein gefaßter Geſetze der (vorwiegend eng- 
liſchen) Nationalöfonomie zu einer Zeit angriff, 
wo ber dfonomijche Liberalismus nody mit dem 
Anſpruch auf ausſchließliche Geltung auftrat, da 
ihn in Deutfchland erft die Hiftorifche Schule auf 
feine Relativität aufmerffam machte und bie focial« 
reformatoriſche Schule (ber fogen. Kathederfocia= 
Fr noch jüngeren Datums ift (Mitte der 70er 

jahre). 

Carey ift geboren zu Philadelphia in Penn⸗ 
ſylvanien am 15. Dezember 1798, Sohn des aus 
politiihen Gründen aus Irland ausgewanderten 
Buchhändiers Matthew Earey. Demfelben Be- 
rufe wendete ſich auch Henry Charles Carey zu, 
wurde 1814 Affocie feines Vaters und feit 1821, 
als fein Vater vom Gejchäfte zurücttrat, Chef der 
Firma Carey u. Lea, feiner Zeit einer der größten 
Verlagshandlungen in Amerika. In buchhändie- 
rifchen Kreifen hat ſich Carey Durch die Einführung 
der Verlagsaultionen (Trade sales) befannt ge= 
macht, bie viel dazu beigetragen haben, in den 
Vereinigten Staaten, befonders im Vergleich mit 
Denifchland, unverhältnismäßig ſtarken Äbſatz 
von Büchern zu jchaffen. Im Yale 1835 hatte er 
fich bereits fo viel erworben, daß er ſich vom Ge» 
ſchäfte zurüdziehen und ausſchließlich der fchrift- 
ftelleriichen Thätigfeit widmen konnte. Die Ber 
fähigung hierzu hatte er ſich durch Selbftftudium, 
dor allem Durch Xeftüre der der Verlagshandlung 
zur Herausgabe übergebenen Werke erworben. 
Diefer Mangel an ftreng wiſſenſchaftlicher ſyſte⸗ 
matiſcher Schulung macht ſich in feinen Werten 
jehr bemerfbar. Ubrigens darf, um dies von vorn» 
berein zu bemerfen, Carey überhaupt nur in zweiter 
Linie als Gelehrter beurteilt werden. Er war ein 
— Denker, der mit feiner litterariſchen 
Arbeit praftiiche Ziele vertrat, bei feinen Mit⸗ 
bürgern ungemeine8 Anfehen errang und befien 





enge in viele Sprachen überſetzt wurben. 
it jeiner praftifchen Richtung hängt die ungeheure 
Menge feiner Publikationen zujammen, von denen 
die Hälfte auf Zeitungsartifel und Broſchüren (57) 
entfält. Die Zeitungsartikel zufammengenommen 
machen allein das Doppelte der Broſchüren aus, 
fie füllen über 6000 Oftavfeiten. Sehr viele er⸗ 
ſchienen zwiſchen 1842 und 1852 in ben Zeitungen 
The Plough, The Loom and the Anvil, ferner 
im Philadelphia North American, im Iron 
Age, im United States Magazine, in ber 
Democratic Review u.a. Zwiſchen 1850 und 
1856 fchrieb Carey aud viel in bie New York 
Tribune (beftehend feit 1841), eine der ver 
breitetften Blätter New Yorks. Seine Brofchüren 
betreffen meiflen® vollswirtſchaftliche Daterien: 
Zolltarif, Freihandel und England (1850, 1852, 
1855, 1861, 1876), Kredit, Banl« und Eifen- 
bahnweſen (1838, 1855, 1866), das internatio« 
nale Verlagsredit (1858, 1868, 1872), das Geld« 
weſen (1856, 1874, 1875), die Finanzen (1860, 
1866, 1868, 1869), die amerilaniſche Politit 
(1850, 1852, 1854, 1861, 1866), den Vertrag 
zwiſchen Kanada und den Vereinigten Staaten 
(1871, 1874) und vieles andere. Carey flarb im 
je Lebensjahre in Philadelphia am 18. Oktober 
1879. 


Careys Gedankenkreiß ift aus der Praxis 
erwachſen. Man wird Earey, wie Schmoller in 
feinem Jahrbuch für Gefeßgebung und Vollswirt« 
ſchaft 1886 (S. 588) bemerkt, nur dann gerecht, 
wenn man zu zeigen berfucht, wie aus bem engen 
Kreis en vorherrſchender Borftellungen heraus 
ein ganzes Lehrgebäude erftand, deſſen Sätze, 3.2. 
die Schutzzoll⸗ Grundrenten, Lohntheorie, nur 
folgerichtige Konfequenzen jener Vorftellungen 
find und ebenfo innig mit den Zuftänden im Often 
der Dereinigten Staaten zufammenhängen wie 
die Theorien des jüngeren Henry George, des 
Verfaſſers von Property and Poverty, mit dem 
Weiten berjelben. Nicht eine geiftlofe Prüfung 
des theoretifchen Wertes der Definitionen Careys 
darf den endgültigen Maßſtab feiner Leiſtungen 
bilden, ſondern nur das Leben und fein praftijches 
Bedürfnis, 

I. Careys praktiſche Beſtrebungen. Den 
praftijchen Untergrund der in Careys Principles 
of Political Economy (1837—1840) und Ma- 
nual of Social Science (1858—1859) nieber- 
gelegten geiftvollen Lehre bildet das Streben bes 
Verfaſſers, den amerifanifchen Gewerbefleiß ber 
englifen Inbuftrie gegenüber zu ſchützen; 
dabei kamen ihm, dem „amertfanijchen Lift“, feine 
angeborene Antipathie gegen England (f. 3.8. 
feinen Rüdblid auf 1857—1867, im Vorwort 
zu feinem Lehrbuch [überjegt 1870] 811 und 12) 
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und fein amerifanifcher Sinn für föberaliftiiche 
Freiheit und Iofale Mannigfaltigfeit zu Hilfe. — 
Der amerilaniſchen Induftrie hatte erft der 
Krieg von 1812—1814, zufammen mit den vor⸗ 
angegangenen Erjäwerungen des Verkehrs infolge 
ber europäiichen Mißverhältnifie, einen größeren 
Anftoß gegeben. In dieſem Kriege nötigte die 
Finanznot zu außergewöhnlichen Zollerhöhungen, 
und die Induftrie der Neuenglandftaaten erfuhr 
dadurch und durch die Unterbrechung des Verkehrs 
mit Europa, bie der Krieg bewirkte, eine ſtarke 
Förderung. Als nach dem Ende bes Krieges die 
Einfuhren zunahmen und dazu niebere Zolfäge 
wieder eintraten, wurden 1816 Zaufende bon 
Arbeitern brotlo8, was an Induftriefhuß zu denfen 
Veranlafjung gab. Bon 1820 an wurde die Tarif- 
frage nicht mehr von der Tagesordnung abgeſetzt, 
und zwar vorwiegend infolge ber nicht raftenden 
Bemühungen für Schutzoll — des ſich immer 
mehr der Induſtrie zuwendenden Nordens der 
Vereinigten Staaten. Der Tarifſtreit hatte ſich 
befonder8 ſeit den heftigen Debatten, welche der 
Schuzollrevifion von 1824 vorangegangen waren, 
zu einem vorwiegend örtlichen Gegenftand zu. 
geſpitzt; denn die Pflangerftaaten traten für den 
Freihandel ein, da fie außer ihren großen Stapels 
artifein für bie Ausfuhr nichts erzeugten und für 
den größten Teil ber Gewerbserzeugniffe auf 
Europa und den Norden angewiefen waren. Der 
Weſten ftand ihnen fait ebenfo einig darin zur 
Seite, während im Norden auch in den lange frei» 
hãndleriſch gefinnt geweſenen Reebereiftanten die 
Lee des Schutzzolls immer mehr Boden gewann. 
Ein weiterer wirtſchaftlicher Gegenfag zwiſchen 
Nord und Süd — dies ſei hier nebenbei bemerft — 
beftand in der Benukung von Sflavenarbeit, eine 
ſchwache Seite bes Südens, die ber Norden, als 
er durch die europäiſche Maſſeneinwanderung 
immer bevölferter und einflußreicher wurde, im 
wirtſchaftlichen und bald aud) im blutigen Kampſe 
(Seceifionsfrieg 1861—1865) fehr für feine 
Sache ausnußte. Ubrigens ſei zur Steuer der 
Wahrheit bemerkt, und aud) Carey beftätigt dies 
wiederholt (j. Slave Trade, 1853), daß das 
materielle Wohlbefinden der Sflaven den Vergleich 
mit der früheren europäifhen Fabrifbenölferung 
ober iriſcher, indiſcher Atmut wohl aushalten 
tonnte, auch der Emancipationseifer der Nord⸗ 
ſtaaten, die früher felbft Negerimport beforgt 
hatten (Hiftor.-polit. Blätter Bd. 55 [1865], 
597), erſt dann wuchs, als fie durch die ſtark 
ſteigende europãiſche Einwanderung mit wohlfeilen 
Arbeitskräften hinreichend verjorgt wurben. 

Seit dem 8. Decennium des Iaufenden Jahr⸗ 
hunderts weiſt die Induſtrie der Vereinigten 
Staaten im großen und ganzen keine Rüchſchwan · 
tungen in ihrem Entwidlungsgange auf. Der 
Tarif blieb zwar nicht immer in dem Maße Schub- 
zolltarif, wie e8 der von 1824 und noch mehr der 
von 1828 gewejen war. Die berührten wider 
ftreitenden Imterefien des vorwiegend aderbau= 
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treibenden Südens und des immer mehr ber In⸗ 
duſtrie fich zumendenben Nordens erlaubten teine 
vollftändige Stetigteit. In den Jahren 1832 bis 
1841 und 1846—1860, in denen der Sieg der 
Freihändler zu großen Ermäßigungen der Zoll» 
fäße führte, Titten einzelne Induftrien, vor allem 
die des Eiſens, Einbuße. ALS die auf ben Süden 
un teilweife auf den Weiten ſich flügende Partei 
des Freihandels nach drei in ihrem Sinne voll» 
zogenen Präfidentenwahlen 1857 den mäßigften 
Zolltarif aufitellte, der jeit 1808 in Geltung ge= 
weſen war, und die Aufftellung diejes Tarifs mit 
einer erneuten heftigen Handelskriſe, welche bie 
Zollerträgniffe ungewöhnlich herabdrüdte, zu⸗ 
fammenfiel, fam e8 zum Bruce. Mit der Wahl 
von 1860 und dem Siege der republifanifchen 
Partei beeilten fich die Norbflaaten, zum Schug- 
zollſyſtem zurückzukehren, welches ohne Zweifel das 
Auflommen vieler Inbuftrien, bejonders der Eiſen · 
induftrie, begünftigte. 1870 foll der Wert ber 
Gewerbeerzeugnifje über 7 Millionen Dollars, 
nahezu das Doppelte von dem im Jahre 1860 er⸗ 
reiht haben (Rapel). Nachdem die Sübftaaten 
ihre Abgeorbneten aus dem Kongreſſe zurüd« 
gerufen hatten, begann am 2. März 1861 mit 
dem Morill«-Tarif der von nun an während ber 
ganzen Kriegsbauer jährlich fteigende Zollſchuß 
welcher zufammen mit Papiergeld (legal tender 
bill) und Einführung von Steuern zugleich Dedung 
für den Kriegsbedarf bringen mußte. Zugleich 
fam die Sklavenfrage in Fluß, die aber unter 
dem Eindrud jenes furchtbaren Bürgerkrieges ſehr 
unvermittelt (ohne Entſchädigung) gelöft wurde. 
Dieſe kurzen einleitenden rhungen mußten 
vorauägejchidt werden, um Careys Thätigfeit im 
Zufammenhang mit feiner Zeit und Umgebung 
in das richtige Licht zu ftellen. Unter den fchrift« 
ner — 
Bewegung ſtand nämlich Carey obenan, wenn es 
ihm auch an Vorgängern nicht gefehlt hat. Eine 
foftematifche Begründung aber hat der wirtjchafte 
liche Antagonismus der Vereinigten Staaten 
das Mutterland hauptſächlich durch H. Ch. 
(beſonders in Principles of Political Economy, 
1838) gefunden. Der Heimatsflaat Careys, das 
an Kohlen und Eifenlagern reihe Pennſylbanien, 
war beſonders für eine aufblühende Induſtrie 
geeignet. Garen jelbft hatte, als er ſich vom Bud 
handel zurüdzog, fein Vermögen in inbuftriellen 
Unternehmungen angelegt. Er konnte alfo aus 
nächfter Nähe ben Einfuk ber von der Regierung 
Mi engine Handeispolitik beobachten. 
ys wichtigfter Gegner war England, beffen 
Schwächen nachzuweiſen er fi bemühte. Als 
Carey fi) einmal der Schutzzollpolitik zugewendet 
hatte, befämpfte er aus ben verſchiedenſten Ge⸗ 
fichtspunkten von Naturwiſſenſchaft, Geſchichte, 
Moral und Politik aus, feine Geguer. Am bes 
fannteften ift Careys Auffafjung von Decen- 
tralifation und Affoctation und von der 
Unmirtjnaftlicgfeit des Zwifhenhandels. Inter 
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Affociation verfteht Carey nicht fo jehr das Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſen als ben lokalen Außtaufc des 
Hervorbringers und des Verbrauchers. Abgeſehen 
von Fällen, wo die Natur das Aufblühen einer 


beftimmten Induftrie ausfchließt, fieht Carey nur | habe 


bort wirtſchaftliche Harmonie, wo Produzent und 

Konfument fi) nebeneinander niederlaſſen. Da⸗ 
durch nähern fich die Preife der Rohprobufte und 
der fabrizierten Lebensbedürfniſſe, verkleinert fi 
der dem (am fi unproduftiven) Handelsmann 
äugeteilte Raum und wirb verhütet, daß die ma- 
chine of exchange zu !oftfpielig werde. Das 
entgegengejehte Vorgehen, bie durch die englifche 
Zheorie und Praxis angeflrebte Trennung von 
Produzent und Bofancnt durch Dazwiſchen⸗ 
ſchieben des (engliſchen) Händlers — Carey 
für vollswirtſchaftlich Höchft verderblich. Durd 
den direlten Verkehr zwiſchen Erzeuger und end⸗ 
gültigem Abnehmer dagegen werde wirtſchaftliche 
Kraft geipart und Aflociationskraft vermehrt. 
Der Ei für Decentralifation und Bilbung ein- 
heimiſcher Drärkte veranlaßt Carey, ftreng zwiſchen 
Innen und Außenhandel, zwiſchen übertuuchern- 
dem „Handel“, trade, und naturgemäßem Ver- 
tehr, commerce, zu unterfheiden. Dabei über- 
fieht Carey, daß der von ihm vor allem betonte 
Schußzoll eine ungünftige inländiſche Gentrali« 
fation noch nicht verhütet, und daf anderſeits ber 
Standort der Imduftrie mit gewifien Natur 
bedingungen zufammenhängt. 

Die engliſche Vrozis (behauptet Earey, 
Grundlagen Rap. 12 und öfter) ftrebe, Die ganze 
Welt mit Ausnahme Englands in ein großes 
Landgut zu verwandeln. England entziehe ben 
abhängigen Ländern jedes Vermögen, die Be— 
ſchaͤftigungen zu vervielfältigen, und zwinge fie 
in immer größere Abhängigfeit vom Kaufmann ober 
Transporteur. Die dadurch notwendig werbende 
unverhältnismäßige Nachfrage nach Transportmit- 
ten, Schiffen, erzeuge eine ungeheure Reibung 
und Kraftvergeubung, und bie für einen bei rich 
tigerer Organifation entbehrlihen Handel aufs 
gewenbeten Soften feien nicht nur tote Koſten, 
faux frais, ſondern geradezu —— eh ftei« 
gerten die Macht des Er als Selbft; 2 
Handels zu einer Übermadit. ee Mhue 
auch die Volkswirtſchaftslehre, wie fie berzeit 
in England flubiert werde und indirekt die öto- 
nomiſche Doltrin anderer, fonft politiſch unab⸗ 
hängiger Länder beeinfhuffe. Anftatt Annäherung 
der Preife der Rohprodufte und Fabrikate — 
nach Carey ein Zeichen der Eivilifation — habe 
daß britiihe Syſtem bie Verhinderung dieſer 
Annäherung im Auge. — Der angebeutete Ge- 
danfengang wird durch zahlreiche Beiſpiele er- 
Täutert, im verfchiebenften Zufammenhang wieber- 
holt und durch eingeflodhtene illuftrierende Zeich⸗ 
nungen veranſchaulicht. (Eine ſolche wiederlehrende 
Zeichnung zeigt das Rohmaterial der Welt nach 
England konzentriert, um von da als Produkt, 
Zeug, Eiſen in die ganze Welt zurückzukehren.) 
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Irland, Oft: und Weſtindien, die Türlei, ander- 
ſeits das ſchutzzoͤllneriſche Frankreich, ber Zoll⸗ 
verein find, abgejehen vom naheliegenden Amerika, 
Careys hauptfählichfte Beifpiele. In kurzer Zeit 
England bie indiſche Baummollinduftrie 
vernichtet, obwohl man dort den Robftoff, die 
Baummolle, zur Stelle habe. Die Indier, die 
Baumwolle und Reis erzeugten, konnten früher 
direft mit ihren Nachbarn taufchen, welche biefe 
Produkte in Zeug umwanbelten; jetzt ſeien fie 
gezwungen, ihren Reis und ihre Wolle nad) einem 
15000 Meilen weit entfernten Ort zu ſchicken, 
alfo nur mehr durch eine Lange ſchmale Schiff ⸗ 
brücte miteinander verbunden. Infolge davon 
babe die relative Arbeitsfumme, die auf ben 
Transport verwendet werbe, bebeutenb zugenom · 
men. Die Er Seen laute nun nicht mehr 
Indien Indien oder Samaila-Jamaila, ſondern 
Indien » England» Indien, Jamaila⸗ England» 
Jamaila mit aller Arbeitönergeubung, welche 
dann entftehe, wenn der Ort der Umwandlung 
vom Orte der Produktion entfernt ift. Dieſes 
Vorgehen, die englifch-wirtichaftliche Weltherr⸗ 
ſchaft ſei es, welche die Mannigfaltigkeit in der 
Entwicklung aller Nationen bedrohe. Durch feine 
beherrſchende Zwilchenhanbelsftellung, durch fein 
Streben, dem beweglichen fpefulativen Kapital 
des Handels das Übergewicht über das fize Kapital 
u geben und zu erhalten, ftöre England die wirt- 
heftige Thätigfeit der ganzen Welt und fei an 
den großen Produktions · Hanbele- und Kredit 
kriſen ſchuld. Ya die engliſchen Kapitaliften unter» 
zögen fich freiwillig ungeheuern Verluften, um 
die — — zu vernichten (Grund» 
lagen ap. 5 
Mit ber Macht des Handelsmannes wachſe — 
Centraliſation, die Carey nicht bio) 
wirtfchaftlicher, fondern auch 5 politifcher m 
ſicht verwirft (gl. in Bezug auf das fonft wegen 
feines Induſtrieſchußes gerühmte Frankreich die 
Vorrede zu ber hen Überfegung feineß Lehr- 
buchs [1870] 8 9). Die Handeläcentralifation 
ziele auf Vernichtung der Iofalen Gentren und 
Benachteiligung der Landwirtſchaft; die natür- 
en | liche Ordnung verlange, daß fich der Produzent 
und Konfument nebeneinander niederlafien. Je 
mehr dies der Fall fei, um fo billiger erfolge die 
Funktion des Handels, die Verteilung und Cir⸗ 
fulation, um jo rationeller (dies betont Carey 
namentlich in der fpäteren Zeit) könne die Land« 
wirtſchaft betrieben werben, der auf die Dauer 
bie umerjeßte Wegführung wertvoller Boden- 
beftanbteile üade Wer in iriſcher Weije alle 
maͤhlich feinen Boden exportiert, der wird damit 
enbigen, ſich ſelbſt exportieren zu müſſen. Liebig 
hat, wie er in feinen Chemiſchen Briefen hervor- 
hebt, mit ish in lebhaften Ideenaustauſch ges 
ftanden. Liebig eiferte jehr gam die Gentralie 
Iien, die zur Ausfuhr der Bodenprodufte ohne 
zur Verſchwendung ber Bobenbeftand« 
teile in die Waflerläufe und aus biefen in das 
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Meer führe. Wie Rom durch feine Kloaken Mil« 
Tionen Zentner Phosphorfäure und Kalifalze, die 
aus der ganzen Welt in Form von Brotftoff und 
Schlachtvieh dahin eingeführt wurben, ins Meer 
geſchütiet habe, jo thue heute London dasſelbe in 
Bezug auf England, Nordamerika und alle Länder, 
aus denen es feine drei Millionen Einwohner 
alimentiere, und die Möglichkeit hierzu biete ihm 
feine in Bezug auf bie ganze Welt geübte kauf 
männijche Gentralijation. 

Auf die Dauer, behauptet Carey, jet das bri⸗ 
tiſche Syſtem wirtfchaftlicher Gentralifation für 
England ſelbſt von Nachieil, und damit griff 
Carey feinen Gegner, die ihm gegemüberftehende, 
haupiſaͤchlich engliihe Nationalölonomie, im 
eigenen Lager an. Belang es ihm, bie Theorie 
Englands überhaupt zu entfräften, fo war ihre 
Gegnerſchaft auch in dem Punkte, auf den es 
Carey für die Unabhängigkeit feiner heimatlichen 
Induftrie vor allem ankam, nicht mehr zu fürch⸗ 
ten. Damit ſoll jedoch nicht gefagt fein, daß 
Carey die Aufdedung der Schattenjeiten der 
engliſchen Suprematie nur als Nebenzwed be» 
trachtete, im Gegenteil, Carey Hatte ein Herz 
für die aus den Mipftänden der geſellſchaftlichen 
Einrichtungen entjpringenden Leiden, und bie 
Umftände: feine amerikaniſche Staatsangehörig · 
feit, Abneigung gegen England, iriſche Äbkunft, 
jorgten dafür, daß jenes ‘Mitgefühl nicht durch 
eine zum minbeften fchroffe und abftrafte na- 
tionalöfonomifche Theorie umterdrüdt und be⸗ 
ſchwichtigt wurde, wie fie eben damals in Eng» 
land die Intereffen der ſich mächtig entwidelnden 
Großinduftrie und des engliihen Großhandels 
wiſſenſchaſtlich verfocht. Unter ihren Vertretern 
find namentlich Ricardo und Malthus zu nennen, 
welche die in England fi) zeigenden focialen 

Schattenjeiten zu einfeitig als eine Foige der 
Volfsvermehrung bezw. ber Vermehrung der 
Arbeitskräfte darftelten, bie, wie Ricardo zeigte, 
ſchneller zunehme als das der Beichäftigung 
von Arbeitskräften gewidmete Kapital (Lohn« 
fonds), daher den Lohn erniedrige und auf der 
Stufe des notdürftigen Lebensunterhaltes er⸗ 
halte (ehernes Lohngejeg). Dem gegenüber hatte 
die Heimat Careys, Amerifa, von einer Über» 
völferung noch wenig zu leiden, feine unaus · 
gebeuteten Schäße lodten vielmehr zu Einwanbe- 
rung, verlangten nad) ſtets neuen Arbeitskräften, 
die gut bezahlt wurden. Carey erflärt aljo die 
von der engliihen Nationalöfonomie als all- 
gemein dargeftellten Gejee und Tendenzen als 
engliſche Eigentümlichfeiten und Gefahren, her⸗ 
vorgehend aus dem ungejunden „britiihen Sy- 
ftem“, das eben mit Notwendigkeit ſchließlich 
au nichts anderem als zur Sklaverei ber Arbeit 
führe, weshalb fi ein Schuß gegen deſſen 
Störungen des reinen Naturvetlaufs dringend 
empfehle. Zu einem einzigen großen Fabrifg- und 
Hanbelsetabliffement geworden, fei England ber 
ſchlimmſten aller Herrihaften, derjenigen eines 
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focialen Handelsdeſpotismus, verfallen. Der bri⸗ 
tiſche Arbeiter fiehe zum Verbraucher feiner Lei« 
ftungen in gar feiner Beziehung, er fei ganz und 
gar dem Geſchick anheimgegeben, weiches die 
große Spekulation über ihn verhänge; der über» 
wucernde Handel am von ber Vermittlung 
fünftlich geſchaffener Trennungen. Die Arbeiter in 
den Sabrifen („Abzehrwerfftätten”) — vn 
bezahlt, um der engliſchen Induſtrie 

fremden Markte das Schlachtfeld der —— 
zu behaupten und das Unheil ihrer wirtſchaft- 
lichen Kriegführung auch im Schoß der fremden 
Bevölferung aufrecht zu erhalten, und bie eng- 
liche Nationalölonomie fanktioniere das, anftatt 
es zu befämpfen, und jdhematifiere als normal 
und allgemein volkswirtſchaftlich jene krankhaften 
Zuftände, bie nur aus dem Gewährenlafien ber 
ee und nationalen Selbftfucht erwach⸗ 
jen feien. 

Ganz befonder8 mußte Carey, der mit feinem 
amerifanifchen Optimismus überall eine grenzen« 
loſe Entwidlungsmöglichfeit vorausfeßt, die ie 
Amerika freilich, pralliſch unbedeutende, für all 
Länder aber wichtige eher Lehre, welde 
an bie natürlichen Schranken der 
erinnert, als anfechtbar erſcheinen. Gewöhnt 
an eine große Wertſchätzung der Arbeit, die 
Amerifa allerdings nicht der (der — ohne · 
hin verwandten) Rechtsordnung, ſondern ben thate 
fählichen Verhältniſſen verdankt, mußten Carey 
mande Süße der Malthusſchen Theorie 
faſt wie eine bögliche Erfindung erfcheinen, erdadht, 
um die höheren Klaſſen von der Schuld am focialen 
Ubel freizufpredhen. Die Malthusſche Lehre, bie 
in die Zeit des Sieges des Bürgertum einerfeits 
über Adel und Geiftlichkeit, anderjeits über bie 
ſchon damals erhobenen focialiftijchen Yorberumgen 
der unteren Klaſſen (1798—1806) fällt, mißfiel 
durch die ſchroffe Form, in der fie gegeben wurde. 
Ein Menſch, der in einer ſchon bejeßten Zelt ger 
boren wird, hat, jo heißt e8 da, wenn ihn feine 
Familie nicht ernährt oder die Geſellſchaft von 
feiner Arbeit feinen Gebrauch machen tan, nicht 
das mindeſte Recht auf irgend einen Teil von 
Nahrung. Am Gaſtmahl der Natur iſt für ihn 
nicht gebedt; die Natur gebietet ihm, ſich zu em⸗ 
fernen, und ermangelt auch nicht, dieſen Befehl 
ſelbſt in Vollzug zu ſetzen. Es ift begreiflich, daß 
der Ameritaner Carey dem gegenüber von einer 
unbeimlichen Wiſſenſchaft pricht und fich dagegen 
verwahrt, wenn Irlands Elend ganz im Malthus- 
hen Sinne durch Übernölferung und Kartoffel- 
nahrung erflärt wurbe, a aus der Geſchichte 
feines Verhältniſſes zu England oder aus dem 
Abſentismus feiner Hauptkonſumenten, ber Grund« 
eigentümer, wodurd feine Vervielfältigung der 
Beichäftigungsarten entftehen könne, und gegen 
den Carey ſchon in Rate of Wages (1835) 
eifert. Nichts anderes als die engliſche Gentralie 
fation von Hanbel und Inbuftrie der Welt habe 
die Notwendigkeit erzeugt, die Theorie einer Uber⸗ 
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vöflerung zu lehren, durch die der Reiche und 
Mächtige in ſtand gejegt werde, fih mit dem 
Gebanten zu tröflen, daß Armut und Elend 
um ihn im göttlichen Weltplan Tiege. — Wie 
fo oft, hat Carey auch bei diefem Änlaſſe ſtark 
übertrieben und in feinem amerikaniſchen Optie 
mismus bie Möglichkeit einer partiellen Uber⸗ 
völferung, bie Richtigfeit des Satzes, daß die 
Vermehrung der Menſchen in alten Kultur⸗ 
ländern durch bie geringere Vermehrung ber 
Nahrungsmittel bebingt ift, nicht berüdfichtigt. 
Die von Carey allein ins Auge gefaßte welt 
wirtſchaftliche Seite, der zufolge England die 
Weltinduftrie zu fehr fonzentriere, ift nur die eine 
Seite; die andere Seite Liegt in der modernen 
Vermögensrehtsorbnung, wonach die Lage bloß 
auf Arbeit Angewieſener eine jhrittweife immer 
traurigere wurde. Das Iehte Gejeh der Preig- 
bildung liegt nicht in Angebot und Nachfrage, 
das nur die Schwanfungen im ganzen Verlauf 
erflätt; das tiefere Geſeß der Preisentwidlung 
liegt in letzter Linie in ber Vermögensrehtsorb- 
nung, aljo, wie heute bie Dinge ftehen, im Ver⸗ 
bältniß von Beſiß und Arbeit, von denen erſterer 
überwiegend (joweit er nicht felbft Güterfäufer tft) 
ein güterpreisfteigerndes, — Iehtere, die Arbeit, 
ein entgegengejehtes Streben hat. Malthus hätte 
aud den weiteren Gebanfen betonen follen, wie 
eine größere wirtſchaftliche Gerechtigkeit, befiere 
Stellung der Arbeit, die Kaufkraft der großen 
Maſſe zu heben und damit partielle Übervölterung 
ziemlich weit Hinauszurüden im ftande fei. An 
Keimen zu biejen Gebanten hätte es Malthus 
nicht gefehlt; er fagt ja jelbft, daß nur jene Men⸗ 
ſchen überflüfftg feien, deren „Arbeit Die Gefell- 
ſchaft nicht bedarf”, was aber in einer gut organi« 
fierten —— ohne eigenes Verſchulden nie 
vortommen ſoll. Erſt die Socialiſten, deren 
Stärke in der Kritik des dkonomiſchen Liberalismus 
befteht, machten entſchieden darauf aufmerkſam, 
obwohl ihre eigenen Vorfchläge zu wenig mit den 
natürlichen Produftionsbebingungen rechnen (Ad. 
Wagner, Grundlegung d. polit. Ofon. I, 128). 
Gerade bier bei den materiellen Dingen der 
Menſchheit zeigt fich die Wahrheit, daß es in 
letzter Linie immer wieder auf das ethiſche Mo⸗ 
ment anlommt und chriftliche Gefinnung und 
Hriftlicher Idealismus, die in edleren Naturen 
freiwillige Entfagung zu erregen und zu erhalten 
bermögen, große Beruhigung auch in diefer Frage 
gewähren. Vol. d. Art. Bevölferung. 

Ein weiterer Vertreter engliſcher Volkswirt» 
ſchaft, mit dem Carey in Streit geriet, ift der 
durch feine Abftraftionen und rüchſichtsloſen 
Debuftionen auffallende Ricardo, der die 
Reihenfolge wirtſchaftlicher Erſcheinungen faft mit 
mathematiſcher Schärfe oder Naturgejegen ähnlich 
darlegt, aber immer unter der beſtändigen ſtillſchwei⸗ 
genden Vorausſetzung (gegenwärtiger Rechtsord⸗ 
nung und) ausſchließlichen wirtſchaftlichen Selbft« 
interefjes. Ricardos Lehre enthält daher bie fchärffte 


Carey. 





1118 


und abftratiefte Yormulierung ber modernen 
Stellung der Arbeit, fie zeigt ihren Gegenfaß zum 
Rapital, das durch geringe Entlohnung gewinne, 
während (hier erinnert Ricardo an Malthus) die 
Vermehrung der ſich anbietenden Arbeitskräfte ben 
Lohn auf dem notdürftigen Lebensunterhalt zu 
balten firebe. Uberdies war Ricardo, der in feinen 
Abftraktionen auch von der Abteilung der Dien- 
ſchen nad) Staaten abjah, für das Kaufen, wo 
etwas am billigften ift, alſo Freihändler, und 
verwertete unter anderem bie ſchon von Malthus 
vorgetrageme, von ihm weiter entwidelte Grund» 
rententheorie in dem zwijchen landed und mo- 
ney interest entbrannten Kampf um die Korn⸗ 
zölle. In der Heimat Careys dagegen war von 
einem Gegenſaß zwiſchen Kapital und Arbeit, 
wenigſtens damals, noch nichts zu merfen, und 
die Überfülle an unangebauten Flächen ließ das 
in den Boden hineingeftedte Kapital als die Haupt ⸗ 
ſache erfcheinen. Dazu lam der Umftand, daß 
Carey an Ort und Stelle den Gang der Boden» 
kultur hiſtoriſch getrener zu ſchildern in ber Lage 
und fomit geneigt war, die ganze Nicarbofche 
Lehre für umrichtig zu halten. Bobenprobufte 
gleicher Dienge und Güte, jagt Ricarbo, werden 
auf Grimdftüden von ungleicher Fruchtbarkeit 
mit jehr verjchiebenem Kapital · und Arbeitsauf⸗ 
wand probugiert, und doch ift ihr Preis auf dem⸗ 
felben Marfte regelmäßig derfelbe und ſteht auf 
die Dauer mindeitens jo hoch, daß auch auf dem 
unfruchtbaren Boben, welcher gleichwohl zur Be⸗ 
friedigung des Gefamtbebarfs mitbeftellt werden 
muß, die Koſten vergütet werden. Sehr unfrucht« 
barer Boden braucht feine Rente abzuwerfen. Der 
befjere, welcher bei Anwendung gleicher Kapitals- 
und Arbeitgmenge einen größeren Ertrag liefert, 
gewährt einen Überſchuß über die Produktions» 
foften einſchließlich der durchſchnittlichen Zinfen 
des Betriebs · und Meliorationsfapitals. Diejer 
Uberſchuß ift die Grundrente, in der Regel offen- 
bar um fo höher, je größer bie Fruchlbarkeits⸗ 
bifferenzen zwiſchen dem jchlechteften und beiten 
Boden. Dieje Grundrente wirb bei Zunahme der 
Bevollerung ein fletS wachſender Teil des Volls⸗ 
einfommens, das Eintommender Grundeigentümer 
alfo ein immer größereß werben. Diele ganze 
eh fehr abftraft zugefpigt und ge⸗ 
eignet, die Gewinne der Grundeigentümer den 
Gewinnen der Kapitaliften gegenüber als minder 
berechtigt, jomit die von den Fabrikanten ge= 
wünjchte Aufhebung ber jene ſchühenden Kornzoͤlle 
als motiviert darzuftellen. Carey, der die großen 
amerilaniſchen landwirtſchaftlichen Verbefjerungen 
vor Augen hat, ſieht auch in der Frage der Grund⸗ 
rente, bie er leugnet, einen lange dauernden Fort · 
ſchritt und eine im Verhältnis zum Eigentümer 
ſtets günftigere Lage des Bebauers, Nach Carey 
(Grundlagen Kap. 42) vermindert ſich die dem 
Grundherrn zufallende Duote. Da die Macht 
des Menſchen über die Natur wachſe und ber 
Wert fih nad den Reprobuftionsfoften richte, 
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jo fofte Die Herftellung eines Gutes fpäter weniger 
übe als anfangs. Es müſſe ſich aljo im Padıt- 
falle der Eigentümer des Gutes mit einer ge» 
ringeren Quote begnügen, beren Betrag allerdings 
infolge fteigenden Ertrages desſelben Grundſtũckes 
eſtiegen ſei. Das offen gelaſſene Ende dieſer 
— iſt die unausgeſprochene Annahme, 
die eben nur in Amerifa, nicht aber in „geſchloſ⸗ 
fenen Ländern“ zutrifft, daß ſich unbefehtes Land 
vorfindet, daB eben eine ungünftige Konkurrenz 
befiglofer Pächter zu verhüten im ftande if. In 
Wirklichkeit, aljo abgefehen von Außnahmen, wie 
fie Kolonialländer mit fi) bringen, befteht aller- 
dings die Tendenz des mobernen (romiſchen), zu 
abfolut ausgebildeten Eigentums (}. d. Art.), ſei⸗ 
nen Anteil am Nationaleintommen zu vergrößern, 
ober umgekehrt: die Zunahme der Bevölferung 
bei gleichbleibender Größe des Grundeigentums 
bringt, wenn wir von den durch Das bewegliche 
Eigentum geſchaffenen Verhälmniffen abfehen, eine 
Sen Abhängigkeit der Nichtgrumbeigentümer 
mit fi. 

Gtüdticher als mit ber ——— Ri⸗ 
cardoſchen Grundrentenbegriffs war Carey mit 
feiner Belämpfung der Vorſtellungen über den 
Gang der Bodenkultur, durch den Ricardo die 
Rente entftehen läßt. Letzterer nimmt nämlid an, 
daß in Ländern beginnenber Kultur zunächſt 
die fruchtbarften und am günftigften gelegenen 
Grundftüde angebaut werben. Carey zeigt da⸗ 
egen, daß nicht die fruchtbarften, fondern die un« 

chtbarſien Srundftüde zuerft in Kultur genom- 
men werben. Nicht die jumpfige Niederung der 
Flüffe mit ihren tiefen Schichten humusreichen 
Bodens, jondern ber magere, an ben Hügeln 
gelegene, nur mit einer ſchwachen Vegetation be» 
dedte Boden wurde er bebaut, Faßt man 
übrigens das Nicardofhe Wort „fruchtbar“ 
weniger im naturwiſſenſchaftlichen als im wirte 
ſchafllichen Sinne — als ergiebig — auf, fo 
bleibt der fruchtbarſte Boden derjenige, der bie 
unter bem beſtehenden Verhältniſſen mögliche Ar- 
beit8= und Kapitalsverwendung durch bie höchften 
Erträge lohnt. 

Die im vorftehenden kurz ffigzierten Angriffe 

iegen die engliſche Theorie und Praxis, die ja 

At durchweg eine amerifanifche Färbung an ſich 
tragen, wurden in den Vereinigten Staaten mit 
großem Beifall aufgenommen. Insbefondere in 
den 60er Jahren herrſchte bei einem großen 
Zeil der republilaniſchen Partei eine feindfelige 
Stimmung gegen England, das in der Zeit des 
Bürgerkrieges mit den Südſtaaten jympathifiert, 
fe anerfannt und unterftüßt hatte, und ftärkte bie 
namentlich in den Oftftaaten in Fluß gefommene 
Schutzzollbewegung. 

Außer feinen zahlreichen Schriften zur Unter 
flügung der fehußzölineriichen Politik hat Carey 
aud zu andern wirtſchaftlichen ragen feiner 
ee Stellung genommen. So war fein Ein- 
uß auf die Gejehgebung über das Geldweſen 
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fühlbar. Er hob die Vorteile des Papiergeldes 
(Greenbacks) hervor, welches die Union als 
finanzielle Folge des Bürgerkrieges von 1865 bis 
1878 zu verwenden veranlaßt war. Man hatte 
bie großen Koſten des Krieges durch Erhöhung 
ber Zölle, Einführung neuer Steuern, deren & 
früher wenige gab, und namentlich durch Papiergeld 
(legal tender bill) gededt. Zuerft (25. Februar 
1862) gab man Trefor= oder Kaſſenſcheine anz, 
Anmeifungen bes Staates auf fid) ſelbſt. Da aber 
an bie amerifanifche Bundeskaſſe verhältnismäßig 
fehr geringe Abgaben bezahlt wurden — denn bie 
Zölle mußten in Golb gezahlt werden —, fo 
fuchte man die Treforfcheine dadurch im Umlauf 
zu bringen, daf man fie zum gejeglihen Zahlungs 
mittel bei Bezahlung aller öffentlichen und Pri⸗ 
vatfchulden erflärte. Als es ſich nad) dem Ende 
des Bürgerkrieges (1865) um die Wiederaufnahme 
der Barzahlungen (contraction, Herſtellung der 
Valuta, was erſt ſeit der Refumptionsafte [1875] 
zu ftande fam) handelte, waren bie Meinungen 
geteilt. Im April 1865 verfaßte Carey einen im 
New York Herald abgebrudten Brief an den 
Schatzſekretär gegen die Wieberherftellung der 
Valuia, ſchrieb da8 blühende Gefchäft in den Ber- 
einigten Staaten währenb des Bürgerfrieges ben 
Greenbacks (Noten der Regierung) und ſon ⸗ 
fligem Papiergeld zu und bezeichnete dem hoben 
Goldpreis und den Überfluß an hen, das 
unausführbare Papiergeld (national money) 
als Schutz gegen die Konkurrenz des Auslandes 
und Bejdrderungsmittel des einheimifchen Ge 
werbefleißes. Diefe Anficht vertrat Carey and 
fpäter wiederholt, jo in Our Resources (1866), 
Contraction or Expansion (1866), Shall we 
have Peace (1869). Die Barzahlungen wurden 
erft am 1. Januar 1879 wieder aufgerommen, 
von weldem Tage an die Regierung jede Schuld» 
forberung in Gold zu begleichen ſich bereit em 
Härte. 

Mit Careys amerilaniſcher Vorliebe für die 
Decentralifation hängt e8 zufammen, daß er 
in der Bankfrage ſchon fehr früh (1840) 
der vollen Freiheit huldigt. Er ift ein Gegner 
des Bankmonopols, wie e8 bie Bank von Eng 
land darftelle, und Verteidiger des Freibankiyftems 
und huldigt infolge feiner Theorie vom Vorteil 
bes Vorhandenſeins zahlreicher die Affociation 
fördernber Eirkulationsmittel der Papi 
gabe in einem hohen Maße. Um den Beineren 
Banken auf dem Lande aufzubelfen und Die Roten 
der Banken mehr durch das Land zu verbreiten, 
empfahl er 1869, da8 Depofitengeichäft einzu- 
chraͤnken. Carey betrachtete die Banken überhaupt 
weniger in ihrer Funktion als Sreditanftalten, 
fondern mehr in ihrer Funktion als Zettelbanten 
(banks of issue). In der That fpielten die zahf- 
reichen ſogen. Nationalbanten in diefer Beziehung 
eine nicht unbebentenbe Rolle. Zur Verminderung 
der durch ben Bürgerkrieg auf über 2756 Millionen 
Dollars (1. Auguft 1865) angewachſenen Staate- 
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ſchuld — am 1. Juli 1878 nur mehr 1999 Mil« 
fionen — bebiente ſich die Abminiftration neben 
Konvertierung, pünktlicher Zinszahlung, Steuer 
erhöhung und hohen Zöllen auch des Nationale 
bantenfyftems, bei deſſen Begünftigung die Nach ⸗ 
frage nach Vereinigten-Staaten-Bonds auf dem 
einheimiſchen Markt vermehrt und folglich eine 
Beltändigfeit in deren Wert erzielt wurde, da 
nad norbamerifanifhem Bankrecht (Gefeh von 
1864 und fpäter) Zettelbanfen bei einer Staats- 
behörde ein Pfand in Staatspapieren hinterlegen 
möüffen, wofür fie dann bis zu einer beftimmten 
Quote des Pfandes (Magimum 90 Prozent) 
Banknoten ausgeben dürfen. Diefe müfien ſamt 
den Depofiten an Heineren Plägen mit wenigſtens 
15 Prozent, an größeren mtt wenigſtens 25 Pro⸗ 
jent in gejeßlich norbamerifanijcher Währung ger 
et fein. — Als 1853 zwiſchen Nordamerika 
und England Verhandlungen eingeleitet wurben 
über einen internationalen Verlagsvertrag 
zur Ausdehnung der betreffenden Berlagsrechte 
auf das gegenfeitige Gebiet, ſchrieb Carey Letters 
on International Copyright (72 ©.) zu dem 
Zwed, den Abſchluß dieſes bereits bem Senat zur 
Genehmigung vorgelegten Vertrages zu verhin- 
dern, ein Zwed, welchen der Verfafjer auch voll» 
ftändig erreichte. Auch bier begegnen wir ber 
Idee von ber Nüplichkeit des birelten Verkehrs 
zwiſchen Produzenten und Sonfumenten, Forſcher 
und Lejepublifum, zwifchen denen ſich die Schrift« 
fleller als Vermittler einſchieben. Den Autor 
müſſe einheimifcher Markt und Abfah jchügen, 
und den gebe e8 in England infolge feiner Cen⸗ 
tralifation nicht ; da alle produzierenden Kräfte in 
die Weltftabt firdömen, vermindere ſich auf dem 
Lande bie Iofale Nachfrage nach ſchriftftelleriſchem 
Talent. In London aber erbrüde die centralis 
fierte Konkurrenz und außerdem bie für die Koften 
der Gentralifation (Soldaten, Matrofen zc.) zu 
zahlende ftantliche Belaftung. 

DI. Careys Lehrgebäude. Wie ſchon oben 
benierft, begnügte ſich Carey nicht, zur Verleidie 
gung der von ihm vertretenen Interefien und 
feiner praltiſchen Vorſchläge in brennenden Fragen 
einzelne Gründe darzulegen, er gab vielmehr den- 
ſelben größeren, umfaljenden Nachdruck durch 
Verknüpfung zu einem geordneten Ganzen. Wie 
ſehr dasſelbe aus Careys praltiſchen Beſtrebungen 
herausgewachſen, iſt nach dem Vorausgegangenen 
unſchwer zu erſehen. 

Careys Lehrgebäube wird getragen vom Grund- 
gedanken der Abhängigkeit reiner Agrikulturs 
ſtaaten. Ein Organismus fteht um jo tiefer, je 
mehr Gleichartigkeit feiner Teile er befigt, — um 
fo höher, je verjhiebener die Funktionen feiner 
Teile find. Je vollfommener die Entwidlung 
menſchlicher Fähigfeiten, um fo höher die fociale 
Organifation, defto vollflänbiger die Selbftändig« 
teit. Mit ber Bevölkerung wächft die Iofale Afjo- 
ciation, worunter Carey nicht Die genoffenfchaftliche 
Vereinigung, ſondern den Austauſch der Dienft- 

Gtantätegiton. I. 2. Aufl. 


Carey. 





1122 


leiſtungen, die Arbeitsteilung innerhalb eines 
eng geſchloſſenen Ganzen verfteht. Wenn die Aſſo⸗ 
ciationstraft wächſt, nimmt die Nüßtlichkeit (nad 
Carey die Macht des Menſchen über die Natur) 
zu, und der Wert (Macht der Natur über den 
Menihen, Maß des MWiderftandes, den fie der 
Befriedigung feiner Wünfche entgegenfegt) nimmt 
in demſelben Maße ab. Wenn der Wert ber 
Lebensbebürfnifie finkt, fleigt ber Wert des Men- 
ſchen unter beftändiger Entwidiung der Indie 
vidualität und beftändiger Zunahme der Sicher« 
beit im Genuß ber perjönlichen und Eigentums« 
rechte. Wenn bie Perfonen und das Eigentum 
ficherer werben, werben die Menſchen und das 
Kapital mehr firiert und die latenten Kräfte der 
Natur mehr und mehr entwickelt werden, es ent» 
fteht eine erhöhte Tendenz zur Schaffung lokaler 
Gentren und zur Begründung des jhönen Syſtems, 
welches das Univerfum, von bem bie Erde einen 
Zeil bildet, in Ordnung hält. Wenn die Iofalen 
Centren an Zahl und Anziehungskraft zunehmen, 
wächft die Aſſociationskraft beftändig, und jeder 
Schritt in dieſer Richtung, ift begleitet von einer 
Verminderung der Notwendigkeit, die Dienfte des 
— zu benugen, von Zunahme ber 

robuktionäfraft, von Kapitalzuwachs und Zu⸗ 
nahme der Cirkulationsgeſchwindigkeit nebſt ent« 
ſprechender Zunahme bes Verkehrs. Je geringer 
die Arbeitsquantität, die auf Bewerkſielligung 
bon Ortsveränderungen verwendet wird, defto 
größer die Quantität, die auf die Produktion ver ⸗ 
wendet werden kann: ein Gebante, ber oft wieber« 
fehrt. Auf allen Stufen diefer Kaufalzufammen- 
hänge wiederholt nämlich Carey die ttenfeiten 
„britifchen Syſtems“, befämpft mit Eifer die 
engliihe Handelsmacht und die Schädigung an- 
derer Nationen durch dieſelbe. Nicht der Handel, 
ber internationale Warenaustauſch (trade), der 
centralifiere und monopolifiere, jei zu begünftigen, 
— fondern ber Verkehr, Binnenhandel (com- 
merce), bie lokal mannigfaltigen Austaufche, die 
Schaffung Iofaler Gentren, die Totale Paarung 
ber agrifolen und induftriellen Kräfte. Der Ver⸗ 
kehr, der Akt, durch welchen Verbraucher und 

ervorbringer ihre Leiftungen austaufchen, iſt die 

uptfache, ift zu begünftigen. Der Handel ift 
nur das felbftändige Werkzeug, durch welches 
jener Verkehr vermittelt wird. Der zwiſchen Ver⸗ 
braucher und Hervorbringer ftehende Hanbels- 
mann ftrebt nad) Profit im Kauf und noch einmal 
nad) Profit im Verkauf und fucht die Konkurrenz 
fo zu geftalten, daß fie ihm die höchften Gewinne 
bringt, ohne Rüdficht auf die faux frais unnötiger 
Transporifoften und Vergeudung menfchlicher 
Arbeitskräfte. 

Bei der Darlegung und beſtändigen Wieder- 
holung dieſer Kaufalzufammenhänge nun fehlt es 
nit an Übertreibungen und Sprüngen, 
auf welche hingewieſen werben muß, um Careys 
Stellung in ber politiihen Ökonomie, als deren 
bedentendfter amerifanifcher Vertreter er gilt, zu 
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beurteilen. — In Wiffenfchaften, die auf praf« 
tiſches Wirken geftellt find, ift es unvermeidlich, 
daß der Eifer für wirkliche oder vermeintliche 
Verbefferungen die Stetigfeit der Entwidlung 
flört und der warme Wunſch nach Reformen und 
Milderung beobachteter iÜbelftände die Einfeitig- 
feit neuer Ideen und Gedanken nod mehr für 


dert, als e8 ohnehin bei neuen Forſchungen in | wahı 


allen Wiſſenſchaften der Fall ift. Die Phyfio- 
traten, Freihändler, Socialiften, Lift, Schulze 
Deligich, auch Ricardo, lebten und dienten ebenſo⸗ 
ſehr praktifchen Beftrebungen als ber Theorie. 
Gewiſſe Kauſalzuſammenhaͤnge, die in der Rich-⸗ 
tung der angeftrebten Anderung liegen, werben 
mit kühn aufgebautem und Fu A in 
Beweismaterial zu ſtets wiederholten Dogmen 
verarbeitet ohne Rückſicht auf etwaige Sprünge, 
die ein ruhiger Gelehrter zu vermeiden eher ſich 
die Zeit nimmt umb die Muße findet. Der fchrift« 
ftellerifche Praktiler verliert leichter das Ebenmaß, 
er verfolgt einzelne berechtigte Gedanken, die er 
leicht falſch formuliert, indbefondere zu jehr ver« 
allgemeinert, indem er die mitwirfenden gleich⸗ 
zeitigen Urſachen überfieht. Sehr oft fommt noch 
der Mangel ſtreng wiſſenſchaftlicher Schulung 
dazu, bie durch eifriges Selbftfiudium nur ſchwer 
erjet werben Tann. So finden fi denn in 
Careys Methode eine Reihe von Mängeln, von 
denen einige erwähnt fein mögen. 

Bor allem find die naturwiſſenſchaftlichen 
Ahnlichkeiten biß zum er ausgeſpon · 
nen, ja die phufiichen und ſocialen Geſetze nahezu 
identifiziert. Die den Stoff beherrſchenden Gejehe 
ſeien überall und —— ob nun 
diefer Stoff in feiner rohen Geſtaltung oder ob 
er in ber Form des Menjchen ihr Gegenftand 
wird (vgl. jein Ichtes größere Wert: The Unity 
of Law, 1872). Richtig ift, daß die Wiljen« 
fchaften zu einander im Verhältnis ftehen und in 
Teßter Linie die Wahrheit eine ift; aber damit ift 
noch lange nicht die Identität der Gravitationd« 
und der Aſſociationsgeſetze behauptet, und bie 
Anziehungskraft, welche die Planeten in ihrem 
Gange und die Menfchen in ihrer Verteilung auf 
die verſchiedenen Anſiedlungen beherrſcht, ift Durch« 
aus nicht diefelbe. Was von den Gefehen der 
Anziehung und Abſtoßung, der Gentripetalität 
und Gentrifugalität, der Wärme und der Kälte 
im focialen Leben Ay} wird, bleibt Analogie, 
Gleichnis, und bricht ſich an ber Eigenart des 
Rechtslebens, das mit dem Fundamentalfae der 
Freiheit des Willens und der freien Entſchließung 
zu Recht oder Unrecht untrennbar verbunden ift. 
Die naturwiſſenſchafilichen Kenntniffe können ber 
politiihen Ofonomie gewiß gute Dienfte leiften, 
ein Beifpiel bietet Die oben erwähnte Liebigiche 
Bodenerjhöpfungsiehre, — fie müſſen jedoch in 
den richtigen Schranken verwertet werben. Die 
Belämpfung ber Malthusſchen Lehre durch die 
naturgeſchichtliche Erfahrung der geringen Ver- 
mehrung der am feiniten organijierten Tiere, 
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womit ba8 vereinzelte Beiſpiel der geringen burdh= 


ſchnittlichen Kinderzahl der amerikaniſchen Präfi- 
denten in Beziehung gebracht wird, iſt wenig 


Riabang, 
ie die naturgeſchichtlichen Analogien, find 
auch Eareys gefhihtlihe Entwidlungs- 
gejege mehr geiftreich als verläßlich. Um einen 
ven Kern berauszufchälen, ift man genötigt, 
das von Carey aus ber Geſchichte abgeleitete 
„Geſetz“ in einem jehr befchräntten Sinne aufzu- 
faflen. Nach Carey ift die Verbefjerung der Lage 
hr * ein Teil der —— — und dies 
auch (ausgenommen bie unter der Hanbels- 
herrſchaft ftehenden Länder) bis zur Gegenwart 
nachweislich: „Im Mittelalter wüteten in Frant- 
reich faft ununterbrochen Kriege, daher war bis 
zum Ausbruch der franzöfiihen Revolution das 
Recht zu arbeiten ein Privilegium“ (Grundlagen 
Rop. 44). In Wirklichkeit ift Die verknöcherte 
Privilegienwirtſchaft erft ein Vroduft der Zeit bes 
Abfolutismus, und die Arbeit juriſtiſch (abgeſehen 
von ben techniſchen Verbefjerungen und der Pro⸗ 
duftionsvermehrung feither) nie günftiger geftellt 
geweien als in der kanoniſtiſchen Zeit, wo die 
weittwichtigfte Einfommensart, die Befigrente, 

8 Einkommen nur aus Befig, einer fehr |trengen 
Kontrolle unterlag, oder richtiger, überhaupt der 
Ichroffen Trennung dieſer Einfommensarten im 
Interefe der Arbeit vorzubeugen getrachtet wurde. 
— Ein anderes tröftliches Geſeh beflehe darin, 
daß die urſprünglich im eigenen Intereſſe des 
Kriegers geübte Thätigfeit fpäterhin auf das Maß 
einer inneren und äußeren Sicherheit zurüdgeführt 
werde. Zwar dehne ſich der Kriegsapparat aus, 
allein die betreffenden Funktionen bildeten einen 
immer geringeren Bruchteil der Lebensenergie der 
ganzen Geſellſchaft. Angefichts ber Koſten des 
Militarismus und der Abnahme ber Heiligfeit des 
Völferrechts ift jenes Geſetz, milde geurteilt, 
eine gewagte Behauptung. Höchitens das bleibt 
als richtige Erkenntnis Careys, daß nicht kriege ⸗ 
rifcher Fortſchritt, fondern bie Verminderung des 
Krieges als Maßſtab für Eivilifation und all- 
gemeine Wohlfahrt zu gelten hat. Im ähnlicher 
Weiſe könnten auch einem andern Gefeh gegenüber 
Zweifel ——— werden, dem Geſehe näm« 
li, daß in den Anfangsperioden geringe Sicher 
beit um ben Preis ſchwerer Steuern gewonnen 
werde, dagegen wenn bie Bejchäftigungen ſich ver⸗ 
vielfältigen und die Menſchen mehr in ben Stanb 
gefegt werben, ſich zu vereinigen, die Sicherheit 
zunehme und um geringeren Preis gewonnen 
werde, wie die Entfaltung der Gejchichte bis zur 
Gegenwart beweiſe. 

Größere Wichtigfeit für fpätere nationalöfo- 
nomifche Polemik haben jene Geſetze erlangt, die 
Carey fpeciell in Bezug auf das gegenfeitige Ver⸗ 
hältnis von Kapital und Arbeit, aber mehr 
geiftreich als verläßlich, formuliert hat. Die hohen 
Gewinne (Höhe im Verhältnis zum Anteil des 
Arbeiters gedacht) find nach Carey dad Kenn« 
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eichen einer noch unentwidelten ober einer rüd« 
Nersitenben Volkswirtſchaft, da fie Wirkung eines 
Wirtſchaftsbetriebes find, der auf unmittelbare 
oder mittelbare, politiſche oder fociale, juriftiihe 
oder wirtjchaftliche Sklaverei gegründet ift, weil 
im Laufe der Zeit (und dies flieht Carey bis zur 
Gegenwart) dad Werkzeug ber Produftion, das 
Rapital, an Macht über die Arbeit immer mehr 
einbüße. Der Beweis, daß ſich die politifche 
Olonomie bißher in dieſem Sinne entwidelt habe, 
ift ſehr ungenügend auf einige wenige flatiftijche 
Notizen bafiert: Brutus nahm 40 Prozent, Hein» 
rich VIIL geftattele 10 Prozent, jet nimmt man 
in England hödjftens 4 Wrogent (Grundlagen 
Kap. 41). Dabei umterläuft noch ber Fehler 
der Verwechslung von Duote bed Gefamtertrages 
der mit Hilfe des Kapitals zu verrichtenden 
Arbeit — mit Duote im Sinne von Zinsfuß, 
d. h. Kapitaleinkommen im Verhältnis zum Kapital · 
ſtock (f. v. Böhm⸗Bawerk, Kapitalzinstheorie I 
[1884), 181 ff.). Als Stern bleibt Tarehs rich⸗ 
tige Anſicht, daß über den Grad der von einer 
Volkswirtſchaft erreichten Vollkommenheit bie 
Stellung und Lage der Arbeit entſcheide; falſch 
dagegen ift, baf dies bis zur Stunde auch bes 
obachtet werben Tönne und nur die Freihandels» 
länder eine Ausnahme bilben. Lange, der erfte 
umfafjende Kritiker Careys, der jedoch deſſen troß 
aller Phrajen vorhandene Genialität nicht ge⸗ 
nügend würdigt, beeilte ſich, zu zeigen, daß die 
Arbeit eben überall, wo ſich die Induſtrie bisher 
im großen Maßftab entfaltet habe, mehr und mehr 
dem Proletariat verfalle (Lange, Mills Anfichten 
über die fociale frage, 1866). 

Gerade das eben berührte Geſeß der Inter- 
eſſenharmon ie von Kapital und Arbeit ver» 
bient infofern noch einige Worte der Ausführung, 
als bie darin niedergelegte optimiftifche Idee in 
dem infolge des Socialismus entbrannten gei« 
ſtigen Kampfe zur Verteibigung der feit 1789 
eſellſchaftsordnung verwertet wurbe 

geiftreiche Amerifaner indireft auf 
fpätere Polemik einmwirkte, obwohl er felbft noch 
keine Urſache hatte, den Socialismus bejonbers 
hervorzuheben, und obwohl man in feinen Schrife 
ten diesbezügliche Fragen über Arbeitseinftellung, 
Stoatshike, Selbſthilfe u. dgl. vergeblich fucht. 
— Im Gegenfaß zu Malthus’ und Ricardos 
rüdficgtslofen, die Stellung ber Arbeit in ungün« 
fligem Lichte zeigenden Darftellungen der (gegen« 
wärtigen, insbefondere englijchen) Volkswiriſchaft 
hatte Carey optimiftiichen Anſchauungen gehuldigt. 
Die Tendenz zur Gleichheit nehme von Tag zu 
Tag zu. Das Intereffe von Kapital und Arbeit 
flehe im Einklang, denn bei wachjender menſch⸗ 
licher Gejchicltichfeit und wachiender Produftivität 
der Arbeit gewönnen beide, Der Unternehmer 
erhalte zwar einen geringeren Bruchteil, aber ob» 
wohl diefer Bruchteil ſinke, fteige dennoch fein 
Geſamtgewinn; das Kapital nämlich, aljo das 
Werkzeug, womit ber Menſch die Kraft erwirbt, 
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die Naturkraft feinem Dienfle zu unterwerfen, 
erhalte in den Anfangsftadien der Geſellſchaft eine 
beträchtliche Quote des Gejamtertrages der mit 
Hilfe des Kapitals zu verrichtenden Arbeit, und 
zwar eine beträchtlichere Quote alß fpäter, mo Durch 
die wachſende Geſchicklichleit die Reprodultions⸗ 
koſten im allgemeinen, alſo auch die des Kapital» 
werfzeuges, finten. Das erfte Meſſer von Stein 
3. B. war die Frucht einer weit ſchwereren Arbeit, 
als man fpäter zur Anfertigung eines Meffers von 
Erz nötig hatte. Das nüßlichere Werkzeug wird 
um ben reis einer viel geringeren Arbeit erlangt, 
als man früher für das ſchlechtere gegeben hatte, 
folglich finfen Die älteren Werkzeuge (und ähnlich 
ſei es infolge der Ianbwirtichaftlichen Verbeſſe- 
rungen auch mit dem Grund und Boden) im 
Werte. Der Kapitalift gewinne dadurch, daß er 
beftändig zunehmende Ouantität erhalte, die fich 
aus einer zwar ſtets abnehmenden Quote, aber 
von einem beftändig fteigenden Ertrage ergebe; 
der Arbeiter aber gewinne nod) weit mehr, da er 
eine ftetß zunehmende Quote von biefer vermehrten 
Quantität erhalte (Principles of Pol. Econ., 
1837—1840). 

Die dargelegten optimiftiihen Zufammenftel« 
Iungen Gareys, bie Daten von der Harmonie 
ber Intereſſen zwiſchen Kapital und Arbeit, gaben 
dem Franzoſen Baftiat in feinem Kampfe gegen 
den Socialismus mannigfache Anregung und 
bildeten ein Hauptmaterial E feinen Harmonies 
&conomiques, um die vom Socialismus bebrohten 
Einrihtungen zu jhügen und zu ſtützen. So 
erinnert Baftints Rechtfertigung des Zinfes, feine 

rmonie zwiſchen Kapital und Arbeit ganz an 

red; Baſtiats Anwendung ber Arbeitstheorie 
auch auf daB Grundeigentum, Verwerfung ber 
unverbient erfcheinenden Grundrente, ift auf 
Careys Angriffe gegen Ricardo aufgebaut. Den 
Tauſchwert der Grunbftüde führt Baftiat auf die 
auf diefelben verwendete Arbeitd- und Kapitald« 
menge zurüd, und bie Ungleichheit der Grund» 
ftüdgerträge auf die Ungleichheit der aufgemendeten 
Arbeits· und Kapitalgmengen — ein, wie na⸗ 
mentlich das ftädtiihe Grundeigentum und bie 
Wichtigkeit der Verkehrslage zeigt, mißlungener 
Verſuch. — Nicht viel günftiger fteht e8 mit dem 
fpäter auch in Deutichland von Max Wirth und 
Schulze⸗ Delitzſch veriverteten Satze, daß die Lage 
der Arbeiter mit ſteigendem Nationalreichtum von 
ſelbſt immer beſſer werde. Die Intereſſen von 
Arbeit und Kapital ſtünden im Einklang, denn 
beide gewönnen ftet3 mehr, der Unternehmer er⸗ 
halte zwar einen geringeren Bruchteil, aber ob⸗ 
wohl biefer Bruchteil fine, fteige dennoch fein 
Geſamtgewinn. Dabei wird, wie abermals Lange 
richtig bemerkt, die vom Gejamtertrag auf die. 
Arbeit entfallende Quote mit der Lage des ein» 
elnen Arbeiters verwechjelt, die ja fehr ſchlimm 
einfann, aud) wenn beinahe berganze Produktions» 
preiß in Lohnzahlung aufging. Das von Carey 
als Beweis für die Gerechtigkeit feines Geſetzes 
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angeführte populäre Robinfonbeifpiel fand auch 
fpäter mwieberholt Aufnahme in bie politifche 
Olonomie als Rechtfertigungsgrund des Zinfes, 
fo noch bei Rofcher, Nationalölonomie I, 8 189, 
obwohl es feinen Aufſchluß giebt über das eigent · 
liche Zinsproblem, wie e8 dv. Böhm» Bawerk 
(Rapitalzinstheorie 1[1884]) fehr gut formuliert, 
weshalb nämlich der auf den Anteil des Kapie 
tals fallende Ertrag mehr wert ift als das in 
ber Erzielung bes — aufgezehrte Kapital. 
Kobinion ac einen 

leihen. Robinſon bemerkt im, daß ihm dieſer 
Kahn dienen kann, um an einer fiſchreichen Stelle 
mit Leichtigkeit viermal fo viel Fiſche zu fangen, 
als er nötig hat, während er ohne denfelben feinen 
Unterhalt faum zu gewinnen wifje. Freitag fieht 
dies ein und bewilligt Robinfon drei Viertel des 
Ertrages. Er ſelbſt fteht fich nun nicht viel beſſer 
als früher, aber doch immerhin ein wenig befier. 
Er behält Zeit übrig und mietet von Robinfon 
nun auch ein Meffer, mit defjen Hilfe er fich eben- 
falls einen Kahn verfertigt. So fei die Tendenz 
zur Gleichheit eine natürliche Folge des Reich 
tums. Carey überfieht dabei nur das eine, daß 
Robinfon feinen enormen Vorſprung inzwifchen 
noch mehr ausgenutzt haben kann, jo daß am 
Ende bes Zeitabjchnitteß beide ungleicher daſtehen 
Unnen als zu Beginn desſelben (j. Lange, Mills 
Anfihten [1866] 219). Dem Franzofen Baftiat, 
der Careys Beiſpiel ben Socialiften gegenüber 
verwertete, erwiberte Nobbertus (Beleuchtung 
der focialen Frage [1875] 118), daß in biefem 
Beilpiel der moderne Arbeiter ja überhaupt 
gar nicht vertreten fei. Der Kapitalentleiher ſei 
ja nichtS anderes als der moderne Unternehmer, 
ber fih bereitwillig mit dem Kapitalverleiher in 
den auf Grund bes Kapitals gezogenen Gewinn 
teile. Der Streit woge heutzutage nicht zwifchen 
Rentnern und Induftriellen, nicht unter den Eigen- 
tümern, fondern zwiſchen Eigentümern einerjeits 
und dem durch Taglohn abgefundenen Arbeiter 
anderfeits, dem Careys Gefe vom abnehmenden 
Widerftand der Natur wenig sie Carey läßt 
unerwähnt, daß e8 neben dem Widerftand ber 
Natur auch einen Widerftand der Menfchen giebt. 
Was hilft einem mittellofen Arbeiter die größere 
Macht, welche „ber Menſch“ inzwiſchen über die 
Natur erlangt hat? Kann er ſich nicht Werkzeuge 
verſchaffen und aus eigenen Mitteln von der Aus» 
feat biß zur Ernte Ieben, jo muß er eben Lohn- 
arbeiter werden, und der ganze Vorteil der ver- 
mehrten Macht des Menfchen über die Natur fällt 
eben dem Unternehmer, bei dem er Dienfte nimmt, 
bezw. dem mit ihm teilenden Rentner zu. 

Die im vorftehenden angebeuteten Mängel in 
der Methode, Mängel in Benußung von Ge- 
ſchichte und Naturgeichichte, find Mängel eines 
zunächſt auf praftifche Ziele losſteuernden Schrift · 
ſtellers. Sie ſchließen nicht aus, daß der betreffende 
Denker auch für die Wiſſenſchaft Erſprießliches 
leiſte. Er thut dies dann, wenn er auf Zu ⸗ 
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fammenhänge kommt, bie bißher überjehen murben. 
Es kann feinen eifrigen Wiederholungen ein be» 
rechtigter Kern zu Grunde liegen. Man faun 
Carey bleibende Verdienſte für die Theorie zu- 
ertennen, auch wenn man nidjt mit dem Lobe 
übereinftimmt, welches Careys bebeutendfter An⸗ 
hänger in Deutihland, Dühring, feiner Zeit 
(Kapital und Arbeit [1865] 173) ausſprach: 
Careys Socialwifienihaft fei die erfte große 
Erſcheinung, welche feit Ad. Smith wirklich etwas 
jemachenbes in die Welt gebradjt habe, oder 
— fich zur früheren Nationaldkonomie 
wie Kopernikus zum Ptolemätfchen Syſtem. — 
Zwar hatte bie Idee des Schutzzolles ſchon 
der 1825 nad) Amerifa ausgewanderte Lil aus⸗ 
gefprochen, als er, auf Wunſch der pennſylvani - 
hen Gefellichaft zur Beförderung der Manu« 
fafturen und Kunft, feine Outlines of a new 
system of political economy herausgab. Lift 
ftügte ſich auf fein Princip der Nationalität der 
Wirtſchaft und auf die Theorie der produktiven 
Kräfte, Garen auf die zwiſchen Landwirtfchaft 
und induftrieller Entwidlung eines Landes ber 
ftehende Solidarität, indem er den Schutzoll in 
Beziehung brachte mit dem Princip der Decen- 
tralifation, Lokaliſation und notwendigen An« 
näherung ber Produzenten und Konfumenten. 
Unleugbar hat fi unter dem Einfluß ber Schuß⸗ 
zollidee die amerifanifche Inbuftrie, insbefondere 
die Eifeninduftrie, raſcher entwidelt, als es aufer- 
dem der all geweſen wäre. Allein jene angeb⸗ 
liche Annäherung ber Produzenten und Kon« 
fumenten, „wo die Fabrik neben bem Ader ſteht“ 
ift ſeht mit Einſchränkungen zu verſtehen. Iſt 
das Inland ein jo großes Gebiet wie bie Ver⸗ 
einigten Staaten von Norbamerifa mit großen 
Verſchiedenheiten der klimatiſchen, Boben-, Be 
vdllerungs · und Kulturverhälniffe ber einzelnen 
Landesteile, jo tritt im Inland jelbft eine breite 
räumliche Trennung der vorherrſchenden Agrare 
produftion und Imbuftrie ein. Daher rührt in 
Amerila der Gegenfaß zwiſchen den Staaten an 
den großen Seen imd den atlantiſchen Küften- 
ſtaaten, Neu-England, New York. Weizen ges 
deiht befonders in Kanſas, Nebrasta, Minnefota ; 
Baummolle in ben Golfftaaten, Fleiſch in Texas. 
Einem ſolchen Staatsweien, welches wie die Union 
ein Fünftel der civilifierten Welt einnimmt, müßte 
Carey demnach zur Herftellung der „Iolalen Ent» 
widlung“ konfequent auch im Innern Schupgölle 
geben, da die Äußere Umgrenzung die Inbuftrier 
konzentration nach Lanbesteilen mit daraus fol« 
genden Trangportfoften 2c. nicht verhüten Tann. 
Übrigens ift eine ſolche räumliche (propinzielle, 
Iofale) Imduftriefongentration, foweit fie auf na= 
türlicden Bedingungen beruht, durchaus nicht 
ſchädlich, vorausgefeht, daß bie über allen Landes · 
teilen ſtehende Staatautorität fi bie Verſöh⸗ 
mung und Ausgleichung des mit jener Berfchieben- 
beit gegebenen Intereſſenwiderſteites angelegen 
fein läßt. Die nenefte Tarifreform- (revenue 
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reform) Bewegung firebt demnach auch bie 
Schaffung fünftlicher Monopole durch den Schuß» 
zoll zu vermeiden (3. B. Zölle auf die Produi 
der Induftrie, die mit gleichartigen amerifanijchen 
Erzeugnifien konkurrieren, ſogleich zu erniedrigen, 
fobald die —— daß Profit und Löhne 
der gefhüßten Induſtrie Diejenigen einer gar nicht 
oder weniger geſchützten übertreffen), — und 
hauptſächlich nur den Unterſchied in den Arbeits⸗ 
Töhnen zwiſchen der Union und dem fonkurrieren« 
den Auslande auszugleichen (Deufter, Ameri« 
kaniſches Zolltarifſyſtem [1886] 15). — Richtig 
ift ferner die ungünftige Lage eines Landes, das 
nur Rohprodulte ausführt, gegenüber alten Kultur · 
ländern, die mit Fabrilaten zahlen. Namentlich 
in dieſer Hinfiht haben wir gejehen, wie Carey 
die Schaffung von Mannigfaltigfeit der Bes 
ſchãftigungsarlen geſchützt fehen will. „Wir leſen 
in ‚Zaufend und eine Nacht‘ von einem Schiff, 
das duch eine Strömung an einen Magnetfelfen 
getrieben wird, daß biejer alles Eiſenwerk anzieht 
und das Schiff in Trümmer fällt. Die Manı- 
falturen find für die fociale Maſchine dasſelbe, 
was das Eijenwert für das Schiff" (Grundlagen 
Rap. 52). In Careys Abwehr der englifchen 
Handelsübermacht ftedt viel Wahrheit, daher der 
Anklang, den Carey fand. In Kriſen ſchleudert 
England mit trampfhafter Anftrengung feine über- 
Fü Vorräte hinaus, ja e& wird auf folde 

et von manchem läftigen Nebenbuhler für immer 
befreit, jo daß die englijche Induftrie von ihren 
Kriſen auf die Dauer wohl gar Vorteil gezogen 
hat (Rofcher, Anfichten ber Boitewirtfgaft u 
[1878], 462), genau fo, wie um die Wende 
de8 19. Jahrhunderts England von feinem 25jähri« 
gen Kampf gegen die Revolution den größten 
Nupen hatte, während Öfterreich beinahe ver= 
bfutete. — Careys Angriffe auf den Handel 
find natürlich übertrieben, beftätigen jedoch ben 
Sat, daß der Handel als überwiegende oder gar 
ausschließliche Beichäftigung eines Volkes ſchädlich 
wirle und Verminderung der relativen Zahl der 
Handelsleute, Befeitigung des Zwiſchenhandels, 
Auffaufs, Wuchers u. dgl. ein Vorteil if. — Daß 
Carey durch feine Angriffe auf Ricardos Lehre 
von der Grundrente zur Vervollkommnung der 
felben nad) mehreren Seiten hin, 3. B. was ben 
Gang der Bodenkultur betrifft, beitrug, wurde 
ſchon oben erwähnt. 

In manchen Punkten war Careys Lehre jener 
des lange Zeit allein mächtigen dkonomiſchen 
Liberalisums entgegengeſetzt. Bei einer Vor⸗ 
geſchichte des Umſchwungs ber wirtihaftlichen 
Anſichten, der ſich in Deutſchland erft in ben 
70er Jahren vollzog, wird man auch Careys 
Lehre, ganz abgejehen vom Schußzoll, Berüd- 
fichtigung zu teil werben lafjen müſſen. Im Gegen- 
fa zum laisser aller fagt Carey (Grundlage 
Kap. 52): „Nicht das Land ift am beiten regiert, 
welches am wenigſten regiert ift, jondern dasjenige 
in welchem bie Toorbinierende, das felbftändige 
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Leben und die Bewegung der Glieder lombinterende 
Macht am thätigften ift im Bejeitigen ber ver» 
ſchiedenen Hinderniffe, durch welche bie fociale 
Eirkulation gehemmt werben kann.“ Während 
der Liberalismus mit feinem Princip des rück⸗ 
ſichtsloſen individuellen Erwerbstriebes die fociale 
Gravitation als in lauter Abftoßungen beftehenb 
tonftruierte, betont Care auch die zweite Kraft, 
welche die focialen Gruppen und die Nationen 
verbindet und die ſtaatliche Geſellſchaft zu einer 
politifchen Gefamtheit verfnüpft, der das Vor⸗ 
bandenfein und bie Beſchaffenheit von Arbeits« 
geegenbeit nit gleichgültig fein fann. Das 

andeftertum hatte ſehr einfeitig bie Vorteile 
Saftigteit geringer Löhne für Die Induſtrie ſchlecht⸗ 
bin behauptet; biefelben ermöglichen, hieß es, 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt und Kapitals 
anfammlung feitens ber Unternehmer, was im 
eigenen wohlverflandenen Intereſſe der Arbeiter 
felbft Tiege, denn fonft würden jene ja nicht in ben 
Stand gefekt, die fünftig ſich zahlreicher anbieten» 
den Arbeiter in ausgebehnteren Unternehmungen 
beichäftigen zu können. Carey macht dem gegen« 
über darauf aufmerffam, daß eine viel wichtigere 
Bedingung der Ausbehnung des volfswirtichaft- 
lichen Betriebes das Vorhandenfein Tauffähiger 
Nachfrage fei und gerade dieſe durch befiere Lage 
der Mafien, alſo Höhere Löhne, gefördert werde, 
daß ferner die freihändlerifche Berufung auf den 
Weltmarkt wie auf eine Art unantaftbaren Schid« 
fales eine Übertreibung, und Schuß ber Arbeit 
gegen auslandiſche Inbuftrien mit geringen Löhnen 
(die Amerifaner fagen pauper labor) Pflicht 
eine geordneten Gemeinweſens fet, da jene Be= 
rufung auf die Konkurrenz auf bem Weltmarkt 
wohl ben einzelnen, nicht aber bie Gefamtheit 
reſpeltive deren Vertreter entſchuldige. 

Zum Schluffe verdient nicht minder anerlennende 
Erwähnung, daß Earey die ethiſche Seite der 
Nationalökonomie ſchon zu einer Zeit betonte, wo 
dies nur vereinzelt geſchah, daß er durch An⸗ 
nahme ber Eriftenz einer göttlichen Weltordnung 
und Berüdfihtigung berfelben die Wichtigfeit der 
Religion auch für die materiellen Intereſſen zu» 
giebt. Diefes, wie man jagt, theologijche Princip 
in Behandlung der Nationaldkonomie ift nicht 
Carey allein, ſondern der amerikaniſchen Nationale 
dtonomie überhaupt eigentümlih. Es foll nad 
Eliffe Leslie mit dem lange religiöfen Charakter 
der UnterrichtSanftalten in Amerika zufammen- 
hängen. Da Carey iriſcher Abkunft ift, dürfte er 
der fatholifchen Konfeſſion angehört haben, wovon 
im ganzen übrigens wenig zu merken ift, da fonft 
feine Anfichten über die müßigen Möndslöfter 
(Grundlagen Kap. 20), über die Aufhebung des 
Edilts von Nantes (Kap. 21), über bie Vertreibung 
der fpanifchen Mauren (Sap. 23) anders gelautet 
haben würden. 

Careys Werte find (nad) Elder) in chrono⸗ 
logifcher Reihenfolge dieſe: Essay on the rate 
of wages, 1835; Harmony of nature, 1836; 
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Prineiples of political economy, 3 vols., 
1837. 1838. 1840; The past, the present 
and the future, 1848; Harmony of interests, 
agricultural, manufacturing and commereial, 
1850; Slave trade, domestic and foreign, 
1853; Principles of social science, 8 vols., 
1858—1859; Manual ofsocial science (edited 
by Miss Mo Kean), 1864; The unity of law, 
as exhibited in the relations of physical, 
social, mental and moral science, 1872. 
Seine 57 Brojhüren find gefammelt in ben 
Miscellaneous papers on the national finan- 
ces, the currency and other economic sub- 
jects. 

Litteratur. Vgl. Dühring, — Um 
wälzung der Vollswirtſchaft 1865; A. Held, 
Careys Socialwiſſenſchaft und bag " Mertantil- 
ſyſtem, 1866 ; Dühring, Die Berfleinerer Careys, 
1867 ; Careys Lehrbuch der Vollswirtſchaſt, über- 
ſeht von Adler, 2. Aufl. 1870; Adler, Ricardo 
und Carey über die Grumdrente, 1873; James, 
Studien über den amerifanifchen Zolltarif, 1877; 
Elder, Memoir of H. C. Carey read before 
the Hist. Soc. of Pennsylv., 1880; Jents, 
Carey als Nationalöfonom, 1883; Deufter, Ent · 
wicklung des amerifanifchen —— 
Differt., 1886. [Bruder 
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Cenſus, ſ. Wahlrecht. 

€ lamerika. [Gefchichtliches, materielle 
und geiflige Kultur; die einzelnen Republifen: 
Eoftarica, Guatemala, Honduras, Nicaragua, 
Salvador]. 

Während der Unruhen zu Anfang des 19. Jahre 
hunderis blieben die Provinzen Gentralamerifas 
dem fpanifchen Mutterlande am längften treu und 
erflärten erft am 15. September 1821 ihre Unab⸗ 
hängigfeit. Die proviforifche Regierung ſchwanlte 
lange zwiſchen einem Anſchluß an Colombia, 
Merito oder bie Vereinigten Staaten; im Yumi 
18283 trat endlich ein Kongreß zufammen, der am 
1. Juli die Vereinigung der fünf Freiſtaaten 
Eoftarica, Guatemala, Honduras, Nicaragua und 
Salvador zu einer Republik der „Vereinigten 
Staaten von Eentralamerifa,, verkündete. 

Die weitere Gefchichte if eine faſt ununter« 
brochene Reihe innerer Kämpfe und Bürger- 
triege. Bon Anfang an fanden zwei Parteien 
einander gegenüber: eine ariftofratiiche, die Ser⸗ 
vilen ober Antiföderaliften, und eine demofratifche, 
die Liberalen oder Föberaliften, die an dem Prä- 
rg Morazan von Guatemala ihre Haupt- 

e umd in Honduras und Salvador ihre 

— hatten. Die Verwirrung erreichte ihren 

bhepunlt, als ſich 1838 der Halbblutindianer 

fael Carrera mit ſeinem Anhang in Guate- 
mala gegen das liberale Regiment empörte und 
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demſelben im tig Jahre mit Hilfe der kirch⸗ 
lichen Partei und der Landesariftofratie ein Ende 
machte. Die Konföberation Löfte ih 1840 auf 
und zerfiel in fünf jebes politiichen Zufammen- 
hanges entbehrende Republiten, die fid) eiferfüch- 
tig beobachteten unb gie ga — 
verſuchte von Salvador aus den Foderati 

mit Gewalt wieder herzuftellen, aber Carrera pr 
fiegte ihn 1840; er wandte ſich nad) Eoftaricn, 
wo er nad) kurzem Triumphe gefangen genommen 
und am 18. September 1842 hingerichtet wurbe. 
Zwar unterzeichneten Guatemala , Honduras, 
Nicaragua und Salvador am 7. Oktober 1842 
einen neuen Unionsvertrag, doch kam derſelbe 
nicht zur Ausführung. Eine abermalige (liberale) 
Föderation von Honduras, Salvador und Nica= 
ragua wollte 1849 Guatemala zum Beitritt 
zwingen, enbete aber mit einer volffländigen Nie- 
derlage (1851). Neue Wirren entftanden, als bie 
Demokraten von Nicaragua 1855 den norbameri= 
laniſchen Flibuftier Walfer zu Hilfe riefen und 
zum Präfidenten erhoben. Salvador, Hondures 
und Coſiarica vereinigten fi und vertrieben 
1857 den Abenteurer. Erneute Einigungsver- 
fuche 1861 und 1872 blieben ohne — und 
Prãſident Rufino Barrios von Guatemala, der 
es im Frühjahr 1888 im Bunde mit Honduras 
wieder unternahm, die Republilen mit Waffen⸗ 
gewalt unter einen Hut zu bringen unb Guate⸗ 
mala bie Hegemonie in Centralamerifa zu ver 
ſchaffen, büßte dag Mißlingen des Planes mit 
‚feinem Leben: er fiel in der Schlacht bei Chachupa, 
Tund fein Heer wurbe geſchlagen; ein Kongreß zu 
Honduras verjöhnte die entzweiten Republifen. 
Seit 1887 fuchte man dann zunächſt auf dem 
frieblichen Wege der Unterhandlungen ein Bünd- 
niß der Freiſtaaten herzuftellen. 1889 wurde ein 
neuer Vertrag auf 10 Jahre gehloffen, Dod 
blieb der Bundesvertrag nur auf bem Papier, 
bauptfächlich wegen ber außeinande henden In 
terefjen ehrgeiziger Streber in den elftaaten. 
Die triegerifche Spannung, die hie und da auch 
zu inneren und äußeren Zufammenftößen führte, 
blieb beftehen. 

Die Bevölkerung der fünf Nepublifen (über 
3 Millionen) befäftigt ſich hauptſächlich mit Blan- 
tagenbau , defien wichtigfter Zweig die Kaffee - 
kultur ift. Von geringerer Bebentung find bie 
Pflanzungen von Gummibäumen, Indigo un! 
Zuderrohr, wenig umfangreich die Zabate, Dr 
wollen« und Balfamplantagen. Die ausgedehnten 
Wälder liefern treffliche Farb⸗ Bau- und Luxus· 
bölzer, von denen bejonders das Mahagonidolz 
von Honduras hervorzubeben ift. Die Produfte 
bes Aderbaues, unter denen Mais obenan fteht, 
deden nur den eigenen Bebarf, die Rindviehzucht 
dagegen wird bejonder$ auf den graßreichen Hoch⸗ 
ebenen von Nicaragua und in ben Sabannen von 
Guatemala und Honduras in großartigem Maß 
ftabe betrieben. Beachtenswert ift auch der Reich 
tum des Landes an Erzen, die allerdings noch 
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verfländiger Ausbeutung harren. Silberminen 
in Eoflarica, Honduras, Salvador und Nicaragua 
(bei Chontales), Golbwäfchereien und Kupfer 
minen in Honduras, Golbminen in Nicaragua 
und Eoftarica. Induftrie und Gewerbe find noch 
wenig entwidelt; am ftärffien wird bie d⸗ 
weberei von Baum· und Schafwollengarn (beſon · 
ders in Guatemala) betrieben. 

Zugleich mit den Entdedern fam auch das 
ChHriftentum ind Land; Franziskaner und 
Dominikaner (Las Cafas!) arbeiteten eifrig an 
der Belehrung der Imbianer, die zu Anfang des 
17. Jahrhunderts ſchon zur Hälfte Epriften waren. 
Auch die Jeſuiten trugen durch Eröffnung von 
Schulen und Kollegien für die Eingeborenen nam» 
haft zur Ausbreitung und Befeftigung des Ehriften- 
tums bei. Die Zeit der Revolution und Kon⸗ 
Tdberation Hatte auch für die Kirche traurige Folgen. 
Der General Morazan, das Haupt ber „Liberalen“, 
verfolgte die Priefter mit unverföhnlichem Haffe, 
30g die Güter ber Kirche ein, hob die Kloöͤſter auf 
und vertrieb ihre Infafjen. Die Folge davon war 
die völlige Verarmung der Kirche und fociales 
und ge Elend ihrer Diener. Nach Auflöfung 
der Sonföberation befferten ſich dieſe Verhältnifje 
in ben einzelnen Freiftaaten. Beſonders in Gua⸗ 
temala, wo Carrera fi hauptſächlich auf ben 
Klerus ftügte, kam bie Kirche wieder zu Anſehen, 
das ſich durch den Einfluß des Diktator aud) in 
den andern Republiten hob. Nach feinem Tobe 
aber begannen die Liberalen einen neuen Anſturm 
gegen die Kirche, und Guatemala befonders wurde 
der Schauplag eines heftigen Kulturlampfes. 
Fi ihrer üblen Lage ift die römifch-fatholifche 
Kirche gegewärtig die herrichende, obwohl nach 
den Berfaffungen überall Religionsfreiheit beſteht. 
Nah dem Konkordate vom 7. Oftober 1852 
bifbet ganz Gentralamerifa eine Kirchenprovinz 
Guotemala, welches 1534 als Bistum errichtet, 
1742 zum Erzbistum erhoben wurbe und gegen» 
wärtig 108 Pfarreien umfaßt. Unter jeine Jurid» 
biktion gehören die 4 Suffraganbistümer: Co⸗ 
mayagua, San Yofe (errichtet am 2. Mai 1850), 
Nicaragua (Rivas) und San Salvador. 

Die Weltftellung Centralamerikas beruht auf 
feiner geographiſchen Lage, die e8 zum Haupt« 
verfehrslande zwiſchen dem Atlantifchen und dem 
Stillen Ocean macht. Diefe Stellung wird noch 
bedeutfamer werben nach Vollendung des Kanals 
von Nicaragua, welche bie Vereinigten Staaten 
zu ihrer Ehrenſache machen im Gegenſatz zu dem 
verunglücten franzöfifden Panamaunternehmen. 

gitteratur. Baily, Description of Cen- 
tralamerica, 1850 (deutjd von Grimm, 1851) ; 
Reichardt, Eentralamerifa, 1851 ; Scherzer, Wan⸗ 
derungen durch bie mittelamerifanifchen Frei 
flaaten, 1857; Morelet, Voyage dans l’Ame- 
rique centrale, 1857; Fröbel, Aus Amerika, 
2 Bde. 1857—1858 ; Brasseur de Bourbourg, 
Histoire des nations civilisdes de Mexique e' 
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Marr, Reife nad) Eentralamerita, 2 Bde. 1868; 
Belly, A travers I’Am6rique centrale, 2 vols., 
1867; 8. v. Seebad, Gentrafamerifa und der 
internationale Kanal, 1873; Sauter, Die Staaten 
von Eentralamerifa, insbeſondere Honduras, San 
Salvador und die Mosquitoküſte. In deuticher 
Bearbeitung von K. Andre, 3. Aufl. 1874; 
8 Polakowsky, Die deutſchen Koloniſationsver⸗ 
uche in Gentralamerifa (Export 1880, Nr. 1); 
Bedeutung von Gentralamerifa und Weftindien 
für deutſche Kolonifation und Handelabeziehungen 
(Export 1881, Nr. 11 ff.) ; Die Republifen Mittel» 
amerikas 1. 3. 1889 (Zeitihr. d. Gef. für Erd» 
funde 1889—1891); Documentos relativos & 
la Union de Centro-America, Guatemala 
1889; Etnologia Centro-Americana, Madrid 
1898; Sonndorfer, Technit des Welthandels, 
890. 


Coſtarica (Reihe Küfte), die füdlichfte ber 
fünf Repubfifen Gentralamerifas, nahm unter der 
langjährigen Leitung des Präfidenten Juan Ra- 
fael Mora einen günftigen Fortgang. Erſt als 
ex 1859 zum viertenmal erwählt worben war, 
entitanden innere Unruhen: durch eine Verbindung 
von Liberalen und Fremden (Engländern und - 
Deutſchen), denen er ftet3 mit Mißtrauen begegnet 
war, wurde er geftürzt und verbannt. Beim Ver« 
fuche, feinen Nachfolger Montealegre zu vertreiben, 
unterlag er und ward am 28. September frieg8- 
rechtlich erichoffen. Nach mehrfachem Wechſel in 
der Präfidentfchaft gelangte 1870 Thomas Guar · 
dia zu diefer Würde und behauptete dieſelbe mit 
geringen Unterbredjungen bis zu feinem Tode 
1883. Er regierte wie ein Diktator, führte den 
obligatorifchen, unentgeltlichen Schulunterricht 
und die allgemeine Wehrpflicht ein, verftand es 
aber nicht, die Finanzen bes Freiftantes in Orb» 
nung zu halten. Von 1898 bis 1902 ift Rafael 
Igleſias Präfident. 

DerflägeninhaliCoftaricas beträgt 59570 qkm 
mit (1894) 253040 (1900 etwa 310000) Ein- 
wohnern, 5auflgkm. DieBemohner find größten« 
teils ſpaniſcher Abkunft; Indianer giebt «8 
ca. 20000, Neger 1200 und Ehinefen 600. Unter 
den Fremden nehmen die Deutſchen an Zahl und 
Anfehen den erften Rang ein; ihre Intereffen 
werben vertreten durch den Minifterrefidenten in 
Guatemala, einen Konful in San Yofe und Vice- 
Tonfuln in Punta Arenas und Limon. Bon ben 
widtigften Ortfchaften zählt die Hauptftabt San 
oft 19 326, Cartago und Alajuela etwa 10. 000 
und Punta Arenas 3000 Einwohner. — Nach 
der Konftitution vom 22. Dezember 1871 
(der neunten feit 1825), die am 26. April 1882 
mit einigen Anderungen angenommen wurde, ift 
Eoftarica eine repräfentativ-demofratiihe Repu⸗ 
bit. Die gefebgebende Gewalt übt der National« 
tongreß, deſſen 21 Mitglieder auf Grund des all» 
gemeinen Stimmrechtes auf 4 Jahre gewählt 
werden; bie exekutive Gewalt Tiegt in den Händen 


fe 


de l’Amerique centrale, 4 vols., 1857—1859; eines auf 4 Jahre gewählten Präfidenten, welcher 
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die drei Minifler (für Außeres, Kulte, Wohl- 
Male Juſtiz; für Aderbau, Handel, Finanzen 

und Öffentlichen Unterricht; für Krieg, Marine, 
Inneres und Polizei) und die Beamten ernennt. 
Adminiftrativ zerfällt das Land in 5 Departe- 
ments und den Bezirk (Comarca) Punta Arena. 
An der Spike des Departements fteht ein vom 
BPräfidenten ernannter Gouverneur ; die Haupte 
orte haben eigene, frei gewählte Municipalität. 
Die richterlihe Gewalt übt ein Obergerichtshof 
in San Joſe, welches aud) der Si der Regierung 
und des römilch-tatholifchen Landesbiſchofs ift. 
Der Biſchof fteht unter der Metropole Guatemala. 
Laut Konkorbat von 1852 ift die katholiſche Reli⸗ 
gion Staatsreligion. — Eoftarica beſaß 1892 
267 Elementarfhulen mit 15800 Schülern ; dazu 
47 Privatſchulen. Für höheren Unterricht forgen 
zwei Lyceen zu San Jofe und Gartago und eine 
aͤrmlich —— ſogen. Univerſität in der 


tftabt. 
Einfuhr 1898: 4258896 Peſos, Ausfuhr 
5659219 peſos. 

Das wichtigſte Ausfuhrprodukt — 
deſſen Anbau noch immer weiter ausgedehnt wird, 
namentlich durch deutjche Unternehmer ; Wert des 
1898 ausgeführten Kaffees 4210000 Peſos. 
Ferner Rohrzuder (1891: 695 704 kg), Kakao, 
Mais, Reis, Häute, Bananen (1898 Ausfuhr für 
923 000 Pefos). Die Landwirtſchaft betreibt um- 
fangreichere Aufzucht von Pferden, Rindvieh, 
Maultier, Kleinvieh. Schiffäverkehr: 1898 Tiefen 
ein: in Punta Arenas 119 Dampfer, 27 Segel« 
ER in Limon 232 Dampfer und 71 Segel⸗ 
chiffe. — Die Interefien der Republik in Deutſch⸗ 
land werben wahrgenommen durch einen außer» 
ordentlichen Gefandten und bevollmächtigten Mi- 
nifter in Berlin, durch Generalfonfuln “ Berlin 
und Hamburg und durch Konfuln in Bremen, 
Dresden, Frankfurt a. M., Hannover, Seipgig, 
Mannheim. Bon Eifenbahnen fanden 1899 
261 km in Betrieb. a ae waren 
1897 43 vorhanden; die Länge ber Drühte be» 
trug 1413 km, die Zahl der Depeichen 3821116. 
83 Poftbureaug beförderten 1897 im inneren 
Verkehr 1480 750, im äußeren 975 742 Stüde, 

Der Kongreß von Eoftarica hat 1896 die 
weitere Prägung nationalen Silbergelbes ver⸗ 
boten; bie Banco de Coftarica will mit der Re= 

terung nad) und nad) die Goldwährung ducdh« 

Ihren. Die neuen Staats-Schapfcheine follen 
ab 1. Januar 1901 mit Gold eingelöft werben. 
1896 wurde als neue Münzeinheit geichaffen ber 
Eolon = 1,954 Mark. Das Budget für 1896/97 
weit an Einnahmen 7435611, an Ausgaben 
6697827 Peſos auf. Die Staatsſchuld bezifferte 
fi 1898 auf 1. äußere Schuld 2695000 Pfd. 
Sierl. 2. innere Schuld (1899) 2 922 221 Peſos. 
— Mafe und Gewichte find die metrifhen. — 
Die bewaffnete Macht ſoll alle Männer von 18 
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und einer Miliz von 12000 Mann. — Das 
Wappen der Republit ift ein zweimal quer ge- 
teilter, dreifelderiger Schild; ber oberfte, bunfel= 
blaue Streifen zeigt eineaufgehende Sonne, barüber 
fünf filberne Sterne; der mittlere, hellblaue, drei 
ſpitze Berge im Vordergrunde und dahinter ein 
Kleines jegelndes Schiff; der untere, filberne endlich 
auf gewellten Wafler einen Dreimafter mit ge⸗ 
ſchwellten Segeln. Hinter dem Schilde kreuzen 
fich Fahnen in ben Nationalfarben: blau, weiß, 
rot. Die Hanbdelsflagge ift quer geteilt von blau, 
weiß, rot, weiß, blau; der rote Streifen if 
doppelt fo breit als die übrigen. 

gitteratur. C. Fernandez, Documentos 
para la historia de Costarica, 3 vols.; v. Bũ- 
low, Eoftarica, der Freiſtaat in Mittelamerifa 
und feine Wichtigfeit für den Welthandel, den 
Aderbau und die Kolonifation, 1850; Wagner 
und Scherzer, Die Republik Eoftarica in Gentrals 
amerifa, 1856; Peralta, Costarica, its climate, 
constitution and resources, 1873; Derſ. Co 
starica, Nicaragua y Panamä, 1888; ; 9. Pola · 
towäly, Die neueften Reifen zur Duchforiung 
von Eoftarica, in Petermanng Mitteilungen 1885 
(ogl. auch Jahrgang 1883 und Ausland 1888); 
J.B.Calvo, La Republica de Costarica, apun- 
tamientos geogräficos, estadisticos 6 histori- 
cos, 1887; Memoria della secretaria de 
hacienda y comercio, San Jose 1888; Per- 
alta, Costarica y Colombia, Madrid 1886; 
Montero Barrantes, Elementos de historia 
de Costarica, Barcelona 1892. 

Guatemala leitete ſeit Konftituierung der 
Republit 1839 Carrera, welcher jeit 1845 umter 
dem Titel eines Oberbefehlshaber8 ber Armee 
das Sand beherrſchte und feine Hauptihätigfeit 
der Belämpfung ber liberalen Partei zumendete. 
Nach deren Birbernerfung erfolgte am 19. Ofto- 
ber 1851 die Verkündigung einer neuen Kon⸗ 
ftitution, die ihn zum Präfidenten mit biktatori= 
ſcher Gewalt auf 4 Jahre ernannte; ſchon 1854 
übertrug man ihm die Präfidentfchaft auf Lebens · 
zeit mit dem Rechte, feinen Hgg ſelbſt 
ernennen. So lag das Wohl und Wehe der 
Republit in den Händen dieſes Halbwilden, der, 
geftüßt auf eine Heine, aber mädti or Tonferbative 
Partei und die von ihm geichügte Kirche, es ver» 
fand, mit Geſchick diefe Macht bis zu feinem 
Xode (15. April 1865) zu behaupten. Mehrfadhe 
Verſuche der Liberalen, ihn zu flürzen, mißlangen; 
fo befiegte er 1863 ben Präfidenten Barrio von 
Salvador, und feine Politif erlangte nicht mur 
bier, ſondern aud) in den übrigen Republiten, 
ſelbſt in Goftarica, einen entſchiedenen Einfluß. 
Nach feinem Tode ging dieſer allmählich wieder 
verloren; die Liberalen wurden mächtiger, und 
eine Umwälzung des Jahres 1871 bradte in 
Guatemala bie Tircpenfeinhfiäe Partei ans Ruber: 
die Jefuiten, welche Carrera zurüdgerufen hatte, 


bis 55 Jahren begreifen und fegt ſich zuſammen | wurden wieder verbannt und mit dem liberalen 


aus einem ſtehenden Heere von 600 (18.—30.Yahr) 





Salvador ein Vertrag gejhlofien. Der Präfident 
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Rufino Barrios (1873—1885) fehte den bes 
gonnenen Kulturlampf fort und hob alle Klöfter 
auf. Als der Klerus dagegen proteftierte, folgten 
ſchärfere Maßregeln: Beſeitigung feiner Privis 
legien, Verbannung bes Erzbiihofs und Ein- 
iehung des Firchlichen Eigentums. Auf Barrios 
Folgte Barillas , welcher 1886 die Tortur in 
Guatemala abſchaffte. Eine Revolution gegen die 
beftehende Regierung wurde unterbrüdt und die 
gefangenen Häupter am 80. Oltober 1887 hin« 
gerichtet. Weitere Präfldenten: Reyna Barrios 
(bis 1898), Eſtrada Eabrera. 

Guatemala hat einen Flächeninhalt von 
125100 qkm mit (1893) 1864678 Einwoh- 
nern, 11 auf 1 qkm, davon männliche 677 472, 
Weiße 481945 und ca. 11000 Fremde. As 
tatholifch werben angegeben 1856105. Geburten 
1897:71353, Sterbefälle 18892. 1898 wurbedie 
Geſamtbevölkerung ſchätzungsweiſe auf 1585600 
angegeben. Die wichtigiten Orte find Guatemala 
mit 71527, Coban mit 28000, Salama mit 
16000, Guatemala Antigua mit 10000, Eiubad 
Vieja und San Joſe mit je 3000 Einwohnern. 

Die Berfaffung ift nad den Staatsgrund« 
geſehen vom 2. Oktober 1859 und 11. Dezember 
1879 (Anderung 1889) repräfentativ-demofratifch. 
Die gejeßgebende Gewalt übt ein Kongreß, beite- 
hend aus der Nationalverfammlung (mit 69 Mit« 
gliedern, je eins auf 20000 Einwohner, vom 
Volle auf 4 Jahre gewählt) und dem Staatsrat 
(13 Mitglieder, gewählt von der Nationalverſamm · 
lung und ernannt vom Präfidenten). Die ege- 
futive Gewalt liegt in den Händen eines Präfi« 
denten, unter deſſen Oberauffiht die 6 Staats» 
fefretäre (für Inneres und Juſtiz, Fortſchritt, 
Außeres, Krieg, Unterricht und Finanzen) die 
Verwaltungsgeichäfte leiten. Der Präjident wird 
auf 6 Jahre von einer Verfammlung gewählt, 
bie ſich aus dem Kongreß, dem Erzbilchofe, den 
Mitgliedern des Obergerichtshofes und dem 
Staatärate zufammenfeht. 

Die richterliche Gewalt üben ein Obergerichtö» 
bof und die Richter erfter Inftanz. Admini - 
ftrativ zerfällt daß Land in 22 Departements, 
deren Beamte der Präfident ernennt. Die Ges 
meindeverwaltung liegt in den Hänben von Al« 
kalden und Gemeinderäten, deren Mitglieder auf 
Grund des allgemeinen Stimmredte von den 
Gemeinden gewählt werden. — Die geiftige 
Kultur ift noch wenig emtwidelt. 1891 gab e8 
1288 Schulen mit 65322 Schülern (Zahl ber 
Schulpflichtigen mehr als das Doppelte). Außer⸗ 
dem beſitzt die Hauptſtadt eine Militär⸗ und eine 
Normalſchule und das Nationalinftitut Carlo. 
Diefe fogen. Univerfität wurde ſchon 1676 ge= 
gründet und hat unter den 8 Hochſchulen Eentral- 
amerilas den beften Ruf. 

Häfen find Livingfton und Puerto Barrios am 


Atlantifcgen Ocean, Ehamperico und San Joſe 


am Stillen Ocean. Einfuhr 1893: 6384000, 
1898 dagegen 13 208 000 Pefos. Ausfuhr 1893: 
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19087 000, 1898 nur 15377000 Peſos. Das 
wichtigfe Ausfuhrproduft war 1898 Kaffee 
(für 14 062 599 Pefos), dann Zuder, Hänte und 
Felle, Wachstuch, Münzen, Bananen, Wollwaren, 
Safjaparille, Cochenille Kakao, Wolle, Tabak und 
Eigarren. Deutſchland ift an der Ausfuhr mit 
faft der Hälfte beteiligt. Im Schiffsverkehr gingen 
825 Fahrzeuge ein; 823 Schiffe liefen aus. — 
Die Verkehrswege find auch hier noch recht mangel« 
haft und die Reifenden hauptjächlih auf Maule 
tierbeförderung angewieſen. Bon Eijenbahnen 
find unter anderem bie Linien von Ehamperico« 
Retalhuleu, San Jofe-Escuintla und Escuintla« 
Guatemala in Betrieb ; im ganzen befahren (1897) 
542 km, im Bau 161 km. Die Zahl der Tele» 
grapbenftationen betrug 1898 148, die Länge der 
Linien 5035 km, die Zahl der Depeichen 653462, 
233 Poftbureaug erhielten 2 769543, entjandten 
2771035 Stüde. 

Budget für 1898/99 (in Peſos): Einnahmen 
9815000 (Zölle 4402 000; Steuern 1567 000; 
Monopole 3 546 000 ; Voft, Telegraph 300 000), 
Ausgaben 13708 781 (Inneres, Juſtiz 1349588; 
Außeres 306585; Finanzen 6211901; Ader- 
bau, Handel zc. 1725380; Krieg 2254 762; 
Unterricht 1569997). Staatsſchuld (1. Januar 
1899): äußere Schuld 8617205 Pelos Gold; 
innere 18638281 Pejos Silber. Laut Geſeß 
von 1880 find alle tauglichen Weißen und Mifch- 
linge, die weniger als 50 Peſos Steuer bezahlen, 
dienſtpflichtig, vom 18. bis 25. Jahre im jtehen« 
den Heere, vom 26. bis 50. in der Miliz. — Das 
Wappen zeigt auf blauem Grunde über gefreugten 
Degen und Ylinten eine Pergamenturkunde mit 
den Worten: Libertad 15 de Septembre de 
1821, auf deren oberem Rande ein rotgrüner 
Papagei fist. Ein mit roten Bändern umwun« 
dener grüner Lorbeerkranz umgiebt das Ganze. 
Die Nationalfarben find rot, weiß, gelb, blau. 
Das Banner Guatemalas ift durch einen weißen 
Streifen quer geteilt, der obere Teil ift von rot 
und blau, der untere von gelb und blau ges 
fpalten. Die Handelsflagge ift fiebenmal quer 
geftreift von blau, weiß, rot, gelb, rot, weiß, 
blau. — Deutſchlands Interefien werden in 
Guatemala vertreten durch einen Diinifterrefidenten 
in der Hauptftadt, der zugleich auch bei den übri= 
gen Republifen Eentralamerifas accreditiert ift, 
fowie 9 Konfularbeamten an verſchiedenen Orten. 
Vertreter des Freiftaates in Deuiſchland find: ein 
zunächſt in Frankreich beglaubigter außerorbent- 
licher und bevollmächtigter Geſandter; Konjuln 
in Berlin, Bremen, Dresden, Hamburg, Franf- 
furt a. M,, Leipzig und Mainz. 

gitteratur. Ximenes, Las historias del 
origen de los Indios de Esta de Guatemala, 
1866 ; Memorias de las secretarias de estado 
del gobierno de Guatemala, 1880 ss.; De- 
marcacion politica de la republica de Guate- 
 mala, 1880; Fuentes y Guzman, Historia 
de Guatemala, 1882; Lemale, Guia geogra- 
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fica de la republica de Guatemala, 1882; 
D. Stoll, Guatemala, Reifen und Schilderungen 
aus den Jahren 1878—1883 (1885); Informe 
de la direccion general de estadistica de la 
repüblica de Guatemala, 1887; Polatowsty, 
Die Republifen Mittelamerifas, 1889, Child, 
The Spanish-American Republics (London 
1891). 

Honduras, in den langen Kämpfen um das 
Föderativfgftem Hauptfih der liberalen Partei, 
machte 1849 noch einmal den Verfuch, mit Nica- 
ragua und Salvador eine Union zu bilden. Ob» 
wohl dies mißlang und bie beiden Bundesgenoſſen 
fi 1853/54 als ſelbſtändige Staaten Toniti- 
tuierten, verfolgte der Präfident Cabañas immer 
noch föderaliftiiche Zwedee, bis ihn Carrera 1855 
verjagte. Sein Nachfolger Santos Guarbiola, 
wegen feiner Graufamteit „ber Tiger von Eentral« 
amerifa“ genannt, ſchloß am 18. Februar 1856 
mit Guatemala einen Friedeng« und Allianzver- 
trag und regierte mit diktatoriſcher Gewalt, bis 
er am 11. Sanuar 1862 bei einem Solbatenaufs 
Rande ermorbet wurde. In den nächiten Jahren 
wechielten die Präfibenten raſch; von 1864 ab 
behauptete fi Medina wieder längere Zeit. Als 
er einen Krieg gegen Guatemala und Salvador 
begann, wurde er von den Liberalen geftürzt 
(1874); dann folgten ſich mehrere Präfidenten 
ſchnell. 1898 zwang ein Auffland Ponciano 
Leiva zur Abdanfung, 1894 wurde Vasquez ge= 
ftürgt und Bonilla, der Urheber dieſer beiden Auf» 
fände, Präfident. Diefer juchte ein engeres Bünd⸗ 
nis zwischen Honduras, Salvador und Guatemala 
berbeizufüßren ; 1899 wurde Terencio Sierra 
Vräfident. 

Der Flächeninhalt der Republit beträgt 
119820 qkm mit (1897) 398877 Einwohnern, 
3 auf 1 qkm. Der weitaus größte Teil ber Be- 
wohner find Miſchlinge und Indianer, Weiße 
find nur ca. 5000, Neger doppelt foviel vor⸗ 
handen. An der Norbküfte gegen 30000 Ka- 
riben („Kannibalen“). — Die repräfentativ- 
demokratiſche Verfaſſung beruht auf dem 
Orundgefeße vom 1. November 1880. Die 
gejeßgebende Gewalt übt ein Nationaltongreß 
bon 46 Deputierten, welche burch allgemeines 
Stimmrecht auf 4 Yahre gewählt werben. Die 
vollziehende Gewalt Tiegt in den Händen eines 
auf 4 Jahre ernannten Präfidenten, der ein ab- 
folutes Veto hat ımd die fünf Minifter (für das 
Außere, für die Juftiz, den öffentlichen Unterricht 
und den Krieg, für das Innere, die Finanzen unb 
für den Aderbau) ernennt. Behufs ber inneren 
Verwaltung zerfällt da8 Land in 13 Departements, 
an deren Spitze je ein von ber Regierung ernannter 
jefe _politico fteht. Für die Rechtspflege find 
Die Departements in 60 Diflrifte geteilt. Muni⸗ 
cipien zählt man 212; die volfreichften find: | 
Tegucigalpa (mit 10000 Einwohnern), Coma» 


Gentralamerila. 





yagua, Gracias a Dios und Trugillo. Staats- 
firche ift die romiſch⸗katholiſche, die aber feit ihrer. 
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Beraubung auf einen geringen Staatszuſchuß und 
freiwillige Spenden angewiejen ifl. Der Klerus, 
meift aus Farbigen beftehend, ift ungebildet und 
äußerft arm. Da Religionsfreiheit herrſcht, 
erfiredt die Methodiftenmiffion von Belize ihre 
Thätigfeit auch auf die Batinfeln und die benach⸗ 
barte Küfte. Für öffentliche Bildung geſchieht 
wenig ; 1887 Tonnten leſen und fchreiben 19042 
Berfonen, nur leſen 38583. Die beiden „Uni- 
verfitäten” zu Gomayagua und Tegucigalpa umter- 
ſcheiden fich wenig von gewöhnlichen Schulen. 

Die wirtfgaftlihen Berhältnifie der 
Republik find troß ihres natürlichen Reichtums 
nod ganz unentwidel. Der Wert ber Einfuhr 
bezifferte ji) 1898 auf 1166441 Dollar Gold, 
ber Ausfuhr auf 1285 952. Die wichtigſten Aus- 
fuhrartikel find: Gold und Silber, Indigo, Hölzer 
(Mahagoni), Rindvieh, Vanille, Früchte, Safla- 
parillexc. Der in Guatemala wohnende Minifler- 
refident nimmt die deutſchen Interefien auch in 
Honduras wahr, welches jeinerjeits in Deutſchiand 
durch ben auch in Berlin alfreditierten Geichäfte- 
träger in London, durch Konfuln in Berlin, 
Bremen, Dresden, Hamburg, Hannover, Stettin, 
Worms vertreten iſt. — Der Verkehr in Hon- 
duras iſt faft ausſchließlich auf Maultierpfade 
angewielen ; eine einzige Eifenbahn von Puerto 
Cortez nach La Pimienta (92 km) ift in Betrieb. 
Poſtbureaux beftanden 1897 237 mit 477246 
Sendungen, wovon 401043 eingefchriebene () 
waren. Die Länge der Xelegraphenlinien ber 
trug 4400 km, die Zahl der Stationen 155 
mit (1896/97) 458 593 Depefchen. 

Finanzen laut Abrechnung für 1897/98: Ein- 
nahmen 2335129, Ausgaben 2418036 Silber 
peſos. Voranſchlag für 1899/1900: Einnahmen 
2388500, Ausgaben 2400272 Gilberpeios. 
Die Haupteinnahmequelle find neben dem Tabal- 
und Branntweinmonopole die Einfuhrzölle, die 
in ber Regel verpadhtet werden. Die äußere 
Staatsſchuld beläuft fi (1898) auf insgejamt 
17871529 Pd. Sterl. (davon allein 11972 959 
Pd. Sterl. Zinsrüdftand). — Maße, Gewichte 
und Münzen find diefelben wie in Guatemala. — 
Die Armee der Republit zählt 380 Offiziere, 
1695 Beamte, 86000 Soldaten (nominell). — 
Das Wappen zeigt auf fildernem Schilde eine 
aus den Meereswellen biß an ben oberen Schildes- 
rand auffteigende purpurne Pyramide, in die ein 
von zwei weißen Zinnentürmen flanfiertes Chor 
führt; durch diefes fieht man einen fenerfpeienden 
Berg und darüber eine ftrahlende Sonne. Die 
Nationalfarben find blau, weiß, blau; Die Flagge 
ift blau mit einem weißen Querftreifen. 

gitteratur. Pelletier, Honduras et ses 
ports, 1869; Squier, Honduras, descriptive, 
historical and statistical, 1870; Bericht über 
die Republik Honduras (Export 1883, Nr. 25 ff.); 
Soltera, A lady’sride across Honduras, 1884; 
Polakowsty in ber Zeitſchrift der Gef. für Erd» 
funde 1889. 
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Nicaragua war feit feiner Loslöfung von 
ber Föderation 1833 der Schaupla fortwähren« 
der Bürgerfriege und innerer Wirren und erhielt 
erſt 1848 eine DVerfafjung und gejepliche Re 
gierung ; legte Verfaffung ift vom 11. Juni 1894. 
1851 führten die Anfprühe Englands und Co- 
ſtaricas auf die Oſtſpitze des Staates reip. den 
Hafen San Yuan dei Norte (Greytown) zu einer 
Annäherung an Honduras und Salvador, ohne 
daß die beichloffene Centralregierung zu flande 
getommen wäre. Nachdem am 7. März 1854 
nad) langen Unterhandlungen mit Guatemala ein 
Schutz · und Trutzbündnis gefchloffen worden war, 
erhob ſich im folgenden Jahre Die demokratiſche 
Partei und rief den Abenteurer William Walter 
aus Kalifornien ins Sand, ber fi) 1856 zum 
en aufwarf und erft 1857 durch eine 

alition von Salvador, Honduras und Eoftarica 
verjagt wurde. Neue Invaſionsverſuche (No- 
vember 1857 und Oftober 1858) fcheiterten, und 
als Walter 1860 noch einmal in Honduras lan- 
dete, wurde er flandrechtlich erſchoſſen. Eine zwei- 
malige Beleidigung des beutfchen Konſuls Eifen» 
ſtuder in Leon führte zu einem Konflikt mit dem 
Deutſchen Reiche. Da Nicaragua anfänglich die 
geforderte Genugthuung verweigerte, erſchien im 
März 1878 ein deutſches Geſchwader an ber 
Küfte, und alsbald bequemte fich die Regierung 
in Managua zur Genugthuung. Mit Honduras 
wurde 1878 ein Schug- und Trugbündnis ab⸗ 
geſchloſſen und ber alte Grenzitreit mit Eoftarica 
1888 durd einen Schiedsſpruch des Präfidenten 
der — Staaten zu Gunſten Coſtaricas 
beigelegt. Dieſer Streit drehte ſich um den Beſitz 
der Mündung des San Juan und das Schiffahris⸗ 
recht auf dieſem Fluſſe — beides von Wichtigkeit 
für Die Anlage des Nicaraguafanals, deſſen öft« 
licher Teil jeßt unabhängig vom Unterlaufe des 
San Yuan geplant ift. Cine Revolution ftürzte 
1893 den Präfidenten Sacaza, ohne aber felbft 
den Sieg davonzutragen. Zu den fortgefeßten 
inneren Wirren kam die friegerifche Verwidiung 
mit Honburas, bie endlih im Januar 1894 
Santos Zelaya den Präfidentenftuhl beftieg und 
das Land beruhigte. Die von ihm dann fo- 
fort unternommene Einverleibung des Mosquito- 
gebietes brachte Schwierigfeiten mit der nord« 
amerilanifchen Union und England, welch letzteres 
fi 1895 durch Beiegung des Hafens Corinto 
Entjädigung für feine bei jener Einverleibung 
verlegten Staatsangehörigen erzwang. 1896 er= 
hoben fich die Konfervativen gegen Zelaya. 

Der Flächeninhalt der Nepublit beträgt 
123 950 qkm mit (1890) 320 985 Einwohnern, 
dazu etwa 30.000 wilde Indianer, 2,5 auf 1 qkm. 
Bon größeren Orten zählt Managua 20.000, 


Leon 34000, Mafaya etwa 10000, Granada | Bl 


10000, Chinandega 8000 und San Juan del 
Norte (Greytown) 1000 Einwohner. — Nica- 
ragua ift eine repräfentativebemofratifche Republit. 
An der Spitze der Regierung fteht ein auf 4 Jahre 
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gewählter Präfident (der Bürger einer der cen⸗ 
tralamerifanifchen Republiken fein Tann) , unter 
welchem vier Minifter (des Außern; der Finanzen, 
bes Krieges und der Marine; der Regierung, der 
Juſtiz und der geiftlichen Angelegenheiten; des 
Innern) bie Gefchäfte der Staatsverwaltung bes 
forgen. Die gejeßgebende Gewalt liegt in ben 
Händen eines Kongrefſes, defien 24 Mitglieder 
auf 4 Jahre durd allgemeines Stimmrecht ges 
wählt werden; jebe der zwölf Provinzen wählt 
je 2 Abgeorbnete und 2 Stellvertreter. Admi- 
niftratio zerfällt daB Land in zwölf Provinzen, die 
bon je einem Präfekten verwaltet werben; bie 
Municipien flehen unter der Ortsobrigkeit. Die 
richterliche Gewalt übt ein oberfter Gerichtähof, 
von welchem die Diſtriktsgerichte abhängen; Appel= 
lationsgerichte in Leon und Granada. — Staats-⸗ 
tirche ift die römifch-tatholifche, doch garantiert 
die Berfafjung freie Übung aller Bekenntniſſe. 
So find feit 1848 an ber Mosquitofüfte von 
der evangelifhen Brüdergemeinde Mijfionen er« 
richtet und mit einigen Schulen verbunden wor« 
den. Die geiftige Kultur des Landes fteht auf 
niedriger Stufe. 1894 gab es 1020 Volisſchulen 
mit etwa 20 000 Schülern. Die beiden Univerfie 
täten Leon und Managua verdienen in feiner 
Beife diefen Namen. 

Der Handel vertreibt hauptſächlich Kaffee (1898 
für 250000 Pfd. Sterl.), Gold (113726), 
Gummi(103605), Holy (57178), Häute(31 288), 
Rinder (85.000). Die Einfuhr bezifferte ſich 1898 
auf 573236 Pd. Sterl., die Ausfuhr auf 
636 710 Pfd. Sterl.; daran war Deutichlanb 
beteiligt mit 102.000 bezw. 175000 Pfd. Sterl., 
England mit 238950 bezw. 195000 Pfd. Sterl. 
Im Hafen Eorinto gingen 182 Schiffe von 
176 747 t ein. Von Eifenbahnen ftehen im Be⸗ 
trieb zufammen 146 km. Die Zahl der Tele- 

aphenbureaug betrug 1891 59, die Länge der 

inien 2006 km. Die Poſt zählte 1896 
119 Stationen. 

Nicaragua dat Silberwährung; Münzeinheit ift 
auch hier der Peſo (Piaſter, Dollar) à 100 Cents 
= 4,05 Marl. Für 1896/97 beliefen fi die 
Einnahmen auf 4688061, die Ausgaben auf 
3852 750 Peſos. Die innereSchulb betrug (1898) 
7500000 Peſos, die äußere 288923 Pfb. 
Sterl. — Das ftehende Heer der Republif darf 

eſehlich höchſtens 3800 Mann ftark fein. — 
Das Wappen zeigt in blauem Schilde fünf aufs 
fteigende Berge, von denen ber mittlere die Frei⸗ 
beitgmüße trägt; im rechten oberen Ed ift eine 
goldene, ftrahlende Sonne ſichtbar. Die Flagge 
ift blau mit einem weißen Querftreifen, der mit 
einer goldenen Sonne belegt ift; die Schiffsflagge 
ift fünfmal quer geftreift von blau, weiß, rot, weiß, 
lau. — Deutihlands Intereffen werben in 
Nicaragua wahrgenommen durch den Minifter- 
refidenten in Guatemala und durch Konfuln in 
Managua und San Juan del Norte. Vertreter 
bes Freiftantes in Deutſchland find der aud in 
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Berlin_accrebitierte Gejchäftsträger in London, 
ſowie Konfuln in Hamburg und Mainz. 

Litteratur. Oviedo y Valdes, Histoire 
de Nicaragua, 1840; Die deutſche Anfieblung 
in Nicaragua, 1850; Squier, Sketches of tra- 
vel in Nicaragua, 1851; Derſ. Nicaragua, 
its people, scenery, monuments and the pro- 
posedInteroceanicCanal, 2vols., 1852; Belly, 
Percement de l’isthme de Panama le 
canal de Nicaragua, 1858 (deutſch von Schöbel 
1859); Derj., Le Nicaragua et le canal inter- 
oc6anique, 2 vols., 1867; Walter, The war 
in Nicaragua, 1860 ; Levy, Notas geogräficas 
y econömicas sobre la republica de Nioarä- 
gua, 1873; Report of the Nicaragua Canal 
Board, 1896. 

Salvador, der Meinfte, aber volfreichite 
und Zultiviertefte der fünf Freiſtaaten, war 
wie Honburas ein Hauptfik ber Yöberaliften, 
wurbe 1839 felbftändig, nahm aber erft 1856 
den Titel Republil an. Seine geographiiche Lage 
* ng es zur Beteiligung an allen Bürgerkriegen 

ntralamerifas. 1863 eroberte Carrera das 
Sand; es behielt jedoch feine Unabhängigfeit und 
Ihloß 1872 mit Guatemala ein Schutz⸗ und 
Zrugbündnis. 1885 kämpfte es gegen Barrios, 
und in demfelben Jahre kam infolge einer Revo- 
Iution Menendez and Ruder. 1890 wurde Me- 
nendez ermordet. Das Heer rief während eines 
darauf ausbrechenden Krieges Ezeta zum Präfi« 
denten aus, ben der Kongreß beftätigte.. Eine 
neue Revolution brachte 1894 Gutierrez an bie 
Spitze des Staateß, dem 1899 Tomas Rega- 
lado folgte. — Die Republit hat ein Areal 
von 21070 qkm mit (1894) 803534 Ein- 
wohnern, 38 auf 1 qkm. Die weit überwiegende 
Mehrzahl der Bevölkerung bilden Indianer und 
Miſchlinge. Die Hauptftadt San Salvador zählt 
(1897) 50000 Einwohner, S. Ana etwa 30000, 
©. Miguel 10000 und Sonfonate 5000 Ein« 
wohner. — Die Verfafjung San Salvadors 
ift repräfentativ-demofratiich. Nach dem Staats- 
geunbgeiehe dom Auguft 1886 wirb die geje« 
gebende Gewalt von einer Kammer ausgeübt, 
welche auß 42 Deputierten (je 3 für die 14 De» 
partements) befteht, die alljährlich neu gewählt 
werden. Alle Wahlen werden auf Grund des 
allgemeinen Wahlrecht vollzogen, welches jeder 
21 Jahre alte Bürger — mit Ausnahme der 
Staatsdiener — außüben darf. Die vollziehende 
Gewalt ruht in den Händen eines auf 4 Jahre 
ernannten Präfidenten, dem brei Miniſter (für das 
Innere, den Unterricht und bie Wohlthätigfeit ; 
für die Finanzen, den Krieg und die Marine; 
für Außeres, Juftiz und Rule) zur Seite fiehen. 
Adminiftrativ zerfällt das Land in 14 Departes 
ments, an deren Spiße je ein auf 2 Jahre ges 
wählter Gouverneur fteht; Geiftliche und ateoe 
Soldaten werden zu Eivilftellen nicht zugelaflen. 
Die Rechtspflege Liegt einem Gerichtähofe ob, der 
in 4 Kammern geteilt ift. — Der Klerus der 
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herrſchenden römiſch⸗ katholiſchen Kirche iſt feit 
Einziehung des geiſtlichen Beſihes fo verarmt, daß 
eine Kirchenſteuer eingeführt werden mußte, die 
aber nachläſſig entrichtet wird. Für die geiftige 
Rultur forgten 1893 585 Clementarjhulen mit 
etwa 30000 Schülern, 18 höhere Schulen und 
die Univerfität in San Salvador ; Baifenhäufer 
befinden ſich in der Hauptftabt und in ©. Xeca. 

Inbuftrie und Gewerbe find noch 
deſto Iebhafter ift der Handel. 1896 bei di 
Einfuhr 3348000, die Ausfuhr 7485000 Dol⸗ 
lars. Daran war Deutſchland beteiligt mit 
319000 bezw. 2384000 Dollars, Frankreich 
mit 467 000 bezw. 8125000 Dollars, England 
> 1217000 bezw. 1624000 Dollars. 

yauptartifel der Ausfuhr waren 1896: 

Pi ür 5856000, Indigo für 980 000, 
Zabat für 274000 Dollars. Iın Schiffsverlehr 
liefen 1896 8338 Fahrzeuge ein und ebenfopiele 
aus. — Bon Eifenbahnen find 117 km im Be- 
trieb. Die Zahl der Poſtbureaux betrug 1892 
252, die der Telegraphenburenug 121, bie Länge 
der Drähte 2777 km. 

Salvador hat Silberwährung. Das Budget 
weift 1898 auf in Einnahme 4 600 000, in Aus- 
gabe 11000000 Sitberbollard. Die innere 
Staatsſchuld betrug März 1896 etwa 8 Millionen 
Dollard; die äußere Schuld hat bie London 
Public Works Comp. übernommen. — Das 
ftehende Heer der Republik zählt 3000, die Miliz 
18000 Dann. — Das Wappen zeigt in blauem 
Schilde einen rauchenden Berg, rechts hinter dem= 
felben eine aufgehende Sonne, über ihm im Halb- 
kreiſe 9 filberne Sterne. Die Nationalfarben find 
blau, weiß, rot; das Banner ift blau mit 4 
weißen Duerftreifen und einem roten Viertel im 
vorderen Obeted, welches bei der lg er noch 
mit dem Wappenſchilde belegt iſt. utſchlands 
Vertreter in Salvador ift der Miniſterreſident in 
Guatemala. 

Litteratur. Scherzer, Wanderungen durch 
Salvador, 1857; D. Prado, Viaggio alla 
repubblicadi San Salvadoree suo commercio, 
1882; — Briefe aus San Salvador (8. Jahres · 
bericht der Geogr. Geſellſchaft von Bern, 1885/87); 
E. Pector, Notice sur le Salvador, Paris 
[Ed. Franz, rev. Drefemann.] 

Gentralifation und fation. 

L Theorie, Begriff und Weien. IL. Geſchicht⸗ 
licher Rüdblid und beftehende Verhältnifie. 

I. Eines der beliebteften Schlagwörter umferes 
politifchen Lebens der zweiten Hälfte des 19. Jahre 
hunderis ift dasjenige, welches die Notwendigkeit 
der Zufammenfafjung der Kräfte des modernen 
Staates zur Erfüllung ber ftaatlihen Aufgaben 
betont, dabei aber zugleich die Zuweiſung be» 
nrachnicher Thãtigleitsſphären an Iolale Ver⸗ 
waliungskörper energiſch befürwortet. Centrali⸗ 
fation“ und „Decentralifation” find in den ver⸗ 
ſchiedenſten Staaten Europas: in Oſterreich, wo 
diefelbe Sache unter zum Teil anden Namen 
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aufgetaudt; in Preußen, wo in bem Streben nad) 
neuer Öeftaltung ber Provinzialverfaffungen das⸗ 
jelbe Princip, wenn auch in ziemlich beſchränkter 
Weiſe in Trage fteht; in Frankreich, wo ſich 
radifale und Tonjervative Freunde der Unab- 
bängigfeit ber Iofalen Vertretungen in ihren Ber 
ftrebungen begegnen; ja aud in Italien und in 
der Schweiz, das Lofungswort für wichtige Grup⸗ 
pierungen von Tendenzen und ien. 

„, Aber bereits die Anführung diefer Länder, in 
denen centripetale mit centrifugalen Ideen in ver» 
ſchiedenem Umfang ringen, zeigt an, wie ſchwierig 
es iſt, das Wort „Decentralifation” und das ben 
entgegengefeßten Begriff ausdrüdende der „Een- 
tralifation“ richtig und genau zu beftimmen. Diefe 
Worte find fo nahe verwandt mit den Ausdrücken 
„Vöbderalismus“, „Bundesflaat“, „Reichseinheit“ 
u. |. w. und die durch alle diefe Ausdrudsformen 
bezeichneten Begriffe derart fließend, daß nur eine 
annähernde Begriffsbeftimmung gegeben 
werben Tann, und die Schwierigkeiten diefer Defi⸗ 
nition vermehren fi noch dadurch, daß es ſich 
bier nicht nur um ein Mehr oder Minber bes 
ſchließender ober beratender Funktionen gewiſſer 
Amter und Körperfhaften wie Verfammfungen 
handelt, ſondern auch bie Frage nad) der Be- 
fugnis zur Ausübung der obrigfeitlichen Re— 
gierungsvorſchriften, ber Geſetze wie ber fogen. 
Verordnungen, in Betracht kommt. 

Sobalb wir uns mit dem Begriffe ber „De- 
centralifation“ bejhäftigen, den wir zum Aus- 
gangspunfte umferer Beiprehung nehmen werben, 
da ja den lolalen Autoritäten doch weit weniger 
Aufgaben zufallen als den Gentralorganen des 
Staates und fomit deren Aufzählung weniger 
Raum erfordert, ftoßen wir auf den Begriff der 
Selbftverwaltung. Wird doch nicht allein 
die Ausführung der geſetzlichen Vorfchriften und 
der Verordnungen unter den Begriff der Ver⸗ 
waltung gefaßt, fondern aud das Recht zum 
Erlaß von Vorfehriften und ne zur weiteren, 
detaillierten Außgeflaltung der Gefepe eben unter 
dem Namen des Verordnungsrechts als Ausfluß 
ber verwaltenden Thätigfeit des Staates be» 
trachtet. Wenn man diefe Umftände in Erwägung 
zieht, fo läßt fi die Decentralifation als ber= 
jenige Zuftand der öffentlichen Verhältniſſe bes 
flimmen, in welchem die geſeßliche Ordnung ber 
großen, den gefamten Umfang des Staates be 
treffenden Angelegenheiten, wie nicht minber bie 
Ausführung derſelben zwar Sache ber gefeh« 
gebenden Centralgewalt (der parlamentariichen 
Korperſchaften in Gemeinfchaft mit der Krone in 
den Tonftitutionellen Staaten) reſpeltive der exe» 
kutiven Gentralftellen und des denfelben unter- 
geordneten adminiftrativen Beamtenperfonals ift, 
die gejeßliche Regelung wie die verwaltungsmäßige 
Ausführung der Angelegenheiten der verſchiedenen 
Iofalen Einheiten von größerem oder geringerem 
Umfange aber Sache der verichiebenartig gebildeten 
Repräfentanzen diefer Einheiten ift. 
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Aus der Natur der Sache, aus ben verſchieden⸗ 
artigen Himatifchen und Terrainverhältnifjen, aus 
ber Höhenlage, der Fruchtbarkeit u. |. f. und 
weiter aus ben biefen Verhälmifien entipringenden 
kulturellen Zuftänden der einzelnen Gegenden und 
Ländergebiete eines Staates ergeben ſich mit Note 
wenbigfeit beträchtliche Abweichungen unter den 
volfswirtfchaftlichen und fonftigen Interefien ber 
Bevölferungen diefer Gegenden. Auch der Um⸗ 
fand, daß die Einwohner eines Staates ver⸗ 
ſchiedenen Nationalitäten angehören, bebingt wich · 
tige eng ber Regionalinter« 
eſſen, fofern die Angehörigen dieſer Volls— 
fämme örtlich ungemifcht mit fremdartigen Ele - 
menten beifammen wohnen. Was ift natürlicher, 
als daß diefe lokalen Imterefien durch die Be 
völferungen der betreffenden Landesteile ober 
wenigfiens_unter Beteiligung berjelben geregelt 
werden? Es find ja in der Regel Angelegenheiten, 
welche das Wohl und Wehe des Stantsganzen 
nicht wefentlich berühren. Stellen wir uns die⸗ 
felben vor Augen, tie fie aus der Natur regio- 
naler Bildungen erwachſen. Es ergiebt ſich zu⸗ 
nächſt, daß gewiſſe Straßenzüge, welche die ver⸗ 
ſchiedenen Orte einer Gegend miteinander in 
Verbindung ſetzen, daß die Regulierung ber 
hauptſächlichſten Flüſſe der Region, die Verbin⸗ 
dung derſelben dur Kanäle Gegenſtände der 
Beſchlußfafſfung und Verwaltung der regionalen 
Repräfentang und ihrer zur Führung ber laufen⸗ 
den Gejchäfte delegierten Vertreter fein müſſen. 
Ferner müſſen gewiſſe Kulturelle Aufgaben, bie 
Legislation in Sachen der Landesforfte, der Troden« 
Tegung u. dgl. beträchtlicher Gebietsftreden, die 
Wildbachverbauungen, die Arrondierung ber 
ländlichen Güter, die Errichtung von Aderbau- 
ſchulen gemäß dem Bildungsnivenu und ben 
landwirtſchaftlichen Verhättnifien ber Gegend, die 
Hebung ber Viehzucht unbebingt als Gegenftand 
regionaler gefeßgebender, ober wenn man bie 
Beſtimmung der Grundzüge der Ordnung diefer 
Sachen der centralen Geſetzgebung de Staates 
vorbehalten wiffen will, verordnungsmäßiger 
Beſchlußfaſſung und Verwaltung bezeichnet wer- 
den. Ja unter Umfländen ift auch ein Teil der 
Fe N und Verwaltung ſowie bes 
Privatrechts, 3. B. die Regelung des bäuerlichen 
Güterrechts, diefen Faltoren regionaler Selb⸗ 
ftänbigfeit, mag man dieſe Regionen nun Länder, 
Provinzen, Departement® oder fonftwie nennen, 
PB Tee Der höhere ober geringere Grab 

Beſonderheit des focialen und twirtichaftlichen 
Lebens der betreffenden Gebiete wird auf die 
Dauer ſich den entiprechenden Ausdruck im Ver⸗ 
fafjungsleben zu erringen wiſſen. Freilich wird 
fi im Falle einer fehr beträchtlichen Ausdehnung 
ber Kompetenz ber regionalen Vertretungsförper 
die Notwendigkeit ergeben, daß die Centralgewalt 
des Staates, entweder ber Monarch allein (mie 
es in Öfterreich gegenüber den Landesgeſetzen ber 
Tall ift) ober fogar auch das Parlament, das 
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Beftätigungsrecht ber von der provinziellen Ver- 
tretung, bie ja naturgemäß aus Wahlen nach ber 
Analogie des Gentralparlaments, wenn auch viel« 
fach (3. B. in den preußifchen Provinzialftänden) 
in von dem Wahlmodus des letzteren höchſt ab» 
weichenber WBeife, hervorgeht, erlafienen Normen 
fi vorbehalte. Es könnte fonft ein dem Wohle 
des Stantöganzen abträglicher Geift des Antago- 
nismus zum Ausdrud kommen. 

Mit der Unterſcheidung, daß den „Landichaften”, 
wie Lorenz v. Stein in feiner Verwaltungslehre 
die mit bejondern Verwaltungsapparaten au» 
geftatteten Ländergebiete nennt, das Veror d⸗ 
nungsrecht, der Staatögewalt aber die Ge⸗ 
feggebung zufomme, gelangt man nicht weit. 
Was ift denn oftmals bie Feſiſtellung eines In⸗ 
Mal von Rechtsnormen für das ſtaatliche 
Leben? Weiß man innere Gründe aufzuftellen, 
welche diefelbe Maßregel in einem beitimmten 
Falle als Geſeß oder Verordnung erſcheinen le 
Mit dem formalen Unterſcheidungszeichen zwiſchen 
Gefeg und Verordnung, daß das erftere ſich als 
eine durch Übereinftimmung der Volfsvertretung 
und des Monarchen zu flande gelommene Feſi⸗ 
fegung, bie letztere aber als eine allein der Voll ⸗ 
yuosgemalt des Staates entfloffene Maßregel 

ezeichnet wird, gelangt man in unferem alle 
noch weniger zu einem Rejultate. Sind doc) die 
Beſchlüfſe der regionalen Vertretungen, wenn dom 
StaatBoberhaupte janktioniert, in formaler Hin- 
fit durchaus gejeglichen Charakter, wenn fie 
aber einer Santtion nicht bedürfen, gerade das 
Gegenteil ber nur der vollziehenden Gewalt ihren 
Urfprung verdantenden Verorbnungen. Übrigens 
muß entichieben feitgehalten werden, daß das 
Weſen ber Decentralifation nicht zum geringften 
Teile auf der Art der Ausführung der für die 
betreffenden Einzelgebiete des Staates geltenden 
Bartitularnormen, alſo auf der eigentlichen Voll- 
zugsthätigfeit beruht. Es ift von der höchſten 
Bedeutung, ob von ber Centralgewalt beftellte 
Yunktionäre, alfo Staatsbeamte, wie in Frank⸗ 
reich (in den großen Gemeinden und ben Depar- 
tements) und in Belgien, die lokalen Vorfchriften 
zur Ausführung bringen, oder ob, wie in Deutfch- 
land, Ofterreih und England, Ermählte ber 
Regionalvertretungen, alfoerwählte Bürgermeifter, 
Landesausſchũſſe u. |. w. dieſe Handlungen vor⸗ 
nehmen. Kommt es doch fo unendlich viel auf die 
Ausführung der Gefege und DVerorbnungen an 
und auf den Geift, ber in biefelben gelegt wird, 
auf den ftrammen Geift oder die milde Hanb- 
habung, wie fie in Preußen reſp. in Oſterreich 
die Regierungstrabition bilden. 

Es decken fih alfo zum Zeil die Begriffe 
Decentralifation und Selbftverwaltung, aber doch 
nicht vollftändig. Das Recht zum Erlaß folder 
Normen, die wegen ihres grundlegenden Charat- 
ter8, indem fie für gewiſſe Rechtögebiete die leiten» 
den Principien aufftellen, durchaus als Geſetze 
erſcheinen — fo ſchwanlend auch das Grenzgebiet 
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wiſchen Gefe und Verordnung beftimmt iſt — 
—* wohl noch nicht außerhalb des der 
Decentralifation zu Tiegen, wohl aber 
besjenigen der Gelb| Und auf der 
andern Seite liegt e8 nahe, wenn in einem Werle 
die gejonderte Behandlung ber Decentralijation 
unb ber enge vorgeſehen ift, umter 
dem erfleren Titel die Kompetenz der ſelb⸗ 
ftändigen Organe gewifjer Gegenben und Loiali⸗ 
täten zu behandeln, unter dem letzteren hingegen 
die Art und Weife ind Auge zu faflen, wie bie 
Bewohner jener Ortlichfeiten und Gebiete ſelb ⸗ 
ftändig die mit der Handhabung jener Auf 
gaben betrauten Organe beftellen. 

Und mas wir bisher mit Anwendung auf die 
territorialen Glieberungen der Staaten gefagt 
haben, gilt felbftverftändlich audy von den tin 
lolalen — des Öffentlichen 
Lebens, von den Gemeinden. Auch dieſe Ver⸗ 
bände können eine größere oder geringere Unab- 
bängigfeit genießen ſowohl hinfichtlich des Reis 
ſtatutariſcher Ordnung ihrer Verhältnifie als der 
ge Ausführung derjelben, Vorhanden 
ind fie zwar überall, aud) in den centralifierten 
Staaten, weil unbedingt notwendig. Aber wie 
ri tann das Maß ihrer Berechtigungen 
ein! 

IL. Nachdem nunmehr der Begriff und das 
Weſen der Decentralifation, alfo indirelt auf 
der Gentralifation, feftgeftellt worden ift, haben 
wir einen Blid auf die hiſtoriſche Ent 
widlung dieſer Verhältniſſe zu werfen. Bei 
diefer Gelegenheit wird ſich auch feſtſtelien Iaffen, 
in welchen Fällen fid die Decentralifation fürn 
lich zum Föderalismus ausgeftaltet, da man and) 
da mit ber Unterjheidung, daß fich der Föbere 
lismus als diejenige Siaatsform charafterifiert, 
in welcher ſich innerhalb des Staaisganzen die 
einzelnen Gebiete mit fo bedeutenden flantlicen 
Aufgaben ausgeftattet finden, daß biejelben ol 
Meine Staaten im Staate erſcheinen und die 
weſentlichſten Funktionen des öffentlichen Lebens 
felbftändig erfüllen, nicht jehr weit gelangt. 63 
ift eben eine jehr ftreitige Frage, was denn zu den 
weſentlichſten Aufgaben gehört. Die hiſtoriſche 
Betrachtung der Verhältnifie wird aber nichts 
beftoweniger meiftens mit Beftimmtheit das Urteil 
fällen lafien: Hier liegt ein Vorwiegen des partie 
tularen Elemente vor, es erſcheint denmach 
diefe oder jene Staatenbilbung als föderaliftiih; 
dort überwiegt die centrale Zufammenfafjung der 
Staattaufgaben, man hat es demnach mit einem 
Organismus zu thun, in welchem nur eine meht 
oder minder flarf enttwidelte Decentralifation zur 
Durchführung gelangt ift. Hier in diefem Artilel 
haben wir uns eingehender jelbftverfländli nur 
mit den Zuftänden zu befafjen, welche ſich unter 
dieſen leßteren Begriff jubfumieren laſſen; bejüg- 
li) der fi) als föberaliftifche Wildungen dar⸗ 
ftellenden Entwidlungsformen des Staatslebens 
muß auf den Artikel „Föderalismus“ verwieſen 
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werben, wenn wir auch nicht umhin Fönnen, dar« 
auf hinzumeifen, an welchen Wenbepuntten bie 
decentralifierte Form des Staatslebens in die 
föderaliſtiſche übergegangen ift, und umgefehrt. 

Wir beginnen unfern gefchichtlichen UÜberblick 
mit einem Hinweis auf das altrömijche Welt« 
eich. e en doch die Rechts- und fogar die 
Öffentlich » rechtlichen Sahungen desſelben einen 
großen Einfluß auf die Entwidlung des euro» 
päifchen Völterlebens ausgeübt. Unter den römi« 
ſchen Kaiſern der heidniſchen Zeit finden wir eine 
ziemlich unabhängige Organifation vieler Stäbte 
bes Reiches. Diejelben hatten erwählte Magiftrate, 
Duumviri oder ähnlich betitelt, welche nicht nur 
als Exelutivorgane ber ftäbtijchen Verwaltung 
figurierten, fondern auch eine privat« und ſtraf⸗ 
rechtliche Gerichtsbarkeit befaken. Die Verſamm⸗ 
fung ber Dekurionen beſchloß in Municipal- 
angelegenheiten. Wenn e8 aber bergeftalt eine 
becentralifierte Organijation der größeren Ge= 
meinden gab, fo fehlte es auch nicht an einer 
autonomen Verfafjung der Provinzen. Aber je 
mehr das römifche Reich verfiel, defto mehr hörte 
aud die Selbftändigfeit der großen Kommunen 
und Provinzen auf. Der Byzantinismus kennt 
feine jelbitändigen Lebensregungen. 

Über die Art und Weile, wie ſich die Rechts⸗ 
verhältniffe im Schoße der germaniſchen 
Stoatenbildungen entwidelten, haben wir einen 
ausführlichen Überblick in unferem Auffab über 
die Autonomie gegeben. Es muß deshalb auf 
benjelben verwiejen werben. Wenn wir ben Maß« 
ſtab der hier von uns aufgeftellten Definitionen 
an die daſelbſt geſchilderten Verhältnifje legen, fo 
muß ber Urzuftand der germaniſchen Völler als 
ein im wmejentlichen nahezu föderaliftifcher be= 
zeichnet werben. Jede Gemeinde bildet das Privat- 
recht gewohnheitsrechtlich fort und übt andere 
wichtige Funktionen. Die fränkiſche Königs- 
epoche hingegen mit ihren unter den erften Saro« 
lingern zum Höhepunkt der Macht gelangenden 
Monarchen. mit ihrer umfafjenden Geſetzgebung 
und ihrem großen Beamtenapparat am Hoflager 
und im ganzen Reiche, den Sendgrajen und 
Grafen, die noch nicht erbliche Machthaber ge 
worben waren, charakterifiert ſich als eine Zeit, in 
der ein kräftiges Staatsleben in Gemeinde unb 
Grafſchaft eine ausgedehnte Decentralifation der 
Verwaltung in dem Sinne, den wir gegenwärtig 
mit dieſem Worte verbinden, zur Seite hatte. Die 
Vollsgemeinde hält unter dem Vorfige des Tönig« 
lichen Grafen Gericht und entſcheidet in Rechts⸗ 
ſachen. Die Markgenofienfchaft ordnet korporativ 
die Agrarverhältniffe. Kurz, Gentralifation und 
Decentralifation ftanden zu einander in nicht uns 
günftigem Verhältniſſe. 

über die Umgeftaltung diefer Verfaſſung in ben 
Feudalftaat des Mittelalters, der zeitenmeije 
das Bild eines fpäteren Bundesftantes oder ſogar 
Staatenbundes darbot, fiehe d. Art. Autonomie. 
Wir haben dem dort Gejagten hier nichts hinzu⸗ 
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fügen. Wohl aber muß fi} unjere Aufmerf- 
jamleit hierjelbft auf die Organifatton ber fi 
im deutſchen Reiche herausbildenden ande 8 
fürftentümer Ienten, in denen fi num recht 
eigentlich Decentralifationszuftände entwidelten. 
Zunädiftward die Verwaltung in denſelben größten« 
teils in altgermanifcher Form durch die freien 
Gemeinden, wo fich ſolche erhalten haben, anbern« 
orts aber durch ben Grundheren, der nicht nur 
die Gerichtsherrſchaft, ſondern auch bie politijche 
Verwaltung bejaß, bejorgt. Die Iandesfürftliche 
Thätigfeit war urſprünglich hauptſächlich eine 
friegerifche, das Territorium ſichernde. Aber all- 
mäblich bildeten ſich doch mehr und mehr, wie 
im Auffage über Autonomie gezeigt wurde, auch 
Verwaltungsaufgaben des Landesfürften heraus. 
Das 14. Jahrhundert fieht die erften ftubierten 
Beamten, das 15. bereit3 eine umfaſſende legis- 
latoriſche Thätigkeit der Fürften in Deutſchland. 
Es bildete A, nunmehr innerhalb der Fürften« 
tümer ein Verhältnis aus, wie es bem Begriffe 
eine becentraliflerten Staates entipriht: die 
Gemeinden wie die Grundherren, namentlich aber 
die Stadigemeinden üben in weitem Umfange 
ftatutengebende und Verwaltungs - Funttionen, 
während bie großen Allgemeininterefjen bes Landes 
unter Zuflimmung der Landflände vom Fürften 
geordnet und durch feine Beamten wahrgenommen 
werden. Aber innerhalb der größeren Länber« 
ebiete tritt noch eine andere Geftaltung auf. Die 
ürftentümer waren durch Erbgang, durch Kauf 
und kaiſerliche Belehnung aus verichiedenen, oft 
nit einmal angrenzenden Grafidaften ober 
Teilen dieſer alten fränfifhen Reichseinteilung 
zuſammengebracht. In vielen dieſer Gebiete hatte 
Ir ſchon vor der Vereinigung mit andern bie 
ändiſche Verfaſſung ausgebildet. Diefe Ver« 
fafjung, die wie die Gefeßgebung und Verwaltung 
den Iolalen Verhältniffen angepaßt war, dauerte 
fort, auch nachdem die Vereinigung unter einem 
Herrſcherhauſe mit andern Territorien flattgefun- 
den hatte. 

Als feit dem Ausgange des Mittelalters und 
noch mehr feit dem Dreißigjährigen Kriege die 
Fürſtenmacht die Gejeßgebung und Verwal« 
tung immer mehr an fi) 30g und demgemäß bie 
Bedeutung der Gemeinden und Grundherrſchaften 
wie die der Landftände immer mehr beichränft 
wurde, indem die fürfllicde Macht diefe Organi« 
fationen zwar nicht bejeitigte, aber ihre Befugniſſe 
beftätigte und damit begrenzte und immer mehr 
einengte, trat ein Verhältnis ein, wie wir es 
im modernen Staate wahrnehmen. Eine ſtarke 
Eentralgewalt ftand nicht nur Gemeinden, Grund» 
herrſchaften und Körperichaften aller Art, fondern 
auch Provinzen mit einer gewiſſen autonomen 
Organifation gegenüber, welche ber ftaatlichen 
Oberaufſicht unterlagen. Aber die fürftliche Ge⸗ 
walt jchritt immer weiter. Bis ins 18. Jahr⸗ 
hundert hinein werden zunächſt die Tandftändis 
ſchen Verfafjungen entweder ganz vernichtet oder 
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doch zu einem Schattenbilde herabgebrüdt. Das 
Recht der Steuerrepartition und die Verwaltung 
gewiſſer Fonds bleiben nebſt einem gewiſſen Recht 
zu Vorſtellungen an die Staatsgemwalt die dürf- 
tigen Refte der alten Machtfülle - 

Es blieb aber der partifularftaatliche Abſolu⸗ 
tismus mit feiner centralifierenden Thätigfeit 
nicht bei den Ständen ftehen. Auch die Iofalen 
Organifationen, die Körperfchaften und die Ge- 
meinbden, wurben ber Autorität des Staates 
unterworfen. Diefelbe mifchte fi mehr und mehr 
in alle Angelegenheiten ein. Waren doch auch 
mit der Entwidlung des Kulturlebens ſtets neue 
Aufgaben entftanden, deren Erfüllung nicht wohl 
ber volltommen unabhängigen Thätigteit der Ge⸗ 
meinden überlafjen werben konnte. Aber aud für 
ben altherfömmlichen Wirkungskreis der Gemein ⸗ 
den wird bie ftantliche Betätigung der Beichlüffe 
derjelben obligatorifch gemacht und ihr Wirfungs- 
kreis mehr oder minder in den verjchiedenen Staa- 
ten eingeſchränkt. So wurde in Oſterreich in den 
unterthänigen wie in ben freien Iandesfürfilichen 
Städten von 1754 bis 1765 die Gerichtsbarkeit, 
die Polizei, die Rekrutierung, das Vollsſchulweſen 
und die ölonomifche Verwaltung Laiferlichen Be⸗ 
amten übergeben. Und ebenfalls in Öfterreich wie 
auch in andern Staaten ſchritt die Staatsgewalt 

egen die Defugrifte der Grunbobrigfeiten be= 
Aeräntend vor. Die Landpolizei der Herrſchaften, 
deren Strafrecht gleichfalls Beſchränkungen erfuhr, 
wurde nicht an bäuerlihe Vertretungsförper, fon« 
bern an bie Sreisämter übertragen. — In Preußen 
traten bie ſtädtiſchen Magiftrate ſchon unter König 
Friedrich Wilhelm I. vor der Staatögewalt in 
ben Schatten. Es wurde daſelbſt unter biefem 
Monarchen faft widerſpruchslos mit den Reſten 
ftändifcher Autonomie aufgeräumt. 

Und wie in Deuiſchland, fo in Frankreich. 
Dort beftanden wohl die Provinzialftände, ähn- 
lich wie bie Öfterreihifchen, als Steuerreparties 
rungsorgane und Beſiher anfehnlicher Vermögen 
fort, und die ſtädtiſchen Organifationen erhielten 
ih in den Formen des Mittelalters, ja die ber 
ſondern höchften Gerichtshöfe für die verjchiedenen 
Negionen Frankreichs, die Parlamente, behaup- 
teten und übten fogar noch das Recht der Ein- 
regiftrierung ber Töniglichen Erlaffe durch ſie 
jelbft, falls fie für die Rechtſprechung zur Gel- 
tung kommen follten, aber ber Lönigliche Abfolu- 
tismus des ancien regime, der Zeit von Lud⸗ 
wig XIII. bis 1789, hatte doch alle weſentlichen 
Funktionen in feine Hand genommen oder in feine 
Abhängigkeit gebradit. 

Nur in England behauptete fih mit der 
parlamentarifchen Freiheit auch eine ausgebehnte 
Decentralifation. Es hat in biefem Reiche nie 
jeme föberaliftifche Entwidlung gegeben, wie fie 
fi im früheren Mittelalter in Frankreich bis zu 
ihrer Bewältigung durch das Königtum, das 
unter Ludwig XI. bereits derſelben Herr war, und 
in Deutfhland bis zum Ende des römilchen Rei⸗ 
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ches deutſcher Nation vollzogen hat. Die Natur 
des Landes war nicht danach angethan. In dem 
meift ebenen Lande von nicht bedeutendem Um⸗ 
fange gab e8 feine tiefgreifenden provinziellen Ver⸗ 
Ichiedenheiten. Aber während das Parlament 
bie centrale Geſetzgebungsinſtanz nicht nur, ſondern 
auch die oberfte Verwaltungsbehörbe blieb, am 
die fi) die Beſchwerdeführenden, die über bie 
Maßregeln der Selbfiverwaltungsorganifationen 
fich zu beſchweren hatten, wenden mußten, bildeten 
fich eben biefe Organifationen zu reichem Leben 
aus. Die County, die alte Grafſchaft, war, ab» 
gejehen von ganz unbebeutenden lolalen Berbän- 
den, über deren Verhältniſſe große Dunkelheit 
herrſcht, im Mittelalter die eigentliche Ver⸗ 
mwaltungseinheit Englands. Unter ihr bat fi 
nun wohl, zuerft feit Eliſabeths Tagen für das 
Armentvejen im Kirchipiel, fpäter für Die ver» 
ſchiedenartigflen Aufgaben, jenes von ben fonti» 
nentalen Verhältnifien jo abweichende Syſtem der 
„Local Boards“ gebildet, welche die Zwede ber 
fontinentalen Gemeinde erfüllten umd eine &e- 
meinbeindeutfchem, franzöfiichem unditalienifchem 
Sinne, ja in dem Sinne, wie fie überall in Eu- 
ropa egiftiert, als Iofalen Verband zur Erfüllung 
einer Geſamtheit drtlicher Aufgaben, in Eng« 
land gar nicht eriftieren ließen. Die Local Boards 
hatten das Recht, ſoweit die Geſetze des Reiches 
dadurch nicht verlegt wurden, jelbftändig Ver⸗ 
fügungen zu treffen, byelaws zu erlaffen, wie 
der technifche Ausdrud lautet, und ihre Ange» 
hörigen zu dem Bwede zu befteuern. Die County 
war in erfter Linie in den Quarterly Seffions“ 
der den verichiedenen Berufaftänden, hauptjaͤchlich 
aber der Gentry, entnommenen Friedensrichter 
der Graffchaft Landesgericht zur Verwaltung der 
Civilgerichisbarkeit in erfter und zweiter Inſtanz 
und ae Verwaltungsgericht in Sachen ber 
Rekurfe gegen Verwaltungsalte ber Friedensrichter. 

Diefe altengliſche Selbftverwaltung, bie auf 
der Handhabung der obrigfeitlichen Gewalt nicht 
durch Beamte, fondern durch Bürger beruhte, 
welche nicht durch Vollswahl, fondern durch Er« 
nennung in ihr Amt berufen wurden, gemügte 
ſchon Tängft nicht mehr den Anſprüchen moderner 
Verwaltung. Je mehr fih der Mittelftand infolge 
Ausdehnung des Wahlrechts dem Einflufie der 
früher auch das Parlament beherrfchenden Gentry 
entzog, deito dringender wurde bie Notwendigkeit 
einer Reform empfunden. Daß ein konferbatives 
Minifterium dieſelbe ſchließlich Durchführte, beiveift 
zur Genüge, daß fie nicht länger zu verfchieben 
war. Dereformgejeßentwurf (Xofalverwaltung®- 
bill), der zumächft nur auf England und Waer⸗ 
ſich erftredtte, wurde am 27. Juli 1888 im Untles 
hauſe und am 9. Auguft im Oberhaufe angenom« 
men. Im Jahre 1889 erfolgte jodann mit einigen 
Abänderungen die Einführung Diefer Vermaltungs« 
reform in Schottland. An die Stelle der von 
der Regierung ernannten Friedensrichter traten 
Heine, von ben Steuerzahlern erwählte Grafſchafts- 
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bezw. Stabtparlamente. In manchen Grafſchaften 
(in England und Wales wurden 122 neue Graf» 
ſchaften ftatt der bisherigen 52 gebildet) wurde 
das alte Friedensrichteramt gänzlich durch Ber 
rufsbeamte erjeßt, während es in andern, mehr 
agrariſchen Grafichaften noch eimen Teil feiner 
Funktionen, namentlich richterliche, behalten hat. 
Die Kommunalverwaltung der ländlichen Kreiſe 
iſt nunmehr möglichft den ftäbtifchen Verwaltungen 
gleichgeftellt. 

Ganz verſchieden haben fi die Decentrali» 
fationsorganifationen in Frankreich entwidelt. 
Die alte Socialordnung und mit ihr die auto= 
nomen Verwaltungsformen flürzten im Jahre 
1789/90 vollftändig zufammen. Die veraltete 
Privilegienftellung des Adels und des Klerus, 
der nicht mehr eniſprechende Leiftungen gegenüber- 
flanden, brachte zugleich mit dem Gifte der enchflo= 
päbdiftiicden Theorien und noch mehr mit ben 
platten, aber mit Begeifterung vorgetragenen 
Abftraftionen I. I. Rouſſeaus jenen eigenartigen 
und faft unbegreiflichen Zuftand Hervor, in dem 
das franzöfifche Volk mit feiner gefamten Hifto- 
riichen Vergangenheit Brad. Und wenn nun auch 
auf manchen Gebieten, namentlich) auf religiöfem 
und teilweiſe auch auf privatrechtlichem Gebiet, 
wieder ein Anknüpfen an die Vergangenheit ſtatt⸗ 
gefunden hat, auf dem Gebiete der Verwaltung 
it man im wefentlihen ‚den Schöpfungen ber 
tenolutionären Periode treu geblieben. Die Prin« 
cipien der organifatorifchen Geſetze von 1791, 
welche die neue Departementaleinteilung ſchufen, 
gelten im wefentlihen nod. Das Syitem, in 
welches da8 Geſetz vom Jahre 1801 diejelben ge- 
bracht hat, fteht noch heute aufrecht. Der Grund» 
pfeiler desjelben ift bie Durchführung des Ge- 
danfens, daß alle lolalen Vertretungen — und 
auch die franzöſiſche Staatäorganifation kann dere 
felben nicht entraten —, daß aljo die Gemeinde 
räte wie die Generalräte ber Departements wohl 
beraten und in gewiſſen Sachen auch beſchließen 
können, ihre Beſchlüſſe aber nicht zur Ausführung 
bringen dürfen. Der ausführende Beamte ift 
auch für die Beſchlüſſe des Conseil general, nicht 
nur für die Anordnungen der Eentralgewalt bes 
Staates, der Präfelt, alfo der vom Staatsober- 
haupt beftellte höchſte Beamte des Departements, 
und für diejenigen des Gemeinderates ber gleich" 
falls ftaatlih ernannte, nur aus feiner Mitte 
entnommene Maire. Doch ift für die Gemeinden, 
mit Ausnahme der ganz großen Städte, dieſes 
illiberale Syſtem unter ber dritten Republit durch» 
brochen worden, indem der Maire derjelben vom 
Gemeinderate gewählt wird. — Wie fonnte mar 
unter dem Rufe „Freiheit“ ein ſolches Syſtem 
einführen? Der Widerjpruch Iöft ſich nicht allzu 
pen: ber Widerftand gegen die neue Ordnung, 

Einfluß des Adels, der Geiftlichfeit und der 
Handwerfertorporationen war in vielen Gegenden 
zu mädtig, als daß man die Ausführung ber 
tadifalen neuen Gefege in die Hände der Ermähl« 

Staatalexiton. L 2. Hufl. 
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ten des Volles hätte legen können oder denfelben 
nur eine durchgreifende, wirkſame Organijation 
hätte geftatten dürfen, wollte man den Erfolg der 
Revolution nicht in Frage ftellen. Und aud) fpäter 
waren in dem politiſch fo tief gefpaltenen Lande, 
in dem drei Dynaftien und zwei Formen der 
Republik um die Herrſchaft rangen, die Gefahren 
einer Bedrohung der jeweiligen Ordnung fo groß, 
daß man am Ehſteme ber Gentralijation ber 
Exekutive feſthielt. Indeflen find die Befugnifie 
der Generalräte und der Gemeinderäte in beihluß« 
faſſender Hinficht durchaus nicht unerheblich. Die 
legteren haben wie überall die Beichlußfaffung 
über die Aufgaben des örtlichen Zufammenlebeng : 
Straßen, Beleuchtung, Wohlthätigfeitsinftitute, 
Subventionen find ihrer Leitung unterworfen. 
Was aber die Generalräte anlangt, jo haben dieſe 
Vertretungen ber Departements, die wie die Ge- 
meinderäte aus bem allgemeinen Stimmrechte 
hervorgehen und nicht über 80 Mitglieder zählen 
dürfen, das vollkommen jelbftändige Recht ber 
Repartition ber direlten Steuern unter die Arcon- 
diffements, die wieder ihre Räte haben, welche die 
weitere Repartierung biejer Steuern unter die Ge⸗ 
meinden vornehmen, ihre Anfichten über die Be- 
dürfniſſe der Arrondiſſements äußern können und 
über gemwifje Punkte, als Straßenweſen, Brüden, 
Märkte u. |. w., um ihr Gutachten anzugehen find, 
Weiter bat dann aber ber Conseil general das 
Budget des Departements zu beraten, das vom 
StaatSoberhaupte zu fanktionieren ift, und ebenfo 
unter Vorbehalt der Sanftion ber Eentralgewalt 
über Straßen, Gefängnisweſen, öffentliche Bau« 
ten u. f. w. zu beichließen. Ebenjo unterliegen 
die feitens der Generalräte wie die ſeitens der 
Gemeinderäte beſchloſſenen jogen. centimes ad- 
ditionels (Zufchläge zu den Staatsauflagen) zur 
Beitreitung der departementalen reſp. komm. 
nalen Ausgaben ber Genehmigung der Vertreter 
ber Staatsgewalt. 

Wieder anders haben ſich dieſe Verhältniſſe 
in Deutfchland und Ofterreich geftaltet. In beiden 
war bie Fäulnis ber Höheren Schichten durchaus 
nicht zu dem Grade gebiehen, wie in Frankreich. 
Der Abel erfüllte vielfach feine Pflicht und war 
mehr Landadel geblieben als dort. Die Ein« 
wirfungen der franzöfiichen Umflurzibeen waren 
deshalb mehr auf die Wiedergewinnung politifcher 
Freiheit gegenüber dem fürftlichen Abſolutismus 
als auf Anderung der Zufammenjegung der 
ſtändiſchen Körper, wo biefelben noch vegetierten, 
gerichtet. Diefelben waren im Gegenteil populär, 
fofern fie ihre Rechte gegen die Monarchen ver= 
teidigten. Erſchienen dieſe doch als Ausdrud ber 
provinziellen und fonftigen Freiheiten. In Ofter- 
reich wurden ſchon von Leopold IL. die Land- 
ftände der Kronländer wieder mit den Rechten 
auägeftattet, die fie nod) unter Maria Therefia 
beſeſſen hatten (und fie blieben im Befiß derſelben 
bis 1848). Auch den Städten gab derjelbe Mon⸗ 
ar die Autonomie in den rein fommunalen 
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Angelegenheiten zurüd. Dieſelben durften ben 
Magiftrat wählen, der auch die VBermögendver« 
waltung erhielt. Doch ſchon im Jahre 1808 
wurde das Wahlrecht der Bürger wieber auf die 
Emennung eines Ratmannes für die dlonomiſchen 
Angelegenheiten in dem fonft regierungsfeitig er« 
nannten Magiftrate bejcpränft. Umd fo blieb e& 
bis 1848. Bezüglich der Neugeftaltung des Ge= 
meindeweſens in Öfterreich, wie fie unter der Ton= 
ftitutionellen Ara ftattfand, muß auf den Art. 
Gemeinde und auf den Art. Gemeindeordnung 
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verwieſen werben, in bem eine Zufammenftellung 
der wichtigften auf das Gemeindeweſen bezüglichen 
Geſetzgebungen zu geben ift. 

Dagegen können wir nicht umbin, wegen der 
Eigemartigkeit der dfterreihifchen Verhälte 
9 , welche in Bezug auf Decentraliſation mufter« 
gültig genannt werben müflen und das Ideal 
deſſen enthalten, was man unter dieſem Begriffe 
bezüglich der provinziellen Geftaltung verfteht, 
einen Uberblick über Die Rechte der Kronländer 
zu geben, wie fie durch die Verfaſſung vom 
26. Februar 1861 und das Staatsgrundgeſetz 
vom 21. Dezember 1867 beftimmt find, nachdem 
Öfterreih von 1849—1860 rein abſolutiſtiſch 
regiert worden war. Es haben nad) 8 12 des 
leßteren Grundgefehes die Landtage das Recht ber 
„verfafjungsmäßigen Erledigung“, alfo der geſetz⸗ 
lichen Ordnung, unter Sanktion der Krone, aller 
„nicht ausdrücklich bem Reichsrate vorbehaltenen 
Gegenftände der Gefeßgebung“. Dem Reichsrate 
find nun allerdings die weientlichften Gegenftände 
derjelben gewahrt. Aber den Landtagen bleibt 
noch immer fehr viel. Sie haben die Ordnung 
und Leitung des Gemeindewejens, 3. B. die Ber 
willigung don Anlehen und Auflagen der Ge» 
meinden ; das Beſteuerungsrecht in Geflalt von 
Zuſchlägen zu den Staatsſteuern wie von ſelb⸗ 
fländigen Steuern; das Straßenweſen; eine eigene 
Legislation in Schulfachen im Rahmen der Reichs- 
geſetze, 3. B. die Beitimmung der Lehrergehalte; 
die Errichtung und Leitung der Irren- und Are 
beitsanftalten u. |. w. Aus ihrer Mitte geht durch 
Wahl der mit der Leitung der laufenden Ver⸗ 
waltungsgeichäfte betraute Landesausſchuß hervor, 
an deſſen Spige ein kaiſerlich ernannter Zandes« 
hauptmann (in Böhmen, Galizien und Nieder- 
Öfterreich Landmarſchall genannt) ſteht. Diefer 
Ausſchuß flellt eine autonome Exekutivgewalt dar, 
und e8 ſtehen demfelben zahlreiche Beamte zur 
Verfügung. Es wird aljo in Ofterreich der Ver» 
fchtebenartigfeit der nationalen und Fulturellen 


Zuftände ber einzelnen Länder in beträchtlichem | der 


Umfange Rechnung getragen, nad) der Meinung 
vieler freilich noch nicht in genügenbem Maße. 
über diefe auf eine Ermeiterung ber Landes⸗ 
tompetenz zielenben Tendenzen, welche, wenn ver» 
wirflicht, Oſterreich zu einer Art Bundesſtaat um» 
formen würden, iftim Art. Foderalismus zu handeln. 

Was nun aber Deutſchland anlangt, jo 
haben wir ung hier mit den Verfuchen, welche eine 
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teils auf ftänbifher teils auf mobern Lonftitutio- 
neller Bafis, d. h. auf allgemeinen Cenſuswahlen 
beruhende Verfaſſung Herzuftellen ſuchten, nicht 
zu befaſſen. Die Wandlungen des Gemeinde- 
weſens müffen, namentlich was die gegenmärtigen 
Gemeindeorbnungen der meiften deutjchen Staaten 
anlangt, einem bejondern Artitel vorbehalten 
werben. Diefelben find, was bie Kompetenz der 
Gemeinden anbelangt, im allgemeinen jadhgemäß 
jehalten und ſichern den gewählten Organen ber» 
eben die Ezefutive der Anorduungen ber Ge 
meinden. Preußen beichritt ben Weg der gefunden 
Gemeindeautonomie mit der Stäbteordnnung don 
1808, Bayern mit den Gemeindeedilten von 1808 
und 1818, Württemberg mit dem Editt von 1822. 
Dagegen können bie Regelungen ber provinziellen 
Decentralifation, wie fie in den größeren bentfchen 
Bartikularftaaten — in den kleineren fiel dieſelbe 
naturgemäß weg —, vorgenommen wurde, nicht 
als ausgiebig betrachtet werden. Preußen ſchuß 
als es für den Gefamtftaat noch ſtarr am Abſolu- 
tismus fefthielt, im Jahre 1823 Provinzialftände. 
Diefelben, auf ftändifcher Bafis erwählt, hatien 
die Kommunalangelegenheiten unter Töniglider 
Genehmigung zu ordnen und gewiſſe Anflalten 
und Fonds zu verwalten. Sie befaßen feine Er 
futive, fondern der Oberpräfident vertrat ihnen 
gegenüber die Stelle des franzdfifchen Präfelten. 
Durch die Stürme von 1848 befeitigt, wurden fe 
im Jahre 1853 wieberhergeftellt,, indem bie 
frühere Kreiß- und Provinzialverfaffung wieder 
ins Leben gerufen wurde. Über die neuen Um: 
geftaltungen auf dieſem Gebiete muß auf den At. 
Breußen verwieſen werben. Bon einer umfaljenden 
Decentralifation, wie in Öfterreich, ift dort nict 
die Rebe. Bayern erhielt den preußiſchen Stän 
ben ähnliche Landräte durch Gejek von 1828. 

Was die übrigen Staaten anlangt, jo möge 
bier noch einiger Erwähnung gefchehen: Italien 
bat da8 frangöfliche Departementaligftem. Ruf 
land hat dasselbe gleichfalls einzuführen begonnen, 
Belgien und Holland dagegen haben Provinzial: 
repräfentangen mit eigener Exekutive; body feit 
ein königliche Kommiſſar an der Spiße derſelben 
Die weit gehende Autonomie gewiſſer jpaniicer 
Provinzen, die älteften Urfprungs ift, dürfte nur 
vorübergehend infolge Unterdrüdung ber legten 
Karliftiichen Erhebung bejeitigt fein. 

Bezüglich der Litteratur über dieſe Fraga 
verweiſen wir außer den übrigen dieſelben bean 
beinden Werfen über Berwaltungs- und Staat’ 
recht vornehmlich auf die verſchiedenen Auflagen 
Werke von Lorenz v. Stein, Die Verwal 
tungslehre (1. Teil, 2. Abt.: Die Selbftver 
waltung und ihr Rechtsſyſtem), 2. Aufl. 1869; 
9. Zöpfl, Grundfäße des gemeinen beutlden 
Staatsrehts,, 5. Aufl. 1869; 8. v. Rönn, 
Das Staatsrecht ber preußiſchen Monarchie, 
1881—1884; W. Suftfondl, Das ungarild 
öfterreichiiche Staatsreht, Hiftorifc-bogmatild 





dargeftellt, 1863; R. Gneift, Das heutige eng" 
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liſche Verfafjungs- und Verwaltungsrecht, 1888 
biß 1884; v. Brauchitſch, Preußiſche — 
tungägejeße, 13. Aufl. 1896. [Kämp! 
— msfrakfion (ſeit 1871), |. — 
politifi 
— Hof, Völlerrecht. 
ng, |. — .Blodade. 
u Fi affaires, ſ. Geſandte. 
— ne ſ. Vollswirtſchafts⸗ 
ehre 
Charta magna (1215), j. Garantien, ftants- 
rechtliche. 
harte, fran; En von 1815, f. Konftitutio« 
nalismus, auch Eonftant. 
Eharfitendewegung (1838—1857), |. So⸗ 
cialismus. 
Chauſſeegeld, |. u. m Waflerftraßen. 
Che, |. Banten S. 
€ iffrierkunft. 1. Geföictiges, 2. Tech⸗ 
niſches. 3. Anmwenbungsgebiete.] 
1. Der Gebraud) einer Geheimfchrift -- Krypto⸗ 
taphit —, die es nur Eingeweihten ermöglichen 
Bi, ur Kenntnis des Inhaltes der betreffenden 
Mitteilung zu gelangen, ift fehr alt. So ſollen ſich 
ihrer die Jsraeliten bedient haben zur Zeit, als 
fie ſich in babyloniſcher Gefangenschaft befanden, 
desgleichen die Agypter und Perfer bei jenen Mit- 
teilungen, diefie den Brieftauben anvertrauten. 
Auch den Griechen und Römern waren geheim» 
Schriftliche Verftänbigungsmittel nicht unbefannt. 
In den italienifchen und deutjchen Handelsrepu⸗ 
biiten begann infolge ber Gründung von Handels · 
niederlafjungen im Orient die Kaufmannſchaft 
diefem Gegenitande befondere Aufmerkfamfeit m 
zumenden. Im Tommerziellen Interefje haben 
namhafte Gelehrte, Grammatiker wie Mathema- 
titer, die damals befannten kryptographiſchen Me- 
thoden bereichert und verollftändigt, jo ber Abt 
Johannes Tritheim (Trithemius, 1462—1516), 
der Jeſuit Kirher und defien Schüler Kaſpar 
Schott, lebterer in feinem großen Werke: De 
magia univ. (1676). Namentlich) im Zeitalter 
der Magie, Aftrologie und Kabbala bot man 
vielen Scharffinn auf, neue Zeichen und Regeln 
für die Geheimfchrift zu erfinden, wozu Thomas 
Willis bereits 1647 eine Art Stenogramm 
verwendet hat. Als fodann die Verkehröverhält- 
niffe vielfeitiger wurden, dauernde Intereſſen 
ftändige Vertretungen in auswärtigen Angelegen« 
heiten unentbehrlich machten und in den diplo⸗ 
matijchen Corps ein wichtiges Organ für die 
Beziehungen der Staaten entitand, wurde es als 
bejonderer Vorzug eines diplomatiihen Agenten 
betrachtet, mit der Kryptographie wohl vertraut zu 
fein. Als man fi) dann auch in den Armeen, be 
fonders im Kriegsfalle, iffrierter Meldungen be= 
diente, war auch hier die Notwendigfeit gegeben, 
über Organe zu verfügen, die in der Ehiffrier- und 
Dediffriertunft geübt, ficher und rafch arbeiteten. 
Daß die Kenntnis des Chiffernweſens aud für 
Unterfuhungsrichter von größter Wichtigfeit fein 
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kann, entmimmt man der Thatſache, daß be= 
ſonders da8 gemwerbsmäßige Verbrechertum fich 
verdeckter und geheimfchriftlicher Mitteilungen weit 
öfter und argliftiger bedient, al man gewöhnlich 
annimmt. Die rihterliche Nachforſchung wird er» 
beblich erleichtert und die Klarſtellung einer ver⸗ 
widelten Strafſache wejentlich gefördert, wenn es 
gelingt, etwas Ehiffriertes zu finden und zu ente 
rätfeln. Auch Bien ü 
tiſche Probleme, die arithmetique amusante hat 
fih mit der Ehiffrier- und Dedifrierhunft Bereht 
und hierin Vorzügliches geleitet (j. Schubert, 
Mathem. Mußeftunden). 

2. Die neuzeitliche Technik der Geheimfchrift iſt 
fo reich entwidelt und vielgeftaltig, daß die Löſung 
der Aufgabe, fie alljeitig zu beleuchten, nur von 
breit angelegten Handbüchern erwartet werben 
Tann (j. die Litteraturangabenam Schluffe). Welche 
Geheimfchrift einfach, welche verwickelt iſt, läßt fich 
auf ben erften Blick ſchwer ertennen. Manche 
EHiffrefchrift fieht ſehr kompliziert aus, ohne es 
4 fein, und manche ſcheinbar einfach dhiffrierte 

itteilung bereitet dem geübteften Fachmanne 
große Schwierigfeiten. Folgende Merkzeichen 
dürfen nicht überfehen werben: a) die blinden 
Zeichen, die nichtS bedeuten und nur den Zweck 
baben, den Dechiffreur irrezuführen; b) Zeichen 
des Gegenfinnes, die befagen, daß die Mit 
teilung im gegenteiligen Sinne aufzufafjen fei; 
ce) Annulierungszeihen, die andeuten, daß bie 
ganze Mitteilung nichts gelte und nur in ber 
Abficht erfolgt fei, eine ganz falſche Auffaffung 
der Mitteilung zu erzielen; d) Wechjelzeichen, die 
zu verftehen geben, daß von da ab ein anderer 
Schlüffel, eine andere Tabelle, eine andere Sprache 
gelte. Was die Sprache betrifft, die zu fennen 
ſehr weſentlich iſt, hat man ebenfalls Geheim- 
zeichen, Doppelbuchſtaben, Doppelziffern u. dgl. 
eingeführt, um anzudeuten, in welcher Sprache, ob 
lateinifch, franzöfiſch, englifch, deutſch — die Mite 
teilung abgefaßt ift. Unter den verfchiedenartigen 
Syftemen feien hervorgehoben die Ziffernfchrift, 
die Buchſtabenchiffre, die Silben- und Wortchiffre, 
die Verbindung von Zahlen, Buchftaben und 
Interpunktiongzeichen, dann die Schablonen- 
chiffre. Die einfachite Form der Ziffernfchrift 
befteht darin, daß für jeden Buchftaben, für häufig 
gebrauchte Worte und oft vorfommende Sätze je 
eine oder mehrere Zahlen gewählt find. Einfach 
ift auch Die Methode, wonach die Buchftaben durch 
zwei fombinierte Ziffern ausgedrüct werden. Man 
teilt die Buchflaben in Gruppen und numeriert 
die letzteren, 3. B. 

a uv 
4 | 3 7 1 8 

Jeder Buchſtabe wird gebildet aus der Reihen- 
folge der Buchftaben in der betreffenden Gruppe 
und der Gruppennummer 3. B. 57, 33, 23, 24 
= Sieg. Nach einer andern, ähnlihen Methode 
(Ziffernfhrift von Mirabeau) werben die Buch» 
ftaben in fünf Gruppen geteilt, jede der aus fünf 
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Buchflaben beftehenden Gruppen hat bie Rummer 
1—5, unter die Gruppenbuchltaben find gleichfalls 
die Zahlen 1—5 gefeht, 3. B. 

1. 2. 3. . . 
maxok|rinvt|hbseq | gfozu plydw 
12845|128345|12845|12345|12845 

Jeder Buchſtabe wird dadurch ausgedrückt, daß 
ein Bruch gebildet wird, deſſen Zähler die Gruppen- 
nummer anzeigt, während der Nenner die Stellen» 
zahl ausdrückt. Da feine höhere Ziffer als 5 vor⸗ 
tommen kann, find die Ziffern 6—9 und die O 
bedeutungsloſe Hilfsziffern, 3. 2. 

30 27 37 

36’ 29° 48° 10° 

Verwechſelt man bie Buchſtaben des Alpha- 
bet8, fet man ſtatt a z. B. h, ftatt b f u. dol., 
fo hat man die einfachſte Type der Buchftaben- 
chiffre. Weit verläßlicher ift das obenerwähnte 
Syſtem Tritheim, wejentlich verbeſſert Durch jenes 
von Kircher und Schott. Auf eine Tafel (table 
carree) werden 26mal die 25 Buchſtaben des 
Alphabet3 gefchrieben, und zwar auf 26 Zeilen 
verteilt. Das a ber erften Reihe wird etwas ein« 

erüdt, jo daß e8 über b ber zweiten Zeile zu 
tehen kommt, unter dem auf der dritten Linie c 
folgt. Man verabredet ein geheimes Wort (Wahl- 
wort, mot chiffrant). Wenn man ben erjten 
Buchſtaben diefes Wortes und ben erften Buh- 
flaben der Klarſchrift (der zu übertragenden Mit« 
teilung), jenen in der erften Vertifallinie (Wahl · 
Hinie), dieſen in der erften Horizontallinie (Sprach⸗ 
Kinie) auffucht und die von denfelben ausgehenden 
Linien bis zu ihrem Schnittpuntte verfolgt, fo 
findet man an diejer Stelle ben in der Chiffreſchrift 
u fubftituierenden Buchftaben. In diefer Weiſe 
Hart man fort, indem man das Wahlwort immer 
don neuem gebraucht. Beim Dechiffrieren fucht 
man dann den erften Buchftaben des Wahlmortes 
in der Wahllinie, den erſten der Ehiffrefchrift in 
der von jenem ausgehenden Horizontallinie: ber 
über diefem in der Sprachlinie ftehende ift al8- 
dann der Buchftabe der Klarſchrift. Eine andere 
Methode verwendet bie Vofalchiffretafel. Jeder 
auszubrüdende Buchſtabe wird durch jene zwei 
Vokale bezeichnet, die in derſelben Ihe Reihe 
links vertifal und über ihm horizontal ftehen. 

Bei der Schablonendjiffre muß der Dechiffreur 
eine gleiche Schablone beſitzen, Die er auf den chiff⸗ 
rierten Text auflegt, wodurch er die richtige Aufs 
einanderfolge der Buchftaben findet. Was nicht 
in ber Schablone erſcheint, bleibt unberüdfichtigt. 
Die Silbendiffre wird in ber Weife angewendet, 
daß nur gewiſſe Silben des Kontextes als geltend 
vereinbart werden. Die Buchchiffre iſt zwar um⸗ 
ſtändlich, jedoch ſehr verläßlich. Beide Korrefpon- 
denten müſſen genau dasſelbe Buch haben. Jeder 
Buchſtabe beſteht aus drei Zahlen, der Seitenzahl, 
Zeilenzahl und Buchſtabenzahl. Dieſes Syſtem 
wurde von der Chiffrier- und Dechiffrierkunſt als 
telegraphiſches Chiffrierſyſtem vervollftändigt (Lexi⸗ 
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konchiffren, Chiffrier⸗Wörterbũcher, Chiffrierappa ⸗ 
rate u. ſ. w.) Das internationale hen⸗ 
bureau in Bern hat ein eigenes Chiffrierlexilon 
ausgearbeitet, in welchem jedes Wort ſowie jedes 
Schrift⸗ und Zahlenzeihen durch eine Zahlen 
oder eine Buchftabengruppe bezeichnet wird. Zu 
folge Vereinbarung der internationalen Tele⸗ 
graphenfonferenz in Rom 1872 wird jedes einzelne 
Zeichen einer dhiffrierten Depeiche als ein Wort 
betradhtet und beredinet, während bei Geheim- 
telegrammen, bie nur aus Buchſtaben oder ans 
Ziffern beſtehen, im europäifchen Tarierungsver- 
fahren fünf Zeichen als ein Wort gelten. 
Litteratur. J. L. Müber, Kryptograpfil, 
Tübingen 1809 ; Meißner, Die Korreipondenz in 
Ehiffern, Braunſchweig 1849; Krohn, Buchſtaben⸗ 
und Zahlenſyſtem für die Chiffrierung von Tele: 
grammen u. |. w. Berlin 1873; Vesin de Ro- 
mani, La Cryptographie devoilee, 1875; 
Niethe, Telegraphiiches Chiffrierſyſtem, Berlin 
1877; Walter, CHiffrier- und Telegraphierfgften, 
Winterthur 1877 ; Fleißner, Handbuch der Krypte- 
raphik, Wien 1881; Katſcher, Deutſches Chiffrier 
örterbuch, 1889; Groß, Handbuch für Unter: 
ſuchungsrichter, 8. Aufl. 1899; Staubt und 
undius, Telegraphenichlüffel, hauptſächlich f.d. 
faufmännifche Korrefpondenz; Chiffrierbuch für 
Telegramme und Korrefpondenz in Ben SH 


£ er. 

Chite. [I. Geſchichte. II. Land und Zoll 
II. Verfafjung, Verwaltung. IV. Gefittung 
V. Wohlftand. VI. Finanzen, Heer, Gejandt. 
Litteratur.] \ 

I. Chile, Republik an ber Weſtküſte Südameri- 
ta8, wurde von Peru aus durch die Spanier 
entbedtt und erobert: 1585 unterwarf Diego Al⸗ 
magro die nörblichen Provinzen; am 25. gebruat 
1541 gründete Pedro Valdivia die Stadt Sant: 
iago di Nueva Eſtremadura. Er drängte dit 
Araulaner hinter den Biobio und legte Kolonien 
(Baldivia) an, fand aber bei einer Empörung bet 
graufam unterdrüdten Cingeborenen 1553 ben 
Tod. Sein Nachfolger Mendoza ſchlug den Auf 
ftand nieder und feßte daß Eroberungsiwert fort: 
1559 wurde Ehilos, Später die Infelgruppe Jum 
Fernandez entdedt. Die Spanier mußten it 
neubegrünbete Herrſchaft nicht nur gegen bie In 
dianer, fondern auch gegen die mit jenen verbin 
deten Engländer (Drafe 1578) und Holländer 
verteidigen; auch Flibuftier vermüfteten die Küfen 
von Yuan ernandez aus, wo fie ſich eingenifet 
hatten. Obgleich im Jahre 1640 ein durch den de 
fuiten Balbivia vermittelter Vertrag den Biobio ol 
Grenze zwiſchen dem ſpaniſchen und dem indiani- 
fehen Gebiete feftfepte, erneuerten bie von ben Hol- 
ländern unterftüßten Araufaner bie Befreiung: 
fämpfe immer wieder, biß fie im Frieden von 1775 
das Recht erhielten, in Santiago einen Abgeord- 
neten zu halten, der ihre Interefien wahrnehmen 
follte. Trohdem verfuhten fie 1792 fih Bol 
Divia8 zu bemächtigen, wurden aber bon dem 
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Gouverneur O’Higgins in ihrem eigenen Gebiete 
angegriffen und zur Ruhe gebradht. 

Seit 1797 bildete Chile eine vom Vicelönig- 
reihe Peru unabhängige Generalfapitanie mit 
befonberer Verwaltung; aber der Munich nad) 
völliger Selbftändigfeit wurde immer reger und 
Tieß eine fogen. Patriotenpartei entftehen. In 
Santiago trat eine Junta zufammen, welche am 
18. September 1810 das Land für unabhängig 
erflärte und einen Ehilenen, den Marquis de la 
Plata, zum Präfidenten wählte. Die ſpaniſche 
Regierung hatte jebod im Klerus und dem 
niedern Volle noch einen ſtarken Rüdhalt: nad 
vierjährigem, blutigem Bürgerkriege war fie wie» 
der Herrin des Landes. Erft als der General 
San Martin 1817 von Buenos Aires ber ein 
Independentenheer über den Paß von Ufpallata 
zu Hilfe geführt hatte, erlangte die Unabhängig- 
leitspartei durch die Siege im Thale von Eha- 
cabuco am 12. Februar 1817 und am Maypu 
(5. April 1818) die Oberhand. Der Admiral 
der Republik, Lord Cochrane, eroberte 1820 Val« 
divia, und den Spaniern blieb ſchließlich nur noch 
Chilos, deſſen letztes Bollwerk, daB Kaftell von 
©. Earlos, erft 1826 fiel. 

Auch Chile blieb in den erften Jahren feiner 
Serlbftändigfeit von inneren Wirren und äußeren 
Verwidlungen nicht verfchont, aber im Gegenjage 
zu den übrigen fpanifch-amerifaniihen Repu- 
biifen gelangte e& bald in die Bahn ruhiger Ente 
wicklung. An Stelle der erften Konftitution vom 
Jahre 1824 trat 1828 eine zweite, welche ſchon 
- am 25. Mai 1833 dahin abgeändert wurde, daß 
die Öffentliche Gewalt zwiſchen der auß dem 
Vräfidenten, dem Staatsrate und dem Mini« 
fterium gebildeten Regierung und dem aus Senat 
und Deputiertenfammer beftehenden Kongreſſe 
geteilt warb, Als ber General Santa Er 
Bolivia und Peru vereinigt hatte und dag Inka— 
reich wieberherftellen wollte, erflärte ihm Chile 


im Verein mit Argentinien ben Krieg, der 1839 | 


mit dem Sturge des „Pacifikators“ endete. Unter 
der Präfidentihaft des Generals Bulnes wurde 
Chile endli am 25. April 1844 von Spanien 
als unabhängiger Freiftaat anerkannt und hob 
durch günftige Handelsverträge mit Spanien und 
Neugranada 1844, mit Belgien und Frankreich 
1847 und mit Peru 1848 feinen Handel und 
feinen Einfluß in Südamerika. Auch unter der 
Tonfernativen Verwaltung Manuel Montts von 
1851 bis 1861 blieb e8 von den Wirren der übrie 
en fübamerifanifchen Republifen verſchont, und 
derbau, Bergbau, Handel und Schiffahrt blüh- 
ten auf. Das Land erhielt ein Civilgeſetzbuch, 
Handelögerichte, Gemeindeverwaltung und Gelb- 
inftitute zur Hebung des Handels und der In⸗ 
duſtrie; der Zehnte wurde in eine Grundſteuer 
für Kirche umd Schule verwandelt und mit 
England am 30. November 1856 ein Vertrag 
auf Grundlage gegenfeitiger Hanbelsfreiheit ges 
ſchlofſen. 
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Unter dem nächften Präfidenten Perez entſtan⸗ 
den Berwidlungen mit dem Außlande. Zunächſt 
kam e8 1864 zu Auseinanberfegungen mit Bolivia 
wegen der Guano- und Salpeterlager an ber Küfte 
von Atacama, dann aber zu einem offenen Kriege 
mit Spanien, welches den Chilenen feindliches 
Verhalten in feinem Zwifte mit Peru zum Bor« 
wurfe machte. Ein jpantfches Geſchwader erſchien 
im Herbſte 1865 an der Küſte und bombardierte 
am 831. März des nächſten Jahres Balparaifo. 
Erft im Juli 1869 wurde unter Vermittlung der 
Vereinigten Staaten und unter Feſtſetzung eines 
Fe ae fürdas Bombarbement’ein Waffen- 
ſtiliſtand auf zwei Jahre geſchloſſen, dem 1871 
der Friede folgte. 

Den Aufſchwung, den bie innere Entwidlung 
in den nächſten Jahren nahm, unterbrady 1879 
ein Krieg mit Bolivia und Peru, der bie Leiftungs- 
fähigkeit des Landes auf eine harte Probe ftellte, 
Durch einen Vertrag von 1874 hatte Chile auf 
bie Küfte von Caracoles und Antofagafta vere 
sichtet, dagegen hatte ihm Bolivia das Recht zu- 
geftanden, die dortigen Guano» und Galpeter« 
lager fowie Sifberbergwerfe auszubeuten, und 
verfprochen, innerhalb 25 Jahren feine neuen 
Steuern aufzulegen. Die glänzenden Erfolge bes 
chileniſchen Betriebes erregten jedoch bald den 
Neid Perus und bejonders des Präfidenten Daza 
bon Bolivia, der Anfang 1879, gejtüht auf ein 
Bündnis mit Peru, die chileniſchen Werke und 
Fabriken mit hohen Steuern belegte, und als diefe 
nicht fofort bezahlt wurden, die Anlagen konfis- 
zierte. Chile bejehte daher die Pläge Antofagafta, 
Mejillones, Cobija und Tocopilla, beanfpruchte 
alles Gebiet bis zum 23. Breitengrade als Eigen« 
tum und erflärte am 5. April 1879 Peru und 
Bolivia den Krieg. Die Chilenen Yandeten 
im füdlihen Peru, erftürmten nad) den Siegen 
bei Dolores (19. November 1879) und Tacna 
(27. Mai 1880) am 7. Juni Arica und bejegten 
im Januar 1881 die Hauptfladt Lima und ben 
Hafen Eallao. So endete diefer fogen. „Salpeter« 
krieg“ nach 21monatiger Dauer zu Gunften 
Ehiles ; ein befinitiver Friebe konnte aber bei dem 
Mangel einer anerlannten Regierung in ben be= 
fiegten Ländern erft nach vielen Schwierigfeiten 
und neuen Kämpfen mit Peru am 30. Oktober 
1883 und mit Bolivia am 4. April 1884 ver- 
einbart werben. Peru trat die Provinz Tarapaca 
ab (50000 qkm mit 45086 Einwohnern) und 
überließ Tacna und Arica (22500 qkm mit 
29523 Einwohnern) auf 10 Jahre an Chile, nach 
deren Ablauf eine Volksabftimmung über ihre Zu⸗ 
gehörigkeit entfcheiden und ber zurüdftehende Teil 
eine Entſchädigung von 10 Millionen Silber 
dollars erhalten follte. Von Bolivia erhielt es 
Antofagafta (158000 qkm mit 21218 Ein« 
wohnen). Während des Krieges war aud) ein 
alter Grenzftreit mit Argentinien wegen Pata- 

oniens durch Vertrag vom 28. Juli 1881 ge 
—— worden: Chũe erhielt den weſtlich von 
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den Eordilleren gelegenen ſchmalen Küftenfaum 
mit den vorliegenden Infeln und den weftlichen 
Zeil des Feuerlandes, 195000 qkm mit 2085 
Einwohnern. Der Vertrag ſchuf aber feine end⸗ 
gültigen Rechtsverhältuiffe, ® irlaehe lam man erft 
es bezüglich des Feuerlandes zu einem dauern» 
Befisftande. Die Grenze in u nörblicheren | 2, 
Se wurde jahrelang von Kommilfionen er- 
gründet, die, je nachdem fie Argentinien oder Chile 
vertraten, ihrem Lande günftige Aufftellungen 
machten. 1896 einigte man ſich auf Leer gie 
liche Erledigung, die 1900 noch auöftand. Im 
Juli 1888 nahm die hilenifche Regierung von 
der einfam im Stillen Ocean gelegenen Ofterinjel 
. Unter dem Präfidenten Joje Manuel Bal- 
da brach infolge diktatorifcher Behandluug des 
— durch dieſen veraulaßt, 1891 ein Auf» 
ſtand aus. Das Kongreßheer ſchlug die Regie- 
rungstruppen in mehreren Schlachten, — 
dank der Führung durch den deutſchen 
Körner. Balmaceda, der in ber reg: Zeit fe 
ein — gewirtſchaftet hatte, wurde ſo be⸗ 
}, daß er fich ſelbſt den Tod gab. Hierauf 
he Yuan Montt Präfident. Ein Matrofen- 
zank in Balparaifo führte beinahe einen Konflikt 
mit den Bereinigten Staaten herbei (1892). Die 
wegen ber Provinzen Tacna und Tarapaca 
für 1894 angeſetßte Vertragsregelung mit Peru 
Er nod) aus; mit Bolivia wurde 1895 befinitin 
riede gefätoffen. Die inneren Parteiungen hin⸗ 
derten im Verein mit ſchlechter Finanzwirtſchaft 
den Aufſchwung des Landes, zu dem früher hoff 
nungsreiche Anjäbe vor! Handen waren. Seit dem 
* — 1896 iſt nd Errazuriz (lib.) 
räfident. 

OL Der Fläheninhalt der Republik be= 
trägt 776000 qkm mit einer 1897 auf 8049352 
gefehäßten Bevölkerung; eiwa 4 auf da8 qkm. 
35 Prozent wohnen in Städten, 30—40 Pro- 
And Kreolen und andere Meike, 60 Pro; = 

iſchlinge; Indianer giebt es nur 50000. 
den 21 Provinzen find am dichteften benöltert: 
Santiago mit 31, Valparaifo mit 51, Eoncepcion | S 
mit 21, am ſchwächſten Magallanes, Antofagafta 
und Atacama mit noch nit 1 Bewohner auf 
1.gkm. Nach der Zählung von 1885 waren nur 
87077 Bewohner nichtchileniſcher Abkunft vor⸗ 
handen, darunter 6808 aus Deutſchland. Die 
Deutſchen, deren Einwanderung 1852 begann, 
haben fi in den größeren Städten, beſonders 
aber in den füblichen Provinzen Balbivia und 
Aanquihué als Kaufleute, Handwerker und 
Aderbauer angefiedelt. Die Koloniften, meift 
Kotholiten aus Weftfalen und Schlefien (auch 
proteftantifche Württemberger), haben unter Wah⸗ 
rung ihres nationalen Charakters ſchnell und 
außerordentlich viel zum wirtſchaftlichen Aufe 
ſchwun ng jenes dünn bevölferten, aber ſehr frucht» 
baren Gebietes beigetragen. Die Franzoſen wohnen 
hauptſãchlich in Valparaiſo, die Engländer find 

in den Minendiſtrikten des Nordens am zahle 
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reichften. Bon wichtigeren Städten zählten 1895: 
Santiago 256403, Balparaifo 122447, Talca 
33232, Concepcion 39837, Chillen 28738, 
Sulgue 33081, Antofagafta 18530 Eimwohner, 

II. Die tepräfentatio-demofratifche Verfaß 
men hiles beruht auf dem Grundgeſehe vom 

ai 1833 (modifiziert 13. Auguft 1874). 
Die gefegebende Gewalt übt ein Nati 
welcher aus dem Senat von 32 und ber Depu 
tiertenfammer von 94 Mitgliedern (1 auf 15000 
bis 30000 Einwohner) befteht, von denen die 
erfieren von ben Provinzen auf 6 (mit häfftiger 
Emenerung alle 3 Jahre), bie letzieren von den 
Departements auf 3 Jahre bireft gewählt werden. 
Das altive Wahlrecht befigen alle , melde 
lefen und ſchreiben fönnen, das 25. (menn ver: 
heiratet, das 21.) Lebensjahr zurüdgelegt Haben 
und direlte Staatäfteuern zahlen. 
können nur jene Wähler werben, die ein Jahre 
r | einfommen von 500 Peſos haben, während bat 
paffive Wahlrecht für den Senat von einem Ein- 
tommen von 2000 Peſos nnd dem vollendeten 
86. Lebensjahre nd Diäten beziehen weber 
Senatoren noch Deputierte. 

Die exekutive Senalt rubt in den Händen eins 
Präfidenten (EI Jofe Supremo de la Nacion). 
Diefer wird vom Volke indireft auf 5 Jahre ge 
wäßlt, iſt für eine zweite Amtsperiode nicht mähl« 
bar und bezieht ein jährliches Einkommen von 
18000 Pejos. Ihm zur Seite fteht ein Mini⸗ 
SH von 6 Mitgliedern: für Außer und 

Kulte, für Inneres, für Juſtiz und Unterricht, 
für Finanzen, für Krieg und Marine, für Je 
duſtrie, öffentliche Arbeiten und Solonijation 
Außerdem befteht ein Staatsrat, ber aus den 
Diiniftern, je drei Mitgliedern bes Senats urd 
der Deputiertenfammer, einem Mitgfiede der 
Yuftighöfe, einem geiftlichen Würdenträger, einem 
General oder Abmiral, einem Ehef der Zinan- 
bebörbe, je zwei Exminiftern und Exintenbantenx 
m |gulammengefept ift; diefem ift auch die Entidei- 
am von —— el der Behörden und 

treitigleiten bei Gemeindewahlen übertragen. 
Behufs der inneren Verwaltung iſt da 
Sand in 24 Provinzen geteilt; bie Provinzen jer- 
fallen wieder in Departementß, diefe in Sub 
Delegationen und dieſe endlich in Diftrifte. An 
ber Spige der einzelnen Provinzen ſtehen Iuten- 
danten, denen je ein Militärbefehlshaber und 
Steuerbenmter beigegeben ift; die Departements 
werden, ebenfo wie die Territorien, von Gouber- 
neuren verwaltet; diefen find die Subbelegaten 
und biefen endlich bie Smfpeftoren unterftell. 
Sämtliche Beamte ernennt bie Eentralregierung; 
doch hat jedes Departement einen bon Bürgern 
gewählten Municipalcat, welcher fich unter Auf: 
ficht des Gouverneurs mit dem Polizei- und 
Gefängniswefen, dem Straßenbau und andern 
Angelegenheiten des Departements befaßt. Die 
titerliche Gewalt wird ausgeüht durd) einen 
oberften Gerichtshof von fieben Mitgliedern in 
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Santiago, brei Appellationsgerichten, Gerichten in 
den Departements und $rie erichten in den 
Subdelegationen, Diftrikten und Gemeinden. Ein 
Schwurgericht befteht nur für Preßvergehen. 
Sämtliche Richter werden vom Präfidenten auf 
Lebenszeit ernannt und find unabjekbar. 

IV. Staats kirche ift bie römijch-fathofifche, 
jedoch geftattet ein —— vom 27. Juni 
1865 Religionsäbung und Errichtung von Schu- 
len aud für Nichtlatholiten, deren Zahl ver- 
ſchwindend Hein ift. Die Vertreibung der Jefuiten 
1768 und befonder8 ber Übergang zur republie 
kaniſchen Staalsform brachten auch hier der Kirche 
ſchwere Verlufte. Ihr Eigentum wurde 1824 
eingezogen und die Geiſtlichleit auf Staatsgehalt 
gelebt; ſ hob man auch den Zehnten und die 
meiften Kloſter auf. 1883 wurden die Friedhöfe 
unter Laienaufficht geftellt, 1884 die Civilehe 
eingeführt. Als die Regierung im Jahre 1883 
bei Gelegenheit einer Sebisvafanz das Patronats⸗ 
recht der vier Dim beanfpruchte, kam es zu 
einem längeren Konflikte mit der Kurie, der erft 
1888 durch Belegung ber erlebigten Stühle im 
Sinne der Kirche beigelegt wurde. — Das Land 
bilbet eine Kirchenprobinz Santiago de Ehile mit 
dem 1541 gegründeten Erzbistum Santiago, den 
Suffraganbistümern Eoncepcion, San Carlos 
d’Ancud ımd La Serena und ber Adminiftration 
Antofagafte. Yon Orden wirken neben den 
Franziskanern bie 1843 zurüdberufenen Jefuiten, 
die auch in ben beutfchen Kolonien Süd⸗Chiles 
feit 1859 Die Seelforge verjehen und bafelbft am 
27. April 1883 eine Erziefungs- und Unterric)t8« 
anftalt (Franz · Xaverius · Haus) eröffnet haben. 

ter befigen auch die Schmweftern der chriſilichen 

tebe aus Paderborn ein Hofpital, Waifenhaus und 
Penſionat nebft acht Niederlafjungen. Die Objer- 
vanten unterhalten in Chile vier Miffionskollegien; 
die Kapuziner haben ein Kollegium in Santiago. 

Für die Erziehung ift in Chile mehr geſchehen 
ala in irgend einem Staate Südamerifas. An der 
Spige der Unterrichtsverwaltung (für höheren 
Unterricht) fteht ein Unterrichtsrat, beitellt von der 
Univerfität und von der Regierung. Die Landes- 
univerjität befteht in Santiago (vier Fakultäten: 
Recht, Medizin, Phufit-Mathematit, ſchöne Wifjen- 
ſchaften); in den größeren Orten giebt es Gym«- 
noflen mit ſechs · oder dreijährigen Kurſen. Der 
Volksſchulunterricht ift obligatorifch. An ſämt ·⸗ 
lichen vom Staate unterhaltenen Schulen iſt der 
Unterricht unentgeltlich. 1898 beftanden 1196 
Öffentliche Elementarſchulen, daneben an 500 
private. Es giebt vier bijhöflihe Seminare, ein 
Seminar zur Ausbildung von Lehrperfonen. An 
—— find vorhanden: Alademien der ſchoͤnen 

le in Santiago, für Bergbau in Eopiapo, 
für * in Quillota, für Marine in Val- 
paraijo, eine Militäralademie in Santiago, eine 
Steuermannsſchule in Ancub, zwei Kunft- und 


Gewerbeſchulen, mehrere Bergbauſchulen und | Pei 


zwei Lehrerfeminare unter beutfcher Leitung. 
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V. Auch die materielle Kultur ſteht hoch 
über der aller andern amerilaniſchen Staaten 
ſpaniſcher Kolonifierung. Haupterwerbszweige find 
die Landwirtſchaft und der Bergbau. 
Erftere beihäftigt beinahe die Hälfte der Be- 
vöfferımg. Obwohl bie Majorate ſchon feit 1828 
aufgehoben find, giebt e& body beſonders im mitt« 
leren Teile bes Landes (wegen der mangelhaften 
Bewäfferungsverhättniffe!) noch weite Latifundien. 
Vielfach fehlt es auch an Arbeitskräften (die 
Sflaverei wurde 1811 aufgehoben), obwohl bie 
Regierung ftets die Einwanderung begünftigte 
und ſchon durch Gefek vom 18. November 1845 
den fremden Anſiedlern bedeutende Vorteile ges 
währt hatte. Die Hauptprodufte find Weizen 
und Gerfte, dann Mais, Bohnen und Kartoffeln. 
Der Tabalsbau Hat fich fett Aufhebung bes Mono» 
pois (1881) bebeutenb entwidelt, der Weinftod 
Kiefert ein vorzügliches Getränf. Tropiſche Früchte 
werden nur wenig gezogen, Dagegen gedeihen bie 
europäifchen Obftarten vorzůglich; Walnüffe 
werden in großen engen nad) Hamburg ex⸗ 
portiert. Die großen Wälder liefern Rughölger, 
verfchtedene Baumrinden, Harze, Früchte und 
Schlingpflanzen von großem Werte. Bon hoher 
Bedeutung ift bie Viehzucht, und in vielen Ge- 
genden bilden die Rindvich“ und Pferbeherden 
den Reichtum bes Landbeſihers; auch bie Schaf- 
zucht hat einen erheblichen Aufſchwung genommen. 

In den nörblien Provinzen ift ber Berg- 
bau bie erfte Erwerbsquelle, und zwar ift ber» 
felbe vorzugsweiſe auf Gewinnung von Kupfer 
und Silbererzen gerichtet. An fer wurde 
1897 für 5896 000 Peſos (41,53 M.) ausgeführt; 
an Silber für 4553000 Peſos, an Steinfohlen 
für 1869000 Peſos. Dazu kommt noch feit 
Groberung von Zaracapa und Antofagafta die 
Ausbeute der dortigen Salpeterlager; Ausfuhr 
1897 für 37462000 Peſos. Die gewerbliche 
Induſtrie ift, abgeſehen von den Hüttenwerfen 
und ber Gerberei, noch in der — 
griffen; doch giebt es ſchon exportfähige Mehl⸗ 
mũhlen, Töpfereien, Papierfabrilen, Branntwein« 


brennereien und deutſche Brauereien. Geſalzenes 
und an der Sonne gelrocknetes Rindfleiſch (Char- 
qui), wie überhaupt Viehzuchtsprodufte, bilden 
wichtige Ausfuhrartifel. 

Der Handel hat ſich bei der vorzüglichen Sage 
des Landes günftig entiwidelt. 






Einfuhr Ausfuhr 









in Pefos 







1895 69 206 552 72919882 
1896 74.082 805 74359 414 
1897 65 502 805 64 754 188 





Die Zahl der abgegangenen Schiffe betrug 
1897 an Dampfern 6822, Segelſchiffen 1590 mit 
9122000 bezw. 1290000 Tonnen. 

Eingeführt wurden 1897 (in Tauſenden 
108) Baumwollwaren für 6082, Zuder 5984, 
Kohlen 4123, Wollwaren 3958, Eifen 1923, 
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Nindvieh 2757. Ausgeführt: Salpeter für 
87462, Kupfer 5396, Silber 4558, Getreide 
3487, Jod 2429, Steintohlen 1869, Leber 
1344, Golb 905. 

Der Verkehr im Lande, früher meift auf den 
Transport durch Bafttiere angewieſen, ift durch den 
Bau von Eifenbahnen wejentlic gefördert worden. 
1897 waren bereit8 4286 km (darunter 1986 km 
Staatsbahnen) in Betrieb. Sehr wichtig verſpricht 
die Eifenbagn » Uberlandverbindung mit Argen- 
tinien zu werben, welche nahezu vollendet iſt (bis 
auf 26 km in ben Hochanden). 1897 beförderten 
670 Poftanftalten 51577307 Brieffendungen 
im inneren, 4618414 im äußeren Berlehr. Die 
Zahl der flantlichen Telegrapgenbureaug betrug 
1897 229. Die Telegraphenlinien hatten eine 
Länge von 15512 km; 3849 km mit 172 
Bureaux find Privateigentum. 

VI Finanzen. Die Einnahmen beftehen in 
den Einfuhrzöllen, die von faft allen Gegenfländen 
in ber Höhe von 4—85 Prozent ad val. erhoben 
werden, Steuern, bem Erlös aus Verpachtung und 
——— von Ländereien ec und waren 1899 deran⸗ 
ſchlagt auf 80872937 Velos Gold, 19 700.000 
Peſos Papier gegenüber einer Ausgabe von 
29128328 Peſos GoM und 65170572 Peſos 
Bapier. Die Staatsſchuld belief fih am 31. Der 
zember 1897 auf 263210 531 Peſos innere und 
236 466 267 Peſos äußere Schuld. — Chile hat 


nominell Doppel«, fattifch Papierwährung. Münz- | ©. 1 


einheit ift der Peso corriente (Silber) à 100 
Centavos — 1,53 Mark. Geprägt werden Nicel⸗ 
müngen zu ?/,, 1 und 2 Centavos, Silbermünzen 
au 5, 10, 20 und 50 Centavos und 1 Peſo, Gold- 
münzen zu 1, 2, 2,5 (E&cubo), 5 und 10 Peſos 
(1 Colon oder Condor = 2 Dublonen — 10Peſos). 
Bon Geldinſtituten find 3 Hypothefen- und 16 
emiffionäberechtigte Banken vorhanden, die Noten 
von 1 bis 1000 Peſos emittieren. 

Die Armee befleht (1897) aus 2835 Mann 
Infanterie, 2092 Mann Kavallerie, 1795 
Mann Artillerie und 315 Pionieren, zufammen 
6983 Mann. Zu den Übungen der National- 
garde find feit 1896 alle waffenfähigen Bürger 
verpflichtet. Das Offiziercorps befteht aus 10 
Generalen, 18 Oberften, 44 Oberftleutenants, 
91 Major, 225 Hauptleuten und 279 Leute- 
nants. Die Flotte zählt 3 Panzerfchiffe, 1 Panzer- 
kreuzer, 4 geſchützie Kreuzer, 3 — 
4 Torpedojäger, 1 Monitor, 2 Kanonenboote, 2 
Transportichiffe, 4 Rekognoscierungsſchiffe, 15 
Torpeboboote, alle zufammen mit 334 Kanonen, 
123180 Pferbefräften, einem Gehalt von 46411 
Tonnen und einer Bemannung von 4188 Mann. 
Im Kriegsfalle muß die ſtaatlich unterftügte Com- 
pafıfa Sudamericana de Vapores ihre 15 
Schiffe zur Verfügung ftellen. 

Das Wappen ber Republif zeigt einen von 
blau über rot quergeteilten Schild, der in ber 
Mitte mit einem filbernen, fünfftrahligen Sterne 
belegt if. Schildhalter find rechts ein Huemul 
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(Art Reh), links ein Kondor mit goldener Krone; 
auf dem Schilde ſtecken drei Straußenfedern. Die 
Nationalfarben find weiß, blau, rot. Die 

iſt quergeteilt: der untere Streifen ift rot; der 
obere zeigt im erften, blauen Drittel (am Stode) 
einen weißen, fünfftrahligen Stern; im übrigen 
ift er weiß. — Das Deutſche Reich iſt in Chile 
vertreten durch einen außerordentlichen Geſa undien 
und bevollmãchtigten Miniſter, durch Konſuln in 
Antofagafta, Concepcion, Jquique, Punta Arenas, 
Santiago, Tacna, Taltal, Valdivia, Valparaiſo. 
und Bicelonfuln in Piſaqua, Eoronel, Oſorno 
und Puerto Montt. Chile Vertreter in Deutſch⸗ 
land find ein außerorbentlicher Gefandter und be⸗ 
vollmächtigter Minifter in Berlin und Die Konſuln 
in Berlin, Bremen, Dresden, Frauffurt a. M., 
Hamburg, Hannover, Köln, Leipzig, München, 
Nürnberg, Stettin, Stuttgart, Wiesbaden. 

Litteratur. Molina, Geſchichte der Erobe- 
tung von Chile (deutſch Leipzig 1791); Meran- 
dez, Manual de historia y cronologia de Chile, 
1860; Claude Gay, historia fisica y politica 
de Chile, 18 Bbe., 1844—1861 ; Coleccion de 
historiadores de Chile y documentos relativos 
a la historia nacional, 6 Bbe., 1861—1865; 
Löffler, Der chileniſch · peru⸗ bolivianiſche Krieg (in 

„Unfere Zeit” 1881, D; Polakowsty, Zur Ge 
fchichte der Eroberung und Entdedung von Ehile 
(Zeitfegrift der Gefellihaft für Erbfunde 1881, 
.1); Arana, Histoire de la guerre du Pa- 
cifique 1879—1880, 2 Bbe., 1882; Derj, 
Historia jeneral de la independencia de Chile, 
8 Bde., 1888. 

Beienerk von Pöppig, Hall, ne Tſchudi 
v. Bibra, Kahl, Boyd u. a.; Ried, Deutſche Aus⸗ 
wanderungnad Chile, 1847; ;Simon und Bromme, 
Auswanderung und Rolonifation von Sübamerifa, 
mit bejonderer Berüdfihtigung des Freiſtaates 
Chile, 2. Aufl. 1849; Ernft, Republik Chile. 
Erlebniſſe und Betrachtungen daſelbſt, 1863; 
Fond, EHile in der Gegenwart, 1870; Pola- 
towsty, Chile im Jahre 1883, 1884; P. Düffels 
8. J., Sfiggen aus Süd-Ehile, Die Deutſchen in 
Ehile („KRatholiihe Miffionen“ 1883, ©. 187 
und 181); Ochſenius, Chile, Land und Leute, 
1884; Seidler, Die deutſchen Kolonien Chile 
mit Berũdſichtigung ihrer wiriſchaftlichen Bezie · 
hungen zum Mutterlande (, Deutſche Kolonial⸗ 
zeitung“ 1886, ©. 209); Güßfeldt, Reife in 
den Andes von Chile und Argentinien, 1888; 
Echevarria y Reyes, Geografia politica de 
Chile (2 Bbe., Sarliago 1889); Espinosa, Geo- 
grafia deseriptiva de la Republica de Chile 
(Madrid 1890); Kunz, Ehile ee bie deutfchen 
Kolonien (Leipzig 1891); Derf., D 
in Chile (ebend. 1892); "epinden, 1 Balmaceda, 
su gobierno y la revolueion de 1891 (Baris 
1894); Opig und Polafowsly, Karte vom Epile 
(Zeipzig 1891); Anales de la universidad de 
Chile erjcheinen feit 1843. 

[Ed. Franz, rev. Drefemann.] 
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Erfinder ber Schriftzeichen, der m 
chineſiſcher Sitte und Kultur, lebte zur Fr der 
großen Flut. Auch die angeblich Yihorifden Dy- 
naftien Hia (2205—1766) und (1766 
bis 1123) find unſicher und halb mythiſch. Erſt 
die Dynaſtie Tſcheu (1123—246), gegründet von 
Wuwang, dem Ordner und Geſeßgeber des Staa- 
a bietet feit 841 v. Ehr. eine fichere Zeitfolge. 
dieſe Periode fällt Die Entwictung des Feudal⸗ 
— Im der Mitte des Reiches Tag die Domäne 
des Kaiſers (daher Tſchungkus, Reich der Mitte) 
444 km und um fie im Streife die Lehensgüter 
der Bafallen 15—45 km im Umfange. Lehtere 
firebten feit dem Ausgange des 8. Jahrhunderts 
v. Chr. nad) Unabhängigkeit und Vergrößerung 
ihrer Teilfürftentümer,, und vergebens fuchten die 
Kaiſer fie zur Einheit zurüdzuführen. Erſt der 
fünfte her der 4. (T fin) Dynaftie, Schi« 
boangti (246—206), brach ihren Ubermut, ver» 
nichteie die Feudalherrſchaft und machte Ehina 
aus einem Lebensftante zu einer einheitlichen 
Monarchie. Er dehnte das Reich der Mitte bis ans 
Meer aus, flug die Tataren zurüd und vollendete 
den Bau der großen Mauer. 

Die (5.) Sehe an (202 v. Chr. bis 
228 n. Chr.) eroberte die Sübprovingen neb| 
der Infel Hainan, Norblorea (109 v. Ehr.) u 
dehnte das Reich oftwärts über Gentralafien aus. 
Unter Mingti (58—75) drang der Buddhismus 
aus Hindoftan in Ehina ein; hundert Jahre fpäter 
u fol ber römische Kaifer Marc Aurel eine 

er (ur Se) nad China geſchickt 
dem Außfterben ber Han teilte 
fich Ehina in drei Reiche (223— 265), und dann 
begannen die Kämpfe verfchiedener Dynaftien, 
beren um 280 fiebzehn neben und nacheinander 
auftauchten. 420 erfolgte eine neue Spaltung in 
ein nörbliches und ein fühliches Reich, die ſich 
erft 590 wieder vereinigten. Die umaufhörlihen 
inneren Wirren brachten namenlofes Elend über 
das Sand und ſchwächten feine Macht fo, daß um 
586 bie Tataren die nörbliche Grenze über 
fchreiten und daſelbſt ein eigenes Reich gründen 
Tonnten. 

Unter ber glänzenden Regierung ber erften 
Raifer aus der (11.) Dynaftie Thang (618 bis 
906) wurbe das Reich wieber völlig geeinigt und 
erfreute fi bis 756 einer großen Macht und 
Blüte. Dann folgte eine neue Unglüdsperiobe: 
Südtongfing ging verloren, und bie ſchnelle Auf- 
einanderfolge einer Reihe von Dynaftien weil 
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Ber | auf zerrüttende Kämpfe im Junern und wechſel- 
volle Kriege mit den Mongolen. Die (18.) Dy- 
naftie Sung II. (960—1279) ftürgte Oftais 
Sa Kublailhan, welder ganz Ehina unter 
feinem Scepter vereinigte und die (19.) Mon- 
ge ad Yuan (1279—18367) begründete. 
ie märchenhafte Pracht und Herrlichkeit feines 
Be Sees Khanbalik (Peking) jhildert der Vene 
der | tianer Marco Polo, der erfte Europäer, der China 
bereifte und von 1274—1291 am Hofe in Beling 
met | wichtige Amter befleidete. — Cine furdtbare 
ungerönot (1342) und Zwiftigkeiten in der 
cherfamilie begünftigten eine Empörung in 
en die mit Vertreibung der Mongolen 
und Begründung einer neuen, einheimifchen (20.) 
Dynaftie der Ming (1368—1644) endete. Die 
Regierung dieſer Familie beſchranlte ſich meift il 
daß eigentliche China, welches im Laufe des 
16. Jahrhundert8 in dauernde Verbindung mit 
ben DVöltern des Weſtens trat: 1522 fepten 1a 
in Macao die Portugiefen feit, denen bald 
Spanier und 1607 bie Holländer folgten; ſchon 
1588 wurde durch den eier Ricci der Grund 
zur katholiſchen Miſſion gel 
Um die Wende des 17. Worhundertd fingen 
die Mandſchu, ein tunguſiſcher Stamm aus dem 
Amurlande, an, dem chineſiſchen Reiche gefährlich 
zu werden. In ber Provinz Liaotong angefiebelt, 
machten fie fi) bald zu Is dieſes Landes, 
mifchten ſich in Die The nftietigfeiten Chinas und 
eroberten nach dem freiwilligen Tode des letzten 
Kaiſers aus der Ming-Dynaftie 1644 Peling. 
Ihr Führer Schuntfhi, der den Unterricht bes 
berühmten deutſchen Sefuiten Adam Schall genofien 
hatte, wurde 1646 Gründer ber jegt noch herr 
fchenden Dynaftie der Mandſchu oder Taitfing 
(„große Reinheit”). Bald erreichte China feine 
größte Ausdehnung, als fein Sohn Kanghi (1662 
bis 1722), ein befonderer Freund und {örberer 
der Jefuiten, die Mongolei, Tibet und Formoſa 
unterwarf und 1689 mit den Rufen einen vor⸗ 
teilhaften Frieden ſchloß. — Sein zweiter Nach⸗ 
folger, Klanlung (1735—1796), war einer 
der bebeutenbften Fürften, Die je über das „himm« 
liſche Reich“ geherrſcht haben. Ein eifriger För⸗ 
derer der Wiſſenſchaften, legte er großartige Biblio⸗ 
thefen und Sammlungen an und beichäftigte ſich 
ſelbſt viel mit hiſtoriſchen und Re and 
Studien ſowie mit Voefle. Durch Eroberung ber 
Dfungarei und Oftturfeftang erweiterte er das 
Reich nach Weften und ordnete die Grenz⸗ und 
Handelsverhälmifje mit Rußland; ebenfo voll» 
endete er die Unterwerfung von Tibet, führte aber 
unglückliche Kriege gegen Cochinchina und Birma 
(17681770). 1796 legte er die Regierung 
nieder; unter ihr hatte die Macht der Mandſchu 
ihren Höhepunft erreicht. Sein Sohn Kiaking, 
ein argwoͤhniſcher, graufamer Defpot, war nicht 
im ſtande, ben drohenden Verfall des Reiches auf 
zubalten. Räuberbanden im Innern und See⸗ 
täuber an den Küften übten die eigentliche Herr⸗ 
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haft aus, bis es der Regierung 1810 durch 
bebeutende Geldopfer gelang, der Unficherheit ein 
Ende zu machen. 

Auch unter feinem Nachfolger, Kianlungs 
zweitem Sohne Mianning (1820—1850) 
oder Taofuang („Glanz des Berflandes“), dauer 
ten die Unruhen im Innern und an den Grenzen 


Re Er zeigte, wie fein Vater, Abneigung gegen | deren Schi 


a8 Ehriftentum , und bejonders die fatholiichen 
Miffionen Hatten mehrfach graufame Verfolgun« 
En zu erleiden. Das wichtigfte Ereignis unter 
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freie Religionsübung garantierte. Auch der Papſt 
ſchloß 1848 ein Ablommen mit China. 

Alle diefe Verträge gewährten den Ausländern 
nur wenig Schug. Der Haß der Chineſen 
alles Fremde wurde immer größer und machte 
in Aufftänden Luft: Schließlich wandte ſich bie 
ganze Erbitterung gegen die herrſchende Dynaftie, 
wäche in dem Kriege gegen die Enge 
länder offen zu 7, getreten war, und nur mit 
Müuhe konnte fih Miannings Nachfolger , fein 
ältefter Sohn Tſchu oder Hienfong („Segens- 
ülle*), auf dem Throne behaupten. Geheime 


einer Regierung ift ber fogen. Opiumfrieg|fülle*) 


1840—1842, Die engliſch⸗oſtindiſche Compagnie 
ſtand ſchon feit 1670 in Beziehungen zu China ; 
1693 wurde ihr Handel auf Kanton beſchränkt 
wo feit 1757 ein lebhafter Verkehr flattfand. Der 
vorteilhaftefte Einfuhrartifel war das Opium. 
Zar fuchte die hinefiiche Regierung ſchon lange 
diefem Gifte den Eingang ins Land zu wehren, 
aber alle Maßregeln waren vergeblich: in Tau ⸗ 
fenden von Zentnern wurbe es eingeführt oder 
eingeihmuggelt. Da verlangte der kaiſerliche 
Gouverneur von Kanton plögli am 18. März 
1839 die Außlieferung aller Opiumvorräte. Als 
im Anfange des nächften Jahres ein fatferliches 
Edikt jeglichen Handel mit den Fremden ver 
bot, antwortete England mit der Sriegäerflä- 
rung. Der Kampf, der ſich zunächſt um Kanton 
und die Bocca Tigris (Mündung des Sikiang) 
drehte, erlitt mehrfache Unterbrechungen, ba Ehina 
in feiner Bedrängnis wieberholt Friedensunter⸗ 
Handlungen anfnüpfte, um biefelben bald wieber 
—— Endlich gingen die Engländer ernſt⸗ 
hafter vor: ihre Ylotte verließ am 21. Auguſt 
1841 Hongtong, welches ſchon zu Anfang des 
Jahres abgetreten worben war, fegelte nordwärts 
und eroberte Amoy und Tſchouſchan und im 
Oftober Tſchinghai und Ningpo. Im Juni des 
nächſten Jahres liefen die Engländer in den Jantſe⸗ 
Hang ein, nahmen Schanghai und Tſchinkiang 
mit Sturm und legten fi Anfang Auguft vor 
Nanking. Jetzt machte ſich der Kaifer in einem 
Vertrage zu Nanking vom 29. Auguft 1842 ver« 
bindlich, binnen 4 Fahren 21 Millionen Dollars 
zu zahlen, außer Kanton die Häfen Amoy, Fu- 
tihau, Ningpo und Schanghai dem britiichen 
Handel zu öffnen und bafelbft britiſche Konfular- 
agenten zuzulaſſen. Zugleich wurde ben Eng- 
ländern —E und die Regulierung der Ein⸗ 
und Ausfuhrzölle übergeben und ihnen gleiche 
Behandlung mit den Chineſen verfprochen. Wider 
Erwarten öffnete die chineſiſche Regierung die ger 
nannten fünf Häfen dem Handel aller Nationen, 
um fo ben verhaßten Engländern die Vorteile des 
Sieges zu ſchmälern. Am 3, Juli 1844 erlangten 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika einen 
ähnlichen Vertrag, und am 25. Auguft 1845 fam 
aud mit Frankreich ein Handels und Freund · 
ſchaftstraltat zu flande, welcher unter anderem die 
Gründung von Kirchen und Schulen in den fünf 
Hafenoriengeftattete und den eingeborenen Chriſten 





Geſellſchaften ftifteten allenthalben Aufftände und 
proflamierten laut den Sturz ber fremden Man- 
diehu » Dynaftie. Die größte Gefahr erwuchs 
derjelben aus dem Taiping- Aufftande, 
welcher, veramlaßt durch die üble Lane der Bes 
pöfferung in Kiangfi, von 1849 bis 1866 das Reid) 
in feinen Grunbdfeften erjchütterte und erſt mit 
Hilfe der Weſtmächte unterbrüdt werben konnte. 
Unter ihrem Führer Hung-Siutfuen aus Kuang ⸗ 
tung bei Kanton, dem Haupte des Bundes der 
„Gottesverehrer“, begannen die Empörer Tempel 
und Göhenbilber zu zerflören. Sie wollten die 
alte wahre Religion des Schanti wieberherftellen, 
predigten außer dem Sturze bes Kaiferhaufes eine 
focialiftijch-demoftatifche Anderung der Stantt- 
gejege und fehrieben auf ihre Banner: Taiping 
(„allgemeiner Friede”). Schon im September1851 
ließ ih Hung-Siutfuen zum Kaifer außrufen, am 
19. März 1853 bejepten die Empörer Ranking, 
machten e3 zum Mittelpunft ihres neuen Reiches 
und vernichteten alles, was an die frühere Dynaftie 
und Religion erinnerte (3. B. den Borzellanturm). 
Hung-Siutfuen ließ das Alte und Neue Teftament 
in vielen Exemplaren druden und leiftete dem 
Chriſtentum allen Vorſchub, obwohl er felbft es 
nicht annahm. Da feiner Regierung jede Ordnung 
und Disciplin fehlte, machten die Aufrührer trof 
einzelner Erfolge keine Fortſchritte, verloren viel- 
mehr eine Bofition nad) der andern an die Re 
gierungätruppen und behaupteten fi) nur mit 
Mühe in Nanting. 

Inzwiſchen war die hinefiiche Regierung auch 
von anderer Seite in harte Bebrängnis geraten. 
Die Nichterfüllung des Vertrages von Nanfing 
und die fortwährenbe Beläftigung der Fremden 
in den Traftatshäfen führten zu Streitigfeiten mit 
England und zu einer Beihießung Kantons im 
November 1856. Darauf veranlaßte die fortgefehte 
Verfolgung aller Europäer im Auguft 1857 ein 
nemeinjames Vorgehen der Engländer md 
Franzoſen, deren vereinigte Flotte am 28. De⸗ 
jember Kanton einnahm. Da ihre Fo: 
auch jetzt noch fein Gehör fanden, fegelten fie im 
April 1858 nordwärts in den Golf von Peiſchili, 
drangen in die Mündung bes Peho ein und er- 
oberten bie Fort? von Talı. Darauf bedrohten 
fie Tientfin und erzwangen am 27. Juni 1858 
einen Vertrag zu Tientfin, demzufolge europäifche 
Gefandte in Peking Zutritt erhalten und an Eng- 
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Iand 8, an Frankreich 4 Millionen Dollars Kriegs · 
Toften gezahlt werben ſollten. Zientfin jollte Frei⸗ 
hafen werden und die Ausübung des Chriftentums 
ungehindert fein. Schon vorher wurde Rußland 
durch ben Vertrag von Aigun (12. Mai 1858) 
im Befite des Amurgebietes beftätigt, das es 
während der Wirren in China in aller Stille 
befegt hatte. Die Haltung der Ehinefen bradjte 
jedoch den Krieg ſchon im nächften Jahre wieder 
zum Ausbruch. Am 25. Juni 1859 machten die 
Engländer einen Angriff auf die Forts am Peho, 
welche die Ehinefen in ber Zwiſchenzeit ſtark be 
feftigt Hatten, — wurden aber zurüdgeichlagen. 
Dieſe Niederlage veranlaßte eine neue engliich- 
franzöfifche Impafion. Am 11. Auguft 1860 
landeten 25 000 Mann Engländer und Franzoſen 
bei Petang, nörbli vom Peho, erftürmten die 
Forts zu beiden Seiten des Fluſſes, beeßten 
Zientfin und rüdten gegen Peling vor. Da fi 
bie Friedensunterhanblungen zerfchlugen, befiegten 
die Verbündeten die Hauptmadht der Feinde bei 
Palilao und rüdten vor Peking. Hier beſetzten 
die Franzofen am 7. Oktober den kaiſerlichen 
Sommerpalaft und plünderten 3 Tage lang mit 
unerhörtem Vandalismus diefe wunderbare Schatz · 
kammer unerſetzlicher Altertümer und Kunfterzeug- 
niffe. Nun mußte ſich China verpfliäten, den 
Zraftat von Tientfin bis zum 28. Oftober zu 
erledigen und weitere 16 Millionen Dollar an 
die Verbündeten zu zahlen. Zur Strafe für die 
an gefangenen Europäern verübten Graufamfeiten 
wurden 600000 Dollars für deren Angehörige 
verlangt und der Sommerpalaft am 18. und 
19. Oftober niebergebrannt. Im März 1861 
nahmen ein englifcher und ein franzöſiſcher Ge⸗ 
ſandter Wohnfig in Peling; ſchon im Juli des 
felben Jahres folgte ein Vertreter der Vereinigten 
Staaten von Norbamerifa. 

Am 22. Auguft 1861 ftarb Hienfong; ihm 
folgte fein am 5. September 1855 geborener Sohn 
Kilfiong oder Tungtſchi („vereinigte Orb» 
nung“) unter einer von feinem heim, dem Prin« 

en Kong, geleiteten Regentſchaft. Da biefe 
Yon am 2. November 1861 geftürzt wurde, war 
Kong alleiniger Regent und fuchte bei feiner Ein⸗ 
ficht und Klugheit dem Nationalhaß feiner Lands · 
leute kräftig entgegenzuwirken. China trat in der 
nächften Zeit auch mit andern europäifchen Mäch⸗ 
ten in nähere Verbindung. Schon am 2. Sep» 
tember 1861 fam durch den Grafen Eulenburg 
ein für alle Zollvereinsflaaten gültiger chineſiſch⸗ 
preußiicher Handelövertrag auf die Dauer von 
10 Jahren zu flande. Ähnliche Verträge folgten 
1862 mit Spanien, Portugal, Belgien und am 
10. Juli 1863 mit Dänemark. Außer den Ges 
fandten Englands, Frankreichs und der Bereinig« 
ten Staaten von Norbamerifa zogen 1863 auch 
Vertreter Rußlands und Spaniens in Peking ein, 
während ein portugiefifcher Geſandter zu Macao 
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ping· Aufſtand noch fort und artete in einen wũſten 
Raub» und Plünderungskrieg aus. Als die Aufe 
ftändifchen am 9. Dezember 1861 Ningpo ein» 
nahmen und im Februar bes nächiten Jahres 
Schanghai bedrohten, traten England und Frant- 
reich, deren Handelsintereſſen dadurch gefährdet 
Schienen, gegen fie auf. Mit ihrer Hilfe wurden 
die Rebellen 1863 zunächft aus den rovinzen 
vertrieben und verloren 1864 einen feſten Piatz 
nad) dem andern, zuletzt auch Nanking (19. Juli), 
wo ſich der Gegenfaifer vor der Übergabe ver. 
brannte. Die völlige Unterbrüdung der Taiping, 
die ſich nun über das Land zerftreuten, Toftete der 
chineſiſchen Regierung in den naͤchſten Jahren noch 
viele Mühe. 

Dazu famen neue Aufftände, fo die Empörung 
der Nienfei (nördlichen Rebellen) von 1867 bi8 
1870, namentlich in Schantung, und bejonders 
ein mohammebanifcher Aufftand. Nachdem fi) 
ſchon 1856 in Yünnan die dort zahlreich wohnen ⸗ 
den Islamiten (Panſi) erhoben hatten, brad) 1862 
in Schenfi ein Aufftand der Dunganen aus. 
Schnell verbreitete ſich derſelbe über Kanſu nad) 
Weiten bis in die Be das Ili⸗ Gebiet und 
Oſtturkeſtan, wo Jakub Beg ein ſelbſtändiges Eha- 
nat Kaſchgar gründete und Rußland zur Sicherung 
feiner Grenze am 4. Juli 1871 Kuidſcha beſetzte. 
Die Empörung in Yünnan wurde 1872 blutig 
unterbrüdt ; im Norden und Weften dauerte der 
Kampf gegen die Rebellen biß gegen 1878. Da⸗ 
neben fam e8 mit England und beſonders mit 
Frankreich öfters zu Auseinanderfegungen, die der 
chineſiſche Pöbel durch blutige Ausfchreitungen 
gegen bie Ehriften verſchuldete. Prinz Kong, als 
Beichüger der Fremden beim Volke ebenfalls ver 
baßt, hielt troß ber großen Schwierigkeiten feit an 
den Verträgen und traf fogar neue Abkommen: 
fo am 2. November 1865 mit Belgien, im Sep- 
tember 1867 mit Spanien und 1868 durch eine 
chineſiſche Geſandtſchaft mit den Vereinigten Stan« 
ten, England, Frankreich, dem Norddeutſchen 
Bunde und Rußland; dadurch wurden zwei neue 
Häfen, Wuhu und Wentſchau, dem Verlehr er⸗ 
Öffnet und weitgehende Zugeſtändniſſe bezüglich 
der Religions» und Handeläfreiheit, des Aufent« 
Haltes im Lande zc. gemacht. Der junge Kaiſer 
übernahm im Februar 1878 felbft bie Regierung, 
ſtarb aber ſchon am 12. Januar 1875. Mit ihm 
erloſch der direfte Mannesftamm der Zfing- 
Dynaſtie. 

Das Los beſtimmte zum Nachfolger feinen vier 
jährigen Neffen Tfaitien oder Kuangjü („Nad- 
folger des Ruhms“). Die Beziehungen zu den 
auswärtigen Staaten wurben immer befier, be= 
fonders feitbem bei den europäifchen Großmächten, 
in New York, Birma und Japan ftändige Ge» 
fandtfchaften errichtet worden waren. Verwicklun⸗ 
gen mit Japan (1874) und England (1875) 
wurben auf Diplomatifchem Wege beigelegt, ebenfo 





und ein preußifcher am 2. Juni 1864 zu Schanghai 
ihren Si nahmen. — Inzwiſchen tobte der Tai⸗ 


1876 ein Konflitt mit Deutſchland. Da außer 
diefem auch die Vertragsmächte energiſche Be⸗ 
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tämpfung des See- und Strandräuberunweſens 
an der chineſiſchen Küſte verlangten, und eine Flotte 
von 36 Schiffen im März 1876 zur Landung 
bereit lag, leiſtete China die geforderte Genug- 
thuung und erließ eine Strandordnung. Der 
Vertrag von Tſchifu vom 17. September desſelben 
Jahres verſprach den Ausländern den Schuß ber 
Regierung bei Reifen im Innern, eine Zufaglon- 
vention zum deutſch ·chineſiſchen Handelsvertrage 
vom 20. Auguſt 1880 ordnete verſchiedene Einzel= 
beiten und eröffnete neue Häfen. Rußland hatte 
1871 da8 Gebiet von Kuidſcha bejegt, zugleich 
aber verjprochen, dasſelbe zurückzugeben, fobald die 
Grenze gefichert fei. ALS nun China nad) Nieder- 
werfung der Mongolenrebellion (1878) wieder 
Herr Centralaſiens geworden war, verlangte e8 
unter geſchickter Benutzung der Verwiclung Ruß« 
lands in den Krieg mit der Türkei die Heraus - 
gabe Kuldſchas. Ein nach Petersburg entjandter 
chineſiſcher Unterhändler ſchloß daſelbſi einen Ver⸗ 
trag, den ſeine Regierung verwarf. Schon drohte 
ein Konflikt — da gelang es dem klugen Auftreten 
des chineſiſchen Geſandien in London, Marquis 
Tſeng, am 14. Februar 1881 ein beiden Teilen 
genehmes Abkommen zu ftande zu bringen. Am 
22. März 1882 unterzeichneten Bevollmächtigte 
beider Staaten zu Kuldſcha ein Protofoll, nad 
welchem Rußland das jtrittige Gebiet mit Aus⸗ 
nahme einiger Landftrihe am Saifjon-nor und 
Schwarzen Irtyſch an Ehina zurüdgab. Uber bie 
Verwicklungen mit Frankreich wegen Annam vgl. 
diefen Artikel S. 227. 

China ſchloß 1885 den Frieden zu Tientſin 
mit Frankreich, womit letzteres als Herr von Tong · 
Ting beftätigt war. Frankreich erhielt das wichtige 
Zugeftändnis offener Landesgrenzen für feinen 
Handel nad) Yünnan hin, worauf England für 
das von ihm befeßte Birma ebenfalls offenen 
Grenzverkehr nad) Ehina forderte und erhielt. 
Opium darf auf diefem Wege aber nicht in Ehina 
eingeführt werden. Zur Einſchränkung des Opium« 
handel wurde 1887 außer dem See-Eingangszoll 
noch ein zweiter Zoll für die Händler eingeführt. 
Übergehen wir un bie inneren Vorgänge, 
welche mit der Lage der Miffionen aufs engite 
verknüpft find, und wenden uns der Auseinander» 
fegung zwiſchen China und Japan zu. Lehteres 
hatte ſich 1894 in Unruhen gemifcht, welche auf 
der Halbinjel Korea ausgebrochen waren. China 
fand darin einen Rechtsbruch, da es die Ober- 
berrlichfeit über Korea beanfpruchte, und ließ ein 
Heer gegen bie bereits dort befindlichen japaniſchen 
Truppen in Korea einrüden; die Ylotte ebenfalls 
wurde mobil gemacht. Die überlegene japanische 
Flotte ſchlug die Schiffe jedoch in die Flucht. Erft 
dann (am 2. Auguft) erfolgte die Kriegserflärung. 
Japans Oberfeldherr Yamagata drängte die Epi- 
nefen aus Korea und ſchlug & entſcheidend bei 
Ping-Jang (15. September). Gleich darauf folgte 
die völlige Niederlage der chineſiſchen Flotte an 
der Yalu · Mündung (17. September) ; Yamagata 
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marſchierte auf Peling zu, Yama landete auf 
Liaotong und nahm Port Arthur (24. November). 
Im Februar des folgenden Jahres fiel Weishai-wei, 
und als nun auch noch Niutſchwang in bie re 
der Japaner gefallen war, bequemte ſich China 
ee zu —— —— Die in nr 
monofeli von Li-Hung- ng getroffenen 
machungen famen nicht in vollem Maße zur Durch⸗ 
führung: Abtretung von Formofa, der Pescadoreß- 
infeln, Sriegstoftenerfag unter Verpfändung von 
Weishaiswei und Abtretung der Halbinfel Liao- 
tong mit dem wichtigen Kriegshafen Port Arthur, 
von dem aus Japan Peling aus nächfter Nähe 
hätte fontrollieren können. Das wedte Rußlands 
Eiferfucht, und dieſem gelang es, mit Hilfe Deutſch-⸗ 
lands und Frankreich Japan um diefe Frucht des 
Sieges zu bringen, bie e8 dann alsbald jelbft ein» 
beimfte nebft Talienwan und der wichtigen Kon- 
effion der oftfibiriichen Eifenbahn, die eine that- 
—2 Belegung der Mandſchurei und damit bie 
unmittelbare Kontrolle des chineſiſchen Hofes durch 
Rußland zur Folge hatte. England feinerjeits 
fpielte den japaniſchen Pfandhafen Wei-hai-twei 
in feine Hände. Damit war ein neuer IBe 

der Mächte um SKonzeffionen in China eröffnet. 
Im Zufammendang mit den Unruhen der Geheim- 
bündler und ihren Angriffen auf die Miffionen 
erwarb das Deutſche Reich 1897 „pachtweije” das 
Gebiet von Kiauiſchou und Südſchantung al 
Interefeniphäre. In diefer Provinz fielen ihm 
Eifenbahnbauten zu, während Frankreich und Eng- 
land fi den Bau anderer großen Ülberlandver- 
bindungen zuficdern ließen. England beanſpruchte 
das ganze Flußgebiet des Yangtſeliang als fein 
Interefjengebiet, während Frankreich in Sũdchina 
im Anſchluß an feinen tontinefiichen Befig Ver- 
fehräprivilegien verlangte. Rußlands Einfluk 
erwies ſich mit der Zeit als ber immer flärfer 
werdende; es — das Altchineſentum und 
deſſen Fremdenfeindſchaft, um in aller Stille 
nachhaltig die chineſiſche Politik zu beeinfluffen, 
wobei es gern den Schein des Einfluſſes opferte. 
Die Kaiferin-Dkutter verfolgte Die ben Neuerungen 
zugänglichen Beamten hartnädig und ſetzte aud 
den moderner dentenden Kaiſer Swang-Sü, der 
u. a. das Geremoniell des Empfanges der fremden 
Gefandten zeitgemäß abgeändert hatte, ab, dem fie 
ein Kind zum Nachfolger gab, Pu Tfing (im 
Februar 1900). Im Frühjahr 1900 planten die 
feefahrenden Mächte eine Flottentundgebung im 
Golfe von Peiſchili gegen die rüdgängige, ver 
tragsfeindliche chineſiſche Politik. 

Die Fremdenfeindſchaft Hatte in ben verbreiteten 
Geheimbünden ftet3 einen Fräftigen Nährboden; 
vor allem zeigte fie ſich in der Beläftigung, Ber- 
folgung, ja Ermordung von Miffionären und Be 
fehrten. So brach 1889 im Bezirle Tſchinkiang 
1891 im füdlichen Szetihuan ein Aufitand aus; 
beide Aufftände richteten fich außer gegen Die Re» 
gierung mehr oder weniger auch gegen bie hrif» 
lichen Nieberlaffungen. Die tatholiichen Miffionen | 
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im Yangtjefiang-Gebiet litten beſonders ſchwer 
in dem 1891 auf Grund einer Verſchwörung von 
Wuhu ausgegangenen Aufruhr; die Bewegung 
ergriff Nanfing, Tanjang, Kiangfi, Hantou, 
Iſſchang u. ſ. w.; überall wurden blühende Mif- 
Honsanftalten der Katholiken zerftört. Ende 1891 
brach ein Aufruhr im nördlichen Petſchili aus, 
wobei zahlreiche Belehrte ihr Leben verloren. 1892 
fand fi dann die hinefifche Regierung auf den 
Drud Hin, den die Mächte augübten, zu Ent« 
ſchãdigungen bereit. 

Hinſichilich der Miffionen der römiſch-katho⸗ 
liſchen Kirche in Ehina beanfpruchte Frankreich 
die alleinige Schutzherrſchaft. Diefe it jedoch, da 
Franfreih8 Schuß verjagte, durchbrochen worben 
durch die Thatjahe, daß in Schantung deutſche 
und italienische Miffionäre fi dem Schuß ihres 
bezüglichen Vaterlandes unterftellt haben. Als 
1897 in Südſchantung deutſche Miffionsanftalten 
vom chineſiſchen Pöbel angegriffen und bie beiden 
Mifftonäre Henle und Nies ermordet wurden, 
forderte das Deutjche Reich ausgiebige Entſchädi— 
gung und ließ durch Marinemannſchaften das Ge⸗ 
biet von Kiautſchou befeßen. Es fam dann ein 
Pachwertrag auf 99 Jahre zu flande. Bon 
Tſingtau aus, welches zum Hauptort von Deutjch- 
china ausgebaut wurde, übte der deutſche Gouver- 
neur den Schuß ber deutfchen Miſſionaͤre im Ber 
zirk Sübfhantung und der zur Aufichließung 
dieſes Landes von deutſcher Seite angelegten 
Eiſenbahnbauten aus. Böſer Wille und Hinterlift 
der Mandarine erſchwerten diefe Aufgabe in be= 
trächtlichen Maße, und ihre Durchführung ftodte 

änzlich, als 1899 im nördlichen inneren und 
Fidtichen Ehina plöglich mit elementarer Gewalt 
der Fremdenhaß losbrach. Diefe Bewegung war 
offenbar ſchon lange vorbereitet ; Miffionäre ließen 
den fremden Gejandten rechtzeitig Warnungen 
zukommen, doch fanden fie nur hie und ba Glauben. 
„Tod den Fremden, Schub der Dynaſtie“ war 
die Lofung der an Zahl jehr bedeutenden Banden, 
welche fi) über die Miffionen und fremden im 
Lande thätigen Unternehmer, Ingenieure, Kaufe 
leute bermachten, viele von denſelben töteten und 
gleichzeitig vor allem auch unter den eingeborenen 
Ehriften — der Haß gegen die Fremden deckt ich 
mit demjenigen gegen das Chriflentum — Meber 
leien veranftalteten. Die Gründe für dieſe fuccht- 
bare Bewegung wurden verſchieden angegeben. 
Das den Epinefen wiberwärtige wirtjhaftliche 
Eindringen in ihr Land, die Thätigfeit und Er- 
folge der Miffionen, die — chineſiſcher 
Gebietsteile gehören dazu. Außer Deutſchland, 
welches Kiautſchou· Tſingtau auf 99 Jahre 
„pachtete“, nahm Rußland unmittelbar darauf, 
am 27. Dezember 1897, die wichtigen Häfen 
Port Arthur und Talienwan auf 25 Jahre 
in „Pacht“, England den Hafen Weihaiwei und 
ein größeres Küftengebiet gegenüber Hongfong. 
Jene fremdenfeindlichen Banden nannte man 
Borer, nad) einer von englifch-amerifanifcher Seite 
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mit Bezug auf ein Symbol (die Fauſt) gewählten 
Bezeichnung. Früher ſprach man von der Sekte 
vom großen Meſſer, der auch die Etmordung der 
beiden genannten Miſſionäre zuzuſchreiben iſt. In 
Maſſen wandten ſich die Boxer der Hauptſtadt 
Peting zu und füllten dieſelbe mehr und mehr. 
Die Gejandten, endlich auch in Beſorgnis, ver- 
langten von ihren Regierungen vermehrten Schuß. 
Kleinere fremde Detachements gelangten Anfang 
Juni auch noch in die Hauptjtadt hinein, dann 
aber war bieje ganz von der Außenwelt abge» 
ſchloſſen und man befürchtete für die 1000 Fremden 
in Peling das Schlimmfte. Die Geſandiſchaften 
wurden num zwei Donate lang belagert und ben 
größten Teil dieſer Zeit beſchoſſen, nachdem die 
chineſiſche Regierung fie vergeblich zum Verlaſſen 
Pelings unter ihrem Schube aufgefordert hatte. 
Was diefe Aufforderung bezwedte, ergab ſich aus 
einem ſpäter aufgefundenen Exlafie, wonach die 
Gefandten auf dem Wege nad Tientfin hätten 
umgebracht werden jollen. Den Gefandten wurden 
vollends bie Augen geöffnet durch die Ermordung 
des deutſchen Gejandten v. Ketteler auf der Straße, 
als derſelbe fi zum Tſung li Yamen begeben 
wollte. Die Gefahr der Fremden in Peking ver 
anlaßte Deutihland, Japan, Rußland, England, 
Frankreich und die Vereinigten Staaten zu ſchneller 
Entjendbung von Marinemannſchaften nach Taku, 
von wo eine internationale Abteilung unter Ab» 
miral Seymour nad) Peling zum Entſatz mar⸗ 
ſchieren follte. Zunächft wurden Die Forts bei 
Tatu erftürmt, worauf ſich Seymour in Bewegung 
ſetzte. Doch gelangte er nicht bis Peling, geriet 
durch Bozer und failerlihe Truppen vielmehr fo 
fehr in Bebrängnis, daß er ſich zurüdziehen und 
dann, in der Nähe Tientfins eingeichloffen, 
ſelbſt entjegt werden mußte. Um ZTientfin felbft 
wurde auch hart gefämpft, biß die verbündeten 
Truppen endlich fi) dauernd dieſer Stabt be» 
mädhtigten. Die Frage des Entjages Pelings 
ftand nad wie vor im Vordergrunde. Es 
folgte Vorſchub von Truppen — Deutichland 
mobilifierte nad) und nad) 21000 Mann —, 
doch ftodte der Vormarſch auf Peling mangels 
einheitlicher Leitung. Die Mächte einigten ſich 
nun auf ben beutihen Feldmarſchall Grafen 
Walderjee als Oberbefehlshaber, der alsbald nach 
China abreifte. Unterdefien fam aber doch ber 
gemeinfame Vorftoß auf Peking zu ftande, und 
am 13. Auguft waren die Gejandten entſetzt, 
nachdem bie vorrüdenden Verbündeten auf dem 
Zuge, dann an ben Thoren Pekings verſchiedene 
Kämpfe beftanden hatten. Die chineſiſche Re— 
re an ber Spige die Kaiferin Witwe und 

rinz Tuan, ihr böjer Ratgeber, hatten die Flucht 
ing Innere ergriffen. Rußland, das in der Man⸗ 
dſchurei mit chineſiſchen Truppen zahlreiche Kämpfe 
zu beftehen Hatte und augenfcheinlich darauf be= 
dacht war, die dort erzielten Erfolge durch Offu= 
pation zu dauernden zu geftalten, drang nun auf 
eine Politik der ‚Maßigung“ China gegenüber ; 
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die Verbündeten follten ihre Truppen aus Peking 

üdziehen, da ja ber erfte Zeil des gemeinfamen 

ogramms: Befreiung der Gejandten, Sühne, 
Bürgſchaften für die Zukunft, erledigt jei. Die Ver⸗ 
einigten Staaten und Frankreich flimmten Ruß- 
land bei, da8 Deutiche Rei) und England fahen 
eine bebeutenbe Erſchwerung der Durdführung 
der beiden andern Brogrammpunfte in dem Rüd« 
y ber Truppen. Deutſchland machte dann ben 


orfhlag, dab man vor Anfnüpfung von Ver. | Ryauwei 


bandlungen mit China auf der Auslieferung ber 
durch den Pelinger Geſandten zu bezeichnenden 
Haupiſchuldigen beftehen follte, während Amerika 


die Beftrafung der chineſiſchen Regierung zu über- | © 


laſſen vorſchlug. Deutſchiand ging darauf eben- 
falls zu dieſem Stanbpunft über, ſuchte aber alle 
Bürgſchaften für eine angemefjene Beitrafung zu 

Gern; in dem Antwortichreiben des deutſchen 
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aiſers auf einen Brief, der im Namen bes | Manpfaurei 


chineſiſchen Kaiſers wegen ber Sühne für den Bong 


Tod v. Kettelers abgejandt worben war, fam biejer 
Sühnegebante entichieben zum Ausdrud. Im 
Augenblid des Abſchluſſes dieſer Überjicht war 
die weitere Entwidlung der Dinge noch nicht zu 
überjehen. Rußland Hatte IB gerade zum Herrn 
der Hauptftabt der Mandſchurei, Mufden, ge- 
macht; währenb Frankreich verlangte, daß auf dem 
Wege von Tientfin nad) Peling an verſchiedenen 
Punkten dauernde Befahungen gehalten würden, 
zog biefelde Macht nebft Rußland und den Ver⸗ 
einigten Staaten ihre Truppen größtenteils aus 
Peling zurüd. Der chineſiſche Hof ſchickte ſich 
zu dauerndem Aufenthalt in Schenfi (Singan-fu) 
an, was als Zeichen ber Unverföhnlichleit an⸗ 
gejehen wurde. 

Neben den furhtbaren Empörungen und Kriegen 


ber lebten 50 Jahre wurde das Rieſenreich auch EN 


noch von unheilbringenden Naturereignifien heim⸗ 
gefucht, die mit ie Aufftänden in einem gewiſſen 
urſaͤchlichen Zuſammenhange ftehen. Es find dies 
die Überſchwemmungen mit ihrer gewöhnlichen 
Folge, der Hungersnot. 

I. Areal und Bevölkerung. Der Flächen⸗ 
inhalt des gewaltigen Reiches beträgt 11081 100 
qkm mit 357250 000 Bewohnern, 32 auf 
1gkm. Davon entfallen auf daß eigentliche China 
5396100 qkm mit 846250000 Einwohnern, 
die fi auf die Provinzen in folgender Weiſe 
verteilen (f. erfte Tabelle auf Sp. 1180). 





. 11081100 
Unterthänige Bänder. . 4743 000 


daraus hervor, daß ſchon die Angaben über die 
Einwohnerzahl der Hauptftäbte ſehr verſchieden 
find; bei Peking ſchwanken fie zwiſchen 500.000 
und 1650000. Die einheimifche Bevölkerung dr 
Vertragshäfen betrug 1898: 






Städte 






Rantn ... 
xientfin . . . 
a 
—A 
changhai. 
Sutſchau... 
Tſchungting. 
Tialngtiang. 
'aAmoy . . 
‚Wubu.. . .. 
ı Wentfhaun . - 
Nationalität der Fremden in den Vertroge 
| gäfen 1898: 





änen 
Bi8 ins 17. Jahrhundert, d.h. biß zur Zeit ; Spanier 
der Eroberung durd) die Mandſchu, war die Be- & fl 


völferung Chinas nahezu ftationär: 754 betrug fie 
52,9; 


reißende Fortichritte. 1736 zählte man ſchon 125; 


1842: 413; 1882: 382,1 Millionen. Seit 1644 
werben die Bewohner alle 10 Jahre regiftriert, 
natürlich ohne daß diefe Verzeichniffe annähernd 
eine Gewähr der Genauigfeit böten. Dies geht 





1393: 60,5; 1579: 60,7 und 1645 ca.. 
62 Millionen. Yon da ab machte fle infolge der 
Erſchließung der natürlichen Hilfsmittel des Landes ' 





Koreaner 
' Nicht-Vertragsmädte 


1762: 198,2, 1792: 307,5, 1812: 362,4; ' 


' Die Übervölferung treibt alljährlich Lanfendt 
in die Fremde. Der Indiſche Archipel und Hinter“ 
indien waren ſchon längft dag Fiel ber dinenläer 
Auswanderer, bie dort als 
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angemorbene Kulis hauptſächlich auf Plantagen 
arbeiten. Als die Entdedungen der Golbminen 
in Kalifornien und Auftralien, bie Unterbrüdung 
der Sflaveret in Weflindien und Amerika, die 
KRolonifationsbeftrebungen auf den Sübfee-Infeln 
den Zuzug billiger und leiftungsfähiger Arbeits⸗ 
kräfte nölig machten, ergoß fi ber tſtrom 
der chineſiſchen Auswanderer in dieſe Länder, wo 
fie bei ihrem Fleiß und ihrer Bedürfnisloſigleit 
den weißen Arbeitern balb unbequeme Mitbewerber 
wurben. Da fie außerdem überall in ihren Sitten 
und Bebräuchen, Meinungen und Vorurteilen bes 
harren und faft alle mit ihrem erfparten Gelde in 
die Heimat zurüdfehren, jo machte fi) bald eine 
Reaktion gegen ihre Einwanderung geltend. Im 
den Vereinigten Staaten von Norbamerifa erfolgte 
ſchon 1879 daß erfte Verbot der chineſiſchen Ein- 
wanberung, und ein Gejek von 1884 unterjagte 
biejelbe auf 10 Jahre, jedoch durften früher ſchon 
in der Union anfälfig geweſene Chineſen zurüde 
fehren. Die Chineſen mußten aber auf dem Land- 
twege über Mexiko und Eanada einzubringen, auch 
nachdem 1888 die Einwanderung ihnen abfolut 
verboten worben war. Man zählte 1890 in den 
Vereinigten Staaten 107475 Chineſen. 1892 
wurden jehr ſcharfe Beftimmungen gegen die Chi⸗ 
neſen erlafjen; fo follten Einwandernde zurüd- 
geſchidt werden, nachdem fie ein Jahr Gefängnis 
erbulbet u. ſ. w. Ehina drohte mit Gegenmaß- 
regeln. Daher wurden 1894 auf 10 Jahre Ver« 
einbarungen getroffen, denen zufolge Amerifa etwas 
nadließ. Canada, Auftralien und Neufeeland 
fuchten durch Erhebung hoher Kopffteuern die 
Chineſeneinwanderung einzufchränfen. Neuerdings 
wird die Einführung von Ehinefen als Arbeiter 
200. deutſchen Kolonien der Südſee befür- 
wortet. 

II. Die Staatsform Chinas ift eine un⸗ 
umfchränfte Monarchie oder vielmehr ein patrie 
archaliſcher Defpotismus, der ſich auf eine Ver« 
göttlihung des Herrſchers gründet, wie fie in den 
Staatsgrundgeſehen der eriten vier Bücher des 
Konfutte ausgeſprochen iſt. Staatsoberhaupt ift 
der Raifer, Tientfi („Sohn des Himmels“), 
Hoangti („der Hodherhabene”), der Vater des Bole 
tes, der ſcheinbar unumfchränfter Alleinherrſcher 
it, thatjächlich aber Durch die zahlreiche Gelehrten. 
und Beamten«Ariflofratie in jeiner Machtvolllom« 
menheit wefentlich befchränft wird. Er vereint in 
ſich die höchſte priefterliche, richterliche und kriege⸗ 

Gewalt, wird in abgöttifcher Weiſe verehrt 
und erfcheint ſtets in Begleitung eines ungeheuern 
Trofjes von Garden und Beamten. Und doch hat 
er, der unumfchränfte Gebieter über Leben und 
Tod, noch einen Richter über fi: die Stimme 
des Volfes. „Die Kunft, die Herrichaft zu erhalten, 
befteht darin, die Gemüter des Volkes ſich zu be 
wahren; die Kunft, die Gemüter des Volkes ſich 
u bewahren, barin, des Volkes Wünſche und 

bürfniffe zu erfüllen.” Sandplagen und Em- 
pdrungen find bie Strafen des erzürnten Himmels 
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für eine ſchlechte Regierung: reuig muß der Kaiſer 
in grobem Kleide Buße thun, um erſtere abzuwen · 
ben. Siegt bie Empörung, jo hat der Himmel 
geſprochen, und alles Volt hängt ihr an. Daher 
find Rebellionen in Ehina alte, oft geübte Mittel, 
einer ſchlechten Herrihaft ober Geſetzgebung ein 
Ende zu machen. — Der Kaiſer hat eine recht⸗ 
mäßige Gemahlin, die den Titel Kaiferin führt; 
außerdem noch zwei Nebengemahlinnen (Königin- 
nen) und eine große Anzahl anderer frauen. Den 
Anſpruch auf den Thron giebt fein Geburtsrecht, 
fondern der Wille des Kaiſers ernennt aus den 
Söhnen ber erften drei Frauen den Nachfolger. 
Diejer nimmt beim Regierungsantritt einen neuen 
Titel an; nad) feinem Tode erhält er wieber einen 
andern Namen, unter welchem er in den Stants- 
dofumenten erfcheint. Die Glieder der kaiſerlichen 
Familie find ſehr zahlreich, zerfallen in 12 Klaſſen 
und ftegen unter dem Minifterium des Taiferlichen 
Hauſes. Sie genießen von jeiten des Staates nur 
geringe Auszeichnung, und ihre Einkünfte find 
dementſprechend karg bemefien. 

Symbol der ee Familie und zugleich 
Staatswappen iftein Drache mit 5 Klauen; bie 
Prinzen dürfen jedoch nur 4 Plauen im Wappen 
führen. Für befondere Verdienfte verleiht der 
Raifer den Orben vom foftbaren Stern, den 
Civilverdienſtorden, den Drachenorden und ben 
Orden vom doppelten Drachen. — Die legis⸗ 
lative Gewalt übt, ebenjo wie die egefutive, ber 
Kaiſer aus: erftere allerdings unter Initiative der 
Minifter. Ebenjo tragen alle Verordnungen und 
Regierungsafte feine Unterſchrift und erlangen durch 
Veröffentlichung in dem Negierungsanzeiger, der 
täglich in Peling erſcheint und überallhin verfandt 
wird, Gefegesttaft. 

Die äußerft verwidelte StaatSperwaltung 
iſt georbnet nach den Vorſchriften des Tatfing- 

witien, eines Staatshandbuches in 920 Bänden. 

ie beiden oberften Staatslörperſchaften find das 
Große Sekretariat (Neo) und das Staatzjelre- 
tariat (Tſchüntſchitſchu). Die Mitglieder des 
erfteren befiehen aus 6 hohen Würdenträgern, 
ur Hälfte mandſchuriſcher und zur gie chineſi⸗ 
— Abſtammung. Dem Großen Sefretariat liegt, 
den Neihäftatuten gemäß, ob, über die Verwal 
tungsformen des Landes zu beraten, bie faiferlichen 
Willensäußerungen zu proflamieren, die Staatd« 
gefege zu regeln und überhaupt in der ganzen Res 
gierung des Reiches dem Kaiſer zur Seite zu flehen. 
In der letzten Zeit hat jedoch Dick Behörde viel von 
ihrer Bebentung verloren, jo Daß gegenwärtig die 
Leitung der Regierung faktifh auf dem Staatä« 
fefretariate ruht. Diefes befteht aus feiner be= 
ftimmten Anzahl von Mitgliedern und verhandelt 
meift in Gegenwart des Kaiſers in ben frühen 
Morgenſtunden (5—6 Uhr). Es ift zufammen- 
gejebt aus faiferlichen Prinzen, Mitgliedern des 
Großen Sefretariats, den Präfidenten der Minie 
fterien und den Chefs fonftiger Verwaltungen in 
der Hauptitadt, ift aljo eine dem Kaifer zur Seite 
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ftehende Verfammlung von Vertrauensmännern. 
Seine Opliegenheiten beftehen darin, faiferliche 
Erlafje zu rebigieren und folche Befchlüffe zu faſſen, 
wie fie für eine wirffame und geordnete Eivil- und 
Militärverwaltung erforderlich find. 

Diefen höchften Reichsbehörden untergeordnet 
find die 6 Minifterien (Liupu) oder exefutiven 
Departements: das Departement der Eivilverwal« 
tung (2ipu), das en (Hupu), das 
Kultusminiftertum oder Ceremonienamt (Fipu) mit 
dem Mufifdepartement oder der faiferlichen Ka⸗ 
pelle, daS Kriegäminifterium (Pingpu), das Juftige 
minifterium (Hfingpu) und das ber öffentlichen 
Arbeiten (Kungpu). Jedes diefer Kollegien befteht 
aus 2 Präfidenten, 4 Vizepräfidenten und 24 Mit- 
oh (zur Hälfte Mandſchuren und zur Hälfte 

hineſen) und ift innerhalb feines Reſſorts von 
den andern unabhängig. Neben dieſen Behörden 
— noch in Thätigkeit: das Miniſterium für die 

rwaltung der unterthänigen Sandfchaften Mon⸗ 
golei, Dfungarei, Kukunor und Tibet; dag Mini- 
ſterium des faiferlichen Haufes mit einem Präfl- 
denten und 5 Unterpräfidenten ; daß Minifterium 
des kaiſerlichen Haushaltes; das Cenſoramt; die 
Militärtommandantur von Peking, die zugleich 
als Polizeipräfidbium fungiert, mit einem Kom» 
mandanten und 2 Untertommanbanten, und das 
Minifterium des Außern. Die 60 Mitglieder bes 
Genjoramtes, welches unter 2 Präfidenten fteht, 
haben das Recht, gegen jede politifche und wirt« 
ſchaftliche Maßregel der Regierung Einſpruch zu 
erheben und ſelbſt dem Kaifer Vorftellungen zu 
machen. Diefer „Rat der öffentlichen Cenſoren“ 
bat feine Vertreter in jeder Provinz; diejelben 
wohnen teils den Sigungen der Provinzialbehörden 
bei, teils bereifen fie die Landſchaften, um über ihre 
Wahrnehmungen an den Rat zu berichten. Das 
Minifterium des Außern (Tfung It Damen) wurde 
1860 eingefegt und befteht aus einem Prälidenten 
und 9 Mitgliedern. — Minder bedeutende und 
weniger umfangreiche Behörden find außerdem: 
ber Hof ber geheimen Referendare bei dem Ge⸗ 
heimen Rate, beren Hauptgefchäft die Empfang- 
nahme und erfte Prüfung aller von Beamten an 
den Raifer gerichteten Bittjchriften, Vorftellungen 
u. ſ. w. ift; der Hohe Appellhof, die faiferliche Ata⸗ 
demie der Wiſſenſchaften (Hanlinyiian) mit zwei 
PVräfidenten, die kaiſerliche Bibliothek, das Bureau 
der Geſchichtſchreiber des Hofes und das der Geſchicht · 
Bene des Reiches, die Intendantur der Opfer, 
a8 faiferliche aftronomijhe Obfervatorium u. a. 

Behufs der inneren Verwaltung zerfällt das 
chineſiſche Reich in 3 Abteilungen. I. Die Man- 
dſchurei. Das Stammland der regierenden Dy- 
naftie ift adminiftrativ in 3 Provinzen geteilt, 
Schingking mit Mufden, Kirin und Holung« 
tſchiang. IL Das eigentlihe China. Die Pro- 
vinzen zerfallen in 8 General» und 3 felbftändige 
Provinzialgouvernements, an beren Spike 8 Ger 
neral«, 12 abhängige und 3 jelbfländige Pr o- 
binzialgouverneure ſtehen. 1. Generalgouverne« 
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ment Petſchili mit der Provinz Petſchili. Der 
— ai *— in der 
rovinzialhauptſtadt ingfe, im Sommer in 
Tientfin und ift zugleich ex officio — 
intendent der nördlichen Häfen. 2. Das General⸗ 
gouvernement von Liang-Riang umfaßt die Pro- 
vinzen Kiangfu, Anhui und Kiangfi mit je einem 
Gouverneur. Der Generalgouverneur („Biger 
tönig“) reſidiert in Nanking und ift zugleich 
Handelsjuperintendent der füblichen Häfen. 3. Ge 
neralgonbernement von Mintſchẽ: unter ihm fteht 
der Gouverneur von Tſcheliang; die Provinz 
Fukien fleht direlt unter dem in Futſchau refi- 
dierenden Generalgouverneur. 4. Das General 
gouvernement von Lianghu oder Hulwang umfaßt 
die Provinzen Dubeh und Hunan. 5. Das jelbitän- 
dige Provinzialgouvernement der Provinz Honan 
mit der Refidenz Kaifengfu. 6. Das jelbftändige 
Provinzialgouvernement der Provinz Schantung 
mit Tfinanfu. 7. Das jelbftändige Provinzial- 
gouvernement ber Provinz Schanfi mit Taiyũaufun 
8. Das Generalgouvernement von um- 
faßt die Provinzen Schenfi, Kanſu, welches direft 
unter dem Generalgouverneur fteht, und Chinefiſch⸗ 
Zurkeftan oder die Thienfchanländer (daS „Reue 
Gebiet”, Sintfiang) mit der Reſidenz U: 
Das hierher gehörige Gebiet von Jli oder Kuldſcha 
bildet zur Zeit eine Art von Militärgrenge unter 
einem Bannergeneral. 9. Das Generalgounerne- 
ment Szetſchuan mit der gleichnamigen Provinz 
und der Haupfftabt Tihengtufu. 10. Das General- 
gonvernement Liang· Kwang umfaßt Die Provinzen 
Kuangtung und Kuangfi. Der Generalgouperneur, 
früher oft Bigefönig von Stanton genannt, refidiert 
in Kwangtihaufu (Kanton). 11. Das General 
gouvernement von Yünfwe mit dem Sige in 
ünnanfu umfaßt die Provinzen Yünnan und 
eitfchen. III. Die unterthänigen Landſchaften 
flehen unter einem befondern Minifterium (2ir 
fanyüan), von dem die fünf Gouverneure für bie 
Mongolei, Dfungarei und bie Kukunorlandidaft 
mit den Sigen in Urga, Kobdo, Uliaffutai, Tar- 
bagatai und Kufunor refjortieren. In Tibet ruht 
das geiftliche Regiment in ben Händen bes Dalai 
Lama, defien Inthronifation jedoch nicht ohne 
vorherige Genehmigung des Kaiferd von Ehine 
erfolgen kann. Die Verwaltung des Landes Teiten 
einheimifche Beamte unter Oberaufficht einer chine · 
fiichen Behörde, an deren Spitze zwei Refidenten 
ftehen. — Näcft dem Gouverneur folgen dem 
Range nad der Provinzialfteuerdirettor (Schaf 
meifter) und der Provinzialoberridhter, ber jeine 
Sigungen zeitweife auf Runbreifen abhält. Die 
Militärverwaltung führt ein chinefiſcher General 
oder Admiral ; daneben findet ſich in einigen Pro- 
vinzen ein Zatarengeneral, der zwar höher im Rang 
ift als ber erftere, aber eine geringere Autorität 
bat, da er nur 2—3000 Mann Mandichutruppen 
befehligt. Beſondere Behörden bemuffichtigen 
außerdem den Aderbau, die Accifen, das Salz 
monopol u. |. w. 


1185 


Der gefamte Beamtenftand in China, Kuan, 
von den Europäern Mandarinen genannt, zerfällt 
in neum Nangftufen, von denen jede wieder aus 
einer oberen und einer unteren Abteilung befteht, 
fo daß im ganzen 18 Klaſſen ge werben, die 
ſich auch äußerlich durch die Kleidung, befonders 
aber durch die Farbe und das Material ber Knöpfe 
auf den Mützen unterſcheiden. Dieſe Klafieneintei- 
kung, die im öffentlichen Leben ſehr ſcharf hervor- 
tritt, bezwedt indeſſen nur eine perfönliche Aus« 
zeichnung und ift von dem befleideten Amte un« 
abhängig. Es kann ein Kuan höheren Ranges 
ein verhältnismäßig niedriges Amt befleiben, und 
umgelehrt; bie Verleihung des Ranges hängt 
allein von der Gnade des Kaiſers ab, der nicht 
felten einen Beamten zur Strafe für geringe 
Pflihtverfäumnis in eine niedrigere Rangftufe 
verjegt. Als Ordens⸗ und Gnadenzeichen dient 
eine Sinuntte hinten auf der Mütze. Die Kuan 
des Eivildienftes haben den Vorrang vor ben 
Militärbeamten berfelben Klaffe. Kein Kuan darf 
in der Provinz dienen, in der er geboren ift, 
feiner längere Zeit dasſelbe Amt befleiden, damit 
er nicht zu viel Einfluß erlange. Die Disciplinar« 
ftrafen find ſtreng; beſonders Gehaltsabzüge find 
Baufg, was Übergriffe und Erpreffungen zur Folge 
bat. Da Borjchriften und Verordnungen nicht aus⸗ 
reichen, um den ungeheuern Bermwaltungsapparat 
in Ordnung zu halten, wird jeder für alle Vor⸗ 
fommniffe, in feinem Amtstreife verantwortlich 
gemacht. Überſchwemmung, Hungersnot, Feuers» 
brunft u. |. w. haben ſchon manchen Kuan um fein 
Amt gebracht. Dazu fommt das bis ing kleinſte 
ausgebilbete Syſtem der beftändigen Überwachung 
und gegenjeitigen Verantwortung, welches alle 
Zeile des „himmlischen Reiches” aneinander fittet. 
Der in der Erziehung begründete, außerordentliche 
Gehorfam der Chineſen, denen das Geſetz viele 
Pflichten, aber feine Nechte giebt, trägt viel bei 
zur langen Dauer des fo verwidelten Verwal- 
tungeiyitems. 

Die Provinzen zerfallen in Diftrikte (Fu) 
mit einer Bevölferung von durchſchnittlich 2 Mil⸗ 
lionen Bewohnern, dieje in Tſchou, Hien (ca. 
300000 Einwohner), Se u.f.w. Die Vorfteher 
führen den Titel Tſchi mit dem Beilake Fu, 
Tſchou, Hien ꝛc. Vom Tſchifu appelliert man 
an den Schafmeifter oder Provinzialoberrichter ; 
den Sigungen der einzelnen Kollegien präfibiert 
der Gouverneur. Für Aufrechterhaltung der 
Öffentlichen Ordnung fungieren als Organe der 
Regierung niedere Beamte (Tipau, Konftabler), 
welche beſonders die Verordnungen der Diſtrilts⸗ 
vorfteher befannt machen und als Gelderprefier 

jefürchtet find. Jeder höhere Beamte hat unter 
ir eine Anzahl Unterbeamte, bie er jelbjt ernennt. 
Diefe zahlreichen Amtsfchreiber, Amtsdiener u.|.w. 
find fehr ſchlecht befoldet und beziehen defto Höhere 
Gebühren von den Parteien; noch ſchlechter geitellt 
find die Polizeidiener, Municipalgarden u. ſ. w., 
welche größtenteils von ungeſetzuchen Sporteln 

Gtaatslezifon. I. 2. Aufl. 
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leben und fih um die Pflichten ihres Amtes 
wenig fümmern. 

Die Verwaltung der a 
beiten hat einen privaten, patriarchaliſchen Eharat- 
ter. Die zahlreichen, weit ausgebreiteten Familien 
bevölfern meift ganze Dörfer, deren Leitung in 
ben Händen des Familienoberhauptes ruht, das 
auch von der Regierung als Vertreter der Dorf« 
genoſſenſchaft angefehen wird; ihm zur Seite ftehen 
eine Anzahl Vertrauensmänner, die das Los bes 
ftimmt. Fleden haben zwei ſolche Beamte; in den 
Städten ernennen die Kaufleute einer Straße einen 
Vorfteher; größere Straßen haben 3—4. Der 
Municipalrat (in Dörfern 70—80, in Fleden 
100—180 Perſonen, alſo wohl die Gefamtheit 
der Yamilienväter, in Städten nur 60— 70 Mit« 
glieder) wird von faiferlichen Kommifjaren über» 
wacht und verfammelt fih im Tempel ober im 
Gemeindehaufe. Seine Hauptaufgabe ift die Er⸗ 
haltung der Tempel, die Regelung des Gottes⸗ 
dienfteß, bie Beftellung der Lehrer und die Erhebung 
ber nötigen Beifteuer an Geld und Naturalien 
von ben Bezirkseingeſeſſenen. Auch die Polizeie 
verwaltung übt er faſt ohne obrigteitliche Kontrolle, 
denn bie Regierung ift zufrieden, ihre Steuern zu 
empfangen ; dafür fehlt an feinem Orte ein öffent» 
licher Einnehmer. Auch die größeren Städte ver⸗ 
walten ſich nicht als ein Ganzes, fondern find in 
verſchiedene Straßengemeinden zerjplittert; nur 
Peting hat feine Municipalverfafjung, fondern 
fteht unter einer Militärpolizei, deren Koſten der 
Staat trägt. 

Die öffentliche Rechtspflege wird raſch und 
unparteiiſch ausgeübt. Advofaten find unbelannt, 
und feit beſoldete Richter walten unentgeltlich und 
jedermann zugänglich ihres Amtes. Da Rechts- 
pflege und Verwaltung noch nicht getrennt find, 
fungieren in den Hleineren Ortfchaften die Orts« 
vorjteher zugleich als Richter. Bei Kapitalver⸗ 
brechen geht die Sache durch 5—6 Gerichte an 
eine letzte Inftanz, die fi) aus dem Juflizmini« 
flerium, dem Hofe der faijerlichen Cenſoren oder 
Großunterſuchungsrichter und dem hoben Kaſſa⸗ 
tionshofe zufammenfeßt. Alle Todesurteile were 
den außer wenigen, unaufjciebbaren Fällen an 
einem Tage des Jahres vollzogen. Bevor fie der 
Kaifer unterzeichnet, gelangen fie zur nochmaligen 
Revifion an ein höchſtes, aus neun Richtern be= 
ftehende8 Tribunal. Das Kriminalgeſetzbuch 
(Zatfing Liuli, 1810 von Staunton ins Englifhe 
und 1812 von Renouard de Ste. Eroig ins Fran ⸗ 
zoöſiſche übertragen) erfcheint von fünf zu fünf Jahren 
in einer neuen, revidierten Auflage und befindet 
ſich in jedermanns Hand. In 436 Titeln enthält 
es nit nur fämtliche Strafgejege, ſondern auch 
zahlreiche polizeiliche und andere auf Familienleben, 
Umgang, Etifette zc. bezügliche Veftimmungen. 
Da eine Givilgejeggebung fehlt, ift das Verfahren 
in dieſer Beziehung fehr einſach; die meilten 
Streitigfeiten werden von den Familienhäuptern 
und Dorfälteften beigelegt. Die Gefege über das 
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Grundeigentum handeln faft nur von der Erhebung 
ber Grundfteuer. — Die durch Vertrag geſchützten 
Unterthanen fremder Staaten genießen das Recht 
der Eprierritorialität, d. h. fie ftehen unter der Ge⸗ 
richtsbarkeit des Vertreters ihrer Nation, welcher 
nad) den Geſetzen feines Landes entſcheidet. 

IV. Als Staatsreligion Chinas gilt die Lehre 
des Konfutfe, weil ſich der Kaifer mit allen 
Staatsbeamten und Gelehrten zu derfelben be= 
kennt; der weitaus größte Teil der Einwohner 
gehört aber dem Buddhismus, eine geringe Zahl 
dem Taoismus (Religion des Laotje) an. Die 
ältefte, urfprüngliche Religion des chineſiſchen 
Volkes beftand in einem Naturfultus, den Fohi 
als Reichsreligion in beftimmte Formen brachte, 
bie jet noch größtenteils vorhanden find. Der 
Glaube an bie Unfterblichfeit der Seele ſcheint 
ſchon frühzeitig verwifcht worden und in einen 
Ahnenlkult übergegangen zu fein, ber noch heute 
charakteriſtiſch für alle chineſiſcheri Verhättniffe ift. 
Ein Priefterftand fehlte; der Kaifer, die Bafallen- 
fürften, Stammes- und Yamilienfürften verrich⸗ 
teten die priefterlichen Funktionen. Im 6. Jahr⸗ 
Hundert v. Chr. entftand das Religionsſyſtem des 
Ronfutfe (651 —478), welches ausſchließlich aus 
weltlichen Sittenlehren befteht und die Anſchau⸗ 
ungen eines Volles mwiberjpiegelt, dem das Be- 
wußtſein einer ewigen Vergeltung fehlt. Die Pietät 
war und blieb der Grundzug des chineſiſchen Le⸗ 
bens, bie Ahnentafel das Yamilienheiligtum. Der 
Gottesdienft befteht in Opfern (Ochſen, Schafe, 
Schweine, Seidenzeug), welche man felbft bar- 
bringt in Tempeln, bie jeber größere Ort befigt; 
es find auch Berufspriefter vorhanden, die jedoch 
in feinem Ansehen ftehen. — Ungefähr ein Jahr- 
Hundert vor Konfutſe hatte Laotſe (Lipejang) 
die Taofie-Sekte geftiftet und im Taoteking feine 
Lehren niedergelegt. Nach ihr befteht Die höchſte 
fittliche Volllommenheit in der wahren Erfenntnis 
des höchften Wefens, der Vernunft, zu der nur 
eine durch Herzendreinheit, Geiftesruhe und Herr 
ſchaft über Begierden zu erreichende tiefgläubige 
Einfigt führt. Die urſprünglich erhabene Lehre 
des Laotſe wurde meift mißverftanden und zu einem 
Zerrbilde umgeftaltet. Gegenwärtig find die An⸗ 
hänger, bie ihren Hauptii in der Provinz Kiangſi 
baben, einem groben Myfticismu8 ergeben. — Der 
Buddhismus endli kam 65 n. Chr. von 
Indien nad) China und verbreitete ſich beſonders 
unter den niederen Klaſſen. Anftatt aber auf bie 
Denttweife des Voltes einzuwirken, ift er vielmehr 
vielfach) umgeftaltet und zum rohen Heidentum und 
Gößendienite geworden. Die Indolenz und bettel- 
hafie Aufdringlichkeit der zahllofen Priefter und 
Möndje machen ihn beſonders den Anhängern des 
Konfutfe verächtlich; troß deſſen ift das Land mit 
buddhiſtiſchen Klöſtern überfät, und ber weitaus 
größte Teil der Bevöllerung hängt bem Bubbhis- 
mus an, der in der Mongolei und Tibet Lama= 
ismus genannt wird. — Die Belenner biefer drei 
verſchiedenen Religionsſyſteme ſtehen jedoch in 
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feinem bewußten Gegenſatze zu einander, vielmehr 
bat ſich eine Art gemeinſamer Bolfsreligion heraus- 
gebildet, deren Hauptdogmen der Ahnenfult und 
der durch den Buddhismus verbreitete Glaube an 
die Seelenwanderung find. — Der J8 Ta m zãhlt 
im ganzen an 20 Millionen Anhänger. Juden 
wohnen in den Hafenftäbten; im Innern findet 
fi in Kaifungfu (Honan) eine feine Yubden- 
gemeinde, beren Anfänge bis ins 10. Jahrhundert 
vd. Chr. zurüdreichen follen. 

Das Ehriftentum fam bereit3 um die Witte 
bes 7. Jahrhunderts (636) nach China durch Ne= 
ftorianer, von deren Wirfjamfeit no Marco Polo 
und der Franzisfaner Monte Corvino (1292) 
Spuren vorfanden. Im Verein mit feinem Ordens⸗ 
bruder Arnold aus Koln begründete Iekterer die 
erfte tatholiiche Gemeinde in Veling und wurde 
von Clemens V. 1307 zum Erzbiſchof von Khanbalit 
ernannt. Der Sturz der Mongolen vernichtete 1869 
dieſe erſte Miffion und mit ihr jede Spur des 
Chriſtentums. Als die Portugiefen 1517 China 
wieder entdedit hatten, begannen alsbald neue Ber- 
fuche, das Ehriftentum dorthin zu verbreiten. Am 
27. Dezember 1582 erlangten die Jefuiten Roger 
und Paes und im September 1583 Matthias 
Ricci die Erlaubnis ftändigen Aufenthalts; fie 
find als die Begründer des Katholicismus 
in China zu betrachten. Die gelehrten Jeſuiten 
Ricci (geft. 1610), Jakob Rho (geft. 1638) und 
befonder8 Adam Schall aus Köln (1619—1666) 
gewannen durch ihre mathematiſchen und aftrono- 
mifchen Kenntniſſe großen Einfluß am kaiſerlichen 

ofe und bekleideten Hohe Ehrenſtellen. Die große 

orficht und Klugheit der Jeſuiten, die Geidhid- 
lichkeit, mit ber fie ben chriftlichen Gotteßbegriff 
der Vorftellungsweife der Ehinefen anzupafien 
verftanben, die Duldfamfeit gegenüber den alten 
Gebräuchen des Ahnenkults 2c. verſchafften der 
chriſtlichen Lehre trog mannigfacher Verfolgungen 
bald Eingang im Volke. Schon 1611 wurde in 
Nanking bie erſte Kirche eingeweiht, und 1633 
hatten die Jefuiten in 8 Provinzen 12 Refidenzen 
mit 26 Patres. Als die Mandſchu· Tataren 1644 
das Land eroberten, wurden die Jefuiten als Mathe⸗ 
matiker beſchützt; beſonders unter ber Regierung 
Kanghis Tonnte ſich das Chriftentum ungehindert 
ausbreiten und felbft in die Halbinjel Foren und in 
bie Tatarei eindringen; 1664 zählten die Jeſuiten 
in 10 Provinzen ſchon 257000 Gläubige, 159 Kir ⸗ 
hen, 41 Reſidenzen und jährlid 5—6000 Befeh- 
rungen. Infolge ber Verdienfte bes P. Gerbil- 
Ion, der einen günftigen Frieden mit Rußland 
vermittelt hatte, hob der Kaiſer 1692 die älteren 
Gefege gegen bie Hriftliche Religion förmlich auf 
und gab die Predigt den Jefuiten durchaus frei 
Nachdem ſchon Alexander VIII. am 10. April 
1690 die Bistümer von Peling und Nanking 
als Suffraganate von Goa errichtet hatte, trennte 
Innocenz XII. 1696 eine Reihe von Provinzen 
ab und ſchuf acht apoftolifche Vifariate, die nad 
und nad) (bi8 1762) in drei vereinigt wurden. 
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Somit beftanden von 1762 biß 1838 in China 
drei Bistümer, Peling, Nanking, Macao (jeit 
1575), und brei Apoftolifche Vikariate, Folien, 
Szetſchuan und Schanfi. 

Inzwiſchen war leider durch Streitigkeiten unter 
den Katholiken ſelbſt (Accommodationäftreit, ente 
ſchieden 1742) im Fortgang bes Befehrungsiwertes 
eine bebauernäwerte Unterbrechung eingetreten. 
Da aud) der Eifer der Europäer, in China feften 
Fuß zu fafen, den Argwohn der Chineſen gegen 
die Fremden erwedt hatte, erflärte ſich der Nach- 
folger Kanghis, Mongtfing, überhaupt gegen alle 
Milfionen, ließ 1724 die chriftlichen Priefter nad) 
Veling und Kanton bringen, die Kirchen nieder⸗ 
reißen und die hriftliche Religion verbieten. Von 
da ab begannen die graufamen ChHriften- 
verfolgungen in China, in benen nur zeit- 
weile Paufen eintraten; bejonder8 heftig waren 
fie unter Kianlung in der Zeit von 1747 bis 1772. 
Nachdem Joſeph de Almeida, der letzte Jefuit, 
am 12. November 1805 in Peling geftorben war, 
brach unter Kiaking eine neue heftige Verfolgung 
aus. Die katholiihe Miffion wurde fait ganz 
vernichtet und 1815 jogar der Biſchof Dufreffe, 
Apoftoliicher Vikar von Szetſchuan, hingerichtet. 
In demjelben Jahre verbot ein Taiferliches Edilt 
ben katholiſchen Miſſionären den Zutritt ing 
Reich und allen Chineſen das Belenntnis der 
tatholiſchen Religion bei Tobesftrafe, ohne daß 
es durchgeführt werden fonnte, weil Miffionäre 
insgeheim das Land betraten und durchwanderten 
und die befehrten Chinefen dem Glauben treu 
blieben. Der Krieg mit den Weftmächten übte 
auf das Miſſionsweſen einen nachteiligen Einfluß 
aus; Kaifer Hienfong ernenerte ſogar trotz der 
mit Frankreich 1844 und dem Papfte 1848 zu 
Gunſten der Chriften abgefchloffenen Verträge die 
alten Gefege gegen fie. Neichlicher als je zuvor 
floß das Blut der mutigen Befenner, und auch 
ber Vertrag von Tientfin (27. Juni 1858) brachte 
nur leere Verſprechungen. 

Erſt der Friede von Peking (25. Oltober 1860) 
bewirkte endlich eine wejentliche Beſſerung und 
gewährte der Tatholifchen Kirche Neftitution und 
Freiheit der Miffionen im ganzen Reiche. 
Schon am 29. Oftober wurde bie feit 1825 ger 
ſchloſſene Kathedrale von Peking eröffnet und nach 
ihrer Reftauration am Weihnachtsfeſte 1861 der 
erfte Gottesdienft darin abgehalten. Trotz der 
Troftatsbeftimmungen gaben der Haß der Be— 
völferung gegen die Europäer und Die Erbitterung 
der Gelehrten häufig Veranlaffung zu blutigen 
DVerfolgungen. Bei der Machtlofigfeit der Re= 
gierung wüteten in den Provinzen bald hier bald 
dort Rebellen und Pöbel unter geheimer Billigung 
der Mandarine gräßlich gegen bie Chriften; 
Hunderte von Gemeinden wurden zerftört, die 
Bewohner außgeplündert, vertrieben, gefoltert, 
ermordet. Der Ausbruch der Feindfeligfeiten mit 
Frankreich im Jahre 1882 (f. d. Art. Annam 
&. 227) war für die Miffton in China von den 
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ſchlimmſten Folgen begleitet, beſonders in den 
Provinzen Kuangtung, Szetſchuan und Yünnan, 
wo 1888 ein furhtbarer Aufruhr gegen die Chriften 
wütete, dem unter andern auch P. Teraſſe zum 
Opfer fiel. Aus Anlaß dieſer Verfolgungen 
richtete der Heilige Vater 1885 einen Brief an 
ben Kaifer von China, in welchem er um Schub 
für die Ehriften bat. Auf die entgegenfommende 
Antwort des Kaiſers fandte der Papft ein zweites 
Schreiben, welches den Wunſch des Kaiſers zur 
Folge hatte, mit dem Heiligen Stuhle in nähere 
diplomatische Beziehungen zu treten. Die Abficht 
bes Heiligen Vaters, in Peling eine unmittelbare 
Vertretung zu ſchaffen, ift nicht verwirklicht twor« 
den, da Frankreich feine Anfprüche auf das 
Proteftorat über die Katholiten Oſtaſiens und 
bie damit verbundenen Vorteile nicht aus ber 

and geben wil. Vor allem hat jedoch das 

eutiche Reich (ſ. ob.) diefes Protektorat durch 
broden und den Anfjtoß dazu gegeben, daß bie 
Biſchöfe eine angejehene, amtlih anerkannte 
Stellung (Manbarinat) erhielten, während Franf« 
reich ein verallgemeinerndes Edilt hierüber er⸗ 
wirkte (1899). Nach den neueften Jahre&berichten 
der verjhiedenen katholiſchen Miſſions— 
geſellſchaften (f. „Die kathol. Miſſionen“, 
Okloberheft 1900) find an dem katholiſchen 
Miffionswefen in China beteiligt: da8 Pariſer 
Miſſionsſeminar, die Lazariften, Jefuiten, Fran⸗ 
sisfaner, Dominikaner, Auguftiner, das Rö— 
miſche Miffionsjeminar, das Mailänder Mife 
fiongfeminar, die Geſellſchaft in Scheut (Belgien), 
die Steyler Miffionäre. Dieſe Geſellſchaften zc. 
find in 42 Bezirken thätig. Die Anzahl der 
tatholifchen Ehriften wird auf 762 758 gejchäßt ; 
außerbem zählen die Jeſuiten etwa 50000, die 
Dominikaner 30000, die Franziskaner 13000 
Katechumenen. Die Zahl der europäifchen Miſ⸗ 
fionäre beträgt 942, dereingeborenen Priefter445; 
dazu 90 europäifche und 24 eingeborene Laien« 
brüder, 3709 Satecheten, 339 europätfche und 
720 einheimifche Schweftern und einige Taufend 
gottgeweihte Jungfrauen. Es giebt 4348 Kirchen 
und Kapellen, 47 Priefterfeminare mit 869 Alum« 
nen, 47 höhere Knabenſchulen, ferner eine Anzahl 
Gewerbe- und landwiriſchaftliche Schulen mit 
zufammen 2263 Zöglingen; 4054 Elementar⸗ 
ſchulen mit 65 990 Schülern, 239 Waifenhäufer 
mit 26835 Waiſen; daneben werben zahlreiche 
Waifen auf Koften der Miffionen in Familien 
verpflegt. Ferner beftehen einige Hundert Wohle 
thätigkeitsanſtalten für Kranke, Greife, Arme. 
Die Miffionen beſitzen 7 Drudereien. 

Die evangelifhe Miffion begann 1807 
ber Engländer Robert Morrifon ; derfelbe eröffnete 
aunächit feine Thätigleit unter den ausgewanderten 
Chineſen auf Malakla durch eine Reihe von Übers 
fegungen aus ber Bibel und begründete dann ein 
anglo-hinefifches Kollegium in Macao, weldhes 
1843 nad) Hongfong verlegt wurde. Inter feinen 
Nachfolgern machte ſich beſonders der Deutfche 
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Güglaff (feit 1831) um die Kunde von Land und 
Leuten verdient. 1898 zählte man etwa 40 000 
evangelifcheChriften, darunter Kongregationaliften, 
Presbyterianer, Methodiſten, Baptiften, Angli- 
taner, Deutſch⸗Evangeliſche (Bafel und Barmen), 
Reformierte, zur China-Inlandmiffion Gehörende. 
— Die ruffifhe Kirche unterhält feit bem 
17. Jahrhundert in Peling eine geiftliche Miffion 
unter einem Archimandriten. 

Obwohl fein Schulzwang ftattfindet und 
ſtaatliche Elementarſchulen nicht vorhanden find, 
bat doch auch das Meinfte Dorf feine Unterrichts« 
anftalt, die entiweber von der Gemeinde oder bon 
Privaten unterhalten wird. Daher lernen auch 
von der Landbenölterung 10 Prozent leſen und 
neh was bei der Schwierigkeit der ine» 

fchen Sprache auch bei großem Fleiß fünf Jahre 
in Anfprud nimmt. Befähigtere gehen aus bem 
Elementarunterrichte in die jedem Landeslinde 
ohne Ausnahme zugänglichen Gouvernements ⸗ 
ſchulen über. Dieſe werden durch Stiftungen oder 
dom Staate unterhalten, ftehen in jeder Provinz 
unter einem befondern Beamten und zerfallen in 
Unterdiftrift-, Diftriftg-, Kreis· und Bezirke» 
ſchulen. Die Verfegung in die höheren Stufen 
erfolgt auf Grund von Prüfungen, deren Ab« 
haltung durch bis ins fleinfte gehende Beftim- 
mungen geregelt if. Dann geht ber Schüler 
nach peinlicher Vorbereitung an die Erwerbung 
der drei Grade, von demen der erfte, Tſinſe (vor 
rüdender Litterat), in ben gelehrten Stand ein- 
führt, der zweite, Kenjin (beförderter Diann), den 
Zutritt zu den Staatsämtern eröffnet, und ber 
dritte, Sientjan (blühendes Talent), zu ben höch- 
ſten Ehrenämtern des Reiches befähigt. Das erfte 
und zweite Examen wirb unter dem Vorſit eines 
aus Peling entſandten Regierungstommifjärs 
jährli in einem befondern Prüfungspalafte der 
Bezirkshauptſtadt, das dritte nur alle drei Jahre 
unter dem Vorſitze des Kaifers in Peling ab» 
gehalten. Von 5—6000 Prüflingen erlangen 
etwa 270 den höchſten Rang; die übrigen Kan- 
didaten werden Schullehrer, Schreiber, Notare zc. 
Neuerdings macht ſich auch auf diefem Gebiete 
der Einfluß des Auslandes geltend : 1867 wurde 
in Peling eine „Hochſchule für das Erlernen ber 
abendländifchen Wiſſenſchaften“ gegründet, und 
feit 1872 ſchickt Die Regierung von Zeit zu Zeit 
eine Anzahl junger Chinefen zur Ausbildung nach 
Amerifa und Europa. 

Der geſellſchaftlichen Stellung nad 
unterjheidet man die Bevölferung in einen ehren- 
werten Teil (Lipang) und einen unehrlichen (Ziu), 
der außer den Sflaven, Dienjtboten und allen 
dem Vergnügen des Publitums dienenden Per- 
fonen (Schaufpieler, Gauffer c.) auch den zahl» 
reihen Stand der Landftreicher (Mau) umfaßt. 
Die Lipang gliedern ſich in vier Stände: Adel, 
Bauern, Kaufleute und Schiffer, Künftler und 
Handwerker. Der Abel ift zunächft erblich; dieſem 
gehören alle Mitglieder und Ablömmlinge ber 
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kaiſerlichen Familie ſowie die Nachlommen bes 
Konfutſe an. Angeſehener und einflußreicher als 
der erbliche iſt der perſönliche Adel, der ſäimtliche 
hõheren Staatsbeamten und alle an den Staats- 
prüfungen teilnehmenden Studierenden vom 
16. Jahre ab umfaßt. — Eine alihergebradhte 
Einrichtung des chineſiſchen Haushaites ift die 
Sklaverei, da ſchon im 3. Jahrhumdert n. Chr. 
ben Armen erlaubt wurde, ihre Finder zu ver 
taufen. Diefe Privatillaven werben als Familien- 
glieder betrachtet, find gegen Mißhandlungen ge 
ſetzlich geihügt, Können aber weiter verfauft werden. 
Vreilafjungen find häufig; die weiblichen Haus 
ſtlaven gehen bei ihrer Berheiratung in die Gewalt 
des Mannes über. Zum Frondienſt verurteilte 
Verbrecher bleiben für immer ihrer perjönlicyen 
ge beraubt, achſte Veſchafn 

. Die vorzüglichſte Beſchäftigung der Chineſen 
iſt ber Acer und Gartenbau, der als Haupt ⸗ 
ftüe des Nationalwohlitandes in hohen Ehren 
fteht. Daraus erflärt fi) auch der uralte, ber 
beutungsvolle Gebraud), daß der Kaiſer in den 
erften Tagen bes dritten Monats, umgeben von 
hohen Würdenträgern, eigenhändig Furchen zieht. 
Ein großer Übelftand ift Die außerordentliche Zer⸗ 
teilung des Bodens; ein Pächter, welcher 13 bis 
15 Morgen bearbeitet, gilt ſchon für einen großen 
Landbauer. Urjprünglich war der Boden Eigen 
tum ber Gefamtheit, und der Kaifer hatte Darüber 
au verfügen; einen Teil beftimmte er zu feinem 
unmittelbaren Beſitz, einen andern vergab er als 
erbliches Eigentum (Majorat) an Mitglieder feines 
Haufes, einen britten endlich an Staatädiener für 
die Zeit ihrer AmtstHätigkeit. Die Beſitzer und 
Inhaber ber Lehen überließen wieber fleinere Teile 
am ihre Verwandten und Getreuen u. |. w. Dieier 
Zuftand dauerte etwa bis 200 v. Chr. Bon da 
an twurbe jedem freigeftellt, ſobiel Boden zu ber 
arbeiten, als er fonnte, und das fo gemonnene 
Land zu feinem Befige zu machen. Aber die zu« 
nehmenbe Venölferung und Zerflüdelung des 
Landes hatte einerjeit3 Verarmung, anderfeits 
Entftehung großer Güter zur Folge: während 
unzählige frühere Befiger Pächter und endlich 
Sklaven wurden, befaßen einzelne Reiche Taufende 
bon Morgen, bie nicht bearbeitet wurden. Diejem 
Übelftande ſuchte man unter der Dynaftie Thang 
(618—906) abzuhelfen. Für jeden Hausfland 
wurde ein Stüd Land zum immerwährenden 
Beſitz gegeben, und jede rüftige Perfon erhielt 
außerbem ein Stüd als zeitweiligen Beſitz zur 
Anlage von Baumgärten. Den verſchiedenen 
Ständen wurden verſchieden große Stüde zu⸗ 
geteilt, und niemand follte feinen Anteil ver- 
faufen, verpfänden oder von einem andern bes 
arbeiten laſſen. Als fidy aber die Notwendigteit 
berausftellte, dem Befiger das freie Berfügungs- 
recht zu geben, trat bald wieder bie alte Ungleich- 
heit ein. Heute fann Grundeigentum erworben 
werben durch Ankauf, Erbſchaft oder Urbar« 
machung unbebauten Landes, wozu bie Regierung 
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durch Vorſchüſſe ermutigt. Die Kronlänbereien 
find Ausftattungsgüter, den Gliedern des Kaifer- 
hauſes gehörig; Heerländereien, bei Eroberung 
des Reiches dem Heere überwieſen und auf die 
Nachkommen fortgeerbt, und endlich Ländereien, 
mit denen religiöje Stiftungen ausgeftattet find, 
Gemeinde und Schulländereien zc. 

Die wichtigſten Produfte des Aderbaues find 
im Süden und nad) der Mitte hin Reis, dag 
eigentliche Brotforn, und Zuderrobr, in der Nähe 
der Küfte Baumwolle und im Norden Hirfe, 
Gerfte, Weizen, Roggen und Hilfenfrüchte, jänt- 
lich nicht für die Ausfuhr beftimmt. Der Chinefe 
ift Meifter im Land · und Obftbau, in ber Düngung, 
Entwäfferung und Beftellung der Felder, denen 
au große Mengen von Gemüfe, Wurzel» und 
Knollengewächlen abgewonnen werben. Um plöß« 
lichem Mangel an Nahrungsmitteln, der bei einer 
fo dichten Bevölferung leicht eintreten kann, dor» 
äubeugen, hat jebe Provinz einen Kornſpeicher, 
ber ſtets ein beftimmtes Quantum Getreide auf» 


weifen muß; außerdem giebt es nod) Vorrats- | 


ſpeicher, Speicher ber tatarifchen Banner, Opfer« 
ſpeicher ꝛc. Troß diefer Vorſichtsmaßregeln ift 
Hungersnot eine gefürchtete Landplage, die bei 
anhaltender Dürre oder nad) einer überſchwem ⸗ 
mung ſtets große Bezirke heimfucht. Von ganz 
befonberer Bedeutung für China ift die Thee- 
und Seidenkultur. Der Anbau des Thees, feit 
Sahrtaufenden betrieben, ift die Hauptquelle 
des Wohlftandes der Südhälfte des Reiches und 
der Staatseinfünfte und erftredt fi) über ein 
Gebiet von 3'/, Mill. qkm. Von ebenfo hohem 
Alter ift die Seidenzudt, die ihren Mittelpunft 
im Norden der Provinz Tſcheliang hat, wo fie 
nicht von großen Grundbefigern, fonbern durch 
Zaufende von fleinen Bauern betrieben wird. 
Der Hauptmarkt für Nohfeide ift Schanghai, 
wohin fie auf dem Waflerwege in Ballen 458 kg 
gebracht wird. Auch Hanf, Chinagras und öl- 
baltende Pflanzen werden vielfach angebaut, und 
die Kunftgärtnerei wird mit Sorgfalt und Sad- 
kenntnis betrieben. Der Nationalbaum Chinas, 
das Bambusrohr, fommt beſonders in der See⸗ 
provinz Tſchekiang walbartig vor; ber Süden 
liefert au) Gewürze, Zimmet, Ingwer, Kur 
beben zc. — Die Viehzucht ift von untergeorbneter 
Bedeutung und wird im großen nur im Nord⸗ 
weten betrieben, mo die Tataren mit ihren Her 
den umberziehen. Ein hervorragender Erwerbd- 
zweig ift die Fischerei von Pflanzen (zum 
Düngen) und Fiſchen (mit Kormorang !) ; diejelbe 
beichäftigt "/ıo der geſamten Bevölkerung und 
Hiefert Nahrung für Menſchen und Dünger für 
Selber in großen Maſſen. 

Der Bergbau fteht auf niedriger Stufe, ob⸗ 
wohl er uralt und das Land an mineralifchen 
Schägen fehr reich if. Gold liefern die Anſchwem ⸗ 
mungen des SJantjefiang, bie Provinzen Schan⸗ 
tung, Kuangtung, Yünnan, Kueitſcheu und die 
Bergiwerfe der Mandſchurei. Silber, welches ber 
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Chineſe im Verkehr jehr liebt, wird an vielen 
Orten gefördert, beſonders in Kueitſcheu, wo es 
zugleich mit Kupfer, in Kuangtung, wo es mit 
Blei gewonnen wird, und in Yünnan. Dued« 
filber und Zinnober find häufig; Blei und Zinn 
deden ben Bedarf nicht. Salz wird an ben Hüften 
und aus Solquellen, Steinjalz in Szetſchuan und 
Yünnan gewonnen; es ift Monopol der Regierung, 
die auf 600 g eine Abgabe von 21, Pfen« 
nig erhebt. Bejonders reich ift das Land an Stein« 
tohlen, die ſchon im 18. Jahrhundert von den 
Chineſen benußt twurden ; fie fehlen in feiner Pro⸗ 
binz und lagern am mädhtigiten in ben füblichen 
Teilen von Schanfi und Hunan, in Suangtung, 
Kiangſi, Schantung. Eifen ift ebenfalls ſehr ver⸗ 
breitet (Schanfi, Kuangtung, Kuangſi); jedoch ift 
die bergmänniſche Gewinnung und Verarbeitung 
der Erze noch jehr primitiv. Neiche Lager von 
wertvollen Steinen (Rubine, Opale, Amethyſte, 
befonder8 ber geſchätzte Juftein u. a.) finden ſich 
an vielen Orten; Kaolin (Porzellanerde) haupt⸗ 
ſächlich im füdöftlichen Teile der Provinz Ngan« 
hoei und in den angrenzenden Gebieten von 
Kiangſi. Der Hauptplak für die Porzellan« 
fabrifation ift das unweit de8 Sees Pojang 
gelegene Kingtefhin. 

Don der gewerblichen Leiſtungsfähigkeit 
der Chineſen zeugt die Tange Reihe der Erfin« 
dungen, die Hunderte, ja Tauſende von Jahren 
den abendländifchen vorausgingen: Papier, Tuſche, 
Buchdruckerei, Holzichnitt, Kompaß, Porzellan, 
Ausnutzen der Steinfohlen, Schießpulver, Bohr« 
brunnen u. a. m. In einer Reihe von techniſchen 
Berufszweigen find die Chinefen trotz den ein⸗ 
fachſten Werkzeugen heute noch Meifter: ihre 
Schnitzereien in Elfenbein, Horn, Holz und Stein 
verraten eine ebenjo wunderbare Genauigfeit und 
technische Vollendung wie Zierlichkeit und Geduld. 
Das weiße und grünliche Porzellan beſiht eine 
Leichtigfeit und Vollendung, welche die europäiſchen 
Fabrikate noch nicht erreicht haben, die Lackwaren 
werden nur bon ben japanefiichen übertroffen, 
die Strohgeflechte, die Gewebe aus Seide und 
Baumwolle (Nanking!), Papier, Tuſche find 
bon vorzüglicher Güte. So zierlid und vollendet 
aber die Erzeugniffe der Kumftinduftrie find, 
wirffiche Kunſtwerke, die eine höhere, ideale Aufe 
faſſung bezeugen, fchaffen die Chinejen nit. In 
China herrſcht völlige Gewerbefreiheit , ebenjo 
Freiheit des Verkehrs, der Niederlaffung und 
Aſſociation; Die chineſiſchen Handwerker bilden 
unter ſich Vereine (auch im Auslande), die ihre 
beſtimmten Satzungen, Zuſammenkünfte und Feft- 
lichleiten haben. 

Der Binnenhandel iſt ungemein lebhaft. 
Der Verkehr mit dem Auslande darf nur an be= 
ftimmten Plägen ftattfinden und wirb mit weni= 
gen Ausnahmen durch europäifhe und amerie 
Tanifche Häufer unter flarfer Hinzuziehung ein» 
heimischer Händler vermittelt. Jetzt find 26 jogen. 
Traftat3häfen vorhanden. Je mehr bie Schranten 
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fallen und das Land fich dem Verkehr öffnet, deſto 
umfangreicher wird der Handel, deſſen Wert in 
fortwährender Steigerung begriffen ift. Während 
1895 die Einfuhr 171696715, die Ausfuhr 
143293 211 Hatfuan-Tasls (& 2,94 Mark) be= 
trug, war 1898 erftere auf 209 579334 (1899 : 
264 748456), Iebtere auf 159037149 (1899; 
195 784 832) geftiegen. Nicht eingerechnet find 
babei die Waren der hinefiihen Schiffe, die der 
Kontrolle der fremden Zollbehörden nicht unter» 
liegen. 1898 betrug der direfte Außenhandel mit 
den wichtigſten Verfehrsländern (in Tauſenden 
Harluan-Tasle): 





Verlehrolander Cinſuhr | Ausfuhr 
Großbritannien . 2 2200. 392 | 10716 
97214 | 62084 
— —— ——— 19136 1324 
Shraits und Singapore 2620 | 2152 
— Staaten . . 2 2. 7163 | 11987 
Europätfcher Kontinent (ohne Rußland) 9398 | 25929 
Fe and def). » 22 220. 1454 005 
Ruklanb und Sibirien (via Kjachte). 800 | 12793 
a ei 27376 | 16093 
indere Ränder.» 222 0 2. 9123 | 10954 


er: Summe | 209579 . 159087 
Nach den Hauptfächlichften Handelsartikeln ver⸗ 
teilte ſich 1898 die Netto-Einfuhr ausländiſcher 
Waren und die Ausfuhr einheimiſcher Produlte 
folgendermaßen (in Taufenden Tasls): 









| 1808 





Einfuhr 


Opium . . . .| 29256 
Baumwollwaren . | 38324 
.. 3023 


Ausfuhr 
Robfeibe 





45418 
10691 


MWollwaren . . .| 3028 | be. .... 28879 
Eifen . 2... 4230 gäute bee, 6880 
im 2200» 2179 trobgeflechte. . 3132 
ohlen 5281 | Matten... . 8683 
Bude... .. 9019 | Porzellan . . . 1504 








Summa | 91312 | Summa | 100182 

Außer den genannten Waren werden nod 
ausgeführt: Tabak, Papier, Fächer, Eaffia, 
Tuſche, Lackwaren, Nankingftoffe, Baumwolle, 
Indigo, Ingwer, Moſchus; aus Tibet: Kafchmir« 
wolle; aus der Mandfchurei: Zobelfelle, Perlen, 
Ginfeng. 

Unter den Traftatshäfen hat Schanghai ben 
flärkften Verkehr; 1898: 126632 Tauſend Tasls 
Einfuhr, 69085 Ausfuhr, bei einem Gelamt- 
verfeht von 218745 bezw. 159037 Tauſend 
Tasls über alle Traftatshäfen. Der gefamte 
Schiffsverkehr in den chineſijchen Häfen war 1898 
folgender: 


Britide » 2.220000 22609 | 21265966 
Deuilde 1831 16: 


Fu 
inbere 


85098 

23547 | 8187572 
2262 | 1569 

2412 | 1525810 








Dambier 48164 | 82896014 
Gegelfhifle 22 oo 9497 | 1337586 


Burma TEE nn; 
(1889) | 85418 | 30208350 
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Die fremden Gefandten haben ihren Wohn⸗ 
fiß in Peking. Hier refidieren die außerorbent- 
lichen Gefandten und bevollmägtigten Minifter 
der Vereinigten Staaten von Nordamerifa, von 
Belgien, Deutſchland, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Japan, der Niederlande (Minifterrefident 
und Generalfonful), von Öfterrei- Ungarn, Peru, 
Rußland (au für Dänemark) und Spanien. 
Deutſche Konfulate befinden fih in Schanghai 
Generalkonſul), Amoy, Kanton, Futſchau und 
Tientſin; Vicefonfulate in Hankou, Kiungtichau, 
Niutſchwang. Swatau, Tſchifu u. a. Auch China 
entſendet Diplomaten an die auswärtigen Höfe 
und ift gegenwärtig durch Benollmädhtigte ftändig 
vertreten in Deutfchland, Nordamerika, Frankreich, 
England, Rußland, Japan ıc. 

er Warentransport im Innern ift fehr 
ſchwierig und wird dort, mo feine Waſſerſtraßen 
vorhanden find, durch Laftträger vermittelt. Die 
Wege find in einem erbärmlichen Zuftande. Die 
Anlage von Eifenbahnen wird neuerdings troß 
dem Aberglauben des Volles und dem Wider« 
toillen der Regierung von den induftriellen Mächten 
fräftig betrieben. In Vorbereitung befanden ſich 
1900 über 6500 km, in Betrieb 393 km. Der 
Verkehr mit den Nebenlänbern geſchieht durch Kara- 
wanen. Hauptziele find Maimatihin, Urumtfi« 
Kuldſcha, Yarkand, Lhaſſa, welche den Handel 
mit Rußland, Weftafien und Vorderindien ver» 
mitteln. Ausgangspunft der Thee⸗Karawanen 
nah Maimatihin ift Tientfin; übrigens über⸗ 
trifft Die Mafje des zur See ausgeführten Thees 
denjenigen, der den Landweg über Rußland ein« 
ſchlägt, um das Zehnfache. — Auch der Tele 
graph Hatte Mühe, fich in China einzubürgern: 
1874 wurde bie erfte Linie eröffnet, die aber nur 
lotalem Bedürfnis diente. Die erfte Leitung für 
ben internationalen Dienft (Schanghai«-ZTientfin) 
flammt aus dem Jahre 1881; gegenwärtig iſt 
Schanghai der Mittelpunkt des Telegraphens 
verkehrs und Hauptfig jeiner Verwaltung, bie 
17 Linien umfaßt. Die unterfeeifchen Leitungen 
an den Küften befinden fi) im Befig der Great 
Northern Telegraph Co. und der Ealtern Erten« 
fion Telegraph Co. — Bon hoher Bedeutung für 
den Verkehr find bie Flüffe und Kanäle, die das 
Mündungsland der Zwillingsitröme mit einem 
großartigen, vielveräftelten Mege überziehen. Die 
Hauptverfehrsaber ift der 1100 km lange Kaiſer- 
fanal, der „Transportfluß”, der den weniger 
fruchtbaren Norden mit bem Überfluſſe des Sü⸗ 
dens verforgt. — Die inefifhe Staats⸗ oder 
Reichs po ſt, zum Reſſort des Pekinger Kriegs- 
miniſteriums, Abteilung für Geſpanne und Pferde, 
gehörend, zerfällt in die gewöhnliche oder Boten⸗ 
poft und die Eilpoft. YBotenpoftämter (ca. 8000) 
beftehen nur in den Provinzen; für ihre Ber» 
waltung giebt es außer 16 in Peling wohnenden 
BVofterpedienten feine befonderen Beamten, vielmehr 
wird diefelbe von Lokalbehörden beſorgt. Die 
Eilpoſt umfaßt da8 ganze chineſiſche Ländergebiet, 
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Eigene Einnahmequellen befigt die Eilpoft nicht. 
Neben der Staat3poft bejtehen Privatpoſieinrich⸗ 
tungen, welde den nichtamtlichen Verkehr zum 
größten Zeil bejorgen. 

China Hat Silberwährung; man zahlt mit 
mit Silber (und Gold) nach dem Gewicht, wobei 
ein Taslals Einheit gilt, aber Doch je nach den Pro⸗ 
vingen verſchieden bewertet wird. Man rechnet 100 
Haifuan- Taste — 111,4 Schanghai» oder 110 
Amoy«, Swatau= oder 105 Tientjin-Tadls u. |. f. 
Die einzige geprägte Landesmünze ift der Käſch 
(Li, Tangliſan, Sapel, Pitie), eine in der Mitte 
durchlöcherte Scheidemünze aus Kupfer und Zinn, 
wovon 750— 2000 einem Tasl Silber entſprechen. 
Große Zahlungen erfolgen in Silberbarren, bie 
von einer Bank nad) ihrem Werte geftempelt find; 
in den füdlihen Vertragshäfen cirfulieren auch 
viele merifanifche Dollars. Seit 1890 giebt es 
auch chineſiſches Silbergeld. Zahlungen nad) Eu⸗ 
ropa vermitteln in den Vertragshafen engliſche 
Banken, die Deutſchechineſiſche Bank und eine 
franzöſiſche Filiale des Comptoir d’Escompte 
de Paris. Einheimiſche Banken find zahlreich ; 
ihre Inhaber, meift zugleich Pfandfeiher, bilden 
eine einflußreihe Genoſſenſchaft. Da fie die 
Regierung zur Erhebung von Steuern und Tagen 
verwendet, haben fie das Recht, Noten auszugeben. 
Diefe find auf ftarkes, grobes Papier gedrudt und 
mit unzähligen Stempeln verfehen; fie furfieren 
in Abfchnitten von 100 bis 1000 Kaͤſch, find aber 
außerorbentlihen Schwankungen unterworfen. 
Regierungspapiergeld gab es in China ſchon vor 


1000 Jahren ; aber infolge betrügerijcher Manipu⸗ 


lationen der Mongolenfaijer kam es in Verruf 
und wurde abgeſchafft. 

Längenmaß iſt das Pin a 10 Tſchi (Covid, 
Fuß) a 10 Tſun (Pant) à 10 Fän = 3,73 
(3,58) m, Wegmaß das Li (Meile) 8180 Faden 
& 10 Feldmefjer-Covid — 575,5 m, Flächenmaß 
1 Mau = 631 qm, 1 Sing — 2453 qm. Seiden- 
zeug wird nad) dem Gewicht verkauft, ebenfo meift 
Getreide und alle Flüſſigkeiten. Einheitsgewicht 
ift das Tſchin oder Katti; 100 Kattis find 1 Tan 
oder Piful & 16 Tasl (Liang) = 60,4787 kg. 
1Tazl a 10 Mähs oder Tfin & 10 Condorin oder 
Fän a 10Käſch (Li, Sapet) = 37,793, für Silber 
37,573 g. Für Getreide fommen auch Hohl- 


maße in Verwendung : 1 Tſchi à 10 Sching = 


China. 
und die Zahl der Eilpoftämter beträgt ca. 2040. | 
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103,1, in Macao = 53 1; oder: 1 Saia 2 Hwo 
a 10 Sching = 122,48 1. 

VI. Die Einnahmen der Staatsregierung 
fließen auß der Grundfteuer (Land» und Reis 
feuer), die urfprünglich "/, des Ertrags fein ſoll, 
in Wirklichkeit aber nur ?/,0 besjelben beträgt, 
aus der Gewerbejteuer, dem Salzmonopol, einer 
Stempeltage, einer Umfchreibegebühr von 8 Pro⸗ 
zent des DVerlaufspreifes und den Zöllen. Zu- 
derläffige Angaben über den gegenwärtigen Stand 
der Finanzen find nicht zu erlangen: für 1899 
ſchätzte man die Einnahmen auf ca. 88979000 


Hallkuan · Tasls. Tasls 
Grundfteuer . . 25088 000 
Sitin . . 12952000 
Seezölle B . 21989000 
Innere Zölle . 1000 000 
Opiumfteuer . » 2229000 
‚ea ... 13.659 000 
Getreibefteuer 6562 000 
Verihiebenes . 5500 000 


Summa 88979000 

Likinzölle find die Abgaben, welche im Innern 
des Landes von ben Waren erhoben werden. Die 
Steuern werben teils in Naturalien, teils in Geld 
gezahlt. Ein Teil der Staatseinfünfte bleibt in 
den Provinzen für Befoldungen und Vorratshäuſer 
zurüd; das übrige wird an den Hof nad) Peling 
' geliefert, wohin Tauſende von Kanalbooten, mit 
Reis und Getreide beladen, beftändig unterwegs 
find. Bon der höchſten Wichtigkeit für Die Central⸗ 
tegierung ijt das 1854 geſchaffene Infpeftorat ber 
!Seezölle. Als nämlich während der Taiping- 
Rebellion die Regierung zu ohnmächtig war, ſelbſt 
bie Zölle einzuziehen, ſehten die Weitmächte eine 
Kommiſſion in Schanghai ein, welche die Abgaben 
proviſoriſch für China erhob; fpäter überwachte 
diefelbe Kommiffion den Eingang der Zollein⸗ 
nahmen, welde zur Sicherheit für die Bezahlung 
| der Kriegsfchuld dienen ſollten. Diejes Inftitut 
‚nun hat China beibehalten, bedeutend vergrößert 
und einem in Peking refidierenden fremden Ge⸗ 
Ineralinipeftor unterftellt. Unter ihm fungieren 
19 Injpeftorate, die alle von Ausländern (Ameri= 
‚Tanern, Engländern, Deutichen, Franzoſen und 
Ruſſen) geleitet werben. Die Einnahmen diefer 
Zollbehörden, die 1858 nur 379000 Haituan« 
Tasls betrugen, find in den letzten Jahren jehr 
‚ geftiegen, wie aus folgender Tabelle hervorgeht: 








infuhrzölle 
7669 640 





1896 8455 528 
1897 | 7575219 | 8427011 | 1522036 


1898 | 7223642 | 8468892 | 1497082 


Die Staatsſchuld Hat ſich infolge des Krie- 
ge& mit Japan bedeutend gehoben. Anleihen von 
1874, 1878, 1884, 1886, 1887 (deutſche An» 
leihe) von insgeſamt 6 236951 Pfd. Sterl. Dann 
1894 fiebenprozentige Silberanleihevon 1635000 
Pid. Sterl. Goldanleihe 1895: 3000 000 Pfd. 


1306 346 





Ausfuhrzölle | Küftenhanbel | Tonnengelber Zranfitzdtte | Opiumſteuer 





611 026 
579 360 
612 861 


617.067 
690 871 
717738 


3919759 | 22579 366 
3947607 | 22742104 


3983182 | 22503397 


Sterl. ; daneben 2 000 000 verſchiedener Anleihen. 
Zünfprozentige Anleihe von 1895: 15000000 
Bd. Sterl., innere Anleihe 5 000.000. 1896 eng« 
liſch · deutſche Anleihe (5 Prozent) 16 000 000 Pfd. 
Sterl. — Das Militärmweien Chinas iſt noch ſehr 
mangelhaft, obwohl die Striegemit den Weftmächten 
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die Notwendigkeit einer beſſeren Organiſation und | Durch kaiſerliches Dekret vom 15. Oktober 1885 


Bewaffnung zeigten und feit 1854 ſchon viel daran 
gebefjert worden ift. Früher fehte ſich das Heer 
aufammen aus der Provinzialarmee, den 24 Ban« 
nern und ber faiferlicyen Garde, welche nur zum 
Schutze der Refidenzen und der faiferligen Familie 
auf Reifen diente. Die Bannertruppen, die Haupt- 
ftüge der Mandſchu⸗Dynaſtie, beitanden aus je 
acht mandſchuriſchen, mongolifchen und chineſiſchen 
Abteilungen, welche nur zum Zeil mit Gewehren 
bewaffnet waren, in den großen Städten aller 
Provinzen in bejondern Militärvierteln wohnten 
und im Frieden den Polizeidienft verjahen. Die 
Provinzialarmee oder das Heer der „Grünen 
Fahnen“ (Lüjing), ausſchließlich aus Chinefen 
zufammengefegt, bildete für jede Provinz ein in 
mehrere Divifionen zu je fünf Lagern geteiltes 
Armeekorps; fie war der an Zahl ftärkite Heeres» 
teil und führte alle neueren Kriege. Die gefamte 
Armee follte eine Stärke von 800 000 Ehinefen 
und 270000 Mandſchus Haben, war jedoch kaum 
zur Hälfte vorhanden. Sie refrutierte ſich durch 
freiwilligen Eintritt und dur Nachwuchs aus 
den Soldatenfamilien. War der Soldat nicht im 
Dienste, jo trieb er ein bürgerliches Geſchäft in 
feiner eigenen Wohnung, jo daß von einem ftehen« 


den Heere in unjerem Sinne feine Rede war. Als 


1880 wegen Kuldſcha ein Krieg mit Rußland 
drohte, wurde ein Reorganifationsplan aufgeitellt, 
demzufolge das Heer in fünf Abteilungen (Man⸗ 
dſchurei, Mongolei, Turfeftan, Peking und Küften- 
probinzen) über das Reich verteilt, die Truppen 
nicht mehr anſäſſig fein und eine taftijche Oliede- 
rung erhalten follten. Die riebensitärte diejer 
neu formierten Armee foll 300 000, die Kriegs- 
ftärfe annähernd eine Million Mann betragen. 
Die Unzulänglichkeit des chineſiſchen Heerweſens 
hat ſich neuerdings den Japanern gegenüber er⸗ 
wieſen. Der ſtarte Einfluß des Altchineſentums, 
durch Rußland in ſeinem eigenen Intereſſe ge- 


förbert, hinderte bie auf moderne Heeresausbildung 


gerichteten Beftrebungen. Die einheimiſche Trup- 
penmacht Tibets befteht aus Tanguten ; außerdem 
find mehrere Taufend Dann chineſiſchet Truppen, 
unter direftem Befehl der hinefifchen Refidenten, 
in einer Anzahl von Garnifonen über das Land 
zerſtreut. — Die unzähligen als Zeitungen auf- 
geführten Städte find meift nur mit Wall und 
Graben umgeben; das großartigfte Befeitigungs- 
wert, bie ca. 3000 km lange Mauer, welche der 
Kaiſer Schihoangti (246—206) zum Schutze 
gegen die Einfälle der nördlichen Mongolen auf- 
geführt haben foll, hat feine Bedeutung ſchon 
längit verloren und iſt teilweiſe zerfallen. Neuer 
dings ift die Pehomündung ſtark befeftigt worden ; 
die Takuforts gelten bei guter Verteidigung für 
uneinnehmbar von der See aus, und die ſieben 
detadjierten Forts von Tientfin beherrſchen bei 
gehöriger Armierung die Küfte vollftändig. — 
Die Flotte bildeten früher die drei getrennten 
Geſchwader von Kanton, Futſchau und Schanghai. 





ift ein Marineminifterium geſchaffen worden, durch 
welches die Abminiftration ber Flotte eine größere 
Einheitlichfeit erhalten fol. 1899 waren vor 
handen: nördliches Geſchwader 5 Kreuzer, 8 an» 
dere Schiffe; ſüdliches Geſchwader 8 Kreuzer, 
3 andere Schiffe. — Die Flagge Ehinas bildet 
ein Dreied und zeigt auf gelbem Grunde einen 
farbigen Drachen in phantaftifder Form mit 
fünf Klauen, entjprehend dem Symbol der 
taiſerlichen Yamilie, welches zugleich als Staats - 
wappen gilt. 
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Givifehe, — 

Civilgeſetzgebuug. [Verhältnis der Geſetz⸗ 
gebung zum Gewohnheitsrechte. Geſchichtliche Uber⸗ 
ſicht: Rom, das deutſche Recht, das römijche Recht, 
die Landrechte, Codex Maximilianeus, das preu- 
Bilde Landrecht, Code civil, das öſterreichiſche 


Chirurgen — Civilgeſetzgebung. 
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Bürgerliche Geſetzbuch, die neueren deutſchen Kodi⸗ 
fikationen, das Bürgerliche Geſetzbuch für das 
Deutſche Reich.] 

ey ce bezeichnet ſowohl die Duelle, 
aus der die Recht8vorjchriften entftammen, welche 
den Menſchen als ſolchen zu ihrem Anlaſſe, 
Gegenstand und Zwecke fowie zu ihrem Urs 
heber haben, wie auch ben Inbegriff der auf den 
Menſchen als Einzelweſen bezüglichen Rechts⸗ 
ſätze. Als Rechtsquelle iſt die Geſetzgebung das 

ert einer Geſamtheit von Menſchen und 
berubt deshalb in freier That, in menſchlicher 
Satzung. Sie vollzieht ſich demgemäß wie jebe 
menſchliche That in Wort und Werk und fcheidet 
ſich, je nachdem ein geſprochenes Wort oder ein 
bethätigteg Werk die Entftehungsurfadhe eines 
Rechtsſatzes ift, in Geſetz und Gewohnheitsrecht. 
ALS Inbegriff von Rechtsſätzen umfaßt die Civil⸗ 
geſetzgebung die Rechtsvorſchriften, welche eine Richt · 
ſchnur für das Verhalten der einzelnen Menſchen in 
ihrem Zuſammenleben aufſtellen. Dadurch unter⸗ 
ſcheidet ſich das bürgerliche Recht von dem öffent« 
lichen Rechte und von den ſogen. formellen Geſetzen, 
die feine Rechtsvorſchriften, ſondern Willensäuße- 
rungen andern Inhalts in Gefegesform enthalten, 
wie die Etatsgeſetze. Eine theoretiſche Abgrenzung 
zroifchen dem bürgerlichen und dem öffentlichen 
Rechte ift aller Verfuche ungeachtet noch nicht er« 
reicht. Maßgebend für diefelbe ift bie in ben 
Einzelftanten verſchieden erfolgte Verweifung ber 
Enteidung der Rechtsftreitigfeiten vor bie ordent» 
lichen Gerichte oder bie Verwaltungsbehörden, in= 
dem die Gerichte zur Enticheidung über Fragen 
des bürgerlichen Rechts, bie Berwaltungsbehörben 
zur Erledigung der Streitfragen des öffentlichen 
Rechts berufen find, gleichgültig, ob deren Ent« 
ſcheidung durch Vermaltungsgerichte oder andere 
Berwaltungsbehörben erfolgt. 

Nicht jedes Wort oder Wert rechtlichen Inhalts 
ift Geſetzgebung; damit ein Wort ober Wert Geſetz 
werde, muß es bon einem geſprochen oder be= 
thätigt fein, der vom Rechte bie Macht erhalten hat, 
Gefege zu ſchaffen, Subjeft ber ses zu 
fein. Wem diefe Macht zufommt, beitimmt dag 
Recht der Gemeinſchaft, für Die das Geſetz Geltung 
haben fol. Für die Civilgefeßgebung Deutich« 
lands kommen als Rechtsgemeinſchaften das Reich 
und die Einzelftanten in Betracht; es ift daher 
zwiſchen Reichs · und Landesgeſetzgebung zu unters 
ſcheiden. Das Verhältnis beider zu einander iſt 
durch die Reichsverfaſſung Art. 2 dahin geregelt, 
daß die Reichsgeſetzgebung ber Landesgeſeßgebung 
vorgeht. Geiprochene Gefege find bie bon den 
verfafjungsmäßig berufenen Organen des Deutfchen 
Neiches oder eines Einzelftaates in verfaſſungs- 
mäßiger Weije feftgeftellten und verfündeten Rechts · 
vorſchriften. Für Gefege des Deutſchen Reiches 
find durch die Reichsverfaſſung als Organe der 
Reichstag und ber Bundesrat berufen. Dem über⸗ 
einftimmenden Beichluffe beider hat der Bundes» 
rat die Geſetzeskraft (Sanftion) zu erteilen, worauf 
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feine Ausfertigung und Belanntmachung in dem 
Reichögefegblatte durch den Kaifer erfolgt. Für 
die Landesgeſehze ber deutjchen Einzelitaaten find 
bie Vorausſetzungen in den Landesverfaflungen 
geregelt. Soweit nad) der Reichs- ober Landes= 
verfaſſung Rechtsvorſchriften Durch ein anderes Or⸗ 
gan als das allgemein zur Gefeßgebung berufene 
erlaffenwerden können (Saifer, Bundesrat, Landes» 
herr, Minifter), find aud) deren Verordnungen 
Geſetze. Daher fallen die in Staatäverträgen durch 
die berufenen Organe feitgeftellten Rechtsvor⸗ 
fchriften gleichfall8 unter den Geſetzesbegriff. Nach 
deutſchen Landesrechten fteht auch engeren örte 
lichen oder Perfonen- Verbänden für gewiſſe ihnen 
eigentümliche Verhältnifje die Gejeggebung zu 
(Autonomie) ; das Reichsrecht hat für die landes= 
herrlichen Häufer, zu denen Hannover, Kurheſſen 
und Naffau gehören, und für die fürftliche Familie 
Hohenzollern ihre autonomen Statuten gemwähr- 
leiftet. Die Autonomie ſchafft Recht nicht nur für 
die Angehörigen des Verbandes, fondern auch 
gegenüber dritten. 

Gewohnheitsrecht find die Rechtsſätze, 
welche für eine Rechtsgemeinſchaft durch eine 
dauernd wiederholte, offene und gleichjörmige 
Übung ihres Inhalts entftanden find. Für die 
Übung läßt fi eine Raums, Zahl und Zeit 
grenze nicht geben. Insbeſondere ift, damit ein 
Gewohnheitsrechtsſatz in einem ganzen Lande gelte, 
nicht notwendig, daß er in allen Orten als ein ſtets 
geübter nachweisbar fei. Sobald vielmehr die dem« 
felben zu Grunde liegende Rechtsanſchauung den 
Rechtsſatz als einen allgemein gültigen auffaßt, 
genügt es, wenn er nur in jo vielen Bezirken zu 
Tage tritt, daß ein Schluß auf die Exiſtenz der 
gleihen Rechtsanſchauung im Gebiete des ganzen 
Gemeinweſens gerechtfertigt ift. Auch ift nicht note 
wendig, daß der Rechtsſatz in das Bewußtſein 
aller Vollskreiſe eingedrungen ſei. Ein in einem 
beftimmten Perſonenkreiſe nachweisbarer Rechts» 
faß kann vielmehr als Recht des ganzen Gemein- 
weſens erjcheinen, was namentlich bei ben= 
jenigen Rechtsſätzen ber Fall ift, welche durch die 
gerichtliche Praxis ihre Geftaltung erhalten. Da- 
bei it zu beachten, daß Gewohnheiten nicht nur 
auf räumlicher Bafis, fondern auch auf der 
Grundlage perfönlicher Beziehungen geübt wer« 
den und Gewohnheitsrechte nicht nur für ein Ge⸗ 
meinmwejen, ſondern aud) über ein Gemeinweſen 
hinaus und innerhalb eines ſolchen für räumliche 
Teile desielben und für Perſonenkreiſe entftehen 
tönnen, wie Gewohnheitsrechtsbildungen über ein 
Gemeinweſen hinaus namentlich durch Reception 
feiten8 des die Gewohnheiten annehmenden ander- 
weiten Gemeinweſens erfolgen. Für lokale Ge⸗ 
wohnheiten und Gewohnheiten von Berufsſtänden 
haben wir die Bezeichnung Herlommen. Der Aus⸗ 
druck wird allerdings auch zur Bezeichnung von 
auf Vereinbarung ober Verjährung beruhenden 
Rechtsverhältniffen gebraucht. Und die Gemohn- 
heiten eingelner Yamilien des hohen Adels oder 


Givilgejeggebung. 
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beftimmter Lebengkreife werden vielfach Obſer⸗ 
danzen genannt. Dieje Bezeichnungen find mit 
hin ſchwankend. 

Unrichtig ift das Erfordernis der Rationabili« 
tät der Gewohnpeit und die Behauptung, daß eine 
auf Irrtum beruhende Gewohnheit nicht Gewohn⸗ 
heitsrecht fein könne. Erfteres geſchieht dann, wenn, 
wie in der engliſch · amerilaniſchen Praxis, an dem 
Sahe feſtgehalten wird, daß unvernünftige Ge= 
wohnheiten feine Beachtung verdienen. Aber wenn 
das juriftifch fehlerhafte Gejek anzuwenden ift, 
dann ijt Dies auch die tadelnswerte Gewohnheit, 
und zwar fo lange, biß fie durch eine entgegen« 
gefegte Gewohnheit oder durch ein Geſetz umge» 
bildet oder aufgehoben ift. Irrig ift auch die An« 
fiht, daß die Gewohnheit als Gewohnheitsrecht 
nur anerkannt werben dürfe, wenn fie mindeſtens 
die Verjährungszeit hindurch ſich bethätigt Habe, 
fowie wenn fie ausdrüdlich oder Durch Nichtwider⸗ 
ſpruch gegen bie offenen Werfe von der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt gebilligt worden fei. 

Erkannt wird das Gemohnheitsrecht aus den 
geübten Werfen, und nur aus diejen. Die Übung 
ſelbſt ift im Einzelfalle unmittelbar oder mittelbar 
feſtzuſtellen, d. h. der Richter kann entweder die 
einzelnen Geſchaͤfte erforfchen und darauf prüfen, 
ob fie offen, fortgejegt und gleichförmig geübt 
worden find und auf einen Rechtsſatz fchließen 
lafjen, oder er kann die allgemeine Anerkennung 
eines Rechtsſatzes ermitteln, deſſen Geltung bei 
der Vornahme iger Geſchäfte vorausgejegt wırd. 
Jedenfalls bildet Die Erforichung des Gewohnheits- 
rechts eine Aufgabe und eine Pflicht des Richters, 
ber das von ihm anzuwendende Gewohnheitsredit 
nicht minder kennen muß wie das Gejegesrecht. Die 
Beweisanerbietungen der ftreitenden Parteien bil⸗ 
den für ihn weder Schranke noch Grenze, fie find 
ihm nur eine Beihilfe bei der ihm amtlich) ob» 
liegenden Gewohnheitsrechtsermitilung. Er faun 
nad) 8 265 der deutjchen Civilprozeßordnung auch 
andere Erlenntnisquellen benugen und zum Zwecke 
einer jolcden Benugung das Erforderliche anordnen. 
In Betreff der Erkenntnismittel findet feinerlei 
Beſchränkung ftatt; die geläufigeren find: Gut⸗ 
achten Sachverſtändiger, frühere Urteile über gleich 
liegende Fälle, Urkunden, glaubwürdige Aufzeich- 
nungen in der Litteratur, Berichte und Zeugnifie 
von Behörden, Zeugenausfagen, aud) joldye über 
ger Eideszuſchiebungen über Thatfachen, 
elbſt Rechtsſprichwörter, fogar in humoriſtiſcher 
Form, ſofern fie wirkliche Rechtsſaͤtze ausſprechen 
und nicht bloß Volksſitten bekunden. 

Aus der principiell gleichen Kraft und Gültigkeit 
bes Gewohnheits· und Geſetzesrechts folgt, Daß das 
Gewohnheitsrecht das Gefegesreht aufheben und 
abändern, aber auch, daß das Geſetz durch Vor⸗ 
ſchriften über die Vorausſetzungen, den Umfang und 
die Wirkungen künftig ſich bildenden Gewohnheits · 
rechts deſſen Bildung erſchweren kann. Soiange 
ein ſolches Geſetz befteht, kann nur diejenige Übung 
als Gewohnheitärecht gelten, bei welcher dieſe Re= 
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quifite zutreffen. Verſagt ein Gejeß dem Gewohn⸗ 
heitsrecht jede Bedeutung, jo hat dieſes Geſetz 
Gültigkeit, und e8 kann während feines Beſtehens 
Teine einzelne Gewohnheit im Falle des Beftreitens 
als Gewohnheitsredht anerkannt werden, wenn 
ſie auch noch jo andauernd und gleihmäßig feit- 
ehalten worden wäre. Es fann fid dann eine 
ewohnheit dahin bilden, daß fie das ihre Zu- 
Yafjung ausſchließende oder bejchräntende Geſetz 
außer Wirkfamteit ſetzt. Eine joldhe Gewohnheit 
wird fi um fo feltener bilden, je umfafjender, 
vollſtãndiger ein Geſetzbuch ift und je breiter das⸗ 
jelbe auf den Rehtsüberzeugungen der Gegenwart 
beruht und dieje wiedergiebt. Verſagt jedoch den 
nen entftehenden Bedürfniffen gegenüber das Geſetz, 
jo wird die Gewohnheit ſich aller Verbote unge⸗ 
achtet wirkfam erweilen, und es wird in jüngeren 
Werfen das ältere Wort derogiert werden. Denn 
ber gegenwärtige Geſetzgeber kann weder fich jelbft 
noch den zufünftigen in der Freiheit und Abänder- 
lichteit des Willens beſchränken. Übrigens zeigt 
das heutige England, daß das Recht auch eines 
hoch entwidelten Volles vollftändig und einheitlich 
durch Gewohnheiten (common law) geftaltet 
werden fann (vgl. d. Art. Recht, deutjches). 

Subjekt des Gewohnheitsrechts find die zu 
einer Rechtsgemeinſchaſt verbundenen Perjonen, 
welche die Gewohnheit üben, jedoch nicht als einzelne, 
ſondern als Glieder dieſer Rechlsgemeinſchaft, in 
deren Bewußtſein die Gewohnheit als Rechtsſatz 
eingetreten fein muß, wenn fie als ſolcher gelten 
fol. Nicht die Rechtsgemeinſchaft als ſolche, nicht 
der Volfswille, nicht die allgemeine Redisüber- 
zeugung jchafft den Gewohnheitsrechtsſatz; dieſer 
entjteht in den Werfen der ihn Übenden. 

Den Reichögefegen kann durch fünftige partifu= 
läre Gewohnheiten nicht derogiert werden. Es giebt 
mithin gegen fie nicht preußijche, bayrifche u. |. w. 
Gewohnheitsrechtsſaͤtze. Art. 2 der Verfafjungs- 
urtunde hat diefen Sinn. Er geftattet dagegen, 
daß Reichsgeſetze durch Reichsgewohnheiten ab⸗ 
geändert oder aufgehoben werben. THöl beftreitet 
dies ar es ift ihm aber nur zuzugeben, daß 
das Entjtehen von Reichsgewohnheiten bei ber 
Ausdehnung des Reichs felten fen wird. In den 
deutſchen Einzelftaaten kann Gewohnheitsrecht ſich 
nicht gegen die Verfaſſungsvorſchriſten ſowie gegen 
diejenigen Vorſchriften des privaten und öffent 
lichen Rechts bilden, welche aus öffentlichrecht · 
lichen Gründen oder wegen unferer Kulturverhält · 
niffe feine Abänderung ertragen. 

Andere Rechtsquellen im Sinne von Rechts 
entſtehungsurſachen als Gejeg und Gewohnheit 
giebt es nicht. Insbeſondere ift die Recht s⸗ 
analogie eine ſolche Duelle nicht. Diejelbe 
befteht in der entiprechenden Anwendung ber durch 
Gefeß oder Gewohnheiten für beftimmte Verhält« 
niffe gegebenen Vorſchriften auf rechtsähnliche Ver⸗ 
hältniſſe, für welche die Gefeßgebung keine Vor⸗ 
ſchriften enthält, beziw. in Ermanglung jener Vor⸗ 


Eivilgefehgebung. 





1206 


ber Rechtsordnung fi) ergebenden Grundjäge auf 
die ungeregelten Verhältniſſe. Daraus folgt, daß 
der analoge Rechtsſatz immer einen Rechtsſatz 
boraußfeßt, zu dem er analog ift; infolge deſſen 
teilt er die Natur dieſes Rechtsſatzes und gehört 
mit ihm entweder dem Gefehesrecht oder dem Ge⸗ 
wohnheitsrecht an. Wo die Analogie Rechtsquelle 
genannt wird, ift diefer Ausdrud in einem andern 
Sinne al dem der Rechtsentſtehungsurſache ver 
wendet; er ſpricht dann aus, daß die Eigenſchaft 
eines Satzes, analog einem Rechtsſatze zu fein, 
dieſem Sage ſelbſt die Kraft eines Rechtsſatzes 
verleiht. „Rechtequelle in dieſem Sinne ift aljo 
die Thatfahe, fraft deren ein Sag die Natur 
eines Rechtsſatzes hat“, nicht die Geſetzgebung 
(Zitelmann, Dos Recht des B. G.-B. ©. 9). 
Die Aufzählung der einzelnen Werke der Eivil- 
gejeßgebung Hat billigerweife mit der geſetzgebenden 
Thätigfeit jenes Weltreichs zu beginnen, deſſen 
Geſetze heute noch, entweder überarbeitet oder ſelbſt 
in der urjprüngli—en Yorm, in einem großen 
Teile des civilifierten Europa und in den von 
diefem beeinflußten überſeeiſchen Ländern Geltung 
haben, nämlihd Roms. Der Grund bdiefer in 
bohem Grade auffallenden Thatſache ift ſowohl 
in ber logiſchen Durchbildung und ber inneren 
Vorzüglichkeit dieſes Rechts als auch in der zu⸗ 
fälligen hiſtoriſchen Entwicllung zu finden. Die 
gejeßgebende Gewalt war bei den Römern feine 
einheitliche, vielmehr je nad) den verjchiebenen 
Zeitabfehnitten fogar eine grundverſchiedene, und 
ebenjo verſchieden war natürlich) auch die Form 
ihrer Ausübung. Die Römer fennen fogen. leges 
oder plebiscita, von dem römischen Wolfe jelbft 
in deſſen Berfammlungen (Somitien) erlafjene 
Gelege in des Wortes eigenfter Bedeutung. Neben 
diefen famen vor senatusconsulta, Senats- 
befhlüffe über einzelne Nechtsftoffe. Die Volls- 
beſchlüſſe dauerten fort bis in die Zeit der erften 
KRaifer, während die Senatsbeſchlüſſe von den 
Kaifern noch etwas länger geduldet wurden, um 
den Schein republitanifher Einrichtungen zu 
wahren, die in Wirklichkeit, da die Senate den 
Kaiſern unbedingt zur Verfügung fanden, längft 
aufgehört hatten. Daher fügt ſich das Recht der 
Kaijerzeit weientlih auf Senatsbeſchlüſſe; erft 
unter der Regierung der Severe und Diokletians 
wurden dieſe verdrängt durch das eigentliche 
Raiferrecht, die kaiſerlichen Konftitutionen. Neben 
den Volisbeſchlüſſen und den Senatsbeſchlüſſen 
beitanden noch die fogen. Edifte des Prätors, 
Rechtsſätze, welche dieſe Beamten bei Beginn ihrer 
Amtszeit als Norm für die von ihnen ausgehende 
Rechtſprechung zu veröffentlichen pflegten und 
welche den Zweck hatten, das oft ftrenge und 
ftarre eigentliche Cibilrecht mit den Forderungen 
der Billigfeit zu vereinigen. Dieje jogen. präto» 
riſchen Edifte hörten unter Hadrian auf, unter 
deſſen Regierung der Prätor Salvius Julianus 
einen Auszug aus allen früheren Edilten unter 


ſchriften in der Anwendung der aus dem Geifte dem Namen Edietum perpetuum veröffentlichte, 
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an welchem eine Veränderung nicht mehr vor⸗ 
genommen werden durfte. Cine eigentümliche 
Erſcheinungsform ber römiſchen Rechtsbildung 
zeigte ſich in dem ſogen. Juriſtenrecht, von Kaiſer 
Auguftus dadurch eingeführt, daß er verſchiedenen 
ausgezeichneten Juriften das fogen. ius respon- 
dendi verlieh. Diejes Recht beitand darin, daß, 
wenn die responsa der mit dieſem Rechte be» 
liehenen Rechtögelehrten (prudentum) auf eine 
ihnen über eine Rechtsfrage zugefommene Anficht 
einftimmig ausfielen, fie Die Kraft eines Geſetzes 
hatten. Manche wollen diefe Art der Rechis⸗ 
erzeugung als einen Aft des Gewohnheitsrechts 
betrachten, aber mit Unrecht, da fie nur auf einer 
ausdrücklichen Verleihung der gejegebenden Ge 
walt beruhte. Zur Zeit der Severe verſchwanden 
die responsa prudentum; die letzte vereinzelte 
Spur davon findet fich unter Kontantin. Von 
Diofletion an war nur noch eine Art des ges 
fchriebenen Rechts gebräuchlich, das Saiferrecht, 
die kaiſerlichen Konftitutionen, die aud in das 
Yuftinianifche Recht übergingen. Auch diefe faifer- 
liche Geſetzgebung fam in verſchiedenen Formen 
vor. Ebdifte wurden von ben Kaiſern in Aus- 
übung ihrer potestas proconsularis und tribu- 
nieia erlaffen und hatten die Beilimmung, eine 
allgemeine Rechtsnorm für die Zukunft zu be= 
gründen, waren alfo Gejege im eigentlichen Sinne 
des Wortes. Decreta find Richterſprüche, zu 
deren Erlaß der Kaiſer in feiner Eigenſchaft als 
oberjter Richter befugt war ober ſich für befugt 
hielt. Waren diefelben auf eine förmliche Sach - 
unterfuhung gegründet, jo waren fie nicht nur 
für den entjchiedenen Fall, fondern aud) für die 
Zufunft maßgebend. Unter mandata verftand 
man allgemein erteilte Aufträge an die Beamten, 
namentlich die Provinzialbeamten, welche mittel« 
bar zur Rechtsquelle für die Staatsbürger wurben. 
Rescripta endlid) find Antworten ber Kaiſer auf 
Anfragen, die allerdings nur für den einzelnen 
Tall beftimmt waren, die aber leicht maßgebend 
für die Zufunft wurden. 

Nachdem die Römer durch das Zwölftafelgeſetz 
(450 v. Chr.) die Grimdlage zu ihrer Geſetzgebung 
gelegt hatten, waren im Laufe der Jahrhunderte 
eine jtattliche Reihe von leges und senatuscon- 
sulta gefolgt. Schon vor Yuftinian erfchienen 
einige Sammlungen römifcher Rechtsquellen: die 
fogen. Fragmenta Vaticana (im Patifan auf 
gefunden) ; die jogen. Lex Dei, eine Zuſammen- 
ftellung moſaiſcher Gefeße und einiger Sätze 
römiſcher Juriften ; die fogen. Consultatio vete- 
ris iuris consulti, ein Auszug aus den Aus— 
zügen römifcher Juriften, und das wichtige Bre- 
viarium Alaricianum mit mannigfachem Inhalt. 
Einer ganz befondern Erwähnung bedarf der (in 
dem Breviarium enthaltene) Codex Theodosia- 
nus, eine Zufammenftellung der damals geltenden 
Rechtsſätze in 16 Büchern, von denen das zweite 
bis achte Bud) das Civilrecht umfahte, veröffent« 
licht durch Theodofius II. (438). Das wichtigfte, 
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in feiner Anlage umfafjendfte und in feinen Wir 
fungen weitefttragende Werk der römischen Eivil- 
gefeßgebung bildet aber da3 fogen. Corpus iuris, 
dur den Kaiſer Juſtinian veranlaßt und ver- 
öffentlicht, das infolge hiſtoriſcher Zufäligfeiten 
die Grundlage eines großen Teiles der Geſeß⸗ 
gebung der civilifierten Welt bildet. Nachdem 
dieſer Kaiſer bereits 529 eine Konflitutionen: 
fammlung veröffentlicht hatte, erfolgte 533 bie 
Herausgabe eined umfangreichen Auszugs aus 
den Schriften der berühmtelten römiſchen Juriften 
unter dem Namen Digelten oder Pandeften nebft 
einer mehr ſyſtematiſchen Einleitung dazu, ben 
Inftitutionen. Im folgenden Jahre wurde der 
fogen. Codex repetitae praelectionis, eine 
Sammlung faiferlicher Konftitutionen, veröffent: 
licht, woran fi) noch die ſogen. Novellen, nad 
dem Erſcheinen des oder veröffentlichte Konflie 
tutionen, ſchloſſen. Das Corpus iuris ift fein 
Geſetzbuch, fondern nur eine Zufammenftelung 
des geltenden Rechts, und zwar im feinem wide 
tigften Zeil, den Pandelten, in Form von ein 
zelnen durch die Juriften entjchiedenen Rechts⸗ 
fällen ; e8 hat aber, wie ſchon oben bemerft, infolge 
hiftorifcher Zufälligkeiten und auch wegen ber 
ſtreng logiſchen Durchbildung der von ihm vor⸗ 
getragenen Rechtslehren, einen unermeßlichen Eine 
fluß auf das Rechtsleben der Mit» und Nachwelt 
bis auf unfere Tage geübt. 

Nach dem Zerfall des römiſchen Reichs bildeten 
ſich nad) der Völkerwanderung eine Anzahl ger 
maniſcher Staatsweſen. Für fie murden bie 
wichtigſten Redtsnormen in Rechtsbüchern unter 
dem Namen Volfsrechte oder Leges barbarorum 
azufammengeftellt, jedoch ift ihr Inhalt nur zum 
Hleinften Teil privatrectlicher Natur. Zu ihnen 
gehören die Lex Rom. Visigoth. oder Bre- 
viarium Alaricianum, ſchon vor Yuftinian und 
dor dem Corpus iuris erlaffen, ſodann die leges: 
Salica, Ripuaria, Burgundionum, Alaman- 
norum, Baiuvariorum, Longobardicae, Fri- 
sionum, Saxonum, Anglorum et Werinorum. 
Auch die jpäter von den Meromwingern und Karo⸗ 
lingern in Sranfen erlajjenen fogen. Kapitularien, 
deren volljtändigfte Sammlung von dem Abt 
Anſegiſus und Benedikt Levita veranftaltet wurde, 
gehören als formelle Rechtsquellen hierher, wenn 
fie aud) das Civilrecht in geringerem Grabe ber 
treffen. Nach dem Zerfall der großen farolingi« 
{chen Dynaftie war die Weiterbildung des Rechts 
der Gewohnheit, dem Gerichtsgebrauch, höchftens 
nod der Autonomie überlaffen. Zu den Reit 
quellen diefer fogen. mittleren Zeit gehören bie 
fogen. Redhtsbücher bes Dkittelalters, eigentlid 
Quellen des ungejchriebenen Rechts, weil feine 
Gefegbücher, fondern Privataufzeichnungen de 
geltenden Rechts, die jedoch wegen ihres Inhalt 
bald geſetzliches Anfehen erhielten. Es find die: 
der Sachſenſpiegel oder ſächſiſches Land und 
Lehenrecht, verfaßt von dem Anhaltiſchen Ritter 
Eife von Repgow ungefähr um 1226 ; ihm nad 
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gebilbet ber Schwabenfpiegel, ungefähr 1260 
geſchrieben in Schwaben oder Bayern, an den fi) 
das Rechtsbuch für die Stadt Freifing, 1328 von 
Ruprechi von Freifing verfaßt, anfchließt. Er⸗ 
wähnenswert find noch das von einem unbefannten 
Verjaſſer hergeftellte jogeri. Heine Kaiſerrecht, ein 
jelbftändiges Reichsrecht, endlich die jogen. Nicht 
fleige, d. h. Darftellungen des gerichtlichen Ver= 
fahrens, nämlich der Richtſteig Landrechts und 
ber Richtfteig Lehenrechts. Auch die Stadtrechts- 
bücher, da3 ſächſiſche Weichbild und das Nechts- 
buch nach Diftinktionen oder der ſogen. vermehrte 
Sachſenſpiegel, verdienen eine Erwähnung. In 
ähnlicher Weife, wie das gemeine Recht, ent ⸗ 
widelte ſich das Lehenrecht. In Ermanglung einer 
eigentlichen gejeßgeberifchen Fortbildung bemäch · 
tigte fich die Thätigfeit einzelner de8 Gegenftandes 
und veranftaltete Aufzeichnungen ber geltenden 
Gewohnheiten, weldye im Laufe der Zeit geſetz⸗ 
liches Anfehen erhielten. Es find dies die Libri 
feudorum, ein Werf von gründlicher Durch⸗ 
arbeitung und ähnlicher Folgerichtigfeit wie das 
Corpus iuris. 

Die Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung im eigent« 
lichen Sinne der damaligen Zeit ift ganz bedeu- 
tungslos, einige ältere Stadtrechte ausgenommen. 
Und nun vollzog ſich eine der merlwürdigſten 
rechtsgeſchichtlichen Entwidiungen, welde bie 
Weltgeichichte kennt: die Unterbrechung ber Rechts- 
entwidlung eines Kulturvolles und die allmähliche 
Verdrängung des einheimiſchen Rechts dieſes 
Volles durch ein fremdes Recht auf durchaus 
friedlichem Wege. Die Möglichkeit eines ſoichen 
Vorganges war allerdings gegeben burch die 
Unthätigfeit ber gejeßgebenden Gewalt, doch ift 
dieſe Unthätigfeit nicht die einzige Urſache der 
Erſcheinung. Die Gründe find verſchiedener Art. 
Zunädft lag für den Stand der Juriflen ein 
ungemeiner Vorteil darin, daß in dem roͤmiſchen 
Recht ein geſchriebenes Recht vorlag, auf welches 
man zu jeder Zeit und unter allen Umftänden 
zurückgreifen fonnte, während die Auffuchung der 
verjchiebenen Rechtsgewohnheiten öfters eine zeit⸗ 
raubende, mühevolle und zuletzt doch vergebliche 
Arbeit war. Die Vorliebe der Juriften jür das 
römifche Necht ift ſchon Hieraus genügend er= 
Härlih. Hierzu kommt noch der außerordentliche 
Einfluß der Rechtsſchule von Bologna, welche von 
den Juriften aller Länder, auch Deutſchlands, zum 
Zweck bes Rechtsſtudiums beſucht wurde. Auf 
biefer infolge des Aufichtoungs des Rechtsſtudiums 
im 12. und 13. Jahrhundert oft von 12000 Stu« 
denten befuchten Univerfität wurde römijches Recht 
gelefen und gloffiert und von ben Studierenden 
in ihre Heimat mitgebradt. Und zwar genoß 
diefe Hochſchule ein ſolches Anjehen, daß nur 
diejenigen Stellen des Corpus iuris, welche die 
Lehrer in Bologna einer Erttäcung, ber ſogen. 
Gloſſe, für würdig hielten, als Teile des römi« 
ſchen Rechts betrachtet wurden. Die von Bologna 
nad) Haufe zurückgelehrten Juriften ſuchten nun das 
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ihnen geläufige Recht in der Praxis der deutſchen 
Gerichte und anderweit zur Anwendung zu bringen, 
fo daß, bei ben oft von ihnen eingenommenen 
einflußreichen Stellungen in der Nähe der Fürften 
als Kanzler, das einheimifche Recht bald in den 
Hintergrund zurüdtrat. Erleichternd wirkte die 
Annahme, daß das heilige römifche Reich deut⸗ 
ſcher Nation eine Yortjeßung des römiſchen 
Reichs ſei; unrichtig ift Dagegen, daß die Ein- 
führung des römifhen Rechts von den Reichs⸗ 
fürften, als deren Machtbefugnifien und Beftres 
bungen günftig, befördert worden jei. Im 18. und 
14. Jahrhundert, in melden die Aufnahme des 
römifchen Rechts in Deutichland als wenigſtens 
fubfidiäres „Laiferliches Recht“ vollendet wurde, 
hatten die deutjchen NReichsfürften den Weg zu 
jener außfchreitenden Ausdehnung ihrer Regie 
rungsrechte, ben fie nad) der Reformation ein⸗ 
chlugen, noch nicht anzutreten verfucht. Auch der 
Umftand war von durchſchlagender Bedeutung, daß 
im Mittelalter in Kirche und Staat das Interefjean 
dem Haffifchen Altertum und deffen Einrichtungen 
wiedererwachte, die fogen. Renaiſſance. Die bei« 
den klaſſiſchen Kulturſiaaten waren Griechenland 
und Rom. Man betrieb mit Vorliebe das Stu- 
dium ber griechiſchen und römifchen Spradhe, las 
die Klaſſiler diefer Völker und gewann dadurch 
eine nicht immer geredhtfertigte Sympathie für 
alles, was für diefe Staaten von kultureller Ber 
deutung war. Es war nicht auffallend, daß man 
mit jener Übertreibung, die gewöhnlid mit ber 
Einfeitigfeit verbunden ift, durch das ja allerdings 
durchgebildete römiſche Recht das umbehilflichere 
Heimatärecht verdrängen Fieß, um neben andern 
kiaſſiſchen Errungenfhaften auch ein „klaſſiſches 
Recht” zu haben (vgl. dazu d. Art. Recht, 
deutjches). 

Neben dem römischen Recht ift auch das ka n o⸗ 
niſche Recht inſofern zu erwähnen, als ſeine das 
römische Recht abändernden Beſtimmungen zu— 
gleich mit dem römiſchen Recht in Deutichland 
Aufnahme fanden. Doch find feine civilrechtlichen 
Vorſchriften von geringer Bedeutung. Es erfannte 
die Ehen der Sflaven als ſolche an und beförderte 
dadurch die allmähliche Aufpebung der Sflaverei. 
Auch im Erbrecht nahm es einige Abänderungen 
dor, erflärte die einfachen Verträge für klagbar 
und den fortdauernden guten Glauben für ein 
Erfordernis einer jeden Verjährung (nulla nec 
eivilis nec canonica praescriptio sine bona 
fide). Belannt find die kanoniſchen Vorſchriften 
über das Zinfennehmen. 

Die deutfhe Reichsgeſetzgebung hat ſich 
auch nad ber Einführung des römifchen Rechts 
ſehr wenig mit dem Givilrecht beſchäftigt. Zu 
erwähnen find nur: 1. die verfchiedenen Reichs- 
fammergerit3orbnungen von 1496, 1521, 1535; 
2. die Notariatsordnung Magimilians I. von 1512 
über Teftamente; 3. das Reichsgeſetz Karls V. 
von 1529 über die Erbfolge ber Geſchwiſter- 
finder; 4. die Reichspolizeiordnungen von 1508, 
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1548 und 1577 über das Konfubinat; 5. ber 
jüngfte Reichsabjchied von 1654. 

Diefer Darfiellung der Eivilgefeßgebung des 
heiligen römiſchen Reiches deuticher Nation ift noch 
der Hinweis darauf hinzuzufügen, daß auch der 
Zalmud neben religiöjen und Geremonialvor« 
ſchriften eine Anzahl von civilrechtlichen Beftim- 
mungen enthielt, nach welchen die Juden des 
Mittelalters fich in zahlreichen Fällen, unter An⸗ 
erfennung biefer ihrer autonomen Rechtsquellen 
durch die gefeßgebende Gewalt, richteten (vgl. 
darüber Faſſel. Mofaifch-rabbinifches Eivilrecht, 
Wien 1852; Rabbinowiez, Legislation eivile 
du Talmud, Paris 1877). 

Mit der zunehmenden Macht der Reichsftände 
fingen diefelben an, die Geſehgebung, aljo auch 
die Civilgefeßgebung, in ben Bereich ihrer Zu⸗ 
ftändigfeit zu ziehen. Den erften Verfuch dieler 
Art machte Bayern, und zwar unter dem Kaiſer 
Ludwig (dem Bayern), deſſen Eigenſchaft als 
Reichsoberhaupt dem Gelingen weſentlich Vor⸗ 
ſchub leiſtete. Dieſes bayriſche Landrecht wurde 
ſpäter vielfach umgearbeitet und liegt auch dem 
unter dem Kurfürſten Maximilian Joſeph III. 
erlaſſenen, von Kreitmayr verfaßten ſogen. Codex 
Maximilianeus Bavaricus civilis von 1756 zu 
Grunde. Auch in andern Gebieten erjchienen 
fogen. Landrechte, welche fi der Hauptſache 
nad) den Zweck vorjeßten, einzelne Gebiete bes 
Rechts, auf welche das römiſche Recht nach ber 
deutichen Gewohnheit am menigften paßte, auf 
deutſcher Grundlage zu ordnen und alte lieb⸗ 
gewonnene Rechtsgewohnheiten vor dem weiteren 
Vorbringen bes römifchen Nechts zu retten. Gie 
beſchraͤnken fi) auf die Ordnung der ehelichen 
Güterverhältniffe, Rechte des überlebenden Ehe- 
gatten, Nutznießung desjelben an dem Vermögen 
der Kinder, Erbrecht des überlebenden Ehegatten, 
Eheverbote, Teftamente, Käufe und Verpachtungen 
Hegender Güter, Erbleihen, Verbürgungen bei 
ähnlichen, namentlich dem Landmann näher liegen⸗ 
den Verhältniſſen. 

Trog der mit Abfafjung der Landrechte ver» 
bundenen Abficht, einen Schuß für deutſche 
Rechtsgewohnheiten vor bem römischen Rechte zu 
bilben, war ihr Erfolg ein gerade entgegengejeßter: 
die Befeftigung des Einflufjes des fremden Rechts. 
Einmal lag dies darin, daß dieſes für alle nicht 
behandelten Nechisftoffe und überhaupt jubfidiär 
als gültig erflärt wurde. Dann aber ftanden die 
oft ganz unfähigen Verfaſſer dieſer Landrechte fo 
volfftändig, wenn auch unbewußt, unter dem 
Einfluß des römifchen Rechts, daß fie ihre Arbeiten 
durchaus auf römijche Grundlage ftellten. Der 
mit den Jahren und Jahrhunderten immer mehr 
fortfchreitende Einfluß des römiſchen Rechts auf 
diefe Landrechte läßt ſich an deren Inhalt nach⸗ 
weifen, jo baß der obengenannte Codex Maxi- 
milianeus und das zu der nämlichen Zeit er- 
ſchienene Mainzer Landrecht, von einzelnen Aus- 
nahmen abgefehen, mehr als Erzeugnifje bes 
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römiſchen, denn des germaniſchen Rechts gelten 
können. Die Unterbrechung der Rechtsentwidlung 
hatte dem deutſchen Rechte die Kraft genommen, 
auf die einzelnen Werke der Geſetzgebung einen 
maßgebenden Einfluß äußern zu können. 

Während bis in die Mitte des vorigen Jahr: 
hunderis das römische Recht feine formelle Geltung 
als deutſches gemeines Recht behauptete, jo zwar, 
daß e8 neben bem erwähnten Codex Maximili- 
aneus wenigften® fubfibiär zur Anwendung zu 
bringen war, machte Preußen 1746 den Berfud, 
die Nechtseinheit des Vaterlandes zu durchbrechen 
Friedrich II. gab nämlich in diefem Jahre feinem 
Kanzler Eocceji den Auftrag, ein Recht zu ent: 
werfen, welches, Iosgelöft von den Grundlagen, 
auf denen das Necht bes übrigen Deutfclauds 
rubte, lediglich die Vernunft und die Verfafung 
des preußiichen Staates zur Richtſchnur haben 
follte. Diejer erfte Verſuch mißlang, das Projett 
des Corpus iuris Fridericianum von 1754 war 
den Anforderungen, die man an ein Gefegbud zı 
ftellen berechtigt ift, durchaus nicht entipredend. 
Großfanzler von Carmer nahm 1780 die Arbeitm 
wieder auf, al8 deren Ergebnis das Allgemeine 
Landrecht für die preuß iſchen Staaten om 
1. Iuni 1794 ing Leben trat. 

Bon größerer wiſſenſchaftlicher und praltiſchet 
Bedeutung wie das Landrecht wurde die fran⸗ 
zö ſiſche Eivilgeſetzgebung. In Frankreich herriäte 
vor der Revolution im Süden das romiſche Reit, 
im Norben ein dfter nur loklales Gemohnpeitereit, 
daher der Unterfchied zwifchen den pays du droit 
6crit und den pays du droit coutumier odet 
descoutumes. Lediglich aus politifchen Gründen, 
um womöglich alle Erinnerungen an bie frü 
Zeit auszulöſchen, wurde eine Umarbeitung de 
geſamten Gefeßgebung, namentlich auch ber Girl: 
geſetzgebung beichloffen und im Jahre 1804 ak 
Code eivil oder Code Napoleon veröffentlicht. 
Das Geſetzbuch Hat viele Vorzüge, namentlid) dir 
einer Haren Geſetzesſprache und fuftematilden 
Durdarbeitung. Doch kann auch das Vorhanden- 
fein ſchwerwiegender Mängel nicht geleugnet wer. 
den. Obgleich unrichtig ift, daß der Code bie ju ⸗ 
riſtiſche Infarnation der Principien von 1789 ie, 
da das Obligationenrecht im ganzen auf rdmiſche 
Grundlage, das Eigentum (zum Teil), die Lehr 
von den Schenkungen und Teftamenten, die ch 
lichen Güterverhälmifje auf den fogen. coutumes, 
alfo auf germanifchem Rechte beruhen, jo hat doch 
die franzöfifche Revolution bie Lehre von der © 
(Eivilehe), die Eheſcheidung und bie väterlict 
Gewalt beherrſcht. Durchaus verfehlt war das H% 
pothetenrecht, da8 mit feinen ſtill ſchweigenden hy 
pothefen und feiner zehnjährigen Erneueruug 
pflicht, in Verbindung mit der unbejchränkten du 
läffigfeit der Eigentumsvorbehaltsfiage (Reflier 
tionsflage), gerade Die Sicherheit des Grundeigen⸗ 
tums gefährdete. 

Im Jahre 1811 wurde dag Bürgerliche Geſch 
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Vorarbeiten in die erfte Regierungszeit der Kaiferin 
Maria Therefia zurüdreichen (1752), veröffentlicht. 
Gründliche ſyſtematiſche Durcharbeitung wie eine 
Mare Geſetzesſprache zeichnen das Werk aus. Seine 
Mängel beftehen in feiner allzugroßen Kürze, die 
mit Rückſicht auf die in demfelben ausgeſprochene 
Aufhebung der jubfidiären Geltung des römijchen 
Rechts es häufig geradezu ungenügend erfcheinen 
Täßt und die Rechtſuchenden auf eine unter ſolchen 
Umftänden immerhin willfürlihe Rechtſprechung 
anweiſt. Auch wirft die befannte jojephinifche All⸗ 
regiererei bisweilen ihre Schatten in das Geſetzbuch. 
Das öfterreihiiche Bürgerliche Geſetzbuch hatte 
zwei Vorgänger: das fogen. Jojephinifche Gejeh- 
buch, der erfte Teil eines ſolchen, jodann das im 
Jahre 1797 für Galizien erlaffene Geſetzbuch, auf 
deren Grundlagen es errichtet ift. (Dazu die 
Werke von Harrafowsty, Pfaff und Hofmann, 
Ofner, Rrainz). e 

Zur Zeit des Deutfhen Bundes machte 
die Eivilgefeßgebung geringe Fortſchritte. Vom 
Bunde aus fonnte nichts gefchehen, da die Zu— 
ftändigfeit desfelben zum Erlaß einer gemeinfamen 
Gejehgebung von verſchiedenen Seiten, namentlich 
auch von liberaler, beftritten wurde. Doc gab 
der Bund die Anregung zu verfchiedenen wichtigen 
Gefeßgebungsatten, jo 3. B. 1832 zu dem Geſetz 
über den Nahdrud, zur deutfchen Wechſelordnung 
(1848), zum deutfchen Handeisgeſetzbuch (1862), 
erftere8 durch Bevollmächtigte deutjcher Staaten 
in Leipzig, letzteres in Nürnberg und Hamburg 
GSeerecht) beraten. Beide wichtigen Geſetze fonnten 
wegen der Berfafjung des Bundes natürlih nur 
als Landesgefege eingeführt werben, doch ver 
weigerte fein Bundesſiaat die Einführung. Die 
Anregung zum Erlaß der Wechielordnung hat 
Württemberg gegeben, während man das Handels⸗ 
gejegbuch Bayern verdankt. Beide Gejegbücher 
find gut durchgearbeitete, wohlgelungene Werke 
ber Givilgefehgebung. Der 1862 veröffentlichte 
fogen. Dresdener Entwurf eines Obligationen- 
rechts blieb unerledigt. Von den Einzelftaaten 
machten nur wenige ben Verſuch, formliche 
Eivilgefegbücher einzuführen, wenn auch natürlich 
zahreiche gejegliche Regelungen von Einzelmaterien 
unbedingt erforderlih waren und erfolgten. 
Das Königreih Sachſen publizierte ein bür- 
gerliches Geſetzbuch am 1. März 1865. In an« 
dern deutſchen Staaten blieb e8 bei dem Verſuch 
einer umfafjenden bürgerlichen Geſetzgebung, jo in 
Bayern und Hejfen. Die Reihsverfaffung des 
Jahres 1849 dehnte die Reichszuſtändigkeit auf 
die Civilgejeßgebung aus. 

Mit der Gründung des Norbdeutjhen Bundes 
bezw. des Deutſchen Reichs 1866 bezw. 1870 
war eine neue Veranlaffung für den Erlaß allge- 
meiner Bundes= bezw. Neichögefeße gegeben. In 
ber Verfafjung des Norbdeutichen Bundes war 
die gemeinfame Gefeßgebung über das Obliga- 
tionen«, Handeld- und Wechſelrecht als Bundes- 
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Geſetz vom 20. Dezember 1873 wurde die gemein⸗ 
fame ha über das gefammte bürgerliche 
Recht der Zuftändigkeit des Reiches unterworfen. 
Damals Iebteninnerhalbber Grenzen des Deutfchen 
Reichs unter preußiihem Allgemeinem Landrecht 
21 Millionen Menſchen, etwa 43 Prozent 
der Gefamtbevölferung, unter ſächſiſchem Geſetz ⸗ 
buche 8/, Millionen, etwa 7 Prozent, unter ge» 
meinem Rechte 16'/, Mill. oder etwa 33 Prozent, 
unter franzöfifchem Rechte 8,4 Millionen, etwa 
17 Prozent der Bevölkerung, und zwar unter 
dem Code civil 6,7 Millionen, unter Badiſchem 
Landrecht 1,7 Milionen, ferner unter däniſchem 
Rechte von 1863 15000 Perfonen, unter öfter 
reichiſchem Bürgerlichen Geſetzbuche 2500 Per 
fonen. Dabei galten das preußifche und das 
gemeine Necht nur als ſubſidiäre Rechte, alfo 
nur für den Fall, daß nicht provinzialredhtliche 
bezw. einzelftantlihe Nechte ihnen vorgingen, 
was ehr häufig der Fall war. Im rechts- 
rheiniſchen Hefjen galten für 600000 Berfonen 
das Erbader, das Solmjer, Kabenellenbogener, 
Pfälzer und Mainzer Landredt, das Wimpfener 
Siadtrecht, der Grünberger und Butzbacher Stadts 
brauch ſowie altheffifche Verordnungen der Land- 
grafen und großherzogliche Geſetze und Verord⸗ 
nungen vor dem gemeinen Rechte. 

Am 28. Februar 1874 beſchloß ber Bundesrat, 
Plan und Methode der Ausarbeitung eines Bürger- 
Tichen Geſetzbuchs für das Deutjche Reid) durch eine 
Kommiſſion von 5 Mitgliedern feftftellen zu laſſen. 
Auf deren Bericht wurde eine Kommiſſion von 
11 Mitgliedern (9 Praktikern und 2 Profeſſoren) 
zur Abfafjung eines Bürgerlichen Geſeßbuchs 
am 22. Zuni 1874 niedergejebt. Diefe verftändigte 
ſich alsbald über ihren Arbeit3plan und beftellte 
5 Redaftoren zur Ausarbeitung von Teilentwürfen. 
Vorfigender der Kommiffion wurde der bisherige 
Präfident des Oberhanbelsgerihts von Pape. 
Nachdem die Entwürfe bes allgemeinen Teiles vom 
badiſchen Minifterialrat Gebhard, des Rechts der 
Schuldverhältniffe vom württembergifchen Ober« 
tribunalapräfident von Kübel, des Sachenrechts 
vom preußijchen Obertribunalsrat Johow, bes 
Familienrechts von Oberjuftizrat Planck, des Erb⸗ 
rechts vom bayriſchen Minifterialrat von Schmitt 
feftgeftellt waren, begannen vom 4. Oftober 1881 
ab die Beratungen der Geſamtkommiſſion. Der 
von diefer außgearbeitete Entwurf I bes Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs wurde am 27. Dezember 1887 
dem Reichäfanzler überreicht und vom Bunbesrate 
im Mär} 1888 veröffentlicht. Im Laufe des 
Jahres 1888 erjchienen dazu 5 Bände Motive, 
Der Entwurf wurde heftig angegriffen; getadelt 
wurden Sprade und Inhalt. Rufer im Streite 
war Profeſſor Gierke in Berlin, der ihm in flarfer 
Übertreibung ben deutfchrechtlichen und vollstüm⸗ 
lichen Charakter abſprach. Der Bundesrat beſchloß 
daraufhin am 4. Dezember 1890 eine zweite Kom⸗ 
miffion von 22, fpäter 24 Mitgliedern mit einer 
zweiten Leſung bes Entwurfs zu betrauen. Die zum 
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15. Dezember 1890 einberufene Kommiffion be⸗ 
ftand aus 10 juriftijchen Prattitern, 7 Profefforen 
und 7 Angehörigen nichtjuriſtiſcher Berufsftände. 
Vorfigende der Kommiffion waren während ihrer 
Amtsdauer die Staatsſekretäre von Ohlſchläger, 
Boſſe, Hanauer und neben Geh. Oberjuftizrat 
Küngel Nieberding. Die einzelnen Teile des neuen 
Entwurfs (II) erſchienen vom Mai 1892 bis Juni 
1895 im Buchhandel; in endgültiger Faſſung 
wurde ber ganze Entwurf am 21. Oftober 1895 
feftgeftellt. In der Kommiffion waren Referenten 
für den allgemeinen Zeil und das Einführungs« 
geſetz Proſeſſor Gebhard, für das Recht ber 
Schulbverhältniffe Minifterialtat von Jacubezky, 
für das Sachenrecht Oberjuftizrat Küntzel, für 
da8 Familienrecht Profeffor von Mandry und 
für das Erbrecht die Geheimräte Rüger bezw. 
Börner gewejen. Das Generalreferat für den 
janzen Entwurf hatte Profefjor Pland. Vom 
Bundesrat wurde der am 22. Dftober 1895 dem 
Reichskanzler übergebene Entwurf IL, weldyer bei 
Guttentag (als Entwurf IIa) veröffentlicht ift, nach 
feiner itberarbeitung im Juſtizausſchuß am 16. Ja⸗ 
nuar 1896 angenommen und nebſt Denkjehrift 
am 17. Januar 1896 dem Reichstag vorgelegt 
(Sntrourf III oder Reichstagsvorlage). In diejem 
fand die erfte Beratung vom 3. bis 6. Februar 
Statt, welche mit dem Beichluffe der Uberweiſung 
der Vorlage an eine Kommiljion von 21 Mit- 
liebern endete. Die Kommilfion hielt unter dem 
Borfi e des Abgeordneten Spahn 52 Sigungen ab. 
Die Berichte über die einzelnen Bücher der Vor— 
Tage wurden von den Abgeordneten Dr. Enneccerus 
(Allgemeiner Teil und Recht der Schuldverhält 
niffe), Dr. v. Buchta (Sachenrecht), Dr. Bachem 
(Familienrecht) und Schröder (Erbrecht und 
Einführungsgefeh) dem Neichätag erftattet. Vom 
19. bis 27. Juni 1896 fand dann die zweite und 
am 30. Juni und 1. Juli 1896 bie dritte Be⸗ 
ratung flatt. Die Annahme des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erfolgte am 1. Juli 1896 mit 222 
gegen 48 Stimmen bei 18 Stimmenthaltungen 
und 34 Fehlenden. Am 14. Juli 1896 fanf- 
tionierte der Bundesrat das Geſetz, deſſen Boll» 
ziehung durch den Kaifer am 18. Auguft und deſſen 
Verkündung im Reichsgeſetzblatt am 24. Auguft 
1896 erfolgt ift. 

Dur das Geſetzbuch hat das im Deutjchen 
Reiche geeinte Volk an der Stelle des zerfplitterten 
ein einheitliches bürgerfiches Recht erhalten. Aller 
dings ijt nicht das ganze bürgerliche Recht Reichs- 
echt geworden, auch hat nicht alles reichsrechtlich 
geordnete bürgerliche Recht Aufnahme in das Bür⸗ 
gerliche Gefeßbuch gefunden. Insbeſondere wurde 
auf die Einarbeitung einzelner privatrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften, die ſchon in den Reichsgeſetzen getroffen 
waren, aus techniſchen Gründen verzichtet. Sodann 
blieb principiell vom Bürgerlichen Geſetzbuch aus» 
geſchloſſen; das Handelsrecht, das Wechſelrecht, das 
geſamte geiſtige und induſtrielle Urheberrecht, das 
Recht der reichsgeſetzlich beſonders geordneten 
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Vereine, wie der Erwerbs · und Wirtfchaftögenofen- 
ſchaften (Gejeß vom 1. Mai 1889) und der Ge 
ſeillſchaften mit befchränfter Haftung (Geſeß vom 
20. April 1892), das Binnenſchiffahrtsrecht (Ge 
feb vom 15. Juni 1895) und das fogen. materiel 
Prozeßrecht. Das Handelsrecht ift Durch eine nee 
Faſſung des Handelsgeſetzbuchs mit dem Bürger 
lichen Geſetzbuch in Übereinftimmung gebradt 
(neues Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897), 
und das materielle Progekrecht, welches in der 
Kommiffion für die zweite Leſung des Entmuk 
bearbeitet worden war, iſt in die Civilproxß 
ordnung eingearbeitet (neue Civilprozeßordnung 
vom 17./20. Mai 1898). Desgleichen murk 
das materielle Konkursrecht durch dieſelbe Kom 
miffion den Beſtimmungen des Bürgerlichen Ge 
ſetzbuchs entſprechend um=- und ausgeſtaltet und 
in der neuen Konkursordnung vom 17./20. Mai 
1898 veröffentlicht. Außerdem wurden auf wich 
tigen Rechtögebieten die Landesrechte aufreht: 
erhalten, wodurch biefen zugleich deren zukünftig 
Weitergeftaltung vorbehalten ift. Dieſe Vorbehalte 
find als Verluſtliſte des Deutfchen Rechts, old 
Niederlagen bezeichnet worden, die der beutide 
Einheitsgedante erlitten habe. Für fie war teil 
weife der Zuſammenhang mit dem öffentlichen Redte 
ber Eingelftaaten, in das nicht eingegriffen werden 
follte, teilweife die wirtſchaftliche Verſchiedenhei 
der einzelnen Zeile des Deutſchen Reichs, teilmeil 
aud) der Mangel an Vorarbeiten für eine jahge 
mäße einheitliche Regelung maßgebend. Diegerfig 
flellung des Bürgerlichen Geſetzbuchs wäre int 
ungewiſſe verſchoben worden, wenn man die Fer 
gelung auch nur eines Teile der borbehaltenen 
Materien verſucht hätte; zur Rechtfertigung biekt 
Verſchleppung feinen fie insgeſamt nicht wichtig 
genug zu fein. Der Reichstag begrügte fich daher 
mit einer Refolution, welche ben Reichstanzler zu 
Ausarbeitung von Gejegentwürfen über eine Reihe 
von Materien aufforberte. Da die landesrechtlichen 
Vorbehalte nicht Reſervatrechte find, fo fteht ifrer 
Aufhebung durch Neichsgejeg fein verfalfung« 
mäßiges Bedenten entgegen. — 
Das Bürgerliche Geſetzbuch enthãlt die Kernmaſt 
des Privatrechts; es enthält, von wenigen öffenllic 
rechtlichen Vorſchriften abgeſehen, nur Privatrecht 
esenthältdeshalb auch feine Beftimmungenüberdes 
Recht felbft; Gefeg- und Gewohnheitsrecht find mit 
Schweigen übergangen, wodurch die Bejtimmung 
der Verfaffungsurfunde aufredhterhalten ift. Da 
raus ergiebt fid im Verhältnifje zum Reichsrechtt 
daß bei deffen Unvereinbarfeit mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche dieſes dem älteren Reichsrechte vorgedt, 
aud) wenn lehzteres Öffentlichsrechtficher Natur fein 
folkte, wie das Reichsbeamtengeſeh, das Reiche 
militärgefeß,, die Stranbungsorbnung, des 
Krankenverſicherungsgeſetz; daB jedoch ein eine 
fpecielle Materie regeindes Reichsgeſeh durch die 
allgemeinen Vorjchriften des Bürgerlichen 
buchs nicht aufgehoben ift. Auf das Landeireht 
wirft das Bürgerliche Geſetzbuch aufpebend ein 
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ſoweit nicht durch e8 ſelbſt ein anderes beſtimmt ift. 
Diefe Aufhebung trifft aber nur das Landesprivat« 
recht, nicht auch das Öffentliche Landesrecht; fie trifft 
jedoch das ganze Landesprivatrecht und nicht nur 
die in dem Bürgerlichen Geſetzbuche geregelten 
Materien, joweit nicht das Landesprivatrecht aus= 
drüclich aufrechterhalten ift. Infolgedeſſen ift es 
unzuläffig, anſcheinende Lüden des Bürgerlichen 
Geſehbuchs durch das Landesrecht zu ergänzen. 
Dabei gilt als Landesrecht Sanbeögeieh, Landes» 
gewohnheit und die auf Landesrecht beruhende 
Örtliche oder perfönliche Autonomie. 

Die Einheitlichteit des Rechtes hat ohne Rückſicht 
auf den Inhalt der Rechtäfäße ihren Wert für das 
Deutfche Reich und feine Bewohner; fie nüßt jedem, 
der außerhalb feines Wohnſitzes Rechtsbeziehungen 
bat, weil er nun überall das gleiche Recht antrifft, 
in&bejondere dem Geſchäftsmann, den die moderne 
BVerkehrsentwidiung mit einer Reihe von Orten 
in Verbindung bringt; fie hat ihre Bebeutung 
für den Polititer, der in dem einheitlichen Nechte 
ein feſtes Band und eine neue Stüße für das Reich 
und die hentige Geſellſchaftsordnung erblidt; fie 
Tann dem Juriften, der das Recht auf die Einzel- 
fälle des Lebens anwendet, und der Rechtäwifien- 
ſchaft, welche diefe Anwendung ſichert und er« 
leichtert, den Vorteil der Konzentration aller recht8- 
wiſſenſchaftlichen Kräfte auf die Vertiefung und 
die Fortbildung dieſes Rechts gewähren. Und hat 
die Eivilgefeßgebung ihre Aufgabe richtig erfaßt 
und gelöft, dann fördert bie Vereinheitlichung des 
Rechtes von ihrer Grundlage auß die ganze Kultur« 
entwicklung eines Volles. Zwar hat nad) der Aufe 
faſſung der hiſtoriſchen Rechtsſchule der Gefetzgeber 
nicht Recht zu ſchaffen, er hat das in der Uberzeuügung 
des Volles vorhandene Recht, die gemeinfame 
Rechtsüberzeugung, nur feitzuftellen und zu redie 
gieren. Und nach der focialiftifhen Geſchichts- 
auffaffung, welche das geltende Recht als Recht der 
herrſchenden Klaſſen bezeichnet, fol Recht über» 
haupt nur fein, was der jeweiligen Wirtſchaft 
entipricht, jo daß die Verwirklichung der Idee ber 
Gerechtigkeit nach beiden Auffafjungen von dem 
Geſetze nicht gefordert wird. Aber die Gefeßgebung 
bat die Aufgabe, diefem Ideal entgegenzuftreben 
und auf eine Anderung der herrſchenden Zuftände 
infoweit fortbilbend hinzuwirlen, als dieſelben 
der Gerechtigkeit nicht entſprechen. Die Eivil- 
gejeßgebung wirkt mithin fulturfördernd, indem 


fie nach methodiſchem Plane eine Regelung der | 3 


bürgerlichen Rechtsverhälnifje mit dem Zwede der 
Erzwingung eines der Gerechtigkeit entſprechenden 
Verhaltens der Berechtigten und Verpflichteten 
vornimmt. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch hat fi in feinem 
Plane an das Pandektenuftem angeſchloſſen, für 
deſſen Gliederung die innere Verſchiedenheit der zu 
regelnden Lebensverhältniffemaßgebend war. Deren 
Hauptunterſchied ift das Verhältnis des einzelnen 
ald Vermögensinhaber und als Familienglied ſo⸗ 
wie in erfierer Beziehung fein Verhältnis zu feinem 
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Vermögen bei Lebzeiten und nach feinem Tode. 
Daraus ergiebt ſich die Gliederung in das Recht der 
Schulbverhältniffe, das Sachenrecht, das Familien⸗ 
recht und das Erbrecht. Vorausgeſchickt find dieſen 
vier Büchern in einem allgemeinen Teile diejenigen 
Rechtsſãtze und Rechtsinſtitute, welche allen Teilen 
bes Syftem$ gemeinjam find. Als Privatredhts- 

eſetzbuch enthält das Bürgerliche Geſetzbuch feine 

orjehriften über ſich ſelbſt; dieſe find der Reiche= 
verfafjung zu entnehmen ( Verf.⸗Urk. Art. 2). Auch 
für feine Auslegung hat das Bürgerliche Geſetzbuch 
feine Vorfchriften aufgeftellt, fie find der Rechts- 
wiſſenſchaft und der Rechtiprechung zu entnehmen. 
Allen phyſiſchen Perfonen ift die Rechtsfähigkeit 
gewährleiftet, jo daß auch die Orbensperjonen 
rechtsfähig find; doc) ift den Landesgeſetzen über» 
laflen, deren Erwerb dur Schenkung und von 
Todes wegen bei mehr ala 5000 Mark zu be= 
ſchränken. Die Entmündigung ift aud wegen 
Geiſtesſchwãche und wegen Trunffucht zugelaflen. 
Vereine werben durch Eintragung in das Verein» 
tegifter des zuftändigen Amtsgerichts, Stiftungen 
durch ftaatlihe Genehmigung rechtsfähig. die 
Eintragung darf den Vereinen nur verfagt wer⸗ 
den, wenn fie wirtfchaftliche Gejchäfte betreiben 
oder einen religidfen, politiſchen oder ſocial⸗ 
politiſchen Zwed verfolgen, ober wenn fie nad, 
dem öffentlichen Vereinsrechte zu verbieten find. 
Für Vereine mit wirtfhaftlihem Geſchaͤfts- 
betriebe gelten —— Über andere juri⸗ 
ſtiſche Thatfachen als die Rechtsgeſchäfte enthält 
das Vürgerliche Geſetzbuch feine allgemeinen Vor« 
ſchriften. Für die Rechtsgeſchäfte gilt Formfreiheit 
als Regel, ausnahmsweije erfordert das Geſetz 
Schriftlichkeit oder gerichtlichen oder notariellen Ab⸗ 
ſchluß oder öffentliche —— der Unterſchrift 
der Beteiligten oder die Errichtung vor Gericht oder 
Notar bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile. 
In letzterer Beziehung kommt namentlich die Grund 
ftüdsauflaffung in Betracht. Scharf durchgeführt 
ift im Verkehrsintereſſe die Trennung bes obliga» 
torifchen von dem binglichen Vertrage; dies hat zur 
Wirkung, daß Mängel des obligatoriihen Ver» 
trags das dingliche Erfüllungsgeihäft nicht er⸗ 
greifen, jo daß leßteres gültig bleibt, auch wenn 
erfterer angefochten wird. Unſer Rechtsverkehr 
vollzieht fi in feiner großen Mafje durch die 
Eingehung von Verträgen; das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch beruht auf dem Principe ber Vertragsfreiheit. 
um Schube gegen deren Mißbrauch ift beftimmt, 
daß Rechtsgeſchafte, welche gegen die guten Sitten 
verftoßen, nichtig find, daß jede Redtsausübung 
unzuläffig if, welde nur den Zwed bat, einem 
andern Schaden zuzufügen, fowie daß jeder Ver- 
teag jo auszulegen und feine Erfüllung fo zu be= 
wirfen ift, wie Treu und Glauben mit Rüdficht 
auf die Verfehrsfitte es erfordern. Noch fein ut 
buch hat gewagt, im Intereife der Gerechtigkeit jo 
weit zu gehen wie das Bürgerliche Gejegbuch und 
alle Wuchergeſchaͤfte für nichtig zu erflären, gleiche 
gültig ob Geld» oder Sachwucher, Kauf ober Miete 
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oder eine andere Verpflichtung vorliegt. Der Schuß 
gegen Rechtsmißbrauch ift in verfchiedenen Wen⸗ 
dungen bei den einzelnen Schuldverhältnifien in 
feiner Durchführung geficert. Der Grundjaß von 
Treu und Glauben zwingt den Richter mit Bezug 


auf die Auslegung des Inhalts des Vertrags und | 


auf feine Erfüllung zur Ermittlung deſſen, was nad 
dem Willen der Parteien das Richtige, das Ge 
rechte ift. Um der Gerechtigleit gerecht zu werden, 
verweiſt das Bürgerliche — in immer neuen 
Wendungen über den Wortſinn der Verträge 
hinaus auf die Beachtung der ſittlichen Pflicht, 
auf gewichtige Gründe, auf die verſtändige Wür⸗ 
digung, ja direft ſogar auf die Billigfeit oder auf das 
billige Ermefjen. Allerdings hat damit das Gejeh- 
buch einen Teil feiner Sorge auf den Richterftand 
abgewälzt, e8 ilt das aber nur gejchehen, wo die 
Feſſelung der Rechtsverhältniſſe an einen allge⸗ 
meinen zwingenden Rechtsſatz im Einzelfalle zu 
einem unbilligen Ergebnifje hätte führen fönnen 
und müffen, während vertraut werben durfte, daß 
die Rechiſprechung dem Einzelfalle werbe gerecht 
werben. Im diejer Beziehung ift die neue Be- 
at charalteriſtiſch, daß ein Unzurechnungs- 
fähiger, befonders ein Kind oder ein Geiſteskranker 
einen von ihnen geftifteten Schaden infoweit zu 
erſetzen haben, als die Billigfeit eine Schadlos- 
haltung erfordert und ber Thäter feinen Unter 
halt behält. Der Zinsfuß ift auf 4 Prozent herab» 
geſetzt, Vertragsftrafen können ermäßigt werden, 
unpfändbare Forderungen find nicht abtretbar, und 
die Aufrechnung gegen fie ift außgefchloffen. Kauf 
bricht nicht Miete, ungefunde Wohnungen find 
jederzeit kündbar; in dem Dienft- und Gefinde- 
verhältmiß ift für die Gefundheit, Sittlichkeit und 
Religion der Arbeitnehmer ſchützend vorgejorgt. 
Frei ift der Eigentümer in der Verfügung über 
fein Eigentum ; aber in dem Widerftreite zwiſchen 
dem Gebrauche dieſes ftärfjten Rechts und feinem 
Mißbrauche haben ſich die Geſetzgebungen aller 
Zeiten um die Zurüddämmung der Auswüchſe 
bemüht. Das Bürgerliche Geſeßbuch ift, außer 
durch das Chicaneverbot, mit der Regelung des 
Nachbarrechts und mit den dem Fremden gewährten 
Befugniffen in der Beſchränkung der Willfür des 
Eigentümer über die feitherige Gefeßgebung 
binausgegangen. Es geftattet jedem, deſſen Sadje 
auf ein fremdes Grundftüd gelangt ift, Die Be» 
tretung dieſes Grundſtüdes, ſeibſt des Hauſes, zur 
Aufſuchung und Wegnahme der Sache; dafür hat 
er den entſiandenen Schaden zu erſetzen, für den 
bevorſtehenden Sicherheit zu leiſten. Umgekehrt 
bat der Nachbar den ohne Vorſatßz und grobe Fahr⸗ 
läffigfeit erfolgten Uberbau gegen Entihädigung 
in Rente zu dulden, wenn er nicht ſofort gegen bie 
Grenzüberfchreitung Widerjprud erhoben hatte. 
Dem Eigentümer ift verwehrt, die Einwirkung 
eines andern auf feine Sache zu verbieten, wenn 
die Einwirkung zur Abwendung einer gegen- 
wärtigen Gefahr notwendig ift und die 
dem dritten einen großen Schaden droht, zu dem 
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der dem Eigentümer durch bie Einwirkung ent- 
ftehende Nachteil in feinem Verhältniſſe ſteht. Das 
Sachenrecht ift auf die in dem Bürgerlichen Ge⸗ 
fegbuch und den landesrechtlichen Vorbehalten 
zugelafjenen Rechteinftitute beichränft, der Inhalt 
diefer Inftitute unterliegt jedod) weithin dem 
BVarteibelieben. Geregelt ift im Bürgerlichen Ges 
ſetzbuche neben dem Sachbeſitz das Eigentum, das 
Erbbauredht, die Dienftbarkeiten, das Vorlaufs⸗ 
recht, bie Reallaften und das Pfandrecht. Dabei 
unterflehen Die Rechte an Grundſtüden dem Grumb« 
buchigitem, die an beweglichen Sachen dem deutſch⸗ 
rechtlichen Grundfage, daß die Hand die Hand zu 
wahren hat, der Beſiß dem Principe der thatſãch⸗ 
lichen Gewalt über die Sache. Zur Begründung 
aller Rechte an Grundftüden, aljo nicht des Be- 
fies, ift ihre Eintragung in das Grundbuch er= 
ſorderlich; von dem Grundbucheintrag hängt aud 
ihr Erlöjchen und vielfach ihre Veränderung ab. 
Die Grundbuchordnung regelt das Verfahren. 
Das Pfandrecht ift verſchieden geregelt für Gruud⸗ 
ftüde, für bewegliche Sachen und für Schiffe, an 
Srundftüäden als Hypothek, Grundſchuld und 
Rentenſchuld, von denen die Hypothek zu ihrer 
Entſtehung eine perſönliche Forderung vorausſegt 
Das Familienrecht umfaßt die Ehe, das eheliche 
Güterreiht, die Verwandtſchaft und die Bormund» 
ſchaft. Als Eheſchließung gilt nur der vor einem 
bereiten Standesbeamten erflärte Wille zur Ein⸗ 
gehung der Ehe. In der Ehe ift der Dann das Haupt 
der Familie, dem die Frau als Gehilfin zur Seite 
fteht. Das Vermögen ber Frau unterfteht der Bere 
waltung und Nußnießung des Mannes, wenn die 
Ehegatten nicht ein anderes Güterrechtsſyſtem ver- 
traglich beftimmen, was fie jederzeit lönnen. Durch 
weg ift vorgejorgt, daß die Frau fich ihr eingebrach⸗ 
te8 Gut gegen die Gefährdung durch den Mann 
fichern und für Sieh erhalten ann. Außerdem kann 
die Fran Vorbehaltsgut haben, über das jie aus- 
ſchließlich zu verfügen beredhtigt ift; Vorbehalts- 
gut wird namentlich, was die Frau durch ihre 
Arbeit felbftändig erwirbt, vorausgejeht daß 
nicht Arbeiten im ag die Erwerbsquele 
find. Zur Übernahme eines Erwerbes bedarf 
die Frau nicht der Zuftimmung bes Mannes 
In ihrer Gejchäftsfähigfeit wird die Frau durch 
ihre DVerheiratung nicht befhräntt. Im Rechts⸗ 
verfehre mit dritten gilt allerdings das Vorbehalts« 
gut als ſolches nur dann, wenn dieſe Eigenſchaft in 
dag eheliche Güterrechtäregifter eingetragen ift oder 
dem dritten befannt war. Als verttaggmäßige@üter« 
rechtsſyſteme find die allgemeine Gütergemeinfchaft, 
die Errungenſchafts⸗ und die Fahrnisgemeinſchaft 
eingehend geregelt den Ehegatten zur Verfügung 
geftellt. Wird einer dieſer Güterjtände gewählt, 
to ift Dieg in das Güterrechtsregiſter einzutragen. 
Ein überlebender Ehegatte kann beim Güi 

berallgemeinen Gütergemeinſchaft und der Fahrnid- 
gemeinschaft dieſe mit ben Kindern fortfegen, let ⸗ 
tere allerdings nur bei befonderer Vereinbarung. 
Die Gründe der Nichtigkeit, Anfechtbarleit und 
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Scheibung ber Ehe find neu geregelt ; zugelafien 
ift ftatt des Antrags auf Eheſcheidung der Antrag 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft unter 
Fortbeſtehen des Ehebandes, dem jedoch vom 
andern Ehegatten ber Scheidungsantrag entgegen« 
gefeßt werden fann. Das kirchliche Ehegeſetz⸗ 
gebungsrecht ift außer Wirkfamfeit geſetzt, wodurch 
das Dogma von der außjchließlichen Berechtigung 
der Kirche zur Regelung der Eingehung und Tren« 
nung ber En. fowie von der Unauflöglichfeit der 
Ehe verlegt if. Dem Katholiken bleibt verboten, 
ſich dem perjönlicden Eherechte de3 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu unterwerfen. Die Eheichließung 
bleibt für ihn von der Beobachtung der tridentini« 
schen Eheſchließungsform abhängig, und er darf die 
Erflärung vor dem Standesbeamten nur mit der 
Abficht der Herbeiführung der ftaatlichen Wirkun- 
gen für feine Eheerflärung vor dem zuftändigen 
Geiftlihen abgeben. Eine Ehetrennung barf er 
vor dem ſtaallichen Gericht erft nach der er- 
folgten Trennung durch das kirchliche Ehegericht 
beantragen, ein Antrag auf Eheſcheidung Tann 
von ihm überhaupt nicht geftellt werben. Im Ver⸗ 
haltniſſe zwiſchen Eltern und Kindern ift an die 
Stelle der väterlichen Gewalt die elterliche Gewalt 
getreten, bie beim Tode des Vaters auf die Mutter 
übergeht, bei Lebzeiten beider Gatten der Mutter 
neben dem Pater bezüglich der Sorge für die 
Perſon bes Kindes zufteht. Neben diejer Sorge 
für die Perſon umfchließt die elterliche Gewalt die 
Sorge für das Vermögen bes Kindes und deſſen 
Vertretung, fie ift darin der Vormundſchaft ähn- 
lich. Die gegenfeitige Unterhaltspfliht ift auf 
Afcendenten und Defcendenten beichränft. Die 
elterliche Gewalt endigt mit ber Volljährigfeit des 
Kindes, die mit der Vollendung des 21. Lebend« 
jahres oder mit der früheren Volljährigkeitserklä⸗ 
rung eintritt. Während der Dauer der elterlichen 
Gewalt Haben die Eltern eine begrenzte Nutz⸗ 
nießung des Vermögens der Rinder. Mil der Ber 
endigung ber elterlichen Gewalt zerreißt das engere 
rechtliche Band zwilchen Eltern und Kind. Die 
Vormundſchaft ift eingehend auf ber Grundlage 
der preußifchen Vormundſchaftsordnung geregelt. 
Das Familienrecht hat die allgemeine Rechts- 
flelung der Frau dem Manne und den Kindern 
gegenüber gehoben. 

Dem Erbrechte Tiegt der Gedanfe zu Grunde, 
daß Gott den rechten Erben jehe; die geſetzliche 
Erbfolge ift deshalb als der Regelfall, die gewili⸗ 
kürte Erbfolge ald die Ausnahme behandelt. Die 
Verwandten erben nad) Linien; zu einer Linie ger 
hören biejenigen Perfonen, welche mit dem Erb» 
laſſer einen gemeinfamen Stammvater haben. In 
der Linie entjcheidet die Ordnung. Die erfte Ord- 
nung bilden diejenigen Erben, welde den Erb⸗ 
laſſer jelbjt zum Stammvater haben; bie zweite 
Ordnung wird durd) die Eltern des Erblaſſers 
und deren Ablömmlinge gebildet (Parentelen« 
ſyſtem). Neben den beiden erften Orbnungen und 

« den Großeltern in der britten Ordnung erbt auch 


Eivilgejeggebung. 





1222 


ber überlebenbe Ehegatte, ber bie weiteren Ver⸗ 
wandten vollſtändig außfchließt. Sind feine Ver⸗ 
wandten und ift fein Ehegatte da, fo erbt der Fis ⸗ 
kus den Nachlaß. Die gewillfürte Erbfolge beruht 
auf einer rechtsgültigen Verfügung von Todes 
wegen (Teftament oder Erbvertrag). Die Ver⸗ 
fügung muß durch den Erblaffer in Perjon er⸗ 
folgen, der nicht unter 16 Jahren fein darf. Für 
das Teftament find verſchiedene Formen — 
die ordentlichen Formen find diejenigen der Er⸗ 
richtung vor Gericht oder Notar oder mittels einer 
von dem Erblaffer unter Angabe bes Ortes und 
Tages eigenhändig ge⸗ und unterjhriebenen Er⸗ 
Märung. Ein Erbvertrag kann nur von einem 
unbefchräntt gejchäftsfähigen Erblaſſer und nur 
dor einem Richter oder vor einem Notar bei gleich“ 
zeitiger Anweſenheit beiber Teile geſchloſſen wer⸗ 
den. Ehegatten Tönnen ein gemeinjchaftliches 
Teftament errichten. Teſtamente Lönnen jederzeit 
widerrufen, Exbverträge dagegen nur im Vertrags · 
wege aufgehoben werden. Iſt durch Verfügung 
von Todes wegen ein Ablömmling oder ein Eitern« 
teil oder ein Ehegatte des Erblaſſers von der Erb» 
haft ausgeſchloſſen, jo hat er fein Recht auf Be— 
rufung zum Erben, jondern nur einen Anſpruch 
auf Auszahlung feines Pflichtteile, der in dem 
Werte der alte bes geſeglichen Erbteils befteht. 
Die Erbſchaft wird Traft Geſetzes als Ganzes er⸗ 
worben, der Tote erbt ben Xebenbigen. Doch 
lann der Erbe die Erbſchaft ausſchlagen; nimmt 
er fie an, fo haftet er unbeſchränkt für Die Nadjlaß« 
ſchulden, aber er hat verſchiedene Rechtsbehelfe, 
um die Haftung mit feinem Vermögen abzu⸗ 
wenden und auf den Wert der Nachlaßmaſſe zu 
beichränten. Iſt die Uberſchuldung des Nachlafjes 
au beforgen, fo ift dem Erben zu raten, das Auf⸗ 
gebot der Nachlaßgläubiger zur Anmeldung ihrer 
Forderungen zu betreiben und ein Inventar zu 
errichten, und dem Nachlaßgläubiger ift der Antrag 
auf Inventarerrichtung bei den Nachlaßgerichten 
u empfehlen. Das Recht auf Beichränfung feiner 

aftung verwirkt der Erbe, wenn er das richter- 
li) angeordnete Inventar nicht oder nicht volle 
ftändig vorlegt. Die Miterben ftehen in einer 
Gemeinſchaft zur gefamten Hand und haften de3= 
halb als Geſamtſchuldner für die aus ber Nachlaß · 
mafje vor der Auseinanderſetzung vorweg zu be= 
friedigenden Erbſchaftsſchulden. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch iſt Menſchenwerk und 
als ſolches der Vervollkommnung fähig, aber feine 
Sprache ift möglichſt genau, fein Inhalt deutſch, 
volfstümlich und focial. Da das Recht nicht jo 
fehr dem Beſitz als dem Verkehre zu dienen hat, 
fo mußte das Bürgerliche Geſetzbuch dem Verkehrs⸗ 
intereffe feine beiondere Fürforge zuwenden, es 
mußte nicht der Befiger, ſondern der gutgläubige 
Dritte in den Vordergrund feiner Regeln geftellt 
werben. Das Beltreben auf Berüdfihtigung der 
focialen Reformen zeigt ſich vielfach, befonders 
aber in ber Regelung des für die Arbeiter fo 
wichtigen Miets⸗ und Dienftvertragse. Seine 
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——7 en ey Pe Mae I 
em eſe ir ndelöverfe 
und in der ie und Konkursordnung jowie 
dem Geſetz über die Zwangsvollitredung in 
Grundftüde für die Beitreibung ber Forderungen. 
Auch in dieſen Gejegen hat die Rüdficht auf die 
Erhaltung des Schuldners in feiner jelbftändigen 
Eriftenz Fortfehritte zu verzeichnen. Sehen wir 
von dem für den Katholiten unbrauchbaren Ehe- 
recht ab, fo darf bem Bürgerlichen Geſetzbuch und 
feinen Nebengejegen nachgerühmt werden, daß fie 
der an die — zu ſtellenden Aufgabe 
genügt haben. Ihre Faſſung ermöglicht der Rechts · 
wiſſenſchaft und ber Rechtſprechung, die Rechte» 
vorſchriften mit den Bedürfnifen der Zeit in Ein« 
Hang zu halten. 

Litteratur: Mans, Bibliographie des 
Bürgerlichen Gejegbuchs im Archiv für bürger 
liches Recht, Bd. XVI (wird fortgefeßt) ; v. Mandry= 
Geib, Der civilrechtliche Inhalt der Reichsgeſetze; 
die Lehrbücher des bürgerlichen Rechts von Eofad, 
Crome (unvollendet), Endemann, Enneccerus- 
Lehmann, Matthiaß und Zitelmann (unvollendet), 
fowie die Kommentare zum Bürgerlichen Gejeh- 
buch von Fiſcher ⸗ Henle, Gareis (unvollendet), 
Hölber (unvollendet), Kaufmann (unvollendet), 
Neumann, Pland (unvollendet), Rehbein (unvoll- 
endet), Scherer, dv. Staudinger (unvollendet); 
Leonhard, Das Recht des Bürgerlichen Geſeß⸗ 
bus in Einzeldarftellungen ; Holwed, Das 
Civileherecht des Bürgerlichen Geſehbuchs; Lehm · 
kuhl, Das Bürgerliche Geſetzbuch des Deutſchen 
Reichs nebſt Einführungsgeſetz, 4. und 5. Aufl. 
1900. [Franl, rev. Spahn.] 

Civiſiſation. [Begriff. Verſchiedene Mo⸗ 
mente der Civiliſation. Relativität der Eivili» 
fation. Ideal der Civiliſation. Geſchichtlicher 
Rüdblid. Die moderne Eivilifation.] 

Civiliſation bezeichnet dem Wortlaut gemäß 
die Ausbildung einer bürgerlichen Lebensordnung. 
Eivilifiert find diejenigen Menſchen, welche ein 
von einer Obrigfeit geleitetes, duch Sitte und 
Geſetz geregeltes, zu gegenfeitiger ing 

jeordnetes — führen. e8 in der 

taturanlage und Beftimmung des Menſchen liegt, 
einer ſolchen Lebensordnung anzugehören, und da 
ſolche mit Naturnotwenbigfeit überall 8 bildet, 
fo giebt e8 abjolut uncivilifierte Menſchen nicht. 
Die Anfänge und Elemente der Eivilifation finden 
ſich auch in den einfachſten Verhältniſſen, und fie 
tönnen auch da nicht ganz verſchwinden, wo ein 
ſchon beftehendes geordneies birgerliches Leben 
aufgelöft oder verwirrt und eine relative Verwil« 
derung herbeigeführt wird. Die Ausbildung einer 
bürgerlichen Orbnung, welche das Wort Eivili« 
fation zunächſt bezeichnet, fteht aber notwendig 
mit einer inneren, intelleftuellen, fittlichen und 
religtöfen Bildung der in ihr vereinigten Menjchen 
in Wechſelwirkung. Sie geht weſentlich aus dieſer 
hervor, ift durch fie geftaltet und giebt auch um⸗ 
gefehrt ihr jelbit wieder ein beftimmtes Gepräge. 


Eipvilifation. 
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Die äußere bürgerliche Organifation der Geſell⸗ 
ſchaft ift ſozuſagen die Schale, welche die inner 
Frucht der menſchlichen Bildung umhüllt ımb 
ebenſoſehr aus dieſer ſich geftaltet, wie umgefehrt 
dieſe durch fie geftaltet wird. Faßt man dieſes 
innere Princip der äußeren Givilijation ins Ange, 
fo ergiebt ſich als fonfreter Begriff der Einilife- 
tion die mit einer beftimmten bürgerlichen Ord- 
nung verfnüpfte, in ihr fich entfaltende, von ihr 
getragene geiftige, fittliche und religiöfe Bilbung 
des Menfchen. Eivilifiert find hiernach jene Diem 
— welche innerhalb eines geordneten Zu- 

mmenlebens ihre geiſtigen und fittlichen Kräfte 
ausgebildet und zu einer gewifjen Bolltommenheit 
erhoben Haben. Auch nach diefer Tonfreten Auf- 
fallung giebt e8 abjolut uncivilifierte Menſchen 
nicht. Wie immer es fi) mit der Frage verhalten 
mag, ob die uncivilifierten Völfer als urſprũnglich 
Wilde ober als Verwilderte zu betrachten feien, 
au ihnen fehlt e8 an den Elementen der Bil- 
dung nidt. Wie fie notwendig ein gewiſſes 
Mai —3 Ordnung haben, ſo auch einen 
gewiſſen Grad geiſtiger, ſittiicher und religisſer 
Bildung. Ebenſo verhält es fi) mit den ſogen 
Barbaren im Gegenjag zu der griechiſch· rõmiſchen 
und der fpäteren germaniſch- chriſtlichen Eivilio- 
tion. Die barbarijchen Völker haben nicht die im 
ewiſſer Hinſicht volllommenere Eivilifation der 

tiehen und Römer. Irgendwelche Eivilifation 
aber haben fie doch, teilweife eine ſehr hohe, in 
gewiffer Beziehung höhere als jene. 

Diefe Erörterungen gehen von bem Wort« 
begriffe der Givilifation aus. Man kann aber 
auch den Begriff jo auffaflen, wie er fich hiſtoriſch 
gebildet und 1 re erg Geltung er 
langt bat. Bezeichnet Kultur das Streben nad 
allſeitiger Vervolllommnung ber menſchlichen Natur 
als ſociale Arbeit bezw. die Fortſchritie in a: 
feitiger Entfaltung und Vervollkommnung der 
menſchlichen Natur als jocialen Beſitzſtand, jo ber 
deutet ivilifation, ihrem Realbegriffe nach, einen 
relativ hohen Grad politifher und ideel- 
ler Rultur. 5 

Aultur 
inirtfjaftfiche; politifcge ((orial-Jurib. Gebiet); ibeefie 
Wiflenfaft, Runft, eiifg-religidfe Rultar 
Daß Gebiet der Gibilifation. 


Was vorhin über bie Naturvöller gejagt wurde, 
müßte bei folder Beſtimmung des Verhältwifjes 
der Begriffe von Kultur und Givilifation zu 
einander ber Kulturphilofophie, und nicht ber 
Civilifationgphilofophie zugewiejen werben. Denn 
eigentliche Naturvölfer haben feine Civilifation: 
keinen Staat al8.societas perfecta, fondern mr 
ein rudimentäres Staatsleben, fein gefchriebenes 
Recht, überhaupt feine Schriftiprache, feine Kunfl- 
übung und nur weniger volllommene i 
auf religids· ethiſchem Gebiete. Aber fie haben 
Eigentum, Sprade, Inftrumente, Ornamente, 
vielleicht Seßhaftigkeit, Bodenbau, „Rapital“« 
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anfänge, find weder ehe- noch religionslos, wie 
innen auch die focialen Verbände nicht völlig 
fehlen. Sie find daher nirgends kulturlos, ſon⸗ 
dern fulturarın, aber civilifationelos. Die Eivili« 
fation tritt erſt ein mit ber höheren, ftäbtijchen 
Siebelungsweife als notwendiger Bedingung und 
Vorausſehung, mit der Schriftſprache, Schrift 
anmendung zu juribifchen, litterarifchen Zwecken, 
Bildumgsverbreitungszweden, miteinemfompletten 
politifchen Verbande, den man als ſolchen daran 
ertennen mag, dab die Eentralgewalt nicht mehr 
bloß Feinde abwehrt und Streite beilegt, jondern 
das öffentliche Wohl pofitiv fördert. 

Wie bereit3 angedeutet wurde, ſetzt fich die 
Civiliſation aus verfhiedenen Momenten 
zuſammen. Die Bildung des Menfchen ift eine 
intellektuelle, d. i. eine Ausbildung feiner geiftigen 
Kräfte zu Wiſſenſchaft und Kunft jeglicher Art; 
fie ift eine fittliche, d. i. eine Vervolllommnung 
des Charakters und der Willensthätigfeit durch 
ein tugendhaftes Leben; endlich eine religiöfe, 
d. i. eine Vervollklommnung der Erkenntnis und 
Verehrung Gottes. Ihrem Weſen nach zu har« 
moniſchem Zuſammenwirken beftimmt, können 
diefe verfehiedenen Bildungsfreife aber auch von- 
einander losgelöft fich ungleich) entwideln. Es 
tann ein Fortſchritt der niederen Wiſſenſchaften 
und Künfte mit fittliher und religiöfer Verwilde · 
rung vorübergehend zufammentreffen und ebenfo 
umgefehrt ein fittlichereligiöfer Aufſchwung ftatts 
finden, ohne daß fofort die anderweitige Bildung 
des Menſchen demfelben folgt. Auch in ber äußeren 
politifchen Ordnung kann eine grabuelle und par= 
tifulare Vervolllommnung mit manderlei Män- 
geln und Unvolltommenbeiten fi} verbinden. Es 
kann in einem Staate die Autorität auf Koften 
der individuellen Freiheit, die materielle Kultur 
auf Koften der Sittlicheit wenigſtens vorüber 
gehend zur Geltung kommen; k nachdem dieſes 
geichieht, wird auch die Civiliſation ein relativ 
volllommenes oder unvollkommenes Gepräge 
haben. 

Wenn die Eivilifation in ihrer inneren und 
äußeren Seite, von verfchiebenen Faktoren bedingt, 
nur relativ volltommen ſich außgeftaltet, fo muß 
es aber doch ein Ideal derjelben geben. Zur 
Feſtſtellung desfelben ift zunächft die Philoſophie, 
insbeſondere die Ethil berufen. Im volllom- 
menem Maße aber kann das Ideal der Eivili- 
fation, wie dasjenige des Menſchen und der 
menſchlichen Geſellſchaft, nur nad) Anleitung ber 
übernatürlichen Offenbarung feftgeftellt werben. 
Die von dieſer geforderte — Kriftlihe — Eipili- 
fation ift Die ideale, volltommene, von allen Böl- 
fern in allen Zeiten zu erftrebende Givilifation. 

Thatſachlich Hat eine ſolche fi auch mit ber 
Sriftlichen Religion vertoirklicht, freilich nicht in 
abfoluter, fondern nur in relativer Weiſe, bei ver« 
fchiedenen Völlern in mannigfachen Mobififa- 
tionen, aber immerhin in fo beftimmtem Gepräge, 
daß ſich alle andere, d. i. alle nicht chriftliche 


Eivilijation. 
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Eivilifation von ihr ſpecifiſch unterfcheidet. Die 
Hriftliche Geſellſchaft ift im engeren Sinne die 
civilifierte. Die Vollkommenheit der chriſtlichen 
Einilifation aber beruht auf der Volllommenheit 
der hriftlichen Religion. Durch diefe wird der 
Menſch nicht bloß aus der Sünde und dem Irr⸗ 
tum zu feiner natürlichen Volllommenheit zurüd= 
geführt, ſondern zugleich zur höheren, übernatür» 
lichen Erkenntnis und Tugendhaftigfeit erhoben 
und eben dadurch auch befähigt, fein individuelles 
wie jociales Leben in voller Harmonie auszubilden. 

Wenn das Grimdprincip ber chriſtlichen Eivili» 
fation einen übernatürlihen Charakter hat, jo ift 
dennod die Entwidlung derſelben aud durch 
natürliche Elemente bebingt. Die chriftliche 
Civiliſation bildete ſich natürlich aus im Anſchluß 
an bie griechiſch⸗römiſche Eivilifation und wurde 
rn bon ben in bem römijcdhen Reich vereinigten 

ölfern getragen. Von biejen vererbte fie ſich auf 
die germanifchen Völler des Abendlandes, welche 
teils in dem römifhebeutjchen Reiche vereinigt 
waren teils felbftändig beftanden. Durch die Re= 
formation ſchwer gefhädigt und durch die Revo- 
lution tief erfchüttert, hat fie Doch in allen euro» 
päifcden Völkern ſich erhalten und zugleich über 
Amerifa und andere Länder ſich ausgebreitet. 

In ihrem Princip wie in ihren allgemeinen 
Grumdzügen allen Epochen und allen Böllern 
gemeinjam, hat bie hriftliche Eivilifation in jeder 
berjelben ein eigentümliches Gepräge angenommen. 
Die alte chriſtliche Civiliſation, welche in dem 
roömiſch⸗ griechiſchen Reiche, namentlich unter den 
griechiſchen Kaiſern ſich bildete, verbindet mit 
religiöſem Ernſt und fittlicher Strenge theologi⸗ 
ſchen Streitgeiſt, Verweichlichung des Lebens und 
Verflachung der Wiſſenſchaft und Kunſt. Ihre 
reich entwidelte bürgerliche Ordnung verknöchert 
fi zu einem abjolutiftifcden Syſtem, welches die 
freie Entwidlung hemmt. Die mittelalterliche 
Eivilifation, welde von den germanifchen und 
romaniſchen Völkern im Abendlande entwidelt 
wird, vereinigt mit hohem religiöfem Schwung, 
fittlicher Thatkraft und fühnem wiſſenſchaftlichem 
wie fünftlerifchem Streben mannigfache Züge von 
Roheit, Leidenihaft und Gemaltthätigteit. Die 
bürgerlihe Ordnung ftellt der Autonomie bes 
einzelnen, der Familien, Stände und Staaten, 
die fie zu reicher Entfaltung bringt, in dem römiſch⸗ 
beutfchen Kaifer eine gemeinfame, durch religiöfe 
Weihe geheiligte Autorität gegenüber, leidet aber 
an ben jchm ämpfen und Wirren. 

Die Eivilifation der neueren Zeit, welche bie 
Italiener, Spanier, Franzofen, Engländer und 
Deutſchen in nationaler Eigentümlichteit forte 
führen, kränkelt vielfach an dem inneren Zwieipalt, 
welchen die Reformation in allen Ländern, auch 
in ſolchen, welche fie äußerlich überwunden, zurüd- 
gelafjen hat. Während auf ben Gebieten der natür⸗ 
Fichen niederen Wiſſenſchaften und äußeren Künfte, 
in Gewerbe und Handel, in materiellen Erfin⸗ 
dungen und Genüſſen ein mächtiger Aufſchwung 
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ſtattfand, Hat die religidſe und fittliche Bildung 
troß mannigfacher Reftaurationsverfuche in den 
proteſtantiſchen und katholiſchen Staaten im all- | vert 
een einen bedenklichen Rückgang erlitten. 

ie vielgerühmte neuere Philoſophie, welche auf 
verſchiedenen Bahnen in England, Frankreich 
und Deutſchland der altchriftlichen Wiſſenſchaft 
ben Krieg erflärte, hat mit ihren naturaliftiichen, 
materialiftifchen und ſteptiſchen Ergebniſſen bie 
eiſtige und fittliche Energie ber Völter gebrochen 

te in den obengenannten Ländern großenteils 
im Anſchluſſe an die philofophifchen Bewegungen 
erwachſenen politiihen Umwälzungen haben 
leichfalls die chriftliche Civiliſation ſchwer ger 


—30 ohne ihr in gg einer Hinficht etwas | ©: 


Bofitives entgeg 

ie ie ei Staatsomnipotenz, welche 
das 18. Jahrhundert in den Gegenjähen bes 
abfoluten Königtums und der abjoluten Volls 
fouveränität außbilbete, bat bisher nur eine ſchein⸗ 
bare Ausgleihung gefunden in dem Syſtem bes 
Konftitutionalismus, und die liberalen Principien, 
welche in mannigfachen Faſſungen in dem gegen- 
wärtigen Jahrhundert als Grundlagen einer Civi⸗ 
liſation verfündigt wurden, haben nur dazu ges 
bient, die Umtriebe extremer Parteien und gewait · 
thätiger Staatsmänner zu deden. Thatjächlich | dem 
Haben die zerftörenden Tendenzen, welche in ben 
englifchen und franzöfifchen Revolutionen in bluti« 
gen, aber kurzen Gemaltaften zur Geltung famen, 
in ben gejeßlichen Maßregeln bes liberalen Kon⸗ 
ffitutionaligmus ftetig fortgeivirft und insbeſondere 
in dem fogen. Kulturkampf ihre Macht erwieſen. 
ALS Extreme ftehen fih am Schluß des 19, Jahr» 
hunderts noch dieſelben Gegenjähe gegenüber, 
welche zu Ende des 18. ſich befämpften: ber 
monarchiſche Abfolutiemus und der demokratiſche 
Socialismus. Daß die wahre Eivilifation unter 
dem einen wie unter dem andern gleich ſehr leiden 
müßte, liegt auf der Hand. 

Die Entjeidung über bie Civiliſation Euro- 
pas liegt übrigens nicht auf dem politiſchen 
Gebiete, wenigſtens nicht in erfter Linie auf dies 
ſem. Es fommt alles darauf an, ob die hrift- 
liche Kirche fi der Angriffe ermehrt, von 
denen fie feit der Reformation und Revolution 
bedroht ift; ob es ihr gelingt, in den von ihr ge= 
trennten Völkern neue Wurzeln zu jchlagen und 
bie religiöfe Spaltung des Abendlandes zu über- 
winden. Diefe Hoffnung ift keineswegs ausge 
ſchloſſen. Die latholiſche Kirche Hat feit dem 
Zrienter bis zu dem Vatikaniſchen Konzil_fih 

jetig erneuert. Sie hat unter einer Reihe äußerer 

iederlagen, Leiden und — — geiſtig 
in allen Gebieten des Wiſſens und Lebens fi |. 
erneut und geftärkt. Mit Benutung aller wahren 
Ergebniffe der neueren Forſchungen und unter 
fördernder Anertennung jedes echten Fortſchrittes 
auf politiſchem und ideellem Gebiete hat fie un⸗ 
verrüdt die göttlichen Wahrheiten der Welt ent⸗ 
gegengeftellt. Mit allen Staatsverfaſſungen ſich 


Civiliſation. 
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vertragend, hat fie ſtets die Grundlagen ber bürger- 
wor —— gegen Revolution wie Deipotie 


ni iſt behauptet worden, die Tatholifde 
Kirche fei eine unnerföhnliche Feinbin Der moder= 
nen Eivilifation ſchlechthin während fie doch nur 
jene Tendenzen verurteilt, welche fich mit dem Ra- 
men be3 Fortfchrittes und Liberalismus fchmüden, 
um unter biejer Flagge das Ehriftentum und die 
Kirche zu befämpfen. Dort Handelt es fich side 
mehr um Givilijation, fondern um deren 
löfung, um bie Negation ber inneren Bildung m 
Gefttung der Menſchen wie jchließlich fe der 
äußeren bürgerlichen und ſtaatlichen Ordnung 
anz mit Unrecht beruft man fi) aber ale die 
Prop. 80 des Syllabus, um darzuthum, dab 
die moderne Civiliſation in Bauſch und Bogen 
von ber katholiſchen Kirche radikal verurteilt 
werbe. Die erwähnte Prop. 80 lautet: Romanus 
Pontifex potest ac debet cum progressu, cum 
liberalismo et cum recenti civilitate sese re 
conciliare et componere. Der Sat wird ver» 
worfen; allein um die Bedeutung und die Trag- 
weite der Verurteilung feftzuftellen, genügt e& 
teinegwegs, lebigli) den Wortlaut des Satzes ins 
Auge Auge, zu faffen. Der Sinn muß nicht bloß aus 
ortlaute, fondern auch nad) ber Pro 
venienz des verurteilten Satzes beftimmt werben. 
Prop. 80 des Syllabus ift nun entnommen der 
Konſiſtorial · Allokution vom 18. März 1861 
„Jamdudum cernimus*. In der Allokution if 
der Sinn bes derurteiften Sapes nad) dem Kon- 
texte fein anderer als dieſer; Der Papft kann und 
fol kirchenpolitiſchen Maßregeln, welche 
gegen unveräußerliche Rechte der Kirche gi 
find, zuftimmen, mit ihnen fi) verföhnen und 
vertragen, wenn fie unter Dem Vorwand 
durchgeführt werden, fie feien Erfordernifje des 
Foriſchrities, der Freiheit, der Civiliſation. Des 
ergiebt fich aus folgenden Erwägungen. Die Alle» 
tution handelt vom Bruch des neapolitanifchen 
Konkordates und giebt ben Klagen darüber einen 
größeren, zeitgeſchichtlichen Hintergrund: Tam- 
dudum cernimus ... quo misero conflictu... 
hac... aetate civilis exagitetur societas. 
Namque alii ex una parte tuentur quaedam 
modernae uti appellant civilitatis plaecita, 
alii ex altera iustitiae, sanctissimaeque no- 
strae religionis iura propugnant. Ac primi 
postulant, ut Romanus Pontifex cum pro- 
gressu, liberalismo uti vocant ac recenti 
eivilitate se reconciliet et componat. Al 
teri merito efflagitant, ut immobilia iustitise 
principia etc. Hodiernae civilitatis patroni 
. 86 veros et sinceros Teligionis amicos 
affirmant, AcNos fidem eis adhibere 
vellemus, nisi tristissima sane facts... 
contrarium prorsus ostenderent (a). Dann 
werden im einzelnen Regierungsmaßregeln nam · 
haft gemacht und faft ausfchließlic lagen darüber 
borgebracht, daß auch bie Parität nicht gewahrt 
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werde (3. B. Preßfreiheit nur zum Kampfe wider 
bie Kirche, nicht für Die, qui optima vulgant 
scripta) (b). Und einer Tiger „Sivilifation“, 
huiusmodi civilitati follte der Papſt ſich ver» 
bünden? Vera rebus vocabula resti- 
tuantur, et haeo Sancta Sedes sibi semper 
constabit. Siquidem ipsa verae civilitatis 
continenter fuit patrona et altrix ... at cum 
eivilitatis nomine velit intelligi 8y- 
stema apposite comparatumadde- 
bilitandam ac fortasse etiam de- 
lendamChristiEcclesiam, numquam 
certe quidem haec S. Sedes et Romanus Pon- 
tifex poterunt cum huiusmodi civilitate 
eonvenire (c). ... Qua igitur probitate 
behaupten die Nuheftörer, es jei ihrerfeits alles 
gejhehen, ut se cum Romano Pontifice com- 
ponant? — Hierauf wird der Vorwurf abge- 
wiejen, daß ber Heilige Stuhl eine liberior ad- 
ministratio nicht wolle (d) ... postquam vero 
ita religioni insultaverint, quam per hypo- 
crisim invitant, ut cum "hodierna eivilitate 
conveniat, non dubitant pari cum bypo- 
crisi Nos excitare, ut cum Italia reconcilie- 
mur (e). ... [Abgedrudt im Archiv für kathol. 
Kirchenrecht VI (1861), 380— 835; die Stellen 
a) 330 (nr. 1), b) 331 (nr. 2), c) ibidem 
(ar. 3), d) 332 (nr. 4), e) 338 (or. 5).] 

Über den Sinn des verurteilten Sapes tann 
alſo bei richtiger Anwendung der hiſtoriſchen 
Interpretation ein Zweifel durchaus nicht ob⸗ 
walten. Die Kirche iſt feine Feindin der Eivili- 
fation, fondern eine aufrichtige Freundin auch der 
mobernen Givilifation, wenn mit diefem Worte 
nur die wirklichen Fortſchritte der Neuzeit auf 
politiichem und ideellem Gebiete bezeichnet werden 
jollen, nicht aber die Feindſchaft gegen Religion 
und Kirche. 

Sitteratur: Guizot, Histoire generale 
de la civilisation en Europe, Paris 1828; 
Ozanam, La civilisation du cinquiöme sidcle; 
Joach. Pecci (Leo XIIL), Kultur und Kirche, 
deutſch Mainz 1878; Rob. v. Noftig-Riened 8. J., 
Das Problem der Kultur, Freib. 1889; Grupp, 
Syſtem und Geſchichte ber Kultur, 1891; Derj., 

Kulturgefchichte des —— — a 
1894/95. [Haffner, rev. 9. Peih 8 

Civiliſt, Lehrer des Bürgerlichen ie ſ. 
Civilrecht. 

CEivilliſte. [Geſchichtliches, geltendes Recht 
und Statiſtik nach den einzelnen Ländern.] 

Civilliſte heißt der zur — des ie 
bern geftellte Teil der Staaisausgaben, welcher 
zum Unterhalte des Landesherrn, der lanbesherr- 
lichen und ihres Hofhaltes beftimmt iſt. 

Wort und Begriff find in England entjtan- 
den. Dort wurde jeit Heinrich V. dem Könige 
beim Regierungsantritt ein lebenslängliches Ein- 
tommen bewilligt, mit welchem er neben den eir 
Einkünften auß ben Domänen die Stant3aus« | di 
gaben zu beitreiten hatte. Im Jahre 1660 warb 


Civiliſt — Civilliſte. 
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Karl IL. eine Reihe von Einkünften (civil-list re- 
venues) als ordentliches Einkommen ber Krone 
überwieſen, womit er neben ben Koften der Tönig- 
lichen Hofhaltung Die Koften der Land» und See⸗ 
macht zu beftreiten hatte. Die Hälfte biefer Ein« 
fünfte wurbe unter Wilhelm III. der Kontrolle 
des Parlaments unterftellt, während die andere 
sur dem König zu feiner Hofgaltung und einem 

eile der Eivilverwaltung (civil government), 
wozu in&befondere die Gehälter der Gejandten 
gehörten, frei überlafjen blieb. Seit Wilhelm IV. 
wurden bie Koften für das civil government 
fäntlih auf den Staatshausgalt übernommen 
und die häuslichen und regelmäßigen Ausgaben 
der Hofhaltung mit 510000 L von den andern 
Staat8ausgaben vollftändig getrennt. Die Civil⸗ 
liſte beftreitet ſeitdem nur bie Koſten des Hofhaltes 
nebft Gnabdenbezeigungen und Benfionen. Sie 
wird bei jedem Regierungswechfel für die Lebens⸗ 
zeit des Regenten neu bewilligt. Die engliſchen 
Prinzen ımd Prinzeffinnen erhalten aus Staats · 
mitteln ihre Ausfteuern ſowie die Gelder zur Grün 
dung eines Haushaltes. Die derzeitige Civilliſte 
beträgt 407774 £, die Apanagen betragen 
173000 (etwa 11600000 Matt). 

In Frankreich wurde am 22. November 
1790 durch die Nationalverfammlung dem König 
eine auf die Dauer jeder Regierung zu beſtim⸗ 
mende Civilliſte außgejegt und das Eigentum 
an den Domänen mit allen Vermehrungen aus 
dem Privatgute der Könige der Nation zuge» 
ſprochen. Die Eivillifte betrug 25 Millionen Francs 
und den Nußgenuß des Krongutes. Die Republit 
bat am 6. September 1870 die Wiebervereinigung 
des Krongutes mit den Staatsdomänen ausge- 
ſprochen. Der Präfident der Republik bezieht feine 
Eivillifte, fondern ein jährlich zu bewilligendes 
Gehalt von 600000 Francs nebſt 300000 Franc 
Repräfentationsgeldern und 300 000 Francs Reifes 
auslagen (Gef. vom 16. September 1871). 

In Deutſchland ruhte biß in das 19. Jahr- 
hundert die Beftreitung der Öffentlichen Ausgaben 
hauptſächlich auf den Einkünften der Landesherren 
aus ben Domänen. Das Kammergut war ur- 
ſprünglich Hausgut der fürftlichen Familien, deren 
Landeshobeit ſich regelmäßig auf ihren Familien⸗ 
befig ftüßte. Daß der Landesherr die Koften der 
Ausübung feiner vom Reiche abgeleiteten Tandes= 
hoheit aus feinen eigenen Mitteln zu beftreiten 
babe, galt als felbftverftändfich ; erft bei der nach» 
gewiefenen Unzulänglichkeit des Kammergutes 
durfte die Steuerfraft des Landes in Anſpruch ge⸗ 
nommen werben. Die von ben Landitänden 
bewilligten Steuern floſſen in die unter Kontrolle 
ber Landſtände ftehende Steuerfaffe, während die 
Einkünfte des Kammergutes in die umter einer be» 
ſondern Verwaltung ftehende fürftliche Kammer ein» 
gezogen wurden. Neben dem Kammergut gab es in 

inzelnen deutſchen Staaten eigentliche Staatsgut, 
eſſen Benugung dem Landesherrn nur als Träger 
der Staatsgewalt zuftand und defien Einkünfte aus- 


1231 


es zu Staatsjweden verwenbetwurben. Mit 
er hausgeſetzlichen Einführung des Primogenitur« 
rechtes in den einzelnen Fürftendäufern wurde das 
Kammergut mit der Staatsfucceffion verbunden 
und für unveräußerlih erklärt; feine Einfünfte 
dienten dem Glanze der landesherrlichen Familie 
und in ihrem überjchießenden Betrage allgemeinen 
Staatszweclen. Unter den Gamiliengütern nahmen 
eine bejondere Stelle ein: die Hausfideikommiß · 
güter und die Schatullgüter, welch letztere ihre 
Bezeichnung daher führten, daß ihre Einkünfte 
nicht in die Hoflammer, fondern direlt in die 
fürftfiche Schatulle floſſen. Außer dem Kammer- 
gut und dem Staat8gut gab es nod) Güter, welche 
völlig freies Privateigentum der Fürſten waren 
und in feinem Zufammenhang mit der Staats - 
verwaltung ftanden. 

Je mehr ſich die Landeshoheit zur unbejchränften 
Staatsgewalt entwidelte, um jo mehr verſchwand 
infolge de8 Zurüddrängens des landſtändiſchen 
Einfluffes die Unterſcheidung zwifchen diejen ver⸗ 
Ichiedenen Arten von Gütern und die Trennung 
der auß benfelben gewonnenen Einkünfte. Der Ab- 
ſchluß der Entwicklung war jedoch in den einzelnen 
deutſchen Staaten ein verfchiedener. In Preußen 
3. B., wo bie Landesherren jeit Jahrhunderten die 
ausſchließliche Verfügung über die finanziellen 
Kräfte des Staates hatten, hob bereit8 Friedrich) 
Wilhelm I. 1713 den Unterſchied zwiſchen Do— 
mänen und Schatullgütern auf, und nad) dem 
Allgemeinen Landrecht fteht auch an denjenigen 
Domanialgütern, deren Einkünfte dem Unter 
halte der Familie des Landesherrn gewidmet 
werben, das Eigentum dem Staate zu. Dagegen 
haben die Regenten von Sachſen das Familiengut 
als Vatrimonialeigentum des königlichen Hauſes 
in Anſpruch genommen, während die Landſtände 
dasſelbe als Staatsgut behandeln wollten. Die 
Auseinanderſetzungen der Landesherren mit den 
Vollsvertretungen bei Erlaß der Verfaſſungen 
führten in Deutfchland allerwärts zur Einführung 
der Eivilliften, wie fie in den Wiener Schluß- 
protofollen vom 11. Juni 1834 vorgefehen waren. 
Zu diefem Zwede wurden entweder die Domänen 
zwiſchen Staat und Landesherrn geteilt, jo daß 
der Landesherr einen Teil als Eigentum erhielt 
(Anhalt, Lippe, Sadjen-Altenburg, Sachſen⸗ 
Koburg · Gotha), oder dem. Landesherrn wurden 
nur die Erträge eines Teiles der Domänen zu- 
gewiefen, oder es wurbe ihm beren Ertrag als 
Geldbetrag ausgeworfen (Sachen). Begriffs- 
gemäß fegt die Civilliſte eine Verfafjung voraus, 
durch welche die freie Dispofition des Landesherrn 
über die Staatseinfünfte beichräntt ift. Daß das 
Kammergut mit dem Staatsgute hinſichtlich des 
Eigentums verſchmolzen fei, ift nicht erforderlich. 
Charalteriſtiſch ift für daS deutſche Syftem im 
Gegenjage zu dem englifchen der Zufammenhang 
der Ausgaben für den Hofhalt bes Landesherrn 
mit einem beftimmten Kompiex von Liegenſchaften, 
auf melde die Eivillifte radiziert ift. Die Ge— 
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famtfumme der Eivilliften ber deutſchen Fürſten 
beziffert fi) auf 42'/, Mil. Mare. 

In Preußen war 1820 der Bebarf für ben 
Unterhalt der töniglichen Familie, des föniglichen 
Hofftantes und ſaͤmtlicher prinzlicher Hofitaaten, 
ſowie auch für alle dahin gehörenden i 
auf jährlich 2500 000 Thaler feſtgeſetzt worden 
Dieſe Regelung der koniglichen Revenuen ift durch 
die preußiſche Verfafjungsurtunde betätigt, und 
& ift die Kronfideilommißrente auf bie 
Einkünfte der Domänen und Forſten in der Weik 
radiziert, daß fie von diefen Einkünften vorweg u 
Abzug gebracht und in den Staatshaushaltsest 
nicht aufgenommen wird. Diefe Radizierung if 
gerechtfertigt, weil die Eivillifte einen Erfah für 
die ald Staatögut erflärten Schatullgüter mit ent» 
hält, welche nicht fichergeftellt find und unter bem 
Titel Dotationen ald Ausgaben im Staatshans 
haltsetat erſcheinen. Die ganze Krondotation fan 
ohne Zuftimmung des Königs nicht vermindert, 
aber aud ohne Zuftimmung des Landtags nick 
erhöht werden. Diejelbe ift permanent umd nicht 
auf die Etatäperiode oder die i 
des Königs bewilligt. Als Deutſcher Kaiter hat 
ber König von Preußen feine Eivillifte, die Laifer- 
liche Hofhaltung wird aus der preußiſchen Eivll- 
liſte mit beftritten. Der Reichgetat enthält für den 
Raifer nur einen alljährlih zu bewilligenden 
Diepofitionsfonde. — Außer dem König haben 
die Mitglieder des königlichen Haufes Anfprud 
auf ftandesgemäßen Unterhalt auß dem Kronfibeir 
tommißfonds; diefer Anſpruch fteht ihnen aber 
nicht gegen den Staat, fondern nur gegen ben 
König zu. Diefem liegt die Verteilung des Fonds 
in der Form von Apanagen, Suftentationsgelbern, 
Witwenpenfionen ꝛc. ausſchließlich ob, dieſelbe 
entzieht ſich jeder ſtaatlichen Kontrolle. Prinzen 
und Prinzeffinnen erhalten von der Geburt bis 
zur Großjährigfeit, rejp. Die Prinzeffinnen bis zur 
Verheiratung in ein anderes Haus © i 
gelder, die Prinzen von erlangter Volljährigken 
an Apanagen (ſ. d. Art. S. 236), deren Minimal- 
betrag durch den Geraiſchen Vertrag vom 11. Inni 
1608 feftgejegt ifl. Die Apanagen find rein pers 
fönlich, aljo unvererblich, und für vermäßlte Prin- 
zen höher wie für unvermählte. Die Prinzeſſiunen 
erhalten bei ihrer Vermählung eine Ausſteuer und 
das Geld für die Hochzeit. — Außer der aus der 
Staatäfaffe gezahlten Kronfideilommißrente het 
das fönigliche Haus noch in feinem Privateigen- 
tum fehende an welde 
von ber Hoflammer verwaltet werben. Ber 
ſchieden davon ift das freie Privateigentum des 
Königs, das aus dem befteht, was er vor feiner 
Thronbefteigung befeffen und was er aus eigenen 
Eriparnifien oder auf irgend eine andere auch bei 
Privatperfonen ftattfindende Erwerbungsart an 
ſich gebracht hat (A. 2.-R. II, 14, 88 13. 14) 
Über diefes Vermögen kann der König ſowohl 





‚unter Lebenden als von Tobes wegen frei ver- 
fügen. Hat er nicht verfügt, fo fällt fein Privat 
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nachlaß nicht an die Inteftaterben, ſondern an ben 
Thronfolger. 

In den übrigen deutſchen Staaten werben bie 
Apanagen, Witwengehälter, Suftentationg-, Auß« 
fteuere und Hochzeilsgelder nicht auß der Civil⸗ 
lifte, fondern nad) Maßgabe der Familienftatute 
aus ben Staatskafjen befonders gezahlt. 

Wie in Preußen, ift in Bayern die Eivillifte 
dauernd und nicht bloß für die Regierungszeit des 
jeweiligen Königs feftgejeßt, und zwar durch Geſetz 
vom 1. Juli 1834 über die Dotation der Krone 
auf eine unabänderliche Rente von 4231 044 Mark 
und eine Anzahl Gebäude. Die Rente ift auf die 
gefamten Staatsdomänen radiziert und wird in 
monatlichen Raten aus der Gentralftaatafafje ent« 
richtet. Das Kammergut ift für Staateigentum 
erflärt. Der Prinzregent bezieht feinen Unter⸗ 
halt aus ber Eivillifte, aus welcher auch alle Ein« 
richtungen der Refidenzen und Hofgebäube, Hofe 
tapellen und Hofämter mit allen Mobilien, welche 
der Aufficht der Hofftäbe und Hofintendangen an« 
vertraut und zum Bedarfe oder zum Glanze des 
Hofes beftimmt find, zu erhalten und zu beſchaffen 
find. Außerdem find für den Pringregenten und 
bie Apanagen noch 1172862 Mark bewilligt. 

In Sachen bezieht der König als Aquivalent 
für die der Staatsfafje auf die jedegmalige Dauer 
der Regierungszeit des Königs überwieſenen 
Nugungen des königlichen Domänengutes aus der 
Staatsfafje eine mit den Ständen beim Re 
gierungsantritt für die Dauer feiner Regierung 
verabſchiedete Summe von jährlich 2850 000 Mark 
als Civillifte. Außerdem bleiben die in einer Bei⸗ 
lage zur Berfaffungsurfunde verzeichneten Schlöf« 
fer, Paläfte, Hofgebäube, Gärten und Räume zur 
freien Benugung des Könige. fiber die Givillifte 
bat der König die unbeichräntte Dispofition, fie 
darf jedoch als wejentliches Bedürfnis zur Erhal- 
tung der Würde der Krone nicht mit Schulden be» 
laftet werden. Aus derſelben find alle nicht aus⸗ 
drüdlich auf das Staatsbudget gewieſenen ordent- 
lichen und außerorbentlihen Hofausgaben zu 
beftreiten. Als Eigentümer der Domänen kann 
der König eine ober die andere derſelben gegen 
Abzug einer nach dem Durdfcnittertrage der 
legten zehn Jahre beftimmten Summe von der 
Eioitkite auf Lebenszeit zu eigener Verwaltung 
und Benugung übernehmen. An Wittümern und 
Apanagen trägt der Staat noch 865515 Marf. 

In Württemberg wird für den Aufwand, 
welchen Die Bebürfnifje des Königs, der Königin, 
ihrer Finder, ſowie der Hofftaat, das Kabinett 
des Königs, das Hoftheater und Orcheſter er⸗ 
fordern, zufolge Gelege vom 1. Auguft 1864 
bezw. 7. Februar 1874 beim Regierungsantritt 
des Königs auf deſſen Regierungszeit eine Civil- 
liſte verabſchiedet, welche gegenwärtig in einer 
Jahresfumme von 1600 000 Mark und in Na⸗ 
turalien im Werte von 300000 Mark befteht 
und an die Hofdomänenlammer bezw. an das 
diefer unterftellte Oberhoffaffenamt abzuliefern 
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iſt. Außerdem ſteht dem Könige der Genuß der 
fogen. Krondotation zu, deren Unterhaltung ber 
Civilliſte obliegt. Das fogen. Hofbomänenfammer« 
gut ift Privateigentum der Töniglichen Familie; 
es bleibt mit der Krone fo lange vereinigt, 
als der jeht regierende Mannesftamm ben Thron 
einnimmt. 

In Baden find die finanziellen Anſprüche 
bes Großherzogs und feines Hauſes an das Land 
durch die Geſehe über die Eivillifte vom 17. Nor 
vember 1881 und über die Apanagen vom 
21. Juli 1839 geregelt. Die Eivillifte wird beim 
Regierungsantritt für die Dauer der Regierung 
fefigejegt (1897698 Mark, dazu die Benupung 
der zur Hofausſtattung gehörigen Gebäude, 
Grundftüde und ger Diefelbe kann nicht mit 
PVerbindlichfeiten beſchwert werben, welche die 
Regierungszeit des Großherzogs überdauern. — 
In Hefjen find nad der Verfaſſungsurkunde 
vom 17. Dezember 1820 die Domänen zu Y/s 
an den Staat abgegeben, bie übrigen */, bilben 
das ſchuldenfreie, unveräußerliche Familieneigen ⸗ 
tum des großherzoglichen Hauſes. Auf ſie find die 
zu den Beduͤrfniſſen bes großherzoglichen Hauſes 
und Hofes erforderlichen Summen vorzugsweiſe 
radiziert. Dieſe Summen werden durch das Fi⸗ 
nanggejeß für Die einzelnen Finanzperioden feſtge⸗ 
ſetzt; in denſelben iſt die auf die Dauer der Regierung 
des Throninhabers feſtgeſetzte, dieſem perſönlich zu 
zahlende Eivilfifte (zur Zeit 1096288 Mark) 
mit enthalten, wie auch die Apanage und das 
Deputat der Prinzen des großherzoglichen Haufes 
(132000 Mark). — In Oldenburg ift das 
Domanialvermögen dur die Vereinbarung des 
Großherzogs mit dem Landtage vom 5. Februar 
1849 in Krongut und Staatsgut gefondert. Der 
Großherzog bezieht die auf 85000 Thaler ver⸗ 
anſchlagten Einkünfte des Kronguts, ſowie jähr« 
li aus dem Staatögut eine Rente von 85 000 
Thalern, welche auf da8 Domanialgut radiziert ift. 
Diefe Rente ift beim Regierungsantritt für die 
Dauer der —— des Großherzogs neu 
zu bewilligen. Das Krongut ſteht unter der Ver⸗ 
waltung der Staatsfinanzbehörden und iſt vom 
Lande untrennbar; über dasſelbe iſt dem Land» 
tage Rechnung zu legen. — In Medienburg 
befteht das lanbe&herrliche Eigentum an dem ge= 
famten Domanialbeftande bis in die Gegenwart 
fort, nachdem das Schwerinfche Staatögrundgefeh 
vom 10. Oktober 1849, welches einen Zeil der 
großherzoglichen Domänen als großherzogliches 
Hausgut von den übrigen Domänen als dem 
Staatögute außgejchieben hatte, infolge des Freien⸗ 
walder Schiedsſpruchs vom 14. September 1850 
wieber aufgehoben worden ift. Auf den Domänen 
ruht jedoch die Verpflichtung , die Koften des 
Landesregimentes infoweit zu decken, als zu dieſen 
KRoften nicht befondere Bewilligungen von ben 
Landftänden gemacht worden find. 

In Ofterreih-Ungarn werben die Aus» 
gaben für den Hofftaat und die Kabinettsfanzlei 
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alljährlich im Etat feflgefeht. Sie betragen 
9445 522 Gulden, wovon die im Reichsrat ver« 
tretenen Länder und Ungarn je die Hälfte zahlen. 
Italien zahlt für Givillifte und Apanagen 
15350000 £ire (= 12,28 Millionen Marf). 
In Rußland betragen die bubgetären Aus- 
gaben für daß Laiferliche Haus 11 769224 Rubel. 
Für die Apanagen befteht ein eigener veich be» 
mefjener Fonds, über den der Kaifer verfügt. 
Ihren Präfidenten zahlen an Gehalt und Re 
präfentationstoften Amerifa 50000 Dollars, 
die Schweiz geringe Beträge. [Spahn.) 

Givilprozen. [I. Juſtizverwaltung und Rechts⸗ 
pflege ; der gemeine deutſche, der franzöfiiche, der 
englifche Prozeß, die deutfche Civilprozeßordnung. 
I. Die Grundmagimen: Dispofitiond« und Ver⸗ 
handlungsmaxime, Mündlichleit und Offentlich« 
ieit; Perjonen bes Gerichts, Partei- und Proze 
fähigfeit, die Kompetenz; die Rechtshängigteit, 
Urteil und Rechtskraft; Rechtsmittel und Voll 
ftredung.] 

I. Civilprozeß Heißt das zur Entſcheidung 
bürgerlicher Nectäftreitigleiten vor den ordent« 
lichen Gerichten ftattfindende Verfahren. — Die 
vom objeftiven Rechte anerfannten und geſchützten 
Intereſſen des einzelnen Menſchen an ben Lebens · 
gütern treten dirett oder indirelt als Macht über 
den Willen anderer in die rechtliche Erſcheinung, 
indem dem Rechte des einzelnen die Verbindlich« 
keit eines oder aller andern Menſchen entipricht, 
etwas zu thun oder zu unterlaffen. Die Ausübung 
diefer in dem Rechte gelegenen Macht gegen den 
Willen des Verpflichteten ift an ſich Sade des 
Berechtigten; fie bedarf feiner Beihilfe, wenn der 
Verpflichtete feiner Verbindlichkeit durch die Her⸗ 
ftellung des dem Rechte entiprechenden Zuftandes 

enügt. Tritt jedoch der Wille eines andern dem 

Berehiigten bindernd in den Weg, fei e8 durch 
Nichterfüllung der ihm obliegenden Verbindlich" 
keit, fei e8 duch Nichtanerfennung des von dem 
Berechtigten beanipruchten Rechts, fo muß das 
fubjeltive Recht erzwingbar fein. Diefer 
Zwang kann nur ausnahmsweiſe durch Selbit- 
hilfe des Berechtigten ausgeübt werben; die regel- 
mäßige Hilfe gewährt der Staat durch die Er« 
richtung don Anftalten und Behörden (Gerichten), 
welchen er die Entſcheidung über den Rechtsſtreit 
und die Macht überträgt, bie Anerkennung und 
Befolgung diefer Entſcheidung zu erzwingen. Der 
Zwang erfolgt durch ein in beftimmten Formen 
fi) bewegendes Verfahren, durch welches die Ent« 
ſcheidung über das ftreitige Recht und defjen Ver⸗ 
wirflichung herbeigeführt wird. 

Das Clvilprozeßrecht ift ein organiſcher Teil 
des gefamten Rechts. Dazfelbe entnimmt bie Lehre 
von der Gerichtäverfallung dem Staatsrechte, 
während die Lehre von dem Prozeßverfahren eine 
—— Disciplin des öffentlichen Rechts 

ildet. 

Die Rechtspflege des Staates erſchöpft ſich 
nicht im Civilprozeß, da die Geltendmachung der 
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Öffentlich-rechtlichen Interefjen des einzelnen vor 
Verwaltungsbehörden im Verwaltungsverfahren 
erfolgt, während im Civilprozekverfahren vor ben 
ordentlichen Gerichten nur bie bürgerlichen Redjis- 
anſprüche, die Civilprozeßſachen, geltend gemacht 
werden. Außerdem bethätigt ſich Die Rechtspflege 
de3 Staates auf dem Gebiete des Pri 

noch durch die freiwillige Gerichtsbarkeit (f. Diefen 
Art). Die Civilgerichtsbarkeit zerfällt in zwei 
Funttionen, die Gerichisherrlichleit oder IJuftig 
verwaltung und die eigentliche Rechtspflege. 
Gerichtäherr ift der Landesherr. Er hat die auf 
die Ermöglihung der Rechtäpflege gerichteten 
Zunftionen auszuüben und demgemäß bie Berichte 
einzurichten, zu bejegen, zu unterhalten und zu 
beauffihtigen. Die Gerichtsbarkeit ſteht dem 
Lanbesheren nicht zu; fie darf nur von unabs 
bhängigen, dem Geſetze allein untermorfenen Ge 
richten außgeübt werden. Auf diefem Grundſate 
der Trenmung ber Gerichtäherrlichfeit von der 
Gerichtsbarkeit beruht die geſetzliche Organifation 
ber Rechtspflege, die Trennung ber Yuftiz von der 
Verwaltung, der Ausichluß der Ausnahmegerichte 
und landesherrlichen Kommiffionen, ſowie des 
Verbot der Kabinettsjufliz. In Deutſchland find 
zur Ausübung der ordentlichen fireitigen Geridjtt- 
barfeit in erfter Inftanz und mit örtlich abgegreng 
ten Gerichtsbezirklen bie Amts · und i 

in zweiter Inſtanz die den Amtsgerichten über⸗ 
geordneten Landgerichte und bezüglich der erft⸗ 
inftanzlicden Entſcheidung der Landgerichte die 
biefen übergeordneten Oberlandeägerichte, in drit⸗ 
ter Inftanz das Reichögericht berufen (j. d. Art. 
Gerichtäverfaffung). 

In Deutſchland war bis zum 1. Oftober 
1879 in einzelnen Zeilen gemeines, in andern 
ein partifulares Prozeßrecht in Geltung. Seinen 
Ausgang Hatte dieſes Recht von dem ums 
fprünglichen, den deutſchen Vollsftämmen eigen 
tümlichen Einrichtungen und Grundjägen über 
Gericht und Verfahren genommen, welche im 
15. Jahrhundert durch Die Reception des romani⸗ 
ſchen Prozeßrechts umgebildet worden tvaren. 
Letzteres hatte fi) in den Ländern bes 
tömifchen Reiches, namentlich in Italien, feit 
Untergang jenes Reiches auf der Grundlage des 
roͤmiſch⸗ kanoniſchen Prozeſſes entwidelt und hatte 
durch die italienischen, franzöfiſchen und ſpani⸗ 
chen Rechtsgelehrten die bei uns recipierte Ge- 
ftalt gewonnen. Die Kenntnis des altdeutſchen 
Prozeſſes ſchöpfen wir aus dem Sachſenſpiegel 
des Eife von Repgow (um 1230) und diejenige 
des romanifchen Prozeſſes aus der Glossa ordi- 
naria jum Corpus iuris civilis und zum Corpus 
iuris canonici, jowie bem Speculum iudiciale 
des Wilhelm Durantis (um 1271). Die Reiche» 

eſetzgebung hat nur bie Berfaffung und das Bere 
Aahıan der Reichögerichte, insbeſondere des Reicht» 
fammergerichtS, geregelt, aber fie hatte Dadurch für 





die Ausbildung des gemeinen deutſchen Eivil- 
prozeßrechts um deswillen eine große Bedeutung 
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erlangt, weil die Juriften das Sameralprogeß- 
recht als fubfidiäre gemeines Recht anfahen, wo⸗ 
dur wer Beitimmungen ber is ir in 
die gemeinfamen Lehren und in den Gerichts- 
gebrauch übernommen worben find. Dabei Hatte 
ſich das Reichgrecht dem romanischen Prozeßrecht 
angefchlofien. Gegen dieſes und gegen die Reichs ⸗ 
gelhaebung verhielt fi die von der ſächſiſchen 

hule beherrſchte Prozeßgeſetzgebung der jäch- 
fiihen Stände, zumal Kurſachſens, ablehnend, 
welche an den althergebrachten deutſchen Ein⸗ 
richtungen und Grundjägen fefthielt. Der ſäch⸗ 
ſiſchen Rechtsſchule Dir ein Zeil der Par- 
titular-Progeßgefeßgebung,, und jo wurde durch 
jene ber Reichskammergerichtsprozeß zum Par« 
tilularprogeß zurüdgedrängt. Den Iegten Licht- 
blick in der Reichsgeſetzgebung bildete der jüngfte 
Reichsabſchied von 1654, der von der Klage eine 
turze, nervoſe, deutliche, vollftändige Geſchichts- 
erzaͤhlung mit Angabe der Parteien und des 
Streitobjelteß verlangte und den Beflagten ver- 
pflichtete, auf alle Klagethatſachen kurz und bündig 
zu antworten und alle Einreden vorzubringen, 
unter Aufhebung der formalen Litiskonteftation, 
d. 5. der ausdrüdlichen Erflärung der Streitabficht 
in der Hauptſache. Durch diefen kräftigen Ein- 
griff in den Progeßgang war aud) in ber Terri« 
torialpragis der gemeine Prozeß auf feinen Höhe- 
punkt gebracht worden. Nach Hefilgem Vorgange 
war ber Prozeß gefaltet in der urmainzer Hof- 
gerichtsordnung von 1516 und der Untergerichts- 
ordnung von 1534, in den furfächfiichen Kon⸗ 
flitutionen von 1572, 1622 und 1724, dem 
Codex iuris Bavarici iudiciarii von 1758, in 
Oſterreichs allgemeiner Gerichtsorduung vom 
1. Mai 1781 und in Preußens Allgemeiner Ge⸗ 
richtsordnung vom 6. Juli 1798. Die Neform- 
verjuche der übrigen deutjchen Staaten bewegten 
fid auf dem Boden des gemeinen Prozeſſes. 

Der gemeine Prozeß zerfiel in zwei Ab« 
ſchnitte: das erfte Verfahren oder den Schriften- 
wechfel und das Beweißverfahren mit dem Urteil, 
woran fi) das Rechtsmittelverfahren und das 
Exekutionsverfahren anſchließen Tonnten. Das 
Verfahren wurde durd Einreichung der Klager 
ſchrift bei dem Gericht eröffnet. Dieje mußte den 
Klageanſpruch und alle denfelben begründenden 
Thatſachen enthalten. Auf die Mitteilung der 
Klage an den Beklagten durch Vermittlung des 
Gerichts reichte diefer feine Klagebeantwortung 
ein, melde der Kläger mit der Replik beant« 
worten Tonnte. Die Erftärungen des Bellagten 
und deſſen Einreden waren erſt nach vorher 
gegangener Klagebitte möglich und zuläffig. Für 
Rlagebeantwortung, Replit und Duplif galt der 
Grundſatz, daß, wenn der Gegner mehrere Ver- 
teidigungsmittel gegen den Angriff Hatte, deren 
jedes zu deſſen Abwehr genügte, er dennoch alle 
tonkurrierenden Berteidigungsmittel gleichzeitig, 
in uno actu ad omnem eventum, borzubringen 
hatte, alfo innerhalb der Einredefrift alle Ein- 
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reden, innerhalb der Replikfriſt alle Repliten 
u. f. w. weil möglicherweife das eine oder andere 
dieſer Verteibigungsmittel ſich als erfolglos er- 
weifen konnte (Eventualmazime). Auf ben - 
Schriftenwechfel folgte die Beweisantretung ſei⸗ 
tens beider Parteien und deren Beweigerflärung 
und Gegenbeweißantretung. Auf Grund bes 
chriftlichen Beweisverfahrens erließ der Richter 
das fchriftliche, der Rechtskraft fähige und mit 
Nehtsmitteln anfechtbare Beweisinterlokut, in 
welchem den Parteien die Produktion der für er» 
heblich erachteten Beweißmittel aufgegeben wurde. 
Die Beweismittel wurden in dem Produftiong- 
termin erhoben. Uber das Ergebnis bes Zeugen- 
termind wurde der Zeugenrotel angefertigt, es 
folgten feitens ber Parteien die Die Beweisführung 
des Produzenten anfechtende Impugnationd- 
fehrift und deſſen dieſelbe verteidigende Salva- 
tionsſchrift. Auf Grund diefer Schriftfäge fertigte 
ber Richter das Urteil an, welches den Parteien 
augeftellt wurde und für welches das Beweisinter- 
lofut maßgebend blieb. 

Für das gemeinrechtliche Prozeßverfahren galt 
ber Grundſah der Barteikerrichaft, nad) welchem 
die Parteien über Beginn, Inhalt und orte 
führung des Rechtsſtreites ausſchließlich zu ent« 
tcheiden haben. Um aber dem Prozefle Sicher⸗ 
heit und Ordnung und der Urteilsfällung eine 
in den Alten feftgebettete Unterlage zu geben, 
war die Schriftlichkeit des Verfahrens der⸗ 
art zur Grundmagime des Prozefies erhoben, daß 
die Parteifchriften und die Verhandlungsprotokolle 
die unveränderbare Grundlage der Entſcheidung 
bifbeten. Eine formale Beweißtheorie jollte richter- 
liche Willfür verhindern, eine ftrenge Gliederung 
des Verfahrens in ftofflich gefchiedene präftufivifche 
Abſchniite (Princip der Beweistrennung, rechts» 
fräftiges Beweisinterlofut) die Parteien zur Zus 
—— und Ordnung des Streitſtoffes 
wingen. Jeder Schriftſaß hatte feinen beftimmten 

halt und ſelbſt für dieſen eine beſtimmte Reihen» 
folge. Infolge dieſes Zwanges entbehrte das Ver⸗ 
fahren der Natürlichteit, Einfachheit und Ber» 
ſtändlichkeit. Die Schriftfäge machten dasjelbe 
uneinheitlich und ſchleppend und entzogen ben in 
den Alten ruhenben Streitftoff der Offentlich- 
keit. Je ausgebildeter das Verfahren wurde, um 
fo fremder wurde bagfelbe der Benölferung. Diefe 
wendete fi immer mehr von dem heimlichen, 
ſchriftlichen Prozeſſe ab und verlangte immer 
lauter nad) einem raſcheren, münblichen und öffent- 
lichen Rechtspflegeverfahren. Einen neuen mäch⸗ 
tigen Impuls erhielten dieſe Beſtrebungen durch 
die politiſche Bewegung des Jahres 1848, welche 
zugleich auf das Vorbild Frankreichs als des 
nachzuftrebenden Muſters hinwies, deſſen Code 
de procedure in Rheinpreußen, Rheinheſſen, 
Baben und der bayrifchen Pfalz in unveränberter 
Geltung war. 

Der franzdfifche Prozeß beruht auf ber 
Verteilung von Recht und Faltum zwiſchen Ge 
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richt und Parteien. Der Prozeßbetrieb Liegt in 
den Händen der Parteien. Ohne Mitwirkung 
des Gerichts fordert der Kläger den Bellagten 
auf, einen Anwalt zu beftellen. Iſt dieſes ge= 
ſchehen, fo können zwifchen den Parteien Schrift 
fäße gewechſelt werden, welche dem Gerichte fremd 
bleiben. Iſt dieſer Schriftwechjel erledigt oder 
als erledigt anzufehen, jo hat bie fleißigere Partei 
den Gegner in eine Gerichtäfigung zu laden, 
welche nicht zur mündlichen Verhandlung, fondern 
nur zu deren —— ae ift. Die Ein- 
leitung der mündlichen Verhandlung erfolgt da- 
dur), daß die Anmälte ihre motivierten Fons 
kluſionen (Gejuche und deren Begründung) ver⸗ 
leſen und dieſelben bei dem Gerichte hinterlegen. 
Jin Laufe der Verhandlung können bie Anwälte 
ihre motivierten Konklufionen ändern, müſſen aber 
die Abänderungen fchriftlih zum Siungsprotos 
tolle überreichen. Das DVerlefen der motivierten 
Konkluſionen macht den Rechtsſtreit derart kontra · 
diltoriſch, daß von nun ab fein Verſäumnisurteil 
ergehen Tann, auch wenn ber Anwalt in der zur 
mündlichen Verhandlung der Sache beftimmten 
Situng nicht erſcheint. Die Sache erſcheint mit 
diefem Alte aber aud) zur Entſcheidung reif (em 
tat), fo daß die Urteilafällung durch eine in der 
Zwiſchenzeit in der Perfon der Partei oder ihres 
Anwaltes eintretende Anderung nicht gehindert 
wird. Den von den Parteien vorgetragenen Streit · 
ftoff prüft der Richter, um nad Feſtſtellung des 
ftreitig Gebliebenen durch Beweis Recht zu finden. 
Das Verfahren zerfällt nicht in Abjchnitte. Deſſen 
Fortbewegung geht von ben Parteien aus, deren 
Thätigfeit die Zeit zwilchen den Verhandlungen 
vor Gericht ausfült. Die Thätigfeit des Nichter8 
ift die richterliche Funktion in ihrer Reinheit, die 
urteilende. 

Bon dem franzöfiihen Verfahren verſchieden 
ift der englifche Prozeß, welcher für das Ver- 
fahren vor der Supreme Court 1883 neu ge= 
regelt worden ift (Schufter, Rechtspflege in Eng« 
land). Er zerfällt in zwei Hauptabſchnitte: die 
ſchriftliche Stofffammlung und die mündliche 
Sachentſcheidung. Die zur Prozeßladung (writ 
of summons) beftimmte Klageſchrift muß den 
Klageanſpruch und alle denjelben begrünbenden 
Thaiſachen enthalten. Die Verteidigungsſchrift 
muß fi) über die vorgetragenen Thatfachen er- 
Mären und alle Einteden vorbringen, da nicht 
beftrittene Thatjachen als zugeftanden gelten. Re» 
plit und Duptit äußern ſich über die Behaup- 
tungen bes vorhergegangenen Schriftſatzes. Es 
gilt die Eventuwalmarime. Die Vermittlung der 
Schriftfäge erfolgt durch das Gericht. Bleiben 
im Schriftenwechjel Thatjachen oder Rechtsſätze 
unter den Barteien ftreitig, fo bringt die eifrigere 
Bartei den Rechtsftreit zur mündlichen Verhand» 
fung (trial); jede Partei benennt erſt in Diefer 
ihre Beweismittel, und auf Grund der Beweis 
führung erfolgt die Entſcheidung, welche nur die 
ſchriftlich von den Parteien vorgebrachten Angriffs · 
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und Verteidigungsmittel berückſichtigen darf. Eine 
Abänderung der Schriftjäge kann jedoch in jedem 
Prozeßſtadium, alfo aud) in der mündlichen Ber- 
handlung, vom Richter genehmigt werben. Die 
Beweisaufnahme foll regelmäßig in ber Haupt« 
verhandlung ftattfinden. Bemweißregeln eriftieren 
nicht. Die Würdigung der Beweismittel ift der 
Jury bezw. dem Richter überlafjen, dem jedoch 
unwejentliche Beweismittel nicht vorgebracht wer⸗ 
den follen. Das Verfahren iſt im allgemeinen 
von der Verhandlungsmagime und dem Grund⸗ 
faße der Unmittelbarteit beherrſcht; die mündliche 
Verhandlung ift öffentlih. Das Verfahren ift 
im weſentlichen gleich vor den Grafichaftägerichten 
(County Courte) und der High Court of Justice, 
vor dem Richter und vor der Jury, nur fällt in 
legterem Falle die Jury das Verdikt über die 
Thatfragen, der Richter das Urteil über Die Rechts- 
fragen, während im Verfahren vor dem Richter 
dieſer ſowohl das Verbift alß das Urteil abgiebt. 
Zuläffig ift für einzelne Fälle die Verweiſung des 
Rechtsſtreites an einen Specialrichter (Referee), 
fei es zur Unterfuhung und zum Bericht oder zur 
Verhandlung von Thatfragen, fei ed zur Ver⸗ 
handlung des ganzen Rechtäftreites. — Im eng» 
liſchen und franzdfiichen Prozeßrecht tritt die hohe 
Bedeutung des kanoniſchen Prozeſſes hervor. 
Don biefen Vorbildern unabhängig machte 
Hannover 1850 ben Verſuch, unter Feſthaltung 
an dem gemeinen beutfchen Prozeſſe an die Stelle 
ber Schriftlichfeit feines Verfahrens das Princip 
der Mündlichleit und Unmittelbarfeit der Ver⸗ 
handlung zu fegen und die Eventualmazime zu 
bejeitigen. Das hannöverjche Verfahren zerfiel in 
ie Abſchnitte, welche durch eine richterliche 
rfügung gegeneinander abgeſchloſſen wurden 
in welcher nach Prüfung des von ben Parteien 
vorgelegten Prozeßſtoffes biefen eröffnet wurde, 
was und von wern zu beweilen ſei. Diefes Ber 
weisinterlofut war unabänderlich für die Inftanz, 
in welcher es erlaffen wurde. An die hannöverſche 
Prozeßordnung lehnten fi demnähft an die 
württembergijche Prozeßordnung von 1868, die 
badiſche von 1864 und die oldenburgiiche von 
1857, während die bayriſche von 1869 fi in 
betreff der Anlage und Konftrultion des eigent« 
lichen Verfahrens an die cheinifch-franzöfiiche, im 
übrigen an die hanndverſche Prozeßordnung an⸗ 
geichloffen hat. Eine jelbjtändige Stellung nahmen 
die effektifchen preußiichen Reformgejehe der Jahre 
1834, 1846 und 1849 ein, welde dem jchrifte 
lichen Verfahren eine mündliche Schlußverhand« 
kung anfügten, jowie die öfterreichifche Neuordnung 
des Bagatellverfahrens. Reformentwürfe für ganz 
Deuiſchland einſchließlich Oſterreichs bildeten 
ber vom deutſchen Bundestage veranlaßte han ⸗ 
növerfhe Entwurf von 1866 und Preußens 
Entwurf von 1864 mit ftark frangöfierenber Ten» 
benz, ſoiche für Deutfchland allein der norbbeutfche 
Entwurf von 1870 und bie drei Entwürfe der 
deutſchen Civilprozeßordnung on 1871, 
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1872 und 1873. Für Deutſchland ift der Eivil- 
progeß durch das Gerichtsverfaſſungsgeſez und 
die Eivilprozeßorbnung von 1877, neu gefaßt am 
20. Mai 1898, für Öfterreich Durch bie Cibilprozeß · 
ordnung von 1895 neu und einheitlich geregelt. 
Das Prozekverfahren der deutfchen Eivilprogeß- 
orbnung beruht auf folgender einfachen Regel. 
Eine richterliche Entjheidung kann nur auf Grund 
einer den gangen Streitftoff umfaſſenden, münd« 
lichen, öffentlichen Verhandlung ergehen. Wer 
eine ſolche Entſcheidung erwirken will, hat die Gegen» 
partei in eine beftimmte, vom Vorfigenden des Ge⸗ 
richts bezeichnete Sigung laden zu laſſen, und zwar 
mittels Zuftellung eines Schriftfaes, ber Klage, 
in welchem die Gegenpartei von dem in der Sigung 
zu ftellenden Prozeßgeſuche, dem Gegenftande und 
dem Grunde des erhobenen Anſpruchs, fowie den 
Beweismitteln für denſelben in Kenntnis geſetzt 
wird. Die Zuftellung dieſes Schriftſatzes be⸗ 
gründet die Rechts hangigkeit der Streitfache. 
Bor dem Termine zur mündlichen Verhandlung 
bat die Gegenpartei der ladenden Partei ihre 
Gegenerflärung über die behaupteten Thatfachen 
und die Beweismittel zuzuflellen und derjelben 
zugleich mitzuteilen, ob und welche Thatſachen 
und Beweismittel fie gegen das Klagegeſuch in 
der mündlichen Verhandlung vorzubringen beab- 
fichtige. Bon diefen vorbereitenden Schriftfägen, 
deren Zahl nicht beftimmt ift, haben die Parteien 
Abſchriften auf der Gerichtäfchreiberei zu Hinter 
legen. Der Schriftenwechſel unter den Bar» 
teien erfolgt unabhängig von dem Gericht und ift 
für deſſen Urteil über die Streitſache von unmaß- 
geblicher Bedeutung. Er dient der Stofffammlung, 
ſowie der Ermittlung und Prüfung der Frage, ob 
der Brogehargner überhaupt verpflichtet fei, ſich 
auf die Klage einzulafien, und wenn dies zu bes 
jahen ift, der weiteren Ermittlung des Standes 
der Streitſache. Einen felbftändigen Prozeab- 
ſchnitt bildet dieſes jchriftliche Vorverfahren nicht. 
Es kann ganz fehlen. Die Sadverhandlung und 
Sachentſcheidung ift ausjchließlich Gegenstand der 
mündliden Verhandlung. Dieſe wird 
vom Vorſitzenden des Gerichts eröffnet und da- 
durch eingeleitet, daß beide Parteien ihre Anträge 
aus den Schriftfägen verlejen oder mündlich ftellen. 
Alsdann fteht denjelben frei, Rechtsbehelfe jeder 
Art, insbefondere Einreden, Repliken, Duplifen, 
Widerflagen und Beweife wie beim Beginne, jo 
auch im ganzen weiteren Verlaufe der mündlichen 
Verhandlung bi zum Erlafje des Endurteils vor» 
ubringen. Prozeßhindernde Einreden find bei Ge- 
habe bes Verluſtes vor der Verhandlung zur Haupt« 
ſache vorzubringen. Die mündliche Verhandlung 
ift als ein einziger Akt anzufehen, auch wenn fie 
in mehrere äußerlich und zeitlich getrennte Berhand- 
lungen zerfält. Mit ihren Behauptungen baben die 
Barteien die Beweiſe zu benennen und die Erflärung 
über die vom Gegner angegebenen Beweismittel 
abzugeben. Die nun ergehende richterliche — 


bung iſt, wenn die Streitſache zur Endentſcheidung 
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reif ift, das Urteil, fonft eine prozeßleitende 
Verfügung, gewöhnlich ein Beweisbeſchluß, 
ber wiederholt werden kann. Diefer Beſchluß iſt 
unabãnderlich, aber nicht der Rechtskraft fähig, 
er zerlegt nicht daS Verfahren in zwei Abichnitte. 
Der Beweis fol vor dem erfennenben Gericht in 
Öffentlicher Sigung erhoben werden; doch ift au ch 
geftattet, ein einzelnes Mitglied des Gerichts oder 
eines andern Gerichts mit ber Beweiserhebung zu 
beauftragen. Die geſetzlichen Beweisregeln find 
befeitigt. Das Gericht Hat nad) erledigtem Be⸗ 
weisbeſchluß in einer neuen mündlichen Verhand⸗ 
lung, welche principiell den ganzen Streitftoff ent« 
halten muß und in welcher neuer Progekftoff in 
Abwehr und Angriff nachgetragen werden Tann, 
die Endentſcheidung mittel3 Urteils zu erlaffen. 
Durch diejes find alle noch in Betracht kommenden 
Einzelftreitfragen gleichzeitig und einheitlich zu er« 
ledigen. Dasteibe gilt, wenn von mehreren zum 
Zwede gleichzeitiger Verhandlung und un: 
dung verbundenen Prozeflen nur der eine zur End» 
entiheidung reifift. Zugelaffen find Teilurteile, d. h. 
Endentſcheidungen über Teile des Streitgegen« 
flandes, ſowie Zwifchenurteife, Durch welche einzelne 
felbftändige Angriffs ober Verteidigungsmittel 
ober Zwiſchenſtreitigleiten erledigt werben. An das 
Enburteil ſchließt ih das Rechtsmittel ver⸗ 
fahren an mit neuer Verhandlung des Rechts« 
ftreites innerhalb der Parteianträge in ber Ber 
rufungsinftang. Dem verurteilenden Erkennt ⸗ 
niffe folgt auf Parteibetrieb das Zwangs voll⸗ 
ftredungsverfabren. 

Die EivilprogeBordnung kennt neben dem in 
feinen einzelnen Vorgängen ſtizzierten ordentlichen 
Prozeßverfahren, welches infolge des Anwalt 
zwanges beim landgerichtlichen Verfahren in 
Einzelheiten verſchieden ift für das Verfahren vor 
den Landgerichten und für das Verfahren vor ben 
Amtsgerichten, noch die befondern Prozeß- 
arten für den Urkunden- und Wechſelprozeß, 
ſowie für den Eheprozeß; fie regelt ferner das 
Aufgebot3- und Entmündigungsverfahten, das 
Mahn⸗, Sühne- und Schiedsverfahren, obgleich 
ein Rechtsſtreit mit der ihm charalteriſtiſchen 
Notwendigkeit der Entjheidung über die Recht» 
mäßigteit eine8 erhobenen Anſpruchs bei diejer 
Verfahrensart nicht vorhanden ift. 

I. Ein großer Fortſchritt der deutſchen Civil⸗ 
progeßordnung liegt in der Durchführung ber 
BPrincipien ber Mündlichkeit und Unmittel« 
barfeit der Verhandlung, in ihrer Anpaffungs- 
fähigfeit an die Individualität des alles und 
ihrer leichten Beweglichkeit, „welche in den zahl» 
reihen fakultativen Vorſchriften, in ber breiten 
Zulaffung des richterlichen Ermeſſens in Prozeß · 
leitung und Beweisprüfung, in der Sreiheit der 
Barteien bezüglich a Vorbereitung 
und der vorjorglihen Beurkundung des Streits 
foffes ihren hervorftechenden Außdrud findet” 
Wach in feiner Enquete). Getadelt wurde an 
dem Verfahren von Bär, daß der Schriftenwechſel 
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infofern zu nebenfädlich behandelt fei, als bie 
Vorſorge dafür fehle, daß die Prozeßſchriften vom 
Gerichte zureihend benugt würden, und daß das 
Vorbringen der Parteien für die Urteilsnach⸗ 
prüfung ausſchließlich Durch den vom Gericht allein 
entworfenen Urteilöthatbeftand feitgeftellt werde ; 
von Kohler, daß die Formvorſchrifien nicht noch 
loger gefaßt feien. 

Aus der Stellung der Staatsgewalt zum Civil⸗ 
progekverfahren ergiebt ſich die Notwendigteit, 
dieſes fo zu geftalten, Daß e8 dem wirklichen Rechte 
zum Siege verhilft. Oberſtes Prozeßprincip muß 
die Ermittlung der materiellen Wahrheit fein. 
Dabei ift jedoch feitzuhalten, daß den Gegenftand 
des Eivilprogefjeß die Der Verfügung des einzelnen 
in ihrem Sein und Umfang unterworfenen Privat» 
rechte bilden, über welche bie Partei nicht nur außer⸗ 
halb des Prozeſſes, fondern auch in diefem durch 
Anerkenntnis, Vergleich, Verzicht und Geftänbnis 
frei verfügen fann (Dispofitionsmarime). 
Infolge diefer Parteiherrichaft über den Streit« 
gegenftanb verbleibt der individuellen Geſchicklich⸗ 
teitder Barteienund deren Nachläffigfeit der Haupt · 
einfluß auf das Schidjal des Prozeſſes. Aber des= 
halb geht doch die Behauptung zu weit, daß es im 
Eivilprogeffe nur auf formelle und nicht auf ma= 
teriele Wahrheit anlomme. Ein Prozeßverfahren, 
welches nicht dahin jtrebte, Daß das Recht, wie e8 
in ihm feftgeftellt wird, der Wirklichkeit entjpreche, 
würde ein fehlerhafte fein. Der Staat kann nicht 
zur abſichtlichen Durchführung eines Unrechis 
feine Hilfe leiſten, ohne das gejamte Volksleben 
zu ſchaͤdigen. Handel und Induſtrie, Landwirt⸗ 
Ihaft und Gewerbe find an einem guten Prozeb- 
verfahren beteiligt; Die bürgerliche Freiheit, Selbft« 
gefühl und Achtung des Nichterftandes find durch 
die Art und Weife bedingt, in welcher das Prozeß · 
verfahren den Zweden der Rechtspflege dient. 

Der Parteibetrieb des Prozeſſes verlangt die 
freie Entjchließung der Parteien über Beginn und 
Fortſetzung des Prozeſſes und über ihre Prozeb- 
echte. Unaufgefordert hat fein Richter thätig zu 
werden; nemo iudex sine actore. Den einmal 
begonnenen Prozeß hat allerdings in gewiſſem 
Umfange das Gericht zu leiten. Die Prozeß. 
leitung vollzieht fich Durch Entſcheidungen (Be= 
fchlüffe des Gerichts oder Verfügungen des Bor- 
figenden) oder Durch Termine und Friften, prozeß- 
leitende Zeitbeftimmungen, an welchen oder inner= 
halb welcher die Parteien die ihnen obliegende 
Prozephandlung vorzunehmen Haben. Ob bie 
Bartei der Entſcheidung folgen, den Termin und 
die Frift wahren will, ſteht regelmäßig in ihrem 
Ermefien. Mit dem Ausbleiben in dem Verband» 
Iungstermin, mit der Nichtbeachtung der Prozeß⸗ 
friften, fowie mit dem Ungehorfam gegen richter⸗ 
liche Verfügungen, mit ber Unterlafjung der rechte 
zeitigen Vornahme parteilicher Prozeßhandlungen 
überhaupt hat das Geſetz nur prozeſſuale Nachteile 
verbunden, die Rontumacialfolgen, welche 
verfchieden find, je nachdem mit der Verfäumung 





oder dem Ungehorfam durch das Gefel ober das 
Gericht die Rechtsnachteile angebroht find. Progeh- 
leitung und Kontumacialigftem find die im öffen- 
lichen Intereſſe und im Interefje Der Gegenparti 
notwendigen Schranken gegen den Mißbrauch 
der Dispofitiongmagime zur Verſchleppung dei 
Prozeßbetriebes. 

Die Kehrſeite der Dispofitiongmazime iſt dir 
Verhandlungsmaxime, welche den Richter in 
Bezug er die den erhobenen Anſpruch begründen 
den Thatſachen an das Vorbringen der Partei 
bindet, ne procedat iudex ex officio. De 
Richter darf der Partei nicht mehr und nichts an- 
deres zuerfennen, al8 was fie fordert und begründet, 
Er darf nicht mangelhafte Anträge von Amts wegen 
ergänzen oder fehlende einfügen, auch nichtin Reben- 
punkten, nicht vorgebradhte Angriffs» oder Ber 
teidigungsmittel fupplieren, feiner Prüfung vidt 
die Vorausfegungen derjenigen Parteiauträge 
unterziehen, welche ber Gegner zugefteht oder niht 
beantwortet oder nicht geprüft haben will. Enblih 
gilt: quod non in actis, non est in mundo, 
d.h. der Richter darf den thatfäghlichen Progehfiof 
nit von Amts wegen vermehren. Nur das bon 
den Parteien vorgetragene thatjächliche Material, 
nicht auch feine zufällige Kenntnis der Verhältniik 
bat der Richter bei feinem Urteile zu berüdfigtigen 
Doch giebt es Modififationen. Kraft jeines Proph 
feitungsrechtes kann der Richter jederzeit durch Ein- 
nahme des Augenfcheines und durch Ausübung der 
Fragerechtes den Sachverhalt aufflären und nad 
Mitteln zur Feitftellung der materiellen Wahrheit 
forjegen, ohme jedoch die Angabe folcher Mitkl 
von den Parteien erzwingen und ohne auf eigen 
Hand Thatſachen und Verweismittel fammeln 
dürfen. In dein Prozeſſe find Rechte und Pflichten 
beider Parteien gleich, der Richter darf daber niät 
auf den einfeitigen Antrag einer Partei erkennen. 
„Eines Mannes Red eine halbe Red, man verhöt 
fie alle bed.“ Der Grundſaß des gegenfeitigen Ge 
hoͤrs bedeutet aber nur, daß jeder Partei Die Or 
iegenheit gegeben werden muß, ihre Progehreätt 
zu gebrauchen und fich gegen Den gegnerifchen An- 
griff zu verteidigen; ob fie von dieſer Gelegenkeit 
Gebrauch machen will, bleibt ihr überlaffen. That 
ſachen, welche von ihr nicht thatfächlid, beftritter 
werben, gelten aber als zugeftanden, wenn niät 
die Abfiht, fie beftreiten zu wollen, aus ihren 
übrigen Erflärungen herborgeht. Diefer Anipmd 
der Partei auf richterliches Gehör erlicht el, 
wenn fie gehört ift, fpäteitens mit dem Endurteib 
Der Anſpruch der Partei auf gerichtliche Entlär 
dung über ihr Vorbringen, und ſoweit R 
feitige8 Gehör flatigefunden Hat, über ben gt 
jamten Streitftoff ift mit Beginn der mündlicen 
Verhandlung zur Hauptiadhe gemeinſchaftlich ge 
worden, bie dis dahin zuläffige Zurücnahme det 
Plage ift von nun ab ohne Einwilligung dei Br 
Flagten nicht mehr ftatthaft. Ebenſo ift der Strit- 
ftoff felbft mit Beginn der zweifeitigen Verha— 
lung über denſelben gemeinſchaftlich geworden 
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Es muß daher der Gegner feine Behauptungen 
auch gegen fich gelten laſſen, er kann fie nad) dem 
Schluſſe der Verhandlung nicht mehr, und felbft 
im Lauf der Verhandlung nicht mehr zurüdnehmen, 
wenn fie die andere Partei durch Tyeitftellung zum 
Situngeprotofolle angenommen bat. Ebenſo 
werben bie Beweismittel mit ihrer Probuftion ge 
meinſchaftlich. 

Die Mündlichkeit des Verfahrens verlangt 
die mündliche Rebe ala Mittel des Verkehrs zwiſchen 
Parteien und Gericht. Das Verfahren, weldes 
ſich als eigentliche Verhandlung zwiſchen ben ftreie 
tenden Teilen charalteriſiert, muß deshalb vor dem 
Gerichte mündlich fein; die Entſcheidung des Ge- 
richt? muß ausſchließlich auf Grund einer münd⸗ 
lichen Verhandlung ergehen. Das mündlide Ver ⸗ 
fahren bringt die Parteien unmittelbar vor das 
Gericht ; nur derjenige Richter darf bei der Ent« 
ſcheidung bes Rechtsſtreites mitwirken, vor welchem 
ber ganze Streitftoff vorgetragen worden ift 
(Unmittelbarteit der Verhandlung). Jede 
mittelbar erlangte Kenntnis des Prozeßſtoffes 
durch Berichterjtattung der Parteien oder eines 
Richters, ja ſelbſt durch Beweisführungen vor er⸗ 
fuchten ober beauftragten Richtern, widerftrebt den 
Brincipien der Mündlichfeit und Unmittelbarteit 
der Verhandlung. Diefe find Mittel einer rajchen, 
genauen und einheitlichen Information bes Ge⸗ 
richts, während im jchriftlichen Verfahren der 
Prozeßſtoff nur in entitellter, unvollftändiger und 
getrennter Form zu deſſen Senntniß gelangen 
ldann. — Die Offentlichleit des Verfahrens 
befteht in der Zulafjung unbeteiligter Dritter zu 
der mündlichen Verhandlung und Urteilsfällung, 
fowie in der Ermöglihung der Mitteilung der 
Prozeßverhandlung durch die Preſſe. Die Öffent- 
lichkeit des Verfahrens giebt dieſem Ruhe und 
Würde, zwingt Richter und Anwalt zu einer ob⸗ 
jeltiven und aufmerfjamen Handhabung ihres 
Amtes und verbreitet‘ in dem Volke die Üiber- 
zeugung von der gerechten Handhabung des Rechts. 

ie Hauptperjon des Gerichts ift der Richter, 
welcher die Gerichtsgewalt teild ſelbſt teils durch 
die Leitung der übrigen Gerichtöperfonen ausübt. 
Ihm fteht zu: die Progekleitung, d. 5. der Erlaß 
derjenigen Anordnungen, welche erforberlich find, 
damit daS Verfahren in gejegmäßiger und zwed- 
entiprechender Weiſe eingeleitet und durchgeführt 
werde; ferner die Aburteilung bes Nechtäftreites 
und endlich die Vollfiredung, d. h. die Anordnung 
der zur Ausführung feiner Urteile und Befehle er« 
forderlichen Maßregeln. Der Richter übt Staats- 
boheitsrechte aus. Die Ausübung des Nichter- 
amtes erfordert die Ernennung zum Richter, die 
vorgängige Ableiftung des Dieniteides, den fort 
dauernden Befig des Richteramtes, fowie den 
Belig der zur Ausübung der richterlichen Thätig« 
keit unentbehrlichen Geifted- und Körperkräfte. 
Die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung 
eines öffentlichen Amtes macht unfähig aud zur 
Belleidung des Nichteramtes. Der an fi zu 
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dieſem befähigte und berufene Richter kann in 
einer beſtimmien Streitſache von feiner Aus- 
übung ausgeſchloſſen fein, ſei es kraft Ge⸗ 
ſetzes ſei es zufolge Antrags der Parteien. Das 
Richteramt verpflichtet den Richter zur Geſetz⸗ 
mäßigfeit und Amißverjchwiegenheit, fowie zur 
Unparteilicjfeit und raſcher Juſtiz. Den vorges 
fegten Juſtizbehörden ſchuldet der Richter ges 
ſehmäßigen Gehorfam, ber fi aber nicht erſtreckt 
auf Urteil umd Recht. 

In Deutihland erfolgt die Rechtſprechung bei 
den Erftinftanzgerichten, d. 5. bei denjenigen Ge⸗ 
richten, welche zur Behandlung eines Streitfalles 
ee zunächſt berufen und deshalb für dieſe 

ticheidung allein zuftändig find, je nad der 
Art des Streitgegenftandes, balb durch Einzel- 
richter, bald durch Richterkollegien. Es 
beſtehen nämlich zweifache Erftinflanggerichte, 
und zwar in ber Art, daß die geringfügigeren 
Sachen, ſowie diejenigen, welche ihrer Natur 
nad) eine raſchere Erledigung erfordern, durch die 
mit nur einem Richter beſetzten Amtsgerichte, 
die übrigen bürgerlichen Rechtsſtreitigleilen da⸗ 
gegen durch die lollegial organifierten Landgericht 
zu entſcheiden find. Dabei bildet die Rechtſprechung 
durch die Landgerichte die Regel, das Landgericht 
ift der iudex ordinarius für feinen Bezirk, die 
Zuftändigfeit der Amtsgerichte bildet die Aus- 
nahme. Bei den Landgerichten wird bie Eivil« 
gericht8barkeit nicht von dem ganzen Landgericht, 
ſondern von der mit einem Präfidenten ober einem 
Direktor als Vorfigenden und zwei Landrichtern 
bejegten Civillammer ausgeübt, bezw. in Hanbels- 
fachen von der durch die Landesjuſtizverwaltung 
nad) Bedarf eingerichteten, mit einem Mitglied des 
Landgerichts als Vorfigenden und zwei Handeld- 
richtern bejegten Handelslammer. 

Der Gerichtsſchreiber iſt die mit dem 
Gerictsjchreiberamt oder beftimmten Funktionen 
desfelben betraute Gerichtöperfon. Der Gericht3- 
vollzieherift derzur Zuftellung und Vollftredun, 
der Entſcheidung obrigteitlich beftellte Beamte. Na: 
gemeinem Rechte waren das Amt des Richters und 
das Amt des Gerichtsſchreibers bie einzigen ge= 
richtlichen Ämter. Zur Zuftelung der progeffualen 
Verfügungen und zu deren Vollſtreckung waren 
dem Richter Boten und Richter beigegeben. Das 
franzöſiſche Recht ftellte, abweichend hiervon, aber 
an altgermaniſche Einrichtungen annüpfend, neben 
den Richter und Gerichtsfchreiber als relativ ſelb⸗ 
ftändigen Gerichtsbeamten den Gerichtsvollzieher, 
huissier. Das deutſche Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
führte dieſes in den franzöſiſch⸗rechtlichen Ges 
bieten Deutſchlands beitehende Verwaltungsamt 
in bie deutjche Gerihtäverfaffung ein, um den 
Richter zu entlaften und den ee 
durch die Parteien freier zu geftalten. Da— 
durch ift die der Gerichtsgewalt zugehörige Boll 
ftredungsfunftion ber Hand des Richters entzogen 
und einer eigenen, nicht unter den Garantien 
der richterlichen Unabhängigfeit ftehenden Be⸗ 
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börbe übertragen. Die nähere Geftaltung dieſer 

Behörde ift ebenfo wie die Geichäftsorbnung der 

a den Lanbesjuftizverwaltungen 
erlafien. 

Das Prozeßverfahren bezwedt eine Entfchei- 
dung des Gerichts über den von den Parteien 
vor dasjelbe gebrachten Streitftoff. Parteien 
find die an einem ftreitigen Rechtsverhältnifie be= 
teiligten Perfonen; fie ftehen ſich als Kläger und 
Bekiagter, als Gegner, gegenüber. Kläger heißt 
diejenige Partei, welche das Gericht felbftändig 
und angriffsweije angeht, um ihren Anſpruch auf 
Anerkennung des ihr wirflich oder angeblich zu⸗ 
flehenden Rechts durchzuſetzen. Beklagter ift der⸗ 
jenige, welcher durch jeine Störung oder Micht« 
anerlennung des llägeriſchen Anſpruchs den An- 
trag auf Befeitigung der Störung ober auf 
Feſiſtellung des Anſpruchs gegen ſich begründet 
bat. Das Recht auf angriffsweije folgung 
eines gegen eine bejlimmte Perſon eriftent ge= 
wordenen Privatrechtsanſpruchs ift das Klagerecht. 
Die Berechtigung des Bellagten, auf den Angriff 
der Gegenjeite fein Recht verteibigungsweife gel= 
tend zu machen, iſt daß Einrederecht. In einem 
Rechtöverhältniffe Lönnen mehr als zwei Perſonen 
ala Berechtigte oder Verpflichtete verbunden fein, 
in dem Prozefie aber giebt e8 andere Parteirollen 
als die des Klägers und des Bellagten nicht, und 
es können ſich auch nur dieſe beiden als Gegner 
gegenüberſtehen. Die Parteien find ebenſo weſent · 
liche Glieder des Prozeſſes wie das Gericht; fie 
find die Prozepfubjelte, in ihrem Namen und für 
ihre Rechnung wird der Rechtäftreit geführt. Ohne 
Parteien giebt e8 feinen Prozeß. Damit jemand 
BVrozeßpartei fein kann, muß er ſowohl die Fähig · 
feit haben, an einem Privatrechtsverhältnifje als 
Berechtigter oder Verpflichteter beteiligt zu fein 
(BParteifägigkeit), als auch weiter fähig fein, 
für fi) oder andere, fei es ſelbſt oder durch Ver⸗ 
treter, vor Gericht wirfiam handeln zu können 
(Prozebfähigkeit). Die Parteifähigkeit ift eine 
pin der Prozebfähigfeit ; dieſe reicht 
fo weit, wie ſich eine Partei verpflichten kann ; doch 
önnen auch nichtrechtsfähige Vereine, als wären 
ſie redhtsfähig, verflagt werden. Die Prozephand- 
lungen einer partei= ober progeBunfähigen Partei 
find ungültig ; daher hat da8 Gericht die Partei» 
und Progehfähigteit der vor ihm Hanbelnden von 
Amts wegen zu prüfen. Die mangelnde Prozeß- 
fähigfeit einer Partei wird durch Deren geſetzliche 
Vertretung ergänzt, welche von der Bevollmaͤchti⸗ 
gung durch die Parteizu unterfcheidenift. Geſetzliche 


Vertreter einer Partei find diejenigen Perfonen, ſche 


welche durch daS bürgerliche Recht und nicht durch 
den Willen der Parteien zur progefjualen Ver⸗ 
tretung parteifähiger, aber progeßunfähiger Per- 
fonen berufen find. Sie find nicht Partei, werben 
aber wie eine Partei behandelt, weil fie den Prozeß 
unabhängig von dem Wiſſen und Wollen der von 
ihnen vertretenen Partei nad) ihrem Ermefjen zu 
führen haben. Gejegliche Vertreter find der Vor⸗ 
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mund und Pfleger, die Organe der juriſtiſchen 
BVerfonen fowie der parteifähigen Perjonenmehr- 
beiten, ber Vater ber minderjährigen Kinder be= 
üglich ihres Sonbergutes. Beſchränkt progekfähig 
And Minderjährige, welche mit Genehmigung bes 
Baters oder Vormumdes ein Erwerbsgeſchäft ber 
Bm: oder Dar: —— 
eingegangen J aus dem Betriebe 
rg —E dem Abſchluß oder 
ber Auflöfung des Dienft« oder Arbeitsverhält · 
nifſes entiprungenen Rechtöverhältnifie. Wer pro- 
3 iſt, iſt es für alle in den Prozeß fallenden 


gen. 

Die Klage kann nur vor einem zuftändigen 
Gerichte ey werden. Die Zuflänbig- 
feit eines chts zur Verhandlung und Ent- 
ig 3 eines einzelnen Rechtsſtreites bildet die 
oberfte Vorausfegung für die Vornahme irgend 
welcher Brozeßhandlungen vor und von demfelben. 
Die fachliche Zuftändigfeit der Gerichte (Amts- 
ober Landgericht, je nad) bem Werte oder der 
Beſchaffenheit des Streitgegenftandes) ift durch 
das Gerichtöverfafjungsgeleß geregelt. Die ört« 
liche Zuftändigfeit der Gerichte wird in der Regel 
dur ben Gerichtäftand bes Beklagten beftimmt 
(actor sequitur forum rei). Seinen al einen 
Gerichtsſtand hat der Bellagte bei dem Erftinflang« 
gerichte (Amts⸗ oder Landgericht) für denjenigen 
Ort, an welchem er feinen Wohnfit hat, gleich 
gültig, ob derjelbe In⸗ oder Ausländer ift (forum 
domicilii). Entſcheidend ift der Wohnfig des 
Bellagten zur Zeit der Erhebung ber er = Die 
einmal begründete Zuftändigfeit des Gerichts 
dauert fort, wenn auch der anfangs vorhandene 
Kompetenzgrund fpätechin wegfällt. Das forum 
domieilii ift nicht das einzige Forum, aber e& ift 
daß einzige forum generale, neben weldhem alle 
andern Gerichtaftände als bejonbere erſcheinen, 
wenngleich diefelben nicht auf Sonberredht, fon- 
dern auf gemeinem Rechte beruhen. Die deuiſche 
Eivilprozekorbnung hat nämlich im Anſchluſſe an 
das gemeine Prozeßrecht zur Erleichterung der 
Rechtöverfolgung eine — Zahl von beſondern 
Gerichtsſtänden zugelaſſen, welche teils durch die 
Art der Streitſache, das materielle Rechtsverhält · 
nis (vermögendrechtliche Anſprüche, Erbſchaft, Ehe, 
dingliche Anfprüche), teils durch prozefjuale Mo» 
mente, teil durch Beauftragung jeitend des höheren 
Gerichts oder Parteivereinbarung beftimmt find. 
Für das Verhältnis der Gerichtsftände unter ſich 
gilt als Regel, daß die Parteivereinbarung allen 
gefehlichen Gerichtaftänden vorgeht, und daß ziwi- 
en dem forum domicilii und den nicht aus- 
rg beſondern Gerichteftänden ber Kläger 

ie Wahl hat, daß aber der einmal gewählte Ser 
richtsſtand nicht mehr abgeändert werden Tann, 
wenn aladann über biefelbe Streitſache gleiägeitig 
mehr als einmal verhandelt werben würde. 
geübt wird die Wahl durch die in der Zuftellung 
der Klage en Ladung bes Bellagten vor 
ein beftimmtes Gericht. 
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Das Verfahren vor den Landgerichten, nicht 
auch das vor den Amtsgerichten, unterliegt dem 
Anwaltszwange (j. S.106). Der Rechts- 
anwalt handelt auf Grund der ihm erteilten Voll⸗ 
macht, welche von ihm auf Verlangen des Gegners 
ſchriftlich zu ben GerichtSatten zu übergeben ift. 
Er vertritt die Partei ſowohl in ihrer Willensent« 
ſchließung (Profurator, Anwalt) als auch in der 
Erklärung ihres Willens (Advolat). Soweit feine 
Vollmacht reicht, gelten feine Handlungen und 
Unterlafjungen als Handlungen der Partei. 
Jenſeits der Vollmacht bindet jein Handeln den 
Vertretenen nicht, felbft dann nicht, wenn dem 
Prozeßgegner die von vornherein gezogene Grenze 
unbelannt geblieben ift. Doch ift für den Ans 
waltsprozeß der Umfang der Prozeßvollmacht 
geieglich beftimmt und iſt eine Beſchränkung bes 
geſehlichen Umfanges der Vollmacht dem Gegner 
gegenüber nur infomeit wirkſam, als dieſe Bes 
ſchränkung die Bejeitigung des Rechtsſtreites Durch 
Vergleich, Verzichtleiftung auf den Streitgegen- 
ftand oder Anerkennung des von dem Gegner 
geltend gemachten Anſpruchs ausfchließt. Inner 
halb der Vollmachtsgrenzen gelten alle, auch bie 
fehlerhaften, fogar die ſchuldvoll fehlerhaften Hand- 
lungen und Unterlafjungen des Bevollmächtigten 
als ſolche des Vertretenen. 

Die durch die Zuftellung der Sage bewirkte 
nie en BProzefjes (Litisfonteftation) beein« 
flußt die Geftaltung des freitigen Rechtsverhält - 
niſſes infofern, als Die erwerbende und die Klage 
verjäßrung durch fie unterbrochen, der Übergang 
der bis dahin unvererblichen Anſprüche auf und 
gegen bie Erben an die Litisfonteflation gefnüpft, 
und wenn während ber Dauer des Prozefies von 
einer Partei die Streitfa_he anderweit anhängig 
gemacht wird, der Gegner mit der Einrede ber 
Rechtshängigkeit die Einlaffung ablehnen Tann ; 
die Zuftändigfeit des Prozeßgerichts durch eine 
Veränderung der fie begründenden Umftände nicht 
berührt wird; der Kläger nicht berechtigt iſt, ohne 
Einwilligung des Bellagten die Klage zu ändern 
und ber Bellagte bei dem Prozebgericht feine 
Widerflage erheben lann. Die Rechtshängigfeit er- 
liſcht mit der Beendigung des begonnenen Rechts ·⸗ 
flreites, insbefondere durch ein rechtöfräftiges End- 
urteil und durch Fallenlafjen des Prozeſſes ſeitens 
der Partei; doch bleibt im Falle der Zurüdnahme 
der lage das Gericht für Die rechtshängige Wider- 
flage zuftändig. 

Während der Streitgegenftand durch die Er- 
bebung der Klage feftgelegt ift, verharrt der Streit 
ſelbſt bis zum Momente des Urteils im Zuftande 
der Ylüffigfeit. Alles, was bis zum Urteile ge⸗ 
ſchieht, geſchieht rechtzeitig, weil die Parteithätig« 
feit vor dem Urteile nur Material für das Urteil 
anzujammeln und aufzuhäufen hat. Selbſt die 
vor dem Urteile erlafjenen Entſcheidungen des 
Gerichts haben feine bindende Kraft. Daher kann 
ein neues, bisher unterlaſſenes Vorbringen ber 
Partei, die Erkenntnis des Nichters, daB ber 

Staaislexiton. I. 2. Aufl. 
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Prozeß in einer verkehrten Richtung geführt wor« 
ben ift, ihn, nachdem er fchon beim Ende an⸗ 
gelangt zu fein ſchien, zu feinen Anfängen zurüd« 
werfen. Nur Klage, Gefländnis und Anerkenntnig 
find unabänderlid. 

Zur Vermeibung ber in diefer Zwangloſigkeit 
des Verfahrens liegenden Gefahren hat die 
Prozeßordnung dem Gericht zwei Mittel gegeben: 
ein weitgehende Trennungsreht ber Prozeh- 
beftandteile und bie Beftrafung ber Parteien 
durch Auferlegung von Prozeßloſten. Das Ge⸗ 
richt kann vor Erlaß des Endurteils eine jede zur 
Entſcheidung ſich eignende Streitfrage, 3. ®. eine 
Einrede, eine Replit, durch ein für die Inflanz 
maßgebendes Zwifchenurteil erledigen, fie dem 
weiteren Streite entrüden. Das Gericht kann 
ferner mehrere in einer Klage erhobene Anſprüche 
zur Verhandlung in getrennten Prozeſſen von- 
einander ſondern: eu bog eine Frage. Eine 
Verzögerung des Prozeſſes durch verfpätetes Par« 
teivorbringen kann durch Auferlegung von Pro» 
zebtoften beftraft werden. Ja das Gericht kann 
ſogar nachträglich vorgebrachte Verteidigungs - 
mittel des Bellagten und nach Erlaß eines Be— 
weisbeſchluſſes benannte Beweismittel auf Antrag 
des Gegners zurückweiſen, wenn Durch deren Zu« 
lofjung eine Prozeßverzögerung entftände und das 
Gericht die Überzeugung gewinnt, daß der Bes 
klagte in ber Abficht, den Prozeß zu verfchleppen, 
oder aus grober Nachläffigkeit die Verteidigungs- 
oder Beweismittel nicht früher vorgebracht hat. 

Gegen richterliche Willtür und Parteilich- 
keit ſchützt die Parteien das Geje durch die Vor« 
ſchriften über die Feſtſtellung des Sachverhalts, 
Für deſſen Fixierung kommen neben den vor—⸗ 
bereitenden Schriftſaͤzen die Sikungsprotofolle 
in Betracht. Es iſt nämlich über jede mündliche 
Verhandlung vor Gericht ein Protokoll aufzu⸗ 
nehmen. Diejes hat außer den Formalien die 
Anerkenntnifie, DVerzichtleiftungen und Vergleiche 
der Parteien zu enthalten, durch welche der gel⸗ 
tend gemachte Anſpruch ganz ober teilweije er- 
ledigt wird; ferner die Anträge und Erflärungen, 
deren Teftflellung in der Prozeßorbnung ver 
ſchiedentlich vorgefchrieben ift; die Ausfagen der 
Zeugen und Sachverſtändigen, da8 Ergebnis 
eines Augenſcheins; bie Entieheidungen (Urteile, 
Beſchlüſſe und Verfügungen) des Gerichts, fofern 
fie nicht dem Protofolle ſchriftlich beigefügt find, 
und bie Verkündung der Enticheidungen. Dieſes 
Protokoll ift von dem Vorfigenden und dem Ger 
richtsfchreiber zu unterfchreiben ; dasſelbe beweift 
die Beobachtung der für die mündliche Verhand- 
lung vorgefchriebenen Formlichkeiten bis zum 
Nachweiſe der Fälſchung. Dem Sitzungsproto— 
tolle find auf Antrag als Anlagen biejenigen 
Schriftſätze der Parteien beizufügen, welche Ab- 
weichungen von ben Parteianträgen ober beren 
Ergänzung betreffen, oder Geftändniffe ſowie die 
Erflärungen über Annahme oder Zurüdichiebung 
zugeſchobener Eide enthalten. 
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In dem Urteile hat das Gericht kraft feiner 
Gerichtsgewalt namens des Staates auszuſprechen, 
was bezuͤglich des Streitgegenſtandes unter den 
Parteien Rechtens iſt und fein ſoll. Den Inhalt 
des Urteils bildet der Ausiprud) des Gerichts, 
daß der Partei das ftreitige Recht zuftehe oder 


nicht zuftehe, Teßteres wegen Mangels der Förm⸗ | ftredt 


lichkeiten oder wegen unzureichender Begründung. 
Maßgebend für den Begriff des Endurteils ift, | Di 
daß die in demjelben getroffene Entſcheidung eine 
die Thätigfeit des urteilenden Gerichts beendigende 
Entſcheidung ift. Dasſelbe kann entweder ben 

ganzen Rechtäftreit oder nur einen Teil desfelben 
erledigen. Ein Teilurteil foll dann ergehen, werm 
von mehreren in einer Klage geltend gemachten 
Anfprüchen nur der eine, oder wenn nur ein Teil 
des Anſpruchs oder bei erhobener Widerllage nur 
die Klage oder Widerflage zur Endentſcheidung reif 
iſt. Das Endurteil kann unbedingt oder von ber 
Leiftung eines vom Geriht einer der Parteien aufs 
erlegten Eides abhängig fein; es ift ein Tontra« 
biktorifche8 oder ein rien, je nach · 
dem beide Parteien in dem Termine verhandelt 
haben oder eine berfelben nicht erſchienen ift oder 
nicht verhandelt hat. 

Das Urteil — inhaltlich in die Prü- 
fung der Beweiſe und in die Anwendung der 
Rechtefäge auf die Durch die Beweife feftgeftellten 
Thatſachen. Über die Wahrheit oder Unwahrheit 
einer ftrittigen thatfählichen Behauptung hat das 
Gericht unter Berüdfitigung des gefamten In« 
halts der Verhandlungen und bes Ergebniſſes 
einer etwaigen Beweisaufnahme nad) freier Uber⸗ 
zeugung zuenticheiden (freie Beweißtheorie; ſ. d. Art. 
Beweis ©. 924). Seiner Form nad) zerfällt 
das Urteil in drei Beftandteile: Die Urteilaformel, 
den Thatbeftand und die Entſcheidungsgründe. 
Die Urteilsformel muß ſich über den durch die 
Klage oder Widerflage erhobenen Anſpruch aus» 
ſprechen, der Durch dieſelbe ganz oder teilweife zu» 
oder aberfannt wird. Der Thatbeitand enthält 
eine gebrängte Darftellung des Sad- und Streit= 
ftandes auf der Grundlage ber mündlichen Bor« 
träge der Parteien unter Hervorhebung ber von 
derfeiben geftellten Anträge. Er ift ein urkund⸗ 
liches, von den Parteien anerfanntes Zeugnis 
des Richters über das mündliche Parteivorbringen. 
Wegen dieſer Bedeutung bes Thatbeſtandes ift 
eine Berichtigung desjelben durch die Parteien 
binnen furzer Frift im Berichtigungäverfahren 
vorgejehen. In den Gründen find die Thatjachen 
und Rechtsanſchauungen auseinanderzuſetzen, welche 
für die richterliche Überzeugung und Entſcheidung 
maßgebend waren. Wie alle auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung ergehenden Beſchlüſſe 
des Gerichts müſſen aud die Urteile verfündet 
werden, um ind Leben zu treten. Die Der- 
fündung erfolgt in dem Termine zur münd« 
lichen Verhandlung durch Verlefung der Urteils- 
formel. Bis zur Verlündung Tann das er- 
kennende Gericht fein Urteil abänbern, mit ber 
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Verkündung wird dasſelbe für dieſes Gericht 
unabänderlich. 
a em 
m; erlaffenen urteils, fo bat gegen 
dasſelbe die Berufung bei dem Bern! 
einlegen zu lafien. Da nur folde Urteile voll⸗ 
werben Zönnen, welche formell rechtsfräftig 
er fofern nicht ausnahmsweiſe ihre orläufige 
ollitrelbarfeit ausgeiprochen ift, rechtskraͤftig 
aber nur diejenigen Eniſcheidungen genannt wer» 
den, welche nicht mehr mit ordentlichen Rechts- 
mitteln anfechtbar find, jo hat —— Partei, 
deren Gunſten die Entſcheidung ausgefallen 
, daS Urteil der Gegenpartei zuſtellen zu ai 
erft von der Zuftellung ab beginnt der 
Lauf ber auf einen Monat bemefienen Rotfrift 
zur Einlegung der Berufung. Wird innerhalb 
dieſer Frift ein Rechtsmittel nicht eingelegt, fo 
treten nunmehr die materiellen Wirkungen der 
Rechtskraft der Endentiheibung ein. Das 
tehtöfräftig gewordene Urteil erweiſt ſich dauernd 
als maßgebend für das Rechtsverhältnis unter 
den Parteien; das rechtäfräftig Zuerfannte karm 
nicht mehr beitritten, das redhtäfräftig Aberfamnte 
nicht mehr geltend gemacht werben. Das Urteil 
wirft für und gegen die Parteien und diejenigen 
Berfonen, welche nad) Eintritt der Rehtshängig- 
teit Rechtsnachfolger ber Parteien oder Inhaber 
bes in Streit befangenen Gegenftandes für eine 
der Parteien geworden find. Für den Umfang 
der Rechtskraft ift der Inhalt der Urteilsformel, 
nicht der der Entjcheibungsgründe maßgebend, 
doch Tann erfterer aus legteren außgelegt wer« 
den. Ausnahmsweiſe lann eine rectäfräftig ent» 
—— Streitfrage in einem neuen Nechtäftreit 

Gegenftanb ber Parteiverhandlung und Gerichte- 
entſcheidung werden, wenn in biejem Verfahren 
nicht Identität der Parteien oder nicht Identität 
ber Streitfrage vorliegt. 

Gegen alle geriptlichen Entjcheidungen, mit 
Ausnahme der Fiwifchenurteile und Beweis- 
beihtüffe, find den Parteien ordentliche Redts- 
mittel rn mit deren Hilfe eine Abände 
tung biejer Entſcheidungen durch daS nädhfthöhere 
Gericht herbeigeführt werden Tann; und zwar 
gegen erste des Gerichts und Verfügungen 
bes Vorfienden desjelben die Beſchwerde, gegen 
Enburteile die Berufung und die Revifion. Doch 
find dieſe Rechtsmittel den Parteien nur fo * 
gegeben, als die Entſcheidungen noch nicht 
Rechtskraft beſchritten haben. ——— 
der Reihe der —ã Rechtsmittel * ed 
einſetzung in den vorigen Stand, der Einſpruch 
und die Wiederaufnahme des Verfahrens durd) 
Nichtigfeits- und Neftitutionsflage aus. Unter 
ben ordentlichen Rechtsmitteln iſt die Beſchwerde 
bon einer mehr untergeordneten, nebenfächlichen 
Bedeutung. Den Gegenftand der Anfechtung 
durch fie bilden verhältnismäßig einfadhe, unbe 
| deutende Entfcheidungen, welche entweder ohne 
mündliche Verhandlung ergangen ſind oder einen 
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Streit zwiſchen den Parteien und britten 
fonen bezielen oder eine fachliche Entſcheidung 
nicht enthalten. Endurteile find niemals Gegen» 
ftand der Beichwerde. Umgelehrt haben bie Be⸗ 
rufung und Revifion nur Enburteile zu ihrem 
Gegenſtande. Die Berufung gewährt der Partet 
nit nur die Möglichkeit einer Kritik bes Ver⸗ 
fahrens erfter Inftanz oder einer Nachprüfung und 
Berichtigung des unterrichterlihen Urteil vom 
Geſichtspunit der Frage aus, ob gerecht geurteilt 
jet, ſondern aud der Erneuerung und Wieder- 
bolung des Rechisſtreites vor einem andern Ge= 
richte. das durch feine zahlreichere Beſetzung und 
als Kritik übendes eine größere Garantie für die 
Ermittlung der materiellen Wahrheit bietet. Für 
das Verfahren in der Berufungsinftang gilt Ans 
waltszwang. Die Konſtrultion desjelben entipricht 
derjenigen des landgerichtlichen Verfahrens. An- 
iffs und Verteidigungsmittel, welche in erfter 
Smtan, nicht geltend gemacht find, insbefondere 
neue 
der Berufungsinftang unbeſchränkt geltend ger 
macht werden; neue Anfprüce aber nur, wenn 
mit denjelben fompenfiert werben joll, und wenn 
zugleich glaubhaft gemacht wird, daß die Partei 
ohne ihr Verſchulden außer ftande geweſen fei, 
biefefben in erfter Inftanz geltend zu machen. 
Gegen die Urteile der Amtsgerichte iſt die Be= 
rufung bei dem Landgericht, gegen die erft- 
inftanzlichen Urteile der Sandgerichte beim Ober⸗ 
landesgericht einzulegen, und zwar binnen Mo» 
natsfrift feit der Zuftellung. — Betreffen die 
Berufungsurteile der DOberlandesgerichte einen 
Streitgegenftand von mehr ala 1500 Marl, fo 
ift gegen diefelben binnen Monatsfriſt feit der 
Zuftellung als weiteres Rechtsmittel die Revi⸗ 
fion beim Reichsgericht zuläffig;; für dieſelbe gilt 
Anmaltszwang. Die Prüfung des Reichsgerichts 
ift lediglich darauf bejchränft, ob nicht die an- 
—5 — Entſcheidung auf der Verlegung eines 
eſehes berubt, fei es Durch Nichtanwendung oder 
durch nicht richtige Anwendung eines beftehenben 
Rechtsſahes. Die der Entjheidung des Rechts- 
ftreites zu Grunde liegende tHatfächliche Würdigung 
it der Nachprüfung des Reviſionsrichters entzogen. 
Die Koften des Rechtsſtreites hat Die unter« 
liegende Partei zu tragen, und zwar ſowohl dem 
Staate wie ber fiegenden Partei gegenüber. Die 
Berechnung der Koften erfolgt nach Pauſchſätzen 
unter Hinzurechnung der baren Auslagen und 
Schreibgebühren. — Die Verwirflihung bes in 
dem Urteile rechtskräftig feitgeftellten Anſpruchs 
ift die Aufgabe der Zwangsvollftredung. Ab⸗ 
weichend von dem in einem großen Teile Deutich- 
lands geltend gewejenen Rechte hat die deutiche 
— die Zwangsvollſtreckung den 
Gerichten —— und Gerichtövollgiehern (j. ob. 
©. 1246) übertragen, welche im unmittelbaren 
Auftrage des Gläubigers ſelbſiändig handeln. Das 
Verfahren ift eingehend geregelt. Die Mitwir- 


tung des Gerichts tritt nur ein, wenn es fi) um | 


Cobdenklub — Edlibat, 


hatſachen und Beweismittel, können in |g 
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Per⸗ | Einwendungen des Schuldners oder dritter Per⸗ 


fonen gegen bie Vollftredung oder um bie Ber 
feitigung von Anftänden der verjchtebenften Art, 
welche das Verfahren finden kann, oder um die 
Einleitung oder Durchführung eines Verteilungs« 
verfahrens, um Arreſte oder einftweilige Ver⸗ 
fügungen oder um die Ableiftung des Offen- 
barungseides handelt. Die notwendige Voraus- 
fegung einer jeden Zwangsvollſtreckung ift das 
BVorbandenfein eines vollftredbaren Schulbtitels 
und der VBollftredungsflaufel auf demfelben. 
Litteratur. ee me alrd 
von Webell Wach, Endemann, g Pland, 
Schmidt und Bunſen; die —E zur deut⸗ 
hen Civilprozeßordnung von Wilmowäty-Leny, 
Struckmann · Koch Seuffert, Gaupp, Reinde, 
Beterjen-Anger, Neufamp; Busch, Zeitſchrift Pe 
kr Civilprozeß 1879. [Spahn.] 
Bdenkluß ſeit 1865, |. Handel. 
ven eivil, Bi. März 1804, |. Eivilgejek- 


ebui 
Codex (529. 534), |. Recht, römiſches. 
Codex M ianeus avaricus 
rm, f. Eivilgefeßgebung. 

Codex Theodosianus (488), ſ. Recht, 
römi 


ſches 
Gofbert (geft. 1688), ſ. Handel. 

Colibat. [L. Begriff und innere Gründe des 
Eölibats der Geiftlichen und Einwürfe gegen ben« 
felben. II. Einfegung oder Anordnung des Eöli« 
bats der Geiftlihen. III. Einführung des Edli« 
bats 1. in der morgenlänbilchen, 2. in der abend» 
ländiſchen Kirche. IV. Rechtsgrund bes Eölibats 
der Geiftlihen. V. Dispens vom Gölibat ber 
Geiftlichen. VI. Gejchichte des Eölibats der Geift« 
lichen. VII. Der Eölibat der Geiftlichen und Die 
Siaatsgewalt.] 

I. Begriff des Eölibats der Geiſtlichen. Zu 
den ben Geiftlichen höherer Weihen (1. d. Art. 
Klerus) als ſolchen obliegenden Verpflichtungen 
gehört unter andern aud der Eölibat (coeli- 
batus, caelibatus). Unter dem Eölibat der 
Geiftlichen ift die diefen insbeſondere auferlegte 
Verpflichtung zu verftehen, fraft welcher fie der 
Ehe fich zu enthalten haben, fo daß fie nad; Em⸗ 
pfang einer der genannten Weihen, wenn fie 
vordem unverehelicht waren, fich nicht mehr ver« 
ehelichen, fall fie aber ſchon verehelicht waren, 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft mit ihrer Gattin 
ſich enthalten; ut, wie diesfalls Papſt Leo L in 
feinem an Anaftafius, Biſchof von Theſſalonich 
und Apoſtoliſchen Vilar in Illyricum, gerichteten 
Schreiben vom Jahre 446 (cap. 4; Opp. ed. 
Veron. 1753 sqg. I, 687 sq., teilmeife auch im 
ec. 1, D. XXXII) fi ausſpricht, ut et qui 
habent (nämlid): uxores), sint tanquam non 
habentes, et qui non habent, permaneant 
singulares. 

Innere Gründe des Cölibats der Geifle 
lihen und Einwürfe gegen denſelben. Gott 
feibft hat, und zwar gleich bei Erſchaffung des 
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Nen der bie sn eingeſetzt (1 Mof. 

‚27. 28; 2, 18—24), die, nachdem fie in⸗ 
— des ————— der Stammeltern de 
Menſchengeſchlechtes durch die SLafterhaftigfeit 
der Menſchen entftellt und entwürbigt worden, 
von Jeſus Ehriftus, wie bie tatgoffie Kirche 
lehrt (Concil. Trid. Sess. XXIV, Doctr. de 
sacram. matrim.), nicht bloß zu ihrer urjprüng« 
lichen Würde zurüdgeführt, ſondern auch zu einer 
neuen Würde, und zwar zu der eines Sakra⸗ 
mentes be Neuen Bundes, erhoben warb. Indes, 
fo erhaben und verdienftlich aud der Eheftand 
ift, fo giebt e8 doch noch einen Beruf, der er- 
habener und verdienſtlicher ift al8 der Eheftand, 
und dem ſonach dieſer mit Fug und Recht zum 
Opfer gebracht wird. Es ift dies der unmittel= | di 
bare Dienft Gottes und bie Sorge für das 
Seelenheil der Menfchen. Wie dieſer Beruf einer⸗ 
feits den Cheftand an Erhabenheit und Würde 


Edlibat. 


1256 


verpflichtet, die Zeit hindurch, wo fie bei ber 
Stiftshütte den Gottesdienft zu verrichten hatten, 
fich des ehefichen Umganges zu enthalten (3 Mof. 
10, 9; 22, 3. Vgl. 2 Mof. 19, 15; 1 Kön. 21, 
1-8). Dosfelbe galt auch vom den Leviten den 
Dienern der Priefter bei Verrichtung des Gotte« 
bienfteg (4 Mol. 8, 10. 38; 8, 6 ff.; 18, 1 ff.). 
Ganz anders verhält es fg ir in iejer Beziehung 
im Neuen Bunde. Hier ift 1. keineswegs 
wie es im Alten Bunde flattfand, verordnet, daß, 
wer Geiftlicher werben wolle, lediglich von einem 
GSeiftlihen abftammen a ter A I 
mit feine Notwendigfeit vor, den Geiftlichen 
Eingehung der Ehe und die eheliche en 
[daft ei geftatten (vgl. die Rede Bapft Bene- 
II. auf der Synode zu re im Jahre 
EN bei Hardouin VI, 1, col. 806). 
2. Im Neuen Bunde gikt, nad) der Lehre Jeſu 
Ehrifti und der Apoftel, der ehelofe Stand, 


weit übertrifft, jo kann er anderſeits, ob der vielen | ind 


und ſchweren Sorgen, die er mit ſich bringt, mit 
dem Eheſtande nicht vollftändig und erſprießlich 
verwirklicht werben. Die um dieſes Berufes willen 
erwählte Ehelofigkeit wird von Chriſtus dem 
Herrn (Matth.19, 11.12) als „um des Qimmel« 
reiches willen“ erwählt bezeichnet und allen, bie 
beren fähig find, mit Nachdruck empfohlen. Dem⸗ 
gemäß fagt auch der Apoftel Paulus (1 SKor. 7, 
32—88), es fei allerdings nicht ſündhaft, zu hei⸗ 
raten; wer jedoch nicht heirate, der thue beſſer, 
indem er dadurch fid) es möglich mache, mit ganzem 
Herzen und ungehindert dem Dienfte Gottes ſich 
zu widmen. 

Aus dem Gefagten erhellt, daf die Kirche bie 
Eheloſigkeit nicht an und für fi, fondern wegen 
bes übernatürlichen Zwedes, um befjentwillen 
fie ergriffen wird, für ehrmürdig und verdienftlich 
erklärt. Auch will die katholiſche Kirche, indem 
fie die aus übernatürlihen Gründen erwählte 
Eheloſigkeit dem Eheftanbe vorzieht, dadurch die 
Ehe durchaus nicht herabfeßen; ift doch gerade 
fie es, bie, wie für die Erhabenheit und Heilig- 
keit der Virginität, jo aud für die Würde und 
Heiligfeit der Ehe in die Schranfen tritt, während 
die von ihr getrennten Religionsgenoſſenſchaften, 
welche die Virginität verwerfen, zugleich auch die 
Ehe ihrer übernatürlihen Würde zu entäußern 
und fie für eine bloß irdifche, bürgerliche Vers 
bindung zu erflären fein Bedenken tragen (vgl. 
Mohlers Beleuchtung ber Denkjchrift für die Auf⸗ 
bebung des den atholiſchen Geiftlichen vor⸗ 
geichriebenen Cöfibats, in deſſen gejammelten 
role und Auffägen, Regensburg 1839 f. 
I, 248 ff). 

Im Alten Bunde war e8 den Prieftern 
allerdings nicht verboten, die Ehe einzugehen und 
in derfelben zu Ieben (vgl. 2 Moſ. 21, 7. 8. 
13—15). Es fonnte ihnen dies auch nicht füg- 
lic) verboten werden, da fie einen erblichen Stand 
bildeten, welcher durch Zeugung fi erhalten 
mußte. Nichtsdeſtoweniger waren dieſe Priefter 





indem er e8 dem —— möglich macht, im⸗ 
geteilt und unbehindert dem Streben nach himm⸗ 
lichen Dingen fi hinzugeben (vgl. Kol. 8, 
1.2), für erhabener als der Eheftand. 
der Herr ſelbſt blieb ehelos und hat Die Ehelofig- 
keit als ein wirffames Hilfsmittel zur Ausführung 
übernatürlicher Zwede allen, die deren fähig find, 
Dr nicht zur eigentlichen Pflicht gemacht, aber 
och nachdruͤcklich empfohlen (Matth. 19, 11.12). 
Auch der Apoftel Paulus war, wie er ſelbſt her- 
vorhebt (1 Kor. 7, 7. 8), umverehelicht und pries 
den Chriften von Korinth gegenüber (1 Kor. 7, 
1—9. 25—28. 32—40) die Ehelofigfeit. In 
gleichem Sime äußern fi) darüber Die Kirchen⸗ 
väter und andere Kirchenſchriftſteller. So na- 
mentli der Hl. Hieronymus (Ad Pammach. 
ro libris contr. Iovinian. epist. 68, c. 20), 
Fertullion (Ad uxor. lib. I, c. 3), deögleichen 
der Hl. Auguftinus (Libr. de bono viduit. 
cap. 8). Hierauf geftügt, traf das allgemeine 
Konzil von Trient (Sess. ‚ De sacram. 
matrim. can. 10) folgende Beitimmung: Si 
quis dixerit, statum coniugalem anteponen- 
dum esse statui virginitatis vel coelibatus, 
et non esse melius ac beatius manere in 
virginitate aut coelibatu quam iungi matri- 
monio, anathenıa sit. Grfabenfeit und gain 
terzu kommt 8. die Erhabenheit un ig- 

Pe des  neuteftamentlichen PVrieftertums. 
Das Prieftertum des Alten Teſtaments war, wie 
der Apoftel Paulus (Sol. 2, 17. Hebr.8, 3—5; 
10, 1) fagt, nur der Schatten des neuteftament- 
lichen. Es geziemt fi jomit, daß die Träger 
dieſes Prieftertums über die altteftamentlichen 
dr und Leviten aud) durch ernften, über die 

jüter und Freuden dieſer Welt erhabenen und 
den Gütern und Freuden bes Himmels zugewanb- 
ten Sinn (vgl. Matth. 6, 19—21. Kol. 3, 1. 2) 
hervorragen (vgl. W. ©. Leibnig, Theologiiches 
Syſtem. Tübingen 1860, ©. 187). 

Überdies fegt 4. das neuteftamentliche Prie- 
flertum denen, die es auf fi nehmen, viele, 
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wichtige und ſchwere Verpflichtungen auf, 
Verpflichtungen, welchen derjenige, deſſen Sinn 
bereit8 von andern, weltlichen Sorgen in An⸗ 
ſpruch genommen ift, durchaus nicht gebührend 
zu entiprechen vermag. Wie ift ein verheirateter, 
mit Sorgen um frau und Sinder belafteter 
—— — im ſtande, mit ganzer Seele und 
voller Kraft fi feinem geifilichen Berufe hin⸗ 
. zugeben? Wird ein folder Geelforger fich fo 
leicht entſchließen, 3. B. feine an gefährlichen 
und anftedenden Kranlheiien baniederliegenden 
Pflegebefohlenen zu beſuchen, um ihnen, ſelbſt 
mit Gefahr feines Lebens, geiftige rn 7 — 
Troſt zu jpenden? Oder wird ein ſolcher Geiſt ⸗ 
licher ſich entjchließen, dem Auftrage Jen Eprifti 
(Matth. 28, 18—20. Marl. 16, 15. 16): 
„Gebet in die ganze Welt, Iehret alle Völfer und 
taufet fie”, Folge zu leiften und in ferne Länder 
zu den Ungläubigen zu gehen, um fie der Seg- 
nungen bes Chriftentumß teilhaft zu machen? — 
Selbſt die ſogen. Confessio helvetica posterior 
vom Jahre 1565 cap. 39 (Niemeyer, Collect. 
confess., Lips. 1840, p. 538) fann, ob fie 
gleih ihren Seelforgern bie Ehelofigfeit nicht 
will zur Pflicht machen, nicht umhin, bezüglich der 
ehelojen Seelforger in dieſer Hinficht folgendes 
Geftändnis abzulegen: Aptiores autem hi sunt 
curandis rebus divinis, quam qui privatis 
familiae negotiis distrahuntur. In dieſem 
Sinne fagte ſchon der HI. Hieronymus (Adv. 
Iovin. lib. I, c. 20): Non potest Domini ser- 
vire militiae servus uxoris. Dies bezeugt auch 
die Geſchichte aller jener Kirchen und Religions⸗ 
genofjenjchaften, deren Geiftliche in der Ehe Ieben 
(vgl. des berühmten Staatsmannes Joſ. de Maiftre 
[geft. 1821] Du Pape, in der Gejamtausgabe 
feiner Werte, yon 1884, II, 372 ff. 407; [W. 
Volt] Der Edlibat I, 142 f. 172 ff.; Walter» 
Gerlach, Lehrbuch des Kirchenrechts, 14. Aufl., 
©. 487). 


Terner liegt e8 5. am Tage, wie wenig ver- 
ehelichte Geiftliche als Ehegatten und Familien⸗ 
väter im ftande find, in ihrer firchlichen Wirkſam ⸗ 
keit der Willkür und den Anmaßungen ber der 
Kirche feindfeligen Mächte diefer Welt mit Mut 
und Kraft entgegenzutreten (vgl. v. Holgendorff, 
Der Priefter-Cölibat, Berlin 1875, ©. 23 ff.) 

Sodann leuchtet 6. von felbft ein, wie leicht 
die Verehelichung ber Geiftlichen zur Folge haben 
würde, daß die Firchlichen Amter und Würden, 
gegen ben Geift und Willen der Kirche, allmählich 
in den Familien der Geiftlichen erblich und für 
die Mitglieder ber übrigen Familien, jo würdig 
und tauglich dieſe auch fein möchten, unzugänglich 
würden (vgl. [W. Volt,] Der Eölibat IL, 217). 

Schließlich ift 7. Mar, wie enge mit ber Ver- 
ehelichung der Geiftlichen bie Gefahr verfnüpft 
ift, daß das Kirchengut, für die Zmede der 
Seelſorge und zum Nutzen aller bürftigen und 
würdigen Gläubigen beftimmt, von den Geiſt⸗ 
lichen diefen Zweden entzogen und ausſchließlich 
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zur Verforgung und Bereicherung ihrer Frauen 
und Kinder verwendet würde. Daß diefe Gefahr 
feine bloß eingebilbete ift, beweiſt unter anderem 
bie bittere Klage, die Papft Benedikt VIIL. im 
Jahre 1018 auf der Synode zu Pavia (Hardouin 
VI, 1, col. 808) in betreff der beweibten Geift« 
lichen, insbeſondere auch darüber geführt hat, daß 
biefelben praedia et possessiones a nomine et 
iure ecclesiarum alienant ... et filiis con- 
gerrones infrontati omnia congerunt. 

Die Hohe Bedeutung, welche der Cölibat der 
Geiftlichen für die Kirche und deren jegengreiche 
Wirfiamkeit hat, erhellt auch ſchon aus ben hefe 
tigen Angriffen, welche die Feinde der Kirche auf 
dieſes kirchliche Inftitut ohne Unterlaß richten. 
„Ihre (der Kirche) Feinde“, jagt Walter-Gerlad 
(a. a. O. ©. 487) treffend, „wilfen daher auch 
recht gut, warum fie gerade diefe Seite fo eifrig 
beitreiten.“ 

Was man aber zur Befämpfung bes Edli- 
bats ber Geiftlichen vorbringt, jtellt, genau er- 
wogen, ſich als kraftlos und binfällig dar. Es 
find die diesfälligen Einwürfe teils aus ber 
Be Schrift, teils anderswoher entlehnt. 

u ben erfteren gehört: 

a) ber, ben man aus 1 Moſ. 1, 28: „MWachjet 
und mehret euch!“ entnimmt, indem man be= 
hauptet, durch biefen göttlichen Ausſpruch fei 
einem jeden Dienfchen geradezu geboten, die Che 
einzugehen und Finder zu zeugen. — Allein wie 
unrichtig dieſe Auffafjung jener Vibelftelle ift, 
erhellt ſchon daraus, daß ſehr vielen Menſchen, 
teils wegen körperlicher Gebrechen , teils wegen 
Armut oder anderer nicht in ihrer Gewalt 
ſtehender Hinderniffe die Eingehung der Ehe 
geradezu unmöglich ift. Sobann, wäre biejer 
göttliche Ausfpruch wirklich in jenem Sinne zu 
nehmen, wie hätte Chriſtus der Herr die Ehe⸗ 
Tofigfeit empfehlen fönnen, wie er fie Doch wirklich 
empfohlen hat (Matth. 19, 12)% Im Grunde 
enthält der gedachte göttliche Ausſpruch nicht jo 
ſehr ein Gebot als vielmehr einen Segen, welchen 
Gott dem Menſchengeſchlechte erteilt hat. Wollte 
man ihn aber aud) für ein eigentliche Gebot 
nehmen, fo fönnte dieſes nur als ein an das 
Menſchengeſchlecht als Ganzes, keineswegs aber 
als ein an jeden einzelnen Menſchen gerichtetes 
aufgefaßt werben. 

b) Man beruft ſich ferner auf Matth. 8, 14, 
Mark. 1, 29—831 und Luk. 4, 38. 39 und er 
aus dieſen Stellen fei zu erjehen, daß auch mehrere 
der Apoftel, und namentlich der Apoftelfürft 
Petrus, verehelicht waren. — Das ift wohl wahr. 
Allein die gedachten Apoftel hatten bereit vor 
ihrer Berufung zum Mpoftolate die Ehe ein 
gegangen und haben von da an ber ehelichen 
Lebensgemeinfchaft fich enthalten, wie dies un« 
zweifelhaft aus Matth. 19, 27—29 hervorgeht. 
Und daß namentlich Die Apoftel Paulus, ferner 
Yatobus und Johannes, die Söhne bes Zebe- 
däus, unverehelicht waren, berichten unter andern 
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Tertullian (De monogam. c. 8), der hl. Epi⸗ 
phanius (Panar. lib. II, haeres. 58, c. 4), 
der hl. Hieronymus (Adv. Iovin. lib. I, c. 84) 
ig * hl. Auguſtinus (De grat. et lib. arbitr. 
c. M u. a. 

c) Man beruft ſich auf 1 Tim. 8, 2. 12 und 
Tit. 1, 5.6, wo ber Apoftel Paulus verordnet, 
daß, wer zum Diakon, Priefler oder ae ge⸗ 
weiht werden ſolle, eines Weibes M. 
Man behauptet, dieſe Bibelſtellen enthielten ges 
rabezu ein Gebot bes Apofteld Paulus, wonach 
derjenige, welcher Biſchof, Vriefter oder Diakon 
werben wolle, notwendig eine Ehegattin, aber 
nur eine, haben müſſe. — Wie faljch diefe Den- 
tung jener Stellen jei, ergiebt ſich ſchon aus 
1 Kor. 7, 7. 32—85, wo derſelbe Apoftel jagt, 
er ſei unverehelicht und er wünfchte, e8 wären 
alle unverehelicht, wie er, indem fie dadurch in 
die Lage gejegt wären, ungeteilt und ungehindert 
bem Dienfte Gottes fich zu widmen. Die in Rebe 
ſtehenden Ausfprüche des Apoftels Paulus haben 
vielmehr Den Sinn: von ben Berehelichten dürfen 
nur diejenigen zu Diatonen, Prieftern oder Bi⸗ 
ſchöfen geweiht werden, die nur einmal gehei= 
ratet haben; diejenigen aber, bie mehr als ein- 
mal die Ehe eingingen, fogen. bigami (dfyapot), 
keineswegs. So erflärt jene Bibelftellen ber 
hl. Hieronymus m — lib. I, c. 34; Lib. 
contra Vigilant. c. 

Bon den der zu Schrift 
entnommenen Einwürfen gegen den Eölibat ber 
Geiftlichen feien hier folgende erwähnt: 

a) Man jagt, der Eölibat fei für den Menſchen 
eine unerträgliche Laft und die Auferlegung des» 
felben von jeiten der Kirche ein unberechtigter 
Zwang und ein gegen bie betreffenden Geiftlichen 
begangenes ſchweres Unrecht. Was den erften 
Zeil diefes Einwurfes betrifft, jo hat darüber ber 
im Kaiholicismus übergetreiene preußifche Geh. 

Nat Wil. Voll, der DVerfaffer des aus» 
—* Werkes: Der Cdlibat (IT, 211 ff.), 
unter anderem treffend bemerkt, wie folgt: „Sit 
& alfo um biejen Segenftand beftellt, alsdann 
darf man aud von feinem Menſchen Keufchheit 
und Beziwingung feiner Brunft fordern, und e8 
muß geftattet werden, dieſe zu Iöichen, wie man 
will, in oder außer der Ehe, weil... der Trieb 
nur auf Befriedigung, nicht aber auf das jehr 
pofitive Inftitut der Ehe hinweiſt.“ — Wa 
fodann den zweiten Teil des vorliegenden Ein- 
wurfs anlangt, jo hat dieſen berjelbe Verfaffer 
(ebend. II, 91 ff.) folgendermaßen widerlegt: 

„Wie fann man (nämlid) bei den Geiftlichen) von 
einer Erzwungenpeit des ehelofen Standes ſprechen, 
da man doc eine ber Freiheit zumiberlaufende 
Nötigung zum Ergreifen des geiftlichen Standes 

. nicht nachzumeifen vermag? Einem jeden, 
ber dieſem Stande fih widmen will, find bie 
unerläßlichen Bedingungen, unter denen er den» 
felben angehören fann, von vornherein befannt. 
Wenn er die Weihen empfängt, ifl er auch längft 


* 
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in dem Alter, worin man bie angebliche Un- 
bänbigfeit bes Geſchlechtstriebes am beftenerfermnt.“ 
b) Man wendet ein, daß infolge der Verpflich⸗ 
tung der Geiftlichen zum Eölibate jo mande ber» 
felben fih der Vergehen gegen die Sittenreinheit 
jchuldig machen, und behauptet, daß diefes unter- 
bleiben würbe, wenn ihnen die Eingehung ber 
Ehe geftattet wäre. — &8 läßt fi allerdings 


ann jei. tele nicht leugnen, daß gedachte Vergehen von 


fo manchem latholiſchen — verübt wurden 
und verübt werden. Allein dies geſchah und ge» 
ſchieht, wie die Erfahrung lehrt, fit von feiten 
verheirateter Laien, genug, daf 
der eigentlihe Grund jener Vergehen Tat kathofifher 
Geifilichen — im Cdlibate, ſondern anderswo 
zu fuchen ift. Much ber Eheftaub berwahtt ben 
Wüftling vor Ausſchweifung nicht. Es — m 
jedem Stande auf Selbſtbeherrſchung an, 

am wenigften den Geiftlichen au Kraft ide 
wird, wenn in ihnen durch ihre Erziehung eime 
innige, auf gründliche ak und — 
Bildung geſtühte Berufstreue erweckt und alsdaua 

von ſeilen ihrer Oberen durch ſorgfältige Über 
wachung und weile Strenge rege erhalten wird. 

e) $erner wird behauptet, daß der Cõlibat ber 
Geiſtlichen für das öffentliche Wohl und namert- 
lich für die Vermehrung der Bevölkerung nad» 
teilig ſei. — Allein auch diefer Einwurf if uw 

begrünbet. Denn bie Zahl der zur Ehelofigkei 
verpflichteten Geiftlichen ift verſhwindend fiein 
im Verhältnis zu denen, die in der Ehe Ieben und 
Kinder zeugen dürfen, jo daß von diejer Seite ber 
für die Fortdauer des Meuſchengeſchlechtes nichts 
zu befürchten iſt. 

IL. Einfegung ober Anordnung bes Göli- 
bat8 ber Geiſilichen. Wie bie Apoftel in dem 
Leben umd der Lehre Jeſu, jo erkannien auch die 
bon diefen eingefepten Leiter und Diener der Kirche, 
die Biihdfe, PVriefter und Dialonen, ſowohl in 
dem Leben und der Lehre Jeſu als auch in dem 
Leben und den Ausfprüchen der Apoftel für Ans 
einen Träftigen Wink und ein entzüdendes Vor⸗ 
bild. Die rege Begeifterung für ihren himmlischen 
Beruf ließ in ihnen für Ehe und eheliches Leben 
keine Neigung auflommen, ließ ihnen dazu and 
feine Zeit übrig. fie zur Zeit ihrer Ber 
rufung zum Kirchenbienfte ehelos, fo blieben fr 
es auch nachher; waren fie ee 8 verebelict, 
fo entjagten fie freiwillig der ehelichen Lebens 
gemeinihaft. — Daß dies ſchon in den erfiex 
Jahrhunderten ber Kirche als Regel galt, erheft 
aus des bi. Epiphanius, Biſchofs von Salamis, 
um das Jahr 377 verfaßtem Werle Expositio 
fidei cath. c. 21 und aus feinem ſchon vorher 
geichriebenen Panarium. Auch der HI. Hierony 
an in feinem um 406 verfaßten Liber contra 

Vigilantium c. 2, weift zur Widerlegumg der 
Behauptung dieſes Srrlehrers, wonach, angeblid 
auf Grund der Anordnung des Apoftels Panins 
(1Zim.8, 2.12. Tit.1,5.6; vgl. ob. &p. 1259), 
nur diejenigen zum Empfang ber Weihen zuge: 
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lafſen werben follten, bie in der Ehe leben, auf 
bie diesfalls bereitß beſtehende Ubung de Orients, 
Agyptend und des römijhen Patriarchates hin. 
Und Paphnutius, Biihof einer Stadt in Ober- 
Thebais in Agypten, bezeichnete auf dem erften 
allgemeinen Konzil zu Nicda im Jahre 825 es 
als eine alte kirchliche Überlieferung, daß jene, 
die Bifhöfe, Priefter, Dialonen oder Subbiafonen 
geworden find, nicht mehr die Ehe eingehen (vgl. 
Socrates, Hist. ecel. lib. I, c. 11; Sozom., 
Hist. ecel. lib. I, 0.33; Gelas. Cyzic., Volum. 
actorum Concil. Nic. lib. II, c. 32, inHardouin 
I, 437 sq.). — Bisweilen kam e8 wohl vor, daß 
auch verehelichte und in ehelicher Lebensgemein⸗ 
ſchaft beharrende Männer geweiht und zum Altar⸗ 
dienſte zugelafien wurden. Dies geſchah jedoch 
nur, infofern Die Kirche unter den Unverehelichten 
und denen, die ber ehelichen Lebensgemeinſchaft 
entfagen wollten, nicht fo viele Taugliche und 
Würdige fand, als fie deren bedurfte. Dies ber 
zeugt ber hl. Epiphanius (Panar. lib. II, haeres. 
59, c.4), fowie der hl. Hieronymus (Adv. Iovin. 
lib. I, c. 37). War ja im römifchen Reiche bis 
zum Jahre 320 die Ehelofigfeit geradezu verpönt 
(ogl. 1.1 Cod. Theod. de infirm. poen. coelib. 
8, 16; 1. 1 Cod. Iust. eod. 8, 58; Puchta, 


Kurfus der Inftitutt. T, 8. Aufl., 296 ff.; II,|D. XXXI 


451 ff.; [W. Volt,] Der Eölibat I, 5 ff). Wo 
immer aber die alten Geſchichtſchreiber ſoich einen 
Tal erwähnen, thun fie e8 in einer ſolchen Weiſe, 
daß es offenbar ift, fie wollten ihn keineswegs al8 
die Regel, vielmehr nur als eine Ausnahme von 
der Regel angejehen wiſſen. Dies ift namentlich 
der Fall mit Synefius von Eyrene, zu Anfang 
bes 5. Jahrhunderts, welcher, im Gheftande 
lebend, wegen feiner ausgezeichneten Tüchtigkeit 
und Würbdigfeit zum Biſchof von Ptolemais in 
Agypten gewählt wurbe, ſich aber weigerte, die 
Wahl anzunehmen, es fei denn daß ihm geftattet 
würde, mit feiner ihm vom Patriarchen Theo- 
philus rechtmäßig angetrauten Gattin in ehelicher 
Lebensgemeinichaft zu verharren; was ihm denn 
ſchließlich auch geftattet wurbe (vgl. Evagrius, 
Hist. eccl. lib. I, c. 15). 

So wurde denn bie Ehelofigfeit von den Geift- 
lichen höherer Weihen ſchon in den erften Zeiten 
der Kirche und ſchon zu ben Zeiten ber Apoftel 
nad) dem Vorbild und der Lehre Jeſu Ehrifti und 
der Apoftel aus eigenem freien Antriebe 
geübt, ohne daß fie ihnen durch ein förmliches 
Geſetz zur Pflicht gemacht worden wäre. — Im 
Saufe der Zeit aber ertaltete bei vielen Geiftlichen 
der Eifer für ihren firhlichen Beruf, und der 
Eölibat ward ihnen zur Lat; am ſeelſorglichen 
Wirken fanden viele von ihnen wenig Freude mehr, 
und ftatt deſſen regte ſich bei ihnen das Verlangen 
nad) weltlichen Genüflen und Freuden; fie trugen 
fein Bedenken, die Ehe einzugehen oder die früher 
eingegangene, welcher fie entjagt hatten, wieder 
aufzunehmen. In biefer Zeit, vornehmlich unter 
ben Stürmen ber Bölferwanderung, da viele 
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Kleriler von dem Ideale bes geiftlichen Lebens 
mehr und mehr ſich entfernten, trat an die Oberen 
der Kirche und insbefondere an die Päpfte die 
Notwendigkeit heran, der Verweltlichung der Geift« 
lichen mit Nachdruck zu begegnen und ihnen ben 
Cdlibat, den ſchon ihr übernatürlicher Beruf von 
ihnen erheifchte und den ihre Vorfahren aus eigenem 
freien Antriebe geübt hatten, durch ein förmliches 
Geſetz zur Rechtapflicht zu machen (vgl. Möhler 
a. a 0.1, 823 ff. [W. Voll], Der Eölibat 
I, 32 ff. 48 f.; 125 ff.). — Die betreffenden 
firhlihen Verordnungen fpreden denn auch 
vom Eölibat der Geiftlichen nicht etwa als von 
einer eben jetzt oder erft vor kurzem eingeführten 
Anftitution, ſondern als von einer ſchon längjt be= 
ftehenden, ja als von einer ſolchen Inftitution, bie 
bezüglich der gedachten Geiftlichen in Anbetracht 
ihres erhabenen, übernatürlichen Berufes fi) von 
ſelbſt verftehe. Die fpäteren diefer kirchlichen Ver⸗ 
ordnungen berufen ſich ſtets auf die früheren, und 
alle gründen ſich ſchließlich auf die Erhabenheit 
und Heiligkeit des neuteftamentlichen Prieftertums, 
auf die Heilige Schrift Alten und Neuen Bundes, 
namentlich auf das Leben und die Lehre Jeſu 
Eprifti und der Apoftel, ſowie auf bie diesfällige 
Übung des kirchlichen Altertum (vgl. 3.2. o. 3, 

a 0.8.4, D. LXXXIV; c. 2. 8. 4, 
D. LXxXIJ). 

II. Einführung des Eölibats der Geift- 
lichen, und zwar 1. in bee morgenländifden 
Kirche. Im der morgenländifchen Kirche war, 
namentlich in betreff der Eingehung der Ehe 
von feiten der Geiftlichen höherer Weihen, in den 
fogen. Apoftolifchen Konftitutionen lib. VI, c. 17 
verordnet, da diejenigen, die zur Zeit ihrer Ordi⸗ 
nation zum Biſchof, Priefter oder Diakon unver» 
ehelicht waren, nun nicht mehr heiraten dürften; 
um fo weniger aber dürften diejenigen, die bereit& 
vor ihrer Ordination geheiratet hatten, nunmehr 
(nach dem Tode ihrer Frau) eine zweite Frau 
nehmen. Und von den fogen. Apoſtoliſchen Canones 
beftimmt can. 25 (al. 26. 27), daß von den Geift« 
lichen nur die Leltoren und die Pfalten die Ehe 
eingehen dürfen. — Die Synode von Ancyra in 
Galatien vom Jahre 314 hat indes im can. 10 
(Hardouin I, 275, aud) im c. 8, D. XXVIN) 
den Biſchöfen die Befugnis erteilt, den zu Dia- 
tonen zu Weihenden die nachherige Eheſchließung 
zu geflatten, indem fie ihnen erlaubte, auch ſolche 
zu Siatonen zu weihen, die fich vor der Orbination 
die nachherige Eingehung ber Ehe vorbehielten. 
Dieſe durften, wenn fie vom Biſchof, trotz jenes 
Borbehaltes, orbiniert wurden, ohne weiteres hei⸗ 
taten und aud im Kirchendienſte verbleiben. 
Hatten fie aber die gedachte Weihe ohne ſolchen 
Vorbehalt empfangen, fo durften fie nachher fich 
nicht mehr verehelichen ; thaten fie es dennoch, jo 
wurden fie vom Kirchendienſte entfernt. Denjenigen 
aber, welche zu Prieftern geweiht werden follten, 
konnte der Biſchof die gedachte Nahficht durchaus 
nicht erteilen. Wer einmal zum Priefter geweiht 
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wurde, durfte nachher unter feinen Umftänden bie 
Ehe eingehen; wenn er es dennoch that, fo traf 
ihn nad) can. 1 der zwiſchen 314 und 825 ge 
haltenen Synode von Neocäfarea in Pontus 
(Hardouin I, 281, aud) im c. 9, D. XXVII) 
die Strafe der Abſetzung vom Prieftergrade. 
Betreffend fodann die ehelihe Lebens⸗ 
gemeinschaft der Geiftlichen höherer Weihen 
mit ihren vor der Ordination genommenen Frauen, 
fo wurde auch diefe ſchon in den erften Zeiten der 
Kirche für die gedachten Geiftlichen ala nicht ge= 
ziemend angejehen (vgl. Clem. Alex., Strom. 
lib. II, c. 6). Auf dem erften allgemeinen Konzil 
zu Nicäa vom Jahre 325 wurde von einigen Bi- 
ſchöfen, wahrfcheinlich von jenen aus Spanien, 
wo dies bereit3 auf der Synode zu Elvira vom 
Jahre 306 im cap. 33 (Hardouin I, 253 sq.) 
ausdrücklich verordnet war, beantragt, es möchte 
den gedachten Geiftlichen bie Fortſehung ber ehe- 
lichen Lebensgemeinſchaft mit ihren im Laienftande 
ober in ben niederen Weihen geehelichten Frauen 
durch ein förmliches Kirchengeſetz verboten werben. 
Allein gegen biefen Antrag wurde von dem ſchon 
erwähnten Bifchof Paphnutius, einem wegen feiner 
Sittenreinheit und Unbefcholtenheit allgemein ge» 
achteten Manne, ber ſelbſt unverehelicht war, 
geltend gemacht, daß ſolch ein Geſetz dieſe Geift- 
lichen felbft oder doch ihre Frauen leicht in die 
Gefahr von Vergehen der Unkeuſchheit ſtürzen 
könnte. Der Biſchof bewog dadurch das Konzil, 
von Erlaſſung eines förmlichen Geſetzes in diejer 
inficht abzuftehen und e8 dem freien Willen der 
etreffenden Geiſtlichen zu überlaſſen, des ehelichen 
Umganges mit ihren Frauen ſich zu enthalten oder 
ihn fortzufegen (vgl. Socrates, Sozom., Gelas. 
Cyzic. 11. cc.). — Auf diefe Weife entitand in 
einigen Gegenden der morgenländifchen Kirche die 
Gewohnheũ, daß die Geiftlichen höherer Weihen 
die eheliche Lebensgemeinſchaft mit ihren vor Em» 
pfang dieſer Weihen geehelichten frauen fortjeßten, 
mährend in andern Gegenden dieſer Kirche joldhe 
Geiftliche aus eigenem Antriebe ſich ihrer Frauen 
enthielten (vgl. Socrates 1. c. lib. V, c. 22; 
v. Hefele, Beiträge zur Kirchengeſchichte I, 137). 
Auf der Trullanifhen Synode vom Jahre 
692 wurbe im c. 6 (Hardouin III, 1661, auch 
im c. 7, D. XXXII) in betreff ber Eheſchließung 
ſeitens der Geiftlichen beftimmt, daß nur einfache 
Kleriker (bloß Tonfurierte oder Pfalten) und die 
Kleriler nieberer Weihen (Leltoren) die Ehe 
ſchließen dürfen, die der höheren Weihen aber, 
vom Subbiafonate aufwärts, leineswegs; die von 
ihnen dennoch eingenangene Ehe war nad c. 3 
ebend. (Hardouin III, 1661) ungültig. Durch 
diefe Synodalbeftimmungen war zugleih den 
Biichöfen bie ihnen bisher auf Grund des can. 10 
der Synode von Anchra vom Jahre 314 Zu« 
fiehende Gewährung nachheriger Verehelihung 
entzogen. — In betreff der ehelichen Lebensgemein« 
Schaft der bereits orbinierten Geiftlichen mit ihren 
früher geehelichten Frauen hat die genannte Synode 
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im can. 13 (Hardouin III, 1665) den Subdia- 
onen, Diakonen und Prieftern ohne weiteres bir 
Fortſetzung ehelicher Lebensgemeinfchaft mit ihrer 
dor ara des Subdialonats genommeren 
Frauen geftattet, jedoch jo, daß fie an jenen Tagen, 
wo ihnen die Verrihtung des Gottesdienſtes ob- 
liegen würde, des ehelichen ey m ſich zu ent · 
halten Hätten. Zugleich hat dieſe Synode ar dem 
erwähnten can. 13 beflimmt, daß veyyeiratete 
Männer zu den gedachten drei höheren Weihen, 
wenn fie nur fonft dazu tauglich find befördert 
werden können, und daß ihnen niemanb, wie es 
in ber lateinischen Kirche geſchehe, die Beobachtung 
der Enthaltjamteit auferlegen dürfe; wer es den- 
noch zu tun wage, der jolleabgejeßt werben. Nur 
den Bilchöfen bat jene Synode im can. 12 
(Hardouin III, 1664 sq.) die Sortfegung der 
ehelichen Lebensgemeinfchaft, und zwar unter 
Strafe der Abiegung, verboten unb bemgemäk 
im can. 48 (Hardouin III, 1680) für ben 
Fall, daß ein Verheirateter zum Biſchof gemeiht 
werben follte, angeordnet, daß dies nur unter ber 
Vorausſetzung geichehen Dürfe, wenn bie betreffende 
Frau dazu ihre Zuftimmung gebe, ſich von ihm 
trenne und nach deijen Konſekration zum Biſchof 
in ein von deſſen Biſchofsſihe entferntes Frauen» 
Hlofter eintrete. Diefe Beftimmungen der Trulla- 
niſchen Synode wurben für die morgenlänbifde 
Kirche im Laufe der Zeit aud) von dem Apoflos 
liſchen Stuhle anerfannt und bilden in dieſer Ber 
ziehung bis jetzt das geltende Recht (vgl. c. 13, 
Xdevit. et honest. eler. 3, 1; c. 6,X do eler. 
coniug. 3, 3; Benediet. XIV., Const. Etai 
pastoralis, d. d. 26. Maii 1742, $ 7, n. 26. 27. 
28; Laurin, Der Cölibat der Geiftlihen, 1880, 
©. 118 ff. 187 ff). 

2. In der abendländifchen Kirche. Hier 
wurden Cölibatägeieke a) zunächft für die Geift ⸗ 
lichen höherer Weihen, umd unter biefen zuerft 
für die Biſchöfe, Prieſter und Diatonen, 
fpäter auch für die Subdiatonen erlafien. 
Zum Beweis deſſen wollen wir hier einige der be» 
züglicden kirchlichen Verordnungen, namentlich 
päpftliche Dekretalen und Synodalbeſchlüſſe er⸗ 
wähnen. Und zwar werden wir mit dem 6. Jahr⸗ 
hundert, in welchem ber Edlibat in ber abend» 
ländifchen Kirche allgemein auch den Subdiakonen 
zur ftrengen Pflicht gemacht wurde, beginnen und 
von da zu den früheren Jahrhunderten der Kirche 
zurückſchreiten. — Die Synode von Agde 
(Agatha) im füdlihen Gallien vom Jahre 506 
beitimmte im can. 9 (Hardouin II, 909), daß, 
wenn verehelichte Dialonen oder Priefter die ehe- 
liche Lebensgemeinſchaft mit ihren Frauen wieder 
aufnehmen würden, in betreff derfelben die bezüg- 
lichen Verordnungen ber Päpfte Imnoceny L 
(402—417) und Siricius (394—898) Anwen⸗ 
dung finden follen. Mit der erfterwähnten Ber- 
ordnung Papft Imnocenz’ I. ift die Verorbnung 

jemeint, welche diefer Papft im Jahre 405 an 
Eeinperin, Biſchof von Tonloufe, infolge ber von 
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diefem an ihn erflatteten Anzeige von menthalt 
famen Prieftern und Diafonen erlafien hatte 
(Hardouin I, 1002 sq.,aud im c.2, D.LXXXII, 
und teilweife im c. 6, D.XXXI). Unter Hinweis 
auf die Beitimmungen des Alten Bundes (3 Mof. 
11, 44; 20, 7) und den Ausſpruch des Apoftels 
Paulus (1 Kor. 7, 5) hatte nämlich Papft Inno 
cenz in dieſer Hinficht angeordnet, daß bie ehedem 
vom Papfte Siriciuß im Jahre 385 in einer An« 
weilung an Himerius, Biſchof von Tarragona, 
diesfalis feſtgeſetzten Strafen nach Maßgabe der 
Schuld der betreffenden Geiftlichen vollzogen 
würden. Papſt Siricius aber hatte in der er⸗ 
wähnten Anweiſung in cap. 7 (Hardouin I, 
849 sq., teiltweilfe auch in can. 3. 4, D. LXXXII) 
beftimmt, daß jene Priefter und Diakonen, die 
von dem für fie nad ihrer Orbination be= 
flehenden Verbote der ehelichen Lebensgemeinſchaft 
Kenntnis hatten und dennoch dawider handelten, 
und dies fogar noch unter Hinweis auf die Ehen 
der altteftamentlichen Priefter und Leviten zu 
rechtfertigen fuchten, gänzlich und für immer vom 
Kirchendienſte zu entfernen ſeien; diejenigen aber, 
welche ſich diesfalls mit Unkenntnis des bezüge 
lichen Verbotes entſchuldigten, wofern fie von da 
an enthaltfam leben würden, in ihrem jetzigen 
Kirchendienfte belaſſen, zu einem höheren aber 
keineswegs befördert werden fünnen (vgl. hierzu 
Möbler a. a. O. I, 280 f.; Laurin a. a. O. 
S. 70 f.). Die ſechſte (al. fünfte) Synode von Kar⸗ 
tbago vom Jahre 401 hat im can. 4 (al. can. 3) 
mit Berufung auf die früheren diesfälligen An« 
ordnungen (priora statuta) beftimmt, daß bie 
Biſchdfe, Priefter und Diafonen auch bes Um⸗ 
gangs mit ihren Ehefrauen ſich zu enthalten haben, 
in betreff der übrigen Geiftlihen aber folle in 
diefer Beziehung die Gewohnheit der betreffenden 
Kirche maßgebend fein (Hardouin I, 987, auch 
im o. 4, D. LXXXIV). Unter den hier angezo= 
genen früheren Anordnungen (priora statuta) 
find die Verordnungen der im Jahre 387 oder 
390 zu Karthago unter Bifchof Genethlius ges 
baltenen zweiten Synode zu verftehen, wo im 
cap. 2 (Hardouin 1, 951, auch im c. 3, D. 
LXXXIV und teilweife im c. 8, D. XXXI) mit 
Berufung auf die Schlüffe einer früheren, daſelbſt 
im nãchſiworhergegangenen Jahre 386 ober 389 
ehaltenen Synode (praeteritum concilium) 
owie auf die Lehre der Apoftel (quod Apostoli 
docuerunt) und auf die alte bung der Kirche 
(et ipsa servavit antiquitas) beftimmt wurde, 
daß die Bifhöfe, Priefter und Diakonen und bie 
fonft noch bei den heiligen Funktionen ſich bes 
thätigenden Geifllichen (qui sacramentis divinis 
inserviunt, qui sacramenta contrectant) feujd 
leben und felbjt des Umganges mit ihren Ehe 
frauen ſich enthalten follen. — In Spanien hatte 
ſchon die Synode von Elvira (Mliberis) vom 
Jahre 306 im cap. 33 (Hardouin I, 258) nicht 
bloß den Bifchöfen, Prieftern und Dialonen, ſon⸗ 
dern auch allen übrigen im Altarbienfte ftehenden 
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Geiſtlichen (omnibus clerieis, positis in mini- 
sterio), und zwar bei Strafe der Ausſchließung 
aus dem geiftlichen Stande, zur Pflicht gemacht, 
ſich ihrer Frauen zu enthalten. 

Aber nicht bloß den Biſchöfen, Prieftern und 
Diakonen, fondern auch den Subdialonen 
wurde, ſeitdem ihnen teilweiſe auch der Altarbienft 
anvertraut worden war, die Verpflichtung zum 
Cdlibate auferlegt. Daß dies in Spanien jeden⸗ 
falls ſchon zu Anfang des 4. Jahrhunderts ſiatt ⸗ 
I ergiebt ſich aus dem eben erwähnten cap. 83 

er Synode von Elvira, wo unter den übrigen, 
nad den Bifchöfen, Prieftern und Diakonen an⸗ 
geführten, im Altardienfte ftehenden Geiftlichen 
jedenfalls die Subbiafonen mitbegriffen werben. 

Daß in Afrika die Subbiafonen gegen Ende 
des 4. Jahrhunderts jedenfalls zum Gölibate ver« 
pflichtet waren, ergiebt fih aus dem oben an« 
geführten cap. 2 der im Jahre 387 oder 390 ge⸗ 
baltenen Synode von Karthago, wo unter den 
Geiftlichen, die außer den Biſchöfen, Prieftern 
und Diafonen sacramentis divinis inserviunt 
ober sacramenta contrectant, unzweifelhaft die 
Subdialonen zu verftehen find. 

Daß ferner der päpftliche Stuhl die Sub⸗ 
diafonen jedenfalls jchon um die Mitte des 
5. Jahrhundert? zum Edlibat als verpflichtet er⸗ 
achtete, erhellt aus Papſt 2eos I. (440—461) 
Schreiben an Anaftafius, Bifchof von Theſſalonich 
und Apoftoliihen Viklar in Illyricum, vom 
Jahre 446 (Opp. I, 687 2q.; auch in c. 1, 
D. XXXII), wo ber Papft aus der bezüglichen 
Verpflichtung der Subdiafonen auf die noch firen« 
gere diesfällige Verpflichtung der Diakonen, Prie- 
fter und Biſchöfe ſchließt. In gleihem Sinne 
äußert derfelbe Papft ſich darüber in feinem im 
Jahre 458 oder 459 an Ruſticus, Biſchof von 
Narbonne im füdlichen Gallien, gerichteten Schrei« 
ben (Opp. 1. c. col. 1416, auch im c. 10, D. 
XXXI). — Insbefondereaberhat Papſt Gregor J. 
(590—604) die Subdialonen, ebenjo wie die 
Diatonen, Priefter und Biſchöfe, zur Beobachtung 
des Eölibates für verpflichtet erflärt. Und zwar 
that er dies zuerft in feinem an Petrus, Subdiafon 
und päpftlichen Delegaten (defensor) in Sicilien, 
gerichteten Schreiben vom Jahre 591 (Registr. 
lib. I, epist. 44, aud) im c. 1, D. XX VIII und 
im c. 1, D. XXXIJ), worin er durch diefen den 
Biſchöfen Siciliens die Weifung erteilte, von nun 
an niemand, der nicht vorher das Verſprechen 
der Keuſchheit geleiftet, zum Subdiafon zu weihen. 
Diefe zunäft für Sicifien erlaffene Verordnung 
befahl derfelbe Papft im Jahre 594 (Registr. 
lib. IV, epist. 5, auch im c. 9, D. XXXII) au) 
dem Biſchof von Reggio in Kalabrien für feine 
Didcefe ſich zur Richtſchnur zu nehmen. Bon den 
Zeiten dieje8 Papftes ab wurden und werden bie 
Subdiafonen in der gejamten abendländifchen 
Kirche zur Beobachtung des Cdlibats als ver- 
bunden erachtet. Dies erhellt unter anderem aus 
cap. 15 der von Papft Eugen II. (824—827) 
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zu Nom im Jahre 826 gehaltenen Synode (Har- 
douin V, 66), aus can. 5 der unter Papft Ca⸗ 
lixtus ı. (1119—1124) im Jahre 1119 ge= 
haltenen Synode von Rheims (Hardouin VI, 
2, col. 1984) und aus Conc. Trid. Sess. XXIV, 
de sacram. matrim. can. 9, in welchem als 
ſolche, die von Eingehung der Ehe ausgeichloffen 
And, außer den Regularen, welche die feierliche 
Ordensprofeß abgelegt Haben, überhaupt bie 
clerici in sacris ordinibus constituti, und 
fomit aud die Subdiakonen genannt find. 

Bis gegen Ende des 11. Jahrhunderts war 
im Abendlande den Geiftlichen höherer Weihen 
die Ehe bloß unter Strafe der Abjegung vom 
Kirchendienfte, unter Umftänden auch ber &- 
tommunifation, verboten; wurde fie dennoch ein= 
gegangen, fo war fie Bloß deswegen keineswegs 
ungültig und nichtig (vgl. Laurin a. a. 
©. 154 ff.). Mein teilweife feit dem Ende des 11. 
vollends aber feit Anfang des 12. Yahrhunderts 
und insbejonbere feit dem erften und zweiten öfu- 
menifchen Konzil vom SLateran im Jahre 1128 
bezw. 1139 (im c. 8, D. XXVII und c. 40, 
C. 27, qu. 1) ift diefelbe nicht bloß unerfaubt, 
fondern au ungültig, fo baß feit jener Zeit 
die höheren Weihen nach kanoniſchem Rechte ein 
trennendes Ehehindernis (impedimentum matri- 
monii dirimens) bilden. Dies ſpricht indbefon- 
dere can. 7 des zweiten allgemeinen Konzils vom 
Lateran vom Jahre 1189 (c. 40, C. 27, qu. 1) 
und das Konzil von Trient (Sess. XXIV, de 
sacram. matrim, can. 9) aus. Außerdem ver⸗ 
fallen die Geiftlichen höherer Weihen, welche es 
tagen, eine Ehe einzugeben, laut ber Konftitution 

apft Pius’ IX. Apostolicae Sedis vom 12. Ot- 
tober 1869 in die ben betreffenden Diöcefanoberen 
rejervierte Exrfommunifation, und zwar auch in 
dem alle, wenn fie an Orten, wo das Defret 
des Konzils von Trient (Sess. XXIV, de reform. 
matrim. cap. 1) in Geltung ift, die Civilehe ein» 
gehen (8. C. Officii die 22. Decembr. 1880; 
J Archiv für kath. Kirchenrecht, Bd. 46, ©. 26). 
Überdies werden die Geiftlichen höherer Weihen, 
die es wagen, die von ihnen eingegangene ehe 
liche Verbindung auch fleifchlich zu vollziehen, 
irregulär (bigamia similitudinaria). Pgl. c. 4 
7, X de bigam. non ord. 1, 21; Reiffenstuel, 
Ius canon. univ. lib. I, tit. 21, n. 15. 

In gleicher Weile wie den Geiftlichen höherer 
Stände wurbe der Edlibat b) auch den Inhabern 
firhliher Amter (officia eccl.) und kirchlicher 
Pfründen oder Beneficien (beneficia eccl.), ob 
fie gleich nur die niederen Weihen ober gar nur 


die Tonfur hatten, auferlegt (cf. Synod. Turon. | (ad 


a. 1056, c. 7; Hardouin VI, 1, col. 1045). 
Allein vom 12, Jahrhundert ab ift ben gebachten 
Geiftlicden, wofern fie nicht die höheren Weihen 
baben, die Eingehung ber Ehe geftattet ; fie ver» 
lieren jedoch mit Eingehung ber Ehe fofort ihr 
bisheriges Tirchliches Amt oder Beneficium (vgl. 
c. 1.3. 5, X de cler. coniug. 8, 3). 
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c) Einige Synoben, wie 3.8. Carthag. a. 419 
cap. 25 (Hardouin I, 878), Epaun. a. 517 
can. 37 (Hardouin II, 1051) und August. Vin- 
del. a. 952 cap. 11 (Hardouin VI, 1, col. 618), 
wollten den Cölibat auch den Kleritern nieberer 
Weihen, ja felbft bloßen Klerilern (Tonfurierten), 
ohne Unterſchied, ob diefelben ein kirchliches Bene⸗ 
ficium inne hatten ober nicht, auferlegt wifien. 
Allein diefe und andere ähnliche Synodalbeftim«- 
mungen haben in ber Sirche nie allgemeine Gel⸗ 
tung erlangt; fie blieben auf die betreffenden 
Didcefen oder Kirchenprovinzen bejchränft und 
kamen allmäplic) ganz und gar außer Übung, 
fo daß nur die Geiftlichen höherer Weihen als 
ſolche zum Cölibate u verpflichtet blieben 
(vgl. Laurin a. a. O. 81 ff.). 

Wenn in der abenbländifchen Kirche ein Ver⸗ 


OD. | heirateter eine höhere Weihe empfangen will, ID 


wird Dazu nad) der gegenwärtigen lirchlichen Dis · 
ciplin, außerbem daß feine Ehe frei von Bigamie 
fein muß (vgl. c. 10—13, D. XXXIV; c. 1.3. 
5. 7, X. de bigam. non ordin. 1, 21), gefordert, 
daß feine Ehegattin zu feiner Weihung (Ordi⸗ 
nation) die Zuftimmung gebe, in ein Siofler ein« 
trete und dajelbft die feierliche Profeß (professio 
religiosa solemnis) ablege (vgl. Bened. XIV, 
De synod. dioec. lib. XIII, cap. 12, n. 10). 
Ehedem wurde der Eintritt einer jolcden Ehegattin 
in ein Klofter nur in dem alle geforbert, wo 
ihr Ehegatte zum Bifchof fonfekriert werben jollte 
(vgl. c. 5. 6, X de convers. coniugat, 3, 32), 
oder wenn fie noch jugendlichen Alters oder ans 
einem andern Grunde dem Verdachte der Un⸗ 
enthaltfamkeit außgejeßt war; außer dieſen Fällen 
war fie nicht verpflichtet, in ein ee einzutreten 
und dafelbft die feierlihe Profeß abzulegen ; = 
war nur verbunden, das einfache elühbe” der 
Keuſchheit (simplex votum castitatis) abzulegen, 
und konnte übrigens außer den Klofter leben (vgl. 
Gl. zu cap. un. de vot. VI. Extr. Ioan. XXIL 
v.noverit convenire). 

IV. Rechtsgrund des Eölihatt der Geift« 
lichen. Aus dem bisher Geſagten erhellt, daß die 
Verpflichtung der Geiftlichen zum Eölibate nicht 
unmittelbar auf göttlicher (iure divino), fondern 


nur auf kirchlicher Anordnung (iure ecclesiastico, 


humano) beruft. Könnte es ja fonft in biefer 
Beziehung zwifchen ber morgen- und der abend» 
Tänbijchen Kirche feine Verfchiedenheit geben. Auch 
ſehr getwichtige kirchliche Autoritäten find dieſer 
Anfiht. So namentlih Papft Innocenz IV. 
(1243 bis 1254) in feinem Sommentar zum 
Bene Bopft Gregor IX. vom Jahre 1234 
2, X de convers coniug. 3, 32), der 
Hl. Thomas von Aquino (Summa Theol. 2, 2, 
qu. 88, art. 11) und ber hl. Alfons von Liguori 
(Theol. moral. lib. VI, n. 1059). — Fragt 
man weiter, welches der eigentliche Rechtstitel 
fei, auf welchem die Verpflichtung der Geift- 
lichen zum Cdlibate zumächft beruft, ob es 
nämlich das Gelübde der Keufchheit (votum 
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castitatis, votum continentiae) oder aber 
die irhlicde Verordnung (constitutio seu 
lex Ecclesiae) ſei, jo ifl, was die morgen- 
ge ned er Mar, daB der Rechts- 
nen Verpflichtung bezw. gedachten 

na es — 
lediglich die kirchliche Verordnung iſt. In 
jener Kirche braucht ja kraft des can. 18 der 
Trullaniſchen Synode (vgl. ob. Sp. 1268) von den 
Orbinanden vor Empfang ber höheren Weihen, 
namentlich de Subbiafonates, fein Keufchheitt- 
gelübde abgelegt zu werden, — ja darf auch nicht 
einmal gefordert werden. Nichts deſtoweniger aber 
find die jo ordinierten Geifttichen von Subdiakonen 
aufwärts nad) Empfang einer der gedachten Weihen 
zur ee rechtlich unfähig (vgl. Laurin 
a.a.D.1725.). — In der abenbländiichen Kirche 
wurde allerdings ſchon in früher Zeit, und be⸗ 
ſonders jeit den Zeiten Papft Gregors I. (590 
bis 604), von allen, welche eine höhere Weihe, 
namentlich das Subdiatonat, empfangen wollten, 
die Ablegung bes Keuſchheitsgeiübdes verlangt, 
und wenn fie ſich weigerten, dies zu thun, ihnen 
die Erteilung der Weihe verfagt (vgl. c. 1, D. 
XXVIII; c. 1, D. XXX]). 

Deflenungeachtet fahen diele und angejehene 
Kanoniften und Theologen ald Rechtstitel jener 
Verpflichtung, bezw. jenes Ehehindernifjes, bie 
tirchliche Verordnung (constitutio seu lex ecele- 
siastica) an; jo namentlich Johannes Duns Sco- 
tus (geft. 1308), Quaestiones in IV. Sententt. 
dist. 37, qu. un. $ Dico igitur (Opp. ed. Lugd. 
IX, 1639, 772); ferner Johannes a Turrecremata 
(geft. 1465), Comment. in Gratian. Decret. 
c. 8, D. LXXXIV (ed. Venet. 1578, I, 551, 
col. 1), auch Catech. Rom, part. u, cap. 7, 
qu. 19 (vgl. Laurin a. a. O. ©. 173, Anm. 2). 
Zugleich aber machte infolge jener Ablegung des 
Keuſchheitsgelübdes bei vielen andern, ebenfalls 
angejehenen Theologen und Kanoniften diesfalls 
ſich die Anficht geltend, der eigentliche Redhts- 
titel jener Verpflichtung der Geiftlichen höherer 
Weihen, bezw. jenes Ehehindernifies, fei das 
Keuſchheitsgelübde (votum castitatis). — Daß, 
folange in der abenbländifchen Kirche die bung 
beftand, wonach die zu Orbinierenden por Em« 
pfang einer höheren Weihe ausdrüdlich das Ge- 
lübde der Keuſchheit ablegen mußten, die gedachte 
Verpflichtung derjelben und das gedachte Ehe⸗ 
bindernis wirklich auf dem Gelübde beruhte, ift 
nicht zu leugnen (vgl. Gl. ad c. 6, X de cler. 
coniug. 3, 3, v. votum continentiae). — Allein 
gegenwärtig, und zwar ſchon feit Ianger Zeit, 
befteht jene Übung h der abenbländifchen Kirche 
nicht mehr. Gegenwärtig führt der Biſchof, un« 
mittelbar vor Spendung der Subbiafonatsweihe, 
auf dem Faldiftorium vor dem Altare figend, den 
zu Weihenden lediglich zu Gemüte, daß mit dieſer 
Weihe die Verpflichtung zum Eölibate verbunden 
if, fo daß fie, falls fie fich entichliehen, jene zu 
empfangen, notwendig auch dieſe auf fich nehmen. 
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Sie möchten daher, fo ermahnt er fie, die Sache, 
folange es noch Zeit ift, reiflich erwägen; und 
ng fie ſich entjchließen, bei dem gefaßten Vor⸗ 
jaße zu beharren, im Namen Gottes binzutreten ; 
worauf er, wenn die Betreffenden wirklich zu ihm 
bingetreten find, fofort, ohne von ihnen irgendwie 
ein Keufchheitsgelübde abzuverlangen, die heilige 
Weihehandlung vomimmt (f. Pontificale Rom. 
tit. de ordinat. subdiac.). 

Daß in diefem Falle ein ausdrüdliches (ex- 
pressum) Seufchheitsgelübbe nicht ftattfinbet, 
liegt auf der Hand. — Aber vielleicht doch ein 
ſtillſchweigendes (tacitum), gleichwie ehe⸗ 
dem auch die feierliche Ordensprofeß und mit ihr 
auch das feierliche Orbensgelübde ſtillſchweigend 
abgelegt werben konnten ? Offenbar läßt ſich eine 
auch nur ſtillſchweigende Ablegung bes Keufch- 
beitögelübdes in dem Falle [chwerlich annehmen, 
wo jemand eine höhere Weihe empfängt, ohne von 
der mit ihr verbundenen Verpflichtung zum Eöli« 
bate Kenntnis zu haben. Und dennoch ift der= 
jenige, welcher in fol einer Unwiſſenheit bie 
höhere Weihe empfing, wenn er nur zur Zeit ber 
Ordination bereit8 in reifem Alter ftand und die 
Weihe aus freiem Willen empfing, nach den Bes 
fimmungen des fanonifchen Rechts zur Beobach⸗ 
tung des Cdlibats verpflichtet und zur Eingehung 
der Ehe rechtlich unfähig (vgl. Gl. ad c. 16, D. 

‚ v. ignorantiae). 

Noch weniger kann mit Grund ein Keufchheitg« 
gelübde in dem Falle al8 vorhanden angenommen 
werben, wo jemand, indem er eine höhere Weihe 
zu empfangen im Begriffe ift, die Abficht het, 
oder fie gar auch äußerlich erflärt, die betreffende 
Weihe zwar zu empfangen, die mit ihr verbundene 
Verpflichtung zum Eölibate aber durchaus nicht 
auf fi zu nehmen. Troz alledem ift auch ein in 
diefer Weiſe Orbinierter zur Beobachtung des 
Cdlibats verpflichtet und zur Ehefchließung redht= 
lich unfähig (vgl. Sylvester Prierias, Summa 
Summarum, v. matrimonium, art. VIII, 
qu. 12, diet. 2). Auf welchen Grund hin? Etwa 
auf Grund bes Keuſchheitsgelübdes? 

Sodann müßte, wenn die gedachte Verpflich- 
tung eigentlich auf dem Keuſchheitsgelübde be⸗ 
ruhte, welches mit bem Empfange einer höheren 
Weihe notwendig verbunden ſei, Daraus notwendig 
folgen, daß derjenige, welcher gültig die befagte 
Weihe empfing, damit auch unter allen Umftänden 
die gedachte Verpflichtung zum Edlibate auf ſich 
Ind. Dies ift aber nach dem beftehenden kirchlichen 
Rechte keineswegs ber Fall, indem dieſes in vielen 
Fällen, wo es den Empfang der höheren Weihe 
ganz und gar als gültig anerfennt, den Empfänger 
derfelben dennoch zur Beobachtung des Eölibates 
nicht als verpfigttt anfieht, wie dies namentlich 
dann ftattfindet, wenn jemand die höhere Weihe 
im Alter der Unmündigfeit (impubertas) ober 
gar_der Kindheit (infantia) oder infolge einer 
großen, ihn ungerechterweiſe eingeflößten Furcht 
empfangen hat (vgl. Benediet. XIV., Const. 
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Eo quamvis, d. d. 4. Maii 1745, 88 20—23; 
ferner De synod. dioec. lib. XII, c. 4, n. 2). 

Schließlich verdient in ey Hinficht aud) noch 
der Umſiand Beachtung, daß, während ehe de m 
die feierliche Ordensprofeß und mit ihr das feier⸗ 
liche Keuſchheitsgelübde (vgl. c. un. de vot. in 

1,3, 15; c. un. eod. in Extr. Ioan. XXII) 
au ftitfehweigend (tacite) fonnte abgelegt wer= 

den, dies nach dem je&t geltenden kirchlichen 
Rechte und namentlich auf Grund des Defretes 
der 8. Congr. super statu regular.: Sanotis- 
simus Dominus, d. d. 17. Iul. 1858 (Analect. 
Iur. pontif. ser. III, col. 1232 sq.), nicht mehr 
geſchehen kann. 

Dies alles zufammengefaßt und reiflich er- 
wogen, erjcheint die Dieinung, nad welcher die 
Verpflihtung der Geiftlichen höherer Weihen 
zum Gölibate auf kirchliche Verordnung (con- 
stitutio seu lex ecclesiastica) gegründet ift, 
ungleich) annehmbarer und folgerichtiger denn jene, 
nad) welcher die gedachte Verpflichtung auf einem 
von dem betreffenden Geiftlichen mit Empfang 
ber bezüglichen Weihe abgelegten Keuſchheits- 
gelübde beruht (vgl. Laurin a. a. O. ©. 172 ff.). 

V. Dispens vom Gölibat der Geiftlichen. 
Daraus, daß der Eölibat der Geiftlichen nicht auf 
göttlicher, ſondern nur auf firhlicher Anorbnung 
beruht (vgl. ob. ©. 1268), folgt, daß die Kirche 
auch befugt ift, von dieſer Verpflichtung und dem 
davon abhängenden Ehehinderniffe Dispens oder 
Nachſicht zu erteilen. Weil aber diefe Verpflich 
tung mit dem bamit verbundenen Ehehindernifie 
auf bem gemeinen Kirchenrechte (ius ecclesiasti- 
cum universale, commune) beruht, fo ift flat, 
daß davon aus eigener Macht nur der Papft ober 
ein allgemeines Konzil Dispenfieren Tann. — Das 
eben Gelagte gilt, mag übrigens die gedachte 
Verpflichtung zunächfl auf kirchlicher Verordnung 
(constitutio seu lex ecclesiastica) oder auf dem 
Keufchheitsgelübbe (votum castitatis) beruhen, 
indem die Kirche, und namentlich der Papft, kraft 
der von Ehriftus empfangenen Binde» und Löfer 
gemalt (Matth. 16, 18. 19) aus zureichenden 
Gründen aud von Gelübden (vota) Nachſicht 
erteilen kann (vgl. Thomas Ag. S. Th. 2, 2, 
q. 88, art. 11 c.; Ioan. Andreae, Novella, 
— ad c.6, X qui cler. vel vovent. 
4.6,n. 

Solche Wieenſen in dem Umfange, daß Geift« 
liche höherer Weihen die Ausübung der Weihe 
und den übrigen Kirchendienft aufgeben und eine 
Ehe eingehen und in biefer leben dürften, haben 
die Päpfte im Laufe ber Zeit auch wirklich, jedoch 
nur aus wichtigen Gründen, erteilt. Eine ſolche 
Dispens erteilte, um die Erhaltung ber betreffen» 
den Regentenfamilie zu ermöglichen, Papſt Bene» 
dift IX. (1083—1044) im Jahre 1033 dem 
Diakon Kafımir, dem Entel des polnifhen Königs 
Boleſlaw Ehrobry, welcher dann (1041—1058) 
König wurde. (Übrigens vgl. Laurin a. a. O. 
©. 180 ff.) 
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VI. Geſchichte des Cdlibats der Geiſtlichen. 
In der morgenländiſchen Kirche riß trog 
des can. 6 der Trullaniſchen Synode, kraft beffen 
Geiftlihe vom Subdiafon aufwärts nicht mehr 
die Ehe eingehen dürfen, allmählich der Miß 
— ein, daß ſelbſt zu ii geweihte Geift- 

liche noch innerhalb zweier Jahre nach ihrer 
Ordination zur Ehefchließung zugelafen wurden. 
Kaiſer Leo VI. (886—911) befeitigte (Nov. 
III, 37) diefen Mißbrauch und feßte den can. 6 
der Zrullaniihen Synode wieder in Ge 
jedoch mit der Milderung, daß bie Priefler, 
Diafonen und Subdialonen, die fi nad) em⸗ 
pfangener Weihe verehelichen, nicht mehr, wie 
bisher, ganz aus dem Klerus ausgeſtoßen wer ⸗ 
den follen, fondern nur daS geiftlihe Amt, 
welches fie bei ihrer Verehelihung inne — — 
verlieren, im übrigen aber im Klerus bleiben und 
für ſolche Firhliche Funktionen, bie mit dem Ehe» 
!tande vereinbar find, z. B. Abminiftrationg- 
geihäfte, verwendet werden. Zugleich aber hob 
derjelbe Kaiſer (Nov. II) die Verorbnungen Kaiſer 
Juſtinians J., wonach, wer Kinder oder Entel 
bat, nicht zum Biſchof gewählt werben darf 
(di. 42, $ 1; 1. 48, Cod. de episc. et cler. 
1.3; Nov. VI, cap. 1, $ 4; Nov. CXXIH, 
cap. 1; Nov. CXXXVII, cap. 2), auf und be= 
ftimmte, daß auch ein folder, wem er nur 
fonft tauglich und würdig ift, Biſchof werben 
tönne. — Dies bildet in der morgenländifdhen 
Kirche bis auf den heutigen Tag das geltende 
Recht. Demgemäß werden in dieſer Kirche bie 
Kandidaten des geiftlihen Standes nad) Voll« 
endung der theologiichen Studien vor Empfang 
der Weiden aus dem bilhöflihen Seminar 
entlafien, um fi, wenn fie wollen, zu ver 
ehelichen ; haben fie dies gethan — meiften® 
heiraten fie Töchter von Geiftlichen —, fo kehren 
fie in das Seminar zurüd, empfangen die höhe- 
ven Weihen einſchließlich des Presbyterates, 
werden dann in der Seelſorge oder in einem 
andern Kirchenamte angeſtellt und bleiben mit 
ihrer Ehegaitin in ehelicher Lebensgemeinſchaft. 
Zur Zeit des Altardienftes jedoch ſind fie ver= 
pflichtet, des ehelichen Umganges ſich zu enthalten 
Col. Benedict. XIV., Const. Etsi pastoralis, 

d.d. 26. Maii 1742, 35, n. 28). &tirht ihnen 
die Frau, fo dürfen fe feine Ehe mehr eingehen 
(ogl. Benedict. XIV. 1. c. n. 27; v. Hefele, Bei« 
träge zur Kirchengefchichte I, 187 ff.). Die Bir 
fchdfe werben dort meijtens nicht aus dem Säfular- 
Herus, welcher größtenteils verehelicht ift, — 
aus Ordensgeiſtlichen genommen (vgl. Beri 
Kirchenrecht, 3. Aufl., S. 448, Ann. 31). 

Im der abendländiſchen Kirche nahm die 
Geſchichte des Eölibats folgenden Verlauf. So— 
lange unter dem Klerus die kanoniſche Vebens- 
weile (vita canonica) herrſchte, wonach bie bei 
einer Kirche angeftellten Geiftlichen = Art der 
Ordensperſonen umter Aufficht des Vorftandes 
biefer Kirche ein gemeinjames Leben führten 
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(ogl. ec. 3, C. 12, qu.1; c. 9, X de vit. et 
honest. cler. 3, 1), wurde von demſelben auch 
der Gölibat genau beobachtet. Sowie aber in dem 
10. und den folgenden Jahrhunderten die gedachte 
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wurde und endli ganz aufhörte, wurde von 
diefen auch der Eölibat mehr und mehr verlegt. 
Viele Geiftliche, obwohl in kirchlichen Amtern und 
Pfründen und ſelbſt in höheren Weihen ftehend, 
trugen fein Bedenfen, öffentlich eine Frau oder 
gar eine Konfubine zu nehmen und mit derjelben 
zu leben. Ja manche von ihnen wagten es jogar, 
dieſe ihre zügellofe Lebensweiſe als eine recht⸗ 
mäßige barzufiellen. Man nannte diefe Geift- 
lichen, nach den ſchon in ber Heiligen Schrift 
(Apot. 2, 6. 15) und befonbers von den Kirchen» 

ftftellern ber erften lirchlichen Jahrhunderte 
erwähnten Nitolaiten, welche ein wüftes und fitten« 
loſes Leben führten und basjelbe überdies als ein 
erlaubte zu erweilen fuchten, — Nikolaiten 
(Nicolaitae) und ihr biesfälliges Vorgehen, in⸗ 
ſofern ſie einen Irrtum behaupteten, Nifolaittjche 
Ketzerei (haeresis Nicolaitarum), in gleichem 
Sinne, wie im fanonifchen Rechte auch die Simonie 
(ogl. Apg. 8, 9—24) als Ketzerei (haeresis 
simoniaca) bezeichnet wird (vgl. c. 5. 18. 28, 
©. 1, qu. 1). 

So kam es allmählich dahin, daß in manchen 
Gegenden die Geiftlichen ſich ganz und gar welt- 
lichen Genüflen Bingaben und ihren firhlichen 
Beruf, ben Gottesdienft und bie Sorge für das 
Seelenheil der ihnen anvertrauten Gläubigen, 
völlig außer acht ließen, das Kirchengut, ber 
fimmt zur Beförderung der Ehre Gottes und 
zur Linderung der Not der Armen und Ber 
lafienen, diefen frommen Zweden entzogen und 
zur Verforgung und Bereicherung ihrer Frauen 
und Kinder verwendeten, ja ſelbſi bie göttlichen, 
ihnen zur Verwaltung und Ausſpendung anver- 
trauten Gnadenmittel zu dieſem Behufe miß- 
brauchten und damit ſchnodes Gewerbe trieben. 
Zur Unenthaltfamteit der Geiftlichen gefellte ſich 
fo aud) nod) die Simonie (simonia). 

Daß ſolche Geiftliche bei den ihrer feeljorg« 
lichen Leitung zugetviefenen Gläubigen weder Ver⸗ 
trauen noch Achtung genießen fonnten, Tiegt auf 
der Hand. „Boni lugent, mali rident,* äußerte 
ſich darüber der englifche König Edgar (959 bis 
975) in feiner im Jahre 969 an bie Biſchöfe ge= 
haltenen Anfpradje (Hardouin VI, 1, col. 675). 
Er befürwortete felber ein ftrengere® Vorgehen 
gegen folche pflichtvergefjene Klerifer. Insbeſon ⸗ 
dere aber traten für Die Wiederherftellung 
der firhlichen Zucht im Klerus erleuchtete und 
thatkräftige Päpfte ein, die Gott der 
rade zu diefer Zeit gegeben hat. So namentlich 
Bapft Benedift VIII. (1012 bis 1024), weldher 
im Jahre 1018 auf der Synode zu Pavia auf 
Grund älterer diegfälliger Beftimmungen bie Ver⸗ 


ordnung erließ, daß fein im Kirchendienfte ftehen- | 
der Kleriker, namentlich fein Diakon, Priefter ! 
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ober Biſchof, bei ſonſtiger Strafe der Abſetzung, 
eine Frau ober Konkubine haben dürfe (Har- 
douin VI, 1, col. 813). Dieje fowie die übrigen 
Beftimmungen jener Synode teilte der genannte 
auch dem Kaijer Heinrich II. (1002 bis 
1024) mit, welcher diefelben feinerjeits durch ent ⸗ 
ſprechende Anordnungen unterftüßte (Hardouin 
l. ec. col. 815 sq.). In Benedilt8 VIII. Fuß 
ſtapfen traten auch bie folgenden Päpfte, ins⸗ 
beſondere Leo IX. (1049 bis 1054), Viktor II. 
(1055 bis 1057), Stephan X. al. IX. (1057 bis 
1058), Nikolaus II. (1059 bis 1061) und Alles 
zander IL (1061 bis 1073). Diefe Päpfte, und 
insbefondere die zwei zuleßt genannten, haben 
überdies den Gläubigen —* verboten, ben gottes · 
dienſtlichen Funktionen notoriſch im Konkubinate 
lebender Geiſtlichen beizuwohnen (vgl. c. 5. 6, 
D. XXXID), nicht etwa deswegen, als ob dieſe 
Funktionen der übernatürlichen Kraft und Wirte 
famteit entbehrten (vgl. c. 46, C. 1, qu.1;c. 5, 
C. 15, qu. 8), ſondern lediglich zu dem Zwede, 
bamit jene Geiftlichen wenigftens durch dieſe Ber 
ſchämung vor der Welt zur Buße und Beflerung 
bes Lebens beivogen würden (vgl. 8 Prohibentur 
ergo. 5. Diet. Grat. post can. 6, D. XXXII). 
Bor allen aber zeichnete ſich in dieſer Beziehung 
aus Gregor VII. (1073 bis 1085), früher Hilde 
brand genannt, weldher, wie gegen die Simonie, 
fo auch gegen die Unenthaltfamfeit der Geiftlichen 
mit aller Kraft und Entſchiedenheit auftrat, nicht 
etwa in der Weife, als ob er in dieſer Beziehun, 
neue Kirchengeſetze erlafien hätte, ſondern fo, dab 
er bie bereit bon feinen Vorgängern diesfalls er⸗ 
laffenen mit Mut und Kraft in Vollzug jepte. 

Ja ſelbſt das gläubige Volk unterftüßte bie 
Väpfte aufs Träftigfte in der Durchführung ihrer 
Anordnungen zur Ausrottung der Unenthaltfam« 
keit im Klerus. So bildete fi unter dem Pon« 
tififate Stephan X. (1057 bis 1058) im der 
Didcefe Mailand unter den Geiftlichen ein Verein, 
welcher unter Leitung und Anführung zweier Dia» 
tonen Namens Ariald und Laubulf teils durch 
moraliſche Kraft teils durch materielle Mittel die 
Priefterehe zu unterbrüden fuchte. Diefer Verein 
wurde von den verweltlichten Geiftlichen, welche 
größtenteils den höheren Ständen angehörten, 
ſpottweiſe Pataria (jo viel als Pöbel oder Lumpen⸗ 
dolf) genannt, welcher Name ihm auch in der 
Folgezeit blieb (vgl. v. Hefele, Konziliengefchichte, 
2. Aufl., IV, 798 ff. 835 ff). 

Auch die nachfolgenden Päpfte ſchloſſen in 
dieſer Beziehung fi) ganz und gar dem Vorgehen 
ihrer Vorfahren an. Zur Zeit des Konzil von 
Trient (1545 bis 1568) verlangten der Kaifer 
dinand I. und der Herzog von Bayern vom 
Konzil die Geftattung der Priefterehe; allein dag 
Konzil ging auf dieſes Begehren nicht ein, be⸗ 
ftätigte vielmehr (Sess. XXIV, de sacram. 
matrim. can. 9) in feierlicher Weife für die 
Geiftlichen höherer Weihen die Verpflichtung zum 
Cõdlibate und die rechtliche Unfähigkeit zur Ein« 
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gehung der Ehe (de Roskoväny, Coelibatus et 
Breviarium II, 325 sqq.). Nach Ferdinands I. 
Tode wurde jenes Anſuchen vom Kaiſer Mazi- 
miltan IL bei Papſt Pius IV. (1559 —1565) 
wiederholt (de Roskoväny 1. c. 381 sqq.); allein 
es wurbe weder von dieſem noch von einem ber 
fpäteren Päpfte gewährt. Uber das diesbezügliche 
Vorgehen Bapft Gregors VII. und feiner Nach- 
folger hat der oben (S. 1257) erwähnte Staats- 
mann de Maiftre (a. a. O. S. 407) ſich folgenber« 
maßen ausgeſprochen: Salut et honneur dter- 
nel à Grögoire VII. et à ses successeurs, 
qui ont maintenu l’integrit6 du sacerdoce 
contre tous les sophismes de la nature, de 
l’exemple et de l’höresie ! 

Die Beſtrebungen gegen den Cölibat, die nach⸗ 
ber da und bort, 5 namentlich während ber 
zwanziger und breißiger Jahre unſeres Jahr» 
hunderis in Schlefien und im Großherzogtum 
Baden, felbft unter den Geiftlichen, zum Vorſchein 
famen, wurden nicht bloß von den betreffenden 
Didcefanbtfchöfen und dem Apoftolifchen Stuhle, 
ſondern aud) von glaubenstreuen Laien, ja jelbft 
von ernft gerichteten Alatholilen als ein trauriges 
Symptom der Verweltlihung und geiftigen Ar« 
mut_zurüdgemwiefen (vgl. Möhler, Beleuchtung 
der Denkichrift für die Aufhebung des den katho⸗ 
lichen Geiftlichen vorgejchriebenen Cdlibates, 
a.a. O. 3b. II, 177 ff.; [Wilh. Volt,] Der Cö- 
Yibat, Regensb. 1841, I, 98 ff. 227 ff.; II, 46 ff. 
65 ff. 89 ff. 111 ff. 124 ff). So Hat nament- 
lich Papſt Gregor XVI. (1831—1846) in der 
Encyflifa Mirari vos vom 15. Auguft 1832 den 
Cdlibat der Geiftlichen disciplins sanctissima 
genannt und die gegen ihn zielenden Beftre- 
bungen al® foedissima in clericalem coeli- 
batum coniuratio bezeichnet und verdammt (de 
Roskoväny 1. c. III, 321 sq.). In gleichem 
Sinne hat darüber Bapft Pius IX., insbefondere 
in der Encyflifa Qui pluribus vom 9. November 
1846 und in bem an den Kardinalstyürfterzbifchof 
von Salzburg, Friedrich Fürften zu Schwarzen- 
berg, und an bie im Jahre 1848 in Würzburg 
verjammelt gewejenen Exzbifchöfe und Biſchöfe er» 
laſſenen Brebe Inter gravissimas vom 17. Mai 
1849, jowie in dem Breve Multiplices inter 
vom 10. Juni 1851 (de Roskovany 1. c. III, 
452 sq. 492 sq. 545 sq.), fi ausgeiprochen 
und hat in der Const. Apostolicae Sedis vom 
12. Oftober 1869 (Acta S. Sedis, ed. Rom. 
1865 eqq., V, 298) verordnet, daß Geiltliche 
höherer Weihen, die es wagen, eine Ehe einzu- 
gehen, ſowie die Frauensperjonen, die es wagen, 
mit jenen die Ehe zu ſchließen, fofort dem Kirchen- 
banne verfallen, von welchem nur ber zuftändige 
Didcefanobere fie losſprechen ann. 

Daß Luther, Zwingli und Calvin und deren 
Anhänger, wie die Lehre der katholiſchen Kirche 
bon der GErhabenheit und Verdienſtlichkeit ber 
Birginität und von dem fahramentalen Charakter 
der Weihe (ordo), jo aud) den Eölibat der Geiſt⸗ 
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lichen, zugleich aber auch die ſakramentale Eigen« 
haft der Ehe verworfen haben, ift bekannt (vgl. 
Wilh. Volt,] Der Edlihat I, 67 ff.). — Auch bie 
Altkatholifen Deutſchlands haben auf der fünften 
Synode, am 12. bis 14. Juni 1878, den Cdlibat 
ber Geiftlichen verworfen (vgl. Weper und Weltes 
He 2. Aufl., Art. Altkathofifen, I, 
649 f.). 

VI. Der Edlibat der Geiſtlichen und 
die Staatsgewalt. Der Eölibat der Geiſt⸗ 
lichen ſowie der Ordensperſonen iſt urſprũnglich 
ein firhliches Rechtsinſtitut, und die Firdhlide 
Santtion desſelben (Exkommunilation, Irregu- 
larität, Ungültigleit der Ehe) wird ſonach unab- 
hängig von der Staatägewalt wirffam. Viele 
Staaten ignorieren gänzlich dieſe kirchliche An« 
ordnung und Yaffen die davon betroffenen Per- 
fonen zur Eingehung einer ftantlic gültigen Ehe 
Hei, bie Sach, Frame, Beige, Bor 
, die Schweiz, Frankreich, im, Hoi⸗ 
land und Italien (vgl. v. Scherer, Finden 
U, 370, Anm. 36). Andere Staaten dagegen 
haben den Cölibat der Geiftlichen ſowie der Or« 
densperfonen auch ihrerſeils als Ehehinbernis, 
und zwar als trennendes, anerfannt. So nament« 
lich Spanien (vgl. v. Scherer, im Archiv für 
kathol. Kirchenrecht, Bd. 66, ©. 103), HÖfter 
reich und biß zum Jahre 1894 aud) Ungarn. In 
Ungarn war der Gölibat der Geiftlichen und 
der Ordensperſonen ſchon zu Anfang bes 12. Jahr: 
hunderts flantlich als trennendes Ehehindernis 
anerfannt, und zwar unbedingt (vgl. Laurin 
a. a. DO. ©. 197 ff). Durch 8 8 des Gele 
artilel3 53 vom Jahre 1868 wurde diefe An- 
erfennung auf die Zeit eingejchränft, wo die vom 
Eölibat betroffene Perſon thatſächlich der katho- 
liſchen Kirche angehört, und wurde mit dem Aus» 
teitte diefer Perfon aus der fatholiichen Kirche als 
erloſchen erflärt. Durch 8 25 des Gefebartifels 31 
vom Jahre 1894 aber wurde ber Cdlibat ber 
katholiſchen Geiftlichen und Ordensperſonen über« 
haupt bloß als verbietendes Ehehindernis an⸗ 
erfannt. Die Geſetzgebung Oſterreichs hat den 
Eölibat der Geiftlichen und der Ordensperſonen 
aud für den Fall als trennendes Ehehindernis 
erflärt, wenn bie von ihm betroffene Perſon aus 
der fatholifchen Kirche ausgetreten ift. Dies ergiebt 
fih aus 8 63 des Allgemeinen bürgerlichen Ge 
jeßbuches, welcher das gedachte ftantliche Ehehinder- 
nis einfach auf die Thatjache bes Empfanges 
höherer Weihen bezw. der Ablegung feterlicher 
Gelübbe der Ehelofigkeit gründet, indem er in 
diefer Beziehung feſtſetzt, wie folgt: „Geiftliche, 
welche ſchon höhere Weihen empfangen, wie aud) 
Orbensperionen von beiden Geſchlechtern, welche 
feierliche Gelübde der Ehelofigteit abgelegt haben, 
können teine gültigen Eheverträge fließen (vgl. 
Nittner, Oſterreichiſches Eherecht, Leipzig 1876, 
©. 98 f.; Laurin a. a. O. ©. 211 ff.; Krasno- 
polsti, Zur Auslegung des 8 63 des Oſtert. 
allgem. bürger!. Geſetzbuches, im Archiv für kath. 
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Kirchenrecht, Bb. 73, ©. 456 ff.; ferner: iiber 
8 63 bes Oſterr. allgem. bürgerl, Gefegbuches, 
ebb. Bd. a ©. 297 ff. ; auch im Sonberabbrud ; 
Mainz 18 

In Fa ee angeführten Sinne haben ben 
8 68 bes Allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
and) die öfterreichifchen Gerichtshöfe vom unterften 
bis zum böchften, mit Ausnahme eines einzigen, 
—— und angewendet und haben von apoſta · 

jerten Tatholifchen Geiftlichen Olfen eheliche 
bindungen als ungültig und nichtig erflärt 
(jo insbeſ. die Plenarentſcheidung des k. 1. oberfien 
erichtshofes in Wien vom 7. April 1891, in der 
bezügl. Sammlung, Bd. 29, Nr. 13 701). 

Der oben erwähnte einzige Öfterreichiiche Ge⸗ 
richtshof ift das kaiſerl. Lönigl. Landesgericht in 
Prag, welches am 4. November 1874 bie eheliche 
Berbindung eines am 4. September 1874 zur 
evangelifchen Kirche der augsburgiſchen Konfeſſion 
übergetretenen laiholiſchen Weliprieſters als gül« 
tig erlärt hat, weil er mit dem Übertritte zur 
evangeliichen Kirche aufgehört habe, ein Mitglied 
der Tatholijchen Kirche zu fein. Da mit biefem 
Urteile beide Parteien einverftanden waren, und 
ſomit keine von ihnen dagegen bie Berufung er- 
griff, und ber — des Ehebandes zur Ein- 
legung einer Berufung feinen Grund hatte, jo 
Ionnte biefes Urteil nach dem beftehenden Rechte 
der Kognition einer höheren Inſianz nicht unter- 
zogen werben und blieb ſonach jene eheliche Ver⸗ 
bindung aufredt. In neuefter Zeit bemüht man 
ſich von gewiſſer Seite, eine Abänderung des be⸗ 
ſtehenden öfterreihiichen Eherechtes in Der Rich⸗ 
tung zu veranlafien, daß nad) demſelben apofta- 
fierte Prieſter der katholiſchen Kirche in Oflerreich 
eine flaatlich gültige Ehe ſchließen können (vgl. 
Brentano, Meine lebten Wünfche für Oſterreich, 
Stuttgar 1895; Derf., Zur eherechtlichen Frage 
in Ofterreich, Berlin 1896). 

Litteratur. Die Litteratur über den Cölibat 
der Geiftlichen ift eine jehr umfangreiche. Einige 
diesbezügliche Schriften, wie namentlich: Möpler, 
Beleuchtung der Dentichrift für die Aufhebung 
des ben Tatholifchen Geiftlichen vorgejchriebenen 
Eölibates; l[Wilh. Volk], Der Cölibat, Regensburg 
1841; Franz v. Holpendorf, Der —— 
Berlin 1875; Joh. Friedr. v. Schulte, Der 
Eöfibatszwang und deſſen Aufhebung, Bonn1876; 
Rudolf v. IHering, Der Zwed im Recht, Leipzig 

7, 8b. I, ©. 145 ff., find beiprodhen bei 
Laurin, Der Cölibat der Geiftlichen, Wien 1880, 
©. 183 ff. In befonders reicher Fülle ift die be= 
fagte Litteratur famt den Duellen (monumenta) 
von den älteften Zeiten an bis zum Jahre 1880 
angeführt in des Biſchofs von Neutra in Ungarn, 
Auguftin v. Rostoniny: Coelibatus et Bre- 
viarium, Pestin. 1861, Nitr. 1877—81, vol. I, 
IV, VI, VII etIX, wozu in vol. X, p. 197—716 
ein alphabetijh georbnete® Nepertorium bei 
gegeben ift. Die vom Jahre 1880 bis 1887 
reichenden bezüglichen Quellen und Litteratur- 
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werfe finb verzeichnet in desſ. Bupplementa ad 
collectiones monumentorum etlitteraturae de 
matrimonio in Ecclesis catholica eto., Nitr. 
1887 sqg., vol. IIL [Zaurin.) 

Colombia. IL. Geichichte. IL. Flächenraum, 
Bevölferung. III. Verfafjung, Verwaltung. 
IV. Religion, Unterricht. V. Wirtſchaft. VI. Fi« 
nanzen, Militär.) 

I Republica de Colombia (vormal® Reu- 
Granada), ſüdamerikaniſcher Freiftaat, wurde 
von dem Spanier Alonſo Hojeba entdedt, 
welcher 1499 mit dem fylorentiner Annerigo 
am von Guayana her biß zum Rap de la 

elangte. Schon 1500 befuhren Rodrigo 
% & 8 und Juan de la Coſa die Nordküſte 
bis zum Golf von Darin, an deſſen öſtlichem 
Geſtade (Neu-Andalufien) 1510 die Kolonie San 
Sebaftian und jenſeits des Atrato (Gold-Kaftilien) 
die Anfieblung Santa Maria del Antigua ges 
ründet wurden. Bon hier überfchritt Balboa den 
Signs und erblidte 1518 den Stillen Ocean; 
von den Berleninfeln im Golf von Panama aus 
erlundete Pizarro 1524 bie weftliche Küfte (Bucht 
von Ehoco). Darauf drangen die Conquiſtadores 
von Santa Marta (gegründet 1521) und Earta- 
gena (gegründet 1532) ins Innere. Gonzales 
Fimenes de Duefada legte 15388 Santa FE de 
Bogotd an und gab dem Lande den Namen Neu= 
Granada; zugleich durchforſchten Herada und 
Belalcazar in den Jahren 1584—1538 die Anden 
bis zum Magdalenenftrome, und der Deutiche 
Nitolaus Federmann, der Bevollmächtigte ber 
Augsburger Welfer, denen Karl V. Guayana von 
1528—1545 verpfändet hatte, drang von bort 
aus bis Bogotä vor. 

Neu-Granada gehörte anfänglich zu Peru, 
wurde aber 1547 zu einer beſondern General» 
tapitanie und 1718 zum Vicelönigtum erhoben, 
deſſen — bald Cartagena bald Bogotaͤ 
war. Gegen Ende des vorigen Jahrhunderts 
machte ſich auch Hier der Wunſch nad Unab⸗ 
hängigkeit geltend, und infolge ber Ereigniſſe im 
Mutterlande brach 1810 eine Empörung gegen 
bie fpanifche Negierung aus, die jedoch vorerft 
ohne weitere folgen blieb, da fich die einzelnen 
Provinzen über die Form des künftigen Siaates 
nicht einigen konnten. Da erklärte die Junta von 
Bogotd im April 1811 die Bildung eines neuen 
Staates, Cundinamarca, der fi ein Jahr jpäter 
von Spanien losfagte, während bie übrigen Pro» 
binzen am 17. November 1811 eine vereinigte 
Republik gründeten, fi) aber erft 1813 vom 
Mutterlande trennten. 1814 zwang Bolivar 
Eundinamarca, dem Bunde der „Vereinigten 


| Staaten von Neu⸗Granada“ beizutreten, und am 


23. September wurde ein Präfident mit dikta⸗ 
torijcher Gewalt erwählt; doch ſchon im nächſten 
Jahre eroberten die Spanier das Land zurüd. 
Erſt 1819 brachte Bolivar von Venezuela aus 
Hilfe; die Spanier unterlagen, und das Land 
wurbe durch die Verfaſſung vom 17. Dezember 
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unter bem Namen Cunbinamarca mit Venezuela 
zu einer Nepublit Colombia vereinigt. Im 
nächſten Jahre räumten die Spanier das Gebiet 
der neuen Republit, weldyer fi) 1822 Quito und 
1823 Panama anjhlofien. Ein in der Stadt 
Roſario de Cucuta feit dem 6. Mai 1821 ver- 
fammelter Kongreß von Unabhängigen gab dem 
Teeiftaate ein nad) dem Mufter der nordameri« 
laniſchen Verfafjung ausgearbeitetes Grundgejeb 
und wählte am 1. Oktober Bolivar zum Prä« 
fidenten mit diktatoriſcher Gewalt für das Heer 
weſen auf die Zeit des Krieges. Bald entitanden 
in ber neuen Republit Parteiungen und Streitig» 
feiten zwifchen den Anhängern bes in Peru 
tämpfenden Präfidenten und den fogen. Liberalen; 
im November 1829 jagte ſich Venezuela, im Mai 
1830 Quito los, und Bolivar dankte ab (geit. 
17. Dezember 1830). Der auf jein jegiges Gebiet 
bejchräntte Freiſtaat gab ſich nım feine erfte Ver⸗ 
faflung (29. Februar 1832) und nannte ſich Neu⸗ 
Granada. Die beiden herrſchenden Parteien, die 
Bolivianos und Liberalen (Patrioten), befämpften 
ſich in den nächften Jahrzehnten unausgeſetzt, fort ⸗ 
währende Bürgerfriege (befonders 1839—1841) 
und häufige Syſtemwechſel hinderten eine gedeih⸗ 
liche Entwicllung bes Landes, welches erft jeit 1845 
etwas zur Ruhe kam. 

Im Yahre 1853 rief die Verkündigung einer 
ftreng föberaliftiihen Verfafjung neue Verwid« 
kungen hervor. Durch Beſchluß vom 27. Februar 
1855 wurde in einer Zufapatte allen Provinzen 
das Recht vorbehalten, fi mit Zuftimmung 
Kongreſſes für jouverän zu erflären und eigene 
Staaten zu bilden, die jedod mit dem Mutter« 

aate in einer gewifjen Verbindung bleiben jollten. 

in neues Staatögrundgefeß vom 15. Juni 1858 
Löfte die Republik unter Zugrundelegung des nord⸗ 
amerilaniſchen Föderativſyſtems in acht nur Ioder 
verbundene Staaten auf und gab ihr den Namen 
einer Confederacion Granadina. Aber ſchon 
1860 brad) infolge dieſer Neuerungen ein Bürger« 
frieg auß: der Führer ber revolutionären Liberalen, 
der General Mosquera, riß den Staat Educa 
vom Bunde 108 und verband ihn mit dem Staate 
Bolivar zu den „Vereinigten Staaten von Neu« 
Granada”. Darauf befiegte er ben Führer ber 
konſervativen (regierenden) Gegenpartei, den Gene⸗ 
tal Aboleda, und zog am 18. Juli 1861 in Bo« 
gota ein; hierhin berief er einen außerordentlichen 
Kongreß, auf welchem fich fieben Staaten (dar- 


unter auch ber neugebildete „Zolima”) zu den | ©: 


„Vereinigten Staaten von Colombia“ verbanden: 
Banama ſchloß fid) gegen Zuficderung faft völliger 
Unabhängigfeit freiwillig an, Antioquia wurde 
1862 unterworfen. Die fonfervative Partei fügte 
ich nach Arboledas Ermordung (Ende 1862) in 
te neuen Verhältniffe, und ein Krieg mit Ecua- 
dor, welches Arboleda Hilfe geleiftet hatte, wurde 
von Mosquera durch den Sieg bei Cuaspad 
(6. Dezember 1863) glüdlich beendet. Ein Kon» 
greß zu Rio Negro gab am 8. Mai 1863 ber 
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Republit eine neue Verfafjung, welche der Ge— 
neralregierung zwar weitgehende Befugnifie ein- 
räumte, aber das Verhältnis ber einzelnen 
Staaten nicht beftimmt regelte und ihnen fogar 
De zuſprach, fi) der Gentralgewalt zu 
widerſetzen. 

Als Mosquera 1867 eine Militärdiktatur 
ſchaffen wollte, wurde er verbannt. Unter ſeinem 
Nachfolger Gutierrez (1868—1870) wurde mit 
den Vereinigten Staaten ber Vertrag wegen des 
Panamalanals geſchloſſen, an deſſen Stelle ſpãter die 
Abmachungen mit Frankreich traten. Die Liberalen 
unterbrüdten 1877 einen Verſuch der Godos (einer 
tonfervativ-fatholifchen Partei) in Antioguia und 
Tolima, die Regierung zu ſtürzen, durch den Sieg 
bei 208 Ehaucos. Der wunde Punkt der Yiberalen 
Regierung waren bie Finanzen, die ſich troß Ein⸗ 
ziehung ber Kichengüter und Ungültigfeitserflö- 
tung ber ſtaatlichen Schuldverfcreibungen nicht 
befierten. Daher mußte fie 1879 nad) 19jähriger 
Herrſchaft den Independientes Pla machen, einer 





gemäßigt liberalen Partei, deren Führer Nunez 
den Kalholiken gerechter wurde und befjere Zu- 
fände ſchuf. Ein Aufftand des Pöhels, der 1885 
Panama und Aspinwall plünderte und Teftere 
Stadt nieberbrannte, wurde von den Regierungs- 
truppen unterbrüdt. Nuñez berief Darauf 1886 
einen Nationalrat von 18 Mitgliedern (auS jeder 
Provinz 2), welcher eine neue centraliftifche Ver⸗ 
faſſung fhuf, die am 5. Auguft 1886 in Kraft 
trat. Sr aufolge ift Eolombia ein Einheiteftaat, 
der in 9 Departements (bie früheren Einzelftaaten) 
geteilt ift; der Staat Cundinamarca mit der 
Hauptſtadt Bogots ift Bundesland (Distrito 
Federal). Zu den Departements fommen noch 
8 Territorien. 1892 wurbe Nunez zum fünften- 
mal Präfident, ftarb aber während feiner Amts- 
dauer. Sein Nachfolger Caro Hatte 1895 neue 
revolutionäre Bewegungen zu befämpfen. 

II. Colombia bat nach neuefter planime- 
trifcher Berechnung einen Flächeninhalt von 
1208100 qkm (offiziell 1330 875) mit (1870) 
3320530 Einwohnern (2,8 auf 1 qkm), die 
fih auf die 9 Departements in folgender Weile 
verteilen : 





Eundinamarca 537 658 
Magdalenı. . . . . 69800 | 187318 
Panama — 82600 | 221052 
Santander... . » 42200 | 432178 
Zolim. . 22. . 7750 


47750 | 305 185_ 
Summe |1330875 |3820530 
Bon den Einwohnern entfallen auf bie Weißen 


etwa 10, auf die Meſtizen 40, auf Die Indianer 
35, aufdie Neger, Mulatten und Zambos 15 Pro- 





zent. Mit Ausnahme weniger Proteftanten und 
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der unceivilifierten heibnifchen Indianer, beren 
Zahl auf 220000 angegeben wird, bekennen fi 
die Einwohner zur römifch-fatholiichen Kirche. 
Ortſchaften find ca. 850 vorhanden ; die wichtigften 
find: Bogotd mit 95 813, Mebellin mit 37 287, 
Ybague mit 18000, Bucaramanga mit 11255, 
Panama mit 25000, Baranquilla mit 20.000, 
Cartagena mit 9681 Einwohnern; Panama und 
Eolon find Freihäfen. 

III. Nach der Berfaffung vom 5. Auguft 
1886 ift Colombia ein Einheitsftant mit einer 
tepräjentativen, verantwortlichen Regierung, wel« 
her von der Vollsſouveränität brei Gewalten, die 
gejeßgebende, die ausführende und bie recht⸗ 
ſprechende, übertragen werden. Die gejeßgebende 

jewalt übt ein aus Senat und Repräfentanten« 
kammer gebilbeter Kongreß aus. Der Senat zählt 
27 von ben Departement8 indireft auf 6 Jahre 
gewählte und 6 vom Präfidenten der Republik 
ernannte Mitglieder mit einem Jahreseinlommen 
von wenigftend 1200 Peſos. Die Kammer der 
Nepräfentanten befteht gegenwärtig aus 68 Ab» 
geordneten (je einer auf 50000 Einwohner, und 
einer mehr für einen Reft von wenigſtens 20 000), 
die auf Grund des allgemeinen Stimmrechte auf 
4 Jahre direkt gewählt werden. Die Wähler müffen 
21 Jahre alt jein, leſen und fchreiben können ober 
ein jährliche Einfommen von 500 Peſos oder 
Grundeigentum im Werte von 1500 Peſos be- 
fiten. Nur alle 2 Jahre findet Tagung ftatt. 

Die vollziehende Gewalt befit ein auf 6 Jahre 
gewählter Präfident, welchem ein Staatärat mit 
beratender und in Kompetenztonflitten entjchei= 
dender Stimme und 7 Minifter (Secretarios) 
für Krieg, Unterricht, Inneres, Handel und Ver⸗ 
kehr, Finanzen, Außeres und Öffentliche Arbeiten 
zur Seite ftehen. Die rechtſprechende Gewalt bes 
ruht auf dem höchſten Gerichtshof zu Bogotä, ber 
aus 7 vom Präfidenten ber Republit auf Lebens- 
zeit ernannten Richtern, einem Sefretär und dem 
Generalſtaatsanwalt befteht. An der Spike ber 
einzelnen Departements ftehen Gouverneure, welche 
der Präfident einſetzt. Die 8 Territorien werben 
von ben Departement8, denen fie zugewieſen find, 
zeitweiſe der Gentralregierung überlafjen; dieſe 
verwaltet fie durch Präfekten, die ihr Haupte 
augenmerf auf die Entwidlung bes Landes und bie 

— wilder Indianerſtämme zu richten 

jaben. 

IV. Die Ausübung der Kulte ift frei; vor⸗ 
herrſchend ift die römiſch⸗katholiſche Kirche, welche 
bis 1886 StaatBreligion war. Die Belehrung 
der Eingeborenen begann zugleich mit der Er- 
oberung des Landes, und befonder8 die Dominir 
Taner (Las Caſas und der HI. Ludwig Bertrand 
von 1562—1569, vgl. Katholiſche Miſſionen 
1884) wirkten mit glühendem Eifer und feltenem 
Erfolge; 1566 hatten fie bereits 17 Klöſter und 
170 Gemeinden und am Schluffe des 16. Jahr« 
hunderts 300 Kirchen in den Indianerbörfern. 
Eeit dem 17. Jahrhundert waren auch Jefuiten 

Gtaatälegifon, L 2. Hufl. 


Eolombia. 





1282 


(befonber8 Deutfche in ben blühenden Llanos⸗ 
miſſionen) thätig, deren Rebuftionen jedoch bei 
ihrer Vertreibung 1767 vernichtet wurden. Am 
— bes Negerhandels, in Carta⸗ 
gena, wirkten die beiden großen Sklavenapoſtel 
Sanboval und ber ſelige Hetrus Elaver aus dem 
Orden der Jeſuiten. 1836 wurde der Orden zwar 
urüdgerufen, aber infolge der fortwährenden 
inneren Wirren fant dag Anfehen und der Reich- 
tum ber Kirche immer mehr; troß aller Protefte 
der Päpfte Gregor XVI. und Pius IX. wurde 
der Zehnt eingezogen, das Kirchengut geplündert, 
die Geiftlichleit den weltlichen Gerichten unter 
worfen, die kirchlichen Amter willkürlich beſetzt u. a. 
Als 1861 die liberale Partei and Ruder kam, 
verſuchte man eine gänzliche Knechtung ber Kirche; 
nicht bloß die Jefuiten, fondern auch die meiften 
Biihöfe wurden vertrieben. Nach mehrfachen 
Umſchwunge ift feit 1879 eine Wendung zum 
Belleren eingetreten. Die Kirche ordnet gegen- 
wärtig ihre inneren Angelegenheiten unabhängig 
vom Staate, obwohl Konlorbate von der Ver» 
faffung als zuläffig bezeichnet find. Colombia 
bildet eine Klirchenprovinz mit dem Gibe eines 
Erzbifchofs in Santa FE de Bogotä und 9 Suffra- 
ganbisthümern in Antioquia, Cartagena, Santa 
Marta (jeit 1577), Mebellin, Nueva Bamplona, 
Tunja, Panama, Popayan (feit 1547) und Pafto. 
Der Klerus ift arın und ungebilbet. — Der Unter« 
richt fteht auf tiefer Ste. Den unentgeltlichen 
Elementarunterricht befunden in 1734 Schulen 
ca. 90000 Kinder; höhere Schulen find die Kol- 
legien, die Priefterjeminare und bie fogen. Unie 
verfität zu Bogota. 

V. Obwohl in Colombia die Kulturpflanzen 
aller Zonen vorzüglich gedeihen, ift die Land» 
wirtſchaft doch jehr vernachläſſigt und bringt, 
mit Ausnahme von Kaffee und Tabak, höchſtens 
den notiwendigften Bedarf ber Bevöllerung her⸗ 
vor. Hauptnahrungsmittel find Mais, Bananen 
und Maniof; Reis und Weizen werben wenig 
gebaut, bie Ralavernten degen den ftarfen Ver« 
brauch nicht, während man Indigo-, Zuder- und 
Baumwollenplantagen häufiger findet. Anfehn- 
lich ift Die Ausfuhr in Kaffee, der in einer Jahres» 
menge von 7 000000 kg erzeugt wirb, und Tabat, 
deffen Anbau feit Aufhebung bes Regierunge« 
monopol8 (1849) bejonders durch die Betrieb⸗ 
famteit deutſcher Unternehmer an Ausdehnung 
gewonnen hat. Einen jehr großen Teil des Lan« 
des bebeden noch herrliche Urwälder, die treffe 
liches Cedern · und Brafilholz, Kautſchul, Balfam 
und vor allem Chinarinde, den wichtigften Aus« 
fuhrartikel Colombia, Tiefern; die vielfach wild 
wachſende Vanille wird für den Export nicht ge= 
fammelt. Viehzucht wird nur im Magdalenen« 
und Cäucathale mit Eifer und Vorteil (Ausfuhr 
nad) Cuba) betrieben ; große Herden verwilberter 
Rinder und Pferde finden fi) in den Llanos bes 
Oſtens. — Bergbau und Hütten betrieb find 
unentwidelt und jtehen zu bem Minerafreichtume 

41 
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de8 Landes in keinem Verhältnifie. Immerhin 
beträgt die Ausbeute an Gold, das ſich faſt in 
allen Departement3, am reichften in Antioquia, 
findet, jährlih 10—12 Millionen Peſos; auch 
Silber (1882: 18283 kg), Platin (bejonders in 
Ehoco), Kupfer und Eijen werden gewonnen. 
Steinjalz findet fih in unerſchöpflichen Lagern 
auf dem Plateau von Bogotä, wo aud) Smaragd» 
gruben feit der Entdedungszeit ausgebeutet wwer« 
den; Asphalt und Steinfohlen werben gefördert, 
während die Küften reiche Ausbeute an Perlen, 
— Muſcheln, Perlmutter und Schildpatt 
liefern. 

Die gewerbliche Thätigkeit iſt unbedeutend; 
von Belang ift die Anfertigung von Hängematten, 
groben Baumwollengeweben und Ladwaren (in 
Paſto); das Flechten von Hüten aus Palmſtroh 
(Panamahüte), die igarrenfabrifation, die 
Branntweinbrennerei aus Rohtzucker; letztere ift 
Monopol und meift an Ausländer verpachtet. — 
Der Handels betrieb entipricht dem erftaunlichen 
Produftenreihtum und der günftigen Lage Co— 
lombias zwiſchen zwei Weltmeeren keineswegs; 
feinem Aufſchwunge ſteht außer der Läſſigkeit der 
Benölferung befonders die Schwierigfeit des Bin« 
nenverfehr8 und der Mangel an Verkehrswegen 
entgegen. Fahrſtraßen finden fi nur auf der 
Hochebene von Bogotä ; Eifenbahnen find (1896) 
nur in einer Länge von 557 km in Betrieb, dar« 
unter die von Colon nad Panama feit 1855 
(75 km) und bie von einer deutſchen Geſellſchaft 
gebaute, vom Hafen Sabanilla, an der Mündung 
des Magdalenenitromes, nady dem 28 km ent« 
fernten aufblühenden Baranquilla. Die Poft 
beförderte 1893 ca. 1720000 Briefe, 825000 
geihäftliche Sendungen, Mufter 2c. Die Länge 
der Telegraphenlinien betrug 1894 11000 km, 
die Zahl der Stationen 319. Den Verkehr im 
Innern vermitteln hauptſächlich Maultiere und 
Träger auf hal8brecherifchen Pfaden, da die Barre 
und das veränderliche Flußbett des Magdalenen- 
ftromes, der Hauptpulsaber des Landes, und bie 
Stromfchnellen der Flüſſe überhaupt der Schiffahrt 
große Schwierigleiten bereiten. 

Auch der auswärtige Verkehr, in Bezug 
auf welden die fremden {Flaggen überall ber 
nationalen gleichgeftellt find, hebt fi) nur Tang- 
fam. Die Einfuhr aus Europa und den Ver 
einigten Staaten von Nordamerika betrug 1897 
464992 Pfd. Sterl., die Ausfuhr 81000 Pfd. 
Sterl. (1896: 2657 000!) Erftere beftand Haupt« 
ſächlich in Baummollen-, Wollen« und Leinen« 
ſtoffen, Metallwaren, Nahrungsmitteln und geis 
ftigen Getränten. Die hauptſächlichſten Ausfuhr« 
artitel find Ehinarinde, Kaffee, Tabal, Erdnüſſe, 
Balfam, Farbhölzer, Erze, Häute, Tiere. Am 
Handel ift nädit den Vereinigten Staaten 
und England hauptfächlich Deutſchland beteiligt, 
deſſen Intereſſen durch einen Minifterrefidenten 
und Generalfonful in Bogotä, durch Konfuln in 
Baranquila, Bogota, Bucaramanga, Colon, 
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San Joſe de Eucuta, Mebellin, Panama, Po- 
payan, ſowie Vicetonfuln in Gartagena und Honda 
wahrgenommen werden. Colombia ift in Deutſch⸗ 
land vertreten durch einen außerordentlichen Ge- 
fandten und bevollmädhtigten Minifter in Berlin, 
einen Generalfonful in Hamburg und durch Kon⸗ 
fuln in Bremen, Dresden, Elberfeld, Franl⸗ 
furt a. M., Karlöruhe, Leipzig. Ludwigshafen 
und Stettin. 

Im Sciffsverfehr liefen 1895 in Baran- 
quilla ein 261 Schiffe mit 392573 Tonnen; 
ausgelaufen find 258 mit 391668 Tomen 
Colombia befit (1898) 1 Dampfer von 457 Ton- 
nen und 7 Segelſchiffe von 50 und mehr Tonnen. 
Mit Europa, Nordamerika, Weftindien, Venezuela 
und den Häfen ber Weftküfte fteht es durch 
8 Dampfſchiffahrtsgeſellſchaften (darumter 2 Ham» 
burger) in Verbindung. Der Tranfithandel über 
die Landenge von Panama ift jehr lebhaft. Be 
züglich des Panamakanals ift 1893 zwiſchen 
der Regierung von Colombia und dem Liquidator 
der Banamagejellfchaft ein neuer Vertrag gefchloffen 
worden, wonach die Konzeſſion bis 1904 ver⸗ 
längert würde, wenn die Arbeiten bis 31. Oktober 
1894 wieder aufgenommen und 17 Millionen 
Franc gezahlt würden. 

Eolombia hat Silberwährung, Münzeinheit 
ift der Peso nacional à 10 Reale a 100 Gen- 
tavos = 4,05 Mart; 1 Peso macuquina = 3,24 
Marl. Bon den umlaufenden Goldmünzen if 
der Condor auf 10, die Unze auf 20 Peſos 
(= 81 Mart) feſtgeſetzt; ber Papierpeſo hat einen 
viel geringeren Bert (1899: 80 Pig.). 

VI. Finanzen. Das Budget (zweijährige 
Verioden) von 1899/1900 — eine Ein- 
nahme von 29918640 (hauptfählih aus den 
Einfuhrzöllen, dem Salz und Branntieinmono- 
pol) und eine Ausgabe von 37.007875 Peſos 
Die Siaatsſchuld beziffert fich auf 7525156 Peios, 
dazu Papiergeld in Höhe von 30984022 Peſos 
Die auswärtige Schuld betrug 1896 2 700.000 
Pd. Steel. — Das föberale Heer zählt im 
Frieden 1000 Mann, während in Kriegszeiten 
jeder Waffenfähige dienen muß. Eine Kriegsflotte 
ift nicht vorhanden. Colombias breigeteilter 
Wappenfcild trägt im oberen goldenen Felde 
zwei Füllhörner, im mittleren blauen die rote 
Freiheitsmütze und im unteren die Landenge 
Panama mit einem Segelſchiffe auf jedem ber 
beiden Oceane. Nationalfarben find Gelb, Blau, 
Rot; auch bie Trifolore ift horizontal geteilt in 
Gelb, Blau und Rot. 

gitteratur. Restrepo, Historia de la re- 
volucion delarepublica de Colombia, 10 vols., 
1827; Münch, Geſchichte von Colombia, 2 Bde. 
1828; Groot, Historia ecclesiastica y civil 
de Nueva Granada, 3 vols., 1869; Cadena, 
Anales diplomaticos de Colombia, 1878; 
Quijano Oteros, Compendio sobre la historia 
de Colombia, 1882; Schuhmacher, Gefchichte 
der Berfaffung der Vereinigten Staaten von 
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Colombia (in Sybels „Hiſtoriſcher Zeitſchrift“, 
1875). 


Mosquera, Compendio de! geografia gene- 
ral, politica, fisica y special de los Estados 
unidos de Colombia, 1866; Powles, New 
Granada, its internal resources, 1863; Pe- 
reira, Les Etats-Unis de Colombie, 1888 ; 
Perez, Geografia general fisica y politica de 
los Estados unidos de Colombia, 1883; 
Sievers, Reife in die Sierra-Nevada de Santa 
Maria, 1887; Descripeion historica, geo- 
grafica y politica de la republica de Colom- 
bia. Edicion oficial. Bogotä 1887; Settner, 
Reifen in den colombifchen Anden, 1888; F. Buch⸗ 
ner, Neifeffizgen au8 Colombia und Venezuela, 
1889; Vergara Velosco, Nueva geografia de 
Colombia, Bogotä 1892; Moses, Constitution 
of the Republic of Colombia, Philadelphia 
1893. [E. Franz, rev. Drefemann.] 

Conseils de prud’hommes, j. Gewerbe» 
gerichte. 

Gonftant de Rebecque, Benjamin, einer 
ber gefeiertften Staatsrechtstheoreliker des nach · 
revolutionären franzöfiichen Liberalismus unter 
Napoleon I. und ber Reftauration, wurde geboren 
1767 zu Lauſanne, der republitanifchft gefinnten 
Stadt der Schweiz, aus einer Reiugie-Familie, 
die nach der Aufhebung bes Ediltes von Nantes 
(1685) fi zu Genf niebergelafien hatte. Er 
wuchs auf in dem Haſſe der Religionsverfolger 
und dem Haſſe der Berner Ariftofratie, welche 
feinen Kanton zu unterbrüden firebte. Bon Haus 
aus in dem flachſten Rationalismus erzogen, 
erhielt er eine tiefere Ausbildung in ber Juris- 
prudenz zum Zeil in Deutſchland an der Uni— 
verfität Erlangen, zum Zeil in England in Gefell« 
ſchaft von Madintojh, Wilde, Graham, Erskine 
an den Schulen von Orfordb und Edinburg, 
wo die Begeifterung für das engliſche Berfafjungs- 
wefen feine politijche Lebensrichtung entjchied. 
Unter dem Schuße der Frau v. Staal (feit 1794) 
tam Conſtant 1795 nad) Paris, entſchloſſen, um 
jeden Preis politiich emporzufommen. Der Weg 
dazu waren die Hubs, die Salons, da8 Bamphlet, 
die Preßarbeit. Dem Club de Clichh des Direl⸗ 
toriums gegenüber hatte fih im Hotel Salm 
der Cerole constitutionnel gebildet, in dem 
fi Benjamin Conſtant hervorthat. Im Dezember 

-1799 trat er in das Tribunat, wo er ben be 
ginnenden Abfolutismus der neuen Herrſchaft, 
namentlih die von Bonaparte gewünſchten 
Specialgerichte, befämpfte. Doch wurde er ſchon 
im März 1802 wieder ausgefchieden. Im Jahre 
1803 kam er nad; Weimar, wo er mit Goethe, 
Wieland und Schiller verlehrte und namentlich an 
feinem erft 1824 bis 1830 erjchienenen Haupt- 
werfe über Religion arbeitete. — Seine Flug- 
ſchriſt De la conquöte etde l’usurpation, 1818, 
bedeutete den vollftändigen Bruch mit dem erften 
Kaiſerreich. Als die Bourbonen durd) die 
zwingende Gewalt der Umftände zurüdgeführt 
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wurden, begrüßte fie Conſtant, der erft 1814 nach 
Paris zurüdtehrte, als die unbeftrittene Familie, 
la famille incontest6e. Der Weg zu ben 
Bourbons ging dur) den Salon der Madame 
Recamier wie auch ber Rüdweg zu Napoleon 
mäbrend der Herrichaft der 100 Tage (1815). 
Noch am 18. März hatte Benjamin Conftant den 
zurückkehrenden Kaifer als Attila und Dſchingischan 
bezeichnet, und ſchon im April wurde er deſſen 
Staatsrat und bearbeitete auf Fouchés Em- 
pfehlung die fogen. Konftitution des Maifelbes, 
acte additionnel aux constitutions de l’em- 
pire (22. April 1815). In ihr waren die Be— 
Stimmungen ber kaiſerlichen Verfaſſung mit jenen 
der Charte von 1814 verfhmolzen. Nach Waterloo 
wurde Conſtant von der royaliftiich gefinnten ſogen. 
Chambre introuvable wieder auf die Verban⸗ 
nungslifte gefeßt, jedoch von Decazes, damals 
Volizeiminifter, daraus geftrihen. — Seit den 
Ergänzungswahlen von 1817 begann bie In⸗ 
fcenierung der „zweiten Revolution“ durch die 
fogen. Unabhängigen, Independants; fie fam- 
melten fi um Benjamin Gonftant, den „Schule 
meifter der Freiheit“, welcher in zahlreichen Flug« 
Schriften und Zeitungsartifeln, namentlich in der 
1819 gegründeten Minerve, unter dem Ded- 
mantel des liberalen Konftitutionalismus jede 
politifche und fociale Befeftigung der Reftauration 
befämpfte. Seit ber Ermordung des Herzog8 von 
Berry, am 13, Februar 1820, wurden die Maß- 
tegeln der Regierung fehr verſchärft. Napoleons 
Tod (5. Mai 1821) führte der Oppofition ein 
neues Element, das militärifche, zu. Benjamin 
Eonftant trug nächſt Lafitte wohl am meiften dazu 
bei, die verjchiebenartigen gegneriſchen Elemente 
zu einer fompalten antibourbonijchen Oppo« 
fition zu vereinigen, unter fteigender Förderung 
der revolutionären Egceffe in und außer ben 
Kammern. In den erften Jahren nach dem Tode 
Ludwigs XVII. (September 1824) ſchien eine 
verjöhnlichere Stimmung einzutreten; jedoch auch 
die Julirevolution beließ Conſtant in der 
gewohnten Oppofition. Er befand fi unter 
jenen ca. 50 Abgeordneten, die am 80. Juli 1830 
im Palais Bourbon ben Herzog von Orleans, 
die „beite der Republiken“, nach Paris beriefen, 
um die Befugnifje eines Reichsſtatthalters aus« 
zuüben und die nationalen Farben aufrecht zu 
erhalten. Die Fortjegung der Oppofition gegen 
das Julifönigtum ließ Louis Philipp beitehen 
und verfüßte fie mit einem Geſchenk von 200. 000 
Francs. Enttäufchungen bes politischen und Lit» 
terarifchen Ehrgeizes, ſchwere Spielverlufte, Auf- 
tegungen und Unruhen befehleunigten Gonftants 
Ende (8. Dezember 1830). Die Kammer dekre⸗ 
tierte für ihn einen Plat im Pantheon. 

Conſtant war fein Charakter, weber in fittlicher 
noch in politischer noch in wirtſchaftlicher Hinficht. 
Sola inconstantia constans, hatte ihm fein 
Gegner Loyfon (geft. 1820) ins Stammbuch ge 
ſchrieben. Conftant hat auf dem langen Weg vom 
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ancien rögime und der erften Revolution bis 
zum YJulitönigtum und der zweiten Revolution 
ag gedient; ihre Häupter haben mit Geld, 
Ehren, Nachruhm nicht gefargt: er imponierte 
dem rohen Nepublitanismus eines Manuel, 
General Foy, Lafayette' durch feine überlegenen 
Kenntniſſe und jenen höfiſchen Schliff, den er in 
braunſchweigiſchen Hofdieniten (1798) und im 
Gefolge des Kronprinzen von Schweden (1813) 
gewonnen. Er wurde ihr Führer und das 
Haupt der liberalen Schule und gilt bis heute 
unter den Epigonen auch in Deutihland noch 
als Stern erfter Größe. Über die lebhafte Ab- 
neigung feiner Jugend gegen jebe foriale Ge⸗ 
walt ift er nie hinausgelommen, feine Politik 
blieb eine rein negative; man bezeichnet fie am 
beiten mit dem einen Worte: Zurüddrängung 
der Autorität. Er betrachtete die Regierung, wel- 
ches auch ihre Form war, als ein notwendiges 
Übel, das man auf die engflen Grenzen zurüd« 
drängen müſſe. 

Dahin zielte vor allem feine Verteibigung des 
tonftitutionellen Syſtems im Simme der 
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bahnung ber „zweiten Revolution“ in parlame 
tariicher Form. So wurde feine Lebensaufqabe 
die hervorragende Mitarbeit an jener Fälſchung 
der nadhrevolutionären Berfallungs 
bewegung, melde das traurige Erbe dei 
20. Jahrhunderts wurde. Diefe Fälſchung bee 
ruht auf der Verquidung des berechtigten Ron 
ftitutionalismus (Garantien für die Rechte und 
Freiheiten des Volkes, Mitwirkung bei Erlaß der 
Geſetze und der Erhebung ber Steuern, Kritif der 
Regierungsmaßnahmen 2c.) mit den unberedhtigen 
Forderungen der abjoluten Freiheits · und Gleich 
heitstheorie von 1789, der Verneinung ber rech 
lichen geſchichtlichen undreligiöfen®rumdlagenals 
Verfaſſungslebens. Conſtant hat das Verfaffung⸗ 
leben nie anders als in ietzterem Sinne aufgeſaht 
„Sch habe“, ſchreibt er (Melanges de litieratore 
et de politique, 1829, Introd.), „4O Jahre da 
felbe Vrincip verteidigt, Freiheit in allem, in 
Religion, PHilofophie, Literatur, Induſtie 
Volitit, umd unter freiheit verſtehe id de 
Triumph der Individualität ebenſoſehr über di 
Autorität, welche mittel des Deſpotismus regieren 
möchte, als über die Maſſen, welche das Rrdt 


würdigen, ſo darf man den Konflitutionalismus | beanfpruchen, die Minorität zu Gunften be 
an ſich nicht mit der Liberalen Verfaffungsmadje | Majorität zu knechten.“ Dan kann nicht fchärer 
feit 1815 verwechſeln. Das moderne Verfafjungs- das faft ſchon hundertjährige Spiel des Liberals⸗ 
weſen richtet fich gegen die Unterbrüdung bezw. ı mus mit dem Verfaflungsleben charalterifieren 
Verlümmerung ber Vollsrechte und Freiheit; es Und doc ahnte wenigſtens Conſtant recht gut de 
iſt eine Fortſehung jenes langen Kampfes gegen Verwerflichkeit dieſes Spieles. „Die Verfaffunger“, 
den Abſolutisinus der Fürſtengewalt dem die ſchrieb er (Cours de politique constitutionell 
Reformation dadurch die unbeilvollfte Bedeutung Reflexions sur les constitutions [6d. 1872] 
gab, daf fie mit bem Befige der unumjchränften I, 271), „bilden fid) felten auf den bloßen Bila 
eitlichen Gewalt das oberfte Kirchenregiment ver» . der Menſchen bin; die Zeit macht fie; fie führen 

nd. Gegen das ancien regime, die hochſt· fich ſtufenweiſe und unmerklich ein. Indeſſen giek 
entwidelte Form des nachreformatoriſchen Abſolu⸗ es Umſtände, und wir befinden uns im ſolchen 
tismus — das Mittelalter kannte nur vorüber« welche die Herftellung einer Verfaffung umerlaßlich 
gehende Kämpfe gegen den Cäfarismus — erhob machen. Aber auch in diejem Falle made mar 


fi die Revolution von 1789; gegen die napo- nur, was unerläßlich ift; man lafje ber Zitub 


ieoniſche Militärbiktatur erftanden im Anſchluß 
an die Charte (4. Juni 1814) in Frankreich und 
vielfadh in den europäiichen Kontinentalftaaten, 
in Deutichland feit 1818 (Baden) die modernen 
Berfafjungsbewegungen. Es wurde für diejelben 
das größte Unglüd, daß ſich allenthalben die alten 
Revolutionäre, fpäteren „Liberalen“, diefer Bolfs- 
bewegungen bemädtigten, um mit ihrer Hilfe 
einen Konflitutionalismus, oder befler, Barlamen= 
tarismus zu ſchaffen, ber ihnen neben der Sicherung 
ihrer Herrſchafts⸗ und Intereſſenpolitik die Ver⸗ 
wirflihung des alten irreligiöjen Revolutiong« 
programms ermöglichte. Einer der Vorarbeiter 
einflußreichiter Art war Eonftant. 

Nach feinem Lebensgange hatte er das ſchwei · 
zeriſche und engliſche Verfaſſungsweſen wie aud) 
die abſolutiſtijche Hofpolitit in Braunſchweig und 
Schweden fennen gelernt. Ruhelos thätig als 
Publiziſt und politiicher Fübrer, Kenner des 
franzöiifchen Nerfafiungsweiens, an dem er in 
der Marsieldverfajjung (1. ob.) teilnahm, ver ⸗ 
fügte Conftant über das beite Rüftzeug zur An⸗ 


Erfahrung Raum, damit diefe beiden © 
der Reform unfere ſchon konſtituierten Geweben 
in der Berbefierung defien lenken, was ſchon ver 
handen if." Wo hat Eonflant, mo hat de 
Tontinentale Liberalismus je Berfa a 
diefem Sinne geleiftet ? In feiner eigenen Stelug 
zur Monarchie der Reftauration fuchte Gomfant 
fich nad) dem Grundjaß (Principes de politique 
1816) zurecht zu finden, daß es für einen ur 
nũnftigen Republifaner leichter fei, ein tonflite 
fioneller Royalift als ein Anhänger der abfolaks 
Monarchie zu werben; denn zwiſchen Repobil 
und Konſtitutionalismus fei nur ein 
Unterihied, zwiſchen Konftitutionafismas md 
abjoluter Monarchie fei der Unterjhied cr 
weientlicher. 

on jolhem Standpuult behandelt Eonfast 
alle Lebensfragen einer fonftitutionellen Regierus, 
vorab der damaligen franzöfifchen, mit einer Leider 
jchaft und Breite, von der das heutige Gehhleht 
faum eine Ahnung hat. fiber 30 Monogrophien 
und Brofchüren liegen allein von Gonflant det, 
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meift nur noch von hiſtoriſchem Intereſſe. Bon 
ſolchem Standpunft aus beſpricht er die Frage der 
Erblichkeit der Mitgliedſchaft der erften Kammer, 
ob bie Zahl ihrer Mitglieder eine jeft begrenzte 
fein jolle, die Öffentlichkeit der Verhandlungen, 
die Diätenfrage , die Frage der Initiative der 
Kammern, ihrer Erneuerung (ganz oder teilweiſe), 
der Zufäfligfeit der Wiederwahl der Abgeordneten, 
die Genfusfrage, die unten noch zu beſprechende 
Minifterverantwortlichleit , die Beamtenverant- 
worilichleit, die Municipalgewalt, die Art der 
Organifation der bewaffneten Macht, die gericht« 
lichen Garantien („eine Regierung verdient nur 
dann aufrecht erhalten zu werben, wenn fie für 
das Recht der Bürger Garantien bietet”), ferner 
die Geſchworenengerichte, Unabjegbarfeit der 
Richter, Öffentlichkeit der Gerichtsverhandlung, 
unter Verwerfung aller außerordentlichen Gerichte 
und Gejepe. 

Sein lebhaftes Eintreten für die Preßfrei— 
beit iſt begreiflih. Im Jahre 1790 fol es 
350 Journale gegeben haben, um 1800 18 und 
während des Kaiſerreichs 4. Zur Zeit der Reftau- 
ration eriftierten 150 Zeitungen, barunter 8 poli⸗ 
tifche, feit 1829 300, darunter 20 politifche. Im 
Eifer für die Preßfreiheit ging Gonftant zu 
weit. Nur Nepreifion, nicht Prävention hi 
die Aufgabe ber Regierung gegenüber der öffent» 
lichen Meinung, denn „Syitem des Defpotiamus 
ift, es fei immer beffer, den Vergehen vorzubeugen 
als fie zu ſtrafen“. Ex wie feine Gefinnungsgenofjen 
waren der Anficht, die Zeitungen feien Schriften 
ganz eigener Art, fie fuchten den Lefer auf, er- 
neuten ſich unaufhörlich und nähmen teil an 
der Natur der Öffentlichen Anfpraden. — Ein 
weiterer wichtiger Gegenfland, für den Eonftant 
mit Nahdrud eintrat, war die Minifter- 
verantwortlichkeit und die babei fich er- 
gebenden verſchiedenen Detailfragen, 3. B. über 
den Gerichtshof (Conſtant giebt diefe Befugnis 
der Pairskammer), über die Natur der Strafen 
(die nicht entehrend fein follen), über das (öffent« 
liche) Verfahren, über das Begnadigungsrechi des 
Monarchen (zu bejahen) , über die der Minifter« 
verantwortlichfeit unterliegenden Handlungen u. ſ. f. 
Die letzteren möchte Conſiant auf die Fälle inner- 
halb der geſetzlichen Zufländigfeit begangener 
Vergehen beichränfen, die mit Uberſchreitung dieſer 
Zuftändigfeit begangenen unrechtlichen Hand⸗ 
Iungen dagegen als gewöhnliche Vergehen behan= 
delt wifjen. Nach der richtigen Anſchauung (Mohn) 
Fällt wohl jede mit Anwendung der Amtögemalt 
begangene Handlung unter diejenigen, für welche 
ber Beamte als ſolcher Rechenſchaft zu geben 
bat. Conftant begnügt ſich nicht mit Minifter- 
verantwortlichkeit, er möchte alle Beamten, und 
zwar vor Geſchwornengerichten (!), verantwortlich 
wiffen. 

Im der Frage nad) der Stellung des König- 
tums im Spftem bes Konftitutionalismus ver- 
teidigt Conſtant das Princip der Beſchränkung der 
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Souveränität, wie es Sieyes aufftellte. Danach 
handelt nicht der König, er wählt nur biejenigen, 
welche Handeln follen, und fieht er, daß fie 
dazu nicht im flande find, fo wählt er andere. 
Die königliche Gewalt ift von der vollziehenben 
zu trennen, um Streit und Parteilichleit zu ver 
meiden. Jene ſteht unparteiiich und vermittelnd 
über allen; des Königs Intereſſe ift, daß alle fich 
ftügen und einträchtig wirken. Dieſe berühmt 
gewordene Formel von der Neutralität ber 
töniglihen Gewalt erſchien zuerft im Journal 
des Debats vom 21. April 1814. — Der 
alten Teilung ber drei Gewalten fehlte e8 an 
der richtigen Vermittlung, an einem Regulator, 
welcher verhütet, daß die eine Die andere in ihrer 
Bewegung hemmt und verwirrt. Während nad 
dem monarchiſchen Princip die oberfie Einheit 
der Staatsgewalt in der Perfon des Monarchen 
ruht, fteht nach jener Lehre die geſetzgebende Ge⸗ 
walt bem Bolfe bezw. der Sammer zu, die voll» 
ziehende Gewalt ruht in ben Händen verantiworte 
licher Minifter, die richterlihe in der Hand eines 
unabhängigen und unabfegbaren Richterſtandes. 
Das Bedürfnis einer Macht, welche Die Harmonie,” 
das „Gleihgewicht jener Gewalten“ erhalten 
follte, führte zur Forderung einer von jenen ver⸗ 
ſchiedenen Centralgewalt, die ſich zunächſt neutral 
verhalte und nur berufen fei, die ungeftörte Thä- 
tigfeit der andern Gewalten zu ſchühen: Le roi 
rögne, mais il ne gouverne pas. — Es ift ein 
gewiſſer Fortſchritt, daß Conitant die verloren 
gegangene Einheit wieder aufſuchte in einer 
regulierenden Macht, in einem Gentralorgan, alſo 
in Monardjien dem Monarchen. Indem jedoch 
Eonftant den Monarchen zur Ruhe und Neu- 
tralität verwies, verſetzte er die eigentliche Aktion 
in die Sammer und die Minifterien, alfo außerhalb 
bes Centralorgans, das lediglich zur Beftätigungs« 
maſchine, oder nad) dem derben Ausdrud Bona⸗ 
partes gegen AbbESieyes, zum cochon A l’engrais 
herabgebrüdt wurde. Nur wo die entjcheidende 
Centralmacht eine ariftofratifche ift, wird die da⸗ 
neben fortbauernde königliche Gewalt vorzüglich 
auf jene neutrale und vermittelnde Haltung als 
ihre letzte Neferve ſich zurüdziehen lönnen, wie 
das in England der Fall ift, während auf dem 
Kontinente durch Regierung und Revolution ges 
tabe jene Elemente und Einrichtungen — Stände, 
Korporationen, Abel, Kirche, Selbftvermaltung — 
vernichtet oder geſchwächt wurden, bie allein dem 
Verfaſſungsleben den focialen Halt geben. — Die 
Theorie vom neutralen Königtum hält fland, 
folange bie übrigen Gewalten nicht in Konflikt 
geraten. Louis Philipp fuchte feine principiell 
unhaltbare Stellung durch ein Syftem von In« 
triguen zeitweilig möglich zu machen. Er ver⸗ 
mochte aber mit dieſen Diitteln nur fo lange zu 
regieren, als es friedlich zuging oder doch nur 
Meine Konflilte zu begleichen waren oder ein 
raffiniert zufammengefebtes, fich felbft aufreibenbes 
Parteiweſen Lebensverlängerung bot. 


1291 


Wie in biefer Hinſicht begegnet man auch 
anderwärts manchen beachtenswerten politijchen 
Wahrheiten bei Conftant. Er tritt für unantaft- 
bare Rechte des Individuums ein. Die Unbe- 
ſchränktheit der Vollsſouveränität ift ihm ger 
trade jo deſpotiſch wie daS unbeichränfte ancien 
rögime. Die Geſetzmacherei ift die Krankbeit des 
Repräjentativftantes, der Mangel an Geſetzen die 
Krankheit der abfoluten Monarchie, Hier macht fi 
alles dur Menſchen, bort alles durch Geſehe. 
(Der konſtituierenden Verfammlung hat be Maiftre 
2557, der legislativen 1712, dem Konvent 11210 
neu verfertigte Geſetze nachgerechnet, 15479 in 
ſechs Jahren!) Bemerkenswert find die mitunter 
geiftreichen Außerungen Eonftant3 gegen bie Gen» 
tralifation, fein Eintreten für bie Unhänglichkeit an 
Ortsgebräuche. Was nur einen Teil des Volles 
angeht, foll auch nur durch ihn entſchieden wer« 
den. Die Verfchiedenheit ift Organilation, die 
Einförmigkeit ift Mechanismus, die Verfchieden- 
beit ift Leben, die Einförmigkeit ift Tod. — Die 
autonomiſtiſche Stellung der Heinen Gemeinweſen 
bob Conſtant dadurch, daß er neben den an- 
dern Gewalten noch eine fogen. „municipale Ge- 
malt“, welche den Magiltraten, Gemeinden zu» 
ftehe, annahm. Intereffant find feine Bemerkungen 
über das allgemeine Stimmrecht (Conſtant wollte 
das Stimmrecht urfprünglih auf die Grund- 
befier, proprietaires, beſchränken), ferner über 
die Notwendigfeit eines Oberhaufeg, chambre 
hersditaire, für eine Monardjie, über die Be— 
denflichfeit der Staatsſchulden; bekannt ift den 
Verfechtern der Sonntagsheiligung Conſtants 
fcherzweife Außerung über die decadis der fran» 
zöſiſchen Revolution, die nach Conſtant zwei 
Feinde hatten: la barbe et la chemise blanche. 
— über dreißig Jahre hat Eonftant auf Aus- 
arbeitung ſeines 1824 bis 1830 erſchienenen 
Werkes über Religion verwendet. Er erfannte, 
daß ſich auf die „Sandbank“ des politifchen 
Liberalismus nichts von Dauer bauen laffe, und 
verfuchte die tiefere fociafe Fundamentierung feiner 
politiihen Ideen durch feine Studien über die 
Religion als bie Grundlage alles jocialen Lebens : 
ein langes, vergebliches Ringen mit der ungläu- 
bigen Stepfis der Revolution, welches dem kon⸗ 
tinentalen Liberalismus den Glauben an das 


einzige religidfe Dogma beibringen follte, zu dem. 


ex ſich principiell bekennt: die Dogmenreligion ift 
Gefühlsſache. Rouſſeau war der Ausgangspunft, 
Jacobi, Kant und die ſchottiſche Schule wurden 
die Stüßen der Gonftantf hen Anfchauungen von 
dem Gefühle, weldes die Menſchen brängt, 
mit Gott in individuelle Beziehung zu treten. 
Über Rouffeau Hinaus erhob fih Eonftant in 
m geſchichtlichen Studien über bie im Laufe 
er Zeit eingetretenen „Umbildungen des Em⸗ 
pfindens des Emigen in der Zeitlichteit”, und 
anftatt in den religiöfen Einrichtungen der Vor⸗ 
zit mit Diderot lediglich ſyſtematiſche Schurfereien 
er Priefter zu finden, erflärte er dieſe Einrich- 
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tungen als ebenfo viele, mehr oder weniger un- 
vollfommene Verſuche, dem „unvergängliden 
Inſtinkte, der und zum Unendlichen Hinzieht, mit 
Lehren, Symbolen, Kulten, Konfeffionen entgegen» 
zulommen, alles nur vergänglide Formen und 
willfürlihe Ausdrucksweiſen des einen Unver- 
gänglichen, des individuellen Gefühls, demzufolge 
der einzelne ſich zugehörig weiß zum Abjoluten“. 
Der vulgären Toleranz, d. i. dem Indifferentis- 
mus, den Lamennais befämpfte, jtellte er die 
philoſophiſche Toleranz entgegen, die in jedem 
teligiöjen Syfteme einen Heinen Teil von Wahr- 
beit zu ehren und anzuerfennen habe. 

Wie wenig mit diejer „Religion“ bie revo⸗ 
Iutionäre Religionlofigfeit, der brutale Atheismus 
des 18. JahrhundertS innerlich überwunden war, 
liegt auf der Hand ; immerhin muß auf den großen 
formellen Abjtand hingewieſen werden, der Eon. 
ftant von den Encyflopädiften trennt. Sätze wie 
die folgenden waren für die revolutionäre Welt 
nen, wenn fie auch bei dem Sfeptiter Eonftant, 
der ſich ftelenweife als einen „Ungläubigen* 
bezeichnet, von problematiſcher Bedeutung find. 
Das Ehriftentum, jagt er, hat die politiſche und 
die fittliche Freiheit in der Welt eingeführt, denn 
„wenn man das Chriſtentum früher fo oft 
bintangejeßt hat, fo geſchah die nur, weil man 
es nicht veritand. Lucian war unfähig, den 
Homer zu verftehen, Voltaire hat nie etwas von 
der Bibel begriffen.“ „Die Philofophie kann 
nie die Religion erjeßen, oder nur auf eine rein 
theoretijche Weife, weil fie nicht über den Glauben 
verfügt und nie voltstümlich werden kann.“ „Der 
Unglaube hat feinerlei Vorteil weder für die 
politiihe Freiheit nod für die Menfchenrechte ; er 
kann nur abgenutzte Inftitutionen tödlich treffen; 
fiherer aber ift, daß er ſich gegen das Wieder 
erftehen aller jenen Einrichtungen erheben wird, 
melde uns vor Entartung bewahren würden.“ 
Mit allen diefen befferen Ideen bleibt indeſſen die 
Religion lediglich inneres Gefühl, der politiſche 
und ſociale Menſch wie die Geſellſchaft religions« 
108. Das war und blieb daS einzige, negative 
Religionsprincip für Conftant und Das liberale 
Jahrhundert, ein Princip, aus dem ſich die Un- 
verföhnlichteit des liberalen Neligionshafjes und 
der rüdficht8lofen Sirchenftürmerei des neuzeitlichen 
Liberalismus ebenjo erklärt wie das Revolutions« 
machen und bie Liebedienerei gegen den Polizei⸗ 
flaat aus der liberalen „tyreiheit“. Wenn Faguet, 
der neueſte Biograph Conſtants (Revue des 
deux Mondes, juin 1888, 634), meint, die 
Religionsphilofophie Conſtants fei füglich eine 
Einleitung zum Proteftantismus, jo ift das hiſto⸗ 
riſch wie principiell verfehlt, mit dem pofitiven 
Proteſtantismus hat Conſtant nichts gemein. 
Wir möchten feine Religionsphilofophie eher als 
den Epilog zu befien Auflöfung bezeichnen. 

Litteratur. Außer den erwähnten Schriften 
fei hingewiefen auf Conſtants Cours de politique 
eonstitutionnelle, Paris 1817—1820, 4 Bbe.; 
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2. Aufl. von Laboulahe 1872; bazu Louandre, 
Oeuvres politiques, 1875. Eine Sammlung 
feiner Discours prononces à la chambre des 
deputes, Paris 1838, 3 Bde.; deutich teilweiſe 
von Buß, Freiburg 1834. Zur Ergänzung und 
Erläuterung des Werkes De la religion con- 


sideree dans sa source, ses formes et ses! 


developpements, Paris 1824—1830, 8 Bde. ; 
deutſch von Peter, Berlin 1824—1831, 3 Bde. 
dient die faft vollendete Studie Du polytheisme 
romain oonsider6 dans ses rapports avec la 
philosophie grecque et la religion chretienne, 
Waris 1833, 2 Bde. Außerdem fei hingewieſen 
auf die Memoires sur les cent jours, Paris 
1822 und 1829, feine Korreſpondenz, Paris 
1844, feine Briefe (1807—1830) an Madame 
Necamier, Paris 1881, fein Journal intime, 
1887, feinen Roman (Selbftbiographie) Adolphe, 
Paris 1816 u. 1868; deutſch Frankjurt 1839, 
Eine voljtändige Aufzählung feiner Schriften und 
großen Arbeiten enthält die Biographie uni- 
verselle von Mihaud (Bd. IX), wo (unter 
Nr. 8) der Reihe nach feine politiichen Gelegen- 
heitsſchriften notiert find. Neben den Auffäßen der 
Revue des deux Mondes Jahrg. 1833, 1844, 
1888 vgl. hinfichtlich feiner Biographie H. Ca- 
stille, Portraits politiques nr. 26 (1857); 
Blennerhaſſet, Frau von Stasl II, 1887; Sainte- 
Beuve, Portraits litteraires und Portraits des 
femmes; Hillebrand, Geſchichte Frantreichs, 1881 ; 
Flathe, Geſchichte der Reftauration, in Ondens 
Geſchichte in Einzeldarſtellungen. [MWeinand.] 
Corps an Hochſchulen, ſ. Univerſitäten. 
orps, diplomatiſches, ſ. Diplomatie. 

rpus Evangelicorum, Corpus Catho- 
licorum. Das Corpus Evangelicorum ift 
hiſtoriſch betrachtet eine Fortſetzung der früheren 
proteftantifhen Bündnifje, aber jeinem Wefen 
wie Namen nad) von denfelben verfchieden. Die 
früheren Verbindungen der Proteflanten waren 
ohne Ausnahme nur temporär, fie waren nur von 
einigen evangeliſchen Ständen gefchlofjen worden, 
und endlich waren auch auswärtige Mächte in 
biefelben aufgenommen worden. Das Corpus 
Evangelicorum dagegen war eine bleibende 
Inftitution und umfaßte ſämtliche proteftantifchen 
Stände des römijch-beutfhen Reiches (auswär⸗ 
tige Mächte nur infofern, als dieſelben Reichs⸗ 
lande bejaßen). Es verdanft feine Entftehung 
der Beltimmung des Weſtfäliſchen Friedens, dab 
in Religionsſachen nicht mehr Stimmenmehrheit 
entſcheiden, fondern ein ius eundi in partes 
ftattfinden follte (C. G. Biener, De iure eundi 
in partes, Lips. 1785). Die Proteftanten hielten 
ich infolge diejer Beftimmung fir berechtigt, eine 
ftändige, kollegialiſch geftaltete Vereinigung zu 
bilden; indes fonnten fie fi) anfangs nicht über 
die Frage einigen, wer dad Direftorium ber 
neu zu organifierenden „Körperfchaft der Evange⸗ 
liſchen“ (der Name Corpus Evangelicorum war | 


Corps an Hochſchulen — Corpus Evangelicorum etc. 





zuerſt bei Gelegenheit des Heilbronner Bünd- 
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niffes von 1633 aufgefommen) führen follte. 
Kurbrandenburg machte ſchon damals Anftren- 
gungen, dieſe wichtige Stellung zu erhalten, indes 
vergebens. Denn am 14. Juni 1658 trugen 
38 evangelijche Stände dem Kurfürjten Johann 
Georg I. von Sachſen das Direktorium des 
Corpus Evangelicorum an. Der ſachſiſche 
Kurfürjt, der mit dem Kaiſer in gutem Ein» 
vernehmen ftand, entjchloß ſich erft nad) längerem 
Sträuben, bie neue Würde und Bürde zu über« 
nehmen. 

Am 22. Juli 1658 fonftituierte ſich zu Regens« 
burg da8 Corpus Evangelicorum unter dem 
Vorfige Sachſens. Seitdem führte die kurſäch— 
ſiſche Gejandtihaft das regelmäßige Direftorium 
des Corpus Evangelicorum, das aud) nad) be= 
endetem Reichdtage verfammelt blieb. Gebildet 
wurde die neue Korperſchaft durch die Geſandten 
aller evangeliſchen Reichsſtände; dieſelben traten 
zu gewöhnlichen und außerordentiichen Konferenzen 
zuſammen, in welchen die Schlüffe (conclusa) 
nad) Stimmenmehrheit gefaßt wurden. In jpä= 
terer Zeit wurden die gewöhnlichen Konferenzen 
alle 14 Zage, an einem Mittwoch, abgehalten. 
Die Gegenjtände der Beratungen wurden alabald 
fo ausgedehnt, daß Bülow in feiner Gedichte 
des Corpus Evangelicorum (5. 143) ſchreiben 
konnte: „Alles, was die geſamten evangeliſchen 
Reichsſtände zu ihrer gemeinſchaftlichen Sicherheit 
und zur Erhaltung der ihnen zufommenden relis 
giöfen und pofitijchen Erxiftenz für nötig und dien« 
fam halten, gehört vor da8 Corpus Evangelico- 
rum.“ Derjelbe Schriftjteller gejteht ferner, daß 
aud) rein politijche Angelegenheiten jehr oft Gegen» 
fand der Beratungen waren. 

Die aggreffive Richtung innerhalb des deute 
ſchen Proteftantiemus war zwar jehr bald mit der 
„Laltfinnigen Führung“ des Direftoriums feitens 
Kurſachſens unzufrieden; trogdem blieb das 
Direktorium auch während des 1668 beginnenden 
langen Reichstages ohne erheblichen Widerſpruch 
bei Kurſachſen. In der Wirktichfeit geflaltete 
fi) freitih das Verhältnis anders. Nicht nur 
daß Kurbrandenburg mehrfach in Vertretung 
Kurſachſens das Direktorium führte: faktiic) 
ftand diefe Macht, die fi) bereits damals zur 
fpeciellen Vertretung der proteftantifchen Inter« 
eſſen berufen glaubte, an der Spitze des Corpus 
Evangelicorum. Es hing die zufammen mit 
der Veränderung, weldhe die Sörperichaft felbit 
durchmachte, indem diejelbe, urſprünglich mehr zu 
defenfiven Zwecken gegründet, alsbald einen ſich 
immer ftärfer au&prägenden offenfiven Charakter 
annahm. So wurbe das Corpus Evangelicorum 
in furzer Zeit eine Behörde, melde ſtets bereit 
war, alle, wenn auch noch fo unbegründeten und 
lãcherlichen Beſchwerden proteftantiicher Unter» 
thanen gegen ihre katholiſchen Landesherren nicht 
nur anzunehmen, fondern mit großer Beharrlich- 
feit bis aufs äußerfte geltend zu machen (vgl. 
Phillips, Kirchenrecht ILL, 1, 484). Die Eifer- 


1295 


fucht bes Corpus Evangelicorum war fo groß, 
daß es im Jahre 1750 in einer an den Kaiſer 
gerichteten Vorftellung ernfllich dagegen prote- 
ftierte, daß der Reichshofrat fich eines evangeli ⸗ 
ſchen Prediger8 annehmen zu dürfen geglaubt, 
ben deſſen geiftliche Obrigfeit wegen Übertretung 
der Kirchenordnung habe beftrafen wollen (vgl. 
R. U. Menzel, Geſchichte der Deutichen XI, 82). 
Zu den Religionsbefchtwerben, welche das Corpus 
Evangelicorum mit größtem Ernfte vortrug, ge= 
hörte unter anderem aud, daß die Katholifen in 
Simultankirchen während ihres Gotteßdienftes 
den evangeliichen Kommuniontiſch auf die Seite 
ftellten, daß fie ein Kruzifix auf dem Altare oder 
auf der Kanzel anbradten, daß fie zu ihrem 
Gottesdienft läuteten, daß der Biſchof fi von 
- feinem Klerus in die Kathedrale einbegleiten laſſe, 
daß er den Magiftrat „Liebe Getreue“ und nicht 
„Liebe Beſondere“ angeredet habe, daß er fein 
Brot dur den Dompfiiter baden lafje, daß die 
Prozeſſionen der Katholifen nicht einen geraden, 
fondern krummen Weg nehmen ꝛc. (Vgl. E. W. 
v. Schauroth, Vollſtändige Sammlung aller Con- 
clusorum, Schreiben u. a. übrigen Verordnungen 
des bochpreislichen Corporis Evangelicorum 
von 16698—1752, Regensburg 1752, 3 Bde. 
Fol, und deren Fortſezung von 1753—1786 
von Nic. Aug. Herrich, ebend. 1786.) 

Ernſtlich bedroht wurde das kurſächſiſche Direl- 
torium des Corpus Evangelicorum im Jahre 
1697, als ber Kurfürft Friedrich Auguſt J. 
von Sachſen zum Katholicismus zurückkehrie. Die 
Aufregung in den proteſtantiſchen Kreiſen war 
damals ungemein groß, allein Friedrich Auguſt 
verſtand es, dieſelbe zu beſchwichtigen, indem er 
eine bündige Zuſicherung bezüglich der Aufrecht« 
erhaltung der proteftantiichen Religion in feinem 
Lande erteilte und die unmittelbare Ausübung 
des Direltoriums in Regensburg dem Herzog 
Friedrich II. von Gotha, jpäter dem Herzog Jo- 
hann Georg von Sadjien- Weißenfels übertrug. 
Daß der Kurfürft von Brandenburg damals nicht 
zugriff, fondern eine abwartende Stellung ein- 
nahm, hing zufammen mit feinen Beſtrebungen 
nad) Erwerbung der Königskrone. Friedrich III. 
war Hug genug, einzufehen, daß die Nachteile, 
welche damals eine Verjchärfung der bereits bes 
ftehenden Spannung mit Kurſachſen mit fich 
gebracht haben würde, in feinem Verhältniſſe 
ftanden zu den Vorteilen, welche ihm durch die 
rechtliche Anerkennung ber faltiſch bereits längſt 
geführten Leitung der evangelifchen Stände zu teil 
geworden wäre. Als jedoch im Jahre 1717 die 
Konverfion des ſächſiſchen Kurprinzen Friedrich 
Auguft IL. befannt wurde, traten Preußen und 
England bezw. Kurbraunfhweig ent 
ſchieden gegen bie Yortführung des Direltoriums 
dur Sachſen auf. Da jedoch keine diefer Mächte 
das Direktorium zu erlangen im flande war, 
einigten ſich die beiden Konkurrenten im Januar 
1720 zu einem Vertrage. Nach dem Inhalte des» 
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ſelben wollen Kurbrandenburg und Kurbraun⸗ 
ſchweig „auf Verlangen und mit Genehmbaltung 
der evangelifchen Stände ſich zufammen mit dem 
Directorio inter Evangelicos beladen und da 
ſelbe coniunctim verwalten“, in der Weiſe, daß 
von einer Sifung zur andern zwiſchen ihnen im 
Diretorium abgewechfelt werden joll. Dieſer 
Vertrag gelangte aber niemal® zur praftifchen 
Geltung, obwohl es die preußiiche Regierung nicht 
an Verſuchen Hat fehlen laſſen, diejelbe herbei 
zuführen. Die Direltorialfunktionen wurden aud 
fernerhin bis zum Untergange des römijcy=deut- 
ſchen Reiches durch den Latholifhen Kurfürften 
von Sachſen ausgeübt. Eine Anomalie war dies 
Verhältnis ohne Zweifel, allein biejelbe war 
hoöchſt unſchuldiger Natur, indem das kurſächſiſche 
Direktorium immer mehr zu einer inhalt⸗ und 
bebeutungslofen Formel herabſank. Zudem hütete 
ſich Sachfen ſehr wohl, die ihm durch das Direl- 
torium gewährten Befugnifje zu mißbrauchen, 
um die Proteftanten zu Gunften der Katholiken 
zu benadhteiligen. So kam es, daß das Tatho- 
liſche Direktorium des Corpus Evangelicorum 
auf die Entwidiung des proteſtantiſchen Reli⸗ 
gionsweſens in Deutichland einen weſentlichen 
Einfluß nicht ausübte; nicht dieſes Direktorium, 
fondern die Uneinigfeit und Rivalität der pro» 
teftantifchen Fürften bewirkte, daß da8 Corpus 
Evangelicorum in ber legten Zeit des alten 
Reiches feine Bedeutung mehr und mehr verlor 
(vgl. das unten citierte Werl von Dr. X. Frank). 
Auch die Reform des Corpus Evangelicorum, 
welche im Jahre 1770 verfucht wurde, war nicht 
im ftande, demfelben feinen früheren Einfluß 
wiederzugeben. 

Bon tatholifher Seite wurbe der Name bes 
Corpus Evangelicorum niemal® förmlich an« 
ertannt und fpäter oft beftritten, fo namentlid 
im Jahre 1720 durch den Kaiſer Karl VL; auch 
organiflerten fich die fatholiichen Reichsftände nicht 
formel als Corpus Catholicorum; fie 
fuchten bei ihren Zufammenkünften biefen Namen 
möglijft zu vermeiden. Daß e8 einem Corpus 
Catholicorum an jehr begründeten Religions« 
beſchwerden nicht gefehlt Haben würde, zeigt ein 
Bi auf die äußerſt gebrücte Lage der Katholiken 
in allen proteftantifhen Territorien (vgl. K. A. 
Menzel a. a. O. X, 95). Die Läffigfeit der 
Katholiten, weldhe es unterließen, dem Corpus 
Evangelicorum eine ähnliche Aflociation ent« 
gegenzuftellen, muß ſehr beflagt werben. 

Leider hat die Geſchichte des Corpus Evan- 
gelicorum bis jeßt von fatholifcher Seite eine 
Bearbeitung nicht gefunden; bie Litteratur 
über den ganzen Gegenftand ift ſtark gefärbt. 
— E. L. Posselt, Historia Corp. Evang,., 
Kiel 1734, und Systema iurium Corp. Evang,, 
1786; 3. J. Mofer, Teutſches Staats-Redt 
X, 1748; 9. ®. von Bülow, Gedichte und 
Verfafjung des Corp. Evang. mit Bezug auf die 
neueften Verhandlungen, die Sit und Stimm« 
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ordnung der beiben evangelifchen FürftenBifchöfe | Berlin, Dresden, Marburg, Wien-und Gotha), 


au Oßnabrüd und Lübed betr., 1795; A. Franß, 1880. 


Das Katholifie Direktorium des Corp. Evang,, 
nad handſchriftlichen Quellen (der Archive zu 


[Paftor.] 
Corpus iuris canonici, ſ. Kirhenredt. 
Corpus iuris eivilis, f. Recht, romiſches. 
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Fendt —*8 1. ig 

änemark. [I. Geſchichte. II. Land un! 
ur III. Verfaſſung. IV. Verwaltung. V. Res 
ligion und Unterricht. VI. Wirtſchaft. VIL Fir 
nangen, Heer. VIII. Kolonien.] 

L Daß Hleinfte der drei nordiſchen Königreiche 
tritt erft gegen Ende des 8. Jahrhunderts aus 
dem Dunkel einer fagenummobenen Vorzeit in 
die Gejchichte ein: bei König Siegfried fand der 
Sachſenherzog Widukind eine Zufluchtsftätte, 
König Gottfried fämpfte gegen die Abobriten und 
Franken; mit deſſen Sohne Hemming ſchloß 
Karl der Große 811 einen Vertrag, demzufolge 
die Eider beide Reiche fcheiden folltee Die 
Miffionsthätigfeit Ansgars (geſt. 865) hatte 
feinen bleibenden Erfolg. Um die Wende des 
9. Jahrhunderts gelang es Gorm dem Alten 
(geft. 936), die vielen Heinen Herrichaften zu einem 
Neiche zu verbinden, welches das nördliche und 
ſũdliche Zütland bis zur Eider, Fünen, Seeland 
mit den umliegenden Infeln, Schonen, Halland 
und Blelinge umfaßte; Bornholm beftand noch 
eine Zeitlang unabhängig unter eigenen Königen. 
Gorms Vordringen nah Süden mißlang ; König 
Heinrich I. zwang ihn, die alte deutſche Mark bis 
an bie Eider wieder herauszugeben und hriftlichen 
Sendboten fein Land zu Öffnen. Otto der Große 
drang fiegreih bis zum Ottenſund (Limfjord), 
und Otto II. zwang Gorms Sohn Harald Blau« 
zahn zur Huldigung und Annahme des Ehriften« 
tums (976), welches nun allmählich die Odin- 
religion verdrängte. Damals wurde auch die Mark 
Schleswig eingerichtet, welche jedoch Konrad II. 
ſchon 1027 dem Dänenkönige Knut bem Großen 
überließ. Zugleich mit dem Chriftentum hielten 
auch deutfches Weſen und Sitte ihren Einzug ins 
Land; Städte und Stände entwidelten ſich nad) 
deutſchem Mufter. Haralds Sohn, Sven Gabel- 
bart, begann bie Eroberung Englands ; der Enfel, 
Knut der Große (1014—10835), vollendete die= 
felbe und ſchuf ein gewaltige Norbreich, das aber 
nad) feinem Tode wieber zerfiel. Dänemark kam 
fogar unter bie Herrſchaft bes Könige Magnus 
des Guten von Norwegen, bis Svend Eftrithfon 
(1047—1076), ein Schweſterſohn Knuts, die 
Unabhängigfeit wieber gewann und bie Dynaftie 
der Ulfinger grünbete, welche 400 Jahre über 


Dänemark berrfehten. Innere Kriege mit dem ; 


mächtigen Adel, blutige Zwiſte der Könige mit ı 





ihren Brüdern wechjelten in ben nächſten Jahre 
hunderten ab mit erſchöpfenden Kämpfen gegen 
die Siaven in den füdlihen Küftenländern ber 


d Oſtſee, gegen die Preußen und Livländer. Zwar 


mußte Waldemar I., der Große (1157— 1182), 
dem Kaiſer Friedrich Barbaroſſa 1162 den Hul⸗ 
digungseid leiften, aber bald war er der mädhtigfte 
Türft des Nordens: er eroberte Rügen, herrſchte 
über Jütland nebft Schleswig, über die Infeln, 
den füdlichen Teil von Skandinavien und er- 
langte bie Oberhoheit über Norwegen. Sein 
Sohn Knut VL (1182—1201) verweigerte 
dem Kaifer Friedrich I. ungeftraft die Behens« 
pflicht, die feitdem nicht mehr erneuert wurde, 
bezwang die Herzoge von Pommern und Medien« 
burg, eroberte Holitein und Hamburg und nannte 
ſich König der Dänen und Slaven. Seinem 
Sohne Waldemar II, der Lauenburg ges 
wann, trat Sriedrich II. 1215 alle deutſchen 
Reichslande big zur Elbe und Elde förmlich ab. 
Da ihm Hamburg und Lübed gehorchten, das 
1209 angelegte Straljund die däniſche Herrſchaft 
in Medlenburg, Pommern und Rügen ſicherie 
und ein Kreuzzug 1219 Eſthland hinzufügte, 
ftand Dänemark auf dem Gipfel feiner Macht. 
Aber der ſtolze Bau ftürzte nach der Gefangennahme 
Waldemars durch den Grafen Heinrich) von Schwe⸗ 
rin (1223) und durch den Tag von Bornhöveb 
(22. Juli 1227) zufammen: alle Eroberungen 
gingen, bis auf Rügen, das erft 1325 an Pome 
mern fam, und Eitland, mo er dad Bistum 
Neval ftiftete, wieder verloren. Um fo eifriger 
widmete ſich der König von da ab den inneren 
Angelegenheiten feines Reiches: hatte fein Vater 
nad Unterdrüdung eines Bauernaufftandes Abel 
und Klerus dem dritten Stande gegenüber bevor⸗ 
augt, jo flärkte er Rechte und Macht der Krone, 
ließ ein neues Geſetzbuch abfafjen und erleichterte 
die Laften des Voltes. 

Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts ſank das 
Königliche Anfehenimmer mehr und mehr im Kampfe 
mit Adel und Klerus, während der Bauernftand in 
drückende Leibeigenſchaft verfanf und Handel ſowie 
Induftrie vollftändig in Abhängigteit von der 
deutihen Hanfa gerieten. In Schleswig ber 
gründeten die Grafen von Holftein aus dem 
Haufe Schauenburg eine faſt unabhängige Macht, 
und die Schweden riffen ein Stüd Land nach dem 
andern an fi. Nur mit Mühe gelang es 
WaldemarlV. Aiterbag(1340—1875), welcher 
bie Rechte ber Stände in der Kallundborger Hand⸗ 
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fefte beftätigen mußte, da8 Anfehen der Krone 
wieberheruftellen: er verfaufte 1846 Eftland dem 
Deutſchen Orden, brach auf einem Eroberungs- 
zuge gegen Gotland und Oland die Macht Wisbys 
und nahm aud) ben Titel eines Königs der Goten 
an. Bald aber ereilte ihn die Rache der Hana : 
Kopenhagen wurde zweimal geplündert und in 
des Königs Abweſenheit mit den Ständen ein 
Friede geſchloſſen, welcher den Einfluß und die 
Macht der Hanfeaten noch vergrößerte. In Kopen« 
hagen, wo vor dem 15. Jahrhundert fein eins 
heimifcher Kaufmann erwähnt wird, wohnten ſie zu⸗ 
fammen in der Deutfchenftraße; Faltoreien hatten 
fie außerdem in Helfingör und Roestilde auf See- 
land, in Svendborg auf Fünen und in Flensburg. 

Mit Waldemar IV. ftarb der Mannesſtamm 
der Ulfinger aus, und feine hochbegabte Tochter 
Margaretha, die Gemahlin Hafons VIII. 
von Norwegen, wurde nach dem Tode ihres Ge- 
mahls und ihres einzigen Sohnes Dlaf 1387 
Regentin von Norwegen und Dänemark, ver« 
einigte alſo thatfächlich dieſe beiden Reiche. Nach- 
dem fie durch die Schlacht bei Falköping 1889 
auch Schweden erobert hatte, ließ fie ihren Groß- 
neffen Erich von Pommern zum Könige der drei 
ſtandinaviſchen Reiche erwählen. 1397 verfam=- 
melte fie die Reichsräte der drei Länder zu Hals 
mar und brachte hier am 20. Juli die Kalmarifche 
Union zu ftande, nach welcher für ewige Zeiten 
nur ein König über die ſtandinaviſchen Reiche 
herrſchen, Kriege, Verträge mit dem Auslande 
u. a. gemeinſam fein, die Länder aber ihre eigenen 
Rechte und Gefeße behalten follten. So war 
zum drittenmal eine große nordiihe Macht be= 
gründet; aber fie erwies ſich bei der Ohnmacht 
der Könige nicht dauerhafter als das Werk Knuts 
und Waldemard. Schweden wählte ſchon 1435 
einen eigenen Reichsverweſer, und Graf Adolf 
von Holjtein behauptete fich gegen die Angriffe 
Erichs (jeit 1412), der den Hanjaftädten vergeb- 
lich ihre Privilegien zu entreißen ſuchte. ALS ſich 
der übermächtige Adel gegen ben alternden König 
erhob, flüchtete er 1439 nad) Gotland, wo er 
1459 ftarb. Mit feinem Neffen und Nachfolger, 
EHriftoph von Bayern, der 1440 dem Grafen 
Adolf von Holftein Schleswig als Fahnenlehen 
übertrug und feine Refidenz von Noesfilde nach 
Kopenhagen verlegte, erloſch 1448 das Haus der 
Ulfinger, und die Kalmariſche Union brach zu» 
fammen: bie Schweden wählten einen eingeborenen 
König, und in Dänemark fam mit Chriftian L, 
einem geborenen Fürften von Oldenburg und 
Delmenhorft, da3 oldenburgiiche Haus auf 
den Thron. Ehriftian mußte in einer Wahlhand⸗ 
fefte dem adeligen Reichärate die freie Königswahl 
zuſichern und verjprechen, ohne defjen Zuftimmung 
keine Steuern aufjuerlegn, keine Güter und 
Amter an Ausländer zu vergeben u. a. 1450 
wurbe er zum Könige von Norwegen und 1460 
aud in Schleswig-Holftein zum Landesherrn er- 
wählt; jedoch follten nad) der Wahltapitulation 





Schleswig und Holftein nie mit Dänemark ver⸗ 
einigt werden und „auf ewig ungeteilt” zufammen« 
gehören. Vergeblich bemühten fi Ehriftian und 
feine Nachfolger, Schweden wieder dauernd mit 
Dänemark zu verbinden: unter feinem Enfel 
EChriftian II. (1513—1528) wurde es jelb- 
ſtändig, und nur Norwegen mit feinen Neben- 
ländern, den Yardern und Island, blieben mit 
Dänemark vereinigt. 

Chriſtians IL. Verfuch, mit Hilfe der Bürger 
und Bauern die Übermacht des Adels und der 
Geiftlichfeit zu brechen, koſtete ihm die Krone. 
Die Stände beriefen als Nachfolger feinen Oheim 
Friedrich L, welcher bei feinem Regierungs- 
antritte die alte Handfeſte beſchwor und dem 
Adel neue Vorrechte beiwilligte; aud) den Han⸗ 
featen und Dithmarſchen mußte er ihre Privilegien 
beftätigen. Seit 1527 drang die Reformation 
ins Land, begünftigt vom Könige, welcher den 
Adel durch Anweiſung eines Teiles des Kirchen- 
vermögens dafür gewann. Zwar follten nach den 
Beſtimmungen der Reichaftände zu Odenſe 1527 
beide Konfellionen gleiche Rechte haben; aber 
Friedrich beſetzte bald alle Bistümer mit Männern, 
die der neuen Lehre anbingen. Nach jeinem Tode 
(1533) fuchte Lübeck (Wullenweber) im Verein 
mit andern Hanfaftädten Dänemarts Macht noch 
weiter einzujchränfen und den vertriebenen Chri⸗ 
ftian II. wieder zurüdzuführen, während zugleich 
im Innern ein allgemeiner Bürgerkrieg zwiſchen 
Adel und Geiftlihleit, Städten und Bauern, 
Katholiten und Proteftanten ausbrach. Diefe 
fogen. Grafenfehde, welche die ohnebies ſchon 
jchwer geſchädigte Freiheit und Kraft des Bauern» 
ftandes vollends brach, endete damit, daß ſich 
Friedrichs ältefter Sohn, der Herzog Ehriftian 
von Schleswig-Holftein, im Frieden zu Hamburg 
(29. Zuli 1536) auf dem bänifchen Throne be 
bauptete. Unter Bugenhagens ‘Beirat erfolgte 
nun die Durdführung der Neformation, mit 
welcher eine fociale Umgeflaltung bes Wolfes 
Hand in Hand ging. Den Bauern brachte fie 
ftatt der erfehnten Freiheit drüdende Leibeigen- 
ſchaft, dem Klerus nahm fie die weltliche Macht, 
und da die Städte ohne Bedeutung waren, blieb 
nur ein „freier“ und mächtiger Stand, ber 
Adel, defien Ubermacht das jäkularifierte Kirchen- 
gut noch vermehrte. Der Glaubenszwang, ben 
die neue Hof« und Staatsreligion unnachſichtlich 
auf das Volt ausübte, ſchaffle der neuen Lehre 
fchnelle Verbreitung, obgleich ſich ſowohl Bürger 
wie Bauern in ihren Erwartungen gründlid) ges 
täuscht jahen. 

In dieſe Zeit fällt auch die Trennung des rer 

ierenden Hauſes Oldenburg in mehrere Linien. 

ie Söhne Friedrichs J. König Ehriftian IIL 
und feine Brüder Johann und Adolf, hatten ſchon 
1540 ben Gefamtbefig Dänemark» Schleswig. 
Holftein geteilt, und als Johann 1580 ftarb, 
erfolgte die definitive Scheidung, jo daß eine 
ältere, Königliche Linie Holftein-Sonderburg in 
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Dänemark (die aber auch große Teile von 
Schleswig · Holſtein beſaß) und eine jüngere, her⸗ 
zogliche von Holftein-Gottorp entſiand. Erſtere 
ſchied ſich ſchon ſeit 1564 in die königliche Haupt« 
linie und die herzoglicde Nebenlinie Sonderburg. 
Vier Söhne des erjten Herzogs von Sonderburg 
ftifteten die Zweige Sonderburg, Norburg (er« 
lojchen 1722), Glüdsburg (bis 1779) und Plön 
(6i8 1761). Sonderburg teilte fi) wieder in 
fünf Zweige: Franzhagen (bis 1708), die ſchle⸗ 
ſijche oder datholiſche Linie (bis 1727), Auguften- 
burg, Bed (nad einem Gute in Weftfalen; jeit 
1825 Holftein-Sonderburg-Glüdsburg genannt) 
und Wiefenburg (bis 1774). Der gegenwärtige 
Herzog von Schleswig - Holftein« Sonderburg« 
Auguftenburg ift der Bruder der deutjchen Kaiferin 
Augufta Victoria; die Linie Schlegwig-Holftein- 
Sonderburg-Glüdsburg kam nad} dem Ausfterben 
der königlichen Hauptlinie mit Chriſtian IX. am 
15. November 1868 auf den däniſchen Thron. — 
Die jüngere, herzogliche Linie Holflein-Gottorp 
regiert in ihrem älteren Afte ſeit 1762 in Rußland; 
zum jüngeren Afte gehört das 1809 in Schweden 
entthronte Königsgeſchlecht und das feit 1773 
in Oldenburg regierende großherzoglihe Haus. 

Im Dreißigjährigen Kriege verlor Dänemark 
feinen Vorrang in ber Oftfee und in Norddeutich« 
land an Schweden, welchem es auch Oland und 
Gotland 1645 überlafjen mußte. Unter Fried- 
rich III. (1649—1670) eroberte der Schweben- 
tönig Karl X. das ganze Reich bis auf die Haupt ⸗ 
ftadt, und im Frieden zu Kopenhagen (27. Mai 
1660) gingen alle überfundifchen Lande, Schonen 
nebft Blekinge, Halland und Bohuslän, für immer 
an Schweden verloren; auch auf die Lehenshoheit 
über Schleswig mußte Dänemark verzichten. Da 
der jelbftfüchtige Adel in diefen unglüdlichen 
Kämpfen wenig Aufopferung und Patriotismus 
gezeigt hatte, übertrug das erbitterte Bolf, d. 6. 
die Geiftlichfeit und der Bürgerfland, auf einem 
Reichstage zu Kopenhagen (8. September 1660) 
dem Könige die volle Souveränität und das Recht, 
die Reichsverfaſſung endgültig feſtzuſetzen. Am 
14. November 1665 unterzeichnete Friedrich III. 
da8 jogen. Königsgeſetz (Konge-Lov) , welches 
beftimmte, daß der König lutheriſcher Konfeſſion 
fein müffe, daS Reich nicht zerftüdeln und das 
Konigsgeſetz nicht verlegen dürfe; im übrigen 
folle er völlig unbeichräntt, über das Geſeß er- 
haben und nur Gott für feine Handlungen Rechen⸗ 
haft ſchuldig ſein. Im der Folgezeit erhielt dieſe 
abjolute Regierungsform eine weitere Feſtigung, 


als an Stelle des Geburtändels ein Beamtenadel | 


und eine zuverläffige Militärmacht Hauptftügen 
des Königtums wurden. 

Da nad) einer Beitimmung bes Konigsgeſetzes 
ſowohl die männliche wie die weibliche Nach⸗ 
tommenfcaft Friedrichs IIL. zur Erbfolge berech⸗ 
tigt war, in den Hergogtümern aber das falifche 
Erbrecht Geltung hatte, richtete die däniſche Po- 
litil von nun ab ihr Augenmerk barauf, den fönig- 
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lichen Anteil an ben Herzogtümern zu erweitern 
und zum Sronlande zu machen, fowie mit Be= 
feitigung aller Sonderrechte beide Länder unauflös« 
lich mit Dänemark zu verbinden. Ehriftian V. 
(1670—1699) erwarb nad) bem Außfterben der 
gräflichen Linie in Oldenburg (1667) dag Stamm= 
land feines Haufes, bie Grafjhaften Oldenburg 
(außer ever) und Delmenhorit; feine Kämpfe 
gegen Schweben aber blieben erfolglos. Auch fein 
Nachfolger Friedrich IV.(1699— 1730) mußte 
1700 mit Karl XIL einen nadteiligen Frieden 
zu Travendal fchließen ; dafür gelang es ihm 1714, 
den goftorpifchen Anteil von Schleswig zu occu- 
pieren, in deſſen Beſitz ihn der Friede zu Nyflad 
beftätigte. Auch der holfteinifche Anteil des Hau- 
ſes Gottorp fam furz darauf an Dänemark: 1761 
wurde ber Befig von Plön dem Königshaufe ges 
ſichert und 1777 (1778) mit Rußland ein Taufch- 
vertrag geſchloſſen, demzufolge Kaifer Paul gegen 
die Abtretung von Oldenburg und Delmenhorft 
auf alle feine Güter und Rechte in Holflein zu 
Gunſten Chriftians VII. Verzicht leiftete. Da 
ſchon früher Befigungen der glüdsburgifchen 
Linie (1749) und die Reichsgraſſchaft Ranhau 
an Dänemark gelommen, war 1779 Schleswig. 
Holftein mit Ausnahme des auguftenburgijchen 
Anteils mit Dänemark und Norwegen unter 
einem Herrſcher vereinigt. Der Grundgebante 
der Wahllapitulation von 1460: „op ewig un- 
gedeelt“, war indefjen durch alle dieſe Vorgänge 
in den Herzogtümern ebenjowenig berührt worden, 
wie das Recht der Erftgeburt im Mannesjtamme. 

Nachdem ſchon 1683 die Veröffentlichung eines 
Gefegbuches, 1702 bie Aufhebung der Leibeigen- 
fchaft der Bauern, fpäter Einführung bed Volfe- 
ſchulunterrrichtes auf dem flachen Lande, Verftaat« 
lüchung der Poſt u. a. erfolgt waren, brachte bie 
Zeit des fogen. aufgeflärten Deſpotismus eine 
Neihe von einfchneidenden Neuerungen, welche 
Männer wie der ältere Bernftorff, Struenfee und 
der jüngere Bernftorff ins Wert jegten: völlige 
Bejeitigung der Leibeigenfchaft in Dänemark 1788 
(in den Herzogtümern 1804), feſte; Begründung 
des Voltsihulwefens, Beſchränkung der Adels- 
privilegien, Verbot der Negerjfiaverei in den Ko« 
lonien (1792), Förderung von Aderbau, Hanbel 
und Gewerbe zc. — Dänemarl® Lage an der 
Verbindung von Nord» und Oftfee zwang Fried- 
rich VI. (Regent feit 1784, König 1808—1839) 
zum Anſchluß an die bewaffnete Neutralität Ruß- 
lands; die Wahrung berjelben halte ein zwei · 
malige8 Bombardement von Kopenhagen durch 
die Engländer (2. April 1801, 2.—5. September 
1807) und Abführung der dänifchen Flotte zur 
Folge. Dadurch Napoleon in die Arme getrieben, 
verlor Dänemark feine Kolonien und im Frieden 
von Piel (14. Januar 1814) aud Helgoland, 
welches feit 1712 in feinem Befige war, an Eng- 
land, und Norwegen an Schweden. Doch blieben 
ihm die norwegifchen Nebenländer, Island und 
die Farder, und als Entihädigung erhielt es von 
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Schweden Schwedilh-Pommern , das es gegen 
das Herzogtum Lauenburg und eine Million 
Thaler an Preußen außtaufchte. Für dieſes und 
Holftein trat der König 1815 dem Deutfchen 
Bunde bei und erhielt im engeren Rate der Bun⸗ 
desverfammlung die zehnte Stelle und in ber 
Vlenarverfammlung drei Stimmen. Der lange, 
unglüdliche Krieg Hatte das Land an den Rand 
des Staatsbankrotts gebracht; um bemfelben zu 
entgehen, wurde 1813 alles Grundeigentum mit 
einer Abgabe von 6 Prozent des Wertes belegt 
und aus dem gewonnenen Gelbe eine Reichebant 
begründet, die ſich 1818 in die Nationalbank in 
Kopenhagen, ein ausſchließlich däniſches Privat« 
inftitut, ummwanbelte. 

Die Gefege vom 28. Mai 1831 und 15. Mai 
1834 führten nad preußiſchem Vorbilde be= 
rotende Provinzial Ständeverfammlungen in 
Dänemark und Schleswig-Holftein ein, während 
Lauenburg feine alte Ritter» und Landſchaft be» 
bielt. Infolge der unverhältnismäßig hohen Bes 
fteuerung der Herzogtümer wurde dort ſchon 1838 
der Wunfch nach einer Trennung von Dänemark 
laut; dagegen regten ſich in Kopenhagen feit dem 
Regierungsantritte Chriftians VIII. (1839 
bis 1848) Ideen von dem Wiederaufleben der 
Kalmariſchen Union, welche zur Begründung einer 
Nationalpartei führten. Dieſe forderte außer 
einer freien Verfaflung bald ein „Dänemark bis 
an die Eider“ (Eiderbänen), ein DVerlangen, 
welches in den Herzogtümern eine entſchiedene 
planmäßige Bewegung gegen die Begünftigung 
des bänifchen Weſens hervorrief. Endlich gab 
der König dem Drängen der Eiderdänen dur 
einen offenen Brief vom 8. Juli 1846 nad), in 
welchem er die Abficht, die Herzogtümer feinem 
Staate einzuverleiben, offen ausſprach, da fonft 
nad dem Tode de3 finderlofen Kronprinzen ihre 
Trennung von Dänemark zu befürchten war. 
Auf den Proteft der Herzogtümer und die Vor⸗ 
ftellungen des Deutfchen Bundes antwortete der 
dänifche Reichstag mit dem Entwurf einer Ge- 
famtftaatsverfaffung, die nad Ehriftians Tode 
fein Sohn Friedrich VIL (1848—1863) am 
24. März 1848 veröffentlichte. Durch dieſen 
Schritt wurde ber Bea Chriſtian Auguft von 
Auguftenburg von der Erbfolge in Sqhleswig ⸗ 
Holftein ausgeſchloſſen, defjen Bewohner ſich nun 
zum bewaffneten Wiberftande rüfteten. Es be= 
gann ein dreijähriger Krieg, in welchem die Her= 
zogtümer zuerft mit Hilfe des Bundes und nad) 
dem dänifch-beutjchen Separatfrieden zu Berlin 
(2. Juli 1850) allein ihre Rechte verteidigen, 
big fie der Ubermacht erlagen und die Intervention 
Oſterreichs und Preußens dem Kampfe im Ja⸗ 
nuar 1851 ein Ende machte. Das von den Groß- 
mädten fowie von Schweden und Dänemark 
(nicht aber vom Deutſchen Bunde!) vollzogene 
Londoner Protofol (8. Mai 1852) ſprach die 
Integrität der däniſchen Monarchie aus und be— 
ſtimmte mit Ubergehung der Auguſtenburger und 
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unter Ausſchluß der im Koͤnigreiche berechtigten 
weiblichen Linie den Prinzen Chriſtian von 
Schleswig-Holftein-Sonderburg-Glüdsburg zum 
Thronfolger der Gejamtmonardie. Die Linien 
des Haufe Gottorp machten keinerlei Anfprüde 
geltend, und ber Herzog Ehriftian von Auguften- 
burg entfagte gegen eine bebeutende Geldſumme 
feinen Befigungen und Erbrechten. 

Schon während de Krieges Hatte in Täne 
marf ein fonjtituierender Reichstag, aus Lands- 
thing und Folkething beftehend, mit dem Könige 
das demofratifche Grundgefeß vom 5. Juni 1849 
vereinbart, welches den Bürgern ausgedehnte reis 
heit zuficherte und ein umfafjendes, allgemeines 
Wahlrecht anertannte. Nah dem Kriege wurden 
nun durch königliche Proflamation vom 28. Ja« 
nuar 1852 für eine Geſamtſtaatsverfaffung fol- 
gende Grundzüge feftgeitellt: Der Staat beiteht 
aus dem Königreich, dem Herzogtum Schleswig 
und den Herzogtümern Holjtein und Lauenburg. 
Ieder Teil hat feine eigene Vollsvertretung umd 
feine eigenen verantwortlichen Minifter; Speer, 
Marine, Finanzen und auswärtige Angelegen- 
heiten aber follen gemeinjam fein. Dieſes Pro- 
gramm fand weder Beifall bei den Eiderbänen 
noch in den Herzogtümern, worauf am 26. Jali 
1854 eine Gejamtftaatsverfafjung  verfündigt 
wurde, welche einen Reichsrat, von defien 50 Mit- 
gliedern 20 der König ernennen follte, einfefte, 
demjelben aber nur bei der Auflage neuer Steuern 
beſchließende Stimme einräumte. Als ſich Dagegen 
eine lebhafte Oppofition erhob, entließ der König 
das Gefamtminifterium und vereinbarte mit dem 
Reichstage eine zweite gemeinfchaftliche Berfaffung, 
welche einen Reichsrat mit zwei Kammern (Land3- 
thing und Yoltething) und beichlteßenber Stunme 
einjegte, aber die Herzogtümer unbedingt einer 
dänifchen Majorität unterwarf und fie finanziell 
benachteiligte, da man ihre reichen Domänen und 
Domanialeinkünfte ohne Gegenleiftung für den 
Gefamtftaat in Anfprud nahm. Die Erflärung 
des Deutſchen Bundes, daß diefe Verfafjung für 
die deutſchen Landesteile null und nichtig fei, und 
jeldft die Androhung ber Bundeserefution hatten 
feine Wirkung auf die eiderdänifche Partei, welche 
zunächſt die völlige Einverleibung Schleswigs 
erftrebte und dieſes Ziel, offenbar in der ſichern 
Hoffnung auf fremde Hilfe, blind verfolgte. Am 
30. März 1863 wurden durch fönigliche Ber» 
ordnung Holftein und Lauenburg gaͤnzlich von 
Dänemark ausgefondert und ihre Berpflichtungen 
für die gemeinfamen Angelegenheiten geregelt, 
und am 9. November nahm der Reidstag eine 
neue Verfaſſung für Dänemark und Schleswig 
an. Da flarb am 15. November ganz unerwartet 
König Friedrich VIL, und fein Nachfolger Cherã⸗ 
ftian IX. ſah fid) unter dem Drude ber erregten 
Volksmaſſen genötigt, ſchon am 18. November 
die Verfaſſung zu beitätigen. Die holſteiniſchen 
Stände baten den Bund um Schuß für die Rechte 
der Zufammengehörigfeit mit Schleswig; Diefer 
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ertannte Chriſtian IX. nicht als rechtmäßigen 
Nachfolger für Holftein und Lauenburg an und 
brachte die jchon zweimal angebrohte Exelution 
endlich zur Ausführung. Hannöveriiche und jäch- 
ſiſche Truppen beſetzten noch im Dezember 1863 
Holftein und Lauenburg, und als Dänemart 
die Forderung Oſterreichs und Preußens vom 
16. Januar 1864, bie eiderbänifche Verfafjung 
aufzuheben, im Vertrauen auf die Hilfe der Groß- 
mädhte, bejonder8 Englands, ablehnte, rüdte am 
1. Februar ein öfterreichifch-preußijches Heer über 
bie Eider und eroberte in furzer Zeit das ganze 
Feſtland nebſt der Inſel Alſen. Chriſtian IX. 
mußte im Wiener Frieden vom 30. Oltober 1864 
allen feinen Rechten und Anſprüchen auf Schles- 
wig-Holftein und Lauenburg entjagen; der von 
den Herzogtümern zu übernehmende Anteil der 
dãniſchen Staatsſchuld wurde auf die hohe 
Summe von 29 Millionen Thalern feftgejeht. 
Der auf Napoleons Wunfc in den Prager Frie⸗ 
den (23. Auguft 1866) aufgenommene Artikel 5, 
nad) welchem die nördlichen Diftrifte von Schles⸗ 
wig an Dänemark zurüdfallen follten, wenn ihre 
Bevölferung diefen Wunſch in freier Abftimmung 
zu erkennen gäbe, wurbe durch flbereinfommen 
zwiſchen Deutichland und Ofterreih am 11. Ot- 
tober 1878 aufgehoben. 

Seit dem Kriege beihäftigte ſich Dänemark 
hauptſächlich mit Verfafjungsänderungen und 
Reorganifation feiner Kriegsmacht. Zunaͤchſt han= 
delte es fi darum, die Berfajfungsper- 
hältnifje zu vereinfachen, da unmöglich zwei 
Srundgejege (1849 und 1868) und zwei parla⸗ 
mentarijche Berfammlungen (Reichstag und Reichs 
rat) nebeneinander beftehen konnten. Nach längeren 
Verhandlungen fam eine Einigung zu ftande, nad 
welcher die beiden Kammern des Reichstages 
Landsthing und Folkething, völlig gleichgeftellt 
wurden, worauf ber Reichsrat aus dem politifchen 
Leben Dänemarks verſchwand. Yon da ab erlangte 
die Partei der Bauernfreunde (die Linke) im 
Folfething immer mehr Übergewicht über die 
konfervative (früher „eiderdäniſche“) Partei. Einer 
Reform des Heeres und der Marine (1867) folgte 
1869 ein aufallgemeine Dienftpflicht begründetes 
Wehrgefeh und im Januar 1873 ein Geſetz über 
die Reorganifation des Heeres. ALS aber die Re 
gierung weitgehende Forderungen für Vermeh⸗ 
rung der Truppen und der Marine und für groß- 
artige Befeftigungsbauten ftellte, verweigerte die 
Majorität ihre Zuftimmung, da fie derartige 
Verteidigungsmaßregeln für unnütz unb eher eine 
Neutralifierung Dänemarks für — er⸗ 
achtete. Das konſervative Miniſterium Holſtein ⸗ 
Holſteinborg machte 1874 einem liberalen Fonnes ⸗ 
bed) (1875 Eſtrup) Platz — aber die Neuwahlen 
änderten nichts in der Zuſammenſetzung des Zolfe- 
things, welches ſchließlich nicht nur das Landes- 
verteidigungsgefeß , jondern auch das Budget 
ablehnte und 1877 das Minifterium wegen Ber« 
faſſungsverletzung in Anflagezuftand verjegte, wo⸗ 
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rauf durch plößliche Verordnung ein proviforifches 
Finanzgeſeß erlafjen wurbe. Da der König nit 
darauf einging, ein Minifterium aus der oppo« 
fitionellen Sammermehrheit zu berufen, brach 1881 
der Streit von neuem aus, und das Finanzgeſetz 
kam troß Dreigehnmaliger Beratung nicht zu ftande. 
Das Minifterium (Ejtrup), geftügt auf das Lands» 
thing und die Bevölterung Kopenhagens, regierte 
ohne gejegmäßiges Budget und begann aud die 
Befeitigung der Haupiſtadt, zunächſt von der 
Seefeite. Auch in den folgenden Jahren griff der 
König zu dem Auskunfismittel eines vorläufigen 
Finanzgeſetzes, da das Folfething ſich weigerte, 
die Budgetborlage zu beraten, und immer wieder 
von neuem gegen die mit der Befeitigung Kopen- 
hagens verbundenen Ziele der äußeren Politik 
proteftierte. 1885 wurden Präfident und Vice» 
präfident bes olfethings wegen Widerftandes 
gegen die Behörden reſp. Majeftätsbeleidigung 
zu ſechsmonatigem Gefängnis verurteilt, und 
eine Reihe von Jahren wiederholte fi) dasfelbe 
Scaufpiel: der Reichstag wurde auf Befehl des 
Königs geſchloſſen, da fi) Regierung und Lands- 
thing einerfeits, Folfething anderjeits aus mili» 
tärifchen Gründen nicht über das Budget einigen 
fonnten. In verfafjungswidriger Weife wirt- 
fchaftete Die Regierung ohne das Parlament, gegen 
die Verfafjung wurde ber Führer der Oppofition, 
Hörup, verhaftet und verurteilt (1889). Im fol« 
genden Jahre brachten die Neuwahlen nad Aufs 
löfung des Folkethings eine noch verftärkte Oppo- 
fition und darum eine verftärfte Krifis, zu deren 
Urfachen auch focialpolitifche Meinungsverjchieden« 
beiten zwifchen der Kammermehrheit und der Re= 
gierung ſich gejellten, wie über ſocialiſtiſche Ar⸗ 
beiter in Staatäbetrieben, über Altersverſorgung. 
Die Vereinigung der gemäßigteren Linken mit der 
Rechten, dann die goldene Hochzeit des Herricher» 
paares (1891 und 1892) übten auf das politijche 
Leben immerhin eine beruhigende Wirkung aus; 
jene beide Parteien erhielten auch bei den Neu= 
mwahlen 1892 die Mehrheit. Endlich nahm der 
chroniſche Konflikt zwiſchen Regierung und Parla⸗ 
ment 1894 badurd ein Ende, daß letzteres die 
von ihm fo lange befämpfte Befeitigung Kopen · 
hagens als eine vollendete Thatſache anerkannte. 
Das Budget wurde nunmehr regelrecht bewilligt, 
wofür Die Regierung auf bem Gebiete der Militär 
bienftzeit ein Zugeſtändnis machte. Das Mini« 
fterium Eftrup, welches den Kampf gegen das 
Volfething hartnädig durchgeführt und das Obium 
all der verfaflungswidrigen Maßnahmen auf fi) 
geladen Hatte, ſah nunmehr feine Aufgabe erfüllt 
und nahm als thatſächlicher Sieger feinen Ab» 
ſchied (1895), wobei e8 noch die Genugthuung 
hatte, daß für die von ihm fo eifrig betriebene 
Landesverteidigung auch noch aus freiwilligen 
Spenden eine anfehnliche Summe zufammentam. 
1895 bewiejen bie Neuwahlen dem neuen Kabinett 
von Reedg-Todt, daß der Ausgleich die Linke nicht 
geſchwächi habe; letztere fam, dan ber ſtärker aufe 
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tretenden focialbemofratifchen Bewegung, vielmehr 
mit einer größeren Anzahl von Mandalen wieber. 
Dennoch gingen jekt, dank dem günftigen Stande 
der Finanzen, die Budgetverhandlungen glatt vor 
ſich, und die Linte fonnte in der neuen Zollgejeh- 
gebung (1896), welche mancherlei Ermäßigungen 
ober jelbft Zollbefreiungen brachte, ein anfehnliches 
Zugeftändnis erbliden. 1897 brach aber, wiederum 
wegen militärifcher Ausgaben, ein neuer Konflikt 
aus, der Durch Nachgeben der erften Kammer und 
Veränderungen im Miniflerium beigelegt wurde. 
Das Jahr 1899 brachte dann eine neue nationale 
Bewegung als Nachflang von 1848 aus Anlaß 
der Ausweifungen von Dänen aus Nordſchleswig 
und des energiichen Vorgehens ber preußifchen Ber« 
maltung und Yuftiz gegen Bethätigung national« 
dänischer Gefinnung in Verfammlungen, Ber 
einigungen und Preffe. Immerhin wurde im 
Barlament und von der Regierung energiſch bes 
tont, daß Dänemark bei Konflikten anderer Mächte 
firenge Neutralitätspolitif zu befolgen habe. Zeit- 
weilig machte fich dank ber focialiftijchen Agitation 
eine Norte wirtſchaftliche Krifis geltend, wobei 
der geichloffene Arbeitgeberverband zunächſt den 
Sieg über die organifierte Arbeiterfchaft banontrug. 

Der gegenwärtig regierende König Ehriftian IX. 
ift geboren am 


Banbesteile. 2 gkm. 


Stadt Kopenhagen . 





26. Mai 1842 mit Quife, der Tochter bes ver- 
Rorbenen Landgrafen Wilhelm von Heffen-Kaflel, 
vermählt. Der Thronfolger, Kronprinz Friedrich 
(geb. 3. Juni 1843), Hat feit dem 28. Juli 1869 
Luife, Tochter König Karla XV. von Schweben 
und Norwegen zur Frau (ältefter Sohn Prinz 
Ehriftian, geb. 26. September 1870). Der zweite 
Sohn des Königs, welcher am 6. Juni 1868 alt 
Georg I. die Krone Griechenlands annahm, hat 
unter dem 12. Dezember 1863 eine Afte unter 
zeichnet, nach welcher der dritte und jüngfle Bruber 
Waldemar und defien Nachtommen ihm und feiner 
Defcendenz in der Erbfolge vorangehen follen. 
Bon den Töchtern des Königs ift die ältefte, Ale- 
zandra, mit dem Prinzen von Wales vermäßlt, 
die zweite, Dagmar (Maria Feodorowna), ift 
Witte Aleganders III. von Rußland, umd die 
dritte, Thyra, Gemahlin de Herzogs von 
Eumberland. 

DI. Areal und Bevölkerung. Die dü- 
nifhe Monarchie befteht aus dem Sönigreiche 
Dänemark nebft feinen Rebenländern in Europa 
und den amerilaniſchen Kolonien, mit einem Ger 
famtflädheninhalt von 232860 qkm und (nad) 
der Zählung von 1890) 2299564 Einwohnern 
((&ägungsweife 1898: 2310000 ohne Neben- 


8. Aprif 1818 und feit dem | länd 


länder). 


Bewohner am 1. Februar 1890 auf 
männttc. Weibtid. toteL_ | 1 akm 
20 144.003 168856 | 312859 








Infelämter 2.2 3318058 448555 | 468846 | 917401 | 70 
Yüllanb' 50. 22 ee ee 25242 466 599 475521 | 942120 | 837 
Dänemark 38340 | 1059157 | 1113223 |2172380 56,66 

Sarder (17 bewohnte Infeln) . 1325 6224 6731 12955 9,8 
land (nır 42068 qkm bewohnbar) 104 785 83689 37238 70927 0,7 
Grönland (gletſcherloſes Gebiet) . . 88 100 5064 5452 10516 01 
Ste. Eroig. E 193 9532 10251 19783 | 102 
St. Thomas in Weftindien 62 4627 7392 12019 |194 
St. John . 55 517 467 984 i 18 








Nebenländer und Kolonien | 194520 59658 67581 | 127184 0,65 

















Königreich | 282860 | 1118810 | 1180754 j2299564 | 10 


Auf 1000 männliche entfallen 1055 weibliche 
Einwohner; die Volkszunahme beträgt jährlich 
etwa 1 Prozent der mittleren Bevölferung, fie ift 
ftärfer in den Städten, ſchwächer auf dem Lande. 
Eheſchließungen fanden 1898 ftatt: 17872, Ge= 
burten 73507 und Todesfälle 38499 (einjchließ- 
lich Totgeborener); Uberſchuß an Geburten im 
Sabre 1898: 35008, gegen 30810 im Jahre 
1897. Die Auswanderung, meift nad) den Ver- 


Geborene, ferner 31107 Deutſche, 33802 Schwe 
den, 3385 Norweger, 1673 fonjtige Europöer, 
3857 Außereuropäer und Perfonen umbelannter 
Herkunft. Dem Berufe nad} verteilte ſich Die Benöl- 
ferung 1890 folgendermaßen: Aderbau 882336, 
Induftrie 534428, Taglöhner 207 595, Handel 
172929, Gelehrte, Beamte xc. 135790, Schiffahrt 
und Fiſcherei 58994, in Krankenanſtalten und von 
Unterftügung Lebende 42 767, Rentner 34974, 


einigten Staaten, betrug 1897: 2260; 1898: Penfionäre 57999. 22 Brozent der Bevölkerung 


2340. — Der Konfeſſion nad unterſchied 


man im Jahre 1890: 2149153 Lutheraner, 
1252 Reformierte, 3685 Katholifen, 4556 Bap⸗ 
tiften, 2301 Methodiſten, 2609 Irvingianer, 
941 Mormonen, 4080 IBraeliten. Nah dem 
Geburtslande gerfiel die Bevölferung in 2097066 
in Dänemark und 1490 in bänijchen Nebenländern 





lebten in 70 Städten, unterdenen ſich nur einegroße 
befindet, Kopenhagen, welches mit Einſchluß der 
Vorftädte 1895 408330 Einwohner hatte. Bon 
den übrigen Städten zählten 1890 nur 7 über 
10000 Aarhuus 33306, Odenſe 30 268, Aal: 
borg 19508, Horſens 17290, Randers 16617, 
Helfingör 11076, Fredericia 10 042. 
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IIL Berfaffung. Die Staatsform Däne⸗ 
marts ift repräfentativ-monardhifch und beruht auf 
dem Grundgejege vom 5. Juni 1849 (revidiert 
am 28. Juli 1866). Die Verfafjung fennt fein 
an Adel, Titel und Nang gelnüpftes Vorrecht 
und gemwäbrleiftet Freiheit der Religionsübung, 
der Preſſe und des Vereinsweſens; nur können 
Verſammlungen unter freiem Himmel, die eine 
ernſie Gefahr für die öffentliche Ruhe und Sicher- 
heit befürchten lafien, verboten werden. Der Thron 
ift erblich nach der agnatifchen Erbfolge im Dannes« 
ſiamme des königlichen Hauſes Schleswig-Holftein- 
Sonberburg-Glüdsburg. Der König wird mit 
dem 18. Jahre großjährig, ift unverantwortlich 
und feine Perjon heilig und unantafibar. Er er⸗ 
Härt Krieg, ſchließt Frieden, Bündniſſe, en 
verträge und hebt fie auf; doch darf er ohne Ein» 
willigung des Reichstages feinen Teil bes Landes 
veräußern, über feine Staatseinnahme verfügen 
und dem Lande feine laſtende Verpflichtung aufs 
bürden. Der Herrſcher muß der evangelifch-Tuthe 
riſchen Kirche angehören und führt den Titel: 
König von Dänemark, der Wenden und Goten, 

zog von Schleswig, Holitein, Stormarn, 
ithmarfchen, Lauenburg und Oldenburg (Maje- 
ftät); die Glieder feiner Familie führen das Prä- 
difat Königliche Hoheit. Außer mehreren Dienft- 
zeichen, worunter eine am 24. Juli 1845 geftiftete 
goldene und filberne Verdienftmedaille, verleiht 
der König den Orden des Elefanten und ben 
Danebrogorben. — Das Wappen ift ein durch 
daß filberne, rot eingefaßte Danebrogkreuz in vier 
Felder geteilter Schild mit einem Mittel- und 
Herzſchilde. Letzterer zeigt rechts zwei rote Duer- 
balten auf goldenem Felde (Oldenburg) und links 
in Blau das ſchwebende goldene Kreuz von Delmen= 
borft. Der Mittelfchilb befteht aus vier roten 
Feldern und hat oben rechts das in drei Teile 
zerjhnittene Nefjelblatt Holfteins, links den fil- 
bernen Schwan der Herrihaft Stormarn, rechts 
unten einen geharnifchten filbernen Ritter (Dith- 
marſchen) und links einen goldenen Pferdelopf 
wegen Lauenburg. Der Hauptichild endlich zeigt 
rechts oben auf goldenem Grunde drei blaue, über« 
einander jchreitende, goldgefrönte Löwen zwiſchen 
neun roten Herzen (Dänemarf), lints übereinander 
zwei blaue goldgefrönte Löwen in Gold (Schles- 
wig); unten rechts in breiteiligem Felde oben 
in Blau die drei goldenen Kronen Schwedens, 
darunter rechts in Rot den geipaltenen filbernen 
Stodfih Islands und linf3 in Blau über 
einander den weißen, braunfledigen Bod der 
Farder und den weißen Bären Islands; das 
vierte Feld endlich zeigt oben in Gold einen über 
neun roten Herzen fchreitenden blauen Löwen 
Gütland), unten in Rot den goldenen, gekrönten 
wendiſchen Lindwurm. Auf dem Wappenfchilde, 
welchen zwei wilde, mit Heulen bewehrte Männer 
halten, ruht die fönigliche Krone ; darunter hängt 
an goldener Kette der Elefantenorden. — Die 
Nationalfarben find Rot, Weiß, Rot; die Flagge 
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iſt hochrot mit einem durchgehenden ſchmalen 
weißen Kreuze und dem Namenszuge des Königs 
in der Mitte; bei Kriegsſchiffen ohne dieſen, vorn 
mit zwei Spitzen. 

Die Gefepgebung übt der König in Verbin 
dung mit dem Reichstage aus, welder aus 
Zolfething und Landsthing befteht und alljährlich 
am erften Montag des Oktober in Kopenhagen 
zufammentritt. Die 114 Mitglieder des Foltes 
things werben in allgemeiner, direfter Wahl auf 
3 Jahre gewählt; ihre Anzahl foll betragen 
1 auf je 16000 Einwohner. Das Landäthing 
befteht auß 66 Mitgliedern, von denen 12 auf 
Lebenszeit vom Könige ernannt, 7 von Kopen= 
hagen, 45 in ben Wahlbezirken der Städte und 
des Landes, 1 von Bomholm, 1 von den Fardern 
indireft auf 8 Jahre fo gewählt werden, daß nach 
4 Jahren immer bie Hälfte ausfcheidet. Das 
aktive Wahlrecht für beide Kammern befipt jeder 
anfäffige, unbeſcholtene Däne, ber fein 30. Jahr 
vollendet hat, mit Ausnahme derjenigen, die ohne 
eigenen Hausftand in Privatdienften ftehen oder 
eine Armenunterftügung genießen oder ein Jahr 
lang fein feftes Domizil im Wahlbezirke gehabt 
haben. Diejelben Bedingungen gelten für die 
Wahlmänner zum Landsthing; diefe gehen teils 
aus den Wahlen ſämtlicher Wahlberechtigten, 
teil8 aus den Wahlen der Höcjftbefteuerten her» 
vor. Für höchftbefteuert gelten in Kopenhagen 
BVerfonen mit einem fteuerbaren Einkommen von 
mindeftend 4000, in den andern Städten mit 
einem ſolchen von 2000 Kronen, oder Leute, bie 
wenigftens 150 Kronen Steuer zahlen; auf dem 
Lande endlich jene, die den hödhiten Steuerbetrag 
zum Staate und zur Amtskommune leiften. Wähl« 
bar zu beiden Kammern ift jeder Folfething« 
wäbler, welcher das 25. Lebensjahr vollendet und 
im legten Jahre feinen Wohnſitz im Wahlkreiſe 
gehabt Hat (Wahlgefeg vom 22. Juli 1867). 
Sämtlihe Mitglieder des Reichstages erhalten 
Diäten; Beamte bebürfen zur Annahme eines 
Mandates feiner höheren Erlaubnis. Die Ver⸗ 
fammlungen der Thinge, die ihre Präfidenten 
ſelbſt wählen, find in der Regel öffentlich. Das 
jährliche Budget ſoll zuerft dem Foltething vor« 
gelegt werben. Jedes Thing ift berechtigt, ſeiner⸗ 
ſeits Gefege vorzufchlagen und anzunehmen. Der 
König bat das abjolute Veto und kann den 
Reichstag oder nach Belieben eine ber beiden 
Rammern auflöfen. Zu-einer Abänderung des 
StaatSgrundgefeges ift nicht nur die Zuflimmung 
bes beftehenden, fondern auch eines zweiten neu⸗ 
gewählten Reichstages und die Santtion des 
Königs notwendig. Kein Mitglied des Reichs- 
tages kann während der Seſſion ohne Zuftim- 
mung de8 Things, dem e8 angehört, wegen einer 
Außerung auf dem Reichstage zur Verantwortung 
außerhalb desſelben gezogen, ebenjowenig Schule 
den halber feiner Freiheit beraubt oder gefangen 
geſetzt oder zur gerichtlichen Verantwortung ge 
zogen werden, außer bei Ergreifung auf frifcher 
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That. Das Folkething lann die Minifter vor 
dem Neichägericht anflagen; auch ber König hat 
ein ſolches Recht, nicht allein den Miniftern gegen« 
über, ſondern mit Einwilligung bes Folfethings 
auch gegen Verbrechen, bie als beſonders gejähr« 
lich für den Staat erjheinen. Das Reichsgericht 
bejteht aus ſämtlichen Mitgliedern des oberften 
Gerichtshofes (höjeste Ret) und einer entjprechen- 
den Zahl von Mitgliedern des Landsthings, von 
biefem auf 4 Jahre gewählt. — Island Hat 
nad) der neuen, am 1. Auguft 1893 in Kraft ge⸗ 
tretenen Berfaflung einen beſondern gejeggebenden 
Körper unter dem Namen Althing, welches fi) 
in zwei Abteilungen, eine obere mit 12 und eine 
untere mit 36 Mitgliedern ſcheidet, von denen je 
6 durch den König ernannt werden, während bie 
übrigen das Unterhaus bezw. das Volt ernennt. 
Island hat feinen Anteil an der Geſetzgebung des 
Geſamtſiaates, auch nicht die Pflicht, zu den Ge— 
famtausgaben beizufteuern. Ein verantwortlicher 
Sekretär mit der Reſidenz in Kopenhagen hat die 
Aufrechterhaltung der isländischen Verfaffung zu 
überwachen. Der König ernennt einen Statt- 
‚halter für Island und beftimmt auf Klagen des 
AltHings, wie derfelbe zur Verantwortlichfeit zu 
ziehen fei. — Die Farder haben für ihre fpeciellen 
Angelegenheiten eine beratende Berfammlung, das 
Lagthing, gebildet aus dem Amtmann, dem Propft 
und 18 gewählten Mitgliedern (Geje vom 
15. April 1854). 

IV. Mit der oberften Staatsverwaltung 
find acht Minifterien betraut: für Außeres, Krieg, 
Marine, Finanzen, Juftiz, Inneres, Kirchen- und 
Unterrichtsweſen und für Island, die in ihrer 
Vereinigung den Minifterrat oder (unter dem 
Vorſitz des Königs) den Staatsrat bilden, an 
deſſen Sigungen auch der großjährige Thron- 
folger teilnimmt. Dem Finanzminifterium (mit 
zwei Departements) find unterftellt: das Steuer⸗ 
weſen, die Finanzhauptfafje, das ftatiftiiche Bu⸗ 
reau, die Verwaltung ber Kolonien, die Rech— 
nung3-Revifion und »Decifion und das Penſions⸗ 
weſen für Militär und Invaliden. Zur Hebung 
der direften Steuern find 25 Amtsftuben vor 
handen, jede unter einem Amtsverwalter; das 
Zollweſen leiten drei Oberzoll⸗, das Forſtweſen 
drei Oberforftinfpeftionen. Vom Minifterium der 
Juſtiz, mit welchem gegenwärtig auch das für 
Island verbunden ift, reſſortiert aud) das Geſund⸗ 
heitsamt. Das Miniſterium des Innern zerfällt 
in drei Departements: für Sachen betreffend ben 
Reichstag im allgemeinen, Kommunalangelegen ⸗ 
heiten, Gewerbe, Induftrie, Verkehr, Landwirt« 
ſchafts·, Fifcherei«, Forft und Jagdſachen zc., für 
Öffentliche Arbeiten, Telegraphen und Eifen- 
bahnen, und die Generalverwaltung der Bolten. 

Zum Zmwede ber inneren Verwaltung zerfällt 
das eigentliche Königreich in 18 Amter, wovon 
I(Hiörring, Thifted, Aalborg, Viborg, Randers, 
Aarhuus, Veile, Ringkjöbing und Ribe) auf bie 
Halbinfel Jütland und 9 (Kopenhagen, Frede- 
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rilsborg, Holbäf, Sord, Präftd, Bornholm, Ma- 
ribo, Odenfe und Spendborg) auf die Inſeln 
fommen. An ihrer Spige fiefen Amtmänner, 
welde in den 7 GStifisftädten (Wohnfigen ber 
Biſchöfe) den Titel Stiftsamtmänner führen und 
einen weiteren Wirkungsfreis inne haben. Die 
Amter zerfallen in Herrede (Harde) oder Birke, 
in welden die Herredsvögte oder Birfrichter wit 
der Polizeiverwaltung und der unterften Recht3- 
pflege betraut find; Mleinere Bezirke find weiter 
die Kirchſpiele (Sogn), von benen jede eine eigene 
Gemeinde bildet. Die Hauptfladt ift von der 
Amtseinteilung ausgenommen und mit ihrem 
Magiftrate, an defien Spite ber Oberpräfident 
als Föniglicher Beamter fteht, unmittelbar dem 
Minifterium unterftellt ; auch eine befondere Po» 
lizeidireltion befigt Kopenhagen. Die übrigen 
Städte bilden ebenfalls eigene Kommunen mit 
befonderer Jurigdiftion und haben in den Dagi- 
ftraten und Bürgermeiftern ihre Boligeiobrigfeiten, 
die aber den Amtmännern untergeorbnet 

Die Farder bilden ein Amt; in Island wird die 
Verwaltung unter dem Landeshauptmann in Rey⸗ 
Havik von zwei Amtmännern geführt. — Als Ber 
tretungen der Amtseingeſeſſenen befteht in jedem 
Amtsgebiete ein Amterat unter dem Vorſitze des 
Umtmannes. Die Angelegenheiten der Stübte 
werben von Magiftraten und Bürgermeiftern ver» 
waltet, welchen die Bürgerrepräfentang ober der 
Gemeinderat gegenüberfteht (Geſetz vom 26. Mai 
1868); die Landgemeinden haben ebenfalls ihre 
Vertretungen (Geſetz vom 6. Juli 1867). 

Für die gefamte Rechtspflege ſoll Offentlich- 
feit und Mündlichfeit durchgeführt werden, und 
Kriminalfachen und politiſche Vergehen ſollen in 
Zukunft vor die Geſchworenengerichte kommen; 
doch harren diefe Beitimmungen noch ber Durd- 
führung. Der oberfte Gerichtshof ift das „Höchfler 
gericht” (höjeste Ret) in Kopenhagen, wo aud 
ein Handeld- und Seegericht feinen Sig hat. 
Als zweite Inftanz beftehen die drei Landedober⸗ 
gerichte in Kopenhagen, Viborg und Repfjavit, 
als erfte Inftanzen das Kopenhagener Kriminal« 
und Polizeigericht, die Stabtgerichte und (zugleich 
als Bolizeiorgane) die 141 Herredsvögte oder 
Birkrichter in den Landbezirken, Die Syfjelmänner 
auf den Fardern (6) und auf Island (18). Kein 
Richter kann willkürlich abgejegt oder gegen feinen 
Willen verfegt werben, außer bei einer Reorgani- 
fation der Gerichte. — Von größeren Gefangen 
anftalten ift das Zuchthaus auf Chriſtianshavn 
(Kopenhagen) für weibliche, das in Horjens für 
ältere männliche und rüdfällige, das Sorrektiond« 
Haus Vridslöfelille (Seeland) für jüngere männ- 
liche Verbrecher beftimmt. 

V. Landeskirche ift die evangelifchelutherifche; 
doc ift auch für die andern priftlichen Belennt« 
niffe und für die Juden Glaubens, Gewifiens 
und Religionsfreiheit von ber Verfaſſung an« 
erfannt. Ansgar, ber Apoftel des Nordens, und 
fein Amtsnachfolger Rembert (865—888) legten 


1313 


den Grund zum Chriſtentum, das erft nad) vie» 
len Leiden und Verfolgungen feften Fuß faßte: 
1060 wurde Bornholm als die letzte noch heid⸗ 
nische Imfel bekehrt. Bis 1104 ſtand die dä⸗ 
niſche Kirche unter Bremen; damals warb das 
Erzbistum Lund begründet, das zuerft ganz 
Standinavien, jpäter, nach Einrichtung von Up⸗ 
fala und Drontheim, nur die däniſchen Bistümer 
Schleswig (948), Ripen, Aarhus, Odenſe, Roes⸗ 
filde, Aalborg und Viborg umfaßte. Mit Knut 
dem Großen beginnt Die Blütezeit der Kirche, bie 
ſich in der Folge immer großartiger entwidelte: 
unter Margarethe zählte Lund 15 Suffragan- 
biſchofe, die als Neihsftände in hohem Anſehen 
nden und einen außerordentlich gebeihlichen 
Einfluß auf Sand und Bevölkerung ausübten. 
Da kam die Reformation, die in Dänemark 
wie in feinem andern Lande politiſchen und ſelbſt⸗ 
fügrigen Motiven bes Königs und der herridhen« 
den Klaſſe ihre Aufnahme und Verbreitung zu 
verbanten hat (f. oben). Ehriftian II. fah in ihr 
das befte Mittel zur Stärkung feiner Macht und 
mr Schwächung ber weltlichen und noch viel mehr 
geiftlichen Ariflofratie. Das damiſche Volt 
dachte nicht entfernt an einen —— — 
weshalb auch die herbeigerufenen Prediger ber 
neuen Lehre, darunter Karlſtadt, wenig ausrich⸗ 
teten und das Land wieder verließen. Der fol- 
gende König Friedrich I. von Holftein hatte zwar 
den Ständen verjproden, die alte Kirche zu 
chüten und den Geiftlichen ihre Rechte und 
Güter zu erhalten; aber bald begünftigte auch er 
bie Reformation, deren Anhänger ſchon 1527 
geide Rechte mit den SKatholifen erhielten. 
dnig Ehriftian III. endlich, gegen deſſen Nach- 
folge die Biſchöfe Einſprache erhoben, trat offen 
als Gegner der Kirche auf und ließ 1536 auf 
einem NReichtage zu Kopenhagen die Tatholifche 
Religion abfchaffen, bie Biihdfe abjegen und 
gefangen nehmen. Sie mußten allen Gütern 
und Rechten ihres Standes entfagen und ver= 
ſprechen, der luiheriſchen Lehre feinen Widerftand 
* leiſten. Alle gehorchten bis auf einen, den 
iſchof Rönnow, der 1544 im Gefängniffe flarb. 
BPriefter und Volk, ihrer Hirten beraubt, gaben 
den Glauben ihrer Väter auf, und ſchon 1537 
wurde auf ber Synode von Obdenfe eine neue 
Kirhenorbnung entworfen, welche ber aus Wit- 
tenberg herbeigerufene Bugenhagen vervolle 
ftändigte. Viel Außerliches, darunter auch die 
biſchofliche Verfaffung, wurde beibehalten, nie- 
mand aber im Lande geduldet, der ſich nicht zur 
neuen Kirche befannte. 1546 wurden auf einem 
Reichstage zu Kopenhagen die legten Rechte der 
Katholiten vernichtet, ihren Prieftern der Aufente 
halt im Lande bei Todesſtrafe verboten und ihnen 
ſelbſt das Erbrecht und alle Amter entzogen. 
Diefe firengen Maßregeln vernichteten bie ka⸗ 
tholiſche Kirche in Dänemark, und fortgeſetzte 
ſcharfe Verordnungen machten ein Wieberaufleben 
derjelben unmöglich; erft im Laufe des 17. Jahr» 
Staatalexiton. L. 2. Kufl. 


Dänemark. 





1314 


hunderis erfolgte die Errichtung einzelner Miſſions · 
flellen: zu Friedrichsſtabt (1625), Kopenhagen 
(frangöfiiche Geſandtſchaftskapelle), Nordftrand, 
Glüdftadt, Fridericia, Rendaburg, und 1751 er⸗ 
hielten fie in ber Hauptftabt eine Kirche. Abge- 
ve von diefen örtlichen Bergünftigungen beftand 
te alte Strenge fort: von höheren Amtern blieben 
bie Katholifen völlig ausgeſchloſſen, und ihre 
Prieſter durften nur an beftimmten Orten mit 
ausdrücklicher obrigfeitlicher Genehmigung die 
Saframente fpenden; erſt die Verfafjung von 
1849 ftellte fie den übrigen Staatsbürgern gleich. 
Pius IX. errichtete 1869 für Dänemark, welches 
bis dahin als Apoftolifhes Vikariat unter die 
Jurisdiltion der Bilchöfe von Osnabrüd gehört 
hatte, eine Apoftolifche ale welche (1896) 
12 Miffionen mit 6613 Ratholiten (2600 in 
Kopenhagen) zählt (vgl. Feſtſchrift des Bonifatius- 
vereing für 1899). 

Die bifchöfliche Verfafjung der Landeskirche 
überträgt die Kirchengeivalt dem Könige, ber fie 
durch bie Biſchöfe der 8 Didcefen oder Stifte aus · 
übt. Die 7 Biſchöfe im eigentlichen Dänemark 
(Stifte: Seeland, Fünen und Arroe, Laaland« 
Falfter, Aalborg, Viborg, Aarhuus, Ripen) bilden 
mit Zugiehung zweier Srofeforen den kirchlichen 
Nat. Unter ihnen ftehen Kirchenpröpfte mit je 
einem Sprengel, zu dem eine Anzahl Kirchſpiele 
gehören. Die Yarder, Grönland und die weft- 
indifchen Infeln find dem Bilchofe von Seeland 
untergeordnet. Island hat feinen eigenen Biſchof. 

Die allgemeine Vollsbildung fteht in Däne- 
mark und feinen Nebenländern auf einer hohen 
Stufe, da ſchon feit 1814 Schulgwang eingeführt 
if. Der Unterricht für Kinder Unbemittelter ift 
unentgeltlich. Analphabeten find kaum vorhanden. 
An böheren Schulen beftehen 13 Gelehrten-, 
10 Latein» und Reale, 17 Realſchulen, die Er⸗ 
ziehungsanſtalten in Sord und Herlufsholm und 
endlich die Univerfität Kopenhagen (gegründet 
1478) mit Yahıltäten für Theologie, Rechts« 
und Staatswiſſenſchaften, Mebizin, Philofophie, 
Mathematit und Naturwiſſenſchaften. Mit der 
Univerfität ift eine 1829 errichtete polytechniſche 
Lehranftalt verbunden. Bon Fach und Special- 
Iehranftalten find vorhanden: das Paftoralfeminar 
in Kopenhagen umb die i8ländifhe Bildungs- 
anftalt für künftige Geiftliche in Reykjavik, wo 
is aud) eine mediziniſche Schule wer eine 

ehranftalt für Tierheilfunde, 5 Lehrerjeminarien, 
eine techniſche (Gewerbe») Schule, eine Handels⸗ 
alademie, eine Navigations- eine Veterinär» und 
Landwirtſchaftsſchule, ein Landwirtſchaftsinſtitut 
im Odenſe und mehrere Aderbaufchulen ; die önig« 
liche Alademie der Künfte in Kopenhagen , die 
Offizierd- und militärifche Elevenſchule in Schloß 
Frederilsborg, die Schule für Schiffsbau und 
Maſchinenweſen, die Seeoffizierß«, die Reit- und 
Gymnaſtilſchule in Kopenhagen und die Schieß- 
chule in Chriſtianshavn. Von hoher Bedeutung 
für den Bauernſtand find bie Fortbildungsſchulen 
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(HBjftoler) auf dem Lande und die neuen tech⸗ 
nifchen und Handelsſchulen (auch für Frauen) in 
den Städten. Kopenhagen iſt aud) der Siß einer 
Anzahl gelehrter Gejellicgaften für däniſche Ge- 
ſchichte, Litteratur 2c.; Hier befinden ſich die brei 
rößten Bibliothefen des Landes, das königliche 
Sefeime Archiv, reich an Urkunden zur nordiſchen 
Geſchichte, die in Dänemark zahlreiche Freunde 
und Förderer bat, das Mufeum ber nordiſchen 
Altertümer (in der Chriſtiansburg), das 1848 
eröffnete Thorwaldfenfhe Muſeum, das ſchönſte 
Dentmal der däniſchen Kunſt, u. a. — Zeitungen 
erjcheinen in Dänemark feit 1663 (vgl. Stolpe, 
Dagsprefien i Danmark, 1878—1882). 

VI. Die Landwirtſchaft, der wichtigſte 
Nahrungszweig im eigentlichen Dänemark, ftand 
biß gegen Ende des vorigen Jahrhunderts wegen 
der Abhängigkeit der Bauern auf fehr niedriger 
Stufe; denn die „Bornedifab“, eine Art Leibeigen» 
ſchaft, und die Frondienſte und Zehnten („Ge- 
meinſchaft bes Bodens“) Hinderten eine gedeihliche 
Entwidlung. Erftere wurbe zwar von Friedrich IV. 
1702 befeitigt, aber an ihre Stelle tratder „Stavsn- 
baand“, welder die Bauern als militärpflichtig 


zwang, bis ins höhere Mannesalter auf bem Gute | 5,5 


ihrer Herren zu bleiben. Nach Abſchaffung ber 
Gemeinſchaft des Bodens (1781) und de Stauns- 
baands (20. Januar 1788) begann bie leid 
einer neuen Matrikel (Flurbuch) unter Zugrunde 
legung einer „Tonne“ rg (Roggen und 
Gerfte), welche im Durqhſchnitt 9,6 ha enthält. 
Die neue Aufnahme war erft um bie Mitte unferes 
Jahrhunderts beendet, und ein Gefeß vom 27. Juni 
1850 Hob den Unterfchied zwiſchen dem „privie 
legierten? und „unprivilegierten Hartlorn” auf, 
ſowohl bezüglich der Staatsfteuern als der Kom- 
munalabgaben. Seitdem giebt es unter ben Gütern 
teinen andern Unterjhieb als den der verfchiedenen 
Größe und des freieren oder eingejchränfteren Be⸗ 
figes. Die größeren Güter find teils Lehens-, 
Vibeilommiß- und Diajoratsbefigungen oder Do» 
mänen, teil gehören fie zu öffentlichen Stiftungen, 
und nur jehr wenige find im Befike von Privat- 
perfonen; doch darf in Zukunft fein Lehen, Stamm 
haus oder Fibeilommiß mehr errichtet werben. Die 
Banerngüter find entweder in unbefchränftem Be« 
ige der Eigner, oder fie find Erbpachte oder ein» 
fache Pachtgüter. Bauerngut einem „Haupthofe” 
einzuverleiben, ift verboten; ebenfodarf ein Bauern« 
gut nur bis auf einen Reſt von mindeftens zwei 
Tonnen Harikorn parzelliert werben. Die Zahl 
der Höfe in felbftändigem Befige hat fich jeit 1849 
beſonders infolge der ann der Bauern« 
freumde ſehr vergrößert. Der Staat erleichterte 
auf feinen Gütern den Pächtern den Erwerb von 
eigenem Beſitz u Air günftige Bedingungen, 
verwandelte durch Geſeß vom 8. April 1851 auf 
feinen Gütern die Bacht in freien Bei und führte 
außerdem den Pachizwang ein, nach welchem Areale, 
die von den Befi nicht felbft bebaut werden, 
in Pacht (auf Lebenszeit) gegeben werben müflen. 





Die Befiger veräußerten daher lieber ſolche Areale. 
Auch für die Katen (mit weniger als einer Tonne 
Hartlorn) wurden eine Reihe von Beftimm: 
le um bie Rechte ber ungünftig gel 

ätner zu ſichern. Trotz der ausgebehnten Moor⸗ 
und Heidegegenden — in deren Rultur ber Staat 
und eine große Anzahl Iandwirtfchaftlicher Vereine 
wetteifern — und der Flugſandſtrecken entfallen 
im eigentlichen Dänemark (J8land und die Farder 
find unfruchtbar) 80 Prozent bes Areals auf den 
probuftiven Boden, wobei die Ader und wenigen 
Gärten mit 34, die Wiefen und Weiden mit 41 
und die Waldungen mit 5 Prozent beteiligt find. 
Bei dieſem Verhältnis erflärt fi), daß beinahe 
die Hälfte der Bevöllerung unmittelbar vom land» 
wirtihaftlichen Betriebe lebt. Das fruchtbarſte 
Gebiet ift Falfter, am wenigften ertragreidh Jüt- 
Iand, wo der fandige Boden, ebenfo wie 1 Fünen, 
für Buchweizen günftiger ift als für i 
Sonſt iſt das Land reich an Getreide, Kartoffeln, 
Erbſen und Bohnen; Gegenfland bedeutender 
Ausfuhr find jederzeit Gerfte und Hafer, in guten 
Jahren auch Weizen und Roggen. Es werben im 
Durchſchniti geerntet 1,68 Millionen hl Weizen, 
‚5 Mil. hi Roggen, 7,47 Mill hi Gerfle, 
10 Mil. hl Hafer. 

Holz muß eingeführt werben. Die Farder pro- 
duzieren bloß Kartoffeln, Rüben und etwas Gerfle. 
In Island kann das Getreide wegen ber Unbe - 
ftändigfeit und Feuchtigkeit des Klimas nicht ge- 
deihen und nur der Strandhafer zur Reife kommen. 

Die Viehzucht, unterftüßt durch das aus⸗ 
gebehnte Grasland, ift jehr blühend und Liefert 
in ihren Produkten (Vieh aller Art, Butter, Hünte 
und Schafwolle) die werwollſten Begenftände der 
Ausfuhr. Die Zählung vom 15. Juli 18983 er- 
gab: 410639 Pferde, 1696190 Stüd Hornpieh, 
1246552 Schafe, 25266 Ziegen und 829131 
Schweine. Auf den Fardern und in Island find 
Haupterwerbäjweige die Schafzucht, die See 
fifcherei und der Vogelfang; in Island auch bie 
Renntierzußt. — Ber gwerke und Salinen 
fehlen gdralih; doch finden ſich an verſchiedenen 
Orten Kohlen und Torf. 

Die Induſtrie ernährt in Dänemark 21 
Prozent der Bevöllerung, genügt aber in ihren 
Produkten den einheimiſchen Bedürfniffen nicht. 
Mit dem Jahre 1862 trat allgemeine Gewerbe - 
freiheit ein, nach welcher die Fünfte als freiwillige 
Vereine fortbeftehen können, ohne aber eine der 
früheren Zunftgerehtiamen in Anſpruch nehmen 
zu dürfen. Seitdem find bedeutende Fortſchritte 
gemacht worben, und beſonders der Schiffsban, bie 
Thonmareninduftrie (Porzellan, Fayence und 
Terrafotten in Kopenhagen, letztere aud) in Röune 
auf Bornholm), die Mehlerzeugung, die Rüben- 

uderinbuftrie (6 Fabriken), die Tuchweberei, bie 

öbelinduflrie, die Gerberei und Verfertigung 
von Handſchuhen haben einen bemerkenswerten 
Aufſchwung genommen. Auf ben Fardern md 
in Island findet man lediglich Hausinduſtrie 
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Im die Bahn der focialen Gefehgebung 
(Arbeiter ug) Ienkte Dänemark im She 

mit dem Yabrifgeje ein, welches eine Norm für 
das Zeitmaß ber Beichäftigung von Kindern und 
jungen Leuten (bis 14 bezw. 18 Jahren) aufftellte, 
die Arbeitsflätten unter geſundheitliche Aufficht 
ftellte und aud bie fittlichen orberungen be» 
rüdfichtigte. Als Auffihtsorgen wurde das 
Arbeitsinfpektorat gefchaffen. Nach längerer Pauſe 
folgte 1889 das Gele zur Verhütung von Un- 
fällen bei mafchinellem Betrieb. 1891 wurden 
die Beitimmungen über bie bereits 1876 an⸗ 
gebahnte Sonntagsruhe in Gefchäften und Fabrilen 
ausgedehnt. (Ausfegung jeglicher Thätigeit am 
Sonntag von morgens 9 Uhr big Mitternacht; Aug» 
nahmen Tann das Minifterium und in Sonder 
fällen die Ort8poligei geftatten.) 1897 zählte 
man 58343 Arbeiter in 2685 Fabrilen 2c., dat= 
unter 40391 erwachſene männlide, 9977 er- 
wachſene weibliche Arbeiter. 

Auf dem Gebiete der focialen Verſicherung 
befigt Dänemark feit 1892 ein Kranlen- 
Tafjengefeh, welches die Bedingungen des 
Beitritt, die Grenzen für den Genuß der Vor⸗ 
teile der Kranlenlaſſen feftfeßt ſowie bie ſtaatliche 


Beihilfe für Die Kaſſen (1897 ca. 1/, Mill. Kronen) 


normiert (*/, der Mitgliebabeiträge). 1897 be | S® 


flanden 806 Krantenlafien mit 202000 Mit» 
gliedern (man darf nur einer Kaſſe angehören!). 
Die Borteile der Kafen lommen auch den nächſten 
Angehörigen der Mitglieder (den Kindern) zu 
gute. — Nah dem Altersverforgung® 
geſetz von 1891 hat jede arme Perſon über 
60 Jahre, die in den legten 10 Jahren feine 


Armenunterftügung erhalten hat, Anſpruch auf yynn 


Unterhalt, weldher von ber betreffenden Gemeinde 
und dem Staate — von letzterem höchftens bis 
zur Hälfte und zum Gefamtbetrage von 2 Mil. 
Kronen — beftritten wird (1896 im Durchſchnitt 
pro Perſon 106 Kronen; bie Zahl der Unter 
fügten betrug gegen 38000). — Ein Unfall« 

cherungsgeſez für die Imbuftrie befteht feit 
1898 und fommt allen bei derſelben Beteiligten 
mit einem Eintommen bis zu 2400 Kronen 
zu gute. Island befigt ſeit 1890 eine Unter 
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Der dãniſche Handel hat fi auf freihänd⸗ 
leriſchen er (Zoligefege von 1797 und 
Aufhebung aller Ausfuhrzölle am 4. Juli 1868) 
entwidelt, die heute noch maßgebend find, obwohl 
eine ftarfe Strömung zu Gunften der Schußzölle 
vorhanden ift. Der Gefamtwert bes Handels 
verlehrs, ber faft ausſchließlich durch Kopenhagen 
vermittelt wird, betrug 1897 416 798000 Kronen 
in der Ein- und 328121000 in der Ausfuhr. 
Davon im einzelnen in Einfuhr an Getreibe 
(in Taufenden Kronen) 58319, Butter 29920, 
Holz, Holzwaren 24212, Metallwaren 29920, 
Steinfohlen 21413, Wollgewebe 16662, Baum« 
wollwaren, Leinen 11188, Baummollgarn 5617, 
Steine 5300, Fleif 4997, Häute 4156; in 


Ausfuhr: Butter 96 783, Fieiſch 57 787, Tiere 

27617, Getreide 18488, Eier12906, Hänte 4789. 
Die Hauptverkehrsländer waren an der Ein- 

r in ne Weife beteiligt (in 
nen): 


und Aust 
Tanſenden 








Vereinigte Staaten. . . 48835 | 2119 
Dänifhe Antillen . . . 136 
ere Bänder . . . . 34119 | 4299 


Summe | 416798 | 328121 

Unter den Geldinftituten ift die National» 
banf in Kopenhagen mit einem Aftienfapital von 
27 Millionen Kronen und 4 Filialen allein zur 
Ausgabe von Noten berechtigt; neben ihr beflehen 
83 andere Altienbanfen (barunter eine Hhpo« 
thelen- und Wechfelbanf) und 12 Srebitvereine. 
Dear Schiffsberkehr war 1897 (in eng« 





lichen Regiſtertons) folgenber: 









Eingang Verla: :22 | 150m 
J— 1 
Ausgang ee 15121 







Die Handeläflotte zählte am 1. Januar 1898 | England der lebhafteſte Verkehr flattfindet, ift in 


8168 Segelichiffe von 185 102 Reg.-Tons und | Dänemark vertreten durch einen außerordentlichen 
422 Dampfer von 144931 Reg.-Tons; dazu | Gefandten und bevollmächtigten Minifter, durch 
tommen nod 11667 Fahrzeuge von 4 Tonnen | Konfuln in Kopenhagen (ein General» und ein 
und weniger. Die wihtigften Häfen neben Kopen- | Vicelonful), Aalborg, Aarhuus, Esbjerg, Frederifg« 
bagen find: Helfingör, Aarhuus, Aalborg, Thifted havn, Fridericia, Helfingdr, Hiörring, Horfens, 
und Esbjerg (Island zählte 1898 146 Schiffe | Kolbing, Kopenhagen, Korjör, Naeftved, Nyborg, 
mit 6863 Tonnen, davon 31 Dampfſchiffe mit | Nykjöbing, Odenfe, Randers, Reyfjavit, Ring» 
2058 Tonnen). Deutſchland, mit welchem nächſt Höbing, Rönne, Svanile, Thifted und Thorshavn 
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(Sarder) und durch Konfularagenten in Aſſens, 
Faaborg, Ribe, Veile, Natston (Infel Laaland), 
Spendborg und Lemvig. Vertreter Dänemaris 
in Deutfhland find: ein außerordentlicher Ge⸗ 
fandter und bevollmächtigter Minifter in Berlin, 
Generaltonfuln in Berlin, Bremen, Hamburg, 
Königsberg, eeipiig Lübel ; Konfuln in Breslau, 

ig, Harburg, Leer, Memel, Münden, Roftod, 
Stettin; Vicefonjuln in Anklam, Brake, Curhaven, 
Demmin, Dresden, Elbing, Greifswald, Helgo» 
land, Kolberg, Leba, Nürnberg, Pillau, Rügen- 
walde, Stolp, Stralfund, Swinemünbe, Wismar 
und Wolgaft. 

Troß der Bequemlichteit der natürlichen Wafler- 
wege find auch die Landverfehrsmittel reichlich 
entwidelt. Dem Binnenhandel dienen mehrere 
Kanäle und zahlreiche Chauffeen. Eifenbahnen 
waren 1898 2512 km in Betrieb, Staatsteles 
graphenlinten 6032 km mit 17505 km Draht« 
länge und 171 Stationen; außerdem find 264 Sta- 
tionen der Eifenbahn- und Privattelegraphen vor= 
handen. Interne Depefchen wurden aufgegeben: 
573 656, internationale 1379444, gebührenfreie 
und dienftliche 44.000, mit einer Gefamteinnahme 
von 1446 815 und einer Ausgabe von 1680426 
Kronen. Telephon1897:17908 Sprechſtellen, 
28 Gentralen, 4282 km Linien (33460 km 
Drähte). Die Po ſt beförderte 1897 74175000 
Briefeund Boftlarten, 31980000 Drudjadhen und 
Warenproben, 3253000 Wertfendungen. Die 
Zahl der BVoftanftalten betrug 1064, die Ein- 
nahme 102098398, die Ausgabe 9289595 Kronen. 

Dänemark hat Golbwährung. ei 
ift die Krone, welche an Wert einem ſchwediſchen, 
einem halben dänifchen Rigsbaler und einem viertel 
ange Speciesthaler gleihfommt und in 

00 
und 20-ronenftüde (= 22,50 Marf) geprägt ; 
in Silber 10, 25, 50 Ore, 1 und 2 Kronen. 
Die Krone hat einen Wert von 1,125, als Scheide 
münze = 100 Ore = 1,08 Marl. Für das 
gefamte Maß und Gewicht ift das metriſche Syſtem 
angenommen worden. 

VIL Die Finanzen Dänemarks betrugen 
1896/97 in Einnahme 65235336 Kronen, in 
Ausgabe 65957594 Sronen. Unter ben Aus- 
gaben beanspruchten bie Eivillifte und die Apa- 
nagen 1203200, die Staatsſchuld 6628100, 
das Miniftertum der Juftiz 4602458, bes Krie- 

e8 10281089, der Marine 6843271, ber 

finanzen 4429378, Kultus und Unterricht 
4415266 Kronen. Die Einnahmen fließen Haupt« 
füchlich aus den indirekten (4801900) und birelten 
(10467500 Kronen) Steuern. Das Steuer 
ſyſtem des Landes ift ſeit dem Gefe vom 20. Jumi 
1850, welches an die Stelle von zehn verfchie- 
denen feinen Steuern eine einzige, bie Ver- 
teilungsfteuer, jeßte, jehr vereinfachtworben. Außer 
diefer werden an bireften Abgaben erhoben: die 
alte Steuer (Gammelskat), die Land», Bau⸗ (in 
den Städten) und Rangfteuer. Auf den Grund» 


Dänemark. 


re geteilt ift. In Gold werben 5«, 10° | Kri 
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ftüden ruht bie fogen. Bankhaft. Im Jahre 1900 
war eine Steuerreform in Vorbereitung, für weldye 
ein Ausſchuß des Follething die Grundlage ſchuf. 
Seine Beihlüffe hatten deshalb Ausficht auf 
Annahıne, weil in ihm Angehörige aller Parteien, 
bon der Rechten bis zur Socialbemofratie, ein- 
mütig das Reformwert förderten. Der Ausſchuß 
entwarf ein Einkommens· und Bermögensfteuer- 
geieß, ein Geſetz betreffend Die Uberlaffung eines 
Teiles ber Staatöflenern an bie Gemeinden. 
Die Staatsſchuld betrug am 31. März 1898 
208198351 Kronen, nämlich 69681101 in- 
ländifhe und 198512250 Kronen ausländiſche 
Schuld. Dagegen ſtehen Aftiva im Betrage von 
71940222 Kronen. Für Anlage und Einrichtung 
von Staatseifenbahnen waren biß zum 31. März 
1898 218021 694 Kronen veraußgabt. 

Die Einrihtung des Heerwejens beruht 
auf den Gejegen vom 6. Juli 1867, 25. Jufi 
1880 und 18. April 1894, wonach alle 
Dänen mit Ausnahme der Bewohner Islands 
und ber Farder wehrpflichtig find. Die Dienft- 
zeit beginnt mit bem erreichten 22. Jahre, währt 
8 Jahre in ber Linie und Referve und ebenfo 
lange in der Berftärfung (2. Aufgebot, Landwehr). 
Doc) werben bei ber Linie die Mannſchaften mit 
Ausnahme der für den Garnifonsdienft beftiminten 
behufs ihrer Ausbildung auf 6 (bei der Kavallerie 
auf 19, Feldartillerie 12, Feftungsartillerie und 
Pioniere 5) Monate und zu zwei Übungen von je 
25 Tagen einberufen. Im Kriege wird der Land» 
fturm en der alle Waffenfähigfeiten bis 
zum 50. Lebensjahr umfaßt. Beflanb der 
Truppen, welche unter 2 Generallommandos: 
Seeland und benachbarte Infeln, Jütland und 
Fünen, ftehen, ift folgender a) im Frieden, b) im 


jege: 
Stäbe: a) 50 Offiziere, 25 Ynteroffiziere ; 
b) 65 und 34; Infanterie: a) 450 Offiziere, 
1170 Unteroffiziere 2c., 5072 Refruten, b) 920 
und 45100 Unteroffigiere und Maunjdaften; 
Kavallerie: a) 90, 167, 480, b) 92 und 2400; 
Feldartillerie und Feftungsartillerie: a) 160, 370, 
324 bezw. 975, b) 76 bezw. 120 und 3300 bezw. 
3200 mit 128 beipannten Geſchützen; Pioniere: 
a) 50, 80 und 270, b) 60 und 1700. 
Refervecorps don Kopenhagen und Bornholm, 
b) 80 und 8000 bezw. 85 und 1400. 

Die Flotte zählte 1898/99: 















8 Banzerboote. . . . . L-} — 
2 4 T 
8 Rreı 42 8 
8 Ranonenboote ” _ 
8 Säulidiffe. - - - - 260 2 
4 Bermeflungsfäiffe . - ı8 _ 

xo: bampfer . . . — — 
18 Torpeboboote 1. Klaffe 21 = 
12 Torpeboboote 2, Kiafje 12 2* 


Außerdem waren vorhanden 8 Patrouillenboote, 
2 Minenleger, 2 Schlepper, 1 Torpebotransporte 
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ſchiff. Das Offiziercorps der Marine zählt: 1 
Viceabmiral, 2 Eontreadmirale, 15 Kommodores, 
86 Fregattentapitäne, 60 Schiffe, 85 Untere 
leutnants, 136 Offiziere der NRejerve. Zu der 
Flotte und den Werften gehört außerdem noch 
eine fette Mannſchaft: ein Artilleriecorps von 175, 
ein Matrofencorps von 81, ein Handwerkercorps 
von 578, ein Minencorps von 90 und ein Maſchi⸗ 
niftencorps von 218, zufammen 1137 Mann. 
Kriegähafen und Arſenal ift Kopenhagen, der ein« 
zige Waffenplag Dänemarks, wo ſich aud die 
— und Marinedepots, Werften ꝛc. ber 


en. : 

VII. Dänifche Kolonien (Ureal und Be 
völferung |. oben). Die Bewohner Grönlands, 
größtenteils Estimo (10516, darunter nur 
280 Eropäer), leben in Heinen Nieberlafjungen 
(meiſt Herrnhuter-DMiffionsplägen) und beichäfe 
tigen fi) hauptſächlich mit Seehundsfang. Der 
auswärtige Handel ift Staatgmonopol und wird 
von einer koͤniglichen Direktion in Kopenhagen 
geführt; er liefert im Export (1898: 790.000, 
Einfuhr: 450000 Kronen) Walfiich- und Robben⸗ 
ſpeck, Dorſchleber, Fiſchbein, Eiderdunen, See 
hundsfelle und Pelzwert. Für die Verwaltung 
zerfällt das Land in 2 Inſpeltorate: ein ſüdliches 
mit den Stationen Yulianehaab, Frederilshaab, 
Godhaab, Euffertoppen, Holfteenborg, und ein 
nordliches mit Egedesminde, Jakobshavn, God- 
havn, Ritenbent, Umenak und Upernavik. 

Auf den drei weſtindiſchen Inſeln ſind 
die Einwohner Weiße, Neger und Muiatten und 
gehören meift zur Herrnhutergemeinde; die Lu⸗ 
theraner ftehen unter dem Biſchof von Seeland. 
Der anjehnlichfte Erwerbszweig ift Die Produktion 
des Rohrzuders; die Handelaflotte betrug 1898 
44 Seeſchiffe mit 408 Regiftertonnen; der Verkehr 
mit dem Mutterlande 150000 Kronen in ber 
Ein- und 240 000 in der Ausfuhr (Zuder, Rum, 
Tabak, Kaffe). Neben dem Thaler à 100 
Schillinge ift als Rechnungsmünze der Velo 
& 100 Gent. = 4,05 Mark im Gebrauch. — Die 
Regierungsgeichäfte werben von einem königlichen 
Gouverneur bejorgt, welchem zwei Generalſekre⸗ 
täre (für St. Thomas mit St. Jean und für 
Ste. Croix) unterftellt find. Als Volfsvertretung 
fungiert für jeden dieſer beiden Bezirfeein Kolonial« 
rat, von befien Mitgliedern 4 bezw. 5 vom Könige, 
11 bezw. 13 von den Bewohnern gewählt werben. 
Das weftinbifche Kolonialmilitär befteht aus zwei 
Compagnien Infanterie. Ein deutfches Konſulat 
befindet fi) in St. Thomas. 

Litteratur. Scriptores rerum danica- 
rum, 9 voll, 1772—1878; Regesta diplo- 
matica historiae danicae, 1847 sqq.; Suhm, 
Historie of Danmark, 1782—1828 (deutſch 
von Gräter, 2 Bde, 1830); Münter, Kirchen» 
gihiäte von Dänemark und Norwegen, 1823; 

olderup=Rofenvinge, Dänische Rechtsgefchichte, 
beutich 1825; Baden, Danmarks riges historie, 
5 Bde. 18291832; Dahlmann, Geſchichte 
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von Dänemarf (6i8 1548), 8 Bde. 1840— 1848; 
Allen, Haandbog i fädrelandets historie, 
8. Aufl. 1881 (deutfd) von Falt); Lundblad, 
Histoire de Danemark et de Norvöge, 1863 ; 
Karup, Geſchichte der latholiſchen Kirche in Däne- 
marf, aus dem Dänifchen 1863; Rud. Meyer, 
Socialismus in Dänemart, 1875 ; L. C, Müller, 
Danmarks historie, 2. Aufl. 1876 ff.; Marzen, 
Statsforfatningsret, 1883—1888; A. Whitte, 
Fädrelandets historie, 1884; Paluden, Den 
hoiere skolevaesen etc., 1885; Nyeholm, 
D. statsforfatning og statsforvaltning, 1885 ; 
Aschehoug, Nordiske statsret, 1885; Blom- 
berg, Nordiska förvaltningsrätten, 1887; 
Lexikon dansk biografisk, udgivet af C. F. 
Bricka (feit 1889), Weitemeger, Dänemarf, 
Geſchichte und Beſchreibung, Litteratnr und Kunft, 
fociale und ötonomifche Verhältniffe, 1889; Goos 
und Hanfen, Dän. Staatsrecht, 1889; Barfod, 
Danmarks historie 1319—1670 (1885 bis 
1898); Danske Magasin; Historiek Tidskrift. 
Den dansk-tyske Krig (vom dän. General= 
ftab 1892). (Einen Überblid über die Duellen 
und die Sitteratur der nordgermanifchen Rechtsge⸗ 
ſchichte enthält Holtzendorffs Encyllopädie I (1890) 
und Bd. VII und VIII (1886, 1887) der Zeit« 
fehrift der Savigny-Stiftung.) 

Erslen, Geographifche Beichreibung des bäni« 
fchen Staates, 1858; Derf., Den danske stat, 
en geographisk skildring for folket, 1855 
bis 1856; Baggesen, Den danske stat, 2. Aufl. 
1862 (deutfc, 2 Bde., 1845—1847); ©. Berg- 
haus, Schweden, Norwegen und Dänemark, die 
drei ſtandinaviſchen Reihe, 1857; Trap, Sta- 
tistisk-topographisk beskrivelse af konge- 
riget Danmark, 6 Bbe., 2. Aufl. 1872—1879; 
Friſch, Schweden, Norwegen und Dänemart, 
6. Aufl. 1881; Both, Kongeriget Danmark, 
en historisk-topographisk beskrivelse, 2 Bbe., 
2. Aufl. 1882—1885; Falbe-Hansen og 
Scharling, Danmarks statistik, 1878—1885; 
Statistik tabelvaerk, 1835—1885. (Siehe 
aud die Mitteilungen des königlich) däniſchen 
ftatiftifchen Bureaus und ben jährlich erſcheinenden 
k. Dansk hof- og statskalender.) 

K. Maurer, Is land, von feiner Entdeckung 
bis zum Untergang des Freiſtaates, 1874; Derſ. 
Zur politiihen Geſchichte Islands, 1880; A. 
Baumgarten, Island und die Farder, 1889; P. 
Schweiger, Island, Land und Leute, Gejchichte, 
Litieratur und Sprache, 1885 ; Voeftion, Island, 
da8 Land und feine Bewohner, 1885. H.Schunte, 
Die Farder (Globus 1888, Nr. 4 ff); A. 
Berg, Bidrag til kundskab om Faröerne, 
1889. — Helms, Grönland und die Grön« 
länder, 1867; Die zweite deutſche Norbpolfahrt 
in den Jahren 1869 und 1870 (vgl. Petermanng 
Pittellungen 1870—1871); Rink, Danish 
Greenland and its Habitants, 1877. — 
A. dv. Deniz, In Däniih-Weftindien, 
1882. [Ed. Franz, rev. Drejemann.] 
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Dante Alighieri (gef. 1321), |. Papfttum | fländi 
und Raifertum im Mittelalter. 

Darangabe, |. Gefinde, Befinbeorbnung. 

— ſ. Banken, Börſe, Vollswirtſchafts⸗ 


Dartebenskafen, Darlehens ſtaſſenſcheine, 
Darlehens kaſſenvereine. Unter der Bezeich⸗ 
nung, Darlehenslaſſen“ wurden a Dee 
land mehrfach in Notftandszeiten Kaffen durch 
ſtaatliche Imitiative ins Leben gerufen, welche 
unter Verwaltung und Auffiht des Staates 
gegen Sicjerheit Darlehen an Landwirte, Kaufe 
leute u. ſ. mw. gewährten unb ihren Gelb» 

bedarf durch Ausgabe von Geldzeihen, fogen. 
Darlepenstaffenkhenen, dedten, welche bei ftaat= 
lichen und Öffentlichen Kafien als Zahlung an« 

enommen wurden und die Rechte und den Schuß 

Raatlichen Papiergeldes genoſſen. Die erfte der⸗ 
artige Darlehenstaffe wurde in Preußen durch 
Geſetz vom 15. April 1848 ins Leben gerufen 
und durch Geſetz vom 30. April 1851 auf den 
31. Dezember 1852 mit der Maßgabe wieber 
giäiofen, daß vom 30. April 1851 ab neue 

jarlehen nicht mehr gewährt werden dürften. 
Die Abwidlung der Gefchäfte fand durch die Ge⸗ 
neralftaatstafle, die Einziehung der Darlehens- 
kaflenfcheine auf Grund eines weiteren Gejehes 
vom 19. Mai 1851 durch Ausgabe von flaat- 
lichen Kaffenanweifungen ftatt. Yür die präffu« 
dierten Pegel re eig wurben mehrfach 
Nacfriften zum Umtauſch in Kaflenanweifungen 
gegeben und fehließlich durch Töniglichen Erlaß 
vom 21. Juni 1875 die Endfrift für die Exfai 
leiftung auf ben 31. Dezember 1875 faeciet, 

Durch Lönigliche Verordnung (auf Grund des | D 
Art. 63 der Verfafjung) vom 18. Mai 1866 | bi 

„sollen in Berlin und in den Orten, wo $ilialen 
der preußifchen Bank beftehen, Darlehenstafien 
errichtet werben mit der Beftimmung, zur Ab- 
hilfe des Krebitbebürfniffes, vorzugsweife zur 
Beförderung des Handels und Gewerbebetriebes 
Darlehen zu geben. Für ben ganzen Betrag der 
bewilligten Darlehen follen unter ber Benennung 
‚Darlehenstaffenjcheine‘ befondere Gelbzeichen 
ausgegeben werben“. Diefelben werben bei allen 
Öffentlichen Kaffen als vollgültig zum Nominal- 
wert angenommen, genießen Rechte und Schub 
des flantlichen Papiergeldes und follen nad) Er 
Füllung des Zweckes ber Darlehenskaſſen, ſpäteſtens 
in drei Jahren, wieder eingezogen werden; ber 
Befamtbetrag ſoll 25 Millionen nicht überfchreiten. 
Darlehen follen im Minbeftbetrag von 50 Reichs- 
thalern, in ber Regel nicht länger als auf drei, auß- 
nahmsweiſe auf ſechs Monate gewährt werben, 
aber nur gegen Sicherheit in Waren, Boden« und 
Bergwerköprobuften, Fabrikaten ober gegen Hinter 
legung von Wertpapieren. Den eventuellen Pfand« 
verkauf durften die Kaſſen durch ihre Beamten 
vornehmen laſſen. Der Zinsfuß für die Darlehen 
richtete fi) nad) dem Lombardzinsfuß der preußi« 
ſchen Bank. Die einzelnen Kaffen bildeten felb« 
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ige Inftitute mit den Rechten der jurifiif 
—ã und in ng Stempel«, En 
tel= und Portofreigeit mit fislaliſchen m Beiilegien. 
Die Leitung und Aufficht fü 

unter Konkurrenz von Mitgliedern ei Handels · 


und —— 
So ſegensreich in einer Kri wie die von 1866 
in Preußen war, ein organiſiertes und 


privilegiertes Inſtitut hätte — konnen, zu 
einer eigentlichen Entfaltung iſt es nicht gekommen. 
Der Landtag verweigerte ber königlichen Kabinetts · 
ordre die Indemnität, und fo wurde die Ver 
ordnung vom 18. Mai 1866 durch eine ſolche 
vom 27. September besfelben Jahres wieber auf- 
gehoben. Ein Gejeh vom gleichen Tage verorb- 
tete den Schluß der ind Leben getretenen Kafjen 
auf ben 30. September 1866, indem es bie ge- 
gründeten und in Betrieb befindlichen Darlehens- 
laſſen legalifierte, deren Privilegien beftätigte und 
dahin erweiterte, daß allgemein auch für den 
Geltungsbereich des rheiniſchen Rechtes die Ein- 
tragung bed Darlehensvertrages in die Bücher ber 
Darlehenstafjen die rechtliche Wirkung einer öffent- 
lichen Urkunde habe. Im ganzen haben die Dar« 
lehenslaſſen auf Grund der Verordnung vom 
18. Mai 1866 für 1228000 Reichsthaler Dar« 
lehen gewährt und Darlehenskaſſenſcheine aus- 
gegeben. Die eingezogenen Darlehenstafienfcheine 
tamen dann, unter Hinzufügung von 1 Million 
weiterer, nochmals anläßlich der Notftände in ben 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen 
auf Grund eines Geſetzes vom 23. Dezember 1867 


— Ausgabe und mit einer Nachfriſtgewãhrung 


18 zum 31. Dezember 1873 wieber zur Einlöfung. 
Fe he vom 29. Juni 1875 ımb 
eurebaltion derſelben vom 22. März 1881 
—* die Befugnis, Darlehenskaſſen ins 
Leben zu rufen, den Provinziallandtagen vor 
behaltlich der Genehmigung der Statuten durch 
die „zuftändigen Minifter”. Die in einzelnen 
preußiicden Provinzen unter dem Namen „Dar- 
lehenstaffe" vor Erlaß der Provinzialordmmg 
ins Leben gerufenen Imftitute (3. B. Stänbifde 
Darlehenslaſſe der Provinz Schleflen, Ofipren- 
Bilche RT —— A ur nicht 
hierher; e8 find dies Inftitute, welde dem 
uͤchen — dienen unb — 
ausgeben (vgl. den Art. Banken und Kredii— 
inftitute). 
a wurben im Gebiete des 
Bunbesgefeh vom 
21. Juli 1870, Darlehenskaſſen“ ins Leben ge» 
rufen. Das dießbezügliche Gejeh ift eine gr 
allgemeinerung ber oben befprochenen preußiſchen 
Verordnung vom 18. Mai 1866. Die 
dee auszugebenden Darlehenskafſenſcheine 
wurde auf 80 Millionen Thaler feftgefegt. Die 
Ausfertigung und Einlöfung der Darlehenskaffen · 
ſcheine geſchah die preußiſche Kontrolle der 
Staatspapiere. Ihre endliche Prallufſion wurde 
durd) Gefeh vom y März 1878 auf den 81. De⸗ 
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zember dieſes Jahres fefgefeht. — Einer ganz 
analogen Kaffe begegnen wir endlich noch in Ham · 
burg zur Zeit ber dortigen Handeiskriſis. 
ie geſchilderten Darlehenslaſſen dürfen wohl 
für die Zeiten ſchwerer wirtfchaftlicher SKrifen 
als dem Handel und Gewerbe gute Dienfte 
leiſtende Inftitutionen betrachtet werden und 
find befonder8 dann aud für den Allgemein- 
Trebit gefahrlos, wenn bie Kontrolle der depo- 
nierten Sicherheiten eine zuverläffige iſt. In 
diefer Beziehung ift die Zuweiſung der Kom- 
petenz zur Gründung folder Kaſſen an die Pro- 
vinzen, wie fie Die preußiiche Provinzialordnung 
beftimmt,, eine wohl wirkſane organifatorifche 
Beſtimmung. In Berüdfihtigung ihres gemein« 
ur Wirkens find die Darlehenslaſſen durch 
Geſehß vom 24. Juni 1891 von ber Gewerbefteuer 
befreit worden. 
Mit dem Namen Darlehenstaffen- 
dereine werben freie Genoſſenſchaften auf Grund 
jege8 über Erwerbs- umd Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 (Novelle dazu 
vom 12. Auguft 1896 und Belanntmachung bes 
Reichslanzlers vom 20. Mai 1898) bezeichnet, 
und zwar beſonders ſolche für ländliche Bezirke. 
Die Form ihrer Organtfation wird auf Raiff⸗ 
eifen zurüdgeführt, während anderfeits leßterer in 
der Ausbildung ber Genoſſenſchaft als eines auf 
den Principien ber Serbfthilfe, Selbftverwaltung 
und Selbftverantwortung beruhenden Imflitutes 
einen Vorläufer in Schulze-Deligich hatte. Im 
ber Praxis hat ſich herausgeſtellt, daß von großer 
Wichtigkeit ift, wenn die Darlehenstafjenvereine 
vs Grundfäge in ihren Sagungen feſtlegen: 
1. Bereindbezirk, aus dem Mitglieder in den 
Verein aufgenommen werden dürfen, foll nur 
—* ausgedehnt werben, als eine perjönliche 
elanntſchaft der eg möglich ift, alfo in 
der Regel nicht über den Bereich einer Pfarrei 
ober Givilgemeinde hinaus. 2. Bezüglich des 
Ausleihens der Gelbmittel ift zu beflimmen, daß 
nur Vereingmitglieder Darlehen erhalten Fönnen; 
bie Generalverfammlung der Mitglieder hat den 
ps !betrag, über den hinaus fein Darlehen 
ewilligt werben barf, feitzuftellen; bei ber Be- 
willigung ber Darlehen fol nicht nur die finan. 
zielle Sicherheit, ſondern auch die moraliſche und 
wirtſchaftiiche Verwendung derſelben in Betracht 
gezogen werden; es werden die Darlehen nicht 
nur auf kürzere Zeit, bis zu einem Vierteljahr, 
fondern auch nad) Bedürfnis auf mehrere Jahre, 
immer aber mit ber — allmählicher 
Rückzahlung (Amortifation) bewilligt, 3. Die 
Verwaltung ift eine principiell unentgeltliche, 
indem alle Amter mit Ausnahme desjenigen des 
Rendanten Ehrenämter find. Der Rendant darf 
aber nicht Mitglied des Vorftandes fein. 4. Der 
Uberſchuß, welcher buch den Unterjchied zwiſchen 
Anleihe» und Ausleihezinsfuß ſich ergiebt, wird 
nicht als Dividende unter die Mitglieder verteilt, 
fondern e8 wird daraus ein Referve-(Stiftung®-) 
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onds zur Dedung eine etwaigen aus der Ge= 
chaͤftsbilanz ſich ergebenden Vereinsverluſtes, 
ſowie ein Hilfsfonds zur wirtfchaftlichen Förderung 
der Vereingmitglieder angejammelt. 

Die Darlehendfafjenvereine nach Raiffeiſenſchen 
Grundfägen beſchränken ſich aber nicht auf das 
Darlehensgefhäft, ſondern fie erweitern fich zu 
allgemeinen Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, indem fie 
zugleich örtliche Sparkaſſen und Bezugs- fowie 
este sg und auch Gerätegenofjen« 
ſchaften bilden. Diele Vereinigung der verjdie- 
tenen Zwede in einer Genoſſenſchaft ift jehr 
zweckmaͤßig, einmal im Intereſſe der Entwidlung 
eines wahren Genofjenfchaftsgeiftes, anderſeits 
vom Standpunkte der einfacheren Geichäfts- 
führung. Da ein gewiſſer Mangel an Perjonen, 
weiche zur Verwaltung einer Genoſſenſchaft be= 
fähigt find, auf dem Lande nicht zu leugnen iſt, 
wird die Verwaltung, auch wenn für bie ver⸗ 
ſchiedenen Zwecke befondere Genoſſenſchaften ge= 
bildet werden, doch in denſelben Händen liegen. 
Daher iſt es für Die Uberſicht bebi erſprießlicher, 
wenn die verſchiedenen Geſchaͤftszweige in einer 
Genoſſenſchaft vereinigt find. Daß das Intereffe 
der Gemeindeinſaſſen an einem Inftitute, welches 
für jeden Wert hat, ein größeres iſt und in der 
Vereinigung ber Gemeindemitglieder in einem 
ſolchen Inftitute ſich das Gefühl der Zufammen« 
gehörigfeit in höherem Maße herausbildet als bei 
einem einfeitigen Geldinftitute, iegt auf der Hand. 
An vielen Orten find baher die Raiffeifenjchen 
Darlehenstaffenvereine ber Mittelpunkt für fänt« 
liche Wohlfahrtsbeftrebungen in der Landgemeinde 
geworden. Sie haben nicht nur zur Beritigung 
des Wuchers vom Lande beigetragen, fie erziehen 
ihre Mitglieder zur Sparjamteit und Wirtichaft- 
lichkeit, beleben den Gemeinfinn und fördern die 
Sittlichkeit, fie wirken in wiriſchaftlicher, fittlicher 
und focialer Beziehung ſegensreich. Nicht allein 
in Deutfchland, fondern auch in Öfterreich, Frank · 
reich, Italien, Serbien iſt man mit ber Gründung 
von Darlehenstaffen nach obigen Grumbfäßen 
borgegangen. Man vgl. d. Art. Erwerbs- und 
Wirtſchafisgenoſſenſchaften. 

Litteratur. Bode, Pflicht und Mittel zur 
Errichtung von landwirtſchaftl. Genoſſenſchaften, 
1895; Derf,, Die ländlichen Spar⸗ und Dar- 
lehenslaſſen in gemeinverftändlicher Darftellung, 
1897 ; Derf., Die ländL. Spar- und Darlehenslaſſe 
als Stüd der inneren Miffion, Darmflabt 1897; 
Ertl und Licht, Das landwirtſchaftliche Ge- 
nofienfchaftsweien in Deutſchland, Wien 1899; 
Faßbender, Die ländlichen Spar und Darlehend- 
fafen nach Raiffeifens Syſtem, Münſter i. W. 
1883; Jäger, Agrarfrage der Gegenwart IV, 
Berlin 1898; Schid, Raiffeifenvereine in wirt« 
fchaftlicher, fittlicher und focialer eig © Neu 
wied 1855; Schriften bes Vereins für Social« 
politif Bd. 22, 28, 24, 35, 73 und 74, Leipzig 
1883 ff.; Zeidler, Gefch. des deutfchen Genofjen« 
ſchaftsweſens der Neuzeit, Leipzig 1898 ; Müller, 
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Geſchichtliche Entwicklung des Iandwirtichaftlichen 
Genoſſenſchaftsweſens von 1848/49 bis 1900, 
Leipzig 1901; Taſchenbuch für landwirtſchaftliche 
Genoſſenſchafien, Darmitadt 1900. Die Statiftifen 
der verjchiebenen Genoſſenſchaftsverbände, welche 
jährlich erſcheinen. [p. Steinte.] 

Debatte, |. Geicäftsorbnung, parlamentariſche. 

Deceutrafifation, |. Gentralifation. 

ffrierkuuſt, |. Chiffrierkunſt. 
Fr ung der Banknoten, |. Banfen. 
eclaration ofRights (13. Februar 1689), 
f. Großbritannien. 

Defekt, |. Amt. 

Defenfivallianz, |. Allianz. 

Deficit. [Begriff, Bedeutung, Feſtſtellung 
eines Deficitß; andauerndes und vorübergehendes 
Deficit; Dedung eines Deficits; andere Arten 
von Deficit; Angaben über bie Verhältniffe im 
Deutſchen Reich.] 

Das lateiniſche Wort Deficit, welches ſich in 
verſchiedenen Sprachen findet, bezeichnet auf dem 
Gebiete des Finanzweſens den Zuftand, in welchem 
die Einnahmen und Ausgaben fi nicht im 
Gleichgewicht befinden, d. h. die Ausgaben durch 
die Einnahmen nicht gededt werden, fo daß zu 
außergemöhnlichen Maßregeln geichritten werden 
muß, um das —— herzuſtellen. In dieſer 
Allgemeinheit ber Begriffsbeftimmung wird in« 
deſſen die Natur des Deficiis, feine eigentliche 
Bedeutung nicht Mar erfenntlih. Die richtige 
Würdigung eines Deficits ergiebt ſich nur auf 
der Grundlage einer Prüfung der Verhälmiſſe 
des Staatshaushaltes. Wenn daher in biejer 
Hinfiht auf den entſprechenden Artikel verwieſen 
werden muß, fo kann hier nur die Aufgabe vor⸗ 
liegen, in kurzen Zügen das Notwendigfte zur 
re des Begriffes Deficit zufammen- 
aufafien. 

Allenthalben in georbnetem Staatsweſen be» 
ruht die Wirtſchaft des Staates auf einem Vor- 
anfchlage, welcher für die Dauer der verfafjungs- 
mäßig feftgefegten Yinanzperiode entworfen wird. 
Es werden auf der einen Seite die notwendigen 
Ausgaben des Staates, anderſeits die auß den 
vorhandenen Quellen herrühtenden Einnahmen 
besjelben in der auf Grund vorheriger Berechnung 
zu_ erwartenden Höhe überfihtlih zuſammen- 
geftellt. Findet man hierbei, daß die Ausgaben 
in ihrer Gejamtheit mehr betragen als die Ein« 
nahmen, fo tritt die — Deficit auf, 
für deſſen Deckung vorſorglich Bedacht zu nehmen 
iſt. Das gewöhnliche Mittel zu dieſem Zivede ift 
bie Anleihe, d. h. in dieſem Zeitpunfte die Er⸗ 
mãchtigung zur Aufnahme einer Anleihe in ber 
Höhe des vorausfichtlichen Bedarfes, inſoweit fi 
alfo der Voranſchlag als richtig herausſtellt. Ob 
nun dieſe Anleihe in vollem Umfange nötig wird, 
ob biejelbe ausreicht, ob auch trotz eines bei dem 
Voranſchlage vorhanden geweſenen Ausgleichs 
dieſes Gleichgewicht erhalten bleibt, ob nicht nach⸗ 
trãglich doch auch in letzterem Falle noch ein De⸗ 


Debatte — Deficit. 





1328 


ficit ſich ergiebt — dieſe Fragen beantwortet erft 
das wirkliche Ergebnis ber im Voranſchlage be⸗ 
rückſichtigten Finanzperiode (gewöhnlich des be⸗ 
treffenden Finanzjahres) durch die Rechnungs-⸗ 
legung. Es kann durch dieſe ſich herausſtellen. 
daß der Voranſchlag zu günftig oder zu ungünſtig 
war. Gegenüber einer Borausberehnung, melde 
ohne Deficit abſchloß, kann ein ſoiches bei dem 
thatfächlichen Verhältnis zwiſchen Einnahmen und 
Ausgaben hervorgetreten fein; es kann ſich das 
Deficit in Wirklichleit als größer oder kleiner er⸗ 
geben, als bei der Feſtſtellung des Wirtfchafts- 
planes voraußzufehen war. 

Jedes Deficit ift ein im Staatshaushalt um⸗ 
erwünſchter Zuſtand; für die Bebeutung bed» 
jelben find aber maßgebend einmal die Ürſache 
besfelben und dann die Mittel, welche zu feiner 
Abwendung vorhanden find; dabei wird man 
nicht mit Unrecht jagen können, daß die Natur 
der Urfachen den richtigen Weg zu einer Hei⸗ 
lung zeigt. Man muß davon ausgehen, daß 
in einem geordneten Staatshaushalie mit ger 
funden finanziellen und wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lagen die Ausgaben, welche einem Jahre zur Laft 
zu fallen haben, durch die Einnahmen gebedt 
werden, welche aus demfelben Jahre herrühren. 
Keineswegs ift diefer normale Zuftand ſchon aus 
der im Boranjchlage (Etat) ziffermäßig nad 
gewiefenen Ubereinſtimmung der geſamten Ein- 
nahmen mit den gejamten Ausgaben an und für 
ſich zu fohließen. In dem Etat, wie er dem gejeh- 
gebenben Korperſchaften vorgelegt wird, ift bereits 
nötigenfalls Vorſorge getroffen, ein bei ber 
Vorausberechnung hervorgetretenes Deficit durch 
Einftellung außergewöhnlicher Einnahmen zu 
deden. Verftärkter Berfauf von Staatsei 
(Domänen, Eifenbahnen u. ſ. w.), Zuſchläge zu 
den regelmäßigen Steuern u. |. w., in den bei 
weitem häufigiten Fällen aber Einnahmen aus 
Anleihen ftellen in ſolchen Etats das Gleichgewicht 
ber und find, abgejehen von alsbald anzubeiten- 
den Ausnahmen, in der Regel als Betrag bes 
voranſchlagsmãäßigen Deficits anzufehen. 

Es ift nämlich anderſeits nicht außgefchloffen, 
daß bei einer genauen Prüfung unter Zugrunde= 
legung bes eben aufgeftellten Satzes für das ber 
treffenbe Jahr eine Minderung be Deficits umd 
ſelbſt ein Uberſchuß ſich ergiebt, wem das Jahr 
mit feinen Einnahmen Mittel zu ſolchen Aus- 
gaben aufbringt, die nicht ihm, The der Ber- 
gangenheit ober ber Zukunft in Rechnung zu 
ftellen jein würden. Die Dedung von Fehl⸗ 
beträgen vergangener Jahre gehört zu der erfleren 
Art der Ausgaben ; Koften für Meliorations- 
anlagen, welche erft der Zukunft Nutzen bringen, 
zählen zu der zweiten Art. 

Will man aljo einen Staatshaushalt auf fein 
Gleichgewicht prüfen bezw. das endgültige De- 
ficit feftitellen, fo muß man von den Eim- 
nahmen alle diejenigen Beträge abziehen, welde 
zwar dem Namen nach unter den en 
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aufgeführt find, in der Wirklichkeit aber Auf» 
wendungen aus dem Vermögen des Staates zu 
Gunften ber betreffenden $inanzperiode find, 
und zwar DVeräußerungen von Staatseigentum 
(Domänen, Eifenbahnen, einträglihen Rechten 
u. ſ. mw.) oder eine Belaftung des Staates mit 
Schulden, welche gleichfalls eine Verminderung 
des DVermögend bedeuten. Ferner find in Ab⸗ 
rechnung zu bringen die etwa in Einnahme ge» 
ftellten Aberſchüſſe aus Vorjahren. Bei den Aus⸗ 
gaben find entſprechend außer Rechnung zu ftellen 
die aus ber Vergangenheit überlommenen ehl- 
beträge, außerordentliche Schuldentilgungen, Ver« 
wendungen für Zufunftszwede, insbejondere aljo 
auch die Außgabepoften, für weldye die etwa auf« 
zunehmende Anleihe dienen foll, abzüglich jedoch 
des auf das betreffende Finanzjahr zu nugbringen« 
der Verwendung entfallenden Anteils. Es muß 
aber anderſeits bei den Ausgaben aud) fontrolliert 
werben, ob die Summen für Schuldentilgung in 
planmäßiger Weije eingeftellt find, widrigenjalls 
die nicht aufgenommenen Beträge zu Laſien des 
Finanzjahres zu berüdfichtigen find. Erft wenn 
man den Etat bezw. die Rechnung des Staat» 
haushaltes nad} den vorftehend in einigen Haupt« 
richtungen erörterten Gefichtspunkten einer Kiä- 
zung unterzogen hat, die jo gefundenen Summen 
der Einnahmen und Ausgaben in Vergleich ftellt, 
wirb man beurteilen fönnen, ob man e8 mit 
einem Deficit, mit Überfchüffen oder mit Gleich" 
gewicht im Staatshaushalt zu thun hat. 

Ein Finanzwefen, in welchem die Dedung eines 
Deficits nicht duch größere Anfpannung der 
überſchießend vorhandenen, aber nod nicht in 
Anspruch genommenen Sräfte des Landes, fondern 
nur durch Aufbraudung des Stantävermögens 
(Domänenverlauf 2c.) oder durch umverhältnig- 
mäßige Abwälzung auf die Zufunft (vermittels 
Anleihen) mw erſcheint, gebt bei Undauern 
dieſes Zuftandes dem Bankrott entgegen, welcher 
durch den abnehmenden Kredit beichleunigt und 
durch das Aufhören desjelben zum Ausbruch ge⸗ 
beacht wird. Zwiſchen diefem die Staatsfinangen 
nad und nad) zu Grunde richtenden Deficit und 
jener Art von Deficit, weldhes, duch vorüber- 
gehende Ungunft der Verhälmiſſe entftanden, 
wo möglid) in bem auf das Deficitiahr folgenden 
Finanzjahr wieder durch Beſſerung der Verhält« 
niſſe ih ausgleicht, 3. B. bei vorübergehenden 
Mindereinnahmen und Quellen, melde ihrer 
Natur nah Schwankungen mit fih bringen 
(Zölle u. |. w.), kann man verjchiedenartige 
Finanzzuſtände beobachten, bei welchen man von 
einem Deficit ſprechen kann. 

Eine vollitändige Beurteilung bes Weſeus 
eines ſolchen DeficitS wird nur möglich fein, wenn 
man nicht nur bie finanziellen Ergebniffe, fonbern 
die Einzelheiten, aus welchen biefelben entſtanden 
find, im Lichte der Finanzwirtfhaft und ber 
Vollswirtſchaft zugleich betrachtet. Es giebt Ein- 
nahmen, deren et Bi nit als vollswirt· 
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ſchaftlich günftig anerfannt werben kann (3. B. 
Vermehrung der Finanzen aus Immobilien 
ftempel, aljo Zeichen erheblicher Veränderungen 
im Grundbeſitz; Mehreinnahmen aus Gerichts- 
koften u. f. w.); e8 giebt Ausgabevermehrungen 
auf der andern Seite (3. B. Mehrausgaben für 
Meliorationszwede), welche volkswirtſchaftlich 
günſtig zu beurteilen ſein würden. Einen Aus— 
gleich im Staatshaushalte durch Mehreinnahmen 
erſterer Art wird man bebenklih finden konnen, 
während das Entſtehen eines vorübergehenden 
Deficits aus legterwähnten Urſachen ganz un= 
bedenklich fein kann. Mebreinnahmen aus Ein« 
fommenfteuern find nicht immer ein Beweis mad» 
fenden Woplitandes, ſondern öfters einer ſchärferen 
Einſchätzung, im günftigften Falle infolge gerech⸗ 
teren Verfahrens dabei. Anderjeits laſſen Mehr⸗ 
einnahmen aus gewiſſen Verbrauchs · und Verlehrs · 
abgaben auf erfreuliche Entwicklung des gejchäft« 
lichen Lebens ſchließen. Mehrausgaben gegenüber 
dem Voranfchlage infolge befjerer Preije für die 
landwirtſchaftlichen Erzeugnilfe wird man nad) 
Zeiten ungefunden Preisdrudes im Intereffe des 
Vollswohlftandes nicht zu beflagen haben. Mehre 
außgaben auf dem Gebiete der Verwaltung, 
3. B. für Bauten, welde auf Leichtfertigfeit 
der Voranfchläge oder auf mangelhafte Kontrolle 
bei der Ausführung zurüdguführen find, wird man 
zu den unerfreulihen Erſcheiuungen zählen. Es 
werben diefe wenigen Anführungen genügen, um 
zu zeigen, aus wie mannigfachen und verſchieden ⸗ 
artigen finanziellen Einzelerſcheinungen das Ge⸗ 
famtbild des Staatshaushalis ſich zuſammenſeßt, 
und daß die Beantwortung der Frage, ob .ein 
Deficit überhaupt anzuerkennen, und welde Be⸗ 
deutung ihm für die ganze wirtſchaftliche Lage 
und für die finanzielle Gebarung zuzumeſſen ſei, 
ſich nicht mit einer Darftellung des Gejamtreful« 
tates begnügen barf, jondern eine jehr eingehende 
Prüfung aller Eingelurfachen vorausſetzt. 

Es ift eine ber widhtigften Aufgaben jeder 
Finanzverwaltung, nicht im Sinne jogen. Plus- 
macherei, fondern vom höheren ſtaats⸗ und volls⸗ 
wirtſchaftlichen Stanbpunfte aus diefe Frage zu 
prüfen. Diefelbe bildet einen bejonder& wichtigen 
Zeil der allgemeinen Trage über die Dedung des 
Staatsbedarfs; man wird daher zu vergleichen 
haben die Artifel Staatshaushalt, Staatsſchulden. 

ter möge nur darauf hingewiejen werden, daß 

ei der heutigen Finanzwirtſchaft das gewöhnliche 
und jedenfalls nächitliegende Verfahren zur 
Dedung einet Deficits in der Aufnahme einer 
Anleihe befteht. Ergiebt aber bie nähere Prüfung, 
daß man e8 mit einem wirklichen Deficit zu thun 
hat, daß die auf die fragliche Finanzperiode ent« 
Ben Einnahmen nicht außreihen, um bie 

erfelben Periode nach richtigen Grundfägen zur 
Laft zu ſchreibenden Ausgaben zu deden, und er⸗ 
giebt ſich ferner, daß dieſer Zuftand nicht vorüber« 
gehend, jondern dauernd ſich zeigt, dann ift es ge= 
boten, durch Eröffnung von neuen Einnahmequellen 
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aus ben Kräften der Gegenwart das Gleichgewicht 
ſuchen, um nicht lediglich auf die Zukunft die 
Drlichten der Gegenwart abzuwälzen. Wir finden 
auch in der Finanzgeſchichte, daß man an Stelle 
oder neben der Anleihe aud den Verlauf von 
Staatgeigentum treten ließ (vgl. d. Art. Domänen) ; 
biefes Ausfunftsmittel ift indefjen als ein gefundes 
ebenfowenig anzuerkennen, wie bie Mafjenausgabe 
von unfundiertem Papiergeld mit Zwangskurs. 
Don den Anfihten einiger Hauptvertreter ber 
heutigen Finanzwiſſenſchaft mögen über die Frage 
des Deficits angeführt werben v. Stein, welcher 
unterſcheidet zwiſchen finanziellem Deficit enger 
einnahmen gegenüber dem Voranjchlage), ad» 
minifttativem 
gegenüber bem Voranſchlage) und ſtaatswirt- 
ſchaftlichem Deficit (Mipverhältnis zwiſchen der 
gejamten Leiftungsfraft des Stante® und den 
Anforderungen an bie einzelnen). Wagner 
und mit ihm Eheberg unterſcheiden: Kaffendeficit 
(Zurüdbleiben der Eingänge hinter den Ausgaben) 
fowie bubgetmäßiges Deficit, wenn ſchon bei Auf⸗ 
ftellung des Etats behuſs Herftellung des Gleich 
gewichts eine Minderung der beabfichtigten Auße 
gaben oder eine Erhöhung ber vorgejehenen Ein⸗ 
nahmen borgenommen werben muß; ferner Der 
ſicit im ordentlichen Etat und Deficit im außer« 
ordentlichen Etat, eine Unterſcheidung, welche zur 
Grundlage die Einrichtungen ſpeciell bes preußiſchen 
Staatshaushaltes zu haben ſcheint, dabei aber 
vorausſetzt, daß die Einteilung bes Etats in die|g 
beiden Hauptgruppen nach ganz forrelten Grund» 
fügen erfolgt. Dann nennt Wagner bie plöpliche 
Störung bes Gleichgewichts im ordentlichen Etat 
ein afutes, die durch mehrere Finanzperioden 
fich Hinziehende Störung ein chroniſches Deficit. 
Die angeführten Schriftiteller ftehen untereinander 
wegen biejer Einteilung in einer gewiſſen Polemik. | U: 
Aus den vorftehenden Ausführungen erflärt 
fich, wie ſchwierig es ift, auß Tediglich ſtatiſtiſchen 
Zufammenftellungen über die Budgeis verſchie⸗ 
dener Staaten und babei ſich ergebende Deficits 
ober Überſchüſſe richtige Folgerungen über 
die finanzielle Tage der in Vergleich geftellten 
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aufzubringen find, wird die Frage des Deficits 
nicht berührt. Anders könnte man die Lage 
urteilen, wenn durch Anleihen auch ſolche Aus- 
gaben gededt werben, deren Dedung ihrer ganzen 
Natur nad) der Gegenwart gebührt; man würde 
dann von einem verſtedten Deficit Sprechen können. 
Wenn dieſe Auffaſſung bei gleichzeitigerungünftiger 
Lage ber Haushalte der Einzelſtaaten materiell 
vielleicht berechtigt wäre, fo wäre fie es doch nicht 
formal, da durch Verweifung diefer Ausgaben auf 
die laufenden Einnahmen nicht ein Deficit 
Erſcheinung kommen würde, fondern nur eine 
böhung der Matrifularbeiträge. 

Litteratur. Die Werke über Finanzwifien- 
haft berühren fämtlih mehr oder weniger aut- 
führlich die Frage des Deficits. Man vergleiche 
aljo die Litteratur bei den Art. Beſteuerung 
Staatshaushalt. Eingehend ift der Gegen- 
ftand behandelt bei 2. d. Stein, Lehrbuch ber 
Finanzwiſſenſch. I (5. Aufl. 1885) , 243 fi; 
— Finanzwiſſenſch., 2. Aufl. 1877, J. Zeil, 
1 fi. 67; außerdem derſ. bei Schönberg, 
— der pofit, Okonomie, III (4. Aufl.1897), 
754 ff.; 8. Th. Eheberg, Yinanzwiljenihaft, 
5. Aufl. 1898, S. 326 ff.; Leroy-Beaulieu, 
Science des finances II (1888), 105—118 
(Kritit der Behandlung des franzöfifchen Budgets 
im Vergleich mit dem engliihen). [v. Huene.] 

Defrandafion, |. Amtsverbrechen. 

Degradation, |. Amtsverbreden, Militär 


eiebe. 

"Feigperine, | Landestulturgefeggebung. 
Deif, | Befenntnißfreibeit, Religion. 
Defafog, f. Ordnung, ſittliche. 

Dekane, |. Domlapitel, Pfarrer, Univerfitäten. 
Dekretalen, |. Kirchenrecht. 


ER, (jeit 1867), ſ. Oſterreich⸗ 


"Perikte, ſ. Strafrectspflege. 
Pemarkationstinie, |. Waffenſtillſtand. 
Demi| =! — um. 
Pemokrafi Begriff, Berechtigung. 
I. Unmitteldare a repräjentative Demokratie. 
III. Würdigung der Iepteren, Vorzüge, Mängel, 


Staatshaushalte zu ziehen, wenn man nicht zu- | Zufunft.] 


gleich einen genauen Einblid in die Entjtehung 
der vorgelegten Zahlenangaben haben Tann. 
Schließlich möge noch auf das beſondere Ver⸗ 
tnis hingewieſen werden, welches ſich für ben 
ushalt des Deutſchen Reiches in der vor⸗ 
liegenden Frage ergiebt. Es ift formal ganz 
richtig, zu fogen: Das Reich fennt in feinem 
Budget fein Defictt. Werden bie für das Reich 
feftgeitellten Ausgaben durch die eigenen Ein« 
nahmen nicht gededtt, jo wird der Reft durch Um⸗ 
legung auf bie Einzelftaaten, durch Matrikular« 
beiträge aufgebradt. Zu den Einnahmen des 
Reichs gehören indefjen auch Anleihen, und fofern 
diefe für Ausgabezwede aufgenommen werden, 
welche nach richtigen Grundjägen auf dieſem 
Wege, d.h. alſo unter Mitbelaftung der Zukunft, 





I. Begriff und Berehtigung ber bemo- 
kratiſchen Staatsform. Der Name Demokratie 
bedeutet feit ben Zeiten des griehijchen Alter 
tum8 die Herrſchaft der Vielen, der enge, bes 
Volles, im Gegenfag zu Ariftofratie (1. L, 1394) 
und Monarchie, der Herrſchaft einer 
von Bevorzugten und ber eineß einzigen. Bon 
Aufang an aber war, was dieſe Formen flaat- 
lichen Gemeinlebens voneinander ſchied, fein 
bloßer Unterfchied der Zahl. Unter dem De 
mos verftand man nicht die gejamte Benölle- 
tung und aud nicht die ſämtlichen männlichen 
Bewohner eined Landes, fondern eine beftimmte 
Kaffe, allerdings die zahlreichfte, die aber nad) 
beiden Seiten ſcharf abgegrenzt war: nad) unten 
gegen bie unfreien Arbeiter, die Sllaven, nach 
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oben gegen eine wirtſchaftlich und politiſch höher 
ftehende Minderheit. Ob diefe Iegtere Scheidung 
lediglich in der wirtſchaftlichen Ungleichheit ihren 
Urfprung hatte und ſich erft allmählich zu einem 
Klaſſenunterſchied verfeftigte, oder ob ihr eine 
Stammesverfchiedenheit, der Gegenjah des er⸗ 
obernden und des unterworfenen Volles, zu 
Grunde lag, gilt dabei gleich. Ariſtoteles, ber bie 
Demokratie zu den verjehlten Berfafjungen zählt, 
ag das entſcheidende Merkmal darin, daß in ihr 
ie Vermögensloſen herrſchen (j. I, 413). Man 
verfteht Daher auch, warum die Schriftfteller des 
Altertums der Regel nach diefer Staatsform mehr 
oder minder abgeneigt gegenüberftehen. Ste jehen 
darin nicht bie Verwirflichung eines allen in gleicher 
Weiſe zuftehenden Anſpruchs, fondern bie Herr ⸗ 
fchaft des großen Haufens über diejenigen, denen 
wegen ihres größeren Beſitzes und ber höheren 
Bildung nad) ee und Recht die Regierung 
zulommen follte. — In einer zweifachen Richtung 
weicht die moderne Auffaffung von der antiten 
ab: einmal, fofern fie bei dem Namen Demokratie 
allerdings an die völlige Gleichberechtigung aller 
denkt oder wenigftens aller ermachjenen männlichen 
Bewohner, a ee fofern fieden Staatszwang 
auf das geringfte Maß einzufchränten und ber indi⸗ 
viduellen Freiheit einen möglichft großen Spiel= 
raum zu wahren beftrebt iſt. Die Iehtere Tendenz 
fehlt ganz allgemein im antiten Staatsleben; der 
Streit der Parteien dreht fich niemals darum, wie 
weit die Kompetenz der öffentlichen Gewalt gehen 
dürfe, jondern wen die Handhabung diejer Ge- 
walt zuftehe. Die Berechtigung einer demokra⸗ 
tiſchen Klaſſenherrſchaft zurückzuweiſen, konnte 
daher den Vertretern der politiſchen Theorie im 
Aliertume nicht ſchwer werden. In der modernen 
Welt dagegen hat die Vollsherrſchaft auf dem 
Grunde allgemeiner Freiheit und Gleichheit nicht 
nur in viel weiterem Umfange als je im Altertum 
Verwirklichung gefunden, fondern fie ift aud) in 
ber Theorie als volllommenfte und allein der Ver- 
nunft entſprechende Regierungsform Bingeftellt 
worden. Einer ſolchen übertriebenen Wertihägung 
begegnen freilich auch von der andern Seite eben⸗ 
fo übertriebene Verwerfungsurteile, fo daß eine 
principielle Erörterung, welche das Verhältnis ber 
Demokratie zu den lekten Grundlagen des ſtaat · 
lichen Lebens ind Auge faßt, nicht umgangen 
werden fann. 
R. v. Mohl bringt die Zuläffigfeit ber Volfe- 
haft, d. h. der Beſorgung der flantlichen An ⸗ 
gelegenheiten Durch Die Bürger Fri, in Zufammen- 
bang mit ber für die Idee des Rechteftantes maß · 
— rationaliſtiſchen Lebensauffaſſung, welche 
ine höhere, vom Willen des einzelnen Menſchen 
unabhängige Macht als Grundlage des Staates 
annimmt. Dies ift nicht nur durchaus irrig, fon= 
dern e8 verjchiebt von vornherein den Stanbpunft 
und verjchieft das Urteil. Jene extremen Anhänger 
des Königtums von Gottes Gnaden würden da⸗ 
durch recht bekommen, welche in der Demokratie 
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nicht jo fehr eine befondere Staatsform als den 
Gipfel der Gottlofigfeit und die Frucht revolu- 
tionärer Erhebung erbliden. In Wahrheit Tann 
die Demokratie jo wenig wie irgend eine andere 
Form des Staatslebens von einer höheren, den 
Willen des einzelnen bindenden Macht abjehen. 
Daß biejelbe in einer Monarchie für das Bewußt · 
Ing der Staatsbürger deutlicher hervortritt, Tiegt 
der Natur der Sache. Trotzdem hat eine ge⸗ 
läuterte Dentweife längft über die Vorftellung 
binausgeführt, welche jene Macht über die Willen 
der einzelnen im Sinne eines Verhältnifjes per⸗ 
fönlicher Berriäaft und Dienftbarkeit verftand. 
Der legte Grund für bie Verpflichtung ber Bür- 
ger, fih ben Anordnungen des Monarchen zu 
unterwerfen, Tiegt in dem Gebote des Sitten- 
geſehes, für den Beftand der flaatlichen Ordnung 
einzutreten. Denn der Staat gehört zu den in ber 
fittlichen Ordnung begründeten Menſchheits- 
zweden; er foll fein, und ber einzelne hat die 
Pflicht, dieſem höheren Zwecke, den er norfinbet, 
dem er fich nicht ſelbſt gejeht hat, fich zu unter⸗ 
werfen. Nur eine Folge aus jenem erften Gebote 
und aus ihm allein zu begründen ift das andere, 
der jeweiligen Obrigfeit im Staate unterworfen 
zu fein. Die Geftalt und Beichaffenheit dieſer 
legteren ift im eingerichteten Staate Sache bes 
geſchichtlichen Rechts, in dem neu zu begründenden 
Sache ber Zweckmäßigleit. Auch im demokratiſchen 
Staat ift es fittliche Pflicht der Bürger, ſich den 
Gefegen des Staates und den Anordnungen ber 
Obrigfeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit zu unter⸗ 
werfen. So ift die höhere Macht, welche bie 
Willen ber einzelnen bindet, überall der Staats⸗ 
me als ein Seinfollendes. Wenn die Perſon 
es Staatsoberhauptes in ber erblichen Monarchie 
mit größerem Glanze umgeben zu fein pflegt als 
die Magiftrate einer demokratiſchen Republif, unb 
wenn die Bürger in althergebrachter Ehrfurcht zum 
Throne aufbliden, während fie in ben erwählten 
Beamten und wechleinden Vorftehern nur ihres⸗ 
gleichen erfennen,, fo ift diefer Unterſchied, ger 
meffen an der fittlichen Pflicht des bürgerlichen 
Gehorjams, doch nur ſekundärer Art. Kein Staat 
Tann ohne bie fundamentale Glieberung in Re= 
gierenbe und Regierte beftchen und ohne bie 
Unterordnung ber Ießteren unter die erfteren. Aber 
daraus folgt nit, daß nicht abwechſelnd bie 
Untertfanen aud Obrigkeit fein lönnten, und 
daß, wer Obrigfeit ift, dies immer bleiben müſſe 
und niemals Unterthan werben könne. Wenn der 
Royalift der alten Zeit in feinem König den ficht« 
baren Stellvertreter Gottes auf Exben zu erbliden 
geneigt war, fo Tann ein gefleigerteß religiöſes 
Empfinden aud) einen Freiftaat in einen höheren 
Zufammenhang einordnen und dadurch den In⸗ 
fituttonen beefelben einen gebeiligten Charalter 
verleihen. Dann erſcheint Gott allein als ber 
und Gebieter; in feinem Namen verwalten 

die ermwählten Vorfteher da8 Gemeinweien, wenn 
die Reihe fie trifft. Nur eine kurzſichtige Betradd« 
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tung benft bei der Demokratie ausſchließlich an 
die Fälle, wo unter ben Eingebungen eines revo⸗ 
Iutionären Geiftes ein Volt fich gegen die recht« 
mäßige Obrigfeit erhebt und ſich allein für ſou⸗ 
verän erflärt; weit Iehrreicher für das Weſen 
diefer Staatsform find die andern Fälle, wo, wie 
in der Begründung von Kolonien, von Anfang 
ander gemeinfame Zived die gleichgeftellten Bürger 
miteinander verband. Wo die Monarchie zu Recht 
befteht, ift e8 niemanden geftattet, für die DVer- 
wirflihung der demokratiſchen Staatsform thätig 
zu fein; aber es ift thöricht, da, wo es ſich nur 
um die politifhe Theorie handelt, in der Wert ⸗ 
ſchätzung berjelben die Voreingenommenheit des 
Barteigänger8 ober auch des Höflings walten zu 
laſſen. Sieht man von ber Frage des geſchicht⸗ 
lichen Rechts ab, fo können für eine wiſſenſchaft ⸗ 
liche Würdigung lediglich Erwägungen der Zwed · 
maͤßigleit Plaß greifen. Die Frage ift allein die, 
ob und unter welchen Vorausfegungen ſich bie 
Aufgaben des ftaatlichen Lebens in einer demo⸗ 
kratiſchen Staatsform in befriedigender Weiſe 
loͤſen laſſen. 

II. Arten der Demokratie. Zur Beantwortung 
diefer Frage ift zunächſt erforderlich, zwifchen ben 
beiden Arten der unmittelbaren und ber 
repräfentatinen Demokratie zu unterfcheiden. 
Die Staaten des Altertums kannien nur bie un⸗ 
mittelbare Demofratie. Der Gedanke der poli« 
tiſchen Stellvertretung war ihnen vollfommen 
fremd. Das Volk, d. h. die Gefamtheit der ftimm- 
berechtigten Bürger, gilt nicht nur als ber oberfte 
Träger der Gewalt, fonbern übt biefelbe auch 
thatfächlic) aus. Als der Tonjequentefte Ausdrud 
der antifen Demokratie Täßt fih die Verfaſſung 
Athens anfehen. Faſt alle wichtigeren Staats- 
angelegenheiten wurden in ber Volksverſammlung 
behandelt, in welcher jeder ehrbare athenifche 
Bürger nach zurüdgelegtem 20. Lebensjahre Sip 
und Stimme Hatte. Von einer ſcharfen Scheidung 
zwiſchen Gefegebung und Exefutive in unferem 
Sinne war nicht die Rebe. Für die erftere wurde 
in jedem einzelnen Falle ein zahlreicher Ausſchuß 
gewählt, die fogen. Nomotheten, auf deren Be— 
ſchlüſſe die Stimmung der Vollsverſammlung 
zumeiſt einen übermächtigen Einfluß ausübte; 
gerade die eigentlichen Regierungsgeichäfte aber 
beforgte dieſe ſelbſt. „Sie jelber hörte die Ge= 
fandten anderer Staaten an, ernannte Geſandte, 
beriet und beftimmte bie Inftruftionen berfelben. 
Sie beſchloß Krieg oder Frieden, erwählte die 
Feldherren, regelte ben Solb und ſogar die Art 
der Kriegsführung. Das Schidjal ber eroberten 
Städte und Länder wurbe von ihr normiert. Sie 
verfügte über die Aufnahme und Anerfennung 
neuer Götter, über bie refigiöfen Zelte, über neue 
Prieſtertümer. Sie erteilte Bürgerredhte und Pri« 
bilegien. Uber den Zuftand der Finanzen, ber 
Einnahmen und Ausgaben der Republit, mußte 
ihr Rechenſchaft abgelegt werben. Von ihr wurden 
die Steuern auferlegt, die Schirmgelder der 
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Metölen beftimmt, da8 Münzwefen georbnet, zu 
freiwilligen Beiträgen aufgefordert. Die Bauten 
ber Tempel und öffentlichen Gebäude, der Straßen, 
Mauern u. ſ. w., jowie die widtigen Ausgaben 
für ben Schiffsbau bedurften ihrer Genehmigung 
und die weientlichen Aufträge dafür gab fie jelber. 
Sie verwendete die Staatsgelder au zum Privat- 
vergnügen ber einzelnen Bürger, indem fie biefen 
den Beſuch der Theater bezahlen ließ. Die regel- 
mäßige Strafgerichtsbarkeit war ber Wolfsver- 
fammlung zwar entzogen, aber in außerordeni- 
lichen Fällen, in&befondere wo das Geſetz ein 
Verbrechen nicht vorgefehen hatte oder erſchwerende 
Umſtände außergewöhnliche Mafregeln zu redit- 
fertigen ſchienen, wurden auch Friminalflagen 
vor derjelben verhandelt und die Strafe von ihr 
beftimmt, oft aud) das Schuldig ausgeſprochen 
GBluntſchli). Die Vorausſetzung für eine folde 
Verfaſſung bildet ein räumlich enge begrenztes 
Gemeinweſen. Sie war möglid in den Stabt- 
flaaten des griechijchen Altertums, fie ift unmög- 
li in ben ausgedehnten Territorialſtaaten der 
Neuzeit. Es mußte ferner nicht nur durch bie 
geringe Ausdehnung ded Gebietes und die relativ 
Heine Zahl der Bürger möglich fein, das herr 
ſchende Volk zur Verfammlung zu vereinigen, die 
Bürger mußten auch hinreichende Muße zur Be- 
forgung ber Staatsgejchäfte haben. Dies erfor 
berte entweder eine große Einfachheit und Gleich⸗ 
förmigfeit aller Verhältnifie, der wirtſchaftlichen 
wie der politijhen, ober e8 mußte, wie dies in 
allen Staaten bes Altertums ber Fall war, bie 
wirtſchaftliche Arbeit von Sflaven beforgt werden. 
— Daß nun eine ſolche Berufung der Bürger zu 
unmittelbarer Beteiligung an den Staatögefchäften 
Bildung und Selbftgefühl in allen gleihmäßig 
fördern mußte, daß fie geeignet war, den Patrio- 
tismus und die zu Opfern bereite Hingabe an bie 
gemeinfame Sache zu erwedten und zu fleigern, iſt 
einleuchtend und wird burd die Thatfachen der 
Geſchichte beftätigt. Ganz ebenfo aber drängen 
ih die Mängel und Gefahren auf, welche mit 
biefer Einrichtung unabtrennbar verbunden find. 
Wenn fie die intellektuelle Ausbilbung ihrer Mit- 
glieder beförderte, fo war zugleih eim außer⸗ 
ordentlicher Grab moralifcher Tütigfeit die um- 
erläßliche Bedingung ihres gebeihlichen Beſtandes 
Das fouveräne Bolf hat feine höhere Gewalt über 
fich, die es zur Rechenſchaft ziehen könnte; um fo 
fefter muß es ſich felbft an das Recht binden und 
um jo mehr die beitehenden Geſetze heilig Halten. 
gr Tiegt die Klippe, an der Athen ſcheiterte 

ie ältere Solonifche Verfaſſung euthielt Ein« 
richtungen, welche dazu beftimmt waren, ber 
Willtürmacht der Vollsverſammlung Schraufen 
zu fegen. Diefelben wurben mehr und mehr als 
brüdende Feſſeln empfunden und abgemorfen. 
Was Ariftoteles in ber Boliti (IV, 4,1292, 5ff.) 
als den äufßerften Grad der Entartung einer 
demokratiſchen Verfafjung bezeichnet, daß Volls⸗ 
beſchlüſſe über bie Gelege geftellt werben, trat in 
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Athen thatfächlich ein. Wo aber ber Beſchluß 
einer vieltöpfigen Berfammlung bie legte Inſtanz 
bildet, da bat in Wahrheit der die Macht in 
Bon welcher die bewegliche Menge nad) feinem 

illen zu Ienten weiß. Athen feierte feine höchſte 
Blüte, als der bemofratifche Freiftant thatfächlich 
unter ber Hertſchaft des Perifies ftand. Der 
unvergleichliche Wert des Mannes beruhte barin, 
daß er mit der Macht, die er über das Bolt aus- 
übte, wahrhaft ftaatsmännifche Einſicht und Be⸗ 
fonnenheit verband. Solch glüdliches Zufammen- 
treffen wird immer bie Ausnahme bilden, weit 
häufiger das von Ariſtoteles gefennzeichnete 
Schaufpiel eintreten, daß das Voll, von ehr⸗ 
geizigen Demagogen geleitet wie ein Tyrann von 
feinen Höflingen, zum viellöpfigen Deipoten wir, 
in deſſen Allmacht jede verfafjungsmäßige Orb» 
nung ſich auflöfl. Weil jede Uberlegenheit des 
einzelnen fofort das Mißtrauen ber eiferfüchtigen 
Menge wachruft, werben auch wichtigere Staats- 
ämter nicht Durch Die Wahl der Tüchtigen, ſondern 
durchs 208 vergeben. Der Erfolg ift nicht nur 
der, gegen welden bie belannte Polemik des 
Sofrates ſich richtete, daß bie Führung der öffent- 
lichen Angelegenheiten moͤglicherweiſe in bie Hände 
von völlig Unfähigen grigt wird, fondern ganz 
allgemein bie geringe Autorität, melde jederzeit 
ſolchen durchs 208 berufenen Beamten zur Seite 
Reht. So wird ber Gefebgebung jede Stetigfelt, 
der Verwaltung jede zielbewußte Energie und ber 
Bffentlichen Gewalt un auf die Dauer jedes 
Anſehen genommen. 

m vorigen Jahrhundert hat Rouſſeau die 
unmittelbare Demokratie als Staatsideal hin« 
gefelt; auch hat ſich diefelbe in einigen kleineren 

antonen der Schweiz erhalten (Uri, Unterwalben 
ob dem Wald und nid dem Wald, Glarus, 
Appenzell Außer-Rhoden und Inner-RHoden), 
mo das Volt in der Landsgemeinde direlt feinen 
Willen fundgiebt, Geſetze annimmt ober verwirft 
und Wahlen vornimmt. Aber bie moderne Ent- 
widlung führt nirgendwo mehr barauf hin, viele 
mehr bildet die Regel und das allgemeine Ziel 
ber bemofratifchen Bewegung in ber Neuzeit bie 
NRepräfentativ- Demokratie. Ihre Aushile 
dung bat diefelbe in Nordamerika gefunden. 
Die Verhältniffe und Anſchauungen, welche ur⸗ 
rg nur in den nördlichen Kolonien, dem 
jogen. Neu-England, beftanden, gaben das Vor⸗ 
bild ab, welches allmählich aud) für alle übrigen 
beftimmend wurde. Dort gehörten die Anfiebler 
ſämtlich dem Mittelftande und dem puritanifchen 
Belenniniffe an. Ihre Anſchauungen fanden einen 
charalteriſtiſchen Ausdrudin der berühmten Urkunde 
jener Pilger, welche ſich in Plymouth niederließen. 
In der am 11. November 1620 von allen unter⸗ 
zeichneten Urkunde erflären fie vor dem Sg la 
Gottes, daß fie ſich zu einem bürgerlichen Körper 
vereinigen, um gute Orbnung zu halten, gerechte 
und billige Gejeke zu erlaſſen und folde Ein- 
richtungen zu treffen, welche der gemeinen Wohl⸗ 
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fahrt zum Nußen gereichen. Deutlich tritt barin 
der Zwed bes Staates als das Höhere hervor, 
dem fie fi} unterwerfen. Die Grundlage bes 
neuen Gemeinwefens bilbete bie bolllommene 
Gleichberechtigung aller Glieder bei freiem Grund» 
eigentum. Jede Erinnerung an ftändifche Glie⸗ 
derung und bevorrechtete Stellung einzelner 
Hatten fie in ber alten Heimat zurüdgelaffen ; das 
Erbteil des angeljähfiihen Eharatters, den Sinn 
für Selbfivermaltung und gefehliche freiheit hatten 
fie mit herübergenommen. Ihm gab der tägliche 
Kampf um bie Grundlage ber wirtſchaftlichen 
Exiftenz, den die Pflanzer mit Klima und Boden 
und den Eingeborenen des Landes zu kämpfen 
hatten, bie Fräftigfte Nahrung. Durch bie Ver⸗ 
breitung allgemeiner Volksbildung wurde er mit 
Berußtjein gefördert. Der Beamten waren 
wenige und ihre Amtsdauer kurz bemeſſen; bem 
Governor waren beifigende Räte, den Richtern 
Geſchworene beigegeben. Bon Anfang an bes 
fanden PVertretungskörper zur Feſiſtellung ber 
Landesgefege, Bewilligung ber Lanbesfteuern, 
Kontrolle der Landesregierung. Die englifche 
Oberherrſchaft wurde faum empfunden ; Die Frei⸗ 
faaten waren fertig, noch ehe bie Unabhängtgfeits- 
— Bee 1776 fie ausdrüdlich dazu erhob. 
In den Vafallenftanten des Südens, welche enger 
mit dem Mutterlande zufammenbingen, war 
manches anderd. Mitglieder der Ariftofratie 
hatten in Birginien ausgedehnte Befigungen, bie 
Hierarchie der Hochkirche war mit ihnen eingezogen, 
und aud) minderwertige Elemente waren aus der 

eimat frühzeitig hierhin abgegeben morben. 

er Verfuch einer Verfaffung mit firenger Schei« 
dung ber Stände ſchlug troßdem aud) bier fehl; 
der bemofratifche Geift drang von Norden her 
langjam aber ſiegreich durch. Bei folcher Ge» 
fteltung ber öffentlichen Angelegenheiten in ben 
einzelnen Ländern war es felbftverftändlich, daß 
bie Unionsverfaffung von 1787 feinen andern 
Charakter annahm. Den Einzelftaaten die Selb» 
fländigfeit eigenen inneren Lebens belaſſend, fügte 
fie dieſelben zugleich zu einem großen bemofrati« 
ſchen Gemeinweſen zufammen. 

Das amerilaniſche Vorbild iſt ſodann beftim- 
mend geworben für die Schweiz. Die gefhicht- 
liche Entwidlung, wenn aud im einzelnen ganz 
anders verlaufend, hatte doch auch hier der 
Demofratie den Boden bereitet. Ariſtokratiſche 
Einriätungen verſchwanden; eine auf der Grund 
lage volllommener bürgerlicher Gleichheit aufe 
gerichtete Gefamtrepublif verbindet auch hier bie 
mehr oder minder demokratiſch organifierten Einzel · 
ſtaaten. Die Vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa und die Schweizerifche Eidgenoſſenſchaft 
And die großen und bedeutungsvollen Beifpiele, 
an benen fi) das Weſen ber mobernen Demo- 
fratie fudieren läßt. Allerdings ift aud in 
Frankreich, und zwar zum brittenmal, ber 
Verfuch unternommen worden, eine demokratiſche 
Republit zu begründen. Außerhalb ber. Landes- 
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grenzen aber dürfte das Vertrauen in die Dauer 
derjelben noch faum ein feftes und verbreitetes 
fein. Mandes, was über die Gefaltung ber 
dortigen Verhältnifje verlautet hat, war nur ge= 
eignet, ben Gegnern dieſer Staatsform neue 
Nahrung zu liefern. Aber es ift zweifelhaft, ob 
alles ihr und nicht vielmehr vieles dem Charalter 
des Volles und feiner geſchichtlichen Entwidiung 

ufchreiben ift. So wird es befier fein, im 
Figenten Frankreich aus der Betrachtung aud« 
zufgjeiben. i 

In der mobernen Repräfentativ » Demokratie 
güt das Volf als alleinige Quelle aller Gewalt ; 
aber die Ausübung berfelben fleht ausſchließlich 
bei den Vertretern bes Volles. Der Kongreß in 
Nordamerika, die Bunbesverfammlung in ber 
Schweiz find bie beauftragten Träger der Sou- 
veränität in dem Gejamtftaat; — find es die 
Repräfentantenhäufer und Großen Räte in ben 
Einzelländern. An den Regierungsgejchäften 
nimmt das Volt unmittelbar feinen Anteil Es 
bethätigt fein Recht und feine Macht in den Wahlen 
zu ben Bertretungsförpern, in Nordamerifa auch 
in der Wahl des Präfidenten, außerdem in der 
Abftimmung über beftimmte Gefeße in beſonders 
vorgejehenen Yällen. In Amerika ift die Volls 
abftimmung auf Verfaffungsgefeße eingefchränft ; 
in der Schweiz Tann das fogen. Referendum auı 
von 30 000 ftimmberechtigten Bürgern oder acht 
Kantonen für Gefege anderer Art verlangt werben. 
Die Amtsdauer des Präfidenten ber Vereinigten 
Staaten beträgt vier Jahre; den Unionsbeamten 
gegenüber hat er ein weitgehendes Ernennungs- 
recht und ein noch weiter gehenbes Recht der Ent» 
laffung. In ben Einzelländern ſchwankt die 
Amtsdauer des Governors ee vier und 
einem Jahr; die Art feiner Erwählung ift ver- 
ſchieden: bald gefchieht fie durch ben gejebgeben- 
ben Körper, bald durch die Geſamtheit der ftimm« 
fähigen Bürger. In ber Schweiz liegt bie 
Exekutive in den Händen des aus fieben Mit« 
gliedern beftehenden, von der Bundesverfammlung 
für drei Jahre erwählten Bundesrats. Seine 
Befugniffe find weniger umfafjend als bie bes 
norbamerifanifchenPräfidenten; insbeſondere bleibt 
eine Reihe wichtiger Ernennungen der Bundes⸗ 
verſammlung vorbehalten. Näheres iſt in ben 
Artikeln Schweiz und Vereinigte Staaten von 
Nordamerika nachzuſehen. 

II. Würdigung ber modernen Repräfen- 
tativ-Demofratie. Die Geſchichte der legten hun« 
dert Jahre hat bewieſen, daß unter beftimmten 
Vorausſetzungen bie demokratiſche Staatsform in 
der modernen Welt auch für weit außgebehnte 
Staaten durchführbar ift und manche Vorzüge 
bat. Bei beiden hier ins Auge gefahten Beifpielen 
handelt es fich allerdings nicht um centralifierte 
Eindeitsftaaten, fondern um Bundesftaaten mit 
dem unau&bleiblichen Antagonismus unitarifcher 
und partifulariftijcher Tendenzen. Möglich, daß 
biefem Umftande ein größerer Einfluß auf dad 





Gelingen des Experimentes beizumeſſen ift, als 
gewöhnlich angenommen zu werden ſcheint Da- 
neben find auch principielle Gegner der in Rede 
flehenden Staatsform der Meinung, daß ein 
großes Verdienft, zumal in Amerika, ben wohl: 
erwogenen Berjafjungsbeftimmungen zuzuſchreiben 
fei, welche die Zuftänbigfeit ber öffentlichen Ge⸗ 
walten genau begrenzt, Die Form ihrer Bethäti 
feftgefegt und der Gefahr einer Erjchütterung ber 
Grundlagen durch umfaflende Vorſichtsmaßregeln 
vorgebeugt haben. Das Bolt als foldes und ix 
Maſſe nimmt nirgends an ben Regierung 
geſchäften teil; die Sonderung zwiſchen Gef 
gebung, Exefutive und Rechtſprechung ift biß zur 
äußerften Grenze burdögeführt, Die gefepgebeude 
Gewalt in ber Union wie in ben Eingelländern 
an zwei Körperfhaften verteilt. — Daß nun 
aber ein ftaatliches Leben folder Art dem Sim 
und Eharafter eines gebildeten männlichen Volles 
aufs befte entſprechen müfle, ift ebenfo gewiß, ol$ 
daß dadurch die Selbftthätigkeit der Bürger, bie 
freie Initiative des einzelnen wie ber fidh bilden 
den Affociationen mächtig gefördert wird. Bon 
dem Bevormunbungsfyftem, wie es in ben alten 
monarchiſchen Staaten Europas noch vielſach die 
Regel bildet, ift in der Schweiz und in Amerila 
feine Spur zu ſehen. Während wir nur alu 
geneigt find, alles vom Staate zu ertvarten, bafüz 
freilich auch den Staat für alles verantwortlih 
machen, verlangt und findet dort inbivibuele 
Thatkraft und individueller Unternehmungsfum 
einen moͤglichſt weiten Spielraum. Damit pflegt 
fich ein gefteigerter und erleuchteter patriotilcer 
Sinn zu verbinden. Denn im bemofratiichen 
Gemeinweſen ift der Staat niemals Lonzentrirtt 
in dem Willen eines einzelnen; niemals ftellt fd) 
ber misera plebs der Regierten ein abgeſchloffenet 
Beamtenftand wie ein Staat im Staate gegen 
über, Staat und Volt fallen rechtlich und thate 
ſächlich zufammen, die öffentlichen Angelegenheiten 
find die Angelegenheiten jedes einzelnen. Bo 
die allgemeine Wohlfahrt in Frage fteht, pflegen 
demgemäß Demofratien zu großen Opfern bereit 
zu fein. Anftalten, welche dem Nußen ber Ge 
famtheit dienen, find in ber Regel vortrefflich ein: 
gerichtet. R 
Diefen unleugbaren Vorzügen treten jedoh 
ebenfo unleugbare Mängel gegenüber. So gleich 
die geringe Autorität der flaatlichen Orga, 
welche gewöhnlich die Sehrfeite zu der hewor⸗ 
ehobenen Möglichteit freiejter Bewegung bilde. 
Sratic follte die nicht fo fein; denn, wie gleih 
im Anfange dieſes Artikels geltend gemacht wurde, 
bie fittfiche Pflicht der Unterwerfung unter die 
Obrigkeit ift hier ganz die gleidje wie in andern 
Staaten. Aber in der Monarchie ift der Für 
dauernd mit der hödjften obrigfeitliden Gewalt 
beffeibet; fein Recht, zu befehlen, ift von Guuft 
ober Ungunft der Regierten völlig unabhängig. 
die von ihm beftellten Beamten befehlen in feinem 
Namen unb mit feiner Autorität, Das dem 
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kratiſche Volk dagegen ift geneigt, in den Organen 
der Stantsgewalt nicht jo fehr die Diener des 
Gemeinwejens, als vielmehr feine Diener zu 
erblicken, Geſchöpfe Laune, die es nach 
Ablauf der kurzen Wahlperiode in ihre Ye 
Bebeutungslofigfeit zurüdfinken lafjen wird. Ein 
weiterer Übelitand liegt in bem übermächtigen 
Einfluß, den im demokratiſchen Staatsweſen die 
dffentlihe Meinung, getragen und unter- 
fügt von der weiteft ausgedehnten Rebe» und 
BPreßfreiheit, auszuüben pflegt. In der Monarchie 
giebt es feſte Punkte, an denen jede Kritik und 
jeder Wunſch der Neuerung Halt maden muß. 
In der Demokratie giebt es derartige Schranten 
nit, oder vielmehr, fie find lediglich idealer 
Natur. In die Verfaſſung des Kantons Glarus 
iſt ausdrüdlich die Beflimmung aufgenommen, 
daß die Lanbsgemeinde ihre Macht nicht als 
Willtürgemalt auffaflen, ſondern fi von ben 
Grunbjägen der tigkeit und gemeinen 
Wohlfahrt Teiten laſſen Hole. Kein beionnener 
Anhänger der Vollsherrſchaft wird leugnen, daß 
es gewifle Rechte giebt, welche auch in ihr den 
bloßen Mehrheitsbejchlüffen entzogen fein müflen, 
und ohne deren ner g eine georbnete 
Staaisgewalt jeberzeit in Tyrannei umzufchlagen 
droht. Aber mit der theoretijchen Anerkennung 
derartiger Regeln ift Die Treue in ihrer Befolgung 
noch keineswegs gegeben. Im ruhigen Berlauf 
der Dinge mögen fie umangetaftet bleiben, ſchon 
weil die Aufrecterhaltung der Rechtsordnung die 
ſicherſte Grundlage allgemeinen Wohlbefindens 
bildet; anders, wenn bie mächtig aufgeregte 
Öffentliche Meinung im einzelnen Falle in ihnen 
ein Hindernis für Die Erfüllung ihres Verlangens 
erblidt. Der Sat, daß der Wille des fouveränen 
Volkes die letzte Duelle des Rechts fei, ift falſch 
in jedem Staat; er ift in ber Demokratie eine 
unmittelbare Gefahr. Wer alles kann, glaubt 
leicht, alles zu dürfen. Dieſer Einfluß der öffent- 
lien Meinung wird am verberblichften, wo er 
die Gejehgebung beherrſcht. Selbft wenn es nicht 
u einer wirflihen Beugung des Rechts fommt, 
* bildet doch das Irrationelle, welches jenem 
Faltor ſeiner Natur nach untrennbar innewohnt, 
der jederzeit zu gewärtigende Umſchwung der 
allgemeinen Stimmung, die Schwierigleit, den 
wahren Kern von dem fünftlich aufgeregten Schein 
zu unterſcheiden, ein Hindernis für eine ftetige 
und allein dur) Gründe in ber Sache beftimmte 
Entwidlung. Häufiger noch bildet jener über- 
mäßige Einfluß ein Hindernis für eine große 
Ziele verfolgende, von beſſerer Einficht geleitete 
Regierungspolitit. Dabei wäre e8 eine Täufchung, 
un glauben, daß in Demokratien bie öffentliche 

einung ſich ftet3 auf der Seite des Fortfchritts 
befinde. In der Schweiz find die Erfahrungen 
mit dem Referendum wiederholt gegen die Er— 
mwartungen radilaler Führer ausgeſchlagen. Aber 
die Geſchichte Iehrt au, daß große und ein« 
ſchneidende, für das wahre Wohl der Menfchheit 


Demokratie 





1342 


erfolgreiche Thaten fait immer von arme 
und nicht felten im Gegenfaß gegen die Menge 
durchgeführt worben find. Hier liegt bie gro! 
Schwierigfeit für die ſtaalsmänniſchen Leiter, 
deren auch bie Demofcatie nicht entbehren Tann. 
Es bedarf eined großen politiichen Taltes und 
vielleicht einer nod größeren Selbftverleugnung, 
um rechtzeitig wohlerwogene Abfichten vor ben 
Wünſchen der Menge zurüdzuftellen, um fie im 
gelegenen Augenblide befto ficherer zum Ziele zu 
führen; es bedarf männlicher Würde und Feſtig- 
feit, um fi in feinem Momente zum Sklaven 
der Öffentlichen Meinung herabdrüden zu laflen. 
Aber es find gar nicht einmal nur bie beauftragten 
Träger des Volfswillens, welche den Drud der⸗ 
felben empfinden. Die Gleichheit der Bürger iſt 
freilich bie Grundlage des Staatsweſens; bie 
eiferfüchtige Sorge aber, melde auf die firenge 
Aufrechterhaltung berfelben bedacht ift, äußert 
ſich nicht felten in einem Fanatismus der Gleiche 
förmigfeit, welcher feine Abweichung von ber all⸗ 
gemeinen Schablone dulbet, in einem engherzigen 
Neid, der fich feindlich gegen jede hervorragende 
Individualität fehrt. Die individuelle Freiheit 
tann unter Umftänden in einer Monarchie, ja in 
einer ariſtokratiſchen Republit beſſer gefchüpt fein 
als in einer Demokratie, in welcher die Gleichheit 
ber Götze ift, dem alles andere fi} beugen muß. 
Endlůch darf ein Übelftand nicht ver —5 
werden, der ſich gerade in dem Mutterlande 
modernen Demokratie, in Nordamerila, in ab⸗ 
ſchredender Häßlichkeit ausgebildet hat. Es iſt 
dies bie weit verbreitete und ganz ohne Scheu 
auftretende Korruption. Statt alles andern 
möge eine Stelle aus einem Berichte hier Platz 
finden, welcher der Münchener Allgemeinen Zei» 
tung (1889, Nr. 22) nad) der Wahl des Präfis 
denten Harrijon aus den Vereinigten Staaten zu- 
gegangen war: „Der Induſtrialismus und bie 
Dollarfucht beherrſchen das gefamte Volt, und fie 
torrumpieren leider auch da8 Volk; für Geld ift 
faft alles feil; man tauft die Wahlen, man befticht 
bie Gefeßgeber, wohl auch bie Richter, das Geld 
ift der Hauptfaltor. Die im November 1888 ab» 
gehaltene National und Präfidentenwahl wirft 
in biefer Beziehung einen bunfeln Schatten auf 
bie Republik; in diefer Wahl wurden Millionen 
Dollars zur Korrumpierung der Wahl von ben 
reichen Monopoliſten beigefteuert und verwendet, 
um aus dem Refultat ber Wahl bie Dividenden 
zu fehneiden. Der amerilaniſche Journalift und 
umorift Donn Piatt ging in feiner ſatiriſchen 
itif über die Korruption bei ben Kr Wahlen 
vielleicht zu weit, indem er erflärte, daß an dem 
Wagen des neugewählten Präfidenten, wenn er 
zu feiner Einfegung am 4. März d. I. nad) dem 
Rapitol fahre, in großen goldenen Buchſtaben 
gebrudt zu leſen fein follte: ‚Gekauft für zwei 
Millionen Dollar.‘ Allein wenn diefe Erflärung 
auch zu grell ift, fo hat doch unbeftritten in beiden 
herrſchenden politiſchen Parteien eine furchtbare 
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Wahlkorruption —— — Das Geld iſt hier 
die herrſchende Macht. Die herrſchenden politifchen 
Parteien ftehen unter der inbuftriellen Geldmacht 
des Landes.” — Der boppelte, ungeheure Schaben 
derartiger Verhältniffe ſpringt in Die Augen. Die 
moraliſche Autorität der ftaatlichen Obrigfeit wird 
völlig vernichtet; e8 bleiben nur phyſiſche Gewalt 
und materieller kn — dieſe aber weit weniger 
ein Gegenftand der Furcht als ein mit allen Mit- 
teln anzuftrebendes Ziel. Und die Staatsgewalt, 
welche im Dienfte aller ſtehen und allein für die 
| bes allgemeinen Staatszwedes 
thätig fein foll, verfällt dem überwiegenden Ein- 
fluffe einer Geſellſchaftsklaſſe, welche biefelbe 
ihrem einfeitigen Interefje nußbar zu machen 
beftrebt ifl. Sehr nahe an die Korruption heran⸗ 
reichend und auf alle Fälle höchſt bedenklich ift 
auch die Einrichtung, daß der neugewählte Prä- 
fibent Jin weitem Umfange die Beumtenftellen neu 
bejegt, felbfiverftändlih mit feinen Anhängern 
und oft genug für geleiftete Dienfte oder zur 
Befriedigung geltend gemachter Anſprüche — 
nad) dem berüchtigten Motto: „Den Siegen 
die Beute.” 

Daß nun dieſe und bie zuvor erwähnten Übel- 
Hände nicht notwendig mit dem Weſen der Demo» 
kratie verbunden find, ift gewiß. Im der Schweiz 
find fie ohne Frage bißher weit weniger, teilweiſe 
auch gar nicht hervorgetreten. Die Kleinheit des 
Landes, die Beichaffenheit einzelner feiner Teile, 
vielleicht das relativ flärfer entwidelte politische 
Leben in den Gliederſtaaten, aber aud) die Sitten 
und der Charakter der Bewohner und die Jahr⸗ 
hunderte alte Gewöhnung an republilanifche For 
men find hier ohne Frage von heilfamem und 
fürberndem Einfluffe gewefen. Als allgemeines 
Gegenmittel gegen jene Schäben, two fie hervor⸗ 
treten oder zu befürchten find, empfehlen bie Lob» 
rebner der Demokratie die Verbreitung von Bil- 
bung und patriotifcher, pflicttreuer Gejinnung. 
Bekanntlich läßt fich die letztere weit weniger leicht 
beſchaffen als die erftere, und doch iſt e8 in der 
That die moraliſche Tüchtigfeit der Bürger, an 
welche bie moderne Repräfentativ - Demokratie 
gas ebenfo wie die unmittelbare Demokratie 

Altertums erhöhte Anforderungen ftellt. 
Montesquieu hatte recht, wenn er als dag Lebend- 
princip der Vollsherrſchaft die Tugend bezeichnete. 
Eine Verfaffung mag nod fo mweife ausgedacht, 
die Zuftändigfeit der einzelnen Gewalten möge 
aufs genauefte fixiert, jebe Gefahr eines Konfliltes 
in vorfchauender Umſicht vermieben, e8 mögen bie 
denkbar beften Garantien gegen jebivede Vergewal · 
tigung ber individuellen Freiheit und jede Exrjchüt« 
terung ber flaatlichen Grundlagen gegeben fein: die 
—X bleibt doch, daß im ber Mehrheit ber 
eſte Wille lebendig ift, jene Beflimmungen in ber 
That zu achten und die founeräne Macht niemals 
anders als in ben berfömmlichen verfaffungs« 
mäßigen Formen auszuüben. Man wird ein« 
wenden, daß bie ganz allgemein von jedem po» 
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Hitifchen Gemeinweſen gelte, daß die gefchilberten 
Mipftände, zum Teile wenigſtens, aud) in andern 
Staatsformen aufzutreten pflegten oder in dieſen 
durch andere, nicht minder bedenkliche erſetzt wir 
den, daß insbefondere Die Korruption aud im 
monarchiſchen Staaten oft genug und bis in die 
Gegenwart hinein ihre Orgien gefeiert Habe. Die 
Thatfachen follen nicht beftritten werden ; troßbem 
bleibt beftehen, daß die Gefahr jener Mißflände 
in demolratiſchen Republifen näher liegend und 
daß fie größer if. Der entſcheidende Vorzug bes 
sane . beruht in daß —8 
je Stelle dem Wettlamp politi . 
teien und dem Gegenjaß der Klaſſenintereſſen ein 
für allemal entzogen ift. Es giebt feine Partei 
tanbidaten für bie Königswürde, wie es foldhe für 
bie Präfidentichaft giebt. Seiner kann zu jener 
Stelle gelangen, den nicht daß Geburtsrecht dazu 
beruft, und hätte er aud) alle erbenfbaren perfön- 
lichen Vorzüge, höbe ihn die Volksgunſt bis zum 
immel, ftänden ihm alle Schäge Kaliforniens zur 
rfügung. Und bem erblichen Monarchen, der 
nicht aus einer ber Geſellſchaftsllaffen hervorgeht, 
der feine politiſche Partei zu vertreten bat, der 
niemand für feine Erhebung zu Dank verpflichtet 
ift, fleht von Haus aus eine viel höhere Autorität 
ur Seite; er ift weit befier als je ein bemofrati« 
her Präfident dazu befähigt, leitend und aus⸗ 
gleihend in dem Widerfpiel der Intereſſen thätig 
zu fein. Nicht dem Willen bes Volkes oder dem, 
was ſich als ſolcher ausgiebt, jondern dem Zwede 
des Staates entnimmt er die oberfte Rorm für 
feine Regierung. 

Es ift eine feit Tocquevilles Buch über die 
amerilaniſche Demokratie oft wiederholte, nament- 
lich von frangöfifchen Publiziften nachgeſprochene 
Behauptung, daß ber demokratiſchen Staatsform 
bie Zufunft gehöre umd ihrem unaufhaltſamen 
Vordringen bie alten monarchiſchen Staatswejen 
würden weichen müffen. Aber man überfieht bei 
jener Prophezeiung einen Umftand, ber freilich erft 
nad Tocquevilles Zeit in ganzer Deutlichfeit 
berborgetreten ifl. Der älteren bürgerlichen Deino- 
kratie ift ein gefährlicher Rivale erwachſen in ber 
Socialdemofratie, um fo gefährlicher, als 
er fi rühmt, die Konfequenzen aus dem demo» 
kratiichen Princip erft vollftändig zu ziehen und 
ben berechtigten Imterefien der großen Waffen 
endlich eine wirkliche Befriedigung zu bringen. 
Darum heißt Die Alternative heute nicht fo fehr: 
Monarchie oder demokratiſche Republif, als viel⸗ 
mehr: Aufrechterhaltung ber beitehenben Befell- 
ſchaftsordnung oder ſocialiſtiſche Umgeſtaltung 
und es iſt kein Zweifel, daß die erſtere in dem 
feſten Gefüge des monarchiſchen Staates eine 
weit feſtere Stüße findet als in einer demokratiſchen 
Republil. 

Man kann unabhängig von ber Demokratie 
als Staatsform von demofratifchen Ideen, Ten- 
denzen umd Einrichtungen ſprechen. Diefelben 
fommen ſamtlich darin überein, daß in ihnen die 
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bürgerliche Gleichheit nadrüdtich zur Geltung 
gelangt. Bieles davon ift heute in den meiften 
Givilifierten Staaten thatſächlich durchgeführt: 
Gleichheit vor dem Gefeb, allgemeine Wehrpflicht, 
allgemeiner Schulzwang, politifche Gleichberechti= 
gung — in ben Ländern des allgemeinen Stimm« 
rechts ift das Wahlrecht der männlichen Benölfes 
rung nur an die Unbeicholtenheit und ein be» 
ftimmtes Lebensalter gebunden —, Zugänglichleit 
aller Beſchäftigungen und Berufszweige und nicht 
minder der Öffentlichen Amter für jedermann. 
Aber neben der Gleichheit der Rechte, welche vom 
Gefeg gemwährleiftet ift, und ber Gleichheit ber 
Bildung, welche täglich weitere Fortſchritte macht, 
fehlt noch eines: Gleichheit des Beſitzes und 
Genuſſes! Mit der Demokratifierung der Ges 
ſellſchaſt ift im Gegenteil eine wachſende Un⸗ 
leichheit der Vermögen und ber wirtichaftlichen 
en Hand in Hand gegangen: Anhäufung großer 
KRapitalien in verhältnismäßig wenigen Händen 
auf der einen Seite und auf der andern die Mafje 
Tapitaflofer, unfelbftändiger Lohnarbeiter. Die Art 
und Weile, in welcher die Socialbemofratie dieſe 
letzte und brüdendfle Ungleichheit befeitigen will, 
findet an anderer Stelle eine ausführliche Dar⸗ 
ſtellung und Kritik (f. d. Art. Socialdemokratie). 
Das Eigentum in feiner bisherigen Form fol 
abgeſchafft, die Geſamtheit aller Produftiong- 
mittel, Grund und Boben, Robftoffe und Ma— 
ſchinen, follen in Sollektivbefig übergehen , die 
unterſchiedsloſen Menjchheitsatome in Arbeiter- 
ſtaaten mit geregelter Probuftion zuſammen ⸗ 
gefaßt werben. Der volllommene Sieg bed 
Gieichheitsprincips würde gleichbedeutend fein mit 
dem Untergange aller Freiheit, dem Tode jeder 
individuellen Lebensgeftaltung, dem Niedergang 
unferer gefamten Eivilifation. — So fommt der 
Socialbemofratie das Verbienft zu, die einfeitige 
Überfpannung des demofratiihen Principe ad 
absurdum geführt und die an fein fiegreiches 
Vorbringen gefnüpften Hoffnungen auf das rich ⸗ 
tige Maß zurüdgeführt zu haben. Sein Staat 
Tann von der gewonnenen Grundlage bürgerlicher 
Gleichheit wieder zurüdtreten; in jedem wird in 
Zukunft die Fürforge für die arbeitenden Klaſſen 
im Sinne der Anerkennung ihrer berechtigten 
Anfprüche eine ber wichtigen Aufgaben jein. 
Aber es ift fat, zu behaupten, daß die Demo» 
fratie die allein konſequente Ausgeftaltung bes 
modernen Staatsgebanfens und bie abfolute 
Gleichheit aller das anzuftrebende Ziel fei. 
Litteratur. Gagern, Refultate der Sitten 
geſchichte III, 1816; Zachariä, Vierzig Bücher 
III, 1826; Brougham, Political philosophy 
II, 1845; Bluntihli, Lehre vom modernen 
Staat I u. III, 1875—1876; Artitel Demo- 
eratie von 9. Baudrillart im Dietionnaire gé- 
neral de la politique, 1862 u. öfter; Sumner 
Maine, On popular government, deutj von 
P. Friedman, 1887; Alexis de Tocqueville, 
De la dömocratie en Amerique, 1835 u. öfter; 
Gtontslezifon. I. 2. Wufl. 
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Seffiäte ber Demokratie I, 1882; Schvarcz, Des 
mofatie I, 1882; Edmond Scherer, La demo- 
eratie et la France, 1883. Außerdem im 
Staatleriton der Gorresgeſellſchaft die Artikel: 
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Denifation in England, ſ. Fremdenrecht. 

Departement, j. Frankreich. 

Depeſche, j. Poſt und Telegraphie, 

Depefdiengeheimnis, j. Briejgeheimniß, 

Deport, j. Börfe. 

Deporfation, j. Strafe. 

Depofitenverkehr, }, Banten. 

Depolfedierte Fürflen, ſ. Staatsoberhaupt. 

Peputat, j. Apanage. 

Depufationen, j. Gemeindeordnung. 

Deputierter, j. Abgeordneter, 

Derogierung von Geſehen, ſ. Geſetzgebung. 

Defcendenten, |. Erbrecht. 

Deferfeur, ſ. Militärgeſetze. 

Desinfektion, ſ. Geſundheitspflege. 

Deſpotie. Sofern mit dem Namen Deſpotie 
ein ſpecifiſcher Sinn verbunden und derſelbe nicht 
nur ohne ſchärfere Unterfheibung zur Bezeichnung 
einer der verjchiedenen Phajen des Abjolutismug 
(f. dieſen Urt.) gebraucht wird, bezeichnet er 
den äußerften Grab abfoluter Derjänft Ein 
doppeltes ift damit gegeben. Zumädjt die Ab- 
weſenheit jeglicher Schranke, welche der Willfür- 
des Staatsoberhauptes entgegenftände. Sie fteht 
über dem Geſetz, oder vielmehr, e8 giebt außer ihr 
fein Geſetz und darum aud fein Recht; Sitie 
und Herlommen haben ihr gegenüber feine Be= 
deutung, und der allenfalls noch erübrigenbe ein- 
ſchränkende Einfluß der Religion wird am lieb- 
ften dadurch befeitigt, daß der Perſon des Defpoten 
eine übermenfchliche Würde beigelegt wird. Das 
zweite hängt damit unmittelbar zufammen: von 
einem Zwede bes Staates als der Ordnung menſch⸗ 
tichen Gemeinlebens ift nicht die Rede. Derjelbe 
ift volltommen von dem Eigeninterefje des Staat» 
oberhauptes abforbiert. Die Unterthanen find 
eine recht⸗ und willenlofe Herde, lediglich dazu 
ba, für ben Deipoten die Unterlage feiner Größe 
und die Mittel feiner Genüffe zu Tiefern. Das 
Princip einer derartigen Herrſchaft iſt nach Mon⸗ 
tesquien die Furcht. Ausgeübt wird fie in der 
Regel durch einen einzelnen, ber ſich dazu eines 
mehr oder minder ausgedehnten Apparates von 
Giünftlingen, Leibwächtern, Spionen und fo fort 
zu bebienen pflegt. Aber die Geſchichte weiß auch 
von Defpotien, deren Träger eine Mehrheit war. 
Dean denke nur an jene vielföpfige Gewaltherr⸗ 
ſchaft, welche nach dem Sturze der Girondiften 
(81. Mat 1793) bis zu Robespierres Tode 
(27. Juli 1794) in Frankreich ſchaltete und welche — 
gleichſam als gälte es, das Wort Montesquieus 





zu bekräftigen — ausdrücklich den Namen der 
Schreckensherrſchaft trägt. 
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Daß die Deipotie in biefem Sinne feine nor 
der Theorie zu rechtfertigenbe Stantsform ift, er- 
heilt fofort aus ber gegebenen Definition. Ihre 
Erörterung gehört nur infofern in Die Staatßlehre, 
als fie bie Furäitbarfte Entartung bes ftantlichen 
Lebens darftellt. Auch iſt e8 vom geſchichtlichen 
wie vom pſychologiſchen Standpunkt aus immer« 
bin von Intereffe, ihre Natur und ihre allgemein« 
ſten Eigenſchaften aufzufuchen und feftzuftellen. 
An Verſuchen diefer Art aus älterer wie aus 
neuerer Zeit fehlt e& nicht. Arifloteles giebt in 
feiner Politik eine Naturgefhichte der Tyrannis, 
deren verſchiedene Formen und Phaſen er jcheibet. 
Dreierlei Mafregeln find es ‚ihm zufolge, deren 
ſich die eigentlichen Defpoten immer wieder, und | Ei 
wie durch ein Naturgeſetz beftimmt, zu bedienen 
pflegen: gegenfeitiges Mißtrauen unter ihre Untere 
thanen zu fäen, feinen von ihnen zu irgend einer 
Macht gelangen zu laſſen und einen niedrig knech 
tifchen Sinn bei ihnen allen zu erzeugen (Politik 
8 [5], 11, 13148, 25). Daneben entwirft er 
aber auch die Mittel, Durch welche eine widerrecht · 
lich erworbene Gewaltherrſchaft allmählich in 
eine erträglidhe, ja unter Umftänden in eine gute 
Verfaſſung übergeführt werden Tann, — Böllig 
anders geartet it Machiavellis Schilderung in 
feinem befannten ober berüchtigten Buch vom 
Fürften. Ihm handelt es fih nicht um die Ana⸗ 
lyfierung einer geſchichtlichen Erſcheinung, er be= 
ſchreibt nicht den Tyrannen, „wie Thuchdides die 
Ver’. Er giebt ein Programm und will, daß 
& ins Leben übertragen werde. Möglich, daß 
ihm, wie man aus feinen Erörterungen über die 
erſte Delade des Livius gefolgert hat, die Gewalt. 
herrſchaft nur eine unerläßlihe Durchgangsſtufe 
zur Begründung ber Freiheit fein follte, und ge= 
wiß war die Vereinigung des zerjpaltenen und 
zerflüfteten Italiens zu einem mächtigen Staats - 
wejen unter Abſchütielung aller Fremdherrſchaft 
das letzte Ideal, das ihm vorſchwebte. Wenn 
aber entjeglihe Menſchenverachtung und freche 
Hinmwegfegung über alle Schranten des Eitten- 
gejeges die bezeichnendften Züge im Bilde eines 
Defpoten find, jo kann fein Zweifel fein, daß fein 

„Füuͤrſt“ diefem Bilde entfpricht. — Montesquien 
handelt im „Geift ber Geſetze“ verſchiedentlich 
von ber Defpotie. Aber es tritt nicht ſcharf genug 
hervor, daß fie eine Entartung ftaatlichen Lebens, 
feine gültige Form besjelben neben und unter 
andern iſt. ALS bie Verderbnis ber beften Ver⸗ 
fafjung, des Königtums, und darum, wie Arifto« 
teles jagt, die ſchlechteſte von allen, ift fie feinem 
Vollke und keinem Lande natürlich und angemeffen. 
An treffenden Bemerkungen im einzelnen fehlt 
es nicht, aber man vermißt doch hier ganz be⸗ 
ſonders eine tiefere Auffafjung der menſchuͤchen 
Dinge und die Feſtigkeit des fittlihen Maßftabes. 

Eine gewifle brutale Größe ift von der Deipo- 
tie nicht notwendig ausgeſchloſſen. Sie wird zu- 
mal dann vorhanden fein, wenn eine energiſche 


BVerfönlichteit die Herrſchaft neuerdings an ſich N 
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gerifien hat. Nach außen wird fie in kriegeriſchen 
Erfolgen, vielleicht in einer dominierenden Madte 
ſtellung des Reiches, nad innen in gewaltigen 
Anlagen und Bauten herbortreten. Schon Ariflo- 
tele8 erinnert in biefem Zujammenhang an bie 
ägpptifchen Pyramiden. Weit häufiger aber if, 
daß die Verachtung aller Menfoenwärde 8 an 
ber Perfon des Deipoten am meiften rächt. Die 
kraftvollen Geftalten find unter ihnen weit feltener 
als bie Weichlinge und Wüfllinge. Ihnen find 
alle Regierungsgefchäfte eine widerwärtige Laft, 
die fie darum bevorzugten Sklaven aufladen. 
„Die regelmäßige Gewalt wird den Bezieren über- 
Ian und nur ein gelegentliche launenhaftes 
eifen den Deipoten jelbft vorbehalten. Und 
je biefer legte vorbehaltene Teil der urfprüng« 
lien Gefamtmacht bleibt nur der Form, uidt 
dem Inhalte nad in ihrer Hand. Maitrefien, 
er Ne auch Priefter, bemächtigen 
ſich ihrer nfchaften und ihres Geiſtes und wer⸗ 
ben thatſächlich zu Herren des Herrn“ (Bluntſchli). 
” 2 = Neuzeit i h * rn „aufgellärter 
efpotismus“ aufgefommen. Strenge genommen 
enthält biefelbe einen Widerjprud; ; denn zum Bes 
griff der Aufklärung, wie unbeftinumt auch ſouſt 
die Grenzen fein mögen, gehört doch gewiß eine 
berichtigte —ã - Werte und der Be 
deutung bes menji Gemeinlebens; eine 
ſolche aber ſchließt ——. fofort eine 
Überwindung der Defpotie ein. Davon iſt um 
freilich bei dem Herrſcher der neueren Gefchichte, 
auf welchen jene Bezeichnung wohl zuerft und 
am bäufigften angewandt wurde, bei Peter dem 
Großen von Rußland, nichts zu finden. * 
Aufklarung beſtand in der Nachahmung 
äußeren Formen der weſteuropãiſchen Aal in 
dem Kampfe gegen bie nationale Haar- und 
Kleidertracht der Ruffen, vor allem in dem Bes 
fireben, die materiellen Machtmittel, die er bei 
den fremden Staaten bewunderte, auch für fich 
zu gewinnen. Im übrigen blieb er ſelbſt zeit- 
lebens der größte Barbar in feinem Reihe uud 
die Form feiner Herrſchaft ganz ebenfo deſpotiſch 
wie bie feiner unaufgeflärten Vorgänger. Nur 
die weitgehende Überſchätzung der jogen. Refor- 
men Peters, welche jeit Voltaire auflam und eine 
Zeitlang üblich war, hat dies überfehen Iaffen. 
Für das Weſen der Deipotie macht es feinen 
Unterſchied, wohin die Saunen des Dejpoten 
gerichtet find; nur ber fidhere Beſtand ber- 
es kann im einzelnen Falle dadurch gefährbet 
werben. v. Hertling.] 
— Handel. 

Detaxe, ſ. Zölle. 
Detektive, |. Polizei. 
Deutfhe Aafionalverfammlung (18. Mai 

1848 bis 18. Juli 1849), |. Deutfches 


Reich. 
ent Fe (feit 1871), |. Par 
teien, politif 
—— (1815—1866), |. Deutſches 
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Orden (feit 1128), |. — 
Er al ht, beutf 
Deut] urch eine Biken von Erobe · 
rungskriegen Dr —8* ber Große bie germani« 
ſchen Stämme des europäiſchen Feſtlandes unter 
ſeinem Scepter vereinigt und durch eine auf deut · 
ſches Weſen und römifchechriflliche Bildung geftüßte | Ki 
Diefehaedung auf die Bahn höherer Gefittung ge · 
. Aber nur von kurzer Dauer war daS ge 


Füge eſer i 

870 bie oſtliche und fein Sohn — der Jüngere 
879 auch die weſtliche Hälfte Lothringens erworben 
hatte, war bie nationale Trennung ber romaniſchen 
und germanifchen Gebiete des ehemaligen Franken» 
reiches vollendet: Oftfranten, weldes die fünf 
Stämme ber Südgermanen: Sachſen, Bayern, 
Franken, Aemannen und Lothringer, umfaßte, 
muß — als die älteſte Geſtaltung eines 
ſelbſtaͤndigen Deutſchlands angeſehen werden. 

Von De drei Söhnen FR bes Deutfchen 
vereinigte ber jüngfte und umfähigfte, Karl der 
zum von 885 bis 887 noch einmal den Geſamt · 

Karls des Großen. Nach feiner Abjegung 
e el das Reich nad) Nationalitäten: Oftfranten 
ging von num an einer jelbftänbigen Entwidlung 
entgegen, zunächſt noch beherrſcht von einem Seiten- 
zweige ber Rarolinger. Arnulf von Kärnten (887 | allerb 
bis 899) war nicht im ftande, die ehemalige Kaiſer⸗ 
macht wieberherzuftellen;; bie Regierung Fines un« 
on en Ludwig bes Kindes bezeichnet 
Oſifranlen den Verfall ber inneren Rechts- 
ek und ber 9 Macht nad außen. Während 
ee Slaven und jpäter Ungarn das Land 
mit ihren Raubzügen heimfuchten, wuchs bie Selb- 
ſtändigkeit der auf ſich angewieſenen Stämme, 
und die von Karl dem Großen unterbrüdte Herzogs · 
gewalt erhob ſich von neuem zu ihrer alten Bes 
Deutung und Kraft. 

Mit dem Ausfterben der Sarolinger hörte die 
erbliche Thronfolge auf; Oſtfranken wurde ein 
Wahlreich, in dem man allerdings bei der Wahl 
des Königs dem Blute folgte. Konrad I, ber 
Franke (9L1—918), der feine Erhebung haup te 
fächlich den Bemühungen der höheren Saite 
um die Erhaltung der Reichgeinheit zu verbanfen 
Hatte, > vergebens die Macht der Herzöge zu 
brechen. Erſt der ſächſiſchen Dynaftie (919 
bi8 1024) Ra &, bie Königägewalt auf — 
Grunde neu aufzurichten. Schon Heinrich I 
(919—986) ftellte die Einheit und den Umfang 
Oſtfrankens dadurch wieber her, 
den Herzogen nur bie unbebingte Anerfennung 
feiner töniglichen Oberhoheit verlangte und Loth« 
tingen 925 mit Waffengewalt von Weſtfranken 
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zurückgewann. Da er auch das beutfche Uber⸗ 
gewicht über die Dänen und Slaven erneuerte 
und den Ungarn 933 eine empfindliche Nieder« 
lage beibrachle, kann man ihn mit Recht den Be⸗ 
gründer des deutſchen Reiches nennen. Den Plan 
ei einheitlichen ach; und einer flarfen 
önigsmacht verwirflichte jein Sohn Otto I. 
(986973). Glüdlich überwand er den ſich aufs 
neue regenden Widerſiand der Stammesherzoge 
= mit ge —* * ie 
a zu mahen zu hwäi ledigte 
ein te verlieh er an Verwandie oder ergebene 
deren Macht er noch durch Einfehung 
von Pfalggrafen und flete Erhöhung ber Rechte 
ne a an, 100 a 
er durch gl e e die Machtſtellung Karls 
des Großen und gewann auf feinem zweiten Zuge 
nad) Italien am 2. Februar 962 auch die Kaiſer⸗ 
krone wieber, die feit Arnulf verloren gega! 
war, von jet an aber bis 1254 mit ber 
Konigskrone vereinigt blieb. Wie in einem 
reiche gingen Macht und Glanz des — 
Namens auf Otto IT. (973—983) und Otto III. 
(983—1002) über, die beide vergeblich ihre Kräfte 
einfeßten, um bie deutſche Herrichaft über ganz 
Itallen auszubehnen. De Otto IIL Bing 
an dem phantaftijchen Gedanken, das alte töntide 
Reich wieberherzuftellen und Deutihland von 
Italien aus — regieren. Die Feſtigkeit des Reiches 
und ſeinen Einfluß nach —— die dadurch be= 
beutend gelitten hatten, ftellte Heinrich IL. (1002 
bis 1024) wieder her. Auch im Innern ſchuf er 
mit ns ber Kirche Ordnung und Ruhe — 
nicht ohne erhebliche Einbuße an Macht, 
denn er ae ben großen Vaſallen bie Erblichkeit 
ihrer Lehen zugeftehen 
Aus mit Heinrich) IT. die Familie der v Rftäen 
Könige außgeftorben war, hatte ſich der Gedanke 
am die Einheit des Reiches bereits jo gefeftigt, daß 
auf Betreiben ber geiftlichen Fürſten eine förmliche 
Wahl durch ſämtliche deutſche Stämme zu ftande 
kam, bie auf Konrad II. von Franken fiel. Bor 
allem barauf bedacht, die Krone in feinem Haufe 
erblich zu machen, trat diefer dem Wil 
der — Vaſallen kraftig entgegen (Ernft von 
Schwaben) und ſchwächte ihre Macht dadurch, 
daß er auch die Erblichkeit ber Meineren Lehen zu⸗ 
gab. Mit Erfolg brachte er in Oberitalien das 
Fnigfiche Anſehen wieder zur Geltung und ber» 
einigte 1032 das Königreich Burgund mit Deutſch⸗ 
land. Unter feinem Sohne rg III. (1039 bis 
1056) erreichte das Kaifertum den Höhepunft 
feiner Macht: von ber Rhone bis zur Aluta, von 
der Eider bis zum Tiber reichte bie deutſche Herr« 
ſchaft. Der Gottesfriede fchränkte das Fehde⸗ 
weſen zum Nupen ber ftäbtifchen und ländlichen 
Benölferung ein, und die vollftändige Durch- 
führung des Lehenweſens regelte die — und 
Rechte ber königlichen Vaſallen. Du —— 
des Papſttums aus ſeinem alle fi fidert fe Hein« 
rich III. die bedrohte Einheit der abendländtichen 
43? 
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Chriſtenheit und übte einen Einfluß auf bie Bes 
ſehung des Pen ent wie Ka Kaifer 
vor ihm noch nad) ihm. Auf bie fräf Hand» 
habung der Herrichergewalt folgte die Schwäche 
einer vormundſchaftlichen Regierung für feinen 
unmünbdigen Sohn Heinrich IV. (1056—1106), 
und bie deutjchen Fürften fonnten wieber unge 
hindert ihre Pläne verfolgen. Zur Selbftregierung 
gelangt, begann der junge König fofort mit Uns 
geftüm und Leidenſchaft den Kampf gegen ihre 

Sonberinterefien; fein ut ſchuf ihm in 
Gregor VIL. einen neuen Gegner, feine Unbe- 
ftändigfeit raubte ihm bald jeden Halt. Zu Ford | aı 
beim wählten die Fürften 1077 ben erften beutjchen 
Gegentönig, Rudolf von Schwaben, der aus⸗ 
brüdtich ihr freies Wahlrecht anerkennen mußte. 
Auch ein zweiter Gegenkönig, Hermann von Salm 
(1081—1088), Biheb ohne Einf; aber Heinrichs | Sein 
Kraft erlahmte in dem endlofen Kampfe und erlag 
ſchließlich der Empörung der eigenen Söhne. 
Sittlihe Kraft und Stärke des Willens, bie * 
vorſtechenden Eigenſchaften ſeines großen 
Gregor VIL, fehlten dem unglüdlichen Herrſcher, 
unter defien Regierung bie Errungenfchaften feiner 
beiden Vorgänger wieber verloren gingen. Sein 
Sohn Heinrid) V. 1061186) zeigte ſich bald 
als rüdfichtslofer Verfechter der ererbten Politik 
feines Haufes ; ſchließlich mußte ex im Wormſer 
Kontor! t (1122) do auf die Imveftitur ver 
sichten, wenn er auch mehr erreichte, als Gregor VII, 
hatte zugeftehen wollen. 

Die Schwierigteit bes Ausgleiches lirchlicher 
und politiſcher, deutſcher und italientfcher Interefien 
trat noch ſchärfer Hervor in dem unglüdjeligen 
Streite zwiſchen ben Welfen und Hobenftaufen, 
ber unter Lothar III. dem Sachſen (1125— 1137), 
feinen Anfang nahm. Unter der Regierung Kon⸗ 
tabs II. (1187—1152), des erfien Staufers, 
se das ohnehin gejchwächte Anfehen der Krone 

eutſchland und noch mehr in feinen Neben- 
en immer tiefer. Seinem großen Neffen, 
Friedrich I. Barbaroffa (1159—1190), gelang 
8, einen feften Plan zur Neugeftaltung des Reiches 


wenigftens teilweife durchzuführen und Deutfch- ſich ern 


land noch einmal vorübergehend zur erften Macht 
bes Abendlanbes zu erheben. Der Verſuch, das 
taiferlicde Anfehen den mächtigen lombardiſchen 
Städten gegenüber wieberherzuitellen, mißglüdte 


Hauptfächlich infolge feines Streites mit dem | Streben ber 


Bapfttume, auf welches er einen ebenfo entſchei⸗ 
benden Einfluß ausüben wollte wie einft Hein 
rich III. Dagegen gelang es ihm, das Übergewicht 
der Reichsgewalt in Deutfchland zu erneuern; 
den mächtigften feiner Vaſallen, Heinrich ben 
Löwen, vernichtete er umd teilte das Iehte große 
Stammesherzogtum Sachſen. Damit bahnte er 
eine Umwandlung berinneren Berhältniffe Deutſch · 
lands an, die fi unter feinen Nachfolgern raſch 
vollzog. Es entſtand namlich nach Beſeitigung 
der großen Vaſallen eine neue, zahlreichere Reichs⸗ 
ariftofratie, Die fih aus Herzogen, Pfalz«, Lande 
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Abten zuſammen ern rafen 
erren ftreng abjchloß, fo Daß ort bie Ah 

ürftenwürbe befonders verliehen wurbe. 
liegt bie Urſache der fpäteren Zerjplitterung 
Deutfplands, die im 12. Jahrhundert notwendig 
{hien, um bie fatferlije Madıt zu heben, in ber 
Folgezeit aber unendlihen Schaden für die Ent 
widlung bes beutjchen Volkes nach fich zog. Die 
Vermählung feines Sohnes und Nachfolgers mit 
der Erbin von Neapel und Sicilien eröffnete dem 
greifen Kaiſer die Ausfiät, ſein Ziel | in alien 
uf frieblichem Wege zu errei er ahnie 
wicht, daß er damit den Grund zu dem tagte 
Untergange feines Geſchlechts Iegte. Heinrich VL 
(1190—1197) see hgeb ob 
bie —— Kraft ſeines befigen. 
früher Tod war ein —* Sälog für 
das Reid, welches vom 8 feiner polinſchen 
und geiſtigen Ohnmacht und der · 
rüttung zurüdjan. De —— fen 
ers | Sohnes, die Doppelwahl in Deutichlanb, die 
Überlegenheit eines Papftes wie Innocenz IIL 
und ber neue Kampf zwiſchen Kaifer- und Papf- 
tum hatten nicht nur das Sinlen der faiferliäen 
Macht, fondern eine immer weiter um ſich greifende 

Mat Reiches zur Folge. 

Nach der ordung Rhiipps — en 


hnes Heinrichs VI wieder geltend zu machen 
Durch frei ei Verſchenken von Reicht md 
Samlengliern {end Srierid) 1 — 
in Deutſchland 
nungen aber, en man 2 Sen Ka 
das Auftreten dieſes hochbegabten ehe, 
gingen nit in Erfüllung. Zu ſchneli ir 
das deld feiner —35 in fein Exbreid) Ei 
cilien, welches bie Grundlage einer neuen Bel 
errſchaft werden ſollte. Die wiederholte Auf⸗ 
lehnung der lombardiſchen Städte und der fies 
erneuernde Kampf mit den Päpften hinderken 
jedod die Ausführung dieſes Planes und nötigten 
ihn außerdem, Deutihland ſich felbft zu über 
laſſen. Hier war die Regierung und |pätere En- 
pörung is Sohnes, des Königs Heinrich), dem 
Fürften nad) Eelbftändigteit gan 
beſonders förderlich, und bei feiner zweiten Ans 
weſenheit in Deutichland mußte der Kaiſer 1235 
alle Anordnungen Heinrichs zu ihren Gunflen 
beftätigen und ne die Erblichkeit der Lehen in 
weiblicher Linie anerfennen. Als das Konzil von 
Lyon 1245 Friedrich II. aller feiner Kronen ver 
Iuftig erflärte, and bie geifllichen gie * 
—— ich Ra ges Ganngen m uab m 
ri 8pe von gen 

befien Tode (1247) den jungen Grafen Wilhelm 
von Holland (geft. 1256) — Die dar 
wirrung flieg aufs höchfte, als Friedrich IL 


er 


1853 


1250 mitten im unentfcjiedenen Kampfe flarb und 
ein frühzeitiger Tod Konrad IV. 1254 in Italien 
babinraffte. 

Für Deutſchland bezeichuet diefe Periode bie 
völlige Ausbildung der fürftlichen Landeshoheit, 
und das nun folgende große Interregnum voll» 
endete bie Umwandlung ber deutſchen Monarchie 
in einen Föberativftaat. Zwar wurden fogar zwei 
Könige gewählt, Alfons X. von Kaftilien und 
Richard von Cornwallis aber fie vergeubeten von 
den Taiferlichen Rechten fo viel an die Fürften, daß 
das Raifertum den letten Reft feiner Herrlichteit 
verlor. Deutſchland geftaltete fich zu einer loſen 
Verbindung geifllicher, fürftlicher und ritterlicher 
Einzelgewalten, neben benen auch die Stäbte an« 
fingen, eine wichtige politiſche Rolle zu fpielen. 
Unter den lebten Hobenftaufen waren bereit8 bie 
Hanfa und ber Rheiniſche Städtebund entſtanden, 
und nun gr ſich allenthalben der Unabhängig» 
keits und Gemeinfinn der Städte im Kampfe 
gegen bie fürftfichen Angriffe und das Fehderecht. 

Schon bei der auf Ausländer gefallenen Wahl 
hatte ſich die fortichreitende Beſchränkung des 
Wahlgeichäftes auf eine Meine Anzahl von Fürften 
gezeigt: ſechs derſelben traten endlich auf Be⸗ 
treiben der rheinifchen Biſchöfe unter Nichtachtung 
ber Anſprüche bes Kaftilierß zufammen und gaben 
am 1. Oftober 1273 dem Reiche in dem Grafen 
Rudolf von Habsburg ein neues Oberhaupt. 
Bei König und Fürſten traten jeit dem Interregnum 
andere Beitrebungen hervor. Die Fürſten wählen 
Könige mit geringer Hausmacht aus verſchiedenen 
Geſchlechtern, um deito ungeftörter ihren perjön- 
lichen Vorteilen nachgehen zu können; die Könige 
dagegen fuchen ihre Hausmacht zu ftärkn, um 
ihre Gewalt zu feftigen und zu erweitern. Daher 
tünmerten fie fi wenig um bie italienifchen und 
kirchlichen Angelegenheiten und beſchränkien ihre 
Zhätigteit er Deutſchland, wo fie Ruhe und 
Ordnung zu ſchaffen und bejonder8 bie eigene 
Macht zu vergrößern fuchten. So legte Rubolf L 
(1273—1291) den Grund zu Oſterreichs Tünfe 
tiger Größe, jo rang Adolf von Nafau (1292 
bis 1298) erfolglos nad) Erwerbung einer Haus- 
macht, biß er von den Kurfürften für abgefeht er- 
Elärt wurde, Die Verſuche ſeines Gegnerd Ale 
brechts 1.(1298— 1808), den Habsburgijchen® 
zu befeftigen, mißlangen und führten zum Abfalle 
der Walbjtätten und zu feiner Ermordung. Glüd- 
licher war fein Nachfolger Heinri VII. von 
Zugemburg (1808— 1313), ber durch Erwerbung 
Böhmens fein Geſchlecht zum bebeutendften der 
deuiſchen Sürftenhäufer erhob. Befeelt von dem 
Nittergeifte der alten Zeit, zog er nach Italien 
und erneuerte nad) 62jähriger Unterbrechung bie 
Kaiferwürbe; fein jähes Ende bewahrte ihn vor 
Enttäufhungen. Eine rief neue 
Kämpfe und Wirren in Deutſchland hervor: 
Friedrich III. von Öfterreich (1314—1326) fand 

ilfe bei der fürftlichen und ritterlichen Ariflos 

tatie; Ludwig IV., der Bayer, ftüßte ſich auf die 
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Bürger der Städte, beren Privilegien er beftätigte 
und erweiterte. Die Einmiſchung des in Avignon 
refidierenden Papftes Johann L, der bie 
Entſcheidung bei zwiefpältiger Wahl beanſpruchte 
und 1324 daß Interdilt über Deutfhland aus» 
ſprach, verfhärfte den Streit, bis Friedrich 1326 
die Regierung nieberlegte und Ludwig allgemein 
Anerkennung fand. Um in Zukunft die Rechte 
mäßigteit des deutſchen Königs nicht mehr von 
dem Ausfpruch eines unter franzöfiichem Einfluffe 
ftehenben Papftes abhängen zu laffen, erklärten 
die Wahlfürften 1388 auf dem Surverein zu 
Rhenfe, daß der von ber Mehrheit ber Kurfürften 
gewählte König durch die bloße Wahl, ohne Be- 
ftätigung des Papftes, zur Ausübung der könig« 
lichen Rechte befugt fei; ein Reichstag zu Fran - 
furt machte — auch bie Führung des Kaiſer⸗ 
titel3 nur von der Wahl der Kurfürften abhängt 
Diefe Beftimmungen find die Borboten ber du 
löfung bes alten Verhaͤlmiſſes zwiſchen Papſttum 
und Kaiſertum, weldyes die Golbene Bulle völlig 
befeitigte. Das gute Einvernehmen Ludwigs mit 
den Fürften ſchwand jedoch bald infolge der Rüd- 
fichtslofigfeit, mit welcher er Die Vermehrung feiner 
Hausmacht betrieb: fünf Kurfürften erhoben 1846 
auf den Thron den Enkel Heinrih® VIL., den 
Markgrafen Karl von Mähren, welchem die bay» 
rifche Partei nach Ludwigs Ableben ben Grafen 
Günther von Schwarzburg gegenüberftellte. Als 
dieſer 1349 (furz vor jeinem Tode) durch Vertrag 
zurücktrat, wurde Karl IV. (1346—1378) all» 
gemein anertannt. 

Karls Thätigfeit war hauptſächlich dem Wohle 
feiner ſlaviſch · deutſchen Erbländer gewidmet; das 
Reich verdankt ihm bie Goldene Bulle, welche er 
nad feiner Heimlehr vom Römerzuge nad) den 
Beſchlüſſen der Reichstage von Nürnberg unb 
Metz 1356 erließ. Diefes erfte Reichsgrundgeſetz 
übertrug die ausſchließliche Befugnis der Königs« 
wahl den fieben Hurfürften: ben Erzbiſchöfen von 
Mainz, Köln und Trier (den Erzlanzlern von 
Deutihland, Italien und Burgund), dem Her- 
zoge von Sachen» Wittenberg (Erzmarſchall), 
dem Pfalzgrafen bei Rhein (Erztrudfeß), dem 
Könige von Böhmen (Erzmundichenf) und dem 
Markgrafen von Brandenburg (Exzlämmerer). 
Seitdem bilden biefe Kurfürften eine geichloffene, 
über die andern Fürften geftellte, dem Kaiſer bei⸗ 
geordnete Körperichaft; follte er fie doch jährlich 
wenigftens einmal über Die Reichsangelegenheiten 
zu Note ziehen. Das Verhältnis der Reichs⸗ 
gewalt zum Papfte fowie die Kaiferfrönung er« 
wähnte die Goldene Bulle nicht; dagegen fchränfte 
fie das Fehderecht ein und gebot Landfrieden. 
Zur Stärkung der Kaiſermacht haben ihre Bes 

immungen nicht gedient; denn fie erhob Die Kur⸗ 
ieften zu wirklichen Landesherren, und was man 
ihnen gewährt hatte, Tonnte auf die Dauer den 
übrigen Reichsgliedern nicht verjagt bleiben. Vor 
allem ftrebten bie Städte, welche Karl ben Landet« 
fürften preisgab, nad) politiſcher Selbftänbigteit, 
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—— 7 — Stadte 1876 zum — 
Stãdtebunde, um ihr Recht gegen die Yürften 


he ff 
(1378—1400) 
(1386) und MNäfels (1388) zu völliger Unab- 
bängigfeit gelangte, unterlagen bie oberbeutfchen 
Städte 1388 bei Döffingen und Worms, und 
das Bürgertum wurbe hier an jener übermäc- 
tigen Entwidiung gehindert, welche in Nieder- 
deutſchland der Harfe eine jo hohe Bedeutung 
gab. Wie gewaltig dagegen die Macht der Kur⸗ 
fürften geworben war, lehrt Wenzel Schichal, 


den bie theinijchen Fürften vor ihr Gericht for- | künbigt, 


derten und als „unnügen Entglieberer des Reiche“ 
abfegten. Sein Gegner, Ruprecht von ber Pfalz verwies 
(14001410), mußte das gefährliche Reit ber 
m e, Bündniffe ohne Genehmigung bes 
Kaiſers untereinander zu ſchließen, anerfennen. 
Als er barauf mit een Ordnung ſchaffen | wä 
wollte, machten mehrere Fürften und Städte im 
fühnefttichen Deutſchland von diefem Rechte Ge⸗ 
braud) und vereinigten ſich 1405 zu Marbach 
gegen ihn. Nach feinem Tobe fand wieder eine 
Doppelwahl ftatt, und zu dem feit 1378 in 
der Kirche beftehenden Schlema trat noch ein 
weltliches. Glücklicherweiſe ftarb Joſt von Mähren 
ſchon 1411 vor feiner Krönung, jo daß Sieg- 
mund (1410— 1437), der zweite Sohn Karls IV., 
an bie Bejeitigung der Kirchenfpaltung und Die 
Neform bes Reiches gehen konnte. Leider hinder- 
ten Mangel an Energie und Geld bie vollftänbige 
Durchführung feiner Abſichten; ber blutige Hufe 
fitentrieg und die drohende Türtengefohr nahmen 
ihn — allzuſehr für feine Kronländer in An« 
ſpru 
Mit der kurzen Regierung von Siegmunds 
Schwiegerjohn, Albrecht II. 1488 1430) be- 
ginnt die 5 nur einmal (1740—1745) 
unterbrochene Reihe der Habsburger. Fried⸗ 
rich IV. (1440—1498) war der Iehte in Rom 
gefrönte Kaifer (1452). Nur mit Mühe erwehr ⸗ 
ten fi) bie Ungarn der Osmanen ; Mailand ging 
1447 an Franz Sforza, Holftein 1459 an Dänes 
mark verloren; Preußen geriet 1466 in Ab» 
bängigfeit von Polen, und im Weften ſchwächte 
das Emporlommen Burgunds Deutichlands 
Macht. Und wie an den Grenzen ber Krieg tobte, 
fo wüteten im Herzen bes Reiches Fehden über 
Fehden: der Bruderkrieg in Sachjfen, bie Soeſter, 
Pfälzer und Mainzer Fehde, die Kölner Händel 
u. a. zerrütteten Deutfhlands Kraft. Auch bie 
Städte, die im 14. Jahrhundert noch die Sache 
des Reiches gegen ben fürftlichen Partikularis- 
mus verteidigt hatten, erlagen im 15. bis auf 
wenige bem kräftig erflarfenden Landesfürftentum. 
Zroßdem war ber —— rent doch noch 
nicht geſchwunden; auf dem Reichstage zu Nürn⸗ 


Dentſches Reid. 





1356 


= daran, die Grundlagen einer neuen Ber- 
ar iu drenn won der egeiägu wenn 


jedoch Be an dass 519) er 
war, beanipruchten die igen Verhältuifie 
feine ganze Aufmerffamteit, und bie Stände muuk- 
ten bie Snitiatioe ergreifen. Sie ua des 
Kaifers —— durch Frankreich und legten 
ihm auf dem Neichstage zu Worms 1495 
einen umfafjenden Reformentiwurf zur Anmahme 
vor. Zumädjft wurbe ein ewiger Landfriede ver- 
der für immer im ganzen Reiche das 
—— aufhob und jeden auf ben Rechtsweg 
Um dieſen allen zu fidjern, wurbe ba$ 
Reichökammergericht (bis 1530 in „Sranffurt, 
bis 1689 in Speier und von da ab in Wehlar) 
ir ai t, deſſen Borfigenben der Kaifer ernannte, 
die 16 Nichter von den Ständen zur 
gi fte aus dem Nitterftande, zur Hälfte aus dem 
tande der gelehrten Juriften ermählt wurden 
Zur Beftreitung der Koften und als Beihilfe zur 
Aufftelung einer Truppenmacht wurde —* 
dem — die Einführung einer a: 
Reichsſteuer, bes „Gemeinen Pfennigs“, be 
willigt; die Entſcheidung über die Verwendung 
berjelben war jedoch einem aus den brei Gtän- 
den zu bildenden Reichäregimente vorbehalten, 
das alle brei Jahre mit dem ReichBoberhanpte 
zu einer Beratung zufammentreten jollte. Da⸗ 
gegen fträubte fi Maximilian; von den Ber 
hältmiffen gegtmungen, gab er aber fehliehlich 
feinen Widerfland auf und willigte auf dem 
Reichstage zu Augsburg 1500 in die Errichtung 
eines bleibenden Ausjchufies ber Stände ans 
20 Mitgliedern: 6 der Kurfürften, 12 der Fürſten 
Grafen und Prälaten und 2 ber Städte. Doch 
trat derfelbe nie recht in Wirkfamteit, dems Pe 
milian nahm den neuen reichsſtändiſchen Infti- 
tutionen gegenüber eine feinbfelige Stellung 
ein. Schon 1502 löfte ſich das *5* Reihe 
regiment wieder auf, und bem Reich#fammer- 
gerichte trat bes Kaiſers Hofgericht in Wien, der 
Reichshofrat, zur Seite, welcher ebenfalls Reicht · 
angelegenheiten vor ſein Forum zog. Dagegen 
geſchah viel für den Landfrleden, zu deſſen Sefenz 
Handhabung ſchon 1500 ſechs Land 
eingerichtet wurden, denen der Reichsſtag 
1512 noch vier hinzufügte. Diele en 
war ein glüdlicder Gedanke, denn fie faßte bie 
—— Reichsſtände (376) in Gruppen zu- 
ſammen, machte fie zu Reichspropinzen und flellte 
fie fo in den Dienit des Ganzen. Ihr Mangel 
lag darin, daß nicht alle Reichgländer ** 
waren (Böhmen mit feinen Rebenlänbern, die 
Schweiz und eine Menge Heiner, durchs ganze 
Reich zerftreuter Gebiete waren ausgeichloffen), 
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daß bie Kreiſe keine geographiſch abgerundeten 

Gebiete bildeten und daß endlich einzelne zu viel 
tände hatten (3. ®. ber ſchwäbiſche 94), weshalb 

B ein Staatsleben leichter in ben großen Landes 
eftentümern entwideln konnte. 

Na dem Tode Magimilians, ber ſeit 1508 
den Titel eines „erwählten deutſchen Kaiferß“ ge= 
führt hatte, bewarben ſich zwei Könige um bie 
deutſche Krone. Zur reiten Zeit noch erinnerten 
fi die Fürften, daß in den Adern Karla von 
Spanien deutſches Blut fließe, und gaben ihm ben 
Vorzug vor Franz I. von Frankreich — aber der 
Neugewählte mußte zum mal eine Wahl- 
tapitulation unterzeichnen. Karl V. (1519 biß 
1556), ber legte in Italien (1530 zu Bologua) 
gefrönte Kaifer, hatte den beften Willen, das 
Reich wieder aufzurichten, und unter gewöhnlichen 
Verhãltniſſen Hätte er es aud) vermocht; aber 
feine Kraft zeriplitterte ſich leider zu fehr. Im 
Oſten drängten bie Türken heran, im Weften 
Tauerten bie Franzoſen und im Innern fpaltete 
die Reformation das deutſche Volk in zwei 
Lager. Dazu am, daß er bei ber ungeheuern 
Ausdehnung feines Weltreiches den Verhältnifien 
in Deutſchland nicht ausſchließlich feine Aufmert» 
jamteit widmen konnte und bie Regierung bes 
Reiches feit 1521 einem Reichäregimente von 
22 Mitgliedern, feit 1531 feinem Bruder Fer⸗ 
dinand überlaffen mußte. Deshalb breitete fich 
die Reformation ungehindert aus, veranlaßte 
revolutionäre Vollsbewegungen, wie den Bauern= 
aufftand 1525, und führte zu einer fonfeffionellen 
Scheidung ber Reichsſtände. Exft feit 1545 ge= 
wann Karl Zeit, in Deutſchland einzugreifen, und 
fuchte nun energiſch die Selbftändigfeit der Fürſten 
zu brechen und die Einheit ber Kirche wieberher« 
uftellen; beides gehörte zufammen, da eben bie 
Fürftennadt dur Entwidlung der Landesfirche 
weſentlich gewachfen war und bie Kaiſerkrone ihrer 
Idee nad) eine einheitliche Kirche vorausſetzte. 
Schon war es ihm durch den Steg bei Mühlberg 
1547 gelungen den Schmallaldiſchen Bund zu 
—— und dem Eroberungsgange ber Re⸗ 
ormation Einhalt zu thun, da vernichtete die 
treuloſe Politik ſeines bisherigen Bundesgenoſſen 
Moriß von Sachſen und bie Verbindung deuffi 
Fürften mit Frankreich feine Erfolge. Er jah fi 
bald gänzlich verlaffen, denn Tatholifche wie prote⸗ 
ſtantiſche Fürften fürdhteten nichts mehr als bie 
Wieberherftellung einer ſtarken Raifermacht. Müde 
des vergeblichen Kampfes, legte er bie Krone nieber. 
Erheblich geſchwaͤcht ging das Reich auf die deutſche 
Linie der Habsburger über: bie Schweiz war jeit 
1499 jelbftändig, Met, Toul und Verdun waren 
1552 verloren gegangen, Mailand 1540 und die 
Burgundifchen Lande 1555 an Spanien gelommen. 

Es folgte nun für Deutfchland eine lange 
Periode äußerer Ruhe, und im Innern erhielt fich 
der Friebe nod unter Ferdinand I (1556 bis 
1564) nd Maximilian II. (1564—1576); 
alß aber unter Rudolf I. (1576—1612) die 
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latholiſche Reaktion begann, wurben bie Gegen» 
fäge immer fchärfer, bis endlich) unter Matthias 
(1612—1619) der lang _verhaltene Kampf zum 
Ausbruch fam. Parteihaß, Eigennuß und Oppo⸗ 
fition der Fürften gegen die noch vorhandene Kaiſer⸗ 
gewalt, emfig geſchürt von Frankreich, brachten 
einen Krieg zu ftande, der Deutſchlands Nieder» 
gang und Schmach befiegelte. Der entſchloſſene 
Ferdinand IL (1619—1637) hielt nad} der 
ſchnellen Befeitigung des Gegentönigs Friedrich V. 
von ber Pfalz und den Siegen Tillys und Wallen- 
ſteins Die Macht des Proteſiantismus für gebrochen 
und faßte ſchon den Plan ins Auge, Deutſchland 
lirchlich (durch das Reftitutiongebift) und politiſch 
Quich eine Taiferliche Militärherrfchaft) wieder zu 
einen; da raffte die bedrohte Fürſienmacht, an ber 
Spige ber kalholiſche Kurfürft Maximilian I. von 
Bayern, alle Kraft zufammen und ftürzte den ge 
sr Wallenftein in dem Augenblide, als 
Guſtav Adolf auf Frankreichs Betreiben an ber 
Schwelle Deutſchlands erjhien. Mit Mühe wehrte 
der Kaifer den Schwebenkönig von feinen Erb- 
landen ab. Als derſelbe bei Lützen gefallen war, 
nahm Frankreich die Schweden in Solb, faufte 
deutſche Fürften zum Kampf wider den eigenen 
Kaiſer und vereitelte den Abſchluß bes unheilvollen 
Krieges. Erſt als das Reich bis ins Mark hinein 
geſchwaͤcht war, bewilligten feine Feinde im Jahre 
1648 ben $rieben, welcher den Iehten Reſt einer 
monarchiſchen Ordnung des Reiches begrub. Der 
Kaiſer mußte den deuiſchen Ständen volle Sou⸗ 
veränität, auch das Recht, Bündniffe mit dem 
Auslande zu ſchließen, und dem Reichstage die 
Entſcheidungüber Geſetzgebung auswärtige Politif 
und Steuern zuerfennen. Die Unabhängigfeit der 
Schweiz und ber Niederlande wurde völferrehtlich 
anerkannt; Frankreich, endgültig beftätigt im Befiß 
von Mes, Toul und Verbun, erhielt außerdem 
die Stadt Breiſach und das öfterreichifche Elſaß; 
Schweden endlich befepte die Mündungen ber 
Oder, Elbe und Wefer. Ganz abgejehen von dem 
wirtſchaftlichen Berfalle des Landes, war alſo auch 
die Ohnmacht von Kaiſer und Reich nach außen 
beftegelt und bem Auslande das Recht verbrieft, 
fich jederzeit in Die beutfchen Angelegenheiten ein« 
zumiſchen. 

Das Reich ſelbſt war nun in einen lockeren 
Staatenbund verwandelt, und jedes Glied ging 
feinen Intereſſen nach. Nur noch einmal hielt 
Ferdinand III. 1654 einen Reichstag nad) alter 
Form ab. Unter feinem key Leopold I. 
(1657—1705) tagte ſeit 1663 beitändige 
Reichstag zu Regen&burg, auf welchem bie Fürften 
nicht mehr perfönlich erſchienen, ſondern ſich durch 
ihre Abgeordneten vertreten ließen; es entwidelte 
ſich jener umſtändliche, ſchwerfällige Staaisorganis- 
mus, dem man ſpoitweiſe ben nn 
Namen „Heiliges Römifches Reich deutfcher Nas 
tion“ beizulegen pflegt. Bon einer Erneuerung 
Deutſchlands in den alten kaiſerlichen Formen 
war feine Rebe mehr; das Reich ging unaufhalte 
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ſam feinem Untergang entgegen, der Bartifularis« 
mus alles, das Nationalbewußtſein 
ſchwand immer mehr. Einzelne Reichsfürſten ver⸗ 
gaßen fih bald jo weit, mit Frankreich ein Ab- 
kommen (den „erften Rheinbund“, 1658—1667) 
zu fließen, demzufolge Ludwig XIV. ihre Rechte 
und Freiheiten |hügen, fie dagegen bie Krone 
Frankreichs bei allen Angriffen verteidigen follten. 
So wuchs der Einfluß Frankreichs, bejonders in 
Weftdeutfhland, immer mehr, während zugleich 
ber Gefchäftsgang des Reichstages ein raſches 
enge kaiferlicden Gewalt unmöglich machte. 

tefe Verſammlung welche 369 ftimmberechtigte 
Mitglieder mit 240 Stimmen zählte, trennte fich, 
abgefehen von ber religiöfen Uneinigkeit (f. d. Art. 
Corpus Evangelicorum), in die drei Rollegien 
ber Kurfürften, Reichsfürften und Reichsſtädte, 
welche gejondert jebe Vorlage berieten. Wenn fich 
in jedem Kollegium die Mehrheit für die Vorlage 
ausſprach, dann bie Kollegien übereinftimmten 
und zuleßt der Kaifer feine Zuftimmung erteilte, 
war ein „Reihsihluß“ zu ftande gefommen. 
Daß diefes zerrifjene, in fich uneinige Deutſchland 
dem Außlande gegenüber ohnmädhtig war, Tann 
nit wundernehmen, und jo mißbandelte und 
beraubte denn Ludwig XIV. ein halbes Jahr ⸗ 
hundert lang das Rei), das ihm im Frieden zu 
Ryswyk 1697 Die Oberherrichaft über die Franche 
EomtE und das Elſaß nebft Landau und Straß- 
burg beftätigen mußte. Am ſpaniſchen Erbfolge- 
friege beteiligte ſich das Reich erft feit 1702 auf 
Ofterreich Seite. Neben Frankreich ſtanden ihm 
feine eigenen Glieder Köln und Bayern gegenüber, 
und deutſches Gebiet war oft ber Schauplag des 
langwierigen Kampfes. Troß aller Opfer ging 
es im Frieden zu Baden im Yargau leer aus. 
Auch der nordiſche Krieg brachte ihm nur infofern 
einen Vorteil, als Schwebens Beligungen 1720 
auf Neuvorpommern und Wismar beſchränkt 
wurden. 

Unter der Regierung Joſephs I. (1705—1711) 
und Karls VI. (1711—1740) gewann ber Ab« 
ſolutismus in den deutſchen Ländern immer größere 
Kraft und Ausdehnung, und franzöſiſcher Einfluß 

jelangte, wie in Politit und Staatsverwaltung, 
0 auch in Sprade und Sitte zu vollftändiger 
Herrſchaft. Immer ſchwächer und einflußlofer 
wurde das Reid, und immer wieber trug e8 die 
Koften der Kriege, die zur Erhaltung des euro» 
päifchen Gleichgewichtes geführt wurden. So 
ging 1738 im Wiener Frieden Lothringen 
und Bar verloren, und das Erlöfchen des habs⸗ 
burgifchen Mannesftammes hatte ſchlimme Ver- 
widlungen und Kämpfe zur Folge. Drei Jahre 
lang (1742—1745) trug der Wittelsbacher 
Karl VII. die Raifertrone, die nad) feinem Tode 
auf den Gemahl Maria Thereſias, Franz. 
von Lothringen (1745—1765), überging. 

Neben oder vielmehr in dem altersſchwachen 
Reiche war inzwiſchen Preußen mächtig heran⸗ 
gewachſen. Bald fühlte e8 bie Kraft zu jelbjtändiger 
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Politik gegen Kaiſer und Rei in fi und er- 
langte durch die Kriege Friedrichs IL. gegen Ofter- 
reich und feine Verbündeten eine europäilche Groß- 
machtſtellung. Diefe Kämpfe innerhalb Deutſch⸗ 
lands Ioderten ben Reichsverband, wenn ein ſolcher 
noch vorhanden war, vollends und fchufen jenen 
Dualismus, ber die deutſchen Geſchicke über ein 
Jahrhundert lang beherricht hat. An eine Wieder⸗ 
belebung des alten Reiches dachte niemanb mehr, 
und die Berfuße Iojephs IL (17651790), 
die laiſerliche Gewalt zu heben und Oſterreiche 
Beſitz durch Erwerbung Bayerns abzurunden, 
veranlaßten den König von Preußen 1785 zum 
Abſchiuß des beutfchen KFürftenbundes, welcher 
unter bem Vorwande ber Aufrechterhaltung bes 
Landbeſitzes eines jeden Reichsſiandes eine engere 
Verbindung ber Meineren Fürften unter Preußens 
Führung gegen Öfterreich begwedtte. 

Die Ideen der franzölijhen Revolution 
fanden bejonbers im Weiten Deutſchlands be⸗ 
geifterte Aufnahme; ihre Folgen machten ſich aber 
bald fühlber, und das Reich (Ratfer Leopold IL, 
1790—1792) mußte den bereditigten Klagen 
vieler Stände wegen Beeinträchtigung im Elſaß x. 
Gehör geben und im Verein mit Öfterreich und 
Preußen gegen bie Republik zu Felde ziehen. 
Statt le Kraftentwiclung gegen bie dro⸗ 
hende Gefahr zeigte fich jedoch nur ſchãdliche Eifer- 
fucht der beiden Großmächte, und auf dem Reichs- 
tage hörte man bie gehäffigfien gegenfeitigen An⸗ 
Hagen. Endlich trat Preußen, welches fich in feinen 
Anterefjen im Often von Ofterreih und Rußland 
bebroht glaubte, von dem Bündnis zurüd und 
{&loß 1795 den beflagenswerten Separatfrieden 
m Bafel, in welchem e8 auf feine linksrheiniſchen 
Befikungen verzichtete und gegen fünftige Ent- 
ſchadigung verſprach, Frankreichs Ausdehnung 
bis an ben Rhein zu dulden. Der Krieg wurde 
zwar noch weiter geführt; aber im Frieden von 
Gampo Formio (1797) mußte ſich auch Ofterreich 
verpflichten, für bie Abtretung des Tinten Rhein- 
ufers an Frankreich zu ſorgen, während dffentlich 
dem Reiche feine Integrität verbürgt wurde. Der 
Kongreß zu Raftatt nahm am 11. März 1799 
die Rheingrenze als Grundlage ber {Friedens 
unterhandlungen zwifchen Deutſchland und Frant- 
reich an; vor Abſchluß feiner Thätigfeit aber bes 
gann ber zweite Koalitionskrieg, welcher im Frie- 
den zu Suneville (9. Februar 1801) dem Reiche 
das linke Nheinnfer Toftete und babei non dem 
Grundſat ausging, daß aller Schaden der ein- 
zelnen Landesherren vom Reiche getragen werben 


müſſe. 

die für das Entſchãdigungsgeſchaft eingefefte 
Reichsdeputation begann am 24. Auguft 1802 
ihre Beratungen, und der bis zum 25. Februar 1803 
in 88 Paragraphen fertiggeftellte Reichs depu⸗ 
tations-⸗Hauptſchluß beftimmte als Ent 
fchäbigungsobfefte einzuziehendes Kirchengut und 
die Reichsſtädte auf dem rechten Rheinufer, bie 
bis auf ſechs (Augsburg Nürnberg, Frauffert, 
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Bremen, Hamburg und Lübech) aufgehoben wurden. 
Ein Reichsgutachten vom 24. März beftätigte dieſe 
Beltimmungen. An Stelle der geiftlihen Kur- 
fürftentümer Trier und Köln traten vier neue: 
Baben, Hefien-Kaffel, Württemberg, Salzburg, 
und ber erzbiſchöfliche Stuhl von Mainz wurde 
nach Regendburg verlegt. Die Verteilung der Beute 
geideh nad) feinem Rechtsgrundſatze, fondern bie 

tiheibung erfolgte nach den Borfchlägen und dem 
Willen Frankreichs und Rußlands: die Auflöfung 
aller rechtlichen Grundlagen der deutſchen Ver⸗ 
Taffung Hatte ſich ſomit vollgogen. Zwar friftete 
dad Reich noch einige Jahre ein kümmerliches 
Dafein, aber es war nicht im flande, die rohen 
Übergriffe des korſiſchen Eroberers (Bejegung von 
Hannover, Wegführung des Herzogs von En- 
ghien u.a.) abzuwehren, und ais 1805 Oſterreich 
von neuem Frankreich zurückzuweiſen verfuchte, 
entſchieden fi) Bayern, Baden, Heflen-Darmitadt, 
Nafſau und Württemberg für Napoleon. Der 
Triebe zu Preßburg, der jebem ein Stüd auß der 
Kriegsbeute und Bayern und Württemberg den 
Königstitel brachte, leitete die Auflöfung des 
deutſchen Reiches ein; die Stiftung des Rhein- 
bunDdes vollendete fie. 

Am 12. Juli 1806 fagten fid} vier Kurfürſten 
und zwölf Fürſten des füblichen und weltlichen 
Deutihlands vom Neiche los und ſchloſſen zu 
Paris den berüchtigten Rheinbund, zu befien Pro- 
teftor fi) Napoleon erklärte. Jeder ber Verbün- 
beten entjagte feinen aufs Reich bezüglichen Titeln 
er Kurerzlanzler hieß fortan Yürft Primas) 
und verpflichtete fih, an jedem Kontinentaltriege 
Frankreichs mit einer beftimmten Truppenzahl 
teilzunehmen. Die in ihren Gebieten liegenden 
reihßunmittelbaren Territorien einſchließlich der 
beiden Reichaftäbte Augsburg und Nürnberg wur⸗ 
den eingezogen, und das lang erftrebte Ziel ber 
deutſchen Fürften war endlich erreicht: fie waren 
ſouverän. Franz II. (1792--1806), der ſchon 
1804 den Titel eines erblichen Kaiſers von Öfter- 
reich als Franz I. angenommen hatte, gab ben 
Drohungen Napoleons nad) und legte am 6. Auguft 
1806 die Würde eines deutſchen Kaiſers nieder; 
die Neichögerichte zu Wehlar und Wien und der 
Reichstag zu Regensburg Löften ſich auf. Nach 
der Nieberlage Preußens erweiterte ſich der Rhein⸗ 
bund auf 83 Mitglieder und umfaßte das ganze 
ehemalige deutſche Reich außer Oſterreich und 
dem ſtark verfleinerten Preußen. Immer über 
mütiger und willkürlicher verfuhr Napoleon mit 
Deutichlands Fürſten, unter denen feit 1808 fein 
Bruder Jeröme als König von Weftfalen in Kaſſel 
thronte; ſchließlich vereinigte er 1810 Lübed, 
Hamburg, Bremen, Oldenburg, Oftfriesiand, 
das —— Berg und einen großen Teil 
des Königreichs Weſtfalen mit Frankreich. 

Aber in biefer tiefen Schmach Deutjchlands 
lag ber Keim feiner Erhebung: hatte ber Rhein- 
bund eine Menge Heiner Fürften und Republiten 
weggefegt, jo erwedten der Hohn und Drud der 





fremden Eroberer die geſchwundene Vaterlands- 
liebe und das Gefühl der Zufammengehörigteit 
in den Herzen ber Deutſchen, und die fortwähren- 
den Kriege hoben und ftählten den gefunfenen 
kriegeriſchen Geift des Volkes. Der ruſſiſche Feld» 
zug des Jahres 1812 Brad) endlich den Zauber 
ber Unũberwindlichleit Napoleong; die unterjochten 
Völker atmeten auf, und feit Jahrhunderten zum 
erftenmal wieber einte fi) das gejamte beutiche 
Doll zu einem gemeinfamen Kampfe. Zweimal 
befiegt, mußte Frankreich in den beiden Pariſer 
Friedensſchlüſſen bie feit 1792 von Deutjchland 
losgeriſſenen Gebietsteile wieder herausgeben, be= 
hielt jedoch wider aller Erwarten die früher auf 
deutſche Koften gemachten Eroberungen. Das 
war das Werk des Wiener Kongreſſes, der am 
1. November 1814 zufammengetreten war, um 
die europäifchen und insbefondere die beutichen 
Angelegenheiten endgültig zu regeln. Für Ieptere 
hatte ſich ein Ausfchuß der fünf öfe von Wi 

Berlin, Münden, Hannover und Stuttgart ge= 
bildet, dem (zehn) verfchiebene Entwürfe vor⸗ 
gelegt wurden, Die ber Beratung über die zu⸗ 
künftige Verfafjung Deutſchlands als Grundlage 
dienen follten. Während die deutſchen Kleinſtaaten 
dem Abſchluß des in Ausficht genommenen Bundes⸗ 
vertrages mit zuftimmendem Vertrauen entgegen- 
fahen und die beiden Großmächte bie verfafjungs« 
mäßige Feſtſetzung ber Rechte der deutſchen Staais⸗ 
angehörigen für notwendig erachteten, traten bie 
mittleren Staaten biefen anerfennenswerten Bes 
ftrebungen nach Herftellung eines feſten Bandes 
zwiſchen den politiſchen Beſtandteilen Deutſch- 
lands in einer unbegrenzten Verkennung gerade 
ihrer Intereffenaufshartnädigfteentgegen. Staaten 
wie Baden und Württemberg pochten fortwährend 
auf ihre kaum errungene „beutfchfürftliche" Sou⸗ 
veränität und hinderten zeitweile den gebeihlichen 
Fortgang der Unterhandlungen. Die Rüdtehr 
Napoleons von Elba nad; Frankreich am 1. März 
1815 brachte biefelben wieder in Fluß. Drei 
neue Einigungsvorſchläge Preußens (2) und 
Oſterreichs fanden feinen Anklang, bis endlich 
Metternich einen Verfafjungsplan des beutfchen 
Staatenbundes „im preußiſchen Einverftändnig“ 
vorlegte. Auf Grund dieſes Entwurfes fanden in 
elf Sigungen vom 23. Mai bis 10. Juni 1815 
die ag fämtlicher deutſchen Staaten mit 
Ausnahme Württembergs flatt; auch Baden war 
von ber fechiten Konferenz ab nicht mehr ver⸗ 
treten. In der fiebenten Sigung wurde ein nad) 
den Ergebniffen ber bisherigen Beratungen um⸗ 
gearbeiteter Entwurf vorgelegt, aus welchem un- 
mittelbar der Grundvertrag des Deutſchen Bunbes, 
die Deutfche Bundesafte, am 8. Juni 1815 her« 
vorging. Da alle Verfuche, eine größere Einigung 
Deutſchlands herbeizuführen, eitgefätagen waren, 
gab man bie Ibee eines Bundesſtaates note 
gebrungen auf und ſchuf einen Stantenbund, befien 
gleichberechtigte Glieder nur auf die zu feinem 
Beftehen unumgänglich notwendigen te zu 
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verzichten hatten und als befien Zweck mehr bie 
Sicherheit nach außen als die Ordnung im Innern 
bervortrat. 

Die Bundesafte ift unterzeichnet von Öfter- 
reich, Preußen, Dänemark (für A, Bayern, 
Sachſen, ben Niederlanden (für Lugemburg), 
Hannover, ben beiden Hefien, Sachſen⸗Weimar, 
Sachſen - Gotha, Sach — Meiningen, 
Sadjen-Hilbburghaufen, Sachjen-Soburg-Saal- 
feld, Braunſchweig, Oldenburg, Dedlenburg« 
Schwerin, Medlenburg-Strelig, Anhalt Defjau, 
Anhalt » Köthen, Anhalt = Bernburg, Hohen⸗ 
zollern · Hechingen, Hohenzollern » Sigmaringen, 
Naſſau, Liehtenftein, Schwarzburg- Sonbers- 
haufen, Schwarzburg-Rudolftadt, Walded, Neuß 
älterer und jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, 
Lippe und den vier freien Städten Lübed, Frankfurt, 
Bremen und Hamburg. Württemberg und Baden 
gehören zu den urfprünglichen Unterzeichnern bes 
Bundesvertrages nicht, obwohl ihr Beitritt in bem« 
felben bereits vorgejehen war und fpäter auch 
notgebrungen erfolgte. Ferner wurde 1817 die 
dem Großherzogtum Heilen 1806 einverleibte 
Sandgrafichaft Heffen-Homburg von dieſem Staate 
getrennt und als felbftänbiges Glied in ben 
Deutſchen Bund aufgenommen, der demnach zu 
damaliger Zeit aus 39 Mitgliedern beftand, von 
denen bei feiner Auflöfung indefjen eine Anzahl 
durch Ausfterben der regierenden Familien und 
Einverleibung ihrer Lande in andere Staaten 
weggefallen waren, jo daß 1866 noch 33 Bundes« 
glieder egiftierten. 

Nach den allgemeinen Beftimmungen der Bun- 
desalte war der Deutſche Bund eine Vereini« 
gung ber fouveränen Fürften und freien Städte 
zum Zwed der Erhaltung der äußeren und inneren 
Sicherheit Deutfchlands und der Unabhängigkeit 
und Unverleßbarteit der einzelnen deutſchen Staaten 
(Art. 1 und 2). Die Bundesglieder beſitzen gleiche 
Rechte, und ihre Angelegenheiten werben durch 
eine Bundesperfammlung beforgt. Diefe 
Verfammlung faßt ihre Beichlüffe der Regel 
nad in dem jogen. engeren Rate (Art. 4), 
in welchem bie elf größten Staaten (Öfterreich, 
Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, Württem- 
berg, Baden, Kurhefien, Großherzogtum Hefien, 
Dänemark und die Niederlande) je eine, mehrere 
Heinere Staaten zufammen eine Stimme führen. 
Die Gefamtzahl der Stimmen im engeren Rate 
beträgt 17. Im beftimmten Fällen, wo es auf 
Abänderung der Grundgeſetze des Bundes, auf 
Beſchlüſſe, welche bie Bunbesakte ſelbſt betreffen, 
auf organiſche Bundeseinrichtungen und gemein. 
nüßige Anordnungen anfommt, geftaltet ſich bie 
Bundesverfammlung zu einem Plenum, in wel⸗ 
chem jedes einzelne Bundesglied wenigflens eine 
Stimme führt, während bie größeren mehrere 
(6i8 zu vier) Haben, wonad) fi) eine Gefamtflim« 
menzahl von 63 ergiebt (Art. 6). Im beiden Ver⸗ 
fammlungen führt Öfterreich den Vorſitz und ente 
ſcheidet bei Stimmengleichheit (Art. 5). In dem 
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engeren Rat, in welchem aud bie im Plenum 
zu ——S — Gegenftände vorbereitet werben, 
enticheidet die abfolute Mehrheit der Stinmen, 
während ein gültiger Beſchiuß im Plenum eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erfor 
dert. Beichlüffe wegen Anderung der Bruni 
des Bundes, wegen organijcher Bundeseinrich⸗ 
tungen fowie folche, bie fi) auf iura singulorum 
oder Religionsangelegenheiten beziehen, — 
in beiden Verſammlungen ber Stimm 
feit (Art. 7). Die Bundesverfammlung ift Behän- 
rs bat indeſſen das Recht, ſich auf hoöͤchftens vier 
Monate u —— ihr Sitz iſt Frankſurt a. M. 
(Art. 7 und itglieder —— 
D Sutter fotoie die Angelnen — 

taten gegen jeden Angriff in ig zu nehmen, 
und garantieren ſich ihre in dem Bunde befind- 
lichen Befigungen. Sie verzichten bei einmal er» 
Mlärtem Bundeskrieg auf einjeitige — 
und einſeitigen Abſchluß eines Waffenftill 
und Friedens. Sie verpflichten fi, keine rer 
niffe gegen die Sicherheit des Bundes ober ein» 
zelner Bundesflaaten einzugehen, einander unter 
teinerlei Vorwand zu befriegen, vielmehr ihre 
Streitigkeiten unter Vermittlung des Bundes durch 
eine wohlgeorbnete Austrägalinitang austragen zu 
lafjen (Art. 11). Bon den befondern Beſtimmungen 
ift zu erwähnen die Verpflichtung eines jeden 
Yundesftaate, für eine geordnete Recht 
durch Verordnung eines Gerichts dritter Inflanz, 
entweder für fich allein ober in nn mit 
benadjbarten Bundesſtaaten, Sorge zu tragen 
ſowie eine NE Verfaffung einzuführen 
Art. 12 und 13). Sodann wird den 
Reichsftänden das Recht der Ebenbürtigfeit mit 
den regierenden Häufern und ber Autonomie, privie 
legierter Gerichisſtand, Militärfreiheit 2c. zu⸗ 
geftanden. Auch des Reichgabeld wird mit einigen 
nach Maßgabe der Landeögefeggebung auszuüben 
den Rechten in der Bundesalie gedadht (Art. 16). 
Die Verfchiebenheit der chriſſlichen Religions- 
parteien joll in Deutfchland feinen Unterjchied in 
dem Genuß ber bürgerlichen und politifchen Rechte 
begründen. Die Berbefferung der Verhälmiffe der 
Juden foll von der Bunbesverfammlung im Auge 
behalten werben (Art. 16). Nachdem (Art. 17) 
die Rechte bes Haufes Thurn und Taxis bejon- 
der8 garantiert worden find, führt die Bundesafte 
noch folgende allgemeine Rechte ber Deutfchen 
auf: 1. in allen Staaten Grundeigentum unter 
den nämlichen Bebingungen wie die Angehörigen 
des betreffenden Staates erwerben zu können; 
2. bie Befugnis bes Wegzugs von einem Bundei 
flaat in den andern; 3. das Recht, in den Civil ⸗ 
und Militärbienft eines jeden Bundesftantes zu 
treten, jedod unter Vorbehalt der Erfüllung ae 
Mititärpflicht gegen das eigene Vaterland; 4. bie 
Freiheit von aller Nachſteuer. Die gejepliche 
Regelung ber Prefreiheit und das Werbot des 
Nachdruds werden ſchließlich zugeſagt. Dieſes 
Ergebnis ber vielſeitigen Verſuche zur Wieder⸗ 


— 
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erſtellung des vollftändig außeinanbergefallenen 

utfchlands war zwar nur ein geringes, aber 
unter den damaligen PVerhältnifien war unter 
keinen Umftänden mehr zu erreichen. Von einer 
Wieberaufrihtung de Kaiſerreichs unter Öfter- 
reich Tonnte feine Rede fein, da ſich einem ſolchen 
Vorgehen nicht nur Preußen, das 1806 jelbft ein 
norddeutfches Kaifertum für fich geplant hatte, 
fonbern auch die deutſchen Mittelftaaten und end» 
lid) die europäiſchen Großmächte, mit Ausnahme 
etwa Englands, aufs änßerfte waren hätten. 
Die Wiederherftellung eines leeren Titels, der 
feinem Träger die Verpflichtung auferlegt hätte, 
dag Reich mit eigenen Mitteln gegen äußere und 
innere Feinde zu verteibigen, konnte Ofterrei) 
nicht zugemutet werben. Unter ſolchen Verhältniffen 
mußten aud) die Bemühungen des päpftlichen 
Hofes (Note vom 17. November 1814) um Wieder- 
berftellung des Kaiſertums, „Diejes Tonfefrierten 
— — „de riftligepolitifchen Einheit“, 


blich 

Ga deutſche Volt ſtand im allgemeinen dieſer 
Entwillung gleichgültig gegenüber; nad ben 
Drangfalen ber legten Jahrzehnte jehnte man fi) 
vor allem nad) der Rüdtehr georbneter Zuſtände. 
Die mit der Gründung des Deutjhen Bundes 
Unzufriedenen gingen in ber Hauptſache hervor 
aus zwei grundverſchiedenen Richtungen ber ge» 
bifbeteren Klaſſen der Bevölkerung. Die glü- 
hende Vaterlandsliebe der Idealiſten träumte 
nach dem glänzenden Siege über Napoleon von 
einer Wiederaufrichtung des Reiches in ſeiner alten 
rg Der beihräntte Barteiftandpunft ber 

iberalen erwartete daß politische Heil lediglich 
von der Einführung feiner Grundfäße und Formen 
ind Staatsleben und verurteilte die Schöpfung 
bes Wiener Kongrefjes, weil fie nicht auf liberaler 
Grundlage errichtet war. Zwar Hagten auch fie über 
den endgültigen Verluft der alten Reichsherrlich- 
teit, aber ihre Einzelforberungen ftanden mit biejer 
Klage vielfach tm Widerfpruch. Uberdies fah ein 
Teil der liberalen Partei in ber Bundesalte bie 
achtungswerte Grundlage eines deutſchen natio= 
nalen Rechtszuſtandes, welche der heilſamſten Ent» 
widlung fähig fei. 

Auf Grund der Bunbesafte wurde die Bundes» 
verfammlung am 5. November 1816 zu rant« 
furt a M. im Thurn und Taxisſchen Palais 
durch den öſterreichiſchen Präfidialgefandten 
Grafen von Buol-Schauenftein mit einer Rede 
eröffnet, welche ausdrüdlich die nationale Grund» 
lage des Bundes hervorhob. Die mit dem Gange 
der politiichen Entwidlung in Deutſchland un» 
aufriedenen Elemente ſchloſſen fi) nunmehr enger 
zuſammen, und biejes „Jungbeutichland” fuchte 
Anberungen im liberalen Sinne herbeizuführen. 
Man benupte die in einem Teile Deutichlands 
beftehenbe Preßfreiheit, um eine Anzahl politifcher 
Blätter ins Leben zu rufen, die zum Zeil eine ſehr 
aufregende Sprache führten, und auf ben Univer« 
täten wurde im Gegenfoge zu den Landsmann- 





ſchaften bie ki begrünbet, um der 
Jugend und dem künftigen Beamtenftande liberale 
Ideen einzuimpfen. Die Deutſche Bunbesatte, ihre 
Unzulängliäfeit und künftige Entwidlung waren 
der Gegenftand öffentlicher und privater Er- 
Örterungen. Namentlich wurden bie im Art. 18 
zugelagten gleichförmigen Verfügungen über die 
Prebfreiheit und die Ausführung des Art. 13, 
wonach in jedem Bundesftaate eine landſtändiſche 
Verfaffung beftehen follte, dringend verlangt. 
Natürlich ging die Meinung der gefamten libe⸗ 
ralen Partei dahin, daß nur Repräfentativverfajs 
fungen das Heil des zufünftigen Deutſchlands zu 
bewirken vermöchten und daher als zugefagt zu 
betrachten ſeien. Die Mikftimmung fteigerte ſich, 
als bei der allmählichen Herftellung der alten 
Autoritäten auch verhaßte Mifbräuche wieber aufe 
tauchten und die Regierungen mit ber Gewährung 
der verheißenen Sreiheiten entweder zurüdhielten 
ober ihre feierlichen Zufagen nur knapp und Tang« 
fam erfüllten. So ftellten Hannover und Sachſen 
einfach die alten Landſtände wieder her. Der 
Großherzog Karl Auguft von Sachſen⸗Weimar 
gab zwar 1816 feinem Lande eine Berfaffung, und 
Bayern, Baden, Naffau (1818), Württemberg 
(1819) und Hefien-Darmitadt folgten allmählich 
feinem Beifpiele, aber gerade die größeren Staaten, 
namentlich Preußen, das durch die Erklärung vom 
22. Mat 1815 die Einführung einer Repräfentativ« 
verfafjung feierlich zugefagt hatte, zögerten mit der 
Erfüllung. Die Aufregung wuchs, und bie Res 
gierungen begannen mißtrauiſch zu werden. Ein« 
zeine Ausfchreitungen ber ftudierenden Jugend, 
namentlich auf der Wartburg (1817), wurden 
benupt, um die Gefahren des in Deutſchland vor» 
handenen revolutionären Geiftes in übertriebener 
Weiſe darzuftellen. Die Ermordung Kotzebues 
durch Sand (23. März 1819) ſchien diefe Auf⸗ 
faflung zu beftätigen. Unter dem Drude dieſes 
Ereignifjes verfammelten ih im Auguft 1819 
auf Veranlaſſung Oſterreichs die Minifter der 
größeren beutihen Staaten zu einem Kongrefje in 
Karlsbad, deſſen Vorſchläge die Grundlage ber 
am 20. September 1819 vom Bunde erlaſſenen 
Karlsbader Beſchlüſſe bildeten. Diefe enthiel- 
ten zunächſt eine Exehutionsorbnung, ftellten die 
Univerfitäten unter Polizeiaufſicht führten die 
Genfur wieder ein und ſchufen die Gentralunter- 
ſuchungskommiſſion in ug welche die Auf⸗ 
gabe hatte, die geheimen Verbindungen und 
die in ihnen verſteckten demagogiſchen Umtriebe 
a Se 

ie Verantwortung für .diefen verhängnig- 
vollen Rückſchritt wird gewöhnlich Ofterreich allein 
ugeſchoben; thatfächlich bewegte ſich aber Preußen 
Yon feit Tängerer Zeit in ben nämlichen Bahnen. 
Dort folgte auf das Verbot des Tugendbunbes 
und bie Unterdrüdung des von Görres geleiteten 
„Rheiniſchen Merkurs“ (1816) der Rüdtritt der 
Minifter Wilhelm v. Humboldt und v. Boyen, 
und gerabe von Berlin aus fand die Verfündi- 
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gung der Karlsbader —— am 18. Oktober 
1819 in nod) verjchärfter Form ftatt. 

Aus den in Karisbad Beichtoffenen, 1819 und 
1820 in Wien abgehaltenen Diiniftertonferenzen 
ging bie Wiener Schlußakte hervor, das 
äweite Grundgeje des Bundes, das benfelben 
war als einen völferrechtlichen Verein, nad} außen 
Hin aber als eine in politiſcher Einheit verbundene 
Gefamtmacht bezeichnet. Sie zählt bie Angelegen- 
beiten auf, über die im Plenum abgeftimmt und 
über die überhaupt nicht durch Stimmenmehrheit 
entſchieden werden Tann, jet das Verfahren bei 
Streitigkeiten unter den Bunbesmitgliedern feft 
und ordnet eine fogenannte Austrägalinflanz an. 
Ferner beftimmt fie Die —9 — en, unter denen 
die Bunbesverfammlung für die Aufrechthaltung 
der inneren Ruhe und Ordnung in den Bunbes- 
ftaaten Sorge e tragen bat, ſowie die Boraus- 
fegungen ber Bunbeserefution und trifft endlich 
eingehende Beftimmungen über bie äußere Sicher- 
beit der Bundesglieder, deren Streitigkeiten mit 
auswärtigen Mächten, Bebrohung durch ſolche 
und im Falle eines Bundeskrieges. Alle bieje 
hauptſächlich gegen Die landſtändiſchen Berfaflun« 
gem gerichteten Ergänzungen gipfeln in dem Artikel, 
daß kein Bundesfürt durch Die Landesverfaffung 
in feinen bundesmäßigen Verpflichtungen gehin« 
dert oder beſchränkt werben kann. Diefer Sat 
zeigt, daß der Deutfche Bund nicht lediglich einen 
politiihen Bündnisvertrag, auch nicht einen reinen 
Staatenbund bildete, jondern bis zu einem ge= 
ke Grade einen bundesſtaatlichen Charakter 

atte. 

Unzufrieden mit dieſer Entwidlung der Dinge 
waren außer den Liberalen auch die Mittel» und 
Meinftaaten, die indem Bundesverhältniß eine fort · 
währenbe Bedrohung ihrer Souveränität erblicten 
und deswegen ſchon auf dem Wiener Kongreß dem 
Einigungswerte die größten Hinbernifje in ben 
Weg gelegt Hatten. Zur äußerlichen 
nung ihrer Selbfländigfeit hatten fie freifinnige 
Verfaffungen bewilligt und ſich dadurch die Gunft 
ber Liberalen zugezogen, bie benn auch fofort ben 
Schwerpunkt ihrer politifchen Thätigkeit in die 
mittelftaatlihen Kammern verlegten. Mit Rüde 
ſicht auf die Sachlage wagten fie jedoch nicht, den 
Anträgen der Großmächte offenen Widerſpruch 
entgegenzufegen, und bie liberale Oppofition ver= 
ftummte allmählich auch hier. Da goß 1880 die 
Sulirevolution wieder Öl in das nod immer glim · 
menbe Feuer. Das in Paris gegebene Beifpiel 
fand in Deutfchland Nahahmung und führte in 
Kurheſſen, Sachſen und Braunfchweig zu den 
Verfaſſungen vom Januar (September) 1831 und 
vom Oftober 1832 und in Baden zum Erlaß 
eines liberalen Preßgefehes vom 28. Juni 1831. 
Der Rüchſchlag ließ jebod nicht lange auf ſich 
warten: die auf dem Hambacher Feſte (27. Mai 
1882) offen gepredigte Aufforderung zu blutiger 
Erhebung gegen die Staatsgewalt Tonnte feine 
geordnete Regierung ruhig hinnehmen. Ein 
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Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 wiederholte 
daher zunächft den Saf ber Schlußafte, dab bie 
—* Staatsgewalt in dem Oberhaupte des 
Siaates vereinigt bleiben müſſe, und —— den · 
felben als verbindlich für alle Regierungen. 
an er in Ausführung der Schlußakte ie sa def 
die Landſtände nicht berechtigt feien, politiſche 
Forderungen durch Verweigerung ber nötigen 
Gelbmittel Burcaulehen; daß bie pers 
der Bundesſtaaien Erfülung bun 
licher —— nicht hinderlich ſein 
daß zur Erreichung dieſes Zweckes eine Kom 
milfton für en ber ſtandiſchen Bar 
banblungen zu bilden fei; daß in Ießteren die 
Grenzen ber freien Meinungsäußerung nicht über 
ſchritten werben ie ; daß en bie Sam! 
der Bundes» und Schlu| 
(und nicht etwa ber ee re ſei. a 
erfolgte ſodann der Bundesbeſchluß vom 5. Juli 
1832, der verjchiedene Beftimmungen über Zeit: 
ſchriften, Vereine, Bollsverfammlungen, Abzeichen 
(Verbot anderer als der fogen. Landesfarben), 
Auslieferung von Berbrehern enthielt, die be 
ftehenden Beftimmungen über die Univerfitöten 
einſchärfte und gegenfeitige Hilfe unter den Ban 
desſtaaten zufagte. Nach bem Frankfurter Atten- 
tate (3. April 1833) wurde weiter durd die 
Bundesbeihlüffe vom 30. Juni, 18. Auguft und 
10. Oftober 1833 eine Gentralbehörbe wegen 
eines gegen den Beftand des Deutſchen —— 
und die öffentliche Ordnung in Deuiſchland 
ae KRomplottes eingeicht, welche bis 10 
in Thätigfeit war. Endlid fanden auf Beru- 
laſſung Preußens 1834 wiederholte Minifer- 
fonferenzen in Wien ftatt, welche verſchiedene Be 
flimmungen der Schlußafte wieder in Erinnerung 
braditen, die Einjegung einer Kommiffion zur 
Auslegung ftreitiger Verfafjungsbeftimmungen 
befhtoffen und endlich die Veröffentlichung land- 
mdifcher Verhandlungen nur nach vorgängiger 
Genfur für ftatthaft erflärten. Auch machten ſich 
bie Regierungen verbindlich, Angriffe auf den 
Bund und defien feftgeftellte Grundjäge in den 
Ständeverfammlungen nicht mehr zu dulden. 
Diefe Maßregeln legten die Wirffamtei ber 
revolutionären Beftrebungen lahm und vertrieben 
ihre Anhänger ins Ausland. Unter dem deutſchen 
Volle, das für die Beftrebungen des Liberafigumd 
nur geringe Teilnahme zeigte, herrſchte bis 1848 
Nude, die ſelbſt 1837 durch die Vorgänge in 
Hannover, wo Ernft Auguft die Berfaffung von 
1888 aufhob, nur vorübergehend geftört wurde. 
Diefe Zeit hätte der Bund zu feinem inneren Aus 
bau benugen ſollen, um Die revolutionären Feet 
nicht nur durch polizeiliche und 
Maßnahmen, ſondern zugleich —I 
entwidlung nach gefunden jägen zu bee 
fümpfen. Daß die nicht —2— "og zundd u 
dem biß zur —— — geſteigerten Sinne 
Legalität (d. h. der Unantaftbarteit der air 
benen Geſehe) des Beherrſchers Öfterreidht und 
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in der Perfon Metternich®, der nicht geeignet war, 
die Entwidiung des Bundes zu fördern. Preußens 
Intereſſe erforderte wohl damals die Erhaltung 
des Deutſchen Bundes, nicht aber feine Fort⸗ 
entwicklung. Diefer wiberftrebte endlich auch das 
überjpannte Souveränitätsgefühlber Miitelſtaaten, 
die im Nachgeben an ben Liberalismus und in 
der Stärkung ber Burenufratie das Heil ber 
Zukunft faßen, Wie falſch dieſe Anſchauung war, dar 
für lieferie das Jahr 1848 den vollgültigen Beweis. 

Nach der Februarrevofution fanden in ver⸗ 
—— mittleren und Heineren —— a 
Syſtem⸗ und Regierungswechfel ftatt, welche ſich 
bie und da ohne Rüäſicht auf die —E 
Bundesbeſchlüſſe vollzogen. Vergebens bemühte 
x ber Bund 

behalten. Schon am 5. März hatten ſich 
ei er (51) Bertrauensmänner aus allen 
Zeilen Deutſchlands in Heidelberg zufammen- 
gefimden und befchloffen, eine größere Berfamm« 
hung von ſolchen Vertrauensmännern zu dere 
anlaffen, um über die zufünftige Berfaflung mit 
Nationalvertretung zu beraten. Sie jehten zu⸗ 
gleich einen fogen. Siebenerausihuß zur Vor⸗ 
bereitung ein, welcher bie Verſammlung auf ben 
30. März nad) Frankfurt berief. Nunmehr for- 
derte audy bie Bunbesverfammlung die Regierungen 
auf, Bertrauengmänner, und zwar einen auf jebe 
der 17 Stimmen des engeren Rates, zu entjenben. 
Mittlerweile Hatten am 13. März in Wien und 
am 18. und 19. März in Berlin Revolten flatt» 
gefunden. Hiermit war der Erfolg ber Bewegung 
in ganz Deutſchland entihieden, und ber Bund 
beihloß am 30. März, die Regierungen zur An« 
ordnung der Wahl von Nationalvertretern aufe 
auforbern. 

Die nad) Frankfurt einberufenen Vertrauens» 
männer (das fogen. Borparlament) tagten 
daſelbſt vom 31. März bis 4. April, flellten bie 
Grundlagen der zu erlaffenden Berfaffung auf 
En Bu namentlich Ben fogen. ünfziger- 

zur Beratung und Unterftägung ber 
ie re ein. Diefer Zeitabſchnitt 
war für das monarchiſche Princip ber gefähr- 
lichſte, indem fi) die allgemeine Stimme fo ſehr 
für republitanifhe Einrichtungen ausſprach, daß | verf 
bie Befeitigung der einzelnen Regierungen einen | Rı 
Augenblid nahezu zweifellos. erſchien. Erſt der 
Hederfche Aufftanb zwang bie gemäßigten &le- 
mente der Bewegung zur Trennung von ben 
Radikalen. Diefen Augenblid hätten die Re= 
gierungen zur Einrichtung einer Exekutive be= 
nuben follen; doch dies wurde verjäumt und ſo⸗ 
mit der am 18, Mai zufammengetretenen Natio- 
nalverfammlung eine unbeichräntte Macht 
in die Hand gegeben. „Das Deutſche Parla« 
ment“ verlor jedoch feine "Zeit mit zwedlofen Er⸗ 
Örterungen über Tagesfragen und ber Beratung 
bes rein boftrinären Verfaffungsentwurfes. Um 
endlich eine Centralgewalt zu fchaffen‘, wählte 
man am 29. Juni einen Reichsverweſer, den Erz⸗ 
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berzog Johann von Oſterreich, ber aber in Er- 
mangelung von Exekutivorganen feine Exelution 
hatte. Am 12. Juli löfte ſich die Bundesver- 
fammlung auf. 

Die Nationalverfammlung hatte die revolutio- 
nören ®. aufgewühlt und war nad) ihrer 
ganzen Zufammenfegung nicht geeignet, fie zu be⸗ 
ruhigen. Die Leidenichaften wuchſen in dem Grabe, 
daß am Sitze der Verſammlung am 18. Sep- 
tember 1848 die Abgeorbneten Fürft Lichnowski 
und d. Auerswald ohne allen Grund angefallen 
und ſchmachvoll ermordet wurden. Ein verfuchter 
Aufftand mußte durch Militärmacht unterbrüct 
werden. Die Nationalverfammlung brachte unter 
Seftigen 1 Barteilämpfen außer einigen andern Ge⸗ 
dag über „die Grundrechte bed deutſchen 
Volkes“ (21. Bunde 1848) ımd über die 
Reichsverfaffung zu flande. Zur Durchführung 
a. Gelepe m nr ie ftarte Centralgewalt nötig. 

Darüber fpaltete fi) die Berfammlung in eine 
lleindeutſche Partei (Gagern, Amdt, Dahlmann), 
die einen deutfchen Bund unter Preußens Leitung 
mit Ausſchluß Oſterreichs herftellen wollte, und 
eine großdeutiche, die der preußiſchen Vormacht 
auch aus konfeſſionellen Gründen widerſtrebte. 
Da die centralifierende demokratiſche Reichsver · 
faflung die — beſtehen ließ, ihre Rechte 
aber mißachtete, trug fie den Keim ber Aufldſung 
und bes Ubergangs Republik in fih. Das 
war wohl auch der 5, daß ber König von 
Preußen, den bie Nationalverfammlung am 
28. März 1849 mit ſchwacher Mehrheit zum erb» 
lichen Kaiſer der Deutjchen gewäßlt hatte, erklärte, 
durch biefe Wahl zwar ein Unrecht auf die Krone 
zu haben, aber ohne Zuftimmung ber Fürſten 
feinen Beſchluß faſſen zu fönnen. Da die Verfuche, 
die Verfammlung zu einer Anderung der Ver⸗ 
faſſung zu bewegen, vergeblich waren, erflärte die 
breubide Regierung am 28. April 1849 ihre 
endgültige Ablehnung. Oſterreich, Bayern und 
Hannover erlannten die Reihäverfaffung nicht an, 
ebenfo Liechtenftein und Hamburg. Das Anjehen 
der Nationalverfammlung fant immer mehr; ihr 
Rückgang beſchleunigte fich noch durch bie Begün⸗ 
ſtigung ber angeblich zur Durchführung ber Reich» 

— — in Wirllichteit zur Einführung der 
lik in Baden, der Pfalz und in Sachſen 
een Aufftänbe, Nachdem viele Staaten 
ihre Abgeordneten abgerufen hatten, andere Mit- 
glieder freiwillig ausgeſchieden waren, ſank fie 
immer mehr in bie Rolle eines revolutionären 
Komitees zurüd und verlegte ihre Sitzungen nad 
Stuttgart (Rumpfparlament), wo fie am 19. Juli 
1849 unter vollftändiger Teilnahmlofigteit bes 
deutfchen Volkes von der württembergifchen Res 
gierung aufgelöft wurde. Dieſes lägliche Ende 
der mit jo großen Anfprüchen eingeführten Ber- 
fammlung hatte feinen Grund lediglich in der 
vollendeten Unfäbigteit ber die Bewegung beherr- 
eg liberal· demolratiſchen Partei und ihrer 
ver. 


— 
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Preußen fuchte inzwiſchen die politif 
auszunufen Durch das — — he | 
das die Gründung eines eigenen Bundes mit 
zen an ber Spige und ben Abſchluß eines 
weiteren Bunbes mit Öfterreih (Union) zum 
Zwede hatte. Obwohl Bayern, Hannover ui 
Sachſen dem Plane wiberftrebten, kam doch am 
26. Mai 1849 ein Vertrag zwiſchen Preußen 
se legten beiden Staaten auf Grund des Art. 11 
unbesatte zu ſtande. Die hierauf von 
She vorgelegte „Verfaflung“ war nur eine 
abgeſchwächte Ausgabe der Reichsverfaſſung. Die 
deutſchen Regierungen beeilten ſich daher mit dem 
Beitritt nicht, obwohl eine Anzahl Mitglieder des 
Frankfurter Parlaments auf einer Berfammlung 
in Gotha (bie € Auch für den Entwurf 
erflärten; eſſen · Hom · 
burg, Frontfurt, — blfin vauen- 
burg eg Liechtenftein Iehnten ben Beitritt end⸗ 


ne: 

Da fi) der Mangel einer flarfen Eentralgewalt 
immer fühlbarer machte, ſchloſſen Oſterreich und 
Breußen am 30. September 1849 zu Wien eine 
Übereinkunft, wonach fie die Ausübung berjelben 
unter Vorbehalt der Zuftimmung jämtlicher 
Bunbdesftaaten bis zum 1. Mai 1850 übernahmen, 
falls fie nicht ſchon früher an eine befinitive Ge⸗ 
walt überginge. Nach diefem „Interim“ ftellten 
ſich die beiden Vormächte wieder auf ben Boben 
des Bundesrechtes und übertrugen die Central 
gewalt einer aus Öfterreich und Preußen beftehen- 
den Bundeskommiſſion zu Frankfurt a. M. zu 
welcher die andern deutſchen Staaten Bevoll- 
mädjtigte entjenben konnten. Der Reichsverweſer 
genehmigte dieſes Ablommen durch Erklärung vom 

Oftober 1849, womit felbftverftändlih ein 
Beniät auf feine Würde verbunden war. 

Daneben feßte Preußen feine Verſuche fort, den 
deutſchen Bundesftaat mit preußiſcher Spipe inner- 
halb bes Deutfchen Bundes zu ftanbe zu bringen. 
Die Bevollmäghtigten der dem Dreikönigsbünbnis 
beigetretenen Staaten (ber jogen. Verwaltungsrat) 
beichloffen, unter Widerſpruch von Sachſen und 
Hannover, Wahlen zu dem fogen. Vollshaus ans» 
zuſchreiben (20. Ottober 1849). Das auf Grund 
dieſer Wahlen zu Erfurt am 20. März 1850 zu- 
fammengetretene Unionsparlament beriet die von 
Breußen vorgelegte Verfafjung und einige kleinere 
Entwürfe und wurde am 29. April 1850 unter 
Vorbehalt der Wiebereinberufung geichloffen. 

Inzwiſchen hatten fich die Berhältniffe für bie 
Durchführung der Union immer ungünftiger ge= 
flaltet. Hannover war ſchon am 25. Februar 
zurüdgetreten, Württemberg war gegen bie ge= 
plante Union, bie Pa und Sachſen waren 
nur der Form nach beim Bündnis; auch hatte 
Bayern dem Berliner BVerfaffungsentwurf am 
27. Februar einen andern entgegengejeßt, der von 
der Zugehörigkeit Oſterreichs zu Deutſchland aus» 
sing - weſentliche Vorzüge vor dem preußifchen 
entwidelte. 
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D i Ofterrei und 
—— 


bes Bundes 


Frankfurt, 
nd | nach Ablauf des Interims zu beraten. Preußen 


berief zwar zur Rettung ber Union einen Fürfien ⸗ 
— Berlin (8. Mai 1850), ‚oma bed 
feinen Zweck nicht erreichen. Im ber 

pii jammlung, bie allerdings nur von eg 
Staaten befchidt war, wurbe am 7. Auguft ber 
förmliche Antrag auf Reaftivierung des Bumbes- 
tages geftellt und angenommen, wobei indeſſen 
ausdrüdlich erklärt wurde, daß zu bem früheren 
Verhältniffen nicht zurüctzufehren ſei. Auf Grund 
dieſes Beichluffes richtete Öfterreich am 14. Auguft 
eine Einladung zur Beſchickung des engeren Rates 
an ſamtliche Bundesſtaaten; Preußen antwortete 
am 35. Auguft mit einer entichiebenen Weigerung, 
welche jedoch die Wiedereröffnung des Bundes 
en. am 2. September nicht verhindern konnte 
Der Bundestag nahm bie Leitung ber deutſchen 
Angelegenheiten jofort in die Hand, genehmigte 
teo des Proteſtes Preußens den Frieden mit 
Dänemark und griff dann in die fehr — J358 

Zuſtande in Kurheſſen ein. Daſelbſt hatte ber 
Kurfürft wegen feiner 3 fie mit den 

Ständen und Beamten und der thatfädhfiden 
Steuerverveigerung des Landtags um bie Da- 
— — des "Bunte en: diefer bie 
und Bayern mit ber 


Durchführung Berlin beauftragt. Da —* 
das Land gegen den ausbrüdlichen Wider⸗ 
hu ſeines Fürſten unter dem Vorwand 
der Wahrung einer großen militärifchen Ber- 
bindungalinie“ ebenfalls teilweiſe befeht hatte, 
fo fchien ein Zufammenftoß mit dem —— une 
vermeidlich (Bronzell). une eg 
vor bem Wagnis eines Krieges zurüd. Ruſſiſche 
Vermittlung hatte inzwiſchen — — 
des Kaiſers von Oſterreich und des Königs von 
Preußen in Warſchau herbeigeführt. Eine Ber- 
Mänbigung kam damals nicht zu ſtande; jedoch 
hatte dieſe Beiprehung das E i8 der file 
ſchweigenden Anerkenmnung des Bundestags und 
der Verabredung weiterer Verhandlungen 
zu Olmütz. Hier erfolgte am 29. November 
eine vollftändige Einigung zwiſchen den beiben 
Miniftern Schwarzenberg und Manteuffel über 
die nächfte Behandlung ber deutſchen Angelegen- 
heiten, deren endliche Erledigung Meinifteriol- 
konferenzen in Dresden vorbehalten wurde (33. Der 
zember bis 15. Mai 1851). 

In Dresden bemühten ſich Oſterreich und 
Bayern Se eine ben Verhältniffen und ber 
rechtigten Wünſchen Deutihlanbs entſprechende 
Anderung * Bundesverfaſſung herbeizufũhren; 
ihre Bemühungen ſcheiterten jedoch vollftändig an 
dem Widerſpruch ber deutſchen eg (Ded- 





en, Oldenburg, Weimar, Altenburg, Koburg, 
Deffau, Walde) und ber freien Städte, welche 
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in dem fehr übel verflanbenen Interefje ihrer Selb» 
Rändigkeit einfach bie Rückkehr zu den früheren 
PVerhältniffen wünſchten. Auf das nämliche Ziel 
woren bie Beſtrebungen Preußens gerichtet, 
welches zu der notgedrungenen Einfiht gelangt 
war, daß ſich ein Bundesſtaat unter feiner Führung 
nicht herfiellen laſſe. Um überhaupt etwas zu er⸗ 
reichen, begnügten fi Ofterreich und feine Ver⸗ 
bündeten mit dieſen Zugeftänbnifien, welche 
wenigſtens wieber eine politiiche Zufammen- 
gehörigkeit Deutſchlands herbeiführten. Preußen 
trat am 12. Mai wieber in den Bundestag ein; 
feine Anhänger folgten, foweit fie biefen Schritt 
nicht vorher gethan hatten, balb nad). 

Oſterreich und feine Verbündeten verfuchten 
nunmehr die Wirkfamkeit des Bundes ben Wünfchen 


der Bevbllerung entfpredjenber zu geflalten, wurden | ber Bun 


aber von Preußen in diefen Beftrebungen nicht 
unterftügt. Gleichwohl unierſchied ſich die Thätig« 
keit des Bundes vorteilhaft bon feinem früheren 
Borgehen : politiſch· polizeiliche Maßregeln waren 
bei der völligen Beruhigung der Gemüter ja faum 
mehr nötig und wären wohl aud bei ben ver⸗ 
änderten Anſchauungen über die „Kunft des Rer 
gierens kaum getroffen worben. Beſchloſſen 
wurde indeſſen bie Aufhebung ber Grundrechte 
(23. Auguft 1851) und eine neue Geichäfts- 
ordnung (16. Juni 1854), die für die Beichleu- 
migung der Beſchlußfaſſungen von befonberer 
Wichtigkeit war. In bemfelben Jahre erfolgten 
Beſchluͤſſe über die Verhinderung bes Mißbrauchs 
der Preſſe (6. Yuli) umb des Vereinsweſens 
(13. Juli), Eine Bundescentralpolizei herzu⸗ 
ftellen gelang indeſſen den deutſchen Vormächten 
troß ihrer Einmütigkett nicht, da Die Mittelflaaten 
darin einen Eingriff in ihre Souveränität erblidten. 
Auch die unter dem Reichsverweſer gegründete 
deutſche Flotte war nicht zu retten; fie verfiel am 
2. April 1852 dem Hammer. gegen wuchs 
und feftigte fih der von Preußen feit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1834 ins Leben gerufene deutſche Zollverein, 
und alle Verfuche Oſierreichs, ihn zu jprengen 
oder Eintritt in denſelben zu erlangen, fcheiterten. 
1851 traten noch Hannover, Oldenburg und 
Schaumburg-Lippe bei, jo daß ihm während ber 
Vertragsperiode 1854— 1865 ſamtliche deutſche 
Staaten mit Ausnahme Öfterreich®, der beiben 
Medienburg und der Hanjaftäbte angehörten. 
Der im Jahre 1854 außgebrochene orientalifche 
Krieg ließ Die Dängel der deutſchen Bundesver- 
faffung grell hervortreten. Oſterreich, das feine 
berechtigten Interefjen im Orient bedroht ſah, 
fuchte feine Bundesgenofjen zu einem energijchen 
Vorgehen zu veranlafjen. Preußen aber, deſſen 
Freundſchaft mit Rußland damals noch groß war, 
vereitelte bie öfterreichiichen Beftrebungen, unb bie 
Kleinſtaaten ſchloſſen ſich der zögernden und jeben« 
falls bequemeren preußiſchen Politik an. Oſter⸗ 
reichs Thätigfeit wurde lahmgelegt, und ber orien 
taliſche Krieg ging ohne Vorteil für Deutſchland 
zu Ende, obgleich namentlich feine Handelsiniereſſen 


Deutſches Reid. 





1374 


es mit Notwenbigfeit an die Seite Oſterreichs und 
der Weftmächte hätten führen müſſen. 

Nachdem noch 1857 ein Bundesbeſchluß bie 
Grundlage für das allgemeine deutſche Handels⸗ 
geſetzbuch gelegt, 1858 (11. Februar) der Bund 
ausdrüdlich die Gefamtverfafjung Dänemarks als 
Er Schleswig Holſtein unverbindlich erflärt Hatte, 
jolgte das verhaͤngnisvolle Jahr 1859, das that« 
fächlich ben Bund fprengte und bis 1866 nur noch 
eine Scheinegiftenz fortführen ließ. Im Vertrauen 
auf die Bımbeshilfe und Kriegsgemeinſchaft 
Deutfchlands hatte Ofterreich nur fünf Armeecorps 
nad) Jialien geihoben und ſich den Vorteil bes 
erflen Angriffs entgehen lafien, um den Haupte 
feldzug am Rhein führen zu fönnen. Preußen 
aber wiberjegte fi} ber geplanten Mobilmachung 
desarmee und ging nur auf eine Kriegs 
bereitihaft ein, die ihm völlig freie Hand ließ 
(23. April). Nach der Schlacht bei Magenta mo» 
bififierte zwar Preußen, aber nur, um im alle 
eines Sieges der Verbündeten eine bewaffnete Ver · 
mittlung auszuüben. Nach der Schlacht bei Sol- 
ferino machte Oſterreich einen letzten Verfuch, eine 
Kriegsgemeinſchaft mitPreußen herzuftellen. Allein 
die Sendung des Fürſten Windiſchgrätz nad 
Berlin mißlang, und Kaifer Franz Joſeph unter» 
eichnete (12. Juli) die Sriebenspräliminarien zu 

illaftanca. 

Ziefer entzweit als je flanben die beiden Groß⸗ 
mächte einander gegenüber. Die bis bahin in 
Deutſchland ohnmãchtige liberale Partei erhob 
jegt ihr Haupt, da fie das erſehnte Ziel, den Aus⸗ 
ſchluß Ofterreich8 aus dem Bunde, vor Augen ſah. 
Politiſche Vereine wurben zu diefem Zwecke ge= 
bildet (Rationalverein am 16. September 1859) 
und von verſchiedenen Staatsmãnnern leineswegs 
mißgünſtig betrachtet. Die Verſuche, auf den 
Miniſteriaikonferenzen zu Würzburg (24. bis 
27. Oftober 1859, fortgeſetzt am 22. Mai 1861) 
ein beſſeres Zufammenhalten und Zufammenwirfen 
der Mittel- und Kleinftaaten (Bayern, Württem- 
berg, Sachſen, Hefien, Kurheſſen, Medienburg« 
Schwerin, Naffau, Meiningen und Altenburg) 
herbeizuführen, waren nad Lage ber Dinge ver⸗ 
fpätet. Ofterreich, das ſich der Mittelftaaten ficher 
glaubte, beſchloß Preußen zuvorzulommen und 
berief einen Fürftenkongreß nad) Frankfurt auf ben 
17. Auguft 1863 zur Wbänderung ber Bundes- 
verfafjung. Sämtliche deutſche Fürften mit Aus- 
nahme Preußens und Anhalt-Defjaus erſchienen. 
Raifer Franz Joſeph legte einen vollftändig auß« 
gearbeiteten Bundeßreformentwurf vor, der auf 
folgenden Grundlagen beruhte: Die Yürftenver- 
jammlung überträgt die regelmäßige Ausübung 
der Exelkutive einem aus Ofterreih, Preußen und 
drei gewählten Staaten beitehenden Direktorium. 
Neben diefem fungiert als Kontrolle der aus 
den Bevollmächtigten ber 17 Stimmen des engeren 
Rats beftehende Bundesrat. In beiden Körper« 
ſchaften führt Ofterreih den Vorfig. Neben dem 
Bundesrat war eine Berfammlung von Bundes= 
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abgeorbneten vorgefehen, ber das Recht ber ber 
ſchließenden Mitwirkung bei Ausübung der gejeg» 

jebenden Gewalt des Bundes beigelegt war. Sie 
Pie durch Delegation der Vertretungslörper ber 
einzelnen Bundesftaaten gebildet werden. Ein 
Bundesgericht war ebenfalls vorgefchlagen, im 
allgemeinen jeboch die föberative Grundlage des 
Bundes nicht aus dem Auge verloren. Die Vorlage 
fand bei den Fürften und dem deutſchen Volle ziem« 
lich ungeteilten Beifall, mußte aber naturgemäß an 
dem Wiberftande Preußens fcheitern, deſſen unbe 
fimmte Einwände nur zwei Mare Forderungen 
erlennen laſſen: völlige Gteichftellung Preußens | €: 


mit Ofterreih und Einführung einer auf direkter | herigen 


Wahl beruhenden Nationalvertretung. Durch 
letztere Forderung wollte man bie damals jehr 
gegen die preußifche Regierung eingenommene 
öffentliche Meinung gewinnen; fie wurde baher 
fo ſtark betont, daß man 1866 bei Gründung des 
Norddeutſchen Bundes nicht mehr wagte, dieſen 
Standpunft zu verlaflen. 

Schon vorher, mittel8 Depeiche vom 11. Der 
zember 1861, hatte ber fächfijche Minifter v. Beuft 
eine Reform des Bundes vorgeichlagen, bie auf 
der Errichtung einer Bundes ımd Abgeordneten» 
berfammlungund einer aus Oſterreich, Preußen und 
einem dritten Bundesſtaat beſtehenden Exelutive 
beruhte. Das Inden follte 35 Oſterreich 
und Preußen wechſeln, ein Bundesgericht ein⸗ 
geführt werden. Der Vorſchlas fand auf keiner 
Seite Beifall, ebenſowenig wie bie Vorichläge Preu⸗ 
Pens zur Verbeſſerung des Bundeskriegsweſens. 

Nachdem im Jahre 1863 die fchleswig-hol« 
ſteiniſche Frage wieder in Fluß gelommen war, 
beichloß der Bumbestag die Exekution gegen Däne- 
mart, Als aber die Mittelftaaten zugleich für bie 
Anerkennung ber Anfprüche bes Prinzen von 
Auguftenburg eintraten,, einigten ſich Hfterreich 
und Preußen dahin, vorläufig amLonboner Proto« 
toll vom 8. Mai 1852 feftzuhalten und Schleswig 
als Pfand für die Zurüdnahme ber daͤniſchen 
eerfafung zu as Nach kurzem Kriege trat 

Ber 1864) Se ee een el: 
& er eswig · Hol menbur; 
an bie Verbündeten ab. % ‘ 

Der Zwift über das Schichſal der Elhherzog- 
tümer führte auch zur Löfung ber beutfchen Frage. 
Als nad) der Gafteiner Konvention (14. Auguft 
1865) Oſterreich bie Anſprüche bes Auguften- 
burgers in Holftein wie beim Bundestage weiter be= 
günftigte, wurde der Bruch unvermeidlich. Preußen 
forderte am 9. April 1866 die Berufung einer 
aus direkten Wahlen und allgemeinem Stimmrecht 
hervorgehenden Nationalverfammlung zur Ber 
ratung einer Bunbesreform. Die öffentliche 
Meinung in Deutſchland hielt Diefen ae un 
für ernft gemeint und blieb antipreußiih. D 
übertrug Oſterreich am 1. Juni dem Bunde die 
Löfung a Seren Preußen 
bezeichnete dies als Bruch des Gafteiner Vertrages, | ft 
bejegte am 7. Juni Holftein und erflärte am 
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9. Juni im Bundestage, daß es die Frage als 
eine nationale anſehe und nur in Verbindung mit 
der bereit$ vorgelegten Bundesreform zu löjen 
bereit fei. Dagegen ftellte Ofterreich am 11. Inni 
den Antrag auf Mobilmachung des Bundesheereß 
gegen Preußen wegen gewaltjamer — ‚am 
14. Juni wurde Be Antrag mit 9 gegen 
6 —— (Preußen, Oldenburg, Mecklen⸗ 
die thüringifchen Staaten, Zugemburg unb 

die Kein Städte außer er zum Beichluk 
hing Sofort nad} ber Berfündigung desjelben 
m der preußifche Gejandte v. . Sapigup eime 
feiner Regierung, daß fie deu bit 
undesvertrag damit für gebrochen unb 
erloſchen anfehe, daß fie aber einen nenn 


u Auı ihre le 5— ab. 
Im Art. 4 des Prager Friedens vom 23. Au-⸗ 
gi 1866 erfannte — bie Auflöfung bes 
—— = — har 
geftaltung lands ohne feine ung 
im voraus zu. Es gab bie aeg Im 
ziehung von Hannover, Kurhefien , —* 
Naſſau Heſſen· Homburg und Schl olftein 
durch Preußen und verſprach das engere 
verhältnis anzuerlennen welches dieſer Staat nord· 
fi der Mainlinie begründen würde. Ferner er» 
flärte es fi) Damit einverſtanden, daß bie ſũdlich 
von dieſer Linie gelegenen deutſchen Staaten in 
einen Verein zufammenträten, deſſen ſtaatsrecht· 
ig Verbindung mit dem Norbdeutichen Bunde 
der näheren Verftänbigung zwifchen beiden vor⸗ 
behalten bleiben follte. Schon am 16. Juni 1866 
hatte Preußen bie norbdeutfchen Staaten des ehe= 
maligen Deutſchen Bundes mit Ausnahme von 
Kurheſſen, Sachſen und Lugemburg 
zu einem Bünbniß eingeladen, das von der Mehr» 
zahl angenommen, von Sachſen ⸗Meiningen und 
Reuß ältere Linie Dagegen abgelehnt wurde. Dem 
am 18. Auguft 1866 zu Berlin unterzeichweten 
Vertrage trat am 21. Auguft auch Medienburg, 
am 8. September das Großherzogtum Heſſen. 
am 26. September Reuß ältere Linie, am 
8. Oktober Sachfen- Meiningen und am 21. Ofto- 
ber das Königreich Sachſen bei; Heſſen · Darmſtadt 
merkwürdigerweife mur mit feinen nördlich bes 
Mains gelegenen Gebietsteilen, wozu jpäter auch 
noqh bie zu Rheinheſſen gehörigen Orte Kaftel 
und Koſtheim gerechnet wurden. Da die füb- 
deutſchen Staaten in ihren friebensverträgen, 
Luxemburg und Limburg aber im Londoner Ber» 
a|trag vom 11. Mai 1867 die Auflöfung bes 
Deutjchen Bundes und die Gründung des Rorb» 
deutfchen Bundes anerfannten, jo blieb Liechten⸗ 
flein der einzige Gegner, mit dem Preußen nicht 
förmlich Frieden ſchloß. 
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Der genannte Berliner Vertrag vom 18. Aus 
guſt 1866 enthielt die Vereinbarung eines Schub» 
und Trutzbündniſſes auf ein Jahr und nahm 
innerhalb diefes Jahres den Abſchluß eines feiten 
Bundesverhäftniffes in Ausſicht. Als Grundlage 
diente der Entwurf zu einer neuen Bundeöver- 
faſſung, welche Graf v. Bismardam 10. Juni 
1866 den deutſchen Regierungen mitgeteilt hatte. 
Auf Grund des Wahigeſetzes vom Sabre 1849 
orbneten nun die verbündeten Regierungen Wahlen 
für einen Reichstag zur Beratung der Ver— 
fafjung und der Einrichtungen des Norddeutſchen 

undes an und fandten Bevollmächtigte zu 
den am 15. Dezember in Berlin eröffneten Kon⸗ 
ferenzen ab, um den von ber preußifchen Re—⸗ 
gierung vorgelegten Entwurf einer Bundesver- 
fofjung zu beraten. Die Beratungen wurden 
geheim gehalten und führten am 18. Januar 1867 


zur Annahme des Verfafjungsentwurfs, der dem | dei 


am 12. Februar gewählten und am 24. Februar 
in Berlin zufammengetretenen Reichstage vor⸗ 
gelegt und von biejem am 16. April 1867 aud 
im großen und ganzen mit 280 gegen 53 Stimmen 
angenommen wurde. Die Vertreter der verbün- 
beten Regierungen flimmten fofort bem Entwurfe 
zu, der alsdann ben gejegebenden Gewalten der 
beteiligten Staaten zur verfafjungsmäßigen Ges 
nehmigung vorgelegt und am 25. Juni (mit 
Geltung vom 1. Juli) in den Einzelftanten als 
Landeögefe veröffentlicht wurde. Nun erft erfolgte 
die Bekanntmachung in dem Bundesgejehblatt 
vom 1. Auguft dur ein fogen. Publikandum 
vom 26. Juli. Der Geburtstag des Norddeutſchen 
Bundes fällt daher auf den 1. Juli 1867. 

Da bie fübdeutfhen Staaten den im Prager 
Frieden vorgejehenen völfer- oder ſtaatsrechtlichen 
Verein nicht gründeten, aud feine irgendwie 
geartete Verbindung mit Öfterreich fuchten, fo 
folgten fienaturgemäß immer mehr der Anziehungs- 
kraft bes Norbdeutihen Bundes. Diefer Prozeß 
wurde noch beſchleunigt durch ben Abſchluß zweier 
weiterer Verträge, nämlich eines Schuß⸗ u: 
Trutzbündniſſes zur Erhaltung der Unverleplichteit 
ihrer Staatögebiete, mit ber Verpflichtung, beim 
Eintritt des Bündnisfalls ihre Truppen unter 
preußifche Führung zu ftellen; ſodann eines Zoll- 
vereinsvertrags vom 8. Juli 1867, ber die Ver⸗ 
längerung bes Zollverein zunächft bis 1878 be» 
ſtimmte und die Zollgeſetzgebung einfchließlich des 
Abſchluſſes von Handelsvertraͤgen einem Zoll 
bundesrate unter dem Vorſitz Preußens und einem 
Zollparlament (27. April 1868) übertrug. Nach⸗ 
dem fi die fübdeutfchen Staaten fo ihrer mili⸗ 
tärifchen und wirtfchaftlichen Selbftändigfeit zu 
Gunften des Norddeutfhen Bundes entäußert 
hatten, war der förmliche Eintritt in benjelben 
nur noch eine Frage der Zeit. 

Die Vorausfage bedeutender Staatsmänner, 
daß die Verdrängung Oſterreichs aus Deutſchland 
die Franzoſen —* an den Rhein führen werde, 
bewahrheitete ſich nur zu ſchnell. Napoleon, deſſen 

GStaatalexiton. I. 2. Huf. 
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ſelbſtmörderiſche Politik von 1859 und 1866 an 
Frankreichs Grenzen zwei Nationalftaaten ges 
ſchaffen hatte, bemerkte zu fpät die ganz natürlichen 
Folgen feines Verhaltens. Der leichtſinnig ber 
gonnene Kampf gegen den wohlgerüfteten, mit ben 
ſüddeutſchen Staaten verbündeten Norddeutſchen 
Bund koſtete ihm und feiner Dynaftie den Thron. 
No während des Krieges wurden Unterhand- 
lungen unter den ſüddeutſchen Staaten zu München 
und daraufhin zwiſchen diefen und Preußen ge= 
pflogen. Die Frucht diefer Verhandlungen war 
zunaͤchſt der Pi dem Norddeutſchen Bunde 
einerfeit8 und Baden und Heſſen anberjeits 
am 15. November 1870 zu Verſailles ab—⸗ 
geichloffene Vertrag wegen Gründung eines Bun⸗ 
des zum Schuße des Bunbesgebietes und des 
innerhalb desfelben gültigen Rechtes fowie zur 
Dfige der Wohlfahrt des deutfchen Volkes unter 

m Namen „Deutjches Reich“. Dieſem ſchloß 
ſich Württemberg durch ein Abkommen zu Berlin 
am 25. November unter Vorbehalt befonderer auf 
Poſt und Telegraphie bezüglicher Rechte an. Bereits 
am 23. November war zwilchen dem Norddeutſchen 
Bunde und dem Königreich Bayern ein Vertrag zu 
Verſailles zu ftande gelommen, durch den letzteres 
unter zahlreichen zur Sicherung feiner Selbftändig« 
keit gewahrten Vorbehalten (Rejervatrechten) dem 
Bündnis beitrat. Zugleich erhielt Die Bundesver⸗ 
faffung durch biefen Vertrag die Durch die Verhält« 
niſſe erforderlichen Abänderungen. Der neue Bund 
trat am 1. Januar 1871 ins Leben; auf Vor⸗ 
ſchlag Bayerns erhielt er den Namen „Deutfches 
Reid“ und der Inhaber des Bundespräfidiums, 
der König von Preußen, ben Titel „Deuticher 
Kaiſer“. Die durch alle diefe Verhältniffe wörtlich 
und ſachlich veränderte Reichsverfaſſung wurde 
am 16./20. April 1871 verfündigt, nachdem bie 
verſchie denen ps he ben Vertretungstörpern 
des Norddeutfchen Bundes und ber beteiligten 
Staaten genehmigt worden waren. 

Das Reich ift in der nämlichen vertraggmäßigen 


md | Weife zu ftande gelommen wie der Rorbbeutiche 


Bund. Der Rechtsgrund ber verbindlichen Kraft 
der Reichsverfaſſung ift der von den Mitgliebern 
des Reiches abgefchloffene Staatsvertrag: das 
Reichsrecht ift das gemeinſchaftliche Landesrecht 
der einzelnen vertragjchließenden Staaten. Daß 
Reich ift unbedingter Rechtsnachfolger bes Bundes 
in allen feinen Beziehungen; es hat alle von dem 
Bunde erworbenen Rechte auszuüben, aber auch alle 
von demfelben übernommenen Pflichten zu erfüllen. 

Die Reihsnerfaffung befteht aus 14 Ab-⸗ 
ſchnitten und 78 Artileln, beruht auf ber Norddeut ⸗ 
ſchen Bundesverfaſſung und ift vom Reichstag am 
16. April 1871 mit allen gegen 7 Stimmen an« 
genommen, am 11. Februar und 19. März 1888 
abgeändert worden. Die einzelnen Abfchnitte be⸗ 
handeln: I. Bundesgebiet (Art. 1); II. Reichs- 
gefeßgebung (Art. 2—5); III. Bundesrat (Art. 6 
61810); IV. Präfidium des Bundes (Art.11—19); 
V. Reichstag (Art. 20— 82); VI. Zoll« und Han⸗ 

44 
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delsweſen (Art. 33—40); VII. Eiſenbahnweſen 
(Art. 441—47); VIII. Poft- und Telegraphen- 
wejen (Art. 48—52); IX. Marine und Schiff- 
fahrt (Art. 53—55) ; X. Konfulativefen (Art. 56); 
XI. Reichskriegsweſen, Schlußbeftimmung zum 
XI. Abſchnitt (Art. 57—68) ; XII. Reichsfinanzen, 
Schlußbeftimmung zum XII. Abſchniti (Art. 69 
bis 78); XIII. Schlichtung von Streitigleiten 
und nen (Art.74— 77); XIV. All« 
gemeine Beftimmungen. 

Da8 Bundesgebiet befteht nad) Art. 1 der 
Verfaſſung aus Preußen mit Lauenburg, Bayern, 
Sachſen, Württemberg, Baden, Hefjen, Medien- 
burg. Schwerin, Sachſen · Weimar, Medienburg- 
Strelig, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen - 
Meiningen, Sachſen-Altenburg, Sachſen- 
Koburg-Gotda, Anhalt, Schwarzburg⸗ Rudolſtadt, 
Schwarzburg · Sondershauſen, Waldeck, Reuß 
ältere Linie, Neuß jüngere Linie, Schaumburg- 
Lippe, Lippe, Lübel, Bremen und Hamburg, 
aljo aus 22 monarchiſchen und 3 republifanifchen 
Staaten. Hierzu fam noch dur) das Gejeh vom 
9. Juni 1871 Elfaß-Lothringen als unmittelbares 
Reichsland, in welchem das Reich und in deſſen 
Vertretung der Kaifer die Reichsgewalt ausübt. 
Der Art. 2 der Berfaflung fegt die unmittelbare 
verbindende Kraft der Reichsgeſetzgebung und zwar 
mit der Wirkung feſt, daß die AODMER den 
Landesgefegen vorgehen. Art. 3 enthält die An« 
ordnung eines gemeinfamen Indigenates für 
Deutfhland mit der Wirkung, dab jeder An« 
gehörige eines jeden Bunbesftaates in jedem an« 
dern Bunbesftaate zum Wohnſitz, zum Gewerbe» 
betrieb, zu Öffentlichen Amtern, zur Erwerbung 
von Grundftüden, zur Erlangung des Staats- 
bürgerreht8 und zum Genuſſe ber fonftigen 
bürgerlichen Rechte unter denſelben Boraus« 
ſetzungen wie der einheimiſche zuzulafjenfei; Dagegen 
verpflichtet die Reichsgeſetzgebung den einzelnen 
Bundesſtaat nicht, die in einem andern Bundes- 
ſtaat getroffenen Beftimmungen für die Angehöri« 

en dieſes Bundesſtaats im einzelnen Falle als 

für fi) maßgebend zu erachten. Der wichtigfte 
Artikel der ganzen Verfaſſung ift wohl der Art. 4, 
welcher die der Beauffihtigung und der Geſetz⸗ 
gebung des Reichs unterliegenden Angelegenheiten 
aufzählt. Es find dies: 1. Die Beftimmungen über 
Freizügigkeit und (mit Ausnahme von Bayern) 
Heimat- und Niederlafjungsverhältnifle, Staats 
angehörigleit, Paßweſen und Fremdenpolizei, 
Gewerbebetrieb, Verſicherungsweſen (jedoch nicht 
für Immobilien in Bayern), Koloniſation und 
Auswanderung; 2. Zoll« und Hanbelsgefeßgebung 
fowie Befteuerung für Bundeszwecke; 3, Maß, 
Münze und Gewicht, Ausgabe von Papiergeld; 
4. Bankweſen; 5. Erfindungspatente; 6. Schuß 
bes geiftigen Eigentums ; 7. Schuß bes Handels 
unb der Schiffahrt ſowie bie Konſularvertretung 
im Auslande ; 8. Eiſenbahnweſen (mit Vorbehalten 
für Bayern) und Herftelung von Land- und 
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und des allgemeinen Verkehrs; 9. Flößerei« und 
Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten ger 
meinfamen Wafjerftraßen und der Zuſtand ber 
legteren fowie die Fluß⸗ und fonftigen Wafler 
zoͤlle (begleichen bie Seeichiffahrtszeichen: Leuchte 
feuer, Tonnen, Beden und fonftige Tagesmarlen; 
Zufaß des Gefehes vom 3. März 1873); 10. Poft- 
und Zelegraphenweien (mit Ausnahme ber inter- 
nen Tarife von Bayern und Württemberg); 
11. Beflimmungen über die wechſelſeitige Bol- 
ftredung von Erfennmiffen in Civilſachen und 
Erledigung von Requifitionen überhaupt ; 12. Bes 
glaubigung öffentlicher Urkunden; 13. gemeinfame 
— über bürgerliches Recht, Strafrecht 
und Verfahren der Eivil- und Civilſtrafgerichte 
(Abänderung vom 20. Dezember 1873; urjprüng« 
lich lautete e8: Die gemeinfame Gefeßgebung über 
dag Obligationenredht, Strafrecht, Handels und 
Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren); 
14. Militärwefen des Reichs (mit Vorbehalten 
für Bayern und Württemberg) und Kriegsmarine; 
15. Medizinal- und Beterinärpoligei; 16. Bes 
ftimmungen über das Preß⸗ und Ber: 

(fehlt in der Verfaffung des Norddeutſchen Bun- 
des). Andere Gegenftände, wie namentlidy Lande 
und Forſtwirtſchaft, Gartenbau, Bergbau, Untere 
richt, Verhältnis von Kirche und Staat, find der 
Landesgefehgebung vorbehalten. Ebenſo überlägt 
das Reich grundſaßlich den Einzelftaaten die Ant 
führung der Reichsgeſetze, aljo Verwaltung und 
Gerichtsbarkeit, jedod mit Ausnahme der Ber- 
waltung bes Auswärtigen, der Kriegsmarine, des 
Voft« und Telegraphenweiens, des Oberbefehls 
über da8 Heer und der oberften Gerichtsbarleit in 
Civil», Strafe, Militär- und einigen Bermaltuuge 
ſachen (insbefondere Arbeiterverfiherung). 

Die Reichsgeſetzgebung wird ausgeübt durch 
den Reichstag und den Bundesrat, eine eigene 
tümliche Reichgeinrichtung, wie fie fich in andern 
ſtaatsrechtlichen Verbindungen bis dahin nicht 
‚findet. Der Bundesrat bildet nämlid) nit eine 
Art Oberhaus, welches in Verbindung mit dem 
Dazu gehörigen Unterhaus (Reichstag) und dem 
beiden übergeordneten Kaiſer die gejehgebende 
Gewalt im Deutſchen Reiche auszuüben berufen 
wäre. Er iſt im Gegenteil die Vertretung ber zum 
Reich vereinigten Staaten, welche in ihrer Ber 
einigung die Regierung de Reiches bilden. Der 
Kaiſer, deffen Würde mit der Krone Preußens 
erblich verbunden ift, hat den Schwerpunlt keit 
Macht nur in feiner Eigenſchaft als Präfident 
bes Bundes, iſt alfo nicht Vorſihender des Bundes · 
rates, in welchem nur die Vertreter der verbiin: 
beten Regierungen Pla nehmen. Als Pröfident 
bes Bundes hat er das Reich vollerrechtlich zu ver- 
treten, im Namen desfelben, jedoch (außer bei An 
griffen auf das Reichsgebiet) nur mit Zuftimmung 
des BunbesratS Krieg zu erfläcen umb Frieden 
au fchließen, Bünbniffe und andere Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen. Inſoweit die Ver⸗ 
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beziehen, bie in ben Bereich ber Reichsgeſetzgebung 
gehören, ift zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung des 
Bundesrates und zu ihrer Gültigkeit die Geneh- 
migung bes Reichstages erforderlich. Der Kaiſer 
bat den Bundestag und ben Reichtag zu berufen, 
zu eröffnen, zu vertagen und 2 ſchließen, und zwar 
aljährli, und fobald ein Drittel der Stimmen- 
zahl es verlangt. Die Auflöfung des Reichstages 
erfolgt durch den Bundesrat mit Zuſtimmung des 
Kaijers. Ihm kommt die Ausfertigung und Ver- 
kündigung der Reichsgeſetze zu; im Zweifel treten 
fie 14 Tage nad) Ausgabe ber betreffenden 
Nummer des Reichögefegblattes in Kraft. Er hat 
die Reichsbeamten zu ernennen, zu verpflichten 
und erforderlichen Falls zu entlaffen. Seine 
Stimme giebt bei Gejegesporjchlägen über das 
Militärwelen, die Kriegsmarine, ſowie bei den zur 
Ausführung der gemeinfchaftlichen Gefebgebung 
dienenden Berwaltungsvorjchriften im Zoll- und 
Reichsſteuerweſen im Yalle einer Meinungsver- 
ſchiedenheit im Bundesrat den Außfchlag, wenn 
fie fi) für Aufrehthaltung der beftehenden Ein- 
richtungen ausſpricht (Art. 5. 11—18 der Reichs⸗ 
verfaffung). Außerordentliche Rechte bei Be— 
drodung der öffentlichen Sicherheit verleiht ihm 
der Art. 68, für Effaß-Lothringen der Diktatur« 
paragraph 10 (Gejek vom 30. Dezember 1871, 
ergänzt am 4. Juli 1879). Endlich ift der Kaifer 
der Bunbesoberjelbherr. Die gefamte Landmacht 
fteht ebenfo wie die Kriegsmarine im Frieden (mit 
Ausnahme bed bayriſchen Heeres) und im Kriege 
unter feinem Oberbefehl. 

Der Bundesrat unter dem Borfig des Reiche- 
kanzlers beiteht aus DVertretern der Mitglieder 
des Bundes, welche nach den ihnen von ihren Re» 
gierungen (nicht auch Landtagen) erteilten In« 
firuftionen zu flimmen haben. Jedes Bundesglied 
Ian fo viel Bevollmächtigte zum Bundesrat er= 
nennen, wie es Stimmen hat & u. Tabelle), doch 
darf die Gefamtheit der zuftändigen Stimmen 
nur einheitlich abgegeben werden. Der Bundesrat 
beſchließt über die Vorlagen an den Reichstag, die 
von demjelben gefaßten Beichlüffe, über die Aus- 
führung der Reichsgeſetze, Mängel, die bei deren 
Ausführung hervortreten, über Striegserflärung, 
Auftöfung des Reichstages, Feſtſtellung der an 
Die Reichäkafje abzuführenden Beträge aus Zöllen 
und Verbrauchsabgaben, Entlafiung der Rech 
nungen über Verwendung ber Reichgeinnahmen ; 
auch bei der Landesgefehgebung von Eljaß-Loth- 
ringen wirkt er nad) Maßgabe des Gelege: vom 
2. Mai 1877 mit. Wenn Bundesmitglieder ihre 
verfafjungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, 
können fie dazu durch Bundesexelution angehalten 
werden. Diele bejchließt der Bundesrat und volle 
ſtrecktt der Kaifer. Streitigkeiten zwifchen verſchie ⸗ 
denen Bundesftanten werden, injofern fie nicht als 
privatrechtlicher Natur vor die Gerichte gehören, 
auf Anrufen des einen Teil vom Bundesrat er⸗ 
ledigt. Auch Hat der Bundesrat auf Anrufen 
Berfaffungsftreitigfeiten, d. h. Streitigkeiten zivi« 
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ſchen Regierung und Parlament oder zwiſchen 
mehreren Thronprätendenten, in einem Bundes ⸗ 
ſtaate gütlich auszugleichen, oder wenn dies nicht 
gelingt, durch Reichsgeſeß zu erledigen. Auch Be⸗ 
werden über gehemmte oder verweigerte Rechts- 
hilfe können aus ben einzelnen Bunbesftaaten 
heraus an den Bundesrat gebracht werden, 
wofern auf gefeßlichem Wege ausreichende Hilfe 
nicht zu erlangen fein follte. Bei Beihlußfatlung 
über Angelegenheiten, welche nicht das ganze Reich 
angehen, werden natürlih nur die Stimmen der 
Staaten gezählt, welche daran beteiligt find. — 
Die Vorlagen für den Reichstag werden im 
Namen des Kaiſers an denfelben gebracht und 
durch Mitglieder des Bundesrat® oder von 
legterem beſtellte Kommiſſare vertreten. Jedes 
Bundesgebiet iſt berechtigt, Vorſchläge an den 
Bundesrat zu bringen und im Reichstage ver⸗ 
treten zu laſſen, felbft dann, wenn fie von der 
Mehrheit des Bundesrats nicht angenommen wor« 
den find (Art. 9). Elfaß-Lothringen hat im Bundes⸗ 
tat feine Stimme, body fann ber Statthalter zur 
Wahrung der Interefien der Reichslande Kom⸗ 
miffare (gegenwärtig 4) dorthin aborbnen. Zur 
Beſchlußſaſſung ift einfache Majorität nötig; nicht 
vertretene Staaten und Stimmen, die mit dem 
Bemerlen abgegeben werben, man ftimme ohne 
Inftruftion, zählen nicht; bei Stimmengleichheit 
entjcheibet Die preußiſche Stimme. Anderungen der 
Reichsverfaſſung find abgelehnt, wenn 14 Stimmen 
dagegen find, Preußen kann aljo allein jede 
Verfaflungsänderung hindern. Außerdem hat 
Preußen ein Veto gegen alle Anderungen des Be» 
ftehenden in Militär, Kriegsmarine⸗ und Zoll« 
lachen und Angelegenheiten der Bier, Brannt« 
weine, Tabal· und Zuderbefteuerung durch Gejebe 
und allgemeine Verwaltungsvorſchriften und Ein« 
rihtungen. Die Abänderung von Sonderrechten 
der einzelnen Staaten bedarf deren Zuftimmung. 
Diefe Sonderrechte beftehen entweder in einem er= 
höhten Anteil an der Reichsverwaltung (jo hat 
Preußen 3. B. das Bunbespräfidium) ober in einer 
gänzlichen oder teilmeifen Befreiung von Unter« 
ordnung unter die Reichsgewalt (negative Sonder- 
rechte, Refervatrechte). Reſervatrechte haben Bayern, 
Württemberg und Baden für Bi sah und 
Vereinnahmung der Bierfteuer, Bayern und 
Württemberg binfichtlih der Poſt- und Tele 
graphenverwaltung und ber Verwaltung und 
KRommandoführung ihrer Kontingente, — 
und Bremen für ihre reipäfen. — Von beſonderem 
Intereffe find die von dem Bundesrat aus feiner 
Mitte gebildeten Ausſchüſſe, welde aus dem 
Vräfidium und mindeftens 4 Bundesftaaten be= 
ftehen, die aber ſämtlich nur je eine Stimme führen. 
Es find dies: 1. der Ausſchuß für das Landheer und 
bie eftungen, deſſen Mitglieder vom Kaifer er⸗ 
nannt werden mit Ausnahme von Bayern, das 
einen fländigen Sit in diefem Ausſchuſſe hat. 
Außerdem ift den Königreichen Württemberg und 
Sachſen dur die mit ihnen abgeſchloſſenen 
44% 
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Milttärtonventionen das Recht gemährleiftet wor« 
den, in biefem Ausfchuß vertreten zu fein, aljo 
in jedem Jahr in denjelben gewählt zu werden; 
2. für das Seeweſ⸗ 


n . 
Eifenbabnen, Poft und Telegraphen; 6. für 
Juſtiz; 7. für Rechnungsweſen; 8. für auswärtige 
Angelegenheiten; 9. für Elfaß-Lothringen; 10. für 
Verfaſſung und 11. für Geſchäftsordnung. Die 
Mitglieder der unter 3. bis 7. genannten Aus- 
jchüffe werden von dem Bundesrat auf die Dauer 
eines Jahres gewählt, find jedoch wieder wählbar. 
Der Ausſchuß für bie auswärtigen Angelegen- 
heiten (ber „biplomatifche“ Ausſchuß) beſieht 
aus Bayern, Sachen, Württemberg und zwei vom 
Bundesrat alljährlich zu mwählenden Bevollmäd- 
tigten anberer Bundesfianten unter dem Borfihe 
Bayerns. Er dient zur Entgegennahme von Mit- 
teilungen über die auswärtigen Beziehungen des 
Reis und zum Austaufch der Anfichten ber ver- 
bündeten Regierungen über diejelben. Da hiernach 
dieſer Ausſchuß die völferrechtliche Vertretung des 
Reichs durch Preußen zu kontrollieren hat, fo kann 
feibftverftänblich dieſet Staat auch durch Wahl 
niemals Mitglied beafelben werben. — Niemand 
kann gleichzeitig Mitglied des Reichtages und 
des Bundesrats fein. Der Bundesrat muß, ebenfo 
tie der Reichstag, alljährlich berufen werben. Die 
Berufung muß außerdem erfolgen, ſobald fie von 
einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird. 
Der Geſchaͤftsgang ift durch bie Gefchäftsorbnung 
vom 26. April 1880 geregelt. 

Bon den 58 Stimmen zum Bundesrat und ben 
897 Abgeorbneten zum Reichstag kommen auf: 








Staaten, ex er 

Preuben . 2 2 220. 17 | 286 
Bayern. cur. 8 6 48 

Ole. 0 ee 4 28 
MWürttemberd . . 2.2.0. 4 17 
Woben:. Kr 9a or oa 8 14 
gelln ERDE ALIEN 8 9 

edIenburg- Schwerin. . . . 2 6 
Sadjen- Weimar. . . ... 1 8 
Medienburg-Etrelig . . . . 1 1 
Obbenburg . . 2.2.2... 1 8 
Braunfhmweig. - » .. 2 3 
Sadien- Meiningen. . . . - 1 2 
Sadjen-Altenburg . . . . - 1 1 
Sadfen-Roburg-Gotha 1 2 
Unbaltı. 2... 5. na0 vr. 1 2 
Shwarzburg-Sonbershaufen. . 1 1 
Shwarzburg-Rubolftabt . . . 1 1 
BWaled . . 2 2220 1 1 
Neuß ält. Binie. . 2...» 1 1 
Neuß jüng. Binie . . . . . 1 1 
Shaumburg-Bippe. . . . - 1 1 
BÜDDE ae a ee 1 1 
DUDEN N 1 1 
Bremen . 1 1 

amburg - > 2 2202. 1 8 

faß-Lotgringen . . . .. — 15 
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Der Bundesrat bildet durch feine Zufammen- 
fehung um durch feine Zuftändigfeit die födere- 
tive Grundlage des Reichs, deſſen andere Ein- 
richtungen, 3. B. der Reichstag, durch ihre Zur 
fammenjegung mehr für einen Einheitß- als für 
einen pafiend erfcheinen. Die Be 
bollmächtigten zum Bundesrat find die Vertreter 
der verbündeten Staaten, werben von dieſen ermamıt 
und gebrauchen ihr Stimmredht nad) deren An- 
weifungen ; fie üben in Gemeinſchaft die Reichs- 
ug namens ihrer Auftraggeber aus. Eine 
andere Reichäregierung giebt e& nicht, und der 
wiederholtgemachte Verjuch, eine „Reichsregierung” 
als drittes felbfländiges Glied der ausübenden 
Reichsgeſetzgebung neben bem Bundesrat und dem 
Reichstag einzufchieben, ift mit ber Reich8verfaffung 
durdaus unvereinbar. Die Übereinftimmung der 
Mehrheitsbeſchlüſſe dieſer beiden Verfammlungen 
ift zu einem Reichsgeſetze nicht bloß erforderlich, 
fondern aud ausreichend. Einer Genehmigung 
der auf diefe Weiſe zu ftande gefommenen Beichlüffe 
durch den Kaiſer bedarf e8 nicht. Ein im Bundes- 
tat angenommenes Gejeh muß verfündigt werden, 
fobald es auch die Zuftimmung des Reichetags 
— bat; der Kaiſer hat alſo daS fogen. Veto 
nicht. 


cht 

Neben dem Bundesrat iſt zur Ausũbung der 
Reichsgeſeßgebung ber Reichstag berufen. Die 
ſtaatsrechtuche Einrichtung desfelben ſteht in völ- 
ligem Gegenja zu ber des Bundesrats ; fie unter- 
ſcheidet ſich grundfäglich in nichts mehr von den 
zweiten Kammern der Landtage der Einheitsftaaten, 
namentlich feitbem der einzige auf daS Bundes- 
vertragsverhältniß hinweiſende zweite Abfaß des 
Artiteld 28: „Bei der Beichlußfaflung über eine 
Angelegenheit, welche nad) den Behlimmungen 
biejer Berfafjung nicht dem ganzen Reiche gemein« 
ſchaftlich ift, werben die Stimmen nur derjenigen 
Mitglieder gezählt, die in Bundesſtaaten gewählt 
find, welchen bie Angelegenheit gemeinſchaftlich 
iſt“, durch ge 24. Februar 1873 aufge 
hoben worden if. Der Reichstag geht nämüch 
aus allgemeinen und direften Wahlen mit ge 
heimer Abftimmung hervor. Die Wahlen erfolgen 
nad) dem Wahlgefeß vom 31. Mai 1869 und dem 
Wahlreglement vom 28. Mai 1870. Ieder Deutiche 
über 25 Jahre ift Wähler in dem Bunde 
ſtaate, wo er wohnt. Für Militärperfonen ruht 
die Berechtigung zum Wählen (nicht aber Die Wähl- 
barkeit) fo lange, als diefelben bei der Fahne find. 
Die Wahlberechtigung verlieren Perfonen, welche 
unter Vormundſchaft oder Pflegfchaft ftehen, über 
deren Vermögen der Konkurs eröffnet ift, die 
Armenunterftügung aus öffentlichen Mitteln ber 
ziehen, oder bie nichtim Vollgenuß der ftantsbürger- 
lichen Rechte find. Wählbar ift im ganzen Reihe 
gebiet jeder Deutfche über 25 Jahre, welcher einem 
Bundesſtaat feit mindeftens einem Jahre angehört 
bat und nicht auß allgemeinen Gründen von der 
Wahlberechtigung ausgeſchloſſen ift, und ebenio 
jeder in den Schußgebieten naturalifierte Einge- 
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borene und Fremde. Auf je 100000 und einen 
mehr als 50000 Seelen umfaflenden Bruchteil 
von 100000 ift ein Abgeordneter zu wählen; 
jedoch fendet ein Bunbesftaat mit weniger als 
100000 ober 50 000 Einwohnern ebenfalls einen 
Abgeordneten. Das Reich ift in 397 Wahlfreife 
geteilt (f. ob. Tabelle), die wiederum in Wahl- 
bezirfe zerfallen. Für jeden Wahlkreis wird ein 
Wahlkommiſſar und für jeden Wahlbezirk ein 
Wahlvorſteher nebft Stellvertreter ernannt. Jede 
Ortſchaft bildet einen Wahlbezirk; doch können 
einzelne bewohnte Befigungen und Meine oder 
ſolche Ortſchaften, in denen fich ein Wahlvorftand 
nicht bilden läßt, mit benachbarten Ortichaften zu 
einem Wahlbezirk vereinigt, große Ortjchaften in 
mehrere Wahibezirke geteilt werden. Kein Wahl- 
bezirk darf mehr als 3500 Seelen nad) der letzien 
allgemeinen Volkszählung enthalten. 

Der Reichstag hat die gewöhnlichen Vorrechte 
geießgebender Verfammlungen: er lann jelbft 
Gejegesvorfchläge machen, feines feiner Mitglieder 
darf wegen feiner Abftimmung oder wegen der in 
Ausübung feines Berufes gethanen Außerungen 
gerichtlich oder disciplinariſch verfolgt oder über« 
haupt zur Rechenſchaft gezogen werben (Art. 80). 
Ohne Genehmigung des Reichstages kann kein 
Mitglied desſelben während der Sifungsperiobe 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur 
Unterfudhung gezogen ober (auch wegen Schulden 
nicht) verhaftet werden, außer bei Ergreifung auf 
friſcher That fofort oder im Laufe des nächſten 
Tages. Auch wird auf Verlangen des Reichstags 
jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied und jede 
Unterfuhungs- und Civilhaft für die Dauer der 
Sipungsperiode aufgehoben (Art. 31). Zu bes 
merfen ift jebod zu biefem Vorrecht, daß die 
Praxis die nicht ganz Maren Worte „zur Unter 
fuchung gezogen oder verhaftet werden“ nur auf 
bie Unterfuchungähaft, nicht aber auf die Strafe 
haft bezieht und auf diefe Art eine weſentliche 
Beihränfung der dem Reichſstag nad) dem Wort« 
laut des 8 31 zuftehenden Rechts herbeigeführt 
bat. Ebenfo ift das durch den Art. 22 gemwähr« 
leiſtete Recht, wonach wahrheitögetreue Berichte 
über Verhandlungen in den öffentlichen Sigungen 
bes Reichstags von jeder Verantwortlichteit frei 
bleiben, dadurch ſehr beſchränkt worben, daß die 
Gerichte in pe Fällen durchaus und in jeder 
Beziehung vollftändige Berichte über die ganze 
Sihung oder doch einen Gegenſtand der Taged- 
ordnung (3.3. au Entgegnungen) verlangt haben, 
die denn doch der Regel nach nur in flenographi- 
ſchen Berichten geliefert werben. Beamte bedürfen 
zum Gintritt in ben Reichstag feines Urlaubs, 
verlieren aber für den all der Beförderung in 
höheren Rang ober höhere Gehaltsftufe ihr Dan- 
dat, das fie indefjen durch Neuwahl wieder er« 
langen können. Beſchlüſſe jeber Art, ſelbſt über 

ungsänberungen, werben nad) einfacher 
Mehrheit gefaßt. Zur Gültigkeit ber Beſchluß⸗ 
faſſung ift die Anweſenheit der Mehrheit der ge» 
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jeglichen Anzahl, aljo von 199 Mitgliedern note 
wendig ; jedoch wird Die Beichlußfähigkeit vermutet. 
Die Prüfung und Gültigfeitßerflärung der Wahlen 
ſteht dem Reichstag ſelbſt zu ; ebenfo regelt er ſei⸗ 
nen Geſchäftsgang und feine Disciplin felbft 
(vev. Gejchäftsordnung vom 10. Februar 1876). 
Die Auflöfung des Reichstags kann nur durch 
einen Beichluß des Bundesrates unter Zuftimmung 
des Kaiſers erfolgen; im Falle einer Auflöfung 
haben binnen 60 Tagen nad; derjelben die Neu⸗ 
wahlen ftattzufinden, und binnen 90 Tagen muß 
der Reichstag wieder verfammelt werden. Eine 
Vertagung darf ohne Zuftimmung des Reichstags 
nur einmal innerhalb derfelben Seffion und nicht 
über 30 Tage hinaus ftattfinden. 

Die Wahl- oder Legislaturperiode betrug ur⸗ 
prüngli nad Art. 24 der Reichsverfaſſung 
drei Jahre. Nachdem jedoch der Reichstag 1887 
aufgelöft worden war, weil er die bedeutenden 
Mehrforderungen für Heereszwecle für drei, und 
nicht auf fieben Jahre bewilligt hatte, wurde aus 
der Mitte des Reichstags der Antrag auf Ber 
längerung der Legislaturperioden auf fünf Jahre 
geftelt, von dem Reichstag ſelbſt und auch von 
dem Bundesrat angenommen und am 19. März 
1888 zum Reichsgeſeß erhoben. Als ausgleichen⸗ 
des Gegenmittel gegen die Gefahren, bie allenfalls 
das allgemeine direfte Wahlrecht mit ſich führen 
tönnte, hat endlich die Reichsverfaſſung nad dem 
Vorbilde Englands angeordnet, daß die Mitglieder 
des Reichstags als ſolche feine Beſoldung ober 
Entfchädigung beziehen dürfen. Die Zwedmäßig- 
feit diefer Beftimmung für Deutſchland muß ent- 
Inder beftritten werden, denn bie Zahl ber Ber« 
onen, die ein Mandat ohne Benachteiligung ihrer 
Intereſſen übernehmen fönnen, ift bei uns nicht 
groß. Man verlangte daher bald ziemlich von 
allem Seiten die Gewährung von Diäten für die 
Abgeorbneten; ber Bundesrat hat aber, abgeſehen 
von freier Fahrt auf den deuiſchen Eifenbahnen 
(feit 1874) für die Zeit der Tagung ſowie acht 
Zage vor Beginn und nah Schluß berjelben, 
biejem Verlangen bis jetzt nicht nachgegeben. 

Die Rechte des Reichstags find: 1. Die Mit- 
wirkung bei ber Geſetzgebung des Reiche. Dabei 
bat der Reichstag ebenjo wie der Bundesrat das 
Recht, Gefepesvorichläge aus ſich heraus zu machen 
(die fogen. geſeßgeberiſche Initiative). 2. Die 
Mitwirkung bei der Finanzverwaltung bes Reiche; 
ber jährlich aufzuftellende Reichehaushaltsetat 
unterliegt ber Genehmigung bes Reichstags. 
Ebenfo bedarf die Aufnahme von Reichsanleihen 
ober Die Übernahme von Garantien zu Laften des 
Reichs feiner Zuftimmung; auch fteht ihm über» 
haupt die Beauffichtigung des Reichsſchulden⸗ 
weſens zu. 8. Auch in den äußeren Angelegene 
heiten hat er infofern mitzuwirfen, als Verträge 
mit fremden Staaten, welche fi) auf Gegenftände 
beziehen, die der Reichägejeßgebung unterftehen, 
zu ihrer Gültigfeit der Genehmigung bes Reichs⸗ 
lags bebürfen; fo unterliegen 3. B. bie Handels- 
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verträge mit fremden Staaten feiner Genehmigung. 
Im übrigen hat der Reichstag als Vertreter des 
Volkes das Recht, Petitionen entgegenzunehmen, 
Sjuterpellationen an die Regierung und Adreſſen 
an den Kaiſer zu richten. 

Zu den Rechten, welche dem Bundespräfl« 
dium zuftehen, gehört aud die Ernennung bes 
Reichskanzlers. Die Reichsverſaſſung behandelt 
dieſen wichtigften Reichsbeamten jehr kurz. Art. 15 
feet: Der — im Bundesrate und die Leitung 

er Geſchäfte ſieht dem Reichskanz ler zu, der 
bom Kaijer ernannt wird und ſich durch jedes andere 
Mitglied des Bundesrats vertreten lafjen kann; 
Art. 17: Die namens des Reich zu erlafjenden 
Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers be= 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung 
des Reichslanzlers, der dadurch die Berantwortung 
übernimmt. Der Reichskanzler hat aljo eine 
Doppelſtellung: er ift Vorfigender des YBunbes- 
rats und anderſeits bie oberfte Reichsbehörde. 
Das Reich Hat nur diefen einen Miniſter. Er 
gegenzeichnet die Regierungsverfügungen des Kai ⸗ 
ſers und ift Vorgefepter aller Reichsbehörben mit 
Ausnahme des Dlarinefabinetts, d. 5. des Bureaus 
bes Kaiſers für Angelegenheiten ber Kriegsmarine, 
bes Reichsmilitärgeriht® und (in Kommando⸗ 
fachen) des fommandierenden Admirals. Man 
Tann ihn als Reichgminifter Des Kaiſers bezeichnen, 
der daher auch die Vertretung der dieſem vere 
faſſungsmäßig zuftehenden Rechte wahrzunehmen 
bat, namentlich bie völferredhtliche Vertretung des 
Reiche (Art. 11). Diefe führt zu dem in 'der 
Reichsverfaſſung ausdrüdlic anerkannten Rechte 
bes Kaiſers, Geſandte zu beglaubigen und zu 
empfangen. Hiermit ift die auswärtige Politif 
zur Reichsſache geworben, wenn auch nicht zur 
ausſchließlichen. Denn neben dieſem Rechte des 
Reichs befteht für die Bundesſtaaten das aftive 
und paſſive Gefandtenreht, und zwar ſowohl 
innerhalb als außerhalb des Reichs, unbeſchränkt 
fort. Jeder Bundesftaat kann mit dem Ausland 
ins Benehmen ltreten, wenn e8 ſich um einen fein 
Intereſſe berührenden Fall Handelt. Für Bayern 
2 außerdem noch das ihm zuftehende unumfchränfte 

efandtichaftsrecht in dem Bundesvertrage aus- 
drüdlich anerkannt worden. 

Als BVorfigendem des Bundesrats liegt bem 
Reichslanzler namentlich die Vermittlung von 
deſſen Geſchäften mit den Regierungen der Bun- 
desſtaaten und bem Reichstag ob. Ex kann, aber 
muß nicht zugleich preußifcher Bundesratsbevoll⸗ 
mädhtigter oder preußiſcher Minifter fein. Seit 
dem Stellvertretungägeleß vom 17. März 1878 
kann er in ber Verantwortlichfeit vor dem Reichs⸗ 
tag und in ber Gegenzeicänung entlaftet werben: 
1. durch einen ‚Öeneralftellvertreter (Vicelanzler; 
gewöhnlich der Staatsfefretär des Innern); 2. durch 
Specialftellvertreter für einzelne Reſſorts, als 
welche nur die Vorflände ber Reichgämter IV 
und IX—X beftellt werben können. Das Eha- 
ratteriſtiſche dieſes Geſetzes befteht Darin, daß es 
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in feinem Art. 3 dem Reichslanzler vorbehält, and) 
während ber Dauer ber Stellvertretung jede Amts- 
handlung ſelbſt vorzunehmen, fo daß der Etel- 
vertreter thatjächlich nur ein Hilfsarbeiter ifl. 
Ohne Gegenzeihnung des Kanzlers ober eins 
dieſer Stellvertreter find die kaiſerlichen Berfü- 
gungen ungültig. Unmittelbar unter dem Reiht- 
fanzler ſteht die Reichskanzlei zur Vermittlung 
ei Verlehrs mit den Chefs folgender 
orts: 

I Das auswärtige Amt des Deutſchen Reichs 
in Berlin, geleitet vom Staatsjefretär für die 
auswärtigen Angelegenheiten, zerfällt in 4 Ab 
teilungen: 1. Abteilung IA für Angelegenheiten 
ber höheren Politik (politiſche Abteilung), Ab 
teilung IB für die Perjonalien; 2. Abteilung 
für Angelegenheiten des Handels und Verfehrä x. 
(Handelapolitifche Abteilung); 3. Rechtsabteilung 
für internationale Rechtsangelegenheiten der Staa» 
ten und Privaten; 4. Kolonialabteilung mit dem 
Kolonialrat für die Verwaltung der Schußgebiete 
mit Ausnahme von Kiautſchou. Unterſtellt find 
ihm die Botjchafter in Paris, London, Rom, Wien, 
Petersburg, Madrid, Konftantinopelumd Wafhing- 
ton, Gefandte, Minifterrefidenten, Gejchäftsträger, 
KRonfuln, Schußgebietsbehörben und die arhäo- 
logiſchen Inftitute in Rom unb Athen. 

IL Das Reichsamt des Innern (früher Reichs⸗ 
Tanzleramt) in Berlin, geleitet von dem Stoatt- 
fefretär de8 Innern, zur Verwaltung, Beauf- 
ſichtigung und Bearbeitung der Reichtangelegen« 
beiten, ſoweit ftenicht bejondern Behörben übertragen 
find, zerfällt in die Gentralabteilung, die Ab- 
teilung für wirtſchaftliche Angelegenheiten und 
bie Abteilung für Hanbelapofitit und Probuftions 
fatiftit. Ihm find unterftellt: 1. das Bundesamt 
für Heimatsweſen in Berlin; 2. die Disciplinar- 
behörben des Reichs für das Verfahren gegen 
Reichscivilbeamte behufs Entfernung vom Amt 
— in erfter Inſtanz entſcheiden 30 Disciplinare 
fammern, im zweiter der Disciplinarhof in Leipzig; 
3. das Ratitifge Amt des Deutfchen Reichs in 
Berlin; 4. die Normaleihungsfommiffion in 
Berlin; 5. daB Reichsgeſundheitsamt (nature 
wiſſenſchaftliche, biologifche, mediziniſche Ahtei- 
lung) in Berlin; 6. bie Behörden für die Unter« 
fuhung von Seeunfällen: das Oberjeeamt in 
Berlin und die Reichskommiſſare bei den Ext» 
ämtern ber Küftengebiete; 7. das Reichöpatentamt 
in Berlin ; 8. die Reihgfommiffare für das Aut 
wanderungsweſen in Hamburg und Bremen; 
9. die Inſpektoren für die Prüfungen der See ⸗ 
ſchiffer und Seeftenerleute ; 10. der Reichsinfpeftor 
für das Seezeichenweſen in Berlin; 11. des 
— ——— in Berlin; 12. die tech⸗ 
nifhe Kommiffion für Seefchiffahrt in Berlin, 
für Begutachtung und Vorſchläge in Seeſchiffahrts · 
angelegeneiten; 13. die Keichsſchullommiſſion; 
14. das Reicsverficherungsamt; 15. das Kanal- 
amt in Kiel für den Nordoſtſeelanal; 16. die 
Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik; 17. der Böden- 
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ausſchuß; 18. die Berufungsfammer über Börfen- 
ehrengerichte; 19. der wirtichaftliche Ausſchuß; 
20. ber Auswanderungsbeirat; 21. die phyſikaliſch⸗ 
technische Reichsanftalt in Charlottenburg; 22. bie 
Direftion ber Monumenta Germaniae historica 
in Berlin. 

II. Das Reihsmarineamt in Berlin für die 
Verwaltung der Kriegsmarine, mit einem Staats» 
ſekretär an ber Spike. Es umfaßt 1. die Eentral« 
abteilung, 2. Nachrichtenabteilung (für Preß⸗ 
fachen), 3. militäriſche Abteilung, 4. Marine» 
abteilung, 5. Waffenabteilung, 6. nautiſche Ab» 
teilung, 7. Mebizinalabteilung, 8. Berwaltungs- 
abteilung, 9. Konftruftionsabteilung, 10. Schiff8- 
neubauabteilung, 11. ftatiftifehes Bureau, 12. Ju⸗ 
ſtitiarat. Ihm unterftehen der fommandierende 
Admiral (aber nur in Verwaltungsfaden; in 
Kommanboangelegenheiten fteht er unmittelbar 
unter dem Kaiſer), alle übrigen Marinebehörden (in 
Verwaltungsſachen), das Gouvernement Kiau⸗ 
tſchou und die deutſche Seewarte in Hamburg. 

IV. Das Reichsjuſtizamt in Berlin unter einem 
Staatsſekretär. Ihm find unterftellt das Reichs- 
gericht und die Reichsanwaltſchaft in Leipzig. 

V. Das Reichsſchaßamt in Berlin unter einem 
Staatsfekretär (Reichsſchatzſekretär) für Finanz-, 
Münz« und Papiergeldweien des Reichs, mit einer 
beſondern Zollaustunftsftelle für Private. Unter 
ihm ftehen: 1. die Reichshauptkaſſe, welche von 
der Reichsbank verwaltet wird; 2. bie Ber 
waltung des Reichskriegsſchates; 3. die Reiche- 
ſchuldenverwaltung, die der preußifhen Haupt» 
verwaltung der Staatsſchulden in Berlin mit 
übertragen und auch mit Führung des Reiche- 
ſchuldbuchs beauftragt ift; 4. die Reichsbevoll⸗ 
mächtigien und Stationscontroleure für Zölle und 
Verbrauchsſteuern; 5. das Miünzmetalldepot in 
Berlin; 6. die Reihsrayonkommilfion dajelbft. 

VI. Das Reichseiſenbahnamt in Berlin. 

VII. Die Verwaltung des Reichsinvalidenfonda 
in Berlin. 

VII. Der Rechnungshof des Deutfchen Reiches, 
verbunden mit der preußifchen Oberre_hnungs« 
fammer in Potsdam. 

IX. Das Reichspoſtamt in Berlin, geleitet vom 
Staatsſekretär des Reichspoſtamtes, mit 3 Ab- 
teilungen: 1. Poftweien, 2. Telegraphenweſen, 
8. für gemeinfame Verwaltungsangelegenheiten. 
Bon ihm reffortieren 41 Oberpoftdireftionen mit 
den ihnen unterftellten Poftämtern, Telegraphen= 
ämtern und Poftagenturen. Dem Reichspoſtamt 
unterftehen ferner bie Reihäbruderei, die General« 
poſtlaſſe das Poſtzeitungs · dad Poſtanweiſungs · 
und das Poſtzeugamt, die Telegraphenapparat · 
werfftatt und das deutſche Poſtami in Kon⸗ 
ſtantinopel. 

X. Das Reichsamt für die Verwaltung der 
Reichseiſenbahnen in Elſaß · Lothringen in Berlin 
mit der Generaldirektion in Straßburg; es berwaltet 
auch die vom Reich im Großherzogtum Luxemburg 
und in der Schweiz gepachteten Bahnſtrecen. 
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XI. Die Behörden der Reichsbank in Berlin: 
das Reichebankfuratorium unter dem Vorfige 
des Reichslanzlers als Auffichtsbehörbe und das 
Reichsbankdireltorium als Verwaltungsbehörde. 

XI. Die Reichsſchuldenkommiſſion in Berlin. 

XII. Das Reichsmilitärgericht in Berlin mit 
einer Militäranwalti—haft und einem Disciplinar« 
hof für Militärrichter. 

Die bei diefen Behörden notwendigen Stellen 
werden zu einem ziemlich großen Teile nur als 
fogenannte Nebenftellen (neben einem gleichzeitig 
zu verjehenden Hauptamte) verliehen. Die Rechte, 
Pflichten und Dienftverhältnifie der Reichsbeamten 
find geordnet durch Reichsgeſetze vom 31. März 
1878,17. März 1878, 20. April 1881 (Witwen- 
und Waifenverjorgung), 15. März 1886 und 
25. Mai 1887 (Penfionsverhältnifie), 5. März 
1888 (Befreiung von Beiträgen für die Witwen« 
und Waijenpenfionen), 17. Mai 1897 und 
20. März 1898 (Aufhebung der Amtslautionen). 

Zu den Gegenftänden, über welche die Geſeß⸗ 
gebung vom Reiche ausgeübt wird, gehört zu⸗ 
nächſt das Zoll- und Handelsweſen. Das Deutſche 
Reich bildet nach 8 83 der Reichsverfaſſung ein 
Zoll- und Handelögebiet, umgeben von gemein» 
ſchaftlicher Zollgrenze. Diefelbe fällt mit der deut⸗ 
Ichen Reichögrenze zufammen, ſchließt das Groß- 
berzogtum Sugemburg und die öfterreihiichen 
Gemeinden Jungholz (im Süden von Kempten) 
und Mittelberg (Vorarlberg) ein und das Frei⸗ 
bafengebiet von Hamburg und einen Teil ber Ge⸗ 
meinde Cuxhaven, die fyreihafengebiete von 
Bremerhaven und Geeftemünde, die Infel Helgo« 
land und einen Heinen Gebietsteil im füdlichen 
Baden ander Grenze des KantonsSchaffhaufen aus. 





on Preußen . . 

» Bremen ... .| 115 659 

„ Kamburg-Euzhaven | 18,55 6235 
en 52,06 3805 


Solausfhläffe 68.07 | iB0sT 
Das deutſche Zollgebiet umfaßt demnach: 


qkm. | Bevölkerung 1895. 









Zollgebiet. 


Daß Deutſche Reich ohne bie | 
Zien fe, — ——— 
:oßherzogtum : 

Rerreißiläe Gemeinden > 
Yungholz und Mittelber: 1482 


6 
Zolgebiet 1 SABTOE, — BEE — 

Das Reich hat die ausſchließliche Geſetzgebung 
über das gefamte Zollweſen, über die Befteuerung 
des Salzes, Tabals, Branntweins, Biers, Zuders, 
Sirups, über den gegenfeitigen Schuß der in den 
einzelnen Bunbesftaaten erhobenen Verbrauchs 
abgaben gegen Unterſchlagungen fowie über bie 
Maßregeln zum Schuße der Zollgrenze. 5 
Bayern, Württemberg und Baden blieb bie 
Beltenerung des inländifchen Branntweins und 
Bieres (Art. 35) und in Eljaß-Lothringen des 


595 52266 840 
2597 
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Bieres (Geſetz vom 25. Juni 1878) der Landes- 
jegebung vorbehalten. Nachdem jedoch die 
übbeutfchen Staaten die einheitliche reichsgeſetz 
liche Regelung der Branntweinbefteuerung vom 
24. Juni 1887 (abgeändert am 16. Juni 1895) 
angenommen hatten, fiel bamit das Reſervatrecht 
für den Branntwein. Hinfichtlic des Bieres be» 
fteht es noch; daher gelten die außerhalb der Brau- 
ſteuergemeinſchaft ftehenden ſüddeuiſchen Staaten 
als Zollvereind-Außland, und für das von dort 
eingeführte Bier tommt eine Übergangsabgabe zur 
Erhebung. Ebenfo haben die genannten jübdente 
hen Staaten und Eifaß-Lothringen an dem in 
ie Reichslafſe fließenden Erträgnifie der Brau- 
en und der Übergangsabgabe an Bier feinen 
teil. 

Die Erhebung und Verwaltung ber Zölle und 
Verbrauchsſteuern bleibt jedem Bunbesftaate inner- 
halb feines Gebietes gegen Erſatz der Verwaltungs · 
koſten und unter Wahrung entiprechender Kontroll» 
maßregeln überlafjen. Die Einzelftaaten find a 
bie Steuererheber für das Reich, und die Zoll- 
beamten innerhalb des Zollgebietes find feine 
Reichsbeamten, ſondern Beamte der Einzelitanten. 

Die Zolpolitit des Reiches war von Anfang 
an ſchwankend. Das Vereinäzoligeje vom 1. Juli 
1869 hatte alle Durchfuhrzölle (Tranfitzölle) ſo⸗ 
wie alle Ausgangazölle aufgehoben. In der fogen. 
Gründerperiobe nad dem Kriege von 1870/71 
galt die Hanbdelsfreiheit, die den Handels- und 
2er mit andern Staaten mögliääft zu 

runde zu legen jet, als das befte und ficherfte, 
ja als das einzige Mittel zur Regelimg eines ge⸗ 
funden Handelsverkehrs zwiſchen den einzelnen 
. Staaten. Die Gründerperiode hatte jebod in 

Deutfchland — wenn aud) nicht allein infolge der 
ziemlich unbeſchränkten Handelsfreiheit — Zuftände 
berbeigeführt, welche die arbeitenden Stände zu 
einem nicht weiter abweißbaren Ruf nach mäßigen 
Schugzöllen veranlaßten. Die verbündeten Re= 
gierungen änderten daraufhin ſeit 1879 ihre Zoll- 
politit; für viele Artikel wurden (teilmeije hoch ⸗ 
gegriffene) Zölle eingeführt. Die Centrumspartei 
benußte diefe Zollerhebungen zur Stärfung ber 
föderativen Grundlage des Reiches, indem fie 
die Einfügung ber fogen. Franckenſteinſchen 
Klaufel in bie verſchledenen Zolltarife vom 
15. Juli 1879 und 24. Mai 1885 durchſetzte. 
Diefe befagt, daß derjenige Ertrag der Zölle und 
der Tabaliteuer, der Die Summe von 130000000 
Mark in einem Jahre überfteigt, ben einzelnen 
Bunbesftaaten nad Maßgabe der Bevölkerung, 
mit welcher fie zu den Matrikularbeiträgen heran» 
gezogen werben, zu übermeijen ift. fibrigens 
enthält auch das Reichsgeſetz vom 1. Juli 1881 
betreffs Erhebung von Reichsftempelabgaben bie 
Beitimmung, daB der Ertrag der Abgaben zwar 
in die Reichskaſſe fließt, jedoch ben einzelnen 
Bundesftaaten nach dem Maßſtabe, in welchem 
fie zu den Matritularbeiträgen herangezogen wer⸗ 
den, zu überweifen ift. 
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Nach 1890 trat bezüglich der Schuhzölle des 
Reiches eine erhebliche Ermäßigung ein. Im den 
Jahren 1891 —1894 wurden mit einer größeren 
Anzahl europäifcher Staaten neue Handeläver- 
träge geſchlofſen, welche zwar auf fchußzölinerifcher 
Grundlage beruhen, aber durch ihre längere Gel« 
tungsbauer (10—12 Jahre) den Handelsbezie⸗ 
bungen eine größere Stetigfeit ſicherten. Solde 
Verträge find namentlich 1891 mit Ofterreich⸗ 
Ungarn, Italien, Belgien und ber Schweiz, 1892 
mit Serbien, 1898 mit Rumänien und 1894 mit 
Rußland zum Abſchluß gelommen; alle laufen 
zunächft bis zum Ende des Jahres 19083, von da 
ab auf ein Jahr nad Kündigung. Hierbei ift 
u. a. der Getreidezoll von 5 auf 3,50 Mark für 
100 kg herabgefeßt worden. Die auch in dieſe 
Handelsverträge übergegangene Klauſel des Rech⸗ 
te8 der meiſtbegünſtigten Nation hat zur Folge, 
daß die Zollherabfegungen, welche aud nur einem 
fremden Staate gewährt werben, unmittelbar allen 
Ländern zugewendet werden müfjen, mit welchen 
Zollverträge unter dieſer Meiftbegünftigungsflaufel 
eingegangen find. Auch Deutihland und Franl- 
reich haben fi im Frankfurter Friebensvertrage 
gegenjeitig dieſelben handelapolitifchen Begünfti- 
gungen vorbehalten, welche England, Belgien, die 

ieberlande, die Schweiz, Oſterreich, Italien und 
Rußland von ihnen eingeräumt erhalten. Die im 
Anſchluß an den Vertrag mit Rußland feit 1894 
durchgeführte Aufhebung bes Identitãtsnachweiſes 
bezwedt bie Erftattung des für eingeführtes aus · 
ländifches Getreide erhobenen Zolles, wenn Dagegen 
eine gleiche Menge an einheimiſchem Getreide 
ausgeführt wird; ebenfo wird für Diehl oder Malz, 
welche im Inlande aus ausländiſchem Getreide 
bergeftellt find und ausgeführt werben, der Ein- 
gangszoll erflattet, 

Au mit außereuropälfchen Staaten find viel- 
fach Handelöverträge abgeſchloſſen worden, zulekt 
1896 mit Japan. Soweit Handelsverträge nicht 
beftehen, gelangen bei ber Einfuhr von Waren 
allgemein die Säge des Zolltarifs vom 15. Juli 
1879, neu redigiert vom 24. Mai 1885, zur Er- 
hebung. 

Zur Vorbereitung und Begutachtung handels· 
politiiher Maßnahmen ift 1897 aus Vertretern 
der Induftrie, der Landiwirtfchaft und des Hanbels 
ein Wirtſchaftlicher Ausſchuß gebildet worden. 

Auch das Eifenbahnwefen ift zum Xeil ber 
Zuftändigfeit der Reichsgeſetzgebung (Art.41—47 
der Reichsverfaſſung) unterworfen. Die Eifen- 
bahnen ftehen in Eigentum und Verwaltung der 
einzelnen Staaten bezw. Gefellichaften; dem Reiche 
gehören nur bie Eifenbahnen in Elfaß-Lothringen, 
welde dem Reichsamte für die Verwaltung ber 
Reichsbahnen in Berlin unterftehen. Im Inter 
effe der een Bey des allgemeinen 
Verkehrs beftimmt jedoch der Art. 41, daB das 
Eifenbahnweien der Beauffihtigung und der Ge- 
ſehgebung des Reiches unterliegen folle. Dem- 
gemäß hat dieſes das Recht, Eifenbahnen zu bauen 
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oder an Privatunternehmer zur Ausführung zu 
vergeben. Jede Eijenbahn ift verpflichtet, fich 
einen Anſchluß gefallen zu lafien; auch ift das 
beftehende Widerſpruchsrecht einzelner Bahnen 
gegen die Anlage von Konkurrenzbahnen burch die 
Reichsverfaſſung gefallen. Die Eifenbahnen jollen 
in den einzelnen Bundesftanten wie ein einheit- 
liches Ne angelegt und verwaltet werben; daraus 
folgt von felbft die Seffeung übereinftimmender 
Betriebseinrichtungen, ineinandergreifender Fahr⸗ 
pläne ſowie birefte Erpebition mit möglichfter 
Gleichheit der Tarife. Auch Hat das Reich das 
Recht, das Tarifweien zu überwachen und in geeig- 
neten Fällen einen Noiſtandstarif (durch Bundes · 
ratsbeſchluß) feſtzuſetzen. Endlich haben nach dem 
Geſeß vom 18. Juni 1873 über bie Kriegsleiſtun 
gen und der Militärtransportorbnung vom 18. Jar 
nuar 1898 die Eifenbahnbehörben ben zur Ver= 
teidigung getroffenen Anordnungen unverzüglich 
Folge zu leiften. Bayern re fteht dem 
Reihe nur das letztgenannte Recht zu ſowie bie 
Befugnis, Eifenbahnen im Interefje der Verteidi- 
gung anzulegen und im Wege ber Gefebgebung 
einheitliche Normen für die Konftruftion und Aus- 
rüftung ber für die Landesverteidigung wichtigen 
Eifenbahnen aufzuftellen. iiber die Ausführung 
diefer Beitimmungen wacht das Reichgeifenbahn« 
amt in Berlin (Geſetz vom 27. Juni 1873), 
welches unter Verantwortung und nad) den Anz 
weifungen bes Reichslanzlers die Aufficht über das 
deuiſche Eiſenbahnweſen führt. 

Wichtig find die Befugniſſe, welche die Ver- 
faffung (Art. 48—52) dem Reiche im Poft- und 
Telegraphenweſen einräumt. Das ganze Poft« 
weien ift als einheitliche Staatsverkehrsanftalt 
für das gefamte Deutjche Reich eingerichtet und 
verwaltet. Ebenjo find die ſaͤmtlichen Staats- 
telegraphen in der Reichstelegraphenverwaltung 
vereinigt worden; dabei find, nad einem Be- 
fehluffe des Bundesrats, die Straßenbauverwal- 
tungen gehalten, die Benutzung bes Straßenlanbes 
zur Anlage von Leitungen unentgeltlich zu ge= 
flotten. Nur Bayern und Württemberg haben 
ihre eigene Poft« und Telegraphenverwaltung 
behalten; doch fteht auch dort dem Reich auß« 
ſchließlich die Gefeßgebung über bie Vorrechte der 
Poſt und Telegraphie, über deren rechtliche Ver« 
bältniffe zum Publitum, über die Vortofreiheiten 
unb das Pofttagwefen, jedoch mit Ausſchluß der 
teglementarifchen und Tarifbeftimmungen für den 
internen Verkehr innerhalb Bayerns bezw. Würt« 
tembergs, ſowie unter gleicher Beſchraͤnkung bie 
ua der Gebühren für die telegraphifche 

orreipondenz zu. Ebenfo regelt das Reich den 
Boft- und Telegraphenverfehr mit dem Außlande, 
ausgenommen den eigenen unmittelbaren Verkehr 
Bayerns bezw. Württemberga mit feinen bem 
Neiche nicht angehörigen Nachbarſtaaten. Das 
Gefeh vom 28. Dftober 1871 über das Poft- 
weſen gilt fomit für das ganze Deutſche Reich, 
welches feit dem 1. Januar 1872 auch ein ein» 
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beitliches Poſtrecht beſitzt. Nach dieſem Geſetze 
bat die Poſt das Recht auf freie Beförderung 
eines Poftwagens bei allen Poſizügen der Staats- 
bahnen, wogegen bei den Privateifenbahnen ſich 
dieſes Recht nad) dem Inhalt der Konzeffiong- 
urkunde bemißt. Sodann find alle Poftfuhrwerte 
und Pferde von Chauſſeegeld und jonftigen Ver 
tehrsabgaben befreit; die Pfändung ift gegen die 
ordentlichen PVoften nicht erlaubt, ebenjowenig 
jegen das gejamte Inventarium ber Boftpaltereien. 

atürlich hat die Poſt aud ein Recht auf ihre 
tarifmäßigen Gebühren, wogegen fie namentlich 
zur Bewahrung bes Briefgeheimnifjes ver» 
pflichtet ift. 

Das Reichspoſtamt mit einem Staatsſekretär 
an ber Spige bildet die oberfte Behörde für das 
feit dem 1. Januar 1876 vereinigie gefamte 
Voft- und Zelegraphenweien des Reiche. Die 
Oberpoftdireftoren und höheren AuffihtSbeamten 
bis einfchließlich der Voftinfpeltoren werben vom 
Kaiſer ernannt und find Reichsbeamte. Die übrigen 
Beamten vom Poftdireftor abwärts erhalten ihre 
Ernennung unter Vereinbarung mit dem Reichs- 
poſtamt von den zuftändigen Landesbehörden und 

nd deshalb preußiſche, jähftjche u. |. w. Beamte. 
reußen bat mit den meiften beutichen Staaten 
(außer mit dem Königreich Sachſen und Sachſen ·⸗ 
Altenburg) Verträge abgefchlofien, kraft deren es 
dort die Rechte de Landesherrn auszuüben hat. 

Die Kriegsmarine des Reichs (Art. 53 —55 
der Verfaffung) ift eine einheitliche unter dem Be⸗ 
fehle des Kaifers. Hervorgegangen aus ber preu⸗ 
Bitchen Kriegsflotte iſt fie zur ausſchließlichen Reichs · 
ſache geworden. Die preußiſche Kriegsmarine ging 
1866 auf den Norddeutſchen Bund und 1871 
auf das Reich über, und das preußiſche Kriegs- 
miniſterium wurde zur Kaiſerlichen Admiralität, 
welche gleichzeitig Oberkommando und Verwal⸗ 
tung umfaßte. Eine Kabinetisordre vom 28. März 
1889 trennte diefe Bereinigung in Oberfommanbo 
und Marineamt und ſchuf ein Marinelabinett, 
welches dem Kaiſer in allen Marineangelegen- 
beiten Vortrag Hält. Seit dem 14. März 1899 
bat der Kaiſer den Oberbefehl über die Marine 
ſelbſt übernommen. Die Stelle bes Oberlom ⸗ 
mandos nimmt der „Abmiralftab der Marine“ 
ein, deſſen Ehef dem Kaiſer unmittelbar unter 
flellt ift und die Disciplinar- und Urlaubs- 
befugnifje eines fommandierenden Generals ber 
Armee ausübt. Dem Kaiſer find ferner unmit« 
telbar unterftellt: die Chefs der Marineftationen, 
der Inſpecteur des Bildungsweſens, der Chef des 
erften Geſchwaders umb der Chef des Kreuzer⸗ 
geihwaders. Im Abmiralftabe werben auch die 
militärepolitifchen Angelegenheiten der im Aug» 
lande befindlichen Schiffe bearbeitet. 

Die Verwaltung der Marine leitet unter Ver⸗ 
antwortung bes Reichskanzlers der Staatsſelretär 
bes Reichsmarineamtes (jeit 28. März 1889). 
Der Geſchaftskreis desfelben umfaßt nad) ber 
Ordre vom 17. März 1891 ohne Ausnahme alle 
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Angelegenheiten, welche die Einrichtung, Erhal⸗ 
tung und Entwidlung der Marine betreffen. Dem 
Staatzfefretär fällt die Herbeiführung aller für 
den Dienftbetrieb erforberlichen Befehle des Kaiſers 
fowie bie Feſtſetzung aller allgemeinen Dienft- 
vorfchriften zu. — Das Reichsmarineamt ift Die 
legte Relursinſtanz in Invalidenangelegenheiten 
ehemaliger Marineangehöriger und Minifterial- 
inftanz in Marine - Erjaf- und Entlafjungs- 
angelegenheiten. 

Der Aufwand für die Marine wird vom Reich 
beftritten; daher find ber Kieler Hafen und Wil« 
beimshaven am Jabebufen Reichskriegshäfen; 
außerdem befteht eine Marinewerft in Danzig. 
Die direfte, vom Ausland unabhängige Ver- 
bindung ber beiden Neichäfriegshäfen vermittelt 
der im Juni 1895 eröffnete, 98 km lange Kaiſer⸗ 
Wilhelm - Kanal, für defien Unterhaltung und 
Betrieb das Kaiſerliche Kanalamt“ in Kiel ſeit 
1895 een iſt. 

Die Kauffahrteiſchiffe aller Bundesſtaaten 
bilden (Art. 54) eine einheitliche, unter dem Schutze 
des Reichs ſtehende reg Das Rei 
bat auch die Schiffahrtspolizei (Beftimmung der 
Ladefähigfeit, Ausftellung ber Maftbriefe, Feſt⸗ 
fegung der Bedingungen, von weichen die Er- 
laubniß zur Führung eines Seeſchiffes abhängt), 
ebenfo daS alleinige Recht der Auflage von Ab- 

jaben auf frembe (nicht bundesſtaatliche) Schiffe. 

uf allen natürlichen Wafjerftraßen dürfen Ab- 
gaben nur für die Benupung befonderer Anlagen, 
die zur Erleichterung des Verkehrs (4.8. Schleuſen, 
Kräne) beftimmt find, erhoben werben. 

Kolonien beſaß Deutichland im Gegenfaß zu 
anbern Länbern früher nicht; erſt in neuerer Zeit 
bat das Deutiche Reich begonnen, mit der Er- 
werbung überfeeifcher Länder praltiſch vorzugehen. 
Man z0g dabei flatt förmlicher Einverleibungen 
fogen. Schußgebiete vor, wohl auß dem Grunde, 
weil der größte Zeil der Bundesſtaaten fi 
nur ſchwer hätte dazu beflimmen laſſen, bie 
großen Laften, die mit der Einverleibung ent 
fernt gelegener, unkultivierter Landesteile not⸗ 
wendig verbunden find, zu übernehmen. Die 
Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schubgebiete find 
durch die Geſetze vom 17. April 1886, 15. März 
1888 und 2. Juli 1899 geregelt worben. Hier⸗ 
nad übt der Kaiſer die Schußgewalt im Namen 
des Reichs aus; auch kann durch Zaiferliche 
— * die Ausübung von Hoheitsrechten in 
den Schubgebieten an deutſche Kolonialgejell- 
ſchaften übertragen werben. Gegenwärtig werben 
jedoch bie Schußgebiete ſämtlich als Kronkolonien 
durch ftaatliche Gouverneure (Reichskommiſſare) 
verwaltet. 

Zur weiteren Yörberung überſeeiſcher Unter⸗ 
nehmungen erfolgte die Einrichtung regelmäßiger 
Boftdampficiffverbindungen. Durch 
Geſeß vom 6. April 1885 wurde eine Reichshilfe 
von 4 Millionen Mark für eine Poftdampferlinie 
nad Dflafien und 400000 Mark für eine Zweig- 
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linie von Trieft über Brindifi nad Aleganbria 
auf 15 Jahre bewilligt. Der Bundesrat übertrug 
die Ausführung nebft der Reichshilfe dem Nord» 
deutſchen Lloyd in Bremen. Die Nebenlinie 
Trieft-Brindifir-Alegandria wurde am 27. Juni 
1887 aufgegeben, dafür Genua angelaufen. Eine 
neue Verbindung trat 1890 in Thätigleit. Die 
Aktiengefellihaft „Deutiche Oftafrika-Linie” in 
Hamburg übernahm gegen eine Beihilfe bis zu 
900000 Mark auf zehn Jahre die Einrichtung 
folgender brei Linien: 1. einer tlinie zwi⸗ 
ſchen Hamburg und der Delagoabai mit Anlegen 
in Antwerpen, Lifjabon, Neapel, Port Sard, Aden, 
Sanfibar, Dar» e3-Saläm und Mogambique; 
2. einer Küftenlinie zwiſchen Sanfibar und Lam; 
3, einer Küftenlinie zwiſchen Sanfibar und Inham⸗ 
bane. Auf der erften und dritten Linie waren 
jährli 13 Fahrten im jeder Richtung (alle vier 
Wochen), auf der zweiten jährlich wenigfiens 
26 Fahrten (alle 14 Tage) auszuführen. Durch 
Geſetz vom 13. April 1898 wurden die 1885, 
1887 und 1893 bewilligten Beihilfen des Reichs 
für die Poftdampfer nad) Oftafien und Auftralien 
behufs Einrichtung einer 14tägigen Verbindung 
nad Ehina um jährlih 1'/, Millionen Mark 
erhöht unter Gewährung dieſer gejamten Bei- 
bilfen auf weitere 15 Jahre. 

Das Konſulatsweſen ift in der Reichäver- 
faffung (Art. 56) vollftändig nad} dem Mufter eines 
Einpeitsftantes geordnet und fteht unter der Auf« 
ficht des Kaiferd, welcher die Konfuln nach Ber- 
nehmung bes Ausfchuffes des Bımdesrats für 
Handel und Verkehr anftellt (Geſetze vom 8. No⸗ 
vember 1867, betreffend die Organifation der 
Bundestonfulatefowie Die Amisrechie und Pflichten 
der Bunbestonfuln, vom 10. Juli 1879 über die 
Konfulargericht&barkeit und vom 25. März 1880, 
betreffend die Schiffsmeldungen bei den Konſu⸗ 
laten des Deutſchen Reihe). Zu ihrer Thätig- 
keit gehört unter anderem, daß fie für die Reidjs- 
angehörigen im Auslande die Eivilftandsverhält- 
niſſe beurfunden, Urkunden Iegalifieren und 
Notariatsgefchäfte aufnehmen. In dem Amts» 
bezirk ber beutfhen Konſuln dürfen beutiche 
Landeskonſulate nicht errichtet werden; für dieſe 
treten vielmehr die Reichskonſuln ein. Sobald bie 
Organifation der beutjhen Konfulate dergeflalt 
vollendet ift, daß bie Vertretung der Eingel- 
interefjen aller Bundesftaaten als durch fie ge 
figert vom Bundesrate anerfannt wird, werden 
ſämtliche beftehenden Landeskonſulate aufgehoben. 
Die Zahl der Berufstonfulate hat befonders in 
ben legten Jahren eine erhebliche Vermehrung 
erfahren, und es befinden ſich bereits zahlreiche 
Reichskonſuln in allen bewohnten Teilen der Erbe. 

Das wichtigfte Kapitel der Reichsverfafjung be= 
handelt das Reichskriegsweſen (Art. 57—68). 
Nah Art. 63, Abf. 1 ift das Heerweſen des 
Deutſchen Reiche einheitlich orgamifiert. Die 
bejondern Beitimmungen find enthalten im Kriegs- 
dienftgefeg für ben Norddeutſchen Bund vom 
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9. November 1867 (dur) $ 2 der Reichsverfaſ⸗ 
fung zum Reichsgeſetz erhoben) und im Reichd- 
militärgefeb vom 2. Mai 1874. Die jpäteren 
Neihsmilitärgejehe vom 6. Mai 1880, 31. März 
1885, 11. Mär) 1887, 11. Februar 1888, 
27. Januar 1890, 15. Juli 1890, 8. Auguft 
1893, 28. Juni 1896 und 25. Mär; 1899 
bilden nur Ergänzungen oder Abänderungen zu 
dieſen beiden Grundgejegen. Die Einheitlichkeit 
der Organijation fommt in folgenden Punkten 
zum Ausdrud: 1. Die Gejehgebung über das 
Heerweſen fteht ausfchließlih dem Reiche zu. 
2. Die Aufwendungen für das Heer werden aus 
Reichsmitteln beftritten. 3. Das Heer fleht in 
Krieg und Frieden (mit Ausnahme der bayrifchen 
Zruppen) unter dem Oberbefehl des Kaiſers als 
des oberften Bundesfeldherrn. 4. Ergänzung, 
Gliederung, Ausbildung und Bewaffnung find 
einheitlich geregelt, und zwar find hier im all» 
gemeinen die früheren preußifchen Militäreinrich- 
tungen auf das Reich übertragen worden. Außer⸗ 
lich tritt diefe Einheit darin hervor, daß abgefehen 
von Bayern alle Truppenteile fortlaufend beziffert 
und mit geringen Abweichungen gleichmäßig be⸗ 
leidet und ausgerüftet find; auch tragen feit dem 
22. März 1897 alle Angehörigen des Reichs- 
heeres neben der Landeskolarde bie deutſche Kolarde. 
Ein Reichskriegsminiſterium befteht nicht. Oberfte 
beratende Gentralbehörde unter dem Kaifer ift der 
Ausſchuß des Bundesrates für Landheer und 
Feſtungen“ unter dem Vorfige des preußiſchen 
Kriegsminiſters. Ausführendes oberſtes Organ iſt 
das preußiſche Kriegsminiſterium; dieſes vermittelt 
auch den Verkehr mit den jelbftändigen Kriegsmini⸗ 
flerien von Bayern, Sachſen und Württemberg. 

Die Rechte des Kaiſers als Oberbefehlshaber 
des Reichsheeres find nach der Reichsverfaſſung 
im weientlichen folgende: Er hat über die Volle 
zähligfeit und Kriegstüchtigfeit aller Truppenteile 
zu wachen und kann zu diefem Zwech jeberzeit die 
einzelnen Kontingente befihtigen. Er beitimmt 
den Präfenzftand und die Gliederung des Heeres, 
ſoweit dieſe nicht vom Reiche feftgeftellt find, ferner 
die Dislofation, ernennt die Höchfitomman- 
dierenben der Kontingente fowie die Yeltungs- 
tommandanten ; bei Generalen innerhalb der 
Kontingente ift zur Ernennung feine Zuflimmung 
erforderlih. Er ift berechtigt, für die von ihm 
im Reichsdienſt zu befegenden Stellen Offiziere 
aus allen Kontingenten zu wählen. Er erläßt bie 
Beftimmungen über die Mobilmahung und Hand» 
habung ber Disciplin, hat die Berechtigung der 
Anlage von Feftungen innerhalb des Bundes- 
gebiete und kann in jebem Teile des Bundet- 
gebietes den SKriegszuftand erllären, und zwar 
bis zum Erlaß eines Reichsgeſetzes umter ben 
Borausfegungen, Yormen und mit den Wir 
kungen des preußifchen Geſetzes vom 4. Juni 
1851. Diefe Rechte werden jebod durch den 
mit Bayern abgejchloffenen Bündnisvertrag vom 
23. September 1870 und die mit ben übrigen 
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Bunbesftaaten abgeſchloſſenen und von ber Reichs⸗ 
verfafjung anerkannten Militärkonventionen teils 
erweitert teil8 befchräntt. Abgejehen von Sachſen, 
Württemberg und Bayern haben alle übrigen 
Bundesftaaten durch dieſe Konventionen ihre 
Kontingente dem preußifchen ae wenn auch 
unter ganz verfchiedenartigen Beſtimmungen im 
einzelnen, einverleibt. Diefe Kontingente find 
dadurch Beftandteile des preußiichen Heeres ger 
worden, werben von Preußen verwaltet, und der 
Kaifer übt ihnen gegenüber im weſentlichen die⸗ 
felben Rechte aus wie über die preußiſchen Truppen. 
Dagegen hat er ſich diefen Staaten gegenüber in 
verjhiebenem Umfange feines verfafjungsmäßigen 
Dislolationsrechts begeben (Garnifonierung der 
Kontingente im eigenen Lande). Für die heſſiſchen 
und badiſchen Truppen ift vertraggmäßig vor⸗ 
behalten, daß fie als geſchloſſene Heeresteile der 
preußiſchen Armee einzuverleiben find, und das 
beifiiche Kontingent ift demgemäß als geſchloſſene 
Divifion (25.) dem 18. Armeecorp8 zugeteilt, 
mährend die badifchen Truppen den Hauptteil des 
14. Urmeecorps bilden. Die Wehrpflichtigen des 
Reichslandes genügen ihrer Militärpflicht im 14., 
15. und 16. preußifchen Armeecorps. Bejondere 
Kontingente des Reichsheeres bilden alfo nur noch 
Sachſen, Württemberg und Bayern. Gegenüber 
ben beiden erften ift durch die Militärkonventionen 
an ben Rechten des Kaiſers meniger geändert. 
Vertragsmäßig ift fejtgeitellt, daß die Kontingente 
befondere, in fich gejchlofjene Armeecorps bilden 
mit eigener Militärverwaltung, und daß der 
Kaiſer von feinem Dislokationsrechte nur unter 
bejondern Umftänden und nad) vorheriger Ver⸗ 
einbarung mit dem Landesheren Gebrauch machen 
will. Die Ernennung der Kommandierenden der 
ſächſiſchen Armeecorps erfolgt dur den Kaifer 
auf Vorfchlag des Königs von Sachen, des 
Kommandierenden im württembergijchen Corps 
durch den König von Württemberg nad) vor⸗ 
gängiger Zuftimmung des Kaiſers. Das bay« 
riſche Kontingent bildet auf Grundlage des oben 
erwähnten Bünbnisvertrags einen in ſich ge= 
ſchloſſenen Beſtandteil des beutfchen Bunded- 
heeres mit felbftändiger Verwaltung unter der 
Militärhoheit des Königs von Bayern. Erft im 
Kriege tritt dasſelbe unter den Oberbefehl des 
Kaiſers. Im Frieden fteht ihm nur das Recht 
der Befichtigung zu; jedoch muß er bei jeder 
Infpeftion mit dem König von Bayern über 
die Art der Vornahme und das Ergebnis ins 
Benehmen treten. Auch die vom Reich erlafenen 
Mititärgefehe finden auf Bayern nur jo weit An« 
wendung, als fie den Beftimmungen jenes Ver⸗ 
trags nicht widerfprechen. Doch iſt Bayern ges 
balten, in Bezug auf Organifation, Yormation, 
Bewaffnung, Ausbildung, Gebühren, Vorbereis 
tung der Mobilmahung volle Übereinftimmung 
mit den für das übrige Bundesheer beftehenden 
Normen und den vom Kaiſer erlaffenen Verord⸗ 
tungen herzuſtellen und dauernd zu erhalten. 
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Die gefamte Heeresmacht des Deutſchen Reichs, 
welche im Frieden aus 23 Armeecorps befteht, 
begreift aljo folgende Hauptteile: 1. Die fönig- 
lich preußifche Armee mit 17 Armeecorps. In 
biefelbe find, außer den Mannfchaften aus Elfaß- 
Lothringen , die Wehrpflihtigen von Bremen 
(Militärtonvention vom 27. Juni 1867), Lübed 
(27. Juni 1867), Oldenburg (15. Juli 1867), 
Hamburg (23. Juli 1867), Schwarzburg-Son- 
der&haufen (17. September 1878), Schaumburg- 
Lippe (25. September 1873), Lippe (14. No- 
vember 1873), Walded (24. November 1877) 
und Braunſchweig (1. April 1886) eingereiht, 
indem biefe Staaten von ber Stellung eines 
eigenen Kontingents abgejehen und ihre mili« 
tärifche Bundesteiftung auf Preußen übertragen 
haben. Mit der preußifchen Armee find aufs 
engfte verbunden die Kontingente von Baden 
(25. November 1870), Heflen (13. Juni 1871), 
Medienburg= Schwerin (19. Dezember 1872), 
Medlenburg - Strelit (23. Dezember 1872), 
Sadfen-Weimar, Sachſen ⸗Meiningen, Sachſen ⸗ 
Koburg und Gotha, Sachſen · Altenburg, Schwarz. 
burg-Rubolftadt und Neuß (Militarkonvention 
mit den thüringifchen Staaten vom 15. September 
1873), die ganz in den Etat und die Verwaltung 
der preußifchen Armee übergegangen find. 2. Die 
öniglich ſächſiſchen Truppen, welche das 12. und 
19. Armeecorps bilden (Militärkonvention vom 
7. Februar 1867). 3. Die königlich württem⸗ 
bergifchen Truppen, welche nad) der Konvention 
dom 21. und 25. November 1870 ebenfalls ein in 
fich geſchloſſenes Armeecorps (13.) ausmachen. 
4. Die königlich bayrifhe Armee mit 3 (1., 2. 
und 8, bayr.) Armeecorps. 

Die Koften des Kriegsweſens werben von allen 
Bundesſtaaten getragen. Der Art. 62 beftimmt, 
daß für diefen Zmwed der Reichslaſſe jährlich für 
jeden Kopf der Friedenspräſenzſtärke 675 Mark 
u zahlen find. Thatſächlich ftellen ſich die Koften 
jogar noch höher; denn es betragen nach dem 
Etat von 1899/1900 die fortlaufenden Ausgaben 
für das Reichsheer 519,9, die einmaligen pi a 
zulammen 642,8 Millionen Mart — 
361,4 Millionen im Jahre 1879/80. Neben 
biefen laufenden werden zur Erhaltung und 
Steigerung der Wehrkraft des Reichs fortgeſetzt 
außerordentliche Aufwendungen erfordert. So 
ne im Jahre 1887 zur a — Schlag · 

ertigleit des Heereß, zur Berftärkung der Feſtuugen 
(namentlich Poſen, Straßburg und Meh) und zur 
Bervollfländigung bes Eiſenbahnnetzes im Ynterefie 
der Landesverteidigung über 210 und im Jahre | ba: 
1888 zur Durchführung der neuen Wehrordnung 
fogar 280 Millionen Mark bewilligt worden. 
Das Kriegabudget wird im Reichstag beraten 
und beſchloſſen (natürlich ae von dem 
bayrifhen); die Ausgaben für das Rei 
werben durch das Etatögefeß feftgeftellt. — Um 
im Falle eines Krieges, insbeſondere für bie 
Zwede einer Mobilmachung, ftet bereite Mittel 
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zu haben, ift überdies ein Reichtkriegsſchaz von 
120 Millionen Mark in barem, gemünztem Gelbe 
unverzindlih im Juliusturme der — 
Citadelle niedergelegt. Die Verwaltung des 
Reichskriegsſchazes fteht unter dem Reihsichaf- 
amte. 

Die Stärke des Heeres im Frieden ſowie bie Zahl 
der taftijchen Einpeiten, aus n. basfelbe zu 
beftehen hat, wird im Wege der R 
feltgeftellt. Das Beftreben der Reichäfriegsverwal- 
tung ging von Anfang an dahin, ſich die Ans- 
gaben nicht im Rahmen des Budgets auf * 
Jahr, ſondern für eine Reihe von Jahren ber 
willigen zu laffen, eine Maßregel, für welche nad 
den Anfichten der großen Mehrheit des deutſchen 
Volkes ein genügender Grund nicht vorliegt und 
für die fi) im Reichstag immer nur nad) fiber 
winbung erheblicher Schwierigleiten eine Majorität 
fand. Schon im Jahre 1871 wurden die Friedens» 
präfenzftärfe und die Ausgaben für das auf 
drei Jahre, 1872—1874, fefigeftellt ( Dos 
9. Dezember), und die erforderlihe Summe fogar 
als Averfionalfumme bewilligt; feit 1874 erfolgt 
die Bewilligung immer durch befonderes Gejek 
und damit auf längere Zeit. Der jährlichen Fe- 
ftellung durch den Reichshaushaltsetat unterliegt 
nur nod) die Stärfe an Offizieren, Unteroffigieren, 
Arzten und Beamten. Durch die Reihsverfaffung 
(8 69) war die Friedenspräfengftärte auf 1 Peo- 
zent der Benälferungszahl von 1867 normiert, 
woraus fi eine Stärke von 401659 Mann 
ergab. Durch Reichsgeſeß vom 6. Mai 1880 
wurde diefe Zahl auf die Dauer von fieben Jahren 
(Septennat) bis zum 91. Mär; 1888 auf 
427274 Mann erhöht und am 11. März 1887 
wieder auf fieben Jahre biß zum 31. März 189 
auf 468409 Dann feitgefeßt, nachdem der Reidjs- 
tag, der die Bewilligung nur auf drei Jahre auf 
geipeochen hatte, aufgelöft worden und eine Ren- 
wahl eingetreten war. Schon am 27. Jannar 
1890 erfolgte eine abermalige Erhöhung ber 
Sriedenspräfenzflärte auf 486 983 Mann. Das 
Gefeh vom 3. Auguft 1893 bewilligte nad) vor 
en | aufgegangener Auflöfung des Reichstages wur 
479229 Mann (7754 weniger). Dagegen er 
richtete marı im Jahre 1893 bei den Infanterie 
tegimentern vierte (Halb·) Bataillone; da rs 
biefe als minderwertig erwiefen,, legte man 
1, April 1897 je zwei zu neuen (Bol) Bataillonen 
aufammen, die ihrerſeits wieder je zwei zu neuen 

Regimentern und Brigaden formiert worden find 
(Beige vom 28. Juni 1896). Zulegt ift durch 

eſetz vom 25. März 1899 beſtimmt wor 
den, daß für die Zeit vom 1. Oktober 1899 an 
die Jahresdurchſchnittsſtärle des Heeres an Ge» 
meinen und Gefreiten allmählich derart erhöht 
toirb, daß fie im Laufe des Rehnungsjahres 1903 


iheer | die Höhe von 495500 erreicht und im biefer 


ennat) 


—— bis zum 81. März 1904 (Qu 
ffigiere 


ftehen bleibt; hierzu treten 23 730 
und 79878 Unteroffiziere. 
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Was ben Gerihteftand der Militärperfonen 
anlangt, fo ift für ihre bürgerlichen Rechtsſachen 
das Eivilgericht ihres Garnifonortes zuftändig. 
Dagegen befteht für Straffachen in den Militär« 
gerichten eine befondere Gerichtsbarleit. Eine 
neue, einheitliche „Mititärftrafprogegordnung” ift 
im Frühjahr 1898 befchloffen worden und am 
1. April 1900 in Kraft getreten. Sie führt 
anftatt des geheimen fchriftlichen ein öffentliches 
mündliche Verfahren ein, geflattet dem An⸗ 
geflagten unter gewiſſen Befchräntungen die Wahl 
eines Eivilverteidiger& und beichräntt die Militär 
gericht8barkeit über Referviften im wejentlichen 
auf ihre aktive Dienftzeit unter der Fahne. Man 
unterfcheidet eine höhere und eine niedere Militär- 
gerichtsbarkeit. Vor letztere gehören nur Straf 
fälle von Perſonen, die nicht Offiztersrang haben, 
und auch fo weit nur die mit Arreft bebrohten 
militärifhen Vergehen und die Übertretungen. 
Die erfenmenden Gerichte erfter Inftanz für die 
niedere Militärgerihtsbarkeit find die Stand⸗ 
gerichte, die nur aus Offizieren zufammengefegt 
find. Die höheren Militärgerichte find die Kriegs⸗ 
und Oberfriegögerichte (beiden Generalflommandos 
und dem Oberfommando der Marine) und das 
Reichsmilitärgericht in Berlin mit einem befon- 
dern Senate für das bayrifche Heer. Die Reform 
bebeutet aljo eine Fortbildung im Sinne des 
mobernen Rechtsbewußtſeins unter Wahrung der 
Intereffen einer ftraffen militärifchen Zucht. 

Alle Feſtungen des Reichs unterftehen dem 
„Ausichuffe des Bundesrats für Landheer und 
Feltungen“, in welchem Bayern einen ftändigen 
Sig hat, während die übrigen Mitglieder vom 
KRaifer ernannt werben. Diefer hat (Art. 8 und 
65 der Reichäverfafjung) allein das Recht, inner» 
halb des Reichs Feſtungen anzulegen ſowie 
(Art. 64) Feſtungskommandanten zu ernennen, 
melde ihm den Fahneneid zu leiften haben. 
Handelt es fi um Feftungen oder Ernennungen 
auf württembergifchem Gebiet, fo erfolgt die Ent⸗ 
ſcheidung des Kaiſers nach vorhergegangenem Ein- 
vernehmen mit dem Könige von Württemberg. 
Bayern hat die Koften für die auf feinem Gebiete 
gelegenen Reichsfeſtungen felbft zu tragen und Täßt 
die Anlage neuer Befeitigungen im Wege befonderer 
Vereinigung zu. Im Vergleich mitandern Ländern, 
namentlich mit Frankreich, Hat Deutſchland verhält- 
nismãßig nur wenig Feſtungen. Den Schwerpunft 
der Landesverteidigung in die Armee legend, hat 
es ſeit 1871_eine größere Anzahl von Feftungen 
eingehen laſſen und hauptfächlih nur die an 
der Oft» und Weſtgrenze gelegenen ſowie bie bem 
Küftenſchutz und der Flotte dienenden Anlagen nad 
ben Orundjägen der neuen Beieftigungsfunft aus⸗ 
gebaut. — Die Beſchränkungen des Grundeigen- 
tums durch Feſtungsbauten find durch das Gefeh 
vom 21. Dezember 1871 normiert; dabei ent» 
ſtehende Streitigkeiten entfcheidet die Reichsrayon⸗ 
lommilfion in Berlin. Zur Beratung der im 
Sieden für die Verteidigung des Landes zu 
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treffenden Anordnungen befand von 1875 bis 
1897 die Lanbe&verteidigungsfommiifion. 

Die Reihsfinanzen, die nad) der Berfaffung 
urfpränglich nur auf Zöllen und den Einnahmen 
der Poftverwaltung berupten und im übrigen 
durch Beiträge der Bundesſtaaten nad) einer be 
fimmten, auf die Höhe der Benölferung gegrün. 
deten Matritel (Diatrikularınlagen) aufzubringen 
waren, haben ſich feitdem fehr entwidelt. Zwei 
weniger finanzielle wie politifhe Syſteme ftehen 
in diefer Beziehung einander gegenüber. Das 
eine will das Hei don den Eingelftaaten möglichft 
unabhängig machen und fucht ihm daher neue, 
felbftändige Einnahmequellen zu eröffnen und bie 
Matrikularbeiträge zu befeitigen. Das andere 
fteht auf dem gefchichtlichen Boden der Gründung 
des Reiches und des Bündniffes und wünſcht unter 
allen Umftänden Erhaltung der Matrikularumlagen 
und die Auferlegung eigentlicher Reichsſteuern 
nur für Ausnahmefälle. Natürlich waren beide 
Richtungen genötigt, einander Zugeftändnifje zu 
machen. Während bie letztere nicht verhindern 
konnte, daß neue Reichsſteuüern auferlegt wurden, 
mußte man anderjeit3 zugeben, daß der Ertrag 
berjelben, entgegen ber Beftimmung des Art. 38 
der Reichäverfafjung, nicht in Die Reichskaſſe flieht, 
fondern an die Bundesſtaaten zur Verteilung 
fommt. So werden nad der Franckenſteinſchen 
Klaufel die Einnahmen aus den Zöllen und der 
ZTabafftener, foweit fie 130 Millionen Mark (feit 
1896 behufs Schuldentilgung regelmäßig erhöht, 
für 1897/98 auf 167,5) überfteigen, ebenfo wie 
die Erträge der Verbrauchsabgabe von Brannte 
wein und der Reichäftempelabgaben zur Hälfte 
den einzelnen Bundeßftaaten nad; Maßgabe ihrer 
Bendlferung überwieſen, während bie andere 
Hälfte des Überfchuffes zur Reichsſchuldentilgung 
aurädbehalten wird. Diefe Uberweiſungen mildern 
einigermaßen die Härte der Matrikularbeiträge, 
die vielfach als ungleich verteilt ericheinen, weil fie 
nicht nach der Sieuerkraft des Landes, fondern 
lediglich nad der Kopfzahl der Bewohner aus⸗ 
geworfen find und dadurch namentlich Die Klein« 
ftaaten mit armer Bevölkerung ſchwer belaften. 
Da außerdem ihre Höhe ſehr wechſelnd ift, fo 
ergeben dieſe Schwankungen in den Ansprüchen 
bes Reichs an die Einzelſtaaten für deren Finanz · 
wirtſchaft eine wenig erwünfchte Unficherheit. Ein 
Verfuch, durch Erhöhung der eigenen Einnahmen 
des Reichs Hierin Wandel zu ſchaffen, ift 1894 
und 1895 zunächſt an dem Widerjpruche des 
Reichstages gejcheitert, welcher weber ber vor⸗ 
geſchlagenen Beſteuerung des Weines noch der 
veränderten Befteuerung des Tabals zuftimmte. 
Bei den ftetig wachſenden Ausgaben des Reichs 
fleigen natürlich aud die Matrifularbeiträge jedes 
Jahr: jeit 1892 waren fie immer höher als die 
Überweifungen an die Einzelftanten. Da Bayern, 
Württeinberg, Baden und Elfa-Lothringen die 
Steuern auf Bier für eigene Rechnung erheben, 
Bayern und Württemberg ferner ihre eigene Voft« 
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und Telegraphenverwaltung haben, fo find dieſe 
Staaten an den Erträgnifien der betreffenden 
Einnahmepoften nicht beteiligt, haben aber zum 
Pr entiprechenb höhere Datrikularbeiträge zu 


Die Einnahmen und Ausgaben bes Reicht wer- 
den nad) Art. 69 der Verfalfung für jedes Jahr 
veranfchlagt und in den Reihshaushaltsetat 
gebracht, der vor Beginn des Rechnungsjahres 
durch ein Geſetz feftzuftellen ift. Die Wirtihafts- 
periode des Reiches ift daher verfafjungsmäßig 
eine einjährige und fiel bis 1876 mit dem Ka- 
Ienderjahre zufammen; mit Rüdficht auf die Ge- 
ſchaͤftsdauer der gefeßgebenden Körperfchaften ift 
ihr Anfang feit 1877 auf den 1. April verlegt 
worden. Schon mehrmals hat man auf feiten 
der verbündeten Regierungen den Wunſch gehabt, 
die Bubdgetperiode in eine zweijährige umzuwan ⸗ 
dein, und hat zu dieſem Zweck ſogar einmal, 1882, 
zwei Etat8 vorgelegt. Der Reichstag nahm da» 
mals auch beide in Beratung, aber getrennt, und 
wahrte jo den alten Standpunft. Nur bei den 
Anforderungen für da8 Kriegsweſen wird eine 
Ausnahme (Septennat , Duinquennat) gemacht. 
Die Prüfung der richtigen Einhaltung des Etats 
erfolgt durch die preußiiche Oberrechnungskammer 
en als „Rechnungshof"des Deutfchen 

eichs“. 

Die Aufftellung des Etats geſchieht in der Weiſe, 
daß zunächft Die Ausgaben ermittelt werden; dann 
werden die Einnahmen feftgeftellt. Dabei gelangen 
in erfter Reihe die eigenen Einnahmen des 
Reichs („Nettoeinkünfte“, z. B. die Zölle nad) 
Abzug der Erhebungskoften) zum Anſaß: 1. Ver⸗ 
brauchsfteuern und Zölle: a) Zölle nad) dem Zoll» 
tarif vom 15. Juli 1879 nebſt Nachtragsgeſetzen, 
bejonder8 von 1885, 1887 und 1892 für Ge⸗ 
treide und Mehl; b) Tabatfteuer (für a und b die 
Franckenſteinſche Klauſel); c) Zuderfteuer (Ver- 
brauchsabgabe); d) Branntweinftener (die Ver- 
brauchsabgabe wird nad) dem Gefeh vom 24. Juni 
1887 an die Einzelſtaaten abgewährt; die Maifch- 
bottich« und Malerialſteuer verbfeibt dem Reiche) ; 
e) Salzfteuer; f) Brauftener und Übergangsabgabe 
von Bier in der norbdeutichen Brauftenerge- 
meinfhaft. 2. Reichsftempelabgaben (Geſetz vom 
27. April 1894, abgeändert am 14. Juni 1900). 
Die Börfenfteuer wird an die Einzelftaaten ab» 
geführt, die übrigen Stempelabgaben verbleiben 
dem Reiche: a) Spielfartenftempel; b) Wedhlel- 
ſtempel; c) Stempel für Wertpapiere, Kauf. 
geichäfte und Lotterielofe; d) Statiftifche Gebühr. 
3. Die Uberſchüfſe der Reihapoft-und Telegraphen- 
verwaltung. 4. Uberſchüſſe aus der Verwaltung 
der Eifenbahnen. 5. Einnahmen aus dem Banl- 
weſen (Reichsbank und Banknoteniteuer). 6. Reicht« 
druderei. 7. Sonftige Verwaltungseinnahmen. 
8. Reichsinvalidenfonds. 9. Aus der Veräußerung 
von ehemaligen Feftungsterrains. 10. Uberſchüſſe 
aus früheren Jahren. 11. Außerorbentlide 
Dedungsmittel (meift Anleihen). 12. Matritular« 
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Neben dieſen Einnahmequellen befigt das Reich 
auch Vermögen. Abgeſehen von den Liegenſchaften 
(Rafernen, Poſtgebauden, Reichſstagsgebände zc.), 
welche dem Reichafiskus gehören, und dem Mo- 
biliarvermögen ($eergeräte, Utenfilien der Marine, 
Inventar 2c.) gehören Hierher: die Eifenbahnen 
in Eifaß-Lothringen, im Frankfurter Frieden für 
825 Mil, Francs erworben; der ReichSfriegs- 
ſchatz, 120 Mil. Mark in Silber, über den im 
Kriegsfall mit Zuflimmung des Reichstags und 
Bundesrat verfügt werden kann; enblid) der 
Reichsinvalidenfonds, urſprünglich mit 561 Mill. 
Mark (Ende Mär; 1899 noch 405 741 710) ans 
der franzöfiichen Sriegsentichädigung gebildet, ans 
welchem nicht nur die 1870/71 invalid gewor⸗ 
denen Militärperfonen fowie deren Witwen und 
Waiſen (Gefege vom 27. Juni 1871 und 4. April 
1874), fondern aud) die Invaliden der früheren 
Kriege und ihre Angehörigen (Geſetz vom 21. April 
1886) Penfionen und Unterftügumgen erhalten. 
Diefem Vermögen ftehen nicht unbetröchtliche 
Reichsſchulden gegenüber, deren Verzinfung jährlich 
ca. 76 Mill. Mark erfordert. Die „Reichajchulden- 
verwaltung“ ift der preußifchen Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden übertragen; dieſelbe führt jeit 
1. April 1892 auch das Reichsſchuldbuch. Die 
oberfte Leitung hat der Reichslanzier, foweit das 
mit der Unabhängigkeit der Verwaltung vereinbar 
if. Die Aufficht über die Reihsjjuldenverwalhung 
und die Kontrolle über die Verwaltung des Reichs 
kriegsſchatzes, des Reichsinvalidenfonds und über 
die An und Ausfertigung, Einziehung und Ber- 
nichtung der Banknoten der Reichsbank führt bie 
Reichsſchuldenkommiſſion, welche aus je drei Mit- 
gliedern des Bunbesrats und des Reichstags und 
dem Ehefpräfidenten des Rechnungshofes befleht. 
Für die Kontrolle der Verwaltung der Rei 
invaliden- und Reicsfeftungsbaufonds wird die 
Kommiſſion durch zwei vom Bundesrat und drei 
vom Reichätag gewählte Mitglieder und zur Son- 
trofle der Reichslafſenſcheine Durch ein vom Kaijer 
ernanntes Mitglied verftärkt. Den Vorfig führt 
der Vorfigende des Ausfchuffes für das Redhnungs- 
weſen im Bundesrate. 

In den Bereich der Reichägefeggebung gehört 
auch die gemeinfame Gefeggebung über das ge 
famte bürgerliche Reit, das Strafrecht und das 
gerichtliche Verfahren. Der Fortſchritt auf diefem 
Gebiete ift feit 1866 ein gewaltiger. Die Rechts 
einheit ift jegt im mejentlichen zum Abſchluß ger 
langt; dennam 1. Januar 1900 trat das allgemeine 
„Buͤrgerliche Geſetzbuch“, welches der Reiche 
tag am 18. Auguſt 1896 angenommen hatte, in 
Geltung und gab dem deutſchen Volle ein gemein- 
fames Privatrecht. Gleichzeitig traten Gejeke 
über Hypothefenbanfen, über Zwangsverfteigerung 
und Zwangsverwaltung ſowie über die Angelegen · 
heiten ber freiwilligen Gerichtsbarleit, eine gemein« 
ſame deutſche Grundbuchordnung fowie ein neues 
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ee (vom 10. Mai 1897) in Kraft. 
u den wichtigften gemeinfamen Gejegen gehören: 
1. Das Strafgefeßbudy für das Deutſche Rei 
vom 15. Mai 1871, durch weiches auf dem Ge» 
biete des Strafrecht8 nad) drei Jahrhunderten bie 
Einheit wiederhergeftellt worden iſt. 2. Daß 
Geſet vom 6. Februar 1875 über die Beurkun⸗ 
dung des Perjonenftandes und der Eheſchließung 
ſowie die Führung der Eivilftandsregifter. 8. Die 
organifatorifhen Geſetze, welche mit bem 1. Ol⸗ 
tober 1879 in Kraft getreten find: a) das Ge- 
richtäverfaffungsgefeg vom 27. Januar 1877; 
b) die Eivilprogeßordnung vom 80. Januar 1877; 
c) die Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877; 
d) die Konkursordnung vom 10. Februar 1877; 
e) die Rechtsanwaltſchaftsordnung vom 1. Juli 
1878; f) das Gerichtsfoftengefeg vom 18. Juni 
1878. Das Reich hat in diefer Beziehung mehr 
geleiftet al8 der Art. 4, Nr. 13 verlangt; denn es 
hat in dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz auch bie ge- 
ſamte Gerichtsorganiſation jeiner Gefehgebung 
unterworfen. Den Einzelftaaten ſteht zu, Die An« 
ftelung und Bezahlung der Beamten fowie die 
Disciplinarverhältniffe derſelben zu ordnen, ebenſo 
gehört ihnen bie Gejegebung über Polizei«, Forft- 
und Feldrügeſachen, ſowei ſolche nicht in der 
Reichsgeſetzgebung enthalten ift. Die Rechtspflege 
wird ausgeübt durch Amtsgerichte (Einzelrichter) 
mit ben dazu gehörigen Schöffengerichten, Land⸗ 
gerichte mit Handelslammern und Schwurgerichten, 
Oberlandesgerichte und das am 1. Oftober 1879 
in Leipzig niebergejeßte Reichägericht, deſſen Mit- 
glieder auf Vorſchlag der Bundesſtaaten, beren 
jeber eine beftimmte Anzahl von Stellen zu be» 
jegen hat, vom Kaifer ernannt werden. — Zu 
den Reichsjuftiggefegen gehört auch ein gemein- 
james Reichspreßgeſetz vom 7. Mai 1874. 

Die Reichsverfaffung hat endlich auch Strafe 
beftimmungen bei Unternehmen gegen die Sicher- 
heit des Reichs erlafjen. Jedes Unternehmen 
nämlich gegen die Eriftenz, die Imtegrität, die 
Sicherheit und die Verfafſung des Deutſchen Reichs, 
die Beleidigung des Bundesrats, des Reichstags, 
eines Mitglieb3 diefer Körperſchaften, einer Reichs⸗ 
behörbe und eines Reichsbeamten wird in den 
einzelnen Bunbesftaaten nad) Maßgabe der dafelbft 
beftehenden (jeht Reichs) Geſetze jo beitraft, als 
wenn es gegen den Bundesftaat, defien Verfaſ- 
fung u. ſ. w. gerichtet geweſen wäre (Art. 74). 
Hochverrat und Landesverrat (f. d. Art.) werden, 
injofern diefe Handlungen gegen den Kaifer oder 
das Reich gerichtet find, nad) 8 186 des Gerichts- 
verfofjungsgefeßes von dem Reichägericht abge» 
urteilt. — Streitigkeiten zwiſchen einzelnen Bun · 
desftaaten, jofern fie nicht privatrechtlicher Natur 
find, werden auf Anrufen des einen Teils von 
dem Bundesrate erledigt ; ebenfo find Verfaffungs- 
ftreitigteiten folcher Bundesftaaten, in denen feine 
Behörde zur Eniſcheidung folder Fälle vorgeſehen 
if, auf Anrufen eines Teils gütlich auszugleichen 
ober im Wege der Reichägefehgebung zur Erlebi« 
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gung zu bringen, eine für ben bundesſtaatlichen 
Charalter des Reichs jehr bedenkliche Beftimmung 
(8 75 und 76 ber Reichsverfafjung). Der Bundes⸗ 
tat hat ferner das Recht, die nad) der Berfafjung 
und den beftehenden Gefegen eines Bundesſiaats 
ee Juftigverweigerungen zu  befeitigen 

rt. 77). 

Eigentümliche Beitimmungen enthält die Reichs · 
verfaffung über die Berlalfunnspemäßt, 
Zunächft geht fie darin viel zu weit, daß fie im 
Reichstag zur Genehmigung einer Verfaffungs- 
änderung nur die einfache Mehrheit, wie zu jedem 
andern Beichluffe, verlangt. Im Bundesrat da= 
gegen gilt der Antrag auf Verfaffungsänderung 
als abgelehnt, wenn fi 14 Stimmen gegen ihn 
erheben. Da Bayern im Bundesrate 6, Würt- 
temberg und Sachſen je 4 Stimmen führen, fo 
liegt in diefer Beftimmung ein Zugeftändnis an 
den bundesftaatlichen Eharafter des Reichs, da es 
hierdurch wenigftens dieſen Königreichen, wenn fie 
einig find, ermöglicht wird, jede Verfafjungs- 
änderung hintanzuhalten. Der Art. 78 der Reichs⸗ 
verfafjung enthält ſodann im zweiten Abjat fol» 
gende wichtige Feſtſetzung: „Diejenigen Vor⸗ 
ſchriften der Reichsderfaffung, durch welche beftimmte 
Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältnis 
zur Geſamtheit feſtgeſtellt find, Tönnen nur mit 
Zuftimmung des bereditigten Bundesflantes ab⸗ 
geändert werben.” Die Bundesftaaten lönnen 
alſo zur Abgabe weiterer Rechte, als fie vertrags⸗ 
mäßig abgetreten haben, an bie Geſamtheit wider 
ihren Willen nicht gendtigt werden. Eine An« 
derung der Reichsverſfaſſung in der Richtung des 
Einheitsſtaates Tann daher ohne Zuftimmung ber 
ſämtlichen Bundesftaaten nicht ftattfinden. 

Als Ausführung der in der Reichäverfaflung 
enthaltenen Säge ift noch zu erwähnen das Geſeh 
über die Freizügigleit vom 1. November 1867, 
da8 die unbedingte AufentHalt3- und Nieder- 
lafjungsberedhtigung feitfeßt, und das Gejeß über 
den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870, 
welches auch auf Baben, Südhefjen und Württem=- 
berg, nicht aber auf Bayern und Eljaß-Lothringen 
ausgebehnt ift und jetzt in der Faſſung des Reich» 
geſehes vom 12. März 1894 gilt. Daß man in 
beiden Beziehungen wie aud mit der in ber 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 aufgeftellten 
unbedingten Gewerbefreigeit viel zu weit gegangen 
ift, hat die Erfahrung erwielen, und man hat fi 
bereits zu mehrfachen Einſchränkungen verftehen 
müſſen. Auch Nichtdeutiche können, wenn fie nach 
Deutſchland einwandern, die Reihsangehörigkeit 
erwerben (Naturalifation). Umgekehrt ift den 
Angehörigen des Deutſchen Reichs jederzeit die 
Auswanderung geftattet, ausgenommen den Wehr« 
pflichtigen im Alter vom vollendeten 17. bis zum 
vollendeten 25. Lebensjahre. Im Intereſſe der 
Auswanderer find durch das Geſetz Über das Aus- 
mwanderungswejen vom 9. Juni 1897 ſehr ſcharfe 
Beftimmungen bezüglid) der Auswanderungs- 
Unternehmer und «Agenten getroffen, insbejondere 
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ift die flaatlihe Beauffihtigung des Geſchäfts- 
betrieb8 eingeführt worden. Die näheren Be- 
flimmungen über Naturalifation und Auswan- 
derung enthält daß Geſetz vom 1. Juni 1870 über 
die Erwerbung und den Verluft der Staat- 
angehörigteit. 

in der äußeren Politik war das Deutfche Reich 
vor allem auf Erhaltung des Friedens be= 
dacht. Zu diefem Zivede wurde im September 1872 
das Dreifaiferbündnis mit Rußland und Öfterreich- 
Ungarn abgeichloffen, wodurch e8 gelang, während 
des ruffiich-türfifchen Krieges (1877—1878) den 
Frieden im übrigen Europa zu erhalten. Da die 
Beziehungen zu Rußland infolge des Berliner 
Rongrefies (Juni 1878) erfalteten, ſchloß Bismarck 
am 7. Oftober 1879 mit Oſterreich⸗ Ungarn ein 
engeres Bündnis, dem 1883 auch Italien beitrat, 
und das 1887, 1891 und 1897 erneuert wurde. 
Der Inhalt des deutfch-italienifchen Vertrages ift 
nit genau befannt; der beutich-öfterreichifche 
Mianzvertrag vom Jahre 1879 ift 1888 dere 
Öffentlicht worden und verpflichtet die beiden ver« 
tragſchließenden Reiche 1. zum gegenfeitigen Bei« 
fand mit ihrer gefamten Krieggmacht, wenn Ruß- 
land au nur einen Teil angreifen oder eine 
andere angreifende Macht unterftüßen follte ; 2. zur 
wohlwollenden Neutralität, wenn der eine Zeil 
bon einer andern Macht als Rußland angegriffen 
werden follte. Solange fih alfo Deutichland 
in_einem Kriege Frankreich allein gegenüber 
befindet, hat Hfterreich feine Verpflichtung zu 
einer kriegeriſchen Mitwirkung. Da ein Bünbnie 
zwiſchen Frankreich und Rußland, die beide 
ihre Streitfräfte raſtlos vermehrten, nicht un« 
möglich ſchien, war die Reichsregierung un« 
abläffig darauf bedacht, Die Wehrfraft Deutfch- 
lands zu heben und zu flärten. Zugleich wurden 
in fernen Weltteilen dem Handel neue Wege ge- 
wieſen und koloniale Schubgebiete (ſ. unten) er« 
worben. 

Die innere Politik des Reichs hat mancherlei 
Mißgriffe zu verzeichnen. Zunächſt unterftüßte 
es den Rulturlampf durch drei Geſeße: den jogen. 
Ranzelparagraphen, eine Ergänzung des Straf- 
geſehes vom 10. Dezember 1871, die Ausweilung 
der Jefuiten und verwandter Orden (Lazarijten, 
Gejſeliſchaft vom Heiligen Herzen Jeſu; bis zur 
Belanntmacjung des Bundesrats vom 18. Juli 
1894 auch Rebemptoriften und Prieſter vom 
Heiligen Geift) vom 4. Juli 1872 ſowie die 
Ausweilung der wegen unbefugter Ausübung 
von Kirhenämtern Verurteilten vom 4. Mai 1874. 
Diefe Geſetze find mit Ausnahme des Iehteren 
noch in Kraft, obgleich das Jefuitengefeß mit der 
durch das Reich gewährleifteten Freizügigfeit im 
Widerſpruch fteht und Die Mehrheit des Reichstags 
fi ſchon wiederholt für feine Beſeitigung aus- 
geſprochen hat. In politifcher ge find die 
zahlreichen Prozefje wegen Hoc und Landes- 
berratß gegen das Reich ſowie die wegen Anteil» 
nahme an geheimen Verbindungen eingeleiteten 
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Unterſuchungen unerfreulic. In wirtſchafllicher 
Beziehung wurde das Reich anfänglich nad) hod- 
liberalen Grundfägen, der fogen. Mancheſtertheorie, 
dem freien Spiel wirtſchafilicher Kräfte u. |. m. 
geleitet. Die Folge war die Periode des fogen. 
wirtſchaftlichen Aufſchwungs, der in Wirklichteit 
der wildefte Gründungsſchwindel war und die 
deutſche Induftrie tief ſchaͤdigte. Die Verhältmiſſe 
drängten zur Umlehr, die (1879) wieder einen 
urfprünglih mäßigen Schußzoll für biejenigen 
Erzeugnifje, welche desſelben beburften, herbeie 
führte. Neben ber Induſtrie verlangte dann auch 
die infolge der ruflischen und überſeeiſchen Ron- 
turrenz jehr darniederliegende Landwirtidaft 
Schuß durch Getreidezölle und jehte auch dieſes 
in den Verhältniſſen gerechtfertigte Verlangen 
durch. Bald machte fi aber eine ſtarke Gegen⸗ 
ftrömung bemerkbar, die behauptete, bie Höhe 
einzelner Zolfäge verwandle die Schutzölle in 
Sinanzzölle, führe für einzelne Produzenten ein 
förmliches Monopol herbei und müffe in abjehbarer 
Zeit die notwendigiten Lebensmittel verteuern 
Daher beruhen die in den Jahren 1891—18% 
mit einer größeren Anzahl europäilcher Stoaten 
abgeichlofjenen neuen Handelsverträge zwar auf 
ſchuͤtzzoͤllneriſcher Grundlage, ſichern aber durch 
ihre längere Geltungsdauer (10 bis 12 Jahre) den 
Handelẽbeziehungen zwiſchen den vertragſchließen · 
den Staaten Europas eine gewiſſe Stetigleit. 
Die unangenehmfte Folge der Mancheftertheorie 
war bie Verbreitung focialdemokratifcher Jdeen in 
breiten Schichten namentlich der Arbeiterbenöllerung 
und die darauf geftüßte Gründung einer Partei, 
die das bißherige Wirtfhaftsfuften durch Ein 
siehung der Hauptproduftionsmittel zu Gunften 
des Slaates und durch allgemeinen Siaatsbetrieb 
auf den Kopf zu flellen ſucht. Da dieje Parki 
immer größeren Einfluß erlangte und fich keines 
wegs auf die wiſſenſchaftliche Begründung ihre 
Wirtſchaftsſyſtems beichräntte, fondern eine ſchran· 
tenlofe Agitation gegen die geſamte heutige Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung in Scene jegte, glaubte man 
auf jeiten der verbünbeten —e— mit den 
allgemeinen Strafgeſetzen gegen ihre Beſtrebungen 
nicht ausreichen zu können. Deshalb wurde dem 
Reichätage das Gefek vom 11. Oktober 1878 
vorgelegt, welches den Landespolizeibehorden 
und entftehenden Falls einer Reichsbehoͤrde (im 
Beichwerdefällen) weitgehende Befugniſſe zum 
Verbote von Vereinen, Verfammlungen, Drud- 
föpriften ſocialdemokratiſcher Richtung beilegke 
und zugleich zu Beſchränkungen des Berfamm- 
lungsreqhts, des Verbreitungsrechts von Drude 
ſchriſten, des Rechts auf Beitg und Tragen von 
Waffen > sn es ei für 
einzelne Berfonen chtlich ganzer 
und Bezirke ermächtigte. Namentlich dab Ice 
erwähnte Recht ift im Hinblid auf Aukäpee 
zügigfeitsgefeß ein fehr weit 
Anfang an vielfach, namı 
Gentrumspartei, behauptet 
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wohl den Erfolg gehabt, die an den Tag tretenden 
ſocialdemokratiſchen Ausfchreitungen zu befchränten 
und teilmeife zu verhindern; dagegen hat es nicht 
vermocht, der weiteren Verbreitung jocialdemo« 
kratiſcher Grundfäße unter den breiten Maſſen des 
Volkes entgegemzutreten. Der Reichstag lehnte 
denn auch bie weitere Verlängerung des Socia⸗ 
eg ab, obwohl Fürft Bismard ent- 
ſchieden für die Aufrehterhaltung eines Aus-⸗ 
nahmegejeßes war. Er befand ſich in biefer Frage 
im Gegenfag zu Kaiſer Wilhelm II. Wegen ber 
focialpolitifchen Februarerlaſſe des Kaiſers trat 
dann Bimard am 20. März 1890 zurüd, und 
General v. Caprivi wurde Reichtfanzler. 
Ubrigens muß anerfannt werden, daß man fi) 
in focialer Beziehung doch auch entfchloffen Hat, 
den vieljährigen Forderungen namentlich der 
Gentrumäpartei entgegenzufommen und den Sa, 
daß Die fociale Frage durch polizeiliche Maßregein 
allein nicht gelöft werden könne, praftiich zu be= 
währen. Nachdem ſchon das Geſetz vom 7. Juni 
1871 die Betriebsunternehmer von Eifenbahnen, 
Bergwerken, Fabriken ze. für die bei dem Betrieb 
derfelben herbeigeführten Tötungen und Körper 
verlegungen teilweife haftbar gemacht hatte, begann 
in Berfolg der Botichaft Kaijer Wilhelms I. vom 
17. November 1881 die fogen. focialpolitifche 
Gefeßgebung, deren Zweck und Ziel die ſtaatliche 
Fürforge fürbie arbeitenden Klaſſen bildet. Grund» 
legend find hierbei 1. das Gejeh, betreffend die 
Kranfenverfiherung der Arbeiter, vom 15. Juni 
1883 (10. April 1892); 2. das Unfallverfiche- 
rungsgejeß vom 6. Juli 1884 (in Geltung feit 
dem 1. Oltober 1885), ausgedehnt auf ben ge= 
famten Betrieb der Poſt-⸗, Telegraphen- und 
Eifenbahn-, Mariner und Heeresverwaltungen 
durch Geleh vom 28. Mai 1885, auf Land- und 
Forftwirtihaft am 5. Mai 1886, auf Wege und 
Kanalbauten ſowie Bauarbeiten jeder Art am 
11. Juli und endlich auf die Seeſchiffahrt am 
13. Juli 1887; 3. das Gefeß, betreffend bie 
Snvaliditätg- und Altersverficherung der Arbeiter, 
vom 22. Juni 1889, in Geltung feit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1891, wejentlich umgeftaltet und erweitert 
durch da8 Geſeß vom 18. Juli 1899 (Imvaliden- 
verficherungsgejeb). Namentlich das letzte Geſetz 
bildet einen Darfftein in der Geſchichte der Social« 
reform; feine Wohlthaten kommen 12 Mill. Deut» 
ſchen (7°/, Mil. männlichen und 4'/, Mill. weib- 
lichen Perſonen) zu gute. Auch die Abänderung 
der in ihren Grundzügen ſehr mancheiterlich ge⸗ 
Haltenen Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
(mit zeitgemäßen Abänberungen am 1. Juli 1883 
neu veröffentlicht; Novellen vom 25. Juni 1884, 
17. und 18. ‘uni 1887, 1. Oftober 1900) ftrebt 
die Verbeſſerung der Lage der Arbeiter an. Ins ⸗ 
befonbere ift durch 84 vom 1. Juni 1891 
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Caprivi trat am 26. Oktober 1894 zurück. Der 
neue Reichslanzler, Zürft Hohenlohe, brachte am 
17. Degember einen Gejegentwurf zur Befämpfung 
der auf Umfturz der Staatsordnung gerichteten 
Beſtrebungen ein ; ber Reichstag lehnte jedoch dieſe 
„Umfturzoorlage” am 11. Mai 1895 ab. Am 
17. Oftober 1900 wurde Graf Bülom zum 
Reichskanzler ernannt. 

In den lebten Jahren war die Reichäregierung 
eifrig für die Mehrung ber äußeren Machtſtellung 
des Reichs und insbejondere für bie Stärkung 
feiner Wehrkraft zur See bedacht, und bie Wirren 
auf den Samoa · Inſeln fowie die jüngften Ereige 
niffe in Oftafien tamen ihren weitgehenden Slotten« 
plänen (Gejege vom 10. April 1898 und 14. Juni 
1900) außerordentlich zu ftatten. 

Statiftil. Das Deutfche Reich umfaßt 25 
jelbfländige Staaten und das Reichsland Eljak- 
Lothringen, welches im Frieden zu Frankfurt a. M. 
(10. Mai 1871) von Frankreich abgetreten und 
durch Reichsgeſeß vom 9. Juni 1871 wieder mit 

land vereinigt wurde. Fläche ninhalt 
(mit Ausſchluß der Küftengewäfler an der Oft- und 
Nordfee und des beutfchen Anteils am Bodenſee = 
809 qkm) und Einwohnerzahl. die Tabelle 
auf Sp. 1411 u. 1412 oben). 

An Flächenausdehnung wird das Deutſche 
Reich nur von Rußland, Oſterreich⸗ Ungarn und 
Standinavien übertroffen; an Einwohnerzahl fteht 
es nur erflerem nach. Nach dem Zahlenverhältnis 
der beiden Geſchlechter kommen auf 100 männliche 
108,7 weibliche Berfonen (1890: 108,9; 1885: 
104,3; 1880: 108,9; 1875: 108,6). In Weft- 
falen, Rheinland, Hannover, —— — 
Schaumburg · Lippe und im Reichsland ſowie in 
vielen Yabrif- und Garniſonsorten überwiegt 
das männliche Geſchlecht; in den größten Städten 
aber ift das weibliche an Zahl bebeutend ftärker. Die 
Volksdichtigkeit (97 auf 1 qkm), welche nur 
in Belgien (226), England mit Wales (192), den 
Niederlanden (154) und Italien (110) größer ift, 
hat fi) im Laufe des 19. Jahrhunderts nicht nur 
fehr verftärkt, ſondern ihre Gegenſätze haben ſich 
auch immer mehr verjhärft. Die Ungleihmäßig« 
keit ſchließt ſich eng an die Boden- und Induſirie⸗ 
verhältnifie. Dicht bevölfert find (abgefehen von 
den Gropftädten) die Sandftrihe am Nordrande 
des Mittelgebirges von Oberfchlefien (Kreis Beu⸗ 
then, Stabt und Land, 1497) bis Thüringen und 
dierheinifchen Induftriebezirte (Kreis Gelſenlirchen, 
Stadt und Land, 2036) ; am bichteften das König⸗ 
reih Sachſen mit 353 (Glaudau 446), Reuß 
ältere Binie mit 218 und Rheinland mit 189 auf 
1 qkm. Dünn ift die Bevöllerung in der nord⸗ 
deutſchen Tiefebene: Medienburg-Schwerin 45, 
Medienburg-Strelig 34, Regierungsbezirk Kös⸗ 
fin 41, und am dünnften in den oberbayriſchen 
ae Tolz (20,2) und Garmiſch 
Das Wahstum der Bevölkerung zeigt 
Tabelle auf Sp. 1411 unten. 

45 
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Beböllerung am 2. Dezeinber 1895. Durg quiutige 
Staaten. — — Te jährfie Sumadıne 
männliche weibliche | zuſammen ſeil 1890 in 9. 
4 Rönigreide:; 
Preußen . 15 645 43916 209 684/31 855 123] 1,27 
Bade 2:0. 005 2 846 687| 2971857) 5 818 544} 0,78 
Sohfen . » nr 1838422] 1 949 266| 3 787 688 1,68 
Mürttemberg -» : : . + 1007125) 1074 026 0,4 
6 Großhergogtümer: 
Baben . — 847 281 878183) 1 72546 0,8 
Sfen. — 516516) 522504) 1039020 0,93 
Medlenburg- Schwerin 296 9831| 300455) 597436) 0,64 
Sadjen-Weimar — 164681) 174 686 338 217 0,81 
Medlenburg-Streliß . 50 233 51307] 101 540) 0,7 
Dlbenburg RE, 186 170) 187569) 1,06 
5 Herzogtümer; 
Braunfhweig . . 215 772) 218441] 434213 151 
Sadhjen-Meiningen . d 114424| 119581) 234 005 09 
Sadfen-Altenburg . . . 87746| 92567) 180313 11 
Sadjen-Koburg unb Gotha 104668) 111935) 216 603 0,98 
Anhalt — don 144201) 148097) 151 
7 Fürftentümer: 
Shwarzburg-Aubolftabt. . 43 035 45 650 88 685) 0,66 
Schmwarzburg- Sonbershaufen 37976 40098) 78074) 0,68 
Balbed - :.: . 1... 27 932) 29 834 57 766) 0,17 
Neuß ältere Binie . 32 836) 34 632) 67468 14 
Reuß jüngere Linie z 64 042| 68088) 132130] 19 
Schaumburg-Rippe. - . . 20698) 20531 41224 1,04 
ae ww & 66176 68678 0,95 
3 Freie Stäbte: 
Lubeck. Pr 40273) 43051 4 1,79 
Bremen . ... 96248 100156) 196404 1,76 
Samburg. . 2»... 332570 349062 681 632] 1,3 
Das Reihslanb . 
Elſaß · Lothringen 14507,11 833 178 807 813 1640 986 
Deutſches Reich | 540 657,6 [25 661 250126 618 65152 279 901 





In ganz Süddeutſchland mit Einfluß von | (24831396) ift die Bevöllerung des heutigen 
Eljaß-Lothringen, in den thüringiſchen Staaten, deutſchen Neichsgebiets jährlich um 1,40 Progent 
ſturheſſen, Hannover und Schleswig-Hofftein hat | gewachfen troß der fehr bedeutenden überſeeiſchen 
bie Einwohnerzahl von 1830 bis 1880 durd- Auswanderung (j. d. Art), bie man von 
ſchnittlich nur um 22—36 Prozent zugenommen, | Anfang der zwanziger Jahre bis Ende 1898 
während das Wachshum derjelben in feiner ber auf 6 Millionen jhäßt, wovon nahe an 4 Nik 
acht altpreußiichen Provinzen unter 60 Prozent | Fionen nach den Vereinigten Staaten gegangen find. 
blieb, Im Rheinland erreichte e8 81, in Branden- | Neben der überfeeifdhen Auswanderung findet 
burg 110 Prozent; ähnliche Ziffern finden ſich | auch eine jolche in die benachbarten Staaten flatt; 
nur noch im Regierungsbezirt Wiesbaden und es leben in der Schweiz 112076, in Oſterreich 
im Konigreich Sahfen. Seit 1830 überftieg die | 99303, in Frankreich 83 506. in den Rieder: 
durchſchnittliche Zunahme von 14,5 Prozent (ab- | landen 28 732, in Luxemburg 12296, im Aus 
geſehen von ben Hanſaſtädten) Sadıjen-Alten- | ande überhaupt ca. 3458665 Deutſche. 
burg mit 14,7, Preußen mit 15,4, Schaumburg: | Der Nationalität nad; ift die Bevöllerung 
Lippe mit 15,5, Anhalt mit 23,5, Sachſen mit | zum weitaus größten Zeile deutſch. Won den 
24,5, Braunſchweig mit 24,6, Neuß jüngere | 4,8 Millionen Nichtdeutfchen find ca. 3 Millionen 
Linie mit 25,9 und Neuß ältere Linie mit 29,8 | Polen in Poſen, Schlefien, Oft- und Weflpreußen 
Prozent ; im Abnehmen war die Bevölkerung nur | und in Bommern (Kafjuben), 76000 Mähren und 
in Hohenzollern (— 0,7 Prozent). Seit 1816 Tſchechen in Schlefien, 122000 Litauer in Of- 

preußen, 120000 Wenden in ben Regierung 

Bei — Seat Frankfurt & = Liegniß em 
- — | — 0 000 Dänen in Nordſchleswig 220 tan. 

18 | — enısn 3 se| 11 zojen in Elſaß · Lothringen und 10 000 Wallonen 
1885 | 22083664 | 28922040 | 48855704 | 86,07 | 0,70 im Regierungsbezirt Nachen. Staatsangehörige 


1890 | 2423088; I je 
1505 25801250 Bs1a0sı  S2e7000L | 7 111 Fremde (Ausländer) wurden 1895 486190 ge 
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zählt: 222 952 aus Oſterreich⸗Ungarn, 50 748 
Niederländer, 44875 Schweiger, 28146 Dänen, 
26 559 Ruffen, 22693 Jtaliener, 19619 Fran⸗ 
zoſen, 15788 Amerifaner, 15290 Engländer, 






Ratholiten . 
Eoangelifche 

Sonftige Ehriften 
Jeracliten.. . 
Andere ober unbefannt 


Im allgemeinen find der Norden und die Mitte | 


evangeliih, Sũddeutſchland, der Weften und der 
ſlaviſche Often katholiſch. Ganz oder vorwiegend 
tatholilch find die ehemaligen geiftlichen Befigungen 
in Weſtfalen und Rheinland, Elfaß-Lothringen, 
Baden, Hohenzollern, die altbayriſchen Lande, 
Oberjihle en, Pofen und die von Polen bewohn« 
ten Striche in Weft- und Oftpreußen (Ermland); 


11755 Lugemburger, 11091 Schweden und 
Norweger, 8947 Belgier und 7782 andere. 

Bezüglich des Neligionsbefenntnifjes 
wurden folgende Zahlen ermittelt: 












16 232 651 
28 381 152 62,8 
78031 0, 
11 
0,01 


Einzelftanten überlaſſen. Für die fatholifche Kirche 
beftehen 5 Erz⸗, 14 Suffragan- und 6 egemte 
Bistümer, 3 Apoftolifche Vikariate (Sachſen, An« 
halt und Norbbeutichland) und 2 Apoftolifche 
BVräfelturen (Meißen-Baugen und Schleswig« 
Holftein). 





tatholiſche Enklaven find ferner die ehemaligen | zer; 


Beligungen der Bistümer Bamberg, Würzburg 


und Mainz in Ober» und Unterfranten und das | Pe) 


einftens kurmainziſche Eichsfeld. Die jüdiſche Ber 
völferung ift in feinem Lande Europas (abgefehen 
von Rußland und Öfterreich« Ungarn) zu fo großer 


Anzahl und folder Geltung gelommen wie in! © 


Deutichland. Vorwiegend ift fie in den Städten 


anfäffig, am dichteften in den polnifchen Landes- 
teilen und in den Aheingegenden. Große jüdiſche 


Kolonien haben Königsberg, Polen, Breslau, 
Berlin, Hamburg, Frankfurt a. M., Fürth u. a. 

Verteilung der Benölterung nach dem Beruf 
gemäß den Ergebnifjen der Zählungen vom 5. Juni 
1882 und 14. Juni 1895: 





For —** Banwelen. | 
ai Berteh 458 
— ihaueliche 
— Bien, freie Berufe | 2222983 
A ie Beruf und fangabe . 2246 222 
Grwerbäthätige | 45222118 | 31770387 
Nach den Veröffentlichungen des deutſchen Ge- 
ſundheitsamts für März 1900 ordnen fich die 
32 über 100000 Einwohner zählenden Städte 
wie folgt: 





Belin . 2.2.00. Stuttgart . . 2... 158 
gambıng a Ya |ttone ..ı..! 154 
Inh 2.0. 459 , Bremen . 2... 152 
Reipaig 152 
eben 





Die Ordnung ber kirchlichen Verhältnijfe 
iſt nicht Reichsfache, ſondern der Geſetzgebung ber 













h; Kinfter. Yaben 

born, Trier. 

Seinen deeifng. Sag Paſſau. Bann 

Bamberg. — Dep. 

a e 
Kenprovinz). 

Die altlatholifche ——— ſteht unter 
einem Biſchof in Bonn. Das einheitiiche Organ 
iſt die Synode, welche aus den Geiſtlichen und 
Delegierten der Kirchengemeinden gebildet wird⸗ 
alljährlich zuſammentriti und außer dem Biſchof 
aud) den Synodaltat wählt, der jenem zur Seite 
ſteht. 


Die Scheidung der Proteſtanten in Lutheraner 
und Reformierte iſt nach dem Vorgange Preußens 
(Union von 1817) in vielen Staaten aufgehoben ; 


T 
S4s | indefjen beftehen doc) noch eine Anzahl anerfannter 


teformierter Gemeinden (Sippe, Helfen, Bremen, 
Hannover, Holftein) mit ca. 900 000 Seelen. Die 
Tutherifche Kirche ift am ſchärfſten gegen andere Ge⸗ 
meinden in Mecklenburg abgeichloffen; aud in 
Preußen hat fich aus der unierten Landeskirche eine 
ziemlich große Anzahl von Altlutheranern zu befon« 
dern Gemeinden verbunden. In Preußen, Bayern, 
Sachſen, Württemberg, Elſaß · Lothringen (hier 
nur in der lutheriſchen ice), in Heilen, Sadhjjen- 
Weimar, Sadhjfen-Meiningen, Oldenburg, Braun- 


ſchweig, Anhalt, Lippe, Walde und Hamburg 
"beruht die evangelifche Kirchenverfaffung auf dem 
187 | Synodaliuftem, während in den andern Bundes« 


ftaaten noch die Konfiftorialverfaffung befteht. 
Über die kirchlichen Verhältniſſe der Israeliten 


18 fiehe die Einzelſtaaten. 
118 
1 


Auch die Schulangelegenheiten ordnen die 
einzelnen Bundesſtaalen ſelbſtändig; denn die 


1 Reichsſchulkommiſſion in Berlin Hat nur Anträge 


von Lehranftaltenwegen Ausftellungvon Zeugniſſen 

für den einjährig- freiwilligen Dienft zu begut- 

achten. Sie tritt in ber Regel zweimal (März und 
45* 
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September) zufammen und befleht aus vier ftän« 
digen und zwei wechjelnden Mitgliedern. Preußen, 
Bayern, Sadjfen und Württemberg ernennen je 
ein jtändiges Mitglied; ein fünftes wird abwed)- 
ſelnd von Baden, Heſſen, Elfaß-Lothringen und 
Medlenburg- Schwerin auf 2 Jahre und das 
ſechſle abwechſelnd von den übrigen Bundesftaaten 
nad) der Reihenfolge im Art. 6 der Verfafjung 
ebenfall3 auf 2 Jahre ernannt. An geiftiger Bil« 
dung, infofern diejelbe mit Schulbildung gleich 
bebeutend iſt, ſteht das deutſche Volk allen übrigen 
boran; denn fie ift nicht im Beſitz einzelner Stände, 
Sondern Eigentum des ganzen Volkes, weshalb 
aud) die Zahl der Analphabeten bei den Refruten« 
prüfungen jletig abnimmt. Sie betrug im Jahre 
1878: 1,80, 1888; 0,60 und 1898: 0,07 Pro- 
zent aller Gingeitellten. Der Vollsſchulunterricht 
iſt in allen deutſchen Staaten obligatoriſch; das 
ſchulpflichtige Alter währt vom 6. bis zum 14. (in 
Anhalt für Knaben biszum vollendeten 15.) Lebende 
jahre, Neben den Vollsſchulen beſtehen in den 
meilten Staaten Fortbildungs- (Sonntagd« oder 
Miederholungs-) Schulen, deren Beſuch in Bayern, 
Sadjen, Württemberg, Heſſen, Sadjien- Weimar, 
Sachſen⸗ Meiningen, Sachſen⸗Koburg und Gotha 
und ben beiden ſchwarzburgiſchen Ländern für jene, 
melde feinen andern Unterricht genießen, ebenfalls 
obligatoriſch ift. 

Für den gelehrten Unterricht forgen zahl« 
reiche Mitteljchulen (j. die Einzelftaaten), 20 Unis 
verfitäten, die Afabemie in Münfter und 7 Lyceen. 
Die lehtgenannten Hochſchulen beftehen nur aus 
je einer katholiſch · theologiſchen und philofophifchen 
Vafultät, während bie andern zum’ mindelten 
4 Falultäten befiken; in Breslau, Bonn und 
Tübingen iſt die theologifche Fakultät doppelt 
vorhanden, in Münden, Würzburg und Freiburg 
ift fie fathofifch, an den übrigen Univerfitäten 
evangeliih. Die Gejamtzahl der Studierenden 
betrug im Winterfemefter 1899/1900 33358, 
von denen 1548 bei der fatholifch-, 2418 bei der 
evangelijch-theologiichen, 9804 bei der juriftifchen, 
8066 bei der mediziniſchen und 11522 bei der 
philoſophiſchen Fakultät eingefchrieben waren; am 
ſtürtſten bejucht war Berlin (6478), am ſchwächſten 
Moflot (464). 1869 tam auf 2297, 1889 auf 
1409 und 1899 auf 1568 Einwohner je ein 
Studierender. 

Der Ausbildung in den techniſchen Fächern 
dienen 9 Hochſchulen in Berlin (Charlottenburg), 
Münden, Stuttgart, Wachen, Darmftadt, Hate 
nover, Dresden, Karlsruhe und Braunſchweig, 
ſowie eine große Zahl von Fachſchulen, im Forft- 
weſen 5 Alademien in Eberswalde, Münden, 
Tharandt. München und Hohenheim bei Stutt« 
gart, einige Worftlehranftalten und die Centrals 
forſtſchule zu Aſchaffenburg; im Bergweien bie 
Bergakademien in Berlin, Freiberg und Klausthal 
und 14 Bergſchulen; in der Landwirtſchaft fieben 
tierärgtliche Lehranjtalten in Berlin, Hannover, 
Göttingen, Königsberg, München, Dresden und 
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Stuttgart, verſchiedene landwirtſchaftliche Alade · 
mien und Lehranſtalten, teils für ſich beſtehend 
(Poppelsdorf, Hohenheim, Weihenſiephan u. a.), 
teils in Verbindung mit den Univerfitäten, eine 
Gärtnerlehranftalt in Sansſouci, zahlreiche Adere 
bauſchulen u. |. w. Für die Kriegswiſſenſchaften 
beftehen 2 Kriegsafademien in Berlin und Mün ⸗ 
hen, 2 Artillerie und Ingenieurfchulen, 10 Ktriegs⸗ 
ſchulen und 10 SKadettenanftalten, für das See - 
weſen eine Marinealademie und eine Marineſchule 
in Riel, eine Dedoffizierichule, Matrofen- und 
Werftdivifiond« und Matrojenartillerie » Abtei» 
lungsſchulen, eine Marinetelegraphenſchule und 
zahlreiche Navigations- und Schiffahrtsſchulen; 
für Kunft und Mufit 10 Alademien und zahl 
reiche Kunftichulen und Konfervatorien. 

Als Bildungsftätten von hoher Bedeutung find 
auch die Akademien der Wiflenichaften in Berlin, 
Münden, Leipzig und Göttingen, die zahlreichen 
Bibliothelen, Sammlungen und Geſellſchaften für 
wiſſenſchaftliche und Kunftzwede zu erwähnen. 
Wefentlich gefördert wird der wifjenfchaftliche 
Verkehr und die allgemeine Voltsbildung durch 
die eigentümliche, zwedmäßige Einrichtung des 
beutjchen Buchhandel, deſſen allgemeiner Stapel«, 
Meß- und Börſenplatz Leipzig beinahe 700 Buch 
handlungen befikt; Berlin und Stuttgart find 
ebenfalls Hauptpläge des Kommilfionsgeichäftes. 
Der deutſche Buchhandel (Deutichland, Hfterreih 
und deutiche Schweiz) lieferte 1899 23 715 (1856 
biß 1895 : 542351), der Mufifalienhandel 1897 
12274 Werke, in der Reichepoftzeitungslifte 
waren 1898 12104 (1893: 10496) Nummern 
eingetragen. 

Nach der vom Reichsgeſundheitsamt aufgeftellten 
Statiftit belief fi die Gefamtzahl der appro= 
bierten Arzte 1899 auf 26689, je einer auf 2066 
(1889 auf 2641) Einwohner. Die Gejamtzahl 
der approbierten Zahnärzte betrug 1422, die der 
Apothefen 5384, je eine auf 10248 (1889 auf 
10206) Seelen. 

Wirtfhaftlihe Verhältniſſe. Deutig- 
land, vorallem ein Land des Aderbaus und ber Vich- 
zucht, ift im allgemeinen fruchtbar und wohlbeſtellt 
und jelbft in ſandigen und moraftigen Gegenden 
urbar gemacht. Der Umfang des Beſitzes in einer 
Hand zeigt eine vorteilhafte Miſchung großer, mitt» 
lerer und Heiner Befigungen. Die größte Zerflüd« 
lung des Grunbeigentums findet ſich im Weflen, 
während im Often und Nordoſten durchſchnitilich 
größere Güter vorhanden find. Auf die Land- 
wirtſchaft entfielen nach der Berufszählung vom 
14. Juni 1895 (5. Juni 1882) 18501307 
(19225455) Perſonen, d. h. 35,6 (42,4) der 
gefamten Bevölkerung, darunter 8,3 (8,23) Mil- 
lionen Erwerbsthätige. Von der Gefamtboden« 
fläche famen 1893 48,8 Prozent auf Aderland. 
Gärten und Weinberge, 11,0 auf Wiefen, 5,3 auf 
Weiden, 25,8 auf Forften und Holzungen und 
9,1 auf Haus- und Hofräume, Wege, Gewäſſer, 
Od« und Unland. Von der Iandwirtjchaftlic ber 
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nupten Fläche (35,2 Millionen ha) entfielen 1895 
1808444 ha oder 5,6°/, (1882: 1825938 
oder 5,7) auf Parzellenbetriebe (unter 2 ha), 
18007859 oder 40,0 (12348601 oder 88,8) 
auf Stleinbetriebe (2—20 ha), 9869837 oder 
80,38 (9908170 oder 31,1) auf bäuerliche Be» 
triebe (20—100 ha) und 7831801 oder 24,1 
(7786263 oder 24,4) auf Großbetriebe (100 
und mehr ha). 

Der Aderbau wird zwar überall mit Umficht 
und Verftändnis betrieben, ift aber nicht im ſtande, 
den Bedarf des Landes zu declen. Am ausgebehn« 
teften, über 60 Prozent der Gejamtbodenfläche, 
ift nad) den Erhebungen von 1898 die Aderfläde 
in Pofen, in der Provinz Sachſen und in Anhalt; 
in Lübel, Sachſen⸗ Altenburg, Schwarzburg- 
Sonderöhaufen, Medienburg- Schwerin, Schleg- 
wig-Holftein, im Königreich Sachſen, in Schlefien, 
Sachſen · Weimar, Pommern, Weit- und Oft: 
preußen, Sadjen-foburg und Gotha, Lippe, 
Braunſchweig und Heſſen nimmt fie mehr als 
50 Prozent in Anſpruch; dagegen beträgt fie in 
ve nur 88,1, in Oldenburg 29,2 und in 

remen 26,7 Prozent. Drei Fuͤnftel des ge 
famten Aderlandes find den Getreidearten und 
Hülfenfrüchten gewibmet. Hauptfrucht ift Roggen, 
in Eifaß-Lothringen, Hefien, Braunſchweig und 
den fächliihen Herzogtümern Weizen; Gerfle in 
Sadien-Weimar, Hafer in Schleewig-Holftein, 
Buchweizen in den Regierungsbezirten Schleswig, 
Lüneburg und Königsberg. In einigen Gegenden 
Süddeutichlands (befonders in Baden und Würt« 
temberg) wird Dinfel (Spelz) ftatt Weizen und 
Mais ga legteren braucht man in den nörd» 
lichen Gegenden meift grün als Viehfutter. Die 
Anbaufläche für Kartoffeln (1/,0 des Gelamtareals) 
iſt in der Rheinpfalz, in Heffen, im Unterelfaß und 
in Brandenburg verhältnismäßig am größten, in 
Schleswig · Holſſein und Medienburgam geringften. 

Die Hauptfige des Runkelrübenbaues (400000 
ha oder 1,1 Prozent der landwirtſchaftlichen Fläche) 
find die preußiihen Provinzen Sachen und 
Schlefien und die Herzogtümer Anhalt und Braun- 
ſchweig. Mit Hopfen waren 1898 38 740 (1890: 
44505) ha bebaut, wovon 24861 auf Bayern 
(beionder8 Mittelfranken) entfielen, welches 
131040 Doppelcentner lieferte; auch Württem« 
berg, Unterelfaß, Baden und Poſen treiben Hopfen- 
bau, deſſen ganze Erntemenge 1898 218670 
(1890: 247 810) Doppelcentner, 5,6 auf 1 ha, 
betrug. Zabaf bauten 1898 im deutſchen Zoll- 
gebiet, befonder8 in Baden, der Pfalz, Eljaß- 
Lothringen, Mittelfranfen, Brandenburg und 
Pommern 139171 (1890: 180200) Pflanzer 
auf 17652 (20114) ha. Der Ertrag in getrod« 
neten ZTabatblättern ftellte fi auf 325590 
(423 720) Doppelcentner, 18,5 (21,1) auf 1 ha. 
Die inländiſche Tabalkultur Hat an Ausdehnung 
erheblich eingebüßt. — Die Kunft- und Handels 
gärtnerei (1895: 32540 Betriebe auf 23570 ha 
Fläche) wird namentlih in Mitteldeutichland 
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(Erfurt, Halle, Quedlinburg u. a.) und in der 
Umgebung größerer Städte eifrig betrieben; bie 
Obſttultur ift für manche Gegenden bes ſüdlichen 
und mittleren Deutfchlands von hoher Bedeutung, 
namentlich fürdie Pfalz, Elfaß-Lothringen, Baden, 
Württemberg, Heflen, die Rheinprobinz Thüringen 
und Sachſen. — Bon Farbpflanzen ijt der Waid, 
defien Kultur ehemals in Thüringen in großer 
Blüte ftand, durch den Imdigo faft völlig ver⸗ 
drängt; Krapp und Safflor werben in Sachen 
und Scleflen nod gebaut. — Weinbau, defien 
Erzeugniſſe zu den beften der Welt gehören, wird 
befonder8 in Eljaß-Lothringen, Württemberg, 
Rheinpfalz und Franken, Baden, Rheinheſſen und 
im Regierungsbezirt Wiesbaden betrieben. Die im 
Ertrag fiehende Erntefläche betrug 1898 117279 
(1893:115 766) ha; der Ernteertrag an Wein- 
moft 1406000 (3820000) hl, 12 (33) auf 1 ha; 
der Wert der Ernte 51.8 (132,1) Millionen Mart. 

Die Forſtwiriſchaft hat einen hohen Aufſchwung 
genommen und behauptet eine wichtige Stelle im 
deutfchen Vollshaushaite, wenn auch die Einfuhr 
an Do größer iſt als die Ausfuhr. Die ehemals 
großen Waldungen find zwar fehr gelichtet, zum 
Zeil jogar vernichtet ; immerhin beträgt die Wald» 
fläche noch ein Viertel des Geſamtareals: 13,7 Mil« 
lionen ha. Der Beftand ift fehr ungleich verteilt 
und nimmt von Süden nad) Norden, und, im 
Norden wieder von Often nad) Welten ab. h⸗ 
rend er naͤmlich in Süd- und Mitteldeutſchland 
zwiſchen 30 und 40 Prozent (Hefien-Nafjau) der 
Geſamtfläche ſchwankt, finkt er im nördlichen 
Flachlande und verringert fi von 21 Prozent in 
Weftpreußen bis auf 10,6 in Oldenburg und 
6,6 in Schleswig-Holftein. 

Auf das MWiefenland entfallen ausgedehnte 
Flächen im rechtsrheiniſchen Bayern (17,6) und 
Neuß (16,8); mehr als 11 Prozent nehmen die 
Wieſen in Württemberg, Baden, Elfaß-Lothringen, 

efien, Oftpreußen, Sachſen, Hefjen-Nafjau, 

chaumburg⸗ Lippe, Oldenburg und Meiningen 
ein. Diefe Gegenden erfcheinen daher geradezu 
beftimmt für die Viehzucht, die in den Alpen und 
an ber friefifchen Küfte ſelbſtändig, fonft mit dem 
Aderbau verbundenift. Das nordiveftliche Deutſch · 
land giebt Vieh, Fleiſch und Butter an England 
ab, das füdmeltliche an Frankreich, die Schweiz 
und Italien. 

Der Biehftand und fein Verhältnis zur Fläche 
(auf 100 ha) ift folgender : 


Zählung. Shweh: 


d. Januar 08 


85,5 17,0 
| 10887000 | 14275000 
20,1 284 


ne. 
55 


Jess, 65 2.2 
1. Degember | 4098000 | 18491.000 
1897. | 2 

Die Pferdezucht, weiche in Oftpreußen (Tra- 
tehnen), Medlenburg, Schleswig-Holftein, Han- 
nover und Oldenburg Berühmtheit erlangt hat, 
dedt den Bedarf nicht, und die Einfuhr aus Ruß ⸗ 
land und Oſterreich · Ungarn überfteigt bei weiten 
die Ausfuhr. Die Schafzudt ift ſiark im Ab⸗ 
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nehmen begriffen und nur nod) in den medien- 
burgifchen Großherzogtümern, Hannover, Schle- 
fien und Thüringen von Bedeutung. Die meijten 


Ziegen finden ſich in Sachſen, Thüringen, Braun- |< 


ſchweig und Heſſen; Nordbeutichland, namentlich 


Bommern, hat eine durch zahlreiche Seen und |?! 


Zeiche begünftigte Gänſezucht. Die Bienenzucht 
ift in den Gebirgs· und Heidegegenden verbreitet 
und am bebeutendften in Heflen-Nafjau, Rhein- 
land, Hannover, Schleewig-Holfteinund Schlefien. 
Fiſchzucht in Teichen ift nur im Often von einiger 
Wichtigkeit; in den legten Jahrzehnten ift die 
künſtliche Fiſchzucht in Aufnahme gefommen, und 
allenthalben jorgen Vereine (ber Deutſche Fiſcherei⸗ 
verein) für die Wieberbevdlkerung der Gewäſſer. 

Das Emporblühen und Gedeihen der Boden- 
Kultur und Viehzucht fördern weſentlich die zahl» 
reichen landwirtſchaftlichen Lehranftalten und Ger 
eine (ſ. die Eingelftanten). Gentralorgan ift der 
Deutjche Landwirtſchaftsrat in Berlin, ein aus 
Vertretern der landwirtſchaftlichen Hauptvereine 
Deutichlands 1872 gebildetes Kollegium zur Wahr» 
nehmung der landwirtſchaftlichen Interefjen beim 
Reichslanzler, Reichstag und den Regierungen. 
Er tritt jährlich einmal zufammen und befteht aus 
fo vielen Delegierten jedes einzelnen Staates, als 
diefer Stimmen im Bundesrate hat; die Wahl- 
periode ift eine breijährige. Daneben tritt in Berlin 
zeitweilig der Kongreß deutſcher Landwirte zufam« 
mer® auch der Vollswirtſchaftsrat in Berlin ift hier» 
ber zu zählen, da er in feiner Seftion für Forſt · und 
Landwiriſchaft Entwürfe von einfchlägigen Ge- 
fegen und Verordnungen zu begutachten hat. End« 
lich dienen auch zahlreiche landwirtſchaftliche und 
Bodenkreditanftalten, Nenten«, Vieh⸗, Leih« und 
Sparkaffenund verſchiedene Berficherungsanitalten 
den Intereffen der Landiwirtihaft und Viehzucht. 

Berg» und Hüttenwefen flehen von alters 
ber in Deutfchland auf Hoher Stufe, und noch heute 
find die Deutfchen darin die Meifter und Lehrer 
anderer Bölfer. Rei) an Mineraljhägen ver» 
ſchiedener Art find befonders Schleſien, Sachen, 
Thüringen, der Harz, Weitfalen, die Rheinprovinz 
und Eljaß-Lothringen. Die preußifche Monardjie 
übertrifft an Produftiongmenge von foſſilen Kohlen 
und Roheiſen alle Feitlandäftanten Europas, von 
Zink alle Staaten der Erde. Die Berufszählung 
von 1895 macht folgende Angaben: 
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laslazleE Förderung. 
Produkte, Eur] 288 — In - 
= & | 1000 | 1000 
SE RE \zonnen.| Mark. 
7 7 
fenerze [ess| ss 88920 | 159013 | 60825 
Rupfererge | 20! 48 | 14454 | 7088| 19085 
eierge 2 1144| 88 | 13008 | 1498| 18113 
ginterge ler) sı | 14147 | ML 
teintohfen 2.1881 | — ! 857695 | 96309,7 | 710238 
Brauntohlen |568| — | 42812 |81648,9 | 73380 
Steinfalg 2:01 71 887 | 8078| seo 
Ralifalge . . . . | 28| 11 | 9482 | 22089 | 29650 
— aus wäfferiger 
fung . . . . ‚118 72 | 6877 | Mas| 47814 


Arnsberg und Köln. Der Bergbau auf Eifenerze 
und ihre Verhüttung hat in den ĩetzten Jahrzehnten 
außerordentliche Foriſchritte gemacht; Hauptfige 
find außer der Rheinprovinz die Regierungsd- 
bezirfe Arnäberg, Oppeln, Hildesheim, Osna-⸗ 
brüd und Lothringen. Bon fererzen erzeugt 
Deutſchland gegenwärtig unter allen europäiſchen 
Staaten die größte Menge, befonders in den Res 
gierung&bezirten Arnsberg und Merfeburg und 
auf dem Harz. Bleierze liefern die RhHeinprobinz, 
bie Regierungsbezirfe Oppeln, Wiesbaden, Sachſen 
und ber Harz; Zinkerze vor allem Oberfchlefien 
und die Regierungsbezirfe Arnsberg, Aachen, 
Köln. Kobalte und Nidelerze finden ſich haupt» 
fächlih in Hefjen-Naffau, Arſenilerze (1896: 
3691 Tonnen) in Schleſien, Manganerze und 
Schwefellieſe ſehr häufig, erftere befonders im 
Wiesbadener, lehztere im Arnsberger Regierungs« 
bezirfe. 1896 wurden 5248 Tonnen Graphit 
(in Bayern), 61552 Tonnen Asphalt (im Elſaß, 
in Braunfhmweig und Hannover) und 20395 
Tonnen Erdöl (im Lüneburgifchen und im Eljaß) 
gewonnen. 

Unter allen Zweigen der Montaninbuftrie 
liefert der Mineraltohlenbau die größten Mengen 
und Werte. Die mächtigſten Steintohlenlager 
find in den Regierungsbezirfen Arnsberg, Oppeln, 
Düffeldorf, Trier, bei Waldenburg in Schlefien, 
bei Zwidau und Dresben in Sachſen und in den 
lothringiſchen Kreiſen Forbach und Bolchen; Braun- 
kohlen finden ſich in den Regierungsbezirken Dierje- 
burg, Magdeburg und Franffurt a. O., in An⸗ 
halt, Sacjjen-Altenburg, der ſaͤchſiſchen Laufig und 
Braunſchweig. Verbraucht wurden 1898 im Zoll- 
gebiet 128217655 Tonnen Stein» und Braun. 
tohlen, auf den Kopf der Bevölferung 2352 kg. 

Der Saljreihtum Deutfchlands ift außerorbent« 
lich groß. Steinfalz wird hauptſächlich in Würt⸗ 
temberg, in den Provinzen Sachſen und Poſen und 
in Anhalt gewonnen ; Ralifalze werden feit 1861 
bei Staßfurt (Regierungsbezirt Magdeburg) und 


554 |bei Leopoldshall abgebaut. Salze aus wälleriger 





Bergwerksbetrieb im Jahre 1898 (f. die Tabelle 
auf Sp. 1420 oben). 

Gold» und Silbererze werden im Erzgebirge 
und im Harz gefördert ; Silber gewinnt man auch 
aus Blei und Kupfererzen in den Regierungs« 
bezirfen Merjeburg, Aachen, Wiesbaden, Oppeln, 





Löfung werben befonders in den Provinzen Sadjlen, 
Hannover und Weitfalen, in Elfaß-Lothringen, 
Bayern, Thüringen, Württemberg und Baden 
hergeftellt. Der Verbrauch an Salz zu Speile 
zwecken betrug 1898 im Zollgebiet 422 598 Ton« 
nen, auf den Kopf 7,7 kg. 

VBernftein wird an ben Küſten der Oftfee, ber 
fonders in Oft und Weftpreußen gefunden; Torf 
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moore von großer Mädhtigfeit beſihen Oft« und 
Weitpreußen, Pommern, Hannover, Schlesiwig- 


Holftein und Medienburg; in Süddeutſchland 

haben ber mwürttembergifche Donaukreis, Ober- 

bayern und Schwaben wertvolle Lager. 
Hüttenbetrieb des Jahres 1898. 
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Gentralftelle für Gewerbe und der Lanbesgewerbe- 
verein in Heffen. Der Vollswirtſchaftsrat in’ 
Berlin hat Entwürfe von einfchlägigen Geſetzen 
und Verordnungen zu begutachten und befteht 
aus 75 vom Könige auf fünf Jahre ernannten 
Mitgliedern, von melden 45 auf Grund ber 
Präfentation von Handelsfammern, faufmänni« 
hen und landwiriſchaftlichen Vereinen berufen 
werben (fönigl. Verordnung vom 17. November 
1880). Als Förberungsmittel ber gewerblichen 
Induſtrie find ferner zu erwähnen die Ausftel- 
lungen, die Gemwerbemufeen in Berlin, Dresden, 


234 | Leipzig, Nürnberg, Kaiferdlautern, Stuttgart, 


Schwäbiih-Gmünd, Um, Karlsruhe und Ham⸗ 


sag |Hurg und bie zahlreichen gewerblihen Schulen. 





In diefer Summe find außer ben angeführten 
Süttenergeugnifen noch enthalten: Duedfilber, 
idel, Zinn, Wismut, Arfenikalien, Schwefel u. a. 
Die deutfche Induftrie hat fi nur langjam 
von den Nachwehen des Dreißigjährigen Krieges 
und den Folgen der franzöfichen Verwuſtungen er- 
holt; die Pladerein und Zollfperren, welche die 
deutſchen Territorialherren wetteifernd verhändken, 
hinderten ihre gedeihliche Entwidtung, fo daß fie 
erft in der Neuzeit einen freieren Aufſchwung 
nehmen konnte. Die Beitimmungen über den 
Gewerbebetrieb unterliegen der Reichsgeſetzgebung. 
Zur Wahrnehmung und Vertretung der In⸗ 
terefien der Inbuftrie und des Handels find die 
dels- und Gewerbefammern berufen, die in 
reußen, Bayern, Sachen, Württemberg, Baden, 
Hefjen, Oldenburg, Medienburg- Schwerin, Sad) 
jen-Weimar, Sachjen-Altenburg, Sadjjen-Mei- 
ningen, Sachſen⸗Koburg und Gotha, Anhalt, 
Braunſchweig den beiden Reuß, Elfaß-Lothringen 
und in den Sanfaftädten beftehen. Gentralorgan 
diefer Kammern ift der am 12. Mai 1861 ein- 
ai Deutſche Handeldtag, zu deſſen Mitglied« 
ſchaft auch bie Handelöfammer in Lugemburg und 
die faufmännifchen Bereine jener Staaten berech⸗ 


tigt find, die feine Handelsfammern befigen. Der | „ 
Deuiſche Handelstag hat bie Aufgabe, die gemein- |" &E 


jamen Interefjen von Handel und Induftrie zur 
Geltung zu bringen; der Vorftand und deſſen 
bleibender Ausfhuß haben ihren Siß in Berlin. 
Don den vielen freien Vereinigungen ber 
Gewerbetreibenden iſt zu nennen der 1876 ge⸗ 


gründete Centralverband deuticher Induftrieller, | Fest! 


deffen Vorſtand feinen Si in Berlin hat und 
der Vereine, Handelsfammern und einzelne Per- 
fonen umfaßt; ferner die große Zahl ber Gewerbes 


dereine, bie pofgtedhnifchen Gejellfhaften in Berlin, * 


Stettin, Frankfurt a. M., Leipzig u. a. Neben 
diefen Vereinigungen find in manchen Staaten 
Kollegien von Sachverftändigen als Gentralorgane 
der Staat8verwaltung eingejebt, um als Beiräte 
der ge Handel und Gewerbe thätig zu 
fein: fo der Volkswirtſchaftsrat in Preußen, die 
Techniſche Deputation in Sachſen, die Centralſtelle 
für Gewerbe und Handel in Württemberg, die 





Endlich find hierher zu rechnen Die Gewerbegerichte, 
die gefeplihen Beftimmungen über Erteilung von 
Erfindungspatenten und über Marfen- und Mufter- 
ſchutz, und die Anftalten für den erwerblichen Kredit. 
anf den reichen Kohlen- und Erzlagern hat die 
gewerbliche Induftrie in den letzten Jahrzehnten 
in großartiger Weiſe Eingang und Entwidiung 
gefunden; fie macht Deutſchland vom Auslande 
nicht nur unabhängiger, fondern liefert bereits 
große Mengen von Erzeugnifien für ben Welt- 
handel. Ihren Sit hat fie namentlich in den 
Großflädten, in den preußiſchen Provinzen Rhein= 
land, Weftfalen, Sachen, Schlefien und Branden- 
burg, im Königreich) Sachſen, in Reuß, Württem« 
berg und Eljaß-Lothringen; aud in ber Pfalz, 
Franken und Heſſen liegen hochentwickelte In« 
duftriebezirte. Die zur Induftrie (ausfchließlich 
Handel und Verkehr) gehörige Bevölkerung betrug 
1895 20253 241 -Berfonen oder 39,1 (1882: 
32,5) Prozent der Gefamtzahl; davon waren 
8281 220 im Hauptberuf in der Inbuftrie er⸗ 
werbsthatig. 
Die induſtriellen Betriebe nach Gewerbearten. 


Darin thättge 
Ferfonen. . 












1895. 1882. 
bau, Hälten 

Galinenweien . . 4008 | 5289 | 536289| 430134 
Steine und Erden . | 48229 | 52994 | 558286| 849196 
Metallverarbeitung . | 158618 | 164285 | 639755| 459 718 
Maſchinen, Inftrue 
Ghemijäe übußrie . | 10888 | HIsı | missen 1777 

jemi uftrie 10 1 
Leuqht NE. Seifi 

Fette. Dle . 6191 7162 | 57909| 42705 

induftrie . 292 482 257| 910089 
tapierinbuftrie 17631 | 15814 152909, 100156 
Indaftrie . . 47825 | 44725 | 160843 121532 
lg u. Schnihftoffe | 219014 | 288969 | 598496] 469695 
Fungb- u Genu| 

mittel... . . 269971 | 245286 |1021490, 743881 

jefleidung u. Reini« 

m 2... 38 879139 |1890604| 814495 
Baugewerbe. . . . | 198 162535 |1045516' 538511 
zen iraph Gewerbe | 14198 | 9612 | 127867] 70006 

ſche Gewerbe 951 8082 19879| 15388 


Die Eifenverarbeitung hat ihre Hauptfike in 
ben preußiſchen Provinzen Weftfalen, Rheinland, 
Schleſien, Sachſen, Hannover, im Königreich 
Sachſen, in Württemberg und Effaß-Lothringen. 
Die Verfertigung von Eifen- und Stahlwaren 
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bat in allen Zweigen eine hohe Vollkommenheit 
erreicht. Die Rheinprovinz, Weftfalen und Würt« 
temberg ftehen darin obenan. Gold» und Ju⸗ 
welierarbeiten fertigen für die Ausfuhr Berlin, 
Hanau, Pforzheim, Frankfurt a. M. und Gmünd 
in Württemberg. Im Mafchinenbau nimmt 
Deutihland nach Großbritannien die erfte Stelle 
ein. Dampfmafchinen liefern Berlin, die Re 
gierung&bezirfe Breslau, Hannover, Kaſſel und 
Zwickau, Oberbayern und das Elſaß; landwirt⸗ 
ſchaftliche die Provinzen Brandenburg, Schlefien 
und Sachſen, Spinnerei= und Webemaſchinen das 
Königreih Sachſen (Chemnitz), Obereljaß und 
die Rheinlande, Nähmajchinen die Regierungs- 
bezirte Minden, Dresden und Karlsruhe. Für 
die Herftellung chirurgiſcher. optifcher und muſita⸗ 
liſcher Inftrumente find Münden und Nürnberg 
die Hauptpläße auf dem Kontinente. Im badifchen 
Schwarzwalde hat ſich feit der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts die Anfertigung von medhani- 
ſchen Muſikwerken neben der weltbefannten Uhr« 
macherei (aud in Schlefien) eingebürgert. In der 
Thonwareninduftrie behauptet Deutihland eine 
der erſten Stellen in Europa. Die Porzellan 
fabrifen in Meißen, Berlin, Schlefien, Bayern 
und Sachſen · Koburg und Gotha arbeiten für den 
Export. Die Steingut« und Fayencewaren aus 
dem Rheinlande (Mettlach), dem Königreich und 
der Provinz Sachſen, aus Lothringen (Saar« 
gemünd), der Pfalz, Baden und Württemberg 
genießen ein ebenjo hohes Anſehen wie bie feit 
dem Mittelalter berühmte Ofenfabrilation in 
Dresden und Meißen. Die Glasfabrifation hat 
ihre Hauptfige in Schlefien KIofephinenhütte), 
Lothringen, in der Rheinprovinz, in Bayern, im 
Königreih Sachſen und in Sadhjen- Meiningen. 
Spiegelgla8 und Spiegel erzeugen Fürth, Nürn- 
berg, Mannheim und Stolberg bei Aachen; Glas- 
kurzwaren liefert das bayrifche Fichtelgebirge. Die 
Holzinduftrie, welche für die Ausfuhr arbeitet, hat 
in ihrer technifchen Entwidlung große Fortſchritte 
gemacht, namentlich) in Berlin, Hamburg, im 
Königreich Sachſen, in Schlefien und im württem- 
bergiſchen Nedarkreife. Die Anfertigung von 
Schnitzwaren in Holz, Horn und Bein ift ein 
wichtiger Erwerbszweig im meiningijchen Kreiſe 
Sonneberg, im Königreih Sachſen, in Ober 
bayern, Württemberg u.a.; Stroh und Baftgeflechte 
erzeugen hauptfächlih das Königreich Sachen, 
der Schwarzwald, Lothringen und Schlefien. Die 
Leberbereitung ift von alter8 her heimiſch in Heſſen, 
Württemberg, in der Rheinprovinz, im Eljaß, in 
Frankfurt a. M., Dresden und Gera; Sattler-, 
Riemer⸗ Taſchner⸗ und Galanterieiwaren liefern 
namentlich Berlin, Nürnberg, Stuttgart, Breslau 
und Offenbach. — Für den europäifchen Pelz« 
handel ift Leipzig Hauptmarkt; hier begegnen ſich 
Amerifa, Rußland und alle pelzreichen Länder. — 
Hoch entwidelt ift Die Tegtilinduftrie. Die deutſche 
Seideninduſtrie fteht der franzöſiſchen würdig zur 
Seite; die Samtgewebe find denen anderer Länder 
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fogar überlegen. Hauptfige find die Bezirke 
Düffeldorf, Freiburg i. Br. und Oberelfaß, vor 
allen aber Krefeld und Umgebung. Die Ber- 
arbeitung der Schafwolle ift ein fehr altes, fait 
überall verbreitete8 deutſches Gewerbe, deſſen voll» 
kommene Erzeugniffe bei verhältnigmäßig niedrigen 
Preiſen ftarten Abja in fremden europäilchen und 
überjeeifchen Ländern finden. Hauptfige der Tuch⸗ 
fabrifation find vor allem die Rheinprovinz, der 
füdliche Teil von Brandenburg nebft angrenzenden 
Kreiſen Schlefiens, das weftliche Sachen und das 
benachbarte Thüringen. Die Bandweberei iſt 
heimiſch in Barmen, die Herftellung von Möbel- 
ftoffen in Chemnitz, Elberfeld, von Möbelplüfchen 
in der Rheinprovinz. Vorzügliche Teppiche wer- 
den gefertigt in Berlin, Hanau und Schmiede- 
berg in Schleſien (Smyrnateppide); Shawls in 
Berlin, wo auch Konfektions · und Mützenplũſche 
einen wichtigen Ausfuhrartikel abgeben. Eine noch 
höhere Bedeutung als die —— hatte 
für Deutſchland ehedem die Leinweberei, die 
häufig einen Nebenerwerbszweig der Landleute 
bildete. Sie hat gegenwärtig ihre Hauptſitze in 
den ſchleſiſchen Gebirgsbezirten, in Weſtfalen 
(Bielefeld), der Rheinprovinz, der jähfijchen Lau⸗ 
fig, in Schwaben, im württembergijchen Donau- 
kreis und im Obereljaß. Die Baummollenver- 
arbeitung ift der wichtigfte Zweig der gewerblichen 
Thätigkeit im Obereljaß (Drülhaufen), wo fie 
ihre höchfte Vollkommenheit erreicht Hat, in Sachſen 
(Zwidau, Ehemnit) und im bayrifhen Schwaben ; 
heimiſch ift fie außerdem in. den Regierung&bezirten 
Düffeldorf, Breslau, in Oberfranten, im ſüdlichen 
Baden und im mürttembergifchen Donaufreife. 
In der Färberei von Garnen und Geweben ift be» 
fonders leiftungsfähig der Regierungsbezirf Düffel- 
dorf, wo namentlih die Zürfifchrotfärberei in 
Elberfeld und Barmen und die Seibenfärberei in 
Krefeld in Hoher Blüte ftehen. Andere Hauptfitze 
diefer Induftrie find Chemnig, Mülhaufen im 
Elſaß. deſſen Baummollendrude den Weltmarkt 
beherrſchen. Ingolftadt und Augsburg, Württem- 
berg, das füdliche Baden, Berlin u.a. Spitzen- 
verjertigung und Weißzeugftiderei werden beion- 
bers im ſachſiſchen Erzgebirge, im ſchleſiſchen Ge= 
birge und im mürttembergifhen Schwarzwalde 
betrieben. Hauptfige einer bedeutenden i⸗ 
dungsinduſtrie find die großen Städte; Wäſche 
twird in großartigem Umfange in Bielefeld gefertigt. 
Baummollene und wollene Wirkwaren liefern das 
Königreich Sachen, Sahjen-Weimar und Reuß 
ältere Linie in großen Mengen und vorzüglicher 
Güte. — Deutihlands Papierinduftrie erzeugt 
bedeutende Mengen für die Ausfuhr. Ihre Haupt- 
fie find die Regierungsbezirke Arnsberg, Aachen, 
Liegnig, Dresden, Zwidau und ber Bayriſche 
Wald; für Buntpapier Afchaffenburg und Mainz ; 
für Metallpapiere Münden, Augsburg, Nüm« 
berg, Fürth. 

Anduftrie in Nahrungsmitteln und Getränfen. 
Zu hoher Blüte ift die Rübenzuderfabrilation in 


1425 


den Provinzen Sachen, Schlefien und Branden« 
burg, in Anhalt und Braunſchweig gelangt. 
1898/1899 wurden in 402 Fabrilen aus 
12150642 Tonnen Rüben 1627072 (1889: 
1213689) Tonnen Rohzuder gewonnen; der 
Verbrauch an Konfumzuder betrug 680331 
(447 116) Tonnen, 12,4 (9,1) kg auf den Kopf 
der Bevölkerung. Sabriten je Raffee-Erjag ber 
ſtehen in der Provinz Sachen (Magdeburg), in 
Baden und Braunſchweig,. für Schokolade in Ber- 
Kin, Dresden, Magdeburg, Köln und Stuttgart. 
Großen Abfat finden die Nürnberger Lebluchen, die 
Thorner Pfefferkuchen, die getrocneten Gemüſe 
von Erfurt und Münfterberg (Schlefien), die ger 
falzenen und geräucherten Fiſche von Bremen, Ham- 
burg, Kiel, Stettin, Elbing u. |. w. — Schaum« 
wein wird Hauptfächlich in den Regierungsbezirten 
Wiesbaden und Koblenz, in Rheinheffen und Untere 
franfen, aud in Magdeburg, Stettin und Grün- 
berg i. Schleſien erzeugt; die Obftweinbereitung 
nimmt befonders in neuelter Zeit einen bedeuten- 
den Aufſchwung. — Weltberühmt ift bie deutſche 
Bierbrauerei, die in Bayern unter allen europäi« 
chen Ländern den größten Umfang erreicht hat. 
Auch in andern Bundesftaaten ift feit alter Zeit 
die Bierbereitung heimiſch, und beſonders Berlin, 
Danzig, Breslau, Erfurt, Dortmund, Dresden, 
Braunſchweig, Um, Straßburg u. a. befißen 
große Brauereien. Die Produltion betrug 1898 
67968000 (1889: 52321000) hl, der Berbraud) 
67911000 (51911000) hl, 124,1 (105,8) 1 
auf den Kopf der Bevölkerung. — Branntwein 
wird bauptfähli in den öftlichen Provinzen 
Preußens und in Elfaß«Lothringen hergeſtellt. 
Während des Betriebsjahres 1898/1899 gewann 
man in 60926 (1889: 49180) Brennereien 
3815569 (8144801) hl reinen Allohols; in 
den freien. Verlehr wurden gejeht 3485900 
(2822400) hl, 6,3 (5,7) 1 auf Kopf. — 
Bedeutende Liquerfabriten beftehen in der Rhein⸗ 
propinz und Hamburg, in Berlin (Haupthandels« 
plag Europas für Spiritus), Breslau, Danzig 
und Straßburg. — Die Tabafinduftrie hat einen 
Umfang erreicht, wie ihn kein anderes Land in 
Europa befigt. Während Die Rau und Schnupf · 
tabaffabrifation mehr dem Großbetrieb angehört, 
wird die Herftellung von Eigarren vielfach noch 
im Heinen mit Vorteil betrieben. Haupiſitze dieſer 
Induſtrie find Die Städte Bremen und Umgebung, 
amburg, Berlin, Magdeburg, Dresden, Nürn« 
erg, Braunſchweig, der weitfäliiche Kreis Her- 
ford, die badifchen Amter Wiesioh, Mannheim, 
Heidelberg und Lahr, die heffiſchen Gießen und 
Offenbach, die Pfalz u.a. Die Produktion an 
fabrifationsreifem Rohtabak betrug im beutfchen 
Zollgebiet 1898/1899 26047 (1889: 31210) 
Tonnen, die Einfuhr in den freien Verkehr 60 799 
(46468), die Ausfuhr 1476 (1774), fo era 
aar0 (75904) Tonnen zur Verarbeitung blie⸗ 
ben. Der Verbrauch ftellte Pr auf85 095 75 478) 
Tonnen oder 1,6 (1,5) kg auf den Kopf. 


Deutſches Reid. 





1426 


Die Bereitung von Chemikalien ift in Deutfch- 
land ſehr vielfeitig und arbeitet in verjchiedenen 
Produkten für die Ausfuhr. Insbeſondere ift im 
Anfhluffe an bie mächtigen SKalifalzlager bei 
Staßfurt und Leopold&hall eine großartige In⸗ 
duftrie entftanden, die mit ihren Erzeugniffen den 
europäifchen Markt beherrſcht. Andere Haupte 
fite der chemiſchen Yabrifation find Berlin, 
Schönebed (Sadjfen), Saarau (Schlefien), Stettin, 
Köln, Duisburg, Neuſalzwerk in Weitfalen, Han- 
nover, Augsburg, Doos bei Nürnberg, Ludwigs⸗ 
bafen, Stuttgart, Heilbronn, Mannheim, Rüppur 
bei Karlsruhe, Mainz u.a. Die pharmaceutiichen 
Präparate gehen zum größten Teil ins Ausland. 
Anilinfarben , in deren Bereitung Deutſchland 
unübertroffen ift, werben in Offenbach, Biebrich, 
Höhft a. M., Mannheim, Barmen, Elberfeld 
und Krefeld hergeftellt. 

Die Zündholzinduftrie hat in Schlefien, Hefien, 
Württemberg und Rheinbayern, als Kleingewerbe 
in Sachſen⸗ Meiningen eine große Ausdehnung ; 
Nürnberg hat durch feine Kurzwaren und Blei- 
fifte Weltruf_ erlangt. rd und wohl« 
riechende Waller Tiefen Köln und Berlin, Pech 
und Ladfirnifje Mainz; ärztliche Alfaloide Darın- 
ſtadt; Mineralöfe und Paraffin die Provinz 
Sadjfen. 

Die Gewerbetreibenden und vor allem das 
Kunſtgewerbe, daB ſich in neuerer Zeit einer be⸗ 
fondern Pflege erfreut, find durch die Geſetze über 
den Martenjchuß (30. November 1874, 12. Mai 
1894), den Mufterfhug (11. Januar 1876, 
1. Juni 1891) und das Patentgeieh vom 25. Mai 
1877 (7. April 1891) gegen unbefugte Aug» 
beutung ihrer Fabrikate gefidert. 1899 wurben 
21080 Patente angemeldet und 8549 erteilt; 
am Jahresſchluß waren 22198 in Kraft. Die 
Summe aller geſchützten Muſter und Mobelle 
(1876—1899) beträgt 1834566, aller erteilten 
Batente 73343 (+ 35847 fürs Ausland), aller 
eingetragenen Gebrauchsmuſter 1275580 und aller 
eingetragenen Warenzeichen (1894 — 1899) 


41551. 
Der deutſche andel erfuhr dieſelben Schläge 
wie die deutſche Induſtrie und trug dieſelben Feſ⸗ 


ſeln, aber auch er ging nicht volftändig zu Grunde; 
mit der Entwidiung der Gewerbe erwachte aud) 
wieder ein regerer Verkehr, der bei ber vermitteln« 
den Lage des Landes und dem raftlojen Streben 
feiner Bewohner unter den günftigen politiſchen 
Verhältniffen der neueren Zeit einen rafchen Auf⸗ 
tg Yen 

Im Binnenhandel können nach der Verfaffungs · 
urfunde vom 16. April 1871 alle Gegenftänbe, 
welche im freien Verkehr eines Bundesſiaates bes 
findlich find, im jeden andern Bundesſtaat ein« 
geführt und Hier einer Abgabe nur injofern untere 
worfen werben , als bafelbft gleichartige inlän- 
difche Erzeugniffe einer inneren Steuer unterliegen. 
— Außer ben Einfuhrzöllen fteht dem Reiche auch 
die Befteuerung des im Bunbesgebiete erzeugten 
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Salzes, Tabals, Branntweins und Biers ſowie 
des aus Rüben oder andern inländijhen Pro- 
dulten bargeitellten Zuckers oder Sirups zu (j. ob.). 
Bayern, Württemberg, Baden und Eljaf-Loth- 
ringen erheben die Steuern auf Bier für eigene 
Rechnung. Die Thätigfeit des ehemaligen Gene 
tralbureaus des Follvereing wird von ben aus 
bem Bundesrat gebildeten Ausſchüſſen für Zoll- 
und Stenerweien, für Handel und Bertehr 
und für das Rechnungsweſen wahrgenommen. 


Direltiobehörden der 25 Verwaltungsbe irte (mozu | Shweben . 


als 26. Luxemburg fommt) find die oberften Zoll« 
unb Steuerbehörden der einzelnen Staaten. 

Bor dem 1. Januar 1830 herrfchte ſowohl 
über den Umfang als auch über die Berfehrsländer 
und Abſatzgebiete des deutſchen auswärtigen 
bels große Unllarheit; erft feitbem das 
vom 20. Juli 1879 auch der Ausfuhr eine jorg- 
fältige Dellaration und eine genaue Statiftil der 
Herlunfts und der Beflimmungsländer vorſchrieb, 
ift eine Befferung eingetreten. 

Der Specialhandel betrug 1898 in ber 
Einfuhr 5439676000 (darunter Edelmetalle 
359030000), in der Ausfuhr 4010565 000 
(253 999) Marl. 

Specialhandel nach Ländern 1897 (in Mil. 
Mart) ſ. die Tabelle auf Sp. 1428 oben. 


Der innere Handel ift zum Zeil Küftens, | 


überwiegend aber Landhandel, deſſen Haupt» 
pläße im Norden Berlin, Leipzig, Breslau, 
granffurt a. D., Magdeburg, Hannover, Kaſſel, 
Düffeldorf, Köln, Elberfeld, im Süden fyranf- 
furt a. M. Augsburg, Nürnberg, Regensburg, 
Stuttgart, Mainz, Mannheim, Strafburg und 
Mülhaufen find. 

Für den internationalen Verkehr ift 
Deutjchland infolge feiner geringen Rüftenentwid- 
Tung andern Ländern gegenüber im Nachteil. Auch 
die Flußſchiffahrt ift behindert: Donau und Rhein 
find in ihren Mündungen, die fi) im Befik frem⸗ 
der Staaten befinden, verwahrloft und für ben 
Verkehr nach der See wenig benußbar; in bie 
Der, Elbe und Wefer können Seeſchiffe nur auf 
geringe Streden eindringen. Die Entwidlung 
des Binnenverfehrs war wefentlich erſchwert durch 
bie geringe Anzahl von natürlihen Waſſerſtraßen 
unb durch bie politifche Berrifienheit, die einem 
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Länder. Ginfuhr./Mnafahr. 
Freihafengebiet damburg 16,6| 586 
Großbritannien . . » 1 661,5 | 701,7 
Niederlande . 185,2 | 263,9 
Belgien 22220...) 1865| 189,6 
Branfri . 2 220202 .1246,0| 209,9 
Sähmeig Dan Su al 158,6 | 254,4 
Oflerreich · Ungarn 600,3 | 485,1 
Dänemarf. F 60,4| 107,4 
Norwegen . %41| 55,5 
“ 22...) 8745| 92,8 
Rubland . » . 2.2.2...) 7083| 372,9 
Aumänien. . » 2 .2.2..2..| 5286| 831 
Türkei. . 30,5) 80,9 
Italien. 1530| 90,3 
Spanien . 42,1| 30,0 
Mm= | Portugal . . 1783| 141 
eſetz Übriges Europa. + | _20, 14,5 
I. Europa B 
Britif-Norbamerifa . 5 42| 168 
Vereinigte Staaten. . . 658,0 | 397,5 
Merle... .. 12,7| 175 
Gentralamerifa . — 35,81 76 
Cuba und Fer — 12,9 58 
aiti . . 5 1183| 20 
enezuela . 10,9 5,5 
Brafilien . 1004| 50,2 
Uruguay . 10,8 5,6 
| Argentinien . 109,3) 85,8 
Ehile . 816| 27,0 
Ägypten 2441| 105 
Rapland . B 174| 13,5 
Britifch« Dftinbien ee 2046| 47,3 
— — —— en 6738| 15,3 
China. . n 57,5| 82,3 
OBEN — 
Auftralien ee ee a, 8852],081,8 
Andere Länder . . . 971| 716 
II. Übrige Erhteite 1613,8 | 832,8 
Summe |4864,6 |3787,0 





einheitlichen Ausbau der Verlehrsſtraßen hin 
bernd im Wege ftand. Xrodem hat der Ge- 
famtverfehr einen Aufſchwung genommen, ber 


Bewunderung erregt und die Hoffnung berechtigt 
erjcheinen läßt, daß Deutſchland im Weltverfehr 
bie ihm gebührende Stellung bald einnehmen und 
auch behaupten werbe. Der gefamte Schiffäverfehr 





in den Häfen bed Di 
(1887) folgenber : 


Deutfhen Reis war 1897 











Eingegangen: Deutfhe . . . . 
Trembe . 


. | 56.889 | 44 100 
| 20 228 | 








27484 | 15 709 
11276 | 8009 





15 792 





Bufammen | 77117 | 59892 


57438 | 44.088 
20 296 5 


Ausgegangen: Deutice . 
Stembe . 





38 760 | 23718 


27895 | 15691 
10315 | 118830 | 7997 






34 761 





Zufammen | 77734 | 59 845 


Den Raifer- Wilhelmlanal paſſterten 1899 
26 524 (1897: 21904) Schiffe mit 3451 278 
(2345849) Regiftertonnen. Die Kauffahrteiichiffe 











45.076 | 38 725 | 23 688 

aller Bundesftanten bilden eine einheitliche Ham- 
delsmarine, welche an Schiffszahl nur hinter Groß» 
britannien, Nordamerila und Norwegen, in Bezug 
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auf Tragfähigfeit der Schiffe nur hinter den beiden 
erſtgenannten zurüdfteht. 

DenBinnenverkehrvermitteln Waflerftraßen 
(14168 km), Kunftftraßen (105 000 km), Eifen- 
bahn, Poſt und Telegraphie. Am 31. Dezember 
1897 betrug die Zahl der Fluß⸗, Kanale, Haff⸗ 
und Küftenjchiffe 22564 mit einer Tragfähigteit 
von 3370447 Tonnen; davon waren 20611 
Segelſchiffe mit 3 266 087 und 1958 Dampfer mit 
104360 Tonnen. 

Die Eiſenba hnen fiehenin Eigentum und Ber« 
waltungdereinzelnen Staaten bezw. Geſellſchaften; 
dem Reiche gehören nur die Eifenbahnen in Eljaß- 
Lothringen. Mit Ausnahme einiger Lolal- und 
SImöufirieftreden gehören fämtlihe Eiſenbahnen 
Deutichlands und Öfterreih-Ungarns dem am 
10. November 1846 gegründeten „Vereine deut⸗ 
ſcher Eifenbahnverwaltungen“ an, der jeinen Sik 
in Berlin hat. Geichäftsführende Direftion ift 
jeit dem 1. Juli 1884 die Königliche Eifenbahn- 
bireftion Berlin. Das Gebiet des Vereins um ⸗ 
Taßt auch ſämtliche Eifenbahnen der Niederlande, 
Luxemburgs und Rumäniens fowie eine belgijche 
Privatbahn und eine Bahn Ruffiih- Polens 
(Warjgau-Wien) und zählte Anfang September 
1899 folgende Dlitglieber: 

Bahuperialtungen 
45 beutfhe 
21 Öfterreihifch-ungarifhe . . . . . 
5 nieberlänbifche und Iugemburgifche . 
3 frembländifcge (belgiſche, rumaniſche 
_und zuffif-polnifdhe 
J NEE "88298 


Von der Geſamtſumme (50 165 km) der am 
15. April 1899 (1889: 40 983 km) im Betrieb 
befindlien Eiſenbahnen waren 45423 km 
(14563 Selunbär-) Staatd= und 193 (163) km 
Privatbahnen unter ftaatlicher Verwaltung und 
4549 (3261) km Privatbahnen unter eigener 
Verwaltung. Dazu kommen noch 2690 kmnormal« 
Ihurige und 709 km ſchmalſpurige Anſchluß⸗ etc. 

ahnen, welche nicht dem öffentlichen Verfehr 
dienen. 

Dos Poſtweſen ift für das Reichsgebiet mit 
Ausnahme von Bayern und Württemberg als 
einheitliche DBerkehrsanftalt eingerichte. Die 
Reichsgeſehe über das Poft- und Poſttaxweſen 
(28. Oftober 1871, 17. Mai 1873, 3. November 
1874), an beren Stelle die Poftorbnung vom 
8. März 1879 getreten ift, Haben das Poſiweſen 
für dag ganze Reid) einheitlich normiert und durch 
zahlreiche Verträge den Verkehr mit auswärtigen 
Staaten geregelt (Poftvereinsvertrag vom 9. Ot- 
tober 1874, zum Weltpofiverein erweitert 1878; 
ſ. d. Art. oft und Zelegraphie). 

Durch Geſetz vom 17. Auguft 1868 wurde für 
ben Norddeuiſchen Bund eine neue, unmittelbar an 
das Meterſyſtem anfchließende Maß- und Ge- 
wicht Sordnung erlafien, bie mit dem 1. Januar 
1872 im Deutſchen Reiche in volle Kraft trat (ab⸗ 
geändert 11. Juli 1884), vom 1. Januar 1870 


2982 
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aber ſchon in Anwendung gebracht werben burfte 
(f. d. Art. Maß und Gewicht). - 

Seit dem 1. Januar 1876 ift durch Einführung 
der deutſchen Marfwährung die Münzeinheit 
des Deutfchen Reichs hergeftellt worden. Durch 
Reichsgeſez vom 4. Dezember 1871 trat in Deutfch« 
land an die Stelle der früheren Silberwährung 
die Goldwährung, bei welcher nur Gold als 
Zahlungsmittel angenommen zu werben braucht 
und Silber —3 — als Scheidemünge ausgeprägt 
wird (ſ. d. Art. Münzweſen). Ganz iſt die deutſche 
Goldwährung noch nicht Durdgeführt, denn noch 
gelten bie Einthalerftüde deutſchen Gepräges und 
die in Öfterreich 6iß zum Schluß des Jahres 1867 
geprägten Vereinsthaler (im ganzen etwa 400 Mill. 
Marf) als gejeglihes Zahlungsmittel zu jedem 
Betrage. Nach Durchführung der Goldwährung 
ift aber gemäß Art. 9 des Münzgeſetzes vom 9. Juli 
1873 niemand verpflichtet, Reichsſilbermünzen im 
Betrage von mehr als 20 Mark und Nidelmüngen 
im Betrage von mehr ala 1 Mark in Zahlung 
zu nehmen. 

Das Bankweſen ift durch das Reichsbankgeſetz 
vom 14. März 1875 (zuleßt ergänzt durch Gejeh 
vom 7. Juni 1899) geregelt worden. Da früher 
die einzelnen Staaten die innerhalb ihres Gebietes 
errichteten Banken mit ben meiteften Vorrechten 
außftatteten, boten die Zuftände der in Deutfch- 
land beftehenden Banken ein Bild der größten 
Mannigfaltigkeit und Unregelmäßigleit. Der 


1 Geldmarkt, insbeſondere der Kleinverkehr, war 


mit einer Fülle von Banknoten überſchwemmt, 
welche ſelbſt über die kleinſten Beträge lauteten 
und ohne Rüdficht auf das Bedürfnis und die 
Nachteile für das Münz- und Kreditweſen aus⸗ 
gegeben wurden. Nunmehr ift die Ausgabe von 
Banknoten feitens der Banken an bie Konzeſſion 
bes Reiches gebunden und beftimmt worben, daß 
Banknoten unter 100 Mark nicht auszugeben 
find. Die im Umlauf befindlichen 5=, 20= und 50- 
Markicheine find alſo Reichatafjenicheine und feine 
Banknoten. Reichslafienfcheine werben außer dem 
durch 8 1 des Gefehes vom 1. April 1874 feft« 
gefeßten Betrage von 120 Mill. Mark nur zur 
Dedung ber auf die Reich8hauptlaffe angewieſenen 
Vorſchůſſe ausgegeben ; jobald dieſe zurüderftattet 
find, werden entiprechende Summen von Reichs - 
Tafienfcheinen eingezogen und vernichtet. Ende 
März 1899 waren 120 Mil. Mark im Umlaufe, 
bavon 4 Mil. Abſchnitte zu 5, 1500000 zu 
20 und 1400 000 zu 50 Mark (j. d. Art. Banten). 

Haushaltsetat des Deutfchen Reichs für 
1899—1900. 


Einnahmen. 
1. Zölle und Verbraudäfteuem .. . . . . . 742260960 
a) Muß bem Zollgebiete 

(Be ..... 442376 000 

385 | Tosatfener. \ \ 12025000 
333 — 438 
35 Igfteuer . . . 47249000 
Kies — — 119258000 
ben: Braufteuer . .. 29147000 
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b) Kberfa von — ——— 742260960 verʒinsliche Reichsſchuld wurde geſchaffen durch 


Zoilgrenze:; 
GSemeinſchaftliche Einnahmen 70380 
Nicht gemeinſchaftliche Eine 
nahmen . 200.0. 1580 
2. Meihäftempelabgaben . . . 2.2... 61648000 


Spielfartenftempel: 1458 350, 
davon an bie Reichstkaſſe 
MWenhfelftempelfteuer: 9945000, 

davon an bie Reihätafle * 9472000 
Gtempelabgabe für Wertpapiere, 

Kaufgeiäfterc.u.Xotterielofe 49830000 
Gtatiftilche Gebühr: 953020, da= 


von an die Reichäfaffe . . 890.000 
8. Poft- und Telegraphenverwaltung (netto) . 44805306 
4. Reihsdruderei (netto) . © 2 000 ne 187380 
5. Eiſenbahnverwaltung (netto). . 2...» 26579600 
6. Bantweien 9789 600 
7. Verſchiedene Verwaltungseinnahmen . . . 15338797 
8. Aus dem Reihsinvalidenfonde . . . . . 27938539 
9. Aus der Veräußerung ehemaliger Feftungs⸗ 
TUNDfERdRE 0 ae ee en a 1013263 
10. Überfhuß aus früheren Etatsjabren . . . 25521430 
11. Zufhuß der aukerorbentlien Etatd . . . 5608444 
12. Uusgleihäbeträge . . 2 2 2 220 n 14063204 
18. Matrikularbeiträge . . oo 2200 n 489 953 828 
14. Außzerordentliche Dedungsmittel » 993995 032 
Aus der Anleie . . . . . 92 705032 
Gonftigeaußerordentl. Dedungse 
mitl. 222000. 1290 000 


Summe: 15601878983 


Die Höhe der Matritularbeiträge und der 
Uberweiſungen fiche bei den Einzelftaaten. 








Ausgaben. 
Fort Ein · 
dauernde. malige. 
1. Reihbtag. . . . ... 693270 — 
2. Reichöfanzler und Reichde 
BErGl  e j 236 620 — 
3. Auswärtige Amt . . ., 12017392) 17074110 
4. Reihsamt bed Innern. .! 43612431 5652900 
5. Poft- und Telegraphenvere 
waltung . » 222.0. — 12649453 
6. NReihsdruderei. . . . . — 300 000 
7. Verwaltung des Beichs« | 
berd. » oo 000. 519898914 | 122R94 067 
8 Drorinenemaliung “.2.] 69045308 | 64704500 
9. Verwaltung von Klautſchou _ 8500 100 
10, Rethöjuftizverwaltung . . 2117882 _ 
11. Reigefhagamt. ... . . 481 908430 125200 
12. Reicdeifenbahnamt . . . 390310 — 
is. Reihsiguld. . 2... 75613 300 140.000 
14. Rednungsbof . . 2... 84110 — 
15. Eifenbahnverwaltung . . —_ 21290500 
16. Allgemeiner Penfionsfonds | 65295603 = 
Dilitärpenflonen 60267611 | 
Dlarinepenflonen 3375622 | 
Givilpenfionen 1852370 
17. Neihsinpalidenfonde . ., 27938539 _ 
18. Zeuerungsgulage . . . » 1642250 _ 
19. Zufguß zu den Ausgaben |. ! 
bes ordentlichen Etats... Do— 5606444 
1301250719 | 258937174 


—— 
Summe: 1560187893 


ALS der Krieg 1870 ausbrach, hatte der Nord- 
deutjche Bund in den drei Jahren 1867, 1868 
und 1869 nur Anleihen im Betrage von 
40350000 Mark aufgenommen. Die beiden 
Kriegsjahre 1870/1871 fteigerten die Schulden« 
laft auf 486 Milionen Mark am Ende des Jahres 
1870 und 770 Millionen Mart am Ende des 
Jahres 1871; aber die Mittel der franzöfiichen 
Kriegsentſchädigung geftatteter die volljtändige 
Tilgung diefer Schulden und ermöglichten es auch, 
für viele aukerordentliche Bedürfniffe der folgen= 
den Jahre Dedungsmittel zu gewähren. Das 
Reich war daher 1873 (1845100) und 1874 
(4701600 Mart) faft ſchuldenfrei. Eine un- 





die Ausgabe der Reichslaſſenſcheine. Die Schuld 
entftand Dadurch, baß die Reichäfafjenjcheine unter 
die Einzelftaaten verteilt wurden, um denjelben 
die Mittel zur Einlöfung ihres noch umlaufenden 
Staat3papiergeldes zu gewähren. Bon1876/1877 
ab begann aber in zunehmendem Umfange eine 
Aufnahme verzinsliher Neichsanleihen, haupt- 
jählih zur Dedung von einmaligen Militär- 
und Marineausgaben. Die Reichsſchuld, die am 


31. März 1877 nur 198433500 Mark betrug, war 


1887auf674237 500 und 1897auf2 261 260000 
Mark geitiegen. 

Schuldenweſen des Deutihen Reis 
1897/1898. 








Zur oder Ab» 
nahme feit 
1896/1897. 





Schuld bed vormaligen Nord» 
bdeutihen Bundes . . . . 
Anleihen zu 3 op 2... 
Anleihen zu 306 2. 2... 
Sıapanmeifungen. . . . - 70.000000 - 10.000 (00 
Reislaffenigeine. . . .» » 1 10000000 7 — 
Summa: 2372284500 | F51.004500 

Beſtand verjchiedener Fonds Ende März 1899: 
Reichsinvalidenfonds: 393235800 Mark und 
2917225 Südd. GM. (= 4959217 Marf) in 
Obligationen und 7546693 Marf bar, zuſam⸗ 
men 405741710 Marl. Reichskriegsſchatz: 
120000000 Mart. 

Nach dem Geſetz vom 25. März 1899 wird die 
Sriedenspräfenzftärte bes deutſchen 
Heeres an Gemeinen, Gefreiten und Ober- 
gefreiten (ausſchließlich der Einjährig- Freiwilligen) 
vom 1. Oftober 1899 ab allmählich derart erhöht, 
daß fie im Laufe des Rechnungsjahres 1903 die 
Zahl von 495 500 erreicht und in biefer Höhe bis 
zum 31. März 1904 beftehen bleibt. Vom 1. April 
1900 werden von Bayern 3, von Sachſen 2, von 
Württemberg 1 und von Preußen gemeinſchaftlich 
mit den übrigen Staaten 17, zujammen 23 Armee- 
corps aufgeftellt. Die Friedengitärte vom 1. Oktober 
1900 bis zum 31. März 1901 beziffert ſich auf 
23 850 Offiziere, 2165 Arzte, 1044 Zahlmeifter, 
Mufitinfpicientenze., 671 Roßärzte, 1094 Büchjen= 
macher und Sattler, 491136 Gemeine (Ge- 
famte Kopfjahl 600 516) und 102929 Dienit- 
pferde. 

Für die Aushebung und Komplettierung des 
Heeres ſowie für die Organifation der Landwehr 
und des Landiturmes im Sriegsfalle bejtchen 
22 Armeecorpäbezirfe; das preußiſche Gardecorps 
bezieht feinen Erjag aus der ganzen Monarchie 
und formiert befondere Garde⸗ Landwehrregimenter. 
Jeder Armeecorpsbezirk teilt fi) in 2 Divifions- 
und 4—6 Brigadebezirte (beim 3. Armeecorps 
befteht eine Landwehrinſpeltion mit 4 Landivehr- 
bezirken), jeder Brigadebezirk in 1—6 Landwehr- 
bezirke und jeder Landwehrbezirt in Haupt- 
meldeämter, Meldeämter und Compagniebezirke ; 
vorhanden find 288 Bezirfstommanbos. 


441004300 
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Die Überführung der Armee auf den Kriegsfuß 
erfolgt nad dem geheim gehaltenen Mobil= 
machungsplane. Diebe zerfällt dann in 1. die 
Beldarmee, 2. Erfagtruppen, 3. Befagungstruppen. 
Das Friedensheer, defien Truppenteile durch Ein- 
ziehung von Referven auf Kriegäftärte gebracht 
werben, bilbet bie Feldtruppen. Zu ihrer Ver 
ſtärkung werben aus den überjchießenden Rejer- 


Deutſches Reid. 


1434 


2. die Auslandsflotte aus 3 großen und 10 Heinen 
Kreuzern, und 3. die Materialreferve aus 4 Linien« 
ſchiffen, 3 großen und 4 Heinen Kreugern. Auf 
diefen Sollbeſtand famen bei Erlaß dieſes Geſetzes 
68 Schiffe (27 Linienſchiffe, 12 große und 29 
Meine Kreuzer) in Anrechnung. Abgefehen von 
Schiffsverluſten follen Linienſchiffe nah 25, 
Kreuzer nad) 20 Jahren erfegt werden (ſ. d. Art. 


viften und eventl. aus Landwehren {yeldrejerve= | Flotte) 


truppen gebildet. Feldtruppen und Feldreſerve · 
truppen müffen mit den für Verpflegung, Kranken⸗ 
weſen, Munitionsverjorgung zc. erforderlichen 
Trains und Kolonnen verjehen werden. Zum 
Erfaß des Abganges werben für jeden im Frieden 
beftehenden Zruppenteil Erſatztruppen aufgeftellt 
und aus ber Landwehr Beſatzungstruppen gebildet. 
Im Notfalle wird lite nod der Landfturm 
aufgerufen. An militärifch ausgebildeten Mann ⸗ 
ſchaften ftehen nad) der Zahl der zur Einftellung 
gelangten Refruten für den Srieg3fall ca. 2550000 
Mann zur Verfügung: 7 Jahrgänge ſtehendes 
Heer und Referve mit 3—5 Prozent Ausfall; 6 
Jahrgänge der Landwehr 1. Aufgebots mit 
10—15 Prozent Ausfall; 6 Jahrgänge der Land» 
wehr 2. Aufgebot? mit 15—20 Prozent Ausfall. 
Hierzu fommen an ausgebildeten Mannfchaften 
noch 6 Jahrgänge des Landfturmes 2. Aufgebots jo- 
wie 12 Jahrgänge der Erfaprejerve, wodurch 
obige Zahl noch etwa verdoppelt werden würde, 
ohne daß die zunächſt unausgebilbeten  Mann- 
ſchaften (7 Jahrgänge Erſatzreſerve und 3 des 
Landfturmes 1. Aufgebot?) in Rechnung ger 
zogen werben (f. d. Art. Heerweſen). 

Die erfte Organijation der deutſchen 
Marine berubte auf dem Flottengründungs- 
plan von 1873, welcher 1882 zur Durdführung 
getommen fein follte. In demſelben waren ber 
Kriegsmarine folgende Aufgaben geftellt: 1. Schuß 
und Vertretung des Seehandels auf allen Meeren, 
2. Verteidigung der vaterländifhen Küften und 
3. Entwidlung des eigenen Offenfivvermögens, 
um die heimifchen Meere von feindlichen Blodabe 
flotten frei halten zu Tönnen. Die Entwicklung der 
Sciffsbautehnit und des Torpedoweſens, der 
Handelsbeziehungen des Reiches und bie Gründung 
von Kolonien führten 1884 zur Beichaffung von 
150 Xorpebobooten und 1888 zur Aufftellung 
eines Planes für die Erweiterung der Kreuzer- 
flotte. Am 10. April 1898 nahm ber Reichstag 
die ſogen. Marinevorlage an, welche die Vermeh- 
rung der Kriegsmarine bis zum Jahr 1904 ge⸗ 
ſetzlich regelte: aber ſchon am 14. Juni 1900 
murden dieſe Beflimmungen durch ein neue 
Flottengefeg aufgehoben. Nach dieſem fol die 
deutſche Kriegsmarine in Zukunft (abgejehen von 
Zorpedofahrzeugen, Schulſchiffen, Specialfgiffen 
und Ranonenbooten, deren Zahl nicht geſetzlich feſt⸗ 
gelegt if) aus 98 großen Schiffen beitehen: 1. die 
Schlachtflotte aus 2 Flottenflaggſchiffen. 4 Ge- 
ſchwadern zu je 8 Linienjchiffen, 8 großen und 
10 Heinen Kreuzern als Auftlärungsſchiffen; 





() 
Durch Faiferliche Verfügung vom 3. Auguft 
1871 wurde ein neues Wappen des Deutſchen 
Reiches feftgeitellt: ein ſchwarzer, einköpfiger, nad) 
rechts ſchauender Adler mit augebreiteten Zlügeln, 
roter, außgefchlagener Zunge und roten Slauen. 
Auf der Bruft desjelben liegt Preußens filberner 
Wappenſchild mit bem ſchwarzen, goldbemehrten, 
rotzungigen, mit der Königäfrone gezierten Adler, 
der in der rechten Klaue das goldene Königsſcepter, 
in der linken einen blauen, golbbereiften und =«be= 
kreuzten Reichsapfel hält. Seine Flügel find mit 
goldenen Kleefiengeln bejtedt, und auf der Bruft 
trägt er den von Silber und Schwarz gevierten 
bohenzollernihen Stammſchild. Um den preußiſchen 
Wappenſchild ſchlingt ſich die Kette des Schwarzen 
Adlerordens; über dem Haupie des Reichsadlers 
ſchwebt die Reichskrone, von welcher zwei goldene, 
mit Arabesten verzierte Bänder abfliegen. 

Die Nationalfarben find Schwarz, Weiß, 
Rot. Die Kolarde hat roten Kern, ſchwarzen Rand, 
weiße Verbindung; die rote Mitte ift Doppelt jo breit 
als die beiden andern Teile. Die deutiche Flagge 
zeigt die Nationalfarben in drei gleich breiten 
horizontalen Streifen, von melden der obere 
ſchwarz, der mittlere weiß und der untere rot if. 
Die Kriegsflagge ift weiß und durch ein ſchwarzes 
Kreuz mit aufgelegtem Reichsadler in vier Felder 
geteilt; das obere Feld rechts zeigt auf ſchwarz ⸗ 
weiß · rotem Grunde das Eiſerne Kreuz. Die 
Kaiſerflagge iſt goldgelb, abwechſelnd mit dem 
ſchwarzen, rotbewehrten Reichsadler und der Reichs · 
trone beſtreut; darauf liegt das Eiſerne Kreuz 
(eingeſetzi), deſſen Arme die Ränder der Standarte 
berühren. Auf der Mitte des Kreuzes ruht, von 
ber Kette des Schwarzen Adlerordens umſchiungen, 
das Wappen bed Kaiſers: ein goldener Schild 
mit dem Reichsadler; auf dem Schilde ruht die 
Reichskrone. 

Der in den Jahren 1884—1886 erworbene 
Kolonialbefig ift beſonders in der jüngften 
Zeit durch Verträge mit England, Frankreich und 
Portugal fowie durch Neuerwerbungen ungefähr 
auf folgenden Beftand gebracht worden (j. die 
Tabelle auf Sp. 1435 oben). 

I. Schußgebiete in Afrifa. 1. Deutſch⸗Oſtafrika 
ift das zwilchen dem Indiſchen Ocean und dem 
Tanganjitafee gelegege Gebiet, welches das Reich 
am 17. Februar 1885 unter feinen Schuß nahm. 
Der vom Sultan von Sanfibar —— 
10 km breite Küftenfaum wurde 1888 für 4 Mil« 
lionen Mark erworben, die Südgrenze gegen 
portugieſiſches Gebiet am 21. Juli 1887 und vie 
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Sqhutzgebiele. 












Oſtaftita 
Kamerun. 
Zoo . 





Sühmeftafrifa . 31 

Afrifa 14 
Neu-Buinea >48 
Karolinen u. Marianen 70 
Morihal-Infeln . 


Samoa 


Riautfhou . 






Schuhgebiete [2 bi j5z 
Norbgrenze gegen engliiche® Gebiet am 1. Juli 
1890 beftimmt. Die anfänglich) von der Deutich- 
Oſlafrilaniſchen Geſellſchaft geleitete Kolonie fteht 
jeit dem 20. November 1890 unter der direkten 
Verwaltung des Reihe. 

2. Kamerun, am der Bai von Biafra, fam 
am 14. Juli 1884 unter deutſchen Reichsſchutz; 
feine Grenzen wurden gegen das englifche Niger« 
füften-Proteftorat am 15. November 1893, gegen 
das franzöfiiche Kongogebiet am 15. März 1894 
beftimmt. 

3. Togo an ber Sflavenfüfte wurde am 5. Juli 
1884 unter deutfhen Schuß geftellt. Ein Vertrag 
mit Franfreic) vom 18. Juli 1897 beftimmte 
feine Nord» und Oſtgrenze, ein Ablommen mit 
England vom 14. November 1899 regelte bie 
Weſtgrenze und verleibte dem Schußgebiet einen 
Teil der bisher neutralen Zone ein. 

4. Deutih-Südmejtafrifa. Am 24. April 
1884 nahm Deutjchland das von der Firma Lüderitz 
mit einem anſehnlichen Stüde Hinterland er- 
morbene Angra Pequena („Lüderig-Land*) unter 
feinen Schuß. Dieſe Schutzherrſchaft wurde bald 
auf Die weitere Küſtenſtrecke bis Kap Frio aus- 
gedehnt und Durch Verträge mit Portugal (30. De- 
jember 1886) und mit England (1. Juli 1890) 
feſt abgegrenzt. 

I. Schußgebiete in der Südfee. 1. Neu- 
Guinea. Durch kaiſerliche Schugbriefe vom 
17. Mai 1885 und 13. Dezember 1886 wurde 
ber am 26. Mai 1834 in Berlin gegründeten Neu» 
Guinea - Compagnie das SKaijer » Wilhelmsland 
mit dem dazu gehörigen Bismard-Ardipel und 
den nördlichen Salomonsinfeln übergeben. Die 
deutfche Flagge war auf den beiden erften ſchon 
am 16. November 1884, auf ben letzteren am 
6. April 1885 gehißt worden. Am 28. Mai 1889 
übernahm die Reichsregierung die Verwaltung, 
gab fie jedoch am 1. September 1892 wieder 
jurüd. Ende 1898 wurde aber dem Reichstag 
ein neuer Vertrag vorgelegt, nach dem das Deutjche 
Neid) den geſamten Befig und die Verwaltung 
vom 1. April 1899 ab gegen eine Zahlung von 
4 Millionen Mark in 10 Jahresraten und eine 
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Sandabfinbung bon 50000 ha übernommen bat. 
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Nah dem deutſch⸗engliſchen Abkommen vom 
14. November 1899 find von den Salomond- 
injeln nur Bongainville und Bula in deutſchem 
Beſitz geblieben. 

2. Die Karolinen, Balauinfeln und Marianen 
wurden durch Vertrag vom 30. Juni 1899 von 
Spanien an das Deutfche Reich abgetreten und 
im Dezember 1899 von letzterem in Beſiz ge 
nommen. 

3. Die Marfchallinfeln, wo ſchon am 15. Ofto- 
ber 1885 Die deutſche Flagge gebißt worden war, 
tamen am 13. September 1886 unter deutſchen 
Schuß. Auch Nauru oder Pleafant- Island ſowie 
die Brown- und Providenceinjeln wurden am 
16. April 1888 unter deutihen Schuß genommen, 
da fie innerhalb der deutichen Interejieniphäre 
(Abkommen mit Großbritannien vom 6. April 
1886) lagen. 

4. Samoa. Durch Abkommen des Deutihen 
Reichs mit Großbritannien vom 14. November 
und mit den Vereinigten Staaten von Nordamerila 
vom 2. Dezember 1899 find die weſtlich de 
171. Längengrads von Greenwich gelegenen In⸗ 
fein der Samoagruppe am 17. Februar 1900 
unter faiferlihen Schuß geftellt worden und am 
1. März 1900 in deutichen Befit übergegangen. 

III. Schußgebiet in Aſien. Kiautſchou wurd 
am 6. März 1898 vertragsweife von China ab- 
getreten und durch kaiſerliche Verordnung vom 
27. April 1898 zum beutfchen Schußgebiet erklärt. 
Während das Gebiet aller andern Kolonien deutid 
ift, bleibt Kiautſchou hinefifches Staatsgebiet; 
China hat Deutfhland nur die Ausübung der 
Staatsgewalt, vorläufig auf 99 Jahre, und zwar 
unentgeltlich, überlafjen (j. d. Art. Kolonien). 

Litteratur. I Gedichte. 1. Gelamt- 
barfiellungen. K. U. Menzel, Geſchichte der Teul: 
ſchen (biß zum 16. Jahrh.), 8 Bde, 1822. und 
Neuere Geſchichte der Teutjchen (bis 1815), 6 Bit, 
2. Aufl. 1856; Sugenheim, Gefchichte bes deul- 
ſchen Volkes und feiner Kultur, 3 Bde. 1886; 
Stade, Deutfche Geſchichte, 2 Bde. 7. Aufl. 
1896 ; D. Müller, Geichichte des deutichen Volles 
16. Aufl. 1897 ; Nigich, Gefchichte des deutſchen 
Volles bis zum Wügsburger Religiondfrieden, 
3 Bde, 2. Aufl. 1892; Gebhardt, Handbuch der 
deutichen Geichichte, 2 Bde., 1893; Widmann, 
Gedichte des deutfchen Volkes, 1894; Siden- 
berger, Deutſche Geichichte für Schule und Haus, 
1895; Lamprecht, Deutjche Gefchichte, 5 Bde. 
2. Aufl. 1895; Kümmel, Der Werdegang dei 
deutſchen Volfes, 2 Teile, 1898. 5 

2. Einzelne Abſchnitte der deutſchen Gr 
ſchichte find behandelt in: Heeren und Udert, Ge 
fhichte ber europäiſchen Staaten (feit 1829); 
Allgemeine deutſche Biographie(ieit 1875); Onden, 
Allgemeine Geſchichte in Einzeldarftellungen (feit 
1878) und Zwiedined-Sübenhorft, Bibliotfel 
deutſcher Gefchichte (jeit 1889). ferner feien ger 
nannt: Dümmler, Geſchichte des oftfränfiihen 
Reiche, 3 Bde, 2. Aufl. 1887; Gieſebrecht. Gr 
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ſchichte der deutſchen Kaiferzeit, 6 Bde. 5. Aufl. 
1896 ; Raumer, Gefchichte der Hohenflaufen und 
ihrer Zeit, 63de.,5.Aufl.1878; Gerdes, Geſchichte 
des beutfchen Volles und feiner Kultur im Mittel- 
alter, 2 Bde. 1898 ; Zöher, Kulturgefchichte der 
Deutſchen im Deittelalter, 3 Bde. 1894; Michael, 
Geſchichte des deutſchen Volkes feit dem 13. Jahre 
hundert bis zum Ausgange bes Mittelalters (jeit 
1898); Janſſen, Geſchichte des deutfchen Volkes 
feit dem Ausgange des Mittelalters, 8 Bde. 
18. Aufl. 1899; Ranke, Deutſche Geſchichte im 
Zeitalter der Reformation, 6 Bde., 7. Aufl. 1894; 
G. Droyien, Das Zeitalter bes Dreibigjährigen 
Krieges, 1890 ; Derf., Geſchichte der Gegenrefor- 
mation, 1893; Erdmannsdörffer, Deutiche Ge- 
Tchichte von 1648— 1740, 2 Bde., 1898 ; Bieder- 
mann, Deutihland im 18. Jahrhundert, 4 Bde., 
1880; Häuffer, Deutjche Geſchichte von 1786 
bis 1815, 4. Bde. 4. Aufl. 1869; Beitzle, Ge⸗ 
ſchichte ber deutfchen Freiheitstriege, 3 Bde., 
4. Aufl. 1882; Treitichle, Deutſche Geſchichte im 
19. Jahrhundert, 5. Bde., 6. Aufl. 1897; fe, 
Geſchichte der deutſchen Bundesverfammlung, 
3. Bde., 1862; Fiſcher, Die Nation und der 
Bundestag, 1880; P. Reichenfperger, Erlebniſſe 
eines alten Parlamentariers im Revolutionsjahre 
1848, 1882; v. Poſchinger, Fürft Bismard und 
ber Bundesrat, 4 Bde, 1898; Friebjung, Der 
Kampf um die Vorherrſchaft in Deutichland 1859 
bis 1866, 2 Bde., 4. Aufl. 1900; Jaſtrow, Ge= 
ſchichte des deutſchen Einheitstraumes und feiner 
Erfüllung, 4. Aufl. 1891; Sybel, Die Begrün- 
dung des Deutſchen Reichs durch Wilhelm L, 
7 Bde. 5. Aufl. 1897; Emft IL, Herzog von 
Sadjjen-Koburg, Aus meinem Leben und aus 
meiner Zeit, 3 Bde. 1889; Otto von Bismard, 
Gedanken und Erinnerungen, 2 Bde. 1898. 

3. Berfaffung und Verwaltung. Eid- 
horn, Deutihe Staals · und Rechtsgeſchichte 4 Bde. 
5. Aufl. 1844; Schulte, Lehrbuch der deutſchen 
Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte, 6. Aufl. 1892; 
9. Rönne, Das Staatsrecht des Deutfchen Reiches, 
2 Bde., 2. Aufl. 1877; 9. v. Schulze, Lehrbuch 
des deutſchen Staatsrechts 2 Bde., 1886; Zorn, 
Staatsrecht des Deutſchen Reichs 2 Bde., 2. Aufl. 
1897; Laband, Staatsrecht des Deutfchen Reichs, 
2 Bde., 3. Aufl. 1895; Meyer, Lehrbuch des 
deutfchen Staatsrechts, 4. Aufl. 1895; Kobner, 
Deutjches Reichsſtaatsrecht, 3 Bde. 2. Aufl. 1896. 
— Bait, Deutiche Verfaſſungsgeſchichte, 6 Bbe., 
2. Aufl. 1896 ; Rudel, Gejchichte des Liberalismus 
und der beutfchen Reichsverfaſſung, 1891; Bin- 
ding, Die —— des Norddeutſchen Bundes 
und des Deutſchen Reichs, 2. Aufl. 1898; Arndt, 
Berfaffung des Deutfchen Reichs, 1895 ; Proebft, 
Die Berfaffung des Deutſchen Reichs nebft Neben- 
gejegen, 2. Aufl. 1895; v. Seydel. Kommentar 
zur Verfaffungsurfunde für da8 Deutiche Reich, 
2. Aufl. 1897; Kloppel, 30 Jahre deutſcher Ver- 
faſſungsgeſchichte, 1900. — Stengel, Lehrbuch 
des deutichen Verwaltungsrechts, 1886; Derf., 
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Wörterbuch des beutfchen Verwaltungsrechts, 
2 Bde. und 3 Ergänzungsbbe., 2. Aufl. 1898 ff.; 
Meyer, Lehrbuch des deutjchen Verwaltungsredhts, 
2 Bde., 2. Aufl. 1894; Fiſcher, Das Verfaſſungs · 
und Verwaltungsrecht des Deutſchen Reichs und 
des Königreih® Sachſen in feinen Grundzügen, 
6. Aufl. 1898; Schubart, Verfaffung und Ver- 
waltung des Deutſchen Reichs und des preußifchen 
Staates, 15. Aufl. 1900; Hue de Grais, Hand» 
buch der Verfaffung und Verwaltung in Preußen 
und dem Deutichen Reich, 13. Aufl. 1900. — 
Freyer, Der deutſche Reichstag, feine Geſchichte, 
— Rechte und Pflichten, 2. Aufl. I888; 
Robolfly, Der deutſche Reichstag, 1898. — 
mmann Die deutihen Standesherren und ihre 

onderrechte, 1888. — v. Below, Urſprung der 
beutfchen Städteverfaffung, 1892; v. Maurer, 
Geſchichte der Städteverfaffung in Deutfchland, 
4 Bbe., 1871. 

4. Einzelne Seiten des Volkslebens. Brüd, 
Geſchichte der katholiſchen Kirche in Deutichland, 
1888; var Kirchengeſch. Deutſchlands, 3 Bde. 
1896; Jul. Bachem, Preußen und die kathol. 
Kirche, 5. Aufl. 1887; Mejer, Das Rechtsleben 
der deutjchen evangelichen Landesfirchen, 1889; 
Friedberg, Die geltenden Verfaſſungsgeſetze der 
ebangeliſchen deutſchen Landeslirhen, 1892; 
Schmidt, Die Konfeſſion der Kinder nad den 
Landesrechten im Deutſchen Reihe, 1890. — 
Auerbach, Das Judentum und feine Betenner in . 
Preußen und den andern deutſchen Bundesftaaten, 
1889; Kohut, Geſch. der deutichen Juden, 1898. — 
Raufmann, Gefchichte der deutſchen Univerfitäten, 
2 Bde, 1896. — Knackuß, Deutſche Kunfte 
geſchichte, 2Bde. 1889. — Biedermann, Deutiche 
Bollg- und Kulturgeſchichte, 2. Aufl. 1891; 
Scherr, Deutihe Kultur- und Sittengeſchichte 
10. Aufl. 1897 ; Henne am Rhyn, Kulturgeſchichte 
des deutfchen Volles, 2 Bde., 3. Aufl. 1897; 
Lippert, Deutſche Sittengeſchichte, 3 Bde., 1889. 
— Lamprecht, Deutſches Wirtichaftsieben im 
Mittelalter, 4 Bbe., 1887; v. Inama-Sternegg, 
Deutſche Wirtichaftögeihichte, 3 Bde. 1899; 
v. Poſchinger, Die wirtihaftlihen Verträge 
Deutſchlands, 3 Bde. 1893. — Nitel, Die 
fociale Gefeßgebung des Deutſchen Reichs, 2. Aufl. 
1893; Mehring, Geſchichte der deutſchen Social« 
demofratie, 2 Xle., 1898. — Orken, Armen« 
pflege in Deutichland, 2. Aufl. 1898. — 
Langethal, Geſchichte der teutſchen Landwirtſchaft, 
4 Bde., 1856; Buchenberger, Grundzüge der 
deutichen Agrarpoliti, 2. Aufl. 1899. — Joh. 
Falke, Gefchichte des deutjchen Handels, 2 Bde, 
1860; Weber, Der deutſche Zollverein, 2. Aufl. 
1871; Zimmermann, Geſchichte der preußifch« 
deutſchen Handeläpolitit, 1892 ; König, Handbuch 
bes deutſchen Konfularmwefens, 5. Ausg. 1896. — 
Peters, Die Entwidlung der deutſchen Reederei 
feit 1800, 1899. — v. Mayer, Geſchichte und 
Geographie der deutſchen Eiſenbahnen, 1891; 
Crole, Illuſtrierte Geſchichte der deutſchen Poſt, 
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3. Aufl. 1899; Steinhaufen, Gefchichte des deut« 
ſchen Briefes, 2 Tle., 1891 ; Salomon, Gedichte 
de8 beutichen Zeitungsweſens, 1899. — Joh. 
Falle, Geſchichte des deutſchen Zollweſens, 1869; 
dv. Aufſeß, Die Zöle und Steuern ſowie die aus⸗ 
wärtigen Handelöbeziehungen des Deutfchen Reichs 
(neu bearbeitet von Wiefinger), 5. Aufl. 1899; 
Helfferich, Die Reform bes deutjchen Geldweſens 
nad) der Gründung bes Reichs, 2 Bde, 1898; 
Sattler, Das Schuldenweien des preußifchen 
Staates und des Deutjchen Reichs, 1893; Seidel, 
Das deutiche Sparlafjenweien, 1896. — Wis- 
licenus, Deutihlands Seemacht fonft und jebt, 
2. Aufl. 1896; Werner, Das Buch von ber 
deutſchen Flotte, 7. Aufl. 1898, 

I. Geographie und Statiftif. Richter, 
Litteratur der Landed- und Vollskunde des Deut- 
ſchen Reihe, 1896; Neumann, Das Deutiche 
Reich, 2 Bde., 2. Aufl. 1878; Derſ. Ortslegiton 
des Deutichen Reis, 3. Aufl. 1894; Kuken, 
Das deutihe Sand, 3. Aufl. 1880; Daniel, 
Deutſchland, phyſikaliſch und politiſch, 2 Bde. 
6. Aufl. 1895; PVend, Das Deuiſche Reich, 1887; 
Richter, Das Deutjhe Reich, 2. Aufl. 1898; 
Meder, Deutſche Volkskunde 1897; Kirchhoff, 
Forſchungen zur deutſchen Landes und Volks⸗ 
tunde, 12 Bde., 1899. — Neumann, Beiträge 
ur Gefchichte der Bevöllerung in Deutihland 
ie 1800, 6 Bde. 1896 ; Brunfow, Die Wohn- 
pläge des Deutfchen Reichs, 2. Aufl. 1897 ; Hirtb, 
Annalen des Deutfchen Reichs für Gefehgebung, 
Verwaltung und Statiftit (jeit 1868), Kürjchner, 
Staates, Hof und Kommunalhandbuc) des Reichs 
und der Einzelftaaten (feit 1886); Handbuch für 
das Deutfche Reich, bearbeitet im Reichsamt des 
Innern (erfheint jährlih); Statiſtiſches Jahr⸗ 
buch der höheren Schulen Deutihlands zc. (jeit 
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1880); Deutſches Handelsarchiv (feit 1880); 
Statijtit der Eifenbahnen Deutfchlands (1880). | 
Vom kaiſerlich ftatiftiichen Amte werben heraus- 
gegeben: Statiftif des Deutfchen Reichs, Monats- 
befte und Pierteljahrähefte zur Statiftif des | 
Deutſchen Reichs, Statiftiiches Jahrbuch für das | 
Deutiche Reich. | 
II. Kolonien. v. Koſchitzty, Deutfche Ko- | 
lonialgeſchichte, 2 Tle., 1887; Heßler, Die 
deutfchen Kolonien, 5. Aufl. 1899; Haſſert, 
Deutſchlands Kolonien, 1899; Meinede, Die 
deutfchen Kolonien in Wort unb Bild, 1899; 
dv. Bülow, Deutfchlands Kolonien und Kolonial« 
friege, 1900; Közle, Neuer Wegweifer durch Die 
beutichen Schußgebiete in Afrika, der Südfee und 
Oftaften, 1900. — Meyer, Die ftaatsrechtliche 
Stellung der deutſchen Schußgebiete, 1888; 
Stengel, Die deutſchen Schußgebiete, 3. Aufl. 
1895. — Kolij, Kolonialgefeßgebung des 
Deutſchen Reiche, 1896; Riebow, Die deutiche 
KRolonialgefeßgebung, 1893, fortgefeßt von Zim- 
mermann, 3 Tle. 1898. — Yörfter, Deutic- 
Oftafrifa, 1889; Reihhardt, Deutih-Oftafrifa, 
daß Land und feine Bewohner, 1892; Peters, 
Das deutſch⸗ oſtafrilaniſche Schußgebiet, 1895; 
Deutjch· Oftafrila. Wilfenihaftlihe Forihunge- 
refultate über Land und Leute, 7 Bde, 1900. — 
über Kamerun: Buchner, 1887 ; Morgen, 1893; 
Eſſer, 1897. — Krümmel, Togoland, 1887; 
enrici, Das deutſche Togogebiet, 1887. — 
ohlfs, Angra Pequena, 1884; v. Francois, 
Deutih-Südweftafrika, 1895; v. Büloto, Deutich- 
Südweſtafrika, 2. Aufl. 1896. — Zöller, Deutih- 
Neu-Guinea, 1891; Blum, Neu⸗Guinea und der 
Bismard-Ardhipel, 1899. — Franzius, Kiautſchou. 
6. Aufl. 1899. — Ehlers, Samoa, 4. Aufl. 
1900, [Ed. Franz.) 
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